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Vorwort. 


JxLit  Freuden  empfing  icli  von  der  „Koiinuis^ion  l'ür 
die  Herausgabe  der  Urkunden  und  Actenstücke  zur 
Geschichte  des  Kurfürsten  Friedrich  Wilhelm"  den 
Auftrag  zur  Herausgabe  des  vorliegenden  fünften  Bandes  der- 
selben. Gehört  diese  Art  von  Publicationen  an  und  für  sich 
^dmu  recht  eigentlich  zum  Beruf  des  Archivars,  so  musste 
Lianz  besonders  die  durch  diesen  Auftrag  gestellte  Aufgabe 
lein  preussischen  Archivbeamten  willkommen  sein.  Und  hier 
ward  iiberdies  dem  an  einem  Staatsarchive  in  der  Provinz 
t'imgirenden  Beamten  eiiunal  die  seltene  Gelegenheit  geboten, 
nicht  nur  für  die  Geschichte  eines  Theils  derselben,  die  zu- 
tälhg  auch  seine  engere  Heimath  ist^,  sondern  zugleich  und 
vor  Allem  für  die  Geschichte  des  brandenburgisch -pi'oussi- 
schen  Staats  arbeiten  zu  dürfen. 

Obwohl  bei  dem  Empfang  jenes  Auftrags  nocli  am  Staats- 
irchive  zu  DüssehJorf,  in  welchem  sich  allei-dings  die  be- 
treffenden Urkunden  und  Actenstücke  vermuthen  Hessen,  angc- 
Htellt,  sollte  mir  dennoch  nicht  die  Krleichterung  zu  Theil 
werden,  in  diesem  einen  Archive  dan  gesammte  in  diesem  Bande 
publicirte  Material  vereinigt  zn  linden.  Aus  mehr  als  zwölf 
inländischen  imhI  ausländischen  Staats-,  Stadt-  nnd  Privat- 
archiveii  muHsten  die  nachstehenden  Urkunden  und  Acten- 
stücke   mühsam    zusannnengetragen    werden.      l)a    lihcr    die 
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landständischen  Verhältnisse  von  Cleve-Mark  zur  Zeit  des 
Kurfürsten  Friedrich  Wilhelm,  abgesehen  von  den  ver- 
hältnissmässig  geringen  Notizen  in  Leo  van  Aitzema's 
„Saaken  van  Staat  en  Oorlog'^,  so  gut  wie  gar  Nichts  publi- 
cirt  worden  ist,  so  war  es,  sollte  nichts  Wesentliches  über- 
gangen werden,  kaum  möglich,  das  aufgefundene  reiche 
Material  in  einem  weniger  umfangreichen  Bande  als  dem 
vorliegenden  zu  publiciren. 

Im  Staatsarchive  zu  Düsseldorf  befand  sich  an 
cleve  -  märkischen  Ständeacten  nur  ein  Rest  des  Archivs 
der  clevischen  Ritterschaft,  welcher  im  August  1832 
von  dem  Hause  Diersfort  bei  Wesel,  dem  Wohnsitze  des 
letzten  Directors  der  clevischen  Ritterschaft,  Freiherrn 
vonWilich,  nach  Düsseldorf  überführt  worden  ist  und  ausser 
wenigen  älteren  Urkunden  nur  Acten  aus  den  J.  1711 — 1806 
enthält.  Eine  Nachforschung  auf  dem  Hause  Diersfort  und 
dem  Schlosse  Wissen  bei  Goch,  dem  Wohnsitze  des  Grafen 
von  Loe,  Vorstands  einer  aus  den  ständischen  Dispositions- 
fonds hervorgegangenen  Damenstiftung  der  zur  ehemaligen 
clevischen  Ritterschaft  gehörenden  Familien,  ergab,  dass  der 
Freiherr  von  Wilich  im  April  1809  das  in  Diersfort  be- 
findliche Archiv  der  letzteren  durch  den  damaligen  Bürger- 
meister von  Wiesel,  Adolphi,  hatte  repertorisiren  und  die 
älteren  Acten  aus  den  Jahren  1587  — 1711  cassiren  lassen. 
Nur  wenige  Actenstücke  aus  dem  16.  und  17.  Jahrhundert 
fanden  sich  in  Diersfort  noch  vor.  Wichtiger  war  eine  vom 
Syndicus  Isinck  in  der  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  veranlasste 
Sammlung  von  Abschriften  ständischer  Urkunden  und  Acten 
aus  den  J.  1231 — 1666,  untermischt  mit  einzelnen  Origina- 
lien.  Diese  10  Bände  starke  Sammlung  fand  sich  auf  der 
Bibliothek  des  Gymnasiums  zu  Wesel  vor;  dabei  ein 
Repertorium  des  Archivs  der  clevischen  Ritterschaft  aus  dem 
J.  1714   und  ein   Verzeichniss    derjenigen    geheimen   Acten, 
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welche  die  cleve  -  märkischen  Stände  1684  dem  Kurfürsten 
Friedrich  Wilhelm  freiwillig  auslieferten,  ein  Verzeichniss, 
das  um  so  werthvoller  ist,  als  es  den  Hauptinhalt  der  wich- 
tigsten Actenstücke  wenigstens  andeutungsweise  giebt  und 
lie  ausgelieferten  Acten  selbst  bis  jetzt  nicht  wiedergefunden 
wurden;  Abschriften  des  grössten  Theils  derselben  haben 
>ich  glücklicher  Weise  in  städtischen  Archiven  erhalten.  Jene 
Sammlung  ständischer  Acten  und  diese  Verzeichnisse,  welche 
mir  durch  die  Güte  des  damaligen  Bibliothekars,  Herrn  Ober- 
lehrers Dr.  Heidemann,  jetzt  am  Gymnasium  zu  Essen, 
leihweise  überlassen  wurden,  befinden  sich  nunmehr  im  Staats- 
archive zu  Düsseldorf. 

Dem  Staatsarchive   zu  Düsseldorf    sind   auch   die- 
Jt'nigen  Acten    der  Jülich  -  bergischen   Stände,    richtiger   der 
jiilichschen  und  bergischen  Ritterschaft,  entnommen,  welche 
lie  Beziehungen  derselben  zu  den  cleve-märkischen  und  die 
gemeinsamen  Negotiationen  der  „erbvereinigten  Stände'^  dar- 
legen.   Eine  ebenso  reichhaltige  Quelle  boten  die  daselbst  auf- 
bewahrten Dienstjournale  des  clevischen  Kanzlers  und  bran- 
denburgischen   Gesandten     im    Haag,    Daniel    Weimann. 
Andere  dortige  Archivalien,   namentlich   die  pfalz-neuburgi- 
Ihii.     sind    für    die    Einleitungen    und    Noten    verwerthet 
worden.    Dagegen  besitzt  das  düsseldorfer  Archiv  wider  Ver- 
inuthen    nicht    die    landständischen   Acten    des   cleve- 
II ärk Ischen  Landesarchivs,   die  Landtags -Commissions- 
i'ten,  wie  man  sie  nach  der  Connuission,  welche  gewöhnlich 
iiiH  den  Regierungsräthen  zur  Führnnir  d<M-  L.'uidfM^svorliMnd- 
lurirrpH  bestellt  wurde,  nannte. 

I)a8  früherhin  beliebte  die  Benutzung  der  alten  Landes- 
ichive  er«chwerende  Verfahren,  die  Archivalien  nach  Maass- 
.ibe  modemer  Verwaltungsbezirke,  ohne  genügende  Berück- 
ichtigung  früJHM'er  territorialer  Verhiiltnisse,  den  einzelnen 
taatHarchiven    in   den    Provinzen   zuzuweisen,    hat  auch   ZM 
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einer  Zerreissiing  des  alten   cleve- märkischen  Landesarchivs  ■ 

geführt.      Obwohl   Cleve  und  Mark   seit  1398    den   Landes-  ^ 

herrn,  später  die  obersten  Eegierungs-,  Justiz-  und  Finanz-  \ 

behörden   gemeinsam  hatten,   auch  die  Stände  beider  Lande  ; 

auf    einem    gemeinsamen  Landtage    tagten,    wsird    doch    im  | 

J.  1826    das    cleve  -  märkische  Landesarchiv    zwischen    den  ; 

Staatsarchiven   zu  Münster    und  Düsseldorf  gleichsam   nach  \ 

dem  Loose  getheilt;  da  Mark  der  Provinz  Westfalen,  Cleve  ' 

ohne  Berücksichtigung  der  alten  landschaftlichen  Zusammen-  ■ 
gehörigkeit,    wie    sie   in   dem    niederrheinisch  -  westfälischen 

Reichskreise,    abgesehen  vom  Ausschluss  des  Erzstifts  Cöln,  i 

bereits  ihren  vollen  Ausdruck  gefunden  hatte,  der  neugebil-  \ 

deten  Eheinprovinz  zugetheilt  war.     Der  Zufall  wollte,  dass  ^ 

jene   Landtagscommissionsacten    (von    den  J.  1552  —  1794)  ] 

dem  Staatsarchive  zu  Münster  zufielen.    Daselbst  befin-  ; 

den  sich  gleichfalls  die  geringen  Ueberreste  des  Archivs  der  \ 

märkischen  Ritterschaft,   welche  jedoch  bereits  in  so  trauri-  . 

gem  Zustande  dorthin   gelangt  waren,    dass  ihre  Benutzung  \ 

sich  für  diese  Publication   unmöglich   erwies.     Um   so   mehr  ] 

ward  mir  die  Benutzung  der  dortigen  Acten  des  cleve-mär-  l 

kischen  Landesarchivs    durch    die   zuvorkommende  hilfreiche  ; 

Güte     des    Staatsarchivars    Herrn     geheimen     Archiv -Raths  | 

Dr.  Wilmanns  erleichtert.     Auch  andere  Acten  des  Staats-  ; 
archivs    zu    Münster,    namentlich    die    von    Dr.  Wilmanns 

geordneten  nassau-siegenschen,  welche  einen  Theil  der  Cor-  ! 

respondenz  des  Fürsten  Johann  Moritz  von  Nassau,  cleve-  \ 

märkischen  Statthalters  des  Kurfürsten,  darunter  die  mitge-  ! 

theilten  eigenhändigen  Briefe  des  letzteren  an  jenen  enthalten,  ; 

durfte  ich  bei  mehrmaligem  Aufenthalt  in  Münster  benutzen.  ■ 

In  jenen  Landtagscommissionsacten,    namentlich  in  den  i 

dazu   gehörigen,    die  landständischen  Verhandlungen   betref-  ; 

fenden  kurfürstlichen  Rescripten  und  den  Berichten  der  Re-  \ 

gierung,   zeigten  sich  indessen  so  wesentliche  Lücken,    dass  5 
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ihre  Ergänzung  diircli  die  Acten  des  geheimen  Staats- 
archivs zu  Berlin  durchaus  nothig  war.  Sowohl  der 
vorige  als  der  jetzige  Director  der  Staatsarchive,  die  Herren 
ueheime  Oberarchivrath  Dr.  von  Lancizolle  und  geheime 
Kegierungsrath  Dr.  Duncker,  ermöglichten  mir  die  Benut- 
zung desselben  wie  überhaupt  aller  Staatsarchive  in  jeder 
Weise:  ein  längerer  Aufenthalt  in  Berlin  gab  Gelegenheit, 
auch  die  auf  die  landständischen  Verhältnisse  bezüglichen 
Correspondenzen  des  Fürsten  Johann  Moritz  von  Nassau, 
<les  geheimen  Raths  Philipp  Hörn,  1650  und  1651  ausser- 
ordentlichen Commissars  in  Cleve-Mark,  und  des  geheimen 
liaths  Joachim  Friedrich  von  Blumenthal,  1653  und  1654 
•rsten  brandenburgischen  Gesandten  auf  dem  regensburger 
Reichstag,  in  den  vorliegenden  Band  aufnehmen  zu  können. 
Liessen  sich  so  die  wichtigsten  landesherrlichen  Acten  in  der 
- h'icklichsten  Weise  so  gut  wie  vollständig  wiedergeben,  so 
rsetzten  den  Verlust  der  Archive  der  clevischen  und  mär- 
kischen Ritterschaft  die  zum  Theil  völlig  erhaltenen  Archive 
inzelner  Städte  und  Familien  in  Cleve-Mark. 

In  den  reichhaltigen   und  gut  geordneten  Archiven  der 
>tädte  Wesel,   Rees  inid  Soest  fanden  sich   die  landstän- 
dischen Acten    und   besonders    auch   die   Landtagsprotokolle 
in  seltener  Vollständigkeit  vor;  dort  wie  in  dem  Archive  der 
>tadt  Emmerich  ausserdem  die  Rathsprotokolle  und  soge- 
nannten libri  niissivarum,  welche  die  von  jenen  Städten  ab- 
^(;las8enen  Schreiben  enthalten.      In   ihnen   und  den   landstän- 
dischen Acten   befindet   sich    abschriftlich    der  gross!  c    riieil 
•ner  geheimen  Acten,  welche  di<i  Stände  1684  dem  Kurfüv- 
fen  ausgeliefert  hatten,  darunter  viele  Instructionen  für  ihren 
l.'csident^n  im  Haag  Leo  van  Aitzema,  und  ihre  Deputir- 
•n  an  die  (Jeneralstaaten,  den  Kaiser  und  die  jülich-bergi- 
'  hon  Stände.      Mit   der  grössten   Bereitwilligkeit  haben   die 
lagistratc   j<Mier   Sfädl««.    insbesondere    die   Herren   Bürger- 


meister  van  Calker  von  Wesel,  de  Witt  von  Rees,  Cöster 
von  Soest  und  Francken  von  Emmerich  mir  diese  Archive 
zugänglich  gemacht;  die  zeitweise  Ueberlassung  der  betref- 
fenden Acten  an  das  Staatsarchiv  zu  Düsseldorf  erleichterte 
die  Benutzung  derselben  im  hohen  Grade. 

Auch  einzelne  Familienarchive  auf  Rittersitzen  in  Cleve 
und  Mark  boten,  wenngleich  bei  weitem  nicht  in  dem  Um- 
fange wie  die  städtischen,  Material  für  diesen  Band  der  Ur- 
kunden und  Actenstücke,  namentlich  für  die  Einleitungen  in 
denselben.  Mit  vieler  Güte  gewährten  mir  die  Herren  Graf  zu 
Stolberg-Wernigerode,  GrafBorcke,  Freiherr  von  Na- 
gell,  Freiherr  von  Bodelschwingh-Plettenberg  und 
Freiherr  von  Romberg  die  Benutzung  der  Archive  auf  ihren 
Häusern  Diersfort  bei  Wesel  und  Hüth  bei  Rees,  wo  ein 
Theil  des  wilich' sehen  Familienarchivs,  Gärtrop  bei  Wesel, 
wo  das  hüchtenbruch'sche,  Bodelschwingh,  wo  das  der 
Familie  dieses  Namens,  und  Brüninghausen  bei  Dortmund, 
wo  das  der  Freiherren  von  Romberg  sich  befindet. 

Ausser  den  genannten  Archiven  in  Preussen  hat  das 
niederländische  Reichsarchiv  im  Haag  mir  bei  einem 
zweimaligen  längeren  Aufenthalt  daselbst  für  die  Beziehun- 
gen der  Stände  zu  den  Generalstaaten,  soweit  sich  solche 
nicht  durch  die  ständischen  Acten  aufdecken  Hessen,  reiches 
Material  gewährt.  In  der  liberalsten  und  freundlichsten 
Weise  hat  mir  der  niederländische  Reichsarchivar,  Herr 
van  den  Bergh,  nicht  nur  die  Benutzung  des  Archivs  ge- 
stattet, sondern  auch  manche  nachträgliche  Anfrage  beant- 
wortet; durch  seine  Güte  war  es  auch  möglich,  noch  vor 
der  Beendigung  des  Manuscripts  mehrere  höchst  werthvolle 
Auszüge  aus  den  einige  Zeit  vermissten  Tagebüchern  Leo's 
van  Aitzema  aufnehmen  zu  können.  Nicht  weniger  zuvor- 
kommend hat  der  Bibliothekar,  HerrHoltrop,  die  Benutzung 
der  werthvoUen  Broschürensammlungen  auf  der  königlichen 
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Bibliothek  im  Haag  mir  erleichtert.  Leider  habe  ich  dage- 
gen auf  die  Mittheilung  der  im  königlichen  Hausarchiv  im 
Haag  befindlichen  Correspondenz  des  Fürsten  Johann  Moritz, 
durch  welche  die  dem  geheimen  Staatsarchive  zu  BerHn  und 
die  dem  Staatsarchive  zu  Münster  entnommene  wesentlich 
hätte  ergänzt  werden  können,  verzichten  müssen.  Nachdem 
mir  in  den  letzten  Tagen  meines  ersten  Aufenthalts  im  Haag 
durch  den  Adjunctarchivar,  Herrn  von  Sypesteyn,  die  Ein- 
icht  in  die  Correspondenz  freundlichst  gewährt  war,  starb 
dieser  unermüdliche  Ordner  der  o ran i sehen  Familienpapiere 
im  folgenden  Winter,  bevor  ich  die  Erlaubniss  zur  Abschrift- 
nahme  jener  Correspondenz  hatte  nachsuchen  können.  Bald 
darauf  nahm  der  erste  Archivar,  Herr  Groen  van  Prin- 
rerer,  seine  Entlassung,  und  der  demnächst  mit  der  Anf- 
icht über  das  Archiv  betraute  Beamte  musste  dasselbe,  ohne 
\orher  genügende  Kenntniss  von  dem  Bestände  haben  neh- 
men zu  können,  in  einen  andern  Raum  transportiren  und 
>t  gegenwärtig  noch  mit  der  neuen  Aufstellung  desselben 
beschäftigt.  Diese  Verkettung  unglücklicher  Umstände  machte 
rFiir  die  Aufnahme  jener  werthvoUen  Correspondenz  un- 
I  Möglich. 

Mit   mehr  Glück   gelang   mir  durch  die  gütige  Vermitt- 
lung des  Herrn  E.  Lenting  zu  Zütphen,  des  verdienstvollen 
Herausgebers    des    ersten    Theils    der    neuen    Ausgabe    von 
Wicfjuefort's  Histoire  des  provinces  imies,  die  Benutzung  der 
irn  Besitz  des  Herrn  Tadama   zu  Zütphen  befindlichen  Pa- 
piere  der  Gehrüder  Alexander  und   Heinrich  v.  d.  Ca- 
[> eilen,   gelderschen  Edelleute-  und  Mitglieder  der  General- 
taaten   wie   des   Raths    van  Staats,    von    denen     Im    erstere 
häufig  fitaiitische  Coinmissionen    im  Clevischen,    der   letztere 
ils  Mitglied  der  oranischen  Partei  wie  der  elevischen  Ritter- 
<haft  vielfache  Beziehungen  zu  dem  Kurfürsten  wie  zu  den 
Landständen  hatte.     Wenigstens   für  die  lOinloitungen  gaben 
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diese  Papiere  manche  Aufklärung.  Auf  die  mir  bereitwillig 
gestattete  Benutzung  der  königlich  baierischen  Archive,  aus 
denen  sich  wohl  manche  Ergänzungnn  der  in  Düsseldorf  nur 
fragmentarisch  vorhandenen  neuburgischen  Acten  ergeben 
hätten,  musste  ich  leider  wegen  Erkrankung  und  Ablauf  des 
Urlaubs  verzichten. 

Nach  der  Ueberschrift  jedes  Actenstücks  ist  durch  einen 
Anfangsbuchstaben,  dessen  Bedeutung  am  Schlüsse  dieses 
Vorworts  erklärt  ist,  oder  auch  durch  genaue  Anführung 
dasjenige  Archiv  bezeichnet,  welchem  dasselbe  ent- 
nommen ist. 

War  die  Aufgabe,  aus  den  genannten  Archiven  die  vor- 
liegenden Urkunden  und  Actenstücke  zusammen  zu  tragen, 
keine  leichte,  so  ist  die  Pflicht  um  so  angenehmer,  den  vor- 
genannten Herren  meinen  aufrichtigen  Dank  für  die  gütige 
Förderung  ihrer  Lösung  aussprechen  zu  müssen.  Durch 
meine  Versetzung  von  dem  Staatsarchive  zu  Düsseldorf  an 
das  zu  Hannover  aus  der  Nähe  der  benutzten  Archive  ent- 
fernt, war  die  Vollendung  des  Manuscripts  wie  die  Correctur 
des  Drucks  äusserst  schwierig.  Nur  durch  einen  mir  be- 
willigten längeren  Urlaub  wie  durch  die  unermüdliche  Hilfe, 
welche  mir  meine  hochverehrten  Freunde,  der  Herr  geheime 
Archivrath  Dr.  von  Mörner  zu  Berlin  und  der  Herr  Staats- 
archivar Dr.  Harless  zu  Düsseldorf  durch  stete  Auskunft- 
ertheilungen  aus  den  betreifenden  Archiven  haben  zu  Theil 
werden  lassen,  ist  es  mir  möglich  gewesen,  diese  Schwierig- 
keit zu  überwinden. 

Bezüglich  der  Datirung  und  Orthographie  wie  über- 
haupt der  Form,  in  welcher  die  Urkunden  und  Actenstücke 
mitgetheilt  sind,  .  ist  es  mein  Bestreben  gewesen,  mich  der 
von  den  Herausgebern  der  bereits  erschienenen  Bände  be- 
folgten Methode  möglichst  eng  anzuschliessen.  Wenn  hier 
und   da   neben   dem  Datum    das   Präsentatum   mitgetheilt 
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ist,  so  ist  dies  geschehen,  um  bei  der  oft  grossen  Entfer- 
nung des  kurfürstlichen  Hoflagers  von  Cleve  und  der  häu- 
figen Verspätung  der  Vorlage  kurfürstlicher  Schreiben  an 
die  Stände  das  Eingreifen  derselben  in  den  Gang  der  Ver- 
handlungen auch  äusserlich  mehr  hervortreten  zu  lassen. 
Auch  muss  darauf  aufmerksam  gemacht  werden,  dass  die 
meisten  Schriftstücke  in  holländischer  Sprache  entweder 
von  den  cleve -märkischen  Ständen  ausgegangen  oder  doch 
nach  Abschriften,  welche  in  Cleve -Mark  genommen  waren, 
mitgetheilt  sind,  daher  sich  in  demselben  der  dem  holländi- 
chen  so  nahe  stehende  niederdeutsche  Dialect,  der  dort  ge- 
prochen  wm^de,  bemerkbar  macht. 

Abweichend  von  den  bisherigen  Bänden,  ist  den  Urkun- 
den   und  Actenstücken    in   diesem   Bande    eine    allgemeine 
Einleitung  vorausgeschickt,    welche  sich  auf  die  landstän- 
dischen Verhältnisse   in  Cleve  -  Mark   vor   dem  J.   1640    be- 
/i<  lit.      Da  bisher   über    dieselben    durchaus   nichts   publicirt 
ist,  so  schien  es  wünschenswerth,   um  einen  Einblick  in  die 
I'ntwicklung  der  landständischen  Verhältnisse,    insbesondere 
•  ler   Beziehungen    zwischen    Landesherrn    und   Landständen, 
/n  gewähren  und  allzulange  Noten  unter  dem  Text  zu  ver- 
' neiden,  das  reiche  bisher  ganz  unbenutzte  Material,  welches 
tiich  aus  den  früheren  Jahren  vorlag,  in  kürzerer  erzählen- 
der Form   zusammenzustellen;    keineswegs   aber  beansprucht 
diese  allgemeine  Einleitung,  eine  irgendwie  erschöpfende  ge- 
'hichtliche   Darstellung  jener  Verhältnisse   zu   geben.     Die 
[Einleitungen    zu    den    einzelnen    Abschnitten     haben 
luiter  der  Feder  und  fast  wider  meinen  Willen  oft  mehr  den 
^  harakter  von  Uebersichten  über  den  Inhalt  der  publicirten 
<hrift«tü{ke  als  den  blosser  Einleitungen  angenommen.   Dass 
iie  Urkunden  und  Actenstücke   dieses  Bandes  im  Gegensatz 
II    den    bisherigen   auf    einen    in    sich    zusammenhängenden 
,..,f,.,..*...wi    «MtHM»   in   ir''\v  T  »Mn   Maasse  srll.vtvtändiiTcn  'PhiMl 


XIV 


der  Geschichte  des  Kurfürsten  sich  beziehen,  verleitete  um 
so  mehr  zu  solchen  Uebersichten,  als  meine  Absicht,  die 
Geschichte  der  deutschen  Westmarken  Brandenburgs  unter 
dem  Kurfürsten  Friedrich  Wilhelm  zusammenhängend  dar- 
zustellen, durch  meine  Entfernung  aus  jenem  Gebiete  aller 
Wahrscheinlichkeit  nach  vereitelt  ist,  und  die  Gelegenheit 
manches  ausser  den  landständischen  Acten  seit  Jahren  dazu 
gesammelte  Material  in  den  Einleitungen  mittheilen  zu  kön- 
nen, allzu  verlockend  war.  Ueberdies  war  es  nothwendig, 
auf  den  engen  Zusammenhang  der  landständischen  Verhält- 
nisse in  Cleve-Mark  mit  den  allgemeinen  politischen  hinzu- 
weisen, und  schon  deshalb  musste  Manches  aus  diesem  Be- 
reiche, namentlich  soweit  es  die  rheinisch-westfälischen  und 
niederländischen  Gebiete  betraf,  herbeigezogen  werden. 

Es  ist  der  vorliegende  fünfte  Band  der  Urkunden  und 
Actenstücke  der  erste,  welcher  sich  vorwiegend  auf  die  in- 
neren Verhältnisse  in  einem  der  Länder  des  Kurfürsten  be- 
zieht. Aber  wie  ein  Blick  in  denselben  ergiebt  und  bereits 
im  Vorworte  zum  vierten  Bande  der  Herausgeber  desselben 
treffend  bemerkt  hat:  „Aufs  engste  verschlingt  sich  gerade 
in  den  clevischen  Landen  alles,  auch  die  auswärtigen  Be- 
ziehungen, mit  dem  Gange  der  inneren  ständischen  Verwick- 
lungen"; so  kann  dieser  Band,  welcher  Beiträge  zur  Ge- 
schichte der  Besitzergreifung  der  westdeutschen  Marken 
Brandenburgs  für  den  Staat  des  Kurfürsten  Friedrich 
Wilhelm  liefert,  gleichsam  ein  verbindendes  Glied  bilden 
zwischen  denjenigen  Bänden  dieser  Publication,  welche  sich 
auf  die  auswärtige  und  denen,  welche  sich  nur  auf  die  in- 
nere Politik  des  Kurfürsten  beziehen.  Möge  auch  sein  sach- 
lich und  räumlich  freilich  nur  beschränkter  Inhalt  das  Stu- 
dium der  vaterländischen  Geschichte  anregen  und  fördern. 

Hannover,  im  Mai  1869. 

August  von  Haet'ten. 
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upät,  langsam  und  fast  lautlos  haben  sich  in  Cleve  wie  in  Mark  die 
Anfange  des  landständischen  Wesens  entwickelt.  Wie  allenthalben  in  Deutsch- 
land ging  in  beiden  Territorien  die  landsässige  Ritterschaft  zum  grössten 
Theil  aus  der  fürstlichen  Dienstmannschaft  hervor.  Die  nicht  zahlreichen 
ursprünglich  altfreien  Vasallen  der  Grafen  von  Cleve  sassen  überdies  meist 
ausserhalb  der  clevischen  Landesgrenzen,  hauptsächlich  im  Gebiete  ihrer 
Stammvettern,  der  Grafen  von  Geldern,  und  trugen  daher  nicht  in  dem 
Maasse  wie  in  anderen  niederrheinischen  Territorien  zur  raschen  Hebung 
der  ursprünglich  unfreien  Elemente  der  clevischen  Lehensmannschaft  bei. 
Während  in  dem  benachbarten  Geldern  um  die  Mitte  des  14ten  Jahr- 
hunderts diese  grossen  Vasallen  an  der  Spitze  einer  landständischen  Oppo- 
sition stehen,  die  kaum  noch  im  Namen  des  Fürsten  das  Regiment  führt, 
finden  wir  sie  bis  dahin  ausschliesslich  als  Räthe  und  Amtmänner  der  cle- 
vischen Grafen  der  Dienstmannschaft  derselben  eher  gegenüber  als  zur  Seite 
stehend.  Dass  noch  am  Schlüsse  des  14ten  Jahrhunderts  der  Austausch 
von  Ministerialen  aus  rittcrbürtigen  Geschlechtern  in  Cleve  gar  nicht  selten 
ist,  noch  im  löten  die  Erhebung  Höriger  von  bäuerlicher  Abkunft  zu  soge- 
nannten freien,  wie  die  Lehensmänner  willkürlicher  Schätzung  nicht  unter- 
worfenen. Dienstmannen  häufig  vorkommt,  beweist  das  späte  Aufkommen 
dieses  landsässigen  Dienstadels.  Es  kam  dazu,  dass  das  Hausgut  drr  ele- 
chen  Grafen,  ihre  Domaineneinkünfte  ursprünglich  sehr  beträchtlich  waren, 
die  Verwaltung  derselben  früh  und  lange  eine  musterhafte  gewesen  zu  sein 
scheint.  Erst  als  am  Schlüsse  des  14ten  und  im  Anfang  des  ir)ten  Jahr- 
hundertK  sich  da«  clevische  Landesgebiet  mehr  arrondirte  und  consolidirtc, 
die  Meisten  jener  grösseren  Vasallen  ausserhalb  des  neuen  Territorialvcr- 
bandcH  blieben,  ein  Wechsel  der  Dynastie  und  Erbstreitigkeiten  in  derselben 
der  Masse  der  Lehensmannschaft  (iclegenhcit,  sich  geltend  zu  mucheii,  boten, 
beginnt  diese  unter  Führung  der  jetzt  mehr  nus  ihrer  Mitte  hervorgehenden 
RAthe  und  Amtmänner  sieh  als  ritterschaftliche  Corporation  eu  gestalten, 
Privilegien  als  solche  zu  gewinnen,  als  Laudstaud  eine  politische*  Holle  In 
den  LandeHangelegeiiheiteu  zu  spielen. 

1* 


4  Allgemeine  Einleitung". 

Früher  schon  hatten  die  im  13teu  Jahrhundert  durch  die  Territorial- 
herren gegründeten  grösseren  landsässigen  Städte  in  Cleve  eine  derartige 
Stellung  errungen.  Ihre  günstige  Lage  hatte  sie  bald  zu  zahlreicher  Be- 
völkerung und  grossem  Wohlstande  kommen  lassen.  Bei  ihrer  Gründung 
war  ihren  Bürgern  nur  eine  sechswöchentliche  Heeresfolge  zur  Vertheidigung 
des  Landes  auferlegt,  sie  waren  von  jeder  ständigen  Schätzung  eximirt, 
und  nur  zu  einer  beliebigen  Bede  beim  Ritterschlag  der  Söhne  und  Ver- 
heirathung  der  Töchter  des  Ijandesherrn  verpflichtet.  Jede  weiter  gehende 
Kriegs-  und  Geldhilfe  hatten  sie  sich  durch  Verpfändung  landesherrlicher 
Einkünfte  und  Rechte  innerhalb  ihrer  Ringmauern  und  Bannmeile,  durch 
Befreiung  von  Fluss-  und  Landzöllen  und  Ausdehnung  ihrer  Autonomie  fast 
bis  zur  völligen  Unabhängigkeit  von  fürstlicher  Justiz  und  Verwaltung  theuer 
genug  bezahlen  lassen.  Schon  um  die  Mitte  des  14ten  Jahrhunderts  lei- 
steten sie  dem  die  Regierung  antretenden  Landesherrn  nicht  eher  die  Hul- 
digung, bevor  er  ihnen  ihre  sämmtlichen  Privilegien  und  Freiheiten  seinerseits 
beschworen  hatte.  Als  im  Jahre  1368  das  alte  clevische  Grafengeschlecht 
ausstarb,  gaben  die  Städte  unter  vielen  Erbprätendenten  für  Adolf  von 
der  Mark,  einen  jüngeren  Sohn  des  Grafen  Adolf  V.  von  der  Mark, 
den  Ausschlag.  Seinem  Sohne  gleichen  Namens  fiel  im  Jahr  1398  auch 
die  Grafschaft  Mark  zu,  ohne  dass  damit  eine  nähere  Vereinigung  beider 
Länder  als  die  einer  blossen  Personalunion  bewirkt  wurde. 

In  jahrelangen  erbitterten  Kämpfen  gegen  die  Erzbischöfe  von  Cöln, 
welche  auf  Grund  ihrer  herzoglichen  und  kirchlichen  Rechte  nach  einer  ge- 
schlossenen Territorialraacht  in  Westfalen  strebten,  hatten  die  märkischen 
Grafen  ihr  Gebiet  arrondirt  und  consolidirt,  die  Landeshoheit  in  demselben 
gefestigt;  aber,  arm  an  eigentlichem  Hausgut,  dies  nicht  ohne  den  mehr 
oder  minder  freiwilligen  Anschluss  ihrer  Städte  und  Ritterschaft,  ohne  Ver- 
leihung grosser  Privilegien  an  jene  und  Verpfändung  der  Aemter  an  diese 
erreicht.  So  hatten  sich  hier  bereits  vor  dem  Anfall  an  den  clevischen 
Grafen  die  Anfänge  des  landständischen  Wesens  entwickelt,  und  die  mär- 
kischen Ritter  und  Städte,  die  so  wesentlich  zur  Gründung  des  Ter- 
ritoriums mitgewirkt  hatten,  waren  nicht  gemeint,  auch  nur  das  Geringste 
von  ihrer  bereits  errungenen  Selbstständigkeit  und  territorialen  Eigenart  zu 
opfern. 

Gerhard  von  Cleve,  ein  jüngerer  Bruder  des  Grafen  Adolf  IL, 
angestachelt  und  unterstützt  vom  Erzbischof  Dietrich  von  Cöln,  benutzte 
diesen  märkischen  Particularismus  und  den  Mangel  einer  festen  Primoge- 
niturerb folge  in  seinem  Hause  zu  immer  neuen  A^'ersuchen,  seinem  Bruder 
die  Grafschaft  Mark  wieder  zu  entreissen.  Ohne  seine  Kinderlosigkeit  wären 
ihm  dieselben  auch  wahrscheinlich  gelungen;  so  aber  verhinderten  sie  we- 
nigstens, obwohl  bei  seinem  Tode  1463  auch  der  von  ihm  noch  behauptete 
Theil  der  Grafschaft  an  den  ältesten  Sohn  seines  Bruders  wieder  zurückfiel, 
jede  nähere  Vereinigung  oder  gar  Verschmelzung  dieser  mit  dem  Herzog- 
thum  Cleve. 

Diese  Erbstreitigkeiten  der  clevischen  Brüder  und  die  daraus  hervor- 
gehenden mehr  als  sechzigjährigen  Kämpfe  gaben  Ritterschaft  und  Städten 
in  Cleve  wie  in  Mark  vollauf  Gelegenheit,  ihre  Geltung  und  Macht  auszu- 
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dehnen;   während  derselben   constituiren   sie  sich  recht  eigentlich  als  land- 
indische Corporationen,  werden  als  solche  selbstständige  und  einflussreiche 
:  uctoren  in  beiden  territorialen  Gemeinwesen. 

Schon  im  Jahr  1413  sassen  Ritterschaft  und  Städte  beider  Länder  auf 
einem  gemeinsamen  Ijandtage  in  Wesel  förmlich  zu  Gericht  über  die  ge- 
genseitigen Ansprüche  und  Anklagen  der  Brüder.  Es  half  dem  auf  dem 
constanzer  Concil  zum  Herzog  von  Cleve  erhobenen  Grafen  Adolf  zu- 
nächst wenig,  wenn  er  in  den  Jahren  1417  und  1418  die  Amtmänner,  Ritter- 
bürtigen  und  Städte  von  Cleve  und  Mark  in  vielfältigen  Urkunden  geloben 
Hess,  nach  seinem  Tode  seinen  ältesten  Sohn  als  alleinigen  Erben  beider 
nngetheilten  Länder  anzuerkennen,  ihnen  aber  für  sich  und  seine  Nachkommen 
inerseits  die  Zusage  gab,  dass  keine  Theile  des  alten  Landesgebiets  je- 
mals verkauft,  vertauscht,  oder  sonst  abgetrennt  werden  sollten,  eine  Zusage? 
die  jeder  Fürst  vor  seinem  Regierungsantritte  der  Ritterschaft  und  den 
Städten  beschwören  musste.  Diese  Erbunion  der  Länder  Cleve  und  Mark, 
wie  diese  Contracte  zwischen  Landesherren  und  Landständen  später  ge- 
innt  wurden,  hatte  zunächst  nur  die  Wirkung,  Ansehen  und  Einfluss  der 
Landstände  zu  heben,  gleichsam  ihre  freiwillige  Thätigkeit  bei  der  Consti- 
tuirung  der  Territorien  als  mitcontrahirende  Partei  zu  documcntiren,  und 
rhinderte  doch  nicht,  dass  bereits  im  Jahre  1427  der  grösste  Theil  der 
märkischen  Ritterschaft  und  Städte  mit  Gerhard  eine  Union  zur  Verthei- 
diguiig  seiner  Rechte  auf  die  Grafschaft  schlössen,  und  zwei  Jahre  .später 
den  Herzog  Adolf  gebieterisch  aufforderten,  sich  binnen  einem  Monat 
mit  seinem  Bruder  zu  vergleichen,  widrigenfalls  sie  den  Erzbischof  Diet- 
rich von  Cöln  zu  ihrem  Landesherrn  annehmen  würden. 

Adolf  hatte  gegen  diese  cölnischen  Umtriebe  Schutz  und  Beistand 
i'm  Herzog  Johann  von  Burgund  gesucht  und  gefunden,  sich  mit  dessen 
»chter  vermählt.  Aber  wenn  ihm  die  Verbindung  neben  jenem  Hcrzogstitel 
auch  anfangs  grössere  Macht  und  Ansehen  brachte,  so  zog  sie  ihn  doch 
anderseits  in  die  weiten  Kreise  und  Verwickelungen  der  Politik  des  bur- 
gundischen  Hauses  hinein,  denen  seine  Mittel  durchaus  nicht  entsprachen. 
Wie  verhältnissmässig  bedeutend  auch  immerhin  seine  Einnahmen  aus  den 
Domainen,  namentlich  aber  aus  den  Rheinzöllen,  sein  mochten,  sah  er  sich 
doch  bald  genöthigt,  die  pecuniäre  Beihilfe  der  Landstände  in  Anspruch 
zu  nehmen.  Als  1443  der  Kampf  mit  Cöln  um  den  Besitz  von  Soest  be- 
gann, waren  bereits  die  Einkünfte  fast  sänimtlicher  clevischer  Aemter  für 
gr  Minen  den  Amtleuten  verpfändet,   die   meisten  Zölle  den  Städten 

V.  ri,    reichten    die    ständigen    wie    willkürlichen   Schätzungen   von 

II  hörigen  Leuten  längst  nicht  mehr,  waren  Beden  von  den  einzelnen 
iMadten  und  den  einzelnen  noch  in  gewissem  Grade  selbstständigen  Ivand- 
Bchaften  nicht  mehr  zu  erhalten.  So  musst(!  denn  Johann  von  Cleve,  der 
ältCHtc  Sohn  des  Herzogs  Adolf,  dem  dieser  bereits  den  grössten  Theil 
dei  LandcH  zur  Hclbsttitäudigen  Führung  der  Huestcr  Felido  abgetreten 
hatte,  Heine  Zuflucht  zu  einer  allgemeinen  Landenbcdo  nehmen,  die  ihm 
(i-  I  lijift,  Htadte  un<l  Freie  der  \4ix\u\v  von  Cleve  un<l  Dins- 

l!i  I        I  einer  allgemeinen  Kopfsteuer  bewilligten.    In  diMi  ihnen 

isgestclltea  Ucverscu  erkannte  er  an,   daRs  sio  ihm  von  denselben  voll- 
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kommen  freiwillig  aus  Gunst  und  ohne  Präjudiz  ihrer  bisherigen  altgewohn- 
ten Freiheit  von  jeder  Steuer  zugestanden  sei. 

Eines  der  wichtigsten  Privilegien,  welche  die  grösseren  clevischen  Städte 
im  Laufe  des  14ten  Jahrhunderts  erworben  hatte^n,  war  die  Befreiung  aller 
im  Lande  gelegenen  Güter  ihrer  Bürger  von  jeder  unfreiwilligen  Schätzung 
und  Bede,  „wie  solche  Freiheit  die  Güter  der  Ritter,  Knappen  und  freien 
Leute  geuossen''  •).  Also  nicht  nur  die  Dienst-  und  Lehensmannen,  welche 
dem  Fürsten  mit  ihrem  Gut  und  Blut  dienten,  sondern  überhaupt  alle  Ritter-, 
hurtigen,  Freien  und  Bürger  besassen  neben  einer  persönlichen  Steuer- 
exemtion  eine  solche  für  ihre  Güter,  vorbehaltlich,  setzt  ein  weseler  Pri- 
vileg von  1347  hinzu '^),  aller  dinglichen  und  persönlichen  Rechte  des  Grafen 
an  den  Gütern  und  den  aufgesessenen  Leuten.  Zu  jenen  gehörten  nament- 
lich die  der  Weise  des  Mittelalters  gemäss  dinglich  gewordenen  ehemaligen 
regelmässigen  Reichsbeden  und  sonstigen  ursprünglich  personaliter  erho- 
benen ständigen  Schätzungen^).  Ein  gleiches  Privileg  wie  den  Bürgern  war 
den  zahlreichen  flandrischen  und  holländischen  Colonisten  ertheilt  worden, 
welche  die  clevischen  Grafen  im  13ten  und  14ten  Jahrhundert  in's  Land 
gezogen  hatten;  auch  sie  waren  von  jeder  Zwangssteuer  (exactio)  frei  und 
zahlten  nur  die  auch  den  Städten  bei  ihrer  Gründung  auferlegte  Ritter- 
und Prinzessinnenbede*).  Endlich  beanspruchten  noch  die  im  linksrheini- 
schen Cleve,  insbesondere  dessen  südlichen  Theile,  dem  sogenannten  Lande 
von  Dinslaken,  noch  ziemlich  zahlreichen  freien  Bauern,  welche  unter  dem 
Schutze  der  noch  bis  in  das  13te  Jahrhundert  hinein  dort  vorhandenen 
grossen  Reichsgüter  sich  erhalten  hatten,  diese  Freiheit  für  ihre  Güter  und 
Personen;  doch  scheinen  sie  im  Laufe  des  löten  Jahrhunderts  theils  in  der 
Ritterschaft  Aufnahme  gefunden  zu  haben,  theils  zu  Pächtern  und  Zins- 
leuten hinabgesunken  zu  sein.  Es  blieben  mithin  im  löten  Jahrhundert 
nur  noch  die  unfreien  Leute,  welche  auf  den  Gütern  des  Fürsten,  der  Geist- 
lichkeit, der  Ritterschaft  und  der  Städte  als  Pächter  und  Zinsleute  (soge- 
nannte Hausleute)  sassen,  der  steten,  zwar  rechtlich  willkürlichen,  aber 
doch  durch  Gewohnheit  meist  fixirten  Schätzung  von  ihrer  persönlichen  fah- 
renden Habe  unterworfen;  und  selbst  diese  suchten  schon  damals  Ritter- 
schaft und  Städte  in  Nachahmung  der  Klöster  und  Stifte,  welche  längst 
nicht  nur  für  ihre  Güter,  sondern  auch  für  alle  zu  ihnen  in  irgend  einem 
Abhängigkeitsverhältnisse  stehenden  Leute  volle  Steuerfreiheit  in  Anspruch 
nahmen,  der  ständigen  Besteuerung  des  Fürsten  mehr  und  mehr  zu  ent- 
ziehen. 

Vergeblich  war  Herzog  Adolf  bemüht,  durch  zweckmässige  Ver- 
waltung, bezüglich  Verpachtung  der  Domainen  deren  Ertrag  zu  erhöhen^), 


*)  Lacomblet  niederrheio.  Urkundenbuch  HI  No.  103. 

2)  Lacomblet  a.  a.  0.  III  No.  442. 

^)  Auch  sie  wurden  im  löten  Jahrhundert  häufig  durch  Zahlung  einer  grösse- 
ren Summe  an  den  Landesherrn  förmlich  abgelöst. 

*)  Lacomblet  a.  a.  0.  II  No.  9ö7.  „Liberae  villae"  werden  in  clevischen 
Urkunden  des  14ten  Jahrhunderts  solche  schatzfreie  Colonistendörfer  genannt. 

^)  Die  betreffende,   auch  in  ihren  Einzelheiten  höchst  merkwürdige  Verord- 
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durch  eine  nach  niederländisch-borgundischem  Muster  geführte  VVirthschaft 
seine  zerrütteten  Finanzen  wieder  herzustellen,  um  so  der  Nothwendigkeit, 
sich  von  den  Ständen  Steuern  bewilligen  zu  lassen,  zu  entgehen.  Sein 
Sohn,  Herzog  Johann  I.,  schloss  sich  durch  wiederholte  Familienverbin- 
dungen noch  enger  dem  burgundischen  Hause  an  und  Hess  sich  ganz  in  die 
burgundische  Politik  verstricken.  Brachte  ihm  dieser  bis  zur  völligen  Va- 
sallität  gesteigerte  Auschluss  auch  einigen  Zuwachs  an  Land  und  Leuten, 
so  stand  derselbe  doch  nicht  im  Verhältnisse  zur  Last  der  ununterbrochenen 
Kriege,  der  fast  unbedingten  Heeresfolge,  die  dieser  Anschluss  zur  Folge 
hatte;  der  überdies  neben  manchem  Gutee  in  öffentlichen  und  wirthschaft- 
lichen  Einrichtungen,  in  Künsten  und  Wissenschaften,  das  aus  jenen  vorge- 
schrittenen Culturstätten  entlehnt  wurde,  auch  den  üppigen  Luxus  und  die 
unter  gekünstelter  Spätromantik  nur  schlecht  verdeckte  Zügellosigkeit  des 
burgundischen  Hofes  am  clevischen  einheimisch  machte. 

Solche  Lage  und  solche  Bedürfnisse  zwangen  Herzog  Johann  immer 
wieder  von  Neuem,  die  Landstäude  von  Cleve  und  Mark  um  Steuern  an- 
zugehen, ihnen  bei  jeder  Bewilligung  neue  Zugeständnisse  zu  machen,  sich 
mit  immer  schwereren  ^Gelöbnissen  vinculiren''  zu  lassen.  Bereits  wagte 
die  Ritterschaft  ihm  wiederholt  die  aus  ihrer  Mitte  zu  nehmenden  Räthe 
vorzuschreiben,  hatten  die  grösseren  Städte  eine  Selbstständigkeit  errungen, 
welche  sie  in  engem  Anschlüsse  an  die  verbündeten  flandrischen  und  nie- 
derländischen Hansestädte  thatsächlich  zu  freien  Städten  machte.  Sic  ge- 
langten dadurch  zu  grossartigem  Wohlstand,  von  dem  sie  freilich  dann  auch 
ganz  in  der  burgundischen  Weise  gelegentlich  durch  allerhand  grosse  und 
kleine  Druck-  und  Zwangsmittel  genöthigt,  ein  Beträchtliches  dem  Ijandes- 
herrn  abgeben  mussten.  So  lagen  die  Dinge  in  Cleve  und  Mark,  als  Herzog 
Johann  IL  im  Jahre  1481  seinem  Vater  in  der  Regierung  folgte,  und 
gleichzeitig  das  nur  lose  zusammen  gefügte,  ja  unfertige  Gebäude  der  bur- 
gundischen Hausmacht  nach  dem  Tode  Herzog  Karl's  des  Kühnen  durch 
die  Vermählung  seiner  Erbin  in  die  schwachen  Hände  des  Erzherzogs 
Maximilian  überging.  Die  mit  Gewalt  und  List  mannigfacher  Art  unter 
die  burgundische  Herrschaft  gebrachten  niederländischen  Territorien  hielten 
den  Augenblick  für  günstig,  unter  Führung  der  particularistischen  Partei 
der  Hoeks,  ihre  Selbstständigkeit  wieder  zu  erlangen.  Die  Holländer  l)e- 
riefen  Franz  von  Brederode,  die  Gelderländer  Karl  von  PJgmond^ 
den  in  Frankreich  gefangen  gehaltenen  Sohn  ihres  letzten  Herzogs  Adolf, 
zu  ihren  Landesherren,  die  Uetrechter  Engelbert  von  Cleve  gejren 
ihren  Bischof  Davidis  von  Burgund  zu  ihrem  Schut/.lierrn.  H«  > 
Johann  IL,   vom  burgundiwchen  Hofe,  wie  es  scheint,    nicht  mit  gr-» 

nung  von  1431  auchto  durch  Anordnung  von  oflfentlichen  meistbirtcndcn  und  zeit- 
weisen  Verpachtungen  nach  Abiitfrben  der  ulten  Pachter  numcntlich  «u  ver- 
hindern, da«s  die  fast  nllgemein  fiblicho  sogonannto  lieibgewinnspacht,  welche 
auf  die  Lübunszoit  von  2  —  3  Personon  lautete,  dadurch  in  eine  thatsächlicho 
Erbpacht  überging,  dasf  nach  AbitterboD  oiner  derselben  meist  die  bishorigu 
Pacht  durch  Aufnahme  einer  neuen  jungernn  in  dieselbe  unter  Anzahlung  eines 
soguaannten  (jiewiuii-  uder  Hehandiguugsgeldes  vurlangcrt  wurde. 
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Rücksicht  behandelt®),  gedachte  seiaerseits  gleichfalls  die  Gelegenheit  zum 
Abschütteln  der  bereits  drückenden  Fesseln  zu  benutzen;  und  stellte  sich 
offen  auf  die  Seite  seines  Bruders  Engelbert  und  der  particularistischen 
Bewegung  in  den  Niederlanden.  Zum  Erzherzog  Maximilian  standen 
dagegen  die  Cabeljaws,  d.h.  die  grossen  Vasallen  und  Städte,  welche  bei 
weiterem  und  lockerem  Territorialverband  und  einem  entfernt  sitzenden  Herrn 
besser  zu  fahren  glaubten.  Mit  ihrer  Hilfe-gelang  es  Maximilian  dieser 
Bewegung  Herr  zu  werden,  w^cnigstens  Franz  von  Brederode  und  die 
clevischen  Brüder  zu  Paaren  zu  treiben. 

Der  Krieg  wie  der  Frieden  hatten  dem  Herzog  von  Cleve  enorme  Sum- 
men gekostet,  und  seine  Abhängigkeit  von  der  burgundischen  Politik  wurde 
grösser  wie  zuvor.  Die  Domainen  und  Zölle  waren  fast  sämmtlich  verpfän- 
det, und  die  Landstände  weigerten  fernere  Steuerbewilligung.  Besonders 
hatten  die  Städte  während  des  Krieges  schwer  gelitten;  sie  klagten  bitter 
über  das  „ungeschickte  Regiment",  und  widersetzten  sich  offen  jeder  wei- 
teren Belastung  mit  „ungewöhnlichen  Schätzungen  und  Diensten".  Der 
Herzog  sah  sich  genöthigt,  unter  Vermittlung  seiner  Räthe  und  Amtmänner 
mit  den  Städten  von  Cleve  und  Mark  in  förmliche  Verhandlungen  zu  tre- 
ten, im  Jahre  1489  auf  einem  Landtage  zu  Büderich  persönlich  um  ihren 
Rath  „wie  er  wieder  zu  einem  guten  Regiment  komme"  zu  bitten.  Es  fehlte 
nicht  an  guten  Vorschlägen  und  anderseits  an  eifrigen  Versprechungen; 
aber  die  clevischen  Städte  hielten  es  doch  für  nützlich  und  nöthig,  am 
Schlüsse  des  Landtages  eine  Union  zu  schliessen  zum  gegenseitigen  Schutze 
gegen  jeden,  der  ihnen  ihre  zu  des  Landes  Besten,  Ehre  und  Wohlfahrt  ge- 
machten Rathschläge  übel  nehmen,  und  sie  und  ihre  Rechte  und  Privilegien 
irgendwie  angreifen  oder  verletzen  würde. 

Es  war  eine  ernste  Mahnung  für  den  Herzog,  sich  möglichst  still  zu 
halten,  den  Ständen  keinen  ferneren  Anlass  zu  derartiger  Einmischung  in 
das  Regiment  zu  geben.  Aber  er  beachtete  sie  wenig;  wieder  liess  er  sich 
in  die  burgundischen  Händel  hineinziehen,  sich  durch  Versprechungen 
Maximilian's  verleiten,  jenen  Karl  von  Egmond,  der  sich  trotz  der 
Niederlage  der  Hoek'schen  Partei  in  Geldern  behauptete,  seinerseits  an- 
zugreifen. Er  unternahm  diesen  Krieg  im  Bündnisse  mit  Herzog  Wilhelm  IIL 
von  Jülich,  der  selbst  Ansprüche  auf  Geldern  erhob  und  dessen  einzige 
Tochter  seinem  Sohne  Johann  als  Gemahlin  zugesagt  wurde.  Die  beider- 
seitigen Landstände  hatten  zu  dieser  Vermählung  eifrig  gerathen,  gelobten 
den  Vertrag,  der  im  Jahr  1496  die  eventuelle  Vereinigung  der  Länder  Jü- 
lich, Cleve,  Berg,  Mark  und  Ravensberg  unter  einem  Fürsten  festsetzte, 
getreu  zu  beobachten,  ihm  ihrerseits  nachzukommen;  freilich  erst  nachdem 
die  Selbstständigkeit  der  einzelnen  Territorien  trotz  der  Personalunion  durch 
bündige  Clausein  ihnen  zugesichert,  und  ihnen  zugesagt  war,  dass  „jedes 
Fürsteuthum  bei  seinen  Privilegien,  Freiheiten,  Briefen,  Siegeln,  Rechten, 
Herkommen  und  Gewohnheiten  gelassen,    gehandhabt  und  behalten,    auch 


6)  Herzog  Johann  scheint  sich  sogar  Hoffnung  auf  die  Hand  der  Erbin 
von  Burgund,  wenigstens  auf  eine  hervorragende  Stellung  am  Hofe  derselben, 
gemacht  zu  haben. 
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mit  dazu  gehörenden  Unterthanen  regiert  werden  sollte".  Die  cleve-märki- 
schen  Stände  hofften  ihre  künftigen  Landesherren  durch  solche  Yergrösse- 
rung  ihres  Gebiets  selbstständiger  zu  machen,  sie  so  den  österreichisch-bur- 
gundischen  Banden  zu  entziehen,  hauptsächlich  aber  die  von  Jahr  zu  Jahr 
steigenden  Kosten  der  Hofhaltung  und  Regierung,  die  sich  aus  den  Ein- 
künften der  tief  verschuldeten  Domaiuen  längst  nicht  mehr  bestreiten  Hessen, 
zu  mindern,  der  zwingenden  Nothwendigkeit,  das  Deficit  durch  Steuern  zu 
decken,  zu  entgehen. 

Aber  der  Krieg  gegen  Geldern  ging  unglücklich  und  als  dann  Herzog 
Johann   bei  dem  gerade  jetzt  eintretenden  Tode   des   Bischofs  Davidis 
von  üetrecht  einen  neuen  Versuch  machte,  seinem  Bruder  Engelbert  dort 
mit  Waffengewalt  die  Nachfolge  zu  sichern,  der  ebenfalls  misslang;  als  der 
Herzog  von  Jülich,  der  dringend  von  diesem  Unternehmen  abgemahnt  hatte, 
allerhand  Anstände  in  Betreff  des  Uuions Vertrages  erhob,  da  brach  der  alte 
mühsam  beschwichtigte  Unwille  der  cleve -märkischen  Stände  über  das  un- 
geschickte  Regiment  ihres   Fürsten    in    offene  Widersetzlichkeit,   in    förm- 
lichen Aufstand  aus.    Sie  weigerten  die  Zahlung  der  zweiten  Rate  der  noch 
im  Jahre  1499   zur  Einlöse   der  im   gelderschen  Kriege  gefangenen   Ritter 
und  Bürger  bewilligten  beträchtlichen  Steuer,  da  sie  zu  anderen  Zwecken  ver- 
wandt würde,   der  Herzog  seine  Günstlinge   damit  bereichere,    seine   zahl- 
reichen unehelichen  Kinder^)  damit  ausstatte  und  überdies  sich  in  neue  dem 
Lande  gänzlich  fremde  Händel  mische.    Der  Herzog  von  Jülich  unterstützte 
diese  landständische  Opposition  offen,  erschien  im  Februar  1501  auf  einem 
cleve-märkischen  Landtag  zu  Büderich,  klagte  den  Ständen,  dass  ihr  Lan- 
desherr sich   gegen   seinen   Rath  „zu   grossen  Schaden   und  Schanden"  in 
die  ütrechter  Fehde  eingelassen  habe,  ihm  jede  Zusammenkunft  jetzt  ver- 
weigere;  dass   ein  schlechtes  Regiment  bei  Hofe   und   neue  Ordnung  drin- 
gend  nöthig  sei.     Herzog  Johann   sah   sich   gezwungen,    von  Neuem  mit 
cAüeü  Ständen  über  „eine  Ordonnantie,  dabei  er  gebührlicher  Maassen  sei- 
nen Staat  und  Hof  halten  könne   und   wolle"  in    Verhandlung  zu    treten; 
aber  diesmal  begnügten  sich  diese  nicht  mehr  mit  allgemeinen  Zusagen  und 
Versprechungen  des  Fürsten.     Er  musste   am  8.  März  1501   einen  Vertrag 
mit  den  Ständen  von  Cleve  und  Mark  schliessen,  in  dem  festgesetzt  wurde: 
lass  von  ihm   und   der  Landschaft  gemeinschaftlich   12  Landräthe,    8  aus 
len  clevischen  und  4  aus  den   märkischen  Ständen,  zum  „fürstlichen  Staat 
iiid  Regiment"   verordnet  werden,   davon   stets  4  bei  Hofe  anwesend,   und 
die  in  der  Canzlei  geschriebenen  vom  Fürsten  zu  unterzeichnenden  Schrift- 
tücke  zuvor   lesen   und   approbiren,   ohne   Zustimmung  von  mindestens   6 
iicHcr  Käthe  aber  keinerlei  Domaiuen  und  Aemter  versetzt,  verpfändet  oder 
M-sert,  und  keine  Amtmänner  oder  andere  Diener  angesetzt,  oder  ent- 
werden   s<^llten.     Weiter  bestimuit   dieser  Vertrag,    dass  jeder  Uiiter- 
tlian  unter  seinem  gewöhnlichen  bisher  competenten  Gerichte  gelassen  werde, 

^)  Sein  Biograph  und  Zoitgonosso ,  der  .xantonor  Dechant  Arnold  lifiiD- 
ich,  Kählt  dur(5n  03  auf  und  bohauptci,  dass  soinu  Uüthu  dos  Fürsten  zü^uiioson 

I -obonswandel    bcsfordurt   hütt<;n,    un    soinun    kriogoriscJHrt    <;<• ;    dümpfun. 

I  uBchunmachor  Anuulos  Cliviao  Juliao  otc.  p.  «HU. 
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die  verordneten  Käthe  allein  über  Rechtsverweigeruugsklagen  und  die  für 
Leibesstrafen,  sowie  von  ganzen  Städten  und  Gemeinden  verwirkten  Brüchte 
entscheiden,  auch  von  ihnen  mit  des  Herzogs  Wissen  ein  Generalrentmeister 
bestellt  werden  solle,  der  mit  ihrem  Zuthun  alle  Verschreibungen  und  Ver- 
pfändungen derart  zu  reduciren  habe,  dass  nicht  mehr  als  6  Procent  von  dem 
wirklich  empfangenen  Capital  gezahlt  werde,  und  welcher  ferner  nach  einer 
von  jenem  zu  entwerfenden  Ordnung  alle  Renten,  Jahrgülden  und  Schätzun- 
gen von  den  Reutmeistern,  Zöllnern  und  Richtern  aufnehmen,  mit  Rath 
und  Wissen  der  Räthe  zum  fürstlichen  Staat  wieder  ausgeben,  keinerlei 
persönliche  Anweisungen  des  Fürsten  gelten  lassen,  auch  jährlich  jenen 
Räthen  Rechnung  ablegen  solle.  Am  Schlüsse  dieser  merkwürdigen  Ur- 
kunde erkennt  der  Herzog  an,  dass  Alles,  was  er  etwa  durch  seine  eigene 
Unterschrift  gegen  jene  Zusagen  erlasse,  für  ihn,  seine  Erben  und  die  Land- 
schaft ohne  Kraft  und  Geltung  sein  werde. 

Man  sieht,  dieser  Vertrag  gewährte  den  Ständen  nicht  nur  Theilnahme 
am  Regiment,  er  legte  dieses  so  gut  wie  ganz  in  ihre  oder  doch  ihres  Aus- 
schusses Hände.  Als  die  drängende  Noth  vorüber,  der  Friede  mit  Geldern 
geschlossen  war,  und  die  Stände  eine  bedeutende  Steuer  zur  „endlichen  Re- 
dressirung  des  zerrütteten  Staats"  bewilligt  hatten,  versuchte  der  Herzog 
sofort  den  auferlegten  Zwang  abzuschütteln,  den  Vertrag  zu  umgehen.  Aber 
die  Stände  waren  nicht  gemeint,  die  gewonnene  Position  ohne  Weiteres  zu 
räumen;  sie  waren  entschlossen,  ihre  Errungenschaften  durch  eine  feste 
Opposition,  durch  ihre  corporative  Organisation  zu  behaupten  und  durch- 
zusetzen. Im  Jahre  1508  traten  sämmtliche  Städte  von  Cleve  und  Mark 
auf  Wesels  Betrieb  in  eine  ewige  Union  zur  Vertheidigung  ihrer  Rechte 
und  Privilegien,  beschlossen,  da  weder  gütliche  Vermahuung  und  Klagen 
der  Gebrechen  bei  dem  Fürsten,  noch  lange  Briefe  und  Siegel  desselben 
das  ungeschickte  Regiment  zu  bessern  vermöchten,  in  Gemeinschaft  mit  der 
Ritterschaft  beider  Länder  dem  Herzog  zu  erklären,  dass  wenn  die  ver- 
besserte Regimentsordnung  nicht  unverbrüchlich  eingehalten  werde,  sie  ihm 
ferner  „keinerlei  Beistand,  Dienst  oder  sonstige  Hilfe"  leisten  würden.  Es 
war  eine  offene  Kündigung  der  Unterthanenpjaicht,  die,  so  sagten  die  Stände, 
nach  dem  Vertrage  von  1501  nur  bedingungs weisen  Gehorsam  fordere,  eine 
Art  der  Opposition,  die  der  Herzog  nicht  mehr  durch  feierliche  Gelöbnisse 
und  Urkunden,  selbst  nicht  mehr  durch  Verbannung  seiner  bisherigen  Günst- 
linge zu  beschwichtigen  vermochte.  Es  kam  dazu,  dass  sich  sein  eigener 
Sohn  auf  die  Seite  der  Landstände  stellte,  deren  Beihilfe  er  dringend  nöthig 
hatte,  wenn  ihm  bei  der  heillosen  Zerrüttung  der  väterlichen  Finanzen  und 
der  Hartnäckigkeit,  mit  der  der  Herzog  und  die  Landstände  von  Jülich 
die  Redressirung  derselben  auf  den  Stand  von  1496  und  die  stricte  Aus- 
führung des  Ehecontracts  verlangten,  die  ihm  verlobte  jülichsche  Erbtochter 
nicht  entgehen  sollte.  Um  die  verabredete  Vereinigung  der  Länder  und 
die  daran  geknüpften  Hoffnungen  nicht  scheitern  zu  lassen,  entschlossen 
sich  die  cleve-märkischen  Stände  nach  langen  im  November  1509  in  Duis- 
burg gepflogenen  Verhandlungen  die  Zahlung  der  dem  Erbprinzen  zuge- 
sagten Rente  und  die  Einlöse  der  in  Cleve  seit  1496,  in  der  Mark  seit  den 
letzten  30  Jahren  verpfändeten  Domainen  zu  garantiren,  beziehungsweise  zu 
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übernehmen,  freilich  erst,  nachdem  ihnen  ein  Preis  für  ihre  Bewilligung  zu- 
gesagt war,  dessen  Umfang  und  Art  für  ihre  Auffassung  und  Benutzung 
der  Verhältnisse  höchst  bezeichnend  sind. 

Zunächst  mussten  Vater  und  Sohn  sich  in  langen  und  mehrfachen  Ur- 
kunden „vinculiren  und  reversiren",  die  von  den  ständischen  Käthen  entwor- 
fene Ordnung  genau  von  dem  Laudreutmeister  beobachten  zu  lassen,  fer- 
nerhin keinerlei  Domaiuen  ohne  Zustimmung  sämmtlicher  Stände  zu  ver- 
pfänden, sie  aus  den  ihnen  noch  gebliebenen  und  allmählich  frei  werdenden 
Einkünften  für  alle  den  Gläubigern  gegenüber  eingegangenen  Verpflichtun- 
gen schadlos  zu  halten.  Der  Erbprinz  musste  überdies  versprechen,  sobald 
ihm  die  Fürstenthümer  Jülich  und  Berg  zugefallen  wären,  dort  seinen  Auf- 
enthalt und  Unterhalt  zu  nehmen,  die  cleve -märkischen  Stände  ihrer  Ga- 
rantie für  jene  Beuten  zu  entbinden,  ihnen  alle  desfallsigen  Verschreibun- 
gen  zurückzustellen.  Im  Fall  diese  Zusagen  nicht  eingehalten  würden, 
sollten  Ritterschaft  und  Städte  beider  Lande  dem  Fürsten  oder  ihren  Erben 
^keinerlei  Huldigung,  Gehorsam  und  Unterthänigkeit'*  zu  leisten  schuldig 
sein.  Und  zur  völligen  Sicherung  und  Aufrechthaltung  dieser  „Gelöbnisse" 
schlössen  die  cleve -märkischen  Landstände  am  27.  Januar  1510  eine  be- 
ständige Einigung,  welche  Herzog  Johann  und  sein  Sohn  obendrein  feier- 
lich bestätigen  mussten. 

Das  waren  sicherlich  harte  Bedingungen,  die  Hilfe  der  Stände  zur 
Ausführung  der  von  ihnen  selbst  erstrebten  Union  der  jülichscheu  und  cie- 
yiscben  Länder  zu  gewinnen;  aber  immerhin  Hess  sich  für  sie  wie  für  den 
Vertrag  von  1501  die  Nothwendigkeit,  feste  Grundlagen  für  eine  dauernde 
Reform  der  unleugbar  tief  zerrütteten  Finanzen  des  Landes  zu  haben,  anfüh- 
ren. Ganz  anderer  Art  waren  die  weiteren  Zugeständnisse,  welche  die  cleve- 
märkischen  Landstände  und  namentlich  die  Ritterschaft  ihrem  Landesherrn 
bei  dieser  günstigen  Gelegenheit  abdrangen.  Wenn  die  Stände  sich  die  längst 
erstrebte  Steuerfreiheit  aller  auf  den  Gütern  der  Ritterbürtigen  und  Bürger 
gesessenen  Leute  zuerkennen  Hessen,  auch  deren  Besteuerung  an  ihre  Be- 
willigung knüpften,  so  entzogen  sie  damit  nicht  nur  dem  Landesherrn  die 
letzten  nicht  von  ihnen  zu  erkaufenden  Mittel  zum  Regiment,  sondern  sie 
-teilten  vor  Allem  auch  ihre  eigenen  Pacht-  und  Zinsforderuugen  gleichsam 
als  unangreifbare  erste  Hypothek  auf  Grund  und  Boden  des  Ijandes  sicher. 
Wenn  die  Ritterschaft  sich  in  dem  sogenannten  grossen  Privileg  vom  4.  März 
1510  die  Nachfolge  ihrer  Töchter  in  allen  Lehen-  und  Dienstmanngütern, 
die  Benutzung  der  fürstlichen  Häuser  in  Fehden  mit  Auswärtigen,  die  ihnen 
kein  Recht  gewähren  wollten,  den  sogenannten  Erbvortheil  der  ältesten 
Söhne'),  die  willkürliche  Abgütung  der  Töchter  und  deren  Enterbung,  im 
Fall  sie  sich  gegen  den  Rath  der  Familie  vermählten,  zur  Kntscheidung 
über   alle  Klagen,    die    der  Fürst   gegen   Kitterbürtitre   erhebe,    einen   Umh 

•)  DicBor  Krbvorthoil  oder  dan  Hofrinurintü  ^Pniecipuum"  bestand  boi  m«h- 
reren  Uitt^rsitzun  dvs  Vaters  in  der  Vurwugnahmo  oinuH  buliubig  ku  wähleudon 
derselben,  oder  bei  einem  Ilittcrsitx  des  llausus  der  übriKen  xugvhtirigen  (io- 
)  '  <lu  lind  der  zunächst  anliogondeo  Giirtuo  oder  Aeckor  Seitens  dos  altcstou 

■i.in',9. 
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von  8  Mannen  aus  der  Ritterschaft  und  8  aus  den  Städten  zugestehen  Hess, 
so  war  das  ein,  wenn  auch  nicht  in  klingender,  so  doch  in  durchaus  voll- 
gültiger Münze  persönlicher  Yortheile  und  Bevorzugungen  gezahlter  Preis 
ihrer  Hilfe,  der  nicht  nur,  wie  der  Vertrag  von  1501,  jenem  Ausschuss  von 
Landräthen  allein,  sondern  jedem  Mitglied  der  Ritterschaft  zu  Gute  kam. 
Damit  war  allerdings  diese  dem  Regiment  des  Landesherrn  möglichst  entzogen, 
dieser  selbst  aber  auch  nicht  mehr  in  der  Lage,  überhaupt  noch  ein  geord- 
netes und  gerechtes  Regiment  zu  führen.  Erst  nachdem  nach  monatelangen 
Verhandlungen  Herzog  Johann  und  sein  Sohn  diese  lange  Reihe  von 
Rechten  den  Ständen  bewilligt,  und  ihnen  wohl  verclausulirte  und  versie- 
gelte Reversalen  darüber  ausgestellt  hatten,  wurde  im  Mai  1510  in  Düs- 
seldorf die  Vermählung  der  jülichschen  Erbtochter  mit  dem  clevischen  Erb- 
prinzen gefeiert.  Die  dort  anwesenden  Stände  von  Cleve  und  Mark  rühmten 
sich  ihres  patriotischen  Eifers,  ihrer  Hingebung,  mit  der  sie  das  grosse 
Werk  der  Union  der  Länder  zu  Stande  gebracht  hätten,  jedenfalls  glaubten 
sie  sich  das  Regiment  im  Lande  ohne  dessen  Kosten  gesichert  zu  haben. 
Es  sollte  doch  anders  kommen  wie  sie  hofften.  Ein  Jahr  nach  der  Ver- 
mählung seiner  Tochter  starb  Herzog  Wilhelm  von  Jülich  und  Berg,  und 
zehn  Jahre  später  folgte  Herzog  Johann  IIL  seinem  Vater  auch  in  der 
Regierung  von  Cleve  und  Mark.  Somit  waren  denn  nun  die  jülichschen 
und  clevischen  Länder  unter  einem  Fürsten,  das  heisst  nicht  näher  als 
durch  eine  Personalunion  verbunden.  Jülich,  Berg  und  Ravcnsberg  einer- 
seits, und  Cleve  und  Mark  anderseits  behielten  ihre  selbststäudige  oberste 
Verwaltung  und  Justiz,  darunter  wiederum  die  einzelnen  Länder  ihre  im 
IJebrigen  durchaus  getrennten  Institutionen  sich  eifrig  wahrten. 

Dem  Herzog  von  Cleve  und  Mark  hatte  ein  Rath  zur  Seite  gestanden, 
der  aus  Ritterbürtigen  und  Geistlichen  beider  Länder  bestand,  und  die 
oberste  Verwaltungs-  und  Justizbehörde  bildete.  Schon  im  15ten  Jahrhun- 
dert bearbeitete  unter  ihm  eine  aus  meist  gelehrten  Secretairen  gebildete 
Canzlei  unter  Leitung  des  Canzlers,  der  Mitglied  des  Raths  war,  die  lau- 
fenden Regierungsgeschäfte,  ein  Rechenmeisteramt,  an  dessen  Spitze  der 
Landrentmeister  stand,  die  Domainen-,  Zoll-  und  überhaupt  die  Finanz- 
angelegenheiten. Wie  augenscheinlich  in  der  Organisation  dieser  obersten 
Behörden  die  aus  Brabant  und  Flandern  übernommenen  und  durchaus  ratio- 
nell weiter  entwickelten  burgundischen  Verhältnisse  als  Muster  gedient 
hatten,  so  hatten  derartige  rein  praktische  Gesichtspunkte  auch  bereits,  be- 
sonders in  Cleve,  auf  die  Umgestaltung  der  unteren  Behörden  eingewirkt. 
Entsprach  die  Eintheilung  des  Landes  in  Drosteien  oder  Aemter  im  Allge- 
meinen noch  den  ehemaligen  einzelnen  Herrschaften  und  Landschaften,  wie 
sie  allmählich  zu  dem  ältesten  I^ern  des  Landes,  der  Landdrostei  von 
Cleve"),  hinzugekommen  waren,   so  war  die  Zusammenfassung  der  grossen 


^)  Sie  umfasste  das  westrheinische  Oleve  von  den  oberhalb  Büderich  gele- 
genen Dörfern  Wallach  und  Borth  bis  hinab  zu  dem  gleich  unterhalb  Oleve  ge- 
legenen Dorfe  Rindern.  Hier  schlössen  sich  auf  der  Westseite  des  Rheins  nord- 
westlich und  westlich  an  dieselbe  noch  die  Aemter  Düffel -Craueuburg,  Goch- 
Gennep  und  das  von  niederländischem  Gebiete  enclavirte  Amt  Huissen  au. 
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Zahl  von  kleinen  Hof-,  Dorf-,  Bauerschafts-  und  Lathengerichten  unter 
Ricliterämtern ,  in  denen  nur  ein  Richter  unter-  Mitwirkung  der  einzelnen 
Schöffenbänke  und  Gerichtsschreiber  fungirte,  nach  blossen  Zweckmässig- 
keitsgründen vorgenommen.  Diese  Richter,  denen  zugleich  die  Erhebung 
der  Steuern  oblag,  standen  nur  in  einzelnen  ihnen  gleichfalls  zugewiesenen 
Verwaltungsgeschäften  unter  der  Oberaufsicht  der  Amtmänner,  waren  aber, 
direct  vom  Fürsten  ernannt,  in  ihren  richterlichen  Befugnissen  durchaus  von 
diesen  unabhängig,  die  Trennung  der  Verwaltung  von  der  Justiz  war  mithin 
in  diesen  unteren  Behörden  vollständig  durchgeführt,  wohl  die  früheste  Ein- 
richtung dieser  Art  in  Deutschland.  In  den  Richterämtern  erhoben,  unter 
der  Controlle  des  Landrentraeisters  und  der  Rechenmeister  Rentmeister  die 
Gefälle  der  darin  gelegenen  fürstlichen  Domainen,  führten  die  Rechnungen 
und  waren  sonst  die  Organe  der  Domainenverwaltung.  Bei  Weitem  nicht 
so  durchgreifend  waren  diese  Neuerungen  in  der  Grafschaft  Mark  einge- 
führt. Auch  hier  gab  es  neben  den  Drosten  Richter  und  Rentmeister,  aber 
unter  den  neuen  Namen  und  Formen  blieben  d(K'h  vielfach  die  bisherigen 
mittelalterlichen  Zustände  und  Einrichtungen  in  ihrer  mannigfachen  Beson- 
derheit und  Verworrenheit',  namentlich  auf  dem  Gebiete  der  Rechtspflege, 
weiter  bestehen.  Fast  ganz  unabhängig  von  fürstlicher  Verwaltung  und 
Justiz  waren,  wie  schon  bemerkt,  die  Städte  in  Cleve  wie  in  Mark,  nur  die 
IJestallung  der  Richter  und  Ernennung  oder  Bestätigung  der  Schöffen  stand 
in  einzelnen,  namentlich  den  kleineren,  dem  Fürsten  noch  zu. 

Herzog  Johann  III.  nahm  auch  nach  dem  Tode  des  Vaters  seine 
Ilesidenz  meist  in  Düsseldorf  und  anderen  jülichschen  und  bergischeu 
Schlössern,  nur  zeitweise  hielt  er  sich  in  Cleve  auf.  Dort  führte  der  cleve- 
märkische  Rath  die  Regierungsgeschäfte,  aber  keineswegs  selbstständig  und 
willkürlich,  sondern  unter  der  steten  und  festen  Leitung  des  Fürsten;  un- 
unterbrochen mussten  ein  clevischer  und  märkischer  Rath  mit  „wohl  iu- 
Rtruirten  Secretairen**  bei  Hofe  verweilen,  dem  Fürsten  die  Relationen  und 
Gutachten  des  clevischen  Raths  zur  Beschlussfassung  unterbreiten,  ihm  bei 
iramediaten  Eingaben  der  Amtmänner  und  Klagen  der  Unterthanen  über  die 
einschlagenden  Verhältnisse  Auskunft  ertheilen.  Die  Stände  hatten  sich 
verrechnet,  wenn  sie  glaubten,  dass  die  „vielen  einzelnen  Herrschaften"  des 
Fürsten,  sein  wechselnder  Aufenthalt  das  persönliche  Regiment  schwächen 
werde,  im  Gegentheil,  es  erstarkte  dadurch.  Allerdings  waren  die  aus  den 
Domainengefällen  Jülich-Bergs  mit  zu  bestreitenden  Kosten  der  Hofhaltung 
jetzt  geringer,  und  Herzog  Johann  wusste  auch  soust  durch  Sparsamkeit 
iiikI  iiML-^lich^tes  Fernhalten  von  auswärtigen  Verwicklungen  die  Finanzen 
/n  v<il,r^serii,  Heine  Einkünfte  zu  vermehren.  Aber  geratle  de.shali)  brauchte 
er  auch  nicht  die  Stande  um  Steucrbewilligungen  anzugehen,  konnte  dereu 
Ü  '--  möglichst  vermeiden,  und  waren  einmal  allgemeine  Steuern  un- 
<  h,  ho  gaben  die  gerade  damals  in  der  Form  der  Türkenhilfe  fast 
htandig  werdende  U«'iehHhteuer,  oder  die  von  Reichs-  und  Kreiswegen  un- 
ternommenen Zuge  gegen  die  uiünKterüchcn  Wiedertäufer  genugende  Ver- 
anlttHHung  zu  unubweiHbaren  Furdorungeu,  welclic  die  LandstÜnde  wohl 
1  '»-n.     All«  '  '     sieh    bald,    dass   tlie  von 

M  .       iltene  Seil'  ^keit  und  v()llige  Trennung 
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der  Regierung  wie  der  landständischen  Verfassung  in  den  jülichschen  und 
clevischen  Landen  einem  klugen  Fürsten  gerade  eine  Waffe  gegen  ständische 
UebergriÖ'e  bot,  indem  erst  eine  nicht  so  rasch  und  leicht  zu  erzielende  Eini- 
gung der  beiderseitigen  Landstände  erfolgen  musste,  um  gemeinsam  gegen 
ihn  Front  zu  machen,  während  der  Fürst  die  Jülich -bergischen  gegen  die 
cleve-märkischen  verwenden,  sich  auf  die  einen  stützen  konnte,  wenn  die 
anderen  ihn  im  Stiche  lassen  wollten. 

So  war  Herzog  Johann  schon  1521  bei  seinem  Regierungsantritte  in 
Cleve-Mark  im  Stande,  der  Forderung  der  dortigen  Landstände,  die  Poeten, 
Reversalen  und  Einigungen  aus  den  Jahren  1501  —  1510  vor  der  Huldigung 
ausdrücklich  und  einzeln  zu  bestätigen,  auszuweichen,  diese  Bestätigung 
trotz  mehrfacher  Mahnungen  schliesslich  ganz  zu  umgehen;  so  konnte  er 
es  bald  nachher  wagen,  den  Zusagen  des  Unionsvertrages  entgegen  und 
trotz  vielfacher  Erinnerungen  der  Stände  an  sie,  in  Cleve-Mark  mehr  und 
mehr  Amtmänner  und  andere  Beamte  aus  Jülich  und  Berg  anzustellen;  so 
war  es  möglich,  die  Forderung  der  cleve-märkischen  Landstände,  die  1501 
eingeführten  Landräthe  wenigstens  zu  präsentiren,  abzuschlagen,  statt  dieser 
nur  einzelne  Mitglieder  der  Ritterschaft  und  meist  auch  nur  Amtmänner 
oder  die  Inhaber  der  Erbämter  zu  sogenannten  ausserordentlichen  Land- 
räthen  zu  berufen,  von  denen  allerdings  auch  stets  einige  in  Cleve  den 
Rathssitzungen  beiwohnen  sollten,  aber  durch  die  häufige  Abwesenheit  wenig 
in  den  Geschäften  bewandert  und  gering  besoldet,  meist  ganz  ausblieben. 
Um  so  dringender  machte  sich  bei  den  steigenden  Anforderungen  an  eine 
Regierung,  welche  ihre  Fürsorge  nach  allen  Richtungen  auszudehnen  be- 
gann, bereits  Kirchen-,  Polizei-,  Dienst-,  Armen-  und  Yerkehrsordnungen 
erliess,  das  Bedürfniss  einer  sachkundigen  oberen  Behörde  geltend.  Der 
Herzog  ernannte  zu  dieser  eine  Anzahl  ständiger  adeliger  und  gelehrter 
Räthe,  die  im  Gegensatze  zu  den  Land-  auch  wohl  als  Hofräthe  bezeichnet 
werden.  Er  und  sein  Nachfolger  hatten  die  Einsicht,  eine  Reihe  bedeu- 
tender Männer,  wie  Konrad  v.  Rysswik,  Heinrich  Olischleger  und 
Johann  Gogreve  zu  Canzlern  zu  berufen,  denen  mehr  und  mehr  die  eigent- 
liche Leitung  der  Rathsgeschäfte  zufiel.  Die  Hofordnung  von  1534  schuf 
bereits  drei  selbstständige  Regierungsabtheilungen :  das  Hofmeisteramt,  dem 
die  Verwaltung  der  Domaineneinkünfte,  bezüglich  der  Hofwirthschaft,  das 
Marschallamt,  dem  die  gesammten  Kriegsangelegenheiten,  und  die  Canzlei, 
welcher  die  eigentlichen  äusseren  wie  inneren  Regierungsgeschäfte  zufiel, 
und  theilte  jeder  Abtheilung  bestimmte  Räthe  und  Secretaire  zu.  Eine 
Reihe  von  Reformen  in  geistlichen  und  weltlichen  Dingen  bekundete  den 
ernsten  Willen  des  Fürsten,  nicht  nur  die  landesfürstliche  Hoheit  aufrecht 
zu  erhalten,  sondern  sie  zu  einer  alle  öffentlichen  Verhältnisse  regelnden 
Macht,  zu  gemeinem  Nutzen  aller  Unterthanen  zu  entwickeln,  sie  zu  der 
von  Gott  gesetzten  Obrigkeit  zu  machen,  die  da  für  Zucht,  Ordnung  und 
Recht  in  allen  Beziehungen  des  öffentlichen  Lebens  zu  sorgen  berufen  war. 
Die  Reformation  und  die  Weise,  wie  Herzog  Johann,  umgeben  von  dem 
„Humanismus"  huldigenden  Räthen,    Schülern  des  Erasmus^"),    dieselbe 


")  Unter  ihnen  sind  die  hervorragendsten  Johann  v.  Flatten  und  Konrad 
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aus  vorwiegend  politisch  staatlichem  Gesichtspunkte  auffasste,  selbst  in 
die  Hand  nahm,  allein  zu  leiten,  zu  bestimmen  und  für  sein  Regiment  zu 
benutzen  suchte,  gab  jenen  Bestrebungen  ebensoviel  Anregung  wie  För- 
derung. 

Solchen  durchgreifenden  und  eigenmächtigen  „Neuerungen"  gegenüber 
fehlte  es  allerdings  nicht  an  Opposition  der  Landstände,  aber  sie  kam  sel- 
ten über  den  passiven  Widerstand  hinaus.  Es  zeigte  sich,  dass  die  Orga- 
nisation, welche  die  ständische  Opposition  unter  der  Regierung  Johann's  III. 
gewonnen  hatte,  noch  zu  neu,  zu  wenig  durchgeführt  war,  keine  Zeit  gehabt 
hatte,  sich  fester,  geschlossener  und  handhabungsfähiger  zu  gestalten.  Die 
Schwerfälligkeit  der  landständischen  Institutionen  erschwerte  überdies  jede 
rasche  Einigung,  zumal  einem  klaren  und  festen  Regiment  gegenüber.  Da 
gab  es  getrennte  Convente  in  den  einzelnen  Ländern,  wie  gemeinsame  der 
Städte  und  Ritterschaft  unter  sich,  I^andtage  der  fünf  Territorien,  wo  zwar 
beide  Corporationen  tagten,  aber  getrennt  verhandelten  und  beschlossen, 
endlich  gemeinsame  Landtage  für  Cleve  und  Mark  einer-,  für  Jülich,  Berg 
und  Ravensberg  anderseits,  wohin  die  Ritterschaft  des  Landes,  in  dem  sie 
gerade  nicht  abgehalten  wurden,  meist  nur  Deputirte  sandte,  welche,  wie  die 
der  Städte,  zu  jeder  A'ersammlung  über  jeden  einzelnen  Punkt  der  Bera- 
thung  zuvor  instruirt  werden  mussten.  Mindestens  viel  Zeit  nahm  so  jeder 
Beschluss  der  beiderseitigen  Landstände  in  Anspruch,  und  dann  bedurfte 
es  zu  einem  gemeinsamen  Handeln  immer  noch  wieder  vielseitiger  Ver- 
handlungen beiderseitiger  Deputirter.  Am  meisten  bewährten  sich  noch  die 
Einigungen"  der  Städte,  zumal  statt  der  bisherigen  Theilnahme  aller  selbst 
der  kleinsten  Städte  an  den  ständischen  Versammlungen  und  Verhandlungen 
jetzt  mehr  und  mehr  nur  noch  die  grösseren,  die  sogenannten  Hauptstädte 
in  Cleve:  Wesel,  Emmerich,  Rees,  Cleve,  Calcar,  Xanten  und  Duisburg;  in 
Mark:  Hamm,  Unna,  Camen,  Iserlohn,  Lünen,  Schwerte  und  Soest")  ihre 
Deputirten  zu  den  ständischen  Conventen  und  den  Landtagen  abordneten, 
eine  Veränderung,  welche  die  Organisation  der  Corporation  der  Städte  ver- 
einfachte und  sie  dadurch  wesentlich  kräftigte.  Von  diesen  Hauptstädten, 
deren  materielle  Interessen  durch  manche  Neuerungen  im  Zoll-  und  Münz- 
vosen  berührt  wurden,  ging  daher  noch  die  heftigste  Opposition  aus.  Die 
leve-niärkischen  Städte  liattcn  sciion  1521  und  1522  ihre  Union  von  1508 
mit  der  Zusage  „bei  allen  Contraventionen  der  Privilegien  einander  beizu- 
stehen"   fTfjMifrt.      Kill  (f!<M(')i''-    -r<. .,■»,.(»•    I'vN;    auf   fiiH'in    Cniivciit    ihrer 

V.  Uereahacli,  tlt-r  Kizitlii-'r  dts  hiüpniiZLii  Wilhi'lin.  A  Ihrecht  W  o  Itors 
gibt  in  der  1WJ7  «rMchiciu'iu'ii  Hioffraphio  HorcHbach's  (('onrud  v.  llurt'Hluich  und 

!*.T  cievJMche  Huf  zu  Heiner  Zeit)  einen  ttuiir  interegnunten  und  acluit/.euHwerthon 
i'xitniK  zur  niedurrheiuiMcheu  UeHchichtc  im  IGlun  .luhrhuudurt. 

'S  Bezüglich  derSteuerbttwilliguug  beunspruchteu  und  buhnuptoteu  die  Städte 
i)iiiHliurg  und  tioeHt  noch  eine  HunderHtellung;  mit  iiinen  wurde  meist  über  Be- 
willigung einer  mit  der  ullgeuieinen  Larid<*8Hteuer  in  keinerlei  Verbindung  ste- 
henden eigenen  Sttiti-rHiimnie  besonders  verhandelt;  überdies  gehorte  su  beiden 
Htiidten  uusser  der  cigintlichen  Stadtflur  noch   ein  nicht  unbedeutender  District 

i>ei  Hoest  die  sogenannte  , Borde"),  dessen  Bewohner  als  Hintersassen  deD  Städten 
.iutergeben  waren  und  ihiM-n  Mt«MM'rt«'n. 
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Deputirten  zu  Essen,  wo  beschlossen  wurde,  jährlich  zusammen  zu  kommen, 
auf  den  Landtagen  aus  den  Besprechungen  mit  der  Ritterschaft  die  fürst- 
lichen Käthe  auszuschliessen,  über  die  fürstliche  Proposition  gemeinsame 
Berathungen  untereinander  und  mit  der  Ritterschaft  zu  halten,  um  eine 
möglichst  einhellige  Resolution  darauf  abzugeben,  dem  Fürsten  in  keiner 
Sache  beizustehen,  die  nicht  mit  ihrem  Rathe  angefangen  wäre.  In  der  im 
folgenden  Jahre  zu  Wesel  abgehaltenen  Versammlung  wurde  ein  langes  Gra- 
vamenverzeichniss  aufgesetzt;  ein  Artikel  klagte,  dass  das  Land  nicht,  wie 
der  Unionsvertrag  von  1496  bestimme,  mit  Eingesessenen  regiert  werde. 
Aber  die  scheinbar  hochgehenden  Wogen  der  Opposition  verliefen  gegen- 
über der  kühlen,  abweisenden  Haltung  des  selbstständigen  Fürsten,  der  des 
ständischen  Beistandes  und  Rathes  nicht  bedurfte,  bald  im  Sande.  Es  war 
auch  den  Städten  willkommen,  dass  Handel  und  Wandel  unter  dem  um- 
sichtigen Regiment  blühten,  das  Land  im  entschiedenen  Aufkommen  und 
Gedeihen  sich  befand.  Als  Herzog  Johann  III.  im  Jahr  1539  starb  und 
sein  noch  mehr  von  jenen  „Humanisten"  geleiteter  Sohn,  Herzog  Wilhelm, 
ganz  in  die  Fussstapfen  des  Vaters  trat,  hatte  sich  auch  diese  Opposition 
der  Städte  bereits  soweit  beruhigt,  dass  sie  auf  ihrem  damaligen  Convente 
zu  Wesel  beschlossen,  aus  ihrem  Unionsvertrage  die  Clausel  vom  unge- 
schickten Regiment  des  Fürsten  zu  streichen;  auf  dem  darauffolgenden 
Landtage  zu  Dinslaken,  dass  die  jährlichen  Convente  aufhören,  nur  wenn 
nöthig,  solche  berufen  werden  sollten. 

Der  hohe  Aufflug,  den  das  landständische  Wesen  in  Cleve-Mark  im 
Anfang  des  16ten  Jahrhunderts  genommen,  schien  bereits  erlahmt  zu  sein, 
und  unter  dem  Druck  der  neu  emporsteigenden  fürstlichen  Macht  bald  ganz 
zu  erliegen,  als  Ereignisse  eintraten,  welche  den  Ständen  wieder  Lust 
und  Anlass  gaben,  an  ihre  „verbrieften  Rechte"  zu  erinnern.  Karl  von 
Egmond,  der  von  Kaiser  Karl  V.  in  Berücksichtigung  seiner  Kinder- 
losigkeit und  unter  Vorbehalt  der  burgundischen  Ansprüche  als  Herzog 
von  Geldern  anerkannt  war,  hatte  im  Jahr  1538  noch  kurz  vor  seinem  Tode 
dem  Erbprinzen  Wilhelm  von  Cleve  die  Nachfolge  in  der  Regierung  des 
Landes  für  eine  bedeutende  Summe  zugesichert.  Es  liess  sich  mit  Gewiss- 
heit voraussehen,  dass  der  Kaiser  die  seinem  niederländischen  Besitz  Gefahr 
drohende  Gebietserweiterung  des  aufstrebenden  und  protestantischer  Gesin- 
nung verdächtigen  jungen  Fürsten,  dessen  Schwager  der  Kurfürst  von  Sachsen 
längst  war,  der  König  von  England  eben  werden  sollte,  mit  allen  Mitteln 
zu  verhindern  suchen  werde.  Trotzdem  scheint  Herzog  Wilhelm  anfangs 
gehofft  zu  haben,  die  Zustimmung  desselben  zu  der  Erwerbung  Gelderns 
gewinnen  zu  können.  Er  mied  daher,  wie  sein  Vater,  gegen  alle  Erwar- 
tungen und  Hoffnungen  der  protestantischen  Partei  in  und  ausser  seinem 
Lande  den  Anschluss  an  den  schmalkaldischen  Bund.  Dann  als  er  zu 
fürchten  begann,  dass  der  Kaiser  die  Verhandlungen  mit  ihm  durch  Aus- 
sichten auf  die  Hand  seiner  Nichte,  der  Wittwe  des  Herzogs  von  Mailand, 
nur  hinzuziehen  suche,  schloss  er  zwar  mit  König  Franz  I.  von  Frankreich 
ein  Bündnis s  gegen  Ersteren  für  den  Kriegsfall  ab  und  vermählte  sich  mit 
der  Nichte  desselben,  der  zwölfjährigen  Erbin  des  Königs  von  Navarra, 
konnte  sich  indessen  auch  jetzt  noch  nicht  entschliessen,   bei  den  Ständen 
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des  Reichs,  vor  welche  der  Kaiser  die  Sache  gezogen  hatte,  sich  durch 
entschiedenen  Anschluss  an  die  protestantische  Partei  eine  feste  Stütze  und 
sichere  näher  gelegene  Hilfe  für  den  äussersten  Fall  zu  schaffen.  Was 
aber,  zumal  bei  einer  so  unsichern  Lage  und  schwankenden  Haltung,  zu  der 
„die  mittlere  Linie  des  Humanismus"  verführt  hatte,  das  Nächste  und  Noth- 
wendigste  war,  die  eigene  Rüstung,  die  Sammlung  eines  möglichst  starken 
eignen  Heeres,  unterliess  er  so  gut  wie  ganz,  auf  so  etwas  verstanden  sich 
<eine  „Humanisten''  freilich  wohl  nicht.  Allerdings  reichten  dazu  auch  die 
Einkünfte  aus  seinen  Domainen  und  Zöllen,  selbst  umfassende  Verpfändun- 
gen derselben  nicht,  es  bedurfte  dazu  grosser  allgemeiner  Steuern  der 
sämmtlichen  Länder;  sie  ohne  Bewilligung  der  Landstände  zu  erheben, 
wagten  der  Herzog  und  seine  Räthe  nicht,  die  Bewilligung  nachzusuchen, 
trugen  sie  wegen  der  zu  fürchtenden  „Forderungen"  Bedenken,  schoben 
sie  so  lange  wie  möglich  hinaus. 

P.rst  als  der  Krieg  ausgebrochen  war,  die  zu  einem  raissglückten  Ein- 
fall in  Brabant  verwandten  gelderschen  Truppen  dem  wider  Franz  IL 
siegreichen  und  jetzt  nach  dem  Kiederrhein  aufbrechenden  Heer  des  Kai- 
sers offenbar  nicht  gewachsen,  ja  nicht  einmal  im  Stande  waren,  gegen 
ungeregeltes  brabantsches  Landaufgebot  zu  schützen;  die  fürstlichen  Gassen 
völlig  erschöpft  waren,  die  gehoflte  französische  Hilfe  ausblieb,  wandte 
sieh  Herzog  Wilhelm  an  die  Landstände.  Ihre  Antwort  und  ganze  Hal- 
tung i-eigte,  wie  sehr  jene  schwache  und  unentschiedene  Politik  die 
Autorität  des  fürstlichen  Regiments  bereits  geschwächt  hatte.  Ohne  sie  zu 
fragen,  habe  der  Herzog  Geldern  occupirt,  seine  Schwester  dem  König 
von  England  zur  Gemahlin  gegeben,  mit  dem  Kaiser  unterhandelt,  sich  in 
Frankreich  vermählt;  dennoch  wollten  sie  ihn  in  seiner  Noth  nicht  ohne 
Beistand  lassen.  Sie  sahen  augenscheinlich  in  dieser  Noth  nur  die  längst 
ersehnte  Gelegenheit,  ihre  verbrieften  Rechte  auf  das  Mitreginient  zur  Gel- 
tung zu  bringen.  Ihr  Beistand  war  daher  auch  nicht  dazu  angethan,  ihren 
Landesherrn  aus  dieser  Noth  zu  reissen,  eher  das  Gegentheil  zu  bewirken. 
Im  November  1542  bewilligten  die  cleve-märkischen  Stände  auf  einem  Laiul- 
tage  zu  Dinslaken  in  der  Hoffnung,  dass  aus  dem  auf  ihr  eifriges  Anrathen, 
ja  Fordern  mit  der  Statthalteriu  der  Niederlande  geschlossenen  Waffenstill- 
stand der  Friede  hervorgehen  werde,  eine  höchst  beschränkte  Anzahl  von 
Knecliten,  bezüglich  die  für  ihre  Erhaltung  nöthige  Summe  auf  einige  Mo- 
nate „zur  Vertheidigung  des  Landes";  dann  nach  mouatelangen  Verliand- 
lungen  und  Berathungen  der  cleve-märkischen  und  jüIich-bergischen#„Aus- 
schÜKKe",  steigenden  Klagen  und  immer  heftigem  Drängen  auf  möglichst 
rtt.*«chen  FriedensschluHK.  am  15.  Juli  1543  auf  einem  allgemeinen  Landtag 
zu  (iladbach  00,000  Goldgulden,  nicht  ohne  wohlverclausulirten  Vorbehalt 
der  Steuerfreiheit  ihrer  sämmtlichen  Güter,  insbest)nderc  aber  der  abso- 
luten Exemtion  der  Ritterschaft,  die  sich  lange  geweigert  hatte,  persönlich 
zu  der  Steuer  beizutragen,  obwohl  die  Städte  dies  zur  Bedingung  ihrer  Be- 
willigung machten.  Schon  stand  da»  kaiserliche  Heer  am  Rhein,  im  August 
brach  es  in  das  Jülichsch«  ein,  besetzto  noch  kaum  nennenswerthem  Wi- 
derstand das  ganze  Land.  Am  2*J.  September  Iftt.'J  dletirte  der  Kaiser 
dem  iii'r  Lntr«  r  l»<  i  V.iiloo  cntbctteueu  Herzog  den  Frieden.  Dass  er  ein 
\i  2 
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deniüthigender  war,  erhöhte  nur  die  gebieterische  Sprache,  die  Forderungen 
der  Laiidstände  ihrem  besiegten  Fürsten  gegenüber;  es  hatte  sich  ja  ge- 
zeigt, welches  Unheil  das  fürstliche  Regiment  ohne  ihren  „Beirath"  über 
das  Land  bringe. 

Die  cleve-märkischen  Städte  erneuerten  ihre  Union  von  1508,  und  beschlos- 
sen, wieder  jährlich  selbst  berufene  freie  Städtetage  abzuhalten;  die  clevische 
Ritterschaft  hielt  den  Zeitpunkt  für  geeignet,  nach  dem  Beispiel  der  Städte 
im  Februar  und  Mai  1544  gleichfalls  eine  Einigung  zu  schliessen,  „da  sie 
sich  der  verliehenen  Privilegien  mit  ganzer  Begierde  zu  gebrauchen  be- 
gehrten, und  einander  vor  unrechter  Vergewaltigung  beschirmen  wollten". 
Sie  be^chloss,  alle  Streitigkeiten  unter  sich  nicht  vor  den  fürstlichen  Rath 
zu  bringen,  sondern  von  den  Mitgliedern  ihrer  Corporation  schlichten  zu 
lassen,  einen  ständigen  Ausschuss  von  vier  Ritterbürtigen  zu  wählen,  wel- 
cher alle  Privilegien,  Rechte  und  Herkommen  der  Ritterschaft  „zusammen- 
suchen", und  insbesondere  für  deren  Beobachtung  und  Geltendmachung,  zu 
gleichem  Zweck  für  jährliche  Zusammenkünfte  der  Unirten,  und  endlich  dafür 
Sorge  tragen  sollten,  dass  sämmtliche  Mitglieder  der  Einigung  zu  den 
Landtagen  verschrieben,  auch  nur  solche  in  die  den  Ritterbürtigen  bei 
Klagen  des  Fürsten  gegen  sie  zustehenden  Compromissgerichte  berufen 
würden.  Um  den  Beschlüssen  dieser  von  den  Mitgliedern  und  ihren  Erben 
zu  beschwörenden  Union  Nachdruck  und  Geltung  zu  schaffen,  sollten  auf 
den  Landtagen  alle  fürstlichen  Räthe,  die  der  Ritterschaft  angehörten, 
durch  „allerhand  Vorwände"  aus  den_  heimlichen  Vorberathungen  der  Unir- 
ten ausgeschlossen,  und  so  auf  die  fürstliche  Proposition  eine  jenen  Be- 
schlüssen entsprechende,  möglichst  einhellige  Resolution  abgegeben  werden. 
Man  sieht,  die  Ritterschaft  hatte  aus  den  Erfahrungen  der  letzten  20  Jahre 
Nutzen  gezogen,  sie  strebte  jetzt  auch  ihrerseits  nach  einer  festen  und  blei- 
benden Organisation,  um  die  Niederlage  des  fürstlichen  Regiments  mit 
dauerndem  Erfolg  ausbeuten  zu  können. 

Es  wurde  dem  Herzog  nicht  mehr  so  leicht  wie  bisher,  die  Forderungen 
der  Stände  abzuweisen.  Aber  wenn  es  auch  nicht  möglich  war,  die  Dinge  wie- 
der völlig  in  das  alte  Geleise  zu  bringen,  so  gelang  es  ihm  doch  im  Grossen 
und  Ganzen  und  jedenfalls  besser,  als  die  hohe  Politik  und  der  Krieg  gegen 
den  Kaiser.  Die  Gestaltung  der  religiösen  Parteiverhältnisse  in  seinen  Lan- 
den und  die  Stellung,  die  er  dazu  einnahm,  erleichterte  ihm  dies.  Seit  sei- 
nem Regierungsantritte  hatten  sich  die  Anhänger  der  neuen  Lehre  nament- 
lich ki  Wesel,  Soest  und  fast  allen  märkischen  und  bergischen  Städten 
derart  vermehrt,  dass  sie  bereits  die  Mehrheit  bildeten,  das  Regiment  in 
Händen  hatten.  Ihnen  gab  die  Unterwerfung  unter  den  Kaiser,  die  Be- 
stimmung des  Friedensvertrages:  die  katholische  Religion  aufrecht  zu  er- 
halten, allen  Neuerungen  zu  entsagen  und  dieselben  abzustellen,  und  die 
Vermählung  des  Herzogs  mit  der  Tochter  König  Ferdinand' s  Anlass  zu 
den  grössten  Befürchtungen.  Sie  fühlten  die  Nothwendigkeit,  den  Herzog 
nicht  durch  eine  aufs  Aeusserste  getriebene  Opposition  vollends  in  die 
Arme  der  katholischen  Partei  zu  drängen,  zumal  sie  sahen,  dass  derselbe 
seinerseits  keine  Neigung  zu  einer  unbedingten  Reaction  und  „Abstellung 
aller  Neuerungen"  bezeigte,    soviel   wie   möglich  die  bisher  eingeschlagene 


Die  landständischen  Verhältnisse  in  Cleve  und  Mark  bis  zum  Jahre  1641.       |9 

„mittlere  Linie"  festzuhalten  suchte,  wenigstens  die  „Gewissen  nicht  mit 
Gewalt  beschweren"  wollte.  In  diesem  Sinne  nahm  er  jetzt  die  vom  Vater 
begonnene  „Reform"  ganz  in  der  von  diesem  verfolgten  Richtung  wieder 
auf,  erliess  er,  neben  neuen  Hof-,  Raths-,  Amtmänner-,  Gerichtsschreiber-, 
Lehensbrüchten-,  Polizei-,  Armen-  und  Wegeordnungen,  namentlich  ein  neues 
für  alle  seine  Länder  gültiges  Gesetzbuch  ^'^),  das  die  Unzahl  der  bestehen- 
den Rechtsgewohnheiten  nach  den  Principien  des  Römischen  Rechts  umge- 
staltete, oder  richtiger  gesagt,  das  gemeine  Recht  an  ihre  Stelle  setzte  und 
somit  seinerseits  die  Ausbildung  der  öfl'entlichen  Macht  des  Landesherrn 
zu  fördern  suchte. 

Bei  so  tief  eingreifenden  Reformen   die  Landstände   zu  umgehen,   war 
unmöglich,   es  musste   mit  ihnen   wenigstens   darüber  communicirt  werden. 
Da  fehlte  es  denn  nicht  an  zum  Theil  heftiger  Opposition,  sowohl  auf  den 
meist  in  Cleve  und  Wickede  (bei  Dortmund)  abgehaltenen  Sonderlandtagen  von 
Cleve  und  Mark,  als  auf  dem  gemeinsamen  I^andtage,  der  jetzt  fast  jährlich 
gewöhnlich  in  Dinslaken  oder  Essen  tagte.  „Verordnete"  wurden  erwählt,  wel- 
che die  Landesprivilegien  und  alten  Rechtsgebräuche  wahren  sollten ;  Städte- 
tage wurden  abgehalten,  um  sich  die  Privilegien,  die  Autonomie  zu  sichern, 
und  noch  lange  wiederholen  „Particular-  und  Generalgravamen"  die  Uebel- 
stände,  welche  die  Neuerungen  herbeigeführt  hätten.   Aber  der  Herzog  zeigte 
ich  dieser  Opposition  gewachsen,  er  brachte  ohne  Rücksicht  auf  sie  seine 
truten  Gesetze,  die  an  die  Stelle  schlechter  Gewohnheiten  getreten  seien", 
asch   zur  allgemeinen  Geltung  und  Durchführung,  ja  er  wusste   sogar  in 
natürlicher  Consequenz  des  Begonnenen,  und  auf  Grund  des  seinem  Vater 
■  rtheilten,  ihm  erweiterten  Privilegium  de  non  appellando  nach  und  nach  die 
inzelnen  Städte  zu  bewegen,   ihm  die  ihren  Schöffengerichten  über  andere 
"^tädte  und  Landgerichte  zustehende  Appellinstanz,  wodurch   die  Autorität 
der  fürstlichen  Richter  geschwächt  und  eine  geordnete  Justizpflege  erschwert 
wurde,    abzutreten,    die  oberste   Gerichtsbarkeit  im  Lande    ausschliesslich 
durch  seinen  ständigen  Rath  in  Cleve  ausüben  zu  lassen. 

Nicht  so  leicht  war,  wie  immer,  in  Steuerfragen  mit  den  Landständen 
;<  rtig  zu  werden.  Der  Krieg  mit  dem  Kaiser  hatte  die  fürstlichen  Domainen 
mit  083,000  Thaler  Schulden  belastet.  Zwar  suchte  eine  „Rechenkammer- 
'»rdnung"  von  1067  die  landesherrlichen  Einkünfte  möglichst  zu  heben, 
teilte  Rechenmeister  und  Rentmeister  unter  der  Controllc  bestimmter  zur 
Keehenkammer  verordneter  Bäthe,  ordnete  die  genaueste  Abnahme  aller 
IJechnungen,  Anlage  von  Domainengrundbüchern,  Schuld-  und  Rentenver- 
/eichnissen  und  eines  juhrlielien  Etats  der  Einnahmen  und  Ausgaben  an, 
bentimmte,  duss  alle  Grundstücke  öflentlich  meistbietend  und  wo  möglich 
nicht  länger  als  auf  3  oder  6  Jahre  verpachtet  werden,  der  Zuschlug  nicht 
ohne  Zustimmung  der  Käthe,  und  bei  Hheinatdandungen  und  sonstigen  Neu- 
landereien nicht  ohne  die  des  Fürsten  erfolgen  sollte  —  aber  alle  diese  Mauss- 
regeln, die  Htrengste  Haushaltung  und  geordnetste  Eiiianzverwaltung  waren 
nicht  mehr  im  Stande,  aus  den  Donminen  allein  die  Mittel  zur  Schuldentilgung, 


•»)  ^Die  Ordiiunjf  und  Reformution  des  gerichtlichou  ProztBHCH-,  widcho  Pri- 
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ja  nicht  eiuiiial  die  zu  den  mit  dem  „neuen  Wesen"  fort  und  fort  steigenden 
Regierungskosten  zu  beschaflen.  So  hatten  denn  schon  1548  die  Stände  um 
eine  Beisteuer  angegangen  werden  müssen,  sie  auch  nach  „etlicher  Maassen 
guter  Vertröstung  ihrer  Gravamen"  bewilligt.  Als  aber  der  Herzog  1552  bei 
Veranlassung  des  vom  Kurfürsten  Moritz  von  Sachsen  gegen  den  Kaiser  un- 
ternommenen Krieges  „Defensionssteuer"  verlangte,  weigerten  die  cleve-mär- 
kischen  Stände  solche  und  baten,  sich  bei  den  Wirren  im  Reich  neutral  zu 
halten.  Erst  nach  langen  Verhandlungen  bewilligten  sie  eine  Steuer  zur  In- 
standsetzung der  Festungen  im  Lande,  ohne  sich  jedoch  über  den  Erhebungs- 
modus einigen  zu  können.  Es  trat  damit  ein  schon  1542  begonnener  Streit 
zwischen  Ritterschaft  und  Städten  über  die  Steuerdistribution  oder  Matrikel 
wieder  hervor,  der  länger  als  ein  Jahrhundert  währen  sollte,  vielfach  die 
Wirksamkeit  der  Stände  lähmte,  dem  Landesherrn  aber  eben  so  oft  ihre 
Mitwirkung  entzog,  als  er  ihm  anderseits  eine  Wafle  gegen  sie  in  die 
Hand  gab. 

Nach   den  Privilegien  der  Ritterschaft  und  Städte  waren,    wie   schon 
gesagt,  deren  sämmtliche  Güter,  also  damit  fast  der  gesammte  Grund  und 
Boden  des  Landes,   von  Alters  her  schatzfrei,   eine  Freiheit,  die  auch  bei 
einer  von  den  Ständen  bewilligten  Bede  stets  aufrecht  erhalten  wurde.    p]s 
blieb  mithin  nur  eine  Besteuerung  der  Person  übrig,  die  in  älterer  Zeit  so- 
wohl bei  Schätzungen  der  unfreien  Leute,  wie  bei  Beden  der  Ritterbürtigen, 
Bürger  und  Freien  in  Form  einer  Kopfsteuer  erhoben  worden  zu  sein  scheint. 
Die  Höhe  der  Bede  stand  ursprünglich  ganz  in  dem  Belieben  jedes  Ritter- 
bürtigen, jeder  Stadt,  jedes  Freien  oder  freien  Dorfs,  wurde  nur  durch  die 
allgemeine  Clausel,    soviel  sie  ehrenhalber  geben  könnten,   bestimmt.     Erst 
die  zur  gemeinsamen  Wahrung  ihrer  Steuerfreiheit  und  anderen  Privilegien 
wünschenswerthe   corporative  Einigung   führte   zu   einer  Vereinbarung  über 
diese  Höhe   zuerst  der  Städte  und  Ritterbürtigen  unter  sich,    dann  mit  der 
weiteren  Entwicklung  der  ständischen  Verfassung  der  beiden  Corporationen. 
War  auf   diesem   Wege    eine    allgemeine   Steuer    durch   Zustimmung  jeder 
Corporation  und  jedes  einzelnen  Mitgliedes  in  derselben  bewilligt,  so  musste 
weiterhin  auch  die  Quote,  welche  dasselbe  zahlen  solle,  vereinbart  werden. 
So   hatte   sich   bei    den  immer   regelmässiger  werdenden   Steuern   eine   ge- 
wohnheitsmässig  im   Grossen   und   Ganzen    eingehaltene  Matrikel    gebildet, 
aber  sie  dauernd  und  gesetzlich  festzustellen,  war  bei  den  nie  aufhörenden 
Ueberbürdungsklagen  und  der  erforderlichen  Einstimmigkeit  eines  desfallsi- 
gen   Beschlusses   äusserst    schwierig.      Schon  Herzog  Johann  III.    hatte 
derartige   Versuche    vergeblich    gemacht;    sein    Sohn,    Herzog   Wilhelm, 
nahm  dieselben  in  dem  Bestreben,  die  Bewilligung  und  Erhebung  der  Steuern 
durch  Fixirung  der  Quoten  und  Umbildung  der  Personal-  in  eine  Realsteuer 
erleichtern  zu  können,  wieder  auf;  stiess  aber  dabei  auf  den  entschiedensten 
Widerstand  der  Stände,    die   diesem  Bestreben  ihrerseits  im  Jahr  1542  die 
Erklärung  entgegenstellten,    dass   Steuern    nach  ihren  Privilegien  niemals 
„onera  realia",  stets  nur  „onera  personalia"  sein  könnten,  dieselben  im  All- 
gemeinen nur  von  „Gewinn  und  Gewerb",  das  heisst  dem  beweglichen  Ver- 
mögen und  Einkommen,  erhoben  werden  sollten.    In  dieser  Richtung  hatten 
die  Städte  längst  jenes  roho  Kopfsteuorsystem  in  eine  allerdings  unter  sehr 
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verschiedener  Form  erhobene  A'eruiöjicns-  und  Einkommensteuer  verwan- 
delt'^). Ihre  Autonomie  berechtigte  sie  zur  Selbstbesteuerung,  ja  ob  die 
einzelneu  Städte  ihre  Quote  überhaupt  durch  Besteuerung  oder  aus  anderen 
Einkünften  beibringen  wollten,  war  ihre  Sache;  den  grössern  stand  sogar 
theils  mit,  theils  ohne  Zustimmung  des  Fürsten  die  Erhebung  einer  Accise 
zu,  eine  Befuguiss,  von  der  sie  zum  Theil  den  ausgedehntesten  Gebrauch 
machten. 

Als  Herzog  Wilhelm  mit  einer  Reform  der  directen  Besteuerung 
nicht  durchdringen  konnte,  machte  er  im  Jahre  1552  bei  Gelegenheit  der 
bewilligten  Festuugssteuer  den  Vorschlag  zu  einer  allgemeinen  indirecten, 
zu  einer  Landesaccise.  Er  rechnete  mit  Recht  dabei  auf  den  Beistand  der 
Ritterschaft.  Seitdem  auch  die  Besteuerung  ihrer  Pächter  und  Zinsleute 
^auf  dem  platten  Ijande"  ihrer  Bewilligung  unterlag,  hatte  sie  sich  gleich 
den  Städten  bemüht,  den  grössten  Theil  der  bewilligten  Summen  diesen  zu- 
zuschieben, endlich  den  Anspruch  erhoben,  dass  die  Ritterbürtigen  wie  ihre 
Rittersitze  und  auf  denselben  befindlichen  Leute  überhaupt  steuerfrei  wä- 
ren, sie  nur  als  Vertreter  jener  ehemals  der  Schätzung  unterworfeneu  Leute 
auf  ihren  Paclitgütern  eine  freiwillige  Steuer  bewilligten,  welche  an  die 
Stelle  jener  früheren  ständigen  Schätzung  seitens  des  Fürsten  getreten  sei, 
Anfangs  hatten  die  Städte  sich  dieser  Prätension  mit  Erfolg  widersetzt, 
noch  in  den  Kriegsjahreu  1542  und  1543  die  Ritterschaft  genöthigt,  fast 
so  viel  wie  sie  selbst  an  Steuern  zu  zahlen.  Erst  bei  der  Türkensteuer  von 
1546  und  der  Landessteuer  von  1548  hatten  die  Ritterbürtigen  sich,  gestützt 
auf  ihre  neue  corporative  Einigung,  zu  eximiren  gewusst.  Um  „solchen 
Missbrauch"  nicht  einschleichen  zu  lassen,  forderten  die  Städte  jetzt  die 
..I'articipirung  der  Ritterschaft"  an  der  Festuugssteuer,  machten  dieselbe 
zur  Bedingung  ihrer  Einwilligung,  protestirten  heftig  gegen  eine  Landes- 
accise, durch  welche  jene  umgangen  und  sie  ihrer  besten  Einnahmen  durch 
die  eigene  Accise  beraubt  würden. 

Als  der  Herzog  dennoch  mit  Einführung  der  Accise   begann,   einigten 

1»  Ritterschaft  und  Städte  1554  doch  wieder  zu  dem  Beschlüsse,  dass 
uhne  einhellige  Bewilligung  der  Landstände  keinerlei  Steuern  erhoben  wer- 
il«'n   dürften,    über  die    N'erwendung  derselben    ihren   „A'erordneten"   stets 

chuung  abzulegen  sei.  Auf  diese  Weise  erhielt  der  Fürst  überhaupt 
Keine  Steuer  und  damit  war  den  gesammteu  Ständen  am  meisten  gedient. 
Ks  half  ihm  wenig,  dass  die  Städte  bei  nochmaliger  Weigerung  der  Ritter- 
haft, dich  au  der  Türkensteuer  von  155Ö  zu  betheiligen,  die  Streitfrage 
/ui  „Decision  des  Landesherren"  stellten;  er  entschied,  dass  bei  Türken-  und 
LandcKdefen-Hionshteueru  die  Ritterschaft  zur  Participirung  verpilichtet  sei. 
Eben  diese  Defensionssteuer  konnte  er  trot/.dem  nicht  erhalten,  kaum 
30,0ÜÜ  Thaler,  die  das  „platte  Land"  fast  allein  aufbringen  nuisste,  bewil- 
ligten endlich  1563  die  cleve-märkiscben  Stände,  nicht  ohne  die  Bediufrung, 

"j  Aul  ti, ...  1. ..iirdü  diebi    .......    ,....  iicwinu  uml  (itwi-jh  ; .....  1* 

I  Anzuhl  von  ITcrdün  und  sonstigem  Viuh,  wulchus  zum  Hutrieh  der  bäuer- 
lichen Wirthschaft  benutzt  wurde,  buHtinunt.  Hieraus  entwickelte  sich  auch  hier 
eine  Art  clustfificirtur  Klukumuieu-  und  Vermugeussteuer. 
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dass  ihre  Verordneten  in  Gemeinschaft  mit  den  Käthen  Umlage  und  Erhe- 
bung leiten  sollten. 

Diesem  Bestreben,  dem  Fürsten  durch  hartnäckige  Weigerung  von 
Steuern  jedes  selbstständige  Handeln,  ja  jedes  feste  Regiment  unmöglich  zu 
machen,  entsprach  auch  ihre  stete  Abmahnung  von  allen  Bündnissen  mit 
anderen  Fürsten,  selbst  den  benachbarten,  die  überdies  keinenfalls  ohne 
ihre  Zustimmung  abgeschlossen  werden  dürften;  ihre  unablässige  Ermahnung 
zur  stricten  Neutralität.  Selbst  die  beiden  Religionsparteien  im  Lande,  mit 
welchen  widersprechenden  Hoffnungen  und  Befürchtungen  sie  auch  die  Ent- 
wickelung  der  kirchlichen  Frage  in  Deutschland  und  den  Niederlanden  und 
das  Verhalten  ihres  Fürsten  zu  derselben  beobachteten,  hatten  sich  wenig- 
stens ihm  gegenüber  in  dieser  Forderung  nach  Neutralität  geeinigt;  sie 
sahen  in  derselben  gleichsam  eine  Garantie  für  ihr  ungehindertes  Neben- 
einanderbestehen und  Wirken  im  Lande. 

Herzog  Wilhelm  hatte,  wie  schon  gesagt,  in  der  Frage  der  Kirchen- 
reformation jene  mittlere  Linie,  welche  nach  der  Katastrophe  von  1543  eben- 
so sehr  seine  politische  Lage  wie  die  am  Hofe  herrschende  humanistische 
Richtung  vorzeichnete,  mit  Beharrlichkeit  einzuhalten  gesucht.  Soweit  es 
seine  Familienverbindung  und  seine  politische  Abhängigkeit  vom  Kaiser- 
hause gestattete,  strebte  er  gleich  seinem  Vater  nach  einer  eigenen  selbst- 
ständigen Kirchenreformation  in  seinem  Lande,  nach  einer  Art  Landes- 
kirche, welche  zunächst  die  äusseren  Schäden  der  alten  Kirche  heilen, 
Zucht,  Ordnung,  Sittlichkeit  und  geistige  Bildung  durch  die  dazu  verord- 
nete Obrigkeit  schaffen,  dann  aber  auch  auf  dem  Gebiet  der  Dogmatik 
und  des  Cultus  eine  Vermittlung  der  einzelnen  Bekenntnisse  durch  Wen- 
dungen und  Formen,  durch  welche  er  den  verschiedensten  Auffassungen 
gerecht  zu  werden  suchte,  herbeiführen  sollte.  Aber  mit  diesen  Bestrebun- 
gen war  er,  gehemmt  durch  äussere  politische  Rücksichten  und  innere  Un- 
entschlossenheit,  lange  Jahre  wenig  über  negative  Maassregeln,  über  ein 
Frontmachen  gegen  jede  entschiedene  Richtung  hinaus  gekommen.  Er  dul- 
dete allerdings  nicht  die  Eingriffe  der  geistlichen  Jurisdiction  des  Erzbi- 
schofs von  Cöln  in  die  kirchlichen  Verhältnisse  seines  Landes,  gestattete 
das  Abendmahl  unter  beiderlei  Gestalt  zu  nehmen,  den  Priestern  die  Ehe; 
aber  anderseits  erliess  er  auch  die  schärfsten  Mandate  gegen  alles  „Sekten- 
wesen", befahl  die  Aufrechthaltung  der  kirchlichen  Ceremonien,  so  lange 
darüber  nichts  Anderes  verordnet  werde.  Erst  als  der  entschiedene  Calvi- 
nismus in  den  Niederlanden  die  Oberhand  gewonnen,  sich  rasch  über  sein 
Land  auszubreiten  begann,  die  religiöse  Bewegung  dort  eine  politische  re- 
publikanische Richtung  nahm,  sah  der  Herzog  die  Nothwendigkeit  ein,  um 
die  einseitige  Ueberstürzung  und  „die  einem  geordneten  Regimente  drohende 
Gefahr"  abzuwehren,  mit  seiner  eigenen  Kirchenreformation  positiv  aufzu- 
treten. Die  seit  Jahren  geplante  Kirchenordnung  wurde  jetzt  in  dem  eben 
angedeuteten  Sinne  festgestellt,  vor  ihrer  Publication  aber  noch  den  Stän- 
den vorgelegt. 

So  sehr  die  cleve- märkischen  Stände  früher  eine  Ordnung  der  kirch- 
lichen Verhältnisse,  wenn  auch  je  nach  dem  confessionellen  Standpunkte 
in  verschiedenstem  Sinne,  gewünscht  hatten,  jetzt  zeigte  sich,  dass  die  Re- 
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ligionsparteien  nicht  mehr  iu  der  bisherigen  Weise  neben  einander  herzu- 
gehen gemeint,  nicht  mehr  mit  Aussichten  und  Hoffnungen  hinzuhalten  oder 
mit  einer  Vermittlungsform,  der  jede  sich  fügen,  darunter  jede  nur  einen 
gewissen  Grad  von  Duldung  geniessen  sollte,  zufrieden  zu  stellen  waren. 
Der  Calvinismus  hatte  besonders  in  Cleve  durch  die  Flüchtlinge  aus  den 
Niederlanden  festen  Fuss  gefasst,  die  lutherische  Richtung  verdrängt,  in 
den  meisten  Städten  und  selbst  unter  der  Ritterschaft  die  zahlreichsten  An- 
hänger die  Mehrheit  gewonnen.  Es  ist  die  Frage,  ob  der  Herzog  in  Cleve 
und  Mark,  auch  ohne  andere  Hindernisse,  mit  seiner  Kirchenordnung  durch- 
gedrungen wäre.  Seine  1567  ausbrechende  Krankheit,  das  gleichzeitige 
Auftreten  Alba's  in  den  Niederlanden  verhinderte  ihre  Publication  für 
immer.  Die  Krankheit  des  Fürsten,  die  spanische  Reaction  und  der  Aus- 
bruch des  niederländischen  Religionskriege  s  äusserten  bald  ihre  Wirkungen 
auf  die  uiederrheiuischen  Lande  in  der  traurigsten  Weise. 

In  drohenden  Ausdrücken  mahnte  Alba  den  Herzog,  beziehungsweise 
seine  ihm  höchst  missliebigen  Räthe  an  die  im  venlooer  Vertrage  eiugegaugene 
\'erpflichtung,  die  Neuerungen  abzustellen,  die  katholische  Religion  aufrecht 
zu  erhalten.  Jetzt  galt  es,  „die  giftige  Pflanze,  welche  des  Kaisers  Erb- 
hinde  zu  vergiften  drohte"  '^),  auch  aus  den  diesen  benachbarten  jülichschen 
iianden  auszurotten.     Es  gelang  ihm,    die   katholische  Partei  in  den  clevi- 

(;hen  Landen  zum  Widerstand  gegen  die  Fortschritte  des  Calvinismus,  die 
auf  die  Alleinherrschaft  zielenden  Pläne  ihrer  Anhänger  aufzureizen;  ua- 
iiieutlich  aber  am  Hofe  des  immer  geistesschwächeren  Fürsten  mit  Hilfe 
des  jülichschen  Marschalls  Werner  v.  Gymnich  Männer  zu  gewinnen  und 
dorthin  zu  bringen,   welche  der  römischen  Kirche   und  dem  spanischen  In- 

'  rcsse  gleich  rücksichtslos  ergeben  waren,  und  nach  und  nach  die  alten, 
den  neuen  Grundsätzen  irgendwie  huldigenden  Räthe  zu  entfernen  oder  um- 
zustimmen wussten'*).  Zwei  Jahre  nach  dem  Auftreten  Alba's  in  den 
Niederlanden  war  die  spanische  Partei  am  clevischen  Hofe  die  herrschende, 
luhlte  die  Reaction  sich  stark  genug,  mit  den  schärfsten  Maassregelu  zur 
gründlichen  Ausrottung  der  Ketzerei  vorzugehen. 

In   den  Verhandlungen   der  cleve -märkischen  Stände  aus   dieser  Zeit 


'♦)  Schreiben  Kaiser  Karl's  V.  ao  Herzog  Wilhelm  v.  4.  Juli  1548. 

•')  Statteines  Humanisten  wie  Konrad  v.  Heresbach,  des  Erziehers  Her- 

ogs  Wilhelm,   wurde   dem  Erl)i)rinzen  Karl  Friedrich,   dessen  Gouverneur 

;yninich  wur,   der   streng  katholisch  und  vor  Allem    streng  römisch   und  spa- 

irtch   gesinnte    Stephan    W  inandus-lMghius,     längere    Zeit    Secretair   des 

.irdinais  Granvella,  zum  Erzieher  gegeben;  Gouverneur  des  zweiten  Prinzen, 

i'ihann  Wilhelm,  ward  der  ebenso  zuverlässig  katholische  .Marschall  Johann 

.  Ueuachenberg.    An  Stelle  Olischleger's  trat  IfiTf)  als  clevischer  Oanzler 

Heinrich  v.  Woezo,  an  Stelle  des  ,,CalvlniHten"  Dietrich  v.  Hootzlaer  als 

cievischer   Landdrost   1574   Otto  v.  Wuchtendonk,    dessen    Hruder  Arnold 

Landmarschuli  war  und   d«'m   in  diesem  Amte  Johann  v.  d.  Horst,    bis  dahin 

Landhofmeister,  folgte,  während  letztere  Stelle  Peter  v.  Aldenbockum  erhielt, 

immtlich  Männer  von  bewährter   katholischer  Gesinnung.     Gleicher   Richtung 

vuren  oder  wurden  die  von  jetzt  üb  als  eigentliche  (jeschaftsniäuner  in  Diissel- 

lorf  fungireuduu  Käthe  Wilhelm  Wiesel  und  Probst  Jlirnianu  Kinck. 


24  Allgemeine  Einleitung. 

spiegelt  sich  dieser  Kampf  der  Parteieu  am  Hofe  und  im  Lande  trotz  aller 
Versuche,  die  äussere  Einigung  aufrecht  zu  erhalten,  lebhaft  ab.  Die  Union 
von  1508  verpflichtete  die  Städte  zur  gegenseitigen  Hilfe,  im  Falle  sich  eine 
derselben  fürstliche  Ungnade  zuziehe.  Wesel,  das  sich  der  von  Alba  vor- 
geschriebenen Forderung  des  Herzogs,  die  Flüchtlinge  aus  den  I^iederlan- 
den  abzuweisen,  hartnäckig  widersetzte,  suchte  vergeblich  auf  Grund  dieser 
Bestimmung  die  sämmtlichen  Städte  zu  seiner  Unterstützung  zu  bewegen. 
Die  clevischen  Städte,  in  denen  die  katholische  Partei  das  llegiment  hatte, 
wie  Emmerich,  Calcar,  Xanten,  weigerten  sich  entschieden,  drohten  15*70, 
wenn  Wesel  auf  eine  derartige  Declaration  des  Vertrages  bestehe,  aus  der  Union 
ausscheiden  zu  wollen.  Mit  diesen  katholischen  Ständen  begannen  die  Räthe 
jetzt  vielfach  allein  zu  unterhandeln,  so  die  Spaltung  zu  vermehren.  Mit 
ihnen  allein  wurde  über  die  Vermählung  der  ältesten  Prinzessin  Marie 
Eleonore,  deren  evangelische  Gesinnung  möglichst  unschädlich  gemacht 
werden  sollte,  an  den  fernen  und  geistesschwachen  Herzog  Albrecht  von 
Preussen  unter  der  Hand  berathen.  So  ward  ihr  und  ihren  Erben,  im  Fall 
sie  zur  Nachfolge  in  den  Rheinlanden  gelangten,  in  den  Ehepacten  von 
1572  vorgeschrieben,  „die  Unterthanen  bei  der  alten  wahren  katholischen 
Religion  bleiben  zu  lassen".  Wenn  ferner  in  denselben  gelobt  werden 
musste,  eventuell  ein  jedes  Fürstenthum  „bei  seinen  Privilegien  zu  halten 
und  die  Lande  mit  den  Untersassen,  so  darin  geboren,  geerbt  und  begü- 
tert, auch  mit  mehr  Adelspersoneu  denn  Rechtsgelehrten  regieren  lassen 
zu  wollen",  so  zeigt  das,  aus  welchen  andern  Elementen  jetzt  der  fürstliche 
Rath  bereits  bestand.  Nur  „zuverlässige  katholische  Ritterbürtige"  suchte 
die  spanische  Camarilla  in  die  Hof-  und  Rathsstellen  zu  bringen,  jene  den 
Neuerungen  geneigten  bürgerlichen  Gelehrten  möglichst  fern  zu  halten,  und 
der  von  dem  Herzog  wahrscheinlich  schon  in  den  fünfziger  Jahren  einge- 
führte Cabinets-  oder  geheime  ordentliche  Rath,  der  nur  aus  dem  Canzler, 
Hofmeister,  Marschall,  Landrentmeister  und  „wen  der  Hof  sonst  aus  den 
andern  Räthen  verlange"  bestand,  erleichterte  derselben  ihr  Treiben  sehr. 
Nur  auf  ausdrücklichen  Befehl,  so  schrieb  die  Canzleiordnung  vor,  durfte 
den  übrigen  Räthen  von  dem,  was  der  Geheime  Rath  beratheu  hatte,  Mit- 
theilung gemacht  werden,  dessen  Beschluss  wurde  den  drei  Regierungs- 
abtheilungen zur  Ausführung  angezeigt  und  darüber  in  denselben  weiter 
berathschlagt.  Der  daneben  bestehende  „Gemeine-Rath",  der  ursprünglich 
gleichfalls  täglich  zusammentreten  sollte,  Hess  sich  so  leicht  bei  Seite  drän- 
gen, wenigstens  nur  um  der  Form  willen  abhalten. 

Die  evangelischen  Landstände,  und  ihrer  war  in  Cleve  und  Mark  die 
Mehrheit,  namentlich  aber  unter  ihnen  die  evangelischen  Städte  fühlten 
bald  den  Druck  der  so  wohl  organisirten  Reaction.  Sie  klagten  1573  auf 
dem  Landtage  zu  Dinslaken  bitter  darüber,  dass  man  sie  bei  Abfassung 
der  Ehepacten  nicht  hinzugezogen,  „der  ferne  Herzog  von  Preussen  nicht 
einmal  ein  Reichsfürst  sei";  baten  dringend,  dass  der  Herzog  bei  den  stei- 
genden Unruhen  in  den  Niederlanden  die  Tochter  nicht  nach  Königsberg 
begleite,  im  „Lande  und  Regiment"  bleibe,  wenigstens  ein  „Stäudeausschuss 
zur  Begegnung  etwaigen  Ueberzugs"  angeordnet  werde.  Die  Räthe  suchten 
die  wachsende  Opposition   durch   das  alte  Mittel  der  Trennung  zu  über- 
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winden,  neben  der  religiösen  die  politische  Parteiung  zu  befördern.  Auf 
ihre  Veranlassung  verweigerte  die  clevische  Ritterschaft  selbst  bei  der  1574 
dem  Herzog  bewilligten  Prinzessinsteuer  die  Participirung,  und  als  die 
Stände  sich  beschwerten,  dass  man  den  Städten  untersagt  habe,  sich  auf 
eigenen  Conventen  zu  berathen,  wurde  geantwortet,  dass  die  Ritterschaft 
sich  jederzeit  beliebig  versammeln  könnte.  Selbst  Mitglieder  der  letzteren 
glaubten  die  Führer  der  spanischen  Hofpartei  auf  dieselbe  am  ersten  Einfluss 
gewinnen  zu  können ;  sie  hofften  weiter,  wenn  sie  die  Interessen  ihres  Stan- 
des beförderten,  durch  diesen  auch  eine  Stütze  zu  gewinnen,  sich  gleichsam 
als  dessen  Vertreter  und  Vertrauensmänner  hinstellen  zu  können;  und  des 
Fürsten  völlige  Nullität  gab  für  ein  ständisches  Regiment,  wenn  es  sich 
nur  den  katholisch-spanischen  Interessen  ergeben  zeigte,  allerdings  die  be- 
sten Aussichten.  Dies  zu  erlangen,  reichte  aber  eine  blosse  Abwehr  der 
Opposition  nicht  hin,  sie  musste  ganz  gebrochen,  die  Einheit  der  kirchlichen 
und  politischen  Gesinnung  unter  den  Ständen  im  Sinne  der  Rcactiou  mög- 
lichst wieder  hergestellt  werden. 

Schon  1574  waren  Commissionen  angeordnet  worden,  um  „A'isitationen, 
Examinationen  oder  Inquisitionen"  über  das  Religionswesen  im  Lande,  Be- 
kenntniss  und  Cultus  der  einzelnen  Gemeinden  anzustellen.  Drei  Jahre 
später  glaubten  die  Räthe  es  wagen  zu  können,  die  cleve-märkischen  Stände 
geradezu  um  ihre  Mitwirkung  zur  Errichtung  „einer  besonderen  Inquisition 
in  den  cle vischen  Städten"  angehen  zu  können;  sie  rechneten  offenbar  auf 
die  Zustimmung  oder  doch  Connivenz  der  Ritterschaft,  daneben  der  märki- 
schen Stände,  welche,  überwiegend  lutherisch,  sich  nur  zu  leicht  gegen  die 
gefährlicheren  Calvinisten  im  Clevischen  gebrauchen  Hessen.  Sie  sollten 
sich  diesmal  doch  verrechnet  haben.  Auf  dem  gemeinsamen  Landtage  zu 
Essen  brach  ein  von  den  Städten,  besonders  von  Wesel,  geschickt  und 
eifrig  geschürter  Oppositionssturm  gegen  die  „spanische  Inquisition"  aus. 
Die  Landstände  forderten  vor  Bewilligung  der  gesonnenen  Türkensteucr 
eine  wirkliche  Erledigung  ihrer  Gravamen,  wollten  ihre  Deputirten  so  lange 
tagen  lassen,  bis  dieselbe  zur  Zufriedenheit  der  sämmtlichen  Stände  erfolgt 
wäre.  Es  sei  auf  den  Landtagen  immer  „viel  gelobt,  aber  nachher  wenig 
gehalten,  eine  christliche  Reformation  zugesagt  worden,  aber  eine  Defor- 
mation erfolgt".     Es   war  wenigstens  in  Cleve   und   Mark  das   Gegentheil 

•n  dem,   was   die  Räth«-   grhofft  hatten,  eingetroffen,   eine  energische  ge- 

:lilo8.sene  Opposition  aller  evangelischen  Stände  wach  gerufen.  Es  half 
nicht  mehr,  dass  sie  schleunigst  versprachen,  die  Examen  oder  die  Visitation 
sollten  nur  gegon  offiMjbare  Wiedertäufer  und  Sacramcntircr  vorgenommen, 
mit  den  peinlichen  I'n)zessen,  die  gegen  einige  der  schlimmsten  Opponenten 

iter  den  clevi>chen  Ritterburtigeu  eingeleitet  waren,  stille  gehalten  werden. 

:ittcrHchaft    und  Städte   von   Cleve    und  Mark    verbanden    sich    öffentlich, 
im  auch  die  verHprocln'ne  Reformation  jetzt  schwerlich  zu  crlmlti'n  wäre, 

')  wollten  sie  doch   bei  einander  Defensive   halten  und  darüber  Leib  und 

:    ..I...I.    ..>>u  ""•'•'." '«^         f»I"     .•i....i-f<.    |»,.M,.f|M!i    wrlirffll    dir   S'  ""1"    n  ll.-r'l!""-- 
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von  Clevc-Mark  ab,  das  evangelisclie  Bekenntniss  erhielt  sich  dort  trotz 
einzelner  Gewaltmaassregeln  im  Ganzen  und  Grossen,  die  Mehrzahl  der 
Ritterschaft  und  Städte  blieb  demselben  trotz  einzelnör  Conversionen  treu, 
wusste  ihren  Hintersassen  und  Bürgern  freies  Religionsexercitium  zu  er- 
halten. 

Hatten  die  am  düsseldorfer  Hofe  regierenden  Räthe  bei  der  Majorität 
der  cleve-märkischen  Stände  nicht  die  gehoÖ'te  Unterstützung  ihrer  Reactions- 
pläne  gefunden,  mussten  sie  auf  eine  derartige  Einigung  mit  ihnen,  wie  mit 
den  bergischen  Ständen  zur  dauernden  Befestigung  ihres  Regiments  ver- 
zichten, so  suchten  sie  um  so  mehr  bei  der  katholischen  Minorität,  vor 
Allem  aber  bei  der  jülichschen  Ritterschaft,  die  fast  ganz  in  dem  alten 
Glauben  geblieben  war,  durch  eifrige  Beförderung  ihrer  Sonderinteressen, 
durch  Verwendung  der  zuverlässigen  Ritterbürtigen  in  den  Hof-,  Raths-  und 
Amtmannsstellen  einen  Anhalt  zu  gewinnen;  aber  zugleich  waren  sie  auch 
um  so  abhängiger  von  den  spanischen  Statthaltern  in  Brüssel,  mussten 
Land  und  Leute  ihres  Fürsten  ihnen  und  ihrer  zügellosen  Soldatesca  zu 
Werbungen,  Durchzügen,  Einlagerungen,  Verfolgungen  ihrer  Gegner  um  so 
unbedingter  zur  Verfügung  stellen.  Um  so  berechtigter  hielten  sich  dage- 
gen auch  anderseits  jetzt  die  Stände  in  Cleve  und  Mark,  dem  Regi- 
ment der  Räthe,  welche  das  Land  der  römischen  Kirche  und  der  habs- 
burgschen  Hauspolitik  opfere,  mit  allen  Mitteln  einer  erbitterten  principiel- 
len  Opposition  sich  zu  entziehen,  „zum  Schutz  des  bedrohten  Evangeliums^^ 
ihre  Selbstherrlichkeit  zu  sichern  und  zu  erweitern,  den  Glaubensgenossen 
in  den  Niederlanden  offen  und  heimlich  Beistand  durch  Kriegsdienste,  Geld-, 
Waffen-,  Munitions-,  Kornlieferungen,  Unterstützung  von  Zu-  und  Durchzü- 
gen, Aufnahme  der  Flüchtlinge  zu  gewähren.  So  riss  eine  immer  tiefere 
Spaltung,  ein  Parteihader  im  Lande  ein,  der  alle  privaten  und  öff'entlichen 
Verhältnisse  durchdrang  und  dadurch,  dass  man  äusserlich  und  officiell 
seitens  der  Räthe  wie  seitens  der  Stände  noch  immer  die  Neutralität  des 
Landes  gegenüber  den  Parteien  in  den  Niederlanden  betonte,  um  so  ver- 
derblicher wirkte.  Unter  dem  Deckmantel  derselben  bedienten  sich  erst 
recht  beide  des  unglücklichen  Landes,  das,  unter  dem  Schutze  keines  der 
kämpfenden  Heere  stehend,  eine  um  so  leichtere  Beute  beider  war,  beiden 
als  willkommene  Rüstkammer  diente. 

Noch  trauriger  und  anarchischer  wurden  die  Zustände  in  den  niederrhei- 
nischen Fürstenthümern,  als  seit  dem  Jahre  1583  der  Versuch  des  Erzbischofs 
von  Cöln,  Gebhard  von  Truchsess,  die  Reformation  in  seinem  Stifte 
durchzuführen,  und  die  Parteinahme  der  unirten  Staaten  und  Spaniens  für 
und  gegen  ihn,  deren  Heere  unmittelbar  am  Rhein,  ja  in  den  Jülich- clevi- 
schen  Landen  selbst  sich  gegenüber  standen,  diese  theilweise  zum  eigent- 
lichen Kriegsschauplatz  machten.  Jetzt  zeigte  sich,  wie  gänzlich  schutz- 
und  hilflos  die  Laude,  wie  vernachlässigt.  Dank  der  ständischen  Steuerwei- 
gerung, alle  Vertheidigungsmaassregeln  waren,  wie  nicht  einmal  die  Städte 
und  fürstlichen  Schlösser  vor  den  Plünderungen  der  Marodeure   sicher  wa- 


bergischen  Gescliichtsvereins  unter  dem  Titel:  „Der  Landtag  zu  Essen  1577  und 
die  Inquisition",  eingehend  dargestellt. 
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reu.  Trotz  alledem  streubten  sich  auch  jetzt  uoch  die  Staude  auf  dem 
(ünslakener  Landtage  von  1583,  neben  der  Reichsdefensionssteuer  Mittel 
zur  Werbung  einiger  Truppen  zu  bewilligen.  Wie  seit  Jahren  riethen  sie 
zu  Gesandtschaften  nach  Brüssel  und  dem  Haag,  Anerkennung  ihrer  Neu- 
tralität zu  fordern,  an  den  Kaiser,  der  zu  ihrem  Schutze  und  zur  Aufrecht- 
haltung der  Neutralität  des  Keichs  verpflichtet  wäre.  Von  dort  war  mit 
immer  grösserem  Hohn  geantwortet  worden,  die  Neutralität  solle  erst  vom 
I.ande  selbst  beobachtet,  von  der  Gegenpartei  anerkannt  werden;  von  die- 
sem waren  bei  dem  gemeinsamen  habsburgischen  Interesse  au  der  Nieder- 
werfung der  niederländischen  wie  der  cölnischen  Bewegung  kaum  anders  wie 
leere  Worte,  höchstens  zur  Aufrechthaltung  des  äusseren  Scheins  Vorstel- 
lungen in  Brüssel,  Berufung  von  Keichs-,  Collegial-,  Deputations-  und  Kreis- 
tagen, lange  todtgeborne  Defensionsprojecte  zu  erwarten.  Dass  nicht  mit 
Unrecht  zu  fürchten  war,  die  düsseldorfer  Räthe,  welche  noch  eben  Ge- 
schütz und  Munition  dem  cölnischen  Gegenkurfürsten  Ernst  zugesandt 
hatten,  würden  die  Steuer  zur  Unterstützung  der  katholischen  Partei  ver- 
wenden, gab  den  Ständen  genügenden  Grund  oder  richtiger  willkommenen 
\'orwand,  die  verlangte  Steuer  so  gut  wie  ganz  abzulehnen,  wie  bisher 
stricte  Neutralität  in  den  cölnischen  Wirren  und  Enthaltung  von  allen  Eini- 
gungen mit  den  Nachbarn  im  Reich,  die  bei  der  Hilfe,  wozu  der  Kreis 
und  das  Reich  verpflichtet  seien,  unnöthig  wären,  zu  fordern.  Selbst  die 
Wahl  von  Deputirten  zur  Berathung  mit  den  Räthen  über  die  Defension 
lehnten  sie  ab,  da  Ritterschaft  und  Städte  sich  doch  nicht  über  die  Auf- 
bringung einigen  könnten.  Und  in  der  That  war  der  alte  Distributionsstreit 
LMTade  jetzt  wieder  ausgebrochen,  durch  Antrag  der  Käthe  auf  KiiifuhruHL'- 
iner  Landesaccise  wieder  angeregt  worden. 

Der  Ritterschaft  Vermittlungsvorschlag   zu  einer   allgemeinen  öchuru- 
steinsteuer  wiesen   die  Städte  mit  der  Forderung  eines  allgemeinen  Aufge- 
bots der  Ritterschaft  zur  Vertheidigung  des  Landes  ab;    dem  könnten  sie 
ich  ja  um  so  weniger  entziehen,  weil  sie  dafür,  von  Steuern  exemt  zu  sein 
'haupteten.     Dazu  wären  sie  bereit,  erklärte  diese,  wenn  sie  eine  Entschä- 
digung an  Sold  etc.  dafür  erhielten.     Mit  unglaublicher  Frivolität  wurden 
diese  Streitverhandlungen  angesichts  des  unsäglichstcu  Elends,  das  täglich 
die  , armen   Unterthanen  durch  die  fremde  Soldatesca  erlitt**,   Jahre  lang 
führt,    wurde,   trotz  der  Geisteskrankheit  des   alten  Herzogs   und  der 
ji'U  Zerrüttung  der  fürstlichen  Finanzen,  im  Jahre  1585  die  Verniiihlnng 
dcH  Erbpriuzcu  Johano  Wilhelm  mit  der  Markgrätin  Jakobe  von  Baden 
in  Dühseldorf  mit  grossem  Pomp,    üppigem  Luxus,  prachtvollen  Turnieren 
der   zahlreich   erschienenen    Ritterschaft  gefeiert.     Erst  als    1581)   von   den 
lUdcliH-   und  KrelKständeu  auf  eine  Defension  gedrungen,    dieselbe   vorge- 
»hrieben  wurde,  einigten  hIcIi  die  clcve-märkis("hen  Ijandstänile  im  folgen- 
len  Jahre  nach  harten  Kämpfen  über  die  Krhebung  einer  allgemeinen  Lan- 
leHaccise  auf  2  Jahre,  und  die  Einfüiirung  von  Land-  und  Wasserlieenten  ") 
/IM-    „A  ufrcclifrrli.'ilfiiiiL'-    der    X('iur;ilitat*.    ulirr    unter    I-'oruien    und    Bedin- 

"}  Kb  vvuton  niciäl  nur  KrituhuMK^rn  der  hcIiom  bcHtt'lu'niii-ii  I'^Iuhh-  und  Lund- 
züllu,  diu  unter  dur  Furui  vun  l'uBitugu-  udur  Wuguguldur  uiugufuhrl  wurduu. 
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gungcü,  die  keinen  andereu  Zweck  hatten,  als  den  Käthen  in  Düsseldorf 
das  Regiment  zu  entziehen,  es  in  die  Hände  der  Stände  zu  bringen,  in 
Wahrheit  aber,  was  diesen  fast  noch  lieber  war,  so  gut  wie  jedes  Regiment 
von  oben  herab  aufhören  Hessen,  der  ständischen  Selbstherrlichkeit  den 
freiesten  Spielraum  gewährten,  städtische  Autonomie  und  adelige  Willkür 
an  seine  Stelle  treten  Hessen'"). 

Im  April  1587  waren  die  Deputirten  der  cleve- märkischen  und  jülich- 
bergischen  Landstände  in  Essen  zusammengetreten,  hatten  die  Grundzüge 
einer  „Defensionsverfassung"  in  Form  einer  Ständeunion  entworfen,  festge- 
setzt, dass  jedes  Land  zur  gegenseitigen  Hilfe  Truppen  werben;  dass  diese 
Werbung,  die  Erhebung  und  Verwaltung  der  dazu  bewilligten  Mittel,  die 
Anstellung  der  Officiere,  die  oberste  Leitung  der  Truppen  und  ihre  Verwen- 
dung, wie  das  Aufgebot  der  Ritterschaft  und  gemeinen  Unterthanen  zum 
Schutze  des  Landes  und  Abwehr  aller  Durchzüge,  Sache  der  von  den  Stän- 
den zu  wählenden  Deputirten  sein  sollte,  an  deren  Spitze,  ^um  alle  Yer- 
säumniss  zu  verhüten",  ein  Director  zur  Führung  der  laufenden  Geschäfte 
und  Berufung  der  Deputirten  wie  der  Landstände  zu  stellen  sei.  Der  Aus- 
schuss  sämmtlicher  Stände  sollte  sich  jederzeit  versammeln  dürfen,  dauernd 
bestehen  bleiben  und  vom  Herzog  bestätigt  werden;  dieser,  beziehungsweise 
der  Erbprinz  und  die  Käthe,  zur  Handhabung  der  Neutralität  und  des  Reli- 
gionsfriedens aufgefordert  und  ermahnt  werden,  keinerlei  Bündnisse  einzu- 
gehen. Niemanden  in  seinem  Gewissen  zu  kränken  und  von  den  zugefügten 
Beschwernissen  sofort  abzulassen.  Endlich  wurde  beschlossen ,  noch  ein- 
mal Gesandtschaften  an  den  Kaiser,  die  Kurfürsten  und  den  gerade  in  Cöln 
tagenden  Kreistag  zur  Erwirkung  von  Reichs-  und  Kreishilfe,  desgleichen 
nach  Brüssel  und  Haag  behufs  NeutraHtätsanerkennung  mit  ständischen, 
vom  Herzog  ratificirten  Instructionen  zu  schicken.  Es  ist  bemerkenswerth, 
wie  in  diesen  Verhandlungen  zu  Essen  die  bergischen  und  selbst  die  jü- 
lichschen  Städtedeputirten  viel  schroffer  gegen  das  düsseldorfer  Regiment 
auftraten  als  die  cleve-märkischen.  Jene  eifern  heftig  gegen  die  „fremden" 
Räthe,  die,  wenn  sie  blieben,  „alle  Defensionen  unnütz  machen  würden; 
gegen  deren  parteiliche  Rathschläge  und  Praktiken";  es  sei  nöthig  zu  wa- 
chen, dass  das  Land  bei  dem  „Reich  und  dessen  Freiheit  verbliebe;  wenn 
die  Clevischen  sehen  würden,  wie  die  JüHchschen  ihrer  Religion  wegen  von 
Haus  und  Hof  getrieben,  sie  würden  nicht  so  kalt  damit  umgehen,  sondern 
den  Religionsfrieden  mit  mehrerem  Ernst  befördern,  die  Union  und  Defen- 
sion  sei  nicht  allein  wegen  der  niederländischen  Unruhen  nöthig".  Die 
cleve-märkischen  Deputirten  suchten  solche  heftige  Aeusserungen  aus  der 
in  Düsseldorf  zu  machenden  Vorstellung  möglichst  fern  zu  halten;  Cleve 
und  Mark  befänden  sich  im  Wesentlichen  in  ruhigem  Besitz  der  freien  Re- 
Hgionsübung,  „durch  solche  Klagen  ihrerseits  w^ürde  die  Sache  nur  unnütz 


'")  In  dieser  Zeit  maassten  sich  fast  alle  grösseren  Städte  in  Cleve  und 
Mark  das  Jus  gladii",  die  Ritterschaft  das  Recht  au,  ihre  Pacht-  und  Zinsleute 
für  rückständige  Leistungen  ohne  jede  Klage  oder  richterliche  Entscheidung 
selbst  pfänden,  ja  die  in  der  vollen  Erfüllung  ihrer  Verpflichtungen  Säumigen 
ohne  Weiteres  von  Haus  und  Hof  jagen  zu  können. 
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angeregt".  Es  geht  auch  hieraus  hervor,  dass  es  den  cleve -märkischen 
Ständen  gelungen  war,  sich  viel  unabhängiger  von  dem  düsseldorfer  Regi- 
ment zu  halten  ;  da^^s  die  Räthe  und  Amtmänner  in  Cleve-Mark  nicht  alle  so 
„zuverlässig  katholisch"  waren  wie  die  in  Düsseldorf,  auch  oft,  eifersüchtig  auf 
deren  Praedominenz,  manches  nicht  zur  strengen  Ausführung  brachten  oder 
auch  bei  der  ständischen  Opposition  und  dadurch  gesicherten  Selbstherrlichkeit 
nicht  bringen  konnten,  was  von  dort  befohlen  wurde.  Noch  waren  die  Be- 
rathungen  in  Essen  nicht  zu  Ende,  als  der  truchsess'sche  Parteiführer 
Martin  Schenk  von  Nideggen  von  Geldern  aus  durch  die  niederrhei- 
nischen Herzogthümer  in  das  Cölnische  zog  und  Bonn  eroberte.  Die  düs- 
seklorfer  Räthe  zeigten  sich  den  ständischen  Forderungen  gegenüber  über- 
aus willfährig;  bemerkten  nur,  der  Ausschuss  in  Essen  sei  nicht  berufen 
gewesen  „in  Religionssachen  etwas  zu  statuiren".  Im  Wesentlichen  wurden 
die  Beschlüsse  desselben  bestätigt,  die  „Defensionsverfassung"  nach  den  in 
Essen  entworfenen  Grundzügen  in's  Werk  gestellt. 

Es    war  nicht  allein   die  bald   durch    das  Einrücken    der  Spanier   in's 
Cölnische  entfernte  Gefahr,   welche  die  Camarilla  in  Düsseldorf  zu  solcher 
Nachgiebigkeit  bewog  oder  zwang.     Ihre  Stellung  am  Hofe  wurde   durch 
die  unerwartete  Opposition  des  Erbprinzen  Johann  Wilhelm'^)  oder  viel- 
mehr seiner  jungen   ebenso  herrschsüchtigen    wie    lebenslustigen   Gemahlin 
rschüttert,  ja  bedroht;  überdies  waren  die  alten  Führer  theil weise  gestor- 
oen,  andere  an  ihre  Stelle  getreten,  deren  Einfluss  sich  noch  nicht  befestigt 
hatte.     Ihren  an  Körper  und  Geist  gleich  schwachen  Gemahl  beherrschend, 
trebte  Jakobe    nach   Theilnahme   am   Regiment    und  Befreiung   von    der 
lästigen  Beaufsichtigung  düsterer  und  bigotter  Räthe,  welche  ihr  die  Mittel 
zu  einer  ihren  Neigungen  entsprechenden  I^ebensweise  verweigerten.    Schon 
zeigten  sich  Spuren   derselben  Geisteszerrüttung,    in   welche   der   alte   dem 
Grabe  nahe  Herzog  verfallen  war,  auch  bei  seinem  Sohne;  trat  sie  ein,  so 
bedrohte  die  Erbpriuzessiu,  die  unleugbar  zur  Theilnahme  au  einer  even- 
tuellen Regentschaft  berechtigt  war,   die  Herrschaft   der  Camarilla   um   so 
mehr,  als  ein  grosser  Theil  der  Landstände  besonders  in  Jülicli-Berg  sehr 
geneigt  war,  dieselbe  zu  unterstützen.    Dazu  kam,  dass  die  ständische  De- 
fV-nsionKverfassung,  indem  sie  zwei  sieh  gegenüberstehende  Landesobrigkei- 
11  schuf,   völlig  anarchische  Zustände  im  Lande  herbeigeführt  hatte.     Die 
\ccise  und  liicenten  brachten,  bei  dem  gänzlich  darnieder  liegenden  Handel, 
KT  allgemeinen  Erwerblosigkeit,  nicht  die  nöthigen  Mittel  zur  Unterhaltung 
1er  von  den   Ständen  angeworbenen  Truppen.     Sie  brandschatzten  daher 
das  Lanti,  statt  es  zu  schützen,  nicht  min«ler  wie  die  fremden  Heere,   und 
verjagten  obendrein  die  dagegen  einschreitenden  fürstlichen  Heaniten,  denen 
io  keinen  Gehorsam  Hchuldig  seien.    Die  im  April  1580  in  Recs   versam- 
melten elevischen  Stiidtedeputirte  nehilderten  in  einer  Eingabe  an  den  Her- 
zog  den   „Verderl)   und  Untergang   der  Lande"    mit   dvii   lebhaftesten  Kar- 
1)'),    und    benif^rkten    am   SehluHHO    derselben,    dass    „wenn    nicht   bald 

••)  Kor l  Fri«ftl rieh  i     l,')75  in  Uom  gostorhiMi. 

'*;  Der  Hhcin  sei  ho  uittithcr,   daiiR  koin  i^ciiifl'vr  tn\vr  Kuufmnnn  ihn  nielir 
bi'fnhron  uolle.  tmd  wenn  hie  e«  wiijrljii,  hu  iiiiiMi«t<*ii  ni»»  iiniiMer  Zoll  niid  Lierhleu 
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ordentliche  Gegenwehr  in  die  Hand  genommen  werde,  sie  gewiss  sich  zu- 
letzt dem  Willen  einer  der  kriegenden  Parteien  unterwürfig  zu  machen  ge- 
nöthigt  sein  würden". 

Die  düsseldorfer  Camarilla,  an  deren  Spitze  jetzt  der  Marschall  Wil- 
helm von  Waidenburg,  genannt  Sehe  n  kern '^*),  ein  Schwiegersohn 
Werner's  von  Gymnich,  stand,  sah  die  Nothwendigkeit  ein,  sich  ihre 
Stellung  durch  eine  höhere  Autorität  befestigen,  gleichsam  legalisiren  zu 
lassen.  Eine  solche  war  allen  ihren  Gegnern  gegenüber  als  „des  Reiches 
höchste  Obrigkeit"  der  Kaiser,  und  dieser  war  um  so  mehr  bereit,  ihr  bis- 
her im  habsburgisch-katholischen  Interesse  geführtes  Regiment  aufrecht  zu 
erhalten,  als  die  Kinderlosigkeit  Johann  Wilhelm' s  bei  seinem  Zustande 
sichere  Aussicht  auf  das  Aussterben  der  alten  clevischen  Regentenfamilie 
und  damit  die  Möglichkeit  einer  Erwerbung  der  niederrheinischen  Fürsten- 
thümer  für  das  Kaiserhaus  bot.  Ihre  Erwerbung  war  allerdings  für  das 
habsburgisch-katholische  Interesse  in  Anbetracht  ihrer  geographischen  Lage 
und  der  evangelischen  Erben  Johann  Wilhelm's  von  grosser  Bedeutung, 
und  dem  Kaiser  gaben  die  Noth  der  Camarilla,  die  Parteiungen  und  Zu- 
stände im  Lande,  die  Vielheit  und  Uneinigkeit  der  Erbprätendenten,  und 
seine  Stellung  als  Reichsoberhaupt  und  oberster  Lehens-  und  Gerichtsherr 
vollkommen  genügende  Mittel  dazu  in  die  Hand.  Es  galt  deren  rasche  und 
energische  Anwendung,  um  noch  vor  dem  Aussterben  des  clevischen  Hauses 
festen  Fuss  in  den  rheinischen  Landen  gefasst  zu  haben  und  so  deren  Er- 
werbung sich  im  Voraus  zu  sichern  ^2). 

noch  Imposten,  Verehrungen  und  Schätzungen  an  allen  Schanzen,  Besatzungen 
und  Auslagern  an  Capitains,  Lieutenants,  Fähnrichs,  Wachtmeister,  Corporals, 
Schreiber  und  andere  Officianten  mit  5,  8,  10  und  mehr  Dukaten  bezahlen,  so 
dass  kein  beladenes  Schiff,  noch  so  klein,  ohne  Abgabe  von  500  Rthlr.  von  Cöln 
bis  Wesel  kommen,  und  von  da  bis  zur  holländischen  Grenze  noch  bei  5  Auslagern 
und  den  Schanzen  auf  der  Graaf,  bei  Egern  an  der  Beck  und  bei  Graafenward 
(Schenkenschanz)  an  die  dortigen  Besatzungen  Abgaben  zu  zahlen  hätte.  Alle 
Strassen  und  Ströme  seien  von  staatischen  und  spanischen  Truppen  besetzt,  das 
Vieh  werde  bis  vor  die  Städte  weggetrieben,  daher  selbst  die  Aecker  vor  den- 
selben unbebaut.  Wiesen  und  Weiden  leer  lägen.  Die  Kaufleute  verliessen  mit 
Weib  und  Kind  die  Städte,  die  Wohlhabenden  zögen  weg,  nur  die  armen  Leute 
blieben.  Niemand  habe  Lust,  etwas  anzufangen,  Geld  sei  zu  den  höchsten  Zin- 
sen nicht  zu  bekommen.  Nichts  zu  verkaufen,  nicht  Bürger  genug  vorhanden, 
um  Wachen  zu  halten,  die  Hospitäler  reichten  nicht  für  die  Wittwen  und  Wai- 
sen, Rathsverwandte  wären  in  den  Städten  ermordet  worden,  die  Magistrate  könn- 
ten keinen  Gehorsam  mehr  erzwingen,  völlige  Zuchtlosigkeit  herrsche. 

^^)  Neben  ihm  der  Jülich  -  bergische  Canzler  Wilhelm  v.  Orsbeck,  der 
jülichsche  Landliofmeister  Werner  v.  d.  Bongart,  der  Hofmeister  J oh.  v.  Os- 
senbroich,  die  Kammermeister  Winand  v.  Leerodt  und  Dietrich  v.  Pa- 
lant,  Amtmann  zu  Wassenberg  und  Bosslar,  der  jülichsche  Marschall,  Amtmann 
zu  Wilhelmstein  und  Bschweiler,  Johann  v.  Reuschenberg,  Herr  zu  Setterich, 
und  der  clevische  Rath  und  Waldgraf  zu  Nirgena,  später  Drost  in  der  Hetter, 
Ditrich  v.  Eickel;  der  letztere  wurde  schon  1589  an  den  Kaiser  gesandt. 

^^)  Vgl.  das  sogenannte  strahlendorf'sche  Gutachten,  das  nach  Droy sen's 
Abhandlung  darüber  im  VITT.  Bande  der  königl.  sächsischen  Gesellschaft  der  Wis- 
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Schon  im  Anfange  des  Jahres  1590  erschien  Adam  Gall  Poppel 
zu  Lobkowitz  als  kaiserlicher  Commissär  in  Düsseldorl"  .„zur  Erkundigung, 
Rath  und  Hilfe^.  Darauf  befahl  der  Kaiser  unterm  15.  Juni,  dass  das  Re- 
giment nach  den  bisherigen  Ordnungen  durch  den  alten  Fürsten  mit  Zuthun 
und  getreuem  Beistande  der  Räthe  ferner  zu  administriren  sei,  und  beauf- 
tragte letztere,  im  Falle  jener  sterbe  und  die  Krankheit  seines  Sohnes  an- 
dauere, dasselbe  in  dessen  Namen  fortzuführen.  Die  Räthe  säumten  nicht, 
auf  Grund  dieser  kaiserlichen  Autorisation  selbstständiger  und  energischer 
aufzutreten,  namentlich  unter  dem  Yorwande,  die  alten  Regimentsordnun- 
gen, nach  denen  sie  regieren  sollten,  wieder  zur  Geltung  zu  bringen,  diese 
zu  Gunsten  ihrer  Herrschaft  im  Sinne  der  Reaction  vielfach  zu  verändern, 
um  sie  in  solcher  Gestalt  dem  Kaiser  zur  Confirmation  vorzulegen.  Die 
evangelischen  Landstände  suchton  dagegen  ihrerseits  die  ihnen  günstigen 
Reformedikte  des  Herzogs  in  ihrer  ursprünglichen  Form  aufrecht  zu  er- 
halten und  die  drohende  kaiserliche  Einmischung  in  das  Regiment  abzu- 
wenden. Die  jetzt  schwerer  wie  je  bedrückte,  noch  knapper  gehaltene  Ge- 
mahlin Johann  Wilhelm' s  rief  offen  den  Beistand  der  Stände  an;  drang, 
wie  dessen  verheirathete  Schwestern,  auf  eine  Berufung  sämmtlicher  liand- 
stände,  mit  denen  eine  neue  Ordnung  des  Regiments  zu  vereinbaren  sei. 
Das  wollte  der  Kaiser  wie  die  Räthe  gerade  am  wenigsten.  Jener  schrieb 
der  Herzogin  von  Preussen  und  dem  Pfalzgrafen  Philipp  Ludwig  von 
Neubur^,  dem  Gemahl  der  zweiten  Prinzessin  Anna,  es  müsse  bei  seinen 
Bestimmungen  bleiben;  sie  würden  sich  zur  Ruhe  zu  begeben  und  ihm, 
dem  „als  dem  Haupt  und  der  ordentlichen  Obrigkeit  solches  allein  ge- 
bühre, mit  Nichten  vorzugreifen  haben";  und  der  Erbprinzessin  Jakobe, 
„dass  convocationes  der  Landtage,  wenn  der  Fürst  gesund,  nicht  ungefähr- 
lich, wann  aber  die  Erfahrung  ergibt,  was  dergleichen  convocationes  oftmals 
für  Gefahr  und  Neuerungen  mit  sich  zu  ziehen  pflegen",  so  habe  er  zu- 
nächst die  Fortführung  des  Regiments  durch  die  Räthe  angeordnet,  mit 
denen  sie  sicli  vernehmen  und  deren  Frieden  mit  den  Ständen  sie  befördern 
sollte.  Als  aber  selbst  unter  den  l'äthen,  namentlich  durch  die  in  Cleve  resi- 
direnden,  über  die  Zweckmässigkeit  der  Ständeberufung  und  andere  die  Ausle- 
gung, beziehungsweise  Veränderung  der  alten  Ordnungen  betreflenden  Maass- 
regeln Zwiespalt  entstaiul,  und  sie  einen  aus  ihrer  Mitte  zur  Entscheidung 
'l'"-'i''"" '1""   K"!^'"*   ^'i..,]f..M  "V    «'utschloss  ^^icli  di^'-or.  Coniinissüre  >7.m 


lüchafi  erst  im  J.  1(X)9  gleich  nach  dem  Tode  Johann  Wilhelm'«  ahgcfasst 
VAi  Hirin  scheint,  aber  Ansichten,  (•run<I«ät/.e  nud  Pläne  entwickfit,  die,  wie  die 
ThatHuchen  zeigen,  zum  Theil  langst  im  kaiHerl.  Katli  zur  Geltung  gekommen 
and  angebahnt  waren.  Am  eingehendsten  behandelt  diese  Vurgeschichte  de« 
jülichschen  Succestfionsstreites  Johann  Paul  Hassol's  de  imperio  branden- 
burgico  ad  rhunum  fundato.  Die  hier  gegebenen  Mittheilungen  und  Notizen 
sind,  wie  das  goHunimte  Material  für  diese  iiil^cm.  Einleitung,  allein  den  in  den 
Archiven  zu  liiiHfK'ldorf  und  Munntor  beruliemb'ii  Jülich  •clevinelien  Kegieruii^s- 
und  den  dem  HtrauH^cbir  Honnt  zugänglich  ^eweHuneu  ständiscbon  Akten  ent- 
notiiiiißu  (vgl.  d.  Vorwort). 

Vicnlans  v.  d.  Hrool,  Amtmann  zu  Mettmann,  wegen  Hesiellung  einer 
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ihrer  Information"  nach  Düsseldorf  zu  schicken;  ermahnte  die  Räthe,  dass 
sie  sich  nicht  um  die  Einwendungen  der  die  Succession  beanspruchenden 
Fürsten  kümmern,  sondern  nur  nach  den  Bestimmungen  des  Kaisers,  dem 
allein  als  Oberhaupt  und  Lehensherrn  die  Bestellung  des  Regiments  anginge, 
dasselbe  weiter  führen,  jedoch  keinenfalls  ohne  seine  Bewilligung  weder 
Landtag  noch  Ausschuss  berufen  sollten^''). 

Bevor  diese  Antwort  eintraf,  hatten  die  Räthe  auf  Drängen  der  clevi- 
schen  Stände,  „denen  jetzt  bei  der  Einlagerung  des  Prinzen  von  Parma 
die  Noth  am  meisten  auf  dem  Fuss  liege",  diese  anfangs  September  nach 
Cleve  verschreiben  müssen.  Sie  schickten  Deputirte  nach  Düsseldorf,  und 
instruirten  sie,  „dort  die  Regimentsordnung  und  Maassregeln  zum  Schutz 
der  Neutralität  berathen  zu  helfen".  Gleichzeitig  mit  ihnen  trafen  daselbst 
die  kaiserlichen  Commissäre  Ludwig  von  Hoyas  und  Daniel  Prinz 
von  Buchau  ein.  Sie  verhandelten  mit  den  Räthen,  „denen  die  kaiserliche 
Majestät  für  ihre  Treue  danken  Hessen,  über  die  bei  der  beiden  Herren 
Blödigkeit  nöthige  Feststellung  der  Landesregierung  und  Hofordnung",  ohne 
die  anwesenden  Ständedeputirten  im  Geringsten  zu  berücksichtigen.  Ihnen 
schloss  sich  anfangs  zum  gemeinsamen  Widerstände  gegen  die  Räthe  und 
Commissäre  die  Erbprinzessin  an;  als  diese  sie  aber  bei  dem  Kaiser  ketze- 
rischer Gesinnungen  anklagten,  und  sie  selbst  fühlte,  dass  das  Bündniss 
mit  den  in  Jülich -Berg,  wie  in  Cleve -Mark  an  der  Spitze  der  Opposition 
stehenden  Evangelischen  sie  der  Unterstützung  des  Kaisers  ganz  berauben 
werde,  zog  sie  sich  mehr  von  ihnen  zurück,  und  suchte  bei  den  Commissären 
Anhalt  gegen  die  Räthe  und  so  Theilnahme  am  Regiment,  freilich  vergeb- 
lich, zu  gewinnen.  Desto  enger  und  fester  hielten  die  Erbiuteressenten  sich 
an  die  Stände,  mit  denen  sie  schon  längere  Zeit  in  Correspondenz  zur  Wah- 
rung ihrer  Rechte  standen.  Der  Pfalzgraf  von  Neuburg,  wie  der  von  Zwei- 
brück, dessen  Gemahlin  die  dritte  Tochter  Herzog  Wilhelm's  war,  hatten 
Gesandten  nach  Düsseldorf  geschickt,  die  Herzogin  von  Preussen  war  per- 
sönlich anwesend.  Aber  ihrem  Einflüsse  war  der  offene  Streit  mit  Neuburg 
über   die    eventuelle   Succession   sehr    schädlich.     Der  Pfalzgraf  Philipp 


Regierung  „mit  Hintenansefzung  unsers  Herrn  Vaters  und  Gemahls",   klagt  die 
Erbprinzessin. 

2*)  Kaiserliches  Schreiben  an  die  Räthe  vom  5.  Juli,  präs.  Düsseldorf  2.  Au- 
gust, und  deren  Antwort  von  diesem  Tage,  letztere  unterschrieben  von  den  Canz- 
lern  Orsbeck  und  Weeze,  Reuschenberg,  Bongart,  Wachtendonk, 
Paland,  Schenkern,  Ossenbroich,  Leerodt,  Broel,  Ditrich  v.  d.  Reck, 
Drost  von  Unna,  Ditrich  Knipping,  Drost  zu  Hamm,  Wilhelm  v.  Scheidt, 
genannt  Weschpfennig,  Amtmann  zu  Solingen  und  Burg,  Ditrich  v.  Hall, 
Amtmann  zuMonheim,  dem  bergischen  Erbmarschall  und  zeitweise  jülichschen  Land- 
marschall B  ertr  am  v.  Nesselrode,  Amtmann  zu  Windeck,  Wilhelm  v.  Nes- 
selrode, Amtmann  zu  Blankeuberg,  und  dem  jülichschen Vicecanzler  Job.  v.  Har- 
denrath,  also  jedenfalls  den  meisten  Mitgliedern  des  sogenannten  grossen  oder 
gemeinen  Raths;  es  fehlen  der  sonst  fast  immer  in  Düsseldorf  als  Vertreter  der 
clevischen  Räthe  anwesende  Ditrich  v.  Eickel,  die  übrigen  clevischen  Räthe 
ausser  den  genannten,  und  von  den  jülichschen  Christian  v.  Roishausen, 
Amtmann  zu  Montjoyo,  und  Dam  v.  Harf,  Amtmann  zu  LüKsdorf 
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Ludwig  machte  ein  kaiserliches  Privileg  von  1546,  das  die  Erbfolge  beim 
Aussterben  des  clevisehen  Mannsstammes  den  Töchtern  und  ihren  männ- 
lichen Erben  zusprach,  trotz  eines  ausdrücklichen  Verzichts  auf  die  Sue- 
cession,  jetzt  gegen  die  Herzogin,  die  nur  Töchter  hatte,  geltend.  Die 
cleve-märkischen  Stände,  vor  welche  sie  den  Streit  zogen,  ermahnten  sie  zur 
freundschaftlichen  Einigung,  sprachen  die  Hoffnung  aus,  dass  die  Erbpriu- 
zessin  noch  Erben  bekommen  werde,  drangen  aber  trotzdem  auf  eine  Ver- 
mählung der  ältesten  preussischen  Prinzessin  mit  dem  einzigen  Erben  von 
Kurpfalz,  „wodurch  diese  Lande  am  besten  gesichert  würden",  und  waren 
sehr  unwillig,  als  Marie  Eleonore  dieselbe  dem  Markgrafen  Johann 
Si'gismund  von  Brandenburg,  Enkel  des  Kurfürsten  Johann  Georg, 
zusagte. 

Dies  Alles   lähmte   ein  entschiedenes  Auftreten  gegen  die  ßerathungen 
und   Beschlüsse   der  Räthe    und   kaiserlichen   Commissäre.     Zwar  wandten 
sich  die  Ständedeputirten")  mit  ihren  Vorstellungen   und  Gravamen  direct 
an  den  alten  Herzog  und  seinen  Sohn;  verlangten  Theilnahme  an  den  „Re- 
gimentsberathungen",  Nachweise  über  die  Rathsgehalte  und  Kamraergelder, 
Revision  der  Rechnungen,  Continuation  ihres  beständigen  allgemeinen  Aus- 
schusses ;  klagten  über  die  Bedrängnisse  der  Religionsverwandten,  die  Ver- 
säomniss  der  Räthe,   das  Land  zu  schützen,   Vereinigung  vieler  Aemter  in 
wenigen    Händen,    ausschliessliche  Anstellung  von  Katholiken,    vor  Allem 
aber  über  Schenkern,  der  Marschall  von  Jülich  war,  ohne  dort  eingebo- 
ren zu  sein,  und  die  Sendung  an  den  Kaiser,  „die  ohne  ihr  A^orwissen  und 
Billigung  geschehen   sei"^'*).     Aber  beide   unglückliche  Fürsten  waren  der- 
artig in  den  Händen  der  Räthe,  dass  Schenkern  es  hatte  wagen  können, 
den  Erbprinzen   noch  vor  dem  Eintreffen  der  kaiserlichen  Commissäre,  um 
ihn  jedem  fremden  I]influsse,  beziehungsweise  Benutzung  zu  entziehen,  heimlich 
von  Düsseldorf  zu  entführen,    und  der  alte  Herzog  den  auf  Verlangen  der 
ände  vom  7.  November  unterzeichneten  Befehl,  wodurch  Schenkern  der 
iiathsstelle    und   des  Marschallamts    von  Jülich  „seiner  hinterlistigen  Prak- 
tiken halber"  entsetzt  wurde,  am  folgenden  Tage  durch  seine  von  den  Räthen 
wirkte   Unterschrift   widerrufen   niusste.     So  ward   denn   eine  „Regiineuts- 
'Inung"   ohne  alle  Mitwirkung  der  Ständedeputirten   von  den  kaiserlichen 
•uimi.ssäreu  festgestellt,  und  darauf  denselben  zur  Mittheilung  und  Abfas- 
.ug   eines   dieselbe   anerkennenden  Landesrecesses   vorgelegt.     Vergebens 
1  klärten  sie,  dass  sie  nicht  mit  den  kaiserlichen  Cummissären,  denen  ihr  Auf- 
ig keine  Gewalt  ^cx  plenitudine  potestatis  etwas  absolute  zu  statuireu  gäbe^, 

"/   hif  Oepulirtuij  «ItT  cl«\  khcIk'U  lli(t<  iHchuft  wuri'U  dumuls  WiTuer  v.  l'u- 

irid  7.11  Zühlein,  clevinchiT  KrbnmrBcliull,  Walthor  v.  Büren  zu  Culbeck,  Drost 

I  (»och,  J  ohunn  v.  d,  Reck,  DroHt  zu  I)in«luken,  Juhuun  v.  Wylich  zn  Veen, 

MoBt  zu  Hüla',  Stephan  v.  Wylich  zu  Vorvendunk,  Rolniunu  v.  Hilaut  eu 

liult  und  Ditrich  v.  Schowick  zu  Driesbcrg;  die  hervorragendnlun  d«>r  cleri- 

'  hen   Utüdtcdcputirto :     die   BürgerinclBter   von   We«el    Thoniiis   Tybiss  und 

•:rDhard    v.    Keidt,     und    der    HttUiiner    Burgeruiuister    11  ein  rieh    Pütt- 

■  •  -  H(.  r. 

Kintjahc  vom   11.  Octohrr  1691. 
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die  aber  thäten,  als  ob  kein  Fürst  im  Ijande  existire,  sondern  mit  diesem 
einen  Recess  zu  verabschieden  hätten.  In  weiteren  Verhandlungen  verän- 
derten zwar  dieRäthe")  Einiges  nach  den  Wünschen  der  Stände,  aber  die 
Commissäre  befahlen  ihnen  schliesslich,  bis  zur  ferneren  Resolution  des 
Kaisers  das  Regiment  nach  der  mit  ihnen  vereinbarten  Ordnung,  aus  wel- 
cher die  wesentlichen  Veränderungen,  namentlich  über  die  Religionsfreiheit, 
wieder  gestrichen  wurden,  zu  führen,  und  erklärten  den  beiden  Fürsten: 
die  Stände  beabsichtigten  Religionsneuerungen;  nicht  mehr  wie  das  Reli- 
gionsexercitium  in  ihren  Häusern  dürfe  den  augsburgischen  Religionsver- 
wandten zugelassen  werden;  das  Land  müsse  katholisch  bleiben,  sonst 
drohe  Gefahr  vom  König  von  Spanien.  Schenkern,  der,  um  wenigstens 
die  meist  katholischen  jülichschen  Stände  zu  beruhigen,  das  Marschallamt 
von  Jülich  niedergelegt  hatte,  wurde  es  am  Tage  der  Abreise  der  kaiser- 
lichen Commissäre  wieder  verliehen;  den  Räthen  vor  Allem  eingeschärft, 
sich  den  Ausschuss  sämmtlicher  Stände,  der  überdies  ganz  illegal  sei,  nicht 
über  den  Kopf  wachsen  zu  lassen. 

Gleich  darauf,  im  Januar  1592,  starb  Herzog  Wilhelm.  Die  durch 
das  entschiedene  Auftreten  der  Commissäre  eben  gesicherte  Herrschaft  der 
Räthe  wurde  durch  die  jetzt  erneuerten  und  erhöhten  Ansprüche  der  Her- 
zogin Jakobe  von  Neuem  bedroht.  Der  Kaiser  befahl,  dass  die  Räthe 
wie  bisher  nach  den  alten  Ordnungen  und  Herkommen  das  Regiment  im 
Namen  des  jungen  Fürsten  führen  und  keinerlei  Neuerungen  dulden  sollten, 
und  antwortete  dem  Gesandten  des  „zur  Vorsicht  und  Milde"  rathenden 
Kurfürsten  von  Cöln,  dass  er  der  Herzogin  zunächst  kein  Mitregiment  zu- 
gestehen könnte.  Jakobe  trat  wieder  in  nähere  Verhandlungen  mit  den 
Landständen,  Hess  aber  gleichzeitig  durch  ihren  Gesandten  dem  Kaiser  vor- 
tragen, dass  wenn  ihr,  die  gut  katholisch  sei  und  dem  Kaiser  gute  Dienste 
leisten  könne,  nicht  die  Regentschaft  übertragen  würde,  die  Erbinteressenten 
in  Gemeinschaft  mit  den  Ständen  auf  eine  Curatel  dringen  würden 2^).  Ihr 
Versprechen,  sich  ferner  mit  den  Räthen  vertragen  zu  wollen,  hielt  sie  so 
wenig,  dass  sie  ihren  Gemahl  den  Befehl  an  Schenkern  zur  Uebergabe 
der  Festung  Jülich,  wohin  er  sich  zeitweise  zurückgezogen  hatte,  unter- 
zeichnen Hess,  und  als  er  auf  Grund  kaiserlicher  Ermächtigung  sich  dessen 
weigerte,  wusste  sie  einen  Theil  der  Räthe  gegen  ihn  aufzuhetzen.  So  sah 
sich  der  Kaiser  wiederum  genöthigt,  im  September  1592  Ludwig  von 
Hoyas  und  Johann  Wolf  Freymann  als  Commissäre  nach  Düsseldorf 
zu  senden,  mit  denen  dann  die  Herzogin  sich  ihrer  den  Ständen  gegebenen 
Zusage  entgegen,  ohne  sie  zu  den  Verhandlungen  irgendwie  hinzuzuziehen, 
zu  einigen  suchte.  Wiederum  kam  mit  gänzlicher  Umgehung  des  anwesen- 
den Ständeausschusses  im  November  1592  eine  Regimentsordnung  zu  Stande, 


2^)  Die  in  Düsseldorf  anwesenden  clevischen  Räthe  waren:  der  Canzler 
Weeze,  der  Marschall  Joh.  v.  d.  Horst,  Heinrich  v.  Wittenhorst  zu 
Sonsfeld,  Drost  zu  Huissen,  Ditrich  Knippink,  Drost  zu  Hamm,  Ditrich 
V.  d.  Reck  zu  Reck,  Amtmann  zu  Unna  und  Camen,  und  Ditrich  v.  Ovelaker 
zu  Wischeling. 

^^)  Der  Herzogin  Memorial  und  Instruction  vom  3.  Mai  1592. 
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welche  der  Herzogin  grössere  Rechte  wie  die  vorjährige  einräumte;  mit 
ihrem  und  des  Herzogs  Wissen  und  Willen  sollten  die  Räthe  die  Regie- 
rung nach  den  alten  Ordnungen  und  Edicten  Herzog  Wilhelm' s  führen; 
die  Defensionsverfassung  sollte  zwar  nach  der  essener  Union  von  1587  auf- 
recht erhalten  bleiben,  aber  unter  Wahrung  der  fürstlichen  Autorität,  und, 
wenn  darüber  mit  den  Ständen  Zwiespalt  entstehe,  die  Entscheidung  an 
den  Kaiser  gehen. 

Noch  heftiger  wie  im  letzten  Jahre  beklagten  sich  die  Stände  jetzt 
über  die  Art,  wie  man  sie  behandle.  Der  Herzog  allein  sei  ihr  Landesherr, 
der  noch  vorhanden  und  vom  Kaiser  nicht  zu  ignoriren  wäre.  Dessen  De- 
crete  sähen  sich  bereits  als  „Vortrab  eines  absoluten  kaiserlichen  Regi- 
ments" an,  und  doch  habe  er  höchstens  zu  confirmiren,  was  zwischen  den 
Räthen,  Ständen,  Fürsten  und  Erbinteressenten  vereinbart  würde,  nicht  als 
„persona  statuens  et  decemens"  aufzutreten;  die  Rechte  der  Religionsver- 
wandten würden  in  dem  Recess  eben  so  wenig  gewahrt,  wie  im  vorigen, 
vor  der  Ausführung  desselben  müssten  sie  zur  Verhütung  „aller  Inconve- 
nienz'*  warnen,  wenigstens  seien  über  denselben  zuvor  sämmtliche  Laudräthe 
noch  zu  hören,  dann  derselbe  allen  Landständen  zur  Berathung  vorzulegen. 
Als  Hoyas  antwortete,  dass  diese  alle  zusammen  zu  berufen  zu  weitläufig 
und  beschwerlich  sein  würde,  auch  der  Kaiser  befohlen  habe,  „den  bei 
nächst  gehaltenem  Landtag  publicirten  und  in  Anwesenheit  der  Stände  auf- 
gerichteten Recess  bei  jetziger  Tractation  in  alle  Wege  gleichsam  pro  re- 
gula  et  fundamento  zu  halten'*,  erklärte  der  Ausschuss:  die  Stände  hätten 
1591  keinerlei  Recess  auf  kaiserliche  Ratification  angenommen,  sie  müssten 
feierlich  gegen  einen  solchen  protestiren,  und  ihre  und  <1"'- Kil.iiifcr.vvr.iiton 
Rechte  vorbehalten. 

Diese  Erbinteressenten,  namentlich  ausser  der  Ilcrzt^giii  vuii  i'rcusseii 
und  dem  Pfalzgrafen  von  Neuburg,  jetzt  auch  der  Kurfürst  von  ßranden- 
hurg,  waren  in  ununterbrochenen  eifrigen  Verhandlungen  mit  den  Stän- 
den geblieben,  hatten  unter  vorläufiger  Ilintenansetzung  ihrer  Differenzen 
in  Wien  immer  lebhaftere  Vorstellungen  gegen  eine  Ordnung  des  Regi- 
ment« ohne  ihr  und  der  Stände  Zuthun  erhoben.  „Um  ihre  Gesandten  an- 
zuhören*', beschlossen  jetzt  die  Stände  von  Cleve,  Berg  und  Mark  im  Mai 
Deputirte  nach  Duisburg  zu  senden.  Die  kaiserlichen  Commissäre  unter- 
sagten deren  Versamnjlung,  setzten  es  durch,  dass  die  jülichsehen  Stände 
nicht  nur  ihr  Erscheinen  ablehnten,  sondern  sogar  die  essener  Union  auf- 
luvten. Selb8t  die  fast  ausschliesslich  evangelischeu  bcrgischen  Stände,  an 
üeren  Spitze  der  unermüdlich  thätige  Graf  Wir  ich  von  Dhaun,  Herr  zu 
Uroicli,  «iie  Opposition  leitete,  erschienen  zum  grössten  Theil  in  Duisburg 
'  ht.  Nur  die  clcvc-märkiKchen  Deputirten  Hessen  sich  nicht  abhalten,  uiit 
u«n  brandeuburgischen  und  neuburgischen  Gesandten  in  nähere  Berathuu- 
gen  über  die  ^zur  Bestellung  einer  ordentlichen  Curatel"  nöthigcn  Maass- 
regeln zu  treti'n.  Vergeblich  stellten  die  Käthe  vor,  dass  die  Stände  kein 
Tlccht  hätten,  8ich  ohne  Vorwisticn  und  Belieben  des  Fürsten  zii  versam- 
•  In  und  fremde  GcHandte  zu  empfangen,  ^der  Kaiser  wolle  keine  Zu- 
.sali  ■  i.ft  drr  Stiinde,  habe  selbst  die  drr  jülichsehen  übel  genommen*, 
au<  II  ihnen  die  Ijiccuten  zur  Defenhiuu  des  Landes,  nicht  ku  willkUr- 
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liehen  Conventeu  und  Zehrimgen  zugestanden,  und  dem  Fürsten  gebühre 
die  Aufsicht  über  deren  Verwendung.  Nachdem  den  Ständen  von  Bran- 
denburg und  Neuburg  Schutz,  Anerkennung  und  Beobachtung  aller  ihrer 
Privilegien  mit  vielen  Betheueruugen  gelobt  waren,  einigten  sie  sich  mit  den 
Gesandten  dahin,  dass  die  Erben  auf  eine  Curatel,  welche  den  nächsten 
Verwandten  gebühre,  beim  Kaiser  dringen  sollten,  „damit  bei  eintretenden 
Absterben  des  Fürsten  Alles  öffentlich  und  nicht  heimlich  geschehe,  und 
die  Einigung  mit  Ruhe  unter  den  Interessenten  vorgenommen  werden 
könnte"  ^^).  Gleichzeitig  zeigten  sie  den  Käthen  unter  bittern  Klagen  über 
das  zerrüttete  Wesen  und  die  offenen  Verfolgungen  der  Evangelischen  in 
Berg  an,  dass  sie  „um  fremder  Herrn  consilia  zu  verhüten,  und  da  ihnen 
unverborgen,  was  ferner  gesuchet  werde",  eine  Deputation  an  den  Kaiser 
schicken  würden,  um  ihrerseits  die  Curatel  der  Verwandten  zu  fordern.  Im 
December  1593  trafen  diese  Deputirten,  zu  denen  die  bisherigen  Führer  der 
ständischen  Opposition  in  Cleve-Mark,  Walther  von  Büren,  Drost  zu 
Goch,  und  der -weseler  Bürgermeister  Bernhard  von  Reidt  gehörten^"), 
am  kaiserlichen  Hoflager  in  Prag  ein,  und  fanden  dort  bereits  die  preussi- 
schen,  brandenburgischen  und  neuburgischen  Gesandten  vor,  mit  denen  sie 
gemeinsam  Schutz  der  Neutralität  des  Landes  und  die  Curatel  fordern 
sollten. 

Am  kaiserlichen  Hofe  sah  man  die  Nothwendigkeit  ein,  wenn  man  den 
bis  dahin  so  glücklich  verfolgten  Plan  zur  Erwerbung  der  niederrheinischen 
Lande  nicht  aufgeben  wollte,  mit  entschiedener  Energie  gegen  die  cleve- 
märkischen  Ijandstände  vorgehen  zu  müssen.  In  Düsseldorf  war  zwischen 
der  Herzogin,  den  Commissären  und  den  Käthen  nur  mit  grosser  Mühe 
eine  gewisse  äussere  Einigung  über  die  wesentlichsten  Veränderungen  der 
Regimentsordnung  von  1591  zu  erzielen  gewesen,  dieselbe  dem  Kaiser  zur 
Bestätigung  eingeschickt  worden,  dann  aber  über  die  unaufschieblichsteu 
Kegierungsakte  sofort  wieder  der  heftigste  Streit  zwischen  ihnen  ausgebro- 
chen. Als  der  Kaiser  unter  diesen  Umständen  mit  der  Bestätigung  zögerte, 
gerechtes  Bedenken  trug,  das  Regiment  der  Herzogin  und  den  Räthen  zur 
gemeinsamen  Führungan  zu  vertrauen,  hatte  sichHoyas  dem  immer  entschie- 
deneren Auftreten  der  Stände  und  der  damit  wachsenden  Verwirrung  gegen- 
über zur  selbstständigen  Publicirung  einiger  die  Autorität,  beziehungsweise 
Superiorität  der  Räthe  stärkenden  Anordnungen  entschliessen  müssen  ^i). 

Die  ständischen  Deputirten  fanden  in  Prag  eine  mehr  wie  kühle  Auf- 
nahme; es  wurde  ihnen  nach  monatelangem  Warten  erklärt,  dass  man  über 
ihr  Gesuch  erst  den  Bericht  des  Commissärs  in  Düsseldorf  einholen  müsse: 


29)  Erklärung  vom  8.  September  1593. 

5°)  Ausser  ihnen  seitens  der  märkischen  Stände  Gisbert  von  Bodel- 
schwingh  und  Heinrich  Pottgieter,  seitens  der  bergischen  Rütger 
von  Bodlenberg,  genannt  Kessel  zu  Hackhausen.  Selbst  die  am  13.  October 
in  Düren  versammelte  Minorität  der  jülichschen  Stände  hatten  jene  ersucht,  sie 
beim  Kaiser  mit  zu  vertreten.  Die  Instruction  der  cleve-märkischen  Deputirten 
ist  vom  11.  September  1593. 

3»)  Unter  dem  18.  September  1593. 
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das  Eintreffen  desselben  könne  sich  aber  noch  so  lange  hinziehen,  dass  es 
den  Deputirten  räthlich  scheinen  dürfte,  ihn,  beziehungsweise  die  kaiserliche 
Entscheidung,  nicht  in  Prag  abzuwarten.  Da  auch  die  Gesandten  der  Erb- 
interessenten nur  mit  leeren  Worten  und  allgemeinen  Versprechungen,  die 
auf  eine  Störung  ihrer  Einigkeit  zielten,  hingehalten  wurden,  so  entschlos- 
sen sich  die  Deputirten  endlich,  unverrichteter  Sache  in  die  Heimath  zu- 
rückzureisen. Dort  war  die  Verwirrung  durch  die  maasslosen  Intriguen  am 
Hofe,  die  Todfeindschaft  Schenkern's  und  der  Prinzessin  Sibille,  jüng- 
sten Schwester  Johann  Wilhelm's,  gegen  die  Herzogin  aufs  Höchste 
gestiegen;  die  Autorität  des  kaiserlichen  Commissärs  reichte  nicht  mehr 
hin,  den  Frieden  aufrecht  zu  erhalten.  Die  Käthe  versuchten  von  Neuem, 
an  den  katholischen  Ständen,  besonders  in  Jülich,  wo  die  Majorität  sich 
bereits  „sehr  gut"  gesinnt  gezeigt  hatte,  einen  Rückhalt  gegen  ihre  Gegner 
zu  gewinnen;  Sibille  klagte  vor  denselben  im  September  1594  ihre  Schwä- 
gerin offen  des  Ehebruchs  an.  Die  unglückliche  Fürstin  wurde  auf  die  Aus- 
sage der  zur  Spionage  verwandten  Zeugen  festgesetzt.  Gleichzeitig  unter- 
sagte der  Kaiser  den  Käthen  bis  auf  weiteren  Befehl,  allgemeine  Landtage 
abzuhalten^')  und  Hess  die  Untersuchung  gegen  Jakobe  in  den  Hän- 
den ihrer  erbittertsten  Feinde.  Nachdem  so  die  unbequemen  Ansprüche 
der  Herzogin  auf  das  Mitregiment  beseitigt  waren,  bestätigte  er  am 
16.  März  1595  die  Regimentsordnung  vom  \1.  December  1591,  und  befahl 
den  Käthen,  denen  damit  die  Regierung  wieder  allein  in  die  Hände  gege- 
ben wurde,  ^keinerlei  eigenmächtige  Conventikel"  der  Landstände  ferner  zu 
dulden. 

Als  die  elevischen  Stände  sich  dennoch  versammelten,  einen  feierlichen 
Protest  gegen  das  Landtags  verbot  und  die  ohne  ihr  A^orwissen  am  2.  Mai 
publicirte  Regiraentsordnung,  „welche  sich  als  eine  kaiserliche  Regierung 
ansehe**"),  erliessen,  dem  Marschall  Horst  als  einem  „kaiserlichen  Rath" 
das  Defensiousdirectorium  aufkündigten,  es  Büren  übertrugen  und  selbst 
die  in  Cleve  residirenden  Räthe  durch  die  Forderung,'  einige  Ständemit- 
glieder ihren  Berathungen  beizuordnen,  einschüchterten;"  traten  die  wieder 
in  Düsseldorf  anwesenden  kaiserlichen  Commissäre  mit  grosser  Energie 
gegen  jene  „Privatpersonen,  welche  sich  eigenmächtiger  Weise  unterstan- 
den, besondere  conventicula  gefährlicher  Weise  anzustellen"*,  auf.  Die  un- 
gesetzliche Verwendung  der  Liccntgelder  zu  den  Kosten  der  vielfachen 
Vcrsammiungen,  Reisen  und  I)ej)utationen  bot  eine  treflliche  Handhabe 
dazu.  Die  Räthe  verlangten  im  Namen  der  landesfürstlichen  übrigkeit  von 
den  Deputirten  Rechnungsablage  über  dieselben  und  als  sie  diese  verwei- 
gerten, wurde  ein  peinlicher  Prozess  gegen  sie,  insbesondere  aber  gegen 
Büren,  eingeleitrt.  Okichzeitig  wurde  der  Versuch  gemacht,  unter  locken- 
den Veri^preehungcn  kaiserlicher  Gnade  und  scharfen  Drohungen  mit  kaiser- 
lier  Majestät  Ungnade  die  einzelnen  Ständeniitglicdcr  in  Jülich  und  Berg, 
iixr  auch  in  Cleve  und  Mark,  besonders  die  katholischen  und  die  „furcht- 
jiinen^  f'vanjr*'Ii''ehf' n  Bitt^rbürtigen   zur  Unterschrift  eines  Actenstücks  zu 

")  n.iiiuiMrii   >.Mii  -   .^.w  ,'inbor  1594. 

")  äcbrcibun  un  diu  Uuthc  vom  14.  Juli  1595. 
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bewegen,  in  welchem  Räthe  und  Stände  gelobten^*),  zunächst  fest  an  den 
Herzog  zu  halten,  bei  seinem  Absterben  aber  Niemandem,  „wess  Standes 
er  sei,  einigen  Zugang  zu  diesen  Landen  einzuräumen,  bis  derselbe,  so  eini- 
ges Recht  zu  haben  meint,  bei  der  Kaiserlichen  Majestät  seine  Sache  recht- 
lich anhängig  gemacht  und  darüber  gebührliche  Investitur  erlangt".  Der 
Versuch,  die  Stände  einzuschüchtern,  zu  lockern  und  zu  spalten,  gelang 
vollkommen,  besonders  da  Büren,  trotzdem  die  clevische  Ritterschaft  ihm 
Schutz  seines  Amts  und  seiner  Person  gegen  Gewalt  und  Aufrechthaltung  des 
privilegirten  Gerichtsstandes  und  Verfahrens  gelobt  hatte ^'^),  seines  Amts  ent- 
setzt, Goch  und  andere  fürstliche  Amtsschlösser  mit  zuverlässigen  Truppen 
besetzt,  und  Büren  genöthigt  wurde,  sich  seiner  Verhaftung  durch  die 
Flucht  zu  entziehen.  Mit  ihm  wurde  wenigstens  die  offene  und  zum  Aeusser- 
sten  entschlossene  Opposition  der  cleve- märkischen  Landstände  beseitigt. 
Und  da  die  den  Räthen  in  Cleve  durch  die  Regimentsordnung  gelassene 
grosse  Selbstständigkeit  ein  unmittelbares  Eingreifen  des  düsseldorfer  ge- 
heimen Raths  in  Cleve -Mark  hemmte,  namentlich  hier  auch  der  nächsten 
Nachbarschaft  der  Generalstaaten  wegen  das  freie  Religionsexercitium  der 
Evangelischen  im  Ganzen  unangetastet  blieb;  so  beruhigten  sich  die  Land- 
stände bald,  und  ertrugen  die  unvermeidliche  Herrschaft  der  Kaiserlichen 
und  Katholischen  mit  um  so  grösserer  Geduld,  als  der  Zustand  des  Her- 
zogs sein  baldiges  Absterben  und  damit  einen  Wechsel  der  Verhältnisse  hoffen 
liess.  Sie  konnten  dies  auch  um  so  mehr,  als  ihre  hartnäckige  Opposition 
und  das  „darunter  und  darüber"  am  düsseldorfer  Hofe  ihnen  wenigstens  ihre 
Selbstherrlichkeit  in  vollem  Umfange  erhalten  hatte,  und  das  Regiment  der 
Räthe  in  Cleve  derart  war,  dass  man,  einige  von  Düsseldorf  aus  vorgeschrie- 
bene Handlungen  ausgenommen,  wenig  davon  im  Lande  verspürte. 

Die  Zusammensetzung  wie  der  Geschäftsgang  des  Raths  in  Cleve  war 
freilich  jetzt  eine  ganz  andere  wie  zur  Zeit  der  Herzöge  Johann  und 
Wilhelm.  Er  bestand,  ausser  dem  Canzler^®),  aus  dem  Marschall,  dem 
Landhofmeister,  dem  clevischen  Landdrosten  und  adeligen  „zuverlässig  ka- 
tholischen" Landräthen,  von  denen  zwar  jene  immer,  von  diesen  einer  oder 
zwei  anwesend  sein  sollten,  aber  meist  in  Düsseldorf  und  anderweitig  thätig 
waren,  oder  sich  mit  Privatgeschäften  entschuldigten.  So  wurden  ihnen 
denn  die  vorliegenden  Rathssachen  zur  schriftlichen  Stimmenabgabe  zuge- 
sandt, und  da  statt  wie  früher  10  gelehrte  ordinäre  Räthe  jetzt  kaum  3  in 
Cleve  angestellt  waren;  so  war  es  natürlich,  dass  die  „durch  die  Kriegszeiten 
ungeheuer  vermehrten"  Geschäfte  nicht  zur  Erledigung  kamen,  die  Geschäfte 


34)  Diese  sogenannte  Union  der  Räthe  und  Landstände  ist  vom  30.  Januar 
1596  datirt.  Eine  fast  gleichlautende  Erklärung  hatten  die  Räthe  in  Düsseldorf 
wie  in  Cleve  schon  am  24.  Juli  1595  unterzeichnet. 

35)  Unter  dem  19.  Juli  1596. 

3^)  Der  streng  katholische,  schwache,  ja  furchtsame  Heinrich  v.  Weeze 
war  längst  alt  und  abgängig;  als  man  im  Januar  1597  über  Anstellung  eines 
Vicecanzlers  berieth,  waren  alle  Räthe  einig,  „dass  ein  solcher  katholisch  und 
durchaus  in  der  Religion  nicht  verdächtig  sein  müsse,  sonst  wäre  der  Lande  Un- 
tergang gewiss". 
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der  Rechenkammer,  von  den  Käthen  vernachlässigt,  allein  in  die  Hände  des 
Landrentraeisters  gerietheu,  einmal  235  unerledigte  Rechtsfälle  zugleich  vor- 
lagen. Um  wenigstens  den  Klagen  über  mangelhafte  Justiz  abzuhelfen, 
hatte  man  einige  sogenannte  Rechtsreferenten  in  der  clevischen  Rathskammer, 
wie  die  Justizabtheilung  des  Raths  hiess,  angestellt;  aber  die  Mittel  zu 
ihrer  Besoldung  waren  bald  nicht  mehr  aufzubringen,  viel  weniger,  wie  die 
Stände  wünschten,  zur  Bildung  eines  eigenen,  vom  Rath  ganz  abgetrennten 
Hofgerichts  vorhanden.  Die  völlige  Zerrüttung  der  Finanzen  lähmte  über- 
haupt die  Regierung  am  Meisten,  ging  so  weit,  dass  die  Beamten  ihre  Be- 
soldung nicht  mehr  erhielten,  sich,  so  viel  jeder  vermochte,  mit  Spesen  und 
Naturalien  aus  den  Renteien  bezahlt  zu  machen  suchten,  der  Beitrag  zu 
den  Kosten  der  Hofhaltung")  jahrelang  rückständig  blieb.  Die  Versuche 
der  Räthe,  diesen  Hauptschaden  zu  heilen,  kamen  selten  über  weitläufige 
Berathungen  hinaus.  Erst  als  am  düsseldorfer  Hofe  nach  dem  allem  An- 
scheine nach  gewaltsamen  Tode  der  Herzogin  Jakobe  durch  die  zweite 
Gemahlin  des  Herzogs,  die  kluge  und  thätige  A  n  toi  nette  von  Lothringen, 
eine  einheitlichere  und  kräftigere  Leitung  des  Regiments  sich  Bahn  brach, 
begannen  allseitige  Reformen  mit  mehr  Ernst  und  Erfolg. 

Im  Jahre  1598  hatte  ein  spanisches  Heer  von  mehr  als  30,000  Mann 
das  clevische  Land  besetzt,  die  Städte  wie  das  platte  Land  furchtbar  aus- 
geplündert. Darauf  war  in  Dinslaken  seit  Ijangera  wieder  einmal  ein  cleve- 
raärkischer  Landtag  abgehalten  worden;  an  Klagen  und  guten  Rathschlägen 
hatte  es  dort  nicht  gefehlt.  Die  Stände  wussten  nicht,  ob  sie  mehr  über 
ihre  eigene  Regierung,  oder  die  spanischen  Gräuel  jammern  sollten;  60  Gra- 
vamen  hatten  sie  vorgebracht,  die  Räthe  nur  mit  allgemeinen  Phrasen  dar- 
auf geantwortet.  Wenigstens  darin  hatten  sie  Recht,  dass  sie  ja  selbst 
„Landsassen,  die  so  ungern  als  die  Stände  selbst  an  den  Privilegien  und 
Herkommen  sich  und  ihrer  Posterität  zum  Nachtheil  einigen  Abbruch  ge- 
schehen lassen  wollten".  Soweit  das  kaiserliche  und  katholische  Interesse 
nicht  berührt  wurde,  war  ihr  Regiment  ständisch  genug,  hatte  ganz  die 
•rmam  aristocratiae ",  worüber  die  Herzogin  Jakobe  so  bitter  geklagt 
hatte"). 

Jetzt  setzte  die  neue  Herzogin  es  durch,  dass  sie  im  Jahr  1600  zur 
Mitregentiu  ernannt  wurde,  die  Landstände,  nicht  ohne  harten  Widerstand 
in  Hoffnung  auf  ein  geordneteres  Regiment,  sie  als  solche  anerkannten.  Sie 
berief  im  folgenden  Jahre  wieder  einen  cleve-märkischen  Landtag  nach  Dins- 
laken. Die  Klagen  von  1598  wiederholten  sich:  die  Einkünfte  verkämen, 
die  Schulden  häuften  sich,  die  Güter  und  Aecker  lägen  wüst,  oder  wären 
yerpfäDdet,  die  Renteien,  wie  die  nicht  genügend  mit  Beamten  besetzte 
R<  <  ■  kammer  „in  Verlauf  gerathen'',  die  Rechnungen  seit  Jahren  nicht 

abg  n,   die  Rentnieister  darüber  hingestorben;   der  Zoll  von  iiobith, 

der  in  guten  Jahren  allein  10—12,000  Goldgulden  bringe,  liefere  jetzt  kaum 
200,  die  benten  Renteien  brächten  nicht  i'inmal  die  Kosten  zur  Erhaltung 
der  Hh«'ind*'ifh«'  nrid  Cribln-nwiTk»'  auf,  im  n'rht'^rlM'inisehen  Cleve  wäre  von 

,  i..   .„.MUH  .....    ...,^^;   i ..*.  .) i.  U.  .K  .„i,()0Ü  Thlr.  da»a  gab. 

'*J  lu  ihrer  Klugubo  an  diu  kaiiuriicbcn  CummiKsäro  vom  8.  Octobor  1591. 
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Ruhrort  bis  hinab  nach  Arnhcim  kein  Haus  auf  dem  Lande  unverwüstet. 
Mit  Zuthun  der  Stände  wurde  die  Rechenkammerordnung  von  1557  revidirt 
und  realisirt,  die  strengste  Verwaltung  der  Domainen,  und  eine  aus  Räthen 
und  Ständedeputirten  bestehende  Commission  zur  Visitation  derselben  an- 
geordnet..  Die  Kornrenten  ^®),  welche  bei  dem  gesunkenen  Werth  des  Gel- 
des weit  mehr  als  die  üblichen  6  Procent  Zinsen  des  geliehenen  Capitals 
betrugen,  sollten  danach  reducirt,  der  Mehrempfang  seit  dem  Jahre  1584 
in  nachträgliche  Anrechnung  gebracht,  den  Pfandinhabern  die  Mehreinnahme 
von  den  Grundstücken  gleichfalls  vom  Capital  abgezogen  werden,  die  Geld- 
zinsen nur  in  cursirenden  Münzen  gezahlt,  alle  Leibgewinn-  und  Erbver- 
pachtungen, die  in  letzterer  Zeit  bei  dem  Mangel  an  Concurrenz  noch  mehr 
wie  früher  stattgefunden  hatten,  aufgehoben,  und  die  Domainen  von  Neuem 
öffentlich  und  meistbietend  verpachtet,  ein  adeliger  und  ein  gelehrter  Rath 
wieder  bei  der  Rechenkammer  fest  angestellt  werden,  die  Rechnungen  jähr- 
lich abgenommen,  alle  Pachtrestanten  von  den  Rentmeistern,  die  dafür  auf- 
zukommen hätten,  streng  eingefordert  werden.  Viele,  ja  die  meisten  von 
diesen  tief  einschneidenden  Bestimmungen  blieben  freilich  nur  auf  dem  Pa- 
piere stehen;  es  fehlte  eben  so  sehr  an  der  Kraft  und  Fähigkeit  als  an 
dem  guten  Willen  der  meist  persönlich  interessirten  Räthe,  sie  durchzufüh- 
ren. Die  „Landesdefension",  zu  der  bei  den  ungenügenden  Licenteinnah- 
men  im  Jahre  1602  eine  allgemeine  Schornsteinsteuer,  1606  60,000  Thlr. 
von  den  Ständen  bewilligt  wurden,  konnte  allerdings  nicht  die  ununterbro- 
chenen Durchzüge  der  spanischen  und  niederländischen  Heere  verhindern; 
aber  im  Ganzen  trat  doch  eine  Zeit  grösserer  Ruhe  und  geordneter  Zu- 
stände in  den  tief  erschöpften  niederrheinischen  Landen  ein.  Wie  sehr  es 
jedoch  nur  eine  äussere  Ruhe,  unter  deren  Schein  die  grössteu  Intriguen, 
die  gespanntesten  Anstrengungen  zur  Sicherung  der  verschiedenen  Hoff- 
nungen auf  Erwerbung  der  Länder  nach  dem  Tode  des  mehr  und  mehr 
hinsiechenden  Herzogs  thätig  waren,  die  Stille  vor  dem  Gewittersturm  war, 
zeigte  sich,  als  dieser  Todesfall  am  25.  März  1609  eintrat. 

Die  düsseldorfer  Räthe  hatten  schon  im  Januar  1609  dem  Kaiser  be- 
richtet, dass  der  Zustand  des  Herzogs  das  Schlimmste  fürchten  lasse,  dieser 
bereits  die  Abreise  von  Commissären  dorthin  angeordnet,  sie  dann  aber,  als 
bessere  Nachrichten  über  des  Fürsten  Befinden  eintrafen,  wieder  aufgescho- 
ben. Jetzt  wurden  dieselben  schleunigst  abgesandt,  um  der  Herzogin  und 
den  Räthen  „Assistenz  und  Beistand  zu  offeriren^',  diese  angewiesen:  die 
Regierung  interimsweise  zu  führen  und  keinerlei  Neuerungen  zu  dulden. 
Dem  nach  Brüssel  geschickten  Canzler  Aldenhoven  schärfte  der  Erzher- 
zog Albert  ein,  „gebührende  Vorsicht  zu  gebrauchen  und  auf  kaiserliche 
Majestät,  als  das  Haupt  im  Reiche,  Obacht  zu  nehmen^';  so  lange  „nichts 
Feindliches  geschehe",  wollte  er  auch  nicht  interveniren.  Die  Räthe  in 
Cleve,  deren  Abgesandte  den  von  der  Friedenspartei  geleiteten  General- 
staaten, voller  Besorgniss,  dass  die  Waffenstillstandsverhandlungen  mit  Spa- 

'^)  Da  die  Pacht  vorwiegend  in  Kornleistungen  bestand ,  so  wurden  die 
Gelder,  wenn  nicht  durch  förmliche  Verpfändung  der  Grundstücke  selbst,  meist 
durch  Verschreibung  von  Kornrenten  aus  den  einzelnen  Renteien  aufgenommen. 
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iiien  noch  im  Augenblick  des  Abschlusses  scheitern  könnten,  ein  Gleiches 
zusagten,  beriefen  die  cleve  -  märkischen  Landstände  zu  einem  Landtage 
nach  Dinslaken,  um  die  bereits  beschlossene  eigenmächtige  Versammlung 
und  die  geheimen  Berathungen  zu  verhindern.  Noch  bevor  derselbe  zu- 
sammentrat, hatte  eines  der  hervorragendsten  evangelischen  Ständemitglie- 
der, Stephan  von  Hertefeld,  einer  ihm  schon  1604  ertheilten  Vollmacht 
gemäss,  in  Cleve,  Düsseldorf  und  anderen  Orten  die  Besitzergreifung  der 
sämmtlichen  Fürstenthümer  durch  den  Kurfürsten  von  Brandenburg  procla- 
mirt.  Gleichzeitig  war  der  Pfal/graf  Wolfgaug  Wilhelm,  Sohn  Phi- 
lipp Ludwig's  von  Neuburg,  vor  Düsseldorf  eingetroffen,  um  mit  dem 
Rath  der  dort  anwesenden  jülich-bergischen  Stände  über  „der  Unterthanen 
Bestes  zu  verhandeln,  mit  Gut  und  Blut  bei  ihnen  auszuharren",  und  nur 
mit  Mühe  war  er  von  ihnen  bewogen  worden,  sich  bis  zum  Ablauf  des 
dinslakener  Landtages  nach  dem  nah  gelegenen  Benrath  zu  begeben.  Trotz 
der  Versicherung,  dass  er  keine  Feindschaft  mit  Brandenburg  wolle,  und 
seine  Sache  an  kaiserliche  Majestät  und  andere  Fürsten  des  Reichs  stelle, 
fürchteten  die  cleve -märkischen  Stände  nicht  minder  wie  die  bergischen, 
dasB  es  zwischen  diesen  Interessenten,  die  sich  in  jahrelangen  A^erhand- 
lungen  noch  nicht  gütlich  hatten  einigen  können,  zu  offenem  Bruch  kommen 
könne,  und  wenn  sie  sich  auch  nicht  wie  diese  sofort  an  den  Kaiser  wandten, 
80  beschlossen  sie  doch  gleichfalls,  bis  zum  gütlichen  Austrag  sich  keinem 
Fürsten  anzuschliessen,  ohne  aller  Stände  Einwilligung  Niemandem  ein 
Recht  auf  die  Lande  einzuräumen,  die  alte  Union  derselben  zu  erhalten, 
jeder  Gewalt  zu  widerstehen,  und  Deputirte  an  die  Interessenten  zu  senden, 
die  sie  zum  Vergleich  und  Erhaltung  des  Friedens  ermahnen  sollten^"). 
Selbst  die  Anfang  Mai  in  Düsseldorf,  Mitte  Mai  auf  einem  clevischen  Son- 
derlandtage in  Cleve  erscheinenden  brandenburgischen  Gesandten  konnten 
die  Stände  mit  allen  Versprechungen,  die  Privilegien  nicht  nur  zu  confir- 
miren,  sondern  auch  zu  verbessern,  zu  keinem  andern  Beschlüsse  bringen, 
und  als  die  Nachricht  eintraf,  dass  der  Präsident  des  Reichshofraths,  Graf 
Zollern,  als  kaiserlicher  Comraissär,  um  die  Regierung  der  Lande  zu 
übernehmen,  nach  Düsseldorf  unterwegs  sei,  ermahnten  sie  nur  den  Pfalz- 
grafen um  so  dringender,  sieh  mit  Brandenburg  schleunigst  zu  vergleichen. 
Hierzu  waren  denn  auch  bereits  die  einleitenden  Schritte  von  beiden  Seiten 
getban. 

Kurfürst  Johann  Sigismond   hatte  seinen  Bruder  Markgraf  Ernst 

hieunig.st  nach  dem  Rhein  gesandt.    Auf  die  Einladung  des  allseitig  als 

•  rmittler  erbetenen  Landgrafen  Moritz    von  Hessen   hatte   sich  derselbe 

i«!   der  Pfalzgraf  und   die   Ständcdeputirten  nach   Homburg  begeben;    da 

dort  noch   kein   volles  Einverwtandniss   erzielt  wurde,    bcschloss   man,   die 

Verhandlungen  in  Dortmund  fortzusetzen.    Dort  trafen  auch  von  Düsseldorf 

Deputirte  der  Räthe  ein,  welche  auf  die  Thcilnahme  aller  Prätendenten^') 

*'')  DiDflakooor  Recetii  vom  15.  April  1609. 

*')  Ks  wari'n,  ausser  Brandoobtirg  iiud  Nuuburg,  der  PfaUgraf  Johann  von 
Zweibrück,  Sohn  der  dritten  Hchwe«l<T  Johann  WiUH'lm'H,  Markgraf  Karl  von 
Burgaii,  (temahl  der  jungNtcn  Schwustor  Sibillu,  diu  ulbvrlinitfchu  uud  ernutitiuisch« 
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an  den  Verhandlungen  und  Vermittlung  des  Kaisers  drangen  und  erklärten, 
dass  sie  ohne  Conlirmation  desselben  Niemanden  zum  Landesfürsten  zulassen 
würden.  Schon  konnte  Markgraf  Ernst  antworten:  welche  Räthe  sie  eigent- 
lich schickten,  der  beiden  verhandelnden  Fürsten  wären  sie  nicht,  es  würde 
jetzt  die  Zeit  kommen,  ^dass  sich  ein  Jeder,  mit  welchem  er  halten  wollte, 
werde  erklären  müssen".  Als  Tages  darauf  die  Nachricht  anlangte,  dass 
der  Graf  von  Zollern  in  Düsseldorf  angelangt  sei,  gegen  jede  Handlung, 
die  zum  Präjudiz  kaiserlicher  Ober-  und  Lehensherrlichkeit  gereiche,  pro- 
testire,  ein  kaiserliches  Mandat  mitbringe,  worin  alle  eigenmächtige  Ver- 
handlungen utttersagt,  die  sämmtlichen  Interessenten  vor  den  Kaiser,  von 
ihm  rechtlicher  Entscheidung  gewärtig  zu  sein,  vorgeladen  würden;  da  einig- 
ten sich  der  Markgraf  und  der  Pfalzgraf  sofort  „wider  alle  andere  An- 
maassung  zur  Defension  der  Lande  zusammen  zu  halten"*'^),  die  Regierung 
derselben  bis  zum  Vergleich  oder  Schiedsspruch  gemeinsam  anzutreten. 
Den  anwesenden  Ständedeputirten  wurde  der  „auf  ihr  Ansuchen  abgeschlos- 
sene" Vertrag  angezeigt,  ihnen  alle  Privilegien  und  Religionsfreiheit  zuge- 
sagt, dabei  die  Zuversicht  ausgesprochen,  „dass  die  Stände  nicht  länger 
Ursache  haben  würden,  die  beiden  Fürsten  aus  der  Regierung  zu  halten", 
ihnen  alsbald  die  Huldigung  leisten  würden;  bis  dahin  wollten  sie  sich,  wie 
sie  den  Räthen  meldeten,  ohne  Beschwer  des  Landes  in  Düsseldorf  auf- 
halten, „dort  nur  jagen  und  allerhand  Kurzweil  vornehmen". 

So  rasch,  wie  die  beiden  Fürsten  hofften,  ging  es  indessen.  Dank  den 
eifrigen  Gegenbemühungen  des  kaiserlichen  Commissärs,  mit  der  Anerkennung 
seitens  der  Landstände  weder  in  Düsseldorf  noch  in  Duisburg,  wohin  die  von 
Cleve  und  Mark  zum  4.  Juli  von  beiden  Fürsten  verschrieben  worden  waren. 
Die  jülich-bergischen  Stände  weigerten  die  Huldigung  entschieden,  Hessen 
sich  endlich  nur  mit  vielen  Vorbehalten  und  ßetheuerungen  bezüglich  ihres 
dem  Kaiser  schuldigen  Gehorsams  in  vorsichtige  Verhandlungen  über  einen 
möglichst  verclausulirten  „Handschlag"  ein.  In  Duisburg  war  allerdings  die 
Majorität  den  beiden  Fürsten  geneigt,  aber  sie  Hess  sich  doch  nicht  abhal- 
ten, den  Vortrag  des  Grafen  Zollern  anzuhören,  der  sie  drohend  mahnte, 
sich  zu  Nichts  bewegen  zu  lassen,  was  gegen  des  Kaisers  ausdrücklichen 
Befehl  sei,  und  eine  von  ihm  gewonnene  Minorität,  die  hauptsächlich  aus 
den  katholischen  Ständemitgliedern  bestand,  wollte  selbst  den  Handschlag 
nicht  leisten,  erklärte  sich  bei  dem  „bedrohlichen  Schreiben"  des  Erzher- 
zogs Albert  kaiserlicher  Ungnade  nicht  aussetzen,  auch  nur  gemeinsam 
mit  den  jülich-bergischen  Ständen  handeln  zu  wollen.  Dagegen  machten 
die  Fürsten  geltend,  dass  des  Kaisers  Anordnungen  vor  ihrer  Einigung  ge- 
troffen wären,  gelobten  die  Stände  vor  jeder  Gefahr  zu  schützen,  wider 
männiglich  schadlos  zu  halten,  verwiesen  auf  das  zu  ihrer  Anerkennung  auf- 


Linie des  Hauses  Sachsen,  der  Herzog  von  Nevers,  die  Fürsten  von  Aremberg, 
der  Herzog  von  Bouillon  und  die  Grafen  von  der  Mark.  Vgl.  v.  Schaumburg, 
die  Begründung  der  brandenburg-preussischen  Herrschaft  am  Niederrhein  und  in 
Westfalen  p.  80  ff. 

*^)  V.  MÖrner  Kurbrandenburgische  Staatsverträge  p.  43.     Der  dortmunder 
Vertrag  ist  vom  31.  Mai  alten,  also  11.  Juni  neuen  Stils. 
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fordernde  Schreiben  des  Königs  von  Frankreich  an  die  Stände,  geizten, 
wie  der  kaiserliche  Commissär  nicht  mit  Versprechungen,  alle  Gravamen 
erledigen,  die  Privilegien  heilig  halten,  ja  vermehren  zu  wollen. 

In  der  von  den  Ständen  zur  Berathung  der  fürstlichen  Proposition  er- 
nannten Deputation  ging  es  stürmisch  zu.  Die  Katholiken  klagten,  dass  sie 
in  der  Minderheit  wären;  ihnen  wurde  nochmals  volle  Religionsfreiheit  und 
Parität  zugesagt,  den  Fürsten  geantwortet,  dass  die  Stände  über  ihren  Vergleich 
sich  freuten,  aber  solchen  auch  mit  den  übrigen  Interessenten,  sowie  eine 
Gesandtschaft  an  den  Kaiser  wünschten,  „damit  aller  ungleicher  Verdacht 
abgewandt  und  derselbe  zur  schleunigen  Resolution  bewogen  werde";  die 
Huldigung  müsse  bis  zum  definitiven  Vergleich  ausgesetzt  bleiben,  die  Be- 
stellung des  Regiments  habe  solche  Eile  nicht,  die  Fürsten  möchten  sich 
erst  über  die  Verhältnisse  im  Lande  informiren,  „und  einstweilen  den  Rä- 
then  friedliebende  und  unpartheiische  Landsassen  adjungiren'';  für  den  an- 
gebotenen Schutz  wären  sie  sehr  dankbar,  bäten  aber,  sie  mit  kostbaren 
militärischen  Rüstungen  zu  verschonen.  Es  vergingen  noch  einige  Tage 
mit  Hin-  und  Herverhandeln,  bevor  fast  alle  anwesenden  Landstände  von 
Cleve  und  Mark  sich  zur  Leistung  des  „Handgelül)des'^  anstatt  der  llnldi- 
gung  entschlossen,  nicht  ohne  sich  zuvor  wohl  verclausulirte  Reversalen  von 
den  Fürsten  ausstellen  zu  lassen.  Neben  allgemeiner  Bestätigung  der 
Privilegien  und  der  Religionsfreiheit  und  Wiederholung  aller  übrigen  Ver- 
sprechungen enthielten  sie  insbesondere  die  wichtigen  und  weitgehenden 
Zugeständnisse:  dass  die  Regierung  und  Hofhaltung  „durch  landsässige 
qualificirte  und  nicht  fremde  Personen  geführt  werde,  und  die  Landstände, 
im  Falle  die  Fürsten  vor  endlicher  Entscheidung  der  Successionssache  wider 
einander  de  facto  etwas  vornehmen  würden,  bis  zu  ihrer  Reconciliation  ihres 
gethanen  Handgelübdes  erlassen  sein  sollten".  Die  jülich-bergischen  Stände, 
die  noch  eben  durch  Deputirte  in  Duisburg  hatten  erklären  lassen,  dass  die 
Feststellung  der  Regierung  von  den  kaiserlichen  Commissären  allein  zu 
übernehmen,  ohne  kaiserliche  Resolution  auch  darin  Nichts  zu  thun  sei; 
erst  heftig  klagten,  dass  die  cleve -märkischen  ihrem  Versprechen  zuwider 
ohne  feie  gehandelt  hätten,  folgten  in  grosser  Anzahl*')  bald  dem  Beispiele 
derselben,  „um  die  alte  Union  nicht  zu  gefährden".  Selbst  die  Räthe  in 
Cleve  beschlossen,  „den  Stuhl  nicht  vor  die  Thür  zu  setzen,  wenn  es  mit 
gatem  Gewissen  und  Ehren  ohne  Leib-  und  Lebensgefahr  gehen  möchte, 
da  kaiserlicher  Majestät  und  den  gutgesinnten  Landständen  zunächst  damit 
am  besten  gedient,  die  Regierung  im  Namen  beider  Fürsten  zum  Behuf  des 
rrr'hftriäs^iiM'ti  Succcsöors  fort/nnilinti'*' 'M,  und  leisteten  (Icü  fürstlirlirn  Coin- 


irzahl   ch-r   iMTgischon  und    viele  jülichschc    sulM    ein    8päton»r 

rwm. 

♦*)  Borathungon  d<?r  Rätho  am  28.  Juli  1609.  Den  HandBchlag  leinteten  der 
Ivain!nornioint«T  Johiiiiri  Wilholm  v.  VV achtondonk,  Ditrich  v.  Eickol, 
Amtmann    zu    Goch,    Ditrich    Ovolaker,    Amtmann    tu    Unna,    Alexander 

ngnagol,  Drost  zu  Ilavensteln,  Weiiel  v.  Loe  sn  Wiisoo,  Dr.  A.  v.  Ryse- 
^ick,  Lic.  Coppor«,  Dr.  lIoinr(ch  Brockolmann.  Tiic.  Hopp,  der  Vice- 
canzlor  LoDoep,   diu   UochUrüfuruutou   Dr.  Achturfuid    und    Dr.  Huckiok, 
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missären,  mit  wenigen  Ausnahmen,  den  als  Bedingung  ihres  Verbleibens 
im  Amte  verlangten  Handschlag. 

Es  war  hohe  Zeit,  dass  die  beiden  Fürsten  auf  solche  Weise  wenig- 
stens den  ersten  festen  Fuss  in  den  rheinischen  Landen  fassten.  Schon 
war  der  Erzherzog  Leopold  mit  den  Commissorium  eingetroffen,  sie  im  Na- 
men des  Kaisers  in  Sequester  zu  nehmen,  hatte  Einlass  in  die  Festung 
Jülich  gefunden,  von  dort  aus  spanische  Truppen  in  seinen  Dienst  genom- 
men. Dagegen  rüsteten  Markgraf  Ernst  und  Pfalzgraf  Wo  1  f  g  a  n  g  W  i  1  h  e  1  m 
ihrerseits,  brachten  bald  über  5000  Mann  zusammen,  und  kehrten  sich  wenig 
an  die  immer  schärfereu  kaiserlichen  Poenalmandate  und  die  weitläufigen  Be- 
denken der  Räthe  und  Ständedeputirte  gegen  die  „Armatur".  Brandenburg 
und  Neuburg  suchten  und  fanden  Unterstützung  ihrer  Sache  bei  Frankreich, 
den  Generalstaaten  und  der  Union  der  protestantischen  Reichsstände,  auf 
deren  Tag  zu  Schwäbisch-Hall  im  Januar  1610  der  dortmunder  Vergleich 
und  die  in  demselben  stipulirte  Anordnung  eines  Schiedsgerichts  bestätigt 
wurden.  Noch  während  dieser  Verhandlungen  brachen  die  offenen  Feind- 
seligkeiten in  Westfalen  und  am  Rhein  aus.  Ein  französisches  Herr  rückte 
trotz  5er  Ermordung  Heinrich's  IV.  gegen  Jülich  vor,  Prinz  Moritz  von 
Oranien  traf  Ende  Juli  mit  fast  20,000  Mann  vor  der  Festung  ein,  am 
1.  September  capitulirte  sie.  Der  Conflict  mit  seinem  Bruder  Matthias 
lähmte  Kaiser  Rudolfs  ohnehin  geringe  Energie,  und  liess  den  so  wohl 
angelegten  und  vorbereiteten  Plan  zur  Erwerbung  der  niederrheinischen 
Lande  im  Augenblick  der  wichtigsten  Entscheidung  scheitern.  Neben  diesen 
Zerwürfnissen  im  Kaiserhause  verhinderten  ebenso  sehr  die  raschen  Erfolge 
der  possidirenden  Fürsten,  als  die  Wendung  der  französischen  Politik  zu 
ihrem  Ungunsten,  dass  nicht  schon  der  jülichsche  Successionsstreit  den 
Anlass  zum  Ausbruch  des  dreissigjährigen  Krieges  gab,  obwohl  er  seinem 
Charakter  nach  dazu  vollkommen  geeignet  war,  bereits  alle  jene  Motive  in 
sich  trug,  welche  allseitig  zum  Ausbruch  des  grossen  Krieges  drängten; 
wenigstens  ein  sehr  charakteristisches  Vorspiel  desselben  war  er. 

In  dem  Vertrage  von  Schwäbisch-Hall  war  festgesetzt  worden,  dass 
die  bereits  ausgeschriebenen  Landtage  noch  vertagt,  dagegen  Ausschüsse 
der  „gehorsamen  Stände"  berufen  werden  sollten,  um  mit  ihrem  Rath  gegen 
die  Räthe  und  Amtmänner,  welche  die  Eidpflicht  weigerten,  und  die  noch 
„unaccommodirten"  Landstände  zu  verfahren*^).  Der  letzteren  waren  in 
Cleve  und  Mark  wenige;  für  die  allerdings  widerwilligen  Räthe  war  diese 
Bestimmung  eine  ernstliche  Mahnung.  Erst  im  Juni  traten  die  eleve -mär- 
kischen Stände  zusammen,  jammerten  sehr  über  Excesse  fürstlicher  Trup- 
pen, den  Druck  der  armen  Unterthanen  durch  die  fremden  Befehlshaber, 
bewilligten  zwar  den  possidirenden  Herren  auf  deren  und  der  anwesenden 
französischen  Gesandten  dringende  Vorstellungen  100,000  Thlr.,  beschlossen 
aber  auch  die  Werbung  und  Bestellung  der  zur  Defension  des  Landes  nö- 
thigen  Truppen  auf  Grund  der  essener  Union  von  1587  selbst  in  die  Hand 


nachträglich  noch  der  abwesende  Marschall  v.  d.  Horst,. der  Landdrost  Hein 
rieh  v.  Wittenhorst  und  der  Drost  zu  Dinslaken  Johann  v.  d.  Reck. 
*^)  V.  Mörner  a.  a.  0, 
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zu  nehmen.  Sie  ernannten  sämmtlicbe  Officiere,  die  Mustercommissäre, 
nach  Enthebung  des  bisherigen  Directors  und  der  bisherigen  Deputirten 
ändere  Ständemitglieder  zu  diesen  ständischen  Aemtern,  übergaben  ihnen 
„als  ihren  Gewalthabern"  die  oberste  Leitung  der  Truppen,  und  die  Erhe- 
bung der  Wasserliceuten  zu  Lobith,  Ruhrort  und  Gennep,  deren  Einkünfte, 
soweit  sie  nicht  zur  Defension  nöthig,  zur  Abtragung  der  ständischen  Schul- 
den verwandt  werden  sollten.  Die  beiden  Fürsten,  welche  eben  die  Bela- 
gerung Jülichs  betrieben,  erklärten,  dass  sie  zwar  jetzt  sich  in  keine  weit- 
läufige Disputationen  einlassen  wollten,  aber  auch  die  ständischen  Anord- 
nungen „ohne  Vergebung  landesfürstlicher  Hoheit,  Dignität  und  Respects 
nicht  absolute  approbiren  könnten";  weder  Anstellung  und  Beeidigung  der 
Officiere,  noch  eigenmächtige  Entlassung  ihres  bisherigen  Directors,  und 
Erhebung  der  Licenten,  oder  gar  Vornahme  von  Steuerexecutionen  stände 
ihnen  zu;  das  Alles  seien  „Stücke,  so  einzig  und  allein  der  Landesobrigkeit 
zuständig,  und  in  die  einzugreifen,  den  Unterthanen  gar  nicht  gezieme". 
Kaum  war  Jülich  genommen,  so  nahmen  sie  die  „Landesdefension"  allein  in 
die  Hand,  vergaben  ihrerseits  die  Compagnien,  gestatteten  den  Ständen 
höchstens  eine  Nomination  oder  Recommandation  der  Officiere  bei  densel- 
ben, und  erhöhten  nicht  nur  die  Wasserlicenten,  sondern  Messen  sie  und 
die  neu  eingeführten  Landlicenten  auch  für  sich  erheben. 

Dieses  energische  Vorgehen  erregte  um  so  grössere  Bestürzung  unter  den 

ständen,  als  zwischen  der  Ritterschaft  und  den  Ständen  in  Cleve  der  alte  Streit 

über  die  Distribution  der  Steuern  wieder  ausgebrochen  war,  die  Städte  die 

ihnen  zugeschriebene  Quote  der  100,000  Thlr.  zu  hoch  fanden,  gegen  dieLicen- 

ff'H  als  ein  gründliches  „Landesverderb"  protestirten,  die  niederländischen 

oviuzen  dagegen  aufhetzten.     Sie  hofften   den  Unwillen  des  Pfalzgrafen 

über  des  Kurfürsten  Johann  Sigismund  einseitige  Verhandlungen  mit  dem 

Kurfürsten  von  Sachsen,    einem  Erbprätendenten,    dem   der  Kaiser  bereits 

Drohung  gegen  die  Possidirenden   die  Belehnung  verliehen  hatte,    zu 

Gunsten  ihrer  Sache  benutzen  zu  können.     Aber  Markgraf  Ernst  wusste 

mit  seiner  klugen  Mässigung  und  gewandten  Art  noch  die  Einigung  in  der 

gemeinsamen  Regimeutsführung,    wenigstens  den  Ständen   gegenüber,    auf- 

•^"cht  zu  erhalten.     In  ernster  und   nachdrücklicher  Weise  wurden  sie  im 

!:d  1611  ermahnt,  die  schädlichen  Streitigkeiten  zu  suspendiren  und  sofort 

die   bewilligte  Steuer  beizubringen,    von   der  bis  jetzt  kaum   iJO,000  Thlr., 

noch  nicht  der  zehnte  Theii  dessen,  was  die  Defension  schon  gekostet  habe, 

iigckommeD  seien;  die  Licenten  müssten  zur  wirklichen  Vertheidigung  des 

-    erhoben    werden.     Es    wurden    die  strengsten  Maassregelu    gegen 

-ggel  und  Defraudation  angeordnet.     Selbst  ein   gemeinsamer  Protest 

gen  „die  Execution  der  ganz  ungesetzlichen  Landlicenten",    zu  welchem 

'  h  die  cicviscben  Stände  gegenüber  der   uneinge willigten  ferneren  Trup- 

iilialtung  und  der  Vorenthultung  der  Administration  der  Wasserlicenten 

i'ch  einigten,   hatte  nur  geringe  Wirkung.     Allerdings  gaben  die  Fürsten 

if  dem  duihburger  Landtage  im  April  IGPJ  gegen  nochmalige  Bewilligung 

>u  100,000  Thlr.  zu,  dat{8  die  Stünde  einige  Deputirte  den  mit  der  Admi- 

II  der  Wm  i;    li.«n  beifügm  könnten,  aber  du 

I   über  d«  II  I  irr  keine  Einigung  erzielt  wer- 
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den  konnte,  kam  es  nicht  einmal  zu  ihrer  Beifügung,  freilich  auch  nicht  zur 
vollständigen  Zahlung  jener  Summe. 

Bei  der  beharrlichen  Weigerung  der  clevischen  Ritterschaft,  zu  irgend 
einem  Theil  der  bewilligten  Steuern  beizutragen,  hatte  man  sich  bis  dahin 
immer  damit  geholfen,  dass  die  Quote  derselben  den  „Hausleuten"  auf 
dem  platten  Lande  mit  aufgebürdet  wurde;  die  clevischen  Städte  nie  mehr 
als  den  fünften  Theil  der.  Gesammtsteuer  übernommen.  Jetzt  hatte  man 
sich  in  Duisburg  über  eine  Matrikel  geeinigt,  wonach  die  Städte  nur,  wie 
sie  längst  beanspruchten,  ein  Sechstel  der  bewilligten  Summe,  alles  Uebrige 
das  platte  Land  aufzubringen  hatte.  Als  jedoch  die  Ritterschaft  um  den 
Preis  ihrer  Exemtion  auch  die  Forterhebung  der  Landlicenten  bewilligte, 
protestirten  die  clevischen  Städte  gegen  Beides,  und  verwarfen  alle  Ver- 
mittlungsvorschläge. Auch  die  märkischen  Städte  stimmten  der  Forderung 
bei,  dass  die  Ritterschaft  und  Geistlichkeit '*^)  zusammen  ein  Drittel  jeder 
Steuer  zu  tragen,  jene  kein  Recht  habe,  ihre  Quote  auf  die  Hausleute  zu 
werfen,  und  noch  obendrein  die  Pacht  derselben,  statt  Nachlass  zu  gewäh- 
ren, stetig  zu  erhöhen*').  Der  Streit  wurde  im  Jahre  1613  mit  vermehrter 
Heftigkeit  fortgeführt,  und  wenn  er  auch  die  Opposition  der  Stände  lähmte, 
so  war  doch  auch  die  trotz  aller  Bemühungen  des  Markgrafen  Ernst  stei- 
gende Uneinigkeit  zwischen  den  possidirenden  Herren  nicht  darnach  auge- 
than,  ihrem  Regiment  die  nöthige  Autorität,  nicht  einmal  zur  Beseitigung 
dieser  demselben  so  schädlichen  Differenzen,  zu  geben. 

Im  September  1613  starb  Markgraf  Ernst;  es  erfolgte  die  vom  Pfalz- 
grafen beanstandete  Ernennung  des  Kurprinzen  Georg  Wilhelm  zum 
Statthalter,  die  Heirath  Wolfgang  Wilhelm' s  mit  der  Schwester  des 
Kurfürsten  von  Baiern,  des  Hauptes  der  katholischen  Liga,  das  reformirte 
Bekenntniss  Johann  Sigismund's,  der  Versuch  Georg  Wilhelm's, 
sich  vor  dem  Eintreffen  des  Pfalzgrafen  Düsseldorfs  zu  bemächtigen,  des 
letzteren  Jülich  in  seine  Hand  zu  bekommen,  die  Vertreibung  der  neubur- 
gischen  Truppen  aus  dieser  Festung  durch  niederländische,  Wolfgang 
Wilhelm's  Ueberrumpelung  Düsseldorfs,  endlich  dessen  öffentlicher  Ueber- 
tritt  zur  katholischen  Kirche.  Wenige  Wochen  vorher,  im  April  1614,  hatte 
sich  Georg  Wilhelm  nach  Cleve  begeben,  zur  Reiherbeize,  wie  er  vor- 
gab Die  dortigen  Räthe  weigerten  sich  anfangs,  die  Hofhaltung  für  ihn 
zn  bestellen,   ohne  Befehl  beider  Fürsten  Mittel  dazu   aus   den   clevischen 


*<^)  Während  die  Pfarrgeistlichkeit  mit  zu  der  Quote  des  platten  Landes, 
wenn  auch  unter  den  einzelnen  ßichterämtern  desselben  besonders  angeschlagen, 
steuerten,  sprachen  die  Klöster  und  Stifte  in  Cleve  und  Mark  dem  Fürsten  wie 
den  Landständen  überhaupt  das  Recht  ab,  sie  mit  irgend  welchen  Landessteuern 
zu  belasten.  Meist  pflegten  daher  nach  der  Bewilligung  einer  Steuer  und  Fest- 
stellung der  Quote  der  Klöster  und  Stifte  seitens  der  Stände,  über  diese  noch 
besondere  Verhandlungen  mit  den  Prälaten  gepflogen,  auch  oft  durch  solche  eine 
besondere  Steuer  der  Kloster-  und  Stiftsgeistlichkeit  bewilligt  zu  werden. 

^')  Die  märkische  Ritterschaft  hatte  sich  zwar  dazu  verstanden,  bei  jeder 
Steuer  einen  Antheil  als  sogenannte  persönliche  ßittersteuer  zu  übernehmen, 
aber  sie  suchte  denselben  möglichst  zu  verringern  und  auf  ihre  Pächter,  nament- 
lich der  zu  ihren  Rittersitzen  gehörigen  Grundstücke  zu  schieben. 


Die  landstäDdischen  Verhältnisse  in  Cleve  und  Mark  bis  zum  Jahre  1641.       47 

Domaineneinkünften  herzugeben,  trugen  sogar  Bedenken,  sich  zur  Raths- 
sitzung  bei  dem  Kurprinzen  allein  zu  versanameln.  Ihre  Bedeutung  und  ihr 
Einfluss  hatten  seit  1609  sehr  abgenommen,  beide  Fürsten  hatten  sich  schon 
1611  in  Düsseldorf  mit  einem  sogenannten  geheimen  oder  Hofrath  umgeben, 
in  dessen  Hand  mehr  und  mehr  die  eigentliche  Regierung  überging.  Dass 
die  cle vischen  Land-  und  Canzleiräthe  den  Evangelischen  nicht  allenthalben 
freies  Religionsexercitiüm,  ihnen  keinen  Schutz  gegen  Volksaufläufe  gewäh- 
ren konnten,  oder  vielmehr  wollten*^),  die  Opposition  der  Landstände  heim- 
lich und  offen  schürten  und  unterstützten,  (machte  sie  den  possidirenden 
Herren  nur  noch  verdächtiger  und  missliebiger.  Georg  Wilhelm  übergab 
jetzt  seinem  geheimen  Rath  so  gut  wie  ganz  die  Verwaltung  von  Cleve 
und  Mark,  überliess  nur  noch  „die  Justiz-  und  Parteiensachen  der  Land- 
canzlei".  Um  so  energischer  konnte  er  die  Verhandlungen  mit  den  Gene- 
ralstaaten, die  schon  1606  Geld  und  Truppen  zur  Sicherung  der  Succession 
zugesagt  hatten,  die  Kriegsrüstungen  betreiben,  in  denen  der  Pfalzgraf  ihm 
bereits  voraus  war.  Bei  dem  Scheitern  der  noch  im  Juni  in  Wesel  statt- 
findenden gütlichen  Verhandlungen  schien  der  Ausbruch  der  Feindseligkeiten 
zwischen  den  possidirenden  Herren  um  so  unvermeidlicher,  als  im  August 
ein  spanisches  Heer  unter  Spinola,  das  angeblich  die  Reichsexecution 
gegen  die  evangelische  Bewegung  in  Aachen  und  Mühlheim  vollstrecken 
sollte,  von  den  meisten  festen  Plätzen  in  Jülich  im  Namen  des  Pfalzgrafen 
Besitz  ergriff,  sich  Duisburgs,  Orsoys  und  Wesels,  welches  die  Aufnahme 
brandenburgischer  Besatzung  hartnäckig  geweigert  hatte,  bemächtigte;  an- 
derseits der  Prinz  von  Oranien  Emmerich,  Rees,  Kranenburg,  Gennep, 
Goch,  Calcar  und  Sonsbeck  und  die  meisten  Stä<U"  'I'"-  ^»rnfschaft  Mark 
besetzte. 

In  diesem  kritischen  Augenblicke  gelang  es  der  Wrniittlung  Frank- 
'  ichs  und  Englands  in  Xanten,  unter  Zustimmung  und  Mitwirkung  der  Ge- 
neralstaaten  und  Spaniens,  einen  Vertrag  zwischen  Brandenburg  und  Neu- 
burg zu  Stande  zu  bringen,  der  freilich  in  fast  allen  Punkten  unausgeführt 
blieb,  aber  doch  den  Ausbruch  der  Feindseligkeiten  für  den  Augenblick 
verhinderte.  Ira  Wesentlichen  bestimmte  er,  dass  die  Länder  zur  getrenn- 
ten, aber  in  beider  Fürsten  Namen  von  Düsseldorf  und  Cleve  aus  zu  führen- 
den Regierung  ^provisionaliter  ohne  Präjudiz  des  dortmunder  und  hallschen 
Vergleichs'*  getheilt  werden  sollten,  also  derart,  wie  sie  ursj)rünglich  zusam- 
mengehört hatten,  und  früher,  wie  auch  jetzt  wieder,  factisch  verwaltet  wur- 
II,  nur  dasB  KaveoHberg  ferner  von  Cleve,  statt  wie  bisher  von  Düssel- 
aorf  auK  regiert,  die  Einkünfte  sämmtlicher  Fiänder  aber  getheilt  werden 
sollten;  zwei  Punkte,  die  übrigens  eben  so  wenig  wie  die  meisten  anderen 
zur  AuHführung  kamen.  So  wenig  also  auch  der  xantische  Vertrag  die 
Sachlage  veränderte,  ho  zahl-  und  umfangreich  waren  doch  die  Rechtsan- 
sprüche,  welche  die  Stände  der  streitigen  Länder  auf  (tnuid  desselben  er- 

1 '.     L .!  visehen  wie  die  uiärkischen  LandKtäuUi  In  .. ..  *    vunig  iliiu  ii 

leli  an  einer  guten  Harmonie  und  aiifrichtigem  Kinvernchnieu  der  poK^idi- 

Ml  Iluiucn  im  Auguit  IGll. 
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renden  Herren   zu    einem   kräftigen  Regiment  gelegen  war,   doch  nicht  an  - 

eifrigen  A' ersuchen  fehlen  lassen,  ofi'ene  Feindseligkeiten  zwischen  ihnen  zu  : 

verhindern.  Denn,  wenn  die  Waffen  entschieden,  verloren  sie  und  ihre  Privi-  ' 

legien  jedenfalls  an  Geltung,  während  anderseits  die  Beilegung,  beziehungs-  . 
weise  Vermittlung  kleiner  Differenzen  treffliche  Gelegenheit,  diese  zu  erhöhen, 

bot.    Auf  dem  im  Juli  1614  zu  Duisburg  gehaltenen  Landtag  hatten  sie,  da  ] 

alle   gütlichen  Verhandlungen  resultatlos  blieben,   drohend  an   die  Bestim-  ] 

mung  in  den  Reversalen  von  1609   erinnert,   wonach   sie   ihres  Gehorsams  ; 

gegen  die  beiden  Fürsten  für  die  Dauer  von  Feindseligkeiten  zwischen  den-  ; 

selben  entbunden  sein   sollten,   sich    endlich  feierlich   „für  neutral"  erklärt.  ; 

Als  die  Conferenzen  in  Xanten,   welche   sie  durch  Schickungen  von  Depu-  ■ 

tirten  nach  dem  Haag  und  Brüssel  eifrig  gefördert  hatten,   begannen,   be-  ■ 

theiligten  sie  sich  trotz  der  Mahnung  aus  Berlin,  sich  ohne  Zustimmung  des  '\ 

Kurprinzen  nicht  zu  versammeln,  nicht  mit  fremden  Potentaten   zu  verhan-  ; 

dein,  durch  ihre  Deputirten  lebhaft  daran,  machten  einen  gleichen  Anspruch  ■ 

auf  die  Vermittlerrolle,    wie    die    fremden   Gesandten.      8o    setzten    sie   es  \ 

durch,  dass  ein  Artikel  des  Vertrages  die  genaue  Beobachtung  der  Rever-  ^ 

salen   und   sonstigen  ihnen  von  den  Fürsten   gegebenen  Declarationen,    die  '■ 

Abstellung  aller  dagegen  verstossenden  Neuerungen  vorschrieb,  und  in  streiti-  ''■ 

gen  Fällen  ihnen  die  Entscheidung,  beziehungsweise  Auslegung  der  Tractate,  ; 

Reversalen  und  Privilegien  zusprach.    Bis  zur  festgesetzten  Demolirung  der  • 

Festungswerke  von  Düsseldorf  und  Jülich  sollten  sogar  beide  Städte  in  die  \ 

Gewalt  der  Stände  gegeben,   von  ihren   zu   diesem  Zwecke    zu  werbenden  ^ 

Truppen  besetzt  werden'*^).     Die   gesammten  Landstände   von  Jülich -Berg  1 

und  Cleve-Mark  ertheilten  dem  Vertrage,    nachdem   er  von  den  vermitteln-  i 

den  Mächten,  insbesondere  von  den  Generalstaaten,  ausdrücklich  garantirt  } 

wurde  ^'^),  in  Form  einer  Ratificirung  ihre  Zustimmung,  betrachteten  sich  ganz  ^ 

als   selbstständige  mitcontrahirende  Partei.     Indessen   sollte  die  Nichtaus-  \ 

führung  desselben^'),    der  fortdauernde  Kriegszustand  im  Lande,   und  das  ] 

Verhalten  der  possidirenden  Fürsten  alle  ihre  daran  geknüpften  Hoffnungen  ^ 

und  Ansprüche  zunächst  wenigstens  vereiteln.  i 

Spanien  weigerte  unter  allerhand  Vorwänden  die   stipulirte  Räumung  \ 

der  von  seinen  Truppen  besetzten  Plätze,  namentlich  Wesels,  die  General-  ; 
Staaten   nicht  minder  die  Jülichs,    und  die  Zurückziehung  ihrer  Garnisonen 

aus  Cleve  und  Mark,  ja  sie  Hessen  im  Jahr  1615  auch  die  Grafschaft  Ra-  ; 

vensberg  besetzen,  worauf  spanische  Truppen  sich  im  folgenden  Jahre  der  \ 

Stadt  Soest  bemächtigten.     Beide  Mächte  suchten  durch  solche  vorgescho-  '] 

bene  Posten  auf  fremden   Grenzgebieten   die   eigenen   zu   decken,    für  den  j 

Fall  des  Wiederausbruchs  ihres  Krieges,    der  bereits  unvermeidlich  schien,  i 

den  Schauplatz  und  die  Lasten  desselben  möglichst  auf  diese  Vorlande  zu  j 

übertragen;    die    angebliche  Neutralität    des  Reichs    kümmerte    sie    wenig,  \ 

49)  V.  Mörner  a.  a.  0.  p.  68  und  69.  \ 

'^")  Die   Generalstaaten  beschlossen   diese   Garantie   am  13.  December  1614: 

,,belovende  niet  daertegen  te  doen  noch  te  gedoogen  dat  door  gemandt  van  d'onse  ^ 

of  andere,  wie  die  oock  mögen  zyn,  daertegen  gedaen  werde."  \ 

^*)  Es  ist  sogar  höchst  zweifelhaft,  ob  die  allerdings  brandenburgischer  Seits  % 

vollzogene  Ratification  des  Vertrages  auch  ausgetauscht  ist.  v.  M  ö  r  n  e  r  a.  a.  0.  p.  67.  : 
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drohte  dort  doch  selbst  der  Religionskrieg  alle  Tage  auszubrechen,  und 
gaben  die  durch  den  xantener  Vertrag  bezüglich  dessen  Nichterfüllung,  nur 
noch  gesteigerten,  wie  es  schien,  unheilbaren  Zerwürfnisse  der  beiden  pos- 
sidirenden  Fürsten,  welche  sich  jetzt  offen  den  sieh  gegenüberstehenden  Par- 
teien angeschlossen  hatten,  den  willkommenen  Vorwand,  sich  zum  Schutze 
der  eigenen  Interessen  wie  der  ihrer  Schützlinge  immerraehr  in  den  nie- 
deiTheini.-chen  Fürstenthümern  festzusetzen.  Und  Pfalzgraf  Wolfgang 
Wilhelm,  der  den  ganzen  Eifer  eines  Convertiten  entwickelte,  that  seiner- 
seits alles  Mögliche,  den  Zwiespalt  mit  Brandenburg  zu  fördern,  auf  die 
schliessliche  Entscheidung  durch  die  Waffen  hinzudrängen.  Langsam,  aber 
energisch,  begann  er  seine  ^Gegenreformation"  in  Jülich  und  Berg,  kehrte 
sich  nicht  an  die  in  Xanten  stipulirte  alternirende  Stellenvergebung  und  Re- 
ligionsparität, setzte  alle  evangelischen  unzuverlässigen  Amtmänner  und 
sonstigen  Beamten  ab,  stellte  „zuverlässig  katholische"  dafür  an,  pflegte  mit 
den  Höfen  von  Brüssel  und  Madrid  den  intimsten  Verkehr,  rüstete  selbst, 
und  bereitete  sich  allerseits  für  den  Zeitpunkt  vor,  wo,  nach  seiner  Meinung, 
durch  den  Bruch  oder  das  Ablaufen  des  Waff'enstillstandes  zwischen  Spa- 
nien und  den  Niederlanden  sich  ihm  die  günstige  Gelegenheit  zur  alleinigen 
Besitznahme  der  rheinischen  Successionslande  bot. 

Kurprinz  Georg  Wilhelm  suchte  um  so  eifriger  sein  ausschliessliches 
Regiment  in  Cleve  und  Mark  zu  befestigen.  Schon  Ende  des  Jahres  1614 
hatte  er  in  Cleve  eine  besondere  Hof-  und  geheime  Kammer- Canzlei  er- 
richtet, eigene  Secretäre  und  Unterbeamte  dabei  angestellt,  einem  der  ge- 
heimen Räthe  das  Directorium  derselben  anvertraut").  Auf  die  Absetzung 
evangelischer  Amtmänner  in  Jülich -Berg  antwortete  er  jedesmal  mit  Ent- 
lassung katholischer  in  Cleve-Mark,  auf  die  Rüstungen  des  l*falzgrafen  mit 
Fortsetzung  der  Werbung  eigener  Truppen,  soweit  es  ihm  seine  Mittel  er- 
laubten. Sie  waren  freilich  weit  geringer,  als  die  des  Pfalzgrafen,  welchem, 
nach  dem  erfolgten  Tode  seines  Vaters,  die  Einkünfte  seiner  neuburgischen 
Lande  neben  denen  von  Jülich- Berg,  welche  beträciitlich  hoher  als  die  von 
Cleve-Mark  waren"),  zu  Gebote  standen;  nicht  einmal  die  Hofhaltung  in 
Cleve  konnte  Georg  Wilhelm  aus  den  letzteren  bestreiten.  Er  musste 
im  Februar  1610,  unter  Verpfändung  der  Domainen  in  Cleve  ^*),  jene  Anleihe 
von  100,000  Thir.  bei  dem  holländischen  Generalempfänger  Peter  Iloef- 
yser  machen,  deren  Garantie  durch  die  Generalstaaten  so  schwere  Folgen 
für  ihn  und  seinen  Sohn  haben  sollte.  Gleich  darauf  reiste  er  über  Hei- 
delberg in  die  Marken,  und  hintcrliess  in  Cleve  als  Statthalter  seineu  Ober- 


")  Di«  hiHtruction  int  vom  4/14.  Februar  1615. 

")  Waren  schon  die  «Mgentlichen  Doinaineuuinkünfte  in  Jülich  und  Bortf  l)e- 
uiender  als  in  Cleve  und  Mark,  bo  erböhteo  noch  die  grossen,  zu  ständigen 
liraliaHten  ^(«'wordenen  Hchatz.ungen  (soj^enannten  Schul zabgaben)  in  ursteren 
Landfn  die  Kitinuliiiicn  des  Landesiicrni  um  ein  Beträchtliches,  Kunial  demsel- 
ben hier  da«  Hecht  odiT  ddcli  der  lleclit»an»pruch  Kolili»  bun  war,  diese  „ächatzun- 
Pip.n*  der  llauHk-ut«'  auf  drm  platten  Lande  willkürlich  zu  erhöhen. 

•*)  „met  obligatie  ende  vurbiudiuf^  van  nnse  goederen  domeiuen  endo  incomen 
..  bei  Und  vaii  Cker*.  sogt  der  Schuldschein  de«  Kurprinzen  vom  11.  r<br.  If'.H' 
Miller,  iiir  Gcfcb.  d.  Ur.  Kurninito.  V.  'i 
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kammerherru,  den  .Graten  Adam  zu  Seh  warzeii barg,  einen  märkischen, 
aber  katholischen  Edelmann,  den  schon  Markgraf  Ernst  zum  brandenbur- 
gischen geheimen  Rath  und  im  Jahr  1612  bei  gleicher  Veranlassung  zu 
seinem  Stellvertreter  ernannt  hatte,  und  dessen  Einfluss  auf  den  Kurprinzen 
schon  jetzt  vorherrschend  war.  Ihm  und  vier  geheimen  Käthen  ^^)  wurden 
sämmtliche  Verwaltungs-  und  Rechenkammergeschäfte,  selbst  die  Crimlnal- 
prozesse,  übertragen,  den  alten  Land-  und  Canzleiräthen  nur  noch  eine 
äusserst  dürftige  Mitwirkung  dabei  und  die  Civilprozesse  belassen,  und  jenen, 
als  den  Kurprinzen  nach  seiner  Vermählung  mit  der  Prinzessin  Elisabeth 
Charlotte  von  der  Pfalz  im  Juli  lölT  die  Erkrankung  des  Vaters  wieder 
zu  diesem  rief,  Vollmacht  und  Instruction  noch  erweitert. 

Schwarzenberg  nahm  sich  mit  Umsicht  und  Energie  des  Regiments, 
namentlich  auch  der  Verwaltung  der  Domainen  in  Cleve-Mark,  an;  aber  die 
Gewaitthätigkeit  und  Habgier  der  staatischen  Besatzungen  hemmten  allent- 
halben seine  Thätigkeit,  und  die  Generalstaaten  selbst  hatten  zu  ihm,  dem 
Katholiken  und  Sohn  eines  kaiserlichen  Feldmarschalls,  kein  rechtes  Ver- 
trauen. An  die  Spitze  der  jetzt  als  „Amtskammer''  bezeichneten  Rechen- 
kammer w^aren  zwei  geheime  Räthe  gestellt,  die  nur  in  wichtigeren  Sachen 
dem  gesammten  geheimen  Rath  zu  referiren,  beziehungsweise  dessen  ßeschluss 
einzuholen  hatten^^).  Dem  Landrentmeister  sollte  nur  noch  eine  untergeord- 
nete Mitwirkung,  hauptsächlich  das  Kassen-  und  Rechnungswesen,  über- 
lassen bleiben.  Dennoch  gelang  es  nicht,  die  so  tief  zerrütteten  Finanz- 
verhältnisse irgendwie  zu  verbessern,  oder  nur  die  Mittel  zum  Unterhalt 
einer  Anzahl  Truppen  zusammen  zu  bringen.  Um  nach  mehreren  Reductio- 
nen  ihres  Bestandes  wenigstens  einen  Theil  derselben  zusammen  zu  halten, 
war  bereits  ohne  Zustimmung  der  Stände  eine  allgemeine  Mahlaccise,  eine 
bedeutende  Steuer  von  den  Stiften  und  Klöstern  erhoben  worden.  Jetzt 
war  Schwarzenberg  angewiesen  worden,  durch  besondere  Commissäre 
die  Landstände  zur  Bewilligung  von  Quartier-,  Service-  und  Defensions- 
geldern  zu  bewegen,  Bemühungen,  die  gänzlich  ohne  Erfolg  waren,  und  nur 
dazu  dienten,  sie  noch  mehr  gegen  den  Statthalter  und  die  geheimen  Räthe 
zu  erbittern,  welche  schliesslich  genöthigt  waren,  auch  den  Rest  der  Trup- 
pen den  Generalstaaten  zu  überlassen. 

Die  Stände  hatten  die  grössten  Anstrengungen  gemacht,  den  xantener 
Vertrag  zur  Ausführung  zu  bringen,  es  nicht  an  Versprechungen,  Ermah- 
nungen und  Drohungen  den  possidirendeu  Herren  gegenüber,  nicht  an 
Schickungen  an  die  spanischen  und  staatischen  Heerführer,  nach  Brüssel 
und  dem  Haag  fehlen  lassen,  zuletzt  heftige  Proteste  gegen  den  Bruch  „der 


^2)  Johann  v.  Kettler,  Johann  Friedrich  v.  Roeden,  Adolf  Stein  - 
gen  und  Peter  v.  Potter;  später  traten  Johann  v.  d.  Borch,  des  Kurprinzen 
Hofmeister,  und  Christoph  Sticke  hinzu. 

^^)  Ein  Memorial  vom  4/14.  April  und  die  Instruction  vom  5/25.  April  1617  ge- 
währen die  lehrreichsten  Einblicke  in  die  Details  der  Domaiuenverwaltung,  und 
den  Geschäftsgang  bei  der  Amtskammer  und  den  Rentmeistereien.  Die  Amts- 
kammerräthe  durften  Anweisungen  bis  zu  200,  der  geheime  Rath  bis  zu  400  Thlr. 
ertheilen. 
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Communiou  der  Fürsten  und  die  Union  der  Länder"  erlassen.  Wie  die 
Dinge  lagen,  war  es  natürlich,  dass  in  Cleve-Mark  mehr  und  mehr  die  ka- 
tholischen Stände  die  Führung  der  Opposition  übernahmen,  die  evangelischen 
sich  zurückhielten;  die  noch  bei  der  Regierung  in  Cleve  scheinbar  thätigeu 
alten  Land-  und  Canzleiräthe  wurden  um  so  mehr  die  natürlichen  Verbün- 
deten, ja  Leiter  dieser  Opposition.  Kaum  war  der  Kurprinz  1617  nach  den 
Marken  aufgebrochen,  so  sandten  sie  im  Einverständnisse  mit  den  Landstän- 
den Nicolaus  v.  Lange nberg,  eine  aus  Cöln  gebürtige,  gewandte,  ja 
geschmeidige  Persönlichkeit,  welche  Markgraf  Ernst  schon  mehrmals  zu 
Unterhandlungen  mit  katholischen  Höfen  verwandt  hatte,  au  den  Kurfür- 
sten, „um  ihm  die  Klagen  des  I^andes  und  dessen  jämmerlichen  Zustand 
vor  Augen  zu  stellen".  Seit  Jahren  sei  das  Regiment,  den  Reversalen  von 
„Duisburg  zuwider,  ohne  der  Räthe  und  Stände  Vorwissen  geführt,  nur  dem 
arbitrio  einiger  particularen  Personen  anvertraut,  so  der  ganze  Status  der 
Gesammtregierung  über  den  Haufen  geworfen,  ein  einseitiges  Regiment  auf- 
gerichtet worden,  wodurch  die  beiden  Fürsten  sich  nach  den  Bestimmungen 
der  Reversalen  rechtlich  der  Possession  selbst  entsetzt,  sich  nur  mit  frem- 
den Kriegsheeren  zu  halten  vermöchten".  Die  einseitigen  Entlassungen  und 
An>tellungen  von  Beamten,  ohne  anderen  Grund,  als  ihr  Heligionsbekcnnt- 
niss,  drohten  „böse  factiones  unter  den  adeligen  Geschlechtern''  hervor- 
zurufen, die  Unterstützung,  welche  die  bei  der  Anklagekammer  verurtheilten 
Parteien  bei  den  Hofräthen  fänden,  alle  Justiz  zu  untergraben.  Sie  müssten 
dringend  bitten,  nochmals  einen  A'ersuch  zur  Herstellung  der  vorigen  Union 
und  Beilegung  aller  Diflerenzen  zu  machen").  Trotz  der  Unterstützung, 
die  Ijangenberg's  Vorstellungen  durch  den  Gesandten  der  Generalstaaten 
fanden,  und  obwohl  dieser  erklärte,  „dass  es  unbillig,  den  Landständen  so 
auf  den  Hals  zu  treten,  seine  Herren,  die  libertatis  vindices  seien,  keinen 
^J (fallen  au  solchen  Procedureu  hätten,  die  Lande  bei  ihren  Privilegien  er- 

Iten  wollten"^*),  konnte  er  doch  nur  eine  kurfürstliche  Resolution'*)  in 
den  allgemeinsten  Ausdrücken,  nur  die  Zusage,  dass  ausserordentliche  Com- 
iiiissäre   nach   dem  Rhein   gesandt  werden  sollten,   erwirken.     Als  im  Mai 

18  die  clevischeD  Stände  wiederum  in  Caicar  über  Deputationen  an  ver- 
ichiedene  Höfe,  um  nochmals  auf  Execution  des  xantener  Vertrages  zu 
dringen,  deliberirten,  wurde  ilmen  die  ohne  landesherrliche  Convocation  und 

•nchniigung  veranstalteten  Versanjmlungen  durch  ein  öflentliches  Edict  un- 

iiiHHgt,  ihnen  verboten  ^sicli  in  Suecessions-  und  Staatssachen  zu  mischen". 

Sie   sandten   darauf  Deputirte   nach  Berlin,    um  die  Aufrechtlialtung  ihrer 

'rivilegien   und   die   Wiedcraufnahine   von   Verhandlungen   mit   dem    l*falz- 

üifen  zu  verlangen.    Jene  wurde  ihnen  bereitwillig  versprochen,   au  diese 

i  bei  der  feindlichen  Haltung  des  J'falzgrafen  nicht  zu  denken ,  ob  soUe 

i  (\('tu  Kaiser  auf  B«  "  '  "  ung  des  l'rozchsts  gedrungen  werden.  Im 
1  »<cenib(r    Hill)   sturli    \\  Johann  Mgismund;    Seh warzenberg 

")  L  ftupunbfrK'H    I  u  vom   lü,  Auf^unt   1(517 

*•    I.:u!r<'ii»MTtr*H  l?rlttttf>n    an    die  Kuili  18.  Düceniber 
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1 
5 
eilte   sofort  von  Cleve  zu    dem    neuen  Herrn,    den  und   dessen  Politik   er  J 
von  nun  an  fast  unumschränkt  beherrschte.  * 

Weder  von  Verhandlungen  mit  dem  Pfalztrafen,  noch  von  einem  Pro-   * 
zesse  war,  wie  die  Verhältnisse  sich  jetzt  gestaltet  hatten,  irgend  ein  gün-   : 
stiges  Resultat  zu  hoffen.     Nach  dem  Tode  des  Kaisers  Matthias  wurde   \ 
der  Jesuitenzögling  Erzherzog  Ferdinand,    dessen   Regierung  in   seinem   < 
Erblande  seinen  Lehrherren  bereits  alle  Ehre  gemacht  hatte,  trotz  des  Wi-    ^ 
derstandes  der  protestantischen  Union,    zum  Kaiser  erwählt;    die  Böhmen    I 
wollten  ihn  nicht  als  König  anerkennen,  übertrugen  dem  Kurfürsten  Fried-    \ 
rieh  von  der  Pfalz  die  Krone;   der  dreissigjährige  Krieg  brach   in  hellen   [ 
Flammen  aus.     Pfalzgraf  Wolf  gang  Wilhelm  war  jetzt  mehr  wie  je  ent-    ' 
schlössen,    den  Successionsstreit  durch  die   Waffen  entscheiden  zu  lassen.   *. 
Er  eilte  selbst  nach  Madrid,  erbat  und  erhielt  die  Zusage,  nach  dem  Ab-    l 
lauf  des  Waffenstillstandes  mit  den  Niederlanden  durch  spanische  Truppen    ; 
von  den  niederrheinischen  Fürstenthümern  für  ihn  Besitz  ergreifen  zulassen,    j 
Bereits   ging  im  August  1620   ein  spanisches  Heer   unter  Spinola  an  den    i 
Rhein,    um  als  „burgundische  Kreistruppen"  die   kaiserliche  Autorität  in    1 
der  Pfalz  herzustellen;    als  Antwort  darauf  bezog  ein  staatisches  Heer  ein    ', 
Lager  vor  Wesel.     Der  Prinz   von  Oranien  rieth   den  geheimen  Räthen  in    .^ 
Cleve,  an  deren  Spitze  jetzt  Johann  v.  Kettler  stand,  sofort,  ohne  Be-    \ 
fehl  von  Königsberg  abzuwarten,    Truppen   zu  werben,   da   ein   spanisches    l 
Heer   sich   schon  um   Maastricht  sammle,    um  von  dort    aus   die   Festung    \ 
Jülich  zu  überfallen,  Cleve  und  Mark  für  den  Pfalzgrafen  zu  besetzen.    Sie    j 
waren  im  Begriff,    diesen  Rath  zu  befolgen,    als   von   dem  Kurfürsten  die    1 
Verfügung  eintraf,   sich   nicht   ohne   seinen  besondern  Befehl  darauf  einzu-     • 
lassen,   da  die  Mittel  dazu  nicht  vorhanden  wären,  und  man  sich  dadurch    ; 
bei  „dem  Hause  Oestreich  nur  in  Verdacht  und  Hass  setze".   Der  clevische     ] 
geheime  Rath  hatte  sich  bereits  in  Anbetracht   der   allerdings   unzureichen-     ] 
den  Mittel  an  die  Landstände  gewandt,  die  ihrerseits  wiederum  über  Depu-     ■ 
tationen  an  den  Pfalzgrafen,    nach  Brüssel  und  dem  Haag  beriethen,    um     : 
die   endliche  Ausführung  des  xantener  Vertrages   und   die  Neutralität  der     i 
Lande   im  Fall   eines   Kriegsausbruchs    zu   erwirken.     Sie   wollten   anfangs     ; 
nicht  einmal   die  Proposition   des  Regierungscommissärs   anhören;   zwangen     ] 
ihn  endlich,   mehrere  Stellen  aus  derselben,    „die  ihnen  zu  hart  däuchten",     l 
auszulassen.    Auf  einem  im  Januar  1620  nach  Cleve  verschriebenen  Landtage     ' 
bewilligten  sie  zwar  in  zwei  Raten  30,000  Thlr.,  aber  nur  unter  der  Bedin-     ; 
gung,   dass  jene  Deputationen  genehmigt,    dem  Lande   die  Neutralität  und      • 
sofortige  Räumung,  wenigstens  der  clevischen  Städte,  von  Spanien  und  den      ; 
Generalstaaten  gewährt,  endlich  die  Erhebung  von  10,000  Thlr.  zur  Abzah- 
lung ständischer  Schulden  gestattet  w^ürde.  ; 
Schon  waren  diese  Bedingungen  vom  geheimen  Rath  angenommen,  die     i 
Deputationen  abgereist,  als  Schwarzenberg  in  Cleve  erschien,  jede  Ver-      > 
Wendung  von  Domaineneinkünften  zu  Kriegsrüstungen,  selbst  die  Abführung     \ 
der  bei   den  Renteien   vorhandenen  Gelder  und  Früchte  nach  Cleve  unter-      ; 
sagte,  die  Verhandlungen  mit  den  Ständen,  beziehungsweise  die  Zugeständnisse      : 
an  sie,   scharf  tadelte,   die  Werbungen  für  um  so  unnöthiger  erklärte,   als      ^ 
beide   Mächte   dem  Kurfürsten   die   eventuelle   Neutralität  bereits   zugesagt      i 
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hätten,  sie  jetzt  den  Ständedeputirten  bestätigen  würden.  Diese  Bestätigung 
erfolgte  in  der  That,  aber  auch  fast  unmittelbar  darauf  die  Aufkündigung 
des  Waffenstillstandes,  das  Einrücken  eines  spanischen  Heeres  in  Jülich 
und  die  Belagerung  dieser  Festung.  Sie  fiel  im  Februar  1621 ,  und  die 
spanischen  Truppen  zogen  die  Maas  hinunter  in's  Clevische,  belagerten  Goch 
und  Gennep,  eroberten  jenes,  bemächtigten  sich  nach  und  nach  im  Namen 
des  Pfalzgrafen,  der  alle  kurfürstlichen  Beamten  absetzte  und  die  aufgesta- 
pelten Gefälle  einzog,  auch  der  Grafschaft  Mark,  und  hausten  in  den  erober- 
ten Orten  furchtbar.  Die  Bestürzung  in  Cleve  war  gross;  vergeblich  suchte 
jetzt  Schwarzenberg  mit  den  Generalstaaten  ein  Bündniss  abzuschliessen; 
sie  waren  über  das  Verhalten  des  „kaiserlichen  Pensionärs"  aufs  höchste 
erbittert,  stellten  die  härtesten  Bedingungen  ihrer  Hilfe.  Der  Graf  eilte, 
auch  seinerseits  erzürnt,  nach  Königsberg  zurück,  war  aber  im  März  1622 
schon  wieder  im  Haag,  um  nun,  trotz  der  dringenden  Abmahnung  der  cle- 
vlschen  geheimen  Räthe,  bereitwillig  und  fast  widerstandslos  auf  jene  Be- 
dingungen einzugehen;  sie  überlieferten  den  Kurfürsten  bezüglich  seiner  rhei- 
nischen Lande  blindlings  den  Händen  der  Generalstaaten,  legten  ihm  fast 
nur  Pflichten,  diesen  so  gut  wie  gar  keine  Gegenleistungen  auf").  Er  musste 
sich  verpflichten,  ein  Regiment  von  1500  Mann  zum  Dienst  derselben  bis 
zu  der  Erlangung  der  Successionslande,  oder  einem  Vergleich  mit  den  an- 
deren Prätendenten,  und  von  da  ab  noch  20  Jahre  3000  Mann  zu  unter- 
halten; die  Generalstaaten  sollten  sichf  aller  Orte,  die  nicht  in  seinen  Hän- 
den, mit  ihren  Truppen  ohne  sein  Zuthun  bemächtigen  dürfen,  und  in  sol- 
chem Fall  ein  Drittel  der  Belagerungskosten  zurückerhalten.  Dagegen 
wollten  sie,  „soweit  es  ihr  Staat  erleide'',  alle  Angriffe  auf  die  jetzt  von 
dem  Kurfürsten  besetzten  Plätze ••)  abwehren,  und  die  Contributionen  wie 
die  sonstigen  Mittel,  welche  zur  Erhaltung  der  Truppen  nöthig,  in  den 
Successionslanden  erheben  helfen  «2).  Und  die  Generalstaaten  maassten  sich 
sofort  noch  weit  mehr  Rechte  an,  als  der  Vertrag  ihnen  zusprach;  sie  bean- 
spruchten die  Eidesleistung  der  vom  Kurfürsten  geworbenen  Truppen,  die 
selbhtständige  Erhebung  der  Contributionen,  schalteten  und  walteten  mit 
grenzenloser  Willkür  im  Lande"),  Hessen  ihre  Truppen  fast  so  arg  wie  die 
Spanier  darin  hausen 

Es  waren  ohne  alle  freilich  doch  aussichtslose  Verhandlungen  mit 
den  Land>tänden  in  Cleve  40,000  Thlr.,  in  Mark  24,000  Thlr.,  in  Jülich 
r.0.000  Thlr,  in  Berg  40,000  Thlr.  jährlicher  Contributionen  ausgeschrieben 

rden;  sie  wurden  mit  rücksichtsloser  Härte  fast  nur  executiousweise  durch 
>tiitttische  St^eif^(•])aa^eIl,  die  bis  tief  in  Jülich  und  Berg  eindrangen,  und  von 
dort  hervorragende  liitterbürtigc  nach  Holland  wegschleppten,  beigrtrieben, 

scrdem  schwere  Liccntcn  und  Accisen  auf  alle  Handelsgegenstände,  na- 

,  ,,. .-  ut  nunc  vivttinuB  alleno  arbitrio  et  dopondamus  u  misvricurdia  ilio- 
niiD,  qtti,  at  reruni  publicarutn  mos  est,  pro  statu  et  utilitate  suaruin  rerum  quao- 
▼il  motient".     Bericht  de«  geheimen  Uaths  an  den  Kurf.  vom  11.  Mai   !''''' 

*')  Es  war  kaum  der  HuchMto  Theil  dor  gesammten  Lanüo. 

•')  v.  Mornor  u,  a.  Ü.  p  81  und  Ö2. 

**)  Dio  goh.  Kutho  klagen:  „omuia  supra  nos  nihil  ad  nos". 
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mentlich  aber  das  Weidevieh,  den  bedeutendsten  Erwerbszweig  im  Cleviscben, 
erhoben.  Des  Klagens  und  Jaramerns,  der  Deliberationen,  Deputationen, 
Protestationen  der  Landstände  war  kein  Ende,  und  es  war  freilich  ein 
schlechter  Trost  für  sie,  w^cnn  die  clevische  Regierung  auf  alle  Vorstellun- 
gen antwortete:  der  Ffalzgraf  habe  noch  früher  als  der  Kurfürst  uneinge- 
willigte  Contributionen  erhoben,  seine  und  der  Spanier  Truppen  trieben  es 
zehnmal  ärger,  er  habe  den  Kurfürsten  durch  den  Friedensbruch  dazu  ge- 
zwungen, und  es  gebe  kein  anderes  Mittel,  sich  im  Besitz  der  Lande  gegen 
die  Gewalt  zu  halten.  Die  Weigerung  der  Stände,  besonders  der  clevischen 
Städte,  sie  willig  zu  zahlen,  ihr  Hinweis  auf  die  Verbote  des  Pfalzgrafen, 
dessen  Gegenforderungen  und  InhaftnaTime  ihrer  Bürger  veranlassten  nur 
noch  schärfere  Maassregelu;  auch  brandenburgischer  und  staatischer  Seits 
wurden  die  Kaufleute  aus  Wesel,  Rees  und  Duisburg  festgenommen ,  ihren 
Deputirten,  die  um  endliche  Berufung  eines  ordentlichen  Landtages  und 
Einstellungen  der  Executionen  baten,  geantwortet:  „damit  sei  jetzt  nichts 
zu  machen,  man  müsse  es  in  Geduld  Gott  und  der  Zeit  anbefehlen,  es  wäre 
dem  Kurfürsten  sehr  befremdend  und  missfällig,  dass  die  Stadt  Wesel  mit 
Aufreizung  anderer  gehorsamer  Stände  sich  wieder  hervorthue,  und  dasjenige 
suche,  was  den  Ständen  zu  öfterem  mit  genügendem  Grunde  abgeschlagen; 
der  Pfalzgraf  sauge  das  Land  hundertmal  mehr  aus,  ihn  möchten  sie  an- 
klagen, aber  ungereimt  sei  es,  auch  sehr  nachdenklich  dem  Kurfürsten  ge- 
genüber, der  ihr  Erb-  und  Landesfüret  sei,  sich  auf  die  Neutralität  zu  be- 
rufen; sie  schienen  sich  zum  Advocaten  des  Pfalzgrafen  zu  machen,  wenn 
sie  die  Contributionen  als  eine  Turbation  seines  Rechts  bezeichneten,  es  sei 
ihnen  genugsam  bekannt,  wer  der  rechte  Landesfürst  sei,  man  müsse  sie 
alles  Ernstes  ermahnen,  sich  in  die  Zeit  zu  schicken,  und  unverzüglich  zur 
Leistung  schuldigen  Gehorsams  ihre  Quote  auszuzahlen,  und  also  sich  selbst 
vor  unvermeidlichem  Schaden  zu  schützen"^'').  Drei  Wochen  später  wurden 
nochmals  durch  ein  öffentliches  Edict  die  Verhandlungen  der  Stände  „in 
Anbetracht  der  bisherigen  Nutzlosigkeit  und  der  unruhigen  Zeitumstände'^, 
so  lange  nicht  die  Zustimmung  des  Landesherrn  erfolgt,  untersagt.  Solches 
energische  Auftreten  der  Regierung  war  um  so  nöthiger,  als  die  jülich- 
bergischen  Stände  gegen  Neuburg  und  Brandenburg  bereits  einen  Prozess 
beim  Reichshofrath  erhoben,  und  die  clevischen  eben  noch  berathen  hatten, 
ob  nicht  gleichfalls  „kaiserliche  mandata  inhibitoria  gegen  die  Contributionen 
zu  erwirken  seien". 

Indessen  machten  diese  Vorgänge,  und  noch  mehr  das  immer  willkür- 
lichere und  ärgere  Treiben  ihrer  Bundesgenossen  die  possidirenden  Fürsten 
denn  doch  bedenklich;  sie  näherten  sich  einander,  und  Schwarzenberg 
ging  direct  nach  Düsseldorf,  wo  er  am  IL  Mai  1624  einen  neuen  Provisio- 
nalvergleich  mit  dem  Pfalzgrafen  abschloss,  der  freilich  sehr  zu  Ungunsten 
des  Kurfürsten  ausfiel,  eine  Theilung  des  clevischen  wie  des  bergischen 
Landes  bestimmte,  die  geradezu  unausführbar  war.  Auch  weigerte  Spanien, 
trotz  der  persönlichen  Bemühungen  des  Pfalzgrafen  in  Brüssel  und  Madrid, 
die  Abführung  seiner  Truppen  und  Anerkennung  des  Vertrages,  die  General- 


^*)  Rescript  des  geheimen  Raths  vom  2.  Februar  1623. 
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aaten  nicht  minder,  der  Kurfürst  selbst  endlich,  auf  deren  und  seiner 
Käthe  Vorstellungen,  die  Ratification  desselben.  Wenigstens  eine  Revision 
des  Vertrages  von  1622  suchte  Schwarzenberg  jetzt  bei  den  General- 
Staaten  zu  erlangen,  aber  das  Resultat  derselben  war  sehr  gering.  Aller- 
dings wurden  einige  Bestimmungen  getroflen,  wodurch  dem  Kurfürsten  eine 
grössere  Autorität  über  seiue  eigenen  Truppen^'),  eine  Aufsicht  seiner  Com- 
missäre  über  deren  Etat  und  Verwendung,  sowie  namentlich  über  die  Erhe- 
bung und  Verwaltung  der  Contributionen  zugestanden  ward,  letztere,  soweit 
sie  aus  Jülich  noch  restirteu  und  ferner  erhoben  würden,  sowie  die  Hälfte 
der  Domaineneinkünfte  aus  Jülich-Berg  und  Ravensberg  jetzt  den  General- 
staaten zur  Tilgung  der  bereits  auf  359,204  fl.  aufgelaufenen  hoefyser'schen 
Schuld  gegen  Rückgabe  der  Obligation  überwiesen  wurden.  Aber  wenn  auch 
jetzt  endlich  die  Organisation  des  sogenannten  brandenburgischen  Regiments 
unter  dem  Obersten  v.  Gent  zu  Stande  kam  und  zur  Wiedererwerbung 
der  Grafschaft  Mark  verwandt  wurde,  so  rief  doch  anderseits  die  Beitrei- 
bung der  den  Staaten  überwiesenen  Jülich -bergischen  Contributionen  und 
Einkünfte  noch  grössere  Excesse  und  Willkürlichkeiten  ihrer  Truppen,  und 
in  Folge  dessen  die  rücksichtslosesten  Repressalien  der  Neuburger  und 
Spanier  in  Cleve  und  Mark  hervor,  vermehrt  durch  Raub  und  Plünderungen 
herumstreifender  Marodeure  und  herrenlosen  Gesindels  aller  Art,  das  der 
■  rzt  allgemeine  Krieg  in  Deutschland  in   Bewegung  gebracht  hatte. 

Das  allgemeine  Elend  und  damit  die  Erbitterung  der  Landstände,   be- 
•nders  der  in  ihrem  Erwerb  schwer  bedrückten  Städte,  wuchsen  von  Tage 
7.U  Tage.     Sie  hätten  sich  längst  an  den  Kaiser  gewandt,   wenn  die  staati- 
sehen  Garnisonen,  die  trotz  der  seit  1G21  nicht  mehr  zurückerstatteten  hohen 
Servicegelder  wenigstens  noch  A'erkehr  und  A\*rdienst  brachten,   sie  nicht 
davon  abgehalten  hätten.     Dazu  kam,  dass  die  Opposition  der  Ritterschaft 
durch  allmähliches  Absterben  ihrer  bisherigen  Führer,  der  alten  clevischen 
Landräthe,  und  die  Parteinahme  aller  jüngeren  Ritterbürtigen,  die  meist  theils 
in  staatisch -braudenburgischen,   theils  in  spaui>ch-neuburgi-chen   und   kai- 
rlichen  Krieg.sdionst  getreten  waren,  bis  zur  völligen  Theilnahmslosigkeit 
an  ^tändi^chen  Verhandlungeri  erlahmt  war,   zumal  ein  im  Jahr  1()25  noch- 
mals unternommener  \' ersuch  der  Stände,   die  kriegführenden  Parteien  zur 
uierkennung  der  Neutralität  der  Lande  zu  bewegen,  wiederum  misslungen 
ir.    Erst  als  die  Regierung  die  Contribution  nicht  mehr  wie   bisher  nach 
r  Matrikel  von  1G12,  sondern  nach  der  „Morgen-rahl**,  also  in  Form  einer 
rundhU'uer  erheben  wollte,   und  gleichzeitig   die   katholische  Geistlichkeit, 
reu  Besteuerung  besonders  hoch  war,   gemeinsame  Sache  mit  den  nnzu- 
iedenen  Städten  zu  machen  nuchte,  begann  die  landständische  Opposition 
I  (y'leve-Mark  wieder  <  r  und  drohender  zu  werden. 

Schon  im  Januar  1'  '  n  die  Stände   und  Geistliclikeit  der  clevi- 

hen  Regierung  toFi  dftss  der  Anschlag  nach  der  ,,MorgenznhI''  eine  dop- 
pelte Bedrückung  sei,  „welche  die  Orundherren  selbst  ruiiiire" ;  würde  man 
davf>n  niehf  abgehen,    mm   mM^^'e   nun»   •-ieh   nii  den   Kni-er,   als  die  höeliste 
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Obrigkeit  im  Reich  wenden;  es  wäre  zu  bedenken,  dass  viele  clevische 
Adelige  in  hohen  Diensten  beim  Kaiser  ständen,  die  dazu  nicht  stillschwei- 
gen würden.  Im-  folgenden  Jahre  steigerten  sich  die  Klagen  der  clevischen 
Stände  zu  heftigen  Drohungen :  beiden  Fürsten  sollten  sie  zahlen  und  wür- 
den doch  von  keinem  geschützt,  den  Spaniern  wie  den  Staaten  mehr  und 
mehr  in  die  Hände  geliefert;  im  Fall  man  die  Contributionen  nicht  sofort 
abstelle,  würden  sie,  wie  schon  andere  Landstände  gethan,  durch  andere 
„vor  Gott  verantwortliche  und  in  der  Natur  gegründete  Mittel"  sich  Abhilfe 
zu  schaffen  wissen ^^).  Nur  die  Berufung  der  Regierung  auf  die  General- 
staaten, deren  drohende  Ermahnung  und  die  sehr  begründete  Warnung  des 
clevischen  geheimen  Raths,  dass  eine  Klage  bei  dem  jetzt  mächtigen  Kaiser 
nicht  zu  ihrer  Rettung,  sondern  vielmehr  zur  Vertiefung  ihrer  Bedrängniss 
gereichen,  „derselbe  das  Land  per  viam  sequestrationis  zu  überziehen  suchen 
werde",  hielt  sie  noch  davon  ab,  dem  Beispiel  der  jülich-bergischen  Stände 
und  der  clevischen  Geistlichkeit  zu  folgen.  Sie  beschlossen  im  October  1621 
nochmals  ihre  Gravamen  dem  Kurfürsten  und  dem  Grafen  Schwarzenberg 
vorzustellen,  und  diesmal  fand  diese  Vorstellung  bei  denselben  zum  ersten- 
mal ernstliches  Gehör  und  wirkliche  Beachtung. 

Die  immer  ärgere  Willkür  der  Spanier  wie  der  Staaten,  ihre  gänzliche 
Nichtbeachtung  der  possidirenden  Fürsten;  die  Gestaltung  der  politischen 
Verhältnisse  in  Deutschland,  die  bereits  nach  der  Niederwerfung  der  böh- 
mischen und  unionistischen  Bewegung  wie  der  dänischen  Coalition  absolut 
schaltende  Uebermacht  des  Kaisers  (schon  war  Mecklenburg  an  Wallen- 
stein verliehen,  für  Tilly  Calenberg,  für  Pappenheim  Wolfenbüttel  be- 
stimmt, wehten  die  habsburgischen  Fahnen  siegreich  von  den  Alpen  bis  zur 
Ostsee),  dessen  wiederholte  mandata  inhibitoria  gegen  Neuburg  und  Bran- 
denburg, dass  sie  die  Landstände  unter  kaiserlichem  Schutze  ruhig  bleiben 
lassen  und  wider  ihre  Privilegien  nicht  beschweren  sollten,  seine  drohenden 
Mahnungen  an  den  Kurfürsten,  alle  Verbindungen  mit  den  Staaten  abzu- 
brechen und  ihre  Schuldforderungen  zu  befriedigen,  seine  Erklärung  an 
den  Pfalzgrafen,  „dass  er  ihm  in  dem  Lande  keinerlei  Possession  zugestehen 
könne.  Alles  null  und  nichtig  sei,  was  er  als  angemaasster  Inhaber  der- 
selben an  Regierungsacten  angeordnet  habe""^),  die  Ernennung  kaiserlicher 
Commissäre  zur  Untersuchung  der  Erbansprüche  auf  die  rheinischen  Lande, 
endlich  der  Auftrag  an  den  in  Westfalen  befindlichen  Tilly,  den  1609  über 
dieselben  verhängten  Sequester  nunmehr  zur  Ausführung  zu  bringen  ■ —  das 
Alles  gab  den  beiden  possidirenden  Fürsten  Veranlassung  genug  zur  Eini- 
gung gegen  die  Wiederaufnahme  der  alten  kaiserlichen  Pläne,  deren  Ge- 
lingen jetzt  mehr  wie  je  begünstigt  schien.     Der  Prinz   von  Oranien  bot 


66)  Eingabe  vom  2.  Juni  1627. 

6^)  Kaiserliches  Mandat  vom  12.  Jan.  1627.  Der  Pfalzgraf  erwirkte  zwar  bald 
persönlich  in  Wien  eine  Suspension  des  gegen  ihn  erlassenen  Urtheils,  aber  er 
war  auch  genöthigt,  auf  weitere  willkürliche  Steuererhebung  zu  verzichten  und 
sich  in  langwierige  Verhandlungen  mit  den  Ständen  einzulassen,  die  erst  nach 
Abstellung  aller  ihrer  Gravamen  Ende  Mai  1629  eine  Summe  bewilligten  und 
ihren  Prozess  zurückzogen. 
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seine  Vermittlung  an;  aber  Schwarzenberg,  der  sich  immer  tiefer  in  die 
Bande  der  kaiserlichen  Politik  verwickeln  Hess,  zog  es  vor,  nachdem  die- 
selbe scheinbar  angenommen  worden,  unter  der  Hand  direct  mit  dem  Pfalz- 
grafen zu  verhandeln.  Es  kam  zu  dem  Provisionalvergleiche  vom  19.  März 
1629,  der  dem  Pfal/grafen  Jülich,  Ravenstein  und  die  Herrschaft  in  Flan- 
dern, dem  Kurfürsten  Mark  und  Kavensberg  zuwies,  und  jenem  auf  ein 
Jahr  die  Wahl  zwischen  Cleve  und  Berg  frei  liess'^®). 

Die  Generalstaaten  nahmen  Seh warzenberg's  Verfahren  wie  den 
\'ertrag  selbst  sehr  übel  auf;  nur  die  Besorguiss,  dass  Cleve,  welches 
gerade  durch  eine  Diversion  des  spanischen  Heeres  auf  Geldern  bedroht 
wurde,  in  die  Hand  des  Pfalzgrafen  kommen  könne,  bewog  sie,  denselben 
anzuerkennen,  und  die  Beitreibung  der  Contributionen,  gegen  Zurückstel- 
lung der  hoefyser'schen  Schuldobligation,  unter  Vorbehalt  gegenseitiger 
Abrechnung,  und  des  ferneren  Unterhalts  für  das  auf  lOüO  Mann  reducirte 
gentsche  Regiment,  aus  den  kurfürstlichen  Domainen  einzustellen^').  Nach- 
dem ihre  Truppen  sich  im  August  1628  durch  einen  glücklichen  Ueberfall 
Wesels  bemächtigt,  dann  Ysselburg,  Duisburg,  Ruhrort,  fast  das  ganze  Her- 
zogthum  Cleve  besetzt  hatten,  setzten  sie  es  auch  durch,  dass  unter  ihrer 
Vermittlung  im  folgenden  Jahre  eine  Revision  oder  vielmehr  nähere  De- 
claration  zu  Stande  kam^"),  wonach  der  Kurfürst  Cleve  und  Mark,  der 
Pfalzgraf  Jülich,  Berg  und  Ravenstein  erhielt,  Ravensberg  beide  Fürsten 
gemeinsam  besitzen  sollten;  eine  Theilung,  die  so  wenig  wie  der  ganze  Pm- 
visionalvertrag  für  den  Kurfürsten  vortheilhaft  war. 

Als  Schwarzenberg  im  September  1629  den  in  Xanten  versammelten 
t  ve-märkischen  Ständen  die  Anzeige  vom  Abschlüsse  der  Provisionalver- 
träge  mit  dem  Pfalzgrafen  und  den  Generalstaaten  machte,  hatten  sie  grosse 
Neigung  gegen  dieselben,  ^weil  sie  ohne  ihr  Zuthun  zu  Stande  gekommen, 
und  dem  xantener  Vertrag,  bezüglich  ihrer  darin  garautirten  Rechte,  präju- 
dicial  wären**,  öfientlich  zu  protestiren,  verlangten  wenigstens  strenge  Beob- 
achtung und  Ausführung  der  1609  ertheilten  lleversalen  als  baldige  Besei- 
tigung aller  wider  dieselben  vorgenommenen  Maassre^eln,  widrigenfalls  sie 
^die  kaiserliche  Majestät  selbst  um  Reniedirung,  rechtliche  Aushilfe  und 
MaDUtenen/     m-im-^m"    vi..ilti.n^:    <(.)iinvv,.„    ,.,•„,.    ^beständige  Union")   zur 


••j  Es  iat  kein  Zweilil,    dus.s  dir  Kurfursl  die   Initiative    zu  dii'srn  directcn 
rhundlungen  erpriffon  hat,  im  Februar  1G28  an  den  Pfalzprafon  sclirieb,  dass 
HJch  mit  Berg,  Mark  un<l  Kavensberg  begnügen  wolle,  dann  der  ravensbergi- 
ho  Landschreiber  Kon r ad  Biermaun,  der  diese  Theiluugsforin  in  Königsborg 
angeregt  hatte,  von  Schwarzenberg  zum  Pfalzgrafen  nach  Neuburg  geschickt 
wurde,  endlich  der  Graf  eine  darauf  gerichtete    Instruction  nach  Düsseldorf  mit- 
nahm; dass  Wolfgang  Wil  heim  aber,  um  den  KurfürsttMi  in  seiner  Forderung 
zu  bestarken  und  lias  Kesultat   des   spanisclifn  Ileereszugs   gegen  (ieldero,    be- 
ziehungsweise   die   Verdrängung    der    staatisclien  'JVuppen    aus    *I<  111  Clcvisehou, 
/.uwarten,    that,   als  ob  ihm  Berg  eigentlich  lieber  wie  Cievi  md  sich 

ijirshalb  die  Wahl  zwischen  beiden  Landen  noch  vorbehielt. 

••>  Provisionalvertrag  vom  31.  Juli  1629.     v.  Morner  a.  a.  0.  p.  101. 
'•)  Unter  dem  26.  August  1680.     v.  Miirnor  a.  a.  O.  p.  10& 
")  Unter  dem  19.  .September  162Ö. 
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Conservirung  und  zum  gegenseitigen  Schutz  ihrer  von  den  Vorfahren  mit 
Gut  und  Blut  so  theuer  erworbenen  Privilegien,  und  des  armen,  jedermän- 
niglich  zum  öffentlichen  Raub  ausgetheilten  Landes",  bevollmächtigten  ihre 
Deputirte,  alle  hiezu  nöthigen  Schritte  auf  gemeinschaftliche  Kosten  zu 
thun,  und  bewilligten  endlich  12,000  Thlr.  zur  Ausführung  der  Verträge 
nur  unter  der  ausdrücklichen  Bedingung,  dass  die  Regierung  nicht  allein 
sofort  die  Erhebung  aller  Contributionen,  Licenten,  Imposten  und  Ungelder 
einstelle,  sondern  auch  auf  alle  Restanten  gänzlich  verzichte.  Letzteres  ver- 
weigerte Schwär zenberg  entschieden.  Jene  Contributionen  und  Auflagen 
erhoben  bereits  wieder  die  staatischen  Truppen,  welche  seit  November  1629 
unter  Graf  Wilhelm  von  Nassau  Cleve  besetzt  hielten,  und  die  Kaiserlichen 
und  Spanier,  die  noch  den  grössten  Theil  der  Grafschaft  Mark  inne  hatten,  in 
grösserem  Umfange  wie  jemals.  Die  Stände  mussten  sich  jetzt  herbei  lassen, 
mit  den  Heerführern  eine  „leidliche  Ordnung"  der  Contributionen  zu  unterhan- 
deln; die  clevischen  sandten  im  Sommer  1630  den  neugewählten  Director  der 
Ritterschaft,  Wir  ich  von  Bernsau,  und  deren  Syndicus  Dr.  Adam 
Isinck  nach  dem  Haag,  um  Anerkennung  der  Neutralität  der  Lande,  oder 
mindestens  Einstellung  der  Executionen  und  der  Licentenerhebung  zwi- 
schen den  einzelnen  Städten  des  Landes  zu  bitten.  Sie  wurden  auf  die 
stattfindenden  allgemeinen  Neutralitätsverhandlungen  verwiesen.  Auch  der 
Pfalzgraf  war  zu  diesem  Zwecke  dort,  suchte  den  im  Pro visional vergleich 
festgesetzten  Abzug  aller  fremden  Truppen  aus  den  Erbschaftslanden  zu 
erwirken;  ging  endlich  nach  heftigem  Sträuben,  da  die  Staaten,  im  Fall 
Spanien  ein  Gleiches  thun  wollte,  die  Räumung  aller  Orte  ausser  Ruhrort, 
Wesel,  Rees,  Emmerich,  Gennep  und  Ravenstein'^)  in  Aussicht  stellten,  die 
Declaration  des  Provisionalvergleiehs  vom  26.  August  ein;  eilte  dann  nach 
Brüssel,  und  setzte  hier  die  Bestätigung  der  Tractate,  das  Zurückziehen 
der  spanischen  Truppen  aus  den  rheinischen  Landen,  vorbehaltlich  der  fer- 
neren Besetzung  von  Jülich,  Sittard  und  Orsoy,  durch.  Selbst  der  Kaiser 
verstand  sich  jetzt,  von  Gustav  Adolf  von  Schweden  bedrängt,  zur  An- 
erkennung ihrer  Neutralität;  im  April  1631  räumten  die  staatischen,  spani- 
schen und  kaiserlichen  Truppen  die  Successionslande  mit  Ausnahme  der 
genannten  Orte,  freilich  nur  auf  kurze  Zeit;  nur  auf  so  lange  galt  die  Neu- 
tralität, als  es  das  Interesse  der  kriegenden  Mächte,  die  Führung  des  Krie- 
ges erlaubte. 

Kaum  waren  die  cleve-märkischen  Stände  von  dem  Druck  der  fremden 
Truppen  und  ihrer  Contributionen  erlöst,  so  nahmen  sie  mit  doppeltem  Eifer 
ihre  Opposition  gegen  den  eigenen  Landesherrn  w^ieder  auf;  namentlich 
gegen  Schwarzenberg  richtete  sich  jetzt,  als  den  Urheber  der  Verträge 
mit  Neuburg  und  den  Generalstaaten,  wde  der  achtjährigen  Zwaugssteuern 
und  aller  wider  ihre  Privilegien  vorgenommenen  Gewaltmaassregeln,  ihr  gan- 
zer Unwille,  der  bald  zum  leidenschaftlichen  Hass  stieg.  Sofort  nach  dem 
Abzug  der  Truppen  versammelten  sie  sich  in  Wesel,  entwarfen  Zusätze  zu 
ihren  schon  1629  aufgesetzten  und  übergebenen  Gravamen,    sandten  sie  im 


^2)  Diese  Orte  wären  als  ihre  „Vorschauzen  und  Barrieren  wie  ihr  Augapfel 
zu  bewahren".     Alex.  v.  d.  Capellen  Gedenkschriften  p.  586. 
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Juni  durch  den  Canzler  Pruckmann  mit  einem  Schreiben  an  den  Kur- 
fürsten, worin  sie  erklärten,  dass  wenn  dieselben  nicht  binnen  drei  Monaten 
Abhilfe  fänden,  sie  unfehlbar  an  den  Kaiser  gehen  miissten;  schon  vor  zwei 
Jahren  habe  Schw  arzenberg  die  Abstellung  aller  Executionen  und  Con-, 
tributiouen  gelobt,  die  seitdem  schlimmer  wie  je  erfolgt  wären,  alles  in 
Folge  der  Vergleiche,  die  jener  „ohne  ihr  Advis,  Zuziehung,  Zustimmung 
und  Tractirung  auf  Landtagen"  im  Haag  und  in  Düsseldorf  abgeschlossen 
habe,  obwohl  sie  doch  nur  gegen  Anerkennung  ihrer  Privilegien  die  bei- 
den Fürsten  zu  Ijandesherren  angenommen  hätten ;  so  seien  sie  denn  jetzt 
genöthigt,  um  nicht  in  Verdacht  zu  kommen,  als  Hessen  sie  durch  Conni- 
venz  und  Unachtsamkeit  die  von  ihren  Vorfahren  überkommenen  Freiheiten, 
Privilegien  und  hergebrachten  Observanzen  herunterkommen,  gegen  alle 
Tractaten,  „dabei  sie  nicht  über  und  an  gewesen,  und  die  ihren  Privilegien 
zuwider  liefen,  vor  Gott,  dem  lieben  Vaterlande  und  männiglich  zu  prote- 
stiren,  allen  ferneren  feinseitigen  Verhandlungen  zu  contradiciren  und  ihren 
Protest  den  Generalstaaten  anzuzeigen'',  mit  denen  Schwär zenberg  dem 
Verlauten  nach  wiederum  ohne  ihr  Zuthun  verhandle").  Dass  bei  den  Stän- 
den gleichzeitig  ein  Schreiben  des  Kaisers'^)  einlief,  worin  er  gegen  den 
ohne  seinen  Consens  und  ohne  Berücksichtigung  der  übrigen  Erbinteres- 
senten, insbesondere  des  Kurfürsten  von  Sachsen,  abgeschlossenen  Provi- 
sionalvergleich  protestirte,  dessen  Ausführung  untersagte,  erhöhte  nur  ihre 
trotzige  Stimmung,  und  die  „sänftigliche"  Antwort  des  Kurfürsten  war  nicht 
dazu  angethan,  sie  zur  Ruhe  zu  weisen.  Ihre  Beschwernisse,  erwiderte  er, 
seien  ihm  nicht  wenig  zu  Herzen  gegangen,  er  habe  aber  weder  Gefallen 
noch  Schuld  daran,  bedauere  den  Vertrag  mit  den  Generalstaaten,  sei  dazu 
genöthigt  gewesen,  um  im  Besitz  zu  bleiben,  der  mit  Neuburg  sei  zu  der 
Lande  und  Stände  Bestem,  habe  ihnen  die  Neutralität  gebracht;  die  Gra- 
vamen  seien  nicht  so  sehr  gegen  ihn,  als  seine  Beamten,  die  er  zu  ihrer 
rantwortung  darüber  hören  müsse,  gerichtet,  Hessen  sich  daher  nicht  in 
.>  Monaten  erledigen,  zumal  die  Ausführung  des  Provisionalvergleichs  vor- 
her gehen  müsse;  die  Verhandlungen  im  Haag  beabsichtigten,  den  Staaten 
„den  Unfug  ihrer  Prätension**,  bezüglich  Unterhaltung  des  gentscheu  Re- 
giments auf  noch  20  Jahre,  vorzustellen,  sie  davon  abzubringen;  wenn  die 
Stände  ihrerseits  deswegen  bei  den  Staaten  verhandeln  wollten,  würde  ihm 
solches  gar  nicht  zuwider  sein,  „er  sogar  gern  mit  ihnen  hierunter  coneur- 
riren  und  ihnen  die  Hand  dazu  bieten'*. 

Für  die  Stände  war  diese  Antwort  eher  eine  Ermuthigung  zum  A'or- 
harren  in  der  Opposition,  als  eine  Abmahnung;  für  Seh warzenberg  eher 
oiue  Blo.sHt<lIung  als  eine  Unterstützung.  Es  scheint,  (iass  er  danjuls  in 
eine  Art  Ungnade  beim  Kurfürston  gefallen  war,  oder  dass  dieser  doch  den 
Glauben  daran  beförderte;  dass  der  freilieh  sehr  erzwungene  Anschluss  an 
Schweden  seine  Entfernung  nöthig  gemacht  hat,  hierdurch  andere  Rath- 
Hchläge  zur  (it-ltung  gekonunen  sind.  Die  clev<'-miirkischrn  IiH^(l^liin(le  hiel- 
ten  ^\vu   Z(  ifidiiikf    lur  l'<  clLriirt  .    mit    der    lT(>- vfcii    niick>irlit>losiirk<it    und 

">  .Scliruibcn  dal.  Xiiuteu  12.  Juni   1Ü3U. 
'♦)  Vom  :>.  Mui  HhJO. 
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allen  Mitteln,  die  ihnen  zu  Gebote  standen,  gegen  Schwarzenberg  vor- 
zugehen; und  an  der  Spitze  dieser  rücksichtslosen  Opposition  standen  jetzt 
neben  den  clevischen  Städten  wieder  die  wie  letztere  von  den  niederländi- 
schen Staaten  mannigfach  beeinflussten  evangelischen  Mitglieder  der  clevi- 
schen Ritterschaft.  Als  der  Graf  den  Ständen  anfangs  October  auf  einem 
Landtage  zu  Cleve  den  Provisionalvergleich  mit  Neuburg  vorlegte,  sie  auf- 
forderte, jetzt  dem  Kurfürsten  die  Huldigung  zu  leisten,  verweigerten  sie 
jeden  ßeschluss  auf  die  Proposition,  bevor  nicht  alle  ihre  Gravamen  wirk- 
lich erledigt  wären;  erklärten,  mit  „dem  ihnen  in  jeder  Beziehung  verdäch- 
tigen Grafen"  nicht  weiter  verhandeln  zu  können  und  verliessen  den  Land- 
tag, um  sich  sofort  zu  einem  „freien  Convente"  in  Xanten  wieder  zu  ver- 
sammeln. Dort  erneuerten  sie  ihre  Union  von  1629  mit  den  Zusätzen,  von 
nun  an  vor  Erledigung  ihrer  Beschwerden  niemals  auf  eine  Landtagspropo- 
sition Beschluss  fassen,  und  alle  diejenigen  Ständemitglieder,  welche  sich 
irgendwie  von  der  Union  trennen,  und  „die  Privilegien  wie  des  lieben  Va- 
terlandes und  der  Stände  Libertät  nicht  vertheidigen  helfen  würden",  auf 
keiner  ihrer  Zusammenkünfte  mehr  dulden,  auch  sie,  soviel  an  ihnen,  nicht 
mehr  im  Genuss  der  Privilegien  lassen  zu  wollen'^).  Dann  sandten  sie 
Deputirte  nach  Berlin,  um  ihre  Zurückweisung  aller  weiteren  Verhandlungen 
mit  Schwarzenberg  und  der  clevischen  Regierung  durch  das  bisherige 
„den  Landen  so  schädliche"  Verhalten  des  Grafen  in  den  rheinischen  An- 
gelegenheiten zu  entschuldigen  und  Erledigung  ihrer  Gravamen  zu  erbitten, 
worauf  sie  sofort  die  kurfürstliche  Proposition  beantworten  würden. 

Die  Deputirten  überzeugten  sich  in  Berlin,  dnss  Schwarzenberg  doch 
fester  in  der  Gunst  des  Kurfürsten  stand,  als  sie  geglaubt  hatten;  aller- 
dings wurden  sie  mit  Versprechungen  und  Vertröstungen  reichlich  bedacht, 
im  Wesentlichen  aber  auf  nähere  Verhandlungen  mit  dem  Grafen  verwiesen, 
nach  deren  Beendigung  es  erst  den  Ständen  frei  stünde,  ihren  Recurs  auf 
den  Kurfürsten  zu  nehmen.  Sie  begannen  einzusehen,  dass  es  doch  klüger 
sein  würde,  sich,  so  gut  es  gehen  wollte,  mit  Schwarzenberg  auseinander 
zu  setzen,  und  diese  Ansicht  gewann  bei  ihrer  Rückkehr  um  so  rascher 
unter  den  Ständen  die  Oberhand,  als  jener  die  Zwischenzeit  trefflich  be- 
nutzt hatte,  seine  und  der  clevischen  Regierung  Stellung,  sowie  überhaupt 
des  Kurfürsten  Regiment  in  den  ihm  zugefallenen  Erbschaftslanden  in  jeder 
Beziehung  zu  befestigen. 

Schon  1624  war  dem  „in  den  rheinischen  Landen  hinterlassenen 
Statthalter  und  geheimen  Regierungsrathe"  eine  Instruction  ertheilt  wor- 
den, die  denselben  noch  grössere  Autorität  und  Vollmachten  gab,  als 
bisher,  namentlich  auch  der  sogenannten  Landcanzlei  gegenüber,  die  mehr 
und  mehr  zu  einer  untergeordneten  Justizbehörde,  einer  Art  zweiten  oder 
mittleren  Instanz  hinabsank.  Jetzt  waren  fast  alle  unter  Johann  Wilhelm 
ernannten  adeligen  Land-  und  Canzleiräthe  verstorben  oder  freiwillig  ab- 
getreten. Die  Landcanzlei  wurde  daher  ganz  aufgehoben,  die  Justiz  höherer 
Instanz  völlig  in  die  Hand  des  geheimen  Regierungsraths  gelegt,  demselben 
eine  grössere  Anzahl   von  rechtsgelehrten  Räthen    oder  „Referenten",    die 


5)  Union  vom  11.  October  1631. 
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hauptsächlich  die  Justizgeschäfte  bearbeiten  sollten,  beigefügt,  derselbe  über- 
haupt durch  neue  Ernennungen  nach  und  nach  bedeutend  vergrössert;  endlich 
wurden  statt  der  bisherigen  Landräthe  sogenannte  ausserordentliche  adelige 
geheime  Regierungräthe  ernannt,  welche  nur  zeitweise  oder  auf  besondere 
Aufforderung  den  Sitzungen  der  Regierung  beizuwohnen  brauchten.  Zu 
diesen  letzteren  besoldeten  Stellen  zog  Schwarzenberg  jetzt  allmählich 
die  hervorragendsten  evangelischen  Ritterbürtigen  von  Cleve  und  Mark, 
denen  meist  gleichzeitig  auch  Drosteien,  beziehungsweise  Aemter,  anvertraut 
wurden,  heran,  ein  vortreffliches  und  sehr  wirksames  Mittel,  die  bisherige 
compacte  Opposition  der  Stände,  namentlich  der  Ritterschaft,  zu  brechen. 
Dagegen  berief  er  zu  den  bürgerlichen  ständigen  Rathsstellen  fast  nur  Evan- 
gelische aus  Jülich  und  Berg,  eine  Maassregel,  die  freilich  dem  Kurfürsten, 
ihm  und  seinem  Interesse,  besonders  dem  Pfalzgrafen  wie  den  Ständen  ge- 
genüber, ganz  ergebene  Organe  verschaffte,  aber  auch  die  grösste  Unzu- 
friedenheit der  clevischen  und  märkischen  Städte,  aus  denen  früher  die  ein- 
geborenen rechtsgelehrten  Räthe  hervorgegangen  waren,  erregte. 

An  der  Spitze  dieser  aus  Jülich  und  Berg  gebürtigen  Räthe  stand  der 
geschäftskundige  und  tüchtige  Win  and  v.  Heimbach,  dem  jetzt  als 
Canzler  die  Leitung  der  geheimen  Regieruugscanzlei  und  damit  der  lau- 
fenden Geschäfte  überhaupt  anvertraut  wurde,  während  den  Vorsitz  im  ge- 
heimen Rathe  formell  der  älteste  anwesende  adelige  Rath,  für  gewöhnlich 
der  sogenannte  zweite  clevische  Landdrost,  Johann  v.  d.  Broel,  genannt 
Plater,  ein  märkischer,  sehr  gelehrter,   aber  wenig  gewandter  Edelmann, 

führte'«)- 

Eben  so  durchgreifende  sachliche  und  persönliche  Veränderungen,  wie 
in  der  Regierung  und  Justiz,  nahm  Schwarzenberg  auch  in  der  Domai- 
uenverwaltung  vor.  Er  erliess  eine  neue  Amtskammerordnung"),  durch 
welche  in  manchen  Beziehungen  neue  zweckmässige  Einrichtungen  getroffen, 
meist  freilich  nur  die  alten,  niemals  oder  nur  kurze  Zeit  zur  Ausführung  ge- 
kommenen Anordnungen  erneuert,  beziehungsweise  zur  Nachachtung  einge- 
schärft wurden.  Neu  war  die  Bestimmung,  dass  stets  ein  Amtskanunerrath  die 
nur  öffentlich,  meistbietend  und  zeitweise  zu  verpachtenden  Domainen  vorher 
besichtigen  und  taxircn,  der  Zuschlag  nur  durch  Beschluss  der  Amtskam- 
mer erfolgen,  keinem  Beamten  gegeben  werden,  alle  Rechnungen  der  Rent- 
meister und  Zollbeamten  unter  Aufsicht  eines  Kaths  abgenomnicn,  keinerlei 
von  der  Kammer  nicht  befohlenen,  beziehungsweise  vom  Landrentmeister 
angewießeneQ  Ausgaben  oder  Kornverkäufc  derselben  dabei  passiren,  alle 
Oeralle  und  extraordinären  Einnahmen  der  Domaincnbeamten,  die  nicht  zur 
Besr)l<liing  gehörten,   unnachsichtlich  gestrichen  werden  sollten;    neu  wareu 


'•j  Im  August  1632  wenlon  ul§  unlontlichu  Regierunjrsrüthe  in  Cleve   aufge- 

rt:     Friedrich  v.  Neuhof,    geuaunt  Luy,   Auitskuminerdiroctur,   Johann 

•1.    Broel,    genannt   PInter,    W.  v.  UoJmbach,    Juhanu    VumpRthof, 

lierimaou  Pabtft,   Juh.  Pult,   Ilulnr.  WuisH.  Job.  Motzfeld  und  Robert 

Woilür  —  wenige  Jahre  Npüter  werden   noch  Ileinr.  Nioss,  Joh.  v.  Di  est, 

U.  Port  mann  und  Wilh.  Huchinann  genannt. 

"i    Unterm  'J.').  Augiml   HVM. 
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auch  mehrere  Vorschriften  zur  Schuldenregulirung  durch  strenge  Durch- 
führung der  Kornrentenreducirung  auf  5  Procent  des  Schuldencapitals,  An- 
weisung der  Zinserhebung  auf  sämnitliche  Pachtgelder  bestimmter  Domainen, 
um  die  anderen  unverkürzt  erheben  zu  können,  Unterhandlungen  mit  den 
Gläubigern  über  Verzichtleistung  auf  ein  Drittel,  oder  Viertel  der  rückstän- 
digen Zinsen 'S)  und  die  laufenden  des  vierten,  oder  fünften  Jahres,  vor 
Allem  aber  durch  Einlösung  von  verpfändeten  Domainen,  deren  Einkünfte 
mehr  als  die  Zinsen  des  Darlehns  betrugen;  sämmtlich  Versuche,  die  nach 
modernen  Begriffen  den  offenen  Bankerott  bereits  bekunden. 

Aber  eben  dass  die  tiefe  Zerrüttung  der  cleve- märkischen  Finanzver- 
hältnisse, und  zugleich  die  Unsicherheit  des  kurfürstlichen  Besitzes  und  Re- 
giments, zumal  bei  den  furchtbaren  Kriegen,  die  nun  schon  seit  60  Jahren 
die  rheinischen  Lande  von  Grund  aus  verwüsteten  und  entvölkerten,  und 
deren  Ende  noch  gar  nicht  abzusehen  war,  ganz  offenkundig  war  —  ver- 
hinderte, dass  Schw  arzenberg's  eifrige  Bemühungen  irgend  dauernden 
Erfolg  hatten,  besonders  da  seine  unläugbare  persönliche  Habsucht  und  sein 
Eigennutz  alle  diese  Bemühungen  zu  einem  für  die  kurfürstlichen  Finanzen 
wirklich  gedeihlichen  Resultat  doch  nicht  kommen  Hessen,  ihnen  wenigstens 
stets  eine  mehr  oder  minder  selbstsüchtige  Färbung  gaben '^).  So  gelang 
es  ihm  denn  auch  nicht  einmal,  dem  Steigen  der  Schulden,  den  immer  um- 


'S)  Denn,  sagt  Art.  28  der  Kammerordnung,  um  alle  rückständigen  Zinsen 
zu  bezahlen,  würden  die  zweijährigen  Intraden  sämmtlicher  Domainen  nicht  hin- 
reichen. Die  jährlichen  Domaineneinkünfte  von  Cleve  wurden  1629  auf  36,000  Thir. 
(ohne  die  Licenten) ,  von  Mark  auf  8500  Thlr. ,  von  Jülich  auf  46,000  Thlr.,  von 
Berg  auf  22,000  Thlr.,  von  Ravensberg  auf  13,000  Thlr.,  von  Ravenstein  auf 
4500  Thlr.  berechnet.  Die  seit  1609  contrahirten  iSchulden  betrugen  1620  schon 
200,000,  1629  über  300,000  Thlr  ,  ohne  die  so  gut  wie  ganz  rückständigen  Zinsen 
der  hoefyser'schen  Schuld.  Ein  grosser  Uebelstand  war  die  Verzettlung  der 
Schulden,  deren  einzelne  Posten  auf  einzelne  jedesmal  besonders  verhypothecirte 
und  zur  Ziuserhebung  angewiesene  (oder  gar  ganz  verpfändete)  Domainen  in  den 
Renteien  standen,  meist  von  den  einzelnen  Rentmeistern  allein  verwaltet,  übersehen 
und  überwacht  wurden;  es  fehlte,  wenn  auch  dann  und  wann  Grund-  und  Sclmld- 
bücher  der  einzelnen  Renteien  aufgestellt  und  an  die  Amtskammer  eingesandt 
wurden,  doch  an  einer  steten  genügenden  und  klaren  Uebersicht  über  den  jewei- 
ligen Gesammtschuldenstand,  an  jeder  centralen  Schuldenverwaltung,  abgesehen 
davon,  dass  eine  Generalhypothek  auf  alle  Domainen  (ausgenommen  bei  der  hoef- 
yser'schen Schuld)  oder  gar  auf  sämmtliche  Landeseinkünfte  noch  ganz  unbe- 
kannt war. 

'^)  Abgesehen  von  den,  ihm  nach  dem  Provisionalvergleich  von  1629  von  bei- 
den possidirenden  Fürsten  geschenkten  Aemtern  Hückeswagen  und  Montjoye, 
und  den  ihm  vom  Kurfürsten  1630  und  1633  verliehenen  Aemtern  Neustadt  und 
Huissen,  streckte  er  namentlich  seinem  Landesherrn  fortwährend  bedeutende 
Summen  gegen  vortheilhafte  Verpfändung  von  Domainen  vor.  In  Cleve  und 
Mark  war  er  nach  den  niederländischen  der  Hauptgläubiger  des  Kurfürsten. 
Ueberdies  stellte  er  fast  keinen  Beamten  ohne  vorhergehende  „Verehrungen"  an, 
und  war  zur  Annahme  von  Geschenken  aller  Art  stets  bereit.  Vgl.  Cosmar 
Beiträge  zur  Untersuchung  der  gegen  den  Grafen  v.  Schwarzenberg  erhobenen 
Beschuldigungen  S.  228  ff. 
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fangreicheren  Verpfändungen  der  besten  Domainen  und  Zölle  an  die  hol- 
ländischen Capitalisten,  wozu  die  Noth  des  Augenblicks  trieb,  ein  Ende  zu 
machen,  zumal  diese  Capitalisten,  gewarnt  durch  die  immer  schärferen  und 
grösseren  Zinsreductionen  und  Rückstände,  sich  nicht  mehr  mit  blossen  An- 
weisungen auf  bestimmte  Geld-  oder  Kornpachten  einzelner  Domainen  zur 
Zinserhebung  begnügten,  sondern  jetzt  Realimmissionen,  wirklichen  und  un- 
bedingten Pfandbesitz  derselben,  behufs  eigener  Verwaltung  oder  V^erpach- 
tung,  forderten.  Und  ebenso  maasslos  und  drückend  wie  die  Forderungen 
der  einzelnen  niederländischen  Gläubiger  waren  die  der  niederländischen 
liCgierung,  der  Generalstaaten. 

Die  Bestimmung  des  Vertrages  von  1622,  dass  der  Kurfürst  noch  20 
Jahre  nach  einer  Auseinandersetzung  mit  dem  Pfalzgrafen  das  sogenannte 
gentsche  Regiment  im  Dienst  der  Generalstaaten  unterhalten  sollte,  sowie 
die  hoefyser'sche  Schuld,  die  durch  wucherische  Berechnung  von  Zinses- 
zinsen und  sogenannte  Maklergebühren^")  immer  gefährlichere  Dimensionen 
annahm,  gaben  freilich  den  niederländischen  Staaten  Ansprüche,  die  den 
Kurfürsten  mit  harten  Fesseln  an  sie  band,  ja  seine  rheinischen  Besitzun- 
gen ihnen  so  gut  wie  zur  Verfügung  stellten.  Sie  hatten  diese  Fesseln  in 
Form  einer  Schlinge,  die  je  nach  des  Kurfürsten  Willfährigkeit  anzuziehen, 
oder  zu  lockern  war,  bisher  trefflich  zu  benutzen  verstanden,  und  sie  waren 
nicht  gemeint,  dieselbe  sich  leichten  Kaufs  aus  den  Händen  winden  zu  las- 
sen. Seh  Warzen  berg  hatte  demnach  einen  schweren  Stand,  als  er  im 
Winter  1632  im  Haag  die  harten  Forderungen  der  Generalstaaten  zu  massi- 
gen versuchte.  Dass  die  Einkünfte  der  cleve -märkischen  Domainen  nicht 
im  Entferntesten  hinreichten,  diese  Ansprüche  zu  befriedigen,  lag  klar  auf 
der  Hand;  selbst  bei  einem  bedeutenden  Nachlass  war  dies  nur  durch  grosse 
und   dauernde    Landessteuern   zu  ermöglichen.     Aber   an   ihre  Bewilligung 

itens  der  Stände  war  bei  deren  augenblicklicher  Stimmung  nicht  zu  den- 
Kcn.  Scliwar/.enberg  bot  ohne  dieselben  den  Generalstaaten  zur  Abtra- 
jfung  iiirer  Forderungen  die  Erhebung  einer  umfangreichen  Accise  im  Cle- 

cheu  an,  namentlich  in  denjenigen  clevischen  Städten,  in  denen  ihre  Trup- 
i»t.u  noch  lagen.  Wie  er  erwartet  hatte,  geriethen  die  clevischen  Landstände 
über  dieses  Anerbieten  in  die  grösste  Aufregung  und  Bestürzung.  Hire 
Deputirtcn  waren  gleichfalls  imch  dem  Haag  geeilt,  dort  allen  Vorschlägen 
Schwarzenberg's  ott'en   und  heimlich  entgegen,  mit    den  (U-ni  ralstaateii 

lerseits  in  selbstständigc  Unterhandlungen  getreten.  Da  der  Kurfürst 
iclb.st  ihnen  die  Erlaubniss  hierzu  ertheilt  hatte,  half  es  seinem  Gesandten 
wenig,  wenn  er  ihnen  scharf  vorhielt,  da.ss  die  clevischen  Landstände  niclit 

iiverain,  nicht  einmal  freie  Stände  des  Reichs,  sondern  „gehorsame  Unter- 

iiifii    fhrfr  ('hurfürstl.    Dnrcldaucht'*   wären,    denen   keine    Bcfngniss   mit 


Letztere  wurden  aogeruchnet  ohne  bezahlt  wurden  zu  sein,  die  räckstän- 

11  Zinwun,  die  nach  dt'f  Olili^utioii  jährlich  gi>zuhlt  werdiMi  Holltcn,  halbjähr- 

ii  /um  Capital  gfschlu^on,  fiir  dit*  zur  Liffrifiügung  iMazcIner  (iläubi^^er  uufgu- 

tiumnienen  Ckdiier  7  Procunt  bt'rt  cliiii't,  wahr«*iMl  nur  f)  odor  (!  Pruccnt  gegubeu 

wurden  n.  s.  w.    Kelatluu  der  Comniittlrtni  un  ^\\v  (iciirnilHtaiittn  v.  1  i  Dfiftnher 

10.    NieUerländitcItet  Ueichaarcln 
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fremden  Staaten  zu  unterhandeln  zustände.  Erst  als  sie  merkten,  dass  die 
Generalstaaten  sehr  geneigt  waren,  auf  Schwar.zenberg's  Anerbieten 
einzugehen,  begannen  sie  dessen  Versuche,  die  staatischen  Forderungen  zu 
massigen,  ernstlich  zu  unterstützen,  und  versprachen,  die  Landstände  be- 
wegen zu  w^ollen,  auch  ihrerseits  zur  Befriedigung  derselben  durch  Bewilli- 
gung von  Steuern  beizutragen.  So  kam  am  2.  April  1632  ein  Vertrag  mit 
den  Generalstaaten  zu  Stande,  wonach  die  für  den  Unterhalt  des  gentschen 
Regiments  übernommene  Verpflichtung  fürs  erste,  unter  Vorbehalt  fernerer 
Ansprüche  der  Generalstaaten  und  weiterer  Verhandlungen  darüber,  mit 
360,000  fl.  innerhalb  drei  Jahren  und  die  hoefyser'sche  Schuld  nebst  den 
aufgelaufenen  Zinsen  mit  gleichfalls  jährlich  120,000  fl.  in  7  Jahren  von 
dem  Kurfürsten  getilgt  werden  sollte.  Die  Nachricht  vom  Abschlüsse  dieses 
Vertrages  traf  gleichzeitig  mit  den  von  Berlin  und  vom  Haag  zurückkeh- 
renden ständischen  Deputirten  in  Cleve  ein,  und  nach  Anhörung  ihrer  Be- 
richte beschlossen  die  Landstände,  nicht,  wie  im  October  und  December 
1631,  ihr  Erscheinen  auf  dem  Landtage  zu  verweigern,  sondern  dem  er- 
neuerten Ausschreiben  nunmehr  Folge  zu  leisten. 

Die  Verhandlungen  auf  dem  am  8.  Juni  zu  Cleve  eröffneten  cleve-mär- 
kischen  Landtage  waren  trotz  der  versöhnlicheren  Stimmung  der  Stände 
noch  äusserst  heftig  und  langwierig,  und  Schwarzenberg  hatte  ihnen 
gegenüber  noch  einen  schwereren  Stand  wie  im  Haag.  Da  sie  auf  ihren 
Beschluss,  sich  weder  über  die  augesonnene  Huldigung,  noch  die  gewünsch- 
ten Steuern  vor  Erledigung  der  Gravamen  zu  äussern,  beharrten,  war  er 
genöthigt,  sich  auf  eigehende  Erörterungen  über  die  letzteren  einzulassen. 
Sieben  und  fünfzig  Generalgravamen  und  fast  eben  so  viel  Particulargra- 
vamen  brachten  die  clevischen  und  märkischen  Landstände  vor.  Sie  wur- 
den meist  mit  sehr  allgemeinen  Vertröstungen  beantwortet.  Dass  der  Pro- 
visionalvergleich  irgendwie  gegen  die  den  Ständen  1609  verliehenen  Rever- 
salen  Verstösse,  ward  bestritten,  die  Gültigkeit  und  stricte  Ausführung 
desselben  festgehalten.  Den  Anspruch  der  Landstände,  dass  in  allen  wich- 
tigen Landesangelegenheiten  nicht  ohne  ihre  Mitwirkung  verfahren  werden 
dürfe,  wies  Schwarzenberg  entschieden  ab;  nur  wenn  ihre  Privilegien 
dadurch  berührt  würden,  könnte  dieselbe  zugestanden  werden.  Das  Haupt- 
gravamen  betraf  das  sogenannte  Indigenatsprivileg,  die  Anstellung  von 
Beamten,  welche  der  Landesunion  von  1496,  dem  grossen  Privileg  von  1501, 
den  preussischen  Ehepacteu  von  1572,  der  Regimentsorduung  von  1591  und 
den  Reversalen  zuwider,  weder  im  Lande  geboren,  noch  daselbst  begütert 
wären,  beziehungsweise  den  zur  Aufnahme  in  die  Ritterschaft  nöthigen  Ah- 
nennachweis beigebracht  hätten^').  Besonders  zahlreich  wären  Evangelische 
aus  Jülich  und  Berg  in  Cleve   und  Mark   angestellt  worden,    obwohl   der 


^•)  In  Cleve  wie  in  Mark  wurden  nur  diejenigen  Ritterbürtigen  in  die  land- 
ständische Corporation  der  Ritterschaft  aufgenommenen,  beziehungsweise  zu  den 
Landtagen  zugelassen,  welche  im  Besitz  eines  Rittersitzes  waren,  und  acht  Quar- 
tiere, dasheisst  die  adelige  Abstammung  ihrer  Ürgrosseltern  väterlicher  und  müt- 
terlicher Seits  durch  eine  von  Mitgliedern  der  Corporation  beschworene  Ahnen- 
tafel nachwiesen. 


Die  landständisclien  Verhältnisse  in  Cleve  und  Mark  bis  zum  Jahre  1641.      ß5 

Pfalzgraf  dort  auf  Drängen  der  Landstände  alle  aus  diesen  Ländern  ge- 
bürtigen Beamten  entlassen  und  versprochen  habe,  derartige  Anstellungen 
ferner  zu  unterlassen.  Schon  den  nach  Berlin  gesandten  ständischen  De- 
putirten  hatte  der  Kurfürst  auf  die  Beschwerde  entgegnet,  dass  er  gern 
den  Eingebornen,  wenn  sie  zu  seinem  Dienste  in  Cleve-Mark  geeignet  wären, 
den  Vorzug  vor  den  Fremden  gebe,  er  wollte  aber  nicht  derart  gebunden 
sein,  dass  er  nicht  einige  Ausländische,  „bei  denen  sich  sonderbare  gute 
Qualitäten  befänden",  neben  den  Inländischen  zu  Aemtern  befördern  könne, 
zumal  die  Ritterschaft  stets  diejenigen  Ausländer,  welche  in  Cleve  oder 
Mark  einen  Rittersitz  erworben  und  adelige  Ahnen  nachgewiesen,  oder  im 
bürgerlichen  Stande  Domicil  und  Bürgerrecht  in  den  Städten  des  Landes 
erlangt  hätten,  nicht  nur  auf  den  Landtagen  zugelassen,  sondern  auch  zu 
fürstlichen  und  ständischen  Aemtern  für  qualificirt  gehalten  habe. 

Schwarz enberg   äusserte   sich  noch  entschiedener  über   „dieses  so- 
genannte Gravamen",    das   den  Kernpunkt  der  monatelangen  Landtagsver- 
handlungen bildete.  Wenn  er  hervorhob,  dass  „die,  so  sub  uno  capite,  nicht 
pro  extraneis  gegen  einander  gehalten  werden  könnten",    am  wenigsten  in 
liändern,    so   über   ein  Jahrhundert  denselben  Landesherrn  gehabt  hätten, 
die  Stände  dagegen  geltend  machten,   dass  die  volle  Selbstständigkeit  der 
<  inzelnen  Länder  von  den  früheren  Herzögen  rechtlich  stets  anerkannt  wor- 
den sei,  der  Kurfürst   auch  den  Landständen  in  Preussen  das  Indigenats- 
privileg  zugestanden  habe  —   so  war  damit  die   Grundverschiedenheit   der 
beiderseitigen   Anschauungen   und  Bestrebungen  der  Angelpunkt,   um  den 
sich  noch  Jahrzehente  lang  der  Kampf  zwischen  dem  Kurfürsten  von  Brau* 
denburg   und   den   cleve- märkischen  Landständen   drehen   sollte,   klar  und 
charakteristisch   bezeichnet.     Während  jener  eine   durch  seine  Person  ver- 
mittelte und  repräsentirte  staatliche  Gemeinschaft  und  Einheit  seiner  Terri- 
rien    anstrebte,   war  das   Ideal  der  letzteren  die   volle  Selbstständigkeit 
der   rheinischen  Länder,    welche  nur  dadurch   ihnen  vollkommen   gesichert 
schien,  dass  sie  selbst  das  Regiment  im  Kanien  des  so  weit  ab  gesessenen 
iid  mit  80  vielen  verschiedenen  Landen  beerbten  Kurfürsten,  der  zunächst 
Keineswegs  unbestrittene  und  alleinige  Ansprüche  au  jene  erhob  und  für  sie 
keinenfalls  mehr   als  Herzog   von  Cleve  und  Graf  von  der  Mark  war  und 
in  sollte,   so   viel    als   möglich   in  die  Hände   nahmen.     In   diesem  Sinne 
Hängten   sie  denn  auch   schon  jetzt  ganz   kurz   und  bestimmt,    dass  die 
if-lficrun^  in   Cleve  und  Mark   mit   aus  den  Landständeu  zu  nehmenden 
•n   eingeborenen   qualificirten  Adeligen   und   rechtsgelehrten  Bür- 
(»estellt  werden,  dieselben  im  Lande  „summum  tribunal  sein,  und 
lit   vollkommener  Macht  und  Gewalt  in   alten  Hegimentssachen   verfahren 
möge,   als  ob  Seine  Churfürstl.  Durchlaucht  im  liande  gewärtig  wären** *•). 
Kine  Einigung  über  diese  Streitfrage  konnte,   so  schien  es,  überhaupt  nur 
iirch  ein  völliges  Nachgeben  von  einer  Seite  erzielt  werden.     Sic  kam  auf 
lOHem  Landtage  zu  Cleve   so  wenig,  wie  über  die  meisten  Gravamen,  zu 
taude.     Wenn  die  Landbtäudo  nich  beklagten,  dass  die  Regierung  sie  in 

"'^  Schrcilu :.     .       I   iiiilHt:iri(h»  an  düh    K 111  flu ,t.ii    ^..in  ;i(i   >;.(«»    }i\'\*     Mm 
<;hluHMo  düi  LauUt.i 
M.ilcr.  IUI  Geurh.  «i.  (^r.  KurliiuUu.   V.  *) 
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ihren  particulären  Zusammenkünften  gehindert  habe;  die  Ritterschaft,  dass 
ihr  die  Zollfreiheit  bestritten  würde;  diese  sich  beschwerte,  dass,  ihrem  Pri- 
vileg von  1510  zuwider,  ihre  Güter  von  Gerichts  wegen  gepfändet.  Adelige 
ohne  Weiteres  arrotirt  würden:  so  antwortete  Schwarzenberg  auf  jene 
Klagen,  dass  die  Privilegien  (Jarüber  vorzulegen  wären;  auf  diese  Beschwer- 
den, dass  die  „Justiz  und  allgemeine  Gerechtigkeit"  durch  solche  Rechte 
nicht  benachtheiligt  werden  dürfe;  und  die  Forderung  auf  Restituirung  aller 
ohne  Bewilligung  der  Stände  erhobenen  Steuer,  zum  mindesten  den  Ver- 
zicht auf  deren  Restanten  wies  er,  wie  bisher,  entschieden  zurück.  Der 
Schriftwechsel  zwischen  dem  kurfürstlichen  Commissär  und  den  Ständen 
wollte  kein  Ende  nehmen ;  bereits  war  die  Quadruplik  der  Stände  beant- 
wortet, und  noch  nicht  die  Hälfte  der  Gravamen  zu  ihrer  Zufriedenheit  er- 
ledigt worden. 

Die  Mehrzahl  der  Gravamen,  über  welche  wenigstens  zunächst  keine 
Verhandlungen  mehr  stattfanden,  bezog  sich  auf  die  allerdings  tief  zerrüt- 
teten Finanzverhältnisse  in  Cleve-Mark,  und  über  ihre  Verbesserung  ward 
ein  Plan,  wenn  auch  vorerst  nur  in  den  allgemeinsten  Umrissen  und  be- 
dingungsweise, mit  den  Ständen  vereinbart,  der  ihnen  die  Aussicht  oder 
doch  die  Hoffnung  gab ,  durch  ihre  Mitwirkung  bei  der  Ausführung  einer 
umfassenden  Schuldentilgung  indirect  und  allmählich  das  zu  erreichen,  was 
ihnen  direct  verweigert  worden  war:  eine  Theilnahme  am  Regiment.  So 
gab  dieser  Schuldentilgungsplan  die  Veranlassung  und  das  Mittel  zu  einer 
vorläufigen  und  theilweisen  Einigung  zwischen  Schwarzenberg  und 
den  Landständen,  die  ihren  Ausdruck  in  dem  am  7.  August  1632  festge- 
stellten Landtagsabschied  fand.  Nach  demselben  behielten  die  Stände  sich 
vor,  die  noch  unerledigten  Gravamen  dem  Kurfürsten  zur  „schliesslichen 
Resolution"  vorzutragen;  erklärten  in  der  Zuversicht,  dass  dieselbe  die  ge- 
hoffte  Erledigung  bringen  und  den  Ständen  ihre  Privilegien  aufrecht  er- 
halten werde,  den  Kurfürsten  auf  die  Dauer  des  Provisionalvergleichs  für 
ihren  alleinigen  Erb-  und  Landesherrn,  „dem  sie  unterthänigsten  Gehorsam 
überall  erweisen  wollten",  und  bewilligten  ihm  „in  Betracht  der  zum  Besten 
des  Landes  auf  sich  genommenen  Lasten"  eine  „freiwillige  Steuer"  von 
100,000  Thlr.:  60,000  Thlr.  aus  Cleve  und  40,000  Thlr.  aus  der  Grafschaft 
Mark.  Ferner  erklärten  sie  sich  bereit,  zur  Tilgung  der  alten,  bis  zum 
Jahre  1609  gemachten  Kammerschulden  beizutragen,  wenn  sich  aus  den 
Landrentmeistereirechnungen  ergeben  würde,  dass  die  Schuldenlast  den  an- 
gegebenen Umfang  wirklich  erreicht  habe,  und  eine  Deputation  aus  den 
von  den  Landständen  zu  präsentirenden  Personen  beauftragt  würde,  im 
Verein  mit  einigen  Regierungsräthen  die  Schuldentilgung,  beziehungsweise  die 
Erhebung  und  Verwaltung  der  zu  bewilligenden  Mittel,  sowie  die  zur  Er- 
haltung der  Neutralität  nöthige  liandesdefension,  insbesondere  die  Befesti- 
gung der  Grenzpässe  und  die  Landfolge  durch  Bewaffnung  der  „gemeinen 
Unterthanen"  auszuführen  und  anzuordnen.  Alle  diese  Steuern  waren  also 
doch  nur  derart  bedingungsweise  und  unbestimmt  bewilligt  worden,  dass 
ihre  wirkliche  Leistung  noch  im  weiten  Felde  stand,  oder  doch  noch  Ge- 
genstand langwieriger  Verhandlungen  werden  musste. 

Zunächst  baten  die  Stände  den  Kurfürsten  um  Beseitigung   der  noch 
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nicht  erledigten  Beschwerden;  verlangten  insbesondere  die  schleunige  Ent- 
fernung aller  nicht  im  Lande  geborenen  Beamten,  die  Einführung  eines 
selbststäudigen,  von  der  Regierung  getrennten  Justizraths,  den  Verzicht  auf 
alle  Restanten  der  Zwangscontributionen,  die  püniitliche  Zahlung  der  Zinsen 
der  Domainenschulden,  die  Einstellung  der  von  der  spanischen  Garnison  in 
Orsoy  betriebenen  Brandschatzungen,  und  das  Aufhören  der  von  den  Ge- 
neralstaaten seit  kurzem  in  Wesel,  Emmerich  und  Nees  erhobenen  Liconten; 
Forderungen,  beziehungsweise  Bedingungen  der  Steuerleistuug,  die  leichter  zu 
stellen,  als  zu  erfüllen  waren.  Noch  bevor  dieselben  nach  Berlin  abgegan- 
gen waren,  sah  sich  die  clevische  Regierung  durch  die  drohende  Mahnung 
der  Generalstaaten  an  die  in  dem  Vertrage  von  1632  festi<esetzteu  Abschlags- 
zahlungen der  hoefyser'schen  Schuld  genöthigt,  die  erste  Hälfte  der  auf 
dem  Landtage  bewilligten  Steuer  ohne  weitere  Anfrage  bei  den  Ständen 
durch  ausserordentliche  Commissäre  nach  der  seit  1622  in  Anwendung  ge- 
kommenen Matrikel  erheben  zu  lassen. 

Um  die  heftigen  Klagen  über  diese  „Voreiligkeit",  namentlich  aber  über 
die  Ungleichheit  und  Unbilligkeit  der  MatrikeP^),  durch  welche  sich  jede  Cor- 
poration der  clevischen  Stände  für  überbürdet  hielt,  zu  beschwichtigen,  ward 
im  November  1632  mit  ihren  Deputirten  ein  Vergleich  abgeschlossen,  nach 
welchem  bei  der  Erhebung  der  zweiten  Hälfte  der  bewilligten  Steuern  denen, 
welche  eine  Ueberbürdung  nachwiesen,  ein  bedeutender  Nachlass  bewilligt 
wurde;  auch  sollten  „zur  Verbesserung  der  Matrikel"  unverzüglich  Steuer- 
roUen  angelegt  werden,  in  welche  alle  „contribuabelen  Ländereien  nach  der 
Morgenzahl  und  Qualität  einzutragen  und  nach  denselben  unter  gebührlichem 
Anschlag  von  Gewinn  und  Gewerb  an  den  Orten,  wo  solche  in  Considera- 
tion  kommen",  mit  Zuthun  und  Zustimmung  der  Ijandstände  eine  neue 
Steuermatrikel  für  das  platte  Land  aufgestellt  werden.  Bereits  die  im  Fe- 
bruar 1633  fällige  Rate  sollte  dort  nach  eiuer  auf  Grund  von  Deichrollen 
und  sonstigen  Erkundigungen  vorzunehmenden  Einschätzung,  und  daneben 
„nach  Gewinn  und  Gewerb"  vorgenommen  werden;  jedoch  behielt  sich  die 
Ritterschaft  die  Steuerfreiheit  für  ihre  von  Alters  her  zu  den  Rittersitzen 
gehörigen  schatzfreien  Ländereien,  und  die  Städte  dieselbe  für  alle  von 
ihren  Bürgern  selbst  oder  überhaupt  aus  den  Städten  benutzten  Aecker  und 
Weiden")  ausdrücklich   vor.     So  sehr  auch  mit  diesem  Vergleiche  wenig- 


";  \  ou  lU.UOU  'l'hlr.  feteutT  zuhlteu  nach  dcrst-lben  das  platte  Land  ^ö.CKX) 
ilr.,  die  25  Städte  nicht  ganz  700()  Thlr.,  die  Stifts-  und  Klostorgeistlichkeit  den 
lifat,  eine  kleine  Stadt  von  etwa  12()0  Kinwohnern  etwa  so  viel  wie  ein  einziger 
LToHBcr  Hauer,  dessen  Steuerlast  von  60  bis  70  Thlr.  oft  noch  nicht  drei  der 
IdhabendsteD  Bürger  in  den  Städten  zu  leisten  hatten.  Während  ein  Richter- 
miit  bei  40,000  Thlr.  bis  zu  3000  Thlr.  aufzubringen  hatte,  betrug  die  Quote  der 
SUdt  Wesel  1G<X)  Thlr.,  die  von  Emmerich  13(XJ  Thlr. 

•*)  Selbst  bei  kleineren  Städten   betrug   diese  sogenannte  Stadtflur  oft  über 

xK)  holl.  Morgen,  bei  deft  grosseren  Städten  wurde  meist  nur  ein  kleiner  Theil 

NrHclbcn   von   di-n   eigentlichen   Bürgern    selbst   bebaut,    der   grossere    war   nn 

\<  kerloute  verpachtet,   die  als  Hchutzverwandte  der  Stadt   in  und  bei  derselben 

Unten,  and   für  welche  die  Städte,  trotz  des  Widerspruchs  der  UitterHchafl, 


68  Allgemeine  Einleitung. 

stens  nach  einer  Seite  hin  principiell  ein  Fortschritt  erreicht  war,  praktische 
Resultate  hatte  er  zunächst  gar  nicht.  Schon  diese  Exemtionen  erschwer- 
ten sowohl  die  provisorische,  als  die  definitive  Catastrirung,  der  Streit  über 
die  Quoten  der  Ritterschaft  und  Städte,  und  die  von  der  ersteren  behauptete 
völlige  Steuerfreiheit  war  damit  nicht  entschieden. 

Die  clevische  Stifts-  und  Klostergeistlichkeit,  welche  auf  ihre  Klagen 
1629  ein  kaiserliches  Poenalraandat,  das  ihre  Besteuerung  unter  Androhung 
sofortiger  Execution  verbot,  erwirkt  hatte,  verweigerte  hartnäckig  jede 
Steuerleistung.  Ihre  Weigerung  und  der  von  allen  Seiten  beanspruchte 
Nachlass,  sowie  die  Einlagerungen  des  staatischen  Heeres,  das  Orsoy  be- 
lagerte und  im  November  einnahm,  dann  Rheinberg  blockirte^*^),  im  Herzog- 
thum  Cleve,  und  der  kaiserlichen  Truppen  unter  Pappenheim,  denen  der 
Entsatz  von  Mastricht  misslungen  war,  in  der  Grafschaft  Mark,  bewirkten, 
dass  von  den  bewilligten  100,000  Thlr.  nicht  die  Hälfte  wirklich  einkam. 
Um  so  weniger  war  der  Kurfürst  geneigt,  die  Forderungen  der  Landstände 
zu  erfüllen.  Zwar  wurden  im  März  1633  die  von  Schwarzenberg  vor- 
geschlagenen Mitglieder  der  cleve-märkischen  Ritterschaft  zu  ausserordent- 
lichen geheimen  Regierungsräthen  ernannt^'');  aber  noch  im  October  des- 
selben Jahres  antwortete  der  Kurfürst  auf  die  nochmaligen  dringenden  Vor- 
stellungen der  Stände,  „dass  er  sich  die  Hand  nicht  so  binden  lassen  könne, 
dass  er  gar  keine  ausserhalb  des  clevischen  Landes  Erzeugte  dort  sollte 
zu  Diensten  befördern,  da  es  die  Billigkeit  in  alle  Wege  erheische,  dass 
die,  so  unter  einem  Haupte  ständen,  sich  auch  unter  einander  vor  Mitglieder 
halten  und  erkennen  sollten;  sie  möchten  sich  im  Uebrigen  angelegen  sein 
lassen,  sich  wohl  zu  qualificiren  und  Dienste  zu  demeriren,  würde  es  als- 
dann an  gnädigster  Beförderung  nicht  ermangeln  lassen"^').  Wenn  trotz 
dieser  scharfen  Zurückweisung  des  beanspruchten  Indigenatsprivilegs  die 
clevischen  Landstände  im  November  1633  auf  einem  Landtage  zu  Emme- 
rich zur  raschen  Deckung  der  grossen  Steuerrestanten  aus  dem  vorigen 
Jahre  von  Neuem  30,000  Thlr.  bewilligten,  so  erklärt  sich  diese  Bereit- 
willigkeit aus  dem  Fortgange,  welchen  das  im  J.  1632  festgesetzte  Schul- 
dentilgungswerk durch  die  Bestellung  einer  ständischen  Deputation  zu  diesem 
Zwecke  gewonnen  hatte;  hofften  die  Landstände  doch,  wie  schon  bemerkt, 
auf  diesem  Umwege  indirect  das  zu  erreichen,  was  ihnen  so  eben  noch 
direct  auf  so  scharfe  Weise  vom  Landesherrn  abgeschlagen  worden  war. 

Nach  dem  Landtagsabschiede  vom  T.  August  1632  hatten  die  Stände 
nur  dann  ihre  Beihülfe  zur  Tilgung  der  alten  Kammerschulden  zugesagt, 
wenn  sich  aus  den  Landrentmeisterei-  und  Contributionsrechnungen  ergeben 
würde,  dass  die  Schuldenlast  wirklich  so  bedeutend  sei,  wie  die  Regierung 


gleichfalls  Exemtion  von  der  vom  platten  Lande  aufzubringenden  Steuer  bean-      = 
spruchten.  '^ 

85)  Es  fiel  erst  im  Juni  1631.  'i 

^•5)  Darunter  Wirich  v.  Bernsau,  der  Director  der  clevischen  Ritterschaft, 
Und  Johann  v.  Boineburg,  genannt  Honstein. 
87)  Kurf.  Rescript  v.  19.  October  1633. 
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angebe ^8).  Weitere  im  December  1632  über  diese  Angelegenheit  geführte 
Yerhaudliingen  führten  zu  der  Tereinbarung,  dass  der  zum  Schuldentilgungs- 
werk zu  verordnenden  Deputation,  welche  aus  ständischen  Deputirten  und 
kurfürstlichen  Käthen  gebildet  werden  sollte,  aus  jeder  Rentei  zwei  Jahres- 
rechnungen, und  wenn  nöthig,  auch  die  Laudrentmeisterei-  und  Contribu- 
tionsrechnungen  vorgelegt  werden  sollten,  um  daraus  eine  Uebersicht  über 
sämmtliche  Einnahmen,  Schulden  und  Ausgaben,  die  aus  den  Domainen  er- 
zielt würden,  oder  daraus  zu  verzinsen  und  zu  bestreiten  wären,  zu  gewinnen. 
Ginge  hieraus  dann  „die  Unvermögenheit  der  Kammer"  zur  Schuldentilgung 
hervor,  so  sollten  die  Deputirten  der  Stände  denselben  darüber  durch  Mitthei- 
lung der  betreffenden  Gesammtziö"ern  berichten,  und  ihrerseits  andere  Mittel 
zu  diesem  Zwecke  dem  Kurfürsten  vorschlagen,  während  die  deputirten 
Räthe  den  Landständen  die  Summen,  welche  dazu  aus  den  Kamracreinnah- 
men  oder  sonstigen  Aufkünften  sich  verwenden  Hessen,  zu  bezeichnen  hät- 
ten. Diejenigen  Schuldentilgungsmittel,  worüber  der  Kurfürst  und  die  Land- 
stände sich  alsdann  einigen  würden,  sollte  ein  Ffenuigmeister,  der  auf  eine 
von  den  Deputirten  festzustellende  Instruction  zu  verpflichten  sei,  erheben, 
und  die  Deputation  zunächst  zur  Bezahlung  der  laufenden  Zinsen  und  wei- 
terhin zur  Abtragung  der  rückständigen,  sowie  des  Schuldcapitals  verwen- 
den. Aus  den  seitens  der  clevischen  Stände  präsentirten  zwölf  Personen 
ernannte  der  Kurfürst  vier  zu  Mitgliedern  der  Deputation 89)  und  diese  wur- 
den von  den  ersteren,  ohne  die  der  märkischen  Stände  abzuwarten,  auf  dem 
eramericher  Landtage  im  Oetober  1633  beauftragt,  sich  den  „Kammerstatus" 
von  der  Regierung  vorlegen  zu  lassen  und  mit  derselben  über  etwaige  Mittel 
zur  Schuldentilgung  in  Berathung  zu  treten. 

Die  Aussicht,  nun  endlich  die  längst  ersehnte  Einsicht  und  Controlle 
in  und  über  die  landesfürstlicheu  Finanzverhältnisse  zu  erhalten,  und  deren 
ihnen  anvertraute  Regelung  zu  einem  leicht  und  ausgiebig  zu  benutzenden 
Druck  auf  die  Resolution  des  Kurfürsten  über  ihre  Forderung  verwenden 
zu  können,  machte  die  clevischen  Landstände  um  so  mehr  zur  Bewilligung 
der  zur  Deckung  des  Steuerausfalls  von  1632  gewünschten  30,000  Thlr. 
bereit,  als  in  dem  Landtagsabschied  vom  5.  December  1633  ihnen  nicht  nur 
die  Erhebung  von  wiederum  14,000  Thlr.  zur  Deckung  von  Spesen  und 
Schulden,  sondern  sogar  die  Absendung  von  Deputirten  nach  dem  Haag 
zugestanden  wurde,  um  dort  neben  den  kurfürstlichen  Gesandten  den  Ver- 
zicht auf  Forterhebung  der  Licenten  in  Wesel,  Emmerich  und  llt^viif  und 
gegenüber  den  Kämpfen   der    kaiserlichen    und    hessischen  Truppen"")    in 


"%  Die  Regierung  guh  'li«-.  i  ^  ■  m  .i  ^^oy  coutiMhirtcn  Schtildm  .In-":''- 
auf  7—800.000  Thlr.  an. 

••;  Es  waren  Wirich  v.  j'.  .in  puij,  Arnold  Adrian  v.  Itilunt  /u  .*!fpt'l- 
1,  Dr.  Anton  thor  tSchmitton,  SyudicuK  der  clevigcluMi  Htüdt»«,  und.Iakoh 
Greve,  Bürgermciuter  von  ('lovo. 

**)  Hie  hatten  sich  EippHtadt»  bemächtigt,  während  die  Kaiserlichen  llanim 
beietzt  hielten,  und  bald  diese,  bald  Jene  Soest  inoe  hatten,  beide  rarteien  aber 
die  Grafschnf'  U  -'•  mit  dm  schwersten  Contrihntionon  und  HrnndschatKungen 
beirosuchten 
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Westfalen  die  staatische  Garantie  der  Neutralität  des  ostrheinischeri  Theils 
von  Cleve  zu  erwirken.  In  Folge  dieser  Concessionen  war  die  Stimmung 
unter  den  clevischen  Landständen  auf  einem  im  Februar  1634  wiederum 
nach  Emmerich  berufenen  Landtage  eine  so  regierungsfreundliche  oder  rich- 
tiger hoffnungsreiche,  dass  sie  zur  Abzahlung  der  staatischen  Schuld,  und 
um  die  bereits  angedrohte  Execution  gegen  die  kurfürstlichen  Domainen 
abzuwenden,  nochmals  40,000  Thlr.  bewilligten,  nachdem  die  Regierung 
versprochen  hatte,  dazu  20,000  Thlr.  aus  den  kurfürstlichen  Domaineneiri- 
künften  zu  verwenden;  über  die  Art  der  Erhebung  dieser  Steuer  konnten 
sie  sich  indessen  lange  nicht  einigen. 

Dem  Landtagsabschiede  vom  December  1633  gemäss  hatte  eine  stän- 
dische Commission  zunächst  die  sämmtlichen  steuerpflichtigen  Aecker  und 
Wiesen  im  Herzogthum  Cleve  in  der  Weise  in  drei  Classen  eingeschätzt, 
dass  drei,  beziehungsweise  zwei  Morgen  der  dritten  und  zweiten  Classe 
gleich  einem  der  ersten  Classe  gerechnet  und  besteuert  werden  sollten,  und 
dabei  dieselben  auf  53,303  sogenannte  reducirte  holländische  Steuermorgen 
berechnet«»).  Als  dann  aber  auf  dem  Landtage  die  Frage  über  die  Quote, 
welche  das  platte  Land,  Städte  und  Geistlichkeit  von  den  40,000  Thlr.  zu 
tragen  haben,  entschieden  werden  sollte,  und  die  Ritterschaft  wiederum  die 
unbedingte  Steuerfreiheit  ihrer  Rittergüter  geltend  machte,  konnte  man  sich 
über  keine  definitive  Matrikel  einigen,  und  kam  endlich,  nach  Monate  laugen 


«»)  Die  ständische  Commission  einigte  sich  am  9.  Febr.  1634  ferner  mit  der 
Regierung  dahin,  dass  nach  nochmaliger  genauer  Vermessung  aller  Ländereien 
auf  dem  platten  Lande  neben  der  Repartirung  auf  die  „reducirten  Morgen*  bei 
jeder  Steuer  ein  Theil  der  demselben  zufallenden  Quote  durch  eine  Gewinn- 
und  Gewerbesteuer  von  den  Personen,  welche  dort  allein  oder  neben  dem  Acker- 
bau sich  von  Handel,  Gastwirthschaft,  Handwerk,  Yiehmästung  auf  den  Rhein- 
weiden oder  Tagelohn  ernährten,  durch  eine  aus  Beamten,  Ortsvorstehern  und 
adeligen  und  bürgerlichen  Beerbten  bestehende  Commission  umgelegt  werden 
sollte.  Die  Städte  wurden  aufgefordert,  binnen  6  Wochen  ein  Verzeichniss  der 
zu  ihren  städtischen  Fluren  gehörigen  Ländereien  und  deren  Pächter,  sowie  die 
Heberegister,  wonach  sie  Landes-  und  städtische  Steuer  bis  dahin  zu  erheben 
pflegten,  einzureichen;  die  Stifts-  und  Klostergeistlichen  ein  Gleiches  über  ihre 
sämmtlichen  Einkünfte  einzusenden;  beide  weigerten  sich  dessen.  Nach  einer 
im  J.  1634  von  der  Regierung  angestellten  Ermittlung  befanden  sich  damals  auf 
dem  platten  Lande  im  Clevischen  5340  Voll-  und  Halbbauern  und  Köther  (ge- 
wöhnlich mit  dem  Gesammtnamen  Zins-  oder  Hausleute  bezeichnet).  In  der 
Grafschaft  Mark  hatte  sich  in  den  letzten  Jahrzehnten,  neben  einer  in  Form  von 
Procenten  von  allem  in  Capital  bestehendem  oder  zu  Capital  berechnetem  be- 
weglichem Eigenthum  erhobenen  Vermögenssteuer  (wobei  das  zum  Handel  und 
Gewerbe  verwendete  Vermögen  am  höchsten  besteuert  wurde),  eine  nach  ähn- 
lichem Catasterverfahren  repartirte  allgemeine  Grundsteuer  ausgebildet,  von  der 
nur  die  von  Alters  her  zu  den  Rittersitzen  unmittelbar  gehörenden  Ländereien 
eximirt  waren.  An  deren  Stelle  zahlte  die  Ritterschaft  meist  eine  von  ihr  allein 
zu  bewilligende  Rittersteuer  als  Quote  der  Gesammtsteuer;  doch  suchte  sie  auch 
diese  wieder  auf  ihre  Pächter  abzuwälzen.  Die  Provisionalsteuerordnung  für  die 
Grafschaft  Mark  vom  4.  Juni  1640  regelte  diesen  Erhebungsmodus. 
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Verhandlungen,  als  die  Generalstaaten  bereits  Anstalten  machten,  ihre  Dro- 
hung auszuführen,  überein,  die  bewilligte  Summe  durch  eine  allgemeine 
stufenweise  Kopfsteuer  binnen  vier  Wochen  aufzubringen.  Selbst  die  Rit- 
terschaft erklärte  sich,  vorbehaltlich  ihres  Anspruchs  auf  völlige  Steuer- 
freiheit, bereit,  einen  entsprechenden  Theil  dieser  Capitationssteuer  zu  zahlen, 
und  nur  die  sechs  Hauptstädte  setzten  es  durch,  dass  ihnen  zugestanden 
wurde,  eine  Aversionalsumme  von  7500  Thlr.  aufzubringen,  deren  Reparti- 
rung  und  Erhebung  ihnen  überlassen  blieb  *').  Die  märkischen  Landstände 
konnten  bei  den  fortwährenden  Durchzügen  und  Einquartierungen,  welche 
die  Grafschaft  seit  1632  und  noch  Jahre  laug  zu  erdulden  hatte,  gar  nicht 
einmal  zu  einem  gemeinsamen  Landtag  berufen  werden,  und  ihre  Unver- 
mögenheit,  irgend  eine  Steuer  für  den  Kurfürsten  neben  den  jährlich  wach- 
senden Contributionen  an  die  kaiserlichen  und  hessischen  Truppen  aufzu- 
bringen, war  offenkundig,  und  von  keiner  Seite  bestritten  worden. 

So  hatten  die  clevischen  Landstände  allerdings  von  1632  bis  1634  die 
Summe  von  130,000  Thlr.  an  Steuern  dem  Kurfürsten  bewilligt"^);  aber 
davon  kamen  in  Wirklichkeit  noch  lange  nicht  100,000  Thlr.  ein;  allein  von 
den  zuletzt  bewilligten  40,000  Thlr.  waren  nach  6  Jahren  noch  15,900  Thlr. 
Restanten,  hauptsächlich  seitens  der  Stifts-  und  Klostergeistlicheit,  welche 
auf  Grund  des  kaiserlichen  Mandats  von  1629  hartnäckig  jede  Steuerleistung 
verweigerte.  Dagegen  hatte  der  Kurfürst  nach  dem  A'ertrage  von  1632 
allein  zur  Abfindung  der  von  den  Generalstaaten  wegen  Unterhalt  des 
gent'schen  Regiments  erhobenen  Ansprüche  innerhalb  drei  Jahren  360,000  fl. 
(144,000  Thlr.)  denselben  zu  zahlen,  und  damit  wollten  sie  sich  noch  nicht 
einmal  begnügen.  Der  A'ertrag  bestimmte,  dass,  wenn  die  Contraheuten 
sich  über  weitergehende  Forderungen  der  Generalstaaten  nicht  gütlich  eini- 
gen könnten,  die  Entscheidung  über  die  den  Gencralstaaten  aus  der  Allianz 
von  1622  noch  zukommenden  Ansprüche  einer  auswärtigen  Macht  als 
Schiedsrichter  zufallen  sollte.  Vergeblich  versuchten  die  kurfürstlichen  Ab- 
gesandten, der  Canzler  Win  and  v.  Heimbach^*)  und  Johann  v.  13  oi- 
nebarg,  genannt  Ilon  stein,  durch  wiederholte,  in  den  Jahren  1633  bis 
1635  betriebene  langwierige  Verhandlungen  die  Generalstaaten  zur  Aufgabe 
ihrer  weiteren  Forderungen  zu  bewegen;  selbst  die  Berufung  auf  das  ver- 
tragsraäasige  Schiedsgericht,  den  Wunsch  des  Kurfürsten,  dem  Könige  von 
Frankreich  dasselbe  zu  übertragen,  wiesen  sie  stets  entschieden  ab.  Und 
noch  schlimmer  stand  die  Sache  des  Kurfürsten  bezüglich  der  hoefyser'- 
Bchen  Schuld.  Der  Vertrag  von  1632  hatte  eine  jährliche  Ratenabzahluug 
von  120,000  fl.  (48,000  Thlr.)  festgesetzt;  als  dieselben  im  J.  1633  nicht 
gezahlt  worden  waren,  hatten  die  Staaten,  wie  schon  bemerkt,  mit  sofortiger 
Bcfichlagnahme  sammtlicher  clevischer  Domaincncinkünfte  gedroht.  Das 
Verlangen  des  Kurfürsten  nach  einer  Abrechnung  iiber  die  seit  1622  von 
II  Staaten  in  den  Succcssionslandeu  erhobenen  Contributionen,  zu  mindc- 

Landtagiabichiod  vom  22.  April  1634. 

Zur  Deckung  ihrer  eigonon  «Unkosten  und  Schulden"  erhobtMi  siu  in  dir- 
n  und  den  nächsten  Jahren  weit  über  ijü.lNX)  Thlr. 
**)  Statt  desselben  war  im  J.  1635  Dr.  Johann  Vumpsthoff  im  Uaag. 
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stens,  wie  der  Vertrag  vorschreibe,  über  die  ihren  Truppen  in  den  Jahren 
1629 — 1631  aus  Cleve  und  Mark  gezahlten,  nach  einem  Nachlass  der  „un- 
gerechter und  wucherlicher  Weise  geforderten  Zinsen,  Zinseszinsen  und 
Maklergebühren",  fanden  sie  völlig  ungerechtfertigt.  Die  Bitte  des  Kurfür- 
sten, ihm  doch  einige  der  besetzten  Orte  im  Clevischen  wieder  einzuräumen, 
wenigstens  die  ganz  willkürliche  Erhebung  von  Licenten  daselbst  ein^yi- 
stellen,  wurde  in  der  verletzendsten  Weise  abgeschlagen »5)  ^  erst  die  Depu- 
tirten  der  clevischen  Landstände  setzten  es  „durch  mancherlei  Spesen  an 
die  Hochmogenden  Herren"  durch,  dass  ihnen  im  J.  1634  die  Licenten  zu 
Wesel,  Emmerich  und  Rees  zugesagt,  im  folgenden  Jahre  auch  wirklich 
unter  der  Bedingung  eingeräumt  wurden,  dass  dieselben  „um  Gleichheit  der 
Commerzien  willen,  damit  die  clevischen  Kaufleutc  nicht  gegen  die  hollän- 
dischen im  Vortheil  wären",  in  derselben  Weise  wie  bisher  forterhoben  wür- 
den. Bei  der  Härte  der  staatischen  Forderungen  blieb  der  clevischen  Re- 
gierung, um  die  erforderlichen  Summen  aufzubringen,  kein  anderes  Mittel, 
als  mehr  und  mehr  die  besten  Domainen,  und  sogar  die  Flusszölle  und 
Licenten  an  niederländische  Capitalisten  unter  den  ungünstigsten  Bedingun- 
gen zu  verpfänden,  zumal  von  den  im  Provisionalvergleich  mit  Pfalzneuburg 
aus  Jülich,  Berg,  Ravensberg  und  Ravenstein  zugesagten  Steuern  im  Be- 
trage von  176,000  Thlr.,  welche  zur  Abtragung  der  staatischen  Schuld  hat- 
ten verwandt  werden  sollen,  bis  dahin  nicht  das  Geringste  eingekommen 
und  vorderhand  auch  keine  Aussicht  dazu  vorhanden  war. 

Eine  der  Hauptbeschwerden  der  Landstände  war  von  jeher  die  will- 
kürliche Verpfändung  von  Domaineneinkünften  ohne  ihre  Zustimmung  ge- 
wesen, und  es  war  stets  darauf  geantwortet  worden,  dass  dieselbe  im  Falle 
der  Noth  dem  Landesherrn  unbedingt  zustehe.  Um  so  weniger  war  die 
clevische  Regierung  jetzt  geneigt,  der  im  October  1634  zu  näheren  Bera- 
thungen  zusammengetretenen  Schuldentilgungsdeputation  einen  genauen  Ein- 
blick in  die  Finanzverhältuisse,  namentlich  in  den  „Schuldenstatus"  zu  ge- 
währen; schon  die  Nothwendigkeit,  für  die  so  nöthigen  fernem  Geldauf- 
nahmen den  Credit  aufrecht  zu  erhalten,  verbot  ihr  das,  und  überdies  hatte 
sie,  oder  richtiger  der  Landroitmeister  auf  ausdrücklichen  Befehl  des  Kur- 
fürsten die  eingewilligten,  beziehungsweise  eingekommenen  Steuern  nicht, 
wie  den  Ständen  versprochen  war,  zur  Abtragung  der  hoefyser'schen  Schuld, 
sondern  der  staatischen  Forderungen,  beziehungsweise  des  gent'schen  Re- 
giments verwandt,  auch  die  Bedingung,  ihrerseits  20,000  Thlr.  zur  Abzahlung 
der  hoefyser'schen  Schuld  zu  verwenden,  nicht  erfüllt.  Es  wurde  den  Depu- 
tirten  nur  ganz  im  Allgemeinen  mitgetheilt,  dass  die  Einnahmen  von  den 
clevischen  Domainen  in  dem  letzten  Jahre  37,68672  Thlr.,  von  den  märki- 
schen 3000  Thlr.  und  das  Deficit  gegenüber  den  gewöhnlichen  Ausgaben 
ungefähr  12,000  Thlr.  betragen  habe;  jede  Auskunft,  insbesondere  über  die 


^^)  In  einem  Rescript  des  Kurfürsten  an  die  Regierung  vom  30.  August  1633 
bemerkt  derselbe  bereits,  dass  die  Generalstaaten  „es  lieber  noch  länger  in  bis- 
heriger Unrichtigkeit  aufhalten  wollten,  damit  sie  unterdessen  sich  Unserer  Lande 
nur  wohl  gebrauchen,  und  dennoch  immer  grössere  Prätensiones  an  Uns  gewin- 
nen mögen". 
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Gesaramtziflfer  der  Schulden  und  deren  successive  Vermehrung  wurde  ver- 
weigert. So  unwillig  die  ständischen  Deputirten  auch  über  dieses,  den  frü- 
heren Zusagen  zuwiderlaufende  Verhalten  der  Regierung  waren,  entschlos- 
sen sie  sich  doch,  zur  eventuellen  Schuldentilgung  auf  die  Dauer  von  vier 
Jahren  die  Forterhebung  der  seit  1622  eingeführten  Wegegelder  auf  durch- 
uud  auspassirendes  Vieh  und  der  von  den  Generalstaaten  abzutretenden 
liicenten,  sowie  die  Einführung  eines  sogenannten  Siegel-(Stempel-)Geldes 
und  einer  Consumtionssteuer  auf  fremde  Biere  den  deputirten  Käthen  vor- 
zuschlagen; jedoch  unter  der  ausdrücklichen  Bedingung,  dass  der  Kurfürst 
seinerseits  zu  demselben  Zwecke  schuldenfreie  Domainenstücke,  deren  Ein- 
künfte einige  zwanzig  tausend  Thaler  betragen  müssten,  der  Deputation  zur 
Verfügung  stelle,  und  deren,  sowie  der  obigen  indirecten  Steuern  Erhebung, 
Verwaltung  und  Verwendung  ihr  allein  überlasse,  auch  die  1587  zu  Lobith, 
Gennep  und  Iluhrort  eingeführten  Wasserlicenten  von  einer  „zur  Defension 
und  Erhaltung  der  Neutralität  des  Landes''  zu  bildenden  ständischen  Com- 
mission  zu  diesem  Behufe  erheben  und  verwenden  lasse.  Der  von  den  ritter- 
schaftlichen Deputirten  in  Vorschlag  gebrachten  Einführung  einer  allge- 
meinen Mahlsteuer  widersprachen  die  städtischen  auf  das  Entschiedenste. 

Auf  den  Bericht  der  cle vischen  Regierung  erklärte  der  Kurfürst  durch 
Rescript  vom  9.  April  1635,  mit  der  Forterhebung,  beziehungsweise  Einfüh- 
rung der  vorgeschlagenen  Steuern,  auch  deren  Verwaltung  und  Verwen- 
dung durch  die  Schuldentilgungsdeputation  auf  vorläufig  vier  Jahre  einver- 
standen zu  sein,  aus  seinen  Domaineneiukünften  jedoch  nur  12,000  Thlr. 
jährlich  zur  Schuldentilgung  hergeben  und  die  alten  Wasserlicenten  für  die 
nöthigen  laufenden  Ausgaben  nicht  entbehren  zu  können.  Trotz  dieser  die 
clevischen  Landstände  nur  theilweise  befriedigenden  Erklärung  bewilligten 
dieselben  am  28.  September  1635  auf  einem  Landtage  zu  Wesel  provisorisch 
auf  vier  Jahre  die  vorgeschlagenen  Steuern,  ausgenommen  das  Stempelgeld, 
unter  der  Bedingung,  dass  die  Erträge  aus  denselben  zunächst  zurückge- 
legt, und  erst  dann  zur  Schuldentilgung  verwandt  werden  sollten,  wenn  die 
Df'putirten  aus  den  ihnen  vorzulegenden  Rechnungen  und  Schuldenverzeich- 
nissen „die  Unvermögenheit  der  Kammer  dazu''  erkannt  und  ihnen  darüber 
berichtet,  die  märkischen  Stände  gleichfalls  Mittel  zu  dem  Zwecke  bewil- 
ligt haben,  der  zugesagte  Zuschuss  aus  den  Doniaineneinkünlten  wirklich 
geleistet  >^ein  und  versprochen  würde,  ferner  keine  Domainen  t)hne  ihre  Zu- 
stimmung zu  verpfänden.  Als  dann  aber  die  clevische  Regierung,  anstatt 
diese  Bedingungen  zu  erfüllen,  die  zur  Schuldentilgung  bewilligten  Vieh- 
/.ölle  ferner  für  die  kurfürstliche  Kammer  erheben  liess,  protestirten  die 
'  vischen  Landstände  am  21.  October  1686  in  öffentlichen  Patenten  gegen 
(lie.se  „Vertragsverletzung",  und  verlangten  in  der  heftigsten  Weise  die  Aus- 
liefeniiig  der  l{<'ntmeisterei-  und  Cüntributionsrechnungen  an  ihre  Deputirten 
iid  Erfüllung  ihrer  übrigen  Bedingungen.  Zwar  befahl  der  Kurfürst,  nach- 
in  die  Stande,  ihrer  ^unbefugten  I*at<'nte'*  wegen,  zur  Rede  gestellt  worden 
ireii,  die  Vorlage  (h-r  gewünschten  Reehnimgen,  und  letztere  beschlusson 
auf  einem  r^andtage  zu  Re«'s  im  Mai  1().'{7  die  wirkliehe  Krhebung  der  bewil- 
ligten Steuern  und  deren  «ofortige  Verwendung  zur  Sehuldeniilgung,  sobald 
re  obigen  Bedingungen  erfüllt  worden  wären;  auch  wurde  in  der  That  an 
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einigen  clevischen  Orten  die  Bieraccise  sowie  die  Licenten  und  Viehzölle 
von  den  durch  die  Deputation  mit  Zustimmung  der  Regierung  angestellten 
Beamten  erhoben.  Aber  da  der  Landrentmeister  Lucas  Blaspeil,  auf 
Befehl  des  Grafen  Schwär zenberg,  den  Ständen  nur  bis  zum  J.  1634 
reichende  Rechnungsauszüge  vorlegte,  sie  in  Folge  dessen  im  December 
163Y  und  Januar  1638  darüber  heftige  Klagen  führten,  und  sogar  gegen 
die  Forterhebung  der  Steuern  protestirten ,  so  unterblieb  dieselbe  so  gut 
wie  ganz.  Nur  die  von  den  Generalstaaten  abgetretenen  Licenten  wurden 
auf  deren  Verlangen,  jedoch  in  der  lässigsten  Weise  und  eigentlich  nur 
zum  Schein,  noch  fort  erhoben.  Uebrigens  konnten  diese  zur  Schulden- 
tilgung bestimmten  indirecten  Steuern  bei  den  schweren  Truppendurchzügen 
und  Einquartierungen,  denen  das  clevische  Land  zum  Theil  sogar  als  Kriegs- 
schauplatz seit  1635  wieder  von  Jahr  zu  Jahr  mehr  ausgesetzt  war,  keine 
auch  nur  irgendwie  zureichende  Erträge  aufbringen,  und  die  seit  dieser 
Zeit  gänzlich  veränderte  politische  Lage  des  Kurfürsten,  sowie  der  Wieder- 
ausbruch neuer,  oder  richtiger,  der  alten  Zerwürfnisse  mit  den  Landständen 
und  derselben  unter  sich  bewirkten  vollends,  dass  das  J632  vereinbarte 
und  mit  so  grossen  Hoffnungen  begrüsste  Schuldentilgungswerk,  „das  De- 
putationswesen",  vorerst  so  gut  wie  ganz  unausgeführt  blieb. 

Im  Juli  1635  hatten  die  Spanier  die  als  Grenzpass  für  die  Niederlande 
überaus  wichtigen,  auf  einer  Rheininsel  unterhalb  Emmerich  gelegenen  Be- 
festigungen von  Schenkenschanz  überrumpelt.  Die  im  September  vom  Prin- 
zen von  Oranien  unternommene  Belagerung  derselben  führte  wiederum  das 
niederländische  Heer  in  das  Clevische;  Theile  desselben  blieben  auch  nach 
der  im  April  1636  erfolgten  Wiedereinnahme  in  den  Grenzbezirken  des  west- 
rheinischen Theils  von  Cleve.  Kurfürst  Georg  Wilhelm  war  im  Juli 
1635  dem  Prager  Frieden  beigetreten,  welcher  nach  dem  nördlinger  Sieg 
dem  Kaiser  wiederum  die  Uebermacht  in  Deutschland  verschaffte,  und  je 
mehr  in  Folge  dessen  die  brandeuburgische  Politik  wieder  von  der  östrei- 
chischen  beherrscht  wurde,  desto  weniger  freundlich  waren  die  General- 
staaten dem  Kurfürsten  und  seinem  längst  wieder  fast  ausschliesslich  domi- 
nirenden  Minister,  dem  Grafen  Schwarzenberg,  gesinnt.  Ihre  Forde- 
rungen wurden  schon  im  J.  1635  so  dringend,  dass  statt  der  bisherigen 
monatlichen  10,000  fl.  zur  Befriedigung  des  gent'schen  Regiments  15,000  fl. 
gezahlt  werden  mussten,  abgesehen  von  den  sonstigen  Leistungen  für  die 
staatischen  Truppen  und  Garnisonen  ^^),  denen  unter  Anderen  in  den  letzten 
Jahren  zur  Befestigung  der  von  ihnen  besetzten  Plätze  allein  an  Holz  aus 
den  clevischen  Waldungen  für  mehr  als  20,000  Thlr.  geliefert  worden  war. 
Jetzt,  nach  der  Einnahme  von  Schenkenschanz,  nahmen  die  staatischen 
Forderungen  und  Drohungen  so  zu,  dass  Schwarzenberg  eilig  den 
Canzler  Heimbach  und  den  zweiten  clevischen  Landdrosten  v.  d.  Broel, 


^^)  Die  von  ihnen  besetzten  clevischen  Städte  mussten  unter  Anderen  jähr- 
lich viele  Tausende  von  sogenannten  Service-  und  Tractementsgeldern  zahlen, 
Wesel  z.  B.  allein  etwa  8000  Thlr.  jährlich,  und  die  ihnen  zugesagte  Wieder- 
erstattung dieser  Gelder  war  seit  1622  ganz  unterblieben. 
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genannt  Plater,  mit  Instructionen  nach  dem  Haag  schickte,  die,  wie  der 
Bericht  eines  Zeitgenossen  sich  ausdrückt,  ihnen  derartige  Zugeständnisse 
zu  machen  erlaubten,  „dass  bald  die  Hälfte  des  Herzogthums  Cleve  darauf 
gegangen  wäre''"). 

Zum  Glück  für  den  Kurfürsten  hatten  gerade  damals  die  Misserfolge 
der  französischen  Waffen  und  das  entschiedene  Uebergewicht  der  kaiser- 
lichen bei  den  Generalstaaten  den  eifrigen  Wunsch  entstehen  lassen,  für 
sich  gegen  Kaiser  und  Reich  die  Neutralität  zu  erhalten,  und  diese  auf  die 
ihnen  nahe  gelegenen  Reichsgebiete  bis  zur  Weser  auszudehnen.  Um 
Georg  Wilhelm  nicht  nur  für  diesen  Plan  und  dessen  Förderung  zu  ge- 
winnen, sondern  auch  die  Bemühungen  der  Schweden,  ihn  vom  Kaiser  wie- 
der abzuziehen,  zu  linterstützen'®),  machten  sie  wenigstens  nach  ihrer  An- 
sicht in  dem  am  4.  September  1636  abgeschlossenen  Vertrage  dem  Kur- 
fürsten weitgehende  Zugeständnisse,  und  es  ist  nicht  zu  läugnen,  dass  derselbe 
vortheilhafter  für  denselben  lautete,  wie  irgend  einer  der  vorhergehenden. 
r>ie  Generalstaaten  verzichteten  in  demselben   auf  alle  aus  der  Allianz  von 

'22  herzuleitenden  Ansprüche  gegen  nochmalige  Zahlung  von  127,000  fl., 
wofür  zunächst  nur  ein  Unterpfand  gesetzt  zu  werden  brauchte»»);  erklärten 
sich  mit  einer  ferneren  Abtragung  der  hoefyser'schen  Schuld  durch  jähr- 
liche Raten  von  50,000  Thlr.  zufrieden  gestellt,  und  versprachen  dagegen, 
so  viel  ihnen  möglich,  den  Kurfürsten  im  Besitz  der  Lande  zu  erhalten, 
dieselben  neutral  zu  lassen,  sich  aller  Elingrifie  in  die  landesfürstliche  Ho- 
heit und  Domainen  zu  enthalten,  und  gegen  Jeden,  der  ihn  um  dieses  Ver- 
trages willen  molestire,  nach  Möglichkeit  zu  schützen. 

Letztere  Zusage  vermochten  die  Generalstaaten  freilich  um  so  weniger 
zu  halten,  als  ihre  Bemühungen,  allseitige  Neutralität  für  die  ihrem  Gebiete 
/unächstliegenden  Reichslande  zu  erwirken,  gescheitert  waren.  Die  kaiserli- 

M-n  Generale  waren  um  so  mehr  der  Ansicht,  eben  so  gut  wie  die  General- 
fctaaten  die  Ilülfsmittel  des  clevischen  Landes  für  ihre  Truppen  in  Anspruch 
nehmen  zu  können,  als  der  Kurfürst  sich  jetzt  ganz  und  entschieden  dem  Kaiser 
angeschlossen  hatte  und  als  kaiserlicher  Generalissimus  gegen  die  Schweden 


•»;  In  des  Archivars  und  clevischen  geh.  RegiiTungsraths  Dr.  A  d  olf  Wüst- 
:.au8  im  Staatsarchiv  zu  Düsseldorf  als  Manuscript  beruhenden  chronikartigen 
Aufzeichnungen  über  die  Zeitereignisse  im  Herzogthum  Cleve  und  der  Grafschaft 
Mark  in  den  Jahren  1609  —  1666.  Abgesehen  von  den  archivalischen  Quellen, 
die  ihm  zu  Gebote  standen,  war  er,  als  rrotokullfüiirtM-  des  clevischen  liegie- 
rungscollegiums  während  der  Jahre  1648-1680,  stets  gut  unterrichtet.  Ueber- 
dies  wurde  er  in  manchen  wichtigen  auswärtigen  und  inuern  Angelegenheiten 
des  clevischen  Landes  als  Vertrauensmann,  dem  die  Geachichto  desselben  und 
'':*'  bezüglichen  Vorverhandlungen  genau  bekannt  waren,  zu  Hatho  goz«»gen.  In 
oyeen's  Geschichte  der  preuss.  Politik  Bd.  III  Abth.  2  sind  diese  Aufzoich- 
iiungen  in  Folge  einer  irrthiimlichen  Angabe  häufig  unter  dem  Namen  ,W ort- 
mann's  historisch«  Beschreibung*  cltirt. 

*•)    Vgl.    DroyHen   (»esch    d.  preuss.  Politik    Hd.  III    p.  16r)   und    1 
'/.etiin  suken  van  Staat  en  orlogh  II  p.  410  der  Folioausgabe. 

AI«  solches  wurden  die  Wasserlicenten  zu  Lobith  gegeben. 
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im  Felde  stand.  Und  aus  eben  diesem  Grunde  trugen  die  Geueralstaaten 
kein  Bedenken,  trotz  des  Vertrages  von  1636  im  folgenden  Jahre  wiederum 
bedeutende  Truppenmassen  zur  Beobachtung  des  Venloo  und  Roermond 
belagernden  spanischen  Heeres  auf  beiden  Seiten  des  Rheins  im  Clevischen 
einzulagern.  Nur  mit  Mühe  hatte  die  clevische  Regierung  die  Einquartie- 
rung kaiserl.  Truppen  unter  Piccolomini  und  Caretto  bis  zum  J.  1637 
zu  verhindern  gewusst;  im  Herbst  d.  J.  nahmen  sie  in  Jülich- Berg  und 
Mark  Winterquartiere,  rückten  sogar  in  den  südlichen  Theil  des  westrhei- 
nischen Cleve  ein  und  bemächtigten  sich,  als  die  zur  Abwendung  weiterer 
Einquartierung  von  den  clevischen  Ständen  versprochenen  Summen  nicht 
zur  rechten  Zeit  gezahlt  wurden,  im  Anfang  des  J.  1639  der  Stadt  Calcar, 
von  wo  aus  sie  das  Land  westseits  Rhein  unter  dem  Namen  von  rückstän- 
digen Kreissteuern  mit  den  schwersten  Contributionen  und  Brandschatzun- 
gen heimsuchten;  statt  der  von  Cleve  zu  leistenden  Kreissteuer  von  85,000 
Thlr.  mussten  ihnen  allein  von  diesem  Theil  des  Landes  in  den  Jahren 
1637  — 1640  an  300,000  Thlr.  in  baarem  Gelde  gezahlt  werden,  abgesehen 
von  den  zu  Lande  und  zu  Wasser  allenthalben  erzwungenen  Zöllen,  den 
Naturallieferungen  und  dem  durch  Executionen  und  sonstige  Zwangsmaass- 
regeln verursachten  Schaden.  Erst  im  September  1640  wurden  sie  aus 
Calcar  durch  die  aus  Westfalen  über  den  Rhein  vorbrechenden  Hessen  ver- 
trieben, die  es  dann  unter  ihren  übel  berüchtigten  Führern,  dem  General 
Graf  Everstein  und  dem  Obersten  Rabenhaupt,  nicht  besser  machten, 
und  neben  den  von  da  ab  an  die  Kaiserlichen  monatlich  zu  zahlenden 
4000  Thlr.  noch  12,000,  dann  8000  Thlr.  an  Contributionen  forderten  und 
erhielten.  Und  alle  diese  dem  clevischen  Lande  auferlegten,  „fast  uner- 
schwinglichen" Lasten  hatten  grössten  Theils  die  Landstände  selbst  durch 
ihre  leidenschaftlichen  Zerwürfnisse  unter  sich  und  ihre  hartnäckiger  wie 
jemals  wieder  auftretende  Opposition  gegen  den  Kurfürsten  herbeigeführt. 

Schon  die  Vorenthaltung  der  Rechnungen  aus  den  letzten  Jahren  und 
einer  Schuldenzusammenstellung  hatte,  wie  bemerkt,  grosse  Missstimmung 
bei  den  clevischen  Landständen  und  den  Beschluss  herbeigeführt,  nicht  ohne 
Erfüllung  dieser  und  der  anderen  von  ihnen  gestellten  Bedingungen  die 
bewilligten  indirecten  Steuern  zur  Schuldentilgung  zu  verwenden.  Die 
scharfe  Abweisung  ihrer  nochmals  dringend  wiederholten  Bitte,  den  in  den 
Niederlanden  weilenden  Kurprinzen  als  „ein  neutrales  Haupt"  zum  Statt- 
halter in  Cleve  mit  unbeschränkter  Vollmacht  zu  bestellen,  hatte  diese  Stim- 
mung nicht  verbessert.  Dass  aber  die  Generalstaaten  in  dem  mit  dem  Kur- 
fürsten abgeschlossenen  Vertrage  ihm  Beistand  zugesagt  hatten,  wenn  er 
für  sich  oder  zur  Abzahlung  der  ihnen  zu  leistenden  Gelder  Auflagen  in 
Cleve  und  Mark  einführen  wollte,  erregte  den  Unwillen  der  cleve-märkischen 
Landstände  im  höchsten  Grade.  Auf  dem  im  September  1637  in  Cleve  er- 
öffneten gemeinsamen  Landtage,  dem  ersten,  der  seit  1632  abgehalten 
wurde,  erliessen  die  clevischen  Stände  einen  feierlichen  Protest  wider  den 
ohne  ihr  Zuthun  eingegangenen  und  gegen  ihre  Privilegien  gerichteten  Ver- 
trag, und  erneuerten  am  8.  December  „zum  gegenseitigen  Schutz  ihrer  viel- 
fach und  immer  von  Neuem  verletzten  Freiheiten"  ihre  Union  mit  den  mär- 
kischen Ständen  vom  J.  1629,  in  welcher  alle  Mitglieder  verpflichtet  wur- 
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den,  auf  Ausschreiben  des  Directors  oder  einer  der  Hauptstädte,  „wie  auf 
einem  vom  Fürsten  ausgeschriebenen  Landtag"  zu  erscheinen,  „das  Nöthige 
zur  Conservirung  der  Privilegien  und  Wohlfahrt  des  liandes  per  majora 
Vota  concludiren  zu  helfen",  sich  durch  keine  Geschenke,  Privatinteressen, 
Promessen,  Ungnade  oder  Beförderung  bestimmen  zu  lassen,  und,  wenn  am 
Erscheinen  verhindert,  die  unbedingte  Gültigkeit  des  Majoritätsvotums  an- 
zuerkennen. Auf  Grund  der  Bestimnuing,  dass  kein  Beschluss  auf  die  lan- 
desfürstliche Proposition  ohne  vorhergehende  völlige  Erledigung  aller  Ge- 
neral- und  Particulargravamen  gefasst  werden  dürfe,  verweigerten  die  Land- 
stände jede  Steuer  zur  Erfüllung  der  den  Generalstaaten  gegenüber  einge- 
gangenen Verpflichtungen,  zur  Schuldentilgung  und  Landesdefension,  wie  „zur 
Erhaltung  der  von  den  Schweden  dem  Kurfürsten  vorenthaltenen  pommer- 
schen  Lande"*""),  bevor  nicht  alle  ihre  Forderungen  und  Bedingungen  er- 
füllt worden,  und  fügten  hinzu,  dass  das  Ijand  auch  zur  Aufbringung  sol- 
cher Steuer  „ganz  unvermögend  sei",  zumal  die  kaiserlichen  Generale 
Einquartierung  ihrer  Truppen  und  Contributionen  von  demselben  verlangten. 
Und  in  der  That  waren  eben  jetzt,  da  die  Landstände  nach  monatelangen 
Verhandlungen  sich  nicht  über  die  Aufbringung  einer  geringen  Summe  zur 
Abwendung  der  Einquartierung  hatten  einigen  können,  die  kaiserlichen 
Truppen  in  das  Clevische  eingerückt,  machten  Anstalten,  sich  mehr  und 
mehr  auszubreiten,  und  sorgten  bald  dafür,  dass  wenigstens  der  westrheini- 
sche Theil  des  Landes  wirklich  unvermögend  zu  jeder  Steuer  an  den  Lan- 
desherrn wurde. 

Es  war  wiederum  der  alte  Streit  über  die  Steuermatrikel,  welcher  die 
zur  Abwehr  von  allen  Leistungen  stets  einigen  Landstände  derartig  verun- 
einigte, dass  die  Umlage  der  dem  kaiserlichen  Kriegscommissär  zugesagten 
25,000  Thlr.  nicht  zu  Stande  kommen  konnte.  Eine  Verbesserung  der  alten 
Matrikel  war  so  lauge  nicht  zu  erzielen,  als  die  Städte  die  Anerkennung 
der  Steuerexemtion  der  Ritterschaft  und  ihrer  Rittersitze  bei  gewöhnliehen 
Landessteuern,  und  die  Uebernahme  einer  grösseren  Quote  als  höchstens 
ein  Sechstel  der  Gesamratsteuer  verweigerten.  Vergebens  hatte  die  clevi- 
sche Ritterschaft  zur  vorläufigen  Aushilfe  eine  allgemeine  Hausschatzung, 
eine  Kamin-  und  Mahlsteuer,  eine  Auflage  auf  „besäete  Morgen  und  Horn- 
vieh", wie  sie  in  den  Niederlanden  gebräuchlich  war,  endlich  die  Al)gabe 
des  hundertsten  Pfennigs  von  den  Einkünften  aller  Landeseingesessenen 
vorgeschlagen;  die  clevischen  Städte,  namentlich  Wesel,  Emmerich  und 
Rces,  wiesen  alle  diese  Vorschläge  beharrlich  zurück,  und  verlangten  die 
Uebernahme  einer  Stcuerquote  .seitens  der  Ritterschaft  und  Verminderung 
derjenigen  der  Städte;  selbst  die  zu  den  Kosten  der  Landtage  bewilligten 
Suraraen  konnten  wegen  des  Protestes  der  Städte  nicht  erhoben  werden. 
Als  trotz  der  endlosen  Berathungen  auf  mehr  als  zwanzig  A'ersammlungen 
der  clevischen  Stände  keine  Einigung  zu  erzielen  war,  die  ostrheinischen 
Städte  zuletzt  ihr  weiteres  Erscheinen  auf  den  Landtagen  verweigerten, 
versuclitf^  die  clevische  Ritterscliaft    auf  (Jrund   clor  Union  von   1637    mit 

1..   uiuem   cif(cnhäodif(on  Schruiitiii ,    hu  w.t^.  I'mih,    umuchto  der 
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einer  Landtagsordnung  durchzudringen,  welche  neben  manchen  äusserlichen 
Anordnungen  über  die  Berathungen  und  Abstimmungen  in  den  beiden  stän- 
dischen Corporationen '"')  die  Gültigkeit  des  Votums  der  einfachen  Majorität 
in  denselben  „in  casu  necessitatis  et  utilitatis  publicae"  ^"'^)  festsetzte.  Vergeb- 
lich erwirkte  Wesel  auf  zwei  clevischen  Städteconventen  im  Juli  und  Octo- 
ber  1638  den  Beschluss  derselben,  dass  keine  Stadt  durch  ein  Majoritäts- 
votum ohne  ihre  Einwilligung  zu  irgend  einer  Steuer  gezwungen  werden 
könnte.  Die  Ritterschaft  wusste  die  durch  kaiserliche  Contributionen  und 
Einquartierungen  auf  das  schwerste  bedrückten  westrheinischen  Hauptstädte, 
Cleve,  Calcar  und  Xanten,  zur  Anerkennung  der  unter  dem  27.  Juli  1639 
unterzeichneten  Landtagsordnung  zu  bewegen;  sie  hofften  Wesel,  Emmerich 
und  Rees  dadurch  zur  Einwilligung  eines  von  dem  ostrheinischen  Cleve  zu 
leistenden  Drittels  der  rückständigen  Kreissteuer,  unter  deren  Namen  jene 
Contributionen  erhoben  wurden,  zu  bewegen;  nicht  einmal  zu  den  Spesen, 
welche  zu  einer  beabsichtigten  Schickung  an  den  Kaiser  und  den  Kurfürsten 
behufs  Erwirkung  der  Neutralität  nöthig  waren,  hatten  sie  sich  verstehen 
wollen,   nur  die  zu  einer  Deputation  nach  Brüssel  und  an  den  kaiserlichen 


*"')  Die  beiden  Corporationen  berietheu  und  beschlossen  stets  getrennt;  ge- 
meinsame Berathungen  pflegten,  wenn  nicht  ausdrücklich  vorher  vereinbart,  nur 
zwischen  deren  Syndici  oder  dazu  besonders  deputirten  Mitgliedern  vorgenom- 
men zu  werden;  zur  gegenseitigen  Mittheilung  der  Corporationsbeschlüsse  er- 
schienen die  sämmtliehen  Deputirten  der  Städte  vor  der  Ritterschaft  und  Hessen 
zuerst  den  ihrigen  durch  den  Syndicus  vortragen,  worauf  der  Director  oder  der 
Syndicus  der  Ritterschaft  deren  Beschluss  mittheilte.  Ebenso  verhandelten  beide 
Corporationen  einzeln  oder  gemeinsam  mit  der  Regierung  oder  deren  Oommissäre 
nur  durch  die  Syndici,  beziehungsweise  den  Director  oder  dazu  besonders  ge- 
wählte Deputirte.  An  der  Spitze  jeder  Ritterschaft  standen  neben  dem  Director 
eine  Anzahl  von  ständigen  Deputirten.  Die  Ausschreiben  zu  den  Landtagen 
oder  ständigen  Conventen  geschahen  auf  Requisition  der  Regierung,  bezie- 
hungsweise ohne  dieselben  durch  die  Directoren,  oder  in  deren  Abwesenheit 
durch  einige  Deputirte  der  Ritterschaft,  und  seitens  der  Städte  durch  Wesel 
oder  Cleve,  in  Mark  durch  die  Stadt  Hamm;  später  pflegte  die  Regierung  zu 
den  Landtagen  auch  wohl  directe  Ausschreiben  an  die  einzelnen  Ritterbürtigen 
und  Städte  ergehen  zu  lassen.  Zu  dem  gemeinsamen  Landtage  schickten  die 
Stände  des  Landes,  wo  er  nicht  abgehalten  wurde,  corporationsweise  Deputirte; 
sogenannte  freie  Berathungen  der  Stände  beider  Landschaften,  oder  der  beider- 
seitigen Corporationen  unter  sich,  fanden  meist  durch  Deputirte  statt,  oder  es 
wurden  die  Berathungspunkte  durch  solche  vorher  festgestellt,  wenn  Deputirte 
des  einen  Landes  auf  Gesammt-  oder  Corporationsconventen  des  anderen  er- 
scheinen sollten.  Die  Landtagsordnung  von  1639  bestimmte,  dass  in  allen  Land- 
tags- und  Conventsausschreiben  eine  möglichst  genaue  Angabe  der  Propositions-, 
beziehungsweise  Berathungspunkte  enthalten  sein  müsse,  damit  die  Deputirten 
genügend  zu  einer  Beschlussfassung  darüber  instruirt  werden  könnten.  Die  Füh- 
rung der  schriftlichen  Geschäfte  war  ausschliesslich  Sache  der  Syndici. 

*°2)  Ob  ein  solcher  Casus  vorliege,  sollte  ebenfalls  das  Majoritätsvotum,  und 
bei  sich  entgegenstehenden  Voten  der  beiden  Corporationen  eine  aus  drei  ritter- 
schaftlichen, drei  städtischen  und  drei  Regierungsdeputirten  bestehende  Commis- 
siou  entscheiden. 
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Feldmarschall  Piccolomini  bewilligt;  die  Bewilligung,  einer  Kaminsteuer 
„zur  Leistung  der  Kreislasten"  an  die  Bedingung  geknüpft,  dass  diese  De- 
putation ihnen  die  von  den  spanischen  Generalen  verweigerte  Anerkennung 
der  Neutralität  Wesels  und  Duisburgs,  und  Sicherung  dieser  Städte  und 
ihrer  Bürger  gegen  alle  Belästigungen  seitens  derselben  verschaffe.  Jetzt 
protestirten  sie  heftig  gegen  die  Landtagsordnung,  an  welche  sie  um  so 
weniger  gebunden  wären,  als  ausser  ihnen  auch  Duisburg  die  Anerkennung 
derselben  verweigert  habe;  die  bisherige  Sonderstellung  dieser  Stadt,  wel- 
che, wie  Soest,  stets  das  Recht  der  selbstständigen  Bewilligung  einer  Steuer 
an  den  Landesherrn  beansprucht  und  meist  auch  ausgeübt  hatte  ^''^),  igno- 
rirten  sie  geflissentlich.  Diese  von  staatischen  Truppen  besetzten  ostrhei- 
nischen Städte  rechneten  sowohl  auf  den  Schutz  der  Generalstaaten  gegen 
kaiserliche,  wie  gegen  hessische  Contributionen  und  Einquartierung,  als  auf 
deren  Unterstützung  ihrer  Opposition  gegen  den  eigenen  Landesherrn ;  und 
in  der  That  wurde  ihnen  beides  gewährt. 

Die  Generalstaaten  waren  über  des  Kurfürsten  völlige  Hingebung  an  die 
kaiserliche  Politik  erbittert.  Statt  ihre  Zusage,  demselben  bei  der  Einfüh- 
rung von  Auflagen  in  Cleve  behülflich  sein  zu  wollen,  zu  erfüllen,  erklärten 
sie  am  2.  December  1638,  dass  sie  betreffs  der  hoefyser'schen  Schuld  sich 
allein  an  die  dafür  verpfändeten  kurfürstlichen  Domainen  und  deren  Ein- 
künfte halten  würden,  und  die  clevische  Regierung  wie  die  Landstände  nur 
zur  raschen  Einigung  über  die  Aufbringung  der  schuldigen  Summen  ermah- 
nen könnten.  Seit  dem  Mai  1637  erinnerten  sie  in  immer  kürzeren  Zeit- 
räumen und  immer  schärferen  Ausdrücken  an  die  Zahlung  der  zugesagten 
Raten,  die  allerdings  bei  der  entschiedenen  Weigerung  der  Landstände, 
dem  Kurfürsten  irgendwie  Steuer  zu  bewilligen,  und  dem  traurigen  Zu- 
stande des  von  kaiserlichen  Brandschatzungen  heimgesuchten  Landes  gänz- 
lich unterblieb.  Die  Versuche  der  clevischen  Regierung,  die  Generalstaaten 
zur  Annahme  der  dem  Kurfürsten  aus  dem  Provisionalvergleiche  mit  Neu- 
burg zustehenden  Steuerforderung  von  176,000  Thlr.  zu  bewegen,  misslan- 
gen'"*); sie  beschlossen,  die  Domainen,  beziehungsweise  deren  Einkünfte 
zur  Deckung  der  auf  mehr  als  eine  Million  Gulden  bereits  angeschwollenen 
hoefyser'schen  Schuld  in  Beschlag  zu  nehmen,  und  bewilligten  nur  auf  die 
Zusage  einer  pünktlichen  Ratenzahlung  zum  1.  Juli  1639  noch  einen  Aus- 
stand bis  dahin.  Da  auch  zu  diesem  Termin  nur  ein  Theil  des  versproche- 
nen Geldes  zusammengebraclit  werden  konnte,  suchte  Seh warzenberg 
die  drohende  Execution  der  Domainen  noch  durch  eine  Sendung  des  Mark- 
grafen Sigismund  nach  Cleve  abzuwenden.  Er  traf  dort  im  October  1639 
als  ausserordentlicher  Commissarius  des  Kurfürsten  ein,  versuchte  aber  auf 
einem  im  December  daselbst  eröffneten  Landtage  vergeblich,  die  clevischen 
Stände  zu  irgend  einer  Beisteuer  zu  bewegen ;  ihnen  lag  die  Entfernung  der 
kaiserlichen  Eincpiartierung  „durch  allerhand  Spesen  und  Schickungen'' 
mehr  am  Herzen,   und  selbst   diese  waren  in  Folge  des  wachsenilen  Zwie- 

••»)  Vgl.  oben  Noto  11  S.  If). 

••*)  Im  DoceriibiT  1638  wurden  Johann  v.  d.  Brool,  f^enannt  Platci.  uii<l 
[I      II  NioHH  düBWOgen  nach  dtMU  Haag  gesandt. 
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Spalts  unter  den  cle vischen  Ständen  nicht  zu  erreichen.  Als  die  Deputirten 
der  ostrheinischen  Hauptstädte  auf  dem  Ijandtage  in  Cleve  erschienen,  ver- 
sagten die  übrigen  clevischen  Stände  ihnen  die  Theilnahrae  an  den  ßera- 
thungen,  bevor  sie  nicht  die  Gültigkeit  der  Landtagsordnung  anerkannt 
hätten;  nach  einem  wirkungslosen  Protest  gegen  letztere  verliessen  sie 
Cleve.  Die  Versuche  des  Markgrafen,  den  Zwiespalt  beizulegen,  hatten 
keinen  Erfolg;  die  ostrheinischen  Städte  erklärten,  bevor  die  Ritterschaft 
nicht  auf  ihre  Landtagsordnung,  oder. doch  deren  Gültigkeit  ausdrücklich 
Verzicht  leisten  würde,  nicht  mehr  in  Berathungen  mit  derselben  treten  zu 
wollen;  verwa^igerten  die  Bewilligung  ihrer  Quote  an  einigen  Tausend  Tha- 
lern, die  „zur  Beruhigung  der  Hoefyser'schen  Gläubiger"  verwandt  werden 
sollten;  erliessen,  als  die  Regierung  dennoch  dieselben  unter  der  Form  von 
Landtagskosten  und  rückständigen  Verehrungen  an  den  Kurprinzen  auf 
dem  platten  Lande  im  ostrheinischen  Cleve  zu  erheben  befahl,  öffentliche 
Contradictionspatente  dagegen,  und  erzwangen  dadurch  die  Zurücknahme 
des  Befehls. 

Markgraf  Sigismund,  schon  seit  seiner  Ankunft  in  Cleve  erkrankt, 
starb  am  30.  April  1640;  am  4.  April  hatten  die  Generalstaaten  bereits  den 
Staatsrath  (raet  van  staet)  mit  der  Ausführung  der  Execution  gegen  die 
clevischen  Domainen  beauftragt.  Hoefyser  und  das  von  ihm  zur  Ga- 
rantie seiner  Obligationen  bewogene  amsterdamer  Admiralitätscollegium 
drangen  auf  Beschleunigung  der  Execution.  Nochmals  suchten  die  dem 
Markgrafen  auf  die  Nachricht  von  dessen  Erkrankung  nachgesandten 
kurfürstlichen  Commissäre,  die  geheimen  Räthe  Joachim  Friedrich 
von  Blumenthal  und  Erasmus  Seidel,  von  den  clevischen  Ständen 
auf  einem  im  Juni  nach  Emmerich  berufenen  Landtage  eine  thätige  Bei- 
hülfe zur  Abwendung  derselben  zu  erlangen.  Der  Zwiespalt  über  die 
Landtagsordnung,  der  bei  der  Schroffheit  der  gegenseitigen  Forderun- 
gen nicht  beizulegen  war,  verhinderte  indess  jeden  Beschluss  der  Stände. 
Die  ostrheinischen  Städte  riefen  ihre  Deputirten  zurück  und  schlössen  in 
Rees  eine  Union  zum  gegenseitigen  Schutz  ihrer  bedrohten  Privilegien,  ins- 
besondere des  Rechts  jeder  einzelnen  Stadt,  dem  Landesherrn  eine  Steuer, 
beziehungsweise  ihren  Antheil  an  derselben  zu  bewilligen,  oder  zu  verwei- 
gern. Zwar  erklärte  sich  ein  Theil  der  clevischen  Ritterschaft,  an  deren 
Spitze  ihr  Director  Wirich  von  Bernsau  stand,  zur  jährlichen  Bewilli- 
gung von  50 — 60,000  Thlr.  behufs  Tilgung  sämmtlicher  Domainenschulden 
bereit,  aber  unter  Bedingungen,  deren  Annahme  nur  die  äusserste  Noth 
des  Kurfürsten  sie  hoffen  lassen  konnte.  Sie  verlangte  die  Ueberlassung 
der  Landesregierung  und  Domainenverwaltung  an  einen  mit  unbeschränkter 
Vollmacht  versehenen  Regimentsrath ,  zu  dessen,  sowie  zu  sämmtlicher  Be- 
amtenstellenbesetzung die  Stände  dem  Kurfürsten  zwei  Personen  zur  Wahl 
und  unwiderruflichen  lebenslänglichen  Anstellung  innerhalb  eines  Monats 
präsentiren  sollten;  jährliche  Rechenschaft  und  Rechnungsablage  des  Regi- 
mentsraths  an  die  Stände,  und  Eidesleistung  auf  diese  in  Form  einer  Capi- 
tulation  festzustellende  „Landesverfassung"  seitens  des  Kurfürsten,  sowie 
Confirmation  derselben  seitens  des  Kaisers. 

Die  Annahme  dieser  Bedingungen  hiess  die  Regierung  des  Landes  den 
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Landständen  so  gut  wie  ganz  übertragen,    sie   zu  „Herren  Staaten"  nach 
dem  Vorbilde  der  Verfassungen  in  den  vereinigten  Provinzen  machen,  wo- 
mit offenbar   das  Ziel  einer  grossen  Partei  unter  den  evangelischen  Ritter- 
l)ürtigen  in  Cleve   klar  angedeutet  war.     Aber  selbst  gegen  solche  Bedin- 
gungen wollte  die  Majorität  der  cle vischen  Ritterschaft  nicht  so  weitgehende 
Steuerverpflichtungen  übernehmen;    sie  verwarf  im  August  1640  diese  Yor- 
chläge,  „weil  sie  noch  nicht  genügend  berathen,  und  zu  ihrer  Durchführung 
olle  Neutralität  und  Räumung  des   Landes   nöthig  wären".     Die  katholi- 
chen  Ritterbürtigen  und  Städte  fürchteten   die  letzten  Ziele  dieser  Partei, 
und  wussten  die  tiefe  Abneigung  gegen  alle  schweren  dauernden  Leistungen 
und  alles  geordnete  Laudesregiment,  das  bei  der  Mehrzahl  der  Stände  doch 
jede  andere  Rücksicht  überwog,  noch  zur  vorläufigen  Abwehr  solcher  „Lan- 
desverfassung" zu  benutzen.     Und  die  evangelischen  Städte,  besonders  die 
•strheiuischen,   die  ihre  „Freiheit"  unter  dem  Schutze  der  staatischen  Gar- 
nisonen zu  wahren  gedachten,  wollten  sich  nicht  einmal  zu  irgend  einer  In- 
Tcrimssteuer  zur  Abwendung  der  gegen  die  kurfürstlichen  Domaiuen  gerich- 
rten  staatischen  Execution  verstehen.     Sie  erklärten,  den  landständischen 
Unionen  gemäss  nur  dann  über  die  Pro])osition  der  Commissäre  einen  Be- 
,-ohluss  fassen  zu  können,   wenn  ihre   sämmtlichen  Gravamen  zu  ihrer  Zu- 
liedenheit  wirklich  abgestellt  würden,  und  als  die  Erklärung  der  Commissäre 
iiuf  die  Gravamen  der  Ritterschaft  nach  einem  bis  zur  Quadruplik  derselben 
gediehenen  Schriftwechsel  noch  nicht  deren  Erwartungen  befriedigte,  setzten 
die  ostrheinischen  Städte,  an  ihrer  Spitze  Wesel,  es  durch,  dass  auf  einem 
nochmaligen  Landtage  zu  Ennnerich  im  October  1640  die  Stände  dem  Kur- 
fürsten   die    über    das    Schuldentilgungswesen    seit   1632    getroffeneu  Ver- 
einbarungen   wegen   Nichterfüllung    der   Bedingungen    ihrerseits    „aufkün- 
uigten". 

Die  ohne  Zustimmung  und  trotz  des  Einspruchs  der  Stände  mit  dem 
kaiserlichen  Feldzeugmeister  Freiherrn  Alexander  v.  Vehlen  betriebenen 
Verhandlungen  über  ein  Darlehn  von  55,000  Thlr.  gegen  Verpfändung  des 
ivichterarats  Schermbeck  und  des  Kirchspiels  Brünen  hatten  vollends  den 
Ausschlag  für  eine  derartige  „Aufkündigung"  gegeben.  Und  doch  blieb 
ach  den  jahrelangen  fruchtlosen  Verhandlungen  mit  den  Landständen  kein 
luderes  Mittel,  Geld  zur  Befriedigung  der  niederländischen  (iläubiger  auf- 
zutreiben, mehr  übrig.  Sclion  begannen  im  October  die  staatischen  Com- 
mittirten,  Alexander  v.  d.  Capellen  und  Pieter  Goutswaert,  die  Exe- 

■  11  durch  Beschlagnahme  der  kurfürstlichen  Zollkasse  in  Lobith  au.szu- 
M.  Schleunig>t  eilte  Blumen  thal  nach  dem  Haag,  um  nochnuiligen 
Aufschub  der  Zwangsmaassregeln  zu  erwirken.  Er  stellte  die  baldige  Zah- 
lung der  vom  Freiherrn  v.  Vehlen  aufzunehmenden  Gelder  in  Aussicht, 
bot  die  Abtretung  der  clevischen  Wasser-  und  Landlicenten  an,  suchte  die 
'icneralstaaten  nochmals  zur  Ueberimhme  der  jülich-bcrgisclien  Steuerfonle- 
ung  zu  bewegen,  schlug  sogar  die  Erhebung  der  unter  dem  Namen  der 
..gemehien  Mittel"  in  den  niederländischen  Städten  gebrauchlichen  Accise 
in  den  von  den  staatisclien  Garnisonen  besetzti'ii  Städten  seitens  der  General- 
Htaaten  vor,  und  bat  endlich,  wenigstens  die  clevischen  Stunde  zur  Bewilligung 
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einer  Beisteuer  zu  bewegen'"^).  Seinen  „den  ständischen  Privilegien  höchst 
präjudicirlichen"  ^Vorschlägen  und  Vorstellungen  traten  die  Deputirten  der 
clevischen  Ritterschaft,  Dietrich  v.  d.  Boetzlaer  und  Hermann  v.  Wit- 
te nhorst,  welche  augeblich  zur  Erwirkung  einer  Garantie  der  Neutralität 
des  ostrheinischen  Cleve,  gegenüber  den  Contributionsforderungen  der  hes- 
sischen und  kaiserlichen  Generale,  nach  dem  Haag  gesandt  waren,  mit  allen 
Mitteln  offener  und  heimlicher  Agitation,  mit  langen  Memorialien  und  reich- 
lichen Geldversprechungen  auf  das  Entschiedenste  entgegen,  und  der  Agent 
der  clevischen  Städte,  Pauw,  unterstützte  sie  hierin  durch  seine  Verbin- 
dungen und  genaue  Kenntnis s  der  einflussreichsten  Persönlichkeiten  auf  das 
Eifrigste. 

In  diesem  Kampfe  der  Landstände  gegen  ihren  Landesherrn  in  der 
Hauptstadt  einer  fremden  Macht  um  die  Gunst  und  den  Schutz  derselben 
durch  Vorwürfe  und  Schmähungen,  durch  Intriguen  und  Bestechungen, 
während  es  sich  um  die  Wohlfahrt,  Sicherheit  und  Selbstständigkeit  ihres 
Vaterlandes  eben  dieser  Macht  gegenüber  handelte,  gipfelte  gewissermaassen 
die  ständische  Opposition.  Noch  bevor  dieser  nur  in  so  völlig  zerfahrenen 
Verhältnissen  bei  so  allseitig  zerrütteten  Zuständen  mögliche  Kampf  ent- 
schieden war,  starb  am  L  December  1640  Kurfürst  Georg  Wilhelm,  und 
sein  Sohn,  Kurfürst  Friedrich  Wilhelm,  trat  in  diesen  seinen  westlichen 
Besitzungen,  mehr  noch  als  in  den  übrigen,  ein  Regiment  an,  das  kaum 
noch  auf  den  Namen  eines  solchen  Anspruch  machen  konnte. 


105-)   Ygi_  ^bej.  (3ie  hoefyser'sche  Schuld   und   die  Verhandlungen  Blumen 
thal's  im  Haag  Bd.  IV  der  Urk.  u.  Act.  I  Einleitung  p.  10  ff.  und  p.  27  ff. 
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JMicht  viel  mehr  als  einen  vielseitig  bestrittenen  Anspruch  auf  den 
Besitz  von  Cleve  und  Mark  ererbte  Kurfürst  Friedrich  Wilhelm.  Zwar 
hatte  Pfalzgraf  Wolf  gang  Wilhelm  von  Neuburg  durch  den  düsseldorfer 
Provisionalvergleich  von  1629  diese  beiden  Länder  dem  Kurfürsten  von 
Brandenburg  auf  25  Jahre  zum  ausschliesslichen  Besitz  überlassen;  aber  er 
war  nur  einer  der  zahlreichen  Prätendenten  auf  die  jülichschen  Successions- 
lande,  und  der  Kaiser,  dessen  formelle  Competenz  zu  einer  rechtlichen  Ent- 
scheidung in  dieser  längst  vor  ihm  anhängig  gemachten  Streitfrage  nicht 
bestritten  werden  konnte,  hatte  gegen  jenen  einseitigen,  die  Rechte  der 
übrigen  Prätendenten  präjudicirenden  Vertrag  öffentlich  Protest  erhoben, 
verweigerte  dem  Kurfürsten  jede  Anerkennung  des  factischen  Besitzes,  des- 
sen sich  Friedrich  Wilhelm  übrigens  bei  seinem  Regierungsantritte  nicht 
finmal  rühmen  durfte. 

In  dem  westrheinischen  Cleve  und  der  Grafschaft  Mark  schalteten  und 
walteten  kaiserliche  und  hessische  Generale  mit  einer  Willkühr  und  in  einer 
Weise,  dass  von  einem  Regiment  des  Kurfürsten  daselbst  nicht  mehr  die 
Rede  sein  konnte*),  und  im  ostrheinischen  Cleve  hielten  die  Truppen  der 
Generalstaaten  nicht  nur  fast  alle  Städte  besetzt,  sondern  beförderten  und 
unterstützten  auch  in  denselben  jede  gegen  den  Landesherrn  gerichtete 
Opposition,  die  sich  bereits  zur  offenen  Widersetzlichkeit  steigerte;  und 
wenn  die  Gcneralstaaten  hier  das  platte  Land  noch  vor  Contributionen  der 
Kaiserlichen  und  Hessen  schützten'),  so  geschah  dies  ebenso  sehr  im  In- 
teresse de.s  Unterhalts  ihrer  Truppen  und  deren  gelegentlichen  Durchzüge 
und  Einlagerungen,  als  in  dem  der  hoefyser'schen  Gläubiger,  welchen  die 
Beschlagnahme  der  hier  gelegenen  kurfürstlichen  Domainen  allein  noch  tu 
ihrem  Geldc  schien  verhelfen  zu  können,  mitbin  nur  zum  eigenen  Nutzen*). 

';  Vgl.  allgeiD.  Kinleit.  p.  7ß. 

*)  Vgl.  Aitzcmu  Haken  vtiii  Htuot  imi  Oorlog  11  p.  769,801  u.  802,  und  Pu- 
ftodorf  do  rebiiü  goMtii  Friderici  Wilbolmi  p.  41. 

*i  Wie  eine  Partei  uotur  don  GeneralstaateD  die  hoefyser'scho  ISchuld  über- 
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Unter  diesen  Umständen  hatten  die  „zur  Regierung  von  Cleve,  Mark,  Ra-  \ 
vensberg*)  und  den  zugehörigen  Landen  verordneten  kurfürstlichen  gehei-  1 
men  Räthe",  die  schon  seit  längerer  Zeit  fast  immer  in  Emmerich  unter  j 
dem  Schutze  staatischer  Truppen  residirten,  wenig  mehr  zu  regieren;  und  ] 
zudem  waren  seit  Jahren  Zerwürfnisse  und  Spaltungen  unter  ihnen  ausge-  i 
brochen,  die  ihre  Autorität  und  Thätigkeit  vollends  schwächten  und  lähmten.  ' 
Bei  der  Allgewalt  Sch.warzenberg's  und  seiner  Neigung,  eigen-  ■ 
mächtig  und  selbstständig  zu  verfahren,  war  es  natürlich,  dass  auch  bei  den  \ 
clevischen  Räthen,  deren  Rath  er,  obwohl  sie  fast  alle  von  ihm  selbst  be-  j 
rufen  und  angestellt  waren,  so  wenig  wie  anderswo  einholte,  und  deren  Be-  ' 
denken  er  noch  weniger  berücksichtigte,  bald  mannigfache  Missstimmung  ] 
und  Gereiztheit  gegen  ihn  hervortrat,  zumal  er  oft  einzelne  untergeordnete  \ 
Persönlichkeiten  mehr  als  sie  in  sein  Vertrauen  zog  und  durch  solche  seine  ^ 
Befehle  über  den  Kopf  der  Regierung  hinweg  ausführen  Hess.  Zu  den 
letztern  gehörte  besonders  der  cleve  -  märkische  Landrentmeister,  Lucas  ^ 
Blas  peil,  früher  „Kämmerling^  des  Grafen,  und  von  ihm  1627  mit  diesem  \ 
Amte  betraut.  Dem  cleve-märkischen  Landrentmeister  war  durch  die  neueren  i 
Amtskammerordnungen,  statt  seiner  früheren  Stellung  an  der  Spitze  der  ' 
Domainenverwaltung,  nur  noch  eine  sehr  beschränkte  berathende  Theilnahme  ^ 
an  den  Geschäften  der  jetzt  hierzu  berufenen  Amtskammer,  ihm  selbstständig  ; 
nur  noch  die  Verwaltung  der  cleve-märkischen  Generalkasse  belassen,  und  i 
auch  darin  die  Regierung  und  mithin  auch  die  zur  Amtskammer  verordne-  j 
ten  geheimen  Räthe  ihm  insofern  übergeordnet  worden,  als  er  derselben' 
jährlich  eine  genaue  Rechnung  über  alle  Einnahmen  und  Ausgaben  der  j 
Generalkasse  vorlegen  sollte.  Dagegen  übte  er  seinerseits  als  Vorstand  der  j 
Rechenkammer,  welche  die  Rechnungen  aller  Rentmeister  und  Zollbeamten  j 
abzunehmen  und  dabei  über  genaue  Einhaltung  aller  Vorschriften  der  Amts-  : 
kammerordnung  zu  wachen  hatte,  eine  gewisse  Controle  über  die  gesammte  j 

haupt  nur  als  Mittel  staatischer  Politik  betrachtete,  spricht  Aitzema  11  p.  769  ; 
klar  aus:-„Bij  eenige  oock  wiert  geordeelt,  dat  het  voor  den  staet  alhier  goet  j 
was  het  land  van  Cleef  ghelijck  oock  Ostvrieslandt  door  de  schultsaken  ver- 1 
plicht  te  houden.  Zu  dieser  Politik  passte  es,  wenn  die  staatischen  Gar- ^ 
nisonen  in  Cleve  sich  ungestraft  Eingriffe  aller  Art  in  des  Kurfürsten  Landes-  ^ 
hoheit  und  Domainen  erlaubten,  den  Wildbann  und  die  Holzungen  in  Cleve  • 
furchtbar  verwüsteten,  letztere  förmlich  rasirten,  ja  durch  einzelne  Streifschaareu  ^ 
das  platte  Land  in  Cleve  und  Mark  brandschatzten,  die  Geueralstaaten  sich  der^ 
Zölle  zu  Gennep,  Orsoy,  Lobith,  Emmerich  bemächtigten,  Ausfuhr  von  Pferden^ 
und  Getreide  verboten,  die  Kinder,  welche  bei  den  Jesuiten  in  Emmerich  in  die] 
Schule  geschickt  waren,  aufhoben  (im  December  1647.  Vgl.  Urk.  u.  Act,  IV 1 
p.  72);  Eingriffe  in  sein  Regiment,  welche  selbst  der  Kurfürst  durch  seine  per- ^ 
sönliche  Anwesenheit  in  Cleve  und  ernstliche  Vorstellungen  bei  den  General-  j 
Staaten  in  den  J.  1647— 1649  nicht  zu  verhindern  vermochte.  (Aitzema  11  p.  827  | 
und  niederl.  Reichsarchiv  im  Haag.)  ; 

"*)  Ravensberg  sollte  nach  dem  Declarationsvertrage  von  1630  den  Possidi-.j 
renden  zu  gemeinsamer  Verwaltung  und  Nutzniessung  verbleiben;  doch  war  und^ 
blieb  der  Pfalzgraf  thatsächlich  in  dem  alleinigen  Besitze  des  grössten  Theils  des  ■ 
Landes.  ^ 
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Domainen Verwaltung  aus;  und  Blaspeil  pflegte  überdies  stets  vertraulich 
über  dieselbe  und  die  dabei  vorfallenden  Missgriffe  und  Missbräuehe  an 
Schwarzenberg  zu  berichten;  ein  A'erhältniss,  welches  bald  persönliche 
Feindschaft  zwischen  dem  Landrentmeister  und  dem  Director  und  den  Kä- 
then der  Amtskammer,  Friedrich  von  Neuhof,  genannt  Ley,  Johann 
Motzfeld  und  Robert  Weiler,  erzeugte,  und  dadurch,  dass  die  übrigen 
Räthe  gleichfalls  Partei  für  und  gegen  Riaspeil  ergriffen,  zur  offenen  und 
ärgerlichsten  Spaltung  der  Regierung  führte.  An  der  Spitze  der  Gegner 
lilaspeiTs,  bei  weitem  der  Mehrzahl  der  Räthe,  stand  neben  dem  ge- 
schäftskundigen, aber  eigennützigen  Motzfeld  besonders  der  fähige  und 
thätige,  aber  auch  unruhige  und  streitsüchtige  geheime  Rath  Johann 
V.  Di  est. 

Es  kam  dazu,  dass  Schwarzenberg  von  dem  ihm  als  bevollmächtig- 
m  clevischen  Statthalter  verliehenen  Rechte,  über  Zahlungen  der  clevischen 
Generalkasse   selbstständig  und   beliebig  verfügen  zu  können,    den   ausge- 
dehntesten Gebrauch   machte,    und  dem  Landrentmeister  ausdrücklich  ver- 
<}tj  ebenso  wenig  der  Regierung  wie  den  Landstauden  eine  nähere  Einsicht 
m  diese  von  ihm  verfügten  Ausgaben  zu  gewähren;  eine  Maassregel,  zu  der 
iha,  schon  in  Rücksicht  auf  die  der  Ritterschaft  angehörigen  ausserordent- 
lichen clevischen  geheimen  Räthe,   ebenso  sehr  die  Interessen  des  Kurfür- 
sten, als  die  eigenen  bewogen  haben  mochten^).    Die  Folge  derselben  war, 
dass  Blas  peil   seit  1627   eine  vollständige  Rechnung  nur  dem  Statthalter, 
nnd  auch  ihm   nicht  einmal  solche   aus  den   letzten  Jahren   der  Regierung 
Georg  Wilhelm' s  vorgelegt  hatte.     Die  clevischen  Räthe,  besonders  die 
usserordentlichen  adeligen  und  die   Gegner  Blaspeil's   unter    den  bür- 
gerlichen, waren  über  diese  Vorenthaltuug  ebenso  erbittert,  wie  die  Land- 
stände, dereÄjFeigerung,  ohne  Kenntniss  der  Finanzverhältnisse  des  Landes 
feuern  zur  Schuldentilgung  zu  bewilligen,  die  Hoffnung  auf  eine  Einigung 
lit  ihnen    und   damit    eine   Rettung  aus   den   schweren  Finanznöthen   ver- 
itelte.     Jene  Gegner  des  Landrentmeisters  hatten  1037   einen   eigenhändig 
m  Kurfürsten    unterzeichneten   Befehl   an  ihn   erwirkt,    die   vollständigen 
Icchnungen   nunmehr  unverzüglicli  den  Landständen  vorzulegen,   und  ihn, 
>  er  trotzdem   auf  Seh warzenberg's  Weisung  nur  theil weise  Auszüge 
uuh  denselben  herausgab,  im  Februar  1631)  arretiren  lassen.     Schwarzen- 
berg  befahl  im  Namen   des  Kurfürsten    seine   sofortige    Freilassung,    und 
beauftragte  den  gleich  darauf  nach  Cleve  abgesandten  Markgrafen  Sigis- 
mund  und  die  ihm  folgenden  Conimissäre,  Joachim  Friedrich  v.  Blu- 
menthal  und  Krasmus  Seidel,  eine  Untersuchung  über  die  cleve- niär- 
ische  Domaincuverwaltung   und  gleichzeitig  die  Abnahme  aller  Landrcnt- 
K'istereirechnnngen  vr)rzuiiehmen.     Bei  dieser  Untersuchung,  die  allerdings 
lunchc  grobe   Missbräuchc    und  eine   grosse   Vernachlässigung  der  Amts- 
kammerordnung ergab,    kam   es   zu   den    ärgerlichsten  Auftritten.      In   den 
Sitzungen  des   Regiernngscollcgiums,   und    sogar  vor  den   Deputirten   der 
i.andHtändc,  bezeichneten  «ich  die  Mitglieder  beider   Parteien  gegenseitig 
Is  Schelme  und  Diebe. 

';  Vgl.  mllgcm.  Eiul.  p.  72. 


gg  I.   Der  Landtagsabschied  von  1649. 

Dass  im  Frühjahr  1640,  um  die  Ritterschaft  zu  gewinnen,  zwei  neue 
geheime  Räthe  aus  deren  Mitte,  Konrad  v.  Strünkede  und  Arnold 
Freiherr  v.  Wachtendon k,  angestellt  wurden,  verstärkte  die  Gegner 
BlaspeiTs,  und  als  anfangs  April  1641  die  Nachricht  vom  Tode  Schwar- 
ze nberg's  in  Cleve  eintraf,  und  dadurch  die  Hoffnung  auf  eine  völlige 
Entfernung  aller  seiner  Vertrauten  und  Anhänger  aus  dem  Dienste  des  jun- 
gen Kurfürsten  wuchs,  Hess  die  Regierung  ßlaspeil  wiederum  verhaften 
und  auf  dem  Schlosse  zu  Huissen  festsetzen.  Es  gelang  ihm  jedoch  bald, 
von  dort  zu  entfliehen  und  in  Königsberg,  wohin  er  eilte,  sowohl  das  Ver- 
trauen des  einflussreichen  Oberkammerherrn  Konrad  v.  Burgsdorf,  als 
das  des  Kurfürsten  zu  gewinnen.  Seine  Mittheilungen  über  die  Verhält- 
nisse in  Cleve  und  Mark,  obwohl  offenbar  nicht  frei  von  Bitterkeit  ge- 
gen seine  Gegner,  scheinen  dort  doch  grossen  Eindruck  gemacht,  und 
namentlich  die  Ansichten  Friedrich  Wilhelm' s  über  das  Verhalten 
Schwarzenberg's  den  cleve-märkischen  Landständen  gegenüber  sehr  zu 
deren  Ungunsten  verändert  zu  haben.  Blaspeil  hielt  sich  seitdem  jahre- 
lang am  Hofe  des  Kurfürsten  auf  und  ward  1647  sogar  zum  Rath  bei  der 
clevischen  Amtskammer  ernannt.  Seine  Gegner  behaupteten,  dass  er  einen 
grossen  Einfluss  auf  dessen  Entscheidungen  in  den  cleve-märkischen  Ange- 
legenheiten, namentlich  aber  in  den  landständischen  gehabt  habe**).    Jeden- 


^)  Cos  mar  a.a.O.,  der  S.  193  u.  194  einige  Notizen  über  Lucas  Blaspeil's  i 
Lebensschicksale  bringt,  theilt  unter  Beilage  IX  nach  einer  Handschrift  der  kgl.  \ 
Bibliothek  zu  Berlin  einige  Auszüge  aus  einem  nicht  uninteressanten,  aber  je-  ' 
denfalls  sehr  gehässig  und  parteiisch,  angeblich  aus  Cöln  vom  1.  Juli  1649  abge-  j 
fassten  Schreiben  über  Personen  und  Ereignisse  am  Hofe  des  Kurfürsten  in  j 
Cleve  ini  J.  1647  mit,  das  diese  Parteiungen  unter  den  dortigen  Käthen  und  ihre  ■ 
Stellung  zu  den  Landständen  lebhaft  abspiegelt.  Cosmar  oder  die  berliner  ; 
Handschrift  giebt  mehrere  Namen  ganz  entstellt:  Kiep  st  soll  Kleist,  Mitt-  \ 
feld  —  Motzfeld,  Calkow  —  Calcar  heissen.  Der  bei  Cosmar  p.  40  er-  \ 
wähnte  Richter  Haes  ist  Hermann  v.  Elvereich,  genanntHaes,  kurf.  Richter  \ 
zu  Cleve  und  Mitglied  der  1641  und  1645  an  den  Kurfürsten  gesandten  Deputa-  ' 
tion  der  cleve-märkischen  Stände.  Dieses  Schreiben,  oder  richtiger  Pasquil,  das  ; 
hauptsächlich  gegen  Konrad  v.  Burgsdorf  und  Blaspeil  und  dessen  An-  \ 
hänger  sich  wandte,  ist  im  Juli  1649  im  Haag  publicirt  worden,  und  aus  den  Kreisen 
der  „lieben  und  werthen*  Landstände  von  Cleve,  über  deren  Behandlung  so  bitter  l 
in  dem  Schreiben  geklagt  wird,  hervorgegangen.  Wüsthaus  theilt  in  seiner  ; 
„historischen  Beschreibung"  mit,  dass  man  am  Hofe  des  Kurfürsten  darüber  sehr  [ 
alarmirt  gewesen,  das  Pasquil  durch  den  Henker  in  Cleve  verbrannt,  und  der  ' 
mit  allen  übrigen  Beamten  auf  Drängen  der  Landstände  am  11.  Juni  entlassene  ] 
und,  obwohl  er  als  Eingeborner  von  ihnen  empfohlen,  nicht  wieder  angestellte  j 
geh.  Rath  Johann  v.  Diest,  der  eben  nach  Utrecht  hatte  abreisen  wollen,  als 
der  Autorschaft  desselben  verdächtig,  arretirt  worden  sei.  Man  habe  unter  sei-  \ 
nen  Papieren  eine  beleidigende  Description  der  neu  angestellten  Räthe  vorge-  i 
funden,  welche  mit  der  in  dem  Pasquil  gegebenen  mehrentheils  übereinstimmend  :: 
gewesen.  Dennoch  habe  ihm  in  dem  vom  Fiscus  gegen  ihn  erhobenen  Prozesse  : 
nicht  nachgewiesen  werden  können,  dass  er  der  eigentliche  Autor  des  Pasquils  [ 
sei.  Die  in  jener  Description  angegriffenen  clevischen  Räthe  hätten  darauf  einen  j 
Injurienprozess   gegen  ihn  angestrengt,    der  von  der  Juristenfacultät  zu  Jena  zu     ■ 
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falls  dauerte  die  an  seinen  Namen  anknüpfende  Parteiuug  unter  den  clevi- 
sehen  Käthen  selbst  nach  seinem  Tode  noch  fort.  Sein  Sohn  Werner 
Wilhelm  Blaspeil,  ein  Mann  von  nicht  gewöhnlicher  Begabung,  welcher 
in  der  von  ihm  erst  beendigten  Ablage  der  Rechnungen  des  Landrentmei- 
sters noch  ein  bedeutendes  Guthaben  desselben  nachwies,  war  noch  wäh- 
rend der  Lebenszeit  des  Vaters  zum  Rath  in  Cleve  ernannt  worden  und 
gewann  dort  bald  eine  hervorragende  Stellung;  um  ihn  sammelten  sich  dann 
die  Gegner  von  Diest  und  Motzfeld'). 

Im  J.  1641  gab  die  Entfernung  ßlaspeil's  vorerst  seinen  und  Schwar- 
zenberg's  Gegnern  unter  den  clevischen  Räthen  die  unbestrittene  Herr- 
schaft in  die  Hände.  Ihnen  lag  eine  möglichst  rasche  und  unbedingte  Eini- 
gung mit  den  Landständen  am  meisten  am  Herzen,  um  durch  die  Bewilli- 
gung von  Steuern  eine  regelmässige  Abzahlung  der  hoefyser'schen  Schuld 
und  wo  möglich  eine  „völlige  Redressirung  der  Finanzen''  zu  bewirken, 
jedenfalls  aber  eine  Beschlagnahme  der  Domainen  im  ostrheinischen  Cleve 
durch  die  Generalstaaten  zu  verhindern;  drohten  doch  dadurch  die  letzten 
Mittel  zum  Unterhalt  einer  brandenburgischen  Regierung  in  Cleve -Mark 
verloren  zu  gehen.  Mehr  noch  lag  natürlich  dem  jungen  Kurfürsten  daran, 
das  Aeusserste  abzuwenden,  zu  verhindern,  dass  durch  die  staatische  Exe- 
cution  auch  der  letzte  Schein  seines  Regiments  in  Cleve  und  Mark  verloren 
ging.  Die  freundlichen  persönlichen  Beziehungen,  in  welche  ihn  seine  vier- 
jährige Anwesenheit  in  den  Niederlanden  und  am  Niederrhein  zu  den  her- 
vorragendsten Mitgliedern  der  Generalstaaten  wie  der  clevischen  Landstände 
gebracht  hatte,  Hessen  ihn  hofl'en,  dieselben  bei  seinem  Regierungsantritte, 
der  unter  so  schwierigen  Verhältnissen  stattfand,  zu  seinem  Beistände  be- 
'  itwillig  zu  finden. 

Schon  bevor  im  Haag  die  Nachricht  vom  Absterben  Georg  Wilhelm's 

iigetroffen  war,  hatten  die  Generalstaaten  auf  Drängen  des  brandenburgi- 
schen Gesandten  BlumenthaP)  und  des  Prinzen  von  Oranien,  dem  jener 
das  Project  einer  Vermählung  des  Kurprinzen  mit  seiner  Tochter  vortrug, 
beschlossen,  die  clevischen  Stände  zur  Ueberiiahme  der  Hälfte  der  hoefyser'- 
^<*hen  Schuld  durch  die  in  Emmerich  zur  Ausführung  der  Domainenexecution 

"  ilendcn  Mitglieder  des  „Raths  vom  Staaf,  Alexander  v.  d.  Capellen 

inem  Ungunsten  entacbieden  worden  wäre  (vgl.  darüber  weiter  unten).  Diost 
urde  übrigens  nach  Beendigung  der  Untersuchung  gegen  iiin  wioder  als  Ruth 
•  i  der  clevischen  Regierung  angestellt. 

')  Die  Protocülh)  über  dw  Amtskammerrevision  von  1640  und  die  Mitthei- 
lungen in  Wüst  hau  8*  liiHturit<cher  Beschreibung  gewähren  eint>n  iiäiionMi  Ein- 
blick in  dieHe  PurttMungen,  die  jediuifulls  einen  nicht  zu  unterHcli:itzen<len  Kin- 
flaas  auf  die  Dinge  in  Cleve  gehabt  haben.  Wüsthuus  Hagt,  ihiss  er  Lucas 
T^laspeil  als  einen  Mann  kennen  gelernt  habe,  ^der  demjenigen,  welcher  ihm 
>  iindlich  begegnete,  sicher  zu  obllgiron  und  Freundschaft  zu  bezeigen  wussto, 
(l«T  ihm  aber  zu  nahe  trat,  mit  d(MnHen)en  Muasse  ntaasH".  Vun  Diest  sagt 
WüsthauB,  ciiisH  er  ein  berühmter  Kiferur  in  der  reforniirtrn  Ueligion  und  in 
'  lAtizsiichcn  gewi>Hen  Moi. 

")   Vgl.  über  (leMMcn  Vrrhaiidiuniren  im   IIhul'  <i)ii>ii  allL'cm.   Kinleit.  und  Urk. 
Actenst  IV  p.  27  II 
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und  Pieter  Goutswaert,  auffordern  zu  lassen.  Es  Hess  sich  erwarten, 
dass  jetzt  nach  dem  Kegicrungswechsel  diese  Aufforderung  und  die  Bemü- 
hungen einer  Partei  unter  den  Ständen,  die  schon  früher  eine  Einigung  mit 
dem  Landesherrn  angestrebt  hatte  und  dessen  Unterstützung  zur  Abwen- 
dung der  staatischen  Execution  wünschte,  Erfolg  haben  würden. 

Diese  Partei  unter  den  clevischen  Landständen  bestand  hauptsächlich 
aus  jenen  evangelischen  Ritterbürtigen,  welche  durch  Verwandtschaft  mit 
der  Ritterschaft  der  angrenzenden  niederländischen  Provinzen,  und  theil- 
weise  sogar  durch  Grundbesitz,  daselbst  in  vielfachen  intimen  Beziehungen 
zu  den  Generalstaaten  standen.  Im  Herzen  mehr  Neigung  für  diese  als 
für  den  fernen  Kurfürsten  von  Brandenburg  hegend,  durch  Sprache,  Sitten 
und  Denkungsweise  mehr  niederländisch  als  deutsch  gesinnt,  war  ihr  Ideal 
die  Ausbildung  der  landständischen  zur  „Staaten"- Verfassung  nach  dem 
Vorbilde  der  sieben  uuirteu  Provinzen,  denen  dereinst  Cleve  als  achte  hin- 
zufügen zu  können  das  mehr  oder  minder  bewusste  Ziel,  oder  doch  die 
letzte  Consequenz  ihrer  Bestrebungen  war.  Aber  sie  begriffen,  dass  es  un- 
möglich war,  auch  nur  eine  möglichst  republikanische  Stände  Verfassung, 
geschweige  denn  jenes  letzte  Ziel  zu  erreichen,  wenn  das  Land  nicht  vor- 
derhand seine  Selbstständigkeit  den  Generalstaaten  gegenüber  bewahren 
konnte.  Das  bisherige  Verfahren  derselben  zeigte  zur  Genüge,  dass  die- 
selben weit  mehr  an  eine  möglichst  gründliche  Benutzung  dieser  ihr  Gebiet 
deckenden  „Vorlande  und  Barrieren",  als  an  eine  ernstliche  Beförderung 
ihrer  allseitigen  Unabhängigkeit  dachten;  mochte  Cleve  immerhin,  wenn 
nicht  wie  jene  von  den  Spaniern  eroberten  flanderschen  und  brabantschen 
Gebiete,  „Staatenlande''"),  so  doch  „Schutzland"  der  Generalstaaten  wer- 
den; demselben  jemals  irgend  eine  Parität,  gleiche  Rechte  und  gleiche 
Pflichten  in  der  Union  zu  gewähren,  waren  am  wenigsten  die  Provinzen 
gewillet,  in  denen,  wie  in  Holland  und  Seeland,  die  Städte  die  Entscheidung 
in  Händen  hatten,  und  die  nicht  wünschen  konnten,  die  Stellung  der  Pro- 
vinzen, in  welchen,  wie  in  Geldern  und  Overyssel,  die  Ritterschaft,  wenn 
nicht  immer  das  Uebergewicht,  so  doch  oft  den  entscheidenden  Einfluss 
hatte,  durch  eine  achte  gleichartige  Provinz,  wie  Cleve,  zu  verstärken. 
Wollten  daher  jene  evangelischen  Ritterbürtigen  in  Cleve  die  durchaus  nö- 
thige  Grundlage  für  ihre  Bestrebungen,  eine  gewisse  Selbstständigkeit  ihres 
Landes,  beziehungsweise  der  Landstände  desselben  den  Generalstaaten  ge- 
genüber, sich  sichern,  so  schien  eine  Einigung  mit  dem  Kurfürsten,  welche 
zunächst  ihm  gegenüber  diese  Selbstständigkeit  sicherte,  das  erste  und  un- 
erlässlichste  Mittel,  um  auch  jene,  oder  doch  vorderhand  die  dazu  erforder- 
liche, rechtlich  und  öffentlich  anerkannte  Stellung  innerhalb  der  einmal  ge- 
gebenen Rechts-  und  Besitzverhältnisse  zu  gewinnen;  erst  dann  Hess  sich 
mit  den  Herren  Staaten  auf  einem  einigermaassen  gleichen  Fusse  verhandeln. 

An  der  Spitze  dieser  clevischen  Ritterbürtigen  stand  Wirich  v.  Bern- 
sau •")   zu  Bellinghoven  (zwischen  Wesel  und  Rees),   auch  Herr  zu  Ruinen 


")  Sie  standen  ohne  staatliche  und  provinzielle  Selbstständigkeit  unmittelbar 
unter  der  Regierung  der  Generalstaaten. 

10^  Wirich  v.  Bernsau  stammt  aus  einem  bergischen  Geschlechte,  das  seit 


Einleitung.  9| 

iu  der  Provinz  Overyssel,  clevischer  ausserordentlicher  geheimer  Regierungs- 
rath  und  Amtmann  zu  Bislich  und  Ringenberg,  seit  1631  Director  der  cle- 
vischen  Ritterschaft  und  Leiter  ihrer  Opposition  gegen  den  Kurfürsten,  oder 

loch  den  Grafen  Schwarzenberg;  ihm  zur  Seite  stand  der  Syndicus  der 
•  levischen  Ritterschaft  Dr.  Adam  Isink,  ein  Mann,  der,  neben  einer  nicht 
gewöhnlichen  Gewandtheit  der  Rede  und  der  Feder,  eine  sehr  genaue  Kennt- 
niss  der  ständischen  Privilegien  und  Rechte,  wie  der  bisherigen  Kämpfe 
um  dieselben  besass.  Von  Bernsau  war  bereits  im  J.  1632  der  Plan  zu 
jenem  Deputationswesen,  behufs  Tilgung  der  alten  Domainenschulden  durch 
die  Landstände,  ausgegangen,  welcher  ebensowohl  das  Mittel  zu  einer  vor- 
läufigen Einigung  derselben  mit  dem  Kurfürsten,  als  die  Grundlage  für  eine 
möglichst  grosse  Unabhängigkeit  von  ihm  wie  von  den  Generalstaatcn  ab- 
geben sollte*').  Der  Plan  schien  an  Schwarzenberg 's  Widerstreben, 
nicht  einmal  die  von  den  Ständen  für  die  Durchführung  desselben  gestellten 
-milden'*  Bedingungen  zu  erfüllen,  scheitern  zu  sollen.  Inzwischen  war 
durch  die  Verhängung  der  staatischen  Execution  die  Noth  so  hoch  gestie- 
gen, dass  Bern  sau  und  seine  Partei  die  Verhältnisse  für  reif  und  günstig 
hielten,  mit  einem  Schlage  das  zu  erreichen,  was  jenes  Schuldentilgungs- 
wesen nur  allmählich  hatte  anbahnen  können  und  sollen.     Im  Sommer  1640 

teilten  sie  jene  harten  und  schroffen  Bedingungen  einer  dauernden  Steuer 
Mir  Tilgung  sämmtlicher  Domaiuenschuldeu  auf,  die  den  Landstäuden,  wenn 

ie  erfüllt  wurden,  mehr  als  ein  ^Condominaf,  in  der  That  eine  „möglichst 

•  publikanische"  Verfassung  und  Selbstständigkeit  gewährten"^),  Ihre  Billi- 
gung seitens  der  clevischen  Landstände  war  damals  in  Folge  des  heftigen 
Widerstands  der  katholischen  Ritterbürtigen  wie  der  clevischen  Hauptstädte, 


iueni   .Jahrhundert    die   Herrschaft    Hardenberg  daselbst    besass.     Durch    seine 

•iemahlin,     Margare tha    v.    Münster,    Erbin    zu    Ruinen,    war    er    mit    den 

iiipperda,   Lintloe,  Coverden,  Asswin  und  anderen  ritterschaftlichen  Fa- 

iiilien   von   Overyssel   und   Geldern   nahe  verwandt.     Es   war  dem   Herausgeber 

leider  nicht  gestattet,  aus  einer  interessanten  Familiencorrespondenz  Bernsau's, 

lic  ihm  vorlag.  Einiges  zu  publiciren;  ein  Umstand,  der  um  so  mehr  zu  bedauern 

Ht,  als  durch  die  Zerstörung  des  altern  Theils  des  Archivs  der  clevischen  Uit- 

t  T-<liuft  (vgl.  Vorwort)  nur  wenige  Actenstücke  erhalten  sind,  die  einen  tiefern 

l.iiil'lick  in  die  JJestrebungen  seiner  Partei  gewähren.     Ausser  ihm  gehörten  na- 

iientlich  dazu:   Johann  v.  Boineburg,   genannt  v.  Honstein,   .Johann  Si- 

iHUJund  V.  VVylich  zu  Hüth  und  tJronstein,  Baron  v.  Lottum,  Johann  v.  Ulft 

II  Lackhausen,    Johann  Hermann   v.  Diopunbruch  zu   Impul,    Hermann 

Wittenhorst   zu   Sonsfold,    Heinrich   Wilhelm    v.  Hoven   zu   Polwick, 

Dietrich  v.  ]{oetziaor  zu   Boetzlaer,    Arnold   Heinrich   v.   Nievenheini 

II  Drieberg,   W  al  t  he  r  Tengnagel    zu  Loonen,    Zono  Tengnagel   zu   Heh- 

in,    Bernhard  Spuen  zu  Cruitzwick,  Albort  (iiebert  v.  Hiichtenbruch 

II  Gartrop,  Arnold  Adrian  v.  Hiland  zu  Halt  und  Speldorp,  dossen  jän- 

eror  Bruder  Uollmann,  Anton  v.  Asswin  zu  liOO,  Hr.  zu  Brakel,  und  Hein- 

ich  V.  d.  (Jupollon  zu  Ksselt,  Hr.  zu  Uyssel,  die  letzteren  beiden  Mitglieder 

Inr  Oeneralataaten. 

••)  Vgl.  «Ilgom.  KInlolt.  p.  «6. 
")  Vgl.  allgero.  Kioleit.  p.  80. 
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namentlich  aber  des  tiefen  Misstrauens  der  Stände  gegen  Schwarzenberg, 
nicht  erreicht  worden.  Jetzt,  wo  mit  dem  Regierungsantritt  des  Kurfürsten 
Friedrich  Wilhelm  die  Hoffnung  auf  den  Sturz  Schwarzenberg's 
wach  wurde,  und  die  bisherigen  freundlichen  Beziehungen  des  jungen  Für- 
sten zu  den  Generalstaaten  wie  zu  den  clevischen  Ständen  sich  geltend 
machen  konnten,  hoffte  Bern  sau  wenigstens  die  Mehrheit  der  Landstände, 
oder  doch  der  Ritterschaft,  für  seinen  „Verfassungs"-Entwurf  zu  gewinnen, 
zumal  auch  die  clevischen  Räthe,  deren  Mehrzahl  von  ihm  und  seinen  Freun- 
den geleitet  wurde,  jeder  nur  irgend  möglichen  Einigung  des  Kurfürsten 
mit  den  Ständen  geneigt  waren. 

Es  war  natürlich,  dass  die  übrigens  nicht  zahlreichen  katholischen  Mit- 
glieder der  clevischen  Ritterschaft*^)  den  Plänen  Bernsau' s  und  seiner 
Partei  schon  um  ihrer  letzten  Ziele  und  Consequenzen  willen  von  Anfang 
an  entgegen  traten.  Ihre  Neigungen  und  Verbindungen  gingen  nach  Brüssel 
und  Düsseldorf;  dort  und  beim  Kaiser  hofften  sie  Unterstützung  ihrer  prin- 
cipiellen  Opposition  gegen  den  Kurfürsten  von  Brandenburg,  möglichst 
rasche  und  völlige  Befreiung  von  seinem  Regiment  zu  erhalten.  Nur  mit 
grossem  Widerstreben  hatte  ein  Theil  derselben  oder  vielmehr  ihrer  Väter 
1609  dem  Brandenburger  neben  dem  Pfalzgrafen  den  „Handschlag"  gelei- 
stet; als  letzterer  zur  katholischen  Kirche  übertrat  und  das  Zerwürfniss 
zwischen  den  possidirenden  Herren  ausbrach,  waren  die  meisten  von  ihnen  in 
kaiserliche  und  neuburgische  Dienste  oder  auch  auf  ihre  auswärtigen  Besitzun- 
gen gegangen,  erst  nach  1629  theilweise  wieder  zurückgekehrt,  um  noch  heftiger 
als  die  evangelische  Ritterschaft  dem  Kurfürsten  und  seinem  Statthalter  zu 
opponiren,  die  clevischen  Landstände  immer  von  Neuem  aufzustacheln,  un- 
verzüglich den  Kaiser  um  Schutz  ihrer  Privilegien  anzurufen.  Von  dem 
„Deputations wesen"  und  anderen  Vermittlungsplänen  Berns  au's  und  seiner 
Partei  hatten  sie  sich  vom  Anfang  an  argwöhnisch  fern  gehalten  und  mit 
Genugthuung  deren  Scheitern  beobachtet.  Die  Hervorragendsten  derselben 
waren  um  1637,  als  die  ständische  Opposition  wieder  mit  der  früheren  Hef- 
tigkeit auftrat,  Johann  Freiherr  v.  Brempt,  Herr  zu  Vehn,  Mitbesitzer 
der  Reichsherrschaft  Landscron  a.  d.  Ahr,  und  der  damals  noch  sehr  junge, 
aber  darum  um  so  eifrigere  Dietrich  Karl  v.  Wilich  zu  Winnenthal,  Frei- 
herr zu  Richolt  im  Limburgischen,  Herr  zu  D.oringen  im  Stifte  Münster  und 
Mickein  bei  Düsseldorf,  entschieden  das  begabteste  und  bedeutendste  Mit- 
glied dieser  Partei'*).  Die  1639  erfolgte  Einquartierung  kaiserlicher  Truppen 


*^)  Sie  bildeten  etwa  den  vierten  Theil  derselben. 

**)  Dietrich  Karl  v.  Wilich,  Sohn  Adolf  Hermann's  und  derKatha- 
rine  v.  Palant,  ist  um  1612  geboren,  verlor  früh  seinen  Vater,  scheint  in  Brüs- 
sel, wo  sein  Grossoheim  Wilhelm  Grafv.  Flodorfzu  Leuth,  Erbkamraerherr 
von  Luxemburg,  Ansehen  und  Einfluss  genoss,  erzogen  worden  zu  sein,  machte 
1634  längere  Reisen  nach  Italien  und  Frankreich,  und  kehrte  1637  nach  Winnen- 
thal (auf  dem  linken  Rheinufer  zwischen  Wesel  und  Xanten,  unmittelbar  an  der 
Grenze  des  cöhiischen  Amts  Rheinberg  gelegen)  zurück.  Um  1640  vermählte  er 
sich  mit  Odilie  v.  d.  Bon  gart,  Tochter  Werner 's  zu  Paffendorf  und  der 
Anna  Katharine  v.  Flodorf;  von  den  Schwestern  seiner  Gemahlin  war  eine 
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im  westrheinischen  Cleve  und  deren  maasslose  Contributionserpressungen, 
welche  ebenso  schwer  auf  den  katholichen  als  auf  den  evangelischen  Ritter- 
bürtigen  und  Städten  lasteten,  spalteten  damals  die  katholische  Partei  der 
clevischen  Landstände.  Um  den  schweren  Druck  dieser  Einquartierung  los 
zu  werden,  hatten  nicht  nur  jene  Städte,  sondern  auch  mehrere  katholische 
Ritterbürtige  die  von  Bern  sau  entworfene  Landtagsordnung  von  1639  an- 
erkannt'^), und  letzterer  hoffte  wenigstens  diese  katholischen  Laudstände 
nunmehr  auch  für  seinen  wieder  aufgenommenen  „yerfassungs"-Entwurf  ge- 
winnen zu  können. 

Die  Committirten  der  Generalstaaten  veranlassten  im  Februar  1641  eine 
Zusammenkunft  der  clevischen  Stände  in  Emmerich,  und  suchten  sie  zur 
Uebernahme  der  Hälfte  der  hoefyser'schen  Schuld  zu  bewegen.  Die  Stände 
wiesen  zwar  diese  Zumuthung  entschieden  ab,  äusserten  jedoch  den  Wunsch, 
unter  A^ermittlung  der  Generalstaaten  zur  Erledigung  ihrer  Gravamen  sich 
unmittelbar  an  den  jungen  Kurfürsten  zu  wenden.  Hieran  anknüpfend,  legte 
Bernsau  der  Ritterschaft  von  Xeuem  seinen  1640  gescheiterten  Plan,  um 
den  Preis  einer  Schuldentilgung,  jene  „Verfassung",  von  dem  Kurfürsten 
zu  fordern,  vor,  und  beantragte,  ihm  denselben  durch  eine  Deputation  in 
Königsberg  vortragen  und  zugleich  zum  Beweise  des  guten  Willens  der 
Stände  eine  bedingungslose  Steuer  von  40,000  Thlr.  aus  dem  ostrheinischen 
Cleve  anbieten  zu  lassen.  Es  gelang,  die  auf  dem  emmericher  Convent  an- 
wesende Ritterschaft  für  die  Deputation  und  „Interimssteuer"  an  deu  Kur- 
fürsten zu  gewinnen,  und  nach  dem  Schlüsse  desselben,  unter  einem  Even- 
tualbeschlusse  derselben,  in  welchem  für  die  Annahme  ihres  Verfassungsent- 
wurfs die  Einführung  gewisser  iudirecter  Steuern  auf  vier  Jahre  angeboten 
wurde,  die  Unterschrift  von  25  clevischen  Ritterbürtigen,  etwa  der  Hälfte 
der  Mitglieder  dieser  Corporation,  zu  sammeln. 

Dagegen  weigerten  sich  die  clevischen  Hauptstädte,  namentlich  die  ost- 
rheinischen, Wesel,   Emmerich,  Rees  und  Duisburg,  die  wegen  ver- 


mit  Stephan  Quad  zu  Wörmter  uud  Creuzberg,  eine  andere  mit  dem  Grafen 
Adrian  v.  Virniund,  Herrn  zu  Nerseii,  pfalz-iieuburgisclien  geh.  Ruth,  Ober- 
kämmerer, General  und  (iouverneur  zu  Düssuldorf  und  Jülich,  uucIj  Laiuhuar- 
schull  daselbst,  vermählt,  wühreiid  sein  Schwager  Johniiu  Bernhard  v.  d.  Hon- 
f'art  mit  einer  v.  Reuse  he  nberg,   Nichte   des  kaiserl.  uud  neuburg.  Gouerals 

•  hann  v.  Reusebenberg,  vermählt  war.  In  zweiter  Ehe  heirathete  Wilich 
um  1648  Katharine  v.  Wachtendonk,  Tochter  Arnold's  zu  Germensool 
und  der  Anna  Katharine  v.  Nossclrode,  Schwester  des  bergischen  Krb- 
marschalis  und  cölnischoii  Stutthulters  zu  Recklinghuuson  Bertram  v.  Nessel- 
rode zu  Herteiistein  und  Klirenstein;  Faniilienbeziehungen,  deren  Nachweis  zur 
Aufklärung  seiner  politischen  Stellung  und  Thutigkeit  nicht  unwesentlich  sind. 
Vobeu  Wilich  und  Brenipt  sind  noch  uls  hervorragende  katholische  Mitglio- 

r  der  clevischen  RitterHchaft  zu  nennen:  Bertram  Degenhard  Frh.  v.  Loo 
zu  Wissen,  Gisbert  Johann  v.  Vitinghof,  genannt  Schell,  zu  Mayen,  Lu- 
dolf  Georg  v.  Boenen  zu  Oberhausen,  Alexander  («raf  v.  Vohlen  zu 
Crüdeuburg,  Johuuo  Dietrich  v.  Horst  zu  Rosau  und  Adolf  v.  I.ützeii- 
rath  zu  Clarenbeck. 

•*)  Vgl.  allgem.  Kinl.  p.  7a 
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sagter  Anerkennung  der  ständischen  Landtagsordnung  von  1639  in  erbitterte 
Streitigkeiten  mit  der  Ritterschaft  gerathen  waren,  deren  Eventualbeschlusse 
beizutreten;  ja  diese  drei  Städte  waren  trotz  aller  Bemühungen  der  staati- 
schen Committirten  nicht  einmal  zur  Theilnahrae  an  einer  Deputation  und 
der  bedingungslosen  Bewilligung  der  40,000  Thlr.  zu  bewegen;  höchstens 
zur  Erhebung  von  25,000  Thlr.  wollten  sie  ihre  Zustimmung  geben.  Ihnen 
lag  nichts  an  der  kurfürstlichen  Anerkennung  einer  möglichst  republikanischen 
ständischen  Verfassung,  da  jede  dieser  von  den  Truppen  der  Generalstaaten 
besetzten  Städte  sich  unter  deren  Schutze  längst  einer  solchen  thatsächlich 
in  erwünschtem  Maasse  sich  erfreute,  am  wenigsten  um  den  Preis  einer  in- 
directen  Steuer,  welche  ihre  Autonomie  und  die  Mittel,  sie  zu  behaupten, 
einem  meist  aus  Ritterbürtigen  bestehenden  Regimentsrath  oder  landständi- 
schen Deputirten  preisgab.  Diese,  wenn  auch  nicht  von  einer  ausschliess- 
lich, ja  nicht  einmal  durchweg  der  Mehrheit  nach  evangelischen  Bevölkerung 
bewohnten,  so  doch  von  blos  evangelischen  Magistraten  regierten  ostrheini- 
schen Städte  ^^)  hatten  sich  längst  an  den  Gedanken  gewöhnt,  unter  dem 
Schutze  der  Generalstaaten  fernerhin  eine  ausgedehnte  Autonomie,  das  Re- 
giment der  streng  evangelischen  „Stadtfamilien",  und  ihre  materiellen  Inter- 
essen erhalten  und  pflegen  zu  können.  Konnte  das  Herzogthum  Cleve  ein 
„Schutzland"  der  Staaten  ohne  allzu  grosse  Lasten  werden,  so  war  damit 
ihr  Ideal  erfüllt;  vorderhand  waren  sie  zufrieden,  dass  wenigstens  sie  selbst 
thatsächlich  längst  Schutzstädte  derselben  und  dem  Regimente  des  Kurfür- 
sten so  gut  wie  ganz  entzogen  waren;  sich  vorerst  in  diesem  Verhältnisse 
zu  erhalten,  dazu  waren  die  ständische  Opposition  und  alle  Mittel,  welche 
dieselbe  wirksam  machte,  geeignet  und  unbedenklich.  Allerdings  hatten  sie 
jährlich  nicht  unbeträchtliche  Servicegelder  an  die  staatischen  Commandan- 
ten  und  Truppen  zu  zahlen  i'),  aber  einmal  hofften  sie  noch  immer  auf  die 
zugesagte  Wiedererstattung  derselben,  und  dann  brachten  die  staatischen 
Garnisonen  nicht  nur  weit  grössere  Summen,  sondern  vor  Allem  mannigfache 
Handelsbeziehungen  mit  den  Niederlanden  in  diese  Städte,  welche  förmliche 
Depots  niederländischer  Waaren  für  die  niederrheinischen  und  westfälischen 
Lande ,  namentlich  aber  auch  für  die  an  Cleve  angrenzenden  spanischen 
Provinzen  bildeten,  da  der  Verkehr  auf  der  Maass  durch  den  Krieg  meist 
ganz  gesperrt  war.  Und  jedenfalls  erreichten  jene  Ausgaben  für  die  staa- 
tischen Garnisonen  und  die  gebräuchlichen  „Verehrungen"  an  einflussreiche 
Mitglieder  der  Generalstaaten  zur  Erhaltung   ihres   ferneren  Wohlwollens 


^«)  Nur  Wesel  hatte  eine  überwiegend  evangelische  Bevölkerung;  in  Emme- 
rich bildeten  die  Katholiken  entschieden  die  Mehrheit,  und  in  Rees  scheinen  sie 
wenigstens  in  grosser  Anzahl  vorhanden  gewesen  zu  sein.  Aber  die  General- 
staaten hatten  ihnen  seit  der  Besetzung  dieser  Städte  durch  ihre  Truppen  kaum 
noch  Duldung  und  keinerlei  Theilnahme  am  städtischen  Regiment  gewährt;  viele 
von  ihnen  waren  in  Folge  dessen  bereits  ausgewandert. 

")  Die  Tractements-  und  Servicegelder  mussten  die  Ortschaften,  wo  die  Trup- 
pen einquartiert  waren,  ihnen  in  damaliger  Zeit  meist  noch  neben  Beschaffung 
des  Quartiers  leisten;  sie  bildeten  eine  Art  Zulage  zum  Solde,  und  waren,  da 
dieser  oft  monatelang  rückständig  blieb  und  immer  nur  sehr  unregelmässig  von 
den  Kriegsherren  gezahlt  wurde,  zum  Unterhalt  der  Truppen  ganz  unentbehrlich. 
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noch  lange  nicht  die  Höhe  der  Steuern,  mit  deren  unfreiwilliger  Leistung 
sie  seitens  der  possidirenden  Fürsten  oder  eines  ständischen  Regiiuentsraths 
bedroht  werden  konnten,  wenn  die  Geiieralstaaten  ihnen  ihren  wirksamsten 
Schutz  durch  die  Garnisonen  entzogen. 

Vor  Allem  der  materielle  Wohlstand  dieser  ostrheinischen  Städte  gedieh 
trotz  des  allseitigen  Krieges  und  der  endlosen  Klagen  darüber  seit  ihrer 
Besetzung  durch  niederländische  Truppen  sichtlich.  Wesel,  allerdings  die 
bevölkertste  und  wohlhabendste  derselben,  hatte  in  dem  Rechnungsjahre 
1640  auf  1641  eine  städtische  Einnahme  von  40,000  Thlr.,  also  bedeutend 
mehr  als  der  damalige  Ertrag  aller  kurfürstlichen  Domainen  im  Herzogthum 
Cleve,  darunter  allein  26,000  Thlr.  durch  die  städtische  Mahl-,  Bier-  und 
Weinaccise,  und  an  Ausgaben  für  seine  staatische  Garnison  Alles  in  Allem 
etwa  9000  Thlr.  zu  bestreiten.  Und  grade  diese  Stadt  stand  an  der  Spitze 
der  Opposition  der  ostrheinischen  Städte  gegen  den  Kurfürsten,  betrieb  und 
leitete  siq  mit  einem  gewissen  leidenschaftlichen  Eifer.  Einer  ihrer  Bürger- 
meister, Dr.  Anton  ther  Schmitten,  war  schon  seit  langen  Jahren  Syn- 
dicus  der  clevischen  Städte,  ein  Mann,  der  mit  einer  Neigung  zu  juristischen 
Spitzfindigkeiten  und  Zänkereien,  grossem  Fleiss  und  Ausdauer,  eine  auf- 
richtige Begeisterung  für  ständische  „Libertät"  und  vor  Allem  „Freiheit 
der  Städte"  nach  niederländischem  Muster  verband.  Er  und  der  langjährige 
erste  Bürgermeister  von  Wesel,  Dr.  Johann  Bremgen,  ein  Mann  von 
gleicher  Richtung  und  Gesinnung,  hatten  eine  förmliche  Schule  von  jüngeren 
Männern  aus  den  fast  allein  zum  Regiment  berufenen  Patricierfamilieu  her- 
angebildet, welche  nach  zurückgelegten  juristischen  Studien  als  städtische 
Secretäre,  Rentmeister  und  Schöffen  zu  den  Landtagen  deputirt,  in  den 
ständischen  Oppositionskämpfen  vor  der  Bürgerschaft  wie  vor  der  Regie- 
rung ihre  Befähigung  zu  den  Raths-  und  Bürgerraeisterstellen  nachzuweisen 
rtrebten,  und  überdies  durch  jene  Kämpfe  alle  Oppositionsgelüste,  welche 
sich  etwa  gegen  das  städtische  Regiment  und  die  „Stadtfamilien"  in  der 
Bürgerschaft  kund  geben  mochten,  auf  das  landesfürstliche  Regiment  und 
die  ständischen  Gegner  abzulenken  suchten'^). 

Von  den  westrheinischen  clevischen  Hauptstädten,  deren  Grösse  und 
Wohlstand  weit  geringer  als  die  der  ostrheiuischen,  hatte  Cleve,  wenn 
auch  keineswegs  eine  überwiegend  evangelische  Bevölkerung,  so  doch  einen 
grÖHstenthcils  evangelischen  Magistrat.  V^on  geringer  Bedeutung  als  Han- 
delHstadt,  war  sie  als  Residenz  und  Hauptstadt  des  Landes  der  Regierung 
meist  ergeben,  und  selten  zur  ernstlichen  Opposition  geneigt,  um  so  weniger 
als  Emmerich,  wo  die  kurfürstlichen  Centralbehörden  der  Kriegsgefahr  wegen 
h  schon  jahrelang  aufhielten,  dieselben  dort  festzuhalten  suchte.    Calcar 


*•)    Wähl«-;iMJ    inT    Mji^;i,>itr.ii    '  i  >ur^ri  mciiliT,    li,;illn!    1111(1    .SciloÜcii)    lll    iK?a    clü- 

-cben  Ht4idton  das  eij^eiit liehe  Uegiineut,  (Verwaltung  und  Justiz,  handbnbte, 
wurde  diu  gfsunimtu  Burgurochuft  durch  von  iiir  gowühltu  sogunaunto  (iemoins- 
oder  Quarti(!rh'uto,  diu  in  ullcu  Icgiglutiven  und  St(>ui'r-,  auch  Houstigvn  d(>rflel- 
ben  LaatoD  und  TflichttMi  aufhürdundun  Angulogunhuiton  eine  mitheHchlivssendo 
Stimmcj  halten,  vorlroien.     Ho  hatte  z.  B.  Wesel  3  Bürgennelater,  12  Rüthe ,  10 

luifTon,  2  HladtHfcn?tare,  2  Stttdlroutuieister  und  12  (»omrinsliMite. 
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und  Xanten  hatten  eine  überwiegend  Ivatholische  Bevölkerung  und  einen 
ausschliesslich  katholischen  Magistrat,  von  dem  sie,  trotz  der  Gegenbemü- 
hungen der  Regierung,  evangelische  Mitglieder  fern  zu  halten  strebten.  Sie 
wurden  in  ihrer  politischen  Richtung  und  Gesinnung  im  Grossen  und  Gan- 
zen von  der  katholischen  Geistlichkeit  und  Ritterschaft  bestimmt.  Aber  im 
J.  1641  hatten  sie,  wie  Cleve,  keinen  dringenderen  Wunsch,  als  möglichst 
bald  von  den  kaiserlichen  und  hessischen  Contributionen  befreit  zu  werden, 
hatten  zu  diesem  Zwecke  allein  die  von  Bern  sau  entworfene  Landtags- 
ordnung, welche  die  Gültigkeit  des  Majoritätsvotums  innerhalb  der  beiden 
ständischen  Corporationen  feststellte,  anerkannt,  und  waren  auch  jetzt  ge- 
neigt, Bern  sau 's  Vorstellungen,  durch  eine  Deputation  an  den  Kurfürsten 
die  allseitige  Neutralität  von  Cleve  zu  erwirken.  Gehör  zu  geben.  Dies 
und  ihren  Beitritt  zu  der  Eventualresolution  der  Ritterschaft  zu  verhindern, 
gaben  sich  Johann  v.  Brempt  und  Dietrich  Karl  v.  Wilich,  welche 
die  Landtagsordnung  entschieden  missbilligten  und  wenigstens  die  kaiserlichen 
Truppen  um  jeden  Preis  im  Lande  zu  behalten  wünschten,  alle  erdenkliche 
Mühe.  Durch  die  Vorstellung,  dass  der  Eventualbeschluss  nicht  auf  einem 
ordnungsmässigen  Landtage,  sondern  durch  ungesetzliche  schriftliche  Ab- 
stimmung zu  Stande  gekommen  sei,  überredeten  sie  die  Mehrzahl  der  west- 
rheinischen Ritterbürtigen,  die  Gültigkeit  ihrer  eigenen  Unterschrift  noch 
nachträglich  zu  bestreiten.  Wie  sie,  waren  die  ostrheinischen  Hauptstädte, 
mit  denen  Wilich  durch  seinen  Schwager  Stephan  Qu  ad  zu  Mörmter, 
Herr  zu  Creuzberg  a.  d.  Ahr,  ein  evangelischer,  aber  auf  Bernsau's  Ein- 
fluss  eifersüchtiger  Edelmann,  in  näheren  Verkehr  trat,  leicht  zu  einem 
Protest  gegen  die  Deputation  an  den  Kurfürsten  und  die  von  ihr  zu  über- 
mittelnden Anerbietungen  zu  bewegen.  Ihrem  Beispiel  folgten  dann  an- 
fangs auch  Calcar  und  Xanten,  wurden  aber  schliesslich  doch  noch  durch 
die  Hoffnung  auf  Erwirkung  der  Neutralität,  welche  die  bernsauische  Partei 
ihnen  auf  das  Eifrigste  machte,  zum  Beitritte  zu  der  Eventualresolution  der 
Ritterschaft  wie  zur  Billigung  der  Deputation  veranlasst. 

Ebenso  erklärten  sich  die  märkischen  Landstände,  trotz  der  Gegen- 
bemühungen der  „Protestirenden",  mit  der  Deputation  und  ihren  Vorschlägen 
einverstanden.  Auch  ihnen  war  es  besonders  um  Befreiung  von  kaiserlicher 
und  hessischer  Einquartierung  zu  thun;  wenigstens  zunächst  eine  Regelung 
und  Ermässigung  derselben  suchten  sie  durch  directe  eigene  Verhandlungen 
mit  den  Heerführern  zu  erreichen.  Seit  Jahren  drangen  sie  daher  auf  die 
Bildung  oder  vielmehr  Wiederherstellung  einer  ständischen  Deputation  zur 
„Landesdefension",  die  im  J.  1587  auch  in  der  Grafschaft  Mark  eingeführt 
worden,  aber  später  wieder  eingegangen  war^**).  Einer  solchen  Deputation 
sollte  der  Kurfürst  Vollmacht  ertheilen,  alle  zur  Erreichung  jener  Absicht 
nöthigen  Schritte,  Verhandlungen  und  Anordnungen  selbstständig  vorzu- 
nehmen, ihr  auch  die  „Defension"  der  noch  nicht  von  fremden  Truppen 
besetzten  oder  von  ihnen  zu  räumenden  Orte  anvertrauen.  Die  märkischen 
Stände  unterstützten  ihre  Wünsche  durch  den  Hinweis  auf  die  bisherigen 
ganz   verfehlten  Versuche  Schwarzenberg's    und   der  cleve  -  märkischen 


»9)  Vgl.  allgem.  Einleit.  p.  28. 
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Regieruug,  die  Neutralität  der  Grafschaft  zu  sichern,  die,  wie  die  Werbung 
zweier  Regimenter  unter  den  Obersten  Buttlar  und  Landsberg  im  Jahr 
1634,  stets  zu  noch  grösserem  Verderben  des  Landes  ausgeschlagen  waren*^"). 
Auch  hier  macht  sich  das  Bestreben  der  Stände  nach  möglichst  eigenem 
selbststäudigen  Regiment,  oder  doch  einem  Mitregiment  geltend;  aber  die 
Opposition  der  märkischen  Landstäude  war  weder  gefährlich  noch  nach- 
haltig. Ritterschaft  wie  Städte  der  Grafschaft  waren  fast  ausschliesslich 
evangelisch,  und  doch  Hess  die  Lage  des  Landes  sie  nicht  in  Versuchung 
kommen,  ernstlich  nach  den  Niederlanden  hinüber  zu  blicken;  auch  stand 
seine  Bevölkerung  denselben  durch  Sprache  und  Sitte  weit  ferner  als  die 
des  llerzogthums  Cleve.  Wohl  suchte  auch  sie,  umgeben  von  grösseren 
katholischen  Gebieten  und  geistlichen  Fürsten,  den  Schutz  der  General- 
staateu  zu  gewinnen;  aber  doch  nur  so  lange,  als  ihr  Landesherr  ihnen 
denselben  nicht  gewähren  konnte.  Und  überdies  waren  die  Städte ''),  Soest 
ausgenommen,  wie  durchschnittlich  auch  die  Ritterschaft,  arm.  Erstere 
bei  dem  gänzlichen  Darniederliegen  des  Handels  und  der  im  Süden  des 
Landes  früher  nicht  unbedeutenden  Eisen-  und  Kohlenindustrie  fast  nur 
noch  auf  kärglichen  Ackerbau,  letztere  hauptsächlich  auf  den  Unterhalt  im 
Dienst  des  Landesherrn  angewiesen.  So  musste  denn  auch  jede  Opposition 
der  märkischen  Landstände  nur  eine  künstlich  erregte  und  vorübergehende 
sein.  Bald  und  nicht  allzu  schwer  konnte  Friedrich  Wilhelm  derselben 
Herr  werden,  und  gerade  die  Landstände  der  Grafschaft  Mark  waren  ihm 
mit  behilflich,  die  weit  gefährlichere  und  hartnäckigere  Opposition  der  cle- 
vischen  Stände  zu  zügeln  und  zu  bewältigen.  Im  J.  1641  standen  au  der 
Spitze  der  märkischen  Ritterschaft  Friedrich  v.  Heiden  zu  Bruch,  ausser- 
ordentlicher clevischer  geh.  Rath  und  Drost  zu  Lippstadt,  der  Städte  ihr 
Syndicus  Hermann  v,  Hausen,  Bürgermeister  der  sogenannten  Vorstadt 
Hamm;  beide  Männer  und  der  Syndicus  der  märkischen  Ritterschaft,  Ber- 
tram Hildebrand  Kumpsthof,  waren  Mitglieder  der  im  August  1641 
nach  Königsberg  abreisenden  Deputati(jn  der  cleve-märkischen  Landstände. 
Wie  die  Dinge  lagen ,  musste  die  Deputation  so  gut  wie  ganz  erfolglos 
.^»;iii;  sie  vertrat  nicht  einmal  die  gesammten  Jjandstände  von  Cleve  und 
Mark;  die  ostrheinischen  Hauptstädte,  die  zahlungsfähigsten  Mitglieder  der- 
helben  und  ein  Theil  der  clevischen  Ritterschaft  protestirten  nach  wie  vor 
gegen  die  Steueranerbietungen,  welche  sie  dem  Kurfürsten  zu  überbringen 
hatte,  und  diejenigen  Stände,  die  sie  vertrat,  hatten  ihre  Bewilligung  von 
iudirecten  Steuern  auf  nur  vier  Jahre  nicht  allein  an  Bedingungen  geknüpft, 
deren  Erfüllung  einer  V(>lligen  Entsagung  auf  das  Regiment  gleich  kam, 
iidern  vor  Allem  vor  der  Einführung  dieser  Steuern  die  völlige  Räumung 


I     i~7n      iiiiii«  M     «in.-    iittii«!     II  ' 'UM  >^  I M  ii     11"'«  (i    4iif;»-|    ,ii>-'    »111-    i  i  t-iiMii'ti     1  iiiImm  ii    i^i^^- 

;)läudert,  OberBt  Huttlar  allein  von  der  Studt  Soest  ö(),0(K) 'l'hlr.  crzwun^cu, 
und  waren  zwei  Jahn.*  nach  ihn^r  Formation  dum  kuisorl.  Ftildmurschull  Ilat/- 
feldt  überluHMCMi  worden. 

'•)  8io  waren  durch  Ilumm,  Unna,  Cameii,  Lünen,  laorlohu,  Scliwordto  und 

••8t,   welche  allein  zu  den  Landtagen  Deputirtu  tiuii*lt' **    >>t>i>  >   •!•  n  T  suMtwtMii- 

I  vertreten.     Vgl.  ullgem.  Kinleit.  p.  Iß. 

>l.il«r.  2111  lii!i>cii.  <l.  <ir.  KllrlUnli'li.  V,  •  t 


98  I-    Der  Landtagsabschied  von  1649. 

der  Länder  von  kaiserlichen  und  hessischen  Truppen  verlangt.  Wenigstens 
darüber,  dass  dies  letztere  die  unerlässliche  Vorbedingung  zu  einer  ir- 
gendwie gedeihlichen  Ordnung  und  Entwicklung  der  Verhältnisse  in  Cleve- 
Mark  sei,  waren  der  Kurfürst  und  die  Partei  der  sogenannten  „consenti- 
renden"  cleve- märkischen  Landstände  einig.  Trotzdem  blieben  die  beider- 
seitigen Bemühungen  dafür  noch  lange  vergeblich.  Man  musste  vorerst 
damit  zufrieden  sein,  die  Ausführung  der  staatischen  Execution  gegen  die 
kurfürstlichen  Domainen  im  ostrheinischen  Cleve  durch  eine  Ratenzahlung 
mit  den  auf  das  Amt  Schermbeck  vom  Freiherrn  v.  Vehlen  aufgenom- 
menen Geldern  und  die  Aussicht  auf  eine  fernere  mittelst  der  von  den  con- 
sentirenden  clevischen  Ständen  versprochenen  Interimssteuer  zu  verhindern  22). 
Mehr  als  ein  Hinausschieben  dieses  Aeussersten  der,  wie  ein  Damokles- 
schwert, über  dem  letzten  Rest  des  brandenburgischen  Regiments  in  Cleve 
schwebenden  hoefyser'schen  Schuldenexecution  wurde  dennoch  nicht  erreicht, 
denn  der  Kurfürst  trug  einmal  gerechtes  Bedenken,  die  Schlussresolution 
der  Generalstaaten  auf  Blumenthal's  Vorschläge  vom  17.  Mai  1641, 
welche  die  Abzahlung  der  mit  allen  Zinseszinsen  und  Provisionen  auf  mehr 
als  eine  Million  aufgelaufenen  Schuld  ohne  jeglichen  Vorbehalt  einer  Liqui- 
dation verlangte,  ohne  Weiteres  anzunehmen,  und  dann  war  die  wirkliche 
einstimmige  Bewilligung  und  Erhebung  der  versprochenen  Steuer  von 
40,000  Thlr.  auch  erst  nach  zweijährigen  unendlichen  schwerfälligen  und 
hartnäckigen  Streitverhandlungen  zwischen  den  consentirenden  und  prote- 
stirenden  Ständen,  nur  durch  eine  mühevolle  und  in  jeder  Beziehung  un- 
dankbare Vermittlung  seitens  des  Kurfürsten  zu  erlangen. 

Nach  Ablauf  seiner  ersten  drei  für  die  Ordnung  der  Dinge  in  Cleve- 
Mark  so  gut  wie  ganz  unfruchtbaren  Regierungsjahre  sah  Kurfürst 
Friedrich  Wilhelm  ein,  dass  mit  derartigen  Verhandlungen  mit  den 
Landständen  überhaupt  nichts  für  ein  solches  Ordnen  zu  gewinnen  war; 
dass  es  des  energischen  Handelns,  der  entscheidenden  That  bedurfte,  um 
nicht  vollends  von  den  Landständen  und  dem  mitpossidirenden  Herrn  Pfalz- 
grafen ebenso  sehr,  als  von  den  auswärtigen  kriegführenden  Mächten  aus 
dem  Besitz  der  rheinisch- westfälischen  Lande  verdrängt  zu  werden,  der 
ihm  um  so  wichtiger  wurde,  als  ihn  seine  ganze  äusserst  gelährliche  politi- 
sche Ijage,  den  kriegführenden  Parteien  gegenüber,  im  Augenblick  der  Er- 
öffnung der  Friedensverhandlungen  zu  Münster  und  Osnabrück,  nach  dem 
Hin-  und  Herlaviren  der  letzten  Jahre,  zur  endlichen  Entscheidung  drängte- 
eine  Entscheidung,  die  hauptsächlich  nach  den  Beziehungen,  welche  er  von 
Cleve  aus  zu  den  Generalstaaten  und  Frankreich  gewinnen  konnte,  aus- 
fallen musste.  Schon  wegen  der  für  Brandenburg  so  überaus  wichtigen 
pommerschen  Besitzfrage  war  seine  politische  Lage  eine  äusserst  precaire, 
eine  nach  allen  Seiten  hin  gefährdete,  weil  er  von  keiner  Macht,  wieder 
Freund  noch  Feind,  eine  aufrichtige  Unterstützung  in  derselben  erwarten 
konnte,  ein  vielseitiges  Spiel  darum  versuchen  und  wagen  musste.  Um  so 
mehr  war  es  nöthig,  wie  er  wiederholt  zu  den  clevischen  Landständen 
äusserte,  „sich  den  Friedenstractaten  gegenüber  in  Positur  zu  setzen".    Er 
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sprach  damit  offen  aus,  was  ihm  iiacli  den  Erfahrungen  der  letzten  Jahr- 
zehente vollkommen  klar  war,  dass  ihm,  seinem  Rechte  und  Interesse  ohne 
starke  bleibende  Heeresmacht  von  keiner  Seite  Beachtung  und  Achtung 
würde;  vom  Augenblick  seines  Regierungsantritts  au  galt  ihm  die  Bildung 
einer  solchen  als  der  Kernpunkt  seiner  Regententhätigkeit,  und  jeder  weitere 
Tag  seines  Regiments  musste  ihn  in  dieser  Ansicht  bestärken. 

Völlig  zerfahren  und  aufgelöst,  wie  am  Schlüsse  des  dreissigjährigeu 
Krieges  die  bis  dahin  bestehenden  öffentlichen  Rechtsverhältnisse  in  Deutsch- 
land und  in  ganz  Europa,  nicht  nur  die  internationalen,  sondern  vor  Allem 
auch  innerhalb  der  alten  Reichs-  und  Landesverfassungen  die  sittlichen 
und  rechtlichen  Beziehungen  der  Reichsstände  zum  Kaiser,  der  Landstände 
und  ünterthanen  zu  dem  Landesherrn  waren,  bewahrheitete  sich  immer  wie- 
der von  Neuem  der  damals  oft  gebrauchte  und  den  revolutionären  und  ge- 
waltthätigen  Charakter  jener  Zeiten  scharf  bezeichnende  Ausspruch,  „dass 
ein  Loth  Respects  mehr  werth  sei,  als  ein  ganz  Pfund  Rechts".  Allent- 
halben in  Deutschland  und  nicht  am  Wenigsten  in  den  brandenburgischen 
Landen  waren  zudem  die  bisherigen  äusseren  Normen  und  Formen  des 
öffentlichen  Rechts  veraltet  und  unwahr  geworden,  die  thatsächlichen  Besitz- 
und  Machtverhältnisse  ihnen  entwachsen;  es  galt  neue  für  dieselben  zu 
schaffen. 

Für  den  Kurfürsten  war  bei  der  tiefen  Zerrüttung,  Verwilderung  und 
Ohnmacht  seiner  Lande,  deren  Bevölkerung  und  des  Regiments,  das  er  er- 
erbt hatte,  seine  fürstliche  Landeshoheit  der  einzige  Punkt,  wo  er  den  Hebel 
zur  Wiederaufrichtung  des  zerrütteten  Wesens  ansetzen  konnte;  die  einzige 
Handhabe,  um  neue  Ordnung,  neues  Recht,  neue  Cultur  zu  schafi'en.  Aber 
solchen  Bestrebungen  einer  neuen  Zeit,  welche  Friedrich  Wilhelm  recht 
eigentlich  in  Deutschland  inaugurirte,  waren  freilich  die  Landstände  seiner 
einzelnen  Territorien,  als  die  Rei)ra>entanten  der  aus  dem  Mittelalter  über- 
kommenen „bestehenden'^  Reclitszustände,  nichts  weniger  als  geneigt.  Sie 
hatten  immer  und  nicht  ohne  Grund  behauptet,  dass  sie  so  alt  wären  wie 
ihr  Landeslierr,  aber  auch,  dass  sie  deshalb  ebenso  viel  Anspruch  auf  das 
Regiment  hätten  als  er.  Unter  einem  Kejriment  der  Stünde  verstanden  sie 
im  17ten  Jahrhundert  zunächst  die  Erhaltung,  Förderung  und  Ausbildung 
der  Selbstherrlichkeit  der  einzelnen  Herren  Landstände,  die  möglichst  reichs- 
unniitt<;lbare  Unabhängigkeit  nach  Oben  hin,  das  unbeschränkte  I^egiment 
des  Adels  über  seine  Untersassen,  die  Entwicklung  der  städtischen  Auto- 
nomie zur  Selbstständigkeit  der  freien  Reichs-  und  Hansestadt;  Bestrebun- 
gen, die  In  Ihrer  schrankenlosen  Selbstsucht  bei  dem  Zerfall  des  Reichs 
und  dem  Maogel  einer  wirklich  nationalen  Staatsnuicht,  wenn  es  nicht  ge- 
lang, hie  zum  Stillstand  /u  bringen,  eine  derartige  staatliciie  Zeri)rö(;kelung 
und  AuÜÖHung  Deutbchlauds,  vor  Allem  im  Westen,  wu  die  territoriale  Zer- 
splitterung berelti»  einen  so  buhen  Grad  erreicht  hatte ,  eine  derartige  poli- 
tl.'^che  Ohnmacht  und  Sehnt/'  "  ii  Deutschlands  ]ierl)elfiihren  niussten, 
duMM   der  Rest   nationaler  Sri'  ugkeit   und  Unabhängigkeit,    auch  die 

noch  nicht  vom  Kelch  losgeriHHeneu  westlichen  Lande,  demhclbeu  vollends 
verloren  zu  gehen  drohten.  Zwar  war  seit  «ler  Reformati<»n  grade  In  «len 
nlederrheiiii.Hchen  Landen  diesen  landständihchen  Bestrebungen  die  zur  Kr- 
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lauguug  einer  uuabhängigen  Staatsmacht  strebende  laudesfiirstliche  Ho- 
heit entgegen  getreten,  und  daraus  ein  Kampf  entbrannt,  der  hier  an- 
fangs zu  Gunsten  dieses  neuen  territorialen  Staatswesens  auszuschlagen 
schien ;  aber  durch  die  persönliche  Kegierungsunfähigkeit  der  beiden  letzten 
Fürsten  aus  dem  alten  clevischen  Hause,  dessen  Erlöschen,  den  nun  fast 
dreissig  Jahre  währenden  Successionsstreit  und  die  Zuchtlosigkeit  der 
Kriegszeiteu  hatte  grade  hier  das  landständische  Wesen,  hatten  die  land- 
ständischen „Freiheiten,  Rechte  und  Gerechtigkeiten"  in  Jülich,  Cleve,  Berg 
und  Mark  wieder  vollauf  Gelegenheit  gehabt,  sich  in  der  alten  antistaat- 
lichen Richtung  weiter  zu  entwickeln. 

Zur  Befestigung  und  Ausdehnung  landesfürstlicher  Hoheit,  Selbststän- 
digkeit und  Macht  bedurfte  es  aber  nicht  nur  eines  Kampfes  gegen  die 
Territorialstände,  sondern  vor  Allem  auch  gegen  die  kaiserliche  Reichsmacht, 
oder  vielmehr,  wie  die  Dinge  jetzt  sich  gestaltet  hatten,  gegen  die  kaiser- 
lich habsburgische  Macht.  Denn  so  unzweifelhaft  die  Landstände  im  Mit- 
telalter auch  zur  Brechung  der  Einheit  und  der  Staatsmacht  des  Reichs, 
zur  Gründung  und  Gestaltung  der  deutschen  Territorien  durch  ihren  mehr 
oder  minder  freiwilligen  und  selbstthätigen  Anschluss  an  die  nach  Selb^t- 
herrlichkeit  strebenden  Reichsvasallen  mitgewirkt  hatten;  seit  dem  16ten 
Jahrhundert  suchten  und  fanden  sie  bei  der  habsburgischen  Reichsmacht 
Schutz  ihrer  Privilegien  gegen  die  Ausbreitung  und  die  Uebergriffe  laiides- 
fürstlicher  Macht  nach  Unten  und  Oben,  waren  die  deutschen  Landstände 
und  der  Kaiser  gemeinsame  Gegner  der  neu  aufkommenden  Staat>macht  in 
den  Territorien;  ein  Umstand,  den  man  bei  der  Betrachtung  der  Entwick- 
lung des  deutschen  Territorialstaats  nicht  ausser  Augen  lassen  muss. 

Mit  der  Reformation  hatte  die  Epoche  des  jahrhundertjährigen  Kampfes 
der  deutschen  Landesherren  um  die  volle  Unabhängigkeit  von  der  Reichs- 
gewalt begonnen;  seit  dem  Anfang  des  16ten  Jahrhunderts,  wo  der  Schwer- 
punkt kaiserlicher  Politik  mehr  wie  jemals  ausserhalb  des  Reichs  und  dessen 
Interesse  in  Spanien,  Italien  und  den  Niederlanden  lag;  die  Reste  deutscher 
Reichsmacht  in  den  Händen  der  habsburgischen  Kaiser  vollends  nur  Mittel 
und  Werkzeug  der  spanisch -habsburgischen  Hausmacht  und  ihrer  Präpon- 
deranz  in  Europa  w^aren,  war  in  den  fürstlichen  Ständen  des  Reichs  das 
klare  Bewusstsein  erwacht,  dass  sie  in  den  eigentlichen  Grundlagen  ihrer 
Landeshoheit,  ihren  als  „Regalien"  bezeichneten  öffentlichen  Rechten  alle 
Elemente  der  öffentlichen  Macht  als  Ausfluss  der  Staatsgewalt  des  Reichs 
besassen;  ja  dass  gradezu  ihre  Laudeshoheit  an  die  Stelle  der  letzteren 
getreten  sei,  sie  selbst  im  Laufe  der  Zeit  durch  die  antinationale  und  anti- 
staatliche Richtung,  welche  die  politische  Entwicklung  Deutschlands  im 
Mittelalter  genommen  hatte,  nunmehr  die  wahren  Träger  und  Inhaber  jener 
Staatsgew^alt  des  Reichs  geworden  waren.  Und  als  jetzt,  als  die  einzige 
Frucht  des  Deutschlands  Selbstständigkeit,  Ehre  und  Cultur  zerstörenden 
dreissigjährigen  Kriegs,  der  Schlussepisode  jenes  Kampfes  um  die  landes- 
fürstliche Unabhängigkeit,  diese  den  deutschen  Landesherren  vollends  zufällt, 
und  zugleich  dem  deutschen  Volke  in  seiner  tiefen  Ermattung  öffentliche 
Macht  und  Ordnung  zum  Schutze  des  letzten  Restes  seiner  Unabhängig- 
keit,   wie    zur   Pflege   neuer  Culturansätze   als   das    dringendste    Bedürfniss 
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erscheiat,  da  wird  aus  jener  Landeshoheit  vollends  eine  wirkliche  Staatsge- 
walt, da  beginnt,  wenigstens  innerhalb  der  grösseren  Territorien,  nicht  ohne 
eine  seit  der  Reformation  thätige  theoretische  Vorbereitung  und  Vermittlung 
antiker  Anschauungen,  die  Idee  vom  Staate  als  der  alle  ihre  Angehörigen 
gleich  umfassenden,  aber  auch  gleich  verpflichtenden  Macht  einer  sittlichen 
Gemeinschaft,  wieder  lebendig  zu  werden,  aus  dem  territorialen  Gemeinwe- 
sen der  moderne  Staat  sich  zu  entwickeln. 

Jetzt  am  Ende  dieses,  Deutschlands  politische  Zustände  wie  fast  kein 
anderes  bisheriges  Ereigniss  umwälzenden  Kriegs  mussten  für  den  aus  dem 
Zerfall  der  Staatsmacht  des  Reichs  entstandenen  Territorialstaat,  auf  dem 
Gebiete  des  öffentlichen  Reichs-  wie  des  Landesrechts,  innerhalb  der  Reichs- 
und Landesverfassung  neue  Bahnen  und  neue  Formen  gewonnen  werden. 
Um  aber  die  dem  Reich  gegenüber  gewonnene  landesfürstliche  Souverainität 
auch  nach  Unten  hin  geltend  macheu,  mit  der  Durchführung  jenes  „Staats- 
gedankens'' auch  nur  einen  Anfang  machen,  also  zunächst  die  territoriale 
Stellung  und  Gewalt  des  Landesherrn  zu  einer  staatlichen  umgestalten,  aus 
den  einzelnen  Territorien  um  den  gemeinsamen  Landesfürsten  als  den  allein 
noch  vorhandenen  Einheits-  und  Mittelpunkt  ein  kräftiges,  sich  selbst 
schützendes  staatliches  Gemeinwesen  j^chalfen  zu  können,  mussten  vor  Allem 
erst  jene  egoistischen  und  particularistischen  Tendenzen  des  bisherigen 
zweiten  Factors  in  den  territorialen  Gemeinwesen,  jener  durch  die  moderne 
Culturentwicklung  in  ihrer  socialen  und  politischen  Bedeutung  zwar  er- 
schütterten, aber  durch  den  dreissigjährigen  Krieg  dem  landesfürstlichen 
Regiment  auch  völlig  entwachsenen  landständischeu  Mächte,  die  zügel-  und 
autoritätslose  Selbstherrlichkeit,  jene  atomistische  antistaatliche  Richtung 
der  Landstände,  ihr  Widerstreben  gegen  jede  staatliche  Gemeinschaft,  und 
die  daraus  sich  ergebenden  Pflichten  und  Leistungen  überwunden,  wenig- 
stens zunächst  ihre  Opposition,  gegenüber  den  Anforderungen  einer  Staats- 
macht zur  Erfüllung  ihrer  dringendsten  Aufgaben,  unschädlich  gemacht 
werden.  Solcher  Art,  die  Fundamente  eines  neuen  deutscheu  Staats  zu 
legen,  zunächst  den  ihm  anvertrauten  Theil  des  deutschen  Volks  erst  wieder 
staatsfähig  zu  machen,  ist  es,  was  Kurfürst  Friedrich  Wilhelm  durch 
die  Gründung  seines  brandenburgischen  Staats  für  Deutschland  gelei- 
stet hat. 

Es  war  unserem  Volke,  als  dem  Träger  der  universalen  antinatioimlen 
Reichsgewalt  der  allgemeinen  ('hristenheit,  nicht  wie  anderen  Völkern 
Europas  vergönnt  gewesen,  sich  schon  im  Ausgang  des  Mittelalters  mit 
dem  Zerfall  jenes  heiligen  römischen  Reichs  aus  der  eigenen  Kraft  einer 
Hclbstständigen  Volksitidividualität  heraus  den  nationalen  deutschen  Staat 
zu  hchaffen.  Kurfürst  Friedrich  Wilhelm  von  Brandenburg,  der,  wie 
kein  anderer  Fürst  seiner  Zeit,  die  zahlreichsten  Territorien  Norddeut^ch- 
lands  von  der  fernsten  O.st-  bis  znr  Westgrenze  desselben  unter  seinem  Kc- 
giment  vereinigte,  war  bestimmt,  durch  die  Gründung  seines  brandenburgi- 
.Mchen  Staats  auH  den  Trümmern  nnd  der  Ohnmaelit  Deutsehlands  nach  dem 
dreifisi^Jährigen  Kriege  heraus  das  feste  Fun<lnnient  für  den  dereinstigen 
deutschen  Nationalstaat  zu  legen.  Und  zur  liosung  dieser  Aufgabe  waren 
die  rheinisch  •westfälischen  Lande  von  sehr  wesentlicher  Bedeutung.     Ein 
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Blick  auf  die  Karte  lehrt,  dass  sie,  obwohl  wenig  umfangreich^^)  und  nichts 
weniger  als  arrondirt,  doch  durch  ihre  langgestreckte  Lage  von  der  Weser 
bis  zum  Rhein  und  am  Rhein  entlang,  als  Grenzlande  gegen  die  spanischen 
und  unirten  Niederlande,  dem  Kurfürsten  von  Brandenburg  nicht  nur  die 
militärische  Etappenstrasse  aus  dem  Innern  Norddeutschlands  nach  dem 
Westen,  sondern  auch  eine  politisch  wichtige  Berührung  und  Verbindung 
mit  den  westlichen  Nachbaren  des  damaligen  Deutschlands  gewährten];  einer 
von  jenen  weit  gestreckten  vor-  und  eingreifenden  Gebietsarmen  waren,  mit 
denen  die  Hohenzollern  stets  in  charakteristischer  Weise  deutsches  Gebiet 
umfassten,  und  nach  den  verschiedensten  Seiten  hin  deckten  und  schützten. 
Die  Erbanspriiche  der  Kurfürsten  von  Brandenburg  auf  die  Länder  Jülich, 
Cleve,  Berg,  Mark  und  Ravensberg  gaben  zu  Mindestem  den  äusseren  An- 
stoss,  dass  ihre  Politik  anfing,  statt  der  bisher  territorial-brandenburgischen 
mehr  und  mehr  eine  national -deutsche  Richtung  zu  erhalten.  Die  Erwer- 
bung von  Cleve-Mark  stellte  sie,  die  östlichen  Markgrafen  des  Reichs,  auch 
auf  den  westlichen  Vorposten  Deutschlands.  Es  war  dem  Kurfürsten 
Friedrich  Wilhelm  vorbehalten,  erst  von  diesen  brandenburgischen  West- 
marken Deutitchlands  wirklichen  Besitz  zu  ergreifen,  sie  in  seinem  Kampfe 
gegen  die  seinem  Regiment  widerstrebenden  liandstände  zugleich  äusserlich 
wie  innerlich  für  seinen  neuen  Staat  zu  erwerben,  und  das  zu  einer  Zeit, 
wo  es  galt,  durch  die  Macht  dieses  Staats  Deutschland,  vor  Allem  auch 
den  westlichen  Nachbaren  gegenüber,  nicht  nur  diese  Gebiete,  sondern 
gradezu  seine  politische  Unabhängigkeit  zu  retten. 

Nach  der  ganzen  Lage  der  Dinge  beim  Regierungsantritte  Friedrich 
Wilhelm's  war  dies  wahrlich  keine  leichte  Aufgabe;  vor  Allem  weil  es 
sich  für  ihn  dabei  nicht  nur  um  Erhaltung  und  Ausbildung  seiner  landes- 
fürstlichen Hoheit  gegenüber  landständischer  Selbstherrlichkeit,  sondern 
gradezu  um  den  Besitz  dieser  Lande  handelte.  Wie  sehr  die  Landstäiide, 
namentlich  in  Cleve,  seinem  Regiment  widerstrebten,  wie  wenig  sie  irgend 
welchem  Anschluss  an  die  übrigen  schon  so  zahlreichen  und  ihnen  so  frem- 
den brandenburgischen  Lande,  irgend  welcher  Gemeinschaft  mit  ihnen  nach 
ihrer  ganzen  Richtung  und  Gesinnung  geneigt  waren,  ergibt  die  obige  kurze 
Charakteristik  der  verschiedenen  Parteien  unter  ihnen  und  ihrer  Bestrebun- 
gen. Ihnen  war  der  Kurfürst  von  Brandenburg  nichts  als  einer  der  vielen 
Prätendenten  auf  die  Successionslande,  ein  durch  einen  einseitigen  Vertrag 
zwischen  zwei  derselben  ihnen  ohne  ihre  Mitwirkung  aufgedrungener  anmaass- 
licher  Landesherr  für  die  Dauer  eines  Pro visional Vertrags,  nach  dessen 
Ablauf  sie  es  wieder  mit  zwei  immerhin  nur  factisch  possidirenden  Herren 
zu  thun  hatten,  deren  Rechte  auf  die  Lande  zweifelhaft  waren,  jedenfalls 
angefochten  wurden,  und  zwar  nicht  allein  von  anderen  Mitprätendenten, 
sondern  von  des  Reiches  höchster  Obrigkeit,  dem  Kaiser,  der  erst  über 
sämmtlicher  Prätendenten,  und  also  auch  der  possidirenden  Ansprüche 
rechts-  und  endgültig  zu  entscheiden  hatte.  Nach  alle  dem  erschienen  der 
Landstände  Stellung  in  den  Successionslanden  und  ihre  Rechte  auf  das  Mit- 
regiment in  denselben  unzweifelhaft  fester,  begründeter  und  sicherer,  als  die 


^)  Das  Herzogthum  Cleve  hatte  37,  die  Grafschaft  Mark  52  Quadratmeilen. 
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ihrer  factischen  provisorischen  Laudesherren ;  schien  ihr  Anspruch,  als  unbe- 
strittener und  dauernder  Factor  der  zu  Recht  bestehenden  Laudesverfassung 
über  den  possidirenden  Prätendenten  zu  stehen,  jedenfalls  aber  weder  ganz 
unbegründet,  noch  ganz  aussichtslos  zu  sein,  eine  Hauptstimme  bei  der  Ent- 
scheidung über  die  dereiustige  legitime  Landesherrschaft  zu  haben. 

Und  die  spanisch-habsburgische  Hauspolitik  des  Kaisers,  der  die  höchste 
richterliche  Entscheidung  in  diesem  Erbstreit  in  Anspruch  nahm,  beförderte 
natürlich  bis   zu   einem   gewissen  Grade  diese  Auffassung   der  Landstäude 
im  Interesse  ihrer  eigenen  längst  gehegten  Pläne  auf  die  rheinischen  Lande, 
welche  keineswegs  aufgegeben,    bei  jeder   irgendwie   günstigen   politischen 
Conjunctur  wieder  auftraten,  nur  auf  eine  Gelegenheit  zur  glücklichen  Aus- 
führung warteten.     P'ast  ebenso  gefährlich  aber  als  die  Interessen  der  dem 
Kurfürsten  feindlichen  habsburgischen  Politik  waren  die  der  ihm  scheinbar 
befreundeten  niederländischen,  und  sie  wurden  von  der  Mehrheit  der  clevi- 
schen  Landstände  entschieden  unterstützt;   eine  Mehrheit,   die  der  Ansicht 
war,  dass  bei  dem  Zerfall  des  Reichs  es  noch  nicht  das  schlechteste  Loos 
ihres  den  Niederlanden  durch  Lage,  Sprache,  Sitten,  Religion  und  öffent- 
liche   Institutionen    nahe    stehenden    „Vaterlandes'*    sei,    diesem   mächtigen, 
allseitig  geachteten  republikanischen  Gemeinwesen  anzugehören,  oder  doch 
unter  dessen  Schutze,  statt  unter  dem  der  katholischen  Reichsmacht,  dieses 
ihres  Vaterlandes  Selbstständigkeit,  dem  fernen  Kurfürsten  von  J3randenburg 
mit  seinen  durch  den  verschiedenartigsten  Besitz  fremdartigen   und  vielver- 
schlungenen Interessen  und   seinen  Zumuthungen   auf  deren  Unterstützung 
gegenüber,   wahren  zu  können.     Waren   doch  auch  die  Herren' Staaten  ur- 
sprünglich  nur  Landstände  mehrerer   ehemaligen   Reichsterritorien,  welche 
durch  Vertreibung  ihrer  Landesherrschaft  und  Losreissung  vom  Reich  selbst 
zur  Landeshoheit   und  Souverainität  gelaugt  waren,   und   nur  einen  Theil 
davon  zur  Bildung  eines  weiteren   staatlichen  Gemeinwesens   an  einen  Ge- 
sararatausschuss   aus    ihrer    Mitte,    die  Generalstaaten,    übertragen    hatten. 
Sollten    sie   nicht   geneigt   sein,    ähnliche   Bestrebungen   anderer   deutschen 
Landstände  zu  unterstützen?    Neben  solchen  Gegnern   erschien  selbst  der 
mitbesitzende  Pfalzgraf  von  Neuburg  noch  als  der  ungefährlichste.    So  lange 
es  ihm   nicht  gelang,    des   Kaisers   rückhaltlose   Unterstützung   seiner  An- 
sprüche auf  die  Successionslande  zu  gewinnen,   konnte  er  nicht  einmal  auf 
eine  ihm  entschieden   ergebene  Partei   unter  den  katholischen  Landständeu 
rechnen.     Beide   possidirenden  Herren  hatten  sich  bis  jetzt  nur  durch  den 
Schutz  der  sich  bekämpfenden  habsburgischen  und  niederländischen  Macht 
'Miigermaassen  im  Besitz  zu  erhalten  vermocht;  ein  Schutz,  der,  je  länger 
dauerte,  desto  gefährlicher  diesem  Jksitze  zu  werden  drohte. 
Kurfürst  Friedricii  Wilhelm  aber  fand  bei  seinem  Regierungsantritt 
da«  ihm  zugrfallene  Cleve  und  Mark  gar  von  den  Truppen  beider  Mächte 
und  ihrer  Alliirten,  von  kaiHerlicbeo,  spuniHchen,  liguistischen,  wie  von  staa- 
tlhclien  un<l  hessisch -französischen  Truppen    besetzt;    er  besass  in  den  er- 
sten Jahren  von  seiner  Regierung  in  der  That  nichts  mehr  als  den  Anspruch 
und  Schein  de.s  Besitzes  <liescr  Lnn<lr.    Sollten  sie  ihm  nicht  völlig  verloren 
gehen,  ho  war  oh  hohe  Zeit,  gegenüber  äusHcren  und  inneren  Feinden  und 
Hogcnanuten  Freunden,  wiederum  fcHten  Fusb  in  denselben  zu  fasseu,   und 
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es  gab  dazu,  wie  die  Dinge  lagen,  kein  anderes  Mittel,  als  die  Besetzung 
derselben  durch  eine  eigene  Truppenmacht;  so  schwierig  es  auch  war,  es 
musste  der  Versuch  gemacht  werden,  grade  in  den  von  fremden  Truppen 
und  widerspänstigen  Landständen  beherrschten  rheinisch-westfälischen  Lan- 
den den  Anfang  eines  neuen  brandenburgischen  Heeres  zu  schaffen. 

Es  war  überhaupt  die  militärische  Macht  in  diesen  recht-  und  zucht- 
losen Zeiten  die  einzige  Handhabe,  um  aus  den  wüsten  Zuständen  des 
dreissigjährigen  Kriegs  heraus  ein  Neues  schaffen;  um  dem  Kurfürsten 
von  Brandenburg,  mit  dessen  Land  und  Unterthanen  das  Reichsoberhaupt 
nich*  minder,  als  die  fremden  Mächte,  die  Schweden,  die  Staaten,  die 
Franzosen,  in«  Brandenburg,  in  Pommern,  wie  am  Rhein,  mit  gänz- 
licher Missachtung  aller  bestehenden  Rechts-  und  Besitzverhältnisse  schal- 
teten und  walteten,  wieder  zu  dem  Seinigen,  zu'  „Ehr  und  Reputation" 
bringen,  dem  landesfürstlichen  Regiment  nothdürftigen  Respect  bei  den 
Landständen,  der  Obrigkeit  Gehorsam  bei  den  Unterthanen  schaffen.  Recht 
und  Gerechtigkeit  wieder  herstellen  zu  können.  Wie  immer  nach  revolutio- 
nären Zeiten  war  auch  damals  Schutz  nach  Aussen,  Ordnung  nach  Innen 
das  dringendste  Bedürfniss  des  Augenblicks,  und  Beides  zu  schaffen  war 
in  Deutschland  die  Aufgabe  der  aus  den  Trümmern  des  alternden  Reichs 
herauswachsenden  landesfürstlichen  Macht,  des  neue^n  territorialen  Staats- 
wesens. Und  in  keinem  Lande  des  brandenburgischen  Kurfürsten  war 
Schutz  nach  Aussen,  Ordnung  nach  Innen  dringend  nöthiger  als  in  den 
clevischen  Landen,  wo  beides  seit  TO  Jahren  schon  nicht  mehr  vorhanden 
war,  die  Stürme  einer  recht-  und  zuchtlosen  Zeit  am  Längsten  gehaust,  am 
Tiefsten  Alles  aufgewühlt  hatten.  Und  dennoch  hatte  ihr  materieller  Wohl- 
stand, Dank  der  günstigen  Lage,  dem  natürlichen  Reichthum,  der  fortge- 
schrittenen Cultur,  und  der  Nachbarschaft  der  capital-  und  volkreichen  nie- 
derländischen Handelsplätze  weniger  gelitten,  als  in  jedem  andern  branden- 
burgischen Lande.  Bei  dem  furchtbar  ausgesogenen  Zustande  der  fast 
ganz  entvölkerten  Marken,  und  der  äusseren  und  inneren  Gebundenheit  des 
kurfürstlichen  Regiments  in  Preussen,  war  es  unmöglich,  in  diesen  östlichen 
Landen  Werbungen  in  dem  Maasse,  wie  nöthig,  vorzunehmen  und  den  Un- 
terhalt der  Truppen  zu  beschaffen;  der  reichere  und  bevölkertere  Westen 
Deutschlands  und  die  angrenzenden  niederländischen  Gebiete  boten  für  die 
Bildung  und  Ausrüstung  eines  Heeres  weit  grössere  Hilfsmittel.  Auch  die 
geographische  und  politische  Lage  von  Cleve-Mark  waren  günstig  zu  die- 
sem Zwecke.  Eingeklemmt  in  den  Marken  zwischen  den  schwedischen  und 
kaiserlichen  Heeren,  von  beiden  Mächten  umworben  und  doch  von  beiden 
mit  tiefem  Misstrauen  beobachtet,  gefesselt  in  Preussen  von  der  polnischen 
Oberlehnsherrlichkeit  und  deren  auf  stete  Niederhaltung  des  landesherr- 
lichen Regiments  gerichteten  Bemühungen,  Hess  sich  in  Cleve-Mark  mit  der 
nöthigen  Vorsicht  noch  am  Ersten  allmählich  ein  kleines  Heer  zusammen- 
ziehen, ohne  bei  den  grossen  kriegführenden  Parteien  Verdacht  zu  erwecken, 
sobald  nur  wenigstens  ein  Theil  des  Landes  von  der  Einlagerung  der 
fremden  Truppen  befreit  wurde;  und  dies  geschah  im  Anfang  des  J.  1644. 

Die  Generalstaaten  und  Frankreich  beabsichtigten,  während  Schweden 
den    grössten  Theil   seiner  Kriegsmacht  seit   dem  Herbste  1643   im    hohen 
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Norden  zum  Feldzuge  gegen  Dänemark  verwandte,  die  spanischen  und 
kaiserlichen  Truppen  durch  einen  Angriff  auf  die  Niederscheide  ^■')  und  Süd- 
deutschland zu  beschäftigen  und  festzuhalten.  Um  die  hierzu  nöthige  Macht 
zu  concentriren,  ward  ein  Theil  der  staatischen  und  hessischen  Truppen 
aus  dem  Clevischen  und  Westfälischen  herausgezogen.  Der  Kurfürst  be- 
nutzte diese  günstige  Conjuuctur  rasch,  um  mit  den  Staaten  und  den  Hes- 
sen über  die  Einräumung  einiger  Orte  zur  Besetzung  mit  eigenen  Truppen 
in  Unterhandlung  zu  treten  Schon  im  Frühjahre  1644  überliessen  ihm  die 
ersteren  ganz  im  Stillen  und  fast  unbemerkt  zu  diesem  Zwecke  die  im  ost- 
rheinischen Cleve  an  der  südlichen  bergischen  Grenze  gelegenen  Städte 
Duisburg,  Dinslaken,  Ruhrort  und  Holte.  Auch  mit  der  Landgräfiu  von 
Hessen  gelang  es  nach  längerer  Verhandlung  einen  Vertrag  zu  schliessen, 
wonach  sie  sich  verpflichtete,  Anfang  1645  Calcar,  Goch  und  die  anderen 
von  ihren  Truppen  besetzten  Orte  im  westrheinischen  Cleve  den  branden- 
burgischeu  Truppen  zu  räumen,  und  gleichzeitig  die  bisherigen  Contribu- 
tionen  und  die  Forderung  bezüglich  der  an  Calcars  Befestigung  verwandten 
Kosten  fallen  zu  lassen '^^).  Zwar  bekundeten  in  demselben  Augenblick  fast, 
wo  dieser  Vertrag  abgeschlossen  wurde,  die  hessischen  Heerführer  ihr  zucht- 
loses Treiben  im  Clevischen  noch  einmal  durch  den  Ueberfall  der  branden- 
burgischen Truppen  in  Xanten  und  die  Plünderung  dieser  Stadt  am  6.  Octo- 
ber  1644.  Aber  die  heftigen  Klagen  Friedrich  Wilhelm's  in  Paris, 
Haag  und  Cassel  über  dieses  Verfahren '^^)  beförderten  um  so  mehr  den 
völligen  Abzog  der  Hessen,  als  der  von  Turenne  beabsichtigte  Feldzug 
gegen  Mercy  und  Werth  vom  Mittelrhein  aus  ein  nochmaliges  schleuniges 
Heranziehen  aller  hessischen  Truppen  nöthig  machte;  im  März  1645  zog 
auch  der  letzte  Rest  derselben  aus  dem  Clevischen  in  das  Jülichsche  ab; 
nur  in  der  Grafschaft  Mark,  wo  sie  ferner  noch  3000  Thlr.  monatliche  Con- 
tributionen  erhoben,  blieb  Lij)pstadt  von  ihnen  besetzt.  Auch  die  kaiser- 
lichen Truppen  verlicssen  nach  dem  Abzug  der  Hessen  auf  Grund  einer 
früheren  Zusage")  das  clevischc  Gebiet,  verzichteten  auf  weitere  Contri- 
butionen,  behielten  aber  in  der  Grafschaft  Mark,  wo  sie  eine  monatliche 
Contribution  von  10,000  Thlr.  erhoben,  die  Stadt  Hamm  besetzt. 

Den  Generalstaaten  wie  den  Hessen   gegenüber  hatte  der  Kurfürst  die 
rpflichtung  auf  sich  genommen,  die  geräumten  Plätze  mit  eigenen  Trup- 
pen zu  besetzen.     In   die   von   den   Staaten   überlassenen  Orte   im  ostrhei- 
nischen Cleve   und  einige   Plätze    der   Grafschaft   Mark   rückten   im   Früh- 

";  Vgl.  Droyson  Geachichto  der  preuss.  Politik  IH  Abthl.  I  p.  26G. 

*•)  Der  von  dem  Grafen  Johann  zu  Sayn  und  Wittgenstein  mit  der 
J^andgräfin  za  C'asHcl  am  19.  October  1644  abgeschlossenu  Vortrug  bei  v.  Mörner 
brandenb.  Htautavertrage  p.  135;  vgl.  auch  l'ufendorf  de  rebus  gcstis  Fridcrici 
ilbeimi  p.  42. 

'•;  VkI.  ürk.  u    Actenat.  Bd.  I  p.  628. 

**)  Die  deHfallsi^ü  Verabredung  war  in  Coln  um  5.  Junuar  1615  zwischen 
i.iin  Feldmarsclifdi  (trafen  Goleen  und  dem  (ioneralkricgscüniiniHtfar  Hltimen- 
thal,  neit  l(^t2  in  kaisori.  Dienst,  einer-  und  dem  kurr.  Uatii  und  Resident  in 
Cöh)  Dr.  II  «T  manu  Pub  st  anderseits  getroffen  worden;  wurde  abur  vom  Kaiser 
nicht  ausdrücklich  ratiÜcirt. 
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jähr  1645  fünf  Schwadronen  eines  von  dem  Obersten  Georg  Ehren  reich 
von  Burgsdorf  aus  Preussen  herbeigeführten  Cavallerieregiments ;  das  ganz 
im  Stillen  seit  1644  westseits  Rhein  geworbene  Infanterieregiment  unter 
dem  Obersten  v.  Hacke  hielt  im  Frühjabre  1645  Cleve,  Huissen,  Crauen- 
burg,  Calcar,  Goch,  Sonsbeck,  Xanten  und  einige  Amtshäuser  in  der  Graf- 
schaft Mark  besetzt.  Langsam  aber  sicher  begann  der  Kurfürst  wieder 
festen  Fuss  in  Cleve  -  Mark  zu  fassen ;  im  Herbste  1646  hatte  er  dort,  ein- 
schliesslich der  beiden  von  ihm  selbst  damals  nach  Cleve  mitgebrachten 
Leibgarderegimenter  zu  Fuss  und  zu  Ross,  etwa  4000  Mann  Infanterie  und 
2000  Mann  Cavallerie  zusammen ;  der  erste  Ansatz  zur  Schöpfung  eines 
neuen  brandenburgischen  Heeres '^^j.  Seine  Bildung  war  an  und  für  sich 
schon  eine  durchgreifende  That  des  Kurfürsten,  die  ihre  Wirkung  sofort 
nach  Aussen  und  Innen  äusserte,  ihn  bei  den  benachbarten  auswärtigen 
Mächten,  bei  dem  Pfalzgrafen  von  Neuburg  wie  bei  den  Landständen  in 
„ansehnliche  Consideration"  setzte.  Gleichzeitig  mit  den  Werbungen  und 
Rüstungen  in  Cleve-Mark  waren  Winand  Rodt  und  der  Burggraf  Fabian 
Dohna  nach  dem  Haag  und  Paris  gesandt^"),  nähere  Verbindung  mit  diesen 
für  des  Kurfürsten  politische  Pläne  vor  Allem  wichtigen  Staaten  anzuknüpfen. 
Frankreich  und  die  Generalstaaten  begannen  jetzt  ihrerseits  um  den  Kur- 
fürsten zu  werben;  der  Prinz  von  Oranien  wünschte  dringend  eine  Familien- 
verbindung mit  dem  jungen  vielversprechenden  Fürsten,  Friedrich  Wil- 
helm nicht  minder^").  Er  hoffte  bei  Frankreich  und  vor  Allem  bei  den 
Staaten  Unterstützung  seiner  Rechte  auf  Jülich  und  Berg  wie  auf  Pom- 
mern; gegen  den  Kaiser  wie  gegen  Schweden  bedurfte  er  in  beiden  Fragen 
des  Anschlusses  an  diese  Mächte. 

Aber  des  Kurfürsten  militärische  Machtentwicklung  in  den  Rheinlanden 
hatte  nicht  allein  den  Zweck  nach  Aussen  hin  sich  „den  Friedensverhand- 
lungen gegenüber  in  Positur  zu  setzen",  sie  sollten  vor  Allem  auch  eine 
Besserung  seiner  ganz  verschobenen  Lage,  den  cleve-märkischeu  Landstän- 
den gegenüber,  bewirken,  ihn  nicht  minder  diesen  inneren  Gegnern,  als  den 
auswärtigen  gegenüber  zum  Herrn  von  Cleve-Mark  machen.  Es  war  die 
einzig  richtige  und  mögliche  Autwort,  auf  die  Verfassungsvorschläge  der 
Stände  im  J.  1641,  auf  ihre  Forderung  einer  stricten  Handhabung  jenes 
längst  veralteten  Privilegs  von  1501,  das  sie  als  die  magna  charta  für  ihre 
wohlverbrieften  uralten  Rechte  hinstellten.  Solchen  angeblichen  Rechten 
gegenüber,    deren  Handhabung   zum  Abschütteln  des  landesfürstlichen  Re- 


2®)  Nach  dem  Bericht  der  clevischen  Stände  an  die  Generalstaaten  vom 
12.  September  1646  (s.  unten)  waren  damals  bereits  im  Clevischen  17  Compagnien 
z.  F.  ä  150  Mann  und  5  Schwadronen,  in  der  Grafschaft  Mark  gleichfalls  einige 
Compagnien  z.  F.  (so  in  Hattingen  und  Schwelm,  vgl.  Urk.  u.  Actenst.  IV  p.  600). 
Im  October  1646  brachte  der  Kurfürst  aus  den  Marken  600  M.  Garde  z.  F.,  300 
Dragoner  und  seine  Garde  z.  R.,  1000  Pferde  stark,  mit.  (Schreiben  des  Pfalz- 
grafeu  v.  Neuburg  an  den  König  v.  Polen  v.  18.  October  1646,  im  Staatsarchiv 
zu  Düsseldorf.) 

2«)  Vgl.  Urk.  u.  Actenst.  I  p.  616. 

3«)  Vgl.  Urk.  u.  Actenst.  IV  p.  739. 
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giinents  führen  musste  und  sollte  (Bestrebungen,  welche  ofi'en  die  allmähliche 
Losreissung  von  der  fremden  brandenburgischen  Herrschaft  im  Auge  hatten), 
half  nur  noch  die  militärische  Gewalt.  Die  Stände  fühlten  sofort  diese  Ab- 
sicht heraus,  und  wehrten  sich  mit  Energie  und  allen  ihnen  zu  Gebote  ste- 
henden Mitteln  gegen  den  Zaum,  der  ihnen  angelegt  werden  sollte.  Was 
kümmerten  sie  die  Rechte  des  Kurfürsten  auf  die  Successionslande,  auf  Pom- 
mern; mit  ihren  Bestrebungen  und  Wünschen,  mit  ihrem  Regiment,  mit 
ihrer  Selbstherrlichkeit  war  es  zu  Ende,  wenn  es  dem  Kurfürsten  gelang, 
eine  bewaffnete  Macht  im  Lande  zu  halten,  sich  zum  wirklichen  Herrn  des 
Landes  zu  machen,  einem  brandenburgischeu  Regiment  dort  Gehorsam  zu 
schaffen;  ihnen  war  nichts  an  einem  Schutze  gegen  Einquartierung  und  Cou- 
tribution  kaiserlicher,  spanischer,  hessischer  Truppen  gelegen,  wenn  sie  bei- 
des den  ihnen  nicht  minder  fremden  und  wohl  noch  verhassteren  Truppen 
des  brandenburgischen  Kurfürsten  gewähren  niussten,  der  mehr  und  dauern- 
der, als  jene,  ihre  mit  Gut  und  Blut  theuer  erworbenen  Privilegien  und 
Steuerfreiheiten  mit  Füssen  zu  treten  drohte.  Ihnen  war  der  Schutz  dieser 
Privilegien  durch  die  Garnisonen  und  Sauvegarden  der  Generalstaaten^ 
welche  jene  im  xantener  Vertrage  garantirt  hatten,  wichtiger  als  der  Schutz 
ihres  Landes  gegen  feindliche  Ueberfälle  und  Durchzüge  um  den  Preis  der- 
selben. 

Es  war  ein  rücksichtsloser  erbitterter  Kampf  zwischen  der  neu  auf- 
kommenden Staatsmacht  und  den  Ijandständen,  der  neuen  Ordnung  der 
Dinge  und  den  alten  Rechten,  der  in  Cleve-Mark  ausgefochten  wurde.  Die 
letzteren  erkannten  sofort  als  die  Pfeiler  und  Organe  dieser  von  ihnen  als 
„absolutes  Dorainat"  bezeichneten  neuen  Ordnung,  welche  ihrer  er>trebten 
Selbstherrlichkeit  und  Selbstständigkeit  ein  Ende  zu  macheu  drohte,  und 
gegen  die  sie  einen  Kampf  auf  Ijcben  und  Tod  zu  führen  hätten:  die  ste- 
hende Kriegsmacht,  die  das  Land  durch  bleibende  regelmässige  Steuern 
erhalten  sollte,  und  die  fremden,  das  heisst  nicht  in  Cleve  oder  Mark  ein- 
geborenen Beamten,  die,  allein  dem  Interesse  des  Kurfürsten  ergeben,  der 
Ansicht  waren,  dass  „Glieder  so  unter  einem  Haupte,  auch  einen  Kör- 
per bildeten**  und,  von  des  Kurfürsten  Richtung  und  Streben  mehr  und 
mehr  erfüllt,  den  Mittelpunkt  einer  staatlichen  Gemeinschaft  zu  bilden 
begannen,  welche  die  Selbstständigkeit  der  einzelnen  Territorien,  wie  die 
Selbßtherrlichkeit  ihrer  Landstände  gefährdete  und  die  Schranken,  welche  ein 
tiefgewurzelter  Particularismus  zwischen  ihnen  aufgerichtet  hatte,  im  Namen 
einer  neuen  Interessengemeinsanikeit  zu  Schutz  und  Trutz  nationaler  Un- 
abhängigkeit niederzureissen  suchte. 

Die  Landhtände  V(iU  Cleve  und  Mark  fanden  an  Friedrich  Wilhelm 

iicn  Gegner,   der  ihnen  gewachsen  war,   einen  Landesherru,  der  es  klar 

und  entschieden  auusprach,   dass  ein  Fürst  unal)hängig  von  seinen  Hätheii 

auf  eigen«'!!  Füssen  st<.'hen,  .sich  nur  auf  sich  s^'lb^t  vi-rlassen  !uiisse'').    Statt 

r  biüherigeu  Allgewalt  eines  ersten  Ministers  wie  Scbwarzeuhcrg  bc- 

>nn  da»  persönliche  Kegiiuent  eines  hochstrebenden  und  ehrgeizigen,  aber 

*')  Aeii8flcriing  ih's  KurfürHten  im  Ilnnjr  im  Decomber  1646.  (»roen  v.  Prin- 
, lerer  curruapuuU.  de  lu  iimiHou  d'uruiigu. 
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auch  feurigen  und  heftigen  jungen  Fürsten  sieh  allmählich  geltend  zu  ma- 
chen, der  rastlos  in  den  Geschäften  selbst  thätig,  mit  Anspannung  aller 
Kräfte  und  mit  allen  Mitteln,  die  sich  seinem  unermüdlich  ausspähenden 
wachsamen  Scharfblick  boten,  den  Zielen,  die  er  sich  gesetzt  hatte,  zu- 
strebte; der  aber  auch  fähig  war,  für  die  Ausführung  seines  Willens  erge- 
bene und  fähige  Organe  herauszufinden  und  heranzubilden. 

Als  Friedrich  Wilhelm  zuerst  den  Entschluss  fasste,  am  Rhein 
durch  die  Bildung  eines  neuen  brandenburgischen  Heeres  den  Hebel  für 
ein  Emporheben  der  verfallenen  äusseren  und  inneren  politischen  Verhält- 
nisse Brandenburgs  anzusetzen,  bedurfte  er  vor  Allem  einer  Persönlichkeit, 
welche  militärische  Befähigung  mit  einer  genauen  Kenntniss  der  Personen, 
Zustände  und  Parteien  in  den  rheinischen  und  niederländischen  Landen 
verband.  Sein  Blick  fiel  auf  den  neuburgischen  geheimen  Rath  Obersten 
und  Gouverneur  von  Düsseldorf,  Johann  v.  Norprath^^),  den  Pfalzgraf 
Wolfgang  Wilhelm  im  März  1641  nach  Königsberg  geschickt  hatte,  um 
den  Kurfürsten  zum  Regierungsantritt  zu  beglückwünschen,  ihn  zur  Bestäti- 
gung des  düsseldorfer  Vergleichs  oder  Aufnahme  neuer  Tractate  über  die 
Successionslande  aufzufordern,  und  vor  Allem  zu  Beförderung  einer  defini- 
tiven Einigung  Verhandlungen  über  eine  Vermählung  seines  Sohnes  Philipp 
Wilhelm  mit  Luise  Charlotte,  des  Kurfürsten  Schwester,  der  späteren 
Herzogin  vonCurland,  einzuleiten;  ein  Plan,  den  er  seit  Jahren,  sei  es  ernstlich, 
sei  es  nur  als  Drohung  gegen  Wien  und  Brüssel  verfolgte ^^).   So  lernte  der 


^2)  Norprath  stammt  aus  einer  cölnischen  Familie,  deren  damaliger  Haupt- 
sitz, das  cölnische  Lehngut  Dickhof,  im  Amte  Kempen  liegt;  über  seine  Ver- 
gangenheit ist  es  nicht  gelungen  nähere  Aufklärung  zu  schaffen ,  er  scheint 
früher  in  kaiserlichen  Diensten  gestanden  zu  haben.  Wüsthaus  sagt  1644  von 
ihm:  Er  kam  aus  dem  dänischen  Kriege,  wo  er  als  Generallieutenant  comman- 
dirt  hatte.  Vgl.  sonst  noch  über  ihn  und  seine  Thätigkeit  am  Rhein  Bd.  IV  der 
Urk.  u.  Actenst.  p.  148. 

^^)  Die  Acten  des  Staatsarchivs  zu  Düsseldorf  bieten  eine  Fülle  von  Nach- 
richten über  diesen  bisher  unbekannten  Plan  Wolfgang  Wilhelm's,  der  gleich 
nach  1636,  wo  die  Spannung  zwischen  ihm  und  dem  Kaiser  auf  das  Höchste  ge- 
stiegen war,  auftaucht.  Lange  sträubte  sich  Philipp  Wilhelm,  der  ganz  vom 
kaiserlichen  Hofe  beherrscht  wurde,  dagegen,  machte  Gewissensbedenken  dawider 
geltend ;  erst  als  im  Sommer  1641  auf  des  Pfalzgrafen  Antrag  beim  Jesuiten- 
general in  Rom,  der  sich  dem  Plan  geneigt  zeigt,  der  bisherige  Beichtvater 
Philipp  Wilhelm's  entfernt  wird,  gibt  dieser  seine  Zustimmung  dazu;  doch 
gestattet  der  Pfalzgraf,  dass  er  noch  vorerst  nach  Wien  gehe,  um  des  Kaisers 
Einwilligung  zur  Heirath  zu  erwirken.  Von  dort  schickt  er  im  December  1642 
seinen  Secretär  Michael  Leers  nach  Königsberg,  um  zu  erforschen,  ob  die 
Prinzessin  auch  „zu  viel  Religionsfreiheit"  fordere,  und  ob  das  Gerücht  gegrün- 
det sei,  dass  sie  ein  Liebesverhältniss  zu  dem  Markgrafen  Ernst  habe.  Im 
letzteren  Fall  soll  er  sofort  über  Warschau  zurückkehren  und  dort  die  Schwester 
des  Königs  von  Polen  sehen.  Kaum  ist  Leers  in  Königsberg  eingetroffen,  so 
brechen  der  alte  Pfalzgraf,  der  bereits  mit  der  Prinzessin  selbst  vertraulich  über 
den  Plan  correspondirte,  sowie  der  Sohn  plötzlich  alle  Verhandlungen  ab,  und 
im  Frühjahre  findet,  unter  Vermittlung  des  Kaisers,  Philipp  Wilhelm's  Ver- 
mählung mit  der  polnischen  Prinzessin  statt. 
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Kurfürst  Norprath  kennen,  der  durch  seine  Verwandtschaft  mit  den  bei  ihm 
in  hohem  Ausehen  stehenden  Brüdern  Johann  Friedrich  und  Gerhard 
Romilian  von  Calcum  (Calichheim),  genannt  Leuchtmar^^),  und  seine, 
wie  es  scheint  ans  früherem  gemeinsamen  kaiserlichen  Kriegsdienst  herrüh- 
rende Bekanntschaft  mit  dem  einflussreichen  Oberkammerherrn  Konrad 
V.  Burgsdorf  am  königsberger  Hofe  die  beste  Aufnahme  fand,  und  letz- 
teren wie  den  Kurfürsten  durch  sein  entschiedenes  militärisches  Wesen  und 
soldatische  Ungebundenheit  und  Derbheit,  die  auch  Burgsdorf  nicht  zum 
Missfallen  des  jungen  Fürsten  herauszukehren  pflegte,  sehr  für  sich  einnahm. 
Dass  trotzdem  seine  Sendung  für  eine  Einigung  der  possidirenden  Fürsten 
erfolglos  war,  scheint  eine  Missslimmung  zwischen  dem  Pfalzgrafen  und 
Norprath  hervorgerufen  zu  haben.  Gleich  nach  dem  schroffen  Abbruch 
der  Heirathsverhaudlungen  im  Anfang  des  J.  1643'')  trat  er  als  geheimer 
Rath  in  die  Dienste  des  Kurfürsten,  der  ihn  im  Februar  desselben  Jahres 
als  ausserordentlichen  Commissär  nach  Cleve  sandte,  um  dort  namentlich 
die  Spaltungen  sowohl  zwischen  den  Käthen  wie  zwischen  den  Landstän- 
den beizulegen'^).  Wenigstens  letzteres  gelang  ihm,  und  er  traf  voller 
Pläne  und  Hoffnungen  für  eine  durchgreifende  Ordnung  der  Dinge  in  den 
rheinischen  Landen  im  Herbste  1643  wieder  in  den  Marken  am  Hofe  des 
Kurfürsten  ein.  Dort  muss  er  die  rheinischen  Verhältnisse  als  äusserst 
günstig  zur  Action  nach  Innen  und  Aussen  dargestellt  iiaben.  Er  glaubte 
die  Landstände  von  Cleve  und  Mark  für  den  Anfang  leicht  zur  Bewilligung 
II  Steuern,  für  den  Unterhalt  der  Truppen  bewegen,  wenn  nöthig,  un- 
schwer einschüchtern  zu  können ;  er  rechnete  aber  namentlich  sicher  auf  den 
Anschluss  der  mit  dem  Pfalzgrafen  aufs  Aeusserste  überworfenen  jülich-ber- 
gischen  Stände  an  den  Kurfürsten;  er  rieth,  die  günstigen  Zeitconjuncturen, 
dem  ganz  unvorbereiteten  Pfalzgrafen  gegenüber,  zu  einer  raschen  Kut- 
tjcheidung  der  jülichschen  Frage  durch  das  Schwerdt  zu  benutzen.  Seine 
persönliche  Erbitterung  gegen  den  Pfalzgrafen  scheint  ihn  zu  dieser  Auf- 
f'^sung  und  diesen  Kathschlägen  wesentlich  mit  veranlasst  zu  haben"). 

Nicht  ganz  so  sanguinisch  wie  Norprath  sahen  der  Kurfürst  und  na- 
mentlich seine  ül>rlgen  l^äthe  die  Lage  der  Dinge  am  Rhein  an.  Aber 
Norpratli  ward  <locl»  im  Frijhjahre  1644  wieder  nach  Cleve  gesandt,  und 
sowohl  für  die  inneren  Angelegenheiten  der  cleve -märkischen  Lande  wie 
ffir  die  Beziehungen   nach   Aussen   an    die   Spitze  der  dortigen   Regierung 


**)  Diu  FttDiüiu  Btuninit  aus  dem  llerzogtlmm  Berg,  wo  auch  die  Brüder  ge- 
boren und  begütert  waren.  Johann  Friedrich  war  Erzieher  des  Kurfürsten 
gewesen.  Von  Gerlinrd  Uomilian  sagt  ein  üericht  aus  d.  J.  1641:  ,, Dieser 
ist  ein  erfahrener  gelehrter  I*ulitikus  und  I.  Ch.  D.  sehr  lieb,  auch  in  den  ge- 
heiin(Mi  Sachen  von  langer  Zeit  her  I.  Ch.  D.  Beirathung,  ist  jetzt  in  Schweden." 

••)  S«;ine  BeHtttllung  iwt  vom  27.  Januar  1643. 

'*)  Zu  ii'tzterem  Zwecke  wie  zur  Abnahme  der  Landrentniuistoreirechnuugeu 
>  IfiSpuiPs  wurden  ihm  KleichfalU  als  kurf.  CummisHÜre  Ihms  II  er  manu 
iiaur,  Herr  zu  Frankenberg,  und  Wilhelm  v.  Ketzgen  zu  Uereshoven  bei- 
•rdiiet. 

";  Vgl.  IM.  IV   »i.  ,     \VX  IG5.  172  u.  ff. 
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gestellt,  namentlich  aber  mit  besonderer  ausgedehnter  Vollmacht  für  die 
militärischen  Rüstungen  daselbst  versehea^^).  Letztere  gelangen  anfangs, 
wie  gesagt,  über  Erwarten;  Norprath  bewirkte  im  Haag  die  Räumung 
jener  ostrheinischen  Plätze,  begann  und  beendigte  die  Verhandlungen  mit 
den  hessischen  und  kaiserlichen  Generalen  über  eine  solche  des  westrheini- 
schen Cleve,  leitete  aber  auch  zugleich  die  mit  Neuburg  in  einer  Weise 
ein,  welche  zu  einem  raschen  Bruch  mit  dem  Pfalzgrafeu  führen  musste^^). 
Selbst  die  Landstände,  welchen  er  jetzt  ebenso  energisch  und  schroff  wie 
im  vorigen  Jahre  milde  und  höflich  entgegentrat''"),  schienen  von  den  plötz- 
lichen Rüstungen  überrascht  worden  zu  sein.  Die  märkischen  erklärten 
sich  nach  längerem  Streuben  zum  theilweisen  Unterhalt  der  Truppen  bereit, 
und  die  clevischen  wussten  vorerst  kein  besseres  Mittel,  sie  los  zu  werden, 
als  abermals  eine  Deputation  nach  Königsberg  zu  senden,  um  als  Preis 
der  Einstellung  der  Werbungen  und  der  Abführung  der  Truppen  ihre  Schul- 
dentilgungsanerbietungeu  von  1641,  freilich  auch,  wenn  gleich  in  milderer 
und  vorsichtigerer  Form,  die  Forderung  auf  stricte  Anerkennung  und  Beob- 
achtung ihrer  Privilegien  zu  stellen.  Um  den  Erfolg  dieser  Deputation  zu 
erleichtern,  entschlossen  auch  sie  sich,  wenn  auch  nicht  ohne  scharfen  Druck 
seitens  Norprath's,  zu  wiederholten  Steuerbewilligungen. 

Bereits  anders  wie  im  J.  1641  konnte  der  Kurfürst  jetzt  den  landstän- 
dischen Deputirten  gegenübertreten.  Er  wies  ihr  Pochen  auf  Anerkennung 
ihres  Rechts,  nicht  ohne  ihre  Zustimmung  Truppen  im  Laude  halten  zu 
dürfen,  auf  Durchführung  des  Privilegs  von  1501  entschieden  ab;  er  er- 
klärte, dass  der  Zweck  der  Truppen  zum  Schutze  von  Cleve-Mark,  zum 
Nutzen  der  Landstäude  selbst  die  Abwendung  fremder  Einquartierung  und 
Contributionen  sei;  dass  er  zur  Besetzung  der  geräumten  clevischen  Orte, 
den  Staaten  wie  den  Hessen  gegenüber,  sich  habe  verpflichten  müssen;  dass  er 
einer  Heeresmacht  in  den  augenblicklichen  Zeitverhältnissen,  wo  „sein  Staat 
gleichsam  in  der  Balance  stehe,  und  der  Ausschlag  dessen  hohes  Aufneh- 
men, oder  äussersten  Ruin  und  Untergang  sein  werde'',  gar  nicht  entbehren 
könne.  Aber  er  stellte  doch  eine  Erledigung  ihrer  Gravamen  durch  seine 
baldige  persönliche  Anwesenheit  in  Cleve  in  Aussicht,  und  suchte  und  hoffte 
durch  dieselbe  die  Stände  zu  einer  ferneren  Bewilligung  der  Mittel  für  die 
Truppen  zu  bewegen.     Darin  aber  irrte  er  wie  Norprath. 

Die  clevischen  Ijandstände  glaubten  mit  jener  Deputation  an  den  Kur- 
fürsten und  den  Anerbietungen  derselben  das  Aeusserste  für  den  Versuch 
einer  Einigung  mit  dem  jungen  Kurfürsten  gethan  zu  haben.  Die  ostrhei- 
nischen Hauptstädte,  welche  die  bernsauische  Partei  unter  der  clevischen 
Ritterschaft  nur  mit  Mühe  zu    diesem    letzten  Einigungsversuch    bewogen 


3^)  Unter  dem  24.  Januar  1644  ertheilte  ihm  der  Kurfürst  Auftrag  zur  „Wer- 
bung einiges  Fussvolks  in  unseren  niederländischen  Landen". 

3ö)  Vgl.  Pufendorf  p.  42  und  Bd.  IV  der  Urk.  u.  Actenst.  p.  53  p.  150  u.  ff. 

'*")  Wüsthaus  berichtet,  dass  er  fortwährend  den  Ständen  gegenüber  den 
Wahlspruch  im  Munde  geführt:  „princeps  qui  non  habet  miles  (milites)  non  est 
princeps'',  und  dann  hinzugefügt  habe:  „dass  es  närrische  Fürsten  wären,  welche 
an  ihre  Untertlianen  Privilegia  geben  thäten". 
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hatte,  richteton  jetzt  ihre  Blicke  und  Schritte  offen  nach  dem  Haag.  Beide 
Parteien  und  selbst  die  katholische,  denen  jedes  Mittel,  des  Kurfürsten  Re- 
giment zu  schwächen,  recht  war,  rechneten,  nachdem  sie  den  Staaten  den 
Beweis  ihrer  Langmuth,  aber  auch  der  gemeinsamen  Gefahr,  welche  ihnen 
und  den  Ständen  durch  ein  militärisches  absolutes  Dominat  des  Kurfürsten 
in  Cleve  drohe,  glaubten  geliefert  zu  haben,  fest  auf  den  Schutz  ihrer  Pri- 
vilegien durch  die  Generalstaaten;  sie  durften  es  mit  Recht  nach  dem  bis 
dahin  bewiesenen  beharrlichen  Streben  derselben,  eine  starke  brandenburgi- 
sche Macht  am  Rhein  nicht  aufkommen  zu  lassen;  auch  sollten  sie  sich 
jetzt  darin  nicht  täuschen.  Vergeblich  versuchte  der  Kurfürst  durch  die 
Sendungen  Ewald's  von  Kleist,  Alhard  Philipp's  von  derBorch*^) 
und  Johann's  von  Boineburg  an  die  Generalstaaten  und  die  einzelnen 
Provinzen,  dieselben  von  einer  Unterstützung  der  ständischen  Opposition  in 
Cleve  abzuhalten.  Die  durch  den  spanischen  Krieg  und  das  klage  massige 
Verhalten  wie  das  geistige  Ueberge wicht  des  Prinzen  Friedrich  Hein- 
rich von  Oranien  seit  Jahrzehenten  niedergehaltene  anti-oranische  Partei  in 
den  Niederlanden  begann  mit  dem  Alter  desselben  und  der  Aussicht  auf 
den  Frieden  sich  von  Neuem  zu  regen  und  zu  erstarken.  Der  Plan  einer 
Familienverbindung  zwischen  zwei  so  aufstrebenden  ehrgeizigen  jungen  Für- 
sten, wie  Friedrich  Wilhelm  und  Wilhelm  von  Oranien,  dem  Sohn 
des  alternden  Friedrich  Heinrich,  waren,  rief  die  grösste  Besorgniss 
bei  ihr  wach.  Die  Häupter  dieser  anti-oranischen  Partei  waren  die  hervor- 
ragenden Patricierfarailien  der  reichen  einflussreichen  Städte  Hollands,  der 
Schatzkammern  der  Niederlande.  Sie  hatten  stets  die  eifrigsten  Sympathien 
für  die  clevischen  Stände,  namentlich  die  clevischen  Städte  und  deren  mög- 
lichste Unabhängigkeit  von  ihrem  Landesherrn  bewiesen;  sie  waren  es,  wel- 
che nicht  müde  wurden,  die  politische  und  mercantile  Bedeutung,  welche  die 
dauernde  Besetzung  der  clevischen  Städte  für  die  vereinigten  Provinzen  als 
deren  „Barrieren"  hätten,  hinzuweisen.  Unter  dem  Vorwand  eines  derartigen 
äusserst,  engherzigen  und  nicht  einmal  wirklich  begründeten  niederländischen 
Interesses  an  ein  Niederhalten  des  brandenburgischen  Regiments  in  Cleve 
verbargen  sie  ihren  Hass  gegen  jede  Art  fürstlichen  Regiments,  gegen  das 
^absolute  Dominat",  ihre  Furcht  vor  demselben  innerhalb  des  eigenen  Staats 
wie  an  der  Grenze  desselben;  eiu  Hass,  der  sie  stets  geneigt  gemacht 
hatte,  die  Opi)().->ition  der  clevi.-^chcn  Stände  gegen  ihren  Landesherrn  zu 
fördern. 

Die  ostrheini.^chen  Hauptstädte,  und  durch  sie  die  clevischen  Stände, 
hatten  für  ihre  intimen  Beziehungen  zu  die.-eu  Kreisen  eiu  Organ  gefunden, 
das  ganz  und  in  jeder  Beziehung  von  dem  Geiste  derselben  durchdrungeu 
und  beherr>clit  war.  Kh  war  jener  für  Ik'förderung  der  „Tiibertät*,  für 
ständische    Seibstherrlichkeit   und    städtische   Autonomie    unermüdlich,    und 


*')  Vgl.  Urk.  u.  Acttnat.  IV  p.  58  ff.  und  III  p  6  fl*.  Alhard  Philipp 
..  il.  Burch  7.U  Lunguntrucr,  ein  märkischer  Kdidmunn,  war  lG-i2  aus  lippeschen 
III  brandenburgischu  Dienste  getruten  und  /.um  geh.  UugicrungHruth  in  Cleve  er- 
uannt.  Pal  and  zu  (Ji-ppel  wnr  Mit^litMl  d<T  Stniitm  von  (irlderland,  aber  auch 
clevit«ch<'r  Kii)ui:irtii')tnll. 
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man  kann  sagen,  leidenschaftlich  thätige  Leo  van  Aitzema,  im  Haag 
Resident  der  deutschen  Hansestädte,  der  ostfriesischen,  der  clevischen  und 
jülich-bergischen  Stände  und  der  Städte  Münster  und  Emden,  und  stets 
bereit,  auch  die  Interessen  aller  anderen  gegen  die  Reichs-  oder  Landes- 
obrigkeit opponirenden  deutschen  Städte  und  Landstände,  welche  bei  der 
niederländischen  Republik 'Schutz  ihrer  Libertät  suchen  wollten,  in  diesem 
Sinne  dort  zu  vertreten.  Er  gehörte  zu  jener  im  iTten  Jahrhundert  zahl- 
reichen Classe  von  einflussreichen  Halbdiplomaten  oder  richtiger  diploma- 
tisch thätigen  Publicisten,  welche  mehr  als  Geschäftsageuten  und  Anwälte, 
wie  als  Orgaue  des  internationalen  Verkehrs,  in  dem  Staate,  dem  sie  an- 
gehörten, auswärtige  Interessen  vertraten,  hauptsächlich  durch  ihre  per- 
sönlichen Verbindungen  zu  den  leitenden  Staatsmännern,  mehr  auf  krummen 
und  dunkeln  Wegen,  als  im  offenen  politischen  Verkehr  von  Staat  zu  Staat 
wirkten.  Aitzema  war  trotzdem  kein  unbedeutender  Mann,  vielfach  ge- 
bildet und  unterrichtet,  gewandt  im  persönlichen  und  schriftlichen  Verkehr, 
wie  kein  anderer  mit  den  Menschen  und  Verhältnissen  in  den  Niederlanden 
bekannt,  jedenfalls  kein  geringer  Gegner  des  Kurfürsten  Friedrich  Wil- 
helm, den  er,  vielleicht  durch  Nichtachtung  verletzt,  persönlich  gehasst  zu 
haben  scheint,  und  gegen  den  und  ein  näheres  freundschaftliches  Verhält- 
niss  desselben  zu  den  Generalstaaten  er  25  Jahre  zum  Theil  mit  nicht  un- 
bedeutendem Erfolg  thätig  war.  In  dieser  Richtung  hat  er  auch  bei  den 
Generalstaaten  und  namentlich  bei  der  Provinz  Holland  und  der  anti- 
oranischen  Partei  unablässig  für  eine  rücksichtslose  energische  Förderung 
der  clevischen  Ständeopposition  geworben,  und  die  politischen  Zustände 
und  Parteiverhältnisse  in  den  Niederlanden,  wie  die  Persönlichkeit  der  dor- 
tigen Parteiführer  und  Staatsmänner  dieser  Zeit  boten  ihm  Handhabe  und 
Gelegenheit  genug  dazu*"^). 

Offenbar  die  Gestaltung  dieser  inneren  Parteiverhältnisse  in  den  Nie- 
derlanden ist  es  gewesen,  welche  den  Kurfürsten  Jahrzehente  lang  um  die 
günstige  Wirkung,  welche  er  für  seine  Politik  von  einer  Farailienverbindung 
mit  dem  oranischen  Hause  gehofft  hatte,  so  gut  wie  ganz  brachte,  beson- 
ders aber  auch  eine  Ueberwindung  der  ständischen  Opposition  in  Cleve- 
Mark  so  sehr  erschwerte.  In  demselben  Augenblicke,  wo  diese  oranische 
Heirath  festgestellt  wurde,  und  der  Kurfürst  mindestens  dadurch  seine 
Stellung  in  den  rheinischen  Landen  glaubte  verbessern  und  befestigen  zu 
können,  gelang  es  der  anti-oranischen  Partei,  die  Generalstaaten  zu  einem 
gewaltthätigen  Einschreiten  gegen  die  Erhebung  der  von  den  clevischen 
Ständen  nicht  bewilligten  Contributionen  für  die  kurfürstlichen  Truppen  zu 
bewegen. 

Seit  der  Erfolglosigkeit  ihrer  zweiten  Deputation  an  den  Kurfürsten 
hatten  die  clevischen  Landstände  weitere  Steuern  entschieden  verweigert. 
Die  clevische  Regierung,  nicht  mehr  im  Stande  andere  Mittel  zum  Unterhalt 


^2)  Vgl.  über  Aitzema,  seine  Thätigkeit  und  Schicksale  Droysen  „zur 
Quellenkritik  der  deutschen  Geschichte  des  17ten  Jahrhunderts",  in  Bd.  IV  der 
Forschungen  zur  deutschen  Geschichte,  und  C.  F.  Wurm,  Studien  über  Poppius 
uud  Leo  V.  Aitzema  im  hamburger  Gymnasialprogramm  von  1854:. 
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der  Truppen  aufzutreiben,  war,  um  diese  des  Kurfürsten  Befehl  gemäss  zu- 
sammen zu  halten,  genöthigt  gewesen,  Zwangscontributionen  zu  erheben; 
verlor  dann  aber,  der  heftigen  ständischen  Opposition  und  dem  drohenden 
Einschreiten  der  staatischen  Garnisonen  gegenüber,  völlig  den  Kopf.  Sie 
wusste  schliesslich  keinen  anderen  Ausweg  aus  den  sich  häufenden  Schwie- 
rigkeiten als  eine  Einigung  mit  den  Ständen,  selbst  um  den  Preis  der  Trup- 
peneutlassung,  und  rieth  dem  Kurfürsten  dringend  dazu.  Auf  ihre  Veran- 
lassung unternahm  Bernsau  in  seiner  Eigenschaft  als  ausserordentlicher 
clevischer  Kath  nochmals  einen  Vermittlungsversuch  erfolglos,  weil  sowohl 
der  Kurfürst  nicht  gewillet  war,  jenen  Preis  zu  bewilligen,  als  auch  seine 
eigene  Partei,  schon  zu  tief  in  die  äusserste  Opposition  hineingerissen,  ihn 
im  Stich  Hess.  Selbst  Norprath  war  der  Opposition  der  Stände  nicht 
mehr  gewachsen;  vielleicht  sah  er  sie  selbst  nicht  ganz  ungern  als  ein 
Mittel,  den  Kurfürsten  zu  dem  von  ihm  so  sehr  gewünschten  Bruch  mit 
dem  Pfalzgrafen  zu  treiben;  unablässig  rieth  er  dazu  als  dem  einzigen  Wege, 
die  clevischen  Stände  zu  beruhigen,  die  Truppen  zusammenzuhalten  und 
dem  Kurfürsten  rasch  zu  einer  starken  Position  am  Khein  nach  Innen  und 
Aussen  zu  verhelfen''^. 

Die  offene  Widersetzlichkeit  der  Ijandstände,  die  Unterstützung  der- 
selben durch  die  staatischen  Garnisonen  und  die  Meutereien  der  seit  Mo- 
naten unbesoldeten  brandenburgischen  Truppen  drohten  im  Herbste  1646 
anarchische  Zustände  im  Clevischen  herbeizuführen.  Der  Kurfürst  eilte  per- 
sönlich nach  dem  Rhein,  die  Dinge  nach  Innen  und  Aussen  wieder  in  Ord- 
nung zu  bringen.  Er  hoffte  durch  seine  Vermählung  mit  der  oranischen 
Prinzessin  und  sein  persönliches  Erscheinen  im  Haag  den  Ständen  die  staa- 
tische Hilfe  zu  entziehen,  sie  so  zu  einer  Steuerbewilligung  für  den  Unter- 
halt seiner  Truppen  zu  bewegen,  irgend  ein  Abkommen  mit  ihnen  zu  treffen, 
um  ihrer  Opposition  die  gefährlichste  Spitze  zu  nehmen;  aber  auch  die 
General  Staaten  zu  einer  ihm  günstigen  Entscheidung  der  jülichschen  und 
pommerschen  Angelegenheit,  oder  doch  einer  derselben  zu  bestimmen.  Es 
sollte  ihm  nicht  gelingen,  auch  nur  eine  dieser  inneren  und  äusseren  politi- 
schen Fragen  zu  einer  Lösung  nach  seinen  Wünschen  zu  bringen.  Die 
ihm  in  Clevc-Mark  wie  in  den  Niederlanden  widerstrebenden  Mächte  zeigten 
sich  stärker,  als  er  vermuthet  hatte.  Drei  Jahre  käm})fte  er  recht  eigentlich 
persönlich  mit  äusserster  Zähigkeit  gegen  sie  an;  er  musste  Schritt  vor 
Schritt  vor  ihnen  weichen,  und  zu  diesem  Rückzüge  ward  er  hauptsächlich 
urch  die  Gestaltung  der  Parteiverhältnisse  in  den  Niederlanden  und  deren 
lünfluss  auf  das  Verhalten  der  Landstäiidc  in  Cleve-Mark  gezwungen. 

Er  fand  in  Cleve  eine  geschlossene  zähe  Opposition  der  Landstände, 
im  Uaag  den  Prinzen  von  Oranien  auf  dem  Sterbelager,  den  Einfluss  der 
zur  EinKt(fllung  aller  kriegerischen  UntJ'rnchmungcn  driingenilen  anti-orani- 
schen  Partei  im  Steigen,  deren  Neigung,  den  clevischen  Ständen  zur  Re- 
iiiiuptung  ihrer  Privilegien  zur  Seite  zu  Htchcn.    \'>ii   grosHem  Einflüsse  auf 

*')  Vgl.  Utk.  u.  Acteust.  Bd.  IV  p.  149.     I)«r  Kinmarflch  der  brandenbnrgi- 
I  lien  Truppen   in   das  Hergischo   orfulgtu  dann   muh  dum   KintrofTun   Jus  Kur- 
..irstcn  am  ItLoin  im  November  UHU. 

Miller,  iiir  Getch.  tl.  (ir.  Kurriinien.  V.  '^ 
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die  Eutschlüsse  der  Geiieralstaateii.  Die  Jülich  -  bergiseheii  Stände,  statt 
sich  ihm  anzuschliessen,  machten  gemeinsame  Sache  mit  den  clevischen  zum 
Schutze  ihrer  Freiheiten  beiden  possidirenden  Fürsten  gegenüber.  Er  musste 
sich  entschliessen,  mit  dem  Pfalzgrafen  einen  neuen  Pro visional vergleich  zu 
schliessen,  wenig  vortheilhafter  für  ihn,  als  der  von  1629.  Auch  in  der  pom- 
merschen  Frage  Hessen  ihn  die  Niederlande  im  Stich ;  der  junge  Prinz  von 
Oranien  vermochte  nicht  den  Widerstand  Hollands  gegen  alle  weiteren  po- 
litischen Verwicklungen,  den  Wunsch  nach  Frieden  um  jeden  Preis  zu 
überwinden;  nicht  einmal  eine  Defensivallianz  mit  den  Generalstaaten  konnte 
Friedrich  Wilhelm  trotz  dreijähriger  zum  Theil  persönlicher  Verhand- 
lungen zu  Stande  bringen;  die  neu  aufkommende  anti-oranische  Partei,  in 
immer  erbittertere  Kämpfe  mit  dem  jungen  Prinzen  verwickelt,  wusste 
alle  Versuche  scheitern  zu  lassen.  Und  nicht  minder  verderblich  war  der 
Einfluss  derselben  Partei  auf  das  Verhalten  der  clevischen  Stände,  ihm  ge- 
genüber, die  ihrerseits  wiederum  Alles  aufboten,  um  die  Generalstaaten  an 
einer  aufrichtigen  Annäherung  an  den  Kurfürsten,  an  einer  Räumung  der 
clevischen  Plätze  zu  verhindern'**).  Die  nachfolgenden  Acten  bieten  eine 
Fülle  von  Nachrichten  über  des  Kurfürsten  dreijähriges  Ringen  mit  den 
Landständen  von  Cleve-Mark,  die  Stellung  seiner  vornehmsten  Räthe:  ßurgs- 
dorf's,  Schwerin's,  Horn's,  des  Grafen  Johann  Moritz  von  Nassau, 
des  alten  in  den  ständischen  Angelegenheiten  von  Cleve-Mark  vor  Allem 
bewanderten  Er asmus  Seidel,  zu  den  einzelnen  Vorgängen  und  Wendun- 
gen dieses  oft  mit  gegenseitiger  persönlicher  Leidenschaftlichkeit  geführten 
Kampfes  zwischen  ständischer  Selbstherrlichkeit  und  landesherrlicher  Hoheit. 
Auch  für  das  Verhalten  der  Generalstaaten  und  der  niederländischen  Par- 
teien, dem  Kurfürsten  wie  den  Ständen  gegenüber,  geben  sie  mannigfache 
Aufklärung;  nur  auf  ein  in  ihnen  nur  kurz  berührtes  eigenthümliches  Mittel 
der  Kämpfenden,  dieses  Verhalten  zu  ihren  Gunsten  zu  bestimmen,  sei  hier 
noch  hingewiesen,  wir  meinen  die  beiderseitigen  Bestrebungen,  die  öffent- 
liche Meinung  in  den  Niederlanden  durch  die  Presse  zu  gewinnen. 

In  keinem  Lande  Europas  war  damals  die  publicistische  Thätigkeit  in 
den  politischen  inneren  und  äusseren  Tagesfragen  bereits  so  organisirt  und 
so  wirksam,  wie  in  den  Niederlanden.  Es  erklärt  sich  dies  ebenso  sehr  durch 
die  vorgeschrittenen  Culturzustände,  wie  durch  die  politische  und  mercantile 
Bedeutung  und  die  Institutionen  der  Republik.  Statt  der  heutigen  journa- 
listischen Presse,  die  damals  auch  dort  erst  in  den  ersten  Anfängen  sich 
befand,  suchten  die  sich  bekämpfenden  Parteien  durch  eine  sehr  umfang- 
reiche und  vielseitige  Broschürenlitteratur  auf  die  öffentliche  Meinung  ein- 
zuwirken. Selbst  die  auswärtigen  Mächte,  Fürsten  und  Staatsmänner  ver- 
schmähten nicht,  auf  diese  Weise  in  den  Niederlanden,  dem  damaligen  grossen 
Büchermarkt  und  immer  noch  zum  Theil  politischen  und  mercantilen  Schwer- 
punkt Europas,  für  ihre  politischen  Interessen  zu  werben;  die  Ansicht  der 
Gebildeten  und  Gelehrten,  der  leitenden  Politiker  und  der  politischen  Par- 
teien in  den  Niederlanden  wie  im  übrigen  Europa  für  sich  und  ihre  Sache 


^'*)  Vgl.   die   desfallsigen  Instructionen    der  Stände   an  Aitzema   aus   den 
Jahren  1647-1648. 
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zu  gewinnen.  Auch  Kurfürst  Friedrich  Willielm  hat  dieses  Mittel  häufig 
angewaudt,  und  namentlich  mussten  ilm  seine  wie  der  cleve  -  märkischen 
Stände  rege  Beziehungen  zu  den  dortigen  leitenden  Staatsmännern  und 
Parteien  dazu  veranlassen,  zumal  einer  seiner  erbittertsten  Gegner  daselbst, 
lico  van  Aitzema,  der  Resident  der  Stände,  diese  litterarische  Wafle 
mit  einer  seltenen  Gewandtheit  und  Rührigkeit  zu  handhaben  verstand. 
Ausser  den  Missiven  und  Memorialen,  welche  Aitzema  im  Namen  der 
Landstände  den  Generalstaaten  überreichte,  und  die  er  meist  sofort  zur 
Vertheilung  an  die  einzelnen  Mitglieder  derselben  wie  an  die  Staaten  der 
einzelnen  Provinzen  drucken  Hess,  und  von  denen  eine  beträchtliche  Anzahl 
in  seinem  grossen  historischen  Werke:  Saken  van  Staat  en  oorlog  mitge- 
theilt  sind,  erschienen  in  den  Jahren  1646 — 1666  noch  viele  theils  von  ihm, 
theils  von  den  Syndici  der  clevischen  Stände  geschriebene  holländische 
Broschüren,  in  welchen  sie  das  grössere  Publicum  der  Niederlande  in  po- 
pulärer Darstellung  für  die  Sache  der  Stände  und  deren  Kampf  um  die 
^Ijibertät"  gegen  das  „absolute  Dominat"  des  Kurfürsten  zu  gewinnen 
suchten.  Der  Kurfürst  hat  auf  die  Meisten  derselben  in  gleicher  Weise 
zum  Zweck  der  Gegenwirkung  antworten  lassen;  es  ist  leider  nicht  mehr 
nachzuweisen,  aus  wessen  Feder  diese  Entgegnungen  in  den  Jahren  1646 
bis  1649  hervorgegangen  sind*^). 

Der  Verlauf  und  das  Ende  dieses  dreijährigen  Ringens  mit  den  cleve- 
märkischen  Ständen  entsprach,  wie  bemerkt,  trotz  aller  im  Laude  selbst 
wie  in  den  Niederlanden  gemachten  Anstrengungen  des  Kurfürsten  nicht 
seinen  Erwartungen  und  Wünschen.  Wie  in  den  äusseren,  so  auch  in  den 
ioneren  politischen  Fragen  erreichte  er  trotz  aller  persönlichen  Tüchtigkeit 
in  diesen  seinen  ersten  10  Regierungsjahren  keineswegs  alle  die  Ziele,  die 
er  sich  gestellt  hatte.  Die  Kräfte,  die  sich  ihm  entgegen  stemmten,  waren 
zu  mächtig,  um  mit  einem  Anlauf  überwunden  werden  zu  können,  die  Zeit- 
verhältnisse zu  ungünstig,  die  Nachwirkung  des  schwachen  Regiments 
<Jeorg  Wilhelm's,  die  Zerfahrenheit  der  politischen  und  Zerrüttung  der 


*^)  lu  den  Noten  zu  den  Acten  ist  auf  den  Inhalt   einiger  dieser  Streitbro- 
schüreu    aufmerksam    gemacht.     Üie    bedeutendsten   für   diesen   Abschnitt   sind: 
Die  Vorrede  («der  Drucker  tot  den  Leser")  zu  der  VeröfTentlichuug  des  Schreibens 
der  clevischeD  Stände  an  die  Regierung  und  ihres  Contradictionspatents  v.  13.  Au- 
gust 164<i.  —  Die  „Refutatie  op  on  tegen  sekero  propositien  door  Alart  Philipp 
d.  Horch  onlangst  gedaen,  Haag  1647".  —  Aitzoma's  „Missive  gesondeu  aen  h. 
.  .M.  de  heoren  staten-general  van  wogens  de  Cleefsche  Landstenden  gepresenteert 
20.  Mai  1647".  —  Als  Widerlegung  des  Kurfürsten  der  „Cleefsche  Patriot",  Wesel 
1647,  und   „het  Cleefsche  Privileeg".  —    Die   Antwort    der  Stünde    darauf  von 
itzema:  „Ootdeckiog  van  den  valschen  Cleefschcn  Patriot,  Haag  1647",  und 
:idlich  Aitzema* 8  merkwürdiger:    „Korto  Bericht  waerom  haer  llo.  Mo.  recht 
bbon  de  (y'leofscht;  steden  beset  te  houden*  (wieder  abgedruckt  in  seinen  „Saken 
II  oorlog"  III  p.  1H2).  Mit  Ansnalime  des  „('leefschen  Privileg**  und  der 
ift  auf  diese  Broschüre  befinden  sich  dieselben  siimmtlich  in  der  grossen 
roschürensamndung  'collectio  Dortraniana)  der  konigl.  uiudurländ.  liibliothek  tin 
II;,,,.,    ,.;,,,.   ..,.:, .u..   }.\...,\ I.,.   r...  ,i:,.  (;,.^,,),j,.),,,.  ,),..    ^7.....    ?;t|irhundert«. 
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finanziellen  Verhältnisse  in  seinen  Landen  waren  zu  stark,  um  in  wenigen 
Jahren  beseitigt  werden  zu  können'''^). 

Friedrich  Wilhelm  musste  in  vielen  und  wesentlichen  Punkten  den 
Forderungen  der  Stände  nachgeben,  ihre  Privilegien  in  einem  Umfange  an- 
erkennen, der  sein  Regiment  in  Cleve-Mark,  den  Besitz  dieser  Lande  noch 
immer  sehr  fraglich  und  unsicher  machte.  Er  musste  nach  fast  anderthalb- 
jährigem Streuben  einen  Theil  seiner  Truppen,  statt  sie  zu  vermehren,  ent- 
lassen, den  anderen  wenigstens  aus  Cleve  abführen;  die  Schwierigkeit,  sie 
ohne  Steuern  im  Lande  zu  erhalten,  die  Nothwendigkeit,  bei  der  Verwei- 
gerung derselben  auch  die  letzten  noch  übrigen  Domaineneinkünfte  zu  ver- 
pfänden''^) und  der  so  unvermeidliche  völlige  Ruin  der  Finanzen  lähmte 
des  Kurfürsten  Politik  im  hohen  Grade.  Seine  finanzielle  und  militärische 
Schwäche  nöthigte  ihn  ebenso  wie  der  Mangel  an  zuverlässigen  Alliirten, 
alle  Pläne  zur  Erlangung  des  gesammten  Pommerns  wieder  fallen  zu  las- 
sen. Weder  gegen,  noch  mit  Schweden,  noch  durch  eine  dritte  Partei 
konnte  er  in  diesem  gelähmten  Zustande  entscheidend  zwischen  die  krieg- 
führenden Mächte  treten''^);  er  musste  mit  einer  sich  durch  dieselben  müh- 
sam hindurchschlängelnden  Neutralität  weiter  laviren  und  froh  sein,  im 
westfälischen  Frieden  noch  so  viel  zu  erreichen,  wie  er  erreichte.  Auch  in 
dem  zweiten  Hauptstreitpunkte  musste  er  den  Ständen  weichen:  alle  nicht 
im  Lande  eingeborenen  Beamten  entlassen,  die  Verpflichtung  der  im  Amte 
bleibenden  auf  dem  Landtagsabschied  zusagen.  Und  was  er  dagegen  von 
den  Ständen  erhielt:  die  sehr  verclausulirte  und  wegen  Nichterfüllung  der 
Bedingungen  stets  zu  annullirende  Zusage  einer  dauernden  Steuer  zur  Wie- 
derherstellung der  zerrütteten  Finanzen,  war  wenig  mehr,  als  eine  höchst 
unbestimmte  Aussicht  auf  eine  Zukunft,  von  der  die  Stände  mit  Hilfe  jener 
Steuerschraube  die  Erfüllung  aller  ihrer  Wünsche  hofften,  in  der  sie  auf 
Grund  des  mit  dem  Kurfürsten  in  legalster  Form  abgeschlossenen  Vertrags 
durch  dessen  Auslegung,  Ausführung  und  Handhabung  in  ihrem  Sinne  min- 
destens die  volle  territoriale  Selbstständigkeit,  die  ständische  Selbstherrlich- 
keit, einem  brandenburgischen  Regiment  gegenüber,  sich  zu  wahren  ge- 
dachten. 

Aber  wenn  auch  der  Landtagsabschied  von  1649  den  cleve-märkischen 
Ständen  die  öffentliche  vertragsmässige  Anerkennung  eines  grossen  Theils 
ihrer  beanspruchten  Privilegien  seitens  des  Kurfürsten  brachte,  er  gewährte 
ihnen  doch  an  sich  selbst  und  vorerst  noch  lange  nicht  das,  was  sie  bereits 
beansprucht  und  erstrebt  hatten,  namentlich  kein  directes  ständisches  Re- 


•*ß)  Schon  unter  dem  2.  Januar  1646  hatte  der  Kurfürst  das  märkische  Amt 
Wetlar  an  den  Grafen  Johann  zu  Öayn -Wittgenstein  für  40,000  Thir.  verpfän- 
det, in  den  J.  1646  — 1649  wurden  im  b'anzen  noch  400,000  Thlr.  auf  die  cleve- 
märkischen  Domaiueu  aufgenommen.  (Werner  Wilh.  Blaspeil's  Bericht  an 
den  Fürsten  Moritz  v.  Nassau  v.  23.  December  1662.)  Die  Domainenschulden 
hatten  1649  bereits  die  enorme  Summe  von  mehr  als  anderthalb  Millionen  Thaler 
erreicht,  ungerechnet  die  hoefyser'sche  Schuld,  während  die  Domaineneinkünfte 
damals  kaum  50,000  Thlr.  betrugen. 

*')  Vgl.  Droysen  Gesch.  d.  preuss.  Politik  III  Abth.  I  p.  317,  321,  328  fi". 
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giment,  keine  Vollmacht  und  Autorität,  dasselbe  im  Namen  desselben  zu 
führen,  mit  auswärtigen  Mächten  zu  unterhandeln,  nicht  einmal  eine  Theil- 
uahme  am  Regiment,  ein  Condominat.  Grade  das  war  es,  was  sie  wollten 
und  brauchten,  um  das  brandenburgische  Regiment  ganz  los  werden  zu 
können,  und  grade  das  hatte  der  Kurfürst  ihnen  energisch  versagt.  So 
grosse  Zugeständnisse  er  ihnen  auch  gemacht  hatte,  es  war  darunter  kein 
einziges,  was  an  sich  seine  landesherrlichen  Rechte  in  Frage  stellte,  seine 
landesfürstliche  Hoheit  ernstlich  beeinträchtigte  und  gefährdete,  vorausge- 
setzt, dass  die  Landstände  sich  wirklich  damit  begnügen,  keinen  Missbrauch 
in  ihrer  Auslegung  und  Verwendung  treiben  wollten.  So  ausgedehnt  die 
Befugnisse  auch  waren,  die  er  ihnen  eingeräumt  hatte,  sie  hielten  die  Stände 
doch  immer  noch  in  der  Stellung  von  Vasallen  und  Unterthanen.  Der  Kur- 
fürst hatte  auch  in  Cleve  wie  in  den  Marken  den  Plan  im  Auge,  die  Au- 
tonomie und  Selbstherrlichkeit  der  Landstände  nach  Unten  hin  als  die 
Grundlage  einer  neuen  Ordnung  der  Dinge,  als  obrigkeitliche  Gewalten  zu 
erhalten  und  zu  benutzen;  sie  sollten,  unter  der  Controle  der  staatlichen 
Macht  stehend,  statt  sich  dieser  zu  bemächtigen,  statt  sich  in  deren  Func- 
tionen einzumischen,  deren  untere  Organe,  die  nur  in  gewissem  Grade  für 
die  unteren  communalen  Kreise  selbstständigen  Obrigkeiten  bleiben;  aber 
diese  Befugnisse  sollten  ihnen  nur  um  den  Preis  jeder  Einmischung  in  den 
Bereich  landesfürstlicher  Hoheit,  in  die  eigentlich  politische  Sphäre  gewährt 
werden*"). 

Vor  Allem  so,  nicht  nur  als  finanzielle  Nothmaassregel,  sondern  als 
blosse  Gunstbezeugung  zur  Gewinnung  von  Stimmen  in  den  ritterschaftlichen 
Coporationen,  als  Mittel,  die  compacte  Opposition  der  Stände  zu  brechen,  sie 
zu  spalten,  erklärt  sich  des  Kurfürsten  umfangreiche  Verleihung  von  Juris- 
dictionsrechten  an  den  cleve-märkischen  Adel,  die  eine  so  bedeutende  Rolle 
in  den  ständischen  Verhandlungen  von  1646 — 1649,  ein  sehr  beachtenswer- 
thes  Zwischenspiel  bilden.  Er  wollte  ernstlich  den  Adel  zum  Träger  der 
communalen  Gewalt  auf  dem  platten  Lande  machen,  wie  das  Patriciat  in 
den  Städten  es  längst  war,  die  Ritterschaft  zu  ähnlichen  obrigkeitlichen 
Organen,  wie  die  Magistrat  ein  den  Städten;  aber  wenn  er  sich  in  den  neuen 
Jurisdictionsverleihungen  alle  Rechte  und  Prärogative  der  Landeshoheit 
und  des  fürstlichen  Regiments  vorbehielt*'),    den  wenigen  schon  in  Cleve 


*")  Vgl.  Droysen  Geschichte  d.  preuss.  Politik  Bd.  III  Abtheil.  II  p.  166, 
wo  diese  AuffaHHuiiK'  und  Absicht  des  Kurfürsten  bezüglich  des  den  Ständen  der 
Marken  1653  gewährten  Hecesses  charukterisirt  ist.  Ganz  ähnlicheD  Bestrebun- 
""n  begegnen  wir  am  Rhein. 

*')  in  jedem  ein/.elnen  Belehnungsbrief  wird  dieser  Vorbehalt  unter  Aufzäh- 
lung der  einzelnen  Beschränkungen  der  verliehenen  Jurisdiction  ausdrücklich  ge- 
macht. Durch  eine  Verordnung  vom  24.  Juli  164H  wurden  alle  kurfürstlichen 
Beamten  angewiesen,  strenge  darüber  ym  wachen,  «lass  üic«  „Unterthanen"  sich 
keinerlei  Einmischung  in  die  lloheitsrechte,  die  Crimiualjustizpflege ,  die  Bo- 
iierung  und  die  landosherrlichoD  Oomanialoiukünrte  und  Hechte  erlaubten, 
und  nicht  zu  dulden,  dass  Brüchtenstrafon  vor  der  Revision  der  Urthoile  er- 
hoben, oder  dass  Jemand,  der  an  das  kurfürstl.  Obergericht  appolliro  oder  sich 
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und  Mark  bestehenden  Unterherrliehkeiten  alle  Rechte,  die  in  dieses  Gebiet 
übergriffen,  kurzweg  nahm,  so  ist  das  weitere  und  eigentliche  Ziel,  das  er 
mit  diesen  Jurisdictionsverleihungen  im  Auge  hatte,  klar  und  scharf  be- 
zeichnet. In  dieser  Richtung  glaubte  er  an  die  Möglichkeit  einer  dauern- 
den Vereinbarung  und  aufrichtigen  Verständigung  mit  den  Ständen,  einer 
Ausgleichung  zwischen  dem  alten  ständischen  und  dem  neuen  staatlichen 
Wesen,  dem  alten  Rechte  und  der  neuen  Ordnung;  war  ihm  der  Landtags- 
abschied von  1649  ein  durchaus  aufrichtig  gemeinter  Versuch  dazu,  ein 
freilich  zunächst  nur  provisorischer  Abschluss  des  dreijährigen  Kampfes, 
der  aber,  wenn  die  Landstände  wollten  und  auf  seine  Auffassung  der  Dinge 
ehrlich  eingingen,  dereinst  einen  bleibenden  Frieden  herbeiführen  konnte. 

Von  solcher  Auffassung  und  dem  Wunsche  einer  derartigen  Auseinan- 
dersetzung mit  dem  Kurfürsten  war  indessen  im  J.  1649  die  grosse  Mehr- 
heit der  cleve-märkischen  Stände,  vor  Allem  der  clevischen,  noch  weit  ent- 
fernt. Ihnen  bedeutete  der  Landtagsabschied  nur  der  Anfang  des  Sieges, 
ihnen  standen  auch  jetzt  noch,  wie  bemerkt,  nur  die  alten  Ziele  und  Be- 
strebungen, das  Abschütteln  des  brandenburgischen  Regiments,  ein  selbst- 
ständiges Regiment  der  Stände,  sei  es  in  der  Form  der  „Staaten Verfassung'', 
sei  es  in  möglichst  autonomer  Unabhängigkeit  der  einzelnen  Herren  Stände, 
der  Städte  wie  der  „Herrlichkeiten",  vor  Augen.  Allerdings  das  praktische 
Resultat  hatte  die  Verleihung  der  letzteren  an  den  Adel,  dass  sie  Städte 
und  Ritterschaft  vorerst  ernstlich  zu  spalten  drohte,  die  ersteren,  welche 
so  gut  wie  letztere  auf  dem  platten  Lande  begütert  waren,  und  so  gut  wie 
sie  dasselbe  zu  repräsentiren  beanspruchten,  gegen  den  „höfischen"  Adel 
erbitterte^");  auch  war  durch  die  persönliche,  Berührung  des  Kurfürsten 
mit  diesem  cleve  -  märkischen  Adel,  durch  die  den  einzelnen  Mitgliedern 
der  Ritterschaft  gewordenen  Gunstbezeugungen  und  ihre  Anstellung  im 
Hof-,  Kriegs-  und  Civildienste  der  Anfang  gemacht,  die  geschlossene  Pha- 
lanx ihrer  Opposition  zu  durchbrechen,  die  ersten  Elemente  einer  Regie- 
rungspartei  zu  bilden  oder  doch  deren   Bildung  vorzubereiten.     Die  zum 


zu  Rechte  erbiete,  mit  Executionen  vor  dem  Spruch  beschwert  werde.  Scotti 
Sammlung  der  Gesetze  und  Verordnungen  in  Cleve  p.  268.  Wüsthaus  be- 
merkt in  seiner  „historischen  Beschreibung",  solche  Jurisdiction,  zu  deren  Aus- 
übung der  Inhaber  eigene  Richter,  Schreiber  und  Boten  hätte  anstellen  müssen, 
sei  nur  ein  titulus  honoris  et  oneris,  habe  aber  an  sich  selbst  nicht  viel  zu  be- 
deuten. 

5")  Vgl.  Aitzema  „Saken  van  staat  en  oorlog",  wo  er  schon  im  J.  1647  nach 
einer  längeren  Betrachtung  über  die  ,,Libertät"  „daervan  het  humeur  in  dese 
jaeren  de  overhant  hadde",  und  der  Bemerkung,  dass  das  römische  Reich  in  der 
That  mehr  eine  Republik  als  ein  principatus  sei,  mit  dem  offenbar  erst  in  weit 
späteren  Jahren  als  das  Resultat  übeler  Erfahrungen  niedergeschriebenen  höchst 
charakteristischen  Seufzer  schliesst:  „Ondertuschen  dat  in  Duitslant  ende  op  de 
frontieren  van  desen  staet  veel  wierd  gecontesteert  van  vryheit  van  rechten  ende 
,van  Privilegien;  dat  was  niet  vreemt,  want  het  in  Engelant  onder  een  Coninck 
geschiede.  Maer  wat  wast?  so  haest  als  gemant  van  die  erfvereenighde  by  den 
vorst  syn  rekening  vont,  so  was  hy  also  goet  hoofs  als  te  voor  republycks  of 
liberteyts«,  III  p.  193. 
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Theil  sehr  schroff  sich  gegenüberstehenden  Sonderinteressen  der  beiden 
ständischen  Corporatiouen ,  wie  der  einzelnen  Ritterbürtigen  und  Städte, 
welche  oft  mit  einer  unglaublichen  Selbstsucht  und  einer  fast  nur  iu  jenen 
zuchtlosen  Zeiten  möglichen  Unbefangenheit  geltend  gemacht  wurden,  er- 
leichterten dies  wesentlich.  Aber  wie  wenig  der  Kurfürst  trotzdem  die 
Opposition  der  cleve-märliischen  Landstände,  gegenüber  der  von  ihnen  sei- 
nem rheinischen  Besitz  drohenden  Gefahr,  beseitigt  hatte,  wie  wenig  er  sich 
auf  sie  verlassen  konnte  oder  sie  gar  für  eine  ernstliche  Einigung  mit  ihm 
auf  Grund  seiner  Auffassung  und  Bestrebungen  gewonnen  hatte,  darüber 
scheint  sich  Kurfürst  Friedrich  Wilhelm  bei  seiner  Abreise  aus  den 
rheinisch- westfälischen  Landen  im  Frühjahr  1650  doch  keinerlei  Illusionen 
gemacht  zu  haben. 

Er  gab  die  Zugeständnisse  von  1649,  um  endlich  einmal  zu  irgend 
einem  Abschlüsse  der  endlosen  unfruchtbaren  resultatlosen  Verhandlungen 
zu  kommen,  nach  den  Marken  und  Preussen  eilen  zu  können,  wo  seine  per- 
sönliche Anwesenheit,  den  pommerschen  und  polnischen  Verhältnissen  ge- 
genüber, dringend  noth  war;  er  gab  sie,  weil  auch  seine  einflussreichsten 
Räthe,  seine  Schwiegermutter,  die  verwittwete  Prinzessin  von  Oranien,  wie 
ihr  Sohn,  der  junge  Prinz  Wilhelm  von  Oranien,  der  eine  Erschwerung 
seines  eigenen  Parteikampfes  in  den  Niederlanden  durch  den  Übeln  Ein- 
fluss  der  ständischen  Agitation  daselbst  fürchten  mochte,  dringend  dazu 
riethen. 

Aber  wenn  der  Kurfürst  sich  entschloss,  vorerst  diesen  ungünstigen 
zwingenden  Umständen  nachzugeben,  so  dachte  er  doch  nicht  daran,  das 
Feld  den  Land>tänden  völlig  zu  räumen,  ihnen  nunmehr  in  Cleve-Mark  für 
immer  freie  Hand  zur  weiteren  Geltendmachung  und  Ausdehnung  ihrer  Pri- 
vilegien bis  zur  Erreichung  ihrer  Ziele  zu  lassen.  Sein  Rückzug  bedeutete 
keine  entscheidende  Niederlage,  nur  das  Beziehen  einer  Stellung,  wo  er 
seine  Kraft  wieder  sammeln  und  den  nächsten  Verlauf  der  Dinge  beob- 
achten und  danach  über  sein  ferneres  Verhalten  ihnen  gegenüber  entschei- 
den konnte.  In  diesem  Sinne  hatte  er  den  Rest  seines  in  den  Jahren  1644 
bis  1646  gebildeten  Heeres  1648  aus  Cleve  nur  bis  in  die  Grafschaften 
Mark  und  Ravensberg  zurückgezogen,  Hervord,  Bielefeld,  Humni  und  Lipp- 
stadt mit  ihnen  besetzt,  nachdem  die  hessischen  und  kaiserlichen  Truppen 
die  letzteren  beiden  Orte  nach  jahrelangen  vergeblichen  Verhandlungen  über 
ihre  Räumung  endlich  in  diesem  Jahre  verlassen  hatten*'),  das  Land  von 
ihren  Contributionen  befreit  ward  und  es  gelungen  war,  die  märkischen 
Landstände  wenigstens  zu  einer  vorläufigen  Beisteuer  zum  Unteriiult  dieser 
lirandenburgi.schen  üarnisonen  zu  bewegen.  In  diesem  Sinne  stellte  er  die 
nicht  in  Cleve  und  Mark  eingeborenen  Beamten,  die  er  auf  die  Forderung 
der  Stände  cntlaKsen  musste,  als  ausserordentliche  Räthe  und  (><)mmissäre 
'•der  an,  verwandte  sie  zu  seinen  gleichsam  persönlichen  Geschäften  in 
in  ^andtschaftcn,  Kriegs-  und  Domanialangelegenhciten.  In  diesem  Sinne 
behielt  er  vor  Allein  die  Dinge  in  di-n  NicMlcrlnnden,  die  Beziehungen  der 
II  Clovc-Mark  zu  ihnen   und   dem    iMalzgrafen  scharf  itu  Auge, 

V  Vgl.  Urk.  u.  ActoDit.  IV  p.  761,  H21,  H20. 
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blieb  er  im  regen  Verkehr  mit  dem  Prinzen  von  Oranien,  und  war  allem 
Anschein  nach  von  dessen  Verhandlungen  mit  Frankreich,  dessen  äusseren 
und  inneren  Vorbereitungen,  die  Partei-  und  Machtfrage  in  den  Niederlan- 
den zur  Entscheidung  zu  bringen,  unterrichtet,  ja  wahrscheinlich  selbst 
dabei  betheiligt.  Mit  einem  Worte,  er  begriff  vollkommen,  dass,  trotz  seines 
guten  Willens,  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  der  Versuch  einer  Vereinba- 
rung im  Landtagsabschied  von  1649  nicht  einmal  der  Anfang  eines  irgend- 
wie dauernden  Abschlusses  seines  Kampfes  gegen  die  ständische  Opposition 
und  deren  Bestrebungen,  nur  ein  vorübergehender  Waffenstillstand  sein 
werde,  und  er  nahm  danach  seine  militärischen  und  politischen  Maassregeln, 
seine  Position. 

An  der  Spitze  der  clevischen  Regierung  hinterliess  der  Kurfürst  als 
seinen  Statthalter  in  Cleve  und  Mark  den  Grafen  Johann  Moritz  von 
Nassau,  einen  Mann,  der  mit  den  Personen  und  Verhältnissen  am  Rhein 
und  in  den  Niederlanden  genau  bekannt  war,  dem  oranischen  Hause  nahe 
stand  und  den  Landständen,  denen  gegenüber  er  dem  Kurfürsten  bereits 
in  den  letzten  Jahren  vielfach  als  Vermittler  gedient  hatte,  keine  unange- 
nehme Persönlichkeit  war;  ihm  zur  Seite  als  ausserordentlicher  Commissär 
der  als  eine  hervorragende  Finanzcapacität  geltende  geheime  Rath  Philipp 
Hörn;  daneben  der  geschickte  und  rücksichtslose,  eben  aus  hessischem 
Dienste  gewonnene  Johann  Paul  Ludwig,  die  jungen,  aber  zuverlässigen 
und  viel  versprechenden  Räthe  Daniel  Weimann  und  Werner  Wilhelm 
Blaspeil;  sämmtlich  Männer,  deren  Wirksamkeit  und  Bedeutung  erst  im 
demnächstigen  Verlauf  der  cleve -märkischen  Angelegenheiten  hervortraten, 
und  deren  nähere  Charakteristik  daher  den  Einleitungen  der  folgenden  Ab- 
schnitte vorbehalten  bleiben  muss. 

So  weit  es  die  unfruchtbaren  Streitverhandlungen  mit  den  Landständen 
und  die  unaufhörlich  drückenden  Finanzverhältnisse,  durch  die  von  Tag  zu 
Tag  sich  hindurch  zu  winden,  nicht  minder  Zeit  und  Kräfte  in  Anspruch 
nahmen,  irgend  erlaubten,  hatte  der  Kurfürst  während  seiner  dreijährigen 
Anwesenheit  in  Cleve  schon  Manches  für  die  so  dringend  nöthige  Reorga- 
nisation der  dortigen  Verwaltung  gethan.  Es  waren  eine  Münz-,  Vormund- 
schafts-, Lohn-,  Dienst-,  Sonntags-,  Sold-,  Service-,  Einquartierungs-, 
Steuer-,  Jagd-  und  Waldordnung  erlassen,  ein  eigener,  von  dem  Regie- 
rungscollegium  abgesonderter  Justizrath  errichtet,  dessen  Dienst-  und  Com- 
petenz Verhältnisse  geordnet  worden  ^^).  Aber  noch  mehr  blieb  für  die 
Befestigung  und  Sicherung  des  kurfürstlichen  Regiments  des  brandenbur- 
gischen Besitzes  von  Cleve  -  Mark  zu  thun.  Und  Friedrich  Wilhelm 
war  und  blieb  entschlossen,  auf  der  einmal  betretenen  Bahn  nach  dem  ein- 
mal gesteckten  Ziel  weiter  vorwärts  zu  streben.  War  eine  völlige  Errei- 
chung desselben  nicht  auf  den  ersten  Anlauf  gelungen,  konnte  ein  zweiter 
gelingen;  es  galt,  sich  dazu  finanziell,  militärisch  und  politisch  vorzubereiten. 
Leidenschaftlich  und  heissblütig,  wie  der  junge  Fürst  entschieden  noch  im 
hohen  Grade  war,  Hess  sich  erwarten,  dass  er  die  ihm  gewordene  Nieder- 
lage  nicht   ruhig    verschmerzen,   nicht   lange    still    stehen,    die    ständische 


^)  s.  Scotti  a.  a.  0.  p.  257—306. 
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Opposition  nicht  zur  Entwicklung  und  Verwendung  der  neu  gewonnenen 
Kräfte,  zur  Benutzung  der  ihnen  so  günstigen  Position  gegen  ihn  kommen 
lassen,  jedenfalls,  sobald  sie  Miene  dazu  machten,  die  nächste  Gelegenheit 
zum  neuen  überraschenden  Anlauf  gegen  sie  benutzen  werde;  etwas  was 
die  Stände  auch  ihrerseits  vollkommen  begriffen  und  Dietrich  Karl 
von  Wilich,  der  mehr  und  mehr  der  eigentliche  Führer  der  Opposition 
wurde,  klar  aussprach,  wenn  er  im  Augenblick,  wo  der  Kurfürst  den  Land- 
tagsabschied vom  9.  October  1649  unterschrieb,  bemerkte,  dass  die  Ent- 
schlüsse der  Fürsten  wandelbar  wären  und  man  nicht  auf  sie  bauen  dürfe. 


I.    Der  Landtagsabschied  von  1649. 

1640—1650. 


Der  Kurfürst  an  die  cleve-märkischen  Stände.   Dat.  Königsberg 

'4^^^  1640.     M. 

(Präsentirt  den  clevischen  Ständen  Wesel  3.  Jan.  1641.) 

[Tod  des  Kurfürsten  Georg  Wilhelm.    Noth  der  Zeit.    Zuversicht  auf  die  Treue 

und  Hilfleistung  der  Stände  zur  Schuldentilgung.] 

1640-  Anzeige  von  dem  am  1.  December  1  Uhr  erfolgten  Absterben  des  Kur- 

4. Dec.  fürsten  Georg  Wilhelm. 

„Wie  tief  Uns  nun  dieser  frühzeitige  Todesfall  musste  zu  Herzen 
gehen,  zumal  dass  derselbe  eben  zu  solcher  Zeit  geschehen,  da  im 
ganzen  römischen  Reiche  noch  Alles  den  Kriegsflanmien  unterworfen, 
und  Wir  der  guten  Hoffnung  beraubt  werden,  dass  Unser  nunmehr  in 
Gott  ruhender  Herr  Vater  zur  Beförderung  des  höchst  nöthigen  Frie- 
dens auch  zuvörderst  viel  cooperiren  zu  helfen,  nicht  hätten  unterlas- 
sen, solches  werdet  Ihr  unschwer  zu  ermessen  haben.  Wir  müssen 
aber  demnach  diesen  betrübten  Fall,  wie  schmerzlich  Wir  denselben 
auch  empfunden,  dem  gnädigen  und  gerechten  Willen  Gottes  in  Geduld 
anheimstellen,  der  gewissen  Zuversicht,  dass  Uns  seine  göttliche  All- 
macht mit  Trost  beistehen  und  Uns  aus  allen  Schwierigkeiten  väterlich 
durchhelfen,  auch  unter  Anderem  Unserer  getreuen  Stände  und  Un- 
terthanen  Herzen  dahin  lenken  werde,  dass  sie  ihre  Schuldigkeit  er- 
kennen und  Uns  gebührlich  unter  die  Arme  greifen  mögen;  daran 
Wir  denn  auf  Euerer  Seite  keineswegs  zweifeien,  sondern  Uns  gewiss 
versichert  halten  wollen,  dass,  gleichwie  Ihr  Euere  unterthänigste 
Affection  und  Devotion  Uns  in  Unserer  Anwesenheit  genugsam  con- 
testirt  und  zu  erkennen  gegeben,  Ihr  auch  hinführo  ebenmässig  darinnen 
gehorsamst  continuiren  und  desshalb  nimmermehr  von  Uns,  als  Euerem 
angeborenen  natürlichen  Landesfürsten  werdet  absetzen,  sondern  Uns 
bei  solchem  betrübten  Zustand   und   grosser  Schuldenlast  unter  die 
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Arme  greifea,  und  Euere  Uns  damals  so  vielfältig  contestirte  Affection 
nunmehr  auch  in  der  That  fruchtbarlich  empfinden  lassen  wollen;  da- 
hingegen Ihr  Euch  auch  Unserer  Churf.  Gnade  gebührlichen  Schutzes 
und  Schirmes  wohl  werdet  versicheren  und  vergewisseren  können". 


Johann  Pauw  an  Dr.  Anton  ther  Schmitten^).     Dat.  Haag 
30.  Dec.  1640.    W. 
(Präsentirt  Cleve  8.  Jan.  1641.) 
[Blumenthal  will   den  Ständen   die  Hälfte   der  hoefyser'schen  Schuld? aufbürden. 
Die  Staaten  dazu  geneigt.     Befürchtungen   vor  Einführung  der  gemeinen  Mittel 
in    den    clevischen  Städten.     Des  Prinzen   von  Orauien  Hilfe    dem  Kurfürsten 
sicher  wegen  der  projectirten  Heirath.     Die  1000  Thlr.  zu  Bestechungen  dringend 

nöthig.] 

Er  und  die  Abgesandten  der  clevischen  llitterschaft:  Boetzelaer  und  30.  Dec. 
Wittenhorst-Sonsfeldt  hätten  eine  Conferenz  mit  den  Deputirten  der  Ge- 
neralstaaten gehabt,  in  der  Verholt  als  Vorsitzender  sie  ermahnt  habe, 
die  Stände  zur  Uebernahme  eines  Theils  der  hoefyser'schen  Schuld  des  Kur- 
fürsten zu  bewegen;  da  es  eine  Schande  für  dieselben  sein  würde,  ruhig 
die  Domainen  ihres  Landesherrn  von  den  Generalstaaten  in  Beschlag  neh- 
men zu  lassen.  Vergeblich  hätten  sie  dagegen  eingewandt,  dass  die  Staaten 
noch  vor  Kurzem  die  Stände  von  allen  Verpflichtungen  in  Betreff  dieser 
Schuld  ausdrücklich  freigesprochen  hätten,  auch  das  I^and  durch  die  Hes- 
sen, deren  Einfall  der  Kurfürst,  wie  bekannt,  selbst  veranlasst  habe,  so 
ausgesogen  sei,  dass  es  zur  Aufbringung  von  Steuern  unfähig,  überdies  die 
Domaineueinküufte  zur  Abtragung  der  Schuld  hinreichten,  wenn  sie  nicht  so 
unordentlich  verwaltet  und  verschleudert  würden;  dass  auch  erst  der  Stände 
Gravamen  wirklich  erledigt  sein  müssten,  bevor  sie  sich  zu  irgend  eiuer 
Bewilligung  verstehen  könnten.  Die  Deputirten  hätten  darauf  mitgetheilt, 
dass  ßlumenthal  vorgeschlagen  habe,  den  Ständen  die  Hälfte  der  Schuld 
zahlen  zu  lassen,  dagegen  wolle  er  seiner  Vollmacht  gemäss  ihre  Gravamen 
abstellen,   worauf  sie   sich  Abschrift  seiner  dessfalsigen   Erklärung   ausge- 

hctr-ll. 

.Jck  bemercke   dat  de  »taten  general  haer  daer  veel  angelegen 

illen  latcn  »yn  om  de  saeck  tuschen  S.  Ch.  D.  en  de  stenden  by 

'  commodatie  af  te  doen,  sulx  seer  vorsichtich  in  dese  saecke  sal  moe- 

ten  gehandelt  Hyn;  het  wecr  voorwaer  ten  höchsten  oirbaer  gewcst  so 

de  U)0()  IUI.  hier  tytelickcn  gewcst  waren,  alsoo  ick  sceckcr  ben,  dat 

de  vorst  ccn  extrem  niiddcl  sal  vorslaen  en  by.der  haut  nomen,  dat 

luvoceeren  van  de  gcmecnc  niiddelcn  int  hmt  van  Cleef  en  de 

»tccden  van  dien,    waertoc   de  Prince  ten  hoocliHten   iiiclincert,    oock 

f'ow'Mrc  iwiTcn,  «ü  dat  genoeg  f''  (l..ci,  ^..iim  \ lüden  om  8ul\  t««  «livcr- 

')  Dieser  Hyndicus,  jener  Agent  der  clevischen  ät^idte  im  Ilutig. 
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teeren.  Ten  anderen  hebben,  soo  ick  bespeure,  weynich  hulps  en 
vertroostinge  van  syn  Hocheyt  in  regard  van  de  stende  te  verwachten, 
alsoo  hier  seeckerlick  gelooft  wert,  dat  tuschen  den  jongen  vorsten 
van  Brandenborch  ende  de  oudste  dochter  van  S.  H.  de  prince  van 
Orangen  getracteert  wert  van  houwelick,  oock  syn  effect  sorteeren 
sal.  Soo  verre  S.  H.  den  jongen  vorst  sal  sustenteeren  syn  dochter 
te  gevalle,  geve  ick  U.  E.  in  vertrouwen  te  bedencken.  Soo  ick  U.  E. 
stelle  in  de  saeck  eygentlicke  ajhier  geconstitueert,  ick  bidde  U.  Ed. 
gelieven  den  inhout  deses  te  communiceeren  daer  het  behoort,  U.  Ed. 
ten  höchsten  recommandeerende  ora  soo  kleine  somme  van  penningen 
als  is  1000  Rtl.  soo  gewichtige  saeck  niet  te  willen  verwaerloost 
laeten" ').  

Aus   dem  Protokoll  der  Verhandlungen    auf  dem   clevischen 
Ständeconvent  zu  Wesel.     W. 

[Deductionsschrift  gegen  Blumenthars  Angaben  im  Haag.    Rückberufung  der  stän- 
dischen Deputirten  und  Zahlung  der  Bestechungsgelder  daselbst.  Eingabe  an  den 
jungen  Kurfürsten  durch  Leuchtmar.] 

1641.  Erschienen  von  der  Ritterschaft  deren  Director  Bernsau  und  Teng- 

1.  Jan.  na  gel  zu  Lohnen  mit  dem  Syndico  D.  Isink,   auch   deputati   der   Städte 

Wesel,  Emmerich  und  Rees  neben  der  Städte  Syndico  Dr.  ther 
Schmitten. 

2.  Jan.  „Weil  auch  allerhand  Zeitungen  einkommen,  dass  I.  Ch.  D.  unser  gnä- 

digster Herr  mit  Tode  abgegangen  sein  sollte,  so  ist  ad  deliberandum  auf- 
gegeben, ob  nicht  nöthig,  jemanden  nach  I.  F.  D.  dem  Herrn  Churprmzen 
abzufertigen,  und  Deroselben  den  statum  dieser  Landen  gründlich  zu  re- 
monstriren  oder  doch  eine  schriftliche  Deduction  unterthänigst  einzuschicken." 

3.  Jan.  „Haben    beide    deputati  der    Ritterschaft   den   Städten   per   Syndicum 

nachfolgende  Punkte  vortragen  lassen:  1)  weil  es  allerseits  gut  gefunden, 
dass  des  Herrn  Blumenthal  den  Herrn  Staaten  eingelieferte  Relation 
über  gehaltene  Conferenz  per  modum  missivae  gegenberichtsweise  beant- 
wortet werden  solle,  so  Hessen  es  zwar  beide  deputati  dabei  bewenden, 
trugen  aber  Bedenkens,  solch  Schreiben  Namens  Ritterschaft  und  Städte 
abgehen  zu  lassen,  alldieweil  sie  nur  zwei  in  Anzahl  beisammen  wären,  und 
das  Schreiben  bei  erster  der  Stände  Versammlung  vorgebracht,  und  alsdann 
Namens  der  Stände  ausgefertigt  und  eingeschickt  werden  könnte.  Bei  wel- 
chem ersten  Punkt  dann  auch  vorgetragen  wurde,  dass  es  bedenklieb,  auch 
vermuthlich  I.  Ch.  D.  dem  Herrn  Churprinzen  zur  Ofifension  Anlass  geben 
möchte,  wenn  alles  dasjenige,  was  I.  Ch.  D.  aus  diesem  Lande  genossen, 
specifice  beigelegt  würde,  haltens  aber  für  genugsam,  wann  in  genere  ge- 
setzt werde,  dass  über  die  achtzehnhunderttausend  Thlr.  aus  diesen  Lan- 
den  ohne   die  Domainen  gezogen,  und  dass   solches  im  Nothfall   specifice 

2)  Vgl.  Urk.  u.  Actenst.  IV  p.  39  u.  40. 
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erwiesen  und  dargetban  werden  könnte.  —  2)  Dass  ihres  Theils  aucb  für 
rathsam  hielten,  die  beiden  Herren  Deputirte  in's  Graven  Hage  zu  revoeiren 
und  dem  Agenten  Pauw  aufzugeben,  auf  Alles  ein  wachendes  Auge  zu 
halten.  Es  vermeineten  aber  die  Herren  deputati  der  Ritterschaft  hoch- 
nöthig  zu  sein,  dass  die  von  den  deputatis  in  Graven  Hage  presentirten 
1000  Thlr.  übergemacbt  und  dem  Agenten  Pauw  zugeschickt  werden 
müssten,  damit  nicht  der  Herren  Faveur,  welchen  die  Promessen  geschehen, 
in  Unwillen  geändert  werden  möge.  Dass  Ritte rbiirtige  endlich  für  nöthig 
hielten,  eine  Deduction,  darinnen  des  Landes  Zustand  und  wie  die  Stände 
contra  privilegia  gravirt,  fundamentaliter  ausgeführt,  ausfertigen  und  I.  Ch. 
D.  dem  Herrn  Churprinzen  einliefern  zu  lassen.  Und  damit  selbiges  mit 
mehrem  Nutzen  geschehen  möchte,  hielten  es  die  Ritterbürtigen  dafür,  dass 
solche  Deduction  dem  jungen  Leuchtmar  zugestellt  und  I.  Ch.  D.  einge- 
liefert, auch  mündlich  über  Alles  instruirt  werden  möchte,  und  dass  zu  dem 
Ende  nöthig,  bei  Herrn  Leuchtmar  sich  zu  erkundigen,  ob  er  Namens 
der  Stände  solche  Reise  und  Commission  auf  sich  nehmen  wollte.  —  Ad 
primum  erklärten  sich  deputati  der  Städte,  dass  sie  nicht  könnten  begreifen, 
aus  was  Ursachen  die  Herrn  Ritterbürtigen  Bedenken  trügen,  die  achtzehn- 
hunderttausend Thlr.  zu  specificiren,  auch  den  Gegenbericht  Namens  der 
sämmtlichen  Stände  abgehen  zu  lassen,  alldieweilen  nichts  überall  in  sol- 
chem Gegenbericht  enthalten,  dadurch  L  Ch.  D.  könnte  offendirt  werden. 
Dieses  geständen  die  Städte  gern,  dass  der  Herr  Graf  zu  Seh  warzeuberg 
dadurch  sollte  oöendirt  werden,  desselben  oflfensa  aber  müsste  bei  den 
Herrn  Ständen  in  keine  Consideration  gezogen  werden,  dafern  ihre  Intention 
wäre,  dass  dadurch  die  von  ihm  zugefügten  Beschwernisse  abgestellt  wer- 
den sollten.  Und  obwohl  die  deputati  der  Städte  ihres  Theils  kein  Beden- 
ken trügen,  für  sich  allein  solche  Beantwortung  den  Herren  Staaten  einzu- 
schicken, dass  dennoch,  um  separationes  zu  verhüten,  dieselben  lieber  sehen 
sollten,  dass  im  Namen  der  Ritterschaft  und  Städte  coniunctim  das  Schrei- 
ben abgehen  möchte.  Sonsten  Hessen  es  die  Städte  ihnen  nicht  missfallen, 
dass  die  Summe  der  achtzehnhunderttausend  Thlr.  in  genere  ohne  Specifi- 
cation  exprimirt  würde;  welchen  der  Städte  Vorschlag  dann  auch  die  beiden 
Herren  deputati  der  Ritterschaft  ihnen,  doch  dieser  Gestalt  gefallen  Hessen. 
Ad  seeundum  erklärten  sich  deputati  der  Städte,  dass  vorlängst  gern  ge- 
Kchen  hätttMi,  dass  die  deputati  in  (iraven  Hagen  wären  revoeirt  worden; 
in  Beischaffung  der  von  den  deputatis  offerirten  lOüO  Thlr.  aber  könnten 
die  Städte  aUnoch  nicht  geheelea*),  weil  die  deputati  solche  Donativen  zu 
presentiren  nicht  comniittirt.  Und  weil  deputati  sich  selbst  erklärt,  dass 
allein  conditionaliter  solche  Donativen  gelobt,  dafern  nämlich  die  Herren 
Staaten  ihre  vorige,  den  2.  December  Anno  1638  genommene  Resolution*) 
eonfirmiren  würden,  so  hielten  es  die  Städte  dafür,  dass  es  zu  unzeitig,  ehe 
und  bevor  solclie  Conditionen  vollzogen,  solche  1000  Thlr.  überzusehicken; 
mit  dann  auch  deputati  der  Ritterschaft  sich  Cünfirmiret.  —  Ad  tertium 

')  Dan  holländisch«  ^gcheelon*  bodtMitot  einwini^tMi,  /.uHtlmnuMi. 
*)  Dabin  Ittuteud,   das8  die  Stände  frei  von  uUon  V.rpll"  '.tniMr.,,,  ;,,   |{..f,,.tr 
dor  hopfyücr'nchi'n  Schuld  wären.     Vgl.  allgem.  Eli»l«il. 
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dass  die  Städte  für  nöthig  erachten  tbäten,  dass  solche  Deduction  aufge- 
setzt, und  ad  examinandum  einem  und  anderen  geschickt  werden  möchte, 
wie  sie  dann  auch  ihnen  nicht  missfallen  Hessen,  dass  der  junge  Herr 
Leuchtmar  vorgeschlagenermaassen  requirirt  würde". 


Bericht  des  cleve- märkischen  Landrentmeisters  Lucas  Blas- 
peiP)    über  die  cleve-märkischen  Finanzen.     Dat.  Emmerich 

1.  Febr.  1641.     D. 

[Die  Schulden.  Die  laufenden  dringenden  Ausgaben.  Bei  hoher  Veranschlagung 
der  Einnahme  noch  Deficit,  kaum  die  Hälfte  derselben  ist  wirklich  eingegangen.] 

l.Febr.  „Vors  erste  belaufen  sich  die  Capitalien  der  alten  bis   1609  im 

Fürstenthum  Cleve  gemachten  Kammerschulden  ad  663,567  Thlr.,  in 
der  Grafschaft  Mark  ad  87,240  Thlr.,  zusammen  750,807  Thlr.«)  — 
Davon  die  jährlichen  laufenden  pensiones  im  Fürstenthum  Cleve  re- 
ducirt  worden,  und  also  in  einigen  Jahren  ad  25,016  Thlr.,  in  der 
Grafschaft  Mark  reducirt  4362  Thlr.,  zusammen  29,378  Thlr.  Die 
nach  Absterben  Johann  Wilhelm's  gemachten  Schulden  belaufen 
sich  ad  315,234  Thlr.  an  Capital,  davon  liquida  debita  125,()13  Thlr., 
deren  jährliches  Interesse,  ad  5  Procent  gerechnet,  beträgt  6530  Thlr. 
2)  Der  alten  Churfürstin  unser  gnädigsten  Frauen  ist  unlängst  aus 
dem  Fürstenthum  Cleve  jährlich  verordnet  2000  Thlr.  3)  Die  jähr- 
lichen Besoldungen  der  Räthe  und  Diener  der  Regierung  und  Hof- 
kammer ^)  sind  gesetzet  auf  15,560  Thlr.  4)  Besoldungen  der  Agenten 
zu  Cöln,  Speier,  Amsterdam  und  im  Haag  ad  1419  Thlr.  5)  Besol- 
dung der  Hofdiener  zu  Cleve,  als  Burggraf,  Gärtner,  Pörtner,  Wegen- 
boten, Fouriere  und  sonsten  ad  629  Thlr.  6)  Eine  verordnete  Zulage 
vor  die  dürftigen  reformirten  Gemeinden  im  Herzogthum  Cleve  600  Thlr. 
7)  Jährliche  Verschickungen,  Commissionen,  Verrichtungen  und  darauf 
gehende  Lasten  in's  eine  Jahr  vv^eniger  und  in's  andere  Jahr  mehr  ge- 
setzet auf  3000  Thlr.  s)  Botenlohn  circa  747  Thlr.  9)  Jährliche  Aus- 
gaben zum  Behuf  der  Canzlei  und  Amtskammer  zu  Papier,  Frachtlohn 
u.  s.  w.  über  867  Thlr.  10)  Almosen  und  geringe  Verehrungen  etwa 
200  Thlr.  —  Summe  der  Ausgaben  60,925  Thlr. 

Hierbei  ist  noch  nicht  gerechnet,  dass  I.  Ch.  D.  zur  Acquisition 
und  Conservation  dieser  Lande  in  der  Mark  Brandenburg  aufgenommen 


5)  Vgl.  über  ihn  oben  Einleitung  p.  86  flf. 

ß)  In  einem  Bericht  der  clevischen  Eegierung  vom  3.  Oct.  1641  ist  die  Do- 
mainenschuldensumme,  worunter  wohl  diese  alten  Kammerschulden  zu  verstehen 
sind,  auf  819,77572  Thlr.  angegeben,    ürk.  u.  Actenst.  IV  Note  zu  p.  50. 

'^)  Der  ordentliche  Rath  bezog  500,  der  ausserordentliche  oder  adelige  Land- 
rath  120  Thlr. 
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über  etliche  hunderttausend  Thaler,  davon  annoch  jährliche  Interessen 
müssen  erstattet  werden.  Wie  denn  auch  jetzige  I.  Ch.  D.  als  Lan- 
desherrn nicht  weniger  als  vorigen  Herzogen  von  Cleve  zur  Hofhal- 
tung und  jährlichen  Unterhalt  gebührete,  welches  damals  aufs  ge- 
ringste genommen  ist  jährlichs  ad  15,000  Thlr.  Wegen  der  Staatischen 
Schuld  der  100,000  Thlr.  und  anderen  90,000  Thlr.  Schulden  stunde 
annoch  zu  lipuidiren. 

Hingegen  beträgt  das  Einkommen  der  Domainen  im  Fürstenthum 
Cleve  nach  Abzug  der  Gehälter  in  Geld  und  Kornfrüchten,  welche  die 
Drosten,  Richter,  Schlüter,  Rentmeister,  Gerichtsschreiber,  Gerichtsboten, 
Zoll-  und  Licentbeamten  jährlichs  geniessen,  item  nach  Abzug  der 
Reparationskosten  der  fürstlichen  Häuser,  Deiche  und  Kribben "),  wann 
nämlich  kein  Kriegsverderb  oder  Misswachs  hinzukommt,  plus  vel 
minus  39  —  40,000  Thlr.,  darunter  an  Wasserzöllen  und  Licenten 
8 — 9000  Thlr.  In  der  Grafschaft  Mark,  wann  dieselbe  im  friedlichen 
Stand  restituiret,  und  kein  fernerer  Kriegsverderb  und  Miss  wachs  sich 
ereignet,  belaufen  die  Domaineneinkünfte  nach  Abzug  der  Landdieuer- 
gehälter  plus  vel  minus  jährlichs  9 — 10,000  Thlr.,  mithin  Summe  des 
Einkommens  50,000  Tblr.  Dieselbe  verglichen  mit  obgesetzten  Aus- 
gaben (ausserhalb  der  Interessen  der  staatischen  Schuld  und  anderer, 
darüber  noch  keine  beständige  Liquidation  gehalten)  ad  G0,000  Thlr., 
ermangeln  jährlichs  10,000  Thlr. 

Im  Fall  aber  Kriegsverderb  oder  andere  Ungelegenheiten  entste- 
hen, solle  der  Defect  und  Mangel  grösser  seiu^*. 

Folgt  nun  eine  Detailberechnuug  der  iti  den  Jahren  1636 — 1639  incl. 
«aklich  eingekommeneu  Dumaineueinkünfte,  die  hiernach  in  Cleve  187,252 
clev.  Thlr.  28  Stübor"),  also  durchschnittlich  im  Jahre  46,813  clev.  Thlr. 
7  Stüber,  oder  23,406  Thlr.,  und  in  der  Grafschaft  Mark  etwa  jährlieh 
3000  Thlr.  betrugen,  also  zusammen  wenig  mehr  als  die  Hälfte  dessen,  was 
die  Domainen  beider  Länder  nach  den  damaligen  Verpachtungen  und  son- 
stigen Erträgen  obigem  Anschlage  gemäss  einbringen  konnten'"). 


^  Diese  Ausgaben  betrugen  durchschuittiicb  fust  diu  lUlfte  der  Bruttü- 
«iiiiiubme. 

*;  Darunter  118,261  aus  den  clevischeu  Rentmeistereicn  (ausgenoiumeu  das 
unii  Cfrafun  Scbwurzenberg  verlioheno  ITuisson),  24,149  aus  dem  clevischeu 
Heichswalde  und  den  anstossendun  Waldungen,  und  53,214  aus  den  clevischen 
Wa-  I    und    IJconten.      Die  iu  ürk.  u.  Actenat.   V  Note   zu   p.  17   mitgo- 

th«  1  I  llü  buzitht  Mich  nicht  auf  den  Zoll,  souduru  auf  den  Licuut  zu  Lo- 
bith,  und  gibt  die  jahrlichun  liruttueiuuabmou  in  clovischAO  Tbaleru  zu  30  Stüber, 
f>>'ht  io  Reichstlialeru  zu  60  Stüber. 

'•)  Vgl.  Urk.  u.  Acteust.  IV  p.  60,  wo  im  J.  1641  die  durchschnittlichen  Kin- 
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Der  Kurfürst  an  die  clevischen  Stände.     Dat.  Königsberg 

14.  Jan.  1641.    M. 

(Präsentirt  Emmerich  11.  Febr.) 

[Bewilligung  einer  Steuer  zur  Abtragung  der  staatischen  Schuld  erwartet.     Da- 
gegen möglichste  Erledigung  der  Gravamen  zugesagt.] 

14.  Jan.  „Ob  Wir  nun  wohl  Euer  getreuen  beständigen  Devotion  genugsam 

versichert,  und  demnach  fernerer  Erinnerung  desshalben  zu  thun,  kei- 
neswegs nöthig  halten.  Dieweil  Euch  dennoch  überflüssig  bekannt, 
mit  was  für  einer  grossen  Schuldenlast  Wir  den  Herrn  Generalstaaten 
verhaftet,  und  wie  inständig  sie  der  Zahlung  halber  in  Uns  dringen. 
Uns  auch  auf  deren  Nichterfolgung  mit  der  Execution  bedrohen,  so 
haben  Wir  nicht  umhin  gekonnt,  Euch  nochmals  hiermit  in  Gnaden 
anzulangen.  Uns  zu  Euch  gnädigst  versehend,  Ihr  werdet  diesen  Unseren 
bedrängten  Zustand  wohlbeherzigen,  und  Uns  mit  einer  erklecklichen 
Summe  zur  Abtragung  vorerwähnten  staatischen  schweren  Anforde- 
rung, damit  andere  desshalb  zu  besorgende  Inconvenientien  mögen 
verhütet  bleiben,  gut-  und  freiwillig  beispringen,  und  Uns  also  Euerer, 
bei  Unserer  Anweseuheit  bei  Euch  so  vielfältig  contestirten  Affection 
nunmehr  in  der  That  fruchtbarlich  unterthänigst  geniessen  und  erfin- 
den lassen  wollen,  dahingegen  Ihr  Euch  Unserer  landesväterlichen 
Vorsorge  wohl  werdet  vergewissern  können,  und  dass  Wir  denen  von 
Euch  angeführten  gravaminibus,  so  viel  immer  möglich  und  die  Billig- 
keit zulassen  wird,  gebührlichermaassen  zu  remediren  und  abzuhelfen, 
es  an  Uns  nicht  ermangeln  lassen  wollen.  Gleich  wie  Wir  nicht  zwei- 
feln, Ihr  werdet  Euch  diesem  Unserm,  zum  ersten  Male  an  Euch  ge- 
langten gnädigsten  Begehren,  gehorsamst  und  der  Gebühr  nach,  ac- 
commodiren,  und  Uns  darinnen  keineswegs  verfehlen  lassen  wollen". 


Die  Generalstaaten  an  die  clevischen  Stände.  (Zugleich 
Creditiv  für  deren  Committirte  Alexander  van  der  Capellen 
und  Pieter  van  Goutswaert.)     Dat.  Haag  23.  Dec.  1640.    W. 

(Präsentirt  Emmerich  15.  Febr.  1641.) 
[Aufforderung  zur  üebernahme  resp.  Abzahlung  der  Hälfte  der  staatischen  Schuld 
des  Kurfürsten,  wogegen  Beförderung  der  Abhilfe  ihrer  Gravaraen  zugesagt  wird.] 

1640.  „U.E.  suUen  sich  sonder  twyffel  noch  weten  te  erinneren  de  ge- 

^^'  heele  gelegenheit  van  de  saecke  der  bewuste  hondert  duisent  rixdaelers 


künfte  der  clevisch-märkischen  Domainen  in  dem  letzten  Jahre  nur  auf  ungefähr 
17,000  Thlr.,  und  die  unter  No.  2— 9  dieses  Berichts  berechneten  Ausgaben  auf 
17,400  Thh'.  jährlich  angegeben  sind. 
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met  het  verlop  van  dien,  hierbevorens  ten  behoeve  van  S.  Ch.  D.  van 
Brandenburch  op  ons  credyt  gedaen  negotieren  ende  tot  noch  toe  ge- 
continueert,  mitsgaders  hoe  het  niet  de  betalinge  ende  aflegginge  van 
dien  is  gelegen.  Goch  sulleu  U.  E.  sieh  vertrouwelick  wel  vveten  te 
entsinnen,  dat  wy  deselve  hiebevorens  by  onse  missiven  tot  meerniaels 
in  bedencken  hebben  gestelt  of  U.  E.  tot  verlichtinge  van  de  domainen 
van  syne  Ch.  D.  ende  andere  opkomsten,  deselve  niet  vryewillich  in 
dese  syne  tegenwordige  necessiteyt  souden  kuunen  adsisteeren  ende 
behulpelick  syn,  sulx  dat  wy  onnodich  achten,  alle  f  selve  alhier  te 
repeteeren,  ende  daervan  een  langh  onnodich  verhael  t'  niacken.  Wy 
hadden  wel  verhoopt,  dat  U.  E.  darin  egeen  difficulteyt  en  souden 
hebben  geuiaeckt,  maer  hebben  ter  contrarie  op  dit  subject  continueer- 
lick  niet  dan  afslagige  antvvorden  en  resolutien  van  U.  E.  vernomen 
tot  onse  groote  verwonderinge  ende  bedreefnisse  van  8.  Ch.  D.,  die 
deses  aengaende  alle  behulp  willicheit  ende  redelicheit  van  U.  E.  is 
verwachtende. 

Ende  alsoo  wy  hoe  langer  so  meer  by  ondersouck  ende  experientie 
in  der  daet  befinden,  dat  sonder  ü.  E.  toedoen  ende  adsistentie  in 
dese  conjuncture  van  tyden  ende  gelegenheit  der  saecken  van  S.  Ch. 
D.  het  niet  niogelicken  soll  syn,  dat  de  vorschr.  schult,  die  nu  tot 
eene  nierkelicke  excessive  somme  is  geclonimen,  ende  geaccresceert, 
op  verre  sal  können  werden  afgelegt,  ende  voldoen,  soo  hebben  wy 
uit  eene  vruntnaabuirlickc  atfectie  ende  genegentheit,  die  wy  tot  8. 
Ch.  D.  desselfs  landen  ende  luiden  syn  dragende,  noodig  geacht 
I.E.  mit«  desen  nochmahls  boven  alle  onse  voorgaende  devoireu  se- 
rieuselick  te  versouckon  ende  te  vernianon,  dat  deselve,  |)ostponerende 
alle  particulire  insicliten  ende  consideratien,  niet  alleen  de  gelegen- 
heit deser  saecke  willen  apprehendeeren,  maer  ock  vor  alle  de  werelt 
doen  blicken  de  Heide  ende  genegenheit  die  IJ.  E.  S.  Ch.  D.  als  haeren 
lantsvoorst  en  beer  syn  tocdragende;  ende  vervolgens  sonder  verdene 
vystel  of  dilay  vruchtbarich  consent  dragen  tot  oplMcnginge  ende  be- 
talinge van  de  helft  van  de  voorschr.  schult,  daer  met  deselve  S.  Ch. 
D.  ahn  on»  ende  desen  »taet  verobligeert,  op  vast  vertrouwcn  dat 
U.  E.  pari  passu  contentement  sal  werden  gedaen  op  de  gravamina 
die  deselve  syn  vorwendende,  daertoe  wy  van  wegen  S.  Ch.  1).  goede 
inclinatic  bespeuren,  sulx  dat  wy  verhoopcu,  dat  U.  E.  daeriu  niet 
langer  sullcn  willen  blieven  in  gebrcecken,  maer  ter  contrarie  sich  teu 
besten  van  8.  Ch.  \).  rcdelick  ende  billick  sullcn  latcn  vinden  op  ver- 
trouwcn nU  vooren,  Kondcrlingc  ho  wanneer  als  II.  E.  met  cen  gesont 
I dcel  sulleu  geliüveu  te  considereorou,  dat  het  hardt  soude  vallen  by 

.      .  .  y 
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aldien  U.  E.  S.  Ch.  D.  in  dese  syne  tegenwordige  necessiteit  niet  be- 
hoorlicken  succurreerden  tot  betalinge  van  de  voorschr.  genegotieerde 
penningen  pnder  vertrouwen  als  vooren;  want  wy  houden  daervoor, 
dat  de  voorschr.  penningen  niet  geemployeert  en  syn  tot  particulier 
proffyt  van  S.  Ch.  D.  maer  tot  s'  lants  ende  U.  E.  eigen  beste.  Ende 
op  dat  U.  L.  deser  saecke  gelegentheit  des  te  beter  mögen  behertigen, 
hebben  wy  versocht  ende  gecomniitteert  de  edele  etc.  beeren  Alexan- 
der van  der  Capellen  tho  Budeloff  ende  Mervelt  ende  Pieter  van 
Goutswaert  raden  van  Staten  deser  vereen.  nederlanden  tegenwor- 
dich  tot  Emmerick  synde,  om  dese  onse  goede  meininge  ende  intentie 
by  U.  E.  te  secundeeren,  ende  bevorderen,  tot  welckers  aenbrengen 
wy  ons  syn  gedragende  met  serieuselick  versoeck  dat  U.  E.  deselve 
beeren  ende  gecommitteerden  gelieven  te  verleenen  audientie  ende 
vervolgens  hun  daerop  laten  wederfaren  sodanige  vruchtbaringe  reso- 
lutie  met  prompte  praestatie  van  noodige  effecten,  als  wy  van  U.  E. 
iver  ende  afifectie  ten  besten  van  S.  Ch.  D.  syn  verwachtende". 


1641.  Auf  Grund  dieses  Schreibens  resp.  Creditivs  trugen   die  beiden  Com- 

15.  Febr.  mittirten  der  Generalstaaten  den  auf  ihre  Veranlassung  in  Emmerich  sich 
versammelnden  clevischen  Ständen  am  15.  Februar  nochmals  die  Aufforde- 
rung zur  Uebernahme  und  Abzahlung  der  hoefyser'schen  Schuld  vor,  mach- 
ten namentlich  geltend,  dass  die  Schuldsumme  allein  zum  Besten  des  Lan- 
des verwandt  worden  sei,  und  ersuchten  die  Stände  um  Mittheilung  ihrer 
Gravamen  Behufs  Beförderung  ihrer  Abstellung.  Die  Höhe  der  hoefyser'- 
schen  Schuld  gaben  sie  auf  1,126,955  fl.  5  St.  an,  wovon  ungefähr  125,000  fl. 
abgezahlt  worden  wären;  ausserdem  hätten  die  Generalstaaten  noch  vom 
Kurfürsten  an  besonderen  Auslagen  für  die  brandenburgischen  Truppen 
von  1622—1632  284,969  fl.  6  St.,  und  an  noch  rückständigem  Sold  des 
gentschen  Regiments  22,000  fl.  zu  fordern. 


Die  clevischen  Stände  an  die  Committirten  der  Generalstaaten. 
Dat.  Emmerich   16.  Febr.   1641.     W. 

[Hinweis  auf  der  Staaten  Erklärung  vom  2.  December  1638  und  deren  Bestäti- 
gung im  August  1640.  Aufzählung  der  seit  1609  dem  Landeslierrn  gezahlten 
Steuern  und  sonstigen  Laudescontributionen,  sowie  der  1634  demselben  bereits  be- 
willigten Beiträge  zur  Abtragung  der  staatisclien  Schuld.  Klagen  über  trotzdem 
niemals  erfolgte  Erledigung  ihrer  Gravamen  und  die  im  Haag  gemachten  Anga- 
ben und  Anerbietuugen  Blumenthal's.     Absicht,   sich   an  den  jungen  Kurfürsten 

direct  zu  wenden.] 

16.  Febr.  „Hierop  können  wy  niet  onderlaten  bare  Hochmog.  onse  oprechte 

naerbuirlicke  vrintschap  correspondenz  en  dienstbereitwillicheit  in  alle 
vorfallende  occasien  te   oiferiren,   en   nopende  het  eerste  point  te  re- 


Weigerung  der  Stände  die  Hälfte  der  hoofyser'schen  Schuld  zu  übernehmen,    jßl 

(Iresentiren ,  dat  wy  ons  gnugsaiii  te  erinneren  hebben,  lioe  dat  hare 
Hochmog.  mhermhals  ahngaende  de  bewußte  100,000  Rthlr.  aen  ons 
geschreven.  T'  is  oek  sulx  dat  wy  daer  op  onsen  beriebt  en  sodanige 
remonstrantien  aen  bare  Hocbmog.  in  Oetob.  1638  gedaen  bebben,  dat 
deselve  tot  onse  groote  verblydinge  en  satisfaetie  geresolveert  hebben 
van  wegen  de  vorschr.  schult  ons  als  lantstenden  ongevordert  te  laten, 
als  niede  door  seekere  missive  van  haere  Hochmog.  den  16.  Aug.  1640 
de  vorschr.  resolutie  tot  verschooninge  der  landstenden  gerepeteert  en 
geconfirmeert  worden  daer  toe  ons  syn  gedragende,  vastlicken  ver- 
trouwende  dat  hare  Hochm.  gelieven  sal  tegens  sulke  genomene  en 
geconfinueerde  resolutie  ons  niet  te  beswaren. 

Wat  belangt  de  versochte  vry willige  assistentie  die  wy  in  dese 
tegenwordige  necessitet  aen  S.  Ch.  D.  doen  -mochten,  soo  is  het  in 
der  warheit  alsoo,  dat  gelicker  wyse  wy  by  tyden  der  voriger  her- 
togen  van  Cleve,  onse  gnedigste  landesheeren  aen  onse  onderdanigste 
aft'ectie  in  vervallende  occasien  het  niet  hebben  laten  ontbreken,  also 
ock  tot  betooninge  van  onse  continuirende  onderdanigste  liefde  en 
affectie  aen  S.  Ch.  D.  hochz.  memoriCj  soo  wel  gedurende  de  con- 
juncte  van  beyde  Chur  en  Fürsten  Brandenborgh  en  Nienborgh,  als 
oick  naer  de  geresene  schadlicke  differentie  en  reconciliatie  desselven, 
niet  tegenstaende  de  groote  inestimable  schade  en  verderf  van  aller- 
sits  krygende  deelen,  en  besonders  in  de  jhaeren  1612,  1621,  1632,  1633 
en  1634  grote  aensienlicke  sommen  tot  S.  Ch.  Ü.  en  des  landes  be- 
sten onderdanichst  geconsenteert  et  daerbeneffens  S.  Ch.  D.  de  watcr 
liceuten  int  jaer  1610  ingetrocken,  ock  int  jaer  1622  groote  onge- 
willigde  contributie  uit  Cleve  en  Marck  genoethcn,  daertoe  aensienlicke 
stucken  der  domainen  tegens  des  lants  Privilegien  verj)andet  hebben, 
weicke  sommen  over  achtien  hondert  duisent  K.  ol'te  40  tonnen  g()uts 
sich  importiren.  Waer  uit  naer  ons  gevoelen  het  verloop  van  de 
voorschr.  schult  haddc  connon  gcdivcrtecrt  en  alle  lasten  des  landes 
gedragen  en  afgemacht  werden. 

Ende  daerom  te  meer  körnende  tot  liet  tvvcede  point,  wy  met  be- 
drufnissen  et  smertlick  verstaen  hebben,  dat  van  wegen  haere  Hochmog. 
ons  will  jiongemoedet  werden  te  dragen  en  te  betalen  ten  minstcn  de 
helftc  der  schulden  die  S.  Ch.  1).  aen  den  staet  der  vereenigden  ne- 
derlanden  verobligert  »yn  soudc,  do  welke  schult  naer  den  inhout 
;in  den  overgevenen  staet  sich  aen  l,r)(M),(K)()  gülden  oftc  6()(),0()()  R. 
cu  aUoo  de  helfte  30(>,000  l{.  bedragen  soude.  Daer  nochtuns  in  na- 
nien  en  van  wegen  S.  ('h.  i).  in  den  jhaer  1634  tot  at'dooninge  van 
<ic  vorschr.  HMMNN)  K.   niet  het  vcrlocp  van  dien  van  ouh  niet  uiber 
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als  80,000  Ktl.  (so  het  clevische  contingent  syu  eii  de  rest  uit  Gulick, 
Berg,  Ravensberg  en  Ravenstein  soude  gevordert  worden)  by  gedaene 
mondlicke  en  schriftlicke  besegelde  propositie  gnadigst  gesonnen  en 
begeert  worden,  daerop  wy  oick  nitb  uit  eenige  schuldigheit  maer 
alleen  uit  onderdanigste  liefde  en  aifectie  60,000  R.  vrywillich  gecon- 
sentert  hebben,  alsoe  dat  in  sulken  regart,  indien  eenige  schuldigheit 
aen  onse  syde  vorhanden  war,  als  niet,  wy  niher  niet  als  20,000  R. 
schuldigh  syn  souden. 

Te  weiniger  niet  tretende  tot  het  derde  point  hebben  wy  ons  on- 
derdanigst  geofferert,  indien  S.  Ch.  D.  sich  gnadigst  wilde  gefallen 
laten  onse  mhermals  overgevene  en  geverificerde  gravamina  voer  erst 
et  voer  allen  dingen  cum  eifectu  af  te  doen,  dat  wy  als  dan  onder- 
danigst  willigh  waeren,  S.  Ch.  D.  in  de  vorgestelde  necessitet  naer 
bevindinge  en  moglicheit  des  landes  soodanig  te  adsisteeren,  dat  ver- 
trouwelick  S.  Ch.  D.  dar  uit  onse  onderdanigste  affectie  bespoeren  en 
gnadigst  contentement  dragen  soude. 

Off  wel  S.  Ch.  D.  niet  alleen  rechtswegen  als  succeseur  der  lan- 
den schuldigh  gewest,  der  landen  Privilegien  te  conlirmeren  en  daer- 
tegens  voergenomene  contraventien  en  gravamina  te  remedyren  en 
aftestellen,  maer  oick  by  aentredongen  der  landen  en  uitgegevene 
Churf.  reversalen  in  den  jharen  1609  sulx  wel  expreslich  gnadigst 
versproken  en  soodanige  Churf.  belofte  in  den  folgenden  jharen  mher- 
mal  geriterert  hebben,  wy  ock  in  soodanige  vaste  hoepe  en  vertrouwen 
S.  Ch.  D.  in  den  jharen  1632  en  volgens  groote  aensienlicke  sonimen 
gelts  onderdanigst  gewilligt  hebben,  off  oick  wel  noch  voer  weinigh 
tyts  in  den  jharen  1639  en  1640  dor  S.  Ch.  D.  specialick  afgeordnete 
commissarien  ons  groote  vertroostinge  gegeven  is,  dat  de  vorseide 
gravamina  afgedaen  worden  souden;  soo  is  doch  tot  noch  toe  het 
versprockene  langh  gewenstte  succes  en  effect  niet  gevolght,  maer  ter 
contrari  van  S.  Ch.  D.  affgesante  beere  van  Blomendael  in  S'Graven 
Hage  aen  hare  Hochmog.  soodanige  remonstrance  oblatie  en  interpre- 
tatie  gedaen  worden,  dewelke  streckende  syn  tot  onse  groote  nadeel 
prejuditz  en  meerder  beschwarnis,  in  specie  dat  van  wegen  S.  Ch.  D. 
tot  betalinge  der  vorschr.  schult  niet  alleen  de  waeter-  en  lant-licenten, 
dewelke  doch  haere  Ch.  D.  alleen  niet  maer  conjunctim  ons  als  sten- 
den  toebehooren,  buiten  ons  weten  en  consent  gepresentert  worden, 
maer  ock  de  vorschr.  Churf.  reversalen  sher  prejudicirlick  also  gein- 
terpretert  worden,  als  of  deselve  rebus  uti  stantibus  gegeven  waeren, 
door  welke  ongehoorde  ongefonderde  interpretatien  alle  onse  Privile- 
gien en  fryheiden  geheel  en  met  eenmael  opgeheven  en  te  niet  gedaen 


Klagen  über  Nichtabsteilung  der  ständischen  Gravamen.  ;j  33 

\vorden  konden.  Daeromme  wy  dan  oick  genootsaeckt  syn  haere 
Hochmog.  op  de  voorschr.  onbefuigde  remonstrancen  onsen  tegenbe- 
richt  en  informatie  over  te  schriven  en  U.  welledel.  L.  so  wel  origi- 
nellick  als  copylick  hier  by  te  overleveren,  vvaeruit  aftenemen  is  wat 
apparentie  noch  ter  tyt  by  de  vorschr.  commissaris  en  afgeordnete 
vorhanden  sy,  om  onse  gravaraina  cum  effectu  aftedoin. 

De  tegenwordige  S.  Ch.  D.  onsen  gnadigsten  lantsheeren,  dessen 
gnadigste  affectie  tot  desen  landen  als  S.  Ch.  D.  alhier  gewest  syn, 
wy  gnughsam  verspoert  hebben,  heft  ons  noch  den  14.  Jan.  des  jhars 
gnadigh  vertröstet  dat  de  gravamina  afgestelt  werden  sollen,  daeroni 
wy  ock  S.  Ch.  D.  onderdanigst  te  belangen  en  te  bidden  geresolvert 
hebben,  maer  daer  toe  noch  eenigen  tyt  von  nooden  is. 

Wy  hebben  ock  niet  onderlaten  by  de  Churf.  alhier  residirende 
regieringe  desen  dagh  door  onse  gedeputeerde  vernemen  te  laten, 
of  deselve  van  de  tegenwordigh  rcgirende  Ch.  D.  tot  afstellingh  der 
gravaminum  eenige  commissie  verkregen  hadde,  daerop  ons  geantwort, 
dat  sy  tot  noch  toe  dies  aengaende  geensyns  geinstraeert  noch  ge- 
committeert  waren,  soo  dat  wy  niet  ordeelen  können,  dat  de  versochte 
openinge  van  de  gravamina  noch  ter  tyt  eenigen  eflfect  soude  hebben 
können". 


<^'leve  für   sich   und   im   Namen   von  Calcar   und  Xanten   an 
die  Deputirten  der  ostrheinischen  Städte.  Dat.  Cleve  20.  Febr. 

1641.     W. 

(Präsentirt  Emmerich  28.  Febr.) 

[Kntschaldigen  ihre  Abwesenheit;  bitten,  Deputation  an  den  Kurfürsten,  besonders 

zur  Erwirkung  der  Neutralität,  zu  beschliessen.j 

Hilf  Deputirten,  nach  vergeblichem  Warten  auf  die  Kitterbürtigen  von  20.  Febr. 
Ihuraerich  zurückgekehrt,  könnten  bei  den  Druhungeu  der  Kaiserlichen  ge- 
gen die  Stadt  dieselbe  nicht  verlassen,  und  daher  den  A'erhandlungen  nicht 
r#>rner  beiwohnen,   Bitten  vor  Allem,  auch  über  Mittel  zu  berathen,  wie  dem 

<'8trheiriischcn  Thei!  des  Landes  aus  t>einem  traurigen  Zustande  zu  helfen. 

^Wir  haben  nicht  untrrlaHson,  mit  den  Ehrbaren  von  Calcar  und 

Xanten,  unHcrn  nicht  weniger  niitlcidenswllrdigen  Mitgiicdeni,  hierüber 

Hchriftlich  unnerc  Meinungen  auKzutauschen,  und  uns  in  dem  einer  Mei- 

iing  gefunden,  dass  dem  Lande  h(»ch  und  viel  daran  gelegen,  und 
alle  Wege  zu  rathen,  und  ch  dahin  /u  richten,  damit  aus  Mitte  der 
T?ittcrHchaft  und  Stiidte  !)ciderHeitH  Rhein  eine  l)ei)utation  an  I.  Ch  I). 

iiAcrn  gnäd.  Herrn  gut  gefunden,  und  dahin  instruiret  werde,  dasH 
nicht   weniger    wir.    aU   die   Landstiinde   in   andern  Dero  Krblandcn 
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I.  Ch.  D.  zur  Antretung  dero  Regierung  unterthänigst  congratuliren, 
unsere  gravamina  beweglich  und  beständig  vortragen,  und  um  gnä- 
digste Remedur  und  Abhelfung  ansuchen,  des  Landes  gegenwärtigen 
armseligen  Zustand  und  desselben  Ursachen  umständlich  repräsentiren, 
die  remedia,  und  wie  daraus  zu  eluctiren,  vernünftig  suggeriren.  Und 
dieweil  das  höchste  und  vornehmste  remedium  in  der  Neutralität  zu 
finden,  dass  I.  Ch.  D.  derselben  Beförderung  zum  höchsten  recom- 
mandirt  und  dahin  erbeten  werden  möge,  bei  dem  Prinzen  von  Ora- 
nien  (in  dero  Händen  es  gleichsam  jetzo  stehet)  darum  auf  eine  nach- 
drückliche besondere  angelegene  Weise  ansuchen  und  Werbung  thun 
zu  lassen.  Euer  etc.  werden  bei  sich  näher  erwägen,  dass  eine  Schickung 
in  viele  Wege  dem  Vaterlande  dienlicher  und  nachdrücklicher  und  zur 
Gewinnung  I.  Ch.  D.  gnädigster  Gewogenheit  erspriesslicher,  als  Mis- 
siven,  und  darum  verhoifentlich  über  eine  schleunige  und  ansehnliche 
Schickung  sich  vereinbaren,  und  wir  habens  vor  uns  und  im  Namen 
unser  beider  Mitglieder  der  Ehrbaren  von  Calcar  und  Xanten  zufolge 
ihrer  an  uns  übersandten  Erklärung  Euer  etc.  nicht  verhalten  wollen". 


Lucas    Blaspeil    an    den    geheimen    Rath    Gerhard    Romilian 

V.  Calicheim  (Calcum),  genannt  Leuchtmar").   Dat.  Emmerich 

21.  Febr.  1641.     D. 

[Widerlegt  den  ihm  und  der  clevischen  Finanzverwaltung  von  den  Ständen  und 
den  Generalstaaten  geraachten  Vorwurf  schlechter  Wirthschaft.  Die  cleve- mär- 
kischen Steuern  und  deren  Verwendung.  Die  von  den  Ständen  verbrauchten 
Summen.  Deren  Streitigkeiten  zum  Verderben  des  Landes.  Die  vom  Kurfürsten 
aus  und  in  Cleve  verwandten  Gelder.  Forderung  an  den  Pfalzgrafen.  Der  durch 
die  staatischen  Truppen  dem  Kurfürsten  zugefügte  Schaden.  Sie  haben  ausser- 
dem aus  Cleve  fast  vier  Millionen  Gulden  erhoben.] 

21.  Febr.  „Demnach  den  löblichen  Landständen  Fürstenthums  Cleve  und  Graf- 
schaft Mark  durch  meine  Widerwärtigen  starke  imagiuationes  gemacht, 
als  ob  ich  mit  Ausgebung  der  Anno  1632  und  1633  und  sonderlich 
der  Anno  1634  eingewilligten  Capitation-  und  Supplementsteuern  übel 
gehauset  und  gleichsam  Unrecht  damit  verfahren,  gestalt  eigenen  Ge- 
fallens andershin  als  wozu  es  destiniret,  divertiret,  ja  auch,  dass  man 
solche  und  mehr  andere  aus  den  Domainen  empfangene  Gelder  mit 
grossen  Summen  nach  Holland  verbracht,  und  wider  Befehl  und  S.  Ch. 
D.  Nutzen  anderen  zugeschoben  hätte;  welches  denn  auch  die  beiden 


**)  Blaspeil-  schickte  diesen  Bericht  gleichzeitig  nach  dem  Haag  an  Blu 
menthal. 
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Herren  aus'm  Mittel  der  clevischen  Stände,  nämlich  der  von  dem 
Boetzelaer  und  Sonssfeldt  gegen  des  von  Blumenthal  Negotia- 
tion  im  Haag,  als  wenn  obgesetzter  Gestalt  die  Gelder  mit  hohen 
Summen,  so  sich  über  235,000  Thlr.  beliefen,  aus  dem  Lande  entführet, 
und  dergleichen  mehr  Gravamina  getrieben,  dass  daher  die  staatische 
Schuldforderung  so  hoch  aufgeschwollen  und  Alles  im  Verlauf  gera- 
then  wäre.  Derowegen  hätten  die  Landstände  etwas  von  obgemelter 
Schuldenlast  auf  sich  zu  nehmen  nicht  schuldig  zu  sein  erachtet. 

Auch  ist  vors  Andere  gedachtem  v.  Blumenthal  wegen  Beibrin- 
gung der  176,000  Thlr.  aus  Jülich  und  Berg  in  dem  widersprochen, 
als  ob  I.  Ch.  D.  L  F.  D.  von  Neuburg  viele  Tausend  schuldig  sein 
sollten,  dann  auch,  dass  solche  Summe  bei  dem  Provisionalvergleich 
nicht  versprochen,  welcher  Ursache  halber  die  Herren  Staaten  sich  der 
\ssistenz  verweigert. 

So  haben  auch  vors  Dritte  die  Herren  Staaten  ausser  Boetze- 
laer's  und  Sonssfeldt's  Anbringen  die  alhier  im  Fürstenthum  Cleve 
befangene  Militärexecution  nicht  wollen  contramandiren,  sondern  dem 
v.  Blumenthal  in  derselben  Resolution  aufgegeben  beständige  ra- 
tiones,  warum  man  besagte  Schuldforderung  nicht  bei  Zeiten  abgetra- 
gen, sondern  gleichsam  unnöthiger  Weise,  obwohl  zur  Abstattung 
solcher  Schuldposten  genugsam  Mittel  gewesen,  hätte  verlaufen  lassen, 
maassen  dann  des  v.  Blumenthal  an  S.  Ch.  D.  ausgelassene  Rela- 
tion mit  mehrem  in  sich  führet. 

Welche  obgedachte  drei  Hauptbeschuldigungen  mit  beständigen 
Gründen  zu  widerlegen,  und  dass  dadurch  S.  Ch.  D.  gnädigste  Inten- 
tion nicht  ferner  mit  Schimpf  und  Schaden  und  grossem  Nachtheil 
aufgehalten  und  zurückgestcllet  bleibet,  so  wird  cinigerniiuissen  vor- 
<  rwähntes  Angeben  zu  widerlegen  nützlich  sein. 

1)  L  Ch.  D.  sind  von  den  clevischen  Landständon  eingewilligt 
Anno  1632:  60,0(J0  Thlr.,  1033:  30,000  Thlr.,  1634:  40,()()0  Thlr.,  in 
Summa:  I30,0(X)  Thlr.  Davon  nur  waren,  die  wegen  Kriegsverderbs 
und  Unvermögenheit  gcthaner  Nachlass  suspensiones  und  ausstehende 
Restanten  der  GciHtlichkcit  abgezogen,  ungefähr  103,000  Thlr.  ein- 
konimen.  Hingegen  sind  fürs  gent'sche  Regiment  vom  lo.  April  1632 
bis  September  1635  dem  Commissar  Retzcr  vermög  Befehl  und  Quit- 
tung von  mir  ausgezahlt  l48,(KK)Thlr.  IJabei  mochte  in  Consideration 
zu  ziehen  sein,  dass  den  Lundständcn  weit  über  100,000  Thlr.,  wo- 
L'-egcn  S.  Ch.  I).  nicht  einen  einzigen  Thaler  empfangen,  verwilliget 
»rdeOf  auch  dass  daher  PachtnachlasH  beschehen  müssen  und  dadurch 
die  Domainen  verschmälert  worden,  wovon  doch  keine  Nachweisung^ 
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wohin  solche  hohen  Summen  verwendet,  hat  wollen  vorbracht  wer- 
den ^^).  Durch  der  Stände  mit  einander  Disputiren,  sonderlich  dass 
sich  wegen  den  modum  collectandi  der  Caminschatzung  ein  ganzes 
Jahr  aufgehalten,  ist  die  P^inquartierung  des  Marquis  de  Caretto 
verursachet,  so  sonsten,  wann  die  versprochenen  15,000  Thlr.  aus  ob- 
gedachter  Schätzung  wären  zur  rechten  Zeit  beibracht,  und  dem  Ca- 
retto versprochenermaassen,  ehe  und  bevor  mit  der  Einquartierung 
verfahren,  entrichtet  worden  wären,  die  400,000  Thlr.  und  mehr,  so 
dem  Ftirstenthum  Cleve  durch  obgemelte  Einquartierung  ist  Schaden 
zugefügt  worden,  hätten  erhalten  werden  können. 

An  Ausländische  und  extraordinarie  sind  von  mir  auf  S.  Ch.  D. 
Befehl  bezahlt  worden  von  1627  an,  laut  beiliegenden  Extracts: 
140,269|  Thlr. '^)  Dagegen  sind  über  demjenigen,  so  in  den  Steuer- 
rechnungen eingeacht  und  berechnet,  von  1627 — 1638  an  Kriegsleuten 
in  Cleve  und  Mark  ausgegeben  und  bezahlt  worden  92,914  Thlr., 
ausserdem  für  die  Garnisonen,  Landschützen,  verschiedenen  Zehrungen 
und  Verehrungen  in  obbenannten  Jahren  .37,625^  Thlr.,  und  endlich 
für  alte  Restanten  und  eingelöste  Verschreibungen  22,780|  Thlr.  Es 
möchten  nun  die  obgenannten  140,269^  Thlr.  aus  dem  Lande  geführete 
geheissen  werden,  dagegen  kommen  die  letzteren  drei  Posten  ad 
153,220  Thlr.  S.  Ch.  D.  allein  zur  Last,  und  ist  noch  ein  gar  geringes 
gegen  so  hohe  Summen  von  vielen  hunderttausend  Thalern,  welche 
aus  der  Chur-  und  Mark  Brandenburg  anhero  ins  Land  gebracht  und 
ausgezahlet  sind,  zu  achten". 

2)  Hat  der  Pfalzgraf  S.  Ch.  D.  im  Provisionalvergleich  zugesagt,  sein 
Bestes  thuu  zu  wollen,  um  die  Jülichschen  und  bergischeu  Stände  zur  Er- 
legung von  1*76,000  Thlr.  zu  disponiren",  und  da  derselbe  so  viele  hundert- 
tausend Thaler  an  Steuern  seitdem,  sei  es  mit  Güte,  sei  es  mit  Gewalt,  aus 
Jülich  und  Berg  erhalten  hat,  so  ist  er  zur  Zahlung  der  176,000  Thlr.  mit 
Zinsen  verpflichtet,  und  haben  überdies  die  Generalstaaten  dem  Kurfürsten 
durch  besonderes  Schreiben  versprochen,  die  Ausführung  des  Provisional- 
vergleichs  zu  befördern. 


•2)  Unter  dem  16.  Januar  1642  erstattete  Blas  peil  dem  Kurfürsten  auf  dessen 
Befehl  einen  Bericht,  wonach  die  clevischen  Stände  statt  der  6000  Thlr.,  die  sie 
ihm  als  Kurprinzen  1637  angeboten  hatten,  31,547  Thlr.  umgelegt  und  erhoben 
haben  sollten.  Die  Stände  erhoben  wegen  dieser  Beschuldigung  eine  Injurien- 
klage gegen  Blaspeil. 

i^j  Meistens  Zahlungen  an  höhere  kurfürstl.  Beamte  und  Officiere,  darunter 
an  Schwarzenberg  circa  28,000  Thlr.,  Konrad  v.  Burgsdorf  12,000  Thlr, 
für  Waaren,  besonders  Rheinweine,  zum  kurfürstl.  Hofhalt  und  sonstige  sehr  ge- 
ringe Baarzahlungen  an  Mitglieder  der  kurfürstl.  Familie  etwa  60,000  Thlr. 
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„3)  Dass  die  Herren  Staaten  vorgeben,  es  wären  Mittel  genug  da 
gewesen,  die  100,000  Thlr.  sammt  Pension  bei  Zeiten  abzustatten,  und 
dass  solches  (wie  sich  die  alhie  anwesenden  staatischen  Deputirten 
verlauten  lassen)  wegen  unseres  übelen  Haushaltens  nicht  geschehen 
wäre.  Dagegen  ein  ganz  anderes  leicht  zu  beweisen.  Die  Summe 
aller  Nachlassungen,  welche  I.  Ch.  D.  Pächtern  in  Dero  clevischen 
Rentmeistereien  ab  Anno  1621  bis  1639  wegen  staatischen  Kriegsver- 
derbs beschehen,  beläuft  sich  auf  209,929  Thlr.  lieber  diesen  Scha- 
den haben  I.  Ch.  D.  durch  Schliessung  der  Ströme  an  Zöllen  und 
Licenten  Nachtheil  gelitten  an  90,767  Thlr.,  und  durch  Abhauen  der 
Bäume  im  Reichs-  und  Monrebergischen  Waldungen  zum  Behuf  der 
staatisehen  Garnisonen  und  Officiere  an  39,068  Thlr.,  anderen  täglich 
zugefügten  Schaden  zu  geschweigen.  Dabei  ist  noch  zu  rechnen,  dass 
das  kettler'sche  und  gent'sche  Regiment  von  1622  bis  hierhin  2,125,926 
holl.  fl.,  davon  aus  den  Contributionen  1,588,287  fl.  und  den  Domainen 
537,638  fl.,  der  ganze  Kriegsstaat  von  1616  bis  hierhin  aber  2,827,589  fl., 
davon  aus  den  Domainen  1,239,301  fl.  und  den  Contributionen- 1, 588,287  fl. 
gekostet  hat.  Fernere  Zahlungen  an  Kriegsleute  betragen  ungefähr 
ab  Anno  1626  bis  auf  die  am  10.  April  1632  beschehene  Reduction  92,621 
Thlr.  und  nach  derselben  180,046 Thlr.,  machen  in  holl.Guld.  681,6674'*)*) 
summa  summarum  3,509,456|  fl.  auf  das  Kriegswesen.  Darüber  wird 
sich  auch  nicht  weniger,  was  der  Zeit,  als  Graf  Wilhelm  von  Nassau 
zu  Duisburg  gelegen,  aus  S.  Ch.  D.  Land  durch  Militärexecution  er- 
zwungen, betragen  als  150,000  Thlr.  Daraus  zu  vernehmen,  dass  die 
staatischen  Truppen  von  Zeit  als  die  1(X),000  Thlr.  aufgenommen,  un- 
gefähr neununddreissig  mal  hunderttausend  Gulden  aus  diesem  kleinen 
und  verschuldeten  Lande  gezogen  und  genossen  haben.  Aus  dem 
Allen  und  anderen  Motiven  möchten  die  Herreu  Staaten  zu  mehrer 
Affection  disponirt  werden  können'*. 

Deputirte  von  Wesel  an  den  Magistrat  daselbst.  Dat.  Einnuiich 

8.  März  lf>41.     W. 
(IJnterz.  Ditrich  v.  d.  BrUggen  und  Arn(»ld  de  Beyer.) 

[Vjirhandlungcn    ii\>vr  Aufhebung  d«'r  r.Hndfaj^Hordnnu^'   verK<'l»lich.      l)»^r  Uitier- 

Hchftft  Vorachliif?  einer  Uepulation   Hti   den  Kurfiirsteii   und  AssiHlonz  durch  die 

\cciBe.     Hätten   Hich  auf  Nichts   eingülassun.     Drängen  und  Drohen  gegen   Bie. 

Htändigche   Doniitivnn  und  .Schulden,     liittr  um  Abbenifung.| 

„Euer  etc.    sind    ungezwcifclt   durch  <lcn  Herrn  Sccrctariuni    deii  H.  Mär». 
D.  Johann  Uftcsfcldt  berichtet,  was  gostalt  wir  durch  Interposition 

'V)  100,000  fl.  —  40.000  Thlr 
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der  gecommittirten  Herren  Staaten  etzliche  Tage  wegen  Aufhebung 
der  von  der  Ritterschaft  aufgerichteten  Landtagsordnung  occupirt  ge- 
wesen, und  ist  endlich,  wie  wir  besorgt,  angeregte  Unterhandlung  ohne 
Effect  abgegangen;  dahero,  wie  wir,  geliebts  Gott,  mit  mehreren!  münd- 
lich berichten  wollen;  demnächst  erfolgt,  dass  am  5.  hujus  den  Abend 
spät  Ritterschaft  und  Städte  sich  zusammen  gethan,  und  die  von  der 
Ritterschaft  durch  ihren  syndicum  die  Ursach  dieser  Zusammenkunft 
vortragen  lassen,  in  effectu  dahin  gerichtet,  mit  einander  zu  delibe- 
riren,  wie  I.  Ch.  D.  in  dieser  Necessität  zu  assistiren  und  ein  Gewisses 
zu  specificiren,  sodann  eine  Schickung  nach  Königsberg  zu  thun,  und  zu 
bedenken,  wie  die  Landschulden  und  Zehrungskosten  zu  bezahlen  und 
andere  Donativen  beizubringen,  dazu  das  Mittel  des  Gemahls,  so  wir 
mit  unserer  grossen  Verwunderung  gehört,  zu  nehmen.  Deputati  der 
Städte  darauf  vermög  ihrer  Instruction  kürzlich  replicirt,  dass  als  viel 
die  begehrte  Assistenz  betreifen  thäte,  dieselbe  auf  einen  gemeinen 
Landtag  der  clevischen  und  märkischen  Stände  gehörte,  wie  Anno  1637 
und  folgends  Anno  1639,  wo  solche  Negotiation  angefangen,  derzeit 
der  Regierung  und  jetzo  der  Ritterschaft  genugsam  remonstrirt  wor- 
den, auch  ganz  unverantwortlich  ihnen  in  solchen  präjudicirlichen  Werk 
vorzugreifen,  und  dass  also  die  Herren  von  der  Regierung  zu  ersu- 
chen, dass  eine  gemeine  Landtagsausschreibung  befördert  werde.  Die- 
weil  nun  die  Ritterschaft  sich  folgends  erkläret,  mit  nichten  die  ge- 
forderte Schuld  insgesammt  oder  zum  Theil  anzunehmen,  sondern  nach 
Befinden  und  Vermögen  L  Ch.  D.  in  andere  Wege  bei  Antretung  sei- 
ner Regierung  zu  assistiren,  die  märkischen  Stände  ihnen  auch  münd- 
lich Last  gegeben,  hats  dabei  sein  Verbleiben. 

Die  vorgeschlagene  Schickung  an  L  Ch.  D.  belangend,  konnten 
der  Städte  Deputirte  bei  sich  nicht  befinden,  dass  dieselbe  noch  zur 
Zeit  nöthig,  sondern  könnte  es  zur  andern  bequemen  Zeit  und  Gele- 
genheit suspendirt,  und  inmittelst  die  Punkte,  so  an  L  Ch.  D.  gelangen 
zu  lassen,  aufgesetzt,  deliberirt,  und  schriftlich  dahin  geschickt  wer- 
den, deswegen  diverse  Discurse  hin  und  vorgelaufen,  und  thun  nicht 
allein  die  von  der  Ritterschaft,  sondern  die  Regierungsräthe,  sowie  die 
Städte  von  der  Westrheinseite  und  die  Gecommittirten  der  Herren 
Staaten  auf  besagter  Schickung  urgiren  und  stracks  darauf  dringen. 
Die  Städte  der  Ostseite  des  Rheins  prioribus  inhärirt,  gestalt  wir  in 
allem  nicht  mit  der  Ritterschaft  allein,  sondern  auch  obbemelten  an- 
dern Herrn  zu  thun  haben,  und  allenthalben  beschuldigt  werden,  ja 
uns  wohl  mit  Einführung  der  gemeinen  Mittel  bedräuen  dürfen,  daran 
wir  uns  doch  nicht  stossen. 
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Was  die  Zehrungskosten  und  Schulden  betrifft,  obwohl  wir  vor 
wenigen  Tagen  geschrieben,  dass  mit  den  2000  Thlrn.  nichts  auszu- 
richten, und  der  Bürgermeister  Anton  th er  Schmitten  vermeint,  dass 
solches  noch  auf  2000,  also  in  allem  auf4000Thlr.  zu  erhöhen,  so  kommen 
jetzo  weiters  die  im  Haag  und  diesen  anwesenden  Herrn  Gecommittirten 
promittirten  Donativen  hinzu,  welche  zusammen  comptirt  sein,  sich  auf 
7  oder  8000  Thlr.  erstrecken  sollen,  womit  doch  die  Ritterbürtigen 
nicht  zufrieden,  sondern  ein  viel  mehreres  auszusetzen  vermeinen;  ver- 
nehmen auch  soviel,  dass  die  deputati  der  Städte  Emmerich  und 
Rees  an  7  oder  8000  Thlr.  wohl  bewilligen  werden.  Damit  wir  bei 
den  andern  Herrn  ferner  nicht  mögen  beschuldigt  werden,  sind  wir 
heut  am  Abend  wiederum  in  eine  Conferenz  mit  den  Ritterbürtigen 
getreten,  setzen  noch  hinzu  die  dem  jungen  Churerben,  jetzigen  Herrn 
Churfürsten,  vor  Jahren  promittirte  601K)  Thlr.,  haben  auch  wegen  der 
Donativen  eine  Designation,  cui,  et  quantum'*)  aufgesetzt,  davon  Copie 
hiebei  überschickt  wird,  darunter  ihre  Zehrungskosten  noch  nicht  be- 
griffen, und  weilen  wir  spät  von  einander  geschieden,  haben  deputati 
der  Städte  hierüber  mit  einander  nicht  communicirt,  vermuthen  aber, 
dass  sie  aus  vielen  Ursachen  und  sonderlich,  dass  nichts  sonst  ver- 
borgen bleibt,  conforniiren  werden.  So  urgiren  sie  auch  noch  stark 
das  Gemahl  fremder  Biere,  *Wein  und  andere  Mitteln,  sich  wohl  ver- 
lauten lassend,  wofern  wir  die  nicht  selber  und  gutwillig  einführen, 
die  Herrn  Staaten  solches  thun  möchten,  werden  uns  bei  ihnen  mor- 
gen, geliebts  Gott,  addressiren". 


")  Laut  schiiesölicher  Uebereinkunft  der  Stände  wurden  gezahlt:  an  Hars- 
holt  (zeitiger  Präsident  der  Ueneralstaaten)  KXX)  Thlr.,  Verb«)lt  (Referent  der 
mit  BluDientbal  verhandelnden  Deputirteo )  GOO  Thlr.,  Aldringa  (Mitglied 
dieser  Deputation)  2(X)  Thlr.,  Musch  (Greffier  der  Ueneralstaaten)  5()0  Thlr., 
Alex.  V.  d.  Capellen  400  Thlr.,  Ooutswaerd  400  Thlr.,  Summa  3500  Thlr. 
Diese  Summe  wurde  auf  Ansuchen  der  Stände  als  gewilligte  Spesen  zur  Erhal- 
tung der  Neutralität  des  ostrheinischen  ('leve  auf  dem  platten  Lande  daselbst 
durch  die  Regierung  nach  der  Steuermatrikel  erhoben. 
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Eventualbeschliiss  der  clevischen  Ritterschaft.    Dat.  Emmerich 
22.  März  1641.     W. 

[Zur  Schuldentilgung  die  alten  und  neuen  Wasser-,  sowie  die  Laudlicenten,  das 
Siegelgeld  und  eine  allgemeine  Mahl-,  Wein-,  Branntwein-  und  Bieraccise  auf 
vier  Jahre  bewilligt,  im  Falle  gewisse  in  Form  einer  von  dem  Kurfürsten  zu  be- 
schwörenden Verfassung  oder  Capitulation  gestellte  Bedingungen  von  ihm  erfüllt» 
insbesondere  gemäss  dem  Privileg  von  1501  ein  auf  solche  Verfassung  beeidigter 
und  mit  unbeschränkter  Vollmacht  betrauter  Regimentsrath  aus  den  Ständen 
durch  diese  und  den  Kurfürsten  zur  Regierung  des  Landes,  Verwaltung  und 
Verwendung  aller  Doraainen-  und  Steuereinkünfte  behufs  Schuldentilgung  bestellt, 
alle  nicht  einheimischen  Beamten  entfernt,  das  Land  von  allen  fremden  Truppen 
geräumt,  gewisse  Justizrefurmen  durchgeführt,  uud  den  Ständen,  im  Fall  des 
Contractbruches,    das    Recht    zur    Beschlagnahme    der    Domainen    zugestanden 

würde,] 
22.  März.  „Nachdem  die  vor  diesem  von  der  Ritterschaft  begriffenen  projecta  und 
Vorschläge  zur  Redressirung  des  ganzen  Staats  im  Lande  den  LOct.  1640 
den  Depiitirten  der  Städte  zugestellt,  um  ihren  Principalen  zu  referiren 
und  vorzubringen,  von  denselben  aber  nicht  angenommen  worden,  — 
da  benebens  die  Landstände  aus  diesen  erheblichen  Bewegnissen  und 
Ursachen,  dass  von  I.  Ch.  D.  ministris  der  Stände  Bedingungen  nicht 
vollzogen,  sondern  das  Land  in  solchem  Stande  gesetzt  worden,  dass 
die  Mittel  zur  Subvention  entbrochen,  der  Deputation  zur  Entlastung 
der  alten  Kammerschulden,  und  darüber  aufgerichtete  Verfassung,  bei 
ihren  schriftlichen  Erklärungen  vom  5.  Juli  und  2.  October  1640  sich 
entschlagen  haben,  —  ebenwohl  in  Bemerkung,  L  Ch.  D.  und  des 
Landes  jetzt  allenthalben  beschwerlichen  und  gefährlichen  Zustandes, 
zur  Conservation  des  Staats  im  Lande,  über  andere  austrägliche  Mittel 
und  fügliche  remedia,  der  Stände  privilegiis  fürstlichen  Begnadigungen 
und  Versprechungen  conform,  wohlvermeintlich  deliberiret  und  resol- 
viret  worden,  so  haben  die  Ritterschaft  zur  Bezeigung  ihrer  unterthä- 
nigsten  sonderbaren  Liebe  und  Affection  gegen  jetzige  S.  Ch.  D.  zu 
Brandenburg,  als  ihrem  gnädigsten  Landesherrn,  und  ihr  geliebtes  Va- 
terland, zur  Assistenz  in  derAbtilgung  T.  Ch.  D.  obliegenden  Schulden: 
1)  die  vor  diesem  zur  Deputation  und  Entlastung  der  alten  Kammer- 
schulden  auf  vier  Jahre  bewilligten  Mittel  der  Licenten  zu  Wesel,  Rees 
und  Emmerich  auf  dem  Rhein,  2)  der  Laudlicenten  auf  die  durchge- 
henden Waaren,  3)  Imposition  auf  die  fremden  Biere,  so  jede  Tonne 
auf  20  fl.  holl.  gesteigert  und  gesetzet  worden,  4)  das  Siegelgeld, 
5)  die  Wasserlicenten  zu  Lobith,  Ruhrort  und  Gennep,  so  vor  dem 
Jahr  1{)10  vom  Landesherrn  und  Landständen  administrirt  und  zur 
Defension  des  Landes  und  der  Landstände  Nothdurft  emploirt  worden, 
unterthänigst  consentirt  und  bewilligt;  —  auch  hiermit  vier  Jahre  lang 
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gleichfalls  consentireii  und  bewilligen:  das  Mittel  des  Gemahls,  näm- 
lich auf  ein  Scheffel  Roggen  2  Stüber  clevisch,  1  Scheffel  Weizen 
3  Stuber,  ein  Scheffel  Malz  2|  Stüber,  ein  Scheffel  Buchweizen  und 
ander  Mastkorn  1  Stüber;  item  eine  Imposition  auf  die  Weine,  näm- 
lich: auf  1  Ohm  spanischen  Weins,  Branntweins  oder  anderen  ge- 
brannten Wassers,  so  in  den  Herbergen  mit  Kannen  verzapft  und  ver- 
kauft werden,  2Thlr.;  von  1  Ohm  rheinischen  oder  französischen  Wein 
1  Thlr. ,  von  1  Ohm  spanischen  Wein,  Branntwein  oder  anderem  ge- 
brannten Wasser,  so  bei  Geistlichen  oder  Weltlichen,  Adel  oder  Un- 
adel  zur  Haushaltung  gekauft  und  eingelegt  wird,  1  Thlr. ;  von  1  Ohm 
rheinisch  oder  Franzeuwein  ^  Thlr.,  von  anderen  kleinen  Fässern  nach 
Advenant  und  Betrag  des  Weins;  hierüber  aber  speciale  Ordonnantien 
und  Listen  aufgerichtet,  gedruckt,  publicirt,  und  danach  obgedachtes 
Mittel  von  halb  Jahr  zu  halb  Jahr  entweder  plus  offereutibus  verpachtet 
oder  collectirt  werden  sollen;  und  sollen  von  diesen  impositionibus 
keiner,  noch  in  den  Städten,  noch  auf  dem  platten  Lande,  frei  sein. 
Es  werden  aber  dieselbe  anderer  Gestalt  nicht,  denn  eventualiter  und 
mit  dem  Beding  bewilligt,  dass  der  Stände  gravamina  vorher  Namens 
des  Landesherrn  cum  effectu  erledigt,  und  nachgesetzte  conditiones 
allerdings  erfüllt  worden;  da  aber  dieselbe  zur  Satisfaction  der  Stände 
nicht  erfüllt  würden,  auch  die  Bewilligung  cessiren  und  nicht  ge- 
schehen  sein  solle. 

1)  Weilen  der  Gottesdienst  durch  Unterhaltung  von  Kirchen  und 
Schulen  befördert  wird,  und  dann  die  gesammten  clevischen  und  mär- 
kischen Landstände  a.  ir):)2  unter  ihren  Beschwernissen  geklagt  und 
gebeten,  dass  I.Ch.  D.  sich  gnädigst  gefallen  lassen  wcdlon,  eines  von 
deroselben  Herrn  Vätern  verspro(;henes  pium  legatum  und  annuam 
donationem  von  (lOOThlr.  zum  lk*huf  und  Unterhalt  der  dürftigen  noth- 
leidenden  reformirten  Gemeinden  abstatten  und  gut  machen  zu  lassen, 
bei  gegenwärtiger  Versammlung  aber  die  deputati  der  rclVniiiirten 
Gemeinden  wieder  kläglich  zu  vernehmen  gegeben,  dass  solches  lega- 
tum annuuiu  eingezogen,  und  nicht  geleistet  würde,  uml  von  den  Stän- 
den hierunter  Assistenz  gesucht  haben,  —  dass  darum  höchstgedachte 
L  Ch.  \).  geruhen  wollen,  angeregtes  für  die  restirenden  .lahre  und 
ferner  dasselbe  den  reformirten  Gemeinden  erstatten  und  entrichten 
zu  laHsen. 

2)  Indem  dcu  Landständon  sowohl  aus  Kitterschalt  als  Städte 
iM  schwerlich  tllllt,  bei  gegenwärtigen  allenthalben  in  Deutsehland  gras- 
Hirenden  KriegHwesen  und  Abgang  der  Universitäten,  ihre  Kinder  an 
fremde,    weitabgelcgeuc  Ocrter  zu   verHchiekon,    und  dasolbstcu  kost- 
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barlich  7a\  erhalten,  und  dann  die  Stadt  Duisburg  von  kaiserlicher 
Majestät  sowohl  als  dem  Pabst  privilegirt,  dass  daselbst  eine  Academie 
und  Universität  aufgerichtet  werden  möge,  selbige  Stadt  Duisburg  auch 
dazu  am  allerbequem sten  situirt,  und  nicht  weniger  den  jülichschen, 
bergischen,  mark-  und  ravensbergischen  Mitständen  als  diesem  Ftir- 
stenthume  Cleve  ein  gelegener  Ort  ist,  —  dass  darum  I.  Ch.  D.  zur 
Anordnung  und  Unterhaltung  solcher  Universität  zu  Duisburg  jähr- 
lich ein  genanntes  und  ansehnliches  gnädigst  zu  verordnen  geruhen 
wollen'*). 

3)  Dass  alle  und  jegliche  der  Landstände  aus  Ritterschaft  und 
Städte  gemeine  und  sonderbare  Privilegia,  Freiheiten,  Unionen,  fürst- 
liche Begnadigungen,  Ehepacten,  Reversalen,  altes  Herkommen,  Recht 
und  Gerechtigkeit  ausserhalb  dem,  was  hierin  ausdrücklich  enthalten 
ist,  durch  diese  Verfassung  nicht  derogirt,  sondern  in  genere  und  specie 
confirmirt  sein  und  bleiben  möchten. 

4)  Dass  zur  Administration  aller  Regiments-,  Hoheits-  und  Staats- 
sachen, wie  auch  Bedienung  obgedachter  Mittel  und  zugleich  aller 
Domainen  im  Fürstenthum  Cleve  und  Grafschaft  Mark,  keine  ausge- 
sondert, so  bereits  verfallen  sind,  oder  verfallen  mögen,  in  Confor- 
mität  des  privilegii  de  a.  1501,  zwölf  stetig  residirende  Regimentsrätbe, 
acht  aus  dem  Fürstenthum  Cleve  und  vier  aus  der  Grafschaft  Mark, 
bei  Rath  und  Gutdünken  des  Landesherrn  und  der  Landschaft  dazu 
vom  Landesherrn  und  der  Landschaft  wegen  angeordnet  und  gesetzet 
werden,  darunter  doch  nach  Einhalt  der  preussischen  Ehepacten  mehr 
Personen  adeligen  als  bürgerlichen  Standes  begriffen  sein  mögen,  mit 
nöthigen  Advocaten  und  procuratores  fisci,  item  Rechenmeister,  Secre- 
tarien,  Scribenten  und  Boten,  und  weil  geheime  Regimentsrätbe  alle 
Hoheits-,  Staats-  und  Kammersachen,  und  zugleich  vorangeregte  be- 
willigte Mittel  sollen  respiciren  und  verrichten,  so  sollen  dadurch  die 
Rechenkammer-  und  Deputationskammerräthe  cessiren,  und  neben  dem 
Regimentsrath  ein  absonderlicher  Justizrath,  per  separatum  consilium 
ex  conclavi,  so  allein  auf  die  Justiz  vereidet,  nämlich  ein  Hofrichter 
und  sechs  qualificirte  Räthe,  mehrentheils  Rechtsgelehrte  sammt  Pro- 
tonotarien,  Scribenten  und  Pedellen  von  L  Ch.  D.  gnädigst  verordnet 
werden,  dabei  in  folgenden  articulis  mit  mehreren  gemeldet  wird. 
Sonsten  weilen  die  Domainen,  wie  auch  die  Lande  hoch  beschwert 
und  erschöpft  sein,  kein  mehre  Regiments-  noch  Justizräthe,  als  obge- 


*^)  Diesen  und  den  ersten  Punkt  fallen  zu  lassen,  wurde  auf  Verlangen  der 
Städte  Calcar  und  Xanten,  deren  Bevölkerung  überwiegend  katholisch  war,  auf 
einem  cleve-märkischen  Landtag  am  20.  August  1641  beschlossen. 
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meldet,  viel  weniger  ein  Statthalter  oder  Canzler,  ohne  der  Stände 
N'orwisseu  und  Consent,  nicht  mögen  angeordnet;  die  Regimentsräthe 
aber  auf  diesem  Contract  und  Verfassung,  zwischen  dem  Landesherrn 
und  Landständen  berathen  und  placitirt,  vereidet  und  verpflichtet 
werden". 

Folgt  der  Eid  eines  Regiraentsraths,  zum  Behuf  L  K.  D.  und  des  Lau- 
des  gemeinem  Besten  seines  Amts  treu  zu  warten  nach  dem  Inhalte  der 
zwischen  L  K.  D.  und  den  Landstünden  aufgerichteten  Verfassung,  Con- 
tracten  und  Abschieden,  wie  auch  anderer  künftiger  Verordnungen,  darüber 
L  K.  D.  sich  weiter  mit  den  Ständen  vergleichen  und  vereinbaren  möchten. 

„Ferner  soll  im  Regimentsrath  die  Regierung  Namens  L  Ch.  D. 
gefuhret,  alle  nöthigen  Befehle,  Schreiben,  Ordonnanzen  und  andere 
schriftliche  Nothdurft  vom  ältesten  gegenwärtigen  adeligen  Rath  un- 
terschrieben und  sigillo  principis  besiegelt,  auch  alle  vorfallenden  Sa- 
chen und  Verrichtungen,  in  Gegenwart  aller  Räthe,  so  praesentes  sein 
können,  deliberirt,  resolvirt,  die  vota  protocollirt  und  per  niajora  der 
Schluss  gemacht  werden.  Der  Regimentsrath  soll  vorerst  daran  sein, 
dass  während  der  obgedachten  vier  Jahre  jedes  Jahr  vor  allen  andern 
Ausgaben  an  den  niederländischen  Creditoren  nach  gehaltener  Liqui- 
dation das  jährliche  Interesse  des  licjuidirten  Capitals  verrichtet,  und 
dadurch  jedes  Jahr  zur  Abtilgung  und  Abschlag  des  Capitals  50,000 
fl.  holl.  aufs  wenigste  unabfehlbarlich  abbezahlet,  demnächst  aber, 
was  zum  Unterhalt  des  Staates  im  Lande  gereicht,  zu  nöthigen  Ver- 
schickungen und  Commissionen,  Canzlcikosten  u.  s.  w.,  und  sonsten 
in  allen  Vorfällen,  da  den  Unterthanen  Schutz  und  Schirm  geleistet, 
des  Landes  und  der  Unterthanen  Bestes  befördert  werden  muss,  ver- 
richtet werden.  Und  da  solclie  Fälle  keinen  Verzug  erleiden  können, 
80  bitten  die  I^andstände  unterthänigst,  dass  zur  Verhütung  mehrmals 
leider  ob  defectum  mandati  entstandener  und  erfahrener  Ungelegen- 
heiteu,  I.  Ch.  1).  gnädigst  geruhen  wollen,  in  Dero  Abwescniieil  von 
diesen  Landen,  die  Regimentsräthe  plcnarie  und  absolute  instruiren 
und  authorisircn  zu  lassen,  nach  ihrem  besten  Verstund  und  \  ermö- 
gen dem  Land  und  Unterthanen  Vorstand  zu  leisten,  und  dazu  aus 
den  Domainen  und  bewilligten  Mitteln  während  der  vier  Jahre,  nach 
den  vier  Jahren  al)er  aus  den  Domainen  dieses  FUrstenthums,  alle  nö- 
thigen Pfennige  zu  ordonniren.  Die  Bediente  auch  selbiger  Ordonnanz 
einfülgen,  und  es  in  solchen  Occasionen  dergestalt  gehalten  werden 
möge,  dass  I.  Cli.  D.  nicht  zu  inhilnren  noch  zu  contramandiren  gnä- 
digst gclieben  w<»llen.  Folgends  die  Regiments-  und  Justizräthe  sammt 
i/.u  gehörigen  Dienern  von  halb  Jahr  zu  halb  Jahr  unfehlbarlicb  be- 


1^4  I-    ^^^  Tjandtagsabschied  von  1G49. 

zahlt  werden  mögen,  vermöge  einer  Designation,  darüber  der  Landes- 
herr und  Landesstände  sieh  werden  vergleichen.  Auch  zu  den  alten 
laufenden  jährlichen  Pensionen  erst  Rath  geschafft,  und  dieselbe  mit 
behörlicher  Gleichheit,  ein  jeder  pensionarius  auf  dem  Erscheinstag, 
präcise  bezahlt  werden.  Vornämlich  aber  die  cölnische  und  andere 
Creditoren,  davor  die  Städte  Calcar  und  Xanten  verbunden,  richtig 
contentirt  werden,  mit  Erstattung  deren  vor  diesen  von  gemelten 
Städten  hierunter  vorschossenen  Pfennigen  ^^).  Danach  dem  Regiments - 
rath  obliegen  soll,  die  restirenden  Pensionen  und  Capitalien  von  Zeit 
zu  Zeit  mit  Vortheil  abzulegen  und  die  ftirderlichste  Pfandschaft  ein- 
zulösen. Auch  sollen  obgedachte  Domainen  und  Mitteln  zu  keinem 
anderen  Ende,  als  wie  obgemeldet  und,  wessen  sich  sonsten  L  Ch.  D. 
mit  den  Ständen  vergleichen  möchte,  verwendet  werden. 

Es  sollen  weiters  die  Regimentsräthe  die  Zoll  und  Licenten  auf 
dem  Rhein  und  auf  der  Weser,  soviel  immer  möglich,  suchen  zu  ver- 
bessern, dazu  dienliche  Mittel  an  Hand  nehmen,  auch  alle  andere 
Domainenintraden  und  Mitteln  zum  theuerlichsten  und  fürderlichsten 
verpachten  und  austhun.  Im  Falle  einige  der  verordneten  Regiments- 
räthe absterben,  oder  voluntarie  abtreten,  alsdann  sollen  andere  aus 
den  Landständen  an  deren  Platz  bei  Rath  und  Gutdünken  des  Landes- 
herrn und  Landständen  jedesmal  wieder  angestellt;  auch  der  Inhalt 
obgedachtes  Privilegs  de  a.  1501  in  allen  übrigen  Punkten  und  Arti- 
culen  nun  und  zu  ewigen  Zeiten  stets  fest  und  unverbrüchlich  nach- 
gekommen und  observirt  werden". 

Folgt  wörtlich  das  Privileg  von  1501  *^). 

„5)  Dass  die  Regiments-  und  Justizräthe  sammt  übrigen  Dienern 
des  Regiments-  und  Justizraths,  auch  alle  andern  hohen  und  niedrigen 
Aemter  beider  Landen  Cleve  und  Mark,  keine  ausgesondert,  allein 
mit  qualificirten  Landsassen  und  mit  keinen  Ausländischen  besetzet; 
und  zwar  im  Ritterstand  die  eingebornen,  beerbten  und  begüterten, 
oder  ausheimische,  welche  fixum  domicilium  im  Lande  constituiret  und 
mit  einem  angeerbten,  angekauften,  oder  alio  titulo  erlangten  Rittersitz 
sammt  acht  rittermässigen  Quartieren  sich  qualificiren,  in  civico  ordine 
aber  allein  diejenige,  welche  eingeboren  und  begütert  sein,  qualificirt 
und  fähig  gehalten;  auch  im  Fürstenthum  Cleve  zu  den  clevischen 
Officien  zufolge  der  Privilegien  fürstlichen  Begnadigungen  und  Ehe- 
pacten  de  Anno  152C  und  1527,  item  de  Anno  1535  und  1572,  keine 


>^)  Zusatz  vom  20.  August  1641. 

'^)  Vgl.  oben  AUg.  Eiüleit.  p.  9.     Ailzema  gibt  in  Saken  van  staat  eii  oor- 
ogli  III  p.  141  eine  holländische  üebersetzuiig  desselben. 
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anderen  als  clevisclie  Landsassen,  in  der  Grafschaft  Mark  keine  an- 
deren als  märkische  Landsassen  admittiret;  die  unqualificirten  aber 
allerseits  zur  Satisfaction  der  Stände  alsbalde  removiret,  abgestellt, 
andere  qualificirte  angestellt,  und  es  in  diesen  Punkten  also  von  L 
Ch.  D.  und  Dero  Nachkommen  nun  und  zu  ewigen  Tagen  unaufheb- 
lich  und  unveränderlich  gehalten  werden  möge. 

6)  Dass  nicht  allein  die  kaiserliche,  liguistische,  französische, 
schwedische,  hessische  Einquartierung,  oder  anstatt  derselben  die 
Kriegscoutributiones  an  beiden  Seiten  Rheins  zur  West-  und  zur  Ost- 
seite des  Herzogthums  Cleve  und  in  der  Grafschaft  Mark  allerdings 
abgestellt,  die  kaiserlichen  oder  andere  französischen,  schwedischen 
oder  hessischen  Garnisonen  evacuirt  und  die  Unterthanen  davon  be- 
freiet, sondern  auch  ferner  die  Neutralität  bei  allen  kriegenden  Theilen 

'bservirt  werden  möge. 

Da  aber  über  Zuversicht  im  ersten  Jahr  die  Befreiung  von  der 
kaiserlichen,  französischen,  schwedischen  oder  hessischen  Einquartie- 
rung oder  Kriegscontribution  in  der  Grafschaft  Mark  im  Ganzen  oder 
zum  Theil  nicht  zu  erhalten,  sondern  in  bemelter  Grafschaft  die  be- 
schwerlichen Eincjuartierungen  und  Kriegscontributionen  continuiret 
werden,  so  soll  ebenwohl  mit  den  bewilligten  Mitteln  der  Licenten 
auf  die  durchgehenden  Waaren  und  Beestenschatzung  daselbst  ein 
Anfang  gemacht;  und  wann  die  Grafschaft  Mark  in  besserem  Stande 
i^esetzet  sein  wird,  als  dann  daselbst  die  mehreren  Mittel  des  Gemahls 
und  der  Weine  bewilligt  werden.  Im  Fall  aber  bei  continuirendem 
Kriegswesen  im  römischen  Ueich,  item  benachbarten  hispanischen  und 

taatiscben  Kriegen,  oder  sonsten  llber  Verhofl'en  eine  solche  Verän- 
derung, Verwüstung  und  Devastation  beider  Lande  Cleve  und  Mark 
im  (lanzen  oder  /um  Theil  sich  zutrUge,  dass  nicht  allein  die  jähr- 
lichen Gefälle  der  Domainen,  sondern  auch  die  bewilligten  Mittel  der 

-tände  nicht   beigebracht,    und  also  die  designirten  Lasten  in  einem 

der  mehr  .Jahren  an  die  niederländischen  Greditoren  und  sunsten  nicht 
»unten   bezahlt  werden,    dass   alsdann  der  Kegimentsrath,    noch    die 

tände  zu  einer  Zahlung  mehr  nicht  gehalten,  sondern  von  L  Ch.  D. 

iiidere  Mittel  zur  Hand  genommen  werden  mögen. 

7)  Die  Lan(Utände    und  Lnterthanen   ins   general  oder  ius  parti- 
idar  durch  obgerührte  Bewilligung  vor  I.  Ch.  D.  Schulden  und  deren 

IJczahlting  gar  nii'ht  obligirt  und  gehalten  sein,  sondern  die  Vcrschrci- 

Ijungen  und  obligntioncH  auf  die  gesetzten  Unterpfänder  bis  zur  Til- 

ung    unverrllekt  verbleiben,    und   die   ereditores   aus  den  jährliehen 

iiitra<len  und  (iefiilleu  der  Domainen,    auch    aus   obgemelten   auf  vier 

1(1 
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Jahren  bewilligten  Mittel,  so  weit  dieselbe  sich  erstrecken,  bezahlt 
und  abgemacht,  davor  aber  die  Stände  oder  Unterthanen  ins  general 
oder  ins  particulier  von  einigen  aus-  oder  einländischen  Creditoren 
realiter  oder  personaliter  keineswegs  arrestirt  noch  executirt  werden 
sollen;  dessfalls  denn,  soviel  die  niederländischen  Creditoren  betrifft, 
zur  beständigen  Assecuration  der  Stände  und  Unterthanen  ein  Ver- 
sicherungsschein der  Herren  Generalstaaten  auszubringen  "'). 

8)  Diese  Mittel,  nämlich  die  Licenten  zu  Wesel,  Emmerich  und 
Rees,  die  Landlicenten  auf  die  Bestialen  und  sonsten,  die  Imposition 
auf  fremde  Biere  und  Siegelgeld,  das  Mittel  des  Gemahls  und  auf  die 
Weine,  oder  andere  Mittel  dergestalt  eingewilligt  werden,  dass  durch- 
gehend in  allen  Städten  und  auf  dem  platten  Lande,  ohne  einige 
Exemption,  ohne  Bezahlung  einiges  Aequivalents  oder  Accords  gleich- 
förmig eingeführt  werden  sollen,  und  wann  dieselben  eingeführt  sind, 
den  Ständen  an  ihren  wohlherbrachten  Privilegien,  Freiheiten,  Rechten 
und  Herkommen  keineswegs  präjudiciren,  sondern  nur  auf  vier  Jahre 
zu  bemeltem  Ende  eingewilligt  sein;  und  den  Ständen  freistehen,  nach 
Umgang  angeregter  vier  Jahre,  selbige  nach  Befindung  zu  continuiren, 
zu  vermehren  oder  zu  vermindern,  auch  gänzlich  abzustellen,  und  als- 
dann die  Wasserlicenten  zu  Lobith,  Gennep  und  Ruhrort  aach  Umgang 
der  vier  Jahren  in  solchem  Stande  Administration  und  Geniessung, 
wie  dieselbe  vor  dem  Jahr  IGIO  gewesen,  restituirt  werden  sollen, 
desfalls  sowohl  von  I.  Ch.  D.,  als  von  den  Herren  Staaten  General, 
welche  obgedachtermaassen  zum  Behuf  der  niederländischen  Credi- 
toren jährliche  Pfennige  empfangen  werden,  gebührliche  Reversalen 
und  recognitiones  gebeten  und  begehrt  werden;  immittels  aber  und 
während  der  gedachten  vier  Jahre  die  Verordnungen  und  Listen,  wo- 
nach besagte  Mittel  empfangen  werden,  inskünftige,  unter  welchem 
Schein  es  auch  sein  möchte,  ohne  der  Stände  Vorwissen  und  Consent 
nicht  sollen  verhöhet,  gesteigert,  noch  vermehrt  werden. 

9)  Sollen  die  bewilligten  Mittel  durch  der  Stände  Deputirte  ver- 
pachtet, die  Gelder  durch  der  Stände  verordnete  Receptoren  empfan- 
gen, von  denselben  an  den  Generalrentmeister  geliefert,  die  Rech- 
nungen vor  dem  Regimentsrath  und  den  Deputirten  der  Stände  abge- 
legt und  geschlossen,  davor  genugsam  Caution  gestellt;  und  von  dem, 
was  gedachte  Wasserlicenten  zu  Lobith,  Ruhrort  und  Gennep,  item 
die  Licenten  zu  Wesel,  Emmerich  und  Rees,  Landlicenten,  Imposition 
auf  die  fremden  Biere,  Siegelgeld,  Gemahl  und  Weine  im  Fürstenthum 

^^)  Durch  Beschluss  vom  20.  Aus^ust  wurde  dieser  Artikel  fallen  o^elassen. 
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Cleve  iinportireu,  zur  Bezahlung  der  Ständeschulden,  deren  Deputirteu, 
Diener,  Landtagsspesen  und  sonsten,  während  der  vier  Jahre  der 
fünfte  Pfennig  durch  der  Stände  Receptoren  einbehalten  und  abson- 
derlich berechnet  werden. 

10)  Obwohl  obberührtermaassen  zum  Regiments-  und  Justizrath 
scparata  consilia  und  conclavia  verordnet,  und  in  einem  conclavi  allein 
Staat,  Hoheit  und  öconomische  Sachen,  im  anderen  aber  allein  Justiz- 
sachen tractirt  werden  sollen,  so  wäre  der  Landstände  unterthänigst 
Ermessen,  dass  es  füglieh  dennoch  dergestalt  gehalten  werden  könne, 
dass  die  Regiraentsräthe  in  solchem  Fall  in  angeregten  Staats-,  Hoheits- 
und Landessachen  nichts  zu  verrichten  haben,  sondern  davon  entlediget 
sein  könnten,  und  somit  jedesmal  im  Justizrath  nach  Belieben  er- 
scheinen, in  causis  partium  votiren  und  dieselbe  abthun  helfen,  der 
verordnete  Hofrichter  stetig  das  Directorium  führen,  die  acta,  suppli- 
cationes  und  Berichte  unter  die  Räthe  distribuiren,  darüber  referiren, 
und  die  \othdurft  verhandeln  lassen,  und  solchergestalt  niemalen  die 
Justizsachen    still    stehen    noch    aufgehalten,    sondern  vermöge  einer 

(hleunigen  Ordnung,  welche  längst  desideriret  (wie  auch  eine  Brüch- 
tenordnung  zu  publiciren  versprochen,  bis  dato  aber  nicht  erfolget, 
und  darum  deren  Publication  nochmals  gebeten  und  erwartet  wird) 
schleunig  abgeholfen,  in  li(|uidis  und  unschweren  Sachen  die  Urtheile 
de  piano  promulgirt,  die  executiones  unverzüglich  befördert;  in  schwe- 
ren und  wichtigen  Sachen  aber  usque  ad  conclusionem  causae  im  Ju- 
>tizrathe  verfahren,  folgends  alle  Vierteljahr  dieselbe  referiret,  die  Re- 
-imentsräthe  dazu  citiret,  und  in  praesens  der  Regiments-  und  Justiz- 
I  itlp  welche  erscheinen,  die  sententiae  definitivae  abgefasset  und 
pubiiciret  werden  mögen.  Im  Fall  sich  zutrüge,  dass  die  Regiments- 
riithe  alle  oder  einige  derselben    bei  Abhörung    der  Relationen    und 

\bfa88ung  der  Urtheile  nicht  gegenwärtig  sein  könnten,  dennoch  die 
irscheinenden  mit  den  Hclationibus,  Abfassung  der  Urtheile,  publica- 

ouibus  und  schleunigen  Kxccutionen  derselben  verfahren  sollen;  und 
'i;i wider  keine  Revision  noch  Supplication  verstattet  werden  möge, 
dergegtalt  auch,  dass  weder  bei  I.  Clf.  I).,  noch  Dero  Nachkommen, 
noch  bei  den  Regimentsrath,  noch  bei  dem  Justizrath  selbst  revisioncs, 

iiid  also  gleichsam  eine  neue  Instanz  zu  grossem  Aufenthalt  und  Scha- 
'Um  der  Parteien,  mit  nichten  verwilligt,  noch  angenommen,  sondern 
was  dem  zuwider  geschieht,  null  und  nichtig;  und  dazu  die  Parteien, 

velche  die  revisioncs  nitlnd-  oder  schriftlich  suc^hen  und  bitten,  jedes- 
mal eine  Pr»n  v<mi  fünfzig  (»oldgnMen  'b'iii  tisco  ip'^«»  unr  \<rfMl1«Mi 
sein  mögen. 
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Dass  auch  I.  Ch.  D.  oder  Dero  Nachkommen,  weniger  der  Regi- 
mentsrath,  einiger  Justiz-  oder  Rechtssachen,  wie  die  Namen  haben  mö- 
gen, sie  seien  civiles,  criminales,  fiscales  oder  privatae,  keinesweges  sich 
annehmen,  sondern  alle  dieselbe  zum  Justizrath  verweisen,  auch  keine 
hangende  Rechtssachen  avociren  noch  suspendiren,  oder  darinnen  de- 
mandiren  mögen;  und  was  dem  zuwider  vorgenommen  wird,  kraftlos 
sein,  und  der  Justizrath  solche  Avocationes  oder  Stellungsbefehle  an- 
zunehmen, weniger  zu  obtemperiren  und  nachzuleben,  nicht  gehalten, 
sondern  befehligt  sein  möge,  solchen  Befehlen  ungeachtet,  der  Justiz 
ihren  starken  unverhinderlichen  Lauf  zu  lassen;    ausgenommen,    dass 
in  Crimiualsachen,  darüber  Leib  und  Leben  geurtheilt  wird,  die  Gnade 
bei  L  Ch.  D.  oder  anstatt  deren  beim  Regimentsrath  gesucht  werden 
solle;  sonsten  aber  in  causis  fiscalibus,   da  der  Landesfürst  entweder 
actor  oder  reus  ist,    oder  in  anderen  Sachen,    da  principis  Interesse 
versiret,  nämlich  in  bonis  feudalibus,  emphiteuticis,  censiticis  et  simili- 
bus,   als  Leibgewinns  und  Koessgüter,  item  in  contractibus ,  pactis  et 
conventionibus,   ubi  Princips   sive  ejus  fiscus  locum  privati   subintrat, 
item   in    mulctis  et   poenis    pecuniaris,     die    Regime ntsräthe,    weilen 
auf  des  Landesfürsten  Regalien,  Staat-  und  Kammersachen  und  deren 
Nutzen  verpflichtet,    und  also  in  solchen  Sachen  parteiisch  sind,    zur 
Deliberation    und   Definition  derselben  gar   nicht  admittiret,    sondern 
dieselbe  durch  die  Justizräthe  (so  einzig  und  allein  auf  Administration 
unparteiischer  Justiz,  und  in  specie  sowohl  wider  als  für  den  Landes- 
herrn nach  rechtlicher  Befindung  zu  pronuntiiren,  und  darunter  nichts 
als  Gott  und  die  heilige  Justiz  zu  respectiren  instruirt  und  vereidet 
sein  mögen)  referirt,    per   sententiam   abgethan   und  exequirt  werden 
sollen.     Da  dann  in  fiscalibus  princeps  oder  fiscus  actor  ist,   der  ad- 
vocatus  fisci,   nächst  ergangener  Communication  und  Befehl  des  Regi- 
mentsraths,    actionem    vor  dem  Justizrath    proponiren,    pars    adversa 
darüber  genugsam  gehöret,  und  vermög  der  Hofgerichtsordnung  darin 
verfahren  werden  solle;   da  aber  princeps  oder  fiscus  reus  ist,  als  in 
Contracten,   rechtmässigen  Schuldforderungen  und  dergleichen  Hand- 
lungen, bleibt  es  bei  der  Reichseonstitution  und  Verordnung,  in  specie 
bei  der  Kammergerichtsordnung  de  Anno  1555,  daselbsten  pars  2  litt.  4 
hierüber    statuirt   wird,    welchergestalt    Grafen,    Herren,    Ritterschaft, 
Städte,  Bürger,  Bauern  und  Unterthanen  einem  Churfürsten  oder  Für- 
sten zu  Recht  fordern,  und  aus  denen  daselbst  erfindlichen  acht  modis 
agendi    einen   modum    erwählen    mögen.     Weilen    aber  selbige  modi 
agendi  sowohl  ausländische  Parteien  als  Unterthanen  beschwerlich  und 
kostbarlich  fallen  möchten,   so  wird  unterthänigst  vorgeschlagen  und 
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gebeten,  dass  zur  Handhabung  und  Fortsetzung  allerseits  unparteiischer 
Justiz  denselben  freistehen  möge,  in  omnibus  causis  fiscalibus  vel 
similibus,  da  princeps  vel  fiscus  reus  ist,  den  advocatum  fisci  vor  den 
Justizrath  citiren  zu  lassen,  der  advocatus  fisci  auch  instruirt  und  ver- 
pflichtet sein  möge,  nächst  vorgangener  Comnmnication  und  Befehl 
des  Regimentsraths ,  auf  solche  citationes  unfehlbarlich  zu  comparircn, 
und  vermöge  der  Ordnung  die  Noth dürft  zu  verhandeln;  der  Justizrath 
aber  post  conclusionem  in  causa  nach  Befindung  vel  pro  vel  conti-a 
advocatum  fisci  die  Sentenz  promulgiren,  und  dieselbe  auf  die  Domai- 
nen  oder  andere  gesetzte  Unterpfänder  ohne  einigen  Aufenthalt  oder 
Verhinderung,  rechtlicher  Gebühr  exequiren,  und  dawider  des  Landes- 
herren noch  des  Regimentsraths  Inhibition  oder  Suspension  keineswegs 
\  erbindlich,  noch  gültig,  sondern  allerdings  invalid  und  unkräftig  sein 
möge.  Im  Fall  aber  einige  aus-  oder  einländische  Parteien,  wann  sie 
wider  den  tiscus  aetores  oder  rei  sein,  begehren  würden,  dass  post  con- 
lusionem  in  causa  die  Sachen  an  unparteiische  Rechtsgelehrte  ausge- 
stellt werden  möchten,  solches  auch  keiner  Partei  verweigert,  sondern 
nach  beschehener  rechtlicher  Inrotulirung  der  Acten  unverzüglich  be- 
fördert werden  solle. 

Da  auch  über  die  kostbare  Verzögerung  und  Langdaurigkeit  der 
Prozessen  bei  dem  Hofgericht  oder  Justizrath  vor  langer  Zeit,  und  be- 
sonders nach  dem  Jahr  lß-j2  vielfältig  geklagt  worden,  dass  darum  der 
Processus  indiciarius  in  den  Instanz-  und  Appellationssachen,  wie  auch 
in  civilibus  et  criminalibus  so  viel  möglich  beschleunigt  werden  möge'*. 

Folgt  der  Eid  eines  Justizraths,  gleichfalls  auf  die  zwischen  dem  Kur- 
lürsteu  und  den  Ständen  vereinbarte  Verfassung  zu  leisten, 

„11)  Indem  nicht  allein  am  Hofgericht,  sondern  auch  in  den  klei- 
nen Städten  und  auf  detn  platten  Lande  grosse  Unordnung  in  Admi- 
nistration des  Justizwosens  vorhanden,  so  wird  gleichfalls  untcrthänigst 
gebeten,  dass  die  Untergerichte  reforinirt  und  Landgerichte  angestellt 
werden  mögen,  darin  die  Amtleute  pr.äsidiren  und  mit  Zuziehung  dreier 

leligen  vereideten  Personen,  dreier  aus  den  Magistraten  derjenigen 
Städte,  daran  die  appellationcH  oder  consultationes  gehen,  und  drei 
-MjH  den  erfahrensten  und  gesciiicktesten  Erben  alle  Vierteljahre  Land- 

<  rieht  halten  sollen,   die  Landgerichtsordnung  obscrviret,  zuvorderst 

1  allen  Sachen  die  (Jültigkeit  tentiret,  bei  deren  Entstehung  die  Ur- 
ihcilc  von  genicltcn  neun  Personen  durch  die  Stinnnonnjchrheit  gc- 
whioHsen,  appellationes  am  Hofgericht  devolvircn  und  darinnen  laut 
•  Icr  Hofgerichtsordnung  proccdiret,  hei   cntHtehender  Appellation   aber 

ie  res  judicatae  vcrni/igc  der  Landgerichtsordnung  exec|uirt  werden 
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mögen.  Weilen  aber  in  jedem  geringen  Amt  ein  Richter  gestellt  und 
gering  salarirt  wird,  dergestalt,  dass  ein  ehrliclier  capabler  Mann  davon 
nicht  leben  kann,  dass  darum  einige  Richterämter  zusammen  gezogen, 
über  jedem  Landgericht  eine  capable  Person  zum  Richter  gestellt,  und, 
da  nöthig,  einige  bequeme  Unterrichter,  Vögte  oder  Gerichtsboten  an- 
geordnet, und  für  jeden  der  Amtleute,  Schöffen,  Richter,  Unterricliter, 
Gerichtsschreiber  und  Gerichtsboten  ein  billig-massiges  salarium  con- 
stituiret,  auch  die  neuen  Hofgerichts-,  Landgerichts-  und  Brüchten- 
ordnungen  baldigst  publicirt  werden. 

12)  Alle  specificirten  salaria,  wie  auch  die  designirten  Gehälter 
der  Regiments-  und  Justizräthe  und  der  zu  beiden  Collegien  gehörigen 
Diener  vermöge  aufgerichteter  Designation  richtig  bezahlt,  und  dieselbe 
ohne  der  Stände  Vorwissen  und  Consent  nicht  augirt  noch  diminuirt 
werden  mögen. 

13)  Sollen  darum  weder  Regimentsräthe  noch  Justizräthe,  noch 
davon  dependirende  Diener,  weniger  Amtleute,  Richter,  noch  Schöffen, 
in  ihren  Bedienungen  noch  Rechtssachen  zu  L  Ch.  D.  oder  Jedermän- 
nigliches  Nachtheil  vermög  abgelegten  Pflichten  keine  Geschenke  noch 
Gaben,  durch  sich  selbst  oder  andere,  wie  das  Menschen  erdenken 
möchten,  nehmen,  oder  zu  ihrem  Nutzen  nehmen  lassen.  Und  wer 
dagegen  gethan  zu  haben  tiberführt  werden  könne,  nicht  allein  ipso 
jure  infamis,  und  seiner  Bedienung  unfähig  sein,  sondern  auch  in 
schwere  arbiträre  Geldstrafen  verfallen  soll. 

14)*  Dafern  einige  Amtleute,  Richter,  Schlüter,  Rentmeister,  Zoll- 
und  Licentbeamte ,  Empfänger  oder  andere  Uuterbediente  (wie  leider 
bis  anhero  vielfältig  geschehen)  zu  I.  Ch.  D.  Dero  Räthen  und  Justiz 
merklichen  Despect,  Verrath  und  Verkleinerung  der  ausgelassenen  Be- 
fehle in  termino  keinen  gebührenden  Gehorsam  leisten;  in  specie  da 
der  Regimentsrath  den  Beamten  und  Unterbedienten  zur  Ablegung 
ihrer  Rechnungen,  zur  Bezahlung  ihrer  liquiden  Landesschuldigkeiten 
auffordern,  oder  denselben  in  richtigen  und  liquiden  Sachen  etwas  be- 
fehlen werde;  der  Justizrath  aber  den  Beamten  und  Richtern  in  Rechts- 
sachen Pfändungen,  immissiones  und  dergleichen  actus  zu  verrichten, 
oder  auch  in  abgeurtheilten  Sachen  die  Execution  demandiren  würde, 
—  und  dann  die  Beamten  und  vorgemelte  Unterbediente  primo  man- 
dato  simplici  in  termino  gehorsamlich  nicht  pariren,  oder  aber  dagegen 
keine  rechtmässige  erhebliche  Entschuldigung  einwenden  würden  — 
dass  alsdann  alsbald  der  Regimentsrath  oder  Justizrath  mandatum 
poenale  cum  inserta  citatione  ad  vocandum  paruisse  auslassen  solle,  und 
im  Fall   demselben  von   den  Beamten   oder  andern  Unterbedienten  in 
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teniiiiio  nicht  iiacligclcbct  würde,  der  Kegimeiitsrath  authorisirt  sein 
möge,  solche  ungehorsame  Beamten  oder  Unterbediente,  ohne  einiges 
weiteres  Verhör  neben  Erstattung  der  verwirkten  Pöu,  ab  officiis  zu 
suspendiren  und  andere  qualiticirte  gehorsame  Diener  anzustellen;  des- 
gleichen auch  in  solchen  Fällen,  da  von  Rechtswegen  mandata  sine 
clausula  ausgelassen  werden,  die  Beamten  und  andere  Unterbedien- 
ten solchen  mandatis  in  primo  termino  nicht  gehorsamen  oder  keine 
rechtmässige  erhebliche  Entschuldigung  einbringen. 

15)  Dass  die  incompatiblen  combinirten  Richter-,  Rentmeister-  und 
Schlüterdienste  separirt  und  ferner  niemals  combinirt  werden  mögen. 

]())  Weilen  über  die  ungewilligten  Contributiones  de  anno  \6'22 
und  deren  Restanten  viele  Klagen  fallen,  dass  darum  dieselbe  in  Cleve 
und  Mark  gänzlich  cessiren  und  niemalen  gefordert  werden  mögen. 

17)  Indem  dieses  Fürstenthum  Cleve  in  Kraft  des  pacti  majoratus 
de 'anno  1418  jederzeit  dem  ältesten  Sohn  oder  Tochter  des  Landes- 
herren und  Dero  Descendenten,  und  also  I.  Ch.  D.  zu  Brandenburg 
unstreitig  zugefallen,  und  trotzdem  per  transactionem  oder  aliam  con- 
\entionem  ohne  Consent  der  Stände  gemeltes  Fürstenthum  an  andere 
Prätendenten  transferiret  oder  übergelassen  werden  möchte,  auch  im 
Fall  I.  Ch.  D.  oder  Dero  Nachkommen  alle  obbedingte  condiiiones, 
keine  ausgesondert,  nicht  observiren  noch  erfüllen,  sondern  einen  oder 

udern  Punkt  contraveniren ,  und  darunter  demandiren  würden,  dass 
alsdann  nicht  allein  die  Stände,  sondern  auch  die  Regiments-  und  Ju- 
stizräthe  sammt  allen  andern  hohen  und  niedrigen  Dienern  des  Landes 
solche  Befehle  zu  gehorsamen  nicht  schuldig  noch  gehalten,  und  zudem 
dieser  Contract  den  Stauden  nicht  verbindlich,  derselbe  nichtig  und  kraftlos, 
und  die  Landstände  keineswegs  daran  gebunden  sein  mögen.  Immittelst 
gleichwohl  und  um  so  mehr,  weilen  die  Landstände  ihrer  Versprechung 
und  Assistenz  obgedachtermaassen  nachzuk(»mmen  unterthänigst  erbielig 

in,  L  Ch.  D.  und  deren  Successoren  die  verdingten  conditiones  und 
privilegia  fest  und  unverbrüchlich  observiren  und  zuhalten,  stets  hin 
'Mid  zu  ewigen  Zeiten  obligirt  sein  und  bleiben;  und  zu  desto  niehrer 

sthaltung  in  einen  oder  audcreu  Fall  contraventiones  zur  Indeiuni- 

ition,  Erholung:  und  Recuperation  aller  von  den  Stünden  bewilligten 
und  zu  obbemeltem  Behuf  emploirten  (Jelder  die  allodiale  Domainen 
und  Intraden  des  Fürstenthums  sannnt  und  sonders  ilergestalt  hvpo- 
tliemret  und  verbunden  Hein  mögen,   dus»  die  Landstände  auf  an^- 

:;te  allodialc!  Domaincn,  als  ihre  gesetzte  Unterpfänder  vermittelHt  pa- 
rater Execution,  ohne  Recht  und  einige  reehtliehe  l*roeedur,  aller 
aufgi'wandter  (Jeld<T,   Kosten  und  Sehad^'ns  balber  ihres  (Jefallens  sieh 
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erholen,  auch  der  Regiments-  und  Justizrath  dazu  die  Hand  zu  bieten 
specialiter  mögen  verpflichtet  und  gehalten  sein,  auch  alle  Original- 
verschreibungen und  obligationes  der  alten  oder  neuen  Schulden, 
wann  dieselben  abbezahlt  sind,  den  Ständen  eingeliefert,  von  den  cre- 
ditoribus  jedesmal  cedirt  und  aufgetragen,  auch  die  Landstände  in  der 
Creditoren  Platz  dergestalt  constituirt  und  gestellt  sein  mögen,  dass, 
wofern  I.  Ch.  D.  einem  oder  andern  obgemelten  Punkten  durch  sich 
Selbsten  oder  durch  andere  über  unterthänigste  Zuversicht  werden  con- 
traveniren  lassen,  als  dann  die  Landstände  hiermit  berechtigt  und  be- 
mächtigt sein  mögen  ^  ohne  einige  rechtliche  Verfahrung  und  propria 
autoritate  die  gesetzten  Unterpfänder  oder  auch  andere  allodialia  zu 
occupiren,  und  dieselbe  bis  zur  völligen  Wiedererstattung  aller  aufge- 
wandten Gelder,  Kosten  und  Schaden,  jure  antichresi  und  unberechnet 
zu  gebrauchen. 

Schliesslich  dass  dieser  Contract  und  Verordnung,  auch 
nach  obgemelten  vier  Jahren,  obschon  die  bewilligten  Mittel 
nicht  continuiret,  noch  andere  Mittel  dagegen  eingeftihret 
würden,  dennoch  in  den  übrigen  Conditionen  und  Arti- 
culen  von  I.  Ch.  D.  und  Dero  Successoren,  anstatt  einer 
Capitulation  jedesmalen  bei  Antritt  dieser  Landen  oder 
Huldigung  beeidet,  und  zu  ewigen  Zeiten  unverbrüchlich 
observirt  werden  mögen". 

Die  Resolution  wird  dergestalt  beschlossen  und  festgesetzet,  dass 
im  Fall  von  den  märkischen  Landständen  oder  den  clevischen  Städten 
keine  zuträglicheren  und  practicabeleren  Mittel  vorgeschlagen  werden 
könnten,  davon  keineswegs  abgewichen  werden  soll. 

„Unterz.:  Wirich  v.  Bernsau  zu  Bellinghoven,  Herr  zu  Ruinen. 
Bernhard  Wilhelm  Quad  v.  Wickrath,  Drost  zu  Dinslaken. 
Albert  Glisbert  v.  Htichtenbruch  zu  Gartrop,  Erbkämmerer. 
Johann  v.  Ulft  zu  Lackhusen.  Arnold  Heinrich  v.  Nivenheim 
zu  Driesberg,  Drost  des  Amts  Goch.  Heinrich  v.  Zeller  zu  Halsaf. 
Palick  V.  Horde  zu  Camphuisen.  Johann  v.  Boinenburg,  genannt 
V.  Honstein  zum  Overhof.  Friederich  Kloecke  zum  Beerenklau. 
Johann  Arnold  v.  Goltstein  zu  Rodenholt.  Hans  Wilhelm 
Quad  zu  Watteray  (oder  Waterheggen ).  Johann  Sigismund 
V.  Wilich,  Baron  v.  Lottum  zu  Gronstein  und  Hüth,  Drost  zu  Se- 
venar  und  in  der  Lymers.  Heinrich  Wilhelm  v.  und/ur  Hoven 
zu  Poelwyck,  Drost  des  Amtes  Hetter.  Konrad  v.  Strünckede  zu 
Mehrum.  Hermann  v.  Wittenhorst  zu  Sonssfeld.  Arnold  Frei- 
herr V.  Wachtendonck   zu  Germensehl  und  Hfllhausen,    Drost  zu 
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Cranenburg  und  in  der  Düffel.  Dietrich  v.  und  zum  Boetzelar, 
Erbschenk  und  erster  clevischer  Landdrost.  Bernhard  Spaen  zu 
Creuzwick.  Stephan  v.  Wilich  zu  Kervenheim.  Walter  Morrien 
zu  Calbeck.  Arnold  Adrian  Freiherr  v.  Biland  zu  Speidorf. 
Bernhard  v.  Heiden,  genannt  de  Rynsch  zu  Holthausen  und  Win- 
kel. Zeno  V.  Tengnagel  zu  Schiern.  Walther  v.  Tengnagel  zu 
Lohnen.     Heinrich  v.  d.  Capellen  zu  Esselt,  Herr  zu  ßyssel""^). 


Aus  dem  Protokoll  der  Verhandlungen  der  clevischen  Ritter- 
haft als  Beschluss   derselben  den  staatischen  Committirten 
präsentirt  26.  März  1641  zu  Emmerich.     Dat.  25.  März.     M. 

[Beharren  auf  ihrer  eventuellen  Bewilligung  gewisser  indirecten  Steuern  und  deren 
Bedingungen,  sowie  einer  Interimssteuer  aus  dem  ostrheinischen  Cleve  von 
40,000  Thlr,  Halten  die  von  den  Oststädten  augehotene  Interimssumme  zu  ge- 
ring und  den  Umlagemodus  nach  der  alten  Matrikel  gegen  das  Herkoramen  und 
ihre  Privilegien.  Ueberlassen  ihre  Streitigkeiten  mit  den  Städten  über  diese 
Matrikel  der  Entscheidung  zweier  von  den  Staaten  zu  wählenden  Unparteiischen.] 

„Verlesen  der  clevischen  Städte  Ostseits  Rheins  Resolution  in  effectu  25.  März, 
dahin  strebend,  dass  dieselbe  die  von  der  Ritterschaft  wohlmeintlich  vor- 
geschlagenen praclicable  und  trägliche  Mittel  des  Gemahls  und  der  Weine 
einzugehen  sich  beschweren  und  dann  zur  Assistenz  I.  Ch.  D.  20,000  Thlr. 
ler  50,000  Gulden  nach  der  alten  Steuerraatrikel  unter  die  Ritterschaft  des 
ganzen  Fürstenthums  Cleve,  Städte,  Geistliche  und  plattes  Land  zur  Ost- 
seiten Rheins  zu  distribuiren  diesmalen  pure  bewilligen. 

Nach  Deliberation  haben   die   von   der  Ritterschaft  resolvirt,   dass   sie 
iliff'^  /:*     })r\    ihrer    vorigen   Erklärung   und   Bewilligung    gemelter    Mitrcl 

•")  Ausser  diesen  waren  im  J.  1641   noch  in  der  Corporation  der  clevischen 
:  tterschaft  „aufgeschworen"  und  mithin  zum  Erscheinen  auf  dem  Landtage  be- 
rechtigt: in  der  Landdrostei  Cleve  Johann  Freiher  v.  Brempt,  Herr  in  Vehn» 
*>iotrich   Karl  v.  Wilich   zu  Winnenthal,    ITloris   v.  Meverden  zu  Veho, 

•  bat  Gerhard  v.  Hertefeld  zu  Colk,  Aswer  Heinrich  v.  Baldrich,  ge- 
iiint    Barich,    l*fan<llicrr    zu    l^oe;    —    im    Amte    Goch:    Peter    Dietrich 

ICickel  zum  Hamm,  Bertram  Üegenhard  Freiherr  v.  liOe,  Herr  zu  Wisaeu, 
sbert  JohuDn  v.  V  itinghof,  genannt  Shell,  Herr  zu  Heyen;  —  im  Amte 
uuenburg    nnd    Düffel:      Roll  mann    Freiherr    v.    Biland    zu    Halt,     Adolf 
Lützcnrath    zu    Clarenbeck,    Gisbort   v.  Hovelick    zu    Bimmen;  —    im 
Amte  Limers:    Anton  v.  A^Rwin,    Herr  v.  Brakel  zu  Knkhuison   und  Loo  op 
gen  Ward,    Onno  v.  KIhI  zu  Lchmkul;   —    im  Amte  Hetter:    Johann  Her- 
mann v.  Diepenbro  ich  zu  Enipul,  Konrad  v.d.  Kecke  zur  Wcnge,  Johann 
Dietrich  v.  Hurst  zu  Kotfau  und  HesHhuscn,    Gerhard  Johann  v.  Eickcl 
Oroeo;  —  im  Amte  BiHlieh  Uingenborg:  Boruhard  v.d.  Ruhr  zu  Venoing, 
iflpar  V.  SIbcrg  zu    Vorde;     Adolf  v.  Wilich   zu    Wilich,    Alexander 
if  v.  V'(*hlon  zu  Oudcuburg,    Ludolf  Georg  v.  Bounen   zu  Uberhaason, 

•  bort  Htufl  zum  Ende. 
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samnit  angehängten  Conditi(jnen  pcrsistiren.  So  viel  die  von  den  Städten 
vorgeschlagene  Interimsteuer  belanit,  so  ist  dieselbe  zu  I.  Ch.  D.  Assistenz 
zu  dem  gesonnenen  Zweck  und  dann  zU'  der  Landschaft  unvermeidlichen 
Behuf  und  Nothdurft  der  Ritterschaft  Ermessen  nach  gar  unzuträglich  und 
unerklecklich,  auch  die  vorgeschlagene  Manier  zu  distribuiren  nicht  allein 
im  Lande  unerhört,  sondern  auch  unrechtmässig,  unbillig  und  unpraktikabel, 
gestalt  die  Städte  mit  solchen  Vorschlägen  L  Ch.  D.  Gnade  und  der  hoch- 
mögenden Herren  Staaten  General  Favor  und  Gunst  zu  demeriren  ver- 
geblich sich  bemühen. 

Die  von  der  Ritterschaft  haltens  davor,  dass  mit  solcher  geringen 
Summe  L  Ch.  D.  und  dem  Lande  wenig  gedienet  und  geholfen  und  darum 
hiermit  bewilligen,  dass  inzwischen  mit  I.  Ch.  D.  und  den  Herren  Staaten 
wegen  Einführung  vorgerührter  Mittel  tractirt  werde,  zum  Abschlag  und  Ver- 
hütung der  schweren  auflaufenden  Literesseu  1.  Ch.  D.  zur  uuterthänigster 
willfähriger  Assistenz  40,000  Thlr.  und  also  100,000  fl.  in  zweien  Terminen 
von  der  Ostseite  beigebracht  und  entrichtet  werden  mögen  und  solches  auf 
eine  praktikable  erträgliche  Manier,  vermöge  dessen  in  dieser  extraordinären 
Necessität  und  dieser  extraordinären  Mittel  diesmalen  die  von  der  Ritter- 
schaft gleich  anderen  Geist-  und  Weltlichen  nach  Proportion  ihrer  Häuser 
mit  Vorbehalt  ihrer  wohlherbrachten  Freiheit  und  Gerechtigkeit  zu  contri- 
buiren  sich  resolvirt". 

(An  den  bewilligten  Steuern  und  der  dabei  gebrauchten  Matrikel  sei 
die  Ritterschaft  seit  „unvordenklicher  Zeit  von  hundert  und  mehr  Jahren" 
nicht  betheiligt  gewesen,  da  sie  au  den  ordinären  Landessteuern  nicht  con- 
tribuirt,  sondern  allein  in  Türken-  und  Defensionssteuern  „da  Wehr  und 
Waöen  zur  Hand  genommen"  gesteuert  hätten.  Ueber  die  Unbilligkeit  und 
Unrichtigkeit  der  alten  Steuermatrikel  hätten  sowohl  die  Städte  wie  die 
Ritterschaft  bereits  im  J.  1632  vielfach  geklagt,  aber  ihre  Redressirung 
„wäre  gerade  durch  die  Opposition  der  Städte"  bisher  verhindert  worden 
und  jetzt  wollten  sie  dieselbe  wieder  benutzen.  Die  Geistlichkeit,  die  schon 
kaiserliche  Mandate  ausgewirkt,  beklage  sich  besonders  über  diese  Matrikel 
und  ihr  Contiugent  würde  also,  wenn  diese  als  modus  distribuendi  gewählt, 
ganz  fehlen,  was  den  Ertrag  der  Steuer  schon  sehr  verringern  würde.  Im 
Falle  nun  die  Städte  ihren  Widerspruch,  gegenüber  der  Resolution  der 
Ritterschaft,  nicht  aufgeben  wollten,  resolvirten  und  erklärten  sie,  um  den 
„vergeblichen  Deliberiren  und  kostbaren  Zusammenkünften  für  diesmal  ein 
Ende  zu  machen"): 

„Alle  Differentien  zwischen  Ritterschaft  und  gemelte  Städte  über  die 
Matrikul,  deren  Redressirung,  auch  über  Bewilligung  der  Mittel,  und  in 
specie  itzo  vorgeschlagene  media  an  I.  Ch.  D.  oder  an  alle  unpartheidige 
dergestalt  zu  submittiren,  dass  innerhalb  Monatsfrist  die  Nothdurlt  und 
documenta  der  Ritterschaft  in  einer  Schrift  verfasset,  auch  der  Städte 
Ivothdurft  in  eine  Schrift  begrifl'en,  dieselben  verschlossen  den  anwesenden 
Herren  Coramittirteii  Staaten  eingeliefert,  von  denselben  Unpartheilichen 
beiden  Theilen  Unbekannten  zugestellt  und  die  Differentien  schleunigst 
decidirt  werden  mögen.  Was  alsdann  solche  Unpartheiliche  aussprechen 
werden,    damit   wollen   die    von    der  Ritterschaft    ohne   einige  Appellation, 
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Revision,  auch  ohne  Opposition  oder  fernere  Contrtuliction  zufrieden  sein 
und  dieselben  als  ein  Laudtagsschluss  und  Decision  in  allen  Punkten  ge- 
bührlich einfolgen,  nicht  zweifelnd  die  Städte  werden  auch  dazu  sich  er- 
klären und  darunter  sich  zu  verweigern  keine  befugte  Ursache  finden". 


Die  Deputirten   der   ostrheinischen    clevischen  Städte    an  die 
( 'ommittirten    der  Generalstaaten.      Dat.  Emmerich   25.  März 

1641.     W. 

[Die  von  der  Ritterschaft  gestellten  Bedingungen  würden  dem  Kurfürsten  ,, fremd" 
vorkommen.      Auch   die   von    derselben    angebotenen    indirecten    Steuern    für   sie 
•inaunehujbar.      Bieten  dagegen  50,000  Gulden  Interimssteuer  aus  Ostcleve  nach 
'  r  alten  Matrikel  umzulegen   „pure"  an.     Bei  Weigerung  der  Ritterschaft  Zu- 
rücknahme ihn^s  Anerbietens.] 

„Alsoü  U.  E.  en  Mog.  instautelick  urgeeren,  dat  die  Stendeu  deses  25.  März, 
vorstendombs  alhier  tot  Emrick  tegenwordich  vergadert,  naerders  op 
die  propositie  vau  U.  Ed.  en  Mog.  geschiet  souden  resolveren,  ende 
een  gewis  middel  beraemen,  waerdoor  bare  Ceurvorstl.  Doorl.  van 
Brandenburgb  in  bare  nccessitct  assistiret  ende  uit  die  beswaerlicke 
<hult  der  100,000  R.  niet  den  aencleven  van  dien  gereddet  worden 
mochte,  waertoe  die  stenden  te  induciren  U.  E.  verscheidene  redenen  en  » 
iMotiven  gebruickt  hebben  —  so  is,  dat  die  stenden  alles  well  ripelick 
Mverwogen  en  bedacht  hebbende  niet  vinden  connen,  dat  sie  tot  bc- 
talinge  van  dese  schult  souden  eenigsins  gehouden  syn,  waervan  sy 
in  haere  resolutie  aen  U.  E.  den  18.  Febr.  lestleden  ingedient,  goede 
en  süffisante  redenen  gegeven,  en  souden  derselven  noch  niecr  vor  den 
dagh  brengen  connen;  maer  het  is  den  stenden  genoech  dat  die 
liochmog.  beeren  staten  general  dese  sacke  wel  overwogen  en  vol- 
kommene  inforniatie  daervan  hebbende,  eeninael,  en  ten  twoeden  in 
liaere  vergaderinge  resolvccrt,  dat  sie  die  Stenden  van  wegen  dese 
chult  wilden  ongevordert  laten;  van  welcke  resolutie  aftewycken,  die 
;rcrechticbeit  van  die  saecke  en  die  reputatie  van  haere  huchniog.  alle 
particuliere  insichten  ovcrwegende  niet  coinion  of  werden  totdatcn. 

Niet  te  min  syn  die  stenden  op  middele  bedacht  geweest,  waer- 
door gy  baren  eeurvorst  en  lantshoeren,  tot  welken  sy  eene  sonder- 
irige  affectic  ondcrdanigst  syn  dragende,  subloveercn,  en  by  den  ahn- 
inck  van  syne  beswaerlicke  regieringe  assisteren  inocbten.  Maer  alsoo 
lic  lietde  van  sieb  sclt's  den  begin  necnipt,  ende  die  stenden  overdacbt 
bcbben,  die  veelvoudigc  gravauiina  eu  prcssurcn,  dacnnet  dit  vorsten- 
loni  nu  ecDC  geruinie  tyt  bcr  i»  gedruckt  en  gcprcst  gewcst,  bobboii 
'''*     '  *   •  ' '  T->t  in  haere  irrievrii  morsten  gesubleveert  syn, 
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ende  haere  schoudercn  van  dese  swaere  last  alsoo  gedechargeert  synde, 
waeren  sy  willigh  en  desto  bequamer,  haeren  lantsvorst  syne  last  na 
haer  vermögen  te  dragen.  Die  van  de  ridderschap  van  dit  vorsten- 
doni  hebben  onder  vorgaende  conditie  ende  eenige  andere  meer  een 
vorraem  aen  die  gedeputeerden  van  die  steden  geexhibeert  en  ge- 
willigt, dat  na  resolutie  van  die  gravamina  en  voldoeninge  van  die 
andere  conditien  op  het  gemal  en  andere  consumptien  een  sekeres 
soude  gesettet  en  tot  behoeve  van  haer  ceurvorstl.  D.,  doch  een  klein 
gedeilte  uitgenohmen,  soude  geemployeert  werden. 

Die  gedeputeerden  van  die  steden  hebben  gemeent,  dat 
die  conditien,  so  daerby  hebben  suUen  voruit  bedongen 
werden,  haere  ceurv.  D.  int  beginset  van  haere  beswaer- 
licke  regieringe  wat  vreemt  en  onbehaeglick  mochten  vor- 
comen,  en  dat  wy  by  den  ahnfanck  van  haere  ceurv.  D.  regieringe 
ons  niet  hoogers  souden  moeten  aengelegen  laten  syn  als  haere  gnade 
en  aifectie  te  conserveeren  der  onderdanigster  hoopeninge  en  ver- 
trouwen  levende,  dat  haere  ceurvorstl.  D.  vermogh  haere  noch  on- 
langs  aen  die  lantstenden  gedaene  schriftlycke  gnadigste  vertroostinge 
en  eerbiedinge  der  stenden  gravamina  en  beswaernissen  cum  effectu 
et  realiter  in  corten  afdoun  sullen.  Wat  anders  die  middelen  by 
die  ridderschap  vorgeslagen,  aengaet,  dieselve  connen  die 
principalen  van  die  gedeputeerde,  dewelcke  daervan  ten 
vollen  geinformeert  syn,  soo  wel  ten  aensien  van  het  lant 
als  van  die  steden  uit  particulier  niet  aennemlick  vinden. 

Ten  aensien  van  het  geheele  lant  souden  die  stenden  dewelke 
aen  haeren  lantsvorst  geen  schattinge  schuldigh  syn,  als  welcke  by 
haer  vrywillich  consenteert  worden,  door  dese  middelen  of  wel  vry- 
willich  tot  eene  gewisse  tyt  bewilligt,  nochtans  in  eene  dienstbarkeit 
houwel  oock  vrywillich  geraecken,  ende  soude  lichtelicks  geheuren, 
door  dien  men  niet  versekert  is,  dat  nae  uitganck  van  bedongene 
jaeren,  oock  die  necessithet  cesseren  soude,  dat  die  gantsche  posteritet 
sick  mochte  beclagen,  dat  wy  door  onse  vry willige  inwilligung  haer 
gebonden  en  alle  middelen  benommen  hadden,  daerdoor  sy  oock  vry- 
willigh  wat  hadden  willigen,  en  by  haeren  lantsvorsten  sick  ahngenaem 
maeken  mochten. 

Ten  regard  van  steeden  int  particulier  syn  ook  die  middelen  by 
die  van  de  ridderschap  beraemt,  niet  practicabel,  alsoo  eenige  daeron- 
der  syn,  welcke  door  die  hoochste  noot  gedrongen  synde  so  veel  al- 
bereit  op  sulke  consumptien  gesatt  hebben  als  sy  souden  dragen  con- 
nen;  ende  door  dien  die  andere  weinich  steden,   so  sulx  noch  niet 
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mochten  gedaen  hebben,  vor  sulke  ongelegeuheit,  soo  den  anderen 
overcommen  nit  gesekert  syn,  so  houden  sy  billick  hierin  haere  vry- 
heit,  om  by  allen  begevenden  onvevliopten  no(»tval  haerc  toevlucht  op 
dit  nootancker  te  nemen. 

Sulcke  en  dergelycke  redenen  nieer  hebben  die  steden  van  die 
oostsyt  ryns  doen  resolveeren,  dat  sy  tot  conservatie  van  haere  vry- 
heit  en  niet  te  min  om  te  betoonen  haere  genegenheit  tegens  haeren 
lantsheere  ende  deselve  in  dese  tegenwordige  necessitet  te  assisteeren, 
k  de  goede  gunst  ende  affectie  der  hochmogenden  beeren  Staaten 
general,  welke  sy  in  verscheidene  importierende  occurrentien  daegelix 
verspeurt  hebben  en  verspeuren,  te  conserviren,  liever  een  somme 
van  50,000  gülden  hollants  nae  die  oude  matricul  onder 
die  ridderschap  van  het  geheele  vorstendom  als  ooek  ste- 
den geestelicken  en  platte  lant  van  dese  oostsyde  Ryns  te 
reparteeren  en  deselve  pure  vor  dit  mael  te  willigen. 

Ende  of  wel  in  regarde  van  die  necessitet  van  haere  ceurvoorstl. 
Doorl.  dese  summa  gering  mochte  geachtet  worden,  soo  is  sy  noch- 
tans  groot  in  regarde  van  die  onvermogenheit  van  die  onderdaenen, 
die  door  die  fransche  inquarticrungh  anno  lOof)  tot  in  den  gront  ge- 
ruineert  en  noch  daglix  allerhant  extorsien  en  kriegsbedarl'  van  hes- 
sische troupen  en  andere  als  lantkondigli  onderworpen  syn,  te  meer 
het  gelt  alleene  van  de  ostsyde  van  llyn  die  welcke  nae  die  oude 
matricul  niet  veel  meer  als  omtrent  het  deide  deel  van  de  geheele 
scbattinge  plegt  te  drageu,  sal  bygebracht  worden,  alsoo  dat  dese  be- 
willigungh  alsoo  moet  considercert  worden,  als  wan  in  het  gantsche 
vorstendom  drymael  soo  veel  was  geconscnteert  worden. 

Willen  geswygen  dat  het  conti ngent  van  de  grafschap  Marck  ende 

Kavensberg  sick  over  de  veertich  duisent  gülden  in   hondert  duisent 

gülden  800  ingewilligt  mogten  werden ,   beloopen   en  Ixnlraegen  doet, 

sulx    dat    in    clVcct   dese    ;')( >,(><*<*  f?-  voor   een  stuer  van  .')UO,n()()  g.  te 

achten  en  te  acHtinieeren  is.    Daerbuven  prescntecrcn  die  stede  Indien 

die  gravainina  nae  behooren  afgcdaen   dat  lant  in  vorige  neutraliteyt 

en  staet  gestclt,    en  die  be<lorvene  onderdaenen  een  weinieh  mochten 

gcrcHpireert   hebben,    dat   sy    alsdan  niet  man(|Ueeren   suUen,    haeren 

lantshcer  naer  vennogcn  te  assisteereu  en  sich  te  quiteeren  als  ge- 

uwe  Htenden  en  onderdaenen  toestaet. 

Ende  dit  al»  eene  eindclicke  resolutie   van   unx    {iniiripaKu  hch- 

ben  wy  U.  E.  en  Mog.  mcde  te  deilen  niet  onderlaten  Hullen,   noch- 

u8  onder  dese  expresHe  protestatie  dat  soo  wauneer  dat- 

l?e  uiet  ahngcnohnicn,  ui'tc  de  rcpartitie  op  die  vorschr. 
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maniere  iiiet  gescheiden  soude,  alsdan  dese  bewilligungh 
uit  speciale  last  von  onse  principalen  hiermede  gerevo- 
ceert  en  anders  niet  geachtet  hebben,  als  wan  sie  niet  van 
ons  geresolveert  ofte  bewilligt  waere.  Niet  te  min  dienstlick 
biddende  dat  U.  Ed.  en  Mog.  niet  willen  naerlaeten  van  dose  onse 
presentatie  äen  die  beeren  Staaten  general  een  favorabel  rapport  te 
doen,  en  aen  behoorende  plaetsen  te  bevorderen,  dat  wy  mögen  vort- 
aen  genieten  den  effect  van  haere  goede  nabuirlicke  gunst  correspon- 
dentie  en  vrientschap". 


Deputirte  von  Wesel  an  den  Magistrat  daselbst. 
Dat.  Emmerich  25.  März  1641.     W. 

[Haben  Rees  und  Emmerich  in  Bewilligung  der  20,000  Thlr.  nachgeben  müssen, 
gegen  die  indirecten  Steuern  Verwahrung  eingelegt.     Die  staatischen  Committir- 
ten,  mit  der  Städte  Resolution  nicht  zufrieden,  bestehen  darauf,  drohen  mit  Ein- 
führung derselben.] 

25.  März.  „Nun  haben  zwar  Kraft  unserer  ferneren  Instructionen  den  Depu- 

tirten  von  Emmerich  und  Rees  angezeigt,  wie  dass  unsere  Principale 
alnoch  keine  erhebliche  Ursache  ersehen  konnten,  warum  von  dem 
einmal  festgesetzten  Schluss,  dass  nämlich  vor  Erledigung  der  geklag- 
ten Gravaminum  keine  Steuer  noch  Contribution  zu  bewilligen ,  abzu- 
stehen, ehe  und  bevor  die  cum  effectu  erfolget,  sie  also  ersuchend, 
dass  sie  mit  uns  darauf  festhalten  und  dringen  wollten,  es  hat  aber 
dieses  bei  denen  von  Emmerich  und  I?ees  nicht  verfangen  wollen, 
sondern  sind  bei  ihrer  Meinung  persistiret,  expresse  sagend,  warum 
wir  uns  nicht  sowohl  mit  ihnen  accommodiren  thäten,  als  wir  ihre 
Accommodation  begehrten,  sie  hätten  majora  vota  und  verträten  auch 
Kraft  habender  Vollmacht  die  von  Duisburg.  Wir  prioribus  inhärirt, 
und  wie  wir  nicht  obtiniren  können,  uns  folgenden  Tags  mit  ihnen 
accommodiren  müssen.  Eodem  die  haben  die  Gecommittirten  der 
Herren  Staaten  die  sämmtlichen  deputatos  der  Städte  zu  sich  fordern 
lassen,  und  nachdem  wir  unsere  Relation  gethan  und  ferner  angezeigt, 
dass  UDsern  Principalibus  allerseits  mit  höchster  Befremdung  vorge- 
kommen, dass  von  der  Ritterschaft  zu  solcher  Contribution  die  ge- 
meinen Mittel  des  Gemahls,  wie  auch  Wein-  und  Bieraccise  vorge- 
schlagen, da  doch  dieselben  directe  wider  der  Städte  und  platten  Lan- 
des Privilegien  thäten  streiten,  in  diesem  Land  auch  unerhört  und 
nicht  practicabel  wären,  gestalt  die  Städte  darin  nicht  consentiren 
könnten,  sondern  wäre  ihre  Meinung,  dass  die  Summe,  so  von  ihnen 
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bewilligt,  nach  der  alten  Matrikel  unter  Ritterschaft,  Städte,  Geistlich- 
keit und  plattes  Land  vertheilet  werden  solle. 

Die  Gecomndttirten  der  Herren  Staaten  contrariuin  sustiniret  und 
bei  ihrer  vorigen  Meinung  verblieben,  dass  nändich  solche  gemeine 
Mittel  am  träglichsten  und  da  wir  daran  ni<iht  willigen  wollten,  wäre 
es  uns  kein  Ernst,  etwas  zu  contribuiren,  könnten  auch  nicht  ersehen, 
was  in  der  Städte  Kesolution  wäre,  wäre  nur  so  viel  Papier  und  kein 
Schluss,  was  1.  Ch.  D.  mit  den  20,000  Thlr.  gedienet,  thäten  mit  der 
einen  Hand  geben  und  mit  der  anderen  wiederum  nehmen,  da  wir 
wohl  wüssten,  dass  die  Beischaffung  solcher  Gelder  nach  der  alten 
Repartition  nicht  könnte  genommen  werden.  Bürgermeister  Brliggen 
replicirt,  dass  unsere  Bürger  zu  Wesel  zur  Erhaltung  ihrer  Stadtge- 
bäude, Restauration  der  Mauren,  Pforten  und  Brüggen,  und  Bezahlung 
ihrer  Pensionen  und  Schulden,  die  von  der  Ritterschaft  vorgeschlage- 
nen Mittel  selbst  von  nöthen  hätten.  Kürzlich  hiemit  abzuhalten,  gehen 
die  von  der  Ritterschaft  stark  auf  die  gemeinen  Mittel,  die  gecommit- 
tirten  Herrn  Staaten  und  Regierungsräthe  thun  ihnen  beifallen,  in- 
maassen  den  Städten,  welche  doch  dagegen  arbeiten,  stark  zugesetzt 
wird,  ja  sich  expresse  vernehmen  lassen,  wir  sollten  zusehen, 
dass  wir  uns  selber  darin  schickten,  daniit  es  nicht  ein 
Dritter  bedürfe  zu  thun.  Haben  dieses  hiebei  in  Eil  berichten, 
auch  vernehmen  wollen,  da  Emmerich  und  Rees  in  eine  grössere 
Summe  als  20,000  Thlr.  willigen  wollen,  ob  wir  uns  denen  acconmio- 
diren  sollen". 


W  esel  an  ihre  J)eputirten  in  Emmerich.  Dat.  2G.März  1G41.  \V. 

Hätten  aus  ihrer  und  der  StJidt  Abgesandten  im  Haag  Relation  mit  20.  März, 
iiostiirzung  vernoinmen ,  «iass  die  Gencnilstaatcn  auf  Blnnicnthals  X'eran- 
ItthHung  drohten,  die  ^gemeinen  Mittel*  seiher  in  den  clevisehen  »Stiidten 
einführen  zu  wollen,  konnten  nach  allen  denselben  von  den  Staaten  und 
den  kurC.  (.'ommi.»'sarien  gegebein^n  Zusicherungen  an  den  Ernst  solcher 
Drohungen  nicht  glauben  und  niUHstcn  daher  aul  Verweig(>rung  ihrer  Zu- 
Htinunung  zu  deren  Eiiitiilirung  beharren.  Sollten  aber  Ennnerich  und  R(H's 
auf  Erhöhung  der  dem  Kurlürsten  von  den  ohtrheinischen  Städten  bewilligten 
25,000  aul  30,000  Thlr.  dringen,  hu  wären  bie  damit  unter  der  Bedingung 
einverstanden,  dass  davon  5000  Thlr.  zur  Bezahlung  der  Landtagskobteu 
nud  der  verMpruchenen  Donati ven  im  Haag  verwandt  wurden. 

.'iO,00()  Thlr.  wurdeu  darauf  von  den  tistrheinischrn  Städten  den»  Kur- 
lürsten unter  der  Bedingung  bewilligt,  dasH  davon  ftOOU  Thlr.  für  der 
Stände  ZelirungKko8t4>n  und  Donativen  im  Haag   verwandt  und  die  »Summe 
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im  ostrheinisclien  Clevc  nach  der  „alten"  Steuermatrikel ,  nach  der  die 
Ritterbürtigen  gleichfalls  ihre  Quote  zu  zahlen  hätten,  erhoben  würde. 
Vergeblich  bemühten  sich  die  staatischen  Coramittirten  nochmals  auf  einem 
im  April  in  Wesel  stattfindenden  Convent  der  ostrheinischen  Städte,  diese 
wenigstens  zum  Fallenlassen  der  letzteren  Bedingung  wie  zur  Theilnahme 
an  der  Deputation  nach  Königsberg  zu  bewegen.  Die  Aufregung  gegen 
die  dem  Kurfürsten  von  der  Ritterschaft  eventualiter  angebotene  allgemeine 
indirecte  Landessteuer  nahm  in  sämmtlichen  clevischen  Städten  noch  mehr 
zu,  und  schon  im  April  wurde  von  Wesel,  Emmerich  und  Rees  das  Contra- 
dictionsscbreiben  an  den  Kurfürsten  vom  2.  Mai  und  gleich  darauf  von 
sämmtlichen  Hauptstädten  ausser  Cleve  der  Protest  gegen  die  Deputation 
nach  Königsberg  beschlossen,  dem  dann  ein  Theil  der  westrheinischen 
Ritterschaft  und  selbst  solche,  welche  die  Eventualresolution  vom  22.  März 
bereits  mit  unterzeichnet  hatten,  durch  ihre  Unterschrift  beitraten.  (Vgl. 
die  folg.  Actenst.) 

Johann   Freiherr   von   Brempt  zu   Vehn    an   Stephan    Quad- 
Creutzberg  zu  Mörmter.     Dat.  Vehn  2.  Mai  1641.    W. 

[Schriftliche  Abstimmung   der  Ritterbürtigen   über   die  Deputation  an   den  Kur- 
fürsten ungewöhnlich,  diese  unnöthig  und  schädlich,  wie  auch  die  Städte  meinen. 
Bernsau's  Absichten.     Scharfe  Aeusserung  über  ihn.] 

2.  Mai.  „Monsieur  mon  cousin.  Demnach  zu  Emmerich  von  Herrn  v.  Boine- 

burg  verstanden,  als  sollen  E.  L.,  auch  des  Herrn  zu  Winnenthal 
schriftliche  Erklärung  wegen  der  fitrhabenden  Schickung  nicht  ein- 
kommen  sein,  als  habe  Sie  dessen  wollen  erinnern,  ob  Sie  rathsam 
befinden,  dieselbige  noch  einmal  einzuschicken.  In  meiner  Wiederkunft 
habe  alhier  Copei  dessen  die  ausschreibenden  Herren  Deputirte  an  uns 
andere  gelangen  lassen,  gefunden  und  daraus  verstanden,  als  sollte 
schon  im  verhttenen  Februario  dessfalls  die  Relosation  genommen  sein, 
derentwegen  mir  fremd  ist,  dass  sie  erstlich  den  28.  Martii  und  darzu 
ungewöhnlicher  Weise  die  Vota  colligiren.  Zudem  begehren  sie  zu  wis- 
sen, welcher  neben  der  Ritterschaft  Syndico  diese  Reise  sollte  auf 
sich  nehmen,  gleich  als  wann  bei  ihnen  stunde,  den  Syndicum  darzu 
zu  deputiren.  Zu  Calcar  hab  gestern  verstanden,  welchermaassen  die 
Städte  zu  der  Reisen  sich  nicht  verstehen  wollen,  und  dass  sie  darfür 
halten,  dass  solche  Weisheit  wohl  mit  geringer  Mühe  und  Unkosten 
kann  verrichtet  werden,  als  nämlich  mit  einem  Schreiben.  Selber  Mei- 
nung bin  ich  hiermit,  und  achte  dass  alleweil  diejenige,  so  von  der 
Ritterschaft  einige  Vota  mögen  bekommen  haben,  den  Syndicum  ge- 
denken mitzunehmen,  und  dass  solche  Reise  dem  Lande  nicht  allein 
nicht  nützlich,  sondern  schädlich  sein  wird.  Unter  Anderen  ist  mir 
vorkommen,  als  wenn  unser  Director,  wie  die  Unterschrift  ausweisen 
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wird,  uns  aufs  neue  in  das  Deputationswesen  haben  wollte,  welchem 
doch  vergangen  sämmtliche  Ritterschaft  widersprochen.  Solche  Actiou 
gehört  kein  frommer  Patriot  stillschweigend  zu  tolleriren.  Concludendo, 
will  E.  L.  als  demjenigen,  so  für  einen  aufrichtigen  Patrioten  halte, 
zu  Gemüth  führen,  im  Fall  wir  das  unglückliche  Land  von  Cleve,  so 
interna  scabie  angestochen  et  febri  maligna  laborirt,  vom  Tod  erretten 
wollen,  müssen  wir  für  allen  Dingen  amovireu  die  medicos  scabiosos 
et  nocinos  qiü  materiam  peccantem  non  toUunt  sed  augent.  Folgends 
können  wir  bona  concordia  et  consilio  die  curam  beginnen  und  nicht 
mehr  aussenden,  fernere  pixides  infectionis  zu  holen,  welche  meine 
Meinung  können  sich  E.  L.  gefallen  lassen,  anderen  zu  communiciren**. 


Ijrempt    zu  Velin ,    Dietrich    Karl   v.  Wilich    zu  Winnenthal 
und  Stephan  Quad  an    die  Deputirten  der  clevischen  Ritter- 
schaft.    Dat.  6.  Mai  1641.     W. 

[Ihnen  sei  keine  Elinladung  zum  Convent  im  Februar  zugegangen,  daher  die  Ver- 
handlungen in  Emmerich  ganz  unbekannt  und  sie  unfähig  zu  einer  Resolution 
darüber.  Die  rndirecten  Steuern  sind  auf  einem  Landtage  bereits  verworfen. 
Deputation  au  den  Kurfürsten  ist  vergeblich,  Ausschreiben  eines  geraeinen  Land- 
tages zur  Berathung  darüber  jedenfalls  nothig.] 

„E.  L.  Schreiben  haben  zu  recht  empfangen,  ablesens  unter  an-  G.Mai, 
deren  vernommen,  dass  jUngsthin  in  februario  um  angelegene  gemeine 
l^andssachen  die  Stadt  Wesel  mit  Vorwissen  einiger  aus  Mittel  der 
Ritterschaft  eine  Zuöanmienkunft  ausgeschrieben  haben  sollte,  und  gut- 
uefunden,  dass  die  Städte  zu  Westseiten  Rheins  die  nächstgesessenen 
aus  der  Rittorschaft  dazu  veranlassen  mochten.  Warum  aber  solches 
den  interessirten  Mitgliedern  niclit  notiliciret  worden,  solches  ist  uns 
/umalen  (tarnen  non  sine  suspicione)  unbewusst.  E.  L.  deuten  auch 
in,  dass  verschiedene  aus  Mittel  der  Ritterschaft  der  Ostseiten  Rheins 
vor  und  nach  comparirct,  auch  etliche  von  der  Westseiten  erschienen 
und  auf  beschehenc  starke  Instanz  Namens  Jetziger  Ch.  D.  unscrm 
gnädigsten  Herrn  und  gepflogenen  Conferentien  mit  den  Städten 
eventualiter  et  conditionaliter  einige  bereits  vor  diesem  beim  Ritter- 
Htand  gntgefundene  dnrchgchcnde  Mittel  vorgeschlagen  und  daneben 
von  allen  gegenwärtigen  aus  der  IJittersehalt,  wie  auch  von  den  Land- 
ständen der  Grafschaft  Maik  nil  clevischen  Städten  zu  Westseiten 
Rhein»  nJithig  geachtet  worden  zu  i.  Ch.  D.  eine  Abordnung  aus  Ritter- 
schaft und  Städten  fUrderlichst  zu  verfllgen .  und  zwar  eine  capable 
Person  ans  der  KitterHchal't  zu  Westseiten  und  eine  aus  der  Kitter 
»ehaft  zur  OstHciten  cum  »yndico  n(d)ilitatis  dazu  zu  deputiren. 
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Hierüber  sollen  wir  E.  L.  freund-  und  dienstlich  unsere  Meinung 
nicht  verhalten,   dass  diejenigen,   so  damals  von  der  Ost-  und  West- 
seiten compariret,  ungezweifelt  per  expressum  convocirt  worden,  weilen 
uns  abwesenden  aber  die  Namens  I.  Ch.  D.  beschehene  starke  Instanz 
ganz  unbewusst,    als  können  uns  dieses  Punkts  halber  hierüber  im 
Geringsten  nicht  resolviren,  dann  den  Blinden  die  Farben  zu  entschei- 
den unmöglich.    Eine  gleichmässige  Meinung  hat  es  dessen,  was  der 
Zeit  mit  den  Städten  eventualiter  et  conditionaliter  wegen  der  durch- 
gehenden Mittel  gutgefunden.     Zu  welchem  End  aber  der  Punkt  der 
durchgehenden  Mittel  wiederum  hervorgesucht,  kömmt  uns  fast  seltsam 
und  befi-emdlich  vor,  in  Betrachtung  uns  unwissend,  wozu  die  durch- 
gehenden Mittel  angewendet  werden  sollen,  in  mehrerer  Betrachtung, 
dass    auf  den   im  jüngsten  Sept.    zu  Emmerich   gehaltenen  Landtag 
dieser  halben  viel  ein  anderes  resolvirt  und  ad  protocoUum  gebracht 
worden,  in  specie  aber,  dass  S.  Ch.  D.  aus  diesem  bedrängten  und  bis 
aufs  Mark  ausgesogenem  Lande  mit  Geldmitteln  unmöglich  zu  assistiren 
und  beizuspringen,  ehe  und  bevor  L  Ch.  D.  diese  Landen  in  voriger  Neu- 
tralität, Evacuation,  kais.  und  hessisch.,  hergestellt,  und  die  oft  und  viel- 
fältig geklagten  gravamina  wirklich  et  cum  effectu  remediret  und  erledigt. 
Dass  E.  L.  ferner  Anweisung  thun,  im  Fall  einige  unseres  Mittels 
alnoch   andere    gravamina   beizubringen  hätten,    als   vor  diesem    bei 
Landtagen  aufgesetzet  und  jetzo  repetiret  worden,   selbige  ungesäumt 
einzuschicken   und  den  übrigen  zu  adjungiren.     Worauf  E.  L.  unver- 
halten bleibt,  dass  wohl  und  treulich  wünschen  wollten,  dass  selbige, 
wie    so    oft  und   vielmalen  vor  diesem,    insonderheit  aber  durch  der 
Landschaft  Abgeordnete  L  Ch.  D.   selbsten  zu  Berlin  überliefert  und 
gebeten^'),    wirklich    möchten    abgeschafft   werden,    und   weil   durch 
dermalige  kostbarliche  Schickung  wenig  oder  gar  nichts  ausgerichtet, 
als  können  noch  zur  Zeit  bei  so  gestellten  Sachen  und  betrübtem  Zu- 
stande dieser  Lande  nicht  sehen,   was  mit  dieser   abermaligen  vorha- 
benden Schickung  mehr  als  vor  diesem  (so   jedoch    schriftlich    durch 
einen  Expressen  wohl  geschehen   könnte)  ausgerichtet  werden   solle. 
So  viel  derhalben   die  Schickung   und  deren  zwei  angeregte  Motiven 
betreffen  thut,  erachten  nöthig,  dass,  wann  in  diesen  gemeinen  Sachen 
verfahren  werden  solle,  vorgänglich  dienlich  sein  würde,  eine  gemeine 
Beisammenkunft  dieserhalb  anzustellen,  was  aldann  dem  armen  Vater- 
lande zum  Besten  könnte  vorbracht,    angefangen  und  durch  göttliche 
Assistenz  geendigt  werden;  dazu  werden  sich  ungezweifelt  non  privat! 
vocati  solum  sed  omnes  boni  patriotae  accommodiren  und  gern  einlassen". 

21)  Im  December  1631.     Vgl.  allgem.  Einleit.  p.  60. 
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Protest  von  neun  Mitgliedern  der  clevischen  Ritterschaft  und 
sechs  clevischen  Hauptstädten  gegen  die  beabsichtigte  Depu- 
tation an  den  Kurfürsten.     Dat.  13.  Mai  1641.    W. 

Einige  Mitglieder  der  clevischen  Ritterschaft  haben  nöthig  erachtet,  13.  Mai. 
eine  Deputation  an  den  Kurfürsten  abzusenden,  um  demselben  der  Lande 
Bedrängnisse  und  ^wie  die  Stände  und  Unterthanen  wider  habende  privilegia 
graviret"  vorzustellen  und  um  Erledigung  der  Gravamen  zu  bitten.  Ihr 
desfallsiger  Vorschlag  ist  von  den  ostrheinischen  Städten,  die  eine  schrift- 
liche Vorstellung  für  genügend  halten,  zurückgewiesen  worden.  Trotzdem 
liaben  jene  Ritterbürtigeu  und  die  Stadt  Cleve  die  Deputation  auf  Kosten 
des  Landes  beschlossen,  und  die  Städte  Calcar  und  Xanten  für  die  Billi- 
gung dieses  Beschlusses  zu  gewinnen  gesucht,  welche  aber  auf  eine  Anfrage 
Seitens  der  ostrheinischen  Städte  erklärten;  „Weil  dieser  Seiten  Rheins 
Hr.  Ritterbürtige  sich  meistentheils  neulicher  Tage  in  scriptis  vernehmen 
lassen,  dass  aus  dabei  angezogenen  Ursachen  rathsamer  erachten  thäten, 
bei  so  gestellten  Dingen  I.  Ch.  D.  mit  uuterthänigstem  Schreiben  alle  Noth- 
durft  zu  remonstrireu,  als  so  kostbare  unsichere  Deputation  anzustellen,  als 
hieltens  auch  davor,  in  gleicher  Erwägung  dass  etliche  beschehene  Ab- 
ordnungen dem  betrübten  I^ande  wohl  viel  gekostet  aber  wenig  genutzt.'' 
Desgleichen  haben  die  westrheinischen  Ritterbürtigeu  auf  die  im  Auftrage 
einiger  ostrheiuischen  durch  den  Syndicus  Dr.  Isinck  von  hier  ergangene 
Aufforderung,  ihr  Votum  über  die  Deputation  schriftlich  abgeben  zu  wollen, 
erklärt,  dass  sie  diese  Deputation  keineswegs  gut  heissen  könnten  und  eine 
schriftliche  Vorstellung  für  genügend  hielten. 

In  Uebereinstimmung  mit  diesen  ihren  bereits  ergangenen  Erklärungen 
erklären  sie  nochmals:  „dass  sie  in  solche  Schickung  nicht  willigen  noch 
die  bereits  namhaft  gemachten  Deputirten  vor  der  sämmtliehen  Ritterschaft 
Deputirte  noch  auch  nur  der  sämmtliehen  Ritterschaft  Deputirte  nicht  er- 
kennen, noch  weniger  auch  gestatten  wollen,  dass  aus  der  Landschaft 
Mitteln  einige  Gelder  zu  solcher  vermeinten  Schickung  genommen  oder  ins 
Künftige  den  ohne  dies  hüchstbedrängten  Unterthanen  aufgedrungen  werden 
sollen.  Sie  halten  daher  auch  Alles,  was  etwa  die  Deputirten  von  einigen 
wenigen  Ritterbürtigeu  und  einer  Hauptstadt  bei  dem  Kurfürsten  an- 
l>ringen  und  vorschlagen  würden,  für  kein  gemein  conclusum  der  Herren 
Stände",  sondern  ein  einseitiges  privates  und  den  Ständen  nicht  präjutlieir- 
iiches  Anbringen,  und  protestiren  gegen  alles  den  Ständen  daraus  etwa  er- 
wachsendes Präjudiz,  welcher  Protest  den  vermeintlichen  Deputirten  und 
l  dem  Direetor  der  Ritterschaft  Wirich    v.  Bern  sau   und   deren 

Dr.  Isinck  durch  «inen  Notar  zu  notiüeiren  ist. 

Unterz.:  Jobann  Freiherr  v.  Brempt  zu  Vehn,  Stephan  Quad  zu 
.VIormttT,  Herr  zu  Creuzberg,  Theodore  (Charles  de  Wilich  zu  Winneu- 
thttl,  Bcrnliard  v.  Rethratli  zu  Gruithaus,  Floris  v.  Meverden  zu 
Ven,  Stephan  v.  Wilich  zu  Kervenheim,  Asswer  Heinrich  v.  Bal- 
<lerich,  genannt  Barich,  Pfandiierr  zu  Loh,  Bernhard  v.  d.  Heiden, 
genannt  de  Rinhcbe,  zu  Hoithausen  und  Winkel,  Walthcr  Murrieu  zu 
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Calbeck.     üntersiegelt  von   den  Städten:   Wesel,  Emmerich,   Rees,  Duis- 
burg, Calcar  und  Xanten. 


Der  Kurfürst  an  die  Regierung.     Dat.  Königsberg 

^-^-  1641       M 

(Präsentirt  Emmerich  13.  Mai  1641.) 

[Noch  verhindert,   persönlich  in  den  rheinischen  Landen  die  nöthigen  Reformen 

vorzunehmen.     Erwarte   die  Deputation   der  Stände,    um   durch  sie   die  dortigen 

Zustände  zu  erfahren,  aber  auch  deren  Unterstützung.    Die  vacante  Canzlerstelle. 

Berichte  über  die  Verhältnisse   im  Lande,    die  Tractaten   mit   den  Staaten   und 

Neuburg  sind  einzuschicken.] 

5.  Apr.  ,,0b  Wir  zwaren  bei  Unserer  angetretener  Regierung  gern  also  bald 

Unserer  gnädigster  Gewogenheit  und  Sorgfältigkeit  nach,   so  Wir  zu 
den  clevischen  und   angehörigen  Landen,    Ständen  und  Unterthanen 
wegen  ihrer  bekannten   zu  Uns  unterthänigst  tragender  Devotion  ha- 
ben, den  Beschwerden  und  vielfältigen  Ungelegenheiten,  damit  sie  be- 
haftet, gnädigst  abhelfen,  und  sowohl  die  Regierung,  die  Administration 
der  Justicien  und  das  Ministerium,  als  auch  sonsten  die  Amtskammer 
in  solche  Ordnung  setzen  und  stellen  wollen,    damit  die  confusiones 
und  Bedrängnisse,    so   alda  eine   Zeitlang   mögen  vorgegangen   sein, 
heilsamlich    remediret   und   die  Lande    in   einen  gewünscheten  wohl- 
fahrenden Zustand   gerathen   und  darin  beständig  verbleiben  könnten, 
—  so  werden  Wir   doch   theils   durch   die  vielfältigen  Geschäfte   und 
Beschwerden,   so  Uns  hier  zu  Lande  vorkommen  und  zu  sicherer  be- 
ständiger Regierung  dieses  Unsers  Herzogthums  Preussen  in  Acht  zu 
nehmen  sein,  daran  verbindert,  theils  und  vornämlich  aber,  dass  Uns 
noch  zur  Zeit  der  eigentliche  Zustand  Unserer  clevischen  und  märki- 
schen Lande  nicht  vollkommlich   und  mit  solchem  Grund  und  Parti- 
cularitäten  repräsentiret,    dass  Wir   darauf  eine  genügsame  und  den 
Landständen  vergnügliche  Verordnung  machen  und  anstellen  könnten. 
Demnach  aber  Wir  diesen  eigentlichen  Bericht  erlangen,  dass  die  Land- 
stände Unseres   Herzogthums  Cleve    und    der  Grafschaft  Mark   dieses 
Vorhabens  sein,    dass  sie  aus  ihrem  Mittel   einige  Deputirte  an  Uns 
abschicken,  die  Condolenz  und  Congratulation  verrichten  und  daneben- 
bei    den  Statum   ihres  Vaterlandes    unterthänigst  Uns   vorstellen    und 
repräsentiren  lassen  wollten,  —  so  lassen  Wirs  um  desto  mehr  bis  zu 
deren  erwarteten  Ankunft  anstehen,   und  seind  gnädigst  geneigt,   als- 
dann auf  besch ebene  eigentliche  Voraugenstellung  des  Landes  Zustandes, 
was  und  welchergestalt  zu  Unserm  und  des  Landes  Aufnehmen  eine 
beständige  Verordnung  in  Regierungs-,  Justicien-,  Kirchen-  und  Amts- 
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kamniersachen  anzurichten  gnädigst  ins  Werk  zu  stellen,    der  Zuver- 
sicht,  es  werde  Uns  von  den  Landständen  hingegen  dergestalt  unter- 
thänigst  unter  die  Armen  gegriffen  werden,  dass  Wir  mit  Unser  wohl- 
meinenden   gnädigsten  Intention    desto   besser  fort-    und    aufkommen 
werden  können.    Unterdessen  aber  damit  gleichwohl  bis  daran  Unsere 
Regierung  bestermaassen  geführet,  und  ihr  Unsern  gnädigsten  Willen 
darüber  wissen  möget,  euch  darnach  unterthänigst  zu  richten,  so  haben 
Wir  an  euch  in  Gnaden  folgende  Punkte  gelangen  lassen  und  deren 
Inachtnehmung  euch  anbefehlen  wollen.    Und  bedenken  Wir  zuvorders, 
dass    wohl    nöthig   sein  würde,    an  des  verstorbenen  Unsers  Canzlers 
Doctor  Heim bachen")  eine  andere  qualificirte  eingeborene  und  er- 
fahrene Person  gnädigst  anzuordnen,    wollten  Uns  auch  alsobald  und 
ohne  Verzögerung  darzu  resolviren,   wenn  Uns  nur  bequeme  subjecta 
darzu,  bei  welchem  alle  requisita  zu  einer  solchen  Charge  sein  möch- 
ten, bekannt,  oder  aber  vorgescldagen  wären.    Derweil  Uns  aber  noch 
zur  Zeit  keine  in  den  Sinn  kommen,    bei   welchen  selbige  Qualitäten 
zu  sein  sich  befinden  möchten,  so  müssen  Wir  dasselbe  bis  zu  anderer 
Zeit  und  vielleicht  bis  zur  Ankunft  oberwähnter  erwarteter  Deputirten 
gnädigst  ausstellen.    Sintemal  aber  gleichwohl  die  Nothdurft  erfordert, 
dass  ein  Director  in  euerem  Collegio  sei,  so  werdet  ihr  ungezweifelt 
von   der   Zeit,*  dass    der  Canzler  Heimbach   Todes    verfahren,    aus 
euerer  Mitte  einen  darzu  verordnet  und  angestellt  haben*'),  und  w^äre 
derselbe  bis  zu  weiterer  Verordnung  dabei  zu  lassen. 

Demnach  auch  zu  desto  besserer  Anstellung  Unserer  Lande  Re- 
gierung Uns  euer  weises  Bedenkon,  wie  Wir  dieselbe  anzuordnen,  und 
was  dabei  zu  beobachten  sein  werde,  sehr  nützlich  und  dienlich  sein 
würde;  ingleichen  euere  unterthänigste  Nachricht,  welche  Diener  bis  daher 
wohl  oder  übel  gedient,  welche  qualificiret  oder  nicht,  und  was  dabei 
vor  eine  nützliche  Veränderung  vorzunehmen  stünde,  als  wollen  Wir 
euch  hiermit  gnädigst  anlelohlen  haben,  solches  euer  Hcdcnken,  wie 
auch  erwähnte  Nachricht  mit  Zuziehung  des  Herrn  von  Bern  sau, 
Herrn  Boinenburg  und  D.  ter  Schmitten,  unterthänigst  zu  begrei- 
fen, und  Uns  so  bald  möglich  gehorsamst  einzuschicken").  Insonder- 
heit wollet  ihr  euere   unterthänigste  Meinung,    wie  es  mit  den  staati- 


")  Der  Canzler  Winniid  von  Hein» buch  war  im  April  1G40  gestorben. 
••)  Der  erste  clevigch«  Lun(hlru8t  Johann  v.  Broel,  genannt  Pjater,  führte 
lileni  das  Directorium  neben  dem  rräsldium,  d.  h.  letztere«,  wenn  kein  älterer 
liger  liath  anwenend  war. 

'*)  Ter  t3chmitten,  den  11.  Juni  zu  einer  hierzu  angesetzten  Cooferens  ein- 
geladen, lehnte  die  Detheiligung  wegen  Unentbchrlicbkeit  ia  Weßol  einfach  ab. 


Ißß  I.   Der  Landtagsabschied  von  1649. 

sehen  Schulden  zu  befangen,  gleichfalls  Uns  zukommen  lassen.  Auch 
zu  mehrer  Begreifung  des  Zustandes  Unserer  Landen  der  Art  eine 
seriam  historicam  aufsetzen,  wie  es  mit  diesen  Landen  und  darüber 
gepflogenen  Tractaten  mit  den  Herren  Staaten  und  dem  Herrn  Pfalz- 
grafen von  Neuburg  dahergegangen,  und  wie  die  selbige  abgelaufen '^^). 
Nicht  weniger  erfordern  Wir  auch  gnädigst  euer  unterthänigstes  Gut- 
achten, wie  es  hinforder  mit  hocherwähnten  Herrn  Pfalzgrafens  Liebden 
zu  halten,  wie  ebenfalls  mit  den  Herren  Generalstaaten,  damit  die- 
selben sich  Unserer  Landen  Aufnehmen  angelegen  sein  lassen  möchten". 


Die  Städte  Wesel,    Emmerich   und  Rees  an  den  Kurfürsten. 
Dat.  Wesel  2.  Mai  1641.     W. 

[Der  Stände  Beschluss,  keine  Steuern  ohne  Gravamenerledigung  zu  bewilligen, 
von  der  Ritterschaft  sofort  einseitig  gebrochen.  Der  ostrheinischen  Städte  Be- 
willigung von  25,000  Thlr.  an  den  Kurfürsten  ohne  Bedingungen.  Ihre  Grava- 
raen,  Klagen  über  die  clevische  Ritterschaft,  deren  Landtagsordnung,  Steuer- 
erhebung auf  dem  platten  Lande  ohne  ihre  Zustimmung,  Pläne  auf  Einführung 
einer  allgemeinen  Landesaccise  und  deren  Anspruch  auf  Exemtion  von  gewöhn- 
lichen Landessteuern.] 

2.  Mai.  „E.  Ch.  D.  haben  wir  neben  Anwünschung  einer  glückseligen  fried- 

fertigen Regierung  unterthänigst  vorzustellen  nicht  uilfgehen  sollen, 
obwohl  bei  vorigen  im  Jahr  1639  und  1640  zu  Emmerich  ausgeschrie- 
benen Landtagen,  über  die  Namens  E.  Ch.  D.  Herrn  Vater,  hochlöb- 
lichen Andenkens,  durch  Dero  in  diesem  Lande  angeordneten  ansehn- 
liche Commissarien  vorgestellte  Necessität  und  darauf  gnädigst  ge- 
sonnene Steuer  die  löblichen  Stände  aus  Ritterschaft  und  Städten,  ehe 
einige  Steuer  einwilligen  könnten,  um  Abschaffung  ihrer  gravaminum 
unterthänigste  Ansuchung  gethan;  folgends  aber  die  Ritterschaft,  ohne 
vorhergehende  Communication,  weniger  gewöhnliche  Einholung  unserer 
der  Städten  Consent  und  Einwilligung,  eine  Summe  von  40,000  Thlr. 
E.  Ch.  D.  und  daneben  5000  Thlr.  zu  angegebener  Abzahlung  der 
Stände  vermeinten  Beschwer  und  gefährlichen  Schulden,  und  also 
45,000  Thlr.  zu  Behuf  E.  Ch.  D.  und  der  Landstände  bei  einer  den 
10.  October  A.  1640  übergebenen  Finalresolution  mit  dieser  Condition 
gewilligt,  dass  dieselbe  allein  von  den  Städten,  Geistlichkeit  und 
plattem  Lande  an  der  Ostseite  des  Rheins  gelegenen  beibracht,  und 
in  Händen    der  Ständen  Receptoren   in    solchen  Fall   allein    geliefert 


^^)  Die  Berichte  über  die  hoefyser'sche  Schuld  und  die  Verhandlungen  mit 
Pfalz -Neuburg  wurden  unter  dem  3.  October  1641  und  12.  März  1642  erstattet. 
Urk.  u.  Actenst.  IV  p.  9  u.  157. 
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werden  und  verwahrlich  verbleiben  solle,  dafern  der  Ständen  gene- 
ralia  gravamina  innerhalb  zwei  Monate  nach  der  Bewilligung  cum 
effectu  abgethan.  Wir  Städte  aber,  nachdem  uns  solche  der  Ritter- 
schaft einseitige,  auf  Landtagen  unerhörte,  ja  wider  ihrer  selbst  eigenen 
zwei  Tage  zuvor,  nämlich  den  8.  October,  Namens  Ritterschaft  und 
Städte  collegialiter  und  zum  öfteren  examinirter  und  placitirter  schrift- 
lich übergebener  inhaesioni  gravaminum,  ausdrücklich  streitende  Reso- 
lution vorkommen,  auf  eiugeholter  eingelieferter  endlicher  Erklärung, 
obangefUhrter  der  Ritterschaft  den  10.  October  tibergebenen  Finalresolu- 
tion beständiglich  widersprochen;  und  endlich  uns  dahin  unterthänigst 
anerboten,  weilen  mehrgemelte  churfürstl.  Commissarien  den  löblichen 
Ständen  die  feste  Hoffnung  gemacht,  bei  E.  Ch.  D.  Herrn  Vaters  hoch- 
löblicheu  Andeukens  die  gnädigste  Beförderung  zu  thuri,  dass  der 
Stände  gravaniina  alsobald  erledigt  werden  sollen,  dass  in  solchen 
Fall,  und  sobald  die  Erledigung  der  geklagten  Beschwernisse  einge- 
kommen, die  Städte  resolviret  wären,  zur  Bezeigung  ihrer  beharrlichen 
unterthänigsten  Affection,  eine  namhafte  Steuer  unterthänigst  zu  be- 
willigen. 

Dass  wir  dennoch  endlich  beim  Antritt  dieser  E.  Ch.  D.  Regierung 
nicht  eventualiter,  und  wann  zuvörderst  die  Gravaniina  erledigt,  son- 
dern in  unterthänigstem  Vertrauen  zu  E.  Ch.  D.,  dass  Dieselbe  der- 
maleins  cum  effectu  erledigt  werden  sollen,  pure  auf  unlängst  in  fe- 
bruario  und  martio  zu  Emmerich  angestellten  Beisammenkommen  aus 
Ritterscliaft  und  Städte  die  Summe  von  20,000  Thlr.  (so  doch  folgends 
bei  dieser  unserer  der  Ostseite  Rheins  Städten  in  Wesel  den  1 1 .  April 
angestellter  Beisammenkunft  mit  5000  Thlr.  verhöhet)  unterthänigst, 
(loch  dieser  gestalt  gewilliget,  dass  dieselbe  nach  Proportion  der  alten 
Steucrmatrikel  an  dieser  Ostseite  Rheins  allein  unter  Ritterschaft, 
Städte,  Oeistlichkeit  und  platten  Lande  vertheilct,  und  die  Ritterschaft 
in  solchem  25,000  Thlr.  aufs  wenigste  2000  Thlr.,  die  Städte  6000  Thlr., 

•istlichkeit  4^XX)  Thlr.  und  das  platte  Land  13,000  Thlr.  beibringen 
solle.  Wann  aber  die  Ritterschaft  von  solcher  unserer  anfänglichen 
gethanen  Einwilligung  der  20,000  Thlr.  sich  also  bald  eximircn,  und 
dasB  keine  quotain  in  corpore    beschaffen    zu    wollen,    sich    erkläret, 

iidern  den  Städten,  Geistlichkeit  und  platten  Lande  allein  die  ganze 
.Schätzung  gern  aufdringen  wollten,  h<»  werden  verursacht,  solche  und 
mehr  andere  sowohl  von  der  Ritterschaft  als  E.  Ch.  D.  Regierung  und 
Bediente,  zugefügte  Beschwerniüsc  hiermit  summaric  unterthänigst  vor- 

iHt<ncn,  und  um  gnädigste  Remedirung  und  Abstellung  doi selben 
iinterthänigHt  zu  bitten. 
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Belangend  zuvorderst  die  gravamina,  so  durch  die  churftirstl.  Re- 
gierung den  Städten  zugefügt,  bestehen  dieselbe  darinnen: 

1)  Erhebung  von  Steuern  ohne  Bewilligung  der  drei  Städte,  die  da- 
durch zu  öffentlichen  Protestationen  genöthigt  worden  sind.  2)  Die  Regie- 
rung will  widerrechtlich  aus  bewilligten  Steuern  und  sonstigen  Landesab- 
gaben onera  realia  machen,  und  verlangt  deren  Rückstände  von  neuen 
Pächtern,  die  nicht  Erben  der  früheren  sind.  3)  Ueberbürdung  der  Haus- 
leute mit  Diensten  oder  dafür  willkührlich  berechneten  Geldzahlungen. 
4)\Die  Untergerichte,  oft  auch  selbst  die  Hauptgerichte,  in  den  Städten 
werden  ganz  umgangen,  ja  selbst  bei  denselben  bereits  anhängige  Sachen 
vor  die  Amtleute  oder  besondere  Commissarien  gezogen.  5)  Die  Parteien 
werden  oft  ausserhalb  ihres  Domicils  zum  Brüchtenverhör  auf  die  Amts- 
häuser citirt  und,  wenn  dagegen  protestiren,  in  contumaciam  verurtheilt. 
6)  Nichtzahlung  der  Zinsen  der  Kammerschulden,  7)  Weseler  Waaren  sind 
auf  den  Zollstätten  trotz  Vorzeigung  der  üblichen  Stadtmarken  den  Privi- 
legien zuwider  aufgehalten  worden,  bis  die  Kaufleute  den  Besitz  des  Bürger- 
rechts in  Wesel  beschwören.  8)  Emmerich  sind  die  der  Stadt  in  allen  Fällen, 
wo  keine  Leib-  und  Lebensstrafen  verwirkt,  zuständigen  Gerichte  vorent- 
halten. 9)  Emmericher  Bürger  sind  wider  Altherkommen  festgesetzt  und 
trotz  Cautionsanerbieten  nicht  freigelassen  worden.  10)  Solche  sind  auch 
in  Ausübung  der  der  Stadt  innerhalb  des  Richteramtes  Emmerich  zuste- 
henden Jagd  behindert,  und  11)  die  in  letzterem  wohnenden  Hausleute  dem 
Herkommen  zuwider  zu  Dienstleistungen  an  den  Drosten  der  Lymers  ge- 
nöthigt worden.  12)  Ist  in  einem  Prozess,  dessen  Object  unter  den  Werth 
von  100  G.  G.,  dem  von  Emmerich  1583  mit  dem  Fürsten  abgeschlossenen 
Vertrage  zuwider,  vom  Hofgericht  die  Appellation  angenommen.  13)  Wer- 
den Bürger  von  Emmerich  und  Rees  wegen  der  früher  von  diesen  Städten 
übernommenen  Bürgschaft  für  landesherrliche  Schulden  von  den  auswärtigen 
Creditoren  häufig  angehalten  und  nicht  einmal  dafür  entschädigt.  14)  Sind 
emmericher  Magistratsmitglieder  vor  die  Regierung  geladen  und  dort  gegen 
ihren  der  Stadt  geleisteten  Amtseid  zu  eidlichen  Aussagen  über  Abstim- 
mung und  Beschlüsse  desselben  genöthigt  worden.  15)  Absetzung  der  dem 
Herkommen  gemäss  lebenslänglich  bestellten  Schöffen  und  Rathsverwandten 
zu  Emmerich  und  Rees.  16)  Verbot  der  von  jeher  üblichen  Appellationen  von 
allen  im  ehemaligen  Amt  Aspeln  belegenen  Orten  nach  Rees  und  von  dieser 
Stadt  nach  Neuss. 

Betreifend  die  Ritterschaft,  dieselbe  hat  nun  einige  Jahre  her  uns 
Städte  dermaassen  präjudicirlieh  zu  graviren  sieh  unterstanden,  dass, 
dafern  wir  uns  demselben  nicht  widersetzet,  uns  und  unserer  Posterität 
alle  und  jede  habende  privilegia  allerdings  inutil  gemacht,  und  wir 
in  eine  unleidliche  Servitut  unter  der  Ritterschaft  Gewalt  und  Dominat 
gestellt  worden  sein  sollten.  Maassen  es  dann  der  effectus  gewesen, 
dass  die  Ritterschaft  uns  als  ihren  quoad  modum  deliberandi  et  con- 
cludendi  in  pari  gradu  et  auctoritate  constituirten  Mitständen,  bei  un- 


Der  ostrheinischeu  Städte  Gravamen.  |ß9 

seren  majoribus  niemalen  erhörte  höchst  präjudicirliche  leges  zu  pro- 
scribiren  unterstanden;  wie  sie  denn  anfänglieh  im  Jahr  1638  eine 
sichere,  den  Städten  zum  höchsten  präjudicio  gereichende  vermeinte  Land- 
tagsordnung aufgesetzt  und  den  Städten  ad  approbandum  eingeliefert, 
welche  alle  insgesammt  auf  vorhergehende  Examination  der  darinnen 
begritfenen  zum  höchsten  präjudicirlichen  Punkte  dieselbe  nicht  an- 
nehmen können  noch  wollen,  sondern  protestando  continuiret  haben. 
Hat  es  die  Ritterschaft  per  indirectum  endlich  so  weit  gebracht,  dass, 
nicht  collegialiter  in  Gegenwart  von  Kitterschaft  und  Städte,  auch  nicht 
auf  einem  ausgeschriebenen  Landtag,  sondern  ad  partem  die  drei 
Städte  nicht  collegialiter,  sondern  absonderlich  und  unter  denen  Cleve 
vor,  und  folgends  Calcar  und  Xanten,  inducirt  worden,  solche  höchst 
präjudicirliche  Landtagsordnung  durch  deren  Subscriptionen  und  Ein- 
siegel  zu  approbiren^^). 

Dahero  dann  die  Städte  Wesel,  Emmerich,  Duisburg  und  Rees, 
sobald  ihnen  solches  vorkommen,  und  die  Ritterschaft  solche  Land- 
tagsordnung zu  Werk  zu  richten  sich  unterstanden,  wider  dieselbe 
solennissime  protestiret  und  per  notarium  et  testes  solche  Protestation 
der  Ritterschaft  auch  der  Stadt  Cleve  insinuiren  lassen;  darauf  denn 
;iuch  erfolgt,  dass  die  Städte  Calcar  und  Xanten,  nachdem  denselben 
solche  Protestation  und  dabei  remoustrirte  rationes,  warum  ohne  Ab- 
bruch habender  Privilegien  solche  vermeinte  Ordnung  nicht  anzuneh- 
men, communiciret,  ihnen  auch  remonstriret,  dass  solche  Landtagsord- 
iiung  im  Jahre  1038  auf  dem  Landtag  zu  Rees  nicht  anzunehmen  von 
allen  Städten  unanimirter  concludiret,  sich  schriftlich  dahin  erkläret, 
dass  von  einigen  Deputirtcn  und  der  Ritterschaft  Syndico  D.  Isinck 
solche  Landtagsordnung  zu  subscribiren  und  zu  siegeln  unter  diesem 
\  orwand  induciret,  dass  kein  ander  Mittel  zu  ihrer  Evacuation  vorhan- 
den wäre,  wenn  nicht  gemolte  Ordnung  von  ihnen  unterschrieben  wUrde, 
lind  dass  sie  dahero  spe  futurae  libcrationis  solche  vermeinte  Ordnung 
iiterschriehen,  und  solches  allein  cjuoad  istum  actum  libcrationis;  dass 
ich  ihre  Meinung  niemalcn  gewesen,  dass  gcmelte  Landtagsordnung 
in  anderer  als  proponirtcr  Evacuationssache  und  in  futurum  nicht  ge- 
halten oder  eingcfolgt  werden  sollte,  wie  solciies  bciii<'gcn<le  copci- 
liche  Abschrift  des  Antwortschreibens  derer  von  Calcar  und  ferner  der 
tadt  Xanten  klärlich  thut  nachweisen. 

Nun  hätten  zwar  die  vier  zur  Ostscitc  Khrins  :::(1« -cim- .^iaiiir  mi- 
liofl't,  nachdem  solche  der  Stallte  Calcar  und  Xanten  Erklärung,  sodann 

'•)  Vgl.  aligom.  Kintuit.  p.  78. 
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dass  die  vermeinte  Landtagsordnung  den  Städten  zum  höchsten  prä- 
judicirlich,  der  Ritterschaft  zu  mehr  malen  mtind-  und  schriftlich  re- 
monstriret,  dieselbe  von  solcher  prätendirter  Ordnung  einen  gütlichen 
Abstand  genommen  haben  würden.  Alles  aber  hat  nichts  bei  den- 
selben verfangen  wollen,  indem  die  Ritterschaft  immerhin  auf  Bestäti- 
gung solcher  höchst  präjudicirlichen  Landtagsordnung  bei  E.  Ch.  D. 
Commissarien  angehalten,  welche  dennoch  auf  unser  der  Städte  Re- 
monstriren  Namens  E.  Ch.  D.  unter  Dero  Einsiegel  und  der  Commis- 
sarien Unterschrift  den  1.  September  A.  1640  sich  dahin  erklärt,  und 
die  Städte  versichert,  dass  mehrgemelte  von  der  Ritterschaft  berahmte 
Ordnung  ihnen  zu  keinem  Präjudiz  gedeutet,  auch  bis  ein  anderes  ver- 
glichen pro  lege  sancita  ihnen  zum  Nachtheil  nicht  geachtet  werden 
solle. 

Bei  solcher  den  Städten  zum  höchsten  Präjudiz  gereichender  ver- 
meinter Landtagsordnung  und  darinnen  enthaltenem  in  diesen  Landen, 
sonderlich  in  freiwilligen  Steuern,  unerhörtem  und  niemalen  practisir- 
tem  modo  concludendi  per  majora  lassen  es  die  Ritterschaft  nicht  be- 
wenden, sondern  unterstehen  noch  weiter  den  Städten  zu  präjudiciren ; 
indem  sie  auch  ohne  der  Städte  Vorbewusst  einige  Schätzungen  und  in 
specie  1000  Thlr.  zu  ihrer  Defrayirung  auf  dem  platten  Lande  aus- 
zusetzen gewilligt,  und  sich  verlauten  lassen,  als  wenn  vor  sich  allein 
ohne  Consent  der  Städte  auf  dem  platten  Lande  Schätzungen  oder 
Zehrungskosten,  ascendente  principis  conseiisu,  auszusetzen  bemächtigt 
wären,  wie  sie  denn  auch  durch  scharfe  poenal  Befehle  solche  1000  Thlr. 
In  den  Riehterämtern  beitreiben  zu  lassen  umhergeschickt,  und  da- 
durch den  Städten  (nachdem  alles  Remonstiiren  kein  Platz  greifen 
wollen),  ihre  höchstnöthige  Contradictionspatente ,  nicht  zu  Jemands 
Oifension,  sondern  allein  zur  Conservation  habender  Privilegien  Frei- 
und  Gerechtigkeit,  abgepresst,  und  mehr  andere  Inconvenientien  ver- 
ursacht, auch  noch  grössere,  zum  Aufstand  gereichende  Inconvenientien 
causirt  haben  würden,  dafern  E.  Ch.  D.  Commissarien  die  ausgelas- 
senen Befehle  nicht  eingezogen  hätten.  Welche  Einziehung  der  Befehle 
dann  auch  ohne  Zweifel  dahero  verursacht,  dass  den  Commissarien 
klärlich  remonstriret,  dass  kein  einzig  exemplum  würde  können  vor- 
bracht werden ,  wo  auf  einseitig  Anhalten  und  Einwilligen  der  Ritter- 
schaft, ohne  der  Städte  Vorbewusst  und  Consent,  auch  die  geringste 
Schätzung  in  den  Richterämtern  auf  dem  platten  Lande  erhoben,  allwo 
dieselben  ungleich  stärker  als  die  Ritterschaft  beerbt,  auch  einige  der- 
gestalt privilegiret,  dass  nicht  allein  der  Bürger  Sachen  und  Güter 
in  den  Ringmauern,  sondern  auch  die  ausserhalb  der  Städte  im  Lande 
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gelegenen,  ohne  deren  guten  Willen  mit  keinen  Steuern  belegt  wer- 
den können,  wie  dann  auch,  dass  keine  Unrathsgelder,  welche  in  dem 
Amte  fallen,  zugeschweige  Schätzungen  von  der  Ritterschaft,  noch 
auch  Amtleuten  ausgesetzt  werden  können,  ohne  Gegenwart  und  Con- 
sent sowohl  der  adeligen  als  unadeligen  Geerbten. 

Hat  auch  die  Ritterschaft  sich  unterwunden,  nicht  allein  ohne  der 
Städte  Consens  ansehnliche  Schätzungen  und  Steuern  (wie  wohl  ver- 
geblich) einzuwilligen,  sondern  auch  sichere  modus  coUectandi,  danach 
die  Städte  angeschlagen  werden  sollen,  vorzuschreiben,  auch  wohl  so 
weit  sich  vertiefet,  dass  keine  Scheu  getragen,  Mittel  vorzuschlagen, 
wie  die  gemeinen  Mittel  von  Accisen  über  alle  Consumtion  in  den 
Städten  und  auf  dem  platten  Lande  eingeführt  werden  möchten.  Alles 
sowohl  zu  der  Städte,  ihrer  der  Ritterschaft  Mitstände,  höchsten  Ver- 
kleinerung, als  auch  höchst  präjudicirlichen  Contravention  deroselben 
privilegirten  Freiheit  und  Gerechtii;keit.  Und  müssen  den  Ständen 
solche  der  Ritterschaft  bei  den  majoribus  unerhörte,  höchst  präjudicir- 
liche  Verfahrungen,  um  so  viel  mehr  befremdlich  vorkommen,  als  von 
der  Ritterschaft  allein  dahin  gezielet  wird,  wie  die  Städte  und  deren 
Bürger  fast  den  Hausleuten  gleich  in  Steuern  angeschlagen,  sie,  die 
Ritterschaft,  aber  davon  befreiet  sein  und  bleiben  möchten.  Denn  son- 
sten  nicht  bräuchlich,  noch  auf  Reden  besteht,  dass  diejenige,  welche 
von  Schätzungen  sich  Selbsten  zu  eximiren  unterstehen,  auch  Nichts 
überall  in  Schätzung  zu  statuiren  bei  Macht  sein  können,  und  uner- 
hört, dass  einer  in  des  andern,  sonderlich  seines  Mitstauds  Beutel  zu 
votiren,  und  sich  selbsten  davon  zu  befreien,  zugelassen  werden  solle. 
Es  wird  zwar  von  der  Ritterschaft  Privilegium  immunitatis,  und  dass 
ihre  auf  dem  platten  Lande  gelegene  Güter  ihre  Contiiigente  in  den 
gewilligten  Steuern  bezahlen,  vorgeschützt;  es  ist  aber  dagegen  an 
Seiten  der  Städte  vorgewandt,  dass  die  Städte  nicht  weniger  als  die 
Ritterschaft  sonderlich  in  Steuern  privilegirct,  wie  notorium,  dass  auch 
die  Städte  und  deren  Bürger  auf  dem  platten  Lande  gelegene  Güter 
ihre  quotas  ebenfalls  in  den  gewilligten  Steuern  tragen,  gleichwohl 
in  corpore  ein  Ansehnliches  freiwillig  contribuiren,  dahcro  denn  aller 
Billigkeit  geniäHS,  dass  auch  cinigermaassen  die  Bitterschaft,  welche 
n'hi  stärker  als  die  Städte  und  (ieistlichkeit  in  Schätzungen  privilc- 
irt,  Howohl  in  corpore  aU  wegen  der  in  den  Ri(;litcrämtcrn  gclogonen 
Gütern  zu  den  frei  gewilligtcn  Steuern  zu  contribuiren  scliuldig,  oder 
»her,  dafern  die  BitterHchalt  in  corpore  zu  contrilmireu  sich  ferner 
rweigern  wUrden,  <laHH  alndann  auch  die  Städte  und  Geistlichkeit 
«chts  und  BilligkeitH  wegen  davon  zu  exinnren  wären". 
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Der  Kurfürst  an  die  Regierung.     Dat.  Königsberg 
10/20.  April  1641.     M. 
(Präsentirt  Emmerich  28.  Mai  1641.) 
[Mit  der  staatischen  Interposition  bei  den  Ständen  zufrieden,  bereit,  deren  Gra- 
vamen,  sobald   darüber  durch  ihre  Deputirten  berichtet,   abzuhelfen.     Zwiespalt 
zwischen  Ritterschaft  und  Städten  über   modus  collectandi   beizulegen.     Bespre- 
chung mit  den  staatischen  Committirten  über  Mittel  zur  Zahlung  der  staatischen 

Zinsen.] 

20.  Apr.  „Bei  den  Relationen,  die  so  eben  von  vier  Posten  zugleich  einge- 

komnien,  sind  keine,  welche  die  Handlungen,  so  die  staatischen  Com- 
mittirten mit  Unseren  Landständen  wegen  Aufsichnehraung  der  halben 
staatischen  Schuld  gepflogen,  concerniren  thäte,  vielleicht  dass  diese 
7Airückgehalten  und  in  fremden  Händen  geblieben.  Inmittelst  aber  sind 
Wir  durch  der  Committirten  Schreiben  als  auch  anderer  Particuliercn 
umständlich  berichtet  worden,  was  es  vor  einen  Zustand  damit  hat. 
Daraus  haben  Wir  vernommen,  dass  die  staatischen  Committirten  aus 
Befehl  ihrer  Herren  Principalen  so  emsig  und  fleissig  in  selbigen  Sa- 
chen zu  Unserem  Dienst  sich  erweisen,  auch  sich  noch  Weiteres  er- 
bieten und  mit  Remedirung  allerhand  besonderer  Obstaclen  es  bei  den 
Landständen  endlich  dahin  gebracht,  dass  diese  Uns  in  Unserer  An- 
gelegenheit unterthänigst  zu  subsidiren  sich  eriilärt  haben.  Als  habet 
ihr  denselben  zuvörderst  nicht  allein  zu  danken,  sondern  auch  zu  er- 
suchen, das  angefangene  Werk  zur  Vollkommenheit  zu  führen,  in 
specie  ihnen  anzudeuten,  dass  die  von  ihnen  Unseren  Landständen 
beschehene  Versicherung,  dass  Wir  dieselben  in  ihren  grayaminibus 
alle  Satisfaction  thun  wollen,  und  daran  keinen  Mangel  wollen  erfin- 
den lassen,  Uns  zu  grossem  Gefallen  gereichet,  wären  auch  eigentlich 
gemeint,  so  bald  Wir  nur  dazu  gelangen  und  von  denselben  grava- 
minibus  eigentlich  Bericht  haben,  welchen  Wir  denn  bei  Ankunft  der 
erwarteten  ihrer  Deputirten  zu  bekommen  vermeinen,  denselben  abzu- 
helfen, welche  gnädigste  Meinung  ihr  Unseren  Landständen  andeu- 
ten sollt. 

Dieweil  auch  bei  selbigen  Ständen  dem  eingekommenen  Bericht 
nach  die  Aufsichnehmung  der  Halbscheid  der  staatischen  Schulden  in 
den  Streitigkeiten  beruht,  welch«  zwischen  den  Städten  und  Ritter- 
bürtigen  in  modo  collectandi  schwebt  und  bis  dahin  nicht  hat  können 
verglichen  werden,  so  habt  ihr  neben  den  staatischen  Committirten 
allen  Fleiss  anzuwenden,  damit  bei  den  Ständen  darin  ein  bequemes 
Expedient  gefunden,  und  dasjenige,  was  zu  Unserem  merklichen  Nutzen 
dienen  mag,   dadurch  nicht  gehindert  und  aufgehalten  werde.    Dass 
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ihr  euch  auf  Conferenzen  mit  den  staatischen  Coramittirten  wegen  Er- 
findung der  Mittel,  damit  die  jährlichen  Interessen  der  staatischen 
Schuld  bis  zur  Abtragung  des  Capitals,  welches  sich  noch  etwas  ver- 
weilen möge,  ohne  Befehl  nicht  habt  einlassen  wollen,  daran  habt  ihr 
zwar  nicht  übel,  sondern  fürsichtig  gethan.  Sintemal  aber  Wir  auch 
ermessen,  dass  gleichwohl  die  Abtragung  der  jährlichen  Interessen 
hochnöthig  und  in  Unterlassung  dessen  eine  neue  Hauptsumme  in  we- 
nigen Jahren  erwachsen,  und  also  eine  Beschwer  aus  der  anderen 
entstehen  würde,  als  befinden  Wir  rathsam,  dass  ihr  mit  Zuziehung 
einiger  unserer  Amtskammerräthe,  so  ihr  dazu  bequem  erachtet,  euch 
über  die  Mittel,  so  etwa  am  bequemsten  zur  Ablegung  dieser  Inter- 
essen sein  mögen,  mit  den  staatischen  Committirten  euch  in  Unterre- 
dung einlasset,  um  eure  und  der  Staaten  Meinung  zu  berichten'*. 


Johann  v.  Düsseldorf,  Probst  zu  Xanten,  an  Wesel. 
Dat.  Kees  13.  Juni  1641.    W. 

[Bitte  um  Aufklärung  über  die   befohleneu    Steuerexecutionen    und  Abmahnung 

an  den  damit  Beauftragten.    Die  Clerisei  sonst  genöthigt,  kaiserliche  Executions- 

mandate  dagegen  zu  erwirken.] 

„E.  L.  erinnern  sich,  dass  vor  diesem  unter  scheinlichen  Prätext  13.  Juni, 
der  Kreissteuern  zu  anderen  vorliegenden  Nöthen  des  Landes,  Erhal- 
tung und  Kedressirung  der  Neutralität  der  Westseite,  insonderheit  auch, 
zu  derselben  Libertät  und  Recuperation  einige  Gelder  und  zwar  2(),0()() 
Thl.  eingewilligt,  aber  wegen  des,  dass  die  conditiones  nicht  adimplirt 
oder  der  Gebühr  nach  nicht  sollicitirl,  billig  eingehalten  worden''). 
Und  ob  der  Clerus  dcsswegen  sich  mit  dem  Herren  Markgrafen  ver- 
glichen, auch  vigorem  repartitionis  behalten,  so  ist  vor  diesem  dem 
Richter  Tönning  executionis  mandata  zugestellt  worden,  damit  aui' 
Anhalten  der  I.andstände  zu  executiren. 

Weilen  die  CieriHci  liicrliber  als  ein  sehr  grosses  uuerhört(*8  Gra- 
vainen  sicii  zu  beklagen  und  allerunterthänigst  zu  bitten  gezwungen 
worden,  dermalen  die  kaiKcrlicho  Erklärung  und  Exccutiou  ergehen 
zu  lassen  Über  die,  so  solches  angefangen;  damit  aber  dazu  rechten 
Rericht  haben,  und  Nienumd  unschuhlig  in  den  executionalibus  und 
der  kaiserlichen  ifcrechtcn  Erklärung  benannt  werde,  als  ist  mein 
dienstlich  Ersuchen,  hierllber  zu  berichten,  wie  man  sich  zu  verhalten. 
TihI   w'il  'IfT  llrrr  'l'o iminLr  mitrr  drro  Schutz  gesessen,    densclhcii 

";  Vgl.  allgom.  Klnk-ii    ;    *.- 
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ernstlich  zu  erinnern  gegen  der  Landstände  gemeinen  Willen  und 
Bewilligung  alsolche  gewaltsame  Attentate  nicht  fortzusetzen,  sondern 
einzuhalten". 


Calcar  an  Wesel.     Dat.  19.  Juni  1641.     W. 

19.  Juni.  Hätten  ihr  Schreiben  vom  18.  erhalten,  worin  sie  ihre  Ablehnung  einer 
Beschickung  des  Landtages,  da  solche  nach  dem  erfolgten  Protest  gegen 
die  Deputation  und  bei  der  gänzlichen  Unkenntniss  der  Stände  von  der 
unverantwortlichen  vehlenschen  Verpfändung  unnöthig,  mitgetheilt  und  zu 
gleicher  Erklärung  aufforderten. 

„Die  Stadt  Calcar  inhärirt  allnoch  der  vor  diesem  genommenen  Reso- 
lution, gleichwohl  mit  diesem  Anhang,  daferu  das  gehele  Land  sowohl  von 
kaiserl.  als  hessischen  (davon  uns  wohl  mündlich  aber  nicht  schriftlich  vor- 
kommen) erledigt  werden  möchte,  dass  nicht  unterlassen  sollen,  unser 
Aeusserstes  dabei  zu  thun  und  unserem  gnädigsten  Kurfürsten  und  Herrn 
in  aller  Unterthänigkeit  unter  die  Arme  zu  greifen,  massen  denn  Solches 
gebührenden  Orts  uns  zu  erklären  und  zu  offeriren  gedenken''  '^^). 


Quad  zu  Mörmter  an  Wesel.   Dat.  Mörmter  23.  Juni  1641.  W. 

23. Juni.  Habe  mit  Leidwesen  erfahren,  dass  im  ostrheinischen  Cleve  wiederum 
Steuern  durch  Executionen  eingetrieben  würden.  Halte  deshalb  eine  Zu- 
sammenkunft der  „protestirenden"  clevischen  Stände  nach  Ablauf  des  jetzt 
in  Emmerich  tagenden  clevischen  Landtages,  etwa  in  Büderich,  für  dringend 
nöthig.  Er  selber  sei  auf  die  dringende  Aufforderung  der  Regierung  nach 
Emmerich  zum  Landtag  gereist,  habe  aber  nur  Bernsau,  Biland, 
Wilich-Lottum  und  Ulft  dort  getroffen,  den  ersteren  „auf  Teutsch  an- 
gesprochen, dem  letzteren  das  Werk  so  illuminirt,  dass  er  wollte  um 
100  Dukaten  es  nicht  gethan  zu  haben".  Am  anderen  Tage  vor  die  Re- 
gierung gefordert,  wäre  er  daselbst  „mit  einer  schönen  goldenen  Kette 
und  Gnadenpfennig  begnadet,  und  derenwegen  veranlasst  worden,  den  fol- 
genden Tag  da  zu  bleiben  und  auf  die  Proposition  den  Samstag  zu  warten; 
als  aber  dieselbe  nicht  beschehen,  vergangenen  Sonntag  um  11  Uhr  aus 
dem  Tempel  und  der  Stadt  im  Stillen  mich  begeben,  vermeine  also  meiner 
Einfalt  nach  ihren  Befehlen  genugsam  pariret  zu  haben". 


Emmerich  an  Wesel.     Dat.  24.  Juni  1641.     W. 

24.  Juni.  Zeigen  an,  dass  nicht  nur  die  clevischen  Ritterbürtigen  in  grosser  An- 

zahl, sondern  auch  die  Deputirten  von  Cleve,  Calcar,  Xanten  und  Rees  auf 
dem  Landtage  erschienen  sind  und  die  Regierung  so  eben  die  Proposition 
den  Ständen  übergeben  habe,    dahin   lautend:    der   Kurfürst   wünsche    in 


2^)  Xanten  antwortete,  dass  sie  bei  dem  Protest  verblieben,  „sie  würden  denn 
einer  besseren  Meinung  iustruirt". 
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Königsberg  mit  Deputirten  der  Stände  über  Reformen  in  Justiz-,  Regiments- 
und Kammersachen  sowie  über  Abstellung  aller  Beschwerden  zu  verhandeln; 
die  Regierung  hoffe,  dass  die  Stände  sich  über  eine  solche  Deputation 
hleunigst  einigen  würden  und  biete  ihre  Vermittlung  zur  Beilegung  aller 
schwebenden  Differentien  an;  die  Stände  möchten  Mittel  zur  Rückzahlung 
der  von  dem  Grafen  v.  Yehlen  vorgeschossenen  55,000  Thlr.  vorschlagen, 
um  die  Einräumung  des  deshalben  verpfändeten  Amts  Schermbeck  noch  zu 
verhindern 2").  —  Alexander  v.  d.  Capellen  ist  mit  zwei  anderen  staa- 
tischen Committirten  wiederum  in  Emmerich  angekommen,  „um  die  vorige 
gethane  Postulaten  und  Instantien  zu  resumiren".  Wesel  möge  seine  De- 
putirten gleichfalls  zum  Landtage  abordnen,  oder,  wenn  es  sich  wider  Yer- 
hoffen  nicht  dazu  verstehen  wollte,  das  sofortige  Erscheinen  des  Bürger- 
meisters Ter  Schmitten,  der  Syndicus  aller  cle vischen  Städte  sei,  ver- 
anlassen. 


Erklärung  der  clevischen  Ritterschaft.     Dat.  Emmerich 
25.  Juni  1641.     M. 

[Verbleiben   bei    ihrer  Kventualresolntion  vom   22.  März,    darin   alle    Vorschläge 
und  Mittel  zu  einer  allseitigen  Reform  und  der  Retablirung  der  Neutralität  ent- 
halten.     Der  Protest   dagegen   ist   wirkungslos.      Lieber   die   vehlen'sche   Schuld 
wollen  sie  noch  mit  den  Städten  beratben.] 

„Nachdem  I.  Ch.  ü.  von  der  Regierung  und  den  Landständen  Vor-  25.  Juni 
schlüge  begehrten,  welchergestalt  in  Justiz-,  Regiments-  und  Kammer- 
sachen gute  Verfassungen  gemacht,  und  alle  der  Stände  Beschwerden 
der  Billigkeit  nach  remedirt  werden  möchten,  welche  Vorschläge  der 
Ritterschaft  Ermessen  nach  ohne  Berechnung  und  Bewilligung  erkleck- 
licher und  zuträglicher  Mittel  mit  Bestand  nit  geschehen  könne,  so 
wUssten  die  Herren  von  der  Ritterschaft  keine  anderen  })racticabelen 
und  zuträglichen  Mittel  dazu  vorzuschlagen,  dann  jüngst  sie  bei  der 
Verhandlung  mit  der  churfUrstl.  Regierung  und  den  Committirten  der 
Herren  Staaten  hegritfen:  nämlich,  dass,  im  Fall  I.  Ch.  D.  gnädigst 
gerubeten,  die  von  der  KittorHchaft  aufgeführten  conditiones  und  der 
Stände  gravamina  gnädigst  zu  erledigen,  alsdann  die  Ritterschaft  das 
Mittel  des  Gemahls  und  der  Weiue  benebeust  den  übrigen  Mitteln  zu 
der  Deputiition  aus  untertliänigster  Aft'ection  gewilligt,  in  welchen  Vor- 
schlägen und  conditionibus  I.  Ch.  I).  unterthäuigst  an  Hand  gegeben 
wird,  welchergestalt  vermög  der  Ständen  i'rivilegien  die  Regierungs-, 
Justiz-  und  KammerHuchcn  förderlichst  zu  redressircn.  Durch  ange- 
regte,   cventualiter  bewilligte  Mittel   wUrde  auch  die  Neutralitiit  dos 


'•;  Dleie  55,00C)  Thlr.  (tollten  zur  Zahlung  diT  ««ratüu  Huto  d«r  huefyser'sclien 
Schuld  gemä»  der  Kosolution  der  OeiieraUtauteii  vom  17.  Mai  verwandt  werden. 
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Landes  beständig  retablirt  werden  können,  ohne  solches  Mittel  aber 
auch  vergeblich  sein,  die  von  I.  Ch.  D.  begehrte  Schickung  an  Hän- 
den zu  nehmen.  Sollten  nun  die  Deputirte  der  Städte  andere  dien- 
lichere, zuträglichere  und  practicablere  Mittel  vorschlagen  können, 
dieselbe  wollte  die  Ritterschaft  gern  vernehmen,  darüber  mit  den 
Städten  conferiren  und  nach  Befindung  resolviren.  Im  widrigen  Fall 
müsste  sie  bei  ihrer  einmal  genommenen  Resolution  und  Vorschlägen 
verbleiben  und  mit  der  vorgenommenen  Schickung  verfahren.  Ob 
zwar  einige  Städte  jüngster  Tage  eine  vermeintliche  Protestation  ein- 
geschickt, so  bestünde  dieselbe  auf  Unbericht,  und  hätten  etliche  Rit- 
terbürtige  an  den  Westseiten  Rheins  dieselbe  als  privati  auf  keinen 
Landtag,  sondern  vermittelst  particulärer  Congregation  aggeriret,  wel- 
ches doch  wider  die  Union  direct  streitet,  danach  die  majora  unter  der 
Ritterschaft  den  Schluss  machen,  lieber  den  zweiten  Punkt  der  Pro- 
position, nämlich  die  vorgeschossenen  Pfennige  des  Frh.  v.  Vehlen, 
könnten  demnächst,  wäre  der  erste  Punkt  abgethan,  Ritterschaft  und 
Städte  die  Nothdurft  communiciren". 

Quad  zu  Mörmter  an  Wesel.   Dat.  Mörmter  28.  Juni  1641.   W. 

[Einladungsschreiben    der    Regierung    zum    Landtage    an    jeden    einzelnen    der 
protestirenden   Ritterbürtigen.     Seine  Bemühungen ,   sie   zurückzuhalten.     Zuver- 
sicht, dass  Calcar  und  Xanten  beim  Protest  beharren.     Concepte  von  Schreiben 
an  den  Kurfürsten  und  an  die  clevischen  Stände  erbeten.] 

28.  Juni.  „  Was  E.  L.  unterm  dato  den  25.  dieses  an  mich  abgehen  lassen, 

ist  mir  zu  meiner  Wiederkunft  alhier  wohl  überliefert  worden,  und 
soll  derselben  unv ermeldet  nicht  lassen,  dass  den  25.  hujus  ante  pran- 
dium  in  Erfahrung  gebracht,  dass  die  churfürstl.  Regierung  die  pro- 
testirenden Herrn  Ritterbürtigen  jeden  durch  ein  absonderlich  Schrei- 
ben gegen  den  26.  dieses  zu  Emmerich,  gestalt  wegen  einiger  dem 
Lande  hochnöthige  Sachen  mit  ihnen  zu  communiciren,  sich  einzu- 
stellen citiret.  Weil  nun  besorget,  dass  solche  Communication  haupt- 
sächlich dahin  würde  zielen,  wie  man  die  wohlmeinenden  guten 
Patrioten  eines  andern  möchte  berichten,  und  von  dem  rechten  Weg 
ableiten,  habe  vor  eine  hohe  Nothdurft  erachtet,  ipsa  die  zu  den  nächst 
gesessenen,  als  Morrien  zu  Calbeck  und  Wilich  zu  Kervendonck, 
mich  zu  begeben,  gestalt  wie  es  mir  zu  Emmerich  ergangen,  zu  re- 
feriren,  womit  sie  veranlasset  worden,  sich  alda  nicht  einzustellen^ 
und  damit  gemelte  Cavalliere  sehen  möchten,  wie  man  mit  uns  um- 
springet und  wie  epgen^")  sie  uns  suchen  zu  machen,  habe  ihnen  E.  etc. 
unterm  dato  den  23.  dieses  an  mich  abgegangenes  Schreiben  sammt 
3ö)  Sic. 
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dem  postscripto,  wie  man  in  dem  Limers  auf  den  Morgen  und  Be- 
stialen  die  Gelder  setzet,  vorgezeiget.  Derlialben  und  wegen  diesem 
und  andern  groben  Excessen  so  gegen  uns  begangen  und  vorgenom- 
men werden,  eine  Beisammenkunft  von  den  protestirenden  Ritterbür- 
tigen  und  Städten,  sobald  der  Tag  zu  Emmerich  geendigt,  nöthig  sein 
sollte,  welche  Beisammenkunft  gemelte  Herren  ßitterbürtige  sich  ge- 
fallen lassen,  nicht  zweifelnd,  die  übrigen  werden  gleichfalls  sich  die- 
selbe nicht  zuwider  sein  lassen.  Bei  selbigem  meinem  Umritt  habe 
den  wohlmeinenden  Herren  Ritterbürtigen  den  singularen  und  redlichen 
patriotischen  Eifer  und  Beständigkeit  der  Städte  (ad  imitationem)  ad 
longum  referirt,  und  vor  Augen  gestellet,  nicht  zweifelnd,  sie  werden 
nunmehr  beständig  bei  der  Fahne  halten  und  so  viel  von  den  nobi- 
libus.  Die  bewussten  zwei  Städte  aber^'),  weil  sie  eifrig  katholische, 
halten  es  mit  den  Heiligen,  so  Zeichen  thun,  dazu  sie  auch  von  guten 
Leuten  oretenus  et  in  scriptis  animirt  w^orden.  Die  deputati  von 
Xanten  sind  constantissimi  den  26.  dieses  von  Emmerich  zu  Haus 
wieder  angelangt;  desgleichen  verstehe  von  denen  von  Calcar,  zweifele 
also  nicht,  weil  ihnen  sämmtlich  bewusst,  quod  unitas  libertatis  arx, 
sie  werden  fest  und  beständig  zu  des  trostlosen  Landes  Besten  bei 
einander  halten.  —  Schliesslich  halte  meiner  Einfalt  nach  nicht  vor 
undienlich  (wie  E.  etc.  auch  vor  diesem  bei  meiner  Anwesenheit  zu 
Wesel  zu  verstehen  gegeben),  dass  Namens  der  protestirenden  Rit- 
terbürtigen und  Städte  ein  nervös  Schreiben  an  die  märkischen  Land- 
ande,  wie  auch  an  L  Ch.  D.  zu  Brandenburg  aufgesetzt  würde,  da- 
mit selbiges  von  den  Protestanten  bei  ihrer  ersten  Zusammenkunft 
mochte  verlesen,  subscribirt  und  an  behörigen  Ort  adressiret  und  ge- 
schickt werden". 

Rees  an  Wesel.     Dat.  28.  Juni   KUl.     W. 

Nach  Berichten   aus  Emmerich  wird   den  dort   auf  dem  Landtage   an- 28.  Juni. 

wesenden   Depntirten    v(»n   Calcar   und   Staaten   eifrig   vorgestellt,   dass   die 

T)cputati«»n  an  den  Kurfiirsten  da«  einzige  iMittel  sei,  um  die  beiden  Städte 

»n  den  durch  die  Kai^e^lichen  und  Hesseu  zu  erduldenden  Bedrängnissen 

1  erlösen.     Dieselben  nollen   denn  auch  bereits  unter  Vorbehalt   der  Rati- 

•  atiuii  eingewilligt  haben;  es  iht  daher  dringend  nüthig,  dass  die  protestl- 

nden  Stände  bich  »chleunigHt  zur  Berathung  weiterer  Schritte  in  Büdcrich 

'  r<<:i.iiiiM<-lii 


'')  ('ulcar  and  Xant* 
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Aus  dem  Protokoll  der  Verhandlungen  auf  dem  Convent  der 

protestirenden  clevischen  Stände  zu  Büderich.     W. 

8.  Juli.  Auf  Ausschreiben  Wesels   an  die  Städte  Duisburg,   Emmerich,  Calcar, 

Rees  und  Xanten,  die  ersucht  worden,  die  umwohnenden  Ritterbürtigen 
gleichfalls  einzuladen,  erschienen:  der  Städte  Syndicus  Bürgermeister  Ther 
Schmitten,  von  Wesel,  die  Bürgermeister  Johann  Brembgen  und 
Dr.  Dietrich  v.  d.  Brüggen,  Rentmeister  Heinrich  v.  Werrich,  Dr. 
Westenbergh  und  Dr.  Arnold  de  Beyer,  Deputirte  der  Stadt  Xanten, 
die  aber  wegen  Nichteintreffen  der  übrigen  westrheinischen  Städtedeputirten 
sofort  wieder  umkehren;  von  den  Ritterbürtigen:  Brembt  zuYehn,  Quad 
zu  Mörmter,  Wilich  zu  Wiunenthal,  Balderich  genannt  Barich,  Pfand- 
herr zu  Loe,  Rethrath  zu  Gruithuis.  Calcar,  mit  Vertheidigung  der 
Privilegien  einverstanden,  entschuldigt  Ausbleiben  ihrer  Deputirten  mit 
ihrem  armseligen  Zustande,  zu  dessen  Abwendung  im  Ausschreiben  keine 
Vertröstung  geschehen  sei.  Duisburg  bittet  Wesel  sie  zu  vertreten.  -- 
Berathungen,  wie  ein  gutes  Vertrauen  und  Einigkeit  zwischen  Ritterschaft 
und  Städten  zu  retabliren  sei. 

Nach  Eintreffen  der  Deputirten  von  Emmerich  (Dr.  Kuchenius)  und 
Rees  (die  Bürgermeister  Kost  und  Schwemm)  tragen  die  von  Wesel 
vQr,  dass  die  Regierung  den  Richtern  im  ostrheinischen  Cleve  die  Bei- 
bringung einer  angeblich  von  Ritterschaft  und  Städten  einge willigten 
Schätzung  anbefohlen  habe;  die  clevischen  Städte  (ausgenommen  Cleve) 
durch  Schreiben  vom  29.  Mai  und  die  ostrheinischen  Städte  vom  7.  Juni 
an  die  Regierung  und  Richter  dagegen  als  nicht  der  Wahrheit  gemäss  pro- 
testirt  und  die  Rücknahme  resp.  Nichtausführung  des  ihre  Privilegien  ver- 
letzenden Befehls  gefordert  hätten.  Da  aber  trotzdem  die  Regierung  den 
Richtern  unter  dem  26.  Juni  befohlen  habe,  die  Hälfte  der  befohleneu  Um- 
lage binnen  acht  Tagen  bei  Strafe  der  Amtssuspension  beizubringen^"^),  so 
seien  anderweitige  gemeinschaftliche  Beschlüsse  und  Schritte  gegen  Er- 
hebung der  nicht  gewilligten  Steuern  nöthig.  Darauf  beschlossen,  nochmals, 
bevor  zu  öffentlichen  Protesten  und  Patenten  geschritten  würde,  an  die 
Regierung  ein  Abmahnungsschreiben  zu  richten. 

Auf  ein  Schreiben  der  Regierung  vom  8.  Juli  an  die  ostrheinischen 
Städte  und  die  zu  Büderich  anwesenden  Ritterbürtigen,  in  welchem  sie  ihre 
Missbilligung  über  Ausbleiben  resp.  Entfernen  von  dem  auf  den  21.  Juni 
nach  Emmerich  ausgeschriebenen  Landtage,  sowie  die  von  Wesel  einseitig 
veranlassten  Conventikel  ausspricht  und  behufs  weiterer  Berathung  der  Re- 
gierungsproposition zum  12.  Juli  nach  Emmerich  beruft,  wird  beschlossen: 
daselbst  nicht  zu  erscheinen. 


^2)  Unter  dem  8.  Juli  erging  wiederum  ein  Befehl  an  die  Drosten  und  Amt- 
männer, den  Richtern  die  Beibringung  der  quästionirten  Steuern  binnen  vier  Ta- 
gen aufzutragen;  diejenigen  aber,  welche  dem  Befehle  nicht  pünktlich  nachkämen, 
sofort  vom  Amte  zu  suspendiren  und  andere  qualificirte  Personen  zur  Versehung 
desselben  vorzuschlagen. 
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Ritterbürtige  berichten,  dass  der  von  ihnen  und  allen  clevischen 
ötädten  (ausser  Cleve)  erlassene  Protest  gegen  die  Deputation  an  den 
Kurfürsten  dem  insinuirenden  Notar  vom  Director  der  Ritterschaft  Wirich 
V.  Bernsau  gewaltsam  entrissen  worden  sei,  und  derselbe,  auf  ihr  Verlangen 
nach  Rückgabe,  durch  Schreiben  vom  18.  Juni  an  einige  von  ihnen  sie  zur 
Zurücknahme  des  Protestes  zu  bewegen  versucht  habe;  sie  aber  mittelst 
Schreibens  vom  26.  Juni  auf  denselben  und  dessen  Rückgabe  bestan- 
den hätten. 

Ferner  beschlossen:  an  die  märkischen  Stände  zu  schreiben,  ihnen  den 
A'erlauf  der  Deputationsangelegenheit  und  die  gefährlichen  Sachen,  die  in 
Königsberg  proponirt  werden  sollten,  mitzutheilen,  und  ihre  Erklärung,  ob 
sie  dazu  ihren  Consens  gegeben,  zu  erbitten;  desgleichen  Schreiben  an  den 
Kurfürsten,  die  Gründe  des  Protestes  gegen  die  beabsichtigte  Deputation 
nach  Königsberg  darzulegen. 


Die  protestirenden  clevischen  Stände  an  den  Kurfürsten. 
Dat.  Büderich  9.  Juli  1641.     ^\. 

[Hätten  von  der  Deputation  abgelassen  wegen  der  Kosten,  und  weil  Vorstellung 
der  Gravamen  und  Neutralitätserwirkung  schriftlich  zu  erreichen.  Heimliche 
Wiederaufnahme  der  1640  abgelehnten  Schuldentilgungsvorschläge  und  derartige 
Gewinnung  der  consentirenden  Ritterbürtigen  und  westrheinisclieu  Städte  durch 
wenige  Ritterbürtige,  meist  kurf.  Beamte.  Wären,  weil  Einführung  der  Consum- 
tionssteuer  ohne  aller  Stände  Consens  gegen  deren  Privilegien,  zum  Protest  ge- 
nöthigt.  Daher  die  Deputirten  nur  Privatpersonen.  Klagen  über  Erhebung  ein- 
seitig gewilligter  Steuern.] 

„Ob  wir  wohl  in  Hoftnung  gestaDcien,  es  wlirde  der  Zustand  dieses  9.  Juli, 
unseres  höchst  beschwerten  Vaterlands  um  so  viel  sich  gebessert  ha- 
ben, dass  einige  unsers  Mittels  zu  E.  Ch.  D.  hätten  abfertii^en  kön- 
nen, gestalt  Deroselbcn  bei  angetretener  ChurfUrstlicher  Regierung 
unterthänigst  zu  congratuliren,  wie  darüber  jUngstliin  im  Februar  de- 
liberiret,  aber  kein  endliches  conclusum  von  Kitterschai't  und  Städten 
genommen,  so  haben  doch  bis  zur  anderen  besseren  GelegcniuMt  solche 
in  Deliberation  genommene  Schickung  nothdränglicli  einstclleu  müssen, 
und  vor  diesmal  uns  veri)fiichtet  befunden,  E.  Ch.  1).  schriitlich  zu 
Dero  angetretene  Churf.  Kegierung  Gottes  des  Allmächtigen  mildreichen 
Segen,  langjährige  LeibeMgcsnndhcit,  und  glückselige  Kcgierung  zu 
IJeschUtz-  und  IJeschirnmng  Dero  liljclistbedrängter  L'uterthanen  von 
Herzen  zu  wUnschen,  der  unterthänigsten  Zuversicht,  es  werde  dies 
iiHcr  bedrängtes  Vaterland  durch  E.  Ch.  D.  gnädigste  Direction  der- 
mal eins  in  einem  friedlichen  Stand  gestellt,  auch  alle  zugefügte  He- 
schwcrnisHe  abgeschafft  werden. 

Und  mögen  zuvörderMt  E.  Ch.  I).  obangercgter  Schickung   halben 
imterthänigHt  zu  berichten  niclit  umgehen,  dass  ein  gut  Theil  der  Kit- 

11» » 
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terschaft  neben  der  Stadt  Clcve  eine  Schickung  an  E.  Cli.  D.  zu  tliun 
nötliig  befunden,  in  Meinung:,  dadurch  nicht  allein  die  Erledigung  der 
Stände  zum  öfteren  geklagten  gravaminum  zu  erlangen,  sondern  auch, 
und  vornämlich  dadurch  die  Evacuation  dieser  Lande  von  den  kaiser- 
lichen und  hessischen  Völkern,  und  also  eine  beständige  Neutralität 
zu  erhalten,  wodurch  dann  auch  die  Städte  Calcar  und  Xanten  zu 
solcher,  von  etzlichen  Ritterbürtigen  gut  befundener  Schickung  ihren 
consensum  zu  geben  commovirt  worden.  Es  ist  aber  von  den  dissen- 
tirenden  Eitterbürtigen  und  denen  zur  Ostseite  Rheins^ gelegenen  Städten 
remonstrirt  worden,  dass  dies  unser  höchstbedrängtes  Vaterland  und 
dero  Unterthanen  bei  diesen  Einlagerungen  und  stetigen  Durchzügen, 
auch  unaufbringlichen  contributionibus  und  Umlagen,  dermaassen  er- 
schöpft, dass  es  demselben  fast  unmöglich  fallen  würde,  die  nöthige 
Reise-  und  Zehrungskosten  zu  solcher  Schickung,  welche  sich  auf  etz- 
liche  tausend  Reichsthaler  erstrecken  würden,  beizuschaffen,  dass  auch 
die  Abschaifung  und  Erledigung  der  gravaminum  daselbsten  bei  E, 
Ch.  D.  aus  Mangel  der  Verfolge,  alhier  in  Cancellaria  vorhanden, 
nicht  würde  können  zu  Wege  bracht  werden,  die  Evacuation  und  Neutra- 
lität dieser  Landen  auch  bei  L  K.  Maj.  und  anderen  kriegenden  Theilen 
durch  E.  Gh.  D.  gnädigste  Anordnung  und  höchst  vermögende  Interpo- 
sition  sollte  befördert  werden  müssen,  und  dass  dazu  ohne  fernere  Be- 
schwer der  armen  erschöpften  Unterthanen,  ebensowohl  durch  schrift- 
liches unterthänigstes  Suchen  als  mündliches  kostbares  Vortragen  E. 
Ch.  D.  unterthänigst  zu  erbitten  wären.  Dies  ist  anfangs  die  Ursache 
gewesen,  warum  ein  Theil  der  Ritterbürtigen  und  mehrentheils  Haupt- 
städte in  solche  kostbare  Schickung  zu  consentiren  sich  beschweret. 
Dabei  dann  auch  vornämlich  dieses  hinzukommen,  dass  einige  zu 
gemelter  Schickung  inclinirte  Ritterbürtige,  bei  sich  gelbsten  ohne  vor- 
hergehende gesammte  Deliberalion,  allerhand  unpracticable  und  präju- 
dicirliche  projecta,  wie  nämlich  die  Consumtionsmittelu  in  diesem 
Lande  eingeführt,  und  daraus  sowohl  die  alten  Kammer-  als  auch 
seit  dem  Jahre  1609  gemachten  neuen  Schulden  abbezahlt  werden 
möchten,  aufsetzen  lassen,  selbige  auch  E.  Ch.  D.  in  diesen  Landen 
abgeordneten  Commissarien,  dem  von  Blumenthal  und  Seidel,  im 
Jahr  1640  schriftlich  communicirt,  gestalt  E.  Ch.  D.  unterthänigst  zu 
hinterbringen,  welche  projecta  und  Vorschläge  ungeachtet  bei  der  am 
Kloster  Schiedenhorst  letzmal  von  der  Ritterschaft  gehaltenen  Beisammen- 
kunft  vor  nicht  practicabel  gehalten  und  contradicirt  worden,  wie  sol- 
ches von  gemelter  Ritterschaft  wohlgemelten  Commissarien  den  23.  Aug. 
1640  schriftlich  eingelieferte  Erklärung  ferner  thut  nachspüren,  gleich- 
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wohl  Ritterbürtige,  welche,  wo  nicht  alle,  dennoch  mehrentheils  E. 
Ch.  D.  Amtleute  und  Käthe  seind,  nicht  auf  gemeinem  Landtag  oder 
ausgeschriebener  Versammlung  von  Ritterschaft  und  Städten  für  gut 
angesehen,  ihren  ohne  gesammter  Stände  Vorbewusst  erwählten  Depu- 
tirten  loco  instructionis  aufzugeben,  solche  Vorschläge  E.  Ch.  D.  un- 
terthänigst  vorzustellen  und  sich  zur  Abmachung  solcher  Schuldenlast, 
und  dazu  von  ihnen  vorgeschlagener  Einführung  der  Consumtions- 
mitteln,  Namens  der  ganzen  Landschaft  anerbietig  zu  machen,  welches 
gleichwohl  allein  etzlichen  wenigen  Ritterbürtigen  offenbaret,  vor  den 
Uebrigen  aber  verborgen  gehalten  und  dieselbe  neben  den  Städten 
Calcar  und  Xanten  durch  allerhand  scheinliche  Einbildungen  und  un- 
gleiche informationes,  als  wann  die  Schickung  allein  zu  Abschaffung 
der  gravaminum,  so  dann  Beförderung  obgemelter  kaiserlicher  und 
hessischer  Völker  Evacuation,  und  Erhaltung  der  Neutralität  ange- 
sehen, durch  umgehende  particulire  Schreiben  inducirt,  in  solche  ihre 
vorhabende  Schickung  zu  consentiren. 

Nachdem  nun  wir  von  solchen  allen  glaubwürdig  berichtet  und 
bei  uns  erwogen,  dass  in  wichtigen  Landsachen,  allein  auf  angestell- 
ten öffentlichen  Versammlungen  von  Ritterschaft  und  Städte,  auf  vor- 
hergehende Communication  und  angehörte  Reden  und  Gegenreden  ein- 
hellig zu  concludiren,  von  Alters  Herkommen;  aber  unerhört,  durch 
particulire  Schreiben,  ausserhalb  Landtagen  des  einen  und  andern 
schriftlichen  Consens  auszuwirken,  dass  auch  gemeltes  Project  und  Vor- 
schläge, von  Annehmung  der  alten  und  neuen  Schulden  und  Einfüh- 
rung der  gemeinen  Consumtionsmittel,  hier  im  Lande  unerhört  und 
keineswegs  practicabel,  auch  ohne  aller  und  jeden  von  Schätzung, 
Steuern,  impositionibus  und  dergleichen  Heschwernissen  befreiten  Ritter- 
bürtigen und  Städten  einhelligen  Consens  ohne  Abbruch  deren  privi- 
Icgirter  Freiheit  nicht  eingeführt  werden  können,  —  so  seind  wir 
dahero  pro  conservatione  privilegiorum  und  bis  noch  zu  eontinuirender 
Immunität  und  Freiheit  genöthigt  worden,  wider  solche  einseitig  ge- 
lilossene  Schickung  solcnnissime  zu  pndestiren,  nnd  dieselbe  der 
Kitterschaft  Directori,  Herrn  zu  Bellinghoven,  und  deren  Syndico 
I).  Isink  per  notariuni  et  testes  insinuiren  zulassen,  ferneren  Inhalts 
beiliegendes  InstrumentH  insinuirtcr  Protestation,  E.  Ch.  l).  unterthiV 
iiijrst  ersuchend  und  bittend,  /um  Fall  gemelte  vermeinte  Deputirte 
bei  K.  Ch.  l).  anlanpMi  und  XaineuH  der  Landhtände  aus  Ritterschaft 
und  Städte  etwas  anbringen,  suchen  und  werben  würden,  dass  E.  Ch. 
D.  gnHdigst  geruhen  wolle,  gcnielte  Abgeordnete  vor  solche  Privat- 
personen zu  halten,  welche  von  den  Ständen  dieses  FUrstenthunis  nicht 
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committiret,  deren  Anbringen  und  Werbung  auch  vor  eine  particuliere 
ungezweifelt  zu  ihr  eigen  Emolument  gereichende,  nicht  aber  von  den 
Ständen  herkommende  Werbung  gnädigst  anzunehmen. 

Daneben  auch  gemelte  Abgeordnete  nicht  zu  verstatten,  zu  ihrer 
Reise  und  Zehrungskosten  einige  Umlage  hier  auf  dem  platten  Lande 
zu  thun,  auch  Dero  hinterlassene  Regierung  gnädigst  zu  befehlen,  da- 
mit alles,  was  dessen  etwa  unter  einem  oder  andern  Prätext  geschehen 
und  collectirt  sein  möchte,  den  armen  bedrängten  Unterthanen  resti- 
tuirt  werden  möge". 

Folgen  Klagen  über  die  von  der  Regierung  erlassenen  und  trotz  mehr- 
facher Ermahnung  nicht  zurückgenommenen  Befehle  zur  Erhebung  einseitig 
gewilligter  Steuern,  wodurch  der  Stände  Privilegien  schwer  verletzt,  bitten 
dieses  wie  sämmtliche  Gravamen  abzustellen^^). 


Die  protestirenden  clevischen  Stände  an  die  märkischen 
Stände.     Dat.  Büderich  9.  Juli  1641.     W. 

9.  Juli.  Der  Union  der  cleve-märkischen  Stände  von  1637  zuwider  haben  einige 

clevische  Ritterbürtigen  einen  Beschluss  der  clevischen  Ritterschaft  über 
eine  Deputation  an  den  Kurfürsten  und  eine  von  derselben  ihm  zu  offerirende 
Steuer,  gegen  welche  sich  auf  dem  Convent  zu  Emmerich  im  Februar  und 
März  bereits  vielseitiger  Widerspruch  erhoben  hatte,  statt  auf  einem  allge- 
meinen Landtage  durch  schriftliches  Abstimmen  und  Sammeln  der  einzelnen 
Voten  ohne  vorhergehende  öffentliche  Verhandlungen  zu  Stande  gebracht. 
Die  Uebernahme  aller  Schulden  des  Landesherrn  und  die  Einführung  einer 
allgemeinen  Accise  zu  solchem  Zwecke  muss  alle  Privilegien,  Rechte  und 
Gerechtigkeiten  der  Stände  total  aufheben;  daher  sämmtliche  westrheinische 
Ritterbürtigen  und  alle  clevischen  Städte  ausser  Cleve  auch  gegen  obigen 
Beschluss  resp.  die  Deputation  Protest  erhoben  haben  und  erwarten,  dass 
die  märkischen  Stände  ein  Gleiches  thun  und  jedenfalls  nicht  in  solche 
alle  Privilegien  zerstörenden  Vorschläge  einwilligen  würden. 


Die  märkischen  Stände  an  die  protestirenden  clevischen 
Stände.     Dat.  Unna  10.  Aug.   1641.     W. 

[Denken  nicht  an  Uebernahme  aller  kurf.  Schulden.  Die  Deputation  soll  dem 
Kurfürsten  den  Zustand  des  Landes  vorstellen.  Die  Accise  ist  nur  bedingungs- 
weise bewilligt.  Durch  die  Parteiungen  in  Cleve  leidet  das  gemeine  Beste.  Möchten 
die  Deputation  jetzt  gatheissen  und  das  Vaterland  hoher  als  Privatinteressen  und 
Passionen  stellen,  widrigenfalls  Gegenprotest.] 

10.  Aug.  „Wir  haben  aus  dem  uns  zugestellten  Schreiben  ersehen,  was  die- 

selben vor  Motiven  anführen,  warum  vermeinen,  dass  mit  vorhabender 


^^)  Unter  dem  21.  August  1641  antwortete  der  Kurfürst,   dass   er  die  Depu- 
tation gern  gesehen  haben  würde,   und  die  von  den  protestirenden  Ständen  an- 
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Schickung  nach  Preussen  einzuhalten.  Berichten  derowegen  freund- 
nachbarlich, dass  es  bei  uns  ganz  die  Meinung  nicht  hat,  die  alten 
und  neuen  Schulden,  davon  bis  dato  kein  gewisses  statum  aus  bekann- 
ten Ursachen  haben  mögen,  zu  acceptiren,  noch  auch  dieselbe  zu 
acceptiren  aus  ganz  erheblichen  Ursachen  gemeint  sein.  Dieses  haben 
zur  Rettung  unseres  Vaterlandes  und  zugleich  des  clevischen  Landes 
Nothdurft  zu  sein  erachtet,  I.  Ch.  D.  den  zerrütteten  statum  dieser 
Lande  durch  Botschaft  oder  Verschickung,  gestalt  desto  mehr  und 
besser  gehört  und  geholfen  zu  werden,  ehest  möglichst  hinterbringen 
zu  lassen.  Um  aber  aus  den  zu  vielmalen  auf  den  gemeinen  Land- 
tagen gepflogenen  Tractaten  und  Handlungen  mit  nichtcn  zu  schreiten, 
sondern  vielmehr  bei  den  allerseits  verabschiedeten  placitis  zu  ver- 
bleiben, ist  eine  nähere  Eventualresolution  (davon  den  Herren  nicht 
unwissend),  aufgesetzt,  vermöge  welcher  laut  inserirten  conditiones, 
wann  zuvörderst  beide  Landschaften  des  leidigen  Kriegswesens  ent- 
lediget, die  Garnisonen  und  Contributionen  weggeräumet  und  sonsten 
alle  andere  gravamina  sein  abgeschaffet,  alsdann,  sonsten  aber  nicht, 
das  Gemahl  und  andere  vorhin  placitirten  Mittel  nur  bloss  ad  vier  Jahre 
eingewilligt,  vermeinend,  dass  wenn  hierdurch  die  Landschaften  könn- 
ten restituiret  und  liberiret  werden,  nichts  verweissliches  oder  unbe- 
dachtsames an  Händen  genommen,  dessen  die  Stände  beschuldigt  wer- 
den könnten.  Die  discrepationcs  im  Herzogthume  Cleve  thun  uns 
von  Herzen  leid,  befinden  auch  darob  nit  geringen  Schaden,  indem 
nicht  allein  alle  guten  consilia  removiret,  sondern  wohl  gar  behindert, 
contradiciret  und  verworfen  werden,  wie  dann  dergleichen  eine  Zeit 
her  zu  mehrerem  Verderb  dieser  l^anden  anstatt  einhelliger  Beisam- 
menkünften  und  Landestractaten  mit  öffentlichen  protestationibus  und 
reservationibus  beschehen. ' 

Dass  wir  bei  also  gestalteten  Sachen  per  majora  Kralt  placitirter 
Luion  und  Landtagsordnuug  schliessen,  dessen  sein  nicht  zu  verden- 
ken, weniger  zu  beschuldigen,  wie  wir  dann  auch  verhoff'en,  die  Herren 
werden  nunmehr  gelieben,  gleichfalls  der  so  nöthigen  Schickung  und 
dem  gemeinen  Hesten  beizufallcn.  WHrden  sie  aber  hingegen  bei  den 
eingewandten  contradictionibus  und  protestationibus  beharrlich  w(>llen 
rhlciben,  anf  »olchen  Fall  contraprotestando  uns  hiernnt  und  Kratl 
dicHCH  vernehmen  zu  lassen  höchst  gcnöthigt;  bitten  aber  dem  ge- 
nif'iiif'ii   I'('st(  n    und   der   allermeisten  Billigkeit   zu   deferireu   und  der 


•(^obeneD  Ureachon,   wariitn  aiv  oicht  stattfinden  kom.  ihren  Ort  gostellt 

III  lassen  müsso*.     Auf  die  Gravamen  konn«^  er  nicht  uulorl  resulviron. 
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Liebe  zu  dem  Vaterland  Privatinteressen  und  schädliche  Passionen  hin- 
ten anzusetzen". 


Wilich  zu  Winnenthal  an  Wesel.     Dat.  Winnenthal  19.  Aug. 

1641.     W. 

[Aus  der  Antwort  der  märkischen  Stände  Einfluss  der  Beamten  in  der  Mark  er- 
sichtlich,  in  Cleve  ist  dergleichen  nicht  zu  dulden.     Xantens  Zustimmung  zur 

Deputation.] 

19.  Aug.  Ei*  will  die  Antwort  der  märkischen  Stände  den  übrigen  protestirenden 

Ritterbürtigen  mittheilen. 

„Sonsten  vermerkt  man  leichtlich,  dass  die  Herren  Beamten  in  dem 
Lande  reguli  seind,  quod  in  hac  patria  non  ita  fieri  debet.  Vor  we- 
nigen Tagen  ist  der  Herr  Landdrost  Boetzelar,  Stadt  Cleve  und 
Xanten  (Calcar  ist  ausblieben,  weil  die  Portzen  verschlossen  bleiben) 
zu  Marienbaum  bei  einander  gewesen  et  inierunt  conclusum  consilium, 
damit  die  erdachte  Bettelei  möge  ad  effectum  gebracht  werden,  und 
hat  Xanten  uti  mihi  relatum  est  conditionaliter  dergestalt  eingewilliget, 
dass  primitus  Caesareani  et  Hessi  ex  patria^*),  also  etiamsi  haec  ex- 
pressa  conditio  sit  addita  tamen  auctoritas  commissariorum  aliquantu- 
lum  contirmatur". 

Der  cleve-märkischen  consentirenden  Stände  Instruction  für 
ihre  Deputirten  an  den  Kurfürsten:  Wirich  v.  Bernsau, 
Arnold  Freiherr  v.  Wachtendonk,  Adam  Isinck,  Hermann 
V.  Elverich,  genannt  Haes  ^^),  —  Friedrich  v.  Heiden,  Bertram 
Hildebrand  Kumpsthoven  und  Hermann  v.  Hausen. 
Dat.  Emmerich  20.  Aug..  1641.     B. 

20.  Aug.  Sollen  dem  Kurfürsten  die  40,000  Thlr.  Steuer  aus  dem  ostrheinischen 

Cleve  anbieten  und  darauf  den  durch  die  Heeresdurchzüge  und  Einlagerungen 
ganz  zerrütteten  Zustand  der  beiden  Länder  vorstellen.  Zur  Rettung  der- 
selben müsste  zunächst  allseitige  Räumung  und  völlige  Neutralität  erwirkt, 
und  da  durch  die  bisherigen  kurfürstl.  Beamten,  die  dem  Lande  grossen 
Schaden  zugefügt  und  sich  selbst  bereichert  hätten,  die  Fundamentalgesetze 
desselben  umgestürzt    worden  wären,    diese   alsbald  wieder   in   volle  Kraft 


^*)  In  derselben  Weise  willigte  auch  Calcar  auf  dem  am  20.  August  zu  Em- 
merich stattfindenden  cleve-märkischen  Ständeconvent  in  die  Deputation  au  den 
Kurfürsten.     Vgl.  die  Noten  zu  p.  142  fi', 

35)  Wachtendonk,  der  wie  Bernsau  clevischer  geheime  Rath  und  Drost 
zu  Cranenburg  und  in  der  Düffel  war,  starb  auf  der  Reise  nach  Königsberg.  Haes 
war  kurf  Richter  zu  Cleve  und  Mitglied  des  Magistrats  dieser 'Stadt.  lieber  die 
anderen  Deputirten  vgl.  Einleit.  p.  91  u.  97. 
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gesetzt  und  eine  „ordentliche  Verfassung"  hergestellt  werden.  Sobald 
solches  den  Vorschlägen  der  Stände  gemäss  geschehen  wäre,  sollte  die  an- 
gebotene allgemeine  Consumtionssteuer  vier  Jahre  lang,  jedoch  ohne  jede 
Verpflichtung  der  Stände  zur  Bewilligung  über  diese  Zeit  hinaus,  von  den 
Deputirten  derselben  in  Cleve  und  Mark  eingenommen,  und  zur  Abzahlung 
der  Kammer- Schulden,  einschliesslich  der  restirenden  und  laufenden  Zinsen, 
verwandt,  der  fünfte  Theil  der  Steuer  aber  den  Ständen  zur  Tilgung  ihrer 
eigenen  Schulden  und  für  ihre  sonstigen  Bedürfnisse  überlassen  werden. 
Bezüglich  der  näheren  Details  der  Verhandlungen  werden  die  Deputirten 
auf  die  Eventualresolution  der  Stände  vom  22.  März  resp.  20.  August  ver- 
wiesen^*). 

I)ie  Regierungan  den  Kurfürsten.  Dat.  Cleve  17.  Oct.  1641.  B. 

(Präsentirt  Königsberg  8.  Nov.  1641.) 
[Nothwendigkeit  einer  Einigung  mit  den  Ständen.  Furcht  der  „protestirenden* 
Ritterbürtigen,  dass  die  indirecten  Steuern,  einmal  eingeführt,  für  immer  bleiben, 
sie  ihrer  Vorrechte  berauben  würden.  Der  consentirenden  aufrichtiger  Eifer  dem 
Lande  zu  helfen.  Widerspruch  der  ostrheinischen  Städte,  durcli  die  Landtags- 
ordnung und  den  Wunsch,  jene  zum  Theil  längst  bei  ihnen  erhobenen  Steuern 
für  sich  zu  behalten,  veranlasst.  Wesels  Budget  ist  darauf  begründet,  dessen 
Einfluss  und  harte  Opposition.  Rees  und  Emmerich  zur  Zaiilung  einer  bestimm- 
ten Summe  gegen  Selbsterhebung  jener  Steuern  geneigt.  Duisburg  ist  wohl  zu 
gewinnen.  Die  westrheinischen  Städte  stfcben  allein  nach  Befreiung  von  den 
Kaiserlichen  und  Hessen.  Aussicht  auf  Einigung  aller  Stände  zur  Beihülfe,  wenn 
ihre  Gravameu  erledigt  werden.  Rath,  mit  den  Deputirten  zur  Reitung  des  Lan- 
des zu  verhandeln,  die  Protestirenden  zur  Nachschickung  zu  veranlassen  und 
des  Ijandes  allseitige  Neutralität  zu  erwirken.] 

„E.  Ch.  D.  gnädigstes  Rescriptuni  aus  Königsberg  dat.  21.  August  17.  Oct. 

samnit    der  Copei    einiger   wenigen    aus  Mittel    der   Ritterschaft    und 

dreier  vStädte  zur  Ostseiten  an  E.  Ch.  I).  aus  Hiiderich  unterm  <).  Juli 

abgegangenen  Beschwerungsschreibens,  ist  uns  am  26.  September  wohl 

zu  Händen  kommen.     Und  ob  zwar  anfangs  wir  in  den  unterthänig- 

sten  Gedanken  gestanden,  dass  bereits  aus  unserem  vorigen  unterthä- 

nigsten  Berichtschreiben  dat.  (J.  und  18.  Scjjtember,   und  aus  der  nu- 

mehr   alda    angelangter   Deputirten   von    beiden   Landschaften    unter- 

thänigstem   Anbringen  E.  Ch.  D.   so  viel   Nachricht  gnädigst  würden 

erlangt  haben,   dass  diese  Schickung   niclit  ihrem  Angeben  nach,   als 

?»articulier  einseitig  und  also  zu  achten  wäre,  damit  nichts  Deständiges 

iszurichten,  und  das«  darauf  weiter  untortbänigst  zu  berichten  mehr 

iicrflüssig,   als  zuträglich  sein  möchl  haben   wir  doch   nicht 

iindienlich  ermessen  mllssen,  wann  E.  tu.  1'.  wir  etwas  niihcr  unter- 

tliänigst  an  die  Hand  geben,  was  uns  von  der  Intention  derer,  so  die 

'  hickun^  gut^cfunden,  und  hingegen  von  der  dissentircndcn  vorkom- 

.ben  p.  140. 
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men,  unterthänigster  schuldigster  Pflicht,  zu  Hintertreibung  etwan  schäd- 
licher einseitig  passionirter  Berichten,  und  zu  Beförderung  höchst 
nöthiger  und  keinen  ferneren  Ausstand  leidender  Zusammentretung 
E.  Ch.  D.  und  Dero  getreuen  Landstände,  und  unaufschieblicher  Ver- 
einbarung über  diejenigen  Remedien  und  Mitteln,  wie  sowohl  E.  Ch.  D., 
als  Dero  gehorsame  Stände  und  Unterthanen  beisammen  bleiben  kön- 
nen, und  aus  denen  hinc  inde  aufs  höchst  gestiegenen  Beschwerden 
beständig  zu  gerathen  sei.  Der  unterthänigsten  Intention  dann,  und 
bei  unsern  geschwornen  Pflichten  berichten  wir  hiemit,  dass  die  ganze 
Ritterschaft  dieses  Fürstenthums,  ausserhalb  fünf  dissentirenden,  diese 
Schickung  gutgefunden  und  gewilligt  haben,  zu  Dienst  und  Besten 
E.  Ch.  D.  und  des  Landes.  Die  fünf  dissentirenden  seind  der  Qu  ad 
von  Creuzberg,  der  von  Brempt  ins  Vehn,  der  von  Wilich  zu 
Winnenthal,  der  Pfandherr  zu  Loe  und  Rethrath.  Die  vornehmste  und 
fast  einzige  Ursach  ihrer  Dissension  geben  sie  darin  zu  vernehmen, 
dass  sie  sich  nicht  können  persuadiren  lassen,  dass  das  Mittel  des 
Gemahls,  wann  es  einmal  gewilligt,  unerachtet,  was  vor  Bedingungen 
und  Conditionen  darbei  annectirt,  und  wie  fest  die  auch  zu  halten 
versprochen  sein  mögen,  nach  Umgang  der  vier  Jahren  wiederum  ces- 
siren,  sondern  verbleiben,  und  nimmer  abgestellt  werden  sollen,  und 
dass  gegen  das  Exempel  ihrer  Voreltern  sie  sich  solcher  Servitut  zu 
untergeben,  und  den  Bürgern  und  Bauern  gleich  zu  machen,  bei  der 
Posterität  nit  verantwortlich  wäre;  erkläreten  sich  aber  darbei,  dass 
sie  erbötig  wären,  E.  Ch.  D.  zu  unterthänigsten  Ehren,  ein  Jeder  vor 
seine  Person,  ein  ansehentliches  einmal  mit  zu  contribuiren.  Hingegen 
considerirten  die  übrigen  Ritterbürtigen  und  urgireten,  dass  mit  der- 
gleichen Steuern  die  überschwere  Last  nit  zu  heben,  sondern,  wie 
dieselbe  täglich,  vermittelst  Aufschwellung  der  Pensionen  sich  mehrete, 
so  müssten  auch  durchgehende  Mittel,  welche  die  Unterthanen  nicht  so- 
sehr schmerzeten  und  empflndlich  sein  möchten,  und  davon  sich  kei- 
ner, auch  nicht  Fremdlinge  und  Passanten,  eximiren  würden,  darzu 
gewilligt  werden.  Wir  können  E.  Ch.  D.  dieses  unterthänigst  wohl 
versicheren,  dass  wir  bei  den  Ritterbürtigen,  welche  diese  Deputation 
gutgefunden,  einen  aufrichtigen  Eifer  verspüret,  aus  denen  Beschwer- 
den, darin  sowohl  E.  Ch.  D.  als  das  Land  itzo  verfallen,  beständig 
und  so  viel  möglich  zu  helfen. 

Die  Städte  Wesel,  Emmerich,  Duisburg  und  Rees  betreffend,  ha- 
ben wir  anders  nicht  vermerken  können,  als  dass  dieselbe  vornämlich 
aus  zween  Ursachen  von  der  anderer  Meinung  sich  different  halten. 
Die  eine  ist  die  angefangene  und  noch  währende  Zweiung  wegen  der 
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Landtagsordnung;  die  andere,  dass  diese  Städte  selbst  das  Gemahl 
haben  und  dasselbe  vorhin  und  sonderlich  bei  der  Stadt  Wesel  sehr 
beschwert  ist:  die  Stadt  Wesel  hat  die  Kornwaage,  welche  bei  ihnen, 
wie  davor  gehalten  wird,  jährlichs  an  die  20,000  Thlr.  einbringt,  daraus 
sie  auch  ihren  statum  einzig  erhalten  müssten,  dahero  vermuthlich 
diese  Stadt  sich  in  dies  Mittel  mit  gutem  Willen  nit  verstehen  wird. 
Diese  Stadt  hat  das  meiste  Gesag  unter  den  Städten,  und  zeiget  sich 
in  dieser  und  anderen  Landsachen  sehr  hart. 

Die  Städte  Emmerich  und  Rees  haben  das  Gemahl  und  ihren 
Molter  sehr  verhöhet,  aber  keine  Waage,  diese  geben  bei  privat  com- 
municationibus  wohl  so  viel  zn  verstehen,  dass  gegen  Erledigung  der 
f.andschaft  gravaminum,  das  Deputationswerk  zu  erfassen,  sie  nit 
ungeneigt,  und  dass  auch  das  Mittel  des  Gemahls  ihnen  nicht  zuwider, 
also  doch,  dass  E.  Ch.  D.  die  Städte  auch  mit  einer  Waagen  be- 
gnadigen thäten,  und  mit  ihnen  tractiret  würde,  dass  nit  eben  das 
gesetzte  Mahlgeld,  sondern  anstatt  dessen  eine  sichere  Summ  zu 
etlichen  Tausenden,  so  nahe  man  sich  mit  ihnen  vergleichen  würde 
können,  loco  aequivalentis  bei  ihnen  jährlichs  erhoben  würde.  Die 
Stadt  Duisburg  ist  wenig,  und  bei  diesen  letzten  Versammlungen  gar 
nit  erschienen,  sondern  schicken,  nachdem  sie  zuvor  berichtet  worden, 
ihre  Vollmachten  auf  die  Stadt  Wesel  ein,  darum  auch  derselben  dis- 
sensus,  vermittelst  näheren  und  bessern  Berichts  vermuthlich  zu  corri- 
giren  sein  möchte. 

Die  Städte  zur  Westseiten  sein  durch  die  kaiserliche  und  hessi- 
sche Einquartierungen  und  Contributionen  zumal  unter^die  Fuess  bracht, 
seufzen  und  verlangen  nach  ihrer  Liberation,  vermittelst  beständiger 
Neutralität,  und  haben  sich  der  Ritterschaft  bcigepflicht.  Man  hat 
/,war  die  von  Calcar  und  Xanten  unter  der  Hand  in  die  Meinung 
suchen  zu  bringen,  als  wann  hiedurch  die  mit  den  Städten  habende 
Union  und  des  Landes  und  ihre  privilegia  würden  geschwächet  wer- 
ben, und  dasselbe  vor  der  RoHtcrität  schwerlich  zu  verantworten  sei. 
>ie  haben  aber,  nachdem  sie  nähere  InforniaticMi  erlangt,  sieh  beständig 
rkläret,  und  E.  ('h.  I).  Richtern  zu  Cleve,  Hermann  llaes,  neben 
der  Stadt  (Mcvc  zu  E.  ('h.  D.  hinaus  deputirt.  Hieraus  werden  nun 
K.  Ch.  1).  der  disKentirenden  aus  ftitterschaft  und  Städten  dieses  Für- 
^tenthuiiiH  indinationcK  und  dieses  gnädigst  vernehmen,  dass  das  diffe- 
rent  in  effcctu  so  gross  unsers  Erachtens  nicht  ist,  dass  keine  Hoff- 
nung zur  Vereinbarung  derselben  mit  dem  mehrern  Theil  ihrer  Mit 
Htände,  insonderheit,  wann  die  Handlung  alda  zwischen  E.  Ch.  D. 
und  der  Stände  Deputirten  dieses  würde  ausweisen,    dass  E.  Ch.  D. 
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ZU  billigmässiger  Erledigung  der  Landesgravaminum  sich  gnädigst 
würden  erklären :  An  unserm  wenigen  Ort  könnten  wir  gar  nit  rathen, 
dass  E.  Ch.  D.  um  dieser  wenigen  dissentirenden  willen,  mit  diesen 
der  beiden  Landschaften  Deputirten,"  welche  aus  den  capabelsten  er- 
wählet und  bei  den  Landständen  in  guter  Aestimation  und  Reputation 
sein,  sich  nit,  zufolg  ihrer  Vollmachten,  in  Handlung  einlassen  sollten. 
Dasselb  erfordert  E.  Ch.  D.  in  den  Landen  aufs  Aeusserste  pericliti- 
render  Status,  und  werden  E.  Ch.  D.  aus  dem,  was  an  die  Herren 
Staaten  zu  leisten,  und  wir  in  unserm  unterthänigsten  Bericht  an  E. 
Ch.  D.  dat.  den  3.^^)  dieses  der  beschwerlichen  und  ohne  Dero  Stän- 
den Assistenz  verlaufener  Kammer  status  nach  dem  wahrhaften  Be- 
finden beschrieben,  gnädigst  abnehmen,  dass  an  E.  Ch.  D.  Seiten  alle 
Verweilung,  so  viel  immer  möglich,  abzuschneiden;  und  wollen  wir 
darum  der  unterthänigst  unvorgreiflicher  Meinung  sein,  dass  die  Pro- 
testirenden  zu  einer  Schickung  zu  veranlassen  wären,  durch  etwan  ein 
gnädigstes  Schreiben  au  uns,  und  dass  E.  Ch.  D.  immittelst  der  De- 
putirten  Anbringen  gnädigst  vernehmen,  über  ihre  Beschwerden,  so 
dann  auch  über  ihre  habenden  Vorschläge  und  Mittel  zu  E.  Ch.  D.  und 
des  Landes  Rettung  mit  denselben  conferiren,  und  das  vornehmste 
und  Hauptmittel,  dadurch  E.  Ch.  D.  und  das  Land  müssen  gerettet 
werden,  nämlich  die  Neutralität  alsofort  und  dieweil  die  Winterquar- 
tieren und  dazu  die  contributiones  ehelang  ausgetheilet  werden  bei 
allerhand  kriegenden  Theilen,  vornämlich  aber  bei  ihrer  Kais.  Maj., 
dem  Prinzen  zu  Oranien  und  Herren  Gleneral Staaten,  auch  der  Frau 
Landgräfin  von  Hessen  aufs  Beste  werben  lassen,  in  Hoffnung,  es  werde 
der  vielgütige  Gott  seinen  Segen  darzu  verleihen,  dass  dies  Mittel 
zwischen  E.  Ch.  D.  und  üero  Ständen  eine  respective  gnädigst  und 
unterthänigste  Lieb,  Affection  und  Vertrauen  bestätigt,  E.  Ch.  D.  und 
des  Landes  Wohlfahrt  wiederbracht  und  alle  Unordnungen  abgehol- 
fen werden  mögen.  Anlangend  diejenige  Gravamina,  welche  dem 
von  Blumenthal  und  Seidel  übergeben,  sein  uns,  wie  auch  keine, 
deren  Verhandlungen,  welche  zwischen  denselben  und  den  Ständen 
gepflogen,  nie  in  Abschriften  communicirt,  welches  doch  zu  Ergänzung 
der  Landtagsverfolge  nöthig.  Wir  haben  in  unserm  unterthänigsten 
Bericht  de  dato  18.  September  unsere  unterthänigste  Gedanken  über 
der  mehrentheils  Ständen  gravamina  und  conditiones  in  ihrer  über- 
gebenen  näheren  Resolution  eröffnet,  vermeinen,  dass  die  gemeine 
gravamina  darunter  enthalten,  die  particuliren  können  zur  Justiz  hin- 


37)  ürk.  u.  Actenst.  IV  p.  49. 
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gewiesen  werden,  wir  Laben  aueli  deren  Copei  von  der  Stadt  Emmerich 
gefordert  aber  noch  zur  Zeit  nicht  bekommen,  wann  uns  dieselbe  zur 
Hand  bracht  und  darin  etwas,  so  Berichts  würdig,  finden,  sollen  wir 
schuldiger  Gebühr,  mit  nächstem  unsere  unterthänigste  Gedanken  über- 
schicken". 


Am   18.  September   1641    trafen  die   Deputirten    der  „consentirenden'^      Sept. 
cleve-märkischen  Stände  in  Königsberg  ein,  von  wo  aber  der  Kurfürst  sich  1641  bis 
bereits  auf  die  Reise  nach  Warschau   begeben   hatte,  um   dort  persönlich     -|^^2. 
die   Belehnung  mit  dem   Herzogthum  Preussen   zu   empfangen.     Der  Hof- 
meister Johann  Friedrich  v.  Leuchtmar,  der  noch  unter  dem  26.  Juli 
die  beiden  clevischen  Syudici  zur  Beschleunigung  der  Deputation  dringend 
aufgefordert  hatte,   meldete  ihr  Eintreffen  mit   sehr  scharfen  Worten  über 
die  Verzögerung  und  fragte  an,   ob   sie  überhaupt  als  Deputation  der  ge- 
sammten  cleve-märkischen  Landstände  angesehen  und  aufgenommen  werden 
'Ute.  Der  Kurfürst  befahl  am  23.  September  aus  Orteisburg  den  Deputirten, 
^t'ine  Rückkunft  in  Königsberg  abzuwarten  und,  gleichzeitig  der  clevischen 
Regierung,  die  clevischen  ostrheinischeu  Hauptstädte,  „um  die  Harmonie  zu 
conserviren'',  zur  schleunigen  Nachsendung  eines  Deputirten  zu  veranlassen. 
Am    1.  November  traf  der  Kurfürst  wieder  in  Königsberg   ein,   und   nach 
Beendigung  der  Einzugsfeierlichkeiten  begannen  am  9.  November  die  Ver- 
handlungen zwischen  den  Deputirten  und  den  als  kurfürstliche  Commissäre 
fungirenden    geheimen    Räthen  Kon  r ad    v.  Burgsdorf    und    Erasmus 
Seidel.     Auf  deren  Frage,  auf  welche  Weise  die  consentirendeu  clevischen 
Stände  die  auf  die  protestirenden  ostrheinischen  Städte  fallende  Quote  der 
Interimssteuer  aufzubringen,  beziehungsweise  zu  decken,  gedächten,  baten 
<lie   clevischen   Deputirten  um  sofortige   Confirmation   und  l'ublication   der 
clevischen  Laudtagsordnung  vom  27.  Juli  1639  (vgl.  allgeni.  Einleit.  p.  78), 
wodurcli  das   Majoritätsvotum    der  clevischen   Ritterschaft  und   Städte  be- 
züglich der  Steuerbcwilligung  seine  volle  (iültigkeit,  und  die  llegierung  das 
Kccht    der  Steuerexecution    gegen    die   Säumigen    erlange,    dieselbe    auch 
iiöthigen  Falls  der  Hilfe   der  staatischen  Oarnisoneu  in  den  opponirendeu 
Städten  versichert  sein  könne.     Zunächst  möchte   aber  der  Kurlürst  noch- 
nialK   mit  den   ostrheinischen   Städten    über    Bewilligung  jener   Steuer   und 
Nachsendurig  eine«  Deputirten  gütlich  verhandeln  lassen,  und,  um  den  Er- 
<Ig  zu  sichern,    von  dem  ihm  in  Emmerich   und  Rees  zustehenden  Rechte 
T  Ab-  und  An.«ietzung  der  Schöllen  Gebrauch  machen.     Ersteres  geschah 
nu    auch    auf   zwei    von    der    clevischen    liegierung    im    November    und 
»'•ceniber   nach  Rees  und  Emmerich  berufenen  Conventen;   war  aber,  wie 
ich  die  Absetzung  einiger  missliebigen  Magistratsmitglieder  in  Emmerich, 
NT  des  Dr.  Robert  Keuchenius,   und   die  angeblich   wegen   riiek- 
iigcr  Kreis.steuern  vorgenommene  Arretirung  der  weseler  Conventsdepu- 
iiten,  ohne  anderen  Erfolg,  als  die  Erneuerung  des  rroteatod  gegen  die 
'•■  »••pQtatiou  und  die  heftigstou  Klagen  und  Schniuhungen  gegen  die  Rogie- 
,  lüg. 
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Erst  als  das  ungünstige  Resultat  dieses  Versuchs  in  Königsberg  be- 
kannt wurde,  begannen  Mitte  Januar  1642  die  A'erhandlungen  mit  den  De- 
putirten  dort  von  Neuem.  Es  zeigte  sich  aber  sehr  bald,  dass  auch  diese 
ganz  vergeblich  waren.  Der  Kurfürst  bestand  auf  der  Stände  Verpflichtung 
zur  Ausführung  der  mit  ihnen  über  die  Tilgung  der  bis  1609  contrahirten 
Kamnierschulden  1632  und  1634  getroffenen  Vereinbarung,  deren  Bestimmun- 
gen in  jeder  Beziehung  günstiger  für  ihn  waren,  als  die  jetzt  vorgeschlagenen, 
ihm  namentlich  nicht  wie  diese  alle  Einkünfte  aus  den  clevischen  Domainen 
entzogen;  er  bestritt  den  Ständen  das  Recht,  diese  Vereinbarung,  wie  sie 
es  gethan  hatten  (vgl.  allgem.  Einleit.  p.  81),  einseitig  aufzukündigen,  und 
wollte  die  ihm  angebotenen  Schuldentilgungsmittel  überhaupt  nur  dann  accep- 
tiren,  wenn  die  Stände  sich  zu  deren  Aufbringung  bis  zur  Abtragung 
sämmtlicher  Kammerschulden  oder  doch  der  alten  verpflichteten,  ihre  „har- 
ten, ganz  unausführbaren"  Bedingungen,  insbesondere  das  auf  Grund  des 
Privilegs  von  1501  geforderte  Recht  zur  Präsentation  der  Räthe,  fallen 
Hessen;  im  Falle  die  ostrheinischen  Städte  in  Cleve  bei  ihrer  Opposition 
gegen  die  vorgeschlagenen  Schuldentilgungsmittel  verharrten,  andere  diesen 
convenirende  vorschlagen,  beziehungsweise  bewilligen  und  endlich  sich  mit 
der  von  ihm  in  Aussicht  gestellten  Erledigung  ihrer  Gravamen  zufrieden 
erklären  wollten.  Keine  dieser  Forderungen  wollten  die  „consentirenden" 
clevischen  Stände,  an  welche  die  Deputirten  berichteten,  bewilligen.  Dass 
der  Kurfürst  die  Ausführung  des  sogenannten  Privilegs  von  1501,  wie  die 
Entlassung  aller  nicht  in  Cleve -Mark  eingeborenen  Beamten  rundweg  ab- 
schlug; den  Adeligen  die  Erwerbung  des  vollen  Indigenats  durch  Ankauf 
eines  Rittersitzes  daselbst  und  den  Ahnennachweis,  sich  selbst  das  Recht, 
zur  Verwaltung  seiner  Domainen  auswärtige  Beamte  zu  verwenden,  vorbe- 
hielt; die  märkischen  Stände,  nachdem  ihnen  Hoffnung  auf  Bewilligung  der 
von  ihnen  gewünschten  ständischen  Deputation  zum  Zweck  einer  Regelung 
der  kaiserlichen  und  hessischen  Contributionen  gemacht  worden  war  (vgl. 
Einleitung  p.  96) ,  auch  die  letzteren  beiden  Punkte  dem  Kurfürsten  zuge- 
standen —  erregte  ihren  heftigen  Unwillen;  sie  befahlen  ihren  Deputirten 
eine  derartige  Erledigung  ihrer  Gravamen,  „welche  keine  sei",  entschieden 
zurückzuweisen.  Da  der  Kurfürst  auf  seiner  Forderung  bestand,  reisten 
die  Deputirten  Ende  April  wieder  von  Königsberg  ab;  das  Einzige,  was 
sie  erreicht  hatten,  war  die  unter  dem  13.  April  erfolgte  kurfürstliche  Be- 
stätigung der  clevischen  Landtagsordnung  von  1639;  aber  auch  sie  war 
ohne  Publicirung  seitens  des  Kurfürsten,  die  vorerst  nicht  erfolgte,  ganz 
wirkungslos;  selbst  die  Beschaffung  der  von  den  consentirenden  Ständen 
dem  Kurfürsten  aus  dem  ostrheinischen  Cleve  angebotenen  Steuer  von 
40,000  Thlr.  blieb  daher  nur  weiteren  Verhandlungen  mit  den  clevischen 
Ständen  und  der  Stände  unter  sich  vorbehalten. 

Für  fernere  Verhandlungen  über  Steuern  zur  Schuldentilgung  fehlte, 
ganz  abgesehen  von  den  divergirenden  Ansichten  über  dieselben  und  die 
Bedingungen  ihrer  Bewilligung,  die  von  den  Ständen  als  die  erste  und  un- 
erlässlichste  Vorbedingung  ihrer  Erhebung  verlangte  Neutralität  des  Landes 
oder,  richtiger  bezeichnet,  Räumung  von  Cleve  und  Mark  seitens  der  hessi- 
schen und  kaiserlichen  Truppen.    Und  dazu  war  in  der  Zeit,  wo  die  stau- 
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dischen  Deputirten  sich  iu  Königsberg  aufhielten,  noch  gar  keine  oder  doch 
nur  sehr  geringe  Aussicht  vorhanden.  Noch  am  16.  November  1641  über- 
fielen kaiserliche  Truppen  die  Stadt  Cleve  und  plünderten  sie,  was  dann 
den  Hessen  Veranlassung  gab,  sie  nach  deren  Entfernung  ihrerseits  zu  be- 
setzen. Trotzdem  wurde  auf  Bitten  der  ständischen  Deputirten  der  vom 
regensburger  Reichstage  nach  Wien  gegangene  kurfürstliche  Gesandte  Jo- 
hann Friedrich  v.  Loben  (Urk.  u.  Actenst.  I  p.  789)  angewiesen,  dort 
für  die  allseitige  Räumung  von  Cleve  und  Mark  zu  wirken,  auch  den  Vor- 
schlag des  Kurfürsten  von  Cöln,  das  Gebiet  zwischen  Weser,  Maas  und 
Mosel  für  neutral  zu  erklären,  zu  unterstützen.  Die  Generalstaaten  hatten 
dieses  Project  zuerst  angeregt.  (Deren  Schreiben  an  den  Erzbischof  vom 
21.  December  1641)^^).  Zu  ihnen  wollte  der  Kurfürst  daher  einen  der  mär- 
kischen Ständedeputirten,  den  cle vischen  ausserordentlichen  Rath  Fried- 
rich V.  Heiden,  senden,  der,  mit  den  nöthigen  Instructionen  versehen, 
anfangs  Januar  1642  bereits  von  Königsberg  abreiste.  Aber  bevor  derselbe 
noch  am  Rhein  eintraf,  hatte  sich  Guebriant  mit  den  frauzösisch-weima- 
rischen  Truppen  von  der  Weser  durch  Westfalen  nach  dem  Rhein  gewandt, 
die  Hessen  unter  Eber  stein  an  sich  gezogen,  war  bei  Wesel  über  den 
Rhein  gegangen,  und  durch  das  südliche  Cleve  und  die  Grafschaft  Mors  in 
das  cölni.^che  und  jülichsche  Gebiet  eingefallen.  Im  Frühjahre  zog  dann 
das  staatische  Heer  ebenfalls  durch  das  Clevische  den  Rhein  hinauf  nach 
Orsoy,  um  dort  zur  Deckung  Guebriant's  gegen  die  Spanier  ein  Lager 
zu  beziehen  (Aitzema  Saken  van  staet  en  oorlogh  II  p.  831  flf.).  Dies 
Alles  schien  vor  der  Hand  noch  weniger  Aussicht  auf  eine  Räumung  von 
Cleve  und  Mark  bieten  zu  können.  Dennoch  sandte  der  Kurfürst  im  Mai 
1642  die  clevischen  Räthe  Heiden,  Boineburg  und  Motzfeld  nach 
dem  Haag,  dort  für  die  Neutralität  seiner  rheinischen  Lande  zu  wirken  und 
auf  eine  Liquidation  über  die  hoefyser'sche  Schuld  zu  dringen.  Bezüglich 
der  ersteren  vertrösteten  die  Generalstaatcn  die  Abgesandten  mit  der  Hoff- 
nung, dass  ein  Sieg  G  u6briant's  die  Hessen  und  Kaiserlichen  aus  Cleve- 
Mark  bringen  werde;  aber  trotz  dessen  Siegs  über  Laraboy  bei  Kempen 
sollte  sich  diese  Hoffnung  nicht  erfüllen.  Guebriant  ward  im  Sommer 
1642  dfnnoch  genöthigt,  nach  Westfalen  zurückzugehen,  plünderte  auf  die- 

111  Rückzuge  das  Clevische  nochmals  furchtbar  aus,  und  Hess  die  Hessen 
iernerhin  im  westrheinisclien  (Meve  und  in  Mark,  wo  sie  wie  bisher  mit  den 
kaiserlichen  Truppen  in  Erpressungen  von  ('ontributionen  wetteiferten.  Erst 
im  Jahre  1644  und  164ö  sollten  neue  Verhandlungen  des  Kurfürsten  über 
«ine  Räumung  von  (>leve   .seitens   dieser  Truppen   Erfolg   haben,    und   da« 

ihr  1648  auch  der  Grafhchaft  Mark  endlich  Befreiung  von  ihnen  bringen. 

V  gl.  Einleit.  p.  10'».) 

'*;  Dassclho,   Howi«'  die  Berichte  Löbeu'8   über  seine   und  des  oolnischen 
(joftandttm  in  Wi«'n  th-^Hfulisi^t;  NeutrulitatHhcniüliuiigon  im  StnatHarchiv  r.xi  Düs- 
«teldorf.     Ait/.viiia  lM>ri<'htcl  nur  vun  im  OetitJM'r  1(>42  im  Haag  gemachten  cul- 
Hchoii  VornchliigHn  der  Art.  II  p.  H69. 
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Der  Kurfürst  an   die  clevische  Regierung.     Dat.  Königsberg 

17.  Mai   1642.     M. 

(Präsentirt  den  12.  Juni  1642.) 

1642.  Die  im  Haag  anwesenden  Abgesandten,   Heiden,   Boineburg  und 

17.  Mai.  Motzfeld,  berichten,  dass  die  Staaten  auf  Einhaltung  des  Zahlungster- 
mins der  zweiten  Rate  der  hoefyser'sehen  Schuld  hart  drängen ^^).  Es  muss 
daher  die  Aufbringung  der  Gelder,  da  die  „unvermeidliche  Noth"  es  er- 
fordert, maturirt  werden,  und  weil  die  Abgesandten  darauf  hinweisen,  dass 
man  die  von  der  clevischen  Ritterschaft  zur  Ostseite  Rhieins  1641  eingewilligten 
40,000  Thlr.,  oder  doch  die  von  den  Städten  daselbst  „sine  conditione''  an- 
gebotenen 25,000  Thlr.  dazu  verwenden  könne,  soll  sie  „zum  Aeussersten 
dahin  arbeiten,  etliche  vornehme  Stücke  zu  verpfänden,  und  dass  die  be- 
willigten Gelder  umgelegt  und  beigebracht  und  zur  Befriedigung  der  Staa- 
ten verwendet  werden". 


3^)  Vgl.  p.'191.  Auf  die  Vorstellung  der  brandenburgischen  Abgesandten, 
dass  eine  Liquidation  über  die  Schuld,  um  die  Höhe  der  Summe  festzustellen, 
jeder  Abzahlung  vorausgehen  müsse,  erklärten  die  Generalstaaten  am  25.  No- 
vember 1642,  „dass  dem  Kurfürsten  alle  Exceptiones  und  Defensiones,  welche 
er  gegen  die  Schuld  der  100,000  Thlr.  möchte  einzuwenden  haben ,  sollten  vor- 
behalten bleiben".  Im  Mai  1643  steht  die  clevische  Regierung  mit  dem  Drosten 
zu  Ravensberg  Wilhelm  Moritz  v.  Cornberg  in  Verhandlung  über  ein  Dar- 
lehn von  12,000  Thlr.  auf  seine  Urostei,  um  damit  Zinsen  der  hoefyser'sehen 
Schuld  zu  zahlen.  Unter  dem  29.  Januar  1644  mahnen  die  Generalstaaten  die 
clevische  Regierung  an  die  Schuld;  sie  antwortet  am  29.  Februar,  dass  die 
Kriegsverwüstungen,  hauptsächUch  seitens  der  Generalstaaten  selbst  veranlasst, 
das  clevische  Land  in  einen  traurigen  Zustand  versetzt  haben,  wolle  aber  sofort 
,, wegen  zunächst  vorzunehmender  Liquidation"  eine  Abordnung  anordnen.  Im 
Mai  1644  trafen  dann  zu  diesem  Zwecke  die  clevischen  Räthe  Diest  und  Motz- 
feld  wieder  im  Haag  ein  (vgl,  Bd.  IV  d.  ürk.  u.  Actenst.  p.  51  und  Aitzema 
II,  972),  aber  erst  am  26.  Juni  1645  erfolgt  auf  deren  Anbringen  die  Resolution, 
,,dass  die  Abgesandten  mit  allen  Gravamen  in  dieser  Schuldsache  einkommen 
möchten  und  ihnen  die  Rechnungen  der  staatischen  Empfänger  über  die  jülich- 
clevischen  Contributionen  in  den  Jahren  1622  — 1631  zugestellt  werden  sollten;" 
ein  Beschluss,  der  den  27.  Juli  erneuert  wird.  Am  12.  Juli  schreibt  der  Kurfürst 
aus  Königsberg  dem  Prinzen  von  Uranien  wie  den  Generalstaaten,  er  habe  nö- 
thig  befunden:  ,,dass  nunmehr  diese  alte  langwierige  Sache  aus  dem  Grunde 
gehoben  und  nach  aller  Billigkeit  dermaleinst  beigelegt  werde ,  —  dabei  aber 
die  bisher  zwischen  den  Herren  und  Uns  gepflogene  vertrauliche  Correspondenz 
(welche  Wir  Unser  Theils  viel  höher  als  Unser  bei  dieser  Liquidation  versiren- 
des  Interesse  achten)  noch  ferner  unterhalten  werde".  Sein  Commisär  Norprath 
und  die  clevischen  Räthe  B  oin  eburg,  Diest  und  Motzfeld  wären  beauftragt, 
in  der  Liquidationshandlung  weiter  bis  zu  einem  endlichen  Vergleich  zu  conti- 
nuiren;  die  Staaten  möchten  ihrerseits  in  dem  Werke  fortfahren,  wenn  auch  jene 
Räthe  nicht  immer  im  Haag  anwesend  wären,  noch  sein  könnten.  (Acten  des 
Staatsarchivs  in  Düsseldorf.) 
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Die  Deputirten   der   clevischen   Stände   Bernsau,   Isinck   und 
Haess  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Rees  12.  Juni  1642.     B. 

[Ihre  Relation  an  die  Stände,  deren  Unzufriedenheit  mit  des  Kurfürsten  Reso- 
lution und  Geneigtheit  zur  Zurücknahme  ihrer  Anerbietungeu;  verschieben  aber 
in  Hoffnung  weiterer  kurfürstl.  Erklärung   ihren  Beschluss   bis  zum   allgemeinen 

Landtage.] 

„Nachdem  wir  den  21.  nächst  venvichenen  Monats  Mai  in  der  12.  Juni. 
Stadt  Emmerich  ankommen,  ferners  an  unserer  unterthänigster  conti- 
nuirendei  möglichster  Beförderung  nichts  ersitzen  lassen,  sondern  also- 
bald  angefangen,  unseren  Principalen  und  deren  Deputirten  unsere 
Ankunft  zu  verständigen,  einen  Tag  und  Beisammenkunft  zur  Able- 
gung unserer  Relation  zu  begehren.  Dazu  dann  der  11.  und  12.  Juni 
in  der  Stadt  Rees  anbestimmet  worden,  und  daselbst  den  erscheinen- 
den Landständen  alle  und  jede  gepflogene  münd-  und  schriftliche 
Handlungen,  sammt  ihren  Umständen,  mit  allem  unterthänigsten  Fleiss, 
Devotion  und  gebührender  Treue  referiret  und  vorbracht  haben.  Wor- 
auf die  erscheinende  Ritterschaft,  aus  deren  Mittel  doch  verschiedene 
ausländische  nicht  gegenwärtig  sein  können,  sammt  den  Verordneten 
der  consentireuden  Städte  sich  dahin  anfangs  erkläret,  dass  sie  wohl 
gewisslich  in  der  unterthänigsten  Meinung  und  Zuversicht  begritfeu 
gewesen,  es  würden  bei  E.  Ch.  D.  ihre  unterthänigsten  wohlgemeinten 
Vorschläge  und  cvcntual  oblationes,  dergleichen  im  Herzogthum  Cleve 
und  Grafschaft  Mark,  so  lange  dieselbe  gestanden,  den  vorigen  Herr- 
schaften wohl  niemals  geschehen  seien,  besonders  bei  gegenwärtigem 
beschwerlichen  und  erschöpften  Zustande  der  Lande  und  der  Unter- 
thancn,  in  mehrer  gnädigster  Consideration  genommen,  und  dagegen 
eingewendete  gehorsamst  gcbetene  conditiones  und  gravamina  zu  nä- 
herer Satisfaction  in  chur-  und  landesfürstlicher  Gnade  würden  erle- 
diget, insonderheit  den  von  ihren  Voreltern  mit  Gut  und  Blut  theuer 
erworbenen  Privilegien  in  keinem  'l'heil  würde  widersprochen,  auch 
der  Posterität  kein  nachtheiliges  Präjudiz  in  der  wohlherbrachten  Ge- 
chtsanikeit  zugefUget  sein. 

Nachdem  aber  auf  einem  und  andern  cinkommencn  ungezweifelt 
ungleichen  Bericht,  K.  Ch.  D.  diesmal  ein  anders  gefallen  hätte,  und 
die  verhürt'te  gnädigste  Erklärung  und  Satisfaction  nicht  wäre  erfolget, 
80  haben  geineltc  Stände  vorgeweudet,  dass  ihres  unterthänigsten  Er- 
achtcns  wcdd  befugte  L^sach  hätten  finden  mögen,  von  den  besche- 
henen  unterthänigsten  eventuaien  Ublationen  und  Einwilligung  solcher 
importireuden  Mittel  alsbald  gänzlichen  abzustellen,  sich  dcsfalls  unter- 
tljUnigst   zu  entKchuldigen,    und    den   ferneren   Verlauf  Gott    und  der 

•  1.  Kiirrumlri).  V.  1.; 
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Zeit  7Ai  befehlen.  Dieweil  sie  aber  E.  Ch.  D.  hochrühmlicher  o:nädig- 
ster  sonderbarer  verspürter  Affection,  auch  zu  dieses  Landes  Wohlfahrt 
und  Aufnehmen,  zugleich  zu  fernerer  gnädigster  Erledigung  der  ob- 
liegenden Beschwerden  tragende  landesfürstlicher  eifrigster  Intention 
von  uns  bestermaassen  versichert,  und  daneben  berichtet  worden,  dass 
auf  E.  Ch.  D.  gnädigstem  Befehl  zu  Reassumtion  der  Tractaten  und 
zuverlässigen  näheren  Handlungen  und  Erklärungen,  die  churf.  Regie- 
rung erster  Tage  eine  Landtagsbeisammenkunft  ausschreiben  würde, 
so  haben  gedachte  Landstände  über  die  referirte,  vorbrachte  scripta 
und  recessus,  und  darinnen  enthaltene  erledigte  oder  unerledigte 
Punkten,  ihre  endliche  unterthänigste  Resolutionen  bis  dahin  suspen- 
diret,  und  sich  dahin  vernehmen  lassen,  dass  auf  vorhergangenen  Aus- 
schreiben und  gebührlicher  gewöhnlicher  Verordnung  wegen  der  Land- 
tagskosten ^'^)  gehorsamst  zu  erscheinen,  auch  auf  beschehener  gnädig- 
ster Proposition  sich  also  nach  Befindung  zu  erklären,  nit  unterlassen 
würden,  wie  es  unterthänigsten  gehorsamsten  getreuen  Landständen 
allerdings  obliegen  und  gebühren  möchte,  wozu  dann  unsre  unterthä- 
nigste äusserste  Devoir  möglichstermaassen  gerne  prästiren  und  an- 
wenden werden"*'). 


Qiiad  zu  Mörmter  an  Wesel.    Dat.  Mörmter  7.  Juli  1642.    W. 

7.  Juli.  Auf  dem  clevischen  Ständeconvent  zu  Haldern  waren  Hüchteubruch, 

Wilich-Lottum,  Drost  Hoven,  Ulft,  Diepenbruch,  Wilich-Win- 
uenthal,  Retrath,  Quad  zu  Mörmter  und  die  Deputirteu  von  Cleve, 
Calcar  und  Xanten  anwesend.  Der  Vorschlag  der  Regierung  zur  Bezah- 
lung der  restirenden  und  demnächstigen  Landtagskosten  die  1639  hierzu 
bereits  bewilligten   10,000  Thlr.   auf  dem   platten  Lande  im   ostrheinischen 


^°)  In  einer  aus  Rees  vom  16.  Juni  datirten  Vorstellung  der  Deputirten  der 
Ritterschaft  und  westrlieinisclien  Städte  an  die  Eegierung  verlangen  sie  als  Be- 
dingung ihres  Erscheinens  auf  einem  Landtage,  dass  zur  Bezahlung  der  seit 
1639  rückständigen  Zehrungskosten  auf  den  Landtagen,  „deren  wegen  die  Er- 
scheinenden mit  corporalen  Arresten  der  Personen  und  Pferden  zu  I.  Ch.  D.  nicht 
geringen  Beschimpfung  und  der  Stände  Verkleinerung  bedroht  werden",  sowie 
zur  künftigen  Defrayirung  der  Stände,  ,,die  von  uralters  her  im  Lande  bräuch- 
liche beständige  Anordnung"  gemacht,  und  die  dazu  1639  und  1640  bewilligten 
Steuern  trotz  des  Widerspruchs  von  Wesel,  Emmerich  und  Rees,  der  nach  Be- 
stätigung der  Landtagsordnung  ungültig  sei,  unverzüglich  erhoben  würden. 

**)  Der  Kurfürst  antwortete  ihnen  unter  dem  25.  Juli  1642,  er  verseht  sich 
von  den  Ständen,  dass  sie  sich,  obwohl  er  sich  nicht  auf  alle  von  ihnen  vorge- 
brachte Punkte  gewierig  habe  erklären  können,  bei  den  bevorstehenden  Laud- 
tagsverhandlungen  gegen  ihn  gehorsamst  accommodiren  und  ihm  nach  Gebühr 
unter  die  Arme  greifen  würden. 


Eröffnimg  u.   Vertagung  eiues  cleve-inärk.   Liuidtags  zu  Emmerich.       J95 

Cleve  sofort  erheben  zu  lassen,  ist  von  der  Majorität  der  Ritterschaft  an- 
genommen und  der  auf  den  16.  Juli  bereits  ausgeschriebene  eleve-märkische 
Landtag  wegen  der  Nähe  des  Kriegsschauplatzes  und  der  Erndtezeit  bis 
Ende  August  verschoben  worden.  Die  Deputirten  von  Calcar  und  Xanten 
haben  in  voller  Session  der  Laudstände  auf  Grund  ihrer  Instruction  erklärt: 
„dass  sie  auf  keinem  Landtage  mehr  zu  compariren  gedächten  oder  einige 
Landesspesen  zu  thun  resolvirt  wären,  ehe  und  bevor  die  wirkliche  Eva- 
cuation  der  Stadt  Calcar  von  den  Hessen  geschehen''. 


Proposition  auf  dem  cleve-märkischen  Landtage  zu  Emmerich. 

Dat.  Emmerich  29.  Aug.   1642.     M. 

1)  Die  schleunige  Umlage  und  Beibringung  der  dem  Kurfürsten  ange-  29.  Au< 
botenen  und  von  ihm  mit  Dank  angenommenen  40,000  Thlr.  aus  dem  ost- 
rheinischen Cleve.  2)  Die  Bewilligung  der  allgemeinen  indirecten  Steuern 
bis  zur  gänzlichen  Schuldentilgung  oder  Wiederaufnahme  des  1634  zu  die- 
sem Zwecke  vereinbarten  „Deputationswerks".  3)  Hilfe  der  Stände  zur 
Abzahlung  der  von  dem  Grafen  v.  Yehlen  entliehenen  50,000  Thlr.,  um 
die  Tradition  des  demselben  dafür  verpfändeten  Amts  Schermbeck  zu  ver- 
hindern. 4)  Verhandlungen  über  die  gewünschte  Reform  der  Steuermatrikel 
und  Untergerichte,  die  neuen  Gerichts-  und  Brüchtenordnungen ,  die  Zu- 
sammenlegung kleinerer  Richterämter  und  „das  forum  und  modum  proce- 
dendi  in  causis  tiscalibus  feudalibus  censiticis  et  similibus  actionibus". 


Die  Regierung  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Emmerich 
18.  Sept.  1642.     M. 

[liandtagseroiimujg.    i>iüereuzen  zwischen  clevischer  RiLlerscliaft  und  den  Stadien 
verhindern    Propositiousverhandlungen.     Desswegen    der   Landtag    vertagt.     Die 
rhtwiedererscheiueuden  sind  au  die  fernereu  Beschlüsse  gebuoden.    Coniniission 
zur  Vorberuthiuig  der  Justizreformeu  zurückgeblieben.] 

„E.  Ch.  D.  haben  wir  am  4.  d.  M.  unterthäiiigst  berichtet,  wasge-  18.  Sept. 
stalt  wir  am  29.  August  mit  Eröffnung  der  Proposition  der  ausgeschrie- 
benen Landtagshandlung  einen  Anfang  gemacht  hätten.   Da  wir  dann 
zwar  gehottet,   es  würden  die   gesammten  elevischen  und  müridscheu 
iinde,  gestalt  wir  sie  darzu  verschiedene  Male  erinnern  lassen,  mit 
iier  Resolution    cingekommen  sein.     Es  haben  aber  nach   Umgang 
\ni\  14  Tajjen  die  Deputirten  der  elevischen  Hauptstädte  zu  verstehen 
irc'^eben,   dass   nit   allein  in  der  Proposition  einige  Punkte   enthalten, 
ondern   auch   inmittels  ein  und  ander  DitTercnt  in  punctis  der  Aus- 
schreibung der  1(),(K)()  Thlr.  auf  dem  platten  Lande  Ostseiten  Uheins 
und  der  Landtagsordnung,   zwischen  ihnen  und  der  elevischen  Kitter- 
Hchftrt  vf>rgcfallen  wäre,  worüber  sie  nicht  instruirt  wären,  und  d(Teu- 
stalt  ihren  Principalcn  von  demjenigen,  wan  hinc  inde  vor- 
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gelaufen  und  vcrg-leichsweise  vorgebracht,  zu  referiren,  darüber  7a\  de- 
liberiren  und  demnächst  sich  instruiren  zu  lassen,  eines  Monats  De- 
mission begehret.  Als  wir  aber  darzu  nit  verstehen  können,  die 
clevische  und  märkische  Ritterschaft  auch  dawider  protestirt,  ist  es 
endlich  dahin  gestellt,  weil  der  Punkt  der  gravaminum  als  wegen 
der  Verfassung  einer  Gerichts-  und  Brüchtenordnung,  Combination  eines 
und  anderen  Richteramts  etc.  nit  allein  zur  Verschonung  der  Zeh- 
rungskosten  als  auch  sonsten  durch  sichere  dazu  Deputirte,  die  hier- 
nächst  dem  ganzen  corpori  Relation  zu  thun  hätten,  füglicher  abge- 
handelt werden  könnte,  dass  demnächst  aus  clevischer  Ritterschaft 
und  Städten,  wie  geschehen,  sichere  Personen  dazu  deputirt  werden 
sollten,  durch  welche  die  Landtagshandlung  neben  den  märkischen 
Deputirten  continuirt  würden,  die  übrigen  aber  gegen  den  1.  October 
wieder  erscheinen  sollten.  Und  ist  dessfalls  verabschiedet,  dass,  da 
auf  den  unverhofften  Fall,  ein  oder  anderer  Deputirter  der  Städte 
gegen  besagte  Zeit  ausbleiben  und  nit  erscheinen  würde,  alsdann  desto 
weniger  nit  durch  die  erscheinenden  geschlossen,  und  was  also  mit 
denselben  verhandelt  und  verabschiedet,  von  allen  genehm  gehalten 
werden  solle". 


Der  Kurfürst  an   die  clevische  Ritterschaft.     Dat.  Königsberg 

26.  Oct.  1642.     M. 
(Präsentirt  Emmerich  11.  Dec.  1642.) 
[Mit  derselben  Versuch,  sich  mit  den  ostrheinischen  Städten  über  die  Landtags- 
ordnung zu  vergleichen,  einverstanden.    Dank  für  die  Erklärung,  auch  ohne  deren 
Zustimmung  an  dem  Angebotenen  festhalten  zu  wollen.    Hoffnung  auf  ihren  Bei- 
stand zur  gänzlichen   Schuldentilgung.     Bemühungen  um  die  Neutralität  Cleves, 

auch  bei  Schweden.] 
26.  Oct.  Hat  ihr  Schreiben  vom  15.  September  erhalten,  worin  die  Beschwerden 

der  ostrheinischen  Städte  über  die  Landtagsordnung,  und  dass  die  Ritter- 
schaft nicht  ungeneigt,  mit  ihnen  über  das  medium  concludendi  per  majora 
sich  zu  vergleichen,  wenn  dieselben  sich  mit  ihnen  wegen  sonst  schw^ebender 
Differenzen  als  die  offerirten  40,000  Thlr.  Schuldentilgungsmittel  und  Steuer- 
matrikel einigen  wollten,  mitgetheilt  sind. 

„Nun  haben  Wir  zwar  die  Landtagsordnung-  auf  der  hier  anwe- 
senden Deputirten  Anhalten  gnädigst  placitirt  und  confirmirt,  dass 
man  also  nach  deren  Anleitung  wohl  hätte  aufm  Landtage  verfahren 
können.  Dieweil  ihr  aber  dennoch  nach  fleissiger  Erwägung  aller 
Umstände  und  der  Sachen  Bewandtniss  zu  Unserem  Dienst  und  des 
Landes  Lasten,  auch  zur  Erhaltung  desto  mehreren  Glimpf  vor  das 
Zuträglichste  ermessen,  den  Städtedeputirten  eine  Frist  zu  vergönnen 
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damit  danach  mit  desto  mehr  Effect  die  Tractaten  fortstellen  möchten, 
so  lassen  Wir  uns  Solches  nicht  entgegen  sein. 

Wir  lassen  auch  gar  wohl  geschehen,  dass  ihr  mit  Unseren  Städten 
wegen  der  Landtagsordnung  euch  vernehmen,  einen  gewissen  Aufsatz 
machen,  denselben  Unserer  Regierung  communiciren  und  mit  deren 
Einrathen  und  Erinneren  darin  bis  auf  Unsere  gnädigste  Ratification 
schliessen  möget.  Sollten  aber  über  alles  Yerh offen  die  Städte  auf 
den  1.  dieses  nicht  wiederum  erscheinen,  oder  doch  in  die  von  den 
contrahirenden  Ständen  vorgeschlagenen  Mittel  nicht  bewilligen  wollen, 
so  gereichet  Uns  demnach  zai  sonderbaren  gnädigsten  Gefallen,  dass 
die  consentirenden  Stände  und  ihr  insonderheit,  bei  der  einmal  durch 
die  Abordnung  beschehenen  unterthänigsten  Oblation  der  hunderttau- 
send Gulden,  wie  auch  bei  den  vorgeschlagenen  Mitteln  beständig  zu 
verbleiben  euch  erkläret.  Wir  zweifeln  auch  ganz  nicht^  nachdem 
euch  die  alhier  gewesenen  Deputirten  von  allem  Verlauf  der  Sachen 
ausführlichen  Bericht  gethan  haben,  ihr  werdet  in  Consideration  des 
so  hochdringenden  Schuldenwerks  gegen  Uns  euere  getreue  unterthä- 
nigste  Affection  und  Devotion  dergestalt,  wie  ihr  sie  damal  habt  con- 
testiren  lassen,  unausgesetzt  continuiren,  und  es  dahin  bestes  Fleisses 
richten  und  befördern  helfen  wollen,  damit  dem  Schuldenwerk  auch 
wirklich  abgeholfen  werde,  und  Wir  es  in  Churf.  Gnaden  zu  erkennen 
und  zu  rühmen  haben  mögen.  An  Unseren  Ort  haben  wohl  gewiss, 
was  zur  Beruhigung  Unseres  Herzogthums  Cleve  nur  immer  gereichen 
kann  oder  mag.  Nichts  unterlassen,  werden  auch  darunter  ferner  kei- 
nen Fleiss  sparen;  wie  auch  denn  nicht  unbekannt  sein  kann,  wie 
sorgfältig  Wir  den  punctum  neutralitatis  an  gehörigen  Orten  urgiren 
lassen,  inmaassen  Wir  denn  auch  Unseren  zu  Stockholm  anwesenden 
Gesandten  dieses  Werk  bei  der  Krön  Schweden  vermittelst  deren  viel- 
vermögenden Interposition  zu  dem  gewünschten  Ende  zu  befördern 
'-T':^'*'"  ♦  fommittirt  haben". 


j98  ^'   ^^^  Laudtagsabschied  von  1649. 

Die  Regierung  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Emmerich 
24.  Dec.  1642.     M. 

[Auf  erneuertes  Ausschreiben  sind  nur  Cleve,  Emmericli  und  Rees  wieder  er- 
schienen. Emmerich  bleibt  bei  den  Vergleichsvorschlägen.  Rees  ist  davon  zu- 
rückgetreten. Der  Schluss  ist  mit  der  clevischen  Ritterschaft,  der  Stadt  Cleve 
und  märkischen  Ständen  gemacht.  Repartition  und  Erhebung  der  40,000  Thlr., 
Schuldentilgungsmittel  sind  ohne  Neutralität  des  Landes  nicht  einführbar.  Stände 
wünschen  Befriedigung  des  Grafen  v.  Vehlen  mit  den  40,000  Thlr.,  ist  nicht  rath- 
sam.  Die  Forterhebung  der  alten  Deputationsmittel  ist  bewirkt.  Fernere  Erle- 
digung der  Gravamen.] 

24.  Dec.  Sie  recapitulirt  den  Inhalt  ihrer  vorhergehenden  Berichte.    Die  Verzö- 

gerung der  Wiedereröffnung  des  Landtages  durch  den  Durchmarsch  Gue- 
briant's,  Weigerung  der  clevischen  Städte  vor  Einziehung  der  Befehle 
zur  Erhebung  der  10,000  Thlr.,  welche  zur  Deckung  der  Deputations-  und 
Landtagskosten  bestimmt  sind,  weiter  verhandeln  zu  wollen,  die  vergebli- 
chen Versuche  der  Regierung  zur  Einigung  der  Ritterbürtigen  und  Städte, 
die  Abreise  der  Deputirten  von  Wesel,  Calcar  und  Xanten  ohne  Dimission. 
Vermittelungsvorschläge  von  Cleve,  Emmerich  und  Rees.  Ihre  Deputirten 
sind  entlassen  worden,  um  die  anderen  Städte  dafür  zu  gewinnen,  desglei- 
chen die  clevische  Ritterschaft  nach  Hinterlassung  von  Deputirten. 

„Wir  hatten  die  Städte  Wesel,  Duisburg,  Xanten  und  Calcar  wie 
auch  dermal  abwesende  Deputirte  der  Städte  Cleve  und  Rees  unter 
28.  Novembris  ^^)  gegen  bemelten  Tag  wieder  hierhin  beschrieben,  wor- 
auf dann  auch  die  von  Cleve  und  Rees  erschienen,  der  übrigen  vier 
Städte  Deputirte  aber  ausgeblieben  sind.  Und  ob  wir  wohl  verhoflfet, 
es  würden  demnächst  zum  wenigsten  die  von  Emmerich  und  Rees  mit 
dem  von  der  Ritterschaft  quoad  modum  collectandi  sich  vereinbaret 
haben,  so  sind  die  von  Emmerich  auf  ihre  vorigen  und  Namens  der 
Städte  Cleve  und  Rees  übergebenen  Vergleichsvorschlägen  bestanden 
und  dabei  auch  bei  den  unzuträglichen  angehängten  Conditionen  ver- 


*2)  An  demselben  Tage  erliess  auch  Wesel  an  alle  clevischen  Städte  ein 
Ausschreiben  zu  einem  Oonvent  daselbst  auf  den  2.  December,  um  ,,bei  gegen- 
wärtigem des  lieben  Vaterlandes  gefährlichem  Uebelstande"  zu  beratheu,  wie 
der  ferneren  Beitreibung  der  10,000  Thlr.  zu  steuern  und  gegen  die  von  zwei 
Mitgliedern  der  1640  bereits  aufgehobenen  Schuldentilgungsdeputation  erfolgte 
Anstellung  eines  neuen  Licentempfängers  in  Cleve  zu  verfahren.  Es  erschienen 
Deputirte  von  Rees,  Calcar  und  Xanten.  Nach  heftigen  Klagen  Wesels  über 
die  ,, Separation"  Emmerichs  wurde  einstimmig  beschlossen,  auf  die  Vermittlungs- 
vorschläge nicht  einzugehen,  bei  dem  früheren  Beschluss  zu  beharren,  nochmals 
ein  protestirendes  Schreiben  an  die  Regierung,  betreffend  die  obigen  Berathungs- 
punkte,  zu  richten  und  gegen  die  Anstellung  des  Empfängers,  als  ein  neues 
schweres  Gravamen,  gleichfalls  beim  Reichskammergericht  zu  appelliren.  Wesel, 
Calcar  und  Xanten  erklärten,  ihre  Deputirten  nicht  mehr  auf  den  Landtag 
schicken  zu  wollen,  Rees  verweigerte  eine  derartige  Erklärung, 
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blieben,  die  von  Rees  aber  sind  insoweit  zurückgegangen  und  davon 
abgewichen,  dass  sie  zu  der  gewilligten  Summa  der  40,000  Thlr.  oder 
100,000  fl.  sich  gar  nicht  verstehen  wollen,  es  wäre  dann  zuvor  die  we- 
gen Umlage  der  10,000  Thlr.  abgegangene  Befehle  nicht  allein  wieder 
eingezogen,  sondern  die  erhobenen  Gelder  den  Unterthanen  restituirt 
worden. 

Alldieweil  wir  nun  gesehen,  dass  wir  auf  alle  Bemühung  und 
vielfältiges  Zusprechen  sie  von  ihrer  gefassten  Meinung  nicht  abzu- 
bringen vermochten,  so  haben  wir  nöthig  gefunden,  dass  mit  denen 
bei  dem  Landtag  verbliebenen  Deputirten  der  clevischen  und  märki- 
schen Ritterschaft  und  der  Stadt  Cleve,  fort  Städte  der  Grafschaft 
Mark  ein  Schluss  gemacht  würden,  dem  dann  die  abwesenden  um  so 
viel  weniger  und  mit  Fug  würde  contradiciren  können,  weil  in  dem 
am  13.  September  einhellig  genommenen  und  ohne  jemandes  Contra- 
diction  acceptirten  recessus  verabscheidet  worden,  wenn  von  Ritter- 
schaft und  Städten  jemand  nicht  erscheinen  würde,  dass  alsdann  mit 
den  gegenwärtigen  gehandelt,  und  was  mit  denselben  geschlossen 
würde,  von  den  übrigen  auch  acceptiret  und  genehm  gehalten  werden 
sollte.  Und  ob  wohl  diesem  nächst  die  Städte  Calcar  und  Xanten 
auch  zu  keiner  Verwilligung  einiger  Gelder  verstehen,  ja  auf  verschie- 
dene Anschreiben  hierselbst  nicht  haben  erscheinen  wollen  (ihre  De- 
putirte  aber  auf  die  von  der  Stadt  Wesel  während  hiesigen  Land- 
tags ausgeschriebene  Beikunft  nach  Wesel  abgeordnet),  weil  wir  uns 
dannoch  erinnert,  dass  sie  neben  der  clevischen  Ritterschaft  und  Stadt 
Cleve  die  oberwähnten  40,000  Thlr.  E.  Ch.  D.  unterthänigst  hätten 
offeriren  lassen,  so  haben  wir  ihrer  unverantwortlichen  Revocation  und 
itusbleibens  ohnerachtet  mit  den  gegenwärtigen  clevischen  Ritterbürtigen 
in  solchem  Punkt  uns  dahin  verglichen,  dass  erwähnte  40,000  Thlr. 
beneben  3000  Thlr.  zur  Erstattung  der  Landtagskosten,  fort  8000  Thlr. 
zum  Behuf  der  clevischen  Landschaft  Schulden  durch  einen  extraordi- 
narium  raodum  coUectandi  beigebracht  und  an  der  Ostseiten  Rheins 
umgelegt  werden  sollte,  also  dass  alle  Häuser  im  Lande  in  sichere 
classes  distribuirct  und  von  jedem  laut  hierbei  gehender  leiste  in  zwei 
Terminen,  nämlich  am  letzten  Januarii  und  am  1.  November  l(j43,  auf 
dem  platten  Lande  aber  neben  einem  billigmässigen  Aufsatz  auf  Ge- 
winn und  Gewerb  von  einem  jeden  reducirten  oder  guten  Morgen 
Landes  1  Thlr.  gegeben  werden  sollte.  Nachdem  man  aber  dafür 
gehalten,  dass  es  nicht  practicabel  sein  würde,  dos  platten  Landes 
ttber  33,(XX)  Thlr.  ohne  das  Reccpturgeld  belaufendes  Contingent  in 
erwähnten  Terminen  bei  und  aufzubringen,  sondern  den  Unterthanen 
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leichter  fallen  würde,  wenn  monatlich  3000  Thlr.  aufbrächten,  so  hat 
es  auch  solches  Punkts  halber  dahin  gestellt  müssen  werden;  und 
werden  wir  die  Repartition  förderlichst  verfügen.  Und  weil  der  Städte, 
als  Wesel,  Duisburg,  Emmerich,  Huissen,  Sevenaer,  Dinslaken, 
Schermbeck,  Holte,  fort  Freiheiten  Isselburg,  Kingenberg  und  Ruhrort 
quota  sich  mehr  nicht  denn  14,600  Thlr.,  und  also  über  die  von  Em- 
merich und  Rees  eventualiter  vorgeschlagene  12,000  Thlr.  nur  2600 
Thlr.  mehr  beläuft,  so  wollen  wir  denselben  noch  ferner  zusprechen, 
der  Hoifnung,  es  werden  ein  oder  ander  der  Hauptstädte  darunter  sich 
noch  fügen  *^). 

So  viel  aber  den  zweiten  und  dritten  Punkt  der  Proposition,  die 
Einführung  der  Mittel  zur  Abtilgung  der  Schulden  fort  Steuer  zur  Be- 
friedigung des  Grafen  von  Vehlen  und  niederländischer  Creditoren 
anreichen  thut,  da  haben  wir  ihnen  zwar  besten  Fleisses  zugesprochen, 
sie  haben  aber  mit  dem  itzigen  des  Landes  bekannten  Unvermögen 
sich  entschuldiget  und  dahin  sich  nochmal  erkläret,  wann  Cleve  und 
Mark  zugleich  oder  eines  vor  dem  anderen  in  Neutralität  gesetzet, 
und  ihre  gravamina  erledigt  sein  würden,  dass  alsdann  in  denselben 
zugleich  oder  successive  die  gedachten  Mittel  eingeführt  werden  soll- 
ten, aus  welchen  sie  denn  vermeinten,  dass  die  niederländischen  Cre- 
ditoren würden  bezahlt  werden  können,  die  eingewilligten  40,000  Thlr. 
aber  zu  Abschlag  der  vehlen'schen  Schuldfoiderung  anzuwenden  wären. 
Wir  haben  zwar  der  clevischen  und  märkischen  Ritterschaft,   desglei- 


*^)  Die  clevische  Ritterscliaft  hatte  zwei  Vorschläge  gemacht.  Nach  dem 
ersten  sollte  durch  eine  Häusersteuer  von  den  Rittersitzen  928  Thlr.,  von  den 
Häusern  und  Gütern  der  Geistlichkeit  (nach  Maassgabe  der  Kreissteuer  vo» 
1639)  4000  Thlr.,  von  den  Häusern  in  den  Städten  (die  in  vier  Classen  zu  12, 
8,  4  und  1  Thlr.  zu  theilen)  29,200  Thlr.,  vom  platten  Lande  durch  eine  Morgen- 
und  Gewinn-  und  Gewerbsteuer  (holländische  reducirte  Morgen  zu  4  Thlr.  und 
auf  100  Morgen  10  Thlr.)  15,739  Thlr.;  nach  dem  zweiten  Vorschlage  von  den 
Rittersitzen  dasselbe,  der  Geistlichkeit  5000  Thr.,  den  Städten  nur  21,175  Thlr., 
vom  platten  Lande  aber  ausser  der  obigen  Summe  noch  die  ständischen  8000 
Thlr.  aufgebracht  werden.  Man  einigte  sich  mit  der  Regierung  dahin,  dass  zur 
Aufbringung  einer  Summe  von  50,160  Thlr.  (incl.  der  Erhebungskosten)  die  Rit- 
tersitze, ,, vorbehaltlich  der  uralten  adeligen  Freiheit  und  Exemtion",  928  Thlr., 
die  Geistlichen  3000  Thlr.,  die  Städte  nur  14,600  Thlr.  (von  den  in  vier  Classen 
zu  8,  5^,  2|  und  1  Thlr.  getheilten  Häusern  Wesel  5175,  Emmerich  3450,  Rees 
und  Duisburg  1725,  Sevenaer,  Dinslaken  und  Huissen  431,  die  kleineren  incl. 
der  westrheinischen  Büderich  und  Orsoy  207  Thlr.) ,  idas  platte  Land  endlich  in 
den  ersten  10  Monaten  des  J.  1643  ratenweise  31,478  Thlr.,  also  das  Doppelte 
des  Obigen,  und  ausserdem  die  später  noch  bewilligten  3000  Thlr.  für  den  cle- 
vischen Theil  der  Landtagskosten  in  den  beiden  letzten  Monaten  d.  J.  zahlen 
sollten.     S.  weiter  unten. 
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chen  der  Stadt  Cleve  und  märkischen  Städte  imterthänigste  Affection 
und  Willen  hierunter  verspüret,  weil  wir  aber  selbst  ermessen  können, 
dass  bei  gegenwärtigem  Stande  die  Einführung  der  Mittel  nicht  prac- 
ticabel,  auch  wann  sie  schon  noch  eine  fernere  Steuer  eingewilliget 
hätten,  dieselbe  gleichwohl  bei  so  gestelleten  Sachen  des  Landes  Un- 
vermögenheit  halber  nicht  würde  aufgebracht  werden  können,  so 
haben  wir  ferner  in  sie  desfalls  nicht  dringen  können.  Und  ob  sie 
wohl  den  Vorschlag  gethan,  dass  die  40,000  Thlr.  in  Behuf  der  veh- 
len'schen  Forderung  zu  verwenden,  so  haben  wir  doch  solches  zu  E. 
Ch.  D.  gnädigsten  Erklärung,  alsdann  dieselben  einmal  pure  und  zu 
Behuf  der  staatischen  Schulden  oiferirt  worden,  gestellt  sein  lassen. 
Unterdessen  aber  haben  wir  sie  dahin  disponiret,  dass  sie  einhellig 
das  Werk  der  Deputation,  wovon  sie  sich  sonsten  entlastet  achten 
wollen,  insofern  wieder  festgesetzet  haben,  dass  die  albereit  einge- 
führten Mittel  durch  die  Dcputirten  bis  zu  auderweiter  Vergleichung 
zwischen  E.  Ch.  D.  und  den  Ständen  continuirt  werden  sollen,  der 
unterthänigöten  Hoffnung,  es  werden  E.  Ch.  D.  darob  Satisfaction 
haben*'). 

Anreichend  ihre  postulata  um  fernere  Erledigung  ihrer  gravami- 
num,  hätten  wir  zwar  verhofi'et,  sie  würden  an  der  Erklärung,  welche 
wir  E.  Ch.  D.  gnädigsten  Intention  gemäss  ihnen  darüber  gegeben 
haben,  allerdings  Satisfaction  genommen  haben,  weil  sie  aber  in  einem 
und  anderen  noch  nähere  Resolution  desideriren  wollen,  deren  wir 
uns  nicht  mächtigen  können,  werden  wir  nicht  unterlassen,  darob  ferner 
iiiiterthänigst  zu  berichten*'*'^). 


i>'ic  protestirencien   clevischen  RitterbürtigcMi    und  die  Städte 

W'cvcl.  I']  mm  er  ich,  Rees,  Calcar  und  Xanten  an  die  Regierung. 

Dat.  Rees  31.  Dec.   1()42.     R. 

Öchhigen   vor,    zur  Beilegung   der  Streitigkeiten    unter  den  chwischen  3L  Dec. 
Ständen    über   die  Liindtagsordnung   und    die    ausgeschriebene  Steuer  von 
^fidcn   ParU'ien   Deputirte   zn.snnnnentreten  zu  hissen,    weiche    dieselbe  zu 
r^k'iehen  snelien    sollten,    „da  bei    dor  Stände  Uneinigkeit   DU'ht  anderes 

**}  Sclir)ii  Mutvr  liriri  20.  .Nov.  Imttc  mi<>  Itf^jitTiiiij^s  inil  Kr»urli«M  «Irr  cU'vi- 
."•(•hon  HiflorHchaft ,  (h'rcn  Director  IJernHuii  ein  Croditiv  ausgi'slolit,  um  im 
flfui^  Hrfuhir  un  die  HttiutiHrlicti  ConiinanduntiMi  in  Wesel,  Koch  und  Kmmurich 
zur  UnterMtiitztiriK  dor  Iiic«»nl<5rhchunj(  zu  ««rwirkon. 

**)  Dar  Kurfiirnt  antwitrlutc  untvr  dem  24.  Jan.  1043,  duHS  nio  diu  lO.iMM)  Thlr., 
sobald  als  möglich,    atifhritit"-:'    •••  '    •••■    M>Ztthluug  dur  Btaalir^' '""  ^•'•"'■1  *•• 
wendon  sollte. 


202  ^-    ^^^  Landtagsabschied  vou  1649. 

zu  erwarten,    als  eine  totale  Confusion  im  ganzen  Lande",    bitten   diesen 
Vorschlag  dem  Director  der  Ritterschaft  mitzutheilen*"). 


Instruction    für    den    geheimen   Rath    und    Generallieutenant 

Johann   v.   Norprath*')    als   ausserordentlicher   kurfürstlicher 

Commissarius  für  Cleve  und  Mark.    Dat.  Königsberg  10.  Febr. 

1643.     B. 

1643.  1)   Revision  der  Rechnungen  des  Landrentmeisters  Lucas  Blaspeil, 

10.  Febr.  welche  möglichst  zu  beschleunigen  ist,  „da  S.  Ch.  D.  Status  oeconomicus 
in  den  Landen  und  dessen  Aufrichtung  vornehmlich  davon  dependiret". 
2)  Gutes  Einvernehmen  mit  den  Officieren  der  hessischen  Truppen  zu  pfle- 
gen und  den  Commandeur,  den  Grafen  v.  Everstein,  zur  Aufhebung  oder 
doch  Milderung  der  westrheinischen  Contributionen  zu  bewegen.  3)  Zu  ver- 
hindern, dass  die  vom  Kurfürsten  von  Cöln  bei  den  Generalstaaten  ge- 
suchte Neutralität  des  niederrheinisch- westfälischen  Kreises ^^)  nichts  dem 
Kurfürsten  Nachtheiliges  herbeiführe.  4)  Die  Misshelligkeiten  zwischen  der 
clevischen  Ritterschaft  und  den  Städten  unter  Beihilfe  der  Regierung  bei- 
zulegen und  die  schleunige  Beibringung  der  von  den  Ständen  zur  Abzah- 
lung der  staatischen  Schuld  bewilligten  Steuern  zu  veranlassen.  5)  Mit 
der  Regierung  über  die  Ausführung  der  Liquidation  mit  den  hoefyser'schen 
Creditoren  zu  berathen  und  die  dazu  nach  Amsterdam  zu  sendenden  De- 
putirten  demnach  zu  instruiren.  6)  Bei  etwaigen  Durchmärschen  staatischer, 
spanischer  oder  kaiserlicher  Truppen  um  möglichste  Schonung  des  Landes 
sich  zu  bemühen.  1)  Die  Jülich -bergischen  Stände  durch  seine  Vertrauten 
unter  denselben  zu  ermahnen,  von  allen  Feindseligkeiten  gegen  die  hessi- 
schen und  französisch -weimarischen  Truppen  sofort  abzulassen,  da  diese 
sonst  leicht  die  eroberten  Gebiete  dieser  Länder  an  sich  reissen  könnten. 
8)  Den  hart  bedrängten  Evangelischen  in  Jülich  und  Berg  „Freiheit  ihres 
exercitii"  zu  verschaffen.  9)  Der  Stadt  Duisburg  die  Neutralität  seitens 
der  Staaten  und  Spaniens  zu  erwirken.  10)  Das  Schloss  zu  Cleve  zum 
wenigsten  unter  Dach  zu  halten,  damit  es  nicht  einfalle,  und  die  Rückkehr 
der  Regierung  von  Emmerich  nach  Cleve  vorzubereiten.  „In  summa,  was 
er  zu  S.  Ch.  D.  Reputation,  Ehr  und  Respect,  und  Dero  Hauses  und  Lan- 
den Aufnehmen  nöthig  und  dienlich  befinden  werde,  solches  solle  er  mit 
allem  Fleiss  zu  Werke  setzen." 


*")  Dieses  Schreiben  wurde,  trotz  der  Versuche  Wesels,  es  zu  hintertreiben, 
auf  Andrängen  von  Emmerich  und  Rees  in  einem  Convent  zu  Rees,  auf  dem 
auch  Quad-Mörmter  und  Wilich- W  innenthal  waren,  beschlossen. 

*')  üeber  ihn  s.  Einleit.  p.  108. 

*8)  Vgl.  oben  p.  191  und  Aitzema  II  p.  869. 
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Die   clevischen    Räthe   Joh.   v.   Boinenburg,    Heinrich  Niess 
und  Joh.  Motzfeld  an   die   Regierung.     Dat.  Rees   27.  März 

1643.     M. 

Trotz  aller  Bemühungen  der  committirten  Räthe  ist  wiederum  keine  27.  März. 
Eiuigung  zwischen  den  consentirenden  und  protestirenden  clevischen  Stän- 
den erreicht  worden.  Die  letzteren  haben  sich  schliesslich  dahin  erklärt, 
dass  höchstens  dann  das  Majoritätsvotum  gelten  lassen  könnten,  „wenn  das 
T^and  mit  Einquartierung  oder  Contributionen  fremden  Kriegsvolks  beäng- 
>tigt  würde''. 

Die  Städte  Calcar  und  Emmerich  sind  zur  Bewilligung  der  40,000  Thlr. 
geneigt,  Rees  schwankt  noch,  die  dortigen  Magistratsmitglieder  sollen  dafür, 
die  Gemeinsleute  dagegen  sein,  Wesel  aber  ist  entschieden  dagegen  und 
will  darüber  vor  Verzichtleistuug  auf  die  Landtagsordnung  seitens  der  Rit- 
terschaft keinen  Beschluss  der  Städte  fassen  lassen.  Qu  ad  zu  Mörmter, 
Wilich  zu  Wiuneuthal  und  die  übrigen  protestirenden  Ritterbürtigen  haben 
öich  mit  der  Bewilligung  der  Steuer  einverstanden  erklärt.  Der  Syndicus 
der  Ritterschaft  hat  ihnen  ein  Memorial  übergeben,  worin  letztere  verlangt^ 
dass  die  oöerirten  40,000  Thlr.  nur  zur  Rückzahlung  der  vom  Grafen 
V.  Yehlen  aufgenommenen  Gelder  verwandt  werden,  und  an  die  Landrent- 
meistereikasse  keinerlei  Assignationen  zur  Bezahlung  der  am  Rhein  und  in 
den  Niederlanden  für  die  kurfürstliche  Hofhaltung  eingekauften  Waaren 
ergehen  möchten,  „damit  in  casu  necessitatis  einige  Geldmittel  zur  Hand, 
auch  pensionarii  und  Diener  bezahlt  werden  könnten". 


W  esel,  Calcar,  Duisburg,  Xanten  und  Rees  an  den  Kurfürsten. 
Dat.  Rees  31.  März  1643.     W. 

(Klagen  über  die  Erhebung  der  10,000  Thlr.  und  die  Landtagsordnung.] 

Heftige  Klagen   über  die   zwangsweise  Erhebung  der  von   ihnen  nicht  31.  Mär«, 
bewilligten  10,000  Thlr.   auf  dem   platten  I^ande   des  ostrheinischen  Cleve, 
wogegen   sie  genöthigt  gewesen  wären,  weil   die  Regierung  alle  ihre  Pro- 
ste nicht  berücksichtigt,  kaiserl.  Inhibitionen  vom  Reichskamraergericht  zu 
iwirken;   dosgleichen  über  die  Landtagsordnung,   deren  Anerkennung  sei- 
n.s  der  Städte  Calcar  und  Xanten,  sowie  kurf.  Conlirnuition   von  der  Rit- 
•  rschaft  erschlichen  sei,   und  die,   gegen  der  Städte  Privilegien,    den  bei 
.--tcnerbewilligung  der  clevischen  Stände  bisher  unerhörten   .^modus  conclu- 
'Icndi  per  rnajora  vota**  nicht  nur  innerhall)  «ler  beiden  Ständekörperschaften 
iiilühren,  wodurch  bereit«  die  Steuerfreiheit  der  Städte  gänzlich  illusorisch 
_ «macht    würde,    Kondern    sogar   die   Ueberstimmung    und    damit    «H«'    1^- 
hcrrHchung  der  Städte  durch  die  Ritterbürtigen  ermöglichen  wolle. 

„Und  duBH  durch  Holche  Ucbcrstinnnnng  in  Steuern  ein  Stand  Über 
"oincn  MitHtand,  alno  mit  ihm  in  pari  gradu,  mehr  Jurisdiction  und 
^iiperioritiit  ül)erk(unmen  würde,  aU  ein  LandcHherr  Hieb  vor  diesem 
unternommen,    welcher   keine  Schätzungen   oder   Steueren   aussetzen 
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lässt,  sie  seien  denn  zuvorderst  von  Ritterschaft  und  Städten  einhellig 
eingewilligt.  Dass  auch  zwischen  den  beiden  clevischen  Ständen  aus 
Ritterschaft  und  Städten  keine  majoritas  votorum  per  rerum  naturam 
nicht  kann  gefunden  werden,  weilen  beide  Stände  nicht  allein  von 
Alters  zwei  diversa  und  separata  coUegia,  auch  separata  conclavia 
und  absonderliche  deliberationes,  sondern  auch  verschiedene  privilegia 
und  alt  Herkommen  vor  sich  haben  und  dahero  zwischen  zwei  sepa- 
rata collegia  pluralitas  votorum  kein  Statt  greifen  kann,  ohne  das 
auch  sich  nicht  gebühren  wolle,  dass  das  eine  separatum  collegium 
das  andere  in  Geldsachen  und  im  Stück  der  Privilegien  überstimmen 
und  verbinden  solle.  Weilen  die  Ritterschaft  in  Steuern  sich  ihrer 
privilegirten  Freiheiten  gebrauchen,  und  wann  eine  Willigung  geschieht, 
in  corpore  nichts  beschliessen  wollen,  da  doch  die  Städte  gegen  ge- 
wöhnlichen Revers  und  ohne  Abbruch  dero  den  Ritterbürtigen  gleich 
habender  privilegirter  Freiheit  in  corpore  sichere  Contingente  freiwillig 
besteuern,  so  will  sich  nicht  gebühren,  dass  die  Ritterschaft  mit  ihren 
Einwilligungen  die  Städte  wider  habende  Privilegien  graviren  und 
überstimmen,  sich  selbst  aber  eximiren  sollten,  weilen  zumal  unerhört, 
dass  einer  in  des  andern  Beutel  votiren  sollte". 

Bitten  schliesslich,  die  Landtagsordnung  zu  cassiren. 


Die  Regierung  an  die  Richter  im  ostrheinischen  Cleve. 

Dat.  Emmerich  12.  Mai  1643.     M. 

12.  Mai.  Befehl  zur  Erhebung  der  auf  dem  letzten  Landtage  bewilligten  Morgen- 

und  Gewinn-  und  Gewerbesteuer,  erstere  im  Betrage  von  1  Thlr.  vom  redu- 
cirten  holländischen  Morgen.  Hierzu  soll  die  Einschätzung  und  Reduci- 
rung  der  Morgen  derart  geschehen,  dass  sämmtliche  Ländereien  jeder 
Bauerschaft,  deren  Zahl  und  Grösse  die  einzelnen  Eingesessenen  in  Gegen- 
wart aller  anderen,  sowie  einiger  ritterschaftlichen  und  bürgerlichen  Meist- 
beerbten und  Schöffen  des  Gerichtsamts  selbst  anzugeben  haben,  in  drei 
Klassen  getheilt  werden.  In  die  erste  Klasse  ist,  unter  Beihilfe  der  Letzt- 
genannten, Bau-  und  Weideland,  welches  zwei  Malter  hart  Korn,  resp. 
12  Thlr.,  in  die  zweite,  welches  ein  Malter,  resp.  6  Thlr.,  und  in  die  dritte, 
welches  weniger  pro  holländischen  Morgen  an  Pacht  aufbringt  oder  auf- 
bringen kann,  einzuschätzen;  drei  Morgen  der  dritten  und  zwei  der  zweiten 
Klasse,  aber  einem  Morgen  der  ersten  gleichzurechnen  und  von  solchem 
reducirten  Morgen  nach  erfolgter  Revision  der  Einschätzung  durch  Regie- 
rungscommissäre  1  Thlr.  in  acht  monatlichen  Raten  zu  erheben.  Die  schon 
2  —  3  Jahre  wüst  liegenden  Ländereien  sind  den  Meistbietenden  zu  ver- 
pachten, oder  einem  Nachbaren  gegen  den  Steuerbetrag  zur  Bewirthschaf- 
tung  zu  überlassen;  die  kurfürstl.  Domainen,  die  von  Alters  her  zu  den 
den  adeligen  Häusern  gehörigen  schatzfreien,  sowie  die  in  den  Feldmarken 
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der  Städte  gelegenen  Ländereien  ganz  von  der  Einschätzung  und  Erhebung 
ausznschliessen.  Ausserdem  soll  eine  Gewinn-  und  Gewerbesteuer  derart 
erhoben  werden,  dass  jeder  ^Hausmann'"  rait  vier  und  mehr  Pferden  6  Thlr., 
mit  drei  Pferden  4V2  Thlr.,  mit  zwei  3  Thlr.,  mit  einem  V/^  Thlr.,  jeder 
Tagelöhner  aber  'A  Thlr.  in  den  sechs  Terminen  zu  zahlen  habe. 


Der  Kurfürst  an  die  Regierung.   Dat.  Cüstrin  S.Mai  1643.  M. 

(Präsentii-t  4.  Juni  1643.) 
[Erfreut,   dass  die  protestirenden   clevischen  Ritterbürtigen  ihre  Opposition   auf- 
gfsrnlKMi  iKibt'ii.  liofTt  rJlciftlies   von    den  Städten.     Mit  Erhebung   der  Steuer  ist 

fortzufahren.] 

„Wir  haben  Uns  die  contenta  euerer  unterthänigsten  Relation,  so  8. Mai. 
ihr  von  des  Rees  gehaltenen  I^andtags  Verlauf  und  Schluss  sub  dato 
18.  April  eingeschickt,  der  Gebühr  nach  fürtragen  lassen.  Wie  Wir  dann 
daraus  vernommen,  dass  vermittelst  euerer  Unterhandelung  die  bishero 
dissentirenden  Ritterbürtigen  dahin  disponiret  worden,  dass  sie  sich  von 
den  Städten  abbegeben  und  zu  den  übrigen  eonsentirenden  Ritterbürtigen 
getreten  sein,  so  gereichet  es  zu  Unserem  sonderbaren  gnädigstem  Ge- 
lallen, und  obwohl  die  drei  Städte  sich  noch  zur  Zeit  nicht  allerdings 
bequemen  wollen,  so  ^vollen  Wir  doch  verhoflfen,  nachdem  die  Stadt 
Emmerich  sich  nicht  so  gar  widrig  erkläret,  dass  nicht  allein  sie,  son- 
dern auch  die  übrigen  zwei,  als  Wesel  und  Rees,  sich  eines  besseren 
bedenken  und  gleich  den  Ritterbürtigen  hierunter  accommodiren  wer- 
den. Ihr  habt  unterdessen  euerem  unterthänigsten  Fürschlag  zufolge 
mit  den  Undagen  fortzufahren  und  euch  dahin  zu  bearbeiten,  damit  die 
\  erwilligten  Gelder  in  den  angesetzten  Terminen  aufgebracht  und  zu 
l'nserem  und  Unseres  Herzogthums  und  angehörigen  Landen  Besten 
angewendet  werden'*. 

i>er  Kurfürst  an  die  Städte  Wesel,  (yalcar,  Duisburg,  Xanten 
und  Ree.s.     Dat.  Cüstrin   15.  Mai  1643.     W. 

I.MJHHfulK'n  übi»r  die  rroc<*88erhebung  beim  Ueichakammergcricht.  Erwartet,  dass 
um  im  Punkt  dar  lO.WX)  Thlr.  iittchgoben  worden.  Hätten  sie  an  der  Deputation 
sich  bethuiligt,  wäre  die  liandtagsordnung  nicht  ptiro  bestätigt.  Keine  Inununi- 
tuthi'ruiibung  wird  b«Mit»8ichtigt.  Die  ('ominissäre  beuuftrugt,  übrr  die  nüthige 
nälier«'  KrlriiifiMTin^f  durtn-lben  zwischen  dun  IStänden  zu  vermitteU«.  Krniahinmg, 
/um  Wohl  dos  Landos  sich  zu  einigen. ] 

»,\\n   iiaixn  liiH  duHJenigc,  was  ihr  unter  dato  Kccs  am  'M.  März  IT).  M;i 

gupplicando  untcrthänigHt  anliero   gelangen   lasHcn,    und  dabei  gelior- 

fianiHt  gebeten,    auHfiUirlirli   und  aller   Länge   nach   gehonjHnist   wohl 

reriren  und  nirtrngrn  hiHHcn.    Nun  können  Wir  zwar  eigentlich  nicht 
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wissen,  was  es  mit  den  im  Julio  des  abgewichenen  1042.  Jahrs  von 
Unserer  Regierung  auf  dem  platten  Lande  an  der  Ostseite  Rheins  aus- 
gesetzten 10,000  Thlr,  und  darauf  fürgenommenen  rigoureusen  Proce- 
duren  für  eine  Bewandtniss  habe,  wollen  Uns  aber  deshalb  weiteren 
Berichts  und  Information  erholen,  und  euch  alsdann  nach  befundenen 
Dingen  mit  billigmässigem  ferneren  Bescheide  gnädigst  versehen 
lassen. 

Und  nachdem  Wir  Unsere  sämmtliche  clevische  und  märkische 
getreue  Stände  durch  die  ihren  Abgeordneten  zu  Königsberg  in 
Preussen  unlängst  ertheilte  gnädigste  Resolution  Unserer  landesväter- 
lichen gnädigsten  Affection,  und  dass  Wir  sie  sammt  und  sonders  bei 
ihren  wohlerlangten  Privilegien  und  Immunitäten  der  Gebühr  zu  ma- 
nuteniren  und  Hand  zu  haben  geneigt,  schon  sattsam  versichert,  Wir 
auchj  dass  dawider  einige  Unserer  gehorsamen  Stände,  weniger  aber 
ganze  Communen  beschweret  werden  möchten,  zu  verstatten,  nicht 
gemeinet,  so  haben  Wir  Uns  auch  dannenhero  so  viel  weniger  ver- 
sehen, dass  ihr  wegen  gemelter  von  Unserer  Regierung  auf  der  Rit- 
terbürtigen  Anhalten  beschehener  Aussetzung  der  10,000  Thlr.  sofort 
an  kaiserl.  Kammergerichte  zu  Unserer  nicht  geringen  Verkleinerung 
provociren  und  daselbst  kaiserl.  Inhibitionspröcess  ausbringen,  Uns 
aber  euern  alten  Landesfürsten  so  gar  vorbeigehen  würdet.  Es  geht 
Uns  solches  nicht  unbillig  sehr  nahe  zu  Gemüth,  hättet  ihr  auch 
euere  Nothdurft  und  wider  Unsere  Regierung  habende  Beschwerde  nur 
recte  an  Uns  unterthänigst  gebracht,  wollten  Wir  gewiss  an  behöriger 
gnädigster  Remedirung  derselben  nichts  haben  erwinden  lassen,  müssen 
es  aber,  nun  es  geschehen,  dahin  gestellt  sein  lassen,  des  zu  euch 
habenden  gnädigsten  Vertrauens,  ihr  werdet  nunmehr  euere  Schuldig- 
keit hierunter  selbst  erkennen,  euch  des  erhobenen  unnöthigen  und 
uns  disreputirlichen  Process  gutwillig  hinwieder  begeben,  euch  in 
puncto  dieser  ausgeschlagenen  Landtagskosten  näher  zum  Ziel  legen, 
und  weil  es  gar  ein  geringes  und  euch  zu  keinem  Präjudiz  gereichen 
kann,  den  andern  unsern  gehorsamen  Ständen  gebührlich  euch  acco- 
modiien,  nicht  aber  durch  widrige  Bezeigung  zu  mehrer  Weiterung 
und  Verbitterung  unter  Unseren  Ständen  Anlass  oder  Ursach  geben. 

So  viel  dann  hiernächst  die  Landtagsordnung  (darob  ihr  so  hohe 
Beschwerde  führet)  anbetrifft,  hätten  Wir  wohl  verhoffet,  es  würde 
diese  Uns  und  Unsere  Lande  so  hochschädliche  Misshelligkeit,  dadurch 
bis  anhero  alle  gute  consilia  und  intentiones  zu  Unserm  äussersten 
Schaden  nicht  wenig  verhindert  und  removiret  worden,  durch  billige 
Wege  dermal   eins  auf  einen  Ort  gebracht  und   gütlich   abcomponirt, 
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hingegen  zwischen  Unseren  sämmtlichen  Ständen  voriges  gutes  Ver- 
nehmen und  Einigkeit  zu  Unserm  gnädigsten  eontento  und  ihrem  selbst 
eigenen  gedeihUchen  Nutzen  uud  Wohlfahrt  hinwieder  stabiliret  und 
aufgerichtet  worden  sein,  dass  aber  alle  bisherige  zu  dem  Behuf  be- 
schehene  wohlgemeinte  Vorschläge  und  angewandte  kostbare  Bemü- 
hungen so  gar  nicht  ausreichen  wollen,  vernehmen  Wir  aus  jetzigem 
euern  unterthänigsten  Bericht  ganz  ungern,  befinden  aber  gleichwohl  die 
Sache  in  dem  Stande  anjetzo  nicht,  dass  Wir  euerm  unterthänigsten 
Suchen  schlechter  Dinge  deferiren  und  die  besagte  Landtagsordnung 
sogar  und  in  totum  hinwiederum  cassiren  und  aufheben  könnten,  in 
Erwägung,  dass  res  nicht  mehr  integra  ist,  sondern  Wir  auf  der  Stände 
Deputirte  inständiges  unablässiges  Anhalten,  und  weilen  Wir  die  all- 
gemeine Observanz  und  Regel,  in  Kraft  welcher  bei  allen  Zusammen- 
künften und  Consultationen  die  majora  endlich  und  regulariter  den 
Schluss  machen  müssen,  vor  uns  gehabt,  dieselbe  einmal  gnädigst  con- 
firmiret  und  bestätiget.  Hättet  ihr  euch  nur  selbst  hierunter  etwas 
mehr  vigiliret,  euere  Abgeordnete  (dazu  Wir  euch  dero  Zeit  so  treu- 
lich anvermahneten)  den  andern  adjungiret,  und  Uns  durch  dieselbe 
eines  besseren    unterthänigst  informiren   lassen,    möchte   vielleicht  in 

inem  und  andern  dermalen  also  fort  billige  Vermittelung  getroffen 
werden  können. 

Wir  sehen  auch  nicht,  wie  aus  diesem  Werk  anders  dann  durch 
irütliche  Verhandlung  zu  kommen  sein  werde.  Zwar  ist  nicht  ohne, 
dass  W^ir  die  bemelte  Ordnung  berUhrterniaassen  contirmiret.  Wir  ha- 
ben aber  gleichwohl  die  Intention  dabei  nicht  gehabt,  euch  und  an- 
deren Unseren  Städten   dadurch   im   geringsten  zu  präjudiciren,    oder 

uich  euch  oder  ihnen  an  ihren  einnuil  erlangten  General-  oder  Parti- 

iilarprivilegieu  und  Immunitäten  etwas  zu  derogiren.  Sollte  auch  die 
'  »rdnung  und  deren  Confirnjation  da/u  gedeutet  werden  können,  dass 

Ijcn  durch  dieselbe  euer  habendes  Privilegium  immunitatis  ganz  in- 
fructuose  gemachet  und  zumal  aufgehoben  sein  sollte,  würde  es  gegen 
I  iisere  gnädigste  Intention  laufen,  und  uns  dannenhero  nicht  unange- 
iiclim  noch  zuwider  sein,  dass  aus  denen  von  euch  cingcfllhrten  Mo- 
tiven (die  Uns  allerhand  Nachdenken  nuichen)  besagte  Ordnung  und 
/.uvorderst  die  Frage,  nh  und  wie  weit  die  majora  in  Steuersachen 
prävalircn  oder  statt  haben  sollten,  in  etwas  mehr  erläutert,  und  der- 
^M'stalt,  damit  keinen  Theil  zu  nahe  geschehe,  declariret  werde. 

Dazu  aber  zu  gelangen,  linden  VV^ir  keinen  fllglicheren  Weg,  als 
dass  die  bisher  zwischen  den   KitterbUrtigen    und    *  ik  li    gepflogenen 

Tractaten  noch  einnuil  reasHUniirt,  und  allcH,  was  zu  gänzliclier  liinle- 
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gung  dieses  eingerissenen  Uebels  nur  immer  erspriesslich  sein  kann, 
nochmals  mit  allem  Fleiss  und  Eifer  versuchet  werde,  wozu  Wir  denn 
Unsere  zur  Kedressirung  Unsers  Kammerstaats  deputirten  Commissa- 
rien,  und  resp.  geheimen  Rath  Johann  von  Norprath^  Johann 
Hermann  von  Baur,  Herr  zu  Frankenberg,  und  Wilhelm  von 
Ketzgen  zu  Gerenshoven  (als  welche  Unsers  Wissens  an  der  Sache 
nicht  interessiret  und  daher  um  so  viel  weniger  für  verdächtig  gehal- 
ten werden  können),  hiermit  in  Gnaden  verordnet  und  denselben  gnä- 
digst committirt  und  aufgegeben,  dass  sie  mit  Zuziehung  Unserer  Re- 
gierungsräthe  beide  Theile  nochmals  auf  einen  Tag  per  deputatos  zu 
erscheinen  vor  sich  erfordern,  sie  gegen  einander  mit  ihrer  Nothdurft 
hören,  darauf  die  Sache  in  der  Güte  zu  vergleichen,  oder  auch  die 
obbemelte  Ordnung  in  den  noch  streitigen  Punkten  mit  beider  Theile 
Bewilligung  billiger  Weise  zu  declariren  allen  möglichen  Fleiss  an- 
kehren,  in  Entstehung  gütlicher  Accommodation  aber  Uns  von  allem 
Verlauf  umständliche  Relation  zusammt  ihrem  unterthänigsten  Beden- 
ken zu  fernerer  Unserer  gnädigsten  Verordnung  gehorsamst  ein- 
schicken sollen.  Euch  aber  vermahnen  Wir  hiermit  nochmalen  ganz 
gnädig  landesväterlich  und  treulich,  dass  ihr  an  euern  Ort  dem  Werk 
und  wie  hoch  und  viel  durch  diesen  tief  eingewurzelten  Zwiespalt  Uns 
und  Unsern  Landen  albereit  geschadet,  und  wie  viel  gute  Consilien 
dadurch  zu  nichte  geworden,  mit  treuen  patriotischen  und  inpas- 
sionirten  Herzen  und  Gemüth  wohl  erwägen,  und  euch  demnach  zu 
dieser  Handlung  also  bequem  und  zur  Billigkeit  unterthänigst  an- 
schicken, damit  Wir  im  Werk  daraus  zu  verspüren  haben  mögen,  dass 
ihr  mehr  zur  Einigkeit  und  zur  Befördeiung  Unser  und  Unser  Lande 
Wohlfahrt,  als  zur  ferneren  Vermehrung  dieser  Misshelligkeit  und 
Zwietracht  geneigt  seid". 


Johann  v.  Norprath  und  Conrad  v.  Strünkede ''")  an  die  clevi- 

schen  Richter.     Dat.  Emmerich   15.  Jmii  1643.     M. 

15. Juni.  Da  verlaute,   dass   der  Magistrat  von  Wesel   öffentliche  Protestation s- 

und  Contradictionspatente  gegen  die  Erhebung  der  im  Deceraber  von  den 
cleve-märkischen  Ständen  bewilligten  Steuer  allenthalben  im  Lande  an- 
schlagen lassen  wollte^"),  so  sollten  sie  fleissig  auf  alle  damit  beauftragten 

^^)  Als  Vorsitzender  der  Regierung. 

5'*)  In  der  That  hatten  bereits  alle  clevischen  Hauptstädte  ausser  Cleve 
solche  Patente,  in  denen  allen  Unterthanen  bekannt  gemacht  wurde,  dass  sie  zur 
Zahlung  der  ungewilligten  Steuer  nicht  verpflichtet  wären,  drucken  und  besiegeln 
lassen,  ihre  Publicirung  unterblieb  aber. 
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Personen  vigiliren,  dieselben  sofort  arretiren  und  auf  den  Kanzelen  bekannt 
machen  lassen,  dass  jeder,  der  solches  Vorhaben  bemerke  uud  uicht  sofort 
zur  Anzeige  bringe,  gleich  dem  Thäter  festgenommen  und  an  Leib  und 
Gut  gestraft  werden  würde. 


Wesel,  Emmerich,  Calcar,  Duisburg,  Xanten  und  Rees  an 

Norprath.     Dat.  Rees  21.  Juni  1643.     W. 

Sie  bitten  dringend,  der  Regierung  Befehle  zur  Erhebung  der  von  ihnen  21.  Juni, 
uicht  bewilligten  Steuern  zunächst  zurückzunehmen.  Dagegen  wollen  sie, 
im  Falle  die  Ritterschaft  auf  ihre  Landtagsordnung,  resp.  deren  Giltigkeit 
gänzlich  verzichte  und  die  bisherige  Weise  ständischer  Beschlussfassung 
als  allein  zu  Recht  bestehend  anerkenne,  dem  Kurfürsten  sofort  eine  be- 
deutende Steuersumme  bewilligen.  Zu  einer  solchen  Verzichtleistuug  resp. 
Anerkennung  möge  er  die  Ritterschaft  im  Interesse  des  Kurfürsten  und 
zum  Wohl  des  Landes  zu  bewegen  suchen. 


Deputirte  von  Wesel  an  den  Magistrat  daselbst. 

Dat.  Emmerich  9.  Juli  1643.     W. 

(Unterz.:    Anton  ther  Schmitten,  Dietrich  v.  d.  Brttggen, 

Heinrich  v.  Werrich.) 

Auf  ihre  Mittheilung  au  die  kurfürstlichen  Commissäre,  dass  ohne  Zu-  9.  Juli, 
rückuahme  der  Steuererhebungsbefehle  sie  sich  ihrer  Instruction  gemäss  auf 
keinerlei  Verhandlungen  einlassen  könnten,  sind  sämmtliche  Richter  im  ost- 
rheinischen Cleve  durch  Erlass  der  Commissäre  vom  9.  Juli  angewiesen 
worden,  bis  zur  ferneren  Verordnung  mit  Erhebung  der  Steuern  einzuhal- 
ten. In  der  mit  den  Commissären  und  committirten  Regierungsrätheu  Niess, 
Di  est  und  Steinberg  so  eben  gehabten  Conferenz  haben  diese  selbst  an- 
erkannt, „dass  wenn  per  majora  im  c»»Uegio  der  Städte  etwas  sollte  ge- 
willigt werden,  die  dissentirende  Stadt  oder  Städte  an  solches  Votum  uicht 
gebunden,  «ouderu  die  consentirendeu  ihre  quotas  beizubringen  allein  pllich- 
tig**,  wie  solches  denn  auch  von  den  clevischeu  Städten,  welche  1G39  ohne 
Zustimmung  von  Wesel  und  Duisburg  dii'  Camiusteuer  zur  Ablindung  der 
kai.serlicheu  Truppen  bewilligten,  ausdrücklich  zugestanden,  resp.  vorbehalten 
'rden  wäre.  Emmerich  und  Rees  sind  zu  einem  Donativ  au  die  Commis- 
säre geneigt,  bitten  um  Instruction  darüber. 

Weseler  Deputirte  an  den  Magistrat  daselbst.    Dat.  P^nnnerich 

15.  Juli  1043.     W. 

IKiitwtirf  eines  VergltMchn  /.wi^chiMi  UiUurNcliuft  und  Stüdli'U.     Krmahnungen 
und  Wurnungun  der  Cuniuiissüre.] 

\   .11    (Irr   KitterHchaft  nind    HcrnHuu,   Ilovon,   Boetxlar,   Hü  und,  15- Juli. 
W  ilich-Iiottnm  und  Hüchteubruch  unweHcnd,  alle  entschieden  gegen 
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völlige  Verziehtleistuiig  auf  die  Landtagsordtiuiig.  Emmerich  und  Rees 
sind  geneigt,  die  40,000  Thlr.  zu  bewilligen.  Auf  nochmaligen  Befehl  des 
Kurfürsten  wird  die  gesammte  Regierung  dieser  Tage  nach  Cleve  über- 
siedeln. 

„Folgeiids  hat  sich  zugetragen,  dass  Herr  Commissarius  Ketzgen 
ein  Vergleichsconcept  aufgesetzt  und  der  Ritterschaft  sowohl  auch  den 
Städten  ad  deliberandum  zugestellt,  so  copeilich  hiebei.  Ist  zu  uns 
kommen  der  Herr  Doctor  Niess,  welcher  ganz  inständigst  uns  er- 
mahnet, wir  sollten  E.  E.  als  unsere  Principalen  dahin  disponiren, 
dass  solcher  Recess  möchte  angenommen  werden,  denn  sonsten  alle 
Ungnad  allein  auf  der  Stadt  Wesel  ankommen  würde.  Wann  solches 
geschehen  würde,  gebe  er  zu  bedenken,  ob  nit  die  Stadt  und  ganze 
Bürgerschaft  in  die  höchsten  Ungelegenheiten  gerathen  würden,  alle- 
girte  dabei  die  exempla  von  der  Stadt  Emden,  vermeinte  auch,  dass 
es  unbillig  wäre,  wann  der  Landesherr  wegen  der  Ständen  Streitig- 
keiten in  dieser  Necessität  zurückstehen  solle.  Stünde  also  zu  beden- 
ken, ob  und  quo  modo  der  Streit  über  die  Landtagsordnung  zurück- 
zustellen, und  dass  darauf  zur  Willigung  schreiten  thäten.  Diese  und 
mehr  andere  Sachen  seind  uns  auch  von  den  Herrn  Commissarien 
selbst  vorgehalten,  welches  Alles  auch  dergestalt  überzuschreiben  und 
fernere  Instruction  abzuwarten  nicht  haben  geübrigt  sein  können". 


Vergleich  zwischen  clevischer  Ritterschaft  und  Städten. 

Dat.  Emmerich  20.  Juli  1643.     W. 

20.  Juli.  Durch   die   Bemühungen   der  kurfürstlichen  Commissäre   sind  die   dem 

„Vaterlande  so  höchst  schädlichen  Differentien,  so  zwischen  der  clevischen 
Ritterschaft  und  den  clevischen  Städten  über  die  Landtagsordnung,  modus 
concludendi  und  sonsten  unerörtert  schweben,  dergestalt  bei  Seite  gesetzt, 
dass  salvis  privilegiis  et  sine  praejudicio  cujuscunque  ein  jeder  Theil  bis 
zur  gänzlichen  Hinlegung  dieser  Streitigkeiten  in  seinem  integre  verbleiben 
solle",  und  nach  solchem  Vorbehalt  Ritterschaft  und  Städte  zusammen 
treten  und  das  „was  zum  gemeinen  Besten  jetzo  vornämlich  die  Noth- 
durft  erfordern  thut,  förderlichst  berathen,  schliessen  und  zu  Werk  richten 
wollen". 


Clevischer  Landtagsabschied.  Dat.  Emmerich  28.  Aug.  1643.  W. 
(Unterz.:   Johann  v.  Norprath,   Hans  Hermann  v.  Bauer,  Wil- 
helm Ketzgen,  Heinrich  Niess  und  Job.  v.  Diest. 

28.  Aug.  Nach  Beilegung   der  Streitigkeiten    zwischen  Ritterschaft  und  Städten 

haben  1)  die  clevischen  Stände  dem  Kurfürsten  eine   freiwillige  Steuer  von 
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40,000  Thlr.  und  für  die  Zehrungkosteii  auf  dem  letzten  Landtage  3000  Thlr. 
derart  bewilligt,  dass  diese  Summen  in  zwei  Terminen,  Mitte  September  1643 
und  Mitte  September  1644,  im  ostrheinischen  Cleve  umgelegt  und  von  einem 
Empfänger  erhoben  werden  sollen,  der  sich  verpflichtet,  schon  im  ersten 
Termin  die  zweite  Hälfte  der  Steuer  gegen  Zinsen  vorzuschiessen  und  für 
die  Erhebung  zwei  Procent  von  der  ganzen  Steuersumme  erhalten  soll,  vor- 
behaltlich der  Stände  Privilegien,  Freiheiten,  Rechte  und  Herkommen,  wor- 
über vom  Kurfürsten  ein  Revers  de  non  praejudicando  auszustellen  ist;  2)  be- 
willigt zur  Ablegung  der  ständischen  Schulden,  sobald  ein  Etat  darüber  von 
den  Deputirten  der  Ritterschaft  und  Städte  festgestellt  worden  ist,  die  nöthi- 
gen  Summen  (nach  der  Ritterschaft  Angabe  8000  Thlr.)  mit  Zustimmung  der 
Regierung  bei  dem  zweiten  Termin  der  bewilligten  Steuer  erheben  zu  lassen. 
3)  Haben  die  Städte  sich  für  diesmal  „zur  Erleichterung  des  armen  Mannes 
Last  auf  dem  platten  Lande  ohne  Präjudiz  und  Consequenz"  bereit  erklärt, 
von  der  bewilligten  Steuer  unter  den  Haupt  -  und  kleinen  Städten  im  ost- 
rheinischen Cleve,  sowie  die  westrheinischen  Städte  Orsoy,  ßüderich  und 
Huissen  10,000  Thlr.  nach  Proportion  der  Steuermatrikel  distribuiren  zu 
lassen,  obwohl  ihr  Coutingent  nach  der  alten  Matrikel  sich  bei  weitem  nicht 
so  hoch  belaufe.  4)  Die  Kloster-  und  Stiftsgeistlichkeit  soll  eine  Steuer- 
quote von  3000  Thlr.  nach  Proportion  der  alten  Matrikel  aufbringen s»). 
f))  Das  Contingent  des  platten  Landes  soll  nach  Proportion  der  alten  Ma- 
trikel unter  die  Richterämter  des  ostrheinischen  Cleve,  Amt  Huissen,  inclus. 
der  Pfarrgeistlichkeit  und  Unterherrlichkeiten,  sowie  die  westrheinischen 
Herrlichkeiten  Hüllhausen  und  Lobith  distribuirt  und  ordinario  modo  bei- 
gebracht werden,  jedoch  für  diesmal  zur  Erleichterung  der  Contribuenten 
auch  die  Weiden,  Aecker  und  Warden^^),  die  innerhalb  der  Deiche  liegen, 
sofern  sie  nicht  zu  den  Rittersitzen  und  städtischen  Feldmarken  gehören, 
mit  angeschlagen  und  ihre  Quote  im  zweiten  Termin  erhoben,  an  Hebegeld 
aber  den  Richtern  zwei  und  den  Boten  ein  Procent  gegen  sofortige  Quit- 
tung gezahlt  werden. 


Instruction  für  den  Generallieutenant  v.  Norpratb '^). 

Dat.   Cüstrin   i:5.  Dcc.    1(;43.     V>, 

Die  Vorhandlungen  mit  Pfalz-Neuburg  betreffend  (Urk.  u.  Actenst.  IV  13.  Dec. 
p.  165).     Fortführung  des  Prozesses  wegen  der  vom  Grafen  Schwarzon- 
berg  angemaassten  Güter.  Einführung  der  jülich-bergischenRrüchtenordnung, 
wonach  dann  die  Pevision  und  Execution  ohne  Ansehen  der  Person  vorzu- 
iiflmuMi   Ist      Hcsscrc  Kiiirichtuiig  des  RechiuiiiL'swcscjis.   iiislirsuiulfr««   ri'<rr.1- 

•';  Die  <»oiBtlichkeit  erwirkte  gogon  die  Krhol)un|?  dieser  Steuer  ein  kaiserl. 
M.indat  vom  23.  Aprii  1644,  welclios  dieselbe  auf  (irund  der  früliereu  Mandate 
I)  1028  iiud  IfviO  unterHagte  und  es  nochmnlR  aussprach,  dass  der  (Merus  iii 
<  l«'ve  beziigüeh  d«*r  Bestcnerung  der  Ilitterschaft  jxleirliHfi'hc. 

")   Die  HheinitiHeln. 

"j   Vgl.  oben  Kinleit.  p.  109  und   Urk.  ti.   Actrnsi.    I\    ],    Ki., 

I  I  ^ 
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massige  Abnahme  der  Landrentmeisterei-  und  Rentmeisterrechnungen,  Ab- 
stellung verschiedener  bei  der  Domainenverwaltung  der  Amtskammerordnung 
zuwider  laufender  Missbräuche.  Die  Zunahme  der  Bettelorden  ist  zu  ver- 
hindern und  darauf  zu  sehen,  dass  die  Geistlichen,  den  alten  cleve-jülich- 
schen  Verordnungen  gemäss,  keine  Immobilien  an  sich  bringen;  besonders 
sind  aber  die  Jesuiten  zu  überwachen  und  ist  dafür  zu  sorgen,  dass  sie  nicht 
„excresciren  mögen",  auch  dahin  zu  gedenken,  wie  ihnen  die  sub  conditione 
revocationis  zugelegten  Canonicate,  da  sie  nunmehr  andere  Subsistenzmittel 
haben,  zu  entziehen.  „Dass  sie  sonsten  an  anderen  Orten,  als  zu  Emmerich 
sich  einnistein,  solches  ist  mit  allem  Fleiss  zu  verhütenj  vor  Allem  aber  zu 
verbieten,  dass  sie  Güter  eigenthümlich  an  sich  bringen".  Der  Ungehorsam 
der  Magistrate  zu  Xanten  und  Calcar  gegen  die  Verordnungen  der  Regie- 
rung bezüglich  der  den  Evangelischen  einzuräumenden  Gotteshäuser  und 
Schöftenstellen  ist  nicht  nachzusehen,  sondern  durch  passende  Mittel  zu 
bestrafen.  Die  Eingriffe  der  Stadt  Wesel  in  die  landesfürstliche  Jurisdiction 
sind  nicht  zu  dulden,  auch  nachzuforschen,  ob  diese  und  andere  clevische 
Städte  durch  ihre  Privilegien  befugt  sind,  nach  ihrem  Gefallen  „Imposten 
und  andere  Auflagen  anzustellen";  wenn  nicht,  sind  sie  deshalb  in  gebüh- 
rende Strafe  zu  nehmen.  „Dass  die  Landstände  und  zumal  die  Städte 
uniones  aufrichten  und  sich  gleichsam  gegen  die  Herrschaft  zusammen  ver- 
binden sollen,  kann  in  keinem  Wege  geduldet  werden,  besondern  muss  ab- 
geschaffet  und  ihnen  verwiesen  werden".  Folgen  schliesslich  noch  eine 
Anzahl  administrativer  Detailverordnungen. 


Die  märkische  Ritterschaft  an  die  clevische  Ritterschaft. 
Dat.  Unna  18.  April  1644.     W. 

[Werbungen  zur  Besetzung  der  Amtshäuser   sind  angeordnet.     Gefahr,    dadurch 
die  Neutralität  zu  verlieren.    Wollen  nichts  bewilligen,  bis  sie  Antwort  erhalten.] 

1644.  ,,Es  seien  uns   ohnlängst  von   der  churfürstl.  löblichen  Regierung 

P^-  Anschreiben  des  Inhalts  zukommen,  einige  Landvölker  zu  werben  und 
die  einhabenden  Amtshäuser  in  bessere  Versicherung  zu  bringen,  an- 
gesehen verschiedene  Armeen  dem  Weserstrom  sollen  näheren,  und 
sich  also  vor  allem  förmlichen  Ueberfall  bestmöglichst  in  Positur  zu 
halten. 

Wann  wir  nun  leider  von  kriegenden  Theilen  bereits  im  Lande 
haben,  gestalt  denselben  über  kundlich  Vermögen  contribuiren  und 
beisteuern  müssen,  und  auch  gar  das  dominium  im  Lande  führen,  so 
dass  ohne  derselben  Wissen  und  Belieben  den  geringsten  Heller  bei- 
zusteuern nicht  vermögen,  in  Maassen  vor  Jahren  bei  Zeiten  des 
kaiserl.  Feldmarschall  Grafen  v.  Götzen  die  traurigen  exempla  und 
Werbungen  beider  buttlar'schen  und  landsbergischen  Regimenter  haben 
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ausgewiesen  ^^) ,  als  haben  wir  unumgängliche  Nothdurft  zu  sein  er- 
achtet, unsere  hochgeehrte  Herren  hierunter  zu  belangen,  und  ihr 
Avis,  wohin  diese  obgemelten  Werbungen  gemeinet  seien,  und  ob  in 
diesem  einige  Conferenz  und  Communication  mit  dem  Herzogthum 
Cleve  sei  gehalten  und  wohin  das  Vorrahmen  genommen  worden, 
dienstlich  zu  vernehmen. 

Wider  Altherkommen  und  habende  privilegia  dergleichen  ohne 
Vorwissen  und  Belieben  uns  aufbürden  zu  lassen,  würde  uns  schmerz- 
lich ankommen,  sonderlieh,  da  aus  einer  Neutralität  in  offene  Hosti- 
lität  und  Feindschaft  sollten  gebracht  und  aus  einigen  unseren  Garni- 
sonen gleichsam  exponiret  und  prostituiret  werden.  Unsere  hochgeehrte 
Herren  und  Mitglieder  werden  gelieben  uns  in  diesem,  was  vorgelau- 
fen und  worauf  Alles  beruhet,  hochgUnstig  zu  communiciren,  die  wir 
bis  dahin  zu  keinen  Werbungen  oder  wöchentliche  Assistenz  zu  thun 
uns  werden  resolviren". 


Aus  dem  Protokoll  des  clevisehen  Ständeconvents  zu 

Rees.     W. 

Ist  verleben  das  kurfurstl.  ßefe.hlsschreiben  an  die  Stadt  Xanten  vom  24.  Mai. 
26.  März,  auch  an  Sonsbeck,  darin  befohlen  wird,  die  neugeworbenen  Völker 
bei  den  Bürgern  zu  logieren  und  mit  Servicegeld  zu  versehen,  wie  auch 
ein  Schreiben  des  Commandanten  von  Calcar,  Obersten  Rabenhaupt,  an 
die  von  Sansbeck,  darinnen  bei  Leibesstrafe  verboten  wird,  die  brandenbur- 
gischen Völker  nicht  wiederum  einzunehmen. 

Ante  meridiem  ist  der  Herr  Morrieu  zuCalbeck  von  der  Westseite  Rheins  25.  Mai. 
einkoramen,  welcher  berichtet,  dass  der  Herr  Lauddrost  Boetzelaer,  Frhr. 
"  Loe  zu  Wissen*')  und  andere  Adelige  beisammen  gewesen  und  bei  sich 
olvirt  haben  sollten,  weil  kein  ander  Mittel  vorhanden,  die  Westseite  des 
Rheins  von  der  unerträglichen  Last  der  kaisorlielien  und  hessischen  Contri- 
bution  zu  befreien,  als  dass  die  Stadt  Calcar  evacuiret  werden  möchte; 
dass  dahero  auf  Mittel  zu  denken  sei,  wie  solche  £vacuation  der  Stadt  Calcar 
durch  Intervention  der  Herren  Staaten  General  zu  Wege  g<*l)racht  werden 
möchte,  und  das«,  dieselbe  zu  erlangen,  die  Werbung  des  Kriegsvolkes  hier 
im  Laude  zu  beförderen  wäre,  die  Stadt  Calcar  damit  zu  besetzen,  mit 
dem  Krbieten,  dass  die  Westseite  des  Rheins  zu  deren  Unterhalt  halb  so 
viel  alle  Jahre  contribuiren  wollte,  als  jetzund  an  die  hessischen  contrihuiret 
werden  niÜHse;  darneben  dann  gemclt.  Morrieu  ferner  berichtet,  dass  der 
fyanddroKt  nobst  den  anderen  Kdclleutcn,  nicht  gegenstehend,  dieselbe  nun 
zum   dritten  Mal   ex  loco  hierhin   zu  erscheinen    requirirt,    sich   nicht   ein- 

■•')  Vgl.  oben  Elnleit.  p.  in 

''  /isnhard  Bortrnin  Irtiin-rr  v.  l.o««  zu  \\  ^  -m,  ,  .m  kutlioliaclH«r 
r,  prutc8tiri('  uuter  dorn  1.  »Septoinbür  Ulli  ►;■  l:'  u  mmhu  liulljeiliguug 
leben  Beschlüsse. 
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stellen  wollen,  sondern  der  Landdrost  nach  S'Gravenhagen  sich  zu  begeben 
Vorhabens  wäre.  Nachdem  solch  conclusum  obengenannter  Ritterschaft  zur 
Westseite  des  Rheins  den  Städten  Calcar  und  Xanten  vorkommen,  haben 
sich  dieselben  also  bald  zu  den  deputatis  der  Stadt  Cleve  verfügt  und  den- 
selbigen  angemeldet,  dass  resolvirt  wären,  über  den  Punkt  der  Werbung 
nichts  zu  beschliessen,  sondern  Vorhabens,  ohne  einigen  Schluss  darüber  zu 
machen,  nach  Haus  zu  verreisen,  und  solche  vorhabende  Evacuation  bestes 
Fleisses  befördern  zu  helfen,  mit  Begehren,  die  deputati  der  Stadt  Cleve 
ihnen  in  solchem  Punkt  Beifall  leisten  wollten,  welches  dann  auch  zu  thun, 
dieselben  angelobet,  gleich  solches  der  Bürgermeister  Greff  von  Cleve 
•  dem  Herrn  zu  Bellinckhoven  und  dem  Syndico  Dr.  ther  Schmitten 
angemeldet.  Nach  solcher  von  dem  Bürgermeister  Greff  angehörter  Er- 
klärung sind  die  sämmtlichen  der  Städte  deputati  auf  dem  Rathhaus  zu 
erscheinen  requirirt,  welche  dann  auch  nach  Mittag  sich  eingestellt,  wie 
dann  auch  die  Herrn  Ritterbürtigen  gleichfalls  sich  dahin  verfügt,  in  Mei- 
nung über  dem,  was  in  puncto  der  Werbung  zu  thun  oder  zu  lassen,  einen 
Schluss  zu  machen,  und  obwohl  die  Städte  Cleve,  Calcar  und  Xanten  re- 
solvirt, dass  sie,  ohne  Schluss  darüber  zu  machen,  Vorhabens  wären  zu  ver- 
reisen, gestalt  mit  der  westseitigen  Ritterschaft  darüber  zu  deliberiren,  so 
sind  sie  dennoch  so  lange  aufgehalten,  bis  Ritterschaft  und  Städte  zusam- 
mengetreten, und  was  proponirt  werden  möchte,  zuvörderst  angehört.  — 
Es  sind  aber  oben  gemelte  deputati  der  drei  Städte  zur  Westseite  des 
Rheins,  ohne  über  Abstellung  der  Werbung  einen  Schluss  zu  nehmen,  sel- 
bigen Tags  verreiset. 

Die  clevischen  Stände  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Eees 
26.  Mai  1644.     W. 

[Klagen  über  die  ohne  Wissen  der  Stände  vorgenommenen  Werbungen  in  Cleve 
und  Mark,  wodurch  die  besetzten  Orte  und  die  Neutralität  des  Landes  gefähr- 
det werden.    Besser  die  Befestigungen  Calcars  zu  schleifen.  Bitte  um  Abstellung 

der  Werbungen.] 

26.  Mai.  .,E.  Ch.  D.  werden  sich  gnädigst  erinnern,  was  eine  Zeit  her  im 

Stück  der  Landesbeschwerden,  und  deren  sowohl  von  Ritterschaft  als 

Städten  gebetener  Erledigung  vorgelaufen.  Obwohl  der  unterthänigsten, 

zuverlässigen  Hoffnung  gelebet,  es  würde  darüber  E.  Ch.  D.  gnädigste 

landsfürstliche  Erörterung  nach  Ausweisung  unserer  wohlherbrachten 

Privilegien,   Freiheiten,   Rechten,   Herkommen,   Pacten  und  ertheilten 

Reversalen  vorlängst  erfolget  sein,   selbige  aber  gebetener  Maasseu 

bis  anhero  zurückgeblieben  ist,  so  haben  uns  unterthänigst  veranlasst 

geachtet,   bei  dieser  Versammlung  die  Landesbeschwerden  zu  reassu- 

miren,   und  vorerst  über  beigelegte,  vornehmste  gemeine  Landesgra- 

vamina^^),    mit  Vorbehalt  der  Uebrigen,    uns  zu  vergleichen  und  zu 


^®)  Ein  Theil  der  bereits  1641  und  1642  vorgebrachten  Gravamen,  besonders 


Beschwerden  der  Stände  über  die  Werbungen.  215 

vereinbaren,  mit  angehefter  unterthänigster  gehorsamster  Erklärung, 
wie  zu  E.  Ch.  D.  und  des  Landes  Besten  darunter  subnectiret  ist. 
Anstatt  aber  unterthänigst  gehoffet  hätten,  dass  die  gebetene  Remedi- 
rung  gemeldeter  gemeiner  Beschwerden,  in  Churf.  Gnaden,  wirkliehen 
eflfectuiret  sein  wttrden,  so  hat  sich  zugetragen,  und  ist  uns  bei  ge- 
genwärtiger Congregation  kläglichen  vorgekommen,  wie  dass  im  Na- 
men und  von  wegen  E.  Ch.  D.  nicht  allein  hier  im  FUrstenthume  Cleve, 
sondern  auch  in  der  Grafschaft  Mark  zum  grossen  Beschwer  der  ar- 
men ohnedem  hochbedrängten  Unterthanen  eine  Zeit  her  Kriegs- 
volk geworben  sei,  und  von  den  märkischen  Ständen  dazu  mo- 
natliche Assistenzgelder  und  von  etlichen  Ständen  im  Fürstenthum 
Cleve  die  Biletirung  und  Beischaffung  der  Servitien  für  die  Soldaten, 
vermöge  ausgelassener  Befehle  gesonnen  worden,  worüber  die  mär- 
kischen Stände  aus  Mittel  der  Kitterschaft  sich  zum  höchsten  gra- 
viret,  auch  die  Städte  Xanten  und  Sonsbeck  aufs  Aeusserste  gekla- 
get, dass  durch  angeregte  Werbung  bei  den  Hessischen  in  höchster 
landkundiger  Ungelegenheit,  Fangens  und  Spanneus,  auch  Ausplün- 
derung und  Beschwer  der  verdoppelten  monatlichen  Kriegscontribu- 
tion,  beneben  den  aufgegangenen  Kosten,  unschuldiger  Maassen  ge- 
stürzet worden,  daneben  wir  als  Landstände  nicht  unzeitig  befahren 
müssen,  dass  die  allerseits  erlangte  Neutralität,  welche  gleichwohl 
bereits  bei  E.  Ch.  D.  Vorherren  für  ein  beständiges  Mittel  zur  Con- 
servation  und  Wohlfahrt  dieses  Landes  und  Unterthanen  geachtet  wor- 
den, gleichsam  periciitiret  und  labefactiret  werden  möchte,  da  gleich- 
wohl E.  Ch.  1).  Herr  Altvater  und  Herr  Vater  höchstsei.  Andenkens 
dieses  Land  und  die  Unterthanen  in  der  wohlhergebraehten  Neutralität 
gefunden  und  dabei  zu  lassen  und  zu  schützen  mehrmals  gnädigst 
versprochen  haben,  auch  E.  Ch.  D.  selbstcn  sich  dahin  reiterative  in 
Gnaden  erkläret,    dass  gemeldetes  Fürstenthum    nicht  allein   bei    der 

'  utralität  zu  conserviren,  sondern  auch  die  Verschonung  von  Ein- 
«juartierung  und  Kriegscontribution  der  Kaiserlichen  und  deren  Wider- 
wärtigen fürstväterlich  zu  befördern  gnädigst  intentionirct  und  allerdings 
gemeint  seien,  welche  Conservation  und  Beförderung  unseres  unter- 
thänigsten  Ermessens  nach  vermittelst  obgedachter  Werbung  nicht  zu 
Werke  gerichtet,  sondern  vielmehr  durch  Abstellung  der  Werbung  und 
Schlichtung   oder  Niederreissung  der  Mauern   von  der  Stadt  Calcar, 

l(;r  was  einiger  Gestalt  zu  deren  Fortification  angesehen,    bei  den 


BfsUtiKung  du«  rrivilcgg  vuii  IfMJl,  diu  Noutrnlitüt  doM  LunduH,  privilo^iutn  in- 
(Ii(rfiitiliiH    iiiwli  Itf/iiL'Ucli   ilrr   AüitMkiitiiiiiiT  iiud  die  Junf i/n'rortiu'n  bctrciTriiii. 
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Kaiserlichen  und  deren  Widerwärtigen  verhoffter  Maassen  zu  obtiniren 
sein  würden. 

Dazu  kommt,  dass  g-emelte  Werbung  uns  darum  desto  beschwer- 
und  schmerzlicher  vorgekommen  ist,  dass  dieselbe  ohne  der  Stände 
Vorbewusst  zur  Hand  genommen  und  fortgesetzt  sei,  da  gleichwohl 
bei  den  Vorherren  Herzogen  zu  Cleve,  dem  alten  Herkommen  und 
Gebrauch  vor  hundert  und  mehr  Jahren  ähnlich  und  gemäss  ist,  dass 
wenn  zur  Defension  dieser  Lande  einig  Volk  geworben  werden  soll, 
solches  mit  Vorwissen  und  Bewilligung  der  Stände  aus  Ritterschaft 
und  Städten  jedesmal  geschehen  sei,  welches  alte  unvordenkliche  Her- 
kommen Rechtswegen  anstatt  eines  wohlerlangten  privilegii  strecket, 
worüber  fest  und  unverbrüchlich  zu  halten,  durch  von  weil.  E.  Ch.  D. 
Herren  Altvater  und  Vater  höchstsei.  Andenkens  ertheilte  Reversalen 
und  Churf.  Versprechnissen  den  Ständen  und  Unterthanen  gnädigst  zu- 
gesagt und  angelobt  worden,  und  im  Fall  demzufolge  einige  Communi- 
cation  der  vorgenommenen  Werbung  halber  mit  den  Ständen  geschehen 
wäre,  zuversichtlich  solche  Vorschläge  hätten  eingewendet  werden  kön- 
nen, wodurch  obengerügte  hochschädliche  Ungelegenheiten  hätten  di- 
vertiret  und  abgewendet  werden  mögen. 

Im  Fall  aber  E.  Ch.  D.  der  beharrlichen  gnädigsten  Meinung  ver- 
bleiben, wie  wir  unterthänigst  nicht  zweifeln  können,  dass  allerseits 
Neutralität  beständiglich  conservirt,  obengemeldete  Verschonung  von 
Einquartierung  und  Kriegscontribution  promoviret,  auch  über  zuträg- 
liche Mittel  zu  E.  Ch.  D.  und  des  Landes  Bestem  mit  den  Landständen 
gütlich  tractiret  und  geschlossen  werden  sollen,  so  können  wir  nicht 
bedenken  noch  befinden,  wozu  obengedachte,  den  kriegenden  Theilen 
verdächtige  und  ombragieuse,  auch  beharrlich  den  Unterthanen  zu 
mehrerem  Beschwer  angesehene  Werbung  dem  Lande  nöthig  und  dien- 
lich sein  könnte,  —  hierum  so  ist  und  ergehet  an  E.  Ch.  D.  unsere  un- 
terthänigste  Bitte,  Deroselben  aus  obangezogenen  erheblichen  Conside- 
rationen  und  Ursachen  gnädigst  gefallen  lassen  möge,  mehr  obenge- 
meldete E.  Ch.  D.  und  dem  Lande  und  Unterthanen  unseres  unter- 
thänigsten  Ermessens  schädliche  und  gefährliche  Werbung  gnädigst 
abstellen  zu  lassen". 
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Die  clevischen  Stände  an  die  Generalstaaten.     Dat.  Rees 
26.  Mai  1644.     W. 

[Bitte,  Nichts,  wodurch  Cleve-Mark  oder  ihre  Privilegien  berührt,  mit  dem  Kur- 
fürsten ohne  sie  zu  verhandeln.] 

„Wy  zyn  by  dese  onse  vergadering  van  ridderschap  en  steden  26.  Mai. 
deses  hartochdoms  Cleve  bericht  worden,  dat  by  U.  H.  M.  over  eenige 
puncten  concernerende  dese  landen  ende  onderdanen  soude  getracteert 
werden  ^^).  Alhoewell  wy  niet  en  twyffeleu  ofte  S.  Ch.  D.  van  Bran- 
denborch  onse  gnadichste  beer  de  welvaert  en  conservatie  van  dese 
Clevische  ende  Marckische  landen  en  onderdanen  sieb  ten  höchsten 
sali  gerecommandeert  en  ahngelegen  syn  laten,  so  hebben  wy  noch- 
tans  uit  schuldige  plicht,  daermede  wy  als  landstende  ahn  hochstge- 
melte  S.  Ch.  D.  en  deser  landen  welvaerth  verbonden  syn,  niet  stille 
staen  connen,  U.  H.  M.  hiermede  dinstlick  en  nabuirlick  te  versoucken 
dat  Indien  boven  vermoeden  aldaer  eenige  saecken  getracteert  werden 
mochten,  daerby  onse  geaffligeerde  vaderlant  geinteresseert  is  ofte 
waer  door  de  viyheit  en  Privilegien  des  landes  en  der  landstenden 
directelycken  of  indirectelycken  souden  comen  te  pericliteeren,  darinne 
tot  onsen  naedeel  niet  en  mochte  geresolveert  nochte  geconckideert 
worden,  maer  dat  wy  daerover  albevohren  behoorlick  mochten  worden 
gehoort". 

Die  märkischen  Stände  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Unna 

24.  Juni  1644.     B. 

Klugen  über  die  „plötzlichen  ganz  uuveruiutheteii'^  Werbungen  in  Cleve  24.  Juni. 
lind  Mark,  welche  die  schon  so  schwer  durch  die  Einlagerungen  und  Con- 

ibutionen  der  kaiserlichen  Truppen  belastete  Grafschaft  Mark  vollends 
verderben  würden.  Das  Land  sei  nicht  im  Stande,  neben  diesen  Leistun- 
gen noch  die  von  der  Regierung  für  die  kurf.  Tru[)pen  ausgeschriebeneu 
Aintslicferungen  aufzubringen.  Ueberdies  gefährdeten  die  ohne  Vorwissen 
der  Stände  vorgenommenen  Werbungen  nicht  nur  die  Privilegien  derselben, 

ndern   auch   „die   zur  Aufhebung  dieser  Lande  hiebevor  so  mühsam  er- 
worbene Neutralität",  indem  sie  den  kaiserlichen  wie  den  hessischen  Trup- 
i»en  Veranlassung  zur  Erhöhung  ihrer  Contributionen  und  Ausdehnung  ihrer 
'ccupation  des  Landes  geben  würden.   Es  könne  dazu  kommen,  dass  diese 

"';   l>ir   Mii  IUI  .lim  mn  Abgosaudt  i'ii   im    lliiiig,   N  o  r  j»  r  ji  l  li ,    hic-^l    ti.   M  o  l /, - 
'  Id,   Bollten  im  Haag  über  die  Uäumung  einiger  cloviechon  riätzo  und  Beför- 
derung einer  Kinfiihrung  der  gemeinen  Mittel   in  dm  cleviöcheu  Städten  Heitens 
der  Gencralstuatou  verhandeln.    Vgl.  oben  Einleitung  p.  105  und  Urk.  u.  Actouet. 
IV   )..  f)!  u.  53. 
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die  kurf.  Truppen  aus  ihren  Quartieren  mit  Gewalt  vertrieben,  was  um  so 
mehr  zu  erwarten  sei,  als  gerade  jetzt  die  kais.  Gesandten  in  Cöln  mit  den 
niederrheinisch -w^estfälischen  Kreisständen  über  eine  allgemeine  „Kreisde- 
fension"  beriethen,  daher  andere  Werbungen  schwerlich  dulden  würden,  „es 
sei  denn,  dass  man  an  ein  oder  andere  Partei  sich  schlagen  oder  ohne 
Hostilität  der  Defension  sich  gebrauchen  wolle,  da  dann  in  beiden  Fällen 
Schaden  und  Gefahr  auf  Land  und  Leute  kommen,  entweder  dieselben  in 
einen  neuen  Krieg  impliciret  und  dem  siegenden  Theil  zum  Theil,  oder  da- 
fern  man  den  kriegführenden  Theilen  nicht  bestand,  beiden  zum  Raub  und 
Beute  werden  möchte",  wie  denn  die  1634  mit  einem  Kostenaufwand  von 
mehr  als  100,000  Thlr.  versuchte  Anwerbung  des  buttlar'scheu  und  lands- 
bergischen  Regiments  den  letzteren  Zustand  bereits  herbeigeführt  habe. 
Gerade  bei  der  Aussicht  auf  allgemeine  Friedensverhandlungen  sei,  beson- 
ders in  Westfalen,  Alles  zu  vermeiden,  was  den  Krieg  von  Neuem  entzün- 
den könne.  Sie  bitten  schliesslich  um  sofortige  Einstellung  der  Wer- 
bungen^^). 

Der  Kurfürst  an  die  clevischen  Stände.    Dat.  Cöln  a.  d.  Spree 

19/29.  Juni  1644.     W. 

(Präsentirt  Wesel  31.  Juli  1644.) 

[Zur  Werbung  einiger  hundert  Mann   behufs  Besetzung  der  kurf.  Schlösser  war 

weder  der  Stände  Zustimmung  noch  Hilfe   nöthig.     Wenn  spanische  und  staati- 

sehe  Besatzung  die  Neutralität  nicht  verletzt,    gefährdet  sie  die  landesherrliche 

gewiss  nicht,  befördert  sie  aber;  bei  demnächstigem  Eintreffen  daselbst  auch  zur 

eigenen  Sicherheit  nöthig.] 

29.  Juni.  „Wir  haben  mit  sonderbarer  Befremdung  vernehmen  müssen,  dass 

ihr  die  Werbung  so  weniger  Völker  aus  der  vermeinten  Ursache,  weil 
es  nicht  mit  eurem  Vorwissen  geschehen,  und  die  Neutralität  dadurch 
leichtlich  offendirt  werden  könnte,  so  hoch  anziehen,  und  gar  ein  gra- 
vamen  darauf  machen  wollt.  —  Erstlich  ist  es  zu  keinem  anderen 
Ende  geschehen,  als  diejenigen  wenigen  Compagnien,  welche  sonst 
zum  Besatz  Unserer  churfürstlichen  Häuser  und  des  Landes  Defension 
unterhalten  werden  sollen,  zu  ergänzen;  da  Wir  dann  für  unnöthig 
erachtet,  halten  es  auch  dem  alten  Herkommen  zuwider^  wegen  wenig 
hundert  Mann  die  Landstände  zu  beschreiben  und  unnöthige  Unkosten 
zu  verursachen,  angesehen  die  Stände  auch  zu  solcher  Werbung,  über 
dem  gewöhnlichen  Unterhalt  nicht  Mehreres  herschiessen  dürften.  So 
wird  auch  die  angegebene  Neutralität  durch  diese  Werbung  gar  nicht 
gekränkt,  denn  selbige  vielmehr  zu  deren  Stärkung  gereichte;  denn 
so  die  Spanische  und  Staatische  die  in  Händen  habenden  Plätze  ohne 

^®)  Der  Kurfürst  gab  ihnen  in  einem  Schreiben  vom  6/16.  Juli  fast  wörtlich 
dieselbe  Antwort ,  wie  sie  die  Clevischen  unter  dem  19/29.  Juni  erhalten  hatten. 
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Verletzung  der  Neutralität  besetzen  dürfen,  warum  sollten  Wir  als 
Landesfürst  dergleichen  zu  thun  nicht  befugt  sein,  da  Wir  verhoffen, 
die  Neutralität  hierdurch  desto  eher  zu  manuteniren,  und  Unsere  ein- 
habende Oerter  von  fremder,  als  welcher  allein  die  Neutralität  bre- 
chen könnender,  Einquartierung  zu  befreien,  und  haben  sich  des  Herrn 
Pfalzgrafen  Lbd.  dieses  argumenti  gegen  die  Kaiserlichen  vielmals  be- 
dient. Ueberdas,  weil  Wir  entschlossen  sind,  Unser  Herzogthum  Cleve 
und  angehörige  Lande  mittels  göttlicher  Verleihung  selbst  zu  besuchen, 
und  denen  vielfältigen  gravaminibus  ihre  abhülfliche  Maass  soviel 
möglich  zu  geben,  so  werdet  ihr  Uns  nicht  verdenken  noch  übel  deu- 
ten können,  dass  Wir  zu  Unserer  Versicherung  einige  Völker  auf  den 
Beinen  halten  lassen,  sintemal  solches  nicht  allein  bei  allen  Fürsten, 
sondern  auch  Grafen  und  Standespersonen  gebräuchlich  ist.  Diesem 
nach  werdet  ihr  euch  Unserer  gnädigsten  Disposition  diesfalls  gehor- 
samst accommodiren  und  mehrberührter  Werbung  halber  keine  fernere 
Beschwerde  zu  führen  Ursach  haben". 


Aus  dem  Protokoll  des  eleve-märkisehen  Ständeconvents  zu 

Wesel.     W. 

„Erschienen  ex  nobilibus:  Bernsau,  Hoveu,  Wittenhorst-Sonsfeld,  29.  Juli. 
Hüchtenbruch,  Tenguagel,  Wilich  zu  WiHch,  Brempt,  Barieb, 
lioe  zu  Wissen,  Wilich-Lottum  und  Quad-Kreutzberg,  Märkische: 
derDrost  von  Hamm  Job.  v.  d.  Mark  und  E  berbard  v.  d.  Reck  zu  Berge, 
Deputirte  der  Städte  Duisburg,  Wesel,  Rees,  Calear,  Xanten, 
rieve,  Hamm  und  Camen. 

Märkische  Deputirte:  Anstatt  verbofl'ter  Abstellung  der  Werbung  30.  Juli, 
wäre  den  Beamten  Befebl  zukommen,  dass  sie  die  geforderten  Assistenz- 
gelder executive  beitreiben  sollen.  —  Darauf  dann  discarsweise  ad  delibe- 
randum  vorgestellt,  ob  es  dienlich,  ein  ausfübrlicb  Scbreibeu  an  I.  Cb.  D. 
abgeben  zu  lassen,  die  Abscbaffung  dieser  Werbung  zu  sucben,  oder  ob 
olebes  durcb  eine  Scbickung  gescbeben  sollte,  oder  ob  diese  Sach  reete 
I.  Kais.  Marj.  klagend  vorzustellen,  und  dann  zuletzt,  ob  uicbt  auch  die 
Herren  Staaten  General  dahin  zu  disponircn,  damit  durch  dero  Interposition 
solche  Werbung  aligesteilt  werden  möge. 

Ist  ein  Schreiben  an  die  clevischen  Stände  vom  kais.  General  v.  Gelecn  31.  Juli. 

inkommeu,   dahin  gerichtet,   dass  I.  Exe.  berichtet,   dass  hier  im  Lande 

'  iiliches  Kriegsv(»lk   geworben,  Stände  wolltt^n   sich  erklären,    was 

ii  Holcher  Werbung,   und  zu  welches  Dienst  dieselben  angesehen. 

Ist  gutgefunden,   Herrn  Drost  Hoven,    Kentmeister  Werrich,   Johann 

V.  d.  Mark,    Drostcn   von  Hamm,    märkischen  Syndicus  Dr.  Kumpsthof 

lind  Secretär  der  Stadt  Hamm  zu   dem   Herrn  Commissario  v.  Norprath 

nach  Duisburg  zu  doputireii,  gestalt  die  Ursuch  solcher  Werbung,  die  ohne 
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der  Stände  Vorwissen  und  Consent  wider  deren  Privilegien  geschehen,  und 
4.  Aug.  wie  das  Schreiben  zu  beantworten,  zu  vernehmen.  —  Haben  Deputirte,  so 
nach  dem  Herrn  v.  Norprath  abgefertigt,  ihre  Relation  gethan,  dahin  in 
eflfectu  gerichtet,  dass  derselbe  sich  dahin  erklärt,  dass  er  fast  ein  gleich- 
lautendes Schreiben  vom  Herrn  Grafen  Geleen  erhalten,  welches  er  dahin 
beantwortet,  dass  I.  Ch.  D.  zu  Dero  eigenem  Dienst  solche  Werbung  einiger 
weniger  Compagnien  zu  Fuss  angestellt,  seine  eigenen  von  anderen  Poten- 
taten occupirten  Städte,  so  viel  deren  aus  ihren  Händen  zu  bekommen,  da- 
mit zu  besetzen;  auch  sollen  die  geworbenen  Soldaten  nicht  zur  Last  der 
Stände,  sondern  aus  L  Ch.  D.  Domainen  bezahlt  werden.  —  Eodem  die  con- 
cludirt,  ein  ausführlich  Schreiben  an  I.  Ch.  D.  unter  der  Ritterschaft  beider 
Landen  Pittschaften  und  der  Städte  Wesel  und  Hamm  Insiegel  abgehen 
zu  lassen,  und  abermal  um  Abstellung  der  Werbung  uuterthänigst  zu  bitten, 
6.  Aug.  Ist  über  die   aufgekündete  Deputation  deliberirt  und  von   der  Ritter- 

schaft es  dafür  gehalten  worden,  dass  es  billig  bei  der  Anno  1640  einmal 
wohlbedächtlich  geschehenen  Aufkündigung  zu  lassen  sei.  Allein  stünde 
zuvörderst,  ehe  solch  Gutachten  festgestellt  würde,  zu  berathen,  dafern  die 
Herren  Staaten,  Kraft  mit  I.  Ch.  D.  Regierung  Anno  1636  aufgerichteten 
Vergleichs,  nicht  zugeben  wollten,  dass  die  Licenten  abgestellet  werden  soll- 
ten, und  daher  ürsach  nehmen  wollten,  dieselbe  wiederum  zu  ihrem  Behuf 
an  sich  zu  ziehen,  wie  man  sich  alsdann  zu  verhalten  hätte.  Welches  dabei 
ist  gut  gefunden  worden,  der  Herren  Staaten  Intention  durch  die  dritte 
Hand  untersuchen  zu  lassen,  und  solches  aufs  gefüglichste  immer  möglich, 
Ist  auch  concludirt,  den  Herrn  Drost  Ho ven  und  Herrn  zuSonsfeld, 
wie  insgleichen  Rentmeister  Wer  rieh  und  Dr.  v.  d.  Beck  aus  Emmerich, 
Namens  der  Herren  Stände  nach  Duisburg  zum  Herrn  v.  Norprath  ab- 
zufertigen und  denselben  zu  ersuchen,  dass  dieser  der  Herren  Stände 
an  I.  Ch.  D.  abgegangene  Schreiben  secundiren  wolle,  nebst  Gelöbniss, 
selbiges  hiernächst  dankbarlich  zu  recompensiren,  daneben  auch  dem  Herrn 
V.  Norprath  ein  Zulast  Weins  Namens  der  Herren  Stände  zu  verehren." 


Der  cleve- märkische   geh.  Regierun gsrath  Joh.  Motzfeld  an 

Joh.  V.  Norprath.     Dat.  Wesel  4.  Aug.  1644.     B. 

4.  Aug.  Die  Ritterbürtigen  aus  dem  ostrheinischen  Cleve  klagen  zwar  sehr  über 

die  ohne  Communication  mit  den  Ständen  vorgenommenen  Werbungen,  sind 
aber  geneigt,  zur  Abtragung  der  staatischen  Schuld  eine  Steuer  zu  bewilli- 
gen, wenn  der  Kurfürst  die  Stände  desswegen  verschreiben  und  die  Gene' 
ralstaaten  zur  Vermittlung  zwischen  beiden  einen  Deputirten  aus  ihrer  Mitte 
auf  den  Landtag  senden  wollten;  bewilligten  dann,  wie  sicher  zu  erwarten 
sei,  die  Stände  eine  Steuer,  so  würden  die  Generalstaaten  keine  grössere 
Abzahlung  der  Schuld  prätendiren,  als  aus  dieser  Steuer  zunächst  zu  er- 
möglichen wäre.  Motzfeld  meint,  dass  es  freilich  dem  Kurfürsten  nicht 
reputirlich  sein  würde,  „wenn  durch  Fremde  die  Stände  behandeln  lassen 
müsste",  aber  ohne  jede  Aussicht  auf  baldige  Ratenzahlung  würde  Die  st 
mit  seiner  im  Haag  gestellten  Forderung  einer  vorhergehenden  Liquidation 
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über  die  hoefyser'sche  Schuld  nicht  durchdringen").  Es  ist  überdies  drin- 
gend nöthig,  das  Misstrauen  der  Stände  wie  der  Generalstaateu  möglichst 
zu  beseitigen.  „Mir  wird  unter  der  Hand  gesagt,  dass  die  Magistrate  wie 
die  gemeinen  Bürger  der  clevischen  Städte  ostseits  Rhein  diese  Werbung 
darum  so  sehr  apprehendiren  sollen,  dass  verlauten  soll,  dieselbe  wäre  mit 
dazu  augesehen,  diese  Bürgerschaft  auswendig  anzugreifen,  und  dazu  zu 
bringen,  wozu  bishero  sich  nicht  hätten  verstehen  wollen''®''). 


Norprath  antwortet  aus  Duisburg  unter  dem  6.  August:  „Dass  der 
Kurfürst  zu  der  Herren  Staaten  Unterhandlung  sich  nicht  werde  verstehen 
wollen.  Ich  hätte  sonsten  lieber  gesehen,  dass  die  Stände  zu  ihrem  selbst- 
eigenen Nutzen  I.  Ch.  D.  aus  freien  Stücken  an  die  Hand  gangen  wären 
und  den  Dank  dadurch  gewonnen  hätten,  welches  doch  endlich  wird  ge- 
schehen müssen,  und  denselben  darnach  vielleicht  nicht  damit  gewinnen 
werden". 


Aus  dem  Protokoll  der  zu  Duisburg  von  den  cleve-märkisclien 

Ständedeputirten   mit  Norprath  gehaltenen  Conferenz.    W. 

„Deputirte  dem  Herrn  v.  Norprat;li  vorgetragen:  Es  haben  die  9.  Aug. 
Stände  auch  Ritterschaft  und  Städten  des  Fürstonthums  Cleve  und  Graf- 
haft Mark  uns  aufgegeben,  E.  Herrl.  ihren  freundlichen  Gruss  und  be- 
reitwilligen Dienst  zu  offeriren,  und  demnächst  unangcfüget  nicht  las- 
sen können,  was  gestalt  sie  Vorhabens  wären,  I.  Ch.  D.  unseren  gnä- 
digsten Herrn  den  hochbetrübten  Zustand,  darin  ihr  liebes  Vaterland 
sonderlich  durch  diese  weit  aussehenden  Kriegswerbungeu  gerathen  muss, 
und  was  ihnen  weiters  ratione  infractionis  privilogiorum  hochbedrängen 
thäte,  unterthänigst  vorbringen  und  remonstriren  zu  lassen.  Wann  aber 
sie  hierbei  vornehmlich  erwogen,  wie  viel  den  bedrängten  Lande  för- 
deren könnte,  daferne  E.  Herrl.  sich  grossgünstig  gefallen  Hesse,  der 
Stände  unterthänigst  und  l)illigmä'^siges  Suchen  bei  I.  Ch.  D.  mit  einer 
favorabien  Uecommandation  treulichst  zu  secundiren,  so  haben  sie  uns  auf- 
gegeben, E.  Herrl.  solches  ihr  unterthänigstes  Suchen  in  scriptis  zu  com- 
municiren,  mit  liöchster  Bitte,  Sie  grossgünstig  geruhen  möchten,  solches 
niitleidentlich  zu  erwägen,  und  dann  folgens  die  ersuchte  wohlmeinende  As- 
si-stenz  den  Stän<len  in  diesem  ihrem  hochbeschwerliclien  Anliegen  nicht 
zu  verweigeren.  Wie  nun  K.  Herrl.  dem  ganzen  Lande  hierdurch  einen 
treuen  Vorstand  und  hochangenehmen  Dienst  leisten  würden,  also  erbieten 

";  jM»'Hi  \Nar  III  der  huffysci'HclR'ii  HclmUlungt'h'genlioit  über  ein  «lalir  fast 
ununterbrochen  im  Ilaug:  thiitig.  (Vgl.  ubeii  N(»te  zu  p.  11)2. )  Im  Süplombür 
ICAfi  ging  er  nach  Ktinigaburg  und  berichtete  dort  dem  Kurfürateu.  dass  diu 
rieneriiJHtuaten  mit  einer  I/Kpiidution  lilier  die  gegenseitigen  8chuldr<u'deruugen 
iiverstandcn  und  vor  dorcn  ßoondigung  keinerlei  Zwnngsmanflsregeln  scItenB 
tierflelbon  zu  befürchten  wären. 

••;  Vgl.  Urk.  u.  Actenst.  IV  p.  58. 
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sich  die  Stände  hinwiederum,  solches  mit  allerlei  Dank  äussersten  Vermö- 
gens nach  gegen  E.  Herrl.  zu  erkennen.  —  Norprath:  thäte  sich  wegen  der 
von  den  Herrn  Ständen  ihm  gethanen  Erbieten  zum  höchsten  bedanken, 
acceptirte  das  Schreiben,  wollte  es  lesen  und  innerhalb  einer  Stunde 
darauf  antworten,  und  begehrte,  dass  man  alsdann  wiederum  zu  ihm  kom- 
men sollte,  welches  geschehen.  — •  Gab  zur  Antwort:  dass  er  ungern  daraus 
vernommen,  dass  kein  Trost  oder  nichts  Süsses  darin  zu  finden  wäre,  son- 
dern anstatt  dass  er  verhofft  hätte,  die  Stände  würden  I.  Ch.  D.  etwas  Zu- 
verlässiges daneben  offerirt  haben,  finde  er  darin  eine  harte  Protestation, 
welche  I.  Ch.  D.  zum  höchsten  offendiren  würde,  daher  er  auch  uns,  wie 
gerne  er  auch  wollte,  nicht  füglich  wüsste  zu  secundiren,  wüsste  auch  wohl, 
dass  I.  Ch.  D.  kein  Schreiben  der  Stände  mehr  acceptiren  wollte,  als  sol- 
ches, das  von  dem  Ritterstand  von  allen  eigenhändig  unterschrieben  und 
von  den  Städten  sämmtlich  untersiegelt  wäre,  denn  er  wüsste,  dass  sie  alle 
nicht  einerlei  Meinung  wären.  —  Deputirte  replicirt,  dass  bräuchlich 
wäre  in  jedwedem  corpore  per  majora  zu  concludiren,  welches  bei  demsel- 
ben einen  Schluss  machen  müsste.  —  Norprath:  die  Werbung  betreffend, 
würde  dieselbe  von  I.  Ch.  D.  nicht  abbestellt  werden,  dann,  wenn  er 
zufolge  seiner  Commission  mit  der  Werbung  verfahren  wäre,  so  wür- 
den der  Völker  wohl  schon  dreimal  mehr  sein.  Was  die  Insolentien  be- 
treffen thäte,  so  zu  Bochum,  im  Lande  von  der  Mark,  durch  die  Kai- 
serlichen, auch  an  der  Westseiten  Rheins,  Fürstenthum  Cleve,  bei  Exe- 
cution  I.  Ch.  D.  Soldaten,  sollte  vorgelaufen  sein,  und  die  Stände  des- 
falls  unterthänigst  klagten,  stünde  solche,  der  Stände  Klage,  auf  einem 
zu  milden  Bericht.  Er  würde  I.  Ch.  D.  desfalls  viel  anders  müssen  be- 
richten, wie  er  dann  wegen  der  bochumschen  Sache  des  Herrn  Grafen  von 
Geleen  sein  Schreiben  hätte,  darin  selbiger  Graf  sich  excusirte,  und  seine 
Soldaten  anderen  zum  Exempel  zu  strafen  sich  erboten,  die  Execution,  so 
an  der  Westseite  Rheins  durch  I.  Ch.  D.  Soldaten  solle  verübet  sein,  so 
wären  deren  nur  drei  gewesen  und  hätten  der  Stände  eigene  hinterständige 
Gelder  auf  ihr  eigen  Anhalten  eingetrieben.  Sollte  nun  dabei  auch  exor- 
bitirt  sein,  solches  wäre  ihm  nicht  vorkommen,  hätte  es  sonsten  gerne  re- 
mediret.  A^erwunderte  sich  aber,  dass  die  märkischen  Stände  solches  mit 
den  cle vischen  klagten,  da  doch  dieselben  ihm  festlich  angelobet,  sich  mit 
den  clevischen  ihren  Sachen  nicht  zu  mischen.  —  Deputirte  geantwortet, 
dass  alles  mit  Beistimmung  und  auf  sonderlich  Anhalten  der  märkischen 
geschehen  wäre,  wie  solches  ihre  Unterschrift  seiner  Zeit  wohl  ausweisen 
würde. 

Als  aber  weiters  discursive  von  ihm  vorgeben,  die  Stände  gäben  I. 
Ch.  D.  doch  Nichts  und  wollten  auch  Nichts  zur  Sache  thun,  ist  darauf 
geantwortet,  die  Stände  hätten  fast  jederzeit,  wenn  sie  von  I.  Ch.  D.  gnä- 
digst belanget  worden,  nach  ihrem  äussersten  A^ermögen,  Steueren  zu  I. 
Ch.  D.  Nutzen  unterthänigst  gewilligt,  dagegen  I.  Ch.  D.  ihnen  ihre  gra- 
vamiua  abzuthun  durch  Rescripten  und  churfürstliche  Reversalen  gnädigst 
versprochen,  sie  würden  aber,  anstatt  der  Abthuung,  mehr  und  mehr  gra- 
viret.  —  Norprath  respondebat:  I.  Ch.  D.  hätten  auch  viele  gravamina 
gegen   die    Ständen  zu   allegiren,    welche   zuvörderst  auch   raüssten    abge- 
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macht  werden,  addendo  dass  seit  dem  Jahr  31  die  Stände  I.  Ch.  D.  kei- 
nen Heller  gegeben,  sondern  würden  die  Rechnungen  ausweisen,  dass  I. 
Ch.  D.  den  Ständen  etzliche  viele  tausend  Reichsthaler  vorschössen.  — 
Deputirte:  dass  solches  nimmermehr  den  Ständen  auf  Landtagen  wäre 
vorgebracht,  weiseten  es  auch  die  Landtagsabschiede,  sammt  darauf  er- 
theilten  Reversalen,  im  geringsten  nicht  aus;  dass  aber  die  Stände  willig 
wären,  I.  Ch.  D.  nach  äusserstem  Vermögen  unter  die  Arme  zu  greifen, 
wäre  an  der  eventualen  unterthänigsten  Oblation,  so  I.  Ch.  D.  in  Preussen 
von  der  Stände  Committirten  offerirt  worden,  genugsam  zu  ersehen.  Zu 
mehr,  dass  nach  beschehenem  Vergleich  zu  Emrich  die  contradicirenden 
Stände  I.  Ch.  D.  versprochen,  wo  nicht  bessere,  doch  ebenso  gute  Mittel, 
Is  in  Preussen  wären  oflferiret,  einzuwilligen. —  Norprath:  Warum  dann 
solches  nicht  ins  Werk  gerichtet  würde;  es  wären  nur  Worte.  ^-  Depu- 
tirte: Stände  wären  auch  nach  gehaltenem  Vergleich  deshalb  im  geringsten 
nicht  ersucht.  —  Norprath:  So  wollte  er  sie  dann  noch  ersuchen. lassen 
und  sehen,  was  sie  thun  würden,  fürchte  aber,  dass  es  fast  zu  spät  und 
inmittels  die  Reuter  aus  der  Mark  wohl  ankommen  sollten^. 

Norprath  an  den  Kurfürsten.    Dat.  Cleve  22.  Sept.  1044.    B. 

Nachdem  die  Deputirten  der  märkischen  Stände  über  ihre  zu  Duisburg  22.  Sept. 
gepflogenen  Verhandlungen  mit  ihm,  und  seine  Zusage,  die  märkischen 
Städte  zunächst  nicht  mit  kurf.  Truppen  besetzen  zu  wollen,  auf  dem  Land- 
tage zu  Unna  Bericht  erstattet  haben,  ist  auf  demselben  dem  Kurfürsten  eine 
Steuer  von  20,000  Thlr.  bewilligt,  und  Norprath's  Vorschlag,  zur  Erör- 
terung der  märkischen  Gravamen  Deputirte  zu  ernennen,  angenommen  worden. 
Die  von  ihm  nicht  zu  erledigenden  Beschwerden  sollen  sofort  dem  Kurfürsten 
zur  Entscheidung  vorgelegt  werden.  Ueber  den  Termin  der  Steuerzahlung 
ist  noch  kein  Beschluss  auf  dem  liandtage  erzielt  worden,  doch  ist  zu 
hofleii,  dass  die  Summe  bis  Mitte  nächsten  Jahres  zusammen  gebracht  wird. 

I)ie  märkischen  Stände  an  die  clevischen  Stände.    Dat.  Unna 
30.  Aug.  1044.     W. 

[kniiiiiiii    «lii.s  /AI   Wusel   verabredete  Schreiben   an    den  kinim.strii    incin   uiilrr- 
schreiben,  da  .Mehreres  seitdem  darin  verändert.] 

..Sollen  den  Herren  olinan<;ofUfi;t  nicht  lassen,  was  Maasscn  uns  das-  30.  Aug. 
jcnij;c,  so  ohnlängst  in  WohoI  und  DuiHburo  der  neuen  Werbunjj:  halber 
vorgelaufen  und  verabschiedet  worden,  durch  unsere  damalige  Ab- 
geordnete, mit  unseren  Pittschaften  und  Insiegcln  zu  bekrälligen,  vor- 
bracht worden.  Wann  aber  bei  Verlesung  Ubei^chickten  Schreibons 
und  was  dazumal  in  Wcscd  ist  (*onci|>irct,  die  Herren  Abgeordneten  und 
wir  einen  rnlerHchied  ersehen,  gestalt  nicht  allein  ein  viel  Mehrcres 
lemselben  addirct  ist  worden,  sondern  dass  auch  ein  und  andere» 
herbes  Wort,  so  dazumal  durchstrichen,  hinwieder  eingeführet  worden, 
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sonderlich  circa  finem  litterarum  eine  fast  starke  und  bedreuliche 
Clausul,  welche  wir  unserseits  nicht  inserirt  sehen  wollten,  als  haben 
vor  diesmal  das  uns  zugestellte  aufgesetzter  Maassen  nicht  subsigniren 
können". 


Motive  der  clevischen  Ritterschaft  zu  einer  Deputation  an 

den  Kurfürsten.    Dat.  Rees  19.  Oct.  1644.    W. 

19.  Oct.  1)  Seit  der  Abfassung  des  bis  jetzt  noch  nicht  abgesandten  Schreibens 

der  cleve-märkischen  Stände  an  den  Kurfürsten  haben  sich  die  Verhältnisse 
völlig  verändert.  Die  märkischen  Stände  haben  die  Unterzeichnung  des 
Schreibens  verweigert  und  dem  Kurfürsten  eine  Steuer  zur  Beförderung  der 
Werbung  bewilligt.  Norprath  hat  die  clevischen  Stände  zur  Forterhebung 
der  1634  zur  Schuldentilgung  bestimmten  Licenten  durch  die  dazu  verord- 
nete Deputation  auffordern  lassen,  widrigenfalls  er  selbst  seiner  Instruction 
gemäss  dieselben  durch  kurfürstl.  Beamte  erheben  lassen  werde.  Huissen 
und  Sevenar  sind  seitdem  gleichfalls  von  kurfürstl.  Truppen  besetzt  und 
Xanten  in  Folge  der  Werbungen  geplündert  worden.  2)  Norprath  hat 
keine  Vollmacht,  die  Gravamen  der  Stände  zu  erledigen  und  wird  solche 
auch  nicht  erhalten.  3)  Im  Fall,  wie  zu  erwarten,  Norprath  nicht  nur 
die  Schuldentilgungsmittel  wirklich  erheben  lassen,  sondern  auch  mit  der 
Werbung  und  Einquartierung  der  Truppen  sogar  im  ostrheinischen  Cleve 
fortfahren  wird,  „stehen  den  Ständen  zunächst  keine  andern  remedia  zur 
Hand,  als  die  gütliche  Accommodation  mit  I.  Ch.  D.  und  Handlung  über 
die  Werbung  und  andere  gravamina  und  dagegen  vorgeschlagene  Offerte 
einer  Steuer  zur  Abwendung  äusserster  Confusion".  Denn  Klagen  beim 
Kaiser  und  Processerhebung  bei  dem  Reichskammergericht  werden,  obgleich 
in  dem  Schreiben  an  den  Kurfürsten  angedroht,  „bei  gegenwärtigem  Zu- 
stande des  Reichs  und  Conjuncturen  dieses  Landes  sowohl  bei  der  Ritter- 
schaft als  den  Städten  aus  verschiedenen  Considerationen  nicht  dienlich 
noch  zuträglich  ermessen",  erfordern  auch  längere  Zeit,  während  der  mit 
der  Werbung  der  Truppen  zum  Verderben  des  Landes  fortgefahren  wer- 
den würde,  „und  die  Generalstaaten  zur  Erledigung  der  Gravamen  anderer 
Gestalt  nicht  cooperiren  helfen  wollen,  dann  in  solchem  Fall,  wenn  die 
Landstände  zugleich  eine  erkleckliche  Steuer  I.  Ch.  D.  einwilligen",  und  „da 
alsdann,  dem  vorgangen,  I.  Ch.  D.  darunter  nicht  möchten  difficultiren,  so 
wollen  die  Herren  Staaten  sich  interponiren  und  die  Erledigung  der  gra- 
vamina befördern  helfen".  4)  Durch  eine  Deputation  an  den  Kurfürsten  lässt 
sich  sicher  noch  die  Besetzung  des  ostrheinschen  Cleve  mit  brandenburgi- 
schen Truppen  abwenden,  und  werden  hoffentlich  die  längst  geklagten  Gra- 
vamen der  Stände  erörtert  und  beseitigt,  „vornehmlich  aber  die  fremden 
ausländischen  Bedienten  (durch  welcher  consilia  viele  Unruhe  Ungelegen- 
heit  und  Weiterung  eine  Zeit  hero  im  Lande  angestiftet  und  ferner  causiret 
werden  dürfte)  entsetzet  und  andere  qualificirte  eingeborene  beerbte  und 
begüterte  vermöge  der  Privilegien  angeordnet  und  mit  den  officiis  und 
beneficiis  zu  ihrem  und  ihrer  Posterität  soulagement  pro  vidi  ret 
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werden",  welches  Alles  nur  durch  mündliche  Vorstellungen  vorzubringen 
und  zu  erreichen  ist.  5)  Lässt  sich  hoffen,  dass  der  Kurfürst  den  Vorschlag 
der  Ritterschaft,  ihm  gegen  Erledigung  der  Gravamen,  anstatt  der  1634  ver- 
einbarten Schuldentilgungsmittel,  neben  den  Wasser-  und  Wegelicenten  eine 
sofortige  vier  bis  fünfjährige  Steuer  aus  dem  ostrheinischen  Cleve  zur  Ab- 
zahlung der  alten  Kammerschulden  anzubieten,  gerade  jetzt  gern  anneh- 
men wird. 


Aus  dem  Protokoll  der  zu  Belliiighoven  von  den  clevischen 

Ständedeputirten  mit  Norpi*ath  gehaltenen  Conferenz. 

^Der  Herren  Stände  Deputirte  (Bernsau,  Wittenhorst,  Isinck,  15.  Oct. 
Werrich),  dem  Herrn  von  Norprath  auf  dem  Hause  ßellinghoven  nächst 
Oblation  der  Stände  Dienste  vorgetragen,  wie  dass  die  Stände  aus  Ritter- 
schaft und  Städten,  jetzt  in  Recs  versammelt,  schmerzlich  vernommen  hätten, 
den  kläglichen  Zustand  der  armen  Bürger  und  Einwohner  der  Stadt  Xanten, 
die  durch  den  hessischen  feindlichen  Einfall  geplündert  und  gegen  den  kalten 
Winter  des  Ihrigen  jämmerlich  beraubt  worden®*),  dergleichen  Unfall  und 
Ungelegenheit,  besorglich  bei  Continuation  der  Werbung  an  der  einen  oder  an- 
deren Seite  Rheins  sich  weiter  zutragen  könnte,  hätten  darum  die  Stände,  jetzt 
in  Rees  versammelt,  den  deputatis  aufgegeben,  von  Herrn  v.  Norprath,  als 
1  Ch.  D.  abgeordneten  commissario  dienstlich  zu  vernehmen,  ob  von  I.  Ch.  D. 
inmission  hätten,  nicht  allein  die  Werbung  hier  zu  Lande  abzustellen, 
.-(Hidern  auch  die  übrigen  der  Landstände  gravnmina  und  Beschwernisse 
zu  erledigen,  und  ob  nicht  desfalls  der  ein  oder  andere  Schein  müsste  mit- 
getheilt  werden,  gestalt  den  Principalen  davon  zu  referiren,  und  demnächst 
fernere  Handlung  mit  dem  Herrn  von  Norprath  zu  berahmen  und  einzu- 
gehen.-—  N(>ri)rath  geantwortet,  thäte  .sich  der  Diensterbietung  bedanken, 
die  Werbung  abzustellen,  hätte  keine  Commission,  sondern  vielmehr  die- 
selbe fortzustellen.  Der  Einfall  zu  Xanten  würde  gewisslich  I.  Ch.  D.  nicht 
weniger  schmerzlich  als  den  Ständen  vorkommen,  L  Ch.  D.  geschähe  da- 
durch Gewalt  und  Unrecht,  I.  Ch.  I).  wäre  ja  Herr  vom  Lande  und  stünde 
derselben  frei,  in  seinem  Lande  und  Städten  Volk  zu  legen,  und  sollten 
billig  alle  Stände  und  treue  ratrioten  dazu  cooperireu  hellen,  dass  l.  Ch.  D. 
keineswegs  darin  möchte  Ijeeinträchtigt  werden.  Sc»  viel  die  gravaniina  der 
Stände  betrefl'en  möchte,  da  wäre  mit  den  märkibchen  Ständen  unter  Rati- 
fication l.  Ch.  l).  verab.'-cheidet,  dass  L  Ch.  D.  aus  der  Regierung  2  oder 
•^  Personen  coniniittiren ,  hingegen  auch  die  Stände  4  oder  5  Personen  de- 
itiren  möchten,  um  über  die  gravamina  sich  zu  setzen  und  die  noch  un- 
eiörterten  zu  erledigen,  hollten  aber  über  Zuversicht  gemelte  Deputirte  in 
i'inem  oder  anderm  I*o.sten  sich  nicht  vergleichen  können,  dieselbe  solle  mun 
I  (>h.  D.  ad  decidenduni  einschicken,  darüber  wäre  der  Herr  von  Norprath 
Ch.  D.  Resolution  täglich  gewärtig.  Es  hätten  aber  auch  I.  Ch.  D.  Re- 
'iwernisse  und  der  Stände  Ahsi.stenz  von  Nöthcn,  die>rIlM'n  wiirden  gegen 


*>)  Vgl.  obeu  Kiulvit.  p.  105. 
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einander  abzutliun  sein:  Dass  nämlich  I.  Ch.  D.  in  Ihren  Beschwerden  von 
den  Ständen  suceurriret,  und  hiergegen  der  Stände  gravamina  erledigt 
würden. 

Deputati  der  Stände  replicirt:  Die  Landstände  wünschten  von  Her- 
zen, und  wäre  jederzeit  ihre  vornehmste  Klage  und  Bitt  gewesen,  dass 
T.  Ch.  D.  und  das  Land  saramt  Unterthanen  in  solchen  Stand  möchten  ge- 
setzt werden,  dass  I.  Ch.  D.  und  Stände  sammt  armen  Unterthanen  von 
allerseits  kriegenden  Theilen  unbeeinträchtigt  und  unbeleidigt  sein  möchten, 
hätten  sich  erboten,  dazu  cooperiren  zu  helfen.  Man  wäre  aber  leider  von 
den  spanischen  und  staatischen  Guarnisonen  enclaviret,  auch  mit  kaiserlichen 
und  hessischen  Einquartierungen  und  Kriegscontributionen  dergestalt  hoch 
beschwert,  dass,  im  Fall  die  Landstände  zur  Entlastung  der  alten  Kammer- 
schulden (deretwegen  der  Herr  von  Norprath  bei  den  Ständen  oder  deren 
Deputirten  durch  Doctoren  Steinberge  n  Gesinnung  thun  lassen)  Etwas 
unterthänigst  willigen  und  beibringen  sollten,  und  danebst  zur  Fortsetzung 
der  Werbung  und  Unterhalt  der  Soldatesca  beisteuren  sollten,  wie  es  dann 
besorglich  darauf  ankommen  würde,  solches  wäre  gänzlich  incompatibel  und 
impossibel,  mit  Bitte,  der  Herr  von  Norprath  wolle  bei  I.  Ch.  D.  die 
Sachen  dahin  recomraandiren  und  facilitiren  helfen,  dass  die  Werbung  gänz- 
lich möchte  abgestellt  werden.  —  Was  die  Erklärung  über  die  gravamina 
und  dagegen  gesonnene  Mittel  concernirte,  davon  wollen  deputati  ihren  Herren 
Principalen  referiren  und  begehren,  dass  Copie  möchte  communiciret  wer- 
den, was  mit  den  märkischen  Ständen  gehandelt  worden.  —  Norprath 
duplieiret:  hätte  die  Schriften  nicht  bei  sich,  wolle,  zu  Cleve  kommend, 
dieselben  communiciren;  die  Werbung  gänzlich  abzustellen,  würden  I.  Ch.  D. 
bei  jetzigem  Zustand  nicht  vermögen,  sondern  dafür  halten,  dass  dieselbe 
dem  Lande  und  Unterthanen,  sonderlich  an  der  Westseite  Rheins,  nützlich 
wäre,  denn  es  hätten  die  Herren  Staaten  sich  mehrmals  vernehmen  lassen,  dass 
sie  aus  bedenklichen  Ursachen  nicht  könnten  befördern  helfen,  dass  die 
Hessischen  Calcar  und  andere  Oerter  sollten  quittiren,  ehe  und  bevor  I.  Ch. 
D.  einige  Völker  selbsten  geworben  hätten,  und  die  Oerter  genugsam  be- 
setzen könnte.  Die  ganze  Ostseite  Rheins  aber  wolle  er  unter  I.  Ch.  D.  Ra- 
tification von  der  Werbung,  im  Fall  mit  I.  Ch.  D.  wegen  der  Deputation 
oder  anderes  Mittels  Vergleich  getroffen  werden  könnte,  gänzlich  befreien, 
ausserhalb  was  auf  jener  Seite  der  Embs**^)  gelegen,  und  Duisburg  könnte 
nicht  verlassen.  Wessen  sich  aber  die  Hessischen,  und  in  specie  der  Obrist 
Rabenhaupt,  wegen  der  Westseite  nunmehr  vernehmen  lassen,  hat  der 
Herr  von  Norprath  den  deputatis  einige  Schreiben  im  Vertrauen  lesen 
lassen,  auch  ein  Extract  aus  des  Abgesandten  Wesenbeck' s  Relation  aus 
Frankfurt  communiciret,  und  wäre  jetzt  kein  ander  remedium,  die  Hessi- 
schen aus  dem  Lande  zu  bekommen,  dann  durch  Beihülf  der  Herren  Staa- 
ten, welche  im  Vertrag  des  anni  1636  I.  Ch.  D.  Manutenenz  contra  quos- 
cunque  versprochen  und  ohne  deren  behülflicher  Connivenz  die  Hessen 
hätten  nimmermehr  Calcar  occupiren,  auch  noch  nicht  manuteniren  können. 


")  Embsher. 
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I.  Ch.  D.  als  ein  junger  Herr  würden  Ihre  Reputation  in  Acht  nehmen  und 
entweder  weiter  hinein,  oder  einmal  mit  den  Hessen  durch  Unterhandlungen 
herauskommen,  wozu  der  Herr  vonNorprath  alles  Yermögliche  getreulich 
wolle  coutribuiren,  und  des  I^andes  Wohlfahrt  bestmöglichst  beförderen 
helfen.  —  Deputati  der  Stände:  Wollen  dieses  Alles  referiren". 


Schreiben  aus  Calcar  an  die  clevischen  Stände"). 
Dat.  Calcar  19.  Oct.  1644. 

[Drohungen  Rabenhaupt's.] 

„Wie  ich  diesen  Morgen  beim  Herrn  Obersten  Rabenhaupt  Au-  19.  Oct. 
dieuz  gehabt,  hat  S.  Gestr.  seine  Meinung  wegen  dieser  Werbung  dis- 
currendo  offenbaret,  auch  die  Schreiben,  die  gestern  an  Herrn  von 
Xorprath  abgegangen,  sehen  und  lesen  lassen,  darin  er  ausdrücklich 
vermeldet,  Herr  von  Norprath  solle  sich  alsobald  mit  allen  bei  sich 
habenden  Soldaten,  von  dem  Castel  sowohl  als  aus  der  Stadt  Cleve 
fortmachen,  und  diesen  Tag  seine  Erklärung  darüber  zurückschicken, 
oder  er  wolle  sie  mit  Gewalt  vertreiben,  dann  nicht  ein  einziger  Soldat, 
weniger  das  Haupt,  an  dieser  Seite  Rheins  gelitten  werden  sollte, 
sagte  auch  mündlich  dabei,  dafern  sich  der  Herr  von  Norprath  mit 
den  Soldaten,  die  nunmehr  zu  einer  Compagnie  desselben  geworden, 
nicht  bald  dazu  bequemen  würde,  dass  die  Briefe  bereits  fertig,  damit 
Völker  aus  allen  Garnisonen  zusammen  und  hierhin  berufen  werden 
sollten,  welches  uns  wieder  grossen  Schaden  zufügen  würde,  mit  wei- 
teren Anzeigen,  dafern  in  Erfahrung  käme,  dass  zu  solchen  Werbun- 
gen ein  Pfennig  von  der  Ostseite  Rlieins  contribuiret  würde,  dass  er 
auch  alsobald  eine  Undagc  ins  Werk  stellen  wollte,  welches  in  aller 
Eil,  mit  ein  oder  anderem,  doch  nicht,  als  wann  es  von  mir  herkäme, 
/.u  comnmniciren  und  frei  öffentlich  zu  referiren,  nicht  verhalte. 

Der  Oberster  sagte  auch,  dass  es  ihm  hochnöthig  däuclite,  wann 
die  Stände  sich  beim  Herrn  Grafen  Eberstein  excusirten  der  Wer- 
bung halber,  dann  sonstcn  die  doppelten  contributioncs  hiesiger  Seite 
IMicin»  schwerlich  abzuwenden  »ein  sollten". 

\u.s  dem  Protokoll   der  zu  Cleve  von  den  clevisciien  Slände- 

(lepntirten   mit  Norprath  gehaltenen  (>oni'erenz. 

^Zufolge  genoniiMciicn  JSehluKKt'H  von  Kitterschaft  und  Stiidten,  und  nach  üb.  Uct. 
ilheilU'ii)  credential  Schreiboii   %u  Keen  vom  22.  OctobriB  nitid  doputati 

**)  Dai  Bckreiben  ist  nicht  unturr.tdcbnut,  wulirMchfinlich  Hher  von  viuem  d«r 
HurgurioüititiT  von  Culcur,  wohl  Itruiii  v.   liurii,  ^cttchrioliuii. 
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(Herr  von  Belliukliof eii,  Herr  Drost  Hoveu,  Syndicus  Dr.  Isinck 
und  Dr.  ther  Beeck,  Schöffe  der  Stadt  Emmerich)  auf  Cleve  gereiset, 
dem  Herrn  von  Norprath  gemeltescredential  Schreiben  eingeliefert,  und 
um  Abstellung  der  Werbung  sammt  davon  dependirender  Evacuation  der 
Städte  Sevenar  und  Huissen,  Conservirung  der  Neutralität  und  Yerschonung 
der  Ostseite  mit  einiger  Steuer  zum  Unterhalt  der  Völker  angehalten.  — 
Darauf  der  Herr  von  Norprath  geantwortet,  was  anlangete  die  Lichtung 
der  Völker  aus  Huissen,  könne  S.  Gestr.  ohne  specialen  Befehl  I.  Ch.  D. 
und  Consent  des  Herrn  Prinzen  zu  Oranien  nicht  zu  Werk  stellen, -all- 
dieweil die  Besatzung  mit  I.  Ch.  D.  Ordre  geschehen,  auch  der  Herr  Prinz 
von  Oranien  darin  bewilligt,  und  auf  I.  Ch.  D.  Ansuchen  diei  Stadt 
Huissen  mit  der  staatischen  Compagnie  zu  Pferde,  so  vor  diesem  alda 
pflegete  zu  logieren,  verschonet  hätten.  So  viel  Sevenar  anginge,  da  wäre 
nur  eine  Compagnie  für  eine  Zeit  lang  hingelegt,  um  sich  zu  complacitiren, 
und  wolle  sich  wegen  deren  Ausräumung  bedenken,  würde  desto  weniger 
difficultirt  haben,  weilen  gedachte  Stadt  und  Schloss  absonderlich  mit  staa- 
tischen Wachten  versehen  wären.  Die  Abstellung  der  Werbung  vors  dritte 
bestünde  bei  I.  Ch.  D.,  dabei  S.  Gestr.  gern  zu  des  Landes  Besten  wolle 
beförderen  helfen:  Weilen  aber  die  deputati  von  einiger  zu  Rees  gefasster 
nützlicher  Intention  angeregt  hätten,  und  dann  dem  Herrn  von  Norprath 
davon  einige  Eröffnung  gethan  würde,  gestalt  S.  Gestr.  wissen  könnte,  was 
bei  L  Ch.  D.  recommandiren  und  beförderen  solle,  so  wolle  solches  getreu- 
lich verrichten,  wozu  sich  die  Herren  Landstände  zu  verlassen  hätten. 

Deputati  replicirt,  dass  sich  darüber  bedenken  wollten,  und  in  specie 
wieder  darauf  angehalten,  dass  die  Stadt  Sevenar,  weilen  dieselbe  der  Ge- 
fahr am  allernächsten,  möchte  erledigt  werden,  worauf  der  Herr  von  Nor- 
prath seine  vorige  Erklärung  erwiederte. 
26.  Oct.  Deputati   dem    Herrn    von   Norprath   vorgestellt,    weilen   S.  Gestr. 

jüngsthin  auf  dem  Hause  Bellinghofen  auf  der  Stände  Deputirte  sich  dahin 
erklärt,  dass  von  I.  Ch.  D.  keinen  Befehl  hätten,  die  Werbung  abzustellen, 
sondern  vielmehr  dieselbe  fortzustellen,  vors  Andere  auch  zur  Zeit  noch 
keine  vollständige  Commission  erlangt,  der  Stände  gravamina  zu  erledigen, 
sondern  es  mit  den  märkischen  Ständen  dahin  verglichen  wäre,  dass  man 
durch  niedergesetzte  Deputirte  allhie  im  Lande  versuchen  sollen,  in  welchen 
Punkten  man  sich  vergleichen  könnte,  die  übrigen  Punkte  aber  I.  Ch.  D. 
ad  decidendum  überschicket  werden  sollten,  welche  Erklärung  den  Land- 
ständen zu  Rees  nicht  angenehm  gewesen,  noch  dem  Land  und  Unterthanen 
zuträglich  zu  sein  ermessen  worden,  und  darum  resolviret,  durch  eine 
Schickung  bei  I.  Ch.  D.  wegen  der  Werbung  und  gravaminum  und  sonsten 
die  Nothdurft  unterthänigst  bitten  zu  lassen,  nicht  zweifelnd,  der  Stände 
Resolution  und  Vorbringen  zu  I.  Ch.  D.  und  des  Landes  Besten  strecken 
sollen,  mit  dienstfreundlichen  Ersuchen,  der  Herr  von  Norprath,  als  in 
diesen  Landen  abgeschickter  Commissarius  sich  wolle  gefallen  lassen,  die 
Abstellung  mehrgedachter  Werbung,  wie  auch  der  bekannten  landeskundi- 
gen gravaminum  bei  I.  Ch.  D.  bester  Maassen  facilitiren  und  beförderen 
zu  helfen,  die  Landstände  würden  nach  gespürtem  Effect  dem  Herrn  von 
Norprath  sich  dankbarlich  erweisen. —  Der  Herr  von  Norprath  geant- 
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wortet:  Im  Fall  der  Stände  Resolution  ihm  vorbraeht  würde,  ^olle  er  der 
Stände  Sachen  specialiter  recommandiren,  und  würde  seines  Ermessens  eine 
generale  Recommandation  geringen,  auch  wohl  keinen  Effect  haben,  wobei 
nicht  könnte  unangezogen  lassen,  dass,  ob  zwar  keine  Pienipotenz  hätte, 
alle  die  gravamina  der  Stände  zu  erledigen,  so  hätte  dennoch  in  instructione, 
verschiedene  Punkte,  darüber  die  Stände  vor  diesem  geklagt,  zu  derselben 
Satisfaction  abzuthun;  da  ihm  dann  der  Landstände  gefasste  Resolution 
und  gravamina  specialiter  einbracht  würden,  so  wolle  diejenige  Punkte, 
welche  in  commissione  hätte,  erledigen,  bei  den  übrigen  auch  seine'Meinung 
entdecken,  und  dergestalt  überschreiben,  wie  er  vermeinte,  dass  I.  Ch.  D., 
ohne  Verletzung  Dero  landsfürstlicher  Reputation,  darüber  sich  zu  resol- 
viren,  und  dadurch  zuversichtlich  zwischen  dem  Landesherrn  und  Ständen 
ein  gutes  Vertrauen  gestiftet  werden  könnte.  —  Deputati  hätten  keine 
Commission,  der  Stände  gefasste  Resolution  (darüber  annoch  einiger  Mit- 
glieder Erklärung  erwartet  würde)  oder  auch  die  gravamina  dem  Herrn 
von  Norprath  specialiter  zu  exhibiren,  müssten  desfalls  ihren  Principalen 
referiren  und  deren  Meinung  vernehmen''. 


Aus  dem  Protokoll  des  ctevischen  Ständeconvents  zu  . 

Wesel.     W. 

„Ward  vom  Syndicus  Dr.  Isinck  referiret,  dass  die  Städte  zur  West-  3.  Dec. 
.  L'ite  Rheins,  Cleve,  Calcar  und  Xanten,  über  die  von  der  Ritterschaft  in 
convento  zu  Rees  gut  befundener  Schickung. zu  1.  Ch.  D.  sich  erklärt,  und 
solche  Schickung  neben  denen  von  Emmerich  ebenfalls  hochuöthig  befun- 
den, auch  begehrt,  dass  dieselbe  aufs  eheste  fortgesetzt  werden  möchte, 
mit  der  weiteren  Resolution,  dass,  dafern  die  angefangenen  Kriegs- 
werbungen eingestellet,  die  gravamina  eifectiv  erlediget  und  die  West- 
«ite  von  den  Kaiserlichen,  Hessischen  und  anderen  pjinquartierungen  libe- 
rirt  würde,  sie  I.  Ch.  D.  mit  einer  erklecklichen  Beisteuer  unter  die  Arme 
greifen  wollten.  Weilen  dann  die  Stadt  Wesel  aluoch  in  solcher  Schickung 
noch  nicht  consentiret,  dass  dahero  der  Stadt  deputati  ihnen  nicht  gefallen 
lassen  wollen,  sich  von  ihren  Mitgliedern  zu  separiren,  sondern  zu  der 
Schickung  ihren  consensum  ebenfalls  zu  geben,  zu  mehr  auch  die  Stadt 
ilees  «ich  erklärt  haben  sollte,  dafern  die  Stadt  Wesel  darinnen  consen- 
tireri  würde,  dass  alsdann  ihres  theils  sich  ebenfalls  dazu  willig  erklären 
würde, 

Deputirte  von  Wesel  erklären,  dass  allsoviel  die  vorgeschlagene  Schik-  11.  D<>c. 

'ung  nach  I.  Ch.  D.  belangen  thätc,   darinnen  auch  die  Städte  Westseiten 

Klieins  consentiret,  thäte  magistratus  wünschen,  dass  die  Herren  Ritterhür- 

ligen  zuvörderst  alsolcli  Schreiben,    welches    in   conventu    allhier  zu  Wesel 

tufgesetzet  und  placitiref,  I.  Ch.  D.  per  expressen  einzuschicken  resolviren 

iiaten;  dafern  aber  deputati  Solches  zu  thun  nicht  vermöchten,  und  selbiges 

•  i  ihnii  prineipalibuM  zu  obtiniren  ihnen  nicht  getrauten,  «lass  in  solchem 

i  all  magi-tratii«  der  Stadt  Wesel,  .separationes  und  andere  Liigelegenheiten 

II  verhüten,  in  die  Schickung  coiiHcntiret  haben  wollte,  doch  also,  das?  der 
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Ritterschaft  Deputirte  namhaft  gemacht,  auch  capita  instructiuiiis  aufgesetzt 
und  vorbracht  werden  möchten,  sich  darüber  mit  einander  zu  vergleichen. 
Darauf  dann  am  Nachmittag  die  capita  instructionis  verlesen  und  examini- 
ret,  dem  syndico  Dr.  Isink,  was  dabei  ab  und  zugefchan,  aufzusetzen  auf- 
gegeben, und  haben  sich  deputati  erklärt,  dass  die  Herrn  v.  Hüchdten- 
bruch  und  Bilandt  zu  der  Reise  deputiret''. 


Der  cleve-märkische  geh.  Regierungsrath  Conrad  v.  Strünkede 
an  die  clevischen  Stände.     Dat.  Rees  17.  Dec.  1644.    W. 

[Widerspricht  auf  Befehl  des  Kurfürsten  der  Verleumdung,  dass  derselbe  die 
Stände  durch  die  Werbung  ihren  Privilegien  zuwider  zu  Contributionen  zwingen 

wolle,] 

17.  Dec.  „Der  durchleuchtigste  Fürst  und  Herr,  Herr  Friedrich  Wilhelm, 

Markgraf  zu  Brandenburg,  unser  gnädigster  Herr,  hat  mir  gnädigst 
befohlen,  den  Herren  Ständen  Dero  gnädigsten  Gruss  zu  vermelden, 
und  daneben,  dass  dieselbe  nicht  mit  geringen  Befremdungen  vernom- 
men, wie  sie  von  bösen,  verleumderischen,  ungetreuen  Leuten  bei  Dero 
gehorsamen  Ständen,  auch  sonsten  hin  und  wieder,  wiewohl  fälschlich 
und  mit  Ungrund  angegeben  und  öffentlich  beschuldigt  werden  wolle, 
als  würde  von  I.  Ch.  D.  durch  die  geringe  angestellte  Werbung  (die 
doch  zu  keines  Menschen  Offension,  sondern  bloss  zu  der  clevischen 
Landen  äusserste  Nothdurft  und  Defension  angesehen)  kein  anderes 
gesuchet,  denn  nur  Ihre  eigene  getreue  Stände  und  Unterthanen, 
zuvörderst  aber  die  Städte  dadurch  zu  drücken,  denselben  ihre  Nah- 
rung, Gewerb  und  commercia  zu  sperren,  und  also  sie  insgesammt, 
ihren  Freiheiten  und  Privilegien  zuwider,  zur  Einwilligung  einiger  an 
sie  gesonnenen  Contributionen  par  force  zu  zwingen.  Nun  schneiden 
L  Ch.  D.  solche  bösliche  Caluranien  sehr  tief  in  das  Herz,  und  leicht- 
lich  können  ermessen,  dass  solches  erdichtete  Ausgeben  nur  dahin  ge- 
meinet, dass  dadurch  zwischen  L  Ch.  D.  und  Dero  getreuen  Ständen 
Unwill  und  Ungehorsam  angestiftet  und  die  Unterthanen  gegen  ihren 
Landesherrn  mögen  aufgewiegelt  werden,  selbiges  aber  I.  Ch.  D.  zu- 
mal unleidsam,  als  werden  sie  mit  allem  Ernst  daran  sein,  wie  sie 
hinter  die  autores  und  erste  Aussager  kommen  und  dieselben  anderen 
zum  Abscheu,  zu  wohlverdienter  Strafe  mögen  gezogen  werden. 

Damit  aber  keiner  ferner  unterstehen  möge,  durch  solchen  listigen 
Schein  die  Stände  irre  und  misstrauisch  zu  machen,  so  haben  I.  Ch.  D. 
mir  auch  gnädigst  befohlen,  den  Herren  Deroselben  über  die  ausge- 
sprengte und  falsch  erdichtete  Beztichtigung  tragende  hohe  Displicenz 
zu  demonstriren    und    solchen  Calumnien    zu    remonstriren ,    hingegen 
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aber  den  Ständen  Ihre  beharrliche  gnädigste  Aifection,  und  dass  I. 
Ch.  D.  dergleichen  Gedanken  niemalen  im  Sinne  gehabt,  sondern 
Deroselben  vor  Gott  und  der  Welt  daran  zu  viel  geschehe,  an  Dero 
Statt  zu  versichern,  und  gleichwie  I.  Ch.  D.  die  getreuen  Stände 
wider  habende  und  erweisliche  privilegia  zu  beschweren  nicht  gemeint, 
sondern  ihnen  dieselben  vielmehr  nach  Gelegenheit  zu  vermehren  gnä- 
digst geneigt  seien,  also  lassen  Sie  auch  hinwiederum  die  Stände  an- 
mahnen, dass  sie  auch  ihres  Orts  in  unverrückter  Treue  und  Devotion 
gegen  Dieselbe  beständig  verbleiben  und  als  getreuen  und  gehorsamen 
Unterthanen  wohlanständig  sich  erweisen,  solchen  und  dergleichen 
Verleumdern  keinen  Glauben  beimessen,  sondern  vielmehr  dieselben 
zu  gebührender  Abstrafung  namhaft  machen". 


Wirich  v.  Bernsau  an  Wesel.     Dat.  Bellinghoven   11.  März 

1645.     W. 

Habe  von  Norprath    die  Anzeige    erhalten,    dass    fünf  Compagnien    1645. 
Ileuter  aus   der   Mark  Brandenburg   unter   dem  Obersten  Georg  Ehren- 11.  März, 
reich   von   Burgsdorf  nächster   Tage  im   Clevischen   eintreffen    würden. 
Drei  derselben,   die  ira  Amte  Bislich  ein  Nachtquartier  haben  sollen,   wer- 
flf'n  Calcar,  Sevenar  und  Huissen  besetzen.     Die  Stadt  Cleve,  welche  davon 
(hon  Nachrieht  haben  werde,  dringt  auf  Berufung  eines  Ständeconvents. 


Der  Kurfürst  an  die  Regierung.     Dat.  Königsberg  11.  März 

1645.     M. 

(Präsentirt  Cleve  5.  April  l()4ö.) 

n)it;  higherige  westrheiniache  Contrihution   ist  'zum  Unterhalt  der  kurf.  Truppen 
rner  zn  erheben  und  die  Stände  sind  zur  Beisteuer  aus  der  Ostseite  zu  bewegen.] 

..Nachdem  Wir  nothig  zu  sein  befunden,  einige  Reiterei  (deren  11. Mär/. 
Werbung'  nur  allein  dahin  angesehen,  dass  Wir  nicht  allein  gegen 
l  uHcre  bevorstehende  Ankunft  bei  euch  einige  Völker  zu  Unserer 
Leibguarde  auf  den  Beinen  hätten,  sondern  auch  damit  Wir  Unsere 
Oerter  alda  selhnt  besetzen  und  uicht  mehr  in  fremden  Händen  blei- 
ben laHscn  nuichten)  nach  Unserem  clevischen  Lande  zu  schicken, 
welcher   gestalt  Wir  Unserem    geheimen   Hath    und   gevolhnächtigten 

•mmlHHario  Johann  von  Norprath  (Tenerallicutenantcn  in  (Jnaden 
rcHcril)irct  und  anbefohlen,  nicht  allein  mit  der  westscilischen  Coutri- 
itutiiMi  ferner  zu  coutinuireu   nnd  dieselbe   nach  wie  vor  einheilen  zu 

iHKou,  Himderu  auch  mit  Zuziehung  euer  sich  bestes  FleisHes  zu  be- 
iimiIm  II     dass  auch  ein  glcichniftsHlgeH  von  der  OHtHcitcn,   dieweil  sie 
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des  Orts  nicht  weniger,  sondern  wohl  noch  ein  niehres  zu  thun  ver- 
mögen, contribuiret  und  zusammengebracht  werden  möchte.  Wollet 
euch  demnach  aufs  beste  dieses  Werks  Beförderung  angelegen  sein 
lassen  und  Unsere  Stände  hierzu  mit  Repräsentirung  aller  Nothdurft 
helfen  zu  disponiren,  wie  Wir  Uns  gänzlich  versehen,  Unsere  Stände 
werden  hierunter  keine  Difficultät  machen  in  Anmerkung,  dass  es 
ihnen  selbst  vornehmlich  zum  Besten  und  Unserer  Landen  Defension 
einzig  und  allein  angesehen". 


Proposition  des  Obersten  Georg  Ehrentreich's   v.  Burgsdorf 
den    cle vischen   Ständedeputirten    gethan   Cleve    22.  März 

1645.     W. 

[Der  Kurfürst  will  die  eingeführten  Truppen  zur  Defension  des  Landes,  nicht 
gegen  der  Stände  Privilegien  verwenden,  hat  Cleve  bereits  von  Hessen  und 
Kaiserlichen  befreit,  erstrebt  Gleiches  für  Mark,  muss  sich  wegen  der  Friedens- 
tractate  in  Consideration  setzen,  begehrt  für  die  Truppen  11  — 12,000  Thlr.  aus 
dem  ostrheinischen  Cleve.] 

22. März.  „Erschienen    der  Herr  zu  Bellinghofen,    Director,    Dr.  Adam 

Isinck,  Syndicus  der  clevischen  Ritterschaft  und  deputati  der  Stadt 
Emmerich,  Schöffen  Hoyer  und  Dr.  ter  Beeck.  —  Der  Herr  Obrister 
Burgsdorf  zuvörderst  L  Ch.  D.  gnädigsten  Gruss  vermeldet,  vors 
zweite  weitläufig  versichert,  dass  L  Ch.  D.  Intention  nicht  wäre,  durch 
die  eingeführten  Compagnien  Reuter  die  Stände  oder  Unterthanen  zu 
beleidigen,  oder  Etwas  gegen  deren  Privilegien  vorzunehmen,  sondern 
einzig  und  allein  zu  der  Stände  und  Unterthanen  bester  Defension 
und  mehrer  Vertheidiguug  angesehen  wäre,  L  Ch.  D.  hätten  hierunter 
hohe  intentiones,  die  zuverlässlich  mit  mehrerem  Effect,  zur  Befreiung 
Dero  Landen  und  Leuten  ausschlagen  würde,  in  specie  gleich  im 
Lande  von  Cleve  die  Liberation  von  kaiserlichen  und  hessischen  Con- 
tributionen  und  Einquartierung  schon  zu  Weg  bracht,  also  auch  in  der 
Grafschaft  Mark  erfolgen  wmrde.  Es  wäre  fast  jetzt  im  Reich  kein 
so  geringer  Graf  oder  Reichsstand,  der  nicht  einig  Volk  zu  seiner  und 
seiner  Landen  Sicherheit  auf  den  Beinen  hätte;  so  wäre  auch  L  Ch.  D. 
als  ein  voniehm  Glied  des  Reichs  nicht  zu  verdenken,  dass  bei  ge- 
genwärtigen vorseienden  hohen  Tractaten  zu  Münster  und  Osnabrück 
durch  Annehmuug  und  Unterhaltung  einiger  Kriegsvölker  sich  in  Con- 
sideration und  Positur  stelleten.  Und  weil  dann  vors  dritte  L  Ch.  D. 
gnädigst  resolviret,  selbst,  vermittelst  Dero  hohen  Person  in  diese 
Landen  zu  kommen,  da  Sie  dann  bemeldeter  Compagnien  zum  Theil 
zu  Dero  Leibguarde  würden  gebrauchen,  oder  auch  da  die  Stände  zu 
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I.  Ch.  D.  des  Landes  Angelegenheit  halber  abschicken  würden,  inmit- 
tels  I.  Ch.  D.  nicht  gera  sehen  sollte,  dass  besagte  Völker,  die  mit 
gar  grossen  Kosten  geworben,  an  Unterhalt  und  Besoldung  Mangel 
leiden  sollten,  so  thäte  der  Herr  Obrister,  Namens  I.  Ch.  D.,  weilen 
der  Herr  von  Norprath  kränklich  wäre,  gesinnen  und  begehren, 
dass  die  Stände  zur  Ostseiten  Rheins,  indem  die  Westseite  sehr  hoch 
beladen,  für  eine  kurze  Zeit,  bis  daran  die  Völker  anderwärts  abge- 
führet  würden,  I.  Ch.  D.  mit  einer  Zulage  und  Beisteuer  von  etwa 
11,000  oder  12,000  Thlr.  unterthänigst  beispringen,  und  dadurch  I. 
Ch.  D.  mehrere  Gnade  und  Huld  demeriren  möchten". 


Depiitirte  von  Wesel  an  den  Magistrat  daselbst.  Dat.  Emmerich 
25.  März  1645.     W. 

(Unterz.:  Anton  ther  Schmitten  und  Heinrich  v.  Werrich.) 
[Die  Ritterschaft  will,  Executionen  zu  verhüten,  einige  20,000  Thlr.  bewilligen.] 

„Die  Herren  von  der  Ritterschaft,  welche  alle  verschrieben  und  elf  25.  März, 
an  der  Zahl  sich  eingestellt,  haben  ihr  Vorhaben  dahin  gegeben,  dass 
es  bedenklich  und  präjudicirlich  fallen  würde,  zur  Verpflegung  und 
Bezahlung  der  Völker  einige  Steuer  zu  willigen.  Weil  aber  die  fünf 
Compagnien  nunmehr  ankommen  und  einquartiert,  keine  Geldmittel 
aus  der  Mark  Brandenburg  niitbracht  und  bei  hiesiger  Amtskammer 
keine  Geldmittel  vorhanden  und  dahero  zu  befahren,  dafern  keine  Mittel 
zur  Abzahlung  beigeschaift,    dass   alsdann    allerhand   disordre  verur- 

icbt,  auch  wohl  eine  militärische  Execution  und  Beitreibung  einiger 
Geldmittel  zu  befahren,  und  dass  in  solchem  unverhofften  Falle,  solche 
rigoureuse  Proceduren,  gleich  bei  Langen  her g's  Zeiten  leichtlich 
continuiret  werden  möchten,  dass  dahero  die  Stände,  nicht  in  specie 
zur  Abzahlung  der  geworbenen  Völker,  sondern  I.  Ch.  Ü.  zu  unter- 
thänigster  Ehre  eine  erkleckliche  Summe  im  ganzen  Lande  und  an 
l.fidf'Ti  Seiten  des  Rheins  von  etlichen  2(M)U0  Thlr.  beischiessen  soll- 
Berichten  daneben,  dass  die  Stadt  Wesel  dermaassen  bei  L 
(  h.  i>.  und  Honstcn  denigriret,  dass  es  nicht  zu  schreiben**. 

I)ie  Regierung  an  die  comtnittirten  Käthe  Konrad  v.  Strünkede 

MI..I   .Ioli;inii    Motzfeld.      Dat.   (levc   -JT.  M.iiv    ICi:».      M. 

Aul  d'  •   Absicht,  *2()     *J.'),0()(»  Tlilr.  mis  drni  wr.Ntriuini.vcln'u  und  27.  Marr,. 

<.>trhciriis<li  dciii  Kurfürsten  gogcn  Vrr/.icht  auf  die  von  den  Heshcn 

i<l  drn  Kaiserlichen  bis  jeUt  im  erntcren  erhobene  Contribution  von  5000  Thlr. 
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motiatlich,  kann  nicht  eingegangen  werden.  Durch  den  Abzug  der  fremden 
Truppen  sind  die  Unterthanen  von  allen  übrigen  schweren  Leistungen,  als 
Service-,  Tafel-,  Holz-  und  den  anderen  Unrathsgeldern,  auch  von  allen 
weiteren  Anforderungen,  welche  die  kaiserlichen  Generale  auf  Grund  der 
Kreismatrikel  noch  erhoben,  befreit  worden.  Die'  bisherige  westrheinische 
Contribution  ist  zur  Besoldung  des  kurfürstlichen  Fussvolks  nöthig;  für  den 
Sold  der  Reiterei  möchten  sie  von  den  Ständen  mindestens  14,000  Thlr. 
aus  dem  ostrheinischen  Cleve  zu  erhalten  suchen;  aber  auch  diese  Summe 
reiche  kaum  für  drei  Monate,  daher  die  Stände  zur  grössten  Beschleunigung 
ihrer  Deputation  an  den  Kurfürsten  behufs  Abschlusses  eines  weiteren  Ver- 
gleichs mit  demselben  zu  ermahnen  sind. 


Strünkede  und  Motzfeld   an  die  Regierung.     Dat.  Emmerich 

3.  April  1645.     M. 

3.  Apr.  Die   Stände   klagen  darüber,    dass   die   Regierung    noch   pro   Februar 

4000  Thlr.  und  pro  März  5000  Thlr.  Contributionen  im  westrheinischen 
Cleve  habe  erheben  lassen;  es  ist  ihnen  mitgetheilt  worden,  dass  von  er- 
sterer  Summe  dem  hessischen  Oberkriegscommissär  v.  d.  Mals  bürg  auf 
dessen  heftiges  Drängen  noch  3000  Thlr.  hätten  ausgezahlt  werden  müssen, 
um  den  letzten  Rest  der  hessischen  Truppen  aus  dem  Lande  zu  bringen; 
die  5000  Thlr.  monatliche  Contributionen  aber  nicht  zu  entbehren  wären, 
lieber  des  Obersten  Burgsdorf  Weigerung,  eine  Steuerbewilligung  für 
den  Kurfürsten  statt  zum  Unterhalt  der  Truppen  annehmen  zu  wollen  und 
sein  heftiges  Auftreten  gegen  die  Deputirten  der  Stände  sind  letztere  sehr 
aufgebracht.  Bezüglich  der  beabsichtigten  Münzreduction  haben  alle  an- 
wesenden Stände  einstimmig  vorgestellt,  dass  dieselbe  nach  niederländischer 
Valuation  vorgenommen  werden  möge,  „dieweil  mit  den  Compagnien  in 
den  staatischen  Garnisonen  das  meiste  Geld  in  das  Land  komme,  dass  die 
sollicitateurs  alles  dasjenige  Geld,  welches  drunten  vor  billion  ist  erklärt 
oder  allhier  höher  als  drunten  gevaluiret  sein  möchte,  hierhin  ins  Land, 
zur  Bezahlung  der  Compagnien  schicken,  damit  das  Land  erfüllen,  und 
alles  Silbergeld  draus  ziehen  werden,  dass  auch  die  Benachbarten  alle 
Waaren  dieses  Landes  aufkaufen,  wie  in  der  Remonstration  angezogen, 
und  die  Species,  welche  allhier  hoch  gehen,  ins  Land  bringen,  und  damit 
die  armen  Eingesessenen  dermaassen  hart  beschweren  würden,  dass  die- 
selbe an  den  Geldern,  welche  hinunter  zum  Einkauf  der  Waaren  schickten, 
viel  verlören,  und  darum  ihre  Waaren  zum  Beschwer  des  gemeinen  Mannes 
höchstlich  vertheuern  würden;  darum  begehren  thaten,  wir  wollten  dieses 
den  Herrn  zu  dem  Ende  repräsentiren,  damit  solcher  Confusion  zu  des  ge- 
meinen Mannes  Schade  und  Beschwer  möchte  vorgebaut  und  die  vorha- 
bende Valuation  dergestalt  eingerichtet  werden,  dass  allerdings,  und  in  allen 
goldenen  und  silbernen  Münzsorten,  die  seien  in  den  niederländischen  Pro- 
vinzen admittiret,  oder  vor  billion  erklärt,  derselben  neuer  Valuation  also 
eingefolget  werden  möge,  damit  nicht  über  zwanzig  von  hundert  zwischen 
dieses  Fürstenthum  und  der  holländischen  Münze  möge  die  Differenz  sein, 
in  Betrachtung  dieses  Fürstenthum  fast  alleinig  mit  den  niederländischen 
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Provinzen,   und  das   ganze  Land   mit  den  Städten  Wesel,  Emmerich  und 
Rees  zu  traffiquiren  hätte"  ^^''). 

Strünkede  und  Motzfeld   an  die  Regierung.     Dat.  Emmerich 

13.  April  1645.     M. 

Nachdem  die  Deputirten  von  Wesel  und  Rees  die  Schlussresolution  13.  Apr. 
der  Stände  durch  ihren  Widerstand  lange  verzögert  haben,  ist  endlich  die 
Summe  von  31,000  Thlr.  derart  „zu  I.  Ch.  D.  Nothdurft  gnädigstem  Be- 
lieben'* bewilligt  worden,  dass  20,000  Thlr.  im  westrheinischen  Cleve,  mit 
Anrechnung  der  im  Monat  März  dort  bereits  erhobenen  5000  Thlr.,  und 
11,000  Thlr.  im  ostrheinischen  Cleve  in  zwei  Terminen,  am  15.  Mai  und 
30.  Juni,  umgeschlagen  und  beigebracht  werden  sollen.  Dagegen  ist  den 
Ständen  die  Erhebung  von  5500  Thlr.  für  die  Kosten  der  Deputation  von 
dem  Kurfürsten  zugestanden  worden.  Letztere  wird  dem  Kurfürsten  eine 
„grössere  und  ansehnlichere''  Steuer  gegen  Erledigung  der  Landesbeschwer- 
den offerireu. 


Der  Kurfür.st  an  die  cleve-märkischen  Stände.  Dat.  Königsberg 

13.  Juni  1645.     W. 

(Präsentirt  Emmerich  25.  Juli  1645.) 

[Dankt  für  den  Truppenunterhalt,  erwartet  Beschaffung  fernerer  Mittel  dazu. 

Verzögerung  der  Reise  nach  Cleve.] 

„Euch  ist  vorhin  bewusst,  nachdem  Uns  etliche  riätze  in  Unserem  13.  Juni. 
Herzogthum  Cleve  wieder  eingeräumt,  welcher  gestalt  Wir  um  deren 
Besatzung  willen  bewogen  worden,  einige  Werbung  vorzunehmen  und 
anzustellen,  und  gereichet  Uns  zu  danknehmendem  gnädigsten  Gefallen, 
dass  ihr  euch  wegen  Verpflegung  und  Unterhaltung  stdcher  Unserer 
Soldatesca  bis  anhero  so  gehorsam  und  willig  habt  erklären  und  er- 
weisen wollen.  Und  gleich  wie  Wir  entschlossen.  Uns  selbst  in  Person 
nach  Unseren  clevischen  Landen  zu  ei heben,  und  in  einem  und  dem 
anderen  niithigo  Anstalt  zu  machen,  also  hätten  Wir  nichts  Lieberes 
gesehen,  als  dass  Wir  schon  vorlängst  solche  Reise  hätten  mögen  er- 
greifen und  zur  Hand  nehmen  können,  werden  aber  dennoch  wegen 
nöthiger  dieses  Orts  vorgehenden  Verrichtmigen  nicht  weniger  daran 
verhindert.  Nachdem  Wir  aber  unterdessen  billig  dahin  zu  sehen, 
dass  vorgedachte  Unsere  Soldatesca  mit  nothdürftigem  Unterhalt  ferner 
providirct  und  versehen  werden  möge,  ho  wollen  Wir  nicht  zweifeln, 
ihr  werdet   euch  ins  Kllnftige   noch   weiter  hierunter  gegen  Uns   gut- 
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Völker  gedenken  wollen;  wie  Wir  dann  solches  hiemit  an  euch  gnä- 
digst gesinnen,  Uns  gänzlich  versehend,  in  Betracht,  dass  dieses  Werk 
zu  Unseres  Landes  selbsteigener  Wohlfahrt  angesehen,  und  es  viel 
besser,  dass  Unsere  Plätze  mit  Unserem  eigenen  als  fremden  Volk  be- 
setzet werden,  ihr  werdet  Uns  nicht  aus  Händen  gehen,  sondern  euch 
gegen  Uns  hierunter  gebührlich  anschicken  wollen". 


Ther  Schmitten  an  Wesel.   Dat.  Emmerich  21.  Aug.  1645.    W. 

[Auf  Drohungen  der  Stände,  Drohungen  der  Regierung  erfolgt,  wollen,  weil  da- 
gegen jetzt  machtlos,    statt  11,000  Thlr. ,    etliche  20,000  Thlr.  dem   Kurfürsten 

offeriren.] 

21.  Aug.  „Haben  die  Herren  Stände  nöthig  erachtet,  der  Regierung  zu  ver- 
melden, im  Fall  sie  mit  verlauteter  Aussetzung  ungewilligter  Steuer 
zur  Westseiten  verfahre ,  dass  dagegen  solemnissime  zu  protestiren 
und  ihren  dissensum  durch  offene  Patente  im  Lande  Kund  zu  machen 
resolviret.  Wie  dieses  den  Herren  Käthen  per  deputatos  mündlich 
vorgetragen,  sind  sie  über  die  Maassen  alterirt,  und  wie  sie  nun  gegen 
ein  und  anderen  sich  allerhand  weitaussehender  Proceduren  verlauten 
lassen,  da  sind  auf  dem  Kathhause  allerhand  Difficultäten,  so  aus  sol- 
chen Proceduren  entstehen  könnten,  erörtert  worden,  unter  anderen, 
dass  nämlich  einen  Weg  wie  den  anderen  sonderlich  an  der  West- 
seiten zuvörderst  die  armen  Unterthanen  die  Steueren  zur  Bezahlung 
der  Soldatesca  beizubringen  constringirt  werden  sollten,  wodurch  den 
Ständen  ein  praejudicium  zugefüget,  auch  eine  Continuation  solcher 
Steuer  nach  solchem  präjudicirlichen  Eingang  leichtsam  causirt  wer- 
den könnte.  Weilen  dann  die  Stände  solche  vorhabende  Execution 
sonderlich  hoc  rerum  statu,  da  das  Kriegsvolk  im  Lande,  nicht  zu  be- 
hindern vermöchten,  die  kaiserlichen  mandata  auch  itzund  wenig  ge- 
achtet würden,  auch  tractum  temporis  erforderten,  ist  diese  questio 
vorgestellt,  ob  nicht  in  diesem  Fall  besser  an  Statt  der  ge willigten 
16,000  Thlr.  25,000  Thlr.  pro  principe  et  statibus  zu  offeriren". 


Die  clevischen  Stände  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Emmerich 
26.  Aug.  1645.     W. 

[Bitte   um  Abführung   der  Truppen.     Verzögerung    des  Landtages    durch   unge- 
wöhnliches Ausschreiben   der  Commissäre,    der   Abreise    der  Deputirten    durch 
Veränderung  der  Instruction,     20,000  Thlr.  sind  nicht  auf  Vorstellung  des  Com- 
missärs  und  zum  Unterhalt  der  Truppen,  sondern  aus  Affection  offerirt.] 

26.  Aug.  „E.  Ch.  D.  werden  sich  gnädigst  erinneren,  aus  was  erheblichen 

andringenden  Ursachen  wir  als  Landstände  dieses  Herzogthums  Cleve 
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bewogen  worden,  vermittels  unseres  unterm  dato  den  28.  Juni  nächst- 
lichen abgelassenen  und  nunmehr  verhoffentlich  wohl  angelangten 
Schreibens,  über  beschehene  Werbung  Dero  Kriegsvölker  uns  aufs 
höchste  unterthänig  zu  beschweren,  und  deren  Abstellung  oder  Abfüh- 
rung gehorsamst  zu  bitten,  inmaassen  Solches  nochmalen  in  unterthä- 
nigstem  Gehorsam  zu  bitten  veranlasst  werden. 

Es  haben  I.  Ch.  D.  Commissarius  und  Rath,  der  Herr  von  Nor- 
prath,  und  der  von  Strünkede  wegen  Unterhalt  bemeldeter  Völker 
uns  Anfangs  hiehin  zum  Landtag  verschrieben,  darauf  aber  zu  erschei- 
nen uns  beschweren  müssen,  dass  dieselbe  als  particulire  Diener  in 
ihrem  Namen  und  unter  ihren  Petschaften,  ohne  Ueberfertigung  einiges 
credential  Schreibens,  uns  verschrieben,  welches  hier  im  Lande  uner- 
hört, ungewöhnlich  und  dem  alten  Herkommen  streitig,  demzufolge 
wir  als  Landstände  jederzeit  im  Namen  des  Landesherrn  unter  dem 
laudsfürstlichen  Insiegel  und  nicht  unter  einiger  particulir  Käthe  Pet- 
schaft, und  deren  Namen  zum  Landtag  verschrieben  worden,  welches 
angeregter  Maassen  nicht  allein  hie  und  in  anderen  Landschaften  un- 
bräuchlich,  sondern  auch  für  uns  als  Stände  verkleinerlich  gewesen, 
daher  anfänglich  einige  Verzögerung  causiret,  und  wir  folgends  auf 
Ausschreiben  der  Landschaft  Deputirten  beisammen  kommen. 

Da  dann  bei  währender  Handlung  einige  Posten  vorgefallen,  welche 
in  der  Instruction  und  Commission  deren  Deputirten,  so  zu  L  Ch.  D. 
abgeordnet,  unvermeidlich  immutiret  und  vennehret  werden  mussten, 
iiiid  darüber  einige  Zeit  vorbei  gangen,  endlich  aber  zu  E.  Ch.  D. 
gnädigster  Disposition  eine  nochmalige  freiwillige  Steuer  von  t?(),0(K) 
Thlr.,  den  letzten  Septembris  und  Novembris  zu  bezahlen,  aus  unter- 
thänig8ter  treuer  Affection  resolviret,  bewilliget  und  E.  Ch.  D.  hiermit 
unterthUnigst  zu  offeriren.  Welche  Einwilligung  nicht  geschehen,  auf 
dessen  von  Nor])  rat  h  und  dessen  von  St  r  Unke  de  Vortrag  und  An- 
suchen, zum  L'nterhalt  der  Völker,  sintemal  dazu  Etwas  zu  continuiren, 
IUI-  ;iii>  Nurgestellten  erheblichen  Motiven  gravirt  befunden,  sondern 
itit  die  Bewilligung  hergckonnnen  aus  unserem  eigenen  untorthänij:- 
8ten  Movement  und  continuircnder  gehorsamster  Devotion,  E.  Ch.  1).  zu 
unterthUnighten  Ehren,  darum  dann  der  xon  Norprath  oder  andere 
Käthe  keine  LVsache  haben,  sich  davon  zu  berühnien,  dass  sie  Sol- 
ches  zu  Weg  brachten,  und  desfallK  sich  den  Dank  und  die  Ehre  zu 
attrilmiren,  Hoiidern  leben  der  unterthänigsten  llotl'nung,  E.  Ch.  D. 
werden  benieldetc  oHerirte  Steuer  von  uns  als  Dero  unterthäuigHten 
geborHaniHten  Landstilnden,  in  gnildigHteni  Dank  annehmen,  unsem 
D«|)Utirten,  >••  in  km/n   '/.  ii   \nii  iiinnen  nach  der  Mark  Brandenburg 
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abzufertigen  resolviret,  gnädigste  Audienz  verstatten  und  in  der  Hand- 
lung sich  also  zu  E.  Ch.  D.  und  des  Landes  Wohlergehen  in  Chur- 
fürstlichen  Gnaden  erklären,  und  erweisen,  wie  zu  Deroselben  unsere 
unterthänigste  Zuversicht  gesetzet  haben". 


Instruction  für  die  Deputirten  der  clevischen  Stände  an  den 
Kurfürsten :  Albrecht  Gisbrecht  v.  Hüchtenbroich  zu  Gartrop, 
Arnold  Adrian  Freiherr  v.  Bylant  zu  Speldorp,  Dr.  Adam 
Isinck,  Dr.  Arnold  de  Beyer  und  Hermann  v.  Elverich,  genannt 
Haes.     Dat.  Emmerich  26.  Aug.  1645.     W. 

[Was  die  Stände  für  das  Haus  Brandenburg  gethan.  Trotzdem  die  Gravameu 
vermehrt.  Ihre  Rechte  bezüglich  der  Landesdefension.  Entlassung  oder  Abfüh- 
rung der  Truppen  aus  Oleve  verlangt.  250,000  Thlr.  Steuer  in  fünf  Jahren  und 
event.  fernere  Mittel  zur  Schuldentilgung  angeboten,  wenn  25,000  Thlr,  jährlich 
aus  den  Domainen  dazu  gegeben,  von  den  märkischen  Ständen  40  .Procent  der 
Schulden  übernommen,  die  Gravamen  abgestellt,  die  Privilegien  von  1501  und 
1510  beobachtet  und  von  den  Ständen  präsentirte  Räthe  zur  Erhebung  und  Ver- 
wendung der  Gelder  angestellt  werden.  Restitution  der  Licenten.  Steuer  für 
die  Stände.  Beschwerden  gegen  Norprath.  Neue  Dienstordnung.  Das  Amt 
Schermbeck.     Erläuterung  und  Erweiterung  der  Instruction.     Truppenabführung 

conditio  sine  qua  non.] 

26.  Aug.  Nach  Danksagung  für  die   Befreiung    des   westrheinisehen  Cleve  von 

Kaiserlichen  und  Hessen  sollen  sie  Alles  aufzählen,  was  die  clevischen 
Stände  bisher  für  das  Haus  Brandenburg  gethan:  Die  Aufrechthaltung  der 
Erbrechte  desselben  vor  dem  Erlöschen  des  alten  clevischen  Regentenhauses 
gegenüber  den  kaiserlichen  Versuchen,  sich  des  Landes  zu  bemächtigen, 
durch  Opposition  gegen  die  kaiserlichen  Commissäre,  Deputation  an  den 
Kaiser,  Verhinderung  der  zur  Begünstigung  desselben  und  Ausschliessung 
der  Erben  von  den  jülichschen  und  clevischen  Käthen  1591  und  1595  beab- 
sichtigten Union  der  Stände  und  schliesslichen  Entfernung  der  kaiserlichen 
Regiraentsordnung^^'');  die  sofortige  Huldigung  1609,  die  grossen  Steuern  in 
den  Jahren  1610 — 1612,  ferner  1632 — 1634,  das  Deputationswerk  zur  Ab- 
tilgung  der  alten  Kammerschulden  und  endlich  die  verhältnissmässig  grosse 
Steuer  von  1643.  Trotzdem  wären  die  seit  dem  Jahre  1631  geklagten  Gra- 
vamen in  keiner  Weise  erledigt,  ja  durch  die  Werbung  und  Einführung  der 
Truppen  noch  vermehrt  worden.  In  Folge  derselben  wäre  Xanten  von  den 
Hessen  verwüstet,  das  durch  die  fremden  Truppendurchzüge  und  p]inquar- 
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tierung  schon  so  ausgesogene  I^and  aber  so  belastet,  dass  die  kurf.  Domai- 
nen  nicht  einmal  die  Zinsen  der  Schulden,  viel  weniger  die  Mittel  zum  Un- 
terhalt der  geworbenen  Truppen,  die  Uuterthanen  auch  keinerlei  Contribu- 
tionen  mehr  aufzubringen  vermöchten.  Zudem  wären  die  Truppen  weder 
gegen  Spanien  und  die  Staaten  der  Neutralität  wegen,  noch  zur  Verhinde- 
rung von  Streifzügen  oder  Besetzung  der  Städte  nöthig,  da  sie  jene  doch 
nicht  verhindern  könnten,  diese  aber  am  besten  wie  früher  von  den  eigenen 
Bürgern  bewahrt  werden  könnten,  zumal  wenn  die  Fortificationeu  von  Duis- 
burg und  Calcar  demolirt  würden.  Sie  wollten  nicht  hoffen,  dass  die  „Sol- 
datesca"  dazu  dienen  solle,  „die  Stände  und  Unterthanen  zu  Contributionen 
und  Steueren  zu  zwingen''.  Solches  würde  „wider  des  Landes  mit  Gut 
und  Blut  durch  unsere  Voreltern  erlangte  Privilegien  kurf.  Reversalen  und 
noch  jüngst  feierlich  gegebene  Versprechungen  streiten".  Wenn  die  kurf. 
Räthe  aber,  wie  sie  gethan,  mit  Verlegung  der  Reiterei  auf  die  Höfe  der 
Bauern  und  des  Fussvolks  in  die  Häuser  der  Bürger,  um  daselbst  „Kost 
und  Trank"  zu  erhalten,  drohten,  so  dürften  solche  Drohungen  „bei  einigen 
mehr  Abalienatiou,  dann  Affection  gebähren".  Niemals  hätten  die  Landes- 
herren bisher  in  Cleve  ohne  der  Stände  Wissen  und  Rath  Truppen  gewor- 
ben, insbesondere  sei  nicht  nur  1587  die  ganze  Landesdefension  incl.  Wer- 
bung und  Abdankung  der  Truppen  dem  Director  und  den  Deputirten  der 
Stände  überlassen,  sondern  hätten  dieselben  auch  ausser  dem  Landesherrn 
den  Ständen  den  Eid  leisten  müssen  ^^'').  Als  aber  die  letzteren  1610  den  bei- 
den Landesherren  900  Mann  zu  werben  gestattet,  wäre  diese  Eidesleistung 
und  die  Nomination  der  Officiere  ausdrücklich  von  den  Ständen  vorbehalten, 
desgleichen  alle  diese  ausgeübten  Rechte  bei  dem  163*2,  1635  und  1637 
beabsichtigten  Defensionswerk  geltend  gemacht.  HolTten,  dass  jetzt,  „wo 
der  Successionsstreit  noch  nicht  decidirt,  in  dem  wohlherbrachten  Besitz 
dieser  Rechte  nicht  betrübet  und  graviret  würden". 

„Hierum  so  gereichet  an  L  Ch.  D.  der  Landstände  unterthänigste 
gchorsauiste  Bitte,  Dieselbe  sich  wollen  gnädigst  gefallen  lassen,  zu 
verordnen  und  zu  befehlen,  dass  die  geworbenen  Völker  abgestellt 
oder  aus  dem  Herzogthum  Cleve  abgeführt,  die  belagerten  Städte 
davon  libcrirt,  die  prätendirte  monatliche  Contribution  an  der  West- 
seite Rheins  abgestellt,  die  Stände  und  Untortlianen  mit  Forderung- 
aller  der  vor  diesem  zur  Deputation  eingewilligten,  theils  eingeführten 
Mittel  und  derentwegen  priltendirten  Restanten  nicht  beschwert,  Übrige 
specilicirte  Beschwerden  wirklich  erledigt,  sonderlich  die  Privilegien 
de  annis  ir)()l  und  ir)l()  in  Observanz  gestellt,  und  zufolge  des  er- 
Bteren  die  deputirten  Jiäthc  angeordnet  werden  möchten.  Dahingegen 
und  wann  die  Abfllhrung  sannnt  Befreiung  erfolgt  und  die  Erledigung 
der  übrigen  specificirten   gravaminum  vorhin  effeetive  gesehehen  sein 
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würden,  auch  I.  Cli.  D.  aus  dero  Domainen  25,000  Thlr.  in  Gelde  jähr- 
lich zulegen,  und  in  der  Stände  oder  deren  Deputirten  Händen  über- 
geben lassen  würden,  alsdann  gemelte  Stände  zur  Erweisung  ihrer 
continuirenden  unterthänigsten  Liebe  und  Affection  I.  Ch.  D.  eine 
Steuer  von  250,000  Thlr.  an  der  Ost-  und  Westseite  Rheins,  nämlich 
100,000  Thlr.  an  der  Ostseite  und  100,000  Thlr.  an  der  Westseite, 
weil  die  Westseite  eine  Zeit  her  aufs  höchste  beschweret,  diesmal  und 
ohne  Consequenz  nach  der  alten  Matricul  und  zufolge  des  Landtags 
recessus  de  anno  1643  in  fünf  Jahren ,  die  übrigen  50,000  Thlr.  und 
was  weiters  möchte  bewilligt  werden  nach  der  alten  gewöhnlichen 
Matricul  an  beiden  Seiten  Rheins  umzulegen,  doch  dass  in  den  ersten 
Jahren  die  Unrichtigkeit  der  Matricul  durch  die  verordneten  Deputirten 
bestmöglichst  redressiret  werden  möchte,  bewilligen  und  offeriren  thä- 
ten,  und  solches  anstatt  der  im  Jahr  1640  von  den  Landständen  auf 
dem  Landtag  aufgekündigten  Deputation  zur  Entlastung  der  alten 
Kammerschulden  sammt  eingeführten  Mittel  und  davon  prätendirten 
Restanten,  dergestalt  im  Fall  durch  die  Steuer  und  I.  Ch.  D.  jährliche 
Zulage  in  gesetzten  Jahren  die  alten  Kammerschulden  nicht  abgetra- 
gen werden  könnten,  alsdann  nach  den  fünf  Jahren  auf  I.  Ch.  D.  fer- 
neres gnädigstes  Ansuchen  zu  Abtragung  der  alten  Kammerschulden 
I.  Ch.  D.  weiters  unterthänigst  wollten  assistiren,  soviel  dass  das  Con- 
tingent  des  Herzogthums  Cleve  nach  Proportion,  in  jedem  hundert 
sechszig,  ertragen  möchte,  mit  dem  Beding,  dass  auch  die  märkischen 
Stände  ihr  Contingent  in  den  alten  Kammerschulden  ad  vierzig  in 
jedem  hundert  abtragen,  und  desfalls  die  clevischen  Stände  Versiche- 
rung haben  mögen. 

Im  Fall  aber  die  Völker  nicht  abgeführt,  und  übrige  unter  No.  17 
designirten  gravamina '^*)  effective  nicht  erledigt,  auch  die  Stände  und 
Unterthanen  mit  Anforderung  der  Mittel  zur  gemelten  Deputation  und 
daher  prätendirten  Restanten  nicht  verschont,  desfalls  Dero  Regierung 
und  Rechenskammer  die  Nothdurft  nicht  befohlen,  auch  die  märkischen 
Stände  ihr  Contingent  der  alten  Kammerschulden  in  Pensionen  und 
Capital en  nach  der  Proportion  von  40  im  hundert  nicht  annehmen 
würden,  alsdann  auch  die  Oblation  gemelter  Steuer  cessiren,  und  nicht 
offerirt,  sondern  ganz  unverbindlich  sein  solle. 

Da  aber  vorangeregte  conditiones  an  Seiten  L  Ch.  D.  angenom- 
men und  adimplirt  werden,  und    darnachher  währenden  fünf  Jahren 


'*)  Die  Beilage   enthält  die    schon  1641   überreichten    Üravamen  und   Con- 
ditioneu. 
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Über  alle  geschöpfte  Hoffnung  eine  solche  grosse  Kriegseinquartierung 
oder  Kriegscontribution  sich  ereignete,  dass  es  den  Unterthanen  un- 
thunlieh  sein  wolle,  die  Steuer  beizubringen,  alsdann  auch  besagte 
Steuer  aufhören,  und  die  Unterthanen  damit  verschonen  möge  vor  eins. 

2)  Die  Steuer  I.  Ch.  D.  und  Dero  successoren  ex  pacto  majoratus 
de  anno  1418,  so  lang  dieselben  Landesherren  sein,  und  weiters 
nicht,  unterthänigst  gewilligt  würde. 

3)  Wird  bedungen,  dass  die  Unterpfände,  so  eingelöset  werden, 
in  Händen  und  Administration  der  deputirten  Räthe  verbleiben  mögen, 
bis  daran  die  alten  Kammerschulden  abgemacht  sein  werden,  und 
sollen  die  Deputirten  die  förderlichsten  Pfandschaften  einlösen,  auch 
Capitalieu  mit  Vortheil  suchen  anzulegen,  und  mit  einigen  Creditoren 
der  verlaufenen  Pensionen  halber  zum  meisten  Nutzen  gütlich  han- 
deln mögen. 

4)  Die  Deputirten  I.  Ch.  D.  und  den  Ständen  auf  eine  Instruction, 
darüber  I.  Ch.  D.  und  die  Stände  sich  verglichen,  verpflichtet  werden 
mögen. 

5)  Wann  einer  oder  andere  der  Deputirten  abstürbe  oder  abträte, 
die  Stände  zu  jeder  vacirenden  Stelle  zwei  Personen  nominiren  und 
daraus  I.  Ch.  D.  eine  zu  eligiren,  obligiret  sein  mögen. 

6)  Zum  Pfennigmeister  oder  Receptoren  der  Steuer  als  auch  Ge- 
neral- oder  Landrentmeister  die  Stände  gleichfalls  zwei  Personen  no- 
miniren, I.  Ch.  D.  daraus  eine  Person  eligiren,  und  dieselbe  I.  Ch.  D. 
und  den  Ständen  verpflichtet  sein  mögen. 

7)  Die  Deputirten  einen  Secretarium,  Scribenten  .und  Boten  oder 
auch  andere  Unterbedienteu,  als  Emonitorcn  und  Executoren  anstellen, 
und  nach  Befinden  abstellen  mögen. 

H)  Der  Reeeptor  alle  Jahre  Rechnung  thun,  auf  Erfordern  jedes- 
mal einen  beständigen  Staat  einliefern,  und  vor  dem  Empfang  geuug- 
Hame  Caution  stellen  solle. 

\))  Die  Regierung  befehligt  werden  möge,  den  Deputirten  in  Allem 
die  Hand  zu  bieten  und  L  Ch.  D.  und  Landstände  in  dem,  was  die 
Deputirte  zufolge  der  Instruction  vornehmen,  allerdings  vertreten  und 
indeinnisircn  mögen. 

10)  Im  Fall  I.  Ch.  D.  oder  Dero  Successoren  einige  Punkte  con- 
iiavenircn,  würden  die  Stünde  an  ihre  Versprechung  und  verabscheidete 
teuern  nicht  länger  gehalten  noch  verbunden  sein  mögen''. 

Ferner  Hollen  die  Deputirten  die  in  den  Keversulen  von  1012  zugesagte 

K«'Ptitution  der  den  »Stunden   1.087  zur  Lnndesdel'enhion  üljerliissenun  Licen- 

II  zu  Lübith,  Knhrort  und  ücnnep;  die  Genehuiigtnig  zur  Erhebung  einer 

Jiiii«r.  tili  (t«*cli.  J.  Gr.  Kurrurttfo.  V«  IG 
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jährlichen  Steuer  von  5 — 6000  Thlr.  zur  Tilgung  der  ständischen  Schulden; 
die  Rücknahme  der  letzthin,  ohne  Abtragung  der  der  Wittwe  des  Freiherrn 
von  Wachtendonk  zustehenden  Pfandsumme,  unter  dem  Y.Juni  1645  ver- 
fügten Schenkung  der  Herrlichkeit  Hüllhausen  ^^)  an  den  Generallieutenant 
V.  Norprath,  „der  ohne  dem  im  Land  fremd  und  juxta  privilegia  des 
Landes  nicht  qualificiret";  auch  Erlass  einer  neuen  Dienstordnung,  um  der 
TJeberbürdung  der  ßaueru  durch  kurf.  und  fremde  Garnisonen  wie  Beamte 
zu  steuern,  zu  erwirken,  und  endlich  die  vom  Grafen  von  Vehlen  ge- 
wünschte erbliche  Ueberlassung  des  ihm  ohne  der  Stände  Zustimmung  ver- 
pfändeten Amts  Schermbeck  zu  verhindern  suchen.  —  Zum  Schluss  folgen 
noch  nähere  Erläuterungen  der  aufgestellten  Bedingungen  und  Gravamen ; 
in  Betreff  des  Privilegs  von  1501,  dass  zunächst  die  Anstellung  von  8  cle- 
vischen  Deputirtenräthen  aus  16  dazu  von  den  Ständen  zu  präsentirenden 
Personen  ins  Werk  gestellt,  4  derselben  stets  die  laufenden  Geschäfte  be- 
treiben und  dafür  besoldet,  ihnen  die  Domainenrechnungen  jährlich  vorge- 
legt, dieselben  auch  nach  Ablauf  der  fünf  Jahre  im  Amte  bleiben  sollen; 
in  Betreff  der  Truppenabführung,  dass  die  Stände,  wenn  der  Kurfürst  auf 
die  Besetzung  von  Calcar  und  Duisburg  bestände,  3—400  Mann  dazu,  unter 
Direction  der  Stände,  welche  die  Officiere  zu  nominiren  berechtigt  sind,  auf 
ein  Jahr  gestatten  wollen,  die  Deputirten  aber,  wenn  er  die  Abführung  der 
Truppen  überhaupt  verweigere,  sofort  alle  Verhandlungen  abbrechen  und 
zurückkehren  sollen. 


Aus  dem  geh.  Raths- Protokoll  der  Regierung.     M. 

[Der  märkischen  Stände  Bewilligung  von  7000  Thlr.     Berathungen  über  Beschaf- 
fung des  Unterhalts  für  die  Truppen.     Zuerst  beschlossen,  sie  ins  Bergische  zu 
führen,  sodann,  die  holzapfel'schen  Depositengelder  in  Duisburg  anzugreifen.] 

23.  Oct.  „Norprath  proponirt,  dass  zu  Emmerich  jüngst  die  Summe  von  23,000 

Thlr.  gewilligt  und  solche  Summe  bereits  am  25.  September  dem  Fussvolk 
zugesagt.  Die  Märkischen  hätten  in  allem  7000  Thlr.  gegeben®*^),  wovon 
die  Halbscheid  gegen  den  letzten  October,  die  andere  den  halben  Decem- 
ber  zu  erlegen.  Nun  wären  keine  Mittel  vorhanden,  die  Völker  zu  unter- 
halten, die  L  Ch.  D.  aber  beisammen  gehalten  haben  wollten,  verlas  ein 
Schreiben  des  Herrn  Oberkammerherrn  v.  Burgsdorf,  item  ein  Schreiben 
von  I.  Ch.  D.  eigener  Hand  sub  dato  30.  August,  —  Borch:  I.  Ch.  D. 
gäben  zwei  V^orschläge  an  die  Hand,  1)  dass  man  die  Soldaten  bei  den 
Bürgern  und  Bauern  verpflegen  lasse,  2)  dass  man  sie  in  die  neuburgischen 


^^)  Sie  lag  jenseit  der  Wahl  und  war  vom  Gebiet  der  Provinz  Geldern  ganz 
euclavirt. 

6ß)  Ueber  diese  Steuerbewilligung  der  märkischen  Stände  liegen  weiter  keine 
Nachrichten  vor.  Dagegen  meldet  Norprath  unter  dem  5.  December  1645  dem 
Kurfürsten  die  Opposition  derselben  gegen  die  Besetzung  der  an  der  bergischen 
Gränze  gelegenen  märkischen  Städte  Schwelm  und  Hattingen  durch  kurfürstliche 
Truppen.     Urk.  u.  Actenst.  IV  p.  200. 
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Qartiere    führe  ^') ,    wenn    der  Herr  Pfalzgraf  länger  trainiron    würde :    Das 
Erste  könnte  nicht  geschehen  wegen  der  Tractaten  mit  den  Ständen,   und 
wäre   kein  näherer  Weg  als    der  zweite,   da  müsste   man  aber  erst  sehen, 
an  welche  Oerter  und  ob  I.  Ch.  D.  in  solchem  Fall   auch   demnächst  noch 
in  Tractaten  gehen  könnte;  sehe  also  keinen  anderen  Weg  als  diesen  letz- 
ten. —  Dr.  Peil:  Hielte  dafür,  ob  man  die  Soldaten  auf  Credit  noch  könnte 
unterhalten,  bis  man  sehe,  was  der  Herr  Pfalzgraf  anfangen  möchte;  sollte 
aber  der  Herr  Pfalzgraf  sich  nicht  fügen  wollen,   so  meinte  er,   dass  man 
sie  in  des  Herrn  Pfalzgrafen  Quartiere  schickte,  als  etwa  in  Ravenstein.  — 
Dr.  Motzfeld:    Wäre  an  sich  selbsten  eine  wichtige  Sache,  und  der  Im- 
portanz,  dass  I.  Ch.  D.  hohe  Reputation  engagiret,   auch  der  Unterthanen 
Wohlfahrt,   hielte  dafür,   den  Unterhalt  bei  den  Wirthen,   dabei  dieselben 
logirten,  könnte  geschehen,   da  kein  gross  Garnison  wäre,  zu  Calcar  wäre 
es  nicht  practicabel,   zudem,    so  hätte  man  mit  der  Stadt  gehandelt,   dass 
sie  frei  sein  sollte  bis  an  den  letzten  November,  Geld  aufzunehmen,  könnte 
man  versuchen,   etwa  auf  ein  oder  ander  Parcell.    Die  Völker  in  die  neu- 
])urgischen  Quartiere  zu  führen,    fände  I.  Ch.  D.   selbst  es   noch  nicht  de 
tempore,  sonst  könnte  man  die  Völker  auf  die  Frontieren  führen  und  damit 
dem  Herrn  Pfalzgrafen  etwas  näher  kommen ;  seines  Theils  könnte  er  nicht 
•hen,  wie  man  die  Hostilität  evitiren  könnte,  wenn  man  die  Völker  in  das 
ijand  führete.   Wenn  etwas  gethan  werden  sollte,  so  müsste  man  auch  sehen, 
dass   es   I.   Ch.  D.   nicht  disreputirlich    falle.     Wüsste    seines   Theils    kein 
ander  Mittel,    wann   I.  Ch.  D.   Reputation   sonsten   verloren  gehen   sollte, 
dass  man  die  Völker  bei  den  Unterthanen  essen  liesse,  oder  bei  der  Kam- 
mer sehe,  ob  man  Mittel  durch  Aufnahmen  zu  Wege  bringen  könnte.     Mit 
dem  Herrn  Pfalzgrafen  Hostilität  anzufangen,  verstände  er  nicht,    solches 
müssten  diejenigen,   welche  den  Krieg  verstünden,  wissen.   ~   Dr.  Bach- 
mann:    Drei  Fragen   wären  vorgestellt,    1)   ob  man  die  Soldaten  bei  den 
Bauern  essen  lassen  sollte,  2)  ob  man  Geld  aufnehmen,  3)  oder  aber  sie  dem 
Herrn  Pfalzgrafen   in   das  Land   schicken   sollte.     Hofie,   dass  man   durch 
(las  Mittel  der  Aufnahme  etliche  Gelder  aufbringen  werde.     Die  Soldaten 
mit  den  Bauern  essen  zu  lassen,  würde  sich  noch  nicht  schicken  wegen  be- 
•  hehener  Handlung  mit  den  Ständen.     Sollte  aber  zur  Aufnahme  der  Gel- 
der nicht  zu  gelangen  sein,   so  müsste   seines  Theils  dafür  halten,  dass  I. 
(.'h.  D.  die  Völker  wohl   in  die   pfalzgräflichen  Quartiere   schicken  möchte, 
doch  resolvireten  I.  (Mi.  D.  solches  selbsten  nicht  i)ure;  wenn  man  die  Völker 
in  die  pfalzgräflichen  (Quartiere  gehen  liesse,  würde  es  den  Herrn  I'falzgrafen 
■.iFendiren.    Sollten  aber  Mittel  vorgeschlagen  werden,  dass  man  die  Völker 
II  die  Lande  schickte  ohne  Verursachung  von  Hostilität,  so  würde  es  das  Beste 
f'in.     Thäto  den  Vorschlag,  ob  man  nicht  allen  jiilichschen  und  bergischen 
iicaniten  aiizuschreiben  hätte,  dass  sie  die  Doniainennufkünfte  hiehin  schicken 
oder  aber  man  sie  holen  würde.  —  Norprath:  Vor  seiue  Person  bleibe  da- 
"•'h  nicht  thun  lasse,  die  Stande  zxi  oflTendiren,  sondern  da«»  den 
müsse  gehalten  werden,  ein  Herr  müsse  Wort  halten.     Die 
Zeit  weiter  7,u  vernpielen,   bJH  der  Herr  l'falzgrnf  mit  anderen  J*ot4»ntHten, 

«';  Vgl.  Urk.  II.  Acienit.  IV  p.  102  ti.  153. 
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wie  mit  Fraiikreicli,  ein  Anfang  gemacht,  sich  fester  gemacht,  hätte  Beden- 
ken. Seine  Meinung  wäre,  dass  man  dem  Herrn  Pfalzgrafen  ins  Land  gehen 
sollte,  obs  gleich  nicht  stracks  hostiliter  geschehe.  Hostiliter  könnte  es 
aber  wohl  geschehen,  hätte  aber  zur  Zeit  noch  Bedenken  darin,  sondern 
dass  man  ihm  mit  etwas  Volks  näher  auf  den  Hals  ginge,  um  die  Tractaten 
zu  beschleunigen,  anderntheils  der  clevischen  Stände  halber,  dass  sie  sehen, 
dass  I.  Ch.  D.  Intention  wäre,  das  Yolk  mit  der  Zeit  abzuführen,  und  ihnen 
dadurch  mehr  Satisfaction  zu  geben;  drittens  einen  Fuss  mit  in  der  Graf- 
schaft Mark  zu  haben,  damit  I.  Ch.  D.  künftig  dieselbe  von  fremden  con- 
tributionibus  desto  eher  könnte  liberiren;  viertens,  weil  auch  I.  Ch.  D.  durch 
Ihr  Schreiben  an  den  Herrn  Pfalzgrafen  so  weit  engagirt,  dass  Sie  mit  Re- 
putation so  gar  still  nicht  sitzen  können.  —  Obristwachtmeister  v.  d.  Mar- 
witz:  Ihm  wäre  dieser  Lande  Gelegenheit  nicht  bekannt,  halte  sonst  dafür, 
dass  mau  an  einen  Ort  zu  gehen  hätte,  daraus  der  Herr  Pfalzgraf  sehen 
könnte,  dass  es  I.  Ch.  D.  ernst  wäre.  --  Norprath:  Seine  Meinung  wäre, 
man  hätte  dem  Herrn  Pfalzgrafen  in  das  Land  zu  gehen  und  zu  melden, 
dass  I.  Ch.  D.  das  Volk  allein  hätte,  damit  I.  F.  D.  zur  Billigkeit  komme 
und  I.  Ch.  D.  billige  Satisfaction  gäbe,  wie  denn  I.  Ch.  D.  anders  nicht 
gesucht  und  zu  dem  Ende  die  Ihrigen  committiret;  weil  nun  I.  Ch.  D.  dazu 
nicht  gelangen  könnte,  so  hätte  Dieselbe  dies  Volk  in  ihre  bergischen  Lande 
führen  lassen  müssen,  bis  I.  F.  D.  mit  I.  Ch.  D.  sich  eines  anderen  ver- 
gleichen würde.  Man  könnte  auch  auf  die  Domainen  und  Steueren,  so  dem 
Herrn  Pfalzgrafen  gegeben  werden,  sprechen.  —  Borch:  Weil  der  Herr 
Pfalzgraf  suche  die  Sache  zu  perturbiren,  so  sehe  er  keinen  näheren  Weg, 
als  die  Völker  dem  Herrn  Pfalzgrafen  ins  Land  zu  führen;  damit  es  aber 
nicht  scheine,  dass  es  ein  feindlicher  Ueberzug  sein  sollte,  so  hätte  man 
demselben  zu  schreiben,  w^eil  die  Halbscheid  aller  vom  Herrn  Pfalzgrafen 
genossenen  Steueren  I.  Ch.  D.  zuständig,  dass  sie  selbige  an  I.  Ch.  D.  ge- 
langen lassen  wollten.  —  Dr.  Dr.  Peil  und  Bachmann  conformireten  sich. 
—  Dr.  Motzfeld:  Man  müsse  vorgeschlagener  Maassen  nicht  allein  dem 
Herrn  Pfalzgrafen,  sondern  auch  den  bergischen  Ständen  zu  erkennen  ge- 
ben, item  den  kriegenden  Theilen.  —  Norprath:  Schlüge  vor,  folgender 
Gestalt  der  Landgräfin  von  Hessen  zu  antworten®^):  I.  Fürstl.  Gnaden 
bliebe  unverhalten,  wie  der  Herr  Generallieutenant  von  Norprath  sich 
bereits  zu  dem  Herrn  Obristen  Günterode  und  dem  von  der  Malsburg 
begeben  und  dem  einen  und  anderen  I.  Ch.  D.  Intention  angezeigt,  die- 
selben aber  damalen  nicht  anders  als  I.  Ch.  D.  un verhinderlich  vernehmen 
können,  jedoch  begehrt,  dass  ich,  der  von  Norprath,  ihnen  auf  Wesel 
nochmal  Erinnerung  thun  möchte,  weil  damalen  die  Zeit  kurz  gefallen,  wel- 
ches geschehen  und  gleiche  Antwort  bekommen.  Nun  müssten  wir  es  un- 
seren Orts  festiglich  dafür  halten,  dass  beide  angezogene  Kronen  L  Ch.  D. 
in  ihren  wohlhergebrachten  Rechten  keineswegs  verhinderlich  wollen  sein, 
dieselben  es  auch  keineswegs  Ursache  haben;  könnten  uns  auch  nicht  erin- 
neren, durch  was  es  Pfalz-Neuburg  um  dieselbe  mochte  verschuldet  haben, 


•'*)  Sie  hatte  Auskunft  über  den  Zweck  der  Truppenanhäufung  im  Clevischen 
verlangt. 
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dass  sie  denselben  bei  demjenigen  wollten  manuteniren,  so  I.  Ch.  D.  zu- 
käme, indem  der  Krön  Schweden  nicht  unbewusst  würde  sein,  welcher  ge- 
stalt  sie  durch  die  pfalz-neuburgischen  Tractaten  um  die  Vestung  Siegburg 
kommen,  auch  der  Krön  Frankreich  zur  Danksagung,  dass  sie  ihm  zur  Pos- 
^ession  geholfen,  hernach  mit  deren  Feinden  alliirt,  I.  F.  Gn.  aber  wüssten, 
worauf  wir  hielten,  und  dass  deren  Waflfen  wir  im  geringsten  zu  keinem 
Nachtheil  etwas  gedenken  zu  thun,  und  würde  I.  F.  Gn.  einen  Weg  wie 
den  anderen  an  dem  ihrigen  nichts  abgehen  und  I.  Ch.  D.  das,  was  Dero 
gebührt  und  Pfalz -Neuburg  nicht  zukommt,  gönnen,  da  doch  männiglich 
bekannt,  dass  I.  Ch.  D.  anders  nicht  begehrt,  als  billigmässige  Satisfaction, 
indem  dass  I.  F.  Gn.  sehe,  dass  Pfalz -Neuburg  die  Lande  nicht  in  ihrer 
Freiheit  lasse,  und  durch  A'erfolgung  der  Religion  verursache,  dass  auch 
die  Herren  Staaten  dadurch  von  den  Religionsverwandten  um  Schutz  und 
Schirm  angegangen  werden,  welches  I.  Ch.  D.  zu  nicht  geringen  Despect 
gereichet,  als  wann  dieselben  ihre  ünterthanen  in  Freiheit  der  Religion 
nicht  schützen  könnte.  Wollten  uns  desto  mehr  versehen,  I.  F.  Gn.  werden 
1.  Ch.  D.  an  ihrer  aufrichtigen  Intention  nicht  behinderlich  sein®^). 

Deliberatur  woher  man  bei  gegenwärtiger  Necessität,  da  der  letzte  von  31.  Oct. 
den  Ständen  eiogewilligte  Termin  noch  nicht  erschienen,  Geldmittel  zur 
1 'nterhaltung  der  Völker  nehmen  möchte.  —  ßorch:  Zu  Duisburg  lägen 
in  deposito  10,000  Thlr.,  dem  Grafen  v.  Holzapfel  zuständig.  Weil  nun 
kein  ander  Mittel,  so  meinte,  dass  man  selbige  augreifen  könnte  dergestalt, 
dass  man  selbige  entweder  entlehne  auf  gewisse  Zeit,  oder  aber  eine  Ver- 
schreibung  davor  gebe.  —  Drost  Ley:  Weil  die  Necessität  da  wäre  und 
kein  ander  Mittel  vorhanden,  dass  man  solche  Gelder  gegen  einen  Schein 
aufnehme,  darnach  cum  Interesse  wieder  dahin  lege  und  I.  Ch.  D.  Douiainen 
dafür  obligire.  —  Dr.  Peil:  Weil  die  Necessität  da  wäre,  so  meinte,  dass 
mau  die  Gelder  angreifen  möchte  und  eine  Obligation  an  den  Platz  legen 
und  damit  maturirete,  sonst  möchte  er  die  Gelder  wohl  wieder  abfordern. 
Dr.  Motzfeld:  I.  Ch.  D.  Reputation  wäre  dabei  engagirt,  dass  man 
(ield  zusammen  bringe,    sehe  kein  Bedenken,   warum   man  in  casu  hoc  ne- 


"•;  Am  folgendun  Tage,  den  24.  October,  wurde  ein  Schreiben  an  den  kais. 
'  .«ineralfeldzeugmeister  und  (y'ommaudirenden  im  niederrh.- westf.  Kreise  Grafen 
Geleen  ausgefertigt,  worin  ihm  der  Einmarsch  der  brandenburgischen  Trup- 
pen ins  Bergische,  „um  billigmässige  Satisfaction  vom  Pfalzgrafen  zu  erhalten**, 
augezeigt  wurde.  Bereitö  war  auch  der  Befehl  dazu  ertheilt,  als  durch  Di  est, 
der  auf  der  Heise  nach  Königsberg  Berlin  passirte,  die  Nachricht  von  dem  Gut- 
;i<;hten    des   geh.   liaths    vom   7.  October  1645    (  ürk.  u.  Actenst.  IV  p.  182),    in 

'  Ichera  derselbe  dringend  von  einem  Kriege  abmahnte,  in  Cleve  eintraf.  Gleich- 
ütiitig  machte  die  iiegierung  Norprath  nachstehenden  Vorschlag  zur  Bcschaf- 
foDg  der  nöthigen  (ieldmittel,  und  dieser  willigte  offenbar  mit  grossem  Wider- 
strehen «'in,  obiges  Schreiben  zunirk/nhulten  und  den  Hinmarsch  der  schon  an 
der  (iriinzo   zusammen   gez(»g«'non   Trupp«'n    noch    zu   verschieben.     Vgl.  Urk.  u. 

\cten8t.  IV   p.  102.     Im  Januar  iG4r,  streckte  dann  der  Graf  Johann  zu  Sayn 

nd   Wittgenstein    gegen    V<r|ir;imlMiiL'    des    Amin    Wethr    iti    der   rjrafHchuft 

liirk  iO,(m  Thlr.  vor. 
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cessitatis  das  Geld  nicht  angreifen  sollte.  Man  könnte  auch  den  Kentmeistern 
anschreiben,  dass  sie  auf  Yerhöhung  der  vortheilhaften  Pfandschaften  bedacht 
wären,  welches  Geld  dann  wieder  an  den  Platz  gelegt  werden  müsse.  — 
Dr.  Bachmann:  Die  Necessität  wäre  da,  man  hätte  alle  Mittel  angewen- 
det, auf  andere  Wege  Geld  aufzubringen,  aber  dazu  nicht  gelangen  können. 
Deposita  sollte  man  zwar  nicht  bald  angreifen,  weil  aber  die  Necessität  es 
erforderte  und  dergleichen  exempla  bei  grossen  Herren  im  Reich  oft  pas- 
siret,  so  meinte,  man  hätte  die  Depositen  anzugreifen.  Der  Herr  Pfalzgraf 
hätte  dergleichen  durch  das  ganze  Land  1626  gethan  und  obligationes  an  die 
Plätze  gelegt.  Den  Magistrat  hätte  man  zwar  zu  ersuchen,  dass  sie  das 
Geld  in  der  Güte  wollten  folgen  lassen,  hielte  aber  sie  würden  dazu  nicht 
willig  sein,  sondern  sich  besorgen  müssen,  dass  sie  von  Melander  des- 
wegen möchten  besprochen  werden.  Man  könnte  dem  Schultheissen  und 
zweien  Schöflfen  commission  auftragen,  dass  sie  das  Geld  überzählten,  man 
müsste  eine  Obligation  darauf  ausfertigen  und  dieselbe  deponirön  und  auf 
die  Rentmeisterei  zu  Holte  die  Versicherung  thun,  dem  Rentmeister  daselbst 
aber  die  Zahlung  der  Pensionen  befehlen". 


Der  Kurfürst  an  die  clevischen  Stände.     Dat.  Königsberg 
21.  Oct.   1645.     W. 

[Nothwendigkeit,  die  von  fremden  Truppen  geräumten  Orte  mit  eigenen  zu  be- 
setzen, vertragsmässig  hierzu  oder  zur  Restitairung  derselben  verpflichtet.  Im 
Nothstand  die  Privilegien  ohne  Geltung.  Abdankung  der  Truppen  und  Demo- 
lirung  der  Befestigungen  unmöglich.  Erwarte,  dass  zur  Defension  des  Landes 
das,  was  Fremden  gegeben,  auch  dem  Landesherrn  gegeben  werde.] 

21.  Oct,  Habe  ihr   Schreiben  vom  26.  August   empfangen.      Da   aber  erfahren, 

dass  ihre  Deputirten  bereits  von  Cleve  abgereist,  verschiebe  er  seine  Re- 
solution bis  zu  deren  mündlichen  Bericht,  wiederhole  aber  schon  jetzt  seine 
durch  den  v.  Strünke  de  ihnen  übermittelte  Erklärung,  dass  die  Werbun- 
gen nicht  den  Zweck  hätten,  sie  zu  Contributionen  zu  zwingen,  sondern 
allein  zu  des  Landes  Besten  angestellt  wären. 

„Denn  nachdem  Wir  die  vielfältigen  Drangsalen,  denen  diese 
Unsere  Lande  bei  jetzigen  des  Reichs  zerrütteten  Zustand  bishero  un- 
terworfen gewesen,  mitleidentlich  beherziget,  und  aber  nächst  Gott 
kein  anderes  Mittel,  dergleichen  Gefahr  von  euch  und  Unseren  Lan- 
den abzuwenden  ersinnen  mögen,  denn  dass  die  fremden  und  zum 
Theil  dem  Reich  widrigen  Garnisonen  evacuiret,  und  hingegen  diese 
und  andere  importante  Plätze  mit  Unseren  eigenen  Völkern  präsidiret, 
und  dadurch  das  ganze  Land  vor  mehreren  Einfall  und  Bedrängnissen 
der  kriegenden  Parteien  in  Sicherheit  und  nothdürftige  Defension  ge- 
stellet würde,  so  haben  Wir  aus  treuer  landesväterlicher  Sorgfalt  Unser 
Intent  zu  erreichen,  keine  Bemühung  und  Kosten  gesparet,  es  auch 
endlich  durch  göttliche  Verleihung  dahin  gerichtet,  dass  Uns  wie  am 
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Tage  einige  Unsere  Städte  und  Plätze  wiederum  eingeräuniet,  die 
fremden  Garnisonen  abgeführet,  Uns  auch  daneben  zur  Unterhaltung 
Unserer  eigenen  präsidia  die  dem  Lande  vorhin  obliegenden  contri- 
butiones  zugleich  mit  abgetreten  worden,  jedoch  anderer  Gestalt  nicht, 
dann  mit  diesem  ausdrücklichen  Beding,  dass  Wir  dahingegen  die 
evacuirten  Plätze  und  Städte  mit  nothdurftiger  Besatzung  wiederum  zu 
versehen,  dieselben  wider  männiglichen  zu  manuteniren,  und  im  Fall 
Wir  solches  zu  thun  nicht  vermöchten,  ihnen  dieselbe  in  den  Stande, 
wie  Wir  sie  aus  ihren  Händen  empfangen,  unweigerlich  zu  restituiren 
schuldig  und  gehalten  sein  sollten.  Da  geben  W^ir  euch  nun  selbst 
zu  dijudiciren  anheim,  ob  Wir  nicht  aus  unvermeidlicher  drängender 
Noth  zu  diesen  geringen  Werbungen  (weil  ja  ohne  geworbene  Völker, 
inmaassen  das  Exempel  mit  Unserer  Stadt  Wesel  genugsam  bezeuget^"), 
die  gemelten  Plätze  nicht  zu  erhalten)  zu  schreiten,  und  weil  ja  der 
Soldat  vom  Winde  nicht  leben  kann,  zu  deren  Unterhaltung  die  Uns 
abgetretenen  contributiones,  darüber  Wir  doch  gleichwohl  eueren  Con- 
sens  gebührlich  requiriret,  zu  continuiren  höchst  geursachet  und  ne- 
cessiret  worden. 

Und  wollen  Wir  demnach  nicht  hoffen,  dass  ihr  dasjenige,  was 
bei  diesen  irregulären  Kriegszeiten  und  ganz  zerrüttetem  Zustande, 
ja  in  casu  extremae  necessitatis  (ubi  privilegii  ratio  haberi  semper 
non  potest)  von  Uns  aus  treuer  guter  landesväterlicher  Intention  zu 
Unserer  Lande  Rettung  und  Conservation,  ja  euerer  und  der  eurigen 
selbst  eigenen  Wohlfahrt  fürgenommen,  auch  nunmehr  glücklich  ins  Werk 
gerichtet,  für  eine  vorsätzliche  wissentliche  Infraction  euerer  dieserhalber 
angezogenen  Privilegien  (davon  Wir  gleichwohl  der  Zeit  keinen  gründ- 
lichen Bericht  gehabt,  auch  noch  jetzo  nicht  haben)  achten  und  halten, 
oder  auch  auf  die  W^ederabdankung  dieser  mit  so  trett'lichen  und 
schweren  Kosten  auf  die  Beine  gebrachten  Völker  und  Demolirung 
der  Fortiticationen  (als  deren  keines  ohne  Schwächung  Unserer  der 
Frau  Landgräfin  und  den  Herrn  Staaten  General  gegebenen  Parole 
und  daran  klebenden  churf.  Reputation,  ja  Unserer  I^ande  äusserste 
Gefahr  und  Ruin  nicht  geschehen  kann)  beharren  werdet.  Vielmehr 
versehen  Wir  Uns  zu  euch  gnädigst,  ihr  werdet  dasjenige,  was  ihr 
bishero  fremden  Herrschaften  mit  weit  grösserem  eueren  Beschwer 
dahin  geben  müssen,  viel  lieber  Uns  euerem  Landesfllrsten  und  zwar 

•/ll     cmTciii     sirlbst    eigen''"      Pw^^'M     mul     «.l,«.^•,>^    \;|lrrlin<l.  ^     r>'r«'«»<i<ni 
IUI   .'11111     1614   WEr    Wfsci,     ri;ii-iiii)'iii    t  -    (iif    AiitiiiiliiiM'     m  llIl<I^||lnl^^l^<<•lM•^ 

ippeii  verwoiffert  hatte,   von  den  .Spaniern  übernnnpelt  worden.     Vgl.  aiigoni. 
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mit  willigem  patriotischem  Herzen  beizutragen  geneigt  sein,  und  dem- 
nach solche  zureichende  Anstalt  thun,  damit  diese  wenigen  Völker 
mit  den  unentbehrlichen  Lebensmitteln  noch  ferner  entreteniret  und 
versehen  werden  mögen". 


Der  Kurfürst  an  die  Regierung.     Dat.  Königsberg 
8.  Nov.  1645.     M. 
(Präsentirt  Cleve  30.  Nov.  1645.) 
[Befehl,   die  Stände   nochmals  um  eine  Steuer  zum  Unterhalt  der  Truppen  an- 
zugehen,   diese   aber   im  Weigerungsfalle  trotzdem   aus   dem  Lande   zu  verpfle- 
gen; jenen  Restituirung   ihrer  Privilegien,    sobald   der  Nothstand    vorüber,    zu- 
zusichern.] 

8.  Nov.  „Nachdem  Wir  Uns  aus  eueren  unterthänigsten  Bericht  vorbrin- 

gen lassen,  dass  zur  Unterhaltung  Unserer  Völker,  die  zu  Unserer  clevi- 
schen  und  angehörigen  Lande  Defension  bei  dieser  Conjunctur  noth- 
wendig  zusammen  gehalten  werden  müssen,  keine  haaren  Mittel  mehr 
in  Vorrath,  sondern  dasjenige,  was  ihr  aus  Unseren  Domainen  und 
der  von  Unseren  getreuen  clevischen  und  märkischen  Ständen  ohn- 
längst  gewilligten  Steuer  beibringen  können,  bereits  verwendet  sei, 
so  wird  die  höchste  Nothdurft  erfordern,  dass  ihr  gleichwohl  zur  Ver- 
hütung aller  Ungelegenheit  auf  Geldmittel  bei  Zeiten  bedacht  seid, 
und  befehlen  euch  hiemit  gnädigst,  dass  ihr  zu  dem  Ende  die  Stände 
an  euch  verschreibt  und  nachdem  ihrs  werdet  am  zuträglichsten  fin- 
den, entweder  durch  Deputirte  oder  collegialiter  denselben  hierbei  die 
äusserste  Necessität,  inmaassen  Wir  selbst  unlängst  in  dem  an  gemelte 
Stände  erlassenen  Schreiben  auch  gethan,  beweglichen  und  mit  den 
euch  bekannten  Reden  vorstellet  und  von  ihnen  eine  solche  Steuer 
erhandelt,  dadurch  im  mittelst  das  Volk  in  Ordnung  gehalten  und  Un- 
sere gnädigste  Intention  zu  der  Lande  Besten  nicht  fruchtlos  gemacht 
werde.  Wir  haben  das  gnädigste  Vertrauen  zu  ihnen,  sie  werden  es 
als  eine  unvermeidliche  Nothwendigkeit  gebührlich  beherzigen  und 
Uns  als  gehorsamste  getreue  Stände  zum  wenigsten  in  so  viel  unter 
die  Arme  greifen,  damit  gemeltes  Unser  Volk  bis  dahin  Wir  mit  ihren 
Deputirten,  die  nunmehr,  wie  Wir  berichtet,  auf  der  Reise  seien,  ab- 
gehandelt und  alles  zu  mehrer  Richtigkeit  gebracht  haben,  noch  ferner 
unterhalten  werden  mögen.  Da  ihr  aber  über  Unsere  gnädigste  Zu- 
versicht, die  Wir  gegen  Unsere  getreuen  Stände  gefasst,  mit  denselben 
über  allen  angewandten  Fleiss  nicht  zuträgliches  erhandelt,  ihr  auch 
sonsten  aus  Unsern  Domainen  zu  keinen  anderen  Mitteln  gerathen 
könntet,  und  aus  Noth  auf  Mittel  gedenken  müsstet,  wie  gleichwohl 
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(las  Volk  zur  Verhütung  der  Unordnung,  so  lang  ihre  Verpflegung  aus 
dem  Lande,  bis  Wir  andere  Verordnung  gnädigst  gestellt,  finden  könne, 
so  wollet  ihr  gleichwohl  die  Stände  insgemein  und  da  es  nöthig,  ein 
und  andere  absonderlieh  versichern,  dass  solche  aus  Noth  von  euch 
gemachte  Verpflegung  ihnen  an  ihren  herbrachten  Privilegien  nicht  hin- 
derlich, und  sobald  Wir  der  Waifen  immer  entschlagen  sein  können, 
Alles  in  vorigen  Stand  setzen  und  sie  bei  denselben  gnädigst  schützen 
und  handhaben  wollen". 


Die  clevischen  Stände  an  ihre  Deputirten  in  Königsberg. 
Dat.  Wesel  2.  Dec.  1645.     W. 

[Will  der  Kurfürst  die  Truppen  nicht  abführen  lassen,  sollen  sie  Nichts  offeriren 
und  die  Verhandlungen  sofort  abbrechen,  um  Krieg  mit  Neuburg  zu  verhindern, 
auf  Zuziehung  der  clevischen  und  jülichschen  Stände  zur  Beilegung  der  Streitig- 
keiten dringen.] 

Ennpfang  und  Inhalt  des  kurfürstlichen  Schreibens  an  die  Stände  vom  2.  Dec. 
i'l.  Oetober. 

.,SolIte  dann  verspürt  werden,  dass  I.  Ch.  D.  einen  Weg  wie  den 
anderen  bei  Dero  überschriebener  Erklärung  resolutive  zu  verbleiben, 
intentionirt  und  gemeint  sein,  in  solchem  unverhofften  Fall  hätten 
E.  etc.  der  von  uns  ertheilten  Instruction,  und  gemessenem  Befehl  zu- 
folge, in  puncto  der  conditionirten  bewussten  Beisteuer  einzuhalten, 
damit  (wenn  gleich  in  übrigen  gravaminibus  einige  Satisfaction  erfol- 
gen wollte)  durch  keine  conditionirte  Oblation,  conditione  prius  non 
adimpleta,  die  Unterthanen  nicht  mögen  obligirt  oder  verknüpfet  wer- 
den; dann  einmal  notor-  und  offenkundig,  dass  in  diesem  unserem 
bedrängten  Vaterland  ohne  Abschaffung  der  zum  höchsten  Beschwer 
der  armen  Unterthanen  geworbenen  und  einquartierten  Kriegsvölker, 
zumal  keine  Steuer  zur  Abzahlung  der  alten  Kainmerschuldon,  weniger 
zum  Unterhalt  einiger  Völker  nicht  gewilligt,  noch  beigeschafft  wer- 
kten könne.  In  diesem  unverhofften  Fall  ist  bei  dieser  unserer  Ver- 
immlung  einhellig  resolvirt  und  davor  gehalten  worden,  dass  es  dem 
Lande  zuträglicher,  und  uns  als  Ständen  verantwortlicher,  die  Hand- 
lung abzubrechen,  als  mit  einer  solchen  ansehnlichen  Oblation  sub 
uiiditione  sine  <{ua  non  sich  zu  vertiefen,  und  dadurch  Anlass  zu 
ireben,  dass  dasjenige,  was  conditionaliter  sub  conditione  sine  qua  non 
unterthUnigst  offerirt,  nicht  etwa  pure  acccptirt,  dagogon  die  einbe- 
dungenen ccinditioncH,  in  specie  aber  und  vornehmlich  die  .\bschaffung 
Ut  geworbenen  V?>lker,  als  eine  der  vornehmsten  Conditionen,  und 
•  iarauf  diese  kostbare  Schickung  allein  angesohon,  cum  cffcctu  zuvor- 
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derst  nicht  sollten  können  oder  wollen  adimpliret  werden.  Dahero 
dann  in  jetztgenanntem  unverhofften  Fall  E.  etc.  hiermit  ferner  in- 
struiret  und  deroselben  absonderlich  aufgegeben  wird,  dafern  sie  ver- 
spüren würden,  dass  die  Abdankung  und  Abführung  der  Völker  und 
Evacuation  der  Städte  bei  I.  Ch.  D.  nicht  zu  erhalten,  die  contributio- 
nes  auch  nicht  abgestellt,  sondern  I.  Ch.  D.  bei  Dero  jüngst  uns  zuge- 
schickten Resolution  zu  verbleiben  entschlossen,  dass  alsdann  dieselbe 
mit  aufgegebener  conditionirter  Oblatiou  einhalten,  die  Handlung  ab- 
brechen, sich  zu  der  Rückreise  ohne  ferneren  Verzug  begeben  und 
ihres  Verrichtens  Relation  thun  sollen. 

Weilen  auch  unterscheidliche  Avisen  einkommen,  ob  sollte  I.  Ch. 
D.  noch  mehr  geworbene  Völker  in  diese  Lande  zu  schicken  Anord- 
nung gemacht  haben,  und  fast  öffentlich  und  ungescheut  spargiret 
wird,  dafern  I.  F.  D.  der  Herr  Pfalzgraf  zu  Neuburg  I.  Ch.  D.  auf 
vorgestellte  postulata  keine  Satisfaction  geben  würden,  dieselbe  als- 
dann resolvirt  sein  sollte,  die  Jülich-  und  bergischen  Lande  durch 
Kriegsmacht  zu  occupiren;  und  da  daraus  anders  nicht  zu  erwarten, 
als  dass  diese  Lande  in  einen  offenen  Krieg,  zu  derselben  gänzlichen 
Verheerung  und  Ruin  der  ohne  des  hochbedrängten  Unterthanen  ge- 
stellt werden  sollten,  so  wird  E.  etc.  hiermit  aufgegeben,  bei  I.  Ch.  D. 
unseretwegen  alles  dahin  zu  richten,  dass  ein  Generalconventstag  aus- 
geschrieben, eine  Beisammenkunft  angestellt,  und  mit  Zuziehung  einiger 
Deputirten  aus  Ritterschaft  und  Städten  der  clevisch-  und  jülichschen 
Lande  alle  Streitigkeiten  zwischen  H.  Ch.  und  F.  DD.  in  der  Güte 
componiret  und  beigelegt  werden  möchten". 


Die  Regierung  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Wesel  26.  Dec. 

1645.  M. 
(Unterz.:  Norprath,  Strünkede  und  Motzfeld.) 
[Die  Mehrzahl  der  Stände  zur  Bewilligung  geneigt,  aber  gegen  einen  Revers, 
der  verweigert  ist.  Vertagung  des  Landtages.  Entschlossen,  auch  ohne  Bewilli- 
gung die  Steuer  zu  erheben.  Geld  -  und  Truppennoth.  Gefahren  daraus.  Ein- 
marsch lothringischer  Truppen  in  Geldern  und  Jülich.  Des  Herzogs  Secretär 
in  Düsseldorf.     Die  hoefyser'sche  Schuldliquidation  und  die  Generalstaaten,] 

26.  Dec.  „E.  Ch.  D.  gnädigstes  Rescript  vom  8.  November  ist  am  30.  ejus - 

dem  zu  Cleve  wohl  einkommen  und  demnach  daraus  gehorsamst  ver- 
nommen, dass  E.  Ch.  D.  zur  Beförderung  einer  neuen  Steuer  zum 
Unterhalt  der  Kriegsvölker  vor  gut  ansehen  und  uns  gnädigst  befehlen, 
dass  die  clevischen  Landstände  zu  dem  Ende  von  uns  verschrieben 
und  dieselben  collegialiter  dahin  disponiren  sollen,  und  berichtet  wor- 
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den,  dass  der  Zeit  die  Landstände  auf  Veranlassung  E.  Ch.  D.  an  sie 
sub  dato  21.  Octobris  abgegangenen  rescripti  in  Wesel  beisammen 
wären,  haben  wir  uns  alsobald  auf  gesammtes  Gutfinden  auhero 
zur  Gewinnung  von  Zeit  und  Kosten  collegialiter  verfüget  und  den 
anwesenden  Ständen  E.  Ch.  D.  gnädigstes  Gesinnen  proponiret.  Die 
Adeligen  beschweren  sich  unter  der  Hand,  dass  in  geringer  Zahl  ver- 
sammelt, wir  haben  denn  auch  einige,  wie  auch  die  Stadt  Duisburg, 
so  nicht  verschrieben  war,  anhero  verschrieben,  welche  sich  auch  ha- 
ben eingestellt.  Man  gibt  uns  so  viel  zu  verstehen,  dass  vom  Unter- 
halt der  Völker  nichts  wlissten,  und  daher  nicht  contribuiren  könnten, 
wir  vermerken  aber  doch,  dass  die  Mehrzahl  der  Adeligen  und  die 
Städte  zur  Westseiten  Rheins,  auch  Duisburg  nicht  ungeneigt  sind, 
E.  Ch.  D.  mit  einer  freiwilligen  Steuer  unterthänigst  zur  Hand  zu 
gehen". 

Sie  bc\<teheii  aber  auf  einen  llevers,  worin  die  Regierung  sich  ver- 
pflichten soll,  weder  jetzt  noch  künftig  Steuern  zwangsweise  ohne  Bewilli- 
gung der  Stände  zu  erheben.  Derselbe  ist  ihnen  verweigert,  worauf  sie 
ihre  Diraission  verlangt,  um  sich  nach  dem  Fest  wieder  in  grösserer  An- 
zahl und  mit  fernerer  Instruction  zu  versammeln. 

„Wir  besorgen,  dass  durch  einiger  Instigation  beim  vorgenommenen 
Revers  verbleiben  und  alsdann  ohne  Einwilligung  abbrechen  werden.  Auf 
diesen  Fall  werden  wir  ihnen  E.  Ch.  D.  Rescript  de  dato  8.  November  in- 
sinuiren  und  sie  versichern,  dass  ihnen  nicht  an  ihren  Privilegien  solle  nach- 
theilig sein,  was  zur  Unterhaltung  der  Völker  im  Ijande  umgeschlagen 
werden  rauss,  und  werden  wir  demnächst  alles,  was  nur  immer  möglich  sein 
kann,  zum  Unterhalt  der  Völker  anstellen.  Es  ist  aber  bereits  der  Mangel 
bei  denselben  sehr  gross  (denn  kein  Vorrath  bei  der  Hand  ausserhalb  noch 
HOOO  Thlr.  aus  den  Depositengeldern  des  Holzapfel).  Und  linden  uns 
mit  ihnen  in  grosser  Noth.  Wir  können  auch  wohl  ermessen,  dass  nicht 
allein  die  Stände  sich  darüber  heftig  beschweren  werden,  sondern  dass 
auch  davon  bei  «len  Renachbarten  unp^leiche  judioia  mid  Nachreden  und 
dannenhero  zwischen  der  Soldatesca  und  des  Ijandes  Eingesessenen  aller- 
hand Unordnungen  entstehen  können,  darum  wir  noch  in  Hofl'nung  stehen, 
l)ei  den  Ständen  diesmal  eine  Steuer  zu  erhalten'*. 

Der  spanisch-geldersche  Marsehall  v.  Ilonsbroich  liat  einem  der  cle- 
i>chen  Adeligen  geschrieben,   dass  der  Herzog  von   Lothringen   mit 
iistimmung  der  Spanier  vier  Regimenter  Cavallerie  nach  Stralen,  Venloe, 
.rkeleuz  undJülieh  verlege,  wodurch  bei  der  Zü^:ell()sigkeit  dieser  Truppen 
da«    westrheinischü  Cleve  sehr    bedroht  wird.     Auch   beriehtet  Dr.  Bach- 
Miann,  der  eben  in  Düsseldorf  gewesen  ist,  dass  der  Secretär  des  Herzogs 
*ti  Lothringen  sich  dort  aufhalte,   mit  einer  goldenen  Kette   vom   Pfalz- 
grafen   besehenkt  worden   sei    und  geäussert   habe,    dass  er  demselben  eine 
angenehme  Zeitung  gcbraeht.     Sie    hätten   sofort   den   so   eben   für  Brüssel 
'Stellten   knrf.   Agenten    Carl    Andreas  v.  Staveren   nach  Venloe   und 
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Ruremoiid  gesandt,  um  nähere  Erkundigungen  einzuziehen.  Bezüglich  der 
hoefyser'schen  Schuld  suchten  sie,  zufolge  des  von  Die  st  über  seine 
Verhandlungen  im  Haag  erstatteten  Berichts,  die  Rechnungen  des  staati- 
schen Commissarius  Johann  Retzer  über  die  von  Graf  Wilhelm  von 
Nassau  in  Cleve-Mark  1629 — 1631  erhobenen  Contributionen  und  Licent- 
gefälle  zu  erlangen,  um  daraus  die  bei  der  Liquidation  aufzustellenden  Ge- 
genforderungen zu  berechnen.  Holland  mache  desswegen  Schwierigkeiten, 
indessen  würden  doch  die  Generalstaaten  bis  zur  Liquidation  mit  Forde- 
rungen nicht  lästig  fallen. 


Des  Kurfürsten  Erklärung  an  die  Deputirten   der  clevischen 
Stände.     Dat.  Königsberg  7.  Dec.  1645.     W. 
(Präsentirt  Wesel  5.  Jan.  1646.) 
[Hat,   um  nicht  aus   dem  Besitze  verdrängt  zu  werden,    das  Land   mit   eigenen 
Truppen  besetzen  müssen,  auch  den  Staaten  und  Hessen  solches  zugesagt.    Seine 
gefährliche   Stellung.     Ist  im   Besitz  von   Cleve  und    Pommern   bedroht;    daher 
sind  die  Truppen  zur  Defension  nöthig.     Erwartet  fernere  Steuer  zu  dem  Unter- 
halt,   um  Executionen  zu  verhüten.     Unterhandlungen   zur  Räumung  von  Hamm 
und  ganz  Mark.     Absicht,  bald  nach  Cleve  zu  kommen,  der  Stände  Beihilfe  zur 
Hofhaltung  dort  ist  nöthig.] 

7.  Dec.  „Nachdem  Sie  aber  gleichwohl  befunden  und  wahrgenommen,  dass 

Ihr  Herzogthum  sogar  in  fremde  Hände  und  Gewalt  gefallen,  dass 
auch  S.  Gh.  D.  fast  daraus  verdrungen  gewesen,  und  zur  Errettung 
desselben  kein  anderes  expedient  absehen  mögen,  dann  dass  die 
fremden,  zuvörderst  aber  dem  heil.  Reich  widrigen  Völker  mit  Manier 
ausgeschaffet,  und  hingegen  die  vornehmsten  Plätze  mit  S.  Gh.  D. 
eigenen  Garnisonen  besetzet,  und  also  dadurch  das  Land  vor  weiterem 
Einfall,  Gccupierung  und  Einquartierung  fremder  Völker  so  viel  mög- 
lich geschtitzet  und  conservirt  würde,  so  haben  Sie  aus  Liebe  und 
landesväterlicher  Sorgfalt  in  kostbaren  Schickungen  und  Bemühungen, 
nichts  ermangeln  lassen,  auch  endlich  so  viel  erhalten,  dass  Ihr  nicht 
allein  von  den  Herren  Staaten  die  Stadt  Duisburg  und  andere  Plätze 
mehr,  sondern  auch  von  der  Frau  Landgräfin  zu  Hessen  die  Festung 
Galcar,  zusammt  der  Gontribution,  die  I.  F.  Gn.  aus  diesen  Landen 
monatlich  gehoben,  wieder  eingeräumt,  cediret  und  abgetreten  wor- 
den, jedoch  alles  mit  diesem  ausdrücklichen  Bedinge,  dass  I.  Gh.  D. 
diese  Ihr  wieder  überlassenen  Plätze  mit  genügsamer  Garnison  hin- 
wiederum besetzen,  auch  wider  männiglichen  mainteniren,  oder  in 
widrigen  Fall,  und  da  Sie  das  nicht  zu  thun  vermöchten,  dem  Geden- 
ten  im  vorigen  Stande  allerdings  zu  restituiren  schuldig  sein  sollten. 

Daraus  dann  die  löblichen  Stände  selbst  vernünftig  zu  ermessen, 
aus  was  dringenden   erheblichen  Ursachen,   auch   aus  guter,  landes- 
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väterlichen  Intention  I.  Ch.  D.  zu  diesen  Werbungen  veranlasst  wor- 
den, auch  wie  hoch  hiei unter,  und  insonderheit  an  Conservation  oder 
Beibehaltung  dieser  wenigen  Völker  1.  Ch.  D.  Reputation  und  hoher 
Respect  nunmehr  allenthalben  engagirt  sei,  auch  wie  wenig  die  Stände 
daran  gewinnen,  vielmehr  aber  feindliche  Attaquen  und  Belagerungen 
zu  besorgen  haben  würden,  wenn  die  mit  so  trefflichen  Kosten  auf 
die  Bein  gebrachten  Völker  so  liederlich  zergehen,  die  evacuirten 
Plätze  ihren  vorigen  Inhabern  restituiret,  und  das  ganze  Land  darüber 
von  Neuem  in  äusserster  Ruin  und  Gefahr  gestellt  werden  sollte. 

Wobei  dann  die  löblichen  Stände  noch  ferner  nicht  unerwogen 
lassen  werden,  dass  sich  die  jetzigen  Läufe  im  römischen  Reiche  der- 
maassen  gefährlich  anlassen,  dass  noch  zur  Zeit  zu  der  so  lange  ge- 
wünschten Ruhe  und  Tranquillität  fast  geringe  Apparenz  erschei- 
nen will,  und  wann  die  Sache  recht  überleget  wird,  stehen  gewisslich 
keines  Fürsten  Land  und  Leute  in  grösserer  Gefahr,  als  eben  S.  Ch.  D. 
clevische,  pommerische  und  andere  Erblande,  ja  Dero  ganzer  Chur- 
fürstlicher  Staat  stehet  itzo  gleichsam  in  der  Balance,  und  wird  der 
Ausschlag  sein,  entweder  S.  Ch.  D.  hohes  Aufnehmen,  oder  aber  Dero- 
selben  und  Dero  Landen  (welches  aber  der  Allerhöchste  in  Gnaden 
wende)  äusserster  Ruin  und  Untergang.  Dass  nun  S.  Ch.  D.  bei  sol- 
chem, des  Reichs  zerrüttetem  und  zweifelhaften  Zustande,  und  da  alle 
Ihre  Benachbarten  armiren.  Sich  und  Ihre  Lande,  durch  Voneinander- 
lassung  Ihrer  geworbenen  Völker,  sogar  aller  defeusions  Mittel  denu- 
diren,  und  Ihre  hohe  Churfürstliche  Reputation  und  ganzen  Staat  in 
Verachtung  und  hazard  setzen  sollten,  das  werden  Ihr  hoffentlich  Dero 
getreue  Stände  selbst  nicht  rathen,  noch  gutfinden  können,  vielmehr 
versehen  sich  S.  Ch.  D.  zu  denenselben  sammt  und  sonders  und  gänz- 
lich, sie  werden  bei  sothaner  der  Sachen  Bewandtniss  und  unvermeid- 
licher Necessität  S.  Ch.  I).  und  ihr  selbst  eigen  Bestes  in  gehörige 
Consideration  ziehen,  und  wegen  der  so  gnädigst  an  sie  gesonnenen 
Unterhaltung  der  Völker  eine  solche  patriotische  unterthänigste  Reso- 
lution fassen,  wie  es  der  jetzige,  des  heil.  Reiches  Zustand,  S.  Cli.  D. 
hoher  ReH|)ect  und  der  Lande  eigene  Wohlfahrt  erheischet,  und  ihnen 
selbst  rühmlich  sein  kann,  und  demnach  die  unverlängerte  Verfügung 
thun,  «lainit  die  zu  Eutretenirung  angeregter  Völker  erforderliehen 
Mittel  beigctriebcn,  und  dieselben  bei  jetziger  währender  Handlung 
und  bis  zu  S.  Ch.  I).  Hinkunft  noch  ferner  unterhalten,  alle  disordres 
und  militärische  executiones  aber,  die  Sie  sonsten  wider  Dero  Willen 
endlich  au8  Noth  geschehen  lassen  mUssten,  verhütet  worden  mögen. 

S.  Ch.  I).  ver»ichcrn  die  Stände  und  deren  Dcputirte  hiermit  noch- 
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malen,  dass  dieses  Alles,  was  vor  diesmal  aus  unvermeidlicher  Ne- 
cessität  also  vorgenommen  werden  müsste,  den  Ständen  an  deren  er- 
weislichen Privilegien  und  Herkommen  im  geringsten  nicht  präjudicir- 
lich  sein  soll,  auch  haben  Sie  zu  dem  getreuen  Gott  das  feste  unge- 
zweifelte  Vertrauen,  dass  diese  Beschwerung  nicht  lange  mehr  währen, 
sondern  hofi'entlich  bald,  wo  nicht  ganz  cessiren,  so  doch  auf  ein 
gutes  gemildert  werden  soll,  gestalt  dann  S.  Ch.  D.  Dero  Erleichterung 
zu  beförderen  allbereits  im  Werk  begriffen  sein,  und  sowohl  die  Eva- 
cuation  der  Stadt  Hamm,  als  auch  gänzliche  Neutralität  für  Dero  Graf- 
schaft Mark  an  gehörigen  hohen  Oertern,  gleich  jetzt  mit  Fleiss  nego- 
tiiren  lassen.  Und  demnach  auch  vors  andere  I.  Ch.  D.  gänzlich 
resolviret,  bald  nach  vollendetem  anstehendem  Fest  von  hinnen  wieder 
aufzubrechen,  und  Sich  (gönnets  Gott)  nach  Dero  Chur-Brandenburg, 
und  von  dannen  sofort  ferner  nach  den  clevischen  Landen  (um  den 
universal  Friedenstractaten  desto  näher  zu  sein,  und  insonderheit 
auch  Dero  clevischen  Staat  zu  redressiren)  zu  erheben,  Ihre  Renten, 
Domainen  und  Aemter  aber  in  allen  Dero  Landen  dermaassen  er- 
schöpft und  ruinirt,  dass  Sie  Dero  Tafel  und  Hofstaat  zu  erhalten 
nicht  vermöglich  sind,  so  können  Sie  abermals  kein  anderes  Mittel 
absehen,  als  dass  Sie  Ihre  getreue  clevische  Stände  um  ein  unter- 
thänigstes  monatliches  subsidium  gnädigst  anlangen  und  ersuchen 
müssen". 

Der  Kurfürst  an  die  clevischen  Stände.    Dat.  Königsberg 

28.  Nov.  1645.     W. 

(Präsentirt  Wesel  3.  Jan.  1646.) 

[Begehrt  fernere  Steuer  zum  Unterhalt  der  Truppen  und  der  Gesandten  in  Münster, 

die  sonst  aus  Mangel  abzuberufen.] 

28.  Nov.  „Dieweil  dann  die  zur  Unterhaltung  der  Völker  verwilligte  Steuer 

allbereits  verwendet  worden,  und  es  dann  nachhero  die  höchste  Noth- 
durft  erfordert,  zur  Verhütung  aller  Ungelegenheit  dahin  zu  gedenken, 
dass  besagtes  Volk  in  Ordnung  gehalten,  und  Unsere  gnädigste  In- 
tention zu  der  Lande  Defension  nicht  fruchtlos  gemacht  werde,  indem 
auch  Unsere  Gesandten  zu  Münster  an  gehörigem  Unterhalt  grossen 
Mangel  empfunden,  und  allbereits  in  die  6000  Thlr.  Schulden  (weil 
die  aus  Unseren  clevischen  Landen  darzu  deputirte  monatliche  1000 
Thlr.  zurück  geblieben)  contrahiren  mussten,  darüber  sie  allen  Credit 
so  gar  verloren,  dass  im  Fall  ihnen  nicht  bald  mit  einem  Stück  Geld 
suecurriret  werden  sollte,  sie  endlich  zu  Unserer  höchsten  Beschimpfung 
gar  würden  dimittiret  und  wieder  abgefordert  werden  müssen ;  so  ver- 
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sehen  Wir  Uns  noch  mal  zu  euch  in  Gnaden,  ihr  werdet  solche  un- 
vermeidliche Xothwendigkeit  gebührend  beherzigen,  und  Uns  als  ge- 
horsame getreue  Stände  noch  so  weit  zur  Hand  gehen,  damit  mehr- 
gedachte Soldatesca  ferner  unterhalten,  auch  die  zu  der  Gesandten 
Verpflegung  erforderte  und  allbereits  restirenden  Gelder  unverlängert 
beigebracht  werden  mögen,  bis  Wir  mit  euren  Deputirten,  so  nunmehr 
allhier  angelanget,  hierunter  etwas  weiter  gehandelt  oder  bei  Unserer 
künftigen  Anwesenheit  bei  euch  gewisse  Anstalt  deshalben  geti-offen 
haben  werden.  Welches  euch  dann  an  euren  habenden  Privilegien 
nicht  soll  präjudicirlich  sein,  sondern  sobald  Wir  der  Waffen  immer 
entschlagen  sein  können,  wollen  Wir  Alles  in  vorigen  Stand  setzen 
und  euch  bei  euren  hergebrachten  Privilegien  gebührlich  schützen  und 
handhaben". 


Die  Deputirten   der  clevischen  Stände  an  dieselben. 
Dat.  Königsberg  14.  Dec.   1645.     W. 
(Präsentirt  Wesel  5.  Jan.  1646.) 
[Abführung  der  Truppen  ist  nicht  abgeschlagen,   nur   hinausgeschoben,   erbitten 
Weisung,   ob   abbrechen   oder  eventualiter  verhandeln   sollen.     (;egen   sofortige 
Abführung  ist  Verpflichtung  zur  Besetzung  des  Landes  und  Nothwendigkeit  der 
Rüstung  während  der  Tractaten  mit  Neuburg  und  in  Münster  geltend   gemacht.] 

..Weilen  aus  I.  Ch.  D.  Erklärung  vernommen,  dero  gnädigste  Inten-  14.  Dt 
tion  dahin  gerichtet  zu  sein:  dass  alle  disordres  zu  verhüten  (zumal  die 
tiinde  in  vorigen  Jahren  so  viele  Tausende  jährlich  mehr  zu  ihrem  Ruin 
von  fremder  Herrschaft  gelitten)  die  kurf.  Völker  noch  eine  Zeitlang 
möchten  unterhalten,  darnachhcr  abgestellt  oder  abgeführet,  inmittels 
über  die  vorgestellte  gravamina  und  Eventualoblation  zur  Redressirung 
des  Kammerstaats  allhie  gehandelt  und  eventualiter  geschlossen  werden 
möchte,   welcher  l^unkt  bei  unserer  Instruction  und  Conimission  nicht 
determinirct   noch   vorgescliricbeu,    was   gestalt   uns   in   solchem   Fall 
und  solchem  Erbieten  zu  halten  haben  sollten,  so  haben  darüber  eine 
ihere  Instruction  begehren  müssen.    Insofern  I.  Ch.  1).  die  Abstellung 
.»der  Abführung  der  Völker  gänzlich  und  definitive  abgeschlagen  hät- 
ten,   8(»  würden  wir  uns  der  ertheilten  Instruction  ad  gravamen  2  er- 
innert  und   unseren  Abschied    alsofort    unterthänigst   gebeten    haben, 
.ichdcm   aber  zur  Abstellung  oder   Abführung  IlotVnung   und  Erklä- 
ing  grgciben,  und  inzwischen  erboten  wird,  über  der  Landschaft  fer- 
•  re  gravamina  eventualiter  zu  handeln  und  zu  Hchliessen,  so  ist  unser 
(unddienstwilligcH  Krmichen  E.  etc.   sieh   wollen  groHsgUustlich  ge- 
illon  luHMcn,  ulHobuUl  sich  bcisHmnion  zu  thun,  die  Sache  nach  Noth- 
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dürft  zu  erwägen,  und  uns  eine  gemessene  Instruction  und  Befehl, 
wie  uns  in  diesem  Punkt  zu  erklären  und  zu  verhalten  haben  werden, 
fürdersamst,  und  so  bald  immer  möglich,  zu  überfertigen. 

Die  Motiven,  so  Namens  1.  Ch.  D.  uns  weitläufig  mündlich  vor- 
gestellt worden,  sind  diese:  Erstlich,  dass  vermöge  beigelegten  Ver- 
gleichs zwischen  I.  Ch.  D.  und  der  Frau  Landgräfin  von  Hessen, 
sub  dato  19.  October  1644,  pacisciret^^),  dass  I.  Ch.  D.  hinwiederum 
Calcar  genugsam  besetzen,  wie  auch  bei  I.  Kais.  Maj.  die  Evacuation  der 
Stadt  Hamm  beftirdern  sollen,  im  widrigen  Fall  die  Stadt  Calcar  und 
Kriegscontributionen  der  Frau  Landgräfin  wieder  eingeräumt  werden 
sollten;  da  nun  L  Ch.  D.  Völker  abgestellt  oder  abgeführet  und  Calcar 
evacuiret,  hingegen  Hamm  noch  nicht  erledigt  würden,  alsdann  unaus- 
bleiblich geschehen  dürfte,  dass  die  Frau  Landgräfin,  vermöge  ihres 
copeilich  beigelegten  Schreibens,  sub  dato  13.  März  1645^^°),  nicht  allein 
die  Stadt  Calcar  wieder  incorporirten,  sondern  auch  die  monatliche 
Kriegscontribution  reassumireten.  Vors  Zweite,  dass  wegen  Faciliti- 
rung  und  desto  zuträglicher  Beförderung  der  vorseienden  Tractaten 
mit  dem  Herrn  Pfalz  grafen  zu  Neu  bürg  F.  D.  noch  zur  Zeit  I. 
Ch.  D.  sich  nicht  gänzlich  bloss  und  aus  aller  positur  stellen  könnten. 
Vors  Dritte,  dass  L  Ch.  D.  im  Nachdenken  der  Ungelegenheiten  und 
Gefährlichkeiten,  welche  sich  bei  den  Tractaten  zu  Münster  und  Osna- 
brück 1.  Ch.  D.  und  Dero  Landen  und  Unterthanen  zum  Nachtheil 
ereignen  möchten,  die  angefangene  kostbarliche  Verfassung  noch  zur 
Zeit  nicht  könnten  abstellen". 


Die  Regierung  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Wesel 
15.  Jan.   1646.     M. 

[Der  clevischen  Stände  Bewilligung  von  18,000  Thh\] 
1646.  „Der  clevischen  Landstände  Resolution  ist  uns  allermeist  am  12. 

15,  Jan.  gjusdem  mündlich  und  schriftlich  eingebracht  worden,  nachdem  wir 
ihnen  am  10.  clausulum  concernentem  E.  Ch.  D.  Rescripts  vom  28.  No- 
vember ^^),  dass  die  zum  Unterhalt  des  Kriegsvolks  nöthige  Contribu- 
tion  propria  autoritate  ausgeschrieben  werden  solle,  da  sie  auf  E.  Ch.  D. 
jetziges  Gesinne  nicht  gutwillig  dazu  verstehen  wollten,  vorgelesen. 
Dieweil  sich  nun  zwar  die  am  7.  hujus  ge willigte  Summe  von  12,000  Thlr. 


71)  Vgl.  oben  Einleit.  p.  105. 

■^1")  Das  Schreiben  war,  wie  der  angezogene  Artikel  des  Vertrags,  nur  osten- 
sibel.    Vgl.  Urk.  u.  Actenst.  IV  p.  751. 

72)  Ein  Rescript  des  Kurfürsten  von  diesem  Datum  befindet  eich  weder  unter 
den  clevischen,  noch  unter  den  berliner  Acten ;  vgl.  dagegen  dasjenige  v.  8.  Nov. 
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bis  auf  18,000  Thlr.  darin  erhöhet,  aber  auch  die  Condition,  dass  die 
Steuer  in  3  Terminen,  am  13.  Februario,  14  Tage  vor  Ostern  und 
gegen  1.  Mai,  erhoben  werden  sollte,  befunden,  welche  Condition  wir 
E.  Ch.  D.  Intention  und  der  Sachen  Erheisch  nicht  allerdings  ähnlich 
erachten  konnten,  haben  wir  darüber  mit  den  Landständen  fernere 
Handlung  so  lange  gepflogen,  bis  wir  uns  endlich  dahin  mit  ihnen 
verglichen,  dass  die  18,000  Thlr.  in  zwei  Terminen,  den  22.  Januar 
und  den  letzten  Februar  gegen  den  gewöhnlichen  Revers  zu  ent- 
richten". 

Die  clevischen  Stände  an  ihre  Deputirten  in  Königsberg. 
Dat.  Wesel  16.  Jan.  1646.     W. 

[Weisung,  im  Fall  die  sofortige  Abführung  der  Truppen  nochmals  verweigert 
wird,  ihre  Dimission  zu  fordern,  Beihilfe  zur  kurfürstlichen  Hofhaltung  in  Cleve 

abzuschlagen.] 

Hätten  nochmals  auf  sofortige  Abführung  der  Truppen  zu  dringen.        16. 

.,SoIlten  abei ,  über  alle  Zuversiclit  solchem  abermaligen  unter- 
thänigsten  Uemonstriren,  Suchen  und  l^itten  unerachtet,  I.  Ch.  D. 
zu  solcher  Abstellung  oder  Abführung  der  einquartierten  Völker  nicht 
erbeten  werden  können,  in  solchem  unverhofften  Fall  müssten  wir  es 
davor  halten,  dafern  E.  etc.  in  einige  weitere  sonderlich  zur  Re- 
dressirung  des  Kammerstaates  an  Seiten  I.  Ch.  D.  gnädigst  gesuchte 
eventuale  Handlung  sich  einlassen  würden,  uns  und  dem  Lande  ein 
unwiderbringliches  PräJudicium  durch  solche  Handlung  zugefügt  wer- 
den sollte,  gleich  solches  die  eventuale  Handlungen  in  puncto  vor  die- 
sem gutbefundener  Deputation  zur  Entlastung  der  alten  Kammorschul- 
den  bezeuget,  dahero  dann  in  angeführtem  unverhofftem  Fall  E.  etc. 
hiermit  ferner  instruiret  werden,  sich  dahin  zu  erklären,  dass  diesel- 
ben den  betrübten  Zustand  dieser  iianden,  darinnen  dieselben  durch 
diese  Einquartierung  und  Werbung  gestürzet,  zum  höchsten  doliren 
und  sich  bezeugen  mUsstcn,  dass  ohne  vorhergehende  Abführung  oder 
Abstellung  genannter  Völker,  in  keine  eventuale  Handlung  über  den 
hochbcschwcrten  Kanunerstaat  sich  einlassen,  sondern  al)brechen  müss- 
M,  auch  genothdrängt  wären,  bei  I.  Ch.  D.  um  gnädigste  Dimission 
initerthänigst  zu  bitten  und  sich  zur  Rückreise  zu  begeben. 

Hclangcnd  diesen  nach  den  zweiten  Punkt,  dass  I.  Ch.  1).  zu 
<l<'sto  mchrer  Maturirung  Dero  gnädigst  rcsolvirten  Ueberkunft  in  dioso 
landen  ein  monatliches  Hubsidiuui  zur  Erhaltung  Dero  Tafel  und  Hof- 
staat gnädigst  gesinnen,  da  ist  E.  etc.  ohne  uDHcrc  fernere  Eriinicruuf? 
der  betrübte  und  bikünimerliclie  Zustand  unserrh  Vaterlands  bekannt, 

M.iinr.  iiir  («eacli.  li.  (jr.  Kurrumlitn.  V.  17 
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welcher  also  beschaffen,  dass  fast  keine  Pensonarien  bezahlt,  weniger 
der  einquartierten  Völker  Verpflegung  daraus  gefunden  werden  kann, 
und  dafern  die  unterthänigst  gesuchte  Abdankung  oder  Abführung 
genannter  Völker  nicht  in  Kurzem  zu  erhalten,  dass  alsdann  eine 
totale  Confusion  und  Verlauf  der  armen  Unterthanen  unausbleiblich 
zu  erwarten,  dahero  dann  wegen  kundbarer  Unvermögenheit  solch 
Gesinnen  E.  etc.  bei  I.  Ch.  D.  unterthänigst  werden  wissen  zu  divertiren 
und  abzuschlagen,  hingegen  die  Abschaffung  der  Völker  unterthänigst 
vorzustellen,  damit  I.  Ch.  D.  Kammerintraden  zu  Erhaltung  Dero  Tafel 
und  Hofstaat  verwendet  werden,  die  arme  hochbeschwerten  Untertha- 
nen sowohl  aufm  platten  Lande  als  in  den  Städten  beisammen  gehal- 
ten und  conservirt  werden  mögen". 


Die  Regierung  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Cleve 
10.  Febr.  1646.     M. 

[Crrosse   Geldnoth.     12,000  Thlr.   für  die   Truppen   monatlich   erforderlich.     Die 
Stände  anzugehen,  erfordert  Zeit  und  Kosten.     Bitte  um  Verhaltungsbefehle.] 

10.  Febr.  „E.  Ch.  D.  wird  aus  unserer  dem  jüngsten  weselschen  Landtag 
betreffenden  unterthänigsten  Relation  gnädigst  vernommen  haben,  was- 
maassen  die  clevischen  Landstände  nicht  mehr  dann  18,000  Thlr.  ein- 
gewilligt. Gleichwie  wir  nun  albereit  damals  unterthänigst  angeregt, 
also  befindet  sichs  jetzo  in  der  That,  dass  dieselbe  Summe  zum  Unterhalt 
des  Kriegsvolks  gar  wenig  erklecket,  sintemal  man  kaum  den  gegenwär- 
tigen Monat  Februarium  damit  auskommen  kann;  und  gleichwohl  etliche 
Compagnien  daneben  noch  ein  Monat,  etliche  anderthalb  Monat  nacli- 
ständig  bleiben  und  auf  einen  jeden  Monat  vor  das  ganze  Volk  noth- 
wendig  12,000  Thlr.  erfordert  werden.  Dahero  wir  auf  den  künftigen 
Monat  Martium  gar  keinen  Rath  noch  Mittel,  viel  weniger  auf  die  fol- 
gende Zeit,  vor  uns  sehen,  noch  zur  Hand  zu  ergreifen  wissen.  E.  Ch. 
D.  hat  in  Ihrem  nächstvorigen  Befehl  uns  gnädigst  aufgegeben,  wir 
sollten  die  Stände  beweglich  zu  einem  nothdürftigen  Beischuss  disponi- 
ren,  und,  sie  willigten  oder  nicht,  was  nöthig  wäre,  ausschreiben  und  bei- 
treiben. Wir  können  aber  nunmehr  weder  mit  der  eingewilligten  Summe 
zureichen,  noch  auch  zu  einer  ungewilligten  Aussetzung  der  ferneren 
Nothdurft  nach  schreiten,  weil  wir  uns  dessen,  nachdem  die  Stände 
zum  wenigsten  schon  etwas  gewilligt  haben,  nicht  mehr  bemächtigt, 
noch  uns  verantwortlich  befinden,  ohn  E.  Ch.  D.  ausdrücklichen  Be- 
fehl uns  einer  solchen  Sache,  daraus  unzweiflich  zwischen  E.  Ch.  D. 
und  den   Landständen   beschwerliche  Weiterungen  entstehen  würden. 
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7M  unterfangen.  Sollten  wir  auch  eine  neue  Disponirung  der  Stände 
zu  einiger  Einwilligung  versuchen,  so  stehet  zu  bedenken,  dass  sol- 
ches sehr  langsam  hergehen,  der  Sachen  wenig  erspriesslich  sein  und 
grosse  Kosten,  wozu  wir  nicht  zu  gelangen  wissen,  erheischen  würde. 
Dann  die  Stände  wollen  erstlich  ordentlicher  Weise  14  Tage  oder  3 
Wochen  vorhero  zusammenbeschrieben  sein.  Vors  andere,  wann  sie 
bei  einander  sind,  so  währet  es  gemeinlich  5,  6  oder  7  Wochen,  ehe 
man  zum  Schluss  kommt;  vors  Dritte,  ob  sie  schon  endlich  etwas 
willigen,  so  pflegt  doch  dasselbe  nicht  viel  zu  erklecken  und  die  Ter- 
mine der  Zahlung  dermaassen  angesetzt  zu  werden,  dass  zum  wenig- 
sten 4  Wochen  darauf  laufen,  also  dass  mehr  als  3  Monate,  welche 
36,000  Thlr.  vor  sich  allein  fordern,  aufs  neue  und  ohne  gefundene 
Versehung  verfliessen.  lieber  das  wollen  die  Landstände,  wann  sie 
im  Namen  E.  Ch.  D.  verschrieben  werden,  auf  E.  Ch.  D.  Kosten  ohn 
Zuthun  des  Landes  verpflegt  sein,  wie  sie  dann  wohl  ehemals  und 
noch  anno  1642  auf  damaligem  Landtage,  ehe  und  bevor  sie  die  Pro- 
position anhören  wollten,  insgesammt  begehret  haben,  man  sollte  ihnen 
zuvor  willige  Wirthe  zu  ihrer  Verpflegung  machen,  worauf  dann  nicht 
weniger  als  2 — 3000  Thlr.  gehen  würden.  Diesem  Allem  nach  hoffen 
wir  unterthänigst,  E.  Ch.  D.  werden  selbst  gnädigst  ermessen,  wi^ 
hochnöthig  es  sei,  dass  Sie  sich  gefallen  lassen,  uns  aufs  allereheste 
eigentliche  und  ausdrückliche  Verordnung  unseres  Verhaltens  zu  er- 
theilen". 


Der  Kurfürst  an  die  Regierung.     Dat.  Königsberg 

14.  März  1G46.     M. 

(Fräsentirt  Clevc  11.  April  1646.) 

i;  KH)   l'hlr.    monatlich   in  Cleve   zum  Unterhalt  der  Truppen   umzulegen 

lujd  beizutreiben.     Absicht,  das  Fussvolk  zu  reduciren.j 

Empfang  ihres  Üerichts  vom  10.  Febriiur.  1 1.  M 

».Nachdem  Wir  nun  ohne  Unsere  grosse  Disreputation  und  Ver- 
kleinerung solche  Völker  nicht  von  einander  gehen  lassen  können,  so 
ist  CH  billig  und  nöthig,  auf  Mittel  und  Wege  zu  dero  nolhdllrltigen 
\  i;rpficgung  bedacht  zu  sein.  Dass  aber  dieselben  aus  Unseren  Do- 
iiiaineu  nicht  genommen  werden  können,  solches  ist  euch  mehr  al» 
zuviel  bekannt.  Derowcgen  es  die  unumgängliche  Noth  erfordert,  au- 
^esehen,  die  von  Unseren  clevischen  Ständen  anhero  Deputirte  zu  kei- 
r  Einwilligung  verHtchen  wollen  (in  ander  Mittel  (wiewohl  Wir 
ii'cli  zur  /<  it  iniL'^.  rn    (i:i/ii    schreiten;    /,ii   cr^^reiren  und  znr  Hand  zu 

17* 
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nehmen,  sofern  nicht  die  von  der  Frau  Landg-räfin  zu  Hessen  Lbd. 
Uns  eingeräumte  Stadt  Calcar  I.  L.  wiederum  abgetreten  und  einge- 
räumt werden  soll.  Ergehet  demnach  an  euch  Unser  gnädigster  Be- 
fehl, einige  monatliche  Eintheilung  von  .^000  Tlilr.,  sowohl  4000  auf 
der  Westseiten,  als  4000  auf  der  Ostseiten,  auf  drei  Monate  lang  zu 
machen,  und  deren  unfehlbare  Beitreibung  Unseren  Rentmeistern  hin 
und  wieder  ernstlich  anzubefehlen;  danebst  dann  auch  den  Compagnien 
gewisse  Anweisungen  an  die  Städte  werden  assigniret  und  ertheilet 
werden  können.  Würden  dann  solche  8000  Thlr.  nicht  zureichen  kön- 
nen, sondern  es  mtisste  dazu  noch  einiger  Zuschub  erfordert  werden, 
so  sind  Wir  gnädigst  zufrieden,  dass  selbiger  aus  Unseren  Domainen 
erhoben  und  zu  obgesetzten  Ende .  möge  verwendet  werden,  wie  ihr 
mit  Unseren  Amtskammerräthen  nebst  Zuziehung  des  Landrentmeisters 
Kon r ad  Mollen  hiervon  zu  reden,  und  woher  der  Zuschub,  sofern 
einiger  hierbei  würde  von  Nöthen  sein,  zu  nehmen,  insgesammt  zu  de- 
liberiren  haben  werdet.  Wir  sind  sonsten  entschlossen,  das  Fussvolk, 
dieweil  Wir  berichtet  werden,  dass  etliche  Compagnien  sehr  schwach 
sein  sollen,  mit  dem  förderlichsten  zu  reduciren". 

Der  Kurfürst  an  die  Regierung.     Dat.  Königsberg 

27.  März  1646.     M. 

(Präsentirt  Cleve  18.  April  1646.) 

[Erörterung  der  Gravamen  nach  seiner  Ankunft  in  Cleve,  Stände  sind  bis  dahin 
so   zu  tractiren,   dass    sie   „content",    erwartet  dagegen  Unterhalt   der  Truppen 

von  ihnen.] 

27.  März.  Die  clevischen  Ständedeputirteii   haben   gleich  nach  ihrer  Ankunft  da- 

selbst deren  Gravamen  übergeben. 

„Wann  dann  gemelte  Stände  abermals  mit  einigen  anderen  Be- 
schwerden bei  Uns  eingekommen  und  Wir  wegen  Dero  Erörterung  er- 
wähnte Deputirte  auf  Unsere  Ankunft  in  Cleve  in  Gnaden  vertröstet; 
so  ergehet  hiermit  an  euch  Unser  gnädigster  Befehl,  darob  zu  sein 
und  aufs  Beste  zu  verhüten,  dass  der  Stände  gravamina  bis  zu  deren 
Erörterung  nicht  gemehret,  sondern  sie  also  mögen  tractiret  werden, 
dass  sie  content  sein  und  wider  Herkommen  und  Gebühr  nicht  be- 
schweret und  zu  doliren  verursachet  werden  mögen.  Jedoch  versehen ' 
Wir  Uns  hingegen  gänzlich,  sie  werden  auch  ihres  Orts  sich  aller 
schuldigen  Gebühr  gegen  Uns  erweisen,  und  insonderheit  den  bedür- 
fenden Unterhalt  für  die  geworbenen  Völker  immittelst  beischalfen  und 
dadurch  alle  andere  Inconvenientien  und  Extremitäten  selbst  verhüten 
helfen". 
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Aus  dem  Protokoll  des  clevischeii  Landtages  zu  Cleve.     W. 

[Ansuchen  um  fernere  Steuer.  Einige  Gravamen  der  Stände.  Unsicherheit  im 
Lande.  Die  Ritterschaft  gegen,  die  Mehrzahl  der  Städte  für  Bewilligung.  Ab- 
lehnungsbeschluss.  Der  Kurfürst  besteht  auf  Giltigkeit  des  Majoritätsvotums. 
Dimissionsverweigerung.     Abreise   ohne   dieselbe   nach  Beschluss    der  Rückkehr. 

Drohung  der  Räthe.] 

„Sind  ex  civitatibus  in  curia  erschienen  aus  der  Stadt  Cleve:  Bürgerm.  22.  März. 
Lic.  §trattman,  Bürgerm.  Greve,  Bürgerm.  Osterwick  und  Richter 
6chnitzeler,  aus  Wesel:  Dr.  ther  Schmitten  und  Rentmeister  Wer  rick, 
wegen  Emmerich:  Bürgerm.  Brie  11  und  Dr.  v.  d.  Beck,  wegen  Calcar: 
Schöße  Huytten,  und  wegen  der  Stadt  Duisburg:  Bürgerm.  Münch_, 
wegen  Rees:  Bürgerm.  Kost  und  Rentmeister  Boc korst;  woselbsten  auch 
sich  befunden  aus  der  Ritterschaft  deroselben  Director  Herr  zu  Belling- 
hoven,  Wilich  -  Lottumb,  Quad-Kreuz  berg,  Wilich  -  Winnen- 
thal,  Spaen,  Eickell,  Tengnagel  zu  Selem.  Horst  und  Niven- 
heim. 

Ritterschaft  und  Städte   nach   der  Kanzelei  sich  verfügt,   in  die  Rath- 23.  März, 
übe    gefordert,    und    die    Rroposition,    so    durch    Herrn   Dr.    Motzfeld 
mündlich   geschehen,   angehöret,  wobei   anfänglich  die  Herni  Landstände, 
dass  iii  ziemlicher  Anzahl  auf  der  churf.  Regierung  Ausschreiben  sich  ein- 
gestellt, bedankt  worden,  auch  dabei  gemeldet,  dass  I.  Ch.  D.  die  jüngsthin 
im  Januar  dieses  1646.  Jahres   unterthänigst   gewilligte  Steuer,   in  gnädig- 
-^om  Dank  angenommen,  und  weil  I.  Ch.  D.  bei  gegenwärtiger,  im  Reiche 
ch  continuirender  Unruhe,  in  einer  solchen  Necessität  sich  befänden,  wozu 
Sie  einer  .eilfertigen  Summe  benöthigt,  dass  daher  die  Regierung  aus  gnädig- 
stem Befehl  L  Ch.  D.  die  Landstände  ersucht  haben  wolle,  zur  Conservation 
I     (  !i    1>    hohe  Reputation,  Deroselben  mit  einer  nochmaligen  freiwilligen 
»•Steuer  unter   die  Arme   zu  greifen.  —    Post   meridiem  ist  die  Propositiou 
examiuirt,  und   von  der  Ritterschaft  dieses  Vorr.ihmen  gegeben,   dass  zu- 
iderst,  und  ehe  über  die  Rroposition  einige  Resolution  erfolgt,  den  Herrn 
iUthcu  per  deputatos  nachf(dgendc  gravamina  vorgestellt  werden  möchten, 
gestalt    darüber    eine    zuträgliche    Resolution    und    ErleiUgung    zu    bitten: 
1)  dass  «lie  höchstbedrängten  Stände  und  Unterthanen  von  der  unträgliclien 
Soldatenlast  dermalen   eins   befreiet,    *2)   die  Jjeiinleutc    beim  Empfang  der 
Lt'hngüter   gegen    Altherkommen    in    den  Hergewedden    und   Cancellarien, 
ni(rht  gegen  Altherkommen  (wie  bis  anhero  geschehen)  übernommen,  3)  die 
Münzordnung  naeli  l'roportion  der  staatischen  Valuation,  sonderlich  in  der 
Idenen  Münze  gegen  20  Trocent  redressirt,  4)  über  den  Lohn  der  Tag- 
liner,   Dien.Htl)oten  und  dergleichen  Arbeiter  eine  sichere  Ordnung  aufge- 
ht<'t,  und  5)  <lie  Stadt  Wesel  sowohl  auch  andere  Städte  gegen  habende 
ZolllreiJM'it  ferner  ni<-lit  gniviret,  und  wirdernm  in  posseshione  llbertatis  zu- 
folge l.Cli.  D.  gnädigsten  Resolution  herstellt  werden  mögen;  welchen  der 
itter»chtift  Vorralunen   Mich   die  Städte   ebenfulln   gefallen   lassen*,    dabei 
dann   hin/n  vor«   seelisti«,    dass   die    Ilanslente   und   deren    Knechte, 

ancli  angeu  Söhne  aufm  platten  J^ande,  vom  IMIuge  durch  die  spa- 

nischen Parteien  weggenommen  und  gewaltsam   geuöthigt  werden,  sich  in 
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Kriegsdienst  zu  begeben,  daneben  auch  die  Landstrassen  dermaassen  un- 
sicher, dass  fast  Niemand  dieselbe  gebrauchen  könne,  mit  Bitte,  darinnen 
zu  remediren. 

26.  März.  Haben   die  Ritterbürtigen  ihre   Vorrahmen   auf  die   Proposition  dahin 

gegeben,  dass  vor  diesmal  die  gesonnene  Steuer  nicht  willigen  könnten, 
und  dass  zu  dem  Ende  der  churf.  Regierung  die  Impossibilität  der  Unter- 
thanen  umständlich  remonstrirt  werden  solle ;  darauf  die  Städte  praevia  de- 
liberatione  verschiedene  Meinungen  gehabt,  indem  Cleve  aus  allerhand 
eingewandten  Motiven  vor  diesmal  noch  eine  Steuer  zu  willigen  r#olvirt, 
Wesel  kraft  habender  Instruction  den  Ritterbürtigen  beigefallen,  Emme- 
rich aber  dahin  votirt,  dafern  die  Ritterbürtigen  und  mehre  Theil  der 
Städte  eine  Steuer  willigen  würden,  dass  alsdann  demselben  Beifall  leisten 
sollten,  Calcar  sicherklärt,  dass  committirt  wären,  um  Assistenz  zu  bitten, 
Xanten  der  Stadt  Cleve,  Rees  aber  der  Stadt  Wesel  beigefallen.  Nach- 
dem solche  dissentirenden  vota  der  Ritterschaft,  jedoch  ohne  Benennung 
der  Städte,  vorgetragen,  haben  dieselbe  nöthig  befunden,  dass  die  Resolu- 
tion per  syndicum  aufgesetzt  werden  solle. 

27.  März.         Ist  der  Herren  Ständen  Resolution  aufgesetzt  und  von  der  Ritterschaft 

examinirt  und  approbirt  worden.  Städte  die  Resolution  gleichfalls  verlesen 
und  exceptis  Clivensibus,  Calcariensibus,  Duisburgensibus  und  Xantensibus 
angenommen,  welche  vier  Städte  dann  auch  sich  erklärt,  dass  zwar  leiden 
könnten,  dass  gemelte  Resolution  dergestalt  übergeben  werde,  trügen  aber 
Bedenken,  bei  Vorstellung  derselben  sich  finden  zu  lassen. 

28.  März.         Post   meridiem    hat  der  Herr  Dr.  Steinberg  den  Herrn  Ständen  auf 

Befehl  der  churf.  Regierung  angemeldet,  dass  die  Regierung  die  Stände 
nicht  dimittiren  könnte,  dieselbe  hätten  sich  dann  zuvörderst  über  die  Pro- 
position und  dabei  gesonnene  Steuer  willfährig  erklärt. 

29.  März.  Sind    die    gesammten    Stände    aus    Ritterschaft    und    Städten    zu   den 

Herrn  Räthen  gegangen  und  denselben  vorgetragen,  dass  von  gestriges 
Tages  vorgestellter  Resolution  der  Ritterschaft  und  etlicher  Städte  nicht 
abstehen  könnten,  theils  dass  einige  Ritterbürtigen  verreiset,  theils  dass  die 
Städte,  welche  den  Ritterbürtigen  Beifall  geleistet,  ob  defectura  mandati 
sich  anderer  gestalt  nicht  erklären  könnten,  mit  Begehren  die  Landstände 
zu  dimittiren.  Consiliarii:  Könnten  in  die  Dimission  nicht  geheelen  wegen 
der  hohen  Necessität,  darinnen  I.  Ch.  D.  sich  anitzo  befinden  thäte,  mit 
Begehren,  die  Stände  sich  näher  erklären  wollten,  zu  mehr,  dass  I.  Ch.  D. 
gnädigst  anbefohlen  (allermaassen  der  Herr  Dr.  Steinberg  öffentlich  ver- 
lesen), dass  I.  Ch.  D.  berichtet  worden,  ob  sollten  die  resolutiones  auf  den 
Landtagen  dadurch  zu  grossen  Kosten  und  Undienst  I.  Ch.  D.  verweilet 
werden,  dass  die  vor  diesem  confirmirte  Landtagsordnung  eine  Zeit  lang 
suspendirt  worden,  dahero  dann  I.  Ch.  D.  Dero  Regierung  befehlen  thäten, 
bei  den  Ständen  es  dahin  zu  richten,  dass  ohne  Weiterung  die  majora  wie 
im  ganzen  römischen  Reiche  resolviren  sollten,  und  dass  die  vor  diesem 
gut  befundene  und  confirmirte  Landtagsordnung  observiret,  und  diejenigen, 
welche  darinnen  zum  Nachtheil  des  gemeinen  Besten  sich  widerig  erzeiget, 
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zu  I.  Ch.  D.  Animadvcrsion  in  Acht  genommen  werden  möchten^').  Nach 
dem  Mittag  haben  die  Herrn  Landstände  aus  Ritterschaft  und  Städten  sich 
wiederum  beisammen  gethan,  gestalt  über  dem,  was  Vormittags  denselben 
in  puncto  dimissionis  vorgestellt,  auch  was  I.  Ch.  D.  in  puncto  concludendi 
per  majora  gnädigst  anbefohlen,  zu  deliberiren.  Bei  währender  solcher  De- 
liberation  hat  Herr  Dr.  Motzfeld  den  Herrn  zu  Bellinghoven  cum 
Syndico  Dr.  ther  Smitten  ausfordern  lassen,  der  dann  Namens  der  churf. 
Regierung  angezeigt,  dass  die  Herrn  Räthe  über  die  Dimission  deliberiret 
und  sich  zum  höchsten  beschwert  befunden,  die  Herrn  Landstände  ohne 
nähere  zuträgliche  Resolution  zu  dimittiren,  zu  mehr  auch  darum,  dass  der 
Stände  deputati  annoch  bei  I.  Ch.  D.  um  Abführung  der  Völker  Ansuchung 
thäten,  und  denselben  Hoffnung  gegeben  wäre,  dass  mit  einer  zuträglichen 
Resolution  abgefertigt  werden  sollten.  Daher  dann  die  Landstände  durch 
Einwilligung  einer  erklecklichen'  iSteuer  I.  Ch.  D.  ungezweifelt  zu  einer  ge- 
wünschten Resolution  commoviren  würden.  —  Beide  deputati  Herr  zu  Bel- 
linghoven und  Syndicus  Dr.  ther  Smitten  Namens  der  Herrn  Land- 
stände sich  wie  zuvor  erkläret. 

Nach  beschehener  Relation  derselben  haben  sich  die  Herrn  Ritterbürtige 
beisammen  gethan,  den  syndicum  Dr.  ther  Smitten  zu  sich  gefordert, 
und  nach  weitläufig,  bis  über  neun  Uhren  gehaltenen  deliberationibus  con- 
cludirt,  dass  von  einmal  den  28.  hujus  mündlich  vorgestellter  und  schrift- 
lich übergebener  Resolution  ex  causis  allegatis  nicht  abstehen  könnten,  dass 
auch  nöthig  sein  wolle,  wie  man  sich  weiters  zu  verhalten,  sonderlich,  da- 
fern  über  Zuversicht  gegen  der  Stände  Bewilligung  mit  Aufsetzung  einiger 
Steuer  verfahren  werden  wollte,  gegen  den  9.  Aprilis  alle  und  jede  Ritter- 
bürtige und  Städte  wieder  zu  verschreiben,  gestalt  darüber,  wie  auch  über 
den  churf.  Befehl,  in  puncto  der  vor  diesem  streitigen  in  anno  1643  aber 
per  transactionem  verglichenen  Landtagsordnung  zu  deliberiren. 

Auf  Ansuchen  der  Herrn  Räthe,  dass  der  Stände  deputati  auf  die  30.  März. 
Kanzlei  kommen  wollten,  der  von  Bernsau,  Wilich  zu  Winnenthal  und 
Herr  zu  Kreuzberg  sich  excusiret,  dass  sie  Niemand  deputiren  könnten, 
weil  sie  kein  corpus  ausmachten,  die  Städtefreunde  und  Uebrigen  von  der 
Ritterscliaft  wären  albereits  verreist,  die  Herrn  Räthe  ihnen  durch  Dr. 
Motzfeld  vermelden  lassen,   dass  die  Noth   sie  zwingen  werde,   mit  dem 

isschlag  zu  verfahren,  könnten  der  Necessität  halber  nicht  auf  der  Stände 
Wiederkunft  warten,  deren  Mehrzahl  ohne  Willigung  und  Dimission  hinweg 
jrczogeii.  —  Uli:  Stände  hätten  resolvirt,  sich  gegen  Montag  über  acht  Tage 

•  der  in  Cleve  einstellen  zu  wollen**. 


"")  liihult  uiiius  ktirf.  Ueacripts  vuin  3.  Januiir,  prüs.  zu  Cleve  25.  Januar. 
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Aus  dem  Protokoll  des  clevischen  Stäiideconvents  zu    . 

Wesel.     W. 

[8000  Thlr.  dem  Kurfürsten,  2000  Thlr.  für  Zehrungskosten  gewilligt.     Beschluss, 
ferner  Nichts  zu  bewilligen,  bis  die  Truppen  abgeführt.] 

9.Apr.  „Sind  erschienen:  Der  Herr  zu  Bellinghoven,  der  Ritterschaft  Direc- 

tor,  Herr  zu  Lottuiu,  Herr  zu  Sonsfeld,  Herr  Eickel,  Herr  Spaen, 
Herr  Horst  zu  Rosau,  Herr  Rinsch,  welche  alle  der  Städten  Syndicus 
Dr.  ther  Smitten  salutiret,  auch  über  diese  Beisammenkunft  mit  denselben 
Unterredung  gepflogen.  — ■  Eodem  die  erschienen  Deputirte  der  Städte 
Emmerich  und  Rees;  Cleve,  Calcar  und  Xanten  aber  haben  sich 
entschuldigt,  da  zu  Cleve  die  Abrede  genommen,  dass  Stände  sich  in  sel- 
biger Stadt  wieder  versammeln  sollten. 

10.  Apr.  Sind    angekommen:    Herr   Landdrost    Boetzelaer,    Herr   Morrien, 

Herr  Drost  Nievenheim,  Herr  Eis,  Herr  Lützenrath  zu  Ciarenbeck, 
Herr  Barich  zu  Loe,  Herr  zu  Kreutzberg.  Auch  ist  eingekommeu 
deputatus  der  Stadt  Duisburg  Michael  Wintgeus,  Bürgermeister  da- 
selbst. 

11.  Apr.  Sind  die  Herrn  Landstände  wiederum  in  Curia  erschienen.    Wie  nun  die 

Herren  von  der  Ritterschaft  auf  die  gestrigen  Tages  vorgestellte  unnützliche 
Conferenz  abermals  gedrungen,  die  Deputirten  der  Städten  aber  dabei  per- 
sistirt,  dass  es  überflüssig  wäre,  über  die  Mittel  conservationis  privilegiorum 
zu  deliberiren,  so  lange  nichts  festgestellt,  ob  nämlich  die  Herrn  Land- 
stände geneigt  wären,  einige  Steuern  zu  willigen  oder  nicht,  haben  endlich 
die  Herren  von  der  Ritterschaft  ihren  A^orrahmen  dahin  gegeben,  dass  näm- 
lich in  Ansehung  der  Herren  Stände  deputati  noch  bei  I.  Ch.  D.  in  tractatu 
über  die  Abdankung  oder  Abführung  der  Völker  stunden,  für  diesmal  den 
Ständen  verantwortlich  fallen  werde,  alnoch  eine  geringe  Summe  von  etwa  8 
oder  10,000  Thlr.  unterthänigst  einzuwilligen,  und  dass  solche  Resolution  den 
Herrn  Räthen  ex  loco  zugeschrieben  werden  solle,  mit  dem  Zusatz,  dass 
nach  dieser  Willigung  die  Landstände  fernere  Steuern  nicht  einzuwilligen 
resolvirt,  die  geworbenen  und  eingeführten  Völker  zu  Ross  und  Fuss  wären 
dann  zuvörderst  cum  effectu  abgeführt;  dabei  dann  auch  die  Ritterschaft 
concludirt,  dass  solche  Summe  der  8  oder  10,000  Thlr.  nicht  sollen  verhöht 
werden.  Nachdem  dieses  Vorhaben  dem  Syndico  Dr.  ther  Smitten  vor- 
getragen, ist  ex  nobilibus  noch  angekommen  der  Herr  zu  Winnenthal. 

Ante  meridiem  haben  den  Städten  deputati  nach  eingeholter  fernerer 
Instruction  der  Ritterschaft  Vorhaben  Beifall  geleistet;  darauf  dann  dem 
Syndico  Dr.  ther  Smitten  aufgegeben,  der  Stände  Erklärung  Missive- 
weise  aufzusetzen,  dabei  auch  von  den  sämmtlichen  Ritterbürtigen  und 
Städten  concludirt  und  festgestellt,  dass  dies  die  letzte  Steuer  sein  und 
keine  weiteren  Steuern  gewilligt  werden  sollten,  die  gegen  der  Landständen 
Willen  geworbene  und  eingeführte  Kriegsvölker  wären  dann  zuvörderst  ab- 
gestellt oder  aus  dem  Lande  abgeführt,  welche  Erklärung  dann  auch  abge- 
gangenem Schreiben  an  die  churf.  Regierung  einverleibt  werden  solle.  Als 
viel  die  einge willigte  Steuer  betrifft,  ist  concludirt,  dass  für  diesmal  8000 
Thlr,  I.  Ch,  D.  freiwillig  im   ganzen  I;ande  umzulegen  consentirt,   daneben 
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noch  2000  Thlr.,  davon  500  Thlr.  vor  Abgang  und  1500  Thlr.  zur  Ab- 
zahlung der  Ständen  auf  jüngstgehaltenem  Landtag  zu  Cleve  und  jetziger 
Versammlung  aufgegangenen  Zehrungskosten". 


Oberst  Adam  v.  Hake  und  Oberstwachtmeister  v.  d.  Marwit//*) 

an  die  Regierung.     Präs.  Cleve  12.  April  1646.     M. 

Müssten  mittheilen,  dass  die  Offieiere  und  Soldaten  sich  höchlich  be-  12.  Apr. 
schweren,  dass  sie  keine  Lebensmittel  mehr  zu  beschaffen  wissen  und  sich  auf 
solche  Weise  nicht  länger  halten  können.  „Ob  wir  sie  zwar  vertröstet,  dass 
sie  bis  auf  Resolvirung  der  Ijandstände  sich  sollten  gedulden,  so  haben  wir 
doch  mit  Verwunderung  vernehmen  müssen,  dass  sich  die  Landstände  auf 
die  widerliche  Seite  gelegt  und,  ihrem  Versprechen  unerachtet,  an  einem 
anderen  Orte  beisammen  zu  kommen  sich  unternommen,  woraus  leichtlich 
ihre  Intention  zu  spüren  ist.  Wir  aber  wissen  unsere  Offieiere  und  Sol- 
daten auf  solche  Weise  nicht  länger  zu  halten.  Es  scheinet  auch,  dass 
maus  darauf  spielete,  dass  die  Regimenter  zu  Grunde  gehen  und  verlaufen 
sollen,  welches  wir  auf  unsere  Verantwortung  zu  nehmen  nicht  unterfangen 
wollen;  sie  haben  auch  S.  Ch.  D.  viel  zu  viel  dazu  gekostet.  Als  ist  unser 
dienstliches  Bitten,  E.  etc.  wollen  es  dahin  disponiren,  dass  ohne  ferneren 
Verzug  Mittel  gemacht  werden,  dass  die  Leute  zu  leben  haben.  Im  widri- 
gen Falle  wollen  wir,  da  die  Truppen  ruiniret  werden  oder  verlaufen  sollen, 
dawider  protestiren  und  solches  auf  ihre  Verantwortung  gestellet  haben, 
auch  da  dem  Lande  Schaden  zugelüget  würde,  weil  wir  dieselben  des  Man- 
gels an  Lebensmittel  halber  nicht  länger  wissen  einzuhalten,  für  uusere 
Person  entschuldigt  sein  wollen"  "). 


Arnold  de  Beyer  an  Wesel.     Dat.  Königsberg 

27.  März  1646.     W. 

(Präsentirt  Wesel  18.  April  UUil) 

l)»;r  KinTiirst  bleibt  bei  ablehnender  llesolutiüii.    Abreise  der  Dcputirten.    Kleist 

nach  dem  Haag.] 

..Ob  nun  wohl  der  tröstlichen  Ilott'nung  gelebt,  I.  (Mi.  D.  würden  27.  Miirz. 
Ulli  unsere  unterthänigste  so  sehrit't-  als  mündliche  Eriiuierungeii  und 
Demonstrationen  und  auf  unsere  Propositiou  und  gravamina  eine  bes- 

^*)  Oberatwachtmeister  v.d.  Murwitz  als  Stellvortreter  Hurgstl  orf's  Com- 
iDundeur  der  Cavallerie,  Oberst  Jluke  der  Infanterie  im  (Jlevischen. 

^*)  Am  IM.  April   erschienen  Oberst  Iluke,    ()berslwuelitmei»ter   v.  d.  Mar- 

itz,  die  Hittmeister  I^öben  und  Pannewitz  suwio  die  Lieutenants  des  Ritt- 

."iatcrs  Kleiat  und  des  Obersten  Hurgsdorf  vor  der  Rej^ierunjf,  „hielten  mit 

niHScm  Ungestüm  au  um  ihre  Besoldung,  meldeten,  dass  sie  mit  einem  Mouat 

r\i  nicht  k«)nnten  contentiren  lassen  und  gingen  mit  üngeduhl  wieder  hinweg''. 

Mii   0.  Juni    zeigt  Oberst  Hake   an,    duHS   eine  Cumpiigniu   beim  ^Heziuhen   der 

liiuptwuche  iu  Olovo  die  (iewehro  weggeworfen  habe  und  er  genothigl  gewosou 

i,    um    eine   allgemeine    Meuter«-!    '"    v  ...i. ;.,,).. ,ii ,    uus    oigeii'"   MiH'-ln    .iiHii 

MunatBSold  auszahlen  zu  lassen. 
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sere  gnädigste  Resolution  uns  ertheilet  haben,  so  verbleiben  doch 
I.  Ch.  D.  in  puncto  wegen  Abführung  der  Völker,  wie  dann  auch  in 
puncto  des  privilegii  de  anno  1501  et  juris  indigenatus  bei  Ihrer  vori- 
gen Meinung  ^^"),  und  davon  nicht  abstehen  wollen,  Deroselben  wir  die 
uns  mitgetheilten  Vorschläge  und  Erklärungen  ad  referendum  anneh- 
men, und  um  unsere  gnädigste  Dimission,  unserer  Instruction  zufolge, 
nochmalen  unterthänigst  bitten  müssen,  darauf  wir  täglich  unseren 
Abschied  erwarten.  Sobald  wir  denselben  erhalten^  werden  nicht  un- 
terlassen, uns  auf  die  Rückreise  zu  begeben.  Dieser  Tage  ist  der  Herr 
Kleist '^'')  als  kurfürstlicher  Abgeordneter  von  hier  nach  dem  Haag 
gangen,  ob  etwas  in  unseres  Landes  Sachen  alda  vor-  und  anzubrin- 
gen, stunde  zu  vernehmen". 


^^'')  Bezüglich  des  Privilegs  von  1501  hatte  Burgsdorf,  der  nebst  Seidel 
wiederum  mit  den  Deputirten  verhandelte,  in  einer  der  letzten  Conferenzen 
geäussert:  P]s  wäre  I.  Ch.  D.  imprimiret,  im  Fall  Sie  das  Privilegium  de  a.  1501 
absolute  confirmiren  sollten,  alsdann  kein  Herzog  noch  Herr  im  Lande,  sondern 
die  Stände  Meister  und  der  Fürst  Knecht  sein  würde,  welches  Dero  zum  höch- 
sten disreputirlich  und  lieber  das  Land  nicht  haben,  als  solches  eingehen  wür- 
den. Auf  solche  Weise  sollten  I.  Ch.  D.  gleichsam  gewisse  inspectores  und 
Oberaufseher  vorgesetzt  werden,  welches  aber  einem  löblichen  Fürsten,  so  von 
Gott  mit  einem  tapferen,  heroischen  und  fürstlichen  Gemüthe  und  gesundem  Ver- 
stände reichlich  begabt,  ganz  unleidlich  und  zum  höchsten  despectirlich  sei,  wie 
denn  auch  dergleichen  Vinculiruog  des  Landesfürsten  im  römischen  Reiche  uner- 
hört; es  toussire  dieselbe  die  landesfürstliche  Hoheit  und  Autorität  nicht  wenig  und 
würde  dadurch  anders  nichts  dann  ein  consortium  gubernationis  eingeführt,  ja 
wohl  gar  den  Ständen  die  Oberinspection  über  ihre  Herrschaft  zugeeignet,  wel- 
ches aber  I.  Ch.  D.  Dero  getreue  Stände  hoffentlich  nimmer  anmuthen  würden.  — 
Bezüglich  des  Indigenatsprivilegs  beharrte  der  Kurfürst  bei  seiner  Ansicht,  dass 
auch  nicht  Eingeborene  durch  Ankauf  im  Lande  resp.  Ahneunachweis  sich  zur 
Anstellung  in  Cleve-Mark  qualificiren  könnten,  wollte  jedoch  „die  indigenae, 
wenn  capaces  den  externis  präferiren".  —  Nach  dem  Tagebuch  des  weseler  De- 
putirten Arnold  de  Beyer,  welches  auch  anführt,  dass  der  im  J.  1643  als 
kurf.  Commissar  neben  Norprath  bei  den  Ständen  thätige  Wilhelm  Ketzgen 
von  Gereshoven,  ein  aus  dem  CÖlnischen  gebürtigter  reformirter  Edelmann, 
sowie  Lucas  Blaspeil,  gegen  den  die  Stände  wegen  seiner  „verläuraderischen" 
Aussagen  über  sie  Prozess  erhoben  hatten  (vgl.  oben  Note  zu  p.  136),  dem 
Kurfürsten  „wegen  des  juris  indigenatus  informationes,  die  der  Stände  petitis 
zuwider  gehen,  beizubringen  sich  bemühten".  —  Dagegen  sprachen  der  in  Kö- 
nigsberg anwesende  Rath  Joh.  v.  Diest  und  der  Oberjägermeister  Jobst  Ger- 
hard v.  Hertefeld,  ein  clevischer  Edelmann,  desto  eifriger  für  die  Ansicht 
und  Ansprüche  der  Stände.  Aus  dem  Tagebuch  geht  hervor,  dass  der  Kurfürst 
mehrmal  die  Deputirten  dringend  aufforderte,  den  Prozess  gegen  Blaspeil,  der 
jene  Aussagen  auf  seinen  Befehl  gemacht  habe,  fallen  zu  lassen;  widrigenfalls 
er  ihn  vertrete  würde. 

^^)  Dessen  Instruction  bezüglich  der  clevischen  Stände  Urk.  u.  Actenst.  IV 
p.  56  u.  57, 
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Wesel  an  die  Generalstaaten.     Dat.  26.  April   1646.     H. 

[Die   kurf.  Truppen   im   Clevischen  kann  und   will  das  Land   nicht  unterhalten. 

Ihre  Abführung  ist  verweigert.     Bitte,   mit  dem  kurf.  Gesandten   nichts   darüber 

ohne   der  Stände  Vorwissen   zu   verhandeln,    im   eigenen  Interesse,    wie   bisher, 

deren  Privilegien  und  das  Land  zu  schützen.] 

Der  Kurfürst  solle  einen  seiner  Räthe  an  die  Generalstaaten  abgesandt  26.  Apr. 
haben. 

„Nademaell  dan  de  loiflicke  landstenden  van  riddersehap  en  stee- 
den  deses  hertogdoms  Cleve  ten  hoochsten  by  S.  Ch.  D.  doliret,  dat 
sonder  haere  kennisse  ende  consent  ende  also  tegens  haere  Privilegien 
hie  tho  lande  veele  compagnien  Soldaten  te  voet  en  the  peerde  ge- 
worren en  tot  last  der  onderdaenen  inquartiret  ende  daer  doer  ver- 
oersaeckt  wordt,  dat  de  intraden  des  landes  en  vorstelicke  domainen 
consumirt,  de  pensionarien  onbetaelt  blieven,  de  pensionen  tot  veel 
duisenden  oploepen  en  daeromme,  soo  dan  oick  dat  solcke  völcker 
uit  dat  geringe  hertochdom  tho  onderhouden  onmogelick,  onderdanig 
gebeden,  sulcke  hier  the  lande  onnoedige  völcker  afifthodancken,  het- 
selve  averst  tot  noch  tho  niet  obtinieren  können,  maer  ter  contrarie 
de  welgemelde  stenden  van  de  Churv.  regeeringe  om  swaere  schat- 
tingen  tot  onderhout  van  gemelte  soldaeten  versocht  worden,  daer  toe 
deselve  sonder  praejudiz  haerer  Privilegien  niet  verstaen  connen:  Soo 
is  het,  dat  wy  in  sorgen  staen,  dat  de  vorgeni.  here  affgesandte  dies 
angaende  U.  H.  M.  iets  mochte  vorstellen. 

Daermede  dan  tot  nadeel  van  de  landstende  in  het  gemeen  en 
Sonderling  de  oostsyde  des  Khins,  dewelcke  doer  U.  H.  M.  interventie 
vor  de  Keys,  en  Hessische  coiitribntie  tot  noch  toe  bcfryet,  en  deesc 
ladt  int  particulier  op  eenig  vcrsoeck  nits  moege  geresolveert  werden: 
-o  versoecken  wy  U.  H.  M.  onderdaenig  tot  der  landstenden  en  onser 
nadeel  niet  gelieven  te  statueercn,  de  huidstendcn  en  wy  waeron  dan  tho 
vorens  darover  gehoort,  the  mcer  S.  Ch.  1).  de  hmdstenden  in  het  ge- 
nerael  den  17.  Decemb.  1G44  hochduirlicken  in  versanilung  der  landsten- 
den hebben  versecckeren  laeten^""),  dat  niet  geintentionirt,  doer  deese 
wcrvinge  de  stenden  int  gemeen  noch  de  steden  int  particulecr  tegens 
haere  Privilegien  tot  ecnige  coutribnticn  te  constringecrcn,  daer  over 
^lott  en  de  werelt  tot  getuigen  roepende,  waer  tegens  de  landstende 
U)i  nadeel  van  haere  Privilegien  en  tot  at'breeck  van  sulcke  vaste 
Churv.  beloefte  hun  ongcrn  souden  gravecren  bieten. 

IJ.  11.  M.  derhalvcn  nochniaclig  onderdaenig  vcrsocckcndc,  de  gem. 

'•«^  Vgl.  oben  p.  23(). 
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landstende  over  het  geeiie  bovengem.  angaende  vorbracht  werden 
mochte  genacdig  tho  hoeren,  des  verseckert  synde,  deselve  sulcke  re- 
denen  vorstellen  werden,  dewelcke  U.  H.  M.  sali  vinden  in  recht  in  rede- 
nen  ende  aequiteit  fondeert  te  sollen  syn,  daerover  oick  deselve  sonder 
twyvell  commoveert  sollen  worden,  tot  conservatie  van  land  en  luiden 
deeses  hertogdoms,  als  deselve  naeste  nabuiren,  by  derwelcker  wcl- 
vaert  U.  H.  M.  groetlick  interessirt,  sich  des  noet  synde  te  interponie- 
ren,  daermeede  deselve  tegens  haere  welerlang-te  vryheit  recht  en  ge- 
rechtigkeit  nith  mögen  gravirt  werden". 


Die  Regierung  an  den  Kurfürsten.  Dat.  Cleve  12.  Mai  1646.  M. 

12.  Mai.  Die  in  Wesel  versammelten  clevischen  Stände,|ZU  denen  die  geh.  Käthe 

von  der  Borch  und  Motzfeldt  gesandt  worden,  haben  nicht  nur  jede 
weitere  Steuer  verweigert,  sondern  noch  überdies  gegen  die  von  der  Regie- 
rung angeordnete  Erhebung  von  12,000  Thlr.,  statt  der  von  den  Ständen 
bewilligten  10,000  Thlr.,  mündlich  und  schriftlich  protestirt.  Dem  kurf.  Re- 
script  vom  2*7.  März  zufolge")  ist  daher  die  Erhebung  der  2000  Thlr.  sistirt 
worden.  Die  Noth  bei  dem  Kriegsvolk  ist  so  gross,  dass  es  nicht  mehr 
zusammen  gehalten  werden  kann,  und  die  Versuche,  die  für  den  Bedarf  der 
Monate  April,  Mai  und  Juni  noch  fehlenden  14,000  Thlr.  durch  Verpfän- 
dung von  Domainen  aufzubringen,  haben  bis  jetzt  erst  geringen  Erfolg  ge- 
habt.    Die  Regierung  bittet  dringend  um  bestimmte  Verhaltungsbefeble. 


Die  Generalstaaten  an  die  clevischen  Stände.     Dat.  Haag 

25.  Mai  1646'^).     W. 

(Präsentirt  Cleve  3.  Juni  1646.) 

[Räumung  Duisburgs  und  (jalcars  ist  nur  unter  Bedingung,  sie  zu  besetzen,  er- 
folgt.   Ersuchen,  zum  Unterhalt  der  zur  Sicherheit  des  Landes  nöthigen  Truppen 

beizusteuern.] 

25. Mai.  „Wy  können  ons  seer  wel  erinneren,   dat  S.  Ch.  D.  to  Branden- 

borch  eenigen  tyt  geleden  an  ons  heft  laten  communiceeren,  dat  de- 
selve om  hochwichtige  redenen  en  tot  conservatie  van  syne  landeii 
onder  anderen  nodich  hadde  de  evacuatie  van  onse  Krigsvolk  uit 
Duisborg,  welke  statt  wy  uit  den  banden  van  onsen  viant  daerbe- 
vorens  hadden  getrocken,  onder  beloefte  daertoe  gedaen  van  deselve 
to  sullen  besetten  mit  eenich  Krigsvolck  te  peerde  en  te  voet,  die  8. 
Ch.  D.  vervolgens  ock  heft  laten  werven,  en  ten  deele  de  vorschrevene 
stat  daermede  doen  besetten,    op  dat  deselve  niet  en   quame  te  ver- 


")  Vgl.  oben  p.  260. 

"^)  Im  Auszuge  bei  Aitzema  III  141. 
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Valien  in  banden  van  den  geenen  darin  wy  dieselve  niet  gerne  en 
souden  sien  gebracht.  '  Nu  lieft  S.  Ch.  D.  ons  weinich  dagh  geleden 
laten  bekent  maecken,  dat  liet  vors,  geworven  volck  by  U.  L.  niet 
aengenaem  en  soude  syn,  dat  oick  U.  L.  seer  spaersam  syn  geweest 
in  "het  contribueeren  tot  het  onderhoiit  van  het  vors,  volk,  liebbende 
alleenlick  voor  desen  eenige  duisent  rx.  geturneert,  darinnen  IL  L.  ge- 
gen wordicli  ganz-  weigerich  souden  syn  te  continueeren,  ende  in 
plaetse  van  dien  andringen  op  het  afdanckirige  en  afverwingen  van 
het  volck,  welke  afdankinge  S.  Ch.  D.  ten  regarde  van  die  voor  oogen 
swevende  geverlicke  krigs  conjuncture  ordeelt  vor  U.  L.  niet  dienlick 
soude  syn.  Ock  erinneren  wy  ons  de  beloften  an  ons  ten  regarde 
\nn  de  verseeckeringe  der  stat  Duisburg  en  eenige  andere  kleine  sta- 
den  te  syn  gedaen,  die  wy  sonder  dat  niet  en  souden  hebben  geva- 
cuert,  ende  is  apparent  dat  dergelicken  beloften  sullen  syn  vorgelopen 
an  de  vrouwe  lantgrevinne  van  Hessen,  ten  opsichte  van  de 
seckerheit  der  plaetzen  Calckar,  ende  dat  U.  L.  naer  vele  bewegelicke 
renionstrantien  van  wegen  S.  Ch.  D.  aen  U.  L.  gedaen,  dies  niet  tegen- 
staende  (so  vertoont  wert)  bliven  difficuUiren  ten  regarde  van  die  con- 
tinuatie  van  het  vors,  onderhout,  als  oick  van  die  restitutie  ofte  con- 
tributie  van  het  gecne  het,  welcke  hicbevorens  an  die  Hessensche  be- 
taclt  is,  daer  nochtans,  wanneer  Calcar  van  tcgenpartie  soude  syn 
geatta'quecrt  gewest,  anders  niet  daer  door  soude  syn  te  vcrwachten 
gewest  als  die  totale  ruine  van  het  ganze  laut. 

Dies  wy  ter  contemplatie  van  de  vorsch.  saicke  ende  S.  Ch.  D. 

darby  commende   versoick  nie\  hebben   können  nochte  mögen  ledigh 

staen,   U.  L.  mits  deesen  vrun&abuirlick  te  versoicken  ten  cinde  dat 

deselve  darben  gedisponirt  mögen  werden,  de  vorsch.  armature  an  de 

band  te  houden  en  tot  onderhout  van  dien  te  continuiren,   want  ons 

oick  an  de  vcrscckcitheit  en  subsistcntie  van  U.  L.  landen,  grcnsende 

an   decöcn   stncl.    ten    höchsten  is  gelegen.     En  worden  wy  bericht, 

it  S.  Ch.  I).   :iii   I      I..   vcrclaert  oick  genoechsam  versceckert  heft, 

ti;it  het  inet   lueergedachte  wervinge  tot  geen  praejudicie  van  1  .  I.. 

Privilegien,  niaer  vecl  moer  tot  conscrvatie  van  dien,  als  oick  tot  be- 

vordeiinge  van  IJ.  L.  vry-  cn  sckerlieit  en  van  het  ganze  land  is  an- 

sien,  (•ude  Houde  seer  gevarlick  wesen,  hy  gegeuwerdige  rontsom  her 

\cvcndc  Kriegstr(ml)lcn  ontbh)ot  te  syn  van  alle  annatur  cu  wape- 

iiiii.     DicK  wy  vcrlrouwen,   dat  dieselvcn  snllcn  haer  tcgens  de  noet 

van   tyden   bcquaiiicn,    ten   eindc  het  uothwcndi;,^!'  ondcrliout  van  het 

Ick   werde    opgebraclit    ende    dcHelvc    um  li    t  m  im     kU  um    i\|    -(((»m 

|^'<'|t,     S     ('li.    h.    Ulis     NcrHcekernde    binnen    kort»  n     l       I,      liil 
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licke  satisfactie  te  sanieii  ende  int  besonder  te  suUen  doen  weder- 
fahren" ^^). 

Die  clevischeii  Stände  an   die  Generalstaaten  ^°).     Dat.  Cleve 

4.  Juni  1646.     W. 

[Ihre  Vorstellungen  bei  dem  Kurfürsten  gegen  die  Werbung,  dessen  Drohungen 
und  Absicht  auf  ein  absolutes  Dominat.  Duisburgs  und  Calcars  Befesti- 
gungen zu  demoliren ;  oder  jenes  lieber  mit  staatischen  Truppen  zu  besetzen. 
Sicherung  des  Landes  durch  Neutralität.  Grosse  Summen  sind  dem  Kurfürsten 
bereits  bewilligt.  Werthlosigkeit  der  Privilegienzusicherung  bei  Bxecutions- 
drohungen.  Trotz  aller  Steueren,  Deputationen  und  Offerten  keinerlei  Abstellung 
ihrer  Gravamen.  Gefährdung  der  niederländischen  Provinzen  und  Garnisonen 
im  Clevischen  durch  Confusionen  daselbst.  Bitte  um  Interposition  für  Abfüh- 
rung der  Truppen.] 

4.  Juni.  Die  Werbung  der  Truppen  sei,  ihren  Privilegien  und  dem  Herkommen 

zuwider,  ohne  ihr  Wissen  vorgenommen,  auch  die  Offieiere  ohne  Berück- 
sichtigung des  ihnen  zustehenden  Nominationsrechts  bestellt.  Ueberdies 
schiene  ihnen  die  Werbung  bei  der  von  allen  kriegenden  Parteien  dem 
Lande  zugesagten  Neutralität  und  dem  mit  Pfalz-Neuburg  abgeschlossenen 
Vergleich  ganz  unnöthig,  zumal  der  Truppen  doch  zum  wirklichen  Schutz 
des  Landes  zu  wenig  wären,  auch  dasselbe  durch  die  Kriegszüge  und  Con- 
tributionen,  wie  die  dem  Kurfürsten  bereits  bewilligten  Steuern  so  ausge- 
sogen, die  mit  staatischen  Garnisonen  besetzten  Städte  dadurch  schon  derart 
belastet,  die  westrheinischen  aber  bis  auf  den  fünften  oder  sechsten  Theil 
ihrer  ehemaligen  Bevölkerung  reducirt  und  tiefer  verschuldet  wären,  als  ihr 
Grund  und  Boden  nebst  Häusern  und  Inhalt  werth^^),  so  dass  fernere 
Steuern  zu  leisten  oder  sonst  den  Unterhalt  der  Truppen  zu  beschaffen 
völlig  unmöglich  sei.  Solches  hätten  sie  dem  Kurfürsten  durch  ihre  Depu- 
tirten  vorstellen  und  um  Abführung  der  Truppen  bitten  lassen;  derselbe  sie 
aber  verweigert  und  schriftlich  wiederholt  erklärt,  bei  Nichtbewilligung  von 
Steuern  die  nöthigen  Gelder  durch  militärische  Execution  beitreiben  lassen 
zu  wollen. 

„Damit  wy  nit  anders  ordeelen  noch  afnemen  können  als  dat  ver- 
sochte  onderhout  van  het  volck  alleenlick  angesien  is  om  de  geaffi- 
gierde  verarmde  onderdaenen  noch  vorders  te  onderdrucken  en  ten 
eenenmael  uit  te  putten  ende  dat  eenige  baet  suickende  tegens  de 
lantschap  en  onderdaenen  geapassionirde  vremde  ministers  S.  Ch.  D. 


'^^)  Unter  dem  30.  Mai  erliess  auch  der  Prinz  von  Oranien  ein  gleiches  Mahn- 
schreiben an  die  Stände;  von  ihnen  in  derselben  Weise  wie  au  die  General- 
staaten vom  4.  Juni  beantwortet. 

^")  Dieses  Schreiben  wurde  von  Bern  sau,  Quad  -  Mörmter,  Wilich- 
Winuenthal  und  den  Deputirten  von  Wesel  und  Rees  berathen  und  auf- 
gesetzt. 

^')  Vgl.  dagegen  oben  Piinleit.  p.  94  ff. 
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(laertoe  anraden  om  haer  eigen  profit  ende  vordeel  willen,  ende  daer- 
mede  nit  anders  sucken  als  den  huismann  en  ackersman  van  het  platte 
lant  te  verjagen,  rittermatigen  ende  borgeren  in  de  steden  de  middelen 
te  benemen,  den  handelsman  de  commercien  af  tho  schnyden,  de  land- 
stenden  uit  nianquement  van  middelen  in  defensie  van  haere  Privile- 
gien te  doen  verfiouwen,  daernaer  pro  arbitrio  contribution  uit  te  slaen 
ende  deselven  den  armen  onderdaenen  af  te  persen,  de  lantschap  van 
haere  iramemoriale  geprivilegirte  vryheit  te  beroven,  en  alsoo  by  dese 
oecasie  absolutum  dominatiim  prineipis  ende  eene  Servitut  ende  schla- 
vererney  der  onderdaenen  intevoeren. 

Wat  dan  het  eerste  punct  van  U.  H.  M.  missive  aengaet,  hebben 
aen  S.  Ch.  D.  wy  dor  onse  gecommitteerde  demonstriren  laten,  dat 
onses  erachteus  de  steden  Duisburg  en  Calcar  fuglichen  künden  ge- 
demantelirt  ende  wat  eenichsins  tot  fortificatie  aengesien  was,  gede- 
molirt,  ende  daerna  dor  die  nodige  borgerwachten  versien  ende  be- 
waert  werden,  terwylen  tegens  macht  niet  en  können  subsistiereu. 
Ende  soude  andersins  vor  de  onderdaenen  draglicker  syn  gewest,  dat 
de  statt  Duisburg  ende  andere  naestgelegene  stedekens  met  U.  H.  M. 
salvaguarde  waren  beset  gebleven,  als  dat  de  onderdaenen  met  grote 
endragelicke  contributien  tot  onderhoudingc  van  S.  Ch.  D.  kriegsvolck 
soudcn  onderdruckt  werden,  darin  vertrouwelick  U.  H.  M.  so  weinich 
als  de  vraw  Lantgravinne  van  Hessen  geen  behagen  oick  geen 
vordeel  hebben  können,  vornandick  Indien  de  stat  Duisburg  en  Calcar 
sodanigh  werden  gedemolirt,  dat  de  tegenpartye  geene  bequaamheit 
noch  gelegcnheit  oick  gene  orsake  hebben  könne,  de  plaetsen  wederom 
te  besetten,  het  welcke  numher  desto  weeniger  gevaer  lieft  nadem  so 
wel  an  syden  van  S.  Kais.  Maj.  als  an  syden  van  die  vrouw  Lant- 
gravinne van  Hessen  de  neutralitet  en  verschooninge  van  Kricgscon- 
tributie  van  dit  vurstcndom  is  vast  geset  ende  dacrvan  vcrsekert,  prin- 
cipalick  wylen  de  gcmelte  stat  Calcar  midden  int  lant  gelegen  geen 
pas  noch  geene  vestonge  is,  ende  lichtelick  kan  gedeniantileert  worden. 

Gelick  wy  by  den  anfang  van  de  wcrvonge  daertcgens  in  re- 
gardc  van  onse  wclgcfundeerde  Privilegien  syn  genotdruckt  worden  te 
oontradiciren ,  also  hebben  eck  tot  onderhout  vant  volck  noit  eenige 
»tuiren  gecon»cnteert,  niaer  evcnwel  tot  betoonungo  van  onse  onder- 
danirhrtte  affectie  niet  Hj)aer8an),  als  die  afgesante  van  S.  Ch.  I).  mag 
angegcven  liehhen,  niaer  ter  confrarie  groote  ongehorde  stuiren  in  dit 
vorstendonib  ende  naer  gelegenhüit  deses  landcs  eene  grote  excesHivc 
Mumiiie  van  Aprili  ICAiy  tot  in  Majo  deses  Jahrs  onderdanichst  bewil- 
w.ri  ,...,!,.  Itybringeii  l.xU'u  .    daer  tUmr  «»ck    die    arme   onderdaenen  so 
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seer  syn  uitgemergelt,  dat  wy  als  lantstende*  ende  des  landes  vor- 
staeiiders  vor  Gott  ende  de  arme  onderdanen  niet  en  souden  können 
verantworden  deselve  met  verdere  eontributien  te  beswaeren.  Dat  S. 
Ch.  D.  genoeclisam  soude  verseekert  hebben,  dat  het  met  mberge- 
dacbte  wervinge  tot  geen  praejudieie  van  onse  Privilegien^  maer  veel 
meer  tot  conservatie  van  dien  en  van  bet  ganze  lant  was  aengesien, 
wy  werden  genecessiteert  darop  te  regeriren,  dat  soodanige  verseecke- 
ringe  ende  protestatie  actui  contraria  syn;  dan  vortegeven  dat  de 
wervinge  niet  en  is  aengesien  tot  praejudieie  van  onse  Privilegien, 
ende  daerentuseben  ons  als  landstenden  en  onderdanen  so  schrift-  als 
mondeling  te  comminiren,  dat  indien  wy  tot  bet  onderhout  niet  willicb - 
contribuiren,  alsdan  eyenwel  tegens  onsen  willen  de  contributie  uitge- 
scblagen  ende  dor  militariscbe  Executi6n  bygedreven  werden  soude, 
syn  gewislick  eontrariende  saecken,  ende  vor.  geprivilegirde  vrye  on- 
derdaenen,  die  sonder  dat  den  bocbsten  geaffligiert  syn^  geene  bebor- 
beke  defensie  genieten,  ende  bare  onmogeUckbeit  te  bewysen  sieb 
praesenteeren,  baerde  aenmoetinge  ende  bocbbeswarlicke  nadenklicke 
comminatien,  besonders  daer  noeb  dieselve  onderdaenen  ende  land- 
stende  met  vele  contraventien  tegens  baere  Privilegien  gegravirt  werden. 
S.  Cb.  D.  U.  H.  M.  versekert  bebbende,  dat  S.  Cb.  D.  binnen 
körten  tyt  ons  te  samen  en  int  bisonder  biUicke  satisfactie  souden  doen 
wederfabren,  so  bebben  wy  evenwel  uit  de  gedaene  relatie  van  onse 
gedeputeerden,  die  by  S.  Cb.  D.  in  Pruissen  gewest  syn,  sulx  niet 
können  afnemen,  maer  tot  onse  leetwesen  daeruit  verstaen,  dat  S.  Cb. 
D.  in  onse  principalste  grieven,  so  op  den  klaren  inbout  van  onse  met 
goet  en  bloet  geobtinirte  privilegien  gefundirt  syn,  ten  eenenmael  ne- 
gative ende  afslaende  resolutie  gegeven  beft,  het  welcke  wy  ver- 
trouwen,  dat  bet  niet  so  veel  uit  bewegonge  van  S.  Cb.  D.  als  wel 
dor  ingeven  van  gepassionirte  vremde  ministers  ende  ratbgevers  ge- 
schien syn  sal,  ondertussen  soodanige  resolutien  geene  incbuatie  noch 
aifectie  tot  verdere  consenten  maer  veel  mber  tot  misnoegen  en  aba- 
lienatie  by  vrye  geprivilegirde  stenden  plegen  te  generiren.  Wy  beb- 
ben so  lange  jähren  gewacbt  op  de  satisfactie  ende  afdoeninge  van 
onse  gravamina,  wy  bebben  niet  alleen  van  tyt  tot  tyt  grote  stuiren 
over  veel  hondert  duisende  an  S.  Cb.  D.  beer  vader  en  de  tegenwor- 
dige  S.  Ch.  D.  vry willicb  geconsenteert  ende  gecontribuirt,  maer  ock 
dry  kostbare  commissien  resp.  naer  Berlin  en  naer  Königsberg  gedaen, 
ende  daerby  tegens  afdoeninge  van  de  grieven  sodauige  stuiren  laten 
otferiren,  dat  na  de  proportie  van  dit  geringe  lant  dergelicke  noit  int 
Römische  ryck  geschiet  en  is,  alles  in  vaste  hopc,  dat  onse  bewislicke 
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Privilegien  geconfirmeert  ende  onse  grieven  eens  tot  satisfactie  souden 
geremedirt  werden,  maer  tot  noch  toe  tot  onse  grote  misnoegen  ende 
leetwesen,  die  versochte  satisfactie  niet  gevolgt,  ende  wat  nieer  is  op 
de  principalste  puncten  absolute  negative  resolutie  gegeven  is. 

Terwylen  dan  hochmog.  beeren  bet  ondeibout  van  het  volck  an 
S.  Ch.  D.  so  wel  als  ant  lant  en  onderdaenen  naer  ons  ordeel  onno- 
dicb  en  ondienstich,  ock  den  onderdaenen  by  de  tegenwordige  be- 
swaerlicke  pressuren  ondragelick  en  onmogelick  is,  daerbeneffens  de 
steden  Duisburg  en  Calcar  sodanich  können  gedemolirt  werden,  dat 
diejenige,  so  U.  H.  M.  ende  de  vraw  Lantgravin  darin  niet  gerne  en 
souden  sien,  geene  orsaken  nocb  begerde  kriegen  mochten,  deselve  te 
occupiren,  indien  ock  door  de  gecomminirde  exactien  ende  executien 
van  ongewilligde  contributien  tot  onderhout  van  het  volck  het  lant  in 
confusie  gestelt  ende  andere  inconvenientien  souden  gecauseert  wer- 
den, alsdan  niet  alleen  die  staet  van  U.  H.  M.  provincie,  grensende 
an  dese  landen,  maer  ock  U.  H.  M.  guarnisonen  in  de  Cleefschen 
steden  als  anderes  darby  ten  höchsten  geinteresseert  ende  geincommo- 
deert  souden  werden.  Hierom  so  is  ons  vruntnabuirlick  ende  dienst- 
bereitwillich  versoicken,  U.  H.  M.  believen  by  S.  Ch.  D.  sich  te  in- 
terponiren  ende  dor  derselven  recommendatien  beforderen  te  helpen, 
dat  het  onnodige  en  ondienstige  volck  ofte  afgedanckt  ofte  afgevoirt, 
de  arme  onderdaenen  daermede  niet  beswaert,  maer  veel  eer  ende 
raeer  by  haere  met  goet  en  bloet  vercregene  Privilegien  gemanutenirt 
ende  daertegens  vorgenomene  contraventien  tot  onse  satisfactie  afge- 
stelt  werden  mögen". 


Die  clevischeii  Stände  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Cleve 
G.  Juni  1G46.     W. 

I  rrot«'8t  gfgeu  die  widrigen   KesolutioDeu    des  Kurfürsten,    Zurücknulune   aller 
Offerten  und  Aufkündigung  der  Deputation  von  1634.] 

„K.  Ch.  D.  untertliänigst  zu  berichten  nicht  umgehen  miigen,  dass  G.  Juni. 
bei  E.  Ch.  l).  in  Preusson  gewesene  Dcputirtc  aus  unserem  Mittel  nach 
ihrer  Wiederkunft  im  Lande  bei  gegenwärtiger  unserer  Versannuluug 
aber  die  geptlogene  Handlung  ausführlich  und  umständlich,  mtlnd-  und 
gchriftlich  Uclation  gotliau  haben.  Nun  hiltten  zwar  nicht  anders  un- 
tertliänigst verhott'en  noch  vermuthen  können,  dann  dass  E.  Ch.  D. 
unsere  untertliänigst  einhedungcnen  conditionirten  gravaminn  zu  unserer 
SaÜHfuction  in  (tuadeu  wUrdcn  erlediget,  und  dagegen  die  gcthanen  un- 
tcrthänigst  wohlgemeinten  hoch  impürtirendcn  oblationcs  giiUdigst  be- 
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liebet  haben.  Weilen  aber  solches  über  geschöpfte  unterthänigste  Zu- 
versicht nicht  geschehen^  sondern  auch  E.  Ch.  D.  auf  die  vornehmste 
Punkte  zumalen  abschlägige  Resolution  ertheilt,  so  sind  wir,  obliegen- 
der Eiden  und  Pflichten  halber,  damit  dem  Vaterlande  zu  bestmög- 
lichster Conservirung  der  mit  Gut  und  Blut  wohl  erlangten  Privilegien, 
Freiheiten,  Rechten  und  alten  Herkommen  verbunden  stehen,  necessi- 
tiret  und  genöthiget  worden,  E.  Ch.  D.  in  unterthänigstem  Gehorsam 
zu  bitten.  Dieselbe  in  Ungnaden  nicht  zu  vermerken  geruhen  wollen, 
dass  wir  solche  widrige  resolutiones  zumalen  nicht  annehmen,  noch 
in  suspenso  lassen  können,  sondern  die  beschehenen  oblationes,  de- 
clarationes,  Vorschläge,  und  ganze  gepflogene  widrige  Handlung  wegen 
nicht  erfolgter  verhoifter  gnädigster  Erklärung  und  Erfüllung  der  ein- 
bedungenen Conditionen  vermöge  weltkundigen  Rechts  vor  nicht  ge- 
schehen und  unverbindlich  stellen  und  halten,  und  bei  dem  genauen 
Inhalt  der  wohlerlangten  Privilegien,  Pacten,  Reversalen,  Rechten  und 
alten  Herkommen  verbleiben  müssen.  Und  weil  in  specie  aus  recht- 
mässigen wohlbegründeten  Ursachen  veranlasst  worden,  die  im  Jahr 
1634  und  1635  berahmte  Deputation  zur  Entlastung  der  alten  Kam- 
merschulden bereits  anno  1640  aufzukündigen,  und  nunmehr  der  ten- 
dirte  nähere  Vergleich  durch  E.  Ch.  D.  widrige  und  abschlägige  Er- 
klärung nicht  zum  Effect  noch  zum  Schluss  kommen,  so  ist  auch 
unsere  unterthänigste  Bitte,  E.  Ch.  D.  gnädigst  geruhen  wollen,  die 
aufgekündigten  Mittel  bemelter  Deputation  nicht  mehr  einforderen, 
und  die  Unterthanen  wider  habende  privilegia,  Freiheiten,  Rechten 
und  Herkommen  damit  nicht  weiter  beschweren  zu  lassen,  wie  dann 
auch  den  verordneten  Deputirten  und  Unterbedienten  gedachter  De- 
putation solches  zu  significiren  genothdrängt  worden". 


Die  Regierung  an  den  Kurfürsten.  Dat.  Cleve  16.  Juni  1646.  M. 

(Unterz.:  Johann  v.  Norprath,  Friedrich  v.  Neuhof,  genannt  Ley, 

Wirich  v.  Bernsau,    Conrad  v.  Strünkede,    Joh.  Peil,   Heinr. 

Niess,  Joh.  Motzfeld.) 

[Der  Stände  Verweigerung  fernerer  Steuern  und  Aufkündigung  der  Schulden- 
deputation von  1634.  Die  Regierung  wagt  nicht,  Zwangssteuern  zu  erheben. 
Mahnung  der  Staaten  an  die  hoefyser'sche  Schuld.  Gefahr  der  Domainenexecu- 
tion.  Freude  über  des  Kurfürsten  Absicht,  persönlich  in  Cleve  mit  den  Ständen 
zu  verhandeln.    Ohne  deren  Beihilfe  der  „statum*  nicht  zu  erhalten.] 

16.  Juni.  Die  von  ihr  nach  Cleve  verschriebenen  clevischen  Stände  haben  zuerst 

die  Relation  ihrer  von  Königsberg    zurückgekehrten  Deputirten    entgegen 
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genommen  und  darauf  jede  weitere  Steuer  wiederum  entschieden  verweigert. 
Auch  die  Mittheilung  des  kurf.  Befehls  vom  14.  März^^),  den  Unterhalt  der 
Truppen  nöthigenfalls  „railitariter  beizutreiben"  hat  ihren  Entschluss  nicht 
verändert;  ihre  Antwort  war:  „dass  solcher  Befehl  durch  ungleiche  Berichte 
von  einigen  E.  Ch.  D.  Ministern  zu  ihrem  eigenen  Nutzen  und  Profit  wäre 
ausgebracht".  Die  Kegierung  wagt  nicht,  diesen  Befehl  auszuführen,  da 
das  iiurf.  Rescript  vom  27.  März  ihr  vorschreibt,  die  Gravamen  der  Stände 
nicht  zu  vermehren  und  sie  so  zu  behandeln,  dass  sie  „content"  seien®'), 
die  so  dringend  erbetene  Weisung,  welchem  dieser  so  verschiedenen  Befehle 
sie  eigentlich  nachzukommen  habe,  aber  noch  immer  nicht  ertheilt  ist.  Die 
Truppen  beginnen  bereits  zu  meutern®*),  und  es  sind  keine  Mittel  vorhan- 
den, den  rückständigen  Sold  ihnen  auszuzahlen.  Norprath  hat  sich  er- 
boten, die  6000  Thlr.,  welche  die  clevischen  Stände  dem  Kurfürsten  als^ 
Kurprinzen  verehrt,  und  die  dieser  dem  Hofmeister  Leuc htm ar  geschenkt 
hat,  als  Vormund  der  Kinder  des  Letzteren,  dem  Kurfürsten  leihweise  zur 
Verfügung  zu  stellen.  Die  Regierung  hat  „in  ihrer  Noth"  das  Anerbieten 
angenommen  und  die  Erhebung  der  50,000  Thlr.  incl.  der  aufgelaufenen 
Zinsen  angeordnet.  Die  clevischen  Stände  haben  dem  Empfänger  van  der 
Linden  die  fernere  Erhebung  der  zur  Schuldentilgung  1634  überwiesenen 
Wasserlicenten  untersagt  und  ihm  seine  und  der  Unterbeamteu  Entlassung 
angekündigt.  —  Die  Generalstaaten  haben  durch  ein  Schreiben  an  die  Re- 
gierung vom  27.  April  an  den  bevorstehenden  Termin  zur  Ratenzahlung  der 
hoefys er' sehen  Schuld  drohend  erinnert.  Sie  hat  unter  dem  29.  Mai 
geantwortet,  dass  die  zur  Liquidation  nöthigen  Rechnungen  der  staatischeu 
Empfänger  Joh.  Retzer  und  dotier  über  die  in  Cleve  1629  —  1631  er- 
hobenen Contributionen  trotz  der  Resolution  der  Generalstaaten  und  vieler 
Mahnungen  noch  nicht  erfolgt  sei®**),  der  Kurlürst  aber  das  mit  Blumeuthal 
1641  getrofieue  [Jebereiukommen  über  die  rateuweibe  Abzahlung  nur  mit 
Vorbehalt  der  Li(|uidation  angenommen  habe.  Sie  müssten  „die  Gefähr- 
lichkeit des  Status  in  diesen  Orten"  nochmals  remonstriren. 

„E.  Ch.  D.  ist  bekannt,  dass  die  Herren  Staaten  mächtig  in  Waffen 
und  die  vornebnistcn  Städte  mit  ihren  Garnisonen  besetzt  sind.  Sollte 
CS  zur  Einziehung  der  Domainen  kommen,  so  wollen  E.  Ch.  D.  be- 
herzigen, in  was  vor  ein  Stand  sich  Dero  Rechenkannner  und  status 
.1  Ubier  finden  wird,  zumal  bei  den  vielen  alten  credita  und  den  ver- 
laufenen peiisiones,  so  auf  den  Kammergütern  schon  stehen,  und 
müssten  solche  die  Herren  Staaten  als  ein  aufstehendes  onus  mit  an- 
'  hmen  und  so  ihre  execution  desto   weiter  exteudircu  und  die  Do- 


"j  Vgl.  oben  p.  259. 
•»)  Vgl.  oben  p.  260. 
•*)  Vgl.  oben  p.  266. 

*•)  Union  dem  29.  Jiiin    i«)t«.   •rgiri}^   iincliiimlH   *'iin'  Ki'HoIntion   (irr  (Jeiioral- 
Rtaaton,  diu  guwüuHchtuu  (JontributiuUHruciinuuguu  dun  ckwiäcüfu  Ruthen  zu  cum- 
iiiuiciruu. 
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mainen,  die  schwerlich  für  solche  Forderung  sufficient,  realiter  an  sich 
ziehen.  Anno  1632,  wie  man  eine  Apprehension  vor  dieser  Last  und 
der  Gefahr  bekommen  und  gesehen,  dass  solche  Last  ohne  der 
Stände  Zuthun  nicht  abzustatten,  ist  es,  wie  E.  Ch.  D.  bekannt,  bei 
den  Ständen  so  weit  gebracht,  dass  diese  certis  conditionibus  die  Last 
der  alten  Schulden  über  sich  genommen  und  eine  Deputationskammer 
aufrichten  wollen,  welches  aber  bis  hierzu  zu  E.  Ch.  D.  und  des  Landes 
Schaden  zu  keinem  vollen  Effect  gekommen,  und  itzo  von  den  Ständen 
nach  Relation  ihrer  Deputirten  ganz  ist  aufgekündigt  worden.  Wir 
haben  aber  den  zu  der  Deputation  Verordneten  befohlen,  bei  ihren 
Bedienungen  zu  continuiren  und  sich  an  solche  Aufkündigung  nicht  zu 
stossen.  Wann  wir  aber  aus  E.  Ch.  D.  Schreiben  vom  28.  März  un- 
terthänigst  gern  vernommen,  dass  E.  Ch.  D.  persönlich  in  dieses  Ihr 
Fürstenthum  Cleve  zu  kommen  und  die  Erörterung  der  gravaminum 
der  Landstände  (ohne  welcher  Assistenz  und  Beisteuer  diese  grosse 
Schuldenlast  abzustatten  und  E.  Ch.  D.  statum  hier  zu  erhalten  nicht 
wohl  möglich  ist)  vorzunehmen  gnädigst  resolvirt  —  so  wünschen  wir 
von  Herzen,  dass  solches  förderlichst  zur  Vorkommung  aller  besor- 
genden Weiterung  und  Unruhe  geschehen  und  zur  Hand  genommen 
werden  möge". 

Aus  dem  Protokoll  des  clevischen  Ständeconvents  zu 

Wesel.     W. 

[Bestellung  Aitzema's  zum  Agenten  der  Stände  im  Haag,  dessen  Verrichtungen. 

Beschluss    gegen  Forterhebung  der  Licenten    Process    in   Speier    zu  erwirken, 

desgleichen,  wenn  ungewilligte  Steuern  beigetrieben  werden  sollten.] 

6.  Juli.  „Angekommen  Deputirte  von  Duisburg,  Emmerich,  Cleve,  Calcar,  Xanten 

und  Rees,  ex  nobilibus  die  Herrn  zu  Kreuzberg  (Quad-Mörmter),  zu 
Winnenthal  (Wilich)  und  zu  Wissen  (Loe),  Diepenbruch  zu  Empel 
und  Horst  zu  Rosau,  welche  Alle  in  curia  erschienen,  da  dann  proponiret 
worden  1)  weilen  die  Herren  Stände  auf  der  Herren  Staaten  Schreiben, 
betreffend  den  Unterhalt,  ein  antwortlich  Schreiben  aufgesetzt,  so  auch  den 
Staaten  General  eingeschickt,  dass  daher  nöthig  sein  wolle,  den  Agenten 
Aitzema  Namens  der  Landschaft  zu  bevollmächtigen  und  vollkommen  zu 
instruiren,  auch  die  Sinceration  I.  Ch.  D.,  den  Ständen  durch  Herrn 
V.  Strünkede  im  Jahr  1644^®)  geschehen,  neben  anderen  praeparationibus 
zu  überschicken,  gestalt  den  Herren  Staaten  ins  particulir  bei  vorfallenden 
occasionibus,  auch  da  nöthig  collegialiter,  der  Stände  habendes  Recht  zu 
remonstriren.  2)  Weilen  mit  Erhebung  der  Licenten  im  Stück  der  aufge- 
kündigten Deputation  von  den  Bedienten  eben  stark  verfahren  würde,   was 


86)  Vgl.  oben  p.  230. 
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dessfalls  vorzunehmen.  3)  Dafern  die  kurf.  Regierung  beschehener  Be- 
dräuung  zufolge  mit  Execution  einiger  Steueren  wider  der  Stände  Willen 
aussehlagen  würde,  was  dagegen  vorzunehmen.  —  Nachdem  obgemelte 
Punkte  erstlich  per  deputatos  aus  Ritterschaft  und  Städten  pro  et  contra 
examiniret,  folgends  darüber  Relation  den  sämmtlichen  Ständen  geschehen, 
so  ist  endlich  nöthig  gefunden  und  concludiret,  den  Residenten  Aitzema 
nomine  ordinum  ducatus  Cliviae  zu  constituiren,  auch  demselben  die  kurf. 
Sinceration  (welche  die  Stadt  Wesel  vor  diesem  ihm  schon  überschickt) 
neben  anderen  Beweisthümern  zu  überschicken,  damit  also  auch  das,  was 
gemelte  Stadt  zu  ihrem  und  zugleich  mit  zu  der  Herren  Stände  Besten 
verrichtet,  von  den  Ständen  bestätigt  werden  möge,  und  denselben  dabei 
zu  ersuchen,  den  Herren  Staaten  insgesammt  und  in  particulir  der  Stände 
Befugnisse  umständlich  zu  remonstriren*^).  —  Ad  2  concludirt,  sich  zu 
bearbeiten,  dass  der  Regierung  Originalbefehl  oder  in  authentica  copia 
vorbracht  werde,  und  davon  appellirt  werden  solle;  wie  denn  nach  vielen 
Bemühungen  der  zum  Empfang  der  Ijicenteu  in  Wesel  bestellte  Jan 
V.  d.  Linden  authenticam  copiam  communiciret  und  darauf  solemnissime 
von  Ritterschaft  und  Städten  ad  cameram  appelliret.  —  Ad  3  concludiret, 
dagegen  solemnissime  zu  protestiren,  der  Stände  dissensus  im  Lande  zu 
iiotificiren,  davon  zu  appelliren  und  processus  in  camera  auszubringen  höchst 
nöthig  sein  wolle.  Dass  auch  der  Stände  Befugniss  den  Herreu  Staaten 
General  zu  notificiren  und  dieselben  als  raediatores  zu  ersuchen  wären.  Was 
sonsten  weiteres  vorzunehmen,  dass  darüber  bei  vorhabender  Versammlung 
zu  Mehr  ferner  deliberirt  werden  solle. 

Ist  ankommen  die  Herren  von  Siberg  zu  Vörde  und  (Brempt)  in  7.  Juli. 
den  Vehn  und  letzlich  der  Herr  zu  Bellinghoven,  welcher  auch  in  curia 
erschienen,  ist  aber  die  Zeit  von  Landsachen  nicht  gehandelt. 


*')  Durch  die  dem  „Residenten  Leo  d' Aitzema"   dat.  Wesel  7.  Juli  aus- 
gestellte Vollmacht  wurde   derselbe   beauftragt,   den  Generalstaaten   die  Motive 
der  Stände  zur  Ablehnung  der  von  ihnen   auf  Andringen  des  kurf.  Abgesandten 
Kleist  befürworteten  CoDtributiouen  zum  Unterhalt  der  kurf.  Truppen,    welche 
die  Stadt  Wesel  in  ihrem  Namen  durch  Schreiben  vom  26.  April  und  sie  in  ihrer 
iitwort  vom  6.  Juni  bereits  dargelegt  hätten,  noch  näher  zu  remonstriren,    die 
ichgesuchte  Interposition  der  Staaten  zur  Abführung  der  Truppen  zu  befördern 
ude  vorts  alle'andere  vorfallende  affairen  ons  ende  dit  laut  concerneerende  te 
rugardeeren,   te  Holliciteeren ,    ende  vorts  all  dat  solve  te  doen  wat  der  saicken 
notturft  ende  ntyll  vunt  hof  is  vereiachonde,  ende  wy  selves,  tegenwordich  soudeu 
wegende,  tot  dienst  van  dit  laut  ende  Cüuscrvatio  van  Privilegien  recht  endo  ge- 
rochtigkt'it  duen  cunuen  ufte  mögen". 
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Der  Kurfürst  an  die  Regierung.     Dat.  Cöln  a.  d.  Spree 


24.  Jnni 


1646.     M. 


4.  Jul 

(Präsentirt  Cleve  22.  Juli  1646.) 

[Die   landesfürstliche  Autorität  ist  aufrecht  zu  erhalten.     Das  Deputationswerk 

bleibt  in  Kraft.  Mit  Norprath's  Darlehnsanerbieten  einverstanden,  desgl.  mit  der 

Antwort  auf  der  Staaten  Schuldmahnung.    Diest's  günstiger  Bericht  darüber.   Die 

Licentbeamten  sind  im  Amte  zu  erhalten.] 

4.  Juli.  „Wir  haben  Uns  den  Inhalt  euerer  unterthänigsten  ausführlichen 

Relationen  untern  dato  12.  Mai  und  16.  Juni  sammt  deren  Beilagen  ge- 
hörigermaassen  vortragen  lassen,  und  daraus  unter  anderem  verneh- 
men müssen,  wie  sich  Unsere  clevischen  Stände  so  widerwärtig  be- 
zeigt und  mit  einer  Protestation  eingekommen  sind;  auch  wegen  ihrer 
gravaminum,  ob  sollten  solchen  nicht  ihres  Gefallens  remedirt  worden 
sein,  Beschwerde  geführt  haben.  Nun  hätten  Wir  Uns  gleichwohl  einer 
solchen  abschlägigen  Antwort,  viel  weniger  einer  Protestation  nicht  ver- 
sehen. Es  ist  auch  gedachten  Ständen  sich  ihrer  angemaassten  gra- 
vaminum  halber,  über  Uns  so  hoch  zu  beschweren,  keine  Ursache 
gelassen  worden;  zumal  Wir  Uns  gegen  dieselbe  wegen  deren  Abhel- 
fung dergestalt  mit  gnädigster  Resolution  und  Vertröstung,  bis  zu  Unser 
Gott  verleihe  glücklicher  Ankunft  vernehm.en  lassen,  dass  sie  damit 
wohl  bis  dahin  friedlich  sein  können,  denn  wegen  Unseres  hierunter 
versirenden  Interesse  und  landesfürstlicher  Reputationsmanutenirung 
haben  Wir  bei  so  gestalten  Sachen  weiter  zu  gehen  ein  billiges  Be- 
denken getragen.  Da  selbige  Unsere  obengemeldete  Stände  aber  in 
dieser  Sache  sich  erkühnt  haben,  dass  sie  eine  Protestation  ein  zu- 
geben sich  unterstehen  durften,  müssen  Wir  es  zwar  bis  zu  Unserer 
Ankunft  dahin  gestellt  sein  lassen;  Wir  wollen  euch  aber  hiermit  in 
Gnaden  befohlen  haben,  dass  ihr  nach  Empfang  dieses  unverlängert 
in  Unsei'em  Namen  ihnen  eine  genügsame  Reprotestation  zuschicken, 
darinnen  Unsere  chur-  und  landesfürstliche  Autorität  beobachten,  und 
zugleich  ihnen,  den  Ständen,  mit  beweglicher  Remon^ration  zu  Ge- 
mttthe  führen  wollet,  dass  ihnen  dasjenige,  was  sie  einmal  auf  öffent- 
lichen Landtagen  bewilligt  und  toties  quoties  wiederholt,  dergestalt 
hinwiederum  zu  retractiren,  sehr  übel  anstehe.  Wir  sie  auch  dieser 
Deputation  zu  erlassen  keinesweges  gemeint,  sondern  dieselbe  bis  zu 
Unserer  Ankunft  in  vigore  et  observantia  gehalten,  und  zu  fernerem 
völligen  Effect  gebracht  wissen  w^ollen. 

Ingleichen  hat  es  auch  mit  Unserer  wegen  der  Soldatesca  Unter- 
halt ertheilten  Ordre  sein  Bewenden,  dass  derselben  nachgelebet  wer- 
den solle.     Und  nachdem   der  von  Norprath  einen  Vorschlag   auf 
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6000  Thlr.,  so  von  den  den  Leuchtmarischen  Erben  zugewandten 
Geldern  können  vorgeschossen  werden,  gethan,  ihr  auch  selben  für 
gut  angesehen,  als  wollen  Wir  solche  Vorschläge  gnädigst  acceptiren**®) 
und  euch  zugleich  hiermit  befohlen  haben,  dass  ihr  euch  mit  dem 
von  Norprath  wegen  der  Assecuration  über  sothane  6000 Thlr.  eines 
Vergleichs  vereinigen,  und  bis  zu  Unserer  gnädigsten  Ratification 
schliessen  wollet. 

Anreichend  euer  erstes  postscriptum  wegen  der  staatischen  Schuld- 
forderung und  deshalb  ergangene  scharfe  Schreiben,  habt  ihr  zwar 
wohlgethan,  dass  ihr  selbiges  dergestalt,  wie  die  copia  ausweiset, 
beantwortet  habt.  Da  es  aber  daran  nicht  genug  sein  wird,  und  Wir 
Uns  erinnern,  was  Unser  Rath  Johann  Diest  dieser  Schuld  halber 
unlängst  zu  Königsberg  für  Discurse  geführet,  und  Uns  versichert,  dass 
von  Uns  mit  Fuge  nichts  überall  prätendiret  werden  könnte,  sondern 
Wir  vielmehr  noch  von  ihnen  viele  Tonnen  Goldes  zu  fordern  hätten, 
er  auch  diese  Sache  bei  seinem  Abzüge  aus  dem  Hage  in  solchen 
terminis  gelassen,  dass  Wir  Uns  deshalb  einiger  Executionen  nicht 
zu  befahren,  so  wollet  ihr  denselben  darüber  weiter  vernehmen,  und 
das  Hauptwerk  bis  zu  Unserer  Ankunft  in  integro  erhalten.  Sollte 
auch  zuvor  und  ehe  Wir  selbst  anlangen  möchten,  von  gedachten 
Staaten  ferner  etwas  zugemuthet  werden,  habt  ihr  oberzähltes  ad  in- 
torim  fürzuwenden. 

In  dem  zweiten  postscripto  thuet  ihr  Erwähnung  dessen,  so  Unsere 
clevischen  Landstände  mit  Abschaffung  Unseres  Licentempfängers  Jo- 
hann van  Linden  sich  unterfangen,  und  wider  andere  Unsere  Be- 
dienten fürzunehmen  sich  anmaassen  möchten.  Ihr  habt  denselben 
Unseren  Ständen  hingegen  zu  remonstriren,  dass  Wir,  wie  erwähnt, 
sie  des  Deputations werks  zu  erlassen  keinesweges  gemeint,  und  dan- 
nenhero  können  Wir  ihnen  diese  ihre  vorgenommene  thätliche  und 
unverantwortliche  Procedur  gar  nicht  gut  heisscn;  sondcMii  befehlen 
euch  hiermit  gnädigst  darob  zu  sein,  damit  besagtes  Deputationswerk 
beibehalten,  auch  die  dazu  bestallten  Bedienten  gebührlich  geachtet 
und  geschützt  werden  raögen"*. 

*•)  Durch  Uüscript  dut.  Cöln  u.  d.  Spr.  2/10.  Juli  1646  wird  die  Erhebung 
(iiüscr  i'iOüi)  Thlr.  wieder  untersugt,  du  sich  herausgestellt  habe,  dass  sie  längst 
erhoben  wären.     Vgl.  oben  Note  zu  p.  136. 
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Aus  dem  Protokoll  des  clevischen  Ständecorivents  zu  Mehr.  W. 

[Instruction  für  Aitzema.    Appellation  nach  Speier.     Der  Regierungscommittirten 

Ansuchen  um  Steuern,  Kosten  zur  Redoutenerbauung  etc.  abgeschlagen.    Gefahr 

durch  die  letzteren.     Der  Ritterschaft  Neuwahl  ihrer  Deputirten.] 

23.  Juli.  „Die  Verhandlungen,  so  vor  acht  Tagen  im  Dorf  Mehr  vorgelaufen  zu 

resumiren,  sind  auf  der  Ritterschaft  Ausschreiben  an  ihre  Mitglieder,  sodann 
der  Stadt  Wesel  Ausschreiben  an  alle  Hauptstädte,  ante  meridiem  im  Dorfe 
Mehr  erschienen,  von  Wesel  ther  Schmitten  und  Rentmeister  Werrich, 
von  Cleve  Bürgerm.  Niess  und  Schöffe  Dr.Diest,  von  Emmerich  Bürgerm. 
Briell  und  Schöffe  Lic.  Streuff,  von  Calcar  Schöffe  Hütten,  von  Duis- 
burg Schöffe  Raeb,  von  Xanten  Schöffe  Duifhuis  und  von  Rees  Bürgerm. 
Cost  und  Secret.  Hübsch,  ex  nobilibus  Herr  zu  Kreutzberg,  zu  Win- 
nenthal,  ins  Vehn,  zu  Sonsfeld,  Hüchtenbruch,  Diepenbruch 
von  der  Impell,  Wilich  von  Kervenheim,  Drost  Hoven  und  Schell  zur 
Heyen.  Ist  verlesen  die  Instruction  vor  dem  Agenten  Aitzema  und  con- 
cludirt,  dass  dieselbe  neben  jüngst  verlesener  und  placitirter  Vollmacht 
dem  Agenten  einzuschicken.  —  Auch  ist  verlesen  die  Protestation  und 
Appellation,  so  coram  notario  et  testibus  in  conventu  zu  Wesel  interpo- 
niret,  und  concludirt,  dass  dergestalt  instrumentirt  und  sobald  möglich 
nach  Speier  bestellt  werden  möge,  ist  auch  concludirt,  dass  dem  Agenten 
etwa  200  oder  250  Thlr.  Namens  der  Stände  aus  der  Stadt  Wesel  Con- 
tingent  der  350  Thlr.  zugeschickt  werden  solle,  wegen  voriger  Bemühung, 
gleich  dann  auch  gut  gefunden,  dass  der  Städte  Contingent  zu  der  speier- 
schen  Sache  Unkosten  und  was  davon  dependiret  und  sonsten  verwendet 
werden  sollen.  —  Bei  dieser  Versammlung  der  Herren  Stände  haben  sich 
gleich  auch  vor  acht  Tagen  angegeben  der  Herr  zu  Bellinghoven  und 
Herr  Dr.  Motzfeldt,  welche  Namens  der  Regierung  vor  acht  Tagen  all- 
hier  zu  Mehr  den  der  Zeit  versammelten  Ständen  vorgestellte  Proposition 
bestand  in  drei  Punkten:  1)  dass  die  Stände  an  I.  Ch.  D.  12,000  Thlr.  willi- 
gen, 2)  1400  Thlr.  zu  Aufbau  der  Regniten^')  und  3)  ein  Stück  Gelds  vor 
Donativen  zu  Brüssel,  um  die  spanischen  Landlicenten  an  der  gelderschen 
Gränze  abzuschaffen,  consentiren  wollen.  —  Darauf  die  Herrn  Stände  vori- 
ger ihrer  den  16.  hujus  gefassten  Resolution  inhäriret,  dahin  gerichtet,  dass 
die  Ritterschaft  nicht  unbillig  Bedenkens  trügen,  in  so  geringer  Anzahl 
dasjenige  zu  retractiren,  was  in  letzt  zu  Cleve  gehaltenem  Landtag  in  grosser 
Anzahl  der  Ritterschaft  und  Städte  concludiret,  gleich  dann  auch  der 
Städten  deputati  anderer  Gestalt  nicht  instruiret,  dahero  dann  Ritterschaft 
und  Städte  jetzt  angemelter  zu  Cleve  gegebener  Resolution  inhäriren  müs- 
sen, dass  nämlich  in  einige  weitere  Steuer  nicht  geheelen  könnten,  den 
Ständen  wäre  dann  zuvörderst  in  ihren  gravaminibus  genugsam  Satisfaction 
geschehen,  wollten  also  die  Stände  I.  Ch.  D.  vertröstete  Ueberkunft  und 
Erledigung  der  gravaminum  abwarten,  welchem  vorgangen  die  Stände  sich, 
wie  getreue  Unterthanen  zusteht,  gegen  I.  Ch.  D.  zu  bezeugen  so  schuldig 


^')  Starke  mit  Erdwällen  und  Gräben  befestigte  Wege-Schlagbäume  auf  den 
Gränzen  in  den  alten  gleichgestalteten  Landwehren  angebracht. 
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als  geneigt;  und  obwohl  die  Deputirte  der  cburf.  Regierung  unterschiedliche 
instantias  gemacht,  so  sind  dennoch  die  Herrn  Laudstände  bei  voriger  Re- 
solution verblieben.  —  Haben  die  Herrn  Landstände  eine  Instruction  pro 
deputatis  der  Landschaft  aufsetzen  lassen,  auch  aus  den  Ritterbürtigen  7 
Personen  deputirt,  als  nämlich  Stephan  Quad,  Herr  zu  Kreutzberg 
und  Mörmter,  Dietrich  von  und  zum  Boetzlaer,  Heinrich  Wilhelm 
V  Hoven  zu  Poelwyck,  Walther  Tengnagel  zu  Lohnen,  Johann 
Sigismuud  v.  Wilich,  Herr  zu  Lottum,  Hermann  v.  Wittenhorst 
zu  Sonsfeld  und  Carl  Dietrich  v.  Wilich,  Herr  zu  WinnenthaP")  neben 
dem  syndico  Dr.  Isinck.  Die  Städte  haben  ebenfalls  7,  aus  jeder  Haupt- 
stadt einen,  cum  syndico  Dr.  ther  Schmitten  deputiret,  welche  alle  liand- 
sachen  respiciren,  und  da  etwas  wichtiges,  so  nicht  resolviret,  vorfallen 
möchte,  die  sämmtlichen  Landstände  beschreiben  und  deren  Resolution  ein- 
folgen und  zu  Werk  richten  sollen.  —  Eodem  haben  sich  der  Herreu  Räthe 
Deputirte  Herr  zu  Belliughoveu  und  Motzfeld  abermalen  augegeben 
und  gestrigen  Tags  proponirte  Punkte  wiederholet,  mit  Begehren,  die  Herrn 
Landstände  sich  näher  erklären  wollten.  Es  haben  aber  die  Stände  priora 
repetirt,  und  dass  von  der  zu  Cleve  aufm  Landtag  genommeneu  Resolution 
nicht  abweichen  könnten  sich  erklärt.- —  So  ist  auch  concludirt,  dass  wegen 
\  iifbauung  der  Redouten  die  Stände  an  I.  Ch.  D.  Selbst  schreiben  und 
alle  Inconvenientien,  so  daraus  entstehen  könnten,  unterthänigst  remonstri- 
ren  wollen;  wie  dann  auch  die  beiden  Herren  Deputirten  ersucht,  bei  der 
churf.  Regierung  zu  befördern,  dass  wegen  der  Gefährlichkeit,  so  aus  Er- 
bauung der  Redouten  entstehen  könnte,  mit  Aufbayuug  derselben  einge- 
halten werden  möchte,  bis  davon  I.  Ch.  D.  auf  der  Stände  remonstriren  sich 
anderer  Gestalt  würde  erklären^. 


Der  Kurfürst  an  die  Regierung.     Dat.  Cöln  a.  d.  Spree 

2/12.  Juli  1646.     M. 

(Präsentirt  Clevc  25.  Juli  1046.) 

lUuterhult  für  die  Truppen  zu  beschaffen,   nöthigenfulla   durch  militärische  Exe- 

cution,  desgl.  Werbegelder,  das  Fussvolk  zu  verstärken.] 

..Nachdem   die  iiniimgän^^lichc  Nothdurft  erfordert,   dass  zur  In-  rj.,) uli. 
rhaltuug   llimerer  Soldatesca    zu    Ross    und    Fuss,    als    welche   Wir 
mit   schweren   Kosten   auf  die   Beine   gebracht   und    zu   des   Landes 
liOHten    bishero    niainteniret,    noch    fcrners  die  behörigen  Mittel  bei- 

'"     j)i».-.    7  wurden  also  von   den  0  anwesenden  RitterbürtigcMi  firowühlt  und 

Mir  die  vier  ersten  wieder;    das  Directorium,    das  bis  dahin  Hernsaiu  stÄndig 

fuhrt    hatte,    sollte    uile   (>  Wuclieu   wechseln.     Ihre   im  Wesentlichen  Huf  lio- 

rderung  des  Trocesses  in  Hpeier  und  der  stuutiHchcn  Interposition,  wie  über- 

Imupt  auf  r  '  der   rrivllcgien    gericlitete   IiiHtruction,   dat.    .Moiir  'J4.  Juli, 

mit  den   ii..  ii   geMummelten  .'Jl    Unterschriften   clevischur    Uitterhurtiger, 

•  i  Aitzemu  lil  143  u.  144. 
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geschaffet  werden,  als  wollen  Wir  Unsere  desshalben  albereits  an 
euch  ergangene  rescripta  hiermit  wiederholet  und  euch  anderweit  be- 
fehligt haben,  dass  ihr  darauf  bedacht  sein  werdet,  die  Völker  mit 
nothdürftigem  Unterhalt  bis  zu  Unserer,  Gott  verleihe,  ehesten  Ankunft 
zu  versehen;  dann  sonst  im  widrigen  Fall  selbiger  durch  militärische 
Execution  beigetrieben  werden  müsste.  Dieweil  Wir  auch  diejenigen 
Compagnien  Fussvolks,  so  albereit  auf  den  Beinen,  zu  verstärken  und 
jede  auf  150  Köpfe  ohne  die  Officiere  zu  richten  gut  befunden,  als 
wollet  ihr  insgesammt  auf  Mittel  bedacht  sein,  woher  die  Werbungs- 
gelder zu  nehmen". 


Die  Regierung  an  den  Kurfürsten.  Dat.  Cleve  28.  Juli  1646.  M. 

(Unterz.:  Bernsau,  Pampus,  Peil,  Niess,  Diest,  Motzfeld  und 

Bach  mann.) 

[Umlage    von    17,300  Thlr.    nicht    bewilligter   Steuern.     Der  Stände    nochmalige 
Steuerverweigerung  und  Motivirung  derselben.    Alle  Kassen  sind  leer,  die  Beam- 
tengehälter rückständig;  selbst  durch  Contributionen  die  Gelder  für  die  Truppen 
und  münsterschen  Gesandten  nicht  aufzubringen.     Das  Land  ist  erschöpft.] 

28.  Juli.  „Nachdem  wir  E.  Ch.  D.  unterm  16.  Juni  unterthänigst  ausführlich 

berichtet,  dass  die  Landstände  dieses  Ftirstenthums  Cleve  auf  hiesigem 
Landtage  versammelt  zu  keiner  ferneren  Einwilligung  sich  einzulassen, 
bevor  E.  Ch.  D.  ihre  gravamina  gnädigst  erledigen  würden^  erklärt; 
so  haben  wir  dennoch  keine  Gelegenheit  wollen  vorüber  gehen  lassen, 
die  Stände  zu  fernerer  Einwilligung  zu  disponiren  und  gleich  wie 
E.  Ch.  D.  uns  beides  gnädigst  anbefohlen,  (Dero  Soldatesca  den  Un- 
terhalt zu  verschaffen  und  zu  dem  Ende  eine  Eintheilung  von  drei 
Monaten  zu  machen,  monatlich  auf  8000  Thlr.,  und  also  im  Lande 
24,000  Thlr.  umzuschlagen,  und  zugleich  auch  den  Landständen  keine 
Ursache  zu  fernerer  Klage  zu  geben),  also  haben  wir  auch  auf  beides 
unsere  Absicht  genommen,  und  sorgfältig  sein  müssen,  dass  wir  in 
beiden  sehr  verschiedenen  Gegenständen  E.  Ch.  D.  möglichste  unter- 
thänigste  Satisfaction  geben  könnten.  Wir  haben  zu  dem  Ende  die 
im  April  zu  Wesel  von  den  Ständen  unterthänigst  gewilligte  Steuer 
von  8000  Thlr.  mit  4000  Thlr.  erhöhet,  und  12,000  umgeschlagen,  in- 
mittelst zur  Bezahlung  der  noch  restirenden  6000  Thlr.,  an  E.  Ch.  D. 
im  Jahr  1638  unterthänigst  offeriret,  und  an  weiland  Dero  Hofmeister 
V.  Leuchtmar  geschenkt,  mit  Beilage  der  Interessen  7000  Thlr.  um- 
gelegt, welches  bisher  von  den  Landständen  gut  geheissen  ist;  haben 
aber  auch  inmittelst  bei  den  Ständen  um  fernere  Einwilligung  ersu- 
chen lassen,  und  aus  unserer  Mitte  den  v.  Bernsau  und  Dr.  Motzfeld 
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auf  der  Ständeversammlung  in  Mehr  den  16.  und  28.  Juli  deputirt, 
welche  ihre  Berichte  zurückbracht.  Und  nachdem  wir  daraus  entneh- 
men müssen,  dass  die  Landstände  von  derselben  hier  jüngst  genom- 
menen concluso  abzuweichen  und  zu  fernerer  Einwilligung,  bevor  E. 
Ch.  D.  ihre  gravamina  gnädigst  erledigt  haben,  zu  verstehen  nicht 
gemeint,  so  haben  wir  zur  unterthänigsten  Einfolge  E.  Ch.  D.  am 
14.  März  an  uns  gnädigst  ausgelassener  Verordnung,  als  Beamte  die 
Resolution  nehmen  müssen,  obwohl  für  jetzt  die  Scheuern  leer  und 
ein  grosser  Schade  durch  den  Hagelschlag  geschehen,  ohne  der  Stände 
Bewilligung  wiederum  13,300  Thlr.  anstatt  der  12,000  Thlr.  wegen 
Armuth  und  Widersetzlichkeit  im  Lande,  auf  solche  Weise  wie  hierbei 
umzuschlagen,  damit  dann  die  24,000  Thlr.  umgelegt  sein  werden. 

E.  Ch.  D.  werden  aus  vorgelegter  Relation  unserer  Deputirten  an 
die  Stände  sich  unterthänigst  berichten  lassen,  dass  die  Landstände 
dieses  Fürstenthums  zwar  ihre  schuldigste  Ehrerbietung  mit  Liebe  und 
Treue  gegen  E.  Ch.  D.  aufs  höchste  bezeugen,  und  dass  sie  geneigt 
sein  und  bleiben  E.  Ch.  D.  nach  des  Landes  Vermögen  unterthänigst 
zu  assistiren,  wann  es  nur  Dero  Staat  zu  gute  kommen  möchte,  be- 
stehen aber  darauf,  die  Vielheit  des  Volks  sei  zur  Defension  des  Lan- 
des nicht  nutze,  sondern  dadurch  werde  das  Land  gründlich  exhauriret 
und  ihnen  die  Mittel  entzogen,  damit  sie  gerne  E.  Ch.  D.  zerfallenen 
Staat  in  diesem  Fürstenthum  aufhelfen  wollten,  und  dass  sie  für  Augen 
sehen,  dass  E.  Ch.  D.  Staat  allhic  zumal  in  Verwirrung  gcrathen 
müsse,  wenn  nicht  bei  Zeiten  die  unnöthigen  und  dem  Lande  uner- 
träglichen Auflagen  würden  abgcschaft't  werden,  desselben  status  auch 
hicrnächst  durch  sie,  wie  gerne  sie  auch  wollten,  nicht  werde  wie- 
derum aufgeholfen  worden  können. 

E.  Ch.  D.  Amtskammer,  welche  zu  dieser  Besprechung  gezogen, 
berichtet  uns,  dass  sie  bereits  vor  ein  Jahr  itzgcmelten  statum  an  E. 
Ch.  D.  unterthänigst  übersandt  und  itzo  in  Arbeit  begritlcn  mit  näch- 
ster Post  den  eigentlichen  statum  dieses  Jahres  einzuschicken,  daraus 
zu  ersehen,  dass  bei  derselben  kein  Vorrath  sei,  sodann  auch  der 
Landrentineister  Moll  berichtet,  dass  die  Soldatesca  über  vier  Monate 
unbezahlt  sei,  und  dass  von  E.  Ch.  1).  verordnete  Gehalt  auf  die  Reuter 
Muatlich  (;()37  Thlr.,  ohne  die  erst  neuerlich  von  E.  Ch.  D.  geordnete 
l'MHsevoIanten,  und  das  Fussvolk  fiOOO  Thlr.  monatlich  laufe,  dass  er 
auch  zur  VcrpHcgung  der  Cfesandtschaft  zu  Münster  keine  Mittel  wüsstc; 
die  Käthe  und  Bediente  bei  hiesiger  Canzlei  und  Amthkainmor  bleiben 
unbezahlt,  keine  pensionc»  werden  geleistet,  dagegen  dieses  Fürsten- 
thum an  sich  klein,  die  Bewohner  auf  dem  platten  Lande  durch  stetige 
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Contributionen  und  nun  über  SO  Jahre  gewährten  niederländischen  Krieg 
und  allerhand  Beschwerden  erschöplt,  dass,  obgleich  gegen  der  Stände 
Willen  (welches  wir  der  besorgenden  Ungelegenheit  halber  E.  Ch.  D. 
zu  rathen  uns  jederzeit  gescheuet,  E.  Ch.  D.  auch  durch  den  v.  Strün- 
ke de  Dero  Ständen  eines  anderen  gnädigst  haben  versichern  lassen) 
durch  monatliche  Contribution  so  viel  dem  Lande  als  möglich  und 
daraus  immer  erzwinglich  auferlegt  werden  sollte,  dass  doch  daraus 
des  jetzigen  Kriegsvolks  auch  der  Gesandtschaft  zu  Münster  Unterhalt 
und  was  E.  Ch.  D.  status  allhier  erfordert,  bei  weiten  nicht  beige- 
bracht, noch  die  vor  Augen  schw^ebende  Confusion  verhütet  werden 
könne,  darum  wnr  aus  dringender  Pflicht  unterthänigst  bitten  und  er- 
innern müssen,  E.  Ch.  D.  wollten  den  statum  von  ordinari  und  extra- 
ordioari  Empfange  dieses  Fürstenthums ,  und  was  daraus  könne  und 
müsse  bezahlt  werden,  Deroselben  richtig  vorbringen  lassen,  und  dem- 
nächst alsolche  gnädigste  Disposition  darüber  machen,  wie  es  zur 
Erhaltung  Dero  hoher  Reputation,  Dero  getreuer  Landständen  beharr- 
licher und  unterthänigster  Liebe  und  derselben  hochnöthiger  freiwilli- 
ger Assistenz  am  zuträglichsten  gnädigst  ermessen  werden". 


Aus  dem  Protokoll  des  clevischen  Ständeconvents  zu  Rees.  W. 

[Protestationsschreiben  an  die  Regierung,  Contradictionspatente  und  Veröffent- 
lichung einer  Druckschrift  über  der  Stände  Beschwerden  gegen  den  Kurfürsten. 
Die    Donativen    an    Burgsdorf   und    Seidel.     Divergenz    über   Anschlagung    der 

Patente.] 

6.  Aug.  „Demnach  die  ehurf.  Regierung  unterm  dato  den   26.  Juli  eine  Steuer 

unter  diesem  Vorwand  ausgeschrieben,  als  wann  die  unumgängliche  Noth- 
durft  erforderte  eine  Summe  Geldes  wegen  des  Landes  Schuldigkeit  aus- 
zuschlagen und  zu  desselben  Nutzen  und  Defension  anzuwenden  laut  ihrem 
Ausschreiben,  solche  Steuer  aber  von  Ritterschaft  und  Städten  nicht  ge- 
willigt, haben  Ritterschaft  und  Städte  nöthig  erachtet,  sich  deswegen  bei- 
*  sammen  zu  thun,  und  in  Rees  gegen  den  6.  August  sich  zu  verschreiben. 
Siud  eodem  erschienen  die  Deputirten  von  Rees,  Wesel,  Duisburg, 
Cleve,  Emmerich,  Calcar  und  Xanten,  ex  nobilibus  der  Herr  zu 
Creuzberg  und  Herr  zu  Sonsfeld. 

12.  Aug.  Sind  des  Nachmittags   einkommen  der  Freiherr  von  Loe  zu  Wissen, 

Wilich  zu  Kervenheim,  Ulft  zu  Lackhuisen  und  Landdrost  Boetze- 
1  a  e  r. 

13.  Aug.  Sind  einkommen  Herr  Diepenbruch  zur  Impell,  Herr  zu  Winnen- 

thal,  Barich,  Pfandherr  zu  Loe,  Horst  zu  Rosau,  und  Spaen  zu 
Kruitzwick.  —  Die  Herren  Ritterbürtige  sowohl  als  auch  der  Städten  de- 
putati  haben  dasjenige  Protestationsschreiben,  was  gestrigen  Tags  aufge- 
setzt, verlesen,  examinirt,  eins  und  anders  hinzugesetzt,  und  dass  also  der 
churf.  Regierung  eingeschickt  werden  solle,   unanimiter  concludirt.     Auch 
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ist  aufgesetzt  ein  Notifications-,  Contradictions-  und  Abmahnungspatent  hin 
und  wieder  in  den  Städten  und  Richterämtern  anzuschlagen®'),  und,  nach- 


'*)  Sowohl  das  Abniahnungsschreiben  an  die  Regierung  wie  das  Contradic- 
tionspatent  ist  ins  Holländische  übersetzt,  in  Quartformat  zu  Rees  1646  mit 
einer  Einleitung  (den  drucker  tot  den  Leser)  gedruckt.  Diese  Einleitung  citirt 
im  Eingang  als  aus  Thomas  Morus  Schriften  genommen  den  Vers:  „Quicunque 
multis  vir  unus  praeest  —  hoc  debet  his  quibus  praeest  —  praesse  debet  neuti- 
quam  diutius  —  Hi  quam  volunt,  quibus  praeest  —  Quid  impotentes  principes 
superbiunt  —  quod  imperaut  precario".  Mit  denselben  Versen  leitet  Leo 
V.  Aitzeraa  Saaken  van  Staat  en  oorlogh  III  p.  192  eine  Betrachtung  über  die 
eigentlich  republikanische  Verfassung  des  deutschen  Reichs  und  die  Libertäts- 
bestrebungen  der  Deutschen,  in  specie  der  clevischen  und  jiilichscheu  Landstände, 
ein.  (Vgl.  oben  Einleit.  Note  zu  p.  118.)  Dann  folgt  hier  wie  dort  die  Bemer- 
kung: „De  Koning  die  beedswyse  syne  Kroone  draeght,  moet  veel  meer  beeds- 
wyse  eysschen  van  syn  Onderdaenen,  gunt  sy  hem  niet  schuldigh  zyn,  ende 
met  recht  können  weygeren".  Aitzema  scheint  hiernach  der  Verfasser  dieser 
Einleitung  zu  sein,  wenn  nicht,  jedenfalls  ther  Schmitten,  der  Syndicus  der 
clevischen  Städte,  von  dessen  Hand  auf  dem  im  Besitz  des  Herausgebers  be- 
findlichen Exemplar  geschrieben  steht:  „dulce  et  jucundum  est  pro  patria  mori". 
Des  Kurfürsten  Räthe  nennt  die  Einleitung  „pluym-stryckers  ende  foxenswant- 
sers",  die  für  ihr  eigenes  Glück  und  Börse  sorgen,  und  da  seine  Mittel  erschöpft 
sind,  den  ünterthanen  die  Wolle  abscheeren,  und  um  das  thun  zu  können,  ihm 
einreden:  „princeps  qui  non  habet  miles,  non  est  princeps";  die  Privilegien  der 
Stände  aber  mit  den  Worten  zu  beseitigen  glaubten:  ,,Dass  es  närrische  Fürsten 
wären,  welche  Privilegien  verliehen".  (Beides  die  häufig  gebrauchten  Worte 
Norprath's.  Vgl.  Einleit.  Note  zu  p.  110.)  gelyck  of  niet  die  Privilegien  ou- 
der  waren  als  die  Vorsten,  want  die  vryheid  der  Volckeren  moet  immers  ouder 
zyn  als  de  Vorsten,  ende  is  notoir  dat  die  Vryheydt  meer  is,  als  alle  Privile- 
gien die  een  vorst  kan  geven.  Durch  den  Bruch  der  Privilegien  habe  der  spa- 
nische König  Portugal,  Catalonien,  Indien  und  die  Niederlande  verloren,  sei  die 
,, Veränderung"  in  England  entstanden;  um  die  ,, deutsche  Freiheit"  wieder  her- 
zustellen, hätten  Schweden  und  Frankreich  den  Krieg  gegen  den  Kaiser  unter- 
nommen. Die  Einleitung  echliesst  mit  den  Worten:  „Wat  ontroert  ende  commo- 
veert  tegeuwoordigh  de  landstenden  van  Cleef:  Het  opprimeeren  ende  met  voeten 
treden  haerer  Privilegien.  Een  Land,  dat  een  asylum  een  toevlucht  is  geweest 
voor  die  van  de  religio  uit  Nederland  exsuleerende,  een  Land,  dat  deur  de 
wapenen  van  de  vereenigde  provintien  is  gesalveert  uit  de  banden  van  de  weder 
partyen,  eeu  laud,  <lat  aluoch  geheel  ende  al  is  in  de  banden  ende  protectie  vau 
de  vereenigde  provintien,  een  land  welckers  vorstlijcko  domayncn  aeu  de  ver- 
eenighdo  provintien  voor  thien  a  vyfthien  tonnen  gouts  syn  verpandet,  een  laud, 
dat  de  vereenighde  provintien,  om  de  subsistentie  van  haer  gaarnisoenen  hyson- 
der  aen  de  Ooat-zyde  Kyns  nootwendelijck  van  alle  exactio  contributie  ende  in- 
legcringh  vry  houden  ende  noodtwendigh  moeten  vry  houden,  een  land,  daor  in 
provintien  van  Gelderland  ende  OverysBel  modo  seer  zyn  gegoeyt;  oen  land 
welck  de  (jhurvorat  alleen  deur  benoficio  van  de  veroonighdo  pro- 
intion  besit:  hoewel  hotRoomache  ryck  hero  Bulcks  niet  toe-kont, 
noch  h<>m  voor  vorat  agnosceort  ~  dat  land  trachten  oenigu  oygon-bat- 
«(oeckendu  eudu  in't  Cleefa  land  vreumdu  hovelingen  in  du  gront  tiit  te  putten, 
■t  extoraien  endo  ezactien  ondo  root  opprosaio  van  do  lautatondcn.     Altoou  tot 
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dem  von  der  Ritterschaft  es  examinirt  und  ihren  Vorrahmen  dahin  gegeben 
.worden,  dass  es  öffentlich  angeschlagen  werden  solle,  haben  der  Städte 
deputati  alle  nomine  dissentiente  auf  gethane  Umfrage  ebenfalls  concludirt, 
das  gemelte  Patent,  wie  obgedacht,  publice  in  den  Städten  und  Dörfern 
angeschlagen  werden  solle,  welches  conclusum  in  Gegenwart  obgemelter  elf 
Ritterbürtigeu  und  aller  der  Städten  Deputirten  genommen,  womit  die  Herren 
zu  Winnenthal,  zu  Wissen,  Wilich  zu  Kervenheim,  Pfandherr  zu 
Loe  und  Horst  verreiset. 

14.  Aug.  Ist    allerseits    gut    gefunden    das    placitirte  Patent   per   expressen   auf 

Wesel  zu  schicken,  daselbsten  drucken  ?u  lassen  und  ad  sigillandum  auf 
Rees  zu  schicken.  —  Syndicus  Dr.  Isinck  referirt,  dass  2000  Thlr.  an 
Herrn  Oberkämmerer  Burgsdorf  und  Herrn  Seidel  aus  allerhand  bewe- 
genden Ursachen  verehrt,  gleichwohl  hätten  alle  deputati  concludirt  und  ad 
protocollum  zu  bringen  befohlen,  dafern  die  Herren  Stände  solche  Vereh- 
rung nicht  sollten  passiren  lassen,  dass  alsdann  resolviret  dieselbe  aus 
ihren  Mitteln  gut  zu  machen  und  die  beiden  Herren  schriftlich  zu  berich- 
ten, dass  solche  Verehrung  nicht  Namens  der  Landstände,  sondern  vor 
ihren  particulier  geschehen,  mit  Begehren,  es  davor  auch  also  anzunehmen. 

15.  Aug.  Sind  die  Stände  in  curia  erschienen,    woselbsten  die  Instruction   vor 

den  Herrn  Residenten  Aitzema  öffentlich  verlesen  und  gut  gefunden.  Auch 
ist  die  Instruction  so  nach  Speier,  um  mandata  sine  clausula  auszubringen, 
zu  schicken,  öffentlich  verlesen  und  die  Beilagen,  deren  Zahl  über  40,  nach- 
gesehen^^). Auch  ist  gut  gefunden,  eine  Deduction  aufzusetzen  von  Allem, 
was  bei  jetziger  Regierung  den  Landständen  vor  Beschwernissen  bis  dato 
zugefügt,  welches  auch  Syndicus  Isinck  aus  allen  Verfolgen  beisammen 
zu  bringen,  auf  sich  genommen,  gestalt  den  Herrn  Landständeu  hiernächst 
vorzubringen  und  alsdann  nach  Befindung  auf  Gutachten  der  Ständen  in 
offenen  Druck  ausgehen  zu  lassen  ^^).  Endlich  ist  Unterredung  gepflogen, 
ob  nicht  die  Patente,  welche  verhoffentlich  mit  dem  Marktschiff  einkommen 
würden,  versiegelt  und  also  bald  anzuschlagen  wären,  und  obwohl  der 
Städte  deputati  alle  dahin  gangen,  dass  die  Patente,  als  welche  den  13.  hujus 
unanimiter  anzuschlagen  concludirt,  also  bald  Namens  Ritterschaft  und 
Städten  angeschlagen  werden  sollen,  weilen  danach  der  Herr  zu  Kreutz- 
berg  wegen  Absterben  des  Herrn  zu  WinnenthaTs  Hausfrau  nicht  wie- 
derum sich  eingestellt,  noch  pro  confirmatione  unionis  dasjenige,  was  die 
Herrn  Ritterbürtigeu  aufgesetzt,    unterschrieben,   so  haben  die  anwesenden 


dien  eynde,  om  de  selve  in  een  euwige  slavernye  te  stellen  ende  haer  eyghen 
fortuyn  ende  beurse  te  maken".  Zum  Schluss  wird  die  Hoffnung  ausgesprochen, 
dass  der  Kurfürst  auf  die  Aufforderung  der  Staaten  vom  12.  September  1646  die 
unnütze  Miliz  abführen  werde. 

®2)  Beide  Instructionen  vom  15.  August  enthalten  nur  eine  weitläufige  Aus- 
einandersetzung der  beanspruchten  Rechte  der  Stände,  betreffend  die  Landes- 
defension  und  die  Truppenwerbung,  sowie  Mittheilung  der  dieselben  verletzenden 
Vorgänge  seit  1644. 

^^)  Diese  Schrift  hat  der  Herausgeber  nicht  auffinden  können,  vielleicht  ist 
sie  gar  nicht  aufgesetzt  worden. 
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aus  der  Ritterschaft:  Herr  Lauddrost  Boetzlaer,  Herr  zu  Sousfeld, 
Herr  von  Diepenbruch  zu  der  Irapell  und  Ulfft  zu  Laekhuisen  darzu 
sich  nicht  verstehen  wollen,  sondern  gut  gefunden,  dass  der  Syndicus  um- 
herreisen  und  der  abwesenden  Ritterschaft  subscriptiones  pro  confirraanda 
unione  beförderen  und  einliefern  solle,  dem  vorgangen  dass  alsdann  mit 
Anschlagung  der  Patente  verfahren  werden  solle,  die  Städte  dagegen  re- 
monstriret,  dass  einmal  in  Gegenwart  von  elf  Ritterbürtigeu  den  13.  hujus 
concludirt  das  Patent,  wie  es  vorgelesen  und  approbirt,  gedruciit  und  also- 
bald  angeschlagen  werden  solle,  dahero  dann  dieselbe  nicht  zu  verdenken; 
wann  solchem  concluso  zufolge  mit  dem  Anschlag  in  den  Städten  verfahren 
thäten,  die  Ritterbürtigeu  aber  contra,  dass  die  Subscription  vorgehen  müsse, 
quo  praevio  mit  den  Anschlag  verfahren  werden  könnte''. 


Die  eben  genannten  Ritterbürtigeu  erliessen  darauf  ein  Ausschreiben 
11  die  gesammte  Ritterschaft  zu  einer  Zusammenkunft  nach  Marienbaum. 
Ueber  dieselbe  und  das  Resultat  der  beabsichtigten  Unterschriftensammlung 
fehlen  die  Nachrichten.  Die  Städte  Wesel,  Emmerich  und  Rees  Hessen 
am  29.  August  das  Contradictionspatent,  in  welchem  sämmtliche  clevische 
Landeseingesessenen  ermahnt  werden,  die  von  den  Ständen  nicht  gewilligten 
Contributionen  zu  verweigeren,  bei  sich  anschlagen.  Der  staatische  Com- 
mandant  von  Wesel,  Martin  v.  Jüchen,  der  sich  bereits  am  26.  August 
den  Steuerexecutionen  der  brandenburgischen  Officiere  in  der  Nähe  von 
Wesel  widersetzt  und  am  28.  die  Rückgabe  des  gepfändeten  Viehs  vom 
kurf.  Commandanteu  zu  Calcar  unter  Androhung  von  Gewalt  verlangt  hatte, 
Hess  am  30.  August  die  Patente  durch  staatische  Truppen  in  aHen  Dörfern 
des  Amtes  Dinslaken  anschlagen.  Gleiches  thaten  in  den  ersten  Tagen  des 
September  die  staatischen  Commandanteu  von  Emmerich  und  Rees  in  den 
anstosseudeu  clevischeu  Aemtern.  In  ihren  Berichten  darüber  an  die  Ge- 
Mcralstaaten  entschuldigen  und  erklären  sie  ihr  Verfahren  mit  der  Noth- 
wendigkeit,  für  die  durch  die  Executionen  bedrohte  Beschaffung  der  Le- 
bensmittel ihrer  Truppen  sorgen  zu  müssen  und  berufen  sich  überdies  auf 
die  früheren  Befehle  der  Staaten,  das  ostrheinische  Cleve  gegen  alle  Con- 
tributionen zu  scliützen.     (\ic<I('rl.  Reichsarchiv.) 
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Die  Regierung  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Cleve 

20.  Aug.  1646.     M. 

(Unterz.:    Norpratli,    Bernsau,    Strünkede,    Peil,    Niess, 

Motzfeld.) 

[Protestationen  der  clevischen  Stände  und  katholischen  Geistlichen,  Jene  beab- 
sichtigen Processerhebung  in  Speier,  Union  mit  den  Jülich -bergischen  Ständen, 
Anrufung  der  Staaten.  Wesel,  Rees ,  Emmerich  entziehen  sich  schon  der  Exe- 
cution  durch  Hilfe  derselben.  Ohne  Einigung  mit  den  Ständen  völlige  Zerrüt- 
tung des  Landes.  Der  katholischen  Geistlichen  Processe  gegen  den  Kurfürsten, 
der  jülich-bergischen  Stände  gegen  den  Pfalzgrafen.  Ohne  jene  drei  Städte  das 
Land  zu  Contributionen  unfähig.] 

20.  Aug.  „Jetzt  sollen  E.  Ch.  D.  wir  den  ferneren  Verlauf  unterthänigst 

nicht  verhalten,  nämlich  welcher  Gestalt  die  Stände,  nachdem  E. 
Ch.  D.  gnädigstem  Befehle  zufolge  wir  die  gnädigst  anbefohlene  Um- 
lage wider  der  Stände  Willen  wegen  des  Restes  der  drei  Monate  ver- 
fügt und  solche  Gelder  ausgeschrieben,  sich  darüber  die  Stände  zu 
Rees  versammelt,  und  beiliegendes  Contradictions-  und  Protestations- 
schreiben  eingesandt.  Es  haben  auch  die  hiesigen  römisch-katholischen 
Geistlichen  sich  versammelt  und  uns  die  beigelegte  Protestation  ein- 
liefern und  mit  denen  vor  diesen  am  kaiserlichen  Hof  erhaltenen  Ur- 
theile  und  darauf  beschehenen  Erklärung  bedreuen  lassen.  Wir  ver- 
nehmen auch  unter  der  Hand,  dass  die  Stände  dies  Werk  dergestalt 
empfinden,  dass  sie  nicht  allein  dagegen  kaiserliche  mandata  auszu- 
bringen sich  bemühen,  sondern  auch  die  alte  Union  mit  Jülich  und 
Berg  zu  renoviren  und  sich  mit  denselben  Ständen  zu  evacuiren,  auch 
darunter  bei  den  Provinzien  ihre  Sache  zu  unterbauen  suchen.  Nicht 
weniger  vernehmen  wir,  dass  die  Städte  Wesel,  Emmerich  und  Rees 
keine  gütliche  Zahlung  thun  werden,  sondern  derselben  Bürger,  welche 
reisen  müssen,  theils  in  der  Nachbarschaft  zu  S'Herenberg  das  Bür- 
gerrecht nehmen,  andere  sich  bei  der  Garnison  unterstellen  und  sich 
der  Execution  zu  widersetzen  gedenken,  gestalt  dass,  dafern  diese 
Wunde  der  Zerfallung  zwischen  E.  Ch.  D.  und  Dero  Stände  nicht  bald 
genesen,  sondern  weiter  zunehmen  und  zu  fernerer  Verbitterung  ge- 
rathen  sollte,  wir  nichts  anders  als  eine  totale  Confusion  und  Zer- 
fallung E.  Ch.  D.  Status  hier  vor  Augen  sehen;  dann  so  viel  die  Geist- 
lichen betrifft,  dieselben  haben  am  kaiserlichen  Hof  bereits  ausgewon- 
nen Recht,  gestalt  sie  vor  diesem  A.  1628,  1629  und  1630  diesen 
Punkt  der  angeschlagenen  Schätzung  damalen  alda  so  weit  getrieben, 
dass  unterschiedliche  paritoria  decreta,  davon  die  letzte,  so  sub  poena 
banni  decerniret,  anbei  gelegt,  ertheilt,  und  E.  Ch.  D.  Herr  Vater  hoch- 
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seligen  Andenkens  damalen  unter  Andern  dadurch  gedrungen  worden, 
die  damalige  wider  der  Stände  Willen  geschehene  Ausschreibung  und 
mit  Assistenz  der  Herrn  Staaten  vorgenommene  Beitreibung  der  Contri- 
butiouen  abzustellen,  und  sich  mit  dem  Herrn  Pfalzgrafen  zu  verglei- 
chen *"),  wie  aus  der  Paritionsschrift,  am  kaiserlichen  Hofe  damals 
übergeben,  mit  mehreren!  zu  ersehen,  welcher  Decreten  Rescribirung 
die  Geistlichen  mit  geringer  Mühe  wiederum  werden  erhalten  und  E. 
Ch.  D.  am  kaiserlichen  Hofe  neue  Unruhe  werden  machen  können. 

So  ist  auch  E.  Ch.  D.  bekannt,  was  für  beschwerliche  und  schäd- 
liche Prozesse  die  Jülich-  und  bergischen  Stände  gegen  den  Herrn 
Pfalzgrafen  am  kaiserlichen  Hofe  geführl^  und  was  für  Unheil  dadurch 
dem  Landesfürsten  und  der  Landschaft  zugewachsen  ist.  Gedachter 
Herr  Pfalzgraf  wird  vielleicht  gerne  sehen,  dass  E.  Ch.  D.  mit  der- 
gleichen Prozessen  auch  beladen  und  angefochten  werden,  möchte 
auch  seinen  Vortheil  mit  darunter  suchen  und  sich  dessen  mit  zu  Nutzen 
machen. 

E.  Ch.  D.  ist  die  Gelegenheit  dieses  Fürstenthums  Cleve  bekannt, 
dass  nändich  in  den  Städten  Wesel,  Emmerich  und  Rees  das  meiste 
Vermögen  und  die  anderen  Orte  von  ganz  geringen  Mitteln  seien,  und 
durch  die  langdaurigen  Kriege  dergestalt  ausgemörgelt,  dass  fast  nichts 
als  lauter  Armuth  darin  übrig  ist.  Sollten  nun  diese  drei  Städte  sich 
der  Contributionen  und  deren  Zahlung  entziehen  und  es  von  den  übri- 
gen geringen  verarmten  Menschen  gefordert  werden,  so  werden  diesel- 
))en  darüber  seufzen  und  verlaufen  müssen. 

E.  Ch.  D.  wollen  auch  gnädigst  erwägen,  was  für  Judicien  es  in 
und  ausserhalb  des  Landes  gebe,  wie  von  den  Ständen  und  anderen 
ausgesprochen  wird,  dass  E.  Ch.  D.  hiesige  Völker  zum  grossen  Theil 
nicht  zu  de»  Landes  Nutzen  und  Besten,  sondern  nicht  anders  als  zu 
deHS('l))en  beständigen  Beschwer  gebraucht  und  des  Landes  Mittel  un- 
uötliig  erschöpft  werden. 

K.  Ch.  D.  inUssen  wir,  als  denen  der  status  dieser  Lande  mit  be- 
iiint,  und  welche  Deroselbcn  mit  Eide  und  Pfliciiten  als  Räthe  zu- 
grthan,  unseren  Pflichten  nach,  und  damit  keine  Verantwortung  hier- 
nüchst  auf  uns  komme,  dieses  allcrunterthänigst  berichten  und  zu  E. 
Ii.  l).  gnädigster  fernerer  Erwägung  stellen,  ob  nicht  diese  Sachen  in 
tieferer  Deliberation  zu  legen  und  auf  Mittel  zu  gedenken  sei,  wie 
dieser  befangenen  Zerrüttung  vorzukommen,  damit  dieses  l'nheil  nicht 
weiter  zunelime,   sondern   zwischen  E.  (Mi.  l).  und  den  Ständen,   übe 

**)  Vgl.  ttU|{f*iii.  Kiiiluit.  p.  5ti  ti.  68. 

Slai^r     '..  I, ....(,    j.  (jr.  Kur»'"  V.  iy 
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es  zur  gänzlichen  Zerfallung  kommt,  eine  gute  Vereinigung  wiederum 
gestiftet  und  dasselbe,  was  E.  Cb.  D.  und  dem  Lande  am  nützlichsten 
und  besten  ist,  einhellig  vorgestellt  werden  möge". 


Wesel,  Emmerich  und  Rees  an  die  Generalstaaten. 
Dat.  29.  Aug.  1646.     W. 

[Wesels  Schreiben  an  die  Staaten  vom  26.  April  ist  im  Namen  der  Stände  er- 
lassen. Verarmung  der  clevischen  Städte  durch  Steuerexecutionen  schadet  den 
Interessen  der  Staaten  und  ihrer  Garnisonen  daselbst.  Der  Ostseite  Cleves  ha- 
ben sie  Schutz  und  Sauveguarde  gegen  Contributionen  jeder  Art  zugesagt.  Bitte 
um  Befehl  an  die  Coramandantenf  ihre  Bürger  und  Güter  gegen  die  Bxecutionen 

zu  schützen.] 

29.  Aug.  ^^U.  H.  M.  hebben  wy  burgemeester  schepen  en  Rath  tot  Wesel 

onder  dato  26.  Aprilis  lestleden  by  U.  M.  H.  over  de  wervinge  in- 
quartironge  en  onderhalt  der  soldathen,  dewelke  onder  den  naemen 
van  S.  Ch.  D.  geworven  ende  in  dese  lande  ingevoert,  ons  ten  höch- 
sten beswaert,  en  ten  ansien  deselve  tegens  der  lantstenden  generale 
so  wel  ock  particulire  Privilegien  vryheiten  ende  gewonheiten  en  ob- 
servantie  is  strydende,  ock  tot  geene  defensie  maer  offensie  der  on- 
derdaenen  en  derselven  totale  ruin  is  streckende,  U.  H.  M.  onderdanig 
gebeden,  dat  deselve  gelieven  mochten  in  deselve  saecke  niet  te  resol- 
veren  ter  tyt  toe  wy  breder  mochten  gehoeret  werden.  Welke  missive 
also  van  ons  uit  last  en  commissie  van  onse  mede-stenden  van  rid- 
derschap  en  steden  geschreven,  naer  der  hant  ock  in  derselven  ver- 
gaderinge  geapprobeert ,  glick  blickt  uit  de  commissie,  dewelke  die 
lantstenden  den  beeren  residenten  Aytzema  onlangst  toe  gesonden, 
so  worden  wy  met  onrecht  beswaert  als  wannehr  solke  missif  ons  in 
particulier  alleen  soude  raken,  het  welke  nochtans  wy  neifens  meer 
andere  beschuldigongen  so  lang  moeten  onbeandtwort  laeten  tot  ter 
tyt  ons  t'  geene  so  van  wegen  bovengemelte  missif  by  geschrifte  over 
ons  by  U.  H.  M.  geklaegt,  mochte  gecommuniceert  werden,  welke 
communicatie  tot  onse  noedige  verdedigong  te  ordonneeren  U.  H.  M. 
hiermede  onderdanigh  versoecken". 

Nach  den  Privilegien  der  Stände  sei  keine  Werbung  oder  Einführung 
von  Truppen  im  Lande  ohne  ihre  Zustimmung  zulässig,  solche  auch  jetzt, 
da  das  clevische  Fürstenthum  mit  Niemandem  in  Feindschaft,  ganz  unnöthig, 
und  wegen  gänzlicher  IJuvermögenheit  des  Landes  sie  zu  unterhalten  sogar 
hochschädlich.  Obwohl  nun  der  Kurfürst  selbst  im  December  1644  erklären 
lassen,  dass  er  die  Stände  niemals  zu  Contributionen  zwingen  lassen  wolle, 
habe  die  Regierung  dennoch  unter  dem  26.  Juli  nicht  bewilligte  Steuern 
ausgesehrieben;    wogegen    die    Stände   am    13.  August    öffentliche    Contra- 
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dictionspatente  erlassen  hätten.  Trotzdem  habe  der  Commandeur  zu  Xan- 
ten, Capitän  Hundebeck,  und  andere  kurf.  Offieiere,  denen  auf  die  Städte 
Zahlungsanweisungen  ausgestellt  worden,  das  Vieh  ihrer  Bürger  aus  den 
Weiden  wegnehmen  und  sonstige  Executionen  im  Lande  vornehmen  lassen. 
Da  auch  ihre  Bürger  persönlich  mit  Verhaftung  bedroht  würden,  so  hemm- 
ten dergleichen  Proceduren  allen  Handel  und  Wandel,  und  die  Städte  müssten 
verarmen. 

„U.  H.  M.  syen  aen  de  conservatie  en  welstant  van  dit  benaburde 
vorstendom  groetlicken  geinteressirt,  doer  het  verderflf  en  verloep  der 
onderdaenen  uit  den  steden  en  van  het  platte  land  U.  H.  M.  guarni- 
soenen  merckliken  geincommodirt.  U.  H.  M.  hebben  ock  vanwegen 
desselven  hoch  versirent  Interesse  in  specie  de  ostsyde  des  Ryns  van 
dit  vorstendom  Cleve  in  haere  protectie  en  sauvegarde  genoraen,  de- 
selve  van  alle  contributien  bevryt,  en  tot  dien  einde  haeren  comman- 
deuren  in  den  steden  geordonneert ,  de  borgere  en  inwonders  in  den 
steden  so  wel  ock  de  onderdaenen  ten  platten  lande  van  gemelte  ost- 
syde des  Ryns  van  Keyserlicke,  Hessische  en  alle  andere  contributien, 
wie  deselve  ock  namen  hebben  mögen,  te  bevryen.  U.  H.  M.  heeft 
ock  belieft,  doer  haere  gecommittirde  beeren  van  der  Cap eilen  en 
Goutswart  hun  in  het  midden  tuschen  S.  Ch.  D.  en  de  stenden  te 
stellen  met  verseeckeringe,  in  so  verre  de  lantstende  doun  ter  tyt  ge- 
vorderte  stuir  van  40,000  Rxd.  S.  Ch.  D.  consentiren  wurden,  dat  als- 
dan  boveugemelte  beeren  van  wegen  derselven  sorge  d ragen  wilde, 
dat  den  stenden  hare  so  dickwils  geclagte  gravamina  cum  effectu  ab- 
gestelt  werden  souden;  welke  somme  dan  oick  S.  Ch.  D.  in  het  jaer 
1043  geconsentirt,  daertegens  nit  eeji  eentzick  gravamen  afgedaeu, 
maer  ter  coutrarie  deselve  doer  aenstellingc  van  vremde  ministers  aen 
])laet8e  van  lantsaten,  acnneminge  van  kriegsvolck  sonder  stenden 
•  nsent,  inquartieringc  derselven  en  uitschrivinge  van  nit  gewilligde 
contributic  verdobbelt  worden.  Gemerckt  ock  ten  lesten,  dat  V.  H.  M. 
S.  Exe.  Johann  iM  au  ritz  graven  tot  Nassau  als  onsen  der  stat 
W  esel  gouverucur  in  specie  by  derselven  patent  onder  anderen  geor- 
«lonnirt,  gemelte  stat  derselven  borgere  en  inwonders  by  haere  vryheit 
cn  Privilegien  te  maintcniren*"^),  so  syn  wy  dry  steden  voer  d' andere 
iTcnoetHaeckt  boven   het  gcene  wy  nefl'en»  de  lantstcndeu  int  gomceu 

•*)  Wßsel  hatte  «ich  iiucli  an  Oruf  J.  Moritz  gewandt,  um  durch  ihn  Be- 
föhle (los  Prinzen  v.  Orunien,  diu  Stadt  und  ihre  Bürger  auf  Grund  jenes 
i'atenttf  vor  den  brandenburg.  Kxccutiouen  zu  schützen,  zu  erwirken.  Moritz 
antwortet  den  12.  iSept.  aus  dem  Luger  zu  St.  Gilles,  der  Prinz  wolle  sich  nicht 
in  die  Htreitigkeitcn  zwJMcbon  den  »Stünden  und  der  devincli.  Kefrieruug  mischen, 
tbe  MolclieM  uueb  dem  Commandanten  in  Wesel  vurbolcn 
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doer  derselven  gecomittirden  Leo  d'Aytzema  proponeren  eii  ver- 
suicken  laten,  aengesien  wy  by  die  Churv.  legierung  tot  Cleve  geen 
gehoor  hebben,  ende  te  besorgen,  dat  alle  de  ossen  ende  andere  be- 
stialen  uit  die  weide  gehoelt,  ende  onse  borgers  daerdoer  ganz  ruinirt 
werden  mochten,  onsen  recurs  en  toefiucht  tot  U.  H.  M.  te  nemen, 
deselve  onderdanigh  versuikende  ende  bidden,  derselven  commandeur 
albier  t'  ordonniren,  dese  statt  deren  borgeren  ende  inwonders  perso- 
nen  en  goederen  vor  sulke  tegens  hare  sonnenklare  Privilegien  ende 
immuniteten  strydende  hochscbadelicke  militärische  executien  te  be- 
schütten te  befriden  ende  selve  geensins  toetestaen". 


Gutachten   der    cleve -märkischen  Räthe   über   das  Verhalten 
zu  den  Landständen'").     Dat.  Cleve  7.  Sept.   1646.     M. 

[Ohne  der  Stände  Beihilfe  ist  die  Erhaltung  der  Domainen  unmöglich,  an  deren 
Treue  bei  dem  unsicheren  Ausgang  des  Successionsprozesses  eine  Stütze,  (ie- 
fährdung  des  Besitzes  durch  Spanien;  kaiserliche  Sequester.  —  Pläne;  staatische 
Interessen.  Gemeinsamer  Prozess  der  Jülich -bergischen  und  clevischen  Stände 
gegen  die  possidirenden  Herren  ist  zu  befürchten.] 

7.  Sept.  „Der  clevischen  Regierung  erhebliche  considerationes ,   warum  es 

I.  Ch.  D.  reputirlich  und  Dero  Staat  in  den  clevischen  Landen  nütz- 
lich und  hochnöthig  erachten  müssen,  dass  die  clevischen  Stände  bei 
unterthänigster  Affection  erhalten  und  so  lang  immer  möglich  das  con- 
trarium  verhütet  werde:  1)  Reputirlich  darum,  dass  I.  Ch.  D.  hochlöb- 
liche Vorfahren  dasselbe  allen  Fleisses  in  Acht  genommen  und  vor 
anderen  hohen  Fürsten  den  hohen  Ruhm  haben  von  grosser  Clemens 
und  Güte  gegen  die  Stände  und  Unterthanen  zu  sein.  Die  Grafen  und 
Herzöge  von  Cleve  haben  diesen  hohen  Ruhm  successive  in  ihre  Gruben 
geführet  und  ist  kein  exemplum  zu  finden,  dass  die  Fürsten  von  Cleve 
jemalen  mit  ihren  Ständen  wären  zerfallen.  I.  Ch.  D.  werden  von 
Dero  Herrn  Vater  und  auch  von  Dero  Frau  Mutter  mehrmalen  gehört 
haben,  dass  bei  den  clevischen  Ständen  unterthänigste  Liebe,  Affection 
und  Willen  gefunden.  I.  Ch.  D.  selbst  haben  anno  1638,  als  Sie  einige 
Tage  durch  selbiges  Fürsteuthum  sind  gezogen,  gnädigst  versichert, 
dass  mit  Dero  Ständen  unterthänigster  Bezeugung  allenthalben  gnädigst 
wohl  zufrieden  gewesen.  Die  Herren  des  Hofes  von  Gelderland  und 
der  Magistrat  zu  Arnheim  (alda  sich  L  Ch.  D.   etzliche  Jahre  haben 


^^)  Dieses  von  der  Hand  Motzfeld's  geschriebene  Schriftstück  ist  nicht 
unterzeichnet;  offenbar  haben  die  nach  Berlin  gesandten  clevischen  Räthe  das- 
selbe dort  benutzt.     Vgl.  deren  Bericht  vom  10.  October. 
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aufgehalten)  wissen  nicht  genugsam  I.  Ch.  D.  Gottesfurcht,  Clemenz 
und  tugendsames  Naturel  zu  rühmen;  derowegen  der  Regierung  hat 
obliegen  wollen,  alles  Fleisses  zu  verhüten,  dass  durch  ihr  Verursachen 
oder  Verabsäumen  I.  Ch.  D.  hochrühmlichen  Qualitäten  der  geringste 
Makel  unverschuldet  nicht  möge  angestrichen  werden.  2)  Nützlich 
und  hochnöthig  darum,  dieweil  der  Status  I.  Ch.  D.  Domainen  durch 
Nichtzahlung  der  Pensionarien  Verhinderung  des  heilsamen  Deputa- 
tionswerkes, Versetzung  etlicher  Domainen  und  insonderheit  durch  die 
gefährliche  staatische  Schuld  dermaassen  beschweret,  dass  ohne  der 
Stände  getreue  Assistenz  I.  Ch.  D.  Status  im  Lande  nicht  subsistiren 
kann. 

Vors  zweite  considerieret  die  Regierung,  dass  I.  Ch.  D.  wegen  der- 
selben Landen  vor  L  Kais.  Maj.  noch  im  Rechtsstreit  begriffen,  und 
wenn  es  auf  den  richterlichen  Spruch  sollte  ankommen  wegen  des 
Richters,  der  Gegenpartei  und  misslichen  Ausschlag  Rechtens  sobald 
ein  widriges  zu  befahren  als  das  Glück  zu  hoffen,  und  dass  deren- 
wegen  L  Ch.  D.  auf  der  getreuen  clevischen  Stände  (welche  neben 
den  märkischen  sich  öfters  münd-  und  schriftlich  erkläret,  dass  bei 
dem  Churhause  Brandenburg  beständig  halten  wollten)  sich  nebens 
Dero  wohl  fundirten  Rechts  vestiglich  zu  verlassen.  Auch  ist  das  Für- 
stenthum  Cleve  zwischen  so  mächtigen  kriegenden  Theilen  gelegen, 
das  Haus  Burgund  hat  die  Stadt  und  Festung  Jülich  noch  in  Besetzung, 
und  ist  nicht  nur  wegen  der  Religion  Pfalz-Neuburg  gewogen,  sondern 
hat  auch  mit  dem  Hause  Oestreich  communes  Interesse  und  ein  Auge 
auf  die  Lande,  welches  sich  alsobald  bei  Erledigung  der  Landes- 
possession  anno  1601)  mit  Einnehmung  der  Festung  Jülich  und  vor- 
habender Sequestration  der  Landen  und  anno  IG  14  durch  der  hispani- 
schen Behinderung  des  xantischen  Tractats  erwiesen  hat.  Die  Herren 
Staaten  haben  die  schwere  Forderung  und  daneben  im  Lande  alle 
festen  Städte  auf  dem  Rhein  und  der  Maass;  dieselben  werden  auf 
allen  Fall  auf  ihr  Interesse  gedenken.  Desgleichen  sind  die  Stände 
der  FUrstenthUmer  Jülich  und  Berg  mchrenthcils  katholisch  und  gut 
kaiserlich,  und  zeigen  eine  Begierde  nach  einer  Seijuestration,  haben 
mit  dem  Herrn  Pfalzgrafcn  am  kaiserlichen  Hofe  schwere  jiroccssus, 
und  bcHorget  die  Regierung,  wann  auch  die  clevischen  Stände  gegen 
I  Ch.  D.  am  kaiserlichen  Hofe  oder  bei  der  Kammer  zu  Speier  in 
proccHHUK  gcrathon  (wie  bereits  von  der  OciHtlichkoit  der  Anfang  ge- 
macht), und  durch  die  bereits  befangenen  Kriegscxcnitioncn  zwischen 
I.  Ch.  D.  und  den  Ständen  eine  Widerwärtigkeit  (welches  Gott  lange 
verbtlten  wolle)  entstehen  sollte,  dass  allerseits  Stände  ein  Gesammt- 
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Interesse  daraus  machen  und  gegen  beide  possidirenden  Chur-  und 
Fürsten  sich  verbinden  möchten.  Endlich  zu  consideriren,  dass  noch 
Viele  aus  den  Ständen  sind,  welche  es  von  Herzen  mit  I.  Ch.  D.  mei- 
nen, I.  Ch.  D.  unter  dieser  Sachen  ganz  keine  Schuld  beimessen,  sich 
von  I.  Ch.  D.  beharrlichen  Liebe  und  Clemenz  versichert  halten,  und 
über  diese  Proceduren  von  Herzen  seufzen,  und  sich  bezeugen,  dass 
ihnen  diese  Procedur,  welche  zu  des  Landes  theuer  erworbenen  Pri- 
vilegien (wie  sie  sagen)  Conservation  angesehen  sei,  abgenöthigt 
worden,  wiewohl  sie  wohl  sehen  und  besorgen,  dass  daraus  sowohl 
vor  I.  Ch.  D.  als  dem  Lande  viel  Unheil  entstehen  könnte.  Diese 
zeigen  sich  um  dieser  Ursachen  ungeduldiger,  dass  (wie  sie  sagen) 
keine  Reden  erdenken  können,  warum  I.  Ch.  D.  alda  im  Lande  eine 
so  grosse  Anzahl  Völker  zu  des  Landes  Erschöpfung  auf  die  Beine 
halten  und  nichts  Gewisseres  davon  zu  gewärtigen,  als  I.  Ch.  D.  Status 
Confusion  und  des  Landes  Ruin,  und  um  eben  der  Ursach  (sagen  sie) 
könnten  sie  es  in  ihrem  Gewissen  nicht  verantworten,  wann  durch 
ihre  fernere  Einwilligung  das  arme  erschöpfte  Land  ferner  zu  Grunde 
gerichtet  würde". 


Der  Kurfürst  an  die  clevischen  Stände.     Dat.  Schöningen 

19.  Aug.  1646.     W. 

(Präsentirt  Wesel  15.  Sept.  1646.) 

19.  Aug.  Habe  gehofft,  dass  sie  auf  die  Vorstellungen  Bernsau' s  und  Motz- 

fei d's  zum  ferneren  Unterhalt  der  Truppen  contribuirt  und  dadurch  grosse 
Confusion  und  Unheil  des  Landes  verhütet  hätten.  Dass  er  die  Reraedi- 
rung  der  Gravamen  ihren  Deputirten  abgeschlagen,  sei  unwahr,  nur  ver- 
schoben habe  er  sie  bis  zu  seinem  Eintreffen  in  Cleve.  Ihre  Privilegien  wolle 
er  ihnen  in  keiner  Weise  verkürzen,  wohl  aber  wie  bisher  alles  thun,  was 
„zur  Tranquillirung  und  Conservirung"  des  Landes  beitragen  könne.  Es  sei 
sein  fester  Wille,  im  October  nach  Cleve  zu  kommen,  müsse  aber  entschie- 
den darauf  dringen,  dass  sie  bis  dahin  zur  Verhütung  von  Unordnung  zum 
Unterhalte  der  Truppen  beisteuerten,  da  bei  deren  Zusammenhaltung  sein 
„Respect  und  churf.  Reputation  tief  engagiret".  Würden  sie  sich  aber  auch 
jetzt  nicht  dazu  bewegen  lassen,  so  müsse  er  solches  für  Widersetzlichkeit 
halten,  zu  anderen  Resolutionen  schreiten  und  selbst  Steuern  ausschlagen. 
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Die  Generalstaaten  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Haag 
12.  Sept.  1646").     H. 

[Klagen  der  clevischen  Stände  gegen  den  Kurfürsten  wegen  der  Truppen  in 
Cleve.  Zu  Executionen  Norprath  nach  den  Privilegien  der  Stände  und  des  Kur- 
fürsten Erklärung  nicht  befugt.  Ansuchen  um  Abführung  der  Truppen  zur  Ab- 
wenduDg  aller  Weiterungen  mit  den  Ständen.     Durch   ihre  Schuldforderung  ein 

Interesse  daran.] 

Die  clevischen  Stände  hätten  ihnen  mitgetheilt,  dass  sie  und  alle  Un-  12.  Sept. 
terthanen  und  Güter  des  Landes  laut  Reversaleu  der  Grafen  und  Herzöge 
von  allen  Contributionen  und  Steuern,  die  sie  nicht  freiwillig  auf  ordent- 
lichen Landtagen  bewilligten,  seit  Jahrhunderten  befreit  wären;  dass  auch 
die  Landesfürsten  seit  hundert  und  mehr  Jahren  nicht  befugt  gewesen,  ir- 
gendwelche Truppen  ohne  der  Stände  Zustimmung  im  Ijande  zu  werben 
oder  zu  halten,  wie  ihren  Deputirten  denn  1587  die  ganze  Landesvertheidi- 
gung  für  die  Dauer  des  niederländischen  Krieges  und  selbst  noch  1610  die 
Anstellung  der  Officiere  bei  den  damals  geworbenen  Truppen,  die  ihnen 
auch  den  Eid  geleistet,  überlassen  sei.  Solchen  Rechten  der  Stände  zu- 
wider wären  nach  ihrer  Angabe  im  Jahr  1644  ohne  ihr  Wissen  Truppen 
geworben,  die,  angeblich  nur  zur  Besetzung  einiger  kleinen  von  den  Kai- 
serlichen und  Hessen  geräumten  Plätze  bestimmt,  allmählich  auf  17  Com- 
pagnien  z.  F.  und  5  nach  Calcar,  Duisburg.  Dinslaken,  Sevenahr  und  an- 
dere Orte  gelegten  Compagnien  z.  R.  vermehrt  worden,  deren  Unter- 
halt die  clevische  Regierung,  abgesehen  von  den  durch  die  Bürger  der 
Garnisonplätze  zu  leistenden  Servicegeldern  und  Quartierunkosten,  von  den 
Ständen,  unter  Androhung,  sie  sonst  von  den  Bürgern  und  Bauern  ganz 
erhalten  lassen  zu  müssen,  gefordert  hätte.  Vergeblich  hätten  die  Stände 
nach  ihren  Mittheiluugen  um  Abführung  der  Truppen  sich  bittend  an  den 
Kurfürsten  gewendet,  ihm  Tausende  von  Steuern  bewilligt,  noch  grössere 
Offerten  für  den  Fall  der  Abstellung  ihrer  Gravamen  gemacht;  der  Kur- 
fürst habe  sie,  wenn  ihm  nicht  freiwillig  die  Mittel  zum  Unterhalt  gewährt 
würden,  mit  zwangsweiser  Erhebung  von  Contributionen  bedroht;  sein  Com- 
missarius  Norprath  endlich  solche  wirklich  ausgeschrieben  und  boitreiben 
lassen. 

^Uiii  Uli   tk-sclvc   beer  Johann  von  Xorpratli  tot  siil\  nict  be- 
ucht is  blyckt  uit  vorgenielte  allcgatien,  van  alle  dewclkc  de  nieer- 
genoemde  lantstenden  poseeren   dat  authentik  bewys  terstont  sallen 
connen  ingchracht  worden,  niacr  insonderheit  dewyle  U.  Ch.  D.  noch 
'If'n    17.  Doccnibcr    If'.ll    liceft   door   ('.  vnn  Strunkodo   vor  (Jot   on 

Kiu  ihoilweiscr  Aua^ug  dioseg  Schroibens  ist  bort^its  in  Bd.  III  p.  7  dor 
iJiK.  u.  ActrnMt.  initKcthciH.  Ks  »'rfolgte  uuf  Grund  einer  Uesohilion  dor  iUnic- 
ralstaaton  vom  12.  Heptrmbur,  welche,  gomJiBH  der  ^('ri(•llt^'^Htuttnn^'  der  Depu- 
tirten V.  d.  Cttpollen.  Veit,  v.  d.  llolck,  v.  d.  Heek  niid  Meveron,  die 
Interpogition  beim  Kurfürsten  zusagte,  den  Erluss  der  gcwünachten  Befehle  au 
die  CommandanteD  Im  Uleviicheo  aber  bis  zur  uiiheron  Krürleruog  vertagte. 
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de  werelt  den  stenden  laten  verseckeren  ende  syncereeren,  tegen 
haere  Privilegien  tot  eenige  contributie  door  de  geworvene  volcke- 
ren  haer  niet  te  sullen  laten  dwingen,  ter  contrarie  alrede  eenige 
militaire  executie  hier  ende  daer  is  begost,  seif  aen  d'Ostsyde  Ryns 
die  wy  dorgaens  tegen  alle  beswaemisse  vry  hebben  gehouden,  —  so 
en  hebben  wy  niet  connen  nochte  mögen  ledich  staen,  an  U.  Ch.  D. 
stenden  des  Fursteudoms  Cleve  mit  desen  t'  accordeeren  dese  onse 
intercessionalen,  en  dienvolgen  U.  Ch.  D.  vrunt-  ende  nabur-  ende  ge- 
dienstelyck  te  versoecken,  dat  desselfs  goede  geliefte,  sodanige  ordre 
te  stellen  ende  die  vorsieninge  te  doen  ten  einde,  dat  het  volck  in  den 
lande  van  Cleef  geworven  of  aldaer  van  buiten  ingebracht,  afgestelt 
en  afgevoert  mag  worden,  op  dat  dese  saecke  tuschen  U.  Ch.  D.  ende 
de  meergemelte  stenden  buiten  alle  verwyderinge  werden  gehouden, 
ende  in  plaetse  van  dien  alle  goede  vrundelicheit  ende  goede  gene- 
gentheit  onder  de  meergemelte  stenden  ten  reguarde  U.  Ch.  D.  on- 
derbouwt  en  onderhouden,  te  meerder  om  dat  de  meergemelte  landen 
des  te  beter  souden  connen  opbrengen  de  penningen  daer  by  wy  seer 
hoochlick  syn  geinteresseert". 


Aus  dem  Protokoll  des  clevischen  Ständeconvents  zu 

Wesel.     W. 

[Kaiserliche  Mandate   gegen   die  Contributionen  zu  erwirken.     Rosengarten  nach 

dem  Haag,    Donativen  daselbst.     Umlage   von   10,000  Thlr.   für  die  Kosten   der 

Privilegienvertheidigung.     Canonicus  (iajenus  nach  Speier.] 

5.  Sept.  „Sind  angekommen  der  Herr  zu  Kreutzberg  und  Herr  zuSonsfeld, 

wie  auch  Freiherr  v.  ßrempt  ins  Vehn,  und  aus  den  Städten  Cleve: 
ßürgerm.  Dr.  Nys,  Emmerich:  Schöffe  Osterwick,  Rees:  ßürgerm.  Cost. 

17.  Sept.  —  Sind  die  aufgesetzten  informationes  vor  die  speierschen  Advocaten  und 
Procuratoren  mit  den  Beilagen  verlesen,  und  praevia  deliberatione  nicht 
gut  gefunden,  das  coniunctim  pro  mandatis  sine  clausula,  wegen  der  langen- 
bergischen  Restanten,  Licenteu  und  Ausschreiben  nicht  gewilligter  Steuern, 
sondern  vorerst  ad  partem  pro  mandato  sine  clausula  wegen  itzo  den  Land- 
ständen hart  drückender  ausgeschriebener  und  manu  militari  executirter 
nicht  gewilligter  Steuer,  suppliciret  und  dem  vorgangen  pro  decernendis 
mandatis  sine  clausula  der  übrigen  Beschwernissen  halben  angehalten  wer- 
den solle.  Wegen  der  Sollicitatur  ins  Graven-Hag  ist  concludirt,  dass  dem 
Rentmeister  der  Stadt  WeselJohann  Rosengarten,  welcher  von  der  Stadt 
Wesel  vergangenen  Mittwoch  dahin  abgefertigt,  Namens  der  sämmtlichen 
Landschaft  aus  Ritterschaft  und  Städten,  Commission  ertheilt  werden  solle, 
in  deren  Namen,  neben  Herrn  Aitzema,  eine  zuträgliche  Resolution  zu 
befördern,  dass  auch  demselben  Commission  ertheilt  werden  sollte,  einige 
Ohm  rheinischen  Weins,  vier  oder  fünf,  denen,  so  der  Stände  Suchen  und 
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Bitten  befördern  könnten,  Namens  der  Herren  Landstände  zu  verehren, 
auch  casu  quo,  eine  allerdings  zuträgliehe  Resolution  dieser  Gestalt  erhal- 
ten werden  könnte,  dass  die  executiones  nicht  gewilligter  Steuern  durch 
die  Commandeure  behindert  werden  sollten,  bis  und  daran  die  Stände  sich 
mit  I.  Ch.  D.  über  ihre  Beschwernisse  vereinbaret,  dem  Rosengarten 
und  Aitzeraa  aufgegeben  werden  solle,  etwa  drei,  vier  bis  fünf  tausend 
Gulden  nach  ihrer  Discretion  den  capabelsteu  subiectis  zu  promittiren '^ 
und  an  solche  Herren,  welche  die  Ijandstände  am  meisten  favorisiret,  dem  • 
nächst  zu  verwenden. 

Ist  auch  von  der  Ritterschaft  pure,  von  den  Städten  aber  auf  Ratifi-  18.  Sept. 
cation  ihrer  Principalen  concludirt,  nochmalen  gegen  Ausschreibung  der 
zweiten  Steuer  publice  zu  protestiren  ^^) ,  und  zur  Vertheidigung  der  Land- 
ständen Privilegien,  auch  Abzahlung  dessen,  so  dem  syndico  von  den  Land- 
stäuden  competiren  möchte ,  eine  Steuer  *"")  unter  Ritterschaft  und  Städten 
collectiren  zu  lassen,  dieser  gestalt,  dass  die  Ritterschaft  etwa  3500  Thlr. 
die  sämmtliche  Haupt-  und  kleinen  Städte  aber  5600  Thlr.  beibringen  sollen. 
—  Den  beiden  syndicis  ist  aufgegeben,  hier  in  loco  beisammen  zu  bleiben 
und  alles  aufzusetzen  und  auszufertigen,  was  zur  Ausbringung  der  Man- 
daten und  Processen  nöthig,  insgleichen  die  Schickung  des  xantener  Cano- 
nouicus  Gajenus  nach  Speier  zu  befördern''^"*). 


Die  cle vischen  Stände  an  die  Generalstaaten.     Dat.  Wesel 
18.  Sept.  1646.     W. 

[Gesuch   um  Befehle   an   die  staatischen  Officiere  zur  Verhinderung  der  Steuer- 
executionen.      Die    Staaten    sind    hierzu    wegen    Garantie    der    Rcversalen    ver- 
pflichtet.] 

,.U.  H.  M.  werden  sich  erinneren,  dat  w^y  lacstleden  doer  onse  niis-  18.  Sept. 

sive  van  den  4.  Juni,  ende  door  de  overgesondene  commissie  op  den 

agent  Leo  d'Aytzema,  gedateert  den  15.  Augusti,  conjunctim  in  na- 

men  van  de  gesambton  stenden  als  mede  doer  de  overgesondene  brie- 

ven  der  steden  Wesel,  Eninierick  en  Rees,  so  tot  dienst  van  de  lant- 

Hchap  affgezonden  worden,   vele  redenen   ende  niotivcn  gededuceert, 

uaeroni  wy  genotsaeckt  worden  U.  H.  M.  te  bidden,   dat  U.  II.  M. 

;relieven  mochten,  by  S.  Ch.  D.  van  Rrandenborch  sich  te  interponee- 


'")    Die   desfallHiu«'    IiiHfiiicIioii    für    .\if/.iiiia   und   UoHengarton    ist   vom 
>.  ö«pt.  datirt. 

"^      DiuMLT     ri..i..-.       ini      >.,.!,      1.1.    .1,|M.     Uililli. 

'     Da«  ohne  ZuBtinimun}?  der  Rogieruug  crlasHcne  8tcuerau88chreibeo  dor 
•and»'  datirt  Klt'ichfttll«  v.   18.  Sept. 

'"')  Dan  KarnuHMgcrichtM  •  V(irlfidun)<8- Mandat    an  die  vun  don  Siändun  vor- 
klagten  kurf.  Kiithc,  lieuintc  tin<l  Oriiciurn,    inHlM'sondiru  Nurpralh,  Kernflau 

lind     Striitikfdr     \iiiii      \U     .lamiar     MUT     uiirili-     i1i-iihi<I)ii>ii      <-i>>t      nlii     '.')       Miii     il>- 
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ren,  dat  het  onnodige  ende  ondinstige  geworvene  volck  afgestellt  ofte 
afgevoirt,  als  mede  dat  an  U.  H.  M.  gouverneurs  ende  commandeurs 
mögen  belast  werden  nit  de  permitteeren,  dat  wy  ende  de  arme  inge- 
setene  van  dit  vorstendom  met  eenige  contributie  ende  executie  dor 
de  ministers  van  S.  Ch.  D.  tegens  onse  consent  ende  bewilligong  niet 
en  mögen  beswaert  werden.  Neffens  soodanige  gededuceerde  redenen 
hebben  wy  by  de  tegenwordige  vergaderonge  schriftlicken  bericht  gevon- 
den,  dat  U.  H.  M.  mermals  so  mond-  als  schriftlicken  sich  hebben  ge- 
declareert,  dat  U.  H.  M.  competeert  maintenentie  van  de  reversalen 
ende  condicien,  waer  door  beide  chur-  ende  vorsten  Brandenborgh 
ende  Neuburg  int  jaer  van  1609  dese  landen  angetreden  hebben,  ende 
daerop  van  de  lantstenden  angenommen  syn^  glick  sulx  is  blickende 
uit  het  bygevoegde  advis  van  den  rath  van  staten  van  den  28.  Aprilis 
1629,  ende  daerop  gevolgde  verscheide  resolutien  van  den  26.  Juni 
1637,  1.  November  1641,  item  10.  November  1643  ende  uit  het  gean- 
exerde  extract  van  den  2.  December  1644  ^'*^),  welcke  reversalen  an 
ons  als  lantstenden  syn  gegeven  ende  daerby  vastelick  beloeft,  ons 
ofte  de  ingesetene  tegens  de  Privilegien  vant  lant  geensins  te  be- 
swaeren,  daerentegen  de  vorgenomene  wervinge  ende  feytelicke  eigen- 
machtige  contributie  ende  executien  directelick  stryden,  glick  solkes 
by  onse  remonstrantien  ende  documenten  is  geopprobeert;  ende  by  con- 
tinuatie  van  soodanige  executien  wy  ende  arme  ingesetene  in  eene 
ondragelicke  Servitut  ende  slaverny  souden  vervallen. 

Na  dien  dan  U.  H.  M.,  als  gemelt  is,  sich  declareert  hebben  de 
vorschr.  reversalen  te  mainteniren  ende  te  conserviren,  ende  conse- 
quentelick  die  contraventien  van  dien  te  helpen  diverteeren^  ende  af 
te  stellen,  so  is  hiermede  nochmals  ons  vruntnaburlick  ende  dienst- 
bereitwilligh  versoecken  dat  U.  H.  M.  gelieve  by  S.  Ch.  D.  tot  sulken 
einde  te  interponeeren,  de  vorgenomene  contributien  ende  executien 
af  te  stellen,  ende,  om  darvan  effect  te  geven,  ahn  U.  H.  M.  gouver- 


^"2)  Die  erwähnten  Beilagen  enthalten  die  Beschlüsse,  welche  die  General- 
staaten nach  Gutachten  des  Raths  vom  Staat  auf  Gesuche  der  Reformirten  in 
Jülich-Berg  resp.  des  Pfalzgrafen  von  Neuburg,  Probstes  von  Xanten  und  Erz- 
bischofs von  CÖln  um  Schutz  gegen  die  Verfolgungen  des  Ersteren  resp.  Ab- 
stellung der  dazu  von  den  Staaten  ergriffenen  Repressalien  gefasst  hatten.  Sie 
sprachen  sämmtlich  die  Pflicht  und  das  Recht  der  Generalstaaten  aus,  auf  Grund 
der  von  ihnen  übernommenen  Garantie  des  xantener  Vertrages  von  1614  (vgl. 
allgem.  Einleit.  p.  48)  für  die  Beobachtung  der  den  jülich-bergischen  und  cleve- 
märkischen  Ständen  von  den  possidirenden  Fürsten  in  den  Jahren  1609  — 1612 
ausgestellten  Reversalen  Sorge  zu  tragen. 
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neurs  en  commandeurs  te  bevelen,  niet  te  gedoogen,  dat  wy  tegens 
de  vorschr.  reversalen  tegens  onse  Privilegien  ende  vryheit  met  eenige 
contributien  ende  executien  souden  beswaert  werden".  • 

Die  Generalstaaten   an   die   clevische  Regierung.     Dat.  Haag 

1.  Oct.   1646.     H. 

Durch  der  clevischen  Stände  Abgesandten  und  ihre  Commandanteu  zu  1.  Oct. 
Wesel  und  Emmerich  über  die  Executionen  gegen  dortige  Bürger  benach- 
richtigt, müssten  sie  dieselben  nochmals  *°^)  dringend  auffordern,  Nichts 
ferner  zum  Nachtheil  und  Präjudiz  der  Rechte  und  Privilegien  der  Stände 
zu  unternehmen  „en  specialick  ten  spoedigsten  willen  doen  outslaen  de  aif- 
genomene  70  ossen,  op  dat  daer  uit  geen  verdere  onlusteu  en  vervvyderin- 
gen  onstaen"  '"). 

Bericht  Wirich's  von  Bern  sau  und  Johann's  Motzfeld  an  die 
Regierung  über  ihre  Sendung  an  den  Kurfürsten.    Dat.  Cleve 

13.  Oct.   1646.     M. 

[Burgsdorfs  Aeusserungen.  Bitte  um  Verhaltungsbefehl  für  den  Fall  des  offenen 
Widerstands  gegen  die  Steuerexecutionen.  Der  geh.  Räthe  und  der  Kurfürstin 
Ansicht.  Conferenz  mit  Burgsdorf,  Schwerin  und  Seidel.  Des  Kurfürsten  Befehl, 
die  Stände  zum  Unterhalt  der  Truppen  bis  drei  Monate  nach  seiner  Ankunft  zu 
bewegen,  sollen  länger  nicht  ohne  deren  Zustimmung  bleiben.  Insinuationen 
gegen  sie  bei  Hofe.    Blumenthal  heimlich  in  Berlin.] 

..Auf  von  den  Herren  empfangene  Commission  und  Instruction  da-  13.  Oct. 
tirt  am  7.  September  sind  wir  alsobald  folgenden  Tages  von  Cleve 
abgezogen  und  zu  Berlin  am  20.  ejusdem  um  den  Mittag  wohl  ange- 
langt und  selbigen  Nachmittags  zu  dem  Oberkammerherrn  von  Burgs- 
dorf aufs  Schloss  gangen  und  von  demselben  begehret,  dass  uns  bei 
I.  Cb.  I).  Audienz  procuriren  wollte.  Darauf  derselbe  zu  I.  Ch.  D.  in 
Dero  Gemach  gangen,  wiederum  zu  uns  kommen  und  gemeldet,  dass 
es  I.  Ch.  D.  ganz  unvermutbct  vorkommen  wäre,  dass  die  clevischen 
Stände  durch  Anschlagung  offener  Patente  sich  1.  Ch.  D.  widrig  ge- 
stcllet;  es  wären  die  Stände  dazu  durch  einige  angercizct,  welche 
I.  Ch.  l).  darum  würden  zu  strafen  wissen,  mul  ob  wir  wohl  gar  ge- 

••*)  Hchon  unter  dem  12.  September  hatten  sie  gleichzeitig  mit  dem  desfall- 
Hi^rii  Schr<'iben  an  den  Kurfürsten  diese  Aufforderung  an  die  clevische  Regie- 
rung gerichtet. 

'•*)  Am  i.  OctobiT  befehlen  die  (tenenilstuufiM»  allen  (y'ominundouren  ihrer 
OarniBonen  im  Clevischen:  ,dal  ghy  tot  unse  |nudere  ordre  niet  en  sult  hcbbcn 
to  gcdoogen,  voel  min  met  goede  uugcn  aon  te  sion,  datier  eenige  ozecutie  ge- 
ichiede  nf  in  het  werk  gesteli  worde  ondor  het  cunon  van  de  ftadt  (of 
plaetso)  u  te  bewaron  toe  vortruuwt.    (Archiv  im  littug.) 
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schwinde  bei  I.  Ch.  D.  Audienz  suchen  thäten,  damit  wir  dennoch 
seine  Willfährigkeit  verspürt  haben  möchten,  so  sollten  wir  mit  ihm 
zu  I.  Qh.  D.  hineingehen.  Wir  sind  darauf  zu  I.  Ch.  D.  in  Dero  Ge- 
mach gangen  und  unsere  Proposition  dahin  abgelegt:  dass  die  Kriegs- 
officiere  sich  bei  den  Käthen  Bescheide  erholet,  ob  bei  der  Steuer- 
beitreibung gegen  die  Opponenten  feindlich  procediren  und  dieselbe 
niedermachen  sollten.  Solche  Frage  zu  beantworten  hätten  die  Käthe 
aber  eine  Abordnung  um  so  vielmehr  nöthig  finden  müssen,  dieweil 
I.  Ch.  D.  in  so  weit  aussehender  Sache  durch  Schreiben  nicht  von 
Allem  umständlich  genug  berichtet  werden  könnten,  auch  bei  der  Un- 
gewissheit  I.  Ch.  D.  Hinauskunft  diese  Sache  von  Tage  zu  Tage  ge- 
fährlicher und  irreparabiler  werden  könne,  indem  noch  kurz  vor  un- 
serer Abreise  wiederum  14,000  Thlr.  hätten  umgeschlagen  werden 
müssen,  weshalb  die  Käthe  bäten,  dass  I.  Ch.  D.  gnädigst  belieben 
wollten,  ihnen  eine  gemessene  Verordnung  zu  ihrer  in  dieser  schweren 
Sache  künftigen  Verantwortung,  welcher  gestalt  und  wie  weit  darin 
gehen  sollten,  gnädigst  ertheilen  zu  lassen. 

I.  Ch.  D.  gaben  gnädigst  zur  Antwort,  dass  Sie  den  Ständen  zu 
solcher  widerwärtigen  Procedur  keine  Ursache  gegeben  hätten,  und 
dass  Sie  nimmer  gemeinet  wären^  denselben  in  ihren  herbrachten  pri- 
vilegiis  Abbruch  thun  zu  lassen;  Sie  wären  beständig  resolviret,  in  kur- 
zem in  die  Lande  zu  kommen,  und  daselbst  ihren  Beschwerden  in  billi- 
gem Wege  abzuhelfen,  wollten  auch  über  unser  Anbringen  noch  Be- 
scheid ertheilen  und  bald  expediren  lassen.  —  Wir  sind  am  folgenden 
Tage  zu  den  geheimen  Käthen  gangen,  den  von  Knesebeck,  von 
Schwerin  und  Seidel,  der  Herr  Canzler  waren  ausgereist;  wir 
haben  ihnen  die  hochdrängende  Ursach  unserer  Abordnung  und  des 
Landes  statum  repräsentiret  und  sie  ersuchet,  dass  ihres  Orts  die  Sa- 
chen dahin  wollten  richten  helfen,  damit  die  Extremitäten  vermieden 
und  die  Stände  in  L  Ch.  D.  Devotion  möchten  behalten  werden,  auch 
Reden  angezeigt,  warum  dasselbe  L  Ch.  D.  Staat  der  Orten  erfordern 
will.  Die  Käthe  haben  einmüthig  sich  bezeuget,  dass  von  allen  den 
Sachen  keinen  Bericht  hätten,  und  wenn  sie  über  unser  Anbringen 
sollten  gehöret  werden,  sie  nicht  anders  rathen  könnten  und  würden, 
als  was  der  clevischen  Kegierung  Meinung  gemäss  sei". 

Audienz  bei  der  Kurfürstin,  die,  in  gleicher  Weise  angegangen,  geant- 
wortet habe:  „Sie  wären  es  nimmer  mit  der  Werbung  einig  gewiesen,  da 
aber  die  Völker  itzo  auf  den  Beinen  wären,  würden  die  Stände  auf  I.  Ch. 
D.Reputation  mit  zu  sehen  haben". —  Am  22.  Conferenz  mit  Burgsdorf, 
Schwerin  und  Seidel,  die  im  Namen  des  Kurfürsten  nach  den  von  der 
clevischen  Regierung   gemachten  Vorschlägen    sich   erkundigen.     Sie   ant' 
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Worten:  „dass  die  clevische  Regierung  diese  Sache  also  considerirte,  dass 
man  an  der  Stände  Seite  darauf  kurzum  wollte  bestehen,  dass  I.  Ch.  D. 
dabei  so  wenig  als  den  Herren  Vorfahren  bei  Macht  wären  in  Cleve  sowohl 
iu  Kriegs-  als  Friedenszeiten  eigenmächtig  umschlagen  zu  lassen,  oder  auch 
Kriegsvölker  zu  werben  ohne  der  Stände  A'orbewusst  und  Consens.  Und 
ob  zwar  die  Regierung  gnugsani  apprehendiren  thäte,  dass  die  Stände  weiter 
gehen  uud  noch  ferner  unannehmliche  Mittel  zur  Hand  nehmen  würden, 
wodurch  I.  Ch.  D.  Status  in  den  Landen  beschwerlicher  gemacht  werden 
möchte,  so  müsste  doch  die  Regierung  hierunter  sich  als  Diener  L  Ch.  D. 
gemessenen  Befehlen  gemäss  verhalten,  und  also  von  Monat  zu  Monat  bis 
zu  I.  Ch.  D.  anderwärtigen  Verordnung  mit  Ausschlagen  contiuuiren.  Die 
clevische  Regierung  müsse  glauben,  dass  I.  Ch.  D.  hierzu  so  hochwichtige 
Ursachen  habe,  welche  bei  Deroselben  in  höherer  Consideration  sein  müs- 
sen, als  die  Gefahr,  welche  I.  Ch.  D.  aus  der  Stände  Opposition  möchte 
zu  gewärtigen  haben,  und  da  die  Regierung  der  Sachen  Bericht  nicht  habe, 
so  wisse  dieselbe  keine  Vorschläge  zu  thun,  sondern  hätte  bei  der  Sachen 
Wichtigkeit  und  präsenter  Gefahr  diese  Abordnung  nöthig  finden  müssen, 
ihimit  Alles,  was  bei  dieser  Sachen  Deliberation  zu  berichten  wäre,  von 
»Icn  Abgeordneten  könnte  gegeben  werden". 

„Am  24.  September  sind  wir  vor  denselben  Räthen  zur  Conferenz 
gefordert,  da  uns  der  Oberkammerberr  anmeldete,  dass  I.  Ch.  D.  un- 
sere Erklärung  wäre  verbracht.  Dieselben  verstünden  in  Gnaden, 
dass  Dero  clevische  Regierung  wohl  gethan  hätte,  dass  durch  diese 
Abordnung  I.  Ch.  D.  umständlichen  unterthänigsten  Bericht  wollten 
-eben  lassen.  I.  Ch.  D.  wären  nunmehr  beständig  resolviret  gegen 
den  21.  oder  ja  den  24.  September  alten  Kalenders  von  Berlin  auf- 
zubrechen und  wollten  Dero  Ständen  alda  nach  aller  Billigkeit  Satis- 
faction  geben.  I.  Ch.  D.  könnten  aber  itzo,  da  ins  Land  kämen,  die 
N'ölker  nicht  so  plötzlich  abdanken,  wären  aber  auch  nicht  gemeint, 

dieselben  lange  in  Dienst  zu  behalten,  und  hätte  die  clevische  Regie- 
rung die  Stände  in  corp()re  oder  })er  dei)utatos  an  sich  zu  verschrei- 
l)en  und  ihnen  vorzuhalten,  dass  sie  die  Völker  noch  .-J  Monate  von 

l(;r  Zeit  an  gerechnet,  dass  L  Ch.  D.  im  Lande  angekommen,  wollten 

interhalten,  sie  sollten  demnach  damit  ferner  nicht  beschwert  werden, 
'S  wäre  denn  Sache,  dass  die  Stände  (welche  I.  C'h.  D.  zur  Vermitt- 
lung de»  Streits  mit  dem  Herrn  Rfalzgrafen  von  Neuburg  mit  ziehen 

vollten)  selbst  urtheilen  wllrden,  dieselbe  noch  um  etwas  im  Dienste 
zu  unterhalten.     Wir  haben  uns  darauf  erkläret,  das«  unseres  Krmes- 

(;ns  dieses  seine  Schwierigkeit  habeu  durfte  bei  den  Ständen  zu  cr- 
lialtcn,  dicwcil  donnoch  die  Regierung  von  einigen  der  Stände  Depu- 
tirtcn  vernonniien,  wenn  es  um  ein  iMoiiat  2  nder  ;;  zu  thun,  und  damit 
zu  Ende  wäre,  dass  sich  ulHduun  die  Stände  fUgen  möchten,  und  der 
Regierung  gebUhreu  will,   auch   gehorhumst  willig  ist,   wa»  L  Ch.  D. 
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gnädigster  Meinung  gemäss,  dasselbe  nach  aller  Möglichkeit  ins  Werk 
zu  richten,  so  würde  auch  dieselbe  dieses  aufs  Beste  versuchen  und 
an  sich  Nichts  fehlen  lassen.  Wir  sind  darauf  entlassen  und  ward 
uns  gemeldet,  dass  I.  Ch.  D.  hieraus  mit  anderen  Dero  geheimen  Kä- 
then folgenden  Tag  im  Rath  wollten  communiciren.  Nachdem  folgen- 
den Tages  die  Rathstunde  ist  gehalten  gewesen,  wiederum  zu  allen 
Räthen  gangen  und  auch  zu  dem  Herrn  Canzler  Götze,  welcher,  wie 
auch  der  Marschalk  von  Putlitz,  von  Knesebeck  und  Herr 
Striepe  uns  gesagt,  dass  ihnen  von  unseren  Sachen  im  Rath  nichts 
vorkommen  wäre;  es  würden  der  von  Schwerin  und  Herr  Seidel 
darum  dazu  gezogen,  dieweil  dieselben  Commission  hätten,  mit  ins 
Land  von  Cleve  zu  ziehen.  Wir  recommandirten  ihnen,  dass  von  dem 
corpore  der  clevischen  Regierung  eine  gute  Opinion  haben  und  nicht  glau- 
ben wollten,  dass  diejenigen  wären,  wie  alda  von  ihren  Widerwärtigen 
beschrieben  würden.  Sie  thäte  wünschen,  dass  ihre  pflichtmässigen 
unterthänigen  Berichte  in  mehrerer  Consideration  genommen  werden 
möchte,  als  privatorum,  welche  bisweilen  ihre  Privatrespectus  hätten. 

I.  Ch.  D.  haben  uns  am  27.  Vormittags  gnädigst  vor  sich  kommen 
lassen  und  gesagt :  Ihr  habt  itzo  eueren  Bescheid,  ihr  könnt  die  Stände 
wohl  versichern,  dass  meine  Gedanken  niemalen  gewesen,  ihnen  in 
ihren  Privilegien  Abbruch  thun  zu  lassen.  Ich  will  ihnen  dieselben 
lieber  vermehren  als  schmälern,  wie  sie  zu  meiner  Hinauskunft  in  der 
That  verspüren  werden.  —  Wir  haben  keiner  einzigen  Sachen  bei 
Jemanden  Anregung  gethan,  als  einzig  und  allein  dieselbe  darum  wir 
abgeordnet.  Je  weniger  nicht  hat  man  uns  bei  Hofe  in  Verdacht 
bracht,  als  ob  wir  zu  dem  Ende  hinauskommen  wären,  I.  Ch.  D.  das 
Hinausreisen  abzurathen  und  so  viel  an  uns  zu  behindern,  und  dass 
den  Generalcommissarium  den  von  Blumenthal  bei  uns  im  Comitat 
gehabt  und  heimlich  in  Berlin  bracht,  der  sich  auch  alda  heimlich 
aufhielte;  wir  haben  uns  aber  dessen  im  Geringsten  nicht  ange- 
nommen". 


Die  Generalstaaten  an  die  clevische  Regierung.    Dat.  Haag 

20.  Oct.  1646.     H. 

20.  Oct.  Sollte  sofort  bis  zur  Ankunft  des  Kurfürsten  und  dessen  Antwort  auf 

ihr  Schreiben  die  Executionen  im  Clevischen  einstellen,  um  alle  sonst  ent- 
stehende Weiterungen  zu  verhindern,  „ende  connen  oock  by  dese  occasie 
niet  naerlaten  u.  L.  te  adverteeren,  dat  wy  hierneflfens  syn  schryvende  en 
lastende  de  commandeurs  over  onse  Guarnisoenen  binnen  de  steden  Wesel, 
Emmerich  en  Rees  tot  weeringe  van  de  vornaemde  executie,  daertoe  wy  ge- 
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fondeert  syn  vermits  ons  mauuteuentie  der  bewuste  reversalen  doer  het  tractat 
van  Xanten ,  behalven  dat  het  interest  van  desen  staet  daerby  grootelyck 
verseert,  geconsidereert  de  betalinge  van  de  bewuste  sehuldt,  die  door  d'  in- 
vorderinge  van  soo  groote  omslage  et  oplage  met  verarminge  ende  ruin 
van  den  op  en  ingesetenen  der  vorschr.  Landen  daer  doer  t'  eenemael  soude 
werden  verachtert". 


Die  Generalstaaten  an  ihre  Commandanten  zu  Wesel,  Emme- 
rich und  Rees.     Dat.  Haag  20.  Oct.  1646.     H. 

[Befehl,  die  Steuerexecutionen  im  Pürstenthum  Cleve  zu  verhindern.] 
„De  landtstanden  uyt  de  Ridderschap  ende  steden  des  Furstendoms  20.  Oct. 
Cleve  hebben  aen  ons  onderscheijdentlijck,  soo  door  missiven  als  an- 
dersins,  gedoleert  ende  laeten  doleeren  over  ende  ter  saecke  van  de 
militaire  executie,  die  in  het  selve  Furstendom  voorgenomen  ende  int 
werck  wert  gestelt,  om  te  becoomen  de  omslaegen  die  bij  en  van  wee- 
gen  de  Churfurstelijcke  Brandeborgsche  regeeringe  tot  Cleve  sijn  op- 
gestelt  ende  uytgeschreven  tot  onderhout  van  de  militie  by  hun,  in 
weerwil  ende  tegens  danck  van  de  opgemelde  landtstanden  gelicht 
ende  tot  noch  toe  onderhouden,  derhalven  hebben  wy  niet  leedich 
können  staen  U.  L.  mits  deesen  aen  te  schrijven,  dat  ghy  de  voorn. 
executie  met  gevogshlijcke  middelen  sult  steuten  ende  weeren"  '°^). 


Die  Regierung  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Rees  27.  Oct. 

1646.     M. 

[Nochmalige  Steuerverweigerung  der  Stände.     Hofft,   selbst  hilflos,   Ifilfe  durch 
des  Kurfürsten  persönliches  Erscheinen.] 

Die   nach  Rees   verschriebenen  Stände   haben   trotz   aller  Bemühungen  27.  Oct. 
der  Regierung,    die   in   corpore  dort  erschienen  ist,   keinerlei  Steuern  ^vur 
Restituirung  des  den  Unterthanen   gewaltsamer  Hand  Abgenöthigten,   Ab- 
führung der  Völker  Uüd   Erledigung   aller  übrigen  Gravamcn"   einwilligen 
m11cu»"°). 


'"^;  Während  der  Befohl  vom  4.  Oetober  (s.  oben  Note  p.  299)  nur  auf  die 
Vorhiuderunf^  der  Executiooeu  unter  den  Kanonen  der  stuatischen  Gurnisonplätze 
lautet,  beHtimmt  <li«'H»'r  «ine  solche  im  ganzc^n  Fiirstenthuni  (Jlove.  Vgl.  Aitzcma 
KI  p.  144. 

•'*•)  Die  dort  nur  in  sehr  geringer  Anzahl  unwesiMiden  Uiltorbiirtigen  und 
atädtedeputirteu  erlieHaeu  uuu  UoeH  unter  dem  20.  Uctober  einen  nochmuligöu 
öffeutlichen  Protest  gegen  ,Uie  wiUer  die  otIVnkundige  Libertai  und  ihren  VVillea 
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„Nachdem  nun  die  Stände  bei  ihrer  Weigerung  etwas  ferner  zu 
willigen  ehe  und  bevor  ihre  in  besagter  Resolution  begriffenen  Be- 
schwernissen abgeholfen  sei,  verharren,  auch  die  Militärexecution  des- 
sen, was  wir  auf  E.  Ch.  D.  Befehl  ausgeschlagen,  durch  die  Staati- 
schen verhindert  worden,  wie  wir  denn  noch  heute  vernommen,  dass 
die  Stände  von  ihrem  Agenten  im  Haag  Bericht  empfangen,  wasgestalt 
die  Herren  Generalstaaten  in  ihrer  dessfalls  abgehaltenen  Berathschla- 
gung  sich  in  Kraft  des  xantischen  Vergleichs  vom  Jahr  1614  befugt 
geachtet  hätten,  die  clevischen  Stände  bei  den  Reversalen  und  ihren 
herbrachten  Rechten  und  Privilegien  zu  handhaben  und  demnächst  ge- 
schlossen, nicht  allein  ihren  Commandeuren  aufs  Neue  zu  befehlen, 
dass  sie  die  Militärexecutionen  aufs  füglichste  verhindern  sollten,  son- 
dern auch  an  uns  desswegen  geschrieben,  wiewohl  uns  dasselbe  noch 
nicht  zugekommen,  so  müssen  wir  den  Verlauf  E.  Ch.  D.  hiesigen 
Soldatesca  befahren  und  desto  emsiger  wünschen,  dass  die  Remedi- 
rung,  so  gewisslich  in  unseren  Kräften  nicht  stehet,  durch  E.  Ch.  D. 
persönliche  Gegenwart  gefunden  werden  möge". 


Der  Kurfürst  an  die  Generalstaaten.     Dat.  Barendorf 
18/28.  Oct.  1646.     H. 

[Ersuchen,  die  Befehle  an  ihre  Commandanten  zur  Verhinderung  der  Contribu- 
tionserhebung  und  Execution  zurückzunehmen.  Absicht,  Gesandte  zu  schicken, 
die  auch  der  clevischen  Stände  unbefugtes  Queruliren  remonstriren  sollen.  Der 
Staaten  Maassregel  gegen  Erhebung  der  Landlicenten  im  Clevischen  ein  unbe- 
rechtigter EingriflP  in  seine  Domainen.] 

28.  Oct.  „Wy  hebben  onderrechtinge  ontfangen  van  onse  Cleefsche  regie- 

ringe als  dat  de  beeren  an  haere  commendanten  tot  Wesel,  Emme- 
rich, Rees,  Rynberg,  Orsoy  en  Büderick  den  4.  Octobris  dese  ordre 
hebben  gegeven,  dat  zy  ons  ingequarteerde  criegsvolck  int  vorstendom 
Cleve  geenen  ontfanck  der  contributien,  veel  weiniger  d'  executie  der- 
selven  souden  toestaen,  maer  d'  executeurs  souden  in  hechtenisse  ne- 
men.  Wy  en  willen  nu  niet  hopen,  dat  de  beeren  door  diergelicken 
Schärpe  order  orsack  willen  geven  tot  onsen  nadeel  en  schaede  van 
ons  criegsvolck^  dat,  daer  door  syn  onderhout  ontrecken  synde,  soude 

den  adeligen  und  unadeligen  Eingesessenen  des  Landes  von  ihren  Intraden  und 
Gütern,  quae  sunt  alter  sanguis  hominis,  auch  den  armen  Bauern  und  Handwer- 
kern gleichsam  von  ihrem  Schweiss  und  Blut  durch  rigoureusen  Kriegszwang 
abgenöthigten  Oontributionen ,  wobei  dennoch  unterstanden  wird ,  vorzugeben, 
dass  sothane  gewaltthätige  Proceduren  zur  Kränkung  der  Privilegien  und  Unter- 
drückung der  Unterthanen  nicht  angesehen  werden  sollten". 
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in  verloop  comen,  noch  ock  deselve  ordre  souden  willen  inhaeriren; 
maer  vertrouwen  ons  veel  meer,  dat  gelyck  wy  gemeent  zyn  ons  te- 
gens  haer  vruntnabuirlicken  te  betoonen,  dat  sy  van  gelicken  haer 
suUen  gelieven  laten  die  vertroulickheit  te  onderhoudeu.  Daromme  wy 
versoucken,  dat  die  beeren  soodanige  ordre  wedrom  willen  opbeffen, 
en  ter  contrarie  baeren  comniendanten  bevelen,  dat  sy  den  onsen  in 
t'  executeeren  tegens  de  opposanten  niet  en  beletten,  dan  also  wy 
tot  verseekeringe  van  onse  persoon  de  presentie  deses  criegsvolck 
noodieb  bebben,  so  moet  ock  betselve  met  nodich  onderbout  versien 
werden.  Ende  of  well  eenige  weinige  van  onse  Cleefscbe  stenden 
voornemen  de  beeren  bet  contrarie  in  te  beeiden,  soo  nioeten  sy  sieb 
daraen  niet  stooten,  nadeniael  wy  van  nieeninge  syn  tegens  onse  over- 
compste  te  Cleve  onsere  ambassadeurs  an  baer  te  senden,  over  an- 
dere bocbwicbtige  sacken  en  te  gelyck  bet  onbevoegde  querelleren  der 
stenden  en  baere  opiniatrite  overvloedig  te  remonstreeren.  Ock  is  ons 
daernaer  voorgebracbt  bet  geene  vorgelopen  is  over  den  ontfanck  der 
licenten  van  de  doorpasseerenden  bestialen,  als  dat  de  beeren  niet 
alleen  van  nieeninge  waeren  deselve  aftestellen,  maer  ock  an  baere 
commendanten  t'  selve  alrede  belast  badden,  gelyck  dan  de  commeu- 
dant  tot  Emmerick  begonnen  beeft  onse  officiere  darover  te  executee- 
ren; t'  welcke  alsoo  wy  niet  connen  toelaten,  dat  ons  gescbiede,  nocb 
dat  ons  diergelycken  infractien  in  onse  donieinen  wedervaren,  maer 
liet  daervoor  nioeten  bouden,  dat  sulx  spruite  uit  een  abusive  onde- 
L'cbtinge". 

Diese  Licenten  sind  scbou  vou  Herzog  Wilhelm  eingeführt  nnd  ge- 
hören also  nicht  zu  denen,  deren  Abschaflung  durch  den  Vertrag  von  1636 
festgestellt  ist. 


Aus  dem  Prütokoll  des  clevisclien  JStündecoiivents  zu 
Duisburg.     K. 

I  HegrüsBung  des  Kurfürsten.  10,000  Thlr.  ihm  präsentirt.  Dessen  Warnung  vor 
\iifhetzereieo  und  ucuhurgischen  Sympathien.  Vorwürfe  über  Klagen  bei  den 
.:;Lauten,  die  Plakate  nnd  i*a8(iuillen  gegen  ihn.     Der  Stund»'  V»'rni!f\v"'<'MH.  umJ 

Zurückweisung.] 

^Erschienen  ex  nobilibus   die  Herren   von  Ilüchtenbrucli,   iSiberg,  10.  u.U. 
iSoencu,   lloweu,  Ulft  zu  Lackhuusen,    Horst  zu  ilosau ,  Doetzluer,     Nov. 
Nivcnheim,   Teugnagel  zu  8ehleiu,   Spaon,   Wilich  zu  Kervcudouk, 
niiant  zu  Speldorf,    die  Herren  zu  öonsfelt,    Inipel,    IJ  ellinghoven, 
Winnenfhal,    aU  der  Uitt<'rHcluift  Director,    Hreinpt,  (.^uad,    Kroutz- 
!>•  IL.    I  /li  WisHeu,   ijilaut    /u    Halt    und   Darich,    auch   Deputirte 

Maler,  tut  o«}%oii.  «J.  Hr.  Kurruralcii.  V.  20 
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der  Städte  Cleve,  Emmerich,  Calcar,  Xanten,  Duisburg  und 
Rees^»'). 

13.  Nov.  Ward  bei  S.  Ch.  D.  Audienz  gesucht,   erhalten  und  proponirt:    1)  ex- 

cusando,  dass  man  auf  den  Frontieren  nicht  bei  Zeiten  anlangen  könne, 
um  S.  Ch.  D.  zu  rencontriren;  2)  praeseutando  zur  Bezeigung  der  Freude, 
welche  die  Stände  von  S.  Ch.  D.  glückliche  Ankunft  geschöpft,  10,000  Thlr.; 
3)  extenuaiido  vires  ducatus,  dass  bei  dessen  Tenuitet  man  S.  Ch.  D.  nicht 
stärker  zur  Hand  gehen  könnte,  ob  es  der  Gemüther  halber  gern  ge- 
schehen wäre;  4)  endlich  ward  der  Stadt  Wesel  Schreiben  S.  Ch.  D.  in 
audientia  eingeliefert  und  deren  excüsen  vorgestellt.  Respondebat  Herr 
Schwerin  praetermissis  generalibus  ad  1.  S.  Ch.  D.  nähmen  die  unter- 
thänigste  excusationes  und  Ursachen,  warum  die  Landstände  behindert  wor- 
den wären,  S.  Ch.  D.  zeitlicher  aufzuwarten,  gnädigst  an;  ad  2.  sodann 
auch  die  unterthänigste  Offerte  und  Verwillkommnung  mit  den  10,000  Thlr. ; 
ad  3.  wollten  verhofl'entlich  einem  Staat  dieser  Lande  fassen,  und  einen 
jedweden  in  sein  habenden  Klagen,  auch  die  Ijandstände  in  ihren  Beschwer- 
den hören  und  nach  Befund  alles  remediren;  ad  4.  der  von  Wesel  Schrei- 
ben wollten  Sie  Sich  ablesend  vorbringen  lassen.  Und  als  der  v.  Schwerin 
seine  Rede  geendigt,  ward  ihm  von  S.  Ch.  D.  etwas  angezeigt,  worauf  er 
weiter  vorgetragen:  S.  Ch.  D.  wollten  die  Stände  hierbei  erinnern,  dass  Sie 
zwar  an  ihre  unterthänigste  Treue  nicht  zweifelten,  jedoch  dieselbe  fürst- 
väterlich ermahnen  wollten,  dass  sie  sich  durch  ein  und  anderes  friedhässi- 
ges  Gemüth  zu  ungleichen  und  gefährlichen  impressiones  wider  S.  Ch.  D. 
gnädigste  und  zu  des  Landes  Besten  angesehene  intentiones  nicht  verleiten 
lassen  wollten. 

15.  Nov.  Alle  anwesenden  Stände  S.  Ch.  D.  (bei  dem  sich  der  Oberkammerherr, 

Herr  Oberstallmeister,  Herr  Schwerin,  Herr  Seidel  und  der  Marschall 
Kleist  befanden)  proponirt:  Wollten  I.  Ch.  D.  darunter  unterthänigst  bitten, 
wie  die  Stände  sich  solcher  Impressionen  frei  wissen,  und  in  Treue  und 
Afifectionen  keinen  der  ganzen  Welt  Ständen  nichts  nachgeben  wollten,  sollten 
oder  könnten,  dass  sie  gnädigst  geruhen  wollten,  denjenigen  Leuten,  welche 
S,  Ch.  D.  solche  Berichte  der  Stände  unverschuldet  beigebracht  hätten, 
oder  beibringen  möchten,  kein  Glauben  beizumessen,  sondern  vielmehr  die 
churf.  Huld  und  Gnade  gegen  Dero  getreuen  Stände  zu  continuiren.  — 
Oberkämmerer  Burgsdorf:  S.  Ch.  D.  hätten  gnädigst  darunter  nicht  ge- 
meint, dass  sich  etwa  solche  Leute  unter  ihnen  selbst  befinden  sollten,  son- 
dern dass  etwa  andere  sich  unternehmen  und  vorstellen  möchten,  solche 
widerwärtige  und  friedhässige  impressiones  bei  den  Ständen  zu  erwecken. 
Da  S.  Ch.  D.  zwar  angenehm  zu  vernehmen  wäre,  dass  die  Landstände 
sich  frei. davon  wüssten,  gestalt  S.  Ch.  D.  jedwedem  gut  rund  fürs  Haupt 
würden  vorhalten  lassen,  dafern  von  einem  und  anderen  in  specie  kund  sein 
oder  werden  wollte,  dass  sie  ungleiche  impressiones  bei  anderen  machen 
thäten;  Sie  wollten  Sich  aber  Ihres  hohen  Orts  in  Gnaden  versehen,  dass 
sie,  die  Stände,  in  ihren  unterthänigsten  Pflichten  beharren  würden.  Jedoch 
wäre  es  nicht  ohne,  dass  S.  Ch.  D.  an  Seiten  der  Ständen  Ursach  gegeben 
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worden  wäre,  zu  vermuthen,  dass  sie  zu  I.  Ch.  D.  Beschimpfung  eins  und 
anders  vorgestellt  hätten,  denn  es  möchten  etliche  allzu  neuburgisch  ge- 
sinnt sein,  und  hätten  S.  Ch.  D.  insonderheit  missfällig  vernommen:  1)  dass 
die  Landstände  sich  bei  den  Herren  Staaten  General  adressirt  und  zu 
I.  Ch.  D.  Despect  eins  und  anders  an  dieselbe  gebracht;  2)  dass  sie  öffent- 
liche Placate  ohne  habenden  Fug  oder  Ursache  wider  S.  Ch.  D.  augeschla- 
gen hätten,  welches  sie  nicht  anders  als  zu  ihrer  höchsten  Verkleinerung 
und  Beschimpfung  achten  müssten;  3)  auch  dass  offenbare  Pasquillen  zu 
I.  Ch.  D.  und  Dero  getreuen  Diener  Despect  gedruckt  wären  '""),  die  S. 
Ch.  D.  Dero  Landständen  zwar  nicht  imputiren  wollten,  sondern  sich  zu 
denselbigen  aller  schuldigen  Pflichten  versehen,  gleichwohl  hätten  sie  ab- 
genommen, dass  in  der  letz^ten  Schrift,  an  Seiten  der  Stände  übergeben, 
fast  solche  Wörter  enthalten,  die  des  Pasquils  Wörtereu  ähnlich,  und 
S.  Ch.  D.  daher  allerhand  Nachdenken  zu  nehmen,  Ursache  hätten,  doch 
dem  unerachtet,  die  Landstände  darin  entschuldigt  nehmen  wollten,  und 
4)  weil  S.  Ch.  D.  Sich  und  Ihre  treuen  Diener  durch  allzu  spitzige  Fe- 
dern in  solcher  letzten  Schrift  angegriffen  sähen,  und  besonders  damals 
die  Stände  in  geringer  Anzahl  beisammen  gewesen  wären,  dass  zu  I.Ch.  D. 
Satisfaction  sich  itzo  erklären  wollten,  ob  sie  sammt  und  sonders  zu  solcher 
Schrift  sich  bekennen  wollten.  —  Landstände  nahmen  ihren  Abtritt  und 
nach  gehaltener  Dcliberation  im  Hofe  replicireten  S.  Ch.  D.:  die  Landstände 
hätten  aus  L  Ch.  D.  gnädigsten  Vortrag  in  Uuterthänigkeit  erfreulich  ver- 
nommen, dass  sie  des  Verdachts,  als  wenn  bei  ihnen  ungleiche  impressioues 
zu  L  Ch.  D.  Undienste  wären,  in  Gnaden  also  erlassen  wären,  so  viel  aber 
das  erste  und  zweite  belangen  thäte  (denn  was  wegen  I.  Ch.  D.  zu  Iseu- 
burg  generaliter  angerühret,  ward  bei  den  Landständen  tacite  vorbei  ge- 
gangen), da  wären  die  Landstände  hierher  gekommen,  um  I.  Ch.  D.  uuter- 
thäuigst  aufzuwarten,  sie  hätten  aber  weder  ihre  syndicos,  noch  die  Ver- 
folge bei  der  Hand,  gestalt  S.  Ch.  D.  Satisfaction  wegen  solcher  Punkte 
zu  leisten,  dass  Sie  damit  gnädigst  zufrieden  sein  würden,  wollten  aber  ihres 
Orts  nicht  nachlassen,  bei  I.  Ch.  D.  Gott  gebe  glücklicher  Ankunft  in  Dero 
Residenz  zu  Cleve,  sobald  sie  dahin  verschrieben  würden,  ihren  beständigen 
und  gegründeten  Bericht  S.  Ch.  D.  also  zu  hinterbringen.  Die  ausgestosseue 
Pasquillen  betreffend,  da  könnten  die  Landstände  vor  Gottes  Angesicht 
und  S.  Ch.  D.  persönliche  Gegenwart  mit  aufrichtigem  Gewissen  wohl  be- 
zeugen, erböten  sich  auch  auf  den  erforderten  Nothfall  sammt  und  sonders 
mit  leiblichem  Eid  zu  betheuern,  dass  sie  daran  weder  Theil  noch  Wissen- 
schaft hätten,  und  möchten  nichts  lieber  wünschen,  als  das  zur  Kntledigung 
des  anschuldigen  Verdachts  gegen  sie  der  Auetor  kund  gemacht  werden 
könnte,  gestalt  denselben  mit  gebührender  Strafe  zu  belegen.  Das  vierte 
angehend,  da  wüssteu  L  Ch.  D.  selbst,  wäre  auch  kundliche  Observanz, 
dass,  was  auf  geoieineu  Landtageu  beschlusseu  und  berahinet,  auch  für 
einen  Lundtagsschlush  gehalten  werde,  und  wären  die  liandstände  in  Uu- 
terthiüii^'kf'if  gemeint,  sich  dazu  als  einen  gemeinen  Jjandtags>chluss  zu  be- 
iltca  aber  hoffeu,   dass  S.  Ch.  D.  dariu  uicht  zu  uahe  getreteu 
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wäre,  und  da  Sie  darunter  noch  etwas  in  missfälligen  Gedanken  zu  deside- 
riren  hätten,  wollten  die  Stände  nicht  nachlassen,  bei  S.  Ch.  D.  Anwe- 
senheit zu  Cleve  auf  dem  Landtag  gleichmässigen  weiteren  Bericht  und 
unterthänigste  Satisfaction  zu   thun". 


Die  clevischen  Stände  an  die  Generalstaaten.     Dat.  Wesel 
30.  Nov.  1646.     W. 

30.  Nov.  Dank  für  die  Mittheilung  des   kurf.  Schreibens    und  ihren  Beschluss, 

auf  Grund  der  übernommenen  Garantie  des  xantener  Vertrages  zur  Auf- 
rechthaltung der  Reversalen  und  ständischen  Privilegien  bis  zur  Gegen- 
äusserung seitens  der  Stände  Nichts  zu  deren  Präjudiz  geschehen  zu  lassen, 
welcher  Beschluss  um  so  gerechter  sei,  als  die  Stände  bei  jenem  Vertrage 
mit  „parites  contrahentes"  gewesen  wären,  und  durch  die  von  den  Staaten 
zugesagte  Garantie  aller  Artikel  desselben  „jus  quaesitum^  erhalten  hätten. 
Zur  Sicherung  der  Person  des  Kurfürsten,  die  überdies  bei  allseitiger  Neu- 
tralität des  Landes  am  besten  durch  die  Liebe  und  Treue  der  Stände  und 
Unterthanen  erreicht  würde,  hätten  die  seit  1644  schon  im  Lande  befind- 
lichen Truppen  bis  jetzt  nicht  gedient;  auch  habe  der  Kurfürst  eine  statt- 
liche- Leibgarde  zu  Boss  und  zu  Fuss  selbst  mitgebracht,  die  zu  dem 
Zwecke  hinreiche.  Sie  bäten  daher  die  Befehle  an  die  Commandanten  nicht 
zurückzunehmen  und  bei  dem  Kurfürsten  ferner  auf  Abführung  der  Trup- 
pen zu  dringen,  wie  denn  die  dessfallsigen  früheren  Gesuche  an  die  Staa- 
ten Ritterschaft  und  Städte  auf  ihren  Versammlungen  einhellig  ohne  irgend 
einen  Widerspruch  einzig  und  allein  zur  abgenöthigten  Vertheidigung  ihrer 
Privilegien  und  nicht  aus  Hartnäckigkeit  oder  als  unbefugte  Querulanten  be- 
schlossen hätten.  Die  erwähnten  Landlicenteu  seien  gegen  der  Stände 
Willen  und  Widerspruch  1588  und  1589  eingeführt,  und  deren  Abschaffung 
bereits  in  den  Landtagsrecessen  von  1610  und  1612  festgestellt.  Schliess- 
lich bitten  sie  bei  Unterhandlungen  über  eine  von  dem  Kurfürsten  propo- 
nirte  Allianz  mit  den  Staaten,  im  Falle  darin  etwas  das  Fürstenthum  Cleve 
oder  dessen  Stände  Betreifendes  vorkomme.  Nichts  ihre  Privilegien  irgend- 
wie Präjudicirendes  zu  beschliessen,  sondern  dieselben  auf  Grund  der  xan- 
tener Garantie  ferner  aufrecht  zu  erhalten  ^*'^). 


^"^)  Dieses  Schreiben  wurde  auf  einem  Convent  zu  Wesel  beschlossen,  den 
letztere  Stadt  am  23.  November  ausschrieb,  „da  der  Kurfürst  vor  einigen  Tagen 
stillschweigend  und  eilig  in  Begleitung  des  Oberkämmerer  Burgsdorf  zu  Schiff 
hinab  nach  dem  Haag  verreiset  und  mit  allem  Eifer  danach  trachten  werde,  dass 
der  Hochmogenden  resolutiones  gegen  die  Executionen  retractiret".  Es  waren 
darauf  nur  die  Deputirten  der  Städte,  ausgenommen  die  von  Cleve  und  Duisburg, 
und  von  der  Ritterschaft  allein  ihr  zeitiger  Director  Wilich-Wiunenthal  er- 
schienen. Eine  nähere  Instruction  für  Aitzema  vom  30.  Nov.  enthält  im  We- 
sentlichen nur  eine  Wiederholung  der  im  obigen  Schreiben  gemachten  Angaben 
und  beauftragt  ihn,  auf  die  brandenburgischen  Allianzverhandlungen  ein  wach- 
sames Auge  zu  haben    und  eine  nochmalige    kategorische  Resolution  der  Gene- 
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Anton  ther  Schmitten  an  Wesel.     Dat.  Wesel  14.  Jan. 

1647.     W. 

Zeigt  an,  dass  er  vom  Kurfürsten  zum  Justizrath  ernannt  worden  sei;  1647. 
er  habe  sich  niemals  um  solche  Stelle  beworben,  wäre  auch  nach  Allem,  14.  Jan. 
was  er  aus  dem  Haag  erfahren,  so  sehr  beim  Kurfürsten,  der  ihn  dort  des 
Aufhetzens  der  Stände  beschuldige,  in  Ungnade,  dass  er  diese  Ernennung 
nicht  begreife.  Seit  1615  habe  er  der  Stadt  gedient,  seit  1631  sei  er  syn- 
dicus  der  clevischen  Städte,  und  in  beiden  Stellungen  habe  er  seiner  Pflicht 
gemäss  die  Privilegien  und  Rechte  Wesels  und  der  übrigen  Städte  mit 
Eifer  und  Hingebung  vertheidigt,  werde  dies  auch  fernerhin  nach  besten 
Kräften  thun  und  deshalb  jene  Stelle  unbedingt  ablehnen  ""). 


Aus  dem  Protokoll  des  eleve-märkisehen  Landtages  zu 

Cleve.     W. 

[Verpflegung  der  Truppen  bei  den  Wirthen  angeordnet.  Versuch  des  Kurfürsten, 
persönlich  mit  den  Ständen  ohne  Syndici  zu  verhandeln.  Die  Stände  zur  Steuer- 
bewilligung gegen  Entlassung  aller  nicht  eingeborenen  Beamten  geneigt.  Der 
Kurfürst  weigert  die  Entlassung  und  Truppenabführung.  Die  Stände  bestehen 
darauf.  Separirte  Verhandlung  mit  den  märkischen  Ständen  von  diesen  abge- 
lehnt. Abreise  des  Kurfürsten  nachHaag.  Landtagsvertagung.  —  Protest  gegen 
die  Domainenverpfändung.  Norprath's  Entfernung  zugestanden.  Stände  wollen 
sich  mit  Zusage  der  ßeamtenentlassung  begnügen.  Des  Kurfürsten  Zorn  gegen  die 
Syudici.  Endliche  Bewilligung  von  16,000  Thlr.  aus  Cleve  gegen  Entlassung  aller 
Beamten  und  Wiederanstellung  qualificirter.] 

^Auf  Ausschreiben  I.  Ch.  D.  erschienen  von  den  clevischen  Ständen  ex  16.  Jan. 
nobilibus  ßoetzlaer,  Wilich- Winnenthal,  Quad-Kreutzberg,  Ho- 
wen,Wittenhorst-Sonsfelt,Hüchtenbruch,  Die penbroich, Horst, 
llinsch  zu  Ahr,  Bilant  zu  Speidorf,  Wilich-Lottum,  Loe  zu  Wissen, 
Wilich  zu  Kervendonk,  Tengnagel  zu  Sehlem,  Morrien,  Shell, 
Eickel  zu  Hamm,  Barich,  Klocke,  Nivenheim,  Ulft  und  Spaeu  und 
als  Deputirte  der  Städte  Wesel:  Ther  Schmitten  und  Wer  rieh,  Cleve: 
Bgmst.  Nie  SS,  S  trat  mann  und  Die  st,  Emmerich:  Briel  und  Beeck, 
Calcar:  Bgmst.  Spaen  und  Kerswick,  Duisburg:  Bgmst.  Brinck,  Xan- 
♦■r>:  Duifhuis  und  Bö  gel,  Rees:  Hillensberg  und  Bock  borst. 

Ist  den  Ständen  aus  Calcar  eine  Verordnung  1.  Ch.  D.  vom  2.  Februar  4.  Febr. 
eingeliefert,  dahin  gerichtet,  dass  die  Stadt  Calcar  den  daselbst  logierenden 


ralitaaien,   dass  sie   zur  Aufrechtbaltung  der  Privilegien  der  cleve -märkist  hon 
Stande  verpflichtet  seien,  zu  erwirken,  wenn  nöthig,  von  Neuem  »Donutiv. 
raprechen. 

"*)  (Gleichzeitig  ernannte  der  Kurfürst  unter  Anderen  auch  Wilich- Win- 
nenthal, Quud- Kreutzhurg  und  Heinrich  Wilhohn  v.  Moven  zu  Justiz- 
räthen  \w\  dem  neu  zu  bildenden  cleve  •  murkisclien  Hufgericht;  alle  drei  nah- 
men ao. 
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Reutern  mit  Kost  und  Trank  neben  Rauhfutter  an  Heu  und  Hafer  verschaffen 
'  solle,  wie  insgleichen  ein  scharf  bedräuhliches  Schreiben  an  Dinslaken  glei- 
chen Inhalts. 
5.  Febr.  Sind  die  Landstände  zu  I.  Ch.  D.  aufm  Schloss  zu  kommen  gefordert. 

Wie  nun  die  Ritterschaft  vor,  und  darauf  die  syndici  mit  den  deputatis  der 
Städte  über  der  Hofstube  durch  den  Gang  nach  I.  Ch.  D.  antiehambre  ge- 
führt, hat  der  Herr  Schwerin,  stehend  vor  des  Oberkämmerers  Burgs- 
dorf's  Logement,  den  syndicis  angemeldet,  dass  in  des  Oberkämmerers 
Logement,  da  auch  der  Herr  Seidel  zugegen  wäre,  sich  begeben  und 
daselbst  warten  sollten.  Da  nun  der  Syudicus  Dr.  Isinok  gefragt,  ob  alle 
drei  syndici  hinein  gehen  sollten,  hat  Herr  Schwerin  sich  erklärt,  dass 
die  beiden  syndici  hineingehen  sollten,  weil  Dr.  ther  Schmitten  ohne 
Zweifel  als  deputatus  der  Stadt  Wesel  comparirte.  Nachdem  nun  die 
Stände  in  I.  Ch.  D.  Gemach  getreten,  und  rings  um  den  Tisch,  da  I.  Ch.  D. 
allein  baarhaupts  gesessen,  sich  gestellt  haben,  I.  Ch.  D.  selbsten  zu  pro- 
poniren  angefangen,  dass  Ihro  mit  Bestürzung  vorkommen,  ob  sollten  Sie 
ordonniret  haben,  dass  die  Reiter  das  platte  Land  ausplündern  sollten, 
könnten  die  auctores  solcher  Bezichtigung  nur  für  ehrvergessene  Schelme 
und  Lügner  halten,  die  nicht  anders  als  die  Differenzen  noch  weiter  zu 
sommiren  und  zwischen  Herrn  und  Unterthanen  Uneinigkeit  zu  stiften 
suchten  und  deren  Bestrafung  I.  Ch.  D.  Sich  per  expressum  vorbehielten. 
Und  darauf  also  bald  zu  der  Erklärung  der  dreien  Punkte  juris  indigenatus, 
privilegii  de  anno  1510  und  Bestallung  der  12  Deputirtenräthe  geschritten, 
dahin  lautend,  dass  den  Ständen  genugsam  wissend,  was  maassen  Sie  ihnen 
von  Gott  zur  rechtmässigen  Obrigkeit  vorgesetzet  und  Ihr  dahero  nichts 
anmuthen  würden,  was  gegen  die  der  Obrigkeit  schuldige  Liebe,  Respect  und 
Autorität  laufen  könnte.  Das  jus  indigenatus  betreffend,  so  wollten  I.  Ch. 
D.  alle  zum  geheimen  und  Justizrath,  auch  zur  Amtskammer  gehörige  officia, 
ingleichen  die  Land-  und  Erbämter  mit  eingeborenen,  beerbten  und  begü- 
terten oder  doch  mit  cleve- märkischen  Landsassen,  so  im  Lande  geerbt 
und  begütert,  der  Stände  Erklärung  von  1639  und  1640  gemäss  besetzen 
lassen.  Wegen  des  privilegii  von  1510,  so  solle  dasselbe  in  den  Punkten, 
darin  es  ad  observantiam  kommen,  bei  Vigor,  im  Fall  aber  einer  von  Adel 
ein  strafbares  delictum  begehen  würde,  wäre  derselbe  zu  verarrestiren,  vom 
fiscus  gegen  ihn  zu  agiren  und  ihm,  wenn  die  Sache  instruiret  und  delin- 
quens  sich  darauf  berufe,  judices  compromissarios  zum  Spruch  auf  seine 
Kosten  zu  ernennen.  Das  Privilegium  von  1501  wäre  in  effectu  kein  Pri- 
vileg, sondern  nur  eine  particular  Ordonnanz,  so  zur  Bezahlung  der  Schulden 
berahmet  worden,  auch  überdem  nie  ad  observantiam  gekommen;  jedoch 
seien  I.  Ch.  D.  bereit,  im  Falle  die  Stände  das  a.  1632  und  1638  bewilligte 
Deputationswerk  zur  Richtigkeit  bringen  würden,  diesem  privilegio  gemäss 
sich  mit  den  Ständen  wegen  An-  und  Abstellung  der  Bedienten  gnädigst 
zu  vergleichen;  aber  alle  Ihre  geheimen  Justiz-  und  Amtskammerräthe  zu- 
gleich in  der  Stände  Namen  vereiden  zu  lassen,  sei  ein  ungewöhnliches 
Anmuthen,  so  Ihrer  Hoheit  verkleinerlich  und  zur  Einführung  eines  Con- 
dominats  und  divisi  imperii  führe.  Darauf  schliesslich  I.  Ch.  D.  gnädigst 
gesonnen,   die  Stände  sich  mündlich  erklären  wollten,  ob  solche  L  Ch.  D. 
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Erklärung,  als  welche  der  Stände  Resolution  de  a.  1639  und  1640  aller- 
dings gemäss  ihnen  annehmlich  und  dieselbe  acceptiren  wollten.  Nach 
genommenen  Abtritt  haben  die  Herren  Stände  per  consulem  loci  Herr 
Dr.  Niess  (weil  kein  syndicus  admittirt  und  syndicus  Dr.  ther  Schmitten 
als  ein  deputatus  der  Stadt  Wesel  admittiret)  von  dem,  was  mündlich  pro- 
ponirt,  copiam  gebeten,  gestalt  coUegialiter  darüber  zu  deliberiren,  den 
Verfolg,  so  bei  den  syndicis  vorhanden,  nachzusehen,  und  alsdann  sich 
ferner  unterthänigst  zu  erklären,  zumehr  weilen  keine  syndici  admittirt, 
I.  Ch.  D.  contra,  dass  die  privilegia  den  Ständen  und  nicht  dem  syndicis 
gegeben,  die  Stände  wären  keine  Kinder,  sondern  mündig  und  könnten  also- 
bald  über  I.  Ch.  D.  gnädigste  Erklärung  mündlich  resolviren,  zumehr  weilen 
die  Erklärung  der  Stände  Resolution  und  Interpretation  des  juris  indige- 
natus  de  a.  1639  und  1640  conform,  wie  dann  der  Oberkämmerer  alsobald 
hinausgegangen  und  der  Laudständen  übergebene  Erklärungen  de  a.  1639 
und  1640  durch  Herrn  Seidel  hat  einbringen  und  öffentlich  ablesen  lassen. 
Wie  nun  die  Stände  darauf  bestanden  und  gebeten,  dass  copia  des  Vor- 
trags ihnen  comraunicirt  werden  möchte,  haben  endlich  I.  Ch.  D.  solche 
Copie  verstattet,  maassen  dann  post  meridiem  den  Vortrag  I.  Ch.  D.  den 
Ivandständen  zugeschickt  **'). 

Haben  die  Herren  Ritterbürtige  durch  drei  Deputirte,  Herr  zu  8.  Febr. 
Kreutzberg,  Hüchtenbruch  und  Winnenthal  neben  dem  syndico 
Dr.  Isinck  der  Städte  deputatis  angemeldet,  dass  die  Herren  Ritterbürtige 
bei  sich  erwogen,  dass  alle  das  Unheil,  so  diesem  Lande  zugefügt,  die 
fremden  Regenten,  wo  nicht  mehrentheils,  dennoch  guten  Theils,  verursacht, 
und  dass  dahero  die  Ritterbürtige  dem  von  Herrn  Oberkämmerer  gethanen 
Vorschlag  in  reife  Deliberation  gezogen  und  Vorrahmsweise  den  Städten 
vorzustellen  in  mandatis  hätten;  dass  das  Privilegium  indigenatus  fast  auf 
allen  Landtagen  urgiret,  aber  niemals  hätte  können  zu  Werk  gerichtet  wer- 
den, und  dahero  solch  Privilegium  zu  obteniren  und  einmal  festzustellen, 
wohl  meritirte,  I.  Ch.  D.  eine  Steuer  unterthänigst  zu  offeriren;  dahero  dann 
der  Ritterschaft  Vorrahmen  dieses  wäre,  dass  I.  Ch.  D.  eine  Steuer  von 
etwa  10,000  bis  17,000  oder  20,000  Thlr.  unterthänigst  zu  offeriren  wäre, 
doch  dieser  Gestalt  und  mit  solcher  Condition  sine  qua  non,  dass  dagegen 
I.  Ch.  D.  das  Privilegium  juris  indigenatus  dieser  Gestalt  gnädig.>>t  zu  in- 
terpretiren  und  den  Ständen  zu  bestätigen  Sich  gefallen  lassen  wollten,  dass 
hinfüro  Niemand  zu  hohen  oder  niedrigen  Officien  sowohl  aus  den  Ritter- 
als  Bürgenstand  befördert  oder  zugelassen  werden  solle,  der  oder  dieselbe 
wären  dann  ein  eingeborner  und  beerbter  clevischer  oder  märkischer  Un- 
terthan,  und  dass  alle  diejenigen  Officiere  und  Diener,  welche  anitzo  als 
cleve-  oder  märkische  Eingeborne  sich  nicht  qualificiren  könnten,  abge- 
Hchafft,  und  andere  qualificirte  an  deren  Stelle  angeordnet  werden  möchten. 
Städte  darauf  bestanden,  dass  die  Abführung  der  Völker,  nls  das  vor- 
nehmste gravainen,  mit  und  neben  dem  jure  indigenatus  bei  Oblation  einer 
Steuer  zugleich  mit  einbedungen  werden  müsse;  jedoch  damit  die  Städte 
der  Ritterhchaft  Intention  eigentlich  und  wohl  faHScn  möchten,   haben  die- 
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selbe  begehrt,  dass  der  Ritterschaft  Vorrahmen  ihnen  schriftlich  communi- 
cirt  werden  möchte,   damit  alles  ihren  priucipalibus  hinterbringen  könnten. 

12.  Febr.  Nachdem  den  deputatis  der  übrigen  Städten  ihrer  Herren  Principalen 
resolutiones  über  die  interimsche  Steuer  zukommen,  so  ist  I.  Ch.  D.  eine 
Interimssteuer  von  16,000  Thlr.  für  die  Clevischen  und  8000  Thlr.  für  die 
Märkischen  unterthänigst  zu  willigen  resolvirt,  mit  dieser  Condition  sine 
qua  non,  dass  nämlich  I.  Ch.  D.  das  jus  indigenatus  dergestalt  zu  declariren 
und  zu  confirmiren  sich  gnädigst  gefallen  lassen  wollte;  dass  keine  hohe 
oder  niedrige  officia  Niemandem  conferiret  werden  sollten,  als  an  einge- 
borene beerbte  und  begüterte  cleve-  oder  märkische  Unterthauen,  alle  hier- 
nach fremde  Beamten  zu  removiren  und  künftige  Anstellung  solcher  für  un- 
giltig  zu  erklären. 

18.  Febr.  Die  Deputirten:  der  Herr  Erbkämmerer  von  Hüchtenbruch,  Herr 
Drost  Hoven  und  Herr  zu  Winnenthal  cum  syndico  Dr.  Isinck,  aus 
den  Städten:  Herr  Bgmst.  Dr.  Niess,  Schöffe  Hillesberg,  cum  syndico 
Dr.  ther  Schmitten,  und  aus  dem  Märkischen:  Herr  Drost  von  der 
Mark  und  Herr  Loe  zu  Overdyck,  cum  syndico  Kumpsthoff  befunden, 
dass  die  gravamina,  sonderlich  aber  die  vornehmsten,  fast  in  keinem  Funkt 
juxta  petita  nicht  erlediget,  die  Völker  nicht  abgeschafft,  noch  abgeführt 
werden  sollten,  in  puncto  juris  indigenatus  auch  quoad  remotionem  inqua- 
lificatorum  keine  Sati.sfaction  geschehen,  hingegen  beides  abgeschlagen  wird. 
Haben  deputati  dafür  gehalten,  dass  die  löblichen  Stände  von  ihren  vorigen 
so  oft  festgestellten  conclusis,  das  nämlich  auf  die  capita  propositionis  und 
dabei  gesonnene  Steuern  nicht  antworten,  weniger  sich  darüber  zuträglich 
erklären  könnten,  nicht  abweichen  dürften,  und  dahero  die  Landstände  ge- 
nöthigt,  ihre  Dimission  unterthänigst  zu  bitten. 

20.  Febr.  Haben  I.  Exe.  Graf  Moritz  v.  Nassau  Herrn  Dr.  Motzfeld,  daneben 

auch  den  syndicum  Dr.  ther  Schmitten  zu  sich  fordern  lassen  und  densel- 
ben, doch  jedem  ad  partem  angemeldet,  dass  I.  Ch.  D.  gestrigen  Tages  von  ihm 
der  Ständen  Erklärung  sich  vorlesen  lassen  und  über  solche  Resolution,  und 
dass  die  Stände  um  ihre  Dimission  angehalten,  sich  heftig  alterirt,  und  es  dahin 
gedeutet,  als  wenn  die  Stände  I.  Ch.  D.  gleichsam  nöthigen  und  zwingen  woll- 
ten, die  gravamina  gebetener  maassen  zu  erledigen,  und  dass  dahero  I.  Ch.  D. 
resolvirt,  zwei  ihrer  Räthen  zu  den  Ständen  mit  der  Commission  abzuschicken, 
dass  I.  Ch.  D.  den  Xjandständen  anheim  stellen  thäten,  der  gesuchten  Dimis- 
sion zufolge  sich  nach  Hause  zu  begeben.  ■ —  Post  meridiem  sind  auf  Ge- 
sinnen  des  Herrn  Schwerin  die  sämmtlichen  cleve-  und  märkischen  Stände 
in  curia  zu  erscheinen  berufen,  denen  der  Herr  Schwerin  und  Seidel 
Namens  I.  Ch.  D.  vorgetragen,  dass  I.  Ch.  D.  mit  grosser  Befremdung  der 
Ständen  Erklärung  und  gebetene  Dimission  vernommen.  I.  Ch.  D.  erklärten 
sich  dahin,  dass  die  wenigen  Völker  nicht  abdanken  könnten  noch  wollten, 
denn  wofern  ein  generaler  Friede  getroffen  würde,  könnten  I.  Ch.  D.  mit 
diesen  Völkern  nicht  zukommen,  weil  alsdann  viele  Oerter  eingeräumt  wer- 
den sollten,  zu  deren  Besatzung  mehr  Volk  angenommen  werden  müsste. 
Sollte  aber  der  Krieg  continuiren,  in  solchem  Fall  wäre  es  viel  weniger 
I.  Ch.  D.  zu  rathen,  die  Völker  abzudanken,  weil  fast  kein  Fürst  noch  Graf 
im   Reich  vorhanden,    der  nicht  einiges  geworbenes  Volk  in  Bereitschaft 


Die  märkischen  Stände  weigern  Separatverhandlungen.  313 

hätte,  und  daher  I.  Ch.  D.  sich  nicht  weniger  in  Postur  halten  müssten,  als 
andere  Chur-  und  Fürsten  des  Reichs.  Wofern  dann  die  Stände  bei  ihrer 
schriftlichen  Erklärung  und  gebetenen  Dimission  zu  verbleiben  resolvirt,  dass 
alsdann  I.  Ch.  D.  erleiden  könnte,  dass  sie  sich  nach  Hause  begeben  thäten. 

Ist  resolvirt,   eine  schriftliche  Erklärung   aufzusetzen,   dahin  gerichtet,  5.  März, 
dass  die  Landstände   von  ihrer   nunmehr  so  oft  genommenen  Resolution  in 
puncto  der  Yölkerabführung   und   Remotion   der   Inqualificirten    ^ßids   und 
Pflicht  halber  nicht  abweichen  könnten. 

Haben  die  Herren  märkischen  deputati  per  syndicum  Kumpsthof  6.  März, 
den  clevischen  Ständen  vortragen  lassen,  dass  I.  Ch.  D.  Räthe,  der  von 
Schwerin  und  Seidel,  nachfolgende  Punkte  gestrigen  Tages  vorgetra^ 
gen:  1)  dass  I.  Ch.  D.  der  märkischen  Ständen  gehorsamste  Devotion  bis 
dato  genugsam  verspüret,  nicht  zweifelnd,  dass  dieselbe  darinnen  continui- 
ren  würden;  2)  dass  I.  Ch.  D.  ihnen  alle  ihre  privilegia  confirmiren  und 
sie  dabei  zu  schützen  und  zu  handhaben  resolviret;  3)  auch  das  Privilegium 
juris  indigenatus  ihnen  vollkommen  concedirt  und  confirmirt  habe;  und 
4)  einige  in  der  Grafschaft  Mark  abzufertigen  resolvirt,  die  particularia 
gravamina  zu  erledigen,  und  über  die  Verpflegung  der  Reiter  mit  den  Stän- 
den zu  tractiren;  daneben  5)  durch  eine  Gesandtschaft  am  casselschen  Hofe, 
auch  bei  der  kaiserlichen  Generalität  bestes  Eleisses  befördern  zu  lassen, 
damit  die  kaiserlichen  und  hessischen  contributiones  abgestellt  oder  aufs  we- 
nigste gelindert  werden  möchten,  und  letzlich,  dass  I.  Ch.  D.  die  Stände 
allhier  auf  schwere  Kosten  nicht  länger  aufhalten,  sondern  sie  hiemit  di- 
mittirt  haben  wollten.  —  Darauf  hätten  die  märkischen  Stände  Anfangs 
wegen  solcher  gnädigster  Erklärung  I.  Ch.  D.  unterthänigste  Danksagung 
gethan,  und  weiters  vorgewandt,  dass  die  gravamina  Namens  beider  Land- 
schaften Cleve  und  Mark  übergeben,  conjunctim  darüber  tractiret,  und  um 
Abschaffung  und  Erledigung  aller  und  jeden  Beschwernissen  Kraft  beider 
Jjaude  Union,  so  fast  auf  allen  Landtagen  beschworen,  sowohl  Namens 
der  cleve-  als  märkischen  Landschaft  unterthänigste  Ansuchung  beschehen; 
dahero  dann  den  Märkischen  (sie  wollten  dann  des  Meineids  beschuldigt 
werden)  nicht  gebühren  wollo,  eine  absonderliche  Resolution  und  Dimission 
zu  acceptiren. 

Sind  L  Ch.  D.  des  Morgens  zeitlich  nach  S'Graven-Hag  mit  L  Exe.  7.  März, 
(iraf  Mau  ritz  von  Nassau  verreiset.  Mittags  haben  sich  die  Herren 
Laudstände  des  Herzogthums  Cleve,  Grafschaft  von  der  Mark  und  Raveus- 
berg  auf  Gesinnen  der  Herren  Räthen  des  von  Schwerin  und  Seidel, 
aufm  Rathhaus  beisammen  gethan,  denen  die  Herren  Räthe  die  Ursache 
\.  Ch.  D.  eilfertiges  Abreisen  nach  S'Graven-Hag  vorgestellt,  dass  nämlich 
I.  Ch.  D.  wegen  gefährlicher  Schwachheit  L  Höh,  des  Herrn  Prinzen  zu 
Oranien  die  Hinreise  so  eilfertig  an  die  Hand  zu  nehmen  resolvirt,  aber  in 
\('nig('n  Tagen  sich  wieder  anliero  zu  begeben  vorliabens,  auch  bei  Dero 
Wiederkunft  den  Landständen  in  puncto  juris  iniligenatus  vollkommene 
Satisfaction  zu  geben,  und  zu  dem  Ende  alle  und  jede  hohe  und  niedrige 
Beamten,  Räthe,  Richter  etc.  fort  alle  andere  DiiMier  ohne  einigen  Unter- 
schied, sie  .seien  Eingeborne  oder  Fremde,  iljres  Kides  zu  erlassen,  und 
al8dunn    wiederum    Holebe    Diennte    mit   Eingebornen    und    (jualiücirten    zu 
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besetzen  resolviret;  mit  Begehren,  die  Landstände  inmittels  eine  Interims- 
steuer von  etwa  20  oder  30,000  Thlr.  I.  Ch.  D.  einwilligen  wollten  —  Praevia 
deliberatione  ist  resolvirt  und  ad  protocollum  zu  bringen  gut  gefunden,  den 
Käthen  anzudienen,  dass  allein  auf  die  Kemotion  der  inqualificirten  Einge- 
bornen  eingehen  könnten,  dass  auch  keine  Interimssteuer  willigen  könnten, 
es  wäre  dann  solche  gesuchte  Remotion  der  inqualificirten  und  Anordnung 
anderer  qualificirten  Eingebornen  cum  effectu  vorhergegangen  mit  der  Bitte, 
die  Stände  zu  dimittiren  bis  zur  Wiederkunft  I.  Ch.  D.  '*^) 

3.  Apr.  Haben  I.  Exe.  Graf  Mauritz  die  syndicos  Dr.  Isinck  und  Dr.  ther 

Schmitten  zu  sich  fordern  lassen,  denen  I.  Exe.  vorgetragen,  dass  obwohl 
verhoä't,  dass  I.  Ch.  D.  den  Landständen  in  puncto  remotionis  inqualifica- 
torum  sollte  haben  Satisfaction  widerfahren  lassen,  dass  dannoch  I.  Ch.  D. 
nicht  zu  commoviren  wäre,  einige  fremde  unqualificirte  Räthe  zu  licentiren, 
I.  Exe.  hielten  es  dafür,  dafern  die  Stände  solchen  Punkt  an  L  Ch.  D. 
gnädigste  Verordnung  allein  hinstellen  thäten,  dass  alsdann  Dieselbe  motu 
proprio  vielleicht  einige  Satisfaction  den  Ständen  in  solchem  Punkte  geben 
würden.-—  Syndici:  dass  darüber  zu  resolviren,  nicht  committiret,  müssten 
es  auch  dafür  halten,  dass  die  Herren  Landstände  sich  ihres  Rechtens  in- 
soweit nicht  begeben  würden;  und  obwohl  die  Stände  in  die  80  Personen, 
so  nicht  qualificiret,  aufgesetzt  **^),  wann  dennoch  I.  Ch.  D.  nur  einige  ab- 
zustellen, Sich  gnädigst  erklären  würden,  dass  alsdann  durch  Interposition 
I.  Exe.  solcher  Punkt  verhoffentlich  könnte  abgethan  werden. 

8.  Apr.  Ist  der  syndicus  Dr.  Isinck  von  Emmerich  gekommen  und  ist  in  con- 

ventu  der  Ritterschaft  vorgetragen,  dass  auf  Befehl  I.  Ch.  D.  unterschied- 
liche Gelder  aufgenommen,  und  dagegen  die  Domainen  jure  antichretico 
verschrieben  und  den  creditoribus  eingeräumt  werden  sollten.  Wenn  dann 
solche  alienationes  und  oppignorationes  der  Landen  privilegia  zu  wider- 
laufen thäten,  auch  zu  Präjudiz  der  Creditoren  angesehen,  und  dann  durch 
solch  Mittel  zur  Bezahlung  der  Völker  Geld  beisammen  gebracht  werden 
könnte,  dass  alsdann  die  Landstände  nimmer  oder  schwerlich  zu  ihrem  in- 
tent  und  Erledigung  ihrer  gravaminum  gereichen  würden,  so  haben  die 
Herren  von  der  Ritterschaft  praevia  deliberatione  vorrahmsweise  concludirt, 
dass  eine  Protestation  gegen  solche  oppignorationes  aufgesetzt,  sub  sigillo 
loci  bekräftigt  und  den  Städten  zugeschickt  werden  solle,  deren  Bürgern, 
so  einige  Gelder  dergestalt  creditiren  würden,  insinuiren  zu  lassen,  und  die- 
selbe vor  ihren  Schaden  zu  warnen  und  abzumahnen  ^^*). 


'^^)  Am  9.  März  schloss  eine  Anzahl  clevischer  Ritterbürtiger  eine  Union, 
worin  sie  sich  verbanden,  auf  die  Proposition  des  Kurfürsten  nicht  eher  antwor- 
ten zu  wollen,  bevor  die  Gravamen  wirklich  erledigt  und  die  Völker  abgeführt 
würden  „bei  Strafe  des  Meineids  und  rejectionis  ex  collegio".  Die  Unterschriften 
unter  diesem  nur  in  Abschrift  erhaltenem  Schriftstück  fehlen. 

^*^)  Darunter  allein  13,  also  fast  alle  Räthe:  Norprath,  Borch,  Peil, 
Niess,  Portmann,  B  achmanu,  Weiler,  Boichorst,  Blaspeil,  Pampus, 
Pabst,  Witten  und  Müntz  und  selbst  der  clevische  Erbmarschall  v.  Palant, 
Drost  von  Lobith  und  Huissen. 

*'*)  Dieser  Protest  vom  S.April  enthält  den  Passus:   dass   die  Stände  und 
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Ist    der  Ritterschaft   eingeliefert   und    per    syndicum  Dr.  Isinck    den  13.  Apr. 
Städten   zugestellt  I.  Ch.  D.  Erklärung  über   des  v.  Norprath's  Person, 
dieses  Inhalts,  dass  nämlich  derNorprath  nie  zum  clevischeu  Regierungs- 
rath  bestellt  worden,    und  I.  Ch.  D.  denselben  itzo  anders  wohin  zu  em- 
ployiren  resolviret  "^). 

Haben  die  Herren  von  der  Ritterschaft  per  deputatos  der  Städten  De-  15.  Apr. 
putirten  den  Vorschlag  abermals  vorgetragen:  Ob  nicht  zu  resolviren  wäre, 
dass  die  Herren  Landstände  I.  Ch.  D.  Ehegemahlin  etwa  10,000  Thlr.  un- 
terthänigst  willigen  thäten,  mit  unterthänigster  Bitte,  I.  Ch.  D.  dahin  zu  ' 
commoviren,  dass  in  puncto  remo'tionis  inqualificatorum  den  Ständen  die 
gebetene  Satisfaction  widerfahren  möchte;  ihres  Theils  müssten  es  dafür 
halten,  weil  ohne  das  der  Kurfürstin  einige  unterthänigste  Oblation  ge- 
schehen müsse,  dass  durch  diese  Anticipation  I.  Ch.  D.  commoviret  werden 
möchte,  in  puncto  petitae  satisfactionis  den  Ständen  Satisfaction  zu  geben. 
Städte,  weil  darüber  nicht  instruiret,  ohne  das  auch  ihres  Theils  dafür  hal- 
ten müssten,  dass  I.  Ch.  D.  Geld  bedürftig,  und  durch  die  Mittel  kein  Geld 
überkommen  würde,  und  consequenter  bei  I.  Ch.  D.  damit  nichts  sollte  kön- 
nen ausgerichtet  werden.  Nachmittags  ist  der  Vorschlag  abermals  in  Deli- 
beration  gelegt  und  auf  vorhergehende  Conferenz  endlich  coucludirt,  dass 
I.  Ch.  D.  aufs  Beweglichste  die  impressiones,  als  wenn  die  Stände  bei  Dero- 
selben  nichts  zu  thun  resolvirt,  zu  benehmen  und  unterthänigst  zu  erbitten 
wäre,  die  Inqualificirten  zu  removiren,  und  dabei,  um  der  Sache  näher  zu 
kommen  und  sich  so  viel  möglich  zu  accommodiren,  I.  Ch.  D.  unterthänigst 
zu  bitten,  insofern  I.  Ch.  D.  die  inqualificirten  Diener  de  presenti  zu  remo- 
viren, allnoch  Bedenkens  tragen  würde,  dass  alsdann  Deroselben  gnädigst 
belieben  möchte,  dahin  zu  resolviren,  dass  nach  I.  Ch.  D.  Wiederkunft 
aus  S'Gravenhag  und  also  über  etwa  vier  oder  fünf  Wochen  die  Remotion 
geschehen  sollte,  und  dass  die  Landstände  nach  solcher  I.  Ch.  D.  guädig- 
rer  Erklärung  und  also  auf  Dero  Parole  die  vor  diesem  offerirte  interim- 
(;he  Steuer  also  bald  nach  dem  Osterfest  aussetzen  zu  lassen,  auch  die 
Matrikel  darüber  aufzurichten  resolviret,  alles  dennoch  auf  Ratification  der 
Städte  Deputirten  Principalcu,  deren  Resolution  also  bald  nach  den  öster- 
lichen Feiertagen  beizubringen. 

Sind  ex  nobilibus  der  Herr  zu  Lottum,  Winnenthal,  Sonsfeld  16.  Apr. 
lind  Bilaud,  cum  .syndico  Dr.  Isinck  und  wegen  der  Städte  Brgmstr. 
Dr.  NicHS,  Dr.  tlier  Schmitten,  Brgmstr.  Spaeii  und  Brgmstr.  Uil- 
len.sherg  de[)utirt,  J.  Ch,  D.  dasjenige,  was  gestern  gut  gefunden,  zu  pro- 
] »Olliren,  Nachdem  nun  die  deputati  per  syndicum  Dr.  Isinck,  was  oben 
reht,  vorgetragen,  haben  L  Ch.  D.  sich  dahin  anfangs  durch  Herrn  Schwe- 
in, foigends  selbst  in  eflectu  erklärt,  djiss  zu  solcher  gebetenen  Komotion 
>\i'V  iiif|nalificirt('M  nicht  resolvin'ti  konnten,   mit  BcLTlircn.  die  Slande  dieses 

Uiitvrllmnun   in  cuHum  conlraventioniH   dor  rrivilcgion  di'8  liundos   keine  Huldi- 
gung, (jehursttni  udur  Unturthiinigkeit  zu  luieton  schuldig  seien. 

•*•)  Kr  ward  zum  Gouverneur  der  Stadt  Herford  ernannt,  im  J.  1648  sum 
KriegsrathBprüsidenten ,  den  I.Jan.  16r)0  zum  gelieimen  Uath  von  Haus  aus  be- 
stellt, ittid  ist  um  1655  oder  1656  gestorben. 
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Punkten  halber  in  I.  Ch.  D.  weiter  nicht  dringen,  sondern  dass  die  vor 
diesen  gewilligten  interimsche  Steuer  pure  willigen  und  den  Punkt  remotio- 
nis  inqualificatorum  I.  Ch.  D.  anheim  stellen  wollten;  dafern  aber  die  Land- 
stände wider  einen  oder  den  anderen  der  Herren  Räthe  etwas  einzuwenden 
hätten,  deswegen  dieselbe  ihrer  Rathstelle  billig  zu  entsetzen  wäre,  das  sol- 
ches I.  Ch.  D.  anhören  und  nach  vorbrachten  Beweisthum  darinnen,  was 
recht  und  billig,  statuiren  wollte.  Und  obwohl  der  Herr  zu  Winnenthal 
eingewandt,  notorium  zu  sein,  dass  einige  Räthe  sich  unter  einander  vor 
"  Schelme  und  Diebe  gescholten  und  dieselbe  dahero  billig  zu  removiren 
wären,  bis  und  daran  sie  sich  purgiret,  so  haben  dennoch  I.  Ch.  D.  darauf 
repliciret,  dass  solche  Scheltungen  die  Stände  nicht  concerniren  thäten,  und 
dass  I.  Ch.  D.  darüber  was  Rechtens  statuiren  würden;  wie  denn  auch 
I.  Ch.  D.  der  Ständen  deputatis  verweislich  vorgehalten,  dass,  obwohl  I. 
Ch.  D.  in  vielen  Punkten  den  Ständen  genugsam  Satisfaction  gegeben,  die 
Stände  dennoch  dagegen  nichts  überall  gewilligt,  sondern  bei  ihren  ge- 
fassten  Opinionen  verblieben  ,  und  I.  Ch.  D.  gleichsam  durch  einen  gebo- 
tenen Zwang  nöthigen  wollten,  die  fremden  Diener  abzustellen.  Wie 
nun  der  syndicus  Dr.  Isinck  I.  Ch.  D.  zu  demonstriren  einen  Anfang  ge- 
macht, dass  nämlich  die  Landstände  in  vielen  Punkten  I.  Ch.  D.  cediret, 
dann  haben  I.  Ch.  D.  ex  colera  des  syndici  Dr.  Isinck  seine  vorgenom- 
mene Rede  interrumpiret  mit  diesen  Worten,  „wenn  die  Doctoren  die  Huns- 
vötter  davon  wären  und  I.  Ch.  D.  mit  den  ehrlichen  Leuten  allein  (auf  der 
Ritterschaft  Deputirte  weisend)  zu  schaffen  hätten,  dass  Sie  alsdann  bald 
wollten  zurecht  kommen".  Darauf  der  Dr.  Isinck  regeriret,  wofern  I.  Ch. 
D.  solche  Opinion  von  ihm  hätten,  dass  es  alsdann  besser  wäre,  dass  er 
vom  Landtage  bleiben  thäte,  womit  dep.utati  abgetreten  und  nach  Hause 
gegangen.  Wie  nun  deputati  beim  grossen  Saal  kamen,  ist  der  Schwerin 
gefolgt,  mit  Anzeige,  von  I.  Ch.  D.  befehligt  zu  sein,  den  deputatis  anzu- 
melden, dass  zwei  Ritterbürtige  neben  Dr.  ther  Schmitten  zu  Hofe  bei 
der  Mahlzeit  verbleiben  sollten;  wie  dann  der  Herr  von  Biland  und 
Winnenthal  neben  Dr.  ther  Schmitten  mit  dem  Herrn  Schwerin 
nach  der  Hofstube  gegangen,  denen  Herr  Schwerin  angezeigt,  dass  es 
I.  Ch.  D.  leid  thäte,  dass  die  colera  ihn  so  weit  übernommen,  dass  Sie  der 
Maassen  dem  syndicum  Dr.  Isinck  zugesprochen;  der  Herr  Schwerin 
referirte  auch  dem  Dr.  ther  Schmitten,  dass  I.  Ch.  D.  auf  die  von 
Schwerin  gethane  Erinnerung,  dass  Brgmstr.  ther  Schmitten  auch  ein 
Doctor  wäre  und  derselbe  ebensowohl  als  Dr.  Isinck  es  dafür  halten  würde, 
dass  er  damit  gemeint,  zur  Antwort  gegeben,  dass  er  nicht  gewusst,  dass 
der  Bürgermeister  ein  Doctor  wäre,  dass  er  auch  ihn  nicht,  sondern  Dr. 
Isinck  damit  gemeint,  und  derentwegen  solche  Wörter  geredet,  dass  der- 
selbe dem  Herrn  zu  Winnenthal  in  sein  Wort  gefallen;  sonsten  haben  de- 
putati an  I.  Ch.  D.  überall  keinen  Unwillen  spüren  können,  wie  dann  auch 
I.  Ch,  D.  einem  jeden  der  dreien  zur  Mahlzeit  berufenen  Deputirten,  einem 
jeden  absonderlich,  einen  Trank  Wein  zugebracht. 
17.  Apr.  Haben   die   Stände   durch  Herrn  Ulft  und  Spaen,   neben  Dr.  Die  st 

und  Brgmstr.  Briel  bei  den  Herren  Schwerin    und  Seidel  Namens  der 
hen  Landschaft  heftig  doliret,  dass  der  Stände  deputati  dermaassen 
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von  I.  Ch.  D.  tractiret,  mit  Begehren,  solche  der  Ständen  doleance  I.  Ch.  D. 
unterthänigst  vorzubringen,  auch  Dieselben  zu  ersuchen,  dass  hinfüro  die 
Landstände  und  deren  Deputirte,  wie  es  sich  gebühret,  tractiret  werden 
möchten,  und  dass  im  widrigen  unverhofften  Fall  Niemand  sieh  würde  de- 
putiren  lassen,  mit  I.  Ch.  D.  zu  tractiren.  —  Nachdem  die  Deputirte  solches 
den  zweien  Herren  Käthen  Schwerin  und  Seidel  vorgetragen,  haben 
dieselben  sich  erklärt,  dass  I.  Ch.  D.  nicht  aus  Vorbedacht,  sondern  ex 
colera  solches  Wort  entfallen,  die  sich  dann  auch  alsobald  erklärt  hätten, 
dass  Sie  auf  Dr.  Isinck  keinen  Unwillen  geschöpft,  sondern  derentwegen 
gezürnt,  dass  er  dem  Herrn  zu  Winnenthal  eingeredet. 

Der  Herr  Schwerin  den  versammelten  Ständen  proponiret,  dass  I.  18.  Apr 
Ch.  D.  gegen  Erlangung  der  vor  diesem  conditionaliter  offerirten  Steuer  der 
16,000  Thlr.  pro  principe  und  4000  Thlr.  pro  statibus  den  Landständen 
eins  von  beiden  zu  erwählen  frei  gestellt  haben  wollte,  entweder  dass  alle 
und  jede  qualificirte  und  inqualificirte  hohe  und  niedrige  Bediente  ihrer 
Eide  erlassen  und  alsdann  allein  eingeborne  und  beerbte  Landsassen 
angenommen  werden  sollten,  oder  dass  die  Landstände  gegen  pure  Ein- 
willigung den  Punkt  der  Reniovirung  inqualificatorum  an  I.  Ch.  D.  gnä- 
digste Resolution  unterthänigst  hinstellen  sollten,  und  dass  nach  besche- 
hener  Erwählung  des  einen  oder  anderen  Punkts  die  Steuer  gewilliget 
und  nach  dem  Fest  ausgeschlagen  werden  möchte.  —  Stände  auf  vorherige 
Deliberation  das  erste  erwählet,  dass  nämlich  resolvirt,  I.  Ch.  D.  anheim  zu 
teilen,  alle  und  jede  Bediente  ihrer  Eide  zu  erlassen  und  Eingeborne 
wieder  anzuordnen,  jedoch  dass  solche  Anordnung  mit  A'orwissen  und  Be- 
lieben der  Ijandstände  vorgenommen  werden  möchte,  sich  dabei  erbietend, 
also  bald  nach  dem  Fest  in  etwa  acht  oder  zehn  Tage  wiederum  anhero  zu 
erscheinen,  einen  Abschied  darüber  formiren  zu  lassen,  die  Matrikel  mit 
Zuthun  der  Herren  Räthe  aufzurichten,  und  alsdann  gegen  genügsamen 
Kevers  die  Steuer  der  1(5,000  und  4000  Thlr.  ausschlagen  zu  lassen. 

Kurfürstliche  Proposition  auf  dem  cleve-märkischen  Landtag 
zu  Cleve.     Dat.  Cleve  18.  Jan.  1647.     M. 

1)  Erwarte,  dass  die  Stände  ihm  nunmehr  die  „schuldige  Erbhuldigung  18.  Juu. 
Mriweigerlich  leisten'*  würden,  wogegen  er  sie  bei  ihren  wolherbrachten  Pri- 

ilegien  zu  erhalten,  sie  auch  dessen  durch  „behörige  Reversalen'*  zu  ver- 
sichern gedenke,  tl)  Bei  der  nach  vieler  Mühe  erlangten  Einräumung  Duis- 
burgs und  Culcars  habe  er  den  Staaten  und  Hessen  die  Besetzung  dieser 
Orte  mit  eigenen  Truppen,  widrigenfalls  die  Restitution  inclus.  der  von 
I«  t/.tcreii  erhobenen  Contributionen  zusagen,  und  dcsshalb  zur  Defensive 
!<  II«  I  Platze  wie  des  lyandes  Truppen  werben,  auch  jetzt  bei  seinem  von  den 

'eHundtschaften  zu  Osnabrück  und  Münster  wie  von  den  Ständen  selber  sehn- 
lichst gewünschten  Eintreflen  in  den  elevischcn  Landen  zur  Sicherung  seiner 
l'erson  wieder  einige  Truppen  mitbringen  müssen;  zudem  standen  bei  den 
Friedensverhandlungen  jetzt  „alle  Sachen  in  erisi,  ja  seine  nobelsten  Lan- 
den in  höch.Mter  (Jefuhr**,  und  würden  ihm  daher  die  Stünde  als  gut«  Pa- 
trioten nicht  ratben,   gerade  jetzt  Truppen  zu  entlassen,   zumal  aucli   mit 
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dem  Pfalzgrafcii  von  Neuburg,  der  ihm  Land  und  Geld  vorenthalte  und  bei 
Frankreich  und  Polen  um  Geld  und  Truppen  wider  ihn  sollicitire,  offene 
Zerwürfnisse  auszubrechen  drohten.  Er  habe  zu  den  Ständen  das  feste  Ver- 
trauen, dass  sie  in  Anbetracht  dieser  Umstände  „noch  auf  eine  Zeit  die 
zum  Unterhalt  der  Soldatesque  nöthigeu  Lebensmittel  zur  Hand  schaffen, 
wie  auch  die  bis  dato  zurückgebliebenen  Monatgelder  beizutreiben  und  un- 
verlängert  abzuführen  sich  angelegen  sein  lassen  würden".  3)  Sei  es  nö- 
thig,  nunmehr  zur  vollständigen  Aus-,  resp.  Einführung  des  in  den  Jahren 
1632  — 1635  mit  den  Ständen  fest  abgeschlossenen  Deputationswerks  zur 
Abtilgung  der  Kammerschulden  zu  schreiten.  4)  Müsse  er  bei  der  gänz- 
lichen Zerrüttung  der  kurf.  Domaineneinkünfte  bei  den  Ständen  um  ein 
monatliches  Subsidium  zur  Hofhaltung  in  Cleve  „in  Gnaden  anhalten". 
5)  Desgleichen  um  monatlich  1000  Thlr.  für  die  clevischen  Räthe  der  kurf. 
Gesandtschaft  in  Münster  und  Osnabrück.  6)  Da  er  auf  Vorstellungen  der 
Stände  beschlossen,  neben  dem  zur  Regierung  bestellten  geheimen  Rath 
einen  eigenen  Justizrath  und  für  jedes  Collegium  sowie  für  die  Amtskammer 
besondere  Räthe  zu  bestellen,  so  bedürfe  er  auch  hierzu  der  Steuerbeihilfe 
der  Stände,  die,  so  erwarte  er,  „der  Sachen  Nothdurft  und  Nothwendigkeit, 
dawider  kein  difficultiren  noch  disputiren  helfen  kann,  emsig  und  eifrig  be- 
trachten, die  dazu  erforderten  Mittel  bedenken  und  sich  darauf  mit  dem 
vorderlichsten  mit  einer  solchen  patriotischen  Resolution,  so  dem  Werke 
ein  Genüge  thue,  gegen  ihn  hinwieder  eröffnen  würden". 


Die  cleve-märkischen  Stände  an  den  Pfalzgrafen  von  Neuburg. 
Dat.  Cleve  22.  Jan.  1647.     W. 

22.  Jan.  Aus   der  Landtagsproposition   des   Kurfürsten    hätten    sie    vernommen, 

dass  der  Pfalzgraf  mit  demselben  derartig  in  Zerwürfniss  gerathen  wäre, 
dass  ein  offener  Bruch  zwischen  beiden  auszubrechen  drohe,  wodurch  die 
Lande  und  Stände  wieder  in  jene  „unaussprechliche  Calamität  und  Ver- 
derb" wie  in  den  Jahren  1613^ — 1630  „ganz  unverschuldeter  Maassen"  ge- 
rathen würden.  Laut  Inhalt  des  dortmunder  Vergleichs  und  der  duisburger 
Reversalen  hätten  die  beiden  possidirenden  Herren  den  Ständen  feierlich 
versprochen,  bis  zum  rechtlichen  Austrag  des  Successiousstreits  nichts  Feind- 
liches gegen  einander  vornehmen  zu  wollen,  „widrigenfalls  die  Stände  von 
ihrem  den  beiden  Fürsten  geleisteten  Treuegelöbniss  entbunden  sein  soll- 
ten". Da  aber  jener  in  den  Verträgen  von  Dortmund  und  Hall  wie  in  den 
Reversalen  verabredete  und  zugesagte  rechtliche  oder  gütliche  definitive 
Austrag  nicht  erfolgt,  wäre  es  im  Jahre  1613  zu  Differenzen  gekommen, 
welche  alsdann  durch  den  unter  Interposition  von  Frankreich,  England  und 
den  Generalstaaten  sowie  „unter  Zuziehung  der  Stände"  geschlossenen  xan- 
tener Vertrag  dahin  accommodirt  worden  seien,  „dass  die  Fürsten  in  den 
Landen  jure  familiaritatis  leben  und  sich  in  Conformität  des  dortmundischen 
und  hallschen  Vertrags,  item  den  Reversalen  und  Privilegien  der  Lande 
gemäss  bis  zur  Erörterung  der  Hauptsache  verhalten  sollten".  Leider  sei 
dieser  Vertrag  nicht  eingehalten,  daher  auch  nicht  trotz  wiederholten  Drän- 
gen   der   gesammten  Stände    auf  gütlichen   oder   rechtlichen  Austrag   der 
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Hauptsache  jene  die  Untertha^neu  verderbenden  Streitigkeiten  beigelegt  wor- 
den. Nochmals  bäten  sie  hiemit  den  Pfalzgrafen  auf  Grund  jener  fürst- 
lichen Zusagen  und  Vergleiche  sich  mit  dem  Kurfürsten  gemäss  dem  xan- 
tener Vertrage  gütlich  zu  vergleichen,  oder  die  Sache  zum  endgiltigen  recht- 
lichen Austrag  zu  bringen,  sich  jedenfalls  aber  bis  dahin  aller  Feindselig- 
keiten zu  enthalten  und  die  Unterthanen  in  Ruhe  und  Frieden  zu  belassen. 
^Im  widrigen  ganz  unverhofften  Fall  beide  Ch.  und  F.  DD.  den  Ständen 
in  Ungnaden  nicht  zu  verdenken  hätten,  dass  dieselbe  nach  Ausweis  der 
Vergleiche  und  Keversalen  sich  ihres  erlangten  Rechts  zu  gebrauchen 
gleichsam  wider  ihren  unterthänigsten  Willen  und  Aflfection  unvermeidlich 
genothdräugt  werden  sollten''  "^). 


Instruction  der  clevischen  Stände  für  Aitzema'^'). 
Dat.  Cleve  29.  Jan.   1647.     W. 

[Dahin  zu  wirken,  dass  in  einem  Alliancevertrage  des  Kurfürsten  mit  den  Staaten 
deren  Garantie  der  ständischen  Privilegien  und  bei  event.  Räumung  der  clevi- 
schen Plätze  das  ausschliessliche  Defensionsrecht  der  Magistrate  und  Bürger 
daselbst  anerkannt  werde.  Brandenburgische  Besatzungen  gefährden  der  Städte 
Freiheit  und  der  Staaten  Interessen.     Die  Refutationsschrift  gegen  Borch.] 

Seine  Bestellung  als  Resident  der  clevischen  Stände  bei  den  General-  29.  Jan. 
Staaten,  dem  Prinzen  von  Oranien  und  dem  Rath  von  Staaten  mit  1000  fl. 
Gehalt. 

„Also  ten  tweden  de  lantstende  gelofwerdich  bericht  worden,  dat 
tuschen  S.  Ch.  D.  van  ßrandenborch  ende  de  beeren  staten  General 
een  projeet  tot  naederc  alliance  en  verbintenis  vervatt  en  overgegeven 
sy,  en  de  geinelte  lantstende  in  sorge  staen,  dat  by  sodanige  alliance 
eenige  articulen  mochten  werden  geinsereert,  die  ahn  haer  recht  ende 
principalick  aen  de  guarantie  van  de  hochmogenden  beeren  Staaten 
praejudicabcl  syn  konden,  so  wort  de  beere  resident  gelast  en  ver- 
socht,  sich  dien  aengaende  by  h.  H.  M.  te  adressecren  en  te  ver- 
suicken,  dat  Indien  ecnigc  alliance  tuschen  den  beeren  Churvorstcn 
en  h.  H.  M.  Hnalick  soude  werden  gescbloten  in  soodanigon  cas  darby 
mochte  gedacht  en  geinserirt  worden,  dat  de  genielte  alliance  niet  en 
mochte  naedelich  syn  aen  de  vorgaende  tractaten  tuschen  S.  Ch.  D. 
en  lantstenden  opgerecht  synde  ahn  het  verdragh  tot  Xanten  en  daerby 
verkregene  recht  van  guarantio,  niaer  dat  in  conforniitct  van  h.  II.  M. 
gedane  beh>ften  en  tot  noch  toe  geoffectuirde  guarantie  der  privilcgien 
als  mede  der  reversalen  et  capitulatien  de  anno  IGOÜ  volkonilick  geob- 


*•••)    inst   uf.inicii    ghHiMu   liiiiiiliH    iMi    die    \ Orsti-llung,    wt-lchr    ilic  .Stunde» 
um  21.  JuuuMr  dem  KurfurHtun  mündlich  muchten. 
•")  Vgl.  A  itztma  III  193. 
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serveert  en  de  lantstende  daerby  gemaintenirt  werden  mögen.  Indien 
ock  van  eenige  evacuatie  der  Clevischen  steden,  tegenwordich  met 
garnison  van  de  geunirde  provincien  beset  synde,  by  de  vorschr. 
alliance  soude  getracteert  en  versocht  worden,  dat  deselve  by  progess 
van  de  gemeene  vrede  ofte  particuliere  tractaten  tuschen  de  croon 
Spanien  en  de  beeren  staten  general  aen  S.  Ch.  D.  mochten  overge- 
levert  en  ingeraembt  werden,  omme  met  eenige  militie  van  S.  Ch.  D. 
te  besetten,  daer  dor  de  vorschreven  steden  ten  höchsten  geinterres- 
seert,  haere  geprivilegirde  vryheit  vernaerdeelt  en  in  grote  ongelegen- 
heit  confusie  en  verderf  souden  gesett  werden,  so  sali  in  sulken  ge- 
valle  de  beer  resident  gelieven  van  gelicken  H.  H.  M.  behorlick  te  ver- 
suicken,  de  vorg.  steden  niet  in  banden  van  S.  Ch.  D.  ofte  derselven 
militie,  maer  in  sodanigen  staet  als  sy  geweest  syn  ter  tyt  van  de  laste 
overledene  hertoch  van  Cleve,  en  specialick  in  de  banden  van  de  respec- 
tiven  magistraten  en  borgerye,  om  door  deselve  bewaert  te  worden,  te 
laten  restituiren,  en  sulx  in  de  vorschr.  alliance  mede  te  doen  preca- 
viren  en  t'  inseriren,  in  sonderbare  consideratien  dat  de  naestgelegene 
provincien  als  Gelderlant,  Zutphen,  Over-Yssel,  Groningen  en  Vries- 
lant  als  mede  het  stift  Utrecht,  casu  quo  uit  de  gemeide  steden  de 
volcker  souden  gelicht  ende  andere  aen  derselven  plaets  gestelt  wer- 
den, ten  höchsten  souden  geinteresseert  en  geincommodeert  werden, 
oick  andere  redenen  concurreeren,  die  de  vorschr.  lantstende  naer  be- 
vindinge  te  gebruicken  in  de  directie  en  dexteritet  van  den  beeren  re- 
sidenten gestelt  syn  laten,  als  mede,  of  het  nodich  ende  dienstlich  syn 
mochte,  dese  petita  an  d'  eene  ofte  andere  provincie  albevorens  voer 
de  alliance  geresolvirt  syn  mochte,  schriftelicken  te  insinuiren,  en  te 
bevorderen  dat  de  vorschr.  pointen  an  haere  gecommittirde  ter  gene- 
raliteit  mochten  belast  worden". 

üebersenden  anbei  die  gegen  einige  von  Alard  Philipp  v.  d. Borch 
in  mehreren  Provinzen  gemachten  Vorstellungen  verfasste  Refutationsschrift 
mit  Anweisung,  sie  bei  den  Generalstaaten  zu  übergeben,  sie  drucken  zu 
lassen  und  nach  Belieben  zu  vertheilen  "^). 


^*^)  Der  Kurfürst  hatte  Borch  und  Bo  ine  bürg  au  die  Staaten  der  einzel- 
nen Provinzen  gesandt ;  ihre  Instruction  dat.  Duisburg  3/13.  Nov.  1646  ürk.  u. 
Actenst.  IV  p.  58.  Sie  enthält  die  von  ihm  gegen  die  Stände  vorgebrachten 
Beschwerden.  Der  letzteren  Gegenschrift  ist:  Refutatie  in  name  ende  van  we- 
gen de  lantstenden  uit  ridderschap  ende  steden  des  hertogdoms  Cleve  op  ende 
tegens  sekere  propositien  door  Alart  Philipp  v.  d.  Borch,  Raet  v.  S.  Ch.  D. 
van  Brandenborg  onlangs  gedaen  etc.  ins  Graven-Haag  gedruckt  by  Isaack  Burg- 
horn  1647.  4.     Vgl.  oben  Einleit.  p.  115. 
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Gravamen   resp.  Forderungen   der  cleve- märkischen  Stände. 

Präs.  Cleve  30.  Jan.  1647  ''').     M. 

1)  Die  Bestätigung  sämmtlicher  Privilegien,  Rechte,  Freiheiten,  Her-  30.  Jan. 
kommen  und  Reversalen  der  Stände;  2)  insbesondere  des  Privilegs  von 
1501,  und  zu  dessen  genauer  Einhaltung  die  Bestellung  12  deputirter  Käthe 
aus  den  Ständen.  3)  Anerkennung  und  Beobachtung  des  dem  Adel  1510 
verliehenen  Privilegs.  4)  Abführung  aller  Truppen  aus  den  Landen.  5)  Ein- 
stellung aller  Contributionserhebung  und  Executionen,  sowie  Restitution  des 
unrechtmässig  Erhobenen.  6)  Entfernung  aller  nicht  in  Cleve  und  Mark 
eingeborenen  und  begüterten  Beamten,  Besetzug  aller  Aemter  daselbst  mit 
solchen,  und  Versehung  der  bisherigen  Amtskammergeschäfte  durch  die 
Regierungsräthe.  7)  Indigenat  der  Clevischen  in  der  Mark  und  umgekehrt, 
wenn  daselbst  mit  einem  Rittersitze  resp.  in  den  Städten  beerbt.  8)  Anord- 
nung eines  eigenen  Justizraths,  der  in  allen  fiscalischen  Sachen,  der  Fiscus 
sei  Kläger  oder  Verklagter,  wie  in  allen  anderen  Sachen,  jedoch  ohne  Um- 
gehung der  ersten  Instanz,  competent,  und  in  dessen  schwebenden  Prozessen 
und  Urtheileu  weder  Inhibitionen,  noch  Suspendirungen,  noch  Evocationen 
seitens  des  Landesherru  Macht  haben  sollen.  9)  Keine  Vereinigung  der 
Richter-  und  Rentmeister-,  resp.  Gaugrafen-  und  Landschreiberstellen. 
10)  Restitution  der  Wasserliceuten  zu  Lobith,  Ruhrort  und  Gennep  an  die 
Stände,  und  Wiedereinführung  der  1587  angeordneten  Administration  und 
Verwendung  derselben.  11)  Wiedereinlösung  der  ohne  Consens  der  Stände 
verpfändeten  Aemter  Neustadt  (an  den  Grafen  Schwarzenberg),  Scherm- 
beck  (1041  an  den  Grafen  von  Vehlen),  Witten  (1640  an  den  Grafen  von 
Witgen stein).  12)  Reform-  und  Publicirung  der  Dienstordnung.  13)  Ver- 
zicht auf  die  Restanten  von  1622  und  dessfallsigen  Assignationen.  14)  An- 
erkennung der  Steuerfreiheit  der  Güter  Hübsch  im  Amte  Bislich  und  Hüls- 
horst im  Amte  Aspel.  15)  Abstellung  der  von  den  Ständen  nicht  bewilligten 
Laiidlicenten  und  Wegegelder.  16)  Befreiung  der  Grafschaft  Mark  von 
kaiserlichen,  schwedischen  und  hessischen  Einquartierungen  und  Contribu- 
tionen,  so  lange  dieselben  aber  noch  andauern,  Reform  resj).  Ermässigung 
der  Kreisniatrikel.  17)  Festsetzung  der  Münzordnung  in  der  Mark  nach 
der  cölnischen.  18)  Besetzung  der  Probstei  Scheda  in  der  Mark  mit  einge- 
borenen Adeligen.  10)  Abstellung  aller  Executionen  und  Exactionen  in 
Mark  seitens  der  kriegführenden  Parteien;  20)  insbesondere  der  cölnischen 
nin  Schlosse  Werl  aus  vorgenommenen.  21)  Schiffbarmachung  der  Lippe 
iiid  Ruhr.  .  22)  Keine  Verleihung  von  Steuerexenition  und  Jagdgerecht- 
imen  an  Besitzer  nicht  landtagsfähiger  Häuser  und  Güter.  23)  Suspen- 
iiirung  der  Jagdgcrechtsanie  adeliger  Häuser,  so  lange  dieselben  in  Händen 
von  nicht  als  rittennässig  (jualiücirten  Personen  sind.  21)  Verbot  der  Jugd- 
iiisübung  Seiten»  der  Richter  und  Rcntmcistcr.  25)  Ausführung  des  Urthcils 
in  Sachen  des  v.  d.  Reck  zu  Stiepel  contr.  Nageil,  betr.  unstandesgemässe 

"      \'a\.  den  EventualboschlusB  dor  cloviscben  Rittorschaft  vom  22.  März 
H141   j).  \U),  dnH  Schroiheu  «h-r  oBlrlx'iniHcliPn  clovi«eh<Mi  Städte  vom  2.  Mni  1G41 
p.  ]('>(',  1111(1  «lif   IiiHtructiou  U«'r  Depulirten  vom  2G.  Aug.  1G46  p.  2'18. 
'.r.  Kurftirtten.  V.  '-'  I 
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Heirath  der  Schwester  desselben,  resp.  Rückgabe  des  derselben  aberkannten 
Erbtheils.  26)  Erwirkung  dauernder  Anerkennung  der  Neutralität  Wesels 
seitens  Spaniens.  27)  Unabsetzbarkeit  der  Schöffen  zu  Rees  und  Emmerich 
gemäss  den  Privilegien  derselben.  28)  Keine  Anstellung  kurfürstlicher  Be- 
amten zu  Schöffen  oder  Rathsmitglieder.  29)  Sicherstellung  der  Städte 
Calcar,  Emmerich,  Xanten,  Rees  und  Hamm  in  ihrer  Bürgschaft  für  lan- 
desherrliche Anleihen  in  Cöln  und  Münster.  30)  Abstellung  der  Eingriffe 
in  die  Rechte  der  Stadt  Calcar  zur  Bestellung  und  Beeidigung  ihres  Rich- 
ters, 31)  zur  Verpachtung  ihrer  Mühlen.  32)  Abschaffung  ungehörigfen 
Mühlenzwanges  in  der  Mark.  33)  Keine  Erhebung  von  Kohlenzehnten  aus 
adeligen  Grundstücken.  34)  Wiedereinführung  der  viermal  des  Jahrs  zur 
Aufnahme  der  Klagen  und  Verhöre  umherreisenden  Gerichtsdeputation  in 
der  Mark.  35)  Schutz  des  Konrad  v.  Strünkede  im  Besitz  des  Hauses 
Mehrum  gegen  Wilh.  v.  Ketzgen  zu  Gereshoven  bis  zur  Entscheidung 
des  Prozesses,  oder  gütlichen  Vergleich. 


Gravamen  resp.  Forderungen  der  märkischen  Stände. 

Präs.  Cleve  30.  Jan.  1647.     M. 

30.  Jan.  1)  Ungleiche  Justiz,  wie  denn  letzthin  einer  „der  grössten  Landzwän- 

ger"  der  Grafschaft,  der  auf  einen  Tag  300  Pferde  entführt,  Städte,  Kir- 
chen und  Klöster  geplündert,  Communicanten  vor  dem  Altar  erschossen 
habe,  nur  zu  50  Gg.  verurtheilt  worden  sei,  „wenn  aber  ein  Edelmann  ein 
geringes  excedirt,  alsobald  mit  groben  und  vorhin  unerhörten  Brüchten  be- 
legt würde,  welches  der  Ritterschaft  zumal  beschwerlich  und  fast  unerträg- 
lich ist".  2)  Anordnung  eines  eigenen  Hofgerichts  in  der  Mark,  das  mit 
3  adeligen  und  3  bürgerlichen  Räthen  zu  besetzen  wäre.  3)  Combination 
kleiner  und  schlecht  besoldeter  Richterstellen.  4)  Beschränkung  der  Juris- 
diction des  V.  Strünkede  zu  Strünkede  auf  den  bisherigen  Umfang, 
5)  Rücknahme  der  dem  v.  d.  Borch  zu  Langendrehr  verliehenen,  6)  über- 
haupt keine  Verleihung  derselben  ohne  der  Stände  Consens.  1)  Wieder- 
einführung der  ehemaligen  Ständedeputation  und  ihrer  Befugnisse.  8)  Keine 
Immissionen  in  adelige  Häuser  und  Güter,  auch  9)  keine  Pfändung  der 
Mobilien  des  Adels,  was  beides  gegen  dessen  Privilegien.  10)  Zinsenre- 
duction    auf   3    Procent   für   landesherrliche    Forderungen    wie   Zahlungen. 

11)  Erhebung  von  Kohlenzehnten  allein  bei  Werken  in  Gemeindeländereien. 

12)  Bestätigung  der  Bestimmungen  gegen  unstandesmässige  Ehen,  „womit 
fast  ansehnliche  brautschätzliche  Gelder  zum  Ruin  der  adeligen  Rittersitze 
extorquirt  werden",  „damit  den  Eltern  die  Disposition  und  Exhäredation 
ihrer  ungerathenen  Kinder  gelassen  werde". 


General-  und  Particulargravamen  der  märkischen  Städte. 

Präs.  30.  Jan.   1647.     M. 

30.  Jan.  1)   Wären  in  ihren  Privilegien,   namentlich   von  Seiten  der  kurf.  Amt- 

männer, mannigfach  verletzt,  ja  vorsätzlich  beeinträchtigt,  verkürzt,  verge- 
waltigt und  de  facto  entsetzt  worden,    „so  dass   es  das  Ansehen   gewönne, 
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dass  die  Städte  bei  ihrem  jetzigen,  jämmerlich  verderbten  Zustand  ganz 
und  gar  unter  die  Füsse  getreten,  und  dasjenige,  was  de  facto  hin  und 
wieder  teudirt  und  eingedrungen,  pro  actibus  praejudicialibus  ausgedeutet 
und  die  defensio  privilegiorum  jurium  et  consuctudinum  antiquarum  für  eine 
Opposition  gehalten  und  gestraft  werde",  bäten  besonders  die  „expracti- 
sirten''  Rescripte  und  die  daraus  erwachsenen  „gefährlichen  processus"  zu 
cassireu  und  abzuschafien. 

2)  Müssten  klagen,  dass  viele  Burgmänner  und  Adelige,  die  im  frem- 
den Kriegsdienste,  viele  von  ihnen  angekaufte,  in  den  Feldmarken  der  Städte 
gelegene,  bürgerliche  und  schatzbare  Güter  von  den  durch  die  gänzliche 
Zerrüttung  und  Ausplünderung,  selbst  der  Hauptstädte,  bereits  unerschwing- 
lichen Contributionen  und  p]inquartierungskosten  durch  erschlichene  Verord- 
nungen der  Regierung,  wie  durch  die  Hilfe  der  fremden  Truppen,  von  ihnen 
ertheilte  Sauveguardes  und  dergleichen  Mittel  „unter  dem  Schein  adeliger 
Freiheit  zu  eximiren  wüssten,  wie  es  z.B.  die  Herren  zu  Reck  und  Horst 
bei  Camen  gethan.  Gleiche  Exemtionen  beanspruchten  auch  von  ihren 
städtischen  Gütern  die  kurf.  Richter,  Rentmeister,  Gerichtsschreiber,  Diener 
und  Frohnen,  suchten  sich  auf  solche  Weise  der  Kriegslasten  ganz  zu  ent- 
ziehen und  dem  übrigen  gemeinen  Bürger  dieselbe  allein  auf  den  Hals  zu 
laden.  Endlich  wüssten  sich  auch  ebenso  die  einheimischen  und  auswärtigen 
Geistlichen,  welche  „ansehnliche  Pachte  und  Renten  aus  den  Städten  ziehen, 
und  also  die  durch  sauern  Schweiss  und  Arbeit  erworbenen  Mittel  zur  Un- 
terhaltung der  Kriegsbeschwerden  mächtig  schmälern",  auf  Grund  präten- 
dirter  Privilegien  der  Theil nähme  an  den  städtischen  Lasten  zu  entziehen. 
Bäten  daher  alle  derartige  Exemtionen  abzustellen,  ihnen  allseitig  entgegen 
zu  wirken  und  insbesondere  den  Städten  zu  gestatten,  einen  Theil  derartiger 
'/"istlichen  Einkünfte  zur  Erleichterung  der  armen  Bürger  zurückzuhalten. 

3)  Bitten,  dass  die  Regierung  die  Städte  nicht  ferner  mehr  auf  An- 
drängen ihrer  Creditoren  mit  extrajudicialibus  mandatis  executivis  verfolge, 
sondern  in  Anbetracht  der  schweren  Zeit  Moderation  und  Milde  gebrauche, 
•  iie  Kläger  auf  den  gewöhnlichen  Rechtsweg  zur  Feststellung  ihrer  Forde- 
rung verweise  und  sie  zu  vermögen  suche,  sich  mit  Verschreibungen  und 
Einräumung  städtischer  Inimubilien  bis  auf  bessere  Zeiten  zu  begnügen. 

^4)  Ist  auch  der  Städte  ein  sonderlich  Anliegen  und  Beschwer  mit 
.^(iinmtlichen  cleve-märkischen  Ständen,  dass,  wenn  ein  oder  der  andere  vor- 
nehme Patriot  und  Bürger  ihre  Söhne  mit  nicht  geringen  Kosten  auf  die 
Schulen  gehalten,  dieselbe  erwachsen,  wohl  studirt  und  (jualilieirt,  also  dass 
zu  Kirciien-  und  anderen  politischen  Diensten  und  Aemtern  wohl  gebraucht 
rdcn  könotcD,  auch  darauf  sonderliche  SpercMiz  gesetzt,  dcunoch  bis  da- 
her fremde,  ausser  Lands  geborne,  nicht  gesessene  oder  begüterte  jülich- 
8che,  cölnische,  oberländische  und  andere  Unbekannte,  dieses  Orts  (lele- 
geuhcit,  Costunicn  und  Gerechtigkeiten  ganz  Unerfahrene,  auch  wold  Inca- 
pablc  zu- den  kurf.  Anwalts-,  Richtern,  Rentnieistereien  und  anderen  Stelleu 
gezogen,  befördert  und  angesetzt,  also  den  eingeborenen  Landsassigen  |)rä- 
fcriret  worden,  daher  mit  Herzeleid  der  lOltern  und  redlicher  Patrioten  an- 
derwärts ihr  Glück  suchen,  (uler  in  den  Krieg  sich  begeben.  Derentwegen 
mit  höchstem  Flciss  zu  bittc*n,  L  Ch.  D.  wollen  geruhen,  Inhalts  der  duis- 

21* 
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burgischen  Reversalen  de  anno  1609  die  Fremden  wieder  zu  degradireu 
und  abzustellen,  und  Dero  Aemter  und  Dienste  mit  inländischen  qualificirten 
Personen  zu  derselben  Aufmunterung  gnädigst  zu  versehen.  Wollen  auch 
deputati  wohlmeinentlich  anzeigen,  dass  von  ihren  Principalen  dieses  aus- 
drücklich in  instructione  und  mandatis  haben,  dass  zu  anderen  gemeinen 
Tractaten,  es  sei  denn  dies  Beschwer  erledigt  und  den  Landständen  dar- 
unter Satisfaction  widerfahren,  nicht  zu  schreiten,  sintemal  dieses  Werk  allen 
redlichen  Patrioten  ultra  opinionem  tiefer  zu  Herzen  geht,  und  kann  ein 
Landesfürst  sich  der  XJnterthanen  Gemüther  nicht  höher  devinciren,  als  den- 
selben und  ihren  Kindern,  weil  die  fürstliche  onera  sustiniren,  auch  die  ho- 
nores  deferiret,  da  sonsten  die  cleve- märkischen  Unterthanen,  weil  andere 
Landesherrn  ihre  eingeborenen  Landsässigen  vor  allen,  remotis  extraneis, 
promoviren,  deterioris  conditionis  als  andere  im  ganzen  römischen  Reiche 
sein  würden". 

5)  Verbot  der  Handwerksausübung  in  den  Dörfern  und  der  Aufnahme 
aus  den  Städten  weggezogener  Handwerker  daselbst  ^^°). 

6)  Die  Stadt  Schwelm  wäre  bei  den  Contributionen  zum  Amt  Wetter 
gezogen,  dadurch  der  märkischen  Städte  corpus  um  ein  an  deren  Lasten 
participirendes  Glied  zu  dessen  und  sämmtlicher  Städte  Nachtheil  verringert 
worden. 

1)  Willkührlich  würden,  trotz  der  von  dem  Drosten  und  dem  Bürger- 
meister von  Hamm  auf  Wunsch  der  Regierung  entworfenen  Taxe,  noch  ferner 
die  Gerichtsspesen  und  Sportein  ungebührlich  erhöht  und  vermehrt. 

8)  Die  Verlegung  der  Jahrmärkte  vom  Sonntag  auf  den  Montag  sei 
den  Städten,  namentlich  den  an  der  Gränze  liegenden,  sehr  schädlich,  bei 
den  geringen  Commercien  brächten  diese  Märkte  allein  noch  etwas  Geld 
ins  Land. 

9)  Obwohl  die  Licenten  und  Wegegelder  nur  auf  die  durchgehenden 
Waaren  angeordnet,  würden  solche  auch  von  den  ausgehenden,  namentlich 
in  den  sauerländischen  Quartieren,  von  Eisen,  Stahl  und  Draht  zum  grossen 
Schaden  dieses  hauptsächlich  in  den  dort  gelegenen  Städten  Lüdenscheid, 
Altena  und  Breckerfeld  betriebenen  Gewerbzweiges  erhoben. 

Folgen  endlich  Beschwerden  einzelner  Städte:  so  der  Stadt  Soest  über 
Eingriffe  dortiger  katholischer  Geistlichen  in  ihre  Patronatsrechte,  über 
Vorenthaltung  der  den  Lutherischen  zustehenden  Pfarrkirche  zu  Welver 
seitens  der  Aebtissin  daselbst,  sowie  über  die  Exemtionsprätensionen  der 
katholischen  Geistlichen  in  Stadt-  und  Landesteuern;  der  Stadt  Hamm,  dass 
die  Appellationsinstanz-Rechte  ihres  Raths  von  den  betreffenden  Stadt-  und 
Ortsgerichten  nicht  mehr  beachtet  und  von  ihnen  direct  an  das  Hofgericht 
appellirt  werde,  die  Regierung  auch'  in  des  Magistrats  Strafbefugnisse  ge- 
genüber den  Gilden  und  einzelnen  Bürgern  eingreife;  der  Stadt  Unna  über 

'^ß)  Diese  5  Gravamina  hatten  die  märkischen  Deputirten  bereits  in  Königs- 
berg überreicht  und  darauf  unter  dem  17.  Febr.  1641  ein  kurf.  Rescript  an  die 
Regierung  ausgewirkt,  darin  derselben  anbefohlen  ward,  die  Privilegien  der  Städte 
nicht  zu  turbiren,  und  in  Betreff  des  zweiten  und  dritten  Punkts  der  Billigkeit 
gemäss  zu  verfahren ;  die  Entscheidung  über  den  Punkt  4  bleibe  aber  den  wei- 
teren Verhandlungen  mit  den  Ständen  vorbehalten. 
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Eingriffe  der  kurf.  Beamten  in  ihre  Polizeigerichtsbarkeit;  der  Stadt  Camen 
über  ContributionsüberbürduDg,  nachdem  sie  im  vorigen  Jahre  zur  Hälfte 
abgebrannt;  der  Stadt  Lünen  über  unrechtmässige  Licenterhebung  und  Ver- 
drängung ihres  alten  Geistlichen;  der  Stadt  Iserlohn,  dass  der  dortige 
Richter  von  den  Drahtrollen,  bei  welchen  statt  der  Bänke  jetzt  Drahtwin- 
den angelegt,  ausser  der  Abgabe  für  das  Wasserrad  noch,  wie  von  den 
Häusern,  Rauchhühner  und  Dienste  verlange;  der  Stadt  Schwerte,  dass  ihr 
die  althergebrachte  Gerichtsbarkeit,  namentlich  in  Schuldsachen,  entzogen, 
auch  die  Jagd-  und  Fischereigerechtsamen  sowie  die  Polizeihandhabung 
geschmälert  werde;  der  Freiheit  Altena  über  Erhebung  ungebührlicher  Li- 
centen  und  Zölle  vom  Draht,  besonders  durch  die  Hessen,  Errichtung  neuer 
Schlagbäume  und  Zerstörung  der  Brücken;  sowie  endlich  des  Städtchens 
Hattingen  über  Entziehung  der  Gerichtsbarkeit  in  Schuldsachen  und  will- 
kürliche Pfandeinweisungen  der  kurf.  Amtmänner. 


Der  cleve-märkischen  Stände  Instruction  für  ihre  Deputirten 

an  die  Jülich -bergischen  Stände:   Dietrich  Carl  v.  Wilich  zu 

Winnenthal,  Gerhard  v.  d.  Reck  zum  Berge  Herr  zu  Witten 

und  Dr.  Arnold  de  Diest,  Schöffe  der  Stadt  Cleve.    W. 

[Gemeinsame  Vorstellungen  bei  dem  Pfalzgrafen  von  Neuburg  zu  erwirken.  Bei 
den  Verhandlungen  in  Düsseldorf  die  Rechte  der  Stände  zu  wahren.  Im  Fall 
einer  Ruptur  ?]nieuerung  der  Erbvereinigung  und  gemeinsame  Anrufung  der  In- 
terposition  der  Staaten   zum   Schutz   der  von    ihnen   garantirten  Privilegien  zu 

betreiben.] 

„Dieselbe  sollen  von  hier  aus  sich  nach  Cöln  erheben  und  wo  13.  Febr. 
möglich  den  21.  laufenden  Monats  des  Abends  allda  einkommen. 
Demnächst  praemissis  curialibus  bei  den  Jülich-  und  bergischen  Land- 
ständen Deputirten  behörlich  remonstriren,  was  gestalt  die  anwesenden 
committirenden  Landstäude  gern  und  erfreulich  vernommen  hätten, 
dass  die  Jülich-  und  bergische  Deputirten  auf  ihrer  der  committirenden 
Ständen  Veranlassung  die  gesammte  Kitterschaft  und  Städten  beider 
Ilerzogthümer  Jülich  und  hcrg  nach  Cöln  conscribiret,  gestalt  von 
denselben  die  Erklärung  über  der  committirenden  Stände  bescheheues 
Anbringen  zu  vernehmen  und  zum  Besten  der  gesammten  erbvereinig- 
ten Lande  sich  darauf  zu  richten,  niclit  zweifelnd  die  Jülich-  und  ber- 
gischen Stände  zugleich  für  dienlicii  und  höchst  nötbig  werden  be- 
funden haben,  im  Namen  der  gesammten  unirten  Landschaften,  das- 
jenige des  Herrn  Pfalzgrafen  von  Nouburg  F.  D.  unterthänigst  vorbringen 
zu  lassen,  welches  die  Committenten  zuvörderst  L  Ch.  D.  zu  Branden- 
burg bei  Dero  Anwesenheit  allhie  münd-  und  scinilllich  repräscntirt, 
und  folgend»  dcH  Herrn  Pfalzgrafen  von  Nouburg  F.  D.  untcrthUnigst 
zugeachriebcn  und  gebeten  haben.    Darauf  aber  bis  dato  von  I.  F.  D. 
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keine  Antwort  eingekommen.  Da  nun  die  Jülich-  und  bergischen  De- 
putirte  aus  einem  und  anderen  Bedenken  oder  Beschwerde  in  der 
Abordnung  nach  Düsseldorf  über  Vertrauen  difficultiren  und  dabei  per- 
severiren  möchten,  in  solchem  Fall  hätten  auch  die  Abgeordnete  sich 
daselbst  nicht  lange  aufzuhalten,  sondern  sich  auf  die  Rückreise  zu 
begeben.  Hingegen  wann  die  Jülich-  und  bergischen  Deputirte  resol- 
virt,  zugleich  nach  Düsseldorf  zu  reisen,  die  vorhabende  Nothdurft 
allda  zu  verrichten,  aber  in  Sorgen  ständen,  dass  von  beiden  I.  Ch.  D. 
und  F.  D.  den  Jülich-  und  bergischen  Ständen  die  Abtragung  der 
160,000  Thlr.  und  den  cleve-  und  märkischen  Ständen  die  Bezahlung 
der  120,000  Thlr.,  so  aus  bekanntem  Vergleich  de  |anno  1629  her- 
fliessen,  gnädigst  werden  gesonnen,  so  hätten  die  Abgeordneten  darauf 
einzuwenden,  dass  die  committirenden  Stände  so  wenig  als  die  jülich- 
und  bergischen  Landschaften  sich  jemalen  dazu  eingelassen,  und  es 
also  allerdings  pro  indebito  aestimiren  und  halten  müssen,  zumal  es 
allerseits  privilegiis,  Freiheiten,  Rechten  und  Herkommen  directe  zu- 
wider laufen  solle,  dass  die  Landstände  ex  contractu  inter  alios  cele- 
brato  ohne  ihre  Zuziehung,  Consent  und  Bewilligung,  mit  einiger  An- 
lage oder  Beisteuer  wollten  belegt  werden. 

Im  Fall  bei  der  Handlung  zwischen  I.  Ch.  D.  zu  Brandenburg 
Abgesandten  und  des  Herrn  Pfalzgrafens  von  Neuburg  F.  D.  etwas 
vorlaufen  möchte,  welches  der  gesammten,  oder  einer  oder  anderer 
Landschaft  wohlherbrachten  Privilegien,  Freiheiten,  Pacten,  Keversalen, 
Rechten,  alten  Herkommen  und  Gewohnheiten  präjudicirlich  und  nach- 
theilig sein  möchte,  als  wollen  die  Abgeordnete  sammt  und  sonders 
sich  gefallen  lassen,  in  unterthänigstem  Respect  sich  dagegen  zu  be- 
zeugen, und  die  Committenten  zur  Nachricht  und  mehreren  Nachdruck 
unverzüglich  davon  berichten. 

Sollte  auch  über  alle  unterthänigste  Zuversicht  bei  der  Handlung 
sich  ereignen,  dass  entweder  beide  I.  Ch.  und  F.  DD.  oder  eine  der- 
selben, unerachtet  der  Ständen  unterthänigste  Bitte  und  Bezeugung, 
zur  Gütlichkeit  oder  zum  rechtlichen  Ausschlag  sich  nicht  verstehen, 
sondern  in  der  Differenz  continuiren,  zur  Ruptur  und  Thätlichkeit  Ur- 
sache geben,  und  dadurch  die  unschuldigen  Unterthanen  in  unaus- 
bleiblichen Verderb  und  Verherung  auch  totale  Devastation  stürzen 
würden,  in  solcher  Begebenheit  sollen  die  Abgeordneten  zuvörderst  die 
uralte  Erbeinigung,  Union  und  Correspondenz  aller  interessirten  Lan- 
den bestermaassen  renovireo,  und  demnächst  von  den  Jülich-  und  ber- 
gischen deputatis  Vorschläge  und  Mittel  vernehmen,  wie  angeregtem 
Unheil  am  füglichsten  und  nützlichsten  zu  begegnen  sein  möchte.  Wenn 
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dann  dieselbe  einige  unpracticable  Mittel  im  Lande  .von  Cleve  und 
Mark  möchten  projectiren,  hätten  Abgeordnete  dieselben  gebührender- 
maassen  zu  beantworten,  und  endlich  im  Namen  der  committirenden 
Ständen  mit  nöthigen  Circumstantien  zu  demonstriren,  was  gestalt  die 
Herren  Staaten  General  der  vereinigten  niederländischen  Provinzen 
bei  dem  Tractat  zu  Xanten  in  dem  Jahr  1614,  daran  die  Jülich-,  cleve-, 
berg-  und  märkische  Landstände  mit  und  zugleich  partes  contrahentes 
gewesen  seien,  sich  als  interpositores  arbitratores  und  mainteneurs 
des  Tractats  und  darin  erwähnter  der  Landen  Privilegien  und  Kever- 
salen  durch  eine  besondere  Acte  von  Garantie  contra  quoscunque 
nicht  allein  declariret,  sondern  auch  in  effectu  befangen,  wodurch 
die  Landstände  des  Herzogthums  Cleve  bei  ihren  Privilegien  und  Rech- 
ten gutermaassen  conserviret,  die  an  Seiten  I.  Ch.  D.  zu  Brandenburg 
vorgenommenen  Attentate  abgestellt,  und  fernere  zu  befahrende  Ungele- 
genheiten  abgewendet  worden,  daher  die  Abgeordneten  den  Jülich-  und 
bergischen  deputatis  dieses  Mittel,  nämlich  die  Interposition  der  Hoch- 
mogenden Herren  Staaten  und  Deroselben  Ersuchung  des  Ends  vor- 
zustellen hätten,  ob  nicht  dieselben  auch  dienlich  und  erspriesslich 
befinden  möchten,  die  Herren  Staaten  im  Namen  der  gesammten  erb- 
vereinigten Landen  dahin  zu  ersuchen,  dass  sich  zwischen  L  Ch.  D. 
und  F.  D.  ins  Mittel  stellen,  die  gütliche  Composition  befördern  und 
inzwischen  die  Sachen  dahin  dirigiren  möchten,  dass  an  Seiten  beider 
Ch.  und  F.  DD.  von  aller  Ruptur,  Thätlichkeiten  und  Beschwernissen 
der  Landen  abgelassen  würden". 


Die  cleve  -  märkischen  Stäudedeputirten  fanden  die  Jülich  -  bergischcu 
Landstände  sehr  geneigt,  gemeinsame  Sache  mit  ihnen  gegen  beide  possi- 
dirende  Herren  zu  machen.  Seit  dem  J.  1623  waren  diese  fast  ununter- 
brochen mit  dem  Pfaizgrafen  VVolfgang  Wilhelm  wegen  Erhebung  un- 
eingewilligter  Contributionen  im  Prozesse  verwickelt;  zwar  war  1629  ein 
Vergleich  mit  ihm  zu  Stande  gekommen  (vgl.  allgem.  Einleit.  p.  56),  aber 
der  Friede  war  nicht  von  lang(T  Dauer.  Das  Verhalten  des  Kaisers  in  der 
jUiichschen  Successionsfrage  von  dem  Augenblick  an,  wo  seine  siegreichen 
Waflen  ihm  zur  unbeschränkten  Herrschalt  in  Deutschland  schienen  ver- 
helfen zu  wollen,  hatte  dem  Pfalzgrafen  gezeigt,  dass  das  habsburgische 
Haus  keineswegs  daran  dachte,  auf  die  alten  Pliine  zur  Erwerbung  der 
rheinischen  liande  zu  seinem  Gunsten  verzichten  zu  wollen,  iiml  ihn  bewo- 
gen, im  J.  1629  den  Provisionalvergieich  mit  Brandenburg  abzuschliessen. 
So  entschieden  VVolfgang  Wilhelm  sich  bis  dahin  der  spanisch -habs- 
burgischeu  Partei  angeschlossen  hatte,  seit  dieser  Zoit  giauhtc  er  nur  noch 
Sicherung  .seiner  Ansprüche  oder  doch  seines  faktischen  Besitzes  am  Rhein 
in  einer  stricten  Neutralität  zwischen  den  grossen  kriegführenden  Machten 
finden  zu  können;  einer  Neutralität,  die  er  indessen  trotz  aller  tou  ihm  per- 
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sönlich  und  durch  kostspielige  Gesandtschaften  betriebenen  unaufhörlichen 
Verhandlungen,  Vorstellungen  und  Bitten  keiner  der  Parteien  gegenüber 
aufrecht  zu  erhalten  vermochte.  Wie  begreiflich  wurden  Jülich  und  Berg 
in  Folge  dieser  Neutralitätsbestrebuugen  erst  recht  von  allen  Parteien  als 
gute  Beute  betrachtet,  von  kaiserlichen,  schwedischen,  französischen,  spa- 
nischen und  niederländischen  Truppen  schlimmer  als  irgend  ein  Land  am 
Rhein  mit  Einquartierungen  und  Contributionen  heimgesucht.  Trotzdem 
Hess  der  Pfalzgraf  in  seinen  Bemühungen  nicht  nach,  und  es  gelang  ihm 
in  der  That,  in  den  Jahren  1630  und  1631  Neutralitätserklärungen  für  die 
Successionslande  von  den  kriegführenden  Mächten  zu  erwirken,  die  gerade 
so  lange  Geltung  hatten,  als  es  das  Interesse  derselben  gestattete.  (Vgl. 
allgem,  Einleit.  p.  58.) 

Schon  im  J.  1632  verweigerten  Gustav  Adolf  wie  der  Kaiser  die 
Beobachtung  der  Neutralität  von  Jülich  und  Berg.  Nach  der  Niederlage 
des  Letzteren  bei  Lützen  und  dem  Tode  des  Ersteren  glaubte  Wolf  gang 
Wilhelm  den  Zeitpunkt  gekommen,  sie  sich  durch  eigene  Macht  sichern 
zu  können.  Um  die  im  J.  1633  drohende  Einlagerung  schwedischer  Trup- 
pen unter  dem  General  Baudissin  von  dem  bergischen  Lande  abzuweh- 
ren, warb  er  über  6000  Mann,  besetzte  und  befestigte  die  Gränzplätze  Sieg- 
burg und  Mühlheim  a.  d.  R.,  und  Hess  für  diesen  Zweck,  ohne  der  Stände 
Bewilligung,  eine  Steuer  von  234,000  Thlr.  erheben.  Die  jülich-bergischen 
Landstände  wandten  sich  sofort  wieder  klagend  an  den  Kaiser,  der  dem 
Grafen  M  ans  fei  d  Anfang  1634  den  Auftrag  ertheilte,  die  Erhebung  jeder 
Steuer  in  Jülich-Berg  zu  verhindern  und  die  vom  Pfalzgrafen  geworbenen 
Truppen  mit  den  von  ihm  befehligten  zu  einem  Zuge  gegen  die  schwedi- 
sche Macht  in  Westfalen  zu  vereinigen.  Der  Pfalzgraf  fuhr  dem  ungeachtet, 
soweit  er  vermochte,  mit  der  meist  zwangsweisen  Beitreibung  der  Steuern 
fort,  ein  Ungehorsam,  gegen  den  der  Kaiser  nach  dem  Siege  bei  Nördlin- 
gen  ernstlich  einzuschreiten  beschloss.  Auf  die  Aufforderung  des  Vicecanzlers 
Strahlendorf  reichten  die  Stände  von  Jülich-Berg  nochmals  eine  heftige 
speciticirte  Klage  beim  Reichshofrath  ein.  Am  5.  October  1635  erfolgte 
das  Urtheil,  sofort  alle  Gravamen  der  Landstände  abzustellen  und  sie  ferner 
nicht  mehr  mit  uneingewilligten  Contributionen  zu  beschweren.  Als  der 
Pfalzgraf  darauf  der  kaiserlichen  Aufforderung,  die  von  ihm  geworbenen 
A^ölker  sofort  dem  Prager  Friedensschlüsse  gemäss  zu  Diensten  Kais.  Maj. 
und  des  Reichs  zu  stellen,  nicht  nachkam,  besetzte  Piccolomini  mit  3000 
Mann  Jülich-Berg  und  nahm  den  Rest  der  neuburgischen  Truppen  in  sein 
Heer  auf.  Die  Spannung  zwischen  dem  Kaiser  und  Pfalzgrafen  nahm  mehr 
und  mehr  zu;  vergeblich  sollicitirte  dieser  monatelang  in  Wien  um  Beob- 
achtung der  Neutralität  von  Jülich  und  Berg;  das  längst  beabsichtigte  kai- 
serliche Sequester  der  rheinischen  Lande  schien  jetzt  durchgeführt  werden 
zu  sollen  ^2*).     Erst  die  Misserfolge  seiner  Waffen  im  J.  1636,   die   bevor- 

^^^)  Am  5.  Jan,  1636  schreibt  an  den  in  Wien  weilenden  Wolf  gang  Wil- 
helm sein  Statthalter  in  Jülich-Berg  Freiherr  v.  Monsheim,  dass  nach  einem 
Schreiben  der  Kurfürstin  von  Brandenburg  an  eine  Freundin  am  Rhein  der 
Kaiser  an  Sachsen  in  dem  prager  Nebenrecesse  Versicherung  auf  Jülich  -  Berg 
gegeben    habe   und  jetzt  mit  Brandenburg  wegen  anderweitigem  Contentement 
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stehende  Köüigswahl  und  die  Furcht,  der  Pfalzgraf  könne  sich  seinen  Geg- 
nern in  die  Arme  werfen,  bewog  den  Kaiser  mildere  Seiten  aufzuziehen 
und  den  grösseren  Theil  seiner  Truppen  aus  Jülich-Berg  wieder  hinauszu- 
ziehen. Kaum  war  dies  geschehen,  als  Wolfgang  Wilhelm  von  Neuem 
seinen  Plan  einer  bewaffneten  Neutralität  zu  verwirklichen  suchte,  Truppen 
„zum  Schutz  des  Landes"  warb  und  zu  deren  Unterhalt  wiederum  unein- 
gewilligte  Steuern  ausschrieb.  Die  Landstände,  welche  erklärten,  auf  Grund 
der  Union  von  1587  (vgl.  allg.  Einleit.  p.  28)  ein  Recht  zu  haben,  selbst  für 
die  Defension  des  Landes  zu  sorgen,  und  daher  ihrerseits  zu  eigenen  Wer- 
bungen und  zur  Abwendung  von  Einquartierungen  Steuern  erhoben,  wandten 
sich  sofort  wieder  klagend  an  den  Kaiser,  der  unter  dem  25.  August  1637 
dem  Pfalzgrafen  befahl,  den  Ständen  kein  Hinderniss  bei  der  Eintreibung 
von  Steuern  zur  Defension  des  Landes  in  den  Weg  zu  legen;  dann  aber, 
auf  dessen  „flehentliche"  Bitten  und  Anerbieten,  120  Römermonate  au  Kreis- 
steuern seinerseits  aufbringen  zu  wollen,  kaiserliche  Commissäre  zur  „nähe- 
ren Untersuchung"  des  Streits  ernannte.  Das  Resultat  derselben  war  eine 
nochmalige  Aufforderung  des  Kaisers  (22  März  1638),  die  Stände  bei  ihren 
Privilegien  zu  lassen  und  die  Erhebung  der  monatlichen  Steuer  von  6000 
Thlr.  sofort  einzustellen;  eine  Aufforderung,  die  indessen  nur  soweit  Erfolg 
hatte,  als  die  kaiserlichen  Generale,  die  gleich  darauf  in  Jülich  und  Berg 
wieder  Quartiere  nahmen  (Piccolomini,  Lamboy,  Götz,  Ilatzfeld, 
Sparr)  Lust  hatten,  ihr  Gehorsam  zu  schaffen,  je  nachdem  ihnen  von  den 
Ständen,  oder  dem  Pfalzgrafen  grössere  „Verehrungen"  gezahlt  wurden. 
Und  während  sie  und  nicht  minder  hessische  und  französische  Heerführer 
das  Land  mit  den  schwersten  Einlagerungen  und  Contributionen  bedrückten, 
rhoben  zu  deren  Abwendung  und  zum  Schutze  des  Landes  die  Stände 
wie  der  Pfalzgraf  ferner,  so  viel  sie  vermochten,  Steuern  von  den  „armen 
Unterthaneu".  In  dieser  Lage  der  Dinge  änderte  die  1640  erfolgte  Ernen- 
nung kaiserlicher  Commissäre,  des  Bischofs  Franz  Wilhelm  von  Osna- 
brück und  des  Abts  von  Corvey,  wenig.  Während  sie  seit  dem  Januar 
1641  wiederholt  den  Unterthaneu  verboten,  dem  Pfalzgrafen  Steuer  zu  lei- 
bten, dagegen  befahlen,  den  Ständen  die  von  ihnen  bewilligten  Reichs-  und 
Kreislasten  zu  zahlen,  })laidirten  beide  Parteien  am  kaiserlichen  Hofe  weiter 
liir  ihre  Sache,  und  ward  dort  je  nach  den  politischen  Conjuuctureu  bald 
den  Ständen,  bald  dem  Pfalzgrafen  ein  „gnädig  Zusagen"  zu  Theil.  Sie 
begannen  endlich  beide  einzusehen,  dass  ihnen  vom  Kaiser  keine  wirksame 
und  entscheidende  Unterstützung  zu  Theil  werden  würde;  dass  man  in  Wien 
nur  bemüht  war,  den  Streit  nicht  erlöschen  zu  lassen,  nrn  ihn  liir  «'i<rene 
Zwecke  au.szubcuten. 

Um  so  ben'itwilligcr  folgten  die  jülich-bergischen  Stände  in  dem  Au- 
gcublickc,  wo  durch  den  zwischen  den  possidirenden  Fürsten  wieder  uus- 
gebrochencn  Streit  die  Privilcj^icn  vollends   unter   dem  Druck  der  beider- 

'r.icLir».     iJ..    i »...ii.    ..,  .    k...,-.,    ........  o.  ....    ki ..  y^.^.uikur  und  diu 

iindstiindf  gebrauche,  duutcten  auf  uin  8c(|iiu8tur,  ,dur  Bullen  ist  iu  diu  Htliido 
•  iult,   wulchu  Inugo  nach  diusuD  Laudeu  gutrachtut*  (ätttatsurchiv 
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seitigen  Waffen  verloren  zu  gehen  drohten,  der  Aufforderung  der  cleve- 
märkischen  „Mitstände",  sich  mit  ihnen  zu  gemeinsamem  Schutz  derselben 
zu  verbinden.  Schon  am  25.  Februar  1647  schlössen  die  cleve- märkischen 
Deputirten  in  Cöln  mit  denen  der  jülich-bergischen  Stände  ein  ewiges  „ Erb- 
verbünd niss''  ab,  wodurch  die  vom  Kaiser  bestätigte  Union  der  Lande  und 
Stände  von  1496  erneuert  wurde,  und  die  Stände  sich  zu  ihrer  wie  der  Frei- 
heiten, Privilegien,  Pacten,  Reversalen,  Altherkommen,  Gewohnheiten,  Recht 
und  Gerechtigkeiten  Aufrechterhaltung  wider  Jedermann  eidlich  verpflich- 
teten, auch  gelobten,  jeden  aus  ihren  Corporationen  auszuschliessen,  der 
gegen  den  Inhalt  dieser  Erbvereinigung  handeln  würde  (Aitzema  theilt 
III  p.  187  dieselbe  mit)  ^^^).  Vergeblich  bemühten  sich  der  Pfalzgraf  wie 
der  Kurfürst  die  jülich-bergischen  Stände  für  sich  zu  gewinnen,  bot  der 
Erstere  ihnen  „volle  Satisfaction",  der  Letztere  ihnen  durch  seinen  Ge- 
sandten in  Düsseldorf,  Konrad  v.  Burgsdorf,  „Säuberung  ihrer  Lande 
von  fremdem  Kriegsvolk  und  genaue  Beobachtung  aller  ihrer  Privilegien 
an".     (Vgl.  Urk.  u.  Actenst.  IV  p.  176,  217,  290,  321.)     Sie  trauten  nach 


*2'^)  Die  Union  ist  seitens  der  clevischen  Ritterschaft  unterzeichnet  von 
Wilich-Lottum,  Wilich- Winnenthal,  Biland,  Loe-Wissen,  Lützenrath- 
Clarenbeck,  Wittenhorst-Sonsfeld,  Konrad  v.  Strünckede,  Joh.  v.  Boi- 
nenburg,  Hüchtenbruch,  Ulft- Lackhausen,  Tengnagel-Sehlem,  Spaen- 
Kreuzwick,  Morrien-Calbeck,  Klocke  zu  Bärenklau,  Eickel- Green,  Wilich 
zu  Wilich,  Wilich-Kervenheim,  Hoven  zu  Poelwyck  und  Sieberg  zu  Vörde ; 
—  seitens  der  clevischen  Städte  von  Bürgermeister  Dr.  Arnold  v.  Di  est  und 
Dr.  Joh.  Niess  für  Cleve,  Bürgerm.  Wilhelm  Brinck  für  Duisburg,  Bürgerm. 
Lic.  Heinr.  Soeter  und  Schöffe  Arnold  Hachten  für  Calcar,  Bürgerm. 
Bernhard  Briell  und  Schööe  Dr.  Wilhelm  v.  Beeck  für  Emmerich, 
Bürgerm.  Dr.  ther  Schmitten  und  Schöffe  Arnold  de  Beyer  für  Wesel, 
Bürgerm.  Heinr.  Duifhaus  und  Rütger  Becker  für  Xanten,  Bürgerm.  Wal- 
tüer  Christoph  v.  Hillensberg  und  Rentmeist.  Dietrich  Bockhorst  für 
Rees;  —  seitens  der  märkischen  Ritterschaft  von  Godhard  Friedrich  v.  d. 
Mark  zu  Villigst  und  Rauschenberg,  Gerhard  Adam  Grüter  zu  Ullendorf, 
Dietrich  v.  d.  Reck  zu  Reck,  Heidenreich  v.  Schwansboll  zu  Schwans- 
boll,  Gerhard  Friedr.  v.  Meschede,  Heinr.  Wilhelm  v.  Elberfeld  Herr 
zu  Herbede,  Gerhard  v.  d.  Reck  Herr  zu  Witten,  Wilhelm  Hugenpoth  zu 
Gasswinkel  und  Westhemmerde,  Dietrich  v.  d.  Reck  zu  Untrop,  Johann 
Ascheberg  zu  Heide,  Arnold  v.  Vittinghof  gen.  Schell,  Heinrich 
v.  Vaarst,  Joh.  v.  d.  Giesenberg  zu  Giesenberg,  Hans  Fr.  v.  Loe  zu 
Overdyck,  Christian  Ph.  v.  Loe  zu  Overdyck ,  Wennemar  v.  Neuhof  zu 
Baldenei,  Christof  v.  Plettenberg  zu  Schwarzenberg,  Bernhard  Bald. 
v.  Neheim  zu  Ruhr,  Johann  Goswin  Kettler  zu  Heringen,  Adolf 
H.  V.  Neheim,  Wilhelm  Hövell  zu  Todrikhausen,  Dietrich  Overlacker 
zu  Niederhofen,  Wilh.  Friedrich  Piek,  Konrad  Philipp  v.  d.  Romberg 
zu  Brüninghausen  und  Bladenhorst,  Georg  v.  Hoete  zu  Bögge,  Joh.  Wilh. 
v.  Loe  zu  Ciarenberg,  Jobst  Wessel  Frydag  zu  Buddenborg,  Wennemar 
V.  d.  Recke  Herr  zu  Stiepel,  Konrad  v.  Blverfeld  zu  Werdriugen,  Stephan 
V.  Neuenhof  zum  Neuenhof,  Joh.  v.  d.  Marck  zu  Werve,  Joh.  Georg 
V.  Siberg  zu  Wisseling,  Heinr.  v.  d,  Heese  zu  Ruwenthal,  Robert  Stael 
zu  Steiuhausen,  Melchior  Dietrich  v.  Büren,  Dietrich  Joh.  v.  Voss  zu 
Rodenberg,    Gisbert  Beruh,  v.  Bodelschwing  zu  Bodelschwing,   Rütger 
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den  gemachten  Erfahrungen  weder  dem  einen  noch  dem  anderen  der  possi- 
direnden  Herren,  und  gingen  auf  den  Vorschlag  der  cleve-märkischen  Stände 
ein,  gemeinsam  mit  diesen  die  Generalstaaten,  welche  den  clevischen  Stän- 
den bereits  so  wirksamen  Beistand  geleistet  hatten,  auf  Grund  ihrer  Ga- 
rantie des  xautener  Vertrags,  um  Schutz  der  ständischen  Privilegien  anzu- 
gehen. Die  „erb vereinigten^  Stände  fanden  im  Haag  williges  Gehör;  schon 
am  20.  April  1647  erliesseu  die  Generalstaaten  ein  Schreiben  an  den  Pfalz- 
grafen, worin  sie  als  Garanten  des  xantener  Vertrags  und  mithin  auch  der 
Privilegien  der  Stände,  ihn  ernstlich  abmahnten,  ferner  keine,  uneingewillig- 
ten  Steuern  in  Jülich-Berg  zu  erheben;  die  staatlichen  Commandanten  in 
Maastricht  und  Orsoy  erhielten  Befehl,  die  Erhebung  solcher  Steuern  mit 
Gewalt  zu  verhindern. 

Das  Verhalten  ihrer  Landstände  bewog  nicht  zum  Wenigsten  die  beiden 
Fürsten  zum  Abschluss  des  neuen  Provisionalvergleichs  (vgl.  Burgs  dorf's 
Berichte  aus  Düsseldorf  an  den  Kurfürsten  Urk.  u.  Actenst.  IV  p.  258  fi".). 
Und  Beides,  sowie  die  Einmischung  der  Generalstaaten  veranlasste  wiederum 
den  Kaiser,  schleunigst  den  Herzog  Franz  V.Lothringen  und  den  Dom- 
dechanten  zu  Speier,  Erasmus  v.  d.  Horst,  mit  der  Executiou  der  wider 
den  Pfalzgrafen  auf  der  Stände  Klage  ergangenen  Urtheile  zu  beauftragen. 
Da  entschloss  sich  Wolfgang  Wilhelm  zur  endlichen  Beilegung  des 
Streits;  aber  erst  nach  jahrelangen  Verhandlungen  kam  es  am  25.  September 
1649  zu  einem  Vergleich  mit  den  jülich-bergischen  Landständen,  der  ihnen 
im  Wesentlichen  dieselben  Rechte  zugestand,  welche  einige  Tage  darauf 
Kurfürst  Friedrich  Wilhelm  den  cleve-märkischen  in  dem  grossen 
Landtagsabschiede  zuerkannte.  (Diese  Notizen  nach  den  Acten  des  Staats- 
archivs zu  Düsseldorf.)  

Die  elevischen  Stände  an  die  Generalstaaten.     Dat.  Cleve 
2.  April  1647.     W. 

Weitläufige  Widerlegung  der  von  den  kurf.  Gesandten  im  Haag  den  2.  Apr. 
Ständen  in  Betrefl*  ihres  Indigeuatprivilegs  und  andere  Punkte  gemachten 
Angaben.  1)  Das  Privileg  oder  der  „Contractu  von  1501  sei  von  Iferzog 
.Johann  IL  den  Ständen  nicht  in  der  Gefangenschaft,  sondern  freiwillig 
verliehen,  dernelbe  aucli  wirklich  zur  Ausführung  gekommen  und  1508  be- 
stätigt; ob  er  es  später  verletzt,  darüber  lägen  keine  Nachrichten  vor,  sei 
auch  irrelevant.  Sämnitliche  Privilegien,  also  dieses  mit  eingeschlossen, 
wären  in  den  Dotalpacten  der  Herzogin  Marie  Eleonore  1572  und  von 
dieser  nochmals  perhönlich  1591  auf  dem  Landtage  zu  Düsseldorf,  insbe- 
sondere aber  dabei  das  Hecht  jedes  der  Länder,  nur  durch  Eingeborene 
regiert  zu  werden,  ausdrücklich  bestätigt,  desgl.  seitens  der  possidirenden 

V.  Düngein  za  Dalhausen  und  Franz  v.Hodol schwing  zu  Ickoreu;  —  seitons 
der  mürkiachen  Städte  von  Otto  Menge,  Gerhard  Klotze  und  Joh.  Gott- 
frii^rt  (trinnniiuB  für  Soest,  Hermann  v.  Hansen  und  b'ran»  v.  Mecholn 
für  Hiiinm,  Dr.  Halthusur  Konr.  Zahn  und  (tottfriud  /.um  Itorge  für  Unna, 
Caspar  .Schorlunimor  und  (j  od  Imrd  Hönu  fiir  LiiiuMi,  II  <<i  n  r.  M  orriun  für 
Camen,  Stephan  Luermauu  für  Iserlohn,  Albert  Proeil  für  Hohwerte. 
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Herren  1609,  10,  11  und  12  durch  die  Vergleiche  und  Reversalen,  wie  auch 
1614  durch  den  von  den  Staaten  garantirten  xantener  Vertrag,  endlich  auch 
vom  Kurfürsten  Georg  Wilhelm  in  seiner  Resolution  auf  der  Stände  Gra- 
vamen  1633,  ja  sogar  vom  jetzt  regierenden  Kurfürsten  bei  gleicher  Ver- 
anlassung 1642  feierlich  anerkannt  worden. 

2)  Nicht  über  des  Kurfürsten  Person,  sondern  über  seine  „baeth  sui- 
kende  en  gepassionirde"  Minister  hätten  sie  im  Haag  geklagt.  Durch  sie  wäre 
das  ausgesogene  Land  gegen  der  Stände  Privilegien  mit  Werbungen,  Con- 
tributiouen  un^  Executionen  bedrückt,  und  jetzt  würden  sogar  die  Bürger 
gezwungen,  den  Truppen  neben  den  Servicegeldern  auch  Kost  und  Futter 
zu  liefern,  ja  eine  Compagnie  Dragoner  von  250  Köpfen  sei  auf  dem  plat- 
ten Lande  von  Amt  zu  Amt  verlegt,  um  dort  in  gleicher  Weise  verpflegt 
zu  werden. 

3)  Dass  sie  oder  ihre  Diener  „Pasquillen"  gegen  den  Kurfürsten  ver- 
öffentlicht, sei  nicht  zu  beweisen,  auch  von  den  Ständen  nicht  anzunehmen. 
4)  Es  sei  nicht  rühmlich  vom  Kurfürsten,  sich  auf  die  vom  Pfalzgrafen  in 
Jülich  und  Berg  ausgeübten  Steuererpressungen,  gegen  die  bereits  kaiser- 
liche Poenalmandate  erlassen  wären,  als  Beweis  einer  Berechtigung  zu  glei- 
chen widerrechtlichen  Handlungen  zu  berufen.  5)  Truppen  zur  Besetzung 
von  Calcar  und  Duisburg  hielten  sie  allerdings  bei  der  allseitigen  Neutra- 
lität des  Landes  und  der  Zerrüttung  seiner  Finanzen  für  unnöthig  und  be- 
schwerlich; betreffend  die  Leibgarde  des  Fürsten  bestimme  der  xantener 
Vertrag,  dass  sie  aus  nicht  mehr  als  100  Mann  und  50  Reutern  bestehen 
solle.  —  Die  Stände  hätten  das  Haus  Brandenburg  freiwillig  durch  „Capi- 
tulation",  jedoch  nur  „provisional"  zu  ihrer  Landesherrschaft  angenommen, 
sich  dadurch  ihres  kaiserlichen  Oberherrn  schweren  Unwillen  und  Vorwürfe 
zugezogen;  auch  bestimmten  die  Reversalen  von  1609  etc.  ausdrücklich, 
dass  die  Stände,  sobald  die  possidirenden  Fürsten  gegen  einander  Feind- 
liches vornähmen,  ihres  Treugelöbnisses  entbunden  sein  sollten;  ein  Fall, 
der  durch  die  Feindseligkeiten  der  Fürsten  in  den  J.  1614 — 1630  bereits 
eingetreten  wäre,  und  wiederum  nur  freiwillig  durch  Accord  hätten  sie  1632 
den  Kurfürsten  Georg  Wilhelm  als  ihren  Landesherrn  „provisionaliter" 
anerkannt.  Ueberdies  besagten  die  von  den  alten  Herzögen  von  Cleve  den 
Ständen  ausgestellten  Reverse,  so  einer  Herzogs  Johann  II.  von  1509 
ausdrücklich,  dass,  im  Fall  der  Landesherr  irgend  welche  Contributionen 
im  Lande  ohne  Zustimmung  der  Stände  erhöbe,  dieselben  zu  keinem  weite- 
ren Gehorsam  noch  Treue  gegen  denselben  verpflichtet  seien.  Solche  unein- 
gewilligten  Contributionen  wären  aber  in  den  J.  1622 — 1630  in  Cleve-Mark 
in  grossen  Summen,  ja  noch  im  vorigen  Jahre  bis  zu  24,000  Thlr.,  ausser- 
dem zahlreiche  willkürliche  Landzölle  seit  1622  erhoben  worden,  und  trotz 
alle  dem  hätten  sie  von  jenem  Rechte  der  Gehorsamsaufkündigung  bis  jetzt 
noch  keinen  Gebrauch  gemacht.  Auch  enthielten  die  Privilegien  von  1501 
und  1509  die  Bestimmung,  dass  der  Landesherr  keine  Domaineu  ohne  Con- 
sens  der  Stände  beschweren  oder  verpfänden  dürfe,  widrigenfalls  dieselben 
gleichfalls  ihres  Treugelöbnisses  entbunden  sein  sollten.  Nun  wäre  es  all- 
bekannt, dass  seit  1609  bis  jetzthin  gegen  Hunderttausende  die  besten  Do- 
mainen  versetzt  und  verpfändet  seien.     Statt  aber  sich  jenes  Rechts  zn  be* 
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dienen,  hätten  die  Stände  seit  1631  sieh  nur  bittweise  an  die  beiden  Kur- 
fürsten gewandt,  über  300,000  Thlr.  ihnen  an  Steuern  bewilligt  und  immer 
geduldig  auf  Erledigung  ihrer  schweren  Gravamen  geharrt. 

In  solchem  Verhalten  der  Stände  liege  wahrlich  kein  hartnäckiges,  auf- 
rührisches,  verletzendes  Benehmen  gegen  den  Kurfürsten.  Sie  bäten  also 
die  Generalstaaten,  jenen  Vorwürfen  ferner  keinen  Glauben  beizumessen,  wohl 
aber  den  Kurfürsten  durch  „ernste  Schreiben"  zu  bewegen,  die  fremden 
unqualificirten  Beamten  zu  entfernen  und  die  Truppen  abzuführen,  oder  doch 
die  Einquartierungslasten  zu  entfernen;  im  Fall  aber  solche  Interposition 
keinen  Erfolg  habe,  ihren  Truppencommandeuren  im  Clevischen  zu  befehlen, 
das  Land  und  die  Unterthanen  dagegen  in  Schutz  zu  nehmen.  —  Schliess- 
lich bitten  sie  die  Generalstaateu,  ihnen  ihre  Molestirung  mit  immer  neuen 
Deductionen  nicht  übel  zu  nehmen;  ihre  Sache  wäre  eine  gerechte  und  auch 
für  die  Staaten  wichtige,  die  gleichfalls  ihre  „Freiheit,  Privilegien  und 
Rechte"  in  schweren  Kriegen  und  durch  ruhmwürdige  Siege  vertheidigt, 
zudem  im  xantener  A'ertrage  ausdrücklich  auch  der  cleve-märkischen  Stände 
Rechte  garantirt  hätten. 


Der  clevischen  Stände  Syndici  an  Aitzema.     Dat.  Cleve 
6.  April  1647.     W. 

[Kruslo  Mulinungsschreiben   der  Staaten   an  den  Kurfürsten   zur  Entfernung  der 

unqualificirten  Beamten  sind  nöthig.    Motive  für  die  Staaten  zur  Geltendmachung 

ihrer  Privilegiengarantie,  auch  für  die  jülich-bergischen  Stände,     Die  Pläne  des 

Kaisers  auf  die  jülich-clevischen  Lande  und  die  Stellung  der  Stände  dazu.] 

Schicken   der  Stände  Missive  an   die  Generalstaaten  vom  2.  April  mit  G.  Apr. 
15   Beilagen,    die   Listruction   der   „erbvereinigteu"  jülich-bergischen  und 
•leve-märkisch-ravensbergis(;hen  Stände  für  ihn  '^^),  dat.  Cöln  2.  und  (Mevc 
■  K  April. 

„Tot  noch  toe  en  hcft  de  Churvorst  qiioad  rciuotioncm  der  geeneii 
so  de  stende  voor  ingcqualilicirt  houdcii  geene  satisfaetie  gegevcn,  en 
(laeroni  de  stende  wel  winschten,  dat  de  Staaten  general  in  dit  point 
aen  den  churvorsten  wat  serieuselick  wilden  scbriven.  —  De  orsaken 
en  redeiien  warnni  onder  anderen  de  stauten  so  wel  vor  Guliek  en 
Hergh  sich  t'  interponiren  en  de  bclofde  guarantie  haddcn  te  exeree- 
ren  syn  desc:  Dat  in  de  act  van  guarantie  de  anno  1()I4  de  Gulick- 
cn  Herp^sche  stenden  syn  geconiprehendirt;  dat  ock  de  Staaten  in  Gu- 
liek en  Hergh  alrede  qnoad  religioneni  de  guarantie  lie])bon  i^cexer- 
cecrt  en  sulx  allcen  opt  versoick  van  de  gereforniinle  geestlicken. 

Oock  ig  rcmarcabel  dat  nacr  de  doot  van  de  lasten  hcrtogh  van 

•";  Den  weucntlichuo  Inhalt  derHclbm,  Hill»;  um  Aufruclilliultung  ihrer  Pri- 
vilegien beiden  posaidirendon  Fürsten  gugcnübor  auf  Grund  dor  übcrnommenun 
nanuiti«'  di'H  xantencr  Verfnigg,  gibt  Aitzemu  in  8i'in»'ni  d(»n  GiMiornJMt^nicn 
1.'].  April  libiTgitbunun  Mumuriui,  duagl.  sein  (/ruditiv  III  p.  18'J  u.  1!K). 
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Cleve  int  jar  \f)09  de  kayser  altyt  heft  gecontradicirt  tegens  de  pos- 
sessie  van  den  Kurvorst  en  den  Pfalzgraven,  ock  an  de  stende  van 
all  landen  sub  poena  banni  et  summae  indignationis  geinterdiceert, 
gebot  noch  verbot  van  den  Kurvorsten  en  den  Pfalzgraven  aen  te  ne- 
men,  en  noch  in  allen  mandatis  en  rescriptis  de  Kaiser  geene  pos- 
sessie  gestendich  aen  Brandenborg  en  Neuburg  is,  heft  ock  by  ver- 
scheidene  acten  Saxen  met  de  vorschr.  landen  geinvestirt,  also  dat 
sodanige  contradictie  van  den  keizer  is  van  groote  consideratie  en 
gevoeglyck  turbae  operatie  syn  soude,  indient  vrede  werde.  Het  huis 
van  Osterryck  en  principalick  de  Kaizer  hebben  vor  lange  jaren  ge- 
tracht,  de  vorschr.  lande  t'  incorporiren  en  vor  eerst  deselve  sub  pre- 
textu  te  sequestreren.  U.  Ed.  bevinden  uit  de  bygefugde  mandaten, 
hoe  verre  de  Kaizer  opt  versuick  van  de  stenden  in  Julick  en  Bergh 
gekommen  is,  alhoewel  nu  de  Kaizer  wat  swack  is,  nochtans  soude 
hy  tempore  pacis  op  vorders  versuick  van  den  Julick -Berg  stenden 
niet  naerlaten,  vor  erst  sub  praetextu  administrandae  justitiae  de 
vorschr.  landen  t'  incorporiren  en  aldaer  met  communicatie  van  den 
stenden  commissarien  te.  stellen,  waer  door  de  Staaten  het  huis  van 
Osterryck  en  den  Kaizer  als  mede  desselfs  militair  op  haere  kontie- 
ren en  tot  naeste  naburen  krigen  kouten,  het  welke  de  Staaten  van 
den  jare  1609  met  alle  manieren  hebben  helpen  divertiren.  Ock  syn 
de  stenden  in  Cleve  en  Bergh  als  mede  in  Mark  en  Ravensberg  me- 
rendeels  van  de  religie,  excipitur  Julick,  en  daerom  onder  het  gebiet 
van  den  Kaizer  niet  gern  souden  treden;  Indien  maer  de  Staaten  deels 
om  de  guarantie  deels  ex  ratione  Status  so  wel  de  stenden  in  Julick 
en  Berg  als  in  Cleve  sich  serieuselick  aennemen  en  bevorderen  hel- 
pen, dat  deselve  haere  vryheet  en  privilegia  conserviren  mögen,  op 
dat  niet  genotsaeckt  worden  den  Kaizer  als  o verholt  wider  te  implo- 
riren.     Caetera  commendamus  dexteritati  vestrae"  ^-^). 


Des  Kurfürsten  Steuerrevers  an  die  clevischen  Stände. 
Dat.   Cleve   16.  April  1647.     W. 

[Gegen  Bewilligung  der  Interimssteuer  von  16,000  Thlr.  aus  Cleve,   Zusage   der 

Entlassung  aller  Beamten   daselbst  und  Wiederanstellung  ständisch  qualificirter, 

4000  Thlr.  für  die  Stände.] 

16.  Apr.  „Nachdem    der  Durchlauchtigster    und   Hochgeborner  Fürst   und 

Herr  etc.,   unser  gnädigster  Herr,  kein  besseres  und  fügliches  Expe- 
dient aus  denen  beim  puncto  juris  indigenatus  noch  übrigen  Diiferen- 


^2^)  Das  Schreiben  ist  in  Chiffern  geschrieben. 
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tien  zu  gelangen  befinden  können,  denn  dass  alle  und  jede  in  I.  Ch. 
D.  Diensten  und  Pflichten  stehenden  Räthe,  Beamte  und  Diener  in 
Dero  Herzogthum  Cleve  ihrer  Chargen  in  Gnaden  erlassen,  und  dann 
darauf  die  officia  und  Bedienungen  dem  privilegio  indigenatus  gemäss 
mit  eingebornen  und  im  Lande  beerbten  tauglichen  subjectis  von 
neuem  besetzt  werden,  die  Stände  auch  selbst  in  gehaltener  Berath- 
schlagung  dieses  Mittel  also  unterthänigst  acceptirt  und  bewilligt,  auch 
darauf  der  Ausschlagung  einer  intermistischen  Steuer  von  16,000  Thlr. 
zum  Behuf  I.  Ch.  D.  und  darnach  zur  Bezahlung  der  Landtagskosten 
von  4000  Thlr.  condescendiret,  im  Uebrigen  aber  sich  nach  verflosse- 
nen österlichen  Feiertagen  ferner  zusammen  zu  thun  und  die  noch 
hintersteiligen  Propositionspunkte,  wie  getreuen  gehorsamen  Ständen 
und  Patrioten  wohl  anständig,  zu  resolviren  sich  gehorsamst  erkläret, 
vorhin  aber  dessen  allen  und  insonderheit,  dass  diese  intermistische 
Verwilligung  ihren  habenden  Privilegien  unschädlich  sein  solle,  durch 
gewöhnliche  Reversalen  schriftlich  versichert  sein  wollen;  —  so  er- 
klären sich  I.  Ch.  D.  hiermit  in  Gnaden,  dass  Sie  den  oberwähnten 
besch ebenen  und  von  den  Ständen  placitirten  Vorschlag  oben  verstan- 
dener maassen  zum  wirklichen  P^fl'ect  stellen,  Dero  jetzige  Räthe, 
Beamte  und  Diener  ihrer  Pflichten  erlassen,  und  dann  darauf  die 
Aemter  und  Bedienungen  dieses  Fürstenthums  mit  anderen  qualificir- 
ten  eingeborenen  und  beerbten  Personen  hinwiederum  besetzen,  und 
also  den  Ständen  auch  in  diesem  Stück  eine  gnädigste  Satisfaction 
geben  und  wiederfohren  lassen  wollen. 

Jedoch  soll  diese  Licentation  denen  also  erlassenen  Räthen,  Be- 
amten und  Dienern  (als  welche  S.  Ch.  D.  in  Anerkennung  der  be- 
kannten Qualitäten,  auch  bishero  geleisteter  treuer  Dienste  in  Ihren 
officiis,  da  es  salvo  indigenatus  privilegio  geschehen  können,  viel  lie- 
ber gnädigst  continuiret  und  erhalten  gesehen  hätten)  an  ihren  wohl- 
<*rbrachten  Eliren   und  Existimation  im   wenigsten  nicht  präjudicirlich 

(•rfänglich,  verweislicb  noch  nachtbeilig  sein,  sondern  es  wollen  viel- 
mehr I.  Ch.  1),  denselben  in  anderer  Wege  alle  churfürstliche  Gnade 
und  Förderung  zu  erweisen  in  keine  Vergessenheit  gestellt  sein  las- 
Hf-n.     Das»  dann  au(;h  fUrs  andere  die  Stände  wegen  itzo  auf  einen» 

I  erniin  bovvilligter  Steuer  mit  einen  gewöhnlichen  Revers  vcrschcu 
werden,  finden  L  Ch.  D.  dem  Herkommen  und  der  Ständen  Privile- 
gien gemäss  zu  sein,  gcstalt  Sie  dcnHell)en  hicbei  zu  empfangen  und 
wollen  Sie  nunmehr  den  wirklichen  Ausschlag,   auch   fernerer  gewic- 

iger  unterthänigHtcr  Erklärung  auf  die  noch  Übrige  Propositionspuukte 
iii  Gnaden  gewflrtig  Bein**. 
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Der  clevischen  Stände  Instruction  für  Aitzema  '"').    Dat.  Wesel 

11.  Mai  1647.     W. 

11.  Mai,         Auftrag,  den  Generalstaaten  zu  danken  für  die  beschlossene  „Guarantie 
und  Maintenue''  ihrer  Privilegien,  sowie  ihre  Interposition  bei  dem  Kurfür- 


125)  Diese  Instruction  ward  auf  einem  clevischen  Ständeconvent  zu  Wesel 
aufgesetzt  und  beschlossen,  auf  welchem  nur  die  Deputirten  der  drei  ostrheini- 
schen Städte  und  von  der  Ritterschaft  ausser  dem  Syndicus  nur  Wi  lieh -Win - 
nenthal  und  Quad-Kreutzberg  anwesend  waren.  Auf  Grund  derselben  reichte 
Aitzema  unter  dem  20.  Mai  1647  bei  den  Generalstaaten  ein  Memorial  ein, 
welches  ihnen  nochmals  vorstellt,  das  der  Kurfürst  „onverantwortelyck  syn  on- 
nodigh  ende  onnut  krygsvolck  in  de  steden  en  platte  land  van  Cleef  ingevoert, 
tot  welcker  onderhoudingh  den  ondersaten  eygenmachtige  exactien  ende  extorsien 
ende  ondraeghlycke  stuyren  ende  schattingen  afgepherst,  ende  alsoo  hier  in  ghe- 
lyck  in  veele  andere  puncten  der  landen  weiherbrachten  vrydom  ende  oude  Pri- 
vilegien eygendaedlyck  geschent  ende  onder  de  voet  ghetreden  worden".  Dann 
beschuldigt  Aitzema  den  Kurfürsten  geradezu,  den  Brand  von  Calcar  veran- 
lasst zu  haben,  und  bittet  schliesslich,  wenn  die  Abführung  der  Truppen  auf 
nochmalige  Interposition  der  Generalstaaten  nicht  erfolge,  den  Commandanten 
ihrer  Garnisonen  im  Clevischen  befehlen  zu  wollen:  „meergemelte  Soldatesca  uit 
alle  de  besette  steden  ende  in  specie  uit  Duysbourg  ende  Calcar  ghelyck  mede 
van  't  platte  land  te  doeu  delogeeren,  om  alsoo  die  ontschuldighe  gheaffligeerde 
stenden  ende  onderdanen  uit  de  verdruckinghe  ende  ondraeghlicke  slavernie  in 
vryen  staet  en  wel  heergebrachte  liberteyt  te  stellen".  (Niederl.  Reichsarchiv.) 
Dieses  Memorial  publicirte  Aitzema  gleichzeitig  durch  den  Druck.  Auf  dem 
am  25.  Juni  in  Cleve  wieder  eröffneten  Landtage  verlangte  der  Kurfürst  zu  wis- 
sen, ob  diese  Schrift  auf  Befehl  der  Stände  eingegeben  und  publicirt  sei.  Sie  ant- 
worteten, dass  die  ständischen  Deputirten  dem  ihnen  ertheilten  Auftrage  gemäss 
in  der  ihrem  Residenten  im  Haag  übersandten  Instruction  demselben  nur  aufge- 
tragen hätten,  die  „Insolenz"  der  kurf.  Truppen  den  Generalstaaten  zu  klagen, 
und  um  deren  Vermittlung  zur  Abführung  derselben  zu  bitten.  Darauf  Hess  der 
Kurfürst  eine  Gegenschrift  publiciren  unter  dem  Titel:  „Cleefsche  Patriot  ver- 
thonende  de  Missive  ghesonden  aen  H.  H.  M.  de  heeren  staten  general  der  ver- 
eenigde  nederlande  van  wegens  de  Cleefschen  landstenden  gepresenteert  d. 
20.  May  1647".  Wesel,  aldernaest  de  druckerye  van  den  witten  Hasewint.  1647. 
4.  Der  Verfasser  gibt  zu  verstehen,  dass  er  selbst  Mitglied  der  clevischen 
Laudstände  sei,  und  behauptet,  dass  die  Zerwürfnisse  zwischen  diesen  und  dem 
Kurfürsten  durch  einige  unruhige  Führer  derselben,  die  ihren  eigenen  Vortheil 
unter  dem  Deckmantel  der  Freiheit  und  Privilegien  suchten,  künstlich  erregt  und 
verstärkt  würden,  um  im  Trüben  fischen  zu  können.  Diese  Führer  wären  der 
Meinung,  dass  die  Handlungen  der  Fürsten  gleich  gemeinen  Parteisachen,  daran 
sie  gewohnt,  müssten  „geexamineert  en  gedebatteert"  werden.  Er  gibt  sich  sonst 
den  Anschein  grosser  Unpartheilichkeit,  hält  das  Halten  einer  bewaffneten  Macht 
im  Land  für  keineswegs  immer  rathsam ,  ist  aber  überzeugt,  dass  der  Kurfürst 
höhere  unabweisbare  politische  Gründe  dafür  haben  werde;  schon  der  Schutz 
des  Landes  gegen  Einquartierungen  und  Contributionen  fremder  Truppen  erfor- 
dere es  jetzt;  nur  durch  die  brandenburgischen  Völker  wäre  Cleve  davon  befreit 
worden.  Die  schweren  Zeiten  verlangten  auch  ausserordentliche  Hilfsmittel  für 
die  Fürsten,  um  ihrem  Beruf,  für  Land  und  ünterthanen  Sorge  zu  tragen,   nach- 
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sten   zur  Abführung   der  Truppen   und  bei  dem   Pfalzgrafen   von  Neuburg 
zur  Einstellung  der  Steuererpressungen;  weiter  denselben  vorzustellen,  dass 

kommen  zu  können.  Wollten  die  drei  reichen  ostrheinischen  Städte  dem  Kur- 
fürsten durch  Steuern  hierin  behilflich  sein,  brauche  das  übrige  Land  nur  unbe- 
deutende Lasten  zu  tragen;  aber  gerade  sie  weigerten  sich  dessen.  Wesel  allein 
habe  im  J.  1598  den  Spaniern  zur  Abwendung  der  Einquartierung  50,000  Thlr, 
gezahlt,  während  die  brandenburgischeu  Landesherren  von  der  Stadt  Alles  in 
Allem  noch  lange  nicht  diese  Summe  an  Steuern  erhalten  hätten.  Nicht  die 
Bürgerschaft,  sondern  einige  wenige  Männer  hätten  seit  Langem  die  Herrschaft 
dort  in  Händen,  die  Stadt  1614  den  Spaniern  übergeben,  dem  Landesherrn  sich 
zu  grossem  Aergerniss  der  getreuen  Unterthauen  seit  mehr  als  30  Jahren  offen 
widersetzt  und  jetzt  jene  Schmähschrift  gegen  ihn  veranlasst.  Statt  dem  Kur- 
fürsten die  Mittel  zu  einem  gerechten  Regiment  zu  gewähren,  entzögen  sich  die 
Stände  demselben,  verlange  der  Adel  Richter  aus  seiner  Mitte,  um  ungestraft 
bei  allen  Vergehen  zu  bleiben,  würde  das  Indigenatsprivileg  in  einer  Weise 
ausgelegt,  die  geradezu  unvernünftig  sei.  Einer  ihrer  Syndici,  ein  Emporkömm- 
ling in  jeder  Beziehung,  dürfe  sich,  nachdem  er  seinen  Fürsten  offen  für  einen 
Mordbrenner  erklärt,  vor  den  Ständen  rühmen:  „Nu  hebben  wy  den  Cheurvorst 
ghepackt".  Die  Anschuldigung,  dass  der  Brand  von  Calcar  durch  die  Truppen 
veranlasst,  sei  ganz  unerwiesen,  wie  viele  andere  in  der  Missive  enthaltenen. 
Das  Schriftstück  wäre  eben  nicht  aus  der  Feder  eines  Politikers,  sondern  eines 
„krakeeligen  procureur,  die  hem  alleen  op  't  stuck  van  chicanerye  end  kuibbe- 
linghen  verstaet",  hervorgegaugen.  Die  allgemeinen  Phrasen  als  unvordenkliche 
Freiheit,  Privilegien,  Gerechtigkeiten  und  Herkommen  dienten  nur  dazu,  den 
Leuten  Sand  in  die  Augen  zu  streuen.  Der  Stände  Forderung,  die  „Gravamen" 
abzustellen,  sei  nur  ein  Vorwand,  sich  ihrer  Pflichten  als  ünterthanen  zu  ent- 
ziehen, das  Regiment  selbst  an  sich  zu  reissen  und  den  Kurfürsten  zu  zwingen, 
sich  mit  dem  „eitelen  Titel  und  dem  blossen  Schatten  der  Herrschaft  zu  begnü- 
gen". Zu  solchem  Zwecke  Hessen  sie  den  Kurfürsten  in  den  Niederlanden  als 
„Tyrann",  sich  selbst  in  lächerlicher  Nachahmung  der  Vorgänge  in  England  als 
J'arlamentisteu"  bezeichnen.  Der  Verfasser  ist  schliesslich  überzeugt,  dass  die 
.eneralstaaten  „keine  pflichtvergessenen  undankbaren  Rebellen  gegen  ihren  recht- 
mässigen Landesherrn  in  Schutz  nehmen  würden".  —  Am  6.  August  beschlossen 
die  clevischen  Stände,  „die  von  d(Mi  syndicis  aufgesetzten  Annotata  auf  den 
«devischen  Patriot  dem  Residenten  Aitzoma  zu  überschicken,  die  Gegen- 
schrift daraus  zu  formiren*.  Sie  erschien  schon  14  Tage  nachher  unter  dem 
litel:  „Ontdeckinge  van  den  valschen  Cleefschen  Patriot  of  körte  wederlegging 
an  seker  fameus  geschrift  onlangst  tegen  de  landstenden  van  't  herto'gdom  C'leve 
la  waerachtige  Patriotten  uitgegeven.  S'Gravenhaag  by  Isaac  Burghorn  1047. 
1  "  Sie  ist  voll  der  heftij,'8ten  Anschuldigungen  gegen  den  Kurfürsten  und  seine 
-fremden  eigennützigen"  Räthe,  und  rechtfertigt  die  ständischen  Forderungen, 
namentlich  durch  du«  als  magna  charta  des  Lande«  hingestellte  Privileg  vou 
IfjOL  Der  Kurfürst  liess  darauf  sofort  durch  eine  Schrift  unter  dorn  Titel:  „Hei 
(Icefache  Privilog*  autworton,  welche  die  Staude  am  3L  August  Hurgsdorf 
mit  der  Bitte  überreichten,  „dass  der  Autor  solcher  famosen  Schrift  gestraft 
Verden  möchte".  Als  dies  abgeUdint  wurde,  liensen  die  Stände  wiederum  durch 
\  it/ema  eine  (iegeuHchrift  publiciren.  -  L»»ider  ist  es  dem  Herausgeber  bis  jetzt 
iiiiht  L'eliiiiL'iii.  dl«'  luiilcn  l»t/.f«'r»'ii  Hrotichiirrii  iiiifziirnnlrii  \'ii\.  (dirn  l-ünlril, 
P    II... 

Miiier.  iiir  «ir»«  lt.  <l.  (;r.  hiirltit»U'ii.  V. 
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trotzdem  die  Truppen  noch  nicht  aus  dem  Clevischen  abgeführt  worden 
seien,  noch  seit  Kurzem  wieder  eine  Compagnie  Dragoner  von  Amt  zu  Amt 
mit  Verpflegung  auf  dem  platten  Lande  einquartiert  worden  wäre;  die  Reuter 
von  Calcar  aus  wie  bisher  des  Adels  Bauerhöfe  ausplünderten,  während  sie 
die  fürstlichen  verschonten;  die  Bürger  der  Städte  Calcar,  Duisburg,  Xan- 
ten, Dinslaken,  Schermbeck,  Holte,  Uedem,  Sonsbeck,  Grieth,  Goch,  Cra- 
nenburg,  Sevenaer  und  Isselburg  und  neuerdings  sogar  die  Bauern  in  den 
Dörfern  den  Truppen  noch  immer  vollständige  Verpflegung  und  die  Service- 
gelder reichen  müssten;  endlich  sogar  nach  vorausgegangenen  Drohungen 
und  misslungenen  Versuchen  am  1.  Mai  allem  A^ermuthen  nach  von  den 
Soldaten  über  zwei  Drittel  der  Stadt  Calcar  eingeäschert,  den  Städten  Cleve 
und  Sevenaer  aber  von  Einquartierten  bereits  Gleiches  angedroht  wäre; 
überhaupt  die  Insolenz  und  Erpressungen  der  seit  langem  unbesoldeten 
Truppen  so  zunehme,  dass  Bürger  und  Bauern  zur  Flucht  und  Aus- 
wanderung genöthigt  würden.  Derartige  Einquartierungen  kosteten  dem 
Lande  wöchentlich  über  etliche  Tausende,  und  wären  mithin  nichts  anderes 
als  Exactionen  und  Executionen  unbewilligter  Contributionen,  gegen  welche 
die  Generalstaaten,  als  den  Privilegien  der  Stände  durchaus  zuwider,  das 
Land  durch  ihre  Garnisonen  thätlich  schützen  möchten,  wenn  es  ihnen  nicht 
gelänge,  den  Kurfürsten  durch  nochmalige  ernstliche  Interposition  zur  Ab- 
führung der  Truppen  zu  bewegen. 


Deputirter  von  Soest  an  den  Magistrat  daselbst.     Dat.  Cleve 

28.  Juli  1647.     S. 

(Unterz.:   Florenz  Merkelbach.) 

28.  Juli.  Seit  dem  25.  Juni  sind   die  clevischen  Stände  wieder  in   grosser  An- 

zahl ^^^)  auf  dem  Landtage  hierselbst  versammelt;  „bis  anhero  ist  aber  wie- 
derum nichts  gehandelt,  nur  allein,  dass  man  sich  immerhin  mit  dem  lum- 
pen jure  indigenatus  quält  und  immittelst  nichts  schaffet,  als  dass  man  die 
edle  Zeit  und  viel,  viel  gutes  Geld  darüber  unnützlich  verzehret".  Der 
Kurfürst  verlangt,  dass  ihm  etwa  12  Personen  als  geheime  Justiz-  und 
Kammer -Räthe   aus   nicht  Eingeborenen    „ad  dies   vitae"   anzustellen    frei 


*26)  Es  waren  am  25.  Juni  21  clevische  und  4  märkische  Ritterbürtige  (letz- 
tere: Gerh.  E'riedr.  v.  d.  Mark,  Brost  zu  Schwerte,  Franz  v.  Bodelschwing 
zu  Ikeren,  Hans  Friedr.  v.  Loe  zu  Overdyk  und  Wilhelm  Kettler  zu  He- 
ringen, als  Deputirte  der  raärk.  Ritterschaft).  Sämmtliche  clevischen  Hauptstädte 
hatten  Deputirte  gesandt,  die  märkischen  Bürgerm,  Balthasar  Konrad  Zahn 
aus  Unna,  Herrn.  Underman,  Richter  zu  Hamm,  und  Ziesemeister  Merke  1 - 
bach  von  Soest.  Fast  alle  Verhandlungen  mit  den  kurf.  geheimen  Räthen,  ne- 
ben Burgsdorf:  Seidel,  Schwerin  und  Hörn,  wurden  clevischer  Seils  von 
den  ritterschaftlichen  Deputirten,  Wilich-Lottum,  Wilich  -  Winnenthal, 
Biland,  Quad-Kreutzb  erg,  als  damaliger  Director,  Brempt,  Tengnagel 
zu  Selilem,  Hoven,  Hücbtenbruch,  Diepenbruch  und  Lützerath,  so 
wie  den  städtischen  Deputirten  ther  Schmitten,  Beek  und  Bürgerm.  Niess 
von  Cleve  und  Bock  hörst  von  ßees  betrieben  und  geleitet. 
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stehen  solle.  Endlich  hat  er  sich  erboten,  von  den  Ritterbürtigen  Bernsau, 
Boineburg,  Heide n,Strünkede,  Biland,Hüchtenb ruch,  Sons feld 
und  Nievenheim  als  geh.  Käthe,  sowie  Hoven,  Quad-Kreutzberg,  Wi- 
lich-Winnenthal,  Reck-Witten  und  Bodelschwing  zu  Bodelschwing 
als  Justizräthe,  zu  bürgerlichen  Regierungsräthen  Portmann,  Diest, 
Motzfeld,  Bachmann  und  Werner  Wilhelm  Blaspeil,  zu  bürger- 
lichen Justizräthen  V.  d.  Beeck,  Bockhorst,  Müntz  und  Romswinkel, 
zu  Fiscalen  aber  Pabst  und  Witten  zu  ernennen.  Eine  Deputation  der 
Stände,  bestehend  aus  Wilich-Lottum,  Wilich- Winnenthal,  Diest, 
Werrich,  Kettler-Heringen  und  Kumpsthof  ist  an  den  Oberkäm- 
merer Burgsdorf  gesandt,  „um  ihn  durch  eine  Geueralofferte  zu  devin- 
ciren''  *"),  Der  Kurfürst  hat  am  gestrigen  Tage  erklären  lassen,  „dass  die 
Stände  jetzt  wohl  würden  begriffen  haben,  wie  gar  übel  es  zu  practisiren 
und  mit  was  für  grosser  Confusion  und  Nachtheil  es  zugehen  würde",  wenn 
alle  Beamten  nach  dem  Revers  vom  26.  April  entlassen  und  an  deren  Stelle 
neue  ernannt  werden  sollten.  Die  Truppen  könne  er  nicht  vor  Ende  Octo- 
ber  aus  dem  Clevischen  abführen,  und  bis  dahin  möchten  die  Stände  den 
nöthigen  Unterhalt  derselben  bewilligen;  jedoch  müssten  Cleve,  Calcar  und 
Duisburg  fernerhin  mit  einigem  Volk  besetzt  bleiben. 


Der  clevischen  Stände  Instruction   für  Aitzema.     Dat.  Cleve 

4.  Aug.   1647.     W. 

[Auftrag,  der  Generalstaaten  Garantie   dessen,  was   sie  mit  dem  Kurfürsten  ab- 

schliessen  und  von  ihm  zugesagt  erhalten  würden,  casu  quo  non  aber  Erneuerung 

der  Privilegiongarantie  und  Schutzzusage  zu  erwirken.] 

Wiederholung  des  Auftrags  in  der  Instruction  vom  11.  Mai.  4.  Aug. 

„Alsoo  ock  tcn  twcdcn  S.  Cb.  D.  lieft  gesonnen,  dat  de  stenden 

op  de  proj)(>sitien  ende  postulaten  van  S.  Cli.  D.  onderdanigst  mogten 

resolvceren,  so  hebben  de  stenden,  considereerende  de  tegenwoordige 

gcvarlicke  eonstitutie,  de  veelniaaligen  contraventien  ende  inobservan- 

tien  van  beloften,  ontwyffolick  liorconiniende  van  gepassioneerde  nii- 

nistcrs,  de  niensclilicke  toevallen  ende  veraenderingen,  de  verre  affwe- 

uheit  en  niortoliteit  van  S.  Ch.  D. ,  de  bcsorglicke  ininmtaticn  ende 

iunovatien  van  dcrselven  successenrs,   siek  in  de  genielte  handclonge 

Mict  (uibillick   beswacrt   gcvonden  eer  ende  bevooren   sy  genoegsam 

rgccckcrt  gyn,  dat  hol  gecue,  in  sodacnige  nianicre  tuschen  8.  Ch.  D. 

II de  de  stenden  tot  niaintcnu  van  de  Privilegien  reversalcn  endo  do8 

i  indes  welvacren  gctracteert,  geconditioneert  gepromitteert  ende  aflfge- 

•")  Nach  dorn   weBolor  rrotokoll   antwortete  er:    „Neluno  solches  nicht  an, 
ob  «8  scholl  )^'c/ählt  und  haar  du  stünde,    wann   er  aber  diesi'S  zum  guten  C'on- 
tnntrnn'iil  hahrii  könnt«',  dann  war«*  v»  wohl  grwöliiilicli,  »hins  dfrlleriM'ii  Diener* 
i-alirt  würden,  und  ulsdann  Widltu  es  nicht  ubschlagon". 

22* 
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handelt  word,  van  S.  Ch.  D.  ende  derselven  successeurs  ofte  ministers 
vastelick  naergecoinmen ,  geadimpleert  ende  ten  allen  tyden  onver- 
brueckelick  soude  geobserveert  werden.  Sj  verclaeren  ende  b einigen 
voor  H.  H.  M.,  dat  sy  aen  de  synceriteit  beloften  band  ende  segel  van 
S.  Ch.  D.  niet  en  twyffelen,  niaer  alleenlick  om  de  vorgem.  relevante 
consideratien  eydts  en  plichts  halven  genootdruckt  werden,  in  allen 
gevalle  de  onverbreckelicke  verseekeringe  ende  in  cas  van  contraventie 
H.  H.  M.  continuatie  van  guarantie  ende  maintenement  over  de  trac- 
taeten  met  S.  Ch.  D.  vryndtnaburlick  ende  dynstbereetwillick  te  ver- 
soecken. 

Gelick  kenlick  oock  allerdings  ontwyifelick  ende  notoir  is,  dat 
aen  H.  H.  M.  de  guarantie  deser  landen  Privilegien  en  reversalen  ex 
paeto  et  promisso  singulari  rechtniaetig  competert,  also  ock  de  stenden 
by  dese  occasie,  daer  tuschen  S.  Ch.  D.  ende  deselven  stende  over 
de  conservatie  van  Privilegien  ende  reversalen,  afstellonge  van  con- 
traventien  ende  welvaert  des  landes  soude  getracteert  ende  gesloten 
werden,  uit  de  vorschr.  redenen  niet  hebben  eonnen  noch  mögen  stil- 
staen,  H.  H.  M.  sulx  te  remonstreeren  ende  dientbereetwillick  te  ver- 
soecken,  deselve  gelieven  eene  favorable  schryftlicke  acte  ofte  decla- 
ratie  te  verlenen,  dat  het  geene  in  de  vorschr.  maniere  tot  mainteime 
van  de  Privilegien  ect.  tuschen  S.  Ch.  D.  ende  de  stenden  soude  ge- 
tracteert geconditioneert  ende  afgehandelt  werden  (f  welck  alsdan 
aen  H.  H.  M.  in  behoorlicke  forme  bevorens  soude  werden  gecommu- 
niceert)  ten  allen  tyden  in  cas  van  contraventie  van  H.  H.  M.  gua- 
ranteert,  gemainteneert  ende  niet  gepermitteert  werden  soude,  dat 
daertegens  van  S.  Ch.  D.  desselven  successeurs  ofte  ministers  ofte 
ock  jemandt  anders  nu  ofte  hiernaemals  directelick  ofte  indirectelick 
yet  vorgenohmen  ofte  gedaen  werden.  Indien  ock  boven  toever- 
sicht  geene  verglyckinge  getroffen  werde,  alsdan  door  H.  H.  M.  hoch- 
roemlicke  belofte  ende  geexerceerde  guarantie  de  stende  by  haere 
alreede  hebbende  ende  geverificeerde  vryheit,  Privilegien,  rechten  en 
reversalen  gemainteneert  ende  de  contraventien  geredresseert  werden 
mögen". 

Solche  Erklärung  solle  Aitzema  möglichst  bald  auszuwirken  suchen. 
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Die  Generalstaaten  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Haag 
9.  Aug.  1647.     H. 

[Bitten  die  mit  den  cleve- märkischen  Stauden   begonnenen  Verhandlungen  bal- 
digst zu  einem  dieselben  befriedigenden  Abschluss  zu  bringen.] 

„Wy  hebben  U.  Ch.  D.  den  12.  September  des  voorleden  jares  9- Aug 
per  missive  gecomrauniceert  de  doleantien  ende  dachten  der  lantsten- 
den  uyt  Ridderschap  ende  steden  des  Hertochdoms  Cleve  ons  voor- 
gecomen,  ende  daerneffens  naebuerlick  ende  gedienstliek  versocht, 
dat  desselfifs  goede  gelieffte  mocht  sijn,  soodanige  ordre  te  stellen  ende 
die  voorsieninge  te  doen,  ten  eynde  dat  de  saecken  tuschen  U.  Ch.  D. 
ende  de  opgemelte  stenden  buijten  alle  verwyderinge  werden  gehou- 
dcn,  ende  in  plaetse  van  dien  alle  vrundelicheijt  ende  goede  gene- 
gentheit  onder  de  meeropgemelte  stenden  gecontinueert.  Wy  hebben 
tzedert  dien  tijt  seer  geerne  ende  met  blytschap  vernomen,  dattet  U. 
Ch.  D.  belieft  heeft,  met  de  opgemelte  stenden,  als  oock  met  die  van 
de  Graeffschap  Marck  in  conferentie  te  treden,  ende  dat  de  saecke 
^ch  jegenwoordich  sulcx  laet  aensien,  dat  de  selve  door  Godts  gena- 
dighe  bestieringe  ende  segen  soude  connen  worden  getroffen  tot  een 
onderlingh  vruntlijck  verdrach  worden  gebracht.  Derhalven  en  hebben 
wij  niet  connen  nochte  moegen  ledich  staen,  U.  Ch.  D.  midts  desen 
vrunt-,  naebuijr-  oock  gedienstlijck  te  versoecken,  dat  deselve  sijne 
lantfurstelicke  ende  vaderlicke  aficctie  ende  genegentheijt  over  sijne 
meeropgemelte  stenden  sulcx  ende  soo  verre  *wille  uitstrecken  ende 
exteuderen,  dat  daerop  hct  gedesireerde  onderlingen  vruntlick  ver- 
drach ende  accommodement  ten  spoedigste  mach  volgen,  daeraen  sal 
U.  Ch.  D.  betoonen  een  saeck  desselfs  hoocheits  ende  grootmoedicheijt 
weerdich,  daervan  by  alle  de  weerclt  sal  worden  geroemt,  ende  suUcn 
wij  bij  alle  occasicn  ende  gelegcntheijt  betoonen  ende  betuijgcn,  dat 
US  töclffdc  ten  hoochsten  aengenaem  sal  sijn". 

Diu   <  icrirrjilsiaiiU'n    an    diu   cluviNcliun   Siändu.      Dal.   Haag 

fJ.  Aug.  1047.     W. 

(Präsentirt  Cleve  22.  Aug.  1G47.) 

Hätten  die  Klagen  und  BcKchwcrden  der  Stände  dem^Kurfürstcn  vor-  9.  Aug. 
gCHt<Mlt  und  ihn  ersucht,  es  mit  douselbeu  nicht  zu  Weiterungen  kouwncn 
zu  Iftsscn,  .seitdem  auch  erfahren,  duKs  der  Kurfürst  mit  ihnen  dariilicr  ver- 
handle und  AuHhieht  auf  gütliche  Beilegung  aller  DiiTerenzon  vorhanden 
wäre.  Sie  ersuchten  daher  die  Stande  zur  baldigsten  Erreichung  der8ell)en 
auch  ihrerseits  dem  Kurfürsten  mit  gchulircmlcm  Kctspcct  entgegen  zu  kom- 
men, und  Hieh  8cine  ^Aflfocüuu  und  (ieneigtheif*  mehr  und  mehr  zu  vcr- 
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schaffen,  um  dadurch  vor  aller  Welt  zu  bezeugen,  dass  sie  nach  Nichts 
anderes  als  „Frieden  und  Einigkeit"  zum  Besten  aller  Unterthanen  des 
Landes  trachteten. 


Die  clevischen  Stände  an  die  Generalstaaten.     Dat.  Cleve 
24.  Aug.  1647.     W. 

24.  Aug.  Bis  jetzt  hätten  sie  in  ihren  Beschwerden   vom  Kurfürsten    noch  kei- 

nerlei Satisfaction  erhalten,  denn  weder  wären  die  Truppen  aus  dem  Lande 
abgeführt,  oder  sonst  dem  Lande  die  schweren  Einquartierungs-  und  Ver- 
pflegungslasten abgenommen,  noch  trotz  der  Versprechungen  des  Kurfürsten 
die  fremden  und  unqualificirten  Beamten  entlassen  worden.  Deshalb  hätten 
sie  vor  Kurzem  ihrem  Residenten  Aitzema  den  Auftrag  ertheilt,  die  Ge- 
neralstaaten in  ihrem  Namen  um  Fortdauer  der  Garantie  ihrer  Privilegien 
und  alles  dessen,  was  sie  zu  deren  Aufrechthaltung  mit  dem  Kurfürsten 
concludiren  und  verhandeln  würden,  zu  ersuchen.  Dem  Kurfürsten  hätten 
sie  stets  den  gebührenden  landesfürstlichen  Kespect  bewiesen,  und  überhaupt 
in  allen  ihren  Handlungen  nur  die  Beförderung  und  Wiederherstellung  des 
Friedens  und  der  Einigkeit  zum  Besten  des  Kurfürsten  wie  des  Landes  im 
Auge  gehabt;  aber  dass  die  Erhebung  unbewilligter  Exactionen  und  Unter- 
haltung unnöthiger  Truppen  privilegirten  Ständen  und  bedrückten  Untertha- 
nen unerträglich  sei,  würden  die  Staaten  begreifen.  Sie  müssten  daher 
dieselben  nochmals  bitten,  durch  ihre  Interposition  und  auf  Grund  der  ihnen 
zukommenden  Garantie  ihrer  Privilegien  den  Kurfürsten  zur  Abführung  der 
Truppen  und  Abstellung  aller  ihrer  übrigen  Beschwerden  zu  bewegen,  wo- 
durch am  Schleunigsten  die  allerseits  gewünschte  Verhinderung  aller  Wei- 
terungen, Beilegung  aller  Differenzen  und  wirkliche  Einigung  erreicht  wer- 
den würde. 

Deputirter  von  Soest  an  den  Magistrat  daselbst.    Dat.  Cleve 
18.  Sept.  1647.     S. 

18.  Sept.  Der  Oberkämmerer  Burgsdorf  hat  am  gestrigen  Tage  den  märkischen 

Deputirten  erklärt,  dass  der  Kurfürst  die  4  Compagnien  zu  Boss  unter 
Oberst  Marwitz  aus  der  Grafschaft  ^^^)  nicht  abführen  lassen  könnte,  und 
die  märkischen  Stände  ersuchen  Hesse,  deren  Verpflegung  ferner  zu  über- 
nehmen, da  die  den  kaiserlichen  Truppen  bis  dahin  zu  zahlenden  monat- 
lichen Contributionen  von  10,000  Thlr.  auf  6300  Thlr.  reducirt  wären  und 
Aussicht  vorhanden  sei,  dass  Kleist  beim  Kaiser  und  Ludwig  bei  den 
Hessen  ^^^)   die  Einstellung  aller  fremden  Contributionon  und   die  Räumung 


*2^)  Sie  standen  damals  in  Limburg  a.  d.  L.,  Hattingen,  Iserlohn,  Unna  und 
Soest,  und  die  märkischen  Stände  hatten  im  Mai  auf  die  Drohung,  im  Fall  sie 
sich  mit  dem  Oberst  Marwitz  über  den  Unterhalt  der  Truppen  nicht  vereinigen 
könnten,  denselben  durch  Executionen  beibringen  zu  lassen,  ihn  auf  3  Monate 
bewilligt. 

^2')  Am  7.  September  war  Ewald  v.  Kleist  von  Cleve  nach  Prag  abgereist. 
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Hamms  durchsetzen  würden;  in  diesem  Falle  möchten  die  märkischen  Stände, 
so  lange  der  Krieg  noch  dauere,  monatlich  8000  Thlr.  zum  Unterhalt  der 
kurf.  Truppen  bewilligen  ^^").  Die  clevischen  Stände  unterhandeln  noch 
immer  über  die  Abführung  der  Truppen  aus  dem  Clevischen,  und  verlangen 
einen  Revers  über  Nichtwiedereinführuug  derselben  ohne  Consens  der  Stände, 
sie  wollen  weder  eine  Besatzung  in  Calcar  noch  in  Duisburg  dulden  und 
dringen  auf  die  Demolirung  der  dortigen  Festungswerke.  Inzwischen  ist 
bereits  das  norprath'sche  Regiment,  9  Compagnien  stark,  nebst  der  Com- 
pagnie  z.  R.  des  Oberst  Burgsdorf  nach  Herford  abmarschirt,  so  dass  nur 
noch  8  Compagnien  z.  F.  und  4  Comp.  z.  R.  im  Clevischen  stehen. 


Aus  dem  Protokoll  des  cleve-märkisch.  Landtages  zu  Cleve.  W. 

[Der  Revers  wegen  AbführuDg  und  NichtWiedereinführung  von  Truppen.  Difie- 
renz  wegen  vorbehaltener  Besetzung  von  Cleve,  Stände  fordern  Nomination  und 
Beeidigung  der  Officiere,  begnügen  sich  mit  Revers  über  ihre  Verwendung.  In- 
terpretation des  Reverses.  Vermittlung  des  Prinzen  von  Oranien  und  seiner 
Mutter.  Der  Kurfürst  will  gegen  50,000  Thlr.  und  Schuldenübernahme  die  Trup- 
pen abführen,  die  Reverse  ertheilen  und  alle  Gravamcn  erledigen.  Steuer  der 
Geistlichkeit.     Vertagung  des  Landtags.] 

„Hat  der  Oberkämmercr   den   Ständen    eingeliefert  den  versprochenen  23.  Sept. 
Mevers  wegen  Abführung  der  Völker  unter  Hand  und  Insiegel  I.  Ch.  D. 

Haben  die  Stände  per  deputatos  den  Herrn  Hörn  und  Seidel  requi-  24.  Sept. 
riret,  dass  der  Revers  abgeredeter  Maassen  geändert  und  der  Punkt  von 
der  Leibgarde  und  Besetzung  der  Residenz  Cleve  ausgelassen  werden  möge. 
Darauf  post  meridiem  referirt,  dass  I.  Ch.  D.  nicht  ungeneigt  sein  wür- 
den, den  Landständen  darin  zu  willfahren,  weil  aber  I.  Ch.  D.  Dero  Haus 
<  ieve  nothwendig  mit  100  Manu  besetzen  müssten,  dass  dahero,  allerhand 
Misshelligkeit  zu  verhüten,  nöthig  sein  wolle,  dass  die  Stände  zuvörderst 
über  solchen  Punkt  sich  mit  L  Ch.  D.  vereinbaren  thäten,  darüber  alsdann 
ein  sonderbarer  Revers  aufgerichtet  und  der  oben  angeführte  Revers  be- 
gehrter maassen  ausgefertigt  werden  könnte. 

Haben  die  Ritterbürtige  vorrahmsweise  sich  dahin  erklärt,  weil  sie  ver-  25.  Sept. 
s[)ürten,  dass  L  Ch.  D.  von  Besetzung  des  Hauses  Cleve  nicht  zu  diver- 
riren  sein  würden,  dass  dahero  und  damit  der  Revers  wegen  Abfuhr  der 
\  ölker  überkommen  möchte,  der  numerus  auf  50  Mann  zur  Besetzung  des 
Hauses  genommen  würde,  doch  also  dass  die  Stände  zwei  oder  drei  zu 
Officieren  vur.stellen  und  L  Ch.  D.  daraus  einen  erwählen  und  bestätigen 
ochte,  und  solches  in  Kraft  des  Kecesses  de  a.  1609;  2)  dass  die  Herren 
officiere  in  Eid  l.  Ch.  I).  sowohl  als  auch  der  Stände  genonnnon;  3)  zu 
keinen  lOxecutionen  im  Lande  gebraucht,  sondern  aliein  das  JU'sidenzhaus 
II  bewahren  angeordnet;  4)  dass  dieselben  auf  ein  tiahr  bestellt  und  5)  in 


in  21.  September  ging  Paul  Ludwig  von   dort  mich  ('iihhiI  al»      Vgl.  Urk.  u. 
\cten8t.  IV  p.  751  u.  HH. 

"*)  Die  inärkiiichun  Slunde  btnvilligten  diiruuf  auf  einem  Lundtugü  zu  Uuua 
iide  Hopteinbors  COUO  Thlr.  wouutlich  bis  zum  Schlusiie  dos  J.  1647. 
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allen  zutragenden  Fällen  vor  neutrale  I.  Ch.  D.  und  des  Landes  Soldaten 
gehalten  werden  sollten.  Die  Städte  aber  sich  erklärt,  dass  von  ihren  prin- 
cipalibus  instruirt,  es  dahin  zu  richten,  dass  alle  Völker  aus  dem  Lande 
abgeführet  und  keine  Besatzung  darin  verbleiben  möchte,  einige  aber  der 
Städte  es  dafür  gehalten,  insofern  I.  Ch.  D.  bei  obangeführter  gefasster 
Intention  beharrlich  verbleiben  würde,  dass  alsdann,  und  damit  die  Stände 
der  resolvirten  Abfuhr  gegen  den  letzten  October  nicht  zumal  frustiret  wer- 
den möchten,  dem  Lande  zuträglicher  wäre,  in  eine  geringe  Besatzung  des 
Hauses  Cleve  zu  consentiren.  —  Herr  Hörn  referirt,  dass  I.  Ch.  D.  über 
der  Landständen  Anbringen  in  diesem  Punkt  über  die  Maassen  sich  alterirt 
befänden,  und  mit  grossem  Unwillen  sich  erklärt,  dass  er  nunmehr  erfahren 
thäte,  dass  seine  Stände  ihm  nicht  zutrauen,  dass  ers  bestlich  mit  denselben 
meinen  thäte  und  dahero  die  Nomination  und  Beeidung  der  Officiere  an 
sich  ziehen  wollten,  hätten  sich  beklagt,  dass  die  Stände  in  so  geringer 
Bitte  I.  Ch.  D.  nichts  zugeben  wollten,  daraus  dann  leichtsam  abzunehmen, 
was  Dieselbe  in  grossen  und  wichtigen  Punkten  von  den  Ständen  zu  ge- 
wärtigen hätten.  Damit  denn  auch  die  Stände  über  die  Unkosten  sich  nicht 
zu  beschweren  hätten,  so  wäre  I.  Ch.  D.  Intention  und  Meinung  diese, 
dass  Sie  100  Mann  zur  Besatzung  der  Residenz  selbst  unterhalten  und  die 
Stände  durch  einen  Revers  versichern  wollte,  dass  zu  Niemands  Oflension, 
auch  in  specie  die  Stände  und  Unterthanen  damit  zu  executiren  die  Sol- 
daten nicht,  sondern  allein  zur  Bewahrung  der  Residenz  sollten  gebraucht 
werden. 

27.  Sept.  Ist  des  Vormittags  wegen  Ankunft  des  Prinzen  von  Oranien  nicht 

gehandelt,  Nachmittag  haben  die  Ritterbürtigen  ihren  Vorrahmen  dahin,  ge- 
geben, weil  I.  Ch.  D.  von  Dero  gnäd.  Erklärung  in  puncto  der  Residenz- 
besatzung mit  100  Mann  nicht  abstehen  wollten,  dass  dahero  ihres  Theils 
es  dafür  halten  müssten,  dass  die  Landstände  gegen  Herausgebung  eines 
Revers  sich  in  dem  Punkte  accommodiren  thäten.  Weil  dann  alle  die  Städte 
den  Ritterbürtigen  Beifall  gethan,  so  haben  auch  deputati  der  Stadt  Wesel 
zusehen  müssen,  dass  auf  Ratification  ihrer  Principalen  solches  conclusum 
dem  Herrn  Oberkämmerer  hinterbracht  werden  möchte,  wie  denn  auch  sel- 
bigen Abend  per  deputatos  geschehen.  —  Bei  dieser  von  den  Ständen  De- 
putirten  hinterbrachter  Erklärung  hat  der  Oberkämmerer  vorgetragen,  dass 
I.  Ch.  D.  einige  Tage  hero  bei  sich  allerhand  Gedanken  gemacht,  über  die 
Wörter,  „„unter  welchen  Schein  es  auch  geschehen  mochte""  in  dem  von 
den  Ständen  gesonnenen  Revers,  wie  nämlich  dieselben  von  den  Ständen 
interpretirt  und  verstanden  werden  möchten,  und  hätten  derowegen  I.  Ch.  D. 
dem  Herrn  Oberkämmerer  gnäd.  befohlen,  der  Stände  Interpretation  zu  ver- 
nehmen. 

28.  Sept.  Haben  die  Stände  sich  erklärt,  dass  der  Stände  Intention  bei  den  dem 

Revers  einverleibten  Worten  keine  andere  wäre,  dann  dass  keine  Völker 
hier  im  Lande  nicht  geworben  noch  von  Aussen  eingeführt  werden  sollten, 
als  allein  mit  Vorwissen  und  Bewilligung  der  Landstände  aus  Ritterschaft 
und  Städten,  dieser  gestalt  doch,  wenn  einige  Prätendenten  zu  diesen  Lan- 
den I.  Ch.  D.  vor  Entscheidung  des  Successionsstreits  daraus  verdrängen 
wollten,   dass  alsdann  die  Landstände   auf  vorhergehende  Notification  sich 
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dergestalt  gegen  I.  Ch.  D.  unterthänigst  bezeigen  würden,  gleich  die  Re- 
versalen  de  a.  1609  und  Landtagsabschied  de  a.  1632  thun  ausweisen, 
welche  Interpretation  dann  auch  den  Herren  Hörn  und  Seidel  per  de- 
putatos  eingebracht,  darauf  die  beiden  Herren  sich  erklärten,  dass  der  Re- 
vers ausgefertigt  werden  solle,  I.  Ch.  D.  würden  aber  Bedenken  tragen, 
denselben  in  Original  auszuliefern,  es  hätten  dann  die  Stände  sich  zuvör- 
derst erklärt,  was  sie  bei  I.  Ch.  D.  zu  thun  bedacht  wären.  —  Facta  re- 
latione  haben  die  Ritterbürtige  also  bald  in  die  Städte  gedrungen  und  von 
denselben  begehrt,  über  die  von  der  Ritterschaft  gut  befundene  Interims- 
steuer sich  zu  erklären;  dieselben  aber  endlich  concludirt'  dass  vorigen  re- 
solutionibus  iusistiren  und  keine  interimsche  Steuer  willigen  könnten,  son- 
dern dass  darauf  zu  gehen  wäre,  dass  die  Landstände  durch  einen  genüg- 
samen Revers  unter  Hand  und  Siegel  I.  Ch.  D.  versichert  werden  möchte, 
dass  die  Völker  gegen  den  letzten  October  abgeführet  werden  sollten,  und 
dass  dem  vorgangen,  die  Erledigung  der  gravaminum  und  auch  die  Beant- 
wortung der  Proposition  zur  Hand  genommen  und  alsdann  eine  Steuer  un- 
terthänigst gewilligt  und  auf  zuträgliche  Termine  gestellt  werden  könnte, 
dieser  Gestalt,  dass  der  erste  Termin  nicht  zeitlicher  als  nach  der  Zeit, 
dass  die  Völker  abgeführt,  erlegt  werden  solle. 

Nachmittag  nach  gehaltener  Predigt  haben  einige  Ritterbürtige  referirt,  29.  Sept. 
dass  I.  Hoheit  Herr  Prinz  zu  Oranien  vor  Dero  Abzug  (welche  ge- 
schehen nach  gehaltener  Vormittagspredigt  und  Mahlzeit)  vier  oder  fünf 
aufm  Hofe  präsent  gewesene  Ritterbürtige  zu  sich  fordern  lassen,  und  den- 
selben vorgetragen,  dass  Sie  von  I.  Ch.  D.  berichtet,  dass  Dieselbe  nunmehr 
die  Landstände  in  ihren  gravaminibus  theils  Satisfaction  gegeben,  theils 
ferner  zu  geben  resolvirt,  daher  dann  I.  Höh.  die  Stände  wollten  ersucht 
haben,  sie  wollten  dahingegen  I.  Ch.  D.  hinwiederum  zu  Gemüth  gehen 
und  sich  dergestalt  gegen  Dieselbe  bezeigen,  wie  es  getreuen  Ständen  ge- 
bühret, welches  I.  Höh.  gegen  die  Stände  mit  aller  Freundschaft  hingegen 
zu  verschulden  sich  thäten  anerbieten,  darauf  dann  die  Ritterbürti- 
'•n  mit  Wenigen  angeregt,  dass  solche  Satisfaction  bis  noch  zu  nicht 
U"egeben,  wollten  aber  hoffen,  dass  die  desiderirte  Satisfaction  erfolgen 
werde. 

Haben  sicii   Deputirte   der  Landstände   bei   I.  Höh.  der  Prinzessin  30.  Sept. 
V.Mi  Uranien    angeben  lassen,    und   nach  erlangter  Audienz  I.  Höh.   der 
liandständc  unterthänige  Dienste  vermeldet,    und   ferners  vorgetragen,  was 
i'-li   I.  Höh.   der  Herr  Prinz  zu  Oranien    gegen   einige   der  Ritterschaft 
iklärt,   und  dass   dahero  die  Land.>tände   nöthig  eraciitet,    1.  Höh.  unter- 
tliänigHt  zu  bcrichtc'u,  iu  welchen  Punkten  bis  noch  zu  den  Ständen  keine 
Sati.sfaction  widerfahren,    wie    denn   auch   punctuatim   die   gravamiua  über- 
laufen,   und    dass   in   den  vornehmsten   und   meisten    keine  Satisfaction  ge- 
rhehen,  ja  während  der  Handlung  darüber  und  der  Stande  Gegenwart  all- 
iiier  ohne  derselben  V'«»rl)ewnsst  und  Bewilligung  unters('hiedli(;h(wVusschrei- 
ben   erst  an    die  Kichterämter    und   dann    an   die   (ieistliehkeit   abgegangen 
iiid    eine   Steuer    zur  Verpflegung    und   ( ■outentirung    der   Offieiere    ausge- 
<  hrieben  wonien.     Wie  nun  I.  Höh.   solcliem    iler  Stande  Begehren   nach- 
iikomiuen  nich  anerboten,  und  ihre  zu  den  Landstanden  tragende  Afl'ection 
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aufs  höchste  gnädigst  bezeugt,  da  ist  der  Herr  Oberkämmerer  in  I.  Höh. 
Zimmer  eingekommen,  hat  I.  Höh.  in  geheim  zugesprochen  und  darauf  bald 
zu  der  Stände  Deputirten  sich  gewendet  und  denselben  Namens  I.  Ch,  D. 
in  Anwesen  I.  Höh.  vorgetragen,  dass  I.  Ch.  D.  sich  nunmehr  dahin  gnä- 
digst erklärt,  dafern  die  Landstände  I.  Ch.  D.  die  an  sie  gnäd.  gesonnene 
50,000  Thlr.  unterthänigst  willigen  vor  eins,  und  dann  fürs  zweite  die  alten 
Schulden  zu  bezahlen  an  sich  nehmen  würden,  dass  alsdann  I.  Ch.  D. 
alle  der  Ständen  gravamiua,  keine  ausgesondert,  zu  der  Ständen  Satis- 
faction  gebetener  maassen  erledigen,  und  das  jus  indigenatus  vollkomment- 
lich  in  der  Stände  Händen  und  auf  dero  Gewissen  hingestellt  haben  wollen. 
—  Sind  I.  Höh.  neben  I.  Ch.  D.  Gemahlin  etwa  zwei  oder  drei  Stunden 
darnach  und  nachdem  Dieselbe  alles  gnädigst  versprochener  maassen  bei 
I.  Ch.  D.  verrichtet,  verreiset  und  von  I.  Ch.  D.  bis  an  Schenkenschanz 
begleitet  worden. 

1.  Oct.  Sind  deputati  der  Stände  zum  Oberkämmerer  gefordert,  welcher  in  Ge- 

genwart Herrn  Horn's  und  Herrn  SeideTs  denselben  vorgetragen,  dass 
I.  Ch.  D.  gestrigen  Tags  in  Gegenwart  I.  Höh.  der  Prinzessin  von  Oranien 
Sich  dahin  hätten  erkläret,  weil  die  Landstände  sowohl  münd-  als  schriftlich 
sich  beklaget,  dass  fast  in  keinem  vorgestellten  gravamine  einige  völlige 
Satisfaction  ihnen  bis  noch  nicht  widerfahren,  die  versprochene  Reverse 
in  puncto  der  Völkerabführung  auch  bis  noch  nicht  extradiret,  dass  dahero 
I.  Ch.  D.  resolvirt,  alle  und  jede  gravamina,  so  die  Stände  vorgestellt,  be- 
gehrtermaassen  zu  erledigen,  auch  die  desiderirten  Reverse  den  Ständen  ein- 
zuhändigen, doch  dieser  gestalt,  wenn  zuvörderst,  die  von  den  clevischen 
Ständen  gnädigst  gesonnenen  50,000  Thlr.  I.  Ch.  D.  unterthänigst  gewilliget, 
und  darneben  die  Landstände  die  Schulden  zu  bezahlen  auf  und  an  sich 
nehmen  würden.  —  Deputati  praevia  deliberatione  sich  vernehmen  lassen, 
dass  gestrigen  Tages  in  Gegenwart  I.  Höh.  ertheilte  Erklärung  nicht  auf 
Abzahlung  aller  Schulden,  sondern  allein  der  alten  Schulden  gerichtet.  — 
Herr  Oberkämmerer  contra:  hätten  keine  alten  Schulden,  sondern  der  Schul- 
den in  genere  Meldung  gethan,  es  wäre  auch  nicht  nöthig  gewesen,  der  alten 
Schulden  zu  gedenken,  weil  zu  deren  Abzahlung  die  Landstände  sich  be- 
reits im  Jahr  1632  verobligirt,  und  hätten  I.  Ch.  D.  auch  in  Ansehung  des- 
sen die  Abzahlung  der  nach  Absterben  Herzogs  Johann  Wilhelm  ge- 
machten Schulden  von  den  Ständen  gesonnen,  weil  Dieselbe  sich  erklärt, 
alle  und  jede  gravamina  nach  der  Ständen  Begehren  vollkommenlich  abzu- 
thun,  wodurch  sie  dann  dasjenige  erhalten,  welches  sie  in  hundert  und  an- 
derthalb hundert  Jahren  nicht  haben  erhalten  können,  welches  gewisslich 
eine  Dankbarkeit  erfordern  thäte,  überdem  wäre  es  landkundig,  dass  die 
Landstände  in  dem  Falle,  da  ein  Landesherr  oder  Fräulein  verheirathet, 
schuldig,  zu  dero  Verheirathung  eine  Steuer  zu  willigen. 

8.  Oct.  Haben  deputati  der  Städte  zur  ferneren  Instruction  Dimission  bei  Herrn 

Hörn  und  Seidel  gesucht,  welche  praevia  communicatione  mit  I.  Ch.  D. 
dann  bewilliget.  —  Auch  haben  deputati  über  die  ausgeschriebene  Steuer 
an  alle  Geistliche  heftig  geklaget,  dass  dieselbe  von  den  Ständen  nicht 
gewilligt,  dahero  dann  die  Stände  dagegen  sich  bezeugen  müssten,  mit 
Bitte,  solche  Befehle  zu  contramandiren,  —  Consiliarii,  dass  solche  Be- 
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fehle  in  cancellaria  nicht  expediret  hätten,  davon  keine  Wissenschaft,  woll- 
ten darüber  mit  I.  Ch.  D.  reden.  Wieder  von  I.  Ch.  D.  kommend,  haben 
die  Herren  Räthe  sich  erklärt,  dass  die  Geistlichkeit  I.  Ch.  D.  eine  frei- 
willige Steuer  motu  proprio  gewilligt,  und  dabei  gebeten,  gnädigst  zu  ver- 
ordnen ,  dass  bei  der  Matrikel  nicht  über  den  fünfzehnten  Pfennig  möchte 
angeschlagen  werden;  I.  Ch.  D.  wollten  nicht  hoöen,  dass  die  Stände  Der- 
selben missgönnen  sollten,  wenn  einige  Dero  Unterthanen  eine  freiwillige 
Steuer  Ihr  unterthänigst  zulegen  thäten". 


Der  cleve- märkischen  Stände  Resolution   auf  die  Landtags- 

Proposition.     Dat.  Cleve  19.  Oct.   1647.     W. 

Die  clevischen  Stände  bewilligen  30,000  Thlr.  dem  Kurfürsten,  5000  Thlr.  19.  Oct. 
der  Kurfürstin,  18,000  Thlr.  „zur  Abstattung  der  Landtagskosten  wie  zur 
Abmachung  einiger  unvermeidlichen  eilfertigen  'Schulden  und  Courtoseien, 
damit  die  Stände  des  Herzogthums  Cleve  behaftet",  welche  Gesammtsumrae 
von  53,000  Thlr.  nach  der  seit  1643  benutzten  sogenannten  alten  Matrikel  in 
drei  Terminen  umgelegt  und  erhoben  werden  sollen.  Die  märkischen  Stände 
erklären  sich  bereit,  die  Reuterei  des  Kurfürsten,  welche  sich  augenblicklich 
in  der  Grafschaft  Mark  befinde,  bis  zum  letzten  Januar  1648  in  der  bis- 
herigen Weise  zu  unterhalten;  sobald  aber  die  Stadt  Hamm  von  den  kaiserl. 
Truppen  gänzlich  geräumt,  und  die  hessischen  und  kaiserlichen  Coutribu- 
tionen  aufhören  würden,  wollen  sie  sich  über  die  Besetzung  der  Stadt  mit 
kurfürstlichen  Truppen  und  den  Unterhalt  derselben  mit  dem  Kurfürsten 
vergleichen.  Zur  Abtragung  der  alten,  bis  zum  J.  1609  contrahirten  Kam- 
merschulden bieten  die  clevischen  Stände  anstatt  der  1640  aufgekündigten 
Deputation  eine  Steuer  von  300,000  Thlr.  in  6  Jahren,  jährlich  50,000  Thlr. 
in  zwei  Terminen,  deren  erster  Ostern  1649  fällig  sein  soll,  nach  einer  zwi- 
schen Kitterschaft  und  Städten  noch  festzustellenden  Matrikel;  die  märki- 
schen Stände,  sobald  die  Contributionen  der  fremden  und  Unterhalt  der 
kurfürstlichen  Truppen  aufgehört  haben,  gleichfalls  eine  Steuer,  welche  als- 
dann nach  der  bisherigen  Distribution  zwischen  Cleve  und  jNIark  festzu- 
stellen ist.  Wenn  aber  durch  diese  Steuer,  einen  jährlichen  Zuschuss  von 
P2,0Ü0  Thlr.  aus  den  kurf.  Domainen  und  die  Einkünfte  der  hiermit  einzu- 
lösenden die  alten  Kammerschulden  nicht  getilgt  werden  können,  wollen 
,>ich  die  Stände  auf  ferneres  Gesinnen  des  Kurfürsten  „dergestalt  jedoch 
freiwillig  und  unverpflichtet  erklären,  wie  solches  gehorsamen  getreuen 
Ständen  gebühret  und  oblieget".  Alle  diese  Bewilligungen  und  Anerbie- 
tungen geschehen  jedoch  mir  unter  der  ausdrücklichen  \'()raussetzung,  dass 
der  Kurfürst  folgende  Bedingungen  unweigerlich  und  pünktlich  erlulle:  Kr- 
theilung  eines  gewöhnlichen  Ileverses.  —  Erledigung  der  üravameu.  — 
Aushändigung  der  Reverse  über  Abführung  der  Völker  und  Consens  der 
Stände  zu  jeder  Truppincinfülirung  und  Werbung  sowie  IJrsutzung  deh 
Schlosses  zu  (Jleve.  AuHiebung  aller  Kriegsein(|uartierungen  und  Con- 
tributionen, sowie  Verschonung  mit  Kelchs-  und  Kreihsteuer  während  der 
6  Jahre.    -    ZuschusH    von   12,000  Thlr.  jährlich    aus    den    Domuinen   zur 
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Schuldentilgung.  —  Belassung  der  Realunterpfänder  an  die  Gläubiger,  und 
deren  möglichste  Befriedigung  ohne  jede  Verpflichtung  der  Stände  ihnen 
gegenüber.  —  Zur  Administrirung  der  Schulden  Mittel  sind  von  dem  Kur- 
fürsten einige  Räthe  und  von  den  Ständen  Deputirte  anzuordnen.  —  Verein- 
barung einer  Instruction  für  die  Administration  und  alleinige  Verwendung 
der  Mittel  zur  Tilgung  der  alten  Kammerschulden.  —  Vereidigung  der  De- 
putation und  deren  Beamten  auf  die  Instruction.  —  Erhebung  von  jährlich 
3  —  4000  Thlr.  für  die  Stände.  —  Unverbindlichkeit  der  Offerte,  wenn  die 
Abstellung  der  Gravamen  und  Aushändigung  der  Reverse  erbetener  Maassen 
nicht  erfolge,  desgleichen  im  Fall  später  gegen  die  Zusagen  irgendwelche 
Contraventionen  vorkommen  sollten. 


Des  Kurfürsten  Erklärung  auf  die  Resolution   der  clevischen 
Stände.     Dat.  Cleve  29.  Oct.  1647.     W. 

29.  Oct.  Sobald  die  Stände  25,000 , Thlr.  „baar"  werden  aufbringen ,  auch  inner- 

halb 2 — 3  Monaten  nochmals  25,000  Thlr.  erlegen  uiid  ihrem  Erbieten  ge- 
mäss die  alten  Kammerschulden  ganz  abzutragen  sich  „anheischig  machen" 
werden,  verspricht  er,  die  Truppen  aus  dem  Herzogthum  Cleve,  ausgenom- 
men seine  I^eibgarden,  abzuführen,  den  Ständen  einen  Revers  darüber  aus- 
zustellen, dass  künftig  ohne  ihre  Bewilligung  keine  Truppen  ausser  den 
zur  Besetzung  der  Residenzstadt  Cleve  nöthigen  100  Mann  z.  F.  wieder 
eingeführt  werden  sollen,  der  Stände  Privilegien  zu  confirmiren  und  die 
Gravamen  abzustellen. 


Des  Kurfürsten  Revers  über  Truppen -Ab-  und  Einführung 
resp.  Werbung  und  Verpflegung.  Dat.  Cleve  16.  Nov.  1647.  W. 

[Gegen  Bewilligung  von  50,000  Thlr.  Abführung  der  Truppen,  Anerkennung  des 

ständischen  Consensrechts  zur  Einführung,  Werbung  und  Verpflegung  derselben 

und  Demolirung  von  Calcar.] 

16. Nov.  „Wir  Friedrich  Wilhelm  Markgraf  zu  Brandenburg  etc.  thun 

kund  und  bekennen  vor  Uns  Unsere  Erben  und  Nachkommen,  gegen 
allermänniglichen  nachdem  Uns  Unsere  getreue  Landstände  von  Rit- 
terschaft und  Städten  dieses  Herzogthums  Cleve  zur  Erweisung  Ihrer 
zu  Uns  tragenden  unterthänigsten  Liebe  und  Affection  auf  die  ihnen 
hiebevor  beschehene  Proposition  eine  unterthänigste  Oblation  von 
50,000  Thlr.  die  Halbscheid  innerhalb  vierzehn  Tagen  baar,  die  an- 
dere Halbscheid  aber  innerhalb  drei  Monaten  von  Erlegung  des  ersten 
Termins  an  zu  rechnen,  unfehlbar  bewilliget,  so  Wir  auch  zum  gnädig- 
sten Dank  an-  und  aufgenommen,  und  Uns  darauf  bemeldete  clevische 
Stände  uiif  Abführung  Unserer  geworbenen  und  eingeführten  Völker 
zu  Ross  und  Fuss,   wie  auch  um  schriftliche  Versicherung,    dass  ins 
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Künftige  keine  Völker  7a\  Ross  oder  Fuss  von  Uns,  oder  Unseren 
Nachkommen,  ohne  vorhergehenden  Consens  und  Bewilligung  Unserer 
Landstände,  im  Lande  nicht  geworben,  noch  von  aussen  ins  Land  ge- 
führet, auch  zum  Unterhalt  einiger  Völker  keine  Geldmittel  oder  Ver- 
pflegung aus  dem  Lande  eigenmächtig  »erzwungen  werden  möchten, 
gehorsamst  angelangt  —  so  versprechen,  zusagen  und  geloben  Wir  hier- 
mit und  in  Kraft  dieses  Reverses  kräftigster  und  beständigster  maassen, 
dass  Wir  gegen  Erlegung  des  ersten  Termins  der  25,000  Thlr.  nicht 
allein  die  obgedachten  alle  und  jede  «Unsere  geworbenen  und  einge- 
führten Völker  und  darunter  auch  die  in  den  Städten  Duisburg  und 
Calcar,  auch  alle  andern  Städten,  Schlössern  und  Redouten  liegenden 
Besatzungen  aus  diesem  Unserm  Herzogthum  Cleve  unfehlbar  abfüh- 
ren, auch  Calcar  also  demoliren,  damit  desselben  sich  keine  kriegende 
Partei  zu  des  Landes  Schaden  und  Nachtheil  gebrauchen  könne,  son- 
dern auch  ins  Künftige  keine  Völker  zu  Ross  und  Fuss  ohne  vorher- 
gehenden Consens  und  Wllligung  Unserer  Landstäode  im  Lande  kei- 
nerlei Weise  werben  noch  von  Aussen  einführen;  ingleichen  obbemeldete 
Unsere  Stände  und  Unterthanen  mit  Ausschlagung  einiger  von  ihnen 
nicht  vorher  gewilligtcn  Steuern  zum  Unterhalten  und  zur  Verpflegung 
der  Völker  oder  sonsten  in  keinerlei  Weise  beschweren  lassen  sollen 
und  wollen.  —  Dahingegen  werden  obged achte  Unsere  Stände,  ihrem 
unterthänigsten  Erbieten  zufolge,  dahin  sorgfältig  bedacht  sein,  damit 
dennoch  die  obgemeldeten  Städte  und  andere  an  den  Fronten  gelegene 
Plätze  von  den  Einwohnern  der  Gebühr  und  nach  Möglichkeit  ver- 
wahrt und  in  acht  genommen,  oder  doch  sonsten  von  den  kriegenden 
Theilen  in  mögliche  Sicherheit  gesetzt  und  gestellt  werden  mögen" '^'). 


l)ie  clevischeii  Hauptstädte  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Wesel 

4.  Jan.   1G48.     W. 

Schon  tintcr  dem  4.  November  und  8.  December  1047  hatten  sie  um  1()48. 
Wi(;(l(Toinzi('linii{z:  der  einigen  clevischen  Ritterbiirtigen  iiher  ganze  Dörfer,  4.  .Tun. 
Bauerschaften  und  Gerichtsbänke  vor  Kurzem  verliehenen  hohen  und  nie- 
•  Irigen  JuriHdiction  gebeten  und  die  Ungesetzlichkeit  wie  allseitige»  Ge- 
iahren solcher  Verleihungen  vorgestellt,  jetzt  aber  vernommen,  dass  wie- 
derum mehrere  llitterbiirtige  um  solche  Jurisdictionen  gegen  geringe  Pfand- 
iimmen  sich  bemühten  und  sie  ihucn  bereits  zugesagt  worden  wären.     Die 

'*')  An  dcmsulbon  Tage  wurde  ouch  ein  Rovers  vom  Kurfürsten  unterzeichnet 
und  den  cleviHchen  ötändtfu  eingcliiindigt,  bezügHch  der  Hesat/iinK  dos  Scidosses 

'/u  Cleve,  dullin  lautend,  dusu  <li«'Helbe  nie  über   )'"'  M »  lufiM-'i-n  ntid  -/u  kri- 

'  rlei  »St4!uerexecutionen  verwandt  werden  solle 
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Ritterschaft  habe  sich  selbst  beim  Kurfürsten  über  Verpfändung  der  kurf. 
Einkünfte  ohne  Consens  der  Stände  beschwert,  und  trotzdem  bewürben  sich 
jetzt  die  einzelnen  Ritterbürtigen  um  solche  zu  ihrem  Privatvortheil,  ver- 
letzten selbst  um  ihres  persönlichen  Nutzens  Willen  die  Privilegien  der 
Stände.  Diese  Pfandverleihungen  verminderten  und  schwächten  des  Lan- 
desherrn Einkünfte  und  Autorität,  denn  einmal  wären  die  dafür  gezahlten 
Summen  mehr  wie  unbedeutend,  und  dann  entzögen  sie  die  ünterthanen  dem 
unmittelbaren  Schutz  des  Landesherrn,  darauf  sie  ein  Anrecht  hätten.  Aber 
auch  der  Hauptstädte  eigene  Rechte  würden  dadurch  schwer  verletzt,  in- 
dem die  Güter  und  Pächter  ihrer  Bürger  so  unter  der  Herrschaft  und  Ge- 
richtsbarkeit des  Adels  kämen  und  allen  Bedrückungen  desselben  ausge- 
setzt wären,  üeberhaupt  gäbe  solche  Jurisdictionsübcrlassung  zu  den 
gröbsten  Missbräuchen  Anlass,  wie  in  den  Herrlichkeiten,  die  einzelne  Rit- 
terbürtige  von  Alters  her  bereits  besässen,  zu  ersehen.  Die  willkürlichsten 
Geldstrafen  und  unsinnigsten  Verbote,  ja  Erpressungen,  wären  dort  bereits 
vorgekommen,  die  eigenen  Bauernhöfe  der  Herren  von  den  Steuern  befreit, 
dieselben  denen  der  Bürger  mit  aufgebürdet  und  gar  bei  Minderjährigkeit 
der  Besitzer  die  gröbsten  Willkürlichkeiten  der  Vögte  und  Rentmeister 
gar  nicht  zu  verhüten.  Sie  müssten  daher  nochmals  um  Zurücknahme  resp. 
Einstellung  solcher  Verleihungen  bitten,  widrigenfalls  aber  dagegen  als  eine 
grobe  Verletzung  der  ständischen  Privilegien  prote stiren  ^^^). 


Auf  einem  Convent  der  clevischen  Städte  zu  Wesel  ward  gleichzeitig 
mit  diesem  Schreiben  beschlossen,  die  märkischen  Städte  aufzufordern, 
gleichfalls  die  Zurücknahme  der  Jurisdictionsverleihungen  zu  verlangen;  den 
„capabelsten  Subjecten  in  Cleve  1500  Thlr.  zu  offeriren,  dafern  dieses  Gra- 
vamen  der  Städte  erledigt  würde";  dem  Kurfürsten,  wenn  es  nöthig,  die 
Pfand-  oder  Kaufsumme  zur  Restituiruug  an  die  betreffenden  clevischen 
Ritterbürtigen  anzubieten;  ihn  zu  bitten,  denselben  wenigstens  keine  andere 
Jurisdiction  als  über  ihre  eigenen  Güter  zu  belassen,  und  „dafern  auch  sol- 
ches nicht  zu  erhalten,  contra  nobiles  infeudatos  zu  protestiren,  auf  Land- 
tagen in  keine  schliessliche  Handlung  sich  einzulassen,  bis  dies  Landgra- 
vamen  abgeschafft,  in  camera  imperiali  nöthige  processus  auszuwirken,  und 
so  nöthig,  sich  de  facto  zu  opponiren".  —  Gegen  Ende  des  16ten  Jahr- 
hunderts bestanden  bereits  in  Cleve  die  sogenannten  Unterherrlichkeiten 
Hönnepel,  Nieder-Mörmter,  Wissen,  Heyen,  Moyland,  Vehn,  Nirgena,  Win- 
nenthal,  Meiderich,  Wertherbruch,  Lobith  und  Hulhausen;  in  Mark:  Men- 
gede,  Herbede,  Stiepel,  Witten  und  Horst  a.  d.  Ruhr,  die  sämmtlich  zu  Lehn 


*3^)  Unter  dem  24.  Januar  reichte  die  clevische  Ritterschaft  dem  Kurfürsten 
eine  Gegenvorstellung  ein,  die  mit  der  Bitte  schliesst,  sie  bei  den  verliehenen 
Jurisdictionen  „zur  Conservirung  und  Vermehrung  E.  Ch.  D.  hohen  landesfürst- 
lichen Interesses,  auch  zur  Beibehaltung  der  Ritterschaft  unterthänigster  gehor- 
samster Affection  und  Reservirung  der  Occasion,  um  die  aus  derselben,  so  um 
E.  Oh.  I).  und  dem  Lande  sich  verdienet  gemacht,  dadurch  vor  und  nach  gnä- 
digst zu  beneficireu,  zu  belassen  und  im  Besitz  zu  mainteniren". 
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vom  Landesherrn  empfangen  wurden,  und  theils  aus  Besitzungen  ehemaliger 
altfreier  Dynasten  und  Vogteischaften  über  Kirehengüter,  theils  aus  spä- 
teren Pfandsehaften  und  Verleihungen  landesherrlicher  Jurisdictionen  her- 
vorgegangen waren.  Schon  Herzog  Johann  III.  hatte  die  Selbständigkeit 
dieser  Unterherrlichkeiten  mehr  und  mehr  beschränkt,  seinem  Rath  die  Re- 
vision und  Appellation  über  ihre  Civil-  und  Criminaljurisdiction  zugelegt, 
und  ihre  „Hintersassen"  zur  directen  Landesbesteuerung  unter  die  Richter- 
ämter gezogen;  Beschränkungen,  welche  die  cleve-märkischen  Unterherren 
nicht,  wie  in  Jülich,  wo  es  deren  einige  vierzig  gab,  wieder  zu  entfernen 
vermocht  hatten,  und  die  Kurfürst  Friedrich  Wilhelm  seit  seinem  Re- 
gierungsantritt durch  Entziehung  aller  in  die  landesfürstliche  Hoheit  irgend- 
wie eingreifenden  Rechte  noch  vermehrte.  Nur  die  untere  Polizei  und  Ge- 
richtsbarkeit Hess  er  die  Unterherren  unter  Aufsicht  der  lawdesherrlichen 
Regierung  ferner  ausüben,  und  nur  diese  wie  die  damit  verbundenen,  bisher 
dem  Landesherrn  zustehenden  ßrüchten  (polizeilich  und  gerichtlich  ver- 
wirkte Geldstrafen)  und  Hand-  und  Spanndienste  hatte  er  seit  1G45  in  ziem- 
licher Anzahl  meist  gegen  Zahlung  von  sogenannten  Pfandschillingen  lehns- 
und  pfandweise  neu  verliehen  '^^).     (Vgl.  oben  Einleit.  p.  11 V.) 


*5')  So  wurden  in  den  Jahren  1G45— 1647  verliehen  dem  Frhr.  v.  Wilich- 
Lottura  die  Jurisdiction  über  das  Haus  Huth  und  die  Dörfer  Bienen,  Berg  und 
Antrop  für  2000  Thlr.;  dem  v.  Hüchtenbruch  über  die  Häuser  Gartrop,  Ro- 
denleuw  und  die  Bauerschaft  Buel  für  6190  'J'blr.  (1650  auch  über  das  Dorf 
Gahlen  für  3000  Thlr.);  dem  v.  Biland  über  das  Haus  Halt  und  die  Dörfer 
Keken,  Bimmen  und  Duffelward;  dem  Frhr.  v.  VV  achte ndonk  zu  Germensel, 
Zyfflich  und  Weiler  zur  Abzahlung  der  Pfandsumme  auf  Hüllhausen;  dem  Frhr. 
V.  Qu  ad  über  das  Haus  Mörmter,  die  zugehörigen  Güter  und  das  Dorf  Ward 
für  2000  Thlr.;  dem  v.  Morrien  über  das  Haus  Calbeck  und  zugehörigen  Güter 
für  1100  'J'hlr.;  dem,v.  Sons  feld  -  VV  ittenhorst  über  das  Haus  Sonsfeld  und 
die  Bauerschafteu  Haiderloh,  VVitteuhorst  und  Toenen  für  3000  Thlr.;  dem 
v.  Tengnagel  zu  Sehlem  über  die  Dörfer  Mehr,  Niel,  Kekerdom  und  Loeth 
für  3000  Thlr.-,  dem  v.  Nievenheim  über  Haus  Driesberg  und  zu  Haveloh, 
GuHcher-Bruch,  Kessel  und  Moldyck;  dem  v.  Wilich  zu  Winneuthal  über  das 
HauB  Weyer  und  Dorf  Borth;  dem  v.  Lätze  rath  zu  Clarenbeck  und  Nutter- 
dcn;  164«  dann  noch  dem  Frhr.  v.  Wilich-IiOttum  über  die  zum  Hause 
Orondatein  gehörigen  Güter;  1649:  dem  v.  Hertefeld  zu  Hertefeld,  Weezo, 
Vorselar,  ililauui,  Voriunck,  Huist,  llottum,  Burll,  VVembt  und  Sevengewold; 
dem  V.  Boetzlttor  zu  Boetzlaer  und  Appeldoru  für  7417  Thlr.;  dem  Frhr. 
▼.  Loe  zu  WJHBen  Lahr,  Keilar  und  Hudenrath;  dem  v.  Bernsau  zu  Bfiling- 
boveo,  Haffen  und  Mehr  für  3650  Thlr.;  1650  zu  Uingenburg  und  Hamiukel  an 
Jacob  V.  Hpaen;  1651  die  zu  Fyl,  Huisberden  und  Wnrbeyou  dem  v.  (iolt- 
fltoin  für  6fKK)  Thlr.;  1652  die  über  das  Haus  (Jroen  und  zugeh<»rige  Ilöfo  dem 
Kickcl   und    über  dos  Hau«  Vördo  iWm  v.  Syborg;    1661    zu  Iniju'l,  Millin- 

II    und    lluril   dem    V.    D  icpe  lib  ni  eh      iiml    -/n    HiiiiMMi    iiiiil    r.niiii'ii    ilciii    CrMfrli 

Vehlen. 
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Die  clevischen  Stände  an  die  Generalstaaten.     Dat.  Cleve 

24.  Jan.  1648.     W. 

24.  Jau.  Auf  derselben  Wunsch  und  Rath,  sich  gegen  den  Kurfürsten  auch  ihrer- 

seits nachgiebig  und  gefällig  zu  erweisen,  haben  sie,  um  den  Ausgleich 
mit  demselben  zu  befördern,  ihm  im  November  v.  J.  eine  Steuer  von  50,000 
Thlr.  bewilligt,  wogegen  der  Kurfürst  durch  einen  Revers  versprochen, 
nach  Zahlung  von  25,000  Thlr.  die  Truppen  abführen  und  keine  wieder  ein- 
führen oder  werben  zu  wollen,  auch  auf  ihr  wiederholtes  Drängen  sich  den 
21.  Januar  entschlossen  hat,  die  Abführung  binnen  6  Tagen  wirklich  be- 
werkstelligen zu  lassen.  Gleichzeitig  aber  hat  der  Kurfürst  ihnen  mitge- 
theilt,  wie  der  kaiserliche  Feldmarschall  Lamboy  erklärt  habe,  dass  wenn 
der  Kurfürst  seine  Truppen  im  Clevischen  nach  der  Mark  abführe  und  da- 
durch die  kaiserlichen  Contributionen  dort  beeinträchtige,  er  genöthigt  sein 
werde,  für  die  kaiserlichen  Truppen  wieder  im  Clevischen  Quartiere  und 
Contributionen  zu  verlangen.  Hierdurch  würde  aber  die  dem  clevischen 
Lande  nicht  nur  1630  und  1631,  sondern  noch  1645  vom  Kaiser  und  dessen 
Generalität  zugesicherte  Neutralität  ^^*),  deren  Aufrechthaltung  auch  die  Ge- 
neralstaaten ihrerseits  dem  Lande  und  den  Ständen  zugesagt  hatten,  ge- 
brochen. Sie  bäten  daher  die  Generalstaaten  zur  Erhaltung  der  Neutralität 
wie  der  Stände  Privilegien,  da  sie  bereits  zu  beiden  sich  verpflichtet  hätten, 
durch  ihre  Gesandten  in  Münster  den  Kaiserlichen  daselbst  sowie  Lamboy 
selbst  ernstlich  von  Einquartierungen  und  Contributionen  im  Clevischen  ab- 
zumahnen ^^^). 

Beschluss  der  märkischen  Stände.   Dat.  Unna  24.  Jan.  1648.  S. 

24.  Jan.  Obwohl  die  märkischen  Stände,  laut  der  clevischen  Landtagstractaten, 

sich  nur  in  dem  Falle  zur  weiteren  Verpflegung  der  in  Mark  einquartierten 
4  Compagnien  zu  Pferde  verpflichtet  haben,  dass  die  kaiserlichen  Contri- 
butionen nicht  wieder  erhöhet  und  die  hessischen  ganz  aufhören  würden  ^^°), 


^34)  Vgl.  allgem.  Einleit.  p.  58.  und  Binleit.  p.  105. 

*35)  jß  einem  Schreiben  der  Syndici  an  Aitzema  vom  25.  Jan.  wird  derselbe 
im  Auftrage  der  Stände  angewiesen,  das  Gesuch  derselben  möglichst  zu  beför- 
dern mit  dem  Zusätze:  „Indien  by  eene  ofte  de  andere  van  de  Staaten  eene  cor- 
tesie  daer  toe  van  noden  syn  moeste,  so  wort  solx  U.  E.  naemens  der  stenden 
hiermede  gecommitteert  et  quid  vel  quantum  in  U.  E.  discretie  gestelt".  —  Es 
erfolgten  darauf  unterm  29.  Januar  Schreiben  der  Generalstaaten  an  den  Kurfür- 
sten von  CÖln,  an  ihre  Gesandten  in  Münster  und  an  Lamboy,  worin  sie  er- 
klärten, Cleve  bei  seiner  ihm  allerseits  zugesicherten  Neutralität  „mauuteniren" 
zu  wollen.  (Vgl,  Aitzema  III  p.  269.)  Auch  der  Kurfürst  ging  die  General- 
staaten um  ihre  Intercession  an  und  bat  sogar  um  Ueberlassung  von  Truppen,  da 
er  entschlossen  sei,  Gewalt  mit  Gewalt  zu  vertreiben,  und  wie  es  scheint,  hat 
er  Versuche  Lamboy's,  seine  Truppen  im  Clevischen  einzuquartieren,  wirk- 
lich von  einigen  Orten  mit  bewaffneter  Hand  abgewehrt.  Vgl.  ürk.  u.  Actenst. 
IV  p.  73  ff.  sowie  p.  819  und  Aitzema  III  p.  269. 

^36)  Vgl.  oben  p.  344. 
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die  ersteren  aber  nunmehr  von  6000  wieder  auf  9000  Thlr.  monatlich  er- 
höhet, die  letzteren  fernerhin  in  der  Höhe  von  3000  Thlr.  monatlich  erho- 
ben werden;  so  wollen  sie  dennoch  „zu  I.  Ch.  D.  unterthänigsten  Ehren 
und  Erweisung  ihrer  getreuen  Devotion"  bis  zu  fernerem  Beschluss  jenen 
Compagnien  monatlich  2700  Thlr.  (950  Thlr.  aus  den  Städten  und  1750 
aus  dem  platten  Lande)  an  baarem  Gelde  und  die  bisher  in  natura  gelie- 
ferte Fourage  (deren  Werth  etwa  1300  Thlr.  betrage)  gewähren. 


Am  27.  Januar  trat  die  Landgräfin  von  Hessen  nach  mehrmonatlichen 
\'erhandlungen  des  Commissarius  Joh.  Paul  Ludwig  die  bisher  von  ihren 
Truppen  aus  der  Grafschaft  Mark  bezogene  Contribution  von  3000  Thlr. 
monatlich  dem  Kurfürsten,  vom  1.  Januar  1648  an  gerechnet,  ab  (vgl.  Urk. 
u.  Acteust.  IV  p.  76  und  oben  p.  342),  so  dass  von  da  ab,  incl.  der  von 
den  Ständen  bewilligten  Verpflegung,  statt  der  bisherigen  8000  nur  7000  Thlr. 
monatlich  für  den  Unterhalt  der  4  Compagnien  aus  der  Grafschaft  Mark 
vom  Kurfürsten  erhoben  wurden.  Sobald  aber  im  Mai  1648  die  Nachricht 
eintraf,  dass  der  Kaiser  die  bisher  aus  der  Grafschaft  Mark  bezogene  mo- 
natliche Contribution  von  9000  Thlr.  ganz  fallen  lassen  wolle,  sandte  der 
Kurfürst  Schwerin  und  Dr.  Hermann  Pabst  an  die  märkischen  Stände, 
um  statt  der  7000  Thlr.  16,000  Thlr.  monatlich  zur  Verpflegung  der  durch 
die  Einführung  der  Infanterie  aus  Cleve  nunmehr  bedeutend  vermehrten 
Truppen  in  der  Grafschaft  Mark  zu  verlangen.  Nach  längeren  in  Unna 
geführten  Landtagsverhandlungon  erklärten  sie,  höchstens  vom  1.  Januar 
1648  ab  auf  ein  Jahr  monatlich  8000  Thlr.,  demnach  die  dann  von  den 
letzten  5  Monaten  noch  rückständigen  5000  Thlr.  und  zum  Ersatz  der  zur 
Befreiung  von  den  Contributionen  verwandten  Gesandtschaftskosten  6000 
Thlr.  bewilligen  zu  können.  Der  Kurfürst  nahm  dieses  Anerbieten  an;  als 
jedoch  im  August  1648  die  kaiserlichen  Truppen  Hamm  räumten  und  an- 
fangs September  fast  das'  ganze  noch  in  Mark  liegende  Infanterieregiment 
unter  Oberst  v.  Hake  die  Stadt  besetzte,  schickte  er  Ewald  v.  Kleist 
an  die  märkischen  Stände,  um  ausser  jenen  8000  Thlr.  monatlich  noch  die 
Mittel  für  Anlegung  eines  Magazins  in  Hamm,  Ankauf  der  von  den  Kai- 
gerlichen  zurückgelasKCuen  Artillerie  und  Munition,  sowie  einen  Zuschuss 
zu  den  von  der  Stadt  Hamm  aufzubringenden  Servicegeldern  durch  eine  all- 
gemeine Landessteuer  von  ihnen  zu  fordern.  Erst  als  die  Stände  nach- 
wiesen, da88  das  Land  innerhalb  vier  Monaten  bis  zum  I.Januar  1649  an 
llc.stanten  der  kaiserlichen  und  hessi.schen  Contributionen,  Verehrungen  an 
die  kaiserlichen  Generale  L am boy,  Sparr  und  Hennin  für  die  Käumung 
(2000  Thlr.),  Steuern  für  den  Unterhalt  der  kurf.  Truppen  und  sonstigen 
i-l«'inen  Spesen  noch  die  Summe  von  69,654  Thlr.  aufzubringen  habe,    ver- 

•htct<*  der  Kurfürst  auf  eine  Erhöhung  der  Steuer;  nur  das  Hart-  und 
Uauhfutter  für  di<'  Cavallerie  musste  das  Land  von  Mitte  November  KM8  an 
noch    aun)ringen.     An  Kleist  gaben    die   märkischen  Stande   für  den  am 

iLserlichen   Hofe   erwirkten  Naclilass    der  Contributionen   eine  Verehrung 

.11  2000  Thlr. 

Mnler.  zur  (m-mIi,  <I.  (;r.  KiirfTim«!!.  V.  28 
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Ther  Schmitten  an  Wesel.     Dat.  Wesel  3.  Febr.  1648.    W. 

3.  Febr.  Gestern  Abend  hat  der  Kurfürst  die  geh.  Räthe  zu  sich  gefordert  und 

bald  darauf  auch  ihn  und  Dr.  Die  st  rufen  lassen,  und  sich  dahin  erklärt, 
dass  er  die  den  Ritterbürtigen  verliehenen  Jurisdictionen  wolle  einziehen 
lassen,' wenn  die  Städte  ihre  Zustimmung  zur  Ausschlagung  von  30,000  Thlr. 
(15,000  Thlr,  zur  Rückzahlung  der  für  die  Jurisdictionen  gezahlten  Gelder 
und  daneben  noch  etwa  15,000  Thlr.  für  den  Kurfürsten)  geben  wollten.  Da 
sie  diese  Summe  für  zu  gross  befunden,  haben  der  Oberstallmeister,  Hörn, 
Schwerin  und  Seidel  sub  fide  silentii  mündlich  versichert,  dass  der 
Kurfürst  mit  22,000  Thlr.  zufrieden  sein  wolle,  „die  Jurisdiction  dagegen 
einziehen  und  in  posterum  keine  mehr  concediren,  allein,  dass  um  des  Frie- 
dens Willen  denen,  die  anjetzo  concessiones  erlangt,  dieselbe  allein  über 
ihre  eigenen  Wohnungen  und  ihre  eigenthümlichen  Güter  und  Hausleute 
oder  Pächter,  die  sie  in  demselben  District  oder  Bauerschaft  hätten  und 
weiters  nicht  concediret  werden  solle,  in  welchen  terminis  deputatis  ein  Re- 
vers sub  manu  et  sigillo  principis  ausgestellt  ist";  wogegen  sie  einen  Ge- 
genrevers gegeben  haben,  darin  sie  die  Rückgabe  jenes  Reverses,  im  Fall 
die  Städte  nicht  darauf  eingingen,  sowie  Geheimhaltung  der  Uebereinkunft 
angelobt  haben. 

Der  clevischen  Stände  Syndici  Dr.  Adam  Isinck  und  Dr.  Anton 

ther   Schmitten    an    Leo   van    Aitzema.      Dat.   Cleve    23.  Mai 

1648.     R. 

23.  Mai.  Die  Deputirten  der  clevischen  Stände  haben  sie  beauftragt,  ihn  aufzu- 

fordern, der  näheren  Allianz  des  Kurfürsten  mit  den  Generalstaaten,  insbe- 
sondere aber  der  Evacuation  der  clevischen  Plätze  seitens  der  staatischen 
Truppen,  worüber  der  Kurfürst  wiederum  durch  seine  Abgesandten  im 
Haag,  Hörn,  Schwerin,  ßernsau  und  Portmann,  verhandeln  lasse '"), 
gemäss  der  ihm  am  20.  Januar  und  am  4.  August  1647  ertheilten  Instruction, 
mit  allen  dazu  dienenden  Mitteln  mündlich  und  schriftlich  entgegen  zu  wir- 
ken, und  den  Gencralstaaten  „der  Landstände  Freiheit,  Privilegien  und  Re- 
versalen,  auch  die  Wohlfahrt  des  ganzen  Landes"  zu  fernerem  Schutze  zu 
recommandiren.    Ueber  den  Erfolg  soll  er  baldigst  berichten  *^®),  und  „wenn 


^37)  Vgl.  ürk.  u.  Actenst.  III  p.  40  fif.  und  Aitzema  III  p.  269. 

138^  Vgl.  oben  p.  319.  Am  1.  Juni  meldet  Aitzema  die  Resolution  der  Ge- 
neralstaaten vom  30.  Mai ,  wodurch  sie  dem  Kurfürsten  die  Evacuation  der  cle- 
vischen Plätze  kategorisch  verweigern  (vgl.  Urk.  u.  Actenst.  III  p.  43),  und 
übersendet  sein  den  Generalstaaten  am  29.  Mai  übergebenes  (demnächst  gedruck- 
tes) Memorial  vom  29.  Mai ,  worin  er  dieselben  ersucht,  keinerlei  Allianz  zum 
Präjudiz  der  Privilegien  der  Stände ,  welche  sie  garantirt  hätten ,  mit  dem  Kur- 
fürsten abzuschliessen  (vgl.  Aitzema  III  270).  Am  4.  Juni  schicken  ihm  beide 
Syndici  die  auf  einem  Convent  der  Stände  zu  Marienbaum  beschlossene  nähere 
Instruction,  welche  die  gegen  die  Evacuation  sprechenden  „Reden  und  Motiven" 
enthält  (nach  dem  Verzeichnisse  der  dem  Kurfürsten  1684  ausgelieferten  Acten; 
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die  Evacoation  verhindert  werden   könnte,   pro  sua  discretione   einige  der 
Herren  Deputirten  devinciren". 


Ther  Schmitten  an  Wesel.     Dat.  Cleve  28.  Mai  1648.    W. 

Alle  Versuche  einer  Einigung  zwischen  clevischer  Ritterschaft  und  28.  Mai. 
Städten  über  die  Jurisdictionen  sind  erfolglos  geblieben,  lieber  die  dem 
Kurfürsten  und  der  Kurfürstin  in  Anlass  der  Geburt  des  Kurprinzen*")  zu 
bewilligende  Summe  ist  lange  verhandelt  worden;  der  Kurfürst  erwartet 
nach  Burgsdorf's  vertraulichen  Mittheiluugen  50—60,000  Thlr.  Auf  in- 
ständiges Ansuchen  der  Städtedeputirte  sind  ihnen  endlich  heute  2  kurf. 
Reverse  bezüglich  der  Jurisdictionen  zugestellt  worden.  In  einem  verspricht 
der  Kurfürst,  die  dem  Amtskammerdirector  v.  Nievenheim  über  die  Dörfer 
Kassel  und  Morck  ertheilten  Jurisdictionen  bis  zur  ferneren  Verordnung  in 
suspenso  zu  belassen,  in  dem  zweiten,  keine  Jurisdictionen  pfand-  oder 
lehnsweise  an  Ritterbürtige  über  ihre  eigenen  sowohl  als  andere  Güter  und 
Leute  ferner  verleihen  zu  wollen;  jedoch  sind  diese  Reverse  nur  unter  der 
ausdrücklichen  Bedingung  ertheilt,  dass  die  Deputirten  die  Städte  bewegen, 
56,000  Thlr.  anstatt  der  im  Reverse  vom  3.  Febr.  zugesagten  22000  Thlr.  "°> 
dem  Kurfürsten  zu  bewilligen  und,  im  Falle  ihnen  solches  nicht  gelinge, 
beide  Reverse  zurückstellen;  über  welche  Bedingung  sie  „unter  Angelobung 
des  höchsten  secreti"  einen  Gegeurevers  ertheilt  haben. 


Ther  Schmitten  an  Wesel.     Dat.  Cleve  23.  Juni  1648.    W. 

Die  Deputirten  der  clevischen  Städte  sind  alle  auf  dem  Landtage  ein-  23.  Juni, 
getroffen,    die   Ritterschaft    aber   bis   jetzt   nur   in    geringer  Anzahl.     Am 
18.  Juni  hat  der  Kurfürst  den  clevischen  Ständen  in  seiner  Gegenwart  vor- 
tragen lassen,  dass  die  Taufe  des  Kurprinzen  den  12.  Juli  und  bald  nach- 

Ikt  sj'iru-   Alii-fivf.  MMcli   l*r('iiss<'ii ,   woliJM  ihn   die  Neuw.'ilil  des  Kruiiirs  von 

sie  selbst  liegt  leider  nicht  vor;.  Am  3,  Juli  erhält  dann  Isinek  von  Aitzeuia 
(I«'n  „körten  bericht  wacroni  H.  H.  M.  recht  hebben  de  Cleefsche  steden  beset 
houden",  wie  ihn  Aitzema  in  seinen  Saaken  van  Staut  en  oorlog  III  p.  182 
luittheilt,  als  eigene  Broschüre  nur  noch  als  Beilage  mit  dem  am  Schlüsse  des- 
selben angezogenen  Schreiben  der  Generalstuaton  an  die  clevische  Regierung 
vom  II).  Mui  1638,  einem  Auszug  dtr  KcHolution  der  ersteren  vom  26.  Febr.  1631, 
sowie  einem  kurzen  Vorwort  versehen,  welches  meldet,  duss  ein  Patriot  im  Fol- 
genden die  grössten  Nachtheile  habe  kurz  andeuten  wollen,  welche  für  die  Nie- 
derlandc  eine  Uüumung  der  clevischen  Plätze  haben  würde,  abgesehen  davon, 
dafls  die  Generalstuateu  das  , .recht  vau  retentie"  hätten,  bis  die  „nootwendigo 
ende  utile  onkoeteu"  der  Kinnuhme  und  Krhultung  jener  Stüdto  ihnrn  von  dem 
restituirt  sei,  der  „by  senteutie  van  't  ryck"  für  den  recht«'n  Krben  dos  letzton 
Herzogs  von  Cleve  erklärt  werde.  —  Hiernach  scheint  es,  uls  oh  Aitzema 
selbst  der  Verfasser  dieses,  auf  Grund  der  ihm  übersandten  „reden  ende  motiven" 
gegen  die  Evacuation  abgefassten  Bericht«  ist,  oder  ihn  doch  veranlasst  hat. 

'")  Kr  war  am  21.  Mal  f»  Uhr  Morgens  geboren. 

"•)  Vgl.  p.  a.'VI. 

28* 
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Polen  rufe,  stattfinden  werde;  die  Verhandlungen  mit  den  Ständen  raüssten 
daher  zum  schleunigen  Abschluss  gebracht  werden.  Die  cleve- märkischen 
Stände  sind  mit  den  Jülich- bergischen  zu  Taufzeugen  eingeladen  und  auf- 
gefordert worden,  dem  Kurfürsten  seine  vielfachen  Ausgaben  durch  eine 
Steuerbewilligung  zu  erleichtern.  Die  clevische  Ritterschaft  will,  laut  ihrem 
auf  einem  Convent  zu  Marienbaum  jüngst  gefassten  Beschlüsse,  dem  Kurfür- 
sten 20,000,  der  Kurfürstin  5000  Tlilr.  bewilligen.  Die  Städtedeputirten 
verlangen  vor  jeder  Steuerbewilligung  die  ihnen  durch  die  Recesse  vom 
3.  Febr.  und  26.  Mai  versprochene  Aufhebung  der  Jurisdictionsverleihungen. 
Schwerin  sucht  sie  zu  bewegen,  wenigstens  den  Herren  v.  Biland  zu 
Halt  und  v.  Wilich  zu  Winnenthal  die  ihnen  daselbst  verliehenen  Juris- 
dictionen zu  belassen.  Beide  wären  einflussreiche  Mitglieder  der  Ritter- 
schaft, und  alsdann  geneigt,  diese  zur  Bewilligung  einer  Steuer  von  56,000 
Thlr.,  incl.  der  für  die  anderen  Jurisdictionen  zu  restituirenden  17,000  Thlr., 
zu  bewegen. 

Ther  Schmitten  an  Wesel.     Dat.  Cleve  27.  Juni  1648.    W. 

27.  Juni.  Die  Städtedeputirten  haben  gestern  mit  den  Ritterbürtigen  eine  Confe- 

renz  gehabt  und  in  derselben  schliesslich  erklärt,  dass  sie  in  keine  weitere 
Verhandlung  und  insbesondere  in  keine  Steuerbewilligung  vor  wirklicher  Ab- 
stellung sämmtlicher  verliehenen  Jurisdictionen  consentiren  könnten.  Dar- 
über sind  die  Ritterbürtigen,  deren  etwa  jetzt  24  hier  sind,  in  grosse  Auf- 
regung gerathen,  und  haben  heute  beim  Kurfürsten  eine  Audienz  gehabt, 
in  der  sie  sich  über  das  den  Städten  am  26.  Mai  ertheilte  Versprechen 
desselben,  keine  Jurisdiction  mehr  ertheilen  zu  wollen,  so  wie  über  die  ge- 
strige Erklärung  der  Deputirten  auf  das  bitterste  beklagten,  „da  auf  solche 
Weise  den  Edelleuten,  welche  sich  bei  dem  Landesfürsten  etwa  meritirt 
machen  möchten,  alle  Hoffnung  benommen  würde,  einige  Gnade  zu  erlan- 
gen". Sie  baten  daher,  die  Streitigkeit  durch  unparteiische  Reehtsgelehrte 
oder  eine  Universität  entscheiden  zu  lassen,  jetzt  aber  die  Städte  zur  Be- 
willigung der  Steuer  noch  vor  der  Taufe  des  Kurprinzen  zu  bewegen. 
Darüber  haben  Burgsdorf,  Hörn,  Schwerin  und  Seidel  so  eben  mit 
den  Städtedeputirten  verhandelt  und  ihnen  den  Wunsch  des  Kurfürsten, 
dass  diese  Streitigkeit  durch  einen  Vergleich  beigelegt  werden  möge,  vor- 
getragen; die  Deputirten  aber  einen  solchen  für  unmöglich  erklärt,  so  lange 
beide  Theile  auf  ihrer  Forderung  beständen,  und  dass  sie  ihrerseits  jeden 
anderen  Schiedsrichter  als  den  Kurfürsten  in  dieser  Sache  zurückweisen 
und  um  sofortige  Abschaffung  aller  Jurisdictionen  bitten  müssten.  Die 
Räthe  waren  über  diese  Abweisung  sehr  unwillig  und  schlugen  endlich  vor, 
wenigstens  den  Edelleuten,  „die  unter  der  Ritterschaft  das  Ruder  hielten", 
die  Jurisdiction  über  ihre  eigenen  Häuser  und  einen  kleinen  daran  stossen- 
den  Bezirk  zuzugestehen.  Auf  der  Stadt  Cleve  Vorstellung  beschlossen 
die  Deputirten,  ihre  Principalen  dahin  zu  disponiren,  dass  sie  ihre  Zu- 
stimmung zur  Verleihung  von  Jurisdictionen  über  der  Ritterbürtigen  eigene 
Güter,  wie  solches  der  Kurfürst  im  Recess  vom  3.  Febr.  sich  vorbehalten 
habe,   geben  möchten.    Da  der  Kurfürst^  von  diesem  Vorbehalt   schwerlich 
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abzubriagen  sein  wird,  auch  die  Städte  Rees,  Emmerich,  Calcar  und  Xanten 
darin  nachzugeben  geneigt  scheinen,  so  bittet  er,  ihn  gleichfalls  zu  in- 
struiren,  ob  auch  Wesel  diesem  Vorschlage  zustimme  und  er  in  solchem 
Falle  bevollmächtigt  sein  solle,  die  dem  Kurfürsten  angebotenen  56,000  Thlr. 
ebenfalls  zu  bewilligen.  Die  Ritterbürtigen  haben  auch  vorgeschlagen,  der 
Kurfiirstin  etwa  10,000  Thlr.  in  einem  Pokal  am  Tauftage  zu  ofieriren,  und 
die  Jülich -bergischen  Stände  das  Eintreffen  ihrer  Deputirten  zum  12.  Juli 
angemeldet. 


Ther  Schmitten  an  Wesel.     Dat.  Cleve  6.  Juli  1648.     W. 

Des  Km'fürsten  Verlangen,  die  dem  v.Hertefeld  zuHertefcld,  v.Bernsau  G.Juli. 
zu  Bellinghofen,  v.  Loe  zu  Wissen,  v.  Wilich  zu  Winnenthal  und  v.  Biland 
zu  Halt  verliehenen  resp.  zugesagten  Jurisdictionen  anzuerkennen  und  be- 
stehen zu  lassen,  haben  die  Städtedeputirten  auf  seine  Vorstellung  zurückge- 
wiesen; dagegen  sämmtlich,  trotz  seines  Widerspruchs,  beschlossen,  56,000  Thlr. 
dem  Kurfürsten  zu  bewilligen,  subald  ihnen  dessen  Befehl  an  die  Richter  zur 
Aufhebung  der  verliehenen  Jurisdictionen  über  die  den  Ritterbürtigen  nicht 
zugehörigen  Güter  zugestellt  worden  wäre.  Hörn,  Schwerin  und  Seidel 
erklärten,  dass  ohne  jenes  Zugeständniss  für  die  genannten  Edelleute  die 
Cassation  der  Jurisdictionen  nicht  erfolgen  könne;  worauf  die  Deputirten  er- 
widert haben,  dass  sie  dann  auch  ihrerseits  die  Steuer  nicht  bewilligen  könn- 
ten. Es  scheint,  dass  die  meisten  Städte  fürchten,  die  Ritterschaft  werde 
dem  Kurfürsten  ihrerseits  25,000  Thlr.  aus  dem  platten  Lande  bewilligen, 
alsdann  allein  beim  Tauffeste  erscheinen  und  die  Städte  dadurch  in  grosse 
Ungnade  beim  Kurfürsten  kommen.  ^Es  ist  leider  keine  Beständigkeit  bei 
den  fiitädten  in  diesen  Punkten  zu  befinden" :  Duisburg  und  Cleve  sind  ge- 
neigt, auf  die  Forderung  des  Kurfürsten  einzugehen,  die  Deputirten  der 
anderen  Städte  haben  um  Dimission  zur  Einholung  weiterer  Instructionen 
gebeten  und  ist  ihnen  dieselbe  bewilligt  worden.  Die  Taufe  des  Kurprinzen 
hat  der  Kurfürst  hinausgeschoben,  um  wo  möglich  vorher  die  Verhandlung 
mit  den  Ständen  zum  Schluss  bringen  zu  können. 


lokoll  des  cleve- nKirki.>clK'n   l.aiidiaüi's 


O" 


/u 


Cleve.     R. 

|(  lovischo  Städte  gestehen  Winnenthul  und  Biland  hedluf^ungsweiso  die  Juris- 
dictionen zu,  einigen  aich  mit  d<;r  Kitterschaft  über  Niclitv«'rloilnuj^  diM'selbou 
an  uinjiiuliricirt»!.     BewilliLniiiL'  von  ÖG,U0U  Tiilr.  für  dtii  Kiiifiirstcii  und  l(HH)  Thlr. 

für  die  titünde.]' 
.ILiIhii    Deputirte   di«-    resolvirte  H,\enipti<»n   «hin   llcnn    zu   Winnen-  12.Juli 
•li:il  .iii;.:«  iiicldi't,  doch  mit  diener  Conilition,  dass  er  neben  Herrn  v.  Biland 

<i  Anderen  Hich  bearbeiten  inÜHHte,  dann  der  Kittersehn ft  Vorrahnien  der 
Meuer,  ^o  etwa  wäre  auf  .'J0,000  Thlr.  genommen,  aiijetzo  um  21,000  oder 
26,000  Thlr.  verhöbet  werden  möchten,  damit  denen,  so  sie  die  jurisdiefinnes 

lingt  und  jet2o  beuumtuen  werden  Hullt«  lusgelegte  Gelder 
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tuirt  würden.  Herr  zu  Winnenthal  sich  solcher  Erklärung  bedankt  und 
alle  Beförderung  zu  thun  sich  anerboten.  , 

19. Juli.  Haben    sich    Ritterschaft    und    Städte    folgender    Gestalt    verglichen: 

I.  Ch.  D.  erklären  Dero  am  26.  Mai  dieses  1648.  Jahres  den  Städten  aus- 
gegebenen Recess  in  puncto  de  non  concedendo  jurisdictiones  für  Sich, 
Dero  Successoren  und  Erben  dahin  gnädigst,  dass  jetzo  oder  ins  künftig 
an  fremde  oder  inqualificirte ,  wessen  Standes  die  auch  sein  möchten,  kei- 
neswegs einige  Herrlichkeiten  oder  jurisdictiones,  sie  seien  civil  oder  cri- 
minell, an  Eingeborene  und  zugleich  qualificirte  Ritterbürtige  und  Städte 
aber  ander  Gestalt  nicht,  als  mit  Consent,  Wissen  und  Willen  der  gesamm- 
ten  Landstände  aus  Ritterschaft  und  Städten  hiesigen  Herzogthums  Cleve 
und  zwar  allein  an  solche,  die  sich  sonders  um  höchstged.  S.  Ch.  D.  Dero 
Successoren  und  der  Landschaft  wohl  verdient  gemacht,  concedirt  und  con- 
ferirt  werden  sollen. 

23.  Juli.  Haben  die   Städte   durch   stetig   sollicitiren  vorerst  den  Erläuterungs- 

recess  über  den  Recess  vom  26.  Mai  sub  sigillo  et  manu  illustrissimi  de 
non  concedendo  jurisdictiones  in  futurum  absque  consensu  nobilium  et  civi- 
tatum  überkommen. 

25.  Juli.  Endlich  concedirten   die   Edelleute  in  54,000  Thlr.  für  I.  Ch.  D.   und 

6000  Thlr.  für  die  Stände,  in  Summa  60,000  Thlr.  in  3  Terminen,  als  Martini 
1648,  Ostern  1649  und  Martini  1649  zu  erheben.  —  Deputirte  der  Städte 
gingen  zu  dem  Oberkammerherrn  *")  und  baten,  dass  die  mandata  ad  judices 
vor  allem,  und  ohn  dass  man  die  Willigung  an  I.  Ch.  D.  bringe,  ausgeant- 
wortet werden  möchten.  —  Der  Herr  Oberkammerherr  wollte  es  I.  Ch.  D. 
^  vortragen,  wiederkommend  referirte,  dass  I.  Ch.  D.  es  gnädigst  bewilligt 
hätten,  doch  dass  sie  etwa  14  Tage  nach  der  Kindtaufe  publicirt  werden 
sollten.  —  Eodem  ist  eingeliefert  der  Cassationsrecess  in  duplo  sub;,manu 
et  sigillo  illustrissimi  "^). 

27.  Juli.  Haben  sich  Ritterschaft  und  Städte  vereinbart,  dass  I.  Ch.  D.  20,000  Thlr., 

20,000  Thlr.  vor  den  Churprinzen,  10,000  vor  I.  Ch.  D.  Gemahlin  und  6000 
vor  einen  Trunk  Weins,  und  also  56,000  Thlr.  eingewilligt  werden  sollen,  und 
dass  dabei  4000  Thlr.  vor  der  Stände  Zehrungskosten  consentirt  und  also 
in  Allem  60,000  Thlr.  ausgeschlagen  werden  sollen,  in  3  Terminen  zu  be- 
zahlen, als  nämlich  auf  künftig  Martini  33,000  Thlr.,  in  Majo  1649.  Jahres 
10,000  Thlr.  und  auf  Martini  1649  17,000  Thlr."  ''') 


***)  Nach  dem  Rathsprotokoll  der  Stadt  Rees  vom  8.  Juli  1648  hatten  die 
Städte,  „um  ihre  Güter  nicht  unter  die  Botmässigkeit  des  Adels  kommen  zu  las- 
sen", beschlossen,  dem  Oberkammerherrn  v.  Burgsdorf,  wenn  er  eine  Cassa- 
tion oder  doch  Beschränkung  der  Jurisdictionen  erwirke,  1000  Dukaten  zu  oflFe- 
riren;  ob  dieselben  angenommen  oder  gezahlt  worden  sind,  darüber  liegen  keine 
Nachrichten  vor. 

142^  Vgl.  weiter  unten  den  Recess  vom  23.  Juli. 

"3)  Die  märkischen  Stände  verehrten  der  Kurfürstin  persönlich  6000  Thlr.| 
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Des   Kurfürsten   Recess    über  Einziehung    der    an    clevische 

Ritterbürtige  verliehenen  Jurisdictionen.     Dat.  Gleve  23.  Juli 

1648.     R. 

Da  über  dk  Juiiselictions Verleihungen  zwischen  den  clevischen  Städten  23.  Juli, 
und  Ritterbürtigeu  ein  schwerer  Streit  entstanden  ist,  der,  wenn  nicht  bei 
Zeiten  beigelegt,  „zu  grosser  gefährlicher  Weiterung  und  Beunruhigung  des 
Landes  ausschlagen  kann'',  so  hat  der  Kurfürst  sich  alle  Mühe  gegeben, 
zwischen  den  Ständen  „gutes  Vertrauen,  Friede  und  Einigkeit"  wie- 
der herzustellen.  Es  ist  ihm  auch  gelungen,  den  grössten  Theil  der  be- 
treflenden  Ritterbürtigeu  zu  bewegen,  die  theils  bereits  erlangten,  theils  ver- 
sprochenen Jurisdictionen  wieder  gutwillig  zu  resigniren  und  die  ganze  An- 
gelegenheit zu  seiner  „w^ohlgefalligen  Disposition  gehorsam  anheimzustellen"; 
insbesondere  haben  dies  gethan  der  v.  VV achten donk,  der  v.  Hertefeld 
zuHertefeld,  v.  Bernsau,  v.  Biland,  Hüchtenbruch,  VVilich  zu  Win- 
nenthal,  Wilich-Lottum,  Witten  hörst  zu  Sonsfeld,  Loe  zu  Wissen 
und  Vitinghof  genannt  Schell  zu  Hayen.  Da  aber  trotzdem  „einige 
wenige  Punkte  und  Streitigkeiten  also  beschaffen  befunden  worden,  dass 
dieselben  in  der  Güte  nicht  beigelegt  werden  mögen",  so  hat  der  Kurfürst 
über  dieselben  „ex  officio  resolvirt  und  aus  landesfürstlicher  Macht  und 
Obrigkeit  folgendermaassen  decidirt  und  declarirt". 

1)  Die  an  die  Grafen  v.  Vehlen  und  v.  Berg  verpfändeten  Güter,  be- 
sonders aber  die  dazu  gehörigen  Jurisdictionen  zu  Schermbeck,  Brünen  und 
Wehl  sollen,  sobald  die  Mittel  dazu  aufzubringen  sind,  wieder  eingelöst 
werden;  die  dem  Commandanten  von  Geldern,  dem  v.  Fluren,  und  dem 
V.  Marlot  zu  Uffelt  und  Praest  mit  den  Gütern  daselbst  verpfändeten  Ju- 
risdictionen sollen  sofort  wieder  eingelöst  werden;  2)  wird  der  Recess  vom 
26.  Mai  dahin  declarirt,  dass  fernerhin  keinerlei  Jurisdictionen  an  fremde 
und  unqualificirte,  und  an  einheimische  (pialilicirte  Ritterbürtige  nur  mit  Con- 
sens  sämratlicher  Landstände  verliehen  werden  sollen;  3)  sollen  die  sämmt- 
lichen  Beerbten  in  den  Dörfern  Mehr,  Niel,  Kekerdom  und  Loeth, 
nachdem  sie  durch  Contract  vom  12.  April  1647  sich  zur  Zahlung  von 
3000  Thlr.  verpflichtet  haben,  für  immer  unter  des  Kurfürsten  unmittelbarer 
Botraässigkeit  bleiben"*),  daher  die  dem  v.  Tengnagel  zu  Zehlem  ver- 
liehene Jurisdiction  über  Mehr  aufgehoben  wird;  4)  desgleichen  sollen  die 
dem  v.  Nievenheim  zu  Driesberg,  C^uad  zu  Mörmter  und  v.  Morricn 
zu  Calbeek  verliehenen  Jurisdictionen,  weil  die  Städte  sie  nicht  als  „Kin- 
gcborene"  anerkennen  wollen,  nach  Rückzahlung  der  dafür  gezahlten  Sum- 
men aufgehoben  werden,  doch  stellt  der  Kurfürst  diesen  Rittcrbürtlgen  noch 
eine  Friwt  zur  gütlichen  Vergleichiing  mit  den  Städten;  5)  die  Jurisdictit>n, 
welche  der  v.  V  itiiighof-Schell  zu  Ilayen  seit  Jahrhunderten  über  seine 
1  selbst  gelegenen  Güter  ausübt,  wird  ihm  ferner  belassen;  6)  sind  die  Städte 
iiiait  eioverHtandeu,    dasH  dem  Oberjägennei.s(<  i    \     II<  rttfcld  ciii    Jiiri> 


•**)  In  (li«*H<!n  von  (üoldtirn  an  Cluvu  verpf;ind»;tt'n  ,  in  thr  Dull'ol  belüguucu 
•rfuni  liuttcn  Mich  ouch  vi(*k>  Huuurn  mit  uigoniMn  Truion  (kiindbuHitz  erhalten. 
>'■  Jone  öuinmo  zur  Erhaltung  ihrer  tiülbstatüudigkuit  uufljracbtuu. 
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diction,  soweit  er  sie  von  Alters  her  daselbst  ausgeübt  hat,  belassen  bleibe; 
Y)  die  von  dem  v.  Biland  und  v.  Wilich-Winnenthal  dem  Kurfürsten 
resignirten  Jurisdictionen  werden  denselben  mit  Zustimmung  der  Städte 
wieder  verliehen;  8)  die  dem  v.  Wilich-Lottum,  v.  Hüchtenbruch 
und  dem  v.  Wittenhorst-Sonsfeld  verliehenen  Jurisdictionen  sollen  nach 
Rückzahlung  der  dafür  gezahlten  Summen  wiederum  aufgehoben,  die  des 
v.  Lützenrath  über  die  ihm  zu  Nutterden  verpfändeten  Güter  bis  zu  deren 
Einlösung  in  Kraft  bestehen  bleiben,  endlich  über  die  dem  v.  W achte n- 
donk  verliehenen  Jurisdictionen,  beziehungsweise  die  demselben  zu  erstat- 
tende Pfandsumme  von  Hülhausen  noch  ein  näherer  Vergleich  getroffen 
werden;  9)  dagegen  sollen  denen  v.  Wilich-Lottum,  v.  Hüchtenbruch, 
Wittenhorst-Sonsfeld,  ßernsau,  Wachtendonk,  Lützenrath  und 
Loe  die  Jurisdictionen  über  ihre  eigenen  adeligen  Häuser  und  zugehörigen 
Güter  zu  Hüth,  Gartrop-Rodenleuw,  Sonsfeld,  Germensel,  ßellinghoven, 
Ciarenbeck  und  Wissen  belassen  bleiben  "^). 


Unter  dem  24.  Juli  ergingen  dann  Mandate  an  die  Richter,  strenge 
darüber  zu  wachen,  dass  die  den  eingeborenen  qualificirten  Edelleuten  ver- 
liehenen Jurisdictionen  von  diesen  nicht  gegen  den  Inhalt  des  Recesses 
vom  23.  Juli  ausgedehnt  würden  und  dieselben  sich  keinerlei  Einmischungen 
in  die  dem  Ijandesherrn  ohne  Ausnahme  vorbehaltenen  Hoheitsrechte  er- 
laubten. (Vgl.  oben  Einleit.  Note  zu  p.  11*7.)  Die  clevische  Ritterschaft 
erhob,  trotz  des  Verbots  des  Kurfürsten,  im  Namen  der  durch  den  Recess 
benachtheiligten  Ritterbürtigen  gegen  die  kurfürstliche  Decision  und  Decla- 
ration,  beziehungsweise  die  Städte  einen  Process  beim  Reichskammergerichte, 
der  noch  1664  schwebte  und  erst  1666  durch  einen  Vergleich  beigelegt 
wurde.  Inzwischen  übten  die  betreöenden  Edelleute  nicht  nur  die  ihnen 
verliehenen  Jurisdictionen  „so  lange  der  Streit  schwebe"  mit  des  Kurfürsten 
Zustimmung  weiter  aus,  sondern  letzterer  verlieh  auch  fernerhin  in  Cleve 
wie  in  Mark  neue  Jurisdictionen.  (Vgl.  oben  Note  p.  351  und  die  folgen- 
den Acten.) 

Der  clevischen  Ritterschaft  Zusage  an  ihren  Syndicus  Dr.  Isinck. 
Dat.  Cleve  19.  Oct.  1648.     D. 

[Zusage  von  1000  Thlr.,  sobald  der  Kurfürst  der  Ritterschaft  die  Besetzung  der 
Regierung  mit  8,  des  Justizraths  mit  5  adeligen  Käthen,  der  Landgerichte  mit 
adeligen  Präsidenten  und  Schöffen,  das  Recht,  auf  dem  platten  Lande  ohne 
der  Städte  Consens  Steuern  bewilligen  zu  können,  die  Exemtion  derselbeu  von 
gewöhnlichen  Steuern,  das  Recht,  ihre  Pächter  selbst  zu  pfänden,  die  Nicht- 
arretirung  in  den  Städten  und  die  Jurisdictionen  unter  Zulassung  der  Appellation 
lite   pendente  in   integro  belassen   zu  wollen,    zugesagt.     Spätere  Veränderung 

dieser  Bedingungen.] 

19.  Oct.  „Zu  wissen  sei  hiermit,   wie  dass  heut  dato  bei  der  Ritterschaft 


145)  Vgl.  oben  Note  p.  351 ,  wo  die  Jurisdictionen  im  Clevischen  näher  spe- 
cificirt  sind. 
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dieses  Fürstenthums  Cleve  Versammlung  wiederum  in  Vorschlag  kom- 
men und  von  den  anwesenden  plaeitiret,  dass,  wofern  bei  I.  Ch.  D. 
zu  Brandenburg  durch  Handlung  obtiniret  und  ein  Schein  darüber  er- 
theilt  wurde,  dass  vorjctzt  1)  der  cleve-  und  märkische  Regie rungsrath 
mit  8  cleve-  und  märkischen  rittermässigen  Personen,  5  ordinarii  und 
3  extraordinarii  besetzet,  der  Justizrath  mit  5  cleve-  und  märkischen 
Adeligen  bestellet  und  in  den  Landgerichten  die  Drosten  präsidiren, 
und  2  Adelige  in  jedem  Landgericht  zu  Schöffen  adhibiret  werden; 
2)  dass  die  Ritterschaft  das  platte  Land  repräsentiren  und  alda  mit 
L  Ch.  D.  Verwilligung  auch  ohne  Consent  der  Städte  vor  und  nach 
eine  Steuer  oder  Imposition  umlegen;  3)  in  ordinarii  und  extraordi- 
narii Steuern  oder  Impositionen  (ausserhalb  Türken-  und  Defensions- 
steuern)  vor  sich  und  ihre  adeligen  Familien  allerdings  frei  sein; 
4)  ihre  eigene  Pachter  aufm  Lande  durch  Bediente  ohne  Zuthun  der 
Droste  oder  Richter  executiren ;  5)  in  den  Städten  keiner  gestalt  arre- 
stabel  sein;  6)  der  Appellation  in  puncto  jurisdictionum  deferiret,  und 
die  Sache  in  integro  gestellt  werden  möge,  wie  sie  tempore  motae 
litis  gewesen,  alsdann  dem  syndico  Dr.  Adam  Isinck  in  dieser  ex- 
traordinario  gewichtigen  Sache,  benebens  seine  gewöhnliche  Besoldung, 
zur  Verehrung  die  Summe  von  tausend  Thlr.  aus  der  Ritterschaft 
Steuerrestanteu  oder  anderen  Mitteln  unfehlbar  assigniret  und  entrichtet 
werden  sollen  '*'). 

Unterz. :  Alb.  Giesbert  v.  Hüchtenbruch,  Dietr.  v.  u.  /. 
Boetzlaer,  Hermann  v.  Wittenhorst,  Heinrich  Wilhelm 
y.  u.  z.  Hoven,  Deputirte  tler  clevischen  Ritterschaft". 

'''■,  Uuter  dieser  Erklärung  stellt  vüu  lö  ine  k'a  eigener  Hand:  ^Nachgehends 
'u  Octübri  1640,  nachdt'ni  ich  von  I.  Ch.  Ü.  zu  Jirandenhurp:  /.um  Regioningsrath 
berufen  worden  bin,  haben  die  Herren  von  der  Ritterschaft  es  auf  4  Punkte  ge- 
nommen, nämlich,  dass  von  der  Appellation  in  puncto  jurisdictionum  deferirt; 
2)  ein  Schein  herausgegeben  werde,  dass  der  Regierungs-  und  Justizrath  mit 
mehr  Adeligen  als  Kechtsgelehrten  besetzet  werden  solle;  3)  dass  die  Uitlcrrichaft 
io  den  Städten  nicht  arrestabul  seien;  und  4)  dass  die  Kitterbürtigi;  ihre  eigene 
Pächter  ohne  Zuthun  der  Droste  und  Richter  in  Ii(|uidi8  pfänden  und  executiren 
möchten,  wann  solche  J 'unkten  erhalten,  ich  alsdann  die  versprochene  KKX)  Thlr. 
geoiesiien  solle.  Sämmtliche  I'unkte  sind  bei  I.  Ch.  1).  erhalten,  und  darüber 
ichriftliche  privilegia  und  docunienta  ausgoreichet.  Ich  hab  auch  folgends  im 
T  ihre  1649  die  prumittirton  1000  Thlr.  laut  Rechnung  empfangen". 
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Der  clevischen  Eitterschaft  Instruction  für  ihre  zur  Fortfüh- 
rung der  Landtagsverhandlungen  verordneten  Deputirten: 
Frhr,  v.  Biland,  v.  Hüchtenbruch ,  v.  Wittenhorst-Sonsfeld, 
V.  Hoven,  v.  Quad  -  Kreuzberg,  v.  Wihch  -  Winnenthal, 
V.  Boetzlaer,  v.  Wilich  -  Lottum,  Frhr.  v.  Loe  -  Wissen, 
V.  Diepenbroich-Empel.     Dat,  Cleve  27.  Oct.  1648.    D. 

[Erledigung  der  Particulardesiderien  Bedingung  gewieriger  Kesolution,  die  als- 
dann durch  Majoritäts Votum  durchzusetzen.  Einige  fremde  Räthe  und  Beamte 
sind  zuzugestehen.  Statt  des  Zuschusses  aus  den  Domainen  zur  Schuldentilgung 
einige  zur  Beamtenbesolduug  der  Deputation  zu  überweisen.  2  oder  3000  Thlr. 
aus  den  Wasserlicenten  für  die  Stände.  Abstellung  der  Küchensteuern,  Hof-, 
Dienst-  und  Pferdeverpflegung  zu  erwirken.  Die  Appellation  gegen  die  Cassa- 
tion der  Jurisdictionen  ist  zu  gestatten  und  letztere  sind  Ute  pendente  zu  be- 
lassen, wie  sie  verliehen,  auch  ferner  zu  verleihen.] 

27.  Oct.  .,ErstHch  sollen  sie  die  Erklärung  über  die  annotata  betreffend  die 

Hauptgravamen  mit  den  Städten  I.  Ch.  D.  verordneten  geheimen  Herren 
Käthen  vorbringen,  auf  Resolution  I.  Ch.  D.  wegen  der  übrigen  anhalten, 
den  märkischen  Ständen  von  beschehener  Handlung  part  geben,  auch 
unter  der  Hand  zu  verstehen  geben,  dass,  wofern  die  gravamina  und 
desideria  particularia  zur  Satisfaction  der  Ritterschaft  erledigt,  alsdann 
dieselben  in  der  Hauptsache  näher,  als  bis  anhero  geschehen,  sich  zu 
resolviren  entschlossen,  und  im  Fall  über  Yerhoffen  die  Städte  beharr- 
lich dissentiren,  die  Ritterschaft  gleichwohl  dabei  persistiren  und  ver- 
mittelst des  modi  concludendi  per  majora  die  conclusa  eff'ectuiren  zu 
helfen  unterthänigst  incliniret  seien. 

Vors  Zweite  sollen  sie  quoad  jus  indigenatus  I.  Ch.  D.  zu  unter- 
thänigsten  Ehren  vier  oder  fünf  aus  den  vor  diesem  benannten  zwölf 
fremden  geheimen  und  Justiz-  und  Rechenkammerräthen  glissiren, 
item  drei  Secretarien  und  einen  in  der  Rechenkammer  sammt  zwei 
Rechenmeister,  die  Unterbediente  aber  als  Richter,  Schluiter,  Rent- 
meister, Zoll-  und  Licentbeamte  pro  tertia  parte  mit  Zuziehung  und 
Verwilligung  der  Städte  oder  deren  Deputirten  glissiren,  alles  gegen 
einen  Revers,  dass  solches  dem  privilegio  indigenatus  nicht  derogiren 
noch  präjudiciren  solle,  dann  auch  die  übrigen  nominirten  Bedienten 
wirklich  licentirt  und  erlassen  werden  mögen. 

Vors  Dritte  sollen  sie  die  vor  diesem  an  Seiten  I.  Ch.  D.  benannten 
12,000  Thlr.  aus  den  Domainen  zu  den  alten  Schulden  aus  angeführ- 
ten Reden  nunmehr  nit  erfordern,  so  dagegen  I.  Ch.  D.  sichere  Stücken 
den  deputatis  anweisen  und  übergeben  Hessen,  davon  die  Räthe  sicher- 
lich möchten  bezahlt  werden,  im  Fall  aber  keine  sicher  freien  Stücke 
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aus  den  Domainen  vorhanden,  solle  davon  dem  corpori  referiret  und 
dessen  fernere  Meinung  eingeholt  werden. 

Dafern  vors  Vierte  aus  den  Wasserlicenten  die  begehrten  3000  Thlr. 
jährlichs  zum  Behuf  der  Stände  nit  zu  obtiniren,  dass  alsdann  de- 
putati  zum  wenigsten  auf  2000  Thlr.  hätten  zu  bestehen. 

Vors  Fünfte,  nachdem  verscheidene  Zehrungs-  oder  La*dtagskosten 
von  den  Ständen  eingewilligt,  Küchensteuer  und  ungewöhnliche  Dienste 
auch  Unterhaltung  I.  Ch.  D.  Pferde  erfordert  und  von  den  Untertha- 
nen  prästiret,  welches  wider  das  Herkommen  und  Freiheit  streitet,  so 
sollen  deputati  desfalls  bei  I.  Ch.  D.  die  Nothdurft  unterthänigst  vor- 
bringen Remedirung  und  quoad  futurum  Reverse  de  non  praejudicando 
suchen.  v 

Vors  Sechste  sollen  sie  bei  Uebergebung  der  particularium  petitorum 
unterthänigst  anhalten,  dass  der  in  puncto  jurisdictionum  interponirten 
Appellation  gnädigst  deferiret,  und  bemelte  Sache  in  dem  Stande  ge- 
stellt werden  möge,  wie  sie  im  nachverflossenen  Januario  gewesen, 
nämlich,  dass  die  Glieder  aus  der  Ritterschaft,  so  einige  jurisdictiones 
von  I.  Ch.  D.  erlanget,  bei  ihren  Concessionen  ohne  Restriction  ge- 
lassen und  die  übrigen  aus  der  Ritterschaft  bei  erlangtem  jure  quaesito 
gehandhabet,  und  einem  oder  anderen  qualificirten  beuemerito  eine 
oder  andere  Jurisdiction  I.  Ch.  D.  gnädigstem  Gefallen  nach  conferiret 
werden  möge,  bis  daran  in  camera  imperiali  ein  anders  erkannt  sein 
werde. 

Vors  Siebente  sollen  sie  die  Rechnungen  der  Receptoren  und  an- 
derer Creditoren  der  Ritterschaft  verhören  und  nach  Befinden  darauf 
assignationes  ertheilen. 

Unterz.:  A.  G.  v.  Htichtenbruch,  Joh.  Sigism.  v.  Wilich 
Baron  de  Lottum,  Zeno  Tengnagel,  Stephan  Quad  v.  Wickrath 
Herr  zu  Kreuzberg,  Herrn,  v.  Witten  bor  st  zu  Sonsfeld,  Dietr. 
V.  u.  z.  Boetzlaer,  M.  W.  v.  u.  z.  llove,  Dietr.  Carl  v.  Wilich 
zu  Winnenthal,  Wolter  Morrien  zu  Calbeck,  Caspar  v.  Sieberg, 
B.  Spaen,  D.  v.  d.  Hovclich,  H.  Wilh.  v.  Bernsau  '*'),  Joh. 
Tldfii.  V.  Dicpenbruch  Herr  zu  Enipel". 

'";  Der  Sohn  VVirich'«  v.  HeriiBuu. 
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Die  Deputirten  von  Wesel  an  den  Magistrat  daselbst. 

Dat.  Cleve  28.  Oct.  1648.     W. 

(Unterz.:  Dr.  Anton  ther  Schmitten  und  Johann  van  Bracht.) 

28.  Oct.  Am  27.  Oct.  haben  die  Deputirten  der  clevischen  Hauptstädte  das  von 

allen,  ausgenommen  Emmerich,  unter  dem  15.  October  unterzeichnete  resp. 
besiegelte  Schreiben  aus  Wesel  dem  Kurfürsten  überreicht,  durch  welches 
unverzügliche  Auszahlung  der  von  den  Ritterbürtigen  für  die  verliehenen 
Jurisdictionen  gezahlten  Gelder  aus  der  ersten  nunmehr  eingekommenen 
Rate  der  bewilligten  56,000  Thlr.,  die  demnächstige  stricte  Ausführung  des 
kurf.  Recesses  vom  23.  Juli  1648  bezüglich  der  Cassation  jener  Jurisdictio- 
nen und  die  Rücknahme  aller  desfallsigen  Suspendirungsbefehle  verlangt 
wird.  Konrad  v.  Burgsdorf  hat  im  Namen  des  Kurfürsten  geantwortet, 
d^ss  die  erste  Steuerrate,  weil  daraus  den  Creditoren  im  Haag  20,000  Thlr. 
hätten  gezahlt  werden  müssen,  nicht  zur  Rückzahlung  jener  Gelder  hinge- 
reicht habe;  die  Städte  möchten  schon  jetzt  ihre  Quote  der  zweiten  Steuer- 
rate, um  daraus  wenigstens  einen  Theil  jener  Gelder  restituiren  zu  können, 
aufbringen;  auch  hat  er  nochmals  darauf  gedrungen,  dass  die  Stände  dem 
Kurfürsten  für  die  polnischen  Rüstungen  50,000  Thlr.  vorschiessen  oder  zu 
deren  Aufnahme  ihren  Credit  interponiren  möchten.  Die  Deputirten  haben, 
unter  Vorbehalt  der  Ratification  der  Städte,  einen  Vorschuss  auf  die  zweite 
Steuerrate  bewilligt. 

Die  Deputirten  von  Wesel  an  den  Magistrat  daselbst. 

Dat.  Cleve  10.  Dec.  1648.     W. 

(Unterz.:  Dr.  Anton  ther  Schmitten  und  Johann  Becker.) 

10.  Dec.  Burgsdorf  und  Hörn  haben  Dr.  Isinck  und  Dr.  ther  Schmitten 

heute  vorgestellt,  dass  die  auf  Cleve  und  Mark  fallende  Quote  der  vom 
Reich  zur  Abdankung  der  schwedischen  Truppen  aufzubringenden  Satis- 
factionsgelder  (3  iMillionen)  so  rasch  als  möglich  aufgebracht  werden  müsse. 
Schon  wären  schwedische  Truppen  in  Ravensberg  eingerückt  und  erhöben 
dort  die  zum  Unterhalt  der  kurfürstlichen  Truppen  bestimmte  monatliche 
Steuer  von  4000  Thlr.;  geschähe  solches  auch  in  Mark,  müssten  die  dor- 
tigen brandenburgischen  Regimenter  wieder  nach  Cleve  verlegt  werden,  da 
die  Nähe  der  lothringischen  Völker  zunächst  keine  Abführung  derselben 
gestatte.  Die  Deputirten  der  Ritterschaft  and  Städte  haben  sich  darüber 
geeinigt,  „dass  diese  Steuer  als  eine  Reichssteuer  mit  der  Landtagshand- 
lung keine  Gemeinschaft  habe  und  durch  den  punctum  jurisdictiouum  oder 
gravaminum  nicht  könnte  aufgehalten  werden".  Die  Quote  für  Cleve  und 
Mark  beträgt  55,666  Thlr.,  für  ersteres  33,000  Thlr.  Der  Kurfürst  dringt 
darauf,  dass  diese  Steuer  binnen  14  Tagen  aufgebracht  werde  und  hat  be- 
reits den  Richtern  befohlen,  die  Quote  der  einzelnen  Aemter  festzustellen. 
Deputirte  der  Ritterschaft  und  Städte  sind  wegen  der  drohenden  Gefahr 
der  Besetzung  des  Landes  durch  brandenburgische,  oder  schwedische  Trup- 
pen geneigt,  ihre  Zustimmung  zur  Erhebung  der  Steuer  zu  geben  und  den 
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Kurfürsten  zu  ersuchen,  neben  der  betreffenden  Quote  noch  3 — 4000  Thlr. 
für  die  Zebrungskosten  auf  dem  Landtage  erheben  zu  lassen.  Die  Depu- 
tirten  der  Ritterschaft  haben  gegen  ihre  Participirung  an  dieser  Reichssteuer 
Einwendungen  erhoben,  sich  jedoch  schliesslich  dahin  erklärt,  dass ,  wenn 
in  Jülich  und  Berg  die  Ritterschaft  einen  Antheil  an  derselben  übernehmen 
würde,  auch  sie  einen  solchen  bei  der  zweiten  Rate  aufbringen  wollten. 
Die  Deputirten  der  Städte  haben  den  Richtern  deren  Beschluss  mitgetheilt, 
auf  die  zweite  Rate  der  bewilligten  56,000  Thlr.  einen  Vorschuss  von  etwa 
6—7000  Thlr.  leisten  zu  wollen,  wenn  daraus  ein  Theil  der  Jurisdictious- 
gelder  sofort  zurückgezahlt  würde. 


I  )e*s  Kurfürsten  Revers    über   die  Vei-wenduiig    der  in  Cleve 
umgelegten  Steuer.     Dat.  Cleve  19.  Dee.   1648.     D. 

[Von  den  umgelegten  36,600  Thlr.  sollen  34,600  Thlr.  zur  Abzahlung  der  schwe- 
dischen Satisfactionsgelder,  2000  Thlr.  für  Landtagskosten  verwandt  werden;  nur 
für  den  Fall  der  Ruptur   will  der  Kurfürst   daraus   den  Rest  der  ihm  bewilligten 

Steuer  nehmen.] 

,,S.  Ch.  D.  7A\  Brandenburg  etc.  erklären  sich  auf  Dero  getreuen  19.  Dec. 
clevischen  Landstände  unterthänigstes  Anbringen  in  Gnaden  dabin, 
dass  Sie  von  den  ausgeschlagenen  36,600  Thlr.,  34,600  zu  nichts  an- 
ders, als  dazu  selbige  ausgeschlagen,  nämlich  der  schwedischen  mili- 
tiac  Satisfaction  und  der  Unkosten,  so  dabei  aufgehen  möchten,  an- 
wenden lassen,  die  übrigen  2000  Thlr.  aber  gedachten  Landständen 
zu  ihren  Zebrungskosten  abfolgen  lassen  wollen;  ja  auch  auf  solclien 
Fall,  dass  einige  Ruptur  erfolgen  sollte,  welches  gleichwohl  der  gnä- 
digste Oott  abwenden  und  verhüten  wolle,  begehren  S.  Ch.  D.  von 
sothancn  Geldern  mein-  nicht,  als  vermöge  der  Stände  untertliänigstem 
Fürschlagen  26,000  Thlr.,  welche  S.  Ch.  D.  von  Dero  Churprinzen 
Taufgeldcrn  annoch  rcstircn,  inne  zu  behalten,  und  wollen  den  llcber- 
•'  st  gemcltcn  Landständen  wiederum  zurückgeben  lassen". 

I  )<'s  Kurfürston  Resolution  über  der  cleve-niärkisehen  Stände 

'-lavanien  und  nähere  Krkläriuig  über  dieselben.   Dat.  (Meve 

Cleve  23.  Dee.   1648. 

[Die  lleaulutiüij  auf  tkr  Stände  Gruvamon;  doch  ist  drr  Kurfürst  nur  iluini  ge- 
bunden, wenn  diu  Stände,  mit  seiner  Aualef^un^^  des  Iiidij^t'natpriviU'gs  /.ufriedeu, 
oinen  ZiinchiiBS  von  12.(KK)  'l'ldr.  für  di<'  ]{<*8oidun^  der  Käthe,  eine  nionut liehe 
n«-lHteiier  zur  kurf.  Tufel  und  H(K),()Ü()  Thlr.  in  8  U)  Juhren  zur  Schuldentilgung 
viliigon,  auch  über  die  VorboBHerung  der  alten  Mutrikul  oder  oinu  nuuo  buhufs 
Auflirin^un^  dirHcr  Summen  nicli  Hofort  oinigiMi.] 

Allgomoiiio  Confirnmtion  „aUcr  rrivilegien,  Freiiieiten,  licgnmliguugcn,  23.  Dw. 
(tlitcn  und  Gerechtigkeiten,  auch  hergebrachten  christlichen  Gebräuchen 
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und  Gewohnheiten,  als  weit  dieselben  wohlherbracht  und  beweislich  obser- 
virt  worden".  —  Nachdem  die  Stände  bezüglich  des  Privilegs  oder  richtiger 
„Ordonnanz"  von  1501  erklärt,  dass  sie  bei  ihrer  Bitte  um  dessen  Bestäti- 
gung keineswegs  die  geringste  Verminderung  der  landesfürstlichen  Obrigkeit 
und  Autorität  im  Auge  hätten,  wird  dasselbe  dahin  erklärt,  dass  demselben 
wie  dem  Reversal  von  1509  gemäss  keine  Domainen  ohne  kundige  Noth 
und  mit  Consens  der  Stände  versetzt,  die  bereits  versetzten  aber  eingelöst, 
die  alten  Pfandnutzniessungen  auf  6  Procent  des  Schuldkapitals  reducirt; 
der  Regierungsrath  mit  8  adeligen,  deren  5  stets,  3  abwechselnd  präsent, 
und  4  bürgerlichen  cleve-märkischen  qualificirten  und  dem  Kurfürsten  wohl- 
gefälligen Räthen  besetzt,  von  denselben  der  Recess  genau  beobachtet;  der 
Justizrath  mit  5  adeligen  und  5  bürgerlichen  Rätheu,  sämmtlich  rechtsge- 
lehrten, die  Amtskammer  aber  für  jetzt  mit  den  dabei  angestellten  Räthen, 
später  aber  mit  2  adeligen  und  2  bürgerlichen  ordentlichen  und  ausser- 
ordentlichen aus  der  Regierung  besetzt;  von  diesen  die  Domainenverwaltung 
allein,  die  Grenz-  und  Hoheitssachen  mit  dem  Statthalter  und  den  anderen 
Regierungsräthen  besorgt;  die  Besoldung  des  ordentlichen  adeligen  Raths 
auf  800  Thlr.,  des  ausserordentlichen  auf  300,  des  bürgerlichen  auf  800  Thlr. 
festgestellt,  von  den  Ständen  dagegen  zu  dieser  Besoldung  eine  Beisteuer 
geleistet,  denselben  von  der  Anstellung  eines  Raths  Anzeige  gemacht,  um, 
wenn  er  nicht  qualificirt,  dagegen  erinnern  zu  können;  die  Avocationen  von 
den  Gerichten  erster  Instanz,  sobald  die  Sache  dort  anhängig  gemacht, 
nicht  gestattet,  die  geschlichteten  Brüchten  nicht  ohne  Zustimmung  des 
Statthalters  und  der  Regierung  erlassen;  ein  eingeborener  Landrentmeister, 
der  der  Regierung  und  Amtskammer  jährlich  Rechnung  abzulegen  hat,  be- 
stellt; zur  Erhebung  der  Steuern  ein  dem  Kurfürsten  und  Ständen  verpflich- 
teter Generalempfänger  angestellt,  und  endlich  von  Statthalter  und  Räthen 
dem  Landrentmeister  keine  Assignationen,  so  nicht  zu  des  Kurfürsten  und 
Landes  Nutzen,  zugestellt  werden  sollen. 

Das  Privileg  der  Ritterschaft  von  1510  wird  bezüglich  der  Lehngüter, 
des  adeligen  praecipuum's,  der  Enterbung  der  Töchter  bestätigt  •*®);  be- 
züglich des  ständischen  Gerichtsstandes  dahin  interpretirt,  dass  die  Ritter- 
bürtigen,  wenn  sie  eines  Vergehens,  darauf  Körper-  oder  Geldstrafen  stehen, 
beschuldigt  werden,  festgesetzt  werden  können,  und  der  Justizrath  die  Klage 
anhängig  machen  und  dort  die  Sache  instruirt  werden;  alsdann  aber,  wenn 
der  Delinquent  sich  auf  ein  ständisches  Compromissgericht  beruft,  solches 
vom  Kurfürsten  auf  jenes  Kosten  bestellt  und  von  diesem  binnen  einem 
Monat  das  Urtheil  gefällt  werden  soll.  —  Bezüglich  der  Ab  -  und  Einfüh- 
rung, auch  Werbung  und  Unterhalt  der  Truppen  im  Clevischen  bleibt  es 
bei  dem  in  dem  Revers  vom  November  1647  Versprochenen"®);  mit  den 
märkischen  Ständen  soll  darüber  noch  ein  Vergleich  getroffen  werden.  — 
Das  Privilegium  indigenatus  „extendirt"  der  Kurfürst  „aus  landesfürstlicher 
Macht  und  eigener  Bewegniss"  dahin,  dass  hinfort  keine  Räthe  bei  der 
Regierung,   dem  Hofgericht  und  der  Rechenkammer,   auch   sonst   keinerlei 


"8)  Vgl.  allgem,  Einleit.  p.  11. 
»*»)  Vgl.  oben  p.  259. 
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Beamten  und  ünterbedienten  angestellt,  auch  keine  Ritterbürtigen  zu  den 
Erbämtern  wiederum  bei  Neuverleihungen  zugelassen  werden  sollen,  die 
nicht  in  Cleve  oder  Mark  geboren  und  beerbt  sind,  vom  adeligen  Stande 
mit  einem  Rittersitz  und  acht  rittermässigen  Quartieren  sich  qualificiren  oder 
solche  Qualification  des  Vaters  nachweisen,  vom  bürgerlichen  Stande  aber 
das  Bürgerrecht  in  einer  Stadt  und  einen  Besitz  von  500-1000  Thlr.  im 
Lande  haben.  Dagegen  sollen  die  jetzt  angestellten  fremden  oder  uuqua- 
lificirten  Räthe  und  Beamten,  im  Fall  sie  nicht  wegen  beabsichtigter  Ver- 
minderung derselben  entlassen  werden,  so  lange  im  Dienst  verbleiben,  wie 
der  Kurfürst  sie  darin  belassen  will.  —  Der  Justizrath  soll  in  allen  Civil-, 
Feudal-,  Criminal-  und  Fiscalsachen  competent  sein,  eine  Revision  seines 
Urtheils  auf  Wunsch  der  verurtheilten  Partei  nur  durch  eine  von  zwei  Re- 
gierungsräthen  im  Geheimen  auszuwählende  Juristenfakultät  oder  rechtsge- 
lehrte Person  stattfinden,  auch  keine  daselbst  anhängig  gemachte  Sache 
inhibirt,  suspendirt  oder  vor  ein  anderes  Gericht  gezogen  werden.  —  Richter- 
und Rentmeisterdienste  sollen  nicht  in  einer  Hand  sein,  einige  kleinere 
Richterämter  sollen  vereinigt  werden.  —  Die  Licenten  zu  Lobith,  Ruhrort 
und  Gennej)  bleiben  in  des  Kurfürsten  Besitz;  doch  sollen  daraus  den  Stän- 
den jährlich  1500  Thlr.  gezahlt  werden.  —  Die  Dienstordnung  von  1536 
soll  revidirt  werden.  —  Die  Contributionsrestanten  von  1622—1632  sollen 
erlassen  werden.  —  lieber  die  streitige  Steuerfreiheit  einiger  clevischen 
Güter  soll  rechtlich  entschieden  werden.  —  Das  Gravamen  bezüglich  Ab- 
stellung der  neuen  Wasser-  und  Landlicenten  ist  bei  dem  näheren  Vergleich 
über  die  Schuldentilgung  zu  erledigen.  —  Eine  Ermässigung  der  märki- 
schen Quote  der  Kreismatrikel  soll  erwirkt  werden.  —  Märkische  Münz- 
ordnung ist  nach  der  cölnischen  zu  verändern.  —  Die  Kingrifle  der  cölni- 
schen  Gerichte  in  des  Kurfürsten  Jurisdiction  sollen  abgestellt  werden.  — 
Die  Lippe  und  Ruhr  sollen  so  weit  möglich  wieder  schiffbar  gemacht  wer- 
den. —  Die  Steuerfreiheit  und  Jagdgerechtigkeit  soll  nur  den  Gütern  zuer- 
kannt werden,  bei  welchen,  der  Amtsordnung  von  15G0  gemäss,  durch  Ur- 
kunden oder  unvordenklichen  Besitz  die  Eigenschaft  von  Rittersitzen  nach- 
gewiesen werden  kann;  Exemtionen  können  nur  bezüglich  der  dem  Landes- 
herrn persönlich  bewilligten  Steuern  von  demselben  verliehen  werden.  — 
Nicht  rittermässige  Besitzer  adeliger  Güter  dürfen  keine  Jagdgerechtigkeit 
daselbst  uu.süben,  vorbehaltlich  der  durch  Ankauf  bereits  erworbenen  des- 
fallsigcn  Rechte.  —  Die  Richter  und  Rentmeister  sollen  nur  im  Namen  und 
Auftrag  des  Fürsten  Jagdgerechtigkeit  ausüben.  —  Anerkennung  der  Neu- 
tralität der  weseler  Bürger  seitens  Spaniens  soll  erwirkt  werden.  —  Der 
Karfürst  verzichtet  auf  sein  Rcchf,  die  vou  ihm  erwählten  und  bestellten 
SchöfTen  und  Rathsverwandten  in  Emmerich  und  Rees  extra  casum  mortis 
fei  delicti  ubzu.setzen.  —  Es  sollen  in  den  Städten,  wo  der  Kurfürst  die 
Kleetion  der  Schoflen  oder  Rathsfreunde  hat,  diese  Stellen  keinen  kurf. 
Beamten  verliehen  werden.  —  Die  Städte  Emmerich,  Rees,  Calear,  Xanten 
Qod  Hamm  sollen  beziiglich  der  für  landesherrliche  Schulden  übernommcnon 
B'i'  idloM   gehalt«!!   wcnlcn.  —    Der  Richter  zu  Calear   soll  von 

d<  I  ililt,    von   der  Regierung  aber  bestätigt  werden.    —    Es  soll 

lort  kein  unbilliger  Mühlenzwang  McitonH  der  Kammer  geduldet  werden;  — 
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auch  in  der  Grafschaft  Mark  nicht.  —  lieber  Befreiung  der  zu  den  Rit- 
tersitzen in  Mark  gehörigen  Güter  vom  Kohlenzohnten  sollen  Erkundigun- 
gen eingezogen  werden.  —  Die  märkischen  Stände  sollen  Instruction  ihrer 
Deputirten  zur  Confirmation  einreichen. 

„S.  Ch.  D.  zu  Brandenburg  etc.  ist  dasjenige,  was  Dero  getreuen 
Stände  dieses  Herzogthums  Cleve  und  Grafschaft  Mark  in  puncto  gra- 
vaminum  und  darüber  den  Ständen  biebevor  ausgegebene  Resolution 
nun  anderweit  unterthänigst  erinnert  und  den  Hauptrecess  zu  inseriren 
gebeten,  der  Gebühr  nach  umständlich  referirt  und  vorgetragen  wor- 
den. Sie  haben  auch  dasselbe  alles  in  behörige  fleissige  Deliberation 
gezogen  und  endlich  dergestalt,  wie  beiliegender  Entwurf  besagt,  in 
Gnaden  resolvirt,  des  zu  den  Ständen  gänzlichen  und  uugezweifelten 
Vertrauens,  sie  werden  nicht  allein  mit  sothaner  in  aller  Billigkeit 
fundirter  endlicher  Erklärung  in  Unterthänigkeit  wohl  content  und 
allerdings  vergnüget  sein,  sondern  auch  nunmehr  pari  passu  auf  die 
noch  unerörterten  Propositionspunkte  mit  einer  zu  S.  Ch.  D.  völligem 
Contento  gereichenden  patriotischen  Resolution  unverlängert  gehor- 
samst einkommen;  insonderheit  aber  es  1)  bei  der  in  puncto  juris  in- 
digenatus  und  Bestellung  der  Regierungs-,  auch  Hofgerichts  •-  und 
Anitskammerräthe  beschehener  und  im  Hauptrecess  mit  mehreren  ent- 
haltener Verordnung  in  unterthänigsten  Respect  allerdings  bewenden 
lassen;  2)  zu  desto  besserer  Verpflegung  der  sämmtlichen  Räthe  eine 
jährliche  Zulage  von  12,000  Thlr.;  imgleichen  3)  bei  itzigen  der 
Kammer  beschwerlichen  Zuständen  zur  Unterhaltung  der  churfürst- 
lichen  Tafel  eine  erkleckliche  monatliche  Beisteuer;  und  dann  4)  zur 
Abtilgung  der  alten  Schulden  800,000  Thlr.  in  8  oder  aufs  längste 
10  Jahren  abzutragen,  aus  treuherziger  unterthänigster  Willfährigkeit 
bewilligen;  auch  5)  itzo  alsofort  entweder  wegen  Redressirung  der 
alten  Steuermatrikel  behörige  billigmässige  Anstalt  machen,  oder  je- 
doch solche  Mittel,  dadurch  die  jetzt  gedachte  Summe  jährlich  unfehl- 
bar und  ohne  Abgang  beizubringen,  unter  sich  berahmen,  auch  wirk- 
lich einführen.  —  Dem  also  vorhergegangen  sind  S.  Ch.  D.  den 
obbemeldeten  Hauptrecess  in  puncto  gravaminum  unter  Dero  chur- 
fürstlichen  Hand  und  Siegel  den  Stämden  herauszugeben,  auch  den- 
selben in  allen  Punkten  und  Clausulen  churfürstlich  nachzukommen, 
nach  wie  vor  gnädigst  erbötig,  ausserdem  aber  bedingen  Sie  hiermit 
ausdrücklich,  dass  Sie  davon  nicht  verbunden  sein  können  noch  wollen". 
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Der   märkischen   Stände   Instruction   für  ihre  Deputirten   an 

den  Kurfürsten:  Stephan  v.  u.  z.  Neuenhof,  Franz  v.  Bodel- 

schwingh  zu  Ickeren,  Florenz  Merckelbach  u.  Franz  Mechlen*^**). 

Dat.  Unna  1.  Jan.   1649.     S. 

1)  Da  bei  der  Rcpartirung  der  schwedischen  Satisfactionsgelder  Cleve  1649. 
und  Mark  ebenso  hoch  angeschlagen  sind,  als  Jülich,  Berg  und  Ravens-  I.Jan, 
berg,  dies  aber  im  höchsten  Grade  unbillig  ist,  sollen  sie  den  Kurfürsten 
um  Intercession  zur  Verminderung  der  Quote  angehen;  2)  die  Herabsetzung 
des  der  Grafschaft  Mark  zugeschriebenen  Antheils  von  zwei  Fünftel  auf 
ein  Drittel  der  Gesammtsumme  bewirken;  3)  die  endliche  Abführung  der 
5  Compagnien  Reiter,  welche  das  Land  zum  Theil  bald  2  Jahre  verpflegt 
hat,  und  einen  Revers  über  fernere  Verschonung  mit  derartiger  Einquar- 
tierung erbitten  und  dem  Oberkammerherrn  v.  Burgsdorf,  ,, wofern  diese 
Abführung  erlangt  werde,  eine  Verehrung  von  1,  2  oder  mehr  tausend 
Reichsthaler"  versprechen;  4)  die  Einstellung  der  ferneren  monatlichen  Er- 
hebung von  8000  Thlr.  für  jene  Compagnien,  da  die  Stände  sie  nur  bis 
zum  Ende  des  J.  1648  bewilligt  haben,  oder  wenigstens  die  Ermässigung 
dieser  Steuer  erwirken;  5)  jedenfalls  die  fernere  Lieferung  von  Fourage  für 
dieselbe  verweigern;  6)  die  Abschaflung  der  Fuhren  und  Verpflegung  für 
Durchreisende,  wozu  die  Städte  und  Aemter  auf  dem  Hellwege  widerrecht- 
lich gezwungen  werden  fordern;  7)  die  Abstellung  der  von  den  Städten 
öfter  geforderten  doppelten  Serviceleistung,  in  natura  und  Geld;  8)  die 
Entlassung  des  ausländischen  Kriegscommissärs  Paul  Ludwig,  ^der  zu 
enorm  und  widerrechtlich  procediret" ;  9)  die  Zusage  der  Räumung  von 
Hamm,  sobald  der  westfälische  Friede  ausgeführt  ist,  und  10)  die  Abwen- 
dung der  drohenden  Einquartierung  schwedischer  Truppen  erbitten. 


Der  Kurfürst  erklärte   den  Deputirten,   dass  er  vor  vollständiger  Aus- 
ihruug  des  Friedens  die  jetzt  in  Mark  liegenden  Truppen  von  dort  nicht 
1  »führen  und  die   bisherigen    Steuern   zu  ihrem  Unterhalt  nicht  entbehren 
»nne.     Es  wurden   ferner  monatlich   8000  Thlr.  und  die  Fournge  für  die 
.'ivallerie  erhoben,  obwohl  die  Stände  erst  am  8.  März  auf  einem  Landtage 
!i  Lünen  24,000  Thlr.    für  das   erste    Quartal  1649   bewilligten  und   dann 
IM  April  gegen   deren  Forterhebung  öflentlich   protestirten.     Ein  kurfürst- 
li(;lH's  Patent  vom  20.  Mai  1049,  wehOies  den  Ständen  ihren  unbefugten  Pro- 
test hcharf  untersagte,  befahl  dieselbe,  wenn  nöthig,  zwangsweise.    Es  er- 
'  gtc  den  Unwillen  der  LandHtände   aufs  Höchste,   sie   drohten  in  einem 
(ihrciben    vom  28.  Mai  mit  einem   „Aufstande  der  so   schwer  bedrückten 
imen  Unterthanen  gegen  die  Obrigkeit",  und  verlangten  in  den  heftigsten 
\u.'<driieken  die  Abnetzung  des  „anmaasslichen  Raths  und  Commissürs  Lud- 
;  ,r     ,],.,-  <iAi-)ii.^   |»,if<.f>«  *r-^<'lili<'lieii  und   WMhr^elieiiilicIf  -<'H>.t  «•oju'ipiret'*. 

»"*)  Nüiifnhof  war  auBserorduntlichür  clovischur  Unth  und  Drost  zu  Altena 

lind  Isurlolin,  Mcrckulbueli   \< ,  i«. m-i-f i,  .  c.  .,i»  v.:...,.i    \f  .,,.i.  i,. ..   \> ,,... 

iiiciator  vou  llaiiiiu. 

Maitr.  lur  Gimch.  d.  tir.  KiirfUr*)'  ;^ 
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Der  Kurfürst  entschloss  sich,  persönlich  mit  den  märkischen  Ständen  zu 
verhandeln;  anfangs  Juli  traf  er  in  Hamm  ein,  aber  erst  nach  mehrwöchent- 
lichen Verhandlungen  bewilligten  die  Stände  ihm  bis  zum  Ablauf  des  Mo- 
nats September  eine  Steuer  von  monatlich  Y600  Thlr.  ^^*);  dagegen  ver- 
sprach der  Kurfürst  den  Laiidständen,  welche  mit  seiner  Resolution  vom 
23.  December  1648  bezüglich  des  Indigeuatprivilegs  zufrieden  gestellt 
waren,  keine  „fremden"  Beamten  ferner  anstellen,  die  Steuerrechnungen 
strenge  revidiren  lassen,  und  über  die  Wiederaufhebung  der  in  Mark  an 
einzelne  Ritterbürtige  verliehenen  Jurisdictionen  mit  den  Ständen  ferner  un- 
terhandeln zu  wollen. 


Der  Kurfürst  an  die  clevischen  Stände.     Dat.  Cleve 

5.  Jan.  1649.     W. 

5.  Jan.  Obwohl   er  sich  eifrig  bemüht  habe,    die  Einquartierung   der  schwedi- 

schen Truppen,  welche  nach  dem  Friedensschluss  noch  bis  zur  völligen 
Erledigung  der  Satisfactionsgelder  im  Reiche  bleiben  sollten,  von  Cleve 
und  Mark  abzuwenden,  erfahre  er  doch  jetzt,  dass  dieselben  diese  beiden 
Länder  wie  den  ganzen  niederrheinisch -westfälischen  Kreis  treffen  werde. 
Es  sei  daher  nöthig,  dass  die  Landstände  sich  sofort  versammelten,  und 
„auf  Mittel  und  Wege  bedacht  nehmen,  wie  dieser  hochschädlichen  Beschwer 
entweder  ganz  zu  entgehen  oder  dasselbe  zu  lindern". 


Cleve  an  Rees.     Dat.  Cleve  23.  Jan.  1649.     R. 

23.  Jan.  Der  Kurfürst  hat  sie  nochmals  dringend   aufgefordert,   zu  veranlassen, 

dass  die  Deputirten  der  clevischen  Städte  sich  schleunigst  in  Cleve  zur  Be- 
rathung  von  Mitteln  behufs  Abwendung  der  schwedischen  Einquartierung 
versammeln  möchten.  Die  Gefahr  ist  sehr  gross.  Bereits  ist  allen  Richtern 
in  Cleve  und  Mark  befohlen  worden,  „sich  gegen  die  schwedischen  Völker 
mit  lebendigen  Salvaguardien  von  den  kurfürstlichen  Truppen  zu  versehen". 
Trotzdem  hat  Wesel  den  schon  anberaumten  Convent  der  Städtedeputirten 
wieder  abbestellt,  sehr  zum  Nachtheil  der  Städte;  zumal  nicht  nur  die  De- 
putirten^  der  clevischen  Ritterschaft  und  märkischen  Stände  hier  mit  dem 
Kurfürsten  über  dessen  Gravamenresolution  vom  23.  December  ^^^)  unterhan- 
deln, sondern  auch  die  gesammte  clevische  Ritterschaft  sich  wieder  in  Cleve 
versammeln  und  die  Abwesenheit  der  Städte  benutzen  wird,  die  Beibehal- 
tung der  Jurisdictionen  zu  erwirken.  Rees  möchte  daher  veranlassen,  dass 
die  ostrheinischen  Städte  sofort  Deputirte  nach  Cleve  schickten.  Klagt 
schliesslich  darüber,  dass  Wesel  den  übrigen  clevischen  Städten  unter  aller- 


15^)  Auf  die  an  den  bisherigen  8000  Tlilr.  fehlenden  400  Thlr.  verzichtete 
der  Kurfürst,  um  dem  Lande  die  Beibringung  der  Verpflegungskosten  der  schwe- 
dischen Truppen,  die  im  Juni  in  das  Amt  Neustadt  eingerückt  waren,  zu  er- 
leichtern. 

»'')  Vgl.  oben  p.  365. 
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band  nichtigen  Yorwänden  eine  Abschrift  der  kurfürstlichen  Gravamenreso- 
lution  verweigere. 

Der  Magistrat  von  Wesel,  dem  Rees  dieses  Schreiben  zuschickt,  ant- 
wortet am  25.  Januar,  dass  sie  glaubwürdig  berichtet,  die  Einquartierung 
der  schwedischen  Truppen  werde  Cleve  nicht  treffen,  „und  obwohl  nicht  zu 
zweifeln,  die  Herren  Staaten  werden  ihres  darunter  versirenden  Interesse 
halber,  auch  unversucht,  auf  solche  Einquartierung  ein  wachendes  Auge 
haben,  so  wollen  doch  nicht  unterlassen,  den  Agenten  Aitzema  hievon 
forderlich  zu  avisiren,  gestalt  in  eventum  an  gehörigen  Orten  ins  Gravenhage 
die  Einquartierung  aufs  fleissigste  zu  divertiren".  —  Der  General  Staaten 
Bemühungen,  diese  Einquartierung  abzuwenden,  sollten  indessen  fruchtlös 
-ein.  Noch  bevor  die  clevischen  Stände  dies  einzusehen  begannen  und 
directe  Unterhandlungen  mit  dem  Obersten  v.  d.  Planitz,  dem  Comman- 
deur  der  nach  Cleve  bestimmten  schwedischen  Truppen,  eingeleitet  hatten, 
war  derselbe  am  Ende  März  1649  mit  seinem  Stabe  und  3  Compagnien  in 
Duisburg  und  das  Amt  Dinslaken  eingerückt.  Vergeblich  wandten  die 
Stände  sich  jetzt  an  den  schwedischen  General  Johann  Arnold  v.  Gold- 
>  tein,  einen  clevischen  Edelmann,  forderten  ihn  auf,  wenigstens  einen  Theil 
dieser  Truppen  der  „Billigkeit  gemäss"  nach  der  Grafschaft  Mark  zu  ver- 
legen, wo  die  Stände  „des  Kurfürsten  unnöthige  Völker  zum  Plaisir  und 
eigennützigen  Vortheil  Desselben  Ministers"  unterhalten  müssten  (vgl.  weiter 
unten  der  Stände  Schreiben  aus  Mehr  vom  17.  April  1649);  sie  mussten  sich 
im  Mai  dazu  verstehen,  vom  1.  Januar  1649  ab  monatlich  3110  Thlr.  für 
den  Unterhalt  jener  schwedischen  Truppen  zu  bewilligen;  eine  Steuer,  die 
noch  über  Jahr  und  Tag  geleistet  werden  musste. 


Piiilipp  Horii  an  den  Grafen  Johann  Moritz  v.  Nassau. 

Dat.  Cleve  30.  Jan.  1649.    M. 

Die  Deputirten  der  clevischen  Ritterschaft  haben  sich  vor  drei  Tagen  30.  Jan. 
vieder  in  Cleve  eingestellt,  die  von  Wesel,  Rees  und  Emmerich  bleiben  be- 
liarrlich  weg,  welche  „drei  Städte,  fürnämlich  Wesel,  ganz  widerliehe  Ge- 
danken gefasst  haben  und  mit  unseres  gnädigsten  Ciiurfürsten  und  Herrn 
den  Ständen  vor  Weihnachten  gegebenen  gnädigsten  Resolution  ganz  und  gar 
iiiclit  content  seien,  sondern  fürhabens  sein  sollen,  auch  die  Ritterbürtigen 
dahin  zu  per.suadiren,  dass  sie  die  700,000  Thlr.  S.  Ch.  D.  nicht  bieten  mö- 
jfon,  getitallt  sie  denn  albereits  einige  der  Ritterbürtigen  auf  ihre  Seite  ge- 
bracht haben".  Daher  ist  hoch  nöthig,  mit  den  anwesenden  clevischen 
Ritterschafts  •  und  Stadtedeputirten  und  den  Deputirten  der  märkischen 
-  nide***),  die  schon  längst  liier  sind,  „zu  den  Tractaten  zu  sehreiten"; 
I  '  L  daher,  unverzüglich  nach  Cleve  zu  konnnen,  und  ladet  ihn  .sehliisslieh 
noch  zur  Taufe  seiuog  Sohnes  ein. 


"")  nii'  '"  '     /  auf  dein  Landla);»«  zw  IM- 

non,  hol  der   I  l-nlution  bihnrn  n  7.\\  wulloii. 
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Dietr.  Carl  v.  Wilich  an  Wesel.    Dat.  Cleve  5.  Febr.  1649.   W. 

5.  Febr.  Hat  zu  seiner  Freude   aus   dem  Schreiben   der  Stadt  vom  3.  Febr.  er- 

sehen, dass  Wesel  eine  Zusammenkunft  der  clevischen  Ritterschaft  und 
Städte  wünscht,  um  über  die  den  Ständen  immer  wieder  von  Neuem  zuge- 
fügten Unbilleu  gemeinsam  zu  berathen;  die  Mehrzahl  der  ritterschaftlichen 
Deputirten  ist  damit  einverstanden,  wünscht  aber  erst  die  Resolution  des 
Kurfürsten  über  die  Abführung  der  allenthalben  im  Lande  wieder  einquar- 
tierten Reuter  abzuwarten,  und  hofft,  dass  derselbe  den  Wünschen  der  Stände 
nachgeben  wird.  „Achtet  dies  alles  pro  illusione"  und  will,  sobald  die  Re- 
solution erfolgt,  die  gewünschte  Zusammenkunft  befördern,  „dadurch  aus 
Grund  meines  Herzens  zu  wünschen,  ja  von  Gott  nichts  Fleissigeres  zu 
bitten  habe,  dann  dass  eine  gründliche  Einigkeit  und  alles  Vertrauen  zwi- 
schen Ritterschaft  und  Städten  wiederum  restituiret  werden  möchte,  wozu 
Gott  seinen  Segen  und  friedliebende  Geister  aptam  materiam  beitragen  wolle, 
alioquin  omnes  simul  peribimus".  Die  Compagnie  zu  Pferd  ist  durch  das 
ganze  Land  repartirt  und  soll  jedem  Reuter  täglich  15  St.,  1  Spint  Hafer 
nebst  Hexel  und  Stroh  von  den  Wirthen  geliefert  werden.  „Wie  weitläufig 
dies  Wesen  zu  verstehen  und  was  vor  böse  effectus  zum  Untergang  der 
treuen  clevischen  Unterthanen  hieraus  entspringen  möchten,  im  Fall  nicht 
bei  Zeiten  gebührliche  remedia  sollten  applicirt  werden,  werden  hochver- 
nünftig ermessen'^ 


Rees  an  Wesel.     Dat.  Rees  10.  Febr.  1649.    W. 

10.  Febr.  Verlangt  sehr  entschieden  eine  Abschrift  der  bisher  noch  immer  von 

Wesel  verweigerten  kurf.  Gravamenresolution.  Hält  eine  Zusammenkunft 
der  Städtedeputirten  ohne  Theilnahme  der  Ritterbürtigen  für  nöthig,  da  es 
sich  nicht  um  eine  Berathung  über  die  Generalgravamen,  sondern  nur  über 
die  handeln  könne,  welche  den  Städten  und  der  gesammten  Bürgerschaft  des 
Landes  seitens  der  Ritterschaft  durch  die  Jurisdictionen  und  die  verlangte 
Anstellung  einer  übermässigen  Anzahl  adeliger  Regierangs-  und  Justizräthe 
zugefügt  worden.  ^Wie  denn  im  Werk  selbst  zu  sehen,  dass  die  Adeligen 
bei  unseren  gesammten  Communicationeu  und  Conferentien  unserer  nur  da- 
hin gebrauchen,  dass  sie  ihren  statum  also  bass  vest  setzen  können,  und 
also  mit  unseren  eigenen  Ochsen  pflügen,  gestalt  wir  denn  von  guter  Hand 
berichtet  werden,  dass  ihnen  bereits  in  allen  ihren  gravaminibus  Satisfaction 
geschehen  sein  soll;  gleich  wie  uns  auch  und  unserer  lieben  Posterität  es 
unträglicher  fallen  würde,  dass  unser  Nebenstand  über  uns  und  unsere  Bür- 
gerschaften herrschen  und  wir  unter  deren  Regierung  uns  sollten  beugen  und 
zu  ihrer  Devotion  und  obsequio  stehen,  auch  ferner  zusehen  müssen,  dass 
denselben  Adeligen  die  Jurisdictionen  gegen  dieser  Lande  leges  fundamen- 
tales et  pacta  principalia  noch  weiterhin  so  largiter  ausgespendet,  dagegen 
aber  den  Städten  ihre  wohlerlangten  uralten  privilegia  Recht-  und  Gerech- 
tigkeiten genommen  werden  sollten:  Also  will  es  auch  unseres  Ermessens 
nach  die  andringende  Noth  und  S.  Gh.  D.  vielleicht  unvorsehnlicher  Auf- 
bruch aus  diesen  I^anden  vielmehr  erfordern,  dass  wir  zuvörderst  uns  allein 
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ersten  Tages  zusammen  thäten,  und  über  Abstellung  dieses  uns  allermeist 
dringenden  gravaminis,  und  in  specie  auch  des  jus  muletandi  cives  et  arre- 
staudi  etiam  pagauos  zu  benehmen  suchten  und  auf  die  churf.  Resolution 
in  diesem  Punkte  anhielten". 


Ther  Schmitten  an  Wesel.     Dat.  Cleve  11.  März  1649.     W. 

Nachdem   die  auf  das  kurfürstl.  abermalige  Landtagsausschreiben  vom  11.  März. 

17.  Februar  am  6.  März  hier  eingetroffenen  clevischeu  Städtedeputirte  mit 
der  clevischen  Ritterschaft  täglich  über  eine  gütliche  Beilegung  der  Diffe- 
renz bezüglich  der  Jurisdictionsverleihungen  verhandelt  haben,  hat  die  Rit- 
terschaft, da  alle  anderen  Vergleichsvorschläge  von  den  Städten  zurück- 
gewiesen worden  sind,  endlich  heute  vorgeschlagen,  die  Differenz,  vorbehalt- 
lich eines  Jeden  Rechts,  vorläufig  bei  Seite  zu  setzen,  „ad  ulteriora  zu 
procediren,  die  gravamina  der  Stände  und  I.  Ch.  D.  Proposition  vorzuneh- 
men, und  die  Nothdurft  zu  resolviren,  damit  um  gedachten  Streits  willen  die 
gemeine  Sache  und  Wohlfahrt  nicht  negligirt  werde".  Die  Ritterschaft  droht, 
im  Fall  die  Städte  jetzt  nicht  zur  Examination  der  kurf.  Gravamenresolu- 
tiun  schreiten  würden,  „sich  ad  partem  mit  dem  Kurfürsten  zu  setzen,  die 
Proposition  zu  beantworten  und  einen  Schluss  zu  machen".  Einige  Städte- 
deputirte besorgen,  „dass  dem  civico  ordini  ein  irreparabel  Judicium  zuge- 
fügt, die  Städte  auch  alsdann  mit  einer  harten  Partei,  als  nämlich  Landes- 
herru  und  Ritterschaft,  zu  schaffen  haben,  beide  conjunctim  der  Benachbarten 
favor  an  sich  bringen,  und  alles  in  Confusion,  auch  alle  coUegia,  mit  denen, 

•>  sich  mit  I.  Ch.  D.  gesetzt,  bestellt,  und  von  denselben  das  ganze  Land 
regiert  werden  würde".  Nur  die  Deputirten  von  Rees  sind  wie  die  von 
Wesel  instruirt,  nicht  eher  zur  Berathung  der  kurf.  Resolution  oder  der 
l'roposition  zu  schreiten,  bevor  nicht  die  Jurisdictionen  gemäss  dem  Recess 
vom  23.  Juli  1648  wirklich  aufgehoben  sind  und  den  Städten  die  von  ihnen 
verlangte  Anzahl  bürgerlicher  Räthe  zugestanden  ist.  Vielleicht  dürften 
sich  auch  die  xantener  Deputirten  diesem  anschliessen;  „auf  die  übrigen 
haben  uns  nit  zu  verlassen". 

Zu  einer  Annahme  des  Vorschlages  der  Ritterschaft  seitens  aller  cle- 

i>chcn  Städte  kam  es  erst,   als  die  Nachricht  in  Cleve   eintraf,    dass  die 

liwedinchen  Truppen  unter  dem  Obersten  v.  d.  Planitz  in  den  nächsten 

Tagen  «ich  im  Clevischen  einquartieren  würden  und  der  Kurfürst  die  Stände 

aufforderte,  nachdem  sie  alles  veraäunit  hätten,  diese  Ein(iuartieruug  abzu- 

•  aden,  wenigstens  jetzt  die  Kosten  ihres  Unterhalts  durch  eine  allgemeine 

'  ncr  aufzubringen,  tun  dercMi  zwangsweise  Erhebung  und  alle  wei- 

Inungen  zu  verhüten,    Ritterschaft  und  Städte  setzten  sofort  ihre 

hiflerenzen  bei  Seite,  um  diicfjh  eine  gemeinsame  Vorstellung  vom  26.  März 

*iN  Kurfür>t<!n  die  sofortige  Befriedigung  der  Schweden  aus  den  bis  dahin 

Imbenen  Satisfuctionsgeblern  oder  doch  die  Abwendung  einer  drohenden 

Eincpiartiernng  zu  verlangen,   widrigenfalls   sie  unver/Jiglieh   die  Landtags- 

Verhandlungen   abbrechen   und  Cleve   verlassen  würden.     Vergeblich  setzte 

•  T  Kurfürst  dcu  StäDÜcu  auseinander,  dasB  jetzt  eine  tbeilweiäo  Zahlung 
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jener  Satisfactionsgelder  die  Einquartierung  nicht  mehr  abwenden  könne, 
dieselben  in  einer  Summe  zum  Mindesten  von  dem  ganzen  niederrheiniseh- 
westfälischen  Kreise  erlegt  werden  müssten,  um  die  Entlassung  aller  dem- 
selben zugewiesenen  Truppen  mit  einem  Mal  zu  bewirken;  da  die  schwedischen 
Generale  erklärt  hätten,  ohne  eine  solche  Gesammtzahlung  keine  Entlassung 
vornehmen  zu  wollen,  dieselbe  doch  auf  alle  Weise  hinzuziehen  suchen  wür- 
den; auch  die  Schweden  erst  ihrerseits  zur  Ausführung  des  Priedenstractats 
schreiten'  müssten,  bevor  die  diesseitigen  Verpflichtungen  zu  erfüllen;  zu 
Ersterem  aber  noch  keinerlei  Aussicht  sei.  Die  Stände  verliessen  Cleve 
am  30.  März,  und  am  31.  rückte  der  Oberst  v.  d.  Planitz  mit  seinem  Stabe 
und  3  Compagnien  z.  Pf.  in  Duisburg  ein,  und  besetzte  von  da  aus  nach 
und  nach  das  Amt  Dinslaken.  Jetzt  forderte  Wesel  durch  ein  „eilendes" 
Ausschreiben  vom  6.  April  die  clevischen  Stände  dringend  auf,  „bei  des 
lieben  Vaterlandes  gefährlichem  Zustande"  sich  unverzüglich  im  Dorfe  Mehr 
bei  Rees  zu  versammeln,  um  dort  die  nöthigen  Schritte  „zur  Divertirung 
der  schwedischen  Einquartierung"  schleunigst  zu  berathen.  (Vgl.  über  das 
Weitere  oben  p.  371.) 


Die  clevischen  Stände  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Mehr 
17.  April  1649.     R. 

[Weigerung,  auf  dem  Landtage  vor  Abführung  der  schwedischen  Einquartierung 
und  Abstellung  der  neuen  Gravamen  zu  erscheinen.  Aufzählung  der  vor  und 
während  der  Regierung  des  Kurfürsten  begangenen  Privilegienverletzungen.  Hef- 
tige Anklagen  gegen  Norpratli  und  die  anderen  Minister.  Drohung,  wenn  nicht 
binnen  einem  Monat  Satisfaction  erhalten,  sich  anderweitig  dagegen  zu  schützen.] 

17.  Apr.  Auf  des   Kurfürsten  Aufforderung   vom   10.  April,    sich   wiederum   in 

Cleve  zur  Fortsetzung  und  Beendigung  der  Landtagsverhandlungen  zu  ver- 
sammeln, könnten  sie  nur  mit  Hinweis  auf  ihre  Erklärung  vom  25.  März 
antworten.  Wie  damals,  müssten  sie  auch  jetzt  die  völlige  Erledigung  ihrer 
alten  und  neuen  Gravamen,  insbesondere  die  schleunige  Abstellung  der 
schwedischen  Einquartierung  cum  efifectu  et  realiter  verlangen,  bevor  sie 
wieder  in  Cleve  zu  weiteren  Landtagsverhandlungen  erscheinen  könnten. 
Gegen  die  mit  Hinzuziehung  einiger  wenigen  Deputirten,  unter  Vorbehalt 
der  Ratification  der  Stände,  aufgesetzte  provisorische  Steuerumlage  von 
7000  Thlr.  für  den  Unterhalt  der  schwedischen  Compagnien  müssten  sie  als 
ein  neues  Gravamen  protestiren. 

„Und  ist  gewisslich  hie  im  Lande  eine  lamentabele  Sache,  dass 
unerachtet  am  hochlöbliclien  Hause  Brandenburg  und  E.  Ch.  D.  selbst 
von  unseren  praedecessoren  und  uns  als  jetzigen  Landständen  viel- 
fältige untertbänigste  sonderbare  Affection  «rwiesen,  so  viel  freiwillige 
Beisteuern  und  Assistenz  geleistet  und  jeder  Zeit  eine  singulare  gehor- 
samste Devotion  geofferiret,  gleichwohl  wir  Stände  und  sämmtliche 
Untersassen  wider  des  Landes  Privilegien  und  Reversalen,  so  un- 
ziemlicher und  unerträglicher  Weise  bis  anhero  tractiret  werden  uud 
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noch  täglich  davon  beschwerliche  Empfindlichkeit  haben,  denn  schon 
von  E.  Ch.  D.  Herrn  Grossvaters  und  Herrn  Vaters  angetretener  pro- 
visionaler  Regierung  und  Administration  dieser  Landen  ex  perversis 
et  perniciosis  consiliis  der  fremden  Ministers  wider  des  Landes  wohl- 
herbrachte Privilegien,  Freiheiten,  Rechten,  Herkommen  und  Reversalen 
den  Landständen  und  unschuldigen  Untersassen  vielfältige  grosse  prae- 
judicia  Eingriffe  und  Beschädigungen  zugefügt  sind,  als:" 

Die  Difierenzen  zwischen  Neuburg  und  Brandenburg,  „dadurch  die  bei- 
den kriegenden  Parteien  ins  Land  geführt,  Fortressen  aufgerichtet  und  das 
Land  von  Jahr  zu  Jahr  durch  die  Armeen  ruiniret".  —  Die  „barbarischen" 
Contributionen  und  Exactionen  seit  1622.  —  Einführung  höchstbeschwer- 
lidier  Irapositionen  und  Licentea  manu  militari".  —  Nichtzahlung  der  Zin- 
sen. —  Verpfändung  der  Domainen.  —  Schlechte  Justizverwaltung.  —  Kei- 
nerlei Abstellung  der  übrigen  schweren  Gravamen. 

„Aber  wir  auch  mit  höchster  Consteruation  und  Betriibung  ver- 
nehmen müssen,  dass  nach  E.  Ch.  D.  angefangenem  Regiment  dieser 
Lande  im  J.  1641  und  lt)42  unsere  vorgestellten  und  erwiesenen  gra- 
vamina  durch  böser  fremder  Bedienten  Verhinderung  nit  allein  nit 
erlediget,  sondern  auch  gegen  unseren  Willen  und  gegen  unsere  pri- 
vilegirte  Freiheit  im  J.  1644  und  1645  durch  den  v.  Norprath  Kriegs- 
\  ftlker  im  Lande  geworben  und  eingeführt,  eigenmächtig  contributiones 
ausgeschlagen  und  extorquiret,  bemelter  Norprath  anstatt  verdienter 
Bestrafung  mit  hohen  Gnaden  gegen  unsere  Privilegien  aus  diesem 
Lande  reniuncriret  und  mit  einem  jährliclien  ansehnlichen  Tractament 
beneficiret.  Und  obwohl  gegen  i'reiwillige  Erlegung  einer  hohen  Summe 

<ldes  von  50,0r)0  Thlr.  unter  E.  Ch.  D.  ausgegebenem  Versprechniss, 
(iass  ohne  unser  Consent  keine  Völker  im  Lande  (ausserhalb  der  Leib- 
iruardc  zu  Fuss  in  der  Stadt  Cleve)   weiteres  gebracht,    noch  einige 

('schwerden  den  Unterthanen  davon  zukommen  solle,  gedachte  Kriegs- 
völker abgeführet,  dennoch  eine  Compagnie  zu  Pferd  in  verschiedenen 
Stätten  zu  nit  geringer  Beschwer  der  .'iniien  Eingesessenen  seit  An- 
fang des  J.  1648  einlogieret**. 

Dagegen  ist  Mark  und   Ravensburg   mit  schwedischer  Einquartierung 
rschont,  weil  dort  die  kurf.  Tru|)pen  eiiKjuartiert  sind,  zu  deren  Uuterlnilt 
lark  8ÜUÜ,   Uavensberg   jüüü  Thlr.   moinitliche  Contributionen   aufbringen 
issen.    Die  Erhebung  von  sogenannten  Jagdstrafgeldcrn,  die  Einquartie- 
rung und  Bekö.Ktiguiig   von   reisenden  Oflicieren   um!  Beamten,    die  Uel)er- 
bürdungen   der   Unt<*rtiuinen   mit  Dieii^tiMi   «)der  GeI(llei^tlUlgen   (hifür,    die 
lorterhebung  von  uneingewilligten  Zöllen  und   Licenten,    die  massenhafte 
■  "rpfandung  der  Domainen,  die  so  stark,  dass  keine  Einkünfte  für  die  Be- 
IdiMig   der   Beamtem   und  Tilgung   der  Schulden   mehr   übrig   bleiben.  — 
hl     Alles  siud  „unerträgliche*'  neue  Gravamen. 
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„Diesem  Allem  nach  E.  Ch.  D.  zu  judiciren  anheim  geben,  ob 
nit  vorgedachte  Proceduren  für  notorische  gefährliche  infractiones  pri- 
vilegiorum  und  beklagliche  Severität  zu  halten,  auch  daher  wir  als 
Landstände  zufolge  unserer  Eiden  und  Pflichten,  damit  dem  Vaterlande 
zu  Erhaltung  der  theuer  erworbenen  Privilegien,  Freiheiten,  Rechten, 
Herkommen  und  Reversalen  verbunden,  in  unserem  Gewissen  vor  Gott 
und  der  ehrbaren  Welt  schuldig  und  obligiret,  über  solche  Beschwer- 
den, und  in  specie  über  solche  um  E.  Ch.  D.  sich  verhaltende  Mini- 
sters und  deren  schädliche  consilia  und  mesnage,  wodurch  E.  Ch.  D. 
Status  im  Lande  dermaassen  zerfallen,  die  Ministers  ihren  eigenen 
Vortheil  und  Bereicherung  daraus  gesuchet,  aber  E.  Ch.  D.  und  des 
Landes  Verderb  und  Verkleinerung  causiret  worden,  in  unterthänig- 
stem  Gehorsam  und  Submission  zu  doliren,  auch  unterthänigst  zu  bit- 
ten, dass  die  einmal  abgehandelte  Sache  des  privilegii  indigenatus 
halber  effectuiret,  alle  fremde  Bediente  in  Cleve  und  Mark  licentiret, 
auch  die  geklagten  Beschwerden  innerhalb  Monatsfrist  zu  unserer  Sa- 
tisfaction  wirklich  erörtert  und  abgestellet,  bei  dessen  längerer  unver- 
hoffter Entstehung  aber  uns  in  Ungnaden  nit  zu  verdenken,  dass  wir  ex 
obligatione  jurata  sollen  genothdrängt  werden,  dagegen  solche  Mittel 
vorzunehmen,  die  in  allen  göttlichen  und  weltlichen  Rechten  auch  in 
des  Landes  Privilegien  und  Reversalen  fundirt  und  zugelassen  sein"  ^^*). 


Der  Kurfürst  an  die  clevischen  Stände.     Dat.  Cleve 
24.  April  1649.     R. 

[Vorwürfe   über  der  Stände  letzte  Eingabe,   deren  Klagen  und  Anklagen   unbe- 
gründet.    Die  Gravaraen  sind    bisher   und    sollen    ferner,    so   weit  ohne  Schwä- 
chung der  „Hoheit"  möglich,  erledigt  werden,  wenn  Stände  den  unnützen  Schrift- 
wechsel aufgeben  und  zum  Landtage  erscheinen,] 

24.  Apr.  ^^Wir  hätten  Uns  zu  euch  gänzlich  versehen,  ihr  würdet  euere  Be- 

schwerde mit  gebührender  Moderation  und  Uns  gebührendem  unter- 
thänigsten  Respect,  wozu  ihr  gegen  Uns  obligiret  seid,  nicht  aber  alle 
und  jede,  sowohl  Unsere  selbst  eigenen,  als  auch  Unserer  in  Gott 
ruhenden  Herrn  Vaters  und  Herrn  Grossvaters  bishero  geführte  Re- 
gierung consilia  und  actiones  so  gar  ungleich  angezogen  haben.  Ihr 
habt  selbst  leicht  zu  ermessen,  wie  nahe  und  hart  alsolche  zwischen 
Herrschaft  und  Unterthanen  ungewöhnliche  procedur  Uns  zu  Gemüth 

^''*)  Das  Schreiben  wurde  von  allen  clevischen  Hauptstädten  und  den  am 
27.  October  1648  bevollmächtigten  ritterschaftlichen  Deputirten  (vgl,  oben  p.  362) 
gutgeheissen. 
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und  Herz  gehen  müssen;  zumal  da  Wir  (was  dem  allwissenden  Gott 
bekannt)  keine  andere  Intention  jemalen  gehabt,  auch  noch  nicht  ha- 
ben, denn  Unsere  sämnitliche  getreue  Stände  und  Unterthanen,  und 
darunter  auch  euch  bei  erweislichen  und  wohlhergebrachten  Privilegien 
und  Immunitäten  zu  conserviren,  euere  habenden  Beschwerden  und 
gravamina  gegen  erfolgende  gebührende  Bezeigung  nach  allen  billigen 
und  möglich-en  Dingen  zu  remidiren,  und  also  immer  mehr  währendes 
gutes  Vertrauen  und  Confidcnz,  auch  Liebe  und  Aifection  zwischen 
Uns  und  Unseren  Nachkommen  an  einem,  und  Unseren  Ständen  am 
andern  Theil  überall  zu  erhalten,  gestalt  Wir  denn  auch  (inmaassen 
die  bishero  ergangene  Landtagsacta  überflüssig  bezeigen)  in  allen  bei 
angehendem  Landtag  geführten  gravaminibus,  so  weit  dieselbe  auf 
Reden  und  Billigkeit  bestanden,  in  Unseren  darauf  erfolgten  Erklä- 
rungen, insonderheit  aber  in  der  noch  unlängst  am  23.  December  IG48 
auf  euere  beschehene  Erinnerungen  und  nutata  anderweit  erwiderten 
Resolution,  eine  solche  gnädigste  Satisfaction  widerfahren  lassen, 
dass  ihr  verhoffentlich  etwas  mit  Bestände  darwider  nicht  zu  deside- 
riren  haben  werdet.  Und  obgleich  über  alles  Verhotfen  in  ein  oder 
andern!  Fall  noch  einiges  ditferent  übrig  sein  möchte  (so  gleichwohl 
bis  dato  von  euch  nit  angezeigt,  sondern  die  mora  bis  hierzu  bei  euch 
uotorie  bestanden,  so  seind  Wir  doch  des  noch  ferner  gnädigsten  Er- 
bietens,  euch  auch  in  denen  noch  hintersteiligen  wenigen  Ditierentien, 
80  viel  nur  ohne  Abbruch  und  f?chmälerung  Unserer  landesfürstlichen 
Hoheit  und  Respects  würde  geschehen  können,  eine  solche  billige  Er- 
ledigung zu  geben,  dass  ihr  Unsere  euch  zutragende  besondere  Affec- 
tion  in  der  That  zu  verspüren  haben  sollet,  wann  nur  hinwiederum 
aucli  ihr  an  dem,  wozu  getreue  Stände  und  Unterthanen  ihrer  Lan- 
desherrschaft verobligiret,  keinen  Mangel  erscheinen,  sondeni  euch  auf 
Unsere,  in  der  Proposition  an  euch  gebrachte,  noch  unerledigte  desi- 
deria  oft  ver8i)rochcner  maassen  mit  einer  patriotischen  und  getreuen, 
ihrer  Herrschaft  von  Herzen  zugethanen  L'nterthanen  wohlanständigen 
Resolution  pari  passu  unterthänigst  vernehmen  lassen  werdet. 

Diesem  Allen  nach  lassen  Wir   die  von  euch  itzo  abermal,    wie- 

ohl  o[ine  alle  befugte  Ursache,  angeführte  Beschworungen,  auch  da- 
iM'i  insonderheit  wider  Unsere  um  Uns  sich  verhaltende  niinistros  auch 

'  ro  schädliche  consilia  und  niesnage  i^dereu  Wir  Uns  gleichwohl  nit 
VM  erinnern,  sondern  von  euch  billig  in  specio  namkundig  tremacht 
werden  sollten)  ausgelassene  schimpfliche  und  Uns  selbst  höchst  vcr- 
kleinerliche  Anzüglichkeiten,    vor  diesmal    dahin   gcstellct   sein;    und 

eil  dem  Werk  durch  dergleichen  SchriftwochHlung  gar  nicht  geholfen, 
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sondern  der  Landtag  nothwendig  continuiret  und  zum  endlichen  Schluss 
gebracht  werden  muss,  so  wollen  Wir  euch  sammt  und  sonders  hier- 
mit nochmals  in  Gnaden  treulich  ermahnet  und  befohlen  haben,  von 
alsolcher  unziemlicher  Weitläufigkeit  abzusehen  und  durch  widrige 
Concepte,  so  euch  von  übel  affectionirten  und  mehr  auf  ihren  eigenen 
Nutzen  als  der  Herrschaft  und  des  Landes  Wohlfahrt  sehenden  Leuten 
gegen  Uns  oder  auch  Unsere  Diener  etwa  imprimirt  sein  mögen,  ferner 
nicht  verleiten  zu  lassen,  sondern  zur  Reassumption  des  Landtags 
wirklich  und  unverlängert  zu  schreiten.  Sollte  aber  diese  Unsere  aber- 
malige treugemeinte  gnädigste  Anmahnung  euch  nit  verfangen,  so 
müssen  Wir  hiermit  vor  Gott  und  der  ehrbaren  Welt  öffentlich  bezeu- 
gen, dass  bei  und  an  Uns  der  Mangel  nit  bestanden,  wie  auch  von 
allem  daraus  besorgenden  Unheil,  Confusion  und  Weitläufigkeit  ent- 
schuldigt sein  wollen,  wissen  Uns  auch  davon  vor  Gott  und  Unserm 
Gewissen  unschuldig". 

Der  Kurfürst  an  die  clevischen  Stände.     Dat.  Cleve 
28.  April  1649.     ß. 

[Verbot  des  Ständeconvents  zu  Marienbaum.] 
28.  Apr.  „Wir  werden  berichtet,  was  gestalt  ihr  gegen  diesen  Tag   eine 

Beisammenkunft  in  dem  Kloster  Marienbaum  aiigestellet  haben  sollet. 
Nun  wollen  Wir  dafür  halten,  es  werde  dieselbe  zu  dem  Ende  ange- 
sehen sein,  dass  ihr  euch  unter  einander  über  demjenigen,  was  bei 
dem  ausgeschriebenen  Landtag  abzuhandeln,  bereden  und  demnach 
die  Städte  ihre  Deputirten  darüber  instruiren  und  hiehin  schicken  mö- 
gen. Sollte  es  aber  eine  andere  Meinung  hierunter  haben,  so  würdet 
ihr  ermessen  können,  dass  solcher  conventus  Uns  zu  ungnädigem  Miss- 
fallen gereichen  würde,  gestalt  dann  Wir  ebenso  wenig  als  Unsere 
Vorherren  die  ohne  Unseren  Vorbewusst  angestellte  conventus  gut- 
heissen  können". 


Die  clevischen  Stände  an  den  Kurfürsten.    Dat.  Marienbaum 
28.  April  1649.     R. 

[Können   nicht   vor   wirklicher  Erledigung   aller   Gravamen    und  Satisfaction   be- 
züglich Tilgung   der   neuen  Schulden   zu  Landtagsverhandlungen   schreiten.     Die 
schädlichen  consilia  der  Minister.    Die  Domainenverpfändungeu.    Ihr  Recht,  ohne 
landesfürstlichen  Cousens  zu  tagen.] 

28.  Apr.  Auf  das  Rescript  vom  24.  April  müssten  sie  erwidern,    dass  weder  die 

„per  contractum  oüerosum"  erlangte  Zusage,  das  Indigenatsprivileg  betref- 
fend, gehalten  noch  durch  die  Resolution  vom  23.  December  1648  die  Gra- 
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vameri  zu  ihrer  Satisfaction  erledigt  vvorcleu.  Noch  wären  über  80  auslän- 
dische Beamte  allein  in  Cleve  angestellt  und  die  Gravamen,  statt  abgestellt 
zu  werden,  täglich  vermehrt  worden.  Wenn  der  Kurfürst  ihnen  Satisfaction 
gegen  Leistung  dessen,  „wozu»  getreue  Stände  ihrer  Landesherrschaft  ver- 
obligiret",  verspreche,  so  müssten  sie  darauf  erwidern,  „dass  sie  zu  keiner 
Steuer  ullo  jure  verobligiret",  er  hingegen  „vermöge  hochbetheuerter  Ke- 
versalen  und  des  Landes  Privilegien  obligiret,  die  gravamina  zu  erledigen". 
Sie  seien  „mit  nichten  gehalten,  der  Landesherrschaft  etwas  zu  leisten  oder 
zu  willigen,  anderer  gestalt  denn  freiwillig  und  aus  unterthänigster  Af- 
fection". 

.,Daher  die  Erledigung  aller  Gravamen  vor  allen  Dingen  unter- 
tliänigst  zu  erbitten,  Gewissens  halber  genöthigt  werden,  und  uns  aus 
hochbefugten  Ursachen  beschweret  finden,  zur  Reassumtion  der  vori- 
gen Tractate  zu  conipariren,  ehe  und  bevor  die  bereits  abgehandelten 
Sachen  effectuiret,  die  fremden  Bedienten  abgestellt  und  die  übrigen 
geklagten  neuen  Beschwerden  zur  Restabilirung  E.  Ch.  D.  hiesigen 
zerfallenen  status  zur  Wiederaufmunterung  der  schier  abalienirten  des- 
perirten  GemUthcr  und  zu  unserem  soulagement  und  contentcment 
effective  erlediget  sein  werden.  Zumehr,  weil  noch  unlängst  verge- 
wissert worden,  dass  die  Domainen  und  Litradcn  dieses  Fürstenthums 
\<»rhin  und  bei  E.  Ch.  D.  Anwesenheit  im  Lande  gegen  unsere  noto- 
rische privilegia  und  gegen  unsere  mehrmaligen  protestationes  mit 
neuen  Schulden  dergestalt  beschweret,  dass,  obschon  zwischen  E.  Ch. 
D.  und  uns  wegen  Abtragung  der  alten  Schulden  ein  freiwilliger  trac- 
latus  geschlossen  wurde,  dennoch  unmöglich  sein  solle,  die  Üomainen 
aus  der  Last  und  Confusion  zu  retten  und  den  statum  des  Landes 
beliörlich  zu  führen,  also  unvergeblich  und  uns  verantwortlich  sein  solle, 
wieder  zum  I^andtag  zu  erscheinen  und  langdaurig  zu  tractiren,  wenn 
lins  nit  neben  F^rledigung  übriger  Punkte  wegen  Abmachung  der  neu 
'utrahirten  Schulden  genügsame  Satisfaction  gegeben  wUrde". 

„Daher  dann  aus  andringenden  PIlichten  genuthdrängt  worden,    über 

Ob.  D.   um   siel)   liabende   ininistros   und   deren   schädliche  consilia  und 

mesnage   zu   doliren,    wodiwch  E.  Ch.  D.   getreue  Stände   und  Untersassen 

trutc  Aflection,  Inclination  und  Geniüther  (unisterniret  und  al)alieniret,  auch 

•  r  Ktatus  der  Domainen  derart  beschweret,  dass  der  apparencc  nach  den- 

sclbcu  zu  redressiren,  fast  unthunlich.    Solche  ministros  aber  spcciüce  nam- 

kundig  zu  machen,  würden  wir  keine  Scheu  tragen,  wann  uns  nur  alle  Par- 

lilaritatcii  auH  den  protocollis,   llechnungen  und  anderen  Nachweisungen 

•  rgelegt  und  also  von  ihren  geführten  actionibus  speciüce  geurtheilet  wer- 

n  möchte;    sonsten  ihr  eigen  böses  Gewissen  sie  genugsam  wird  conviu- 

len".     Seit  1011   ^ind  einige  linnderttansend  aus  den  Donminen,  ja  ganze 

v'iiiter,  zu  anderen  Zwecken  als  dem  Unterhalt  des  Staats  im  Lande  vor- 

Midif  rerHcUt  und  verschenkt.    Die  grossen  theucrcn  Commissioueu  zur 
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Abnahme  der  Laiidrenteirecbimngen  haben  nichts  genützt.  Die  Einführung 
und  Werbung  der  Truppen  hat  ebenfalls  enorme  Summen  gekostet  und  sind 
ganz  nutzlos  gewesen,  haben  nur  die  Officiere  bereichert.  Die  Domainen- 
verpfändung  ist  den  Reichsconstitutionen  s§wie  den  Privilegien  der  Stände 
von  1501  und  1609  zuwider,  in  welchen  letzteren  ausdrücklich  enthalten  ist, 
dass  wenn  dieselben  verletzt  würden,  Stände  und  Unterthanen  der  contra- 
venirenden  Herrschaft  keinerlei  Gehorsam  mehr  zu  leisten  hätten.  Auf  das 
ihnen  so  eben  eingehändigte  Schreiben  vom  heutigen  Tage  müssen  sie  er- 
widern, dass  den  Ständen  stets  frei  gestanden  habe,  sich  „pro  conservatione 
privilegiorum  libertatis  et  juris  quaesiti''  ohne  Oonsens  des  Landesherrn  zu 
versammeln,  dass  sie  dieses  Recht  stets  ausgeübt,  der  Landesherr  stets 
Schreiben  und  Commissäre  auf  solche  „freie  Convente'^,  um  dort  mit  den 
Ständen  zu  verhandeln,  geschickt,  auch  der  Kaiser  den  Jülich -bergischen 
Ständen  das  Couvocationsrecht  ausdrücklich  bestätigt  habe. 


Instruction   für   die   geheimen   Räthe    Otto   v.    Schwerin   und 
Friedrich  v.  d.  Heiden.     Dat.  Cleve  5.  Mai  1649.     R. 

[Süllen   den   clevischen  Ständen  vorhalten,   dass   die  Gravamenerledigung   durch 

ihre  Schuld  verzögert,   da  sie  noch  keine  Antwort  auf  die  kurf,  Resolution  vom 

23.  December   und   die  Erklärung  über  Ausführung  des   Indigenatsprivilegs   vom 

1.  October  1647  ertbeilt  haben.] 

5.  Mai.  Sie   sollen    den  in  Marienbaum   versammelten   clevischen  Ständen  vor- 

tragen : 

„Es  würde  ihnen  ja  noch  unentfallen  sein,  dass  Wir  Uns  in  den 
vornehmsten  gravaminibus  ihnen  zu  Gnaden  dergestalt  albereits  gnä- 
digst erklärt,  dass  sie  mit  Billigkeit  weiters  nichts  darinnen  zu  desi- 
deriren  haben  würden;  wollten  auch  in  noch  wenigen  übrigen  an  Uns 
nicht  ermangeln  lassen,  sondern  Uns  in  allen,  so  noch  etwa  unerle- 
diget  sein  möchten^  nach  billigen  Dingen,  als  ein  gnädigster  Landes- 
fürst zu  erweisen  nicht  unterlassen.  Es  wäre  aber  der  Mangel  bishero 
nicht  an  Uns,  sondern  den  Ständen  selbst  gewesen,  indem  sie  auf  Un- 
sere letztere  am  23.  Decembris  des  abgewichenen  1648sten  Jahres 
ausgegebene  Resolution  mit  einigen  weiteren  Erklär-  und  Erinnerun- 
gen noch  bis  dato  nicht  einkommen.  So  viel  auch  insonderheit  das 
...  jus  indigenatus  betreffe,  wäre  ja  unverneinlich ,  dass  man  bis  hero 
über  dem  numero  derer,  so  abgedankt  werden  sollen,  tractiret  und  an 
Seiten  der  Stände  deren  Erklärung  bis  hierzu  noch  nicht  erfolget; 
weniger  aber  hätten  die  Stände  diejenigen  fremden  Käthe -und  Unter- 
bediente, so  sie  licentiret  wissen  wollten,  namkundig  gemacht,  am 
wenigsten  selbst  licentiret  und  abgedankt;  so  Wir  ihnen  doch  in  Un- 
serer den  1.  Octobris  1647  ertheilten  Resolution  (salvo  tarnen  jure  no- 
stro  und  extra  consequentiam,  auch  unbeschadet  Unserer  landesfürst- 
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liehen  Hoheit)  vor  diesmal  in  Gnaden  verstattet  und  zugelassen,  dar- 
aus sie  dann,  dass  die  mora  nicht  bei  Uns,  sondern  ihnen  selbst  be- 
stände, unschwer  abzunehmen  hätten.  Und  würden  sie  ja  auch  ver- 
nünftig wohl  begreifen,  dass  in  ihrer  Abwesenheit  nichts  beständiges 
zur  Sache  zu  thun,  auch  ohne  vorhergehende  mündliche  Communica- 
tion  den  noch  hinterstelligen  Differentien  gründlich  nit  abgeholfen 
werden  könnte. 

Diesem  allem  nach  wollten  Wir  sie  sammt  und  sonders  hiermit 
noch  eins,  und  zum  Ueberfluss  treulich  und  landesväterlich  ermahnet 
haben,  ihre  eigene  Wohlfahrt  wohl  zu  bedenken,  der  Sache  also  länger 
den  Rücken  nit  zu  bieten,  sondern  vielmehr  Unsern  vorigen  und  jetzi- 
gen gnädigsten  Befehlen  schuldige  Parition,  wie  solches  getreuen 
ihre  Landesherrschaft  liebenden  Unterthanen  gebühret,  zu  leisten,  und 
sich  nunmehr  (weil  die  Zeit  Unseres  Aufbruchs  für  die  Thür  ist)  zu 
endlicher  Schliessung  dieses  lang  verzögerten  Landtags,  ohne  weitere 
Tergiversation  und  Aufenthalt,  alsofort,  und  aufs  längste  gegen  bevor- 
stehenden Montag  (wird  sein  der  10.  dieses  Monats  Mai)  alhier  gehor- 
samst einzustellen,  ihre  wider  Unsere  letzte  Resolution  noch  etwa  ha- 
bende desideria  zugleich  mit  einzubringen  und  darauf  Unsere  ^chliess- 
liche  gnädigste  Resolution  zu  gewärtigen". 


Die  clevischen  Stände  an  den  Kurfürsten.    Dat.  Marienbaum 

6.  Mai  1649.     K. 

Auf  den  Vortrag  der  geh.  Räthe  Schwerin  und  Heiden  müssten  6.  Mai. 
sie  antworten,  dass  zwar  der  Kurfürst  am  L  October  1647  versprochen  habe, 
alle  fremden  Beamten,  welche  die  Stände  benennen  würden,  zu  entlassen; 
seine  Gravamenresolution  vom  15.  December  1648  dieses  Versprechen  aber 
völlig  ignorire,  ja  die  J3eil}ehaltung  der  fremden  Beamten  geradezu  fordere. 
Bevor  jedoch  die  Entlassung  aller  i^-umten,  welche  die  Stände  bezeichnen 
würden,  die  Abführung  der  Leibgarde  z.  R.,  die  Defrayirung  der  Stande 
auf  dem  Landtage,  die  Abstellung  aller  Jagdgelder  und  aller  Zölle  und 
Licenten  auf  das  Bündigste  durch  einen  knrf.  Revers  zugesagt  worden  sei, 
könnti'U  sie  sich  auf  keine  Wiederaufnahme  der  Landtagsverhandlungen 
einlaHKcn.  

Der  Kurfürst  an  die  clevischen  Stände.     Dat.  Cleve 

8.  Mai  164D.     R. 

Anf  die  Gravamen,  welche  die  Stände  in  ihren  beiden  Schreiben  vom  8.  Mai. 
17.  n.  28.  April  und  d(;n  naeh  Marienbaum  abgeordneten  T^iithen  Schwerin 
und  Heiden  vorgetragen  haben,   erklärt  si(rh  der  Kurfürst  dahin:     1)  Ob- 
wohl  die  Stände  dem   Revers   vom  November  1(»47    gemiisK   mit  dem  Ver- 
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bleiben  der  kurf.  Garde  im  Lande,  so  lange  der  Kurfürst  daselbst,  sich 
einverstanden  erklärt  haben,  die  Compagnien  zu  Ross  zwar  bei  den  kurf. 
Pächtern  einquartiert  sind,  aber  die  Kosten  der  Verpflegung  von  ihrer  Pacht 
in  Abzug  gebracht  wird,  mithin  dieselben  keinerlei  Schaden  davon  haben, 
so  sollen  dennoch  diese  Compagnien  entweder  binnen  Kurzem  oder  doch 
jedenfalls  bei  der  Abreise  des  Kurfürsten  das  Land  verlassen.  2)  Unter 
dem  Namen  von  Strafgeldern  wegen  Nichterscheinens  der  Bauern  bei  den 
Wolfsjagden  sollen  keine  Steuern  ausgeschrieben;  3)  auch  den  durch  das 
Land  reisenden  Officieren  und  Beamten  fernerhin  keine  Verpflegungspässe 
ertheilt  werden,  sondern  die  nöthige  Verpflegung  aus  den  kurf.  Kenteien 
erfolgen;  4)  kein  Unterhalt  der  kurf.  Kutschpferde  auf  dem  platten  Lande 
mehr  verlangt;  5)  die  schuldigen  Hand-  und  Spanndienste  für  die  kurf. 
Hofhaltung  möglichst  moderirt;  6)  das  Gravamen  über  die  Viehzölle  bei 
den  näheren  Verhandlungen  über  das  Seh uldentilgungs werk  erledigt,  und 
Y)  sämmtliche  Räthe  und  Beamte  allernächstens  erlassen  „und  dann  sofort 
die  Regierung,  Justiz  und  alle  Stellen  wieder  mit  clevischen  eingeborenen 
und  S.  Ch.  D.  angenehmen  subjectis  besetzt  werden".  —  Dagegen  erwartet 
der  Kurfürst,  dass  die  Stände,  nachdem  ihnen  ,,hierdurch  in  ihren  desideriis 
ein  vollkommenes  Genügen  geschehen",  sich  zu  den  Landtagsverhandlungen 
in  Cleve  wieder  einstellen  und  dort  sich  ferner  auf  die  kurf.  Proposition 
erklären  werden. 


Die  clevischen  Stände  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Mehr 

17.  Mai  1649.     R. 

17.  Mai.  Die  Leibgarde   zu  Ross  ist  nicht  mit  in  der  Garde   einbegrifien  gewe- 

sen, deren  fernerer  Verbleib  im  Lande  der  Revers  vom  17.  November  1647 
gestattet,  auch  grössten  Theils  erst  im  J.  1648  aus  Mark  in  Cleve  einge- 
führt worden.  Einzelne  Städte  haben  bereits  tausende  für  den  Unterhalt 
und  Service  derselben  leisten  müssen,  obwohl  die  meisten  Reiter  bei  den 
kurf.  Pächtern  auf  dem  Lande  untergebracht  sind;  „alles  gegen  gemachte 
Abrede,  Versprechniss  und  aufgerichteten  Contract,  daran  E.  Ch.  D.  nicht 
weniger  als  ein  privatus  vor  Gott  und  der  Welt  rechtswegen  verbunden 
sind".  Daher  die  unverzügliche  Abführung  dieser  .Leibgarde  z.  R.  ver- 
langt wird.  Ueber  Abstellung  der  übrigen  neu  zugefügten  Gravamen  ist 
eine  schriftliche  Versicherung  des  Kurfürsten  nöthig.  Die  eigenmächtige 
Erhebung  von  Viehzöllen  und  Licenten,  welche  die  Stände  nicht  bewilligt 
haben,  ist  eine  offenbare,  gegen  das  Friedensinstrument  verstossende  Ge- 
waltthat.  Die  Entlassung  sämmtlicher  Beamten  und  Wiederanstellung  ein- 
geborener hat  der  Kurfürst  schon  im  April  1647  zugesagt,  und  obwohl  die 
Stände  für  diese  Zusage  16,000  Thlr.  Steuer  bewilligt  haben,  ist  sie  doch 
bisher  nicht  geschehen.  Auch  können  die  Stände  darunter  nur  verstehen, 
dass  die  qualificirten  eingeborenen  Beamten  unter  den  Entlassenen  alsbald 
wieder  angestellt  werden,  da  solche  nach  den  Privilegien  überhaupt  nicht 
ohne  Consens  der  Stände  oder  ihrer  Deputirten  „unverschuldeter  maassen 
entsetzt"  werden  dürfen.     Diese  Zusage  ist  nicht  durch  die  kurf.  Erklärung 
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vom  1.  October  1647  aufgehoben,  wohl  aber  bestätigt  worden;  daher  sie 
darauf  bestehen,  dass  nicht  alle  Beamten  entlassen  werden,  „welche  Ent- 
lassung hochschädlich  und  nur  fremden  hohen  ministris  allein  vortheilhaft, 
da  gleichsam  ein  Merkantil  daraus  entstehen  würde",  sondern  allein  die 
fremden  unqualificirten,  welche  die  Stände  bereits  bezeichnet  haben,  unver- 
züglich ihres  Dienstes  entsetzt  werden.  Bevor  alle  diese  Klagen  wirklich 
dem  Verlangen  der  Stände  gemäss  erledigt  und  die  Mittel  zu  ihrer  De- 
frayirung  auf  dem  Landtage,  wozu  der  Kurfürst  nach  dem  alten  Herkom- 
men verpflichtet  ist,  beigebracht  sind,  können  sie  nicht  in  Cleve  wieder 
erscheinen. 

Das  Protokoll  über  die  Entlassung  sämmtlicher  Räthe  und 

clevischen  Beamten.     D. 

^Erschienen  alle  und  jede  Räthe  und  kurfürstlichen  Bediente  im  Her-ii.Juui. 
zogthum  Cleve  auf  dem  Residenzschloss  in  der  Vorkammer  I.  Ch.  D. ;  Na- 
mens derselben  von  dem  Oberkammerherrn  ohne  Gegenwart  I.  Ch.  D.  vor- 
getragen worden,  wasmaassen  bekannt  wäre,  wie  dass  die  Landstände  nun 
einige  Jahre  her  stark  darauf  getrieben  und  gebeten,  dass  diese  Länder 
durch  eingeborene  und  landsässige  Bediente  nach  Inhalt  der  preussischen 
und  anderen  Ehepacten  administriret  werden  möchten;  I.  Ch.  D.  aber  gnä- 
digst dafür  gehalten  habe,  dem  juri  iudigenatus  ein  Begnügen  geschehen 
wäre,  wenn  nur  qualificirte  Landsassige  die  Bedienungen  verwalten  thäten, 
oder  dass  inskünftige  die  indigenae  praeferiret  würden;  dieweilen  aber  in- 
sonderheit die  clevischen  Landstände  darauf  vest  bestehen  blieben,  dass 
die  eingeborenen  wirklich  abgeschaßet  werden  möchten,  und  dann  L  Ch.  D. 
zu  Accelerirung  der  Landtagssachen  fast  genöthiget  worden,  dem  petito  zu 
deferiren,  thäten  aber  die  daraus  entstehende  Ungelegenheit  und  Betrübniss 
des  einen  und  anderen  der  Landstiinde  A'erantwortung  und  Gewissen  an- 
heimstellen und  wollten  desfalls  unschuldig  sein,  wobei  Sie  doch  freie  Hände 
haben  und  halten  wollten,  sowohl  den  einen  wie  den  anderen  Bedienten, 
sie  seien  eingeborene  oder  uneingeborene,  zu  licentiren,  inmaassen  nochmals 
T.  Ch.  D.  hiemit  Dero  Käthe   und  Bediente   dimittiren,    und  sie  des    Eids, 

Ichen  sie  geleistet  hätten,  erlassen  thäten,  versicherten  aber  Dieselbe 
auch,  dass  diejenigen  eingeborene,  welche  sich  bisher  wohl  betragen  hätten, 
wiederum  gnädigst  bestellet,  die  uneingeborenen  aber  auch  mit  anderwei- 
tigen churfürstl.  Gnaden  angesehen  werden  sollten.  —  Darauf  der  geheime 
Kegierungsrath  Johann  J'ortmann  extraneus  nomine  omnium  untcrthänigst 
coDtcstiret,  wasmaassen  sie  unglücklich  wären,  indem  sie  bis  dahin  dem 
ChurhauH  Brandenburg  und  dem  Laude  lange  Jahre  treulich  und  aufrichtig 
gedienet,  dass  die  Landstäudc;  den  Schluss  der  Landtagshandlung  bis  zu 
ihrer  Licentining  verschoben  hätten,  müssteu  und  wollten  auch  dem  ange- 
gebenen gemeinen  Wesen  zum  Besten  weichen,  bedankten  aber  L  Ch.  D. 
vor  gnadigst  conteKtirte  Compassion,  der  unterthänigsten  IlolVuung  lebend, 

•'  würden  dieselben  mit  anderwärtigen  Gnaden  ansehen^  '^'). 


***)  Wüsthaui  burichtot  io  toinor  hbturlschou  Bcacbruibuug  nach  Miltlioi- 
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Der  Kurfürst  an  die  clevischen  Stände.     Dat.  14.  Juni 

1649.     W. 

[14.  Juni.  Obwohl  er  entschlossen  gewesen  ist,  binnen  wenigen  Tagen  wegen  der 

dem  Herzogthum  Preussen  drohenden  Gefahren  von  Cleve  abzureisen,  ist 
er  durch  die  Bitten  der  verwittweten  Prinzessin  von  Oranien  und  ihres 
Sohnes  des  Prinzen  von  Oranien  bewogen  worden,  seine  Abreise  noch  um 
einen  Monat  zu  verschieben,  „um  die  staatische  Schuld  und  das  Landtags- 
wesen in  einige  Richtigkeit  zu  bringen".  Weil  er  nun  auch  seinerseits 
wünscht,  dass  die  langwierigen  Verhandlungen  endlich  beendigt  werden, 
sollen  sie  auf  den  21.  Juni  in  Cleve  zu  diesem  Zwecke  erscheinen. 


Gleichzeitig  richtete  der  Prinz  von  Oranien  ein  ernstliches  Mahnschrei- 
ben an  die  clevischen  Stände,  nicht  durch  ihre  fernere  Weigerung,  mit  dem 
Kurfürsten  zu  unterhandeln,  sich  selbst  und  dem  Lande  dadurch  am  Mei- 
sten zu  schaden,  dass  ihre  Beschwerden  durch  die  Abreise  des  Kurfürsten 
in  keiner  Weise  erledigt  würden.  Dies  wirkte  insoweit,  dass  die  Stände 
auf  einem  Convente  zu  Marienbaum  am  23.  Juni  beschlossen,  wenigstens 
Deputirte  an  den  Kurfürsten  zu  senden,  um  zu  vernehmen,  ob  und  wie  er 
ihre  „neuen''  Gravamen  abzustellen  gedenke.  Deren  am  5.  Juli  in  Cleve 
mit  Schwerin  und  Heiden  abgehaltene  Conferenzen  hatten  indessen  so 
gut  wie  gar  kein  Ergebniss.  Dagegen  erwirkten  die  Städtedeputirten  einen 
Revers  des  Kurfürsten  vom  5.  Juli,  worin  er  nach  seiner  Rückkehr  aus  der 
Grafschaft  Mark  (vgl.  oben  p,  370)  den  Befehl  an  alle  Richter  zu  erlassen 
versprach,  die  den  einzelnen  Ritterbürtigen  verliehenen  Jurisdictionen  sofort 
nach  Auszahlung  der  dafür  entrichteten  Gelder,  welche  die  Städte  im  Ge- 
heimen vorschiessen  wollten,  wiederum  einzuziehen  und  selbst  wie  früher 
im  Namen  des  Kurfürsten  zu  handhaben.  Durch  diesen  Revers  ward  die 
Mehrzahl  der  clevischen  Hauptstädte  einer  Wiederaufnahme  der  Landtags- 
verhandlungen geneigt  gemacht.  Zwar  wussten  Wesel  und  Wi  lieh- Win - 
nenthal  auf  einem  Ständeconvent  zu  Rees  am  12.  Juli  noch  einmal  eine 
dessfallsige  Weigerung  der  Majorität  durchzusetzen  und  selbst  noch  am 
20.  Juli  wies  dieselbe  auf  einem  Convent  zu  Marienbaum  die  Aufforderung 
Schwerin's  zum  Erscheinen  in  Cleve  vor  Erledigung  ihrer  neuen  Grava- 
men ab;  aber  schon  am  folgenden  Tage  ward  dieser  Beschluss,  nicht  ohne 
Einwirkung  des  über  den  Revers  vom  5.  Juli  wieder  ausgebrochenen  Zwie- 
spalts zwischen  Ritterschaft  und  Städten,  dahin  verändert,  dass  die  Stände 


lung  dieses  Protokolls  weiter,  dass  am  13.  Juni  einige  der  dimittirten  eingebo- 
renen Räthe  „aut  prece  aut  pretio"  wieder  angestellt  und  mit  neuen  Patenten 
wieder  versehen,  dabei  jedoch  verschiedene  eingeborene  Räthe,  wie  namentlich 
Joh.  V.  Diest,  Joh.  Motzfeld  und  der  Archivar  Dr.  Steinberg,  die  Haupt- 
gegner des  alten  Lucas  Blaspeil,  nicht  wieder,  dagegen  viele  Anhänger  des- 
selben wieder  angestellt  worden  wären,  worüber  die  der  blas  peil 'sehen  Partei 
sehr  abgeneigten  clevischen  Stände  sich  höchst  unwillig  geäussert  und  auf  Jener 
Wiederanstellung  gedrungen  hätten.  Später  wären  jene  drei  denn  auch  wieder 
angestellt  worden.     Vgl.  oben  Einleit.  Note  zu  p.  88. 
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erklärten,  in  Cleve  erscheinen  zu  wollen,  wenn  der  Kurfürst  seinerseits  „durch 
eine  Resolution  erkläre  die  vorgeführten  Gravamen  zur  Satisfaction  der 
Stände  erledigen  zu  wollen".  In  dem  am  29.  Juli  nochmals  erlassenen 
Landtagsausschreiben  des  Kurfürsten  versprach  er  „den  Ständen  billig- 
massige  Satisfaction  verspüren  lassen  zu  wollen",  verschob  aber  die  ge- 
wünschte Resolution  auf  die  weiteren  Landtags  Verhandlungen,  „da  die  Sa- 
chen zu  weitläufig,  um  durch  Wechselschriften  sich  abhandlen  zu  lassen". 
Darauf  hin  erklärten ,  dann  die  clevischen  Stände  gleich  den  märkischen, 
mit  denen  der  Kurfürst  sich  so  eben  in  Hamm  vereinbart  hatte,  am  10.  Au- 
gust in  Cleve  zum  Landtage  erscheinen  zu  wollen. 


Deputii^te  von  Wesel  an  den  Magistrat  daselbst.    Dat.  Cleve 

28.  Aug.  1649.     W. 

(Unterz.:  Ant.  ther  Schmitten  und  Joh.  Becker.) 

Nachdem  die  zugesagten  Reverse  über  Restituirung  der  Jagdstrafgelder,  28.  Aug. 
Natural  Verpflegung  reisender  Beamten  und  Officiere,  sowie  zum  kurf.  Hof- 
halt gehöriger  Leute  und  Pferde  ausgestellt  worden  sind,  haben  die  Stände 
sich  zur  Tilgung  der  alten  Schulden  bereit  erklärt,  und  wollen  die  Höhe 
der  hiezu  zu  bewilligenden  Steuern  angeben,  sobald  die  Erledigung  aller 
Gravamen  zugesagt  und  den  Ständen  „Versicherung"  ertheilt  wird,  dass 
ihnen  die  Tilgung  der  neuen,  namentlich  der  staatischen  Schulden  „nicht 
zur  Last  gebracht  werden  soll".  Ueber  den  Wortlaut  dieser  Zusage  ist, 
weil  der  Kurfürst  darin  die  Erledigung  der  Gravamen  nur  „nach  Recht 
und  Billigkeit  vorigem  Erbieten  nach"  versprochen  hat,  viel  vergeblich  ver- 
handelt worden;  auch  über  jene  „Versicherung"  ist  bis  jetzt  keine  Einigung 
erzielt,  da  der  Kurfürst  erklärt,  die  neuen  Schulden  aus  den  Doraainenein- 
künften  tilgen  zu  wollen,  die  Stände  dies  aber  nicht  für  möglich  halten  und 
darüber  näheren  Nachweis  verlangen.  Endlich  hat  der  Kurfürst  die  bei- 
folgende Erklärung,  „welche  Dieselbe  mit  eigener  Hand  ge-  und  nie- 
derschrieben", den  Ständen  einliefern  lassen.  Die  Städtedeputirten  dringen 
nunmehr  auf  eine  Vertagung  des  Landtages,  um  fernere  und  „gewisse"  In- 
structionen einzuholen. 


Der  Kiirfrirst  an  die  clevischen  Stände.     Dal.  Ckvu 
28.  Aug.  1649.     W. 

[I)(>8  Knrfürsten  Unwille  über  der  Stünde  Resolutionen  und  Hinziehen  der  Ver- 
buiidlungt>n.     Erwartet  zum  SchlusHe  führendu  Resolution.] 

„Nachdem  aus/  der  Stcndcii  gcgc])cnor  schrirtlichcr  Antwortt  vom 

I.  Aug.  zu  crBchcn,  dasz  »clbigc  dasjenige,  welches  sie  vor  ungcfehr 

crThage  mundtlich  proponirt,  aufts  new  repctirt,  daWihrdoch  ver- 

liofTct,   die  Stemic  wUrdon  UiiHcren  hilligen  und  !)egrHndeten  rationcn 

gebührliche  Statt  gegeben,  und  sich  näher  (Mklertt  haben:  So  belinden 

Wibr  dennoch,  dar/,  obgemelte  Stende  die  Landtaghstractaten  nubr  aulT 

r.  Kurruritto.  V.  25 
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der  lange  Bänke  ziehen,  und  Uns  alhie  zu  Unszeren  groszen  schaden 
vergeblich  auffhalten  wollen.  Begehren  derohalben  gnädigst,  dasz  die 
Stende  mit  einer  anderen  gewirigen  neheren  und  practicabeleren  re- 
solution,  so  auff  recht  und  pillichkeit  begründet,  darausz  Wihr  ver- 
spüren können,  dasz  selbige  lust  liebe  und  begierde  zu  Endigung  des 
so  lang  gewehrten  landttages  tragen,  einkommen  mögen,  damit  Wihr 
ahn  Unszere  reisze  nicht  auffgehalten,  guttes  vernehmen  und  vertrauen 
zwischen  Herren  und  Underthanen  gestifftet  werden  möge.  Im  widderi- 
gen fall  werden  Wihr  Gott  und  der  Zeitt  solches  anheimb  gestelt  sein 
lassen  müssen,  welcher  Richter  zwischen  Uns  und  ihnen  sein  solle, 
welches  Wihr  dennoch  wegen  des  guten  Vertrauens,  so  Wir  stehts  zu 
den  Stenden  dieses  Unseres  Herzogthumbs  haben,  nicht  hoffen,  son- 
dern einer  besseren  unterthänigsten  Antwort  und  erclerungh  gewerttigh 
sein  wollen"  ^^^). 

Deputirte  von  Wesel  an  den  Magistrat  daselbst.    Dat.  Cleve 

9.  Sept.  1649.     W. 

(Unterz.:  Anton  ther  Schmitten,  Arnold  de  Beyer.) 

9.  Sept.  Die  clevischen  Städtedeputirten  beharren  darauf,  die  Steuer  zur  Tilgung 

der  alten  Doraainenschulden  dem  zu  Marienbaum  gefassten  Beschluss  der  Stände 
gemäss  erst  dann  beibringen  zu  wollen,  wenn  der  Kurfürst  die  hoefyser'- 
sche  Schuld  abgetragen  habe;  die  Ritterschaft  ist  dagegen  zur  Bewilligung 
jener  Beisteuer  bereit,  wenn  er  die  sämmtlichen  Gravamen  erledigt  und  sich 
verpflichtet,  binnen  2  —  3  Jahren  alle  von  1609  —  1646  incl.  gemachten  Do- 
mainenschulden  aus  eigenen  Mitteln  zu  tilgen,  keinerlei  neue  Schulden  ohne 
Consens  der  Stände  zu  contrahiren,  12,000  Thlr.  jährlich  und  alles  was 
nach  Bestreitung  der  Regierungskosten  und  4000  Thlr,  für  den  Weinbedarf 
der  kurf.  Hofhaltung  aus  den  Domainen  überbleibt,  zur  Abzahlung  der 
alten  Schulden  gleichfalls  verwenden  zu  wollen.  Die  Deputirten  der  mär- 
kischen Stände  sind  vor  zwei  Tagen  angekommen.  „Immittelst  haben  die 
Städte  es  mit  dem  puncto  jurisdictionis  so  weit  bracht,  dass  die  Befehle  au 
die  Richter  zur  Einziehung  der  Jurisdictionen  neben  den  Assignationen  an 
die  Receptoren  von  I.  Ch.  D.  gnädigst  gewilligt  und  unterschrieben  worden". 


Zur  weiteren  Instructionseinholung  der  Städtedeputirten  ward  der  Land- 
tag wiederum  auf  einige  Tage  vertagt,  und  vom  18.  September  ab  fanden 
dann  die  Schlussverhandlungen  über  den  am  25.  September  vom  Kurfürsten 
ertheilten  und  von  den  Ständen  acceptirten  Präliminarrecess  statt. 


*^°)  Diese  Erklärung  hat  der  Kurfürst,  laut  dem  Schreiben  der  weseler  De- 
putirten vom  selben  Datum  und  dem  Landtagsprotokoll  im  reeser  Stadtarchiv, 
eigenhändig  niedergeschrieben. 
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Präliminarrecess.     Dat.  Cleve  25.  Sept.   1649.     D. 

Der  Kurfürst  erklärt  und  verspricht  1)  der  Stände  Gravamen  „vermöge  25.  Sept. 
des  Landes  Privilegien,  Freiheiten  beweislieh  alten  Herkommens  Recht  und 
Gerechtigkeit  wirklich  abzuschaffen";  2)  die  seit  1609  contrahirten  Schul- 
den, insbesondere  die  hoefyser'sche,  dergestalt  abzuzahlen,  „dass  keine 
Domainen  deshalb  mehr  verpfändet  oder  alienirt,  noch  auch  die  Stände  ein 
Beschwer  davon  haben";  im  Fall  aber  letzteres  geschehe,  dieselben  be- 
rechtigt sein  sollen,  so  lange  ihren  Beitrag  zur  Tilgung  der  alten  Schulden 
zurückzuhalten;  3)  den  Reversalen  Herzog  Johann 's  vom  J.  1509  gemäss 
keinerlei  Domainen  „ohne  Noth  und  Consens"  der  Landstände  irgendwie 
zu  verpfänden  und  die  seit  1609  verpfändeten,  insbesondere  die  Aemter 
Schermbeck  und  Wetter  wieder  einzulösen,  und  4)  bis  zur  gänzlichen  Til- 
gung dieser  neuen  Schulden  aus  den  Einkünften  der  cleve-märkischen  Do- 
mainen nur  die  Erträge  der  Waldungen  und  Bergwerke  sowie  4000  Thlr. 
zum  Ankauf  von  Wein  für  sich  ausserhalb  des  Landes  verwenden  zu  wollen. 


Deputirte  von  Wesel  an  den  Magistrat  daselbst.    Dat.  Cleve 

1.  Oct.  1649.     W. 

(Unterz.:  Anton  tber  Schmitten  und  Adolf  Moll.) 

Auf  den  vom  Kurfürsten   am  25.  September  ertheilten  llecess  hat  die  1.  Oct. 
cleve  -  märkische  Ritterschaft   beschlossen,    600,000  Thlr.    zur  Tilgung  der 
alten  Domainenschulden,    100,000   zu  des  Kurfürsten   Disposition  und  Ein- 
löse von  Schermbeck,  und  100,000  Thlr.  zu  den  Kosten   der  Regierung  zu 
bewilligen  und  in  8  Jahren  beizubringen,  wenn  der  Kurfürst  1)  die  üblichen 
Reverse    de    non    praejudicando    ertheile;    2)    aus    den    Domainen   jährlich 
12,000  Thlr.  zur  Schuldentilgung  zuschiesse;   3)  die  eingelösten  Domainen- 
stücke  zu  gleichem  Zwecke   in  die  Hände  der  Stände  gebe;    4)  die  Einlö- 
sung etc.   nach   einer  mit  den    Ständen   zu  vereinbarenden   Instruction  ge- 
Hcbehc;    5)  alle  Gravamen  zur  Satisfaction   der  Stände   erledigt,   insbeson- 
dere  alle  Trui)pen   aus  Cleve   und  Mark  abgefüiirt,   und   alle   Kriegsonera 
u\](\  contributiones  cessiren,   auch  das  Amt  Neustadt  sein  Steuercontingent 
Ige;    6)  der  Stände  Beisteuer  allein  dem  Kurfürsten  und  seinen  direeten 
Descendenten  zu  Gute  komme;    7)  den  Ständen  für  die  Sciiuldeu   keinerlei 
Bürgschaft  auferlegt,   die  Städte,   welche   solche  früher  übernommen,   der- 
Ibeu  erledigt;  8)  die  Verwaltung  und  Verwendung  der  Schuldentilgungs- 
iiiittcl   in   die  Hände  von   zwei   kurf.  Räthen,    drei  Ritterbürtigen  und  drei 
Städtedeputirten    gelegt;    9)  denselben  ein  specificirter  Schuldenetat   zuge- 
•'•11t;  10)  jene  Mittel  zu  keinem  anderen  Zweck  verwandt;  11)  den  Ständen 
ihrcnd   der   neun  Jahre  die  Erhebung  von  4000  Thlr.  für  sich   zugcstan- 
'  n;   12)   bei   eintretenden  Kriegen,   oder  aussergewöhnlichcr  Reichs-  oder 
ticr  die  Erhebung  der  Steuer  .^o  hinge  unterbleiben,   und    13)  bei 
liing  dieser  Bedingungen  die  Bewilligung  als  nielit  gesehelien  be- 
lachtet werde,    GcHtcrn  haben  sich  dann  Häuiratlichc  Städtedeputirte,  aus- 
genommen  die    von  WcHcl ,    mit   der  KitterHchuft    dahin    geeinigt,    600,000 
Thh'.    zur   Abzuliiung    der   alten    Schulden    unter   jenen   Bedingungen    dem 

26* 
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Kurfürsten  zu  bewilligen;  wogegen  sie  ausdrücklich  protestirt  haben.  „In- 
sofern wir  nicht  hier  geblieben  und  die  Sachen  unter  der  Hand  nit  unter- 
bauet hätten,  wäre  die  Summe  ohne  Zweifel  auf  800,000  Thlr.  genommen; 
consul  clivensis  hat  noch  gestern  Abend  in  conventu  der  Städte  auf  die 
800,000  Thlr.  gedrungen,  als  wenn  er  principis  advocatus  gewesen".  Der 
Kurfürst  hat  jetzt  auf  die  Bitten  der  Ritterschaft  und  consentlrenden  Städte- 
deputirten  seine  Abreise  noch  auf  einige  Zeit  verschoben,  jedoch  mit  der 
Bedingung,  dass  die  Stände  einige  Beisteuer  zur  Hofhaltung  beschaffen 
sollten.  „Wir  seind  dermaassen  hier  denigriret,  dass  auch  uns  und  son- 
derlich mir,  Dr.  ther  Schmitten,  der  Stadt  Wesel  dissensus  imputiret 
wird,  gleich  gestern  I.  Exe.  Graf  Moritz  gemeldet",  der  sehr  räth,  den 
Städten  beizufallen.  „Unsers  Theils  wünschen  von  Herzen,  dass  ein  gut 
Mittel  zu  solcher  Einigkeit  getroffen  werden  könnte,  dann  sunsten  der  Stadt 
Wesel  gegen  alle  übrigen  Städte,  sowohl  auch  Ritterbürtige ,  insgleichen 
die  märkischen  Stände  in  den  acht  Jahren  wegen  Beischaffung  ihres  Con- 
tingents  grosser  Verdruss,  auch  wohl  einige  executiones  zu  Nachtheil  der 
ganzen  Bürgerschaft  zu  erwarten,  die  Herren  Staaten  auch  besorg- 
lich uns  davon  nit  befreien  werden". 


Ther  Schmitten  an  Wesel.     Dat.  Cleve  2.  Oct.   1649.    W. 

[600,000  Thlr.   zur  Schuldentilgung  bewilligt,    märkische   Stände   und   clevische 

Ritterschaft  noch  weitere  100,000  Thlr.     Wesel  allein  hat  nicht  darin  gewilligt. 

Unwille  und  Drohungen  des  Grafen  Moritz  von  Nassau  desswegen.] 

2.  Oct.  „Haben  heute  Stände  aus  Ritterschaft  und  Städten  beider  Land- 

schaften alle,  Wesel  ausgenommen,  die  Resolution  von  Bewilligung 
der  600,000  Thlr.  zur  Abzahlung  der  alten  Kammerschulden  I.  Ch.  D. 
mündlich  vorgetragen  und  schriftlich  übergeben.  I.  Ch.  D.  haben  die- 
selben mit  100,000  Thlr.  zu  erhöhen  stark  angehalten,  darinnen  auch 
die  Ritterschaft  mit  den  märkischen  Ständen  consentiret,  doch  dass 
Schermbeck  damit  auch  redimiret  werden  solle.  Die  clevischen  Städte 
haben  solches  zuvorderst  ihren  Principalen  referiret.  Wie  die  Stände 
um  neun  Uhren  vom  Hoff  abgangen,  ist  I.  Exe.  Graf  Moritz  zumal 
unversehens  nach  mein  logement  kommen,  wie  er  dann  wegen  meiner 
noch  währender  Schwachheit  selbst  zu  mir  auf  die  Kammer  kommen, 
und  darüber  doliret,  dass  alle  Stände  sich  eingestehet,  Wesel  aber 
allein  ausgeblieben,  und  den  übrigen  Städten  abgefallen,  wodurch  wir 
nit  allein  in  grosse  Ungnad  gerathen,  sondern  auch  einen  bösen  Na- 
men, sond erheb  bei  Herrn  Prinzen  zu  Oranien  und  den  Herren  Staaten 
general  und  allen  Provincien  überkommen  würden,  auch  dessen  ver- 
sichert sein  könnten,  dass  in  unseren  Sachen  in  S'Gravenhagen ,  so- 
wohl betreffend  die  Servicegelder   als  24,000  fl.  '"),    welche  I.  Exe. 

^^'')  Die   Rückzahlung  der  Servicegelder   und  Zuschuss    zur  Erhaltung    der 
Stadtmauern,  Thürme  etc. 


Die  Schlussverhandlungen.     Wesels  Opposition.  ßgQ 

vor  diesem  dem  Herrn  Tresorier  Brassert  recomraandirt;  nit  viel  guts 
erhalten  werden,  dass  auch  ohne  Zweifel  I.  Höh.,  als  der  den  Garni- 
sonen zu  commandiren,  in  vorfallenden  occasionibus  keine  faveur  be- 
zeigen würde.  Im  Abscheiden  haben  I.  Exe.  von  mir  begehrt,  solches 
E.  E.  zu  tiberschreiben,  dabei  vermeldend,  dass  I.  Ch.  D.  mich  sun- 
derlich  vor  suspect  hielten,  als  wann  die  Sachen  nit  der  Gebühr  nach 
recommandiren  thäte,  mit  Begehren,  alle  mir  durch  I.  Exe.  offenbarten 
Inconvenientien  und  dass  alles  seinen  Fortgang  gleichwohl  gewinnen 
werde,  wenn  auch  Wesel  contradicire,  und  alsdann  mehr  nit  als  Spott, 
Schimpf  und  Schaden  zu  gewarten,  E.  E.  zu  überschreiben.  Ich 
spüre  bei  I.  Exe.,  dass  sie  ungern  sehen  sollten,  dass  magistratus  in 
diesem  Stück  sich  von  den  übrigen  Städten  separiren  sollte". 


Deputirte  von  Wesel  an  den  Magistrat  daselbst.    Dat.  Cleve 

10.  Oct.  1649.     W. 

(Unterz.:  Anton  ther  Schmitten,  Johann  Becker,  Adolf  Moll.) 

[Nach  vier  und  zwanzigstündiger  Conferenz  sind  die  Gravamen  erledigt  und  trotz 
ihres  Widerspruchs  700,000  Thlr.  bewilligt.  Unwille  gegen  Wesel  über  verwei- 
gerte Defrayirung  des  kurfürstl.  nofimlts  dort.  Die  vornehmsten  Ritterbürtigen 
wünschten  Einiirkeit,  sind  aber  überstimmt,     Aitzema's  Aeusserung  über  Wesels 

Isolirung.] 

„Berichten  E.  E.  ferner,  dass  I.  Ch.  D.  den  sämmtlichen  Ständen  10.  Oct. 
vorgestern  den  8.  hujus  hinauf  zu  kommen  anbefehlen  lassen,  wosclb- 
sten  auch  eine  mündliche  Conferenz  über  die  Erledigung  der  grava- 
minum  angestellt  und  erledigt,  womit  der  ganze  Abend  bis  10  Uhren 
zubracht.  Wie  nun  1.  Ch.  D.  also  bald  nach  erledii;ten  gravami- 
nibuö  auf  eine  endlich  Erklärung  des  Haui)tpunkts  dringen  thäte,  mit 
gnädigstem  Gesinnen,  dass,  bis  derselbe  erlediget,  nit  von  einander 
scheiden  wollten,  haben  die  Stände  sich  darzu  willig  erkläret,  ausser- 
halb desswegcn  Wesel  vorgestellt,  dass  deputati  kraft  habender  In- 
struction sich  darzu  nit  einlassen  könnten,  und  weiters  nit  zu  gehen 
verniüchten,  als  bis  vor  allen  Dingen  gravamina  erlediget,  (juo  praevio 
und  wann  ihre  Herren  Principalen  davon  genugsam  berichtet,  sie  alsdann 
fernere  Instruction  abwarten  müssten.  Seind  die  übrigen  alle  blieben, 
und  haben  die  ganze  Nacht  über  bis  den  Vormittag  um  11  Uhr  trac- 
tiret,  und  wie  berichtet,  alles  abgehandelt,  auch  die  Sumnio  \(»ii 
üOO,(H)0  Thlr.  auf  7(XMKjO  Thlr.  verhöhet. 

Wegen  der  Stadt  Wesel  Contradiction,  und  dass  den  übrigen 
StÄndcn  keinen  Beifall  geleistet,  seind  in  grossen  Ungnaden,  und  wird 
dcHSwcgCD,    sonderlich   aber  dass  I.  Ch.  D.   die  gnädigst  gcsonnoue 
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und  von  Emmerich  und  Rees  gewilligte  Defrayirung  von  der  Stadt 
schriftlicli  verweigert,  so  schimpflich  und  spöttisch  geredet,  dass  es 
nit  zu  schreiben;  vermeinend,  weilen  I.  Ch.  D.  als  regierender  Herr, 
weniger  dessen  Gemahlin  und  Churprinz  niemalen  zu  Wesel  gewesen, 
auch  aus  diesen  Landen  zu  verreisen  resolvirt,  und  vermuthlich  sein 
Lebelang  nit  wird  wieder  kommen,  dass  die  Stadt  Wesel  sulche  De- 
frayirung nit  würde  habe  abgeschlagen.  Viele  der  Ritterbürtigen,  sun- 
derlich  die  vornehmsten,  so  doch  von  den  anderen  überstimmet,  sollten 
gern  sehen,  dass  Einigkeit  könnte  getroffen  werden,  sunderlich  weilen 
die  Stadt  Wesel  der  Ritterschaft  und  Städten  resolutiones ,  so  zu  Ma- 
rienbaum und  andere  Oerter  genommen,  vor  sich  hat,  und  sich  auf 
die  Beständigkeit  der  Ritterschaft  und  Städte  verlassen  hat.  Wäre  zu 
wünschen,  dass  ein  Mittel  zur  Einigkeit  getroffen  werden  könnte. 

Aus  S'Gravenhagen  haben  gestern  Schreiben  bekommen,  wobei 
der  Herr  Aitzema  berichtet,  dass  er  der  Sachen  weiters  nachgedacht 
und  mit  anderen  geredet,  wäre  sunst  seines  Theils  schier  betrübt, 
dass  die  Stadt  Wesel  von  allen  Ständen  abandonniret,  und  dass  nun 
zu  rathen,  dass  die  Stadt  die  extremitates  abwarten  sollte,  weilen  H. 
H.  M.,  als  oracula,  obscuri  und  aquivoci  wären.  Sunsten  seind  auch 
von  unterschiedlichen  berichtet,  dass  die  Räthe  Selbsten  sich  verneh- 
men lassen,  dass  I.  Ch.  D.  der  Stadt  Wesel  Contradiction  und  abge- 
schlagene Defrayirung  wohl  würden  ressentiren,  und  dass  nit  leichtlich 
einige  von  Wesel  avanciret  werden  sollen". 


Cleve  -  märkischer  Landtagsabschied.     Dat.  Cleve 
9.  Oct.  1649^^^). 

Oct.  1)  Allgemeine  Bestätigung  der  ständischen  Privilegien.     „Dagegen  ha- 

ben die  Stände  kraft  der  Reversalen  von  1609  und  derzeit  darauf  erfolgten 
auch  aufm  Landtag  1632  anderweit  renovirten  Handstreichs  den  Kurfürsten 
vor  ihren  Erb-  und  Landesherrn  anjetzo  abermahln  aeeeptiret,  auch  sich 
gegen  ihn  und  seine  Nachkommen  zu  allerunterthänigsten  gehorsamsten 
Erweisungen  unterthänigst  verpflichtet".  2)  Die  Domainen  sollen  nur  in 
Nothfällen  mit  Consens  der  Stände  verpfändet  und  die  bereits  verpfände- 
ten, namentlich  die  Aemter  Schermbeck  und  Wetter,  sowie  die  zum  Hause 
Mark  gehörigen  Güter  wieder  eingelöst  werden.  Das  vom  Kurfürsten 
Georg  Wilhelm  dem  Grafen  Schwarzenb  erg  geschenkte  Amt  Neu- 
stadt wollen  die  Stände  „via  juris  selbst  revociren".  3)  Reduction  der 
Zinsen  bei    allen  Rentenverschreibungen    auf  6  Procent  des  wirklich  ge- 


i58j  Ygi^  oben  p.  365  die  Resolution  des  Kurfürsten  vom  23.  December  1648. 
Da  der  Landtagsabschied  vielfach  gedruckt  worden  ist,  Scotti  a.  a.  0.  auch 
einen  Auszug  daraus  hat,  so  werden  die  hier  folgenden  Excerpte  genügen. 
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zahlten  Capitals.  4)  Dem  v.  Norprath  verbleiben  die  Novalzehnten  aus 
dem  duisburger  Walde,  bis  die  von  ihm  für  die  Herrlichkeit  Hullhausen 
cedirte  Forderung  getilgt  worden  ist.  5)  Das  RegierungscoUegium,  „dar- 
unter die  Oeconomie-  und  Kammersachen  mit  begriffen",  soll  „mit  qualifi- 
cirten  eingeborenen  aus  dem  adeligen  und  bürgerlichen  Stande"  besetzt 
werden.      Graf  Moritz    von  Nassau    wird    zum    Statthalter    angeordnet. 

6)  Ueber  Anstellung  eines  künftigen  Statthalters  sollen  die  Stände  „gehört" 
werden;  die  Instruction  für  die  geh.  Räthe,  in  der  ausdrücklich  der  Befehl 
zur  stricten  Beobachtung  der  mit  den  Ständen  verglichenen  Punkte  enthal- 
ten sein|wird,  denselben  in  „clausulis  concernentibus  communicirt"  werden. 

7)  Alle  Räthe,  Beamten  und  Bedienten,  so  in  des  Kurfürsten  Namen  Gebot 
und  Verbot  haben,  sollen  über  das,  was  mit  den  Ständen  verglichen,  in 
Pflicht  genommen  werden.  8)  Die  geh.  Räthe  sind  berechtigt,  „in  casu 
extremae  necessitatis  zu  Rettung  des  Landes"  5^ — 10,000  Thlr.  auf  die  Do- 
mainen  aufzunehmen;  9)  über  deren  Wiedererstattung  soll  alsdann  mit 
den  Ständen  verhandelt  werden.  10)  Der  nunmehr  gebildete  Justizrath  soll 
gleichfalls  mit  „qualificirten  eingeborenen"  Juristen  aus  dem  adeligen  und 
bürgerlichen  Stande  besetzt  werden.  11)  Ein  eigenes  Amtskammercollegium 
wird  bestehen  bleiben,  und  mit  dem  Landrentmeister,  2  Rechenmeistern,  1  Se- 
cretär  und  3  Canzlisten  „die  ökonomischen  Sachen  tractiren".  12)  Jedoch 
sollen  die  zur  Amtskammer  deputirten  Räthe  in  wichtigen  Sachen,  z.  B. 
bei  allen  Grenzstreitigkeiten,  dem  Statthalter  und  den  übrigen  geh.  Räthen 
communiciren,  und  darüber  mit  ihnen  beschliessen.  13)  Klagen  der  Uuter- 
thanen  über  die  Amtskammer  sollen,  wenn  letztere  sie  nicht  vor  den  Ju- 
stizrath bringen  wollen,  von  Statthalter  und  Regierung  entschieden  werden; 
14)  deren  Verordnungen  und  Erinnerungen  die  Amtskammer  nachkommen 
muss. 

15)  In  wichtigen  zum  Abbruch  der  ständischen  Privilegien  gereichen- 
den Angelegenheiten  soll  nicht  ohne  Zuziehung  und  Zustimmung  der  Stände 
verfahren  werden.  16)  An-  und  Absetzung  der  Räthe  und  Diener  ist  allein 
Sache  des  Kurfürsten;  jedoch  werden  dabei  die  Privilegien  der  Stände  und 
das  jus  indigenatus  beobachtet  werden.  17)  Keiner  der  Amtleute  oder 
Bedienten  darf  „nisi  ex  capite  delicti  convictus"  seines  Dienstes  entsetzt; 
18)  Niemand  derselben  „ohne  Vorwissen,  Gutdünken  und  Rath"  von  6 
der  cleve  -  märkischen  Räthen  entlassen  werden.  19)  Keinerlei  Aemter 
sollen  pfandweise  verliehen,  die  verpfändeten  eingelöst  werden.  20)  Die 
Austeilung  eines  neuen  geh.  Raths  ist  den  Ständen  zu  „notillciren",  die 
derselben  jedoch  nur  dann  „contradiciren"  dürfen,  wenn  der  Angestellte 
„kein  eingcborner  oder  beerbter  Landsass  oder  er  eines  delicti  convinciret 
ist".  21)  Sämmtliche  Rcgierungs-,  Justiz-  und  Amtskammersachen  sollen 
von  den  Käthen  im  Lande  verrichtet  werden.  22)  Etwa  uöthige  Visitatoren 
hat  der  Kurfürst  auf  seine  eigenen  Kosten  zu  schicken  und  zu  erhalten; 
Oommissaricu  sollen  nur  zur  Beilegung  von  Streitigkeiten  zwischen  den 
Collegieii  abgeordnet  werden.  23)  K<'ine  bereits  „geschlichteten  Brüchten" 
dürfen  ohne  des  Kurfürsten,  des  Statthalters  und  der  Regierung  Vorwissen 
ichgclasseu  werden.  24)  Der  Landrentmeister  muss  im  Lande  geboren 
Mild  „genugsam  possessionirct"  sein,  auch  „bchorigo  Caution"  leibten.   Der- 
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selbe  hat  vierteljährlich  dem  Statthalter  und  den  Amtskammerräthen  einen 
„Status  des  Empfangs  und  der  Ausgabe",  und  jährlich  dem  Kurfürsten,  dem 
Statthalter  und  säramtlichen  geh.  Käthen  vollständige  Rechnung  abzulegen. 
25)  Statthalter  und  Regierung  haben  dem  Kurfürsten  zwei  qualificirte  Per- 
sonen zum  Landrentmeisterposten  zn  nominiren,  von  denen  derselbe  einen 
erwählen  wird.  26)  Dem  Landrentmeister  sollen  die  dem  Kurfürsten  zur 
beliebigen  Verwendung  bewilligten  Steuern  eingeliefert  werden.  27)  Dage- 
gen sollen  die  zu  des  Landes  Nothdurft  und  Defension  bewilligten  Steuern 
von  einem  dem  Kurfürsten  und  den  Ständen  verpflichteten  besonderen  Ge- 
neralempfänger eingenommen  werden,  der  dem  Kurfürsten  und  den  ständi- 
schen Deputirten  jährlich  Rechnung  abzulegen  hat.  28)  lieber  die  von  den 
Ständen  auf  8  Jahre  zur  Abzahlung  ihrer  Schulden  und  sonstigem  ihrem 
Behufe  zu  erhebenden  jährlichen  4000  Thlr.  sollen  die  von  ihnen  verordne- 
ten Receptoren  ihren  Deputirten  allein  Rechnung  ablegen.  29)  Keine  Aus- 
gabe, so  nicht  zu  des  Kurfürsten  und  des  Landes  Nutzen  ist,  soll  auf  seine 
oder  des  Statthalters  Assignation  dem  Landrentmeister  befohlen  werden. 
30)  Was  gegen  diese  obeustehenden  Zusagen  und  Bestimmungen  des  Kur- 
fürsten, wodurch  das  Privileg  von  1501  declarirt  und  observirt  wird,  ge- 
schieht, soll  für  nichtig  gehalten  werden. 

31)  Bestätigung  des  den  cleve-märkischen  Ritterbürtigen  1510  ertheilten 
Privilegs  ^^^),  wodurch  den  Töchtern  die  Erbfolge  in  den  Lehngütern,  den 
ältesten  Söhnen  der  Erbvortheil  zugesagt  ist,  und  die  Töchter,  welche  sich 
ohne  Zustimmung  der  Eltern  verheirathen,  von  jeder  Erbschaft  ausgeschlos- 
sen sind.  32)  Die  beiden  übrigen  Punkte  dieses  Privilegs  werden  dahin 
„modificirt  und  interpretirt",  a)  dass  ein  Ritterbürtiger  wegen  Forderung 
an  in  Cleve  -  Mark  begüterte  Ausländer  auf  Beschlagnahme  dieser  Güter 
beim  Landesherrn  bis  zur  weiteren  richterlichen  Entscheidung  antragen 
kann,  und  b)  dass  der  Landesherr  zwar  befugt  sein  soll,  einen  Ritterbürti- 
gen, der  sich  eines  Vergehens,  worauf  Leibesstrafe  verhängt  werden  kann, 
schuldig  macht,  festzusetzen  und  gegen  ihn  den  Process  vor  dem  Justiz- 
rath  zu  erheben;  das  Urtheil  soll  aber  auf  Verlangen  des  Verklagten  von 
emem  mit  ständischen  Mitgliedern  des  Ritter-  und  Bügerstandes  vom  Kur- 
fürsten zu  besetzenden  Compromissgericht  gefällt  werden. 

33)  Die  den  Recessen  vom  2.  December  158t  und  30.  Juli  1610  *«")  zu- 
wider laufende  Einführung  und  Werbung  von  Truppen,  worüber  nicht  vor- 
her mit  den  Ständen  communicirt  worden  ist,  und  Erhebung  von  Steuern 
ohne  der  Stände  Consens  sollen  deren  Privilegien  in  keiner  Weise  präjudi- 
ciren,  und  inskünftige  „ohne  vorhergehenden  Consens  und  Bewilligung  der 
Stände  keine  Völker  zu  Ross  oder  Fuss  keinerlei  Weise  im  Lande  gewor- 
ben oder  von  aussen  eingeführt  werden,  zum  Fall  aber  mit  Bewilligung  der 
Stände  einige  Landesdefension  anzuordnen,  alsdann  mit  Nomination  und 
Election  der  Officiere  sammt  Direction  der  Völker  jene  Recesse  in  gebüh- 
render Obacht  genommen  werden^^  34)  Die  Wiedereinführung  der  Garde 
z.  R.  im  Januar  1648  ins  Clevische,  sowie  deren  Einlogirung  in  den  Städten 


159)  Vgl.  allgem.  Einleit.  p.  11. 

160)  Vgl.  allgem.  Einleit.  p.  28  u.  5. 
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und  auf  dem  platten  Lande,  soll  den  Privilegien  der  Stände  und  dem  ihnen 
am  16.  November  164T  ertheilten  Revers  nicht  präjudicirlieh  sein,  und  wird 
der  Kurfürst  während  seines  Aufenthalts  in  Cleve-Mark  nie  mehr  als  eine 
Leibgarde  von  200  z.  F.  und  100  z.  R.  um  sich  haben,  denen  nur  Quartier 
und  „moderirte  Service*'  zu  leisten  ist. 

35)  Das  Indigenatsprivileg  wird  dahin  interpretirt  resp.  extendirt,  dass 
sämmtliche  Räthe  und  sonstigen  Beamten,  ausgenommen  die  geringen,  wie 
die  Canzlisten,  Gerichts-,  Zoll-  und  Walddiener,  sowie  die  adeligen  Erb- 
ämter, ^allein  mit  eingeborenen  und  zugleich  beerbten  Landsassen  eines 
jeden  Landes  und  mit  keinen  fremden,  sowohl  im  Ritter-  als  im  Bürger- 
stande zu  besetzen  und  soll  das  jus  iudigenatus  aus  diesen  beiden  requisitis 
subjectionis  scilicet  et  domicilii  parentum  definiret  werden".  Aus  dem  Rit- 
terstande dürfen  adelige  Aemter  nur  solche  inne  haben,  die  sich  mit  8  rit- 
termässigen  Quartieren  und  einem  Rittersitze  im  Werth  von  mindestens 
6000  Thlr.  qualificirt  haben,  sowie  deren  Söhne;  Märkische  können  zu  cle- 
vischen  Aemtern  und  umgekehrt  nur  dann  zugelassen  werden,  wenn  Adelige 
mit  einem  Rittersitze  dort  begütert,  oder  Bügerliche  je  nach  den  Aemtern 
mit  einem  Erbe  von  500 — 1000  Thlr.  daselbst  begütert  sind.  An  minder- 
jährige unter  20  Jahren  dürfen  keine  Aemter  oder  Expectanzen  darauf  ver- 
liehen werden,  einige  wenige  specificirte  Ausnahmen  vorbehalten.  36)  Alle 
Richter,  Rentmeister,  Zoll-  und  Licentbeamten  haben  Caution  zu  stellen. 
37)  Sämmtliche  nicht  eingeborene  Beamten  sollen  entlassen  werden,  und 
sind  bereits  nach  dem  Revers  vom  26.  April  1647  alle  Beamten  entlassen  und 
die  Stellen  mit  anderen  eingeborenen  und  qualificirten  Personen  besetzt 
worden.  38)  Der  vom  Grafen  Wittgenstein  im  Amte  Wetter  angestellte 
nicht  qualificirte  Amtmann  soll  entlassen  werden.  39)  Die  Entlassung 
der  ausserdem  noch  von  den  Ständen  als  nichteingeborene  bezeichneten 
Beamten  soll,  um  den  Landtagsschluss  zu  ermöglichen,  erfolgen;  ^die  Ver- 
antwortung dafür  vor  Gott  und  dem  Kaiser  haben  die  Stände  auf  ihr  Ge- 
wissen genommen  und  diese  Sache  mit  ihnen  auszuführen  sich  erboten". 

40)  Im  Hofgericht  oder  Justizrath  soll  in  allen  Civil-,  Feudal-,  Crimiiial- 
und  Fiscalsachen  erkannt  werden.  Eine  Berufung  an  unparteiische  Rechts- 
gelehrte oder  eine  Juristenfacultät  ist  zulässig.  Der  Fiscus  kann  vor  dem 
Jjistizrath  belangt  werden,  der  alsdann  über  die  Khige  erkennen  soll,  vor- 
'•"haltlich  des  in  der  Reichskamraergerichtsordnung  statuirten  Modus,  einen 
irsten  des  Reichs  zu  Recht  zu  fordern.  Gegen  die  Urtheilc  des  Hofgerichts 
tioll  jede  Inhibition,  Suspension  oder  Auflialtung  {\vv  KxceutioM  seitens  des 
Kurfürsten  oder  der  Regierung  nichtig  sein,  auch  keine  reclithäiigige  Sache 
irgendwie  pretrahirt,  suspendirt  oder  avocirt,  auch  keine  Sache,  die  in  erster 
Instanz  nicht  vor  den  Justizrath  gehört,  davor  vor  Absolvirung  derselben 
gezogen,  sondern  dem  Reclite  in  Allem  sein  Lauf  gelassen  werden,  wor- 
über eine  eigene  Hofgerichtsordnung  zu  erlassen  ist.  41)  Die  Richter-  und 
Rentracisterstcllen  sollen  nicht  mehr  von  einer  Person  gleichzeitig  ver  rhrn. 
üige  kleine  Richterämter  zusammen  gelegt  werden. 

42)    Zur  Wiederherstellung   «ler  alten   ständischen  Landesdeputation  in 

Mark  sollen  die  dortigen  Stände  zunächst  eine  Instruction  für  «lieselbc  dem 

V  urfUrstcn  vorlegen.    43)  Die  Wasserliccutcn  zu  Ruhrort,  Lobith  und  Gen- 
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nep  verbleiben  dem  Kurfürsten,  der  den  Ständen  daraus  zu  ihrem  Behuf 
jährlich  2000  Tlilr.  auf  die  Dauer  der  Schuldentilgung  zahlt.  44)  Die  alte 
Dienstordnung  von  1536  soll  revidirt  werden.  45)  Die  Steuerreste  von 
1622  — 1629  sind  zu  erlassen.  46)  Auf  die  von  der  Kammer  beanspruchte 
Steuerfreiheit  des  Gutes  Hübsch  bei  Bisslich  wird,  vorbehaltlich  rechtlicher 
Entscheidung,  verzichtet;  47)  desgleichen  bezüglich  des  Gutes  Hülshorst. 
48)  Die  in  Folge  des  Schuldentilgungswerks  von  1632  eingeführten  oder 
erhobenen  Licenten  und  Wegegelder  zu  Wasser  und  zu  Lande  sollen  auf- 
hören. 49)  Eine  Ermässigung  des  Anschlages  der  Grafschaft  Marii  in  der 
Kreismatrikel  ist  zu  erwirken.  50)  Die  Münzordnung  daselbst  soll  nach 
der  cölnischen  erlassen  werden.  51)  Die  Probstei  Sheda  daselbst  ist  mit 
adeligen  Personen  zu  besetzen  52)  Die  Lippe  soll  bis  Hamm  hinauf,  des- 
gleichen die  Ruhr  wieder  schiffbar  gemacht  werden. 

53)  Burgmanns- Häuser  und  Güter  geniessen  weder  Steuerfreiheit, 
noch  Jagdgerechtigkeit,  wenn  sie  deren  unvordenklichen  Genuss  nicht  nach- 
weisen können.  54)  Nur  von  den  dem  Landesherrn  persönlich  zukommen- 
den Steuern  kann  derselbe  eximiren,  nicht  von  Landes-,  Defensions-,  Tür- 
ken-, Reichs-  und  Kreis  steuern.  55)  Die  Jagdgerechtigkeit  darf  von  kei- 
nem Bürger  oder  Hausmann,  auch  von  keinem  nicht  rittermässigen  Besitzer 
eines  Rittersitzes  ausgeübt  werden,  vorbehaltlich  eines  bereits  erworbenen 
und  ausgeübten  Rechts  darauf.  56)  Die  Richter  und  Rentmeister  sollen 
sich  keinerlei  Jagd-  und  Schankgerechtigkeit  anmaassen;  nur  wenn  der  Kur- 
fürst im  Lande  ist  dürfen  sie  auf  Befehl  für  dessen  Hofhaltung  allenthal- 
ben im  Lande  jagen. 

5t)  Den  Städten  Emmerich  und  Rees  wird  die  Unabsetzbarkeit  der 
vom  Landesherrn  daselbst  zu  erwählenden  resp.  anzustellenden  Schöffen 
verliehen;  fürstliche  Beamte  sollen  nicht  dazu  ernannt  werden.  58)  Die 
Städte  Emmerich,  Rees,  Calcar,  Xanten  und  Hamm  sollen  bezüglich  der 
von  ihnen  für  gewisse  alte  Kammerschulden  übernommenen  Bürgschaft 
schadlos  gehalten  werden.  59)  Der  Stadt  Calcar  wird  das  Recht,  den 
Richter  daselbst  zu  wählen,  vorbehaltlich  der  Bestätigung,  zuerkannt. 
60)  Die  ungewöhnlichen  Mühlendienste  zu  Lüdenscheid  und  sonst  in  Mark 
sollen  abgeschafft  werden.  61)  Den  märkischen  Ritterbürtigen  soll  die  Frei- 
heit von  Kohlenzehnten  für  ihre  Rittersitze  und  den  eigenen  Verbrauch, 
wenn  sie  deren  Besitz  nachweisen  können,  anerkannt  werden.  62)  Der 
Stadt  Sevenar  sind  ihre  Rechte  und  Einkünfte  in  dem  an  den  Grafen  von 
Berge  verpfändeten  Kirchspiel  Wehl  zu  belassen.  63)  Unbewilligte  Um- 
lagen in  den  Aemtern  Schermbeck  und  Xanten  sollen  abgestellt  werden. 
64)  Das  Gravamen  bezüglich  der  Verpflegung  der  schwedischen  Völker 
kann  nur  durch  die  Ausführung  des  Friedensschlusses  erledigt  werden. 

65)  Gegen  vorstehende  Erledigung  ihrer  Gravamen  -bewilligen  die  cleve- 
märkischen  Stände  zur  Tilgung  der  alten  Kammerschulden  600,000  Thlr., 
nach  Ablauf  von  3  Jahren  innerhalb  8  Jahren  zu  zahlen,  und  zwar  60  Procent 
davon  aus  Cleve  und  40  Procent  aus  Mark  unter  der  Bedingung,  dass  die 
damit  eingelösten  Domainen  in  die  Hände  der  Ständedeputirten  gestellt 
werden,  um  deren  Einkünfte  gleichfalls  zur  Schuldentilgung  zu  verwenden; 
die  einträglichsten  Pfandschaften  zuerst  einzulösen  sind,  mit  den  Gläubigern 
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über  Nachlass  rückständiger  Zinsen  zu  verhandeln  ist  und  die,  welche  am 
meisten  nachlassen,  zuerst  zu  bezahlen  sind;  den  alten  Gläubigern  und  den 
Kirchen,  Schulen,  Armenhäusern  und  Hospitälern  zuerst  die  laufenden  Zin- 
sen gezahlt,  sämmtliche  Gravamen  der  Stände  zuvor  wirklich  erledigt,  ins- 
besondere alle  Truppen  aus  Cleve  und  Mark  abgeführt  und  alle  Contribu- 
tioueu  aufgehoben;  zur  Administration  der  Schuldentilgungsmittel  ständische 
Deputirte,  und  durch  dieselben  Secretäre,  Boten  und  andere  Unterbeamte  dazu 
angeordnet  werden,  von  den  Deputirten  und  dem  Empfänger  jährliche  Rech- 
nung abgelegt,  und  endlich  bei  Kriegsverderb  und  ausserordentlichen  Reichs- 
steuern die  Leistung  obiger  Steuern  suspendirt  wird.  66)  Ausserdem  bewilligen 
die  Stände  zur  Einlösung  des  Amts  Schermbeck  und  als  Reisegelder  dem 
Kurfürsten  noch  100,000  Thlr.  67)  Sobald  von  dieser  Summe  die  Clevi- 
schen  22,000  Thlr.,  die  Märkischen  8000  Thlr.  beigebracht  haben  werden, 
soll  die  Reuterei  aus  der  Grafschaft  Mark  abgeführt  und  68)  die  Garnison 
von  Hamm  auf  5  Compagnieu  oder  500  Mann  reducirt,  und  als  Gouverneur 
daselbst  sowie  bei  zwei  Compagnien  inländische  Officiere  angestellt  werden. 
69)  Dagegen  bewilligen  die  märkischen  Stände  zur  Unterhaltung  solcher 
Garnison  auf  ein  Jahr  26,000  Thlr.,  vierteljährlich  zu  erheben  und  von  den 
Ständen  an  die  Truppen  zu  zahlen.  70)  Bezüglich  des  Steuercontingents 
des  Amts  Neustadt  bleibt  jedem  ßetheiligten  der  Rechtsweg  offen.  71)  Die 
llepartition  der  bewilligten  Steuern  soll  mit  Zuthun  von  Ritterschafts- 
und Städtedeputirten  vorgenommen,  72)  mit  Steuerexecutionen  nur  die  Säu- 
migen beschwert  werden,  und  endlich  73)  die  Stände  befugt  sein,  im  Fall 
sie  einer  Bestimmung  dieses  Landtagsabschieds  zuwider  ^gravirt''  würden, 
bis  zur  Abstellung  eines  solchen  Gravamen  mit  Zahlung  der  eingewilligten 
"Steuern  zurückzuhalten. 


IVotokoU  über  den  von   den  cleve-märkischen  Ständen  dem 

Kurfürsten  zu  Wesel '^')  geleisteten  Handschlag.     B. 

„Nach  der  Predigt  um  11  Uhr  erschienen  die  Stände  aus  Ritterschaft  7.  Nov. 
und    Städten    des    Ilerzogthums   Cleve    und    der  Grafschaft  Mark    in    dem 
grossen  Saal,   woselbst  S.  Ch.  D.  nebst  Herrn  Grafen  Moritz  von  Nassau 
als  Statthalter  und  die  geheimen  Räthe  auch  eintraten,  und  that  darauf  der 
OI)erkammerherr  den  Vortrag:   Weltkundig  sei  der  Churfürsten  und  Mark- 
grafen  zu  Brandenburg  gütige   Freundlichkeit  probatum   a  multis   subditis 
jirivilegiis  et  aliis   exhibitis  beneficiis.     Horum  vestigiis  insistens 
I.  electorum  wäre  S.  Ch.  D.  ins  Land  kommen,  um  aller  Besciiwe- 
rung  abzuhelfen,  wie  auch  re  ipsa  gcscheheu,  iudcm  Sie  solche  Privilegien 
gegeben,   ho  in  150  Jaliren  niemals  in  Observanz  gewesen,  gravamina  ab- 
g^'fhnn  Hq.     Nun  gebüiirc   nich   zwar  Krbhuldigung  zu   leisten;    woil   aber 
noch  einigen  Zwist  mit  Pfalz-Ncuburg  hätten,  so  wollten  Sie  mit 

•••)  Dort  war  dor  Knrfürst  am  28.  Octobor  von  Cleve  olngetroffon  und  mn 
folgondüii  Tuf?o  der  Kurprinz  Wilholm  lloinrich  „an  einem  plötzlichen  schar- 
fon  Katarrh"  goatorbon,  was  zuniichat  «•in*'n  hiujM'nti  V .■<.... «t.,.!!  dossolbou  und 
aeinür  Gemahlin  in  Wusul  vüranluHate. 
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einem  Handschlag  zufrieden  sein,  wobei  auch  des  Provisionalvergleichs  von 
1647  zu  gedenken.  Derohalben  so  die  Stände  sich  darzu  accommodirtcn, 
so  sollte  der  Recess  ausgeantwortet  werden.  — ■  Syndicus  Isinck:  Prae- 
missa  gratiarum  brevi  actione  recapitulirte ,  wie  es  in  anno  1632  gehalten 
und  in  secundo  gravamine  gemeldet  worden.  Stände  wären  erbötig,  auf 
solche  Weise  den  Handstreich  zu  leisten,  I.  Ch.  D.  für  ihren  Erbherrn  wie 
auch  Dero  Nachkommen  also  zu  halten.  —  Traten  hierauf  die  Ritterbürtigen 
des  Herzogthums  Cleve  und  der  Grafschaft  Mark  hinzu  und  küssten  S. 
Ch.  D.  die  Hand.  Als  aber  die  Städte  dergleichen  thun  wollten,  kamen 
die  Deputirte  der  Stadt  Wesel  und  im  Namen  derselben  Bürgermeister 
Bremcken  protestirend :  Wollten  zwar  den  Recess  annehmen  sed  salva 
protestatione,  so  sie  albereits  vormals  eingewendet,  und  darauf  solcher 
maassen  auch  den  Handstreich  leisten;  der  Protest  concernire  Bestellung 
der  Regierungs-  und  Justizräthe  und  die  alten  Schulden  resp.  dazu  ver- 
willigte Gelder.  —  Darauf  trat  S.  Ch.  D.  mit  Dero  Räthen  zusammen  und 
nach  gehaltener  Unterredung  wurden  syndici  Isinck  und  Kumpshoff 
erfordert  und  der  Stände  Meinung  vernommen.  —  Quo  facto  sprach  der 
Herr  Oberkammerherr:  Wie  S.  Ch.  D.  dieses  nicht  wenig  befremde,  dass 
die  Stadt  Wesel  allein  dürfe  protestiren  wider  dasjenige,  so  mit  der  ge- 
sammten  Stände  Einwilligung  recessiret  worden.  S.  Ch.  D.  wollten  repro- 
tostiret  haben,  auch  solchen  Schimpf  gebührend  zu  ressentiren  wissen.  — ■ 
Weseler  Deputirten  repetirten  priora  —  Isinck:  Stände  hätten  vormals 
diese  der  weseler  Protestation  für  null  und  nichtig  geachtet,  Hessen  es  da- 
bei bewenden  und  wäre  selbiges  keineswegs  zu  attendiren.  —  Oberkam- 
me rherr:  Wenn  sie  wollten  auf  ihre  Protestation  beharren  und  dennoch 
den  Handschlag,  I.  Ch.  D.  getreu  und  gewärtig  zu  sein,  leisten,  wollte  S. 
Ch.  D.  salva  reprotestatione  denselben  annehmen.  —  Es  wurde  auch  mit 
Dr.  Isinck  wegen  der  übrigen  Städte  geredet,  der  sich  in  derselben  Na- 
men simpliciter  et  pure  zum  Handschlag  und  Acceptirung  des  Recesses 
erklärte.  —  Endlich  thaten  die  Weseler  den  Handschlag  und  denen  folgeten 
die  anderen  so  clevischen  als  märkischen  Städte.  —  Der  Oberkammerherr 
deutete  an,  dass  S.  Ch.  D.  Vorhabens  wären,  nach  der  Chur-  und  Mark 
Brandenburg  zu  gehen,  also  den  Ständen  hiermit  valediciret  und  des  Herrn 
Grafen  Moritz  Excellenz  zum  Statthalter  wegen  seiner  bekannten  guten 
Dexterität  und  Freundlichkeit  vorgestellt  habe,  den  sie  dafür  respectiren 
sollten.  • —  Isinck  bedankte  sich  nochmals,  wünschte  Glück,  erbot  Treu 
und  Gehorsam  und  Acceptirung  des  Statthalters.  — ■  Graf  Moritz:  Be- 
dankte sich  gegen  S.  Ch.  D.  für  solche  Gnade  mit  Erbietung  seiner  Dienste 
wie  seines  Fleisses,  und  dass  er  sich  (womit  er  sich  zugleich  gegen  die 
Stände  wendete)  so  bezeigen  wollte,  dass  Stände  wider  seine  wenige  Per- 
son sich  nicht  zu  beschweren  haben  sollten.  —  Schliesslich  begehrte  der 
Oberkammerherr:  Es  wollten  einige  Deputirte  zur  Verfertigung  der  Ge- 
richts- und  Brüchtenordnung  noch  in  etwas  in  Wesel  verharren  und  um 
4  Uhr  in  sein  Logement  kommen,  da  er  ihnen  einige  Sachen  zu  propo- 
niren  hätte. 
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Der  Kurfürst  an  die  clevischen  Richter.     Dat.  Wesel 

15.  Nov.  1649.     W. 

Die  clevischen  Hauptstädte  haben  von  ihm  unter  dem  8.  September  15.  Nov. 
den  Befehl  an  die  Richter,  die  den  Ritterbürtigeu  verliehenen  Jurisdictionen 
zu  cassiren,  erschlichen,  indem  sie  ihm  und  seinen  geheimen  Hofräthen  ver- 
heimlichten, dass  auf  der  Ritterbürtigen  Klage  gegen  die  in  dieser  Sache 
im  Mai  und  Juli  von  den  Städten  ausgewirkten  kurfürstlichen  Recesse  In- 
hibitionsmandate des  Reichskammergerichts  erlassen  und  schon  im  Februar 
1649  der  clevischen  Regierungskanzlei  insinuirt  worden  wären.  Sie  sollen 
daher,  wenn  die  Städte  obigen  Befehl  vorzeigen  und  auf  dessen  Ausführung 
dringen,  denselben  „mit  nichten  wcrkstellig  machen,  sondern  die  Sache  im 
vorigen  Stande  bleiben  und  angeregte  Appellation  am  kaiserl.  Kammerge- 
richt seinen  unverhinderlichen  Ijauf  lassen"  ^^^). 


Privileg    der  cleve- märkischen   Ritterschaft,    betreffend    die 

Anzahl  adeliger  Räthe  im  Regierungs-  und  Justizrath.    Dat. 

Wesel  15.  Nov.  1649.     D. 

[Der  Regierungsrath  ist  stets  mit  6  Adeligen  und  3  Bürgerlichen,  der  Justizrath 
mit  gleichviel  Personen  aus  beiden  Ständen  zu  besetzen.] 

Nachdem  der  Kurfürst  schon  am  3.  Juli  der  cleve- märkischen  Ritter-  15.  Nov. 
•  haft  die  schriftliche  Zusage  gegeben  hat,  den  Regierungsrath  mit  6  Ade- 
ligen und  3  Bürgerlichen,  von  denen  je  Einer  zur  Amtskammer  zu  gebrau- 
chen, zu  besetzen,  und  am  1.  Oct.  ihr  versprochen  hat,  ebensoviel  adelige 
als  bürgerliche  Justizräthe  bei  dem  clevischen  Hofgerichte  anzustellen,  wie 
ihr  dieses  schon  in  den  preussischen  Ehepacten  zugesagt,  und  im  Reiche 
allenthalben  kundbare  Gewohnheit,  auch  wegen  der  wenigen  Raths-  und 
Drostenstellen,  welche  den  Adeligen  gegenüber  vielen  anderen  dem  Bür- 
gerstande zustehenden  Stellen  nur  offen  stünden,  billig  sei;  so  hat  die  clevc- 
märkische  Ritterschaft  nunmehr  gebeten,  über  diese  Zusagen  eine  Oonfir- 
iiiafiMii   in   forma  privilegii  ihr  zu   verleihen.     „Gestalt  Wir  dann  für  Uns, 

'";  An  demselben  Tage,  wo  der  Kurfürst  diesen  Befehl  unterzeichnete,  stellten 
ihm  die  clevischen  Ritterbürtigen  einen  von  Quad-Kreutzberg,  Diepen- 
brach-Empcl  und  dem  Syndicus  Isinck  unterzeichneten  Revers  aus,  worin 
Hie  an  Kidesstatt  geloben,  diesen  Gegenbefohl  keinem  Menschen  zu  offenbaren 
noch  zu  conimuniciren,  bis  <lie  Städte  den  Richtern  den  unterm  8.  September 
«rwirkten  kurf.  Befehl  inainuireu,  und  auf  dessen  Ausführung  dringen  würden. 
Als  dies  gleich  nach  der  Abreise  des  Kurfürsten  aus  Wesel  geschah  (wio  es 
scheint,  hatten  diu  Städte  dem  Oberkämmerer  Burgsdorf  im  September  ver- 
sprochen, dies  nicht  früher  zu  thuu),  wiesen  die  Ritterbürtigeu  dieseu  Gegeo- 
bofehl  auf.  Die  Städte  waren  darüber  aufs  Höchste  erbittert;  Reos  schrieb  bei 
der  Anzeij^e  hiervon  am  ß.  Januar  au  Weflel:  „daraus  nun  anders  nichts  zu  spü- 
ren, als  (Uhh  die  Städte  nicii  auf  keine  resolutiones ,    LandtagsabHchiede ,    Hund 

immI    Si«'j(el    zu    ViTJauHrn    haben    wt-rdm  .     lll.^    wcicln-ii     uiir:iii"s     sfrurkn    coiiliuvü- 
ird". 
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Unsere  Erben  und  nachkommende  Herrschaft,  sie  und  deren  Nachkommen 
abermalen  und  aufs  Neue  kräftigstermaassen  in  Gnaden  hiemit  versichern, 
dass  zu  ewigen  Zeiten  aus  ihrem  Mittel  in  den  collegiis  der  Regierungs- 
und Amtskammerräthe ,  mehr  als  aus  dem  bürgerlichen  Stande,  und  zwar 
6  Adelige  gegen  3  Gelehrte;  in  gedachtem  anderen  collegio  justitiae  aber, 
aus  ihrem,  der  Ritterbürtigen,  und  dem  bürgerlichen  Stande  gleich  viel  sein 
und  sitzen  sollen;  Wir  befehlen  auch  Unserm,  sowohl  itzigem  als  künftigem 
Statthalter  und  Käthen,  dass  sie  je  und  alle  Wege  über  dieses  Unser  wohl- 
bedächtliches  und  ex  certa  scientia  ausgegebenes  gnädigstes  Privilegium, 
so  viel  mehr  eine  confirmatio  der  preussischen  Ehepacten,  als  ein  neues 
Privilegium  ist,  steif,  fest  und  unverbrüchlich  halten,  Unsere  Ritterbürtige 
auch  von  Unsertwegen  dabei  gebührlich  schützen  und  handhaben"  *^^). 


Des  Kurfürsten  Coniirmation  der  Privilegien   der  cleve-mär- 
kischen  Ritterschaft,   betreffend  die   executionsweise  Beitrei- 
bung ihrer  Pachte  und  ihren  eximirten  Gerichtsstand.     Dat. 
Wesel  16.  Dec.  1649.     D. 

[Der  qualificirten  Mitglieder  der  Ritterschaft  Recht,  ihre  fälligen  Pachte,  Renten 
und  Einkünfte  im  Fall  verzögerter  Zahlung  sofort  von  ihren  eigenen  Dienern 
executionsweise  beitreiben  zu  lassen,  vorbehaltlich  eines  Klagerechts  der  Pächter 
gegen  die  Forderung;  dieselben  sind  hinsichtlich  ihrer  Person  nur  vor  dem  Hof- 
gericht, hinsichtlich  ihrer  Güter  nur  vor  dem  betreffenden  Landgericht  zu  be- 
langen.] 

16.  Dec.  Die  cleve-märkische  Ritterschaft  hat  remonstrirt,   dass  ihnen  von  jeher 

zugestanden  habe,  ihre  „liquiden  Pachte,  Renten  und  Einkünfte"  von  ihren 
Hausleuten  ohne  Zuthun  der  Amtmänner  und  Richter  durch  ihre  eigenen 
Diener  einfordern,  und  im  Fall  verzögerter  Zahlung  executionsweise  bei- 
treiben zulassen*®*),  und  um  Bestätigung  dieses  alten  Rechts  gebeten;  auch 
hat  dieselbe  geklagt,  dass  die  Magistrate  clevischer  und  märkischer  Städte 
bewegliche  Güter  cleve  -  märkischer  Ritterbürtiger  daselbst  wegen  Schuld- 
forderungen einzelner  Bürger  mit  Beschlag  nehmen,  ja  sogar  Ritterbürtige 
persönlich  deswegen  arretiren  und  die  städtischen  Schöffen  darüber  IJr- 
theile  fällen  lassen,  obwohl  doch  die  Ritterbürtigen  deren  Jurisdiction  nicht 
unterworfen  wären,  und  solches  Verfahren  sowohl  dem  gemeinen  Recht  und 
Reichsabschieden,  als  dem  1580  von  Herzog  Wilhelm  ertheilten  Privileg  de 


163)  Nach  diesem  Privileg  wurden  damals  als  adelige  cleve-märkische  Re- 
gierungsräthe  angestellt,  beziehungsweise  bestätigt:  Wirich  v.  Bernsau,  Kon- 
rad V.  Strünkede,  Friedrich  v.  d.  Heiden,  Alb.  Gisb.  v.  Hüchten- 
bruch,  Arnold  Adrian  v.  Biland  und  Hermann  v.  Wittenhorst;  als 
adelige  Justizräthe:  Heinr.  Wilh.  v.  Hoven,  Stephan  Quad,  Dietrich 
Karl  V.  Wilich,  Gerhard  v.  d.  Reck  und  Gisbert  Beruh,  v.  Bodel- 
schwing.  Zu  bürgerlichen  Regierungsräthen  waren  Adamlsinck,  Werner 
Wilhelm  Blaspeil  und  Daniel  Weimann,  als  Amtskaramerrath  Hermann 
V.  Elverich  genannt  Haes  bestellt  worden,  daneben  eine  Anzahl  von  ausser- 
ordentlichen Räthen.    Vgl.  oben  Einleit.  p.  119. 

*«^)  Vgl.  oben  allgem.  Einleit.  p.  28. 
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non  arrestando  zuwider  sei,  auch  in  solchen  Fällen  die  Ritterbürtigen  alle- 
zeit vor  dem  clevischen  Hofgericht  oder  den  Landgerichten,  darunter  ihre 
Güter  gelegen,  belangt  werden  könnten.  Die  Ritterschaft  hat  daher  gebe- 
ten, diese  Uebergrifle  der  Städte  abzustellen.  „Dass  Wir  demnach  Un- 
serer Ritterschaft  unterthänigste  Bitte,  auch  die  ansehentlichen,  erspriess- 
lichen,  getreuen,  gehorsamsten  Dienste,  so  ihre  Voreltern  und  sie  selbst 
weiland  Unseren  praedecessoren  Herzogen  zu  Cleve  und  Grafen  von  der 
Mark  in  mannigfaltige  Wege  mit  Darstreckung  ihrer  Leiber,  Leute,  Hab 
und  Gut  und  Vermögens  unterthänigst  bewiesen  haben,  sie  auch  noch  täg- 
lich und  ohne  Unterlass  thun,  und  hinfüro  Uns  und  Unseren  Successoren 
nicht  weniger  zu  thun  gehorsamst  erboten,  gnädigst  angesehen,  und  darum 
mit  wohlbedachtem  Muth,  gutem  Rath  und  rechtem  Wissen  derselben  Un- 
serer qualificirten  Ritterschaft  diese  besondere  Gnade  gethan,  — ■  dass  Wir 
Unserer  Ritterschaft  sothanige  ihre  remonstrirte  in  Vorzeiten  gehabte  Ge- 
rechtsamkeit  gnädigst  confirmirt  und  bestätigt,  auch  zum  Ueberfluss  aus 
hoher  landesfürstlicher  Gnade,  Macht  und  beständiger  Wissenschaft  von 
Neuem  concedirt,  dass  sie  und  ihre  Nachfolger  ihre  bekannten  liquiden 
Pachte,  Renten  und  Einkommen  von  ihren  Pächtern  und  Hausleuten  in 
allen  Aemteru,  wo  dieselbe  in  gemelten  Unsern  Landen  gesessen,  durch 
ihre  eigene  Leute  und  Bediente,  ohne  Ersuchen  und  Zuthun  Unserer  Dröste, 
Richter  und  Gerichtsboten  einfordern,  und  im  Fall  der  verspüreten  Verzö- 
gerung durch  Pfändung  und  parate  Execution  beitreiben  lassen,  sollen  und 
mögen.  Sollte  aber  der  Pächter  nicht  gestehen,  dass  die  geforderten  Pachte 
liquide  wären,  und  sich  aufs  Recht  berufen,  soll  er  damit  gehöret,  sonsten 
auch  bei  Pfändung  der  liquiden  Pachte  nicht  excediret,  noch  diejenige,  so 
Uns  auch  etwas  zu  prästiren  schuldig,  dadurch  inutil  gemachet  werden. 
Wie  dann  nicht  weniger  benebens  und  zufolge  obangeregter  gemeinen  be- 
schriebenen Rechten,  Versehung  des  heil.  röm.  Reichs  Constitutionen  und 
Satzungen,  auch  des  kaiserl.  special  privilegii  vom  Jahr  1580,  Wir  vor  Uns, 
Unsere  Erben  und  Nachkommen,  —  mehr  erwähnter  Unserer  Ritterschaft 
zum  Ueberfluss  diese  besondere  Gnade  und  Freiheit  verlielien  haben  und 
hiermit  verleihen,  dass  sie  und  ihre  qualificirten  Nachfolger,  ihre  Personen 
und  beweglichen  Güter  in  einigen  Unsern  clevischen  oder  märkischen  Stätten 
mit  keinem  Arrest,  Kummer  oder  dergleichen  beleget  noch  beschweret,  son- 
dern in  personalilms  v(jr  Unserm  Hofgericht,  in  realibus  vor  den  Landge- 
richten, da  die  Güter  situiret,  durch  den  ordentlichen  Weg  Rechtens,  darzu 
8ic  sich  erbieten,  und  anderer  gestalt  nicht,  convocirct  und  besprochen  wer- 
den, auch  männiglich  sich  derselben  allerdings  begnügen  lassen  sollen'*. 
Folgt  zum  Schluss  die  Zusage,  dass  diese  Gerechtsamen  der  Ritterschaft 
vom  Kurfürsten,  seinem  Statthalter  und  den  Räthen  strenge  aufrecht  erhal- 
ten  und    letzteren    bcKonderc   Befehle   ertheilt  werden    sollen,    darüber  zu 


iWsrhluss  .1.1    Stadt  Wesel.     Dat.  Wesel  2.  Jan.   l(;r)0.    W. 

\;i(hdem  dor  Kurfürst  auf  ihre  Bitte  seinen  Antheil  an  den  seit  1003    M)50. 
in    1  I    -    I  chlichtctcn  Ijrüchten   „romlttiret    und   nachj 
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lassen'',  auch  zugesagt  hat,  dass  inskünftige  „keine  Brüchten  als  in  Bei- 
wesen eines  qualificirten  Drosten  geschlichtet  werden  sollen",  haben  sie  mit 
den  übrigen  Städten  dem  Drosten  von  Dinslaken,  Wilhelm  Quad  zu  Zop- 
penbruch den  Nachweis  seiner  Qualification  als  eingeborener  und  begüterter 
Landsass  auf  Ersuchen  des  Kurfürsten  erlassen,  und  „zu  uuterthänigsten 
Ehren  und  Gefallen  I.  Ch.  D.  der  Stadt  Wesel  gebührlich  Contingent  in 
denen  zu  Cleve  gewilligten  600,000  Thlr.  zu  Assistenz  der  alten  Kammer- 
schuldenabtilgung,  sowohl  auch  in  den  zu  Cleve  absonderlich  gewilligten 
100,000  Thlr.  mit  diesem  Reserve  und  Beding  gewilligt,  dass  die  Ritter- 
bürtigen  dieses  Fürstenthums  Cleve,  als  welche  bei  Abzahlung  der  obge- 
melten  Kammerschulden  vor  Anderen  am  stärksten  interessiret,  ihre  gebühr- 
lichen Contingente  in  obgemelte  Steuern  in  corpore  mit  contribuiren  und 
bezahlen,  nicht  zweifelnd,  I.  Ch.  D.  werden  aus  obangezogenen  und  mehr 
anderen  Gründen  die  Ritterschaft  dahin  anhalten". 


Am  4.  Januar  1650  reiste  der  Kurfürst  von  Wesel  ab.  Am  6.  Januar 
forderte  er  von  den  in  Hamm  versammelten  märkischen  Ständen  bis  zur 
völligen  Ausführung  des  Friedensschlusses  4000  Thlr.  monatlich  zum  Un- 
terhalt der  Garnisonen  in  Lippstadt  und  Hamm,  versprach  dagegen  die 
Reducirung  der  letzteren  auf  600  Mann  und  die  Beschleunigung  der  schon 
im  December  begonnenen  Entlassung  der  noch  im  Märkischen  stehenden 
Cavallerie.  Zuerst  wiesen  sie  jede  Erhöhung  der  im  grossen  Landtags- 
abschiede zu  obigem  Zweck  noch  auf  ein  Jahr  bewilligten  Steuer  von 
26,000  Thlr.  ab;  erst  nach  langwierigen  Verhandlungen  verstanden  sie  sich 
zu  einer  Bewilligung  von  40,000  Thlr.,  nachdem  eine  grosse  Anzahl  von 
märkischen  Specialgravamen  nach  ihrem  Wunsche  erledigt,  namentlich  die 
Abschaffung  der  an  märkische  Ritterb iirtige  verliehenen  Jurisdictionen,  unter 
Vorbehalt  einiger  Ausnahmen,  zugesagt  worden  war.  Als  aber  die  ständi- 
schen Deputirten,  die  den  Kurfürsten  bis  Bielefeld  begleitet  hatten,  von  dort 
einen  Recess  mitbrachten,  der  die  monatliche  Erhebung  und  Auszahlung 
der  gewilligten  Steuer  bestimmte,  sandten  die  Stände  denselben,  nebst  feinem 
heftigen  Protest  gegen  dessen  Giltigkeit,  dem  Kurfürsten  durch  eine  Esta- 
fette nach;  ein  Schritt,  den  Letzterer  als  „eine  grobe  Verletzung  des  ihm 
schuldigen  Respects"  sehr  übel  aufnahm,  und  mit  dem  Befehl  an  die  Re- 
gierung, für  die  Beibringung  des  nöthigen  Unterhalts  der  Garnisonen  unter 
allen  Umständen  Sorge  zu  tragen,  beantwortete. 
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Der  Krieg  mit  Neuburg. 
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'ass  es  dem  Kurfürsten  nicht  gelungen  war,  auf  eine  ihm'  günstigere 
Entscheidung  der  grossen  schwebenden,  in  Münster  und  Osnabrück  ver- 
handelten Fragen  durch  eine  politisch -militärische  Action  vom  Rhein  aus 
einzuwirken,  hatten  vor  Allem  die  Zerrüttung  der  Finanzen  und  das  Schei- 
tern einer  umfassenden  Allianz  mit  den  Generalstaaten  verhindert.  Die 
Landstände  von  Cleve  und  Mark  hatten  nicht  am  wenigsten  dazu  beigetragen, 
diese  Hindernisse  zu  befördern.  Beharrlich  hatten  sie  dem  Kurfürsten  die 
Mittel  zum  Unterhalt  der  Truppen  verweigert,  und  ihn  so  genöthigt,  seine 
schon  tief  verschuldeten  Domainen  noch  mehr  zu  belasten.  Zwar  hatten 
sie  endlich  im  Landtagsabschied  von  1649  eine  Beisteuer  zur  Tilgung  der 
Domainenschulden  bewilligt,  aber  diese  Bewilligung  an  so  viele  harte  Be- 
dingungen geknüpft,  und  die  p]rhebung  der  Steuer  so  weit  hinausgeschoben, 
dass  es  sehr  fraglich  schien,  ob  dadurch  der  Finanznoth  in  Cleve -Mark 
jemals  ernstlich  abgeholfen  werden  würde.  Ueberdies  war  jene  Steuer  nur 
zur  Tilgung  der  vor  1609  contrahirten  Schulden  bewilligt,  die  am  meisten 
drückende  staatische  Schuld  mit  ihrer  schwer  wiegenden  politischen  Bedeu- 
tung sollte  aus  den  Einkünften  der  Domainen  und  Zölle,  so  weit  solche 
dem  Kurfürsten  noch  zur  Disposition  standen,  getilgt,  und  zudem  noch  die 
Kosten  der  Verwaltung  und  Justiz  im  Lande  daraus  bestritten  werden.  So 
schwer,  ja  unausführbar  dies  schien,  es  galt  doch  wenigstens  einen  Versuch 
zu  machen,  die  Domainen-  und  Zolleinkünfte  zu  diesem  Zwecke  durch  ein- 
hichtigc  Finanzmaassregeln  nach  Möglichkeit  zu  erhöhen,  schon  um  den 
Ständen  den  Beweis  zu  geben,  dass  der  Kurfürst  seinerseits  ernstlich  an 
eine  Hegelung  dor  Finanzen  nnf<7rnnd  der  mit  ihnen  gepflogenen  Verhand- 
lungen denke,  und  um  sie  hienlnrrl.  :iii<-li  /m-  l^fiillnn..-  Murr  /.n^ugc  anspor- 
nen und  anhalten  zu  können. 

Zur  Durehführung  d<T  iMuljMchtij^ttii  !■  inaii/riluiinin  lii>s  der  Kur- 
fUrHt  als  auH><'rord<fitlielien  Coniuiissar  den  gcheinien  Balli  F  hi  l  i  p  p  Hörn 
in  Cleve  zurück,  einen  pomnierschen  Edelmann,  der  für  eine  besondere  Fiuanz- 
capaoität  galt  und  namentlich  von  Konrad  v.  Ihirgsdorf  hierzu  empfohlen 
wor.     Die  beabsichtigte  Ueform  bestand,  kurz  bezeichnet,  in  einer  Umwaud- 
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lung  der  bisherigen  schwerfälligen  und  kostspieligen  Naturalwirthschaft  in 
eine  Geldwirthschaft,  wie  die  capitalreichen  Niederlande  dafür  vielfache 
Beispiele  und  Muster  boten.  Bisher  waren  die  einzelnen  Renteien  in  Cleve 
und  Mark  von  besoldeten  Beamten  verwaltet  worden,  welche  die  meist  in 
Kornlieferungen  bestehende  Pacht  von  den  einzelnen  Domainenhöfen  und 
oft  sehr  zersplitterten  Grundstücken  erhoben,  dieselbe  zu  Gelde  machten, 
davon  die  zur  Instandhaltung  der  Gebäude  und  Deiche,  wie  zur  Bestreitung 
sonstiger  Unkosten  und  Verpflichtungen  des  Fiscus  nöthigen  Summen  verwand- 
ten, und  die  meist  sehr  spärliche  Nettoeinnahme  in  die  Kasse  des  Landrent- 
meisters abführten.  Statt  dieses  Verwaltungsmodus  sollten  nunmehr  die  einzel- 
nen Renteien  und  Zölle  im  Grossen  und  Ganzen  an  Meistbietende  verpachtet 
werden.  Man  rechnete  dabei  vor  Allem  auf  niederländische  Capitalisten, 
die  auch  bis  dahin  dem  steten  Geldmangel  durch  immer  neue  Darlehne  ge- 
gen pfandweise  Ueberlassung  der  besten  Domainen  abgeholfen  hatten.  Aber 
der  oft  12  Procent  übersteigende  Gewinn  solcher  Darlehnsgeschäfte  war 
viel  zu  lockend  und  mühelos,  als  dass  sie  ihn  gegen  ein  Unternehmen  hätten 
aufgeben  mögen,  das  denselben  selbst  unter  den  günstigsten  Bedingungen 
nicht  abwerfen  konnte,  und  überdies  mit  viel  Arbeit  und  Risico  aller  Art 
verbunden  war.  Nicht  nur,  dass  die  Unterverpachtung  der  einzelnen  Grund- 
stücke, wie  die  Beitreibung  der  Pachtleistungen  bei  dem  zerrütteten  Zustande 
des  entvölkerten  Landes  äusserst  schwierig  war,  auch  die  ungeordneten,  ja 
wüsten  Schuldenverhältnisse,  wonach  den  einzelnen  Gläubigern  oft  die  Selbst- 
erhebung der  Pachterträge  einzelner  Grundstücke  zur  Deckung  ihrer  Zins- 
forderungen zustand^),  musste  von  solchen  Generalpachtungen  abschrecken. 
Es  kam  endlich  dazu,  dass  die  fortdauernde  Geldnoth  von  Vornherein  zu 
Vorschussforderungen  zwang,  die  doch  wieder  einer  förmlichen  Verpfändung 
der  Renteien  gleich  kamen,  und  derartige  Verpachtungen  entweder  für  den 
Fiscus,  oder  für  den  Pächter  erst  recht  unvortheilhaft  machten. 

So  gelang  es  Hörn  denn  auch  nur,  die  einzelnen  Zölle  und  Licenten, 
deren  Erhebung  eine  einfachere  und  leichtere  war,  zu  verpachten,  und  dabei 
einen  nicht  unbedeutenden  Mehrertrag  zu  erzielen;  bezüglich  der  eigent- 
lichen Domainen  musste  er  mit  einzelnen  Ausnahmen  bei  der  bisherigen 
Verwaltungsweise  bleiben,  und  konnte  höchstens  durch  genaue  Abschätzung 
der  möglichen  Erträge  hier  und  da  eine  Erhöhung  der  Pachtleistungen, 
und  im  günstigsten  Falle  eine  Verpachtung  grösserer  Complexe  als  bisher 
erreichen.  Das  Hauptziel  seiner  Thätigkeit  blieb  schliesslich  die  seit  lange 
als  das  „non  plus  ultra"  finanzieller  Weisheit  gepriesene  Einlöse  besonders 
einträglicher  Pfandschaften  durch  neue  höhere  Verpfändung,  die  meist  unter 
nicht  viel  günstigeren  Bedingungen  erfolgte,  und  deren  etwaige  Mehrerträge 
überdies  in  der  Geldnoth  des  Augenblicks  gar  oft  zu  anderen  Zwecken 
als  zur  Schuldentilgung  verwandt  wurden. 

So  wenig  also  auch  diese  finanziellen  Reformpläne  gelangen,  so  lehr- 
reich für  die  Kenntniss  der  wirthschaftlichen  Zustände  jener  Zeit  sind  die 
nachstehenden  Berichte  und  Vorschläge  Horn's,  und  nicht  minder  anzie- 
hend ist   die   eingehende  Theilnahme,   welche  der  Kurfürst  denselben  wid- 
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mete.  Dass  trotzdem  seine  Thätigkeit  auf  diesem  Gebiete  vorerst  so  wenig 
Erfolg  hatte,  lag  sowohl  au  den  furchtbaren  Wirkungen  des  grossen  Krie- 
ges, die  nur  ganz  allmählich  durch  völlig  neue  Culturansätze  zu  überwinden 
waren,  als  an  der  Unsicherheit  und  Unfertigkeit  der  äusseren  politischen 
Verhältnisse.  Kurfürst  P'riedrich  Wilhelm' s  Aufgabe  war  es  zunächst, 
die  Mauern  und  das  Dach  eines  Gebäudes  aufzuführen,  die  innere  Einrich- 
tung und  Ausstattung  musste  einer  spätem  Zeit  überlassen  bleiben.  Wie 
konnte  er  in  einem  Lande,  dessen  Besitz  ihm  noch  von  allen  Seiten,  von 
auswärtigen  wie  von  inneren  Gegnern  streitig  gemacht  wurde;  dessen  Do- 
mainen  jeden  Augenblick  von  den  Generalstaaten  auf  Grund  der  hoefyser'- 
sehen  Schuld  in  Besitz  genommen  werden  konnten;  dessen  Hauptstädte 
fast  alle  von  deren  Truppen  besetzt  und  seinem  Regiment  so  gut  wie 
ganz  entzogen  waren,  irgend  welche  gründliche  und  erfolgreiche  Ordnung 
der  Finanzen  vornehmen.  Es  ist  bezeichnend  für  des  Kurfürsten  Stel- 
lung in  Cleve-Mark,  dass  jene  clevischen  Hauptstädte  gegen  die  beabsich- 
tigte General  Verpachtung  der  Renteien  protestirten,  weil  dadurch,  anstatt 
der  aus  dem  bürgerlichen  Stande  zu  nehmenden  Rentmeister,  dem  Land- 
tagsabschiede zuwider  auswärtige  Pächter  und  deren  Beamte,  welche  nicht 
auf  denselben  verpflichtet  werden  könnten,  ins  Land  gezogen  würden.  Eben 
diese  im  Landtagsabschiede  zugestandene  Vereidigung  der  Beamten  auf 
denselben  war  es,  was  die  Stände  jetzt  als  die  einzige  sichere  Garantie  für 
die  wirkliche  Ausführung  und  genaue  Beobachtung  desselben  in  sehr  ent- 
schiedener Weise  verlangten;  erst  dann,  erklärten  sie,  ihrerseits  die  in  dem- 
selben übernommenen  Verpflichtungen  erfüllen  zu  können. 

Mochte  der  Kurfürst  bei  seiner  Abreise  aus  den  Rheinlanden  im  Früh- 
jahr 1650  noch  so  ernstlich  gewillet  sein,  dem  Landtagsabschiede  von  1649 
seinerseits  genau  nachzukommen;  die  zahl-  und  maasslosen  Forderungen, 
welche  die  Stände  sofort  nach  so  weit  gehenden  Concessionen  als  neue  Be- 
dingungen ihrer  Leistung  der  bewilligten  Steuer  aufstellten,  mussten  ihm 
zeigen,  dass  sie  nicht  daran  dachten,  sich  mit  dem  Recesse  begnügen  zu 
wollen,  ihn  nicht  einmal  als  einen  vorläuligen  Friedensschluss  mit  ihrem 
Landesherrn  betrachteten,  ja  dass  die  Führer  derselben  ihn  nur  als  eine 
brauchbare  Wafi'e  zu  ferneren  Kämpfen  und  Siegen  zu  benutzen  suchten. 
Nicht  mit  Unrecht  musste  er  fürchten ,  dass,  wenn  er  auch  den  Ständen  in 
allen  ihren  Forderungen  bezüglich  der  Ausführung  des  Recesses  nachgeben 
würde,  sie  aUbald  ebenso  viele  „neue  Gravamen**  aufstellen  und  als  weitere 
Gründe  für  die  Nichterfüllung  ihrer  Zusagen  geltend  machen  würden.  Weil 
die  Grundanschauungen  und  Ziel[)unkte  des  Kurfürsten  wie  der  Stände 
trotz  des  Landtagsab.schieds  unverändert  dieselben  geblieben  waren,  musste 
auch  dieser  Vernuch  zu  einer  Vereinbarung  erfolglos  sein.  Und  dass  jenes 
der  Fall  war,  ergab  sich  sofort  aus  dem  Gesichtspunkte,  aus  welchem  die 
Stände  alle  DilTerenzen  mit  dem  Kurfiir-ten  über  die  Auslegung  und  Aus- 
führung des  Landtagsabschieds  auffassten  und  behandelten.  Kr  war  und 
blieb  der  einer  politischen  Machtfrage,  des  Kampfes  um  das  Regiment  im 
Lande,  de.ssen  Kernpunkte  wiederum  die  Stellung  der  Beamten  und  die 
, bleibenden  Garnisonen'*  waren. 

WeuD  die  Stände  nicht  nur  der  Küthe  und  sonstigen  Beamten,  sondern 
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dem  auch  des  Statthalters  Vereidigung  auf  den  Landtagsabschied  forderten; 
so  wollten  sie  hierdurch  auch  diesen  sich  verantwortlich  und  von  sich  abhängig 
machen,  dem  Kurfürsten  jedes  Organ  zur  Geltendmachung  anderer  Inter- 
essen und  weiterer  Gemeinschaft  als  der  territorialen  cleve-märkischen  ent- 
ziehen. Friedrich  Wilhelm  hatte  um  so  mehr  Ursache,  diese  Forderung 
auf  das  Entschiedenste  zurückzuweisen,  als  Graf  Johann  Moritz  von 
Nassau  ohnedies  geneigt  war,  sich  den  Ständen  so  angenehm  als  möglich 
zu  machen,  schon  um  seiner  Stellung  zu  den  Generalstaaten  willen.  Da 
er  im  Dienste  derselben  geblieben  war,  und  dieser  ihm  zunächst  vortheil- 
hafter  und  aussichtsreicher  als  der  des  Kurfürsten  erscheinen  mochte,  lag 
die  Versuchung  nur  zu  nahe,  sich  denselben  bezüglich  ihrer  Sympathie  für 
die  cleve-märkischen  Stände  gefällig  zu  erweisen,  den  cleve-märkischen 
Ritterbürtigen,  die  zum  Theil  Sitz  und  Stimme  in  den  niederländischen 
Frovinzialversammlungeu  hatten,  nicht  so  entgegen  zu  treten,  wie  es  das 
Interesse  des  Kurfürsten  verlangte.  Auch  war  Johann  Moritz,  so  tüchtig 
und  energisch  er  sich  auch  als  staatischer  Heerführer  in  Brasilien  gezeigt 
hatte 2),  kein  Staatsmann;  er  besass  in  politischen  Fragen  weder  klare  An- 
schauungen noch  selbstständiges  Urtheil,  am  wenigsten  in  der  Richtung, 
die  der  Kurfürst  verfolgte.  Schon  die  politischen  Verhältnisse  in  den  Nie- 
derlanden, in  denen  er  gross  geworden  war,  hatten  ihm  wenig  Gelegenheit 
gegeben,  für  die  Gründung  einer  deutschen  Staatsmacht  auf  Grundlage  lan- 
desfürstlicher Hoheit  ein  Verständniss  zu  gewinnen;  ihm  lagen  ständische 
Anschauungen  jedenfalls  näher  als  staatliche.  Das  Urtheil  eines  Zeitge- 
nossen über  ihn,  „dass  er  Rathschlägen  sehr  gefügig,  sich  aber  gern  ad 
saniora  leiten  Hess,  wenn  er  nur  qualificirte  Räthe  um  sich  hatte"  ^),  scheint 
durchaus  das  Richtige  zu  treffen.  Eine  solche  den  Statthalter  leitende  Per- 
sönlichkeit hatte  der  Kurfürst  damals  in  Cleve  noch  nicht.  Hörn,  der  eher 
ein  Nebenbuhler,  als  eine  Stütze  desselben  war,  eignete  sich  um  so  weniger 
dazu,  als  Johann  Moritz  für  dessen  besondere  Aufgabe,  „die  Redressirung 
des  cleve-märkischen  Kammerstatus'',  weder  Fähigkeit  noch  Interesse  hatte. 
Schon  hieraus  erklärt  sich  zur  Genüge  des  Kurfürsten  entschiedene  Wei- 
gerung, den  Statthalter  auf  den  Landtagsabschied  vereidigen  zu  lassen,  die 
er  mit  den  drastischen  Worten  bekundete,  „dass  der  Teufel  lieber  das  ganze 
Werk  holen  möchte"'').  Und  noch  mehr  Veranlassung  hatte  er,  die  zweite 
Hauptforderung,  beziehungsweise  Bedingung  der  Stände,  den  Rest  seiner 
in  den  Jahren  1644  bis  1647  am  Rhein  geworbenen  Truppen  auch  aus  der 
Grafschaft  Mark  abzuführen,  hartnäckig  zu  verweigern. 

Der  Landtagsabschied  von  1649  bestimmte  allerdings,  dass  alle  Trup- 
pen aus  Cleve-Mark  abgeführt  werden  sollten,  stellte  diese  Abführung  aus- 
drücklich als  eine  Bedingung  der  Steuerbewilligung  hin.  Aus  dem  Herzog- 
thum  Cleve  hatte  der  Kurfürst  bereits  im  Frühjahr  1648  alle  Truppen,  seine 
Leibgarde   und   eine   geringe  Garnison  in  Duisburg  ausgenommen,   heraus- 


2)  Vgl.  über  Johann  Moritz  Lebensschicksale   L.  Driesen's  Leben  des 
Fürsten  Johann  Moritz  von  Nassau-Siegen. 
^)  Wüsthaus  a.  a.  0. 
*)  S.  weiter  unten  Burgsdorf's  Aufzeichnungen  vom  29.  Januar  1651. 


Einleitung.  4Q7 

gezogen,  die  nach  und  nach  auf  etwa  1000  bis  1500  Mann  redueirte  In- 
fanterie nach  Hamm,  Lippstadt,  Bielefeld  und  Herford  verlegt,  im  December 
1649  die  in  Mark  noch  belassene  Cavallerie  ganz  entlassen  und  endlich  im 
Frühjahre  1650  auch  seine  Garde  nach  Berlin  zurückgerufen.  Zum  Unter- 
halt der  Garnisonen  von  Hamm  und  Lippstadt  bewilligten  damals  die  mär- 
kischen Stände,  freilich  nur  mit  grossem  Widerstreben  und  nach  allerhand 
Weiterungen,  auf  ein  Jahr  die  Mittel.  Aber  im  Herbste  1650  erhoben  sie 
gegen  die  weitere  Leistung  dieser  Steuer  entschiedenen  Einspruch,  erklärten 
sie,  jetzt  nach  Vollziehung  des  westfälischen  Friedensvertrages  auch  in  den 
vollen  Genuss  desselben  treten,  ferner  keine  Kriegscontributioneu  mehr  zahlen 
zu  wollen,  forderten  sie  die  sofortige  Ausführung  der  Landtagsabschieds- 
bestimmung, wandten  sich  an  die  cle vischen  Stände  mit  Bitte  um  Beistand, 
und  drohten  mit  einer  Klage  an  den  Kaiser.  Vergebens  stellte  der  Kur- 
fürst ihnen  vor,  dass  der  Zustand  des  Reichs,  -die  Unsicherheit  der  west- 
lichen Grenze  desselben,  und  seine  eigene  politische  Lage  die  Räumung 
von  Hamm  und  Lippstadt  nicht  gestatte.  Die  Stände  verweigerten  im  Früh- 
jahre 1651  jede  ferriere  Steuer  zum  Unterhalt  der  dortigen  Garnisonen,  und 
das  in  demselben  Augenblick,  wo  das  Herzogthum  Cleve  mit  einem  Einfall 
der  Truppen  des  von  Frankreich  vertriebenen  und  in  spanischen  Dienst 
getretenen  Herzogs  von  Lothringen  bedroht  wurde,  der  schon  seit  Jahren 
unter  Conniveuz  Spaniens  und  des  Kaisers  die  westlichen  Grenzgebiete 
Deutschlands  mit  Einlagerungen  und  Brandschatzungen  in  wahrhalt  räube- 
rischer Weise  heimsuchte. 

Mochten   die  märkischen  Stände,   ohne  Verständniss   für  eine  Geraein- 
amkeit  anderer  als   ständischer  Interessen,    vorwenden   können,    dass   sie 
ich  in  Westfalen  vor  dieser  Gefahr  sicher  fühlten;  ihnen  Schwedens  Wei- 
gerung, dem  Kurfürsten  die  ihm  zugestandenen  pommernschen  Districte  ab- 
zutreten, gleichgiltig,  sie  für  die  ^geheimen  Gründe*^  desselben*)  wenig  zu- 
gänglich seien;  —  unserer  Zeit  fast  unbegreiflich  und  bezeichnend  für  die 
stumpfe    Selbstsucht   eines    ständischen   i*articularisnius,    der    bereits   jede 
rritcjriale  Gemeinschaft  zerbröckelt  hatte,  ist  es,  dass  selbst  die  Städte  im 
-trheinischen  Cleve  erklärten,  nicht  zum  Beistand  des  westrheinischen  Cleve 
»rpflichtet  zu  sein;  sich  weigerten,  ihre  Bürger  zu  dessen  Schutze  über  den 
lihein  zu  senden;   sich  selbst  durch   die    staatischen  Garnisonen  genügend 
^'esichert  fanden.     Bei  solchem  Verhalten  war  es  nicht  zu  verwundern,  dass 
.iijch   die   clevischen   Stände  dem  Kurliirsten  alle  Mittel  zur  Vertheidigung 
ihres  ^lieben  Vaterlandes**  versagten,    und  als  er  sich   bereit  erklärte,   aus 
Hamm  und  Lippstadt  Truppen  an    die  clevische  Grenze  zu  senden,    dage- 
••u  als  eine  Gefahr  für  ihre  Privilegien  protestirten  und  schleunigst  Depu- 
ite  nach  dem  Haag  sandten,  die  Hilfe  der  Generalstaaten  nicht  nur  gegen 
lie  Lothringer,   sondern   gegen   alle  Truppen,    welche  das  Land  nut  Kin- 
•  juartieriiugeM  und  Contributionen  bedrohen  würden,  anzurufen.     Da  dieser 
liilfenil   in   dem   Augenblick   erhoben   wurde,    wo   der   Kurfürst  durch  ein 
IbiifljrJH'H    l'nt<Mit    die   zwangsweise    Krlw-bung    von  Contributionen    in    der 
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Grafschaft  Mark  zum  Unterhalt  seiner  dortigen  Truppen  anbefahl,  so  war 
es  nicht  zweifelhaft,  gegen  wen  die  clevischen  Stände  die  staatische  Hilfe 
wünschten.  Sie  fürchteten  die  kurfürstlichen  Truppen  mehr  als  die  loth- 
ringschen.  Und  wie  die  Dinge  jetzt  in  den  Niederlanden  lagen,  hatte  auch 
der  Kurfürst  seinerseits  Recht,  wenn  er  behauptete,  dass  „die  Hilfe  der 
Staaten  mehr  gefährlich  als  nützlich  sei". 

Der  Kampf  zwischen  dem  jungen  Statthalter  Wilhelm  II.  und  der 
anti-oranischen  Partei  der  städtischen  Aristokraten  war  im  Laufe  des  Jahres 
1650  immer  heftiger  entbrannt.  Der  Kernpunkt  des  Streits  war  jetzt  die 
von  der  Provinz  Holland  geforderte  völlige  Reduction  des  niederländischen 
Heeres.  Gewiss  nicht  mit  Unrecht  hatten  seine  Gegner  den  Statthalter  in 
Verdacht,  sich  desselben  nach  Innen  wie  nach  Aussen  zur  Erweiterung 
seiner  Machtbefugnisse  bedienen,  die  Staaten  in  einen  Krieg  hineinziehen 
zu  wollen,  der  die  militärisch-monarchischen  Tendenzen  seiner  Partei  fördern 
sollte.  Es  ist  unzweifelhaft,  dass  der  Prinz  mit  derartigen  Plänen  umging, 
eine  Wiedereinsetzung  der  Stuart's  in  England  und  eine  Wiederaufnahme 
des  Krieges  gegen  Spanien  im  Bündniss  mit  Frankreich  erstrebt  hat^').  Es 
ist  nicht  ersichtlich,  wie  weit  der  Kurfürst  in  diese  Pläne  und  Bestrebungen 
eingeweiht  war,  aber  mehr  als  wahrscheinlich,  dass  sie  ihm  nicht  ganz  un- 
bekannt waren;  jedenfalls  konnten  sie  seine  Interessen  nur  fördern.  Von 
der  Herrschaft  der  oranischen  Partei  in  den  Niederlanden  hing  der  Ab- 
schluss  einer  Allianz  mit  den  Generalstaaten,  wie  der  Kurfürst  sie  erstrebte 
und  brauchte,  ab;  das  hatten  die  darüber  in  den  letzten  Jahren  geführten 
Verhandlungen  klar  bewiesen.  Seine  Vermählung  mit  der  Schwester  des 
Statthalters  hatte,  wie  die  Stellung  der  Parteien  in  den  Niederlanden  war, 
die  natürliche  Folge,  dass  er  eine  ernstliche  Unterstützung  seiner  Inter- 
essen nur  von  der  oranischen  Partei  erwarten  konnte.  Bei  der  engen 
Verbindung  der  landständischen  Opposition  in  Cleve-Mark  mit  der  aristo- 
kratischen Partei  in  den  Staaten,  und  bei  deren  gemeinsame  unablässige  Thä- 
tigkeit  gegen  jene  Allianz  hatten  der  Kurfürst  und  der  Statthalter  dieselben 
inneren  Gegner,  dieselben  antimilitärischen  und  antimonarchischen  ständi- 
schen Tendenzen  zu  bekämpfen;  war  doch  sogar  der  Gegenstand,  um  den 
sich  hier  wie  dort  hauptsächlich  der  Streit  drehte,  derselbe:  das  stehende 
Heer.  Und  nicht  minder  hatten  sie  dieselben  auswärtigen  Gegner;  die 
habsburgische  Hausmacht,  wie  die  schwedische  Uebermacht  war  den  In- 
teressen Brandenburgs  wie  der  Niederlande  gleich  gefährlich.  Mithin  lag 
eine  gemeinsame  Action  nach  Innen  und  Aussen  mehr  als  nah,  zumal  beide 
Fürsten  jung,  voll  Ehrgeiz  und  Thatenlust  waren. 

Welches  Einverständniss  indessen  zwischen  ihnen  auch  bestehen,  welche 
Pläne  sie  auch  verabredet  haben  mochten,  der  plötzliche  Tod  des  Prinzen 
von  Oranien  drohte  in  demselben  Augenblick  jenes  wirkungslos  und  diese 
erfolglos  zu  machen,  wo  dessen  Streit  mit  der  aristokratischen  Partei  durch 
die  Verhaftung  ihrer  hervorragendsten  Führer  und  die  militärischen  Maass- 
regeln gegen   die   Stadt  Amsterdam   aufs  Aeusserste    getrieben  war,    die 


«)  Vgl.  Droysen  III  2  p.  12  und  Green  van  Prinsterer  correspondence 
de  la  maisoD  d'orange  2  V  Einleitung. 
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schliessliche  Entscheidung  dieser  Partei-  und  Machtfrage  in  den  Nieder- 
landen nahe  bevorstand.  Sie  fiel  durch  diesen  Todesfall  entschieden  zu 
Gunsten  der  anti-oranischen  Partei  aus.  Die  Staaten  von  Holland  schlugen 
eine  Aenderung  der  ünionsverfassung  vor,  die  im  Wesentlichen  darauf  hin- 
aus lief,  die  Statthalterwürde  und  das  Amt  eines  Generalcapitäns  abzu- 
schaffen und  dessen  bisherige  Befugnisse,  insbesondere  die  Besetzung  der 
Officierstellen  und  andere  militärische  Anordnungen,  den  einzelnen  Provinzen 
nach  dem  Maassstabe  ihrer  Beiträge  zu  dem  Militärbudget  zu  überlassen, 
mithin  die  Verfassung  in  republikanisch-ständischer  Richtung  umzugestalten, 
und  namentlich  ein  auf  dem  Reichthum  ihrer  Städte  beruhendes  Ueberge- 
wicht  der  Provinz  Holland,  die  allein  fast  die  Hälfte  des  Armee-  und 
Marinebudgets  trug,  verfassungsmässig  festzustellen  und  zu  sichern.  Eine 
Generalversammlung  sämmtlicher  Provinzialstaaten  oder  doch  des  grössten 
Theils  ihrer  Mitglieder  trat  im  Januar  1651  zur  Berathung  dieser  Verfas- 
sungsänderung zusammen.  Den  mit  grosser  Energie  und  allen  Mitteln  ofi'e- 
ner  und  geheimer  Ueberredung^)  betriebenen  Anstrengungen  Hollands,  die 
Mehrzahl  der  Provinzen  für  seine  Vorschläge  zu  gewinnen,  zeigte  sich  die 
orauische  Partei  um  so  weniger  gewachsen,  als  der  Streit  um  die  Vormund- 
schaft über  den  nach  des  Vaters  Tode  geborenen  Prinzen  Wilhelm  III.  von 
Oranieu  dessen  nächste  Angehörige,  Mutter  und  Grossmutter,  entzweite,  und 
auch  sonst  Bestrebungen  persönlichen  Ehrgeizes  seine  Partei  rasch  desorgani- 
sirte,  eine  Desorganisation;  welche  die  Gegner  eifrig  förderten  und  benutzten. 
Kurfürst  Friedrich  Wilhelm   sah   durch   diese  Vorgänge   alle  Aus- 

ichten^iuf  eine  umfassende  Allianz  mit  den  Generalstaaten  und  die  daran 
LH'knüpften  Hoffnungen  schwinden.  Die  entschiedene  Abneigung,  welche 
die  aristokratische  Partei  vom  Augenblick  seiner  Vermählung  an  gegen  ihn 
bewiesen  hatte,  Hess  vorerst  keine  Verständigung  mit  ihr  hoflen.  Und  nur  zu 
bald  zeigte  es  sich,  dass  eine  derartige  Entscheidung  des  Parteikampfes  in 
den  Niederlanden  auch  die  landständischc  Opposition  in  CIcve-Mark  zum 
Aeussersten  ermuthigte;  sie  glaubte  jetzt  auf  den  entschiedensten  Beistand 
der  Generalstaaten  rechnen  zu  dürfen,  und  sie  schien  nicht  in  dieser  Uoff- 
Mung  getäu.scht  werden  zu  sollen.  Auf  jenes  im  März  1(351  bei  denselben 
•rgebrachte  Gesuch  der  clevischen  Stände,  das  Herzogthum  Cleve  gegen 
alle  Einquartierungen  und  Contributionen  zu  schützen,  antworteten  sie  mit 
der  Anfrage,  „was  die  Stände  denn  ihrerseits  dagegen  thun  und  beibringen 

ollteri***).  Die  Geueralstaaten  waren  also  zu  weiteren  Verhandlungen  mit 
den  Ständen  über  den  verlangten  Schutz  bereit,  sie  erwarteten  augenschein- 
lich  nur  ein   Cuntributionsanerbieten   derselben   als   vorläuligen    Preis   ihres 

'-••ißtandcH.     Statt  dessen   antworteten  die  Stände   zunächst  darauf  durch 

ine  Angabe  über  die  Stärke  des  in  Cleve  verwendbaren  liaiuiaufgebots, 
und  hollK'n  vorerst  noch  durch  das  schon  oft  versuciite  und  erprobt«-  Mittel, 
im  Haag  grössere  „Verehrungen**  zu  versprechen,  billiger  zum  Ziele  zu  kom- 
Mieu.     Leider  fehlen   die  Nachrichten  sowohl  über  die  weiteren  Stadien  als 

ie  DctaÜM  dieser  VerhaodlunKen  der  stiiudischeu  Deputirten  im  Haag.    Je- 

')   Vgl.  A.     ..   ..    i.  i  ..,;      ..;,  <<riionkichrirten  p.  JM7  ff. 

*)  Hvsolution  der  QeuuruUtiittteD  vom  29.  April  1661,  a.  wuitur  unten. 
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denfalls  befanden  sie  sich  noch  dort,  als  anfangs  Mai  die  clevischen  Stände 
beschlossen,  den  märkischen  gegen  die  Erhebung  unbewilligter  Steuern  und 
die  fernere  Belästigung  mit  brandenburgischen  Garnisonen  Beistand  zu  lei- 
sten, und  dem  Iturfürsten  alsbald  mit  einer  Klage  der  sämmtlichen  erbver- 
einigten Stände  beim  Kaiser  und  an  anderen  Orten  drohten.  Gleich  nach 
ihrer  Rückkunft  erhielt  der  ständische  Resident  im  Haag,  Leo  van 
Aitzema,  den  Auftrag,  der  Generalstaaten  Garantie  des  Landtagsabschieds 
von  1649  zu  erwirken.  Schon  war  die  Nachricht  vom  Anzüge  des  Kurfür- 
sten und  braudenburgischer  Truppen  nach  dem  Rhein  gelangt. 

Seit  der  Geburt  des  jungen  Prinzen  von  Oranien  war  der  Kurfürst  in 
lebhafter  geheimer  Correspondenz  mit  seiner  Schwiegermutter,  der  verwitt- 
weten  Prinzessin  Amalie  von  Oranien;  hatte  er  deren  Ansprüche  auf  die 
Vormundschaft  über  ihren  Enkel  zugleich  mit  den  seinigen  gegen  die  der 
Mutter  des  Prinzen  geltend  zu  machen  gesucht,  mit  einem  Abgeordneten 
der  Ersteren  in  Berlin  verhandelt  und  überhaupt  sich  der  oranischen  Ange- 
legenheiten in  jeder  Beziehung  eifrig  angenommen.  Hat  sich  jene  Corre- 
spondenz auch,  wie  es  scheint,  nicht  erhalten,  so  viel  lassen  die  in  nach- 
stehenden Acten  enthaltenen  Mittheilungen  und  Andeutungen  durchblicken, 
dass  der  Kurfürst  sich  im  Winter  1650  auf  1651  mehr  und  mehr  für  einen 
Versuch,  in  seinem  eigenen  Interesse  die  oranische  Partei  in  ihrem  Kampfe 
gegen  ihre  Gegner  zu  unterstützen,  hat  gewinnen  lassen.  Er  mochte  sich 
nicht  entschliessen  können,  alle  jene  seit  Jahren  an  eine  feste  Allianz  mit 
den  Generalstaaten  geknüpften  Hoffnungen  so  ohne  Weiteres  aufzugeben; 
vor  Allem  seine  unglückliche  Stellung  in  der  pommernschen  Angel%enheit 
zwischen  zwei  Gegnern,  wie  Schweden  und  der  Kaiser  waren,  machten  ihm 
jene  Allianz  fast  unentbehrlich.  So  reifte  im  Frühjahre  1651  jener  Plan  zu 
einer  militärischen  Diversion  am  Rhein  gegen  Neuburg  zu  Gunsten  der  vom 
Pfalzgrafen  Wolfgang  Wilhelm  verfolgten  Reformirten  in  Jülich- Berg, 
für  welche  selbst  mit  den  äussersten  Mitteln  einzutreten  dem  Kurfürsten 
überdies  eine  Gewissenssache  war.  Es  galt  den  Versuch  zu  machen,  ohne 
die  Gefahren  einer  directen  Einmischung  in  die  inneren  Angelegenheiten 
der  Niederlande,  auf  die  öffentliche  Meinung  dort  zu  Gunsten  der  orani- 
schen Partei  einzuwirken;  die  Staaten  für  die  dort  stets  populäre  Sache 
der  Religion  an  der  Seite  und  wo  möglich  unter  der  Führung  des  Kurfür- 
sten in  einen  Krieg  hinein  zu  reissen,  durch  den  naturgemäss  die  oranische 
Partei  erstarken,  die  Pläne  ihrer  Gegner  durchkreuzt  und  die  Mehrheit  der 
Provinzen  für  die  Ablehnung  der  holländischen  Vorschläge  und  Bestrebun- 
gen gewonnen  werden  musste. 

Bereits  hatte  die  dem  Einflüsse  der  öffentlichen  Meinung  und  der  stets 
oranisch  gesinnten  Masse  des  niederländischen  Volkes  zugänglichere  „grosse 
Versammlung",  trotz  eines  dreimaligen  Protestes  Hollands,  ihren  Beschluss  auf- 
recht erhalten,  die  als  Repressalie  angeordnete  Gefangennehmung  katholischer 
Geistlichen  in  Jülich  und  Berg  durch  die  staatischen  Garnisonen  in  Wesel, 
Orsoy  und  Rheinberg  fortsetzen,  bei  dem  geringsten  Widerstände  sämmtliche 
Garnisonen  in  Jülich-Berg  einrücken  ^zu  lassen,  obwohl,  oder  richtiger  weil 
der  Pfalzgraf  durch  ein  öffentliches  Patent  seinen  Unterthanen  befohlen  hatte, 
sich  solchen  Gewaltthätigkeiten  mit  bewaffneter  Hand  zu  widersetzen,   und 
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den  reformirten  Geistlichen  seinerseits  mit  den  härtesten  Repressalien  drohte, 
wenn  dieselben  nicht  binnen  14  Tagen  eingestellt  würden s).  Als  der  staa- 
tische Commandant  von  Rheinberg,  Graf  Georg  Friedrich  von  Nassau, 
Mitte  Mai  meldete,  dass  neuburgische  Miliz  staatische  Streifschaaren  an- 
gegriffen und  vertrieben  hätte  '") ,  ward  in  der  grossen  Versammlung  der 
Vorschlag  gemacht,  Jesuiten  aus  Düsseldorf  zu  fangen.  Nicht  nur  die  nie- 
derrheinische, auch  die  niederländische  Geistlichkeit  „gab  sich  alle  Mühe, 
es  zum  oflenen  Kriege  mit  Neuburg  kommen  zu  lassen"'*),  die  ööentliche 
Meinung  in  dieser  Richtung  zu  bearbeiten.  Die  grosse  Anzahl  von  Offi- 
cieren,  die  durch  eine  Armeereduction  ausser  Dienst  bereits  gekommen  waren 
oder  noch  zu  kommen  fürchteten,  wünschten  nicht  minder  den  Krieg.  Der 
Kurfürst  konnte  unter  diesen  Umständen  mit  Recht  hoflfen,  dass  die  Gene- 
ralstaaten ihm,  der  auf  Grund  der  Verträge  und  Reversalen  für  die  Glau- 
bensgenossen einzutreten  berufen  und  verpflichtet  war,  in  der  Ausübung 
dieser  Pflicht  nicht  minder  ernstlich  zur  Seite  stehen  würden,  und  dass  da- 
mit mindestens  die  Veranlassung  und  Gelegenheit  zu  einer  näheren  Ver- 
Ijindung  mit  ihnen  sich  ergeben  werde.  Wenn  aber  selbst  dies  letztere  auch 
nicht  erreicht  wurde,  so  versprach  eine  militärische  Diversion  am  Rhein  im- 
merhin noch  eine  günstige  Wirkung  auf  die  fernere  Haltung  der  auswärti- 
gen und  inuern  Gegner  des  Kurfürsten,  des  Pfalzgrafen  und  Hollands,  wie 
der  Landstände  von  Cleve-Mark;  erzeigte  damit,  dass  er  entschlossen  war, 
stets  für  sein  Recht  und  seine  Autorität  mit  den  äussersten  Mitteln  aufzu- 

leten;  dass  er  nicht  gemeint  war,  den  westfälischen  Frieden  und  die  all- 
gemeine Ermattung  und  Fricdeussehnsucht  nach  demselben  als  sicheren 
Schutz  und  Deckung  für  Vertrags-  und  Eidbruch  gelten  zu  lassen. 

So  geheim  der  Kurfürst  auch  im  Frühjahre  1651  selbst  vor  seinen  eige- 
nen Räthen  die  letzten  Ziele  seines  Krieges  gegen  Neuburg,  ja  die  Ab- 
sicht, denselben  zu  beginnen,  zu  halten  suchte;  die  nachstehenden  merk- 
würdigen Aufzeichnungen  Konrad  Burgsdorf's  aus  dem  Januar  1651, 
wie  dessen,  Horn's  und  des  Grafen  Johann  Moritz  von  Nassau'')  Cor- 
rcspondenz  beweisen  dennoch,  dass  diese  Männer  dieselben  durchschauten. 
IJurgsdorf  und  Uoru  waren  die  entschiedensten  Gegner  dieses  Planes. 
Wie  .sie  zum  unbedingten  Ausgleich  mit  den  cleve-märkischen  Ständen  rie- 
then,  so  traten  sie  auch  den  liathschlägen  der  alten  Prinzessin  von  Ora- 
iiien  und  deren  Einflüsse  auf  den  Kurfürsten  entgegen.   Rurgsdorf  wusste, 

Ittss  er  weder  bei  ihr,  noch  bei  ihrer  Tochter,  der  Kurfürstin,  in  Gunst 


')  Ueber  diese  Vorgänge,  die  Stimmung  in  den  Niederlanden  und  Hollands 
i'iirciit  vor  „Verwicklungen"  geben  die  im  Stuutsarchiv  zu  Düssuldurf  beruheu- 
(lon  Berichte  des  neuburgischeii  (JcsarKltcti  I*i!i,'ram  v.  tl.  (iruithuie  die  iu- 
teressanteste  Aufklärung. 

••)  Bericht  Georg  Frieihii  i.  .,   ..;..,  ii...l..il    l;..;r1isMirh;vV 

")  Ornithuis'  Beriebt  vom  14.  Mai. 

**)  Durch  eine  Verkettung  unghicklicln  r  i  iii>i;iii<if  i-^i  .s  .h m  ll.  lan.sgi.bor 
nicht  möglich  gewesen,  die  im  oraniHcli»  ii  IIuuHurcliive  zu  lluug  hrndiencb»  ("or- 
roHpontienz  de«  («rufen  .loh,  Moril/  iiii-r  tn'Autu  piibliclren  zu  können;  doch  be- 
halt er  eich  vor,  dieselbe  sowie  manches  andere  auf  die  F<reignis8e  des  J.  1651 
bezügliche  noch  uobeuutste  Material  anderweitig  mitxutheilen  oder  ku  verwoodeo. 
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stand;  sein  Sturz  steht  im  engen  Zusammenhang  mit  der  Durchführung 
jenes  Plans. 

Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  auf  das  Misslingen  jenes  Plans,  den  Verlauf 
des  Krieges  mit  Neuburg  näher  einzugehen  ^^),  über  die  Haltung  der  Land- 
stände von  Cleve  und  Mark  während  desselben  bringen  die  nachstehenden 
Acten  erschöpfende  Nachrichten;  nur  auf  den  Einfluss,  den  derselbe  auf 
eine  entschiedene  Wendung  in  der  Politik  der  Landstände  gehabt  hat:  de- 
ren Abkehr  von  den  Generalstaaten  und  Hinneigung  zum  Kaiser,  sei  hier 
noch  kurz  aufmerksam  gemacht. 

Die  clevischen  Stände  waren  die  ersten,  welche  den  Bemühungen  des 
Kurfürsten,  die  Staaten  zum  thätlichen  Beistande  gegen  Neuburg  zu  bewe- 
gen, entgegen  traten.  Auf  ihre  Vorstellung  beschlossen  dieselben  zuerst, 
die  beiden  Fürsten  vom  Kriege  ernstlich  abzumahnen,  ihre  Vermittlung  zur 
Beilegung  der  Streitigkeit  anzubieten.  Den  Ständen  war  es  um  mehr  zu 
thun.  Indem  sie  gegen  den  ohne  ihre  Zustimmung  begonnenen,  mithin  ihre 
Privilegien  verletzenden  Krieg  öffentlich  protestirten,  und  sich  für  unbethei- 
ligt  und  neutral  erklärten,  erhoben  sie  den  Anspruch,  über  den  streitenden 
Fürsten  zu  stehen,  und  behaupteten,  nach  dem  Ausbruche  von  Feindselig- 
keiten, wodurch  sie  nach  den  Reversalen  von  1609  ihres  Gehorsams  gegen 
jene  enthoben  wären,  diejenigen  legalen  Vertreter  des  Landes  zu  sein, 
welche  für  desselben  Ruhe  und  Sicherheit  Sorge  zu  tragen  das  Recht  und 
die  Pflicht  hätten.  Diese  Ruhe  und  Sicherheit  des  Landes  war  aber  nach 
ihrer  Ansicht  nicht  nur  durch  die  neuburgischen,  sondern  zunächst  noch 
mehr  durch  die  brandenburgischen  Truppen  bedroht,  und  gegen  letztere 
verlangten  sie  von  den  Generalstaaten  als  den  Garanten  des  xantener  Ver- 
trages und  damit  jener  ihre  Privilegien  sichernden  Reversalen  thätliche 
Hilfe.     Es  sollte  ihnen  nicht  gelingen,  sie  zu  erhalten. 

Um  jeden  Preis  suchte  und  wusste  Holland  die  Generalstaaten  von 
jeder  Betheiligung  an  dem  neuburgischen  Kriege  und  allen  daraus  drohen- 
den Verwicklungen  und  Rückwirkungen  fern  zu  halten,  selbst  um  den  Preis 
ihres  Ansehens  und  politischen  Einflusses  ^^).  So  musste  denn  auch  ihre  Ver- 
mittlung, von  beiden  Fürsten  nur  mit  Widerstreben  zugelassen  und  ohne 
Nachdruck  geltend  gemacht,  erfolglos  bleiben.  Die  Generalstaaten  verzich- 
teten darauf,  ihren  Anspruch  zum  Schutze  der  Reformirten  von  Jülich  und 
Berg  auf  Grund  der  Garantie  des  xantener  Vertrages,  beziehungsweise  der 
die  Religionsfreiheit  daselbst  zusagenden  Reversalen  von  1609  berufen  zu 
sein,  ja  diese  Garantie  selbst  mit  anderen  als  diplomatischen  Mitteln  auf- 
recht zu  erhalten.  Und  ebenso  wenig  gelang  es  den  cleve-märkischen  Stän- 
den, deren  Ansprüche  auf  staatischen  Schutz  ihrer  Privilegien  auf  eben  der- 
selben Garantie  beruhten,  im  Haag  etwas  anderes  als  einige  zahme  Vor- 
stellungen und  vermittelnde  Fürsprache  der  staatischen  Gesandten  zu  erwirken. 
Alle  Versuche,   die  Generalstaaten  zu  Weiterem   zu  vermögen,   waren  ver- 


*^)  Vgl.  Droysen  a.  a.  0.  p.  26  ff.  und  v.  Mörner  märkische  Kriegsober- 
sten p.  183  ff  und  p.  269  ff. 

^*)  Vgl.  Vreede  Inleiding  tot  eene  geschiedenis  der  nederlandsche  Diplomatie 
II,  2  p.  174. 
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geblich,  die  Stände  begannen  das  bisherige  feste  Vertrauen  auf  den  Schutz 
derselben  zu  verlieren. 

Um  so  bereitwilligeres  Gehör  fanden  die  Schutz-  und  Hilfeanerbietun- 
gen  des  Kaisers  bei  den  cleve- märkischen  Landständen.  Das  kaiserliche 
Mandat,  das  den  Ständen  und  Uuterthanen  von  Cleve-Mark  die  Betheiligung 
an  dem  Kriege  untersagte,  unterstützte  und  bestätigte  den  Anspruch  der 
Stände,  als  neutral  und  unbetheiligt  an  demselben  über  den  streitenden  Für- 
sten zu  stehen.  Hatte  doch  der  Kaiser  bisher  den  possidirenden  Herren 
jede  Anerkennung  ihrer  Rechte  auf  die  Successionslande,  selbst  des  facti- 
schen  Besitzstandes  hartnäckig  verweigert.  Was  den  Generalstaaten  nicht 
gelungen  war,  brachten  die  Gesandten  des  Kaisers  zu  Stande:  die  Beendi- 
gung des  Krieges  durch  den  Vergleich  vom  11.  October  1651.  Es  war  un- 
streitig ein  grosser  Erfolg  der  kaiserlichen  Politik,  ein  Beweis  von  der 
Macht  des  Reichsoberhaupts,  dessen  Autorität  sich  der  Kurfürst  gefügt 
zu  haben  schien. 

Es  gab  längst  eine  Partei  unter  den  cleve-märkischen  Ständen,  welche 
den  Schutz   des  Kaisers   anstatt  der  Generalstaaten   wünschten.     An  ihrer 
Spitze  standen  die  katholischen  Ritterbürtigen,  welche  den  staatischen  Ein- 
fluss  und  Schutz  schon  um  der  Religion  willen   scheuten,   den  Ansprüchen 
des  gut  katholischen  Pfalzgrafen  von  Neuburg   auf   die  Gesammtlande  ge- 
neigt,  selbst  kaiserlichen  Plänen  darauf  nicht   abgeneigt  waren,    wenn  nur 
dadurch   die   Herrschaft   der   Herren   Stände  und   der    katholischen  Kirche 
rreicht  und   gesichert  werden  konnte.      Indem  der  Kurfürst   schon   1649 
inen   Theil    der  Führer  der  evangelischen   Ritterschaft  in   den   clevischen 
lU'gierungs-  und  Justizrath  berufen  hatte,  beim  Ausbruch  des  ueuburgischen 
Krieges  wiederum  mehrere  derselben   in   seinen  Kriegsdienst  zog,   hatte  er 
tllerdings  eine  Art  Regierungspartei  unter  den  Ständen  geschaffen,  wenig- 
tens  eine  Handhabe,  auf  die  ständischen  Berathungen  und  Beschlüsse  ein- 
zuwirken, erhalten.     Aber  damit  war  auch  die  Leitung  der  landständischen 
Opposition  mehr  und  mehr  in  die  Hände  jener  katholischen  Ritterbürtigen, 
nr  Allem    des   begabten,   energischen   und    ehrgeizigen  Dietrich  Karl 
von  VVilich  zu  Winnenthal  übergegangen.     Allerdings  hatte  der  Kurfürst 
;iuch  ihn  und  zwar  ihn  allein  von  allen    katholischen  Ritterbürtigen  als  Ju- 
fizrath  in  seinen  Dienst  gezogen,   aber   die  beschränkte  Justizcarriere  ge- 
lugte  seinem  Ehrgeize  bei  WeiteSi  nicht;   er  strebte  nach  Höherem.     Ihm 
dang  es  jetzt,  die  clevischen  Stände  zu  bewegen,  den  Anerbietungen  und 
\  ufforderungf'n  der  kaiserlichen  Abgesandten  (Jchör  zu  schenken,  ujjt  ilon 
ilich-bcrgi>clieii   Ständen   zu   weiteren   Verhandlungen    und   Schritten   auf 
.  rund  der  kaiserlichen  Proposition  in  Verbindung  zu  treten,  sich  mit  einer 
Klagfschrift  an  den  Kaiser  zu  wenden.   Damit  war  zunächst  der  Weg  nach 
Wien  betreten.     Ihn  weiter  zu  verfolgen,  trugen  die  evangelischen  Stände, 
namentlich   die  der  (Grafschaft  Mark   und   die  mit    staatischen   Uaruisunen 
'^Hetzten   clevischen  Städte,   vorerst   noch  Bodenken.     Sie  sahen  in  diesen 
chrittcn  zunächst  nur  eine  Drohung  gegen  den  Kurfürsten  und  die  Gcne- 
iMaaten,    jenen   zur   Na(!hgi('bigk«'it  gt-gmübcr    ihrrn    Ihuiptfurderungen: 
e  Beeidigung  aller  Beamten,  auch  des  Statthalturs,  auf  den  Landtagsab- 
hied  und  die  Abführung  der  Uarnisoneii  in  Hamm  und  Lippstadt,   diese 
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zur  entschiedeneu  Unterstützung  ihrer  Forderungen  zu  veranlassen.  Nur 
die  weseler  Führer  der  städtischen  Opposition  scheinen  schon  damals  mit 
Wilich  einig  gewesen  zu  sein,  jenen  Weg  nach  Wien  weiter  zu  verfolgen. 
Ihren  vereinten  Bemühungen  glückte  es,  alle  Versuche  des  Kurfürsten,  mit 
den  Ständen  sich  zu  verständigen,  scheitern  zu  lassen.  Als  er  nach  monate- 
langen fruchtlosen  Verhandlungen  mit  ihnen  Ende  September  1652  von  Cleve 
abreiste,  hatten  sie  eine  engere  Verbindung  der  entschiedensten  Opponenten 
unter  den  cleve-märkischen  Landständen  zu  Stande  gebracht,  durch  welche 
sie,  noch  ehe  der  Kurfürst  das  Land  verlassen  hatte,  den  Beschluss  zu  Be- 
rathungen  mit  den  Jülich -bergischen  Ständen  über  eine  gemeinsame  Depu- 
tation an  den  Kaiser  durchsetzten,  und  von  da  ab  die  ferneren  Beschlüsse 
der  Stände  zur  Ausführung  derselben  zu  leiten  und  zu  beherrschen  wussten. 
Die  Stellung  des  Kurfürsten  gegenüber  der  landständischen  Opposition 
in  Cleve-Mark  schien  sich,  wie  seine  ganze  politische  Lage,  durch  den  neu- 
burgischen  Krieg  eher  verschlimmert  als  gebessert  zu  haben.  Zwar  hatten 
die  Stände  nach  den  letzten  Erfahrungen  sich  von  den  Generalstaaten  ab- 
gewandt, und  von  ihnen,  die  überdies  in  einen  schweren  Seekrieg  mit  Eng- 
land verwickelt  worden  waren,  hatte  er  vorderhand  weder  zu  fürchten  noch 
zu  hoffen.  Aber  es  frug  sich,  ob  ihm  der  Hilferuf  der  Stände  beim  Kaiser 
nicht  weit  gefährlicher  war,  als  der  bei  den  Generalstaaten.  Vorerst  mochte 
er  darauf  rechnen,  dass  der  Kaiser  seine  Stimme  zu  der  bevorstehenden 
Königswahl  für  seinen  Sohn  nöthig  haben  werde,  sich  um  diesen  Preis  eine 
Verständigung,  oder  gar,  wie  ein  Theil  seiner  Käthe  wünschte,  eine  nähere 
Verbindung  mit  demselben  erzielen  liess.  Und  selbst  wenn  dies  nicht  ge- 
lang, so  war  der  Weg  nach  Wien  immerhin  weiter,  die  Hilfe  von  dort  nicht 
so  leicht  und  rasch  zu  gewähren  als  vom  Haag.  Näher  freilich  lag  Düssel- 
dorf, und  wie  sich  dort  die  Dinge  gestalteten,  wie  der  Ffalzgraf  sich  zu  den 
jülich-bergischen  Ständen  und  ihrem  Vorhaben  stellen  werde,  davon  hing 
wesentlich  die  Ausführung  wie  der  Erfolg  des  beabsichtigten  Bittgangs  der 
„erbvereinigten"  Landstände  an  den  Kaiser  ab. 


II.     Der  Krieg  mit  Neuburg. 

1650—1652. 


Wilich-Lottum  an  die  Deputirten  der  clevischen  Ritterschaft. 

Dat.  Gronstein  12.  Jan.   1650.     R. 

Obwohl  dem  schwedischen  Obersten  v.  d.  Planitz  im  December  be-  1650. 
reits  4800  Thlr.  gezahlt  und  am  15.  d.  M.  noch  3000  Thlr.  zugesagt  wor-  12.Jau. 
den  wären,  so  verlange  er  dennoch  nicht  nur  pro  Januar  4800,  sondern 
auch  die  noch  restirenden  4000  Thlr.  vom  ersten  Quartal  1649,  und  drohe 
im  Weigerungsfalle  seine  Reuter  auf  dem  platten  Lande  im  Clevischen  ein- 
zuquartieren. Hierüber  und  wegen  der  den  kurf.  Käthen  versprochenen 
„Gratui täten"  bedürfe  es  noch  näherer  Berathung  der  Deputirten,  die  sich 
daher  am  17.  in  Emmerich  einlinden  möchten.  Er  habe  auch  Cleve  ver- 
anlasst, die  Städtedeputirten  dorthin  zu  ver.^chreiben,  und  ihnen  die  Motive 
der  Ritterschaft,  warum  solche  Donativen,  die  dem  Oberkammerherrn 
Borgs dorf  bereits  im  Juli  1647  auch  durch  die  Städte  versprochen  wor- 
den, zu  leisten.  Er  hofle,  dass  die  Städte  schon  „um  die  Effectuirung  des 
Landtagsrecesses  zu  sichern'',  sich  mit  der  Ritterschaft  darüber  einigen 
würden.  Dem  Herrn  Oberkammerherrn  wären  l)ckanntlich  auch  schon  2000 
Thlr.  ausgezahlt  worden").  Für  Schwerin  und  Seidel  wären  je  600  Thlr., 
für  Hörn  und  Loben,  „welche  jetzt  die  Direction  der  cleve -märkischen  . 
„Sachen  in  Händen  hätten'^,  6  resp.  400  Thlr.,  und  für  Dr.  P'romholt, 
der  mit  Loben  viel  j'.uni  Schlüsse  des  Recesses  coopcriren  geholfeji**, 
300  Thlr.  vorgeschlagen. 

Wesel  an  Hees.     Dat.  Wesel  lü.  Jan.  lüöu.     1' 

Der  Kurfürst  habe  aus  Hamm  unterm  O.Januar  den  Ständen  {^m'mium-  k,.  .lan. 
n'},  dasH  er  den  OI>ersten  v.  d.  l'lanitz  noch  verhindert  iwibe,  schon  in 
■sein  Monat  »ich  im  Cleviechen  mit  seinen  Reutern  ciuzu(|uartiereni  die 

*)  K  Miir  mI  V.  BtirKsdorf  waren  (MN)()Tiilr.  von  dtMi  clitviMchen  und  (lOOOThlr. 
•  II  üfii  tiiurkiM<-lifii  HtäiidtMi  7'.iig«'Nii^t  woni«*!!. 
')  litt«  .Schrcibi'n  wur  iiiclil  nu*lir  uiir/.urMMirn. 
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Stände  möchten  aber  nunmehr  sofort  denselben  befriedigen,  sonst  könne  er 
das  Andrängen  der  schwedischen  Officiere  nicht  länger  abwehren.  Sollte 
übrigens  der  Oberst  seine  Drohung  wirklich  auszuführen  beginnen,  so 
möchten  die  Stände  sofort  sich  an  die  Generalstaaten  wenden  und  ihre 
Hilfe  zur  Aufrechthaltung  des  mit  den  Schweden  geschlossenen  Vergleichs 
der  Stände  anrufen.  Dieselben  würdeh  schon  um  ihres  eigenen  Interesses 
Willen  keine  Einquartierung  in  der  Nähe  ihrer  Garnisonen  dulden.  Zu  den 
von  der  Ritterschaft  vorgeschlagenen  grossen  Donativen  für  die  geheimen 
Räthe  könnten  sie  ihre  Zustimmung  nicht  geben,  wenn  dieselbe  sich  wie 
bisher  von  solchen  Steuern  eximiren  und  aus  dem- Beutel  der  armen  Un- 
terthanen  freigebig  sein  wollten.  Sie  würden  denn  auch  keine  Deputirten 
nach  Emmerich  schicken*). 

Der  Kurfürst  an  die  clevischen  Stände.     Dat.  Sparenberg 

26.  Jan.  1650.     R. 

26.  Jan.  yoq  (j^n  ihm  von  den  Ständen  bewilligten  4000  Thlr.  Tafelgelder  wären 

noch  2000  Thlr.  rückständig.  Er  habe  dieselben  den  zum  Abschlüsse  einer 
Allianz  mit  den  Generalstaaten  committirten  Gesandten,  dem  clevischen 
Statthalter  Philipp  Hörn  und  dem  v.  Wittenhorst-Sonsfeld  ^)  zu 
ihrer  Verpflegung  im  Haag  angewiesen,  und  erwarte  daher,  dass  die  Stände 
schleunigst  die  Gelder  aufbringen  würden.  Wenn  die  Stände  ihrem  Ver- 
gleich mit  dem  Oberst  v.  d.  Planitz  nachkämen  und  die  ihm  monatlich 
bewilligten  4800  Thlr.  zahlten,  so  werde  er  nicht  dulden,  dass  derselbe 
seine  Drohung  in  Betreff  der  Einquartierung  ausführe^). 


Die  Deputirten  der  clevischen  Stände  an  den  Kurfürsten. 
Dat.  Cleve  9.  Febr.  1650.     R. 

[Verlangen  Entlassung  der   noch  im  Dienst  befindlichen  fremden  Beamten  und 
Abführung  der  Leibgarden  aus  dem  Lande,  widrigenfalls   die  Stände   auch  ihre 
im  Landtagsabschied  gemachten  Zusagen  nicht  erfüllen  könnten.] 
9.  Febr.  gje  bäten,  der  kurf.  Erklärung  vom  13.  Januar  gemäss,  alle  nicht  qua- 

lificirten  fremden  Beamten  nunmehr  sämmtlich  zu  entlassen.  Zu  denselben 
gehörten  auch  die  Justizräthe  van  Bockhorst  und  Strattmann,  des- 
gleichen der  Drost  zu  Huissen,  Paland,  und  möchten  daher  dieselben  un- 
verzüglich entlassen  werden. 


*)  In  demselben  Sinne  schrieben  dann  auch  die  Städte  Wesel,  Emmerich  und 
Rees  an  die  Deputirten  der  Ritterschaft. 

2)  Vgl.  Urk.  u.  Actenst.  IV  p.  91. 

3)  Am  12.  Februar  schlössen  Quad-Kreutzberg  und  Syndicus  Niess  als 
Deputirte  der  clevischen  Stände  mit  dem  Oberst  v.  d.  Planitz  zu  Duisburg 
einen  zweiten  Vergleich  ab,  wonach  jene  sich  verpflichteten,  nicht  nur  die  re- 
stirenden  4000  Thlr,  am  6.  März  zu  zahlen,  sondern  auch  pro  Februar,  März  und 
April  1650  monatlich  5200  Thlr.  demselben  an  jedem  20.  des  Monats  zustellen 
zu  wollen. 


Neue  Gravamen  der  clevischen  Stände.  ^j^ 

„Sollten  wir  nun  in  diesen  unterthänigsten  petitis  Namens  der 
sämmtlichen  Ritterschaft  und  Städte  nicht  gehöret  und  die  dem  Land- 
tagsrecess  inserirten  conditiones  sine  quibus  non  in  diesem  Punkte  an 
Seiten  E.  Ch.  D.  nicht  adimpliret  werden,  in  solchem  unverhofften  Falle 
würden  besorglich  allerhand  Inconvenientien  daraus  entstehen,  gemelter 
Landtagsabschied  in  einem  oder  anderen  Punkte  contraveniret  und  wir 
denselben  unseres  Theils  zu  vollziehen  uns  nicht  pflichtig  erkennen  kön- 
nen; dazu  wir  gleichwohl  unseres  Theils  die  geringste  Occasion  nicht 
geben  können,  hingegen  demselben  in  allen  Punkten  nachzukommen 
unterthänigst  resolviret,  nicht  verhoffend,  E.  Ch.  D.  Ihres  Theils  ver- 
statten werden,  dass  dawider  beschwert  werden  sollen.  Diesem  nach 
erinnern  Sich  E.  Ch.  D.  allnoch  gnädigst,  wessen  Dieselbe  wegen  Ab- 
führung der  hier  im  Lande  eingeführten  Leibgarde  zu  Fuss  bei  Dero 
Abzug  gnädigst  erkläret,  auch  unter  Dero  Hand  und  Siegel  reversiret. 
Weil  aber  solcher  gnädigsten  Resolution  zuwider  den  4.  P'ebruar  1650 
_cmelte  Leibgarde  in  den  Städten  Cleve,  Calcar,  Duisburg,  Uedem, 
Goch  und  Sonsbeck,  als  auch  in  anderen  Oertern  zu  grosser  Beschwer 
der  Bürgerschaft  und  Unterthanen  nach  E.  Ch.  D.  Abreise  in  diesem 
Fürstenthum  gegen  gnädigst  ertheilte  Reversalen  und  Landtagsabschied 

inquartiert  bleiben,  so  ersuchen  E.  Ch.  D.  unterthänigst  hiermit,  dass 
auch  in  diesem  Punkte  den  ertheilten  Recessen  zufolge  die  gnädigst 
versprochene  Abführung  der  Leibgarde  aufs  eheste  werkstellig  gemacht 
und  zu  dem  Ende   nöthige  Ordre   unverlängcrt  ertheilet  werde')   und 

Uo  alle  zu  besorgende  Weiterungen  verhütet  bleiben  werden". 


Der  kui-f.  Commissarien  Graf  Moritz  v.  Nassau  und  Philipp 

llorn  Proposition  auf  dem  Landtage  zu  Cleve.     Dat.  Cleve 

31.  März  1G50.     R. 

1)  ln»j  :itände  möchten  zur  Berathung  der  Luiulgcriehts-,  Polizei-,;;!  M 
lifüchten-,  Dienst-  und  anderer  im  Lande  hochnothigen  Ordnungen  Depu- 
irte  ernennen,  aueli  dieselbigen  instruiren,  darüber  mit  der  Kepieruiig  zu 
frhandi'ln  und  endgiltig  abzuschliesseu;  2)  wegen  des  schon  mehrmals  dem 
KurfÜrHten  verBprochcncn  Znschusscs  zur  Besoldung  der  Beamten  Bcschluss 
ta-Hti;  3)  der  Kurfürst  müsse  Bedenken  tragen,  die  Justizriithe  Bock- 
)i  >i^t  und  Strattmann  zu  entlassen,  da  nieht  nur  die  meisten  clevischen 
if«-  hieb  für  sie  verwandt,  sondern  auch  jene  den  Beweis  ihres  clevischen 
Iu<;igenat8  nach  seiner  Meinung  vollständig  beigebracht  hatten;  4)  die  Bci- 
hringun^  der  restireudcn  2000  Thlr.  Tafelgelder  und   5)  der  noch  von  den 

;    itiii     i«i.     II. IIA     iiiiii  ,'^1.  Iiii'i  i  •'    1111(1    Miii.    1  .1' 1 1 1|  <'U  I  in<  lil     iiliii'i     ui'iii    4  >i  •«-!  r*  i  »  iii  iii  * 

nioigter  VülkiTMuni  vun  Cleve  ülter  Uuhrurt  und  Buchuui  uucli  der  Kurnmrk  üb. 
Maler,  lur  GmcH.  d.  Gr.  KurHir- 
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schwedischen  Satisfactiousgeldern  rückständigen  4000  Thlr.  müsse  geschehen, 
zumal  die  Reichsstände  in  Nürnberg  nicht  nur  die  Beibringung  der  2  Millionen 
Thaler  beschlossen,  sondern  auch  noch  200,000  Thlr.  darüber  den  Schwe- 
den bewilligt  hätten;  6)  bei  der  Unsicherheit  des  Landes  könne  der  Kur- 
fürst die  Residenz  Cleve  nicht  ganz  von  Truppen  entblössen,  und  müssten, 
mindestens  so  lange  die  abgedankten  Truppen  in  der  Gegend  umherstreif- 
ten, 50  Mann  Besatzung  bleiben  und  von  den  Ständen  besoldet  werden. 


Der  clevischen  Ritterschaft   Instruction  für   ihre  Deputirten 

Quad-Kreutzberg,  Boetzlaer,  Wilich-Lottum,  Diepenbroich  zu 

Empel,  Loe  zu  Wissen,  Morrien  zu  Calbeck,  Eickel  zu  Groen 

und  WiKch  zu  Diersfort.    Dat.  Cleve  6.  April  1650.    D. 

[Sollen  für  stricte  Ausführung  des  Landtagsabschieds  und  Aufrechthaltung  der 
Ritterschaftsprärogative  und  Landesprivilegien  sorgen ,  keinerlei  Beschwerung 
der  ünterthanen  mit  Geld-  oder  Dienstleistung  dulden,  auch  keine  Hoffnung  auf 
deren  Bewilligung  machen,  die  ständischen  Gelder  sparsam  und  genau  verwalten, 
die  Schuldentilgungsgeschäfte  versehen,  mit  der  Regierung  sonst,  wenn  nöthig, 
verhandeln  und  über  Erscheinen  der  Stände  bei  Verschreibungen  entscheiden. 
Sonstige  Bestimmungen  über  Organisation  und  Geschäftsgang  der  Deputation.] 

6.  Apr.  „Nachdem  wir  Landstände  aus  der  Ritterschaft  clevischen  Her- 

zogthums  uns  nichts  eifrigers  aus  obliegenden  Eiden  und  Pflichten, 
womit  dem  lieben  Vaterlande  verbunden  sein,  anliegen  lassen,  denn 
dass  nach  so  vielen  Tractaten  und  kostbarlich  allhier  o  Jahre  gepflo- 
genen Landtagshandlungen  unsere  privilegia,  Freiheiten,  altes  Her- 
kommen, Recht  und  Gerechtigkeiten  zum  wahren  Vorstand  und  Auf- 
nahme unserer  selbsten,  und  der  säramtlichen  ünterthanen  Wohlfahrt, 
deren  Conservation  uns  als  Landständen  und  Vormündern  der  Armen 
von  Gott  anvertraut  und  aufgegeben  ist,  endlich  von  unserem  gnädi- 
gen Landesherrn  recht  verstanden,  confirmiret  und  unverbrüchlich  werk- 
stellig  gemacht  werden  möchten.  Und  da  durch  sonderbare  Schickung 
Gottes  geschehen,  dass  hierüber  laut  des  im  abgewichenen  Jahre  1649 
am  9.  October  zwischen  unseres  gnädigsten  Churfürsten  und  Landes- 
herrn hohen  Person  und  uns  tractirten  und  unserseits  unterthänigst 
angenommenen  Landtagshauptrecesses  solch  hochnöthiges  Werk  der 
Einigkeit  vollzogen  und  weitläufig  nach  Geheiss  der  Sache  beschrie- 
ben, auch  ersten  Tages  zu  männiglicher  Nachricht  in  Druck  zu  setzen 
befohlen  worden,  —  so  sollen  1)  unsere  obenerwähnte  deputati  ihre 
höchste  Sorgfalt  nun  fortan  daran  setzen  und  tragen,  dass  der  litter- 
liche  rechte  Verstand  und  contenta  des  Landtagshauptrecesses  in  Omni- 
bus et  singulis  etiam  minutissimis  sancte  et  probe  vollzogen,  gefolgt, 
und  von  hiesiger  churf  Regierung  oder  sonsten  keinesweges  dawider 
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gehandelt  werde,  und  also  zugleich  I.  Ch.  D.  unser  gnäd.  Herr,  Dero 
gnädigste  fUrstväterliche  Intention  ebenso  wenig  als  wir  verfehlen, 
sondern  vermittelst  göttlicher  Gnaden  aus  dieser  nunmehr  hergestell- 
ten lieblichen  Harmonie  der  Einigkeit  dies  Land  in  Aufnahme  und 
bessern  Stande  von  Jahr  zu  Jahr  hergestellt  und  festgesetzt  werden 
möge;  welches  zum  meisten  Theil  zu  hoffen  sein  und  nicht  fehlen 
wird,  wann  die  obgemelte  von  uns  angeordnete  deputati  Kraft  dieser 
unserer  Instruction  bei  ihren  dem  lieben  Vaterlande  und  den  Unter- 
thanen  zum  Besten  geleisteten  eidlichen  Pflichten  alle  infractiones  und 
contraventiones  ])rivilegiorum,  promissorum  und  in  si)ecie  des  Land- 
tagshauptrecesses  sorgfiiltig  und  ohne  einige  Scheu  oder  Simulation 
redlich  und  aufrichtig  beobachten,  und  da  dessen  etwas  vorlaufen 
möchte,  welches  nicht  zu  hoffen  oder  zn  präsumiren  ist,  ihre  remon- 
strationes,  contradictiones  et  protestationes,  wie  Freiheit  liebenden  De- 
putirteu obliegt,  dawider  einwenden  und  interponiren  werden,  davon 
wir  jedesmal  Kapport  empfangen,  und  wie  alles  hergangen  dann  Be- 
richt haben  müssen,  gestalt  nach  Anlass  unserer  habenden  Privilegien, 
Reversalen,  Verträge,  Pacten  und  Contracten  besterniaassen  zu  ver- 
fahren. 

Zum  Zweiten  werden  denselben  nicht  weniger  unsere  particulier 
adelige  Praerogativen  und  Privilegien,  wann  mit  den  Haui)tstädten  Streit 
oder  vielmehr  geringer  Missverstand  entstehet,  als  auch  des  ganzen 
lieben  Vaterhmds  Freiheit  und  privilegia  in  genere  und  specie,   nach 

ilass  der  von  uns  allen  beschworenen  Union,  anvertraut. 

Und  finden  wir  zum  Dritten  höchst  nöthig,  dass  unser  eine  Zeit 
htro  wegen  vielen  Landtagshandlungen  und  daraus  entstehenden  üc- 
cupationen  schlecht  respicirter  Status  oeconomicus  aufrichtig  nach 
Eidgpflichten  j)erhistrir('t,  examiniret  und  sub  nostra  ratifleatione  re- 
dressirct  werde,  zu  welchem  Ende  unsere  deputati  aller  Keceptoren 
n<  chnungen  durchsehen,    alle  Posten,   klein   und   gross,    mit    giltigen 

signationen  und  Quittunf^en  bescheinigen  lassen,  und  anderer  gestalt 

•  lit  annclnncn  Ridlcn. 

Viertens  wird  j-er  «xpitssiini  juacc  ;n  ir(  t,  ww  uiiseicn  l)('|)iiiirten 

ll)Hten  ihrer  angeborenen  Cavallierdiseretion  und  patriotischem  Eifer 

inä88  beliebig  »ein  solle,  das»  sie  in  einigen  Geldsteuern,  ungewöhn- 
lichen Diensten  oder  sonsten  in  etwas,  wie  es  erdacht  werden  mag, 
das  den  IJnterthanen  den  geringsten  iieschwer  zufllgen  kann,  zu  willi- 
gen  keine  Macht   haben;   ja  dazu   mit  Worten   oder  Schriften  keinea- 

-gcs  einige  lioll'nung  oder  cspernnce  geben  und  blicken  lassen  Hollen, 
<I*  III    vielmehr  alle   unnöthigo  UberHUsHigc  Spesen,    Unko.ston  und 
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Beschwernisse  als  ihre  eigene  Sachen  und  affaires  abwenden  helfen, 
und  dabei  nach  ihrem  besten  Verstand  und  Experienz  Vorschlag  thun 
werden,  wodurch  wir  in  allen  Sachen  häuslich  sparsam,  und  wie  rech- 
ten Vormündern  der  Armen  geziemet,  procediren  können  und  mögen". 

5)  Sie  sollen  einen  genauen  Etat  über  Schulden,  Ausga'ben  und  Ein- 
nahmen der  Stände  mit  den  Städtedeputirten  aufstellen.  Die  Anweisung 
für  die  Receptoren  zur  Bezahlung  der  Gläubiger,  des  Syndicus  und  des 
Agenten  im  Haag  müssen  von  4  Deputirten  unterzeichnet  werden.  Bei  Zu- 
sammenkünften sollen  die  4  ordentlichen  jedesmal  zu  erscheinenden  Depu- 
tirten 4  Thlr.  Diäten  beziehen.  Wenn  sie  oder  die  Stände  vom  Kurfürsten 
oder  Statthalter  und  Regierung  beschrieben  werden,  haben  sie  erst  für  ihre 
oder  der  Städte  Defrayiruug  seitens  des  Landesherrn  zu  sorgen,  im  Wei- 
gerungsfall die  „agenda"  sich  schriftlich  auszubitten  und  alsdann  an  einem 
ihnen  nahe  gelegenen  Ort  zu  berathen:  ob  die  Stände  deswegen  in  Cleve 
erscheinen  sollen  oder  von  ihnen  dieser  Instruction  gemäss  die  Angelegen- 
heiten schriftlich  erledigt  sein  werden.  6)  Insbesondere  werden  ihnen  alle 
bezüglich  der  Schuldentilgung  von  den  Ständen  übernommenen  Geschäfte 
und  etwa  nöthigen  Vorstellungen  und  Schritte  übertragen.  7)  Von  den  4 
ersten  ordentlichen  der  auf  4  Jahre  ernannten  Deputirten  sollen  jährlich  2 
abtreten  und  2  der  nächsten  anderen  4  ausserordentlichen  Deputirten  ihnen 
folgen,  das  Directorium  aber  jährlich  der  älteste  der  ordentlichen  Depu- 
tirten führen,  demselben  auch  das  Recht  zustehen,  die  Ritterschaft  mit  Gut- 
finden der  3  anderen  und  unter  seiner  und  der  Letzteren  Unterschrift  zu 
convociren.  Endlich  wird  den  Deputirten  für  alle  auf  Grund  dieser  In- 
struction vorgenommenen  Handlungen  Vertretung  und  Indemnität  zugesagt. 

Unterz.:  Dietrich  Karl  v.  Wilich.  W.  Quad  v.  Wickradt  zu 
Zoppenbruch.  Heinr.  Wilh.  v.  Bernsau.  Heinr.  Wilh.  v.  Hoven. 
Arn.  Heinr.  v.  Nievenheim. 


Der  Statthalter  Graf  Moritz  v.  Nassau  und  Philipp  Horii  an 

den  Kurfürsten.     Dat.  Cleve  27.  April  1650.     B. 

27.  Apr.  Die  clevischen  Stände  sind,  ohne  auf  die  Landtagsproposition  Beschluss 

gefasst  zu  haben,  abgereist,  die  märkischen  ihnen  gefolgt,  letztere  werden 
auch  nicht  ohne  nochmaliges  Ausschreiben  wieder  in  Cleve  erscheinen,  zu- 
mal gar  nicht  sicher  ist,  ob  und  wann  die  clevischen  Stände  wieder  hier 
eintreffen;  „auch  würden  die  märkischen  sich  auch  nur  an  die  clevischen 
hangen  und  desto  grössere  Difficultäten  in  ein  und  anderem  erregen";  es 
möchte  daher  besser  sein,  dass  sie,  die  Commissarien,  nach  Hamm  gingen 
und  dorthin  die  märkischen  Stände  verschrieben*). 


*)  Der  Kurfürst  genehmigte  diesen  Vorschlag  unter  dem  4.  Mai  n.  St. 
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Der  Kurfürst  an  den  Statthalter  und  die  Regierung. 
Dat.  Cöln  a.  d.  Spree  '-^^  1650.     M. 
(Präsentirt  Cleve  8.  Mai  1650.) 
Hat   aus  ihrem  Bericht   vernommen,    dass   die  Stände   die  Auszahlung  I.Mai. 
der  Satisfactionsgelder  au  die  Schweden  verlangen ')  und  nicht  eher  wieder 
in  Cleve  erscheinen  wollen.     Sie   sollen   denselben   den  Vorschlag  machen, 
ihm  gegen  Auszahlung  jener  Gelder  einen  Revers  auszustellen,    ^und  also 
auf  ihre  Gefahr  und  Verantwortung  die  Zahlung  an  die  Schwedischen  gegen 
Quittung  zu  thun,  jedoch  mit  dem  ausdrücklichen  Vorbehalt,  dass  Wir  hin- 
gegen von  den  Schwedischen  versichert  werden,  dass  diejenigen  Völker,  so 
aus  unserem  Herzogthum  Cleve  abgeführet  werden,   keineswegs  in  andere 
Lande  weder  verlegt,  noch  die  Unterthanen  damit  beschwert  werden  sollen". 


Die  Commissarien  an  die  clevischen  Stände.     Dat.  Cleve 

9.  Mai  1650.     R. 

Die  Stände  möchten  nun  endlich  die  Proposition  vom  31.  März  beant-  9.  Mai. 
Worten,  da  die  Commissäre  nicht  länger  in  Cleve  verweilen  könnten,  min- 
destens aber  Deputirte  schicken,  mit  denen  wegen  der  verschiedenen 
Landesordnungen  berath^n  werden  könne.  Sie  hätten  erfahren,  dass  die 
Stände  beschlossen,  nicht  vor  Auszahlung  der  schwedischen  Satisfactions- 
gelder und  Abführung  der  einquartierten  Völker  wieder  in  Cleve  erscheinen 
zu  wollen»),  und  selbst  ihren  Verraittelungs Vorschlag,  gegen  Ausstellung 
eines  Reverses  seitens  der  Stände  die  längst  bereit  liegenden  Gelder  zahlen 
zu  wollen,  zurückwiesen.  Sie  müssten  das  Verhalten  der  Stände,  welches 
die  Ausführung  des  Recesses  zum  grossen  Schaden  des  I^andes  verzögere, 
sehr  beklagen.  Obwohl  die  Stände  die  Auszahlung  der  rückständigen  2000 
Thlr.  Tafelgelder  verweigerten,  könnten  sie  doch  ihre  Abreise  nach  dem 
Haag  nicht  länger  aufschieben,  und  müssten,  wenn  die  Stände  oder  ihre 
Deputirten  bis  zum  16.  nicht  in  Cleve  einträfen,  alsdann  sofort  abreisen. 


I)er  Statthalter  und  Hoi  n  m  den  Kurfürsten.     Dat.  Cleve 

25.  iMai  1650.     P>. 

Irgend   welche    nähere  Nachweise   über   die    I)omainenverh;ilt!u>s('   sinii  -j:).  .Mal. 
r  schwer  hier  zu  erhalten,    einige  Hundert  Rentei-   und  Zollnclmungen 

»)  Die  «chou  im  Dccember  1648  bcwilliprten  und  bald  djiruuf  eriiohonon 
Steuern  zu  dic8em  Zwocko  (vgl.  oben  p.  3(15)  luitto  der  Kurfürst  dauuils  zu  an- 
deren Zwocken,  namontlich  zum  Unterhalt  der  Truppen  und  deren  Kntla.HsunK' 
verwandt;  weil  mit  Münster  und  oudercn  Stunden  des  niedorrlifiniach  -  weölfali- 
•chen  Kreises  die  gleichzcitign  Zahlung  der  giinzon  Quote  •{««»clbon  vorobredet 
war,  um  r.u  verhindern,  dass  di«  in  oiiiem  Lando  abgufiindenen  gchwedischon 
Tnippcn  nicht  andero  durch  vermehrte  Kin(|uartiürung  desto  mehr  bedrückten. 

'    lioMchJiifiH  der  clovischeD  HtandedejMitirtun  vom  18.  Aprü. 


^22  ^^-    ^^^  Krieg  mit  Neuburg. 

noch  nicht  abgenommen,  überhaupt  herrscht  schreckliche  Confusion  und  das 
Schlimmste  ist  der  Widerstand  der  Beamten  gegen  alle  Ordnung;  die 
ausserordentlichen  Räthe  wie  Ludwig,  Bochholt  und  andere  sind  allein 
dabei  zu  verwenden.  Die  Neuverpachtungen  regen  viele  auf,  auch  die 
Stände;  schon  ihrethalben  müsse  die  Verpachtung  der  Zölle  geheim  gehalten 
werden  •).  

Die  clevischen  Stände  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Rees 
25.  Mai  1650.     R. 

25.  Mai.  Sie  hätten  vernommen,  dass  die  Staaten  von  Geldern  auf  einige  Theile 

des  Herzogthums  Cleve,  welche  die  Fürsten  dieses  Landes  seit  mehr  als 
200  Jahren  im  ruhigen  Besitze  hätten,  Ansprüche  erhöben,  und  der  Kurfürst 
sich  dazu  verstanden  habe,  zur  Entscheidung  darüber  ein  Compromiss-  oder 
Schiedsgericht  aufzurichten.  Da  solches  ohne  Wissen  und  Zustimmung  so- 
wohl des  Kaisers,  als  des  Reichsoberhaupts  und  Lehensherrn,  wie  auch  der 
Stände  geschehen  sei,  und  den  Reichssatzungen  wie  den  Privilegien  der 
Stände  zuwider  laufe,  so  müssten  sie  gegen  dieses  Compromiss  und  die 
Competenz  des  Schiedsgerichts  hiermit  Protest  erheben. 


Konrad  v.  Burgsdorf  an  die  märkischen  Stände. 
Dat.  Cöln  a.  d.  Spree  15/25.  Mai  1650.     R. 

[Sein  Verdienst  um  Einigkeit  zwischen  dem  Kurfürsten  und  den  Ständen;  bittet 
zur  Erhaltung  derselben  und  Beilegung  der  Missverständnisse  und  Remedirung 
des  Fehlers,  den  angeordneten  Commissären  entgegen  zu  kommen;  erinnert  an 
die  ihm  verehrten  6000  Thlr.  zur  Rückzahlung  des   blaspeil'schen  Vorschusses.] 

25.  Mai.  „Denselben  ist  sonder  Zweifel  bekannt,  wie  grossen  Fleiss  und 

Mühe  ich  in  Stiftunge  einer  guten  Einigkeit  zwiscben  S.  Ch.  D.  mei- 
nem gnädigsten  Herrn  und  sämmtlichen  Dero  löblichen  Ständen  und  IJn- 
terthanen,  darunter  dann  auch  meine  hochgeehrten  Herren  vornämlich 
mitgerechnet,  als  zwischen  Landesobrigkeit  und  Unterthanen  billig 
sein  muss,  bisher  angewandt,  und  annoch  solche  zu  conserviren  mich 
getreulich  bemühe;  allermaassen  genug  meine  hochgeehrten  Herren 
auf  mein  conscience,  und  da  ich  jetzt  auf  meinem  Siechbette  liege, 
wohl  versichern  kann,  dass  ich  S.  Ch.  D.  Affection  vor  Anderen  fast 
zum  grossesten  gegen  die  löblichen  Herrn  Stände  und  Unterthanen 
der  guten  Grafschaft  Mark  verspürt  habe,  daher  ich  dann  Anlass  ge- 
nommen, meine  hochgeehrten  Herren  hierdurch  dienstlich  zu  begrüssen. 
Wie  von  Herzen  leid  es  mir  aber  gethan,   dass  die  Abschickung  des 


*)  Am  28.  Mai  bittet  Hörn  den  Kurfürsten,  auf  den  Tadel  seiner  Finanz- 
maassregeln, komme  er  vom  Statthalter  oder  von  anderen,  nicht  zu  achten.  Die 
Verpachtungen  hätten  ihren  guten  Fortgang. 
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Trompeters  nach  Groningen  Vorgängen^),  ist  sattsam  bekannt,  es  ist 
auch  nicht  die  geringste  Mitursache  meiner  Krankheit.  Es  seie  ihm 
aber  wie  ihm  wolle,  so  ist's  doch  geschehen,  und  werden  meine  hoch- 
geehrte Herren,  welch's  ich  treulich  rathe,  bedacht  sein,  wie  man  die- 
sen Fehler  reraedire,  gestalt  S.  Ch.  D.  des  Herrn  Statthalters  Herrn 
Grafen  Moritz  Exe,  dem  Herrn  Hörn  und  anderen  mehr  die  Sache 
zu  untersuchen,  worauf  es  eigentlich  beruhet  und  wie  ihr  abzuhelfen 
seie,  gnädigst  Befehl  ertheilt.  Dadurch  kann  das  Werk  wieder  in 
seiue  rechte  Falte  gelegt  werden,  und  meine  hochgeehrten  Herren  in 
die  churfürstl.  Gnade  kommen,  denn  wie  wollten  sie  es  vor  Gott  ver- 
antworten, solchen  löblichen,  tapferen  und  christlichen  Herrn,  der  sie 
so  sehr  geliebt,  und  sie  mit  so  grosser  Mühe  und  Unkosten  aus  ihren 
höchsten  Drangsalen  und  Aengsten  errettet,  dergestalt  zu  tractiren, 
und,  wie  man  zu  sagen  pflegt,  sogar  aus  der  Wiege  zu  werfen. 

Meine  hochgeehrte  Herren  werden  dieses  nicht  übel  nehmen,  son- 
dern vielmehr  daraus  mein  begieriges,  gegen  sie  tragendes,  willfähri- 
ges GemUth  spüren,  und  dass  ich  gerne  die  Sachen  also  möchte  com- 
ponirt  sehen,  dass  es  zuvörderst  S.  Ch.  D.  unserem  gnädigsten  Herrn 
zu  grossem  Gefallen  und  meinen  hochgeehrten  Herren  samnit  und  son- 
ders zu  künftigem  Aufnehmen  gedeihen  möge.  Also  zweifele  ich  auch 
nicht,  wenn  die  Commission  vor  sich  geht,  es  werden  meine  hoch- 
geehrte Herren  sich  also  anschicken,  dass  meine  unterthänigste  Re- 
commendation nicht  möge  vergeblich  sein,  oder  es  nicht  bei  anderen, 
deren  sich  wohl  in  der  Welt  finden,  dass  ich  nur  aus  Privataifection 
meinen  hochgeehrten  Herren  sammt  und  sonders  gerne  alle  churfürst- 
liche  Gnad  und  lluld  gönnen  und  zu  Wege  bringen  wollte,  ausge- 
drUcket  werden  möge,  da  doch,  wie  Gott  im  Himmel  bekannt  ist, 
hierunter  nichts  anders  gesuchet  wird,  als  dass  sie  solchen  tapfern, 
löblichen  Herrn  beibehalten  und  die  löblichen  Stände  und  Untortha- 
nen  in  solchen  hohen  (Jnaden  möchten  conserviret  werden,  darob  ich. 
nächst  göttlicher  Hülf  und  so  lange  mir  Gott  nicin  I.eben  fristet,  treu- 
lich halten  will. 

Im  rebrigcn  erinneren  sich  meine  liochgeehrie  Herren  noch  wohl 
zurück,  welcher  gestalt  dieselben  ihr  dankbares  Gcmüth  ^egen  mich 
zu  crwelHcn,  und  mich  mit  fJOOf)  Thlr.,  in  Jahr  und  Tag  zu  bezahlen, 
zu  regaliren  resolvirct,  ja  auch  geneigt,  so  bald  ihnen  nur  möglich, 
mich  der  Kegalirunge  gcniesscn  zu  lassen,  dafür  ich  mich  denn  auch 
nochmals   zum  allcrdienstlicIiHtcn  bedanke,    und   ch  bei  S.  Ch.  D.  so- 

»)  Vgl.  oben  p.  400. 
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wohl  als  auch  anderen  hochgerühmet.  Dieweil  ich  dann  solche  Ver- 
schreibung  dem  churf.  Rath  Lucas  Blas  peil  zugestellet,  solche  Gel- 
der von  meinen  hochgeehrten  Herren  oder  ihren  dazu  Verordneten  zu 
empfangen,  so  ersuche  ich  dieselbe  hiermit  dienstlich,  sie  wollen  ihnen 
mich  doch  noch  so  viel  hohe  obligiren,  und  wo  nicht  sofort,  dannoch 
in  ganz  kurzer  Zeit,  dann  meine  Wohlfahrt  daran  mit  hänget,  und  ich 
mich  darauf  verlassen,  solche  6000  Thlr.  an  gemelten  Herrn  Lucas 
Blaspeil,  welcher  die  Verschreib ung  wieder  ausantworten  soll,  erle- 
gen, nebst  dem,  so  Herr  Blaspeil  unlängst  zu  Sparenberg  den  mär- 
kischen Herren  Deputirten  vorgestreckt,  da  es  noch  nicht  geschehen, 
restituiren  zu  lassen;  versehe  mich,  meine  hochgeehrte  Herren  werden 
es  nicht  ungleich  deuten". 


Der  clevischen  Stände  Instruction  für  Leo  van  Aitzema. 
Dat.  Rees  31.  Mai  1650.     R. 

[Was  ohne  ihr  Yorwissen  und  Consens  mit  den  Staaten  vom  Kurfürsten  ver- 
handelt werde,  null  und  nichtig;  soll  daher  bei  den  Generalstaaten  und  Provinzen 
dahin  wirken,  dass  ohne  ihr  Wissen  und  Consens  nichts  zum  Präjudiz  ihrer  Pri- 
vilegien, der  xantener  Garantie  und  ferneren  Zusagen  der  Staaten  von  ihnen  mit 
dem  Kurfürsten  abgeschlossen  werde.] 

31.  Mai.  „Demnach  die  Landstände  aus  Ritterschaft  und  Städten  des  Her- 

zogthums  Cleve  bei  dieser  allhier  angestellten  Versammlung  in  Deli- 
beration  gezogen,  was  ihnen  wegen  vorhabender  AUiance  zwischen 
I.  Ch.  D.  zu  Brandenburg  unserm  gnäd.  Herrn  und  den  Herren  Staaten 
General  der  vereinigten  Niederlande  von  einem  und  anderen  vorbracht, 
und  nicht  unbillig  besorgen  müssen,  dass  bei  solcher  Alliance  etwas 
tractirt  und  geschlossen  werden  möchte,  welches  den  erbvereinigten 
Ständen  insgemein,  oder  dem  FUrstenthum  Cleve  allein,  oder  auch  des- 
selben Gliedern  ins  particulier  in  ihren  Privilegien,  Freiheiten,  alten 
Herkommen  und  Reversalen  zum  Höchsten  präjudicirlich  und  nach- 
theilig sein  könnte;  dergestalt  die  Landstände  bei  solchen  Tractaten 
sich  zum  Höchsten  interessirt  befunden,  und  vermöge  der  Privilegien, 
Landtagsrecesse  und  Reversalen  die  Stände  des  Fürstenthums  Cleve 
befugt  und  berechtigt  sind,  dass  in  wichtigen  Sachen  und  sotha- 
nigen  Verhandlungen,  dabei  der  Ständen  Privilegien  und  Wohlfahrt 
interessirt,  ohne  ihre  Vorbewust  und  Consent  vom  zeitlichen  Landes- 
herren mit  benachbarten  Potentaten  sub  poena  nuUitatis  nichts  trac- 
tiret  noch  geschlossen  werden  möge,  so  wird  Kraft  dieses  der  Herr 
Resident  Leo  van  Aitzema  committirt  und  ersucht,  sowohl  bei  den 
Herren  Staaten  General,   als  auch  bei  den  Provinzien  ins  particulier 
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alle  mögliche  devoir  —  dahin  anzuwenden  und  auf's  fleissigste  zu 
suchen,  dass  zum  Präjudiz  der  zwichen  I.  Ch.  D.  und  den  Landstän- 
den eingegangenen  Tractaten  und  in  specie  des  im  Jahre  1614  aufge- 
richteten Vertrags  zu  Xanten  und  dabei  erlangten  Rechts  von  Garantie 
nichts  tractiret,  sondern  in  Conformität  von  Ihrer  Hochmögenden  be- 
schehenen  Gelübden  und  bis  noch  zu  effectuirter  Garantie  die  Stände  bei 
ihren  Privilegien,  Rechten,  alten  Herkommen  und  Gerechtigkeiten,  wie 
auch  Reversalen  de  A.  1609  voUkommlich  gelassen,  und  dabei  nianu- 
tenirt,  gemelte  Alliance  auch  nicht  möchte  geschlossen  werden,  ohn 
und  bevor  die  clevischen  Stände  wegen  ihres  darunter  versirendcn  In- 
teresses und  befahrender  grossen  Präjudiz,  darüber  gebührlich  gehört, 
und  derselben  Consens  einkommen  sein  möchte.  Was  weiters  in  dieser 
Sache  zu  thun  wäre,  solches  des  Herrn  Residenten  Dexterität  wird 
recommendirt". 


Der  Statthalter  und  Hörn  an'  den  Kurfürsten.     Dat.  Cleve 
1.  Juni  1650.     B. 

[Ihre  Antwort  auf  die  von  den  Deputirten   der  clevischen  Stände  bezüglich  der 
gelderschen  Compromisssache   und   der  Allianzverhandlungen   mit  den   General- 
staaten erhobenen  Interpellationen.] 

Die  Deputirten  der  Stände  haben  wegen  der  gelderschen  Compromiss-  I.Juni. 
Sache  und  der  staatischen  Alliance  Interpellationen  erhoben,  da  sie  in  die- 
sen wichtigen,  das  Land  und  ihre  Privilegien  betreffenden  Sachen,  der  kurf. 
Zusage  zuwider,  gar  nicht  gehört  worden;  insbesondere  weder  sie  noch  der 
Kaiser  als  Oberlohnsherr  präjudicirt  werden  dürfe. 

,,Wir  haben  ihnen  zuerst  jeder  absonderlich  zu  Antwort,  dernächst 
aber  in  Heisein  E.  Ch.  D.  hiesiger  geheimen  Räthe,  dieses  zur  Reso- 
lution gegeben,  dass  E.  Ch.  D.  wir  Alles  unterthänigst  referiren  woll- 
ten, könnten  sie  aber  wohl  versichern,  dass  nicht  E.  Ch.  D.,  sondern 
albereits  Dero  in  Gott  ruhender  Grossvater  ein  sothancs  compromis- 
suni  mit  den  Gelderschen,  weil  der  Herren  Staaten  Assistenz  bedürftig, 
:ius  Noth  und  gleichsam  gezwungen  hätten  verwilligen  müssen.  Soviel 
aber  die  Alliance  anreiclietc,  wäre  dieselbe  von  E.  Ch.  1).  in  Dero  hoben 
eigenen  Person  allbereits  vor  etlichen  Jahren  den  Herren  Staaten  olVo- 
rirt,  ja  alschon  für  2  Jahren  cinnjal  geschlossen  und  den  Herren  Stünden 
nicht  unbekannt  gewesen,  dal)ei  aber  von  ihnen  keine  Erinnerungen 
ins  Mittel  gebracht  worden.  Man  sehe  auch  nicht,  wie  densrlbcn  dar- 
initcr  |)räjudicirt  würde,  weil  E.  ('h.  D.  nicht  ein  foedus  oUVnsivum, 
»udcrn  inere  dcfcngivuni  macheton,  daraus  nicht  allein  andere,  son- 
dern auch  diese  E.  Ch.  D.  I.ande  sich  Dcfension  und  Conscrvation 
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nächst  Gott  zu  erfreuen  haben  könnten,  ja  es  würde  nicht  einmal  eine 
neue  Alliance  aufgerichtet,  sondern  nur  voriger  Alliancen  Renovation 
und  Declaration  auf  jetzige  Zeit  und  E.  Ch.  D.  gegenwärtigen  Estat 
accomodiret  oder  gerichtet,  und  gereichete  auch  dieselbe  zur  Beschir- 
mung des  heil.  röm.  Reichs  und  dessen  Gränzen,  welche  und  derglei- 
chen Alliancen  zu  schliessen,  E.  Ch.  D.  hohes  chur-  und  fürstliches 
Haus  vor  undenklichen  Jahren  in  possessione  gewesen  wären,  wozu 
annoch  dieses  käme,  dass  solche  der  Stände  des  Reichs  Alliancen  mit 
den  Benachbarten  in  dem  letzten  deutschen  Friedensschlüsse  als  er- 
laubt und  nützlich  declarirt  wären.  Auf  welche  unsere  Resolutionen 
die  Deputirten  nichts  repliciret,  sondern  dieselbe  ad  referendum  ange- 
nommen haben". 

Hätten  die  Deputirten  darauf  ermahnt,   die  Stände  zum  Erscheinen  in 
Cleve  und  endliche  Beantwortung  der  Proposition  zu  bewegen. 


Der  Kurfürst  an  Hörn.    Dat.  Cöln  a.  d.  Spr.  12.  Juni  1650.   B. 

[Die  Domainenverpachtung,  Unwille  über  Verhalten  der  clevischen  Stände;  wer- 
den sich  die  Folgen  selbst  zuzumessen  haben;  soll  sie  zum  Besseren  überreden.] 

12.  Juni.  Rath  und  Wissen  des  jungen  wie  des  alten  Blaspeil  (jener  ordent- 

licher, dieser  ausserordentlicher  Amtskammerrath)  soll  er  nicht  ausser  Augen 
setzen.  „Vertraute  und  wohlaffectionirte  Leute"  melden,  dass  sie  nicht  nur 
den  bisherigen  Ertrag  der  Domainen  als  Pacht,  sondern  auch  daneben 
Rheinwein  und  gute  Livreelieferungen  geben  wollen. 

„Schliesslich  befremdet  es  Uns  nicht  wenig,  dass  die  clevischen 
Stände  sich  bis  dato  wegen  Extradirung  eines  so  billigen  Reverses  gegen 
Auszahlung  der  schwedischen  Satisfactionsgelder  so  obstinat  erweisen 
und  nicht  in  corpore  zum  Landtag  erscheinen  wollen.  Sie  werden 
all  daraus  entstehende  Ungelegenheit,  Schaden  und  Gefahr  Niemand 
anders  als  ihnen  selbst  beizumessen,  es  auch  gegen  Gott  und  Uns 
und  der  Posterität  schwer  zu  verantworten  haben,  ihr  aber  werdet 
wohl  thun,  solches  Alles  nochmals  aufs  beweglichste  vorzustellen  und 
sie,  weil  Wir  anders  nicht,  denn  ihr  selbst  Bestes  und  Wohlfahrt 
hiermit  suchen,  eifrig  ermahnen,  damit  sie  solches  wohl  bedenken  und 
das  Werk  endlich  zur  Richtigkeit  befördern  mögen". 


Die  märkischen  Stände  rechtfertigen  ihr  Verhalten.  427 

Die  märkischen  Stände  an  Konrad  v.  Burgsdorf.    Dat.  Unna 

18.  Juni  1650.     S. 

[Rechtfertigen  ihr  Schreiben  vom  März  an  den  Kurfürsten  und  die  Nichtannahme 

des  hammer  Recesses.     Ihre    dem  Kurfürsten   bewieseue  Treue.     Bitte,    sie   zn 

vertreten.     Die  Donativen  für  ihn.] 

,, Vernehmen  aus  demselben  Schreiben  sehr  ungern,  inmaassen  wir  18.  Juni, 
denn  dergleichen  auch  aus  I.  Ch.  D.  hochverweislichem  unseres  weni- 
gen Ermessens  aber  ohnverschuldeten  fast  ungnädigem  Anschreiben 
aus  Groningen  de  dato  14/24.  Martii  jüngsthin  mit  nit  geringer  Alte- 
ration und  Bestürzung  nicht  weniger  vernehmen  müssen,  dass  I.  Ch.  D. 
wir  durch  unser  jüngst  eingeschicktes  unterthänigstes  Erinnerungs- 
schreiben so  gar  gröblich  pecciret  und  gleichsam  allen  unterthänigsten 
Respect  und  gehorsame  Schuldigkeit  vergesslich  hintenangesetzt  und 
sonsten  in  mehrerem  starke  grobe  Fehler  begangen  haben  sollen.  Nun 
können  wir  aber  mit  aufrichtigem  reinen  Gewissen  vor  dem  allwissen- 
den Herz  und  Nieren  prüfenden  Gott  bezeugen,  dass  uns  solche  Ge- 
danken niemalen  in  unseren  Sinn  gekommen,  sondern  dass  wir  uns 
vielmehr  alle  Zeit  dahin  äusserst  beflissen  haben,  wie  wir  I.  Ch.  D. 
allen  gebührenden  unterthänigsten  schuldigen  Respect  und  Gehorsam 
erweisen  und  dadurch  in  Dero  beharrlicher  Gnade  und  Huld  verblei- 
ben möchten;  inmaassen  wir  denn  ohne  unzeitigen  Ruhm  zu  melden 
auch  Dero  hochlöblichen  Herren  Vorfahren  jeder  Zeit  in  der  That  er- 
wiesen und  uns  dadurch  bei  der  Krone  Spanien,  I.  F.  D.  zu  Neuburg 
und  anderen  in  die  höchste  Ungnade  und  Gefahr  gesetzet  und  deren- 
wegen  keine  geringe  Pressuren  und  landverderbliche  Beschwerden  ge- 
raume Jahre  ausstehen  müssen.  Und  wie  wir  die  nächsten  Jahre  her 
I.  Cb.  D.  vor  anderen  Dero  Ständen  mit  allerwiiligster  Hingebung  un- 
serer Mittel  unterthänigst  an  die  Hand  gangen  und  noch  gehen,  das, 
horten  wir,  wird  noch  unvergessen  sein.  Wäre  etwa  durch  injuriam 
des  Scribenten  ein  Fehler  in  ondttendo  oder  soTisten  begangen,  das- 
selbe sollte  uns  herzlich  leid  sein,  hätten  aber  nit  vermeinet,  dass 
Hoicher  error  uns,  die  wir  keine  Profession  vom  Schreiben  macheu 
und  solches  bisweilen  denen,  deren  wir  mächtig  worden  können,  ver- 
trauen mUsscn,  dermaasHen  höchst  verweislich  nnd  uni;iiii(liir  autiro- 
rtlcket  und  ausgedeutet  worden  solh'ii 

Die  Sach  aber  an  sich  sclbsten  belangend,  ist  unsere  Meinung 
nit  gewesen,  das  Schreiben  bringt  es  auch  nit  mit,  dass  der  von  I.  Ch. 
D.  eiugcHchicktc  Ueccss  Deroselben  wieder  zurückgesciiicket  werden 
sollte,  sondern  woil  in  demselben  unterscheidliche  l'oston  enthalten, 
die  nicmalcn  proponirt,   darüber  nit  deliborirt,   weniger  gcschlosHcn, 
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haben  wir  unserer  Pflichtschuldigkeit  nach  darüber  unsere  unterthä- 
nigste  Erinnerung  thun  und  contestiren  müssen,  dass  wir  solchen  Re- 
cess  als  einen  verglichenen  Landtagsabschied  nicht  annehmen  könnten, 
inmaassen  denn  auch  unsere  Deputirte  in  Sparenberg  ihre  gehorsam- 
sten notata  und  Erinnerung  gethan  und  gebeten  haben,  dass  sie  mit 
Annehmung  des  Recesses  in  Gnaden  verschonet  bleiben  möchten. 
Leben  der  tröstlichen  Zuversicht,  E.  H.  werden  dieses  L  Ch.  D.  un- 
terthänigst  repräsentiren  und  bester  Gestalt  entschuldigen,  und  dass 
wir  ohnverdient  in  Ungnaden  nit,  sondern  in  voriger  beständiger  churf. 
Gnade  verbleiben  mögen  Ihrer  hohen  Wohlvermögenheit  nach  zu  be- 
fördern Ihro  belieben  lassen". 

Die  ihm  „verehrten"  6000  Thlr.  sollen  monatsweise  erhoben  und  sobald 
als  möglieh  ausgezahlt  werden. 


Die  märkischen  Stände  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Unna 

18.  Juni  1650.     S. 

18.  Juni.  Auf  Anhalten  der  Commissäre  sind  die  zum  Unterhalt  der  hammer 
Garnison  bewilligten  40,000  Thlr.  in  4  Quartale  repartirt,  die  beiden  ersten 
bereits  gezahlt.  Die  Erhebung  des  dritten  soll  jetzt  beginnen  und  die  Trup- 
pen werden  monatlich  vollkommen  befriedigt.  Zur  Bestreitung  der  in  Hamm 
aufgegangenen  Hofhaltungskosten  haben  sie  1280  Thlr.  bewilligt;  dagegen 
sind  sie  bei  dem  schweren  Steuerdrucke  nicht  im  Stande,  von  den  zur  Ein- 
lösung der  Jurisdictionen  bestimmten  Geldern  10,000  Thlr.  jetzt  beizubrin- 
gen, auch  muss  die  Quote  des  Amts  Neustadt  von  demselben  getragen  wer- 
den, das  Land  kann  sie  nicht  mit  übernehmen,  zumal  der  von  den  Ständen 
gegen  den  Grafen  Schwarzenberg  in  Speier  erhobene  Process  noch 
schwebt  und  eine  günstige  Entscheidung  zu  hoffen  ist. 


Der  Kurfürst  an  die  märkischen  Stände.    Dat.  Cöln  a.  d.  Spr. 

19/29.  Juni  1650.     B. 

29.  Juni.  Dank  für  die  Bezahlung  der  Hofhaltungskosten  zu  Hamm.  Dringt  auf 
die  Umlage  und  Erhebung  der  zur  Einlösung  der  Jurisdictionen  bewilligten 
10,000  Thlr^;  wenn  er  dieselben  auch  jetzt  anderweitig  verwenden  müsse, 
so  wolle  er  doch  sobald  wie  möglich  jene  vornehmen  lassen. 


Die  clevischen  Stände  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Rees 
30.  Juni  1650.     R. 

[Die  schwedischen  Satisfactions-  und  Verpfleguugsgelder.    Abführung  der  Truppen 

aus  Duisburg  verlaugt,  widrigenfalls  nicht  zur  Schuldentilgung  mehr  verpflichtet,] 

30.  Juni.         Durch  die  Verzögerung  in  der  Auszahlung  der  schwedischen  Satisfac- 

tionsgelder,   welche   die  Stände  bereits  im  Jahre  1648   zum  grössten  Theil 


Ohne  Truppenabführung  keine  Zahlung  der  bewilligten  Steuern.       429 

zusammengebracht  hätten,  der  Kurfürst  aber  dann,  seinem  Recess  vom 
19.  December  j.  J.  entgegen,  zu  anderen  Ausgaben  verwandt  habe,  wären 
sie  genöthigt  worden,  dem  Obersten  v.  d.  Planitz  zur  Abwendung  der  ge- 
drohten Execution  nochmals  für  den  Monat  Mai  die  bisherigen  Einquartie- 
rungsgelder zu  bezahlen.  So  würde  zum  höchsten  Schaden  der  Unterthanen 
die  Abführung  der  schwedischen  Truppen  unter  dem  Vorwande,  dass  solche 
kreisweise  vorzunehmen  sei,  fortwährend  verzögert.  Um  dieselbe  nun  end- 
lich zu  bewerkstelligen,  wollten  sie  auf  den  Vorschlag  des  Kurfürsten  ein- 
gehen und  die  Satisfactionsgelder  gegen  den  verlangten  Revers  resp.  die 
Verpflichtung  zur  Abzahlung  der  ganzen  Summe  an  sich  nehmen;  dagegen 
erwarteten  sie,  dass  der  Kurfürst  die  fernere  Verpflegung  der  schwedi- 
schen Truppen  im  Clevischen  sowohl  durch  Geld  wie  in  natura  verhindern 
werde  *). 

„Diesem  nächst  müssen  wir  ferner  mit  Schmerzen  zusehen,  dass 
das  eine  Gravamen  mit  dem  anderen  cumulirt,  und  dass  die  in  der 
Stadt  Duisburg  logirenden  Völker  gegen  E.  Ch.  D.  Revers  sub  dato 
den  16.  November  Anno  1047  nicht  abgeführt''),  dabei  noch  täglich 
mehre  geworbene  Soldaten  zu  logieren  und  einzunehmen  befehligt, 
und  also  gemelte  Stadt  und  die  gesammte  Landschaft  gegen  E.  Ch.  D. 
unter  Dero  Hand  und  Siegel  gnädigst  ertheilte  Zusage  und  Revers 
graviret  worden.  Als  bitten  unterthänigst,  dass  zufolge  dieses  gnä- 
digst ertheilten  Recesses  besagte  Völker  ausgeführet  und  gemeltem 
gnädigst  gegebenem  Recess  seines  litterlichen  Inhalts  nachgelebet  wer- 
den möge.  Sollten  wir  gegen  alle  gefasste  Zuversicht  enthöret,  und 
in  gemelten  beiden  Punkten  nach  Inhalt  E.  Ch.  D.  Hand  und  Siegel 
keine  genügende  Satisfaction  erhalten  können,  sondern  einen  Weg 
wie  den  anderen  graviret,  und  das  Land  ferner  in  äussersten  Ruin  ge- 
stellet werden,  in  solchem  unverhofften  Fall  werden  E.  Ch.  D.  uns  in 
Ungnaden  nicht  verdenken,  wenn  wir  wegen  obangeregter  Beschwer- 
nissen, und  daraus  erfolgendem  Ruin  des  Landes  zur  Beischaffung  der 
beim  Landtagsrccess  versjirochenen  Beisteuer  uns  nicht  verpfliclitot 
halten  können,  weil  das  Land  hierdurch  zu  einer  solchen  Impossibilität 
redigirt  wird,  dass  die  Unterthanen  zu  allen  Ausgaben  inutil  gemachet 
werden". 


*;  hrat  Krnlf  Juli  zulilten  ilie  cluvi.sclK'ii  r^taiHlc  ilirr  ^^untr  mi  .sciiwoui- 
Bchbti  Hutiflfuctionsgeidor   gunz   uu8   und  iTtit  im  August,   nudidem   die  Vcrpfle- 

•"^fldcT  noch  für  die  Monuto  .Juni,  Juli  und  August  dum  Ohuratvu  v.  d. 
I  .  iiiitz  gezahlt  worden  wann,  f.iml  dir  .M.fiiliniim  »Irr  srhurdisrhrti  Truppon 
wirklich  Btatt. 

'>    (l-.r»    ».li.-l .•!.    I.  ,    ,, 
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Der  Statthalter  und  Hörn  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Cleve 

6.  Juli  1650.     B. 

G.Juli.  Bevor  zur  Yerpachtung  der  Domainen  geschritten  wird,    sind  gründ- 

liche Besichtigungen  derselben  nöthig;  erst  nach  Relation  der  damit  Beauf- 
tragten wird  unter  Zuziehung  der  ausserordentlichen  Kammerräthe  (Lucas 
Blaspeil  und  Bachmann)  damit  verfahren  werden;  so  viel  möglich  müs- 
sen aber  die  kurf.  Einkünfte  geheim  gehalten  werden.  Eine  Strombefah- 
rung  des  Rheins  und  Besichtigung  der  Alluvionen,  Kribben  und  Deiche  ist 
durchaus  nöthig;  letztere  sind  so  vernachlässigt,  dass  die  besten  Domainen- 
stücke,  so  am  Rhein  liegen,  mehr  und  mehr  abgespült  werden;  die  beiden 
Blaspeil's  und  der  junge  Baclimann  sollen  damit  beauftragt  werden. 
Die  Revision  resp.  Einziehung  und  Ablösung  der  Leibgewinnsgüter  ist  Lud- 
wig, Georg  Justus  Stein  undRichelmann  übertragen  worden.  Um  die 
dringendsten  Ausgaben  zu  bestreiten,  bemühen  sie  sich,  die  neuen  Anpächter 
zur  Vorausbezahlung  der  Pacht  zu  bewegen;  um  aber  die  von  den  bisheri- 
gen Rentmeistern  und  Pächtern  vorgeschossenen  Gelder  bei  Rückgabe  der 
Renteien  und  Domainen  abzahlen  zu  können,  sind  grosse  Summen  nöthig; 
dieselben  aufzubringen,  wollen  sie  Alles  versuchen.  Die  nach  Schweden 
bestimmten  12,000  Thlr.  aufzubringen,  wird  schwer  sein.  Der  Mann,  wel- 
cher sich  zur  Anpachtung  des  Rheinzolls  zu  Lobith  bereit  erklärt  hat,  ver- 
langt Anlegung  eines  Landzolls  daselbst,  damit  jener  nicht  umgangen 
werde').  „Wir  rathen  aber  unterthänigst  und  getreulich,  E.  Gh.  D.  wollen 
gnädigst  verhüten,  dass  den  Ständen  und  Anderen,  so  auf  dieselben  ein 
Absehen  haben,  nichts  hiervon  kund  gethan  wird";  schon  suchen  sie  allen 
ihren  Anordnungen  und  Bemühungen  entgegen  zu  treten.  Die  st  tritt  gegen 
Ernst  und  seine  anderen  Gegner  immer  schärfer  auf. 


Die  märkischen  Stände  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Unna 

30.  JuU  1650.     B. 

30,  Juli.  Sie  vermöchten  kaum  ohne  schwere  Executionen  die  zum  Unterhalt  der 

Garnison  von  Hamm  gewilligten  Steuern  und  die  schwedischen  Satisfactions- 
und  Durchmarschgelder  beizubringen;  viel  weniger  daneben  noch  die  von 
den  kaiserlichen  Generalen  zur  Abdankung  der  Truppen  geforderten  8000 
Thlr.  und  den  vom  Kurfürsten  gewünschten  Vorschuss  aus  den  zu  Cleve 
gewilligten  100,000  Thlr.,  abgesehen  davon,  dass  der  Kurfürst  ihnen  aus- 
drücklich zugesagt  habe,  dass  sie  zunächst  von  den  letzteren  15,000  Thlr.  zur 
Einlösung  der  neuen  Jurisdictionen  „einbehalten"  sollten.  Da  die  kaiserli- 
chen Truppen  jetzt  auch  Dortmund  geräumt  hätten,  hofften  sie,  dass  der 
Kurfürst  seinen  auf  den  Landtagen  zu  Cleve  und  Hamm  gegebenen  Ver- 
sprechungen gemäss  nach  Ablauf  des  „verglichenen  Jahres"  seine  Garni- 
sonen gleichfalls  abführen  würde. 


*)  Am  13.  Juli  berichten   sie,    dass  die  Verpachtung  der  Zölle   ein  Viertel 
mehr  als  deren  in  der  Verwaltung  erzielte  Einnahme  betragen  würde. 


Des  Kurfürsten  Drobuugen  gegeu  die  märkischen  Stände.  43 1 

Der  Statthalter  und  Hörn  an   den  Kurfürsten.     Dat.   Cleve 

17.  Aug.  1650.     B. 

Die  Stände  wollen  endlich  in  acht  Tagen  zur  Beantwortung  der  Pro-  17.  Aug. 
Position  erscheinen.  Die  entlassenen  schwedischen  und  kaiserlichen  Solda- 
ten werden  das  Land  unsicher  machen,  wollen  den  Ständen  die  Nothweu- 
digkeit  der  Landesdefension  vorstellen.  Mit  der  Verpachtung  der  clevischen 
Domainen  und  dem  Entwurf  der  Justiz-  und  anderen  Ordnungen  hoflen  sie 
in  3  Monaten  fertig  zu  sein,  wollen  dann  nach  der  Mark  gehen.  —  Die  Er- 
bitterung in  Amsterdam  und  anderen  holländischen  Städten  gegen  den  Prin- 
zen von  Oranien  ist  furchtbar.  Dögen^)  wird  nach  Entfernung  ßickers') 
nochmals  wegen  der  Allianz  Versuche  machen,  aber  in  ganz  Holland  ist 
das  Gerücht  verbreitet,  dass  der  Kurfürst  den  Prinzen  unterstützen  wolle! 
Bevor  dieser  Streit,  die  westindische  Frage  und  die  Allianz  mit  Dänemark 
beendigt,  ist  auf  keine  Allianz  mit  den  Staaten  zu  rechnen.  „E.  Ch.  D. 
wollen  sich  gnädigst  belieben  lassen,  behutsam  bei  diesen  Unruhen  zu 
gehen''. 


Der  Kni-fürst  an  die  clevische  Regierung.    Dat.  Cöln  a.  d.  Spr. 
9/19.  Aug.  1650.     B. 

[Soll  die  märkischen  Stände  zur  Bewilligung  der  gewünschten  10,000  Thlr.  und 
des  neuatädtischen  Contingents  zu  bewegen  suchen,  widrigenfalls  durch  militäri- 
sche Execution  beizubringen.] 

„Nachdem  Wir  mit  nicht  weniger  Befremdung  vernehmen,  dass  19. Aug. 
Unsere  Stände  der  Grafschaft  Mark  wegen  Zahlung  der  Uns  bewil- 
ligten 10,0()0  Thlr.  nochmals  Difficultäten  machen  sollen,  Wir  aber 
allbereit  Unseren  Obristcn  Caspar  von  Pothausen  und  andere  mehr 
an  solche  Summe  verwiesen,  so  ergeht  Unser  gnädigster  Befehl  hier- 
mit an  Euch,  Ihr  wollet  Unseren  Ständen  desfalls  beweglich  zusprechen, 
und  sie  vermittelst  allen  dienlichen  Remonstrationen  dahin  disjjoniren, 
damit  sie  nicht  allein  zur  Abführung  dieser  10,OCX)  Thlr.,  sondern 
ich  zur  Ersetzung  des  neustädtischen  Amtscontingents  verstehen  mö- 
gen. Sollte  aber  die  Gute  nichts  bei  ihnen  verfangen,  sondern  sie 
»ich  desfalls  einen  als  den  anderen  Weg  opiniatrireu  wollen,  so  habt 
Ihr  in  eventum  hicbei  eine  Ordre  an  Unseren  Commandanten  zu 
Hamm  zu  empfangen,  dass  er  mehrgemelte  Unsere  Stände  durch  die 
miliUlrische  Execution  anhalten  solle,  welches  Wir  Euch  nachrichtlich 


'1   Matthias  Dögon  war  brandonburgiachor   Agont    iu    Ainsturduni.      \ 
k.  11.  AclLMiBt.  IV  p.  92. 
')  HürKurinu ister  vuu  Atnitordutu,   einer  d«  1   suni  ätatthultur  damiilM  vrrliar 
1UM1  lluiipiruliror  «l«»r  ariatokruliaclivu  Pai-U.«i.     Vgl.  üben  Kinloit.  p.  40H 
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Aus   dem  Protokoll   der  Verhandlungen    der  Regierung  mit 
den  clevischen  Ständedeputirten  zu  Cleve.     B. 

[Ständedeputirte  verlangen  Beeidigung  aller  Beamten  auf  den  Laudtagsabschied 
in  ihrer  Gegenwart  und  stricte  Vollziehung  desselben.  Die  Regierung  sucht  sie 
vergeblich    von    ersterem    Verlangen    abzubringen,    will    des    Kurfürsten    Befehl 

einholen.] 

31.  Aug.  „Clevische  Ständedeputirte  übergeben  unterthänigstes  Memorial, 

bitten  darin,  dass  mit  Beeidigung  der  Räthe  und  Diener,  welche  Gebot 
und  Verbot  hätten,  auf  den  Recess  iu  Gegenwart  einiger  aus  ihrem  Mittel 
verfahren  werden  möchte,  damit  nach  solcher  eidlichen  Verpflichtung  der 
Recess  in  allen  Punliten  und  Clausulen  wirklich  vollzogen,  die  dagegen 
vorgenommenen  Coi^traventionen  aber  ohne  Unterschied  abgeschafft,  auch 
die  Stände  hinführo  ferner  per  directum  vel  indirectum  nicht  gravirt  werden 
möchten.  Dafern  aber  solches  ohne  besonderlichen  gnädigsten  Befehl  S. 
Ch.  D.  nicht  geschehen  könnte,  sie,  bis  solches  einkäme,  zu  dimittiren.  — 
Regimen  (praevia  deliberatione  in  pleno)  darauf  sich  erkläret:  Zweifelten 
nicht,  weil  die  Herren  Landstände  darauf  bestünden,  S.  Ch.  D.  würde,  so- 
weit die  verlangte  Eidesleistung  belange,  darin  gnädigst  willfahren.  Nach- 
dem mal  ihnen  aber  es  nicht  gebühren  wollte,  ehe  und  bevor  solches  ge- 
schehen, werkstellig  zu  machen,  ohnedem  es  auch  zumal  bedenklich  sein 
würde,  dass  einer  dem  anderen  schwören  sollte,  die  da  hoc  respectu  in  pari 
qualitate  stünden,  dafern  nicht  ausdrücklich  mandatum  ertheilet,  als  wollten 
dieses  Alles  S.  Ch.  D.  zur  Einholung  gnädigsten  Bescheids  unterthänigst 
hinterbringen.  Herren  Deputirten  wären  inzwischen  anzumahnen,  zur  Ab- 
handlung der  anderen  Propositionspunkte  zu  schreiten.  —  Deputirte: 
Müssten  wehmüthig  vernehmen,  dass  des  Herrn  Statthalters  Exe.  und  der 
Herr  v.  Hörn  zu  der  gebetenen  Vereidigung  nicht  bevollmächtigt,  da  sie 
doch  vermeinet,  dieselben  würden  Alles,  was  in  dem  Landtagsrecess  ent- 
halten, zu  vollziehen  generaliter  iustruirt  sein.  Nun  wären  der  gebetenen 
Eidesleistung  halber  in  gemeltem  Recess  ausdrücklich  disponiret,  und 
w^üssten  also  nicht,  wie  sie  im  Uebrigen  zum  Schluss  kommen  könnten, 
wann  darüber  auch  jedesmal  Specialbefehl  erfordert  werden  müsste.  — 
Regimen:  Die  Herren  Gevollmächtigten  wären  zur  Genüge  instruirt,  in 
hoc  passu  wäre  man  nur  ratione  modi,  und  an  wen  der  Eid  geschehen 
sollte,  anständig.  Deputirte  möchten  verbleiben  und  auf  die  anderen  Punkte 
resolviren.  Solches  könne  ja  wohl  unvorgreiflich  geschehen,  könnten  depu- 
tatos  nicht  beurlauben,  und  müssten  Namens  I.  Ch.  D.,  w^ann  deputati  ohne 
völligen  Schluss  abzögen,  und  also  verursachet  würde,  dass  dem  Landtags- 
recess kein  Genügen  geschehe,  protestiren.  Repetendo  gelebten  der  Zuversicht, 
I.Ch.  D.  würden  in  die  Vereidigung  gnädigst  bewilligen  und  mandatum  über- 
schicken, getraueten  aber  nicht,  wann  die  Herren  Stände  darauf  bestehen 
würden,  dass  sie  bei  den  Beeidigungsacten  zugegen  sein  wollten,  dann  sol- 
ches in  dem  Recess  nicht  enthalten  und  wider  alle  Observanzen  laufen 
würde.  —  Deputirten:  Hätten  solche  unverhoffte  Erklärung  in  reife  De- 
liberation  genommen  und  unanimi  consensu  vorzutragen  höchstnöthig  erachtet, 
dass  von  ihrer  Bitt  nicht  abstehen  könnten,    ihnen  auch  bedenklich   fallen 
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würde,   ohne  vorhergehende  solche  Beeidigung   auf  den  Recess  in  Gegen- 
wart der  Ijandstände,   in  einige  weitere  Handlung  sich  einzulassen.     Sollte 
auch  solches   anitzo   werkstellig  zu   machen  in  ferner  Bedenken  genomnyeu 
werden  und  darüber  I.  Ch.  D.  fernere  gnädigste  Erklärung  eingeholet  wer- 
den müssen,  so  würden  deputati,  bis  daran  solche  fernere  gnädigste  Erklä- 
rung einkommen,  ihren  Abschied  hiermit  nehmen  müssen.    Unterdessen  aber 
lebten  die  Herren  Landstände  der  tröstlichen  Hofl'nung,  dass  gemeltem  Re- 
cess zuwider  ferner  Nichts  vorgenommen  werden  möge.  —  Regimen:  Der 
Stände  Suchen  theils  ein  unvermuthetes,  theils,  und  so  weit  ihre  Gegenwart 
bei  den  Beeidigungsacten  betreffe,   ein   zumal   fremdes  Suchen   und  purum 
novum  incidens  wäre.      Deputati    möchten    vernünftig    bedenken,    was    bei 
ihnen  der  Ordnungen  und  des  Recesses  Vollziehung  halber  gesuchet  würde, 
wäre  ihre  eigene  Sache  zur  Wiederbringung  guter  Justiz,  Polizei  und  ge- 
meiner Wühlfahrt  gerichtet;   wo  sie  abbrechen  würden,   dürften  die  gevoll- 
mächtigten  Commissarii  gleichfalls  weggehen;  was  für  eine  gefährliche  Con- 
fusion  würd  aber  alsdann  erwachsen.     Im  Martio  hätten  die  Herren  Stände 
nur  dieses  eingewendet:   würden   die   schwedischen  Völker  zuvörderst  ab- 
ziehen,  alsdann  wollten  zur  Abhandlung  der  Propositionspunkte   schreiten. 
\un  hätte  es  damit  seine  richtige  Wege,  warum  wollten  oder  müssten  denn 
•  putati  nunmehr  demzufolge  es  nicht  thun.    Hätten  sie  das  Gravameu  we- 
gen der  Beeidigung  eher  angeregt,  man  würde  darüber  schon  bei  S.  Ch.  D. 
sich  gnädigsten  Bescheid  erholet  haben;    weilen  nun  solches   nicht  gesche- 
hen, 80  hätten  sie  sich  den  Verzug  selbst  beizumessen.     S.  Ch.  D.  würden 
sich  endlich  in  Fortstellung  dessen,  was  dem  Recess  gemäss  und  Sie  Kraft 
tragenden  hohen  landesfürstlichen  Amts  zu  thun  wohl  mächtig  wären,  nicht 
aufhalten  lassen.  —  Deputati  blieben  bei  voriger  Erklärung:  müssten  weg- 
/i^'hen  bis  S.  Ch.  D.  gnädigst  resolviret.     Ueberdem  wären  die  Verlesungen 
'  r  Ordnungen  ein  Werk,  welches  nicht  sie  allein,  sondern  die  märkischen 
fände  zugleich  anginge;    dieselben  aber  wären  noch  nicht  da,    also  wäre 
auch  unnütz,  dass  sie  bis  dahin  dem  Land  zum  Beschwer  sich  aufhalten 
•Uten,  dann  sie  ohne  dieselben  Nichts  schliessen  könnten.  —  Regimen: 
\ On   der  Gegenwart   der  Stände  bei   der  Beeidigung   meldete   der  Recess 
Nichts  und  wäre  kein  exeniplum,    dass  es  jemals  so  gehalten,  vielleicht  iu 
'  r  ganzen  Welt  vorhanden.    Die  märkischen  deputati  würden  zweifelsledig 
üudlich  erscheinen,  nur  noch  durch  die  plötzliche  Beischaflüng  der  Sutis- 
ictionsgelder  aufgehalten.     Die  Clevischen  könnten  inzwischen  den  Anfang 
mit  der  Verlesung  der  Ordnungen  machen,  darin  viele  Sachen,  die  sie  ins- 
IM-Miulcr«'   angingen;    wenn    nicht,    müssten   protestiren  und  S.  Ch.  D.  be- 
Dcputati  repetiretoü  priora:    Sollte  gegen  den  Recess  etwas 
ii  o(h'r  d(  rselbe  nicht  vollstreckt  werden,  uiüssten  sie  reprotestiren, 

d;i  iiü  keine  Ursuch  gegeben,  weil  sie  nur  gebeten,  was  S.  Ch.  D. 

ihnen  klärlieh  verHprochen.  —   Regimen:  Es  hätte  8.  Ch.  D.,  so  viel  die 
II  Seiten  der  Stande  begehrte  Gegenwart  bei  der  Vereidigung  l)etreffe,  im 
-eringsten  Nichts  versprochen,  solches  Suchen  wäre  nur  eine  eitele  Neuer- 
lichkeit,   njöchten  alho  hieb  ihrer  untertliiinigHten  Schuldigkeit  besser  erin- 
!i«ren.  —   De|)iitati:  Die  Beeidigung  vor  sicli  selbst  wiire  dem  Recc88  in 
iiT  Litter  gemä88,  daHs  sie  aber  in  ihrer  Gegenwart  getichehe,  sei  Cuuso- 

2Ö 
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qnenz  davon,  denn  wenn  die  Beeidigung  ein  beneficium  vor  die  Stände, 
wenn  es  eine  Versicherung  sein  sollte,  so  raüssten  sie  bei  solchem  actu  gegen- 
wärtig sein.  —  Regimen:  könnten  nicht  sehen,  dass  ihre  Gegenwart  eine 
necessaria  sequentia,  die  Beeidigung  selber  wäre  das  beneficium,  und  da  man 
den  Ständen  formulam  juramenti  praestiti  una  cum  extractu  protocolli  com- 
municire,  denselben  eine  genügsame  Versicherung.  I.  Ch.  D.  würden  nicht 
weiter  willigen.  Die  Räthe  und  Bedienten  könnten  nicht  den  TJnterthanen 
oder  Ständen  schwören,  sondern  S.  Ch.  D.  allein.  Müsste  S.  Ch.  D.  nach- 
denklich sein,  denn  solches  nicht  anders  als  specimen  condominii  nach  sich 
führe.  —  Deputat!  brachen  ab,  könnten  nicht  anders  resolviren". 


Der  Statthalter  und  Hörn  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Cleve 

31.  Aug.  1650.     B. 

31.  Aug.  Trotz  der  Vorauszahlungen  der  neuen  Pächter  muss  dennoch  zur  Be- 

zahlung der  Kaufleute,  welche  zur  kurf.  Hofhaltung  geliefert  haben,  sowie 
zur  Einlöse  der  Domainen,  die  den  Pfandinhabern  10  -  12  Procent  ihres 
dargeliehenen  Capitals  einbringen,  wiederum  Geld  aufgenommen  werden. 
General  Goltstein  will  50,000  Thlr.  gegen  6  Procent  aus  den  Einkünften 
des  Amts  Huissen  zu  zahlenden  Zinsen  vorschiessen,  wenn  letzteres  dafür  zum 
Unterpfand  gesetzt  wird;  sie  rathen  sehr  zur  Annahme  des  Anerbietens.  Mit 
der  Besichtigung  der  Domainen  fahren  sie  fort  und  entwerfen  nach  Horn's 
Anschlägen  die  neuen  Pachtcontracte;  auch  haben  sie  die  allgemeinen  Ver- 
pachtsbedingungen  publicirt.  Sie  theilen  die  Forderung  der  Stände  bezüglich 
der  Eidesleistung  mit.  „Unseres  unterthänigsten  unvorgreiflichen  Ermessens 
sehen  wir  fast  nicht,  wie  den  Ständen  für  wichtige  rationes,  dadurch  sie  von 
der  Disposition  des  Recesses  abzuweichen  schuldig  zu  sein  geurtheilt  werden 
könnten,  entgegen  zu  setzen,  stellen  aber  doch  Alles  zu  E.  Ch.  D.  gnädig- 
stem Belieben".  Die  Ständedeputirten  wollen  bis  zum  Eintreffen  der  kurf. 
Resolution  verreisen,  daraus  zu  entnehmen,  „dass  sie  nicht  Lust  und  Be- 
gierde haben,  dass  die  abgefassten  Ordnungen  zur  Perfection  kommen". 


Der  Statthalter  und  Hörn  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Cleve 
21.  Sept.  1650.     B. 

21.  Sept.  Bitten  nunmehr  auf  die  schon  gestellten  Fragen  zu  resolviren,  ob,  wenn 

die  Stände  ihre  gravamina  oder  Contraventionen  wider  den  jüngsten  Recess 
würden  übergeben  haben,  die  Eidesleistung  der  Räthe  und  Diener  darauf 
sofort,  und  ob  im  Beisein  der  Stände  vorzunehmen,  oder  ob  ihnen  nur  die 
„formula  juramenti"  vor,  oder  nach  der  Vereidigung  zuzustellen  sei;  ob  ferner 
der  Statthalter  einen  Eid  auf  den  Recess  leisten  und  ob  bei  den  Ständen 
auf  den  Zuschuss  zur  Besoldung  der  Räthe  gedrungen  werden  solle;  — 
ferner  ob  sie  die  unter  dem  vorigen  Kurfürsten  schlecht  und  betrügerisch 
verpfändeten  Domainen  einlösen,  und  dazu  die  Gelder,  die  General  v.  Golt- 
stein auf  Huissen  vorschiessen  wolle,  verwenden  sollten;  —  ob  den  Stän- 
den die  Instructionen  des  Statthalters,  der  Regierung  und  der  Kammer  vor 
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der  Approbation  des  Kurfürsten  zu  communieiren,  „als  welches  wir  in  Un- 
terthänigkeit  nicht  rathen  können",  wie  denn  Horn  der  Meinung  sei,  dass 
ihnen  nur  einige  Passus,  welche  sie  coucerniren,  vorzulegen  und  sodann  die 
Instructionen  dem  Kurlürsten  schleunigst  zu  übersenden  sein  möchten.  Die 
Deputirten  zur  Besichtigung  der  Domainen  haben  erst  wenig  Bericht  abge- 
stattet, „und  demnach  bei  den  Verpachtungen  noch  nichts  hat  geschehen 
können,  bevorab  da  sich  auch  zur  Annehmuug  ganzer  Aemter  wenig,  die 
ein  Erkleckliches  geboten,  angemeldet  haben",  deshalb  sie  nochmals  in  und 
ausser  Land  und  durch  Copes*)  und  Dogen  in  den  Niederlanden  die  Ver- 
pachtuugstermine  hätten  bekannt  machen  lassen;  „hoffen,  es  werden  sich 
wohl  annoch  Leute  angeben".  Bitten  schliesslich  auch  über  die  letzthin 
eingesandten  Vorschläge  „wegen  Specialadmodationen  wie  auch  Bezahlung 
einiger  Creditoren  mit  stehenden  Koruerhebuugeu"  zu  resolviren;  die  an- 
geordneten Rhein-  und  Deichbesichtiguugen  würden  durch  den  fortwähren- 
den Regen  gestört,  wodurch  auch  sonst  grosser  Schaden  an  der  Erndte 
verursacht  wäre. 

Der  Statthalter  und  Horn  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Cleve 
28.  Sept.  1650.     B. 

i.--  i.-L  ii.jiii  >  und  der  Kammerräthe  Ansicht,  dass  versucht  werden  28.  Sept. 
müsse,  ob  die  General-,  oder  Special  Verpachtungen  am  meisten  einbrächten. 
Bis  jetzt  haben  sich  noch  keine  gemeldet,  welche  ganze  Renteien  pachten 
wollten,  dagegen  wohl  kleinere  Pächter,  so  14  allein  für  Güter  in  der  Rentei 
Cleve;  jedenfalls  sind  Bauern  oder  kleinere  Pächter  leichter  zur  Einhaltung 
der  Pachtb'edingungen  anzuhalten  als  vornehme  und  gar  fremde  Leute,  aber 
diese  Art  der  Verpachtnng  wird  viel  Zeit  in  Anspruch  nehmen;  auch  ver- 
hindert das  grosse  Wasser  die  weiteren  Domainenbesichtigungen.  Die  Con- 
fusion  in  den  Amtsacten  und  dem  Rechnungwesen  ist  unglaublich,  und  die 
Arbeit,  Uebersicht  und  Ordnung  zu  schaffen,  enorm.  Die  Anleihe  bei  Golt- 
in  liiii      \   r  den  Ständen  geheim  gehalten  werden'). 

Der  Kurfürst  an  den  Statthalter  und  Horn.   Dat.  Cöln  a.  d.  Spr. 

18/28.  Sept.  1650.     V>. 

fPräscntirt  Cleve  14.  Oet.  1650.) 

[L>it    1 ;....,. .ti.   nü...    nach  .Specificlrung  der  (iravanien  auf  den  Receös   vor  dorn 

Statthalter,  aber  nicht  in  Gegenwart  der  Stände  zw  vereidigen,  letzteren  nachher 

die  EideHformei  mitzutheilen.     Kein  Kid   des  StuUhultors.     Zuschuss  zur  Heuui- 

tenhrfloldiMjfr.    KinloHung  der  Domainen  mit  der  Koltätein'rtchen  Anleihe.    Generul- 

i<l  tSpecialvurpuchtungen,  aber  nicht  an  Adelige.] 

„;?ü  Viel  nun  die  erste  Sache,  die  EidcsleiHtung,  belangt,  können  28.  Sept. 

na  Co  peil  war  durch  (.'reditiv  vom  2H.  Mai  1G49  Jsum  kurfürstlichen 
'  bei  den  GeovraistaateD  beBtellt  worden. 
I>er  Kurfürst  antwortet  am  5.  October,  dasB  er  mit  den  Spocialvorpach- 
I 'IHK'  II  einverntiuiden  sei,  um  besten  geschahen  dieselbeu  meiaibieteiid  mif  ^' 
pachtsrecht  der  ulteu  Pächter. 

28* 


436  ^^-    ^^^  Krieg  mit  Neuburg. 

Wir  zwar  gerne  geschehen  lassen,  dass,  wann  Unsere  clevischen 
nnd  märkischen  Landstände  die  vermeinte  gravamina  und  contra- 
ventiones  wider  den  Landtagsrecess  werden  specificirt  und  eingege- 
ben haben,  alsdann  vor  Euch,  Unserm  Statthalter,  die  Räthe  und  Be- 
diente ihren  Eid,  keinesweges  aber  in  der  Ständen  oder  derselbigen 
Deputirten  Gegenwart  ablegen  mögen,  sondern  dass  jetztbemelten 
Ständen  es  pure  abgeschlagen  werde,  sintemal  Wir  Uns  nicht  zu  er- 
innern wissen,  dass  hiervon  in  dem  Hauptlandtagsrecess  etwas  ent- 
halten sein  solle  (dessen  copiam  Ihr  Uns  bei  nächster  Gelegenheit, 
weil  allhier  bei  Unser  Canzlei  kein  Exemplar  davon  vorhanden,  zu- 
senden wollet),  wiewohl  dennoch  ihnen,  den  Ständen,  auf  ihr  Begeh- 
ren, wann  zuvor  die  formalia  juramenti  dem  Hauptrecess  gemäss  ein- 
gerichtet, und  der  Eid  von  obgedachten  Käthen  vor  Euch,  dem  Statt- 
halter, geleistet  sein  wird,  hernachmals  sothane  Eidesnotul  communiciret 
werden  kann,  in  Erwägung  etliche  aus  der  Stände  Mittel  selbst  bei- 
des in  der  Regierung  und  Justizräthe  collegio  employiret  worden  und 
Rathsstellen  bedienen.  Was  aber  Euch,  Unsers  Statthalters  Person,  be- 
trifft, so  habt  Ihr  Euch  albereits  mit  abgelegter  Eidespflicht  Uns  ver- 
wandt gemacht,  dahero  es  ohne  das  unnöthig,  vielweniger  zulässig, 
in  Gegenwart  der  mehrbesagten  Stände  solche  zu  reiteriren;  da  Wir 
es  nöthig  erachten  werden,  könnet  Ihr  Uns  bei  Euerer  Anherkunft 
dieselbige  allhier  gegenwärtig  ablegen.  Ferner  wegen  des  Zuschubs 
zur  Unterhaltung  der  Räthe,  weil  die  Stände  mehrentheils,  sonderlich 
die  Ritterbtirtige,  sich  mit  ihrer  unterthänigsten  Erklärung  gegen  Uns 
vernehmen  lassen,  dass  sie  dazu  willig,  so  wollet  ihr  bei  denselben 
inständig  anhalten,  dass  sie  ihrem  Erbieten  nachkommen  wollten". 

Die  Doraaineu,  bei  deren  Verpfändung  „euormis  laesio"  vorgegangen, 
sind  mit  der  goldstein' sehen  Pfandsamme  auf  Huissen  einzulösen,  und 
letzterem  als  zweite  Sicherheit  event.  Anweisung  auf  die  von  Neuburg  aus 
Ravenstein  zu  zahlenden  40,000  Thlr.  zu  ertheilen,  die  Instructionen  des 
Statthalters  u.  s.  w,  zunächst  vor  irgend  einer  Mittheilung  an  die  Stände 
dem  Kurfürsten  einzusenden.  Wenn  sich  Paehtliebhaber  zu  einzelnen  Do- 
mainen  melden,  sind  solche  nicht  abzuweisen;  Jedoch  tragen  Wir  hierbei 
wegen  allerhand  erheblichen  Motiven  Bedenken,  denen  von  Adel  etwas  zu 
verpachten.  Special-  oder  Particulieradmodationen  können  sonst  getroffen, 
auch  die  Creditoren  mit  stehenden  Kornerhebungen  bezahlt  werden". 


Der  Kürfürst  an  den  Statthalter  und  Hörn.  Dat.  Cöln  a.  d.  Spr. 

5/15.  Oct.  1650.     B. 

15.  Oct.  Er  habe  Besorgniss  wegen  Wiederverschreibung  der  cleve  -  märkischen 

Stände  und  der  Weitläufigkeiten,  die  sie  wieder  veranlassen  würden;  „hegen 
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jedoch  das  grosse  Vertrauen  zu  Euch,  Ihr  werdet  dabei  Unser  churf.  In- 
teresse und  hohe  Reputation  schon  wohl  zu  beobachten  wissen".  Wenn 
Goltstein  kein  Geld  auf  Huissen  vorschiessen  will,  sollen  sie  die  dortige 
Rentei  den  Meistbietenden  verpachten,  um  Geld  zu  schaflfen.  Die  märki- 
schen Contributioneu  sind  noch  zum  Unterhalt  der  Garnisonen  ferner  nöthig; 
die  Stände  dazu  zu  bewegen,  sollen  sie  allen  Fleiss  anwenden. 


Der  Kurfürst  an  die  Commissarien  und  die  Regierung. 
Dat.  Cöln  a.  d.  Spree  16/26.  Oct.   1650.     B. 

[Die  märkischen  Stände  sind  zur  ferneren  Einwilligung  von  40,000  Thlr.  zum 
Unterhalt  der  Truppen  für  das  nächste  Jahr  zu  bewegen,  widrigenfalls  sie  durch 
militärische  Executioneu  beizubringen.  Die  poramernscheu  Verhandlungen  zwin- 
gen zur  Beibehaltung  der  Truppen.  Bezüglich  der  10,000  Thlr.  und  des  neu- 
städtischen  Contingents  bleibt  es  bei  den  ertheilteu  Befehlen.] 

„Nachdem  die  unumgängliche  Nothdurft  erfordert,  dass  Unsere  26. Oct. 
märkischen  Stände  mit  Aufbringung  ihres  Contingents,  so  sich  zur 
Unterhaltung  Unserer  Garnisonen  in  der  Grafschaft  in  Allem  jährlich 
auf  3*>,91H)  Thlr.  betraget,  noch  auf  ein  Jahr  coutinuiren  und  Wir  sol- 
ches, wie  gern  Wir  sie  sonst  damit  verschonet  wüssten,  gar  nicht  ya\ 
ändern  wissen,  indem  nicht  allein  der  itzige  Zustand  im  röm.  Reiche, 
sondern  auch  Unser  Etat  und  die  zwischen  der  Krön  Schweden  und 
Uns  unter  Händen  seienden  pommerschen  Tractate  annoch  der  Ge- 
stalt beschaffen,  dass  Wir  Uns  annoch  zur  Zeit  so  gar  ausser  aller 
Positur  nicht  setzen  lassen  können,  als  wollet  ihr  obbemeltc  märkische 
Stände  solch  unvermeidliche  Nothwendigkeit  mit  allen  beweglichen 
rationibus  in  Unserem  Namen  der  gestalt  proponiren  und  nachdrück- 
lich vorstellen,  damit  sie  Uns  aus  unterthänigster  Liebe  und  Alfection 
mit  obgemelter  Summe  noch  auf  ein  Jahr  an  die  Hand  gehen  mi^gen. 
Wir  wollen  hotlen,  es  werden  sich  inzwischen  die  Zeiten  und  zinnal 
Unsere  Sachen  Überall  dergestalt  anschicken,  dass  Wir  solche  Mittel 
werden  ersinnen  und  ergreifen  können,  dass  Wir  Unsere  getreuen 
Stände  alsdann  dieser  Last  gänzlich  entlieiicn  und  sie  Unsere  clmrf. 
Liebe  und  Aft'ection,  auch  sonderbare  für  ihre  und  der  Ihrigen  Wohl- 
fahrt tragende  landesväterliche  Sorgfalt  im  Werk  zu  verspüren  haben 
mögen.  Sollten  sie,  die  Stände,  aber  solches  Alles  nicht  belierzigen, 
sondern  Uns  und  zugleich  sich  selbst  hierunter  zuwider  sein  wtdleii, 
»o  können  Wir  nicht  vorliei,  wenn  der  letzte  December  nächstkünftig 
vorbei,  e«  dahin  zu  richten,  damit  obspecifirte  Summe  der  aO^OOC)  Thlr., 
wie  ungern  Wir»  auch  zu  solchen  extremis  kommen  lassen,  durch  die 
militäri-f ' '    V  -  'f-ntion    herausgebracht  werden;    jL^cstalt   ihr  dann   auf 
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solchen  Fall  Unsere  Commandanten  zu  Lippstadt  und  Hamm  solches 
werkstellig  zu  machen,  zu  bereden  wissen  werdet". 

Sollten  zu  den  märkischen  Ständen  sofort  Commissäre  schicken  und 
ihnen  Obiges  vortragen  lassen;  den  wegen  der  10,000  Thlr.  und  des  Con- 
tingents  von  Neustadt  ertheilten  Befehlen  hätten  sie  nachzukommen.  Letz- 
teres könnte  nicht  von  der  bewilligten  Steuer  abgezogen  werden,  Stände 
könnten  aber  auf  dem  Rechtswege  an  den  Grafen  Schwarzenberg  Re- 
gress  nehmen. 

Aus  dem  Protokoll  des  cleve  -  märkischen  Landtags  zu 

Cleve.     E. 

31.  Oct.  „Um  12  Uhr  ist  Herr  von  Bellinghoven  neben  dem  Dr.  Isinck  in 

curia  erschienen  und  denselben  nachfolgende  Punkte  recapituliret,  nämlich 
1)  dass  die  Eidesleistung  zuvörderst,  ehe  einige  gravamina  aufzusetzen,  ge- 
leistet werden  solle;  2)  dass  formula  juramenti  ante  praestationem  den  Stän- 
den communicirt;  3)  dass  I.  Exe.  der  Herr  Statthalter  selbigen  Eid  wirk- 
lich abstatte;  4)  in  Gegenwart  der  Landstände  oder  deren  Deputirten; 
worauf  der  Herr  Dr.  Isinck  mündlich  Namens  der  Herren  Räthe  geant- 
wortet, dass,  wenn  die  gravamina  der  Regierung  eingeliefert,  alsdann  die 
Eidesleistung  praestirt  werden  solle;  2)  formula  juramenti  wäre  aufgesetzt; 
3)  dass  der  Landtagsrecess  nicht  nachführen  thäte,  dass  S.  Exe.  auf  ge- 
dachten Recess  verpflichtet  werden  solle;  4)  dass  der  Eid  in  Gegenwart 
der  Herren  Landstände  ohne  Abbruch  I.  Ch.  D.  hohe  Reputation  nicht  ge- 
schehen könnte,  und  wären  die  Landstände  genugsam  versichert,  wann  sel- 
biger Eid  in  Gegenwart  S.  Exe.  beschehen  und  eine  Attestation  sub  sigillo 
Serenissimi  und  des  Herrn  Statthalters  Subscription  herausgegeben  würde; 
Stände  wollten  sich  darüber  erklären.  —  Nachmittags  ist  per  deputatos  der 
Landstände  formula  juramenti  aufgesetzt  und  das  Vorige  vorbracht  wor- 
den '). 

1.  Nov.  Ist  solche  formula  juramenti  S.  Exe.  per  syndicum  eingereicht  worden, 

worauf  der  Herr  v.  Bellinghoven  et  Dr.  Isinck  das  vorige  repetirt,  und 
dieses  temperamentum  fürgeschlagen,  dass  die  Herren  Räthe  und  alle  Be- 
diente, so  Gebot  und  Verbot  haben,  das  juramentum  subsciibiren,  und  dass 
selbiger  Eid  wirklich  praestirt,  sub  sigillo  serenissimi  und  des  Herrn  Statt- 
halters Subscription  den  Herren  Landständen  solle  herausgegeben  werden. 
Landstände  prioribus  inhaerirt. 

2.  Nov.  Haben  S.  Exe.  und  Herr  Hörn  beide  syndicos  forderen  lassen  und  ihnen 

gemeldet,  dass  die  Relation  von  den  Herren  v.  Bern  sau  und  Dr.  Isinck 
geschehen,  und  dass  I.  Exe.  in  Arbeit  begriffen,  also  darüber  nicht  specia- 


*)  Die  von  den  Ständen  verlangte  Eidesformel  lautete:  ,,Ich  schwöre,  dass 
ich  gedachten  Recess  in  allen  Clausulen  und  Punkten  nun  und  ins  künftige  ge- 
treulich nachkommen,  die  Nothdurft  jedesmal  gehorsamst  erinneren,  dagegen 
nichts  thun,  noch  von  S.  Ch.  D.  Beamten  und  Unterthanen  etwas  dagegen  ge- 
handelt werde,  so  viel  an  mich  ist,  iiTcht  gestatten  will". 
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liter  instruirct,  I.  Ch.  D.  zu  avisiren  und  darüber  nähere  Resolution  erwar- 
ten, wäre  sonsten  nicht  zuwider,  den  Eid  selbst  abzulegen,  weil  aber  con- 
trarium  mandatum  da  wäre,  so  wäre  es  nicht  zu  verdenken.  —  Selbigen 
Abend  hat  die  märkische  Ritterschaft  sich  angegeben  und  praevia  saluta- 
tione,  Communication,  was  passirt,  Von  den  Clevischen  gebeten. 

Des  Vormittags  sind  beide  syndici  hinauf  gegangen  und  communicatio-  3.  Nov. 
uem  der   aufgesetzten  Gerichtsordnung  gebeten,   welches   den  Landständen 
verweigert  worden,  referentibus  syndicis'^. 


Der  Kurfürst  an  den  Statthalter.     Dat.  Cöln  a.  d.  Spree 
V^.  ^650.     B. 

[Der  fetatthaiter'soll  keinen  Eid  auf  den  Laudtagsabschied  leisten.] 

Hat  den  Bericht  der  Regierung  und  sein  Schreiben  vom  2.  Nov.  em-  9.  Nov. 
pfangen. 

,,Wenn  Wir  dann  aus  vielen  erheblichen  Ursachen  (unter  welchen 
nicht  die  geringste,  dass  Ihr  Euch  Uns  albereits  als  Unser  Statthalter 
und  Rath  mit  einem  körperlichen  Eid  verbunden  und  dannenhero  sel- 
bige Wiederholung  Euch  aufs  Neue  wieder  aufzudringen  unbillig  und 
unnöthig  erachtet)  eine  solche  Eidesleistung  in  Gegenwart  der  Stände 
oder  deren  Deputirten  zu  willigen,  hohes  Bedenken  tragen  und  solches 
keineswegs  eingehen  können,  als  lassen  Wir  es  nochmals  bei  Unserer 
zu  verschiedenen  Malen  an  Euch  und  Unsere  clevischen  geheimen 
Rätbe  rescribirte  gnädigste  und  endliche  Willensmeinung  ])ewenden: 
Dass  Ihr  Euch  solcher  reiterirten  Eidesleistung,  es  sei  auf  was  Maass 
oder  Weise  es  immer  wolle  oder  vorgeschlagen  werde,  allerdings  ent- 
halten und  Euch  bei  den  Ständen  defectu  mandati  entschuldigen  wollet, 
weilen  auch  solches  in  dem  llauptrecess,  darauf  Ihr  schwören  sollet, 
mit  keinem  Buchstaben  berühret,  viel  weniger  begrifl'en.  ihr  voll- 
strecket daran,  was  zur  Manutenirung  Unserer  chur-  und  landesfürst- 
lichen  Autorität  und  Hoheit  gereichet'*. 

hi-    niflrki^-rhen  Ständedeputirton  an  Statthaitor  und  Rogicrung. 

Dat.  Cleve  18.  Nov.  1G50.     B. 

I)ft  keine  Aussicht  vorhanden  wäre,  dass  die  clevischen  Staude  zum  18.  Nov. 
Landtage  wieder  erNcbcincn  würden,  könnten  sie  sich  auch  nicht  langer 
vorjfebllch  aufhalten;  wollten  aber,  sobald  deren  Eintreffen  sieher,  gleichfalls 
i<(|<T  kommen.  Wie  der  Kurfürst  den  clevischen  Stünden  zugesairt  habe, 
uns  den  von  beiden  liünd.sehaften  bewilligten  100,000  Thlr.  öfj^OOO  zur  Ein- 
b'j^ung  von  Schernibeck,  so  den  niärküschen,  diiraus  15,000  Thlr.  zur  Ein- 
ung  der  Jurisdictionen  zu  verwenden.  Die  Grafschaft  Mark  wäre  nicht 
im  Stande  noch  10,000  Thlr.  zur  Unterhaltung  der  hammer  Garnison  auf- 
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zubringen;  die  dazu  bewilligten  40,000  Thlr.  wären  bereits  richtig  abge- 
zahlt, sie  bäten  daher  dringend,  den  dortigen  Commandanten  zu  keinen 
militärischen  Executionen  schreiten  zu  lassen. 


Die  Regierung  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Cleve 
23.  Nov.  1650.     B. 

[Alle  Vorstellungen,  die  clevischen  Stände  von  ihrer  Forderung  bezüglich  der 
Beeidigung  des  Statthalters  abzubringen,  sind  vergeblich;  fürchtet,  dass  bei 
fernerer  Weigerung  der  Landtagsabschied  ganz  erfolglos ,  das  Landesregiment 
in  völligen  Zerfall  gerathe;  räth  zur  Nachgiebigkeit.  Die  märkischen  Depu- 
tirten   behaupten,    nicht   instruirt  zu   sein-,    deputirte  Räthe  sind  deshalb  an  die 

Stände  abgesandt] 

23.  Nov.  Die  im  Rescript  des  Kurfürsten  vom  6/16.  Nov.  befohlene  Zurückwei- 

sung des  Drängens  der  Stände  auf  Beeidigung  des  Statthalters  ist  ge- 
schehen. 

„Wir  finden  selbst  auch  wohl,  dass  in  dem  Hauptrecess  dieser 
Sache  wegen  circa  personam  des  Herrn  Statthalters  insbesondere  nichts 
disponirt  worden.  Wenn  wir  aber  solches,  und  was  dergleichen  im- 
mer erdacht  werden  mag,  den  Herren  Ständen  zu  Gemtithe  geftihret 
und  keinen  Fleiss  ersparet,  dieselbe  von  solchem  Suchen  abzukehren, 
hat  doch  solches  Alles  keineswegs  helfen  wollen;  sondern  haben  da- 
gegen immerfort  hören  müssen,  es  wäre  in  aller  Welt  bräuchlich,  dass 
diejenigen,  bei  welchen  die  Regierung  der  Lande  beruhete,  auf  die 
Landesprivilegien,  constitutiones  und  concordata  verpflichtet,  und  wä- 
ren sonst  privilegia  keine  privilegia,  Verträge  keine  Verträge,  da  zu 
deren  Observirung  nicht  entweder  die  gnädigste  Herrschaft  selbst  oder 
deren  hinterlassene  Bediente  eidlich  verbunden  wären!  —  Nun  ver- 
spüren wir  genugsam,  dass  dieser  Streit  viele  Differenz,  viele  Besorg- 
lichkeiten  nach  sich  ziehe,  und  dafern  dabei  in  Zeiten  nicht  auf  ein 
gedeihliches  Abhelfungsmittel  gedacht  würde,  dass  nicht  allein  die 
jetzt  befangenen  Landtagshandlungen  von  selbst  zergehen,  sondern 
auch  wohl  einigen  die  gewünschte  Occasion,  dem  Hauptrecess  seine 
Kraft  in  Zweifel  zu  ziehen,  anfliessen  dürfte.  Wann  aber  solches  un- 
gezweifelt  E.  Ch.  D.  unseres  geringen  Ermessens  hochbedenklich  und 
nicht  ohne  gänzliche  Confusion  dieses  Etats  sein  könnte,  so  haben  wir 
unsrer  unterthänigsten  Schuldigkeit  zu  sein  erachtet,  E.  Ch.  D.  unsere 
Gedanken  dahin  gehorsamlich  zu  eröffnen,  dass  wir  unseres  unterthä- 
nigsten Ortes  keine  genügsame  Mittel  oder  Ursachen,  warum  E.  Ch.  D. 
den  Ständen  hierunter  nicht  in  Gnaden  zu  willfahren  hätten,  ersehen 
können,  sondern  es  dafür  halten  müssen,  E.  Ch.  D.  würden  diese  Sache 
in  nähere  gnädigste  Consideration  ziehen,  und  demnach  uns  anderweite 
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gnädigste  Verordnung  zur  Verhütung  vast  unendlicher  üngelegenheiten 
bei  erster  Zeit  zukommen  lassen". 

In  solcher  Hofiuung  hätten  sie  die  märkischen  Deputirten  noch  immer 
in  Cleve  zurückgehalten,  und  mit  ihnen  über  die  10,000  Thlr.  und  weitere 
Unterhaltung  der  Garnison  von  Hamm  unterhandelt.  Sie  entschuldigen  sich 
mit  Mangel  von  Instructionen  darüber,  und  dass  übrigens  die  bis  zum  letz- 
ten October  bewilligten  40,000  Thlr.  pünktlich  beigebracht  worden  wären. 
Um  weiter  darin  zu  kommen,  hätten  sie  Deputirte  aus  ihrer  Mitte  an  die 
märkischen  Stände  abgesandt*). 

Unterz.:    C.  v.  Strünkede,    Arn.   Adr.   v.  Biland,    Daniel 
Weiman  und  Ad.  Isinck. 


Horii  an  den  Kurfürsten.     Dat,  Cleve  23.  Nov.  1650.     B. 

Mit  der  befohlenen  Besitzergreifung  von  Mors  habe  er  eingehalten,  so-  23.  Nov. 
bald  die  Nachricht  von  der  Geburt  des  jungen  Prinzen  von  Oranien  einge- 
troflFen  sei.  „Besorge,  dass,  wofern  wegen  fernerer  Continuirung  des  Un- 
terhalts für  die  Garnison  nicht  mit  den  märkischen  Ständen  in  corpore 
fleissig  tractirt  wird,  dabei  grosse  Difficultäten  vorfallen,  die  sämmtlicheu 
Stände  auch  des  Herrn  Statthalters  Eidesleistung  sich  keineswegs  begeben 
werden.  Gott  gebe  nur,  dass  noch  die  märkischen  Stände  nur  zuerst  bis 
zum  Januar  mit  den  Contributionen  continuiren  und  nicht  darauf  bestehen, 
dass  sie  nicht,  als  bis  auf  1  Jahr  von  der  Zeit,  da  der  clevische  Landtag 
geschlossen  ist,  verobligirt  sein,  als  welches  sie  ihnen  fest  eingebildet  ha- 
ben, wir  aber  ihren  Deputirten  auszubilden,  allen  Fleiss  anwenden'^.  Die 
rpachtungen  gehen  des  hohen  Wassers  wegen  schlecht;  er  sucht  die 
märkischen  Domainenverhältnisse  aus  den  Acten  kennen  zu  lernen. 


Der  Kurfürst  an  die  märkischen  Stände.    Dat.  Cöln  a.  d.  Spr. 
19/29.  Nov.  1650.     S. 

[V»riuiigi  die   hrin'lMiiig  des  bisherip^en  inomitliclu'ii  'rrupptMiiinttTlialts  bis  Ende 

December  und  fernere  Hewilliguug  von  40,(X)()  Thlr.  für  das  füli,'oiuiu  Jahr,  droht 

iin   Weigerunj^Hfall   mit   exucutiondwi'iäer  Heitreibung   derselbrn.     Auch  das  iieu- 

stüdtiöche  Contiugeut  und  di««  10,000  Thlr.  sind  aufzubringen.! 

„Es  bedarf  keines  wiederholens,  sondern  es  ist  euch  ohne  das  29.  Nov. 
zur  Genüge  bekannt,  aus  was  vor  erheblichen  Motiven  und  Ursachen 
Wir  noch  eine  Zeit  die  riarniHon  in  riiserrr  Stadt  llanun  alKo  und  in 
dem  Stande,  wie  sie  sich  anjet/o  beiindct,  sonder  alle  licduction  zu 
lassen  und  beizubehalten,  zu  dem  Ende  auch  euch  um  Continuation 
deren  Unterhalt  noch  auf  ein  Jahr  vom  letzten  December  dieses  Jahres 
an  zu  rechnen,  nothwcndi^'  anzulanpMi  neccHKitirct  und  bewon^cn  wer- 
den.     Wir   hiittcn    Tlis   aiidi    mikIcis    niclif    (l.-niii    "•n-idi-sf   -;iii/Hcli    \vv- 

,  1 .-..  lu  ...  ...   i; 

<lolschwiug  /.u  Budclifchwitir 
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sehen,  ihr  würdet  Unsere  wohlgegründeten  unwiederleglichen  rationes 
bei  euch  haben  gelten  und  gleich  wie  bisher  zu  Unserem  gnädigsten 
Gefallen  geschehen,  also  auch  in  diesem  Stück  fernerer  unterth.  Treue, 
Devotion  und  Liebe  nicht  allein  zu  des  gemeinen  Wesens  besten, 
sondern  auch  zu  euerem  und  der  Eurigen  selbsteigenen  Wohlfahrt 
unterth änigst  spüren  lassen;  müssen  aber  jetzo  ein  anderes  und  widri- 
geres vernehmen;  indem  ihr  Uns  mit  der  gesuchten  Continuation  des 
vorangeregten  subsidii  an  die  Hand  zu  gehen  gar  nicht  gemeinet,  ja 
nicht  einmal  die  restirenden  10,000  Thlr.  beibringen^  weniger  mit  dem 
allbereit  verglichenen  und  bishero  entrichteten  Unterhalt  der  40,000 
Thlr.  bis  zum  Ausgang  des  vorstehenden  letzten  Decembers  continuiren, 
sondern  mit  dem  nächst  abgewichenen  October  damit  zu  schliessen 
und  aufzuhören  gemeinet  sein  sollet,  derowegen  haben  Wir  nicht  um- 
gehen können,  euch  solches  nochmals  beweglich  sowohl  hiemit  als 
auch  durch  Unsere  Deputirte  (so  nunmehr  wohl  bei  Euch  angelanget 
sein  werden)  vor  Augen  zustellen;  allermaassen  Wir  dann  nicht  zwei- 
feln, wann  ihr  nur  die  hohe  unumgängliche  Nothwendigkeit  dieses 
Werks  ohne  privat  Affecten  mit  guten  unpassionirten  Augen  recht  und 
genau  ansehen  werdet,  ihr  werdet  selbst  bekennen  müssen,  dass  in 
demselben,  ohne  Unseren  sonderbaren  Schimpf  und  euern  selbst  eige- 
nen Schaden,  anders  zu  rathen  unmöglich  sein  will.  Zwar  ist  Uns 
der  desolate  und  dürftige  Zustand  Unserer  getreuen  Grafschaft,  mehr 
als  Uns  lieb  ist,  sattsam  bekannt;  Wir  möchten  auch  nichts  liebers 
wünschen,  als  dass  Wir  derselben  und  Unseren  getreuen  Unterthanen 
ein  mehreres  nicht  zumuthen  dürften,  sondern  sie  vielmehr  allerseits 
(inmaassen  Wir  mit  allen  Kräften  darnach  trachten)  mit  ferneren  Auf- 
lagen gänzlich  verschonen  könnten,  dieweil  aber  die  gegenwärtige 
Bewandniss  Unseres  Staats  noch  zur  Zeit,  wie  männiglich  klar  vor 
Augen  liegt,  solches  gar  nicht  zulassen  will,  so  tragen  Wir  nochmals 
das  gnädigste  Unser  Vertrauen  zu  euch,  ihr  werdet  demnach  etwas 
tiefer  nachsinnen.  Unsere  vor  euch  und  das  gemeine  Wesen  tragende 
sonderbare  Treue  und  landesväterliche  Sorgfalt,  die  Wir  nicht  allein 
gegenwärtig,  sondern  auch  vor  diesem  mit  so  vielen  schweren  Bemü- 
hungen und  .kostbaren  unterschiedenen  Schickungen  in  Beförderung 
der  Deslogirun^  und  Abführung  sowohl  der  kaiserlichen  als  hessischen 
Völker,  wie  nicht  wenig  gänzlicher  Befreiung  von  deren  beiderseits 
schweren  Contributionen  nach  Möglichkeit  erwiesen,  in  unterthänigster 
Gebühr  erkennen;  und  in  Erwägung  dessen  allen  euch  darauf  also 
gehorsamst  anschicken,  dass  Wir  eure  unterthänigste  Treue  und  be- 
ständige AiFection  darauf  verspüren   und  vermittelst  wirklicher  Dar- 
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reichung  und  Continuation  des  aus  hochdringender  Noth  noch  auf  ein 
Jahr  begehrten  subsidii,  alle  sonst  besorgliche  luconvenientien,  Scha- 
den und  Gefahr  abgewendet  werden  möge.  Im  widrigen  und  da  sol- 
ches alles  ganz  ausser  Consideration  und  Wir  hierunter  von  euch 
sogar  verlassen  werden  sollten,  wollen  wir  nicht  allein  von  allen  Un- 
heil, so  daraus  entstehen  möchte,  entschuldiget  sein,  sondern  werden 
Kraft  tragenden  hohen  landesobrigkeitlichen  Amtes  gemüssiget  werden, 
die  contributiones  nach  Anleitung  der  Matricul  selbst  auszuschlagen 
und  beitreiben  zu  lassen^).  Wir  wollen  aber  dennoch  hoffen,  dass 
ihr  es  zu  eurer  eigenen  Ungelegenhcit  dahin  nicht  kommen  lassen, 
sondern  vielmehr  die  Hand  selbst  anlegen  und  Uns  damit  unter  die 
Arme  greifen  werdet. 

So  viel  das  neustädtische  Contingent  und  die  restii-enden  10,000 
Ihlr.  betreffen,  wollen  Wir  euch  gleichfalls  ganz  gnädigst  erinnert 
und  ermahnt  haben,  desshalb  keine  fernere  Difficultät  zu  machen.  Wie 
es  dann  ohne  euren  empfindlichen  Schaden  gar  wohl  geschehen  kann; 
wohlbetrachtet,  dass  solches  gleichsam  nur  ein  Vorschuss  ist,  der 
euch  nach  beschehener  Ausführung  des  Processes  (dessen  glücklichen 
Ausschlag  wir  euch  gnädigst  gerne  gönnen)  von  dem  Graf  zu  Schwar- 
zen berg  unfehlbar  wird  restituiret  und  gut  gethan  werden  mlissen**. 


lluni  an  ciun  Kurfürsten.     Dat.  Cleve  29.  Nov.  Ki^jO.     ß. 

[Bei  den  märkischen  Ständen  ist  nichts  ausgerichtet.  Ohne  Eidesleistung  des 
Statthalters  werden  die  Stände  die  Steuern  zur  Schuldentilgung  nicht  leisten 
iud  die  clevischen  Finanzen  in  völlige  Zerrüttung  gerathen.  Seine  beabsichtigte 
Heise  nach  der  Mark  und  nochmalige  Versuche,  die  dortigen  Stände  zur  ferneren 
Bewilligung  des  Truppeuunterhalts  zu  bewegen.] 

Die  märkischen  Stäudedeputirten  sind  von  Cievc  abgereist  und  die  Com-  2f>.  Nov 
iiiLssäre  hüben  bei  den  märkischen  Ständen  selbät  auch  ^Mehts  ausgerichtet. 
„Wir  haben  keine  HolVnung,  dass,  wofern  auch  der  Herr  Statt- 
balter  den  Kid  auf  den  Kcccss  nicht  abgestattet,  die  Stände  wieder 
/.usauinien  kommen  werden,  sondern  vielmehr  besorgen  wir,  dass  sie 
auch  an  ihren  Proinessen  wegen  der  gewilligten  Steuern  zur  Abtragung 

Icr  alten  Kammerschuldeu  sich  nicht  obligirt  achten  möchten.  Wann 
.iber  daraus  in  Krwäguug,  dass  ohne  dem  die  neuen  Schulden  auf 
viele  Tonnen  Goldes  an  Iteichsthalcrn  kommen,  eine  totale  Confusion 

Ich  Kamnieretiits  erfolgen,  E.  Ch.  1).  auch  und  Dero  Succcssorou  auf 
die  .Manier  wohl  ninnner  die  Donniinen  in  diesen  Landen  zu  genicMscn 
IiiiIkmi  dilrften,   so  zweifle  ich  nitlif     IV  cb    n    u.iden  Doro  lunlur- 

,  l.iij  deMfallsigur  Bofvhl  gii.^  ....    i ...    ,  _.    November 

Comoiandauton  zu  Hamm,  dun  Oburotwachtmoistur  v.  d.  Marwiti,  ab. 


444  ^^'    ^^^  Krieg  mit  Neuburg. 

leuchteten  Verstände  nach,  hierin  sothane  gnädigste  Verordnung  ma- 
chen, wie  Sie  gnädigst  vermeinen,  dass  es  Dero  hohen  Estat  nütz- 
lich ist". 

Wolle  mit  den  Kammerräthen  und  Dr.  Weimann  sich  nach  der  Mark 
begeben,  um  auch  dort  Verbesserung  der  Domainen  und  Erhöhung  ihrer 
Einkünfte  zu  betreiben  und  gleichzeitig  mit  den  Ständen  nochmals  über  die 
Continuation  der  Contributionen  sowie  Reform  der  Steuerrepartitionen,  Sub- 
repartitionen  und  Collectenberechnung  und  der  Matrikel  zu  verhandeln, 
schlägt  als  Nebencommissäre  dazu  Weimann,  Heiden  und  Strünkede 
vor,  welche  demnächst  die  märkischen  und  cle vischen  Stände  in  corpore 
nach  Cleve  zu  verschreiben  haben  würden  und  Alles  versuchen  müssten, 
um  Mittel  zur  ferneren  Unterhaltung  der  Garnisonen  noch  bis  Mitte  Januar 
von  ihnen  zu  erhalten.  Im  Fall  er  selbst  nach  Pomraern  abreisen  müsste, 
wäre  bei  der  Abwesenheit  des  Statthalters  *)  die  Bestellung  eines  Regierungs- 
directors  behufs  Fortführung  dieser  Verhandlung,  zumal  der  Kammerpräsi- 
dent Hüchtenbruch  ernstlich  erkrankt  sei,  dringend  nöthig. 


Konrad  v.  Burgsdorf  an  die  märkischen  Stände.     Dat. 
Cöln  a.  d.  Spr.  20/30.  JN'ov.  1650.     S. 

[Ermahnt  sie,  die  Forderungen  des  Kurfürsten  zu  bewilligen.    Geheime  und  wich- 
tige Gründe  desselben  zur  Beibehaltung  der  Truppen,  ist  allein  zu  ihrem  Besten. 
Wünscht  Zahlung  der  ihm  verehrten  6000  Thlr.] 

30.  Nov.  „Die  treubeständige  aufrichtige  Affection,  so  Denselben  ich  zutrage, 

erkühnet  mich  abermals,  dies  Schreiben  an  meine  hochgeehrte  Herren 
abgehen  zu  lassen,  indem  ich  vernehme,  dass  es  wiederum  einige 
Streitigkeiten  sowohl  wegen  der  Monate  November  und  December,  als 
auch  der  von  S.  Ch.  D.  meinem  gnädigsten  Herrn  noch  auf  ein  Jahr 
begehrten  Einwilligung  der  Contribution,  und  dann  der  10,000  Thlr. 
wegen,  so  doch  nur  ein  Vorschuss  ist,  wie  auch  wegen  der  Uebertragung 
des  Amts  Neustadt  geben  soll.  Dieweilen  dann  S.  Ch.  D.  solche  ra- 
tiones  haben,  die  Sie  bis  dato,  wie  Sie  sagen,  keinem  einzigen 
Menschen  offenbaret  haben,  woraus  Sie  noch  auf  ein  Jahr  die  Con- 
tribution fordern,  so  bitte  meine  hochgeehrten  Herren  ich,  so  hoch  ich 
immer  kann,  ja  um  Gottes  willen,  Sie  wollen  doch  S.  Ch.  D.,  so  schwer 
es  auch  daher  gehen  mag,  an  Hand  gehen,  es  vermeinen  S.  Ch.  D.,  dass 
alles  zu  Dero  getreuen  Herren  Ständen  Bestem  angesehen  ist.  Also 
wollen  doch  meine  hochgeehrten  Herren  als  hochvernünftige  Leute 
und  getreue   Patrioten   consideriren ,    wann  hiernächst  S.  Ch.  D.   die 


*)  Graf  Johann  Moritz  war  gleich  nach  dem  am  6.  November  erfolgten 
Absterben  des  Prinzen  von  Uranien  nach  dem  Haag  geeilt,  wo  er  am  10.  No- 
vember den  Staaten  von  Holland  „in  dese  constitutie  van  tyd  en  saaken"  seine 
Dienste  anbietet,  es  sei  zur  Verlegung  einiger  Garnisonen  oder  sonst. 
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noch  wenigen  Völker  gehen  lassen  müssten,  oder  eine  Meuterei  ent- 
stünde, ob  S.  Ch.  D.  aus  dem  Sattel  nicht  würde  gehoben  werden. 
Ich  kann  meine  hochgeehrten  Herren  wohl  versichern,  dass  S.  Ch.  D. 
ihnen  mit  gnädigster  Affection  zugethan  sein,  und  Alles,  was  Sie  thun, 
geschieht,  wie  Sie  sagen,  zu  meiner  hochgeehrten  Herren  und  des 
Landes  besten;  also  um  so  vielmehr  werden  meine  hochgeehrten  Herren 
noch  diesmal  in  einen  sauren  Apfel  beissen. 

An  meiner  geringen  Person  haben  meine  hochgeehrten  Herren 
einen  willfährigen  treuen  Diener,  bedanke  mich  schliesslich  nochmals 
für  die  stattliche  Regalirung  der  0000  Thlr.,  und  weil  ich  in  meinem 
Hause  zum  Gedächtnis«  meiner  hochgeehrten  Herren  etwas  macheii 
lassen,  so  noch  unbezahlet,  als  bitte  ich  nochmals,  meine  hochgeehrte 
Herren  wollten  nunmehr  dem  Rath  Herrn  Lucas  Blaspeil,  als  wel- 
cher mein  Gevollniächtigter  ist,  ehestens  zahlen;  sollten  aber  meine 
hochgeehrten  Herren  anderes  Sinnes  worden  sein,  so  bitte  ich  nur  dienst- 
freundlich um  wenige  Nachricht,  damit  ich  anderwärts  Rath  schaffe, 
denn  Gott  soll  mich  behüten,  dass  ich  einen  Thaler  mit  meiner  hoch- 
geehrten Herren  Ungelegenheit  nehmen  sollte,  dann  meine  aufrichtige 
Aftection  dictiret  mir  viel  ein  anders''. 

Der  Statthalter  an  Hörn.     Dat.  Haag  2.  Dec.  1650.    B. 

[Wünscht  die  Beeidigung  auf  den  Laudtagsabschied.   Die  märkischen  Stände  sind 

\v,i]!l  /iir  Tioistung  der  1U,000  Thlr.  und  fernerer  Truppenverpflegung  zu  bewegen, 

>on  in  Hamm  ein  einheimischer  Commandant  bestellt  wird.] 

..Betreffend  meine  P^idesleistung  an  die  Stände  möchte  von  Herzen  2.  Dec. 
unschön,  dass  S.  Ch.  Ü.  gnädigstes  Gutachten  auch  bei  den  Herren 
-tändon  Platz  greifen  wollte;  E.  etc.  ist  aber  genugsam  bekannt,  dass 

10  sich  mit  dem  Eid,  welchen  ich  albereits  S.  Ch.  D.  gethan,  nicht 
begehren  contentiren  zu  lassen,  sondern  wegen  des  Gebots  und  Ver- 
bot«,  80  viel  da  mehr  auf  mich  als  Statthalter  dringen.     Weilen  nun 

.  Ch.  D.  alles  dasjenige,  was  im  Landtagsrecess  gehandelt,  heiliglich 

1  halten  versprochen  haben,  auch  solches  mit  Hand  und  Siegel  be- 
kräftigt, mein  Eid  auch  sich  nicht  weiter  extendirt,  als  allein  mu^hzu- 
Uoinmcn,  was  der  Reccss  mit  sich  bringet;  wäre  derhalbcn  meine  un- 

»rgreiflichc  Meinung,  S.  Ch.  D.  könnten  diese  meine  Eidesleistung 
wohl  geschehen  lassen,  damit  dadurch  das  ganze  Werk,  daran  S.  Ch.  D.  ^ 

HO  viel  gelegen,  nicht  gehemmt  würde.  Was  belangt  die  Continuation 
weiterer  Verpflegung  der  (iamison  in  Hamm,  wie  ingleiehen  die  KyKM) 
riilr.  habe  mit  den  niArkischcn  Dcputirten  jüngst  weithiuflig  geredet, 
die  10,(KM>  Thlr.  würden  wohl  einkonnnen,  dagegen  die  fernere  Vw- 
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terhaltung  der  Garnison  grosse  Schwierigkeit  machen,  da  die  Stände 
auf  die  Friedensausführung  vertröstet  und  diese  ja  nun  gesichert. 
Gelebe  dennoch  der  starken  Zuversicht,  dass,  wofern  S.  Ch.  D.  resol- 
viren  wollten,  einen  eingeborenen  Commandanten  anzustellen,  die 
Herren  Stände  sich  noch  würden  bereden  lassen". 


Hörn  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Cleve  2.  Dec.  1650.    B. 

2.  Dec.  Nach  den  Nachrichten  aus  Brüssel*)  müsse  der  Kurfürst  sich  vor  allen 

Nassauern  hüten,  lieber  direct  an  die  Generalstaaten  und  die  spanische  Re- 
gierung sich  wenden,  und  allein  oder  mit  der  alten  Prinzessin  oder  mit  der 
Prinzess  royal  die  Tutel  verlangen.  Die  Allianz  mit  den  Generalstaaten 
ist  jetzt  gefährlich,  könnte  leicht  dadurch  in  Krieg  verwickelt  werden,  wür- 
den auch  die  Stände  jetzt  noch  leichter  verhindern  als  früher^). 


Der  Kurfürst  an  Hörn.     Dat.  Cöln  a.  d.  Spr.  '-^  1650.    B. 

[Soll  die  märkischen  Stände  zur  weiteren  Truppenverpflegung  bewegen,  damit 
nicht  zu  militärischen  Executionen  genöthigt  werde.  Zum  Unterhalt  pro  Novem- 
ber und  December  sind  sie  verpflichtet.  Die  Dinge  io  den  Niederlanden.  Graf 
Moritz  und  Johann  von  Nassau.  Allianz  mit  den  rheinischen  und  westfälischen 
Bischöfen,  die  mit  den  Staaten.     Die  hoefyser'sche  Schuld.] 

7.  Dec.  Dankt  für  seine  Vorschläge   „zum  Fall   der  Statthalter  Graf  Moritz 

etwa  in  Holland  (wozu  aber  derselbe  laut  seines  eigenen  Schreibens  wenig 
Hoffnung  hat)  employiret  werden  sollte";  würde  sich  in  diesem  Falle  nicht 


•^)  Nach  einem  Briefe,  den  Hörn  von  Copes  empfangen  hatte.  Herrn. 
V.  Wittenhorst,  einer  der  kurf.  Abgesandten  im  Haag,  schreibt  ihm  am  7.  Dec: 
Die  Wittwe  des  Grafen  Johann  von  Nassau  mit  ihrem  Sohn  von  20  Jahren 
war  im  Begriff,  nach  dem  Haag  zu  kommen,  um  im  Fall  die  Geburt  des  Prinzen 
von  Oranien  schlecht  abliefe,  auf  Grund  des  Testamentes  von  Prinz  Philipp  An- 
sprüche zu  erheben;  sie  will  noch  in  14  Tagen  kommen.  Wegen  der  Tutel  herrscht 
Jalousie  entre  les  princesses  veuves;  la  royale  la  pourrait  bien  deferer  aux  etats, 
l'autre  par  ce  moyen  en  etant  excluse,  s'adresserait  ä  nötre  tres  benigne  electeur 
et  maitre,  pour  se  fortifier  avec  son  autorite  et  droit  qu'il  a  pour  pretendre  la 
tutelle.  —  Darüber  würden  im  Geheimen  Briefe  gewechselt. 

2)  Darauf  antwortet  der  Kurfürst  am  4/14.  December,  dass  die  Nachricht 
aus  Brüssel  „ihm  sonderbares  Nachdenken  verursacht  habe  und  Copes  ange- 
wiesen sei,  sofort  bei  I.  Höh.  anzufragen,  ob  es  derselben  nicht  zuwider,  dass 
Wir  ihr  bei  der  Tutel  des  jungen  Prinzen  assistiren,  damit  es  I.  Höh.  allein 
nicht  zu  beschwerlich  falle".  Copes  und  Dogen  sollen  wegen  einer  Allianz 
mit  den  Staaten  mit  Einzelnen  unter  der  Hand  gleichsam  wie  von  sich  spre- 
chen, die  Abgesandten  während  der  Generalversammlung  der  Staaten  im  Haag 
bleiben.  Den  26.  December  schreibt  er:  „Es  ist  Uns  nimmer  in  den  Sinn  ge- 
kommen, solche  Tutel  Uns  gänzlich  und  absolute  anzumaassen,  sondern  nur  allein 
so  weit,  damit  Wir  die  Hände  darin  mit  behalten  und  die  Direction  nicht  frem- 
den, warum  man  sich  englischer  Seits  sehr  bemühen  soll,  gelassen  werden  möge*. 
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mit  Wiederbesetzung  der  Statthalterschaft  beeilen.  Hörn  soll  baldmöglichst 
nach  der  Grafschaft  Mark  gehen,  um  auch  dort  die  Domänenbesichtigung 
etc.  in  die  Hand  zu  nehmen. 

„Vor  allen  Dingen  aber  wollet  ihr  euch  mit  Fleiss  angelegen  sein 
lassen,  damit  Uns  bei  gegenwärtigen  annoch  vor  Augen  sehwebenden 
schwierigen  und  gefährlichen  Lauften  noch  auf  ein  Jahr  lang,  von 
Januario  an  zu  rechnen,  mit  völliger  Darreichung  der  40,000  Thlr.  als 
versprochenen  10,000  Thlr.  (welches  gleichsam  nur  ein  Vorschuss  ist) 
unter  die  Arme  gegriffen  werden  möge.  Im  widrigen  werden  Wir  ne- 
cessitii-t  werden  zur  Rettung  Unserer  Lande  und  ihrer,  der  Stände, 
selbst  eigenen  Wohlfahrt  gegen  Unseren  Willen  die  Execution  ergehen 
zu  lassen,  wozu  Wir  gewiss  recht  ungern  schreiten  wollten,  wenn  es 
die  äusserste  Xoth  Uns,  als  dem  Landesfürsten,  solches  nicht  dictiren 
thäte.  Wir  wollen  aber  hoffen,  dass  Unser  an  die  märkischen  Stände 
ergangenes  Schreiben  sie  zu  unterthäuigster  Willfährigkeit  gegen  Uns 
bewegen  werde,  auf  welchen  Fall  ihr  diesen  Punkt  weiter  nicht  zu 
urgiren,  sondern  vielmehr  Unsere  beständige  churf.  Hulde  und  Gnade 
sie  dagegen  mit  Mehrerem  zu  versichern  haben  werdet.  Wir  wollen 
Uns  auch  nicht  versehen,  dass  man  an  Seiten  der  märkischen  Stände 
wegen  der  annoch  in  diesem  Jahre  restirenden  beiden  Monate  No- 
vember und  December  fernere  Difficultäten  machen  und  Uns  also  noch 
einiger  Contribution  halber  aus  Händen  zu  gehen  oder  diese  beiden 
Monaten  zu  Wasser  zu  machen  gemeint  sein  werde,  sintemal  Wir,  ob- 
gleich solches  von  ihnen  zum  öftern  gesuchet  worden,  nie  darin  ge- 
williget, wie  denn  auch  zu  Cleve  desshalb  das  geringste  nicht  ge- 
schlossen worden  int.  welches  ihr  ihnen  niit  Nachdruck  remonstriron 
wollet". 

Auf  Hörn 's  Vorschlag,  für  den  Fall  des  Absterbens  des  jüngst  ge- 
borenen Prinzen  von  Oranien  einen  ausserordentlichen  Bevollmächtigten  zur 
nesitzergreifung   der  Erbschaft   und  Directorium   der  elevisehcn   Kegieruug 

I  bestimmen,  könne  er  sich  noch  nicht  erklären;  „denn  das  Werk  gleich- 
>am  auf  eine  andere  Mutter,  wie  man  zu  reden  pfleget,  lieget".  Man  müsse 
sehen,  was  die  General verMimmlung  der  Staaten  beschliessen  winde  „und 
wie  e«  mit  Vergebung  der  Charge  sonderlieh  mit  Graf  Moritz  ablaufen 
^ird;  soll  sich  iieimlich  erkundigen,  ob  der  junge  (Jraf  Johann  v.  Nassau 

-ognito  im  Haag  gewesen,  „Wegen  Anstellung  eines  Defensionswerks  mit 
(Jhur-Cohi  und  ilen  beiden  neu  gewählt<'ii  Bischöfen  zu  Münster  imd  Pa- 
derborn hallen  Wir  Unsere  wichtige  Bedenken".     Die  nach  dem  Hang  gc- 

ridten  RÄthe  Wittenhorst-Sonfifcld  und  Witten   können   mit  Copos 

und  Dfigen  «lie  Schuldsache  betreiben;  die  Allianee  noch  ferner  ins  Mittel 

zu  bringen,  int  aber  unnütz,  „weil  solches  fitfhr  mK  zuviel  erinnert  worden, 

loch  keine   RcKfilution  darauf  erfol;  •  n  General- 
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Staaten,  ein  Ernst  damit,  so  werden  sie  schon  von  selbst  desswegen  Anre- 
gung thun  und  wird  ohne  das  die  Billigkeit,  deren  sie  sich  gegen  Uns  im 
Stück  des  Schuldenwesens  gebrauchen  werden,  lehren,  was  Wir  Uns  zu 
ihnen  hierin  zu  versehen". 


Horn  an  Konrad  v.  Burgsdorf.    Dat.  Cleve  7.  Dec.  1650.    B. 

[Ohne   Eidesleistung  des  Statthalters  werden   die  Stände   nicht  willfährig.     Die 

Dinge  in  den  Niederlanden.     Dogen,   Diest  und  seine  Partei.     Abgesandter  der 

alten  Prinzess  von  Oranien  in  Berlin.] 

7.  Dec.  „Wegen  der  Sachen  in  der  Grafschaft  Mark  habe  ich  annoch  für 

wenig  Tagen  mit  dem  Herrn  von  Witten,  so  dahin  reisete,  aufs 
Fleissigste  geredet,  ingleichen  zuvor  mit  den  märkischen  Deputirten. 
Ich  hoffe  auch  annoch  das  Beste,  wenn  man  nur  nicht  mit  Executio- 
nen  stark  dreuet.  Die  Leute  dieses  vor  den  Kopf  stosset,  dass  S. 
Ch.  D.  in  des  Herrn  Statthalters  Eidesleistung  nicht  willigen  wollen, 
als  woraus  grosse  Inconvenientien  entspringen  dürften,  da  S.  Ch.  D. 
nicht  Ihre  Meinung  gnädigst  ändern". 

Der  Statthalter  hält  selber  seine  Eidesleistung  für  billig,  hat  wenigstens 
in  diesem  Sinne  an  Horn  geschrieben;  ob  auch  gleicher  Weise  an  den 
Kurfürsten,  möchte  er  wissen.  Besorge  grosse  Veränderungen  im  Civil- 
und  Militäretat  der  Niederlande;  die  Projecte  der  Holländer  sind  bereits 
im  Druck  erschienen,  die  Gelderschen  selbst  in  zwei  Parteien  gespalten, 
„also  bei  sothanen  Zustand  wohl  erwogen  werden  muss,  was  wegen  S.  Ch. 
D.  mit  den  Herren  Staaten  zu  thun".  Dogen  muss  bei  seinen  guten  Ver- 
bindungen in  Amsterdam  benutzt  werden,  um  die  Allianz  bei  Privaten 
unter  der  Hand  fleissig  anzuregen;  Horn  treibe  ihn  an,  nach  Berlin  zu 
reisen,  um  sich  persönlich  wegen  der  gegen  ihn  erhobenen  Anschuldigungen 
zu  rechtfertigen,  er  ist  jetzt  doppelt  wichtig  und  eiuflussreich.  Diest  be- 
treibt seinen  Process  gegen  seine  Widersacher  jetzt  aufs  Eifrigste,  er  ist 
viel  zu  stolz,  denselben  fallen  zu  lassen.  „Er  und  seine  vorige  Liga  ha- 
ben gute  Hoifnung,  in  diesen  Landen  wiederum  gross  zu  werden".  Er 
höre,  dass  ein  Abgesandter  der  alten  Prinzessin  von  Oranien  in  Berlin  an- 
gelangt sei,  wünsche  zu  wissen,  was  derselbe  vorgebracht  habe. 


Die  märkischen  Stände  an  Konrad  v.  Burgsdorf.    Dat.  Unna 

9.  Dec.  1650.     S. 

[Haben  10,000  Thlr.  in  Vorschuss  bewilligt.  Nach  nunmehr  ausgeführtem  Frieden 
ist  der  Kurfürst  zur  Entlassung  der  Garnison  und  Schleifung  der  Werke  von  Hamm 
verpflichtet.  Ohne  Zustimmung  der  clevischen  Stände  dürfen  sie  nicht  von  den 
Recessen  ablassen.  Die  BewiUigung  von  5000  Thlr.  pro  November  und  December 
ist  das  Aeusserste.     Bitte  um  Vermittlung.] 

9.  Dec.  Die  gewünschten  10,000  Thlr.  haben  sie  dem  Kurfürsten  in  Vorschuss 

bewilligt,   sobald  ihnen  die  15,000  Thlr.  zur  Einlöse  der  verliehenen  Juris- 
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dictionen  angewiesen  werden  oder  doch  darüber  Zusicherung  ertheilt  wird ; 
von  den  10,000  Thir.  sind  dem  Oberstwachtmeister  v.  d.  Marwitz  bereits 
2000  Thlr.  zur  Abdankung  zweier  Compagnien  der  hammer  Garnison  ge- 
zahlt worden;  die  noch  restirenden  8000  Thlr.  können  aber  erst  im  Decem- 
ber  und  Januar  erhoben  werden ;  weitere  Schwierigkeiten  können  nicht  vor- 
handen sein,  weil  die  frühere  monatliche  Steuer  von  8000  Thlr.  mit  Ent- 
lassung der  kurf.  Reiterei  aufgehört  hat  und  die  40,000  Thlr.  einmal  für 
die  hammer  Garnison  bewilligt  worden  sind. 

„Bei  nunmehr  erreichten  längst  gewünschten  Friedenszeiten  fernere 
contributiones  einzuwilligen,  kommt  der  Landschaft  hart,  zumalen  in 
den  benachbarten  Landschaften  dieselben  allerdings  abgeschaffet,  die 
Festungen  im  cölnischen  Erzstift  mit  gar  wenig  Landschützen  verwahret 
sind  und  die  Stände  einen  so  klaren  bündigen  und  beständigen  von 
S.  Ch.  D.  selbst  unterschriebenen  Recess  sub  dato  16.  November  1647 
vor  sich  haben,  dass  bei  erreichtem  Frieden  nicht  allein  S.  Ch.  D.  Völ- 
ker alsobald  aus  dem  Hamme  sollen  abgeführet,  sondern  auch  zugleich 
die  in  dem  Hamme  bei  diesem  Kriegswesen  neu  gemachten  Werke 
eingerissen  und  der  Hamm  hinwieder  in  seinen  alten  Stand  und  esse, 
gleichs  vor  dem  Kriege  gewesen,  solle  redressirt  und  restituirt  wer- 
den, alles  ohne  Limitation,  Condition  oder  Restriction;  maassen  denn 
auch  L  Ch.  D.  zu  mehrmalen  sowohl  zu  Cleve  als  bei  Dero  letzten 
Anwesenheit  in  Hamm  gegen  uns  ausdrücklich  gnädigst  sich  erkläret, 
dass,  sobald  der  eftcctus  des  Friedens  erfolgt,  Sie  uns  der  ferneren 
Ausgaben  sobald  entheben  und  erlassen  wollten.  Ob  nun  aus  diesem 
bemelten  Recess  ohne  Miteinrathen  der  clevischen  Stände  als  unge- 
zweifelte  Mitglieder  und  mit  welchen  nunmehr  nach  beschehener  Pu- 
bücation  des  Friedens  allerdings  in  einen  Stand  Condition  und  Libertät 
in,  uns  wolle  gebühren  zu  schreiten  und  die  von  S.  Ch.  D.  befestigte 
iiion  gleichsam  zu  valediciren,  unangesehen  eine  Landsmatrikel  ha- 
i)i-n,  und  eine  Landschaft  vor  der  anderen  etwas  einzugehen,  heraus- 
zugeben und  derselben  zu  präjudiciren  gar  niclit  1km  Macht  ist,  ücIxmi 
1  >ero8elben  hochvernUnftig  zu  bedenken'*. 

Sollte  das  Land  noch  weitere  Steuern  für  die  Truppen  aulbringen  müs- 

LU,   HO  würde  es  nicht  mehr  im  Stande  sein,   sein  Contingent  an  den  zur 

Schuldentilgung  bewilligten  000,000  Thlr.  aufzubringen.    Dass  sie  nochmals 

dem  Kurfürsten  .')000  Thlr.  pro  Decenjber  und  .lanuiir  bewilligt  haben,  l.st  das 

TiCtzte,  was  das  I^and  zu  leisten  vermag;  die  15,000  Thlr.  können  aber  dann 

'  ht  vor  März  erhoben  werden.    Die  Präsentgelder  sind  nunmehr  gezahlt, 

„Wollen   dahcro   E.  H.   dicuKtlich    erbitten,    bei  S.  Ch.  I).  Ihrem 

•hcn  Vermögen  nach  das  Werk  dahin  zu  dirigiren,  dass  die  Hamme  evn- 

lirct  und  wir  gleich  unBcrcn  Benachbarten  in  Friede  und  \{\\\\v  niOch- 

II  gcBctzet  werden.    Wir  werden  desto  bas»  nicht  allein  mit  unserer 

Jlai«r.  (ur  Ücach.  <l.  Ur.  Kurrur«i«n.  V.  29 
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Schuldigkeit  können  auflcommen,  sondern  werden  auch  die  hohe  favor 
bei  aller  Begebenheiten  zu  erkennen  wissen". 


Die  märkischen  Staude  an  die  clevischen.     Dat.  Unna 
10.  Dec.  1650.    S. 

[Auf  Grund  der  Union  Bitte  um  Rath  und  Assistenz  gegen  die  angedrohte 

Militärexecution,] 

10.  Dec.  Senden   die   an   sie   gerichteten    „Mahn-    und  Drohschreiben"   Burgs- 

dorf's,  des  Commandanten  von  Hamm  Marwitz  und  des  Kriegscommis- 
särs  Job.  Paul  Ludwig' s'). 

„Mit  bochfleissiger  Bitt,  weil  diese  Zumuthung  und  Bedräuungen 
fast  sehr  weit  ausseben  und  wir  uns  vorerst  der  anbedräueten  Militär- 
execution, dadurch  eine  totale  Zerrüttung  im  ganzen  Lande  nicht  un- 
zeitig ebist  befahren  müssen,  unsere  hochgeehrte  Herren  geruhen  uns 
in  diesem  hocbgefährlichen  Fall  mit  Ihrem  guten  Rath  und  Assistenz 
der  Union  zufolge  beizuspringen,  und  sowohl  bei  S.  Ch.  D.  als  den 
Käthen  dies  weitaussehende  Werk  dahin  zu  unterbauen,  damit  wir 
dem  so  theuer  und  kostbarlich  erhaltenen  Landtagsrecess  gemäss  mit 
dergleichen  Anmuthung  und  Zusetzung  hinführo  verschonet  bleiben 
mögen". 

Jene  Schreiben  sind  zwar  beantwortet  worden,  aber  es  ist  zu  besor- 
gen, dass  die  Antworten  wenig  beachtet  werden.  Es  ist  daher  wünschens- 
werth,  dass  die  beiderseitigen  Landstände  durch  Deputirte  „wie  eher  wie 
lieber^'  in  Berathungen  treten. 


Joh.  Paul  Ludwig  an  Konrad  v.  Burgsdorf.     Dat.  Hamm 
14.  Dec.  1650.'   ß. 

[Die  Sache  mit  den  märkischen  Ständen  ist  verfahren.  Zum  Erhalten  der  Trup- 
pen und  Aufrechthalten  der  kurfürstlichen  und  Biirgsdorf's  Reputation  bedarf  es 
scharfer  Mittel.  Die  2000  Thlr,  für  den  Syndicus  haben  nur  verderblich  gewirkt. 
Die  Stände  verlassen  sich  auf  ihre  Union,     Eine  gewisse  Resolution  ist  nöthig.] 

14.  Dec.  „Was  auf  E.  Hochw.  eifriges  Zusprechen  und  allerhand  versuchte 

Mittel  die  Herren  Stände  sich  resolvirt  haben,  solches  werden  E.  Hochw. 
besorgbch  mit  Unwillen  und  Verdruss,  aus  beigefügtem  des  Herrn  Syn- 
dici  und  anderen,  so  mir  gestern  zukommen,  vernehmen.  Gleich  wie 
es  nun  mir  alle  Zeit  geahnet  und  ich  schon  für  einem  halben  Jahr 
unterthänigste  Erinnerung  gethan,  ob  man  der  Sache  ein  gut  Funda- 
ment setzen  und  in  Zeiten  eines  gewissen  mit  den  Herren  Ständen 
sich  vergleichen  wolle,  also  ist  es  erfolgt,  indem  nunmehr  die  Ochsen 
am  Berg  stehen,  und  weder  hinter  noch  für  sich  kommen  können.   Denn 


')  Vgl.  über  ihn  oben  p.  120. 
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sollen  S.  Cb.  D.  nunmehr  ex  abrupto  die  Compagnie  auf  einmal  in 
diesem  Lande  abdanken  (weil  sie  ganz  und  gar  nichts  mehr  ins  künftige 
geben  wollen,  und  sonst  kein  Mittel  fürhanden)  so  werden  S.  Ch.  D. 
so  wohl  als  auch  E.  Hochw.  nicht  eine  geringe  Disreputation  für  aller 
Welt,  sonderlich  bei  den  hessischen,  cölnischen,  paderborn-  und  mün- 
sterischen,  ja  Deren  selbst  eigenen  Ständen,  so  in  die  Faust  lachen 
werden,  dass  sie  auf  solche  Weise  gleich  damalen  zu  Lippstadt  an 
Tag  gebrochen  und  hiesige  Herren  Stände  mit  ihnen  verabredet  haben 
sollen,  ihren  Tanz  erreichet  haben.  Soll  nun  S.  Ch.  D.  par  force 
in  ihrer  Intention  sich  mainteniren,  da  ist  auch  zu  besorgen,  dass 
allerhand  gefährliche  Consequenzen  daraus  entspringen  werden.  Je- 
doch werden  S.  Ch.  D.  als  ein  grosser  Churfürst  ex  duobus  malis  mi- 
nus zu  eligiren  und  deren  Hoheit  und  Respect  zu  mainteniren,  auch 
gegen  Deren  widrige  Stände  Ihnen  und  deren  Land  insonderheit  gegen 
'i'Tcn  Willen  guts  zu  erweisen  wissen. 

Es  sind  Sachen  von  weitem  Ansehen  und  scheint,  dass  die  2000 
Thlr.  bei  dem  syudico  nicht  wohl  angelegt,  denn  diese  ihm  bei  den 
Herren  Ständen  wfHil  4000  Thlr.  acquirirt  haben,  indem  er  ihnen  sol- 
ches offenbaret,  welche  darüber  geklagt  und  ihm  grössere  Promessen 
gethan  haben  sollen.  Sie  blasen  alle  in  ein  Hörn,  und  wann  auch 
gleich  ein  Engel  vom  Himmel  käme,  würden  sie  doch  sich  nicht  ferner 
bewegen  lassen,  denn,  wie  mir  ein  vornehmer  Cavalier,  (so  mit  unter 
ihnen  gewesen  und  ihre  secreta  wohl  weiss)  versichert,  sie  auf  ihre  Union 
sich  verlassen,  darum  S.  Ch.  D.  mehr  Despect  als  Respect  haben  wer- 
den, wann  sie  dieserwegen  L  Exe.  Herrn  Statthalter  oder  Herrn  Hörn 
schicken,  denn,  wie  ich  gewiss  weiss,  werden  sie  nichts  erheben,  es 
muss  aus  einem  anderen  clave  das  Lied  genommen  werden,  um  S. 
Ch.  I).  churfürstl.  Reputation  und  Intention  zu  erbalten.  —  Unterdessen 
werden  S.  Ch.  D.  eine  gewisse  Resolution  fassen,  insonderheit  weil 
I.  Exe.  Herr  Freiherr  Sparr  itzo  in  der  Nähe  nämlich  zu  Li|)j)stadt 
igt,  was  bei  so  gestalten  Sachen  zu  thun.  E.  Hochw.  als  deren  Re- 
putation mit  hiebei  intercssirt,  werden  ohne  meine  Erinnerung  dieses 
Werk    schleunigst    zu    einer    kategorischen    Resolution    zu    befördern 


Johann  Paul  Ludwig  an  den  KuHursten.     Dat.  Hannn 
15.  Dec.  1G50.     f. 

i»rr  M«  ii<  T' lujtianjfir  lUr  Stünde,  Oottlitb  Ho  tu,  i;  iir  zu  It).  iJoc. 

LÜncii,   hnt  iiodi  iinimr  nicht  tVw  vm  ilim  vcrlanirtr  Stoucn  abge- 

legt.    Der  8tüiuk*  nrhunptiiiiL  <'  im  Jai:  Uiiteriialt  der  Trup- 
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peil  bewilligten  40,000  Thlr.  gezahlt  worden  seien,  ist  falsch;  sie  müssten 
denn  die  Monate  November  und  Deeember  1649  mitrechnen,  welche  Aus- 
legung ihrer  Bewilligung  der  Kurfürst  bekanntlich  entschieden  zurückge- 
wiesen habe.  Nach  genauer  Berechnung  alles  dessen,  was  seit  dem  1.  Ja- 
nuar an  Steuern  für  die  Truppen  gezahlt  worden  ist,  incl.  der  2000  Thlr., 
welche  die  Stände  behaupten  als  Vorschuss  auf  die  so  eben  bewilligten 
10,000  Thlr.  zur  Abdankung  zweier  Compagnien  im  März  gezahlt  zu  haben, 
restiren  noch  8770  Thlr.  von  den  pro  1650  bewilligten  40,000  Thlr.  Dass 
diese  Berechnung  richtig  ist,  wird  die  Rechnung  des  Hoen  nachweisen, 
und  muss  daher  die  sofortige  Ablegung  derselben ,  sowie  der  über  die  frü- 
heren hessischen  und  kaiserlichen  Contributionen  (über  700,000  Thlr.)  bei 
Strafe  der  Amtsentsetzung  ihm  auferlegt  werden.  „Es  ist  ein  böser  und 
schädlicher  Brauch  dieser  Orten  unter  den  verrechnenden  Dienern  eingeris- 
sen, obgleich  jedweder  alle  Tage  wissen  soll,  wie  seine  Rechnung  stehe, 
dass  er  solche  mit  Fleiss  obscur  macht,  und  auf  die  lange  Bank  spielt, 
also,  wie  die  Exempel  ausweisen,  solche  endlich  gar  ins  Stocken  gerathen 
und  also  confusio  confusionis  auch  böse  Consequentien  erfolgen  müssen". 
Die  zur  Abdankung  der  2  Compagnien  im  März  gezahlten  2000  Thlr.  sind 
von  den  schwedischen  Satisfactionsgeldern  genommen  und  an  den  40,000 
Thlr.  abgekürzt  worden;  sie  sind  daher  nicht  noch  einmal  von  den  jetzt 
bewilligten  10,000  Thlr.  abzuziehen.  Die  ausserdem  jetzt  bewilligten  5000 
Thlr.  werden  pro  November  und  Deeember  nicht  für  beide  Garnisonen, 
Hamm  und  Lippstadt,  reichen;  2074  Thlr.  mangeln.  Die  Stände  werden 
sicher  Nichts  mehr  bewilligen;  daher  noch  vor  Januar  andere  Anstalt  zur 
Verpflegung  der  Truppen  getroffen  werden  muss,  wenn  dieselben  nicht,  wie 
die  Stände  wünschen,  zu  grosser  Disreputation,  Gefahr  und  Schaden  des 
Kurfürsten  verlaufen  sollen.  Auch  ist  es  nöthig,  dass  die  einzelnen  Aus- 
gabeposten in  der  von  der  Ritterschaft  übergebenen  Rechnung  ihrer  Dispo- 
sitionskasse näher  specificirt  und  belegt  werden.  In  derselben  sind  500  Thlr. 
als  Donativ  für  den  hessischen  Commissär  v.  d.  Mals  bürg  aufgeführt,  die 
nach  dessen  Aussage  gar  nicht  gezahlt  worden  sind,  desgleichen  1000  Thlr. 
zweimal  in  Ausgabe  gebracht.  Auch  ist  es  doch  fraglich,  ob  die  Ritter- 
schaft das  Recht  habe,  monatlich  300  Thlr.  und  mehr  ohne  Consens  und 
Wissen  des  Kurfürsten  für  ihre  Kasse  von  den  Unterthanen  zu  erheben, 
und  davon  allerhand  unbenannte  und  unbekannte  Verehrungen  und  Zehrun- 
gen, meist  zum  Nachtheil  des  Kurfürsten,  zu  leisten,  während  die  Stände 
dem  Kurfürsten  das  Recht  absprechen,  auch  die  allergeringste  Steuer  ohne 
ihren  Consens  erheben  zu  lassen. 
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Johann  Paul  Ludwig  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Horde 
15.  Dec.  1650^).     B. 

[Die  öiuude  sind  nicht  mehr  mit  Güte  zum  Unterhalt  der  Truppen  zu  bewegen, 
verlassen  sich  auf  ihre  Unionen  und  das  Landesaufgebot;  schlägt  daher  zur  Füh- 
rung des  letzteren,  Anstellung  eines  Landeshauptmanns,  Publicatiou  eines  Patents, 
„harte''  Schreiben  an  die  Drosten,  Verlegung  der  Truppen  im  Lande  umher,  und 
sonstige  militärische  Vorbereitungen,  und  strenge  Prüfung  der  ständischen  Rech- 
nungen vor.    Weitere  Verbindungen  der  Stände.    Die  „Corruption"  des  Syndicus 

ist  nicht  räthlich.] 

„Dieweil  E.  Ch.  D.  Landstände  Dero  bewegliche  Schreiben  Erin-  15.  Dec. 
iKTungen  und  Zusprechen  zumal  nicht  gelten  lassen,  und  ganz  lieder- 
liche, kindische,  ja  fast  höhnische  rationcs  in  ihrer  Resolution  einge- 
führet,  auch  gebeten,  dass  E.  Ch.  D.  ihrer  mit  fernerer  Anmuthung 
verschonen  wollen ,  zudem ,  wann  auch  gleich  1.  Exe.  der  Herr  Statt- 
halter und  Herr  Horu  zu  ihnen  abgesandt  werden  sollten,  dennoch 
(wie  ich  von  gewisser  Hand  hab)  nichts  ausrichten,  und  also  E.  Ch.  D. 
an  Deren  hohen  churf  Autorität  um  so  viel  mehr  vernachtheilt  sein 
würden,  die  Zeit  aber  zumal  keine  langweilige  Consultation  oder  Um- 
schweif  (weil  der  Soldatesque  halber  summum  periculum  in  mora  ist) 
mehr  leiden  will,  —  so  wäre  dieses  mein  unmaassgeblicher,  doch  wohl- 
gemeinter, unterthäuigster  Vorschlag,  weil  ich  von  einer  gewissen  für- 
nehmen Person,  so  mit  und  unter  den  Ständen  ist,  für  gewiss  berichtet 
worden,  sie,  die  Stände,  fragten  nach  keiner  Bedrohung,  sie  hätten 
eine  Union  mit  anderen,  deren,  wie  auch  der  gemeinen  Landschaft 
mUsste  man  sich  auf  allen  Fall  gebrauchen.  Dieweil  die  Führer  des 
Ausschusses')  in  den  Aemtern,  Städten  und  Kirchspielen  von  den 
Drosten  dependiren,  itzo  auch  kein  Landeshauptmann,  gleich  in  der 
Grafschaft  Ravensberg  und  Fürstenthum  Minden,  in  dieser  Grafschaft 
ist,  BODdem  die  Drosten  als  Hauj)tleute  zu  commandiren  haben,  so 
wäre  nöthig,  dass  in  Eil  von  1.  Exe.  dem  Herrn  Statthalter,  oder  in 
deren  Abwesen  durch  die  Regierung  ein  qualilicirter  Landeshauptmann, 
der  im  Land  gesessen  und  bürtig,  in  E.  Ch.  D.  Namen  angenom* 
men  und  den  Führern  (damit  dieselben  unter  deren  Commando 
seien)  präseutirt,  ihnen  auch  Ordre  geben  würde,  dass  sie  von  E.  Ch. 
D.  und  Dero  Statthalter  allein,  und  von  sonst  niemand  mehr  depen- 
diren und  deren  Ordre  golcben  sollen  etc.  Auf  solche  Weise  ist  der 
osten  und  Stände  Intention  und  Hoffnung  gebrochen,  und  wird  ihnen 


j     1  '  i>  ,T   n     .  '•   III  •   I  ixii      I  nr«n     1  /  ii  <i   «>   |  v;      Ullir  i       «i<-  In     N  ii  im'  ii     J  i  >  1 1 

er  für  gt;lit>ime  MitthciluiiKon  brauchte,  ubguhun. 

')  Dm  militürisch«  Aufgebot  aller  Uulorthaueo  zur  LaudcBvtrlhcidiguug. 
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eine  Furcht  und  Nachdenken  machen,  darum  hiermit  bald  unter  dem 
Prätext  der  Landesdefension  zu  eilen. 

Vors  Zweite.  Weil  die  gemeinen  Unterthanen  und  Eingesessenen 
allzusehr  unter  dem  Zwang  der  Drosten  sein,  sie  mehr  fürchten,  re- 
spectiren  und  ehren  als  E.  Ch.  D.  Selbsten,  und  dann  sie  oftmalen  von 
E.  Ch.  D.  ihrer  gravaminum  Abhelfung  und  Rechnungsabhörung  gnä- 
digst vertröstet  worden ;  so  würde  das  Herz  solcher  Unterthanen  treff- 
lich gewonnen  und  sie  zu  guter  Resolution  bewogen  werden,  wann 
beigefügtes  Placat  gedruckt  (darin  alle  nöthige  Motiven  begriffen)  jed- 
wedem Richter  im  Original  nebst  anderen  vidimirten  zugesandt  und 
von  ihnen  publicirt  würde,  darum  solches  Placat  abzulesen,  nach  Be- 
findung zu  corrigiren,  sobald  in  Berlin  drucken  zu  lassen  und  mir  zu- 
zusenden, keine  Zeit  zu  sparen,  es  wird  den  Ständen  den  Compass  sehr 
verrücken  und  ein  grosses  operiren  und  gewinnen. 

Vors  Dritte.  Damit  die  Drosten,  welche  das  Dominat  ganz  in  Hän- 
den, furchtsam  und  irre  gemacht  würden,  könnten  ohnmaassgeblich 
E.  Ch.  D.  an  jedweden  Drosten  ein  hartes  Schreiben  abgehen  lassen, 
darin  ihm  verwiesen  würde,  nachdem  I.  Ch.  D.  zu  ihnen  als  verpflich- 
teten Dieneren  ein  sonderbares  gnädigstes  Vertrauen  gehabt,  sie  wür- 
den an  E.  Ch.  D.  Seiten  zu  Dero  guten  Intention  den  Mitständen  be- 
weglich zugesprochen,  auch  die  Unterthanen  zu  ihrem  selbst  eigenen 
Schutz  etwas  noch  eine  geringe  Zeit  herzugeben,  bewegt  haben,  so 
müssten  E.  Ch.  D.  aber  mit  sonderbarem  Missfallen  dafür  halten,  hätten 
auch  so  viel  Nachricht,  dass  einige  Drosten  mehr  gegen  als  für  E.  Ch. 

D.  seien,  auch  die  anderen  verleiten  thäten;  weil  Sie  dennoch  Dero 
gute  Intention  Gewissens  halber  fortzusetzen  resolvirt,  so  wollten  E. 
Ch.  D.  sie  gewarnet,  ihnen  auch  gnädigst  befohlen  haben,  dass  sie 
bei  Verlust  ihres  Dienstes  und  fernerer  Ungnade  sich  aller  Widrigkeit 
und  Verleitung  zumal  enthalten,  und  hingegen  die  Unterthanen  zur 
Contribuirung  eines  subsidii  anmahnen  und  antreiben  sollten,  sintemal 

E.  Ch.  D.  auf  dergleichen  ein  scharfes  Aug  zu  halten  fleissige  Ver- 
ordnung gethan  hätten. 

Vors  Vierte.  Damit  E.  Ch.  D.  mit  desto  mehrer  churf.  Autorität 
Dero  Zweck  zu  Werk  richten,  so  könnten  auch  die  hammische  und 
lippstädtische  Garnison  diejenigen  Compagnien,  so  märkisch,  als  des 
Obristwachtmeisters  Syberg  und  Neuhaus  gegen  einige  zu  Minden 
ausgewechselt  und  diesen  Ordre  gegeben  werden,  sich  so  bald  anhero 
zu  erheben,  da  dann  fürders  2  Compagnien  von  hier  und  1  Compagnie 
von  Lippstadt  auf  die  Häuser,  als  1  Compagnie  nach  Altena,  1  nach 
Blankenstein  und  1  Compagnie  nach  Horde  gelogiret  werden  könnten, 
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um  selbige  nicht  allein  auf  allen  Fall  zum  Zweck  oder  Furcht,  son- 
dern auch  zur  Execution,  da  nüthig,  zu  gebrauchen,  welche  dann  von 
Hamm,  Lippstadt,  Kavensberg  und  Minden  aus  allezeit  auf  Nothfall 
könnten  verstärkt  und  secundirt  werden.  Auf  diese  Weis,  und  da  durch 
den  Landhauptniaun  die  Unterthaneu,  wie  gemelt,  im  Zwang  gehalten 
werden,  ist  kein  Zweifel,  dass  sie  sich  gar  bald  zur  Herlangung  des 
ibsidii  schicken,  und  nicht  nöthig  sein  wird,  den  Ständen  derenthal- 
ben  ferner  gute  Worte  zu  geben,  oder  viele  Unkosten  und  Zeit  mit 
Disputiren  zuzubringen.  Wann  dieses  nichts  verfangen  wollte,  könn- 
ten noch  3  Compagnien  aus  Minden  und  100  Mann  aus  Öparenberg 
•mmandirt,  davon  200  Mann  nach  Unna  als  mitten  ins  Land  und  da 
die  Herren  Stände  zusammen  zu  kommen  pflegen,  100  Mann  nach 
Bockum  und  100  Mann  nach  Iserlohn  geleget  werden.  Weil  sich  die 
Städte  am  meisten  itzo  zu  Unna  widersetzt  haben  sollen,  und  weil 
zum  Hamm  wie  auch  zu  Lippstadt  der  Vorrath  sehr  schlecht,  mlisste 
aus  dem  Magazin  zu  Minden  1  Centner  Pulver,  10  Centner  Lunten 
und  4  Centner  Kugeln  mitgegeben  oder  übergeschickt  werden,  wie  dann 
auch  hierinnen  E.  Ch.  D.  Obercommandants  Freiherrn  zu  Sparr,  Au- 
torität und  Obercammando  zu  gebrauchen  wäre. 

Weil  auch  vors  FUnfte  die  L^nterthanen  wegen  so  oft  vertrösteter 
Kechnungsabhörung  sehr  seufzen,  die  Drosten  aber  und  andere  dabei 
iiiteressirte  Bedienten  solches  mit  Gewalt  aufhalten  und  verhindern, 
auch  die  Unterthanen  persuadirt,  dass  nichts  daraus  werden  sollte, 
als  würde  es  die  Unterthanen  über  alle  maasscn  aufnumtern  und  be- 
wegen, wann  E.  Ch.  D.  zugleich  an  die  zur  Kechnungsabhörung  ver- 
"idneten  Coranüssarien  einen  ernsten  Befehl  abgehen  Hessen,  so  bald 
solches  Werk  ohne  einigen  längeren  Aufschub  fortzusetzen,  und  ohne 
ümschweif  oder  dieser  Orten  gewöhnliche  böse  Processe  und  Dis- 
ptJte  schleunigst  zu  procediren.  Wenn  E.  Ch.  D.  diese  Sacb  recht 
durchleuchten  und  sich  erinnern,  was  bei  den  lippstädtischen  Tracta- 
ten  fUrgangen  und  was  damalcn  von  dem  Drosten  zu  Arnsberg  gesagt 
" orden,  so  werden  Sie  tinden,  dass  hierinnen  nicht  nur  mit  den  Jülich-, 
'Tg-  und  Clevischen  eine  Union  genuicht,  sondern  auch  Cölnischc, 
lilnstersche  und  Paderbornische  mit  unter  der  Deck  liegen;  auf  solche 
Weis  kann  der  Scopus  ohne  einige  Gewalt  wegen  Lippstadt  (so  allen 
ein  Dorn  im  Aug  ist)  erreicht  werden,  darum  eine  andere  Kesolutiou 
fasHt,  und  keine  Zeit  versäumt  sein  will.  Ob  der  Syndicus  die  Offe- 
rte 2(KM)  Thlr.  incritirt,  8<Midcrn  vielmehr  solche  ihm  bei  den  StAu- 
dcn  noch  ein  mehrers  zu  Wege  bracht,  und  er  di-sto  behutsamer  auf 
der  Stiiiidc   Selten    hält.     :ils    von   urtdu-ii    er    ein    ncsflcres    Uach    iUo 
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gestalten|Sachen  zu  gewarten,  solches  ist  leicht  zu  judiciren,  der  Effect 
thut  es  erweisen;  wie  dann  auf  solche  Weis  ohne  dass  kein  Gottes- 
segen bei  dergleichen  Corruptionen  sein  kann,  desswegen  das  Geld 
besser  anzulegen". 

Der  Kurfürst  an  die  Regierung.     Dat.  Cüstrin 
16/26.  Dec.  1650.     B. 

26.  Dec."  Die  Stände  befinden  sich  in  entschiedenem  Irrthum,  wenn  sie  behaup- 
ten, dass  mit  Ende  October  die  bewilligten  40,000  Thir.  erhoben  sind. 
Paul  Ludwig  ist  der  Ansicht,  dass  bei  dem  Empfänger  Hoen  noch  wohl 
8770  Thlr.  stecken.  Um  dahinter  zu  kommen,  soll  letzterer  sofort  eine 
Steuerrechnung  ablegen.  Die  von  den  Ständen  angebotenen  10,000  Thlr. 
sollen  acceptirt,  aber  kein  Abzug  geduldet  werden.  In  der  von  Ludwig 
übersandten  Rechnung  der  ständischen  Ritterkasse  haben  sich  verschiedene 
Defecte  vorgefunden;  es  soll  dieselbe  von  den  zur  Abnahme  der  Rechnun- 
gen committirten  Räthen  unter  Hinzuziehung  von  Ludwig  revidirt  und  cen- 
«    sirt  werden. 


Der  Kurfürst  an  Ludwig.    Dat.  Cüstrin  16/26.  Dec.  1650.   B. 

[Hofft,  dass  die  Stände  noch  freiwillg  die  weitere  Truppenverpfleguhg  überneh- 
men werden;    für  den  Nothfall   sind  Befehle   ertheilt.     Zum  Commandanten   von 
Hamm  ist  ein  Eingeborner  ernannt.] 

26.  Dec.  —  „Wollen  Uns  zu  den  Ständen  Unserer  Grafschaft  Mark  den- 

noch versehen,  dass  sie  endlich  mehr  und  mehr  in  sich  gehen,  ihre 
eigene  und  des  Landes  Wohlfahrt  besser  bedenken,  und  Unserem 
billigmässigen  Begehren  mit  Continuation  des  Unterhalts  noch  auf  ein 
Jahr  sich  gehorsamst  accommodiren  w^erden,  welches  von  ihnen  zu  er- 
halten, du  dir  nochmals  bei  aller  Occasion  möglichst  angelegen  sein 
lassen  wollest.  —  Sollten  auch  die  Stände  mit  ihrer  endlichen  Erklä- 
rung noch  länger  anstehen  oder  gar  so  bald  zu  keinem  Schluss  kom- 
men, so  haben  wir  nicht  allein  der  Interimsverpflegung  halber  an  den 
Oberstwachtmeister  Marwitz,  sondern  auch  an  den  Oberstwachtmei- 
ster Groende  zur  Lippstadt  ein  solch  Schreiben  ergehen  lassen^), 
welches  du  aber  aus  denen  darin  angeführten  Ursachen  im  höchsten 
Geheim  halten  wollest.  —  Wir  befinden  zwar  die  von  dir  aus  treuer 
Wohlmeinung  geschehene  unterthänigste  Erinnerung  von  grosser  Wich- 
tigkeit, werden  auch  dieselbe  wohl  zu  rechter  Zeit  zu  beobachten  wis- 
sen,  wollen  aber  erwarten,   weilen  Wir  an  Unsere  Stände  anderweit 


*)  Befehl,   die  Mittel  zum  Unterhalt  der  Truppen  im  Nothfall  zwangsweise 
zu  erheben. 
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gnädigst  geschrieben,  ihnen  auch  nunmehr  in  einem  und  anderen, 
sonderlich  aber  mit  Anstellung  eines  eiuländischen  Commandanten  zu 
Hamm  gnädigste  Satisfaction  gegeben  *),  sie  werden  sich  etwas  näher 
zum  Ziel  legen  und  Uns  in  Unserem  billigmässigen  Begehren  nicht 
aus  Händen  gehen". 

Der  Statthalter  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Haag  27.  Dec. 

1650.     B. 

Wegen  der  Tutel  ist  noch  keine  Verordnung  gemacht  und  will  die  alte  27.  Dec. 
Prinzessin  Wittwe  mit  Uebersenduug  aller  Schriften  über  Alles  berichten, 
'im  das  Recht  des  Kurfürsten  zu  beobachten,  dazu  er  mit  Gutfinden  der- 
•  Iben  contribuiret.  —  „In  summa  der  von  Heinvliet^)  wäre  gern  vor  eine 
Zeitlang  Prinz  von  Oranien,  habe  ihm  gestern  die  Meinung  gesagt,  recht- 
schaffen und  von  Halsbrechen  gesagt,  auch  dass  E.  Ch.  D.,  noch  I.  H., 
noch  das  Haus  Nassau  ihm  solche  Menöes  würden  gut  heissen.  Er  als  ein 
Lügner  excüsirte  auf  seine  Unschuld,  und  dass  die  Prinzess  Royale  Alles 
thun  Hesse  durch  Andere,  so  dass  über  diese  Materie  E.  Ch.  D.  ihn  nicht 
mehr  bemühen  dürfen".  Da  alle  Staaten  zusammen  sind,  bittet  er  noch  blei- 
ben zu  dürfen,  um  hier  mit  besserem  Kutzen  als  im  Clevischen  zu  dienen'). 


Joh.  Copes  an  Konrad  v.  Burgsdorf.    Dat.  27.  Dec.  1650.   B. 

Er  hat  der  alten  Prinzessin  von  Oranien  ßurgsd orf 's  Dienste,  Ehrer-  27.  Dec. 
bietung  und  Oblation  überbracht,  „die  dafür  Dank  saget,  und  lieb  zu  sein 
geantwortet,  dass  man  ihrer  noch  eingedenk  sei.  Ich  weiss  zwar  wohl,  dass 
mit  voriger  Post  hier  etwas,  was  vorgelaufen,  scharf  geschrieben,  will  aber 
hoffen,  es  mit  Gott  in  besserer  Positur  zu  stellen,  damit  I.  H.  den  zu  hoch 
gestellten  Eifer  wird  schwinden  lassen  und  ich  mit  Dero  Hülfe  das  übel 
Aufgenommene  wegnehme". 


';  Franz  v.  Ji  *»  tl  »•  1  sc  li  w  i  ug  zu  Ickeru  wurdo  zum  Coinniandaiiteu  von 
Hamm  ernannt. 

')  Johann  v.  Kerckhoven  Ilcrr  v.  Heemvliut,  llausintendant  der  jungen 
l'rincessin  von  Oranien,  war  ii(l)tM  L  11  <1  w  i -.,'■  v.  Xassau  Herr  v.  IJi- \  er  wtc  r  t 
llauptrathgeber  derselben. 

•)  An  demselben  Tage  Bclmii'i   n.  1   .  i.ni.Mni.i   ..ti   »\«»uiail  v.  !•  .n  ^ .-« m.i  1, 

itf  alte  I'rinzessin  von  Oranien  berichtet  in  der  Tutelsaclie:  „ich  arbeit  mit  aller 

".  wiewohl  ich  vernehmen  muss,  dasä  mir  ein  and(>reH  will  fülsch- 

•  M  wurden,    meine  Wurke  werden    ein  liesHerea   au^witiseu.     Alle 

Trovinzen  sind  zusamtiM'n,  iwt  noch  ein  wildes  Werk,  otliche  bi-muhen  sich,  dass 

lifse  Versammlung  fruchtlus   möge   ablaufen".     Der   Hheiugraf  berichtet,    das« 

0  Spanier  bis  anter  dorn  Canon   von  Maastricht  stehen;  —    der  Horxog  von 

ii  vorlaogt  von  Ravenstein  4()0C)  Pistolen,  droht  mit  Kxocutlou  und  Khi- 

';    die  Staaten  worden's  nicht  gestatten,    (lewalt  anwenden,   „spreche 

Lzt  diu  einzelnen  Staaten  ins  Particulior". 


^^g  IL    Der  Krieg  mit  Neuburg. 

Der  Kurfürst  an  die  Regierung.     Dat.   Cüstriu  21/31.  Dec. 

1650.     13. 

[Bei  der  Hartnäckigkeit  der  clevischen  Staude  sind  dieselben  zunächst  nicht 
wieder  zu  berufen.  Der  Statthalter  und  Hörn  sollen  die  märkischen  Stände 
nochmals  zur  weiteren  Truppenverpflegung  zu  bewegen  suchen.  Serviceermässi- 
gung in  Lippstadt.  Alle  Festungswerke  sollen  dort  bleiben.  Aufhebung  der  Aus- 
und  Durchfuhrzölle  in  Mark.] 

3L  Dec.  „Wir  müssen  dahin  stellen,  dass  die  clevischen  Stände  sich  noch- 

mals dergestalt  opinastriren  und  immerhin  auf  die  Beeidigung*  Unseres 
Statthalters,  ohne  deren  Erfolg  sie  durchaus  nicht  wieder  zu  erschei- 
nen gemeinet,  bestehen,  und  weil  ihr  dafür  haltet,  dass  zum  Fall  Wir 
Uns  wegen  obberührter  Beeidigung  per  speciale  rescriptum  nicht  ge- 
wierig  erklären  würden,  die  anderweite  Verschreibung  der  Stände  nicht 
allein  vergebUch,  sondern  Uns  auch  nicht  wenig  disreputirlich  sein 
würde,  so  wollet  ihr  mit  deren  Convocirung  noch  in  etwas  zurück 
halten,  und  wollen  Wir  euch  in  ganz  kurzem  deshalb  weitere  Befehle 
zukommen  lassen". 

Aus  dem.  Bericht  der  zu  den  märkischen  Ständen  gesandten  Commis- 
säre  habe  er  ersehen,  dass  dieselbe  noch  immer  nicht  nur  die  Coutinua- 
tion  der  Truppenunterhaltung,  sondern  auch  die  Zahlung  der  pro  November 
und  December  noch  schuldigen  8 — 9000  Thlr.  verweigerten;  mit  den  ange- 
botenen 5000  Thlr.  könne  er  sich  nicht  abfinden  lassen.  Der  Statthalter 
und  Hörn  sollten  sich  sofort  persönlich  nach  der  Mark  begeben  und  einen 
anderweitigen  Beschluss  der  Stände  erwirken.  Die  Serviceansprüche  der 
lippstadter  Garnison  sollten  ermässigt,  und  die  Erhebung  der  Zölle  auf  aus- 
und  durchgehende  Waaren,  wodurch  der  Bürgerschaft  gleichsam  ihre  Nah- 
rung entzogen  und  der  Handel  anderwärts  hingezogen  w^ürde,  im  ganzen 
Lande  sofort  eingestellt  werden.  Dagegen  wäre  die  von  den  dortigen  Bür- 
gern nachgesuchte  Schleifung  der  Contreescarpen  „gar  nicht  itzo  de  tem- 
pore''. 


Horn  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Cleve  4.  Jan.   1651.     B. 

1651.  Die  junge  Prinzessin  von  Oranien  hält  stark  um  die  Curatel  ihres  Soh- 

4.  Jan.  nes  bei  den  Staaten  an;  daher  ist  zu  überlegen,  ob  dieselbe  nicht  vom  Kur- 
fürsten zuzulassen,  zumal  Holland  ihr  geneigt,  und  der  Kurfürst,  wenn  er 
dieser  Provinz  widerspreche,  leicht  sich  deren  Unwillen  zuziehen  und  selbst 
aus  der  Vormundschaft  fern  gehalten  werden  könne;  auch  dürfte  sich  nicht 
nur  der  König  von  England,  sondern  auch  Frankreich  der  Prinzess  royale 
annehmen.  Uebrigens  geht  aus  den  Schreiben  vom  Statthalter  undCopes 
hervor,  dass  die  alte  Prinzessin  Mutter  nicht  w^ünsche,  dass  er  oder  die 
clevischen  Regierungsräthe  sich  irgendwie  in  die  Curatelsachen  einmischen 
und  Copes  Verhaltungsbefehle  oder  Rathschläge  ertheilen;  ist  sich  nicht 
bewusst,  dass  dieselbe  Ursache  habe,  „einige  ungnädige  Diffidenz  in  seine 
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Person  zu  setzen".  Uebrigens  habe  ja  auch  der  Kurfürst  bereits  anGopes 
Befehl  ertheilt,  seiner  Schwiegermutter  wider  die  Priuzess  royale  zu  assisti- 
ren, und  liämen  seine  Rathschläge  und  Bedenken  also  zu  spät.  Zu  der 
Abreise  Weiraann's  und  Isinck's  nach  dein  Haag  hat  er  nicht  gerathen, 
zumal  sie  in  Cleve  nicht  entbehrlich  sind.  —  Die  Spanier  und  Lothringer  wer- 
ben und  rüsten  stark.  Im  spanischen  Geldern  liegen  sehr  viele  Truppen,  und 
s  wird  nöthig  sein,  in  Brüssel  sich  vor  etwaigen  Belästigungen  durch  die- 
ilben  zu  sichern.  —  Er  wünscht  die  Domainen Verpachtungen  in  Cleve  erst 
zu  beendigen,  bevor  er  nach  der  Mark  geht,  und  hat  desshalb  an  die  dor- 
tigen Stände  geschrieben,  und  sie  zur  Fortdauer  der  Truppenverpflegung 
ermahnt.  Er  wünscht,  dass  der  Feldzeugmeister  Sparr,  der  vor  einigen 
Tagen  durch  Cleve  nach  Holland  gereist  ist,  ihm  bei  der  Besichtigung  der 
Bergwerke  und  Flüsse  in  der  Grafschaft  Mark,  ^da  er  dies  Werk  aus  dem 
Grund  versteht'',  assistire. 

Horn  an  Burgsdorf.     Dat.  Cleve  11.  Jan.   1651.     B. 

[Fürchtet,  wie  er,  ohne  Nachgiebigkeit  Opposition  der  Stände  aller  Länder.    Die 

(liest'sche  Sache.     Die  Stände  werden   ohne'  des  Statthalters  Vereidigung  nichts 

j-t'ben,  bei  ihren  ünirten  Assistenz  haben;  alle  Mühe  und  Kosten  der  Landtags- 

rhundlungen  sei  vergeblich.  Grosse  Veränderungen  am  Hofe.    Horn's  Besoldung. 

Verläumdungen  wider  Burgsdorf.     Die  pomniernsche  Sache.] 

„Besorge  nicht  allein  die  von  E.H.  gemelte  Inconvenientien,  son-  ii.Jan. 
(lern  annoch  danebens,  dass  neben  denen  in  der  Chur-Brandenburg  es 
gleichfalls   die  Stände  in  anderen  Landen  dahin  deuten  werden,    ob 
wollten  S.  Ch.  D.  ihnen  ihre  privilegia  nicht  gönnen". 

Die   dies t' sehen  Acten   schickt   er  zurück,    nur  Weimann   habe   sie 

iiigeseheu.     Hätte  ^der  gelehrte  und  vornehme  Mann,   der  v.  d.  Knese- 

fck",    die  Acten  in  Cleve  eingesehen,    so  würde  er   mit   ihm   daraus  ge- 

«•hlossen  haben,  dass,  weil  Die  st  nicht  ex  officio,  sondern  ad  instantium  und 

l»ericulura  seiner  Gegner  zur  Haft  gebracht  sei,  er,  nachdem  ihm  von  den  Com- 

missären  aufgegeben,  ex  carcere  zu  antworten,  bis  zum  ergangenen  Urtheil 

nicht  daraus  entlassen  werden   durfte,   und   billig   wieder  hätte    incarcerirt 

werden  müssen').     Habe  seinen  Widersachern  gerathen,   nur  in  der  Sache 

wie  bisher  fortzufahren;  es  ist  sehr  übel,  dass  Weimann  und   fsinck  jetzt 

II  Haag  nind,  ^als  worüber  auch  die  Räthe  sehr  doliren''. 

„Von  den  Ständen  wird,  wie  ich  sorge,  grosse  doleancc  gefUhret 
Acnlcn,  welche  let/tere  denn  auch  wegen  verweigerter  des  Herrn 
tatthalters  P^idesleistung  sehr  schwierig  sein  und  sich  zu  Nichts,  was 
II  ihrer  Seite  im  Landtagsabschiode  versprochen  ist,  gehalten  oder 
•  rbunden  achten.  Und  also  viele  Tonnen  Goldes  Unkosten,  so  darum 
erzelirct  sein,  vergebens,  vorige  unser  aller  sowohl  als  zum  Thcil 
iiieino  jetzigen  Bemühungen,  wobei  ich  mein  Gesichte  ncbeu  anderen 
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Leibeskräften  verloren  und  zugesetzt  habe,  vergeblich  angewandt  sein 
werden,  denn  ohne  Zutbat  der  Landstände  alle  Schulden  nicht  bezahlt 
werden  können,  zugeschweigen  was  die  jülichschen  und  bergischen 
Stände  daraus  lesen,  und  dass  auch  die  märkischen  desshalben  bei 
ihrer  Verweigerung  wegen  Continuation  der  Contributionen  von  gemelten 
ihren  Unirten  Assistenz  und  Rticklehnung  leichtlich  haben  möchten. 
Wenn  sie  gleich  sothane  contributiones  annoch  auf  ein  halbes  Jahr 
continuireten ,  so  wird  doch  solches  nur  eine  geringe  Rast  und  Ruh 
sein,  und  da  doch  die  Besatzungen  länger  beibehalten  bleiben  sollten, 
das  Werk  auf  den  Fuss  der  Kreisverfassung  genommen  und  gesetzt 
werden  müssen". 

Der  cölnische  geheime  Rath  Lützerath')  hat  dazu  Anleitung  gegeben; 
Cöln  und  andere  Reichsstände  wollen  auch  den  Staaten  eine  Allianz 
offeriren. 

„Die  beiden  Prinzessinnen  werden  in  der  Curatelsache  hart  an- 
einander kommen,  die  Herren  holländischen  Staaten  auch  solches  gerne 
sehen  und  die  jüngere  wegen  beschehener  Submission,  wo  nicht  öffent- 
lich,^doch  unter  der  Hand,  favorisiren,  Gott  gebe,  dass  Unser  gnädigster 
Herr  angefangener  Maassen  nicht  darüber  in  Unlasten  und  Widerwillen 
mit  Engeland  und  Frankreich  gerathe.  E.  Hochw.  schreiben,  dass 
Sie  mich  gern  sprechen  möchten  und  in  vielen  grosse  Veränderungen 
vorgegangen.  Dieser  Veränderungen  Effecten  verspüre  ich  leider  wohl, 
fürchte  aber,  sie  werden  nicht  zu  Nutzen,  sondern  Nachtheil  gerei- 
chen und  trage  wohl  ein  sehnliches  Verlangen,  mich  mit  E.  Hochw. 
bald  zu  besprechen". 

Wünscht  100  Thlr.  Besoldung  monatlich  zu  erhalten;  habe  den  Kur- 
fürsten auch  viele  Tausende  in  Cleve-Mark  durch  Erhöhung  der  Zolllicen- 
ten  und  andere  Mehreinnahmen  erworben.  Beklagt,  dass  es  mit  dem 
Herrenmeisterthum  so  schlecht  gehe;  will  wegen  der  gegen  Burgsdorf 
ausgesprengten  Verläumdungen  Erkundigungen  einziehen.  —  Hat  dem  Kur- 
fürsten gerathen,  wenn  Schweden  die  Einräumung  der  nicht  streitigen  Orte 
gegen  Aussetzung  der  Grenz-  und  Licentstreitigkeiten  einräumen  wolle, 
darauf  einzugehen;  der  Kurfürst  scheint  dagegen  zu  sein. 

Horn  an  den  Kurfürsten.     Dat.   Cleve  18.  Jan.   1651.     B. 

18.  Jan.  Lützerath  hat  ihm  gemeldet,  dass  Cöln  zu  einer  näheren  Allianz  mit 

dem  Kurfürsten  sehr  geneigt  sei;  desgleichen  hat  Chur-Mainz  Sparr  wis- 
sen lassen,  es  wünsche  eine  Allianz  mit  dem  Kurfürsten  zu  einem  Defen- 
sionswerk  in  dem  rheinischen  und  in  dem  westfälischen  Kreise.  „Wenn 
ich  nun  bedenke,   wie  grosse  Difficultäten  E.  Ch.  D.  von  den  Ständen  der 


*)  Adolf  V.  Lützerath  zu  Clarenbeck  war  Mitglied  der  clev.  Ritterschaft. 
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Grafschaft  Mark  im  ferneren  Unterhalt  der  Garnisonen  gemacht  werden, 
auch  bekennen  muss,  es  würde  Unrecht  sein,  ja  gemelten  Ständen  beschwer- 
lich fallen  wollte,  wenn  diese  immerfort,  ohne  Zuthun  der  clevischen,  die 
Last  allein  tragen  sollten,  so  gedeucht  mir,  jedoch  ohne  Maassgebong, 
E.  Ch.  D.  würden  nicht  besser  thun  können,  als  dass  Sie  auch  an  Ihrem  Ort 
>othane  Verfassung  und  zwar  vorerst  nach  voriger  Manier  zwischen  E.Ch.D. 
und  Chur-Cöln  eingingen*),  Münster  und  Paderborn  inclinirt  dazu.  Dann 
müssten  des  Kurfürsten  sämratliche  Stände  dazu  contribuiren  und  so  die 
Garnisonen  unterhalten.  So  würden  alle,  die  dem  Friedensschluss  zuwider, 
lem  Kurfürsten  das  Seinige  vorenthielten,  eingeschüchtert  werden.  Eine 
olche  Allianz  ist  nicht  gegen  die  Reichssatzungen,  sondern  zu  deren  Con- 
ervation  und  der  „von  den  Schweden  selbst  beliebten  Garantie  derselben". 
Der  Krieg  zwischen  Frankreich  und  Spanien  und  die  von  den  Lothringern 
drohende  Gefahr  gibt  Grund  genug,  sich  zu  schützen;  er  könne  mit  Cöln, 
Sparr  mit  Mainz  die  Verhandlungen  betreiben^).  Lützerath  ist  im  Haag, 
aber  nicht  wegen  einer  Allianz,  dazu  inclinirt  Cöln  nicht;  er  hat  sich  Hörn 
^zur  Communication  erboten",  versichert  seines  Herrn  Respect  vor  dem 
Kurfürsten;  derselbe  wünsche  eine  Beruhigung  des  Reichs  ohne  Rücksicht 
Ulf  fremde  Potentaten.  Warnt  in  der  pommernschen  Sache  vor  dem  Kai- 
cr,   Schweden   würde   sich  wohl   in   der  Licenten-  und  Grenzfrage  geben 


Horii  an  Burgsdorf.     Dat.  Cleve  18.  Jan.   1G51.     ]]. 

Die  junge  Prinzessin  von  Oranien  hat  der  alten  grossen  Vortheil  ab-  18.  Jan. 
gewonnen;  ob  dies  durch  Weimann  und  Isinck  zu  redressiren,  wird  sich 
/.(•igen;  glaubt,  dass  die  erstere  keineswegs  von  der  Tutel  ausgeschlossen 
werden  könne.  Reck  zu  Witten  und  Wittenhorst  zu  Sonsfeld  haben 
bereits  ganz  nach  den  Befehlen  der  alten  Prinzessin  gehandelt;  letztere 
oll  nämlich  nicht  ungern  sehen,  wenn  auch  Graf  Moritz  von  Nassau  mit 
lir  und  dem  Kurfürsten  die  Curatel  erhalte;  das  würde  doch  wegen  der 
.1118  dem  Testament  des  alten  Prinzen  herzuleitenden  Ansprüche  des  Hauses 
Na.ssaü  sehr  gefährlich  sein.  Er  bittet  seine*  Vorschläge,  betreffend  die 
Stände-  und  Kreisverfassung,  zu  unterstützen;  wenn  die  Stände  nicht  zur 
Einhaltung  der  Schuldentilgung  geneigt  gemacht  werden,  dürften  selbst 
die  Atnt.skanimerräthe  die  Hund  abziehen.  Der  Statthalter  kümmert  sich 
bereitH  gar  nicht  um  den  Kammeretat,  schickt  nur  des  Kurfürsten  Befehle, 
Aorin  der  Kammer  und  dem  Landrentmeister  befohlen  wird,  bald  Diesem, 
i«!ild  Jenem  etwas  zu  zahlen;  bei  derartigem  Verfahren  helfen  alle  In- 
fructioncn,  Ordnungen  und  Verfassungen  nicht;  unmöglich  können  die 
schulden  abgezahlt  werden,  wenn  nicht  die  den  Gläubigern  und  treuen 
Dienern  ^vom  Maul  hinweggerissenen  Begnadigungen  in  etwas  beschnitten^ 

•)  Seit  Januar   Ki.V)  wan-n  Allianzvorhandlungtui    mit   Kurfürst  Fordinond 

VOM  ("oln  güpflogen,  bald  abor  wiech-r  abgebnxheu.    Vgl.  Urk.  u.  Arteuut.  IV  j».  SU. 

'  äparr  war  im  Winter  KifjO  bei  dem  Kurfüriiten  vun  Mains  gowuteo.    Vgl. 

V.  .\1  urner  märkische  Kriegsuber«ten  p.  IHn        i"  f    wo  dicMus  Schreiben  bereit« 

niitgutlieilt  ist 
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uud  wenigstens  zuerst  jene  und  die  rückständigen  Hofhaltungskosten  be- 
zahlt werden.  „Je  eher,  je  lieber  möchte  nach  Berlin  gehen,  und  zwar  mit 
Weimann,  um  zu  berichten,  das  muss  aber  noch  geheim  bleiben".  Graf 
Moritz  schreibt,  dass  die  alte  Prinzessin  auch  Hörn  im  Haag  gewünscht, 
aber  doch  gemeint  habe,  er  würde  nicht  abkommen  können;  „aber  mir  wohl 
bewusst,  dass  es  nur  verba  honoris,  sehe  mich  auch  mit  der  Gnade  gerne 
verschont".  Bezüglich  der  gegen  Burgsdorf  verbreiteten  Anschuldigun- 
gen, von  denen  ihm  auch  Graf  Moritz  geschrieben  habe,  möchte  er  nur 
offen  auf  Angabe  der  Personen,  durch  welche  solche  gemacht  würden, 
dringen. 

29.  Jan.  Unter  diesem  Schreiben  steht  von  Kon r ad  v.  Burgsdorf' s  eigener 

Hand:  „dies  Schreiben  29.  Jan.  öffentlich  im  Beisein  S.  Ch.  D.,  des  P  uttlitz. 
Loben  und  Schwerin  verlesen.  S.  Ch.  D.  haben  sich  aber  nicht  näher 
darauf  erklären  wollen,  und  wird  sich  bei  dem  Archiv  finden,  was  der  Herr 
Hörn  darauf  für  eine  Antwort  bekommen.  Es  ist  auch  zugleich  des  Herrn 
Hörn  andere  Relation  öffentlich  verlesen,  die  er  nicht  mit  eigener  Hand 
geschrieben,  sondern  nur  unterschrieben,  darauf  auch  Von  S.  Ch.  D.  geant- 
wortet. Der  Punkt  aber  wegen  des  Herrn  Statthalters  Eides- 
leistung ist  vorbeigangen,  indem  S.  Ch.  D.  expresse  die  Wort 
herausgossen:  Sie  wolltens  nimmer  zugeben,  viellieber  sehen, 
dass  das  Werk  der  Teufel  holen  möchte.  Darauf  ich  als  ein  ver- 
pflichteter treuer  Diener  geantwortet:  Das  stände  bei  S.  Ch.  D.,  die  Stände 
wollten  dann  aber  auch  nicht  halten,  was  sie  wegen  der  alten  Schulden 
auf  sich  genommen,  zu  bezahlen.  Dabei  habe  ich  dieses  angezogen,  dass 
die  Stände  zum  öfteren  vorbringen  lassen,  dass  sie  sich  noch  zur  Zeit  mit 
keinem  Eide  an  S.  Ch.  D.  verwandt  gemacht  hätten,  sondern  nur  mit  einem 
Handschlage.  Es  ist  aber  diese  meine  Rede  fast  von  S.  Ch.  D.  übel  auf- 
genommen worden,  als  wenn  es  nicht  sollte  geschehen  sein,  da  doch  Gott 
zuvörderst  und  den  dabei  seienden  Räthen  ein  besseres  bekannt,  auch  diese 
Sache  noch  zuletzt  in  Wesel  bei  S.  Ch.  D.  Anwesenheit  vorgangen.  Es  ist 
wohl  zum  Erbarmen,  dass  S.  Ch.  D.  von  theils  bösen  Leuten  auf  derglei- 
chen böse  Dinge  verleitet  werden  und  zu  Ihrem  grössten  Schaden  sich  also 
leiten  lassen  und  anderen  ehrlichen  alten  Dienern  gleichsam  nicht  Gehör 
geben  wird.  Der  grosse  Gott  bessere  es  und  thue  S.  Ch.  D.  die  Augen 
auf,  auf  dass  Sie  dem  vorstehenden  Unglück  entfliehen  mögen.  Amen 
amen".  —  Ebenso  charakteristisch  für  die  Situation  am  kurf.  Hofe  und  die 
sich  vorbereitenden  Ereignisse  ist  eine  zweite  eigenhändige  Aufzeichnung 
Burgsdorf's  vom  15.  Januar  unter  einem  Protokoll,  wonach  er  dem  Kur- 
fürsten ein  Project  Oxenstirn's,  Pommern  betreffend,  vom  2.  Mai  1635 
vorlegte;  dieser  es  aber  mit  der  Aeusserung:  „die  Sach  war  in  ein  ander 
Statt  kommen",  zurückweist:  „Ich  hab  nun  in  vielen  Dingen  mein  Gewissen, 
Gottlob,  gerettet,  S.  Ch.  D.  werden  vielleicht  durch  andere  verleitet,  Sie 
habens  auch  vor  diesem  Selber  wohl  selbsten  zu  mir  zum  öfteren  gesagt. 
Anitzo'aber  bleibet  alles  fast  liegen  und  hören  nicht  gerne  von  Schwierig- 
keiten. Also  stehet  zu  befürchten,  Gott  der  Herr  wird  hierin  bald  ein  Ein- 
sehen   haben,     vornehmlich   aber    die    bösen    Leute    strafen,    die 
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S.  Ch.  D.  suchen  nach  dem  Mund  zu  reden;  ja  auf  andere  Häuser 
und  Grössen  mehr  ihr  Absehen  haben,  als  auf  S.  Ch.  D.  und 
Dero  löblichem  Hause;  und  nun  suchen,  einen  ehrlichen,  ja  ältesten 
treuen  Diener  in  Ungnade  und  Schimpf  zu  bringen.  Der  grosse  Gott  be- 
wahre doch  seinen  Gesalbten  und  eröffne  Dera^^elbeu  doch  Seine  Augen, 
Mm  dass  Er  sehen  mag,  wie  gar  schlecht  und  gering  F]r  auch  von 
■inen  Allernächsten  gehalten  und  tractiret  wird.  Das  mir  auch 
öO  sehr  zu  Herzen  gehet  und  darum  grämen  thue,  ja  verursachet  auch 
grösstentheiis  meine  Schwachheit.  Gott  bessere  es  — •  S.  Ch.  D.  ist  alles 
besser  bekannt,  als  mich  selbsten,  darum  will  ich  auch  schweigen  bis  zur 
•  ehten  Zeit.  —  Dixi". 


Horn  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Cleve  7.  Febr.  1651.     B. 

Nur  durch  Wiedereinlösung  der  seit  1609   zum  Theil  für  die  unbedeu-  7.  Febr. 
tendsteii  Darleihen  verpfändeten   besten  Domainen   und    die  Rückerstattung 
vieler  verschenkten   oder  verschleuderten  Güter  können  die  seit  1609  con- 
riahirten  Schulden  getilgt  werden.    Den  Pfaudinhabern  darf  nicht  mehr  als 
6  Procent  des  Darlehns,   der  fernere  Pfandbesitz   nur  gegen  Pachtzahlung 
gelassen  werden;    geschieht  dies    nicht,    so  werden   die  Stände   auch  nicht 
die  Steuern  zur  Tilgung  der  alten  Schulden  leisten  wollen,   und   die  frem- 
den Gläubiger,  namentlich  die  in  Holland,   sieb   durch  Processe  oder  gar 
Gewalt   schliesslich    in    den  Besitz    der  Domainen    setzen.     Durch  Verkauf 
resp.  Ablösung   einer  Menge   von   kleinen  Zinsen    von   unbedeutenden  halb 
verdunkelten  Domainenparcellen,  und  \erpaehtung  oder  Ablösung  der  dem 
iirlürsten  von  den  Bauern   zu  leistenden  Hand-,   Spann-  und  Holdienste 
Jasst  sich  Geld    zur  Einlöse  der  Pfandschaften   herbeiscliaff'en.  —   Die   zur 
N'isitatUjri  der  Domainen    ausgesandten  Käthe   haben    nur  wenige  derselben 
II    verpachten   können,    da  die  Niederungen   unter  Wasser  stehen,    sich 
iiiich   nur   wenige   neue  Pächter  wegen  des   von   der  Nässe  in  den  letzten 
Jahren  verursachten  grossen  Schadens  einlinden;  dies  ist  um  so  schlimmer, 
weil  viele  der  jetzigen  Pächter,    wenn   sie  nicht   am   1.  Mai  d.  J.  gekündigt 
w'-rdeii  können,  noch  3  —  6  Jahre  in  der  bisherigen  geringen  Pacht  gelas- 
11  werden  müsfieu.     Der  Schaden,   den   die  Kheinüberschwenimungen   an- 
gerichti't   haben,    ist   gross;    niimentlich    sind   die  Deiche    an  vielen  Stellen 
völlig  zerhtört,  »o  dass  die  kurf.  Domainen  allein  wohl  an  20,000  Thlr.  zu 
Ihrer  Wiederherstellung  werden   beischiessen  müssen,   die   übrigen  Besitzer 
rcsp.  Pächter   aber   die  Deichlasten   nicht   mehr  aufbringen    können;    daher 
denn  auch  einsichtige  und  sachverständige  Eingeborne   längst  genilhen  ha- 
ben, daKN  die  Winterdeiche,  deren  hunderttausende  betragende  Erhaltungs- 
l:.mtcn  grösser  nU  ihr  Nutzen  ist,  eingehen  und  die  Sonunerdeiche  allein  be- 
ben  bleiben    möchten.     Alle   diese  Finanzreforuien    und   Verbesserungen 
erfordern  aber  Zeit;    daher  es  geratlien  sein  möchte,    ihn   noch  einige  Zeit 
in  ('levc-Mark   zu   lassen;   im  Fall  er  jedoch   das  Land   verlassen   müsse, 
einen  anderen   geheimen   Rath  zur   Fortsetzung  des   Beg<»nnenen,   den   er 
▼orher  zu  iiistruiren  wünsclit,  dem  Statthalt<*r  beizugeben.     Alle  diese  An- 
Mtrengungen  werden  indessen  keinen   ICrIolg  haben,    wenn  die  Stande  nicht 
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wegen  der  Eidesleistung  des  Statthalters  und  sonsten  „contentirt",  und  die 
Streitigkeiten  zwischen  clevischer  Ritterschaft  und  Städten  bezüglich  der 
Jurisdictionen  nicht  durch  kurf.  Commissäre  (wozu  er,  ausser  dem  Statt- 
halter, Weimann  und  den  jungen  Blas  peil  empfiehlt)  gütlich  beigelegt 
werden.  Ohne  dem  wird  der  Kurfürst  sich  „keiner  Assistenz  der  Stände 
zur  Abtragung  der  alten  Schulden  zu  erfreuen  und  also  wohl  nimmermehr 
der  Domainen  zu  geniessen  haben".  Die  märkischen  Stände  sind  noch  bei- 
sammen und  haben  sich  auf  Hei  den' s  Proposition  noch  nicht  erklärt.  Von 
den  Absichten  der  im  Stifte  Lüttich  liegenden  lothringischen  und  türenne'- 
schen  Truppen  kommen  beunruhigende  Nachrichten  ein;  vielleicht  lassen  sich 
die  märkischen  Stände  durch  die  drohende  Gefahr  zur  Bewilligung  der 
Truppenverpflegung  bewegen;  jedenfalls  wird  es  nöthig  sein,  einen  der 
Räthe  nach  Brüssel  zu  schicken,  „um  der  Sache  vorzubauen".  Nochmals*) 
bittet  er  den  Kurfürsten,  „mit  den  Ständen  nicht  zu  brechen";  er  möge 
Burgsdorf  schicken,  der  würde  sie  zur  Steuerleistung  bewegen;  mit  ihrer 
Hilfe  sind  die  Domainen  in  10 — 12  Jahren  schuldenfrei  „und  damit  ist  mehr 
als  eine  neue  Provinz  gewonnen".  Ob  es  vortheilhaft  ist,  in  diesem  Moment 
die  niederländische  Allianz  zu  betreiben,  ist  sehr  fraglich;  besser  dürfte  es 
sein,  sich  mit  den  Staaten  bei  den  schwankenden  Zuständen  daselbst  nicht 
näher  einzulassen;  im  Reich  sind  genug  Verbindungen  und  Sicherheiten 
zu  finden,  so  in  der  Allianz  mit  Cöln  und  anderen  im  westfälischen  Kreise. 
Der  K,urfürst  möge  ihm  wissen  lassen,  wie  er  „über  einen  gütlichen  Ver- 
gleich mit  Sachsen  und  gutes  Vertrauen  mit  Spanien"  denke. 


Die  Regierung  an  die  clevischen  Stände.     Dat.  Cleve 

13.  Febr.  1651.     R. 

13.  Febr.  Schon  vor  einiger  Zeit  habe   sie    einigen  clevischen  Ständedeputirten 

über  die  besorgliche  Annäherung  der  lothring'schen  Truppen  Mittheilung 
gemacht;  es  sei  dringend  nöthig,  dass  Vorsichtsmaassregeln  gegen  einen 
Einfall  derselben  ins  Clevische  ergriffen  werden,  zumal  der  Kurfürst  von 
Cöln  sich  mit  ihnen  wegen  der  verlangten  Einlagerung  im  Stifte  Lüttich 
gütlich  abgefunden  ,  und  bereits  ein  Regiment  in  dem  Stift  Cöln  und  eins 
in  das  Herzogthum  Jülich  eingerückt  sei,  auch  nach  sicherer  Nachricht  im 
spanischen  Geldern  sich  einquartieren  wollten.  Sollte  es  nun  diesen  Län- 
dern gleichfalls  gelingen,  den  Herzog  von  Lothringen  und  seine  Generale 
durch  Abfindung  in  Geld  von  ihrem  Vorhaben  abzubringen;  so  wäre  eine 
Einlagerung  ihrer  Truppen  im  Clevischen  um  so  mehr  zu  befürchten,  als 
jene  bereits  offen  in  Brüssel  geäussert  hätten,  dass  ihnen  für  ihre  Schonung 
des  clevischen  Landes  bisher  noch  nicht  die  geringste  Erkenntlichkeit  er- 
stattet worden  wäre. 


*)  Von  hier  ab  eigenhändig. 
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Otto  Christoph  v.  Sparr ')  an  den  Kurfürsten.    Dat.  Lippstadt 
22.  Febr.  1651.     B. 

[Die  märkischen  Stände  wollen  Nichts  mehr  für  die  Truppen  bewilligen.     Ihre 
Gründe  dazu.     Daher  zur  Erhaltung  derselben  ein  anderes  Mittel  nöthig.] 

„E.  Ch.  D.  gnädigstes  Aiihvortschreiben  vom  6.  dieses  habe  mit  22.  Febr. 
unterthänigster  Reverenz  erbrochen,  und  dass  Dieselben  Dero  gnä- 
digste Resolution  über  mein  jüngstes  unterthänigstes  Memoriale  bis 
dahin,  dass  man  ersehe,  was  die  hiesigen  Landstände  wegen  Conti- 
nuation  des  Unterhalts  Dero  Soldatesca  sich  in  Unterthänigkeit  resol- 
viren  werden,  suspendiren  und  darauf  alles  anstehen  lassen  wollen, 
mit  mehrerem  gehorsamst  ersehen. 

Wiewohl  nun  ich  selbsten  mir  anders  nicht  einbilden  können,  es 
würden  die  Herren  Stände  zur  Contestirung  ihrer  schuldigsten  Devo- 
tion noch  in  etwas  und  zum  wenigsten  die  von  ihnen  noch  auf  ein 
Jahr  gnädigst  gesonnene  40,000  Thlr.  verwilligt  haben,  so  ist  jedoch 
wider  alles  Vermuthen,  nicht  ohne  dass  sie  zwar  jüngster  Tage  4/14. 
dieses  eine  Beisammenkunft  gehalten,  darauf  aber  anders  nichts  ge- 
schlossen, als  dass  sie  zur  Unterhaltung  hiesiger  Soldatesque  nicht 
das  geringste  länger  beitragen  lassen  wollen,  inmaassen  ich  dann 
nicht  zweifle,  E.  Ch.  D.  Dero  hinterlassener  Commissarius  Paul 
Ludwig  darob  und  dessen  Ursachen  alle  ausführlicher  Bericht  in 
Unterthänigkeit  werde  erstattet  haben.  So  viel  mir  davon  zugekom- 
men, sollen  deren  Motiven  in  folgenden  Punkten  bestehen:  1)  Der 
Unterthanen  höchste  Armuth  und  Unverniögenheit  wegen  lang  aus- 
gestandener Kriegslast  und  anitzo  eingerissener  Theuerung,  Miss- 
wachs etc.;  2)  dass  die  Benachbarten  ihrer  Völker  auch  auf  deren 
Grenzorten  fast  abgedanket,  als  da  Dorsten  mit  oO,  Arnsberg  und 
Werl  nur  mit  wenigen  und  zwar  Landvolk  besetzt  haben;  3)  dass  sie 
boffeten,  die  Gefahr  sei  nicht  so  gross,  dass  man  noch  zur  Zeit  so 
starke  Garnison  zu  halten  bedürfte,  da  aber  die  Gefahren  sich  nähe- 
ren und  eine  Kreisverfassung  gemachet  werden  sollte,  wollten  sich 
alsdann  mit  ihrem  Contingent  willig  concurriren;  4)  die  Ilausleutc  auf 
lu  Lande  hätten  zum  höchsten  gebeten,  in  keine  Contribution  mehr 
zu  willigen,  und  sich  aufm  Fall  einiger  Vcrwilligung  ganz  desperat 
darbci  verlauten  hiHsen  etc.  Nun  lasse  es  meines  Orts  zwar  dahin 
gCHtellet  sein,    wofern   aber  diese  Vcrweigernn;:  noch  lauere  anstehen 
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sollte,  würde  kein  anders  als  ein  Ruin  der  Völker  daraus  zu  erwarten 
stellen,  zumal,  wie  ich  berichtet  werde,  zu  deren  weiterem  Entretenement 
ein  geringer  Vorrath  mehr  vorhanden,  desswegen  wohl  von  Nöthen, 
ein  ander  Mittel  zu  finden,  worüber  dann  E.  Ch.  D.  weitere  gnädigste 
Befehle  erwarte. 


Der  Kurfürst  an  Hörn.     Dat.  Cöln  a.  d.  Spr.  12/22.  Febr. 

1651.     B. 

22.  Febr.  Erklärt  sich  mit  allen  zur  Verbesserung  der   clevischen  Finanzen  ge- 

machten Vorschlägen  einverstanden,  auch  mit  dem  Wegfall  der  Winter- 
deiche, worüber  indessen  noch  mit  den  Ständen  und  den  Beerbten  zu  de- 
liberiren  ist.  „Anlangend  die  von  den  Ständen  urgirte  Eidesleistung  Un- 
seres Statthalters  können  Wir  Uns  aus  gewissen  euch  bekannten  Ursachen 
noch  zur  Zeit  gar  nicht  dazu  verstehen  und  werdet  ihr  dieselbe  nochmals 
zur  Erreichung  Unserer  Intention  mit  allen  dienlichen  Motiven  abzulehnen 
haben".  Uebrigens  hofft  er,  dass  Hörn  sich  vor  Allem  die  Redressirung 
des  Kammerstaats  werde  angelegen  sein  lassen,  damit  in  10 — 12  Jahren  die 
Domainen  schuldenfrei.  Mit  der  staatischen  Allianz-  und  Schuldensache 
ist  allerdings  vorsichtig  zu  verfahren,  „damit  Uns  kein  Schimpf  zugefüget 
werde".  Wegen  einer  Defensionsverfassung  des  westfälischen  Kreises  hat 
er  noch  zur  Zeit  seine  nicht  geringen  considerationes;  der  Kaiser  hat  eben 
noch  geschrieben,  dass  er  diese  und  dergleichen  Verfassungen  im  Reich 
nicht  gern  sehe,  „weil  Kais.  Maj.  solches  nicht  wenig  schimpflich  sein 
würde".  Wollten  die  Fürsten  ihn,  den  Kurfürsten,  dazu  haben,  würden  sie 
sich  wohl  bei  ihm  gemeldet  haben,  was  nicht  geschehen  sei.  Burgsdorf  ist 
bei  Hofe  unentbehrlich.  Mit  Dogen  ist  er  sehr  unzufrieden,  hat  erst  2000 
Thlr.  von  den  Holzverkäufen  gezahlt  und  schreibt  fast  gar  nicht. 


Horn  an  den  Kurfürsten.    Dat.   Cleve  28.  Febr.   1651.    B. 

28.  Febr.  Bittet  ihn   nach  Pommern   reisen  zu   lassen.     Hat  vom  Statthalter  er- 

fahren, dass  der  Kurfürst  bald  nach  Cleve  kommen  will;  es  würden  die  mit- 
zubringenden Räthe  ihn  dann  ersetzen  können.  Da  das  Wasser  gefallen 
und  der  Frost  nachlasse,  würde  er  mit  der  Befahrung  der  Ströme  und  Ver- 
pachtung der  noch  in  geringer  Anzahl  übrigen  clevischen  Domainen,  sowie 
Besichtigung  der  Flüsse  und  Bergwerke  in  der  Mark  wohl  noch  vor  seiner 
Abreise  fertig  werden,  nicht  aber  mit  der  Visitation  der  märkischen  Do- 
mainen; hierzu  ist  auch  Dr.  W  ei  mann  tauglich.  Mit  der  Abnahme 
der  Rechnungen,  auch  der  Blaspeil's,  will  er  jetzt  beginnen.  In  der 
Mark  müssten  die  nöthigen  Contributionen  bei  der  fortgesetzten  Weige- 
rung der  Stände  durch  Executionen  beigebracht  werden,  und  weil  daraus 
allerhand  Ungelegenheit  zu  besorgen,  möchte  er  wünschen,  dass  der  Kur- 
fürst mit  dem  jetzigen  Erzbischofe  von  Cöln  gleich  nach  seinem  Regierungs- 
antritt ein  Defensionswerk  für  den  niederrheinisch-westfälischen  Kreis  fest- 
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gestellt  hätte,  ^damit  vou  den  sämmtlichen  Kreisständen  Mittel  zu  nöthiger 
Garnisonenunterhaltung  hätten  berahmt  werden  können".  Fürchtet,  dass  es 
jetzt  zu  spät  ist,  da  der  Erzbischof  bereits  die  Lothringer  mit  einem  grossen 
Stücke  Geld  abgekauft  hat  und  letztere  Anstalt  machten,  ins  Jülichsche 
und  wohl  auch  von  da  aus  ins  Clevische  zu  gehen.  Trotz  aller  seiner  Er- 
mahnungen rühren  sich  weder  die  Räthe  noch  die  Stände,  etwas  zur  Ab- 
wendung dieser  Gefahr  zu  thun;  er  hat  in  Hoffnung  auf  des  Kurfürsten  Zu- 
stimmung die  Absendung  Wilich- Winneuthal's  nach  Brüssel  vorge- 
schlagen; aber  da  die  gelehrten  Räthe  alle  in  auswärtigen  Geschäften  aus 
Cleve  abwesend  sind,  geschieht  Nichts;  möchten  künftig  zu  letzteren  nur  die 
extraordinären  Räthe  zu  verwenden  sein,  damit  die  inländischen  Angelegen- 
heiten nicht  versäumt  würden.  —  Die  orauische  Tutelsache  hätte  besseren 
Fortgang  gehabt,  wenn  der  Kurfürst  sich  in  Verbindung  mit  seiner  Schwie- 
germutter statt  zuerst  an  die  Staaten  von  Holland,  direct  an  Spanien  ge- 
wandt und  zunächst  die  Administration  der  dortigen  Herrschaften  ange- 
strebt hätte,  die  dann  nicht  verweigert  worden  wäre. 


Der  Kurfürst  an  Otto  Christoph  v.  Sparr.    Dat.  Cöln  a.  d.  Spr. 
18/28.  Febr.  1651.     B. 

[3333V2  Thlr.  sollen  monatlich  zur  Verpflegung  der  Truppen  durch  Execution  in 

der  Mark  erhoben,  und  die  Schlösser  zu  Blaukenstein  und  Altena  besetzt  werden. 

Dragoner  werden  nächstens  eintreffen,     öparr  soll  nach  Hamm  gehen,] 

„Wir  haben  euer  an  Uns  uuterthänigst  abgelassenes  Schreiben  28.  Febr. 
\'>in  12/22.  dieses  bei  gestriger  Post  erhalten  und  daraus  ganz  ungern 
vernommen,  dass  die  Stände  Unserer  Grafschaft  Mark  zur  Beischaffung 
der  40,000  Thlr.  sich  nicht  weiter  verstehen  wollen,  noch  damit  continui- 
ren,  sondern  noch  dazu  unterschiedliche  rationes  dagegen  anziehen  und 
allem  Ansehen  nach  den  Unterhalt  für  Unsere  dort  habende  Garnisonen 
ferner  zu  geben  sich  entbrechen  WM)llen.  Nun  lassen  Wir  zwar  dieses 
wohl  an  seinen  Ort  gestcllet,  haben  aber  hinwiederum  Unsere  hochwich- 
tigen, prägnanten  und  unhintertreiblichen  Ursachen,  wodurch  Wir  Unsere 
Garnisonen  ferner  beizubehalten  annoch  sehr  genüthigt  werden.  Wir 
befehlen  demnach  hiermit  gnädigst  an  euch,  dass  ihr  nicht  allein  die 
40,(X)0  Thlr.  voriger  Verfa.ssung  nach,  und  das  monatliche  Quantum 
der  3333*/,  Thlr.  von  Monat  zu  Monat  durch  die  militärische  Execu- 
tion, weil  es  am  fUglichsten  dadurch  geschehen  kann,  herbei  bringen 
lasset,  wie  ihr  dann  auch  dieser  wegen  bei  Unserem  Hath  und  Com- 
missario  Herrn  Paul  Ludwig  euch  angeben  werdet,  sondern  auch 
die  beiden  Häuser  zu  Blankenstein  und  Altena  von  denen  zu  liipp- 
stadt  und  Hamm  liegenden  (üarniKonen,  jedes  mit  :")(»  Mann  und  dazu 
behörigen  Olticicrcn  besetzet,  und  wollen  Wir  in  ganz  kurzem  zu  desto 
besserer  Behatiptung  Unserer   aus   höchst  nöthigeu  Motiven  bedächtig 
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gefassten  Intention  eine  Compagnie  Dragoner  euch  zuschicken,  mit 
den  gnädigsten  Ordres,  dass  ihr  alsdann  solche  in  Unsere  beiden 
Festungen  Hamm  und  Lippstadt  ferner  v^leget,  haben  also  vor  jetzo 
auch  zu  Eurer  guten  Nachricht  in  Zeiten  davon  parte  geben  wollen. 
Gleichfalls  sehen  Wir  auch  vor  gut  an,  begehren  es  auch  nochmalen 
hiermit  gnädigst  an  Euch,  dass  Ihr  Euch  nunmehr  ob  allerhand  Be- 
denken willen  von  Lippstadt,  doch  mit  daselbst  Hinterlassung  guter 
Anstalt  und  nöthigen  Vorsehung,  auch  nach  dem  Hamm  persönlich 
verfüget,  daselbst  gute  Aufsicht  habet  und  mehrere  Ordre  von  Uns 
förderlichst  erwartet". 


Die  Regierung  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Cleve  1.  März 

1651.     B. 

[Projectirte  Zusammenkunft  der  clevischen  und  märkischen  Stände.     Der  Herzog 
von  Lothringen.     Die  staatische  Allianz-  und  Schuldensache.] 

I.März.  „Wir  haben  gleich  itzo  Nachricht  erlanget,  als  sollten  die  clevi- 

schen Stände  von  den  märkischen  zu  einer  Zusammenkunft  nach  Wesel 
oder  Dinslaken  ersucht  sein  worden,  als  dass  es  vornehmlich  einen 
Beistand  wegen  des  Unterhalts,  welchen  E.  Ch.  D.  vor  Ihre  Garniso- 
nen an  die  märkischen  Stände  begehret,  betreiFe.  Ob  nun  E.  Ch.  D. 
gnädigst  belieben,  dass  Jemand  von  Uns  sich  alda  auch  Namens  E. 
Ch.  D.  finden  lasse  und  Dero  Dienst  daselbst  beobachte  und  ob 
Dr.  Weimann  und  Dr.  Isinck,  oder  zum  wenigsten  ihrer  einer  dazu 
nicht  wieder  aus  dem  Haag  anhero  zu  veranlassen  wäre,  darob  er- 
warten E.  Ch.  D.  gnädigste  Befehle". 

Das  Schreiben  des  Kurfürsten  an  den  Herzog  von  Lothringen  ist  an 
den  Residenten  in  Brüssel  Andreas  Staveren  gesandt.  Den  Statthalter, 
Weimann  und  Isinck  werden  sie  befohlener  Maassen  um  ihr  Gutachten 
bitten,  ob  die  staatische  Schuld-  und  Alliauzsache  bei  der  jetzt  tagenden 
grossen  Versammlung  der  unirten  Provinzen  vorzubringen  sei.  „Was  heut 
rathsam,  erseheint  oft  morgen  unrathsam"  *). 

„Unterz. :  W.  v.  Bernsau,  Herm.  v.  Wittenhorst  und  Arn. 
Adr.  V.  Biland". 


*)  Ein  solches  Gutachten  hatte  Werner  Wilhelm  Blaspeil  schon  unter 
dem  7.  Februar  1651  dem  Kurfürsten  übersandt,  das  für  die  damalige  Lage  der 
brandenburgischeu  Beziehungen  zu  den  Staaten  von  Interesse  ist.  Er  meint, 
dass  durch  Verhandlungen  über  die  hoefyser'sche  Schuld  am  besten  in  Erfah- 
rung zu  bringen  sei,  welche  Provinzen  und  Staatenmitglieder  dem  Kurfürsten 
am  meisten  aflfectionirt  und  „wozu  er  sich  in  anderen  seinen  Angelegenheiten 
zu  verlassen   habe,    woran   namentlich  in  Ansehung  dieser  Laude   viel  gelegen. 
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Der  Statthalter,  Weimann  und  Isinck  an  die  Regierung. 

Dat.  Haag  5.  März  1651.     W. 

Nach  einem  Sehreiben  des  brüsseler  Residenten  Staveren  v.  I.März  5.  März, 
hat  der  Herzog  von  Lothringen  Befehl  zum  Einrücken  zweier  Regimenter 
in  das  Clevische  gegeben.  Es  müssen  Truppen  aus  der  Mark  herangezogen 
werden,  um  diesen  Einfall  abzuwehren,  da  aber  das  ganze  lothringsche 
Heer  schon  in  unmittelbarer  Nähe  ist,  so  bleibt  zunächst  kein  anderes  Mittel, 
die  Gefahr  vom  Lande  abzuwenden,  als  die  Zahlung  einer  Abfindungs- 
summe an  den  Herzog,  die  durch  eine  Deputation  schleunigst  nach  Brüssel 
überbracht  werden  muss.  Der  Statthalter  ist  bereit,  selbst  hinzugehen  und  sind 
die  Ständedeputirten  aufzufordern,  das  nöthige  Geld  schleunigst  zusammen 
zu  bringen  und  zu  befragen,  „ob  sie  nicht  für  gut  ansehen,  dass  Wilich- 
Winnenthal  deputirt  würde,  sich  mit  dem  Statthalter  in  Brüssel  einzufin- 
den und  seiner  daselbst  habenden  guten  Kundschaft  nach  Namens  der 
Landschaft  das  Werk  zu  gewünschter  Richtigkeit  zu  befördern". 


Es  würde  auch  gut  sein,  jetzt  einige  Leute  im  Haag  zu  haben,  „welche  unterm 
Prätext  dieser  Schuldsache  mit  den  Herren  Staaten  publice  und  privatim"  unter- 
reden könnten;  für  den  Fall,  dass  die  Staaten  über  die  Verfassuugsreform  „un- 
einig'- werden  sollten,  würden  diese  Gesandten  ,,viam  compositionis  et  concor- 
diae  unter  ihnen  tentiren  und  sich  dadurch  nicht  wenig  considerable  machen, 
auch  unter  der  Hand  ein  und  anders  nach  Gelegenheit  ihres  Staats  und  Interesse 
in  acht  nehmen,  und  viele  andere  Dinge,  daran  ihnen  sonst  mochte  gelegen  sein, 
unvermerkter  Weise  ßondiren".  Dagegen  könnte  auch  durch  Verhandlungen  über 
die  Schuldsache  Denen,  welche  S.  Ch.  D.  nicht  zugethan  sind,  ein  Feld  geöffnet 
werden,  „ihren  Unwillen  und  Disguste  gegen  S.  Ch.  D.  in  der  That  zu  erweisen. 
Ueber  dem  stehet  zu  besorgen,  wenn  diese  Sache  bei  dieser  Versammlung  trac- 
tiret  werde,  dass  die  ratio  Status,  welche  bei  einigen  Particulieren  Platz  hat 
(dass  nämlich  das  Land  von  Cleve  durch  diese  Schuldsachc  im  Zaum  und  die 
Besatzungen  unter  alsolchem  Prätext  darinnen  gehalten  und  continuiret  worden 
können)  bei  ihnen  in  mehrer  Consideration  kommen  und  ein  general  -  und  be- 
standig conclusum  davon  gemacht  werde".  —  Am  22.  Februar  antwortet  der  Kur- 
fürst, dass  er  in  Berücksichtigung  der  von  Blaspeil  vorgebrachten  Gründe  seine 
Abgesandten  im  Haag  bevollmächtigt  habe,  eventuell  die  Schuldsache  bei  der 
Generalversammlung  vorzubringen.  Diese  Abgesandten,  Graf  Johann  Moritz, 
Weimann  und  Isinck,  rathon  aber  in  einem  Schreiben  vom  14.  März  dringend 
davon  ab;  es  sei  noch  nicht  ,,de  tempore",  die  Gründe,  welche  Blaspeil  da- 
gegen angeführt  hat,  haben  sie  ,, zu  solcher  Meinung  bewogen";  alle  ,,Wohlufri'C- 
tionirlen"  mahnen  davon  ab,  „welche  besorgen,  weilen  die  Befugniss  dor  Sachen 
an  hiuMiger  Seite  noch  nicht  ausser  Streit  gesetzet  und  man  in  allen  Provinzen 
fast  nur  um  (Jeld  rufet,  es  dürft«  der  gemeine  Mann,  welcher  bei  einer  solchen 
Versammlung  ein  gross  Theil  machet  und  nunmehr  seine  Stimme  ziemlich  hoch 
KwioKot,  mehr  auf  das  Geld  als  auf  die  apices  juris  uostri  die  Rechnung  machen, 
II  wir  denn  in  Krfahrung  gebracht,  dass  bei  ihnen  deswegen  schon  ein 
lnT  y\nwurf  vor  kurzer  Zeit  gcthan,  welche  aber  durch  gute  und  vor- 
Htaiidigeru  Leute  vermittelMt  dieses  Vorwandes,  duss  die  Forderung  an  ihrer 
Seite  nicht  zur  Richtigkeit  gekomm«'n  alu'.Uohn^t  wordoD".  (Staatsarchiv  xu 
Däiieldorf.) 
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Der  Kurfürst  an  Hörn.     Dat.  5.  März  1651.     B. 

5.  März.  Sobald  über   eine  Zusammenkunft  der  Stände   eine  gewisse  Nachricht 

einkommt,  ist  sofort  zu  berichten.  Vor  seiner  Abreise  aus  Cleve  soll  er 
nochmals  versuchen,  die  clevischen  Ritterbürtigen  und  Städte  wegen  der 
Jurisdictionen  zu  einigen,  desgleichen  noch  die  Strombesichtigung  vorneh- 
men, da  periculum  in  mora,  und  dann  auf  der  Reise  nach  Berlin  durch  die 
Grafschaft  Mark  gehen,  um  dort  die  Besichtigungen  noch  vorzunehmen. 
Weimann  muss  noch  im  Haag  bleiben,  kann  dem  Kurfürsten  aber  später 
über  die  cleve-märkischen  Interna  persönlich  berichten.  lieber  die  Contri- 
butionen  in  der  Grafschaft  Mark,  Verhalten  der  Stände  und  Lage  der  Ver- 
hältnisse dort  wird  Sparr,  den  er  täglich  erwarte,  ihm  Auskunft  ertheilen, 
danach  würde  er  seinen  Entschluss  fassen. 


Horn  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Cleve  7.  März  1651.     B. 

[Warnt  vor   executionsweiser  Erhebung  von   Steuern  in  Mark.     Strenge  Unter- 
suchung der  Domainenverwaltung  und  des  Contributionswesens  in  Mark  wird  die 
Stände  zur  gütlichen  Willigung  bewegen.     Das  Haus  Nassau  in  der  Tutelsache. 
Die  Absichten  des  Lothringer.     Die  pommernsche  Sache.] 

7.  März.  „E.  Ch.  D.  wollen  gnädigst  belieben  Dero  höchsterleuclitetem  Ver- 

stände nach  zu  erwägen  und  zu  überlegen,  ob  E.  Ch.  D.  nützlicher 
sein  sollte,  auf  den  Fall  die  märkischen  Stände  wegen  Unterhaltung 
der  Garnisonen  annoch  auf  ein  Jahr  beharrlich  opiniastriren  würden, 
mit  der  Execution  wider  dieselbe  zu  verfahren  oder  andere  Mittel, 
wodurch  E.  Ch.  D.  dennoch  Ihren  Zweck  ebenso  wohl  oder  annoch 
besser  erreichen  könnten,  für  die  Hand  zu  nehmen.  Wobei  meines 
unterthänigsten  Ermessens  wohl  zu  consideriren,  dass  E.  Ch.  D.  durch 
die  Execution  nicht  allein  neben  gedachten  märkischen  Ständen  auch 
der  clevischen  Disaffection  erwachsen,  und  selbige  sie  wie  eine  Con- 
travention  gegen  den  Recess  achten,  als  auch  die  Jülich -bergischen 
Gemüther  dadurch  alienirt  w^erden,  und  sie  alle  mit  einander  dafür 
halten  dürften,  weil  Chur-Cöln  und  andere  Stände  ihre  Oerter  meh- 
rentheils  nur  mit  Landvolk  besetzt  und  die  Soldaten  abgedankt  haben, 
E.  Ch.  D.  gebühre  vermöge  Friedensschlusses  Gleiches  zu  thun,  in 
welcher  Meinung  sie  von  gedachten  benachbarten  Ständen  aus  Jalousie 
gegen  E.  Ch.  D.  gestärkt  werden.  Auch  sollten  diejenige  in  der  Mark, 
bei  denen  annoch  gute  Affection  gegen  E.  Ch.  D.  zu  verspüren,  deren 
Gottlob  noch  die  Meisten  sind,  wohl  von  den  Uebelafifectionirten  durch 
diese  Execution  zur  Disaffection  verleitet  werden,  zumal  im  Fall  der 
Resistenz  leicht  Blutvergiessen  vorgehen  könnte". 

Würde  dagegen  mit  den  Untersuchungen  über  die  Administration  der 
Domainen  und  das  Contribationswerk,  worin  eigennützige  Leute  die  Stände 
und  Einwohner  wie  Sclaven  tractirten,  ernstlich  in  der  Mark  vorgegangen, 
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so  würden  auch  die  Stände  weitere  Mittel  zum  Unterhalt  der  Garnisonen 
willigen,  auch  die  Gutgesinnten  und  die  Jülich -bergischen  Stände  vor  Ab- 
fall und  Verleitung  bewahrt  bleiben. 

..Aus  dem  Haag  wird  mir  referirt,  wasmaassen  sich  nunmehr  auch 
das  Haus  Nassau  oder  einige  davon  der  Tutel  anmaassen.  Alldieweil 
nun  solches  ein  weit  aussehendes  Werk  ist,  zumal  da  der  junge  Prinz 
von  Oranien  in  der  Minderjährigkeit  versterben  sollte,  diejenigen, 
welche  zur  Contutel  admittirt  würden,  vermeinen  würden,  dass  sie 
auch  auf  die  Succession  rechtmässige  Ansprüche  hätten,  so  werden 
E.  Ch.  D.  wohl  im  Haag  und  den  spanischen  Provinzen,  worin  der 
Trinz  Güter  hat,  demselben  gnädigst  vorzubauen  wissen". 

Er  hat  Stavereu  aufgegeben,  wohl  nachzuforschen,  ob  auch  einige 
vom  Hause  Nassau  sich  in  Brüssel  um  die  Tutel  resp.  Administration  der 
oranischeu  Güter  bewürben.  Die  lothringsche  Gefahr  ist  gross.  Stände- 
deputirte  gehen  nach  dem  Haag.  Nachdem  Bärenklau  bereits  nach  Wien 
abgereist,  ist  die  Abreise  Löben's  oder  Crockow's  gleichfalls  dringend 
nöthig.  —  Schliesslich  bittet  er  um  Urlaub  nach  Pommern  und  schlägt  vor, 
ihn  mit  Weimann  und  Blas  peil  zu  den  märkischen  Ständen  und  von 
dort  zur  Berichterstattung  nach  Berlin  reisen  zu  lassen. 


Der    Kurfürst    an    Heiden,    Gerhard    v.    d.    Reck,    Stephan 
Neuenhof  und  Dr.  Heinr.  Krakrügge.    Dat.  Cöhi  a.  d.  Spr. 


2<i.   I-Vlir. 


1651.     B. 


H.  März 

'  i  die  Stände  ihre  Mitwirkung  versagen,  ist  der  Kurfürst  verpflichtet,  ohne  sie 
für  das  Wohl  des  Landes  Sorge  zu  tragen.] 

ilat  ihren  Bericht  über  die  märkischen  Landtagsverhandlungen  in  Unna  8.  März, 
erhalten,  woraus  mit  Befriodiprung  ihre  eifrigen  Vürstellungen  an  die  Stände 

<'hen  worden  sind 
„Ob  nun  wohl    die  .Stände  hieraus   hätten    judiciren   sollen,    dass 

r  Allem  anderen  und  alleiniglich  Wir  ihre  eigene  Conservation  hier- 
bei gnädigst  considerirt  und  daher  um  so  viel  mehr  mit  unterthUnig- 
stem  Erkenntnis»  Unserer  zu  sie  tragenden  gnädigsten  Zuneigung  sich 
in  die  Sache  schicken  sollten,  so  ist  doch  aus  der  nicht  erfolgten  Uc- 
/»olution  und  unverhortten  Al)schcidung  der  Stände  gar  nicht  die  Liebe 
des  Vaterlandes,  als  alleinlich  der  etwa  hierunter  concurrirendc  Eigen- 
nutz und  OpiniatretUt  abzunehmen.  Weswegen  Wir  dann  um  so  viel 
mehr  bew(>gcn  werden,  als  ein  Landesvater  vor  die  Tostcritflt  dessel- 
ben zu  sorgen  und  danncnhero  bc<|ucnu;  Anstalt  zu  machen,  damit 
alles  besorgende  Unheil  bei  gegenwärtigen  Coi^juncturen  verhütet  und 
der  übele  Nachklang,  als  hätten  Wir  Unseren  Landen  und  lauten 
nicht  \\n\\\  vorL'cst.MiHlni,  vermieden  bleiben  nin-'c 
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Kurfürstlicher  Befehl  zur  Erhebung   von  Contributionen   für 

die  märkischen  Garnisonen.  Dat.  Cöln  a.  d.Spr.  -«nv^*  1651.  B. 

8.  März.  Der  Kurfürst  hat  keine  Mühe  imd  Kosten  gespart,  die  Grafschaft  Mark 

von  den  fremden  Truppen  zu  befreien.  Zur  ferneren  Sicherung  des  Landes 
sind  einige  kurfürstliche  Garnisonen  im  Lande  beibehalten  worden,  deren 
fernere  Verpflegung  die  Stände  jetzt  verweigern,  oder  die  vielmehr  auf  sein 
Ersuchen  darum  keinerlei  Beschluss  gefasst  haben.  Da  der  Kurfürst  es 
vor  Gott  nicht  verantworten  kann,  die  Garnisonen,  „so  um  notorischer  Noth- 
wendigkeit  beibehalten  werden  müssen",  abzuschaffen,  so  hat  er  sich  „sei- 
nes hohen  chur-  und  laudesfürstlichen  von  Gott  selbst  gegebenen  Amts 
nicht  unbillig  erinnert  und  auf  solche  Mittel,  wie  den  getreuen'Unterthanen 
der  Grafschaft  Mark  gerathen  und  sie  vor  den  von  vorhin  bekannten  Be- 
schwerden bewahret»-  werden  mögen,  gedacht".  Zur  Gewinnung  von  Zeit 
und  Unkosten  werden  daher  durch  gegenwärtiges  Patent  alle  Behörden  und 
Unterthanen  aufgefordert,  dem  Kurfürsten  „monatlich  mit  3333  V2  Thlr.  zur 
Unterhaltung  der  Landesgarnisonen  zufHilfe  zu  kommen".  Zu  welchem  Ende 
jedes  Amt,  Stadt,  Kirchspiel  und  Dorf  nach  der  bisherigen  Matrikel  die 
Quote  zu  repartiren  und  den  Receptoren  oder  Officieren,  denen  der  Kriegs- 
commissär  Anweisungen  ertheilen  wird,  zu  zahlen  hat.  Der  Kurfürst  hofft, 
dass  sämmtliche  Landstände  diese  Maassregel  „anders  nicht  als  wohl  ge- 
meinet in  Unterthänigkeit  erkennen  werden,  und  um  so  viel  desto  lieber 
aller  Weitläufigkeit  vorzukommen  sich  accommodiren  werden".  Dagegen 
ist  verordnet  worden,  dass  die  Officiere  mit  den  Ortschaften,  die  ihnen  zu 
ihrer  und  ihrer  Leute  Bezahlung  angewiesen  sind,  wegen  Leistung  der  Steuer 
durch  Geld,  Korn-  und  Viehlieferungen  zu  accordiren,  gute  Ordnung  zu  hal- 
ten und  die  Executionen  abzustellen  haben.  Auch  sollen  alle  Güter,  welche 
ohne  Consens  des  Kurfürsten  bis  dahin  von  Steuern  eximirt  worden  sind, 
wieder  dazu  herangezogen,  die  noch  rückständigen  Steuerrechnungen  schleu- 
nigst abgelegt  und  die  nicht  zu  belegenden  Posten  sofort  von  dem  Empfän- 
ger beigebracht  und  zur  Hälfte  den  Gemeinden  gut  gerechnet  werden,  auch 
den  letzteren  das  Recht  zustehen,  sich  wegen  der  ohne  kurf.  Consens  zu 
der  sogenannten  Ritterkasse  erhobenen  Steuern  bei  der  Regierung  zu  be- 
schweren und  deren  Restitution  zu  betreiben. 


Cleve  an  Wesel.     Dat.  8.  März  1651.     W. 

8.  März.  Angesichts  der  von  den  Lothringern  drohenden  Gefahr  hat  die  Regie- 

rung die  Deputirten  der  Ritterschaft  und  einiger  Städte  in  aller  Eile  nach 
Cleve  berufen.  Gegen  deren  Vorschlag,  kurf.  Truppen  aus  der  Grafschaft 
Mark  zum  Schutz  des  Landes  kommen  zu  lassen,  haben  dieselben  prote- 
stirt  und  beschlossen,  Johann  Sigismund  v.  Wilich,  Baron  v.  Lottum') 


*)  Wilich-Lottum  gehörte  zu  den  entschiedensten  Führern  der  landstän- 
dischen Opposition,  seitdem  der  Kurfürst  im  J.  1646  seine  seitens  der  Regierung 
erfolgte  Ernennung  zum  Amtmann  von  Huissen  cassirt  und  dieses  Amt  dem 
V.  Paland  zu  Keppel  verliehen  hatte, 
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und  den  Syndicus  der  Städte  Dr.  Anton  tlicr  Schmitten,  „welchem  alle 
Berichte  aus  dem  xantischen  uud  andoreu  Verträgen  und  Abscheiden  am 
besten  bekannt",  sofort  nach  dem  Haag  „zur  Beförderung  nöthiger  Assi- 
stenz" zu  senden.  Ther  Schmitten  muss  un verweilt  per  Schiff  abreisen 
uud  in  Lobith  mit  Lot  tum  zusammen  treffen*). 


Die  clevische  Regierung  an  die  Generalstaaten.     Dat.   Cleve 

10.  März  1651').     H. 

Da  sichere  Nachricht  einkommen,  dass  einige  lothringsche  Truppen,  10.  März, 
die  bereits  eine  Stunde  von  Rheinberg  sich  einlogiert  haben,  in  das  Clevi- 
sche einrücken  wollten,  so  bittet  sie  auf  Grund  des  Vertrages  von  1636,  • 
worin  die  Generalstaaten  die  Conservirung  des  Landes  und  Abwehr  aller 
Invasionen  dem  Kurfürsten  zugesagt  haben,  den  Gouverneuren  und  Com- 
mandanten  der  staatischen  Garnisonen  auf  beiden  Seiten  des  Rheins  anzu- 
befehlen, „dass  sie  unser  Aufgebot  der  Unterthanen  zur  Besetzung  der 
Landpässe  und  Grenzen,  da  es  nöthig  secundiren  und  zur  Ablehnung  frem- 
der Einquartierung  und  Contributionsforderungcn  und  dergleichen  Be!^chwe- 
rungen  und  Bedrängnissen  der  clevischen  Unterthanen  sich  in  immerwähren- 
der Bereitschaft  halten  und  nicht  gestatten  sollen,  dass  diesem  Lande  oder 
Einwohnern  einige  dergleichen  Ungebühr  zugefügt  werde". 


Der  clevischen  Ständedeputirten  Johann  Sigisniund  v.  Wilich, 
Baron  v.  Lottum  und  Arnold  Bongard  Memorial  an  die  Ge- 
neralstaaten.    Dat.  Haag  10.  März   1G51.     H. 

[Bitten  auf  Grund  der  Garantie  des  xantener  Vertrages  gegen  etwaige  Einfälle 
der  Lothringer,  ihrer  Anhänger  oder  Gegner,  ins  Clevische  um  „lebendige  Sauve- 

garden".J 

.,Geduijrende  den  verleedcn  oorlogh  licbbcii  U.  II.  M.  altijdt  ecnio.  März, 
»onderlingh  oogh  gehadt  op  de  conservatie  van  de  cleefsche  ende  an- 
dere nagebuijrige  landen,  nict  alleen  oni  verscheijdcn  andere  couside- 
ratien,   niacr  Hpcciaiyck   oni  U.  II.  M.  intorest  van  nabuijrscap  ende 
uyt  kracht  van  dat  U.  II.  iM.  belicft  beeft  den   13.  Deccnibor  1(;I4  ex- 

'  \  '<  li  eher  diusea  öchreilicn  in  VVesel  anhingte,  war  \V  i  lieh- VVinnon- 
tli;il  .iMiiliiu  geeilt  und  hatte  dl»-  Stadt  hrwogi'U,  dfn  S<liöflV'n  Arnold  Hon- 
";ird  Bufort  zu  Kolchum  Zwuck  nacli  drin  Haag  ah/nMcMiden. 

')  Vom  »Statihalt4;r  persönlich  unter  diuseni  Datum  bei  den  (irncraUtuttten 
eingorcicht,  nachdum  er  erfahren  hatte,  dass  diu  Htändeduputirton  ihr  (Josuch  um 
Hilfii  !)•  '  ''>un  au  jenem  Tage  uiugebun  würden;  gluich/idtig  ersucht  sie  der 

brandci  Uesidont  Copos  durch  i'in  Memorial   au  ihn-u  /.i-iligen  Träsi- 

deutüu  ,iu  du  |iraemisHuu  van  dusclve  rusolutie  niel  tu  doun  iusuru««ron,  dat  sulx 
geschiot  op  du  romunstrantie  gedaun.  «udi*  (jv<>rifiV(Mi  vun  S.  ('h.  I).  vau  Drau* 
deobargb,  maer  limpelick". 


• 
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presselijck  te  beloven  de  loffelijcke  ständen  uijt  Ridderschap  ende 
steeden  aldaer  te  guarandecren  bij  't  inhout  des  tractaets  van  Xanten. 
In  regard  van  alle  't  vvelcke  U.  H.  M.  niet  alleen  teegen  de  Keij- 
sersclie  ende  haer  adherenten,  maer  oock  teegen  Sweedtsche,  Fransche, 
Paltsche  ende  Hessische  't  selve  landt  van  inleegering  hebben  bevrijdt. 
Alsoo  nu  nae  gemaeckte  geratificeerde  ende  geexecuteerde  vreede  de- 
selve  landen  weeder  gedreijgt  werden  deur  eenige  Lotringsche  ende 
Turennesche  troupen  ende  daerdeur  buyten  twijffel  andere  meer  van 
die,  of  van  de  contrarie  partie  souden  mögen  aengelockt,  ende  alsoo 
op  ü.  H.  M.  frontiercn  eeu  gevaerlijcke  nabuijrscbap  worden  ver- 
weckt —  SOG  werden  U.  H.  M.  seer  gedienstelijck  versocht  derselver 
goede  gelieffte,  sij  soo  deur  ernstich  afmaningh,  schrijvens,  vergunning 
van  leveude  sauvegarde  (gelyck  tot  Alpen  ten  versouck  des  Graven 
van  Bentem)  als  anders  daerin  favorabelijck  ende  spoedelijck  (synde 
summum  periculum  in  mora)  alsoo  te  versien,  als  U.  H.  M.  nae  der- 
selver hoge  vorsicbticheijt,  in  aensien  van  haer  particulier  ende  ge- 
meen  interest,  bevinden  sullen  te  bebooren". 


Resolution  der  Generalstaaten.    Dat.  Haag  10.  März  1651.  H. 

[Verleihung  von  „lebendigen  Sauvegarden"  an  das  clevische  Land;  Widerspruch 
der  holländischen  Deputirten.] 

10.  März.  „Synde  ter  vergaderinge  voorgecommen  dat  eenige  Lotringsche 
ende  Turennische  troupes  souden  voorhebben  syn  inquartieringe  te 
neemen  in  de  landen  van  Cleef  is  naer  voorgaende  deliberatie  goet- 
gevonden  ende  verstaen,  dat  aen  de  voorschr.  Cleefifsche  landen  leven- 
dige  sauvegarde  van  desen  staet  sali  worden  vergunt.  —  D'  beeren 
gedeputeerden  van  de  provincie.  van  Holland  hebben  hierop  doen  aen- 
teekenen,  dat  deselve  in  de  bavenstaende  conclusie  als  noch  niet  en 
consenteren,  maer  dat  sy  daervan  alvooren  sullen  moeten  doen  rap- 
port  aen  de  beeren  haere  principalen". 


Der    clevischen    Ständedeputirten  Memorial   an   die  General- 
staaten.    Dat.  Haag  15.  März  1651.     H. 

[Bitte  um  ein  Abmahnuugsschreiben  an  den  Herzog  von  Lothringen  und  Befehl 

an  ihre  Commandanten  im  Clevischen,  die  Sauvegarden  gegen  die  lothringscheu 

und  andere  Truppen  zu  ertheilen.] 

15.  März.  „U.  H.  M.  hebben  soo  voor  desen  in  alle  occasien  als  noch  nu 

onlangSj  deur  resolutie  van  den  10.  Marty,  hierbij  leggende,  geconte- 
steert  het  groote  Interesse  twelck  deselve  hebben  by  de  conservatie 
van  de  nabuyrige  landen  des  vorstendoras  Cleve  etc.;  niet  alleen  om 


Schutzgesuch  der  clevischen  Stände  bei  den  Staaten.  475 

geen  suspecte  nabuyren  te  hebben  ende  om  andere  reden  van  publycq 
ende  particulier  Interesse  (synde  veel  ingesetenen  van  desen  staedt 
gegoet  ende  gelandet  int  landt  van  Cleeif),  maer  oock  uyt  cracht  van 
een  solemneel  acte  ende  Instrument  in  dato  den  13.  December  1614, 
als  waerbij  U.  H.  M.  heeft  belieft  te  beloven  de  Heeren  laudtstenden 
uyt  Ridderschap  ende  steden  aldaer  ende  in  t  landt  van  Gulick, 
Berge,  Marek  etc.  te  niainteneeren  ende  te  guaranteeren  bij  haer  Pri- 
vilegien, vrij-  ende  gerecliticheden ,  ende  wat  haer  bij  reversalen  van 
de  Landtsfursten  was  belooft,  de  waerheijt  van  sulcx  blijckt  uijt  on- 
tellicke  resolutien,  verclaringen  ende  acten  van  U.  H.  M.  ende  uyt  de 
levendige  usantie  hier  onnodich  ende  te  langh  te  verbalen. 

Ende  alsoo  dan  ü.  H.  M.  om  die  redenen  belieft  heeft,  volgens 
bijgaende  resolutie  te  vergunnen  levendige  sauvegarden  aen  de  voors. 
Cleeffsche  landen  tegen  d'  incursien  van  weynige  Loreijnoische,  soo 
werden  U.  H.  M.  daervoor  mits  desen  seer  gedienstelick  bedanckt 
ade  dien  volgens  versocht  een  ernstich  affmaning  schrijven  te  laten 
gaen  aen  den  Heer  Hertoch  van  Lotringen  om  de  gemeide  Cleeffsche 
landen,  als  waervan  de  vaste  plaetsen  met  U.  H.  M.  garnisoen  beset 
zijn,  ongemoeyt  te  laten,  ende  met  een  oock  aenschrijvinge  aen  de 
Gouverneurs  in  't  landt  van  Cleef  met  notificatie  van  de  gemelte  re- 
solutie van  den  10.  Marty  te  doen,  om  deselve  sauvegarden  tegen  de 
Lotringsche  ende  andere  uyt  te  geven  ende  te  niainteneeren"  '). 


Hörn  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Cleve   10.  März   1G51.    J>. 

Es  verlautet,  dass  die  clevischen  Stände  nicht  nur  die  märkischen,  son- 10.  März, 
ieru  auch  die  Jülich -bergischen  Stände  zu  gemeinsamen  ßerathuugen  auf- 
}_^efordert  haben.     Die  Kheinbcfahrung  hat  wegen  des  Schneefalls  nicht  vor- 
'j-enonnnen   werden   können,    die  Zerstörung  der  Kriiipcn    und  Deiche  wird 
iglich  grösser;  die  einzelnen  Deichschauer  sind  über  die  Frage,  ob  Som- 
iierdeiche  hinreichend,  uneinig,  selbst  die  Regierungsräthe,  znmal  die  ade- 
itren,  die  dabei  betheiligt  sind.     Die  Bergwerke   in  der  Mark  will  er  ge- 
iiifiiisani  mit  Sparr  und   Paul  Ludwig   besichtigen,    die  Flüsse    daselbst 
mit  <^uad  und  Ileinibach,    obwohl    bciilc  Nichts  von    ihr  Suclic   zu  ver- 
stehen schienen. 


';  Die  (iinerultilautcü  hi>dchh)H«cn  un  «hjuiHi-lhon  Ta^»-,  tU'?<  „ICatliH  von  Staat* 
Advii  über  diu  AnK«)i<'Kenheit  oinzuholen,  und  nachthiii  ihTDclho  am  1.  April 
«rttattct,  dun  4.  April,  ihn  wiu  auch  diu  ,,reinunHtruntio  K^*|)rufiuntuurt  iiit  don 
naam  vao  du  Cluefflcho  landatundun"  oiiior  (Juinmianiun,  buHtuheud  auM  ITnv. 
gern,  Loe  uod  Uhtttiawoude,  zur  BorichturMtuttuiig  eu  üburweiaeu. 
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Horn  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Cleve  14.  März  1651.    B. 

14. März.  Lützerath  ist  vom  Kurfürsten  von  Cöln  nicht  einer  Alliance,  sondern 

anderer  Angelegenheiten  wegen  im  Haag.  Da  der  Kurfürst  wieder  in  Bonn 
angelangt  ist,  hofft  er  bald  wieder  Nachrichten  von  Lützerath  zu  erhal- 
ten, wie  derselbe  über  eine  Allianz  mit  Brandenburg  denke.  Der  Herzog 
von  Lothringen  droht  jetzt  den  geistlichen  Kurfürsten,  insbesondere  Cöln, 
und  will,  trotz  der  grossen  Abfindung,  nicht  aus  dem  Stifte  Lüttich  wei- 
chen. Es  scheint,  als  ob  Spanien  und  er  die  deutschen  Fürsten  für  den 
Abschluss  des  Friedens,  ohne  sie  einzuschliessen,  strafen  will;  zudem  ist 
die  Rede  von  einem  Waffenstillstand  zwischen  Frankreich  und  Spanien,  in 
Folge  dessen  die  Lothringer  dann  um  so  eher  in  den  Rheinlanden  Subsistenz 
suchen  würden.  Dies  Alles  muss  die  geistlichen  Kurfürsten  einer  Defensiv- 
allianz mit  Brandenburg  geneigt  machen,  der  sich  dann  bald  noch  mehr 
Fürsten  im  Reich,  wie  Kur-Sachsen,  Braunschweig-Ijüneburg,  Hessen-Cassel 
und  andere  anschliessen  würden^). 


Die  Regierung  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Cleve  15.  März 

1651.     B. 

15.  März.  Das  Rescript  des  Kurfürsten  über  Publiciruug  der  Patente  in  der  Mark 
wäre  nicht  unterzeichnet  gewesen,  wüssten  daher  nicht,  wie  sie  sich  zu  ver- 
halten hätten.  Der  Herzog  von  Lothringen  hat  seine  Truppen,  ehe  er  des 
Kurfürsten  Schreiben  empfangen,  von  der  clevischen  Grenze  zurückgezogen 


*)  Seit  anfangs  Februar  wurde  in  Frankfurt  a.  M.  durch  Abgesandte  der 
Kurfürsten  von  Mainz,  Cöln,  Trier  und  Pfalz  über  eine  Defensionsverfassung  des 
kur-  und  oberrheinischen  Kreises  verhandelt;  als  Zweck  derselben  ward  zunächst 
nur  die  allseitige  Pacification  und  Truppenevacuation  auf  Grund  der  Beschlüsse 
des  nürnberger  Bxecutionstages  hingestellt,  doch  richtete  sie  sich  in  Wirklich- 
keit gegen  die  Deutschlands  westliche  Grenzgebiete  unaufhörlich  bedrohenden 
lothringschen  Truppen.  Anfaugs  März  forderten  Cöln  und  Trier  den  Pfalzgrafen 
Wolfgang  Wilhelm  auf,  gleichfalls  über  eine  derartige  Allianz  mit  ihnen  in 
Verhandlung  zu  treten;  bevor  es  aber  dazu  kam,  wurden  am  21.  März  in  Frank- 
furt von  den  mainzischen,  cölnischen  und  triersclien  Gesandten  die  Präliminarien 
einer  „Defensivverfassung"  unter  Offenhaltung  des  Beitritts  für  Kur -Pfalz  und 
sämmtliche  oberrheinische  Kreisstände  unterzeichnet.  Von  da  ab  suchte  der  Kur- 
fürst von  Cöln  den  Pfalzgrafen  zum  Anschluss  an  dieselbe  und  sofortigen  thätlichen 
Beistand  gegen  den  das  Stift  Lüttich  bedrohenden  Lothringer  zu  bewegen. 
Wolfgang  Wilhelm  erklärte  anfangs  April :  er  müsse  zunächst  versichert  sein, 
dass  diese  Verfassung  in  keiner  Weise  gegen  die  „Krone  Spanien"  gerichtet  sei, 
und  dass  die  unirten  Kurfürsten  und  Stände  sich  auch  gegenseitig  ,, gegen  alle  an- 
deren in-  und  ausländische,  welche  einen  oder  anderen  dieser  Verfassung  incor- 
porirten  Churfürsten  oder  Stand  wider  Recht  und  das  iustrumentum  pacis  zu  gra- 
viren  unterstehen  würden,  defendiren  und  vertreten  wollten".  Den  Kurfürsten  gegen 
den  Herzog  von  Lothringen  beizustehen,  dazu  fehle  es  ihm  an  genügenden  Streit- 
kräften, doch  wollte  er  gern  ,, durch  Schreiben  bei  demselben  interponiren".  Da- 
mit brachen  die  Verhandlungen  mit  Cöln  ab. 
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und  sie  über  Walbeck  und  Stralen  nach  Yenloe  marschieren  lassen.  Die 
Ständedeputirten,  denen  des  Herzogs  Aeusseruugen  mitgetheilt  worden  sind, 
entschuldigen  sich  mit  Mangel  an  Instruction,  halten  auch  dafür,  der  Herzog 
wäre  nicht  befugt,  den  Ständen  eine  „Erkenntniss  anzumuthen,  eben  so 
wenig  als  auch  dieses  Fürsteuthum  mit  Einquartierungen  oder  Contributio- 
nen  zu  beschweren".  Sie  haben  Deputirte  an  die  Generalstaaten  abge- 
schickt und  deren  Schutz  sich  auf  alle  Fälle  erbeten,  „wovon  wir  sie  nicht 
haben  abmahnen  können,  ungeachtet  dass  des  Herrn  Statthalters  Exe.  von 
iiiigen  im  Haag  vernommen,  man  würde  sich  an  Seiten  der  Generalstaaten 
dieses  Dinges  nicht  annehmen".  Ob  der  Statthalter  Bedenken  trüge  ihr 
Schutzgesuch  im  Haag  abzugeben,  wüssten  sie  nicht.  Die  Garnisonen  von 
Rheinberg  und  Wesel  haben  auf  Grund  eines  alten  Befehls  die  Lothringer 
verhindert,  sich  in  Alpen  und  dem  Amte  Rheinberg  einzuquartieren. 


Wesel  an  den  Syndicus  der  clevischen  Ritterschaft  Dr.  Johann 

Niess.     Dat.  Wesel  18.  März  1651.     W. 

Auf  seine  Anzeige,   dass  die  Regierung  ihm   und  dem  Bürgermeister  18.  März. 
Bach  mann  von  Cleve  auf  ihre  Bitte,   bei  den  staatischen  Commandanten 
zufolge  der  Resolution  der  Generalstaaten   Sauvegarden   gegen   die   Loth- 
ringer erwirken  zu  wollen,  geantwortet  habe:  „Weil  die  Stände  dieses  Werk 
im  Haag  angefangen,  dass  sie  es  auch  völlig  effectuiren  möchten",  hat  der 
weseler    Magistrat   Deputirte    an    den    Commandanten    daselbst,    Martin 
Jüchen,   gesandt,   der  sich  denn  auch  dazu  bereit  erklärt,    aber  ihnen 
lieh  mitgetheilt  habe:    „Es  hätte   keine  Noth,  da  die  Lothrinjrcr  express 
M'ordert,  das  Land  von  Cleef  nicht  zu  turbiren". 


Der  Kurfürst  an  Hörn.  Dat.  Cöhi  a.  d.  Spr.  9/19.  März  1651.  B. 

Hörn  hat  „der  Sachen  wegen  der  Allianz  sehr  wolil  nachgedacht,  es  19.  März. 
darf  jedoch   „keine  Uebereilung  damit  geschehen,   sondern  Zeit  und  Gele- 
genheit wohl   in  Acht  genommen  werden,    vornehmlich   aber  weil  Uns  des 
Herzogs  von  Lothringen  Ld.  so  gute  Affection,  daran  Wir  Unseren  Theils 
i^t  nicht  zweifeln,   zutragen  soll,   und  wird  die  Zeit  lehren,  was  zwischen 
Un  geistlichen  Churfürsten   und   dem  Herzoge  passiren  wird.     Bei  so  bo- 
•haffenen  Dingen  wird  wohl  die  Communication  mit  anderen  hohen  Potcn- 
itcn   auch   noch   einigen  Anstand    leiden   müssen".     Die  Reise   nach  Spua 
kann  er  ,, wegen   hoch    iniportirender  und    prägnanter  Rationen**   nicht   ver- 
'neiden,   und  will  er  im  Mai   von  Berlin   aufbrechen,   daher  bis  dahin   alle 
inrichtungon  im  Schlüsse  zu  Clcvc  getrofl'en  werden  müssen.     Krokow's 
\b^ei^e  nach  Wien  soll  beschleunigt  werden,  Loben  ilim  folgen;  er  hofft, 
i'iHs    man    ihm    von   keiner  Seite   in   der  vollen  Possession   aller  xu  Hinter* 
pommern  gehörigen  Lande  und  Rechte  beeinträchtigen  wird.     „So  viel  die 
'  liehen  Sachen   betrifft,   so  würde   dasjenige,   was  rernin  Status  nnuni- 
icli    und    notlidringli<!h   erfordert   und    selbst  dietiret  verordn»'t  werden 
III u    Ml      Wir  hüben  zu  euch  Uaii  gnädigste  Vertrauen,  ihr  werdet  bei  der 
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auf  euch  habenden  Commission  nach  gemelter  Grafschaft  diesen  Contribu- 
tionspunlit  gütlich  abhandeln  helfen".  In  Cleve  soll  er  alle  Dispositionen 
zur  Fortsetzung  der  von  ihm  begonnenen  Verwaltungsreorganisation  hinter- 
lassen und  dann  nach  der  Grafschaft  Mark  eilen,  um  sich  auch  dort  von 
den  Domainen-  und  sonstigen  inneren  Verhältnissen  zu  informiren  und  dar- 
auf dem  Kurfürsten  Bericht  erstatten.  Das  Salzwesen  in  der  Mark  ist  auch 
ins  Auge  zu  fassen. 

Horn  an  Konrad  v.  Burgsdorf.    Dat.  Cleve  29.  März  1651.    B. 

29.  März.  Weimann  wird  aus  dem  Haag  zurück  erwartet;  er  und  Isinck  sind 
sehr  gegen  der  alten  Prinzessin  Mutter  Bestreben,  den  Hauptstreit  in  der 
Tutelsache  zur  richterlichen  Entscheidung  zu  bringen.  Der  Herzog  von 
Lothringen  arbeitet  gegen  den  Waffenstillstand  Spaniens  mit  Frankreich, 
versichert  dem  Kurfürsten  seine  Freundschaft,  will  aber  trotzdem  Geld  von 
den  Ständen  haben. 


Des  Raths  von  Staat  Bericht  an  die  Generalstaaten. 

Dat.  Haag  1.  April  1651.     H. 

(In  der  Versammlung  der  Generalstaaten  verlesen  4.  April  1651. 

Unterz.  G.  Bchaep.) 

[Gründe  für  und  gegen  den  Schutz  des  clevischen  Landes  gegen  Invasionen. 
Schreiben  an  den  Herzog  von  Lothringen  und  allgemeine  Sauvegarden  nicht 
rathsam.  Dagegen  Befehle  an  die  Commandanten  zur  Verhinderung  von  Ein- 
quartierungen „unter  dem  Kanon"  der  Garnisonorte.  Anfrage  bei  den  Deputirten 
der  Stände  nach  dem  was  sie  gemeint  zur  Abwehr  beizubringen,  da  die  Staaten 
zu  ihrer  absoluten  Beschirmung  nicht  verpflichtet.] 

1.  Apr.  „In  gevolge  van  U.  H.  M.  resolutie  van  den   15.  deses,   hebben 

wij  geexamineert  het  memorial  van  de  landtstenden  des  Furstendombs 
Cleve,  met  bygevoeghde  stucken  aen  H.  H.  M.  overgegeven,  tende- 
rende om  te  hebben  een  ernstigh  affmaninghschrijvens  aen  de  Heere 
Hertogh  van  Loteringe,  om  de  Cleeffsche  landen,  als  waervan  de 
vaste  plaetsen  met  U.  H.  M.  garnisoen  beset  sijn,  ongemoeijt  te 
laten,  ende  met  eenen  oock  aenschrijvens  aen  de  Gouverneurs  int 
landt  van  Cleeff,  om  levendige  sauvegarden  tegen  de  Lotteringh- 
sche  ende  andere  uyt  te  gheven  ende  te  mainteneren.  Wy  hebben 
daerop  naegesien  de  concordaten,  specialyck  dat  van  den  jare  1636 
ende  andere  retroaeta,  raeckende  sulcke  saecken  als  in  dese  Lo- 
theringhsche  inquartieringe ,  voor  desen  voorgevallen  sijnde.  Ende 
alles  in  desen  Kade  wel  overleght  ende  overwogen  hebbende,  be- 
vinden  dat  men  altijt  in  dergelijcke  saecken,  selfs  in  den  oorloghe, 
met  groote  circumspectie  heeft  gegaen,  aen  d'  eene  sijde  considere- 
rende,  dat  om  de  naegelegentheijt  van  't  furstendom  Cleeve,  streckende 
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voor  een  'groot  gedeelte  aen  de  landen  ende  rivieren  van  desen  staet, 
ende  verseheyden  prineipaelste  steden  van  tselve  Furstendom  met 
deses  Staets  crijgbsvolck  beset  sijnde,  men  noodich  achte  aldaer  geen 
inquartieringe  van  vreemt  eiyglisvolck  toe  te  staen,  noch  te  gedoogen, 
ende  aen  d'  ander  zijde  oock  wel  in  acht  nemende  met  het  weren 
van  deselve  soo  weynich  offensie  als  eenichsins  mogelyck  aen  nabu- 
rige  princen  te  gheven,  om  met  meerder  macht  daernae  toe  te  trecken. 
Xu  in  den  jegenwoordigen  vrede  meenen  ^vij,  dat  d'  een  ende  d'  an- 
der oock  niet  weyniger  in  achtinge  te  nemen  staet,  ende  dat  om  ver- 
scheijden  consideratien,  die  daerinne  te  gemoct  te  sien  sijn  zoo  als 
U.  H.  M.  nae  heure  hooge  wijsheijt  wel  kunnen  considereren,  sonder 
dat  wij  noodich  achten  daervan  te  particulariseren. 

Wat  het  gedane  versoeck  eijgentlyck  aengaet,  als  het  vereijschte 
schrijvens  aen  de  Hertogh  van  Loteringen  soude  operatie  doen,  son- 
der andere  gevolge,  zoo  waere  hetselve  als  mede  oock  daerneffens 
aen  den  Heer  Eertshertogh  Leopold  het  beste  ende  gevoegelijckste 
middel  maer  sulcx  te  formeren  nae  het  schrijvens  als  ten  tijde  de  Lot- 
teringsche  int  landt  van  Ravesteijn  waren  in  December  1649,   dunckt 

118  ongeraden  te  sijn,    als  hebbende  geen  gelijckheijt  in  fondement 

tf  circumstantien,  ende  is  daeromme  oock  bedenckelijck  off  U.  H.  M. 
iieur  tot  schrijven  siillen  inlaten.  Raeckende  de  versochte  levendige 
sauvegarden  dunckt  ons  oock,  dat  die  generalijck  toe  te  staen  sonder 
meerder  gevolgh,  deselve  lichtelijck  affront  souden  comen  te  lijden, 
maer  wij  meenen,  onder  correctie,  dat  soude  mögen  geschreven  wor- 
den aen  de  Gouverneurs  ofte  Commandeurs  op  ende  ontrent  den  Rijn- 
stroom,  dat  sy  sullen  hebben  goede  achtinge  te  nemen,  dat  geene 
vreemde  inquartieringe  ed  come  in  de  dorpen  ende  plaetsen  onder  de 

('sette  steden  gehoorende  ende  besonderlyck  onder  het  cancm  van  de- 
Mflve  gelegen,  alsoo  die  steden  uyt  die  landen  ende  plaetsen  hare 
dagclycksclie  ververHingen  moeten  genieten,  ende  iets  conlrarie  viK^rge- 
iiomen  wordende,  dat  tselve  met  gevoechlycheijt  sien  voor  to  comen. 
Dat  U.  H.  M.  oock  ondertusschen  souden  mögen  believen  nacrder 
ic  doen  Hprcken  met  de  acnwesende  Heeren  (iedeputeerdc  vant  Fur- 
stendom Cleve,    om  uyt  deselve  te  verstaen,    wat  de  Ktendeu  souden 

in  raceningc  sijn  bij  te  brengen  ende  te  doen  tegen  de  inquartie- 
ringe van  <lc  LotheringhHchc  en  andere,  om,  daervan  opeuinge  go- 
boort';,  alsdann  naerder  overioght  te  worden,  wat  wyder  bij  U.  U.  M. 

»udc  gcdncn  worden,  sonder  Mich  hcuro  beschermingü  absolute,  «00 

V;  Diesea  (iutachtcn  ward  '    >inini8Hioit   /.ur  fortiereu  Herichtorstiittung 

i'urwicMuii.     VkI.  üben  Nuto  p.  475. 
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als  versoecken,  aen  te  nemen,  alsoo  wij  niet  kunnen  sien,  dat  de  con- 
cordaten  U.  H.  M.  daertoe  verbinden". 


Aitzema  berichtet  schon  am  I.  April  über  den  Inhalt  dieses  Gutach- 
tens an  Wesel  und  bittet  zu  veranlassen,  dass  die  Deputirten  schleunigst 
von  den  Ständen  instruirt  werden  möchten,  was  sie  auf  solche  Anfrage  ant- 
worten sollen  (weseler  Archiv).  Gleichzeitig  berichtete  Wilich-Lottum, 
dass  der  Statthalter  und  die  im  Haag  anwesenden  cle vischen  Räthe  Isinck 
und  Weimann  stark  in  sie  drängen,  die  Stände  zu  bewegen,  ihre  Zustim- 
mung zur  Besetzung  des  clevischen  Landes  mit  400  Mann  kurf.  Truppen 
zu  geben,  ein  Vorschlag,  den  die  Regierung  als  das  einzig  zuverlässige 
Mittel,  das  westrheinische  Cleve  gegen  die  Lothringer  zu  schützen,  schon 
anfangs  März  den  Ständedeputirten  gemacht  hatte.  Diese  Berichte  und  die 
Nachricht  von  dem  in  der  Mark  publicirten  kurf.  Contributionspatent  ver- 
anlasste die  Stände,  ihre  Deputirten  im  Haag  unter  dem  5.  April  anzuwei- 
sen, 9000  Thlr.  an  hervorragende  Mitglieder  der  Generalstaaten  zu  ver- 
sprechen, „damit  das  Land  durch  der  Staaten  Garantie  contra 
quoscunque  möchte  geschützet  werden".  (Acten  betr.  die  lothring- 
sche  Invasionsgefahr  im  Staatsarchiv  zu  Düsseldorf  und  Yerzeichniss  der 
1684  extradirten  Acten  der  clevischen  Ritterschaft.) 


Wesel  an  Rees.     Dat.  Wesel  2.  April  1651.     R. 

2.  Apr.  Sie  hätten  der  Regierung  so  eben  auf  ihr  Ausschreiben  vom  31.  März') 

geantwortet,  dass  die  Generalstaaten  dem  clevischen  Lande  gegen  die  loth- 
ringsche  Einquartierung  „lebendige  Salvegarden"  ertheilen  wollten,  und  die 
Commandeure  der  staatischen  Garnisonen  sich  bereits  zur  Assistenz  willig 
erklärt  hätten ;  daher  sie  es  für  besser  und  dem  Lande  zuträglicher  hielten, 
dieses  Anerbieten  anzunehmen  und  zu  einer  Deputation  resp.  Verehrung  an 
den  Herzog  von  Lothringen  ihre  Zustimmung  nicht  geben  könnten.  Hof- 
fentlich würden  Rees  und  die  anderen  clevischen  Städte  in  gleichem  Sinne 
der  Regierung  antworten,  und  Aitzema  die  Resolution  der  Generalstaaten 
alsbald  einschicken. 

Paul  Ludwig  an  den  Kurfürsten.  Dat.  Hamm  6.  April  1651.  B. 

[Die  für  die  Compägnien  in   Hamm   und  Lippstadt  nöthigen  Gelder.     Günstige 

Wirkung  des  Patents  bei  den  Ständen.     Rath,   den  Ständen  das  Contributions- 

wesen  nicht  zu  belassen.] 

6.  Apr.  Die   Patente   sind  publicirt    und    den   Officieren    und   Compägnien   die 

rückständigen  Tractaments-   und  Servicegelder  pro  März  und  April  ange- 

^)  Die  Regierung  zeigte  den  clevischen  Hauptstädten  an,  dass  nach  Stave- 
rens  Bericht  der  Herzog  von  Lothringen  für  seine  bisherige  Verschonung  von 
Cleve  eine  „Elrkenntniss"  von  den  Ständen  erwarte,  widrigenfalls  er  sie  sich 
selbst  holen  wolle.  Da  gleichzeitig  die  Nachricht  eingetroffen  sei,  dass  der 
Herzog  3600  Pferde  an  die  jülichsche  und  clevische  Grenze  beordert  habe,  so 
möchten  sie  Deputirte  mit  völliger  Instruction,  hierüber  zu  verhandeln,  auf  den 
2.  April  nach  Cleve  schicken. 


Wirkung  der  Steuerbefehle  bei  den  Ständen.  4g  j 

wiesen  worden;  da  nucli  dem  Patent  monatlich  3333  Thlr.  vom  1.  Fe- 
bruar an  erhoben  werden  sollen,  so  wird  pro  Mai  noch  ein  Deficit  von 
1000  Thlr.  sich  herausstellen,  das  aber  aus  der  mindenschen  Casse  gedeckt 
erden  kann.  Das  bisher  hack'sche ,  jetzt  bodelschwing'sche  Regiment  in 
Hamm  mit  den  Compagnien  des  Obersten  Uodelschwing,  des  Oberst- 
lieutenants Ringenberg,  des  Oberstwachtmeisters  Sieberg,  derCapitäne 
Dünwald,  Neuhof  und  Cloots  kommen  monatlich  auf  2615  Thlr.,  die 
<  "ompagnien  des  Generals  Norjprath,  des  Oberstlieuteuants  de  Groende, 

i'S  Oberstwachtmeisters  Beer,  und  der  Capitäne  Spee  und  Hertefeld, 
sämmtlich  in  Lippstadt,  kommen  monatlich  auf  2161  Thlr. 

„Sonsten  hat  das  Placat  albereits  so  viel  gewirkt,  dass  die  Herren 
-stände  aus  Sorge,  dass  ihnen  das  Contributionswesen  (dabei  mancher 

(in  Privatum  mehr  als  das  Publicum  sucht)  aus  den  Händen  gerathen 
mochte,  nächstkiinftige  Woche  zusammen  zu  kommen  resolvirt,  gestalt 
der  Drost  zum  Hamm  dem  Herrn  Generalfeldzeugmeister  sagen  lassen, 
dass  er  gleichsam  gut  dafür  sein  wollte,  dass  die  Herren  Stände  so 
laug,  bis  E.  Ch.  D.  selbst  dieser  Orten  wieder  anlangen,  die  3333  Thlr. 
hergeben  wUrden,  allein  dass  die  Publication  des  Placats  möchte  ein- 
2-chaiten  werden,   sintemal   solches   ihnen   an  die  Seele  ginge.     Dem- 

lach  aber  flir  E.  Ch.  D.   handgreiflich    reputirlichcr    und    nützlicher, 

Mich  für  das  Land  selbst  besser  und  wie  solches  dieses  falls  ohne 
Xachtheil  der  Privilegien  ist,  wann  E.  Ch.  D.  die  Direction  des  Con- 
tiibutionswesens  in  Deren  Händen  behalten  und  die  Assignationes  auf 
•Iche  Art  ergehen  lassen;  so  werden  Dieselben  unmaassgeblich  hier- 
iiinen  nach  Deren  gnädigstem  Belieben  zu  statuiren  und  zu  verordnen 
wissen". 


( i..ff  riNMl   Ilorii.   jiüj'nermci.stei"  zu  J^üiien '),   uii    P]nlij)|)  llorii. 
Dat.  Lünen  7.  April   1(151.     B. 

(Im  Augenblick  der  Puteutpuhlicatiun  waren  die  Htündo  zur  Bowilliguug  geneigt, 

liuhiMi  dann   ttl»«r  D<'putirle  an  die  unirteu  Stände   gesandt;    noch  jetzt  aber  ist 

ilii«;  Accoiuinodirung  zu  hoffen,    wenn   das  Patent  noch   unausgi'führt  hhibt  und 

die  Trnppen  sich  vorerst  mit  einem  halben  Mouatsold  begnügen.] 

„Kann  im  höchsten  Vertrauen  nicht  verhalten,  wasgestalt  der  Herr  7.  Apr. 
'  onimissarius  Johann  Paul  Ludwig  die  churfürsliichen  Placate  in 
puncto  der  gnädigst  gesonnenen  Subsidien,  am  verlittencn  Palni- 
•nntag  publicircn  lassen,  auch  vojhabcns,  darauf  zu  verfahreo,  wie 
•  Irnn  mir  befohlen,  die  aHHignationes  darauf  zu  verfertigen,  und  solche 
nach   dem    Dhtern   der   Miliz   /n    i-xtradiri-n.     \un    li.iflc   ich    clxii   v«»r 

.ar  HtenerumprUnger  und  (y'Mtirer  dor  inärkischi'ii  StüiiUo. 
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besagter  Publication  Kundschaft  erlanget,  dass  die  hohen  Landstände 
sich  beisammen  zu  thun  und  S.  Ch.  D.  noch  in  etwas  unter  die  Arme 
zu  greifen  Vorhabens  gewesen,  wovon  gedachtem  Herrn  Commissarium 
avisiren  wollen.  Als  aber  solches  zu  thun  im  Werk  begriffen,  ver- 
nehme, dass  die  Publication  schon  aller  Orts  vollenzogen,  worüber  die 
Herren  Stände  dergestalt  alteriret,  dass  eine  andere  Resolution  ge- 
nommen, und  ihre  schon  ernannten  deputatos  an  die  cleve-,  jülich- 
und  bergischen  Stände  abordnen,  und  mit  denselben  hierüber  berath- 
schlagen,  und  in  einem  oder  anderen  sich  vereinigen  werden,  wovon 
E.  Gestr.  ehist  vernehmen  werden,  dass  also  noch  nicht  zu  spüren, 
wie  S.  Ch.  D.  durch  diese  Publication  viel  Vortheil  geschaffet  werden 
will.  Weil  aber  nun  durch  Disposition  des  Herrn  Commissarii  noch 
so  viele  Mitteln  zu  eines  Monats  halb  Tractament  vor  die  Miliz,  alle 
Weiterunge  zu  verhüten,  leichtlich  bei  zu  suchen  wären,  und  zu  hoffen, 
es  möchten  inzwischen  die  Herren  Stände  ein  anderes  erwägen  und 
sich  zu  S.  Ch.  D.  gnädigstem  Gesinnen  unterthänigst  accommodiren, 
also  stünde  zu  deliberiren,  ob  nicht  die  Miliz,  doch  ohne  meine  Maass- 
gebuug,  noch  einmal  ziir  Annehmung  eines  Monats  halb  Tractament 
angewiesen,  und  mit  Verfahrung  der  Placate  noch  auf  einige  Zeit  ein- 
gehalten werden  könnte;  wollte  nicht  zweifeln,  es  werde  noch  alles 
auf  gute  Wege  und  zu  Dienst  S.  Ch.  D.  ohne  diese  Weiterung  ge- 
bracht werden  können". 


Die  Regierung  an  die  clevischen  Stände').     Dat.  Cleve 
9.  April  1651.    W. 

9.  Apr.  So  eben  kommt  Nachricht,  dass  die  Lothringer  2000  Mann  zu  Pferde 

und  500  zu  Fuss  stark  zwischen  Roermond  und  Maastricht  stehen  und 
Anstalt  machen,  ihren  Marsch  auf  Cleve  fortzusetzen;  es  ist  daher  dringend 
nöthig,  dass  die  Deputirten  der  Stände  sich  nunmehr  sofort  in  Cleve  einfin- 
den, um  sich  über  Mittel  zur  Abwehr  des  Einfalls  zu  einigen.  Es  handelt  sich 
zunächst  darum,  das  westrheinische  Cleve  zu  sichern,  wo  keine  staatischen 
Garnisonen  sind,  für  dessen  Schutz  aber  auch  die  Unterthaneu  des  ost- 
rheinischen  Cleve  einzustehen  haben. 


*)  An  demselben  Tage  ersuchte  die  Regierung  die  sämmtlichen  cleviäclien 
Städte,  einen  Theil  ihrer  Bürger  zu  bewaffnen  und  zum  Schutze  des  westrheini- 
schen Cleve  stets  bereit  zu  halten;  die  ostrheinischen  Städte  verweigerten  letz- 
teres, welches  den  Privilegien  ihrer  Bürger  zuwider  sei,  ebenso,  wie  die  Absen- 
dung ihrer  Deputirten. 


Weigerung  d.  ostrheiu.  Städte,  d.  westrhein.  Cleve  Hilfe  zu  leisten.     4^3 

Philipp  Hörn  an  Otto  Christoph  v.  Sparr.     Dat.  Cleve 

10.  April  1651.     B. 

Die  märkischen  Stände  haben  die  Publication  des  Contributionspatents  10.  Apr. 
sehr  übel  empfunden  und  eine  Zusammenkunft  der  unirten  Stände  veran- 
lasst. Vergeblich  hat  er  bis  jetzt  den  Kurfürsten  gebeten,  bevor  zu  militäri- 
schen Executionen  geschritten  würde,  nochmals  mit  den  märkischen  Stän- 
den auf  einem  Landtage  gütlich  verhandeln  zu  lassen.  Da  aber  dem  Kur- 
fürsten an  der  Aflfection  der  Stände  „hoch  und  viel  gelegen",  zumal  „andere 
Prätendenten  sich  ihrer  Disaffection  leicht  zu  ihrem  Yortheil  gebrauchen 
könnten",  so  hält  er  es  für  seine  Pflicht,  nochmals  Alles  zur  Abwendung 
der  drohenden  Inconvenientien  zu  versuchen  und  hat  daher  abermals  durch 
Heiden  und  Reck  zu  Witten  ein  Schreiben  an  die  Stände  gesandt.  Er 
bittet  auf  alle  Fälle,  den  Truppen  vorläufig  nur  den  halben  Sold  auf  einen 
halben  Monat,  wozu  der  ständische  Steuerempfänger  noch  die  Mittel  in 
Händen  hat,  auszahlen  zu  lassen.  Sollte  er  jedoch  darauf  nicht  eingehen, 
so  hat  er  dem  Kurfürsten  gegenüber  alles  aus  militärischen  Executionen 
entstehende  Unheil  zu  verantworten. 


Die  Regierung  an  die  märkischen  Stände.     Dat.  Cleve 

10.  April  1651.     B. 

Sie  mahnt  von  der  beabsichtigten  Zusammenberufung  der  unirten  Stände  10.  Apr. 
ab  und  weist  gegenüber  der  von  den  Lothringern  drohenden  Gefahr  auf  die 
Nothweudigkeit  hin,  die  üarnisonen  in  der  Grafschaft  Mark  ferner  beizu- 
behalten. Wenn  die  Lothringer  das  von  den  staatischen  Truppen  zum  Theil 
besetzte  Cleve  bedrohen,  Jjüttich  und  Jülich  besetzen  könnten,  würden  sie 
Mark,  sobald  es  von  allen  kurfürstlichen  Truppen  eutblöst  sei,  gewiss  nicht 
-choneu. 

hi'     lit-iti  iin^    an    dp-    «>>i  rin-iiiiNC-lirii    I  la(lj)l  >l  ädu*     |)al.   Cleve 

13.  April   1(J51.     W. 

<rBtellung   über  die  dem   weatrheiniechen  Cleve   verweigerte  Hilfe  ^egen  die 
Lothringer.     Wirkung    solchen  Vuihahens  bei   den  Generulstuaten.     Nochmalige 
Auffi>rd<'r»U)L'.    ihr««  liürgi-r  zur  Vertheidiguug  ihres  Landes  iiml  ilir.'  1».  i.nt;ii..M 
1  BeratbuDgen  nach  Xanten  zu  senden,  j 

^Kh  beklagen  »ich  die  clcvischen  Landständc  der  Westneik'  Khciii»,  13.  Apr. 
*.artH  Hie  bei  jetziger  noch  anhaltender  Oefalir  vor  den  Lothringsehen 
von  der  Oatneite  fast  verlaHHen  werden,  indem  ungeachtet  unserer  schon 
(imal  ergangenen  HefehlHelirciben,  weder  Beamte  noch  StiUlte  die 
gclordcrten  Mannschaften  nadi  Xanten  geschickt,  da  »ich  doeh  die 
von  der  Ostseite  erinnern  sollten,  was  gestalt  beide  Seiten  ein  corpus 
machen,  und  also  einander  in  dergleichen  gemeinen  Landesm>tlif;lllcn 
bei/UHpringen  schuldig  sind,    inmaasscn   die  Westseite  ihres  Orts  im 

öl* 
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Jahr  1638,  als  sich  die  Pfälzische  mit  gewaltsamer  Einquartierung  ins 
Land  setzen  wollten,  im  Werk  selbst  geleistet,  da  sie  auf  ihre  eigenen 
Unkosten  der  Ostseite  mit  einer  guten  Anzahl  Landvolks  williglich  zu 
Hilfe  gekommen.  So  haben  auch  jetzo  die  gesammten  clevischen  Land- 
stände sowohl  die  Ost-  als  die  Westseite  ihre  Deputirte  im  Haag, 
welche  nebeu  den  unsrigen  bei  den  Herren  Generalstaaten  um  Assi- 
stenz gegen  den  befahrenden  lotbringschen  Einfall  ansuchen  sollen; 
da  dann  L  H.  M.  nicht  unbillig  befremdlich  vorkommen  möchte,  dass 
die  sämmtlichen  clevischen  Stände  ihre  Hilfe  begehren  und  gleichwohl 
unter  dessen  einander  selbst  nicht  helfen  wollten,  da  sie  doch  billig 
an  den  staatischen  Commandanten  in  diesem  Herzogthum,  welche  auf 
blosses  Gesinnen  alsbald  eine  gute  Anzahl  Soldaten  der  Westseite  zur 
Hilfe  gesandt,  ein  Exempel  zu  nehmen  hätten.  Und  ob  ihr  wohl  hin- 
gegen eure  Privilegien  anziehen  wollet,  so  habt  ihr  doch  zu  bedenken, 
dass  solche  und  dergleichen  privilegia  dem  gemeinen  Nutzen  des 
sämmtlichen  Vaterlandes  in  solchen  gemeinen  Nothwendigkeiten  nicht 
zum  Abbruch,  sondern  zum  Vortheil  gedeutet  werden  müssen;  dero- 
wegen  wir  euch  hiemit  nochmals  gnädigst  befehlen,  dass  ihr  anstund, 
unserer  jüngsten  schriftlichen  Verordnung  zu  gehorsamster  Folge  eine 
Anzahl  eurer  Mitbürger  nach  Xanten  zu  senden,  nicht  unterlasset". 


Die  zu  Xanten  versammelten  clevischen  Stände  an  die  ost- 
rheinischen   clevischen   Hauptstädte.      Dat.  Xanten   13.  April 

1651.     W. 

13.  Apr.  Als  Commissäre  der  Regierung  haben  sich  die  Herren  v.  Biland  und 

V.  Sonsfeld  eingefunden  und  nochmals  auf  Mittel  zur  Abwehr  des  Ein- 
falls der  Lothringer  gedrungen.  Auf  ihren  Wunsch  haben  dieselben  an 
den  Commandanten  von  Wesel,  Martin  v.  Jüchen,  um  Schutz  für  die 
Stände  geschrieben,  der  dann  auch  bereits  200  Musketiere  nach  Xanten 
geschickt  hat*).     Die  Commissäre   hab'en    sich   ferner   auf  den  Wunsch  der 

*)  Gleichzeitig,  nämlich  am  10  April,  hatte  der  staatische  Commandant  von 
Orsoy,  Vincent  v.  Isseiste  in,  60  Musketiere  nach  Xanten  geschickt  und  am 
13.  April  trafen  noch  von  Wesel  150  M.  z.  Pf.  unter  dem  Rittmeister  Spaen 
dort  ein.  Der  weseler  Commandant  meldet  den  Generalstaaten  am  14.  April, 
dass  er  dies  auf  Grund  früherer  Befehle  und  der  ihm  von  den  Ständen  in  Ab- 
schrift vorgezeigten  Resolution  der  Staaten  vom  10.  März  (vgl.  oben  p.  474)  ge- 
than  habe,  und  bittet  den  Graf  Moritz  in  einem  Schreiben  vom  16.  April,  ihn 
deswegen  bei  den  Generalstaaten  entschuldigen  und  vertreten  zu  wollen.  Die 
staatischen  Commandanten  zu  Emmerich  und  Rees  verweigerten  der  Regierung 
wie  den  Ständen  die  auch  von  ihnen  gewünschten  Truppen,  da  sie  keinen  Befehl 
dazu  erhalten  hätten.     (Staatsarchiv  zu  Düsseldorf.) 


Vertheidigungsmaassregeln  gegen  die  Lothringer.  485 

Stände  bereit  erklärt,  um  der  Grenze  nahe  zu  sein,  in  Xanten  zu  bleiben, 
im  Fall  sich  sämmtliche  Deputirten  der  clevischen  Stände  dort  einfinden 
würden  ^).  Sie  bitten  daher  auf  Grund  der  Union  der  clevischen  Stände 
nicht  nur  schleunigst  ihre  Deputirte  nach  Xanten  mit  genügender  Instruc- 
tion abzuschicken,  uin  mit  ihnen  gemeinsam  die  Mittel  zum  Schutz  des  Lan- 
des zu  berathen,  sondern  auch  wie  die  Regierung  bereits  augeordnet  habe, 
einen  Theil  ihrer  bewaÖ'neteu  Bürger  auf  die  geldersche  und  cölnische 
Grenze  des  westrheinischen  Cleve  zu  senden.  Im  Weigerungsfalle  müssten 
sie  vor  Gott  und  der  Welt  gegen  das  dem  Laude  daraus  zuwachsende 
Unglück  protestiren. 


Wesel  an  die  zu  Xanten  versammelten  clevischen  Stände. 

Dat.  Wesel  den  13.  April  1651.     W. 

Sie  könnten,  wie  sie  auch  bereits  der  Regierung  augezeigt  hätten,  we-  13.  Apr. 
Uli-  ihre  Deputirteu  noch  ihre  bewaffneten  Bürger  gegen  deren  Privilegien 
nach  Xanten  schickeu,  da  durch  die  von  den  Generalstaaten  gewährten 
^lebendigen  Salvegarden''  bereits  hinlänglich  für  die  Sicherheit  des  Landes 
gesorgt  wäre,  auch  so  eben  aus  dem  Haag  die  Nachricht  einträte,  dass 
der  Statthalter  sich  von  dort  nach  Cleve  begeben  habe^),  ^und  nunmehr 
verhoffentlich  solche  Ordre  geben  würde,  dass  den  Lothringschen  gebühr- 
lich begegnet  werde'' ^). 

Emmerich  an  die  zu  Xanten  versammelten  Stände. 

Dat.  Emmerich  13.  April  1651.     W. 

Sie   könnten  ihre   Bürger,   ohne  deren  Privilegien   zu  verletzen,    nicht  13.  Apr. 
.     hcrhalb   ihrer  Stadt   zur  Vertheidigung  des    Landes   verwenden,    ^auch 
könnten  sie  aus  der  angezogenen  Union  nicht  vernehmen,  dass  dieselbe  an- 
ders als  pro  conservatiune  prlvilegiorum  eingerichtet  und  dieselbe  ad  casus 
belli  gar  nicht  extendirt  sei". 


';    Au.SMUi*   il'Mi    i>«;puiirUMi    U»'r    nladtu    rli-vi-,    (./auur    (iiiu    \aiiU-li    liuliiii    mIcIi 

einige;  wenige  liitterbürtigen  aus  dem  westrlieiuiachcn  Cleve  dusülbst  einge- 
IuikIimi.  Sie  lehnten,  wie  sie  achon  anfangs  März  gethan,  eine  von  den  Uegie- 
rungscoinmisauren  befürwortete  Abfmduiig  der  lutliringschen  Truppen  mit  etwa 
8--5(XX)  Tlilr.  entecliieden  ab,  und  erklärten,  sich  auf  die  Hilfe  der  Goneralstaa- 
*"M,  welcüe  uiü  nicht  im  Stich  lassen  würden,  verlassen  zu  wollen. 

')  Am  15.  oder  16.  April  traf  (»raf  Moritz  in  Ulovo  wieder  ein,  reiste  aber 
vuu  dort,  nachdem  die  Nachricht  vom  Einfall  der  Lothringer  in  Ilavonstoin  ein- 
^»♦'troffon  war,  den  22.  oder  23.  April  dem  Kurfürsten  entgegen.  Kr  scheint  ihn 
\\  in  dun  .Murken  getroiTen  zu  haben. 

')  Am  21.  April  bewilligten  Magistrat  und  (^emeiusfreundo  von  Wesel  dem 
dorligeu  ttaatischen  Commandunteu  auf  soio  (iesuch  500  Thlr.,  „weil  man  soioer 
'    '■    '  'injuuctur  noch  täglich  von  Nöthon  hat". 
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Die  clevischen  Stände  an  die  ostrheinischen  Hauptstädte. 

Dat.  Xanten   15.  April  1651.     W. 

15.  Apr.  Die  Commissäre   der  Regierung  haben  die   waffenfähigen  Unterthanen 

aller  Aerater  zum  Schutze  des  Landes  bereits  aufgeboten,  die  Städte  Xanten, 
Cleve  und  Calcar  an  200  bewaffnete  Bürger  nach  Sonsbeck  abgeschickt 
und  der  Statthalter  wird  daselbst  heute  oder  morgen  erwartet.  Sie  können 
nicht  glauben,  dass  es  den  ostrheinischen  Städten  wirklich  Ernst  ist,  ihrem 
Vaterlande  den  nöthigen  Schutz  zu  verweigern  und  wird  es  den  Privilegien 
ihrer  Bürger  nicht  zuwider  sein,  in  Zeiten  solcher  ernster  Gefahr  auch 
ausserhalb  ihrer  Stadt  Dienste  zu  leisten.  Sie  hoffen  noch  immer,  dass 
auch  zum  mindesten  die  3  ostrheinischen  Hauptstädte  einen  Theil  ihrer 
Bürger  gegen  Alpen  und  Sonsbeck  schicken  werden. 


Die  märkischen  Stände  an  die  Regierung.     Dat.  Unna 
19.  April  1651.     B. 

[Obwohl  wegeu  der  Patente  befugt  gewesen,  bei  den  unirten  Ständen  Beistand 
zu  suchen,  haben  sie  es  nicht  gethan,  sondern  8000  Thlr.  dem  Kurfürsten  unter 
der  Bedingung,  dass  die  Patente  zurückgenommen  werden,  bewilligt.  Von  den 
Lothringern,  zu  deren  Abwehrung  die  kurf.  Truppen  doch  nicht  hinreichen,  droht 
Mark  keine  Gefahr.  Sind  nöthigenfalls  entschlossen,  alle  rechtlichen  Mittel  zu 
gebrauchen.  Ohne  Befreiung  von  den  Truppen  werden  sie  und  die  clevischen 
Stände  die  zur  Schuldentilgung  bewilligten  Steuern  nicht  leisten.] 

19,  Apr.  „Auf  unserer  hochgeehrten  Herren  Schreiben  vom  10.  April    wir 

hinwieder  denselben  dienstlich  nicht  verhalten  mögen,  dass,  so  viel 
anfänglich  die  Zusammenberufung  der  sämmtlichen  unirten  Stände  be- 
langet, ob  wir  in  Kraft  der  zwischen  den  Ständen  der  gesammten 
Landen  aufgerichteten  Union  und  Vereinigung  die  höchste  Fug  und 
Ursach  gehabt  hätten,  wegen  der  ungewöhnlichen  vor  diesem  sonder- 
lich bei  den  Friedenszeiten  niemalen  erhörter  schnür  stracks  wider  dieser 
Landen  so  theuer  erlangte  privilegia,  Freiheiten,  Recht,  Gerechtigkeit 
und  alte  gute  Gewohnheit  laufenden,  durch  den  Commissarium  Paul 
Ludwig  hin  und  wieder  ohne  unserem  Vorbewust  publicirten  zu  Dort- 
mund gedruckten  weit  aussehenden  Patenten  mit  bemelten  gesammten 
unirten  Ständen  in  Conferenz  zu  treten  und  deren  guten  Rath  und  Assi- 
stenz zu  suchen,  und  um  deren  Aufhebung  und  Abschaffung  bei  I.  Ch.  D. 
unserem  gnädigsten  Herrn  ingesammt  unterthänigste  Ansuchung  zu 
thun,  wir  dannoch  bis  anhero  dasselbe  nicht  gethan,  sondern  in  der 
tröstlichen  Hoffnung  gestanden  sind  und  noch  stehen,  höchstgemelte 
I.  Ch.  D.  werden  in  gnädigster  Erwägung  unserer  bis  anhero  in  der 
That  erwiesenen  getreuen  unterthänigsten  Affection,  Liebe  und  Assi- 
stenz auch  vor    anderen    getragenen  Lasten    und  Beschwerden   nicht 
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weniger  des  Landes  Unvermögenheit,  berorab  aber  ihrer  beiden  clev- 
und  märkischen  Tractaten  in  dem  Hauptrecess  gethanen  gnädigsten 
Versprechens,  ermelte  Patenten  wieder  zu  cassiren  und  uns  damit  nicht 
zu  beschweren  gnädigst  geruhen.  —  Was  sonsten  ferner  die  grosse 
Gefahr  von  den  lothringschen  Völkern  betrifft,  weil  unserer  hochgeehr- 
ten Herren  Schreiben  nach  die  viele  staatische  Garnisonen  des  Herzog- 
thums  Cleve,  Stift  Lüttich  und  Fürstenthum  Jülich  dafür  nicht  salviren 
noch  davon  befreien  können,  so  müssen  wir  es  dafür  halten,  dass 
eben  so  wenig  die  Garnison  in  der  Stadt  Hamm  diese  Grafschaft 
davon  wird  befreien  können,  und  dass  es  derowegeu  wohl  viel  nö- 
thiger  sein  möchte,  dass  die  ganzen  westfälischen  Kreisstände,  denen 
ebensowohl  als  uns  diese  Gefahr  androhen  dürfte,  sich  hierunter  in 
Defension  und  Verfassung  stellen.  Inmittels  haben  wir  zu  fernerer 
Bezeugung  unserer  äussersten  Devotion,  Treue,  Liebe  und  Affection, 
so  wir  gegen  unseren  gnädigsten  Churfürstcn  und  Landesvater  be- 
ständig tragen,  noch  eins  Dieselbe  mit  einer  Summe  von  8000  Thlr., 
welche  in  den  Monaten  April,  Mai  und  Juni  abzustatten,  unter  die 
Arme  greifen  wollen. 

Wir  sind  der  Hoffnung,  nachdem  wegen  der  lothringschen  fast 
zu  Grunde  gerichteten  wenigen  Völker  uns  dieser  Seite  Rheins,  da  die 
benachbarten  Landschaften  denselben  keinen  Pass  verstatten  wollen, 
nichts  haben  zu  befahren,  und,  wie  verlautet,  die  Stadt  und  Festung 
Frankenthal  auch  nunmehr  durch  Ordre  der  Kön.  Maj.  von  Spanien 
solle  quittirt  deoccupirt  und  der  Ch.  D.  zu  Heidelberg  abgetreten  und 
restituirt  werden,  dass  also  im  heil.  Keich  keines  Feinds  oder  Feind- 
seligkeit zu  gewärtigen,  wir  auch  also  gleich  andern  Reichsuntertha- 
nen  und  Ständen  des  edlen  und  lieben  Friedens  Früchten  mit  sollen 
zu  geniesscn  haben;  dahero  S.  Cb.  D.  gar  nicht  nöthig  sein  wird,  Sich 
80  vieler  hohen  und  kostbaren  Officierc,  Commissaricn  und  Völker  zu 
gebrauchen,  und  damit  dieser  so  hoch  geängstigtcn  Landschaft  (darin 
08  wegen  eingerissener  Theuerung  an  Lebensmittel  des  lieben  Hrod- 
tind  Saatkorns  gcbriclit)  weiters  beschwerlich  zu  fallen,  >nelmehr  aber 
gnädigst  CfcfalleuH  tragen  werden,  gegen  Kmpfahuiig  v«»rbrmclleu  frei- 
willigen Donativs,  die  diesem  Lande  zugestclltin  ungewöhnlichen  Pa- 
tente hinwieder  einzuziehen  und  Inhalts  gepflogener  Landtagstractaten 
und  bcfcHtigten  Kecesses,  zufolge  dem  uralten  und  conlirmirteu  Hcr- 
komnien,  Kcchton,  (Gerechtigkeit,  Gcwohnhoiton  und  Privilegien  zu 
verfahren,  die  wir  sonsten  und  auf  dem  widrigen  Fall  an  tliet^er  frei- 
lligcn  Donation  nicht  wollen  gebunden  soin,  sondern  uns  wider  nll 
Bulcbe  ungewöhnliche  Patente  und   darauf  erfolgende  Attcutato  alle 
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zulässigen  rechtlichen  Ahndungen  reserviren  und  vorbehalten  müssen; 
bevorab  denn  durch  Continuation  all  solcher  gesonnenen  Steuern  die 
ohne  dem  ganz  zu  Grunde  gerichteten  Unterthanen  dergestalt  würden 
enerviret  und  ausgemörgelt  werden,  dass  zur  Auszahlung  der  bevor- 
stehenden grossen  Summe  und  Einlösung  des  Amts  Schermbeck  zu- 
malen  inutil  und  unbequem  sein  dürften,  welches  dann  weiters  eine 
Ursache  geben  würde,  warum  auch  andere  in  Auszahlung  der  ver- 
glichenen Summen  zurückhalten  und  also  durch  diese  Zumuthungen 
das  ganze  hohe  Werk,  worüber  so  viele  Jahre  mit  so  grossen  Kosten 
zugebracht  und  tractirt  worden,  in  ein  Stocken  gerathen  könnte". 


Gerhard  v.  d.  Reck')  an  Philipp  Hörn.     Dat.  Witten 
21.  April  1651.     B. 

[Der  märkischen  Stände  Deputirte   au   die  clevischen  und   den  Kurfürsten.     Bei 
Rücknahme  der  Patente  Gehorsam  der  Stände  zu  erwarten.    Mehrzahl  der  ritter- 
schaftlichen Deputirten  sind  gut  gesinnt  und  mit  Bernsau  und  Hüchtenbruch  ver- 
wandt, die  mit  ihnen  reden  müssen.] 

21.  Apr.  „Dabeneben  soll  in  gutem  Vertrauen  nicht  verhalten,  dass  nächst- 

dem  eine  Deputation  beschlossen,  also  dass  6  Personen  von  der  Ritter- 
schaft und  3  von  den  Städten  nach  Wesel  zu  den  clevischen  Ständen 
nächst  künftigen  Dienstag  sich  verfügen,  mit  denselben  unterreden 
und  demnächst  alsofort  nach  Cleve  fortreisen  und  S.  Ch.  D.  daselbst 
ihre  Noth  unterthänigst  vortragen  werden');  habe  es  meinem  hoch- 
geehrten Herrn  zu  Dero  höchstem  Vertrauen  andienen  und  daneben 
bitten  sollen,  mein  hochgeehrter  Herr  geruhe  nur  dem  Herrn  Commis- 
sarium  Johann  Paul  Ludwig  dahin  zu  erinnern,  dass  dasjenige, 
was  vor  diesmal  die  Stände  gewilligt,  also  per  menses  unter  die 
Miliz  eingetheilt  und  mit  weiterer  Ungelegenheit  gegen  die  Stände  ein- 
gehalten werden  möchte.  Sie  werden  bei  S.  Ch.  D.  ohne  solche  Wei- 
terung jederzeit  ihren  äussersten  Gehorsam  weiter  erweisen.  Es  ist 
nach  äusserstem  Vermögen  dahin  laboriret,  dass  gute  Herren  zu  der 
Deputation  benannt  worden,  als  nämlich  der  Herr  Drost  zu  Unna^), 
der  Herr  zu  Bodelschwing  und  zu  Mengede^),  der  Herr  zu  Her- 
bede ^),  der  Herr  von  Düngele  zu  Dalhausen  und  der  von  Freitag 
zur  Buddenborg,   neben  dem  von  Romberg  zu  Brüninkhausen],   von 


^)  Gerhard  v.  d.  Reck  zu  Witten  und  Berge  war  cleve-märkischer  Justiz- 
rath  und  Director  der  märkischen  Ritterschaft. 

^)  Man  erwartete  dort  den  Kurfürsten  also  bereits. 

^)  Hans  Georg  v.  Sieberg, 

**)  Gisbert  Bernhard  v.  Bodelschwing. 

5)  Heinrich  Wilhelm  v.  Elberfeld. 
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den  Städten  einer  aus  der  Stadt  Soest,  einer  aus  Unna;  ob  einer  aus 
dem  Hamm  mitkommt,  stehet  dahin.  Nun  stund  zu  meines  hochgeehr- 
ten Herrn  Belieben  ohne  einiger  Maassgebung  alles  mit  meinem  Herrn 
von  Bellinghofen  und  Herrn  von  HUchtenbroch  zu  unterreden, 
alldieweil  die  Deputirten  deren  Sohn,  Schwager  und  Vetter  alle  sein, 
alles  zu  Dienst  S.  Ch.  D.  in  besten  helfen  zu  befördern,  woran  nicht 
zu  zweifeln,  und  alles  zu  Diensten  S.  Ch.  D.  an  jetzo  durch  dies 
Mittel  füglich  kann  befördert  werden,  wozu  Gott  seine  Gnade  und 
Seegen  verleihen  etc.  Allein  ich  bitte  meiner  doch  in  keinerlei  Mel- 
dung zu  thun,  und  dieser  geringen  unterthänigen  Nachricht  von  Dero 
Diener  doch  nicht  übel  nehmen,  auch  meine  geringe  Schreiben,  damit 
dieselbe  nicht  etwa  durch  der  schreibenden  Hand  in  fremde  Händen 
kommen  möchten,  nach  verlesen  doch  zum  Feuer  zu  verweisen,  und 
doch  Zeiger  dieseS;  welchen  express  abgefertiget,  mit  einem  Brieflein 
an  Herrn  Commissar  Paul  Ludwig  so  bald  möglich  abzufertigen". 

Der  Kurfürst  an  den  Statthalter  und  die  Regierung. 
Dat.  Colli  a.  d.  Spr.   14/24.  April  1651.     H. 

[Üi*:    \  «rilieidigungsniaassregeln    gegen   die   Lothringer  sind   unzureichend,    die 

staatische  Hilfe    gefährlich,    wünscht  die  Abwendung  einer  Invasion   durch  eine 

Verehrung  seitens  der  Stände.] 

Hat  ihren  iJericht  vom  11.  April  über  die  Vertheidigungsmaassregcln  24.  Apr. 
gegen  die  Lothringer  empfangen. 

..Dieweil  Wir  dann  nach  reiflicher  Erwägung  befunden,  dass  alle 
dergleichen  Mittel  das  Werk  aus  dem  Grund  zu  heben  gar  nicht  be- 
stant,  sondern  viel  zu  wenig,  ja  etliche  so  gefährlich  sein,  dass  man 
dadurch  anstatt  verhoffter  Befreiuiig,  sich  vielmehr  tiefer  in  die  be- 
sorgende Ungelegenheiten  stecken  durfte,  sintemalen  die  vermeinte 
Hilfe  der  staatischen  Völker  zu  der  Sachen  wenig  thun,  auch  mehr 
gefährlich  als  Uns  und  Unseren  devischen  Uanden  nUtz-  und  zuträg- 
lich sein  wird,  als  erachten  Wir  das  beste  Expedient  aus  dieser  Sachen 
in  hoc  passu  sich  zu  wickeln,  sein  werde,  wann  Unsere  clevischeu 
Staude  etwa  eine  geringe  Verehrung  von  :>(Mio  Thlr.,  mehr  oder  we- 
niger, nicht  ansehen,  sondern  rtell)ige  zur  Verhütung  der  befahrendcu 
Marschen  Ein(|uartierungen,  Hrandschatzungen  und  anderen  militäri- 
schen Bescliwerungen  an  die  Hand  schalVen  wollton,  in  Erwägung, 
dass  fast  bei  einem  gering(>n  Durchzug  dem  Lande  mehr  aufgehen 
und  griisscr  Beschwer  zugefügt  werden  könnte.  Diesem  nach  wollet 
ihr  in  Unserem  Namen  Unsere  Stände  nochmals  beweglich  ormuhnon 
iitra  propria  comuioda  nicht  zu  laborireu,  wodurch  sie  sich  in  Frie- 
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den  und  Ruhe  setzen  und  erhalten  können,  viele  Difficultäten  zu  ma- 
chen und  ein  longe  raajus  et  g-ravius  malum  über  den  Hals  zu  ziehen". 
Ist  sonst  zufrieden,  dass  sie  die  Stände  von  allen  sonstigen  weitläufigen 
Zusammenkünften  ohne  des  Kurfürsten  Consens  abgemahnt  haben. 


Horn  an   den  Kurfürsten.     Dat.  Xanten  26.  April  1651.     B. 

[Conveut  der   cleve- märkischen    Stände   in  Wesel.     Räth   die  Patente   in  Mark 
zurückzunehmen,  um  die  Stände  zur  ferneren  Bewilligung  zu  vermögen.] 

26.  Apr.  Hat  sich  mit  Hüchtenbruch  und  Blaspeil  nach  Xanten  angeblich 

in  Domainenangelegenheiten  begeben,  in  Wahrheit,  um  rascher  zu  erfahren, 
was  die  cleve  -  märkischen  Stände,  die  sich  dieser  Tage  in  ßüderich  oder 
Wesel  versammeln  wollten,  berathen  und  beschliessen  würden. 

„Möchte  unterthänigst  rathen,  dass  E.  Ch.  D.  sich  belieben  lassen, 
den  märkischen  Ständen  nunmehr  die  kurfürstliche  Gnade  zu  erwei- 
sen, die  angeschlagenen  Placate  bis  zur  ferneren  E.  Ch.  D.  gnädig- 
sten Verordnung  abnehmen  zu  lassen,  und  die  gnädigste  Anstalt,  dass 
mit  der  Execution  zurückgehalten  vs^erde,  zu  machen,  denn  ich  der 
Hoffnung  lebe,  dass,  sofern  solches  geschieht,  die  Stände  sich  annoch 
wohl  ferner  unterthänigst  accommodiren  und  zur  Unterhaltung  E.  Ch.  D. 
Soldatesca  ein  niehreres  verwilligen  werden". 

Bittet  um  Befehle,  ob  er  sich  unter  diesen  Umständen  noch  nach  Hamm 
begeben  und  mit  den  märkischen  Ständen  verhandeln  soll.  Die  Reise  nach 
Pommern  glaubt  er  bis  zur  mündlichen  Berichterstattung  an  den  Kurfürsten 
aussetzen  zu  müssen,  fragt  an,  ob  er  solche  in  Sparenberg  oder  Hamm 
abstatten  soll.. 


Resolution  der  Generalstaaten.     Dat.  29.  April  1651.    H. 

[Befehle    an    die  Commandanten    der  Garnisonen,    keine    fremde   Einquartierung 

, »unter  dem  Canon"   der  Garnison    zu   dulden.     Anfrage   bei   den  Deputirten  der 

Stände,  was  diese  gegen  Einquartierung  der  lothringschen  und  anderer  Truppen 

beibringen  oder  thun  wollen.] 

29.  Apr.  „In  deliberatie  geleijt  sijnde  het  advis  des  Raets  van  State  van 

den  4.  deses,  op  gisteren  ter  vergaderinge  gelesen,  raeckende  de  ver- 
suchte sauvegarde  ende  protectie  van  desen  staet  over  het  platte  landt 
van  Cleeff  tegens  d'  inquartieringen  van  de  Lothringhsche  ende  andere 
trouppes  in  denselven  lande,  hebben  naer  deliberatie  H.  H.  M.  haer 
met  het  gemelte  advis  geconformeert  ende  dienvolgende  goetgevonden, 
dat  gesclireven  sal  worden  aen  de  Gouverneurs  ofte  Commandeurs  op 
ende  omtrent  den  Rhijnstroom,  dat  sij  suUen  hebben  goede  achtinge 
te  nemen,  dat  geene  inquartieringe  en  come  in  de  dorpen  ende  plaet- 
sen  onder  de  beseite  steden  gehoorende  ende  besonderlick  onder  het 
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canon  van  deselve  gelegen,  alsoo  die  steden  uijt  die  landen  ende 
plaetsen  hare  dagelieksche  verversiiige  moeten  genieten,  eude  yets 
contrarie  voorgenomen  werdende,  dat  't  selve  met  gevoechelieklieyt 
sien  voor  te  coinen ').  Dat  ODdertusschen  door  de  Heeren  Huygens 
ende  andere  H.  H.  M.  Gedeputeerden  gesproocken  sal  worden  matte 
aenwesende  Heeren  Gedeputeerde  van  t  Furstendom  Cleve,  om  uijt 
deselve  te  verstaen,  wat  de  stenden  souden  van  meeninge  sijn 
by  te  brengen  ende  te  doen  tegens  de  inquartieringe  van 
de  Lottringhsche  ende  andere  trouppes,  om  daervan  openinge 
gehoort,  alsdan  naeder  overlecht  te  worden,  wat  wijder  bij  H.  H.  M. 
gedaen  sal  werden*'. 

Memorial  der  Deputirten  der  clevischen  Stände  an  die  Ge- 
neralstaaten. (Gelesen  in  deren  Versammlung  3.  Mai  1G51.)  H. 

[Mit  Hilfe   der  staatischen  Garnisonen   kann   das  Landaufgebot   die   Lothringer 
und  wer  es  sonst  sei  abwehren.] 

„Dat  het  lant  van  Cleef  (gelijck  nu  gebleecken  is)  kan  opbren-  3.  Mai. 
gen  7  ä  8  duysent  man  lantvolck,  die  de  passen,  lantweereu  ende 
avenuen,  met  traversen  ende  redoubten  beset,  well  ende  bequamelijck 
können  bewarcn.  Dat  onder  tselve  lantvolck  sijn  well  in  de  lUOU  man 
die  al  eer  gedient  liebbcn  ende  Soldaten  sijn  gewest.  Als  die  volgens 
resolutie  von  den  10.  Marty  met  eenige  levende  sauvegarden  uyt  de 
garnisoenen  werden  geappuyeert  ende  gesccondeert,  dat  men  de  Lot- 
rintrsclic.  ende  wie  het  sondc  huhm^ii  sijn,  sali  können  uiitkocri'n**. 

Hörn  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Cleve  3.  Mai  1651.     B. 

[Die  clevo-raärkiachen  Stände  drängen  auf  Aufhebung  der  Pateute  und  auf  Eides- 

'f'istung  des  Statthalters.     Der  Herzog  von  Lothrinueu  und   die  Ueneralstaaten. 

Vorsicht  bei  Eingehung  von  Alliaucen  ist  uöthig.] 

..Mir  ist  vertrauliche  Nachricht  zukommen,  dass  nicht  allein  die  3.  Mai. 
märkischen,  sondern  auch  die  clevischen  Stände  hart  auf  Aufhebung 
E.  Ch.  D.  public! rtc  Tlacatc,  inglcichcn  darauf,  dass  K.  (.'h.  D.  Statt- 
halter und  anderer  lUUhc  und  Hediente  Eidesleistung  alliier  zur  Stelle 
geschehen  möge,  drängen  werden,  desgleichen,  dass  der  König  von 
Engifind,  Chur-rial/.  und  Trier  in  vertraulicher  ('orrcspondcuA  mit  dem 
Herzoge  von  Lothringen  Htelien.  S.  (h.  1).  sich  auch  von  einigen  und 
var  diesen  E.  Ch.  D.  Landen  nächst  ungelegenen  unirten  Provinzien 

'i  So  lauieDdo  Befehle   wurden  an  domBeibuD  'J'agu  au  diu  (Jummondaot«o 
1  Wefel,  Emmerich,  Keet,  Onoy,  Uhoiuberg  uud  SohenkvDiChaot  erla«t«u. 
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vcrsicliert  halten  sollen,  dass  dieselben  in  diesem  Lande  wider  Sie 
keine  Hilfe  leisten  werden;  welches  Letzte  ich  denn  fast  darum  für 
wahr  halten  muss,  weil  die  lothringschen  Völker  an  theils  Orten  die 
staatischen  Salveguarden  sehr  disrespectiren,  in  specie  im  Ravenstein- 
schen  mitten  zwischen  den  staatischen  Garnisonen  übel  hausiret  und 
ein  ziemliches  den  Einw^ohnern  abgepresst  haben,  die  cle vischen  Stände- 
deputirte  auch  immerdar  im  Haag  verbleiben  und  bishero  Nichts  frucht- 
barliches  von  ihnen  hat  verrichtet  werden  können". 

Desswegeu  ist  mit  der  Defensionsverfassung  wider  Hispanien  und  IvOth- 
ringen  sehr  vorsichtig  zu  verfahren;  Schweden  mahnt  in  Frankfurt  die 
Reichsstände  sehr  dazu  unter  Zusage  ernstlicher  Assistenz.  Sollte  aber 
Spanien  Frieden  mit  Frankreich  schliessen,  und  gleichzeitig  von  den  Reichs- 
ständen gegen  ihre  Garnisonen  und  verbündeten  Truppen  eingeschritten 
werden,  entstünde  die  grösste  Kriegsgefahr  für  das  Reich.  Anderseits  rü- 
stet Schweden  gegen  Polens  Armatur,  .«nd  der  Kurfürst  müsse  jenes  Arg- 
wohn um  so  mehr  zu  vermeiden  suchen,  als  verlaute,  dass  Schweden  mehr 
und  mehr  „Faveur"  beim  Kaiser  und  einzelnen  Reichsständen  in  der  pom- 
merschen  Sache  gewinne;  würde  auch  keiner  von  ihnen  nach  eben  erlangtem 
Frieden  sich  desswegen  Schwedens  Zorn  zuziehen  wollen  oder  sich  des 
Kurfürsten  irgendwie  mit  Nachdruck  annehmen.  Warne  nicht  so  um  „sei- 
nes Wohl  Wesens"  wegen,  sondern  weil  ihm  die  Proceduren  im  römischen 
Reich  sehr  bekannt^). 

Die  cleve-märkischen  Stände  an  den  Kurfürsten.    Dat.  Wesel 

6.  Mai  1651.     B. 

[Klagen  über  die   Patente,    die  Einführung  der   Truppen    und    die  Befestigung 
Lippstadts.     Verlangen    der  Kücknahme   der  ersteren  und  Abführung  resp.  Ein- 
stellung der  letzteren,  widrigenfalls  sie  sich  an  die  jülich-bergischen  Stände  wen- 
den .und  mit  ihnen  beim  Kaiser  und  anderen  Orten  Klage  führen  werden.] 

6.  Mai.  Die  märkischen  Stände  haben  den  clevischen  ein  in  der  Mark  von  der 

Canzel  publicirtes  Patent  mitgetheilt,  wonach  dort  im  J.  1651  40,000  Thlr.  zum 
Unterhalt  der  Garnisonen  von  Hamm  und  Lippstadt  durch  militärische  Exe- 
cutionen  beigetrieben  werden  sollen.  Auf  der  clevischen  Stände  Zureden 
haben  die  märkischen  1649  die  Beibringung  von  26,000  Thlr.  für  1650  zu 
solchem  Behuf  auf  sich  genommen,  ja  demnächst  dem  Kurfürsten  selbst 
40,000  Thlr.  bewilligt  und  solche  richtig  beigebracht.  Ein  Weiteres  ist 
von  denselben  nicht  consentiret,  daher  die  dessfalsige  Verordnung  den  Pri- 
vilegien der  Stände  schnurstracks  zuwider. 

„Und  gar  ein  unerhörtes,    aus  des  Grafschaft  Mark  in  die  Lipp- 


^)  Am  5,  und  6.  Mai  schreibt  der  Kurfürst  an  Hörn,  sich  am  19.  oder  20. 
st.  vet.  bei  ihm  in  Sparenberg  einzufinden;  am  25.  Mai  a.  öt.  aus  Sparenberg, 
dass  er  sich  sofort  nach  Berlin  begeben  soll,  um  in  der  Nähe  die  schwedischen 
Tractaten  zu  leiten,  von  Lübeck  aus  könne  er  ihm  schriftlich  berichten. 
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Stadt,  also  dem  Herrn  Grafen  v.  d.  Lippe  zur  Halbscheid  zugehörig, 
weit  abgelegene  Völker,  welche  auch  wider  E.  Ch.  D.  gnädigst  er- 
theiltcn  Hauptrecess  hereiiigeführet  worden,  zu  unterhalten  und  einen 
solchen  Ort  annoch  zu  fortificiren,  maassen  dass  solches  geschehen  und 
Fortificationskosten  beigeschafft  werden  solle  von  E.  Ch.  D.  Obercom- 
niandanten  Freiherrn  v.  Sparr  Schreiben  eingekoninien,  wie  denn 
auch  solche  Gelder  umzulegen  gleichfalls  dem  Empfänger  Hoeu  vom 
Herrn  Oberconmiandanten  zugeschrieben  ist  worden,  da  doch  vermög 
der  Recesse  klar  und  hell  mit  uns  den  Märkischen  ist  verabschiedet 
und  verglichen,  dass  alsobald  bei  erlangtem  Frieden,  der  nunmehr 
längst  erhalten  ist,  nicht  allein  die  Völker  sollen  abgedankt  und  cas- 
siret,  sondern  auch  die  neu  gemachten  Werke  und  Festungen  der 
Stadt  Hamm  (dazumalen  von  der  Lippstadt  Nichts  wissend)  rasiret 
werden'*. 

Sie  wüssteii  nicht,  warum  gerade  die  Grafschaft  Mark,  die  bereits 
durch  Einquartierungen  in  so  traurigen  Zustand  ver.-etzt  wäre,  wiederum 
allein  diese  neuen  Lasten  unverschuldeter  und  unnöthiger  Wei>e  tra- 
^en  solle. 

..Und  wir  dann  nicht  unzeitig  befunden,  bei  unseren  erbvereinig- 
ten Mitgliedern    vermög   uralter  Union   uns   zu   beklagen,   und   unsere 
unverschuldete  wider  privilegia  und  Freiheiten   laufende   Drangsalen 
vorzubringen,  gestalt  die  schuldige  Hilf  und  Rettung  zu  suchen.     Als 
haben  wir   in   einer  so  billigen  und   beide  Landschaften   betreffenden 
Sach  E.  Ch.  D.  in  Unterthänigkeit  belangen   und   bitten   sollen,    dass 
alle  die  affigirten  Patente  cassiret,   die  Völker  aus  Hamm  und  Lipp- 
tadt,  auch  von  den  Anitshäusern  abgefuhret,  in  den  Stand,  wie  die- 
clben  bei  vorigen  Friedenszeiten  gewesen,  gesetzet,  gegen  E.  Ch.  D. 
gnädigst   ertheilteu  Reversalen    nicht    graviret   werden   mögen.      Und 
falls  wir  Clevischen  neben  unseren  unirten  Mitgliedern  in  diesem  un- 
<rem  Suchen  sollten  enthöret,  gegen  E.  Ch.  1).  Hand  und  Siegel  gra- 
\iret  werden,  sind  wir  clevischen  und  märkischen  Landstände  genoth- 
«Irilngt,  alsobald  dieses  zugefügte  (Jravameu  unseren  mitunirtcn  Jlllich- 
hcrgischeii  Ständen  anzubringen,    mit  denselben   uns  zu  berathen  und 
also    zugleich    hihI    <  inniUtliij:    di-    unleidliche   (Jravamen    nn^n    der 
iiärkiHchen  Stände  1.  Köm.  Kais.  Maj.  unserem  ullerscits  allergnädig- 
ten  Herrn  conjunclim  ailerunterthänigst  zu  klagen,  auch  an  an<lüren 
licnlichen  Oertern  erheischender  Nothdnrft  nach  zu  repräsentircu  und 
rechtlicher  (JcbUhi    nn  li  auszufUhr«  n 
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Die  clevischen  Stände  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Wesel 
6.  Mai  1651.     B. 

[Reise  des  Kurfürsten  nach  Cleve.     Darstellung  der  Armuth  und  des  Elends  im 
Lande.     Bitte,  die  ünterthanen  mit  der  Hofhaltung  nicht  zu  beschweren.] 

6.  Mai.  Sind  glaubhaft  berichtet,  dass  der  Kurfürst  mit  seiner  Gemahlin  nach 

Cleve  kommen  und  dort  eine  Zeit  lang  residiren  will. 

„Nun  haben  wir  zwar  diese  E.  Ch.  D.  anhero  angenommene  Reise 
gerne  verstanden,  wir  können  aber  E.  Ch.  D.  in  unterthänigstem  Ge- 
horsam dabei  zu  berichten  nicht  umgehen,  wasmaassen  in  nächstverwi- 
chenen  Jahren  dies  E.  Ch.  D.  Herzogthum  Cleve  vor  und  nach  in  Bei- 
bringung grosser  Geldsummen  und  sonsten  eine  Zeit  hero  sei  graviret, 
enerviret  und  ausgeöset,  also  dass  Städte  und  Dörfer  sammt  vielen 
verschiedenen  Particuliren  sich  derentwegen  in  einer  schweren  und 
unbeibringlichen  Schuldenlast  haben  vertiefen  müssen". 

Hiezu  ist  jetzt  die  Nässe  des  vorigen  Jahres  und  die  Ueberschwem- 
mungen  des  letzten  Winters  gekommen,  so  dass  nicht  nur  das  Getreide  ver- 
dorben, sondern  auch  der  Viehstand  aus  Futtermangel  an  vielen  Orten  bis 
auf  ein  Drittel  ausgestorben  ist,  ja  die  Beackerung  des  Landes  desswegen, 
abgesehen  von  zahlreichen  Versandungen,  dadurch  unmöglich  gemacht  wird ; 
daher  fast  kein  Geld  im  Ijande  ist,  und  „die  Commercien,  Gewinn  und  Ge- 
werb, Ab-  und  Zufuhr  beinahe  ganz  aufhören".  Müssen  überdies  mit  Leid- 
wesen vernehmen,  dass  der  Kammerstaat  so  unvermögend  ist,  dass  keine 
Creditoren,  nicht  einmal  die  Hospitäler  und  Armenhäuser,  ihre  Zinsen  er- 
halten können. 

„Bei  solchem  betrübten  Zustand  und  der  ünterthanen  gänzlichen 
Unvermögenheit  sind  wir  Eids  und  Pflicht  halber  schuldig,  E.  Ch.  D. 
diese  Noth  und  Armuth  in  Unterthänigkeit  vor  Augen  zu  stellen,  der 
unterthänigst  zuverlässigen  Hoffnung  lebend  und  bittend,  nachdem  bei 
also  gestellten  Sachen  nicht  das  Geringste  den  armen  Ünterthanen 
anzumuthen,  wir  auch  als  Landstände  keineswegs  darin  werden  ge- 
heelen  können,  E.  Ch.  D.  werden  solche  Anstalten  machen,  damit 
E.  Ch.  D.  und  Dero  Hofstaat  durch  diese  Unvermögenheit  sich  nicht 
incommodirt  befinden.  Auch  wann  dem  Recess  ein  Gnügen  geleistet 
und  gänzlich  in  allen  seinen  Punkten  und  Clausulen,  warum  nochmal 
unterthänigst  gebeten  wird,  recessirter  Maassen  vollzogen,  die  Ünter- 
thanen alsdann  in  solchen  Mangel  und  Armuth  nicht  gesetzet  werden, 
dass  sie  zu  dem  verglichenen  Zweck  nicht  inutil  werden  mögen". 
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Die  Regierung  an  den  Kurfürsten.     Dat.   Cleve  10.  Mai 

1651.     B. 

Horn  hat  sichere  Nachrichten  empfangen,  dass  die  Lothringer  nun-  10.  Mai. 
mehr  die  Maass  überschritten  und  auf  dem  rechten  Ufer  gegen  die  clevi- 
-L'he  Grenze  vorrücken.  Die  Regierung  hat  desühalb  durch  Witten  hör  st 
und  Blaspeil  den  Ständen  in  Wesel  nochmals  eine  schleunige  Abfindung 
des  Lothringer  vorschlagen  lassen  und  auf  Sparr's  Wunsch  die  märki- 
schen daselbst  zu  bewegen  gesucht,  ausser  den  8000  Thlr.  noch  auf  1—2 
Monate,  bis  zum  Eintreffen  des  Kurfürsten,  die  Mittel  zum  Unterhalt  der 
Garnisonen  zu  bewilligen,  oder  doch  die  8000  Thlr.  alsbald  zu  diesem  Zweck 
aufzubringen.  Dieselben  haben  berichtet,  „es  wären  die  Clevischen,  was 
die  Lothringische  betrifi't,  bei  ihren  vorigen  Erklärungen,  dass  nämlich  eine 
solche  Abfindung  nicht  allein  unnöthig,  sondern  auch  der  Consequenz  hal- 
ber gefährlich,  bestanden".  Die  märkischen  Stände  haben  sich  entschuldigt, 
dass  zur  Sache  nicht  instruirt  wären,  übrigens  dio  8000  Thlr.  „nicht  in  Be- 
tracht der  Patente  oder  zum  Behuf  der  Garnisonen,  sondern  aus  unterthä- 
nigstem  zu  E.  Ch.  D.  tragenden  Herzen  frei  und  ohne  Zwang  gewilligt 
hätten". 


Paul  Ludwio-  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Hamm  25.  Mai 


'ö 


1651.     I]. 

[Die  Stände  weigern  nicht  nur,  die  pro  April  fehlenden  Vcrpflogung8geldi.'r,  son- 
dern auch  die  Auszahlung  der  noch  bewilligten  Steuer  vor  Cussirung  des  Pa- 
tents. Ihre  Gründe  dazu  und  dessfallsige  Anordnungen.  Räth  von  der  Rück- 
nahme des  Patents  ab.     Seine  precäre  Lage;  will  des  Kurfürsten  Instruction  in 

Sparenberg  einholen.] 

-  E.  Ch.  D.  wird  verhoffentlich  aus  meinem  an  Dieselbe  sab  dato  25.  Mai. 
Soest  7/17.  dieses  gethanen  unterthänigstcn  Schreiben  gebührend  re- 
ferirt  worden  sein,  welcher  gestalt  ich  die  Musterung  in  den  Garniso- 
nen vorgenommen,  ehe  und  bevor  die  Herren  Stände  (so  zu  Unna 
beisammen)  ich  wegen  Ersetzung  des  pro  Monat  Aprilis  mangelnden 
Tractaments  der  KUH)  Thlr.  nochnialen  beweglich  ersuclit  hatte.  Was 
nun  sie  sich  darauf  hinwieder  erklärt,  solches  habe  *E.  Ch.  1).  hiebei 
unterthänigst  entgegen  zu  senden  fUr  nötliig  erachtet'),  und  hätte  mir 
nicht  einbilden  können,  dass  sie  sich  eines  so  geringen  halber  sollten 
"■*■"■■'    '    '■      :    allein   weil  >i'         '.    ich  vernehme)    sehr   eifrig  fllr- 

')  Staudü  schreiben  aus  Unna  den  19.  Mai  au  Ludwig,  diins  .sii>  S(MM)'rhlr. 
...in  Kurfürsten  freiwillig,  jedoch  mit  dem  iiusdrücklichon  Hudinjf  vtn-hrt  hallen, 
dttss  „vor  Auszahlung   dorsulhfu   diu  wider  habentie    privilcgiu  und  urulto8  1lt>r- 
kommon  puhlicirt«j  Patoiit«  nicht  uIIimu  cunHirt ,   H«Muh'rn   auch   kraft   dct«  1 1 
r(•f•p^^»•>^  und  v«THchiudeuer  Ni'brnrt'C«'««»»«  alleH  ahgcNrhatn  würdi»,    wiu«    «l.. 
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geben  1)  dass  E.  Ch.  D.  Placat  sei  wider  ihre  privilegia  undRecesse; 
2)  man  hätte  des  Amts  Neustadt  Contingent  dem  corpori  der  Grafschaft 
Mark  zu  der  Stände  und  Lands  höchsten  Schaden  und  Nachtheil  ent- 
zogen; ;3)  anderen  zu  ihrem  und  des  Lands  grossen  Praejudiz  und 
Schaden  die  Jurisdiction  gegeben;  4)  das  Land  sei  ohne  das  sehr  er- 
schöpft und  itzo  eine  theuere  Zeit;  5)  das  clevische  Land  wäre  dieser 
Contributionslast  entfreiet  und  thäte  ihnen  keinen  Beistand;  6)  die 
Rom.  Kais.  Maj.,  auch  andere  Chur-  und  Fürsten  dankten  ihr  Volk 
ab,  und  könnte  also  auch  mit  dieser  Last  die  Grafschaft  Mark  gar 
wohl  verschont  bleiben  (wie  sie  dann  dasselbe  nicht  allein  für  diesen, 
sondern  auch  noch  ohne  allen  Zweifel  ohnlängst  mit  mehrerm  durch 
einen  Exi)ressen  E.  Ch.  D.  werden  unterthänigst  klagend  vorbracht 
haben),  so  werden  E.  Ch.  D.  höchst  verständig  wissen,  ob  Dero  itzi- 
gen  Etats  Zustand  nach  an  Seiten  E.  Ch.  D.  nicht  rathsam  und  besser 
sei  in  einigen  anderen  angezogenen  gravaminibus  ihnen  gnädigst 
Contentement  zu  thun,  und  derenhalb  auf  sonderbare  Mittel  und  Wege 
zu  gedenken,  als  Dero  sothanes  mit  wohlbedachtem  Rath  in  offenem 
Druck  publicirtes  Placat  zu  rescindiren  (darauf  die  Herren  Stände 
dann  wie  in  beigefügter  copia  ihres  an  den  Receptor  Hoenen  getha- 
nen  weit  aussehenden  Decrets  ')  abzunehmen,  unter  anderen  sehr 
hart  treiben),  sintemal  dieses  ohne  Nachtheil  E.  Ch.  D.  hohen  churf. 
Autorität  und  Respect  meines  geringfügigen  Ermessens  nicht  füglich 
zugehen  oder  geschehen  kann.  Unterdessen  stecke  ich  für  meine  Per- 
son zwischen  Thür  und  Angel,  und  weil  besagter  Ho en  (den  sie  nicht 
ohne  E.  Ch.  D.  Praejudiz  ihren  Receptor  nennen)  durch  solches  De- 
cret  auch  gebunden  ist,  dass  er  nichts  thun  kann,  ich  aber  ganz  allein 
bin,  und  alles  gegen  mich  habe,  E.  Ch.  D.  auch  auf  mein  voriges  mir 
nicht  eigentlich  gnädigst  befohlen,  wessen  ich  mich  solchen  Falls  zu 
verhalten,  weil  der  Herr  Hörn  und  einige  geheime  Herren  Räthe  mir 
zugeschrieben,  dass  ich  mit  der  Eixccution  solches  Placats  einhalten 
soll,  —  als  wercle  ich  nicht  weiter  mit  des  Monats  April  Assignation 
fortkommen  können,  als  nur  auf  Rechnung  das  halbe  Tractament  an- 
zuweisen und  fernem  Verhaltens  bei  E.  Ch.  D.  selbsten,  geliebts  Gott, 
zu  Sparenberg  mich  unterthänigst  zu  erholen,  damit  ich  der  Sache  nicht 
zu  viel  oder  zu  wenig  thun  möchte". 


^)  Stände  weisen  den  Bürgermeister  zu  Lünen,  Gottfried  Hoen,  als 
„ihren  Keceptor"  an,  mit  ferneren  Assignationen  auf  den  Monat  Juni  einzuhalten, 
bis  die  Erklärung  des  Kurfürsten  über  ihre  Bedingung  der  Bewilligung  (die  Ein- 
ziehung der  Patente)  eingetroffen. 
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Joh.  Copes  an  den  Kurfürsten^).  Dat.  Haag  16.  Juni  1651.  B. 

Prinz  Wilhelm  Friedrich  v.  Nassau,  der  Statthalter  von  Friesland,  16.  Juni, 
hat  um  die  Prinzessin  Albertiue'^)  angehalten.  Ein  Vertrauter  hat  ihm 
mitgetheilt,  dass  BoreeP)  aus  Paris  geschrieben  habe:  Es  würde  um  Auf- 
nahme eines  brandenburgischen  Ambassadeurs  dort  unterhandelt,  angeblich 
des  Fürsteuthums  Oranien  wegen,  „es  wären  aber  andere  Geschäfte  da- 
hinter".    Die  Generalstaaten  machen   sich   allerlei  Gedanken  über  die  Zu- 

ammenkuuft  des  Kurfürsten  mit  dem  von  Sachsen;  es  wird  behauptet,  dass 
sie  gelobt,  ferner  keinen  römischen  König  aus  dem  Hause  Oestreich  mehr 
zu  dulden,  und  dass  Chur-Pfalz,  Mainz  und  Trier  ihnen  beifällig;  Frankreich 

ji  dem  nicht  entgegen,  es  fehlten  nur  noch  allerseits  die  Mittel  zum  Kriege. 


Des  Kurfürsten  Proposition  an  die  clevischen  Stände. 
Dat.  Cleve  16.  Juni  1651.     R. 

[Hat  zur  Aufrechthaltuug  der  den  Ständen  und  Unterthanen  in  Jülich  und  Berg 
von  Pfalz -Neuburg  1609  ertheilten  Reversalen  Truppen  in  Jülich  und  Berg  ein- 
rücken lassen,  will  die  Reversalen  und  alle  mit  den  Ständen  errichteten  Yer- 
trüge  dort  wie  in  Cleve -Mark  genau  beobachten.  Die  zur  Evacuation  Frauken- 
thals zu  zahlende  Reichssteuer.] 

„In  Erwägung  gegenwärtigen  Zustandes  und  gemeinen  Rufs  auch  16.  Juni, 
nachdenklicher  Api)rähensionen ,   so  bei  einem  und  anderen  entstehen 
möchten,  haben  Wir  gnädigst  gut  gefunden,  die  Landstände  aus  Ritter- 
schaft und  Städten  dieses  Fürstenthums  Cleve  anhero  eilfertig  berufen 
und  verschreiben  zu  lassen  *).    Und  wird  den  gesammten  Ständen  be- 


')  Etwa  10  Tage  vorher  hatte  Copes  nach  Cleve  berichtet,  dass  Aitzeraa 
tsiiie  Garantie  des  Landtagsabschieds  von  1649  seitens  der  Generalstaaten  auf 
Grund  des  xantener  Vertrags  und  der  daraus  abgeleiteten  sämuitlichen  Privilegien 
der  Stände  zu  erwirken  suche.  Diese  Nachricht  wird  bestätigt  durch  eine  Notiz 
im  Verzeichnisse  der  1684  extradirteu  Acten,  wonach  unter  dem  26.  Mai  beide 
clevischen  Öyndici,  Niess  und  ther  Schmitten,  anAitzema  schrieben,  „um 
diu  Staat  i  seh«'  ^r-'t-nntic  über  dorn  L  and  tags  roces  do  n.  1«»49  /n 
sucboo". 

')  Tochter  dcd  i'nnzeu  Friedrich  Heinrich  v.  Oranien,  jüngere  bchwc- 
Bter  der  Kurfürstin. 

*)  Staatischer  GeHandter  in  Paris. 

*)  Am  10.  Juni  war  der  Kurfürst  von  Sparenberg,  wo  w  sich  kaum  8  Tage 

is  zum  6.  Juni  aufgehalten  hatte,  über  Wesel  iu  Cleve  eingetrotteu.     Das  Land- 

iBschroiben  ist  vom  P2.  Juni;  am  13.  Juni  erliess  der  Ku^^ür^t  das  Kriegs- 

rst  gegen  den  Pfalzgrafcn  und  das  Patent  au  seine  jülich-bcrgischrn  Un- 

iuMi  un<l  Stund«',  denen  er  mitthoilt ,   dass  er  zur  Aufrechthnltung  der  Hc- 

•  ti  von  H'A)U  in  Herg  «angerückt  ist,  und  letztere,  die  Privilegien  und  INicteu 

•  nau  beobachten  wird;  dagegen  verlangt  er  Gehorsam  und  Ucistand  von  ihueu, 

•  rbietot  beides  dem  Pfal/grafen  zu  leisten,  und  droht  widrigenfaUs  mitVerlufit 
^r  Privilegien  und  Behandlung  als  Rebelleu.     Dieses  Futeut  ist  bereits  publi- 

Maler,  iiir  (;•••><  li.  .1.  i,r.  KurfÖrtlca.  V.  ^''J 
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reits  sowohl  aus  dem,  was  die  Stände  aus  Ritterschaft  und  Städten 
Unseres  Fürstenthum  Jülich  und  Berg  an  Uns,  auch  an  die  Stände 
dieses  Fürstenthums  Cleve  vor  und  nach  gebracht  haben,  als  auch  aus 
der  Notorietät  selbsten  genugsam  bewusst  und  kundig  sind,  was  ge- 
stalt  gedachte  Jülich-  und  bergische  Landstände  und  gemeine  Unter- 
thanen  eine  geraume  Zeit  her  von  des  Herrn  Pfalzgrafen  zu  Neuburg 
F.  D.  in  ihren  Privilegien,  Rechten,  Freiheiten  und  Gerechtigkeiten 
wider  die  im  Jahr  1609  den  Landen  ertheilten  gemeinen  chur-  und 
fürstlichen  Reversalen  vielfältig  beschweret  und  gedrücket  werden. 

Damit  nun  jetzt  gedachte  Stände  aus  Ritterschaft,  Städte  und  Un- 
terthanen  bei  ihren  Privilegien,  Freiheiten  und  Gerechtigkeiten,  nach 
Inhalt  der  im  Jahr  1609  ertheilten  Reversalen  manuteniret,  der  unauf- 
hörlichen von  des  Herrn  Pfalzgrafen  von  Neuburg  F.  D.  ihnen  zuge- 
fügten Drangsalen,  Beschwer  und  Pressuren  enthoben,  und  wiederum 
in  vorigen  Stand  und  Ruhe  gesetzt  werden  möchten;  so  haben  Wir 
höchstnöthig  befunden,  nachdem  alle  gütlichen  Wege  nicht  zureichen 
wollen,  vermittels  einiger  Soldatesca  in  Unsern  Landen  Jülich  und 
Berg  einen  Einzug  zu  thun  und  Uns  eines  und  anderen  Orts  zu  be- 
mächtigen. Dieweilen  aber  dahero  bei  einem  und  anderem  ungleiche 
Impressionen  etwa  entstehen  möchten,  wollen  Wir  die  löblichen  Land- 
stände und  jedermännniglich  hiermit  versichert  haben,  dass  Wir  gleich 
vorhin  in  Unserem  Fürstenthum  Cleve  und  Grafschaften  Mark  und 
Ravensberg  geschehen,  also  auch  noch  in  denselben  und  in  den  Für- 
stenthümern  Jülich  und  Berg  obgedachte  Reversalen  mit  treuem  Ernst 
und  Eifer  halten,  und  denen,  so  einiges  dawider  handeln  und  thun 
würden,  sich  äussersten  Vermögens  nach  widersetzen,  dasjenige,  so 
an  einem  und  anderm  Ort  bis  dahero  dagegen  fürgangen,  so  viel 
an  Uns,  abstellen  helfen,  und  in  allen  ihren  Thun  und  Lassen  mit 
kräftigem  Beistand  und  Hilfe  des  Allerhöchsten  Unsere  Ehre  des 
Vaterlandes  Wohlfahrt  und  die  heilsame  Justiz  ohne  einiges  Ansehen 
und  Unterschied  der  Religion  und  Deferenz  in  acht  nehmen,  auch  alle 
und  jede  Verträge,  so  zwischen  dem  Landesherren  und  Ständen  vor 
Jahren  aufgerichtet,  gnädigst  handhaben  werden.  Und  ist  dieses  die 
erhebliche  Ursache,  wodurch  Wir  zu  eilfertiger  Convocation  Unserer 
getreuen  Landstände  sind  bewogen  worden,  dahero  Uns  zu  gnädig- 
stem Wohlgefallen,  dass  die  löblichen  Landstände  auf  Ausschreiben  sich 
also  gehorsamlich  in  guter  Anzahl  einstellen  und  ihre  unterthänigste 
Willfährigkeit  darunter  bezeigen  wollen". 


cirt  bei  v.  Mörner  a.a.O.  p.  295  (wo  auch  ein  Auszug  aus  dem  oft  gedruckten 
Kriegsmanifest)  und  in  iiolländischer  üebersetzung  bei  Aitzema  III  p.  671. 
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Es  hat  der  Bischof  von  Münster  als  mitausschreibender  Director  des 
niederrheinisch -westfälischen  Kreises  an  die  Zahlung  der  clevischen  Quote 
in  den  zu  Münster  dem  Kaiser  bewilligten  100  Römermonaten,  insbeson- 
dere zur  Evaeuation  Frankenthals  nöthig,  gemahnt.  Da  bereits  ein  Theil 
dieser  Steuer  von  den  clevischen  Ständen  beigebracht  sein  soll,  ist  es  nö- 
thig, mit  ihnen  darüber  zu  beratheu. 


Die  Syndici  der  clevischen  Stände  an  Leo  van  Aitzema. 
Dat.   Cleve  16.  Juni  1651.     D. 

[Anzeige   vom  Ausbruch    der  Feindseligkeiteu   zwischen  Brandenburg  und  Neu- 
burg.    Auftrag,  die  Geueralstaaten  zu  ersuchen,  auf  Grund  des  xantischen  Ver- 
trags die  Fürsten  vom  Kriege    und   den  Erzherzog  Leopold  von   allem  Beistand 
abzumahnen,     Lottum's  Relation  und  die  im  Haag  versprochenen  Donativen.] 

„Es  hat  der  Kurfürst  von  Brandenburg  den  Landständen  von  Cleve  16.  Juni, 
vorgestellt,  dass  der  Pfalzgraf  von  Neuburg  Jülich  die  Stände  und  Berg 
in  ihren  Privilegien  sollte  turbiren,  wogegen  der  KurfUrst  dieselbe  zu 
manuteniren  entschlossen,  daher  Truppen  dahin  geschicket,  um  einen 
der  anderen  Platz  derselben  sich  zu   impatronisiren  und  zu  bemäch- 
tigen, weswegen  die  Landstände  von  Cleve  nicht  wenig  perplex  und 
alterirt  sein,  sich  besorgend,  es  möchte  von  einer  oder  andern  Partei 
fremde  auxilia  et  consilia  ca[)tirt  und  Cleve  in  eine  neue  Ungelegenheit 
'•setzt  werden.   Die  weil  die  Generalstaaten  bei  dieser  Ruptur  und  frem- 
den consiliis  und  auxiliis  nicht  wenig  interessirt,   dieselben  auch  laut 
des  xantischen  Tractats  und  sonst  dann  die  Stände  von  Cleve  in  ihre 
Garantie  genommen  und  dieselbe  gegen  alle  fremde  Macht  zu  schützen 
ich  erkläret  haben,   als  haben  uns  die  Landstände  von  Cleve  aufge- 
geben, dieses  an  Herrn  Aitzema  zu  solchem  Ende  zu  berichten,  da- 
mit die  Verschillung  und  die  dadurch  besorgende  Ungelegenheit  Cleves 
und  aller   desselben  Frontieren  den  Generalstaaten  in  continenti  per 
memoriale  zu  erkennen  gegeben,  dass  sie  sich  wollen  belieben  lassen, 
an  den  Kurfürsten    und    den  Pfalzgrafcn  also  liald  zu  schreiben,   die- 
selbe von  allen    actibus  hostilitatis  abzumahnen   und   sich  zu  interpo- 
iiireu,  auf  dass  diese  gefährlichen  Üifi'erenticn  in  der  Güte  mögen  com- 
ponirct,  zu  keiner  Wafi'e  gegriffen  und  Cleve  nicht  ruinirt;  und  auch, 
nachdem  der  junge  Prinz  von  Neuburg   nach  Brüssel  in  Eile,   ut  di- 
citur,   gereiset,   die  Gcneralstaaten  möchten  sich   belieben  lassen,   au 
Im  Er/herzog  Leopold  zu  scbrcibcn,  auf  dass  er  sich  vennöge  der 
(luarantie  der  Gcneralstaaten  mit  dieser  Sache  nicht  bemühe,  sondern 
>till  sein  möge,    weil   dieses  vornändich   eine  Keligionssaclic  und  zu 
♦  iner    grossen    Weiterung    ausbrechen    möchte.      Wird    «laher    Herr 
Aitzema  »ich  gefallen  lassen,    dies  uiemürialc  ohne  einige  Zeitver- 
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lieruii^,  quia  periculuni  versatur  in  iiiora,  seiner  Dextcrität  nach  ein- 
zurichten, und  was  vor  argumenta  nöthig  anzuführen.  Wir  setzen  in 
keinem  Zweifel,  dies  wird  auch  denen  von  Jülich,  Berg  und  Mark 
ebenso  lieb  und  nöthig  sein,  als  denen  von  Cleve.  Der  Baron  von 
Lot  tum')  ist  anjetzt  hierselbst  auf  der  Vergaderung,  derselbe  hat 
Relation  gethan  und  will  befördern,  dass  die  versprochenen  Courtoi- 
sien oder  Verehrungen,  ehe  und  zuvor  die  Landstände  hierselbst  von 
einander  gehen,  zu  Herrn  Aitzema's  Händen  geliefert  werden"^). 


Die  clevischen  Stände  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Cleve 
16.  Juni  1651.     R. 

[Obwohl  über  die  Absicht,  die  Reversalen  und  Privilegien  der  Stände   aufrecht 
zu  erhalten,  erfreut,   bitten  sie  doch,    alle  Feindseligkeit  gegen  Neuburg  einzu- 
stellen, und  die  in  den  Reversalen  und  sonstigen  Verträgen  angegebenen  Mittel 
zum  Vergleich  anzuwenden,  wozu  mitzuwirken  bereit.] 

16.  Juni.  „Mit  nicht  geringer  Bestürzung  haben  wir  aus  E.  Ch.  D.  gnädig- 
stem Vortrag  unterthäuigst  vernommen,  dass  der  Herr  Pfalzgraf  von 
Neuburg  F.  D.  denen  von  Jülich  und  Berg  in  ihren  Freiheiten,  Rechten 
und  Herkommen  gegen  die  im  Jahre  1609  gnädigst  ertheilte  Rever- 
salen vielfältig  beschweren,  und  dass  E.  Ch.  D.  derentwegen  bei  Ent- 
stehung aller  Gütlichkeit  einige  Soldatesca  (um  darmit  einen  Zug  zu 
thun,  eines  oder  andern  Orts  daselbst  sich  zu  bemächtigen)  gnädigst 
beordert  hätten.  Ob  nun  wohl,  diese  E.  Ch.  D.  gnädigste  Intention 
hochrühmlich  und  Deroselben  hochreputirlich,  dass  Sie  alle  Untertha- 


*)  Johann  Sigismund  v.  Wilich  Baron  v.  Lottum  trat  anfangs  Juli 
zugleich  mit  den  Brüdern  Jacob  und  Alexander  Spaen,  Söhne  Bernhard's 
zu  Kreuzwick,  welche  beide  staatische  Rittmeister  waren,  und  dem  geh.  Ratli 
v.  Biland,  der  gleichfalls  staatischer  Officier  war,  als  Oberste  in  den  Kriegs- 
dienst des  Kurfürsten.  Lottum  und  Alexander  Spaen  warben  Cavallerie-, 
Biland  und  Jacob  Spaen  Infanterie -Regimenter.  Vgl.  v,  Mörner  a.  a.  0. 
p.  301.  Ausser  den  genannten  traten  auch  die  beiden  Grafen  Otto  und  Adolf 
V.  Limburg- Stimm  als  Obersten  von  Cavallerie  -  Regimentern  und  mit  ihnen 
noch  eine  nicht  geringe  Anzahl  von  Officieren  niederer  Grade  aus  staatischem 
in  brandenburgischen  Dienst;  andere  auf  V^artegeld  stehende  niederländische 
Officiere  waren  schon  früher  vom  Kurfürsten  verwandt  worden,  wie  der  Oberst 
Wolf  Ernst  v.  Eller.  Trotz  wiederholten  auch  durch  neuburgische  Reclama- 
tionen  veranlassten  Aufforderungen  der  Generalstaaten  verliessen  diese  Männer 
den  Kurfürtten  nicht;  nach  den  Berichten  der  staatischen  Commandanten  befan- 
den sich  Ende  Septembers  noch  5  Officiere  aus  der  weseler,  2  aus  der  rhein- 
berger  Garnison  etc.  in  seinem  Dienste. 

2)  Das  Schreiben  ist  in  Chifi'ern  abgefasst.  Nach  demselben  reichte  Aitzema 
am  20.  Juni  ein  Memorial  bei  den  Generalstaaten  ein. 
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neu  bei  ihren  wohlerlaugten  privilegiis,  alten  Rechten  und  Herkommen 
7Ai  manutenircu  gnädigst  entschlossen,  worüber  wir  uns  unterthänigst 
erfreuen  und  leben  dabei  der  unterthänigsten  Hoffnung,  E.  Ch.  D.  wer- 
den auch  dasselbe,  was  Sie  gnädigst  recessirt  und  mit  uns  als  Dero 
getreuen  und  gehorsamen  Landständen  verglichen,  nunmehr  in  Gna- 
den zu  vollziehen  gnädigst  Gefallen  tragen.  Dieweil  dennoch  die 
llinschickung  dieser  Soldatesca  und  Occupirung  dieser  von  vor  alten 
langen  Jahren  hero  unirten  Stände  und  Unterthanen  bewohnten  jülieh- 
und  bergischen  Oerter  unseres  unterthänigsten  Ermessens  eine  weit 
aussehende  und  ganz  gefährliche  Sache  ist,  wodurch  diesen  und  allen 
anderen  angehörigeu  Ländern  eine  erschreckliche  Calandtät  totaler 
Ivuin  und  Untergang  kann  zugefügt,   und  all  E.  Ch.  D.  getreue  und 

ehorsame  Unterthanen  in  der  äussersten  Betrübniss  gesetzt  werden, 
so  befinden  wir  uns  in  unserm  Gewissen  vor  Gott  aus  unterthänigster 
Liebe  und  Treue  zu  E.  Ch.  D.  hohen  Person  schuldig,   Dieselbe  un- 

rthänigst  zu  bitten,  Sie  geruhen  allen  hierdurch  ins  Künftig  besor- 
genden und  sicherlicli  vor  Augen  stehenden  Schaden  und  Untergang 
Deroselben  gehorsamen  Unterthanen  gnädigst  zu  beherzigen,  demselben 
hochfürstlich  väterlich  vorzubauen,  und  zu  verfügen,  damit  hinführo 
keine  zur  ferneren  Weiterung,  Ruptur  und  Unheil  gereichende  actus 
vorgenommen,  sondern  allerdings  zur  Beibehaltung  von  Land  und 
Leuten  und  deren  Conservation  und  Wohlfahrt  eingehalten  werden 
möge,  mit  unterthänigster  gehorsamster  Bitte,  E.  Ch.  I).  geruhen,  diese 
unsere  aus  unterthänigster  Liebe  und  Treue  gleichsam  herrührende 
I>innerung  in  gnädigste  Consideration  zu  ziehen,  und  alle  in  den  vor 
und  nach  mit  E.  Ch.  D.  den  Landständen  und  sonsten  gepflogenen 
Handlungen  und  aufgerichteten  Reversaleu  enthaltenen  umständlich 
praeca>irten  gütlichen  Mittel  und  Wege,  wie  diese  und  mehr  andere 
zwischen  E.  Ch.  D.  hoher  Person  und  dem  Herrn  Pfalzgrafen  F.  D. 

utstehendc  Differentien,   Irrungen  und  Misshelligkeitcn  zu  begegnen 

•  i,  sich  in  Gnaden  nicht  lassen  zuwider  sein;  wir  an  unseren  woni- 

•  n  Ort  werden  Nichts,  was  wir  zur  Fortsetzung  und  Beförderung 
dieser  Gütlichkeit  nothig,  und  was  E.  Ch.  D.  hoher  Pcnson  rcputiilich 
und  dem  J^ande  nützlich  zu  sein  ennesscu  können,  au  unseren  unter- 

liinigstcn  Flciss  erfinden  lassen'*. 
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Die  clevischen  Stände  an  den  Kurfürsten').     Dat.  Cleve 
19.  Juni  1651.     D. 

[Bitten  nochmals  um  Vollziehung  und  Beobachtung  des  Landtagsabschieds  und 
sofortige  Vereidigung  aller  Beamten  auf  denselben.] 

19. Juni.  „E.  Ch.  D.  werden  es  in  Ungnaden  nicht  vermerken,  dass  Sie 
abermals  nach  Deroselben  gegebener  Dimission  anjetzt  von  uns  in  Un- 
terthänigkeit  wieder  behelligt  und  erinnert  werden.  Nachdem  E.  Ch.  D. 
in  Deroselben  gnädigst  ertheilten  Antwort  auf  unsere  unterthänigste 
Bitte  vorbei  gegangen,  ob  unserem  unterthänigsten  Gesuch  in  Voll- 
ziehung dessen,  was  zwischen  E.  Ch.  D.  und  uns  als  Dero  Landstände 
recessirt  und  respective  gnädigst  und  unterthänigst  verglichen,  in 
Gnaden  deferirt  werden  sollte.  Gleich  wie  nun  E.  Ch.  D.  gegen  die 
von  Jülich  und  Berg  sich  so  gnädigst  erkläret,  dieselben  in  ihren  ha- 
benden privilegiis,  Rechten  und  Herkommen  gnädigst  zu  schützen,  also 
leben  wir  nunmehr  der  unterthänigsten  und  ganz  zuverlässigen  Hoff- 
nung, und  wollen  es  auch  nochmalen  unterthänigst  gebeten  haben, 
E.  Ch.  D.  geruhen  uns  als  Deroselben  allezeit  treu  und  gehorsam  ge- 
wesene Laudstände  und  Unterthanen  hierin  gnädigst  zu  hören,  und 
diesen  unseren  vor  und  nach  reiterirten  Bitten  gnädigst  statt  zu  geben. 
Und  weil  in  ingressu 'dieses  Landtages  Hauptrecessus  enthalten,  dass 
alle  Räthe,  Beamte  und  Diener,  welche  Gebot  und  Verbot  haben,  über 
demselben  in  Pflicht  genommen  werden  sollen,  als  wollen  wir  nun- 
mehr diese  gnädigst  versprochene  Eidesleistung  recessirter  vergliche- 
ner und  gebetener  Weise  vor  diesem  unsern  Abzug  in  Unterthänigkeit 
gewärtig  sein  und  dabei  bitten,  dass  obgemelter  recess  in  seine  übri- 
gen Punkten  und  Clausein  vollzogen,  beständigst  observirt  und  wir  gegen 
besagten  recess  nicht  graviret  werden  möge". 


Des  brandenburgischen   Residenten  Johann  Copes  Memorial 
an    die    Generalstaaten.      (In    deren   Versammlung    gelesen 

21.  Juni  1651.)     H. 

[Um  den  Pfalzgrafen  von  Neuburg,  der  die  Unterthanen  in  Jülich-Berg  um  ihrer 
Religion  willen  den  Reversalen  zuwider  grausam  behandelt,  zur  Beobachtung  der 
letzteren  zu  zwingen,  ist  der  Kurfürst  dort  mit  Truppen  eingerückt  und  hofiTt, 
dass  die  Staaten,  die  bisher  solchen  Unterdrückungen  durch  Repressalien  entge- 
gengetreten sind,  seine  Plane  begünstigen.] 

21.  Juni.         ^^De  Commissaris  Copes  heeft  van  wegen  S.  Ch.  D.  van  Bran- 

*)  Eine  Deputation  der  clevischen  Stände  übergab  diese  Vorstellung  dem 
Kurfürsten  persönlich,  wurde  von  ihm  aber,  anstatt  einer  Antwort,  nur  auf  die 
Proposition  vom  16.  Juni  verwiesen. 
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denburgh  sijn  genadichste  Heere,  U.  H.  M.  moeten  remonstrereii,  dat 
de  Heere  Hertogh  van  Nijburgh  nue  veele  jaeren  herwärts  heeft  ge- 
continueert,  de  goede  ende  getrouwe  onderdanen  van  B.  Ch.  D.  in 
syne  vorstendommen  van  Gulick  ende  Berge  in  haere  religie  te  trou- 
bleren,  ende  met  veele  belastingen  ende  pressuren  te  beswaren,  con- 
trarie  de  Privilegien,  traetaten,  pacten  ende  reversalen  van  dien,  ende 
800  veele  aensienlicke  besendingen  ende  schriftelicke  versoucken,  om 
die  te  onderhouden,  gedaen,  maer  deselve  meer  ende  meer  contrave- 
nierende,  naer  als  voor  die  van  de  EvangcliscLe  religie  grouwsame- 
licker  te  vervolgen;  sulx  S.  Hooclistged.  Ch.  D.  uijt  schuldige  en  hem 
opleggende  lantsvaderlicke  plichte  sich  genootsaeckt  heeft  bevonden, 
deselve  te  besehe rnien  ende  sulcke  oppressien  syner  getrouwe  onder- 
danen meededoügentlicken  ten  herten  nemende,  de  macht  te  ge- 
bruijeken,  die  hem  Godt  ende  synen  hoogeu  staet  verleent  heeft,  ende 
daerom  de  wapenen  aen  te  grijpen  ende  eenen  intocht  te  doen  in  de- 
selve syne  vorstendommen  Gulick  ende  Berge,  ende  tegens  den  Heere 
Hertogh  van  Nienburgh  serieuselijcker  te  procederen  ende  tot  onder- 
houdinge  van   deselve   Privilegien,    traetaten  ende    reversalen,    ende 

rders  tot  redenen  te  brengen,  niet  twijfelende  U.  H.  M.,  als  van 
deese  oppressien  niet  alleene  groote  ende  volcomene  kennisse  heb- 
bende,  maer  selve  tot  wehringe  van  deselve  ende  tot  conservatie  van 
de  Evangelische  onderdructe  onderdanen  de  hulpelicke  haut  tegens  den 

•orn.  Heere  Hertogh  met  weghnehminge  van  de  Roomsche  geeste- 
licheijt  hebbeude  acngelegt  *)  sulleu  dese  S.  Ch.  D.  soo  christclicke  ende 
sincere  intentie  haer  wel  laeten  gevallen,  ende  deselve  als  eene  gerechte 
saecke  helpen  favoriseren,  ende  niet  aennemen  de  beschuldingen  die 
\  an  d'  eene  off  d'  andere  sijde  ende  sonderlicken  van  den  Heere  Her- 
toch  van  Nyburgh  aen  U.  11.  M.  mogten  incomen,  als  off  cenige  on- 
behoorlichcden  in  dcsen  waercn  gcpleecht,  S.  Ch.  D.  hem  als  een 
goo  hoog  voornoemde  Churvorst  ende  aeusienlicken  standt  des  Koom- 

lien  Kijcx  wel  weetende  te  gemoet  te  voeren,  wat  recht  hem  Godt 
ende  de  natuijr  hccft  verleent,  tegens  diegcene  die  contravenicren  de 
Privilegien,  traetaten  vauU'.  reversalen  soo  solciimoclicken  opirort'c^lit 
ende  beswooren**. 


«)  Vgl.  Eiuluit.  p.llü. 
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Resolution  der  Generalstaaten  ^).   Dat.  Haag  21.  Juni  1651.  H. 

[Auf  Vorstellung  der  clevisclieu  Stände  sollen  der  Kurfürst  wie  der  Herzog  von 
aller    Feindseligkeit    abgemahnt    und    die   Vermittlung    der    Staaten    angeboten 

werden.] 

21.  Juni.  „Op  de  memorie  van  de  lantstenden  van  Cleef  op  gisteren  ter 
vergaderinge  angedient,  raeckende  de  jegenwoordige  crychsberoerten 
in  liet  furstendom  Berch  ende  andere  naebuijrige  landen  voorgevallen, 
is  naer  deliberatie  goetgevonden  ende  verstaen,  dat  bij  serieuse  brie- 
ven  de  beeren  Churfurst  van  Brandenburch ,  ende  Hertoch  van  Nien- 
burch  sullen  worden  aifgemaent  van' alle  feijtelicheijt  met  presentatie 
van  alle  goede  devoiren  ende  nabuijrliche  officien  van  mediatie  van 
wegen  desen  staedt;  tot  wechneminge  van  de  opgeresen  differenten, 
bij  aldien  de  saecken  sulcx  souden  mögen  comen  te  vereij sehen"*). 


Die  märkischen  Stände  an  die  elevischen  Stände.    Dat.  Unna 

22.  Juni  1651.     W. 

22.  Juni.  Noch  immer  ziehen  kurfürstliche  Truppen  durch  die  Mark,  3000  Mann 
zu  Fuss  und  500  zu  Pferd')  sind  wiederum  angemeldet,  und  die  Untertha- 
neu  angewiesen  worden,  dieselben  auf  dem  Marsche  zu  verpflegen.  Obwohl 
sie  nun  dringende  Ursache  haben,  zur  Verhinderung  von  Unordnung  die 
Herbeischafiung  des  nöthigen  Proviants  selbst  in  die  Hand  zu  nehmen  und 
dadurch  die  Einquartierung  den  Einwohnern  des  Landes  zu  erleichtern,  und 
dieselbe  möglichst  abzukürzen,  so  haben  sie  dennoch  bis  jetzt  darauf  ver- 
zichtet, da  solche  Truppeneinführung  den  Privilegien  der  Stände  schnur- 
stracks zuwider  laufe  und  daher  den  auf  der  weseler  Conferenz  gepflogenen 
Verhandlungen  gemäss  beschlossen,  lieber  zu  leiden,  als  sich  durch  derartiges 
Entgegenkommen  an  der  Verletzung  der  Privilegien  zu  betheiligen  und  die 
Stände  dadurch  zu  präjudiciren.  Es  werden  aber  jetzt  die  Klagen  aller 
Einwohner  der  Grafschaft  über  die  schweren  Kriegslasten,  und  die  hin  und 


1)  Die  zur  Verfassungsrevision  berufene  »grote  vergadering".  Vgl.  oben 
Einleit.  p.  409. 

2)  Noch  an  demselben  Tage  gingen  die  Schreiben  an  den  Kurfürsten  und 
den  Pfalzgrafen  ab.  Dasselbe  in  Bd.  III  p.  67  fl".  der  Urk.  u.  Actenst.  Ebenso 
wenig  wie  Copes  richtete  Otto  v.  Schwerin  aus,  der  am  24.  Juni  in  der  grossen 
Versammlung  der  Generalstaaten  erschien,  sie  „um  ihren  guten  Rath  bat  und 
vom  Präsidenten  mit  den  gebührenden  Complimenten  wieder  hinausbegleitet 
wurde".  Ebendaselbst.  Vgl.  Droysen  a.  a.  0.  III,  2  p.  29  fif.  Aitzema  p.  671 
und  oben  Einleit.  p.  412. 

^)  Die  Zahlen  sind  offenbar  viel  zu  hoch  angegeben;  jedenfalls  lag  es  im 
Interesse  des  Kurfürsten,  sein  Heer  stärker  erscheinen  zu  lassen,  als  es  in  Wirk- 
lichkeit war.  Vgl.  den  Bericht  Goltstein's  an  die  Generalstaaten  zum  Rescript 
des  Kurfürsten  vom  12.  Ä.ugust  weiter  unten  in  Note  und  v.  Mörner  a.  a.  0 
p.  301. 
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wieder  eingerissenen  Plünderungen  so  heftig  und  drängend,  dass  sie  um 
ihren,  der  clevifcchen  Stände,  Rath  und  Ansicht  bitten  uiüssten,  ob  doch 
nicht  zur  Erleichterung  des  armen  Landes,  sie,  die  märkischen  Stände,  sich 
zur  Verpflegung  der  Truppen  freiwillig  bereit  erklären  sollten,  „und  so 
majus  malum  evitando  dem  Kriegsman  gleichsam  eine  Brügge  geschwiu- 
dest  und  mit  dem  geringsten  Schaden  durchs  Land  zu  bringen  solle  ge- 
macht werden". 


Cleve  an  Wesel.     Uat.  Cleve  25.  Juni  1G51.     W. 

Sie  schlagen  vor,  dass  die  cleve-märkischen  Stände  am  3.  Juli  in  Wesel  25.  Juiii. 
mit  den  Deputirten  der  Jülich -bergischen  Stände,  deren  so  eben  einige  in 
Cleve  angelangt  sind,  zusammen  kommen,  „um  dort,  was  zur  Abwendung 
des  dem  lieben  Vaterlande  impendirenden  Unheils  gereichen  möge,  zu  be- 
rathschlagen'*.  Es  ist  Gefahr  im  Verzuge,  schon  hat  der  Kurfürst  durch 
Verordnung  vom  20.  Juni  die  Einquartierung  der  von  dem  Obersten  Eller 
und  Oberstlieutenant  Hundebeck  im  Clevischen  anzuwerbenden  Truppen 
in  den  Oertern  Calcar,  Xanten,  Sonsbeck,  Kervendonk  und  Grieth,  und  die 
Verabfolgung  von  Servicegelderu  au  dieselben  befohlen '). 


Aitzema's  Memorial   an  die  Generalstaaten.     (In  deren  Ver- 
sammlung gelesen  26.  Juni  1651.)     H. 

[Dank  für  die  Resolution  vom  21.  Juni.  Anzeige  von  dem  Convent  der  unirten 
Stände  in  Erwartung,  dass  sie  darauf  Rücksicht  nehmen  und  auf  Grund  der  Garantie 
der  ständischen  Privilegien  alle  Streitigkeiten  in  jenen  Landen  beilegen  werden.] 

„U.  H.  M.  can  ick  onderdienstelijck  versceckeren,  dat  de  Heeren  26.  Juni 
Laudtstende   sog   well    die   van    de    landen  van  Gulick,    Berge  ende 
Marck,  als  spccialijck  die  vant  lant  van  Cleeft'  met  hooj^en  danck  ende 
aengenaeniheijt   vcrneenicn    U.  II.  M.    hcijlsamo    resolutie    van    den 

1.  Juuij.  Ende  alsoo  tegen  den  ;].  July  naestcomende  de  vvellopge- 
meldc  Heeren  Ständen  alle  te  samen  sich  hcbben  beschrcven  om  bij 
ecn  te  comen  tot  Weesell,  soo  is  niijn  oitnioedich  devoir  gewcest  U. 
U.M.  »ulx  aeu  te  dienen,  gedienstelijck  vertrouwendc  IJ.  H.  M.  sullen 

I  gevolge  van  hacr  hoochgcmelte  resolutie,  daerop  n^enien  soodanigo 
reHexic  als  volgens  derseiver  voorgacnde  hoochlofl}  cke  coustuni«,  bo- 
loofdc  garantic  van  de  rechten  ende  Privilegien  der  welgeniolde  landt- 

•  ndon  endo  haer  booch  daerondcr  verscrcndc  intercsso  dcBclvc  bo- 

udcn  Hullcn  nodicb  tc  hijn  tot  uytbluäsiugo  vant  opgorecseu  vier  ende 


*j   «lU'iriit'ii    iriM!iHH      '  -     l.f   Ma^'iHinil  v»)ii   (  l<vr    m   «Im   diiinaiii^i'u    l)i- 

rector  der  clevitfclieu  Uiii'  .     ...•.::  .Juh.  lierm.  v.  Di  t  |i  •  i:tM  ich  zu  Luipel,  dor 
daoo  um  27.  «inoo  Cuuvuut  »uf  U«iU  3.  Juli  auftchrieb. 
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tot  grondelijcke  bijlegginge  van  oock  andere  in  die  landen  swevende 
geschillen ". 


Die  Deputirten  der  Jülich -bergischen  Stände  an  die  cleve- 
märkischen  Stände.     Dat.  Kempen  23.  Juni  1651.     W. 

(Unterz.:  Adrian  v.  Viermondt,  Eremund  v.  Waidenburg,  Her- 
mann Ostmann,  Pet.  Codonaeus,  Hermann  Ascheberg.) 

23.  Juni.  Sie  wären  von  ihren  Principalen  committirt,   über   die   zwischen  Chur- 

ßrandeuburg  und  Pfalz -Neuburg  ausgebrochenen  Kriegsunruheu  und  da- 
durch den  Unterthanen  insbesondere  im  ßergischen  zugefügten  schweren 
Bedrückungen  mit  den  cleve  -  märkischen  zu  berathen ,  und  mit  ihnen  auf 
Grund  der  Erbvereinigung  „auf  gemeinsame  Wege  und  Mittel  bedacht  zu 
sein,  wie  dies  angehende  Feuer  in  der  Asche  gelöschet  werden  möchte". 
Da  sie  aber  erfahren,  dass  die  Stände  nicht  mehr  in  Cleve  versammelt 
wären  und  auch  der  Kurfürst  von  dort  bereits  abgereist  sei*),  so  wünschten 
sie  eine  Zusammenkunft  in  Neuss,  Mors  oder  Wesel,  wohin  sie  sich  als- 
dann verfügen  würden,  um  die  weiteren  nöthigen  Schritte  mit  ihnen  fest- 
zustellen. 


Bertram  Hillebrand  Kumpshof)  an  Soest.     Dat.  Bochum 

28.  Juni  1651.     S. 

28.  Juni.  Die  Räthe  Heiden  und  Bodelschwing  haben  vom  Kurfürsten  Com- 

mission,  die  Stände  zum  Unterhalt  der  in  der  Mark  einquartierten  Truppen 
aufzufordern.  In  Cleve  ist  bereits  Cavallerie  angelangt  und  in  der  Umge- 
gend von  Grieth  einquartiert.  Aitzema  schreibt,  dass  die  Generalstaaten 
beide  Fürsten  vom  Kriege  abmahnen  und  sich  zu  Mediatoren  oflferiren  wür- 
den, „damit  Alles  in  gütliche  Wege  möge  beigelegt  werden".  Auf  die  An- 
frage bei  den  clevischen  Ständen,  ob  sie  dazu  riethen,  den  für  die  Hammer 
Garnison  geforderten  Proviant  zu  leisten,  ist  gar  keine  Antwort  gegeben, 
„haben  vielleicht  selbsten  angestanden,  was  in  diesem  zu  rathen  sei".  Der 
Drost  zu  Bochum,  Wennemar  v.  Neuhof,  hat  die  märkischen  Stände  zu 
einem  Ijandtage  nach  Unna  auf  den  30.  Juni  verschrieben,  damit  Deputirte 
derselben  am  3.  Juli  in  Wesel  mit  denen  der  übrigen  erbvereinigten  Land- 
schaften conferiren  können. 


^)  Der  Kurfürst  war  mit  der  Kurfürstin  am  21.  Juni  von  Cleve  abgereist  und 
traf  in  der  Nacht  vom  22.  auf  den  23.  im  Haag  ein,  das  er  am  28.  Juni  allein 
wieder  verliess.  Am  30.  Juni  empfing  er  in  Cleve  den  spanischen  Gesandten 
Baron  Ribeaucourt  und  am  2.  Juli  begab  er  sich  von  dort  nach  Wesel. 

')  Syndicus  der  märkischen  Ritterschaft,  vgl.  oben  p.  97. 
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Die  cleve- märkischen  Stände  an  den  Km^fürsten. 
Dat.  Wesel  5.  Juli  1651.     R. 

[Die  Rüstungen  und  Werbungen  sind  den  Privilegien  in  specie  dem  Recess  vom 
November  1647  und  dem  Landtagsabschiede  sowie  den  Reichsconstitutioneu  und 
dem  münsterschen  Friedeusschluss  zuwider,  daher  sofort  einzustellen  und  alle 
Truppen  zu  entlassen,  widrigenfalls  Stände  Schritte  zur  Vertheidigung  ihrer  Pri- 
vilegien thun  müssen.] 

Hätten  mit  Dank  die  kurf.  Zusicherung,  an  den  Hauptrecess  festhalten  5.  Juli. 
zu  wollen,  empfangen, 

„Ob  wir  nun  wohl  diese  gnädigst  gegebene  Antwort  und  chur- 
fUrstliche  Versprechen  zumal  in  keinen  Zweifel  gezogen,  so  müssen 
wir  dennoch  anitzo  befremdlich  vernehmen,  auch  leider  in  der  That 
empfinden,  dass  hin  und  wieder  in  diesem  Herzogthuin  Cleve  eine 
mächtige  Kriegsverfassung  gemacht,  zur  Aufrichtung  einiger  Regimenter 
verschiedene  Laufplätze,  welche  auf  die  clevische  Städte  assignirt  wer- 
den, bestimmt,  und  um  diese  Völker  einzunehmen,  mit  Lagerplätzen 
und  nöthigeu  servitiis  zu  versorgen,  beordert  werden.  Hiergegen  wer- 
den E.  Ch.  D.  sich  dasselbe,  was  Sie  in  dem  Jahr  1647  im  November 
und  in  dem  Landtagshauptrecess  in  Gnaden  versichert,  gnädigst  refe- 
riren  lassen,  dass  mit  solchen  und  dergleichen  Kriegsverfassungen 
ohne  uns,  als  Dero  Landstände  Vorwissen  Consent  und  Bewilligung 
nicht  zu  verfahren,  in  maassen  denn  diese  ohne  unsere  Vorbewusst 
und  Bewilligung,  den  vorlängst  wohlhergebrachten  und  so  theuer  er- 
worbenen privilegiis,  den  Fundamentalrechten  und  Satzungen  dieser 
Landen,  auf  E.  Ch.  D.  Hand  und  Siegel  zuwider  vorgenommene  Kriegs- 
werbung, auch  des  heiligen  römischen  Reichs  hochverpönten  Constitu- 
tionen, auch  dem  zu  MUnster  aufgerichteten  Friedeusschluss  schnür 
stracks  zuwider  laufen.  Inglcichen  werden  auch  E.  Ch.  D.  bei  dieser 
Kriegsverfassung  des  xantischen  Tractats  de  A.  1014,  wie  auch  des 
Accordö  de  A.  IGOU,  ebener  Gestalt  auch  des  Accords  de  A.  U;2i), 
ich  wie  und  welcher  Gestalt  solche  und  dergleichen  Streitirrungen 
und  Misshelligkciten  ohne  Angreifung  der  Waffen  gUtlich  können  er- 
örtert, auch  ohne  Verletzung  E.  Ch.  D.  hoher  Reputation,  Kuiu  und 
Schaden  Üerosclbcn  l^andcn  und  Leuten,  hingelegt  und  abgcthan  wor- 
Icn,  erinnert.  So  werden  E.  Ch.  D.  nochmals  mit  emsigen  Eifer  und 
Uli  '  iirst  gchorsaniHt  ersucht  und  gcbctcMi,  dass  wir  durch  diese 
:•!!„  ;  .. :.:  Kriegswerbung  in  unseren  vor  alten  langen  Jahren  her  wohl- 
rgebrachtcn  und  von  E.  Ch.  D.  confirmirten  privilegiis  und  gegen 
neu  Bo  klaren  Buchstabon  nicht  graviret,  sondern  dass  wir  mit  dieser 
>rgeDomuicucn  Werbung  und  Einführung  der  angcnunuuenen  Kriegs- 


^Qg  II.    Der  Krieg  mit  Neuburg. 

Völker  aus  oben  angezogener  Ursache  allerdings  verschonet,  die  des- 
falls  im  Lande  ausgelassenen  Befehle  gnädigst  cassirt  und  befohlen 
werde,  dass  mit  dieser  Kriegswerbung  hier  im  Lande  eingehalten,  alle 
Officiere  und  Kriegsknechte,  welche  sich  in  E.  Ch.  D.  Dienst  einge- 
lassen, entweder  also  bald  licentirt  oder  aber  abgeführt  werden,  auf 
dass  wir  oberwähntermaassen  bei  unseren  Privilegien,  Reversalen, 
Pncten,  Contracten,  Landtagshauptrecess ,  allgemeinem  Friedenschluss, 
altem  Herkommen,  Recht  und  Gerechtigkeit  conservirt  werden  mögen". 
Sollte  er  aber  auf  diese  ihre  Vorstellung  nicht  hören,  so  würden  sie 
genöthigt  sein,  alle  diejenigen  Schritte  zu  thun,  welche  zur  Vertheidigung 
ihrer  Privilegien  nöthig  wären,  zunächst  aber  ihren  Protest  und  ihre  Klagen 
an  allen  Orten  laut  werden  lassen. 


Dieses  Schriftstück  übergaben  am  7.  Juli  die  in  Wesel  anwesenden 
cleve-märkischen  Stände  in  corpore  den>  Kurfürsten,  der  am  3.  Juli  dort 
eingetroffen  war.  Er  antwortete,  dass  er  alle  die  von  ihnen  angezogenen 
Actenstücke  nachsehen  lassen  wolle  und  sich  alsdann  erklären.  Die  Stände 
beauftragten  am  8.  ihre  Syndici,  auf  eine  baldige  Resolution  des  Kurfürsten 
zu  dringen  und  vertagten  ihre  ßerathungen  auf  den  10.  Juli,  damit  die  De- 
putirten  'der  clevischen  Städte  '  Instruction  über  die  weiteren  eventuellen 
Schritte  einholen  könnten.  Noch  bevor  dieselben  zurückgekehrt  waren, 
reiste  der  Kurfürst  am  Morgen  des  10.  Juli  von  Wesel  nach  Angerort  zum 
Heere  ab,  ohne  den  Ständen  eine  Antwort  ertheilt  zu  haben.  Am  12.  be- 
rief er  dann  von  Cleve  aus  die  clevischen  Stände  und  die  Deputirten  der 
märkischen  und  jülich-bergischen  dorthin,  reiste  aber  am  16.  Juli,  an  wel- 
chem Tage  Deputirte  der  sämmtlichen  Stände  dort  eintrafen,  nach  dem 
Haag  ab.    (Vgl.  weiter  unten  das  Journal  der  jülich-bergischen  Deputirten.) 


Die  cleve-märkischen  Stände  an  die  Generalstaaten. 

Dat.  Wesel  10.  Juli  1651.     D. 

(Präsentirt  den  Generalstaaten  14.  Juli  1651.) ') 

10.  Juli.  Mit  Hinweisung   auf  die   Eingabe   Aitzema's   an   die   Generalstaaten 

und  ihre  (beiliegenden)  Vorstellungen  beim  Kurfürsten,  worauf  ihnen  keine 


^)  Vgl.  ürk.  u.  Actenst.  III  p.  69  und  Aitzema  III  p.  670.  Diese  Vor- 
stellung ist  gleichzeitig  (14.  Juli)  den  staatischen  Abgesandten  J.  v.  Gent,  Jac. 
V.  Wassenaer,  Ant.  Carl  Parmentier  und  Joli.  v.  d.  Becke  in  Wesel 
übergeben,  die  an  diesem  Tage  dort  eine  Deputation  der  Stände  empfingen. 
Vgl.  weiter  unten  das  Tagebuch  der  Jülich  -  bergischen  Ständedeputirten  und 
Vreede  Inleidiug  tot  eene  geschiedenis  der  nederlandsche  diplomatie  II,  2  p.  166, 
der  in  seiner  Darstellung  der  Ereignisse  von  1651  das  sogenannte  Verbaal  der 
Gesandten  vorzugsweise  benutzt  hat.  Nach  demselben  (im  niederländ.  Reichs- 
archiv) kamen  am  12.  Juli  zwei  Bürgermeister  von  Wesel  zu  ihnen  und  baten, 
sich  der  armen  ünterthanen,  die  bereits  so  schwer  gedrückt  würden,  anzunehmen. 
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Antwort  ertheilt  worden  sei,  bitten  sie  bei  Beilegung  der  Streitigkeiten  zwi- 
M'hen  Brandenburg  und  Nouburg  für  die  Aufrechthal tnng  und  Beobachtung 
ihrer  Privilegien  vermöge  der  staatischen  Garantie  derselben  Sorge  zu  tra- 
gen und  vor  Allem  auf  die  Abliihrung  oder  Entlassung  der  Truppen,  die 
"    len  Privilegien  zuwider  im  Lande  sind,  zu  dringen. 


Colli radictionspatent  der  Stände  von  Cleve,  Jülich,  Berg  iind 
Mark.     Dat.  Wesel  14.  Juli  1651.     W. 
(Publicirt  seitens  der  cleve-märkischen  Stände  22.  Juli  1651.)^) 
[Bekunden  ihren  Widerspruch  und  ihr  Misafallen  wegen  Ergreifung  der  Waffen, 
und  fordern  alle  Beamten  auf,  sich  nicht  zur  Beschwerung  der  Unterthanen  her- 
zugeben,   letztere    keinerlei    uneingewilligte   Contributionen   zu   leisten  und  alle 
Eingesessene,  den  Kriegsdienst  der  Fürsten  zu  verlassen,  widrigenfalls  sie  gegen 
dieselben  der  Union  und   dem  Rechte  gemäss  verfahren  würden,   entschlossen, 
die  Privilegien  zu  schützen.] 

..Als  bezeugen  wir  Landstände  aus  Ritterschaft  und  Städte  der  U.Juli, 
erbvereinigten  handschaften  erklären  uns  auch  hiermit  samuit  und 
sonders,  dass  wir  keinem  Theil  zum  Angriff  und  zur  Einführung  der 
Waffen  gerathen,  dabei  keine  Wissenschaft  getragen,  auch  so  vor  als 
nach  darin  keincsweges  gewilligt  gehabt,  noch  dazu  den  geringsten 
Vorschub  und  Hilfe  leisten  können  noch  wollen;  inmaassen  wir  denn 
vor  beiden  gnädigsten  Herrschaften  untcrthänigst  sammt  allen  dero- 
selben  Unterthanen  dieser  erbvereinigten  Landschaft,  diesen  unsern 
uns  abgenöthigten  Dissensum  und  Missfallen  notiticiret  und  in  specie 
alle  Landdrosten,  Amtleute,  Droste,  Vögte,  Schulthcissen,  Richter  etc. 
angefügt  haben  wollen,  dass  dieselbe  in  Gravirung  der  Unterthanen 

Am  toigcridtn  läge  erscheinen  cleve  -  märkische  Stände  in  grosser  Anzahl  vor 
ihnen  und  bitten  Gleiches  „met  verder  versoek  U.  H.  M.  geliefdcn  doch  de  re- 
versalen  te  mainteneeren  en  te  guarandeeren  so  wel  ten  opsichte  van  de  stendt'u 
des  lants  en  haere  Privilegien  als  van  de  strydige  Cheur-  en  Vorsten  (nach  In- 
halt ihres  Memorials).  —  Wy  hebben  aen  deselve  woderora  beleefdelick  geant- 
woort,  ons  uiet  anders  bekcnt  te  syn,  als  dat  de  gocdo  meuinge  van  U.  H.  M. 
suix  18  om  de  gemeltc  reversalen  in  allen  deeleu  te  hclpen  guarandeeren  so  vool 
in  t'  g«en  Chear-  en  Vorsten  als  derselven  laufstfnden  is  conccrnerendo,  ver- 
soockunde  mode  sy  iuyden  wilden  tot  bevorderingu  haeror  eygen  interossun  ons 
auubcvolenu  negotiutieu  met  allen  yver  seconderen,  tot  het  welke  sy  niot  wul 
vennanuns  van  uoudon  en  hudden".  Die  Duputirteu  der  jülich-burgiscbon  Staude 
hätten  nr>ch  keinen  Auftrag  gehabt,  „om  de  maintenosse  der  Uoversalen  te  urgee- 
ren",  wollten  sich  Molchen  von  ihren  Committenten  erwirken.  iVfi\.  weiter  unten 
deren  Tagebuch.)  Auf  ihrer  Uückreise  von  Dustieldorf  nach  Cleve  werden,  sie 
auch  von  den  kleineren  Htädten  um  Schutz  des  platten  Landes  gegen  kurf.  Uou- 
tributioneo  angegangen. 

*)  Vgl.  weiter  unton  das  Tagebuch  der  jiUich-lierglschcn  HtÄnde. 
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sich  nicht  gebrauchen  lassen,  auch  dass  gemalte  Unterthanen  in 
Kraft  der  wohl  erlangten  Privilegien,  Reversalen  etc.  die  von  beiden 
1. 1.  Ch.  und  F.  D.  D.  eingeführten  und  geworbenen  Kriegsvölker  nicht 
zu  verpflegen  auf-  und  anzunehmen,  oder  denselben  etwas  zu  contri- 
buiren  schuldig  und  gehalten  sind,  sondern  was  ihnen  desfalls  zur 
Ungebühr  und  den  Privilegien  und  Reversalen  gerade  zuwider  bereits 
angemuthet  und  aufgebürdet,  oder  ins  Künftig  ferner  angemuthet  und 
aufgebürdet  werden  möchte,  mit  Recht  und  gutem  Fuge  repetiren  und 
wiederum  fordern  können.  So  werden  wir  demnach  aufliegender  Eide 
und  Pflichten  halber,  damit  wir  dem  lieben  Vaterlande  verbunden 
sind,  genöthigt,  alle  und  jede  Eingesessenen  dieser  erbvereinigten 
Landschaft,  in  was  Stand,  Würden  und  Chargen  dieselbe  sich  auch 
befinden  mögen,  zu  erinnern,  dass  dieselben  in  obgemelte  Kriegs- 
dienste sich  nicht  einlassen;  diejenige  aber,  welche  bereits  bei  einem 
oder  anderem  Theil  sich  verpflichtet,  werden  hiemit  ernstlich  gewarnt, 
in  solche  Kriegsdienste  nicht  zu  continuiren,  sondern  derselben  also 
bald  gänzlich  sich  zu  entschlagen  und  daraus  zu  treten,  damit  im 
widrigen  Fall,  und  sofern  dieselbe  darin  beharren  sollten,  wir  nicht 
verursachet  werden,  gegen  sie  nach  Inhalt  der  unlängst  renovirten 
Erb  Vereinigung  und  bei  jeder  Landschaft  absonderlich  aufgerichteten 
beschworenen  Union,  gegen  ihre  Person  und  Güter,  sowohl  der  lu- 
fraction,  als  auch  des  von  ihm  oder  den  Ihrigen  zugefügten  Schadens 
halber  zu  verfahren,  da  wir  einmal  für  allemal  beständig  resolvirt  und 
entschlossen,  uns  bei  den  in  unseren  Landen  kundigen  Privilegien, 
Reversalen,  Landtagsabschieden,  alten  Herkommen,  Recht  und  Gerech- 
tigkeit und  sonsten  nach  allem  Vermögen  zu  manuteniren,  zu  schützen 
und  festzuhalten". 


Die  Deputirten  der  Stände  von  Jülich,  Cleve,  Berg  und  Mark 

an  den  Pfalzgrafen  von  Neuburg.   Dat.  Wesel  15.  Juli  1651.  R. 

15.  Juli.  Sie  hätten  mit  Bestürzung  vernommen,  dass  der  Pfalzgraf  auch  in  Jü- 

lich und  Berg  mehrere  Regimenter  zu  Ross  und  zu  Fuss  werben  lasse,  wie 
leider  solches  auch  der  Kurfürst  in  Cleve  und  Mark  thue.  Beide  Fürsten 
thäten  solches  ohne  Vorwissen  und  Bewilligung  der  Stände  und  den  Ver- 
trägen wie  den  Reversalen  zuwider.  Sie  müssten  ihn  daher  ersuchen,  die 
Werbungen  einzustellen,  keine  fremden  Truppen  in  das  Land  zu  bringen 
und  die  Stände  bei  ihren  Privilegien  zu  erhalten,  wie  sie  gleiches  auch  dem 
Kurfürsten  vorgestellt  hätten. 


Gesuch  au  die  Staaten  um  Verhinderung  der  brandenb.  Rüstungen.      5J-| 

Der  Pfalzgraf  von  Neuburg  an  die  Deputirten  der  Stände  von 

Jülich,  Cleve,  Berg  und  Mark.  Dat.  Düsseldorf  18.  Juli  1651.  R. 

Seine    Ijaiide    wären   vom    Kurfürsten    unvernuithet  überfallen    und   so  18.  Juli, 
der  allgemeine  Reiehsfrieden  und  der  zwischen  ihm  und  demselben  geschlos- 
sene Vergleich  von  1G47    gebrochen,    ohne   dass   er  die   geringste  Ursache 

inerseits  dazu  gegeben  habe,  wie  sein  gedrucktes  Patent  dieses  näher 
nachweise.  Es  werde  ihm  daher  keiner  verdenken,  wenn  er  seine  Lande  zu 
vertheidigen  suche,  zumal  der  Kaiser  seine  Sache  als  eine  gerechte  ansehe, 
wie  dessen  Inhibitorium  zeige.  Sollten  jedoch  die  Stände  den  Kurfürsten 
bewegen,  von  seinem  Unfug  abzustehen,  die  Truppen  aus  dem  bergischen 
Laude  abzuführen  und  ganz  zu  entlassen,  den  ihm  und  seinen  Unterthanen 
zugefügten  Schaden  zu  er>tatten  und  alle  Differenzen  ihrem  Vergleiche  und 
dem  Friedensschlüsse  gemäss  auf  dem  Wege  Rechtens  entscheiden  zu  las- 

!i,  so  würde  er  seinerseits  sofort  alle  Werbungen  einstellen  und  alle  Trup- 
pen aus  seinem  Lande  abführen  lassen. 


Aitzema's  Memorial ')  an  die  Generalstaaten.     Dat.  Haag 

21.  Juli  1(351.     H. 

(In  deren  Versammlung  verlesen  22.  Juli  lOöl.) 

[Bittet  auf  (irund  ihrer  Garantie  des  xanlener  Vertrages  und  insbesondere  der 
ständischen  i*rivilegien,  wie  im  J.  1G46  den  Kurfürsten  von  den  täglich  steigen- 
den Tnippenwerbungen  und  Einquartierungen  im  Clevischen  abzumahnen  und  den 
staatischen  Commnndanten  daselbst  die  Verhindenmg  aller  uneingewilligten  Ein- 
quartierung und  Contribulionen  zur  Ost-  und  Westseite  des  Rheins  anzubefehlen.] 

„De  landtständen  uyt  Ridderschap  ende  steeden  des  Vorstendonis  21.  Juli. 
Cleef  sijn  ten  hoochstcn  genootdrougen  U.  H.  M.  neffens  hären  ge- 
dienstigen  ende  vrientnabuijrlijcken  groedt  te  vermelden,  dat  S.  Ch.  D. 
van  Brandeburgh  teegens  haere  ])rivilegien,  recht  ende  gereehticheedon, 
tegen  d'  opgereelitede  reversalen,  teegen  Churt'urstel.  .belolten,  ende 
in  specie  teegen  den  Lantdags  reces  anno  IG49  niet  alleen  sonder 
haer  consent  eene  krijgswervingc  van  veele  regiinenten  Soldaten  aen- 
»tclt,  niaer  oock  niet  inquartiering  ende  verpleeging  het  arme  landt 
ondraeglyck  beswaert.  8ulx  aen  S.  Ch.  D.  in  onderdanicheijt  ge- 
klaeght  sijndc,  hebben  sij  landtständen  in  plaets  van  ecn  genadige 
ende  aengcnamc  Hcbriilclijcke  resolutie,  uioeten  sicn,  dat  de  lasten 
van  pre.ssurcn  van  dage  tot  dage  hIJu  swaercr  geworden;  gclijek  uijt 
de  stucken  bij  U.  11.  M.  Heeren  afl'gcsanten  overgcsonden  sulx  alles 
nacder  ende  brceder  sali  können  blijeken. 

U.  H.  M.  bebbcn   soo   om   haer  hoocb  liicrondcr  verseerendc  in- 
iü»t,  al»  tj- ♦  !  •  '  •'•♦  •  ■••    !  .     1 ...   h(  l)b{Mi(i(-  endo  bcloofdo  guarantio 


*)  AuffiriMHi  •  MUH  >(  (iniiHiiH  ii.r  «•i<'V('-niMrkiH«-h«'n  S<ändü  an  ihn  dat.  WcsüI 
Juli  uingeruicht.     liCtzlvreg  h.  Urk.  u.  Acleual.  111  p.  72. 
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(im  noch  jonglist  den  5.  Juli  lestlceden  vast  gestelt)  ^)  altijt  ende  spe- 
cialijck  anno  1G46  tecgen  dergelijcke  krijchsvvervinge,  inquartiering 
ende  verpleeging,  die  S.  Cli.  D.  deurNorprath  aenstelde,  werckelyck 
ende  de  facto  daerin  voorsien.  Derhalven  U.  H.  M.  teegenwoordich 
secr  gedienstelijck  ende  vriendtnabuyrlijck  werden  versocht,  derselver 
goede  geliefte  sij  nu  weederom  als  1646  deur  een  favorabel  schrijven 
S.  Ch.  D.  te  vermaenen  tot  afstelling  van  gemelte  beswaernissen  ende 
daerbeneffens  te  beveelen  aen  de  respective  gouverneurs  aen  de  Ryn 
ende  Maese,  om  d'  executie  van  soodane  oningewilligde  inquartiering 
ende  exactien  soowell  aen  de  oost  als  westsijde  Ryns  te  stuijten  ende 
te  weeren"''). 

Protest  von  14  cle vischen  Eitterbürtigen  gegen  das  Contra- 
dictionspatent.     Dat.  Cleve  27.  Juli  1651.     M. 

[Bekundeu,  dass  sie  zu  dem  Patent  und  dessen  Publicirung  weder  ihre  Zustim- 
mung noch  Auftrag  gegeben,  und  protestiren  gegen  beides.] 

27.  Juli.  ,^Wir  Landstände  aus  der  Ritterschaft  des  Herzogthums  Cleve  be- 

kennen und  bezeugen  hiermit,  dass  wir  in  das  obenstehende,  unterm 
Namen  der  clevischen,  jülich-bergischen  und  märkischen  Landstände, 
zu  Wesel  mit  ungewöhnlichen  Clausulen  begriffene  und  abgefasste 
öffentlich  gedruckte  und  hin  und  wieder  in  Städten  und  aufm  platten 
Lande  angeschlagene,  auch  I.  Ch.  D.  zu  Brandenburg  unserem  gnä- 
digsten Landesfürsten  und  Herrn  verkleinerliche  und  schimpfliche  Pa- 
tent mit  nichten  consentiret,  auch  keine  Instruction  noch  Befehl  dazu 
ertheilet  haben,  sondern  dasselbe  improbiren  und  der  Abfassung  so- 
wohl als  der  Anschlagung  berührten  Patents  kraft  dieses  bester  Ge- 
stalt contradiciren. 

Unterz.:   Job.  Arndt  v.  Goltstein,  Job.  v.  Boinenburg,  gen. 
V.  Honstein,    Conrad  v.  Strünkede,     Herrn,  v.  Wittenhorst, 

^)  Den  zur  Vermittlung  nach  Cleve  und  Düsseldorf  geschickten  staatischen 
Gesandten  war  in  ihrer  Instruction  vom  5.  Juni  aufgetragen,  worden:  Nauwe  re- 
gard  te  nemen,  dat  de  maintenue  der  tractaten,  tuschen  de  vorsten  hierbevorens 
opgericht,  dewelke  H.  H.  M.  uyt  erachte  van  vorige  renversalen  is  competeerende, 
in  geenen  deele  benadeelt  ofte  geprejuditieert,  maer  blyven  in  haer  volcomen 
vigeur  ende  cracht.     (Niederländsches  Reichsarchiv.) 

^)  In  einem  Memorial  vom  31.  Juli  wiederholt  er  sein  Ansuchen,  da  die 
»landverdervingen  ende  exactien"  täglich  zunähmen  und  gar  zwei  notabele  Mit- 
glieder der  Ritterschaft,  welche  mit  allen  übrigen  ihren  Widerspruch  gegen  die 
Verletzung  durch  das  Patent  vom  14.  Juli  kundgegeben,  arretirt  worden  wären, 
es  auch  im  eigenen  Interesse  der  Generalstaaten  sei,  zur  Erhaltung  ihrer  jetzt 
sehr  starken  Garnisonen  das  platte  Land  von  ganz  Cleve  vor  anderweitiger  Ein- 
quartierung zu  bewahren.  Beide  Eingaben  schickten  die  Generalstaaten  ihren 
Gesandten,  um  darauf  j|,behoorlich  regard  te  nemen  in  de  mediatie". 


Protest  gegen  d.  Patent.    Nachfragen  üb.  Berechtigung  d.  Deputirten  dazu.    5^3 

Dietr.  v.  u.  z.  Boetzlaer,  W.  Quad  v.  Wickrath,  Arnold  Adriau 
V.  Biland,  Albert  Gisbert  v.  Hüchtenbruch,  Job.  Sigism. 
V.  Wilicb-Lottum,  Bernb.  de  Rynsch,  Caspar  v.  Sieberg,  Gerb. 
Job.  V.  Eickel,  H.  W.  v.  u.  z.  Hoven,  Friedrich  Klocke  zum 
Bärenklau".  

Werner  Wilhelm  Blaspeil  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Rees 
28.  Juli  1651.     M. 

[Bericht  über  die  von  ihm  in  Emmerich  und  Rees  bezüglich  ihres  Consenses  zu 
dem  Contradictionspatent  gestellten  Fragen,  und   die  Antworten  der  Magistrate 

und  Gemeinsleute.] 

„Nacb  der  mir  gnädigst  aufgetragenen  Commission,  gestalt  bei  28.  Juli, 
den  Städten  Emmerieb  und  Rees  zu  vemebmen  1)  ob  sie  in  Ausferti- 
gung und  öffentlicher  Anschlagung  des  Namens  der  vier  Landschaften 
gedruckten  Patents  gewilligt,  auch  2)  dabei  annocb  bestunden,  habe 
ich  E.  Ch.  D.  in  Unterthänigkeit  nicht  verbalten  sollen,  dass  der  ma- 
gistratus  zu  Emmerich  sich  in  substantia  dieser  Gestalt  erklärt:  ad 
1)  dass  sie  ihren  zur  Zusammenkunft  der  Stände  Deputirten  aufge- 
geben, dasjenige,  was  zu  E.  Ch.  D.  und  des  Landes  Bestem  erstrecken 
würde,  beratbschlagen  und  schliessen  zu  helfen ;  ad  2)  dass  im  Fall  in 
dem  Patent  zu  weit  gegangen  wäre,  sie  ihren  Deputirten  auf  der  er- 
sten Versammlung  zu  Cleve  solche  Ordre  ertheilen  wollten,  dass  E. 
Ch.  D.  verhoft'entlich  ein  gnädigstes  Wohlgefallen  und  Genügen  darob 
haben  würden.  Man  konnte  genugsam  verspüren,  dass  sie  diese  Sache 
anfangs,  als  sie  darinnen  coudescendirt,  nicht  zur  Genüge  erwogen 
gehabt,  und  dass,  wann  es  ohne  ihre  Confusion  hätte  geschehen  kön- 
nen, sie  gern  zurück  sollten  getreten  sein.  Die  Gemeinsleute,  welche 
ich  absonderlich  gefragt,  gaben  zur  Antwort  ad  1)  dasselbe  was  der 
Magistrat,  ad  2)  dass  sie  von  den  angeschlagenen  Patenten  keine  Wis- 
senschaft trü^^cn.  Heute  Vormittag  habe  ich  Bürgermeister,  Schöffen 
und  Uatli  dieser  Stadt  Kees  cbenmässig  darüber  vernommen.  Diesel- 
ben gaben  vor  ad  1)  es  liefe  wider  den  Eid,  welchen  sie  als  Mit- 
stände der  Landschaft  geschworen  hätten,  solches  zu  reveliren,  wollten 
auch  nicht  hoffen,  dass  man  gemeint,  sie  in  ihrem  Gewissen  zu  gra- 
viren,  ad  2)  dass  weilen  dieses  eine  sehr  gewichtige  Sache  und  ihrer 
•  le  abwesend  wflrcn,  sie  fUr  ihre  Personen  darauf  etwas  zu  resol- 
vircn  Hedenken  hätten,  sobald  aber  ihre  Mitcollegen  bei  Haus,  wollten 
sie  E.  Ch.  D.  ihre  Erklärung  in  Schritten  unterthUnigst  einsenden.  Es 
gereiche  auch  die  Intention  dieser  Plakat«*  blos  zu  Dienst  E.  Ch.  D. 
lind   des  Landes,    man   uiüsste   es    aber  und    küuuto   es   dafür   auch 

M«i«r.  lur  (ir«ch.  <l.  Hr.  Kurfuriuo.  V.  8ö 
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nicht  interpretiren,  als  wenn  die  churfürstliche  Hoheit  dadurch  laediret 
worden". 

Der  Magistrat  und  die  Gemeiusleute  von  Wesel,  zu  denen  Brost  Ho  ven 
mit  denselben  Anfragen  gesandt  wurde,  weigerten  jede  Beantwortung  mit 
gleicher  Berufung  auf  ihren  Eid;  Cleve,  Calcar  und  Xanten  erklärten  dem 
Amtskammerrath  Herm.  v.  Elverich  gnt.  Haes,  dass  sie  ihre  Deputirten 
nur  im  Allgemeinen  instruirt  hätten.  Alles  was  sie  zur  Conservirung  ihrer 
Privilegien  nöthig  erachten  würden,  zu  beschliessen,  nicht  aber  zur  „Aus- 
fertigung oder  Anschlagung  einiger  Patente";  Duisburg  endlich,  dass  es 
gar  keine  Deputirte  nach  Wesel  geschickt  habe.  Die  märkischen  Städte 
Lünen,  Caraen,  Hamm,  Soest,  Schwerte,  Unna  und  Iserlohn,  denen  eben- 
falls jene  Fragen  durch  kurf.  Commissäre  vorgelegt  wurden,  erklärten,  dass 
sie  ihren  Deputirten  nur  den  Auftrag  ertheilt,  zu  des  Landes  Besten  und 
Verhütung  des  Krieges  mitzuwirken;  wollten  gern  die  Patente,  die  ihre  De- 
putirten nicht  einmal  gelesen  hätten,  widerrufen  und  Abbitte  thun,  bäten 
aber,  letztere  desswegen  nicht  zu  verfolgen. 


Aus    dem    Tagebuch    der   nach    Wesel   und    Cleve  gesandten 
jülich-bergischen  Ständedeputirten  ^).     D. 

[Stimmung  und  Absicht  der  Staaten.  Berathungen  über  das  Contradictionspa- 
tent  und  Deputation  an  den  Kurfürsten.  Divergirende  Ansichten  darüber.  Plötz- 
liche Abreise  des  Kurfürsten  nach  Haag,  Anschlag  des  Patents  ohne  Consens 
der  jülich-bergischen  Deputirten.  Des  Kurfürsten  Rückkehr  und  Zorn  über  das 
Patent.  Der  Cleve -Märkischen  Audienz  und  Arretirung  zweier  märkischen  Dro- 
sten.  Klagen  bei  den  staatischen  Gesandten.  Der  Kurfürst  verweigert  diesen 
die  Freilassung  der  Drosten.  Zusammenkunft  der  clevischen  ßitterbürtigen  bei 
Schenkenschanz.  Vorwürfe  der  jülich-bergischen  gegen  die  cleve  -  märkischen 
Stände  über  ihren  Anschluss  an  die  Staaten.  Audienz  beim  Kurfürsten.  Abreise 
der  jülich-bergischen  Deputirten  von  Cleve.    Weitere  Verhandlungen  in  Wesel.] 

10.  Juni.  „Sind  also  die  Herren  Deputirte  zu  Wesel  angelangt,  in  der  Herberge 

sich  alsobald  nach  der  Cleve-  und  Märkischen  Gegenwart  erkundigt,  und 
zugleich  erfahren ,  dass  S.  Ch.  D.  zu  Brandenburg  selbigen  Morgens  von 
Wesel  aus  und  nach  Dero  Lager  bei  Angerort  verreiset,  um  dem  propo- 
sito  sich  Abends  zu  Cleve  wieder  einzufinden^),  und  allda  der  Herren  Ge- 
neralstaaten Abgesandten,  welche  sich  zur  Reise  befinden,  Ankunft  zu  er- 


*)  Es  waren  Johann  Otto  Frh.  v.  Gymnich  Herr  zu  Vischel  und  Neu- 
rath,  Johann  Reinhard  Frh.  v.  Sinzig  Herr  zu  Sommersberg,  Joh.  De- 
genhard  v.  Hall  zu  üphoven,  Wilh.  v.  Hillesheim  zu  Niederbach  Herr  zu 
Arenthal,  Hermann  Ostmann,  Syndicus  der  bergisch.  Ritterschaft,  Dietrich 
Schreiber,  Joh.  Herm.  v.  Berg,  Bürgermeister  von  Düren,  Herm.  Aschen- 
berg und  Wilh.  Wedding,  Bürgermeister  zu  Wipperfürth. 

^)  Der  Kurfürst  traf  am  11.  Juli  Mittags  in  Cleve  wieder  ein,  an  welchem 
Tage  er  die  staatischen  Gesandten  dort  empfing.     Aitzema  HI  p.  672. 
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warten,  und  weil  die  Herren  Clevischen  vor  2  Tagen  auch  verreist  gewesen 
und  den  märkischen  Herren  Deputirten  Commissiou  geben,  so  bald  die  mär- 
kischen der  Jülich-  und  bergischen  Ankunft  vernehmen  würden,  die  Herren 
Clevischen  alsbald  anhero  nach  Wesel  wiederum  einzuladen*).  Ferner  hat 
man  die  gewisse  Nachricht  bekommen,  dass  die  Herren  Generalstaaten  einem 
oder  andern  Theil  nicht  zufallen  würden,  maassen  sie  den  Commandanten 
in  den  nächsten  Garnisonen  befohlen  hätten,  beiden  kriegenden  Theilen 
nicht  mit  Geld,  Ammunition  oder  vivres  zu  assistiren '^);  so  hätten  auch  die 
Herren  Generalstaaten  dem  Herrn  Grafen  von  Nassau  bereits  ernstlich 
zugeschrieben,  eins  zu  erwählen,  in  ihren  Diensten  zu  bleiben,  dabei  zu 
halten,  oder  S.  Ch.  D.  sich  zu  verpflichten  und  ihr  der  Herreu  General- 
staaten Dienste  zu  quittiren.  —  Hat  man  auch  selbige  Nachmittags  obser- 


*)  Es  trafen  am  11.  Juli  von  den  Deputirten  der  clev.  Ritterschaft  wieder  in 
Wesel  ein:  Quad-Kreutzberg,  Diepenbruch,  Morrien,  Wilich-Diersfurt 
und  Wilich-Winnenthal,  der  schon  im  November  1650  au  Stelle  Eickel's  zum 
Deputirten  erwählt  worden  war.  Von  Seiten  der  märkischen  Stände  waren  in 
A'esel  Stephan  v.  Neuenhof,  Drost  zu  Altena  und  Iserlohn,  Joh  v.  d.  Mark, 
»rost  zu  Hamm,  Heinrich  Wilhelm  v.  Elberfeld  zu  Herbede,  Rütger 
.  Düngein  zu  Dalhansen,  Kumpsthof,  Syndicus  der  raärk.  Ritterschaft,  und 
Dr.  Konrad  Balthasar  Zahn,  Bürgermeister  zu  Unna. 

')  Am  21.  Juni  war  den  Commaudiiuten   der  clevischen  Garnisonen  befohlen 
orden,   sofort  mit   allen  Streifzügen   und   Executionen   gegen   die   katholischen 
ijeistlichen  in  Jülich-Berg  einzuhalten  (vgl.  Einleit.  p.  410);    am  26.  Juni,  keine 
stuatischen  Truppen   den  beiden   kriegführenden  Fürsten   zu  überlassen,   beides 
auf  die  Klagen  des  neuburgischen  Gesandten,    dass  staatische  Truppen  mit  den 
lundenburgischeu  in  Berg  und  Jülich  eingefallen  wären.     Ein  Befehl  vom  3.  Juli 
trägt  ihnen  auch  auf,  Niemanden  in  die  clevischen  Städte  einzulassen,  der  irgend- 
wie   Argwohn    erregen    könnte.     An    demselben   Tage    gingen,    wie    bereits    am 
' I.Juni  geschehen,   Befehle  an  die  staatischen  Truppen  in  Rotterdam,   Utrecht 
/»d  Rhenen  ab,  schleunigst  zur  Verstärkung  der  Garnisonen  im  Clevischen  anf- 
nbrechen  (vgl.  Urk.  u.  Actenst.  III  p.  68),  auch  wurden  die  staatischen  (Gesandten 
iiigewiesen,   sofort  sämmtlichen  Officieren  der  clevischen  Garnisonen  den  neuen 
-n  (\rr  'grossen  V^ersamnilung  fe.stgesti'llten  Diensteid  abzunehmen  (Vreede^a.  a.  O. 
ländlich   ward   unter  demselben  Datum  (»raf  Moritz   angewiesen,    80- 

dem  Haag  zu  k(»nmien,  um  dort   weitere  Ordre  zu  empfangen.     Diese 

ilefehle  ergingen  ul«  Antwort  auf  des  Letzteren  Meldung  aus  ('leve  vom  I.Juli, 

tass  der  Kurfürst  um  2.  Juli  nach  Wesel  gehen  w«rde,  weil  er  in  C'leve  sich  nicht 

-icher  fühle  (vgl.  Aitzema  III  p.  672);  zugleich  hab«  er  niitgetheilt,  dass  der- 

'Ibe  ihn,  nachdem  Baron  liibeuucourt  des  Erzherzogs  Leopold  Vermitteluug 

II  den  auHgebrocbeuun  „Troubleu"  augebuteu  habe,  nach  Brüssel  schicken  wolle, 

in  dort  die  (Gründe,  welche  ibu  zum  Kriege  bewogen  haben,  darlegen  ku  lasaen, 

»p  dat  de  Cunink  von  Spanien  daeruit  geen  Jalousie  scheppen   mag"   (ITaager 

'eichsarchiv).     Johann  Moritz,   der  bereits  am  21.  Juni  den  Kurfürsten   nach 

Kung  begleitet  hatte,  scheint  wirklich  n«»chmalH  dorthin  geeilt  und  sieh  bo- 

ii   der  dem  Kurfürsten   aus  Wesel    gegebenen  ('onvoy  von  fit)  Uuitern   und 

Munitionsgegenstiindcn  vor  den  Genuralstaaten  verantwortet  /u  haben  (Driosen 

Ä.  O.  p.  l(y>);  am  10.  Juli  war  or  Jcdenfntln  wieder  in  C'Iüvi»,  wo  •"•  i;.. -...., 

läge  die  8taati«cbeu  Gesandten  bogrüsstu.     (Aitzemu  III  p.  C7«j 
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virt,  dass  viele  Wagen  mit  Granaten  und  Bomben  durch  selbige  Stadt  nach 
den  Schiflen  geführt,  welche  selbige  geladen  und  nach  dem  Lager  gebracht. 
11.  Juli.  Dieser  Seite   vorgeschlagen:    ob   nicht  den  Herren  Cleve-  und  Märki- 

schen  belieben    möchte,    mit  dieserseits  Deputirten  sich  zu  S.  Ch.  D.  nach 
Cleve  zu  verfügen  et  uno  ore  omnium  sich  über  diesen  Krieg  zu  beschweren 
und  deren  Wafifen  Niederlegung  unterthänigst  zu  bitten,  und  derowegen  herz- 
haft und  mascule  S.  Ch.  D.  zuzureden.    Worauf  die  Herren  Cleve-  und  Mär- 
kischen: dass  man  vor  allem  auf  solche  Mittel  bedacht  sein  müsste,  dieser 
erbvereiuigten  Lande   Eingesessenen   und  Unterthanen,    wie   auch  den  Be- 
nachbarten  und  Jedermänniglichen    den    dissensum    und  Widerwillen    der 
erbvereinigten  Landstände,    dass   sie  nämlich   zu   diesen  Krieg  keinen  Ge- 
fallen hätten,   darzu  auch  nicht  verpflichtet  wären,   vor  allem  zu  notificiren 
und  kund  zu  machen,  welches  hiernächst  bei  I.  Kais.  Maj.  Chur-  und  Fürsten 
des  Reichs  viel  helfen  könnte.    Sonst  die  Abschickung  nach  Cleve  belangend, 
hielten  sie  dafür,  dass  man  damit  wenig  würde  ausrichten  können,  sondern 
dass  man  die  Abgeordneten  mit  guten  leeren  Worten  würde  abspeisen  und 
also  dimittiren.  —  Nos  haben  ihnen  hinwieder  replicirt,  dass  man  dieserseits 
den  A^orschlag  ratione  publicationis  manifesti  nicht  unbilligen  könnte,   man 
hielte  aber  dieserseits  dafür,  dass  selbiges  besser  Platz  haben  würde,  nach 
abgelegter  doleuz  bei  I.  Ch.  D.,  weil  mau  von  derselben  ein  mehreres  Licht 
bekommen  würde,  welches  diesem  manifesto  mit  einverleibt  werden  könnte. 
—  Uli  wären  in  hoc  passu  einer  andern  Meinung  und  vermeinten,  dass  mit 
dem  manifesto   keine  Stund  zu    verlieren,    welches  sowohl   den  gesammten 
Unterthanen,  als  anderen  ein  grosses  Licht  zu  der  gesammten  Landstände 
Unschuld   geben    könnte.  —   Nos   haben   zwar  unsere    vorige   rationes   und 
Motiven  wiederholt,    endlich  doch  uns  dahin  resolviret,   dass   man  publica- 
tionem   manifesti  geschehen  lassen   könnte   und   stellte   man   also  zu  ihrem 
Belieben  das  Concept,  weil  sie  der  Sache  besser  informirt,  aufzusetzen,  und 
solches  den  gesammten  Herren  Landständen   ad  revidendum   vorzubringen, 
welches  also  allerseits  beliebt  worden.  —  Uli  haben  sich  darauf  durch  ihre 
Deputirte  nach  Cleve  mitzureisen  resolvirt,  weil  man  sich  daselbst  der  staa- 
tischen Abgesandten  Gegenwart  bedienen  könnte. 
13.  Juli.  Sind  die  Jülich-  und  bergische  Deputirte  frühe  beisammen  getreten  und 

einen  Entwurf  manifesti  abgelassen,  und  erwogen,  dass  es  noch  zur  Zeit 
mit  Publication  desselben  zu  früh  sein  würde,  sondern  erachteten  räthlicher 
zu  sein,  mit  Druckung  und  Publication  desselbigen  so  lange  einzuhalten, 
bis  man  zuförderst  zu  Cleve  gewesen  und  S.  Ch.  D.  begrüsset,  auch  der 
Herren  Generalstaaten  Deputirten  bei  ihrer  Ankunft  hierhin  (welche  wir 
diesen  Morgen  erfahren  und  daher  unsere  Reise  nach  Cleve  eingestellt) 
gleichfalls  salutirt  hätte,  woraus  denn  ein  mehreres  lumen  zu  diesen  ne- 
gotiis  dienlich  penetriren,  und  demnächst  cum  publicatione  manifesti  sich 
zu  reguliren  haben  würde.  —  Die  Cleve-  und  Märkischen  hinwieder  zu  den 
Jülich-  und  Bergischen  kommen  mit  der  Resolution,  dass  sie  ihrerseits  ein 
grosses  Bedenken  hätten,  Druck  und  Publicirung  des  manifesti  so  lange 
auszustellen,  man  würde  damit  nur  Zeit  verlieren  und  immittels  die  hosti- 
litates  zwischen  beiden  Chur-  und  Fürsten  destomehr  zunehmen;  denn  sie 
ihrerseits  sich  befahreten,  wann  dem  Verlaute  nach  die  Lothringischen  über 
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den  Rhein  gehen  würden,  selbige  ihnen  zu  nahe  kommen,  auch  alles  ver- 
heeren und  verderben  würden;  dahero  keine  Stunde  zu  verlieren  wäre,  die 
von  den  Jülich-  und  Bergischen  notirten  Reden  wären  nur  civilitates  und 
curialia,  womit  man  dieselbe  auch  hinwieder  abschreiben  möchte,  deswegen 
ein  mehreres  zur  Sache  gethan  werden  müsste,  und  ihrerseits  anders  nicht 
ermessen  könnten,  dass  dergestallt  nicht  die  Sachen  ex  fundamento  abgehol- 
fen werden  könnte,  und  weilen  das  Drucken  des  manifesti  sich  bis  künfti- 
gen Montag  wohl  verweilen  würde,  so  könnte  man  inmittelst  gleichwohl  die 
Abschickung  nach  Cleve,  und  was  S.  Ch.  D.  vorzutragen  berichten.  —  So 
ist  endlich  per  majora  vota  der  Schluss  dahin  gefallen,  dass  der  Jülich- 
ßergischen  Meinung  nicht  wäre  salvis  salvandis  von  der  Publication  des 
manifesti  sich  wollen  zu  separiren,  sie  müssten  aber  nach  wie  vor  dafür 
halten,  dass  die  Publication  des  manifesti,  bevor  man  zu  Cleve  und  Düssel- 
dorf bei  SS.  Ch.  und  F.  DD.  gewesen,  ihrer  Sollicitatur  mehr  schädlich  als 
förderlich  sein  würde,  sollten  die  Cleve-Märkischen  aber  aus  einem  und  an- 
derem movirt  werden,  dass  nämlich  sich  ihrerseits  besorgten,  dass  wenn 
man  vor  dem  Abdruck  des  manifesti  zu  S.  Ch.  D.  nach  Cleve  kommen 
würde.  Dieselben  die  Abgeordneten  würden  aufhalten  und  in  geschwinder 
Eil  die  cleve-  und  märkischen  Stände  dorthin  beschreiben,  also  besorglich 
dadurch  dies  nützliche  Vorhaben  behindert  werden  würde,  so  stellten  die 
Jülich-  und  ßergischen  den.  Cleve-  und  Märkischen  zu  ihrem  Belieben  an- 
heim,  ob  sie  ihrerseits  das  manifestum  drucken  und  in  Cleve  und  Mark  divul- 
giren  lassen  wollten,  mit  der  Sinceration,  dass  dieserseits,  so  bald  man  zu 
Cöln  wieder  würde  anlangen,  das  Manifest  gleichfalls  salvis  salvandis  ge- 
druckt,, und  in  beiden  Fürstenthümern  Jülich  und  Berg  divulgirt  werden 
sollen. 

Als  man  Nachmittags  zu  Cleve  angelangt,  hat  man  ganz  unverhofft  16.  Juli, 
vernehmen  müssen,  dass  S.  Ch.  D.  heut  gleich  Vormittag  wegen  gestern 
Abend  angelangten  Couriers  aus  dem  Haag,  welcher  die  Zeitung  mitge- 
bracht, dass  S.  Ch.  D.  herzliebste  Gemahlin  einen  abortum  gehabt  und 
deswegen  ganz  gefährlich  indisponirt  wäre,  mit  einem  geringen  Comitat 
dortbin  geritten  wäre  '),  und  befohlen,  den  Landständedeputirten  bei 
ihrer  Ankunft  anzufügen,  sich  alhier  beisammen  zu  halten  und  S.  Ch.  D. 
Rückkunft  abzuwarten,  worüber  Doputirte  nach  beschehener  Unterre- 
dung demselben  unterthänigst  nachzukommen,  sich  verglichen.  Sonsten 
aber  ist  bei  selbiger  Conferenz  dieserseits  den  cleve-  und  märkischen  de- 
putatlfi  movirt  worden,  dass  die  Abrede  zu  Wesel  gewesen,  mit  Divulgi- 
rung  des  manifesti  bis  nach  ai)gelegter  Commission  bei  S.  Ch.  D.  zurück 
zu  halten.  Sintemalen  aber  der  Seiten  davor  gehalten  worden,  dass  die 
Publication  sich  zu  lange  verweilen  würde,  dass  man  bei  S.  Ch.  D.  alles 
abgehandelt,  und  aber  dieser  unvermutheter  casus  dazwischen  kommen,  als 
ist  mit  Belieben  der  cleve-  und  niarkischcn  Herren  Deputirten  riithlich  be- 
funden,   an  die  clevi.Mchcn   LiiiMl-tamlc ,    welche  sich  allein  in  corpore  nach 

•)  Der  D.'putirt«;  «ler  StutU  W'vuvl  Dr.  Bcekor  schniht   ..  i    i  '    n   1  :i'.:o: 

..Man    hiilf    dufur.    «Iiih«    (1«t  KurfiirHt    pDur    rniHou    d'cHtut    ii.m  I.     l« m    lla.iL;  go- 
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Wesel  gegen  heut  Abend  oder  morgen  früh  zu  erscheinen  berufen,  zu 
schreiben,  mit  der  Publication  des  manifesti  aus  den  in  dem  Schreiben  de- 
ducirten  Ursachen  noch  etwas  zurückzuhalten.  (Die  clevischen  Stände  be- 
stehen auf  sofortige  Publication  des  Patents,  mit  der  sie  auch  ohne  ihre 
Zustimmung  vorgehen  würden;  worauf  die  jülich-bergischen  Deputirten  ant- 
worten, dass  sie  ihrerseits  noch  damit  zu  zögern  wünschten,  übrigens  den 
cleve-märkischen  Ständen  überlassen  müssten,  zu  thun  was  sie  wollten.) 

23.  Juli.  (Lässt  Syndicus  Niess  nach  dem  am  Tage  zuvor  gefassten  Beschlüsse 

der  clevischen  Stände  das  Contradictionspatent  in  Cleve  an  den  Thüren 
der  Kirchen  und  des  Rathhauses  anschlagen,  die  Regierung  es  sofort  aber 
von  dort  und  wo  es  sonsten  im  Lande  angeschlagen  war,  wieder  ab- 
reissen.) 

24.  Juli.  Diesen  Nachmittag  zwischen  3  und  4  Uhr  S.  Ch.  D.   aus   dem  Haag 

alhier  wieder  glücklich  angelangt.  —  Ist  der  v.  Schwerin  zu  mir,  Syn- 
dicus Ostmann,  kommen,  anzeigend,  dass  S.  Ch.  D.  befohlen,  ich  sollte 
selbst  zu  S.  Ch.  D.  kommen,  mich  darauf  zu  S.  Ch.  D.  Cabinet  geführt, 
und  als  zu  Deroselben  hineingekommen,  haben  Dieselben  mich  torvo  vultu 
angesehen,  und  die  credentiales  in  Händen  habend,  mir  zugeredet,  Sie  hätten 
verstanden,  dass  die  eingereichten  credentiales  die  Jülich-  und  Bergische 
betreffen  thäte;  nun  wäre  zwar  Ihnen  der  Deputirten  Ankunft  lieb,  auch 
derowegen  denselben  einen  freien  Reisepass  ertheilt,  Sie  hätten  aber  bei 
Dero  Ankunft  ganz  befremdet  und  ungnädigst  vernommen,  wie  dass  ein 
gottloses,  leichtfertiges  und  vermessenes  Plakat,  dessen  Sie  sich  zu  Ihren 
Unterthanen  nicht  versehen,  Namens  der  gesammten  Landstände  wäre  an- 
geschlagen, um  damit  Dero  Unterthanen  wider  S.  Ch.  D.  zu  verhitzen  und 
aufzuwiegeln,  und  weilen  solches  im  römischen  Reich,  sonderlich*  diesen 
Landen,  unerhört,  und  also  solches  nicht  versehen  wollten,  so  hätten  Sie 
auch  Bedenkens,  ihnen  die  Audienz  zu  gestatten,  sondern  müssten  zuförderst 
eine  mehrere  Satisfaction  darüber  haben,  und  damit  die  credentiales  uner- 
brochen  mir  wieder  eingehändigt. 

25.  Juli.  Sind  die  cleve-märkischen  deputati  nach  Hofe  berufen  worden  und  nach- 

dem etwa  IV2  Stunden  verlaufen  die  clevischen  und  theils  märkischen  nach  dem 
Rathhaus  wieder  zurückkommen,  referirend,  dass  S.  Ch.  D.  beide  sie  cleve- 
und  märkische  deputatos  zur  Audienz  fordern  lassen  und  in  Gegenwart  des 
Herrn  Grafen  Moritz  von  Nassau  und  andern  unterschiedlichen  Räthen 
ihnen  Selbst  vorgetragen,  wie  dass  S.  Ch.D.  bei  Dero  Ankunft  anhero  aus 
der  Mark  Brandenburg  alsobald  Ihre  clevische  Landstände  beschreiben  las- 
sen, und  bei  selbigen  die  Ursach,  warum  Sie  ins  Fürstenthum  Berg  mit 
Kriegsvolk  eingefallen,  eröffnet,  Sie  hätten  auch  folgends  selbst  nacher  Wesel 
sich  begeben,  weil  Sie  verstanden,  dass  die  gesammten  Landstände,  oder 
deren  Deputirte  daselbst  beisammen  kommen  würden,   und  nach  Dero  An- 


*)  Es  waren  von  den  clevischen  Ständen  neben  dem  Syndicus  Dr.  Niess, 
Quad-Kreutzberg  zu  Mörmter,  Wilich  zu  Diersfurt,  Dr.  Beckmann  und 
Dr.  Duifhuis,  von  den  märkischen  Deputirten  Stephan  v.  Neuenhof,  Drost 
zu  Altena  und  Iserlohn,  Joh.  v.  d.  Mark,  Drost  zu  Hamm,  Dr.  Zahn,  Bürgermei- 
ster zu  Unna,  und  der  Syndicus  der  märkischen  Ritterschaft  Kumpsthof. 
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kunft  dorthin  wie  auch  alhier  zu  Cleve  folgends  erwartet;  nachdem  aber 
die  Ankunft  sich  verweilet  und  S.  Ch.  D.  solche  negotia  vorkommen,  dass 
Sie  nothwendig  von  hier  verreisen  müssen,  bei  ihrer  Zurückkunft  aber  ganz 
befremdet  vernommen,  dass  einige  widrige  Plakate  wären  affigirt  und  publi- 
cirt,  dabei  aber  die  sichere  Nachricht  hätten,  dass  das  ganze  corpus  darin 
nicht  gehelet,  sondern  nur  einige  Deputirten  sie  angestiftet  hätten,  —  so 
wollten  S.  Ch.  D.  wissen,  was  es  damit  für  eine  ßewaudniss  hätte,  und  wer 
sie  zu  solcher  Publication  des  Patents  verleitet.  —  Darauf  unterthänigst 
geantwortet,  dass  sie  bei  der  Versammlung  einen  leiblichen  Eid  geschworen 
hätten,  kraft  aufgerichteter  Erbvereinigung  nichts  zu  eröffnen.  —  Elector 
begehrten  nicht  ihre  arcana  unionis  zu  wissen,  sondern  nur  die  Nachricht 
haben  wolle,  ob  sie  sich  zu  der  Publication  bekennen  thäten  oder  nicht.  — 
Uli  wiederholten  ihre  vorigen  Motive,  bittend,  in  sie  deswegen  weiter  nicht 
zu  dringen,  möchte  aber  S.  Ch.  D.  gnädigst  belieben,  der  gesammten  erb- 
vereinigten Stände  anwesende  Deputirten  insgesammt  gnädigst  anzuhören, 
80  würde  dieselbe  darüber  sich  unterthänigst  zu  expliciren  wissen.  -  Elector 
ihr  voriges  wiederholt,  und  darauf  beide  Drosten  zu  Hamm  und  Altena  zu- 
geredet, wie  sie  es  verantworten  wollten,  dass  sie  als  vereidete  Diener  in 
S.  Ch.  D.  Pflichten*)  wären  hierin  verwickelt.  —  Uli  wären  in  solchem 
Falle  ihrer  Pflichten  erlassen,  und  müssten  sich  in  so  weit  dem  corpori  als 
Mitstände  conformiren.  —  Elector  contradixit,  dass  sie  ihres  Eids  erlassen 
wären  und  darauf  beide  Drosten  bei  Ihnen  zu  verbleiben  und  die  andern 
hinzugehen  befohlen,  weil  sie  aber  auf  der  Vorkammer  etwas  verweilet  und 
beide  Herren  Drosten  nicht  herauskommen,  auch  zugleich  observirt  worden, 
dass  ein  churf.  Kammerdiener  2  Degen  unter  dem  Mantel  gehabt,  welche 
dem  Vermuthen  nach  der  Herren  Drosten  Degen  gewesen,  und  einer  der 
Commandauten  der  Hauptwache  dorthin  getragen,  hat  man  praesumirt,  dass 
>»"ide  Herren  Drosten  würden  in  arrest  genommen  sein. 

(Die  Deputirten  der  Stände  klagen  den  Tags  zuvor  von  Düsseldorf  in  28.  Juli. 
Cleve  wieder  eiugetroflenen  staatischen  Gesandten  die  Gefangennehmung  der 
beiden  Drosten,  die  Verweigerung  einer  Audienz  sämmtlicher  Deputirten 
beim  Kurfürsten  und  des  freien  Ausgangs  derselben  aus  der  Stadt  Cleve. 
Nach  einem  längeren  Bericht  über  ilire  Verhandlungen  mit  dem  Pfalzgrafeu 
antworten  die  Gesandten:)  Davon  hätten  sie  zwar  vorhin  etwas  gehört,  und 
hätten  daran  ein  Missfallen,  dass  es  zu  solcher  Weiterung  geratheu  wäre, 
weil  sie  aber  von  ihren  Herren  Committenten  darüber  nicht  wären  instruirt, 
so  wollte  ihnen  auch  nicht  gebühren  im  Namen  der  Herren  Generalstaaten 
•ich  der  Sache  zu  unterfangen,  sie  wollten  aber  vor  ihre  Persou  sich  gern 


*)  Stephan  v.  Neuen hof   wur  nicht  nm   ih...    VItouu,   sondern  auch 

Mlfserordeotlichur  clovischer  Kegterunf^araih.  Ks  war  übrigens  bis  dahin  stet« 
beobochtote  Hitto,  dassi  vor  KrofTniuiK  der  LiUul(u^Mv«;rhundhingun  diujeuigcu 
adeligen  Bfamtcn,  welche  an  dunsulbun  tlioilzunthmen  luTt'chtigt  waren  rosp. 
Theil  nchinfM  wollu-n,  durch  eine  Erklärung  der  ilugioniug  oder  der  niiwo- 
sendun  committirt«;n  Kutbe  von  den  Htändun  auf  dorun  vorhergühondofl  Krau- 
chen ihruB  dum  Landoifaroten  geleisteteo  £idee  für  die  Dauer  dos  Landtage« 
eotlaisen  wurden. 
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interponiren,  und  bei  S.  Ch.  D.  anstehen,  dass  zuförderst  beide  verarrctirte 
Cavaliere  wieder  relaxirt,  und  demnächst  der  gesammten  Landstände  De- 
putirten  die  Audienz  verliehen,  auch  wegen  des  freien  Aus-  und  Eingehens 
der  Pforten  Satisfactie  geschehen  möge,  hoffend,  gute  officia  dabei  zu  prae- 
stiren.  —  Post  meridiem  hat  der  Syndicus  dieserseits  Deputirte  angezeigt, 
dass  der  Herren  Staaten  Deputirte  ihm  referirt  hätten,  dass  S.  Ch.  D.  we- 
gen Erlassung  der  beiden  Drosten  noch  Schwierigkeit  macheten,  und  darauf 
bestünden,  dass,  ob  zwar  beide  Cavaliere  in  coUegio  statuum  mit  ihren  Mit- 
gliedern ihr  Votum  hätten,  so  hätte  ihnen  gleichwohl  nicht  gebührt,  weil 
sie  S.  Ch.  D.  mit  sonderlichem  Eid  verpflichtet,  wider  Dero  Hoheit  und 
Respect  sich  einzulassen,  und  etwas  vorzunehmen,  und  weil  dies  ein  Werk 
von  weiterem  Nachdenken  wäre,  so  könnten  Sie  noch  zur  Zeit  in  deren 
Relaxation  nicht  geheelen;  gesammter  Landstände  Deputirten  Audienz  zu 
geben,  wären  S.  Ch.  D.  nicht  ungeneigt  und  hätten  sich  deswegen  behör- 
lich  anzumelden;  und  als  man  deswegen  dieserseits  die  Convention  begehrt, 
und  den  Stadtboten  die  Deputirte  zu  berufen,  umgeschickt,  so  hat  man  je- 
doch die  Herren  Clevischen  nicht  finden  können,  sondern  dem  Boten  an- 
gedeutet worden,  dass  ihr  Syndicus  von  einigen  clevischen  Cavalieren,  so 
von  S.  Ch.  D.  anhero  zukommen  wären  beschrieben,  aber  sich  alhier  ein- 
zufinden Bedenkens  hätten,  zu  selbigen  Cavalieren  eine  Stunde  von  der 
Stadt  zu  kommen,  wäre  gefordert,  und  deswegen  die  Beisammenkunft  bis 
morgen  wäre  ausgestellt  worden*). 
29.  Juli.  Ist  dieserseits  den  Cleve-  und  Märkischen  durch  einen  Discurs  vorge- 

halten und  heut  eingelangtes  Schreiben  von  wegen  der  Rückreise  nach  Düs- 
seldorf vorgelesen  worden,  remonstrando,  dass  sie  sich  über  solche  Reise 
nicht  beschweren  könnten,  nachdem  man  ihrer  der  Clevischen  wegen,  ihrer 
Praecipitanz  halber  mit  dem  manifesto  und  dessen  frühzeitiger  Publication 
in  diese  Schwierigkeit  gerathen  wäre;  es  hätte  fast  das  Ansehen,  als  wenn 
man  allein  nach  ihrem  Willen  sich  accommodiren  müsste,  nachdem  sie  auf 
der  Jülich-  und  Bergischen -Begehren  nicht  zugeben  wollen,  pro  bono  ca- 
tholicae  religionis  die  preussischen  Ehepacten  selbigem  manifesto  mit  ein- 
zurücken, oder  einige  Vermahnungen  deswegen  zu  thun;  es  hätte  zwar  die 
Meinung  dieserseits  nicht,  mit  ihnen  der  Religion  halber  viel  zu  streiten; 
es  wäre  aber  ihre  Meinung  genugsam  zu  verspüren,  wohin  es  endlich  hin- 
aus wollte.  Die  Jülich-  und  Bergischen  hätten  ihre  Klagen  vor  22  und  mehr 
Jahren  vor  I.  Kais.  Maj.  als  dieser  Lande  Ober-  und  Lehnsherr  debito 
modo  eingeführt  und  Recht,  auch  executoriales  erhalten,  und  es  soweit  ge- 
bracht, dass  A.  1636  die  Pfalz-Neuburgischeu  neugeworbenen  Völker,  auf 
Befehl  I.  Kais.  Maj.  von  Piccolomini  aus  beiden  Fürstenthümern  wären 
geführt  worden'^),  welches  sonsten  den  Cleve-  und  Märkischen  mit  auf  den 
Hals  hätten  kommen  mögen,   diese  Landen  wären   des  Reichs  Vormauern, 


^)  Wilich-Winnenthal,  der  nicht  mit  Unrecht  fürchten  mochte,  dass  der 
Kurfürst  auch  ihn  verhaften  lassen  wolle  (Aitzema  HI  p.  672),  hatte  eine  Ver- 
sammlung der  ritterschaftlichen  Deputirten  in  der  Nähe  der  Schenkenschanz, 
also  unter  dem  Schutz  der  staatischen  Waffen,  veranlasst, 

2)  Vgl.  oben  p.  328. 
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die  müsste  man  so  bald  nicht  prostituiren ,  und  in  fremde  Hände  und  Ge- 
walt geben;  es  hätte  fast  den  Schein,  dass  sie  allein  ihre  Zuflucht  auf  der 
Generalstaaten  Macht  schlügen,  ihre  Hilfe  und  guarautie  sich  allein  bedie- 
nen wollten,  das  müsste  man  zwar  dieserseits  seines  Orts  lassen  hingestellt 
sein,  darin  aber  mit  ihnen  zu  gehen,  hätte  es  dieserseits  die  Meinung  nicht, 
und  wären  auch  nicht  dazu  instruirt,  vermeinten  auch,  dass  es  bei  ihrer 
Posterität  nicht  zu  verantworten,  und  deswegen  bei  dem  corpori  nicht  tra- 
ducirt  werden  könnte,  dass  man  dadurch  gesucht,  sich  vou  ihnen  zu  sepa- 
riren,  und  die  Erbunion  zu  brechen,  zu  deren  Festhaltung,  als  der  Lande 
Privilegia  sie  steif  und  fest  stehen  wollten,  begehrten  ihnen  ein  mehreres 
aber  nicht  zuzumuthen. 

(Der  Kurfürst  ertheilt  sämmtlichen  Deputirten  Audienz.  Sie  tragen  ihre  30.  Juli. 
Klagen  und  Beschwerden  über  den  Krieg  vor,  bitten  um  Kicderlegung  der 
Waffen,  entschuldigen  sich  wegen  des  ihnen  abgenöthigten  Patents  und 
bitten  um  Freilassung  der  beiden  Drosten.  Der  Kurfürst  antwortet,  dass 
der  Pfalzgraf  ihn  zum  Kriege  gezwungen  habe,  die  von  ihm  acceptirte  staa- 
tische Vermittlung  nur  bedingungsweise  annehme  und  auf  keine  gütlichen 
Verhandlungen  eingehen  wolle,  wenn  der  Kurfürst  nicht  die  Waflen  nieder- 
lege und  Schadenersatz  leiste.  So  sei  er  zur  Fortführung  des  Krieges  ge- 
nöthigt  und  erwarte  dazu  die  Unterstützung  der  cleve- märkischen,  wie  der 
jülich-bergischen  Stände.  Das  Patent  wäre  gegen  seine  Autorität  und  lan- 
desfürstliche Hoheit  gerichtet,  und  müsse  er  deswegen  nicht  nur  gegen  die 
verhafteten  Drosten,  sondern  auch  alle  seine  Beamten,  die  sich  eines  sol- 
chen Vergehens  schuldig  gemacht  hätten,  vorgehen.  Den  Krieg  und  alle 
daraus  hervorgehenden  Beschwerden  müssten  sie  dem  Pfalzgrafen  zumessen, 
^welcher  dem  Vergleich  contravenirt,  S.  Ch.  D.  bei  I.Kais.  Maj.  ungleich 
behandelt,  an  den  Ileversalen  sich  nicht  verbunden,  sondern  durch  die  mün- 
ßterschen  Tractaten  aufgehoben  haben  wollten,  dahero  S.  Ch.  D.  au  den 
Reversalen  und  der  Privilegien  Observanz  gleichfalls  verbunden  zu  sein 
nicht  erachten  können".) 

(Die  jüiich-l)ergischen  Deputirten  nehmen  Al)schied  vom  Grafen  Moritz,  31.  Juli, 
der  im  Begrifl'  ist,  nach  Brüssel  abzureisen,  und  bezüglich  der  gewünschten 
Entlassung  der  arretirtcn  Drosten  räth,  die  Rückkunft  der  staatischen  De- 
putirten abzuwarten,  „die  wohl  ein  mehreres  erhalten  könnten*.  Auf 
Schwerin'«  Ruth  bleiben  die  märkischen  Deputirten  noch  in  Cleve,  um 
ferner  für  die  Entlassung  der  Drosten  zu  wirken.) 

Sind  die  Jülich-  und  bergisch^  deputati-von  Cleve  mich  \V<'s«'l  vcrni  er  i.  Aug. 
und  an  der  Pforte  von  der  Wache  gefragt  worden,  ob  sie  Jiili<'h-  und  Her- 
g^schc  wären,    worauf  als   man  alTirmative  geantwortet,   hat  mau  dieselben 
passiren   lashcn,    woraus   zu   vernehmen     '!-—    «!"•'   M  .lii^.!..  >.    ..Im...k   .Lt 
freie  Abzug  verweigert  werden  wolle. 

Deputirte  der  clevischen  St^imle  den  julii  l»-l>t  rgi.>elu'ii  vuigcua^t  u;  Eo  2.  Aug. 
wäre  der  Herr  Aitzema  aus  dem  Haag  hierhin  beschritben '),  um  mit  dem- 
selben sich  eins  und  anderen  zu  unterreden,  welcher  übermorgen  vermuthlich 


*)  Darch  Schreiben  der  8Udt  Wosol  an  Aitsema  vom  29.«JvH.    Kr  wird 
ftogewieieo  den  3.,  ipäteatons  den  4.  Augu«t  in  Wesel  einsutreflen,   wo  über 
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zugegen  sein  würde.  Ferners  würde  nöthig  sein,  wenn  beide  Ch.  und  F. 
DD.  einige  Conferenz  und  Friedenshandlungen  vornehmen  würden,  dass 
durch  Direction  der  Herren  Staaten  die  erbvereinigten  Landstände  oder 
deren  Deputirte,  weilen  von  dieser  Landen  Stände  und  ünterthanen  gehan- 
delt würde,  zu  solchen  Tractaten  mit  zugezogen  und  ohne  deren  Bewilli- 
gung nichts  beschlossen  werden  möge.  Wenn  auch  den  Cleve-  und  Mär- 
kischen alnoch  unwissend,  ob  das  verglichene  manifestum  in  beiden  Für- 
stenthümern  Jülich  und  Berg  divulgirt,  so  wollten  sie  gerne  davon  berichtet 
sein,  und  wann  es  noch  nicht  geschehen,  ersuchen,  dass  pari  passu  werk- 
stellig  gemacht  werden  möge*).  Nos  replicavimus,  dass  der  Herren  Cleve- 
und  Märkischen  Meinung  und  rationes  wohl  eingenommen,  und  möchten 
wünschen,  dass  ihnen  darin  deferiren  könnten,  weilen  aber  vor  diesmal  un- 
sere Gelegenheit  nicht  leide,  auch  von  unseren  Herren  Principalen  weiters 
nicht  instruirt  worden,  so  könnten  wir  ein  mehreres  nicht  als  ad  referendum 
übernehmen.  —  Von  des  Herren  Aitzema  Ankunft  hätten  wir  nichts  ge- 
hört, wüssten  auch  nicht,  was  mit  denselben  unterreden  könnten,  weil  dar- 
über von  den  Herren  Principalen  nicht  instruirt  worden,  den  gethanen  Vor- 
schlag, dass  bei  künftigen  beider  Ch.  und  F.  DD.  Conferentien  und  Trac- 
taten die  Herren  Landstände  oder  deren  Deputirte  mit  gezogen  werden 
möchten,  das  befünde  man  dieserseits  auch  hoch  nöthig''.  —  (Die  Deputirten 
Hessen  sich  endlich  bewegen,  nicht  nur  zu  bleiben,  sondern  auch  das  Schrei- 
ben an  den  Kurfürsten  vom  7.  August  mit  zu  unterzeichnen.  Am  8.  August 
Morgens  verliessen  sie  Wesel,  hatten  am  12.  in  Düsseldorf  Audienz  beim 
Pfalzgrafen  und  trafen  am  16.  in  Cöln  ein,  wo  sie  am  18.  den  versammelten 
jülich-bergischen  Ständen  Bericht  abstatteten.  Darauf  beschlossen  letztere 
am  22.  August,  den  cleve -märkischen  Ständen  von  den  zwischen  Branden- 
burg und  Neuburg  bei  Angerort  gepflogenen  Tractaten  „Apertur  zu  geben 
und  dieselbe  zu  belangen,  weilen  diese  Tractaten  den  erbvereinigten  Landen 
sehr  präjudicirlich,  per  deputatos  allhier  auf  Cöln,  um  deswegen  alle  Noth- 
durft  zu  deliberiren  und  vorzustellen  zu  erscheinen".  Das  betreffende  Schrei- 
ben der  Syndici  vom  23.  August  fehlt  in  den  Acten  der  jülich-bergischen 
wie  der  cleve-märkischen  Stande.) 


einige  diesem  Lande  angelegene  Sachen,  welche   der  Feder  nicht  zu  vertrauen, 
deliberiret  werden  Soll,  dabei  man  E.  etc.  Gegenwart  hoch  nöthig  hat*. 

*)    Die   Publicirung    des    Contradictions  -  Patents    unterblieb    in  Jülich   und 
Berg  ganz. 
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Die  Stände  von  Jülich,  Cleve,  Berg  und  Mark')  an  d6n 
Kurfürsten.     Dat.  Wesel  7.  Aug.  1651.     W. 

[Rechtfertigung  der  Publicirung  der  Coutradlctionspatente.  Klagen  über  das 
Verfahren  des  Kurfürsten  gegen  sie.  Fordern  die  Einstellung  aller  Inquisitionen, 
sofortige  Entlassung  der  arretirten  Stände  und  Abführung  der  Truppen,  widri- 
genfalls sie  beim  Kaiser  klagen  und  alle  durch  den  Landtagsabschied  ihnen  ge- 
gebenen rechtlichen  Mittel  gebrauchen  werden.] 

Sie  klagen,  dass  sie  der  Früchte  des  so  schwier  errungenen  Friedens  7.  Aug. 
nicht  theilhaftig  werden  sollen,  und  durch  den  neuen  Krieg  das  Land  rui- 
nirt  wird  und  die  ständische  Privilegien  über  den  Haufen  geworfen  werden. 
Ihnen  sei  das  Jämmerliche  Geschrei  der  Unterthanen''  zu  Ohren  gekommen, 
und  als  sie  diese  Wehklagen  zu  den  Ohren  des  Kurfürsten  gebracht,  hätten 
sie  nicht  nur  keine  Antwort  erhalten,  sondern  gar  vernehmen  müssen,  dass 
der  Kurfürst,  statt  die  Stände  zu  hören,  das  Land  verlassen  habe  und  auf 
einige  Wochen  nach  Spae  gehen  wolle.  Unter  diesen  Umständen  ist  es 
ihre  Pflicht  gewesen,  das  Contradictionspatent  zu  publiciren  und  öflentlich 
zu  sagen,  dass  sie  an  dem  Friedensbruch  nicht  betheiligt  seien,  um  so  ihr 
Gut  und  Blut  vor  allen  feindlichen  Angriffen  zu  schützen  und  Jeden  von 
der  Betheiligung  abzumahnen.  Und  obwohl  sie  gemäss  den  Reversalen 
von  1609  nach  dem  Ausbruch  des  Krieges  zwischen  den  possidirenden  Für- 
sten befugt  waren,  ihnen  Gehorsam  und  Treue  aufzusagen,  ist  es  ihre  Ab- 
sicht nicht  einmal  gewesen,  in  die  kurf.  Regalien,  Autorität  und  Hoheit 
einzugreifen  oder  sie  zu  verkleinern;  solche  Patente  sind  oft  schon  von  den 
Ständen  publicirt.  Statt  aber  ihren  Patriotismus  anzuerkennen,  hat  der 
Korfürst  den  Deputirten  der  unirten  Stände  Audienz  verweigert,  die  ein- 
zelnen persönlich  über  ihre  Abstimmung  bei  dem  Beschlüsse  über  das  Patent 
inquirirt,  auch  solche  Inquisitionen  bei  den  Städten  und  Ritterbürtigen 
durch  andere  vornehmen  und  sogar  zwei  der  Deputirten  arretiren  lassen. 

„Es  werden  E.  Ch.  D.  demnach  von  den  gesannnten  corporibus 
der  vier  vereinigten  Landschaften  nochmals  in  Unterthänigkeit  gehor- 
samst ersucht  und  gebeten,  Sie  geruhen  diese  neuen  unerhörten  gra- 
vamina  gnädigst  zu  cassiren  und  zu  erledigen,  uns  saninit  und  son- 
ders, mit  diesen  ungewöhnlichen  persuasionibus,  unzulässigen  inqui- 
sitionibus  und  comminationibus,  hinfUr  zu  verschonen,  uns  in  unserm 
Gewissen  gegen  Gottes  (Jebot  und  dieser  Landen  Privilegien  nicht  zu 
beschweren,  keine  zu  solchem  Lud,  entweder  insgesammt,  oder  ins 
iiticulir  nach  Cleve,  welchen  Ort  wir  wegen  beschehener  Anhaltung 
unserer  Mitstände  pro  loco  tuto  nicht  halten  kiinnen,  liinftlro  zu  be- 
•*'ifen,  und  die  diesfalls  ad  partem  vcm  einen  oder  anderen  gegen  die 
stark  beschworene  Union  per  motum  oder  sonsten  abgonöthigto  Aus- 


•)    K«    waren  in   Wch« 
versammelt. 
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sagen  als  widerrechtlich  null  und  von  keinem  Werthe  zu  achten.  — 
Und  dieweil  die  märkischen  deputati  unsere  Mitstände  und  unirte  Mit- 
glieder sind,  welche  ex  lege  et  more  salvum  conductum  et  securita- 
tem  tamquam  personae  publicae  mit  sich  führen  und  alle  Land-  und 
Deputationstagen  ihres  an  E.  Ch.  D.  unterthänigst  geleisteten  Eids 
jedesmal  ipso  facto  erlassen,  und  derentwegen  als  an  E.  Ch.  D.  ver- 
eidete und  verpflichtete  Personen  nicht,  sondern  nebens  anderen  von 
den  Landständen  angenommenen  churf.  Bedienten  in  qualitate  als  un- 
sere freie  mitunirte  Landstände  und  eine  ganze  Landschaft  repräsen- 
tirende  Personen  zu  consideriren,  und  gleichwohl  zu  ihrer  Beschim- 
pfung, ehe  und  bevor  sie  in  ihrer  Verantwortung  gehöret,  disarmirt 
und  arrestirt  worden  sind;  wir  aber  derselben  Gegenwart  bei  dieser 
Landtagsversammlung  zu  unser  deliberationibus  und  Assistenz  nöthig 
haben,  und  darum  vor  dieselben  zu  interveniren  schuldig  und  ver- 
pflichtet sind  — ■  als  gelangt  an  E.  Ch.  D.  unsere  unterthänigste  Bitte, 
diese  unsere  Mitglieder  unverletzter  Ehren  allerdings  wieder  in  ihre 
Freiheit  zu  stellen,  auch  diese  alle  E.  Ch.  D.  geworbene  und  in 
diese  erb  vereinigte  Landschaften  eingeführte  Kriegsvölker,  wie  vor 
diesem  zum  öftern  unterthänigst  und  emsig  gebeten  worden,  zu  licen- 
tiren,  damit  wir  und  andere  Unterthanen  der  vereinigten  Landschaften 
von  denselben  nicht  molestirt,  betrübet  noch  exactioniret  werden  mö- 
gen. In  Entstehung  dessen,  und  auf  den  unverhofften  widrigen  Fall, 
werden  wir  genöthiget,  alle  diese  zugefügte  harte  gravamina  und  con- 
traventiones  und  wie  wir  gegen  dieser  Landen  Privilegien,  chur-  und 
fürstlichen  Pacten  und  Contracten,  Landtagshauptrecess  gnädigst  aus- 
gegebene Reversalen,  als  Herkommen,  Recht  und  Gerechtigkeit  eine 
geraume  Zeit  hero  sind  gravirt  worden,  selbiges  der  ehrbaren  Welt, 
wie  wohl  ganz  ungern,  zu  manifestiren  und  kund  zu  machen,  auch 
L  Kais.  Maj.  unserem  allergnädigsten  Herrn  allerunterthänigst  und  son- 
sten  an  allen  nöthigen  Enden  und  Orten  zu  klagen  und  uns  dagegen 
aller  zulässigen  und  von  E.  Ch.  D.  selbst  in  dem  Hauptrecess  uns  an 
die  Hand  gegebener  Mittel  allerförderlichst  zu  gebrauchen"  *). 

^)  Dieses  Schreiben  schickten  die  Stände  an  demselben  Tage  den  Gesandten 
der  Generalstaaten  mit  der  Bitte,  ihr  „Suchen"  besonders  aber  die  Entlassung 
der  arretirten  märkischen  Deputirten  beim  Kurfürsten  zu  recommandiren  und  zu 
secundiren,  „op  dat  wy  en  veel  benande  onderdaenen  in  dese  onse  beswaernis 
gehoert  by  hoochstged.  I.  Ch.  D.  uit  dese  beclaechde  tegens  recht  toegevoechde 
gravaminibus  bevrydet  en  tegens  onse  wereltcundige  Privilegien  en  onstrydich 
hebbende  recht  niet  vorder  en  worden  bedroeft"  (pach  dem  „Verbael"  der  Ge- 
sandten). 


Union  der  Stände  gegen  den  Kurfürsten.  ^25 


Uiiiuii    dti*  Stände  von   Cleve   und  Mai'k.      Dat.    \\\'>el 
8.  Aug.   1651.     K. 

[Sie  verbinden  und  verpflichten  sich  über  alle  ständische  Verhandlungen  und  die 

Betheiliguug    der   Einzelnen   daran   zu    schweigen,    nicht  ohne  Geleitsbrief  beim 

Kurfürsten  zu  erscheinen,  und  jedes  Ständemitglied  allen  Verfolgungen  gegenüber 

schadlos  zu  halten  und  zu  vertheidigen.] 

„Als  S.  Ch.  D.  unser  gnädigster  Herr  einige  particulares  exami-  8.  Aug. 
nationes  und  inquisitiones  bei  Ritterschaft  und  Städten  (wie   solches 
derselben  unterthänigst  remonstriret  und  geklaget  worden)  vorzuneh- 
men sich  unterstanden,   haben  Ritterbürtige  und  Städte  vermög  ihres 
auf  die  Union  und  Conservation  der  Privilegien  geleisteten  Eids  sich 
einmUthig  verpflichtet  und  eidlich  verbunden,    nicht  das  geringste,    ob 
einer  oder  anderer  aus  der  Ritterschaft  oder  den  Städten  dieser  oder 
jener  Versammlung  beigewohnt  oder  sich  zu  den  daselbst  genommenen 
conclusis  bekennen  oder  nicht,  das  geringste  zu  eröffnen;  auch  sofern 
höchst  gedachte  S.   Ch.  D.   einen  oder  mehrere   aus   der  Ritterschaft 
auch   unter  den  Städten   zu   sich   gnädigst  berufen  würden,    der  oder 
dieselben  hätten  exceptionem  loci  uon  tuti  unterthänigst  zu  opponiren 
und  sonsten   unter  keinem   Praetext  und  Schein,    wie  derselbe   auch 
sein  möchte,    einzukommen,    es  sei  dann,    dass  S.  Ch.  D.   zuförderst 
den  citatis   einen   salvum   conductum   und  sichern    freien  Geleitsbrief 
unter    Dero    Hand  und  Siegel   zuschicken;    auch  insofern  S.  Ch.  D., 
einem  oder  anderen   aus  der  Ritterschaft  oder  den  Städten,   der  dem 
gehaltenen  Landtag  oder  daselbst  genommenen  conclusis    beigewohnt, 
dazu  ihre  Stimme  contribuiret  oder  sonsten  davon  einige  Wissenschaft 
tragen,  einiger  Weise  zu  setzen,  anhalten,  einige  Ungelegenheit  oder 
Schaden  zufligen  würden,  dass  aUe  die  gcsammte  Landstände  aus  Rit- 
terschaft und  Städten  vor  einen  Maiui  stehen,  denselben  in  oder  ausser- 
halb Rechts  und  Gerichts  auf  des  Landes  Kosten  vertreten  und  aller- 
dings schadlos  halten  sollen,    alles  bei  dem  Eid,    so  bei   der  löblich 
aufgerichteten  Union  ausgeschworen  worden.    In  maasseu  diese  Schad- 
loshaltung auch  auf  dem  Fall,    da   einer   oder   mehr   aus  Kitterschaft 
und  Städten  seiner  particulier  Geschäften    halber    ans    sich    selbsten 
oder  sonsten,  da  er  von  S.  Ch.  1).  oder  Dero  Richter  nach  der  Stadt 
Clevc  particnliorcr  Sachen   halber   oder  anderswo  berufen  und  wegen 
ob  angeregter  Landtagshandlungen  in  Schaden  und  Ungelegenheit  gc- 
ratben  würde,  Statt  greifen  und  eingefolgt  werden  sollte,  und  ob  wohl 
dieses  alles  in  der  im  Jahre  HüM  aufgerichteten  Union   vorsehen,   ho 

i^t    il.irb    i|ii.«i.j    olitio    «•liil.riM.     \Miii(,.|,    iiipI    /ii    ,,i,.lii-,.v.r    r..iit'i.i...|«l..,, 
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Nachricht  und  Erinnerung  aller  Herren  Landstände  also  gut  befunden 
und  beschlossen  worden". 

Des  Kurfürsten  Erwiederung  auf  das  im  Namen  der  Stände 
von  Cleve,  Jülich,  Berg  und  Mark  an  ihn  gerichtete  Schrei- 
ben   ihrer   angeblichen    Deputirten  ^).     Dat.    Cleve    12.  Aug. 

1651.     W. 

[Die  clevischen  Stände  haben  dem  Kurfürsten  jüngst  in  Cleve  versprochen,  im 
Fall  der  Pfalzgraf  sich  des  Beistandes  fremder  Truppen  und  der  jülich-bergischen 
Stände  bediene,  ihm  zu  assistiren,  daher  ihre  angeblichen  Deputirten  nicht  zu 
den  Contradictionspatenten  berechtigt  waren.  Die  gegen  die  Person  des  Kur- 
fürsten gerichteten  Patente  sind,  ohne  Instruction  der  Deputirten  erlassen,  ein 
Eingriff  in  die  landesfürstliche  Hoheit  und  ein  verbrecherisches  Attentat.  Vor- 
gänge und  Veränderung  seit  Ausstellung  der  Eeversalen.  Treuegelöbniss  der 
Stände  an  den  Kurfürsten.  Verletzung  der  Tractate  durch  den  Pfalzgrafen.  Die 
heimlichen  Unionen  der  Stände  sind,  weil  gegen  den  Landesherrn  gerichtet,  nicht 
gestattet  und  strafwürdig;  werden  daher  nochmals  verboten,  cassirt  und  die  darauf 
geleisteten  Eide  für  nichtig  erklärt.  Die  kurf.  Beamten,  welche  Ständemitglieder, 
sind  nicht  ipso  facto  ihres  Eides  entlassen.  Weitere  Manifestationen  der  Depu- 
tirten sollen  strenge  geahndet  werden.] 

12.  Aug.  Aufzählung  der  im  Sclireiboii  der  Ständedeputirten  vom  T.August  ent- 

haltenen Klagen  und  Vorwürfe. 

„Gleich  nun  I.  Ch.  D.  anfänglich  die  löblichen  Stände  niemalen 
vor  diesem  verübelt,  auch  noch  zur  Zeit  in  Ungute  nicht  verdenken 
würden,  dass  sie  ihre  privilegia  zu  conserviren  suchen,  wann  es  nur 
behörlicher  und  zulässiger  Maassen  in  ünterthänigkeit  vorgenommen 
werde,  also  müssen  I.  Ch.  D.  aus  obigem  mit  grossem  Befremden 
und  ungnädigem  Missfallen  vernehmen,  dass  einige  particuhere  und 
zwar  wenige  Leute  sothanige  bei  Unterthanen  unzulässige  weit  aus- 
sehende Procedur  zur  Hand  nehmen  und  solche  angemaasste  Macht 
und  Autorität  usurpiren  dürfen,  da  doch  den  clevischen  Ständen  und 
deren  angeblichen  Deputirten  bekannt  ist,  wie  dass  I.  Ch.  D.  stracks 
beim  Anfang  gemelte  Stände  anhero  verschrieben  und  ihnen  sowohl 
schriftlich  als  mündlich  die  bewegende  Ursache,  wodurch  I.  Ch.  D. 
veranlasst,  einige  Völker  in  Dero  Fürstenthum  JüHch  und  Berg  zu 
führen,  proponiren  und  vortragen  lassen,  auch  I.  Ch.  D.  selbst  in  Dero 
hohe  Person  besagten  Ständen  in  Gnaden  vorgestellet,  was  maassen 
des  Pfalzgrafen  zu  Neuburg  F.  D.  sich  unterfangen,  I.  Ch.  D.  unbe- 
hörlich  zu  tractireU;,  auch  in  Dero  Rechten  de  facto  zu  turbiren  und 


*)  Diese  Erwiederung,  die  sich  durch  des  Kurfürsten  dritte  Reise  nach  dem 
Haag  (6  — 11.  August)  verspätet  hatte,  wurde  mit  einem  Begleitschreiben  des 
Kurfürsten  dat.  Duisburg  8/18.  August  an  Wesel  gesandt. 
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ZU  verdrängen,  in  welchem  Fall  die  clevischen  Stände  vermöge  auf- 
gerichteten Recesses  vom  If).  November  1647  sich  verbindlich  gemacht 
hätten,  I.  Ch.  D.  als  ihren  Landesherrn  unterthänigst  zu  assistiren*). 
Dafern  nun  des  Herzogs  von  Neuburg  F.  D.  zur  Ausführung  ihrer 
unbegründeten  Prätention  fremder  Kriegsmacht  sich  gebrauchen  oder 
auch  die  Jülich-  und  bergischen  Stände  und  Unterthanen  I.  F.  D.  bei- 
springen und  assistiren  würden,  haben  I.  Ch.  D.  von  den  clevischen 
Ständen  gnädigst  gesonnen,  dass  sie  auch  in  solchem  Fall  I.  Ch.  D. 
als  getreue  gehorsame  Unterthanen  unterthänigst  assistiren  möchten, 
darauf  die  Stände  I.  Ch.  D.  in  Dero  selbst  eigenen  hohen  Person  als- 
bald geantwortet  und  gehorsamst  versprochen  haben,  dass  sie  Ihro  bei 
solcher  Begebenheit  unterthänigst  assistiren  wollten,  welche  Erklärung 
und  Versprechung  I.  Ch.  D.  auch  mit  gnädigstem  Gefallen  angenom- 
men habe.  '—  Und  nachdem  dann  der  Herzog  zu  Neuburg  F.  D.  stracks 
darauf  der  lothringschen  Truppen  als  fremder  Kriegsvölker  Assistenz 
sich  nicht  allein  gebrauchet'),  sondern  auch  der  Jülich-  und  bergischen 
Unterthanen  Beisteuer  genossen,  und  dadurch  der  clevischen  Stände 
conditionirte  Versprechung  purificirt  worden,  so  ist  I.  Ch.  Ü.  bei  so 
gestalter  Sache  zumal  befremdlich  zu  vernehmen  gewesen,  dass  die 
angeblichen  clevischen  Deputirten  in  obbemeltem  schimpflichen  Patente 
und  Schreiben  mit  Ungrund  anregen  durften,  ob  hätten  die  Landstäude 
oder  ein  oder  anderes  Glied  derselben  von  Einführung  der  Völker 
und  angestellter  Kriegswerbung  Wissenschaft  getragen,  noch  darinnen 
tacite  und  expresse  bewilligt,  auch  dazu  den  geringsten  Vorschub  und 
Hilfe  nicht  leisten  könnten  noch  wollten;  da  gleichwohl  die  clevischen 
Landstände  einmal  vor  L  Ch.  D.  selbst  hoher  Person  ob  angeregter 
raaassen  ihre  Assistenz,  Hilfe  und  Zuschub  unterthänigst  versprochen 
haben,  und  obschon  solche  Erklärung  und  Versprechung  nicht  be- 
Hchehcn  wäre,  dennoch  mit  keinem  Bestände  behauptet  werden  könnte, 
das»  die  L  Ch.  1).  abgcnöthigte  Einführung  einiger  Kriegsvölker  und 
Armatur  den  angezogenen  Keversalen  der  Stände  Privilegien  und  den 

';   Vj(I.  oben  p.  3J'' 

'j  Nach  den  neuburj^idcluij  An^^Jiben  waren  tlic  lulliriiigsclicu  'l'ruppeu  etwa 
.'iOOOMann  8tark,  dio  vom  rful/^^rufcn  geworbenun  Ue^iini>nt(»r  hattiMi  g«>^i>u  Kudi^ 
August  etwa  dieHeUx!  Starke.  Dagegen  betrug  nach  einem  Herichte  des  HtaatlMcliun 
Cummaudauten  vuu  Eininericli,  Juachini  v.  (joltstein,  der  sich  dun  IG.  August 
mit  dem  Kurfürsieo  nach  Duisburg  begab,  das  dort  lagernde  brandenburgischo 
Heer,  <!  '  *  "»<)  M.  z.  F.  und  1K)0  x.  Pf.,  „soer  goet  en  ultguieson  volck"; 
die  Ca\  ;  nenter  der  beiden  (iraren  von  Stiruni  und  de8  («raffn  Witt* 

gen  sie  in  Muititii  dat(f|l>st  nuch  erwartet.  Auh  lliittinp'ii  hatten  Mich  beim 
Kinriickcn  der  Lothringer  in  die  (frafschaft  Mark  2  InfiintiTie-  und  3  Cavaileriu* 
eonpAgnien  nach  Ksaun  «urückgc/.ogen. 
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Friedensschlüssen  zuwider  laufen  solle;  sintemal  gedachte  Reversalen 
dahin  gerichtet  sind,  dass  die  Landstände  I.  Ch.  und  F.  DD.  Chur- 
Brandenburg  und  Pfalz-Neuburg  zugleich  anstatt  rechtmässige  succes- 
sores  vor  ihrem  Landesfürsten  und  Herrn  erkennen,  keinen  tertium, 
wer  der  auch  sein  möchte,  annehmen,  auch  keinem  aus  Ihro  Beiden 
sich  ad  partem  anhängig  machen  solle;  dahingegen  diese  conditiones 
in  berührten  Reversalen  hinzugefügt  worden,  dass  beide  Ch.  und  F. 
DD.  in  ecclesiasticis  die  christliche  Religion  allenthalben  freilassen  und 
in  politicis  die  fürstlichen  Verschreibungen  und  privilegia  der  Lande 
observiren  sollten". 

Nachdem  der  Pfalzgraf  1613  und  1614  die  Verträge  gebrochen  und 
1621  mit  Wafl'engewalt  den  Kurfürsten  Georg  Wilhelm  aus  dem  Besitze 
eines  grossen  Theils  der  Lande  verdrängt,  hat  Letzterer  nur  aus  Liebe  zum 
Frieden  und  um  den  Unterthanen  endlich  Ruhe  zu  verschaffen,  die  ihm  sehr 
ungünstigen  Provisionalvergleiche  von  1629  und  1630  geschlossen.  Darauf 
haben  die  cleve- märkischen  Stände  sowohl  im  December  1631  durch  ihre 
Deputirten  in  Berlin,  als  auch  in  corpore  im  August  1632  zu  Cleve  feier- 
lich versprochen,  den  Kurfürsten  für  die  Dauer  des  Vergleichs  als  ihren 
alleinigen  Landesherrn  anzuerkennen  und  ihm  als  solchen  gegen  Jeder- 
mann zu  assistiren;  diese  Erklärung  ihm,  dem  Kurfürsten,  nach  dem  auf 
Bitten  der  Stände  erfolgten  Abschlüsse  des  Vergleichs  von  164*7  am  12.  März 
d.  J.  und  wiederum  im  Hauptrecess  von  1649  wiederholt,  und  endlich  diese 
Verpflichtung  durch  den  am  2.  Januar  1650  ihm  zu  Wesel  geleisteten  Hand- 
schlag bekräftigt^).  Hieraus  gehe  klar  hervor,  dass  die  Verhältnisse  sich 
seit  der  zur  Zeit  der  Gesammtvervvaltung  von  beiden  Fürsten  erfolgten 
Ausstellung  der  Reversalen  von  1609  vollständig  verändert  hätten.  Der 
Kurfürst  hat  jetzt  gegen  den  Pfalzgrafen,  weil  er  den  Vergleich  von  164Y 
nicht  gehalten,  ihn  in  seinen  Rechten  verletzt  und  bedroht,  und  darauf  Sa- 
tisfaction  verweigert,  zu  den  Wafien  greifen  müssen;  die  Stände  sind  daher 
nach  allen  jenen  Erklärungen  zu  seinem  Beistande  verpflichtet,  wodurch 
ihre  Privilegien  übrigens  nicht  im  geringsten  verletzt  werden.  Zur  Publici- 
ruug  der  Contradictiouspatente  waren  aber  die  angeblichen  Ständedeputir- 
ten  um  so  weniger  berechtigt,  als  der  Kurfürst  den  Ständen  auf  ihre  Ein- 
gabe vom  5.  Juli  am  7.  Juli  in  Wesel  persönlich  versprochen  hat,  ihnen, 
sobald  sie  nach  Cleve  kommen  würden,  eine  gewierige  Resolution  und  gute 
Satisfaction  in  ihren  Klagen  zu  ertheilen.  Nach  Cleve  zu  diesem  Zweck 
zurückgekehrt,  hat  er  Nachricht  von  der  schweren  Erkrankung  seiner  Ge- 
mahlin im  Haag  erhalten  und  daher  am  folgenden  Tage  sofort  dorthin  ab- 
reisen müssen.  Ohne  nun  seine  Rückkehr  abzuwarten,  haben  die  angeb- 
lichen Ständedeputirten  ihre  schimpflichen  und  seine  landesfürstliche  Auto- 
rität verletzenden  Patente  publicirt,  obwohl  sie  dazu,  wie  aus  dem  Protest 
der  vornehmsten  clevischen  Ritterbürtigen  und  den  Erklärungen  der  clevi- 


*)  Nicht  am  2.  Januar  1650,  sondern  am  7.  November  1649  fand  dieser  Hand- 
schlag statt;  s.  oben  p.  395. 
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sehen  und  märkischen  Städte  hervorgehe,  nicht  den  geringsten  Auftrag  noch 
Instruction  erhalten  haben.  Auch  hat  er  aus  einer  Eingabe  der  märkischen 
Stände  vom  2.  August  genügend  ersehen,  dass  dieselben  ihren  Deputirten 
nur  eine  ganz  allgemeine  Commission  ertheilt,  des  Landes  Wohlfahrt  und 
der  Stände  Privilegien  zu  beobachten.  Die  Publicirung  der  Patente  ist  ein 
Eingriff  in  die  landesfürstliche  Hoheit,  die  stets  auch  im  Clevischen  von 
dem  Landesherrn  untersagt  und  geahndet  worden  ist;  solche  Contradictions- 
patente  sind  auch  noch  niemals  gegen  die  hohe  Person  des  Laudesfürsten 
selbst,  wie  diesmal  geschehen,  gerichtet  worden,  und  hierdurch  wird,  zumal 
bei  so  schmähendem  und  aufrührerischem  Inhalt  jeder  demselben  schuldige 
Respect  und  Gehorsam  völlig  ausser  Acht  gelassen.  Bei  solchem  „verbre- 
cherischen Attentat"  ist  der  Kurfürst  vollkommen  berechtigt  gewesen,  nicht 
nur  persönlich  und  durch  Commissäre  die  Ständemitglieder  ins  Verhör  dar- 
über zu  nehmen,  sondern  auch  die  beiden  Drosten,  die  überdies  seine  Iläthe 
und  Beamten  sind,  desswegen  zu  arretiren  •).  Hiergegen  kann  sie  keine  an- 
gebliche Union  der  Stände  und  darauf  geleisteter  Eid  schützen. 

„Sintemal  eine  solche  Union  von  der  landesfUrstlichen  Obrigkeit 
niemals  approbiret,   auch  dergleichen   eidliche  Verbindung  in  der  ur- 
alten Union  und  Erbvereinigung  de  A.  1496,  weniger  in  der  Union  de 
A.  1587  keineswegs  erfindlich  ist.     Sind  auch  sothane  vermeinte  eid- 
liche uniones  conventicula  und  confoederationes  ad  illicitum  finem  ten- 
dentes  nicht  allein  vermöge  der  gemeinen  beschriebenen  Rechte  und 
Verordnungen  in  allen  wohl  bestellten  Regimenten  zum  höchsten  ver- 
boten, sondern  auch  vielmehr  vor  conjurationes  contra  statum  et  digni- 
item  principis  gehalten  und  schweren  Strafen  unterworfen  worden.  — 
-o  haben  auch  I.  Ch.  D.  Commissarien  der  v.  Blumen thal  und  Seidel 
IUI   August  l(j40  aus  habendem  Specialbefehl   obberUhrte   Union    und 
\  erbindung  zum  höchsten  im|)robirt  und  den  Ständen  verweislicii  vor- 
gehalten, dass  solche  Verbindungen  und  Zusammentretungen  der  Un- 
terthanen   wider  ihre  ordentliche  Obrigkeit  ganz  unrechtmässig  gött- 
lichen und  weltlichen  Rechten,    auch   des  heil.  röm.  Reichs  Constitu- 
tionen und  Satzungen  zuwider  und  nur   zur  Abalienirung  der  Stände 
on  der  Herrschaft,  Trennung  derselben   unter  sich  selbst  und  dann 
iir  Hinderung  und  Hintansetzung  des  Landes  NothdurÜ,  auch  Eludi- 
iing  aller  guten  Consilicn   hinaus   zu   schlagen,  und   selten  wohl  ab- 
iilaufeu,    auch  wohl  gar  den  Veriust  aller  habenden  Privilegien  iu 

*)  £rst  am  14.  August  vntliess  der  Kurrürst  die  beiden  vcrhaftoton  Drosten, 

iclidum  sie  chiun  Uever«   uiiturzuichnet  und   bcBchworun  linttiMi,    darin  sie  gc- 

hteo,  sich  uller  Zusuniincukunrtu  und  Deliburutiuucu,  duhvi   otwus  sum  Nach- 

»«iil  I.  Cb.  V.  Hubeit  und  Kfputatiün  verbuuüelt  würde,  ku  enlliulton,  auch  die- 

11  Vunii(»K*)U0   /AI   vorhindiTU   und  uuf  Vfrlangun  »ich  sufurt  vor 

!'ii.    wiMifi   d«T  Kurfurnt   ttiu  wrgfu   üolchtii  VurKidiun«   beluugvu 
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tergo  mit  sich  zu  tragen  pflegen.  Derhalben  I.  Ch.  D.  solche  höchst 
gefährliche  und  höchst  verbotene  Gewissen  verletzliche  Unirung  hier- 
•  mit  nochmal  improbiren,  dieselbe  gänzlich  cassiren,  auch  alle  die  dar- 
auf aus  Vorsatz  oder  Unwissenheit  geschworen  haben  möchten,  aus 
habender  landesfUrstlicher  Macht  von  ihrem  geleisteten  Eide  absolviren 
und  erledigen. 

Wer  wollte  nun  bei  solcher  Bewandtniss  I.  Ch.  D.  verübeln  kön- 
nen, dass  Sie  die  RitterbUrtigen  und  Städte  über  erwähnte  unzulässige 
hochempfindliche  Placate  und  deren  Anschlagung  particulatim  exami- 
niren  und  deren  consensum  oder  dissensum  abfragen  lassen,  wie  dann 
dergleichen  Inquisition  und  Abfrage  in  diesem  Lande  nicht  so  gar 
ungewöhnlich,  noch  ungehört  ist,  sondern  testantibus  actis  etwa  im 
Jahr  1595,  wie  auch  im  Jahre  1631  und  selbst  auf  Veranlassung  und 
unterthänigste  Bitte  der  clevischen  Ritterschaft  im  Jahre  1640  gegen 
obgemelte  Städte  in  dergleichen  occasionen  ob  angeregter  maassen 
vorgenommen  ist.  Es  würde  auch  hingegen  den  beiden  arretirten  Rä- 
then  und  Drösten  nicht  behilflich  sein  können,  was  die  angeblichen 
Deputirten  im  vierten  Punkt  mehrgedachten  Schreibens  vorstellen,  dass 
sie  die  Dröste  gleich  anderen  Bedienten  der  I.  Ch.  D.  als  Landesherrn 
geleisteten  Pflichten  bei  Landtagsversammlungen  jedesmalen  ipso  facto 
erlassen,  daher  sie  als  personae  publicae  zu  halten,  und  desto  balder 
des  Arrestes  zu  erledigen  sein  würden,  weil  in  gemeinen  Rechten  so- 
wohl als  im  ganzen  heil.  röm.  Reich,  auch  in  diesem  Fürstenthum 
unerhört  und  unbegründet  ist,  dass  Räthe,  Dröste  oder  andere  ver- 
eidete Bediente  ohne  expressen  Consent  und  Verwilligung  der  Lan- 
desherrschaft ihrer  geleisteten  Pflichten  erlassen  sein  sollen,  bevorab 
in  solchen  unzulässigen  Verfahrungen,  welche  wider  die  landesfürst- 
liche Hoheit,  Autorität  und  Respect  allerdings  streitig  sind.  —  Was 
dann  schliesslich  im  fünften  Punkt  die  obangeregten  Deputirten  sich 
erklärt  haben,  dass  im  Fall  ihrer  Beschwerden  gebetener  maassen 
nicht  erledigt  würden,  sie  alsdann  gemeint  wären,  selbiges  der  ehr- 
baren Welt  zu  manifestiren^  auch  an  L  Kais.  Maj.  darüber  zu  klagen 
und  aller  zulässigen  Mittel  sich  fordersamst  zu  gebrauchen,  da  müssen 
I.  Ch.  D.  gnädigst  erwidern,  dass  sie  dazu  aus  obdeducirten  Motiven 
keine  befugte  Ursache  haben  würden,  und  wofern  sie  dem  unerachtet 
mit  weiterer  Manifestation  I.  Ch.  D.  beschimpfen  würden,  dass  sie  auf 
dem  Fall  genöthigt  werden  sollen,  der  Deputirten  grosse  Unbefugniss 
der  ganzen  Welt  hinwieder  kund  zu  machen,  und  dann  ferneren  Schimpf 
gegen  die  Manifestanten  zu  ahnden,  weil  solche  manifestationes  so 
wenig,  als  die  Anschlagung  der  Patenten  zulässig  sind  und  ohne  dem 


Staatische  Wahruug  ständischer  Privilegien  bei  den  Traetaten.        ^Qi 

obgedachten  Deputirten  keinen  beständigen  Grund  und  Occasion  dazu 
vor  sich  hätten,  nachdem  nicht  allein  die  clevischen  Stände  ob  ange- 
regter maassen  aus  unterthäuigster  Affection  sich  einmal  anheischio- 
gemacht,  in  jetzt  begebendem  Zufall  1.  Ch.  D.  gehorsamst  zu  assisti- 
ren, sondern  auch  ohne  dem  der  Sache  Bewandniss  und  Necessität 
jetzo  also  beschafifen  und  so  hoch  pressirend  ist,  dass  getreue  gehor- 
same Unterthanen  eines  geringen  subsidii  und  geringer  Dienstleistung 
für  eine  kurze  Zeit  sich  mit  nichten  entäussera  können". 


Aitzema's  Memorial   an  die  Generalstaaten.     (In  deren  Ver- 
sammlung gelesen  15.  Aug.   1651.)     H. 

[Die  Stände  von  Cleve  etc.  ersuchen  um  Communication  der  von  den  Staaten 
als  Mediatoren  mit  Brandeuburg  und  Neuburg  zu  pflegenden  Traetaten,  und  bitten 
iabei,  Nichts  wider  ihre  von  den  Staaten  garantirten  Privilegien  abschliessen  zu 

lassen.] 

—  „Het  kort  begrijp  van  alles  is,  dat  U.  H.  M.  bij  acte  van  guarantie  15.  Aug. 
van  den  13.  December  1614  heeft  belieft  te  belooven  niet  te  sullen 
gedoogen,  dat  bij  iemant  iets  werde  gedaeri  teegen  het  tractaet  van 
Xanten,  sulcx  oock  te  sien  is  int  hooft  van  tselve  tractaeten  in  't  21 
;irtikel  van  't  welck  well  duydelyck  wert  bedongen  d'  onderhoudinge 
van  de  reversalen  ende  landts  Privilegien. 

Hoeveel  mael  U.  H.  M.  deese  loffelijcke  garantie  der  Privilegien, 
800  teegen  de  possideerende  Chur-  ende  Fürsten  seif  als  teegen  an- 
dere (Keyserlijcke,  Ligische,  Sweedtsche,  Colnsche,  Hessische  ende 
noch  onlangg  teegen  de  Lotringsche)  hebben  gepraesteert,  ende  soo 
grootelyx  weedersijts  daeraen  geleegen  is,  sulx  is  soo  bekent,  dattet 
niet  van  nooden  is  te  verheclen. 

Maer  alsoo  teegenwoordich  deur  U.  H.  M.  hooch  aensienlijcke  me- 

liatie  tuschen  Haer  Chur-  ende  Vorstelycks  Doorluchticheden  sali  wor- 
den getracteert;  ende  welgcmelde  Landtständen  meede  gelijck  by  't 
tractaet   van   Xanten    haer    daerby   hoopen    te  vinden,    soo  wert  ge- 

i  II  •  ude  vlytichlijck  versocht,  U.  H.  M.  gelieve  goedt  te  vinden 
ende  tc  verstacn,  dat  bij  deselvc  niediatie  over  het  important  wee- 
dersijts  intcrcHse  mct  ende  van  weegcn  de  welgemelde  Heeren  Stan- 
den werde  geconiniuniccert  ende  niet  gcslootcn,  *t  welck  haer  vrijhcyt, 
|)rivilegien,  rechten  ende  gerechticlieoden,  oock  het  reciproock  intorest 
inocht  niet  nadcciich  Hijn,  soo  ende  gelijck  alles  op  de  plact«  der  nie- 
diatie van  tijdt  tot  tijdt  kmH  1v<.imm-m  .r,.,.i-...<..ni....it  x»  ..i<i..„". 
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Gutachten  der  Deputirten  der  Generalstaaten.     (In  deren 

Versammlung  verlesen  16.  Aug.  1651.)     H. 

16.  Aug.  Nachdem    die    Deputirten    (Raesfeld,    J.    de    Witt,     de    ßruin, 

V.  d.  Holck,  Osinga,  Wolffsen  und  Jassens)  auf  Grund  der  Re- 
solution der  Generalstaaten  vom  14.  August*)  die  zwischen  Brandenburg 
und  Neuburg  abgeschlossenen  Verträge,  die  von  denselben  den  Ständen 
von  Jülich,  Cleve,  Berg  etc.  ertheilten  Reversaleu,  insbesondere  den  xan- 
teuer  Vertrag  und  die  staatische  Garantieacte  desselben  vom  13.  December 
1614  durchgesehen  haben,  geben  sie  ihr  Advis  dahin  ab,  dass  die  staati- 
schen Gesandten  anzuweisen  sein  würden,  die  Mediation  so  viel  als  mög- 
lich zu  beschleunigen  und  sie  zum  Abschluss  zu  bringen,  bevor  andere 
Vermittler  sich  dazu  anbieten  und  dazwischen  kommen,  und  wenn  dies  nicht 
möglich,  mit  anderen  hinzukommenden  Vermittlern  die  Verhandlungen  fort- 
zuführen und  zu  Ende  zu  bringen  „Voorts  dat  de  beeren  gecommitteerden 
in  last  soude  können  werden  gegeven,  dat  deselve  onder  andere  ende  in- 
sonderheyt  mede  goede  sorge  ende  toeversicht  sullen  hebben  te  dragen,  dat 
de  opgemelte  standen  achtervolgens  de  reversalen  in  haere  Privilegien  recht 
ende  gerechticheeden  werden  gemainteneert  ende  specialyck  mede  int  re- 
gardt  van  de  vrye  exercitie  van  de  religie,  waervan  de  maintenue  by  ü. 
H.  M.  aengenomen  ende  belooft  is"^). 


Johann  Hermann  v.  Diepenbruch ')  an  Wesel.     Dat.  Empel 

20.  Aug.  1651.     W. 

20.  Aug.  Da  ein   die  Stände   angehendes  kaiserliches  Mandat  und  zugleich  die 

Nachricht  eingetroffen  ist,  dass  der  Kurfürst  und  der  Pfalzgraf  eine  per- 
sönliche Zusammenkunft  gehabt  haben'')  und  die  Pacificationstractate  jetzt 
beginnen  sollen,  zu  denen  nach  dem  jüngst  in  Wesel  gefassten  Beschlüsse 
Deputirte  der  Stände  erscheinen  und  „um  Communication  ihres  in  puncto 
privilegiorum  et  abductionis  militiae  versirenden  Interesses  wegen  gebeten 
werden  soll",  auch  aus  dem  Haag  „ein  und  andere  advisen,  woran  hiesigen 
Landständen  nicht  wenig  gelegen",  eingeschickt,  auch  überdies  „vernehme, 
dass  hieselbst  im  Lande  einige  Schätzungen  eigenmächtig  von  Neuem  um- 
gelegt und  exegiret, werden",  —  so  ist  ein  Convent  der  Stände  in  Wesel, 
wo  noch  immer  die   ritterschaftlichen  Acten  im  Hause    des  früheren  Syn- 


')  Dieselbe  war  auf  den  mündlichen  Rapport  eines  der  staatischen  Gesandten 
(Wassenaer  v.  Opdam)  über  die  neuburgische  Forderung,  den  Kaiser,  Spanien 
und  andere  katholische  Fürsten  zur  Mediation  hinzu  zu  ziehen  (vgl.  Aitzema 
III  p.  679)  gefasst  worden  (dieselbe  Urk.  u.  Actenst.  III  p.  74). 

^)  Die  hierauf  gefasste  Resolution  der  Generalstaaten  vom  16.  August  nach 
diesem  Gutachten,  Urk.  u.  Actenst.  III  p.  74. 

')  Er  war  zeitiger  Director  der  Ritterschaft. 

*)  Sie  fand  am  19.  August  bei  Angerort  statt.  Vgl.  Aitzema  III  p.  678, 
Droysen  IIl,  2  p.  49  und  v.  Mörner  a.  a.  0.  p.  315. 
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dicus  Isinck  liegen,  dringend  nöthig,  bittet  daher,  die  Depntirten  der  Städte 
auf  den  25.  August  dorthin  zu  berufen. 


Instruction   für   den  Regierungsrath  Adam  Isinck. 
Dat.  Duisburg  24.  Aug.  1651.     M. 

[Mittheilungen  an  die  clevischen  Stände  über  den  verabredeten  Waffenstillstand 

und  die  beabsichtigten  Friedensverhandlungen  zu  machen;   sie  zu  bewegen,  den 

f'falzgrafen  zum  Vergleich  ermahnen  zu  lassen-,  dahin  zu  wirken,  dass  die  Stände 

nicht  beim  Kaiser  oder  den  Generalstaaten  klagen.] 

„Zwischen   I.  Cb.  D.    an    einen   und    des   Herrn    Pfalzgrafen    zu  24.  Ang. 
Neuburg   F.    D.    sei    durch    göttliche   Hilfe,     auch  Vermittelung    der 
Herren  Deputirte  der  Herren  Generalstaaten  nunmehr  ein  Arniistitium 
während  der  Tractaten   verglichen,   die  Abfuhr  beiderseitiger  Kriegs- 
völker aus  dem  Fürstenthum  Berg  und  Grafschaft  Mark  verabschiedet 
und  zur  Reassumtion  der  gütlichen  Handlung  die  Stadt  Essen  deter- 
minirt  und  beliebet  worden.  —  Weil  nun  ein  solches  aus  friedlieben- 
der Intention  und  insonderheit  auf  der  Stände  unterthänigstes  Anhalten 
den  gesammten  Ständen  und  ünterthanen  zum  Besten  und  Wohlergehn 
angesehen,   des  Herrn  Pfalzgraf  zu  Neuburg  F.  D.   aber  die  Ruptur 
am  ersten  verursacht  und  in  den  Punkten,  welche  verhandelt  werden 
sollen,   am   meisten  Schwierigkeit  macht,   die  Stände  auch  unschwer 
zu  ermessen  hätten,   dass,  so  lange  und  bis  darnach  der  Friede  und 
Vergleich  nicht  allerdings  getroffen,  I.  Ch.  D.  unrathsam  sein  würde, 
Dero  Kriegsvölker  abzustellen  und  sich  ausser  postur  zu  setzen ;  —  als 
würde  bei  so  gestalter  Sache  der  Stände  zu  bedenken  anheim  gege- 
ben, ob  sie  nicht  selbst  den  Sachen  dienlich  und  zuträglich  zu  sein  be- 
fänden, bei  des  Herrn  Herzogs  zu  Neuburg  F.  D.  mit  ihren  unterthä- 
Digsten  Anbringen  einzukommen  und  poussiren  zu  helfen,  damit  1.  F. 
D.  desto  eher  allen  unbegründeten  Einwurf  schwinden  lasse  und  mit 
I.  Ch.  D.  einen  beständigen  christlichen  billigen  Vergleich  einzugehen 
bewogen,  und  also  die  gewünschte  Wohlfahrt  der   gesammten  Lande 
und  ünterthanen  desto  bälder  befördert  werden  möchte;  dahin  1.  Ch.  D. 
jederzeit  gezielet  und  niemalen  zur  Armatur  würde  gekommen  sein, 
im  Fall  Üieselbe  von   des  Herrn  Pfalzgrafen  zu  Neuburg  F.  l).  dazu 
nicht  wäre   genöthigt  worden.     Und  solle  der  Abgeordnete  bei  vor- 
fallender Gelegenheit  und  bei  einem  und  anderem  ins  Particulier  ver- 
hüten helfen,   dass  die  clevischen  Ijindständc  bei  I.  Kais.  Maj.  oder 
auch  hei  den  Herren  Oeneralstaaton  die  Sache  bei  jetzigem  Zustande 
mit  ihren  Klagen  nicht  gcbwerer  machen,  sondern  in  uQterth&nigster 
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Devotion  und  AfFection  gegen  I.  Ch.  D.  und  Dero  Churhaus  Branden- 
burg beibehalten  werden  möchten". 


Kaiserliches  Inhibitorium  an  die  Stände  und  Unterthanen  von 

Cleve  und  Mark.     Dat.  Wien  24.  Juh  1651.     R. 

(Präsentirt  Wesel  25.  Aug.  1651.) 

[Mit  Hinweis  auf  die  beiden  an  den[  Kurfürsten  ergangenen  Inhibitorien,  Verbot, 

demselben  in  Feindseligkeiten  gegen  Neuburg  in  keiner  Weise  zu  assistiren.] 

24.  Juli.  „Wann  Uns  als  dem  höchsten  Oberhaupt  im  heil.  Reich  obliegen 

und  gebühren  will,  darob  zu  halten,  dass  keiner  von  dem  Anderen 
sowohl  ermeltem  Friedensschluss,  als  anderen  Reichsconstitutionibus 
zugegen  mit  Gewalt  und  gewaffneter  Hand  tiberzogen  und  bekriegt, 
oder  sonst  in  einige  andere  Wege  de  facto  widerrechtlich  beschwert 
und  beleidigt  werde,  und  derowegen  dann  Unsere  beweglichen  und 
ernstlichen  kaiserlichen  Abmahnungsschreiben  an  besagten  Unseres 
lieben  Oheim  des  Churftirsten  zu  Brandenburg  Lbd.  nunmehr  zum 
zweiten  Male  ergehen  lassen,  als  haben  Wir  euch  dessen  hiermit  gnä- 
digst erinnern  und  benebens  ermahnen  und  befehlen  wollen,  dass  ihr 
euch  sammt  und  sonders,  von  den  höchsten  bis  zu  den  niedrigsten, 
des  Churftirsten  zu  Brandenburg  Lbd.  oder  Dero  Befehlshabern  in  die- 
sem Werk  und  Feindthätlichkeiten  nicht  beipflichtig  machen,  noch  we- 
der^mit  Rath,  That,  Geld,  Volk,  Munition  oder  anderen  Kriegsnoth- 
dürften  keineswegs  assistiren,  sondern  euch  dessen  allen,  bei  Vermei- 
dung Unserer  höchsten  Strafe  und  Ungnade  enthalten,  auch  des  güt- 
lichen oder  rechtlichen  Ausschlags  in  dieser  Successionssache,  gleich 
solches  in  den  instrumento  pacis  ausdrticklich  versehen,  erwarten 
wollet". 


Die  clevischen  Stände   an    die  clevischen  Drosten  und  Amt- 
männer.    Dat.  Wesel  30.  Aug.  1651.     R. 

30,  Aug.  Abmahnung,  nicht  den  von  ihnen  beschworenen  Privilegien  und  Unionen 

und  dem  kaiserlichen  Verbot  zuwider  die  Unterthanen  „zu  eigenmächtigen 
von  den  Landständeu  nicht  gewilligten  Geldsummen,  die  den  Kriegsofficie- 
reu  und  Soldaten  angewiesen  und  mit  militärischer  Macht  beigetrieben  wor- 
den, anzuhalten";  widrigenfalls  sie,  wie  auch  die  einzelnen  dadurch  Be- 
troffenen, beim  Kaiser  gegen  dieselbe  Klage  erheben  und  „mit  Recht  gegen 
derselben  Person  und  Güter  verfahren"  würden. 
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Adam  Isinck  an  den  Kurfürsten.  Dat.  Cleve  31.  Aug.  1651.  M. 

[Resultat  seiner  Sendung  an   die  Stände.     Deren  Neigung,    sich  an  den  Kaiser 
zu  wenden.     Versuch,  westrheinische  Ritterbürtige  und  Städte  zu  einer  freiwilli- 
gen Steuer  und  Accommodirung  zu  bewegen.] 

Berichtet  zunächst  über  seinen  den  Ständen  in  Wesel  nach  Inhalt  sei-  31.  Aug. 
ner  Instruction  gehaltenen  Vortrag  und  deren  Antwort,  wie  <\o  (\n<  Proto- 
koll ergebe'). 

„Weilen  ich  verspüret  habe,  dass  ihrer  etliche  mit  dem  Gedanken 
umgehen,  dass  sie  am  kaiserlichen  Hofe  fernere  Klagen  anbringen  und 
E.  Ch.  D.  zur  Abstellung  der  Kriegsvölker  pressiret  und  genöthigt 
werden  möchten,  so  habe  mich  von  Wesel  hierhin  auf  Cleve  erhoben 
in  Meinung,  durch  E.  Ch.  D.  Regierung  den  Landdrosten  Boetzlaer, 
Morrien  zu  Calbeck,    als   Mitdeputirte   der  Ritterschaft,   und   Drost 


*)  Sie  verwiesen  ihn  auf  die  ausführliche  schriftliche  Antwort,  die  sie  dem 
Kurfürsten  selbst  ertheilen  würden  (unter  dem  2.  September  s.  unten),  nachdem 
er  sie  jetzt,  wo  sie  in  weit  geringerer  Anzahl  als  im  Juli  anwesend  waren,  nicht 
mehr  vor  „particuliere  Leute*  ansehe,  sondern  sie  als  Landstände  ersuchen  lasse. 
Eine  Sendung  an  den  Pfalzgrafen  sei  vergeblich,  auch  habe  der  Kaiser  ihnen 
verboten,  „sich  in  die  Sachen  zu  mischen*.  Nach  dem  von  Isinck  geführten 
Protokoll  über  seine  Verhandlungen  mit  den  Ständen  waren  in  Wesel  von  der  clev. 
Ritterschaft  nur  Diepenbruch,  Quad-Kreutzberg,  Drost  Hoven,  Wilich 
zu  Diersfurt,  Wilich  zu  Kervendonk  und  Ruhr  zu  Vennink,  von  den  Städten  die 
Bürgermeister  von  Wesel  (Brembgen),  Cleve  (Bachmann),  Emmerich  (Streuff), 
Rees  (Drüpping),  Calcar  und  Xanten.  Isinck  suchte  die  einzelnen  Ständemit- 
glieder, namentlich  die  aus  dem  westrheinischen  Cleve,  dadurch  zu  einer  Deputation 
an  den  Pfalzgrafen  resp.  nach  Essen  zu  bewegen,  dass  er  ihnen  vorhielt,  wie  der 
Kurfürst,  wenn  nicht  schleunigst  der  Friede  zu  Stande  komme,  genöthigt  sein  würde, 
die  Truppen  dort  vielleicht  gar  während  des  ganzen  Winters  einquartieren  und 
verpflegen  zulassen;  die  ostrheinischen  evangelischen  Mitglieder,  indem  er  ihnen 
die  Nothwendigkeit  vorhielt,  für  die  den  Jülich- bergischen  ünterthauen  in  den 
Reversalüü  von  1609  zugesagte  Religionsfreiheit  Sorge  zu  tragen.  Letztere  ant- 
worteten, dass  solche  die  staatischen  Gesandten  genugsam  in  Acht  nehmen  wür- 
den. Statt  einer  Deputation  an  den  Pfalzgrafen  verlangten  sie  eine  Berufung 
der  sämmtlichen  unirten  Stände  nach  Essen.  Am  heftigsten  äusserten  sich 
Qnad-Kreutzberg,  Diepenbruch  und  die  Deputirten  der  ostrheinischen 
Städte  über  den  Bruch  des  Landtagsabschieds  von  1649  durch  die  Tiuppenein- 
fühning.  Da«  weselor  Kathsprotokoll  vom  1.  September  1()51  bericiitet  ferner 
über  die  Verhandlungen  ai>f  dieHem  ('onvent,  dass  von  den  Syndici  der  jülich- 
bergischen  Stände  ein  Schreiben  eingelaufen  sei,  worin  letztere  die  devischen 
ersuchen,  Deputirte  zu  ihnen  nach  Cöln  zu  senden,  um  zu  duliberiren,  wie  bei 
den  Tractaten  in  Essen  zu  verhüten  sei,  «dass  nicht  zum  I*räjudiz  der  Land« 
Schäften  und  deren  Privilegien  verhandelt  werden  möge*.  Sie  hätten  den  Jülich* 
b<M  II  bereits  eine  Protestation  gegen  alle  dort  etwa  zu  ihrem  Prä- 

ju<l  Verhandlungen  übergeben;    , welchen  Schreiben  die  cleviscben 

Stande  dahii  :  tet,  dass  einige  der  Traclaten  wegen  zu  deputireu  bedenklich 

wegen   I.  Kui    .     1    ,      iiiSgelasseiM'  Nfuinlutf     dmiii   den   Sfitidi'ii    vcrb'iteii     nieh   mit 

diesem  Kriegswesen  eiosulass«  i 
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Nievenheim,  auch  einige  westrheinische  Städte,  so  durch  bevorste- 
hende Einquartierung  sich  beschwert  finden  dürften,  hierhin  zu  ver- 
anlassen und  zu  versuchen,  ob  dieselbe  zur  Abwendung  oder  Hinde- 
rung der  Beschwer  nicht  etwas  freiwillig  unterthänigst  offeriren  würden, 
dass  sich  also  dadurch  von  den  anderen  Unwilligen  separiren  und  mit 
E.  Ch.  D.  sich  gehorsamst  accommodiren". 


Die  clevischen  Stände  an  den  Kurfürsten.     Dat.-  Wesel 
2.  Sept.  1651.     M. 
(Präsentirt  Duisburg  5.  Sept.  1651.) 
2.  Sept.  Weitläufige  Beantwortung  des   kurf.  Sehreibens   vom   12.  August,    im 

Wesentlichen  darauf  hinaus  laufend,  dass  der  Kurfürst  ihnen,  dem  Recess 
zuwider,  erst  dann  Mittheilung  von  der  Truppenzusammenziehung  im  Cle- 
vischen und  deren  Zweck  gegeben,  als  bereits  die  Feindseligkeiten  gegen 
den  Pfalzgrafen  begonnen.  In  keiner  Weise  hätten  sie  darin  consentirt 
noch  viel  weniger  dem  Kurfürsten  Beistand  versprochen.  Die  Reversalen 
von  1609  bestimmten,  dass  die  possidirenden  Fürsten  die  Lande  gegen  Je- 
dermann vertheidigen,  nicht  aber  dass  die  Stände  die  Fürsten  im  Besitz 
derselben  schützen  sollten,  am  wenigsten  gegen  einander,  da  diese  ausdrück- 
lich in  denselben  die  Stände  im  Falle  gegenseitiger  Feindseligkeiten  ihres 
Treugelübdes  entbänden.  Diejenigen  Bitterb ürtigen,  welche  als  Räthe  oder 
Officiere  des  Kurfürsten  sich  dem  Verbot  des  Kaisers  zuwider  an  diesem 
Reichsfriedensbruch  als  Beamte  und  Officiere  des  Kurfürsten  betheiligt  hät- 
ten, könnten  sie  nicht  mehr  in  ihren  Versammlungen  zulassen,  ihnen  kei- 
nerlei Stimmrecht  zugestehen,  und  ihre  Erklärungen  daher  auch  nur  als  null 
und  nichtig  betrachten.  Den  Inhalt  ihrer  Vorstellung  vom  7.  Juli  habe  der 
Kurfürst  gar  nicht  einmal  beantwortet,  nach  einigen  leeren  Worten  sich 
von  Wesel  weg,  und  als  die  von  ihm  verschriebenen  sämmtlichen  erb  ver- 
einigten Stände  nach  Cleve  gekommen,  von  dort  ohne  sie  zu  hören,  am 
16.  Juli  weiter  nach  dem  Haag  begeben,  so  dass  sie  wegen  Gefahr  weiterer 
Verzögerung  genöthigt  worden  wären,  ihren  Protest  gegen  die  Truppen- 
werbungen, Einquartierungen  und  den  Krieg  öffentlich  kund  zu  geben. 
Auch  der  Kaiser  habe  den  Ständen  und  Unterthaneu  jetzt  jede  Betheiligung 
an  der  Fürsten  Feindseligkeiten  untersagt  und,  wie  die  Stände  bereits  früher 
gethan,  darauf  gedrungen,  dass  alle  Streitigkeiten  der  possidirenden  Herren 
auf  dem  Wege  der  Güte  oder  des  Rechts  entschieden  werden  sollten.  Es 
wäre  ihr  Recht  und  ihre  Pflicht,  ihren  Landesherrn  gütlich  und  wohlmei- 
nend zu  erinnern  und  zu  warnen;  das  und  nicht  mehr  hätten  sie  durch  die 
Contradictionspatente  gethan.  Widerrechtlich  hätten  kurfürstliche  Beamte 
den  Städten  Calcar  und  Xanten  die  Erklärung  abgezwungen,  dass  sie  ihre 
Deputirten  nicht  zu  dem  Protest  bevollmächtigt,  obwohl  sie  deren  Zustim- 
mung ausdrücklich  noch  nachträglich  bestätigt.  Wolle  der  Kurfürst  seine 
■  ritterbürtigen  Räthe  und  Beamte,  wie  doch  allezeit  bisher  ipso  facto  ge- 
schehen, für  die  Dauer  ihres  Erscheinens  auf  den  Landtagen  ihres  Eides 
nicht  entbinden,    so  könnten  sie  dieselben  ferner  nicht  mehr  auf  denselben 
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zulassen.  Das  Recht,  sich  jeder  Zeit  zur  Conservirung  ihrer  Privilegien 
und  zum  Besten  des  Landes  zu  versammeln,  wäre  ihnen  noch  niemals  be- 
stritten, und  wollten  sie  hoffen,  dass  man  ihnen  solches  nicht  ernstlich  streitig 
mache.  —  Am  Schlüsse  bitten  sie  nochmals  um  Abführung  der  Truppen*). 

Die  clevischen  Stände  an  die  Generalstaaten.     Dat.  Wesel 
2.  Sept.  1651.     H. 

Da  sie  in  Erfahrung  gebracht  haben,  dass  die  Friedensverhandlungen  2.  Sept. 
zwischen  Brandenburg  und  Neuburg  unter  Vermittlung  der  Generalstaaten 
in  Essen  stattfinden,  bitten  sie,  bei  denselben  die  ihnen  ertheilten  Privile- 
gien, Reversalen,  Pacten,  Landtagsabschiede,  alten  Herkommen,  Recht  und 
Gerechtigkeit  auf  Grund  der  versprochenen  Garantie  derselben  aufrecht  er- 
halten und  nichts  denselben  Präjudicirliches  dort  abschliessen  zu  lassen. 
Vor  Allem  bitten  sie  zur  Erleichterung  der  Tractate  auf  schleunige  Ab- 
führung und  Entlassung  aller  von  den  beiden  Fürsten  wider  die  Privilegien 
iiiid  Reversalen  eingeführten  und  geworbenen  Truppen  zu  dringen,  damit 
das  Land  nicht  noch  durch  Winterquartiere  derselben  ganz  ruinirt  und  die 
staatischen  Garnisonen  dadurch  in  Mangel  gesetzt  werden. 


Pfalzgraf  Philipp  Wilhelm  v.  Neuburg  an  den  Feldmarschall 
Grafen  Melchior  v.  Hatzfeld').     Dat.  Cöln  5.  Sept.  1651.   D. 

[Durch  die  von  deo  Staaten  prätendirte  Garantie  drohen  der  katholischen  Kirche, 

dem  Kaiser  und  dem  Reich   grosse  Gefahren;    sie   darf  nicht   geduldet  werden. 

Bitte  um  Beschleunigung  seiner  Reise.] 

„Gestern  ist  mir  von  dem  Winkclhaus^)  der  Einschhiss  zukom-  5.  Sept. 
iiien,  aus  welchem  der  Herr  Graf  ersehen  wird,  wie  weit  sich  unsere 
Leute  verlaufen  und  wie  hart  die  Staaten  auf  ihre  Guarantie  bestehen, 
welche,  wenn  sie  von  ihnen  durchgedrungen  werden  sollte,  die  Reli- 
f^ion  in  diesem  Lande  neben  J.  Kais.  Maj.  Autorität  zunuilen  darnieder 
legen  würde,  indem  sie  die  Cognition  nicht  einmal  l.  Kais.  Maj.  zu- 
gestehen und  deferiren  wollen.  Wann  das  der  Kaiser  leidet,  so  ist 
der  Kaiser  kein  Kaiser  mehr,  sondern  sind  die  Herren  Staaten  unsere 
Oberherren,  souverains,  arbitri,  Richter  und  Alles.  Ich  habe  sowohl 
dem  V.  Winkelhausen   als  allen  unseren  Abgeordneten  insgesammt 

•)  Auf  dieses  durch  einen  Trompeter  nach  Duisburg  gi'sandlo  Schreiben,  üb<»r 

1  iH   der  Kurfürst  „im   höchsten   (Jrade  alterirt",   konnte   Krnterer   nicht   einmal 

111  Kecepisso  erlangen.     Die  dort  anwesenden  Drosten  Hiland  und  i^uad  vvr- 

wi'igürten   auf  das   an   sie  gerichtete  Schreiben   der  Stande  niclit  nur  ein  Roce- 

pisflc,  sundern  drohten  ihm  auch  „«'in  sob  .Vs  mit  dem  Stucke  gchon  zu  wollen". 

')  Der  vom  Kainer   zur  Beilegung   der  Streitigkeiten   zwischen  Brandenburg 

tjd  Nonburg  abgesandte  und  am  2.  Sept.  in  Bonn  oingetrolTone  erste  Commissär. 

')  Johann  Wihelm  v.  W  ink  elhausun,  bergischur  i'auzler  und  uenburgi- 

'her  Gesandter  boi  den  am  28.  Aug.  zu  Usseo  eröflfuoton  Friedeosverbaudluugeo. 
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zugeschrieben  und  bei  ihren  Eiden  und  Pflichten  erinnert,  dass  sie 
vom  Friedensschluss  keineswegs  weder  durch  Hoffnung  noch  durch 
Furcht  abweichen  sollen ') ;  wo  es  anders  fallen  sollte,  ich  nicht  darin 
gehelen,  sondern  bei  Behauptung  des  Friedensschlusses  Gut  und  Blut 
auszusetzen  resolvirt  sei.  Ich  finde  aber  höchstnöthig,  dass  der  Herr 
Graf  nit  länger  seine  Reise  nach  Düsseldorf  verschieben,  sonsten  wird 
sich  das  Werk  gewiss  verlaufen  und  irreparabilia  praejudicia  der  Re- 
ligion, kaiserlicher  Autorität,  unserem  Haus  und  diesen  Landen  zuge- 
zogen werden.  Der  Herr  Graf  kann  es  nach  seinem  Belieben  mit 
Chur-Cöln  communiciren  und  derhalben  remonstriren,  dass,  wann  dieses 
zugeben  und  die  Staaten  vor  Guaranteurs  erkannt  werden  sollen,  diese 
Lande  neben  dem  Erzstift,  auch  wohl  mehr  Stifte  verloren  gehen  wer- 
den. L'appetit  vient  en  mangeant  und  haben  die  Staaten  diese  Lande 
einmal  übergewältigt,  so  werden  sie  es  dabei  nicht  lassen,  sondern 
weiter  um  sich  greifen,  und  wie  eben  dieser  Gent  (w^elcher  caput 
legationis  ist)  dem  Marschall  Weschpfenning  vor  diesem  ins  Ge- 
sicht gesagt,  die  Pfaffen  bis  nach  Rom  zu  vor  die  Platten  klopfen. 
Sollte  man  es  nun  darzu  kommen  lassen,  wie  wäre  es  in  der  Chri- 
stenheit vor  Gott  zu  verantworten.  Bitte,  der  Herr  Graf  überlege  es 
reiflich  und  differire  seine  Reise  um  Gottes  Willen  nicht  länger". 


Wesel  an  den  Director  der  Ritterschaft  Diepenbruch  zu  Empel. 

Dat.  Wesel  8.  Sept.   1651.     W. 

8.  Sept.  Deputirte   der  Stadt  Duisburg  sind  in  Wesel  eingetroffen  in  der  Mei- 

nung, die  Stände  noch  beisammen  zu  finden.  Da  von  den  Verhandlungen 
zu  Essen  kein  guter  Ausgang  zu  hoffen  ist,  und  der  Pfalzgraf,  im  Fall  der 
Kurfürst  die  bisherige  kaiserliche  Commission  in  Religionssachen  nicht  ac- 
ceptiren  will,  nach  Ablauf  von  4  Tagen  den  Waffenstillstand  aufkündigen 
wird,  so  befürchtet  Duisburg  von  den  neuburgischen  Truppen  angegriffen  und 
von  den  brandenburgischen  vertheidigt  zu  werden,  und  bittet,  dass  die  Stände 
die  General  Staaten  um  Besetzung  der  Stadt  angehen  möchten.  Den  Be- 
schluss  in  dieser  Sache  bis  zum  Eintreffen  der  zum  nächsten  Convent  einge- 
ladenen märkischen  Stände  zu  verschieben,  ist  nicht  rathsam ;  erbitten  daher 
„seine  gute  Meinung,  ob  nicht  propter  periculum  morae  dem  Agenten  Aitzema 
sogleich  aufgegeben  werden  solle,  der  Stadt  Duisburg  Begehren  I.  Hochmog. 
den  Herren  Staaten  vorzutragen  und  deren  Resolution  darüber  zu  bitten". 


*)  Er  meint  die  Bestimmung  des  westf.  Friedensschlusses,  dem  gemäss  die 
kirchlichen  Verhältnisse  nach  dem  status  des  J.  1624  eingerichtet  werden  sollten 
und  zu  deren  Durchführung  in  den  jülichschen  Landen  auf  des  Pfalzgrafen  An- 
halten eine  kaiserl.  Commission  bestellt  war,  deren  Berechtigung  aber  der  Kur- 
fürst, auf  die  im  Provisionalvergleich  von  1647  festgesetzten  J.  1609  und  1612 
sich  berufend,  nicht  anerkennen  wollte.     Vgl.  Droysen  III,  2  p.  19. 
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Der  Kurfürst  an  die  zu  Xanten  versammelten  clevischen  Stände. 
Dat.  Duisburg  9.  Sept.  1651.     R. 

[Zur  Vertheidigung  des  Landes  sind  die  Truppen  in  demselben  einquartiert  und 
werden  die  Stände  ersucht,  12,000  Tlilr.  dafür  aufzubringen.] 

„Nachdem  Wir  von  der  unumg anglichen  Noth  zu  sein  befinden  9.  Sept. 
Unsere  auf  den  Beinen  habende  Soldatesca,  damit  sie  nicht  zu  Un- 
serem und  Unserer  hiesigen  Landen  höchstem  Nachtheil  in  Ruin  ge- 
setzet werde,  auseinander  legen  zu  lassen,  so  haben  Wir  solches  euch 
hiermit  in  Gnaden  eröffnen  wollen,  in  der  Zuversicht  und  Vertrauen 
zu  euch,  Unsern  getreuen  Ständen,  dass  ihr  Uns  mit  Unterhaltung 
derjenigen  Regimenter  und  Truppen,  so  dem  Fürstenthum  Cleve  zu- 
kommen werden  (allermaassen  Wir  solches  hiermit  an  euch  in  Gna- 
den begehrt)  unterthänigst  unter  die  Arme  greifen  werdet,  und  weil 
Unser  Absehen  keineswegs  dahin  gerichtet,  dass  es  zur  Continuation 
einiger  Hostilitäten,  sondern  nur  zur  Versicherung  vor  feindlichen  Ein- 
fall, dafern  von  Seiten  des  Herrn  Pfalzgrafen  F.  D.  zur  Ruptur  der 
essenschen  Tractaten  oder  des  armistitii  (wie  Wir  solches  dahero  nicht 
unbillig  vermuthen,  weil  S.  Lbd.  in  Ihrer  Werbung  stark  continuiren, 
auch  durch  die  Ihrige  dergleichen  vornehmen  lassen)  geschritten  wer- 
den sollte,  gemeint  ist;  Wir  auch  mit  dieser  Resolution,  um  auch  Un- 
sere getreuen  Stände  mit  solcher  Bequartierung  lieber  verschonet  zu 
sehen,  ungeachtet  hochbesagter  Herr  Pfalzgraf  an  seine  Stände  schon 
vor  4  Wochen  eine  starke  Summe  ausgeschlagen,  so  lange  als  immer 
möglich  gewartet,  und  die  Regimenter  in  der  Enge  beisammen  ge- 
halten haben,  aber  nunmehr,  wie  vorgedacht,  das  Werk  in  dieser  Po- 
situr nicht  länger  stehen  lassen  können,  und  Insonderheit  auch  euere 
eigene  Ungelegenheit  und  Sicherheit  solches  in  dem  erfordert,  weil 
der  Herr  Pfalzgraf  solche  Sache  bei  den  Tractaten  begehrt,  die  ex- 
press  gegen  die  Reversalen  sind,  und  daraus,  wenn  selbige  von  ihm 
(im  Fall  Wir  Uns  aus  den  Watfen  begeben  würden)  durchgedrungen 
werden  sollte,  euch  selbsten  nicht  geringe  Ungelegenheit  und  Nach- 
theil zugezogen  werden  dürfte;  so  versehen  Wir  Uns  zu  euch  so  viel 
mehr  und  gewisser,  dass  ihr  solcher  Unserer  auf  eine  sehr  kurze  Zeit 
Torliabendc  In«piartierung  in  schuhligeni  Gehorsam  euch  accomuiodiren 
und  dahin  bemühet  sein  werdet,  dass  das  Quantum  der  in  Behuf  der- 
selben ausgeschlageuen  12,ü()0  Thlr.  vermöge  ertheilter  Assignationen 
licrbei  geschafft  und  aufgebracht  werden  möge-'). 

•)  In  Mark  und  Uavensborg  wurden  monatlich  8000,  in  Mindon  10,000  Thlr. 

^  .,ntriJ.Mf;,,.M.i.  ..r},..K...,    V    \f,,ri),.r  y   M0*2. 


540  II-    ^^^  Krieg  mit  Neubiirg. 

Die  clevischen  Stände  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Xanten 
13.  Sept.  1651.     M. 
(Präsentirt  Cleve  15.  Sept.  1651.) 
[Warum  auf  des  Kurfürsten  Schreiben  an  Niess  nur  wenige  in  Duisburg  erschie- 
nen.    Die    Stände    werden    vor  Einstellung    der  Kriegslasten    nicht    erscheinen. 
Klagen  über  die  ausgeschriebenen  12,000  Thlr.  und  die  Einquartierung  in  Calcar 

und  Xanten.] 

13.  Sept.  Der  Kurfürst  habe  unter  dem  8.  September  an  Dr.  Niess,  den  Syn- 

dicus  der  clevischen  Ritterschaft,  geschrieben,  dass  bei  den  zwischen  ihm 
und  dem  Pfalzgrafen  gepflogenen  Verhandlungen  auch  die  Reversalen  und 
Religionsfrage  berührt  würden,  und  er  daher  wünsche,  darüber  mit  einigen 
Deputirten  der  Stände  sich  in  Duisburg  zu  berathen.  Solcher  modus,  die 
Stände  zu  berufen,  wäre  dem  alten  Gebrauch  durchaus  zuwider. 

„Auf  welche  ungewöhnliche  Berufung  und  darauf  erfolgte  und 
von  I.  Ch.  D.  genommene  Abreise  aus  besagtem  Duisburg  auch  nur 
wenig  Personen  daselbsten  erschienen,  und  das  um  so  viel  mehr,  weil 
vor  diesem  nach  und  nach  von  den  gesammten  Landständen  einmüthig 
resolvirt  und  beschlossen  worden  ist,  hinfüro  nicht  zu  erscheinen,  es 
sei  dann,  dass  eine  wirkliche  Erledigung  des  so  oft  geklagten  grava- 
minis  erfolgt,  und  die  Unterthanen  von  diesen  angemutheten  Einquar- 
tierungen unmöglichen  exactionibus  und  harten  Kriegspressuren  aller- 
dings befreiet  werden.  Und  schmerzet  uns  nicht  wenig,  dass  wir  in 
diesen  unseren  höchst  angelegenen  Nöthen  keine  Rettung  finden,  und 
noch  dazu  aus  E.  Ch.  D.  gnädigst  ausgelassenem  Ausschreiben  vom 
9.  September  vernehmen  müssen,  dass  in  Behuf  E.  Ch.  D.  Völker  ohne 
unsern  Consent  und  Bewilligung  die  Summa  von  12,000  Thlr.  monat- 
lich ausgeschlagen  worden  und  dabei  leiden  müssen,  dass  wir  allem 
Anschein  nach  sammt  allen  Unterthanen  je  länger  je  tiefer  in  einen 
blutigen  Krieg  geführt,  fremder  Herrschaft  zum  Raube  gesetzet  und 
unerhörter  Weise  tractirt  werden,  auch  dass  anjetzo  benebens  mehre- 
ren anderen  E.  Ch.  D.  gehorsamen  Unterthanen  die  Stadt  Calcar  über 
ihre  vorhin  aufgebürdete  Last,  ausgestandenen  Brand  und  noch  jüngst- 
hin  von  E.  Ch.  D.  Kriegsvölkern  zugefügten  Schaden,  Einquartierung 
und  erfolgte  Insolenz,  damit  der  Bürgermeister  daselbst  nicht  ist  ver- 
schont worden,  auch  nun  wiederum  mit  einem  ganzen  Regiment*), 
desgleichen  auch  die  Stadt  Xanten  mit  einer  E.  Ch.  D.  Leibcompagnie 


')  Das  Infanterieregiment  des  Obersten  A  drian  v.  Biland.  Zu  derselben 
Zeit  rückte  das  Cavallerieregiment  des  Obersten  v.  Wilich-Lottum  zu  8 
Schwadronen  in  das  Amt  Lyraers  und  das  Richteramt  Emmerich.  Die  beiden 
Regimenter  der  Grafen  Limburg- Stirum  und  das  des  Obersten  Eller  nahmen 
im  südlichen  Cleve  die  Quartiere. 
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zu  Pferde  belegt  und  Prästirung  einer  unsäglichen  Geldsumme  unter 
dem  Namen  von  Servitien  gravirt  werden  wollen". 

Sie  verweigern  mit  Hinweis  auf  das  kais.  Mandat  jede  Steuerbewilli- 
gung und  bestehen  auf  die  schleunige  Einstellung  aller  Zwangseontribu- 
tionen  und  Abführung  der  Truppen,  widrigenfalls  sie  alle  dagegen  ihnen 
zustehende  Mittel  anwenden  werden'). 


Hermann  Ostmann  an  Johann  Niess').     Dat.  Cöln   13.  Sept. 

1651.     D. 

So  eben  sind  die  kaiserlichen  Abgesandten,  Graf  Melchior  Hatz-  13.  Sept. 
fei  dt  und  der  triersche  Canzler  Dr.  Anethanus,  hier  eingetroffen,  und 
sind  alsbald  nach  Düsseldorf  und  Cleve  abgereist,  um  dem  Pfalzgrafen  und 
dem  Kurfürsten  ihre  Commission  vorzutragen.  Sie  haben  auch  ein  kaiser- 
liches Creditiv  an  die  Landstände  von  Jülich,  Cleve,  Berg  und  Mark  bei 
sich,  dat.  Wien  16.  August'),  das  sie  in  Cöln  denselben  überreichen  wollen; 
die  clevischen  Stände  möchten  also  schleunigst  Deputirte  dorthin  senden. 


Der  Kurfürst  an  die  clevischen  Städte.     Dat.  Cleve 

14.  Sept.  1651,     R. 

Da  der  zwischen  ihm  und  dem  Pfalzgrafen  abgeschlossene  Waffenstill-  14.  Sept. 
stand  nunmehr  zu  Ende  gelaufen  und  zu  vermuthen  ist,  dasti  jener  die 
Feindseligkeiten  sofort  eröffnen  und  besonders  gegen  das  Herzogthum  Cleve 
richten  werde,  so  sei  es  nöthig,  dass  nicht  nur,  wie  er  bereits  angeordnet, 
die  Pässe  an  den  Grenzen,  sondern  anch  die  Städte  derart  besetzt  und  be- 
wacht würden,  dass  dieselben  gegen  jeden  Ueberfall  geschützt  wären.  Sie 
.Uten  daher  sofort  die  Bürger  bewaffnen,  mustern,  in  Rotten  eintheileu 
und  durch  sie  bei  Tag  und  Nacht  Wache  halten,  auch  einige  Abtheiluiigen 
zur  Defeusion  des  Landes  bereit  halten  lassen. 


•)  Die  clevischeD  Staude  beschlossen  ferner,  sich  am  20.  September  wieder 
Reeß  zu  versammeln,  «um  auf  weitere  Mittel,  wie  diesem  Unwesen  vorzukom- 
uien,  zu  gedenken".  Auf  Relation  ihrer  Doputirten  (Dr.  Westeuberp:  und 
ther  Schmitten)  beschlussen  der  Magistrat  und  die  Gemeinsfreundü  von  Wesel 
am  19.  September,  das«  ihn^  Deputirten  in  llees  darauf  dringen  «ollteu,  d«m 
KaiMur  die  iJedrückungeii  zu  klagen  und  zugleich  die  (ieuerulftuuteu  aufzufor- 
dern, dieselben  durch  ihre  Garnisonen  verhindern  zu  hissen.  Der  ('ummaudunt 
von  Wesel  erklärte  sich  bereit,  vor  der  Stadt  keine  Kxecutionen  verstatten  «11 
wollen;  was  aber  ausserhalb  des  Uichterumts  Wesel  geschehe,  dasselbe  könnte 
er  nicht  behindern,  weil  er  keine  Ordre  dazu  habe. 

«1  DißMer  Syndicus  der  clevischen,  jener  der  bergischen  Ritterschaft. 

iiuf  den  (trafen  v.  Ilutzfeld  allein  auHj^i-stellte  ('reditiv  ertiieilt  ihm 
1,   «bei  den  .Standen  gewisHe  HiU'hiMi  .iii/nl'iiiigen,  wie  es  Unser*  ilieneH 
Uticbes  Dienst  und  euere  (der  Stunde)  seil*  Wohlfuhrt  erfordert 


542  ^^-    ^^^  Krieg  mit  Neubnrg. 

Graf  Hatzfeld    an   den  Syndicus  der  jülichschen  Kitterschaft 

Dietrich  V.  Mülheim.    Dat.  Düsseldorf  14.  Sept.  1651.    D. 

14.  Sept.  Er  bittet,  ihn  bei  dem  Herrn  v.  Leerodt*)  und  Marschall  Freiherrn 

V.  W es ch Pfenning  zu  entschuldigen,  dass  er,  ohne  Abschied  von  ihnen 
zu  nehmen,  von  Cöln  abgereist.  Sie  sind  gestern  pünktlich  zu  Schiff  in 
Düsseldorf  angelangt  und  haben  noch  vor  dem  Mittag  Audienz  bei  dem 
Pfalzgrafen  gehabt,  „zu  ziemlichen  contento"  desselben.  Erwarten  morgen 
die  Antwort,  um  dann  sofort  zum  Kurfürsten  zu  eilen,  der  von  Duisburg 
nach  Cleve  gereist  ist.  „Soviel  ist  dieser  Ende  erhalten,  dass  I.  F.  D.,  ob 
Sie  gleich  das  armistitium  aufgekündet,  gleichwohl  ihre  Soldatesca  nicht 
bougiren  lassen  werden,  bis  wir  mit  der  Antwort  wieder  zurück  kommen, 
Interim  bleiben  die  deputati  zu  Essen". 


Der  Kurfürst  an  die  clevischen  Stände.     Dat.  Cleve 

19.  Sept.  1651.     R. 

(Präsentirt  Rees  21.  Sept.  1651.) 

[Auf  kaiserliches  Anschreiben  Abführung  der  Truppen   aus  Berg;   trotzdem  hat 

Neuburg  den  Waffenstillstand  gekündigt;   daher  auch  seine  Truppen  zur  Defeu- 

sion  noch  nöthig.] 

19.  Sept.  „Auf  euer  aus  Unserer  Stadt  Xanten  vom  13.  dieses  an  Uns  ab- 

gelassenes unterthänigstes  Schreiben  lassen  Wir  euch  nochmals  (wie 
Wir  euch  dann  auch  vor  diesem  gnädigst  haben  zu  Gemüthe  führen 
und  vorstellen  lassen)  in  Gnaden  unverhalten  sein,  was  gestalt  Wir 
zu  unvermeidentlicher  Rettung  Unserer  hohen  Reputation  und  Inter- 
esse gegen  des  Herrn  Pfalzgrafen  zu  Neuburg  Lbd.  die  Waffen  in 
Hand  zu  nehmen,  höchst  genöthigt  und  veranlasst  worden.  Ob  nun 
zwar  bei  solcher  Armatur  einige  Inconvenientien,  worüber  ihr  Klagen 
geführt  habet,  vorgelaufen,  so  sind  doch  dieselben  ausser  Unserm 
gnädigsten  Vorwissen,  Willen  und  Belieben  theils  geschehen,  theils  bei 
so  gestalten  Sachen  nicht  verhütet  werden  können.  Wir  haben  Uns 
aber  I.  Kais.  Maj.  allergnädigstem  Anschreiben  in  so  weit  gefügt,  in- 
dem Wir  Unsere  Kriegsvölker  stracks  darauf  aus  dem  Fürstenthum 
Berg  zurück  in  Unser  Herzogthum  Cleve  und  Grafschaft  Mark  gefor- 
dert und  hin  und  wieder  verlegen.  Unsere  Waffen  still  stehen  und 
nichts  feindliches  vornehmen  lassen;  und  hätten  Wir  Uns  keines  an- 
deren versehen,  noch  gewünscht,  dann  es  würde  von  des  Herrn  Pfalz- 
grafen zu  Neuburg  Lbd.  ein  Gleichmässiges  geschehen  und  zu  beiden 
Theilen  also  still  gestanden  sein.     Weil  Wir  aber  anstatt  dessen  das 


1)  Wilhelm  v.  Leerodt,  Deputirter  der  jülichschen,    Weschpfenning, 
der  bergischen  Ritterschaft. 
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gerade  Widerspiel  vernehmen  müssen,  indem  Uns  von  Gegenseiten 
das  armistitiuin  aufgekündigt,  die  neuburgiscben  Kriegsvölker  zusam- 
men gerückt  und  also  gegen  Uns,  dieses  Fürstentbum  und  dessen  Un- 
terthanen  einige  neue  Hostilität  vorgenommen  werden  möcbte,  Uns  zu 
befahren  gehabt,  als  haben  Wir  nicht  geübriget  sein  können.  Unsere 
Kriegsvölker,  so  viel  deren  in  Unseren  Kriegsdiensten  gewesen  sind, 
beisammen  zu  halten,  und  bei  so  bewandten  Dingen  auf  eine  kleine 
Zeit  theils  in  besagtes  Unser  Fürstenthum  Cleve  und  Grafschaft  Mark 
zu  verlegen  und  einzuquartieren.  Wir  erklären  Uns  aber  nunmehr 
dahin  und  versichern  euch  gnädigst,  dass  Wir,  so  bald  die  zwischen 
Uns  und  dem  Herrn  Pfalzgrafen  Lbd.  bangende  Differenzen  und  Strei- 
tigkeiten entweder  durch  gütlichen  Vergleich,  oder  der  Mediatoren  Ver- 
mittelung  hin  und  beigelegt  sein  werden,  oder  auch  des  Herrn  Pfalz- 
grafen Lbd.  sich  erklären  würden,  Dero  Völker  abzuführen  und  die 
Waffen  niederzulegen,  Wir  auch  alsofort  Unsere  neugeworbenen  Völker 
pari  passu  und  zugleich  abführen,  cassiren  und  die  Waflen  hinlegen 
lassen  wollen". 


Hatzfeldt  an  Mühlheim.     Dat.  Cleve   19.  Sept.  1651.     1). 

[Seine  Ankunft  in  Cleve.     Der  Kurfürst  ist  zum  Frieden  geneigt.     Die  Beschrei- 
bung der  Stände  nach  Cöln.] 

„Wir  seind  gestern  früh,  Gott  lob,  hie  ankommen  und  noch  vor  19.  Sept. 
der  Mahlzeit  unsere  Ambassade  abgelegt.  Heut  hat  maus  gar  früh 
in  Schriften  überliefert.  Was  sie  darauf  resolviren,  wo  auch  endlich 
die  Sache  auf  bestehen  wird,  werden  wir,  geliebts  Gott,  in  ein  Tag, 
zwei  oder  drei  vernehmen.  So  viel  aus  denen  bis  dahero  geführeten 
propositis  vernehmen  mögen,  ist  man  dieser  Seite  zum  Frieden  be- 
gierig. Es  antwortete  mir  hier  in  der  Stadt  einer  von  den  clevischen 
Ständen  auf  mein  P>8uchungs8ch reiben,  so  von  Cöln  abgangeu,  wie 
liitilifi.  Hellt  war  auch  bei  mir  Herr  v.  Strünkede  per  modum 
ofticii,  fragte  micb  cn  riant,  was  doch  die  Beschreibung  der  Stände 
auf  sich  hätte,  dem  hinwieder  en  riant  geantwortet,  es  sei  bloss  zu 
ihrem  Besten  angeschen,  begehrte  kein  Geld,  wiewohl  hiebevoren  ge- 
liehen. Dabei  ist  es  geblieben.  I.  Ch.  D.  zu  Brandenburg  beschwe- 
ren sich,  dass  die  Pfalz  -  Neuburgischen  über  die  gegebene  Vertru- 
stung: Den)  iuH  Land  gefallen,  doeli  Sparr  solle  dagegen  eommandiret 


544  ^^-    ^*^^  Krieg  mit  Neuburg. 

Die  clevischen  Stände  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Rees 
21.  Sept.  1651.     R. 

21.  Sept.  Durch  die  Aufkündigung  des  Waffenstillstandes  seitens  des  Pfalzgrafen, 

die  Portdauer  der  Werbungen  und  die  Zusammenziehung  der  neuburgschen 
Truppen  gegen  Cleve  sind  die  Unterthanen  und  Stände  in  die  grösste  Con- 
sternation  versetzt,  und  sehen  voraus,  dass  durch  die  Einquartierungen  und 
Unterhaltung  der  Truppen  militärische  Executionen  uneingewilligter  Steuern 
und  endlich  gar  Zurückfiihrung  der  kurf.  Truppen  in  das  Clevische  das  Land 
in  unausbleiblichen  und  unheilbaren  Ruin  versetzt  wird.  Nochmals  müssen 
sie  gegen  diesen  ohne  ihre  Zustimmung  unternommenen  Krieg  und  die 
daraus  hervorgegangenen  Verletzungen  ihrer  Privilegien  wie  insbesondere 
des  Hauptrecesses  feierlichst  protestiren.  Durch  kaiserliches  Schreiben  vom 
24.  Juli  wäre  allen  Ständen  und  Unterthanen  verboten,  den  beiden  Fürsten 
in  irgend  einer  Weise  durch  Rath  oder  That  zu  assistiren.  Wie  der  Kur- 
fürst durch  Abführung  seiner  Truppen  aus  dem  Bergischen  dem  kaiserlichen 
Befehl  Gehorsam  geleistet  habe,  so  müssten  auch  die  Stände  dem  kaiser- 
lichen Befehle  nachkommen,  und  den  Kurfürsten  bitten,  das  Land  mit  Geld- 
steuer und  jeder  Art  Kriegsleistung  ferner  zu  verschonen,  da  die  Unter- 
thanen dieselben  nicht  leisten  dürfen.  Der  Kurfürst  habe  in  seinen  Schreiben 
vom  9.  und  19.  September  den  Ständen  erklärt,  dass  er,  sobald  der  Pfalz- 
graf seine  Truppen  entlasse  und  die  Hilfsvölker  abgeführt  würden,  seiner- 
seits ein  Gleiches  thun  wolle.  Sie  müssten  aber  den  Kurfürsten  bitten,  sol- 
ches sofort  und  zuerst  zu  thun,  da  nach  Räumung  des  Bergischen  seitens 
des  Kurfürsten  nicht  zu  befürchten  wäre,  „dass  der  Pfalzgraf  dies  Land 
invadiren,  noch  die  Stände  und  Unterthanen  desselben,  welche  zu  diesen 
zwischen  E.  Ch.  D.  und  des  Herrn  Pfalzgrafen  F.  D.  entstandenen  Differen- 
zen keinerlei  Ursache  gegeben,  noch  darin  bewilligt,  feindlich  tractiren 
sollte,  welches  auch  von  I.  Kais.  Maj.  noch  von  den  Benachbarten  geduldet 
werden  würde". 


Der  clevischen  Stände  Instruction  für  Aitzema.     Dat.  Rees 
22.  Sept.  1651.     R. 

[Nochmals  die  Generalstaaten  zu  ersuchen,  die  Truppeneinquartierungen  und 
Contributionserhebungen  in  Cleve  zu  verhindern,  widrigenfalls  sie  anderswo  Hilfe 

suchen  würden.] 

22.  Sept.  Soll  die  Generalstaaten  bewegen,  ihrer  Garantie  des  xantener  Vertrages 

resp.  der  ständischen  Privilegien  und  allen  ihren  bisher  so  oft  gefassten 
Resolutionen  gemäss,  den  Kurfürsten  zur  schleunigen  Abführung  seiner 
Truppen  aus  Cleve,  und  Einstellung  der  uneingewilligten  Contributionen  und 
Dienste  und  harten  Executionen  auch  Restituirung  des  bereits  den  Unter- 
thanen Abgepressten  aufzufordern,  und  den  Commandanten  ihrer  Garnisonen 
befehlen,  die  Unterthanen  vor  allen  Einqtiartierungen  und  derartigen  Pres- 
suren  mit  gewaff'neter  Hand  zu  schützen,  „dass  wir  den  Effect  von  dieser 
hochrühmlichen   Garantie   und   gegebenen  Resolutionen  wirklich    gemessen 
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möchten,  dieweil  die  gegenwärtige  Noth  und  die  Last  dieses  Herzogthums 
Ijeschwerlich  und  unerträglich"'). 

„Da  aber  wir  von  den  Hochmogenden  gegen  alle  gefasste  Zuver- 
sicht nicht  gehöret,  oder  Deroselben  resolutiones  hinfüro  dergestalt 
ausschlagen  würden,  dass  darauf  kein  Nachdruck  oder  schleunige  Hilfe 
erfolgen  würde;  auf  solchen  Fall,  und  sonst  nicht,  wird  obgenannter 
Resident  bei  Hochniogenden  sich  mit  Fleiss  erkundigen  und  verneh- 
men, wessen  wir  uns  auf  die  Hochmogenden  zu  verlassen,  und  ob  wir 
in  der  gegenwärtigen  Noth  auf  die  versprochene  Garantie  werden 
bauen  können  oder  nicht,  zu  widrigem  unverhofftem  Fall  wird  der 
Herr  Resident,  seiner  verspürten  Dexterität  nach,  sich  in  unserm  Na- 
men vernehmen  lassen,  dass  wir  gegen  unsern  Willen  werden  genö- 
thigt  sein,  in  dieser  gegenwärtigen  Noth  uns  auf  eine  andere  Weise 
zu  retten,  und  Hilfe  zu  suchen,  jedoch  sollten  wir  viel  lieber  mit  der 
Garantie  der  Hochmogenden  gegen  diese  und  alle  künftige  Ungele- 
genheit  uns  schützen". 

Hatzfeld  an  Müblheini.    Dat.  Cleve  24.  Sept.   1G51.    D. 

[Um  der  öatisfaction  willen  darf  der  Krieg  nicht   fortgesetzt  werden.     Die  Me- 
diation   der    Staaten    ist    bei    Seite    gesetzt.     Unterredung    mit    dem    clevischen 

Syndicus.] 

War  nach  Gerniensehl   zur  Frau  v.  Waciitcndonk  gereist,  um   dort  24.  Sept. 
ine  Schwester,  die  Gräfin  Nesselrode,  Schwägerin  der  ersteren,  zu  be- 
uchen.    Da  Canzler  Anethanus  nach  Düsseldorf  mit  der  Resolution  des 
ivurfürsteu  von  Brandenburg  abgereist  ist,  ruhen  die  Verhandlungen. 

„Gedachte  Resolution  ist  nicht  weit  von  dem  projecto  pacis  alwie 
Deroselben  Übergeben,  ausser  dass  mau  hier  von  einiger  Satisfaction 
-;inz  nichts  wissen  will.  Ob  wir  nun  um  diese  Satisfaction  länger 
ollen  in  Krieg  bleiben,  vollends  die  Unterthanen  verderben  und  end- 
lich Thür  und  Thor  aufmachen  zu  einem  neuen  Universalkrieg,  bin 
ich  nieincntheils  der  Meinung  ganz  nicht,  verlanget  mich  aber,  wie 
I.  F.  D.  zu  Neuburg  sich  resolviren  werden.  I.  D.  der  junge  Prinz 
insistiren  prioribus.  Der  beschehcnen  Communication  bedanke  mich, 
werde  es  meine«  Thciis  nicht  weiter  kommen  lassen,  wUnschete  allein, 

*j    l*i«'Mt'i)     i  ui'M     wrijiiT    lii.-^iriMt  Kui     irii|^   y\  i  l /.  c  iii  a     m    i-iihih    .Miiikm  iiii  ,    uua 

im  27.  öoptomher  in  der  Ver»animlunp:  der  Oencrulstaatcn  verlesen  wurde,  den- 

M  vor.     Kr  hi-merkt  durin,  dasH  alle  ihre  Hesolutionen  h\»  jetzt  keine  Wlr- 

^ehaht  halt4<n    und   duH  Klend  duM  Landen   »ich  nur  gesteigert  hahe.     Auf 

tne  ihm  unter  dem  2.  Octoher  von  den  Stünden  ertheilte  luMtruction,  diu  gcnnu 

dioMon  ffiten  Theil  wiederum  enthält,  wiederhultu  er  seif    V.  .>.(.  »i«-!..'  niul  .Inu 

(je«uch  miitcd»i  zweier  Momuriulu  vum  11.  und  12.  Octol 

<;r.  Kurflinii-       s 
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dass  es  zugleich  dem  Grafen  Kurz  communiciret  wäre.  Der  Herren 
Staaten  Deputirte  seind  hier  und  heute  bei  der  Tafel  gewesen.  Die- 
selben sollen  empfinden,  dass  man  ihre  Mediation  in  diesen  Tractaten 
beiseits  gesetzet;  was  sie  ferner  alhier  negotiiren,  werde  wohl  ver- 
nehmen, ob  mich  gleich  nicht  hart  darum  bekümmere;  unser  Tag 
nehmet  hier  zu.  Ich  hab  gestern  den  clevischen  Syndicum  zu  Ger- 
mensehl  geredet.  Ich  hab  ihm  gesagt,  was  dienlich  ermessen;  er 
vermeinet,  sie  sollten  kommen,  kommen  sie,  nun  so  ist's  gut,  kommen 
sie  nicht,  so  ist's  eben  das". 


Wesel  an  Rees.     Dat.  Emmerich  24.  Sept.  1651.     R. 

24.  Sept.  Syndicus  Niess  hat,   wie  ihm  von  den  Ständen  in  Rees   aufgetragen 

worden  ist,  mit  dem  Grafen  Hatzfeld  über  der  Landen  beschwerlichen 
Zustand  communicirt,  und  demselben  remonstrirt,  dass  die  cleve-märkischen 
Stände  von  den  kaiserlichen  Abgesandten  selbst  und  direct  dem  Herkom- 
men gemäss  nach  Cöln  verschrieben  werden  müssten,  wozu  sich  derselbe 
auch  bereit  erklärt  hat.  Um  zu  vernehmen,  was  Niess  weiter  über  seine 
Unterredung  mit  dem  Grafen  Hatzfeld  zu  referiren  habe,  möchten  sie 
ihre  Deputirten  zum  27.  nach  Wesel  schicken. 


Der  Canzler  Joh.  Anethanus  an  Mühlheim.    Dat.  Düsseldorf 
25.  Sept.  1651.     D. 

[Die  Berufung  der  clevischen  Stände  nach  Cöln.  Der  Satisfactionspunkt.  Wünscht 
bei  Verzögerung  Verbleiben  der  Stände  in  Cöln.] 

25.  Sept.  Der   clevische   Syndicus  Niess   hat   auf  des   Grafen  Hatzfeld    und 

seine  Notificationsschreiben  geantwortet,  dass  dergleichen  Ausschreiben  in 
Cleve  nicht  üblich,  daher  sie  ein  anderes  Schreiben  an  die  Landstände 
selbst  gerichtet  haben.  „Steht  nun  darauf  zu  erwarten,  ob  sie  erscheinen 
werden".  Er  hat  dem  Pfalzgrafen  über  der  Gesandten  Verhandlungen  in 
Cleve  berichtet  und  erwartet  noch  desselben  Resolution. 

„Die  Ch.  D.  zu  Brandenburg  möchte  endlich  salva  administratione 
die  kaiserliche  Commission  im  Hauptreligionswerk  annehmen,  es  will 
sich  aber  am  härtesten  an  dem  puncto  satisfactionis  damnorum  dato- 
rum  beiderseits  stossen,  denn  Chur-Brandenburg  will  nicht  allein  zur 
wirklichen  Satisfaction  nicht  verstehen,  sondern  auch  nicht  zugeben, 
dass  dieser  Punkt  zur  rechtlichen  Entscheidung  und  zur  kaiserlichen 
und  Reichs-  über  den  Hauptreligionswerk  erkannten  Commission  re- 
mittiret  werde;  a  parte  Pfalz -Neuburgs  aber  wird  ante  depositionem 
armorum  w^irkliche  Satisfaction  zum  Theil  begehret,  das  übrige  wollen 
sie  zur  Commission  gestellt  sein  lassen". 
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Morgen  geht  er  nach  Cleve  zurück,  um  am  29.  mit  Graf  Hatzfeld 
in  Cöln  bei  den  Landständen  sein  zu  können;  sollte  sich  ihr  Erscheinen 
verzögern,  erwartet  er,  dass  dieselben  bis  dahin  zusammen  bleiben. 


Der  Kurfürst  an  die  clevischen  Stände.     Dat.  Cleve 

26.  Sept.  1651.     R. 

(Präsentirt  Wesel  28.  Sept.  1G51.) 

[Sie  haben  der  Berufung  der  kaiserlichen  Commissäre  nach  Cöln  nicht  zu  folgen.] 

„Wir  werden  berichtet,  wasmaassen  ihr  von  der  Kais.  Maj.  Un-  26.  Sept. 

urs  allergnädigsten  Herrn  Commissarien  nach  Cöln  beschrieben  und 
gefordert  sein  solltet.  Nun  wollen  Wir  zwar  Uns  7A\  euch  versehen, 
ihr  werdet  euerer  Schuldigkeit  nach,  allermaassen  Unsere  Städte  Wesel, 
Duisburg  und  Soest*)  fast  in  dergleichen  Fällen  bisher  zu,  wie  auch 
die  gesammten  clevischen  und  märkischen  Landstände  in  den  Jahren 
1610  und  1()11  gethan  haben,  Uns  als  eueren  Landesfttrsten  davon 
berichten,  dabeneben  auch  zu  erinnern  gewusst  haben,  dass  dergleichen 
jjeschreibung  Unserer  Landstände  nicht  Herkommen,  und  auch  ohne 
dem,  ohne  Unseren  Vorbewusst  darauf  zu  erscheinen,  oder  in  einige 
Handlungen  einzulassen,  keineswegs  gezieme,  sondern  gebühren  wolle, 
Unsere  gnädigste  Willensmeinung  zuvor  zu  vernehmen.    Dieweil  aber 

iiere  Notitication  noch  zur  Zeit  nicht  einkommen  ist,  und  der  Tag  herzu 
nahen  soll,  so  haben  Wir  euch  solcher  eurer  schuldigen  Gebühr  hier- 
mit gnädigst  erinnern,  und  zugleich  versichern  wollen,  dafern  Uns 
etwas  in  allerhöchst  L  Kais.  Maj.  Namen  sollte  vorgetragen  werden, 
dass  Wir  solches  gebührend  zu  beobachten  und  euch  desfalls  und 
sonsten  wegen  eures  Ausbleibens  zu  vertreten  nicht  unterlassen  wer- 
den, wonach  ilir  ciirOi  /u  Mclitoii  werdet  wissen". 

l)r>  Kurfürsten  Instruction  für  (K  n  geheimen  Regierungsrath 

Adam  Isinck').     Dat.  Cleve  28.  Sept.  1651.     M. 

!>  soll  den  clevischen  Ständen  niittheilen,  wie  allein  der  Pfalzgraf  28.  Sept. 
'  iiuid  wäre,  dass  die  Verhandlungen  in  Essen  und  Cleve  kein  Krgebniss 
<  habt  hatt/»n.     Der  Kurfürst  Imbc  alles  Möglich<>  zur  giitliclicn  Heileguntr 

^     i^i'..->«       .>inni'.      iiiiii   II     1    III   iiiiiii^i^      i\,i   n_ii.->iiwn  .     »in   ,     /.Ulli     I   in   11     inii       t  t   i  i  >  i  .liitii- 1 , 

cbtiich  ihre  RcichBuninittL'lbnrkoit  noch  nicht  vorlurcn  hnttun,  wunigHtcns  er- 
iiinte  der  Kuifier  diese  Kigonschuft,  trot;:  de«  WidcrnprucliB  dus  liandoshorrn, 
i;  daher  sie  auch  unter  anderen  in  der  Roichauuitrikol  mit  ungeschlagen  waren. 
')  Diese  Instruction  wurde  ihm  nach  Wesel  uachgfHuudt ;  der  Inhalt  derjo- 
\^en ,  welche  ilim  am  27.  inltL'iL'i'lHii  um-  iM-hillt  uns  Htinrr  in  diMii  rrotokull 
iitbaltenen  I'ruposiliuD. 
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des  Streits  gethun,  wie  die  cölnischen  und  staatisclien  Deputirteu  als  Ver- 
mittler bezeugen  würden;  der  Pfalzgraf  aber  sei  seinerseits  allen  gütlichen 
A^orschlägen  ausgewichen,  oder  habe  doch  fortwährend  andere  Gegenvor- 
schläge vorgebracht,  endlich  den  Waffenstillstand  ohne  allen  Grund  gekün- 
digt. Die  von  demselben  dann  wiederum  zum  20.  September  beantragten 
Conferenzen  in  Neuss  habe  er  selbst  darauf  wieder  abgeschrieben.  Nun 
wären  die  kaiserlichen  und  kur-mainzischen  Gesandten  in  Cleve  eingetrofi'en, 
denen  gegenüber  der  Kurfürst  sich  nochmals  so  friedfertig  und  bereitwillig 
ausgesprochen  habe,  dass  dieselben  durchaus  mit  seinen  Erklärungen  zu- 
frieden gestellt  wären  und  noch  heute  zum  Pfalzgrafen  reisen  wollten,  um 
ihn  von  „seinem  Unfug  abzubringen  und  zur  Billigkeit  ernstlich  zu  er- 
mahnen". Isinck  soll  die  Stände  ersuchen,  diese  Mittheilungen  auch  den 
jülich-bergischen  Ständen  zugehen  zu  lassen. 


Emmerich  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Emmerich  19.  Sept. 

1651.     M. 

19.  Sept.  Ohne  dass  sie  auf  ihre  Remonstration  gegen  die  dem  Obersten  v.  Wi- 

lich-Lottum  auf  ihre  Stadt  angewiesene  Steuerassignation  irgend  eine  Ant- 
wort erhalten  haben,  und  ohne  vorhergehende  Anzeige  oder  Drohung  haben 
die  Reuter  vom  lott um' sehen  Regiment  in  der  vorigen  Nacht  das  in  der 
Weide  vor  der  Stadt  befindliche  Vieh  ihrer  Bürger  weg  geführet;  sie  bäten, 
solche  gegen  ihre  und  des  Landes  Privilegien  vorgenommene  Steuerexecu- 
tion  sofort  abzustellen  und  das  Vieh  den  armen  Bürgern  wieder  ausliefern 
zu  lassen;  widrigenfalls  sie  beim  Kaiser  um  Schutz  und  Hilfe  bitten,  und 
den  V.  Wilich-Lottum  belangen  müssten. 


Aus  dem  Protokoll   der  Verhandlungen  des  Regierungsraths 
Isinck  mit  den  clevischen  Ständen  zu  Wesel.     M. 

[Isinck  trägt  die  uäheren  Motive,  weshalb  der  Kurfürst  die  Stände  vom  Erschei- 
nen in  Cöln  abmahnt,  vor.     Gefahr  für  die  Evangelischen.     Die  kaiserlichen  Ab- 
sichten auf  die  Lande.     Stände  wollen  eine  Steuer  erheben.    Wilich-Winnenthal 
sucht  sie  zu  bewegen,  sich  an  den  Kaiser  zu  wenden.] 

27.  Sept.  „Als  S.  Gh.  D.  eine  Instruction  Dero  geheimen  Rath  Dr.  Isinck  etwa 

um  12  Uhr  schriftlich  zufertigen  lassen,  hat  er  sich  um  1  Uhr  aus  der  Stadt 
Cleve  begeben  und  ist  Abends  spät  in  Wesel  angelangt. 

29.  Sept.  Sein  den  syndicis  der  Stände  und  Deputirteu  von  Cleve  und  Emmerich 

gehaltener  Vortrag  in  snbstantia  dahin  gerichtet  gewesen,  dass,  ob  zwar 
S.  Ch.  D.  vor  zwei  Tagen  hätte  ein  Schreiben  an  die  Stände  abgehen  und 
inhibiren  lassen,  nicht  vor  den  kaiserlichen  Commissaren  in  Cöln  zu  erschei- 
nen, so  hätten  dennoch  Dieselben  gnädigst  gut  gefunden,  ihn,  Dr.  Isinck, 
daneben  hierhin  abzuschicken,  um  noch  einige  Motive  den  Ständen  zu  re- 
monstriren,  die  in  vorgedachtem  Schreiben  nicht  begriffen  wären.  Die  röm. 
Kais.  Maj.  hätte  durch  Dero  Commissare,  den  Grafen  v.  Hatzfeld  und 
trierschen  excancellarium  Dr.  Anethanum,  die  Stände  der  Länder  Cleve^ 
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Jülich,  Berg,  Mark  und  Ravensberg  ohne  S.  Ch.  D.  Yorbewust  und  Con- 
sens  vor  sich  nach  Cöln  berufen  lassen.  Solches  wäre  nicht  allein  gegen 
das  gemeine  Recht,  gegen  des  heiligen  römischen  Reichs  constitutiones 
und  Satzungen  gegen  Herkommen  und  Praxis  in  imperio  Romano,  sondern 
auch  S.  Ch.  D.  als  Herzogen  von  Cleve  landesfiirstlichen  Hoheit  nachtheilig 
und  daneben  auch  den  Unterthanen,  insonderheit  den  Religionsverwaudten 
von  nachdenklicher  und  gefährlicher  schädlicher  Consequenz.  Gegen 
das  gemeine  Recht  wäre  es,  weil  dominus  feudi  superior  die  Untertha- 
nen und  subvasallen  sine  consensu  domini  inferioris  vor  sich  oder  seinen 
delegirten  Commissaren  nicht  könnte  citiren  lassen.  Gegen  die  Reichs- 
satzungen wäre  es,  weil  alle  Reichs-  und  Kreishandlungen,  und  was  darin 
dependirt  durch  und  vor  die  landesfürstliche  Obrigkeiten  jedesmal  gesche- 
hen und  verrichtet  werden  müssen,  und  nicht  durch  I.  Kais.  Maj.  Commis- 

ire,  inmaassen  viele  und  unterschiedliche  Reichsabschiede  solches  aus- 
drücklich mitführen  und  ohne  dem  reichskundig  ist.  Es  wäre  auch  gegen 
das  Herkommen  im  Reich,  weil  kein  einziges  exemplura  beigebracht  werden 
könnte,  dass  I.Kais.  Maj.  eines  Chur-  oder  Fürsten  Unterthanen  ohne  vor- 
hergehende Imploration  vor  sich  citiren  oder  berufen  lassen.  Es  wäre  auch 
I.  Ch.  D.  landesfürstlicher  Hoheit  nachtheilig,  weil  Deroselben  als  Herzog 
von  Cleve  und  possedirenden  Landesfürsten  die  landesfürstliche  Hoheit, 
Gebot  und  Verbot,  Citation  und  Berufung  der  Stände  und  Unterthanen 
allein  competiret  und  zustehet.  Es  wären  vors  Fünfte  für  die  Unterthanen, 
sonderlich  die  Religionsverwandten  nachdenklich,  auch  tractu  temporis  ge- 
fährlich und  schädlich,  insonderheit  wann  die  vor  diesem  bei  dem  Hause 
Oesterreich  vorgewesenen  intentiones  erwogen,  die  Sache  zwischen  I.  Ch.  D. 
und  den  Ständen  vor  kaiserlichen  Commissaren  zum  Rechtsstreit  gerathen, 
und  einige  kaiserliche  Verordnungen  erfolgen  sollten,  daraus  dann  nichts 
anders,  dann  eine  grosse  Veränderung  in  ecclesiasticis  et  politicis  zu  gewär- 
Mi^en  wäre*).     Daunhero  I.  Ch.  D.  Dr.  Isinck  aufgegeben  hätten,  den  an- 

r senden  Ständen  Dero  nochmalige  Inhibition  zu  verstehen  zugeben;  und 
obwohl  I.  Ch.  I).  ihm,  dem  Abgeordneten,  ein  Credentialschreiben  an  die 
gesammten  Stände  mitgegeben,  so  er  vorgezeigt,  so  hätte  dennoch  dafür 
gehalten,  dass  durch  eiöe  Particulierconferenz  die  Motiven,  Argumenten 
pro  et  contra  besser  könnten  vorgestellt  und  begriffen  werden. 

Dr.  Isinck  aufs  Rathhaus  gegangen  und  allda  gefunden :  VV  i  1  i  c  h  zu  Diers-  29.  Sept. 
fort,  der  heute  zum  Director  eligirt  worden,  Diepenbruch  zur  Einj)rl,  Land- 
droKt  Boetziaer,  Morrien  zu  Calbeck,  Ruhr  zum  Venninck  und  Doruick 
zu  Wohnung,  item  Deputirte  von  Wesel,  Cleve,  Emmerich,  Xanten 
und  Kcch;  denen  er  obige  capita,  warum  S.Ch.  D.  vermeinet,  den  Standen 
nicht  veruntwortlich  zu  hcin,  vor  den  kuibcrlichen  Commis^^aren  zu  er.^^chei- 

II,  vorgetragen  und  Namens  8.  Ch.  D.  gesonnen,  dass  darüber  rosolviren 

möchten.  —    Stände:  Wann  der  Abgeordnete  Bedenken  trüge,  die  vorge- 

trn^vucn  Punkte  Hcliriftlich  zu  communieiren,   so  würden  sie  S.  Ch.  D.  auf 

ingckommcncH  Schreiben  unterthänigst  antworten,   wiissten  auf  den 

')   Der  Vortrag  stimmt  fast  wörtlich  mit  der  Isinuk   vom  KurfÜrstoD  am 
'    deptember  urlhoittun  luitructioD. 


RKQ  II.    Der  Krieg  mit  Neuburg. 

Vortrag  nicht  mehr  zu  resolviren.  —  Dr.  Isinck  damit  abgetreten.     Noch 
angelangt  Loe  zu  Wissen  und  Wilich  zu  Kervendonk. 

Ein  Vertrauter  zu  Dr.  Isinck  gekommen  und  der  Stände  resolutiones 
eröfifnet  und  dabei  gemeldet,  dass  die  Stände  eine  Steuer  unter  sich  um- 
legen wollten.  Einer  von  der  Ritterschaft  referiret,  dass  I.  Kais.  Maj.  die 
Privilegien,  so  E.  Ch.  D.  1649  der  Ritterschaft  ertheilt,  confirmiret  und 
die  Stände  verhofften,  dass  auch  der  Hauptrecess  sammt  allen  ihren  Privi- 
legien von  I.  Kais.  Maj.  sollten  bestätigt  werden,  item  der  Herr  zu  Win- 
nenthal  wäre  hier  gewesen  und  hätte  Diepenbroich  zu  Empel,  Wilich 
zu  Diersfort,  auch  einige  aus  dem  Magistrat  von  Wesel  vertröstet,  dass 
wofern  die  Stände  bei  den  kaiserlichen  Coramissaren  würden  klagen,  dass 
alsdann  schleunigst  Recht  darauf  soll  gethan  und  die  reformirte  Religion 
im  Lande  keineswegs  vernachtheiligt  werden". 


Isinck  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Xanten  1.  Oct.   1651.     M. 

[Aufregung  unter  den  Ständen  über  die  Executionen  gegen  Emmerich  und  Rees. 

Deputation  an   die  kaiserlichen  Commissäre  und   Klageschriften  an   den  Kaiser 

und  den  Kurfürsten  sind  beschlossen.     Cleve  hat  nicht  darin  gewilligt.] 

1.  Oct.  Die   anwesenden    clevischen  Stände,    Ritterbürtige   und   Deputirte   der 

Städte  Wesel,  Emmerich,  Rees,  Calcar  und  Cleve,  hätten  Nachricht  erhal- 
ten, dass  Reiter  vom  lottum'schen  Regiment,  welches  Kriegssteuerassigna- 
tionen  auf  Emmerich  und  Rees  erhalten,  über  100  Kühe  den  Bürgern  dieser 
Städte  weggenommen  hätten. 

„Dadurch  ist  hier  in  der  Stadt  und  insonderheit  bei  den  Ständen 
eine  solche  Alteration  entstanden,  dass  sie  nicht  allein  gemeint  gewe- 
sen, alsofort  ihre  Deputirte  nach  Cöln  zu  den  kaiserlichen  Gesandten 
abzufertigen,  sondern  auch  über  die  vorigen  und  diese  neuen  execu- 
tiones  eine  Klage  an  I.  Kais.  Maj.  einzuschicken.  Ob  nun  wohl  publice 
und  privatim  alle  erdenklichen  Reden  und  Motive  vorgebracht,  um  sie 
davon  zu  divertiren,  so  haben  sie  dennoch  gestern  Abend  zwischen 
7  und  8  Uhr  dahin  resolviret,  erstlich  dass  sie  einen  Ritterbürtigen, 
entweder  Diepenbruch  zu  Impel  oder  Wilich  zu  Diersfurt')  mit  dem 
syndico  Dr.  Niess  und  noch  einem  Deputirten  aus  den  Städten  von 
hier  nach  Cöln  zu  den  kaiserlichen  Gesandten  abschicken  wollten,  je- 
doch nur  allein  ad  audiendum  et  referendum,  vors  Zweite,  dass  sie 
eine  ausführliche  Klage  an  I.  Kais.  Maj.  aufgesetzet,  selbige  nach 
Cöln  zu  befördern,  jedoch  vors  Dritte  daneben  auch  eine  unterthänigste 
Klage  und  Bitte  an  E.  Ch.  D.  eingereichet,    dahin  gehend,    dass  die 


*)  Er  war  am  30.  September  in  Wesel  zum  Director  der  clevischen  Ritter- 
schaft erwählt  worden,  hauptsächlich  darum,  weil  er  in  unmittelbarer  Nähe  von 
Wesel  „unter  dem  Schutze  der  staatischen  Garnison*  angesessen  war  und 
wohnte. 
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geklagten  Beschwerden  und  executiones  innerhalb  kurzer  Zeit  abgestellt 
werden  möchten,  bei  dessen  Entstehung  aber  die  aufgesetzte  Klage 
an  I.  Kais.  Maj.  sofort  überschicket  und  bei  Deroselben  Remedirung 
gesucht  werden  solle". 

Die  Stadt  Cleve  hat  nicht  in  die  Absendung  nach  Cöln  und  die  Klage 
au  den  Kaiser  eingewilligt,  und  ihre  Deputirten  sind  von  Wesel  abgereist. 


Deputirte  von  Rees  an  den  Magistrat  daselbst.     Dat.  Wesel 

1.  Oct.  1651.     R. 

Die  kaiserlichen  Abgesandten  haben  durch  Schreiben  dat.  Cleve  21,  Sep-  1.  Oct. 
tember,  worin  sie  die  Berufung  durch  die  Jülich-  und  bergischen  Syndici 
mit  ihrer  Eile  nach  Cleve  zu  kommen  entschuldigen,  die  cleve -märkischen 
Stände  resp.  deren  Deputirte  auf  den  3.  October  nach  Cöln  verschrieben. 
Die  Ritterbürtigen  wollen,  dass  zwei  Deputirte  mit  dem  Syndicus  ^ad  au- 
diendum  et  referendum"  nach  Cöln  geschickt  würden.  „Die  Städte  sind 
aber  diflferenter  Meinung,  einige  vermeinen  mit  den  Ritterbürtigen  ja,  einige 
nein'',  zu  ersteren  gehören  Wesel  und  Emmerich,  denen  sie  sich,  weil  sie 
keine  Instruction  darüber  besässen,  „sub  ratiticatione  principalium"  ange- 
schlossen haben').  Es  ist  auch  proponirt  worden,  dass  zur  Bestreitung  der 
Kosten  dieser  und  anderer  Schickungen  2000  Thlr.  an  Steuern  im  Lande 
umgelegt  werden  sollen.  Die  Deputirten  von  Emmerich  wären  darüber  mit 
ihnen  einverstanden,  dass,  wenn  der  Kurfürst  die  Forderung  der  beiden 
^tädte  auf  Restitution  des  weggenommenen  Viehs  nicht  alsbald  erfülle,  sie 
-ich  mit  ihrer  Klage  sofort  an  den  Kaiser  wenden  müssten. 
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hwerde  über  die  vom  Kurfürsten    in  Cleve   vorgeuoramenen  Rüstungen  und 

ickungen  der  Unterthanen;    sie  sind   gezwungen,    dem   kaiserlichen  Mandat 

iiwider  zu  handeln.     Bitte  um  Erlass  von  Pönalmandatcn  gegen  den  Kurfürsten, 

neine  Officiere  und  Beamten,  und  Verbote  an  den  Ffalzgrufen.  FoiiHlliches  gegen 

sie  und  das  Land  vorzunehmen.] 

^E.  Kais.  Maj.  können  wir  in  aller  Unterthiinigkeit  8ii])plicirend  vor-  2.  Oct. 
zubringen  nicht  umgehen,  wie  wohl  des  heil.  Reichs  und  die  gemeinen 
FriedenHconstitutionen  und  darauf  gerichteter  Executionsordnung  und 
Keichsabschicd  hcilsamlich  und  wohl  versehen  dazu  hocbvcrpönct  und 
verboten,  dass  das  Kriegsvolk,  Werbungen,  Musterphitze,  Einlagerun- 

')  Am  2.  October  boschloBsun  dio  io  Wesel  versammelten  clevischen  Stande 

mit  Stiriifii('nmehrh«'it,  Joh.  Herrn,  v.  W 11  ich  zu  Diersfurt,   Dr.  Joh.  Becker 

IHM  \ViM«l  und  dun  Syndicus  Nioss  nuch  Coln  zu  schicken,  um  zu  vernehmen, 

118  die  kaiserl.  Abgesandten  im  Namen  des  Kaisers  den  ätünden  su  proponlreo 

iiitfon    •••••I  <i<>>^>-n><-i.  ..IuI.mI.i  .1,....!....'  '/..  r..r..> ii-..i. 
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gen,  Durch-,  An-  und  Abzüge  dem  heil.  röm.  Reich  und  dessen  me- 
diate  vel  immediate  zugehörigen  Uuterthanen  allerdings  schädlich  sein, 
auch  keinen  Stand  des  heil.  Reichs  zugelassen  sein  soll,  selbst  eigene 
Unterthanen  damit  zu  graviren,  zu  belästigen,  zu  verheeren  und  zu 
verderben,  —  so  hat  sich  doch  dessen  allem  ungeachtet  und  dem  zu- 
wider zugetragen,  dass  S.  Ch.  D.  zu  Brandenburg  unser  gnädigster 
Herr  in  den  nächst  verwichenen  Monaten  Juni,  Juli,  August  und  Sep- 
tember hieselbst  in  Dero  Herzogthum  Cleve  von  wegen  einiger  ent- 
standenen Streitigkeiten  mit  dem  Herrn  Pfalzgrafen  von  Neuburg  F.  D. 
eine  mächtige  Armatur  und  Kriegsverfassung  ohne  unser  der  Land- 
stände Vorbewust,  Wissen  und  Belieben  eigenmächtig  angestellet,  ver- 
schiedene Regimenter  zu  Ross  und  Fuss  aufgerichtet  und  in  dies  Her- 
zogthum eingeführt,  denselben  Lauf-  und  Sammelplätzen  angewiesen, 
dieselben  zu  Felde  geführet,  das  Getreide  an  vielen  Orten  consumiret 
und  hernach  dieselbe  in  den  Städten  und  Dörfern  verlegt,  welche  die 
Unterthanen  nicht  allein  mit  Speise  und  Trank  kostbarlich  verpflegen, 
und  denselben  allerhand  servitia  reichen  müssen,  sondern  auch  dar- 
über noch  collectiret  und  mit  Aufbringung  vieler  grossen  unerträglichen 
Geldsummen  und  durch  Militär execution  mit  gefährlichen  und  nicht 
schuldigen  Diensten  zur  Bei-  und  Anführung  von  allerhand  Munition 
und  Kriegsrüstung  graviret,  mit  S.  F.  D.  zu  Neuburg  zur  Ruptur  ge- 
schritten, und  uns  zum  Raub  und  in  eine  öffentliche  Feindschaft  ge- 
stellet. 

Nun  haben  wir  zwar  dieses  betrübte  und  widerrechtliche  Grava- 
men,  Ruin  und  Elend  dieses  Herzogthums  Cleve  S.  Ch.  D.  zu  Bran- 
denburg unterthänigst  geklaget,  um  Abstellung  desselben  zum  öfteren 
gebeten,  auch  dabei  remonstriret,  dass  solche  Kriegsverfassung  ange- 
stellte Werbung  und  Einführung  dieser  Kriegsvölker,  wie  allerunter- 
thänigst  gemeldet,  gegen  des  heil.  röm.  Reichs  Satzungen  gegen  die 
Fundamentalgesetze  dieser  Landen  den  allgemeinen  teutschen  Frie- 
densschluss  sodann  auch  S.  Ch.  D.  Hand  und  Siegel  und  herausge- 
gebene Reversalen  und  Landtagsrecessen  (allermaassen  E.  Kais.  Maj. 
Sich  dasselbe  aus  der  Beilage  allergnädigst  werden  referiren  lassen) 
allerdings  streiten,  nullo  jure  zulässig  auch  E.  Kais.  Maj.  allergnä- 
digst ausgelassenem  mandato  jüngsthin  de  dato  den  24.  Juli  schnur- 
stracks zuwiderlaufe,  worin  wir  sammt  allen  Gemeinden,  Unterthanen 
und  Eingesessenen  von  dem  Höchsten  bis  zu  dem  Niedrigsten  bei  Strafe 
Deroselben  allerhöchsten  Ungnade  sind  ermahnet  und  uns  befohlen,  S. 
Ch.  D.  zu  Brandenburg  und  Dero  Befehlichhabern  in  diesem  Werk  und 
Feindthätlichkeiten  nicht  beipflichtig  zu  machen,  noch  mit  Rath,  That, 
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Geld,  Volk,  Munition  und  anderen  Kriegsnothdürften  keineswegs  zu 
assistiren,  sondern  uns  dessen  allen  bei  Vermeidung  E.  Kais.  Maj. 
allerhöchster  Straf  und  Ungnade  enthalten  sollen.  Diesem  E.  Kais. 
Maj.  allengnädigst  abgegangenen  Befehl  auch  unserem  unterthänigstem 
^  ielfältigem  suppliciren  remonstriren  suchen  und  bitten  unerachtet  und 
unbetrachtet,  werden  wir  von  S.  Ch.  D.  zu  Brandenburg  nicht  gehöret, 
sondern  mit  dessen  Kriegsvölkern,  eigenmächtigen  Umlagen,  Verpfle- 
gungen und  Geldpressuren  je  länger  je  mehr  durch  verschiedene  aus- 
getheilte  Assignationen  im  ganzen  Lande  gravirt,  gegen  oberwähntes 
E.  Kais.  Maj.  allergnädigstes  Befehlschreiben  des  heil.  röm.  Reichs 
hochverpönte  Constitutionen  und  allgemeinen  teutschen  Friedensschluss 
unerhörter  Weise  attentiret  und  den  Privilegien  dieser  Lande,  ja  auch 
S.  Ch.  D.  eigener  Hand  und  Siegel,  zumalen  unverantwortlich  contra- 
veniirt,  —  und  diesem  E.  Kais.  Maj.  allergnädigst  ausgelassenen  Befehl 
zu  contraveniren  wir  gegen  unseren  allerunterthänigsten  Willen  mit  ver- 
botener Kriegsmacht  und  Gewalt  gezwungen  werden.  Und  dann  dieses 
eine  Sache,  welche  keineswegs  entschuldiget  noch  gerechtfertiget  wer- 
den kann,  —  als  sein  wir  genöthigt,  alle  diese  zugefügte  widerrecht- 
liche gravamina,  unerhörte  attentata  und  unverantwortliche  contraven- 
tiones  E.  Kais.  Maj.  allerunterthänigst  zu  klagen  und  zu  bitten,  Sie 
geruhen  ob  summum  in  mora  versircndes  periculum  und  unwieder- 
bringlichen besorgenden  Schadens  ein  mandatum  poenale  sine  clausula 
wider  S.  Ch.  D.  zu  Brandenburg  und  alle  Dero  Obristen,  Obristlieu- 
triianten,  Hauptleute,  Unterofficiere  und  Soldaten,  wie  auch  alle  Dro- 
sten,  Richtern  und  alle  Befehlshaber,  allergnädigst  zu  ertheilcn,  damit 
diese  von  S.  Ch.  D.  in  diesen  Landen  geworbenen  und  eingeführten 
Kriegsvölker  alsobald  licentirt  und  abgeschafft,  sodann  auch  alles 
dasselbe,  was  den  armen  Unterthanen  abgepresset  und  gezwungen, 
mentgeldlich  cum  omni  damno  et  interesse  restituirt,  und  hinftiro 
nlche  thätliche  Handlung  zu  üben  sich  enthalten,  auch  allen  Kriegs- 
iticieren,  Soldaten,  Drosten,  Richtern  und  Befehlighabern,  von  dein 
Höchsten  bis  zu  dem  Niedrigsten  sub  poena  fractae  pacis  allerernst- 
lich  zu  befehlen,  sich  in  Gravirung  und  Exactionirung  dieses  Landes 
I  atcrtbauen  ferner  nicht  gebrauchen  zu  lassen;  in)gleiclien  auch  8. 
1'.  D.  zu  Neuburg  Sich  aller  feindlichen  in  diesen  Landen  bcsorgon- 
»n  attentata  ^'«'gen  alle  dieses  l^andes  Unterthanen  zu  massigen,  allcr- 
ruHt  und  gnädigst  ebenfalls  sub  poena  befohlen  werde,  aiu'h  uns  mit 
N'sscn  geworbener  und  auf  die  Grenze  dieses  Landes  geführter  frem- 
•  r  Kriegsmacht  nicht  betrüben  und  zusetzen  mögen,  gestalt  S.  I  D 
lazu  von  uns  keinen  Aulass  noch  L'rsacb  gegeben  worden**. 
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Die  cle vischen  Stände  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Wesel 
2.  Oct.  1651.     R. 

[Sie  haben  der  Berufung  der  kaiserlichen  Commissäre  Folge  leisten  müssen  und 

werden  eine  an  den  Kaiser  aufgesetzte  Klage,   wenn  nicht  binnen  8  Tagen  ihre 

Gravamen  remedirt,  abschicken.] 

2.  Oct.  Sie  hätten  der  Berufung  der  Abgesandten  nach  Cöln  aus   schuldigem 

Gehorsam  gegen  das  Reichsoberhaupt  Folge  leisten  müssen,  wie  sie  das 
auch  schon  im  Jahre  1609  gethan.  Es  wäre  aber  nicht  ihre  Absicht  ge- 
wesen, dadurch  im  Geringsten  den  Respect  vor  den  Kurfürsten  aus  den 
Augen  zu  setzen.  Zumal  bei  den  gegenwärtigen  Verhältnissen,  „durch  welche 
das  Land  und  die  ünterthanen  so  unendlich  und  widerrechtlich  gravirt, 
und  so  gräulich  und  unmenschlich  tractiret,  dass  selbst  viele  fromme  Men- 
schen den  Rathgebern  dieses  Unheils  den  Fluch  und  die  Strafe  von  dem 
Allerhöchsten  über  den  Hals  wünschen",  könne  der  Kurfürst  ihnen  nicht 
verdenken,  dass  sie  dem  Rufe  ihres  kaiserlichen  Herrn  Folge  geleistet  hätten. 
„So  können  wir  Eids  und  Pflichten  halber  nicht  länger  still  stehen, 
können  es  auch  vor  Gott  und  aller  Welt  länger  nicht  verantworten, 
sondern  müssen  allerhöchster  Gnade  I.  Kais.  Maj.,  welcher  zu  Sich  uns 
allergnädigst  gerufen,  dieses  alles  unterthänigst  und  bitterlich  klagen, 
und  Dieselbe  oder  sonsten,  wo  wir  rechtmässige  Hilfe,  Schutz  und 
Ordnung  gegen  diese  unleidliche  Pressuren  finden  können,  dermal  eins 
anrufen.  Zum  Fall  wir  noch  länger  unerhöret,  und  diese  so  oft  ge- 
klagten gravamina  innerhalb  der  Zeit  von  7  oder  8  Tagen  nicht  reme- 
dirt und  aller  Schaden  restituiret  worden,  haben  wir  unsere  allerun- 
terthänigste  Klage  an  allerhöchst  I.  Kais.  Maj.  bei  dieser  unserer  Ver- 
sammlung zu  solchem  Ende  aufgesetzet,  expedirt  und  ausgefertiget, 
dass  dieselbe  nach  Ablauf  obgemelter  Zeit  (welche  wir  zum  unterthä- 
nigsten  E.  Ch.  D.  alle  Zeit  tragenden  Respect  nochmalen  abwarten 
wollen)  allerhöchst  I.  Kais.  Maj.  eingeschickt  werden  solle.  Wir  wün- 
schen aber  von  Herzen,  dass  so  viele  Wehklagen  ja  das  durch  diesen 
Krieg  unschuldige  vergossene  Blut  E.  Ch.  D.  Ünterthanen  Deroselben 
Herz  erweichen,  wir  gnädigst  gehöret  und  die  Ursache,  diese  unsere 
aufgesetzte  Klage  einzuschicken,  benommen  werden  möchte" '). 


M  Auf  dieses  Schreiben  erhielten  die  Stände  keine  Antwort. 
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Der   kaiserlichen   Gesandten  Proposition   an   die   Landstände 
von  Jülich,  Cleve,  Berg,  Mark  und  Ravensberg.     Dat.  Cöln 

3.  Oct.   1651.     R. 

[Schritte  des  Kaisers  zur  Beilegung  der  Feindseligkeiten.  Zusage  des  kaiser- 
lichen Schutzes  der  Privilegien.  Verlanget  der  Stände  Ansicht,  wie  das  Land 
in  vorige  Ruhe  zu  versetzen.  Erwartet  dagegen,  dass  sie  sich  keiner  fremden 
Protection  und  Garantie  bedienen,  sondern  sich  in  allen  Civil-,  Religious-  und 
Gewaltfällen  an  ihn  wenden  werden.] 

„Die  röm.  Kais.  Maj.  unser  allergnädigster  Herr  entbieten  den-3.  Oct. 
selben  Ihre  kaiserliche  Gnade  jund  geben  ihnen  dabei  zu  vernehmen, 
was.maassen  I.  Kais.  Maj.  also  bald  nach  dem  zwischen  der  Ch.  D. 
zu  Brandenburg  und  F.  D.  Pfalz  -  Neuburg  in  diesen  Frontierlanden 
entstandenen  Kriegsempörung  und  gegeneinander  vorgenommene  Thät- 
lichkeiten,  aus  tragendem  kaiserlichem  Amt,  nach  Anleitung  des  heil. 
Reichs  Satzung  nicht  allein  Dero  kaiserliche  dehortatoria  und  avoca- 
toria  mandata,  sondern  auch  bewegliche  Patente  an  die  löblichen  jü- 
lichschen  und  bergischen  sowohl  als  auch  an  die  cleve-,  mark-  und 
ravensbergische  Landstände  vom  3.  und  24.  Juli  nächsthin  zu  dem 
F.nde  allergnädigst  abgehen  lassen,  damit  die  höchstschädliche  und 
gefährliche  Waffe  niedergelegt  und  die  zwischen  beiden  Theilen  sich 
ereignende  Streitigkeiten  zur  Güte-  und  rechtlichen  Entscheid  vor  der 
on  allerhöchst  I.  Kais.  Maj.  albercits  angeordneten  Reichscommission 
e wiesen  werden  möchte.  —  lieber  dieses  haben  I.  Kais.  Maj.  aus  tra- 
gender allergnädigster  Vorsorge  zu  dieser  Landen  Beruhigung  und  flori- 
render  Wohlfart  Dero  kaiserliche  Gesandtschalt  in  die  Lande  deputirt, 
IUI  dasjenige  bei  beiden  hohen  chur-  und  fürstlichen  Theilen  zum 
rand  und  Effect  zubringen,  was  Dieselben  mit  wirklicher  Niederle- 
_img  der  Waffen  und  sonsten,  in  Dero  ausgelassenen  kaiserlichen  He- 
-cripten  und  Patenten  allergnädigst  anbefohlen. 

Nun  können  L  Kais.  Maj.  Ihre   die  Gedanken  machen,    dass  die 
icctreuen  löblichen  Stände  dieser  unirten  herrlichen  Lande  über  dieses 
l'nwcscn,    wann   selbiges  nicht  bald  gestillet  werden   sollte,    abermal 
;;roH8es  Ungemach  und  die  unschuldigen  Lande  und  Untcrthanen  Ver- 
Icrbcn  werden  erleiden  und  ausstehen  müssen,  auch  albereits  darunter 
'  lir  hart  bedrückt  und  beschwert  worden,    und  dahcro  die  lOblicbcu 
.'indstände  wegen  Kettung  und  Defonsion  ihrer  Privilegien  und  Frci- 
»jtcn   auch  Abwendung   der  aufhabenden   schweren  Kriegs-    und  an- 
deren Lasten  mehr  Jalousie  fassen,    und  in  Mangel  des  verlangenden 
-••hutzcH  andere  Protection   und  Itettung  wider  die  continuironde  Ge- 
'"     '""I    Krie^rslM'drängniss    annehmen     und     sirli    darum    bewerben 
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möchten.  I.  Kais.  Maj.  erinneren  Sich  aber  auch  darbeneben,  dass 
Sie  tragenden  kaiserlichen  Amts  wegen  mit  Zuthun  des  heil.  Reichs 
Chur-  und  Fürsten  und  Ständen  nach  Ausweisung  der  Reichsconstitu- 
tion  vom  Landfrieden  und  der  darin  statuirten  Executionsordnung,  auch 
vermöge  allgemeinen  Reichsfriedensschlusses  gegen  alle  unbillige  Ge- 
walt Schutz  und  Schirm  zu  leisten,  und  die  löblichen  Stände  bei  ihren 
Privilegien,  Freiheiten,  Recht  und  Gerechtigkeiten  zu  manuteniren 
schuldig.  Allermaassen  dann  Dieselbe  Ihren  kaiserlichen  Schutz,  Vor- 
spruch und  Defension,  ihnen,  den  löblichen  Ständen,  mehrmalen  wirk- 
lich und  in  der  That  ertheilt,  auch  selbigen  gleiche  Justiz  administrirt 
haben,  also  thun  Sie  durch  gegenwärtigen  Gesandten  ihnen,  den. löb- 
lichen Ständen,  Schutz,  Schirm  und  Rettung  hiermit  in  kaiserlichen 
Gnaden  anerbieten,  und  damit  sie  I.  Kais.  Maj.  gnädigste  und  väter- 
liche Intention  zur  Conservirung  ihrer  Privilegien,  Freiheiten,  alten 
Rechten  und  Herkommen  desto  mehr  verspüren,  so  begehren  Sie  alier- 
gnädigst  dieser  Gesandtschaft  zu  eröffnen,  wie  sie  selbst  vermeinen, 
dass  diese  thätlichen  Kriegeswaffen  aus  diesen  getreuen  Landen  zu 
bringen  und  dieselbe  wieder  in  den  vorigen  Ruhestand  zu  setzen,  wor- 
auf dann  die  Gesandten  befehligt  und  instruirt  sich  zu  gleicher  Ge- 
stalt weiter  vernehmen  zu  lassen,  den  löblichen  Landständen  auch  in 
demjenigen,  was  man  zur  Sache  dienlich  zu  sein  befinden  wird,  aller 
Möglichkeit  nach  zu  assistiren. 

—  Es  versehen  sich  aber  I.  Kais.  Maj.  hin  wieder,  erinnern  und 
vermahnen  auch  die  löblichen  Landstände  allergnädigst  hier  zu,  sie 
werden  in  I.  Maj.  und  des  Reichs  Gehorsam  und  Devotion  ihrer  löb- 
lichen Vorfahren  rühmlichen  Exempel  nach  verharren,  zum  Präjudiz 
und  Nachtheil  I.  Maj.  und  des  Reichs  Hoheit,  Autorität  und  Juris- 
diction und  der  possidirenden  Chur-  und  Fürsten  landesftirstliche  Obrig- 
keit weder  in  Religion  noch  weltlichen  Sachen  einigen  fremden  und 
auswärtigen  Anhang  suchen,  noch  sich  deren  Assistenz  und  Garantie 
wider  Jemand,  so  des  Reichsgerichts -Zwang  mediate  oder  immediate 
unterworfen,  gebrauchen,  sondern  sich  an  rechtlichem  Austrag  vermöge 
des  Reichs  Satzung  und  des  jüngsten  allgemeinen  Reichsfriedens  in 
vorfallenden  Streitigkeiten  in  Civil-,  Religion-  sowohl  als  in  Gewalt- 
und  friedbrüchigen  Sachen  sättigen  und  begnügen  lassen,  damit  un- 
term scheinbaren  Prätext  oder  Protection  und  Beschützung  mit  der 
Zeit  fremdes  Dominat  nicht  eingeführt  und  dadurch  diese  herrlichen 
Lande,  wie  bei  anderen  beschehen,  nach  und  nach  abgezogen  werden, 
welchen  unverhofften  Falls  allerhöchst  I.  Kais.  Maj.  tragenden  kaiser- 
lichen Amts  wegen  nicht  umhin  gehen  könnten,  mit  Rath  und  Zuthun 
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des  heil.  Reichs  Chur-,  Fürsten  und  Ständen  wider  diejenige,  welche 
zur  Verachtung  des  Reichs  Jurisdiction  fremden  Anhangs  sich  bedie- 
nen, solche  Mittel  an  die  Hand  zu  nehmen,  welche  die  Reichssatzung 
zur  Manutention  des  Reichs  Hoheit  und  Autorität  dictiren  und  angeben. 
Erwarten  hierauf  der  löblichen  Stände  der  Fürstenthümer  Jülich 
und  Berg  zuverlässige  Erklärung,  mögen  auch  leiden,  dass  des  Für- 
stenthums  Cleve  und  der  Grafschaften  von  der  Mark  und  Ravensberg 
ungehorsamlich  ausgebliebenen  Landständen  dieser  kaiserliche  aller- 
gnädigste  Wille  communicirt,  deren  Resolution  eingehe  und  dieselbe 
der  Gesandtschaft  eingeschickt  werde". 

Au.s  dem  Protokoll  der  Verhandlungen  der  clevischen  Stände- 
deputirten  mit  den  jülich-bergischen  Ständen  zu  Cöln.    R. 

[Abreise  der  kaiserlichen  Comraissäre.    Empfangnahme  der  Proposition  derselben. 

Gegenseitige  Vorwürfe.   Rechtfertigung  und  Aufklärung  von  beiden  Seiten.  Jülich- 

bergische  Deputirte  schlagen  Conferenz  vor  zur  Beilegung  der  Religionsdifferenzen 

und  Abwehr  aller  Privilegienverletzungen.] 

„Nachdem   die   kaiserlichen  Herren  Abgesandten  nach  Düsseldorf  vcr-  5.  Oct. 

iset  und  dem  Bericht  nach,  ferner  nach  Cleve  sich  zu  erheben,  Vorhabens 

wesen,  wird  gut  gefunden,  denselben  das  Creditiv  von  den  Herren  clevi- 

lien  Landständen  benebeus  Missive  durch  einen  Expressen  nachzuschicken. 

Melden   sich   an  bei  den  clevischeu   von  den  in  corpore  versammelten 

jülich-bergischen  Landständen  der  Herr  Gymnich  in  der  Vissell,  Nessel- 

»•ode  zum  Stein,  Hall  und  beider  Landschaften  Jülich  und  Berg  bestellte 

iidici,  benebens  den  Bürgermeistern  zu  Düren  und  Düsseldorf,  exhibiren 
die  von  den  Herren  kaiserh'chen  Abgesandten  übergebene  Proposition, 
welche   ihnen   mündlieh   und   hernach   schriftlich  wäre  communiciret.     Erin- 

rn  sie  desselben,  was  beide  syndici  an  syndicum  Dr.  Nies  sub  dato  den 
'So.  Augusti  abgehen  lassen*)  und  doliren,  dass  die  Herren  Clevischen  in  Kraft 
dieser  Missive  und  aus  den  darin  enthaltenen  Ursachen  nicht  instruirt,  mit 
denselben  in  eine  Communication  zu  treten,  wie  bei  diesem  höchstgefährliehen 
nnd  Hchwierigen  Lauf  der  Ruin  des  Landes,  Infraction  und  Contraveution 
der  Privilegien  vorzubauen  sei.  —  Mehlen  obgedachte  Herren,  dass  die 
kaiserlichen  Herren  Abgesandten  den  syndicis  ad  partem  referirt  hätten, 
welcher  gestalt  der  Friede  zwischen  beide  Chur-   und  Fürsten  geschlossen 

<\  haftete  das  ganze  Werk  in  Satisfaction  der  Milice,  und  dass  nniii  >!•  i 

"  I  r  ohne  ein  Stück  Geldes  nicht  würde   können  entschhigen  sein. 

.<•  bcjlanken  wegen  beschfhoner  Communication  der  schriftlichen 

l*roposition,   wollten   vernehmen,  <inige  heilsame  Mittel   und  Vi)r- 

•'■hlägc    berahmet  hätten,    wie   den  j.iv.i  'zugefügten  gravaminibus   zu   be- 

'uen,  wollten  dieselbe  Kniff  der  Uni«>n  anhören  und  ihren  Principnlen 
vertraulich  berich*  llegeriren  dieselbi  ' 

';  Vgl.  übüii 
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dass  ihnen  keine  erhebliche  Ursache,  aus  welchen  ein  Beisammenkom- 
men urgiret,  wäre  eröffnet.  3)  So  wäre  auch  dasselbe,  was  ratione  puncti 
satisfactionis  angerühmet,  dem  ganzen  corpori  nicht  vorgestellt,  darum 
unnöthig,  diesen  Punkt  in  Deliberation  zu  ziehen,  zu  mehr,  weil  die  Land- 
stände zu  diesem  Krieg  nicht  gerathen,  noch  auch  zuvor  die  geringste  Wis- 
senschaft davon  gehabt,  auch  nicht  das  geringste  dazu  zu  contribuiren 
schuldig.  —  Jülich-  und  Bergische  sagen,  dass  die  Satisfaction  der  milice 
ihren  syndicis  präsente  corpore  et  in  eodem  conclavi  sei  vorgestellt.  Her- 
nacher  referiret  der  jülichsche  Syndicus  dem  Dr.  Niess  ad  partem,  dass 
die  Jülichschen  und  Bergischen  Klage  bei  I.  Kais.  Maj.  wegen  dieser  von 
beiden  Chur-  und  Fürsten  zugefügten  Ungelegenheit  eingeführet  hätten, 
welche  also  gestellet,  dass  sie  das  Interesse  omnium  unitarum  provinciarum 
comprehendirten,  und  nomine  omnium  hätte  mögen  exhibirt  werden,  so  sie 
es  hätten  thun  dürfen;  würden  die  Herren  Clevischen  communicationem  der- 
selben debite  suchen,  vermeint  er,  efe  würde  nicht  abgeschlagen  werden. 
Auch  erbot  sich  Syndicus,  dass,  sofern  die  Herren  Clevischen  an  I.  Kais. 
Maj.  klagen,  und  in  Adressirung  der  Klage  seine  Person  employiren  wür- 
den, er  zu  allen  Zeiten  darin  zu  dienen  willig  sein  wollte,  gestalt  beim  kai- 
serlichen Hofe  gute  Freunde  und  Correspondenten  hätte.  —  Clevische  hin- 
gegen achten  nöthig,  weil  den  Herren  Jülich-  und  bergischen  Ständen  unlieb 
gewesen,  dass  sie  nicht,  wie  sie  vermeint  hätten,  instruirt,  und  ihre  Prin- 
cipalen  tacite  culpiren,  als  wenn  derselben  syndicorum  Schreiben  nicht 
recht  verstanden,  noch  recht  eingenommen  hätten,  finden  gut,  die  jülich- 
und  bergische  syndicos  zu  beschicken  und  denselben  vorzuhalten,  dass  die 
gesammten  clevischen  Landstände  nicht  anders  aus  obgemeltem  derselben 
Schreiben  colligiren  können,  als  dass  der  darin  vorgeschlagene  Convent 
der  erbvereinigten  Landstände  Deputirten  zu  keinem  anderen  Ende  ange- 
sehen und  gemeint  gewesen,  dann  den  damals  zu  Angerort  und  hernach 
auf  Essen  verlegten  Tractaten  zwischen  beiden  Chur-  und  Fürsten  bei- 
zuwohnen, und  das  Interesse  statuum  dabei  zu  beobachten;  die  Herren 
Clevischen  aber  hätten  aus  den  in  der  Antwort  von  Dr.  Niess  angeführ- 
ten Ursachen  rathsam  erachtet,  lieber  weit,  dann  nahe  bei  diesen  Trac- 
taten zu  sein  1).  2)  Hätten  die  Herren  Ständen  per  protestationem  ab 
utraque  parte  coram  consiliariis  utriusque  principis  interpositam  ihr  haben- 
des Recht  genugsam  conserviret.  3)  Ist  zur  selbigen  Zeit  die  Grafschaft 
Mark  von  den  Lothringschen  überzogen  gewesen,  und  unmöglich,  dass  man 
deren  als  Mitglieder  hat  mächtig  sein  können.  4)  Haben  die  Committirte 
der  Herren  Staaten  in  commissione  gehabt  das  Interesse  statuum  in  diesen 
Tractaten  in  Obacht  zu  nehmen.  5)  Hat  man  von  Tag  zu  Tag  verhoffet, 
dass  dieser  Krieg  durch  Yermittelung  der  Herren  Staaten  wäre  hingelegt 
und  dies  Gravamen  wirklich  erlediget.  Aus  dieser  Ursache  hätten  die  Cle- 
vischen den  vorgeschlagenen  Convent  unnöthig  erachtet.  Dieweil  aber  keine 
mehr,  noch  andere  Ursache  von  den:  syndicis  wäre  einkommen,  warum 
die  erbvereinigten  Landstände  vigore  unionis  sollten  beisammen  treten,  ha- 
ben die  Clevischen  nichts  in  diesen  Punkt  resolviren,  weniger  ihre  deputati 


1)  Vgl.  oben  p.  535. 
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darüber  instruiren  können.  Die  Herren  Clevischen  aber  dolireten  ,  warum 
durch  die  Herren  Jülich-  und  ßergischen  „den  zu  Wesel  vigore  unionis 
resolvirteu  und  unanimiter  concludirten  dissensus"  bei  ihnen  nicht  sei  publi- 
ciret  noch  affigiret  worden,  welches  sie  nicht  wenig  gravirete.  Nachdem 
die  Herren  Jülich-  und  Bergische  von  I.  Kais.  Maj.  das  Recht  erlangt,  zu 
ihrer  Nothdurft  Pfennige  im  Lande  auszuschlagen,  wird  begehrt  communi- 
cationem  der  Supplication  an  I.  Kais.  Maj.  und  ex  quibus  ratiouibus  et 
fundamentis  solches  sei  erlangt  worden,  auch  das  darauf  erfolgte  kaiser- 
liche decretum,  item  copiam  unionis,  welche  I.  Kais.  Maj.  confirrairt. 

Den  Abend  zwischen  5  und  6  Uhr  verfüget  sich  der  jülichsche  Syndicus  6.  Oct. 
bei  den  Hrn.  Clevischen,  sustinirt  sofern  sein  und  seines  collegae  an  Dr.  Nies s 
abgegangenes  Schreiben  recht  examinirt  und  nachgesehen  worden,  dass  sich 
benebeu  denen  von  wegen  der  zwischen  beiden  Chur-  und  Fürsten  vorgenomme- 
nen Tractaten  noch  mehr  andere  Ursache  und  Motiven  aus  ihrem  Schreiben;  sich 
ergeben  würden,  weswegen  seine  Herren  Principalen  den  conventum  in  tertio 
loco  vorgeschlagen.  Die  Affictiou  und  Publication  der  Patente  wäre  aus  diesen 
Ursachen  nicht  geschehen,  dass  die  nach  Cleve  abgeordneten  deputati  über 
diesen  Punkt  nicht  seien  instruirt  gewesen,  derenwegen  sie  bei  ihrer  Wie- 
derkunft wegen  ihrer  Verantwortung ,  quod  in  aure  fuit  relatum ,  genugsam 
hätten  zu  schaffen  gehabt,  zudem  wäre  von  obgedachten  deputatis  referirt, 
dass  das  Concept  von  diesem  dissensu  nicht  der  Gebühr  communiciret,  auch 
dass  mit  der  Publication  präcipitirt  worden.  2)  Wären  die  Sachen  wegen 
der  kaiserlichen  insinuirten  und  den  Herreu  Clevischen  wohl  bekannten  Man- 
daten in  einen  anderen  Stand  gesetzt,  welchen  falls  I.  Kais.  Maj.  der  Stän- 
den rcvocatoria  nicht  würde  approbiret  haben,  in  maassen  auch  der  jülich- 
sche Syndicus  angestanden,  ob  die  Ijandstände  auf  diese  Weise,  wie  von 
den  Clevischen  geschehen,  ihren  dissensum  hätten  publiciren  mögen;  wie 
fremd  und  übel  dieses  beim  kaiserlichen  Hofe  gedeutet,  davon  wollte  Herr 
iidicus  glaubwürdig  Sclfreiben  vorzeigen.  — 

Werden  die  Herren  clevischen  von  den  Herren  Jülich-  und  bergischen  7.  Oct. 
deputatis,  nämlich  dem  vom  Leere  dt,  Herr  von  Nesselrode  zum  Stein 
und  Marschall  Weschpfenning  veranlasst.  —  Die  Herren  Clevischen  no- 
tificireu  denselben  ihre  Abreise,  wollen  gewärtig  sein  der  Herren  Jülich- 
und  Bergischen  Antwort  auf  die  kaiserliche  Proposition,  item  ob  sie  einige 
heilsame  Mittel  und  welche  sie  pro  manutenentia  privilegiorum  etwa  berah- 
met haben,  und  wie  den  gegenwärtigen  coutraventionibus  bestens  zu  begeg- 
nen, eröflncn  möchten,  welche  sie  ihre  Herren  Principalen  fideliter  referiren 
würden. —  Herren  Jülich-  und  Bergische  communiciren  ihre  Antwort  sanunt 
derselben  Union,  welche  L  Kais.  Maj.  allcrgnädigst  coufirmirt.  Auch  re- 
feriren die  Herren  Jülich-  und  Bergische,  dass  die  Märkische  ausgeblie- 
ben, und  hieselbst  binnen  Cöhi  an  Dr.  Isinck  durch  ihren  syndicum 
schreiben  lassen,  daBS  er  in  deroselben  Namen  erscheinen  möchte,  der- x 
^«•Ibe  aber  sei  von  den  Herren  kaiserlichen  commissariis  nicht  zugehu*- 
II  worden.  Nachdem  nun  die  puncto  religioniK  movirten  8treitigkeil<Mi  der 
Prätext  dieses  gegenwärtig«-!!  Kn  «He   li»n«l>tände  und  Uiiter- 

thanen  auch,   zum  Fall  etwas  in   I.  imii  verhandelt  werden  sollte, 

baoptHächlich  und  nicht  sowohl  alH  die  Prinzen  intcrcssirt,  auch,  wann  dieser 
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Streit  hingelegt,  die  Union  vertraulicher  unter  den  Landständen  sein,  auch 
unter  den  Unterthanen  mehr  Liebe  und  Frieden  wachsen  würde;  als  wird 
deliberiret  und  gut  gefunden,  hierüber  in  Conferenz  zu  treten  und  zu  ver- 
suchen, ob  dieser  Punkt  könnte  hingelegt  und  verglichen  werden.  2)  Durch 
was  für  Mittel  und  Wege  den  jetzt  und  ins  Künftige  besorgenden  grava- 
minibus  contraventionibus  privilegiorum  und  den  Fressuren  contra  quos- 
cunque  zu  begegnen  und  vorzubauen  sein  möchte.  3)  Dass  das  von  den 
Herren  Clevischeu  zugeschickte  Project  de  constitutione  dotis  filiarum  no- 
bilium  examinirt  und  werkstellig  gemacht  werde.  4)  Wie  materia  proces- 
suum  abgeschnitten,  und  wann  welche  instituirt  werden,  sie  auf  das  kürzeste 
und  mit  den  wenigsten  Kosten  auszuführen  seien.  Zu  dieser  Conferenz  schla- 
gen die  Herren  Jülich-  und  ßergischen  die  Stadt  Cöln  vor,  weil  daselbst 
ihre  protocolla  und  alle  Nachrichten  vorhanden,  auch  hätte  man  daselbst 
gute  Verpflegung,  wäre  locus  tutus,  und  allen  Landständen  fast  gleich 
nahe  gelegen''. 

Am  19.  October  legten  die  nach  Cöln  gesandten  Deputirten,  nach  münd- 
licher Berichterstattung,  dieses  Protokoll  den  in  Wesel  versammelten  clevi- 
scheu Städtedeputirten  und  „einigen"  Ritterbürtigen  vor.  „Darauf  von  Rit- 
terschaft und  Städten  mit  einander  communiciret,  was  den  kaiserlichen  com- 
missariis  auf  die  Proposition  zu  antworten  wäre,  und  darüber  dififerente 
Meinungen  gewesen,  indem  die  Städte  gewollt,  dass  man  des  xantischen 
Vergleichs  und  der  Herren  Staaten  dahero  competirende  Garantie  in  dem 
antwortlichen  Schreiben  gedenken  und  deren  zumal  sich  nicht  begeben  solle. 
Die  Ritterschaft  war  zwar  auch  der  Meinung,  dass  man  von  der  staatischen 
Garantie  nicht  abstehen,  aber  meint,  dass  man  derselben  in  dem  Schreiben 
an  die  Commissarien  nicht  gedenken  müsse.  Endlich  aber  verabscheidet,  weil 
dieses  eine  Sache  wäre,  so  die  märkischen  Stände  mit  concernirete,  dass  die- 
selben über  14  Tage  einzukommen  hierhin  verschrieben  und  alsdann  weiter 
conjunctim  hierüber  deliberiret,  immittelst  aber  bei  den  kaiserlichen  Commis- 
sarien der  Verzug  damit  excusiret  werden  solle,  dass  man  wegen  der  Mär- 
kischen Absenz  noch  keine  Resolution  nehmen  könne".  (Resolution  über  die 
Landtagshandlung  aus  dem  weseler  RathsprotokoU  vom  24.  Oct.  165L) 


Hatzfeld  und  Anethanus  an  die  clevischen  Stände. 

Dat.  Xanten  7.  Oct.  2651.     W. 

7.  Oct.  Auf  der  Reise  von  Düsseldorf  nach  Cleve  begriffen,  haben  sie  so  eben 

erfahren,  „dass  die  Stände  nunmehr  I.  Kais.  Maj.  durch  uns  beschehene 
Beschreibung  insoweit  zur  Erreichung  ihres  schuldigen  Respects  und  Ge- 
horsams in  acht  genommen,  dass  Deputirte  nach  Cöln  abgeordnet".  Die- 
selbe werden  ihre  im  Namen  des  Kaisers  dort  bereits  vorgetragene  Propo- 
sition von  den  Jülich- bergischen  Ständen  erhalten  haben  und  die  Stände 
sich  „also  insgesammt  im  Namen  und  von  wegen  dieser  unirten  Mediat- 
Reiehslande  erklären,  wie  es  I.  Maj.  und  des  heiligen  Reichs  Hoheit  und 
Autorität,  auch  dieser  Lande  Wohlfahrt  und  Conservation  bei  des  Reichs 
Freiheit  und  Libertät  erfordert". 


Vergleich  mit  Neuburg.     Steuer  zur  Truppenentlassung  verweigert.     5ßj[ 

Des  Kurfürsten  Instruction  für  Joachim  Friedrich  v.  Blumen- 
thal und  Johann  Motzfeld.     Dat.  Cleve  17.  Oct.  1651.    M. 

Sie  sollen  sich  sofort  nach  Wesel  begeben,  wo  die  clevischeu  Stände  17.  Oct. 
dem  Vernehmen  nach  dieser  Tage  die  Relation  ihrer  nach  Cöln  gesandten 
Deputirten  entgegen  nehmen  wollen  und  wahrscheinlich  Beschlüsse  fassen 
werden,  die  des  Kurfürsten  Interesse  berühren,  und  dort  zunächst  den  Stän- 
den mittheilen,  dass  der  Frieden  mit  den  kaiserlichen  Commissären  so  ver- 
glichen, dass  dieselben  vollkommen  befriedigt  wären,  auch  mit  dem  Kur- 
fürsten den  Vertrag  unterzeichnet  hätten  und  zu  erwarten  sei,  dass  der 
Pfalzgraf  ihn  annehmen  werde*).  Sie  haben  den  Ständen  zu  remonstriren, 
dass  durch  diesen  Friedensschluss  „die  kaiserlichen  Abgesandten  ihrer  von 
Kais.  Maj.  aufhabender  Commission  ein  Begnügen  gehabt  und  damit  auch 
das  Anbringen,  was  in  Cöln  von  denselben  den  Jülich-,  cleve-  und  ber- 
gischen Ständen  ist  geschehen,  zumal  keine  Antwort  requiriret,  sondern 
nunmehr  alle  fernere  Handlung  cassiren  thut,  demnach  die  Stände  zu  er- 
mahnen, keine  fernere  Deputationen  nach  Cöln  zu  thun,  vielmehr  sich  bei 
I.  Ch.  D.  als  ihrer  ordentlichen  hohen  Obrigkeit  zu  halten  und  im  Fall 
dieselbe  Gravamen  haben  möchten,  darin  Rcmedirung  zu  begehren,  deshalb 
I.  Ch.  D.  mit  gebührendem  Respect  vorbringen  und  gesichert  sein  könnten, 
dass  Dieselbe  gnädigst  geneigt,  denselben  in  ihren  auf  Billigkeit  fundirten 
Anbringen  billigmässige  Satisfaction  widerfahren  zu  lassen".  Sie  sollen  end- 
lich die  Stände  zu  bewegen  suchen,  eine  „ansehnliche  Steuer''  dem  Kur- 
fürsten zu  bewilligen,  damit  unverzüglich  in  Ausführung  des  Friedens  die 
Truppen  ihren  rückständigen  Sold  erhalten  und  entlassen  werden. 


Die  Abgesandten  trugen   am  20.  Oetober  den  Inhalt  dieser  Instruction 
den  in  Wesel  versammelten   clevischen  Ständen  vor.     „üeber  welche  Pro- 
positiou   ungleiche  Meinung  bei  den  Ständen  entstanden,   dann   die  Städte 
der  Westseite  Rheins  der  Meinung  gewesen,  dass  man  zur  Abdankung  der 
\'ölker  etwas  einwilligen  sollte,  denn  wann  das  nicht  geschehe,  würden  die 
Völker  im   Lande   liegen   bleiben   und   alsdann  mehr  Schaden   dem  Lande 
verursachen.     Die  Ritterbürtigen  und  üstseite  Rheins  Städte  aber  es  davor 
gehalten,  das»  itzo  bei  dieser  Theurung  und  Bedrängniss  der  armen  Unter- 
♦hanen,  die  Gelder  aufzubringen  eine  Unmöglichkeit  wäre,  auch  bedenklich, 
la.ss   man   gegen  vorige   resolutiones   und  abgelassene  Schreiben  dazu  sich 
-en  solle  und  die  Städte  westseits  Rheins  ermahnt,  bei  der  Union  zu 
'  n  und  sich  nicht  zu  trennen.     Wie  dann  endlich  dicbc  Antwort  gege- 
ben, daH8  bei  den  Unterthanen  eine  lauter  Unmöglichkeit,  weiter  etwas  so 
< outriboiren,  und  dasH  die  Stände  ch  davor  hielten,  wann  der  Schaden,  wel- 
trag dutirt  vom  11.  Octobor,  an  welchem  Tage  ihn  der  Kurfürst 
in    rirv*'    iiiit«  rzeichnete,    Pfnizgrnf   Wolfgang  WiUn^Ini    that    dio»    erst   am 
HJ.  Oetober,    narhclum   dit?    kniHcrIichün  (lesandttM)  ihm  v\uv  .  Afsrcurntion'  or- 
thcilt    hutten,    «Iuhh    ihm    in   ,,ptuicto   «atiHfuctioniB"   die   I  Vermittlung 

oder  rechtliche  hrciflion,  dm  RricIiHHafzutitroo  wie  dem  Vi  Iiissr  LM-mass, 

■  urbtthultoD  bluibe. 

Maler,  (ur  ii—cU.  d.  Gr.  KurlurtUti.  V.  <iU 
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eben  die  Soldaten  verursachet,  recbt  aufgenommen  würde,  dass  solcbes 
mehr  betragen  würde  als  ihr  Sold  und  ihnen  solches  in  Bezahlung  ange- 
rechnet werden  könnte,  doch  resolviret,  die  märkischen  Stände  zu  ver- 
schreiben und  dann  endliche  und  Gesammtresolution  darüber  zu  fassen. 
Auch  die  Herren  Stände  S.  Ch,  D.  durch  ein  Schreiben  ersucht,  bei  dieser 
Theurung  die  Ausführung  des  Korns  zu  verbieten".  (Relation  aus  dem 
weseler  Rathsprotokoll  vom  24.  Oct.  1651.) 


Philipp  Horn's  Bericht   an    den  Kurfürsten   über   seine  Thä- 
tigkeit  in  Cleve-Mark.     Dat.  Lübeck  25.  Oct.  1651.    B. 

25.  Oct.  Er  hat  Entwürfe  von  Instructionen  für  die  Regierungsräthe,  Justizräthe 

und  die  extraordinären  Räthe  aufgesetzt;  letzteren  sind  diejenigen  Sachen 
zuzuweisen,  „daran  die  Herren  Landstände  ihr  Interesse,  so  E.  Ch.  D.  ho- 
hen Interesse  contrair  ist,  haben,  als  welches  in  gedachten  Fällen  von  den 
ordinär  geheimen  und  anderen  Räthen  nicht  wohl  möchte  geschehen  kön- 
nen, weil  darunter  die  Adeligen  auch  Landstände  seien,  ingleichen  sie,  wie 
zu  Zeiten  auch  die  einländischen  gelehrten  Räthe  an  den  Sachen  selbst 
interessirt,  oder  mit  anderen,  die  daran  interessirt  oder  consirailes  causas 
haben,  verwandt  oder  befreundet  sein".  Entwürfe  von  Gerichtsordnungen 
für  das  Hofgericht  und  die  Untergerichte  sind  von  den  Justizräthen  Dr.  Reck 
und  Dr.  Steinberg  ausgearbeitet  und  von  ihm  und  W  ei  mann  revidirt. 
Durch  den  Mangel  eines  Generalregisters  der  Domainen  und  sogar  solcher 
Register  in  den  Renteien  sind  viele  Domainen  verdunkelt  und  verloren,  auch 
meist  so  „liederlich"  verpachtet,  dass  die  Amtskammer  der  Meinung  gewesen, 
sie  könnten  nicht  mehr  als  32,000  Thlr.  jährlich  aufbringen.  Die  Rechnungen 
der  Rentmeister  sind  zum  Theil  seit  Jahrzehnten  nicht  revidirt,  desgleichen 
die  der  Steuerempfänger,  die  so  grosse  Unterschleife  sich  haben  zu  Schul- 
den kommen  lassen,  dass  sie  in  kurzem  „schatzreiche  Leute"  geworden 
sind.  Die  clevischen  Zölle  und  Licenten,  die  jahrelang  nicht  über  20,000 
Thlr.  Reinertrag  gebracht  haben,  sind  jetzt  für  28,000  Thlr.  verpachtet. 
Er  hat  in  Gemeinschaft  mit  Dr.  Bachmann  und  Wilh.  Wern.  Blaspeil 
die  Domainen  in  den  Renteien  Cleve,  Calcar,  Huissen,  Cranenburg  und 
Gennep  visitirt,  auch  anderswo  durch  andere  Räthe,  und  sind  durch  Neu- 
verpachtungen die  Einkünfte  von  den  clevischen  Domainen  auf  23,15672 Thlr. 
erhöht  worden;  mehr  daraus  zu  erzielen,  ist  wegen  der  Ueberschwemmung 
der  letzten  Jahre,  wodurch  viele  der  besten  Rheinweiden  und  Niederungs- 
ländereien  versandet  sind,  nicht  möglich  gewesen.  Die  Entrichtung  von 
Eruchtzehnten  aus  den  Domainengrundstücken  muss  mit  grosser  Strenge 
durchgeführt  werden,  schon  weil  dadurch  eine  Verdunkelung  der  letzteren 
am  besten  verhindert  wird.  Mit  der  Aufstellung  der  Register  haben  die 
Visitatoren  allenthalben  begonnen.  Die  Eluss-  und  Deichsachen,  „daran 
E.  Ch.  D.  sehr  interessirt",  sind  den  zur  Amtskammer  verordneten  geh. 
Räthen  übertragen  worden.  Eine  Befahrung  des  Rheins  zur  Besichtigung 
der  Deiche,  Kribben,  Rheinwerder  durch  den  Kurfürsten  selbst  ist  sehr 
rathsam,  um  die  Frage  zu  entscheiden,  ob,  wie  und  wo  die  vom  Wasser 
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zerstörten  Bann-   und  Sommerdeiche  wieder  errichtet  werden  sollen;   auch 
'Ibst  sich  zu  überzeugten,  wie  durch  einzelne  Anlagen  von  Kribbenwerken 
die   fürstlichen  Ländereien   am  Flusse    stark   beschädigt,    auch   durch  die 
Deichlasten  viele  Pächter  und  Grundbesitzer  zu  Grunde  gerichtet  werden. 
Die  Verpachtung  der  verpfändeten  Domainen,   welche  oft  10,  12  und  mehr 
Procent  des  geliehenen  Capitals  aufbringen,   an  Meistbietende  und  Abzug 
desjenigen,  was  sie  mehr  als  6  Procent  aufbringen,  muss  strenge  durchge- 
führt werden ;  dadurch  würden  s:ich  5— 6000  Thlr.  mehr  erzielen  lassen.    Die 
Ablösung  der  von  den  XJnterthanen  zu  leistenden  Hand-  und  Spanndienste 
)wie  der  vielen  kleinen  Erbzinsen  von  Geld,  Korn  und  sonstigen  Yictua- 
iien  von  kleinen  Parcellen,  auch  der  Abgaben  von  den  thatsächlich  in  Erb- 
pacht übergegangenen  Leibgewinn-,    Koes-  und  Hofesgütern*)  würde  eine 
bf'deutende  Summe  einbringen,  womit  verpfändete  Domainen  eingelöst  wer- 
ten könnten.     Viele  jener  Leibgewinngüter  sind  dem  Fiscus  durch  Abster- 
•*n  der  damit  Beliehenen  verfallen.     „Der  grösste  Vortheil  ist  aber  aus  der 
Revision  der  Rechnungen   der  Steuerreceptoren  und  der  Examinatlon  der 
Pachtcontracte  zu  erwarten".     Neben  allen  diesen  zum  Theil  schon  begon- 
nenen Finanzreformen  bleibt  doch  die  Leistung  der  von  den  Ständen  1649 
bewilligten  Steuern  das  Hauptmittel  zur  Tilgung  der  enormen  Schuldenlast. 
Zur  weiteren  Durchführung  jener  Reformen   eignen   sich   besonders  die  or- 
<  ntlichen  und  ausserordentlichen  Kammerräthe,  nämlich  Hüchtenbruch, 
ic  beiden  Blaspeil  und  Bachmann,   und  aussordom  Hoidon,  Strün- 
f'de,  Reck  zu  Witten  und  VV  ei  mann. 


Aus  dem  „Verbaal'*  der  staatischen  Gesandten.     H. 

[Abschiedsaudienz  beim  Kurfürsten.    Intercession  für  die  Stände.] 

.Op  den  27.  dcses  (October)  gingen  wij  des  naermiddachs  te  hove  by  27.  Oct. 

!'  u  beere  Churfurst,    om   ons   aifgescheijt  van   deselve  te  nemen,    doende 

ifde  gelijcke  plichten  aeuMevrouwe  de  Churfurstinne  met  de  complimenten 

1»  die  materie  passende};  hare  Churfurstelcijcke  doorluchtichheit  bejegende 

iH   scrr  vriendelick,   en   beleefdclick,    hooch   protesterende  van  de  goede 

iiabuyrschap  ende  vertroudc  corrcspondentie  die  deselve  altijt  on- 

rbrctcKclijck  gemeent  waren,  met  U.  H.  M.  te  cultiveren,  seggende  Mo- 

louwe  de  ('hurvorstinne,  noit  sonder  sucht  tot  dcrselver  vadciiant  te  sullon 

ven,  ende  de  beere  Churfurst  medc  seggendc  dese  landen  te  houden  als 

n  dcele  desHclffs  vadcrlaut  vermits   de  nourriture,   die  hij   in  sijne  jouge 

ippn  hier  haddc  ontfangen,   en  specialick  om  dat  deselve  met  een  nedcr- 

lie  princcsse  in  den   echten   stact  gctrcden  was,  met  vccl   andere  be- 

. -i'dcn;  wij  dcden  gelijcke  vcrseeckeringcn  uijt  den  naem  van  U.U.  M. 

iide  daermcdo  cyndJKcndc  blcveu  dacr  tcr  maeltijt;  de  beere  van  Ob  dam 

ilofT  van  U.  H.  M.  absent. 

^^  «IcMi  bij  't  nemen  van  ons  voorseijde  affgescheljt  aon 

-  Uh.D.  de  goede  ecnicbcijt  met  dcHselffH  landRtendeD,  erinnerende  op  iiieus 

';  Vgl.  oben  allgom.  Eioloit.  p.  G. 

SO* 
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hoe  dat  ü.  H.  M.  met  leetwesen  souden  moeten  aensien,  als  het  buijten 
vertrouwen  anders  mochten  geheuren,  dat  sijne  hoochst  gedachte  Ch.  D. 
soude  gelieveu  te  gedenken,  waertoe  U.  H.  M.  bij  het  Xantische  verdrach 
sieh  hadden  verplicht  namentlyck  tot  de  niaintenue  van  de  renversalen  ^). 
De  Heere  Churfurst  voechde  ons  tot  antwoort,  dat  deselve  niet  en  verhoopte 
aen  sijne  stenden  eenige  wettelijcke  redenen  van  dachten  te  sullen  geven, 
waermede  vertreckende,  wierden  wij  als  deurgaens  te  vooren,  in  een  fluwele 
carosse  door  Edellieden  tot  in  onse  huijsinge  vergeleijt". 


Joh.  Niess  an  Joh.  Becker.     Dat.  Cleve  3.  Nov.  1651.     W. 

[Die  Klageschrift  an  den  Kaiser  ist  dem  Syndicus  Mühlheim  zur  weiteren  Be- 
förderung zu  senden.  Der  Pfalzgraf  hat,  wie  der  Kurfürst,  noch  nicht  seine 
Truppen  entlassen.  Auf  Drängen  der  jülich-bergischen  Stände  Mahnschreiben  der 
kaiserlichen  Gesandten  an  beide  Fürsten,  iirhebung  von  41,000  Thlr.  zur  Ab- 
dankung der  Truppen.] 

3.  Nov.  ^jch  habe  vorgestern  einen  Expressen  von  Cöln   mit  Schreiben 

von  dem  jülichsehen  syndico  erhalten  '^),  worin  vermeldet,  dass  er  mein 
nächstes  aus  Wesel  empfangen,  ohne  aber  dass  ihm  die  Klage  an  den 
Kaiser  sei  zugekommen,  kann  sich  nicht  genug  verwundern  und  bat 
allerhand  argwöhnische  Gedanken,  warum  ihm  dieselbe  nicht  sei  über- 
reichet. Nun  habe  ich  dieses  E.  etc.  zu  vermelden  nicht  umgehen 
können,  mit  Bitte,  dass  der  Kaufmann,  bei  welchem  diese  Klage  in 
unserer  nächsten  Gegenwart  zu  Cöln  deponirt,  obmeltem  jülichsehen 
syndico  Herrn  Lt.  Mühlheim  ungesäumt  zustellen  möchte.  Der  Herr 
Syndicus  will  versichern,  dass  dieselbe  wohl  soll  adressirt  und  re- 
commendiret  werden^).     Die  Herren  Landstände  sollten   ungern  ver- 


^)  Ygl.  Vreede  a.  a.  0.  p.  173.  Nach  Aitzema  III  p.  689  empfingen  die 
Gesandten,  im  Begrifif  abzureisen,  Auftrag,  Sorge  zu  tragen,  dass  die  Privilegien 
der  Stände  zufolge  der  Rerversalen  „gemaintenert"  würden-,  wären  aber  der 
Meinung  gewesen,  dass  sie  dafür  nur  während  der  Tractatsverhandlungen  und 
bei  Abschluss  desselben  Sorge  zu  tragen  hätten,  der  Auftrag  jetzt  aber  nach  dem 
Vergleich  erloschen  sei.  Nach  den  Acten  des  niederl.  Reichsarchivs  wurden  da- 
gegen die  betreffenden  Befehle  der  Generalstaaten  v.  11.  u.  13.  October  ,, zurück- 
gehalten". 

^)  Ein  Schreiben  Mühlheim's  vom  27.  October  zeigt  Niess  au,  dass  die 
jülich-bergischen  Stände  sich  der  fortdauernden  lothringschen  Einquartierungen 
und  Märsche  wegen  noch  nicht  zu  der  vorgeschlagenen  Conferenz  mit  den  cleve- 
märkischen  versammeln  könnten.  Er  bittet  zu  veranlassen,  dass  letztere  sich, 
wie  die  jülich-bergischen  Ständedeputirten  bereits  gethan  hätten,  mit  der  Bitte 
an  die  kaiserl.  Gesandten  wenden  möchten,  die  beiden  Fürsten  zur  schleunigen 
Abführung  der  Truppen  anzuhalten. 

^)  Vgl.  oben  p.  559.  Mühlheim  sollte  sie  dem  zu  Wesel  gefassten  Be- 
schluss  gemäss  unter  der  Hand  an  den  kaiserlichen  Hof  befördern  und  dort  em- 
pfehlen;   von   einer  directen   öffentlichen  Eingabe    der  Klage   scheinen   also   die 
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nehmen,  dass  diese  zurückbleiben  würde.  Obgemelter  Syndicus  ver- 
meldet ferner,  dass  der  Herzog  von  Neuburg  seine  neu  geworbenen 
Völker  noch  nicht  abdanke,  auch  dass  die  Lothringschen  auxiliares 
copiae  noch  im  Fürstenthum  Berge  logireu,  aus  Ursach,  dass  unser 
gnädigster  Herr  mit  der  Abdankung  keinen  Anfang  gemacht,  darum 
haben  die  Jülich-  und  bergischen  Landstände  bei  den  Herren  kaiserl. 
Abgesandten  zum  Heftigsten  dolirt  und  befordert,  dass  an  beide  Chur- 
und  Fürsten  seriöse  geschrieben  und  Namens  I.  Kais.  Maj.  die  Abdan- 
kung mit  Ernst  befohlen  werde  ^).  —  S.  Ch.  D.  haben  zur  Beförderung 
der  Exauctoration  ihrer  Völker  die  Summe  von  41,000  Thlr.  umge- 
schlagen, es  kommen  aber  wenig  Gelder  bei  und  geht  die  Abdankung 
langsam  fort.     Inmittelst  leidet  der  Gerechte  und  Unschuldige  hinzu". 


We.sei  an  Rees  und  Emmerich.    Dat.  Wesel  7.  Nov.  1651.   R. 

Emmerich  hat  sie  aufgefordert,  eine  Versammlung  der  Stände  zu  ver-  7.  Nov. 
anlassen,  um  gegen  die  vom  Kurfürsten  wiederum  ausgeschriebene  uneinge- 
willigte  Contribution,  die  angeblich  zur  Abführung  der  Truppen  dienen 
solle,  aber  zunächst  durch  dieselben  executionsweise  beigetriebeu  werde, 
Maassregeln  zu  berathen.  Auch  ihnen  schien  eine  solche  Zusammenkunft 
höchst  nöthig,  aber  die  Ritterbürtigen  weigerten  sich  vor  Beschaffung  der 
Mittel  zu  ihrer  Defrayirung  wieder  zu  erscheinen  und  verlaugten  dazu  einen 
'  orschuss  von  1000  Thlr.  seitens  der  ostrheinischen  Städte.  Sie  ihrerseits 
..ollen  ihre  Quote  sofort  beibringen  und  ersuchen  um  ein  Gleiches  seitens 
der  beiden  Städte. 


cleve  -  märkischeD  Stände  zanäcbst  noch  abgestanden  zu  sein.  Die  Protokolle 
der  in  Wesel  vom  17  —  23.  October  gepflogenen  ständischeu  Vurhaudlungen,  die 
bestimmte  Auskunft  darüber  urtheilen  würden,  fehlen  leider;  die  oben  mitgetheilte 
Relation  der  weseler  Deputirten  über  dieselben  erwähnt  der  Klage  an  den  Kaiser 
gftr  nicht,  woraus  schon  hervorgeht,  dass  jene  Mittheiluug  am  kaiserlichen  Hofe 
nor  eine  vertrauliche  sein  sollte;  auch  hatte  der  Kurfürst  ja  durch  Abschluss 
des  Vortrages  vom  11.  October  und  die  darin  gegebene  Zusage  der  Truppenent- 
lasfluug  im  Wesentlichen  diu  von  den  iStänden  in  ihrem  Schreiben  vom  3.  October 
an  ihn  (vgl.  p.  555)  gestellte  Bedingung,  unter  welcher  sie  die  Klage  zurückhal- 
fiti  wollten,  erfüllt. 

In  dem  am  26.  October  aus  CöId  ao  beide  Fürsten  abgelassenen  gleich- 

iiititi  inien  Hchrciben  der  beiden  kaiserlichen  Abgesandten,  fordern  sie  dieselbe 

uuf:    „die  Abführung  ihrer  Soldutesca  ungetäamt  ao  die  Hand  zu  nehmen",  — 

LandHtändcn  /ur  Klage  Anlass  geben,  zumal  Kais.  Mig. 

Ihrt's   wirklichen    tichutses   und  Protection   durch  uns 

iben  versichern  iMtea". 


5ßß  IL    Der  Krieg  mit  Neuburg. 

Hatzfeld  an  Mühlheim.     Dat.  Ems  12.  Nov.  1651.     D. 

[Mahnschreiben  der  kaiserlichen'Abgesandten  an  den  Kurfürsten  und  Pfalzgrafen. 
Deren  Aufnahme.     Auch  die  Stände  müssen  auf  Trnppenentlassung  drängen.] 

12. Nov.  Schickt  die  Schreiben  an  Brandenburg  und  Neuburg,   wodurch  beide 

Fürsten  zur  schleunigen  gänzlichen  Entlassung  aller  ihrer  Truppen  ermahnt 
werden. 

„Die  Stände  müssen  die  Sach  auch  bei  I.  D.  dem  jungen  Prinzen 
urgiren,  damit  die  Erlassungen  je  ehender  je  besser  fortgehen.  Bei 
Chur-Brandenburg  hat  unsere  Erinnerung  zwar  verfangen,  gleichwohl 
wie  zu  spüren  einen  Verdruss  gegeben,  doch  ohne  Ursach". 


Niess  an  Mühlheim.     Dat.  Cleve  17.  Nov.  1651.     D. 

[Schickt  Copie  der  Klage  beim  Kaiser,  sie  zufrecommandiren.    Beitreibung  von 
42,000  Thlr.  in  Cleve,  18,000  in  Mark  zur  Trüppenabdankung.     Entlassung  eini- 
ger Kegimenter.     Verhinderung  des  Convents  der  cleve-märkischen  Stände.    Be- 
rathungen  der  unirten  Stände.] 

17. Nov.  „Auf  Gutfinden  und  Bewilligung    einiger  Herren  aus  Mittel  der 

clevischen  Ritterschaft  habe  ich  E.  E.  beiliegende  Copei  von  der  kai- 
serlichen Klag  zuschicken  und  Dieselbe  diensthch  bitten  sollen,  die- 
selbe begehrter  maassen  unbeschwert  an  dero  Confidenten  zu  recom- 
mandiren.  Ich  werde  bei  nächster  Versammlung  meiner  Herren  Prin- 
cipalen  diese  officia  rühmen  und  befördern,  dass  alle  Mühe  zu  Dank 
möge  erstattet  werden.  Nachdem  S.  Ch.  D.  die  Summe  von  42,000 
Thlr.  hier  im  Herzogthum  Cleve,  die  Summe  von  18,000  Thlr.  in  der 
Grafschaft  eigenmächtig  umgelegt,  und  von  den  armen  ruinirten  Un- 
terthanen,  welche  einige  Monate  S.  Ch.  D.  Kriegsvölker  mit  schweren 
Kosten  tractiren  und  verpflegen  müssen,  mit  Kriegsmacht  beigetrieben, 
haben  sie  nunmehr  mit  der  Abdankung  einen  Anfang  gemacht,  zwei 
Regimenter  von  den  beiden  Herren  Grafen  und  Gebrüder  v.  Stimm, 
item  die  Regimenter  von  den  Freiherren  v.  Biland  und  Lottum;  auch 
wird  referirt,  dass  der  Oberster  Eller  mit  den  seinigen  sei  licentiret 
und  cassiret  worden.  Wie  es  aber  mit  den  Regimentern,  so  in  der 
Grafschaft  Mark  gestanden,  beschaffen,  davon  habe  noch  keinen  sichern 
Bescheid.  Die  clevischen  Herren  Landstände  thun  die  Herren  märki- 
sche erster  Tage  binnen  der  Stadt  Wesel  gewärtigen.  Diese  Land- 
schaften wären  vorlängst  bei  einander  getreten,  wenn  S.  Ch.  D.  zu 
Brandenburg  die  Herren  Märkischen  nach  der  Stadt  Hamm  in  corpore 
zu  erscheinen  nicht  berufen  hätten;  hiedurch  wurden  die  Herren  Cle- 
vischen behindert,  dass  sie  wegen  Beantwortung  der  allergnädigsten 
kaiserlichen  Proposition  und  sonsten  über  mehr  andere  die  erbver- 
einigten Landschaften  concernirende  Punkte  noch  zur  Zeit  nichts  re- 
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solviren  können.  Meines  einfältigen  Ermessens  ist  eine  hohe  Nothdurft, 
dass  die  Landstände,  so  bald  möglieh,  bei  einander  treten  und  deli- 
beriren,  wie  sie  sich  gegen  die  lothringsche  Invasion  und  sonsten  ge- 
gen alle  unbillig  zugefügte  Gewalt  schützen  mögen.  Es  ist  betrübt, 
dass  diese  unirte  Landschaften  einem  jedweden  zum  Raub  müssen 
offen  liegen.  Ich  gebrauche  die  Freiheit  und  erinnere  abermalen  we- 
gen der  begehrten  kaiserlichen  Confirmation  der  Jülich-  und  bergischen 
Union,  item  des  kaiserlichen  decretum  kraft  dessen  wohlgemelte  Herren 
Landstände  berechtigt  sein,  zu  ihrer  Nothdurft  irrequisito  serenissimo 
Pfennige  auszuschlagen.  Hierselbt  werden  stattliche  Präparatorien  ge- 
macht zu  zweien  Beilagern,  nämlich  des  Grafen  von  Ostfriesland  und 
Graf  Wilhelm's,  Statthaltern  zu  Groningen,  mit  den  beiden  Princessen 
von  Orange". 

Instruction  für  die  Deputirten  der  märkischen  Stände*). 

Dat.  Hamm  27.  Nov.   1651. 

(Archiv  zu  Brüninghausen.) 

[Sollen  mit  den  clevischen  Ständen  berathen,  was  auf  die  kaiserliche  Proposition 
zu  antworten,  und  mit  den  jülich-bergischen  Stünden,  was  zur  Verhinderung  noch- 
maligen Krieges  zu  thun;  mit  jenen  auf  Räumung  von  Hamm  und  Lippstadt  drin- 
gen, oder  sie  doch  zur  Mittragung  des  Unterhalts  der  Garnisonen  bewegen  resp« 
den  Kurfürsten  um  gerechte  Repartirung  der  Lasten  bitten.] 
Sie  haben  sich  nach  Wesel  zu  den  clevischen  Ständen  und  mit  deren  27.  Nov. 
Deputirten  nach  Cöln  zu  den  Jülich -bergischen  Ständen  zu  begeben,  auch 
dort  zunächst  ihr  spätes  Eintreflfen  damit  zu  entschuldigen,  dass  sie  die 
frühereu  Termine  wegen  Kürze  der  Zeit  nicht  hätten  einhalten  können,  zu- 
mal  der  Kurfürst   die    märkischen    Stände    inzwischen    nach  Hamm   beru- 

u  habe. 

„Dass  also  anitzo,    wann  beliebig  zu  dcliberircn  wäre,    was  auf 
(lor   kaiserlichen   Herren  Abgesandte   in  Cöln   abgelegte   Proposition 

i  antworten,  wie  denn  auch,  was  mit  den  Jülich-  und  bergischen 
btftuden  und  Mitgliedern  in  den  angeschriebenen  Stücken  der  Religion 
und  dahcro  dependircnden  Garantie,  und  wie  ins  künftig,  wann  wie- 
derum zwischen  beiden  Chur-  und  Fürsten  Hrandenburg  und  Pfalz- 

t'uburg  einige  motus  sollten  entstehen,  denselben  zu  begegnen  und 

I  den  erbvereinigten  Lilndern  bestilndige  Einigkeit  und  Treue  zu  er- 

')    El  waroD  Bornh  i><  i  t    \.  Hudelschwiag   zu   Bodelachwiog, 

Hütger  V.  Dünguln  zu  ÜnihauHen,  Jubel  Wessol  v.  Frottag  Eor  Bndden- 

bürg,   Conrad  Philipp  v.  liumberg  zu  BrüuiDgbauseo,   Floreoi  Merkel- 

ich,  Frans  v.  Mechelo  und  Coorad  Balthaser  Zahn,  Bürgermeister  su 

'    Hamm  und  Unoa. 
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halten,  und  was  sonsten  dabei  zu  beobachten  nöthig  sein  würde.  Dann 
mit  denselben  zu  unterreden  und  zu  deliberiren,  dass,  nachdem  S.  Ch. 
D.  zu  Brandenburg  nicht  allein  die  Abdankungsgelder  behuf  cassirter 
Soldaten,  sondern  weiters  Unterhalt,  Verpflegung  und  andere  ohnge- 
wöhnliche  Gelder  prätendirt,  wie  alsolcher  Zumuthung  sich  zu  ent- 
schlagen und  dergleichen  Ausgaben  geübrigt  zu  sein. 

Und  weil  in  specie  auf  die  Garnisonen  zu  Hamm  und  Lippstadt 
monatlich  3500  Thlr.  und  auf  ein  Jahr  lang  gefordert  werden,  neben 
den  Herren  clevischen  Ständen  bei  I.  Ch.  D.  unterthänigst  Ansuchung 
zu  thun,  dass  dieselben  Garnisonen  abgeschafft  und  man  bei  getroffe- 
nem allgemeinem  Frieden  auch  dieser  Oerter  desselben  Früchte  ge- 
messen möge.  Sollte  aber  über  alles  Verhoffen  solches  noch  zur  Zeit 
nicht  zu  erhalten  sein,  dass  solchen  Falls,  weil  von  I.  Ch.  D.  die  ge- 
meine Necessität  und  Securität  dieser  Landen  vorgeschützet  wird,  die 
Herren  Clevischen  die  Märkischen  in  diesem  Fall,  gleich  wie  die  Jü- 
lichschen  und  Bergischen  in  Unterhaltung  der  Garnisonen  in  Düssel- 
dorf und  sonsten  thun,  assistiren  und  die  Kosten  abtragen  helfen  wollen. 
Wann  aber  in  diesem  bei  den  clevischen  Ständen  Nichts  würde  sein 
zu  erheben,  und  die  Last  hiesiger  Grafschaft  alleinig  sollte  verbleiben, 
S.  Ch.  D.  hierin  unterthänigst  zu  belangen  und  Dero  Hilfe  zu  suchen. 
Damit  aber  um  so  viel  wie  weniger  die  Herren  Clevischen  zu  diffi- 
cultiren  haben,  sich  anerbietig  zu  machen,  deren  onera,  als  viel  der- 
selben communia  sein  möchten  ^  pro  quotis  mit  über  sich  zu  nehmen, 
und  dass  also  vice  versa  auch  diese  Last  mit  anzunehmen,  schuldig 
und  gehalten  wären"  ^). 

Niess  an  Mühlheim.     Dat.  Oleve  28.  Nov.  1651.     D. 

[Truppeneutlassuug.      Abzug    der   Gelderpressuugen  vom  Sold.     Aufschub    des 
Convents  der  unirten  Stände.] 

28.  Nov.  Belangend  die  Abdankung  der  chur-brandenb.  Völker,  haben  S.  Ch. 

D.  nicht  ohne  grosse  Last  der  armen  beschwerten  Unterthanen  dermal- 
eins  werkstellig  gemacht  und  keine  mehr  hieselbst  in  dem  Herzogthum 
Cleve  als  die  hieselbst  in  der  Stadt  logierende  Leibguarde  etwa  in  die 
300  Mann  bestehend  und  dann  die  in  den  nächst  gelegenen  clevischen 
Städten  einqartierte  Leibcompagnie  zu  Pferde  von  170  Mann  in  Dienst 
gehalten;  in  der  Grafschaft  Mark  soll  auch  die  Licentirung  geschehen 
sein;  ausgenommen  dass  die  Stadt  Hamm  mit  2  Compagnien  in  allem 


*)  Die  Zusammenkunft  der  märkischen  Deputirten  mit  den  clevischen  Stän- 
den fand  erst  im  Februar  1652  in  Rees  statt;  siehe  weiter  unten. 
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von  300  Mann,  und  die  Lippstadt  mit  500  Mann  besetzet  bleibe;  auch 
wird  referiret,  dass  der  Oberst  Spaen  seine  Leibcompagnie  soll  be- 
halten haben.  Mit  der  Bezahlung  ist  es  dieser  gestalt  hergangen. 
Dieweil  diese  Kriegsvölker  in  den  Städten  und  auf  dem  platten  Lande 
ganz  üppig  sich  haben  verpflegen  lassen,  und  beneben  diesem  kost- 
barlichen  Tractament  den  Leuten  noch  dazu  Geld  abgepresset,  wes- 
wegen verschiedene  Klagen  bei  S.  Ch.  D.  sein  eingekommen,  als  haben 
Sie  diesen  Schaden  und  kostbarliche  Verpflegung  aufgenommen  und 
taxiren  lassen,  welches  den  Soldaten  an  ihrem  versprochenen  Sold 
Jibgezogen,  und  der  mehrere  Theil  nicht  mehr  denn  einen  halben  Monat 
•Id,  da  sie  vier  Monat  zu  fordern  gehabt,  bekommen;  über  diese 
ompeusation  sein  die  Soldaten  unwillig  gewesen,  also  wenn  es  ihnen 
möglich  gewesen  wäre,  grosse  Ungelegenheit  gemacht  haben  sollten. 
Diese  vorgenommene  Liquidation  und  Compensation  hat  den  Unter- 
thanen  nichts  genützet,  die  dem  unerachtet  viele  Tausende  mehr,  dann 
ies  bezahlte  Stipendium  sich  erstrecket,  erlegen  müssen. 

Die  nächsthiu  im  October  berahmete  Beisammenkunft  der  erbver- 
einigten Herren  Landstände  wird  nunmehr  bis  in  das  künftige  Jahr 
anstehen  müssen.  Die  Herren  Clevischen  haben  sich  diesen  Tag  bin- 
nen der  Stadt  Wesel  veranlasset;  ich  sehe  aber  nicht,  wie  einer  wegen 
des  immittelst  aufgeschwollenen  Rheinstroms  von  dieser  Seite  Rheins 
dahin  kommen  solle". 

Bernsau   und  Diest  an   den  Kurfürsten.      Dat.   Rim  -    IL  Jan. 

ir,52.     M. 

Hätten   in  Rees   von    den   cleviKcheu  Ritterbürtigen :  Loe   zu  Wissen,    1652. 
Hoven,  Wilich  zu  Dierslurt,  Morrien  und  Diepeubruch,  und  Depu-  14.  Jan. 
ite  der  Städte  Wesel,  Cleve,  Emmerich,  Rees,  Xanten  und  Calcar  vorge- 
;iiden,   und,  wie  ihnen  durch  das  Schreiben  des  Grafen  von  Wal  deck 
fohlen  worden,   denselben   mitgetheilt,  dass  der  Kurfürst  die  Deputirten 
'  r  Stände   in  Cleve    erwarte.     Darauf  wäre   ihnen   geantwortet,    dass   die 
Mände  Bedenken  trügen,  ihre  Deputirten  nach  Cleve  zu  schicken,  zweifel- 
un  aber  nicht,  dass  die  gesaramten  Land^tände  auf  gebührliche  Ausschrei- 
•n  dort  <'rseheinen  würden.    Auf  das  Schrcilx'u  des  Kurfürsten  vom  29.  De- 
•  mber,  betr<*flcnd  die  kaiserliche  Forderung  von  13  Rouienn"ii!i(i  n  kr.iinfcn 
ie  Stände  noch  nicht  antworten,  da  sie  erst  in  geringer 
'    \vären,  wollton  ihre  noch  fehlende  Mitglieder  noehnuil^  vi  rscm 
'  n  aber  vorer.'^t  um  Copie  des  kaiserliehen  Schreibens  bitten. 


')  Zn   dieaem   auf  dem    18.  .Juonar   re8tge8ot7.toii  wurden   auch   die 

ärkischen  Htändo  oiogcladon,    Dcptitirtn  zu  setidiMi  Mixende  Bora- 
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Instruction  für  den   geh.  Kammerrath  Ewald  v.  Kleist  und 
den  geh.  Kegierungsrath  Adam  Isinck.     Dat.  Cleve  23.  Jan. 

1652.     M. 

[Missfallen  über  die  Deputation  an  die  kaiserlichen  Abgesandten;  deren  Propo- 
sition. Verbot  fernerer  Conferenzen  mit  ihnen  wie  mit  den  Jülich  -  bergischen 
Ständen.  Zusage  der  Gravamenabstellung.  Die  Römermonate.  Aufforderung, 
Deputirte  nach  Cleve  zu  senden  behufs  Verhandlungen  über  die  Schuldentil- 
gungssteuer.] 

23.  Jan.  „Nachdem  I.  Ch.  D.  vernommen  hätten,    dass   die  Stände  dieses 

Herzogthums  Cleve  auf  ihrer  zu  Wesel  im  September  des  1651.  Jahres 
gehaltener  Beisammenkunft,  I.  Ch.  D.  beschehener  schrift-  und  münd- 
licher Inhibirung  unerachtet,  einige  ihres  Mittels  nach  Cöln  zu  den 
Herren  kaiserlichen  Abgesandten  auf  vergangener  Einladung  abge- 
schickt hätten,  so  gereiche  dasselbe  zuvörderst  I.  Ch.  D.  zu  Missfallen 
aus  den  Ursachen  und  Consequentien,  welche  I.  Ch.  D.  der  Zeit  be- 
melten  Ständen  remonstriren  lassen.  Und  weil  bis  dato  I.  Ch.  D. 
nicht  berichtet  wären,  was  die  Herren  kaiserlichen  Gesandten  berühr- 
ten Ständedeputirten  damals  proponirt  haben  möchten,  als  thäten 
I.  Ch.  D.  gnädigst  gesinnen,  davon  eine  beglaubte  Abschrift  anjetzo 
communiciren  und  ausgeben  zu  lassen,  mit  nochmaliger  gnädigster 
und  landfürstlicher  wohlmeintlicher  Verwarnung  und  zugleich  ernst- 
licher Inhibition,  dass  bei  Vermeidung  I.  Ch.  D.  höchster  Ungnade 
die  cleve-  und  märkischen  Stände  oder  deren  Deputirte  vor  den  Herren 
kaiserlichen  Commissaren  auf  bereits  beschehene,  oder  noch  bevor- 
stehende Veranlassung  ohne  I.  Ch.  D.  gnädigsten  Consens  und  Ver- 


thungspunkte  zu  instruiren:  1)  Was  auf  das  kurf.  Schreiben  bezüglich  der  Rö- 
raermonate  zu  resolviren.  2)  Wie  die  Proposition  der  kais.  Abgesandten  zu  beant- 
worten. 3)  Ob  die  cleve -märkischen  Stände  sich  auf  die  von  den  jülich-bergi- 
schen  proponirten  Conferenzen  zur  Erörterung  der  Religionsdififerenzen  einlassen 
sollten  (vgl.  oben  p.  560  u.  569).  4)  Ob  eine  Steuer  zur  Bestreitung  der  ständi- 
schen Ausgaben  auszuschlagen.  5)  Ob  Jemand  zur  Abhörung  der  Rechnungen 
des  ehemaligen  Landrentmeisters  Blas  peil  zu  deputiren.  6)  Wie  die  Stände 
gegen  angedrohte  Execution  nicht  bewilligter  Steuern  zu  sichern.  Wesel  in- 
struirte  seine  Deputirten  (ther  Schmitten,  Lic.  Adolf  Moll  und  Arnold 
Bongard)  dahin,  dass  sie  die  verlangten  Römermonate  zur  Evacuation  Fran- 
kenthals unter  Vorbehalt  des  Abzugs  der  dem  Grafen  Hatzfeld  bereits  ausge- 
zahlten 6000  Thlr.  bewilligen,  dabei  aber  die  gleichzeitige  Erhebung  einer  Summe 
für  die  Stände  bedingen;  bei  der  Beantwortung  der  kais.  Proposition  auf  den 
ausdrücklichen  Vorbehalt  der  staatischen  Garantie  und  deren  Geltendmachung 
,,bei  allen  vorfallenden  Occurrentien"  bestehen;  die  Religionsconferenzen  als 
nach  dem  Vergleich  zwischen  den  possidirenden  Fürsten  unnöthig  zurückweisen, 
und  die  Mitwirkung  bei  Abnahme  der  Rechnungen  ablehnen  sollen.  (Weseler 
RathsprotokoU  vom  16.  und  21.  Januar  1652.) 
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willigung  nicht  weiters  zu  erscheinen,  weniger  mit  den  Jülich-  und 
bergischen  Ständen  einige  verlautete,  unzulässige  und  gefährliche  weit 
aussehende  Unirung  und  Verbindung  keineswegs  einzugehen  haben 
sollen,  sondern,  dafern  bemelte  Stände  einige  Beschwerungen  zu  füh- 
ren hätten,  dieselbe  I.  Ch.  D.  als  ihrem  ordentlichen  Landesherrn 
unterthänigst  vorzubringen,  die  dann  an  ihrem  hohen  Ort  gnädigst 
erbietig  wären,  in  gebührender  Remedirung  und  Abhelfung  nichts 
tiberall  erfinden  zu  lassen,  wenn  es  nur  mit  unterthänigstem  Respect 
und  obliegendem  Gehorsam  von  den  Ständen  vorhin  gesucht  und  ge- 
beten würde.  Vors  andere  hätten  I.  Ch.  D.  wegen  Ausschlag  des 
Contingents  in  den  verwilligten  dreizehn  Monaten  Reichs -Römerzüge 
zur  Evacuation  der  Stadt  Frankenthal  einige  Deputirte  nach  Cleve 
gnädigst  verschreiben  lassen,  wann  nun  bis  anhero  darauf  Niemand 
erschienen,  die  unumgängliche  Nothdurft  gleichwohl  die  Umlage  und 
Beischaffung  derselben  erforderte,  so  wären  I.  Ch.  D.  gnädigst  ge- 
meinet, weil  keine  Deputirten  erschienen,  auch  die  Stände  keine  Er- 
innerung darüber  unterthänigst  eingebracht  hätten,  mit  dem  Ausschlag 
hier  im  Lande  fordersamst  zu  verfahren  und  das  Contingent  an  ge- 
hörigem Ort  einreichen  zu  lassen.  —  Demnach  nunmehr  die  Zeit  her- 
annahet, dass  mit  Aussetzung  der  Gelder,  welche  zur  Abtilgung  der 
alten  Kammerschulden,  auch  Einlösung  des  Amts  Schermbeck  einge- 
willigt worden,  ein  Anfang  gemacht  werde,  so  hätten  sie  die  Stände 
zugleich  zu  erinnern,  dass  sie  nach  Anweisung  des  Landtagsabschiedes 
einige  aus  ihrem  Mittel  deputiren  wollen,  gestalt  mit  L  Ch.  D.  Regie- 
rungsräthen  in  Conferenz  zu  treten,  nicht  allein  welcher  gestalt  mit 
Aussetzung  ^solcher  Gelder,  sondern  auch  mit  welcher  Creditoren  Be- 
hluug  ein  Anfang  zu  machen,  fort  Pfennigmeister,  Scribenten  und 
andere  zur  Beitreibung  der  Gelder  nöthige  Unterbediente  anzuordnen 
und  zu  instruiron   sein   niöclitou  •^. 

Die  kuriürstl.  (Joraniissäre  landen  die  clevischeii  Stände  im  Begrifl*,  wieder 
•Oll  Rees  abzureißen,   da  die  Deputirten  der  märkischen  Stände  au.sgeblie- 

II  waren.  Ueber  die  der  Instruction  gemäss  vorgebrachten  Propo.Kitiüns- 
punkte  erkUirten  die  clevisclien  Stände  auf  dem  zum  1,  Februar  festgesetzten 
Convent,    zu  dem  auch  märkische  Deputirte  ersclieinen  würden,    Bt'>(liluss 

sen  ztt  wollen.    Am  8.  Februar  erHchiencn  diese  denn  auch  in  R« 
uie   clevischen  Ritterbürtigen   und  Stüdtetl  n   ziemlich   zahlreieh   vtr- 

Hammelt  waren,    baten   alxr  sofort  um   \  '  des   ('onvents   bis   zum 

März,   da  ihnen  so  eben  ein  Schreiben  des  KurfUrstcn   zugestellt  sei,   wo- 
'?tirch  ihnen  die  sofortige  Repartirung  der  geforderten  Römermouate  anbe- 

hlen  wären,  deswegen  sie  unverzüglich  zur  Berichterstattung  darüber  heim- 

hrcn  mUiistcu.    Dieac  plötzliche  Kückreiso  hinderte  iodobtfcu  dio  olevischcu 
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Stände  nicht,  trotz  des  heftigen  Widerspruchs  und  schliesslichen  Protestes 
der  Hauptstadt  Wesel,  die  Absendung  von  Deputirten  zum  Kurfürsten,  so- 
bald die  märkischen  Stände  solche  gleichfalls  schicken  würden,  zu  be- 
schliessen  und  ihnen  nachfolgende  Instruction  zu  ertheileu. 


Instruction  für  die  Deputirten  der  clevischen  Stände. 
Dat.  Rees  6.  Febr.  1652.     R. 

[Defrayirung  der  Stände,  stricte  Yollziehung  des  Landtagsabschieds,  insbeson- 
dere Beeidigung  der  Beamten  incl.  des  Statthalters  vor  den  Ständen.  Satisfac- 
tion  wegen  Erhebung  nicht  bewilligter  Steuern.  Räumung  von  Hamm  und  Lipp- 
stadt.    Herausgabe  der  Reverse  der  Drosten.    Verweigerung  der  Römermonate.] 

6.  Febr.  „Dieweil  S.  Ch.  D.  zu  Brandenburg  unser  gnädigster  Herr  und 

Dero  vornehmste  ministri  sich  unter  der  Hand  vernehmen  lassen,  was 
gestalt  I.  Ch.  D.  gnädigst  entschlossen  wäre,  dass  Sie  alle  der  Herren 
Landstände  gravamina,  wenn  sie  es  mit  gebührendem  Respect  unter- 
thänigst  suchen  würden,  erledigen,  den  Landtagshauptrecess  vollziehen, 
auch  ein  mehreres,  als  sie  etwa  vermeinen  möchten,  gnädigst  zu  con- 
feriren  Vorhabens,  auch  nächsthin  am  25.  passato  durch  den  v.  Kleist 
und  Dr.  Isinck  erinnern  lassen,  dass  die  Zeit  herbei  nahen  thäte, 
damit  die  im  Hauptrecessu  verglichenen  und  sub  conditione  versproche- 
nen Summen  beigetragen  werden,  als  haben  die  Herren  Landstände  den 
Herrn  Quad  zu  Kreutzberg,  Wilich  zu  Winnenthal,  Diepenbruch 
zu  Empel  und  Loe  zu  Wissen,  aus  der  Ritterschaft,  sammt  vier  Per- 
sonen aus  den  Städten^)  mit  dieser  limitirten  Instruction  deputirt  und 
zu  S.  Ch.  D.  abgeordnet :  1)  Deroselben  praeviis  curialibus  den  Mangel 
der  Geldmittel,  der  sich  bei  den  Landständen  ereignet,  atich  dass  sie 
einige  Jahre  hero  auf  den  Landtagen,  wie  vorhiü  von  der  gnädigsten 
Herrschaft  geschehen,  nicht  verpfleget,  unterthänigst  zu  eröffnen  und 
um  Defrayirung  anzuhalten;  2)  dass  sie  zu  S.  Ch.  D.  sich  erheben, 
dieselbe  um  gänzliche  Vollziehung  des  Landtagshauptrecessus  unter- 
thänigst bitten,  auf  dass  alle,  welche  in  höchstgedachtem  Namen  Gebot 
und  Verbot  haben,  worunter  der  Herr  Statthalter  hochgräfl.  Exe.  der 
Vornehmste  ist,  nach  Inhalt  des  recessus  vor  den  Ständen  in  Pflicht 
genommen,  und  dem  vorgangen  den  Hauptrecessus  durchgehen,  um 
dessen  gänzliche  Vollziehung  anhalten,  ihre  Principalen  von  dem 
allen  fideliter  berichten,  gestalt  dieselbe  alle  contraventiones  gegen 
den  Landtagsrecess  und  sonsten  aufsetzen  und  um  deren  Erörterung 


*)  Aus  den  Städten  erschienen  als  Deputirte  am  18.  März  in  Cleve :  der  Bür- 
germeister Grond  von  Calcar,  der  Bürgermeister  Hillensberg  aus  Rees  und 
Dr.  Bachmann  aus  Cleve.     Der  weseler  Deputirte  blieb  aus. 
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S.  Ch.  D.  unterthänigst  belangen  sollen,  wie  sie  dann  auch  der  Graf- 
schaft Mark  Deputirte  in  ihrem  Suchen  wegen  Evat-uation  der  Städte 
Hamm  und  Lippstadt,  wie  nicht  weniger  wegen  Restitution  der  von 
den  Drosten  Altena  und  Hamm  herausgegebenen  Reversen,  wenn  gleich 
die  Beeidigung  des  Hauptrecessus  nicht  so  bald  erfolgen  sollte,  best- 
möglichst zu  assistiren  haben.  3)  Dass  sie  um  satisfactionem  wegen 
der  uneingewilligten  Steuer  bitten,  auch  dass  die  aus  den  Städten 
Wesel,  Emmerich,  Rees.  die  Johanniterordensherren  zu  Wesel  und  an- 
dere Unterthanen  wegen  der  unbezahlten  Contingente  nicht  molestirt, 
noch  davor  executirt  werden.  4)  Auch  mora  dominorum  statuum  zu 
entschuldigen,  dass  sie  wegen  der  geforderten  Römermonate  mit  ihrer 
unterthänigsten  Erklärung  nicht  einkommen,  auch  dagegen  exceptio- 
nem  solutionis,  das  Exempel  der  Jülichschen  und  Bergischen,  als  wel- 
chen derentwegen  nichts  zugeniuthet  worden,  opponiren". 

J)ie  cleve-märkischen  Stände  an  die  kaiserlichen  Abgesandten. 

Dat.  Rees  8.  März  1652.     R. 

Dank  für  die  durch  die  Proposition  eröffnete  Intention  des  Kaisers,  sie  8.  März. 
bei  ihren  Privilegien  und  Freiheiten  zu  erhalten,  und  Entschuldigungen  über 
die  Verspätung  ihrer  Antwort,  da  durch  die  grossen  Uebcrschwemniungen 
in  diesem  Winter  keine  gemeinsamen  cleve-märkischen  Versammlungen  hätten 
abgehalten  werden  können;  die  einzelnen  Landschaften  und  Ständemitglieder 
aber   wegen    der    angedrohten    kurfürstlichen    Ungnade   eine    „Particulier- 
Antwort'*  zu  ertheilen  Bedenken  getragen.     Es  sei  leider  nur  zu  wahr  und 
weltkundig,  dass  die  erb  vereinigten  Landschaften  Jülich,  Cleve  und  Mark, 
ichdem  sie  durch  den  niederländischen  und   grossen  deutschen  Krieg  be- 
reits unsägliche  Drangsalen  erduldet  und  dann  el)en  begonnen  hätten,  sich 
de»  abgeschlossenen  allgemeinen  Friedens  zu  erfreuen,  plötzlieh  durch  den 
zwischen  Pfalz-Neuburg  und  Chur- Brandenburg  ausgebrochenen  Krieg  wie- 
'i'Tuni    in   das   grösste  Elend  versetzt  worden  wären;    namentlich   aber  die 
afschaft  Mark   durch   den  Einfall    der  lothringschen  Truppen   und  durch 
U<!ren  Kauben,  Plündern  und  Niederbrennen,  und  dann  dureh  die  EiiKpiar- 
tierung  der  brandenburgischen  Keutcr,   die  sich  fast  jenen  gleich  betnigeu 
iiten,  fast  gänzlich  vcrwüHtet  worden  wäre,    und  trotzdem  noch  jetzt  die 
in  den  Städten  riamin  und  Ij'ppstadt  liegenden  lirandenburgisehen  Truppen 
verpflegen  niüsste.     Da^s  dem  Blutvergiessen  und  der  Bedrüekung  der  Uu- 
tertbaneii  durch  den  zwisehen  beiden  Fürsten   geschlossenen  Vergleich  ein 
/if*l  gesetzt  worden,   wäre   allein  der  Intcrposition  und  dem   Einschreiten 
-  Kaisers  und  seiner  Gesandten  zu  danken,  und  könnten  sie  solches  nicht 
hoch  genug  rühmen.     Hie  hätten  das  feste  Vertrauen  zum  Kaiser,    dass  er 
Ihnen   stets    zuvcrläshigc  llilfc,   8chutz  und  Bettung  gewähren  würde,   wie 
•    deon  auch  stellt  iu  seiner  und  des  Reichs  Devotion  und  (Jehorsam  ver- 
irren würden. 
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Deputirte  von  Wesel   an  den  Magistrat  daselbst.     Dat.  Rees 

12.  März  1652.     W. 

(Unterz.:  Ant.  ther  Schmitten  und  Adolf  Moll.) 

[Wesels  nochmaliger  Widerspruch  gegen  die  Deputation  nach  Cleve.    Differenzen 
zwischen  Ritterschaft  und  Städten  über  Beantwortung   der   kaiserlichen  Propo- 
sition.    Beschluss ,  der  staatischen  Garantie    darin  nicht  zu  erwähnen  und  deren 
Confirmation  nachsuchen  zu  lassen.] 

12.  März.  Die  Deputirten  der  clevischen  und  märkischen  Stände  sollen  trotz 
ihres  nochmaligen  Widerspruchs  zum  Kurfürsten  nach  Cleve  gesandt  wer- 
den ^) ,  nachdem  der  Kurfürst  auf  die  Bitte  der  Stände  um  freien  Pass  für 
ihre  Deputirten  durch  ein  Schreiben  des  Statthalters  hat  erklären  lassen, 
die  Deputirten  „nicht  ungewöhnlich  begegnen,  sondern  dieselben  frei  an- 
und  abziehen  lassen  zu  wollen'',  lieber  Beantwortung  der  Proposition  der 
kaiserlichen  Abgesandten  haben  sich  die  Stände  nur  mit  vieler  Mühe  ver- 
einbaret, weil  die  Städte  darauf  bestanden,  dass  in  derselben  an  der  Gil- 
tigkeit  der  Privilegiengarantie  seitens  der  Generalstaaten  ausdrücklich  fest- 
gehalten werde,  die  Ritterbürtigen  aber  dagegen  waren. 

„Endlich  deputati  der  Städte  I.  Kais.  Maj.  nicht  zu  offendiren, 
auch  auf  die  Garantie  nicht  zu  renunciren,  es  davor  gehalten,  dass 
die  Proposition  dergestalt  zu  beantworten,  dass  dabei  der  Garantie  in 
initio  bei  Relation  der  Deputirten  noch  auch  per  expressum,  noch  per 
relationem  gedacht  worden.  Dabei  dann  auch  concludiret  und  zu  pro- 
tocolliren  gut  gefunden,  dass  copia  des  Schreibens  dem  Residenten 
Aitzema  Namens  der  Herren  Landstände  zugeschickt  und  demselben 
bei  seiner  Wiederkunft  aufgegeben  werden  solle,  zu  befördern,  dass 
die  Garantie  von  I.  Hochmog.  confirmiret  und  bestätiget  werden 
möchte". 

Instruction  für  die  Deputirten  der  märkischen  Stände  ^) 
Dat.  Lünen  17.  März  1652.     S. 

[Räumung  von  Hamm  und  Lippstadt  und  Abschaffung  der  Truppenverpflegung. 
Rücknahme   der  Jurisdictionen,     Verweigerung  der  Römermonate.     Die  Bedin- 
gungen der  Schuldentilgungssteuern.] 

17.  März.  Sie   werden  zunächst  auf  die  frühere  Instruction  vom  27.  November 

1651  verwiesen,  und  wird  ihnen  ferner  aufgegeben: 

„Besten  Vermögens  daran  zu  sein,  wie  sich  mit  Herren  clevischen 
und  folgends  Jülich-  und  bergischen  Ständen  einerlei  Meinung  zu  ver- 


^)  Auf  eine  Vorstellung  sämmtlicher  Städtedeputirte  dat.  Rees  15.  März  ver- 
weigerte Wesel  nicht  nur  die  Absendung  eines  Deputirten,  sondern  auch  die  des 
Syndicus  ther  Schmitten  nach  Cleve. 

2)  Es  waren  wiederum  die  schon  im  November  1651  gewählten  Deputirten. 
S.  oben  p.568. 
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gleichen,    und    was   dieselbe   allerseits  einiger  Gestalt  zu  des  lieben 
Vaterlandes  Dienst  und  Besten  erspriesslich,  gut  und  dienlich  zu  sein, 
befinden  werden,  denselben  vorzustellen;  insonderheit  aber  mit  Zuzie- 
hung der  Herren  clevischen  Stände  (die  die  Herren  deputati  hierunter 
gebührlich'  zu  ersuchen  und  zu  erlangen  haben)  bei  I.  Ch.  D.  unter- 
thänigste  Ansuchung  zu  thun,  dass  die  beiden  Städte  Hamm  und  Lipp- 
stadt von  den  eiuhabenden  Garnisonen  erledigt,   dieselbe  abgefiihret, 
die  Städte  in   alten  vorigen  Stand  restituiret  und  die  armen  auf  den 
Grund  ausgeösete  Untcrthanen  mit  fernerem  Unterhalt  unbeschwert  und 
verschont  bleiben  mögen,  und  zu  solchem  P^nde  die  verschiedenen  aus- 
gegebenen churfurstlichen  recessus  auszuziehen  und  vorzubringen.  Wann 
auch  der  Ruin  dieser  Grafschaft  je  mehr  und  mehr  wegen  Exemption 
der  neuen  Jurisdictionen  zunimmt,  als  welche  sich  fast  von  allen  oneri- 
bus,   sonderlich  aber  extraordinariis  befreien   und  damit  die  Benach- 
barten zum  höchsten  graviren  und  beschweren,  mit  den  clevischen  und 
sonderlich  den  Städten  zu  unterreden  und  zu  deliberiren,  wie  dieselbe 
als   höchst  schädlich   zu   cassiren   und  abzuschaffen,    wie  verstanden 
wird,  dass  dergleichen  bei  den  Clevischen  bereits  geschehen  sei.    Als 
auch  auf  dem  jüngsten  in  Unna  den   18.  und  14.  Februar  gehaltenen 
Landtage  dem  churfurstlichen   commissario  und  Rathe  dem  von  der 
Reck,  Herr  zu  Witten,  auf  beschehcnes  Proponiren  und  Vortragen  eine 
schriftliche  Resolution  wegen    der   gesonnenen    !•)  Römermonate    zum 
Behuf  der  Evacuation  der  Festung  Frankenthal  ist  ertheilt,   worinnen 
die  Ursachen,  warum  zu  dergleichen  Ausgaben  annoch  nicht  gehalten, 
sind  enthalten,  hat  es  dabei  bis  annoch  sein  Verbleiben,  zumalen  ver- 
schiedene Reichsstände  bis  annoch  den  geringsten  i*fennig  dem  Verlaut 
nach  nicht  sollen  beigebracht  haben.  —  Wie  man  sich  dann  annoch 
guter  maasscn  erinnert,  was  am  8.  October  U)49  zwischen  S.  Ch.  D. 
und  beider  Landen  ('leve  und  Mark  Ständen  wegen  Abtragung  der  alten 
Kammerschulden   und  Einlösung  des  Amts  Scherinbock   verabschiedet 
und  verglichen  worden  ist;  es  haben  aberS.  Ch.  I).  hingegen  sich  gnä- 
digst zu  erinnern,  was  Sie  in  dem  zu  Cleve  den  9.  October  1(;49  aufge- 
richteten Ilauptrecess  gnädigst  haben  versprochen,  angelobet  und  be- 
willigt, dass  zuvörderst  aus  dem  Herzogtliuni  Cleve  als  der  (Jrafschaft 
Mark  alle  Völker  abgeführet,  alle  Krieges  onera  und  contributioncs  auf- 
gehoben würden,  und  dann,  dass  das  Amt  Neustadt  sein  Contingcnt,  \v\q 
b'i  Alter»  bräuchlich,    mit  beizutragen  haben  solle;    item  sub  oodem 
aum.  11   „da  auch    in  diesen   beiden  Landen   Über  alle  Zuversicht 
Kriegsverderb,  extraordinäre  Kcichs-  und  TUrkcnsteucrn  einfielt 
'    iinen  Wir  gCMchchen  lasHcn,  dass  alsdann  obgedachtc  Bc/ahlung  .su 


576  ^^-    ^^^  Krieg  mit  Neuburg. 

fern  in  suspenso  bliebe  und  die  Jahre  prolongirt  werden".  Was  nun  vor 
Kriegsverderb  in  dieser  Grafscbaft  leider  gewesen  sei,  ist  reichskundig-, 
und  dass  annoch  über  die  mit  so  schwerer  Mühe  ausgezahlten  Satis- 
factionsgelder ,  die  Garnisonen  der  Städte  Hamm  und  Lippe  müssen 
unterhalten  werden,  ist  gleichfalls  notorisch.  Daher  ohne  vorherge- 
gangene Respiration  und  Erleichterung  dieser  zu  Grund  gerichteten 
Grafschaft,  und  ohne  dass  die  beiden  Garnisonen  zuvörderst  werden 
abgeschafft,  eine  pur  lautere  Unmöglichkeit  ist,  sich  über  die  alten 
Kammerschulden  und 'Einlösung  des  Amts  Schermbeck  noch  zur  Zeit 
zu  erklären". 

Die  Deputirteii  der  cleve-inärkischen  Stände  an  den  Kurfür- 
sten.    Dat.  Cleve  28.  März  1652.     M. 

28.  März.  Sie  hätten  durch  ihre  dem  Statthalter  am  20.  März  übergebene  Vor- 
stellung nochmals  um  allseitige  Yollziehung  des  Hauptrecesses,  insbeson- 
dere aber  um  die  Vereidigung  des  Statthalters  und  sämmtlicher  Räthe  und 
Beamte  auf  den  Recess  in  Gegenwart  der  Stände  nachgesucht.  Darauf 
wäre  ihnen  nicht  nur  die  Vereidigung  des  Statthalters  überhaupt,  sondern 
auch  die  Anwesenheit  der  Stände  bei  der  Eidesleistung  der  übrigen  Beam- 
ten, „daran  sie  doch  aufs  höchste  interessirt  und  die  sie  consequenter  de 
jure  requiriret",  und  sogar  die  Ausführung  der  Vereidigung  vor  Uebergabe 
ihrer  Gravamen  verweigert  worden.  Müssten  daher,  nachdem  auch  alle 
ihre  Vermittlungsvors.chläge  bezüglich  sofortiger  Ausstellung  einer  schrift- 
lichen Vereidigungszusage  seitens  des  Kurfürsten  zurückgewiesen  worden 
wäre,  gemäss  den  mehrmal  gefassten  Beschlüssen  der  Stände  und  ihrer  In- 
struction alle  weitern  Verhandlungen  abbrechen  und  ihren  (Jommittenten 
darüber  referiren. 


Erst  Mitte  April  erschienen  die  Deputirten  der  Stände  wieder  in 
Cleve.  Nach  langen  Verhandlungen  übernahmen  sie  es,  den  Ständen  zwei 
Vermittlungsvorschläge  bezüglich  der  Vereidigung  der  Beamten  und  des 
Statthalters  vorzulegen.  Einmal  sollte  denselben,  nachdem  eine  Einigung 
über  die  Eidesformel  stattgefunden  habe,  das  Protokoll  über  die  Ableistung 
des  Eides  seitens  der  einzelnen  Beamten,  mit  deren  Unterschrift  versehen, 
vorgelegt  werden;  und  zweitens  sollte  eine  Clausel  in  der  Instruction  des 
Statthalters  aufgenommen  werden,  die  demselben  die  genaue  Beobachtung 
des  Landtagsabschiedes  zur  Pflicht  mache.  Am  28.  April  ward  den  Depu- 
tirten eine  desfallsige  Erklärung  zugestellt,  die  wörtlich  lautet:  „Zuvörderst 
soll  Unser  Statthalter  den  Landtagsrecess  von  1649  beobachten,  und  dem- 
selben nachkommen,  auch  die  Stände  dawider  nicht  beschweren,  wie  er 
denn  auch  dahin  sehen  soll,  dass  Unsere  Räthe,  Beamte  und  Bediente,  so 
Gebot  und  Verbot  in  Unserem  Fürstenthum  Cleve  und  Grafschaft  Mark 
haben,  obgedachtem  Recess  nicht  zuwider  handeln.  — ■  I.  Ch.  D.  versichern 
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gnädigst,  dass  vorher  gesetzte  Wörter  dem  Herrn  Statthalter  in  seiner  In- 
struction also  von  Wort  zu  Wort  gesetzt  und  darnach  während  der  Zeit 
seiner  Bedienung  sich  zu  halten,  von  Deroselben  anbefohlen  worden  ist". 


Deputirte  von  Wesel  an  den  Magistrat  daselbst.     Dat.  Rees 

20.  Mai  1652.     W. 

(Unterz.:  Arnold  de  Beyer  und  Adolf  Moll.) 

Als  sie  am  T.Mai  der  Verabredung  gemäss  in  Rees  eingetroffen,  hätten  20.  Mai. 
sie  daselbst,  ausser  den  Deputirten  dieser  Stadt,  die  von  Emmerich  sowie 
den  Syndicus  Dr.  Niess  angetroffen;  bis  zum  11.  wären  dann  Deputirte 
von  Cleve,  Calcar  und  Duisburg  sowie  Quad-Kreuzberg,  Diepeu- 
bruch  zu  Empel  und  Morrien  zu  Calbeck  angekommen,  die  übrigen  Rit- 
terbürtigen  aber  noch  in  Cleve  auf  dem  Hochzeitsfeste  des  Prinzen  Wil- 
helm Friedrich  von  Nassau  zurückgeblieben.  Erst  auf  ein  Schreiben 
und  Protest  der  Anwesenden  an  den  zeitigen  Director  der  Ritterschaft,  Loe 
zu  Wissen,  sind  am  14.  letzterer,  Wittenhorst  zu  Sonsfeld,  DrostHoven, 
der  Domherr  Wil ich  und  Spaen  zu  Kreuz wick  in  Rees  angekommen.  Die 
Ritterbürtigen  schlugen  vor,  von  der  zuerst  von  den  Ständen  gestellten 
Forderung  einer  Vereidigung  des  Statthalters  und  der  Beamten  in  der 
Stände  Gegenwart  abzustehen  und  den  von  den  Deputirten  in  Cleve  ge- 
machten Vermittelungsvorschlag  anzunehmen.  Cleve,  Calcar  und  Xanten 
sind  geneigt,  den  Ritterbürtigen  hierin  beizustimmen,  und  Wittenhorst- 
Sonsfeld,  wie  der  Drost  Ho  ven,  haben  sich  alle  Mühe  gegeben,  die  bis- 
herige Einigkeit  der  Städte  zu  sprengen.  Ein  Beschluss  ist  nicht  gefasst 
worden  und  werden  die  anwesenden  Stände  unverrichteter  Sache  aus  ein- 
ander gehen.  

Proposition  auf  dem  cleve -märkischen  Landtag  zu  Cleve, 
gethan  29.  Mai  1652*).     M. 

1)  Die  Stände  möchten  jetzt  endlich,  nachdem  Frankenthal  wirklich  29.  Mai. 
^cräumt  worden,  in  die  Erhebung  der  auch  von  Cleve -Mark  zu  leistenden 
13  Römermonate  einwilligen,  sonst  würde  der  Kurfürst  unverzüglich  mit 
der  Umlage  und  Beitreibung  derselben  verfahren.  2)  Da  die  Stände,  wie 
dem  Kurfürsten  berichtet,  mit  der  in  die  Instruction  des  Statthalters  be- 
i^lich  der  Vereidigung  aufzunehmenden  Klausel,  wie  sie  der  Kurfürst 
unter  dem  28.  April  entworfen,  einverstanden  wären;  so  möchten  sie  nunmehr 
unverweilt  mit  der  Regierung  über  die  Beibringung  der  von  ihnen  zur  Ab- 
tilguog  der  KamraerKchuldcn  versproclienen  Steuern  von  000,000  Tiilr.  und 
fürs  erste  der  zur  Einlösung  des  Amts  Schermbeck  nothigen  iSumm<*  '•••*?•- 
then.  3)  Möchten  die  Stände  die  für  die  kurf.  Leibgarde  ^.200  M 
und  100  z.  R.)  zugegebenen  Servicegeldcr  auf  dun  ganze  Land  rcpariiivn 

Iltul    illl^■^4■|llaL'^(•n. 

';  Diese  i'ropuiiitioo  trug  der  Kurfürst  Deputirten  dvr  Stüode  pereüDlIch  vor. 
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Der  clevischen  Stände  Erklärung  auf  des  Kurfürsten  Propo- 
sition.    Dat.  Cleve  31.  Mai  1652.     W. 

31.  Mai.  1)  Ein  Antheil  an  den  13  Römermonaten  behufs  Räumung  der  Festung 

Frankenthal  könnten  dem  niederrheinisch-westfälischen  Kreise,  dem  Friedens- 
schlüsse wie  dem  nürnberger  Ausführungsrecess  nach,  nicht  aufgebürdet  wer- 
den, wie  denn  auch  Neuburg  und  Kur-Cöln  sich  dessen  geweigert  hätten;  über- 
dies wäre  Cleve-Mark  bei  der  Repartition  derselben  um  einige  hundert  Thlr. 
zu  hoch  angeschlagen,  auch  das  Land  durch  den  Krieg  und  die  Einquartie- 
rung in  solchen  Zustand  versetzt,  dass  dasselbe  zur  Aufbringung  irgend 
einer  Steuer  gänzlich  unfähig  wäre.  2)  Zur  Vollziehung  des  Hauptrecesses 
von  1649  wären  sie  ihrerseits  bereit,  sobald  der  Statthalter  auf  denselben 
vereidigt  sein  würde.  Um  aber  die  so  lange  hierüber  gepflogenen  Bera- 
thungen  endlich  zu  beendigen,  wollten  sie  für  diesmal  mit  der  vom  Kurfür- 
sten am  28.  April  ertheilten  Erklärung  sich  begnügen,  wenn  derselben  die 
Zusage  hinzugefügt  würde,  dass  der  eventuelle  Nachfolger  des  Statthalters 
gleich  allen  übrigen  Beamten  über  den  Hauptrecess  in  Pflicht  genommen 
werden  solle. 


Deputirte  von  Wesel  an  den  Magistrat  daselbst.     Dat.  Cleve 

3.  Juni  1652.     W. 

(Unterz. :  Adolf  Moll  und  Johann  Becker.) 

3.  Juni.  Die  Landstände  haben  erklärt,  zu  keinen  weiteren  Verhandlungen  schrei- 

ten zu  wollen,  bevor  der  Kurfürst  ihre  „Defrayirung''  zugesagt  habe.  Der 
Statthalter  hat  erwidert,  dass  in  den  kurf.  Kassen  keine  Mittel  dazu  vor- 
handen wären,  die  Stände  möchten  eine  Steuer  dafür  bewilligen.  Die  Rit- 
terschaft ist  Willens,  ihren  Consens  zur  Erhebung  von  15,000  Thlr.  zu  ge- 
ben, um  davon  zunächst  die  für  den  Grafen  H  atz  fei  d  aufgenommenen 
6000  Thlr.  und  die  von  Wilich-Lottum  und  ßongard  1651  im  Haag 
„creditirten"  Gelder  zurückzuerstatten^). 


Die  weiteren  Verhandlungen  mit  den  Ständen,  die  ausser  dem  Statt- 
halter Graf  Waldeck,  Blumenthal,  Schwerin  und  Kleist  führten, 
blieben  zunächst  resultatlos.  Die  Stände  wollten  wohl  auf  eine  Vereidigung 
des  Grafen  Johann  Moritz,  nicht  aber  auf  die  der  späteren  Statthalter 
verzichten;  der  Kurfürst  schlug  eine  derartige  Zusage  beharrlich  ab.  Eine 
am  16.  Juni  angetretene  Reise  desselben  brachte  die  Verhandlungen  vollends 
zum  Stillstand,  erst  nach  seiner  Rückkehr  wurden  dieselben  am  5.  Juli  wie- 
der aufgenommen. 


»)  Vgl.  oben  p.480. 
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Die  cleve-märkischen  Stände  an  den  Kurfürsten.    Dat.  Cleve 

11.  Juli  1652.     M. 

Sie  hätten  aus  des  Kurfürsten  Erklärung  vom  10.  Juli  ersehen,  dass  er  11.  Juli, 
ihrem  Begehren  nach  Einrückuug  der  entworfenen  Klausel  in  die  Instruction 
des  jetzigen  und  künftigen  Statthalters  willfahren,  auch  alle  Räthe  und 
Beamte  auf  den  Recess  vereidigen  lassen  wolle,  sobald  die  Stände  erklären 
würden,  „dass  dem  Kurfürsten  in  Aufbringung  der  im  Recess  gewilligten 
Summen  ein  Genüge  geschehen  würde".  Sie  müssten  dagegen  das  am 
9.  Juli  dem  Kurfürsten  mündlich  Vorgestellte  wiederholen;  dass,  sobald  die 
kurf.  Zusage  der  Insertion  jener  Klausel  sowie  die  Eidesformel  ihnen  im 
Original  übergeben  und  darauf  der  Recess  in  allen  Punkten  ausgeführt, 
insbesondere  aber  die  Beeidigung  der  Beamten  wirklich  vorgenommen  wor- 
den sei,  sie  auch  ihrerseits  an  dem  Hauptrecesse  festhalten  und  ihnen  die 
durch  denselben  auferlegten  Verpflichtungen  erfüllen  wollten. 


Deputirte  von  Wesel  an  den  Magistrat  daselbst.     Dat.  Cleve 

18.  Juli  1652.     W. 

(Unterz.:  Anton  ther  Schmitten  und  Johann  Becker.) 

Der  Kurfürst  hat  verlangt,  dass  die  Stände  zuerst  die  von  ihnen  ge-  18.  Juli, 
klagten  Contraventionen  des  Landtagsabschiedes  und  ihre  sonstigen  Gra- 
nnen überliefern  und  dieselben  vollkommen  erledigt  werden  sollten;  als- 
dann will  er  ihnen  den  Revers  bezüglich  der  in  die  Instruction  des  Statt- 
halters aufzunehmenden  Clausel  aushändigen  und  die  Beeidigung  der  Beam- 
ten auf  den  Recess  vornehmen  lassen.  Die  Stände  forderten  anfangs  das 
Umgekehrte,  haben  sich  aber  heute,  nachdem  sie  sich  über  den  Wortlaut 
der  Eidesformel  mit  den  Räthen  geeinigt  haben*),  trotz  des  Protestes  der 
Deputirten  von  Wesel  und  Rees,  die  auf  vorhergehender  Vereidigung  und 
Ausstellung  eines  Reverses  bezüglich  der  Erhebung  uneingewilligter  Steuern 
stehen,  entschlossen,  die  Gravamen  aufzusetzen.  Die  märkischen  Stände 
drängen  auf  deren  schleunige  Uebergabe,  aus  Furcht,  dass  die  Landtags- 
verhandlungen plötzlich  vom  Kurfürsten  abgebrochen  werden  könnten.  Die 
clevischen  Ritterbürtigen  sind  dazu  gleichfalls  geneigt  und  suchen  durch 
ihren  zeitigen  Director  Diepenbruch  zu  Empel  die  clevischen  Städtede- 
putirte  dazu  zu  überreden. 

Aus  dem  Protokoll  des  cleve-märkischen  Landtages  zu 

Cleve.     R. 

^HabcD    die  Herren   Landstände  ex  relatione   »1«      11. nn    -vmlici  Di.  i.^  .i.iü. 
ioss  vernommen,  dass  der  Herr  Statthalter  ihm  aiigciiM  Id«  t,  dass  I.Ch.  D. 


')  Es  sollte  hiernach  geschworen  werden:  „Den  Recess  In  allen  Clausulcu 
nnd  Punkten  nun  und  ins  künftige  gotroulich  nachzukommen,  die  Nothdurft  je- 
desmal gehoriamlich  zu  crinnurn,  dagegen  nicIilM  am  thun,  noch  dass  von  8.  Ch. 
l^  Bedienten  und  Üoteribauon  etwa«  dagegen  gubandelt  werde,  lu  gestatteu". 
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in  die  aufgesetzte  Formel  der  Eidesleistung  gnädigst  gewilligt,   gleichwohl 
sich   dabei   erklärt,    dafern    die   Landstände    solche    gravamina   vorbringen 
würden,  welche  zur  Verkleinerung  I.  Ch.D.  gereichen  sollten;  dass  Dieselbe 
alsdann  an  keinem  Stück  gebunden  sein  wollte. 
20.  Juli.  Sind  die  gravamina  von  der  Ritterschaft  den  Städten  ad  deliberandum 

eingeliefert,  darüber  auch  Conferenz  mit  der  Ritterschaft  gehalten,  auch  die 
Städte  allerhand  Motive  aufgesetzt,  dass  ein  Landgravamen  formirt  werden 
möchte  über  die  Admodiation  oder  Verpachtung  der  Zölle  und  Licenten 
wie  auch  der  Rentmeistereien  und  Schlütereien. 

22.  Juli.  Ist  der  punctus  admodiationis   in  fernere  Deliberation   gezogen  und  an 

Seiten  der  Ritterschaft  von  deroselben  syndico  Dr.  Niess  auf  Ratification 
derselben  ein  formular  des  gravaminis  aufgesetzt,  dahin  gerichtet,  dass  die 
neue  admodiatores  abgesetzt  und  mit  ferner  Admodiation  eingehalten  wer- 
den möchte,  welches  Formular  folgends  von  der  Ritterschaft  nicht  ange- 
nommen, ein  anderes  an  dessen  Statt  den  Städten  vorbracht,  welches  die 
Städte  zu  acceptiren  sich  beschwert,  weil  dadurch  die  admodiatio  bestätiget 
würde,  und  allein  gebeten,  dass  indigenae  den  extraneis  präferirt  werden 
möchten. 

23.  Juli.  Haben  die  Herren  Ritterbürtige  mit  den  märkischen  Ritterbürtigen  und 

Städten  über  die  gravamina  Unterredung  gepflogen,  und  endlich  gegen  den 
Nachmittag  per  deputatos  aus  beiden  Landschaften  den  clevischen  Haupt- 
städten Syndicus  anmelden  lassen,  dass  iusgesammt  dafür  halten  thäten, 
dass  I.  Ch.  D.  freistünde,  mit  theils  verrichteter,  theils  noch  vorhabender 
Admodiation  zu  verfahren,  darüber  dann  allerhand  Discursen  pro  et  contra 
vorgefallen,  und  endlich  der  Abschied  dahin  genommen,  dass  die  Städte 
auf  ein  Temperament  möchten  bedacht  sein,  damit  Ritterschaft  und  Städte 
in  einen  Verstand  bracht  werden  möchten. 

24.  Juli.  Haben  die  gesammten  Hauptstädte  endlich  sich  dahin  vereinbart,  dass 

I.  Ch.  D.  unterthänigst  requirirt  werden  möchte,  das  Admodiationswerk  ab- 
zustellen und  dann  solches  nicht  zu  erhalten,  dass  alsdann  dem  juri  indi- 
genatus  zufolg  keine  Fremden,  sondern  allein  Eingeborne  zu  der  Verpach- 
tung admittirt  werden  möchten.  Weil  die  Ritterbürtigen  sich  beschwert, 
solche  der  Städten  Erklärung  den  gravaminibus  zu  inseriren,  so  ist  von 
den  Städten  concludirt,  derselben  Resolution  ad  partem  loco  gravaminis  zu 
übergeben. 

25.  Juli.  Sind   die   gravamina  in  corpore  von  den   Herren  Landständen   beider 

Landschaften  übergeben,  auch  dabei  gebeten,  dass  nunmehr  der  Versiche- 
rungsrecess,  betreffend  des  jetzigen  und  künftigen  Statthalters  Eid  sub 
sigillo  illustrissimi  extradirt,  und  alle  Räthe  und  Diener,  so  Gebot  und 
Verbot  haben,  zur  Eidesleistung  über  den  Landtagsrecess  angewiesen  werden 
mögen.  Domini  consiliarii  per  Herr  v.  Blumenthal  die  Herren  Stände  re- 
quiriret,  dass  alle  gravamina  absque  reservatione  ulteriorum  übergeben  woll- 
ten, weil  I.  Ch.  D.  resolvirt,  einmal  vor  allemal  über  alle  gravamina  sich 
zu  resolviren.  Ferner  habe  I.  Ch.  D.  beliebet,  dass  auf  der  Stände  Ge- 
sinnen  unter  zweier  der  ersten  Regierungsräthe  und  des  secretarii  Unter- 
schrift und  churfürstl.  Insiegel  diesmal  und  fürs  künftige  ein  Schein  ausge- 
stellet  werden  sollte,  dass  die  im  Recess  von  1649  verglichene  Beeidigung 


aller  Räthe,  Beamten  und  Diener,  so  Gebot  und  Verbot  haben,  wirklich 
geschehen,  welche  Erklärung  im  Beisein  des  Herrn  Statthalters,  des  Frei- 
herrn V.  Blumeuthal,  der  Herren  v.  Schwerin,  Kleist,  Heiden,  Strün- 
kede,  Seidel,  Diest  und  Isinck  dem  syndico  der  clevischen  Ritter- 
schaft per  modum  extractus  protocolli  ausgeliefert  worden  ist. 

Städte  resolvirt  das  gravamen  admodiationis    ad  partem  per  deputatos  26.  Juli. 
1     K^"    'l^m  Herrn  Statthalter  zu  iiborgoben'^. 


Des  Kurfürsten  Resolution  auf  der  cleve-märkischen  Stände 
Gravamen').     Dat.  Cleve  1.  Aug.  1652.     W. 

[Verschiedene  Gravamen  enthalten  keine  Contraventioueu  des  Recesses.     Erwar- 
tung, dass  nach  dieser  Resolution  Stände  die  bewilligten  600,000  Thlr.  beibringen 
•  rden.     Hamm  und  Lippstadt  können  nicht  von  Truppen  geräumt  werden.    Er- 
ledigung der  übrigen  Gravamen.] 

,.E8  werdeu  die  Stände  ermessen,  dass  verschiedene  ^ravamina  l.  Aug. 
gefUhret,  welche  aus  dem  Landtagsrecess  nicht  entsi)ringen,  noch  hie- 
hin  gehörig  und  derowegen  die  Princi})alliandlung  wegen  Beibringung 
der  000,000  Thlr.  und  was  daran  klebet,  nicht  aufhalten  können  oder 
mögen,  und  vertrauen  S.  Ch.  D.  also,  gemelte  Stände  werden  deren- 
wegen  sich  auch  im  Hauptwerk  nicht  länger  aufhalten,  und  haben 
-.  Ch.  D.  gleichwohl  imniittelst  nachfolgende  gnädigste  Erklärung  7ai 
iiiehrer  Beförderung  der  Sachen  gnädigst  ertheilet  und  wollen  dagegen 
Sich  gegen  die  Stände  gnädigst  versehen,  dass  sie  sich  nunmehr  nicht 
hinger  aufhalten,  sondern  im  Hauptwerk  vor  diesem  vorgestelleter 
iiiaassen  sich  zuträglich  und  gehorsamst  erklären  werden**. 

1)  Diejenigen,   welche  sich  durch  die  Waldordnung  von  1641»   in  iiiren 

Rechten   verletzt  glauben,    sollen   solches    bei    der   Regierung    vorbringen. 

'    Bei  den  Steuerumlagen  wird  das  alte  Herkommen  beobachtet,  aber  nicht 

oduldet  werden,  dass  Drosten,  Richter  oder  gar  Vorsteher  willkürlich  ohne 

<  onscüs  des  Landesherrn  Steuern   ausschlagen.     3)   Mit  Beschreibung  der 

(  lovisclien  und  märkischen  Ritterbijrtigen  soll  es  dem  alten  Herkommen  ge- 

fiuihs  gehalten  werdeu.     4)   Einkünfte   des  Stifts  Oberndort  sind  der  hohen 

chule   zu  Duibburg  überwiesen  worden,    „damit  die  Jugend   des  Landes 

lort  mit  geringeren  Kosten  besser  als  ausser  Landes  zu  S.  Ch.  D.  ^nd  des 

Lan<les  Dienst  erzogen  werden  könne,    und  solches   besser,    als  wann  von 

iuem  und  anderen  unnützlich   zur  weltlichen  Pracht   angewendet  werden'*. 

)  Die  Uofgericht-Hordnung  soll   den  Standen   mitgetheilt  werden.     0)   Des- 

leicben  die  Unterrichts-,  Brüchten-,  Dienst-  und  Polizeiordnungen,  damit 

lie  StÄnde  darüber  in  ihren  Erinnerungen  gehört  werden  könn  Die 

'  Auf  Grund  einefi  OiitnchttinH  von  lleidon,  StrÜDkodu,  Uicland  und 
i'iorit  vom  27.  Juli,  wolchoB  im  geheimen  Itnth,  dem  der  Kiirfümt,  Schwerin, 
-oidel,  Kleist,  Portmann  und  Hlumcnthnl  beiwohnten,  um  29.  Juli  com- 
niiotcirt  und  revidirt  wurde. 
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verpfändeten  Domainen  und  Beamtenstellen  sollen  eingelöst  werden,  „so- 
bald nur  die  Stände  mit  den  gewilligten  600,000  Thlr.  einkommen  und  S.  Ch. 
D.  beschwerter  Kammerstaat  dadurch  wird  in  Aufnahme  gebracht  werden". 
8)  Der  Landrentmeister  soll  alle  Vierteljahr  Einnahmen  und  Ausgaben  mit- 
theileu  und  dem  Statthalter  wie  den  geh.  Käthen  darüber  Rechnung  able- 
gen. 9)  Der  v.  Norprath  soll  zur  Erhaltung  der  ihm  verliehenen  Herr- 
lichkeit Hülhausen  gegen  Wasserschaden,  soweit  als  ihm  von  Rechts  wegen 
auferlegt  werden  kann,  angehalten  werden.  10)  Der  erbetene  Revers  über 
Nichtpräjudicirung  der  Privilegien  durch  die  Truppenwerbungen  von  1651 
soll  den  Ständen  ausgehändigt  werden;  doch  hofft  der  Kurfürst,  dass  die- 
selben nicht  zugeben  werden,  dass  Wesel,  Emmerich  und  Rees  sich  der 
noch  immer  rückständigen  Zahlung  ihrer  Quoten  an  den  zur  Abführung  der 
Truppen  erhobenen  Steuern  ferner  entziehen. 

11)  „Weilen  wegen  itzigen  bekannten  Zustands  nicht  rathsam, 
dass  die  beiden  Festungen  Hamm  und  Lippstadt  diesmal  ohne  gewor- 
bene Volk  so  allerdings  ledig  gelassen  werden,  als  wollen  S.  Ch.  D. 
vertrauen,  dass  beide  Landschaften  solches  überwägen  und  immittelst 
so  viel  nöthig  zu  ihrer  eigenen  Bewahrung  berahmen  werden". 

12)  Sobald  die  Stände  die  Namen  der  fremden  nicht  qualificirten  Beam- 
ten angeben  werden,  wird  weitere  Erklärung  des  Kurfürsten  erfolgen ;  wenn 
der  Drost  zu  Huisseu,  v.  Pal  and,  sich  nicht  dem  Recess  gemäss  qualifi- 
ciren  kann,  will  der  Kurfürst  über  seine  Entlassung  weiter  resolviren.  13)  In 
der  Sache  des  Konrad  v.  d.  Reck  gegen  v.  Harmann  ist,  wie  Dr.  Isinck 
den  Ständen  näher  remonstriren  wird,  dem  Recess  gemäss  verfahren.  14)  Die 
„moderirten"  Servicegelder  hat  das  Land  nach  dem  Recess  aufzubringen; 
um  Repartirung  derselben  auf  das  ganze  Land  sind  die  Stände  mehrfach 
ersucht  worden,  dann  wird  sich  herausstellen,  ob  die  Städte  Calcar,  Cleve 
und  Xanten  überbürdet  worden  und  wie  viel  ihnen  zu  restituiren.  15)  Be- 
züglich der  Steuerexemtion  der  Güter  Hübsch  und  Hülshorst  bleibt  es  bei 
den  Bestimmungen  des  Recesses.  16)  Die  Beschwerde  über  Ungerechtig- 
keit der  Reichs-  und  Kreismatrikel  soll  auf  nächstem  Reichstag  vorgebracht 
werden.  17)  Die  bei  der  Regierung  wegen  der  neuen  Zölle  und  Licenten 
vorgebrachten  Beschwerden  sind  bereits  abgestellt.  18)  Die  Klage  über 
den  Richter  zu  Xanten,  Oberstlieutenant  Hundebeck,  wegen  der  im  dor- 
tigen Amte  unbillig  erhobenen  Steuerrestanten  ist  bei  der  Regierung  zur 
Untersuchung  der  Angelegenheit  vorzubringen.  19)  Gegen  die  im  Recess 
festgestellte  Lebenslänglichkeit  der  Schöö'enstellen  zu  Emmerich  und  Rees 
haben  die  dortigen  Gemeinden  protestirt,  und  ist  mit  Zustimmung  der  Schöifen 
ein  besonderer  Recess  darüber  aufgerichtet  worden,  wodurch  der  Landtags- 
abschied gesetzmässig  modificirt  ist.  20)  Die  Bestimmung  desselben  bezüg- 
lich des  Amts  Neustadt  soll  vollzogen  werden.  21)  Ueber  die  Rückgabe 
der  von  den  Drosten  zu  Hamm  und  Altena  bei  ihrer  Entlassung  geforderten 
Reverse  wird  noch  nähere  Resolution  erfolgen.  22)  Die  Geistlichen  in  der 
Grafschaft  Mark  sollen  wie  bisher  in  den  Steuern  nach  dem  Vermögen  an- 
geschlagen werden.  23)  Die  Erhebung  eines  neuen  Zolls  bei  Limburg  a.  d. 
Lenne  soll  nicht  geduldet  werden.     24)   Wenn   die   märkischen  Stände  be- 
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weisen,  dass  die  dem  v.  Brabeck  in  den  Kirchspielen  Hülsehede  und  Wip- 
pelförde ertheilten  Jagdgerechtsamen  ihren  Privilegien  zuwider,  sollen  sie 
zurückgenommen,  25)  die  Flussbrücken  in  der  Grafschaft  Mark  in  Stand 
gehalten,  26)  die  Streitigkeiten  mit  Cöln  wegen  Elmenhorst  beigelegt  wer- 
den. 27)  „S.  Ch.  D.  haben  zur  Verhütung  der  grossen  Unordnung,  welche 
aus  Missbezahlung  der  Soldaten  erfolgen  würden,  eine  Steuerumlage  in  der 
xMark  aus  unvermeidlicher  Noth  geschehen  lassen,  bis  daran  S.  Ch.  D.  sich 
wegen  der  Garnisonen  mit  Dero  getreuen  Ständen  verglichen  haben  wird". 
28)  Die  Klagen  der  Holzhändler  und  Schiffer  über  Bedrückungen  der  Zoll- 
und  Licentpächter  sind  bei  der  Regierung  vorzubringen   und  sollen  gebüh- 

ud  bestraft,  29)  die  Beschwerden  der  Stadt  Goch  über  ungebührlichen 
Mühlenzwang  etc.  sollen  untersucht  werden.  30)  Die  ungerechte  Erhebung 
von  Bieraccisen  auf  Gütern  im  Amte  Unna  soll  abgestellt  und  die  dortige 
Braugerechtigkeit  nach  Abfindung  der  Pfandinhaber  an  den  Meistbietenden 
zeitweise  verpachtet  werden.  31)  Die  Verpachtung  der  Zölle  und  Renteien 
ist  nicht  dem  Recess  zuwider,  doch  soll  den  Eingeborenen  bei  gleichem 
Gebot  das  Vorpachtsrecht  zustehen.  32)  Der  Kurfürst  wünscht,  dass  alle 
Misshelligkeiten  zwi.^chen  Ritterschaft  und  Städten  bezüglich  der  an  Ritter- 
bürtige  verliehenen  Jurisdictionen  durch  Commissäre  gütlich  beigelegt  wer- 
den. 33)  Wegen  der  dem  v.  Strünkede  verliehenen  Jurisdiction  zu  Ca- 
strop  soll  nach  näherer  Untersuchung  der  Sache  entschieden,  34)  gegen  die 

adt  Calcar  bezüglich  der  den  Evangelischen  verweigerten  Kirche  etc.  auf 
ufin  Rechtswege  verfahren  werden.  35)  Die  Klage  der  Stadt  Wesel  über 
Benachtheiligung  ihrer  Zollfreiheit  ist  bereits  vor  dem  Justizrath  anhängig 
gemacht.  36)  Die  Fähre  bei  Calcar  ist  landesherrlich,  Ansprüche  dieser 
Stadt  oder  Emmfriolt^  daran  können  auf  (l»Mn  H«'chtswege  geltend  gemacht 
werden. 


Deputirte  von  Wesel  an  den  Magistrat  daselbst.    Dat.  Cleve 

8.  Aug.  1652.     W. 

(Unterz.:  Anton  ther  Schmitten  und  Johann  Becker.) 

[Üie  märkiacheu  Stände  verweigern  Beischuffung  der  Steuern   vor  Räumung  von 

Hamm  und   Lippstadt.      Der  Kurfürst  verweigert  letztere   vor  Beendigung  des 

Reichstages  und  verlangt  .'JO.OOO  Thlr.  '/um  Unterhalt  der  Garnisonen.) 

Trotz  ihrer  und  der  Deputirteu  von  Rees  üegenbemühungcn  beständen  8.  An 
<lio  übrigen  Städtedeputirten  mit  der  Ritterschaft  und  den  märkischen  Stau- 
den auf  ihren  Be.schlnss,  dii*  Resolution  des  Kurfürsten  auf  der  Stände 
Oravamen  nochmals  zu  beantworten  und  so  deren  völlige  Erledigung,  wie 
der  Kurfürst  wolle,  vor  der  verlangten  Vereidigung  der  Beamten  herbcinu- 
führen.  Sic  und  die  Depntirten  von  Rees  würden  gegen  diesen  BeschluHs 
nochmals  protostiren,  und  wenn  solches  nicht  Inlfe,  sofort  von  Cleve  abrei- 
sen. Die  Städte  dringen  bei  «h-n  Ruthen  hartnäckig  auf  die  gän/Jiche  Ab- 
Mchaflfung  der  noch  bestehenden  adeligen  Jurisdictionen,  und  die  ^vornohmsteu 
Hofräthc''  Waldcck,  Blumenthal,  Schwerin  und  Seidel  unterstUUen 
lij'He  Forderung,  diehflben  haben  jedoch  auch  initgrtheilt,  «daio<  die  Kliles- 
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leistung  erst  dann  geschehen  könne,  wenn  die  Stände  sich  dahin  erklärten, 
dass  keine  weitere  gravamina  anjetzo  vorzustellen  hätten''. 

„Die  märkischen  Stände  erklären  sich  rotundo,  dass  in  Beischaf- 
fung der  600,000  Thlr.  nicht  willigen  würden,  die  Evacuation  der 
Städte  Hamm  und  Lippstadt  sei  dann  zuvörderst  vorgangen  und  die 
Völker  aus  dem  Lande  abgeführt.  —  Und  weil  die  märkischen  Stände 
geklaget,  dass  zu  der  armen  Unterthanen  Ruin  gegen  obgemelten  Land- 
tagsrecess  die  beiden  Städte  mit  L  Ch.  D.  Völker  besetzet  blieben  und 
begehret  ihnen  bei  I.  Ch.  D.  zu  assistiren,  und  deren  Evacuation  be- 
fördern zu  helfen,  so  sind  die  Stände  in  corpore  zu  L  Ch.  D.  gangen 
und  wegen  Abführung  solcher  Völker  unterthänigst  gebeten,  der  den 
Ständen  antworten  lassen,  dass  gemelte  Städte  bis  nach  geendigtem 
Reichstag  besetzt  bleiben  müssteni  und  den  clevischen  sowohl  als  den 
märkischen  Ständen  angesonnen,  zu  deren  Besoldung!  vor  ein  Jahr 
30,000  Thlr.  so  hernächst  an  den  600,000  Thlr.  den  Ständen  wieder  zu 
gut  kommen  sollten,  zu  willigen". 

Der  Kurfürst  ist  auf  die  Jagd  nach  S'Heerenberg  und  der  Statthalter 
nach  Oldenburg  verreist.  Blumenthal  und  die  übrigen  Räthe  suchen 
die  Stände  zu  bewegen,  Wesel,  Emmerich  und  Rees  zur  Zahlung  ihrer 
noch  rückständigen  Quote  der  im  Herbst  1651  zur  Entlassung  der  Truppen 
erhobeneu  41,000  Thlr.  zu  drängen;  die  Deputirten  der  Städte  haben  sich 
aber  um  so  mehr  geweigert,  als  letztere  bereits  Mandate  des  Kammerge- 
richts gegen  Erhebung  jeuer  uneingewilligten  Steuer  ausgewirkt  haben. 
Die  Ritterschaft  wünscht  zur  Bestreitung  der  Landtagsdiäten  eine  Erhöhung 
der  neulich  zum  Behuf  der  Stände  bewilligten  15,000  Thlr.  auf  21,000  Thlr. 
und  deren  baldige  Erhebung. 


Die  cleve-märkischen  Stände  an  den  Kurfürsten.    Dat.  Cleve 
13.  Aug.  1652.     M. 
(Präsentirt  Duisburg  18.  Aug.  1652.) 
[Klagen  über  die  von  Neuem  angeordnete  Erhebung  uneingewilligter  Steuero  in 
Mark;  Bitte  die  desfallsigen  Befehle  zurückzuDehmen,  widrigenfalls  sie  alle  wei- 
teren Verhandlungen  abbrechen  werden.] 

13.  Aug.  „Ehen  als  E.  Ch.  D.  in  Deroselben  Residenz  zu  Cleve  seien  Vor- 

haben gewesen,  heut  aufzusitzen^),  sind  wir  in  glaubhafte  Erfahrung 
gebracht  worden,  welcher  gestalt  der  Commissar  Paul  Ludwig  aber- 
malig einige  neue  assignationes  und  ordres  ertheilt^  Kraft  deren  eine 
uneingewilligte  Steuer  von  6000  Thlr.  in  der  Grafschaft  Mark  ohne 
vorhergehenden  Consent  unserer  der  märkischen  Landstände  umgelegt 


')  Er  reiste  nach  Duisburg  und  von  dort  nach  Turnhout. 
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und  beigetrieben  worden,  darum  wir  in  demselben  momento  sind  be- 
wogen worden,  unsere  syndicos  hinauf  zu  schicken  und  E.  Ch.  D.  un- 
terthänigst  zu  erbitten,  uns  gnädigste  Audienz  zu  verstatten  und  zu 
klagen,  was  gestalt  diese  ertheilten  ordres  und  ausgelassenen  Befehle 
den  Privilegien  dieser  vereinigten  Länder,  dem  aufgerichteten  Land- 
tagshauptrecess  und  den  fundamental  Gesetzen  und  Rechten  schnur- 
stracks zuwider  laufen.  Und  sind  wir  hierüber  um  so  viel  mehr  alte- 
rirt  und  bestürzet,  da  wir  in  terminis  von  Remedirung  und  Erledigung 
dieser  und  mehreren  anderen  zugefügten  Beschwernissen  versiren  in 
der  unterthänigsten  Zuversicht,  dass  diese  vorhabenden  Tractaten  den 
so  lange  gewünschten  Success  und  Effect  erreicht  haben  sollen.  Zu- 
malon  wir  bei  diesem  nunmehr  im  heil.  röm.  Reich  erlangten,  Gottlob 
bestätigten  und  vollzogenen  Frieden  uns  keine  andere  Hoffnung  ma- 
chen können,  denn  dass  wir  desselben  nach  so  lange  ausgestandenen 
Drangsalen  gleich  unseren  Benachbarten  sollten  dermaleinst  zu  ge- 
messen haben.  Damit  dann  die  Unterthauen  der  Grafschaft  Mark  der 
Früchte  dieses  von  Gott  erbetenen  Friedens  nicht  frustrirt,  noch  über 
dem  vor  diesem  erlittenen  Schaden  ferner  affligirt  noch  gravirt  wer- 
den, als  bitten  wir  unterthänigst,  wie  es  denn  auch  der  Sachen  Noth- 
durft  an  sich  selbst  unumgänglich  erfordert,  E.  Ch.  D.  sothane  ertheilte 
Ordre  und  assignationes  fürstväterlich  zum  Trost  der  armen  Unterthanen 
gnädigst  aufzuheben,  uns  mit  diesen  und  dergleichen  oneribus  wider  die 
landkundigen  privilegia  nicht  zu  graviren.  Bei  Entstehung  dessen  wer- 
den E.  Ch.  D.  ohne  unsere  unterthänigste  Erinnerung  gnädigst  ermes- 
sen, dass  wir  zu  keinen  ferneren  Tractaten  werden  schreiten  können, 
auch  ganz  und  zumal  vergeblich,  uns  hierselbst  zu  mehrem  Beschwer 
«Icr  Länder  länger  aufzuhalten*'. 

\ntoii  Moiiiiii,  Deputirter  von  Rees,  an  den  Magistrat  daselbst. 
Dat.  Wesel  8.  Sept.  1652.     V. 

Li   uu.M    am  .».  September  die  Deputirten  aller  cifvi^ciun  Siauti-  suwic 
lige  clevischen  Kitterbiirtigen   in  Wesel    angetroilen.     Am  7.  wären  auch 
die  Deputirten  der  nmrkischeu  Stände  mit  dem  Syndicus  Kumpsthuf  an- 
gekommen   uud   hätten   die   clevischen  Stände   bescljworen,    ihnen   vermöge 
der  Union  zur  Abwendung  der  vom  KurfürKten  befohlenen  Steuerexecution 
zu   auHlHtiren.     Als   Deputirte   der  clevischen   Stände    sind  W i lieh- W In- 
fi rnrhnl,  Oiepenbruch  zu  Empel  uud  VVilich  zu  Dlersfurt,   nowie  De- 
Wesel,  Emmerich  und  Calcar  mit  den  Märkischen  in  Conferenz 
g.ii.i.ii.   um   über  die  Mittel   zum  Schutz  der  märkiticheu  Unterthanen  zu 
beratheu.     Zum  Behuf  der  Stunde  würde  oino  Rfeuer  von  '20,000  Thir.  vor- 
chbigen      Klu  Schreiben   deH  Kurfürnt.  ngetroffen,   wodurch  die 
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Stände   auf  den   6.  September  wiederum   nach  Cleve   verschrieben   würden, 
dasselbe  solle  aber  ablehnend  beantwortet  werden. 


Die  cleve-märkischen  Stände  an  den  Kurfürsten.    Dat.  Wesel 
10.  Sept.  1652.     R. 

10.  Sept.  Sie  hätten  aus  seinen  beiden  Schreiben  aus  Turnhout  und  Cleve  vom 

25.  und  31.  Aug.  vernommen,  „dass  die  zur  Unterhaltung  der  Garnisonen  in 
Hamm  und  Lippstadt  ohne  Consens  der  märkischen  Stände  ausgeschlagenen 
Geldsteuer  den  Privilegien  der  Stände  und  dem  Landtagsrecess  nicht  abbrüch- 
lich  und  die  von  ihnen  gebetene  Revocation  der  ausgeschlagenen  Contributions- 
befehle,  ehe  und  zuvor  der  anstehende  Reichstag  geendigt  und  ein  anderer 
Expedient  inmittelst  zur  Unterhaltung  der  in  besagten  Städten  logierenden 
Soldaten  vorgeschlagen  wäre,  unmöglich  sei,  und  insofern  wir  hierin  nicht 
zufrieden,  diese  ausgeschriebene  Steuer  aus  den  600,000  Thlr.  vorgeschossen 
werden,  wir  inzwischen  gegen  den  6.  dieses  laufenden  Monats  September  in 
E.  Ch.  D.  Residenzstadt  Cleve  uns  einfinden,  und  zur  Abhandlung  der  annoch 
unerörterten  Punkte  schreiten  möchten".  Sie  könnten  darauf  nur  mit  Hinweis 
auf  ihre  Schreiben  vom  13.  und  20.  August  antworten  und  bedauern,  dass 
die  zu  Cleve  gepflogenen  Landtagsverhandlungen  durchaus  gar  keinen  Er- 
folg gehabt  und  sie  an  der  Ausführung  des  Hauptrecesses  nunmehr  „gleich- 
sam desperiren'-'  müssten.  „So  lange  nicht  die  Truppen  aus  dem  Märki- 
schen vollständig  abgeführt  worden  und  damit  ein  Hauptgravamen  der 
Stände  erledigt  und  ihr  vom  Kurfürsten  bestätigtes  Privilegium,  „dass  der 
Landesherr  nicht  die  geringste  Steuer  eigenmächtig  umschlagen  dürfe, 
selbst  nicht  in  extremo  casu  necessitatis,  ein  Privilegium,  welches  wir  vor 
das  höchste  Gut  auf  dieser  Erden  achten",  völlig  gesichert,  könnten  sie 
auch  ihrerseits  den  Hauptrecess  nicht  für  gültig  und  verbindlich  halten  und 
daher  auch  nicht  zu  irgendwelchen  Verhandlungen  über  dessen  Ausführung 
schreiten. 


Der  Kurfürst  an  die  cleve-märkischen  Stände.     Dat.  Cleve 
12.  Sept.  1652.     B. 

[Weigerung  der  Stände  zum  Abschluss  der  Verhandlungen  in  Cleve  zu  erscheinen. 
Die  Steuer  für  die  Garnisonen  ist  zur  Verhütung  von  Excessen  ausgeschlagen 
und  als  Vorschuss  bis  zur  ernstlich  gewünschten  Vereinbarung  zu  betrachten. 
Des  Kurfürsten  baldige  Abreise  und  Besuch  des  Reichstags;  Stände  tragen  die 
Verantwortung,  im  Fall  sie  trotzdem  nochmals  ausbleiben.] 

12.  Sept.  „Wir  haben  euer  Schreiben  vom  gestrigen  dato  empfangen,  und 

aus  Verlesung  dessen  mit  mehrem  vernommen,  aus  was  vermeintlichen 
Ursachen  ihr  Unsere  an  euch  aus  Tournhout  und  Cleve  abgelassenen 
Schreiben  des  Inhalts,  dass  ihr  euch  den  6.  dieses  allhier  wieder  bei 
Uns  einfinden  und  die  bishero  geführte  Handlung  zu  einen  beidersei- 
tigen gedeihlichen  Schluss  befördern  helfen  wolltet,   nicht  nachkom- 
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men,  sondern  Unsere  Antwort  zu  Wesel  unterthänigst  abzuwarten  ge- 
meint wäret. 

Nun  habet  ihr  aus  Unseren  vorgedachten  an  euch  abgelassenen 
Schreiben  deutlich  genug  vernehmen  können,  durch  was  erhebliche 
Motiven  Wir  gleichsam  genöthigt  worden,  die  beiden  Monate  auszu- 
schlagen, nicht  dass  Wir  dem  Landtagsrecess  oder  andern  euren  an- 
ziehenden Privilegien  hiedurch  etwas  zuwider  zu  thun  Willens  gewe- 
sen, sondern  allein  damit  bis  auf  erfolgenden  Schluss  beide  Garniso- 
nen nicht  zur  Ungeduld  und  andern  aus  Mangel  der  Lebensmittel 
besorglich  entstehenden  Inconvenienzieu  bewogen  werden  könnten; 
gestalt  Wir  denn  auch  zu  mehrer  Bezeugung,  dass  diese  Unsere  In- 
tention also  und  nicht  anders  sei,  euch  genugsam  versichert,  und 
diese  geringe  summa  zu  unterthänigsten  Ehren  Uns  gleichsam  bis 
dahin  vorzustrecken  begehret,  alles  in  der  Hoifnung,  dass  dieser  und 
anderer  von  euch  angezogener  Sachen  halber  Wir  Uns  eines  gewissen 
zu  eurem  billigmässigen  contento  alsdann  würden  vereinbaren  können. 
Nachdem  Wir  aber  vernehmen  mtissen,  dass  durch  euer  Ausbleiben 
solche  bei  Uns  zur  völligen  Abhandlung  gehabte  Intention  ganz  un- 
fruchtbar gemacht  wird,  Wir  auch  gegen  den  23.  dieses  vermittels 
göttlichem  Beistande  Unsere  vorhabende  Abreise  so  viel  mehr  zu  be- 
schleunigen haben,  in  dem  auf  abermaligen  Zuschreiben  I.  Kais.  Maj. 
auf  dem  bevorstehenden  Reichstag  gewiss  zu  erscheinen,  Wir  Uns 
dazu  willfährig  erkläret,  so  müssen  Wir  zwar,  im  Fall  ihr.  bei  eurer  Mei- 
nung, Uns  den  unterthänigsten  respect,  anhero  zu  kommen,  zu  verwei- 
gern verbleiben  würdet,  dieselbe  itziger  Zeit  dahin  gestellet  sein  lassen, 
und  werdet  ihr  was  daraus  entstehen  wird,  gegen  Gott  im  Mimmel  Uns 
als  eure  von  Demselben  euch  vorgesetzte  Obrigkeit  und  eurem  Vater- 
lande zu  verantworten  haben.  Wir  aber  werden  an  allem,  indem  Wir 
niemalen  etwas,  so  der  Billigkeit  zuwider  gewesen,  von  euch  begehrt 
haben,  vor  der  ganzen  Welt  und  Unserm  Gewissen  unschuldig  sein, 
diejenigen,  so  dieses  Unwesen  Anstifter  sein,  es  hiernächst  schwer  zu 
verantworten,  die  übrigen  aber,  denen  die  })illigm{i88ige  Vergleichung 
ein  rechter  Ernst  ist,  sicli  limcrfM-  gnädigstcMi  llnid  und  Gnade  /n  vor 
sicbcrn  haben''. 

'  ><*putirt<  I'ees  an  den  Magistrat  daselhst.     I>ii.   W  .     I 

15.  Sept.  1652.     i: 

l»if  U('gn•nlll^^^r^lll(•  Bilaiul,   Helden  und  .MtU/Jchl  .sind  Uiw  v'iu-  i:..  Srpt. 
troffen   und    gcbin    sich   die  gröshte  Mühe,    die    einztdncn   Kitt,  rlnirfiir« n 
und  ßtÄdtodeputirlen  von  ihrer  Absicht,  nicht  mehr  in  V\v\ 


58g  II.    Der  Krieg  mit  Neuburg. 

abzubringen.  Sie  stellen  die  grossen  Inconvenientien  vor,  welche  dadurch 
entstehen  würden,  dass  der  Kurfürst  abreise,  ohne  dass  es  zu  einem  Land- 
tagsschluss  gekommen  wäre,  und  versichern,  die  Stände  würden  in  Allem 
Satisfaction  bekommen.  Es  sind  auch  nicht  wenige  der  Meinung,  ^dass 
noch  einmal  die  Gütlichkeit  gesuchet  werden  müsse". 


Beschhiss  der  zu  Wesel  anwesenden  cleve-märkischen  Stände. 
Dat.  Wesel  16.  Sept.  1652.     R. 

[Auf  des  Kurfürsten  Zusage,  Beschluss,  in  Cleve  zu  erscheinen,  sich  jedoch  vor 
Rücknahme  der  märkischen  Steuerbefehle  in  keine  Verhandlungen  einzulassen, 
die  Schuldentilgungssteuer  nicht  vor  Ausführung  des  Landtagsabschieds  wie 
Räumung  und  Demolirung  der  Festungen  beizubringen,  auch  keine  neue  Steuer 
oder  Vorschüsse  zu  bewilligen.] 

16.  Sept.  „Demnach  S.  Ch.  D.  unser  gnädigster  Herr  laut  Deroselben  un- 

term dato  resp.  Turnhout  und  Cleve  den  25.  und  31.  August  und 
12.  September  dieses  noch  laufenden  1652.  Jahres  gnädigst  abgelas- 
senes Schreiben  uns  wiederum  nach  Deroselben  Residenz  berufen  und 
sich  in  Gnaden  dahin  erklärt,  dass  allen  so  lange  geführten  delibera- 
tionibus  ihre  abhilfliche  Maass  und  Endschaft  zu  unserer  sämmtlichen 
Wohlfahrt  und  Sicherheit  solle  gegeben,  und  dass  diese  S.  Ch.  D. 
gnädigste  Intention  durch  unser  Ausbleiben  unfruchtbar  gemacht  wer- 
den sollte.  Auf  dass  nun  S.  Ch.  D.  der  unterthänigste  ßespect  er- 
wiesen und  wir  vor  aller  Welt  desto  mehr  verantwortlich  sein  mögen, 
als  haben  wir  auf  dieses  gnädigst  ausgelassene  churfürstliche  Anschrei- 
ben uns  dahin  verglichen,  noch  vor  diesmal  zum  Ueberfluss  binnen 
der  Stadt  Cleve  zu  erscheinen,  thun  aber  dem  daselbst  am  13.  und 
20.  August,  wie  auch  folgends  am  10.  dieses  hieselbst  binnen  der 
Stadt  Wesel  einmüthig  genommen  und  S.  Ch.  D.  schrift-  und  mündlich 
unterthänigst  eröffneten  concluso  in  Kraft  des  auf  die  Union  geleisteten 
Eids  dergestalt  inhaeriren,  dass  wir  davon  keineswegs  weichen  noch 
abstehen,  und  in  keine  Handlung  fortgehen  wollen,  es  sei  dann,  dass 
die  in  die  Grafschaft  Mark  geschickten  assignationes  und  Contributions- 
befehle  eingezogen,  oder  uns  märkischen  Landständen  derentwegen 
eine  gefällige  Satisfaction  widerfahre.  Dabei  dann  auch  unveränder- 
lich resolvirt  und  geschlossen,  zur  Beibringung  der  im  Hauptrecessu 
versprochenen  Geldern  nicht  zu  schreiten,  ehe  und  zuvor  die  vor  die- 
sem eingeführten  gravamina  und  Beschwernisse  erlediget,  der  Haupt- 
recess  in  allen  seinen  Punkten  und  Clausulen  adimpliret  und  vollzo- 
gen, vornehmlich  aber  die  Evacuation  der  Garnisonen  und  Demolition 
der  neuen  Festungen  in  dem  Hamm  und   der  Lippstadt  wirklich  ge- 
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'heben  sein;  demnächst  auch  bei  diesem  armseligen  Zustande  und 
weil  die  Landstände  in  schweren  Schulden  stecken,  in  keine  neue 
Geldsteuer  noch  angemutheten  Vorschuss  von  denen  in  obgemeltem 
Hauptrecess  versprochenen' Geldern  unter  was  Praetext  und  Schein  es 
auch  sein  möchte,  zu  bewilligen. 

Unterz.:  Dietrich  Karl  v.  Wilich  zu  Winnenthal,  Stephan 
V.  Wilich  zu  Kervendonk,  Johann  Hermann  v.  Wilich  zu  Diers- 
furt,  Adolf  V.  Wilich  zu  Wilich,  Johann  Hermann  v.  Diepen- 
bruch  zu  Empel,  Johann  v.  Ulft  zu  Lackhausen,  Stephan  Quad- 
Kreuzberg  zu  Mörmter,  Walther  Morrien  zu  Calbeck,  Jan 
V.  Eickel  zu  Groen,  Bertram  Degenhard,  Freiherr  v.  Loe  zu 
Wissen,  Konrad  Philipp  v.  d.  Romberg  zu  Bladenhorst  und  Brll- 
ninkhausen,  RUtger  v.  Dungein  zu  Dalhausen,  Johann  v.  Asche- 
berg zu  Heide,  Jobst  Wessel  v.  Vrydag  zu  Buddenborg  (und 
Deputirte  der  Städte  Wesel,  Emmerich,  Rees,  Calcar,  Xanten,  Hamm, 
Tnna  und  Soest)". 


Die  cleve-märkischen  Stände  an  den  Kurfürsten.    Dat.  Cleve 
25.  Sept.  1652.     R. 

[Die  Bedingungen,   unter  welchen   sie  sich   dem  Kurfürsten  gehorsam    und   will- 
fährig erweisen  wollen.] 

„Die  Landstände  dieses  Herzogthums  Cleve  und  Grafschaft  Mark  2.5.  Sept. 
erklären  sich  unterthänigst  auf  den  an  Seiten  E.  Ch.  D.  beschehenen 
Vortrag  dahin,  dass  anstatt  der  unterthänigst  gebetenen  Resolution, 
der  vor  die  Monaten  Juni,  Juli  und  August  zur  Unterhaltung  der  Gar- 
nisonen in  den  Städten  Hamm  und  Lippstadt  umgelegten  und  nicht 
gewilligten  Schätzung  ein  beständiger  Hevers  de  non  in  futurum  prae- 
judicando  gnädigst  erthcilet,  und  die  am  13.  und  U).  August  und  son- 
gten  alle  zu  solchem  Ende  ausgelassenen  mandata  aufgehoben  und 
Hioad  futurum  kraftlos  gemacht  werden  mögen.  Auch  bitten  dieselben 
in  L'nterthäiiigkeit,  dass  die  Garnison  aus  der  Stadt  Hamm  alsofort 
abgefUhret,  und  die  neuen  fortilicationes  gnädigst  versprochener 
maasHcn  dcmoliret;  die  Stadt  Lippe  aber  länger  nicht  dann  (>  Monate 
dato  dieses  !)esetzt  bleibe,  und  die  Garnison  aus  andcrwUrtigen 
i-..  Ch.  D.  Mitteln  unterhalten  werde.  Auch  bitten  die  Landstände  un- 
terthänigst, dass  der  Hauptrecess  in  allen  seinen  runkten  und  Clau- 
ilen  vollzogen,  alle  Käthe,  Beamten  und  Bediente,  so  Gebot  und  Ver- 
l>ot  haben,  darauf  beeidet  werden  (denn  des  Herrn  Statthalters  Exe. 
wird         ' '  i  dem  darUber  getrofl'enen  ScIiIuhh  aller- 
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dings  gelassen) ;  sodann  auch  die  gravamina  et  contraventiones  unter- 
thänigst  gebetener  und  exhibirter  maassen  beständig  erlediget  werden 
mögen.  Demnächst  und  dem  vorgangen  werden  sich  die  Landstände 
also  in  der  That  erweisen,  wie  es  gehorsamen  Landständen  zusteht, 
eignet  und  gebühret,  auch  E.  Ch.  D.  also  begegnen,  dass  Sie  an  der- 
selben unterthänigsten  Gehorsam  und  Willfährigkeit  nicht  werden  er- 
finden  lassen". 


Relation  Heinrich' s  v.  d.  Capellen  ^)  an  die  cleve-märkischen 
Stände.     Dat.  Cleve  26.  Sept.  1652. 

[Der  Kurfürst  will  den  Kevers  ertheilen,  verweigert  die  sofortige  Räumung  von 

Hamm  und  die  von  Lippstadt  binnen  Jahresfrist,    erklärt  die  Gravamen  bis  auf 

3  erledigt  und  verlangt  statt  der  angebotenen  30,000  Thlr.,  60,000  Thlr.] 

26.  Sept.  „Nachdem  von    den  clevischen  und  märkischen  Landständen  er- 

suchet, bei  S.  Ch.  D.  mich  unterthänigst  anzugeben  und  Dieselbe  zu 
sondiren,  dass  zum  Fall  S.  Ch.  D.  den  gestrigen  Tags  gebetenen  Re- 
vers de  non  in  futurum  praejudicando  gnädigst  ertheilen,  2)  den 
Hamm  also  bald,  die  Lippstadt  aber  innerhalb  Jahresfrist  evacuiren, 
3)  den  Hauptrecess  gnädigst  adimpliren  und  die  gravamina  gebetener- 
maassen  erledigen  würden,  die  Landstände  erbietig  wären,  S.  Ch.  D. 
mit  der  Summe  von  30,000  Thlr.  innerhalb  Jahresfrist  an  die  Hand 
zu  gehen,  so  lang  dann  die  Beibringung  der  600,000  Thlr.  zurück- 
stehen solle  —  haben  S.  Ch.  D.  ad  1)  geantwortet,  dass  Sie  wegen 
den  Revers  willig  und  geneigt  wären;  ad  2)  dass  Sie  Sich  dazu  nicht 
könnten  verstehen,  und  wann  die  Landstände  es  Recht  wüssten,  sol- 
ches nicht  begehren  sollten;  ad  3)  Sie  wären  berichtet,  dass  solche 
ausserhalb  dreien  Punkten  abgethan  wären,  nämlich  das  Jurisdictions- 
wesen,  2)  das  Stift  Oberendorf,  3)  die  Beeidigung;  ad  4)  die  Summe 
wäre  zu  klein,  es  müssten  zum  wenigsten  60,000  Thlr.  sein^). 


*)  Heinrich  v.  d.  Capellen,  Herr  zu  ßyssel,  Mitglied  der  Generalstaaten 
und  der  clevischen  Ritterschaft, 

2)  An  demselben  Tage,  den  26.  Sept.  1652,  reiste  der  Kurfürst  von  Cleve  ab. 


III. 


Die  Deputation  nach  Regensburg 
und  der  Executionsrecess  von 

1653. 


Einleitung. 


D. 


'er  Friede,  welchen  Pfalzgraf  Wolf  gang  Wilhelm  mit  den  jiilich- 
bergischen  Ständen  durch  den  Recess  vom  25.  September  1649  geschlossen 
hatte»),  war  nicht  von  langer  Dauer.  Schon  im  J.  1651  war  durch  den 
Krieg  mit  Brandenburg  der  alte  Streit  von  Neuem  ausgebrochen.  Die  Er- 
hebung uneingewilligter  Steuern,  die  Einführung  der  lothriugschen  Hilfs- 
völker, die  Werbung  eigener  Truppen  und  deren  thcihveise  Beibehaltung 
auch  nach  dem  Frieden,  sowie  die  Verpfändung  mehrerer  Aemter  an  den 
Herzog  von  Lothringen  und  Andere,  welche  dem  Pfalzgrafen  Geld  vor- 
schössen, gaben  den  Ständen  Veranlassung  und  Gründe  genug  zu  erneuer- 
ten Klagen  und  Beschwerden.  Sie  versammelten  sich  wieder  wie  früher  in 
Töln  zu  Berathungen  über  Maassregeln  zum  Schutz  ihrer  Privilegien,  und 
ahmen  dort  die  Aufforderung  der  Abgesandten  des  Kaisers,  diesen  »Schutz 
bei  letzterem  zu  >-uchen,  mit  grosser  Bereitwilligkeit  entgegen').  Wie  schon 
früher,  so  steigerten  auch  jetzt  die  Zerwürfnisse  des  betagten  Pfalzgrafen 
lit  Beinem  Sohne,  Philipp  Wilhelm,  und  dessen  Bestrebungen,  die 
fände  für  sich  zu  gewinnen,  deren  Opposition. 

Philipp  Wilhelm,   dem  Brandenburger  noch   feindlicher  gesinnt  als 

'  r  Vater,  hatte  stets  darauf  gedrungen,  sich  mit  den  Ständen  zu  einigen, 

11  des  Beistands  derselben  gegen  den  Kurfürsten  sicher  zu  sein.    Er  hatte 

»n   einem  Frieden   mit  dem   verhassten   Gegner  nichts  wissen  wollen  und 

ifht   übel  Lust   gehabt,   dfii  Krieg   auf  eigene  Faust  fortzuführen.     Ohne 

•  n  gerade  damals  erfolgten  Tod  seiner  Gemahlin,   einer  Tochter  des  Kö- 

igs  von  Polen,  von  dem  er  nicht  ohne  Grund  Hilfe  durch  „eine  Diversion 

in  Preussen"  hoffte,  würde  er  sich  weder  dem  Befehl  des  Vaters  noch  des 

Kaisers,  die  Waffen  niederzulegen,  schwerlich  gefügt  haben.    Bereits  unter- 

indcltc  er  in  BrUnsel  mit  dem  spanischen  Statthalter  und  dem  Lothringer, 

I  Crtln  mit  den  Ständen   und   den  Kriegsoborsten   seines  Vaters   Über  die 

;<(lingnnj?  ihre»i  Bi-i^tandeH  zur  Fortführung  des  Krieges.     Diese  Vorgänge 
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hatten  den  alten  Pfalzgrafen  mit  noch  grösserem  Misstrauen  gegen  den 
Sohn  als  je  zuvor  erfüllt.  Hatte  er  ihm  schon  vor  dem  Kriege  und  dem 
Tode  der  Schwiegertochter  hinreichende  Mittel  zu  einer  selbstständigen 
Hofhaltung  „um  seiner  Armuth  willen"  verweigert,  so  war  er  jetzt  erst  recht 
nicht  geneigt,  sie  ihm  zu  gewähren.  Er  verlangte  des  Sohnes  Aufenthalt 
an  seinem  Hofe,  wenigstens  dessen  sofortige  Abreise  aus  Cöln.  Der  junge 
Pfalzgraf  verweigerte  Beides  und  rief  den  Beistand  des  Kaisers  und  der  jülich- 
bergischen  Stände  an.  Nach  längeren  Verhandlungen  schloss  er  mit  letzteren 
am  25.  März  1652  ein  geheimes  Bündniss;  sie  verpflichteten  sich,  bei  dem  Kai- 
ser für  seinen  standesmässigen  Unterhalt  zu  interveniren,  und  bewilligten  ihm 
zu  seiner  Wiedervermählung  30,000  Thlr;  dagegen  versprach  er,  auch  sei- 
nerseits die  Sache  der  Stände  beim  Kaiser  zu  befürworten,  zur  Aufrecht- 
haltung der  ständischen  Privilegien  aus  allen  Kräften  mitzuwirken  und  die- 
selben nach  seinem  Regierungsantritte  genau  zu  beobachten 3). 

Wolf  gang  Wilhelm,  jedenfalls  von  diesen  Vorgängen  unterrichtet, 
Hess  sich  im  Juni  1652  durch  den  Kaiser  bewegen,  dem  Sohne  bestimmte 
Gefälle  zu  einer  selbstständigen  Hofhaltung  in  Neuburg  zu  gewähren; 
aber  vergeblich  versuchte  er,  sich  auf  einem  zu  derselben  Zeit  nach  Ham- 
bach  berufenen  Landtag  mit  seinen  Ständen  zu  einigen.  Sie  weigerten 
sich  namentlich  entschieden,  ferner  das  Geringste  zum  Unterhalt  der  Gar- 
nisonen in  Düsseldorf,  Heinsberg,  Sittart,  Brüggen  und  Montjoye  zu  be- 
willigen, während  der  Pfalzgraf  dieselben  zur  Sicherung  des  Landes  gegen 
nochmalige  Schädigungen  wie  die  durch  den  letzten  brandenburgischen  Ein- 
fall für  ganz  unentbehrlich  erklärte. 

Zur  selben  Zeit  war  es  den  Führern  der  ständischen  Opposition  in 
Cleve-Mark  gelungen,  auch  dort  alle  Versuche  des  Kurfürsten,  sich  mit 
den  Ständen  über  denselben  Gegenstand,  den  von  ihm  geforderten  Unter- 
halt für  die  Garnisonen  von  Hamm  und  Lippstadt  zu  einigen,  scheitern  zu 
lassen.  Selbst  die  kurz  vor  der  Abreise  des  Kurfürsten  aus  Cleve  erfolgte 
Ernennung  des  als  ständisch  gesinnt  geltenden  Joh.  v.  Die  st  zum  clevischen 
Vicekanzler*)  hatte  die  Stände  nicht  milder  gestimmt;  ebenso  misslang  ein  noch 
von  Sparenberg  aus  unternommener  Versuch,  ihnen  eine  im  letzten  Augen- 
blick doch  noch  nach  den  Wünschen  des  Kurfürsten  gelungene  Einigung  als 


^)  Nach  den  Acten  der  Jülich -bergischen  Stände  im  Staatsarchiv  zu  Düs- 
seldorf. 

*)  Diese  Ernennung  hatte,  hauptsächlich  auf  Blumenthal's  Drängen],  der 
stets  eine  Einigung]  mit  den  Ständen  befürwortete,  und  seit  seiner  Rückkehr 
aus  Wien  und  der  gelungenen  Vermittlung  der  kaiserlichen  Commissäre  als  Ver- 
treter der  „kaiserlichen  Partei"  eine  hervorragende  Stellung  im  Rathe  des  Kur- 
fürsten behauptete,  am  22.  September  1652  stattgefunden:  Diest  lohnte  Blu- 
menthal diese  Fürsprache  schlecht;  seit  dem  Herbst  1653  gab  er  sich  zum 
Werkzeug  der  Intrigen  des  kurf.  geh.  Raths,  Grafen  Georg  Friedrich  v.  Wal- 
deck,  gegen  Blumenthal  her;  freilich  mögen  auch  ihn,  den  ,,reformirten 
Eiferer",  dessen  Leistungen  als  kurf.  Gesandter  auf  dem  regensburger  Reichstag 
sehr  enttäuscht  haben.  (Briefe  Blumenthal's  an  Motzfeld  vom  27.  October 
1653  und  an  Schwerin  vom  30.  März  1654  im  berliner  geh.  Staatsarchiv.  Vgl. 
oben  Noten  zu  p.  88  und  p.  383.) 
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vollendete  Thatsache  hinzustellen.  Unzufrieden  mit  der  Resultatlosigkeit  mo- 
natelanger Landtagsverhandluugen  hatte  die  Mehrzahl  der  cleve-märkischen 
Ritterschaft  sich  bereits  ganz  von  denselben  zurückgezogen,  und  die  ferneren 
Beschlüsse  völlig  der  zwar  kleinen,  aber  sehr  rührigen  und  wohlorganisirten 
Partei  der  äussersten  Opposition  überlassen.  An  ihrer  Spitze  stand  als  die 
eigentliche  Seele  der  Partei  Dietrich  Karl  v.  Wilich,  dem  jetzt  für  die 
Ausführung  seines  längst  vorbereiteten  Planes,  die  Stände  zum  Kaiser  zu 
führeu,  der  geeignete  Zeitpunkt  gekommen  zu  sein  schien. 

Persönliche  Verletztheit  und  getäuschter  Ehrgeiz  steigerte  Wilich's 
politische  Feindschaft  wider  den  Kurfürsten.  Schon  im  Anfang  des  Jahres 
1652  war  gegen  ihn,  als  cleve-märkischen  Justizrath,  wegen  Beförderung 
jenes  im  Juli  1651  von  den  Ständen  veröffentlichten  Contradictionspatents 
eine  Criminaluntersuchung  eingeleitet,  er  während  derselben  vom  Amte  sus- 
pendirt  worden.  Seitdem  hatte  der  Kurfürst  sich  geweigert,  ihn  vor  sich 
zu  lassen,  selbst  nicht  als  Deputirten  der  Stände.  Jetzt  kurz  vor  der  Ab- 
reise desselben  ward  der  Oberst  Jakob  v.  Spaen  zum  clevischen  Landdrost 
und  Regierungsrath  ernannt,  eine  Stellung,  welche  Wilich  längst  erstrebt 
hatte.  Durch  seine  Verwandtschaft  mit  den  hervorragendsten  Mitgliedern 
der  Ritterschaft  von  Jülich  und  Berg  wie  durch  seinen  Güterbesitz  daselbst 
and  er  Beit  Langem  in  regem  Verkehr  mit  den  dortigen  Ständen;  mehrfach 
üatte  er,  so  bei  den  Verhandlungen  über  die  Erbunion  von  1647  und  denen 
mit  den  kaiserl.  Commissären  von  1651,  als  Vermittler  eine  Einigung  zwi- 
schen den  in  ihrer  grossen  Mehrheit  evangelischen  Landständen  von  Cleve- 
Mark  und  den  fast  ausschliesslich  katholischen  von  Jülich- Berg  herbei  zu 
führen  gewusst.  Bei  den  letzteren  stand  die  Absicht,  sich  an  den  Kaiser 
zu  wenden,  seit  den  Unterhandlungen  mit  dessen  Gesandten  fest.  Sie  ver- 
anlassten gleich  nach  der  Abreise  des  Kurfürsten  eine  Zusammenkunft  von 
Deputirten  der  erbvereinigten  Stände  in  Cöln,  zu  welcher  Wilich  mit  eini- 
gen Vertrauten  seiner  Partei  erschien.  In  diesem  geheimen  Rath  der  Stände, 
deren  Mitglieder  sich  eidlich  zur  völligen  Geheimhaltung  der  Berathungen 
rpflichteten,  ward  in  unmittelbarer  Anknüpfung  an  die  Proposition  der 
liserlichen  Gesandten  beschlossen,  zum  bevorstehenden  Reichstag  in  Re- 
/♦iisburg  eine  Deputation  an  den  Kaiser  und  die  Kurfürsten  zu  senden. 

Trotz   aller  Vorbereitungen  Wilich's   war  es  noch  immer  nicht  ganz 

•  icht,   die  cleve-märkischen  Stände  zur  Theilnahme  an  einer  solchen  De- 

j.iitation  zu  bewegen.     Die  Landstände  von  Jülich- Berg  sprachen  es  offen 

au«,  düKs  der  Hauptzweck   der  Deputation  sei,   auf  eine  solche  schleunige 

Entscheidung  den  Successionsstreits  zu  dringen,  durch  welche  die  ^erbver- 

liigteD  jülichüchen  Lande**  dem  Privileg  Kaiser  Karl's  V.  gemäss  uugetheilt 

ülieben.     Damit  war   nun   freilich   noch   nicht  ausgesprochen,    zu   Gunsten 

welches  Prätendent<*n  die  Stände  den  Erbstreit  entschieden  zu  sehen  wünsch- 

11;   aber  die  Entscheidung  darüber  war  doch  unverhüllt  dem  Kaiser  an- 

im  geHtellt,  niilhin  eine;  kaiserliche  Se(]ue8trntion  der  Länder  oder  minde- 

•  ns   ein   kaisrrlieher  Urtheilsspruch    zu   Gunsten    des    Pfulzgrafen    wahr- 

1,  ja  sicherer,  alH  eine  KntMcheidung  zu  Gunsten  des  Kurfürsten 

1      ..  i<ni>urg.     Die  evangelischen  Stände   in  Cleve   und  Mark   würden 

Uo  in  beiden  Fällen  unter  ein  katholiHches  Regiment  geratben  sein;  Grund 

8ö» 
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genug  zu  ernstlichen  Bedenken  für  dieselben,  sich  auf  die  vorgeschlagene 
Deputation  einzulassen. 

Es  gelang  Wilich,  wenn  auch  nicht  ohne  Anstrengung  und  nur 
durch  die  entschiedene  Unterstützung  der  einflussreichen  Stadt  Wesel, 
diese  Bedenken  grössten  Theils,  wenigstens  vorerst,  zu  überwinden.  Ge- 
schickt wusste  er  den  cleve  -  märkischen  Ständen  gegen  über  die  Siche- 
rung der  Privilegien  durch  die  vom  Kaiser  zu  bewirkende  Entlassung 
der  sie  vor  Allem  gefährdenden  „bleibenden  Garnisonen"  und  die  Auf- 
rechthaltung der  Recesse  durch  kaiserliche  Autorität  als  den  Hauptzweck 
der  Deputation  hinzustellen,  die  Successiousentscheidung  in  den  Hinter- 
grund treten  zu  lassen.  Vor  Allem  aber  hob  er,  und  das  mit  Recht,  als 
das  unbestreitbare  Ziel  der  gesammten  Stände  die  Erreichung  eines  mög- 
lichst ständischen  Regiments  im  Lande  hervor.  Wie  Verschiedenes  nun  auch 
unter  diesem  Namen  verstanden  werden  mochte,  ob  reichsstädtische  Auto- 
nomie oder  Reichsfreiherrlichkeit,  Regiment  eines  ständischen  Ausschusses 
nach  dem  Muster  der  Staatenverfassung,  oder  möglichste  Regimentslosigkeit; 
es  gab  unter  den  evangelischen  Ständen  von  Cleve -Mark  Manche,  welche 
ein  solches  Ziel  selbst  um  den  Preis  eines  kaiserlichen  Sequesters,  oder 
eines  katholischen  Schattenfürsten  für  wünschenswerth  hielten,  und  Andere, 
welche  in  der  regensburger  Deputation  nur  ein  eben  vorliegendes  bequemes 
Mittel  zur  Opposition  und  Abwehr  des  verhassten  brandenburgischen  Re- 
giments sahen,  ohne  sich  über  die  weiteren  Folgen  Sorgen  zu  machen;  Viele 
aber  unter  ihnen  und  wohl  die  Meisten  betrachteten  den  ganzen  Plan  noch 
immer  als  eine  blosse  Drohung,  durch  welche  die  Einen  den  Kurfürsten  zur 
Nachgiebigkeit,  die  Anderen  die  Generalstaaten  zum  wirksamen  Schutz  der 
Privilegien  zu  bewegen  hofften.  Wie  dem  auch  sei,  Ende  November  1652 
versammelten  sich  in  Wesel  10  clevische  Ritterbürtige  und  die  Deputirten  der 
clevischen  Städte,  ausgenommen  die  von  Cleve,  wie  es  scheint  fast  nur  die 
Unterzeichner  des  von  Wilich  im  September  veranlassten  Oppositionspro- 
gramms, und  beschlossen  durch  Majoritätsvotum,  unter  Annahme  der  schon 
in  Cöln  festgesetzten  Instruction,  die  Deputation  nach  Regensburg.  Grössere 
Mühe  kostete  es,  die  märkischen  Stände  zu  gleichem  Beschlüsse  zu  bewe- 
gen; die  Verhandlungen  darüber  zogen  sich  bis  in  den  Sommer  1653  hinein. 
Erst  kurz  vor  der  Abreise  der  Deputirten  trat  auch  die  märkische  Ritter- 
schaft, soweit  sie  sich  überhaupt  an  den  Berathungen  betheiligt  hatte,  dem- 
selben bei,  während  ein  Theil  der  märkischen  Städte  sich  ganz  zuletzt  nur 
unter  Bedingungen,  die  demnächst  nicht  erfüllt  wurden,  zur  Anerkennung 
desselben  verstanden  und  an  der  Deputation  selbst  sich  nur  scheinbar  be- 
theiligten; die  bedeutendste  derselben  aber,  Soest,  selbst  diesen  Schritt  ent- 
schieden missbilligte. 

Kurfürst  Friedrich  Wilhelm  war  im  October  1652  aus  seinen  rhei- 
nisch-westfälischen Landen  nach  kurzem  Aufenthalt  in  Berlin  zu  der  vom 
Kaiser  dringend  gewünschten  Zusammenkunft  mit  demselben  nach  Prag 
geeilt.  Nachdem  der  Plan,  eine  enge  und  allseitige  Allianz  mit  den  Staaten 
durch  den  neuburgischen  Krieg  durchzusetzen,  misslungen  war,  galt  es, 
einen  Versuch  zu  machen,  die  aufrichtige  und  entschiedene  Unterstützung 
des  Kaisers   zur  endlichen    Erlangung   Hinterpommerns,    dessen  Räumung 
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Schweden  hartnäckiger  als  jemals  verweigerte,  um  den  Preis  der  Stimme 
des  Kurfürsten  für  die  Wahl  des  ältesten  Erzherzogs  zum  römischen  König 
zu  gewinnen.  Sanguinische  unter  den  Käthen  des  Kurfürsten,  an  ihrer 
Spitze  Blumenthal,  gingen  noch  weiter;  sie  hofften  eine  völlige  Ausein- 
andersetzung in  allen  schwebenden  Fragen,  eine  nähere  Verbindung  mit 
dem  Kaiser  zu  erlangen. 

Dem  Kurfürsten  waren  die  Berathungen  und  Beschlüsse  der  cleve- 
märkischen  Stände  keineswegs  unbekannt  geblieben.  Dass  dennoch  die 
Maassregeln,  welche  er  zur  Verhinderung  ihrer  Ausführung  ergriff,  unbe- 
deutend und  unzureichend  waren,  muss  auf  den  ersten  Blick  Verwunderung 
erregen.  Freilich  konnte  er  nach  den  Berichten  der  clevischen  Regierung 
glauben,  dass  es  dieser  noch  gelingen  werde,  die  Stände  durch  die  Ver- 
"idigung  sämmtlicher  Beamten   auf   den  Recess   und   andere  Concessionen 

II  ihrem  Vorhaben  abzubringen,  oder  dass  doch  die  reservirte  Haltung 
der  grossen  Mehrheit  der  clevischen  Ritterschaft,  wie  die  Bedenken  der  mär- 
kischen Stände  noch  die  weitgreifenden  Pläne  einer  unbedeutenden  Minder- 
heit scheitern  lassen  werde,  zumal  die  Eröffnung  des  Reichstags  sich  noch 
monatelang  hinzog.  Aber  anderseits  zeigen  doch  des  Kurfürsten  mündliche 
Vorstellung  bei  dem  Kaiser  während  der  prager  Zusammenkunft^),  wie  seine 
nach  derselben  erlassenen  Schreiben  an  die  Kurfürsten,  dass  er  an  der 
Ausführung  des  ständischen  Beschlusses  nicht  zweifelte.  Es  Hesse  sich 
annehmen,  dass  der  Kurfürst  durch  eine  Verständigung  mit  dem  Kaiser  die 
Gefahren  der  Ständedeputation  glaubte  abgewandt  zu  haben.  Allerdings 
waren  ihm  in  Prag  Versprechungen  und  Aussichten  mancherlei  Art  ge- 
macht, vielleicht  auch  bezüglich  der  jülichschen  Successionssache  und  der 
Beschwerden  der  cleve- märkischen  Stände.  Aber  schon  die  Vorgänge  der 
nächsten  Monate  zeigten,   wie  wenig  der  Kurfürst  solchen  Versprechungen 

luen  konnte;  noch  ehe  die  Königswahl  in  Augsburg  vollzogen  war,  hatte 
er  vollauf  Gelegenheit,  sich  hiervon  zu  überzeugen*').  Nur  mit  äusserster 
Anstrengung  erreichte  er  es,  dass  der  Kaiser  wenigstens  die  urkundlich 
gegebene  Zusage,  Schweden  nicht  vor  der  Räumung  Hinterporamerns  zum 
Reichstage  zuzulassen,  hielt,  es  so  vor  der  Eröffnung  desselben  zur  Nach- 
giebigkeit zwang.  Kaum  war  die  Wahl  vollzogen  und  der  Reichstag  er- 
öffnet, so  machte  sich  die  alte  gleichsam  traditionelle  Feindseligkeit  der 
kaiserlichen  Politik  gegen  Brandenburg  wieder  in  Allem  und  Jedem  gel- 
tend, verschwand  jede  Aussicht  auf  eine  Eriüllung  der  weiteren  in  Prag 
gemachten  Zusagen.    Und  überdies  waren  noch  vor  dem  Beginn  der  Reichs- 


'i  S.  6m  Memorial  darüber  vom  13.  November  1652  weiter  unten. 

Am  6.  Mai  1658  schreibt  der  Kurfürst  eigenbändig  an  Blumenthal,  er 
iisiiM'  iillen  (}rund  zu  der  Annahme:  .dass  man  mich  mit  guten  Worten  auf- 
halte, bifl  Allcfl  (Tuthan  und  hiriiuch  da«  NachHcluMi  hisse,  wie  mir  und  meinem 
Herrn  \  '  viel  Juhr  her  »(♦•«chohen",  un<i  um  12.  Juli,  als«)  nach  der  Kröff- 

nung  d<  ik'm:  „Ich  vcrHpüro  wühl  aus  alli>n  Uoliitioncn  so  viel,  dasi  meine 

Pro|>he«eihnnj<  j^ar  zu  zeitig  wahr  wird,  dieweil  man  mich  jetzt,  da  ich  alles  ge- 
than,  ebenso  abzufertigen  sucht,  wie  mninum  Herrn  Vater  selig  gescheheo*.  Geb. 
Btaatsarchiv  zu  Berlin,  vgl.  Krdmanusdörffor  Graf  Waldeck  p.  94. 
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tagsverhandlungen  Ereignisse  angetreten,  welche  die  von  der  Ständedepu- 
tation drohenden  Gefahren  in  »cht  geringem  Grade  erhöhten. 

*  Am  20.  März  1653  war  iri  Düsseldorf  der  alte  Pfalzgraf  Wolfgang 
Wilhelm  gestorben,  bis  zuletzt  mit  den  Jülich- bergischen  Ständen  zer- 
fallen. Philipp  Wilhelm  berief  dieselben  im  Mai  nach  Düsseldorf  und 
einigte  sich  in  Ausführung  seiner  früheren  Zusage  rasch  mit  ihnen  über  die 
Abstellung  ihrer  Beschwerden,  nur  eine  blieb  unerledigt,  die  über  die  „blei- 
benden Garnisonen"  und  die  ßeschaö'ung  ihres  Unterhalcs,  das  Hauptgra- 
vamen  der  Stände  in  Cleve-Mark  wie  in  Jülich-Berg.  Die  Abstellung  des- 
selben durch  kaiserliche  Autorität  zu  bewirken,  war  der  regensburger 
Deputation  in  ihrer  Instruction  als  eine  ihrer  wesentlichsten  Aulgaben  be- 
zeichnet. Der  Pfalzgraf  veranlasste  über  diesen  Punkt  vertrauliche  Be- 
sprechungen mit  einigen  wenigen  Deputirten  der  Stände,  unter  ihnen  die 
nach  Regensburg  bestimmten.  Ihnen  erklärte  er,  dass  er  seine  Garnisonen 
sofort  entlassen  und  seine  Festungen  demoliren  werde,  sobald  der  Kurfürst 
in  Lippstadt  und  Hamm  ein  Gleiches  thue;  er  wünsche  nicht  minder  als 
die  Stände,  dass  der  letztere  dazu  bewogen  werde.  Wenn  auch  die  offi- 
ciellen  Landtagsprotokolle  der  jülich-bergischen  Stände  über  diese  vertrau- 
lichen Besprechungen  nicht  mehr  enthalten,  so  geht  doch  aus  den  späteren 
Vorgängen,  insbesondere  aber  aus  der  mitgetheilten  Correspondenz  der 
jülich-bergischen  Mitglieder  der  regensburger  Deputation  unwiderleglich  her- 
vor, dass  der  Pfalzgraf  sich  mit  den  letzteren  über  ihre  Mission  und  deren 
Zweck  vollkommen  einigte,  wenigstens  seinerseits  glaubte  annehmen  zu  dür- 
fen, dass  sie  nur  seine  Interessen  fördern  würde.  Allerdings  konnte  ihm 
ein  Drängen  auf  eine  kaiserliche  Entscheidung  des  Successionsstreits  zu  Gun- 
sten eines  Prätendenten  nur  erwünscht  sein,  wenn  die  Stände,  zum  minde- 
sten die  jülich-bergischen,  unter  diesem  Prätendenten  ihn  verstanden.  Noch 
mehr  aber  diente  die  vor  den  Kaiser  gebrachte  Forderung  der  erbvereinig- 
ten Stände  auf  „Satisfaction"  für  die  den  Privilegien  zuwider  erhobenen 
Contributionen  und  Kriegsschäden  den  Interessen  und  Absichten  des  Pfalz- 
grafen. Da  sich  seine  Stände  durch  die  volle  Anerkennung  ihrer  Privile- 
gien und  die  Zusage,  sie  ferner  genau  beobachten  zu  wollen,  in  ihren  Be- 
schwerden und  Ansprüchen  ihm  gegenüber  befriedigt  erklärten,  konnte  unter 
jener  Forderung,  soweit  sie  Jülich-Berg  betraf,  nur  der  Ersatz  des  diesen 
Ländern  durch  den  Kurfürsten  von  Brandenburg  1651  zugefügten  Schadens 
verstanden  werden,  wie  denn  auch  die  in  Regensburg  deswegen  vorgebrachte 
Klage  und  deren  Erfolg  zur  Genüge  zeigte;  die  Entscheidung  darüber  ward 
dein  vom  Pfalzgrafen  bezüglich  gleicher  Satisfaction  gegen  den  Kurfürsten 
erhobenen  Processe  zugewiesen^). 

Pfalzgraf  Wolf  gang  Wilhelm  hatte  im  October  1651  erst  dann  den  von 
den  kais.  Commissären  zwischen  ihm  und  Brandenburg  vermittelten  Vergleich 
unterzeichnet,  nachdem  ihm  von  denselben  in  Form  eines  besonderen  Re- 
verses die  schriftliche  Zusicherung  ertheilt  war,  dass  der  Kaiser  sich  aus- 
drücklich die  „gütliche  Vermittlung"  oder  „rechtliche  Decision"  über  die  vom 
Pfalzgrafen  erhobene  Forderung  auf  Ersatz  des  ihm  vom  Kurfürsten  durch 


'')  Vgl.  die  Relation  der  jülich-bergischen  Deputirten  v.  10.  Juni  1654. 
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den  Krieg  zugefügten  Schadens  vorbehalten  habe^),  und  sie  mündlich  hinzu- 
gefügt hatten,  diese  Decision  werde  unzweifelhaft  zu  Gunsten  des  Pfalzgrafen 
ausfallen.  Schon  im  November  1651  hatte  VVolfgang  Wilhelm  das  be- 
trefl'ende  Klagelibell  beim  Kaiser  eingereicht;  dieser  aber,  der  des  Kurfür- 
sten Unterstützung  angesichts  der  Königswahl  bedurfte,  zunächst  eine 
„gütliche  Vermittlung'*  versucht.  Friedrich  Wilhelm  wies,  wie  er  es 
bereits  während  der  Friedensverhandlungen  gethan  hatte,  jede  Forderung 
auf  Schadenersatz  entschieden  zurück;  antwortete  dem  Kaiser,  dass  er  sei- 
nerseits eine  gleiche  wegen  des  neuburgischen  Einfalls  in  die  Grafschaft 
Mark  erheben  könnte.  Was  der  alte  Ftalzgraf  unter  seiner  Satisfactions- 
forderung  verstand,  zeigt  ein  von  ihm  eigenhändig  im  Mai  1652  aufgesetztes, 
dann  aber,  wie  es  scheint,  auf  Betrieb  seines  Sohnes,  nicht  abgegangenes 
•hreiben  an  den  Kurfüisten.  Er  macht  demselben  darin  den  Vorschlag, 
lüm  zur  gütlichen  Abfindung  seiner  Forderung  Mark  und  Ravensberg  ab- 
zutreten, da,  wenn  es  zum  richterlichen  Spruche  kommen  sollte,  ihm  doch 
'gen  Friedensbruches  alle  Ansprüche  auf  die  Successionslande  abgespro- 
chen werden  würden.  Eine  kaiserliche  Entscheidung  in  diesem  Sinne  zu 
erwirken,  waren  der  alte  wie  der  junge  Pfalzgraf  unermüdlich  in  Wien 
thätig;  wenigstens  hofften  sie  ein  ürtheil  erzielen  zu  können,  das  die  Recht- 
Miäösigkeit  ihrer  auf  „viele  hunderttausende'^  erhobene  Forderung  anerkenne; 
if  Grund  desselben  sollte  dann  zur  gelegenen  Zeit  Cleve-Mark  als  Pfand- 
object  für  jene  Summe  in  Beschlag  genommen  werden^). 

Die   Satisfactionsforderung   der  Jülich  -  bergischeu  Stände  musste   den 
»inen  wie  den  anderen  Plan  unterstützen,  die  Entfernung  der  unbequemen 
'  landenburgischen  Garnisonen  für  deren  Ausführung  dem  Pfalzgrafen  höchst 
unschenswerth  sein;   zumal  die  ständischen  Deputirten  ihm  nicht  nur  ver- 
machen, die  Demolirung  der  seit  1618  von  Jahr  zu  Jahr  stärker  befestig- 
i,eü  Stadt  Düsseldorf  keinenfalls  in  Regensburg  zu  verlangen,  sondern  auch 
bezüglich  einer  Garnison  daselbst  die  fernere  Connivenz  der  Stände  in  Aus- 
sicht stellten.   Ja  sie  gingen  noch  weiter.    Sie  forderten  den  Pfalzgrafon  so 
eifrig  auf,  „sich  zur  völligen  Sicherung  des  Landes  mit  benachbarten  Kur- 
rsten  und  Ständen  zu  conjungireu",  dass  er  später  behaupten  durfte,  seine 
ü»  iL^en  Bemühungen,  eine  solche  Verbindung  sowohl  innerhalb  des 

ni'  lisch-westfälischen  Kreises  als  auch  darüber  hinaus  zu  Stande  zu 

ingen,  wären  allein  auf  Veranlassung  der  Stände  erfolgt***). 

Am  Schlüsse  des  düsseldorfer  Landtags  bewilligten  die  jülich-bcrgisrlien 

iitidii  dem  Pfalzgrafen,  gleichsam  als  unzweideutiges  Zeichen  der  zu  Stande 

gekommenen  Einigung,  eine  Steuer  von  5  Procent  des  Gesamniteinkommeus, 

"nd  wiesen  ihre  nach  Regensburg  bestimmten  Deputirten  an,  dort  keinerlei 

'  Hchwerdcn  vorzubringen,  welche  bereits  erledigt  worden  wären").    Uier- 

ich  blieben  von  den  zahlreichen  Punkten  der  gemeinsamen  Instruction  für 

*)  Der  ,AH«ycurationHachL'irj"  der  kai«.  Commissüro  iat  vum  16.  October  1661, 
o  dfmHi'!b(rn  Tix^j^v,  an  welchem  der  Pfulzgraf  dun  Vorgleich  mit  Brandcnbnrp 
itfturchiv  zu  DüBsoldorf.)     Vgl.  oben  Note  zu  p.  r»6:' 

\..-:.   ...  ..  j....i;h-h.T.ri-'-»..--.    \'-t.-f>      |...fr..n-.M.!   .1,...   l.r.....l..nl,     Ki,. 

irchiv  zu  Dütffoldor 
"■;   Vgl.  das  Hchroiben  ii  t   s  an  Muiiiriiu  v.  js 

")  Vgl.  den  Bvricbt  Uur  i<  r  DopuLirtuu  uu  diu  ju.. 
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die  jülich-bergischen  Deputirten  nur  noch  die  drei  auf  die  Succession,  Eva- 
cuation  und  Satisfaction  bezüglichen  gültig,  und  alle  drei  waren  nach  der 
Einigung  mit  dem  Pfalzgrafen  nur  noch  ausschliesslich  gegen  den  Kurfür- 
sten gerichtet. 

An  allen  diesen  düsseldorfer  Besprechungen  nahm  der  dort  anwesende 
Dietrich  Karl  v.  Wilich  Theil.  Nachdem  die  Nachricht  von  der  in 
Augsburg  vollzogenen  Königswahl  und  der  bevorstehenden  EröfiTnung  des 
Reichstags  in  Regensburg  eingetroffen,  ging  er  nach  Cleve  zurück,  um  die 
schleunige  Ausführung  der  beschlossenen  Deputation  zu  betreiben  und  na- 
mentlich die  Bedenken  der  märkischen  Stände  dagegen  zu  überwinden.  In- 
zwischen eilte  Philipp  Wilhelm  zum  Kaiser  nach  Regensburg,  wo  er 
auf  das  Zuvorkommendste  empfangen  wurde.  Er  stellte  „seinen  Vertrauten 
unter  den  kaiserlichen  Räthen"  vor,  wie  sehr  eben  jetzt  der  Krieg  der  Ge- 
neralstaaten mit  England  und  die  Unruhen  in  Frankreich  die  Execution 
eines  kaiserlichen  TJrtheils  gegen  Brandenburg  begünstigten.  Vom  Kaiser 
auf  die  Bestimmung  des  Friedensschlusses  aufmerksam  gemacht,  wonach 
vor  der  rechtlichen  Entscheidung  des  Successionsstreits  erst  eine  gütliche 
Beilegung  desselben  versucht  werden  sollte,  erklärte  er,  sich  gar  nicht 
auf  die  Hauptsache  einlassen  zu  können,  bevor  die  seinem  Vater  zuge- 
sagte kaiserliche  Decision  über  die  ihm  wegen  Friedensbruchs  des  Bran- 
denburger gebührende  Satisfaction  erfolgt  sei;  „von  einer  gütlichen  Com- 
position  könne  übrigens  nicht  die  Rede  sein,  da  sein  Recht  sonnenklar  sei, 
und  er  sich  überdies  des  privilegii  unionis  der  Lande  nimmer  begeben 
könne"  •^).  Wirklich  hat  er  vom  Kaiser  das  Versprechen  eines  Urtheils- 
spruches  über  die  Satisfactionsforderung  gegen  Brandenburg  in  dem  von 
ihm  gewünschten  Sinne  erhalten,  wenigstens  glaubte  er  es  erhalten  zu  ha- 
ben '^).  Jedenfalls  nahm  der  Kaiser  jetzt  den  Satisfactionsprocess  dem  An- 
scheine nach  ernstlich  in  die  Hand.  Durch  Rescript  vom  23.  Juli  forderte 
er  den  Kurfürsten  auf,  dem  Pfalzgrafen  gütliche  Satisfaction  zu  geben,  oder 
binnen  drei  Monaten  dessen  Klagelibell  zu  beantworten.  Und  noch  ein 
Weiteres  erreichte  Philipp  Wilhelm  im  Beginn  des  Reichstags  gegen 
Brandenburg. 

Gleichzeitig  mit  dem  Pfalzgrafen  befand  sich  in  Regensburg  der  un- 
ruhige und  intrigante  Christoph  Bernhard  v.  Galen,  Bischof  von  Mün- 
ster. Ihn  hatte  der  Kaiser  auf  Betrieb  Wolfgang  Wilhelm's  1651  in 
die  Commission  berufen,  welche  nach  der  Ansicht  dieser  drei,  „der  katholi- 
schen Religion  zum  Besten",  die  kirchlichen  Verhältnisse  in  den  Succes- 
sionslanden,  gemäss  dem  im  Friedensschlüsse  festgesetzten  Normaljahr  1624, 
ordnen  sollte.     Seit  der  Zeit  war  er  mit  beiden  neuburgischen  Fürsten,  na- 


*2)  Aus  der  späteren  Correspondenz  des  Pfalzgrafen  mit  seinen  Gesandten 
in  Regensburg  und  Wien,  namentlich  Kanzler  Giese  und  Horst,  im  Staatsarchiv 
zu  Düsseldorf. 

^^)  Am  23.  Januar  1655  schreibt  Philipp  Wilhelm  an  seinen  Residenten 
Horst  in  Wien,  er  dringe  nicht  darauf,  „dass  der  Kaiser  den  Kurfürsten  in 
poenara  banni  thue,  sondern  gehet  unsere  Bitt  vornehmlich  dahin,  dass  I.  Kais. 
Maj.  allergnädigst  erkennen,  wie  Sie  in  Regensburg  zu  thun  versprochen, 
dass  Chur-Brandenburg  das  Recht,  welches  es  auf  diese  Lande  prätendh-e,  durch 
den  Friedensbruch  und  unsere  Invasion  verloren  habe".    St.-Arch.  zu  Düsseldorf. 
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mentlich  mit  dem  jüngeren,  über  diese  Angelegenheit  im  vertraoliehsten 
Verkehr.  Noch  kurz  vor  dem  Tode  Wolf  gang  Wilhelm's  hatte  der 
Bischof  einen  Abgesandten  zu  dem  jungen  Pfalzgrafen  nach  Neuburg  ge- 
sandt, um  den  Zusammentritt  der  Commission  in  Regensburg  gleich  nach 
der  Königswahl  und  deren  schleunige  Entscheidung  „unter  kaiserlicher  Au- 
torität" festzustellen").  Jetzt  einigten  sich  beide  Fürsten  persönlich  über 
weitere  Schritte  gegen  Brandenburg.  Seitdem  die  possidirenden  Herren 
auch  über  die  Ausübung  der  dem  Herzoge  von  Jülich -Cleve- Berg  zuste- 
henden Rechte  eines  ausschreibenden  Fürsten  des  niederrheinisch -westfäli- 
schen Kreises  in  Streit  gerathen  waren,  übte  dieselben  der  mitausschrei- 
bende Bischof  von  Münster  thatsächlich  aus;  ein  Verhältniss,  welches  der 
Kaiser  durch  vorläufige  alleinige  Uebertragung  des  Directorinras  an  Mün- 
ster bis  zur  Entscheidung  des  Successiousstreits  legalisirt  hatte.  In  dem 
Provisionalvergleich  von  1647  waren  die  Possidirenden  übereingekommen, 
dieser  Benachtheiligung  ihrer  Rechte  gegenüber  die  Erlangung  von  zwei 
Stimmen  auf  dem  Kreistage  zu  erstreben,  und  alsdann  das  Directorium  al- 
ternirend  zu  führen,  bis  dahin  sich  aber  über  die  Führung  desselben  vor 
und  bei  den  Kreistagen  zu  einigen.  Dem  entgegen  kamen  in  Regensburg 
Philipp  Wilhelm  und  Christoph  Bernhard  mit  Zustimmung  des  Kai- 
sers überein,  gemeinschaftlich,  ohne  irgendwelche  vorhergehende  Mittheilung, 
ja  unter  Ausschliessung  von  Brandenburg,  einen  Kreistag  nach  Essen  zu 
berufen,  und  auf  demselben  zur  Abwehr  aller  ferneren  Einquartierungs-  und 
Kriegsbeschwerden  eine  „gemeine  Kreisdefensiou"  festzustellen.  Noch  hielt 
Schweden  wegen  der  rückständigen  Satisfactionsgelder  die  münstersche 
I'estung  Vechte  besetzt;  deren  Aufbringung  seitens  des  Kreises  und  die 
Entfernung  aller  „fremden  die  Unterthanen  bedrückenden  Garnisonen'*  sollte 
auf  dem  Kreistage  bewirkt,  an  die  Spitze  der  Kreisarmatur  ein  zuverlässi- 
ger Katholischer  gestellt  werden''*).  Sobald  Philipp  Wilhelm  diese  Er- 
folge erzielt  hatte,  forderte  er  die  Jülich- bergischen  Stäudedeputirteu  auf, 
nunmehr  schleunigst  nach  Regensburg  zu  eilen,  „sintemal  die  Conjuncturen 
und  praeparatoria  contra  Brandenburg  in  optimo  statu'''"). 

Werden  dem  Kurfürsten  auch  die  Resultate  der  geheimen  Verhandlun- 
gen in  Düsseldorf  und  Regensburg  zunächst  verborgen  geblieben  sein,  dass 
und  worüber  sie  stattfanden,  muss  ihm  im  Allgemeinen  doch  bekannt  ge- 
worden sein;  wenigstens  soviel,  als  die  märkischen  Stände  von  der  Trag- 
\veite  und  dem  Erfolge  der  düsseldorfer  Landtagsverhandlungen  in  Erfah- 
niu^'  ^rr. |,MM,.i..   i...f,-...    ^^.j,,fj  ;,,,f.),  i},„,  '/,)  (MiiM'ii  _tr<'knmiii('ii  -ein.     r"»""-'!!'"-- 

•*;  in  den  letzten  'i'uj^eu  dea  Februar  IGöJ  war  einer  der  nrnnsterschiu  liallie, 
Dr.  Heinrich  Hiscliop  i  n  rk  in  Neuburg.  Seine  Instructiun  und  Kelution  im 
Staatsarchiv  zu  Münstei 

••;  DIeao  Iluuptpuiil.  .  .  legeuaburger  Vcrabrüdungen  oigebou  sich  aus 
der  Correspondunz  der  münstcrschuu  (josaudtou  auf  dum  essouor  Kroistag  mit 
dorn  Bischof  und  dusson  (ietiuudtüu  in  liuguusburg.  wo  jenu  mit  diesem  an  Uou 
('onforun/.on  mit  dun  nuuburgiuchtMi  Ilittlien  Tliull  genommen  hutten;  nahen«  Do- 
talls  enthalten  die  weitläufigen  l'rotokollo  der  regeusburger  C'tuiferenzen.  Beide 
für  die  (ioHchichte  J«  ii<n  in.siiiur  Tu;:«  h  lioc-li.Ht  intiressantun  (Quellen  im  Stuats- 
archiv  zu  Münster. 

"    H    in  den  .\ 
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war  die  rasche  und  unbestreitbare  Verständigung  des  Pfalzgrafen  mit  den 
jülich-berg.  Ständen,  und  dass  diese  dennoch  nicht  von  der  regensburger 
Deputation  abstanden,  bezeichnend  und  verdächtig  genug.  Wenn  der  Kurfürst 
trotzdem  noch  immer  keiiie  Maassregeln  ergriff,  die  Theilnahme  der  cleve-märk. 
Stände  an  dieser  Deputation  zu  verhindern ;  den  Statthalter  seit  seiner  Ab- 
reise aus  Cleve  in  seiner  Umgebung  behielt,  seine  Rücksendung  von  Monat  zu 
Monat  verzögerte,  die  Verhandlungen  mit  den  Ständen  den  jetzt,  wenn  auch 
gegen  seineu  Willen,  auf  den  Landtagsabschied  beeidigten  Käthen,  deren  Mehr- 
zahl noch  dazu  denselben  angehörte,  allein  überliess;  die  Regierung,  obwohl 
dem  Kurfürsten  die  zu  Deputirten  designirten  Personen  wie  der  Zeitpunkt 
ihrer  Abreise  bekannt  waren,  ohne  alle  nähere  Instruction  aus  Berlin  blieb: 
—  so  geht  hieraus  klar  hervor,  dass  er  überhaupt  nicht  die  Absicht  hatte, 
die  Deputation  irgendwie  zu  verhindern,  obwohl  es  ihm  weder  an  Mitteln 
noch  an  Gründen  dazu  fehlte.  In  der  That,  soviel  sich  nach  den  vorlie- 
genden Nachrichten  urtheilen  lässt,  muss  man  annehmen,  dass  es  vielmehr 
des  Kurfürsten  Absicht  war,  diesmal  erst  die  Dinge  für  ein  energisches 
Eingreifen  reif  werden  zu  lassen.  Zweimal  hatte  der  leidenschaftliche  und 
heissblütige  junge  Fürst  sich  zu  einem  voreiligen  oder  mindestens  doch  sehr 
gewagten  Vorgehen  in  den  Rheinlanden  verleiten  lassen.  Sowohl  die  Wer- 
bungen von  1645  und  1646,  wie  der  Krieg  von  1651  hatten,  auch  den  cleve- 
märkischen  Ständen  gegenüber,  weim  nicht  zu  einer  Niederlage,  so  doch 
jedenfalls  zu  einem  verlustvollen  Rückzuge  geführt.  Seit  den  bösen  Erfah- 
rungen dieser,  dem  Wesen  des  Kurfürsten  gemäss  immerhin  im  grossen  Stil 
angelegten  „politisch  -  praktischen  Erstlingsstudie",  wie  der  neuburgische 
Krieg  von  1651  treffend  bezeichnet  ist*^),  beginnt  sich  bei  ihm  mehr  und  mehr 
der  Einfluss  des  reiferen  Mannesalters  geltend  zu  machen;  von  da  ab  weiss 
er  nicht  nur  zur  rechten  Zeit  den  Rückzug  anzutreten,  wie  er  allerdings 
schon  bis  dahin  meisterhaft  verstanden  hatte,  sondern  auch  überhaupt  die 
Nothwendigkeit  eines  Rückzugs  zu  vermeiden.  Sein  Verhalten,  den  neu- 
burgischen  und  ständischen  lutriguen,  gegenüber  charakterisirt  er  selbst  am 
treffendsten  mit  den  Worten:  „Wir  haben  so  lange  noch  den  gelinden  Weg 
gehen  und  abwarten  wollen,  bis  die  Intention  Unserer  Widerwärtigen  selbst 
herausbrechen  mochte"  ^^). 

Liess  der  Kurfürst  die  Verbindungen  und  eigentlichen  Ziele  jener 
„katholisch -gesinnten"  Führer  klar  ans  Licht  treten,  so  gewann  er  über- 
haupt eine  weit  günstigere  Stellung  den  Ständen  gegenüber  als  je  zuvor; 
dann  durfte  er  hoffen,  dass  die  regensburger  Deputation  die  Landstände 
von  Cleve  und  Mark  bei  den  Generalstaaten  oder  doch  jene  Führer  bei  der 
evangelischen  Mehrheit  der  Stände  für  immer  in  Misscredit  bringen  werde. 
Ueberdies  scheint  der  Kurfürst  nicht  an  so  zu  sagen  unmittelbare  praktische 
Folgen  der  Deputation  geglaubt  zu  haben.  Mit  Recht  konnte  er  auf  die 
Weitläufigkeit  und  Langsamkeit  eines  rechtlichen  Verfahrens  im  Reiche, 
wie  auf  die  trotz  aller  Durchstechereien  doch  im  Grunde  unvermittelte  Diffe- 
renz der  Interessen  seiner  Gegner  rechnen.     Nach  allen  bisherigen  Erfah- 


^^)  V.  Mörner  Mark.  Kriegsobersten  p.  192. 

*^)  Rescript  des  Kurfürsten  an  Blumenthal  vom  23.  October  1653  (geh.  Staats- 
archiv zu  Berlin). 
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rangen  war  nicht  anzunehmen,  dass  der  Kaiser  und  der  Pfalzgraf  sich  so 
rasch  und  leicht  über  den  Besitz  der  Erbschaltslande  einigen,  dass  man  in 
Wien  allen  laug  gehegten  Gelüsten  darauf  so  ohne  Weiteres  zu  Gunsten 
eines  Prätendenten,  sei  er  noch  so  zuverlässig  katholisch  und  kaiserlich, 
entsagen  werde.  Und  ebenso  war  es  den  ständischen  Interessen  und  Be- 
strebungen jeglicher  Farbe  entschieden  vortheilhafter,  wie  bisher  zwischen 
den  Prätendenten  im  Trüben  zu  fischen,  als  sich  einem  Herrn,  sei  es  ge- 
gen noch  so  grosse  Zugeständnisse  und  feierliche  Zusagen,  in  die  Arme 
/u  werfen.  Der  Gewinn,  die  cleve-märkischeu  Stände  den  Staaten  zu  ent- 
iremden,  sie  und  andere  Evangelische  in  und  ausser  dem  Reiche  zum  ge- 
meinsamen Frontmachen  gegen  die  katholischen  Machinationen  zu  bewegen, 
mochte  grösser  sein,  als  die  von  denselben  drohenden  Gefahren.  Das  waren 
•tfeubar  die  Erwägungen,  welche  den  Kurfürsten  veranlassten,  keinerlei 
Maassregelu,  weder  der  Güte  noch  der  Strenge,  anzuordnen,  um  die  Stäude- 
deputation  nach  Regensburg  zu  verhindern. 

So  Hess  denn  die  kurlürstliche  Regierung  in  Cleve,  deren  ritterbürtigen 
Mitglieder  ohne  bestimmten  Befehl  aus  Berlin  nicht  zur  Verhaftung  Wi lieh's 
LI  bewegen  waren,  die  cleve-märkischen  Deputirten  ungehindert  gegen  Ende 
ies  Juli  1653  mit  den  Jülich -bergischen  nach  Regensburg  abreisen.  Die 
\'ertreter  der  Ritterschaft  von  Cleve,  Jülich,  Berg,  die  hervoragendsten 
unter  den  Deputirten,  waren  nahe  Verwandte.  Dietrich  Karl  v.  W  i- 
lich's  Schwager  war  Johann  Bernhard  v.  d.  Bongard,  sein  Oheim 
Bertram  v.  Nesselrode,  dessen  Stellung  als  cölnischer  geheime  Rath 
und  Statthalter  von  Recklinghausen,  wie  dessen  Verschwägeruug  mit  dem 
kaiserlichen  Feldmarschall  und  geheimen  Rath  Grafen  Melchior  v.  Hatz- 
feld,  dem  Haupt  der  kaiserlichen  Gesandtschaft  von  1651,  bemerkenswerth 
ist").  Unbedeutend  und  von  den  anderen  mehr  oder  weniger  blind  geführt 
war  der  V^ertreter  der  märkischen  Ritterschuft,  Konrad  Philipp  v.  Rom- 
berg.  Ebenso  scheinen  die  ^'ertreter  der  Städte  mehr  Geführte  als  Füh- 
rende gewesen  zu  sein,  ausgenommen  vielleicht  der  der  clevischen,  Liceutiat 
Adolf  Moll  aus  Wesel.  Ein  bedeutendes  und  einflussreiches  Mitglied  der 
Deputation,  wenn  nicht  das  bedeutendste,  war  dagegen  der  Syndicus  der  jü- 
li<li>chen  Stände,  Dietrich  y.  Mülheim,  ein  angesehener  und  vermögender 
cojiii.scher  Patricier,  dessen  sociale  Stellung,  geistige  Begabung  und  na- 
mentlich groHse  Gewandtheit  im  persönlichen  Umgange  wie  im  schriftlichen 
Verkehr  ihm  manche  einflussreiche  \'erbindung  verschallt  hatte,  besonders 
im  kaiserlichen  Hofe,  wo  er  seit  Jahren  mit  dem  Reichsvicekanzler  Grafen 
Kurz  and  anderen  Mitgliedern  des  Rcichsbofraths  in  eifriger  CorrespoD- 
i'l.     Er  und  Wilich  waren  wie  die  eigentlichen  Anstifter  so  auch 

I        '  V  der  Deputation. 

Drei  Wochen  crnt  nach  der  Abreise  der  Deputirten  traf  der  cleve-niär- 
kiMthe  Statthalter,  der  seit  dem  Februar  vom  Kaiser  in  den  Fürstenstand 
«rhobene  Johann  Moritz  von  Nassau  wieder  in  Cleve  ein;  jetzt  aller- 
niit  einer  Instruction  versehen,  aus  welcher  dch  Kurfiir.sten  dringender 
.. ...;  üh,  nich  gütlich  mit  den  Ständen  zu  einigen,  unzweideutig  hervorging, 
aber  auch  mit  der  festen  Ueberzcugung  von  ihm  unterscbriobcn,  dass  auch 


•*)  Virl.  oben  Not«  zu  p.  1)2. 
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dieser  letzte  Versuch  zu  einer  irgendwie  ernstlichen  und  dauernden  Ver- 
einbarung nicht  führen  werde '^°).  Zwar  hatte  die  Regierung  bereits  einen 
Protest  clevischer  Ritterb ürtigen  gegen  die  regensburger  Deputation  zu 
Stande  gebracht,  und  es  schien  einen  Augenblick,  als  ob  darüber  eine  völ- 
lige Separation  der  Stände  eintreten  werde.  Indessen  ebensowohl  die  durch 
des  Statthalters  Instruction  gesteigerte  Hoffnung  auf  Nachgiebigkeit  des 
Kurfürsten,  als  die  gute  Organisation  der  durch  Wilich's  Anweisungen 
geleiteten  äussersten  Oppositionspartei  vereitelte  die  Aussicht  auf  die  Bil- 
dung einer  zuverlässigen  Regierungspartei  unter  den  Ständen.  Kurz  vor 
Eröfi'uung  des  vom  Statthalter  nach  Cleve  berufenen  allgemeinen  Landtags 
beschlossen  die  cleve  -  märkischen  Stände  auf  einer  Vorversammlung  zu 
Xanten,  zwar  in  Cleve  zu  erscheinen,  aber  sich  auf  keinerlei  Bewilligung  vor 
vollkommener  Erledigung  der  Gravamen  und  Ausführung  des  Landtagsab- 
schieds einzulassen.  Ueber  das,  was  sie  unter  dieser  Ausführung  verstan- 
den, vermochte  sich  Johann  Moritz,  obwohl  er  noch  nachgiebiger  war 
als  seine  Instruction  es  ihm  erlaubte,  in  wochenlangen  Verhandlungen  nicht 
mit  den  Ständen  zu  einigen.  Erst  als  die  Verhandlungen  und  Beschlüsse 
des  am  I.September  in  Essen  eröffneten  niederrheinisch-westfälischen  Kreis- 
tags ans  Licht  brachten,  was  in  Düsseldorf  und  Regensburg  geplant  war, 
und  wohin  die  Ständedeputation  eigentlich  zielte,  begann  doch  die  Mehr- 
heit der  evangelischen  Stände  von  Cleve -Mark  stutzig  und  damit  willfäh- 
riger zu  werden. 

Es  war  den  vereinigten  Bemühungen  des  Pfalzgrafen  und  des  Bischofs 
von  Münster  gelungen,  auf  dem  essener  Kreistage  für  ihren  angeblich  ge- 
gen die  lothringschen  Raubzüge  gerichteten  Defensionsvorschlag  eine  „ge- 
naue Majorität"  der  Stimmen  zu  erlangen;  4000  Mann  sollten  danach  vom 
Kreise  geworben,  der  Oberbefehl  darüber  dem  neuburgischen  Feldmarschall 
V.  Reuschen berg  übertragen  werden'^y  Die  brandenburgischen  Ge- 
sandten, welche  für  Cleve,  Mark  und  Ravensberg  nicht  nur  Sitz  und  Stimme, 
sondern  auch  das  Condirectorium  auf  dem  Kreistage  verlangten,  wurden 
von  Neuburg  und  Münster  zurückgewiesen;  sie  verliessen  Essen  mit  der 
protestirenden  Erklärung,  dass  der  Kurfürst  alle  Beschlüsse  daselbst  für 
null  und  nichtig  ansehen  müsse.  Gegen  „die  brandenburgische  Anmaassung" 
übersandten  anderseits  die  jülichschen  Landstände  einen  Protest,  worin  sie 
erklärten,  dass  das  Directorium  allein  dem  Herzogthum  Jülich,  „welches 
der  Pfalzgraf  in  ewiger  Possession  habe",  anklebe-^).  Auch  der  Graf  zur 
Lippe,  Mitbesitzer  von  Lippstadt,  trat  auf  dem  Kreistage  klagend  gegen 
den  Kurfürsten  auf;  er  erbat  und  erhielt  Intercession  desselben  bei  den 
Reichsständen  zur  Entfernung  der  „einseitigen"  brandenburgischen  Garnison 
daselbst.  Es  hiess,  dass  ihm  „von  den  Benachbarten"  100,000  Thlr.  für 
die  Geltendmachung  seiner  Ansprüche  zugesagt  sei.  Bereits  hatte  er  in 
Regensburg  eine  kaiserliche  Commission  erwirkt;  gleichzeitig  mit  den  stän- 


^^)  S.  weiter  unten  das  Schreiben  des  Kurfürsten  an  den  Statthalter  vom 
13.  April  1654. 

2*)  Die  Wahl  Reuschenberg's  war  schon  in  Regensburg,  wo  er  sich  mit 
dem  Pfalzgrafen  befand,  in  Aussicht  genommen. 

")  Der  Protest  ist  Düren  7.  October  1653  datirt. 
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dischen  Deputirten  forderte   er   dort  von  Neuem    die  Räumung  und  Demo- 
lirung  Lippstadts^'). 

Nachrichten  von  heimlichen  Werbungen  Philipp  Wilhelm's  wie  des 
cöln.  Kurfürsten,  von  bedeutenden  Waflfeubestellungen  dieser  Fürsten  in  Cöln 
und  anderen  Orten  am  Rhein,  von  Zusaramenziehung  eines  isais.  Heeres  in 
Schlesien")  zeigten,  dass  die  Katholischen  gevvillet  waren,  jene  essener  Be- 
schlüsse auf  eigene  Hand  schleunigst  durchzuführen  und  zu  ihren  weitgehen- 
den Plänen  zu  verwenden.  In  Düsseldorf  sprach  man  es  offen  aus,  es  gelte 
zunächst  die  Besetzung  von  Ruhrort  und  Duisburg  mit  Kreistruppen;  zur  ge- 
wünschten „Redintegration"  des  Kreises  gehöre  vor  Allem  auch  die  Räu- 
mung Wesels,  Rheiubergs  und  der  übrigen  mit  staatischen  Truppen  besetzten 
Plätze").  Noch  waren  die  Staaten  in  schwerem  Seekrieg  mit  England  be- 
griffen; er  schien  alle  ihre  Kräfte  in  Anspruch  zu  nehmen.  Nicht  nur  in 
Cleve,  auch  im  Haag,  wo  man  bis  dahin  jenen  Nachrichten  nicht  hatte  Glauben 

(•henken  wollen,  begann  man  über  die  Intriguen  der  Katholischen  besorgt 
zu  werden.  Der  staatische  Resident  in  Cöln  ward  schleunigst  nach  Essen 
zur  üeberwachung  der  dortigen  Verhandlungen  gesandt;  16  Schwadronen  und 
einige  Fusscompagnien  wurden  in  die  Greuzorte  von  Zütphen,  Geldern  und 
Brahant  verlegt;  die  Sendung  einer  Gesandtschaft  nach  Essen  beschlossen'^^). 
Bevor  noch  dieser  letztere  Beschluss  der  Generalstaaten  gefasst  worden 
war,  hatten  schon  die  Staaten  von  Geldern  und  Zütphen  gegen  Ende  Septembers 
einen  aus  ihrer  Mitte,  den  zütphener  Schultheissen  H  einrieb  v.  Eck,  nach 
Essen  gesandt").  Ihm  gelang  es,  die  bereits  stutzig  gewordenen  evangelischen 
Kreisstände  von  weiteren  Zugeständnissen  abzuhalten.    In  der  That  hatten 

j  die  Mehrheit  der  Stimmen  auf  dem  Kreistage ;  nur  Verstimmung  über  die 


•■)  8.  Londorp  acta  publica  VII  p.  255,  483  u.  487  und  in  den  Acten  das 
{)rager  Memorial  vom  13.  November  1653. 

**)  Nach  Berichten    aus   Düsseldorf,   Cöln   und  Wesel   an  Johann  Moritz 
Nassau   und   Heinrich   v.  d.  Capellen    in    des    letzteren    nachgelassenen 
»pieren  vom  16.,  26.  und  27.  September  1653,  nur  der  aus  Wesel  an  Capellen 
it   Lucas   Reim  eis   unterzeichnet.      Der   Bericht    ans    Düsseldorf   sagt:     Die 
I Tuffen    gehen    mit   einem    neuen  Kriege   und    enormer  Reformation    um,   unter'm 
\orwaud  eines  Defensionswerks,  welches  eigentlich  gegen  die  Evangelischen  und 
ifolländer  gerichtet  ist.     Der  jülichsche  Streit  soll  durch  Unparteiische,  wie  sie 
sagen,  entschieden,   die  Lande  dem  Herzog  von  Neuburg  zugesprochen  werden. 
Spanien  hat  Uebergabe  Jülichs  zugesagt,  wenn  Holland  Gleiches  thue;    verwei- 
gert es,  soll  es  dazu  gezwungen  werden.     Vgl.  auch  über  des  Herzogs  v.  Loth- 
rinp-f-n    Plfino    nnf  Di'Vcnt'T    tind    Overyssel    K  rdma  iinsdörffer   (Jr.if   NN'aldrrk 

,   \ ; ..r.    -  .    i t.ildern  an  i..^   i.  ..Mulstaaten  v.  l'J.  .    ,..  ....^  . 

Ui53  in  den  Secrvtresoiutionen  der  Generalstaaten  (Heichsarchiv  im  Haug). 

'•)  .Secr«tre«o!utionen  der  (JeneralHtaaten  v.  12.  September,  7.  u.  13.  October. 
")  Die  nachfolgenden   Vorgänge  auf  dem  essener  Kreistag   nach   der  Corre- 
•pondenz  Kck'n  mit  lleinr.  v.  d.  (.'a pellen,    in   dessen    im  lU'Mitz    des  Herru 
Tadama  zu  Zütphen  befindlichen  iiachKirlassenen  Papieren,  sowiu  nach  den  He- 
llten der  münMlerschoo  und  neuburgisclion  Gesandten,  in  dun  Staatsarchiven  zu 
linstur  und  Düsseldorf,  von  denen  namentlich  die  der  erstoren,  Mathias  Korf 
11.  Schmisink,  der  Kanzler  Merfeld  und  Dr.  Ue  iur.  Üischupinck,  einen 
•  feu  Kiublick  in  die  uMtenur  Vurgange  gewiihren. 
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seit  der  prager  Zusammenkunft  „kaiserliche  Politik"  Brandenburgs  hatten 
unter  Anderen  Schweden  und  die  braunschweigischen  Fürsten  bestimmt,  ihre 
Stimmen  für  Verden,  Hoya  und  Diepholz  der  katholischen  Minorität  zur 
Verfügung  zu  stellen.  Jetzt  bestanden  die  Evangelischen  auf  Beobachtung 
der  Religionsparität  bei  der  Wahl  der  dem  Kreisobersten  zu  adjungirenden 
Kreisstände;  erklärten  ohne  dieses  Zugeständniss  nicht  zur  Ausführung  der 
beschlossenen  Armatur  schreiten  zu  können,  und  drangen  auf  Verhandlungen 
mit  Brandenburg  bezüglich  seiner  Ansprüche,  damit  es  sich  nicht  ganz  den 
Kreislasten  entzöge.  Gegen  die  Aufbringung  derselben,  namentlich  auch 
der  den  Schweden  noch  zu  zahlenden  Satisfactions-  und  Subsistenzgelder, 
erhob  sich  selbst  seitens  katholischer  Kreisstände  allerhand  Widerspruch; 
mehrere  unter  ihnen,  so  Paderborn,  meinten,  dass  die  Räumung  der 
Vechte  seitens  der  Schweden  der  Armatur  vorausgehen  müsse,  um  den 
Kreis  nicht  in  Gefahr  zu  setzen.  Christoph  Bernhard  fand,  dass  er 
seine  Rechnung  ohne  den  Wirth  gemacht  habe.  Bereits  hatten  die  Bestre- 
bungen des  Pfalzgrafen,  die  Würde  eines  Kreisobersten  sich  selbst  zuzu- 
wenden, die  Freundschaft  mit  Münster  erkalten  lassen.  Die  Versuche  Eck's, 
den  Bischof  durch  allerhand  Allianzanerbietungen,  namentlich  aber  auch 
durch  die  Aussicht  auf  eine  Rückgabe  der  Herrschaft  Borkeloe  zu  gewin- 
nen, thaten  das  Ihrige  dazu.  Philipp  Wilhelm  begann  seinerseits  einen 
Umschlag  der  Majorität  auf  dem  Kreistage,  einen  „separirten  Tag  der 
evangelischen  Kreisstände",  zu  fürchten  und  drängte  jetzt  zum  Schlüsse  des 
Kreistages,  ohne  vorhergehende  Ausführung  der  Beschlüsse,  „da  man  ja 
nach  denselben  einen  formalen  Kreisrecess  machen  könne".  Er  gedachte 
dieselbe  dann  „mit  den  Katholischen  und  sonstigen  Willigen"  auszuführen, 
„andere  benachbarte  von  der  Religion  hinzuzuziehen";  „die  Unwilligen  wür- 
den sich  schon  bedenken,  wenn  sie  der  Defension  beraubt  blieben".  Bereits 
unterhandelte  er  mit  Cöln,  Trier  und  Mainz  über  „eine  allgemeine  Defen- 
sion"; es  war  „auf  eine  neue  katholische  Liga  im  Reich"  unter  seiner  Füh- 
rung abgesehen" '^ö) ,  die  niederrheinisch  -  westfälische  Kreisverfassung  nur 
eines  der  vielen  Mittel  sie  zu  Stande  zu  bringen. 

Schon  im  Anfang  der  Landtagsverhandlungen  in  Cleve  hatte  Johann 
Moritzv.  Nassau  die  Stände  in  einem  längeren  geschickten  Vortrage 
auf  den  unläugbaren  Zusammenhang  Dessen,  was  ihre  Deputirten  in  Re- 
gensburg vorbringen  sollten,  mit  dem  Inhalt  der  Directorialproposition  auf 
dem  Kreistage  zu  Essen  aufmerksam  gemacht.  Alles,  was  ferner  von  dort, 
Düsseldorf  und  Regensburg  verlautete,  bestätigte  den  Argwohn,  dass  der 
Pfalzgraf  im  geheimen  Einverständnisse  mit  den  jülich-bergischen  Ständen 
handle,  und  selbst  wenn  dies  nicht  der  Fall  sein  sollte,  so  begannen  doch 
seine  unverholenen  Bestrebungen,  sich  in  den  Alleinbesitz  der  Successions- 
lande  zu  setzen,  Besorgnisse  bei  der  evangelischen  Mehrheit  der  cleve- 
märkischen  Stände  wachzurufen.  Sie  entschloss  sich,  dem  Kurfürsten  die 
vorläufige  Beibehaltung  der  Garnison  in  Lippstadt  stillschweigend  zuzuge- 


28)  Bericht  der  münsterschen  Gesandtschaft  über  eine  Conferenz  mit  dem 
Pfalzgrafen  in  Düsseldorf  v.  15.  October.  In  einem  Schreiben  v.  28.  October, 
also  an  dem  Tage  vor  dem  Schlüsse  des  Kreistages,  bemerkt  Merfeld  noch: 
„domiüi  Juliacenses  haben  andere  heimliche  principia". 


Einleitung.  607 

tehen,  ihm  60,000  Thlr.  zur  freien  Verfügung,  mithin  thatsächlich  zum  Un- 
terhalt der  Truppen  zu  bewilligen.  Als  Vorbedingung  dieser  Bewilligung 
kam  am  14.  October  der  sogenannte  Executionsrecess,  der  den  Landtagsab- 
chied  von  1649  bestätigen  und  dessen  Ausführung  im  Sinne  der  Stände 
>ichern  sollte,  zu  Stande;  freilich  nur  nach  grossen  Zugeständnissen  des 
Statthalters,  namentlich  bezüglich  der  den  Ständen  zugestandenen  Disposi- 
tionsgelder; 12,000  Thlr.  sollten  sie  demnach  jährlich  ohne  jeden  Consens 
der  Regierung  oder  des  Kurfürsten  eigenmächtig  erheben  dürfen,  die  clevi- 
chen  ausserdem  noch  die  ihnen  1649  zugesagten  2000  Thlr.  aus  den  Was- 
'Tlicenten  erhalten,  dagegen  verzichteten  die  Stände  auf  die  geforderte 
^Satisfaction''  für  die  Zwangscontributionen  und  Kriegsschädeu  von  1651. 
Wichtiger  als  dieser  Executionsrecess  von  höchst  zweifelhaftem  Werthe, 
der  die  ständischen  Privilegien  im  vollen  Umfange  bestätigte,  ja  ausdehnte, 
war  für  die  Sache  des  Kurfürsten  die  den  Deputirteu  in  Regensburg  von 
den  Ständen  ertheilte  Weisung,  nicht  mehr  beim  Kaiser  um  Entscheidung 
des  Successionsstreites  anzuhalten,  ihn,  sowie  die  im  Recess  erledigten  Gra- 
vamen,  überhaupt  nicht  mehr  zu  berühren,  und  nur  auf  die  gleichzeitige 
Entlassung  der  brandenburgischeu  und  neuburgischen  Garnisonen  zu  drän- 
gen. Wie  unangenehm  und  störend  den  Deputirten,  insbesondere  den  clevi- 
schen,  Wilich  und  Moll,  diese  Weisung  war,  zeigen  des  letzteren  Versuche, 
Wesel  zu  einem  Beharren  bei  der  ursprünglich  ertheilten  Instruction  zu  be- 
wegen. Liegen  derartige  Schritte  Wilich' s  auch  nicht  vor,  dass  er  sie 
gemacht  hat,  ist  wohl  mit  Sicherheit  anzunehmen. 

Indem  die  so  wesentliche  Veränderung  der  Instruction  wie  (ui   K.vecu- 
tionsrecess  eine  Einigung  der  cleve-märkischen  Stände  mit  dem  Kurfürsten 
bezeugte,    wurde   ihren  Deputirten  in   der  That  nicht    nur  für  eine  fernere 
officielle  Thätigkeit  in  Regensburg,  wenigstens  öffentlich,  fast  ihre  gesammte 
\'ollmacht,   sondern  auch  für  officiöse  Verhandlungen   und  Machinationen 
so  zu   sagen  der  formell   legale  Boden  unter   den  Füssen   entzogen.     Von 
denjenigen  Punkten  der  gemeinsamen  Instruction,   welche  die  Jülich- bergi- 
schen Deputirten   nach  der  Einigung  ihrer  Committenten  mit  dem   Pfalz- 
grafen nur  noch    zu  betreiben   hatten:     die   Succession,    Satisfaction  und 
Evacuation,  konnten  die  cleve-märkischen  nach  jener  Weisung  olficicll  nur 
noch  den  letzteren,  und  auch   den  nur  mit  äusserster  Reserve,   betreiben. 
fMe  gemeinsame  Instruction  war  damit  von  beiden  Seiten,  und  zwar  in  ganz 
itgegengesetzter  Richtung,  durchlöchert,  das  heisst  so  gut  wie  ganz  auf- 
'  ii'lx'U,  auch  der  Schein  der  äusseren  Einheit  der  Dejintation,  welche  ihren 
Mi-ii<'dcrn  wenigstens  ein  gemeinsames  Auftreten   in  selbstständiger  Auf- 
lösung ihrer  Vollmacht  gestattete,  verloren.    Das  musste  denn  die  ferne- 
ren Verhandlungen  derselben,  wenn  nicht  ganz  in  Stocken  bringen,  so  doch 
im  hohen  Grade  lahmen;  von  einem  gemeinsamen  ofüciellen  Auftreten  konnte 
•n  da  ab  kaum  iuh'Ai  die  Rede  sein;  was  die  cleve-miirkischen  Depntirten 
'itcr  noch  in  HegonKburg  im  Kinverständnissc  mit  den  Jülich -bergischen 
trieben.   konnt(>n   sie  nur  noch   unter  der  Hand  und   gegen   den  Willen 
ilirer  <  nten,   wie  er  sich  wenigstens  in  der  oflieiellen  Weisung  der 

Majori  '  Iben  Ix'kundete,    vornehmen,   ihre  ferm-ren  Schritte   mussten 

«•hr  und  mehr  den  Charakter  persönlicher  Intrigen  tragen.    Und  fVeilicb 
if  solche  perAOnlicbc  Intrigen  war  bei  der  Zweideutigkeit  der  Instruction, 
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der  V^erschiedenheit  und  Unklarheit  der  Ziele  und  Zwecke  der  Deputation, 
den  divergirenden  Ansichten  und  Interessen  der  „erb vereinigten  Stände", 
den  heimlichen  Verabredungen  mit  dem  Pfalzgrafen,  der  Uneingeweihtheit 
eines  Theils  der  Deputirten,  die  ganze  Thätigkeit  derselben  in  Regensburg 
von  Anfang  mehr  oder  minder  schon  hinausgelaufen. 

So  liegen  denn  auch  in  den  nachfolgenden  Acten  wohl  die  eben  nicht 
sehr  zahlreichen  Beweise  und  Resultate  der  officiellen  Thätigkeit  der  De- 
putation vor:  die  wiederholten  Befehle  des  Kaisers  an  den  Kurfürsten  und 
den  Pfalzgrafen  zur  Räumung  und  Demolirung  der  Festungen,  unter  denen 
Düsseldorf  allein  nicht  genannt  wird,  an  den  Bischof  von  Münster  zur  Aus- 
führung der  ersteren,  die  kaiserliche  Confirmation  der  Recesse,  mit  der 
gegen  die  Anerkennung  des  brandenburgischen  Besitzes  gerichteten  Klausel, 
sowie  der  Erb  Vereinigung  der  Stände,  zu  deren  Erwirkung  den  Deputirten 
keine  Instruction  ertheilt  war,  die  kaiserlichen  Mandate,  betreffend  die  Be- 
schleunigung des  gütlichen,  beziehungsweise  des  rechtlichen  Verfahrens  in 
der  Successionssache,  wie  endlich  die  Nichtbeschränkung  der  Appellation 
an  das  Kammergericht.  Was  aber  neben  dieser  officiellen  Thätigkeit  unter 
der  Hand  und  namentlich  von  den  einzelnen  Deputirten,  sei  es  mit,  sei  es 
ohne  Wissen  einzelner  Vertrauten  unter  den  Ständen,  am  kaiserlichen  Hofe 
verhandelt  und  betrieben  worden,  darüber  fehlen  leider  bestimmte  Nach- 
richten; dass  solche  geheime  Bestrebungen  wenigstens  seitens  der  eigent- 
lichen Führer,  wie  Wilich,  Mülheim,  Bongard  und  Nesselrode, 
stattgefunden  haben,  ist  nach  den  vorliegenden  Mittheilungen  und  Andeu- 
tungen unzweifelhaft.  Die  Frage,  in  welcher  Richtung  sich  die  geheime 
Thätigkeit  dieser  Männer  bewegt  hat,  welches  ihre  eigentlichen  Ziele  waren, 
mit  einiger  Sicherheit  zu  beantworten,  ist  schwer,  wenn  nicht  unmöglich, 
gewiss  nur,  dass  sie  gegen  den  Kurfürsten  und  dessen  Besitz  der  rheini- 
schen Lande,  wie  für  ein  möglichst  unumschränktes  Regiment  der  Herren 
Stände  unter  ihrer  Führung  gewirkt  haben.  Nach  den  geheimen  Verabre- 
dungen mit  dem  Pfalzgrafen  Hesse  sich  annehmen,  dass  sie  ernstlich  dessen 
Partei  ergriffen  hätten;  die  weiteren  Vorgänge  lassen  auch  das  mindestens 
zweifelhaft  erscheinen.  Wenn  der  Kurfürst  seinerseits  überzeugt  war,  oder 
sich  doch  den  Anschein  gab,  zu  glauben,  dass  es  in  Wirklichkeit  auf  eine 
kaiserliche  Sequestration  der  Successionslande  abgesehen  war,  so  argwöhnte 
auch  der  Pfalzgraf,  und  gewiss  nicht  ganz  mit  Unrecht,  dass  jene  Männer 
auch  gegen  ihn  ein  falsches  Spiel  trieben.  Jedenfalls  standen  ihnen  die 
eigenen  und  die  ständischen  Interessen  höher  als  die  des  Pfalzgrafen;  und 
ebenso  zeigte  das  fernere  Verhalten  des  Kaisers  demselben  gegenüber, 
dass  er,  sei  es  obgleich  oder  weil  wenigstens  die  Jülich -bergischen  Stände 
es  wünschten,  nicht  gewillt  war,  ihm  die  gesammten  Erbschaftslande  so 
ohne  Weiteres  zuzuwenden. 

Wenn  Philipp  Wilhelm  im  Vertrauen  auf  seine- vermeintliche  Eini- 
gung mit  dem  Kaiser  und  den  erbvereinigten  Landständen  sich  jetzt  durch 
gewaltsame  Ueberrumpelung  wieder  in  den  Besitz  der  von  seinem  Vater  dem 
Grafen  Adam  Schwär zenberg  verliehenen  Herrschaften  Hückeswagen, 
Bornefeld  und  Wipperfürth  zu  setzen  versuchte,  weil  die  Verleihung  ohne  Con- 
sens  der  Stände  deren  Privilegien  zuwider  erfolgt  sei,  so  bewiesen  ihm  das 
scharfe  kais.  Poenalmandat,  das  ihm  die  sofortige  Herausgabe  anbefahl,  wie  die 
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zweideutige  Haltung  seiner  Stände  bei  dieser  Gelegenheit  nicht  nur  den 
Einfluss  des  kaiserlichen  geheimen  Raths,  Grafen  Adolf  v.  Schwarzen- 
berg,  Sohn  Ad  am 's,  beim  Kaiser,  sondern  auch,  wie  wenig  er  sich  auf 
jene  scheinbare  Einigung  verlassen  dürfe.  Noch  mehr  aber  ging  dies  aus  des 
Kaisers  Verfahren  in  der  jülichschen  Successionssache  hervor.  Statt  auf 
die  Satisfactions-  und  Friedensbruchklage  des  Pfalzgrafen  einzugehen,  for- 
derte er  zunächst  vor  jeder  rechtlichen  Entscheidung  den  im  Friedensver- 
trage vorgeschriebenen  Vermittlungsversuch.  Als  die  neuburgischen  Reichs- 
tagsgesandten sich  auf  die  frühere  kaiserliche  Zusage  beriefen,  erklärten, 
dass  der  Pfalzgraf  nicht  „den  Vortheil  der  Satisfaction  aus  den  Händen 
geben  könne",  ward  ihnen  geantwortet:  „solcher  Vortheil  wäre  nirgend  als 
in  idea  platonica  zu  finden,  mit  dem  pacifragio  wäre  es  doch  umsonst,  der 
Pfalzgraf  müsse  auf  einen  guten  Vergleich  denken"'^"). 

Kurfürst   Friedrich  Wilhelm   hatte  sich   nicht  getäuscht,    wenn   er 
mit  Bestimmtheit   auf  die   Divergenz   der  Interessen   des  Kaisers  und   des 
Pfalzgrafen  in  der  Successionssache  rechnete.    Auch  in  der  Voraussetzung 
irrte  er  nicht,  dass  die  auf  die  Beschwerde  der  Stände  erwirkten  kaiserlichen 
Evacuationsmandate  an  sich  gefahrlos  waren.     Eine   wie  gefährliche  Waffe 
sie   aber  dennoch   unter   Umständen   werden   konnten    und   wie   nöthig  der 
Kurfürst  seine  Truppen  zur  Sicherung  seiner  rheinischen  Laude,  des  Krei- 
ses, ja  des   ganzen  Reichs  nöthig  hatte,   das  zeigten  eben  jetzt  die  neuen 
Beutezüge  des  Herzogs  von  Lothringen,  dessen  Einfall  in  das  Stift  Lüttich 
und  die  daran   sich   knüpfenden  Pläne   gegen  Brandenburg.     Während   die 
bedrohten    Reichsständo    in    Regeusburg    vergebliche    Hilferufe    erschallen 
Hessen,  der  Pfalzgraf  trotz  der  Kreisarmatur  und  „guter  eigener  Kriegsver- 
ssung'*,  ja  trotz  der  Gelder,   welche  seine  Stände  ihm  so  eben  noch  zur 
Abwehr  des  Lothringers  bewilligt  hatten,   sich   mit  diesem  „gar  wohl  ver- 
stand'''''),   zog  der  Kurfürst   im  Februar  1654  seine  Truppen  in  Lippstadt 
i^ammen,    entschlossen,   dem  Kurfürsten   von  Cöln,   der  zugleich  Bischof 
<i\  Lüttich  war,  zum  Schutze  der  Reichsgrenze  zur  Seite  zu  stehen.    Die 
iicrwartete   auf  Befehl    des   Königs   von   Spanien  erfolgte  Verhaftung  des 
Herzogs    von   I^othringen   durch   den  Erzherzog  -  Statthalter")  rettete  nicht 
nur  die  cölnischen,   sondern  auch   und  vielleicht  noch   mehr  als  jene,    die 
liindenburgischeu    Gebiete    im    niederrheiuisch  -  westfälischen    Kreise    aus 

^*)  Schreiben  des  Kanzlers  0  iese  aus  Uegensburg  au  den  Pfulzgrafeu  über 
iie  Unterredung  mit  dem  Fürsten  Auersberg  vom  26. Jau.  1654.  Am  G.April 
hrnibt  durst'lbe,  dass  der  HeichshüfruthsprÜBident,  Graf  Oettinguu,  auf  neue 
rimahnung  wegen  dca  paeifragii  geautwurtet:  „das  sei  geftihrlick,  kuuuten  leicht 

•  iie  motu»  draus  entstehen". 

'*)  Vgl.  weiter  unten  das  tichreibcn  Bongui  Mühlheim  v.  27.  Dec. 

'..'»S.  An»  11.  Duo.  schreibt  Ilou  schon  be  rg  an  Muhlheim:  ^Von  dorn  Herzog 
'0  Lotbringen  hat  unser  Herr  nichts  zu  fürchten,  Verschonung  vou  Jülich  ist 
igosagt*;  am  1&.  Febr.  1B54:  «Der  Herzog  von  Lothringen  assecuriroD  I.  F.  D. 

•  NtÜDdigo  AfTection,  ist  erbötig,  fnlls  der  Pass  über  dfU  Hheln  gestattet  wird, 
I  diu  brundiMiburgiscben  Laude  einzufallen*'.    ({Staatsarchiv  zu  Düsseldorf.) 

")  Vgl.  Droyteo  •.  a.  O.  HI,  2  p.  138  und  Hrmanusdörffer  Uraf  Wal- 
l.'clc  p.  203. 
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Q\Q   ni.    Die  Deputation  nach  Regensburg  und  der  Executionsrecess  v.  1653. 

grosser  Gefahr.  Allem  Anseheine  nach  waren  Cleve  und  Mark  nicht 
allein  von  dem  Lothringer  ernstlich  bedroht;  auch  die  Gegner  des  Kur- 
fürsten im  Reich  hielten  den  Augenblick  für  günstig  zur  Verwirklichung 
ihrer  lang  und  fein  gesponnenen  Pläne.  Friedrich  Wilhelm  hatte 
guten  Grund  zu  der  Befürchtung,  dass  seine  Hilfleistung  gegen  Lothringen, 
der  Abmarsch  seiner  Truppen  nach  der  Maass  und  damit  die  zeitweise  Ab- 
führung der  Garnison  aus  Lippstadt  zur  factischen  Geltendmachung  der 
neuburgischen  Satisfactionsforderungen,  wie  zur  Ausführung  der  kaiserlichen 
Evacuations-  und  Demolitionsmandate  benutzt  werden  sollte^^). 

Eben  in  jenen  Tagen  der  lothringschen  Gefahr  hatten  die  ständi- 
schen Deputirten  in  Regensburg  nochmals  auf  das  dringendste  ihre  Be- 
schwerde gegen  „die  bleibenden  Garnisonen"  erhoben;  sie  war  jetzt,  nach- 
dem die  jülich-bergischen  Stände  so  eben  noch  dem  Pfalzgrafen  die  Mittel 
zu  weiteren  Werbungen  bewilligt  hatten,  ganz  offen  und  unwiderleglich 
allein  gegen  Brandenburg  gerichtet;  ein  neues  kaiserliches  Rescript  ging 
an  den  Kurfürsten  ab,  worin  er  aufgefordert  ward,  sofort  dem  Befehl  zur 
Räumung  und  Demolirung  von  Lippstadt  nachzukommen;  gleichzeitig  ward 
der  Bischof  von  Münster  angewiesen,  für  die  Ausführung  des  kaiserlichen 
Befehls  unverzüglich  Sorge  zu  tragen,  die  Klage  des  Grafen  zur  Lippe 
von  Neuem  im  Reichshofrath  vorgenommen.  Der  Kurfürst  sah  sich  ge- 
nöthigt,  zur  Abwehr  dieser  Machinationen  auch  nach  der  Entfernung  des 
Lothringers  die  nach  Lippstadt  gezogenen  Truppen  dort  zu  lassen,  die 
Festung  eilends  zu  verstärken  und  zu  verproviantiren.  In  der  Zeit  von  An- 
fang Februar  bis  Mitte  April  1654  brachen  jene  an  die  regensburger  Depu- 
tation der  Stände  geknüpften  Pläne  und  lutriguen  der  Gegner  des  Kurfürsten 
gleichsam  noch  einmal  mit  einer  letzten  und  äussersten  Anstrengung  gegen 
ihn  los;  er  besteht  den  Sturm  unversehrt,  und  gleich  darauf  wenden  sich  die 
Verhältnisse  entschieden  zu  seinem  Gunsten. 

Noch  unter  dem  Eindruck  der  lothringschen  Gefahr  beantragten  die 
Reichsstände  in  Regensburg  einstimmig  bezüglich  der  gemeinen  Defension, 
„dass  ihnen  ihre  Landsassen,  Unterthanen  und  Bürger  zur  Erhaltung  der 
nöthigen  Garnisonen  gehorsamst  an  die  Hand  zu  gehen  schuldig  sein  und 
sich  nicht  gelüsten  lassen  sollten,  dagegen  beim  Reichshofrath  oder  dem 
Reichskammergericht  Processe  zu  erheben"  ^^) ;  und  trotz  der  lebhaftesten 
Gegenvorstellungen  der  „erbvereinigten  Stände"  ward  diese  Bestimmung 
unverändert  in  den  Reichstagsabschied  vom  17.  Mai  aufgenommen.  Damit 
waren  die  kaiserlichen  Evacuationsmandate  thatsächlich  annuUirt,  den  Stän- 
den für  die  fernere  Verfolgung  ihrer  Beschwerde  über  die  Garnisonen  und 
den  Unterhalt  derselben  der  Rechtsboden  unter  den  Füssen  genommen, 
ihnen  von  Reichs  wegen  die  Verpflichtung  auferlegt,  die  Defensionsgelder, 
über  deren  Nothwendigkeit  und  Umfang  fernerhin  allein  der  Landesherr  zu 
entscheiden  hatte,  ohne  Widerspruch  zu  leisten;  dagegen  halfen  keine  kai- 


^2)  Vgl.  weiter  unten  das  Schreiben  Paul  Ludwig's  vom  25.  April  1654. 

^3)  S.  das  Reichsgutachten  in  puncto  securitatis  et  defensionis  publicae  vom 
2.  Mai  1654  und  den  §.180  des  Reichstagsabschieds  bei  v.  Meiern  Regensburger 
Reichstagshandlungen  H  p.  674  u.  136. 


Einleitung.  Qi\ 

^rliche  Mandate,  keine  ständische  Proteste  mehr.  Es  war  für  den  Sieg 
der  landesfürstlichen  Hoheit  über  ständische  Privilegien  und  Regimentsge- 
lüste in  jenem  Angelpunkt  des  Kampfes,  der  Frage  hinsichtlich  der  stehen- 
den Truppen,  für  die  Ausbildung  der  ersteren  zur  staatlichen  Macht  eine 
Bestimmung  von  grosser  Tragweite,  von  entscheidender  Bedeutung,  „die 
landständische  Libertät  damit  an  der  Wurzel  getroffen''^*). 

Wie  unentbehrlich  übrigens  ein  solches  Zwangsmittel  für  die  Sicherheit 
des  Reichs  war,  dafür  hatte  das  höchst  charakteristische  Verhalten  der 
Landstände  von  Cleve  und  Mark  gegenüber  der  lothringschen  Invasions- 
gefahr wiederum  einen  schlagenden  Beweis  gegeben.  Sie  protestirten  auf 
das  heftigste  gegen  die  dem  cölnischen  Kurfürsten  zugesagte  Hilfleistung, 
zu  der  sie  ihre  verfassungsmässige  Zustimmung  nicht  gegeben  hätten,  und 
die  das  Land  in  „eine  öffentliche  und  erschreckliche  Hostilität''  versetzen 
werde;  und  erklärten  bei  Verletzung  der  ihnen  in  den  Recessen  zugesagten 
Rechte  auch  ihrerseits  an  dieselben  und  die  darin  enthaltenen  Steuerbewilli- 
gungen nicht  mehr  gebunden  zu  sein.  Erst  nach  längerem  Widerstreben 
und  nur  auf  die  dringendsten  Vorstellungen  des  Statthalters  hatte  der  Kur- 
fürst den  „mit  Hingebung  landesfürstlichen  Respects"^')  erkauften  Execu- 
tionsrecess  bestätigt.  Als  die  Stände  dann  nicht,  wie  Johann  Moritz  in 
Aussicht  gestellt  hatte,  ihre  Deputirten  von  Regensburg  abriefen,    sie  dort 

illschweigend  gleichsam  auf  eigene  Hand  weiter  intriguiren  Hessen,  immer 
neue  Beschwerden  als  eben  so  viele  neue  Bedingungen  ihrer  Leistung  der 
bewilligten  Steuer  vorbrachten,  jener  Protest  zeigte,  wessen  man  sich  von 
ihnen  zu  versehen  hatte,  endlich  offene  Widersetzlichkeit  gegen  die  Steuer- 
^rhebung  hinzukam;  da  überzeugte  der  Kurfürst  sich,  dass  seine  schon  im 

rühling  1653  ausgesprochene  Ansicht:  „die  Stände  würden  trotz  aller  Sa- 
tisfaction  bei  ihrer  alten  widersinnigen  Art  verbleiben"'''),  vollkommen  richtig 
trewesen;  es  nunmehr  an  der  Zeit  sei,   weitere  gütliche  Verhandlungen  mit 

incn  aufzugeben  und  zur  ernsten  durchgreifenden  That  überzugehen.  Am 
20.  Mai  wurden  die  regensburger  Verhandlungen  mit  der  Pnblicirnng  des 
Reichstagsabsclüeds  geschlossen.    Anfangs  Juni  traf  die  Nachricht  in  Berlin 

in,  dass  zwei  der  ständischen  Deputirten,  Mühlheim  und  Moll,  dem  Kai- 

<r  nach  Wien  gefolgt,  die  übrigen,  soweit  sie  noch  bis  zum  Schlüsse  des 
ileichstags   in  Regensburg  geblieben   waren,   darunter  Wilich   und  Nes- 

'Irode,   nach  Hause  geeilt  wären,    um   den  Ständen  Bericht  abzustatten 

id  >!<•  zur  IJoVMJImächtigung  für   weitere  Verhandlungen  in  Wien   zu  be- 

i)erief  der  Kurfürst   den  clevischen    Landdrost  Jacob 

^j»ii«'ii,  (H'ii  p«rsönlichen  Nebenbuhler  Wilich's,  nach  Berlin,  und  er- 

icilte  Ihm  den  Auftrag,  sich  de8seli)en  lebendig  oder  todt  zu  bemächtigen. 

)ie  Verhaftung  Wiiich'fi  erfolgte  am  20.  Juli;  nach  kurzen»  Aufenthalt  in 
Lippntadt,  ward  er  nach  Spandau  abgeführt. 

Allerdings  war  die  Aufregung  der  cleve -märkischen  Stünde  über  die- 
Attentat"  anfangH  eine  grosae,  sie  ging  so  weit  ie  mehrfache 

**)  Droyien  III,  2  p.  154. 
")  Droyien  III.  2  p.  153. 
••)  8.  do«  H<*«cri|»t  de«  Kurfürsten  nn  Johann  Mor  il  in.*»4. 
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Versuche  machten,  Wilich  mit  Gewalt  zu  befreien.  Indessen  legten  sich 
die  Wogen  ihres  Zorns  rasch.  Es  zeigte  sich  bald,  dass  der  Kurfürst  den 
rechten  Griff  gethan,  die  Entfernung  Wilich's  „den  Landständen  aller- 
seits den  Compass  sehr  verstellet"  hatte  ").  Nicht  einmal  die  cleve-märki- 
schen,  vielweniger  die  gesammten  erbvereinigten  Stände  vermochten  sich 
zum  Schutz  ihrer  „unter  die  Füsse  getretenen  Freiheiten  und  Privilegien" 
zu  anderen  Maassregeln  als  schriftlichen  Vorstellungen  und  Klagen  zu  eini- 
gen. Schon  im  September  1654  wandten  sich  die  cleve-märkischen  Stände 
an  die  nach  Berlin  reisende  Prinzessin  von  Oranieu,  Schwiegermutter  des 
Kurfürsten,  mit  der  Bitte  um  ihre  Fürsprache  für  Wilich.  Als  dieselbe 
nichts  beim  Kurfürsten  auszurichten  vermochte  und  überdies  von  Wien  die 
Nachricht  eintraf,  dass  der  durch  den  Tod  seines  Sohnes,  des  jüngst  ge- 
wählten römischen  Königs,  tief  gebeugte  alte  Kaiser  für  die  Befreiung 
Wilich's,  des  „lieben  Cavalliers",  statt  der  gewünschten  Poenalmandate 
nur  gütliche  Intercession  und  höchstens  dringende  Vorstellungen  an  den 
Kurfürsten  übrig  hatte,  gingen  die  Stände  im  December  1654,  trotz  der  Ge- 
genbemühungen der  wilich'schen  Partei,  von  den  bisherigen  trotzigen  An- 
klagen und  Forderungen  zur  demüthigen  Bitte  um  Gnade  für  den  Verhaf- 
teten über;  ja  sie  bewilligten  dem  Kurfürsten  sogar  gleichzeitig  für  den 
von  ihm  jetzt  auf  Grund  des  Reichstagsabschieds  geforderten  Unterhalt 
seiner  zur  Defension  des  Landes  nöthigen  Truppen  eine  Steuer  von  50,000 
Thlr. ,  freilich  unter  der  Bedingung,  dass  das  Land  mit  Werbungen  und 
Einquartierungen  verschont  bleiben  solle. 

Die  Stände  sollten  bald  inne  werden,  dass  es  nicht  mehr  an  der  Zeit 
war,  derartige  Bedingungen  zu  stellen,  noch  weniger  sie  durchzusetzen.  We- 
der war  der  Kurfürst  geneigt,  von  jener  neugewonnenen,  gleichsam  discretio- 
nären  Befugniss  das  Geringste  aufzugeben,  noch  gestatteten  ihm  die  politi- 
schen Conjuncturen  einen  milden  Gebrauch  davon  zu  machen.  Schon  zogen 
am  politischen  Horizonte  die  drohenden  Wolken  zusammen,  welche  sich 
demnächst  im  nordischen  Kriege  entladen  sollten ;  ein  Sturm,  der  den  Kur- 
fürsten in  seiner  ganzen  Schwere  treffen,  die  junge  brandenburgische  Macht 
in  ihren  Grundvesten  erschüttern,  aber  auch  wie  ein  Schmelz-  und  Läute- 
rungsfeuer wirken  sollte.  Es  war  einer  jener  „casus  extremae  necessitatis", 
in  welchen,  nach  des  Kurfürsten  Ansicht,  um  der  Selbsterhaltung  willen  kei- 
nerlei Privilegien  Geltung  hatten ^^),  In  jener  Zeit  der  höchsten  Noth  galt 
es,  alle  Kräfte  aller  brandenburgischen  Länder  auf  das  Aeusserste  zusam- 
men zu  fassen;  begreiflich,  dass  jenem  ersten  „Attentat  gegen  die  landstän- 
dische Libertät"  noch  ganz  andere  Acte  der  landesfürstlichen  Gewalt  folgten, 
statt  langwieriger  Landtagsverhandlungen,  wo  um  ein  Mehr  oder  Minder 
mit  den  Ständen  gefeilscht  und  gemarktet  wurde,  ein  strenges,  ja  hartes 
Regiment  ohne  die  Herren  Stände  eintrat. 


3'^)  S.  das  Schreiben  Ostmann's  an  Mülheim  v.  29.  August  1654. 
38)  S.  oben  p.  247. 


III.     Die  Deputation  nach  Regensburg 
und  der  Executionsrecess  von  1653. 

1652—1654. 


Beschluss  der  Jülich -bergischen  Stände.     Dat.  Cöln 
15.  Sept.  1652.     D. 

[Znr  Verhindernng    einer    zu    befürchtenden   Theilung    der   unirten  Lande    sind 
Schritte  zu  thun  und  soll  der  jülichsche  Syndicus  die  clevischen  Stände  darüber 

sondiren.] 

..rrleichfalls  ist  von  beider  Fürstenthtimer  Landständen  vor  dien-  1652. 
lieh  angesehen  worden,  weil  man  sich  befürchtete,  es  möchte  auf  dem  ^^-  ^^P** 
bevorstehenden  Reichstag  contra  Privilegium  unionis,  diese  Lande  von 
einander  nicht  zu  theilen,  ein  widriges  vorgenommen  werden,  und  eine 
Dismembration  geschehen,  dabei  aber  dieser  Lande  Stände  und  Un- 
terthanen  zum  höchsten  intorossirt,  drme  bei  Zeiten  vorzukommen,  ist 
dem  Syndicus  Muhlhoim  aufgegeben  worden,  an  der  elevischen  Herren 
I  andstünde  syndicum  zu  schreiben,  und  von  demselben  zu  sondiren, 
was  die  Clevischen  in  hoc  passu  vorhaben  und  zu  thun  entschlossen 
wären". 

Nies«  an  Mülheim.     Dat.  Cleve  28.  Sept.  1652.     D. 

Hat  Milhlheim's  Sehreiben  vom  22.  September  in  dem  Augenblick  28.  Sept. 
♦  .halten,  wo  der  Kurfürst,  ohne  die  Gravameu  der  Stände  erledigt  zu  ha- 
ben, von  Cleve  abgereiHt  ist.  Die  anwesenden  cleve- märkischen  Stände 
haben  .^ich  mit  der  von  den  jülich-bergiseheu  Stünden  vorgeschlagenen  Zu- 
baoimenkuuft  einverstandeu  erklärt  und  wünschen,  dass  G  Deputirtr  von 
Jeder  der  4  Landscbafteo  etwa  über  einen  Monat,  also  Ende  Octoi« 
'  II  beabMichtigten  ßeratbungea  in  Oöln  eiob  versammeln'). 


'    Dieter  Buichlaii  der  cleve -märkischoD  StÜDde  wurde  am  27.  September, 
am  Tage  uacb  der  Abreife  des  Kurfüreten  aaa  Cleve,  gefaatt. 


ß|4    I^I-    ^^'^  Deputation  nach  Regensburg  und  der  Executionsrecess  v.  1653. 

Der  Kurfürst  an  die  clevischen  Stände.     Dat.  Hervord 
5.  Oct.  1652.     M. 

[Nimmt  die  durch  Wilich-Lottum  angebotene  Steuer  an,  dagegen  soll  die  Re- 
gierung den  Revers  ausliefern,   die  Beamten  auf  den  Recess  vereidigen  und  ihn 

genau  beobachten.] 

5.  Oct.  „Wir  haben  Uns  dasjenige,  was  ihr  durch  den  v.  Lottum  in  ver- 

schiedenen Punkten  unterthänigst  erinnern,  sonderlich  aber  wegen  eines 
reversus  de  in  futurum  non  praejudicando  suchen,  auch  zugleich  zur  Aus- 
bringung einer  Summa  von  30,000  Thlr.  offeriren  lassen,  gehorsamst  vor- 
tragen lassen.  —  Weil  Uns  nun  solches  euer  unterthänigstes  Erbieten  zum 
sonderbaren  Gefallen  gereichet,  als  nehmen  Wir  dasselbe  mit  gnädigstem 
Dank  auf,  und  weil  die  äusserste  Noth  erfordert,  solche  Gelder  aufs 
schleunigste,  jedoch  in  vier  Terminen,  vom  1.  September  an  beizu- 
bringen, so  haben  Wir  Unserer  clevischen  Regierung  befohlen,  des- 
falls  die  gebührliche  Verordnung  zu  thun  und  euch  dagegen  nicht  allein 
den  gebotenen  Revers  ^)  auszuantworten,  besonders  auch  den  Land- 
tagsrecess  in  gebührender  Obacht  zu  halten,  die  Räthe  und  Bediente 
in  Pflicht  zu  nehmen,  und  also  alles  zur  Perfection  zu  bringen^).  Im 
Uebrigen  haben  Wir  dem  Obristen  v.  Lottum  gnädigst  anbefohlen, 
euch  Unserer  gnädigsten  landväterlichen  beständigen  Affection  zu  ver- 

^)  Der  Revers  dat.  Sparenberg  5.  Oct.  verspricht,  dass  die  Beitreibung  der 
„ohne  Vorbewusst  der  märkischen  Stände"  ausgeschlagenen  ,  zur  Unterhaltung 
der  nothleidenden  Garnison  in  Hamm  verwandten  Steuer  nicht  zum  Abbruch  der 
ständischen  Privilegien  geraeint  noch  ausgedeutet  werden,  sondern  dieselbe  salva 
et  integra  verbleiben  und  gelassen  werden  sollen. 

2)  Der  Regierung  befahl  der  Kurfürst  durch  Rescript  dat.  Herford  6.  Oct. 
die  30,000  Thlr.  innerhalb  eines  Jahres  vom  1.  Sept.  an  in  4  Terminen  in  Cleve 
wie  in  Mark  erheben  und  durch  den  Oberreceptor  von  Mark,  Hoen,  nach  An- 
weisung des  Obercommissärs  Ludwig  an  die  Garnisonen  zu  Hamm  und  Lipp- 
stadt entrichten  zu  lassen.  „Und  weil  Uns  zum  höchsten  daran  gelegen,  dass 
dieses  unverzüglich  geschehe,  so  wollet  ihr  dabei  keine  Zeit  versäumen,  den 
Ständen  auch  beweglich  zureden,  dass  sie  keine  weitere  Opposition  thun,  son- 
dern hierdurch  Unsere  Gnade  zu  erhalten  suchen  mögen,  und  werdet  ihr  ihnen 
dagegen  nicht  allein  den  Revers  ausantworten,  sondern  auch  die  Eidesleistung  der 
Räthe  und  Diener  vor  sich  gehen  lassen  und  im  übrigen  alles  so  machen,  dass  die 
Stände  keine  Ursache  zu  klagen  haben,  sondern  vielmehr  urtheilen  mögen,  dass  Wir 
geneigt,  hinführo  über  den  Landtagsrecess  zu  halten;  im  Fall  aber  wider  alle  gnädig- 
ste Zuversicht  Unsere  Stände  die  Sache  retardiren  würden,  habt  ihr  mit  allem  Fieiss 
daran  zu  sein  und  ernstlich  zu  befehlen,  dass  die  receptores  jedweder  sein  Con- 
tingent  ohne  einigen  ferneren  Respect  oder  Aufenthalt  besagtem  Oberreceptor 
einliefern  und  nicht  Ursache  gegeben  werden  möge,  weil  die  Garnisonen  allbereit 
in  2  Monaten  nichts  empfangen,  auch  nicht  länger  also  vom  Winde  leben  kön- 
nen, der  Unserem  Obercommandanten  solchen  Falls  allbereit  hinterlassenen  Ordre 
gemäss  gegen  die  Säumigen  die  Execution  an  Hand  nehmen  zu  lassen,  deren 
Wir  sonst  gern  geübrigt  sein  wollten". 
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sichern,  und  dass  Wir  allemal,  was  zu  des  Landes  Wohlfiihrt  und  zur 
Observanz  des  Landtagsrecesses  erfordert  werden  wird,  gnädigst  und 
landesväterlieh  verordnen  werden,  wie  Wir  Uns  denn  auch  dagegen 
gnädigst  versichert  halten,  dass  auch  ihr  an  euerem  Ort  euerem  un- 
terthänigsten  Versprechen  nachleben')  werdet". 


Der  jülich-bergischen  Stände  Instruction  für  ihreDeputirten'). 

Dat.  Cöln  7.  Oct.  1652.     D. 

Sie  sollen  sich  zu  den  beabsichtigten  Conferenzen  mit  den  eleve-mär-  7.  Oct. 
kischen  Ständedeputirten  am  4.  November  in  Cöln  einfinden  und  letzteren 
vorstellen:  Weil  voraussichtlich  dem  westfälischen  Friedensschlüsse  gemäss 
anf  dem  bevorstehenden  regensburger  Reichstag  der  Successionsstreit  durch 
gütlichen  Vertrag  oder  auf  dem  Rechtswege  entschieden  werden  soll;  so 
müssten  die  Stände  dafür  Sorge  tragen,  dass  „solches  zur  Verhütung  neuer 
Empörung  wirklich  geschehe",  und  dabei  nichts  gegen  der  Stände  Privile- 
gien vorgenommen  und  beschlossen  werde,  damit  „solcher  gestalt  diese 
unirten  Lande  nach  so  geraumer  Zeit  von  Jahren  continuirlich  ausgestandener 
Pressur  und  Drangsalen  in  beständige  Ruhe  und  Securität  gesetzt  werden 
möge".  Zu  solchem  Zweck  sollen  sie  eine  Deputation  der  Stände  nach  dem 
regensburger  Reichstag  an  den  Kaiser,  die  Kurfürsten  und  das  ganze  Reich 
vorschlagen.  Zudem  habe  man  „äusserlich  doch  zuverlässig  vernommen, 
welcher  gestalt  am  kaiserlichen  Hofe  sich  allerhand  impressiones  machen 
und  mehr  auf  eine  gütliche  Transaction  als  auf  die  rechtliche  Entscheidung 
des  puncti  successionis  propendiren  thun,  danncnhero  nicht  unbillig  zu  prä- 
sumireu,  dass  die  kaiserlichen  Minister  zwischen  allerseits  interessirten  Für- 
sten nicht  allein  einen  gütlichen  Vertrag  vorschlagen,  sondern  auch  stark 
darauf  dringen  dürften,  damit  ein  Jeder  derselben  etwas  oder  eine  grosse 
Portion  von  diesen  Landen  bekommen  und  sich  also  zur  Ruhe  begeben 
möge,  welches  alles  auf  deren  fernere  Dismembration  und  Zersplitterung 
dem  (von  Kaiser  Ferdinand  1.  und  Maximilian  IL  bestätigten)  privi- 
legio  UDionis  und  den  preussischen  Ehepacten  schnurstracks  zuwider^',  zu 
deren  Conservirung  und  Abwendung  der  Dismembration  die  Deputirten  allen 


')  Ein  gleiches  Schreiben  richtete  der  Kurfürst  aus  Herford  unter  d.  6.  Oct. 
an  die  märkischen  Stünde,  worin  die  Erwartung  uusgusprochen  wird,  duss  die- 
flolben  zur  unverwuilten  Aufljringung  des  erstt-n  Quurtiila  ihrer  (^uoto  (12,000  Thir.) 

jeder  Weise  behilflich  sein  wurden. 
*;    Ka   waren    Wilhelm   Friir.   v.   Lecruül   /u   HuMbturt,    Adiiau   Frhr. 

Virmund  zu  Nerseo  und  Anrath,  Johann  Otto  Frbr.  v.  Gymoiob  su 
\  issel  und  Neuruth,  Bertrum  v  Nesselrude  zum  Htein  und  Ehreustein.  Jo- 
hann Degenhurd  v.  II  ul  1  /.u  Ophuveu,  W|il  hui  ni  V.  II  illesiieim  zu  Arenthal, 
Dietrich  v.  .Mu  hl  heim,  julichscher  Syndicus,  llermunn  Ostmunn,  burgi- 
•chcr  Öyudicu«,  Arnold  Dtissel,  Schöffe  d«-,  Ilaui.fLri  li»  la-,  /u  .Tiilidi.  ,1  <>  J» 
HermaoD  v.  Berg,  Bürgermeifter  zu  Dun 
^'irgermciBter  zu  liatiogeu  und  Wipperfürth. 


^\ß      TU.    Die  Deputation  nach  Regensburg  und  der  Executionsrecess. 

Pleiss  anzuwenden  haben  würden.  Ferner  könnten  dieselben  am  kaiserlichen 
Hofe  alle  „opportuna  juris  reraedia"  anwenden,  um  die  Verpfändung  der 
Doraaineneinkünfte,  wodurch  die  „Erhaltung  des  fürstlichen  Staats"  schliess- 
lich den  Ständen  zur  Last  fallen  würde,  zu  verhindern.  Endlich  sollen  sie 
die  cleve-märk.  Stände  zu  bewegen  suchen,'  über  die  Contraventionen  und 
Infractionen  der  Privilegien,  die  in  Jülich  und  Berg,  trotz  der  Beschwerden  bei 
dem  Kaiser  und  dessen  Abgesandten,  nicht  aufhören,  und  welche  auch  in  Cleve 
und  Mark  nicht  abgestellt  worden  wären,  gemeinschaftlich  beim  Kaiser  zu 
klagen.  Ueber  den  Erfolg  der  Berathungen  haben  sie  zu  berichten  und 
über  etwaige  gemeinschaftliche  Beschlüsse  die  Ratification  der  gesammten 
Stände  einzuholen,  „auch  in  einigen  Tractaten,  das  Religionswesen  betref- 
fend, sich  mit  den  cleve-märkischen  Deputirten  gar  nicht  einzulassen". 


Die  cleve-märkischen  Stände^)  an  den  Kurfürsten. 
Dat.  Büderich  29.  Oct.  1652.     M. 

[Wilich-Lottum   hat  keinen  Auftrag   zur  Steueroflferte   gehabt.     Vor  Erledigung 

der  Gravamen   und  Erfüllung   der   gestellten  Bedingungen    werden    sie   weder   in 

Cleve  erscheinen  noch  die  30,000  Thlr,  bewilligen.] 

29.  Oct.  „Aus  E.  Ch.  D.  unterm  dato  Herford  vom  15.  dieses  an  uns  ab- 

gelassenen gnädigsten  Anschreiben  haben  wir  in  Unterthänigkeit  mit 
höchster  Befremdung  vernommen,  dass  der  Herr  v.  Lottum  als  ein 
deputatus  bei  E.  Ch.  D.  sich  in  unserm  Namen  ganz  unzulässiger 
Weise  angegeben,  v^^ozu  er  mit  Vorzeigung  unseres  an  E.  Ch.  D.  un- 
terthänigst  gerichteten  Creditivs  oder  sonsten  in  keinerlei  Weise  sich 
hat  qualificiren  können,  darum  wir  dies  Anbringen  vor  ein  widerrecht- 
liches Privatwerk  achten  und  all  demselben,  so  E.  Ch.  D.  durch  ihn 
angebracht  worden,  hiermit  per  expressum  mit  Vorbehaltung  aller 
rechtlichen  Mittel  widersprechen  müssen,  und  solches  wegen  der  ge- 
fährhchen  und  bösen  Consequenz  nicht  gut  heissen  können.  Nicht  ohne 
ist  es  zwar,  dass  wir  laut  beiliegendem  extractus  protocolli  und  sub 
certis  nonnullis  ibidem  insertis  conditionibus  sine  quibus  non  uns  unter- 
thänigst  erklärt  haben.  Weil  aber  diese  unsere  unterthänigste  Erklä- 
rung dazumal  in  Gnaden  nicht  angenommen,  noch  diese  expresse  ein- 
bedungenen conditiones  sind  adimplirt,  auch  unsere  abgelegten  Pflichten 


^)  Der  Deputirte  von  Rees,  Dietrich  v.  üpwich,  meldet  am  25.  October 
aus  Büderich,  dass  Deputirte  von  sämmtlichen  clevischen  Städten  und  der  mär- 
kischen Ritterschaft  sowie  Quad -K  reuzb  erg,  Loe-Wissen,  Wilich-Win- 
nenthal  und  W  ilich- Dier  sf  urt  von  der  clevischen  Ritterschaft  eingetroffen 
sind  und  beschlossen  worden  sei,  dem  Ausschreiben  der  Regierung  vom  21.  Oc- 
tober keine  Folge  zu  leisten,  Deputirte  nach  Cöln  zu  schicken  und  Process  in 
Speier  gegen  den  Oberst  Wilich-Lottum  wegen  der  im  Herbst  1651  gegen 
Emmerich  und  Rees  ausgeführten  Steuerexecutionen  zu  erheben. 


Abweisung  des  Kurfürsten.     Ständische  Deputirte  in  Cöln.  6I7 

nicht  zu  lassen,  vor  Erledigung  und  Abschaffung  der  vorlängst  ge- 
klagten gravaminum  und  Landesbeschwernisse  in  einige  Geldmittel  zu 
willigen,  inmaassen  der  armselige  betrübte  Zustand  der  coutribuiren- 
den  und  mit  vielfältigen  Ausgaben  und  tiefen  Schulden  wegen  erlitte- 
nen schweren  Schadens  und  Missgewachs  höchst  gravirten  Uuterthanen 
uns  bekannt  und  dermaassen  beschaffen  finden,  dass  er  zu  einer  Ex- 
tremität, Desperation  und  Verlauf  ausschlagen  würde. 

So  lange  wie  das  nicht  gesehen,  dass  die  Stadt  Hamm  unterthä- 
uigst  gebetenermaassen  evacuiret  und  rasiret,  auch  die  unterthänigst 
begehrte  Versicherung  wegen  Evacuatiou  der  Stadt  Lippe  uns  nicht 
vorkommen,  noch  auch  die  Stände  aus  der  Grrafschaft  Mark  mit  dem 
gebetenen  Revers  de  non  in  futurum  praejudicando  contentirt  sein, 
auch  von  der  gnädigsten  Instruction  und  Vollmacht  auf  E.  Ch.  D.  cle- 
vische  und  märkische  Herrn  Statthalter  und  Käthen,  um  den  Haupt- 
recess  in  allen  seinen  Punkten  und  Clausulen  zu  vollziehen  und  die 
geklagten  gravamina  zu  erledigen,  in  ünterthänigkeit  nicht  vernehmen, 
müssen  wir  es  vor  eine  Kosten-  und  Zeitverlierung  halten,  uns  binnen 
der  Stadt  Cleve  einzufinden.  Sobald  aber  dieses  alles  und  jedes  per- 
fectiret  und  wir  der  wirklichen  Adimpletion  und  Vollziehung  der  in 
heigehendem  Extracte  enthaltenen  Conditionen ')  versichert  sein  kön- 
nen, sind  wir  erbietig,  unser  Contingent  in  den  sub  dictis  expressis 
conditionihus  sine  quibus  non  gewilligten  30,01)0  Thlr.  bei/utragen". 


Die  Regierung  an  den  Kurfürsten.  Dat.  Cleve  5.  Nov.  1652.  B. 

Schickt  das  Schreiben  der  Stände  vom  21).  Oetober,  darauf  .-ii-  die  de-  5.  Nov. 

vi>che  Kitter-^chaft   durch   deren  zeitigen  Director,  W  i  lieh- Lottum,   und 

li«    Städte  durch  Cleve  zum  7.  ^i'ovember  nach  Cleve  hat  verschreiben  las- 

Wenel  hat  nur  einige  Deputirte  der  Ritterschaft  und  die  Städte  zu  dem 

'  Miivciit  in  liüderich  auffordern  lassen,  letztere  mit  dem  Zusatz,  nur  einen 

Depulirten   aus  jeder  Stadt   «enden   zu   wollen.     Die   am   20.  üctober   dort 

rBchieneuen   haben   am   2.  November  Deputirte   nach  Cöln   an   die   jiilieh- 

»•^gi^chen  Stände  ge^andt').     Die  märkischen  Stände  haben  die  Erhebung 

>a  4000  Thlr.  zur  Bestreitung  der  Landtagskost<Mi  verlangt,  auch  hat  die 


I      Hind  die  von  Heioricli  nn  26.  Septombor  dem  luir- 

irMlen   vor  'ii  Punkte.     V^M.  '»Inii   [>.  oliU. 

')  Ch  .  il8  wimn  e«:  Q  yad- K  reulzlMTjr,   \Villch-Wlnneoth«l, 

hieponbriich,  iiic.  Adolf  Mull  aus  WobuI,  (ierhurd  (Jrond  uud  Johann 
Ilogcwundt  uu«  ('uicur;    vuo  dfü  markiHchm   Slirnhii   wird   nur  Uoiiiborff  xu 

ladonhurst  uud  UrüDinghauscn  erwuhm 


5]g    III.    Die  Deputation  nach  Regensburg  und  der  Executionsrecess  v.  1653. 

Regierung  dieselbe  zugestanden*),   um  sie  zum  schleunigen  Erscheinen  auf 
dem  Landtage  zu  bewegen'^). 


Die  märkischen  Stände  an  die  Regierung.     Dat.  Unna 
11.  Nov.  1652.     M. 

11.  Nov.  Es  wäre  ihnen  unmöglich  in  Cleve  zu  erscheinen,  bevor  die  ihnen  täg- 

lich neu  zugefügten  Gravamen  wirklich  abgestellt  worden  wären.  Statt 
dieser  so  oft  erflehten  Abstellung  würden  nicht  nur  fortdauernd  Contribu- 
tionen  zum  Unterhalt  der  hammer  und  lippstadter  Garnison  durch  militäri- 
sche Executiouen  beigetrieben,  sondern  so  eben  noch  habe  der  Feldzeug- 
meister Freiherr  v.  Sparr  die  märkischen  Städte  mit  Assignationen  resp- 
Executionen  gegen  ihre  Bürger  und  deren  P]igenthum  bedroht,  wenn  nicht 
sofort  von  denselben  ihre  Quote  an  dem  zweiten  Quartal  der  30,000  Thlr. 
zum  Unterhalt  jener  Truppen  beigebracht  würde.  Die  Stände  hätten  be- 
reits zur  Genüge  nachgewiesen,  dass  diese  30,000  Thlr,  nur  unter  gewissen, 
von  Capellen  dem  Kurfürsten  am  26.  September  vorgetragenen  Bedin- 
gungen ihrerseits  gewilligt,  dieselbe  aber  bis  jetzt  nicht  im  geringsten  er- 
füllt worden  wären,  sie  mithin  auch  nicht  an  die  Bewilligung  gebunden 
seien  ^). 

Die  Regierung  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Cleve  12.  Nov. 

1652.     M. 

12.  Nov.  Erst  auf  nochmaliges  Ausschreiben  des  Obersten  v.  Lottum  als  zeiti- 

gen Directors  der  clevischen  Ritterschaft,  wie  der  Stadt  Cleve  wären  so 
eben  einige  clevische  Ritterbürtige  und  Deputirte  von  Emmerich  und  Cleve 
auf  dem  Landtage  erschienen,  denen  die  Proposition,  dem  kurf.  Rescript 
vom  6.  October  gemäss,  alsbald  vorgetragen  worden  sei,  und  die  verspro- 
chen hätten,  sich  zu  erklären,  sobald  noch  einige  Stände,  die  sie  erwarte- 
ten,   in  Cleve   eingetroffen^).     Die  Regierung  habe  ihrerseits   nochmals  die 


*)  Am  5.  November  befiehlt  der  Kurfürst  der  Regierung  dafür  zu  sorgen, 
dass  die  22,000  Thlr. ,  deren  Erhebung  in  Cleve  auf  Bitten  der  Stände  am 
23.  September  befohlen  worden  ist,  nur  wie  ausbedungen  worden  sei,  zur  Be- 
zahlung der  rückständigen  Landtagskosten ,  „keineswegs  aber  anderswohin  ver- 
wendet, noch  versplittert  werden".     Vgl.  oben  p.  584.) 

2)  Am  21.  December  erging  ein  kurf.  Rescript,  worin  die  Regierung  ange- 
wiesen ward,  nicht  zu  dulden,  dass  den  Ständen  seitens  der  Receptoren  das  Ge- 
ringste ausgezahlt  werde ,  damit  ihnen  die  Mittel  zu  einer  Deputation  nach 
Regensburg  entzogen  würden. 

3)  Ein  Schreiben  ganz  gleichen  Inhalts  erliessen  sie  aus  Unna  d.  2.  Dec. 

,*)  Es  waren  ausser  dem  im  September  neu  ernannten  clevischen  Landdrost 
und  Regierungsrath  Oberst  Jacob  Spaen,  sowie  den  Drosten  Wilich-Lot- 
tum,  Hoven  und  Nievenheim  nur  zwei  oder  drei  Ritterbürtige. 

^)  Zwei  Schreiben  der  Regierung  an  die  in  Wesel  versammelten  Stände  vom 
16.  und  23.  November  hatten  keinen  anderen  Erfolg,  als  dass  dieselben  ihr  Er- 
scheinen in  Cleve  fast  mit  denselben  Worten  wie  am  29.  October  verweigerten. 


Vorstellungen  bezüglich  der  Stande  beim  Kaiser  in  Prag.  619 

märkischen  Stände  zum  sofortigen  Erscheinen   auf  dem   Landtage  aufge- 
fordert. 


Memorial  dessen,  was  S.  Ch.  D.  gegen  Kais.  Maj.  wegen  der 

cleve  -  märkischen   Stände  Widersetzlichkeit    zu    gedenken  *). 

Dat.  Prag  3/13.  Nov.  1652.     B. 

[Vorbeugende   Vorstellungen   gegen  Klagen   der   Stände.     Die    Gründe    für    die 
Beibehaltung  der  Garnisonen  in  Cleve-Mark.     Die  Demolirung  der  Festung  Lipp- 
stadt und  der  Graf  zur  Lippe.] 

„Dieweil  sonst  alle  anderen  ChurfUrsten  und  Fürsten  des  Reichs  13.  Nov. 
bei  so  gestalten  Sachen  und  itzo  flirstehendeni  Reichstag  ihre  festen 
Plätze  mit  Garnisonen  besetzen,  ihre  Stände  auch  darinnen  ihnen  gut- 
willig unter  die  Arme  greifen,  und  aber  die  clevischen  Stände  vor 
allen  andern  gegen  S.  Ch.  D.  sich  darinnen  widrig  erweisen;  so  stünde 
zu  bedenken,  ob  S.  Ch.  D.  bei  itziger  Gelegenheit  bei  der  Kais.  Maj. 
die  Sache  dergestalt  unterbauen  wollten,  dass  besagter  Stände  Klagen 
nicht  attendirt  werden,  sondern  S.  Ch.  D.  vielmehr  über  sie  sich  zu 
beschweren  hätten,  indem  nicht  allein,  wie  obgemelt  1)  sonst  alle 
ChurfUrsten  und  Fürsten,  auch  diejenigen,  welche  der  itzigen  nach- 
barlichen   troublen    entsessen,    noch    zur  Zeit  ihre  festen  Plätze  mit 

iniger  Garnison  versehen  und  ihre  Stände  darinnen  ihnen  an  Hand 
-eben,  2)  S.  Ch.  D.  aber  nicht  nur  als  ein  Churfürst  und  Mitsäul 
des  röm.  Reichs  für  andern:  sondern  auch  dieses  zu  consideriren, 
dass  sonderlich  Ihre  clevische  Lande  auf  der  Grenze,  ja  mitten  unter 
den  staatischen  Garnisonen,  und  Sich,  nicht  nur  Ihr  selbst,   sondern 

lieh  des  Reichs  wegen,  um  so  viel  besser,  sowohl  wegen  des  eng- 
lisch-niederländischen, als  auch  französischen  Kriegswesens  wahrzu- 
nehmen, und  also  8.  Ch.  D.  um  so  viel  desto  mehr  Ursach  haben, 
noch  zur  Zeit  Sich  nicht  aus  den  Waffen  zu  begeben. 

Und  weil  ohne  allen  Zweifel  alle  umher  liegende  Henachbarten 
beim  Reichstag  um  Demolirung  der  lippstädtischen  Forlilication  an- 
halten, auch  wohl  die  Herren  Grafen  von  der  Lippe  selbst,  wegen 
Hoffnung,  ein  Stück  Geld  von  100,000  Thlr.  ihnen  vertrösteter  maassen 

un  den  Henachbarten  zu  überkommen,  hierzu  Anlass  geben  möchte: 
')b  S.  Ch.  [).  mit  obigen  und  viel  andern  mchrern  Motiven,  »ouder- 
lich  auch   weil  Sic  noch  mit  der  Krone  Schweden  (ulü   welche  auch 


Vgl.  Kioleit.  p.  597.    UeberBchrifl  Debet  Datum  ift  offuubor  erst  ipätor 
UM!  .Um  Act«o«tück  vormerkt. 


(520    ^11-    ^'^  Deputation  nach  Regensburg  und  der  Executionsrecess  v.  1653. 

ratione  des  Ftirstenthums  Bremen  nahe  angrenzet)   nicht   verglichen, 
die  Sache  bei  Kais.  Maj.  unterbauen  wollten". 


.    Memorial  der  Deputirten  der  Stände  von  Jülich,  Cleve,  Berg 
und  Mark  an  dieselben').   Dat.  Oöln   13.  Nov.  1652.     W. 

(Präsentirt  Wesel  18.  Nov.  1652.) 

[Gründe  für  die  Deputation  an  den  Kaiser.] 

13.  Nov.  „Rationes,   warum  der  recursus  ad  imperatorem  nicht  allein  zu- 

lässig, sondern  auch  wirksam  nützlich  und  dienlich:  Es  ist  dieser 
Weg  ordinaria  via  juris,  so  in  den  heilsamen  Reichssatzungen  fuudiret 
und  keinem  mit  Fug  kann  versperret  werden,  qui  autem  jure  vertitur 
nemini  injuriam  facit.  So  haben  auch  I.  Kais.  Maj.  diesen  Weg  den 
Landständen  selbst  allergnädigst  angewiesen,  indem  Sie  in  verwiche- 
nem  Jahre  1651  durch  Dero  hochansehnliche  Gesandtschaft  die  Stände 
bei  ihren  Privilegien  zu  schützen  und  zu  handhaben  allergnädigst  haben 
versichern  lassen.  Worauf  auch  die  cleve -märkischen  Stände  in  sel- 
bigem Jahre  ihre  gravamina  I.  Kais.  Maj.  aus  Wesel  allerunterthänigst 
eingeschickt,  deren  Erledigung  allergehorsamst  gebeten,  und  also  die- 
sen Weg  bereits  erwählet  haben.  Wie  dann  nicht  weniger  die  anderen 
mitvereinigten  Jülich-  und  bergischen  Landstände  vor  etzlichen  Jahren 
viam  hanc  elegirt,  wider  I.  F.  D.  Pfalz-Neuburg  in  contradictorio  ju- 
dicio  unterschiedliche  Decrete  und  Endurtheile  erhalten,  und  deren 
sich  fruchtbarlich  bedienet  haben.  So  haben  auch  L  F.  D.  und  Dero 
Räthe  den  Ständen  selbst  an  die  Hand  gegeljen,  dass  sie  die  geführten 
gravamina  I.  Kais.  Maj.  tamquam  ordinario  judici  zu  Ihrer  Decision 
heimstellen  wollen.  Und  wann  die  clevischen  und  märkischen  diesen 
Weg  einzugehen  bedenken  tragen  würden,  so  wären  doch  dieselbe 
den  Jülich-  und  bergischen,  welche  solches  festgestellt  haben,  in  virtute 
unionis  vermög  darüber  geleisteter  Pflichten  zu  assistiren  obligirt  und 
verbunden.  So  kann  auch  pro  futura  Servitute  kein  ander  infallibile 
remedium  oder  besser  expediens  gefunden  werden,  als  dass  coram 
facie  totius  imperii  die  gravamina  erledigt  und  manutenentia  privile- 
giorum  allda  erhalten  worden;  welches  dann  L  Ch.  und  F.  DD.  nicht 
zuwider  sein  kann,  sintemal  Deroselben  jus  per  affirmationem  et  ma- 
nutenentiam  hanc  privilegiorum  desto  mehr  bestärket  wird.  Und  wenn 
diese  Occasion  sollte  echappiren,  würde  den  Ständen  künftig,  wann  sie 
wegen  eines  oder  anderen  sich  angeben  würden,  vorgerückt  werden 


^)  Dasselbe  ist  von  Wilich- Win  nenthal  abgefasst. 


BemühungeD  für  die  Deputation  nach  Regensburg.  ß21 

können,  warum  sie  sich  nicht  angegeben,  als  gesamrates  churfürstliches  *• 
CoUegium  zu  Regensburg  zusammen  gewesen.  So  ist  auch  der  Stände 
Gegenwart  zu  Regensburg  hochnöthig,  um  zu  advigilircn,  damit  bei 
der  bevorstehenden  gütlichen  Accommodation  oder  gerichtlichen  Ent- 
scheidung des  Successionsstreites  den  Landständen  kein  praejudicium 
zugezogen,  vielweniger  denselben  zur  Abfindung  einiger  Interessenten 
ein  oder  andere  Last  aufgebürdet  und  der  Ständen  privilegia  dabei 
absonderlich  beobachtet  werden  mögen.  So  kann  auch  die  Abführung 
der  Völker  an  keinen  Ort  mit  mehrerer  Frucht  befördert  werden,  als 
dass  allda  zu  Regensburg  auctoritate  caesarea  den  beiden  Chur-  und 
Fürsten  die  Abdankung  der  Soldaten  zugleich  aufgelegt  werden  möge, 
welches  anderer  Gestalt  propter  diffidentiam  schwerlich  zu  erhalten  sein 
wird.  So  kann  auch  den  Unterthanen  die  Bezahlung  der  Schulden  für 
ihre  Herrschaft  und  andere  Lasten  nicht  mehr  aufgedrungen  werden, 
wenn  dem  durch  der  Herren  Deputirten  Gegenwart  vorgebogen  wird*". 

Wesel  an  die  übrigen  clevischen  Hauptstädte.     Dat.  Wesel 

13.  Nov.   1652.     W. 

Nachdem  die  Regierung  wiederum  ein  Ausschreiben  nach  Cleve  an  die  13.  Nov. 
.Stände  erlassen  habe,  müssten  sie  die  Hauptstädte  an  den  zu  Riiderich  ge- 
fassten  Beschluss,  dort  nicht  erscheinen  zu  wollen,  erinneren  und  sie  ernst- 
lich ersuchen,  bei  demselben  „wegen  des  lieben  A'aterlaiides  und  ihrer  selbst 
iarunter  versirenden  Interesses  unverriickt  und  beständig  zu  beharren,  im 
vidrigen   unverhofften  Fall,   und  da  einer  oder  anderer  aus  Mittel  Ritter- 
cbaft  und  Städten  sich  unterstehen  würde,   dem  zu  Büderich  einhelh'g  ge- 
loraraeneu  Abschied  zu  contraveniren  und  in   puncto  contributionis   et  pri- 
ilegif)rum  der  hochbetheuerten  Union   zuwider  etwas  zu  resolviren  und  zu 
»ncludiren,  wollen  wir  solchem  vermeinten  concluso  hiermit  zum  kräftigsten 
\idersprochen  haben,  und  daran  keineswegs  gebunden  sein**.    Dagegen  wer- 
l'u    sie    aufgefordert,    zum    16.  November   ihre   Deputirten   nach  Wesel    zu 
•nden,   um  dort  die  Relation  der  nach  Coln  geschickten  Deputirten  anzu- 
iiörcn  und  darüber  zu  beschlicssen. 

Ära  18.  November  berichteten  Wilich-Wiunenthal,  Quad-Ki 

'crg,  Komberg  und  die  ^Deputirten  aus  den  clevischeu  und  märkischeo 

>f;iilt<-u**  den  in  WchcI  versammelten  Ständen  ül)er  ihre  in  Cöln         "      neu 

\  '  1  iisindhingen  mit  den  jülich-bergi>chen  Ständedeputirten,  und  iten 

leichzeitig  die   mit   denselben   vereinbarte   Instruction   für   die   Deputirien 

ich  Rfgensburg,  als  welche  neitens  der  clevischen  und  märkischen  Ritter- 

'  haft  bereits  Wilich-Wiunenthal  und  Romberg  genannt  werden,  8o- 

»vic  das  Protokoll  über  dm  von  sämmtlichen  in  Cöln  anwesenden  Deputirten 

Keleisteten  Kid,   „keinem  Menschen  zu  offenbaren,  wa.^  daselbst  gehandelt 

worden"  (VerzeicbnisB  der  1684   dem  Kurfüftftcn   extrudirten   stäudiüchen 


ß22    ^I^-    ^^^  Deputation  nach  Regensburg  und  der  Executionsrecess  v.  1653. 

Acten).  Hiernach  müssen  also  wohl  die  über  die  cölnischen  Verhandlungen 
den  Ständen  gemachten  Mittheilungen  ganz  allgemeiner  Natur  gewesen  sein; 
sie  werden  sich  wesentlich  auf  das  oben  mitgetheilte  Memorial  vom  13.  No- 
vember und  den  Instructionsentwurf  beschränkt  haben. 


Die  Regierung  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Cleve  19.  Nov. 

1652.     M. 

19.  Nov.  Die  Deputirten  der  sämmtlichen  Stände  sind  in  Cöln  zusammen  gekom- 

men. Die  von  Jülich-Berg  haben  dort  viele  Gravamen  gegen  den  Pfalzgrafen 
vorgebracht,  die  märkischen  fordern  die  sofortige  Räumung  undDemolirung  von 
Hamm  und  die  von  Lippstadt  binnen  Jahresfrist;  haben  aber  der  Regierung  zu 
verstehen  gegeben,  dass  wenn  der  Kurfürst  ihnen  darin  Satisfaction  geben 
würde,  „sie  im  übrigen  keine  Difficultät  machen  wollten".  Die  clevischen  Stände 
haben  für  sich  keine  „erheblichen"  Gravamen,  nehmen  sich  aber  der  märki- 
schen auf  Grund  der  Union  an.  Die  cleve-märkischen  sind  am  15.  Nov.  Abends 
wieder  in  Wesel  eingetroffen,  wo  sich  am  16.  die  clevischen  Stände  ver- 
sammelt haben.  Die  Mehrheit  derselben  sind  nicht  mit  den  in  Cöln  vor- 
gebrachten Projecten  einverstanden,  und  billigen,  so  lange  der  Kurfürst 
noch  zur  Erledigung  der  Gravamen  willig,  die  Deputation  an  den  Kaiser 
nicht,  sind  auch  der  Meinung,  dass  die  Räumung  der  beiden  Festungen 
noch  nicht  rathsam,  wünschen  aber  die  Reduction  der  Garnisonen  daselbst, 
wozu  einige  der  märkischen  Stände  directe  Vorschläge  gemacht  haben. 
Mit  denen  am  12.  November  in  Cleve  erschienenen  clevischen  Ständen  ist 
über  die  Erledigung  der  Gravamen  verhandelt  worden;  sie  sind  der  An- 
sicht, dass  es  gefährlich  sein  würde,  sich  allzutief  mit  den  jülich-bergischen 
Ständen  einzulassen.  Emmerich  und  Rees  haben  den  dorthin  gesandten 
Räthen  versichert,  dass  sie  einer  Deputation  nach  Regensburg  nicht  zu- 
stimmen würden. 

Die  Deputirten  von  Rees  an  den  Magistrat  daselbst. 

Dat.  Wesel  22.  Nov.  1652.     R. 

(Unterz.:  Rütger  Brecht.) 

22.  Nov.  Die  Deputirten  aller  clevischen  Städte,  ausgenommen  die  von  Cleve, 
und  10  clevische  Ritterbürtige  sind  hier  angelangt.  Die  Union  von  1637/) 
wurde  vorgelesen  und  alle  des  Meineids  erinnert,  „dass  diese  secreta  nicht 
zu  reveliren,  auch  die  Union  de  novo  abgeschrieben  und  von  allen  Anwe- 
senden de  novo  unterschrieben".  Nach  Relation  der  aus  Cöln  zurückgekehr- 
ten Deputirten  ist  eine  Instruction  für  die  nach  Regensburg  zu  deputiren- 
den  vorgelegt  worden;  auch  gestern  das  wiederholte  Ausschreiben  der 
Regierung  nach  Cleve,  vom  9.  und  16.  mit  Hinweis  auf  das  Schreiben  aus 
Büderich  dahin  beantwortet  worden,  dass  ohne  Abstellung  der  ständischen 
Gravamen  ihr  Erscheinen  in  Cleve  „eine  pure  lautere  Kosten-  und  Zeitver- 
lierung"  sein  würde.  


»)  Vgl.  allgem   Einleit.  p.  76. 


Beschlüsse  der  clev.  Eitterschaft.     Gegenbemühungen  der  Regiernng.    ß23 

Die  Deputirten  der  Stadt  Wesel  berichten  dem  Magistrat  und  den  Ge-  23.  bis 
meinleuten  daselbst  am  23.  November,  dass  die  clevische  Ritterschaft  nach  29.  Nov. 
Anhörung  der  Relation  der  von  Cöln  zurückgekehrten  Deputirten  die  De- 
putation nach  Regensburg  gutgeheissen  habe;  die  Deputirten  der  Städte 
aber  nach  Hause  gereist  seien,  um  Instruction  darüber  einzuholen.  Der  von 
der  Regierung  an  die  Städte  abgeordnete  Dr.  Motz  fei  d  hatte  bereits  am 
14.  November  Wesel  ernstlich  von  der  Deputation  abgemahnt,  „da  die  de- 
putati  der  Landstände  in  Cöln  gefährliche  consilia  vor  hätten".  Trotzdem 
beschlossen  Magistrat  und  Gemeinsleute  „nemine  dissentiente",  die  Schickung 
nach  Cleve  gut  zu  heissen,  jedoch  mit  der  Bedingung,  dass  die  im  10.  Ar- 
tikel der  in  Cöln  für  die  Deputirten  aufgesetzten  Instruction  befindliche 
Bedrohungselausel  gemildert,  und  dafern  bei  Kais.  Maj.  wider  alle  Zuver- 
sicht auf  eine  Sequestration  gedacht  werden  wollte,  „solchen  unverhofften 
Falls  von  den  deputatis  omni  meliori  modo  solchem  Vornehmen  in  aller 
Unterthänigkeit  contradiciret  werden  solle".  Unter  dem  25.  November  ward 
dem  Frhrn.  v.  Wilich  zu  Winnenthal  seitens  der  zu  Wesel  anwesenden 
clevischen  Ritterbürtigen  „das  Credential  an  I.  Kais.  Maj."  und  gleichzeitig 
eine  „Schadiosverschreibung"  ausgefertigt.  (Verzeichniss  der  1684  extra- 
'lirten  Acten.)     Am  29.  November   berichten  die  weseler  Deputirten  weiter, 

ISS  die  clevischen  Hauptstädte  der  Deputation  nach  Regensburg  und  der 
Instruction  für  dieselbe  unter  Annahme  der  von  Wesel  gestellten  Bedin- 
gungen und  mit  dem  Zusatz,  dass  „die  Deputirten  sich  keiner  Religions- 
sachen unternehmen  sollen",  zugestimmt  hätten.  Darauf  wird  von  Seiten 
Wesels  der  Lic.  Adolf  Moll   als  Mitglied  der  Deputation  erwählt.     (V'gl. 

-iter  unten  den  Bericht  der  Regierung  vom  27.  Nov.)  Endlich  richteten 
die  Syndici  der  clevischen  Stände  im  Namen  derselben  noch  unterm  29.  No- 
v^'raber   ein   Schreiben   an   den  Residenten  Leo  van  Aitzeraa  im   Haag, 

»rin  sie  ihm  den  Beschluss  derselben,  eine  Deputation  nach  Regensburg 
zu  senden,  und  die  Gründe,  welche  sie  dazu  gezwungen  haben,  mittheilen, 
und  ihn  ersuchen,  diesen  Schritt  bei  den  Generalstaaten,  insbesondere  den 

•  rtrauten  unter  ihnen,  zu  entschuldigen;  gleichzeitig  aber  auch  zu  erklären, 
(jass  die  Stände  keineswegs  damit  auf  die  staatische  Garantie  ihrer  Privile- 
gien verzichteten,  vielmehr  hofften,  dass  die  Staaten  dieselben  durch  wirk- 
samen Schutz  der  Privilegien  geltend  machen  würden. 

Der  cleve -märkische  Jiistizrath  Hermann  Ernst*)  an  die 
Regiernn_.      l'it.   Wesel  24.  Nov.   1052.     .M. 

i>;r  Hctchlass,  au  don  Kaiser  zu  gehen,  ist  gleich  nach  dos  Kurfürsten  Abreise 
II  (5inigen  Stäadeu   gofasst  und   in  Htidcrich   erneuert.     IIau])tklage  \»i  Nicht- 
•iillung   dei  Recesseg.     Unzufriedenheit  der  Städte  über  Nichtttlischiiffung  der 
udeligcn  Jurisdictionen.     Nur  5  cieviHcho  Uitterhürtigo  sind   in  Wesel,   ihr  Un- 
willf  jr«'{rfn  die  in  Cleve  Erschienenen,  heHondiTs  Willrh-Lottum.    Die  SecnicstiT 
1  gdloognet,    über  das  Vergebliche   von  Landtiigsverhnndlunr 
Wortbrüchigkeit  geklagt.] 
„KiUT  '  t'      li  iIh     nicht  vrrbnlton   sollen,   dfms   allhio   vornomiin 


f)24    ^^^-    -^^^  Deputation  nach  Regensburg  und  der  Executionsrecess  v.  1653. 

wie  dass  nach  S.  Cli.  D.  unseres  allergnädigsten  Herrn  Abreise  von 
Cleve  alsobald  des  folgenden  Tags  von  einigen  Ritterbtirtigen  und 
Mitgliedern  der  Landstände  die  Resolution  gefasst,  dass  mit  Zuthun 
der  Jülich-  und  bergischen  Stände  auf  dem  bevorstehenden  Reichstage 
geklaget  werden  solle,  dass  S.  Ch.  D.  nun  zum  zweiten  Male  aus  hie- 
sigem Lande,  ohne  dass  der  geschlossene  Hauptrecessus  werkstellig 
gemacht,  verreiset,  unter  zwischen  demselben  vielfältig  zuwider  ge- 
handelt, und  nach  und  nach  die  Landstände  wider  ihre  privilegia  gra- 
virt  wären;  zudem  sei  der  bürgerliche  Stand  übel  zufrieden,  dass  die 
jurisdictiones  wie  gutermaassen  vertröstet  gewesen  sein  solle,  nicht 
wieder  abgeschafft.  Dieses  Alles  ist  hernach  zu  Büderich  resolviret 
und  de  subjectis  welche  zu  Cöln  gewesen,  abgeredet.  Nun  sind  all- 
hier  zugegen  die  Herren  zu  Winnenthal,  Kreutzberg,  Wissen, 
Empel,  Diersfurt^),  um  vorige  Resolution  fortzusetzen,  beschuldigen 
sehr  die  andern  Ritterbürtige ,  welche  zu  Cleve  erschienen  und  der 
churfürstl.  Regierung  Proposition  angehört  haben  (nennen  solches  eine 
Separation),  sonderlich  aber  den  v.  Lottum,  dass  er  sich  auf  der 
Abreise  S.  Ch.  D.  unseres  gnädigsten  Herrn  pro  deputato  der  Land- 
stände ausgegeben  und  in  tali  qualitate  die  30,000  Thlr.  präsentiret 
habe,  lassen  sich  vernehmen,  der  fiscalis  imperii  solle  deswegen  gegen 
ihn  agiren.  Es  ist  auch  gestern  am  Sonntag  Lic.  Moll  zu  Xanten 
gewesen,  um  selbiger  Stadt  Resolution  einzuholen.  —  Ich  habe  meines 
wenigen  Orts  einem  und  anderen  aus  den  Städten  weitläufig  zugeredet 
und  remonstriret,  dass  überaus  grosse  Weiterungen  und  gänzlicher 
Ruin  des  Vaterlandes  daraus  entstehen  dürfte,  sonderlich  w^enn  auf 
die  Sequestration  gedrungen  werden  möchte.  Sie  haben  sich  aber 
entschuldigt,  dass  solches  noch  zur  Zeit  bei  ihnen  die  Meinung  gar 
nicht,  sondern  mit  Unwahrheit  ihnen  dasselbe  nachgegeben  wäre.  Ich 
habe  ferner  justiret,  es  wäre  ja  ein  eitel  Ueberfluss  mit  der  resolvirten 
Klage,  weil  von  der  churfürstl.  Regierung  nitro  die  Vollziehung  des 
Hauptrecesses  und  Klaglosstellung  oiferirt  würde.  Darauf  mir  nichts 
anders  geantwortet,  als  dass  die  Landstäude  nur  auf  kostbare  Trac- 
tate  geführt  und  ihnen  kein  Wort  gehalten  würde". 


als  Privater"  die  Absichten  der  dort  versammelten  clevischen  Stände  zu  erfor- 
schen und  unter  der  Hand  ihnen  die  Gefahren  einer  Deputation  an  den  Kaiser, 
namentlich  die  einer  drohenden  Sequestration,  vorzustellen, 

*)  Also  nur  5  der  8  Deputirten  der  clevischen  Ritterschaft.  Der  Bericht 
der  reeser  Deputirten  vom  22.  November  erwähnt,  dass  10  clevische  Ritterbürtige 
in  Wesel  anwesend  waren. 


Stimmung  und  Beschlüsse  der  clevischen  Städte  bezüglich  der  Deputation.    ß25 

Die  Regierung  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Cleve  27.  Nov. 

1652.     M. 

Auf  wiederholte  Anssehreiben  und  Anschreiben  an  die  Stände  sind  nur  27.  Nov. 
die  früher  in  Cleve  anwesenden  clevischen  Stände  erschienen.  Die  in  "Wesel 
versammelten  suchen  die  Majorität  der  Städte  für  die  Deputation  nach  Re- 
gensburg zu  gewinnen;  Wesel  hat  zu  diesem  Zweck  einen  Abgeordneten 
an  den  emmericher  Magistrat  gesandt  und  die  Mehrheit  desselben,  trotz 
eines  Protestes  der  Minderheit,  für  den  Beschluss  gewonnen,  dass,  wenn 
drei  clevische  Hauptstädte  der  Deputation  zustimmen  würden,  auch  Emme- 
rich einwilligen  wolle.  Zu  gleichem  Zweck  sind  zwei  weseler  Magistrats- 
mitglieder nach  Xanten  geschickt  worden.  Rees  und  Duisburg  sind  wie 
Cleve  gegen  die  Deputation;  letztere  Stadt  hat  einen  Deputirten  nach  Wesel 
geschickt,  um  die  Städte  davon  abzumahnen.  Die  Regierung  glaubt,  dass 
eine  Reduction  der  Garnisonen  von  Hamm  und  Lippstadt  die  Mehrheit  der 
Stände  entschiedon  günstig  stimmen  würde,  und  bittet  sich  „diesen  gelin- 
den Weg  gefallen  zu  lassen". 


Wesel,  Calcar  und  Xanten  (die  Magistrate  und  Gemeindevertretungen 
der  letzteren  beiden  Städte  waren  ausschliesslich  katholisch,  vgl.  oben 
p.  96)  sprachen  sich  für  die  Deputation  aus ;  daher  erklärten  sich  auch  die 
Deputirten  von  Emmerich,  dem  Beschlüsse  des  Magistrats  gemäss,  für  die- 
selbe. Der  Magistrat  von  Rees  erthciltc  nach  vier  stürmischen  Sitzungen 
am  20.,  22.,  25.  und  26.  November  endlich  durch  Majoritätsbeschluss  seinen 
Deputirten,  Bürgermeister  Momm  und  Schöffe  Brecht,  die  Instruction: 
„Sich  wieder  nach  Wesel  zu  den  Herren  Landständen  zu  verfügen  und 
alles  Fleisses  bei  denselben  sich  zu  bearbeiten  und  sie  zu  vermögen,  dass 
zuvörderst,  ehe  man  nach  Regensburg  gehe,  man  zum  wenigsten  per  depu- 
tatos  noch  einmal  zu  Cleve  erscheine,  um  die  versprochene  satisfactionem 
in  gravaminibus  anzuhören,  immittelst  gleichwohl,  und  da  die  anderen  Städte 
dazu  nicht  verstehen  wollen,  alles  zu  Wesel  neben  anderen  Städten  wegen 
der  regensburgischen  Deputation   festzustellen,   doch   also  dass  in  der  In- 

Tuetion  der  erste  Posten  (Beschleunigung  der  Entscheidung  des  Succes- 
faionfistreits),  weil  solcher  Post  in  instruinento  pacis  enthalten,  dass  unnöthig 
sei,  selbig  zu  urgiren,  dem  10.  Punkt  könne  magistratus  nicht  consentiren, 

1  IL  sind  die  Worte;  „pro  re  nata  nach  ihrer  allerseits  Gutlinden  auszu- 
lassen oder  sonst  auf  die  puncta  instructionis  zu  restringireu  und  ist  ferner 
dieser  Instruction  einzuverleiben,   dass  die  regensburgi.-chen  deputati  jed- 

cdcr  Stadt  particularia  gravamina  mit  vorbringen  und  beobachten  RoIleQ'^ 
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Der  Stände  von  Jülich,  Cleve,  Berg  und  Mark  Instruction 
für  ihre  Deputirten  nach  Regensburg.     Dat.  Wesel  28.  Nov. 

1652.     W. 

[Sollen  auf  Entscheidung  des  Successionsstreits  unter  Aufrechthaltung  der  stän- 
dischen Privilegien  dringen;  dem  Kaiser  für  den  1651  zugesagten  Schutz  der- 
selben danken;  um  „Effectuirung"  desselben  sowie  darum  bitten,  dass  die 
beiden  Fürsten  zur  stricten  Beobachtung  der  Recesse,  Satisfactionsleistung  für 
alle  Contraventionen  ,  Abfuhr  aller  Truppen,  Demolirung  der  neuen  Festungen 
angehalten,  die  Erhebung  uneingewilligter  Steuern  ihnen  und  ihren  Beamten 
strenge  untersagt,  das  Steuererhebungsrecht  der  Stände  anerkannt  und  aufrecht 
erhalten,  die  ständischen  Pfennigmeister  in  ihren  Functionen  geschützt  und 
Verpfändung  der  Domainen  verboten  werde.  Die  Fürsprache  des  Reichshofraths 
und  des  Kurfürstencollegiums  ist  zu  erwirken,  unter  der  Hand,  im  Fall  der  Nicht- 
erhörung,  zu  drohen  und  Protokoll  über  die  Verhandlungen  zu  führen.  Schad- 
loshaltung der  Deputirten  wird  zugesagt,] 

28.  Nov.  Bekannt  wären  die  Drangsalen ,   welche  die  Länder  nach  dem  Abster- 

ben des  alten  Regentenhauses  bereits  erduldet,  und  noch  wären  sie  wegen 
der  Streitigkeiten  der  verschiedenen  Erbinteressenten  davor  nicht  gesichert, 
wie  der  Krieg  von  1651  bewiesen  habe.  Um  nun  derartigem  Unheil  ferner 
vorzubeugen,  und  da  im  westfälischen  Frieden  festgesetzt  sei,  dass  der 
Suecessionsstreit  auf  dem  nächsten  Reichstage  durch  gütliche  Beilegung 
oder  auf  dem  Reclitsw^ege  entschieden  werden  solle,  so  haben  sie  nötliig 
befunden,  Deputirte  nach  Regensburg  zu  senden. 

1)  „Denselbigen  ist  aufgegeben,  auf  jetziger  Reicbstagsversamm- 
lung-  sich  einzAifinden,  bei  I.  Kais.  Maj.  allerunterthänigst  anzuhalten, 
damit  vigore  instrumenti  pacis  der  über  diesen  Landen  noch  schwe- 
bende Suecessionsstreit  bei  diesem  währendem  Reichstag  vorgenom- 
men, auf  einen  oder  anderen  Weg  hauptsächlich  abgethan,  und  zu 
dessen  Beförderung  das  sämmtliche  ch urfürstliche  Collegium,  auch,  da 
nöthig,  andere  ansehnliche  Reichsstände  auf  geziemende  Manier  im- 
ploriret,  und  dabei  die  Conservation  und  Manutenenz  der  Landespri- 
vilegien, Altherkommen,  Gewohnheit,  Recht  und  Gerechtigkeit,  als 
auch  die  hierüber  erhaltenen  kaiserlichen  Decrete  und  Urtheile,  ge- 
bührlich beobachtet,  und  dieser  Landen  Stände  und  Eingesessene  da- 
wider nicht  gravirt  werden  mögen.  2)  Diesem  nach,  weil  I.  Kais. 
Maj.  im  Octobri  1651  vermittels  deren  von  Ihrer  damaligen  in  diesen 
Landen  specialiter  abgeordneten  Gesandtschaft  den  gesammten  unirten 
Landständen  gethanen  Proposition  unter  anderen  Dero  kaiserlichen 
Schutz  und  dieselbe  bei  ihren  herbrachten  Freiheit  und  Privilegien, 
altem  Herkommen,  Gewohnheit,  Recht  und  Gerechtigkeit  kräftiglich 
zu  schützen  und  zu  handhaben,  allergnädigst  offeriren  lassen,  —  als 
sollen  sie  L  Kais.  Maj.  bei  ihrer  zweiten  Audienz  für  all  solche  son- 
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derbare  kaiserliche  Gnad  allerunterthänigst  schuldigsten  Dank  sagen 
und  demnächst  I.  Kais.  Maj.  der  unirten  Landstände  beständige  alier- 
gehorsamste  Treue  und  Devotion  in  allen  Wegen  versicheren,  mit 
ebenmässiger  Bitte,  dass  I.  Kais.  Maj.  allergnädigst  geruhen  wollen, 
vermittels  wirklicher  Eifectuirung  solcher  Dero  kaiserlichen  hohen 
Offerten  mehrbesagte  Landstände  darinnen  noch  mehres  favorisiren 
und  dieselben  bei  ihrer  herbrachten  Freiheit,  und  von  ihren  lieben 
Voreltern  so  theuer  erworbenen  Privilegien  und  wohl  erlangten  Be- 
gnadigung alten  Herkommens,  Gewohnheit^  Recht  und  Gerechtigkeit, 
und  darüber,  so  viel  die  Jülich-  und  Bergische  betrifft,  in  den  sowohl 
von  L  Kais.  Maj.  Herrn  Vateren  glorwürdigsten  Gedächtnisses,  als  auch 
von  Ihr  Selbst  nach  und  nach  allergnädigst  ausgelassenen  Rescripten, 
decretis  und  Endurtheilen  auch  darauf  iterato  erfolgten  paritoriis 
et  mandatis  executionalibus,  wie  nicht  weniger  die  Clevischen  und 
Märkischen  bei  dem  chur- brandenburgischen  Hauptrecess  de  a.  1649 
in  Omnibus  et  singulis  clausulis  ohne  Unterschied  realiter  et  cum  eflectu 
in  kaiserlichen  Gnaden  zu  schützen  und  Dero  kräftige  Proposition  Ma- 
nutenenz  denselben  also  widerfahren  zu  lassen,  damit  mediantc  aucto- 
ritate  caesarea  sie  deren  beständiglich  versichert  sein  und  von  jeder- 
männiglich  unangefochten  dabei  ruhig  verbleiben,   noch,  wie  seithero 

it  vorangezogenem  chur- brandenburgischen  Hauptrecess  sowohl,  als 
auch  von  Herren  Pfalzgrafen  F.  D.  ab  a.  1649  durch  beharrliche  con- 
traventiones  et  infractiones  privilegiorum  patriae  et  decrctorum  impe- 
rialium  teste  ipsa  cvidentia  pro  libitu  und  mehr  als  zu  viel  bis  auhero 
geschehen,  dawider  inskünftig  femer  beleidigt  zu  werden  sich  nicht 
zu  befahren  haben,  sondern  L  Kais.  Maj.  als  vero  protectori  privile- 
giorum patriae  zu  Dero  und  Ihres  hochlö])lichen  Erzhauses  unsterb- 
lichen Ruhm  und  Conservation  einzig  und  allein  mit  allerunterthänig- 
8tem  Dank  zu  attribuiren,  die  gesammten  erbvereinigten  Landstände, 
allergehorsamst  veranlasset,  und  in  ihrer  zu  I.  Kais.  Maj.  fragenden 
nlleruuterthänigsten  Treue  und  Devotion  dadurch  so  viel  mehr  stimu- 

t  und  bestärket  werden  mögen". 

3)  Da  alle  Klagen  und  Vorstellungen  der  Stände  bei  dem  Kurfürsten  und 
i'lulzgrafen  über  die  Verletzung  der  l'rivilegien  und  Landtnfrsnbschiede  ver- 
geblich gewesen  sind,  und  die  Stände  ferneres  Verhandeln  (lariil)«*r  ^pro  causa 
desperata^  halten  mÜHKen,  BoUen  die  Deputirten  dem  Kaiser  alle  diese  Con- 
truvcutionen  mittheilen,  und  ihn  bitten,  „die  Stünde  nicht  länger  unter  Bol- 
en beharrlichen  PresBuren  und  Drangsalen  ohne  Hilfe  und  trostlos  erlie- 
gen zu  lassen^,  sondern  «lic  beiden  Fürsten  ,,znr  wir'  '"'g 
der  HfuiT.tre<,e«se,  uneh  gebührender  Reparation  und  W  i  '<  ?J 
den  Privilegien  zuwider  den  LandHläudeu  und  Untertha 
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gepresset,  zu  thun,  oder  aber  den  gravatis  eine  billigmässige  Satisfaction 
widerfahren  zu  lassen,  vermittelst  Dero  hohen  kaiserl.  Autorität  anweisen  zu 
w^ollen". 

4)  „Weil  auch  die  vor  Jahresfrist  zwischen  beiden  chur-  und  fürst- 
lichen Häusern  Brandenburg  und  Pfalz -Neuburg  verglichene  und  von 
Kais.  Maj.  allergnädigst  anbefohlene  Abdankung  der  Soldatesca  bei- 
derseits bis  dato  nicht  erfolgt,  sondern  eine  gute  Anzahl  derselben  de 
praesenti  noch  in  Dienst  gehalten,  auch  der  zu  derselben  Subsistenz 
erforderte  Unterhalt  diesen  ohne  dem  durch  vorigen  Jahres  höchst 
schädlichen  Krieg  zumal  erschöpften  und  ganz  ausgemergelten  unirten 
Landen  und  höchst  bedrängten  Unterthanen,  den  privilegiis  patriae 
und  Hauptrecess  zugegen,  ganz  unverschuldeter  Dingen  und  unnöthi- 
ger  Weise  von  II.  Ch.  und  F.  DD.  anmaasslich  aufgedrungen  wird, 
welche  allzu  schwere  und  der  Zeit  unnöthige  Kriegslast  denselben 
länger  zu  ertragen  unmöglich,  so  sollen  bei  I.  Kais.  Maj.  gleichfalls 
dahin  allergehorsamst  einkommen  und  ihnen  bestes  Fleisses  angelegen 
sein  lassen,  damit  hochgedachte  beide  Chur-  und  Fürsten  die  Abdan- 
kung ihrer  noch  in  Dienst  habenden  Militie  unverlangt  realiter  zu  ad- 
impliren  und  den  kaiserlichen  deswegen  ausgelassenen  wiederholten 
allergnädigsten  Befehlen,  gleich  sich  solches  zu  Kecht  gebüret,  schul- 
digste Folge  zu  leisten,  wie  in  gleichen  die  occasione  belli  aufge- 
richtete neue  fortificationes  und  Festungen  (deren  es  jetziger  Zeit  nicht 
mehr  bedarf)  demoliren  und  einreissen  zu  lassen,  ernstlich  geboten 
und  angehalten  werden  mögen.  — 

5)  Sollen  die  Herren  Deputirten  besten  Fleisses  daran  sein,  damit 
von  I.  Kais.  Maj.  alles  eigenmächtige  Ausschreiben  der  Steuern  (ausser 
denen  so  auf  öffentlichen  Landtagen  denselben  unterthänigst  einge- 
willigt werden  möchten),  sie  haben  auch  Namen  wie  sie  wollen,  bei- 
den Chur-  und  Fürsten  wie  ingleichem  allen  und  jeden  chur-  und  fürst- 
lichen Beamten  und  Dienern  auf  ihrer  gnädigsten  Herrschaft  Befehl, 
dergleichen  uneingewilligte  Collecten  zu  repartiren  und  einzufordern, 
per  mandata  caesarea  poenalia  inhibitoria  sine  clausula  ernstlich  ver- 
boten, auch  von  I.  Kais.  Maj.  allerseits  interessirte  Landstände  und 
Unterthanen  dabei  und  gegen  alle  fernere  besorgende  attentata  in  kai- 
serlichen Gnaden  kräftiglich  gehandhabt,  die  contravenientes  aber  so-' 
wohl  zu  schuldigster  allerunterthänigster  Folgeleistung,  als  auch  zu 
wirklicher  Erstattung  der  denselbigen  einverleibten  Poenen,  declara- 
tione  praevia,  anderen  zum  Abschreck,  alles  Ernstes  angehalten  werden 
mögen. 

6)  Das  jus  collectandi  zu  Prosequirung  der  Landständen  Rechtens 
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und  sonsten  zu  ihrer  unvermeidlichen  rechtliehen  Xothdurft  betreffend, 
weilen  man  Jülich-  und  bergischen  Theils  a.  1637  darüber  unterschied- 
liche speciale  kaiserliche  decreta  erhalten,  dergleichen  den  Cleve-  und 
Märkischen  auch  zu  ihrer  abgenöthigten  Defension  nöthig,  so  hätten  Depu- 
tirte  coDJunctis  operibus  et  consiliis  omni  meliori  modo  dahin  zu  wirken, 
damit  von  I.  Kais.  Maj.  jetzt  besagten  cleve-märkischen  Herren  Land- 
ständen solches  gleichfalls  nicht  allein  allergnädigst  eingeräumt  und 
dieselbige  mit  dergleichen  kaiserlicher  Concession  und  Verordnung,  wie 
den  Jülich-  und  Bergischen  bereits  geschehen,  sondern  auch  eo  prae- 
vio  den  unirten  Landständen  die  kaiserliche  hohe  Hand  gegen  jeder- 
männiglich  dabei  kräftiglich  geboten,  noch  sie  in  solcher  Collection 
behindert,  weniger  den  Ch.  und  F.  DD.,  gleich  den  Jülich  und  Bergi- 
schen vor  Jahresfrist  und  noch  neulich  geschehen,  in  derselben  Ke- 
ceptur  den  Pfennigmeistern  einzugreifen,  verstattet,  sondern  vielmehr 
ernstlich  inhibirt,  und  in  dessen  unverhoffter  Verbleibung  die  gesamni- 
ten  erbvereinigten  Landstände  propter  defectum  mediorum  ihre  De- 
putirte  vom  kaiserlichen  Hof  und  diese  Deputation  zu  revociren  nicht 
genöthiget,  noch  denselben  alle  Defensionsmittel  auf  solche  Art  ganz 
abgeschnitten,  auch  zu  derselben  totalen  Oppression  nicht  mit  ihren 
selbst  beliebigen  contraventionibus  et  infractionibus  privilcgiorum  bei 
der  zu  verspürenden  kaiserlichen  Connivenz  immerfort  beharrlich  zu 
continuiren,  beide  Chur-  und  Fürsten  nicht  desto  mehr  animirt  werden 
mögen**. 

7)  Süllen  aia  dt-is  Kuif>ers  Hilfe  gegen  die  vom  Pfalzgriiiiii  i;c^(•Mt■llL■ul; 
\  erjagung  der  ständischen  Pfciinigmeister,  und  Beitreibung  von  Steuern 
durch  neue  Receptoren  und  militärische  Executionen,  auch  Verwendung  der- 

'Ibcn  gegen  Absicht  und  Wülen  der  Stände  anrufen. 

8)  Sollen  sie  darauf  dringen,  dass  der  Kaiser  den  beiden  Fürsten  die 
Verpfändung  oder  sonstige  Entfremdung  der  Doraainen  „ernstlich  iuhibire**, 
damit  nicht  die  Unterhaltung  des  fürstliclicn  Stiuits  sfhliesslich  den  Stän- 
den und  Unt€rthanen  zur  Last  falle. 

9)  „Vorgesetzte  Pressuren,  Drangsalen  und  Beschwordon  der  vor- 
»iuigten  Landschaften  unseres  lieben  Vaterlands  sollen  I.  Kais.  Maj. 
die  gcsammten  Deputirten  aufs  allerbewcglichsto  und  mit  geziemendem 
itespect  klagend  zu  erkennen  geben,  und  Dero  bestellten  löblichen 
Reichshofratli  pro  administrationc  justitiae  darüber  gebührend  anrufen, 
xicli  da  nöthig  das  Elcctoralcollegium  glciclnnäsHig  anlangeu,  und  bei 

Kais.  Maj.  dicHor  gesanimtcn  unirten  I^anden  auf  guten  Fug  beste- 
hende gemachte  desideria,  vermittels  ihrer  vielgiltigen  allcrgehorsam- 
»ten  Intervention  bcstmöglicIiHt  zu  sccundircn,  wozu  dieselbe  propter 
nntoriam  causac  jiistifl.un   vcrhoffentlich  guten  Tlioils.    ctzlioho  aber 
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aus  derselben  hochansehnlichen  Mittel  auch  in  regard  ihrer  unter  die- 
ser unirten  Landschaften  löblichen  Ritterschaft  annoch  habenden  nahen 
Bluts-  und  Anverwandten  vornehmlich  gnädigst  propendiren  und  un- 
gern zusehen  werden,  dass  dermaassen  liederlich  wie  (proch  dolor) 
de  facto  geschieht,  die  privilegia  patriae  ferner  gleichsam  unter  die 
FUsse  getreten  und  diese  sämmtliche  unirten  jülichschen  Lande  mit 
denselben  angehörigen  Ständen  und  Unterthanen  also,  wie  es  fast  das 
Ansehen  hat,  in  ein  unleidsaraes  dieses  jOrts  unerhörtes  weniger  her- 
brachtes  Servitut  tractu  temporis  gesetzt  werden  solle.  10)  Sollten 
aber  alle  behörliche  mögliche  darunter  gethane  bewegliche  remonstratio- 
nes  gegen  alle  habende  bessere  allerunterthänigste  Hoffnung  kein  Statt 
greifen,  noch  der  allerseits  desiderirte  scopus  darauf  herauskommen 
oder  erfolgen  wollen,  auf  solchen  unverhofften  Fall  wird  den  Herren 
Deputirten  von  dem  corpore  hiemit  specialiter  committirt  und  aufge- 
geben, bei  einem  oder  anderen  der  Herren  churfürstlichen  und  kaiser- 
lichen Minister  und  auch  noch  sonsten  ihrem  allerseits  Gutfinden  nach 
(jedoch  in  glimpflichen  Wegen,  damit  es  für  keine  Betrauung  miss- 
deutet werde)  die  Contestation  unter  der  Hand  allein  in  privatis  dis- 
cursibus  zu  thun,  dass  die  sämmtlichen  unirten  Landstände  darum 
ihre  Hand  und  Fuss  nicht  werden  ruhen,  weniger  sich  solche  unleid- 
liche Dienstbarkeit  werden  aufdringen  lassen,  (sondern  pro  patria  et 
conservatione  privilegiorum ,  als  ihr  adlichstes  Kleinod,  und  reichsten 
Schatz  auf  dieser  Welt,  nach  Anlass  vorangeregter  Union  sich  viel- 
mehr zusammen  halten;  dieselbe  als  redliche  Cavaliere  und  ehrlie- 
bende Patrioten  ihres  zu  dem  Vaterland,  uti  ejusdem  tutores,  der  tra- 
genden schuldigen  Treu  und  Devotion  nach ,  pro  aris  et  focis  gleich- 
wohl bestmöglichst  vertreten,  und  vor  Gott  in  conscientia,  sowohl  als 
auch  vor  L  Kais.  Maj.  und  vor  dem  heil.  röm.  Reiche,  ja  vor  der 
ganzen  ehrbaren  Welt  unschuldig  noch  zu  verdenken  sein  wollen, 
wann  sie  zur  Rettung  dieser  so  herrlichen  in  extremitatibus  imperii 
liegenden  und  von  L  Kais.  Maj.  und  dem  Reich  auf  die  Art  gleichsam 
abandonnirten  Lande  diejenigen  Mittel  ergreifen  und  sich  derselben 
bedienen  sollten,  welche  Gott  und  die  Natur  den  Bedrängten  zu  ihrer 
abgenöthigten  Defension  und  Conservation  an  die  Hand  geben  und 
verstatten)  ^) ;  jedoch  der  zuverlässigen  allerunterthänigsten  Hoffnung 
lebend,  L  Kais.  Maj.  diese  edelen  jülichschen  Lande  und  Unterthanen, 
welche  nicht  einen  geringen  Theil  des  heil.  röm.  Reichs  machen,  durch 


^)  Die  eingeklammerte  Stelle  wurde  auf  Wesels  und  der  anderen  clevischen 
Hauptstädte  Verlangen  gestrichen.    Vgl.  oben  p.  623. 


Versuche,  die  Stände  zum  Erscheinen  auf  dem  Landtage  zu  bewegen,    ßß^ 

Entziehung  Deren  kaiserlichen  gerechten  Schutzes  länger  nicht  unter 
solchem  Joch  hilf-  und  trostlos  erliegen,  weniger  dieselbe  zur  Despera- 
tion kommen  lassen,  vielmehr  aber  allerseits  intercssirtcn  erbvercinig- 
ten  Landständen  justiciam  administriren  lassen,  und  in  solchen  ihnen 
abgenuthigten  allerunterthänigsten  desideriis  den  kaiserlichen  Schutz 
all  ergnädigst  und  also  verleihen  werden^  gleich  wie  alle  unirte  jillich- 
sche  Lande  nächst  Gott  zu  Deroselben  ihr  einziges  allergehorsamstes 
Absehen  gesetzt  haben". 

11)  Sollen  die  Deputirten  über  ihre  Verhandlungen  in  Regensburg  ein 
^rnaues  Protokoll  führen  und  von  den  sämmtlicheu  Ständen  in  Allem,  was 
sie  dieser  Instruction  gemäss  „negotiiren  oder  auch  sonst  ferner  denselben 
beifallen  möchte,  so  zu  Dienst  des  Vaterlandes  und  der  Stände  gereiche, 
pro  re  nata  nach  ihrer  allerseits  Gutfindeu  ihrem  besten  Verstand  und  der 
jthdurft  nach  vorstellen",  der  Stände  Ratificirung,  Vertretung  und  Schad- 
i«)<haltung  erhalten  *). 


Johann  Niess  an  Wilich  zu  Winnenthal.     Dat.  Cleve 

15.  Dec.  1652.     W. 

Di»-  m  1  K'v»'  Ulli  das  Ausschreiben  der  Regierung  vom  2.  Decembn  i,).  i)ec. 
am  10.  December  daselbst  erschienenen  clevischen  Ritterbürtigen,  fast  nur 
kurfürstliche  Räthe  und  Drosten,  haben  von  ihm  das  Protokoll  der  im  No- 
vember zu  Wesel  gepflogenen  Verhandlungen  verlangt;  er  hatte  es  bis  jetzt 
verweigert^).  Dieselben  erwarten  die  Ankunft  von  Deputirten  der  meisten 
clevischen  Hauptstädte,  selbst  Duisburg  soll  Clevc  mit  ihrer  Vertretung  da- 
selbst beauftragt  haben.  Den  märkischen  Stauden  ist  vom  Gcneralfeldzcugmei- 
'  r  Sparr  angezeigt  worden,  dass  von  der  märkischen  Quote  der  30,000  Thlr., 
lli,000  Thlr.,  im  Falle  der  Weigerung,  durch  militärische  Execution  beige- 
bracht werden  sollen.  Dem  ständischen  Steuerempfäuger  Valk  ist  von  der 
Regierung  ernstlich  befohlen,  von  den  für  die  Stände  erhobenen  Geldern 
(Vlii  rückständigen  Landtagskosten  zu  entrichten;    derselbe   hat  erklärt,   die 


•)  Schon  unter  dem  27.  November  hatten  die  in  Wesel  versammelton  clevi- 

!ien  Stande  durch  einen  besondori-n  Uuvera   ihre  Deputirten  nach  Uejrcnsburg 

^ laugen  Jedermann  zu  assistircn  und  zu  defendircn*',  der  ihre  l*orsun  oder  Güter 

wegen  dieser  Deputation  „moh'stire  und  betrübe"  und  an  dou)äell)en  Tage  über- 

di«M    eine    Vereinigung    beHchlossen:     „dass    sie    wegen    der    ro^'eusburgischeu 

Schickung  vor  einem  Mann  «tehen,  denen,  so  derowegen  an  ihren  Stund,  Person 

und  (iutern  mochten  ungefociiten  werden,  von  den  g»'.suninitun  LnndHchuften  ussi- 

Hlirtii   iiml   nach  Anluss   der  mit   loiblichom  lOid    beHchwonnm  I,^iloii    \iitrrten 

\'orzeichni8s  der  1G84  cxtradirten  Acten.) 

;  Aui  dem  iui  Januar  in  Uees  stattfindenden  Stanm  <  >>it^< ni   »  nu  «u.  r.  in,- 

koll  den  Deputirten  der  Stadt  (Mevo  sowie  den  Ititterbürtigon  erst  nach  Able- 

iiig  dos  Vorschwiogoukeitsoidvs  mitgetheilt, 
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für  die  regensburger  Deputation  nöthigen  Gelder  HOch  nicht  aufbringen  zu 
können  *). 


Der  Kurfürst  an  den  Kurfürsten  von  Mainz.  Dat.  Cöln  a.  d.  Spr. 
7/17.  Dec.  1652.     B. 

17.  Dec.  Der  Kurfürst  ist  mit  einem  Theil  der  cleve-märkischen  Stände  „in  einige 

Differenz  und  Missverständniss"  gerathen,  obwohl  er  dazu  keine  Ursache 
gegeben,  ihnen  vielmehr  zu  öfterem,  „so  viel  es  ohne  Verletzung  Unserer 
Hoheit  und  Reputation  nur  immer  geschehen  könne^,  nachgesehen,  und  alle 
Gnade  und  Affection  erwiesen  habe.  Dennoch  haben  sie  beschlossen,  De- 
putirte  nach  Regensburg  zu  senden  und  dort  über  den  Kurfürsten  klagen 
zu  lassen,  wie  der  beifolgende  Auszug  aus  deren  Instruction  zeige.  Da  er 
nicht  zweifelt,  dass  der  Kurfürst  „solches  unbefugtes  Beginnen  und  unge- 
wöhnliche Proceduren  tamquam  rem  perniciosi  exempli  höchlich  improbiren 
werde",  so  ersucht  er  ihn,  „wegen  der  im  röm.  Reich  zu  besorgenden  schäd- 
lichen Sequeleii  dahin  cooperiren  zu  helfen",  dass  den  Deputirten  in  Re- 
gensburg „keine  Audienz  verstattet,  sondern  dieselben  mit  ihren  Beschwer- 
den an  Uns  remittiret  werden  möchten"'^). 


Der  Kurfürst  an  die  Regierung.     Dat.  Cöln  a.  d.  Spr. 
8/18.  Dec.  1652.     B. 

18.  Dec.  Da  aus  verschiedenen  Orten  die  gewisse  Nachricht  angelangt  ist,  dass 

sich  lothringsche  Truppen  der  clevischen  Grenze  näheren,  so  hat  der  Ge- 
neralfeldzeugmeister Sparr  „zur  Abwendung  alles  besorgenden  Unheils" 
Befehl  erhalten,  220  Mann  nach  Goch  und  100  Mann  nach  Dinslaken  aus 
der  hammer  Garnison  zu  schicken.  Er  erwartet,  dass  die  Stände  diese 
Besetzung  „hochnöthig  und  wohlgethan  befinden  werden,  und  dahero  um 
so  viel  mehr  auf  gebührende  Verpflegung  der  Völker,  auch  sonsten  neben 
Uns  dabei  allenthalben  dergestalt  vigiliren,  wie  es  derselben  eigene  und 
des  Landes  Securität  und  Wohlfahrt  erfordert". 


Bevor  die  Regierung  dieses  Schreiben  erhalten  hatte,  rückte  der  Oberst 
V.  Bodelschwing  in  den  Weihnachtstagen  mit  den  320  Mann  ins  Clevi- 


*)  Dieser  Auszug  aus  dem  Schreiben  des  Syndicus  Niess  theilte  der  erste 
weseler  Bürgermeister  Brembgen  in  der  Sitzung  des  dortigen  Magistrats  vom 
21.  Dec.  mit  und  fügte  hinzu,  dass  der  zeitweilige  Director  der  Ritterschaft  Wi  lieh 
zu  Diersfurt,  sowie  Quad-Kreutzberg  und  Wilich-Winnenthal  die  baldigste 
Berufung  der  clevischen  Stände  nach  Rees  wünschten,  um  zu  verhindern,  dass 
dieselben  in  grösserer  Anzahl  wie  bisher  auf  dem  wiederum  von  der  Regierung 
zum  8.  Januar  ausgeschriebenen  Landtage  erschienen. 

^)  Ein  völlig  gleichlautendes  Schreiben  ging  an  den  Kurfürsten  von  Trier  ab. 
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sehe  ein  und  ersuchte  die  Regierung  unter  dem  27.  December  für  die  Ver- 
pflegung etc.  der  Truppen  Sorge  zu  tragen.  Die  Regierung  meldet  dies, 
und  dass  der  Oberst  kurfürstliche  Befehle,  dat.  Herford  6.  October,  an  die 
clevischen  Drosten  zur  sofortigen  Erhebung  der  18,000  Thlr.  geschickt  habe, 
dem  Kurfürsten  unter  dem  31.  December  1652  „in  der  grössteu  Bestür- 
zung". Die  clevischen  Stände,  die  bereits  zum  grössteu  Theil  ihr  Erschei- 
nen auf  dem  Landtage  zugesagt  hätten,  wollten  sich  jetzt  in  Rees  versam- 
meln, und  sie  wüssten  nicht,  wie  sie  dieselben  gegenüber  der  Zusage  im 
Recess,  nicht  ohne  Consens  der  Stände  Truppen  einführen  zu  wollen,  be- 
ruhigen sollten.  Auf  ihre  Bitte  habe  Bodelschwing  zunächst  aus  eige- 
nen Mitteln  den  Sold  der  Truppen  bestritten  und  hätten  die  Drosten  mit 
Erhebung  der  Steuern  noch  eingehalten.  Sie  fragt  an,  ob  der  Kurfürst 
gegen  ständische  Bewilligung  der  18,000  Thlr.  die  Truppen  wieder  zurück^ 
ziehen  wolle.  In  seiner  Antwort  vom  13.  Januar  1653  verweist  der  Kurfürst 
auf  das  Rescript  vom  18.  December,  worin  der  Zweck  der  Truppen  mitge- 
theilt  sei,  fügt  aber  dann  hinzu:  dass  sobald  die  Ausschlagung  der  bewil- 
ligten 600,000  Thlr.  und  die  Beitreibung  der  18,000  Thlr.  erfolgt  sei,  und 
„die  Stände  daneben  auch  unnöthig  befinden  werden,  die  Völker  im  Lande 
länger  liegen  zu  lassen",  Sparr  Befehl  zur  Abführung  derselben  erhalten 
solle. 


Die  Regierung  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Cleve  24.  Dec. 

1652.     M. 

Sucht  die  Stände  so  viel  immer  möglich  von  der  vorhabenden  Klage  24.  Dec. 
an  den  Kaiser  und  Beschickung  des  regensburger  Reichstags  abzubringen, 
und  hat  zu  dem  Zweck  am  19.  December  mit  der  Vereidigung  der  Räthe 
auf  den  Recess  begonnen,  zunächst  den  geh.  Räthen  Bern  sau,  Heiden 
und  ßiland,  Kammerpräsident  Hüchtcnbruch,  Vicekanzler  v.  Die  st, 
Isinck  und  Stein berg,  dem  Amtskammerrath  Haes,  sowie  den  Justiz- 
räthen  Dietrich  Karl  v.  Wilich,  Wilhelm  v.u.  z.  Hoven,  ÄUathias 
Romswinkel  und  Hermann  Ernst,  desgleichen  den  Drosten  Ijottum, 
Berns  au,  Nivenbeim  und  Quad  zu  Zoppenbruch  und  den  meisten  cle- 
vischen Richtern  nach  der  am  25.  Juli  festgestellten  Formel  den  Eid  ab- 
nehmen lassen.  Solches  Imben  sie  den  Ständen  angezeigt  und  ihnen  mit- 
getheilt,  dass  die  übrigen  Räthe  und  Beamten  ferner  vereidigt  werden  soll- 
ten, gleichzeitig  auch  einen  clevc-raärkischen  Landtag  zum  H.Januar  1653 
wiederum  ausgeschrieben.  Sollten  die  Slimde  nun  widtr  \'erhollVn  nicht 
erscheinen,  «o  werden  sie  die  befohlene  Instruction  für  die  regensburger- 
n<'8andten  sofort  aufsetzen  und  die  Namen  der  dorthin  ub^»l""v!'  ••  <<  ""\- 
putirten  in  Erfahrung  zu  bringen  suchen. 
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Georg  Holtzbrinck ')  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Unna 

4.  Jan.  1653.     M. 

1653.  Der  Drost  zu  Unna,  Dietrich  v.  d.  Reck,  hat  als  kurf.  Coramissär  ihn 

4,  Jan.  mit  den  anderen  kurf.  Rentmeisteru  der  Grafschaft  Mark  auf  den  Landtag 
der  Stände  nach  Unna  verschrieben,  um  daselbst  den  Eid  auf  den  1649  mit 
den  cleve-märkischen  Ständen  vereinbarten  Hauptrecess  zu  leisten.  Sie,  die 
Rentmeister,  hätten  bereits  dem  Kurfürsten  geschworen  und  fühlten  sich  in 
ihrem  Gewissen  beschwert,  einen  derartigen  Nebeneid  abzulegen,  bäten  da- 
her, sie  nicht  dazu  zu  nöthigen,  zumal  auch  in  dem  desfallsigen  Befehl  des 
kurf.  Commissärs  die  Rentmeister  gar  nicht  erwähnt  wären. 


Die  märkischen  Stände  an  die  Regierung.     Dat.  Unna 

4.  Jan.  1653.     M. 

4.  Jan.  So  lange  nicht  ihre  Gravamen  völlig  und  unbedingt  erledigt,  namentlich 

aber  die  Garnisonen  aus  der  Mark  abgeführt  und  die  neuen  Jurisdictionen, 
die  sich  immer  mehr  von  allen Xasten  zu  eximiren  suchen,  abgeschafft  sind, 
und  endlich  auch  die  factische  Exemtion  des  Amts  Neustadt  von  den  Landes- 
steuern aufgehoben  ist,  können  sie  nicht  auf  einem  allgemeinen  I^andtage  er- 
scheinen, zumal  auch  das  Land  zu  sehr  ausgesogen  ist,  um  die  Zehrungs- 
kosten  für  ihre  Deputirte  aufbringen  zu  können. 


Die  clevischen  Stände  an  die  Regierung.     Dat.  Rees 

8.  Jan.  1653.     M. 

S.Jan.  Si^  hätten   mit  Bestürzung  erfahren,   dass  der  Oberst  Franz  v.  Bo- 

delschwing  auf  Befehl  des  Generalfeldzeugmeisters  Sparr  in  den  Weih- 
nachtstagen ohne  Yorwissen  der  Regierung  Dinslaken  und  Goch  mit  einigen 
100  Mann  besetzt  habe  und  Servicegelder  für  dieselben  aus  dem  Lande  for- 
dere, angeblich  um  dasselbe  gegen  Einfälle  der  Lothringer  zu  schützen.  Diese 
Truppeneinführung  wäre  nicht  nur  den  Recessen  zuwider,  sondern  auch 
offenbar  nicht  zur  Abwehr  gegen  die  Lothringer  bestimmt,  da  es  nicht  denkbar 
sei,  dass  diese  ohne  den  Willen  des  Kurfürsten,  eines  so  mächtigen  Herrn, 
und  ohne  alle  Ursache  in  das  Clevische  einfallen,  und  damit  den  Reichs- 
frieden brechen  würden.  Sollten  sie  es  aber  dennoch  thun,  so  würden  die 
Garnisonen  der  Generalstaaten  schon  um  ihres  eigenen  Interesses  willen 
das  Land,  und  zwar  mit  besserem  Erfolge,  dagegen  zu  schützen  wissen, 
wozu  ihre  Commandeure  überdies  auch  bevollmächtigt  wären.  Bei  dem 
ausgesogenen  Zustande  des  Landes  müsste  diese  neue  Bedrückung,  die  trotz 
aller  Klagen  und  feierlichen  Versprechungen  erfolge,  „Alles  zur  Extremität 
und  Desperation  führen,  auch  müssten  die  Stände  nunmehr  an  die  vertrö- 
stete Erledigung,  Sublevation  und  Liberation  gänzlich  verzweifeln".    Sollten 


•)  Kurf.  Rentmeister  zu  Altena. 
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daher  die  Truppen  nicht  sofort  wieder  aus  dem  Lande  abgeführt  werden, 
so  könnten  sie  „die  nächsthin  auf  den  Hauptrecess  abgelegte  Pflicht  nur 
für  ein  vergebliches  Werk  achten",  und  müssten  mit  Bezugnahme  auf  ihre 
Schreiben  vom  29.  October  und  25.  November  v.  J.  ihr  Erscheinen  auf  dem 
nach  Cleve  ausgeschriebenen  Landtage  verweigern. 


Am  9.  Januar  richteten  die  Stände  einen  förmlichen  Protest  gegen  die 
Truppeneinführung  an  die  Regierung  und  forderten  alle  Richter  des  Lafides 
auf,  ihrem  auf  den  Recess  geleisteten  Eide  gemäss  für  die  eingeführten 
Truppen  keinerlei  Servicegelder  oder  sonstige  Lieferungen  verabfolgen  zu 
lassen.  Vergeblich  hatte  die  Regierung  durch  die  Räthe  Hüchtenbruch, 
Isinck  und  Blaspeil  die  Stände  zum  Erscheinen  in  Cleve  dringend  auf- 
fordern lassen.  Zwar  hatten  die  Deputirten  von  Cleve  und  Emmerich  anfangs 
für  eine  Ueberreichung  obiger  Vorstellung  an  die  Regierung  durch  sämmt- 
liche  Stände  in  corpore  gestimmt,  Calcar  und  Rees  sie  wenigstens  durch 
Deputirte  übergeben  lassen  wollen;  aber  Wilich  zu  Winnenthal  und  Die- 
penbruch  zu  Empel,  die  noch  nachträglich  in  Rees  eintrafen,  stellten 
wie  die  weseler  Deputirten  vor,  dass  es  scheinen  würde,  als  seien  die  Stände 
durch  die  Truppen  zum  Erscheinen  auf  dem  Landtage  gezwungen  worden, 
und  setzten  endlich  den  Beschluss  durch,  dass  die  clevischen  Stände  in 
Betracht  der  den  märkischen  gegebenen  Zusage,  nicht  vor  Erledigung  der 
4  Hauptgravamen  zu  Landtagsverhandlungen  schreiten  zu  wollen,  erst  nach 
der  verlangten  Abführung  jener  Truppen  über  ihr  Erscheinen  in  Cleve  und 
den  Modus  desselben  Beschluss  fassen  und  zu  diesem  Zwecke  sich  vorher 
an  einem  dritten  Ort  versammeln  wollten.  (Protokoll  des  Convents  zu  Rees.) 


Der  Kni-fürst  an  die  Regierung.     Dat.  Cöln  a.  d.  Spr. 

2.  Jan.  1653.     M. 

(Präsentirt  Cleve  13.  Jan.  1G53.) 

[Tadel  wegen,   ohne  Erfüllung  der  Bedingungen  seitens  der  Stände,   vorgonom- 

mencu  Beeidigung  auf  den  Recess. j 

„Wir  haben  aus  eurer  unterthänigsten  Relation  vom  14/24.  dieses  2-  «l»"- 
rnonimen,  welcher  gestalt  und  warum  ihr  alle  und  viele  unserer 
lliithe,  Beamte  und  Bediente,  ho  Gebot  und  Verbot  haben,  auf  den  in 
a.  1049  getroffenen  J^andtagbliauptreceHs  schwören  lassen.    Nun  wissen 
Wir  Uns  dessen,  was  in  jetzt  vermeltem  Hauptrecess  enthalten,  gnä- 
digst wohl  zu  erinnern;  und  hättet  ihr  billig  darauf  sehen  sollen,  da- 
mit demselben  gcmAss  alsofort  nach  beHchchener  solcher  Eidesleistung 
pari  pasHU  mit  wirklicher  AusHclilagung  der  bewilligten  (J(K),(X)(^  Thir. 
n  Anfang  und  auch  nicht  weniger  der  80,(XX)  Thlr.  halber  billige 
Uichtigkcit  gemacht  werden  miJgen.     Denn  Wir  Uns  ganz  nicht  erin- 
nern können,   dass  Wir  diesen  actum  pure  absquc   ulla   conditiono, 
che   und    bevor   d(*rglcichcn    v(ui   den    Stünden    pritstirct,    vor/.unch- 
•  n,   sollten   angeordnet   haben;    sollte    aber   euch   derglcichon   Kc- 
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Script  von  Uns  zukommen  sein,  wollet  ihr  Uns  davon  die  Abschrift 
nebst  eurem  ferneren  Bericht  von  Verlauf  der  Sachen  in  Unterthänig- 
keit  einschicken,  gestalt  dann  Wir  auch,  zum  Fall  mehrvermelte  Stände 
von  Beschickung  des  Reichstags  nicht  zu  divertiren  sein  möchten,  der 
Ueberschickung  der  euch  anbefohlenen  Instruction  zugleich  erwarten 
wollen". 

Die  Regierung  an  die  clevischen  Städte.     Dat.  Cleve 

13.  Jan.  1653.     W. 

13.  Jan.  Nach  den  eingekommenen  Nachrichten  näheren   sich  die  lothringschen 

Truppen  nicht  nur  der  clevischen  Grenze  immer  mehr,  sondern  haben  bereits 
die  clevischen  Dörfer  Uffelt,  Kessel  und  Viller  bei  Goch  auf  eigenhändigen 
Befehl  des  Herzogs  besetzt  und  theilweise  sogar  ausgeplündert.  Um  einem 
weiteren  Einfall  in  das  Herzogthum  entgegen  zu  treten,  hat  die  Regierung 
die  Pässe  bereits  von  den  kurfürstlichen  Truppen  und  dem  Landvolke  be- 
setzen lassen.  Es  ist  aber  nöthig,  dass  auch  die  Städte  sofort  einen  Theil 
ihrer  Bürger  unter  die  Waffen  rufen  und  dem  geheimen  Rath  Obersten 
V.  Biland,  den  die  Regierung  zu  ihrem  Commissär  ernannt  hat,  unverweilt 
behufs  der  Landesdefension  zur  Verfügung  stellen. 


Wesel  an  die  Regierung.     Dat.  Wesel  18.  Jan.  1653.     W. 

18.  Jan.  Sie  müssten  nochmals  wiederholen,  was  sie  der  Regierung  bereits  in 

früheren  Jahren  mitgetheilt  hätten,  dass  die  Privilegien  und  Immunität  ihrer 
Stadt  ihnen  nicht  gestatte,  ihre  Bürger  ausserhalb  derselben  zur  Vertheidi- 
gung  des  Landes  zu  verwenden.  Im  übrigen  würden  sie  nichts  unterlassen, 
„was  getreuen  aufrichtigen  Patrioten  und  Liebhabenden  des  Vaterlandes 
wohl  anstehe  und  gebühre'^'). 


Die  Regierung  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Cleve  21.  Jan. 

1653.     M. 

[Berichte  über  die  ständischen  Verhandlungen  in  Rees.  Sie  räth  zur  Abführung 
der  Truppen  und  stricten  Ausführung  des  Landtagsabschieds.  Ohne  Assistenz 
der  Stände  ist  der  „status  des  Kurfürsten«  nicht  zu  erhalten.  Deren  Hauptgra- 
vamen;  wie  sie  zur  Befriedigung  der  Stände  zu  erledigen,  um  sie  von  der  De- 
putation nach  Eegensburg  abzubringen.] 

21.  Jan.  Weitläufiger  Bericht  über  die  Verhandlungen  der  clevischen  Stände  zu 

Rees,  wo  von  der  Ritterschaft  Diepenbruch,  dieWilich  zu  Winnenthal, 
Diersfurt,  Wilich  und  Kervendonck,  Eickel  zu  Groen,  Morrien  zu  GU- 
beck,  Sieberg  zu  Vörde,  Dornick  zu  Wohnung  und  Reck  zu  Wenge, 
sowie  Deputirte   der  Städte  erschienen  sind.    Ein  Theil   der  Stände,  dar- 


*)  Ebenso  antworten  Rees  und  Emmerich,  vgl.  oben  p.  485. 
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unter  die  Städte  Cleve,  Emmerich,  Xanten  und  Rees  sind  für  sofortiges 
Erscheinen  auf  dem  ausgeschriebenen  Landtage  gewesen,  haben  aber,  um 
Uneinigkeit  zu  vermeiden,  schliesslich  sich  der  Opposition  gefügt,  die  auf 
vorhergehende  Abführung  der  Truppen  bestand. 

„Wir  müssen  bei  sothaner  ßewandtniss  nicht  unzeitig  besorgen, 
dass,  wofern  gemeldeter  Stände  unterthänigstem  petito  in  Gnaden  nicht 
deferiret  und  berührte  Völker  nicht  wieder  aus  dem  Lande  geführet 
würden,  sie  alsdann  zum  Landtage  nicht  erscheinen,  der  Hauptrecess 
nicht  werkstellig  gemachet,  auch  die  30,000  Thlr.  für  die  Garnisonen, 
55,000  Thlr.  zur  Einlöse  Schermbecks  und  anderen  000,000  Thlr.  zu 
E.  Ch.  D.  Dienst  und  Nutzen  nicht  sollten  ausgeschlagen  und  erhoben 
werden  können.  Derhalben  unser  unterthänigster  unvorgreiflicher 
Vorschlag  wäre,  jedoch  E.  Ch.  D.  gnädigstem  Gutachten  und  Wohl- 
gefallen wir  es  gehorsamst  anheimstellen,  ob  nicht  die  eingeführten 
Kriegsknechte  wiederum  aus  diesem  Lande  geführt  werden  möchten, 
dazu  uns  dann  nachgesetzte  considerationes  bewogen  haben" : 

Dass  Kurfürst  Georg  Wilhelm,  der  Kurfürst  selbst  und  alle  *kurf. 
gewesenen  und  noch  lebenden  Räthe  „es  dafür  gehalten  haben  und  annoch 
beständiglich  es  dafür  halten  müssen,  dass  E.  Ch.  D.  status  in  diesen  Lan- 
den ohne  ansehnliche  Assistenz  und  Beisteuer  der  Stände  ausser  Confusion 
und  gänzlichem  Verderb  mit  nichten  können  errettet  werden,  über  welche 
Beisteuer  seit  dem  Jahre  1631  bis  zum  Jahre  1649  mit  den  Ständen  viel- 
fältig ist  tractiret,  die  Creditoren  auf  der  Stände  Beisteuer  von  Zeit  zu 
Zeit  vertröstet,  und  endlich  im  October  1649  die  Summe  von  600,000  Thlr. 
zur  Assistenz  in  Abtilgung  der  Schulden  unterthänigst  gewilligt  worden 
sind.  Sollte  nun  der  darüber  aufgerichtete  Abschied  nicht  zum  Effect  ge- 
bracht werden  und  also  die  Creditoren  ihrer  geschöpften  Hoffnung  und 
vertrösteten  Befriedigung  verlustig  werden,  so  wäre  wohl  unausbleiblich  und 
mehr  denn  gewiss,  dass  die  Aus-  und  Einländischeu  Creditoren  ihre  Be- 
zahlung, bester  Gestalt  sie  können,  suchen,  und  dadurch  E.  Ch.  D.  statum 
in  diesen  Landen  nicht  allein  in  mehrerer  gänzlicher  Confusion  und  kaum 
wiederbringliclie  Zerrüttung  setzen,  sondern  auch  solche  Verfahrung  E.  Ch. 
D.  zu  nicht  geringer  Disreputation  gedeihen  würde.  Hingegen  da  E.  Ch.  D. 
den  Ständen  die  versprochene  gnädigste  Satisfaction  geben  und  gedachten 
Rcccss  weiter  zu  Effect  bringen  lassen,  so  werden  die  alten  Kammerschul- 
dcn  durch  den  vcrwilligten  Beischuss  in  den  bestimmten  8  Jahren  mchren- 
theils  abbezahlt  werden  und  nach  solcher  Zeit  E.  Ch.  D.  aus  T^<  r.>  ifzo 
hochbcschwcrten  Domaiucn  ein  gar  ansehnliches  gcuiesscn  könn< 

'  des  Amtes  Schermbeck  mit  den  bewilligtia  .'»0,000 

'  ht  erfolgen,  so  könnte   solches   zu  des  Kurfürsten 

>H8cn  Schaden  erst  nach  12  Jahren  geschehen;  auch  würde  der  Kurfürst, 

«tun  die  weitere  BeJHteuer  der  Stände   ausbleiben  und  die  Creditoren  sich 

In  Hf»«itz  ihrer  UnterpfändcT  setzen  Hüllten,  die  Ertrage  der  elevisrhen  Wal- 

'  III.    iiipI  :illr   .'inilcrcu  nötbigcn  Ausgaben  nicht  weiter  gelci- 
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stet  werden  können;  dagegen  durch  Einlösung  der  Unterpfänder  ein  wei- 
teres Recht  und  Sicherheit  in  Besitz  des  Landes  gewinnen:  Niemals  habe 
ein  Herzog  von  Cleve  mit  seinen  Ständen  in  Anbetracht  derer  grossen 
Privilegien  einen  so  günstigen  Recess  abgeschlossen,  wie  der  von  1649  sei, 
zumal  ein  grosser  Theil  der  Stände  damals  der  Meinung  gewesen  wäre, 
dass  der  Kurfürst  ohne  alle  Steuerbewilligung  durch  die  Reversalen  von 
1609  zur  Anerkennung  und  Bestätigung  ihrer  Privilegien  verpflichtet  sei, 
und  sie  ihn  im  Weigerungsfalle  auf  dem  Rechtswege  dazu  zwingen  könn- 
ten. Trotzdem  wäre  schliesslich  der  Recess  fast  einstimmig  von  den  Stän- 
den angenommen  und  vom  Kurfürsten  ratificirt  worden.  Würde  derselbe 
jetzt  vom  Letzteren  genau  beobachtet,  so  dürfte  den  übel  affectionirten 
Ständen  damit  jede  Ursache  zur  weiteren  Opposition  und  Aufhetzung  der 
Uebrigen  genommen  werden.  Die  Stände  verlangten  völlige  Erledigung 
ihrer  Beschwerden,  bevor  sie  zur  Beibringung  der  eingewilligten  Steuer 
ihre  Zustimmung  gäben.  Ihre  Forderungen  wären  ausser  Abführung  der 
Truppen  aus  dem  Clevischen:  1)  Ertheilung  eines  Reverses  de  non  praeju- 
dicando  wegen  der  in  der  Mark  ausgeschlagenen  Steuer;  2)  sofortige  Räu- 
mung der  Stadt  Hamm  und  die  von  Lippstadt  innerhalb  eines  Jahres; 
3)  genaue  Ausführung  des  Hauptrecesses;  4)  Wiedereinsetzung  der  in  Em- 
merich und  Rees  1651  und  1652  entfernten  Schöffen,  und  Anerkennung  der 
Lebenslänglichkeit  ihrer  Aemter;  5)  Restituirung  der  Privilegien  an  die 
Stadt  Calcar,  die  man  ihr  wegen  dort  vorgefallener  Differentien  zwischen 
Reformirten  und  Katholiken  und  deswegen  bezeigten  Ungehorsams  1650 
zum  Theil  genommen  habe;  6)  Abschaffung  der  einigen  Ritterbürtigen  in 
der  Mark  bewilligten  Jurisdictionen.  Sie  könnten  die  Bewilligung  im  Gan- 
zen nur  befürworten;  wegen  Räumung  von  Lippstadt  würden  die  Stände 
wohl  noch  mit  sich  verhandeln  lassen,  vielleicht  die  Besetzung  der  Festung 
mit  einigen  100  Mann  bis  zur  Beendigung  des  regensburger  Reichstags 
zugeben;  die  sofortige  Räumung  von  Hamm  könnte  man  ihnen  ja  bewilligen, 
behufs  gütlicher  Abschaffung  der  Jurisdictionen  Commissäre  ernennen,  die 
übrigen  Forderungen  im  Wesentlichen  erfüllen.  Mehrere  Mitglieder  der 
Stände  hätten  ihnen  auf  das  Feierlichste  versichert,  dass  die  angeblich  in 
Cöln  von  ihnen  geschmiedeten  Pläne  gänzlich  erdichtet  wären;  die  Stände 
wollten  Deputirte  nach  Regensburg  schicken,  nicht  um  beim  Kaiser  zu  kla- 
gen, sondern  um  im  Falle  dort  über  die  Succession  in  Cleve-Mark  verhan- 
delt würde,  ihre  Privilegien,  insbesondere  den  Hauptrecess,  zu  sichern. 
Jedenfalls  würden  die  Stände  durch  Befriedigung  aller  ihrer  Forderungen 
von  solchen  Absichten  am  ersten  abzubringen,  ohne  dieselben  aber  keinerlei 
Geld  von  ihnen  zu  erlangen  sein. 

Unterz.  von  Bernsau,  Biland,  Hüchtenbruch,   Diest,   Isinck, 
Steinberg,  Blaspeil  und  Elverich  genannt  Haes. 
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Der  Kurfürst  an  die  Regierung.     Dat.  Cöln  a.  d.  Spr. 
15/25.  Febr.  1353.    B. 

Erklärt  sich  mit  der  von  ihr  gemeldeten  Beschaffung  der  für  den  Un-  25.  Febr. 
terhalt  der  Truppen  im  Clevischen  nöthigen  Gelder  durch  yorschüs#  der 
Zoll-  und  Mühlenpächter  einverstanden;  will  übrigens  dieselben  abführen 
lassen,  wenn  die  Stände  einen  Revers  ausstellen  wollen,  „dass  sie  vor  aller 
Gefahr  und  Ungelegenheit  stehen  wollen".  Auch  soll  sie  die  clevischen 
Stände  zu  bewegen  suchen,  zur  Entlassung  eines  Theils  jener  Truppen 
und  Zurückfiihrung  der  anderen  nach  Hamm  einiges  Geld,  pro  Mann  2  Thlr., 
zu  bewilligen '). 

Aus  dem  Protokoll  des  märkischen  Ständeconvents  zu 

Unna.     S. 

[Weshalb  der  Beschluss  der  märkischen  Stände  über  die  regensburger  Deputation 

sich  verzögert  hat.] 

^Eodem  die  excusirte  Syndicus  Kumpsthof  den  Aufenthalt  dieser  Land-  26.  Febr. 
tagshandlung,  welcher  dann  dadurch  causiret  würde,  dass  die  Drosten  zu 
Altena  und  Blankenstein^)  sich  verweigerten,  den  Eid  auf  die  cöluischen  Trac- 
taten  (davon  eins  und  anders  zu  proponiren  stünde)  zu  schwören,  sie  wären 
zwar  zu  dreimalen  darum  beschicket,  aber  sie  wollten  gar  nicht  daran,  der 
Dro.st  zu  Altena  zwar  j)rätcxtirte,  dass  er  seinen  Revers  noch  nicht  wieder 
hätte'),  und  so  lange  gleichsam  noch  in  Anklage  stände,  begehrte  dorowegen 
ihn  damit  zu  verschonen,  jedoch  erböte  sich,  wann  etwas  wegen  solcher 
Traetaten  auszugeben  wäre,  dass  er  solches  für  sein  particulier  gern  thun 
wollte,  mit  welcher  Offerte  die  Ritterbürtigen  dann  auch  endlich  wohl  wür- 
den zufrieden  sein.  Drost  zu  Blankenstein  aber  hätte  gar  keine  Excüsen 
und  wollte  gleichwohl  den  Eid  nicht  schwören,  deswegen,  und  ehe  eine 
Separation  oder  Trennung  geschehen  sollte,  würden  die  Ritterbürtigen  viel 
lieber  die  Traetaten  diesmal  abbrechen  und  zu  anderer  Zeit  aussetzen.  — 
Ist  auch  gut  gefunden  an  die  churfürstliche  Regierung  zu  schreiben  mit  der 
Navigabilität  der  Lippe  in  etwas  einzustehen,  damit  durch  die  llolzllosser 
das  Holz  nicht  gar  aus  dem  Lande  wcggcführet  und  wann  dergleichen 
Fcucrunglück  mehr,  als  leider  zu  Iserlohn  Vorgängen,  sich  begeben  sollton, 

I  nterm  10.  März  crwiodert  darauf  die  Ilugiorung,  dass  der  Syndicus  und 
«ihigc  Deputirten  der  cleviachcn  Uitterachaft,  mit  dunen  sie  über  den  vorlanglen 
Uüvcrs  veriiandelt  hätten,  denselben  verweigert,  und  auf  den  Rovers  des  Kur- 
fiirsten  von  1017,  wodurch  er  die  Abführung  aller  Truppen  und  deren  Nichtein- 
führnng  ohne  Consens  der  ötändo  zugesagt,  verwiesen  haben.  Da  die  Stände 
aber  ohne  Truppcnabführung  nicht  auf  dem  Landtage  erscheinen  würdoo,  habe 

sie  fiOOThlr,  vom  Pächter  der  Uentol  r^obith  aufgenommen  und  d  •••  K- 

missär  Ludwig  zur  Ausführung  des  kurf.  Befehls  zugenandt. 

*)  Hans  (3«'.  berg. 

•)  Der  dem  K  .   hei  sohior  KnfInBSunr  nna  der  Uofl  am  14.  August 

1661  ausgostvllto  Uevurs.     Vgl.  oben  Noi 
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ein  Mangel  an  Holz  im  Lande  entstehen  möchte.  Eodem  die  Nachmittags 
haben  die  Ritterbürtigen  sich  endlich  vereinbaret,  und  haben  die  Drosten 
wie  auch  der  Herr  zu  Witten  (Gerhard  v.  d,  Reck),  das  juramentum 
der  cölnischen  Tractaten  geleistet,  und  demnach  begehren  lassen,  dass, 
wann*  die  Städte  auch  noch  Jemanden  unter  ihren  Mittel  hätten',  der  den 
Eid  nicht  geschworen,  dass  sie  den  oder  dieselbe  auch  darzu  anhalten  und 
den  Eid  wollten  prästiren  lassen,  demnächst  sollte  die  Proposition  ge- 
schehen". (Folgte  darauf  die  Mittheilung  der  in  Cöln  von  den  Jülich- ber- 
gischen Ständedeputirten  bezüglich  der  Deputation  nach  Regensburg  ge- 
machten Vorschläge  und  dafür  geltend  gemachte  Gründe.) 


Der  Kurfürst  an  die  Regierung.     Dat.  Cöln  a.  d.  Spr. 
11/21.  März  1653.     M. 

[Resolution  auf  einige  ständische  Gravamen.    Die  Stände,  deren  Privilegien  un- 
angefochten, sollen  nochmals  ermahnt  werden,  zum  „Hauptwerk"  zu  schreiten.] 

21.  März.  „Nachdem  Wir  dann  das  Werk  allen  seinen  Umständen  nach, 
nunmehr  reiflich  erwogen,  so  haben  Wir  anfangs  anders  nicht,  denn 
mit  Befremdung  vernehmen  können,  dass  Unsere  Stände  dasselbe  ganz 
unnöthiger  Weise,  nochmals  viel  weitläufiger  gemachet,  als  es  an  sich 
selber  gewiesen,  indem  dieselben  viele  puncta  moviret,  welche  längst 
albereits  durch  Abschiede,  Verträge,  Recesse  und  sonsten  ihre  richtige 
und  abhilfliche  Maasse  erlanget". 

Folgt  des  Kurfürsten  Erklärung  über  einige  Gravamen  der  Stände,  ins- 
besondere das  gegen  die  Waldordnung  von  1649,  worin  er  die  Jagd, 
Weide  und  sonstige  Gerechtsame  in  den  Domainenforsten  ihnen  nicht  zuge- 
steht, in  den  Gemeindewaldungen  nur  dann,  wenn  sie  die  Ausübung  der- 
selben vor  1609  nachweisen  könnten.  Die  von  den  märkischen  Ständen 
1652  aufgestellte  Matrikel  und  Bestimmungen  über  die  Qualificirung  der 
Ritterbürtigen  verwirft  er,  weil  sie  einseitig.  Die  Restituirung  der  früher 
dem  Stift  Oberndorf  zugehörigen  Renten,  die  der  Universität  Duisburg  zu- 
gewiesen waren,  bewilligt  er,  „um  dem  unablässigen  queruliren  und  impor- 
tuniren  ein  Ende  zu  machen,  wiewohl  es  christlicher  und  den  Ständen  selbst 
rühmlicher  gewesen  wäre,  wenn  solche  Intraden  zur  Education  der  Jugend 
angewendet  würden".  Der  General  Norprath  bedürfe  zur  Wiederher- 
stellung der  verfallenen  Deiche  in  der  Herrlichkeit  Hüllhausen  der  Unter- 
stützung; da  dies  eine  allgemeine  Landessache  sei,  rechne  er  auf  die  Bei- 
hilfe der  Stände.  Dem  v.  Pal  and  sei  das  Drostenamt  Huissen  pfandweise 
verliehen;  könne  er  sich  nicht  den  Ständen  gegenüber  qualificiren,  müsste 
zunächst  die  Rückerstattung  der  Pfandsumme  erfolgen.  Die  Zölle  und 
Wasserlicenten,  welche  dem  Recesse  zuwider  wären,  könnten  abgeschafft 
werden  mit  Ausnahme  des  Wegegeldes  im  Amte  Schravelu,  das  zur  Repa- 
rirung  der  Niesbrücke  nothwendig  sei;  die  Steuerexemtion  des  Amtes  Neu- 
stadt sei  auf  Intercession  der  Stände  erfolgt  und  könnte  während  des  Pro- 
cesses  derselben  mit  dem  Grafen  Schwär zenberg  nicht  aufgehoben  werden. 
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„Und  weil  Wir  bei  den  übrigen  Punkten  weiter  nichts  zu  er- 
innern haben,  Unsere  gnädigste  Erklärung  auch  in  den  Vorgehenden 
also  beschaffen  halten,  dass  die  Stände,  wofern  sie  nur  Lust  zur  Com- 
position  des  Werkes  tragen,  damit  nunmehr  wohl  werden  friedlich 
sein  können,  Wir  auch  nochmals  im  geringsten  nicht  gemeinet,  die- 
selbe wieder  das  alte  Herkommen  und  ihre  wohlerlangten  privilegia 
turbiren  oder  beschweren  zu  lassen;  so  habt  ihr  denselben  solches 
alles  beweglich  zu  repräsentiren  und  vorzustellen,  und  sie  nochmals 
zu  ermahnen,  dass  sie  nunmehr  unverlängert  zum  Hauptwerke  schrei- 
ten, und  Uns  sowohl  als  sich  selbst  mit  solchen  unnöthigen  queruli- 
ren,  dessen  sie,  in  Wahrheit,  keine  Ursach  haben,  länger  nicht  auf-, 
halten  wollten". 

Aus  dem  Protokoll  des  cleve-märkisehen  Ständeconvents  zu 

Wesel.     S. 

[Differenzen  unter  den  Ständen  über  Erscheinen  zum  Landtage,  märkische  Ritter- 

bürtige  verhindern  es.] 

„Sobald  die  Deputirte  der  märkischen  Städte  Abends  einkommen,  ha-  23.  Apr. 
ben  die  allbereits  anwesenden  Herren  märkischen  Ritterbiirtige  solche  zu 
sich  bitten  lassen,  und  weitläufig  referirt,  wie  die  Herren  Clevischen  den- 
selben Tag  an  sie  begehret,  sich  zu  erklären,  ob  die  märkischen  Landstände 
die  angesetzte  Citation  zum  Landtag  nach  Cleve  *)  respicircn  und  sich  dahin 
begeben  wollten  oder  nicht?  Sie,  die  Herren  Ritterbiirtige,  hätten  billig 
Bedenken  gehabt,  ihre  Meinung  zuerst  zu  vermelden,  denn  sonsten  alle 
Verantwortung  ihnen  allein  möchte  aufgewälzet.  werden,  und  sich  mit  Ab- 
wesenheit der  Städtedeputirten  entschuldiget,  und  weil  sie  bereits  zuvor  in 
geheim  berichtet  worden,  dass  die  clevische  Rittorschaft  und  Städte  dieser 
Abschickung  halber  sehr  dilferent  wären,  indem  etliche,  welche  bei  Hofe 
Faveur  sucheten,  dieselbe  poussireten,  die  kleinen  Städte  aber  darum  gar 
stark  darauf  beständen,  weil  sie  sonsten  der  angedrohetcn  Einquartierung 
sich  über  eins  befahren  müssten,  als  hätten  sie  die  Herren  Ritterbiirtigen 
um  desto  mehr  einzuwenden  Ursache  gehabt,  weil  es  fast  das  Ansehen  ge- 
winnen wolle,  dass,  dafern  die  Clevischen  ihr  Contentement  erlangen  und 
erreichen  könnten,  alsdann  die  märkischen  gravamina  und  die  Evacuation 
der  beiden  Festungen  nicht  hoch  würden  consideriret  werden;  hierauf  wären 
die  Clevischen  selbigen  ganzen  Tag  beisammen  verblieben.  —  Kurz  hernach 
ist  der  Herr  Syndicus  Kumpsthof  ins  Gemach  getreten  und  rcferiret, 
dM8  die  clevischen  Städte  die  Hinreise   nach  Cleve  mcbrentheils  auf  An- 


')  Unterm  25.  März  halte  dio  Regierung  einen  clevo- märkischen  Landtag 
nach    (  '  liehun;    darauf  hatten  Wesel   und  Wilich- W  iunoothal, 

iil«   z<'it  der  RitterBchnft,   diu  ciovu- miirkischcn  Ständu   auf  Onind 

s  im  Januar  zu  Reeg  gofatsten  Rvschluiscs  nach  Wcsol  bcnifoD. 

Maier.  lur  G«»cli.  tl.  Gr.  KurfQitMo.  V.  41 
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halten  der  kleinen  Städte  beliebt  hätten,  alldieweil  aber  der  Herr  Kumps  t- 
hof  solche  comparitionem  allbereit  stark  poussiret,  auch  aus  einem  post- 
scripto  des  Briefes,  welcher  privatim  an  ihn  gekommen,  vermeldet,  dass  den 
clevischen  Städten  sonderlich  grosse  Ungnade  widrigen  Falls  zu  befahren 
stünde,  so  hat  man  auch  mehren  Bericht  hierunter  erwarten  wollen.  —  Inter 
disserendum  referirt  Herr  v.  Dungell,  dass  sie  die  märkische  Ritterschaft 
ihres  Ortes  vermeinten,  diese  iReise  zu  dissuadiren,  bis  so  lange,  dass  man 
sich  durch  ein  gemein  Schreiben  beider  Landschaften  eigentlich  erkundiget 
hätte,  ob  der  Regierung  Vollmacht  zukommen  wäre  in  den  rechten  Haupt- 
punkten, als  die  Evacuation  der  märkischen  Festungen  und  derselben  Schlei- 
fung, welches  dann  in  gegenwärtigen  Fall  um  desto  mehr  geschehen  müsse, 
weil  die  Regierung  sich  verlauten  lassen,  dass  sie  über  sothane  Haupt- 
punkte keine  Commission  bekommen,  wie  dann  auch  selbiges  dem  clevi- 
schen  syndico  von  einem  und  anderen  der  Herren  Räthe  auf  gethanes  Be- 
fragen wäre  geantwortet  worden". 


Die  clevische  Ritterschaft  an  die  Eegierung.     Dat.  Wesel 

24.  April  1653.     M. 

24  Apr.  Der  Oberst  Jacob  Spaen  hat  ihnen  seine  durch  Befehl  des  Kurfür- 

sten vom  26.  März  erfolgte  Ernennung  zum  Regierungsrath  an  Stelle  des 
verstorbenen  Herrn  v.  Witte nhor st  zu  Sonsfeld  angezeigt.  Sie  müssteu, 
wie  sie  bereits  im  September  1652  gegen  die  Bestallung  desselben  als  cle- 
vischen  Landdrosten  gethan,  so  auch  gegen  diese  Ernennung  protestiren, 
da  er  bis  jetzt  noch  nicht  den  Nachweis  seiner  Qualification  durch  Präsen- 
tirung  der  8  rittermässigen  Quartiere  beigebracht  habe. 


Die  cleve-märkischen  Stände  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Wesel 
25.  April  1653.     M. 

[Klagen  über  die  „Eidesentlastung*  märkischer  Beamten,  deren  Erhebung  unge- 
willigter  Steuern,  mangelnde  Vollmacht  der  Regierung  zur  Evacuation  und  De- 
molition  der  Festungen,  Sparr's  Besetzung  clevischer  Plätze,  und  Verbot,  den 
Ständen  Steuern  zukommen  zu  lassen.  Wollen  vor  Erledigung  aller  Gravanien 
nicht  in  Cleve  erscheinen.] 

25.  Apr.  Auf  die  im  Landtagsausschreiben  vom  25.  März  gemachte  Zusage,  dass 

der  Landtagsabschied  von  1649,  nachdem  die  Beamten  sämmtlich  darauf 
vereidigt  wären,  genau  beobachtet  werden  solle,  könnten  sie  nur  auf  die 
Thatsache  hinweisen,  dass  mehrere  Beamten  in  Mark  dieses  Eides  durch 
den  Kurfürsten,  „alsobald  dieser  Eid  zu  Gott  ausgeschworen,  davon  zu  un- 
serem Präjudiz  ganz  entschlagen",  und  darauf  gegen  den  Recess  und  die 
Privilegien  Steuern  eigenmächtig  von  ihnen  ausgeschrieben  und  beigetrieben 
worden  wären.  Nach  solchen  Proceduren  könnten  sie  nicht  „die  geringste 
Sicherheit  für  Vollziehung  und  Festhaltung  des  so  kostbarlich  aufgerichteten 
Recesses"  haben,  zumal  sie  vernommen,  dass  die  Regierung  keinerlei  Com- 
mission zur  Evacuation  und  Demolition  der  Festungen  Hamm  und  Lippstadt 
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erhalten  habe,  ^sondern  dass  die  darin  liegenden  Garnisonen  hoc  renim 
statu  darin  gelassen,  verpfleget  und  Vorhabens  sein,  mit  Kriegsmacht  sich 
in  Postur  zu  halten". 

„Diese  consilia  und  ins  künftig  besorgende  Kriegsverfassimg  er- 
schreckt und  bestürzt  alle  Unterthanen  dergestalt,  dass  ^vir  es  vor  eine 
unnöthige  und  vergebliche  Mühe  achten,  zu  compariren,  so  lang  be- 
sagte Städte  nicht  evacuiret  und  die  Festung  derselben  rasiret,  auch 
müssen  wir  die  von  einigen  Personen  auf  den  Hauptrecess  geleistete 
Pflichten  vor  vergeblich  achten,  in  Betrachtung  der  Herr  General- 
feldzeugmeister Sparr  durch  diese  Garnison  das  Herzogthum  Cleve 
graviret,  und  in  demselben  vor  wenig  Zeit  der  Städte  und  Schlösser 
Dinslaken  und  Goch,  sich  bemächtiget  und  damit  dem  Hauptrecess 
und  allen  Fundamentalsatzungen  und  Privilegien  dieses  Landes  zu 
einer  sehr  gefährlichen  Consequenz,  Präjudiz  und  Nachtheil  derselben 
contraveniret,  und  seien  wir  auch  dessen  sicherlich  berichtet,  dass 
diese  Völker  ohne  der  Unterthanen  Klage,  Kosten  und  Schaden,  wde 
es  im  nächst  verwichenen  Januar  aus  Rees  gebeten  worden,  nicht  wie- 
derum seien  abgeführet  worden,  darum  ist  das  juramentum  illusorium, 
otiosum  et  sine  virtute  operandi.  —  Wir  contestiren  und  versicheren 
aber  E.  Cb.  D.  hiermit  unterthänigst,  dass  wir  von  diesen  so  vielfältigem 
queruliren,  suppliciren  und  Klagen  lieber  mUssig  gehen,  und  zu  Hause 
bleiben  als  Dieselbe  mit  diesen  vcrdriesslichcn  cumulirtcn  Klagen  im- 
portunlich  behelligen". 

Folgt  eine  Beschwerde  über  das  Verbot  an  die  ständischen  Steuer- 
empfänger,  irgend  welche  Steuern  den  Ständen  auszuhändigen,  und  über- 
haupt ferner  zu  erheben.  Sobald  alle  ihre  Beschwerden  wirklich  erledigt 
und  die  Eidesleistung  aller  Käthe  und  Beamten  in  ihrer  Gegenwart  erfolgt 
sei,  würden  sie  auf  dem  Landtage  erscheinen  und  die  Proposition  beant- 
worten.   

])('v  K\\vri'\v<i   an  die  Kegiening.     Dat.  Cüln  a.  d.   Spi. 
17/27.  April  1G53.     M. 

[Strenger  Befehl,  den  Unterhalt  der  Garnisonen  durch  einen  Vorschues  auf  die 
von  Cleve  aufzubringenden  18,000  Thlr.  zu  bescbaffuu.] 

„Da  CS  mit  der  Verpflegung  Unserer  daruntigen  Garnisonen  Hamm  'J' 
und  Lipphtadt  wegen  annoch  nicht  aufgebrachten  elcvischcn  Contin- 
gcnts  der  18,(XX)  Thlr.  nicht  fort  will,  und  gleichwohl  besagte  Garni- 
sonen, wie  ihr  selbst  zu  ermessen,  sothanen  iliren  Unterhalt  durch- 
aus nicht  lUngcr  zu  cntrathcn  vermögen,  so  ist  Unser  eigentlicher 
zuvcrhlssiger  gnädigster  auch  zugleich  ernster  Befehl  hiermit  an  euch, 
ihr  wollet  mit  höchstem  FIcissc,  nach  den  Piiichten  damit  ihr  Uns  ver- 
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wandt  seid,  dahin  trachten,  dass  inmittels,  bis  das  gemelte  clevische 
Contingent  aufgebracht  sein  wird,  vorerwähnte  Garnisonen  mit  einem 
zureichenden  Vorschuss  versehen,  und  ausser  dem  Mangel  der  unent- 
behrlichen Lebensmittel  gehalten  werden  mögen.  Wie  nun  solcher 
Vorschuss  von  den  clevischen  18,000  Thlr.  hinwieder  genugsam  gut 
gemachet  und  erstattet  werden  kann,  also  wollen  Wir  Uns  auch  hier- 
unter keine  andere  Relation  von  euch  vorsehen,  als  dass  dieses  mit 
aller  Treue  und  Fleiss  zu  Werk  gerichtet  und  mehr  gedachten  Gar- 
nisonen hochnothwendiger  Maassen  succurriret  worden". 


Beschluss  der  clevischeD  Stände  auf  die  Proposition  der  com- 

mittirten  Eäthe').     Dat.  Kees  S.Mai  1653.     M. 

S.Mai.  Auf  dem  nach  Cleve  ausgeschriebenen  Landtage  könnten  sie  nicht  er- 

scheinen, bevor  sie  sich  darüber  mit  den  märkischen  Ständen  geeinigt  hät- 
ten; überdies  wären  ihre  Gravamen  trotz  aller  Klagen  und  Versprechungen 
wiederum  durch  die  „Inquisitionen",  welchen  die  Magistrate  der  Städte 
Cleve,  Emmerich,  Xanten,  Calcar  und  Rees  über  das  Schreiben  der  Stände 
vom  25.  April  unterworfen  worden,  von  Neuem  vermehrt  worden.  Sie 
müssten  gegen  solche  den  Privilegien  der  Stände  schnurstracks  zuwider 
laufende  Ausforschung  der  von  den  einzelnen  Ständegliedern  abgegebenen 
Voten  nochmals  feierlich  protestiren,  desgleichen  gegen  die  dem  Prinzen 
von  Salm  geschehene  Verpfändung  der  im  Amte  Hetter  gelegenen  Herr- 
lichkeit Rönne,  zumal  derselbe  sich,  um  den  wirklichen  Pfandbesitz  zu  er- 
halten, des  Amtshauses  zu  Isselburg  mit  Gewalt  bemächtigt  habe. 


Die  clevischen  Stände  an  die  Generalstaaten.     Dat.  Rees 
10.  Mai  1653.     R. 

[Bitten,  durch  eine  Allianz  mit  dem  Kurfürsten  nicht  ihre  garantirten  Privilegien 

zu  präjudiciren.] 

10.  Mai.  ,^E.  Hochmög.  können  Wir  diesem  nächst  dienstlich  nicht  vorhal- 

ten, was  gestalt  wir  äusserlich,  jedoch  glaubhaft,   in  Erfahrung  ge- 


*)  Bernsau,  Biland  und  Isinck  waren  von  der  Regierung  nach  Rees  ge- 
schickt worden,  um  die  dort  versammelten  clevischen  Stände  nochmals  zum  Er- 
scheinen in  Cleve  zu  bewegen,  da  nunmehr  die  Abführung  der  Truppen  aus  dem 
Clevischen  erfolgt,  mithin  die  im  Januar  gestellte  Bedingung  erfüllt  sei.  Der 
ablehnende  oder  doch  die  Entscheidung  herausschiebende  Beschluss  wurde  ge- 
fasst  von  den  Deputirten  der  sämratlichen  Städte  und  der  Majorität  der  anwesen- 
den 14:  Ritterbürtigen  (Diepenbruch,  die  Wilich's  zu  Winnenthal,  Diersfurt, 
Wilich  und  Kervendonk,  Mörrien,  Loe,  Brempt,  Boenen  zu  Oberhausen, 
Eikel  zu  Green,  Spaen,  Wilich-Lottum,  Reck  zur  Wenge  und  Klocke, 
von  denen  die  letzten  4  die  Minorität  bildeten). 
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bracht'),  dass  S.  Ch.  D.  zu  Brandenburg  unser  gnädigster  Herr  Vor- 
habens sei,  mit  E.  Hochmög.  eine  Allianz  zu  tractiren  und  aufzurich- 
ten. Nachdem  E.  Hochmög.  höchlich  hat  beliebet,  der  Garantie  und 
Manutenenz  von  den  Privilegien,  Reversalen,  Pacten  und  Contracten 
dieser  Landschaft  sich  angelegen  sein  zu  lassen,  uns  desfalls  auf  die 
retroacta  geliebter  Kürze  beziehend,  so  zweifeln  wir  nicht  und  wollen 
auch  E.  Hochmög.  hiermit  dienstnachbarlich  ersucht  haben,  Sie  geruhen 
bei  diesen  befangenen  Tractaten  über  eine  alliance  mit  S.  Ch.  D.  es 
dahin  zu  richten  und  also  einzustellen,  dass  hierdurch  unsere  Privile- 
gien, Freiheiten,  alt  Herkommen,  Recht  und  Gerechtigkeit  nicht  prä- 
judicirt  werde,  sondern  dieselbe  ins  Geheel  bleiben  mögen.  E.  Hochmög. 
dienstlich  nachbarlich  bittend,  hierüber  unsern  Residenten  Aitzema, 
der  mit  gebührendem  Respect  hievon  berichten  wird,  zu  hören  und 
seiner  Bitte  statt  zu  geben"'). 


Dietrich  v.  Mülheim  an  Joh.  Niess.     Dat.  Düsseldorf  3.  Juni 

1653.     D. 

[Erfreut  über  seinen  Eifer  für  die  regensburger  Deputation.     Pfalzgraf  Philipp 

Wilhelm  hat  nur  kleine,  nicht  das  Hauptgravamen  erledigt.    Die  jülich-bergischen 

Stände  werden  nicht  von  der  Deputation  zurücktreten,  wozu  jetzt  die  rechte  Zeit. 

Wilich-Winnenthal  wird  Weiteres  berichten.] 

Hat  Schreiben   desselben  vom  26.  Mai   mit  der  Anzeige   von   den   zu  S.Juni. 
Iloes  verhandelten  Beschlüssen  der  clevischen  Stände  erhalten. 

„Allermaassen  ich  nun  daraus  meines  Herrn  getreue  Wohlmeinung 
und  zu  mehrer  Vinculirung  unserer  beiderseits  zielende  Intention  je 
länger  je  mehr  verspüre,  und  demselben  in  solchen  seinen  rühmlichen 
desscin  billig  applaudircn  muss,  also  werde  ich  dadurch  desto  mehr 


*)  Ein  Schreiben  Aitzema's  v.  I.Mai  an  die  clevischen  Syndici  berichtet 
von  den  gegen  Ende  Aprils  stattgefundenen  Verhandlungen  der  kiirf.  Commissäre 
(Daniel  Weimann  und  Joh.  Copes)  mit  den  staatischen  Deputirten  und  deren 
Rapport  an  die  Qeneralstaaten  (Aitzema  HI  p. 848),  erwähnt  auch,  dass  in  den 
CoDferonzen  wiederum  von  der  Räumung  einiger  clevischen  Plätze  die  Rede  ge- 
wesen sei  und  Geldern  Howie  Friesland  der  Allianz  mit  dem  Kurfürsten  sehr 
neigt  seien.     Vgl.  Urk.  u.  Actcnst.  III  p.  80. 

')  Ein  Memorial  Aitzema's  an  die  GeneralstaatcD  vom  19.  Mai  erinnert 
dieselben  an  ihre  vielfältige  Zusage,  die  Privilegion  der  clevischen  Stände  auf- 
-'cht  erhalten  zu  wollen,  und  bittet  dieses  auch  bei  den  gegenwärtigen  AlliaoE- 
I  handlungeo  mit  dem  KurfürHtcn  zu  thun,  welche  t,oono  saeke  von  importantie", 
darin  der  Kurfürst  im  Lundtugsabschiedo  von  IGilt  gelobt  habe,  „niet  sonder 
admissio  eodo  vurwilligong"  der  Stämle  etwas  vorzunehmen.  Ein  Schreiben  der 
Stände  an  die  R««gicning  vom  10.  Mai   erinnert  gleichfalls  an  diese  Zusage  und 

tiitti-f      in    (li'ii     A  lliiHi/viTlriii'       iiicIitM    iliri'i)    T'riv  ib'iMiMi    Scli.iilIiclii'M    iinfiinliineD    SU 
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veranlasst,  von  des  allhiesigen  Landtags  Verlauf  dienstliche  Commu- 
nication  zu  thun.  [Die  Landtagsproposition/),  davon  eine  Abschrift 
hiebei,  lautet  gar  plausibiliter ,  und  sind  zufolge  der  dabei  gnädigst 
gethaner  Offerte  zwar  einige  geringe  gravamina  abgeschafft,  das  höchste 
Beschwer  aber,  so  die  Landschaft  am  meisten  drücken  thut,  bleibt 
nach  als  vor  den  armen  Unterthanen  aufm  Hals  liegen,  Serenissimi 
miles.  Ew.  etc.  erinnert  sich  noch  ausser  allem  Zweifel  gutermaassen 
zurück,  was  auf  den  Todtfall  L  F.  D.^)  und  davon  mir  vorgestellter  Frag, 
ob  nämlich  dadurch  die  von  den  sämmtlichen  erbvereinigten  Landstän- 
den einhelliglich  gut  befundene  und  beschlossene  Schickung  diesseiten 
auch  zerfallen  möchte,  ich  gegen  denselben  in  summa  confidentia  in 
Antwort  mich  herausgelassen  habe.  Wollte  Gott,  ich  wäre  nur  ein  fal- 
scher Prophet  worden,  und  dass  in  einer  praeoccupirten  opinion  mich 
abusirt  hätte,  wie  weit  es  aber  daran  gefehlet,  solches  wird  der  Herr 
gelieben  aus  dem  Anschluss  zu  ersehen.  Die  löblichen  Jülich-  und 
bergischen  Herren  Landstände  haben  ihnen  gar  nicht  einbilden  kön- 
nen, dass  in  solchem  ihrem  recht-  und  billigmässigen  unterthänigsten 
desiderio  von  S.  F.  D.  ihnen  nicht  deferirt  worden,  vielmehr  die  Sol- 
datesca  als  inutil  darauf  wirklich  abgeschaffet  sein  sollte,  sed  spes 
ipsos  fefellit  und  haben  sie  zwar  auf  solche  abschlägliche  Antwort 
unterschiedliche  fernere  instantias  bei  S.  F.  D.  vor-  und  eingewendet, 
aber  doch  ein  mehreres  nicht  herausbringen  können,  als  dass  auf 
L  Ch.  D.  zu  Brandenburg  und  Dero  in  a.  1647  und  1651  in  diesen 
Landen  verübte  Feindseligkeiten  alles  hingeschoben  und  unter  solchem 
Vorwand  die  Soldatesca  an  Hand  gehalten  werden  wolle. 

Bei  solcher  gestalten  Sache  muss  ich  zu  bedenken  anheim  geben, 
ob  den  löblichen  Jülich-  und  bergischen  Herren  Landständen  zu  rathen 
sei,  von  den  vorigen  mit  ihren  erbvereinigten  Mitgliedern  berahmten 
heilsamen  consiliis,  und  allerseits  genommener  löblichen  Resolution  zu 
resiliren,  da  nicht  allein  dieses,  sondern  auch  über  das  die  vornehmste 
Ursache,  so  dieselbe  zu  der  Schickung  bewogen  hat,  nach  wie  vorher 
im  Wege  stehet.  Die  königliche  Wahl  ist  nunmehr  vollzogen,  I.  Maj. 
und  die  Herren  Churfürsten  sind  vermuthlich  jetzo  schon  wieder  zu 
Regensburg  und  dürften  allem  Ansehen  nach  wohl  nicht  viele  Monate 
allda  verbleiben.  Dannenhero  es  mehr  denn  Zeit  sein  will,  dass  die 
Schickung  fortgesetzt  werde,  damit  es  nicht  heisst  post  est  occasio 
contraria.    Mein  Herr  glaube  mir  festiglich;  dass  wenn  schon  die  be- 


*)  Auf  dem  vom  Pfalzgrafen  Philipp  Wilhelm  am  15.  Mai  in  Düsseldorf 
eröffneten  jülich-bergischen  Landtag.     Vgl.  Einleit.  p.  598  ff. 

2)  Pfalzgraf  Wolfgang  Wilhelm  war  am  20.  März  gestorben. 
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wussten  puncta  und  der  miles  meine  Oberen  zur  Fortsetzung  der  ein- 
mal allerseits  beliebten  Schickung  nicht  stimultiren  würde,  dass  meines 
geringfügigen  Dafürhaltens  sie  dennoch  ihren  unirten  Mitgliedern  nicht 
ausser  Hand  gehen,  sondern  vigore  pacti  mit  und  neben  denselben 
das  Werk  embrassiren  und  der  löblichen  cleve-  und  märkischen  Herren 
Landständen  gegenwärtigen  Anliegen  sich  treulich  mit  annehmen  wür- 
den. —  Mein  Herr  von  Winnenthal  hat  sich  bei  den  löblichen  ber- 
gischen Landständen  eingestellt  *),  und  wird  bei  seiner  Zurückkunft  den 
löblichen  clevischen  Landständen  ein  mehreres,  als  ich  der  Feder  ver- 
trauen darf,  von  dem  all  hiesigen  Landtagsverlauf  referiren  können. 
Mein  Herr  wird  den  Inhalt  dieses  Schreibens  also  zu  mesnagiren  wis- 
sen, damit  ich  dadurch  keinen  Verdruss  bekommen  möge,  denn  es 
nicht  gut  mit  grossen  Herren  Kirschen  essen". 

Die  Regierung  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Cleve  17.  Juni 

1653.     M. 

[Trotz  aller  ihrer  Bemühungen  haben  die  cleve-raärkischen  Stände  ihr  Erscheinen 
in  Cleve  wiederum  abgelehnt;  nur  wenn  der  Statthalter  zurückkehrt  und  sie  ver- 
schreibt, wollen  sie  nochmals  darüber  resolvireu.    Bitte  um  dessen  Rückkehr.] 

Statt  sich  in  Cleve  einzufinden,  haben  die  cleve  -  märkischen  Stände  17.  Juni, 
sich  wiederum  für  sich  am  T.Juni  in  Wesel  versammelt.  Sie  hat  Biland 
und  Isinck  nochmals  zu  ihnen  geschickt,  um  sie  zum  Erscheinen  auf  dem 
Landtage,  oder  wenigstens  zur  Absendiuig  von  Deputirten  nach  Cleve  behufs 
näherer  Verhandlungen  zu  bewegen.  Die  Umlage  der  55,000  Thlr.  zur  Ein- 
löse von  öchermbeck  haben  die  Stände  verweigert,  da  der  Hauptrecess 
noch  immer  nicht  in  allen  Punkten  ausgeführt  und  beobachtet  worden  sei, 
ihnen  auch  wegen  der  Truppencinführung  und  Werbung  im  J.  1651  einen 
Revers  de  non  praejudicando  und  ausserdem  eine  „ansehnliche  Satisfaction" 

rheilt  werden  müsse.  Endlich  haben  sie  eine  Erledigung  und  Satisfaction 
uf  treffs  der  neuerlichen  Einführung  von  Truppen  in  das  Clevische,  der  Ent- 
bindung einiger  Beamten  von  ihrem  auf  den  Kcccss  geleisteten  Eid  und  der 
in  den  clevischen  Städten  vorgenommenen  Magistratsincpiisition  verlangt. 
Rovor  alle  diese  Contraventionen  abgestellt,  halten  die  Stände  auch  ihrer- 

its  sich  nicht  zur  Ausführung  des  llecesses  verpflichtet.  Die  restireuden 
llömermonate  wollton  die  Stände  nicht  früher  als  alle  übrigen  Mitglieder 
des   westfälihchcn  Kreises    beibringen.     In  BetrelT  der  ihnen   vorgestellten 

othwcndigkeit  einer  Landesdefension  gegen  die  zu  besorgenden  Einfälle 
der  lothrinj,'en.^cln'n  und  cond(';Vch<'n  Truppen  haben  sie  pt'beten,  alle  dc8- 
follhigen  Maas.^regeln  bis  zur  Wiederaulnahnie   der  Landtagsverbandlnngen 


V  Wilich-Winoonthal  beanspruchte  und  betrieb  wegen  seines  odeligeu 
Ontes  Mickol  bot  Düssoldorf  soino  AdmisMion  zum  borgischen  Landtage;  nach 
den  ständischen  rrotokollon  hat  sie  in  iillor  Form  erst  nrv  !'<  '"•«;  M-M  niso 
nach  soiocr  Uückkuhr  aus  Uegousburg,  stattgefunden. 


648   ^^^-   ^^^  Deputation  nach  Eegensburg  und  der  Executionsrecess  v.  1653. 

auszustellen,  inzwischen  aber  die  Unterthanen  in  den  Grenzämtern  zu  be- 
waffnen, und  Landwehren  und  Schlagbäume  mit  Wachen  besetzen  zu  lassen. 
Die  Mittheilung  der  verschiedenen  Gesetzentwürfe  haben  sie  zur  Abgabe 
ihrer  Ansicht  darüber  gewünscht.  Alle  Vorstellung  der  abgeordneten  Räthe, 
dass  die  Stände  die  fraglichen  Steuern  ohne  alle  Bedingung  bewilligt  hätten, 
sind  vergeblich  gewesen,  selbst  der  Nachweis,  dass  durch  solche  Verzöge- 
rungen dem  Lande  grosser  Schade  verursacht  werde,  hat  sie  nicht  bewo- 
gen, von  ihrer  Weigerung  abzustehen.  Obwohl  ihnen  schliesslich  die  Erle- 
digung aller  ihrer  Gravamen  in  Aussicht  gestellt  worden  ist,  sobald  sie  auf 
dem  Landtage  zu  Cleve  erscheinen  würden,  haben  sie  letzteres  dennoch 
verweigert,  ja  sogar  die  Abordnung  von  Deputirten  zur  Entgegennahme  der 
Gesetzentwürfe  abgelehnt. 

„Doch  haben  die  Landstände  wegen  der  Erscheinung  zum  Land- 
tage sich  noch  unterthänigst  erkläret,  wann  E.  Ch.  D.  cleve-märkischer 
Herr  Statthalter,  F.  Gn. ,  im  Lande  angelangt  sein  und  die  Stände 
dem  Herkommen  gemäss  verschrieben  würden,  sie  alsdann  darüber 
sich  näher  resolviren  wollten.  Und  Ein  und  Anderen  aus  den  Stän- 
den hat  sich  ins  Particulier  vernehmen  lassen,  dass  alles  sich  zu  E. 
Ch.  D.  Bestem  schicken  würde,  wann  der  Herr  Statthalter  allhier  an- 
langte, also  zu  E.  Ch.  D.  gnädigstem  Wohlgefallen  anheimstellen, 
ob  die  Verordnung  ergehen  möchte,  dass  Dero  Herr  Statthalter  alsobald 
herüber  kommen  möchte". 


Deputirte  von  Rees  an  den  Magistrat  daselbst.     Dat.  Wesel 

22.  Juni  1653.    R. 

(Unterz.:  v.  d.  Upwich  und  Dietr.  v.  Bockhorst.) 

22.  Juni.  Am  10.  sind  hier  erschienen:  von  den  clevischen  Ritterbürtigen  Wilich- 
Diersfort  als  Director,  Wilich-Lottum,  Wilich- W  innenthal,  Wi- 
lich-Kervendonk,  der  Domherr  Wilich  zu  Wilich,  Diepenbruch- 
Empel,  Loe-Wissen,  Brempt-Vehn,  Eickel-Groen,  Drost  Hoven, 
llittmeister  Reck  zur  Wenge,  Quad-Waterheck,  Spaen-Kreuzwick, 
Drost  Quad,  Ruhr  zu  Venninck  und  Siberg  zu  Voerde;  von  der  mär- 
kischen Ritterschaft  Düngel  zu  Dalhausen,  Elberfeld  zu  Herbede, 
Freitag  zu  Buttenborg,  sowie  Deputirte  aller  clevischen  Hauptstädte,  der 
Syndicus  der  märkischen  Städte  Dr.  Zahn,  Bürgermeister  zu  Unna,  und 
der  Syndicus  der  Stadt  Soest  Dr.  van  Damm.  Am  13.  ist  die  Proposition 
der  Räthe  ablehnend  beantwortet  worden,  von  Seiten  der  clevischen  Ritter- 
bürtigen durch  Stimmenmehrheit.  Am  15.  sind  die  meisten  Ständemitglieder 
wieder  abgereist.  Um  die  im  November  beschlossene  Deputation  nach  Re- 
gensburg endlich  auszuführen,  sind  diejenigen  clevischen  Stände,  welche 
damals  committirt  worden,  „alle  diese  Schickung  anklebenden  Sachen  zu 
respiciren",  nämlich  Wilich  zu  Diersfort,  Loe  zu  Wissen,  Diepenbruch 
zu  Empel,  Eickel  zu  Groen  und  die  Deputirten  von  Wesel,  Calcar  und 
Rees,   noch  hier  geblieben  und  zur  Berathung  darüber  zusammen  getreten, 
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Dieselben  haben  heute  bei  den  Gebrüdern  Yalek  in  Wesel  4000  Thlr.  auf- 
genommen, die  den  nach  Regensburg  deputirten  Ständen  per  "Wechsel  in 
Frankfurt  und  Regensburg  ausgezahlt  werden  sollen*). 


Aus  dem  Protokoll  des  märkischen  Ständeconvents  zu  Unna.  S. 

[Soest  nicht  zur  regensburger  Deputation  geneigt,  sucht  die  übrigen  Städte 

davon  abzubringen.] 

„Ist  anfangs  von  Herrn  syndico  Kumpsthof  proponirt,  dass  der  cle-  23. Juni. 

vische  Syndicus  Niess,    welcher  in  Dortmund  eingelanget,    referirt,    dass 

die  Herren  Clevischen  erster  Tage  ihre  Reise  nach  Regensburg  fortsetzen 

w^ollten,   und  weil  nun   der  Reichstag  bald  sich  endigen  dürfte,   so  wollte 

auch  nöthig  sein,  dass  von  Seiten  der  Grafschaft  Mark  die  Deputation  ehi- 

stens  abgehen  möchte.  —   Die  Herren  Ritterbürtige  haben  sich  resolviret, 

dass   sie  genommenem  Abschied  zufolge  allbereit  einer  Person  halber  sich 

verglichen,  auch  wegen  der  Kosten  nöthige  Anstellung  gemacht  und  wollten 

ü-leichmässiges  von  den  Städten  erwarten.  —  Deputirte  von  Soest  hat  sich 

11  tschuldiget,  dass  hierzu  von  seinen  Herren  Principalen  keine  Commission 

ertheilet  und  müsste   sich  näherer  Instruction  erholen,   immissus  pauca  de 

difficultate  negotii,  wenn  die  Sache  nicht  wohl  sollte  ablaufen,  adicit,  dass 

iidere  bei  den  cölnischen  Tractaten  gewesen,  welche  auch  bei  dieser  Sache, 

i  die  Execution  erfolgen  solle,  gebrauchet  werden  müsse;  ceteri  civitatum 

•  putati  haben  die  Sache  nicht  eigentlich  consideriren  wollen,  sondern  blos 

einiges,  und  es  sei  ein  abgethanes  Werk,  darin  nicht  mehr  zu  zweifeln,  und 

müsse  man  blos  de  modo  executionis  handeln.  —  Unlängst  darnach  der  Land- 

ndicus  Kumpsthof  mit  zwei  von  der  Ritterschaft  als  deputati  ius  Logement 

kommen  und  begehret,  alldieweil  sie  vernehmen  thäten,  dass  die  von  Soest 

wieder  zurückreisen  wollten,  so  möchte  doch  einer  allda  bleiben,  damit  die 

1  deren  auch  nicht  folgen  thäten  und   der  Landtag   dadurch    aufgehoben 

viirde.  —  Sind  die  Herren  Bürgermeister  von  Soest  auf  das  Rathhaus  da-  24..luui. 

«Ibst  gefordert,  neben  den  beiden  Herren  Ziescmeistern,  und  hat  man  etz- 

'  he  Stunden  consultirt,    was  in  dieser  Sache  zu  thun  sei,   endlich  aber 

lies  dahin  genommen,  dass  man  so  bald  als  möglich  diese  Sache  aufzu- 

iltcn  sich  bemühen  wollte,  und  ist  Herr  Ziesemcister  Michels  mitgereiset, 

i   dann   nach   vielen  Anforderungen   und  gepflogener  Conferenz  es   dahin 

isgeschlagen,    dass   man   hauptsächlich   auf  Seiten  der  Städte  sieh  noch 

icbt  resolviren  können,  weil  os  zuförderst  mit  anderen   zu  communicircn 

tiinde,  jedoch  damit  dieses  Werk  niclit  gänzlich  dadurch  aufgehaltm  würde, 

-n  wollfo  man  chiHteuK  einen  Städtetag  nadi  Hiunni   ausschreiben  und  von 

1  endlichen  Meinung  die  Herren  llittcrbürtigo  vergew 


')  Wilich- Wiuncnthiil   bcUobb  uusserdum  dou  cloviachon  Ständon  10,000 

I  hlr.  zur  Bestreitung  dor  K»«' '■  •   f» «..<;-...  v.,r.   wonigstous  b.'>-''>>"'«..  .r 

1057  soino  Antlagon  so  hocli 

*)  Auf  dorn  am  2.  Juli   zu  Iluiuin  miIui  märkischen  J^  tut 

ucbtcu  dio  soestor  Duputirtou  diu  und«.  ;o  wioduruni  von  d< .  iioD 
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Der  Kurfürst  an  die  Regierung.     Dat.  Oöln  a.  d.  Spr. 
14/24.  Juni  1653.     M. 
(Präsentirt  Cleve  30.  Juni  1653.) 
[Die  55,000  Thlr.   sind  mit  oder  ohne   Consens   der  Stände   auszuschlagen  und 
unbemerkt  um  so  viel  zu  erhöhen,  dass  der  Truppenunterhalt  davon  zu  bestrei- 
ten.   Rückkehr  des  Statthalters  mit  kurf.  Resolution  und  neuer  Instruction.] 

24.  Juni.  „Dieweil  aber  siimmum  periculum  et  damimm  in   mora  versiren 

thut,  so  habt  ihr  einen  als  den  anderen  Weg,  es  erklären  sich  die 
Stände  oder  nicht,  mit  der  Repartition  und  Ausschlagung  der  55,000 
Thlr.  ungesäumt  zu  verfahren.  So  viel  die  Beibringung  der  Römer- 
monate, wie  nicht  weniger  den  Punkt  der  Landesdefension  und  Ab- 
fassung der  Ordnungen  betrifft,  habt  ihr  dieselbe  gleichfalls  fleissig 
zu  urgiren  und  bemelten  Ständen  deshalb  allerhand  bewegliche  Motive 
vorzustellen.  Damit  auch  denselben  um  so  vielmehr  Satisfaction  ge- 
geben werden  möge,  wollen  Wir  es  dahin  richten,  damit  Unser  Statt- 
halter ehist  sich  wieder  nach  Cleve  begeben  möge,  gestalt  Wir  dann 
demselben  auch  über  einen  und  anderen  Punkt  völlige  Resolution  mit- 
geben, auch  mit  neuer  Instruction  versehen  lassen  werden.  Und  weil 
Wir  vernehmen,  dass  die  clevischen  Stände  zur  Ausschlagung  der 
18,000  Thlr.  zum  Behuf  Unserer  Garnisonen  nicht  zu  bewegen  gewe- 
sen, dieselbe  aber  gleichwohl  beibehalten  und  verpfleget  werden  müs- 
sen, so  wollet  ihr  es  dahin,  jedoch  unvermerkt,  richten,  damit  bei 
Ausschlagung  der  55,000  Thlr.  zugleich  etwas  mehres  zum  nöthigen 
Unterhalt  der  Garnisonen  mit  repartiret  werden  möge,  gestalt  ihr 
dann  solches  mit  Fleiss  in  acht  zu  nehmen  und  wohl  zu  mesnagiren 
wissen  werdet". 

Aus  dem  Protokoll  des  märkischen  Ständeconvents  zu 

Hamm.     S. 

[Trotz  aller  Bemühungen  der  Eitterschaft  verweigern  die  Städte  Theilnahme  der 
Deputation  nach  Regensburg.] 

7.  Juli.  „Haben  die  Herren  Ritterbürtigen  durch  Herrn  Kumpsthof  anzeigen 

lassen,  wie  ihnen  sehr  schmerzlich  vorkomme,  dass  die  Städte  neulich  eine 
solche  imverhofifte  Kesolution  genommen  und  wollten  demnach  die  Union, 
wie  sie  in  a.  1647  zu  Cöln  renoviret,  und  in  originali  zugegen  wäre,  vor- 
lesen lassen,  damit  ein  und  andere  den  Sachen  desto  tiefer  nachsinnen 
und  zu  andern  Gedanken  kommen  möchte,  und  ist  darauf  die  Union,  wie 
auch  folgends  das  juramentum  silentii  verlesen  worden,  mit  Begehren,  dass 


abzubringen,  und  erklärten  endlich,  dass  die  Stadt  Soest  nicht  ihre  Zustimmung 
dazu  geben  könnte. 


Märkische  Städte  weigern  Theilnahme  an  der  Deputation.  Q^-[ 

man  die  Sache  beschleunigen  und  mit  guter  Resolution  wieder  einkommen 
möchte.  Hierauf  haben  die  Städte  geantwortet,  dass  ihnen  fast  fremd  vor- 
käme, warum  man  die  Union  und  das  prästirte  Juramentum  abgelesen,  weil 
jedweder  sich  ohne  das  wohl  zu  besinnen  wüsste  und  wären  auch  sehr  harte 
Worte  von  Meineidigen  etc.  neulich  zu  Unna  vorgefallen,  deren  Erklärung 
man  auch  zuvor  gern  wissen  wollte,  darauf  hat  Herr  Kumpsthof  geant- 
wortet, dass  die  Verlesung  nur  ad  majorem  noticiam  geschehen,  die  neu- 
liche Rede  aber  zu  Unna  wäre  blos  warnungsweise  gemeint  gewesen.  — 
Deputirte  der  Städte  erklärt,  dass  sie  in  die  Yorschickung  nach  gestalten 
Sachen  noch  nicht  gehelen  könnten,  weil  ratione  primi  puucti  instructionis 
die  Sache  noch  zweifelhaft  wäre,  dann  auch  der  ausgeschriebene  Tag  nach 
Cleve  zu  den  Tractaten  annoch  nicht  respicirt  worden,  auch  3)  einige  harte 
Worte  in  der  Instruction  enthalten,  die  auch  zu  expungiren  stünden.  End- 
lich nach  vielem  repliciren,  dnpliciren,  und  da  man  das  Werk  in  pleno 
oftmals  per  deputatos  vorgenommen  und  allemal  die  Union  sehr  hoch  ur- 
girt,  ist  von  den  Städten  präsentirt  worden  Assistenz,  dass  sie  nämlich 
einige  deputatos  zugleich  mit  absenden  wollten,  wenn  nur  allein  den  an- 
deren beigestanden,  aber  gar  keine  Klagen  wegen  der  Grafschaft  Mark  ge- 
führt werden  sollten,  welches,  da  es  von  den  Herren  Ritterbürtigen  nicht 
acceptirt  worden,  in  Meinung,  dass  sie  ohne  solche  Assistenz  das  Werk 
durchzutreiben  ihnen  wohl  zutrauten,  so  ist  durch  Herrn  Kumpsthof  ein 
Protest  eingewandt,  dass,  dafern  hieraus  ins  künftige  ein  praejudicium 
der  Posterität  erwachsen  sollte,  sie  hierüber  wollten  entschuldiget  sein, 
darauf  von  den  Städten  hinwieder  contra  protestiret  worden,  dass,  dafern 
aus  diesem  Werk  und  da  man  alles  auf  die  Spitze  stellete,  dem  Lande  ein 
Unglück  zustossen  sollte,  wollte  man  es  gleichfalls  ihnen  zur  Verantwortung 
heimgestellt  haben,  und  ist  geschlossen  in  voto,  dass,  wenn  ja  die  Herreu 
Ritterbürtigen  zu  schicken  gesinnet  wären,  so  thäte  man  denselben  glückliche 
•  xpedition  anwünschen". 

Konrad  Philipi^  v.  Romberg  an  Dietrich  Karl  v.  Wilich. 
Dat.  Dortmund  21.  Juli  1653.     D. 

[Unwille  über  der  märkischen  Städte  Verhalten,  Hoffnung,  sie  noch  zur  Deputation 

""  '■"" '      \V'<"  .  I    ..  :n    ,1,-  Dcputirten  Creditiv   ausfertigen.     Die  Abreise  ist 

noch  aufzuschieben.] 

..AuB  E.  Lbd.  mir  von  Herrn  Niess  gestorn  eingcrciclitcs  Schrei-  21.  Juli. 
bcii  habe  ersehen,  wie  herzlich  dieselbe  aus  patriotisciiein  Eifer  über 
unserer  .Städte  Seltsamkeit  seien  alteriret  worden,  ich  hotVe  aber,  wann 
k;  des  Herrn  Nies»  Proposition  sollen  geh(iret  haben,  sollen  sio  an- 
'  rer  Meinung  werden.  Diesen  Abend  soll  man  zu  Unna  einkommen 
und  morjcen  tractiren.  Die  Herren  Drosten  werden  sich  alle  einstellen. 
Oott  gebe,  wie  ich  holTe,  dass  alles  fein  einmüthii,'  und  patriotisch 
liergchen  mJige.  Wann  es  möglich  wäre,  dass  E.  Lbd.  die  Keisc  diese 
Woche   noch  vorziehen  könnten,   das  wollte  von  Herzen   gewünscht 
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haben,  dann  es  mir  schwerlich,  gegen  Freitag  zu  Cöln  einzukommen. 
Dass  Wesel  auf  Ersuchen  unser  Creditiv  auszufertigen  willig  sei,  hab 
ich  erfreulich  vernommen,  wollen  nun  wohl  zu  recht  kommen.  Der 
Herr  Statthalter*)  ist  für  wenig  Tagen  bei  dem  v.  Düng  ein  gewesen 
und  gesagt,  dass  er  auch  schwerlich  diese  Woche  fertig  werden  könne. 
Zu  Unna  soll  morgen  der  Schluss  und  die  Expedition  erst  ins  Werk 
gesetzt  werden,  darüber  leicht  ein  paar  Tag  hingehen  werden". 

Auch  mit  der  Besieglung  seitens  Wesel  wird  noch  eine  Woche  hinge- 
hen, wünscht  daher  Wilich  noch  in  Wesel  zu  sprechen. 


Die  Regierung  an  die  cleve-märkischen  Stände.     Dat.  Cleve 

21.  Juli  1653.     M. 

21.  Juli.  Der  Statthalter  wird  in  wenigen  Wochen  mit  vollkommener  Vollmacht 

in  Cleve  eintrefien  und  auf  einem  allgemeinen  Landtag  alle  ständischen 
Gravamen  erledigen.  Um  so  befremdender  ist  die  Nachricht,  dass  die  Stände 
trotzdem   Deputirte  nach  Regensburg   an   den  Kaiser  und  das  Kurfürsten- 


1)  Bertram  v.  Nesselrode,  cölnischer  Statthalter  zu  Recklinghausen,  einer 
der  Jülich -bergischen  Deputirten,    vgl.  Einleit.  p.  603.     Er  schreibt  am  20.  Juli 
aus  Herten  an  Dungein,    bei  seiner  Schwester,    der  Frau  v.  Wachtendonk, 
logirend,  sei  er  von  ,, einigen  getreuen  Patrioten  aus  den  clevischen  Landstäuden 
besucht  worden"   und  habe   von  ihnen  zu  seiner  grössten  Befremdung  erfahren, 
dass  die  märkischen  Städte  zu  der  Deputation  nach  Regensburg  sich  nicht  ver- 
stehen wollen,    ,, welches  ein  Werk  ist,    das  über  meinen  Verstand  geht,   indem 
ich  nicht  begreifen  kann,   wie  solches  in  Ansehung  der  aufgerichteten  und  mit- 
telst Eids  hochbetheuerten  Union,  auch  der  zufolge  durch  allerseits  bevollmäch- 
tigte Deputirte  wohl  deliberirter  und  hernach  von  allen  ihren  Principalen  ratifi- 
cirten  Resolutionen  zu  verantworten  sei".     Hätten  die  Städte  auch  selbst  keine 
Gravamen,   so  wären  sie  doch  vermöge  der  Union  verpflichtet,  über  die  Grava- 
men ihrer   erb  vereinigten  Mitglieder  als   ihre  eigenen  mit  zu  queruliren,  thäten 
sie  dies  nicht,   so  würden  letztere  sich  auch  niemals  ihrer  Gravamen  annehmen. 
Die  angebliche  Entschuldigung,  dass  auch  die  jülich-bergischen  Städte  sich  nicht 
an  der  Deputation  betheiligen  wollten,   beruhe   auf  Irrthum.     „Was  die  jülich- 
bergischen  Städte  belangt,  wird  sich  in  efifectu  ausweisen,    dass  dero  Deputirte 
zu   dieser  Schickung  mit  den  Ritterbürtigen   zugleich  fortgehen  und  obgleich 
bei  jüngstem  düsseldorfer  Landtag  wegen   dieser  Schickung  Rede 
vorgefallen,  insonderheit  weilen  mau  fast  aller  eingegebenen  gra- 
vamen  halber  begnügte  Resolution  bekommen,    dennoch  weil   das 
vornehmste  Gravamen,    nämlich  die  Abschaffung  aller  Kriegsver- 
fassung,   so  an  Festungen  als  an  Soldaten,    dergestalt  nicht  reme- 
dirt  werden  wolle  oder  nach  vielen  dabei  vorbrachten  beweglichen 
Reden   also  nicht  remedirt  werden  könne,  dass  man  darauf  zu  ac- 
quiesciren  gehabt,  —  so  ist  es  bei  der  einmal  festgestellten  Schickung  un- 
veränderlich verblieben".    Diese  Mittheilung  mache  er  ihm  als  „einem  vertrauten 
Freund  und  berühmten  guten  Patrioten".    Vgl.  oben  das  Schreiben  Mülheim's 
an  Nie  SS  p.  645. 
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collegium  absenden  wollen.  Sie  muss  die  Stände  hiervon  ernstlich  abmah- 
nen und  sie  ersuchen,  sich  nicht  von  „übel  gesinnten  und  unruhigen  Leuteu 
zu  solcher  Weiterung  und  Verunglimpfung  des  Kurfürsten  verleiten  zu  las- 
sen". Sollten  sie  dem  Kaiser  etwas  vorzutragen  haben,  so  werde  der  Kur- 
fürst solches  durch  seine  Gesandten  in  Regensburg  vorbringen  lassen'). 


Die  Regierung   im  Namen    des  Km*fürsten    an  Dietrich  Karl 

V.  Wilich  zu  Winnenthal.     Dat.  Cleve  21.  Juli  1653.     M. 

(Unterz.  von  Bernsau  und  HUchtenbruch.) 

Da  sie  vernommen  haben,  dass  er  von  einigen  Leuten,  angeblich  im  21.  Juli. 
Namen  der  cleve -märkischen  Stände,  als  Deputirter  an  den  Kaiser  nach 
Regensburg  gesandt  werden  solle,  so  müssen  sie  ihn  hiermit  an  seine  Pflicht 
als  kurfürstlicher  Justizrath  erinnern,  als  welcher  er  weder  ohne  Urlaub 
ausser  Landes  sich  begeben  könne,  noch  eine  derartige  Commission  über- 
haupt anf  sich  nehmen  dürfe.  Zur  Versehung  seines  Amtes  habe  er  sich 
sofort  bei  Vermeidung  höchster  Ungnade  in  Cleve  einzufinden  2). 


Wilich  an  Mülheim.     Dat.  Wesel  23.  Juli  1653.     D. 

[üeber  Romberg's  Schreiben  erfreut,  will  die  Reise  in  Hoffnung  auf  Sinnesände- 
rung der  märkischen  Städte  noch  verschieben.] 

„Durch  beiliegendes  Schreiben  vom  märkischen  adeligen  depu-  23.  Juli, 
tato')  bin  einigermaassen  von  meiner  vorigen  Alteration  insoweit  her- 
gestellet  und  getröstet  worden,  dass  noch  Hoffnung  vorbanden,  die 
unbesonnenen  Städte  mochten  sich  durch  der  Herren  Clcvischen  Schrei- 
ben und  Abschickung  ad  Obligationen!  praestandam  instruiren  und  recht 
unterweisen  lassen,  maassen  es  bereits  einige  erfreuet  hat,  dass  diese 
dunkle  Wolke  am  Himmel  erschienen,   verhoffend,   das  ganze  Werk 


*)  An  demselben  Tage  berichtete  die  Regierung  die  beabsichtigte  Abreise 
der  Dcputirten  und  den  Widerspruch  der  märkischen  Städte  dem  Kurfürsten,  und 
erliess  ein  Ausschreiben  au  diu  clcvischen  Stände  nach  Emmerich  auf  d.  25.  Juli 
uod  am  4.  Aug.  ein  solches  auf  d.  18.  Ang.  nach  Cleve.  Gleichzeitig  schickte 
sie  an  die  einzelnen  Hauptstädte  von  Cleve  und  Mark  besondere  Commissäre, 
um  die  Maf^istrate  un«l  (femeiodevertrctungen  derselben  in  gleicher  Weise  von 
r  Deputation  nach  Uc^rcnsburg  abzumahnen. 

';  Kiti  .Schreiben  ahnlichen  Inhalts  ging  an  demselben  Tage  an  den  märki- 
■choo  Dcputirten  Konrad  Philipp  v.  Uoroberg  zu  Bnininghauseu  und  Hla- 
deuhorst  ab.  Er  wurde  als  Lehnsmann  von  der  Reise  abgemahnt.  Am  26.  Juli 
schickte  die  Regierung  den  geh.  Ruth  und  Oberst  v.  Riland  an  die  zur  Depu- 
tation d«'signirt«'n  I'ersonen,  ausser  dirsen  beiden  Lic.  Adolf  Moll,  wesofer 
Hchoffe,  und  Hurgermeister  (i  erhard  CJrond  zu  ('alcar,  um  »io  nochmals  ernst- 
lich von  der  Reise  abzumahnen-,  nur  letztcrca  ichoiot  er  zum  Aufgeben  der  Reise 
bi'wocri'n  zu  haben. 

Romberg's  Schreibeo  vom  21.  Juli. 
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möchte  also  zerfallen  oder  in  Uneinigkeit  getrieben  werden.  Dem 
vorzukommen  hab  hiemit  E.  Lbd.  bitten  müssen,  und  solches  zwar  um 
so  mehr,  weil  der  Herr  Statthalter  Nessel  rode  auch  diese  Woche 
so  wenig  als  die  Märkischen  fertig  sein  können,  dass  E.  Lbd.  nach 
Erapfahung  dieses  dem  Herrn  v.  Bon  gart*)  zu  Paffendorf  vom  Inhalt 
des  beiliegenden  avisiren  und  zugleich  beständig  versichern  wollen, 
dass  ich  den  Märkischen  zu  gefallen  die  Reis  zwarn  bis  anstehenden 
Dienstag  (29.  Juli)  um  4  Uhren  des  Morgens  ausgestellet,  aber  volente 
deo  alsdann  gar  keine  Aenderung  admittiren  noch  eindringen  lassen 
will,  dessen  man  sich  versichern  kann,  maassen  ich  bei  meiner  Selig- 
keit kraft  dieses  versichern  darf,  dass  wir  Clevischen  fertig.  Gott 
gebe,  dass  die  unverständigen  Städte  herbeigeftihret  werden  mögen". 


Die  märkischen  Stände^)  an  die  clevischen  Stände. 

Dat.  Unna  23.  Juli  1653.     W. 

23.  Juli.  Sie  haben  als  Deputirte  nach  Regensburg  Konrad  Philipp  v.  Rom- 

berg zu  Bladenhorst  und  Brüninghausen,  sowie  den  Dr.  Dietrich  Döh- 
ring^)  gewählt,  und  bitten,  zur  Bezeugung  der  Einigkeit  und  alten  Erb- 
vereinigung der  beiden  Landschaften,  „wonach  alle  vor  einen  Mann  zu 
stehen^,  das  Creditiv  auf  die  beiderseitigen  Abgeordneten  auszustellen  und 
mit  dem  Siegel  der  Stadt  Wesel,  wo  der  Beschluss  zur  Deputation  gefasst 
worden  ist,  versehen  zu  lassen. 


Wilich  an  Bernsau  und  Hüchtenbruch.     Dat.  Winnenthal 

25.  Juli  1653.     M. 

25.  Juli.  Hat  das  von  ihnen  als  kurf.  clevische  Regierungsräthe  unterzeichnete 

Abmahnungsschreiben  vom  21.  Juli  erhalten.  Müsse  darauf  antworten,  dass 
er  nicht  von  „einigen  Leuten",  sondern  von  den  sämmtlichen  unirten  Land- 
ständen,  deren  längst  und  einmüthig  gefasstem  Beschlüsse  gemäss,   nach 


*)  Der  Deputirte  der  jüliclischen  Ritterschaft. 

^)  Soest  hatte  das  Ausbleiben  ihrer  Deputirten  daselbst  mit  anderweitigen 
dringenden  Geschäften  entschuldigt,  sandte  sie  auch  dann  nicht,  als  die  Städte- 
deputirten  aus  Unna  22.  Juli  dringend  darum  baten,  ,,gestalt  wir  anwesenden  uns 
billig  Difficultät  machen  in  unserer  hochgeehrten  Herren  Abwesenheit  berührte 
weit  aussehende  Sache  vorzunehmen,  viel  weniger  darüber  ein  Schluss  oder  ca- 
thegoricam  resolutionem  dem  Herrn  Dr.  Niess,  der  gar  stark  und  inständig 
darauf  dringt,  zu  geben".     (Soester  Archiv.) 

^)  Derselbe,  ein  dortmunder  Magistratsraitglied,  ging  als  Abgeordneter  dieser 
Reichsstadt  nach  Regensburg;  wie  das  weiter  unten  mitgetheilte  Protokoll  des 
märkischen  Städteconvents  zu  Ostönne  ausweist,  wies  er  die  Commission  so  gut 
wie  ganz  ab. 
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Regensburg  deputirt  sei.  Auf  seine  Charge  als  Justizrath  habe  er  bereits 
in  einem  vor  wenig  Tagen  an  den  Kurfürsten  abgegangenen  Schreiben  resignirt 
und  darin  die  ihm  im  Mai  angebotene  Stelle  als  Präsident  des  Hofgerichts 
abgelehnt.  Wünscht,  dass  die  clevischen  Stände  bald  „gute  Satisfaction 
erreichen,  kann  sich  nicht  einbilden,  dass  S.  Ch.  D.,  so  im  J.  1648  hiesigen 
Ständen  aufgegeben,  Dero  letzten  Provisionalvergleich  zu  poussiren,  und 
ihr  Interesse  dabei  wahrzunehmen,  in  Ungnade  vermerken  sollten,  dass  die- 
selben itzo  Ihr  Interesse  am  kais.  Hofe  mit  gebührendem  Respect  beob- 
achten, wie  solches  bei  den  letzt  gepflogenen  Tractaten  zu  Cleve  von  einem 
Regierungsrath  rund  aus  den  Ständen  an  die  Hand  gegeben  teste  pro- 
tocollo". 


Jakob  Spaen  und  Werner  Wilh.  Blaspeil   an    die  Regierung. 

Dat.  Wesel  26.  Juli  1653.     M. 

Sie  haben  in  "Wesel  von  der  clevischen  Ritterschaft  Wilich  zu  Diers-  26.  Juli, 
fürt,  Wilich  zu  Winnenthal,  Loe  zu  Wissen,  Diepenbruch  zu  Empel 
und  Wilich  zu  Wilich,  sowie  den  Syndicus  Niess  vorgefunden,  die  auf 
ihr  Ersuchen,  die  Abreise  der  regensburger  Deputirten  bis  zur  Ankunft  des 
Statthalters  zu  verschieben,  geantwortet  haben,  „dass  sie  hier  nicht  als  De- 
putirte  der  Landstände,  sondern  in  privatis  zu  thun  hätten,  wollen's  aber 
bei  nächster  Versammlung  der  Landstände  vortragen".  Darauf  haben  sie 
dasselbe  Ansuchen  an  den  in  corpore  versammelten  weseler  Magistrat  ge- 
richtet, der  erwidert  hat,  dass  „res  nicht  mehr  iutegra",  die  Deputation 
schon  im  November  1652  von  allen  Ständen,  ausgenommen  die  Stadt  Cleve, 
beschlossen,  die  damals  aufgesetzte  Instruction  von  den  Deputirten  be- 
schworen sei,  und  die  Regierung,  wenn  sie  die  Abordnung  so  ungern  sehe, 
früher  habe  dawider  sprechen  müssen.  Die  beiden  Räthe  erklären  sich  mit 
der  Berathung  und  dem  Beschlüsse  der  Regierung,  die  ständischen  Depu- 
tirten bis  zur  Ankunft  des  Statthalters  „anzuhalten",  einverstanden  und 
bitten  „einhellig  dabei  zu  verbleiben".  Sie  wollen  gegen  Abend  sich  nach 
Xanten  begeben,  um  dort  mit  dem  Oberstlieutenant  Uundebeck  die  nö- 
thigen  Maassregeln  zu  verabreden,  und  bitten,  dorthin  noch  den  derinitivon 
Beschluss  denselben  Abend  gelangen  zu  lassen,  da  die  Deputirten  vonuis- 
sichtlich  am  anderen  Tage  von  Wesel  abreisen  werden'). 


'  sofortigen  Befehl  zur  Verhuftung  der  Deputirten  zugeben,  beschloas 

iiig,    wie   schon   bemerkt,    Biland  an  dieselben  abzusenden,    um  sio 

persönlich  von  der  Abreise  abzumahnen.     Ob  er  eventuell  noch  weiter  gehondo 

WiMgung  gehabt  hat,  ist  nicht  ersichtlich.     Kr  fnif  \V  iiioli- W  i  ii  n  e  nt  hui  und 

II  Lic.  Moll  nicht  mehr  in  Wesel  an. 
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Instruction  für  den  Statthalter  von  Cleve-Mark  Fürsten  Johann 
Moritz  von  Nassau.    Dat.  Cöln  a.  d.  Spr.  16/26.  Juli  1653.    B. 

[Die  Keligionsverhältnisse.  Die  landesfürstliche  Hoheit.  Die  Justiz.  Die  Be- 
ziehungen zu  Neuburg  und  zu  den  Staaten.  Die  Verhandlungen  mit  den  Ständen. 
Erhebung  der  55,000  Thlr.  zur  Einlöse  Schermbecks  und  der  30,000  Thlr.  zum 
Truppenunterhalt.  Entlassung  der  Garnison  in  Hamm.  Reducirung  der  unent- 
behrlichen Garnison  in  Lippstadt.  Beschaffung  deren  Unterhalts.  Qualification 
Paland's.  Niederschlagung  des  Processes  gegen  Wilich  und  Quad.  Die  Juris- 
dictionen. Blaspeil's  Rechnungen.  Entlassung  der  ordentlichen  Räthe.  Die 
Amtskammerordnung.    Der  Eid  der  Beamten  auf  den  Recess  und  die  Entbindung 

von  demselben.] 
26.  Juli.  Wegen  Fortsetzung  der  clevischen  Landtagstraetaten  ist  die  Anwesen- 

heit des  Statthalters  in  Cleve  nothwendig,  dessen  Abreise  dorthin  ist  daher 
zu  beschleunigen.  Bestätigung  der  früher  ihm  ertbeilten  Yollmachten. 
1)  Der  evangelischen  Kirche  ist  aller  möglicher  Vorschub  doch  mit  guter 
Vorsichtigkeit  und  derart  zu  leisten,  dass  den  Päpstlichen  keine  recht- 
mässige Ursache  zu  queruliren  gegeben.  2)  Die^  landesfürstliche  Hoheit 
und  die  Religion  sind  zu  erhalten  und  zu  verbessern,  auch  „prompte  Justiz" 
zu  administriren.  3)  Der  Statthalter  soll  daher  nicht  nur  meistens  den 
Sitzungen  der  Regierung,  sondern  auch  zu  Zeiten  denen  des  Hofgerichts 
persönlich  beiwohnen  und  darauf  sehen,  dass  „rechtmässig  procedirt  und 
die  Rechtssachen  nicht  aufgehalten  werden".  4)  Er  soll  sich  angelegen 
sein  lassen,  mit  dem  Pfalzgrafen  von  Neuburg  auf  Grund  des  Vertrags  von 
1647  und  „dessen  Bestätigung  durch  kaiserliche  Commissarien",  wie  auch 
allen  übrigen  Nachbaren  „gute  Einigkeit  und  Correspondenz"  zu  pflegen, 
besonders  aber  mit  den  Generalstaaten  „ein  beständiges  gutes  Vernehmen" 
zu  unterhalten.  Da  aber  der  Kurfürst  in  Erfahrung  gebracht  hat,  dass  der 
Herzog  von  Lothringen  und  der  Prinz  von  Conde  in  den  jülichschen  Lan- 
den stark  werben  und  dadurch  die  clevischen  Lande  leicht  in  Unruhen  ver- 
setzt werden  können,  so  soll  er  über  die  Werbungen  und  deren  Zweck  Er- 
kundigungen einziehen,  und  mit  den  Käthen  und  Ständen  über  die  Mittel 
zum  Schutze  des  Landes  und  deren  Beschaffung  verhandeln. 

5)  „Was  hiernächst  die  obgedacbten  Landtagstraetaten  und  der 
Stände  noch  unerörterte  gravamina  betrifft,  haben  Wir  Unseren  clevi- 
sclien  Regierungsräthen  albereit  am  11.  März  jüngst  Unsere  endliche 
gnädigste  Resolution  zukommen  und  überschreiben  lassen  ^).  Wir  hätten 
Uns  wohl  zu  Unseren  Ständen  gänzlich  versehen,  sie  würden  bei  so- 
thaner  Unserer  gnädigsten  und  auf  aller  Billigkeit  bestehenden  Erklä- 
rung in  Unterthänigkeit  allerdings  acquiesciret  und  darauf  ihrer  Schul- 
digkeit nach  so  wohl  die  zum  Unterhalt  der  Garnison  in  dem  Hamm 
verordneten  30,000  Thlr.  als  auch  die  zur  Wiedereinlösung  des  Amts 
Schermbeck  verwilligten  55,000  Thlr.  ohne  alles  fernere  Difficultiren 
ausgeschlagen,  auch  sonsten  im  Uebrigen  den  Landtagsrecess  de  anno 


1)  S.  oben  p.  639. 
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1649  in  allen  Punkten  und  Clausulen  eine  völlige  Satisfaction  unter- 
thänigst  geleistet  haben.  Aber  dem  Allen  uneracbtet  vernebmen  Wir 
docb  mit  uicbt  geringem  Missfallen,  dass  sie  aucb  an  solcber  Unserer 
gnädigsten  Resolution  noeb  ein  und  anderen  Punkts  balber  aller- 
band unnötbige  Sebwierigkeit  zu  macben  und  dadurcb  den  wirk- 
lichen Effect  und  Vollstreckung  des  Landtagsabschieds,  so  viel  an 
ihnen,  vorsätzlich  removiren  und  aufhalten,  welches  Wir  auf  ihre  Ver- 
antwortung gestellt  sein  lassen  müssen.  Damit  ihnen  aber  endlich  das 
Maass  vollgemacht  und  aller  Prätext,  so  viel  möglich,  benommen  wer- 
den möge,  so  erklären  Wir  Uns  hiermit  in  Gnaden  dahin:  dass,  ob 
Uns  wohl  bei  itziger  noch  immerhin  contiuuirender  Unruhe  und  star- 
ken Werbungen  zumal  bedenklich,  Unsere  Festung  Hamm  zu  evacui- 
ren,  und  dadurch  Unsere  Lande  ihrer  Securität  und  nöthigen  Schutzes 
gleichsam  zu  entblössen. 

Dieweil  aber  jedennoch  von  Unseren  Ständen  die  besagte  Eva- 
cuation  auch  mit  Hintansetzung  ihrer  selbsteigenen  Wohlfahrt  so  gar 
inständig  und  unablässig  urgirt  und  beharret  werden  will,  so  müssen 
Wir  ihnen  endlich  ihren  Willen,  doch  im  Fall  dem  Lande  dadurch 
einig  Unheil,  das  Gott  verhüte,  zuwachsen  sollte,  auf  ihre  Verantwor- 
tung lassen,  geben  auch  Unserem  Statthalter  in  Kraft  dieses  voll- 
kommliche  Macht  und  Gewalt,  dass  er  die  Garnison  in  besagtem  Hamm 
abdankt  und  die  hierzu  nuthigen  Gelder  von  den  Ständen  beiscbafllt, 
jedoch  vorher  die  Wälle  und  Aussenwerke  (damit  nicht  Frenuie  sich 
dieses  Orts  zu  des  ganzen  Landes  Schaden  und  Verderben  hinwiederum 
bemächtigen  mögen)  mit  Hülf  der  Untcrthanen  sonder  Unsern  Kosten 
gänzlich  demolire;  ingleichen  die  lippstädtische  Garnison  auf  drei 
Compagnicn,  insgesammt  auf  vierhundert  Mann  reducire.  Das  Vor- 
nehmste aber  wird  darauf  ankommen,  woher  der  Unterhalt  dieser 
lippstädtischen  Garnison  zu  nehmen  sein  wird.  Denn  dass  dieselbe 
iiothweudig  beizubehalten,  und  au  Iksetz-  und  guter  Verwahrung  dieser 
Stadt,  Uns  und  Unserem  cburfürstlichen  Staat,  auch  sämmtlicheu 
Landen  und  Einwohnern  zum  allerhöchsten  gelegen,  ja  nUcbst  Gott, 
deren  Securität  und  Wolilfahrt  zum  grossen  Theil  davon  dependire, 
.vird  kein  vernünftiger  Mensch,   der  seiner  Affccteu  Meister  ist,   und 

»ndcr  Passion  von  derSach  urthcilen  will,  in  Abrede  stellen  können; 
bcvorab,  da  auch  im  instrumcnto  pacis  einem  jedweden  Landesfllrstcn 

•  »  viel  Volks,  als  Er  zur  Verwahrung  seiner  festen  Plätze  benöthiget, 
iHizubehalten,  zugelassen  und  verstattct  wird.  Solches  alle»  nun  soll 
l  nscr  Statthalter  Unseren  elcvc-  und  märkischen  Ständen  mit  mebre- 
rem  beweglich  rcprfiHcntiren  und  zu  GcinUth  führen  und  dabin  bestes 

Mal«r.  lur  Geacb.  <J.  Gr.  KurfDr»!«!!.  V.  42 
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Fleisses  bemühet  sein,  damit  gemelte  Unsere  Stände  sammt  und  son- 
ders zu  einem  solchen  gemeinnützigen  und  zu  ihrer  und  der  Ihrigen 
selbst  eigenen  Wohlfahrt  und  Conservation  streckendem  Werk  Hand 
mit  anlegen,  und  den  geringen  Unterhalt,  so  zu  dieser  unvermeid- 
lichen Besetzung  etwa  erfordert  werden  möchte,  ad  exemplum  der 
jülichschen,  bergischen,  münsterischen,  paderbornschen  und  osna- 
brückischen Stände,  ebenmässig  unweigerlich  über  sich  nehmen,  auch 
unverändert  proportionabiliter  unter  sich  eintheilen  und  beitreiben  las- 
sen mögen.  Ehe  und  bevor  noch  solches  geschehen  und  dieses  Un- 
terhalts halber  eine  beständige  Richtigkeit  getroffen,  kann  und  soll 
so  wenig  mit  Abdankung  der  hammischen,  als  Reduction  der  lipp- 
städtischen Garnison  verfahren,  sondern  diesen  beiden,  bis  des  Unter- 
halts ein  gewisser  Schluss  gemacht,  ein  Anstand  gegeben  werden. 
Wir  wollen  auch  nicht  hoffen,  —  dass  ein  einziger  treuer  Patriot  sein 
werde,  der  sich  dessen  zu  entbrechen,  und  in  sothaner,  dem  ganzen 
Vaterlande  zum  Besten  gereichender  Intention  seinem  Landesfürsten 
und  Vaterlande  aus  Händen  gehen  werde;  sondern  versehen  Uns  völli- 
ger aller  schuldigen  unterthänigsten  Accommodation  und  gehorsamster 
Bezeigung.  Darum  dann  S.  Lbd.  sie  mit  dienlichen  Reden  und  Moti- 
ven zu  disponiren  und  treulich  zu  ermahnen,  hingegen  auch  sie  hin- 
wiederum Unserer  beständigen  gnädigsten  Affection  und  für  die  Wohl- 
fahrt dieser  Unserer  Lande  tragenden  landsväterlichen  sorgfältigen 
Gemtiths,  und  dass  dieses  alles  zu  keiner  Consequenz  gezogen,  we- 
niger aber  ihren  Privilegien  im  geringsten  abbrüchig  sein  solle,  in 
Unserm  Namen  festiglich  zu  versichern.  Und  hierüber  sind  Wir  den- 
noch ferner  des  gnädigsten  Anerbietens,  dass,  obgleich  der  itzige  Com- 
mandant  zu  Lippstadt  und  die  zu  drei  Compagnien  gehörigen  Officiere 
noriiwendig  beibehalten  werden  müssen,  dennoch  ins  künftige  die  ab- 
gehenden Stellen  zur  Halbscheid  auch  mit  clevisch  und  märkischen 
Eingebornen,  und  nur  die  andere  Halbscheid  mit  anderen  Uns  belie- 
bigen tüchtigen  Personen  jedesmal  alternatim  jbesetzet  werden  sollen". 

6)  Kann  der  clevische  Erbmarschall  und  Drost  zu  Huissen,  Adolf 
Werner  v.  Paland,  seine  Qualifieation  als  angesessener  und  eingebore- 
ner clevischer  Ritterbürtiger  nachweisen  und  die  dagegen  von  den  Ständen 
erhobenen  Einwürfe  durch  Urtheil  und  Recht  entkräften,  so  ist  er  in  jenen 
Würden  und  Aemtern  zu  belassen,  wenn  nicht,  muss  ihm  jedenfalls  vor 
Abnahme  der  Amtmannschaft  zu  Huissen  die  vorgeschossene  Pfandsumme 
zurückerstattet  werden.  1)  Die  gegen  Wilich- Winnenthal  und  Quad- 
Kreuzberg  wegen  Beförderung  der  Contradictionspatente  von  1651  an- 
geordnete Criminaluntersuchung  soll  niedergeschlagen  werden,  in  der  Hoff- 
nung,   dass  dieselben  „ihren   unterthänigsten  Dank  für  diese  Gnade  durch 
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fernere  schuldige  Treu,  Pflicht  und  Devotion  beweisen  werden".     8)   Der 
Statthalter  soll  sich  persönlich  unter  Zuziehung  der  Justizräthe  v.  d.  Reck 
und  Bodelschwing  wie  der  Regierungsräthc  Motzfeld  und  Steinberg 
bemühen,    die   Streitigkeiten    zwischen    den    cle vischen  Eitterbürtigen    und 
Städten  über  die  den  ersteren  verliehenen  Jurisdictionen  und  den  trotz  des 
Vergleichs   vom  23.  Juli  1648  von  jenen   gegen  diese  unbefugter  Weise  in 
i'eier  erhobenen  Process   gütlich  beizulegen,    dabei  aber   auf   die    uniro- 
<chmälerte  Erhaltung  aller  kurfürstlichen  Landeshoheitsrechte  Bedacht  neli- 
meu.      9)    Die    Rechnungen    des    ehemaligen    Landrentmeisters    Blaspeil 
sollen  endlich  einmal  „zur  Richtigkeit  gebracht  werden".     10)   Es  soll  fer- 
nerhin versucht  werden,   die  Renteien  im  Ganzen   möglichst  hoch  zu  ver- 
pachten.    11)  Der  von  dem  Rhein  nach  Cleve  führende  Spoycanal  ist  aus- 
zuführen und  das  dazu  nöthige  Geld  vorschussweise  aufzubringen.    12)  Die 
Kanzlei  und  daran  stossende  Kanzlcrwohnung  in  Cleve,  sowie  das  Posthaus 
in  Wesel   sind  wiederherzustellen.     13)  Die  Räthe  „von  Haus  aus",   deren 
Besoldung   die   clevische  Kammer  nicht  mehr   aufzubringen  vermag,    sollen 
entlassen  werden.    14)  Der  von  den  Amtskaramerräthen  eingesandte  Entwurf 
iier  neuen  Amtskammerordnung  wird  baldigst  revidirt  und  nach  der  Bc- 
itigung  dem  Statthalter  zur  genauen  Aufrechthaltung  zugesandt  werden '). 
15)    „Und    nachdem  Wir   auch    vernehmen,    dass  Unsere  Stände 
araus,   dass  Wir  Unsere  Beamten  ihrer  auf  den  Landtagsrecess  ge- 
leisteten Pflicht  auf  gewisse  Maass  und  in  dem  Punkt  der  Ausschla- 
gung des  Unterhalts  für  die   hammische  und  lippstädtische  Garnison 
erlassen,  ein  neues  Gravamen,  wiewohl  mit  WTuig  Fug,  machen  wol- 
I(  11.        -0  müssen  Wir  hiebet  nachrichtlich  erinnern,  ist  auch  Unserm 
^Statthalter  sattsam  bekannt,  dass  Wir  die  {Eidesleistung  Unserer  Räthe 
und  ]$eamten  anderer  gestalt  niemals  vcrwilliget,  dann  mit  dieser  aus- 
drücklichen Condition,  dafern  vorhero  Alles  richtig  abgehandelt,  auch 
•n    den  Ständen   mit  Ausschlagung   der  bei  vorigem  Landtage  be- 
willigten 000,000  'i'hlr.  ein  wirklicher  Anfang  gemacht,  wie  auch  nicht 
weniger    die    zur   Unterhaltung    der    Garnison    in    Hamm    destinirton 
»,000  Thlr.  gleichliills  repartirct  und  beigctricbcn,  und  also  alles  und 
«les,  80  hinc  indc  zu  prästiren,  pari  passu  zur  Wirklichkeit  gebracht 
»ein  würde.     Dem  aber  zuwider  liaben   sich  Unsere  clevische  IMthc 
in  dem  zumal  sehr  übereilet,  dass  sie,  ehe  und  bevor  solche  conditiones 
II  Seiten  der  Stände  adimplirct,  zuförderst  aber  die  Untcrhaltungs- 
•  Idcr  beigebracht  worden,  die  Eidesleistung  ohne  Unscrn  Vorbewust 
iid   gnädigHlen  Specialconscns  zu  Werk  gerichtet,   daraus  dann  cr- 
•Igct,    dass,    weil   dio  lU'amtcn   zum  Hamm   unterm  Vorwaiid  irclci- 
tcten  Sacrament  itcrhaltungsgeldi  lio  Garni 

und   bcl/<uticibcn   sich   vcrweigeil,   ^eiucUer   Gaiaibou   die 

•j  j',H    ist   dio   «1-  ••■•'•  '  ......... 

..ilcho  iu  Fisch  ha  < 
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unentbehrlichen  Lebensmittel  sogar  entzogen,  dass  sie  Imngern  und 
Noth  leiden  müssen,  und  es  sich  alles  zu  einer  gefährliclien  weitaus- 
sehenden Meuteration  angelassen.  Dahero  Wir  dann  Unsere  hierob 
empfundene  Displicenz  besagten  Unseren  Käthen  in  beigelegtem  Re- 
script  billig  zu  erkennen  gegeben,  hat  auch  grosses  Unheil  und  majus 
malum  verhütet  und  abgewendet  werden  sollen,  sind  Wir  endlich  die 
so  uothleidende  Soldatesca  in  etwas  zu  stillen  unumgänglich,  auch 
wider  Unseren  Willen,  necessitiret  worden,  eine  sothane  Verordnung, 
wie  obgemelt,  an  Unsere  Beamten  jedoch  nur  in  diesem  einzigen 
Punkt  ergehen  zu  lassen.  Und  gleich  wie  Wir  hiebei  die  geringste 
Intention  nicht  gehabt,  Unserer  Stände  privilegia  dadurch  zu  schwä- 
chen, oder  den  Landtagsabschied  zu  contraveniren ,  also  tragen  und 
haben  Wir  zu  Unsern  getreuen  Ständen  das  sicherliche  gnädigste  Ver- 
trauen, sie  werden  dasjenige,  was  Uns  die  hohe  Necessität  gleichsam 
abgenöthiget,  und  Wir  zu  ihrem  selbst  eigenen  Besten  und  Abwen- 
dung schädlicher  öffentlicher  Meuteration  angeordnet,  pro  gravamine 
nicht  achten  noch  anziehen,  sondern  was  desfalls  passiret,  der  unver- 
meidlichen und  ihrer  selbst  eigenen  in  Ausschlagung  der  Unterhal- 
tungsgelder fürgegangener  Seumniss  zuschreiben. 

Welches  alles  Unser  Statthalter  ihnen,  im  Fall  sie  deswegen  weiter 
etwas  moviren  w^erden,  aufs  Beweglichste  fürzuhalten,  auch  sie  dabei 
Unserer  gnädigsten  Affection,  und  dass  ihnen  solches  zu  keinem  Prä- 
judiz noch  Consequenz  gedeutet  werden  solle,  durch  gewisse  Rever- 
salen,  wie  man  sich  deren  zu  vergleichen  haben  wird,  und  Wir  als- 
dann zu  vollziehen  kein  Bedenken  haben  werden,  beständig  zu  ver- 
sichern, kraft  dieses  gemächtigt  sein  soll.  16)  Gestalt  dann  ins  ge- 
mein S.  Lbd.  dahin  trachten  und  fleissige  Aufsicht  haben  sollen,  da- 
mit der  Landtagsrecess  de  anno  1649  in  allen  seinen  Punkten  und 
Clausulen  richtig  observiret  und  zum  wirklichen  Effect  gebracht,  auch 
dawider  Niemand  beschweret  werden  möge". 

11)  Um  die  Streitigkeiten  zwischen  dem  Drosten  v.  Paland  zu  Huis- 
sen  und  dem  Pächter  der  dortigen  Rentei  zu  beendigen,  sollen  die  dem 
ersteren  verpfändeten  Wiesen  eingelöst  und  dem  letzteren  überwiesen  wer- 
den. 18)  Gegenüber  den  vielen  Klagen  über  „den  grossen  Uufleiss  und  die 
Nachlässigkeit"  der  Richter,  Rentmeister,  Kanzlei-  und  Unterbedienten  ist 
es  nöthig,  mit  Strenge  dieselbe  zur  „unnachlässigen  Beachtung  ihres  Amts" 
anzuhalten,  und  wenn  dies  nicht  hilft,  sie  ihres  Amts  zu  entlassen,  jedoch 
bei  den  Beamten,  „die  unter  dem  jure  indigenatus  begriffen,  nicht  anders 
denn  praevia  causae  cognitione  dem  Landtagsabschied  gemäss",  welche 
aber  während  der  Untersuchung  vom  Amte  zu  suspendiren  sind.  (Von  den 
übrigen  5  Punkten  ist  nur  noch  der  21.  zu  erwähnen,  welcher  der  Regie- 
rung   die  Besetzung   von  Canonicaten   und  sonstigen  Pfründen,    auch  Ex- 


Der  Pfalzgraf  und  die  Ständedeputirten  gegen  Brandenburg.  Qß\ 

pectanzverleihungen  untersagt,  und  der  22.,  welcher  die  schleunige  Beibrin- 
gung der  ausgeschriebenen  Römermonate  anordnet.) 

Der  Agent  der  Stände  in  Regensburg  Johann  Jakob  Khelner 
an  Dietrich  v.  Mülheim.     Dat.  Regensburg  27.  Juli  1653.    D. 

[Der  Pfalzgraf  von  Neuburg  wünscht  schleunige  Ankunft  der  ständischen  Depu- 

tirten,    um   noch  persönlich  mit  ihnen    zu  verhandeln    und   gegen  Brandenburg 

cooperiren  zu  helfen,  wozu  Alles  vorbereitet.] 

..Hiemit  habe  ich  nicht  unterlassen,  bei  dieser  eigenen  staffetta  27.  Juli, 
eilfertig  meinen  Herrn  zu  berichten,  wie  der  Herr  v.  d.  Nersen  Frei- 
herr V.  Viermund*)  mir  ex  orc  serenissimi  Neuburgici  zu  verstehen 
geben,  wasmaassen  I.  F.  D.  die  Herren  Gesandten  mit  grossem  Ver- 
langen erwartet  und  ihm,  Herrn  v.  Viermund,  befohlen,  er  solle  mich 
zu  seiner  Audienz  berufen,  so  heut  beschehen.  1.  F.  D.  gleich  an- 
fangs mich  gefragt,  wie  bald  die  Gesandten  alhie  sein  würden,  ich 
geantwortet,  ich  könnte  solches  nicht  wissen,  weilen  sie  erst  gestern 
am  St.  Annen-Tag  aufgebrochen.  I.  F.  D.  darüber  vermeldet,  es  käme 
ihm  unvermuthlich  vor,  dass  sie  so  spät  abreisen,  so  sie  doch  mit  den 
Ständen  sich  gewiss  verlassen,  dass  die  Delegation  ehender  beschehen 
um  Ursache,  dass  Sie  sich  alhie  nit  länger  aufzuhalten,  gestalt  Sie 
dann  längst  in  10  Tagen  abzureisen  entschlossen  wären.  Wann  dero- 
halben  unter  solcher  Zeit  niemand  von  ihnen  alhie  sein  würde,  wäre 
sowohl  I.  F.  D.  als  den  Herren  Gesandten  und  Ständen  nit  ein  ge- 
ringer Nachtheil,  sintemalen  die  Conjuncturen  und  praeparatoria  contra 
Brandenburg  in  optimo  statu  wären,  und  weil  das  Eisen  warm,  so 
sollte  man  sich  des  calors  bedienen.  1.  D.  wollten  also  wohlmeinend 
gerathcn  und  für  gut  angesehen  haben,  eine  eigene  Staflfette  abzufer- 
tigen, und  dass  aufs  wenigste  einer  von  der  Gesandtschaft  neben  dem 
Herrn  selbst  alsobald  per  post  hiehero  sich  verfugten,  damit  I.  D. 
noch  möchte  antreffen.  Sie  erbieten  sich  allcrgnädigst  zur  Assistenz 
und  Mitcoopcration,  sei  auch  das  Werk  ziemlicher  maasscn  schon  un- 
ibauet". 

nto  V.  Sehwciln  an  Dietr.  Karl  v.  W 11  ich.    Dat.  ("ölu  .i.  <l.  Sj.r. 
18/28.  Juli  1653.     D.'). 

Iiihot  ihn  dringend  von  der  1Xv\»q  nach  Rogcnaburg  nh.     Der  Statthalter  wird 
den  Standen  und  ihm  porHontich  KutiHfuction  wiodorfuhren  luHSon.] 

„lliitto   Wühl  gchoflfct  auf   nici«>   .insriilnlichcs  Scliu'ibon    elniirar  2«.  Juli. 


')  Ueber  ihn  s.  oben  Note  zu  p.  91.'. 

*)  DoB  Scbroibcu  boflodot  ticb,  boseichnond  genug,  io  den  neubnrgiscbcn  Acten 
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Antwort  gewürdigt  zu  werden,  weilen  ich  solclis  gewiss  aus  recht  auf- 
richtigem Herzen  abgehen  lassen,  und  weil  ich  E.  Lbd.  aufrichtige 
Freundschaft  versprochen,  deroselben  wohlmeinend  und  freundlich  die 
vorhabende  Reis  und  angenommene  Commission  nacher  Eegensburg 
zu  widerrathen.  Die  rationes  seind  so  vielfältig,  dass  ich  nicht  nöthig 
erachte  eine  einzige  zu  exprimiren.  Ich  möchte  doch  wohl  gern  wis- 
sen, wann  das  Land  von  Cleve  zu  Gott  selbsten  schicken  sollte,  was 
sie  über  den  Churftirsten  klagen  wollten,  das  in  Comparation  der 
Beschwerden,  so  alle  Unterthanen  mit  dem  Herrn  in  der  ganzen  Welt 
befinden,  nur  einigerlei  Weise  einen  Schein  einer  Beschwerde  haben 
könnte.  Nun  I.  F.  Gn.  der  Herr  Statthalter  ist  mit  S.  Ch.  D.  gnä- 
digsten Resolution  unterwegens,  und  ich  wxiss  und  kann  es  hiemit 
versichern j  dass,  wann  sie  nur  wollen,  nicht  allein  das  ganze  Land, 
sondern  auch  E.  Lbd.  absonderlich  ihre  vollkommene  Vergnügung  ha- 
ben werden;  aber  ich  bitte  zum  höchsten,  sie  stürzen  doch  sich  und 
ihre  vornehme  adelige  Familie,  will  nicht  sagen  ihr  Vaterland,  in  ein 
Labyrinth.  Deum  testor  me  ex  intimo  corde  tibi  consulere.  Und  wollte 
wünschen,  dass  ich  nur  eine  Stunde  mit  E.  Lbd.  hieraus  reden  könnte". 


Protest  clevischer  Ritterbürtiger  gegen  die  Deputation  nach 

Eegensburg.     Dat.  Emmerich  30.  Juli  1653.     M. 

30.  Juli.  Die  Absendung    einiger    „angeblichen"    Deputirten    der   Stände    nach 

Regensburg  an  den  Kaiser  ist  „ohne  ihren  Consens  und  Bewilligung 
vorgenommen  worden  und  wird  bei  gegenwärtiger  Conjunctur  zu  grosser 
Abalienation  zwischen  Herrschaft  und  Stände  und  gefährlicher  Weite- 
rung unausbleiblich  gereichen".  Ueberdies  hat  der  Kurfürst  schon  1652 
einen  Anfang  mit  Erledigung  der  Gravamen  gemacht  und  der  Kegierung 
bei  seiner  Abreise  Vollmacht  ertheilt,  darin  fortzufahren;  aber  ein  Theil 
der  Stände  hat  beharrlich  das  Erscheinen  auf  dem  Landtage  verweigert,  und 
trotz  ihres  im  Januar  1653  gegebenen  Versprechens,  nach  Abführung  der 
Truppen  aus  dem  Clevischen  erscheinen  zu  wollen,  sich  wiederum  in  Wesel 
versammelt  und  dort  erklärt,  sich  erst  nach  Wiedereintreffen  des  Statthalters 
in  Cleve  einfinden  zu  wollen.  Jetzt  ist  nunmehr  Letzterer  mit  vollkommener 
Vollmacht  zur  Erledigung  aller  ständischen  Gravamen  auf  der  Rückreise 
begriffen,  und  ist  es  um  so  unverantwortlicher,  beim  Kaiser  Klage  gegen 
den  Landesherrn  zu  führen;  weshalb  sie  gegen  solche  Abordnung,  „zumal 
viele  Mitstände  und  Mitglieder  der  Ritterschaft  von  der  Deliberation,  Hand- 
lung und  Resolution  darüber  gänzlich  excludiret  worden",  protestiren 
müssen^). 

als  Beilage  zu  dem  weiter  unten  mitgetheilten  Schreiben  Bongar d's  an  den 
Pfalzgrafen  vom  11.  September  1653. 

^)  An  demselben  Tage  erliessen  die  in  Emmerich  versammelten  clevischen 


Ständische  Proteste  und  Erklärungen  gegen  die  Deputation.  fißQ 

Unterz.:  Johann  v.  Boineburg  genannt  v.  Honstein,  Heinr. 
Wilh.  V.  u.  z.  Hoven,  Friedrich  Klocke,  Bernhard  Spacn,  Job. 
Sigism.  V.  Wilich,  Baron  v.  Lottum,  Arn.  Adr.  v.  Biland,  Wirieh 
V.  Bernsau,  Alb.  Gisb.  v.  Hüchtenbruch,  Heinr.  v.  d.  Capellen, 
Pet.  Dietr.  v.  Eiekel  zu  Hamm,  Conrad  v.  d.  Reck  zur  Wenge,  Wilh. 
Quad  zu  Zoppenbruch. 


Die  Deputirten  der  Stände  von  Jülich,  Cleve,  Berg  und  Mark 
an  den  Kurfürsten.     Dat.  Cöln  31.  Juli  1653.     B. 

Zeigen  ihm  ihre  Abordnung  au  den  Kaiser  an,  versichern  aber,  um  31.  Juli, 
„allerhand  Ceusur  und  ungleiche  Auslegung"  zu  verhindern,  dass  ihnen 
von  den  Ständen  nichts  aufgetragen  sei,  „welches  zu  E.  Ch.  D.  oder  auch 
der  auf  diesen  Landen  prätendirenden  hohen  Theilen  Nachtheil,  A'eruu- 
glimpfung  oder  wider  derselben  prätendirendes  Recht  strecken  noch  mit 
Fügen  dahin  gedeutet  werden  könne".  Gleiches  haben  sie  dem  Pfalzgrafen 
versichert.  Was  sie  dem  Kaiser  vorzutragen  haben,  dazu  berechtigen  sie 
ihre  Privilegien  und  die  vom  Kurfürsten  selbst  ertheilten  Recesse ;  könne 
aber  nicht  desselben  hohen  Respect  und  Reputation  ungebührlich  berühren 
oder  verunglimpfen,  „davor  uns  auch  Gott  immer  behüten  wolle". 

Unterz.:  Joh.  Bernh.  v.  d.  Bongard,  Wilich  Freiherr  zu  Richold 
Herr  zu  Winnenthal,  Bertram  v.  Nesselrode,  Konrad  Philipp  v.  d. 
Romberg,  Dietrich  v.  Mülheim,  Joh.  Hermann  v,  Bergh,  Adolf 
Moll,  Wilhelmus  Weddinck')- 


iterbürtigen  ein  Schreiben  an  die  Regierung,  worin  sie  sich  in  demselben  Sinne 
äusserten,  und  die  Hoffnung  aussprachen,  „im  Fall  der  Statthalter  den  Ständen 
völlige  Satisfaction  widerfahren  lassen  und  den  Hauptrecess  zu  derselben  Con- 
tentement  vollziehen  würde",  ihre  Mitstände  dahin  bewegen  zu  können,  dass  sie 
die  Deputirten  anwiesen,  keinerlei  Klagen  gegen  den  Kurfürsten  in  Kegensburg 
▼orzabringen,  sondern  sofort  wieder  zurückzukehren.  Die  Stadt  Cleve  er- 
klärte unterm  9.  August,  nach  Relation  ihros  in  Emmerich  gewesenen  Deputirten, 
die  dort  beschlossenen  Schreiben  und  Handlungen  nur  ratiticiren  zu  können; 
ebenso  die  Stadt  Xanten  unterm  11.  August.  Die  Deputirten  von  Emmerich, 
welche  den  Berathungen   der   protestirenden  Uitterbürtigen    beigewohnt   halten, 

'sertOD  sich  dort,  duss  die  regensburger  Deputirten  nach  der  Meinung  ihrer 
niadt  erst  die  Ankunft  des  Statthalters  und  dessen  Erledigung  der  (iravamen 
hätten  abwarten  sollen.  Duisburg  hatte  bereits  am  25.  Juli  die  schriftliche  Kr- 
klüruDg  abgegeben,  dass  die  Stadt  mit  der  Bedingung  in  die  regent«l)nrger  De- 
putation gewilligt  hnbp,  .d.iHH  vr.rlirr  norlunnlcn  die  (Jiitlirhkrit  mit  I  Ch.  D. 
fluchi'U  wäre" 
•;  Ucber  diu.,,.  .^  j, ■.,,... ..   ...  .......  1 i.   j*.  Guo.     J;^,^..,    i;.,.^.  ....^ ...;. . 

II  Düren,  war  von  den  jülichschen,  Weddinck  von  den  berglachen  Städten 
ai 'geordnet. 
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Der  Kurfürst  an  Joachim  Friedrich  v.  Blumenthar). 
Dat.  Cöln  a.  d.  Spr.  '-^,  1653.     B. 

[Soll  Wilich-Winnenthal  bewegen,  im  Dienst  des  Kurfürsten  zu  bleiben,  Aussicht 
auf  anderweitige  Beförderung  eröffnen,  dagegen  kaiserliche  Confirmation  des  Re- 
cesses  zu  hintertreiben  suchen,  bis  die  Stände  das  darin  Gelobte  erfüllt  haben.] 

6.  Ang.  „Alldieweil  Wir  nun  erhebliche  Ursachen  für  Uns  haben,  welcher 

wegen  Wir  den  v.  Winnenthal  aus  den  Diensten,  damit  er  Uns  ver- 
wandt, keineswegs  lassen  können.  Wir  auch  noch  andere  Mittel  bei 
der  Hand  haben,  selbigem  Unsere  Gnade  widerfahren  zu  lassen,  ob 
er  schon  die  Präsidentencharge  zu  verweigern  sich  veranlasset  befin- 
den möchte,  als  werdet  ihr  demselben  dieses  alles  vorzustellen  und 
ihn  dahin  zu  ermahnen  wissen,  dass  er  sich  eines  anderen  entschliesse 
und  in  Unsern  Diensten  ftirderhin  continuire,  denn  weil  dieses  ein 
ungewöhnliches  Werk  ist,  auf  diese  Weise  zu  quittiren,  so  können 
Wir  Uns  zumal  dazu  nicht  verstehen.  Nachdem  ihr  auch  aus  seinem 
Schreiben  wahrnehmen  werdet,  dass  er  der  Einholung  der  kaiserlichen 
Confirmation  über  dasjenige,  was  zwischen  Uns  und  den  clevischen 
Ständen  tractiret  ist,  gedenket,  so  werdet  ihr  den  Erfolg  derselben, 
bis  Uns  erst  genügsame  Versicherung  von  ihrer  Seite  geschehen,  dass 
sie  dasjenige,  was  sie  darin  angelobet,  halten  wollen,  nach  aller  Mög- 
lichkeit zu  hintertreiben,  euch  angelegen  sein  lassen". 


Die  Deputirten  der  Stände  von  Jülich,  Cleve,  Berg  und  Mark 

an  den  Kurfürsten  von  Cöln.     Dat.  Bonn  1.  Aug.  1653.    R. 

1.  Aug.  Von  den  Ständen  zum  Kaiser  abgesandt,   hätten  sie  den  Auftrag,  zu- 

nächst dem  Kurfürsten  die  traurige  Lage,  in  welche  die  jülichschen  Lande 
durch  Aussterben  des  alten  Regentenhauses  gekommen  wären,  vorzustellen 
und  mitzutheilen,  wie  den  Verträgen,  Reversalen  und  Versprechungen  der 
beiden  Erbprätendenten,  die  sich  1609  in  Besitz  der  Länder  gesetzt  hätten, 
entgegen,  dieselben  bald  darauf  in  Streit  und  offenen  Kampf  gerathen  wären, 
und  die  Länder,  statt  sie  in  Einigkeit  zu  regieren,  der  Erbvereinigung  zuwider, 
getheilt  hätten,  wozu  die  Stände  weder  jetzt  noch  künftig  mit  unverletztem 
Gewissen  ihre  Zustimmung  geben  könnten  noch  würden.  Auch  wären  die 
possidirenden  Fürsten  trotz  zweier  Provisionalverg^eiche  und  gegen,  die  Be- 
stimmung des  münsterschen  Friedensschlusses,  wodurch  die  Beilegung  des 
Successionsstreits  angeordnet  worden  sei,  im  Jahre  1651  wiederum  gegen 
einander  in  Krieg  gerathen.  Durch  diesen  Krieg  wären  die  so  schwer  be- 
drückten Länder  völlig  in  Zerrüttung  gerathen  und  nur  durch  das  Ein- 
schreiten   des  Kaisers    vor  gänzlichem  Untergang    bewahrt  worden.     Um 


0  Des  Kurfürsten  erster  Gesandte  in  Regensburg. 


Der  Deputirten  Eingabe  an  die  Kurfürsten.    Machination  Wesels.     5ß5 

dergleichen  „motus"  für  die  Zukunft  vorzubeugen,  hätten  die  erbvereinigten 
Stände,  in  Betracht,  dass  das  Friedensinstrument  die  ungesäumte  gütliche 
oder  rechtliche  Entscheidung  des  Successionsstreits  bestimme,  für  dringend 
nöthig  gehalten,  Deputirte  an  den  Kaiser  zu  senden,  um  bei  solcher  Ent- 
scheidung ihre  Privilegien  und  die  Erbunion  der  Länder  zu  wahren,  und 
bäten  sie  daher  im  Namen  derselben,  diese  Absicht  und  die  Forderung  der 
Stände,  dass,  so  lange  der  Successionsstreit  schwebe,  alle  gegen  den  Willen 
derselben  von  den  beiden  Fürsten  gehaltenen  Truppen  und  angelegte  Fe- 
stungswerke entlassen  und  demolirt  werden  sollten,  sowie  endlich  den  Schutz 
und  die  Aufrechthaltung  ihrer  Privilegien,  des  clevischen  Landtagsabschieds 
von  1649  und  der  auf  die  Klage  der  Jülich -bergischen  Stände  erlassenen 
kaiserlichen  Urtheile  durch  den  Kaiser  bei  demselben  unterstützen  und  för- 
dern zu  helfen*). 

Wesel  an  die  clevischen  Hauptstädte.     Dat.  Wesel  1.  Aug. 

1653.     R. 

Sie  hätten  ein  Schreiben  der  Stadt  Cleve  vom  30.  Juli  erhalten,  darin  1.  Aug. 
ihnen  angezeigt  würde,  dass  die  seit  dem  29.  Juli  in  Emmerich  versammel- 
ten clevischen  Ritterbürtigen  und  Deputirten  der  Städte  Cleve,  Emmerich 
und  Duisburg  ein  Schreiben  des  Kurfürsten  an  die  clevischen  Stände  ent- 
gegen genommen,  und  dieselben  wünschten,  dass  die  übrigen  clevischen 
Stände  zur  Kenntnissnahme  des  Inhalts  und  weiteren  Berathung  darüber 
sämmtlich  am  4.  August  in  Emmerich  erscheinen  möchten.  Sie  ihrerseits 
müssten  es  bei  der  Erklärung  der  Stände  aus  Wesel  vom  11.  Juni  bewen- 
den lassen,  „und  es  für  unnothig  halten,  ihre  Deputirten  nach  Emmerich 
zu  schicken",  dagegen  die  Städte  an  ihre  Union  erinnern  und  sie  dringend 
ersuchen,  zu  einiger  Ruptur  oder  Separation  keine  Ursache  zu  geben;  im 
widrigen  unverhofl'tcn  Fall  müssten  sie  protestando  sich  hiermit  bedingen, 
dass  sie  desfalls  ungebundene  Hände  behalten  und  an  der  daraus  befahren- 
den  Zerrüttung,  Unheil  und  Verderben  „unschuldig  sein  wollten".  Auf  die 
Kachricht,  dass  der  Statthalter  binnen  Kurzem  eintreffe,  hätten  die  Depu- 
tirten der  clevischen  Ritterschaft  eine  Zusammenkunft  auf  den  4.  August 
nach  Marienbaum  beschlossen,  und  bäten  sie  daher  ihre  Deputirten  gleich- 
lls  dortbin  zu  senden'). 


(ileichlautencl  sind  die  in  Cobicnz  am  3.  und  in  Heidelberg  am  9.  August 
aii  «...  Kurfürsten  von  Trier  und  der  l'fulz  gorichtotcn  Kingaben  der  Doputirten; 
den  Kurfürsten  von  Mainz  und  Baiern  ward  sie  in  Kegousburg  überreicht.  Alle 
fünf  richt«tün  darauf  IntürccssionsschrüihtMt  an  <b'n  Kaiser,  in  welchen  sie  ihm 
die  siandischon  Heschwordon  und  Antriigo  zur  IJerückHichtigung  empfahlen,  in 
milderer  und  zurückhaltenderer  Form  als  die  katholisclien  der  Kurfürst  von  der 
T'fftiz;  dennoch  äusserte  sich  Kurfürst  Friedrich  Wilhelm  ül"  i-  .1.«  l..t/f..ri«n 

iterstützung  der  Stände  besonders  unwillig  und  scharf. 
•)  Kecs,  Xanten  und  Calcar  antworteten,  dass  sie  ihre  Deputiru-n  mein  nnrh 

iimerich,  wohl  aber  nach  Mariunbaum  schicken  wurden. 


66ß   III.   Die  Deputation  nach  Eegensburg  und  der  Executionsrecess  v.  1653. 
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[Die  Bedingung,  unter  welcher  die  märkischen  Städte  der  Deputation  nach  Re- 
gensburg zugestimmt  und  ilir  Deputirter  die  Commission  angenommen  hat.] 

4.  Aug.  „Herr  Dr.  Zahn^)   berichtet  den  Deputirten  von  Soest,   dass  endlich 

die  Städte  auf  continuirlich  Anhalten  der  Ritterbürtigen  sich  erklärt,  die 
Schickung  nach  Eegensburg  mit  anzusehen  und  ihre  Siegel  der  Indemni- 
sation  wie  auch  der  Instruction  unterzusetzen,  dafern  alle  die  Drosten  und 
Edelleute  solches  gleichfalls  thun  wollten.  Nachgehends,  wie  man  ihnen 
die  Instruction  und  Indemnisation  zugeschickt,  welche  von  keinem  Drosten 
und  nur  von  11  Adeligen  unterschrieben  gewesen,  so  hätten  die  Städte 
zuerst  der  Instruction  unterschiedliche  Punkte  beigefüget,  als  dass  man  den 
Successionsstreit  nicht  mit  Gewalt  poussiren,  dass  man  der  Klage  bis  zur 
Endigung  vorstehenden  gemeinen  Landtags  sich  enthalten  sollte.  Um  darauf 
von  dem  Werke  abzukommen,  hätten  sie  drei  Siegel  darunter  gedruckt,  be- 
nanntlich  der  Stadt  Hamm,  Unna  und  Camen,  doch  wäre  unter  solchen 
Siegeln  gesetzet  ihre  vorige  Protestation,  dass,  dafern  nicht  alle  Drosten 
und  vom  Adel,  so  zu  Unna  gewesen,  gleichmässig  ihr  Petschaften  würden 
hierunter  drucken,  solle  auch  diese  der  Städte  gethane  Versiegelung  nichtig 
und  ungiltig  sein.  Diese  angehängte  conditio,  weil  sie  das  Werk  von  Sei- 
ten der  Städte  wieder  annullirt,  sei  zwar  von  der  Ritterschaft  übel  empfan- 
gen worden,  doch  hat  man  wieder  darauf  geantwortet,  dass  adimpletio  hujus 
conditionis  in  ihrer  Macht  stünde  und  von  ihnen  geleistet  werden  könnte. 
Man  hat  dieses  Werk  nachgehends  Herrn  Dr.  D  ehrin ck^)  vorgezeiget,  wel- 
cher geantwortet,  dass  er  auf  solche  Ungewissheit,  und  da  das  Werk  der- 
maassen  auf  Schrauben  gestellet,  sich  nicht  einlassen  könnte,  wäre  auch 
ohne  das  schon  gefährlich  anzunehmen  wegen  seiner  Landgüter,  welche 
unter  dem  Churfürsten  belegen.  Endlich  hat  er  vorgeschlagen,  dass  weil 
er  der  Stadt  Dortmund  halber  ehestens  nach  Regensburg  reisen  müsse,  so 
wollte  er  zuerst  vernehmen,  wie  diese  Deputation  daselbst  acceptirt  werden 
möge,  und  darum  die  Städte  avisiren,  und  wo  man  dann  gesinnet  wäre,  mit 
anzustehen,  wollte  er  den  Städten  seine  Dienste  zu  Regensburg  nicht  ver- 
weigern, sondern  alsdann  ihrethalben  erscheinen.  Dieses  Erbieten  Herrn 
Dr.  Dehrinck's  ist  zu  Dank  angenommen  worden,  und  damit  man  die 
Ritterbürtigen  desto  mehr  befriedigte,  dass  caeteris  paribus  ein  Deputirter 
von  den  Städten  sich  mit  einfinden  sollte,  hat  man  auf  Reisemittel  die  Ge- 
danken gewendet,  und  einen  Ausschlag  gemacht  auf  400  Thlr.,  welcher 
doch  aber  nachgehends  zu  keinem  Effect  gekommen". 


*)  Bürgermeister  zu  Unna,  der  als  Syndicus  der  märkischen  Städte  fungirte. 
2)  Der  als  Mitglied  der  Deputation  seitens  der  märkischen  Städte    gewählte 
Abgeordnete  der  Stadt  Dortmund.     Vgl.  oben  Note  zu  p.  654. 


Spaltung  unter  den  Ständen.  ßß7 

Der  Kurfürst  an  die  Regierung.     Dat.  Cöln  a.  d.  Spr. 

18/28.  Juli  1653.     M. 

(Präsentirt  Cleve  4.  Aug.  1653.) 

[Soll  Contradiction   der  gutgesinnten  Stände  erwirken;    den  regensburger  Depu- 

tirten  aber  mit  den  ihrem  Beginnen  folgenden  Strafen  drohen.] 

..Weil  Wir  aus  eurem  Schreiben  so  viel  wahrgenommen,  dass  28.  Juli. 
einige  aus  Mittel  der  Stände  zu  solcher  Abschickung  gar  nicht  stim- 
men, sondern  solche  allerdings  dissuadiren  sollen;  so  wollet  ihr  euch 
um  so  viel  mehr  bemühen  und  allen  möglichen  Fleiss  verwenden,  da- 
mit eine  öffentliche  Contradiction  zu  wege  gebracht  werde,  und  man 
-ich  daran  ins  künftige  auf  allen  Fall  zu  bedienen  haben  möge.  Auf 
lass  auch  diejenige,  so  zu  solcher  Schickung  sich  gebrauchen  lassen 
wollen,  um  so  vielmehr  abgeschreckt  werden  mögen,  so  wollet  ihr 
denselben,  zum  Fall  sie  in  der  Güte  davon  nicht  abzubringen,  solch 
ihr  unverantwortliches  Beginnen,  bei  Verlust  und  Confiscation  ihrer 
Lehen  und  Güter,  auch  anderer  schwerer  Bestrafung  mit  geschärftem 
Ernst  untersagen". 

Die  Deputirten    der   clevischen  Stände    an  die   zu  Emmerich 
vei'sanimf'lton     Rifterl^ürtiLTon.       Dat.     Marienbaum     4.    Auef. 

o 

1  (;.');;.     K. 

Sie  haben  vernommen,   dass  sieh  auf  das  Ausschreiben  des  Wilich-  4.  Aug. 

Lottum  eine  Anzahl  clevischer  Ritterbürtigen,  meistens  kurfürstliche  Räthc 

und  Drosten,    zu  Kminerich  versammelt,    sich  als  Corpus   der  Landstände 

otrachtet  und  Propositionen  der  Regierung  bezüglich  der  Deputation  nach 

Msburg  entgegen   genommen   und  beantwortet  hätten.     Ks  wäre  ihnen 

irit,  dass  die  sämmtlichen  Stände,  darunter  auch  die  zu  Emmerich  ver- 

ammelten  Ritterbürtigen  gewesen,  im  September  1652  auf  Veranlassung 

<icr  jülich-bergischcn  Stände  auf  dem  Landtag  zu  Clcvc  beschlossen  hätten, 

Mii  letztere  Deputirte  nach  Cöln  zu  senden;  auf  deren  Bericht  dann  im  No- 

'  niber  1652  der  Bcschluss  gefasst  worden  sei,    eine  Deputation  an  den 

Ivaiscr  abzuschicken,   um  von  demselben   Abhilfe  aller  gegen  der  Stände 

l.'iiionen  und  Privilegien  vorgenommenen  Contraventionen  zu  erwirken.    Diese 

iud  die  Instruction  der  Deputirten  sei  auf  einem  von  dem  dama- 

•tor  der   Ritterschaft  ausgeschriebenen  Landtag,    dazu  auch   sie 

irigeladcn  worden  wären,   einstimmig  beschlossen,   und  sie   vermöge  be- 

r  Union  an  die.sin  H«-     '  "  «len.     Zu  der  Versammlung  in 

I  I  aber  wären  weder  siiiiii  iliürtige  noeii  deren  Deputirten 

verschrieben,   so  dass  dieselbe  für  keinen  rechtmässigen  Landtag  gehalten 

•erden  könne,  zumal  die  auf  demselben  erschienenen  kurfürstlichen  Heam- 

-n  nicht,  wio  sich  gebühre,  ihres  Eides  entbunden  wären.     Sic  mUsstcn 
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alle  daselbst  gefassten  Beschlüsse  für  null  und  nichtig  halten,  und  demge- 
mäss  dagegen  protestiren. 

Die  zu  Emmerich  versammelten  clevischen  Stände  an  die  zu 

Rees')  versammelten.     Dat.  Emmerich  6.  Aug.  1653.    R. 

6.  Aug.  Nicht  von  Wilich-Lottum,   sondern  von  der  Stadt  Cleve  wären  sie 

nach  Emmerich,  dem  Herkommen  gemäss,  verschrieben  worden;  die  Stadt 
habe  an  sämmtliche  clevische  Hauptstädte  ein  solches  Ausschreiben  mit  der 
Bitte,  dasselbe  den  umwohnenden  Ritterbürtigen  mitzutheilen,  ergehen  las- 
sen. Die  12  in  Emmerich  erschienenen  Ritterbürtigen  hätten,  nachdem  alle 
darunter  befindlichen  Beamten  ihres  Eides  für  die  Dauer  des  Landtages  wie 
üblich  erlassen  worden,  den  anwesenden  ältesten  Deputirten  Wilich-Lot- 
tum veranlasst,  nochmals  Ausschreiben  an  die  einzelnen  clevischen  Ritter- 
bürtigen zu  erlassen,  die  auch  sämmtlich,  mit  Ausnahme  von  zwei,  ihr  Er- 
scheinen zugesagt  hätten.  Sie  wären  also  zu  Emmerich  auf  einem  recht- 
mässig berufenen  Landtag  versammelt,  und  mithin  befugt  gewesen,  wie  sie 
gethan,  den  Beschluss  der  Stände  bezüglich  der  Absendung  nach  Regens- 
burg in  Anbetracht  der  daraus  zu  befürchtenden  „Difficultäten  und  weit- 
aussehenden beschwerlichen  Consequentien"  zu  widerrufen.  Ueberdies  wäre 
ihnen  der  Inhalt  der  den  angeblichen  regensburger  Deputirten  ertheilten 
Instruction  durchaus  unbekannt  geblieben,  und  müssten  sie  daher  gegen 
deren  Giltigkeit  entschiedenen  Protest  erheben.  Das  Eintreffen  des  Statt- 
halters würde  täglich  erwartet,  und  derselbe  sei,  wie  ihnen  versichert  wor- 
den, instruirt  und  bevollmächtigt,  die  Gravamen  der  Stände  zu  erörtern 
und  gänzlich  zu  erledigen.  Den  nach  Regensburg  abgereisten  angeblichen 
Ständedeputirten  hätten  sie  ihren  Beschluss  und  Protest  sofort  mitgetheilt. 


Pfalzgraf  Philipp  Wilhelm  an  die  Deputirten  der  Stände  von 
Jühch,    Cleve,   Berg  und  Mark.     Dat.  Regensburg  10.  Aug. 

1653.     D. 

10.  Aug.  Durch  ihr  Schreiben  aus  Cöln  vom  31.  Juli  hat  er  erfahren,  dass  sie 

von  den  Ständen  an  den  Kaiser  gesandt,  aber  instruirt  wären,  nichts  zu 
des  Landesfürsten  Verunglimpfung  oder  Abbruch  seines  Rechts,  Respects, 
Reputation  und  Autorität  Gereichendes  vorzunehmen.  „Obgleich  Wir  Uns 
nun  auch  solches  und  keines  anderen  sowohl  zu  euch,  als  auch  Unseren 
gesammten  getreuen  lieben  Landständen  versehen,  ihnen  auch  zu  einem  an- 
deren keine  Ursache  gegeben  haben,  so  wollen  Wir  euch  gleichwohl  wohl- 
meinendlich  und  gnädigst  erinnert  haben,  dass  ihr  allen  Uns  schuldigen 
Respect  und  Gehorsam  in  Acht  nehmet  und  euch  zu  einem  widrigen  nicht 
verleiten  lasset,  sondern  vielmehr  Uns  von  euerer  Instruction,  Suchen  und 
Werben,  wie  auch  was  ihr  darauf  vorgestellet  und  erhalten,  demnächst  fide- 
liter  communiciret". 


^)  Dorthin  hatten  die  Deputirten  von  Marienbaum  aus  die  clevischen  Stände, 
trotz  des  Protestes  der  Regierung  dagegen,  zum  13.  August  verschrieben. 


Versammlung  der  Stände  vor  dem  Landtage.  ßß9 

Die   zu  Rees  versammelten   clevischen  Stände   an   ihre   nack 

liegensburg    abgesandten    Deputirten   Wilich   zu   Winnenthal 

und  Adolf  Moll.     Dat.  Rees  16.  Aug.  1653.     R. 

Aus  dem  Schreiben  der  zu  Emmerich  versammelten  12  Ritterbütigen,  .16;  Aug. 
worunter  6  Käthe  und  Drosten  befindlich,  hätten  sie  ersehen;  dass  dieselben 
die  Deputirten  ersucht,  mit  ihrem  Anbringen  in  Regensburg  bis  auf  Wei- 
teres einzuhalten.  Dieselben  hätten  hierzu  keinerlei  Recht  noch  Vollmacht 
gehabt,  und  sollten  die  Deputirten  an  diesen  „nichtigen  augemaassten  Pri- 
vatschreiben sich  nicht  stossen,  sondern  in  Fortsetzung  und  Nachfolgung 
ihrer  committirten  Negotiation  juxta  datam  instructionem  sich  nicht  hin- 
dern noch  aufhalten  lassen j  allermaassen  wir  dasselbe  E.  etc.  verspürten 
Dexterität  und  bekannten  Fleiss  anheimstellen  zu  befördern,  dass,  so  bald 
möglich,  die  kaiserliche  allergnädigste  Confirmation  der  aufgerichteten  Union 
gegen  die  unzulässige  examinationes,  inquisitiones  und  bedreulichen  induc- 
tiones  ausgebracht,  um  ein  poenale  mandatum  gegen  die  auctores  derselben 
allerunterthänigst  gebeten  und  die  vorige  instructionis  puncta  auch  in  fleissige 
Obbacht  genommen  werde''. 


Die  clevischen  Stände  an  den  Statthalter').     Dat.  Rees 
16.  Aug.  1653.     R. 

Gratuliren  ihm  zu  seiner  Erhebung  in  den  Fürstenstand').  Sie  hätten  16.  Aug. 
,  lin  Schreiben  vom  15.,  wodurch  er  die  Stände  Namens  des  Kurfürsten 
zum  Landtage  nach  Cleve  auf  den  18.  behufs  Erörterung  ihrer  Gravamen 
berufen  habe,  richtig  empfangen.  Nachdem  die  cleve -märkischen  Stände 
aber  im  April  zu  Wesel,  im  Mai  zu  Rees  und  im  Juni  zu  Wesel  beschlos- 
M  hätten,  sieh  nach  ergangenem  Ausschreiben  seitens  der  Regierung  je- 
«iesmal  zuvor  an  einem  dritten  Orte  zu  versammeln,  so  müssten  sie  erst  die 
märkischen  Stände  zu  einer  solchen  A'ersammlung  einladen. 


Die  märkischen  Stände  an  den  Statthalter.     Dat.  Unna 

_M.  Aug.  1653.     M. 

Sic  hätten  nicht  nur  sein  Ausschreiben  zum  Landtage,  sondern  auch  21.  Aug. 
t  iue  Einladung  der  clevischen  Stände  am  25.  August  in  Xanten  zu  erschei- 
nen, erhalten  und  würden  der  letzteren  Folge  leisten.     Um  die  Kosten  für 
ihre  Deputirten  bcHtreiten  zu  können,  hätten  die  Ritterl)ürtigen  bereits  *2000 

Thir.  auf  dem  platt'-   f !'•  .!,.,,r..i,..rf    .....i  i...nN.n  .',.>    .]....  .  .•  .|;...c  Um- 

-re  billigen  werde 


Kr  war  oni  14.  Ah.  i.,.:.  ...  t  ..  ,.    , . 
Sie  war  im  November  1662  erfolgt. 
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Hermann  Ostmann')  an  Mülheim.   Dat.  Cöln  24.  Aug.  1653.  D. 

[Stände  hätten  gewünscht,   dass  die  Deputirten  vor  Abreise   des  Pfalzgrafen  in 
Regensburg  eingetroffen  wären.] 

24.  Aug.  Nach  einem  Schreiben  des  Agenten  Kellner  wären  die  Deputirten  am 

18.  noch  nicht  in  Regensburg  angelangt. 

„Als  gibt  es  bei  den  Herren  Ständen  Wunder,  wo  die  Herren  sich 
so  lange  aufhalten,  in  Erwägung  man  gerne  gesehen,  dass  ante  disces- 
sum  Serenissimi  nostri  Ratisbona  die  Herren  dorten  wären  angelangt 
und  per  indirectum  mit  S.  F.  D.  sich  hätten  unterreden  mögen. 

Der  Pfalzgraf  wird  dieser  Tage  von  Schwalbacb  nach  Düsseldorf 
aufbrechen".  

Beschluss  der  cleve-märkischen  Stände.     Dat.  Xanten 
28.  Aug.  1653.     R. 

[Wollen  in  Cleve  erscheinen,  aber  keine  Steuer  bewilligen,  bevor  nicht  alle  Gra- 
vamen  erledigt,  die  Reverse  der  märkischen  Drosten  extradirt,  ein  solcher  be- 
züglich der  Inquisitionen  ausgestellt  und  der  Landtagsabschied  in  allen  Punkten 

ausgeführt  ist.] 

28. Aug.  „Auf  die  von  der  churfürstlichen  Regierung  abgelassenen  Land- 

tagsausschreiben erklären  sich  die  Herren  Landstände  beider  Land- 
schaft Cleve  und  Mark  dahin,  dass  dieselbe  nach  der  Stadt  Cleve  in 
corpore  erscheinen  wollen^),  jedoch  mit  diesem  ausdrücklichen  Re- 
servat und  Beding,  dass  daselbst  keine  andern  Sachen,  als  die  Erläu- 
terung aller  und  jeder  gravaminum,  Feststellung  und  Vollziehung  des 
Landtagshauptrecess  de  a.  1649  tractirt,  nachgesucht,  viel  weniger  zur 
Einwilligung  einiger  Geldmittel  zum  Behuf  der  gnädigsten  Herrschaft, 
ehe  und  bevor  alle  alten  und  neuen  gravamina  cum  eifectu  begehrter- 
maassen  erledigt,  der  beiden  Drosten  zu  Hamm  und  Altena  seligen 
Andenkens  herausgegebene  Reversen  restituiret  und  der  Hauptrecess 
in  allen  seinen  Punkten  und  Clausulen  vollzogen,  vor  allen  anderen 
aber  in  Kraft  des  zu  Rees  und  Wesel  von  beiden  Landschaften  genom- 
men, und  den  Herren  Räthen  eingebrachten  clausuli  wegen  der  ge- 
klagten Inquisition  der  so  oft  gebetene  reversus  zuvörderst  ausgeliefert 
werden  solle,  bei  welchem  concluso  die  Herren  Landstände  vermöge  des 
auf  die  Union  geleisteten  leiblichen  zu  Gott  ausgeschworenen  Eides 
fest  halten,  in  keinerlei  Weise  noch  Wege  davon  abweichen  sollen 
noch  wollen,  in  Urkund  und  Festhaltung  dessen,  haben  die  Herren 
Landstände  dieses  eigenhändig  unterschrieben. 


')  Syndicus  der  bergischen  Ritterschaft. 

')  Am  3.  September  eröffnete  der  Statthalter  den  Landtag. 


Einigung  der  Stände  über  ihre  Haltung  auf  dem  Landtage.  ß7j^ 

Unterz.:  Degenh.  Bertram  Frhr.  v.  Loe  Hr.  zu  Wissen.  Jo- 
hann Sigismund  y.  Wilich  Baron  de  Lottum.  Wilhelm  Frhr. 
V.  Quad-Wickrath.  Joh.  Herrn.  Frhr.  y.  Diepenbruch  zu  Empel. 
Heinr.  Wilhelm  y.  u.  z.  Hoyen.  Joh.  Herm.  y.  Wilich  zu  Diers- 
fürt.  Dietr.  y.  d.  Hoyelich  zu  Bimmen.  Walter  Morrien  zu  Cal- 
beck.  Stephan  y.  Wilich  zu  Keryendonk.  Friedr.  y.  Dornik  zu 
Wohnung.  Caspar  y.  Sieberg  zu  Vörde.  Flor.  y.  Meyerden  zu 
Vehn.  Beruh.  Spaen  zu  Cruitswick.  Gerb.  y.  d.  Reck.  Gisbert 
Bernh.  y.  Bodelschwing  zu  Bodelschwing.  Rütger  y.  Dungein  zu 
Dalhausen.  Heinr.  y.  d.  Heese.  Joh.  y.  Ossenbruch.  Bernh. 
Friedr.  y.  Meschede.  Für  Cleye:  Joh.  Rieff,  Wesel:  Anton 
ther  Schmitten  und  Arnold  Bongard,  Xanten:  Kerst  Jütten- 
donk,  Emmerich:  Christ.  Rademacher,  Calcar:  Dietr.  Verweyen, 
Rees:  Joh.  Biesenbroich,  die  märkischen  Städte:  Hr.  y.  Hausen 
und  Balthas.  Konr.  Zahn*'. 


Bliimenthal  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Regensburg  ^^^-^ 

1653.     B. 

,  \  urStellungen  an  Wilich- Winnenthal.     Räth   zur  Einigung  mit  den  Stünden  in 
Cleve,   ihnen  aber  erst  nach  Rückberufung  ihrer  Deputirten  Satisfuction  zu  ge- 
währen.] 

„Den  y.  Winnenthal  habe  ich  zweimal  zu  mir  kommen  lassen  4. Sept. 
und  ihm  ehrlich  yorgetragen,  wie  hohe  und  grosse  Ursache  I.  Ch.  D. 
gehabt  hätten,  seine  wider  Deroselben  geführte  yielfältige  actiones 
ungnädig  zu  empfinden,  und  dass  ihm  yor  anderen  Cayallicrcn  des 
Orts  grosse  Gnade  widerfahren  wäre  und  daher  sich  nicht  gebühren 
hätte  wollen,  mit  einiger  E.  Ch.  D.  unangenehmer  und  wider  Dero 
Reputation  laufender  Sachen  sich  beladen  zu  lassen.  Seine  Antwort 
war  weitläufig,  mit  Wenigem  dieses:  Dass  er  seiner  privatorum  und 
pupillonim  halber  nicht  stetig  zu  Clcvc  sein  könnte. 

li  habe  zu  jeder  Zeit  und  bis  hierzu  geglaubet,  wenn  E.  Ch.  D. 
ohne  Disrcputation  Sich  mit  diesen  Leuten  vergleichen  kruinten,  dass 
C8  das  Best  »ein  würde:  Da  auch  E.  Ch.  D.  sollten  befinden  können, 
das»  sich  solches  itzigcr  Zeit  zu  Clcvc  mit  Dero  contontomcnt  tliun 
iid  der  Zweck  erreicht  werden  könnte,  so  hätte  ichs  nicht  allein  nicht 
zu  widerrathcn,  sondern  gehorsamst  zu  wünschen.  Im  Fall  aber  die- 
selben ex  progressu  tractatuum  sehen  sollten,  und  verspüren,  dnss  es 
nicht  vollkomnilich  xu  thun  wäre,  so  gebe  E.  Ch.  D.  unterthänigst  zu 
(lenken  anheini,   ob  es  nicht  besser  wäre,  es  also  zu  niuohcn,  wie 
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diese  Leute  thun  werden,  nämlich  auf  den  Effect  ihrer  Negotiation 
alhier  zu  reflectiren.  Ich  kann  zwar  nicht  sagen  ^  viel  weniger  ver- 
sichern, dass  sie  hier  Nichts  vor  sich  und  zu  ihrem  Effect  sollten  er- 
langen, aber,  wann  ich  die  eigentliche  Beschaffenheit  ihres  Suchens 
erwäge,  so  muss  ich  hoffen,  sie  werden  ihnen  mehr  Vortheils  von 
dieser  ihrer  Reise  eingebildet  haben,  als  der  Ausgang  davon  sein 
wird,  weshalb  wir  denn  allen  Fleiss  treulich  anwenden  wollen,  und 
würde  ich  der  unmaassgeblichen  Meinung  sein,  nur  allstets  fort  zu 
tractiren  und  sich  dahin  zu  erklären,  dass,  sobald  sie  wieder  von  hin- 
nen ziehen,  und  dort  zu  Cleve  anlangen  und  die  angefangenen  Trac- 
taten  bis  zum  Ende  befördern  wollten,  Sie  Sich  auch  zu  aller  Billig- 
keit gnädigst  erklären  würden,  denn  ich  stehe  in  dieser  Besorge,  dass, 
so  lange  diese  hier  sein,  jene  Alles  acceptiren  und  sich  hergegen  zum 
Schluss  nicht  bequemen  werden". 


Zusatzgravamen   der  cleve -märkischen  Stände.     Präs.  Cleve 

8.  Sept.  1653.     M. 

8.  Sept.  1)  Erhebung  des   von  den   Ständen  nicht  bewilligten  Zehntenpfennigs 

von  den  Pachtgeldern,  die  Auswärtige  aus  Cleve-Mark  erheben.  2)  Besetzung 
der  Orte  Dinslaken  und  Goch  mit  Truppen,  und  Erhebung  von  Servisgel- 
dern  für  dieselben.  3)  Entbindung  der  märkischen  Drosten  und  Richter 
von  dem  auf  den  Recess  geleisteten  Eid.  4)  Willkürliche  Absetzung  einiger 
lebenslänglich  bestellten  Schöffen  zu  Emmerich  und  Rees.  5)  Eingreifen 
der  Regierung  in  den  Rechtsgang  durch  unbefugtes  Ausdehnen  ihres  im 
Recess  beschränkten  Revisionsrechtes.  6)  Beitreibung  alter  aus  den  Jahren 
1622  bis  1634  angeblich  herrührenden  Steuerrestanten.  T)  Anordnung  eines 
Wochenmarkts  in  Uedeni,  den  zu  besuchen  die  Unterthanen  des  Amtes  zum 
Nachtheil  anderer  Städte  gezwungen  werden.  8)  Heranziehung  der  vor 
den  Untergerichten  schwebenden  Streitsachen  vor  das  Hofgericht,  wenn 
auch  dieselben  ihres  geringen  Objects  halber  nicht  zur  Appellation  geeignet. 

9)  Erlass  von  aus  der  Residenz  direct  ergehenden  kurfürstlichen  Befehlen 
an  die  Drosten  und  Richter,  die  wenigstens  vor  Ausführung  derselben  an 
den  Statthalter   und    die  Regierung    darüber    zu   berichten    haben    sollten. 

10)  Vorenthaltung  des  den  Einwohnern  mehrerer  Kirchspiele  des  Amtes 
Hamm  von  altersher  zustehenden  Weiderechts  auf  dortigen  Haiden. 
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Blumenthal  an  Otto  v.  Schwerin.     Dat.  Regensburg  ^;  ^"^; 

1653.     B.  . 

[Ein  irrtbümlich  an  ihn  gelangter  Brief  aus  Cleve  an  Winnenthal.  Die  Stände 
wollten  nichts  bewilligen,  bis  die  Entscheidung  des  Successionsstreits  getroflfen 
ist,  wenigstens  werden  sie  die  Verhandlungen  hinziehen  bis  sie  über  den  Erfolg 
ihrer  Deputation  unterrichtet  sind.  Die  Stimmung  der  Fürsten  gegen  Brandenburg. 
Die  Schwierigkeit  der  jülichschen  Sache.] 

„Hiernächst  muss  ich  dem  Herrn  Brüdern  berichten,  dass,  als  wir  8.  Sept. 
gestern  am  Tische  sassen,  ein  Jesuitenpater  Kotte  mir  einen  Brief 
schickete  mit  Bericht,  er  hätte  von  Cleve  Befehl,  mir  denselben  sicher- 
lich einzuschicken.  Ich  bedankte  mich  vor  seine  Bemühung,  brach 
ihn  auf  und  fing  an,  denselben  zu  lesen,  als  ich  aber  bald  im  Anfang 
des  Verlesens  befände,  dass  er  nicht  an  mich  sein  könnte,  so  sah  ich 
nach  der  üeberschrift,  und  wurde  gewahr,  dass  er  an  den  v.  Win- 
nenthal, so  Pater  Kotte  vor  Blumenthal  gelesen  hatte,  geschrie- 
ben war.  Nun  hätte  ich  gerne  denselben  in  meinem  Schreiben  an 
S.  Ch.  D.  einschliessen  wollen,  weil  ich  aber  befinde,  dass  unsere 
Cavaliere  in  4  Wochen  alles  wieder  wissen,  was  ich  dort  hinschreibe, 
so  habe  ich  gemeinet,  es  würde  sicherer  sein,  solches  dem  Herrn  Brü- 
dern einzuschliessen,  mit  Bitte,  S.  Ch.  D.  es  vorzulesen  und  zu  ver- 
nehmen, ob  nöthig  sein  wolle,  mir  deshalb  hinwieder  etwas  zu  be- 
fehlen. Ich  bin  nun  fast  3  Wochen,  und  zwar  seit  dem,  dass  diese 
domini  hier  kommen  sein,  in  dem  Gedanken  gewesen,  dass  diese 
Leute  keine  Intention  haben,  S.  Ch.  D.  000,000  Thlr.  und  was  son- 
sten  vor  Derselben  zu  gute  in  dem  Landtagsrecess  enthalten  ist,  zu 
l)ezahlen  und  wiederfahren  zu  lassen,  sondern  habe  diese  Meinung, 
dass  sie  damit  so  lange  zurück  halten  wollen,  bis  sie  hören,  ob  in 
der  jülichschen  Sache  eine  Sentenz  oder  gütlicher  Vergleich  vorgehen, 
und  sie  wissen  würden,  ob  wir  das,  oder  ein  ander  Land  kriegen 
würden,  oder  wenigstens  diese  Sache  so  lange  zu  diffcriren,  bis  man 
sehen  wird,  ob  und  was  sie  allhier  erhalten  werden;  also  dass,  wann 
^.  Ch.  D.  den  Landtag  nicht  wieder  angefangen,  und  etwas  wegen  der 
•  'Stung  Unterhalt  begehret  hätten,  oder  begehren  würden,  sie  es  auch 
ohl  haben  big  zu  ihrer  Wiederkunft  anstehen  lassen  würden,  und 
deshalb  habe  vor  wenig  Tagen  S.  Ch.  1).  ich  meine  uuniaassgcbliche 
Gedanken  wegen  dieser  Handlung  geschrieben.  Nachdem  aber  S.  Ch. 
D.  1.  F.  Gn.  den  Herrn  Statthalter  hingesandt,  so  haben  sie  weniger 
nicht  thun,  als  erscheinen  können,  und  ist  aus  dem  postseriptum  und 
«lern  zu  Xanten  gemachten  Schluss  klUrlieh  zu  sehen,  dass  sie  allda 
nichts  thun,  als  mit  vielen  disputircn  über  den  gravaminibus  sich  auf- 
lialtcn  werden.    Ich  habe  I.  F.  (Jn.  vou  Nassau  nicht  diesen  Brief,  son- 
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dern  allein  das  postscriptum  communiciret  und  denselben  zu  bedenken 
gegeben,  ob  Sie  sich  dessen  in  Ihrer  Negotiation  gebrauchen  könnten. 
Ich  will  morgen  I.  Maj.  weitläufig  gnug  von  dieser  Leute  bisheri- 
ges procedere  inforniiren.  Ich  möchte  wünschen,  dass  seit  8  Tage, 
und  noch  14  Tage  einer,  in  dem  S.  Ch.  D.  ganz  keine  Diffidenz  hät- 
ten, hier  wäre,  und  hörete,  wie  die  Fürsten  werden  gegen  den  Chur- 
fürsten  losgehen,  so  würden  sie  aus  dessen  Bericht  ersehen  können, 
ob  diejenige,  die  solches  vorhero  gesaget  haben,  es  darum  gethan, 
weil  sie  gut  österreichisch  sein,  oder  weiln  es  die  Wahrheit  ist,  und 
solche  Leute  gut  churfürstlich  sein.  Sie  dürften  itzo  zum  guten  Theil 
wohl  öffentlich  begehren,  oder  wenigstens  vorschlagen,  man  möge  bei 
der  Reichsdeputation  aus  beiden  collegiis  nehmen,  oder  noch  einen 
Churfürsten  machen,  oder  einen  Fürsten  mit  in  das  churfürstliche  CoUe- 
gium  nehmen.  Ich  glaube  aber,  es  werde  Braunschweig  noch  das 
fürstliche  Haus  Sachsen  es  erleben^).  Die  schwerste  Sache,  so  S.  Ch.^^D. 
nun  haben,  ist  die  jülichsche,  davon  viel  zu  berichten  stünde,  wenn 
nicht  alle  Sachen  anders  ausgeleget  würden,  von  theils  Leuten,  als 
wie  sie  gemeint  sein". 

Die  Deputirten  der  Stände  von  Jülich,  Cleve,  Berg  und  Mark 
an  den  Kaiser.     Dat.  Regensburg  10.  Sept.  1653.     D. 

[Bitte  um  schleunige  Entscheidung  des  Successionsstreits  ohne  Theilung  der 
Länder;  Befehle  an  die  beiden  Fürsten  zur  Entlassung  ihrer  Truppen  und  De- 
molirung  einiger  Festungen,  und  Aufrechthaltung  aller  Privilegien,  Recesse  und 
kaiserlichen  Urtheile,  sowie  Schutz  gegen  alle  Contraventionen  derselben  und 
Erhebung  ungewilligter  Steuern  durch  Mittel,  die  dessen  rasche  Ausübung  er- 
möglichen.] 

10.  Sept.  Es  wäre  weltkundig,    in  welche   schwere   Calamitäten  die   jülichschen 

Lande  durch  Aussterben  ihres  alten  Regentenhauses  seit  1609  gerathen 
wären,  insbesondere  durch  die  Streitigkeiten  der  beiden  Fürsten,  welche 
sich  damals  in  Besitz  des  Landes  gesetzt  und  hierdurch  die  ünterthanen 
schwer  bedrückt  hätten.  Endlich  hätten  die  Fürsten,  zwar  ohne  Vorwissen 
und  Ratification  des  Kaisers,  und  der  alten  von  demselben  bestätigten  Union 
der  Länder  entgegen,  auch  ihren  Versprechungen  und  Reversalen  zuwider, 
durch  Theilung  derselben,  „darin  die  Stände  weder  jetzt  noch  künftig  willi- 
gen könnten",  provisionaliter  sich  verglichen,  wären  aber  trotzdem  im  Jahr 
1647  und  darauf  dem  allgemeinen  Friedensschlüsse  zuwider  im  Jahre  1651 
wiederum  zum  grossen  Verderb  der  Länder  in  offenen  Krieg  gegen  ein- 
ander gerathen.  Erst  durch  kaiserliche  Intervention  und  Autorität  sei  der 
Friede  wieder  hergestellt  worden.     Um  aber  solchen  Friedensbruch  ferner 

^)  Es  bezieht  sich  dies  auf  die  Haltung  des  Kurfürsten  in  dem  Streite  zwi- 
schen den  Kurfürsten  und  den  Fürsten  bezüglich  der  Reichsdeputation.  Vgl. 
Droysen  III,  2  p.  119  und  Erdmannsdörffer  Graf  Waldeck  p.  108  ff. 
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zu  vermeiden,  wäre  es  nöthig,  den  jülichsehen  Saecessionsstreit  nunmehr 
durch  gütliche  Vergleichung  oder  Process  ungesäumt  für  immer  beizulegen, 
welches  das  einzige  Mittel  sei,  den  armen  Ijäudern  und  Uuterthanen  end- 
lich Ruhe  zu  verschaffen. 

..Hierum  und  in  sonderlicher  Erwägung,  dass  I.  Kais.  Maj.  ver- 
mittelst Ihrer  in  selbigen  Landen  abgeordnete  Gesandtschaft  mehrge- 
dachten unirten  Landständen  im  October  1651  beschehener  Proposition 
Dero  kaiserlichen  Schutz,  Schirm  und  Rettung,  und  dieselbe  bei  ihren 
hergebrachten  Freiheiten,  Privilegien,  alten  Herkommen,  Gewohnheit, 
Recht  und  Gerechtigkeiten  kräftiglich  zu  manuteniren,  ihnen  allergnä- 
(iigst  offeriren,  auch  dieselbe  dabei  ernstlich  ermahnen  und  erinnern 
lassen,  keine  fremde  und  ausserordentliche  Assistenz  und  Garantie  zu 
einiger  ihrer  Drangsalen  Befreiung  zu  suchen,  noch  sich  deren  zu  ge- 
brauchen, so  haben  demzufolge  vor  allem  zu  L  Kais.  Maj.,  als  dieser 
Landen  Ober-   und  Lehnsherrn,  auch  rechtmässigen  Executoren  des 

riedensschlusses,  obbcrUhrte  erbvereinigte  Landstände  ihr  allerge- 
iiorsamste  Zuflucht  zu  nehmen  und  dieselbe  vermittelst  gegenwärtiger 
Schickung  allerunterthänigst  zu  bitten  nicht  unterlassen  sollen:  Dass 
I.  Kais.  Maj.  allergnädigst  geruhen  wollen,  mehrgedachte  jUlichsche 
-iicccssionssache  zur  Verhütung  aller  Inconvenientien,  Beschwerden 
uiid  Misshelligkeiten,  nach  Anlass  des  Friedensschlusses,  durch  einen 
nder  anderen  darinnen  vorgeschriebenen  modum,  ohne  längeren  Verzug 
demialeinstens  entscheiden  und  also  obgedachte  erbvereinigte  Lande 
in  dergleichen  Gefahr  und  Unsicherheit  länger  nicht  stecken  zu  lassen; 
hfii  solcher  Entscheidung  aber,  vor  allem  die  allergnädigste  Vorsehung 

i  thun,  damit  derselben  hergebrachter  Freiheit  und  Privilegien,  Re- 

'  rsalen,  alten  Herkommen,  Gewohnheiten  und  sonderlich  denen  von 
1.  Kais.  Maj.  Herrn  praedeccssoribus  glorwUrdigsten  Gedächtnisses 
allergnädigst  confirmirten,  und  sowohl  von  dem  Landesherrn,  als  sämmt- 
lichen  Landstilndcn  eidlich  beschworenem  privilegio  unionis  (Kraft  des- 

•n  selbige  Landen  unzertheilt  beisammen  bleiben  müssen)  zum  Nach- 
iheil  nichts  vorgenommen  noch  statuirt,  sondern  dieselben  in  allen 
Wctrcii  dabei  *L'-<lass('ii  werden   niöi'-en '\ 

■1    n<»w«'ii    iHt    «1  r    r^t;iiMi»'(i('jHnin<'ii    wortiicii    hri     ^Ldiiiiurp 

acta  imhlini*  VII  {>  ;ir  nis  am  18.  April  IGäi  unf  diin  liuichstage 

vur  I>i  iMij,  piililiciit.     Vom  18.  April  1051  datirt  das  (iutuclitiMi  des 

Kurfui  *  über  den  jülichschon  HuccuBbiouHatreil,  welche»  tler  Kuitter 

•  n  demflelbcn  untor  Uebcraendting  dicHCH  orstuu  darauf  bexü^^lichen  TheiU  dor 
^titndiNcben  Kingabe  am  16.  October  Ißoß  f^ururdort  hattu  (m.  weiter  unten).     Ks 
scheint,   data  orit  durch  Abgabo   diefea  (hitachtons   dio   orficielle  Dictatur  doa 
•  rwt.  II  Theiis  der  Kingnbe  veranlaHst  worden  iat.   w«'i. 
.11  Ic    Datirung  im  Loudorp  vorliegt. 
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Zum  andern,  obwohl  auch  in  mehrgedachten  erbvereinigten  Lan- 
den von  uralten  Zeiten  hero  es  also  observirt,  dass  ohne  der  Land- 
stände Vorwissen  und  Belieben  keine  Völker  im  Lande  geworben, 
noch  von  aussen  darin  geführt,  weniger  die  Landschaft  mit  derselben 
Verpflegung  noch  sonsten  mit  einigen  Auflagen,  ohne  der  gesammten 
Landstände  vorgehende  Bewilligung  im  geringsten  beschwert  oder  be- 
laden werden  können,  zumalen  solches  die  beschriebene  privilegia 
patriae  und  von  den  Ch.  und  F.  DD.  Deren  allerseits  Landständen 
zu  verschiedenen  Malen,  sonderlich  aber  im  November  1647  und  im 
September  und  October  1649  gnädigst  ertheilte  resolutiones,  Recesse 
und  Landtagsabschiede,  klärlich  nachfuhren.  Demzufolge  dann  die- 
selbe alle  Kriegsverfassung,  so  an  Soldaten  als  Festungen,  welche 
occasione  des  letzten  gemeinen  deutschen  Krieges  aufgerichtet,  billig 
von  Selbsten  abschaffen,  und  deren  Unterthanen  mit  derselben  Unter- 
haltung um  so  viel  mehr  allerdings  unbeschwert  lassen  sollen;  —  so 
haben  dennoch  dem  allen  unerachtet  dieselben  eine  ziemliche  Anzahl 
Soldaten  bis  auf  heutige  Stunde  im  Dienst,  und  damit  unterschiedliche 
Städte  und  Festungen  in  oft  gedachten  unirten  Landen  besetzt  gehal- 
ten, deren  Gegenwart  und  Unterhalt  dem  Einwohner  zur  Beschwer 
gereichen  muss,  und  wann  dasjenige,  was  dazu  gefordert,  nicht  ein- 
gewilligt und  gegen  unserer  Principalen  Consens  und  Willen  den  Un- 
terthanen zum  öfteren  eigenmächtig  abgenöthigt  worden,  und  ob  zwar 
auch  um  deren  Abdankung  und  Demolirung  oft  von  den  Landständen 
continuirlich  und  zum  inständigsten  gebeten  ist  (maassen  Jülich-  und 
bergischen  Theils  auf  dem  jüngsthin  zu  Düsseldorf  im  Mai  gehaltenen 
Landtag  auch  geschehen),  weil  gleichwohl  auf  alles  ihr  unterthänigstes 
Flehen  und  Bitten  bis  dato  von  beiden  chur-  und  fürstlichen  Theilen 
nichts  wirkliches  erfolgen,  sondern  vielmehr  immerhin  von  einem  auf 
den  anderen  verschoben  werden  wolle,  als  haben  wir  diese  Bewandt- 
niss  E.  Kais.  Maj.  gleichfalls  allergnädigst  zu  erkennen  zu  geben  und 
Dieselbe  allerunterthänigst  zu  bitten  nicht  umgehen  sollen ,  dass 
E.  Kais.  Maj.  Dero  hohe  Autorität  allergnädigst  interponiren  und  auf 
allen  Fall,  es  ergehe  alsobalden  gebetener  maassen  die  Erörterung 
dieser  Successionsstreitigkeit,  oder  würde  gegen  alle  Hoffnung  noch 
in  etwas  verzögert,  beiden  unseren  gnädigsten  Chur-,  Fürsten  und 
Herren  ernstlich  gebieten  und  Dieselbe  per  opportuna  juris  remedia 
dahin  vermögen  lassen  wollen,  alle  gegen  einander  habende  Kriegs- 
verfassung, so  an  Soldaten  als  Festungen  (welche  occasione  praedicti 
belli  aufgerichtet  und  ohne  grosse  Beschwerde  der  Unterthanen  nicht 
zu  unterhalten  sind)  in  mehrgedachten  unirten  Landen  al sobald  pari 
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passu  wirklich  abzuschaffen  und  also  die  Städte  Hamm,  Lippstadt, 
Düren,  Heinsberg,  Sittart,  Brliggen  und  Montjoie  von  allen  Kriegsbe- 
sat/Aingen  erledigen,  was  daran  fortificiret,  demoliren  und  in  solchen 
Stand  allerdings  wieder  setzen  lassen,  wie  sie  vor  selbigem  letzten 
deutschen  gemeinen  Kriege  gewesen  sind '). 

Zum  Dritten,  damit  nun  diese  erbvereinigten  Lande  in  beständiger 
Sicherheit  gestellt  werden  mögen,  dass  sie  wider  ihre  privilcgia  pa- 
triae vermöge  unterschiedlicher  von  beiden  Chur-  und  Fürsten  dar- 
über in  Händen  habender  Reversalen,  Recessen,  Landtagsabschieden 
und  Vergleichungen  hinfüro  ferner  nicht  graviret,  und  also  auch  ins 
künftige  in  selbigen  Landen  ohne  der  gesammten  Landstände  vorge- 
hende Bewilligung  einige  Völker  zu  Koss  und  Fuss  nicht  geworben 
und  von  aussen  darin  geführt,  gehalten  und  zu  der  Verpflegung  und 
Unterhaltung  eigenmächtig  nicht  ausgeschrieben,  eingefordert  und  ge- 
presst,  oder  auch  sonst  die  Unterthanen  mit  einigen  uneingewilligten 
Auflagen  und  Steuern  nicht  beschwert,  sondern,  wann  dessen  etwas 
ins  künftig  solcher  unzulässiger  gestalt  vorgenommen  würde,  davon 
alsbald  wirklich  und  kräftiglich  befreiet  und  geschützt  werden  solle, 
wie  sich  solches  von  rechtswegen  dann  auch  in  Kraft  der  von  diesen 
an  Jülich-  und  bergischer  Seite  erlangtem  und  auf  eingeholtes  Gut- 
ichten  eines  hochansehnlichen  Churfürstencollegii  cum  plenissima  cau- 
»ae  cognitione  ausgelassenen  und  in  judicatum  verlaufenen  unter- 
schiedlichen kaiserlichen  rescriptorum  decretorum  und  Endurtheile,  auch 
den  darauf  iterato  erfolgten  paritoriis  und  mandatis  executorialibus  ge- 
mäss, in  alle  Wege  gebühren  thut,  —  so  werden  E.  Kais.  Maj.  hiemit 


•)  Am  24.  September  (l'fanner  sagt  in  seiner  historia  comitiorum  G/IG.  Sep- 
tember) brachten  die  Gesandten  des  (irafen  v.  d.  Lippe  vor  den  Reichstag  ein 
Memorial,  dat.  25.  August,  worin  er  als  Mitbesitzer  der  dem  Herzoge  von  Cleve 
als  Grafen  v.  d.  Mark  anfangs  verpfändeten,  1415  aber  zur  Hälfte  überlasscnon 
Stadt  Lippstadt,  deren  Räumung  und  Restituirung  in  den  Zustand  von  1G24  sei- 
tens Brandenburgs  forderte.  Der  Kaiser,  an  den  der  Graf  das  Verlangen  ge- 
»t»'llt  hfiffe,  den  ausschreibenden  Fürsten  zu  befehlen,  für  die  Entfernung  der 
brandcnburgiscben  Garnison  Sorge  zu  tragen,  hatte  bereits  unter  dem 
;.  .1  _  i  den  Herzog  Christian  Ludwig  von  Rraunschweig  -  Lüneburg  und 
lijD  Grafen  tu  Naasau-Dillenburg  zu  Commissüren  in  dor  Angelegenheit  beatallt. 
'  ^M  r  ,  •  rwirkte  der  Graf  ein  Intercessionsschreibon  der  auf  dem  cssener  Kreis* 
riimeltcn  Gesandten  an  die  Reichsstündo  vom  2t).  Octobor.  —  Nach  dem 
'.wii  Milliuim  geführten  Tagebuch  der  ständisclmn  Di'putirton  haben  dieselbe 
iiImt  «li«  MO  Sache  «gute  ('orrespondenz  mit  den  li|ipfHch«u  (Jenundton  gepflogen*. 
Vgl.  v.  M  eiern  regenitburger  Reichstaghandlungen  I  p.  5ÜU.  Londorp  acta  pu- 
blica VH  p.  2r/),  483  n.  1"7  l'fitunor  hisloria  CDmitiurum  ■•  ''»'■  "•">  ■■••••i 
Kinleitung  p.  604. 
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ebenmässig  allerunterthänigst  gebeten,  Dieselbe  geruhen  allergnädigst 
auf  wirkliche  Anordnung  solcher  sicherer  und  geschwinder  Schutz-^ 
Manutenenz-  und  Rettungsmittel,  die  dann  genugsam  erfindlich  und 
practicabel  sein  werden,  bedacht  zu  sein,  durch  welche  in  allen  Con- 
traventionsfall  diese  Lande  (die  sich  von  Kais.  Maj.  soweit  abgelegen 
befinden,  dass  ehe  und  bevor  bei  Deroselben  die  Klage  einzubringen 
und  nöthige  Remedirung  zn  suchen  möglichen  Falles  in  Grund  und 
Boden  verdorben  werden  können)  ohne  allen  Verzug  realiter  zu  schützen 
und  zu  handhaben  sein  möchten"  *). 


Joh.  Berh.  v.  d.  Bongart  an  den  Pfalzgrafen  Philipp  Wilhelm. 
Dat.  Regensburg  11.  Sept.  1653.     D. 

[Geheime  Mittheilung  der  Proposition  der  Deputirten  an  den  Kaiser.] 
11.  Sept.  „Zur  Continuation  meiner  schuldigsten  Pflicht  und  Gehorsam  habe 

nit  unterlassen  können,  E.  F.  D.  unterthänigst  zu  berichten,  wasmaassen 
I.  Kais.  Maj.  jüngst  verwichenen  Sonntag  allhie  nachmittag  angelanget, 
wobei  wir  gestern  allergehorsamst  Audienz  erbeten  und  dieselbe  ge- 
stern erhalten.  Was  nun  I.  Kais.  Maj.  auf  unsere  Proposition  (welche 
E.  F.  D.  zu  Dero  gnädigsten  Nachricht  hiermit  ins  geheim  zuschicke) 
allergnädigst  resolviren  werden,  stehet  zu  erwarten,  wovon  ich  E.  F.  D. 
den  Verlauf  nach  und  nach  unterthänigst  notificiren  werde'"*). 


Ansprache  des  Statthalters  an  die  cleve- märkischen  Stände. 
Dat.  Cleve  12.  Sept.  1653^).     D. 

[Die  Heimlichkeit,  mit  der  die  regensburger  Deputation  betrieben.  Die  aus  deren 
Commission  zu  besorgenden  Gefahren.  Sein  Bestreben,  Stände  und  Kurfürst  zu 
einigen.  Der  Zusammenhang  zwischen  der  kaiserlichen  Gesandtschaft,  dem  Ab- 
bruch der  Landtagsverhandlungen,  der  Commission  der  regensburger  Deputirten 
und  der  Proposition  auf  dem  Kreistage  zu  Essen.  Folge  und  Endziel  ist  die 
Sequestration  und  ein  blutiger  Krieg.  Die  Räumung  von  Hamm  und  Lippstadt 
macht  den  Kurfürsten  zum  Schutz  des  Landes  unfähig  und  ist  nicht  zeltgemäss.] 

12.  Sept.  „Es  hat  den  löblichen  Herren  Ständen  gefallen,  bei  Anfang  dieser 


^)  Durch  kaiserl.  Decret  v.  10.  September,  also  demselben  Tage  noch,  ward 
der  Reichshofrath  angewiesen,  „diese  Sache  alsobald  an  die  Hand  zu  nehmen, 
und  I.  Kais.  Maj.  darüber  sein  gehorsamstes  Gutachten  mit  ehestem  zu  er- 
öffnen". 

'^)  Leider  haben  sich  weitere  Berichte  dieses  Mitglieds  der  Ständedeputation 
nicht  erhalten,  dass  solche  auch  ferner  erfolgt  sind,  geht  aus  einer  im  November 
1653  in  einem  Schreiben  an  die  neuburgischen  Gesandten  in  Regensburg  ge- 
machten Bemerkung  des  Pfalzgrafen  hervor. 

^)  Gleich  nach  dem  mündlichen  Vortrag  setzte  er  denselben  eigenhändig 
ßchriftlich  auf  und  stellte  ihn  sofort  den  Ständen  zu. 
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Handlung  ein  grosses  Beschwer  zu  führen,  tiber  den,  dass  die  Herren 
Regierungsräthe  aus  wohlbedachter  guter  Meinung  in  väterlicher  Vor- 
sorge sich  haben  erkundigen  wollen,  tiber  den,  was  das  doch  sein 
möchte,  welches  auf  so  eine  ungewöhnliche  Manier,  ja  unter  einem 
schweren  leiblichen  Eid  verhandelt  worden,  auch  so,  dass  viele  der 
Principalen  Selbsten  nichts  von  der  Sache  haben  wissen  müssen,  und 
vielleicht  denselben  noch  nicht  wissend  ist.  Wollte  Gott,  die  Herren 
Regierungsräthe  hätten  die  Sache  in  Erfahrung  bringen  können,  so 
würden  dieselben  gewisslich  solche  heilsame  Vorschläge  gethan  haben, 
dass  vielleicht  diese  gefährliche  Abschickung  wäre  zurückgeblieben, 
oder  zum  wenigsten  solche  Sachen  daraus  gelassen,  welche  vor  vielen 
Jahren  durch  Tractaten  abgehandelt  sind,  allein  unter  der  Bank  her- 
vorgezogen, um  I.  Ch.  D.  unsern  gnädigsten  Herrn  vor  Kais.  Maj., 
dem  ganzen  Reich  und  der  ganzen  Welt  gleichsam  vor  einen  Tyrannen, 
und  der  das  Reich  in  Unruhe  gesetzet  hat  und  noch  thun  möchte, 
auszurufen;  derohalben  um  einen  anderen  Landesherrn  genugsam  an- 
halten, doch  unter  dem  Schein,  dass  der  Successionsstreit  jetzo  möchte 
abgethan  werden.  Weil  dann  dieses  Suchen  und  Absendung  eine  über 
die  Maassen  weit  aussehende  Sache  ist,  welche  das  ganze  Reich  wie- 
derum in  einen  blutigen  Krieg  bringen  könnte,  ja  das  rechte  Mittel, 
das  Reich  und  die  Herrn  Generalstaaten  an  einander  zu  helfen,  aus 
den  Ursachen,  weil  die  Gedeputirten  begehren,  dass  alle  Städte,  welche 
vor  Anfang  des  brandenburgischen  und  neuburgischen  Kriegs  genom- 
men, wiederum  zu  ihren  eigenen  Herrn  und  dem  Reich  möchten  ge- 
bracht werden,  woraus  nichts  anderes  erfolgen  will,  als  eine  totale 
Ruin  der  Landen,  so  begehre  Namens  L  Ch.  D.  unserem  gnädigsten 
Herrn  zu  wissen,  ob  die  löblichen  L  Ch.  D.  getreuen  Stände  sich  zu 
dieser  Abschickung  und  vor  ihrer  Posterität  unverantwortlichen  Sachen 
gestehen  thun  und  überliefere  hierbei  der  Dcputirtcn  Anbringen'). 

Hochgeehrte  Herren,  seit  der  Zeit,  dass  ich  die  Gnade  gehabt, 
dass  1.  Ch.  D.  unser  gnädigster  Herr  mich  unwürdig  zu  Dero  Statt- 
halter in  diesen  Ihren  Landen  verordnet  gehabt,  ist  mein  grösster 
Wunsch  gewesen,  dass  zwischen  1.  Ch.  1).  und  Dero  löblichen  Ständen 
ein  festes  Vertrauen  möchte  gcHtiftet  werden,  hab  auch  meinen  Muth 
nieraal  bei  aller  dieser  Widerwärtigkeit  und  so  oft  zerHchlagenen  Land- 
tagen verloren,  und  wird,  Gott  gebe,  die  glückliche  Schliessung  dieser 
unser  jetzigen  Handlung  desHen  ein  Zeuge  sein;  aber  nunmehr  ent- 
fällt mir  der  Muth  und  Hofl'nung,  zu  erleben  das,  welches  so  von 
Grund    meiner   Seele   gewünscht   gehabt.     Es   sei   danu,   dass  Gott 

■;  Dio  Kiogaben  ao  dio  rheioUchoo  Kurfüraton. 
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und  die  löblichen  Herren  Stände  hierin  durch  ihr  weises  Beleid  und 
Vorsichtigkeit  dem  Unheil  vorkommen.  Diese  Ursache  meiner  Be- 
ktimmerniss  ist  diese,  dass  die  kaiserlichen  Gesandten  an  Hand  geben 
und  rund  ausgesagt,  die  Herren  Stände  sollten  klagen.  Darauf  ist 
der  jüngste  Landtag  apparent  durch  Uebelgesinnte  zerschlagen.  Die 
Klagen  an  Kais.  Maj.  sind  gefolgt  wie  zu  sehen.  Darauf  kommt  der 
Kreistag  zu  Essen  und  ist  aus  der  Proposition  genugsam  zu  ersehen, 
dass  die  Proposition  der  Deputirten  mit  selbiger  so  übereinkommt,  als 
ob  sie  in  einem  consilio  geschmiedet  wäre,  gleich  meine  hochgeehrte 
Herren  h-ierbei  zu  sehen  haben  ^).  Nun  gebe  meinen  hochgeehrten 
Herren  hochvernünftig  zu  bedenken,  was  aus  allem  dem  Vorigen  an- 
ders erfolgen  wird,  als  eine  Sequestration  des  Landes,  welches  nicht 
kann  geschehen  als  mit  Kriegsmacht,  wogegen  mit  Macht  wird  ge- 
gangen werden,  was  dann  solches  vor  Mord  und  Blutvergiessen  und 
Land  Verderb  nach  sich  führt,  ist  unnöthig  zu  beschreiben,  wir  alle 
habens  durch  die  Erfahrung  erlebt.  Gott  der  Allmächtige  strafe  die- 
jenigen augenscheinlich,  welche  an  diesem  Unheil  und  Blutvergiessen 
eine  Ursache  sind,  und  erleuchte  meinen  hochgeehrten  Herren  ihren  Ver- 
stand, diesem  Unheil  vorzubeugen,  und  recht  zu  bedenken,  ob  es  Zeit 
sei,  den  Hamm  zu  schleifen  und  die  Lippstadt  mit  wenigem  Volk  be- 
setzen zu  lassen,  wodurch  L  Ch.  D.  unser  gnädigster  Herr,  welcher 
ihrer  aller  Beschirmer  sein  muss,  ausser  aller  Positur  und  Macht  würde 
gestellt  werden,  und  die  Herren  Stände  das  ganze  Land,  auch  alle 
Benachbarten,  welche  es  mit  treffen  wird,  sich  alsdann  zu  spät  be- 
klagen möchten.  —  Dass  Gott  verhüte"^). 


*)  Vgl.  oben  Einleit.  p.  598—606. 

2)  In  einer  sehr  umfangreichen  Eingabe  an  den  Statthalter  vom  13.  September 
widerlegen  die  Stände  die  ihnen  gemachten  Vorwürfe.  Dass  der  Landtagsab- 
schied von  1649  nicht  ausgeführt  worden,  sei  nicht  ihre  Schuld.  Die  Vorstellungen 
ihrer  Deputirten  bei  den  rheinischen  Kurfürsten  seien  der  Wahrheit  und  der 
ihnen  ertheilten  Instruction  gemäss.  Nicht  die  Räumung  aller  Festungen,  nur 
die  von  neuburgischen  und  brandenburgischen  Truppen  besetzten  verlangten  sie. 
Ein  Sequester  sei  weder  „de  jure  möglich  noch  auch  dem  Suchen  der  Land- 
stände gemäss".  Da  sie  an  der  Erledigung  ihrer  Gravamen  hätten  „desperiren" 
müssen,  wären  sie  genöthigt  gewesen,  „viam  juris  ad  judicem  competentem"  zur 
Feststellung  ihrer  Privilegien  zu  erwählen;  doch  hofften  sie,  dass  ihnen  jetzt 
noch  die  so  oft  erbetene  Satisfaction  zu  Theil  werde  und  damit  „alle  Ungele- 
genheiten  aus  dem  Wege  geräumt*  würden. 


Erläuterung  der  regensburger  Instruction.  ßQ| 

Die  cleve-märkischen  Stände  an  ihre  Depiitirten  in  Regens- 
burg.    Dat.  Cleve  12.  Sept.  1653.     R. 

[Sollen,  um  Missdeutung  zu  verhüten,  ausdrücklich  hervorheben,  dass  die  Stände 
allein   die  Räumung  der  mit  brandeuburgischeu  und  ueuburgischen  Truppen  be- 
setzten Festungen  verlangten.] 

Uebersenden,  was  der  Statthalter  am  3.  und  12.  September  ihnen  vor-  12.  Sept. 
getragen  hat. 

„Dieweil  nun  über  wegen  dieser  regensburgischen  Schickung  vorge- 
nommene Examination  und  Erkundigung  beiliegender  Revers  ertheilt '), 
und  aus  derselben  an  Chur-Heidelberg  abgelegte  und  hiebei  gehende 
Proposition  sinistre  interpretirt  werden  wollte,  ob  sollten  einige  ge- 
fährliche diese  vereinigten  Länder  höchst  schädliche  Sachen  tractiret, 
und  bei  I.  Kais.  Maj.  sonderlich  um  eine  Deoccupation  und  Evacua- 
tion  aller  in  diesen  Landen  gelegenen  Festungen  und' Städten  bei 
dieser  unserer  Schickung  angehalten  werden,  so  werden  E.  etc.  hier- 
mit committirt  und  ersucht,  in  diesen  ihren  allerunterthänigsten  Suchen, 
um  alle  widerwärtigen  Gedanken  zu  begegnen,  sich  diesergestalt  zu 
expliciren,  dass  sie  nicht  anders,  diesen  Punkt  betreffend,  in  commis- 
sione  haben,  als  dass  die,  so  von  S.  Ch.  D.  unserem  gnädigstem  Herrn 
und  S.  F.  D.  dem  Herrn  Pfalzgrafen  von  Neuburg  mit  Dero  chur- 
und  fürstlichen  Kriegsvölkern  besetzet,  in  vorigen  Stand,  wie  es  vor 
Anfang  des  deutschen  und  schwedischen  Kriegs  gewesen,  hergestcllet, 
und  in  genere  von  allen  Städten  und  Festungen,  welche  mit  anderen 
Kriegsvölkern  sein  besetzet,  bei  derselben  Negotiation  keine  Mention 
thun  mögen". 

Blumenthal  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Kegensburg 
15/25.  Sept.  lG5a.     J]. 

[Wilich-Winnenthal's  Gründe  zur  Quittirung  des  kurfürstlichen  Dienstes.  Der 
Stände  Suchen.  (Jefahr  der  Forderung  des  Grafen  v.  d.  Lippe  wegen  Lippstadt 
und  der  cülDischcn  Plüno  darauf.  Missstimmung  über  die  Ansprache  des  Statt- 
halters in  Cleve.  Die  Gefahr  einer  Seciuestrution  und  der  Pläne  in  Essen  ist 
nicht  gross,  letztere  sind  dem  Friedensschlüsse  gemäss.] 

„Was  den  v.  Winnenthal  belanget')  und  dessen  Antwort,  da  habe  25.  Sept. 

'  In  dieiem  am  'J.  September  erthetlten  Rovers  vorsprach  der  Statthalter 
im  Nim  (leg  Kurfürsten,  dass  „solche  Kxaminatiunen  dessen,  was  auf  Land- 
tag<  ij  iii^-iret  und  geschlossen,  bei  den  Uitterbürtigeu  noch  Magistralen,  deren 
Depntirten  und  Gemeinen  in  den  Städten"  nicht  zum  Präjudiz  der  itändifchen 
Pririlegien  gereichen  und  künftig  nicht  mehr  stattfinden  sollton. 

*)  Schon  in  einem  Schreibon  vom  15/25.  Augunt  hatte  IMumenthal  von 
Wilich  berichtet,  dass  er  „wieder,  wie  er  zu  CMeve  fax  et  tuba  aller  Iländol 
gewesen,  also  auch  hier  dirigirt". 
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E.  Ch.  D.  ich  solche  vor  14  Tagen  überschickt,  weiss  nicht,  wie  es 
damit  zugangen  sei,  ich  befinde  auch,  dass  ich  nicht  auf  den  zehenten 
Theil  derjenigen  Sachen,  so  ich  vor  und  nach  referiret,  Antwort  erhalten 
habe.  Die  Antwort  ist  diese  gewesen,  dass  er  sich  bedankte  unter- 
thänigst,  dass  E.  Ch.  D.  Dero  Ungnade  wider  ihn  hätten  fallen  lassen. 
Er  bezeugte  mit  Gott,  dass  er  mit  keinem  Vorsatz  solche  meritiret, 
noch  jemalen  wider  E.  Ch.  D.  etwas  gethan  hätte;  es  wäre  dann, 
dass  man  übel  nehmen  wollte,  wann  er  vor  die  privilegia  und  zur 
Verhütung  der  Lande  und  E.  Ch.  D.  selbst  eigenem  Nachtheil  geredet 
hätte.  Wann  er  auch  nur  den  zehenten  Theil  des  Gehöres  und  von 
dem  Zutritt  bei  E.  Ch.  D.  gehabt,  wie  derselbe  seinen  Feinden  offen 
gestanden,  und  er  zu  seiner  mündlichen  Defension  gelangen  können, 
so  würden  E.  Ch.  D.  seine  damalige  actiones  so  übel  nicht  genommen 
haben;  dass  er  aber  bald  darauf  seine  Dienste  quittiret,  und  E.  Ch.  D. 
solche  aufgesaget,  solches  wäre  aus  keiner  Verachtung,  da  ihm  Gott 
vor  behüten  sollte,  geschehen,  sondern  aus  denen  von  ihm  angezoge- 
nen und  überschriebenen  Ursachen:  Erstlich  dass  er  verschiedene  Vor- 
mundschaften (wie  er  berichtet)  auf  sich  hätte,  und  in  conscientia 
denen  vorzustehen  schuldig  gewesen,  2)  seinen  eigenen  Gütern  vor- 
stehen müsste,  3)  zu  Cleve  mit  seinen  grossen  Unkosten  und  Schaden 
ohne  Besoldung  leben  müsste,  4)  hätte  er  so  viel  nicht  studiret,  als 
zu  einem  Präsidenten  in  der  justitia  nöthig  wäre,  wäre  nun  auch  zu 
alt,  in  das  corpus  juris  viel  zu  sehen,  und  schliesslich  würde  er  doch 
nimmermehr  seiner  Sorge  nach  E.  Ch.  D.  Gnade  beständig  versichert 
sein  können,  sondern  es  würden  von  einer  Zeit  zur  anderen  Derselben 
viele  Dinge  vorgebracht  werden,  welche,  ob  sie  schon  ohne  Grund 
wären,  dennoch  nicht  ohne  Reflexion  und  keiner  Ungnade  bleiben 
würden;  also  würde  das  sicherste  vor  ihm  sein,  dass  er  sich  ausser 
Diensten  hielte,  welches  er  zu  thun  beständig  entschlossen  wäre.  Er 
sehe,  dass  in  Herrendiensten  lauter  Jalousien  wären,  keiner  dem  an- 
dern trauete,  der  am  getreuesten  wäre,  oft  vor  den  ungetreuesten  an- 
gegeben; schlechte  unbekannte  Leute  würden  zu  hohen  Aemtern  erhoben 
und  anderen  überm  Kopf  gesetzet,  hergegen  andere  despectiret,  und 
was  dergleichen  mehr  Sachen  wären;  er  würde  aber  einen  Weg  wie 
den  andern  E.  Ch.  D.  treu  und  hold,  wie  es  einem  ehrlichen  Cavalier 
und  Lehenmann  gebührete,  verbleiben.  Er  wird  aber  heute  wieder 
zu  mir  kommen,  so  will  ich  ihm,  maassen  bishero  treulich  geschehen, 
nochmalen  vornehmen  und  von  aller  Gefährlichkeit  abmahnen. 

Was  sie  hier  eigentlich  suchen,  seind  3  Punkte:  confirmationem 
caesariam  super   unione  omnium  provinciarum.     2)  Beförderung  der 
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sententiae  oder  des  Vergleichs,  3)  interea  und  bis  dahin  confirmatio- 
nem  des  Landtagsrecessus  von  a.  1649,  4)  demolitionem  von  Hamm, 
Lippstadt,  Düren,  Heinsberg  und  Brügge. 

Mit  der  lippischen  Sache  dürfte  es  meines  Ermessens  gefährlicher 
werden,  dann,  weilen  die  Lippischen  von  keiner  Satisfaction  etwas 
hören,  so  hat  der  Graf  vor  etzlichen  Tagen  das  Memorial  wegen  der 
Evacuation  selbiger  Stadt  an  die  Reichsstände  übergeben,  so  auch 
erster  Tage  zur  Deliberation  kommen  möchte,  und  sorge  ich  sehr,  der 
Graf  werde  durch  der  Stände  Deputirten  gleichmässiges  Suchen  in 
seiner  Opinion  gestärket  werden,  und  seine  conditiones  so  viel  härter 
gegen  uns  machen;  das  Aergste  aber  wird  dieses  sein,  dass  Chur- 
Cöln  saget,  E.  Ch.  D.  haben  gar  nichts  Eigenthums  an  der  Stadt,  son- 
dern es  sei  ein  blosser  Pfandschilling,  und  geben  die  Cölnischen  vor, 
sie  haben  Befehl,  Uns  anzudeuten,  dass  sie  auf  den  gesetzten  Termin 
solchen  Pfandschilling  erlegen  und  dem  Grafen  die  andere  Hälfte  auch 
abhandelen  wollen').  Ob  nun  diese  Sache  wohl  sehr  nachdenklich  schei- 
net, so  will  ich  doch  hoffen,  maassen  ich  dann  täglich  die  Herren  kai- 
serlichen Räthe  bei  Gelegenheit  informire,  es  werde  uns  diese  Stadt 
nicht  mit  Gewalt  können  genommen  werden;  das  Beste  aber  wäre 
gewesen,  wann,  meinem  untertliänigsten  Vorschlag  nach,  man  hätte 
mit  dem  Grafen  in  Handelung  treten,  und  dieselbe  so  lange  continuiren 
können,  bis  ein  billiger  Vergleich  getroffen,  oder  der  Reichstag  wenig- 
stens ohne  weiteres  Klagen  zum  Ende  kommen  wäre.  Sonsten  ist  der 
§.  10  articuli  15  ratione  dieser  Pfandschaft  in  instrumento  pacis  klar  vor 
uns,  also  dass  noch  viel  Zeit  dahin  gehen  wird,  ehe  dass  Chur-Cöln 
fortkommen  sollte.  Zu  allen  Sachen,  so  schwer  sein,  hat  man  nur  mit 
Geduld  zu  gehen,  und  keine  Occasion  zu  versäumen. 

Die  Clevißchen  machen  sich  gewaltig  lustig  über  die  Proposition, 
80  ihnen  zu  Cleve  sein  gethan  worden,  und  ich  sorge,  dass  die  Herren 
Kaiserlichen  solche  nicht  am  besten  urtheilen  werden,  maassen  mir 
dann  heute  bei  Hofe  schon  diese  Frage  geschehen,  wie  doch  der  Kaiser 

';  Der  Brzbischof  von  Cöln,  dorn  die  Lohnsherrlichkeit  über  Lippstadt  zustand 
acomblet's  Arch.  IV),  hatte  schon  im  14.  Jahrh.  Rechte  auf  die  Stadt  geltend 
gemacht,  sie  dann  (1306)  aber  gemeinsam  mit  dem  Hrn.  v.  d.  Lippe  dem  (irufen 
T. d.  Mark  verprandet:  10  Juhre  »püter  hatte  eine  nochmalige  Verpfandung  allein 
H  n.   Ufber  die  von  Coln  auf  CJrund  des  Lehnrechls  bean- 

H\>i  i<n  Bcit  dem  Knde  des  11.  Jalirlmuderta  Strfitigkeilen, 

•i  gegen  den  1445  erfolgten  Mitbesitz  von  Clevo-Mark  hatten  die  Krzbischöfe 
niuts  protestirt  (8.  die  botrefTenden  Urkunden  in  Lacomblet's  Urkunden  und 
oben  Note  tu  p.  677).  Jedenfalls  war  also  die  cöloiiche  Prätention  sehr  weit 
hergeholt.  (Vgl.  übrigens  olnui  p.  iWJ.)  Hie  ward  noch  bei  den  nymwegener  Frie- 
densverhandlungen geltend  gumacht.     Vgl.  Schweder  theatrum  pruteusiouum. 


584   IJ^I-   ^^^  Deputation  nach  Regensburg  und  der  Executionsrecess  v.  1653. 

solche  Beschuldigung  verdienet  hätte,  dass  er  E.  Ch.  D.  clevische 
Lande  sequestriren ,  und  mit  Deroselben  in  Krieg  kommen  wollen. 
Mir  däucht,  die  guten  clevischen  Eäthe  müssen  zum  Theil  nicht  wis- 
sen, was  sequestratio  sei,  vielweniger,  was  der  Kaiser  im  Reiche  vor 
Macht  habe;  wo  kein  Krieg  ist,  da  kann  ja  keine  Sequestration  sein, 
oder  wenigstens,  wo  kein  Krieg  zu  besorgen.  Ich  glaube  nicht,  dass 
man  diese  Deputirten,  noch  einen  derselben  im  ganzen  Jahr  einmal 
so  viel  würdigen  sollte,  dass  man  mit  ihnen  über  einige  Sache,  so 
zu  Essen  proponiret  oder  tractiret  werden  solle,  communiciren  würde, 
vielweniger  dass  man  nach  ihrem  Gutfinden  sich  richten  würde ^);  was 
aber  zu  Essen  proponiret  worden,  solches  alles  seien  Sachen,  die  im 
instrumento  pacis  klärlich  enthalten  sein.  Hier  gedenket  man  nicht 
mit  den  Holländern  in  einigen  Krieg  zu  kommen,  dass  man  aber  zu 
Essen  fragen  wird,  wie  der  Kreis  könne  ergänzet  werden,  das  seien 
nur  Sachen,  die  mit  Remonstration  der  wenigsten  Gefahr  nach  können 
beantwortet  werden,  und  dabei  wills  dann  wohl  bleiben". 


Blumenthal  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Regensburg 
19/29.  Sept.  1653.     B. 

[Lange  Unterredung  mit  Wilich- Winnenthal.  Die  Oommission  der  Stglndedepu- 
tation,  seine  Rechtfertigung  wegen  Dienstquittirung  und  Theilnahme  ai  der  De- 
putation, seine  Erwartungen  und  Wünsche  bezüglich  des  clevischen  Landdrosten- 
amts,  sein  Rath  und  Ansicht  bezüglich  der  Verhandlungen  in  Cleve,  seine  und 
der  Stände  Absicht  bezüglich  des  Successionsstreits.  Schreiben  des  Pfalzgrafen. 
Pläne  der  Städte  Wesel,  Soest  und  Herford.     Die  lippesche  Sache.] 

29.  Sept.  „Vergangenen  Donnerstag  habe  ich  unterthänigst  referiret,  dass 

ich  gehorsamst  referiren  wollte,  was  ich  von  Winnenthal  gehöret. 
Erstlich  zog  er  weitläufig  an,  wie  man  die  Stände  aldort  und  inson- 
derheit die  hiesigen  Deputirten  bei  E.  Ch.  D.  und  den  Staaten  general 
schwarz  zu  machen  suchte,  als  wann  sie  hier  negocireten,  dass  Rees, 
Wesel  und  Emmerich  denenselben  wieder  abgefordert  werden  sollte. 
Sie  hätten  niemalen  daran  gedacht,  würden  es  auch  noch  nicht  thun. 
Was  sie  suchten,  wäre  die  Evacuation  von  Hamm  und  Lippstadt,  und 
dass  dagegen  Pfalz-Neuburg  Düren,  Heinsberg  und  Brügge  auch  von 
der  Garnison  befreien  wollte.  Sonsten  mochten  die  Staaten  itztgemelte 
Städte  so  lange  behalten,  wie  E.  Ch.  D.  es  gutfinden  würden;  2)  zog  er 
etwas  höhnisch  an,  dass  man  sie  beschuldigte,  als  würden  sie  Ursache, 
dass  der  Kaiser  das  Land  würde  sequestriren,  sagte,  sie  wären  klüger 
und  redlicher,   als  dass  sie   dergleichen  schädliche  Dinge  befördern 


*)  Vgl.  dagegen  oben  Einleit.  p.  599. 
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sollten,  mit  dieser  Anzeig,  dass,  wann  sie  vernehmen  sollten,  dass  der 
Kaiser  dergleichen  im  Sinne  hätte,  sie  alsobald  Audienz  bitten  und 
dagegen  protestiren  wollten.  Sie  suchten  hier  nichts,  als  was  offen- 
bar wäre.  Er  erfreuete  sich  aber  nicht  wenig,  dass  er  vernehme, 
dass  E.  Ch.  D.  itzo  sich  so  willfährig  gegen  die  Stände  erklären 
Hessen,  wollte  hoffen,  dass,  wann  sie  nur  Sicherheit  gnugsam  hät- 
ten, dass  das  versprochene  sollte  gehalten  werden,  sich  das  übrige 
wohl  schicken  werde.  Die.  Diffidenz  aber  wäre  dahero  sehr  gewach- 
sen, dass  E.  Ch.  D.  erstlich  die  Räthe  und  Drosten,  auch  andere  Beam- 
ten hätten  auf  den  Landtagsrecess  schwören  lassen.  So  bald  aber 
als  sie  E.  Ch.  D.  Willen  mit  Ausschlagung  unverwilligter  Gelder  nicht 
hätten  wollen  eingangen  heissen,  hätten  E.  Ch.  D.  sie  ihrer  Eide  und 
Pflichten  erlassen.  Wann  nun  dieses  hinfüro  mehr  geschehen  sollte, 
so  wäre  alles  umsonst,  was  sie  mit  E.  Ch.  D.  tractireten,  und  besser, 
dass  sie  dergleichen  Handelung  nimmer  zum  Ende  brächten.  Er  könnte 
nicht  wissen,  wer  doch  E.  Ch.  D.  solche  Sachen  zu  rathen  sich  un- 
terstünde, er  müsse  es  entweder  nicht  verstehen,  oder  glauben,  dass 
besser  im  trüben  als  hellem  Wasser  zu  fischen  wäre.  Ich  hätte  von 
ihm  begehret,  er  wollte  doch  in  E.  Ch.  D.  Dienst  bleiben,  er  aber 
sehe  nicht,  wie  ihm  solches,  so  lange  Sie  mit  den  Ständen  nicht  ver- 
glichen wären,  zu  rathen  wäre.  Denn  erstlich,  so  hätte  er  seines  Va- 
terlandes privilegia  höher  als  alles  zu  aestimiren,  und  wann  er  schon 
in  Diensten  sein  sollte,  so  würde  er  doch  nimmer  wider  derselben 
tenor  und  Inhalt  reden.  Und  ob  er  wohl  sehe,  dass  theils  Leute  den 
Mantel  auf  beiden  Schultern  trügen  und  dadurch  ihre  privat  Interesse 
und  E.  Ch.  D.  Gnade  auf  eine  Zeitlang  erlangten,  so  wäre  doch  sol- 
ches nicht  beständig,  und  er  werde  sich  nimmer  dazu  persuadiren  las- 
sen. Ilergegen  wäre  er  des  unterthänigsten  Erbietens,  dass  wann 
E.  Ch.  D.  es  ein  rechter  Ernst  wäre,  und  Sic  wollten  sich  mit  den 
Ständen  vergleichen,  und  auch  es  beständig  bei  dem  bleiben  lassen, 
waa  zugesagct  worden,  er  Derselben  von  Herzen  gerne  und  mit  ge- 
treuen Diensten  assistiren  wollte.  Iloffetc  auch,  dass  er  noch  würde 
erweiflen  können,  dass  er  auf  solche  Manier  Derselben  mehr  Nutzen 
werde  befördern  können,  als  diejenige,  so  itzo  viel  Geschreies  davtin 
machten.  In  der  Kanzlei  aber  werde  es  gar  vor  ihm  nicht  sein 
wäre  der  v.  Spacn  Landdrost  worden,  dieses  wäre  ein  solche»  Amt, 
womit  E.  Cb.  D.  wohl  zwei  capable  subjccta  hätten  contentiren  ken- 
nen, wann  Sie  gesaget  hätten,  Sie  W(>Ilten  das  Amt  theileu,  wie  es  zu 
Zeiten  des  Platcrs  gewesen  wäre.  Nun  gunnetc  er  dem  v.  Spaen 
gerne  was  Gott  und  E.  Ch.  D.  ihm  gönnctc,  wann  es  aber  vor  diesem 
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ohne  desselben  Ungelegenheit,  also  hätte  können  disponiret  werden,  so 
würde  er  es  vor  eine  grosse  Gnade  geachtet  haben,  und  gab  also  nicht 
undeutlich  zu  verstehen,  dass  er  es  noch  vor  eine  Gnade  halten  würde'). 
Weiters  sagte  er,  dass  sie  gerne  sehen  würden,  wann  die  gutliche 
Handelung  ihren  Fortgang  dem  instrumento  pacis  gemäss  erreichen 
könnte,  wollte  wissen,  ob  ihnen  wohl  übel  gedeutet  werden  könnte, 
wann  sie  dieselbe  mit  Ernst  urgireten.  Ich  antwortete  kürzlich,  dass 
ich  solches  ihm  gar  nicht  rathen  könnte,  und  wann  E.  Ch.  D.  dieselbe 
befördert  sehen  wollten,  Sie  die  Nothdurft  wohl  Selbsten  von  denen, 
so  interessiret  sein,  erwarten  würden.  Weiter  sagte  er,  dass  E.  Ch.  D. 
sich  Selbsten  nur  aufhielten  mit  so  langsamen  tractiren,  und  dass  Sie 
besser  thäten,  sie  schlössen  bald  und  brächten  die  Leute  mehr  an  das 
Ausschreiben  der  600,000  Thlr.  und  gäben  ihnen  auf  solche  Weise 
etwas  zu  thun.  E.  Ch.  D.  wollten  nicht  glauben,  dass,  wann  sie  dieses 
Geld  gegeben,  sie  alsdahn  ganz  aufhören  würden.  Nein,  dieses  wäre 
ihre  Meinung  gar  nicht,  sondern  hiernächst  würden  sie  weitere  rationes 
attendiren,  auch  weiter  helfen,  wenn  man  sie  nur  solcher  strafbaren 
Sachen,  wie  itzo  zu  Cleve  geschehen  wäre,  nicht  beschuldigte.  Zeigete 
mir  darauf  einen  Originalbrief  vom  Herzog  von  Neuburg  aus  hiesiger 
Stadt  vom  4.  August  an  diese  Deputirte,  des  Inhalts,  dass  Sie  hoffeten, 
diese  Leute  würden  nichts  gegen  Dero  Hoheit  und  Respect  suchen, 
und  dass  sie  ihre  Instruction  Derselben  communiciren  sollten  gegen 
das  Erbieten,  ihnen  hernach  wieder  zu  helfen,  widrigen  Falls  wollten 
Sie  Sich  alle  Ihre  Nothdurft  und  künftige  Ahndung  reserviret  haben''). 
Ich  habe  ihm  versichert,  dass  wenn  er  E.  Ch.  D.  seine  treue  Devotion 
wirklich  zeigen  würde,  er  sich  aller  Erkenntniss  zu  versichern  haben 
könnte.  Schliesslich  gab  er  vor,  dass  die  sämmtlichen  unirten  Stände 
entschlossen  wären,  ihn  so  lange  alhier  zu  lassen,  bis  die  ganze  Suc- 
cessionsstreitigkeit  auf  einen  oder  andern  Weg  werde  verglichen  sein ; 
so  ich  ihm  auch  widerrathen  habe.  E.  Ch.  D.  werden  nun  wissen, 
ob  und  was  hierunter  weiter  zu  thun  sei.  Ich  vernehme  die  von  Wesel, 
Soest  und  Hervord  wollen  Reichsstädte  werden^),  so  ihnen  hoffentlich 
nicht  angehen  soll.  Der  Kaiser  hat  wegen  der  Streitigkeiten  zwischen 
E.  Ch.  D.  und  den  Grafen  von  der  Lippe  eine  Commission  auf  Braun- 
schweig und,  wie  ich  glaube,  Hessen  oder  Bentheim  geordnet,  womit 
aber  die  Lippesche  nicht  zufrieden  seien,  sondern  sich  an  die  Stände 
halten  wollen"  *). 

1)  Vgl.  oben  Einleit.  p.  595. 

^)  S.  oben  p.  668.    Das  Schreiben  ist  vom  10.  August. 

')  Bezüglich  Soest  vgl.  dagegen  oben  Einleit.  p.  596  u.  p.  649. 

*)  S.  oben  Note  zu  p.  677. 


Stimmungen  u.  Machinationen  auf  d.  Landtage,  in  Düsseldorf  u.  Essen,     ßö^ 

Der  Statthalter  an  den  Kurfürsten ').  Dat.  Cleve  8.  Oct.  1653.  B. 

[Ursachen  der  Verzögerung  des  Landtagsschlusses.  Gegenberaühungen  und  Ab- 
sichten der  Bösgesinnten.  Ein  aufgefangener  Brief.  Sendung  an  den  Pfalz- 
grafen. Ereignisse  und  Stimmung  am  düsseldorfer  Hofe.  Die  Pläne  und  Ab- 
sichten auf  dem  essener  Kreistage.  Indifferenz  der  Staaten.  Bestellung  eines 
Agenten   in  Cölu.     Blaspeil's  Rechnungen.    Forderung  und  Pläne   des  Bischofs 

von  Münster.] 

„Die  Menge  der  anwesenden  Stände  von  Cleve  und  Mark,  inglei-  8.  Oct. 
(hen  die  grosse  Anzahl  der  gravaminum,  welche  itzo  unter  allen  Bän- 
ken herfUr  gesuclit  werden,  seind  Ursacli,  dass  sich  der  Schluss  dieser 
Tractaten  so  lange  verweilet,  jedoch  hoffe  zukünftiger  Post  E.  Ch.  l). 
alles  unterthänig  zu  tibersenden.  Auch  glaub  ich  festiglich,  dass  die 
Bösgesinnte  dieses  Werk  treniren  von  einer  Post  zu  der  anderen,  und 
ihre  Avisen  von  Regensburg  erwarten.  Um  dahinter  zu  kommen, 
wende  allen  Fleiss  an,  ist  aber  schwerlich  zu  thun,  weilen  ihre  Schrei- 
ben unter  anderer  Leute  Couverte  gehen  und  durch  Boten  auf  Collen 
und  anhero  gebracht  werden,  sonder  E.  Ch.  D.  Posten  zu  gebrauchen, 
jedoch  habe  ich  diesen  einliegenden  atrapirt,  welchen  in  originali  E. 
Ch. D.  zu  Dero  Nachricht  gehorsamst  übersende^),  auch  was  sich  mehr 
offenbaren  würde,  ingleichem  thun  werde". 

Auf  besonderen  Befehl  des  Kurfürsten  hat  er  den  v.  d.  Osten  an  den 
i'falzgrafen   nach  Düsseldorf  gesandt  und  „alle  gute  Nachbarschaft"  ver- 
ichern  lassen.     Derselbe   ist  dort  sehr  gut  aufgenommen  worden   und  be- 
richtet,  dass  die  junge  Pfalzgräfiu  bereits  katholisch  ist  und  öffentlich  zur 
Messe  geht'),  auch  dass  grosse  Vorbereitungen  zum  Empfange  des  Kurfürsten 
on  Cöln   getroffen  würden   und  eine  Komödie   dort  gespielt  und  gedruckt 
ist,  des  Inhalts,  „obs  besser  die  Ketzer  und  ausgeschlagenen  Dörner  mit  der 
Wurzel  auszurotten,   und  aus  dem  Reich  zu  stossen  oder  gar  zu  verbren- 
nen'*.    Der  hessische  Abgesandte  auf  dem  essener  Kreistag,   Pagenste- 
her, ist  in  Wesel  krank  eingetroffen  und  hat  ihn  gebeten,  einen  der  Räthe 
11  ihm  zu  schicken,  um  demselben  über  die  dortigen  A'erhandluugen  Bericht 


•>  Eigeuhundig. 

';  Der  Brief  liegt  nicht  bei  den  Acten,  doch  äussert  der  Kurfürst  in  seiner 

Antwort  an  den  Statthalter  vom  14.  Oct.  darüber:  »Wie  Wir  denn  dieser  Leute 

•inbesoDDeno  Inclination  und  Comportement  aus  dem  intercipirtou  Schreiben  mit 

tjfwuüderunK  erseheü*.     Am  10.  October  schickt  Moritz    dum  Kurfürsten  die 

li'iftl.  i,,    MiülM  iliirjg  eines  der  kurfürstlichen  Käthe,  duss  in  «einer  (»egenwart 

'       I    i    .     1.  ,    I    .  iiiiann  vor  Kurzum  einem  clovischeu  erzählt  hübe,  die  Hchik- 

kMUf^  der  Jülich -bergiscboD  Stände   au   den  Kaiser  sei  mit  Belieben  des  Pfals- 

rrafen  geschehen,  welches,  von  jenem  Kdelmunno  den  clovischen  Ständen  mitge- 

t  heilt,  grosses  Murren  unter  ihnen  hervorgerufen  habe.    Vgl.  oben  Kinluit.  p.  598. 

'y   Elittbüth    Amulie,    Tochter  de«    Landgrafen   (leorg   II.   von   Hosten- 

hiiriJiMtadt,   mit  der  ITalzgraf  I'hilipp  Williulm   seit   kurxem   iu  «weiter  Kh« 

rmählt  war. 
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zu  erstatten.  Es  werde  ihm  vertraulich  gemeldet,  dass  beabsichtigt  werde, 
Linn,  Uerdingen,  Ruhrort  und  Duisburg  mit  den  zu  werbenden  Kreistrup- 
pen zu  besetzen ").  Solches  habe  er  „aus  guter  Meinung"  den  Generalstaaten 
mitgetheilt,  die  aber  nicht  nur  nicht  darauf  achten,  sondern  diese  Mitthei- 
lung nur  als  „Pracktikeu,  um  selbe  dadurch  zu  obligiren,  einen  General  zu 
erwählen"  ansehen,  und  vor  8  Tagen  165  der  besten  Soldaten  aus  Wesel 
und  6  der  besten  Geschütze  von  dort  abgeführt  haben,  worüber  die  dortigen 
Bürger  sehr  bestürzt  sind.  Nach  dem  Absterben  des  staatischen  Agenten 
in  Cöln,  Bill  erb  eck,  bittet  er  den  kurf.  Rath  Weiler  dort  als  selbst- 
ständigen kurf.  Agenten  bestellen  zu  wollen'^).  „Wegen  Blaspeil's  Rech- 
nung weist  er  grobe  Sachen  an,  welche  die  Rechenmeister,  wie  Paul 
Ludwig  berichtet,  niemalen  hätten  finden  können,  und  viel  tausende  be- 
tragen, doch  muss  Blaspeil  erst  hierüber  vernommen  werden,  und  lasst 
sich  dieses  Werk  nunmehr  zu  einem  Ende  ansehen".  Der  Bischof  von 
Münster  hat  den  Oberst  v.  Wilich  an  den  Landtag  zu  Zütphen  gesandt, 
um  die  Herrschaft  Borkeloe  wieder  fordern  zu  lassen^),  und  in  Brüssel, 
Cöln  und  Cleve  wird  öffentlich  davon  gesprochen,  dass  er  schon  im  näch- 
sten Winter  während  des  Frostes  die  vereinigten  Staaten  überfallen  wolle. 


Cleve-märkischer  Landtagsabschied   (der   sogenannte  Execu- 
tionsrecess)').    Dat.  Cleve  14.  Oct.  1653. 

14.  Oct.  1)   Die  neue  Jagd-   und  Waldordnung  von  1649   soll   den  Deputirteu 

der  Stände  mitgetheilt,  deren  Erinnerung  darüber  vernommen,  und  dann 
dieselbe  erst  festgestellt  und  publicirt,  immittelst  niemand  dadurch  gravirt 
werden,  und  da  jemand  gravirt  wäre,  solches  hiermit  aufgehoben  sein,  „und 
also  niemand  an  der  wohlherbrachten  Jagd-,  Hude-,  Holzungs-,  W^eide- 
oder  Plaggegerechtsamkeit  behindert,  es  auch  bei  den  jährlichen  Recogni- 
tionen  dem  Herkommen  gemäss  gelassen  und  darüber  Niemand  beschwert 
werden".  Die  Streitigkeiten  wegen  Cultivirung  der  Haiden,  sei  es,  dass 
dieselbe  mit  oder  ohne  des  Kurfürsten  Zustimmung  erfolgt,  sollen  vor  dem 
Hofgericht  rechtsanhängig  gemacht  werden,  nach  Instruction  in  jeder  ein- 
zelnen Sache  aber  zunächst  im  Beisein  der  Ständedeputirten  ein  gütlicher 
Vergleich  versucht,  bei  Fehlschlagen  desselben  aber  dem  Landtagsabschied 
von  1649  gemäss  von  Rechts  wegen  decidirt  werden.  Inzwischen  sollen 
keine  Haiden  mehr  urbar  geniacht  (abgegraben),  für  die  schon  mit  Häusern 

1)  Ygl.  oben  Einleit.  p.  605. 

2)  Es  geschah  demnächst.  Es  ist  jener  Rath  Robert  Weiler,  der  lange 
Jahre  neben  Motz  fei  d  Amtskammerrath  war  und  1649  als  nicht  Eingeborener 
entlassen  wurde. 

3)  Vgl.  oben  Einleit.  p.  606. 

*)  Da  derselbe,  gewöhnlich  mit  dem  Landtagsabschied  von  1649  zusammen, 
vielfach  gedruckt  ist,  Scotti  a.  a.  0.  auch  einen  Auszug  daraus  hat,  so  dürfte 
auch  hier  ein  solcher  genügen.  —  Die  fehlenden  Nummern  betreffen  Gravamen, 
welche  durch  die  Resolutionen  auf  die  anderen  von  selbst  erledigt  sind.  Vgl. 
auch  oben  die  Resolutionen  auf  die  Gravamen  vom  1.  August  1652  und  21.  März 
1653  p.  581  und  640. 
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bebauten  Stücke  Entschädigungen  geleistet,  die  noch  nicht  bezimmerten, 
aber  ohne  dieselbe  von  den  Kolonisten  wieder  verlassen  und  dem  Berech- 
tigten zu  fernerem  Weidegang  und  Plaggenstechen  überlassen,  auch  eiu 
öfleutliches  Proklam  darüber  an  die  Unterthanen  erlassen  werden. 

2)  Statt  der  den  clevischen  Ständen  im  Landtagsabschiede  auf  S  Jahre 
bewilligten  jährlichen  Erhebung  von  4000  Thlr.  sollen  dieselben  fernerhin 
zu  allen  Zeiten  zur  Abzahlung  ihrer  nöthigen  jährlichen  Ausgaben,  sowie 
zu  Zehrungen  und  den  von  ihnen  nöthig  befundenen  Schickungen  und  Zu- 
sammenkünften „von  ihren  Keceptoren  ohne  Einholung  weiterer  Bewilligung, 
jedoch  auf  vorhergehenden  einhelligen  Consens"  der  gesammten  betreuen- 
den Stände  6000  Thlr.  in  Cleve  und  6000  Thlr.  in  Mark  nach  der  gewöhn- 
lichen Matrikel  „colligiren  und  beitreiben"  lassen  dürfen.  Dagegen  ver- 
zichten die  Stände  auf  die  von  ihnen  für  die  im  J.  1651  erlittenen  Kriegs- 
schäden und  ohne  ihre  Bewilligung  erhobenen  Steuern  begehrte  Satisfaction. 
Die  Zehrungskosteu  der  Stände  auf  den  Landtagen  soll  nach  altem  Ge- 
brauch der  Kurfürst  tragen.  Aus  den  Einkünften  der  Wasserlicenten  werden 
die  clevischen  Stände  auch  ferner  2000  Thlr.  jährlich  beziehen  und  die  Ue- 
berschüsse  zur  Schuldentilgung  verwandt  werden;  erhalten  sie  jene  Summe 
nicht,  so  ist  nach  der  Bestimmung  des  Hauptrecesses  zu  verfahren. 

3)  Jeder  qualificirte  und  aufgeschworene  Ritterbürtigo  sowie  jede  ein- 
zelne Hauptstadt  soll  besonders  zu  den  Landtagen  verschrieben  werden. 
4)  Auf  der  Stände  ^unablässiges  Queruliren''  sollen  die  der  hohen  Schule 
zu  Duisburg  zugewandten  Einkünfte  des  Stifts  Oberndorf')  demselben  zu- 
rückgestellt werdeu,  „obwohl  es  christlicher  und  den  Ständen  .selbst  rühm- 
licher gewesen  wäre,  wenn  solche  Intraden  zur  Education  der  Jugend  ver- 
wandt würden".  Der  Prediger  zu  Schwelm  Joh.  Fabritius  soll  entlassen 
und  künftig  keiner  Gemeinde  Jemand  „ohne  gesammte  Vocation  aufgedrun- 
gen, auch  den  Schisraatiois  und  demjenigen,  der  sich  zu  einer  Religion  be- 
kenne, die  im  instr.  pac.  nicht  begriüen",  niemals  ein  öfleutliches  Amt  ver- 
Heheu  werden.  5)  und  6)  Die  meist  schon  entworfeneu  Polizei-,  Landge- 
richts-, Hofgerichts-,  Brüchten-,  Dienst-,  Service-,  Wasser-,  Deich-  und 
andere  Ordnungen  sind  nochmals  von  den  Räthen  zu  revidiren  und  alsdann 
den  Ständen  „vor  der  Publicirung  zu  ihrer  Erinnerung  vorzulegen".  7)  Was 
von  den  Domaineneinkünftcn,  nach  Bestreitung  aller  Beamtengehälter,  auch 
für  die  Residenten  im  Haag,  Brüssel  und  Cöln,  sowie  aller  sonstigen  nö- 
thigen Ausgaben,  übrig  bleibt,  soll  zur  Abzahlung  der  Schulden  auf  den 
Dumninen,  deren  keine  ferner  zu  verpfänden  oder  sonst  zu  entfremden  ist, 
verwandt  werden.  Ein  Verzeichniss  aller  verpfändetiMi  Donminenstückc  soll 
den  Ständen  gegen  Zusage  strenger  Verschwiegenheit  übergeben  werden; 
die  Aenjter  Wetter  und  Schermbeck  sind  wieder  einzulösen.  8)  Die  Be- 
stimmungen dc8  HauptreccsHes  bezüglich  der  Verpflichtungen  des  Lundrcnt- 
meislers  sollen  aufrecht  erhalten  werden,  ü)  Der  v.  Norprath  soll  zur  Un- 
terhaltung der  Deiche  etc.  der  Herrschaft  Hülhausen  und  Lei.^tung  der  auf 
dieselbe  fallendcu  Stcucrquotcü  angehalten  werden.    10)  Die  Reverse  de  nou 


*)  Ein  den  ritterschaftlickon  Familien  in  Clovc  ovnnf^ulischor  und  katholischer 
Confttssion  tu  gleichen  Tlieileu  sustehondc«  weltliches  Frauleinstift  bei  Wesel. 
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praejudicando  bezüglich  der  1651  erfolgten  Truppeneinführungen,  Werbun- 
gen und  Steuererhebungen  sind  bereits  ausgestellt'),  und  sind  den  Städten 
Wesel,  Emmerich  und  Rees  alle  Restanten  aus  dieser  Steuer  entlassen  worden. 

11)  „Weil  die  Conjunctur  von  diesen  Zeiten  auf  Unser  getreuen  Land- 
ständen so  vielfältiges  unnachlässiges  Remonstriren  die  Lippstadt  zu  eva- 
cuiren  in  Bedenken  gezogen,  und  diesem  Suchen  zu  deferiren  Uns  zum 
höchsten  beschwert  funden,  deswegen  denn  die  Stände  vor  diesmal  vergeb- 
lich darum  angehalten,  so  ist  dieses  Gravamen  unerörtert  geblieben,  und 
haben  sie  ohne  Nachtheil  und  Abbruch  ihrer  Privilegien  und  aufgerichteten 
Hauptrecess  und  Reversalen  dahin  müssen  gestellt  sein  lassen.  Die  Stadt 
Hamm  belangend,  darin  soll  vermög  des  Hauptrecesses  den  Ständen  ge- 
bührende Satisfaction  widerfahren". 

12)  Alle  unqualificirten,  fremden  Beamten  sollen  entlassen  und  sämmt- 
liche  Gnadengehälter  abgeschafft,  auch  den  Ständen  eine  Liste  aller  Be- 
amten zugestellt  werden.  13)  In  der  Streitsache  des  v.  d.  Reck  contra 
Harmann  soll  dem  Hauptrecesse  gemäss  verfahren,  14)  eine  Service- 
ordnung der  staatischen  gemäss  erlassen,  15)  wegen  der  Güter  Hübsch 
und  Hülshorst  der  Hauptrecess  beobachtet,  über  anderweitige  prätendirte 
Steuerexemtionen  nach  Gegenbericht  der  betreffenden  Aerater,  Dorf-  und 
Bauerschaften  das  Gutachten  der  Stände  eingeholt  werden.  16)  Bezüglich 
der  Beschwerden  über  die  Reichs-  und  Kreismatrikel  sind  die  Gesandten 
in  Regensburg  und  Essen  instruirt  worden,  deren  Abstellung  zu  befördern. 
17)  Die  alten  bis  zum  J.  1609  observirten  Tarife  der  Landzölle,  Wegegelder, 
Accisen  uud  Grütabgaben^)  sollen  den  Ständen  mitgetheilt  und  in  jedem 
Amte,  wo  sie  erhoben  werden,  durch  Anschlag  publicirt,  von  Wein  und 
Essig  keine  Grütabgaben  erhoben,  in  der  Grafschaft  Mark  aber  das  Verbot 
der  Aschenausfuhr  aufgehoben  und  die  adeligen  Häuser  mit  keinen  Zöllen 
über  das  alte  Herkommen  beschwert  werden. 

18)  Dem  Richter  zu  Xanten  ist  befohlen,  den  Ständen  die  von  dort 
restirenden  Dispositionsgelder  zu  erheben;  er  sowohl  als  sämmtliche  Richter 
und  Receptoren  in  Cleve  und  Mark  sollen  die  Steuerrechnungen  den  „inter- 
essirten  vornehmsten  Beerbten  ad  examinandum  zustellen",  auch  künftig 
keine  Steuern  ohne  Zuziehung  derselben  umlegen.  19)  Bezüglich  der  Schöf- 
fenwahl zu  Emmerich  und  Rees  wird  dem  §.  56  des  Hauptrecesses  gemäss 
verfahren,  der  Stadt  Hamm  die  Rathswahl  nach  dem  alten  Herkommen  be- 
lassen werden.  20)  Das  Amt  Neustadt  soll  in  den  Reichs-  und  Kreissteuern 
sein  Contingent  mit  beitragen,  von  den  Landsteuern  aber  so  lange  befreit 
bleiben,  bis  es  „durch  rechtliche  oder  gütliche  Wege"  der  Grafschaft  Mark 
wieder  incorporirt  ist^).     21)  Das  neustädtische  Contingent  der  1649  bewil- 

1)  Der  vom  9.  October  datirte  Revers  sagt  zu,  dass  die  im  J.  1651  besche- 
heneu  Truppeneinführungen,  Werbungen  und  Einquartierungen  Privilegien,  Re- 
cessen  und  Reversen,  insbesondere  dem  Recess  von  1649  nicht  nachtheilig  und 
abbrüchig,  auch  künftig  ohne  einhellige  Bewilligung  der  Stände  nicht  geschehen 
noch  verstattet  werden  sollen. 

2)  Eine  alte  ursprünglich  dem  Landesherrn  zu  zahlende  Bieraccise. 

2)  Das  Amt  Neustadt  war  dem  Grafen  Schwarzenberg  verliehen,  mit 
dessen  Sohn  die  Stände  über  die  beanspruchte  Steuerexemtion  im  Processe  waren. 
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ligten  600,000  Thlr.  haben  die  märkischen  Stände  zur  Hälfte  im  Betrage  von 
12,000  Thlr.  sich  zu  zahlen  verpflichtet,  doch  soll  damit  die  von  ihnen  dem 
Kurfürsten  1652  vorgeschossene  gleiche  Summe  getilgt  werden.  22)  Die  Stifts- 
und Klostergeistlichkeit  in  Cleve  soll  nach  der  mit  ihnen  verglichenen  Matrikel, 
die  in  der  Mark  nach  der  bisherigen  „alten"  in  allen  Steuern  mit  angeschlagen 
werden.  23)  Die  Erhebung  des  neuen  Zolls  zu  Limburg  soll  nicht  geduldet 
werden.  24)  Können  die  Stände  nachweisen,  dass  durch  die  dem  v.  Brabeck 
in  den  Kirchspielen  Hülschede  und  Wibbelwerth  verliehene  Jagdgerechtigkeit 
dieselben  gegen  ihre  Privilegien  beschwert  sind,  so  soll  danach  „billigmässige 
Verordnung  ergehen''.  25)  Wie  bereits  die  Ruhrbrücken  zu  Langenscheidt, 
Schwerdte,  Werden,  Werdohl  und  Altena  wieder  hergestellt  sind,  so  soll  es 
auch  mit  den  übrigen,  wo  es  nöthig,  „auf  gebührlich  Ansuchen"  geschehen. 
26)  Ueber  die  elmenhorster  Grenzstreitigkeiten  werden  Verhandlungen  mit 
Chur-Cöln  gepflogen.  28)  Die  Holzhäudler  und  Schiffer,  so  über  die  Zoll-  und 
Licentpächter  geklagt  haben,  sind  an  die  Regierung  zu  weisen,  die  darüber 
befinden  wird;  „und  wollen  sonst  nicht  hotfen,  dass  da  die  Admodiation  zu- 
folge des  Landtagsrecesses  zu  Verbesserung  unserer  Domainen  eingerichtet, 
solche  Verbesserung  von  theils  unseren  getreuen  Landständen  uns  miss- 
gönnet werde,  bevorab|,  da  Wir  die  Eingeborene  für  Fremde  vorzuziehen 
Uns  gnädigst  erklärt  haben,  wann  sie  nur  thun,  was  Fremde  thun  und  ge- 
nügsame Bürgschaft  leisten  wollen".  29)  Die  Mühle  zu  Goch  soll  nach 
Erstattung  der  Reparaturkosten  unter  Vorbehalt  gegenseitiger  Abrechnung 
wieder  der  Stadt  Goch  zu  der  alten  Erbpacht  eingeräumt  werden. 

Die  Stadt  Calcar  ist  in  ihren  Privilegien  und  Rechten  bezüglich  der 
Ratbs-  und  Richterwahl  und  der  Fähre  zwischen  Emmerich  und  Calcar 
nicht  zu  beeinträchtigen;  desgleichen  nicht  die  Stadt  Wesel  in  ihrer  alten 
Zollfreiheit  unter  Aufhebung  des  darüber  am  Hofgerichte  schwebenden  Pro- 
ccsses.  1)  Die  Auswärtigen')  sollen  in  den  Steuern  etc.  gleiche  Lasten  mit 
den  Eingesessenen  tragen,  und  nur  mit  Zustimmung  der  Stände  höher  be- 
lastet werden.  2)  Die  Unterthaneu  von  Weeze  sollen  „pendente  lite"  von 
dem  Oberjägermeister  v,  Hertcfeld  nicht  mit  Diensten  und  Leistungen 
beschwert  werden.  3)  Die  Städte  Goch  und  Dinslaken  sollen  für  die  den 
kurlürstl.  Truppen  im  Dcceraber  1652  geleisteten  Service  Ersatz  erhalten. 
4),  5)  und  6)  Sämmtliche  Jk'amte  haben  den  Eid  auf  den  llauptrecess  „})ure 
und  ohne  Limitation  nach  dem  mit  den  Ständen  vereinbarten  Formular" 
abzulegen,  und  „soll  ein  beständiger  Revers  (damit  die  nächsthin  beschehene 
und  geklagte  Erlassung  dieser  Pflicht  ungiltig,  Unsern  liandständen  nicht 
präjudicirlich  auch  hinführo  gegen  soIcIkj  Erlassung  versichert  sein  ujögen) 
bei  gegenwärtiger  Versammlung  mitgctheilt  werden",  desgleichen  den  mär- 
kischen Ständen  „wegen  geklagter  uneingewilligter  Steuern"  und  Inhil  ••'  •* 
der  Erhebung  ständischer  Dispositionsgelder.  8)  Da  nicht  beab.sii 
wird,  „einige  rcchthängigc  Sachen  zu  protrahiren,  zu  inhil)iren  oder  /.ü 
avociren,  Kondern  den  Kechtcn  allenthalben  seinen  Lauf  gelassen  werden 
»oll,  80  ist  darüber  eine  Bestimmung  der  Hofgerichtsordnung  einzuverleiben 


')  Von  hier  ab  diu  TloHulut!uni>ii  auf  (lii>  ZuHal/.trrnvnnuMi  vom  8.  S«>p(ombt'r 
W}H,  M.  oben  p.  672. 
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und  darin  dem  Hauptrecesse  gemäss  zu  verfahren;  „wie  dann  auch  die- 
selben, welche  mit  einigen  extra  acta  ausgelassenen  Befehlen  gravirt  be- 
funden werden  möchten,  deswegen  mit  keiner  Execution  beschwert,  viel 
weniger  auch  das,  was  cum  causae  cognitione  abgethan  --  hinführo  suspen- 
dirt,  inhibirt  noch  avocirt  werden  soll".  9)  Bezüglich  der  Steuerrestanten 
aus  den  Jahren  1622  —  1634  sollen  nur  diejenigen  nach  Bericht  der  Richter 
und  Gegenbericht  der  Unterthanen  und  ständischen  Deputirten  erhoben  wer- 
den, von  welchen  den  Ständen  1632,  1633  und  1634  ein  Verzeichniss  über- 
geben ist,  und  die  nachweislich  repartirt,  aber  nicht  erhoben  sind;  die  noch 
nicht  repartirten  Restanten  sind  im  Beisein  der  ständischen  Deputirten  nach 
der  in  dem  betreffenden  Jahre  angewandten  Matrikel  umzulegen,  und  sollen 
von  den  schuldigen  Contribuenten  und  Pächtern,  soweit  sie  noch  leben,  nicht 
aber  von  Grundeigenthümern  und  späteren  Pächtern  erhoben  werden;  ins- 
küuftige  aber  sollen  die  Richter  allein  die  nach  Ablauf  eines  Jahres  vom  Zah- 
lungstermin ab  noch  restirenden  Steuern  beizubringen  haben.  11)  Um  jede 
Ueberbürdung  der  rechtsuchenden  Parteien  zu  verhindern,  soll  eine  Gebüh- 
rentaxe bezüglich  aller  Judicial-  und  Extrajudicialhandlungen  der  Richter, 
Schöffen,  Procuratoren  und  Notare  publicirt  werden.  (Folgt  noch  die  Er- 
ledigung einiger  unbedeutenden  Privatgravamen  und  schliesst  der  Recess:) 
Nach  Erledigung  aller  dieser  Gravamen,  welche  von  den  Beamten  zu  beob- 
achten ist,  als  ob  sie  dem  Hauptrecesse  von  1649  Wort  für  Wort  einver- 
leibt sei,  erwartet  der  Kurfürst,  dass  die  Stände  „sich  nicht  weniger  gegen 
Uns  als  ihren  Erb-  und  Landesherrn  vermög  der  Reversalen  von  1609  und 
des  darauf  im  J.  1632  erfolgten  und  im  J.  1649  erneuerten  Handstreichs 
jedesmal,  als  getreuen  Landständen  und  Unterthanen  wohl  anstehet  und  ge- 
bühret, unterthänigst  gehorsamst  bezeigen  und  insonderheit  auch  mehrange- 
regtem Hauptlandtagsabschied  vom  9.  October  1649  in  allen  Punkten  und 
Clausulen  unterthänigst  nachkommen  werden". 


Der  Kaiser  an  die  De]3utirten  der  Stände  von  Jülich,  Cleve, 
Berg  und  Mark.     Dat.  Regensburg  16.  Oct.  1653.     D. 

[Den  Fürsten  ist  die  Angabe  ihrer  ConfidentcD  zur  gütlichen  Beilegung  des 
Successionsstreits  behufs  schleuniger  Entscheidung  desselben  unter  Beobachtung 
der  Landesprivilegien,  sowie  die  Demolirung  der  neuen  Festungen,  Abführung 
ihrer  Truppen  und  Verschonung  der  Stände  mit  deren  Unterhalt  und  Erhebung 
unbewilligter  Steuern  befohlen  worden.  Der  Kaiser  wird  den  Ständen  gegen  alle 
[Contraventionen  ihrer  Privilegien,  Recesse  etc.  hülfreiche  Hand  bieten,] 

16.  Oct.  —  „Gleichwie  nun  I.  Kais.  Maj.  die  von  den  gesammten  Landstän- 

den geschehene  ansehnliche  Abordnung  zu  gnädigstem  Wohlgefallen 
gereichen  thut,  daneben  auch  I.  Kais.  Maj.  mit  denselben  wegen  der 
von  obgenannter  Zeit  an  ohne  ihr  Verschulden  ausgestandenen  lang- 
wierigen Drangsalen  und  Ungelegenheiten  jederzeit  ein  besonderes  gnä- 
digstes Mitleiden  getragen,  auch  an  Ihrem  hohen  Ort  nichts  erwinden 
lassen,  was  Sie  zur  Remedirung  und  Erleichterung  dienlich  zu  sein 
ermessen,  also  seien  auch  I.  Maj.  noch  gnädigst  gemeint,  die  getreuen 


Gewierige  Kesolution  des  Kaisers  auf  der  Deputirten  Eingabe.       gQß 

Landstände  ihrer  schweren  Bedrängnisse  und  bis  dato  erlittenen  viel- 
fältigen Beschwerden,  sobald  es  nur  immer  möglich  sein  würde,  gänz- 
lich zu  befreien  und  zu  entledigen,  und  haben  deswegen,  so  viel  ihr 
erstes  petitum  wegen  Hinlegung  der  jttlichschen  Successionsstreitigkeit 
anlangt,  Sich  dahin  gnädigst  resolvirt,  dass,  nachdem  der  Friedens- 
schluss  hierin  gewisses  Maass  gibt,  wie  in  dieser  Sache  zu  verfahren 
und  dieselbe  zu  erörtern  sei,,  I.  Kais.  Maj.  haben  den  interessirten 
Theilen  allergnädigst  anbefehlen  w^ollen,  dass  sie  ihre  Confidenten, 
welche  alsdann  I.  Kais.  Maj.  pro  commissariis  zur  V^ornehmung  der 
gütlichen  Handlung  verordnen  könnten.  Derselben  ungesäumt  benen- 
nen und  sich  angelegen  sein  lassen,  damit  solche  gütliche  Handlung 
noch  auf  gegenwärtigem  Reichstag  wirklich  vorgenommen  und  vollen- 
det werden  möge;  damit  aber  inzwischen  die  Hauptsache  in  unver- 
hoffter Entstehung  der  Güte  weiter  nicht  verzögert^  werde,  innerhalb 
6  Monaten,  von  dato  dieses  anzurechnen,  ihre  schliessliche  Nothdurft, 
was  jeder  Theil  in  der  Hauptsache  zum  Vorstand  seines  Rechts  noch 
ferner  zu  handeln  gemeinet,  an  den  kaiserlichen  Hof  produciren  und 
iubringen  sollten,  damit  in  Entstehung  der  Güte  hernach  um  so  viel 
schleuniger  in  causa  principali  verfahren  werden  möge*),  nicht  zwei- 


';  Wortlich    ebenso    lauten    die    an    den  Kurfürsten    von   Brandenburg   und 
Sachsen   sowie  den  Pfalzgrafen  und  die  anderen  Erbinteresseuten  gleichfalls  am 
10.  Octüber  ergangeneu  Aufforderungen  des  Kaisers,  erlassen  zur  Ausführung  der 
li.'züglichen  Bestimmung  des  Friedensschlusses  (Art.  IV  §.  15)  auf  Ansuchen  der 
Abgeordneten   der   erbvereinigten  Landstände   und   der  für  dieselben   intercedi- 
"*ndeu  Kurfürsten,   „damit  die  in  Streit  gezogene  Succession  dieser  Lande  als 
ie  einzige  Quelle  der  von  den  Landständen  bisher  vielfältig  geklagten  und  er- 
littenen Beschwerden  auf  einmal  geschlichtet  und  deshalb  eine  beständige  Rich- 
tigkeit gemacht  werde".  —  Gleichzeitig  forderte  der  Kaiser,  unter  Uebersenduug 
«lea  ersten  auf  den  Successionsstroit  bezüglichen  Theil  der  ständischen  Eingabe  vom 
10.  Sept.,  das  Gutachten  der  uninteressirton  Kurfürsten  und  Fürsten,  »wie,  auf  den 
iiverhoflften  Fall,  dass  die  gütliche  Handlung  zwischen  den  Parteien  nicht  fruchten 
.ch  verfangen  sollte,   in  der  Hauptsache  zu  procediren  und  diese  langwierigen 
.'ituusHohenden  Beachwerdun  dermalen  ihre  abhilfliche  Maasse  gegeben  werden 
'  '         il  die  ständischen  Deputirten,  wenn  auch  nach  dem  Eintreffen  der 
inderung   seitens   dt-r   cleve- märkischen   Stände  vom  23.  October 
';.')3  («.  welter  unten)  officiell  nur   die  Jülich- bergischen  Deputirten  unablässig 
if  Beschleunigung  der   Successionssacho   drangen,    gaben   die   „uniuteressirten 
>  iirfürnten"  doch  erat  am  18.  April  1(>54,   also  erat  nach  Ablauf  der  6  Monate, 
ihr  fi;f  M  hten   nb.     Kh  laiitet   dahin,    dass   den  Interessonton    zum   nochmaligen 
Vfi>tu(  h  irutlichrr  (.'omponilion  eine  nochmalige  sechsmonatliche  dicanial  pcrom- 
riHcho  Frist   t,M;Htellt  werdcMi   nuichti' ,    und,    wenn   aie   der  Aufforderung   nicht 
ichkommen  aollteu,  Kala.  Maj.  erkennen  möge,  was  Hechtens  sei.    Für  diesen 
i  all  erwarten  sie,  dass  der  Zusago  des  Kaisers  Matthias  vom  11.  April  1615 
ich  erfolgter  Instruction  durch  den  Uelchthofrath   und   nachdem  der 
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felnd,  hiernach  das  Werk  in  vielem  Wege  befördert  und  ohne  ferneren 
Aufschub  seine  endliche  Abhilfe  mit  gehöriger  Beobachtung  dieser 
Länder  Privilegien  erlangen  werde. 

Weil  auch  für  das  andere  I.  Kais.  Maj.  gnädigst  wohl  ermessen 
können,  dass  die  in  der  Zeit  während  des  letzten  allgemeinen  deut- 
schen Krieges  in  selbigen  Landen  neu  erbauten  Festungen  zu  höchster 
Beschwerde  der  Stände  gereichen  müssen,  und  deswegen  für  ganz 
billig  auch  dem  Friedensschluss  und  dem  nürnberger  Executionsrecess 
gemäss  erachten,  dass  solche  wieder  demolirt  und  die  Soldatesca  daraus 
abgeführt,  auch  ohne  der  Stände  ordentlichen  consens  und  Einwilli- 
gung vermöge  ihrer  wohlhergebrachten  privilegia  fernerhin  keine  Sol- 
daten in  das  Land  geführt,  noch  den  Ständen  ihre  Verpflegung  oder 
andere  contributiones  aufgebürdet  werden,  also  haben  L  Kais.  Maj. 
zu  dem  Ende  an  beide  Ch.  und  F.  DD.  Deren  gemessenen  Befehl 
ergehen  lassen. 

Anlangend  dann  der  Abgeordneten  drittes  petitum,  damit  die  Stände 
sich  künftig  einer  beständigen  wirklichen  Manutenenz  und  Protection 
versichert  halten  mögen,  erklären  sich  I.  Kais.  Maj.  ferner  gnädigst, 
gleichwie  Ihr  genannter  Landstände  beharrliche  Treue  und  Devotion 
gegen  L  Kais.  Maj.  und  das  heil.  röm.  Reich  zu  hohem  kaiserl.  Wohl- 
gefallen gereichet,  dass  Sie  auch  genannte  Landstände  jederzeit  bei 
gleichem  Recht,  auch  ihren  habenden  Privilegien  und  Freiheiten,  aller- 
maassen  Sie  dieselben  noch  vorlängst  durch  Ihre  zur  Beilegung  der 
zwischen  Chur-Brandenburg  und  Pfalz-Neuburg  entstandenen  Unruhen 
verordneten  kaiserlichen  commissarios  dessen  vertrösten  lassen,  noch 
ferner  gnädigst  manuteniren  und  ihnen  wider  alle  vermeldeten  Privi- 
legien und  darüber  vordem  erhaltenen  kaiserlichen  Decreten,  auch  von 
beiden  höchstgenannten  Chur-  und  Fürsten  in  Händen  habenden  Re- 
versalen  und  mit  denselben  aufgerichteten  Landtagshauptrecessen  und 
Abschieden  entgegenstehenden  Contraventionen  die  hilfreiche  kaiser- 
liche Hand  wirklich  bieten  und  halten  wollen,  des  gnädigsten  Verse- 
hens, es  würden  sie  Landstände  hinwieder  ihrem  geschehenen  unter- 
thänigsten  Erbieten   gemäss  in  ihrer  bisherigen  getreuesten  Devotion 


Process  spruchreif,  einige  uninteressirte  Kurfürsten  und  Fürsten  vom  Kaiser  hin- 
zugezogen werden,  um  mit  diesen  die  Sache  zu  berathschlagen  und  das  Urtheil 
abzufassen  und  zu  publiciren.  Das  Gutachten  der  Fürsten  vom  18.  Mai  1654 
lautet  eben  dahin,  nur  wünschen  dieselben  statt  einer  summarischen  Relation  des 
Reichshofraths,  wie  die  Kurfürsten  vorgeschlagen  hatten,  zur  Information  der 
hinzu  zu  ziehenden  Fürsten  den  Druck  oder  die  Abschrift  aller  Processacten. 
(Nach  dem  von  Mülheim  geführten  Journal  der  Deputirten.) 


Kaiserl.  Befehl,  die  Festungen  zu  demoliren  u.  die  Garnisonen  abzuführen.    595 

gegen  I.  Kais.  Maj.  und  das  Reich  noch  wie  bis  dato  continuiren  und 
dabei  unausgesetzt  und  unveränderlich  beharren". 


Der  Kaiser  an  den  Kurfürsten^).     Dat.  Regensburg  16.  Oct. 

1653.     D. 

[Auf  Ansuchen  der  erbvereinigten  Stände,  trotz  des  Rechts  der  Fürsten  zu  ihrer 
Sicherheit  Truppen  zu  halten,  Befehl,  zur  Yernieidung  aller  Gefahren,  und  da  die 
Successionslaude  sonst  genugsam  gesichert,  die  neu  erbauten  Festungen  zu  de- 
moliren, die  Truppen  daraus  abzuführen,  die  Stände  nicht  mit  Truppenverpfle- 
gung  und  Erhebung  unbewilligter  Steuern  zu  beschweren.] 

„Aus  dem  Einschluss  haben  E.  Lbd.  zu  ersehen,  welcher  gestalt  16. Oct. 
sich  bei  Uns  der  P'ürstenthümer  und  Lande  Jülich,  Cleve,  Berg  und 
Mark  erbvereinigte  Landstände  vermittelst  ihrer  an  Unserem  kaiser- 
lichen Hofe  anwesenden  Abgeordneten  unter  andern  beschwert,  dass, 
ungeachtet  ihrer  habenden  kaiserlichen  und  landesiürstlichen  Privilegien 
uud  sonderlich  sowohl  von  E.  Lbd.  als  des  nächstverstorbenen  Pfalz- 
grafen Wolfgang  Wilhelm  zu  Neuburg  Lbd.  zu  verschiedenen  Malen 
und  noch  in  annis  1647  und  1649  ertheilten  Resolutionen,  Hauptrecesse 
und  Landtagsabschiede,  sowie  auch  des  jüngsten  Friedensschlusses, 
die  in  dem  vorgewesenen   allgemeinen  letzten  deutschen  Kriege  neu 

I bauten  Festungen,  nämlich  Hamm,  Lippstadt,  Düren,  Heinsberg, 
Sittard,  Bruggen  und  Montjoie  nicht  demolirt,  noch  die  Völker  daraus 
abgeführet,  sondern  die  Stände  und  Unterthanen  damit  noch  immer 
belästigt  und  gravirt  werden,  mit  gehorsamster  Bitte,  weil  sie  die 
wirkliche  Sublevirung  und  Remedirung  weder  von  E.  Lbd.  über  viel- 
faches Ansuchen  nicht  erhalten  können,  sondern  solches  von  dem  einen 
auf  den  andern  verschoben  worden.  Wir  wollten  als  das  Oberhaupt 
im  Iteiche  hierunter  Unsere  kaiserliche  Autorität  interponiren,  und  so- 

(»hl  bei  E.  Lbd.  als  gedaciitem  Pfjilzgrafen  daran  sein,  damit  obbe- 
rUhrte  Festungen  pari  passu  alsbald  demoliret,  die  Kriegsvölker  ab- 
gefUhret  und  sie  Ix'i  ihren  PrivilcLn«  11  iroliMiKlhnlit  und  iroschlitzt  wer- 
den mögen. 

Nun  erinnern  Wir  Uns  zwar  gnädigst,  wasgestalt  in  dem  Frie- 
(IcnsschluHS  des  heil.  Reichs  Ständen  zu  ihrer  Sicherheit  die  Nothdurft 
an  Soldaten  zu  behalten  erlaubt  und  zugelassen,  weil  es  aber  mit 
diegen  Landen  also  he  wandt,  dass  dieselben  ausser  diesen  neu  er- 
bauten Festungen  und  Garnisonen  genugsam  versichert,  und  derglei- 
chen starke  und  Überflüssige  Besatzungen  gar  leichtlich  neue  höchst 

Gleichzeitig  uud  gleicklautood  (mutstis  mutandii)  an  den  Ffalzgrafeo  von 

Souourg. 
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schädliche  Aemulationen  zu  nicht  geringer  Gefahr  des  Reichs  er- 
wecken und  verursachen  können,  zumal  auch  dieses  der  Landstände 
unterthänigstes  Gesuch  dem  zu  Münster  und  Osnabrück  getroffenen 
Friedensschluss  und  darauf  zu  Nürnberg  erfolgten  und  geschlossenen 
Executionsrecess  gemäss  ist,  und  Wir  deshalb  vermeldeten  Landstän- 
den in  solchem  ihrem  geschehenen  rechtmässigen  Begehr  nicht  aus 
Händen  gehen  können,  also  befehlen  Wir  E.  Lbd.  gnädig,  dass  sie 
oberzählte  in  der  Grafschaft  Mark  unter  dem  letzten  vorgewesenen, 
allgemeinen  deutschen  Kriege  neuerbaute  Festungen  pari  passu  mit 
obgedachtem  Pfalzgrafen  Lbd.,  dem  Wir  unter  heutigem  dato  gleich- 
falls wegen  der  in  dem  Fürstenthum  Jülich  besetzten  Festungen  die 
Nothdurft  anbefohlen,  alsobald  demoliren,  die  darin  bis  daher  gehabten 
Garnisonen  abführen,  und  denen  Landständen  und  Unterthanen  damit 
ferner  nicht  beschwerlich  sein,  und  Alles  wieder  in  den  Stand,  wie 
es  damit  vor  demselben  Kriege  gewesen,  stellen;  besonders  aber  den 
Ständen  ohne  ihre  Bewilligung  weiter  keine  Soldatenverpflegung  oder 
Garnisonunterhaltung  noch  auch  andere  Contributionen  aufdringen, 
sondern  dieselben  bei  ihren  Landesfreiheiten,  Privilegien  und  dem  alten 
Herkommen  ruhig  und  unturbirt  verbleiben  lassen". 


Die  cleve-märkischen  Stände  an  ihre  Deputirten  in  Regens- 
burg.    Dat.  Cleve  23.  Oct.  1653.     D. 

[Uebersenden  den  Recess  vom  14.  October,  um  ihn  mit  allen  übrigen  Privilegien, 
Recessen  etc.  vom  Kaiser  bestätigen  zu  lassen.  Die  Erledigung  des  Successions- 
streits,  das  ihueu  bewilligte  Steuerumlagerecht  und  die  erledigten  Gravamen 
sollen  sie  ferner  nicht  berühren,    nur  um  gleichzeitige  Evacuation  seitens  beider 

Fürsten  nachsuchen] 

23.  Oct.  „Euer  etc.  werden  aus  beiliegendem  copeilichem  Landtagsabschiede 

vernehmen,  welcher  Gestalt  die  gravamiua  sind  erledigt  worden.  Wenn 
wir  dann  bei  Erledigung  dieser  gravaminum  auch  in  puncto  juris  col- 
lectandi  sind  contentiret  und  befriediget  und  E.  etc.  diesen  Landtags- 
abschied zu  solchem  Ende  zuschicken,  damit  derselbe  nebst  den  übri- 
gen Privilegien,  Recessen,  Pacten  und  Contracten  von  L  Kais.  Maj. 
unserm  allergnädigsten  Herrn  allergnädigst  confirmiret  und  bestätiget 
werden  möchte,  so  werden  E.  etc.  den  punctum  litigiosae  successionis 
dieser  Lande  nicht  mehr  berühren,  weniger  um  die  Erörterung  des- 
selben bei  L  Kais.  Maj.  anhalten,  auch  wegen  des  begehrten  juris 
collectandi,  so  dann  auch  um  Erörterung  der  hierselbst  erledigten  gra- 
vaminum ferner  keine  instantias  machen.  Die  Evacuation  der  chur- 
und  fürstlichen  Garnisonen   in   den  erbvereinigten  Landschaften   und 
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Exauctoration  derselben  Kriegsvölker  betreffend,  wollen  E.  etc.  anderer 
Gestalt  nicht  vornehmen,  denn  dass  dieselbe  pari  passu  möge  gesucht 
und  ins  Werk  gerichtet  werden". 


Die  Deputirten  der  Stände  von  Jülich,  Cleve,  Berg  und  Mark 

an  den  Kaiser.     Dat.  ßegensburg  28.  Oct.  1653.     D. 

Danken  für  die  kaiserlichen  Befehle  an  den  Kurfürsten  und  Pfalzgrafen  28.  Oct. 
vom  16.  October,  fürchten  aber,  „dass  die  Räumung  und  Demolirung  der 
Festungen  darum  ohne  mehr  speciale  fernere  Verordnung  nicht  wird  werk- 
stellig  gemacht  werden  können,  indem  keiner  von  beiden  Theilen,  wenn 
gleich  er  zu  gebührender  Parition  geneigt  wäre,  der  erste  sein,  sondern 
'lessen  Vollziehung  einer  auf  den  anderen  verschieben,  und  also'  dadurch 
icr  gehoffte  effectus  des  kaiserlichen  Befehls  hinterbleiben  werde",  bitten 
daher  „auf  ein  Expedient  bedacht  zu  sein",  wodurch  die  Demolirung  der 
Festungen  und  Abführung  aller  Truppen  innerhalb  eines  kurzen  Termins 
zur  wirklichen  Ausführung  gelange  und  verhindert  werde,  dass  es  bis  zur 
Entscheidung  des  Successionsstreits  nicht  nochmals  zu  Weiterungen  zwi- 
ichen  den  beiden  Fürsten  komme. 


Mit  Bezugnahme  auf  diese  nochmalige  Bitte  der  Ständedepurtirten  er- 
theilte  der  Kaiser  am  18.  November  dem  Bischof  Christoph  Bernhard 
von  Münster  die  „Commission,  die  beiden  Fürsten  in  Unserem  Namen  zu 
wirklicher  Vollziehung  Unserer  kaiserlichen  Resolution  gebührend  anzu- 
weisen, auch  hierzu  einen  kurzen  Termin  von  2  Monaten,  solches  Alles 
werkstellig  zu  machen,  anzusetzen  und  da  wider  Zuversicht  bei  einem  oder 
anderem  Theil  Difficultät  vorfallen  sollte,  sich  an  Unserer  Statt  zu  inter- 
jMjuiren  und  die  Sache  dahin  zu  richten,  damit  die  Abführung  der  Sol- 
iaten  und  die  Demolition  der  Festungen  schleunig  vollzogen**,  auch  die 
Landstände  und  Unterthanen  wider  den  kaiserlichen  Befehl  an  die  Fürsten 
Mid   die  kaiserliche  Resolution   an  die  Stände   vom  IG.  October  nicht  be- 

•hwert  würden.  Sollte  es  bei  einem  derselben  an  ^gebührender  Parition** 
'  rmangeln  und  der  Bischof  ihn  nicht  dazu  bewegen  können,  so  hat  er  zu 
berichten,  „an  wen  es  erwidert".  Kraft  dieser  kaiserlichen  Commission  er- 
dichte der  Bischof,  mit  der  Versicherung,  dass  er  sich  mit  derselben  habe 
ungern  beladen  lassen,  sich  aber  als  mitausschreibender  Kreisfürst  niclit 
füglich  habe  entschuldigen  können,  den  Kurfürsten  wie  den  Pfalzgrafen 
am  30.  November,  „binnen  2  Monaten  die  im  kaiserlichen  Befehl  genann- 
ten Festungen  zu  demoliren,  die  Völker  abzuführen  und  die  Landstünde 
und  Unterthanen  wider  den  kaiserlichen  Befehl  ins  künftige  nicht  zu  gravi- 
:*:n".  Der  Kurfürst  antwortete  am  IT.December  unter  Uebcrscndung  seiner 
Antwort  an  den  Kaiser  vom  23.  November,  dass  er  sich  zur  Demolirung 
und  Kvacuirung  der  Lippstadt  nicht  verstehen  könne,  und  hoffe,  dass  der 
Uifichof  auh    derselben   seine   Befugniss    und    zu   des  Reichs   und  Kreises 

Wohlfahrt  und  Securität  zielende  gute  Intention  selbst  erkennen,  und  das, 
was  allen  Kcichsständen  im  instr.  pacis  erlaubt  und  zugelassen,  nicht  miss- 


ß98   ^^^'   ^^^  Deputation  nach  Regensburg  und  der  Executionsrecess  v.  1653. 

gönnen,  vielmehr  um  seines  eigenen  hierunter  versirenden  Interesses  willen 
ihm  bei  dem  Seinigen  zu  conserviren  geneigt  sein  werde". 


Schlussresolution  der  cleve- märkischen  Stände.     Dat.  Cleve 
29.  Oct.  1653.     R. 

[Bewilligung  von  50,000  Thlr.;    conditiones  sine   quibus   non.      Dieser  und   der 
ständischen  Steuern  Erhebungsmodus.] 

29.  Oct.  Nachdem  die  Hauptgravamen  der  Stände   durch  den  am   14.  October 

vom  Statthalter  im  Namen  desj  Kurfürsten  ausgestellten  Recess  im  We- 
sentlichen erledigt,  die  Ausführung  und  Beobachtung  dieses  und  des  Haupt- 
recesses  zu  hoffen,  und  Deputirte  zu  Verhandlungen  über  die  gänzliche  Voll- 
ziehung aller  verabredeten  Punkte  ernannt  worden  sind; 

„So  haben  die  Landstände  zur  Bezeugung  ihrer  unterthänigst  tra- 
genden Liebe  und  gehorsamsten  Willen  S.  Ch.  D.  unserm  gnädigsten 
Herrn  die  Summe  von  50,000  Thlr.  unterthänigst  und  freiwillig  offe- 
riren  wollen,  und  dieselbe  wegen  ihrer  grossen  Schulden,  worin  sie 
sich  einige  Jahre  anhero  gegen  ihren  Willen  vertiefen  müssen,  da 
auch  das  Land  durch  die  vor  diesem  ausgestandenen  Lasten  und  Be- 
schw^erden  verarmt  und  abgemattet,  in  nachfolgenden  Terminen  aus 
beiden  Landschaften  nach  Betrag  der  Matrikel  hiermit  gegen  Ueber- 
lieferung  eines  nöthigen  und  gewöhnlichen  Reverses  unterthänigst  prä- 
sentiren  wollen". 

Die  50,000  Thlr.  sollen  innerhalb  zwei  Jahren,  jedes  Jahr  die  Hälfte, 
erhoben,  von  der  märkischen  Quote  das  Contingent  des  Amts  Neustadt  ab- 
gezogen werden.  Die  Erhebung  der  27,000  Thlr.,  welche  die  Stände  No- 
vember 1649  aufgenommen  haben,  soll  erst  1655 — 1656,  die  der  zur  Ein- 
löse von  Schermbeck  bewilligten  55,000  Thlr.  erst  von  1656 — 1657  statt- 
finden, von  da  ab  zwei  Jahre  lang  keine  Steuer  erhoben  werden.  Diese 
Bewilligung  ist  nur  mit  der  ausdrücklichen  Bedingung  erfolgt,  dass  der 
Executionsrecess  vom  14.  October  in  allen  Punkten  observirt  werde.  Die 
den  clevischen  Ständen  laut  dem  Recesse  zugeständige  jährliche  Steuer  von 
6000  Thlr.  soll  für  die  Jahre  1653  und  1654  um  resp.  6000  und  4000  Thlr. 
erhöht  werden,  welche  Summen  allein  zur  Tilgung  der  ständischen  Schul- 
den verwandt  werden  dürfen.  Die  märkischen  Stände  bitten  ihrerseits  be- 
hufs Abtragung  der  Landtagskosten  5000  Thlr.  und  zur  Tilgung  ihrer 
Schulden  3000  Thlr.  in  der  Grafschaft  Mark  umlegen  und  im  J.  1654  bei- 
bringen zu  lassen. 


Vorschläge  zur  Bekämpfung  der  neuburgischen  Practiquen  in  Westfalen.    ßQQ 

Blumenthal  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Regensbui-g 
f^  1653.     B. 

[Gratulirt  zur  Einigung  mit  den  Ständen.  Romberg  verwünscht  seine  Absendung. 
Bongard  ist  zur  Relation  an  den  Pfalzgrafen  zurückgereist.  Unzufriedenheit  der 
jülich-bergischeu  Stände  und  neuburgischen  Minister.  Die  westfälische  Kriegs- 
verfassung wird  unausgeführt  bleiben;  räth  jedoch,  um  nicht  allein  zu  stehen, 
mit  dortigen  wie  niedersächsischen  Ständen  sich  zu  einigen,   trotz  der  widrigen 

Stimmung  der  Fürsten.] 

„Nachdem  ich  vernehme,  dass  der  Vergleich  zwischen  E.  Ch.  D.  6.  Nov. 
und  den  clevischen  Ständen  völlig  soll  geschlossen  sein,  so  habe  ich 
mich  billig  zu  erfreuen  und  E.  Ch.  D.  unterthänigst  zu  gratuliren,  nicht 
zweifelnd,  es  werde  alles  also  eingerichtet  sein,  dass  E.  Ch.  D.  Dero 
gnädigstes  contentement  dabei  finden  werden,  welches  ich  dann  aus 
dem  etlicher  maassen  verspüren  muss,  dass  die  clevischen  Deputirten 
Befehl  bekommen  haben,  wegen  der  Garnison  weiter  Anregung  nicht 
zu  thun.  Der  v.  Romberg  hat  sich  mit  diesen  formalibus  sehr  hoch 
über  diese  Abschickung  beklaget,  dass  er  wollte,  dass  ihn  der  Teufel 
hieher  nicht  geführet  hätte,  sondern  er  zu  Cleve  geblieben  wäre.  Ob 
die  jülichschen  und  bergischen  Stände  diesen  Vergleich  gerne  sehen 
oder  nicht,  kann  ich  eigentlich  nicht  wissen,  sie  haben  aber  den  Prin- 
cipalisten  von  ihnen,  als  den  v.  Bongard,  heute  per  Post  nach  Hause 
geschicket,  vielleicht  den  Herzog  von  Neuburg  Kelation  zu  thun.  — 
Ich  habe  ganz  gewisse  Nachricht,  dass  die  Jülich-  und  bergischen 
Stände  nicht  allein,  sondern  die  ministri  des  Herzogs  ganz  discrepant 
und  malcontant  sein.  Die  westfälische  Verfassung  wird  vermuthlich 
nicht  zum  Effect  kommen,  E.  Ch.  D.  aber  werden  gnädigst  wohl  er- 
wägen, ob  nicht  gut  wäre,  dahin  zu  trachten,  wie  Sie  diese  und  die 
niedersächsische  Correspondenz  zum  Effect  befördern  mögen.  Ganz 
allein  zu  sein,  dienet  gar  nicht;  wann  E.  Ch.  D.  und  Braunschweig- 
LUneburg,  Hessen  und  die  evangelischen  Grafen  sich  erst  voreinigen 
könnten,  würde  es  besser,  als  niemand  an  seiner  Seiten  zu  haben, 
sein,  diese  Fürsten  hier  haben  gar  eigene  und  der  Herren  Churfürsten 
Interesse  zugegen  laufende  Gedanken,  es  ist  aber  zu  hoffen,  sie 
worden  darvon  abstehen"'). 


*)  Vgl.  Erdmannsdorffcr  (^rnf  Waldcck  p.  ISl)  fT. 
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Der  Kurfürst  an  Blumentlial.     Dat.  Cöln  a.  d.  Spr. 
7/17.  Nov.  1653.     B. 

[Die  neuburgischen  Pläne  in  Essen.  Auf  die  Parität  ist  im  engen  Anschluss 
an  alle  Evangelischen  streng  zu  halten.  Der  niedersächsischen  Stände  Ansicht 
über  Abwehr  in  der  jülichschen  Sache  zu  erforschen.  Unwille  über  das  kaiser- 
liche Rescript  wegen  Lippstadt,  es  ist  eine  Unterstützung  rebellischer  Unterthanen. 
Ein  anderer  Weg  ist  einzuschlagen.] 

17.  Nov.  „Weil  ihr  aus  dem  ßeischluss  zu  ersehen,  was  man  zu  Essen  vor- 

gehabt, in  Anstellung  neuburgischer  Bedienten  zu  den  Kreis  officiis  ^); 
so  könnt  ihr  leicht  begreifen ,  wie  nöthig  sowohl  Uns  in  particulier, 
als  dem  ganzen  evangelischen  Wesen  die  Parität,  ohne  welche  diesen 
Practicquen  nicht  begegnet  werden  kann.  Wir  haben  Uns  gegen  die 
anderen  Mitinteressirten  davon  keinesweges  zu  weichen  erkläret,  be- 
fehlen euch  darauf  gnädigst,  den  wohl  intentionirten  Evangelischen 
solchen  Unsern  Befehl  zu  entdecken,  und  in  allem,  so  dem  instrumento 
pacis  gemäss,  mit  ihnen  vor  einen  Mann  zu  stehen.  Ob  schon  Chur- 
Sachsen  sich  absondert,  das  directorium  allgemach  sonder  ihm  den 
Namen  zu  geben,  auf  Uns  zu  bringen,  sollt  ihr  euch  zu  den  Evange- 
lischen halten.  Auf  euern  Vorschlag  mit  den  Niedersächsischeu  in 
vertrauliche  Correspondenz  zu  treten,  wollen  Wir  deren  Gedanken 
suchen  zu  penetriren,  wie  es  in  und  ausser  Rechten  in  der  jülichschen 
Successionssach  anzustellen,  dass  nämlich  keine  parteiliche  Sentenz  zu 
gewarten,  und  einer  ungerechten  Execution  wiederstehen  können.  Das 
Zuschreiben  wegen  der  Lippstadt  kommt  Uns  ohnvermuthet  gegen  so 
viel  Vertröstung  von  Gnad  und  Freundschaft  von  I.  Kais.  Maj.  vor, 
welche  auf  Dero  Stände  und  Unser  aller  Ansuchen  keinen  Evange- 
lischen ein  ruhig  Leben  in  deren  Landen  vergönnen  wollen,  und  auf 
Unserer  rebellischen  Unterthanen  gegen  der  treuen  sämmtlichen  cleve- 
und  märkischen  Stände  Willen  falsches  Suchen  im  Namen  der  Stände 
so  gegen  Uns  verfahren.  Da  ist  wenig  gutes  zu  hoffen,  einen  bessern 
Weg  müssen  Wir  suchen,  erwarten  deshalb  euere  Gedanken,  und  wollen 
mit  nächstem  L  Kais.  Maj.  so  beantworten,  dass  verhoffentlich  derglei- 
chen Zuschreiben  nicht  mehr  zu  gewarten". 


')  Vgl.  oben  Eiuleit.  p.  604  ff. 


Ablehnende  Antwort  des  Kurfürsten  auf  den  kaiserlichen  Befehl.      7Q| 

Der  Kui-i'iirst  an   den   Kaiser.      Dat.   Cüln   a.   d.   Spr. 
13/23.  Nov.  1653.     D. 

[Würde  sich  nicht  zu  der  Verordnung  haben  bewegen  lassen,  wenn  vorher  des 
Kurfürsten  Gegenbericht  gehört.  Die  Deputirten  sind  nur  von  wenigen  cleve- 
märkischen  Ständen  abgesandt,  die  Mehrheit  hat  dagegen  protestirt  und  selbst 
die  wenigen  Coramittenten  haben  dem  Landtage  beigewohnt,  wo  der  Kurfürst 
sich  mit  den  Ständen  über  die  Festungen  verglichen  hat.  Des  Kurfürsten  Gründe, 
Lippstadt  nicht  demolireu  und  räumen  zu  lassen,  hofft,  dass  der  Kaiser  sie  an- 
: kennen  und  ihn  in  ruhigem  Besitz  der  Festung  lassen,  die  ünterthanen  aber 
zum  Gehorsam  anweisen  werde.] 

—  ,,Dass  die  angegebenen  Deputirten  unterm  Namen  meiner  eigenen  23.  Nov. 
Stände  und  Ünterthanen  dergleichen  unbegründete  Beschwerde  wider 
mich  zu  führen,  sich  nicht  entfärbt,  kann  mir  anders  nicht,  denn  em- 
pfindlich zu  Gemüthe  gehen,  hätte  auch  E.  Kais.  Maj.  mir  nur  die 
hohe  Gnade  erwiesen,  mich  auch  wider  diese  von  den  vermeinten  De- 
putirten geführte  Klage  mit  meinem  Gegenbericht  zu  hören.  Sich  aller- 
gnUdigst  belieben  lassen,  würde  Sie  Sich  zu  dieser  Verordnung  hof- 
fentlich nicht  haben  bewegen  lassen,  denn  ich  kann  E.  Kais.  Maj. 
wohl  versichern,  dass  die  angemaassten  Deputirten  von  meinen  sämmt- 
iichen  clevischen  Ständen  dessen  keinen  Befehl  gehabt,  auch  die  we- 
nigsten in  diese  vorgenonmienc  weitausseilende  Schickung  conscntiret, 
sondern  der  grösste  Tiieil  derselben  vielmehr  per  expressum  contra- 
dicirt,  und  ob  sie  gleich  von  einigen  Widrigen  und  Unruhigen  einiges 
mandatum  erlangt  haben  mögen,  ist  jedoch  auch  von  denen  dasselbe 
vorlUngst  ipso  facto  dadurch  wieder  revocirt  und  gänzlich  erloschen, 
dass  die  sämmtlichen  clcve-  und  märkischen  Stände  in  corpore,  dar- 
unter auch  diese  wenigen  Committentenj,  auf  dem  jüngst  ausgeschrie- 
benen Landtage  persönlich  erschienen  und  nicht  nur  den  Eandtags- 
tractaten  bis  zum  Beschluss  beigewohnt,  sondern  sich  auch  mit  mir 
dieser  beiden  genannten  Städte  und  Festungen,  wie  auch  der  Evacua- 

•n  halber  richtig  verglichen,  allermaassen  der  am  H.Octobris  gcschlos- 
seuc  Landtagsrccess  mit  Mehrerem  besagt,  da  ich  den  genannten 
meinen  Ständen  besonders  der  Lippstadt  halber  solche  ausnihrliche 
Kcmonstration  thun,  auch  so  viele  erhebliche  Ursachen,  warum  ich  zu 
deren  Evacuation  niclit  verstehen  könnte,  vorstellen  lassen,  dass  sie 
darin  auch  ihres  Theils  gehorsamst  condesccndirt,  die  genannte  Eva- 
cuation ferner  nicht  urgirt,  sondern  connnuni  suflVagio  zu  meiner  Dis- 

•sition  ausgestellt  sein  lassen.  —  Zu  E.  Kais.  Maj.  bin  ich  auch  dos 
sichcrlichcn  unterthänigstcn  Vertrauens,  Sie  werden  die  Ursachen, 
warum  die  Lippstadt  nicht  zu  cvacuiron,  weniger  die  FortificatioQ  zu 
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demoliren,  Ihrem  höchsterleuchteten  kaiserlichen  Verstände  nach  er- 
heblich zu  sein,  selbst  allergnädigst  ermessen:" 

Lippstadt  ist  immer  eine  Festung  gewesen  und  kann,  nachdem  die 
alten  Festungswerke  von  den  Hessen  deraolirt,  unmöglich  in  den  alten  Zu- 
stand versetzt  werden,  ohne  die  Stadt  ganz  wehrlos  zu  machen.  Die  De- 
molirung  der  neuen  Werke  würde  zum  grossen  Schaden  des  Reichs  und 
besonders  des  westfälischen  Kreises  sein,  da  sich  leicht  des  Orts  Jemand 
bemächtigen,  in  Kurzem  wieder  befestigen  und,  wie  jahrelang  geschehen, 
von  dort  aus  den  westfälischen  Kreis  durch  Contributionen  etc.  ausplündern 
könne.  Lippstadt  sei  der  einzige  Ort  in  Cleve-Mark,  wohin  er  sich  bei 
feindlichen  üeberfällen  zurückziehen  könne,  denn  alle  clevischen  Städte  und 
Festungen  sind  von  fremden  Truppen  besetzt,  „denen  er  weniger  denn 
nichts  zu  gebieten  habe";  den  Reichsständen  ist  aber  im  Friedensschlüsse 
zugestanden,  soviel  Truppen  zu  halten,  als  zu  seiner  Sicherheit  nöthig.  Er 
ist  der  festen  Hoffnung,  dass  der  Kaiser  nicht  ferner  auf  Demolirung  der 
wenigen  neuen  Werke  in  Lippstadt  dringen  werde,  die  übrigens  nur  von 
4  Compagnien  besetzt  seien.  Der  Pfalzgraf  von  Neuburg  hat  zwei  starke 
Festungen,  Jülich  und  Düsseldorf,  welche  letztere  auch  erst  im  letzten 
Kriege  hergestellt  ist,  und  andere  Reichsfürsten  sind  ebenfalls  in<  ungestör- 
tem Besitz  solcher  neueren  Befestigungen.  Der  Kurfürst  ist  der  gewissen 
Zuversicht,  dass  der  Kaiser  mehr  auf  ihn,  als  einen  Kurfürsten  des  Reichs 
als  auf  einen  Anderen,  der  vielleich  tsein  Absehen  darauf  gerichtet  sehen,  ihn 
im  ruhigen  Besitze  der  Lippstadt  und  deren  geringen  Garnison  lassen,  und 
seine  ,,ohne  Ursache  klagenden  ünterthanen  zur  Erweisung  mehrern  Re- 
spects  und  Gehorsams  gegen  mich  den  Landesfürsten  mit  gebührendem 
Ernst  anweisen  werden"^). 

Der  Kurfürst  an  den  Statthalter.     Dat.   Cöln  a.  d.  Spr. 

10/20.  Nov.  1653.    M. 

(Präsentirt  20/30.  Nov.  1653.)') 

[Soll  dabin   wirken,   dass   die   bewilligten  50,000  Thlr.   baldigst  monatlich  oder 

quartaliter  erhoben  werden.] 

20.  Nov.  Hat  den  Bericht  vom  4.  November  wegen   der  von  den  Ständen  offe- 


*)  Diese  Antwort  des  Kurfürsten  traf  gegen  Mitte  des  December  in  Regeus- 
burg  ein.  Schon  am  17.  December  reichten  die  ständischen  Deputirten  eine  weit- 
läufige Widerlegung  derselben  dem  Kaiser  ein;  da  sie  aber  erfuhren,  dass  der 
Kaiser  des  Kurfürsten  Schreiben  selbst  durchgelesen  hatte,  hielten  sie  es  für 
nöthig,  sich  am  19.  Audienz  zu  erwirken,  um  namentlich  den  Vorwurf  der  Nicht- 
bevoUmächtigung  der  cleve- märkischen  Deputirten  nochmals  mündlich  zu  ent- 
kräften. Ihre  Widerlegung  ward  natürlich  dem  Reichshofrath  zur  Begutachtung 
überwiesen. 

2)  lieber  die  Verzögerung  dieser  Antwort  war  der  Statthalter  so  bestürzt, 
dass  er  am  24.  November  die  geheimen  Räthe  in  Berlin  um  Aufklärung  darüber 
bat.  Diese  entschuldigten  dieselbe  mit  den  Jagden,  womit  der  Kurfürst  während  der 
Anwesenheit  des  Markgrafen  Alb  recht  von  Ansbach  beschäftigt  gewesen  sei. 
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rirten  50,000  Thlr.  und  seine  Bemühungen,  die  Stände  zu  baldigster  Erhe- 
bung dieser  Summe  und  der  zur  Einlöse  Sehermbecks,  sowie  zur  Schulden- 
tilgung bewilligten  Gelder  zu  bewegen,  erhalten*). 

..Ob  Wir  nun  wohl  endlich  mit  dieser  Summ  friedlich  sein  könn- 
ten, so  befinden  Wir  doch  die  Zahlungstermine  dergestalt  weit  hin- 
ausgesetzet,  das  Wir  derselben  bei  so  gestalten  Dingen  sehr  langsam 
zu  gemessen  haben  würden;  weil  Wir  dann  vernehmen,  dass  diese 
Sache  noch  auf  fernere  Handlung  mit  den  Deputirten  ankommen  werde, 
so  wollen  E.  Lbd.  nebst  gemelten  Unsern  Hegierungsräthen  sich  mit 
allem  Fleiss  bemühen,  damit  die  Solution  dieser  gewilligten  50,000  Thlr. 
entweder  auf  monatliche  Termine  oder  in  jedem  Jahre  auf  gewisse 
Quartale  gerichtet  werden  möge,  wie  Wir  dann  nicht  zweifeln,  E.  Lbd. 
und  dieselben  werden  bei  solcher  Unterhandlung  auch  sonsten  Uns  alle 
corapetentia  jura  gebührend  zu  reserviren    und   in   acht   zu   nehmen 


[)i.'v  Kuiiursi   an   den  Statthalter.      Dat.   Cüln   a.  d.  Spr. 

'Infe  1653.    M. 

[Bestätigt  den  Recess  in  der  Erwartung,  dass  die  Stände   nicht  nur  iiire  Privi- 
legien, sondern  auch  die  landesfiirslliche  Autorität  und  Regalien  zu  conservireu 
bedacht  sein  und  die  zu  diesem  Zwecke  vorgenommenen  Veränderuiiircn  in  dem- 
selben gutheissen  werden.] 

Wir  haben  Uns  den  Landtagsrecess,  so  E.  Lbd.  mit  Unseren  Land-  2.  Dec. 
.^iaimcn  des  Fürstenthums  Cleve  und  Grafschaft  Mark  bis  auf  Unsere 
jrnädigste  llatiiication  abgehandelt  und  geschlossen,   ingleichcn  dioje- 

j;c  Motiven  und  Ursachen,  so  E.  Lbd.  und  Unsere  clevische  Regie- 
rungsrüthe  ein  und  das  andere  zu  resolviren  und  einzugehen  bewogen, 
aus  dem  mitüberschickteu  Protokoll  und  andern  Beilagen  von  Punkt 
zu  Punkt  der  Gebühr  nach  umständlich  vortragen  lassen,  und  alles 
in  reife  Ei-wägung  und  Deliberation  gezogen.  Wie  Wir  nun  die  von 
E.  Lbd.  hierunter  angewandte  vielfältige  Bemühung,  Fleiss  und  Wach- 
»amkeit  mit  dankbaren  Gefallen  billig  erkennen,  auch  gemelten  Un- 
Bcrn  Landständen  in  dem,  dass  sie  ihre  habende  privilegia  und  er- 
weisliche Gerechtigkeiten  zu  conservircn,  sich  so  sorgfältig  erwiesen, 
^^'lr  nicht  verdenken,  -  also  haben  Wir  auch  hinwiederum  zu  be- 
sagten Unseren  getreuen  Landständen  das  gänzlichste  und  gnädigste 

'  rtrauen,    «ie   werden  auch  zugleich   auf  die  Beibehaltung  Unserer 


*)  Scho;*  ..i....    '.i ^^.' .' ■• A..-..  .i.H-...^   ... .-  Lx. .  ..iionsrocoasos, 

war  der  Vicckanzler  v.  Di  est  mit  domselbon   nach  Jiorliii   g«>gaugon,   um   die 
weiigehondon  ZugoBtandtiisso  doisvlboti  vor  dem  Kurftirtteo  bu  rechtfortigeo. 
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hohen  Regalien  und  jurium  ihr  imterthänigstes  Absehen  und  Reflexion 
richten,  und  nichts,  so  zu  Abbruch  und  Schmälerung  Unserer  landes- 
fUrstlichen  Hoheit  und  Respects  (darin  Wir  dann  auch  Unsere  Erben 
und  Nachkommen  nicht  präjudiciren  können)  gereichen  kann,  suchen 
noch  begehren,  sondern  als  getreue,  und  mit  ihrem  LandesfUrsten  es 
treulich  und  wohlmeinende  Patrioten  vielmehr  nach  allen  Kräften  da- 
hin trachten,  damit  zugleich  auch  Unsere  Autorität,  regalia  und  Do- 
mainen  allerdings  sarta  tecta  conserviret  bleiben  mögen.  Dahingegen 
werden  und  wollen  Wir  Uns  hinwiederum  als  den  gnädigsten  Landes- 
ftirsten  erweisen,  und  ihnen  in  allen  billigen  Dingen  solche  Justifica- 
tion  geben,  dass  sie  deren  in  der  That  zu  geniessen  haben  mögen, 
gestalt  Wir  es  dann  vor  diesmal  in  den  meisten  Punkten  und  geführ- 
ten Gravaminibus ,  als  nämlich  dem  3.  4.  5.  6.  7.  8.  9.  10.  11.  12. 
13.  14.  15.  16.  17.  18,  20.  21.  22.  23.  24.  25.  26.  27  und  28,  inglei- 
chen in  dem  gravamen  additionale,  so  viel  die  Stadt  Calcar  betrifft, 
und  dann  in  den  ulterioribus  additionalibus  1.  3.  4.  5.  6.  7.  9.  10. 
11.  12.  13.  14  und  15')  (ob  Wir  gleich  bei  einem  und  anderem  grosse 
und  erhebliche  Bedenken  gefunden)  dennoch  zu  wirklicher  Bezeigung 
Unserer  den  Ständen  zutragender  gnädigsten  beharrlichen  Affection 
bei  dem  abgefassten  Landtagsrecess,  inmaassen  mitkommendes  Exem- 
plar mit  mehrem  nachweiset,  allerdings  in  Gnaden  bewenden  lassen. 
Nachdem  Wir  aber  auch  zugleich  wahrgenommen  und  befunden,  dass 
einige  den  Ständen  gegebene  und  dem  Landtagsrecess  mit  einverleibte 
resolutiones  Unsere  eigene  jura,  Hoheit  und  regalia  fast  hart  afficiren, 
so  haben  Wir  zwar  dieselbe  schlechter  Dinge  und  in  totum  nicht  pla- 
citiret,  auch  sonder  hohen  Nachtheil  und  Präjudiz  nicht  placitiren  kön- 
nen, gleichwohl  aber  dieselbe  dergestalt  temperiret  und  declariret, 
dass  verhoffentlich  Unsere  getreuen  Stände  mit  Fug  dawider  nichts  zu 
sagen  noch  einige  weitere  Beschwer  darob  zu  führen  Ursache  haben 
w^erden". 

Folgen  einige  Abänderungen  in  den  Resolutionen  auf  die  nicht  aufge- 
führten Gravamen,  insbesondere  bezüglich  der  Colonisirung  und  Bepflan- 
zung  der  Haiden,  welche  der  Kurfürst  sich  bei  den  eigentlichen  Domaiuen- 
grundstücken  vorbehält;  bezüglich  der  den  Ständen  zu  ihren  Schickungen 
und  Zusammenkünften  etc.  bewilligten  6000  Thlr.  jährlich  wird  hinzugefügt, 
„welche  mit  Consens  des  Kurfürsten  oder  Statthalters  vorgenommen  wer- 
den", und  dagegen  die*Rückgabe  der  Wasserlicenten  zu  Lobith,  Gennep  und 
Ruhrort  und  aller  daraus  den  Ständen  nach  dem  Recess  von  1649  zuste- 
henden Einkünfte  ausbedungen.    Bei  dem  19.  Gravamen  reservirt  sich  der 


^)  Vgl.  oben  den  Recess  p.  688. 
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Kurfürst   die  ihm  zustehende  Wahl   der  Schöflfen  iu   Rees  und  Emmerich, 
deren  Perpetuität   anerkannt  wird.     Beim  ersten  Zusatzgravamen  wird  be- 
züglich der  Zollfreiheit  Wesels  die  Wiederaufnahme  des  niedergeschlagenen 
Processes   vorbehalten,    im  Fall    damit  Missbrauch  getrieben  werde.     Beim 
8.  Zusatzgravamen  reservirt  sich  der  Kurfürst  die  Untersuchung,  ob  jemand 
mit  retrojudicial  Befehlen  gravirt  worden  und   die  oberste   und  letzte  Ent- 
scheidunj;  aller  Klagen  und  Untersuchungen  gegen  die  Räthe,   über  welche 
ihm  und  nicht  ihnen  selbst  die  Oberinspection  zustehe,  sonst  es  ein  „divisum 
uiperium"  geben  werde;   endlich  wird  beim  16.  Zusatzgravamen   die  Fort- 
etzung  des  über  das  streitige  Weiderecht  zu  Pelckum  erhobenen  Processes 
urbehalteu. 


Dietrich  Karl  v.  Wilieh  an  den  weseler  Bürgermeister  Johann 
Brembgen').     Dat.  Regensburg  1.  Dec.   1653.     M. 

[Ursache  des  längeren  Verbleibens  der  Deputirten  in  Regensburg.  Die  kaiser- 
liche Confirmation  der  Recesse;  sie  ist  wegen  darin  enthaltener  Anerkennung  des 
Kurfürsten  als  Landesherrn  schwer  zu  erwirken  gewesen;  desfallsiger  Vorbehalt 
des  Kaisers.  Hauptreeultat  ist  die  Ernennung  eines  alnspectors"  zur  Aufrecht- 
hultung  der  Privilegien;  aber  alles  vergeblich,  wenn  nicht  die  kurfürstlichen  Gar- 
nisonen weg  zu  bringen.] 

„Ob  wir  zwar  kcinesweges  zweifehi,  der  Herr  Dr.  Niess  werde  1.  Dec. 
Iv.  E.  successive  von  allem  hiesigen  Verlauf  Part  geben,  so  habe  doch 
1  lese  wenige  Zeilen  aus  sonderbarer  Affection  abgehen  lassen  müssen, 
gestalt  damit  zu  berichten,  dass  wir  Gottlob  annoch  alle  gesund  und 
wohlfahrend  sein,  und  dermal  eins  auf  unsere  petita  gewünschte  schrift- 
liche Erklärung  also  erhalten  haben,  dass  Falls  die  von  I.  Kais.  Maj. 
l)eiden  Chur-  und  Fürsten  anbefohlene  Demolirung  der  Festungen 
lind  Abführung  der  Völker  geschehen  wäre,  wir  uns  gar  füglich  auf 
iie  KUckreisc  begeben  möchten,  welches  aber  sonderlich  darum  auf- 
eschoben  bleiben  muss,  weil  I.  F.  Gn.  von  Münster  als  kaiserlicher 
•  onmiissarius  heute  per  Post,  sowohl  Chur- Brandenburg,  als  Pfalz- 
Neuburg  copiam  einer  kaiserlichen  Commission  zugeschicket,  in  welcher 
beiden  Theilen  zwei  Monate  Zeit  angestellet  worden,  um  zu  beweisen, 
dass  in  punetis  der  Demolirung  und  Abführung  der  Völker  den  kai- 
serlichen unterm  10.  October  ausgegangenen  Befehl  gehorsamlich  pariret 
und  nachgelebet  haben,  welclie  Zeit  mit  unserer  höchsten  Incommodität 
iiiuss  abgewartet,  und  alsdann  vernommen  werden,  ob  pari  passu  die 
Sache  ad  cffectum  zu  bringen  sein  möge,  maassen  die  vornehmsten 
und  der  Sache  gewogenen  niinistri  nicht  dulden   wollen,    dass   sine 


')  Dioier  von  Wilich'i  Jlaud  gcscbrivbcno,  ubor  nicht  mit  foioor  Unter- 
•chrift  vorufheno  üriuf  war  vom  fcJtatihttllür  „iutvrcipirt". 

>l.itor.  tur  («flRck.  U.  Hr.  Kiirrur*l«n.  V.  46 
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effectu  wir  hindannen  gehen.  Es  hat  sehr  viel  Difficultäten  gehabt, 
ehe  der  Hauptrecess  de  a.  1649  und  dann  der  Executionsrecess  de 
hoc  anno  haben  confirmiret  werden  wollen,  sonderlich  weil  im  ersten 
unser  gnädigster  Herr  vor  einen  Erb-  und  Landesherrn  angenommen, 
und  sonsten  andere  Schwierigkeiten  dabei  vorgefallen  sind.  Gleich- 
wohl haben  I.  Maj.  heut  in  consilio  darinnen  all  ergnädigst  condescen- 
dirt  und  wird  der  Confirmation  eine  namhafte  Poen  inseriret  werden  ^). 
Des  so  oft  angezogenen  remedii  prompti  et  infallibilis  haben  wir 
nicht  vergessen,  sondern  haben  solches  pro  re  nata  und  so  viel  hisce 
temporibus  immer  und  immer  thunlich  auf  eine  artige  Weise  erhalten, 
und  damit  dies  hauptsächliche  Wesen  desto  lieblicher  vorgebracht 
werden  könnte,  haben  nicht  eben  ein  remedium  generale  pro  conser- 
vatione  omnium  privilegiorum  bitten  dürfen,  sondern  blos  hie  aller- 
unterthänigst  angestanden,  dass  ohne  ordentlichen  eingeholten  Consens 
der  Stände  keine  contributiones  und  Geldumlagen  möchten  in  den  erb- 
vereinigten Landschaften  beigetrieben  werden,  quod  ita  est  impetra- 
tum,  dass  dazu  ein  guter  Inspector  ernannt  ist,  quod  rogo  propter 
diversas  rationes  adhuc  reservatur  in  sllentio;  dann  so  umständlich 
habe  ich  keinen  allnoch  davon  berichtet,  alles  wird  bei  unserer 
Ueberkunft  erblicken.  Wenn  dann  bei  so  gestalter  Sache  1)  da  ein 
leiblicher  Eid  von  allen  Käthen,  Beamten  und  Dienern  über  unsere 
privilegia  geleistet,  2)  confirmatio  cum  inserta  poena  pecuniaria  er- 
halten, 3)  ein  Inspector  vom  Kaiser  benannt,  der  den  Ständen  bei- 
stehen solle,  meines  geringen  Ermessens  omnia  possibilia  vorgenom- 
men worden;  so  will  hoffen,  die  observantia  möchte  pie  erfolgen. 
Ich  kann  nicht  genugsam  melden,  wie  sehr  I.  Maj.  und  alle  ministri 
sich  vernehmen  lassen,  diese  erbvereinigte  in  extremitatibus  imperii  lie- 
gende Lande  bei  ihrem  alten  Herkommen  und  Privilegien  zu  manute- 
niren,  zu  stützen  und  zu  vertheidigen.  Der  Anfang  ist  heilig  und  gut, 
aber  falls  hac  vice  die  Garnisonen  nicht  pari  passu  aus  dem  Grunde 

^)  Die  kaiserliche  Confirmation  der  beiden  Landtagsabschiede  erfolgte  „auf 
Vorbringen  der  Landstände"  am  1.  December  „als  eine  kaiserliche  Satzung  und 
Gesetz",  das  stracks  zu  vollziehen  ist,  jedoch  mit  dem  Vorbehalt,  dass  es  bei 
dem  bleiben  soll,  „was  wegen  der  Festung  Lippstadt  Demolition  und 
Evacuation  von  Uns  vorhin  bereits  verordnet,  wie  auch  dem  Grafen 
V.  Schwarzenberg  wegen  Neustadt  jedoch  salva  litis  pendentia  cameralis  un- 
schädlich, insonderheit  aber  dem  Hauptrecess  in  der  jülichschen 
Succession  in  alle  Wege  unnachtheilig,  auch  des  Churfürsten  zu 
Brandenburg  in  obgedachten  Landtags  abscheiden  attribuirteTitul 
eines  Brbherrn  und  Landesfürsten  dadurch  nicht  bestätiget,  noch 
jus  oder  Possess  dieser  Lande  eingeräumt  noch  zugeeignet  sein 
solle". 


Statthalter  und  Räthe  dringen  auf  unbedingte  Recessbewilligung.       7()7 

werden  weggeräumt,  so  ist  alles  vergeblich  uud  ist  hierzu  nöthig, 
dass  die  Märkischen  mit  den  Clevischen  feststehen,  und  demjenigen 
beständig  inhäriren,  was  sie  uns  deputatis  unterm  23.  October  aus 
Cleve  in  punctis  demolitionis  et  abductionis  militum  aufgegeben  haben". 


Johann  Bernhard  v.  d.  Bongard')  an  Mülheim. 
Dat.  Mülheim  a.  Rh.  2.  Dec.  1653.     D. 

[Jülich-bergische  Stände  haben   dem  Pfalzgrafen  die  Beibehaltung  der  Truppen 
noch  auf  5  Monate  zur  Abwehr  der  Lothringer  zugestanden.] 

„Alldieweilen  I.  F.  D.  auf  starke  gethane  Instanz  sich  zu  Bens-  2.  Dec. 
berg  wegen  bewusster  DemoHrung  und  Abdankung  schon  willig  er- 
kläret, welches  doch  nachgehends  durch  etliche  Herren  Räthe  über 
ein  Häuf  geworfen,  ist  doch  allhie  mit  Bewilligung  der  HeiTen  Stände 
beschlossen  worden,  die  Völker  zur  Abwendung  des  bevorstehenden 
unverhofften  Ueberfalls  der  ankommenden  Lothringer  alnoch  auf  5  Mo- 
nate zu  unterhalten,  nach  welchem  Verlauf  I.  F.  D.  vermög  gemachten 
Lundtagsschlusses  die  Demolirung  und  Abdankung  gewilliglich  ge- 
schehen lassen  werden,  wollten  Dieselben  aber  in  diesem  gern  Chur- 
Brandenburg  den  Vorzug  lassen"^). 


Statthalter  und  Regierung  an  den  Kurfürsten.     Dat.   Ckvi' 

n.  Dec.  1653.     M. 

[Wird  (ler  Lanutagsiibscliit'd  irgendwie  verändert,  so  sind  diu  buwillijj^u'ii  oifucra 
nicht  beizubringen,  auch  die  Stünde  nicht  zu  weiteren  Verhandlungen  zu  bewe- 
f:  II .  ratht  ri  in  Betracht  der  Pinanznoth  dringend  zur  einfachen  Ratificirung  des 

llecesses.] 

„E.  Ch.  D.  werden  auf  unseren  unterthänigsten  Vorbericht  vom  6.  Dec. 


')  Er  war  schon  ira  November  von  Regensburg  zurückgukelirt. 
'    Ostmann  meldet  dasselbe  am  7.  Deccmber  und  fügt  hinzu:  „Ob  nun  der 
'Irren  ncgotiationcs  daroben  und  unsere  alhiesige  llaudlungen  sich  mit  einander 
»hl   schicken    werden,   das   mag  die  Zeit  eroffnen.     Ich   befinde   aber   bei   mir 
M:ht,  wie  8.  F.  D.  unser  gnädiger  Herr  in  puncto  demandutae  demolitionia  und 
\bfiihrung  der  Ciarniaoncn,   ein   mehres  als  wessen   sich  erkläret,   könnte  zuge- 
ititbet  werden,  inmaassen  dieser  gercsolviret,  den  kaiserlichen  niandatis  zu  pa- 
rcn,  wenn  auch  C'hur-Brandenburg  dessen  einen  Anfang  machen,  und  dazu  sich 
illig  erklären  würde,   dem  Vorgängen  würde  es  gewiss  parte  Serenissimi  nostri 
•ine  Schwierigkeit  haben".  —  Einer  der  julichschen  Stände,  Johann  Friedrich 
Goltstein,    Bruder  des  neuburgischcn  («eheimeraths  und  (icuoruls  v.  Golt- 
.^tein,  schreibt  un  demselben  Tage  un  Mülheim:  „Obwohl  nun  dieses  ein  An- 
toben hat,  als  ob  es  der  regcnsburger  Negotiation  ctwuu  zuwider  laufe,  80  hat 
i'>ch  die  grosie  Oofahr  lolcho  Resolution  erzwungen,  und  vormoiuon  Londstande, 
(lusfl  damit  genugsam  könne  salviret  werden". 

46* 
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9.  December  auf  Dero  gnädigste  Erklärung*  über  jüngste  Landtags- 
handlung gnädigst  vernommen  haben,  wie  wir  fast  sorgfältig  und  be- 
kümmert sind,  wie  es  in  den  veränderten  Punkten  mit  den  Ständen 
des  Fürstenthums  Cleve  und  Grafschaft  Mark  anzufangen,  damit  die- 
selbe nicht  Ursache  nehmen,  dasjenige,  so  sie  zugesagt,  entweder  in 
Verweilung  zu  bringen,  oder  gar  darin  zurückzugehen,  dass  also  durch 
diese  geringe  Veränderung  mehr  Schaden  als  Vortheil  zu  gewarten 
sein  möchte.  —  Haben  unter  der  Hand  mit  ein  und  ander  der  anwe- 
senden E.  Ch.  D.  wohl  affectionirten  Deputirten  aus  Ritterschaft  und 
Städten  des  Herzogthums  Cleve  geredet,  und  so  viel  befunden,  dass 
die  anwesenden  Deputirten  den  veränderten  ßecess  ohne  Vorwissen 
ihrer  Principalen  nicht  annehmen  könnten,  dass  auch  inmittels  zum 
Ausschlag  der  verwilligten  50,000  Thlr.,  ohne  welcher  schleunige  Bei- 
bringung wir  den  Staat  hieselbst  nicht  führen,  noch  die  Garnisonen  in 
der  Lippstadt  und  Hamm  halten  können,  im  geringsten  nicht  verstehen, 
sondern  alles  zu  einem  vollen  Landtag  zurück  stellen  müssten.  Sie 
haben  uns  auch  nicht  können  versichern,  dass  die  Landstände,  ehe 
und  bevor  alles  voUkömmlich  und  gnädigst  ratificiret,  sich  auf  unser 
Anschreiben  werden  einstellen,  wir  sehen  auch  nicht,  woher  wir  so- 
wohl des  letzten  als  vorigen  Landtags  Kosten  nehmen  sollen;  inmaassen 
der  Staat  hie  dergestalt  nach  der  Kammerräthe  Bericht  bei  letzter 
Hofhaltung  und  Vorschuss  zu  den  Garnisonen  in  Hamm  und  Lippstadt 
entblösset,  dass  man  zu  Botenlohn  und  täglichen  Ausgaben  öfters 
Mangel  gehabt  und  die  Käthe,  Secretäre,  Kanzlisten  und  Diener,  seit- 
her E.  Ch.  D.  verreiset,  nur  ein  halb  Jahr  Gehalts  bezahlt  bekommen, 
und  etliche  4,  5,  6,  7  und  8  Jahr  in  ihrem  Solde  zurück  sind,  der- 
gestalt, dass  E.  Ch.  D.  Dienst  nicht  sein  würde,  dass  man  bei  so  ge- 
stalten Sachen  alles  auf  vergebliche  Hoffnung  auf  einen  neuen  Landtag 
zu  grossen  Kosten  zurück  stellen  und  den  übel  affectionirten  alles 
wieder  in  neuen  Disputat  zu  ziehen,  und  je  länger  je  mehr,  wie  bis 
daher  von  den  Landständen  geschehen,  zurückzugehen,  Anlass  zu  neh- 
men, hierdurch  Gelegenheit  gelassen  werden  solle". 

Folgt  eine  weitläufige  Befürwortung  der  einzelnen  vom  Kurfürsten  ange- 
fochtenen Punkte  des  Recesses  vom  14.  October,  in  der  darin  enthaltenen 
Fassung.  Sie  bitten  schliesslich,  den  mit  den  Ständen  vereinbarten  Recess 
schleunigst  zu  Beruhigung  der  wohlafifectionirten  Gemüther  und  Verhütung 
weiteren  Aufschubs  der  Zahlungstermine  einfach  zu  ratificiren  *). 


^)  Am  17.  December  schreibt  der  Statthalter  eigenhändig  dem  Kurfürsten: 
„Wünsche  von  Herzen,  dass  in  vielen  Punkten  es  sich  anders  hätte  fügen  mögen, 
aber  die  Tempesten,   in  welchen   wir  uns  befinden,    seind  so  gross  und  unge- 


Verabredungen  d.  jül.-berg.  Stände  m.  d.  Pfalzgr.,  u.  d.  Deputirten  Verhalten.   7Q9 

Johann  Wilhelm  v.  Hugenpott')  an  Mülhemi.     Dat.  Mülheim 
20.  Dec.  1653.     D. 

[Die  kaiserlichen  Poenalmandate  bezüglich  der  Restituiriing  der  schwarzenberg'- 
schen  Güter.  Der  Pfalzgraf  hat  sie  auf  Veranlassung  der  Stände  in  Beschlag 
genommen,  erwartet  deren  Beistand;  casu  quo  non  ist  auch  er  nicht  an  seine 
Zusagen  gebunden.  Die  essener  Verhandlungen  sind  auf  Wunsch  der  Stände  erfolgt.] 

Das  kaiserliche  Poenalmandat,  welches  dem  Pfalzgrafen    die  sofortige 
RestituiruDg  der  mit  Truppen  besetzten  Herrschaften  des  Grafen  Schwar- 
ze nberg,   Hückeswagen,  Bornefeld  und  Wipperfürth,    befiehlt'),   hat  den 
Pfalzgrafen  sehr  in  Aufregung  versetzt,  und  kann  ihn  leicht  zu  „desperaten 
msilien'^  bringen. 

„Und  kann  Denselben  wohl  versichern,  ^yenn  der  Kaiser  die  ver-  20.  Dec. 
-  hiedenen  decreta,  welche  cum  plena  causae  cognitione  auf  der  Stände 
Klagen  erkannt  worden  sind^),  und  diesen  Fürstenthümern  Hundert- 
tausende gekostet  haben,  in  hoc  passu  durchlöchern  wolle,  dass  sie 
alsdann  auch  in  den  übrigen  Punkten  werden  gelöchert  werden;  so 
haben  die  Stände  sich  wohl  darin  vorzusehen  und  einen  Karren  mit 
serenissimo  zu  ziehen,  im  widrigen  Falle  wird  das  gnädigste  Ver- 
trauen gewaltig  geschwächt  werden  und  die  Affection  abnehmen,  denn 

achlacht  gewesen,  dass,  wofern  wir  das  unterhabende  Schiff,  so  durch  die  Wellen 
des  Misstrauens  Desaffection  und  allerhand  gefährliche  Anschläge  hin  und  her 
getrieben  wurde,  nicht  gänzlich  wollten  zu  Grunde  und  zerschlagen  sehen,  wir 
viele  gute  Sachen,  welche  wir  sonst  lieber  verwahret  hätten,  haben  müssen  über 
Bord  werfen  und  nachgeben.  Nun  aber  solches  Schiff  durch  Gottes  Gnade  und 
E.  Ch.  D.  hohe  Fürsorge  und  mir  darauf  ertheilte  Instruction  (welches  K.  Ch.  D. 
bei  männigiich,  sonderlich  bei  den  benachbarten  Provinzen,  zum  unsterblichen 
Kahm  gereichet)  so  weit  in  salvo  gebracht,  und  das  beste  Capital  salvirt  ist,  so 
will  immers  nicht  hoffen,  dass  man  solch  ein  köstlich  Schiff,  nnnmehro  in  dem 
Hafen  seiend,  wolle  sinken  und  zerschlagen  lassen". 

*)  Einer  der  vertrautesten   geh.  Räthe  des  Pfalzgrafen  Philipp  Wilhelm. 

')  Es  war  gleich  auf  die  Nachricht  von  der  Beschlagnahme  am  1.  December 
issen.     Vgl.  Einleit.  p.  G08. 

')  Er  meint  die  Reichshofrathsurtheile,  welche  auf  der  Stände  Klage  die 
ohne  Consens  der  Stände  vorgenommenen  Domainenverpfändungen,  Veräusse- 
rungen  und  sonstigen  Entfremdungen  untersagen;  jene  Güter  waren  dem  Grafen 
Adam  v.  Schwarzenberp,  Adolfs  Vater,  für  seine  Verdienste  um  den  !*ro- 
visionalvergleich  von  1029  vom  I'falzgrafen  Wolfgang  Wilhelm  ohne  Zu^itim- 
muog  der  Stünde  tiieiis  unmittelbar  geschenkt,  theils  als  Kntschädiguug  für 
IfOB^oye  verlieheD.  Vgl.  oben  allgem.  Eiuleit.  p.  62  und  Cos  mar  Schwarzeoberg 
p.  228.  —  Am  l.Januar  1051  melden  die  jülich-bergisch.  Deputirten  auf  eine  An- 
frago  ihrer  (Kommittenten,  welchen  Bescheid  sie  auf  ihre  nach  der  Instruction 
oinKurcichiMxl«'   K  '  i  '   inaiuen  erhalten:   ,^  ion 

der  Alionatiuneii  rltcn,  alo  auch  aus  i  non 

der  hückeswagenschen  etc.  Hache  wir  uns  dieses  Orts  nicht  annehmen  können 
noch  dürfen  wogen  dabei  tragender  Vorsorge,  dass  dadurch  I.  F.  D.  und  den  ge> 
•amrotcn  Htändeu  mehr  Präjudiz  als  VoKheil  schaffen  würden*.  Vgl.  ob.  Einl.  p.609. 
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Serenissimus  geht  candide,  und  wenn  die  Stände  jetzund  Serenissimus 
im  Stiche  lassen  würden,  so  sind  wir  verloren,  und  würde  man  sagen, 
dass  die  Stände  via  regia  gingen.     So  werden  Dieselben  die  Sache 
also  zu  incaminiren  wissen,  dass  alles  dieses  hieraus  entstehende  Un- 
heil verhütet  werden  möchte;  denn  einmal  ist  hier  resolviret,  Ehre  und 
Respect  nicht  engagirt  zu  lassen,  weil  man  anderes  nicht  gethan  hat, 
als  was  die  kaiserlichen  Decrete  mit  sich  bringen  et  ä  quoi  son  Altesse 
a  ete  aussi  quasi  poussee  par  les  etats;    et  si  Serenissimus  hoc  non 
fecisset,  arguissent  illum,  dass  er  nicht  Wort  hielte  und  seinen  gege- 
benen Reversalen  keinen  Nachdruck  gebe;    man  lasse  uns  nicht  ma- 
chen, dass  das  Blatt  sich  umschlage,  dass  man  sage :  die  Stände  kämen 
ihren  promissen  nicht  nach').     Man  kann  sich   hier  auch  nicht  aller- 
dinge in  der  Herren  Negotiation  einschicken,    denn  die  Stände  in 
Majo  neulich  auf  dem  Landtag  instantissime  begehrt  haben, 
sich  mit  benachbarten  Kurfürsten   und  Ständen   zu  conjun- 
giren,  damit  alles  Unheil  mit  Bestand  von  diesen  Landen  ab- 
gewendet werden  möge.     Und  weil   nun  Serenissimus   dem 
mit  Eifer  nachkommen  und  den  jülichschen  und  bergischen 
Landständen  allhier  zu  Mülheim  auf  dem  vergangenen   ge- 
haltenen Landtag  den  gemachten  Kreisschluss  zu  Essen  vor- 
getragen^), und  darauf  auch  etliche  Gelder  zu  neuen  Werbungen  einge- 
w^illigt,  so  vernimmt  man,  dass  solches  auch  nicht  solle  approbiret  wer- 
den, obwohl  Lothringen  und  Conde  solches  so  weit  schon  apprehendiret 
haben,  dass  sie  serenissimo  haben  vorschlagen  lassen,  Dero  Landen  nicht 
zu  überziehen.  Wenn  man  also  gehen  wird  und  kalt  und  warm  blasen 
wird,  so  wird  man  wahrlich  den  Herrn  irrig  machen,  dass  nicht  wis- 
sen wird,  de  quel  faire  flesches.    Wenn  auch  alle  Orte  im  Lande  von 
Jülich  evacuiret  werden  sollen  und  allen  fremden  Völkern  Thtir  und 
Thor  eröffnet  werden  solle,  um  darin  zu  ziehen,  und  wenn  Serenissi- 
mus auch  ad  concordiara  mit  allem  Interessenten  gezwungen  werden 
sollte  —  vae  vae  intus  latet  vermis"^). 


*)  Vgl.  oben  Einleit.  p.  594. 

2)  Vgl.  oben  Einleit.  p.  599. 

^)  Mülheim  rechtfertigt  sich  über  sein  Verhalten  in  einer  langen  Antwort 
an  Hugenpott,  dat.  Regensburg  15.  Januar  1654.  Bezeichnend  ist  folgende 
Stelle :  „Wie  komme  ich  doch  so  unschuldig  in  solchen  ungleichen  Verdacht, 
und  was  sein  doch  um  Gottes  Willen  alldiejenigen,  so  bei  L  F.  D.  der  Herren 
Deputirten  redliche  actiones  also  ihres  Gefallens  zu  missdeuten  unterstehen  dür- 
fen. —  Mit  dem  kaiserlichen  decreto  habe  ich  die  Herren  Stände  gar  nicht  irre 
gemacht.  So  glaube  mein  Herr  mir  auch  sicherlich ,  dass  gleichwie  universalis 
concordia  in    der  Successionssache    den   löblichen    erbvereinigten  Landständen 


Differenzen  zwischen  d.  Pfalzgrafen  u.  d.  jülich-bergischen  Deputirten.   7|| 
Bongard  an  Mülheim.     PafFendorf  27.  Dec.  1653.     D. 

[Trotz  seiner  Gegenbemühungen  haben  die  jülich-bergischen  Stände  dem  Pfalz- 
Grafen  wegen  der  angeblichen  lothringischen  Gefahr  die  Beibehaltung  der  Trup- 
.len  gestattet.     Gymnich  in  Düsseldorf.     Die   conde'sche   und    lothringische  Ein- 
quartierung.    Der  Pfalzgraf  bleibt  neutral.]  , 

—  „Wasmaassen  ich  bewogen  wordeD,  um  unsere  getliane  Nego-  27.  Dec. 
tiation  den  Herren  Ständen  allerdings  zu  notificiren  und  um  vorzu- 
sehen, dass  dawider  nicht  gewilligt  werden  möge,  mich  auf  den  Landtag 
nach  Mülheim  zu  begeben,  woselbsten  ich  auch  mein  äusserstes  Bestes 
^^ethan  habe,  damit  unserer  Werbung  der  Abdankung  und  Demolirung 
halber  in  keinen  Wegen  contraveniret  werden  möchte;  ist  aber  um- 
sonst gewesen,  indem  andere  das  contrarium  sustiniret  und  sich  also 
in  I.  F.  D.  Gnade  einzuflicken  gedenken,  vermeine  nit,  dass  wegen 
der  Lothringer  Gefahr  haben  würde,  indem  L  F.  D.  und  der  Herzog 
von  Lothringen  sich  gar  wohl  verstehen;  sonsten  ist  nicht  ohne  dass 
der  Churfürst  zu  Cöln  stark  bedreuet,  dahero  den  Hen*n  zu  Gymnich 
nach  Düsseldorf,  um  von  L  F.  D.  Assistenz  zu  suchen,  abgesandt, 
aber  mit  diesem  Vorwand,  dass  selbsten  in  keiner  Positur  wären,  ab- 
geschlagen. Bin  ich  sonsten  von  hoher  Hand  in  Heimlichkeit  avisiret 
\  orden,  dass  die  Condeischen  eigentlich  in  das  Stift  Lüttich  ihre  Quar- 
liere  zu  nehmen  Vorhabens  waren,  und  dass  L  Kön.  Maj.  zu  Hispa- 
iiien  befohlen,  dem  Prinzen  von  Conde  auf  sein  Gesinnen  allen 
I>ei8tand  zur  Beziehung  solcher  Quartiere  zu  leisten.  Die  Lothringer 
werden  in  das  Stift  Cöln  gehen,  dahero  I.  Ch.  D.  werden  ungezweifclt 
genothdrängt  werden,  sich  mit  den  Holländern  endlich  zu  vergleichen 
und  werden  also  einen  Krieg  zu  erwarten  haben.  Ceci  est  secrcte- 
inent  de  son  Altesse  l'archidue  Leopold  averti  k  1  electeur  de  Cologne, 
(lu'il  n'etait  en  son  pouvoir  de  le  proteger;  son  Altesse  de  Cologne  est 
resolu  dallcr  cn  personne  vcrs  Liege  et  de  la  force  ne  doutant  qu'il 
( onchira  lalliance  avcc  les  (^tats.    Nous  nous  tenons  encore  neutre**  *). 


iiachdeiiklich  sein  und  das  Privilegium  unionis  darbci  unumgänglich  Noth 

,    mü8gt(5,    also   auch   die  Herren  Deputirto  von  Anfang   an    nimmer  darauf 

rgirt  hahi'n,    was  dessen  geschehen  ist,    das  ist  dem  Friedensschlu.sHo   gemäss 

iid   hat  also  pro  forma  von  I.  Kuis.  MuJ.    geschehen   müssen'*.  —    lu  gleicher 

A  eise   hatte  sich  Mülheim   bereits  in   einem   i:>chreiben    an  Ueu  schon  borg 

!igt,  der  am  21.  Jan.  antwortet,  dass  er  seinen  Hriof  dem  Pfulzgrafcn 

,le<piel  <''tnii  fort  satisfait,  recto  facieudo  nomiiiom  timoas*. 

üben  Kinleit.  p.  (KX).     Am    fülgend«'n   Tage   schreibt   Hongard   aus 

der  i'falzf^'ruf  der  Stän<lü  Hoistand  in  der  schwar7.onbergischcD  Sache 

warte.    Kr  räth  den   Deputirten,  sich  nicht  darauf  einzulassen,  lieber  mit  Hin- 

rlrr^Rung  eincs  aus  ihrer  Mitte,  um  auf  die  Auofuhrun^  des  kaiscrilcheo  Befehls 

lieh  der  Truppenabscbairuug  zu  dringen,  schleunigst  sunick  zu  roiteo. 
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Bertram  v.  Nesselrode  an  den  jülich-bergischen  Kanzler  Johann 
Wilhelm  v.  Winckelhausen.    Dat.  Regensburg  3.  Jan.  1654.   D. 

[Ihre  Negotiation  wird  zu  Nutzen  des  Pfalzgrafen  sein,  wenn  derselbe  dem  kai- 
serlichen Entvvaffnnugsbefehl  nachkommt;    Brandenburg  muss   dann  folgen.     Die 
westfälische  Kriegsverfassung  hat  Verdacht  und  luconvenientien  bewirkt.] 

1654.  „Da  wir  ans  bereits  ziemlicher  Maassen,  wie  uns  solches   ohne 

O.Jan.  Ruhm  ZU  melden  öffentlich  nachgeben  wird,  und  verhoffentlich  inso- 
weit accredirt  haben,  dass  endlich  unsere  hiesige  Negotiation  zu  Dienst 
und  wirklichen  Nutzen  S.  F.  D.  ausschlagen  möchte,  wann  nur  S.  F.  D. 
in  puncto  der  Disarmatur  an  Soldaten  und  Festungen,  so  nothwendig 
vorher  gehen  müsste,  sich  also,  wie  wir  verhoffen,  I.  Kais.  Maj.  Ver- 
ordnung zu  pariren  erbieten,  und  wirklich  accommodiren ,  dass  desto 
mehr  dadurch  in  des  Churfürsten  zu  Brandenburg  Durchlaucht  zu 
gleichmässiger  Parition  zu  dringen,  auch  hingegen  aller  ungleicher 
Verdacht,  so  vornämlich  aus  der  vorgehabten  Avestfälischen  Kriegsver- 
fassung entstanden  ist,  benommen  werden  möge,  zumalen  mir  dann 
alhier  von  unterschiedlichen  hohen  kaiserlichen,  auch  chur-  und  fürst- 
lichen ministris  vor  wenig  Tagen  noch  gesagt  worden,  dass  sich  dar- 
aus je  länger  je  mehr  solche  luconvenientien  herftir  gethan,  die  an- 
noch  alle  nicht  offenbar  sind.  —  Wir  seien  gänzlich  unfähig  gewesen, 
die  kaiserlichen  Poeualmandate  für  den  Herrn  Grafen  v.  Schwarzen- 
berg  abzuwenden,  da  nichts  davon  gewusst.  Wie  hoch  dieser  Graf 
jetzt  alhie  in  Consideration,  ist  kaum  zu  beschreiben,  um  dessen  des 
Herrn  Vaters  und  Altvaters  grosse  merita  um  kaiserliche  Majestät  und 
die  ganze  Christenheit". 

Da  die  cleve-märkischen  Stände  ihren  Deputirten  befohlen  haben,  nur 
wegen  Demolirung  der  Festungen  und  Abführung  der  Truppen  zu  urgiren, 
wollen  dieselben  auch  nicht  mehr  thun;  daraus  ergeben  sich  viele  Schwie- 
rigkeiten. 

Hugenpott  an  Mülheim.     Dat.  Düsseldorf  3.  Jan.  1654.     D. 

[Des  Pfalzgrafen  Aufregung  über  die  unbilligen  kaiserlichen  Mandate.  Während 
die  Deputirten  Entwaffnung  verlangen,  rüstet  der  Kurfürst  und  droht  Vielen  Gefahr.] 

3.  Jan.  —  „Und  kann  dem  Herrn  nicht  genug  sagen,  wie  hoch  Serenissi- 

mus solches  empfindet,  und  da  serenissimus  in  apertissimo  illo  crimine 
pacifragii  in  anderen  Sachen  bei  dem  kaiserlichen  Hofe  derhalben 
nichts  kann  erhalten,  dass  ad  instantiam  eines  Grafen  alsbald  so 
schimpfliche  mandata  abgangen  sind,  welche  I.  F.  D.  auf  der  Waagen 
tiberwiegen,  so  wahrlich  Sachen  von  weitem  Aussehen  sein^).     Die 

*)  Noch  am  22.  Februar  schreibt  Hugenpott  au  Mülheim:  „Will  der 
Kaiser  in   der   schwarzenbergischen  Sache    durch   eine   Commission  so   strenge 
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Herren  wollen,  dass  wir  alles  abdanken  und  evaeuiren  sollen,  so 
kommt  jetzt  der  Generallieutenant  Bauer  aus  der  Mark  Branden- 
burg und  den  Oertern,  referirend,  dass  der  Cburfürst  8000  Reiter, 
obne  dass  dazu  Geld  von  dem  seinigen  spendirt,  werben  tbue,  und 
dass  alle  Ober-  und  Unterbeamten  in  allen  seinen  Landen  diese  Wer- 
bung auf  ihre  Kosten  thueu.  Die  Beamten  in  der  Grafschaft  Ravens- 
berg  w^arben  70  Pferde.  Bei  8000  Pferden  müssen  es  auch  zum  we- 
nigsten 20,000  zu  Fuss  sein;  w^o  wird  man  für  solche  ansehnliche 
Armee  zu  essen  und  den  Sold  dafür  bekommen,  Jülich  und  Berg  rei- 
het dazu  nicht,  und  würden  solchen  Falls  andere  Stände  des  Reichs 
wohl  mit  leiden,  ergo  vobis  et  aliis  interessentibus  ibi  invigilandum, 
und  da  sollte  man  mandata  sine  clausula  hinsenden,  dass  solche  neue 
motus  contra  pacem  publicam  et  constitutiones  imperii  in  der  Asche 
gedämpft  und  nicht  gestattet  würden"  ^). 


Der  Kurfürst  an  den  Statthalter.     Dat.  Cöln  a.  d.  Spr 


20,  Tifc.  ir»53. 


B. 


5.   Jan.   1Ü54. 

[Hat  den  Recess  pure  ratificirt  und  ist  derselbe  den  Ständen  auszuhändigen. 
Einige  Anweisungen  bezüglich  einiger  Punkte  desselben.    Erwartet  die  sofortige 

Beibringung  der  Steuer.] 

—  „Ob  Wir  wohl  in  einem  und  anderen  viel  wichtige  Ursachen  5.  Jan. 
und  Bedenken  gehabt,  den  gcmelten  Recess  so  schlechter  Dinge  zu  ra- 
tificircn,  so  haben  Wir  dennoch  zu  mehrer  des  ganzen  Werks  Facili- 
tirung  Uns  endlich  in  so  weit  überwunden,  und  den  ersten  Aufsatz 
besagten  Recesses  allerdings  gnädigst  placitirct,  allcrmaassen  E.  Lbd. 
'leuselben  unter  Unserer  eigenhändigen  Subscription  hicbei  zugleich 
iiipfangen,  nunmehr  Unseren  elevischen  und  märkischen  Ständen  zu 
\tradircn**. 

.1    '     li  Külleu  die  Kegieningsruthe  vor  der  Auslieferung   des  Rocesse« 
I        iiung  unterzeichnen,  worin  sie  sich  verpllichten,  bei  Entscheidun- 
gen über  beanspruchte  Gerechtsame  in  kurfürstlichen  Waldungen  und  liai- 
<\'n   unpartheiifcch   das  Interesse   des  Landesherru  gegenüber  den   eigenen 
ler  den  ihrer  Angehörigen  zu  wahren,   inniittclst   aber   den  Kurliirslen  in 

jiigtitiam  udininiftriren,  warum  nicht  in  pacifragio.  Wie  kann  man  einon  Fürsten, 
der  also  devot  und  gehorsam  in  Allem  sich  erzeuget,  so  behandeln  und  einen 
Grafen  mehr  consideriren".     Vgl.  oben  Einleit.  p.  GOfi. 

')   An   demttelben   Tage   schreibt   Hungard    aus   l>ü{<t<eldorf  an    Mulheim: 

lo  DO  puls  quu  de  vous  ad  viser  en  cunÜdencc,  qu'un  est  icy  fürt   mal  satisfait 

•'  votro  persunno  ü  raison  d'un  discours  qu'auries  teuu  li  Tadvantage  du  coote 

•  Hchwar/.enborg  ot  mesmc  qu'auries   assurö,    quo  los  etats  no  so  mottront  de 

t  afTuire.    Jo  vons  ayo  autant  excuHc  qu'a  este  pusMibU*.  nssurant  son  Altesso 

^otre  fervonto  diligence  qu'aures  eu  son  Service  et  quo  pour  l'amour  do  son 

Altesse  vous  vous  esties  resolu  d'outrepro  nd  ro  coste  voyago". 
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„voller  Possession"  zu  erhalten.  Ferner  soll  sich  der  Statthalter  bemühen, 
die  Stände  „bei  guter  Gelegenheit"  zum  Verzicht  auf  die  ihnen  1649  zuge- 
standenen 2000  Thlr.  aus  den  Licenten  zu  Lobith,  Ruhrort  und  Gennep 
und  damit  zur  völligen  Aufgabe  ihrer  angeblichen  Ansprüche  auf  diese 
Licenten  zu  bewegen.  Folgen  endlich  noch  einige  Anweisungen  bezüglich 
einzelner  Gravamen,  so  namentlich  des  Frocesses  des  v.  d.  Reck  contra 
V.  Harmann,  dessen  Schutz  in  dem  vom  Kurfürsten  ihm  zugewiesenen 
Besitze  befohlen  wird,  und  der  Wiederanstellung  des  abgesetzten  Richters 
zu  Hamm,  Motzfeld,  dem  die  Stände  das  Indigenat  verliehen  hatten, 
wobei  der  Kurfürst  bemerkt,  dass  „in  der  That  bishero  wohl  erfahren,  wie 
die  meisten  Widerwärtigkeiten  eben  die  Diener,  so  von  den  Ständen  glissiret 
und  auf  deren  intercessiones  wieder  eingesetzet  worden,  erweisen",  weshalb 
Niemand,  der  die  Intercession  der  Stände  irgendwie  nachsuche,  ferner  zu 
bestallen  oder  zu  befördern  sei. 

„Und  hiemit  hat  also  nunmehr  der  itzige  Landrecess  verhoifentlich 
seine  gänzliche  Richtigkeit;  dahero  W^ir  denn  auch  nunmehr  ausser 
Zweifel  setzen,  es  werde  auch  von  Seiten  der  Stände  demjenigen, 
dessen  sie  sich  verbindlich  gemacht,  in  allen  Stücken  und  Clausulen 
ein  sattsames  vollkömmliches  Genüge  geleistet,  insonderheit  aber  mit 
wirklicher  Ausschlagung  und  Beibringung  der  bewilligten  Gelder,  weil 
periculum  in  mora,  schleunigst  und  ohne  allen  Aufenthalt  verfahren 
werden"  ^). 

Der  Kurfürst  an  den  Statthalter.     Dat.   Cöln  a.  d.  Spr. 


27.    I)pc.   1653. 


D. 


ü.  Jan.  1(354. 

G.Jan-  Er  werde  von  dem  Residenten  im  Haag  erfahren  haben,  wie  weit  die 

Alliauzverhaudlungen  zwischen  den  Staaten  und  dem  Kurfürsten  von  Cöln 
gediehen.  Vonbeiden  Seiten  um  Beitritt  zur  Allianz  ersucht,  werde  er  sich 
„um  so  weniger  daraus  halten  können".  Da  dieselbe  aber  nur  Cleve  und 
Mark  betrefl'e,  soll  er  mit  den  Ständen  unter  der  Hand  und  vertraulich  davon 
reden,  „damit  sie  ihnen  nicht  ganz  ungleiche  Gedanken  davon  machen  mögen, 
was  sie  etwa  für  Intention  hierbei  haben  mögen,  sowohl  wegen  der  Mann- 
schaft als  der  Mittel,  die  Wir  hierzu  zu  geben  hatten  und  nothwendig  allein 
aus  besagten  beiden  Landen  erfolgen  werden  müssen"^. 


*)  In  einer  secreten  Instruction  von  demselben  Tage  ward  der  Statthalter 
angewiesen,  den  Inhalt  des  Rescripts  nicht  allen  Regierungsräthen  mitzutheilen 
und  davon  nur  was  „dienlich  erachte"  zu  publiciren. 

^)  Das  hierauf  erfolgte  Gutachten  des  Statthalters  und  der  geheimen  Räthe 
vom  3.  Februar  ist  bereits  Bd.  IV  p.  105  der  Urk.  u.  Actenst.  mitgetheilt.  Es 
räth  dringend  von  einer  Alliance  mit  Cöln  ab,  hält  eine  mit  den  General- 
staaten  für  unnöthig,  weil  dieselben  durch  die  früheren  bereits  zum  Schutze 
der  clevischen  Lande  verpflichtet  sind,  und  empfiehlt  dagegen  eine  „Defensions- 
verfassung  des  ganzen  niederrheinisch-westfälischen  Kreises  und  dessen  Allianz 
mit  den   Staaten".      Die  Vertrautesten    unter    den    clevischen   Ständedeputirten 
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Statthalter  und  Regierung  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Cleve 

26.  Jan.  1654.     M. 

Nach  Empfang  des  kurfürstlichen  Resolutionsschreibens  über  den  mit  26.  Jan. 
den  Ständen  geschlossenen  Recess  vom  14.  October  müssten  sie  noch- 
mals ihre  am  16.  December  abgegebene  Erklärung  festhalten,  und  hinzu- 
fügen, dass  sie  immer  und  allenthalben  über  die  Erhaltung  der  kurfürst- 
lichen Hoheit  aufs  eifrigste  wachen  würden.  Sie  hätten  den  ratificirten 
Recess  den  Ständedeputirten  zur  Collationirung  mit  dem  vom  14.  October 
übergeben  und  ihnen  «vorgestellt,  dass  nun  auch  die  Stände,  nachdem  ihnen 
in  allen  ihren  Beschwerden  vollkommen  Satisfaction  widerfahren,  ihrerseits 
dem  Hauptrecess  von  1649  in  allen  Punkten  nachkommen,  die  Zahlungs- 
termine der  darin  bewilligten  600,000  Thlr.  nicht  weiter  verschieben,  und 
besonders  mit  der  Umlage  der  letzthin  offerirten  50,000  Thlr.  sofort  beginnen 
sollten.  Auch  wäre  den  Deputirten  auf  ihr  Andringen  ein  Verzeichniss  der 
auf  den  cleve-märkischen  Domainen  vor  1609  aufgenommenen  Capitalien  im 
Gesamratbetrage  von  847,529  Thlr.,  deren  seitdem  noch  rückständige  Zin- 
en  sich  auf  402,669  Thlr.  beliefen,  übergeben  worden. 


llugenpott  an  Nesselrode.    Dat.  Düsseldorf  1.  Febr.  1654.   D. 

[Fordert  die  Deputirten  auf,  eifrig  die  Partei  des  Pfalzgrafen  gegen  Schwarzen- 
berg  zu  nehmen,  da  jener  nur  gethan  habe,  was  die  Stände  gefordert  und  das 
Reversal  enthält;  dasselbe  muss  in  allem  aufrecht  erhalten  werden,  sonst  ist  die 

Freundschaft  zu  Ende.] 

—  „L'instruction  conclue  a  la  diete  a  Cologne'),  laquelle  nie  1- Febr. 
«emble  estre  bien  amplenient  deduit  oder  auf  Gefahr,  et  puisque 
0U8  avcz  opinion  d'estre  un  peu  noirci,  ce  que  je  ne  s^ay  toutes  fois, 
V0U8  V0U8  pourrez  reblanchir  par  le  moyen  d'icelle,  c'est  a  dire  d  aller 
Selon  icelle  avec  une  ardeuri  und  Eifer.  Les  estats  y  ont  engagö  et 
pou886  8on  Altessc,  et  de  la  laisscr  a  cette  liaine  dune  chose,  oü  la 
reputation  de  8on  Altesse  est  engag^e;  des  choses  desesperecs  en  pour- 
roient  advcnir,  car  on  est  icy  resolu  d'attendre  omnia  extrema,  puisque 
rien  n'a  e8t6  fait,   si  non  que  Tempereur  defunct  et  moderne  y  ont 

hielten   ob  nicht  für  rathsam,    ,,den   Ijandstäudcn   etwas    von    einer   besonderen 
Allianz  mit  einem   oder  anderen   benachbarten  Potentaten  vorzubringen,  eiute- 
i.'ilen  sie  dazu  gar  nicht  gesinnot,    aber  wenn  sich  der  ganze  Kreis  susamrooo 
•Tbundeo,  alsdann  ihres  Orts  ganz  willig  sein  würden". 

•)  Die  Jülich -borgJHchen   Stän«lo  beauftragten   durch   diese   Instruction  vom 

».Januar  ihre  Deputirten  in  Uegunsburg,  sich  di;r  öachc  dus  Pfalzgrafen  gegen 

n  (trafen  Hchwarzenberg  anzuiiuhmon,  so  weit  es  die  Verhältnisse  zuliossen; 

imentlich  aber  beim  Ueichshofrath  nach  Kräften  dahin  zu  intorveniren,  dass  das 

I.indat  zurückgenommen  und  die  Hache  ad  Judicium  cumpetens  gewiesen  werde. 

\m  31.  Januar  reichten  säromtliche  Deputirten,  auch  die  clevo-mürkischen,  beim 

iN  i<  iMliofiiith  ein  (iesuch  .promutenentia  privilegii  unionis  et  de  non  alionandn* 

'-iii,    .    ,!  IC  gemeinsame  ^ichrittu  verweigerten  die  cleve-nuirkischeu  Deputirten. 
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decrete  et  mande,  et  ä  l'execution  de  quoy  les  estats  ont  pousse  son 
Altesse  et  principalement  Mons.  Mülheim,  qui  a  compose  le  reversal, 
qui  habet  multum  in  ventri ').  Wann  dies  nit  sollte  raanutenirt  werden, 
so  wird  die  Freundschaft  am  Ende  sein,  ergo  haltet  euch  fest  ihr 
Herren". 

Statthalter  und  Regierung  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Cleve 
3.  Febr.  1654.     M. 

3.  Febr.  Die  Stände  beschweren  sich  nach  Erledigung  aller  ihrer  Gravamen  von 

Neuem  über  die  aus  den  cleve-märkischen  Domaineneinkünften  für  die  kur- 
fürstliche Hofhaltung  verwandten  Summen,  welche  dem  Präliminarrecess 
vom  25.  September  1649  zuwider,  weit  über  4000  Thlr.  betrügen,  und  zum 
Einkauf  von  Weinen,  statt  zur  Abzahlung  der  neuen  Domainenschulden, 
wie  der  Recess  bestimme,  gebraucht  wären.  Dieses  neue  Gravamen  giebt 
den  Ständen  wiederum  Veranlassung,  mit  der^Beibringung  der  600,000  Thlr. 
zur  Tilgung  der  alten  Schulden  weiterhin  zu  zögern,  und  haben  sie  daher, 
um  ihnen  solche  sofort  zu  nehmen,  die  genaue  Beobachtung  auch  dieses 
Recesspunkts  zugesagt. 

Der  Statthalter  an  den  Kurfürsten^).     Dat.  Cleve  4.  Febr. 

1654.     B. 

[Der  Anmarsch  kurfürstlicher  Truppen  zum  Succurs  Cölns  ist  bereits  bekannt. 
Dadurch  wird  die  Beibringung  der  50,000  Thlr.  wieder  verzögert.  Geldmangel 
im  Lande.  Seine  Bemühungen,  es  von  auswärts  zu  schaffen.  Cedirung  der 
salm'schen  Forderung  an  Lothringen.    Formation   des  Ausschusses  zur  Landes- 

defension.] 

4.  Febr.  „Was  E.  Ch.  D.  mit  gestriger  Post  mir  anbefohlen,  secret  zu  halten, 

dass  einige  Truppen  zum  Succurs  Chur-Cölns  auf  dem  Anzug  wären, 
haben  die  particubren  Briefe  von  Berlin  mehr  als  ruchbar  gemacht, 
fürchte,  es  werde  den  Ausschlag  der  50,000  Thlr.  etwas  tardiren,  dazu 
die  Deputirte  der  Stände  sich  willig  erwiesen,  hielte  allein  daran,  was 
für  selbe  mit  ausgeschlagen  werden  sollte,  erwarte  ihre  Specification, 
geschieht  auch  der  Ausschlag,  so  sind  die  Gelder  nicht  eben  so  fertig, 

^)  Er  meint  den  zwischen  den  Ständen  und  dem  Pfalzgrafen  Philipp  Wil- 
helm am  25.  März  1652  abgeschlossenen  Vertrag.     Vgl.  oben  Einleit.  p.  594. 

2)  Es  war  eine  Antwort  auf  das  kurfürstliche  Rescript  vom  22.  Januar,  durch 
welches  die  Bewaffnung  und  Formation  des  Landaufgebots  in  Cleve  und  Mark 
zum  Schutze  der  Länder  gegen  etwaigen  lothringischen  Einfall  angeordnet,  und 
der  Statthalter  angewiesen  ward,  ,,den  clevischen  Ständen  von  dem  Aufbot  und 
Zusammenbringung  der  Landvölker  ehr  nichts  zu  wissen  zu  machen,  bis  der  be- 
wusste  Ausschlag  der  50,000  Thlr.  geschehen",  welcher  schleunigst  zu  bewerk- 
stelligen, damit  die  Stände  ihn  nicht  noch  beanstanden  oder  verschieben.  Ist 
dieses  richtig,  kann  den  Ständen  jene  Anordnung  mitgetheilt  werden,  s.  v.  Mörner 
a.  a.  0.  p.  341. 
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denn  bei  Menschen  Gedenken  nieraalen  solch  ein  Mangel  an  Geld  im 
Lande  gewesen  als  itzo. 

Er  hat  nach  Amsterdam  und  sonst  geschickt,  Geld  zu  erhalten,  „wäre 
meine  Seligkeit  daran  gelegen,  ich  könnte  kein  mehrder  Fleiss  anwenden'*. 
Sta'veren  meldet,  dass  der  Prinz  von  Salm  dem  Herzoge  von  Lothringen 
seine  Forderung  wegen  der  noch  restirenden  Kaufgeldej*  übertragen  habe, 
was  sehr  gefährlich  sein  würde.  Mit  der  befohlenen  Formation  des  Aus- 
schusses des  Landvolks  zur  Defension  des  Landes  soll  vorgegangen  wer- 
den, und  ist  Oberstlioutcnant  Kaspar  Richard  Hundebeck  damit 
betraut. 

Diu   märkische  Ritterschaft   an    die  clevischen  Deputirteii  in 

Kegensburg.     Dat.  Unna  6.  Febr.  1654.     D. 

Ilomberg  ist  hier  glücklich  wieder  angelangt,  und  hat  eine  solche  G.  Febr. 
Relation  abgelegt,  „dass  dessen  und  der  cooperirenden  Herren  Deputirten 
Dexterität,  Sorge  und  Arbeit  mit  Begierde  und  Freude  daraus  ersehen  ha- 
ben". Sie  danken  daher  für  die  „dem  lieben  Vaterlande  erwiesene  Treue, 
Liebe  und  Affection'',  und  bitten,  sich  „ferner  der  Grafschaft  Mark  wie  vor- 
hin in  allem  Besten  anzunehmen,  und  deren  Nothdurft  nöthiger  Orten  zu 
'  obachten  und  wahrzunehmen",  wozu  sie  dieselben  hiermit  mit  der  Zusage, 
ie  „gesonnenen"  Gelder  baldigst  aufbringen  zu  wollen,  bevollmächtigen. 


Die  clevischen  Ständedeputirten  an  Statthalter  und  Regierung. 

Präs.  Cleve  7.  Febr.  1654.     M. 

Sie  müssten  auf  die  schleunigste  Erfüllung  aller  noch  nicht  erledigten  7.  Febr. 
Forderungen  der  Stände  dringen;  dahin  gehören  namentlich  die  Abstellung 
der  Reisepässe  und  VerpÜegungszettel  im  Lande,   die  Publicirung  der  von 
ihnen  vorgeschlagenen  Revisionsordnung,  Erlass  einer  ßrüchtentaxe,   Mit- 
theilung des  auf  Beobachtung  des  Recesses  bezüglichen   Passus   der  kur- 
fürstlichen Instruction  für  die  Räthe,  Ausfertigung  der  Befehle,   betreuend 
is  sofortige  Aufhören    der  Ilaidenabgrabungen    und   der  Steuerexenition 
r  Burgmannsgüter,   Publicirung  der  Verordnungen  bezüglich  der  Steuer- 
partirung  und  Steuerrechnungablage   der  Kicliter,   sowie  Anwei>ung   der 
den    Ständen    aus    den   Wasserlicenten    im    Recess    von   1G49    zugesagten 

berhard  v.  Groin,   Deputirter  von  Kees,   an  den  Magistrat 
daselbst.     Dat.  Cleve  7.  Febr.  1654.     R. 

Auf  wiedfrlioltes   Drängen   de«  S"  die  Stände    endlich  7.  Führ. 

n  ersten  Termin  der  bewilligten  St«  u  iten,  (hi  keine  anderen 

littel  vorhanden  wären,  dio  Garnisonen  von  Hamm  und  Lippstadt  zu  be- 

'  L'en,  um  1*       '     nt^eu  zu  verhüten,  haben  di'    ^"     'deputirten  immer 

1    auf  Ai^  ,:  bämmtiichcr  adeliger   Jii.  ,<.ix    als  ctuo  uu- 
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umgängliche  Vorbedingung  gedrungen.  Der  Statthalter  hat  ihnen  dagegen 
vorgestellt,  dass  ,,die  höchste  Necessität"  die  Umlage  der  Steuer  erfordere. 
Verweigerten  sie  dieselbe,  „so  würde  den  Ministris,  so  es  nicht  wohl  mit 
den  Ständen  meinten,  die  Thür  eröffnet,  sowohl  S.  F.  Gn.  Person,  als 
auch  die  Stände  zu  denigriren,  weil  alsdann  ersichtlich,  dass  es  denselben 
nicht  Ernst  sei,  indem  sie,  da  nunmehr  fast  alle  gravamina  erledigt  und 
zur  Ausschlagung  der  Steuer  geschritten  werden  sollte,  wiederum  allerhand 
Ausflüchten  suchen  thäten;  so  würden  nicht  allein  die  Stände,  sondern 
S.  F.  Gn.  bei  S.  Gh.  D.  ihren  Kredit  verlieren  und  sich  inutil  macheu, 
hinfüro  etwas  effectuiren  zu  können".  Auch  hat  der  Statthalter  zu  verste- 
hen gegeben,  dass,  wenn  die  Städte  jetzt  auf  die  Abschaffung  der  Juris- 
dictionen beständen,  es  deswegen  ganz  gewiss  zur  Ruptur  mit  der  Ritter- 
schaft kommen  würde  und  gar  keine  Steuerumlage  zu  Stande  käme.  Von 
anderer  Seite  würden  die  Deputirten  gewarnt,  sich  nicht  länger  der  Steuer- 
umlage zu  widersetzen;  der  Kurfürst  wäre  entschlossen,  in  diesem  Falle 
ohne  ihre  Einwilligung  damit  vorzugehen.  Die  Mehrzahl  der  Städte  scheint 
geneigt,  nachzugeben''^). 

Die  clevischen  Ständedeputirten  an  Statthalter  und  Regierung. 

Präs.  Cleve  10.  Febr.  1654.     M. 

JO.Febr.  Sie  müssten  zwar  ihrer  Instruction  gemäss  auf  die  völlige  Erledigung 

aller  ihrer  am  7.  Februar  übergebenen  Gravamen  bestehen,  könnten  sich 
auch  vorher  auf  keine  Umlage  der  bewilligten  Steuern  oder  Uebergabe  der 
Matrikel  einlassen,  zumal  die  Behauptung  einiger  Räthe,  dass  die  Stände 
in  die  kurfürstliche  Landeshoheit  sich  unbefugte  Eingriffe  anraaassten,  gänz- 
lich unbegründet  wäre;  sie  w^ollten  aber  dennoch,  da  die  Regierung  „hohe 
Necessität  und  grosse  Gefahr  im  Verzuge"  geltend  mache,  unter  Vorbehalt 
der  Ratification  ihrer  Principalen  in  die  Umlage  von  15,000  Thlr.  zum  Be- 
hufe  des  Kurfürsten,  und  deren  Erhebung  im  Mai  und  September  d.  J.  als 
erste  Quote  der  bewilligten  Steuer  unter  der  Bedingung  einwilligen,  dass 
sofort  der  von  ihnen  auf  den  Entwurf  der  Regierung  eingereichte  Gegen- 
entwurf einer  Revisionsordnung  bis  zu  einer  mit  den  Ständen  zu  vereinba- 
renden neuen  Hofgerichtsordnung  interimsweise  publicirt,  und  die  übrigen 
Gravamen  innerhalb  eines  Monats  vollständig  erledigt  würden^). 


*)  Am  folgenden  Tage  meldet  Groin,  dass  „fast  alle  Städte"  in  die  Um- 
lage der  ersten  Hälfte  der  Steuer  eingewilligt  hätten.  Er  wird  darauf  angewie- 
sen, seinerseits  nicht  darin  zu  consentiren. 

2)  In  einer  letzten  Eingabe  vom  14.  Februar  erklären  sie  sich  bereit,  am 
15.  April  in  Cleve  wieder  zu  erscheinen,  in  der  Hoffnung,  dass  bis  dahin  die 
verlangten  Befehle  und  Erlasse  ergangen  sein  würden.  Den  ihnen  vorgelegten 
Recess  bezüglich  der  Steuerumlage  könnten  sie  vor  wirklicher  Erledigung  aller 
Gravamen  nicht  annehmen;  Vorschläge  zur  Reform  der  Matrikel  voti  1612  Hessen 
sich  erst  nach  weitläufigen  Untersuchungen  machen;  zu  Verhandlungen  über  Be- 
stellung  einer  Wache    auf  dem  Schlosse   zu  Cleve   sowie    zur  Bewilligung    der 
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Der  Kaiser  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Regensburg  23.  Febr. 

1654.     D. 

[Soll,  da  der  Stände  Deputirte  seine  gegen  die  Entwaffnung  vorgebrachten  Gründe 
genügend   widerlegt  haben,    sofort  dem   desfallsigen  kaiserlichen  Befehle   nach- 
kommen] 

Die  Antwort  des  Kurfürsten  auf  die  kais.  Verordnung  vom  16.  Oetober  23.  Febr. 
ist  den  Deputirten  der  Stände  übergeben  worden,  und  haben  dieselben  dar- 
auf eine  Gegenschrift  eingereicht*),    worin   sie   des  Kurfürsten  Gründe    für 
Beibehaltung  der  Festung  Lippstadt  wie  der  dortigen  Garnison  widerlegen. 

„Gleichwie  Wir  nun  gemeldeter  Deputirten  angeführte  rationes  für 
erheblich  und  E.  Lbd.  geschehenes  Einwenden  dadurch  genugsam  ab- 
gelehnt zu  sein  ermessen,  auch  nicht  allein  von  besagten  erbvereinigten 
Landständen  die  Demolition  und  Evacuation  beider  Orte,  Hamm  und 
Lippstadt  (sondern  auch  von  den  Grafen  von  der  Lippe  als  condoniinis 
die  Restitution  Lippstadts)  in  Kraft  des  nürnberger  Executionsrecesses 
gleichfalls  inständig  gesucht  und  urgirt  wird,  auch  sich  des  Pfalzgrafen 
zu  Neuburg  Lbd.  zur  Evacuation  und  Demolition  der  im  Herzogthum 
Jülich  von  ihr  noch  besetzten  Plätzen  erklärt"'),  —  also  befehlen  Wir 
E.  Lbd.  nochmals  gnädigst,  dass  Sie  Ihrer  Einreden  ungehindert  auch 
Ihres  Orts  der  Demolition  und  Evacuation  der  beiden  Orte  Hamm  und 
Lippstadt   sich  gebührend  bequemen  und  dieselbe  ohne  weitere  Ver- 


Landtagskosten  wären  sie  nicht  instruirt.  —  Am  18.  Februar  meldet  dies  der 
Statthalter  dem  Kurfürsten  mit  dem  Zusätze,  dass  die  erste  Ilälfte  der  bewilligten 
50,000  Tlilr.  nunmehr  umgelegt,  der  Rittmeister  Valk  aber  bereits  3000  Thlr. 
darauf  vorgeschossen  habe,  weshalb  ihm  auch  der  Empfang  resp.  die  Erhebuug 
der  ganzen  Summe  übertragen  worden  sei.     (Geh.  Staatsarchiv  zu  Berliu.) 

')  Vgl.  ob.  Note  p.  702.  Seit  der  Audienz  beim  Kaiser  am  19.  Dec.  1653  hatten 
die  Deputirten  unaufhörlich  bei  dem  Reichshofrath  auf  Beschleunigung  seines 
Gutachtens  über  die  Antwort  des  Kurfürsten  gedrungen,  am  27.  Januar  sich  sogar 
mit  einer  Beschwerde  über  die  Verzögerung  des  betreffenden  Referats  an  den 
Kaiser  gewandt.  Am  3.  Februar  crtheilto  der  Präsident  des  Reichsliofraths  Graf 
Oettingcn,  über  dessen  Verhalten  im  Gegensätze  zu  der  Willfahrigk»'it  des 
Grafen  Kurtz  die  Deputirten  sich  wiederholt  beklagen,  ihnen  den  Bescheid: 
dasH  der  (Jraf  zur  Lippe  gleichfallH  von  Neuem  wegen  Evacuation  der  Lipp- 
Btadt  Buppiicirt,  müssten  sich  datier  diese  wenige  Tage  noch  gedulden  und  solle 
alfldaun  eines  mit  dem  anderen  unfehlbarlich  vorgenommen  werden  ^f  Iheim'g 
Journal  über  die  Verhandlungen  im  Staatsarchiv  zu  Düsseldorf 

»;  Kr  hatte  am  13.  Docember  1653  erklärt,  keine  neue  Plätzu  foitilicirt,  die 
iiison  aber  zur  Verhütung  eines  Ueberfalls  nöthig  zu  haben;  .wann  aber  der 
Kurfürst  zu  Brandenburg  sich  erklären  wird,  Lippstudt  und  Hamm  zu  domolircn 
und  zu  cvacuiren,  auch  solches  wirklich  thunwird;  so  bin  ich  erbietig,  hieriunen 
meinen  Landstünden  und  rördorst  K.  Kais.  Maj.  solche  Hatisfaction  wirklich  ru 
leiHton,  dasH  K.  Kais.  Maj.  daran  ein  gnädigstes  Wohlgofttllen  und  meine  LanU- 
stüudü  ein  (Genüge  hüben  sollen ". 
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Weigerung  und  Verzug  neben  gedachtes  Pfalzgrafen  Lbd.,  der  Wir 
solches  am  heutigen  dato  nach  Ausweis  beiverwahrter  Abschrift  gleich- 
falls gemessen  anbefehlen,  pari  passu  wirklich  verfügen  und  voll- 
strecken, damit  die  klagenden  erbvereinigten  Lande  dieser  schweren 
Last  dermalen  erledigt  und  Wir  dieser  Sache  halber  ferneren  Behelli- 
gens  geübrigt  bleiben  mögen". 


An  demselben  Tage  ging  Abschrift  dieses  Rescripts  an  den  Bischof 
von  Münster  ab,  mit  dem  Befehl,  dasselbe  beiden  Fürsten  alsbald  zuzusenden, 
„und  dieselben  in  Unserem  Namen  zur  anbefohlenen  Demolition  und  Evacua- 
tion,  solche  ohne  fernere  Einrede  und  Verzug  zu  verfügen  und  zu  vollstrecken, 
ernstlich  zu  ermahnen",  damit  die  bedrängten  Landstände  und  Unterthanen 
wider  kais.  Verordnung  ferner  nicht  beschwert  werden.  Am  5.  März  ersuchten 
dann  die  ständischen  Deputirten  den  Bischof,  den  kais.  Befehl  den  Für- 
sten durch  einen  eigenen  auf  Kosten  der  Stände  zu  beschaffenden  Courier 
zu  überschickeu  und  darauf  zu  dringen,  dass  dieselben  sich  sofort  darauf 
erklären  möchten.  In  einem  sehr  weitläufigen  Schreiben,  dat.  Cöln  a.  d.  Spr. 
8.  April,  lehnte  der  Kurfürst  die  Räumung  und  Schleifung  Lippstadts  noch- 
mals aus  den  schon  früher  angeführten  Gründen  ab ;  versprach  aber  die  der 
Stadt  Hamm  binnen  Kurzem  auszuführen,  sobald  nur  der  Pfalzgraf  in  den 
jülichschen  Landen  ein  Gleiches  thue;  mit  dem  Unterhalt  der  Garnisonen 
würden  die  Stände  seit  dem  Abschlüsse  des  Executionsrecesses  nicht  mehr 
beschwert;  übrigens  hätten  dieselben  weder  Ursach  noch  Recht,  über  ihn 
beim  Kaiser  zu  klagen;  glaubten  sie  ein  Gravamen  wider  ihn  zu  haben,  so 
gehöre  dasselbe  doch  nicht  vor  den  Reichstag  oder  den  Reichshofrath, 
„sondern  sie  hätten  zunächst  ihn  in  prima  et  ordinaria  instantia  entweder 
vor  dem  Austrag  zu  belangen,  oder  es  müsste  auf  allen  Fall  laut  dem  im 
instr.  pacis  verglichenen  modus  per  proceres  imperii  utriusque  religiouis  in 
pari  numero  die  Sache  erörtert  und  amicabili  ratione  verfahren  werden"; 
durch  jenen  Recess  aber  hätten  die  Stände  sich  „ihrer  angegebeneu  gra- 
varainum  halber  richtig  und  voUkommentlich  verglichen,  wodurch  denn  das 
von  den  Deputirten  expractisirte  mandatum  ^ohnedies  ipso  jure  erloschen'^ 
Diese  dem  Bischof  von  Münster  übersandte  Erklärung  traf  erst  nach  dem 
Schlüsse  des  Reichstags  am  kaiserlichen  Hofe  ein;  ihre  Absendung  muss 
daher  wohl  von  Berlin  aus  verzögert  worden  sein.  Die  Deputirten  klagten 
dem  Kaiser  in  einer  Audienz  am  17.  April,  „dass  allem  Ansehen  nach  die 
Resolution  mit  Fleiss  verschoben  werde",  und  bitten  deshalb,  ohne  die  Ant- 
wort abzuwarten,  noch  vor  Aufbruch  des  Kaisers  aus  Regensburg  „gnä- 
digste Verordnung  ergehen  zu  lassen,  vermittelst  deren  die  kaiserlichen 
Rescripte  ihren  wirklichen  Effect  erreichen  mögen".  „Kais.  Maj.  bedeutet, 
sobald  die  Antwort  eingelaufen  sei,  möchten  deputati  sich  melden". 


Der  Stände  Protest  wider  den  Siiccurs  für  Cöln  gegen  Lothringen.     701 

Die  clevischen  Stände  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Cleve*) 
3.  März  1654.     R. 

[Die  Gefahren  einer  Hilfsleistung  an  Cöln  gegen  Lothringen-,  sie  darf  ohne  Con- 

sens   der  Stände   nicht   erfolgen.     Bitte  um  Rückberufung   der  dazu  bestimmten 

Truppen,  widrigenfalls   sie  dagegen   protestiren  müssen  und  zu  keiner  Leistung 

der  bewilligten  Steuern  mehr  verpflichtet  sind.] 

„E.  Ch.  D.  können  wir  diesem  nach  in  unterthäuigstem  Gehorsam  3.  März, 
nicht  verhalten,  was  gestalt  wir  äusserlich  aus  den  gemeinen  laufen- 
den Zeitungen  vor  und  nach  sind  berichtet  worden,  ob  sollten  E.  Ch. 
D.  entschlossen  sein,  mit  Deroselben  Wafien  S.  Ch.  D.  zu  Cöln  gegen 
den  Herzog  von  Lothringen  zu  assistiren  und  zu  befehlen,  dass  E. 
<  li.  D.  Kriegsvölker  mit  denen  von  Chur-Cöln  sich  conjungiren  und 
gegen  hochgedachten  Herzogen  geführt  werden  sollen.  —  Ob  wir  nun 
wohl  diesen  laufenden  Zeitungen  und  fast  allgemeinem  Landgeschrei 
in  Anfang  nicht  glauben  noch  annehmen  können,  indem  die  Grenzen 
dieses  Herzogthums  der  niederländisch-spanischen  Provinzen  (woselb- 
sten  des  Herzogen  Truppen  stehen,  support  und  Hilfe  linden,  und  in 
allen  deroselben  Vornehmen  gleich  in  dem  Stift  Llittich  und  mehr  an- 
deren Landschaften  mit  Volk,  Munition  und  allerhand  Kriegsgezeugs 
assistirt  worden)  an  und  offen  gelegen,  und  dannenhero  diese  Con- 
junctur  von  Waffen  eine  sehr  gefährliche  Kuptur  mit  dem  Herzogen 
causiren  würde  dergestalt,  dass  wir  und  alle  E.  Ch.  D.  Unterthanen 
in  offenbarer  Feindschaft  gestellet,  alle  stund  in  Feuer  und  Flamm 
vergehen,  und  aus  E.  Ch.  D.  Macht  und  Gewalt  gerissen  werden  kön- 
nen, —  so  werden  wir  und  alle  dieses  Landes  Eingesessene  dannoch 
mit  grosser  Bestürzung  Alteration  und  Schrecken  sicherlich  berichtet, 
dass  E.  Ch.  D.  zu  dieser  Assistenz  sich  erkläret  und  zu  solchem  Ende 
eine  Anzahl  Deroselben  Völker  nach  dem  Erzstift  Cöln  zu  marschiron 
gnädigst  anbefohlen  haben,  woraus  des  Herzogs  von  Lothringen  F.  D. 
eine  sehr  gefährliche  und  diesen  Landen  nachtheilige  Apprehcnsiou  und 
Iiupressiüu  laut  Deroselben  au  E.  Ch.  D.  und  Dero  clevischc  Regie- 
rung unterm  dato  BrUsscl  den  19.  Februarii  jllngsthin  abgelassenen 
Schreibens  genommen  und  deswegen  E.  Ch.  D.  ausdrückliche  und 
Bchlcunigstc  Dcclaration  (wessen  sich  gegen  Dieselbe  zu  versehen  ha- 
cn)  durch  einen  zu  solchem  Ende  abgeschickten  Trompeter  gesiuneu 
lassen.  "Dafern  nun  E.  Ch.  D.  zu  dieser  Assistenz  sich  einlassen  und 
dadurch  zur  Feindschaft  mit  des  Herzogen  zu  Lothringen  F.  D.  Lrsach 

*;  i»oriiiiij  ;i  MiitiJiiiltcr  vorwehrifbrii  wordoii,    um  Mauj^rrfi^oiii 

im  Hchutzo  dt     i u  oiiiu  ctwulgu  Iiivanion  lotliriu^iäclicr  Trappoi)  tm 

■ruthen.     Vgl.  olutü  iixtl*»  it\k  p.  710. 
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geben  würden,  ist  sicher,  dass  wir  in  eine  öffentliche  Hostilität,  ja  in 
Feuer  und  Flamm  gestellet  werden  müssen.  Nun  zweifeln  wir  nicht, 
wollen  auch  E.  Ch.  D.  darum  unterthänigst  gebeten  haben,  Sie  ge- 
ruhen für  das  Gut  und  Blut  Deroselben  von  Gott  anvertraute  und  zu- 
gehöriger Unterthanen,  die  hohe  landesfürstliche  väterliche  Sorge  zu 
tragen  und  gnädigst  zu  erwägen,  dass  E.  Ch.  D.  dieselbe  alle  Zeit 
treu  und  gehorsam  gewesen,  ansehnliche  Summen  nach  und  nach  ge- 
williget, E.  Ch.  D.  werden  in  Betrachtung  dieses  ihres  unterthänigst 
geneigten  Willens,  ihre  hohe  consilia  dahin  in  Gnaden  richten,  dass 
Deroselben  Interesse  sowohl,  als  auch  das  Leben  Deroselben  Unter- 
thanen conservirt  und  Deroselben  anerbotene  unterthänigste  Willfäh- 
rigkeit in  Beibringung  so  vieler  gewilligter  und  zu  E.  Ch.  D.  einzigem 
Dienst  und  Nutzen  destinirter  Summen  im  Werk  erscheinen  und  dieses 
ihres  Zwecks  nicht  verfehlen,  noch  auch  den  privilegiis  dieser  Landen 
und  dem  im  Jahr  1649  aufgerichteten  Hauptrecess  zuwider  gehandelt 
werden  möge,  gestalt  in  solchen  und  dergleichen  wichtigen  Sachen 
ohne  der  Landständen  Vorwissen  nichts  vorgenommen,  weniger  einige 
Völker"  eingeführt,  geschweige  in  einen  so  erschrecklichen  offenen 
Krieg,  unaussprechlichen  Jammer  und  grausames  Elend  gegen  ihren 
Willen  gestürzet,  oder  per  directum  vel  indirectum  mit  feindlicher 
Herrschaft  Völker,  gravirt  werden  können.  So  gelangt  dann  unsere 
unterthänigste  und  emsige  Bitte  an  E.  Ch.  D.,  Dieselbe  gnädigst  ge- 
ruhen, dieses  in  hohe  Consideration  zu  nehmen,  die  Unterthanen  dieses 
Landes,  gleich  der  Bischof  von  Münster,  Paderborn,  Herzogen  von 
Neuburg  F.  D.  und  mehr  andere  Reichs-  und  Kreisstände  in  diesem 
westfälischen  circulo,  dem  Bericht  nach  (so  ferner  im  Reich  gesessen 
und  solcher  grossen  erschrecklichen  Gefahr,  wie  wir,  nicht  unterworfen 
seien)  mit  dieser  Assistenz  und  darauf  erfolgenden  Hostilität  gnädigst 
zu  verschonen  und  die  gnädigste  Verordnung  ergehen  zu  lassen,  dass 
die  zum  Succurs  vor  Chur-Cöln  beorderten  Völker  revocirt,  contraman- 
dirt,  und  die  Unterthanen  dieses  Landes  diesem  grossen  Unglück  ent- 
gehen mögen.  Bei  unverhoffter  Entstehung  dessen  aber  werden  wir 
genöthigt,  auf  dass  wir  an  diesem  ungezweifelt  besorgenden  Unheil 
und  Vergiessung  vielen  unschuldigen  Blutes  kein  Theil  haben,  noch 
an  denen  vor  diesem  eingewilligten  Summen  schuldig,  sondern  aller- 
dings davon  frei  und  erledigt  sein  mögen,  sie  vor  Gott  und  aller  Welt 
uns  unterthänigst  zu  bezeugen,  und  solches  kund  zu  machen;  welches 
E.  Ch.  D.  uns  in  Ungnaden  nicht  deuten  werden". 


Des  Kurfijraten  Unwille  über  der  Staude  widersinnige  Art.  723 

Kaum  war  dieses  protestirende  Schreiben  abgesandt,  als  die  Nachrieht 
von  der  am  25.  Februar  durch  den  spanischen  Statthalter  erfolgten  Verhaf- 
tung des  Herzogs  von  Lothringen  eintraf.  Die  in  Lippstadt  concentrirten 
kurfürstlichen  Truppen,  etwa  1000  M.  z.  F.  und  einige  hundert  z.  Pf.  (Be- 
richt im  düsseldorfer  Staatsarchiv  vom  5.  April)  marschirten  trotzdem  auf 
den  Wunsch  des  Kurfürsten  von  Cöln  am  24.  Mai  von  dort  ab ;  aber  schon 
nach  wenigen  Tagemärschen  erhielt  der  Feldzeugmeister  Otto  Christoph 
V.  Sparr,  unter  dessen  Commando  sie  standen,  den  Befehl,  sie  unverzüg- 
lich nach  Lippstadt  zurückzuführen  und  sie  dort  vorerst  zusammen  zu  hal- 
ten. Zum  Erlasse  dieses  Gegenbefehls  scheinen  den  Kurfürsten  das  von 
den  ständischen  Deputirten  in  Regensburg  erwirkte  kaiserliche  Rescript 
vom  23.  Februar  (s.  oben  p.  718),  das  ihm  die  sofortige  Räumung  Lipp- 
stadts  anbefahl  und  etwa  am  21.  März  in  Berlin  eintraf,  sowie  namentlich 
die  Nachrichten,  welche  er  über  die  Machinationen  und  Anschläge  seiner 
auswärtigen  und  inneren  Gegner,  ihm  das  von  Truppen  entblösste  Lipp- 
stadt und  Weiteres  zu  entreissen,  bewogen  zu  haben.  (Vgl.  oben  Einleit. 
p.  613.  V.  Mörner  märkische  Kriegsobersten  p.  196  fl".  und  Droysen  III, 
2  p.  125  u.  176.)  

Der  Kurfürst  an  den  Statthalter.     Dat.   ('('iln  a.  d.  Spr. 
3/13.  April  1654.     B. 

[Auf  des  Statthalters  Drängen  hat  der  Kurfürst,  obwohl  von  der  Erfolglosigkeit 
überzeugt,  den  Ständen  Satisfaction  gegeben,  in  der  Ilofluung,  sie' würden  das 
Versprechen  leisten  und  die  Deputirten  aus  llegeusburg  abberufen.  Stände  ha- 
ben sich  kategorisch  zu  erklären,  ob  sie  Letzteres  thun  wollen.  Demnach  wird 
der  Kurfürst  resolviren.    Soll  die  Gutgesinnten  ermahnen  und  Weimann  zu  Rathe 

ziehen.] 

„E.  Lbd.  ist  sonder  Zweifel  noch  in  frischem  Augedenken,  wie  13. Apr. 
Wir  nicht  allein  bei  deroselben  Anwesenheit  allhicr,  sondern  auch 
nachmalen  durch  Schreiben  von  E.  Lbd.  zu  vielen  Malen  ganz  be- 
weglich erinnert  worden,  dass  Wir  zu  Verhütung  grösserer  Inconve- 
nientien,  vornämlich  aber  zu  Verhinderung  der  regensburgischen  Schik- 
kung  Unserer  Stände,  denselben  gute  Satisfaction  geben  mochten.  Ob 
Wir  nun  wohl  genugsam  vorher  gcwusst,  dass,  wie  gnädigst  Wir  Uns 
auch  gegen  Unsere  Stände  erweisen  und  erklären  würden,  dieselben 
doch  bei  ihrer  bekannten  widersinnigen  Art  verbleiben,  neue  Beschwer- 
den ersinnen  und  Uns  einen  Streit  nach  dem  andern  zu  machen,  da- 
mit sie  nur  das  versprochene  Geld  nicht  zahlen  durften,  nimmer  auf- 
hören wurden,  so  haben  Wir  doch  E.  Lbd.  Versprechen,  so  Sie  ihrcnt- 
wcgen  gcthan,  endlich  getraut,  und  auf  Dero  Vorsorge  Uns  verlassen, 
das«  gegen  Heraus:^  '  Unserer  gnädigsten  Erklärung  Sie  die  Stände 
zu  Leistung  ihrer  :-  .J^cit  binwi<:dcrum  anhalten   und  vornämlieh 

die  Ucvocation    ihrer    vermeinten  Deputirten    urgircn   und    bcfOrdorn 
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würden.  Nachdem  aber  deren  keines  von  Unsern  Ständen  geschehen, 
und  jvelches  Uns  nicht  wenig  zu  Gemüthe  geht,  vorgedachte  Deputirte  mit 
sehr  empfindlichen  Schriften  Uns  gar  hart  zu  Regensburg  graviren,  so 
haben  Wir  vermittelst  dieses  an  E.  Lbd.  freundlich  gesinnen  wollen, 
Unsere  clevischen  und  märkischen  Stände  zu  convociren,  und  von  den- 
selben kategorische  Resolution  zu  begehren,  ob  sie  nun  demselben, 
was  sie  auf  ihrer  Seite  versprochen,  nachkommen,  und  insonderheit 
die  Deputirten,  welche  doch  nicht  mit  ihrer  aller  Genehmhaltung  ab- 
geschickt gewesen,  revociren  wollen  oder  nicht,  und  ob  dieselben  auf 
Befehl  der  Stände  die  neulichste  Schrift,  betreffend  die  Evacuation  der 
Lippstadt,  eingegeben.  Wann  Wir  nun  solche  Erklärung  vernehmen 
werden,  wollen  Wir  auf  dem  einen  oder  andern  Wege  solche  Resolution 
ergreifen,  wie  es  der  Sache  Nothdurft  erfordern  wird.  Wir  zweifeln 
auch  nicht,  E.  Lbd.  werden  ohne  Unser  Erinnern  diejenigen,  so  Uns  am 
meisten  affectionirt,  wohl  zu  ermahnen  wissen,  dass  sie  dermaleinst  sich, 
als  tapfern  getreuen  Unterthanen  geziemt,  erweisen,  den  Uebelgesinnten 
ihren  Unfug,  und  was  endlich  daraus  erwachsen  wird,  remonstriren, 
und  also  von  ihnen  sich  absondern  und  tanquam  sana  corporis  mem- 
bra  nebst  Uns  zu  des  Landes  Besten  alles  zur  Richtigkeit  befördern 
werden.  Bei  dieser  Zusammenkunft  mit  den  Ständen  begehren  Wir 
gleichergestalt,  dass  E.  Lbd.  Unsern  geheimen  Rath  Ern  Daniel 
Weimann  aus  dem  Haag  verschreiben  und  desselben  Raths,  als  dem 
Wir  bei  seiner  Anwesenheit  allhier  Unsere  Gemüthsmeinung  in  einem 
und  dem  andern  entdeckt,  gebrauchen  mögen" '). 


Dieses  Schreiben,  obwohl  vollkommen  ausgefertigt,  ging  nicht  ab. 
Johann  Moritz  traf  ganz  unerwartet  am  14.  April  persönlich  in  Berlin 
ein.  Offenbar  hatte  er  unter  der  Hand  von  der  Stimmung  und  den  Ab- 
sichten des  Kurfürsten  Nachrieht  erhalten.  Ueberdies  scheinen  auch  ihm 
vertrauliche  Mittheilungen  über  den  neuburgischen  Plan,  den  Abmarsch  der 
brandenburgischen  Garnisonen  nach  der  Maass  nicht  unbenutzt  zu  lassen, 
und  sonstige  Anschläge  gegen  Lippstadt  zugekommen  zu  sein.  (Vgl.  oben 
Einleit.  p.  610  und  weiter  unten  das  Schreiben  Ludwig' s  vom  25.  April.) 
Ueber  dieselben  und  die  Stimmung  der  cleve-märkischen  Stände  zu  berich- 
ten,   war  der  Zweck  seiner  plötzlichen  Reise.     Jene  bereits   von   anderer 


-  1)  Weimann,  seit  dem  Herbste  1652  ausserordentlicher  Gesandter  des  Kur- 
fürsten im  Haag,  war  im  Januar  und  Februar  in  Berlin  gewesen,  um  über  die 
dortigen  Vorgänge  persönlich  zu  berichten.  Nach  Obigem  fanden  auch  über  die 
Verhältnisse  in  Cleve-Mark,  insbesondere  die  ständischen,  eingehende  Bespre- 
chungen zwischen  dem  Kurfürsten  und  Weimann  statt;  offenbar  haben  des 
letzteren  Mittheilungen  und  Anschauungen  den  Kurfürsten  nur  in  seiner  Ansicht 
bestärkt. 
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Seite  dem  Kurfürsten  zugegangenen  Mittheilungen  veranlassten  den  sofor- 
tigen Befehl  an  Sparr,  nicht  nur  sämmtliche  in  Lippstadt  concentrirte 
Truppen  dort  zusammen  zu  halten,  sondern  auch  die  dortigen  Festungs- 
werke noch  zu  verstärken.  In  Bezug  auf  die  Stände  überzeugte  der  Be- 
richt des  cleve-märkischen  Statthalters  den  Kurfürsten,  dass  dieselben  sich, 
wie  die  Dinge  lagen,  keinenfalls  zu  einer  Abberufung  ihrer  Deputirten  aus 
Regensburg  verstehen  und  die  Versuche,  eine  Regierungspartei  unter  den 
Ständen  zu  bilden,  so  lange  Wilich-Winnenthal  unter  ihnen  thätig, 
vergeblich  sein  würden.  Ob  der  Kurfürst  den  Plan,  Wilich  unschädlich 
zu  machen,  mit  dem  Fürsten  besprochen  hat,  ist  zweifelhaft,  wahrscheinlich 
aber,  dass  er  selbst  bereits  damals  den  Entschluss  dazu  gefasst  hat.  Schon 
am  24.  April  verliess  Johann  Moritz  Berlin  wieder,  wahrscheinlich  nicht 
sehr  zufrieden  mit  der  Aufnahme,  die  er  daselbst  gefunden  hatte.  —  Als 
anfangs  Juni  von  Regensburg  die  Nachricht  eintraf,  dass  nach  dem  Schlüsse 
des  Reichstags  von  den  ständischen  Deputirten  Mülheim  und  Moll  dem 
Kaiser  nach  Wien  gefolgt,  die  übrigen,  und  unter  ihnen  Wilich,  aber  nach 
Hause  geeilt  waren,  um  den  Ständen  Bericht  zu  erstatten,  und  sie  zu  be- 
wegen, jene  beiden  zu  weitern  Verhandlungen  zu  bevollmächtigen,  berief 
der  Kurfürst  sofort  den  clevischen  Landdrost  und  Regierungsrath  Oberst 
Jakob  Spaen  nach  Berlin,  um  ihn  zur  Ausführung  seines  nunmehr  fest 
gefassten  Entschlusses  zu  verwenden.     (Vgl.  oben  Einleit.  p.  611.) 


Johann  Paul  Ludwig  an  die  Regierung.     Dat.  Hamm 
25.  April  1654.     D. 

[Zahlungen  aus  den  von  den  Ständen  bewilligten  50,000 Thlr.  für  die  Garnisonen 
in  Hamm  und  Lippstadt.  Deren  Keducirung  will  der  Kurfürst  nicht.  Machina- 
tionen in  Regensburg  und  Anschläge  auf  Lippstadt.  Alle  Truppen  sollen  dort 
bleiben,  die  Werke  verstärkt,  die  hamraer  Garnison  nicht  entlassen  werden.  Ver- 
nachlässigung der  märkischen  Truppen.  Abrechnung  mit  ihnen.  Prompte  Zah- 
lung thut  dringend  noth.] 

üeber  das  Schreiben  derselben  an  ihn  vom  20.  April,  worin  sie  die  25.  Apr. 
Zahlung  der  von  den  kurfürstlichen  Officiercn  seit  Jahren  für  die  Garniso- 
nen gemachten  Vorschüsse  aus  den  von  den  Ständen  bewilligten  50,000  Thlr, 
verweigert,  ist  der  Generalfeldzeugmeister  Sparr  aufs  höchste  erzürnt.  Er 
reist  ara  27.  April  nach  Berlin  ab,  und  wird  dort,  da  die  Abrechnung  mit 
den  Officiercn  bereits  erfolgt  ist  und  deren  Gläubiger  sie  bedrängen,  auf  die 
stricte  Ausführung  der  be/üglicli  jener  Zahlung  an  <lle  Regierung  bereits 
ergangenen  kurfürstlichen  Befehle  bestehen.  Die  Absicht  der  Räthc,  aus 
den  ständischen  Geldern  aucli  die  vom  Statthalter  und  den  cleve-märkischen 
Bi;.  II  3000  Thlr.  abzutragen,  ist  vom  Kurnirsfeu  nicht 

gut;  I  iialtcrs  Ansicht,   dass  mit  jenen  50,000  Thlr.  min- 

destens 2  Jahre  lang  die  lippstädter  Garnison  zu  unterhalten  sei,  theilt  we- 
der Spaen  noch  er;  sie  reichen  höchstens  bis  «um  Mai  1055,  vorausgesetzt, 
dass  die  Compagnie  in  Hamm  entlassen  und  die  4  Compagnien  in  Lipp- 
Btadt  auf  400  Mann  roducirt  werden. 
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„Ich  versichere  E.  etc.,  dass  solche  vier  Compagnien *)  auf  zwo 
zu  reduciren  ich  zum  öfteren  unterthänigst  erinnert  und  fürgeschla- 
gen; es  haben  aber  S.  Ch.  D.  mir  darauf  hinwieder  gnädigst  geant- 
wortet, dass  aus  sonderbaren  bei  Sich  Selbsten  habenden  Ursachen 
noch  zur  Zeit  solches  nicht  geschehen  könnte,  und  ist  zu  besorgen, 
dass  Sie  nunmehr  vielweniger  dazu  zu  bewegen  sein  werden,  weil  die 
Sachen  zu  Regensburg  sich  nachdenklich  anlassen,  sonsten  auch  da- 
Selbsten  wie  auch  von  den  lippstädtischen  Benachbarten  wegen  der 
Evacuation  und  Deraolition  der  Lippstadt  (wie  E.  etc.  ohne  Zweifel 
besser  als  mir  bewusst  sein  wird)  allerhand  ausgeben,  auch  sonsthero 
vertraulich  avisiret  und  gewarnet  wird,  sich  in  guter  Verwahr  zu  hal- 
ten, gestalt  dann  bei  nächster  Post  S.  Ch.  D.  mir  gnädigst  befohlen, 
dass  obgleich  Sie  bei  voriger  Post  I.  Exe.  Hr.  Generalfeldzeugmeister 
und  mir  gnädigst  geschrieben  hätten,  die  hammische  Compagnie  ab- 
zudanken, und  die  allhie  noch  befindliche  Stücke  Munition  und  Ge- 
wehre nach  Lippstadt  zu  führen,  dass  damit  jedoch  noch  etwas  ein- 
gehalten, auch  die  aus  der  Mark  Brandenburg  etc.  Garnison  Minden 
und  Ravensberg  commandirte  Völker  unter  dem  Obristen  Trotta  zu 
Lippstadt  länger  verbleiben  ^),  einige  Werk  an  der  lippstädtischen  For- 
tification  gebaut  und  präparirt,  auch  aus'm  Magazin  Brod  gebacken 
und  ihnen  gereicht  werden  soll;  welches  dann  nicht  geringe  extraor- 
dinari  Ungelegenheit,  Sorg,  Mühe  und  Lasten  verursachet;  dahero 
dann  und  weil  besagte  Völker  ihre  Löhnungen  präcise  bekommen, 
wohl  mundirt  und  bekleidet,  die  lippstädtischen  aber  Hunger  leiden, 
und  fast  nackend  seiend,  und  deshalb  zwischen  ihnen  allerhand  Un- 
gelegenheiten  entstehen,  um  so  viel  nöthiger  ist,  dass  auch  der  lau- 
fende Unterhalt  nebst  dem  Rückstand  desto  schleuniger  erfolge  und 
hierinnen  ohne  gefährliche  Consequentien  zumal  keine  fernere  Zeit  zu 
verlieren  ist". 

Auf  Drängen  Sparr's  und   der  übrigen  Officiere  hat  er  sich  gestern 


^)  Von  diesen  4  Compagnien  hatte  eine  vom  Hauptmann  Job  st  Sigismund 
V.  Götze  commandirte  als  Chef  Sparr,  eine  der  Oberstlieutenant  Johann 
de  Groende,  der  zugleich  Commandant  von  Lippstadt  war,  eine  der  Oberst- 
wachtmeister Joh  an  n  Moll  und  die  vierte  der  Hauptmann  ChristianPhilipp 
v.Loe;  die  in  Hamm  stehende  Compagnie  hatte  der  dortige  Commandant  Franz 
V.  Bodelschwing. 

2)  Schon  am  18.  April  hatte  Ludwig  aus  Lippstadt  der  Regierung  geschrie- 
ben, dass  so  eben  der  Befehl  des  Kurfürsten  eingetroffen  sei,  alle  Truppen  in  Hamm 
und  Lippstadt  zu  belassen;  ,, scheint,  dass  allerhand  gefährliche  Händel  obhanden 
sein,  der  Allerhöchste  wolle  alles  Unheil  abwenden".  Sollte  Sparr  sich  in  Cleve 
befinden,  so  möge  er  sofort  nach  Lippstadt  eilen,  „daran  hoch  gelegen". 
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von  Lippstadt  nach  Hamm  begeben,  um  die  Assignationen  pro  April  auf- 
zusetzen und  damit  nächste  Woche  einige  Officiere  nach  Cleve  abzufertigen, 
weshalb  der  Landreutmeister  und  ständische  Empfänger  das  Geld  bereit 
halten  müssen.  Bereits  hat  er  zur  Abfindung  der  Forderung  Sparr's,  des- 
sen Tractament  ihm  bis  Mai  1653  auf  Lippstadt,  von  da  ab  auf  Collberg 
angewiesen  ist,  sowie  der  hammer  Compagnie,  deren  Unterofficiere  und  Ge- 
meine 402  Thlr.  von  dem  rückständigen  Solde  haben  schwinden  lassen,  auf 
seinen  Namen  Geld  aufnehmen  müssen. 

„Schliesslich  bitte  ich  nochmalen  zum  höchsten,  weil  S.Ch. D.Dero  zu 
mehrmal  gnädigst  ertheilten  Resolution  und  Befehl  wegen  Abstattung  der 
Garnisonennachstands  um  so  viel  weniger  ändern  werden,  nachdem  die  Ge- 
fahr wegen  Lippstadt  grösser  als  je  gewesen  und  die  Garnison  sehr  ver- 
stärkt worden  und  des  Unterhalts  halber  Gleichheit  gehalten  sein  will,  I.  F. 
Gn.  der  Herr  Statthalter  selbsten  auch  zu  Berlin  itzo  sich  befinden,  L  Exe. 
der  Herr  Generalfeldzeugmeister  aber  ehestens  auch  daselbst  anlangen  und 
desto  mehr  in  S.  Ch.  D.  dringen  werden,  hierin  keine  Zeit  versäumen  zu 
wollen". 

Der  Steuerempfanger  Peter  Valk  an  den  Kurfürsten. 
Dat.  Cleve  27.  April  1654.     D. 

[Die  Steuer  kommt  nicht  nur  so  langsam  ein,  dass  die  Truppen  nicht  zu  befrie- 
digen, sondern  die  an  die  Städte,  Aemter  und  Geistlichen  gesandten  Executoren 
werden  zurückgewiesen  und  mit  Gefänguiss  bedroht,  bittet  daher  um  Hilfe.] 

Im  Februar  ist  ihm  der  Empfang  der  ersten  Hälfte  der  von  den  clevi-  27.  Apr. 
sehen  Ständen  bewilligten  Steuer  von  50,000  Thlr.  i)  übertragen  worden. 

..Üieweil  nun  diese  Gelder  sehr  langsam  beikommen  und  diesel- 
ben zu  E.  Ch.  D.  Dienst  und  Nutzen  von  den  debitoribus  nielit  er- 
zwingen, noch  die  zum  Behuf  und  Unterhalt  der  Garnisonen  in  Hamm 
und  Lippstadt  assignirten  und  noch  restirenden  Pfennige  erlegen  noch 
beitragen  kann,  sondern  die  darauf  verwiesenen  Officiere  und  Soldaten, 
deren  Ankunft  man  erster  Tage  hieselbst  gewärtig,  vergeblich  und  zu 
derselben  höchsten  Ungeduld  werde  abspeisen  und  zurückweisen  müs- 
sen, indem  die  Executanten,  welche  nächsthin  an  die  schuldigen  Städte, 
Aemter  und  Geistlichen  abgeschickt,  zu  E.  Ch.  D.  Dcspect  theils  re- 
poussirt,  theils  mit  dem  Gefängniss  bedroht  und  ohne  ihre  Taggelder 
abgewiesen  worden,  als  werde  gonöthigt,  dieses  E.  Ch.  D.  unterthil- 
nigst  zu  remonstriren  und  zu  bitten,  Sic  geruhen,  allen  diesen  debi- 
toribus bei  einer  luimhuften  Strafe  cinzul)indcn  und  ernstlicli  zu  be- 
fehlen, dass  dieselben  ihre  schuldigen  Contingente  (gestalt  der  prilfigirte 
terminus,  nUmlich  der  10.  März,  vorlängst  verflossen)  unverlangt  zahlen*'. 


*)  Die  clevifcbo  Quoto  der  im  October  1653  bewUIlgten  60,000  Tblr. 
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Die  Deputirten  der  Stände  an  den  Kaiser.    Dat.  Regensburg 

4.  Mai  1654.     D. 

4.  Mai.  In  dem  dem  Kaiser  zur  Entscheidung  bereits  unterbreiteten  Gutachten 

der  Kurfürsten  und  Reichsstände  super  puncto  communis  defensionis ')  be- 
stehen dieselben  darauf,  „dass  ihnen  ihre  Landsassen,  Unterthanen  und  Bür- 
ger zur  Erhaltung  und  genügsamen  Besatzung  der  festen  Plätze  und  Gar- 
nisonen mit  hilfreichen  Beitrag  gehorsamst  an  die  Hand  zu  gehen  schuldig 
sein  sollen".  Obwohl  sie  hofften,  dass  durch  eine  solche  Bestimmung  weder 
den  vom  Kaiser  bestätigten  Privilegien  noch  den  letzthin  bezüglich  der 
Evacuation  und  Demolition  der  Festungen  in  Mark  und  Jülich  erlassenen 
Befehlen  irgend  ein  „gefährliches  Präjudiz  zugefügt  werde,  so  müssten  sie 
doch  inständigst  bitten,  „dass  solches  bei  dem  bevorstehenden  Reichstags- 
abschied per  expressam  clausulam  reservatoriam  präcaviret  werde,  damit 
obgemelte  mandata  sine  clausula  und  daher  den  Landständen  erwachsenes 
jus  quaesitum  sowohl  als  auch  die  privilegia  patriae  (deren  unsere  Princi- 
pale  als  ihres  edelsten  Schatzes  sich  nimmer  begeben  werden)  in  allerwege 
in  salvo  bleiben  mögen",  damit  die  „in  extremitatibus  imperii  gelegenen 
erbvereinigten  Lande  nicht  in  Desperation  gerathen  mögen". 


In  gleicher  Weise  hatten  die  Deputirten  bereits  am  17.  April  eine  Ein- 
gabe gegen  den  dem  Vernehmen  nach  von  den  Reichsständen  beabsichtigten 
Antrag  auf  Verpflichtung  der  Unterthanen,  die  nöthigen  Mittel  zum  Unter- 
halt des  Reichskammergerichts  beizubringen,  als  dem  Privilegium  freier  Be- 
willigung jeder  Steuer  zuwider,  eingereicht.  Ihre  Vorstellungen  in  dieser 
Sache  hatten  so  wenig  Beachtung  gefunden,  als  die,  welche  sie  „ganz  be- 
stürzt über  das  einhellige  Gutachten  der  drei  Reichsräthe"  am  3.  Mai  dem 
Reichsvicekanzler  Grafen  Kurz  mündlich  in  der  Defensionsangelegenheit 
machten.  Er  antwortete,  der  Kaiser  habe  bereits  am  gestrigen  Tage  darin 
dem  Wunsche  der  Reichsstände  gemäss  resolvirt,  doch  könne  der  Reichs- 
schluss  auf  die  jülicher  Lande  in  Betracht  der  desfalls  erlassenen  kaiser- 
lichen Rescripte  nicht  „gedeutet  werden,  dem  Reichsabschiede  aber  wegen 
der  jülicher  Lande  eine  clausulam  reservatoriam  zu  inseriren,  sei  gar  nicht 
practicabel",  auch  sei  die  Abreise  des  Kaisers  fest  beschlossen  und  werde 
dieserhalb. nicht  verschoben  werden;  doch  würden  die  schon  erlassenen  und 
noch  zu  erlassenden  kaiserlichen  Specialerklärungen  die  desfallsigen  Privi- 
legien der  Stände  und  Beschlüsse  des  Kaisers  zu  wahren  wissen.  Tnotz 
dieser  und  aller  kaiserlichen  geheimen  Räthe,  auch  des  Kurfürsten  von  Mainz 
dringender  Abmahnung,  beschlossen  die  Deputirten  obige  Vorstellung  direct 
an  den  Kaiser  zu  richten.  Als  sie  anstatt  der  Antwort  einfach  auf  den 
Reichstagsabschied  verwiesen  wurden,  und  dieser  am  17.  Mai  publicirt  ward, 
protestirten  sie  am  19.  Mai  „vor  Notar  und  Zeugen"  gegen  alles,  was  sich 
etwa  wider  alle  Zuversicht  im  Reichstagsabschiede  befinde,  wodurch  die 
Privilegien  der  erb  vereinigten!  Stände  und  darüber  erlangten  kaiserlichen  De- 

*)  Vgl.  Londorp  acta  publica  VII  p.  702.  v.  Meiern  regensburger  Reichs- 
tagshandlungen II  p.  674  u.  136,  und  oben  Einleit.  p.  610. 
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crete  und  Rescripte  präjudicirt  würden,  in  welchem  Falle  sie  sich  alle  im 
Recht  zulässige  Mittel  dagegen  vorbehalten  raüssten.  Nachdem  dieser  Pro- 
test „in  der  chur-raainzischen  Dictatur  heimlich  niedergelegt  war"'),  reisten 
am  25.  Mai  Mülheim  und  Moll  zur  Fortsetzung  derNegotiation,  „für  den 
Fall,  dass  solche  von  den  Ständen  gutgoheissen  würde",  nach  Wien,  die 
übrigen  noch  in  Regensburg  weilenden  Deputirten  zur  Berichterstattung  nach 
Hause.  (Nach  dem  Protokoll  der  Verhandlungen  der  ständischen  Deputirten 
im  Staatsarchiv  zu  Düsseldorf.)  —  Glücklicher  als  in  der  Defensionssachc 
waren  die  Deputirten  in  der  Auswirkung  eines  kaiserlichen  Decrets  vom 
19.  April  gewesen,  das  den  Landständen  die  Zusage  machte,  eine  Erweiterung 
des  1566  dem  Herzoge  Wilhelm  verliehenen  Privilegs  de  non  appellando  in 
den  jülichschen  Landen  nicht  ertheilen,  auch  die  Theilung  der  Hauptsachen, 
deren  Werth  sich  über  die  darin  festgesetzten  600  Goldgulden  beliefe,  und 
die  mithin  zur  Appellation  an  das  Kammergericht  geeignet  wären,  in  mehre 
Processe  zur  Verhinderung  der  Appellation  ferner  nicht  dulden  zu  wollen. 


Statthalter  und  Regierung  an  den  Kurfürsten.    Dat.  Cleve 

5.  Mai  1654.     M. 

Auf  andringen  des  Oberkriegskommissärs  Johann  Paul  Ludwig,  5. Mai. 
der  erklärt  hat,  auf  des  Kurfürsten  Befehl  schleunigst  einen  Theil  des 
grossen  Soldrückstandes  bezahlen  zu  müssen,  haben  sie  denselben  trotz  des 
zu  fürchtenden  Widerspruchs  der  Stände,  welche  die  Nichterfüllung  ihrer  am 
10.  Februar  gestellten  Bedingungen  noch  immer  behaupten,  Anweisungen  auf 
die  in  Cleve  zu  erhebende  Steuer  von  15,000  Thlr.  ertheilt  und  den  Empfän- 
gern befohlen,  gegen  die  säumigen  Zahler  sofort  mit  Execution  vorzugehen. 

Der  regensburger  Deputirten  Bericht  an  die  jülich-bergischen 

Stände.     Dat.  Cöhi  10.  Juni  1654.     D. 

1)  In  der  Successionssache  hat  der  Reichshofrath  beschlossen,  gemäss  lo.  Juni, 
dera  Gutachten  der  Kurfürsten  und  Fürsten,  nachdem  die  den  Interessenten 
zur  Nennung  ihrer  Confidentcn  für  eine  gütliche  Beilegung,  beziehungsweise 
Einbringung  ihrer  Rechtsansprüche   zur  Aufnahme   des  Processen  gestellte 
i  rist  abgelaufen,  nochmaU  eine  solche,  diesmal  aber  percmptorie  sub  pocna 
pracclu.sionis  zu  bestimmen,  und  bleibt  daher  nur  noch  übrig,  um  die  Ex- 
pedition  der  darüber  nöthigen  kaiserlichen  Befehle  zu  sollicitireu.     2)  Die 
kaificrliche  Bestätigung  der  Privilegien  und  darüber  ertheilten  kaiserlichen 
Decretc  und  Urtheile  i.st  erlangt.     3)   Bezüglich  des  sonderlich  1651  zuge- 
fügten Schadens   haben   die   „vertrauten  kaiserlichen   ministri  ausdrücklich 
gesagt,  da.ss  man  damit  nicht  würde  fortkommen,  aufs  wenigste  nicht  mehr, 
hIh  I.  F.  1).  zu  Neuburg  mit  ihrer  Actiun  pacifragii*'.    Die  in  der  Sache 
l)crgebcno  Snpplication  ist  bei  dem  vom  Pfalzgrafcn  darüber 
'len  ProccHH  rcgis tri rt  und  soll  „billigmäsRlg"  boobach- 
i'-n,  „also  dasK  in  einer  Sache  vor  der  anderen  vermuthlich  nicht 

'j  DroyiOD  III,  2  p.l77. 
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concludirt  werden  wolle"*).  4)  lieber  die  kaiserlichen  Mandate  zur  Abfüh- 
rung der  Truppen  und  Demolirung  der  während  des  letzten  Krieges  errich- 
teten Festungswerke,  sowie  über  den  in  Regensburg  gefassten  Beschluss, 
dass  zwei  Deputirte  dem  Kaiser  zur  weiteren  Verfolgung  der  Angelegenheit 
nach  Wien  folgen  sollten,  ist  bereits  berichtet,  und  bleibt  daher  nur  noch 
zu  deliberiren  und  resolviren  übrig,  „ob  man  dieselbe  mittelst  Avocirung 
jeuer  Deputirten  abandonniren  oder  prosequiren  und  des  Ends,  wenn  jetzige 
Deputirte  nicht  ferners  dazu  willig  zu  machen  wären,  andere  zu  deputiren". 
5)  Ist  eine  kaiserliche  Inhibition  an  beide  Fürsten,  keine  unbewilligten  Con- 
tributionen  zu  erheben,  ausgewirkt,  und  kann  man  es  dabei  bewenden  las- 
sen, „sonderlich  aislang  dabei  über  einige  sonderliche  contributiones  zu 
klagen  keine  Ursache  gehabt".  6)  Bezüglich  des  Rechts  der  cleve-märkischen 
Stände,  „sich  selbsten  zu  ihren  gemeinnützigen  nöthigen  Ausgaben  zu  col- 
lectiren",  haben  dieselben  vom  Kurfürsten  „völliges  contentement  erlangt". 
7)  Die  Beschwerde  wegen  Beeinträchtigung  der  ständischen  Steuerreceptur 
in  Jülich- Berg  ist  durch  den  Tod  des  Ffalzgrafen  Wolfgang  Wilhelm 
um  so  mehr  erledigt,  als  den  Deputirten  von  den  jülich-bergischen  Ständen 
vor  ihrer  Abreise  nach  Regensburg  ausdrücklich  aufgegeben  sei,  „in  den 
Stücken  der  Instruction,  darin  sie  von  jetziger  F.  D.  nicht  be- 
schweret, stille  zu  stehen  und  deswegen  wider  Dieselbe  keine 
Klage  zu  führen".  8)  Warum  die  Deputirten  keine  Supplication  an  den 
Kaiser  um  Ungiltigkeitserklärung  aller  Veräusserungen,  Verpfändungen  und 
sonstigen  Entfremdungen  von  Domainen  und  Landestheilen  wegen  der  Strei- 
tigkeit des  Pfalzgrafen  mit  dem  Grafen  Schwarzenberg  eingereicht  ha- 
ben, ist  bereits  früher  von  ihnen  berichtet  und  ihr  Verhalten  in  der  Sache 
von  den  Ständen  gebilligt  worden.  —  „Als  endlich  deputati  vernommen, 
dass  den  Reichsständen  ihre  Landsassen,  Bürger  und  Unterthanen  zur  Un- 
terhaltung und  genügsamen  Besatzung  der  festen  Plätze  und  Garnisonen 
mit  hilflichem  Beitrag  gehorsamlich  an  Hand  zugehen  schuldig  sein  sollen, 
haben  dieselben  dawider  allerunterthänigst  supplicirt,  und  daneben  mittelst 
unnachlässigen  fleissigsten  Laufens  und  SoUicitirens  so  viel  zu  Wege  ge- 
bracht, dass  solcher  passus  im  Reichsabschiede  sich  solchergestalt  inserirt 
zu  sein  befindet,  dass  dadurch  die  erbvereinigten  Lande  wider  ihre  privi- 
legia  und  wider  I.  Kais.  Maj.  darüber  erhaltene  Decrete  und  Befehle  mit 
Fügen  nicht  beschwert  werden  können^^^). 


Die  jülich-bergischen  an  die  cleve-märkischen  Stände. 

Dat.  Cöln  13.  Juni  1654.     E. 

13.  Juni.  Ihre  am  25.  Mai  von  Regensburg   abgereisten  Deputirten  haben  ihnen 

am  9.  und  10.  Juni  Bericht  erstattet.     Sie  haben  für  hochnöthig  gehalten, 
dass  der  jülichsche  Sjndicus  Dietrich  v.  Mülheim,  welcher  nebst  dem 


^)  Vgl.  Einleit.  p.  598. 

^)  Was  die  Deputirten  hierunter  verstehen,  ist  nicht  ersichtlich.  Der  be- 
treffende §.  180  des  Eeichstagsabschieds  enthält  keinerlei  jene  Verpflichtung  im 
allgemeinen  oder  bezüglich  der  jülichschen  Lande  beschränkende  Clausel. 
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clevischen  Deputirten  Lic.  Adolf  Moll  dem  Kaiser  nach  Wien  gefolgt  ist, 
dort  der  kaiserlichen  Mandate  und  Resolutionen  efifectus  durch  „die  wirk- 
liche pari  passu  gebetene  Demolition  der  Festungen  und  Abführung  der 
Völker"  ferner  urgiren,  und  bitten  daher,  den  Lic.  Moll  cleve-märkischer  Seits 
hierzu  zu  bevollmächtigen;  auch  zur  Berathung  der  Schritte,  die  zur  „Fa- 
cilitirung"  dieser  Bemühungen  und  Widerlegung  der  brandenburgischen 
Einwendungen  nöthig  sein  werden,  Deputirte  zu  ernennen,  die  mit  den  ihri- 
gen an  einem  dritten  Orte,  etwa  Mors  oder  Kaiserswerth,  zu  solchem  Zwecke 
sich  versammeln  möchten. 

Bevor  noch  die  neuen  Vollmachten  für  die  beiden  nach  Wien  gegan- 
genen Deputirten  der  Stände  ausgestellt  worden  waren,  hatten  diese  dort 
in  einer  Eingabe  an  den  Kaiser  vom  13.  Juni  um  dessen  Bestätigung  der 
am  25.  Februar  1647  zur  Conservirung  der  von  beiden  possidirenden  Für- 
sten bedrohten  Privilegien  abgeschlossenen  Erbvereinigung  der  Stände 
gebeten  (vgl.  oben  p.  330).  Auf  Grund  eines  Gutachtens  des  Reichshof- 
raths,  welches  hervorhob,  dass  diese  Union  nur  die  Defension  der  Privile- 
gien und  Länder  bezwecke,  beides  der  Kaiser  den  Ständen  zugesagt  und 
dadurch  dieselbe  bewogen  habe,  mit  „Hintansetzung  der  holländischen  Im- 
ploration"  sich  an  denselben  zu  wenden,  erfolgte  die  kaiserliche  Bestätigung 
:im  30.  Juni  1654,  jedoch  unter  ausdrücklichem  V^orbehalt  der  „an  den  Lan- 
lien  habenden  Rechten"  des  Kaisers,  des  Reichs,  „besonders  aber  der  prä- 
tendirendeu  Theile". 

Bertram  v.  NQsselrode  an  Mülheim.  Dat.  Cöln  14.  Juni  1654.  D. 

Er  hat  den  Jülich -bergischen  Ständen  über  der  Deputirten  Verband-  14.  Joni. 
hingen  in  Regensburg  weitläufigen  Bericht  abgestattet  und  dieselben  haben 
alles,  was  dort  vorgenommen  ist,  gebilligt.  Kanzler  Winkel  hausen  und 
Vicekanzler  Althof  sind  in  Cöln  und  haben  sich  nach  der  Deputirten 
.Verrichtungen",  insbesondere  auch  in  der  schwarzenbergischen  Sache,  er- 
kundigt. Die  Erklärung  des  Pfalzgrafcn  auf  das  kaiserliche  Mahnschreiben 
in  puncto  demolitionis  et  evacuationis  ist  bereits  abgegangen  und  „der  er- 
sten conform".  „Was  uns  hiebei  am  meisten  zu  verwundern  vorkommt,  ist, 
las«  wir  nach  wie  vor  verstehen,  dass  S.  F.  D.  an  Persecution  dieses  Postens 
kein  grosses  Gefallen  tragen  sollte,  jedoch  kann  hiervon  nichts  sicheres  be- 
richten, und  hoffen  wir,  Sie  werden  Sich  endlich,  wenn  sehen,  dass  aller- 
seits erbvercinigte  Landstände  darauf  persisticen,  eines  anderen  bedenken". 

Der  Kurfürst  an  den  Statthalter.     Dat.  Cöln  a.  d.  Spr. 
6/16.  Juni  1654.     I). 

I Differenz  in  den  Berichten  Ludwig'a  und  der  Rogiorung  über  die  Boznhlung  der 

lippHtadter  Garnison.     Unwille   über   Schwierigkeit   derselben.      Der  Statthalter 

iiid  liudwig   Süllen  dafür   pünktlich  Sorge  tragen,   dass  die  fiO.OOO  Thlr.  Steuer 

zu  nichts  Anderem  verwandt  werden.] 

,.K.  Lbd.  haben  Wir  hierbei  in  copia  zuschicken  Nxdlcii,  was  fllr  !•'   '•  •  ■ 

einen  Gogenbcricbt  Unser  Uutb  und  ObcrcumuiiHHurius  Johann  Paul 
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Ludwig  auf  den  ihm  communicirten  Extract  Unserer  clevischen  Re- 
gierungsräthe  unterm  dato  des  16/26.  Mai  gethaner  unterthänigsten 
Relation,  betreffend  die  Bezahlung  der  lippstädtischen  Garnison,  bei 
heute  angelangter  Post  gehorsamst  abgestattet,  und  werden  Sie  daraus, 
wie  eines  mit  dem  andern  gar  nicht  tibereinstimmt,  weitläufiger  zu 
ersehen  haben.  Nun  kömmt  Uns  über  die  Maassen  beschwerlich  und 
verwunderlich  vor,  dass  Wir  mit  Bezahlung  der  einzigen  Garnison  zu 
Lippstadt  mehr  Mühe  und  Ungelegenheit  haben  müssen,  als  mit  allen 
übrigen  Garnisonen  in  Unserra  Churfürstenthum  und  allen  andern  Un- 
sern  Landen.  Und  weil  Uns  dieses  nicht  allein  zur  merklichen  Dis- 
reputation,  besonders  auch  zu  sonderbaren  Schaden  und  Nachtheil 
wegen  allerhand  Inconvenientien,  die  daraus  entstehen  können,  gerei- 
chend ist,  so  ist  dieses  Unsere  endliche  und  ausdrückliche  Willens- 
meinung, dass  E.  Lbd.  besagten  Johann  Paul  Ludwig  zu  Ihnen 
fordern  lassen,  und  mit  ihm  allein  in  Conformität  und  nach  Inhalt 
Unserer  vorigen  desfalls  ergangenen  Verordnungen  einen  solchen 
Schluss  machen,  auch  demselben  dergestalt  den  Nachdruck  geben, 
dass  den  vielfältigen  Querelen  der  Garnison  abgeholfen  und  sie  dessen 
gemessen  mögen,  was  Wir  ihrenthalben  so  oftmalig  anbefohlen  haben. 
Und  dessen  wollen  Wir  Uns  gänzlich  und  gewiss  versehen,  sintemal 
Wir  durchaus  nicht  gemeint  sind,  in  diesem  Punkte  etwas  anders  zu 
hören,  als  dass  sothaner  Unserer  Willensmeinung  ein  vollkommenes 
Genüge  geleistet  werde. 

P.  S.  Weil  Wir  vernehmen,  ob  sollten  ein  und  die  andern  Aus- 
gaben von  den  bewussten  50,000  Thlrn.  geschehen  sein.  Wir  aber 
diesen  Posten  durchaus  nicht  anders  wohin  verwendet  wissen  wollen, 
als  allein  zu  Contentirung  und  Unterhaltung  der  lippstädtischen  Gar- 
nison, nach  Abzug  dessen,  was  von  selbigem  bis  anhero  auf  die  ham- 
mische Besatzung  *)  gegangen ,  als  wollen  E.  Lbd.  mit  Fleiss  dahin 
sehen,  dass  der  geringste  Posten  nicht  zu  andern  Ausgaben  von  ge- 
dachtem Posten  der  50,000  Thlr.  genommen,  vielmehr  dasjenige,  so 
allbereit  davon  verwendet  worden,  gewiss  und  unfehlbar  ersetzt  und 
restituirt  werden  möge". 


*)  Die  Entlassung  der  in  Hamm  liegenden  Compagnie  hatte  so  eben  statt- 
gefunden.   Vgl.  V.  Mörner  mark.  Kriegsobersten  p.  350. 
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Der  Kurfürst  an  den  clevischen  geh.  Regierungsrath,  Kämmerer 

und  Landdrosten  Oberst  Jacob  v.  Spaen.   Dat.  Cöln  a.  d.  Spr. 

3/13.  Juli  1654.     M. 

[Befehl,  Wilich  und  Romberg  zu  verhaften  und  nach  Spandau  zu  bringen,  even- 
tuell in  Bielefeld  abzuliefern.] 

,,Wir  haben  genügsame,  ja  mehr  als  zu  viel  Ursache  Uns  Unseres  13.  Juli, 
clevischen  Hofraths  des  v.  Wilich  zu  Winnenthal  Person,  von  dem 
Uns  ^'iele  Widerwärtigkeit  und  Despect  nun  eine  geraume  Zeit  hero 
erwiesen,  und  zwar  also,  dass  Uns  nicht  anstehen  will,  solches 
weiter  zu  gedulden,  zu  bemächtigen,  denselben  gefangen  nehmen  und 
anhero  bringen  zu  lassen.  Wann  nun  Wir  eure  treue  und  unterthä- 
nigste  Devotion  in  unterschiedenen  Sachen  zu  unserem  gnädigsten  con- 
tento  in  der  That  verspüret,  so  haben  Wir  Uns  aus  sonderbarem  zu 
euch  tragendem  gnädigstem  Vertrauen  entschlossen,  zu  dieser  Verrich- 
tung die  eurige  Person  zu  gebrauchen,  und  ergeht  demnach  hiermit 
an  euch  Unser  gnädigster  Befehl,  dass  ihr  euch  ungesäumt  aufmachet, 
von  hinnen  nach  unseren  clevischen  Landen,  so  Nachts  als  Tages,  be- 
gebet '),  sobald  ihr  alldort  anlanget,  euch  in  höchstem  Geheim  mit  allem 
Fleiss  erkundiget,  wo  gedachter  der  v.  Wilich  zu  Winnenthal  sich 
aufhalte,  auch  darauf  mit  Zuziehung  des  Obristen  Lieutenants  Huu- 
debeck  und  anderer,  so  ihr  hierzu  erwählen  werdet,  euch  an  solchen 
Ort  in  aller  Stille  und  guter  Behutsamkeit  begebet,  euch  des  v.  Wilich 
zu  W^innenthal  Person  bemächtiget,  und  wenn  dasselbe  also  gesche- 
hen, ihn  in  guter  Verwahrung,  dass  er  nicht  entkommen,  noch  weniger 
etwas  thätliches  vornehmen  möge,  mit  genügsamem  Convoy  des  näch- 
sten Weges  anhero  in  Unsere  Festung  Spandau  lieferet.  Sollte  er  sich 
auch  zu  Wehr  setzen  und  nicht  gefangen  geben  wollen,  oder  aber 
unterwegs  sich  los  zu  mach<?n  und  zu  cntkonnucn  unternehmen,  und 
iiir  und  die  Convoy  wäret  nicht  genugsam  bestand,  dasselbe  zu  ver- 
\  ehren,  auf  solchen  Fall  habt  ihr  ihn  alsobald  niederschiesscn  zu  las- 
sen. Gleicher  Gestalt  habt  ihrs  mit  dem  v.  Romberg  auch  zu  ma- 
chen, dass  ihr  ihn  durch  andere,  die  ihn  zu  solchem  Ende  anzuspre- 
chen, zu  gleicher  Zeit  gefangen  nehmen  und  auch  nach  Spandau,  je- 
loch  dass  der  eine  nicht  bei  dem  anderen  komme,  bringen  lasset,  und 
»verdct  dabei  Sorge  tragen,  dass  ihr  die  Briefe,  insonderheit  die  der 
v.  Winnenthal  von  Rcgensburg  mitgebracht,  überkommen  mügct". 

\V<  IUI     [  glaubt,  dass  es  zu  des  Kurfürsten  Dienst  sein  würde,  soll  er 
die  lief  nngoucii  iu  Bielefeld  seiuem  Bruder,  dem  Obersten  AlcxandcrSpaou, 

•)  Spaon  war  Mitto  oder  »pütestenH  Kndo  Juni  vom  Kurnirston  nach  Berlin 
berufoQ  wordun.     Vgl  ubuu  p.  721 
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in  sicheren  Verwahrsam  übergeben  und  nach  dem  Rheine  zurückkehren,  um 
dort  den  Ständen  die  Ursachen  der  Gefangennehmung,  „und  dass  darunter 
vielmehr  ihre  Wohlfahrt  gesuchet",  vorzutragen. 


Der  Kurfürst  an  die  clevischen  Stände.    Dat.  Cöln  a.  d.  Spr. 
4/14.  Juli  1654.     R. 
(Präsentirt  Duisburg  21.  Juli  1654.) 
[Wilich  ist  die  einzige  Ursache  aller  Zerwürfnisse  zwischen  dem  Kurfürsten  und 
den  Stauden.     Seine  „heimlichen  Anschläge,  bösen  consilia"  und  Aeusserungen 
über  des  Kurfürsten  Person.    Alle  Gnade    gegen    ihn    ist   vergeblich    gewesen. 
Seine  Verhaftung  musste   erfolgen,   soll  aber  nicht  der  Stände  Privilegien  ver- 
letzen.] 

14.  Juli.  „Ihr  könnet  euch  wohl  versichert  halten,   und  bezeugen  Wir  es 

vor  Gott  dem  Höchsten,  dass  Wir  von  Antretung  Unserer  churftirst- 
lichen  schweren  Regierung  und  noch  in  Gegenwart  nichts  mehr  ge- 
wünscht und  desideriret,  als  dass  Unsere  getreuen  Stände  der  clevi- 
schen und  zugehörigen  Lande  allzeit  ein  festes  unterthänigstes  Ver- 
trauen zu  Uns  haben,  und  überall  ein  gutes  Vernehmen  und  Einigkeit 
zu  spüren,  dieselben  auch  Unserer  gnädigsten  Huld  und  landesväter- 
licben  Affection  in  der  That  möchten  vergewissert  sein,  und  solches 
um  so  vielmehr,  weil  Uns  diese  Unsere  Lande  für  viele  andere  be- 
liebet, als  in  welchem  Wir  ein  Theil  Unserer  churfürstlichen  Jugend  zu- 
gebracht. Dannenhero  Wir  Uns  dann  zum  öfteren  verwundern  müs- 
sen, dass  bei  so  erkannter  und  erwiesener  gnädigster  Affection  gegen 
diese  Lande,  auch  von  dem  meisten  Theile  Unserer  Stände  verspürter 
untertbänigster  getreuer  Devotion,  dennoch  so  viele  Misshelligkeiten 
allzeit  entsprungen,  und  wie  gut  Wir  es  mit  ihnen,  den  Ständen,  ge- 
meinet, auch  wie  mildiglich,  gnädigst  und  willfährig  Wir  Uns  allezeit 
auf  eure  geführte  Beschwerde  erkläret  uftid  für  diese  Lande  gesorget, 
doch  immerhin  eins  und  das  andere  in  Unrichtigkeit  geblieben,  bis 
Wir  endlich  auf  den  Grund  kommen,  desselben  nicht  allein  von  vielen 
versichert,  besonders  es  auch  selbsten  in  der  That  gleichsam  mit  Hän- 
den gegriffen,  dass  der  v.  Wilich  zuWinnenthal  von  je  daher  solche 
sonderbare  heimliche  und  euch  selbsten  verborgene  Maximen  geftihret, 
welche  nimmer  zulassen  werden,  dass  Wir  mit  euch,  Unseren  getreuen 
Ständen,  in  guter  Einigkeit  sein  und  verbleiben  können,  daher  er  sich 
dann  allezeit  bei  euch  dahin  bemühet,  dass  das  Werk  immer  schwerer 
gemacht,  eine  Schwierigkeit  aus  der  anderen  formiret  und  bald  bei 
Uns  am  Hofe,  bald  bei  euch  conträre  Dinge  vorbracht,  und  dadurch 
alles,  aus  lauteren  unbilligem  Vorsatze,  zur  Uneinigkeit  dirigiret,  wie 
ihr  dann  künftig  mit  Verwunderung  vernehmen  werdet,  was  heimliche 
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Anschläge  er  oftmal  gewoben,  welche,  wann  Wir  sie  belieben  würden, 
ihm  zwar  zu  seinem  Zweck  verhelfen,  dagegen  aber  eure  Affection 
ganz  von  Uns  abwenden  könne.  Zwar  ist  Uns  gar  wohl  bekannt, 
dass  er  bei  euch  alle  Zeit  die  Handhabung  der  Landesprivilegien  vor- 
geschützet,  allein  es  ist  solches  in  effectu  nur  ein  blosser  Prätext  ge- 
wesen und  hat  dadurch  nur  seine  fremde  unbillige  und  diesen  Unse- 
rem Laude  höchst  schädliche  principia  auszuführen  gesucht*\ 

Trotz  aller  Gnade,  die  W 11  ich  vom  Kurfürsten  erwiesen  ist,  hat  er  doch 
unablässig  dahin  gearbeitet,  die  Gemüther  der  Staude  von  demselben  zu 
divertircn,  „ja  in  ganz  unverantwortliche  Reden  gegen  Unsere  hohe  Person 
ausgebrochen"  •). 

,.Als  Wir  nun  gesehen  und  in  der  That  befunden,  dass  es  auf 
solche  Weise  in  diesen  Unseren  Landen  nur  immer  ärger  werden 
würde,  und  man  zu  einiger  Kichtigkeit  so  beständig  nicht  zu  gelan- 
gen, also  ferne  ihm  der  Zügel,  seine  bösen  consilia  auszustreuen,  noch 
weiter  losgelassen  würde,  und  in  Wahrheit  Uns  höchst  leid  und  beschwer- 
lich, dass  Wir  mit  Unseren  gehorsamen  getreuen  Ständen  in  solchem 
Missverständniss  leben  sollen,  so  haben  Wir  endlich,  nach  so  lange 
gehabter  Geduld  und  Versuchung  aller  gelinden  Mittel,  als  die  um- 
sonst gewesen  und  den  bei  Uns  vorgesetzten  Zweck  nicht  erreichen 
wollen,  nicht  umhin  gekonnt,  Uns  seiner,  des  v.  Wilich,  Person  zu 
versichern". 

Die   Maassregel  hat  keinen  andern   Zweck,  als   das   gute  Vernehmen 
zwi.schen  ihm  und  den  Ständen  herzustellen,  und  soll  in  keiner  Weise  deren 
]*rivilegien  „brechen",   wie  der  Statthalter  ihnen   solches  noch   näher  aus- 
inandersetzen  wird'). 

*)  Nach  der  Aussage  des  Hofgerichtsraths  und  Drosten  Heinrich  Wilh. 
V.  u.  z.  Hoven,  welcher,  der  älteste  im  Justizrath,  mehr  Anspruch  auf  die  Prä- 
flidenteusteUe  desselben  als  Wilich  besusa,  liatto  letzterer,  als  der  Kurfürst 
diesem  dennoch  im  Mai  1G53  die  Stelle  verlieh,  das  betrefifeudo  Kescript  des 
Kurfürsten  an  oflfentlicher  Wirthshaustafel  in  Wesel  au  Hoven  gezeigt  und 
epottend  geäussert,  er  werde  jetzt  im  Gollugium  herunter  rucken  und  ihn  prusi- 
dircn  lassco  müssen;  auf  die  Entgegnung  lloven's  aber,  dass  ihm  der  Kurfürst 
die;  Stelle  zugesagt  und  ihm  in  amtlichen  Schreiben  bereits  der  Titel  eines  Prä- 
sidenten gegeben  würde,  geantwortet:  „Mein  Schreiben  hat  doch  etwas  mehr 
auf  den  Rippen;  ihr  sehet,  dass  ich  euch  den  Possen  spielen  könnte,  aber  Gott 
■oll  mich  davor  behüten,  dass  ich  einen  ehrlichen  Cavallier  aus  seiner  Stelle 
vf-rschiebou  sollte,  glaubet  •"'•-  '!•■  '  -...;...  (;-..i....i-...;  dahin  nicht  .'iImm),  sondern 
m:I  anders  sind". 

')  An  demselben  Tage  richtt:tf  der  kurfurjt  uu  die  UKiikificheu  Stände  ein 
■hrcibeu  ähnlichen  Inhalts,  in  dem  Uombcrg  beschuldigt  wird,  unter  dum  Vor- 
u:<l>-  der  Privilegienvertheidigung  den  Stünden  allerhand  unziemliche  impressio- 
'■-■i  vom  Kurfürsten  eingebildet  und  von  dessen  Person  Dinge  ausV*'^"*'"'''"»  tu 
iben,  die  nicht  ungeahndet  gelassen  worden  könnten. 
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Bericht  über  die  Verhaftung  des  Frhrn.  v.  Wilich  zu  Winnen- 
thar).     Dat.  Duisburg  20.  Juli  1654.     R. 

[Die  näheren  Vorgänge  bei  der  Verhaftung  Wilich's.] 
20.  Juli.  „Heute  dato  den  20.  Juli  1G54,  ungefähr  um  die  elfte  Stunde,  ist 

der  Freiherr  v.  Winnenthal  mit  seiner  Kutsche,  darin  keiner  mehr 
gewesen,  denn  sein  Diener,  zwischen  Büderich  und  der  weselsche  Fähr 
nahe  vor  der  Stadt  Büderich^)  von  den  Herrn  Landdrosten  Spaen, 
Capitän  Meierink,  des  Richters  Hundebeck  Sohn,  neben  zwei  Die- 
nern, alle  zu  Pferde,  begrüsset  und  nach  gehaltener  Salutation  in  Ar- 
rest genommen  worden,  hisce  verbis:  „Je  vous  arreste  icy  de  part  de 
mon  maistre  et,  s'il  vous  piaist,  allez  avec  nous  äCleve";  worauf  der 
Herr  v.  Winnenthal  geantwortet  nach  Wechslung  vieler  Worte: 
„Wohlan,  ich  darf  wohl  zu  Cleve  kommen,  ja  auch  bei  meinem  Herrn, 
dem  Kurfürsten,  selbst",  und  haben  mit  ihren  Pistolen  in  den  Händen, 
als  nämlich  Spaen  und  ein  Diener,  den  Kutscher  gezwungen,  umzu- 
kehren, und  also  vorbei  die  Stadt  Büderich  fahrend,  hat  Spaen  viele 
Complimente  und  Offerten  seiner  Dienste  gethan;  der  HeiT  v.  Win- 
nenthal aber  bedankte  sich,  und  verhoffte,  dass  er  seine  Freundschaft 
nicht  von  nöthen  haben  sollte.  Nachgehends  sagte  Spaen,  ob  der 
Herr  v.  Winnenthal  nicht  nach  Duisburg  reisen  wollte;  er  wollte 
ihm  versellschaffen  und  gegen  den  Abend  in  Duisburg  liefern,  darauf 
der  Herr  v.  Winnenthal  protestireud  sagte:  „J'entends  l'affaire,  Ihr 
seid  der  Meinung,  mich  äussern  Lande  zu  bringen,  ä  Cleve  nous  avons 
une  regence,  allwo  verhoffentlich  Euch  Recht  widerfahren  wird",  und 
protestirte,  dass  solches  directe  gegen  den  Landtagsrecess  wäre,  den 
er  selbst  als  ein  Patriot  beschworen  hätte,  mit  fernerer  Andeutung, 
dass  der  Herr  Landdrost  eine  Sache  hiemit  unterfinge,  so  ihm  viel- 
leicht noch  über  ein  Jahr  reuen  könnte.  Spaen  aber:  „Je  ne  fais 
que  suivre  Vordre  de  mon  maistre".  Interim  reitet  einer  der  Knechte 
an  die  andere  Pforte^),  da  wir  vorbeikommen  sollten,  und  sagte  der 
Schildwacht  an,   dass  wann  vielleicht  von  denen,   so  in  der  Kutsche 


*)  Dieser  Bericht  ist  vom  Syndicus  Niess,  wahrscheinlich  nach  der  Erzäh- 
lung des  Dieners,  oder  wohl  Secretärs,  der  Wilich  begleitete,  aufgesetzt 
worden. 

^)  Wilich  war  im  Begriff  über  Wesel,  wo  er  und  Romberg  bereits  am 
30.  Juni  den  Deputirten  der  Stände  ,,eine  summarische  Relation  von  der  regens- 
burgischen  Negotiation"  abgelegt  hatten  (Verzeichniss  der  1684  extradirt.  Acten), 
nach  Duisburg  zu  reisen,  wohin  sämmtliche  cleve -märkisch.  Stände  zur  Entge- 
gennahme eiues  ausführlichen  Berichts  und  ferneren  Beschlussfassung  zum  20.  Juli 
verschrieben  waren. 

3)  Der  Stadt  Büderich. 
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wären,  einige  Gegenwehr  oder  Hilfe  gebraucht  und  begehrt  werde, 
sie  sich  damit  nicht  mühen  sollten,  welches  die  Schildwacht  selbst 
referirt  hatte.  Gegen  die  Stadtpforten  kommend,  wollte  der  Herr 
V.  Winnenthal  aus  der  Kutsche  gehen  und  hat  Spaen  mehr  denn 
fünf  oder  sechs  Mal  seine  Pistole  gezogen,  sagend:  „Si  vous  vous 
bougez,  vous  estes  mort",  darauf  Herr  v.  Winnenthal  gegen  die  An- 
wesenden protestirend  vor  Gott  und  der  Welt,  dass  er  sich  nicht  wei- 
ters wollte  führen  lassen  und  wollte  lieber  den  Tod  sterben,  oder  der 
J.anddrost  sollte  seine  Ordre  zeigen  und  selbige  gesehen  habend, 
wollte  er  auf  parolle  d'un  Cavallier  gern  die  Ordre  von  dem  Chur- 
fUrsten  folgen;  also  weiters  in  das  Feld  hinein  kommend,  zeigete  der 
Landdrost  die  Ordre,  welche  der  Herr  v.  Winnenthal  mitRespect  ange- 
nommen, selbige  abgelesen  und  dem  Landdrosten  wieder  gelangt,  sagend : 
Wollt  Ihr  dann  also  wohl  einen  Cavallieren  todt  schiessen?"  ja,  ant- 
wortete der  Landdrost,  und  solches  möchte  sein  Herr  vertheidigen"  ').  — 

*)  Unter  dem  27.  Juli  erliess  der  Kurfürst  aus  Cöln  a.  d.  Spr.  einen  in  Cleve 

und   Mark  in   Form   eines  Manifests  veröffentlichten  Bericht  über   die   Gründe, 

welche  ihn  zur  Festnehmung  Wilich's  bewogen  hätten.     Seit  1641  habe  er  eine 

beständige  und   hartnäckige  Opposition  gegen  den  Kurfürsten  getrieben,   einen 

heil  der  Stände  dazu  gleichfalls  verleitet,  und  das  gute  Einvernehmen  zwischen 

miia  Kurfürsten  und  den  Ständen   durch  Aufhetzereien  und  Intriguen  aller  Art 

zu  zerstören   gesucht,    obwohl  der  Kurfürst  ihn  mit  Gnaden  überhäuft,    ihm  die 

Jurisdiction  über  Winnenthal  und  Borth,  sowie  Haus  Weyer  und  Schloss  Dorin- 

gen  bei  Borken  unter  Erlassung  der  Pfaudsumme  zu  Lehen  verliehen,   ihn  zum 

Hofgerichtsrath  ernannt  habe  etc.    Es  folgt  dann  eine  ziemlich  ausführliche  Auf- 

"'ihlung  der  oppositionellen  Beschlüsse  und  Handlungen,  wozu  er  die  Stände  seit 

'.11  verleitet  habe;    hervorgehoben  wird  namentlich   die  Opposition  gegen  die 

IJeputation  von   1641,    die   oflfene   Widersetzlichkeit  gegen   die  Werbungen  von 

1644—1647,  die  Anrufung  der  Generalstaaten  und  Einmischung  der  jüüch-bergi- 

hen   Stände,   das  Contradictionspatent  von  1651  sowie   die  ganze  Haltung  der 

;ände  in  dem  Kriege  mit  Neuburg  (während  dessen  Wilich  heimlich  mit  den 

uburg.  geh.  Räthen  Reuschenberg  und  Virmund-NerseD  zusanimon  ge- 

.mmen  sei)  und  endlich  die  „Legation"  nach  Regensburg,   „davon  er  in  Clevo 

.;id  Mark  das  Haupt  gewesen".     Dort   in  UcgtMisburg  habe  er  unaufhörlich  auf 

Uie  Demolirung  Lippstadts  gedrungen,  auch  nach  Entziehung  des  gröasten  Theils 

seiner  Vollmacht  „iu  ein  und  anderer  Klage  continuirt",   auch  nachdem  er  sich, 

line  Entlassung  aus  kurfürstlichem  Dienst,  „bei  I.  Kais.  Maj.  in  Dienst  begebeo" 

>  gcD  der  Lundständo  und  seinen  eigenen  Handstreich,   , .dadurch  sie  S.  Ch.  D. 

■n  ihrem  Erb-  und  Landeshorrn  angenommen",  eine  kaiserliche  Ooufirination  des 

)*Hchied8  veranlasst  und  angenommen,    darin   die   desfallsigo  Anerkeo- 

•  1   auHgelusseo  sei.     Endlich  hat  Wilicii  eine  Berufung  der  Stände 

ich  DuiHburg  veranlasst,  um  dort  alle  seine  in  Uegensburg  unternommenen  Hand- 

mgcn  bestätigen  zu  lassen  und  fernere  Schritte  zur  Evacuation  von  Lippstadt  ku 

•  wirken,  wodurch  dor  Kurfürst,  aller  Vorthoidigungsmittel  beraubt,  seitens  seiner 

Widersacher  „um  Land  nnd  Leute  su  alloD  Zeiten  gebracht  worden  konnte". 
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Aus  dem  Protokoll  des  cleve-märkischen  Ständeconvents  zu 

Duisburg.     R. 

[Eindruck  der  Verhaftung  Wilich's.     Versuche  der  Ritterbürtigen,  ihn  gewaltsam 
zu  befreien.    Romberg's  Flucht.     Verhandlungen  mit  dem  Statthalter.] 

20.  Juli.  „Als  auf  eingelangtes  der  Ritterschaft  Director  und  Stadt  Wesel  Ausschrei- 
ben, die  löblichen  cleve-  und  märkischen  Landstände  aus  Ritterschaft  und 
Städten  nach  Duisburg  veranlasst,  gestalt  der  nach  Regensburg  abgeschickten 
zurückkommenen  Deputirten  Relation  ausführlich  anzuhören,  sind  Namens 
der  Ritterschaft  Diepenbruch  zu  Impel,  Biland  Herr  zu  Rheid,  Drost 
Palaud,  Loe  zu  Wissen,  Eickel  zuGroen,  Tengnagel  zuSehlem,  Wilich 
zu  Diersfort,  Domherr  Wilich,  SiebergzuVörde,  Quad  zu  Watereick,  Dor- 
nick  zu  Wonung,,Ulft  gen.  v.Dornick  zu  Lackhausen,  Heiden  und  Ossen- 
bruch^);  von  den  Städten  Wesel:  Syndicus  ther  Schmitten,  Dr.  Beier, 
Dr.  Santenius;  von  Cleve:  Dr.  Duiffhuis;  von  Emmerich:  Bürgermeister 
Briel;  vonCalcar:  Spaen;  von  Duisburg:  Bürgermeister  Eyck  und  Raab; 
von  Xanten:  Verweyen;  von  Rees  Groin  et  Bockhorst  erschienen.  — 
Bald  hernach  in  die  Stadt  hineingekommen,  berichtet  Herr  Syndicus  Niess, 
dass  er  en  passant  den  Herrn  zu  Winnenthal  mit  einem  convoy  staatischer 
Reuter  aufm  Rhein  zu  Homberg  angetroffen,  welcher  von  denselben  von 
der  Stadt  Büderich  bis  dahin  gefänglich  gebracht,  über  Rhein  geschiffet 
und  auf  churfürstliche  Ordre  nach  Spandau  hingeschleifet  würde,  gestalt  da 
zwei  Kerls  neben  Oberstlieutenant  Hundebeck  mit  gespannten  und  auf- 
gezogenen Büchsen  demFreiherru  v.  Wilich  zu  Winnenthal  in  der  Kutschen 
beigefügt  und  befehligt  wäre,  zum  Fall  er  sich  wehren  würde,  denselben 
todt  zu  schiessen;  welches  unter  den  anwesenden  Herren  einen  überaus 
grossen  Schrecken  und  Alteration  verursachet,  seien  dieselben  mit  vollem 
Eifer  aufgesessen,  in  Meinung  über  die  Ruhr  zurückzugehen  und  gemelten 
Freiherrn  zu  suchen,  auch  wo  möglich  zu  liberiren.  Weil  aber  über  gemelten 
Fluss  nit  überzukommen,  indem  Spaen  die  Fähre  mit  sich  genommen,  seien 
die  Herren  wiederum  zurück,  und  inzwischen  Particularitäten  der  vorgenom- 
menen gewalsamen  Apprehension  eingelangt.  —  Denselben  Abend  haben 
die  Herren  Ritterbürtigen  einen  Boten  ausgeschickt,  den  zu  Mülheim  sich 
befindenden  Herrn  v.  Romberg  zu  warnen,  mündlich  zu  berichten,  und,  dass 
er  bei  so  gestalter  Sache  nit  nach  Duisburg  kommen  solle,  ihn  erinnern 
lassen,  wie  gleichfalls  ein  Bote  an  Herrn  Statthalter  Nesselrode  im  Vest 
von  Recklinghausen  mit  Schreiben  unter  syndici  Niess  Hand  abgefertiget, 
gestalt,  im  Fall  der  Freiherr  v.  Winnenthal  daselbst  durchgeschleift  werde, 
denselben  aus  der  Gewaltthäter  Hand  auszureissen  ^).     Demnächst   haben 


*)  Letztere  beiden  Deputirte  der  märkischen  Ritterschaft.  Die  märkischen 
Städte  hatten  keine  Deputirten  gesandt. 

2)  Am  21.  Juli  Morgens  berichtete  Niess  an  Nesselrode  über  die  Vorgänge 
der  letzten  Nacht,  dass  die  Ritterbürtigen,  weil  sie  wegen  unbekannter  Wege 
und  der  Dunkelheit  getrennt  worden  seien,  Wilich  nicht  hätten  befreien  können, 
ihn  aber  ersuchen  Hessen,  schleunigst  zu  veranlassen,  dass  Wilich  in  den  cöl- 
nischen  oder  münsterschen  Orten,  die  Spaen  passiren  müsse,  wenn  er  den  Gefan- 
genen aus  der  Grafschaft  Mark  wegführen  wollte,  durch  aufzubietendes  Landvolk 
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die  Ritterschaft  resolvirt,  well  besagter  Romberg  nit  aus  Gefahr  gestellet, 
auch  viele  Briefschaften,   in  specie  das  Originalprotocollum  der  regensbur- 
gischen  Negotiation  bei  sich  hätte,  zu  versuchen,  ob  sie  bei  Mülheim  über 
Ruhr  schiffen  und  denselben  retten  könnten,  inmaassen  selbige  zu  Mitter- 
nacht aus  Duisburg  geritten,  um  2  Uhr  den  Herrn  v.  Romberg  in  Mül- 
heim angetroffen,  wohin  bald  darnach  Spaen  mit  8  staatischen  Reutern  an- 
gelangt,   die   hiesigen   Cavalliere    aber    mit   demselben   sich   nicht   wagen 
durften,  sondern  zusehen  mussteu,  dass  Herr  v.  Romberg  mit  beihabender 
>^chrift  salvirt  worden.     Diesem   nach  haben  die  Cavalliere  in  2  Truppen 
ch  vertheilet,  den  Spaen  zu  suchen,    deren  einer  nach  der  Lipperhaide, 
der  andere  nach  der  Neumühlen  hinter  Meiderich  geritten  und  den  v.  Win- 
nenthal  allda  angetroffen,  denen  von  den  anwesenden  30  staatischen  Reu- 
rn  auf  Spaen's  und  Hundebeck's  Ordre  der  freie   Zugang  und  An- 
sprach mit  Gewalt  verwehret,  und  nur  allein  der  Herr  zuReidt  und  Herr 
zu  Wissen  zugelassen  worden,  gegen  welche  der  Spaen  und  Hundebeck 
sich  bei  dem  Tod  und  Blut  Christi  Jesu  bezeuget,   dafern  die  Herren  Rit- 
terbürtigen  ihren  Gefangenen  suchten  aus  ihren  Händen   zu  reissen,   oder 
derselbe  sich  nur  rühren  würde,   wenngleich  tausend  Pferde   stark  wären, 
sie,  an  Statt  vermeinter  Dienste,  dem  Herrn  zu  Winnenthal  den  grössten 
ündienst  der  ganzen  Welt  erweisen,  ja  sich  selbst  und  das  ganze  Land  in 
Ituin  stellen  würden,    sintemal  solchen   Falls  sie  befehligt,    und  bei  dem 
lebendigen  Gott  resolvirt  wären,  den  Herrn  zu  Winnenthal  alsobald  nie- 
derzumachen,   und  demnächst  dahingegen   den   gewissen  Tod  zu   sterben. 
Herr  zu  Winnenthal  nahm    seinen  Abschied  von  den  anwesenden  Ca- 
illieren  und  sagte,  er  sei  sich  keines  des  allergeringsten  delicti,  noch  der 
lerwenigsten  Uebertretung  seiner  gehabten  Instruction  bewusst,  und  also 
iierschrocken  wäre,  allen  Teufeln  der  ganzen  Hölle  und  allen  bösen  Men- 
•hen  der  Welt  unter  Augen  zu  gehen,  gleichwohl  empfinden  müsse,   dass 
lan  ihn  ausserhalb  dieser  in  andere  weit  abgelegene  fremde  Landschaften 
führen  wolle,    da  er  aller  Nächsten  Zu-  und  Ansprach  sollte  beraubt  sein 
müssen,  sagte  auch  diese  formalia:  „Adieu,  meine  Herren,  ich  recommandirc 
lOuch  S.  Ch.  D.  hohen  Respect  und  den  Landtagshauptrecess".    Die  übrigen 
■;ivallicre,  so  nach  Lipperhaide  ihren  Weg  genommen,  haben  die  Reuter 
unmt  Spaen  mit  dem  gefänglich   mitgeschleiften  Herrn  zu  Winnenthal 
l;oi  der  Stadt  Essen  angetroffen,  woselbst  ihnen  gleichmässiges  rencontre,  als 
-ben,  begegnet,  und  sowohl  vom  Spaen  alsUuudebeck  ihre  Seele  hun- 
i'  rttauscndmal  dem  Teufel  zuge wünschet,  wann  dieselben  in  allem  Fall  den 
'•melten   Herrn   erst    aufopfern   und  demnächst  gern   mit  sterben  wollteu) 
nd  nachdem  die  Herren  zu  Kmpcl  undDiersfurt  obgemelten  apprehen- 
irtcn  zugesprochen '),  und  kein  Mittel  gesehen,  aus  ihren  Händen  denselben 
/ii  bringen,  sondern  zu  Kcspcct  I.  Ch.  D.  dabei  acquiescirt  und  demselben 

•■froit  würde.    Spaon,  von  den  dosfallsif^on  Maaserogoln  des  Statthalters  Ncs- 
tlrodo  büDachrichtigt,  bruchto  darauf  dun  Gufaugouca  über  Soest  nach  Lipp- 
«Udt. 

')  Nach  einer  Rpütoreu  AuMHago  des  v.  Tcngnagol  r.u  Seblom  ioUWilioh 
•M  dieser  Gelegenheit  geäussert  habuo,  slo  muchtou  sich  beruhigen,  man  könne 
iin  nichts  aiilttilMt),  du  von  ihm  nur  zwischen  zwei  Obren  vorbandelt  sei. 

i1* 
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aus  dem  clevischen  territorio  ferner  nicht  prosequiren  mögen,  seien  dieselben 
noch  mit  ebenmässiger,  wie  oben,  Recommandation  S.  Ch.  D.  hohen  Respects 
und  Haltung  des  Landtagshauptrecessus  wie  der  Privilegien  genommenen 
Abschied  sammt  den  märkischen  Herren  Deputirten  am  21.  Juli  Abends  in 
Duisburg  wiederum  angelangt,  woselbst  die  anwesenden  Herren  im  Minnen- 
bruderkloster  eodem  vespere  alsofort  zusammengetreten,  und  was  bei  so 
unerhörter  Sache  zu  thun  deliberiret,  auch  gut  gefunden,  vorerst  ein  Schrei- 
ben und  Klage  an  S.  Ch.  D.  aufzusetzen. 
23.  Juli.  Nachmittags  sind  die  Stände  in  corpore  zu  I.  F.  Gn.  dem  Herrn  Statt- 

halter und  Herren  Regierungsräthen  Herr  v.  Biland,  v.  Hoven  und 
Dr.  Motzfeld  gangen,  woselbst  sie  von  I.F.  Gn.  freundlich  verwillkommt, 
und  vom  Syndicus  Dr.  Niess  über  diese  gewaltthätige  im  ganzen  röm. 
Reich  weniger  in  diesem  Lande  erhörte  oder  von  Niemand  erlebte  procedur 
des  Obersten  Spaen  heftig  doliret".  —  (Der  Statthalter  sucht  sie  mit  all- 
gemeinen Zusicherungen  zu  beruhigen,  versichert,  dass  ihm  nichts  von  der 
befohlenen  Verhaftung  vorher  mitgetheilt  worden  sei  *),  der  Kurfürst  aber  die 
Gründe,  welche  ihn  dazu  veranlasst  hätten,  noch  näher  bekannt  machen 
würde;  ersucht  die  Stände  endlich,  sich  nicht  eher  an  den  Kaiser  oder 
sonst  wohin  klagend  zu  wenden,  bis  die  Antwort  des  Kurfürsten  auf  ihr 
Schreiben  und  dessen  weitere  Resolutionen  eingetroffen;  verspricht,  mit 
allen  Kräften  dahin  zu  wirken,  dass  Wilich  alsbald  wieder  der  Haft  ent- 
lassen werde,  und  erlässt  endlich  auf  heftiges  Drängen  der  Stände  Befehle 
an  die  Commandanten  in  Sparenberg  und  Lippstadt,  Wilich  eventuell  dort 
bis  auf  weitere  Befehle  des  Kurfürsten  in  Verwahrsam  zu  halten.)  2) 


Die  cleve-märkischen  Stände  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Duis- 
burg 22.  Juli  1654.     R. 

[Klagen  über  die  Verhaftung  Wilich's;  fordern  seine  sofortige  Freilassung,  und 

dass,  nach  Erstattung  seines  Berichts  über  seine  Sendung,  gegen  ihn  dem  Laud- 

tagsabschiede  gemäss  verfahren  werde,  widrigenfalls  sie  an  den  Kaiser  gehen.] 

22.  Juli.  Heftige  Klagen    über    die  widerrechtliche  Gefangennehmung   des  von 

ihnen  nach  Regensburg  deputirten  Wilich,  im  Augenblicke,  wo  er  als  „per- 
sona publica"  über  seine  Sendung  hat  berichten  wollen,  durch  den  v.  Spaen, 
den  die  clevische  Ritterschaft  nicht  als  qualificirtes  Mitglied  anerkennen 
will,  und  durch  die  Truppen  einer  auswärtigen  Macht  auf  dem  Reichsbo- 
den, dem  Völkerrecht  und  dem  Reichsfrieden  zuwider.  Der  Kurfürst  gebe 
in  seinem  Schreiben  zu  verstehen,  dass  Wilich  sehr  gefährliche  und  heim- 
liche Pläne  verfolgt,  und  dass  Romberg  sich  über  des  Kurfürsten  Person 
unziemende  Reden  erlaubt  habe. 

„  So  viel  nun  Uns  das  Leben,  Handel  und  Wandel  von  dem  Frei- 
herrn v.  Wilich  und  dem  v.  Romberg  bekannt  ist,  können  wir  ihnen 
kein  anderes  Zeugniss  geben,   als  dass  der  Freiherr  v.  Wilich  fast 

^)  Was  auch  wirklich  nach  einem  Schreiben  des  Kurfürsten  an  den  Statt- 
halter vom  13.  Juli,  welches  Spaen  mitbrachte,  der  Fall  gewesen  zu  sein  scheint. 
^)  Der  letztere  erklärte  sich  durch  ein  Schreiben  vom  28,  Juli  hierzu  bereit. 
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an  die  20  Jahre  als  ein  Glied  der  clevischen  Ritterschaft  dem  Landtag 
successive  beigewohnt,  und  von  den  beiden  Personen  anders  nicht 
verspüren  können,  als  dass  sie  in  ihren  actionibus  sich  redlich  und 
aufrichtig  betragen,  I.  Ch.  D.  Interesse  und  hohen  Respect  sowohl  als 
auch  das  gemeine  Beste  zugleich  sorglich  beobachtet,  auch  nach  all 
ihrem  Vermögen  dahin  contribuiret,  dass  Liebe  und  Einigkeit  zwischen 
der  gnädigsten  Herrschaft  und  Unterthanen  gestiftet,  und  dieselben  bei 
ihren  wohlerlangten  privilegiis  manuteniret  und  gehandhabt  werden 
möchten.  Und  können  E.  Ch.  D.  sich  in  Gnaden  versichert  halten, 
dass  wir  von  den  beiden  Personen  nicht  das  geringste  gehöret,  so  zu 
E.  Ch.  D.  hoher  Person  Nachtheil  und  Verkleinerung  einiges  gerei- 
chen mochte'*. 

Sie  fordern  die  vorläufige  Freilassung  Wilich's,  damit  er  als  ihr  De- 
putirter  zunächst  über  das,  was  bei  I.  Kais.  Maj.  wegen  der  Manutenenz 
ihrer  Privilegien  verhandelt,  Bericht  erstatten  könne.  Erst  dann  dürfe  er, 
im  Fall  er  wirklich  eines  Vergehens  schuldig,  vor  Gericht  gezogen  werden 
und  zwar  nach  deun  Landtagsabschiede  von  1649  nur  im  Herzogthum  Cleve 
nach  Erhebung  des  Instructionsprocesses  seitens  des  Fiscus  vor  den  ihm 
zustehenden  ständischen  Compromissrichtern.  Geschehe  dies  nicht,  so  müss- 
teu  sie  dafür  halten,  dass  ihre  und  aller  Unterthanen  Personen  und  Güter 
iisser  aller  Sicherheit  wären,  und  müssten  sich  sofort  beim  Kaiser  Schutz 
und  Beistand  erbitten,  auch  der  kaiserlichen  Confirmation  ihrer  Privilegien 
gemäss  auf  die  Verfolgung  des  Spaen,  Hundebeck  und  ihrer  Helfers- 
helfer als  Landfriedensbrecher  dringen*). 


Die  cleve  -  märkischen  Stände  an  die  Generalstaaten. 
Dat.  Duisburg  22.  Juli  1654.     K. 

[Klagen  über  die  Verhaftung  Wilich's,  die  Verwendung  staatischer  Truppen  zu 
'lassen  Abführung  und   den  Befehl   an  den  weseler  Comniaodanten,    dort  keine 
isammenkünfte  der  Stände  zu  dulden.     Bitte,  der  Garantie  gemäss  ihre  Privi- 
legien zu  schützen.] 

Da  die  Generalstaatcn  1614  die  Defeusiou   und  Garantie  ihrer  Privile-  22.  Juli, 
gien  übernommen  haben,  so  müssen  sie  denselben  die  Verhaftung  Wilich's 
um  80  mehr  klagend  anzeigen,   als   zu  des.sen  Wegführuug  von  Rheinborg 
ab   20  8taati.sche  Reiter  aus   der  Garnison  daselbst  unter  einem  Quarticr- 

')  Der  Kurfürst  hatte  Befehl  ertheilt,  dass  alle  von  (Jlovo-Mark  einlaufenden 
liriftstücke  von  den  geheimen  lUthon  eröffnet  werden  sollten.  Diese  schrieben 
imc'h  Empfang  des  Obigen  an  den  Statthalter  am  4.  August,  dass  sie  die  Kin- 
gabo der  Stunde,  so  wie  sie  beschaffen  wäre,  dorn  Kurfürsten  nicht  vorlogen 
könnten.  Der  Kurfürst  habe  die  Absicht  gehabt,  den  Procoss  gegen  Wilich 
in  Clovo  führen  zu  lassen;  wenn  or  den  Inhalt  des  Schreibens  aus  Duisburg  er- 
fahre, werde  er  davon  abstoben  müssen.  Sie  ))ltton  daher  zu  veranlassen,  dass 
'tnssclbe,  zumal  es  nur  von  wenigen  Ständemitgliedern jibgolasson  sei,  zurückge- 
)mmen  oder  doch  wesentlich  gemildert  werde. 
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meister  gebraucht  worden  sind,  die  ihnen  mit  bewaffneter  Hand  den  Zugang 
zu  Wilich  verweigert  und  seine  Befreiung  verhindert,  und  auf  ihre  Vor- 
stellungen dagegen  geantwortet  haben,  sie  befänden  sich  im  Dienst  des 
Spaen  und  Hundebeck,  obwohl  ihre  Orangeschärpen  sie  als  staatische 
Truppen  gekennzeichnet  hätten. 

„So  hat  auch  der  Commandant  in  Wesel,  Martin  v.  Jüchen, 
vor  diesem  zu  erkennen  gegeben,  dass  er  von  E.  Hochmög.  beordert, 
in  der  Stadt  Wesel  keine  Versammlung  der  Landstände  zuzulassen, 
ungeachtet  ein  Theil  dieser  Ritterschaft  in  E.  Hochmög.  territorio  pos- 
sessionirt,  theils  in  Deroselben  Kriegsdienste  begriffen,  alle  unter  dem 
Canon  von  E.  Hochmög.  Garnison  domicilirt  und  gesessen,  auch  theils 
auf  Deroselben  Provinzialversammlungen  erscheinen;  —  als  ersuchen 
wir  E.  Hochmög.  dienstfreundnachbarlich,  dass,  nachdem  diese  gew^alt- 
same  Procedur  gegen  den  Freiherrn  v.  Wilich  ein  weitaussehendes  und 
nachdenkliches  Werk  ist,  E.  Hochmög.  gelieben  ernstlich  zu  befehlen, 
dass  über  diese  von  Dero  Völkern  verübte  Gewalt  inquirirt  und  sie 
zur  Strafe  gezogen,  auch  allen  Gouverneuren  auf  dem  Rhein  und  son- 
sten  solche  Ordres  ertheilt  werden,  damit  solche  Gewaltthat  hinführo 
gegen  uns  nicht  verübt,  noch  unsere  Versammlungen  von  denselben 
behindert,  und  dasselbe,  was  die  Manutenenz  unserer  Privilegien  (wo- 
bei E.  Hochmög.  uns  zu  garantiren  sich  erkläret)  erfordert,  beobach- 
ten mögen,  gestalt  E.  Hochmög.  auch  dessen  versichert  sein  können, 
dass  wir  als  Deroselben  Nachbaren  und  unter  Dero  Canon  gesessene 
und  in  Dero  Garantie  begriffene  Personen  nichts  zu  Deroselben  Nach- 
theil tentiren  noch  schliessen  werden". 


Die  cleve  -  märkischen  Stände  an  den  Statthalter. 

Dat.  Duisburg  23.  JuH  1654.     M. 

23.  Juli.  Da  sie  erfahren  hätten,  dass  ohne   sein  und  der  Regierung  Vorwissen 

des  Freiherrn  v.  Wilich-Winnenthal  Gefangennehmung  stattgefunden 
habe,  so  wollten  sie  ihm  Abschrift  ihres  au  den  Kurfürsten  deswegen  ge- 
richteten Schreibens  mit  der  Bitte  mittheilen,  das  in  demselben  gestellte 
Ansuchen  auf  Entlassung  des  Gefangenen  und  freies  Geleit  für  den 
V.  Romberg  zu  befürworten  und  auf  alle  Weise  zu  unterstützen.  In 
Hoffnung  auf  Erfüllung  dieser  Bitte  wollten  sie  mit  der  beabsichtigten 
Klage  bei  dem  Kaiser*)  noch  drei  Wochen  zögern,  innerhalb  welcher  Zeit 


*)  Dieselbe  war  bereits  am  22.  Juli  aufgesetzt  worden.  In  dieser  Eingabe  an  den 
Kaiser  berichten  die  Stände  nach  Danksagung  für  die  Bestätigung  ihrer  Privilegien 
die  angeblich  auf  Befehl  des  Kurfürsten  erfolgte  Verhaftung  Wilich's,  und  bitten, 
Spaen,  Hundebeck  und  Meierinck,  die  im  J.  1651  des  Kurfürsten  Oberst, 
Oberstlieutenant  und  Capitän  gewesen,  als  Landfriedensbrecher  zu  citiren,  und  ver- 
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sie  die  Bewilligung  ihres  Gesuchs  und  die  desfallsigen  Befehle  seitens  des 
Kurfürsten  erwarteten. 


Nesselrode  an  Mülheim.     Dat.  Herten  26.  Juli  1654.  D. 

Berichtet  die  Gefapgennehmung  Wilich's  und  Flucht  Romberg's,  26.JoIi. 
der  sich  bei  ihm  jetzt  aufhalte.  Er  hat  in  grosser  Sorge  gestanden  wegen 
der  Schwierigkeiten,  die  in  Wien  bezüglich  der  Confirmation  der  ständi- 
schen Erbunion  gemacht  worden  sind,  und  deshalb  auch  keinem  der  jülich- 
bergischen  Stände  von  dem  Gesuch  der  beiden  Deputirten  um  dieselbe  eine 
Mittheilung  gemacht,  selbst  dem  Syndicus  Ostmann  nicht;  Wilich  hat 
die  Sache  nur  Romberg  und  einigen  wenigen  clevischen  Ritterbürtigen 
anvertraut.  Um  so  mehr  hat  letzterer  und  er  selbst  sich  gefreut,  „dass 
diese  so  sehr  gewünschte  Sache  endlich  durch  den  Bügel  bracht  ist;  Gott 
sei  davor  gedankt  und  wünschte  wohl,  dass  es  dem  Herr  zu  Winnenthal 
bei  jetziger  Einsamkeit  im  Arrest  zu  seiner  Erquickung  zu  wissen  gethan 
werden  könnte'*'). 


möge  der  peinlichen  Halsgerichtsordnung  zu  strafen,  auch  ,,was  unser  deputatus  Lic. 
Adolf  Moll  ferner  in  dieser  Sache  und  sonsten  hinführo  anbringen  wird,  zu  hören 
und  demselben  vollkommenen  Glauben  beizumessen**.  Gleichzeitig  ersuchten  sie  die 
jülich-berg.  Stände,  sich  dieser  Klage  „vigore  unionis  et  indemnisationis*  anzu- 
nehmen und  ihren  Deputirten  in  Wien,  Mülheim,  anzuweisen,  Moll  zu  assi- 
stiren.  Dem  letzteren  wurde  die  Eingabe  zwar  sofort  durch  Syndicus  Niees 
aus  Duisburg  zugesandt,  da  er  aber  wegen  der  von  den  Ständen  dem  Statthalter 
bewilligten  Frist  von  3  Wochen  Bedenken  trug,  sie  demselben  zu  überreichen, 
80  begnügte  er  sich  damit  zunächst  dem  Kaiser  eine  Abschrift  des  Schreibens 
der  Stände  an  den  Kurfürsten  vom  22.  Juli  durch  den  Oberstkämmerer  Grafen 
V.  Wallerstein  zustellen  zu  lassen  und  gleichzeitig  dem  Reichsvicekanzler  Graf 
Kurz  die  Angelegenheit  mündlich  vorzutragen,  der  davon  abrieth,  auf  die  Citation 
des  Spaen  etc.  zu  dringen,  da  der  Kurfürst  sich  jedenfalls  desselben  annehmen 
würde,  es  fraglich  sei,  ob  derRoichshofrath  darauf  eingehe  und  dieselbe  der  Sache 
Wilich's  eher  schaden  als  nützen  werde.  Erst  am  16.  Sept.  überreichten  Moll 
Qod  Mülheim  die  Klageschrift  dem  Kaiser  in  einer  Audienz,  worin  Mülheim 
die  Sache  auch  mündlich  vortrug.  Der  Kaiser  antwortete,  dass  er  »des  lieben 
Cavalliers  Zustand  bedauere",  es  sei  ihm  jedoch  bereits  vor  Wochen  eine  An- 
zeige resp.  Rechtfertigung  der  Verhaftung  seitens  des  Kurfürsten  zugegangen, 
über  welche  und  der  Stände  Klage  er  des  Reichshofraths  Gutachten  abwarten 
"•'»Ue.    (rrotokoll  Mülheim 's  über  die  Verhandlungen  in  Wien.) 

')  In  Nachschrift  setzt  er  hinzu:   „Ach  was  betrübte  Zeitung  kommet  jotso 
vom  Absterben  «1.  n  römischen  Königs,   der  allerhöchste  gütige 

Gott  wolle  alles  1  n,^  abkehren".  —  Marscholl  Rouschenberg 

schreibt  am  23.  Juli  an  Mulheim:  „Die  katholische  Religion  und  das  Haus 
üeslreich  haben  viel  verloren ,  —  hat  bei  redlichen  deutschon  Ocmüthcrn  nicht 
wenig  Ferpleiltät  verursacht,  —  es  ist  eine  gar  betrübte  Zeit". 
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Adrian  v.  Viertnund^)  an  Mülheim.    Dat.  Düsseldorf  30.  Juli 

1654.     D. 

[Niemand  nimmt  sich  Wilich's  ernstlich  an.   Bitte,  Fürsprache  kaiserlicher  Mini- 
ster zu  erwirken,    Drohungen  in  Wien  verlauten  zu  lassen.    In  Cleve  ist  Jeder 

consternirt.] 

30.  Juli.  Berichtet  die  Verhaftung  Wilich's. 

„Von  solcher  unerhörter  Procedur  will  ich  dem  Herrn  nichts  schrei- 
ben, er  wird  selbst  davon  und  von  den  bösen  Consequenzen,  wenn 
solches  also  hingehen  würde,  zu  judiciren  wissen.  Beigehender  Ex- 
tract  eines  gewissen  clevischen  privilegii  von  1510  weist  aus,  wie  der 
Herr  v.  Winnenthal  wider  Recht  ist  tractirt  worden;  ich  habe  an 
die  zu  Wesel  und  Duisburg  versammelt  gewesenen  clevischen  Herren 
Landstände,  Syndicum  Dr.  Niess,  auch  an  einen  Theil  der  jtilicher 
Cavaliere  geschrieben,  sehe  aber  nicht,  dass  Jemand  sich  der  Sache 
annimmt,  ich  will  auch  weiter  darum  bearbeiten  und  wenigstens  be- 
fördern, dass  seine  nächsten  Anverwandten  etwas  hierin  thun  und  bei 
I.  Kais.  Maj.  darum  suppliciren;  bitte  meinen  Herrn,  er  thue  mir  und 
zuvörderst  dem  ehrlichen  Herrn  v.  Winnenthal  diese  courtoisie  und 
schreibe  mir  sein  Gutachten,  wie  er  zu  erretten  sein  möchte ;  es  könnte 
der  Herr  derweil  befördern,  dass  etwa  der  Graf  Kurz  oder  sonsten 
Jemand,  welcher  gut  Brandenburgisch  wäre,  wie  etwa  der  Graf 
V.  Schwarzenberg,  dem  Churftirsten  zuschriebe,  dass  er  genannten 
Herrn  v.  Winnenthal  etwa  in  einer  ehrlichen  Haftung  in  einem 
Wirthshause  in  Arrest  behielte  und  ihn  zu  Recht  sich  vertheidigen 
Hesse,  und  nicht,  wie  ich  berichtet  worden,  dass  geschehen,  ihn  im 
schimpflichen  Gefängniss '^)  aufhalte.  Auch  könnte  der  Herr  noch  gut 
achten,  dass  auf  Anhalten  des  Herrn  v.  Winnenthal's  Anverwandten 
dem  Churfürsten  solches  zugeschrieben  und  darum  desto  mehr  einge- 
rathen  würde,  weilen  sicherlich  die  erbvereinigten  Landstände  ehe  sich 
vom  Reich  trennen  und  anderswo  Hilfe  suchen  würden,  ehe  und  bevor 
sie  dergleichen  Proceduren  unterworfen  sein  wollten.  —  Ich  reite  mor- 
gen nach  dem  Land  von  Cleve,  verhoffe  noch  einige  gute  Freunde  zu 
finden,  wiewohl  ich  vernehme,  dass  jedweder  daselbst  consternatus  sit". 


Aus  dem  Journal  Leo's  v.  Aitzema.     H. 

2.  Aug.  „De  Heer  Overste  Wij lieh,  afgesante  van  Munster,  staende  heel  well 
in  de  gratie  van  HoUant,  had  een  ende  ander  van  de  Heeren  van  Hollant 
gesproocken  aengaende  de  sake  van  den  Heer  van  Wynendael,  Wijlich 

*)  Neuburgischer  geh.  Rath  und  ein  Schwager  Wilich's.  Vgl.  oben  Note  p.  92. 
2)  Vgl.  dagegen  weiter  unten  sein  Schreiben  an  Mülheim  vom  19.  September, 
worin  er  die  gute  Behandlung  Wilich's  meldet  und  rühmt. 
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van  geslachte  ende  cousyn  germain  van  opgemelde  Overste.  Deselve  Hee- 
ren van  Hollant,  speciealijck  de  Heer  Stellingwerf,  neemen  't  werck 
van  Spaen,  Churvorstelycke  lantdrost,  gebruijckt  of  misbruyckt  hebbende 
de  militie  van  deesen  staet,  seer  qualijck,  synde  seer  heedt  in,  ende  haar 
advis  sonde  sijn  Graef  Frids  hier  te  ontbieden,  ende  of  hem,  of  de  20  ruij- 
ters  severe  te  straffen,  makende  een  gelykenis  dat  Wynenthal,  een  van 
de  stenden  ende  in  reputatie  van  de  stenden  geweest  sijnde,  op  deselve 
wijse  is  gehandelt,  als  Prins  Willem  Anno  1650  de  ses  Louwesteinsche 
Heeren  tracteerde". 

Die  Generalstaaten   an   den  Kurfürsten.     Dat.  Haag  5.  Aug. 

1654.  M. 
f  Graf  Georg  Friedrich  von  Nassau,  ihr  Commandant  zu  Rheinberg,  5.  Aug. 
hat  ihnen  gemeldet,  dass  dort  am  20.  Juli  bei  ihm  der  ehemalige  staatische 
Rittmeister,  jetzige  brandenburgische  Oberst  und  Landdrost  Spaen  von 
Berlin  eingetroffen  sei,  und  ihn  um  20  Reuter  ersucht  hat,  um  einige  werth- 
volle  Kleinodien  und  Briefschaften  sicher  zu  transportiren,  da  das  Gerücht 
ging,  dass  einige  neu  angeworbene  ueuburgische  Truppen  im  Lande  umher 
streiften.  Nachdem  Spaen  versprochen,  die  Reuter  am  Abend  wieder  nach 
Rheinberg  zurück  zu  schicken,  hat  der  Graf  ihm  dieselben  sofort  mitgege- 
ben; Tags  darauf  aber  erfahren,  dass  Spaen  mit  denselben  den  v.  Wilich 
zu  Wiunenthal  auf  Befehl  des  Kurfürsten  gefangen  genommen  und  durch 
den  ehemaligen  Richter  zu  Xanten,  Hundebeck,  ganz  in  der  Stille  auf 
Umwegen  bei  der  Stadt  Rheinberg  hätte  vorbei  bringen  lassen.  Sie  müssten 
dem  Kurfürsten  erklären,  dass  sie  des  Spaen's  „Proceduren*'  und  solchen 
Missbrauch  der  staatischen  Truppen  mit  grosser  Befremdung  aufgenommen 
hätten,  und  ihn  ersuchen,  den  Spaen  darüber  zur  Verantwortung  und 
Strafe  zu  ziehen,  und  inskünftige  dergleichen  Unternehmungen  zu  verhüten. 


Statthalter  und  Kegierung  an  die  geheimen  Käthe  in  Berlin. 

Dat.  Cleve  24.  Aug.  1654.     M. 

Sie  haben  die  cleve-märk.  Stände  zum  20.  Aug.  nach  Clcvo  verschrieben.  24.  Aug. 
::att  zu  erscheinen,  haben  sie  sich  am  18.  Aug.  in  Rees  versammelt,  und  dort, 
troti  der  Abmahnung  der  dorthin  geschickten  Räthe  (Bern  sau,  Uoveu  und 
Ißinck),  eine  Confercnz  mit  den  jül.-berg.  Ständen  beschlossen.  Eine  aus  2 
Ritterschafts-  und  2  Städteinitglicdern  bestehende  Deputation,  welche  trotz  des 
Protestes  der  weseler  Deputirten  •)  an  sie,  um  die  „Liberation  W  innen  thal's" 
r-f  erwirken,  geschickt  ist,  haben  sie  mit  der  Aufforderung  zurückgewiesen, 

»)  Die  Doputirten  von  WoboI  waren  instruirt,  eofortigr  Klagen  beim  Kaiser 
i  Krlangung  von  roenohnauilatcn  wider  den  Kurfüraton,  dun  Stuttluiltor  und 
die  Kegierung,  sowie  den  ßoscbluss,  nicht  in  Cleve  zu  erHcheincn,  /u  erwirken, 
üegcn  einen  etwaigen  BouchlusH,  zu  orachoinen,  aber  „solennitor  zu  protcetiren 
wd  die  diiieotirondon  Btädte  auf  die  der  Union  de  a.  UVM  beigefügte  Commi- 
nttion  £0  erioDern".  Die  Deputation  nach  üleve  letzten  die  ttbrf|;en  Stüdtu  bei 
der  Kitterichaft  durch. 
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dass  die  Städte  sich  unverzüglich  in  corpore  einfinden  sollten.  „Dabei 
denn  in  Consideration  zu  nehmen  ist,  dass  über  40  Ritterbürtige  im 
Lande  von  Cleve  zum  Landtag  verschrieben  worden  und  nur  etwa  14 — 'lö 
Personen  zu  Duisburg  und  zu  Rees  gewesen  sind*),  dass  auch  in  der 
Grafschaft  Mark  ungefähr  YO  Ritterbürtige  zum  Landtag  verschrieben  wor- 
den, und  davon  nur  2  oder  3  Deputirte  resp.  zu  Rees  und  Duisburg  ge- 
genwärtig gewesen".  Der  Concipist  des  Schreibens  aus  Duisburg  ist 
Dr.  Johann  Niess,  Syndicus  der  clevischen  Ritterschaft.  Die  Städte 
Cleve  und  Duisburg  haben  gegen  das  Schreiben  aus  Duisburg  protestirt, 
auch  die  Märkischen  sind  nicht  damit  einverstanden.  Da  bereits  mehre 
der  „wohlaffectionirten"  Ritterbürtigen  und  die  Deputirten  von  Cleve,  Em- 
merich, Duisburg  und  Xanten  in  Cleve  zum  Landtage  angekommen  sind,  so 
werden  sie  versuchen,  von  denselben  eine  schriftliche  Erklärung  über  ihr 
Votum  wider  das  duisburger  Schreiben  zu  erlangen.  Jedenfalls  ist  es 
nöthig,  den  Ständen  noch  weiter  und  näher  die  Gründe  der  Gefangenneh- 
mung Wil  ich' s  mitzutheilen.  Sie  lassen  den  Kurfürsten  deswegen  und  ob 
sie  einen  neuen  cleve-märkischen  Landtag  behufs  Verhandlungen  über  Um- 
lage des  zweiten  Termins  der  50,000  Thlr.  und  des  ersten  der  600,000  Thlr. 
ausschreiben  sollen,  um  Verhaltungsbefehle  bitten^). 


Der  Statthalter  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Cleve  25.  Aug. 

1654.     M. 

[Strenge  gegen  die  „Uebelaflfectionirten"  ist  nöthig.    Schlägt  die  Verhaftung  von 

Wilich-Diersfurt,  Diepenbruch,  Loe  zu  Wissen,  Düngein  und  Aschenberg  sowie 

des  Syndicus  Niess  und  des  weseler  Bürgermeisters  Brembgen  vor.     Gelingt  sie 

nicht,  sind  die  Häuser  jener  Adeligen  zu  blockiren  und  zu  besetzen.] 

25.  Aug.  Weil  die   geheimen  Räthe   über  des  Wilich  Gefangennehmung  und 

desfallsige  Schritte  der  Stände  geschrieben,  wäre  ihnen  auch  über  die  wei- 
teren Verhandlungen  mit  den  Ständen  berichtet  worden. 

„So  viel  aber  habe  ich  aus  den  Handlungen  eine  zeithero  abge- 
nommen, dass  es  mit  guten  Worten  und  Gelindigkeit  bei  den  Uebelaf- 
fectionirten  hinführo  nicht  will  gethan  sein,  denn  nachdem  E.  Ch.  D. 
nach  Dero  Abzug  aus  hiesigem  Lande  im  September  1652  den  Stän- 
den versprechen  und  versichern  lassen,  in  ihren  gravaminibus  alle  Sa- 
tisfaction  zu  geben  (inmaassen  auch  folgends  geschehen)  und  sie  des- 
wegen zum  fünften  und  sechsten  Mal  zum  Landtag  verschrieben,  so 
sind  sie  doch  nicht  erschienen,    sondern  jedesmal  ungehorsam   aus- 

*)  In  Rees  waren  ausser  den  in  Duisburg  anwesenden  clev.  Ritterbürtigen 
und  Städtedeputirten  noch  Schell  zu  Heyen,  Wilich  zu  Kervendonk  und 
Morrien,  als  Deputirte  der  mark.  Ritterschaft,  Düngein  und  Aschenberg 
erschienen. 

^)  Durch  Rescript  vom  22.  September  befahl  der  Kurfürst  die  sofortige  Um- 
lage der  zweiten  Hälfte  der  im  October  1653  bewilligten  50,000  Thlr.  und  deren 
alleinige  Verwendung  für  die  Garnison  in  Lippstadt. 
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geblieben  und  zu  E.  Ch.  D.  Despect  sich  an  anderen  Orten,  dann 
zu  Büderich,  dann  zu  Wesel,  dann  zu  Rees,  beisammen  gethan 
haben  vor  eins.  Vors  andere  ist  Namens  E.  Ch.  D.  als  Landesfursten 
den  Ständen  verboten,  die  vorhabende  Schickung  an  I.  Kais.  Maj. 
werkstellig  zu  machen,  auch  dem  v.  Wilich  zu  Winnenthal  bei  Ver- 
meidung E.  Ch.  D.  Ungnade  angeschrieben,  besagter  Commission  und 
Werbung  sich  nicht  zu  unternehmen.  Dem  unangesehen  einige  De- 
putirte  gemeldete  Commission  nicht  allein  an  I.  Kais.  Maj.  fortgesetzt, 
sondern  auch  bei  Churfürsten,  als  auch  fremden  Herrschaften  Secun- 
dirung,  Hilfe  und  Intervention  unverantwortlich  gesucht,  und  allda 
E.  Ch.  D.  schimpfliche  und  verkleinerliche  Sachen  proponirt  haben. 
Vors  Dritte  haben  einige  Uebelaffectionirte  aus  den  Ständen  das  in- 
juriöse  und  unverantwortliche  Schreiben  aus  Duisburg  an  E.  Ch.  D. 
abgehen  lassen  und  dabei  zu  Rees  auf  ihrer  Beisammenkunft  in  eflfectu 
beharret.  Vors  Vierte  sind  die  Uebelaffectionirten  auf  E.'  Ch.  D.  Aus- 
schreiben anhero  nicht  erschienen,  sondern  wiederum  ausgeblieben, 
welches  ein  grosser  Ungehorsam  und  Verachtung  von  E.  Ch.  D.  Be- 
fehlen ist.  Und  sind  vors  Fünfte  diese  Excessen  und  Verfahrungen 
dergestalt  beschaffen,  dass  nach  der  Rechtsgelehrten  Meinung  die 
auctores  und  Rädelsführer  criminaliter  dafür  bestraft  und  corporaliter 
arrestiret  oder  mit  Geldstrafen  belegt  oder  auch  des  Landes  verwiesen 
werden  können. 

Weil  nun  guter  Maassen  kundig,  dass  nicht  alle  die  Uebelaffec- 
tionirten hieran  schuldig,  weniger  das  ganze  Land,  noch  weniger  die 
Wohlaffectionirten  einigen  Theil  daran  haben,  sondern  nur  wenige 
Leute  besagten  Ungehorsam  und  Muthwillen  causiret,  und  in  specie 
aus  dem  Lande  Cleve  der  v.  Wilich  zu  Diersfort,  der  v.  Loe  zu 
Wissen  und  der  v.  Diepenbruch  zu  Empel,  der  Syndicus  Dr.  Niess 
und  Bürgermeister  Brembgen  von  Wesel,  aus  der  Grafschaft  Mark 
aber  der  v.  Düngelen  zu  Dahlhausen  und  v.  Aschenberg  zu  Hal- 
den als  Deputirte  zu  Duisburg  und  Rees  gewesen  sind,  —  so  stelle 
Ch.  D.  ich  unterthänigst  anheim,  ob  solche  Personen  nicht  vorerst 
in  Versicherung  genommen  werden  möchten  und  zwar  dergestalt,  dass 
etwa  einer  vertrauten  bequemen  Person  diese  ('ommission  aufgetragen, 
denjclben  etwa  KX)  oder  150  Mann  aus  Lippstadt  untergeben,  die  ge- 
nannten mit  BchUndigkcit  apprehendirct,  und  vors  erste  auf  das  Haus 
Dinslaken  gelogt  würden,  oder  da  solches  nicht  gelingen  wolle,  der 
Barone  adelige  Häuser  zu  E.  Ch.  D.  Dienst  und  Behuf  aufgefordert, 
und  da  sie  sich  darin  weigerten,  bei  Verlust  ihrer  Lehne  und  Vcnnei- 
•  lung  E.  Ch.  D.  höchster  Ungnade  die  Eröffnung  anbefohlen,  da  als- 
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dann  noch  nicht  parirten,  mit  genügsamen  Leuten  die  Häuser  bis  zur 
Aufgabe  blocquiret,  folgens  etwa  15  oder  20  Mann  auf  jedes  Haus 
gelegt,  die  Adeligen  allda  in  körperlichen  Arrest  gehalten,  auch 
Dr.  Niess  in  seinem  Hause  arretirt,  mit  Brembgen,  nachdem  die 
Occasion  sich  präsentiret,  verfahren,  welcher  selbiger  niemalen  von 
Haus  oder  Stadt  kommt,  und  alsdann  per  fiscum  gegen  einen  jeden 
zur  Criminalbestrafung  verfahren  würde.  Ich  wolle  verhoffen,  dass 
dadurch  die  Uebelaffectionirten  zu  mehreren  Respect  und  Accomoda- 
tion  bewogen,  und  E.  Ch.  D.  landesfürstliche  Autorität  mehr  und  mehr 
stabiliret,  auch  sonsten  E.  Ch.  D.  Zweck  auf  dem  Landtage  desto  be- 
ständiger erhalten  werden  sollte". 


Wilhelm   Quad    v.  Wickrath,    Drost   zu  Dinslaken,    an    den 

Statthalter.     Dat.  Dinslaken  27.  Aug.  1654.     M. 

27.  Aug.  Auf  seinen  Befehl  habe  er  die  sämmtlichen  Ritterbürtigen  seines  Dro- 

stenamtes  Dinslaken  dringend  aufgefordert,  auf  dem  ausgeschriebenen  Land- 
tage zu  Cleve  zu  erscheinen;  aber  nur  Caspar  v.  Sieberg  zu  Yörde  und 
Ludolf  Georg  V.  Boenen  zu  Oberhausen  dazu  bewegen  können;  Johann 
Wilhelm  Quad  zu  Watereck  und  Robert  Stael  zu  Angenend  hätten 
sich  wegen  anderweitiger  Verhinderung  entschuldigt*). 


Ostmann  an  Mülheim.     Dat.  Neuss  29.  Aug.  1654.     D. 

[Berathungen  zu  Wilich's  Befreiung.     Ernst  zur  Erhaltung  der  Privilegien  thut 

noth,   aber  die  Verhaftung  Wilich's  hat  den  Ständen   „den  Compass  verstellt". 

Processerhebung  gegen  Romberg.    Er  muss  sich  an  den  Kaiser  wenden.] 

29.  Aug.  Die  Deputirten  der  Stände  von  Cleve,  Jülich  und  Berg  sind  hier  ver- 

sammelt, um  Maassregeln  zur  Befreiung  Wilich's  zu  berathen. 

„Es  muss  aber  meines  geringen  Ermessens  ein  Ernst  dabei  ge- 
brauchet werden,  sonsten  aber  der  Lande  Freiheiten  und  Privilegien 
gar  unter  die  Füsse  getreten  v^erden.  Die  Wegführung  des  Herrn  zu 
Winnenthal  hat  aber  den  Landständen  allerseits  den  Compass  sehr 
verstellet,  vrorüber  zwar  ein  Jeder  seine  Opinion  herbei  traget,  man 
kann  aber  den  rechten  Grund  schwerlich  finden,  sondern  vermuthlich 
bis  zu  deU  cleve  -  märkischen  und  Jülich  -  bergischen  Landtagen  aus- 
stellen müssen,  weilen  gegenwärtige  Deputirte  keine  weitere  Last  als 
ad  referendum  haben.  Der  Herr  v.  Romberg  ist  von  der  clevischen 
Regierung  per  fiscum  citiret  worden,  weilen  aber  derselbe  dem  nit 
traut  und  besser  in  den  Reisen  als  Eisen  zu  verantworten  ist,  so  hat 


*)  Selbst  die  Regierungsräthe  v.  Biland  und  v.  Heiden  hatten  sich  gleich 
nach  der  Gefangennehmung  Wilich's  auf  ihre  Güter  zurückgezogen,  und  ent- 
schuldigten ihr  Ausbleiben  durch  Krankheit. 
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er  sich  darüber  beschwert  und  an  S.  Ch.  D.  provociret  und  suppliciret; 
weilen  der  Weg  ihm  auch  nit  zu  rathen,  so  wird  er  das  Werk  beim 
kaiserlichen  Hofe  suchen  müssen". 

Aus  dem  Protokoll  des  clevischen  Ständeconvents  zu  Rees.    \l. 

[Deputation  an  die  Prinzessin  von  Oranien.     Relation  von  den  zu  Neuss  gepflo- 
genen Berathungen  der  jülich-bergischen  und  cleve-märkischen  Ständedeputirten. 
Bericht  MoU's  aus  Wien.     Schreiben  an  den  Kaiser,  die  Regierung  und  die  nicht 
erschienenen  Ritterbürtigen.] 

„Erschienen  Biland  zu  Reidt*),  Diepenbruch,  Loe  zu  Wissen,  Schell  10.  Sept. 
zu  Heyen,  Wilich  zu  Diersfurt,  Tengnagel  zu  Sehlem,  Drost  Palant, 
Eickel  zu  Green,  Ulft  zu  Lackhausen,  Siberg  zu  Vörde,  Morrien, 
Reck  zur  Wenge,  Domherr  Wilich,  Wilich  zu  Kerveudonk,  Drost  Nie- 
venheim  und  Deputirte  der  Städte  Wesel,  Cleve,  Emmerich,  Calcar,  Duis- 
burg, Xanten  und  Rees.  —  Herr  Director  Freiherr  v.  Reidt  neben  Herrn 
zu  Sehlem  und  Syndicus  ther  Schmitten  und  Schöffen  Fehus  von 
Cleve  nach  Wesel  abgeordnet,  Ihre  Hoheit  der  Prinzess  douariöre  zu  Orange 
zu  complimentiren. 

Ward  zuförderst  die  Union  vorgelesen  und  demnächst  ist  Relation  ge-  ll.  Sept. 
than  von  der  bei  der  zu  Neuss  von  den  erbvereinigteu  Jülich-,  cleve-,  berg- 
und  märkischen  Ständen  gehaltenen  Conferenz  gepflogenen  Handlung'^),  dahin 
zielend,  es  wären  bei  jetzigen  Conjuncturen  zur  Erledigung  des  Freiherrn 
V.  Wilich  und  Conservation  der  Privilegien  2  Wege  ausgesehen  worden: 
ad  imperatorem  aus  dieser  Ursache,  weilen  I.  Maj.  vermög  der  gemeinen 
Rechten  und  Reichsconstitutionen  judex  causae  sein  müsste,  und  zu  diesem 
Ende  dieses  zu  suchen  gut  gefunden  1)  mandatum  de  relaxando  captivo  in 
communi  forma;  2)  mandatum  de  non  ofleudendo  sub  poena  banui,  damit 
die  Herren  Stände  weiters  könnten  gesichert  sein,  und  motus  in  diesen  in 
extrcmitatibus  imperii  gelegenen  Ländern  verhindert  werde;  3)  mandatum 
manutenentiae  auf  einem  oder  anderen  der  nächstgesessenen  Reichsständen, 

>)  Nach  dem  Erlöschen  des  Mandats  der  im  April  1650  auf  4  Jahre  gewähl- 
ten Deputirten  der  clevischen  Ritterschaft  (s.  oben  p.  418),  waren  auf  dem  Con- 
vent  in  Rees  gewählt  worden,  zum  ständigen  Director:  Roll  mann  Frh.  v.  Biland 
zu  Biland  Ilr.  zu  Reidt  und  Oyo;  zu  Doputirten:  Diepeubruch  zu  Kmpel, 
Ulft  gen.  Dornick  zu  Lackhauaen,  Wilich  zu  Diersfurt,  Domherr  Wilich  zu 
Wilich,  Hertefeld  zu  Uertefeld,  Eickel  zu  Green  u.  Morrien  zu  Calbeck, 
'     fi  zu  Wiisen  und  Wilich  zu  Winncnthal. 

*)  Dort  waren  am  28.  soitons  der  clevischen  Stände  Biland  zu  Reidt, 
Wilich  zu  Diersfurt,  der  Syndicus  Nioss,  der  wcsolor  SchölTü  Arnold  Bon- 
gard und  der  Bürgermeister  von  Jiees,  Anton  Momm,  seitens  der  niurkischou 
Ritterschaft  Dungolu  zu  Dalhauson,  seitens  der  jiilichschen  Stünde  Freiherr 
V.  Hchaosborg,  neubargischur  geh.  Ruth,  Golt stein,  Amtmauu  zu  Münster- 
oifel,  Oerh.  Floren,  Bürgerm.  zu  Jülich,  und  Johann  Billich,  Bürgorm.  zu 
Euskirchen;  seitens  der  borgischon:  Nessolrode,  Jlall,  Syndicus  ÜMtnianu, 
Bürgcrm.  Moll  von  Lonoep  und  Bürgerm.  Holt  hausen  von  Duttseldorf.  Die 
dort  gemachten  Vorschhigo  gingen  nach  dem  Protokoll  der  Conferenz  von  dea 
clevc-m;trl:i^«li'"  T)«Miiitirt«'ii  in  «!..»;.•  Svii.lirug  Nie  SS  aus. 
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wann  den  privilegiis,  dem  Haupt-  und  Executionsrecess  contravenirt  werde ; 
4)  weil  S.  Ch.  D.  und  deren  Räthe  in  cognitione  der  Sachen  mit  dem  Herrn 
V.  Wilich  und  Romberg  suspect  und  nicht  competentes  seien,  um  eine 
kaiserliche  Commissiou  an  einen  nächst  gesessenen  Reichsfürsten  angehalten 
würde,  darüber  zu  inquiriren;  5)  eine  Schickung  nach  Berlin  und  Cleve, 
welche  improbirt  und  zwar  wegen  grosser  Spesen  und  unnöthiger  vergeb- 
licher Werbung  zu  Berlin,  so  doch  tractum  temporis  requiriret,  nach  Cleve 
aber,  weil  I.  F.  Gn.  und  die  Räthe  nicht  bemächtigt,  solch  Gravamen  zu 
erledigen;  6)  auch  für  den  Herrn  v.  Winnenthal  pro  mandato  de  re- 
laxando  zu  suppliciren  und  zu  desto  mehrer  Beförderung  eine  adelige  Person 
aus  der  jülich-bergischen  und  eine  aus  der  cleve-märkischen  nach  Wien  abzu- 
schicken*). Der  andere  Weg  nach  die  Herren  Staaten  General,  welchen  die 
Jülich-  und  Bergischen  nicht  eingehen  wollen,  damit  das  Absehen  nicht 
haben  möge,  sich  fremder  Herrschaft  zu  bedienen,  ist  verworfen.  Es  ist 
auch  verlesen  ein  Schreiben  des  Herrn  Lic.  Moll  aus  Wien  vom  15.  August 
1654  an  Herrn  Syndicus  Niess,  dahin  zielend,  I.  Maj.  sammt  den  hohen 
Ministris  wäre  verwundert,  dass  Stände  mit  ihrer  förmlichen  Klage  nicht 
eingelangten,  da  doch  S.  Ch.  D.  eine  Schrift  von  3  Bogen  daselbst  bereits 
eingebracht  und  Herr  zu  Winnenthal  mit  diesen  Stücken  vornehmlich 
beschuldigt:  1)  er  wäre  seiner  Eidpflicht  nicht  erlassen  und  also  nicht  be- 
mächtigt gewesen,  wider  S.  Ch.  D.  zu  agiren;  2)  hätte  die  Stände  vielmal 
gegen  Dieselbe  aufgewiegelt;  3)  und  wäre  gegen  S.Ch.D.  mit  vielen  Schmähen 
herausgefahren,  —  bittend,  die  Stände  möchten  quam  citissime  mit  ihrer  Klage 
einkommen,  und  ihm,  Lic.  Moll,  speciale  maudatum  deshalb  zuschicken. 
12.  Sept.  Ist  eine  Instruction  sammt  creditiv  an  Kais.  Maj.   vor  Herrn  Moll  in 

pleno  verlesen,  approbirt,  und  haben  die  nach  Wesel  abgeschickten  deputati 
in  dem  collegio  ihre  Verrichtung  und  abgelegte  Compliment  bei  I.  Höh. 
der  Prinzessin  d'Orange  Relation  gethan,  so  sich  aufs  höchste  erboten.  Ge- 
strigen Tags  von  den  Herren  zuEmpel,  Wissen,  Drost  Palant  und 
Siberg  aufgesetzte  Schrift  an  den  Kaiser  ist  im  collegio  der  Städte  ver- 
lesen, examinirt  und  hinc  inde  ab  und  beigefügt,  auch  von  denselben  per 
majora  ratificirt,  folgends  aber  nach  gehaltener  abermaliger  Conferenz  mit 
den  Ritterbürtigen  unanimiter,  ausserhalb  Duisburgs,  placitirt  und  zu  mun- 
diren  anbefohlen^). 


*)  Nicht  erwähnt  wird  der  im  Schreiben  der  jül.-berg.  Stände  an  die  cleve- 
märk,,  dat.  Hambach  17.  Sept.,  enthaltene  und  gebilligte  Vorschlag,  an  den  Kur- 
fürsten von  Sachsen  und  den  Pfalzgrafen,  ,,als  Mitprätendenten  zu  den  Succes- 
sionslanden",  zu  schreiben,  um  sie  zur  Intercession  für  Wilich  aufzufordern.  Nach 
dem  Bericht  der  weseler  Deputirten  war  dieser  Vorschlag  in  Rees  „vorerst  noch 
nicht  placitirt  worden". 

2)  Die  sehr  weitläufige  Eingabe  an  den  Kaiser,  dat.  Rees  12.  September, 
klagt  nochmals  in  sehr  heftigen  Ausdrücken  über  die  Verhaftung  ihres  Depu- 
tirten,  der,  nachdem  er  einige  Wochen  in  Lippstadt  festgehalten,  nach  Spandau 
transportirt  sei,  und  gegen  den  der  Process  dort  und  in  Berlin  betrieben  würde. 
Sie  vertheidigen  Wilich' s  Verhalten  dem  Kurfürsten  gegenüber.  Er  hat  nur, 
wozu  er  verpflichtet,  die  Privilegien  der  Stände  vertheidigt.  Seit  Anfang  des 
J.  1652  ist  ihm  vom  Kurfürsten  bereits  das  Gehalt  und  der  Titel  eines  Justiz- 
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Zwei  Schreiben  abgefasst,  eins  an  die  abwesenden  Ritterbürtigen,  worin  14.  Sept. 
sie  von  den  allhier  genommenen  conclusis  advertirt,  auch  vi  unionis  und 
darauf  abgelegter  Eidespfliehten,  darob  fest  zu  halten  und  etwa  per  igno- 
rantiam  sich  davon  nicht  divertiren  zu  lassen,  erinnert  worden.  Das  andere 
an  die  churfürstliche  Regierung  wegen  jüngst  den  nach  Cleve  geschickten 
Deputirteu  gethaner  schimpflicher  Abweisung"'). 


Die  cleve- märkischen  Stände   an  die  Prinzessin  Amalie  von 

Oranien').     Dat.  Rees  13.  Sept.  1654.     R. 

Betheuerung  ihrer  Anhänglichkeit  und  Treue  an  das  Haus  Branden-  13.  Sept. 
bürg,  davon  sie  bereits  die  grössten  Beweise  gegeben  haben,  insbesondere 
durch  die  grossen  Steuern,  welche  sie  dem  jetzt  regierenden  Kurfürsten 
und  seinen  Vorfahren,  obwohl  sie  in  keiner  Weise  dazu  verpflichtet  waren, 
auch  das  Land  durch  fremde  und  kurfürstliche  Truppen  in  jämmerlichen 
Zustand  versetzt  worden  war,  bewilligt  haben.  Der  Kurfürst  hat  aber  diese 
Treue  weder  anerkannt  noch  belohnt,  und,  in  Missachtung  und  Verletzung 
aller  ihrer  von  ihm  selbst  bestätigten  Privilegien,  das  unglückliche  Land 
wiederum  1651  in  Krieg  gestürzt,  und  dasselbe  durch  Truppeneinquartie- 
rung  und  Erhebung  unbewilligter  Steuern  fast  dem  Untergange  ausgesetzt. 
Hierdurch  sind  sie  genöthigt  worden,  solchem  Unheil  ferner  vorzubeugen, 
beim  Kaiser  die  Bestätigung  ihrer  Privilegien  auszuwirken.  Trotzdem  hat 
der  Kurfürst  dieselben  wiederum  durch  Gefangennehmuug  ihres  nach  Re- 
gensburg Deputirten,  des  V.  Wilich  zu  Winnenthal,  und  dessen  Abführung 
ausser  Landes  mit  Füssen  getreten,  und  ihre  Bitte  um  Entlassung  dessel- 
ben nicht  erhört.  Sie  bitten  daher  die  Prinzessin,  sich  deswegen  beim  Kur- 
fürsten zu  verwenden,  und  durch  ihre  Interposition  die  Sicherstellung  ihrer 
Privilegien  und  die  Abwendung  ferneren  Unheils  zu  bewirken. 


rfttbs,  auch  jeder  Zutritt  zu  demselben  verweigert  worden,  mithin  sei  er  that- 
sächlich  längst  aus  dem  Dienste  des  Kurfürsten  geschieden.  Sie  erbitten  schliess- 
lich 1)  mandatum  sine  clausula  de  relaxando  captivo  et  restituendo  ad  locuni 
domicilii  habitationis  et  origiuis,  2)  zu  ihrer  Sicherheit  mandatum  de  non  ofTon- 
dendo,  und  3)  kaiserlichen  Befohl  an  die  Stände,  in  casu  hoc  uotoriae  coutra- 
ventionis  et  turbationis  der  bestätigten  Landlagsabschiodo  und  rriviloLricii  die 
dem  Kurfürsten  bewilligten  Summen  „zurückzuhalten". 

')  Sie  klagen  in  demselben,  dass  ihre  Deputirten  öiaii  nim  yL>\niiu,vii  ite- 
•olation  „mit  unerhörter  Bedräuung  landesfürstlicher  Ungnaden  tractiret,  einige 
ihres  Mittels  ad  partcm  citiret  und  gegen  sie  Reden  geführet,  als  wenn  wir  uns 
aller  Privilegien  begeben,  von  keinem  gravamino  mehr,  und  wenn  es  schon  Gut 
und  Blut  turbireto,  raoviren  dürften,  sondern  in  vim  absolutuo  potestatis  gleich 
den  Leibeigenen  laosi  et  compulsi,  ju  als  Prisirto  und  Gepfändete  laedirt  und 
gepfändet  sein  müssteD".  Schliesslich  erklären  sie,  dass  sie  mich  solchen  Vor- 
gängen, und  da  keine  der  in  den  Landtagsabschiodon  von  KMl)  und  ir>r)3  gostoll- 
teo  Bedingungen  erfüllt  worden  nown,  nicht  eur  Beibringung  der  dunmls  bewilligten 
Steuern  verpflichtet  w;.  mg  warnen  inüssten,  diesolbou  nicht  ihrem 

nnf  die  Ut'cesHo  gelei.Hi  i  ohne  ihre  Zustimmung  erheben  «u  lassen. 

')  Die  Schwiegermutter  des  Kurfürsten,  welche,  auf  der  Reito  nach  Berlin 
riffen,  sich  einige  Tage  in  Wesel  aufliielt. 
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Nesselrode  an  Mülheim.     Dat.  Hambach  19.  Sept.  1654.    D. 

[Der  Urlaub  zum  Landtage  ist  ihm  verweigert.    Entschuldigt  die  clevischen  Stände 

wegen  Verzögerung  der  Klage  beim  Kaiser.     Wilich's  Behandlung  in  Spandau, 

seine  Forderung,  zurückgebracht  zu  werden.    Hofft  auf  den  Kaiser,  widrigenfalls 

die  Stände  sich  an  die  Staaten  wenden  werden.] 

J9.  Sept.  Er  ist  am  12.  September  erst  auf  dem  Jülich- belgischen  Landtage  in 

Hambach  erschienen,  da  der  Kurfürst  von  Cöln  ihn  gleich  nach  dem  Stände- 
convent  in  Neuss  nach  Duisburg  zur  Conferenz  mit  den  brandenburgischen 
Käthen  Bachmann  und  Portmann  über  einige  Grenzstreitigkeiten  ge- 
sandt, und  ihm  auf  sein  mehrmaliges  Gesuch  um  Urlaub  zum  Landtage 
„scharfe  abschlägliche  Antwort"  gegeben  hat,  „wie  E.  E.  in  original!  zu 
Ihrer  höchsten  Verwunderung  vorzeigen  werde". 

„Ich  verstehe  aus  fast  allen  E.  E.  Schreiben,  dass  Sie  und  an- 
dere der  Orten  sich  darüber  nicht  genugsam  verwundern  können,  dass 
die  Sache  wegen  des  ehrlichen  und  lieben  Herrn  zu  Winnenthal 
so  gar  langsam  fortgesetzt  wird  und  bis  dahin  noch  keine  Klageschrift 
an  kaiserlichen  Hof  eingesendet  worden,  insonderheit  da  die  erhoffte 
Relaxation  in  so  langer  Zeit  nicht  erfolgt,  sondern  inmittelst  ferner 
von  der  Lippstadt  nach  Spandau  geführet  ist.  Und  wenn  idh  vor 
meine  Person  noch  bei  E.  E.  wäre,  würde  mich  eberngestalt  mit  Ihnen 
darüber  nicht  genugsam  verwundern  können,  bevorab  wenn  ich  von 
den  behinderlichen  Ursachen  keinen  Bericht  hätte.  Hingegen  aber  da 
mir  nach  und  nach  zu  vernehmen  vorkommen  ist,  durch  was  unver- 
muthete  wunderbarliche  und  seltsame  Ein-  und  Zufälle  die  cleve-  und 
märkischen  Stände  in  diesem  Werk  aufgehalten  und  behindert  sind,  die 
sich  alle  nicht  schreiben  lassen,  so  kann  man  dieselbe  dergestalt  nicht 
als  man  sonst  wohl  meinen  möchte,  beschuldigen,  sondern  mag  man 
gestalter  Sachen  nach  Gott  danken,  dass  die  eingefallenen  Difficultäten 
bis  dahin  noch  insoweit  nach  und  nach  überwunden  sind,  dass  nun- 
mehr sowohl  von  Cleve-  und  Märkischen  als  Jülich-  und  Bergischen 
E.  E.  sowohl  und  Herr  Lic.  Moll  bei  jetziger  Post  zugefertigt  wird, 
was  Sie  diesfalls  allda  am  kaiserlichen  Hof  zu  negotiiren  haben,  da- 
neben Ihnen  denn  auch  die  Antwortung  auf  die  lange  Chur-Branden- 
burgsche  Schrift  in  der  Stände  als  Principal  Namen  und  unter  der- 
selben Siegeln  ausgefertigt,  überschickt  wird.  Wegen  des  Herrn  zu 
Winnenthal  hat  man  alhie  aus  unterschiedlichen,  so  aus  Berlin  als 
andern  Oertern  hero  glaubhaften  Schreiben  ungefährlich  nachfolgende 
formalia:  S.  Ch.  D.  zu  Brandenburg  haben  gnädigst  verordnet,  dass 
der  Herr  zu  Winnenthal  binnen  Spandau  in  einem  grossen  wohl- 
zugerüsteten  Zimmer  alle  Mahlzeiten  mit  6  guten  Speisen,  einer  Flasche 
Wein  und  einer  Flasche  Bier  wohl  und  ehrlich  gehalten  werden  solle, 
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auch  dortigem  Commandanten  befohlen,  dass  er  ihn  auf  den  Wällen 
der  Festung  spazieren  gehen  lassen  möge,  jedoch  dass  ein  Officier 
dabei  sei.  Ein  ander  Schreiben,  welches  der  Herr  Schwerin  an  einen 
clevischen  llath  geschfieben,  meldet  dieses:  Der  Herr  zu  Winnenthal 
will  nicht  antworten,  sondern  erstlich,  dahin  er  geholet  worden,  resti- 
tuirt  sein  etc.  Gott  wolle,  wie  ich  von  Herzen  wünsche,  den  guten 
Mann  dabei  stärken  und  bis  zu  seiner  Erledigung  Geduld  verleihen. 
Ich  hoffe  zu  Gott,  I.  Kais.  Maj.  wird  es  an  Mitteln,  um  die  verlangte 
Erledigung  zu  Wege  zu  bringen,  nicht  ermangeln,  im  Widrigen  wer- 
den gewisslich  die  säramtlichen  Stände  ihren  recursum  zu  denen  neh- 
men, welche  darauf  warten  und  darnach  verlangen,  dass  sie  in  Kraft 
versprochener  Garantie  darum  ersucht  werden,  die  Cleve-  und  Märki- 
schen, wie  auch  viel  von  hiesigen  JüUch-  und  Bergischen,  sind  fast 
sehr  dahin  inclinirt.  Es  ist  aber  bis  dahin,  sonderlich  weil  noch  bei 
I.  Kais.  Maj.  nicht  geklagt,  weniger  ungeholfen  gelassen,  behindert, 
und  allein  schlechthin  bei  den  Herren  Staaten  über  die  Gewalt,  so 
ihre  Soldaten  in  diesem  Fall  verübet,  quaerulirt  worden" '). 


Die  Regierung  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Cleve  28.  Sept. 

1654.     M. 

Nach  dem  Schreiben  der  clevischen  Stände  aus  Rees  vom  14.  d.  M.'^)  28.  Sept. 

i  anzunehmen,   dass   dieselben  weder  einem  anderweitigen  Laudtagsaus- 

hreiben  Folge  leisten,  noch  weniger  irgend  eine  Steuerumlage  bewilligen 

.. ürden,  bevor  ihre  Beschwerde  bezüglich  des  Wilich-Wiiiueuthal  vom 

Kurfürsten  erledigt  worden  wäre.    Unter  solchen  Umständen  hielten  sie  es 

für  besser,  die  Stände  gar  nicht  zu  verschreiben,  sondern  es  bei  den  bereits 

bewilligten  Steuerterniinen  zu  belassen,  damit  die  Stände,  wie  zu  befürch- 

u,   nicht  noch  die  ganze  Steuerbewilligung  wieder  zurücknähmen.    Auch 

glaube  der  Kriegscommissär  Ludwig,  mit  den  bis  Martini  1055  bewilligten 

Steuern  unter  Einhaltung  der  verabredeten  Erhebungsterminc  deu  Unterhalt 

i  r  Truppen  bestreiten  zu  können'). 


•;  Am  *J;).  .-"tjMciiii)«,'!' .sciiriMKt  N  •' H  H  u  1  rot!  e  an  Mülheim:  ,,l"i.s  hciiciih,  dasfl 

uu  ClevlBciicn  und   Markincheu  duä   Hurru   7a\  Winuenthul  Ileluxutiou  durch 

die  alte  rriuzessin  von  Orunicn,  su  uulangstliin  durch  das  Land  vun  CIüvü  und 

Grafachaft  Mark  nach  IJcrlin   zu   der  Kurfürstin   bevorstehenden  Kram  verreiset 

ift,  und  darum  von  den  Ständen  angelangt  worden,   verhoflfen  thuu,  denn  soust 

*vardou  sie   auf  dio  Abordnung  einen  Bonderlicheu   (JavallierH  nachcr  Wien  auf 

uro  Kosten   im  Nameu  der   summtlicheu   erbvereiuigteu   Landatändo  ferner  In- 

tan/  tiniti.    (jutt  gebe  der  8ach  eia  gut  Eud,  wolches  ich  dum  liebeo  Cavallior 

vuii  ll*i/>ii  wünsche". 

';  Vgl.  oben  Note  p.  7öL 

*;  Dem  Schreiben  ist  uiu  Uutochteu  .^..  >  i'Mircfu^i,  .......  ..^. 

Haler,  lur  Geacb.  d.  Gr.  Kurrorttsn.  V.  ^^ 
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Die  märkische  Ritterschaft*)  an  Moll.     Dat.  Unna  8.  Oct. 

1654.     D. 

[Die  Drosten  und  Städte  sind  gegen  Betheiligung  der  märkischen  Stände  an  der 
clevischen  Klageschrift  und  Eingabe  an  den  Kaiser,  soll  »rstere  dennoch  in  deren 

Namen  übergeben,] 

8.  Oct.  Die  clevischen  Stände  haben  ihnen  berichtet,   dass  dieselben  ihm  eine 

Klageschrift  an  den  Kaiser,  betreffend  die  Loslassung  Wi  lieh 's,  sowie 
eine  Beantwortung  des  kurfürstlichen  Schreibens  an  den  Kaiser  vom  8.  April 
übersandt  haben. 

„Nun  hätte  sich  zwsly  auch  unsererseits  ein  anderes  nicht  gebührt, 
als  dass  conjunctim  sammt  den  Herren  Clevischen  sub  uno  sigillo  mit 
jetzt  genannten  Schriften  wären  eingekommen  und  damit  vermöge 
Union  einen  Eifer  und  Ernst  erwiesen  hätten,  so  sind  doch  wider  Ver- 
hoffen solche  impedimenta  und  Verhinderung  eingefallen,  dass,  wie 
gern  auch  gewollt,  nicht  haben  aufkommen,  noch  fertig  werden  mö- 
gen, indem  erst  behindert,  dass  zu  der  Herren  Clevischen  Vergade- 
rung  in  Rees  nicht  haben  gelangen  können,  fürs  zweite,  dass  hiesige 
Drosten  sich  von  der  Vergaderung  absentirt,  denen  drittens  die  Ma- 
gistrate dergestalt  folgen,  dass  sich  gleichfalls  theils  absentiren,  und 
der  Theil,  so  noch  comparirt,  sich  zu  dieser  Sache  noch  nicht  ein- 
lassen, noch  bekennen  will,  wie  wohl  so  die  Magistrate  der  Städte, 
als  die  Ritterschaft  des  Herrn  v.  Romberg  Instruction,  als  auch  In- 
demnisation  und  Schadloshaltung  versiegelt  und  befestigt  haben"  ^). 

Unter  diesen  Umständen  haben  sie  die  clevischen  Stände  gebeten,  „die 
märkischen  Drosten  und  Städte  dahin  zu  disponiren,  dass  als  membra  unita 
sich  wollen  betragen".  Inzwischen  schicken  sie  ihm  ein  Creditiv  und  eine 
Klageschrift  an  den  Kaiser  „für  Wilich  und  Materie  und  Handlung  auf 
die  kurfürstliche  Ablehnungsschrift".     Erstere   beiden  Schriftstücke  soll  er 


selbe  die  Ansicht  des  Kurfürsten  und  der  geheimen  Eäthe,  dass  die  Abführung 
Wilich' s  nach  Spandau  den  Privilegien  der  Stände  und  dem  Hauptrecess  nicht 
entgegen  wäre,  den  Behauptungen  der  Stände  gegenüber,  vertheidigt.  Seine 
Hauptgründe  sind,  dass  abgesehen  davon,  dass  der  Eecess  über  die  Gefangen- 
haltung eines  Ritterbürtigen  im  Lande  nichts  enthalte,  hier  ein  crimen  laesae 
Majestatis  vorliege,  das  um  so  weniger  dem  Urtheil  eines  aus  clevischen  Ritter- 
bürtigen bestehenden  Oompromissgerichts  unterworfen  werden  könne,  als  diese 
Ritterbürtigen  selbst  Partei  wären,  ja  sich  sogar  des  abzunrtheilenden  Verbre- 
chens durch  ihr  ganzes  Verhalten  theilhaftig  gemacht  hätten.  —  Am  Schlüsse 
bemerkt  Isinck,  dass  der  Kurfürst  befugt  sein  würde,  die  ihm  bereits  laut  Re- 
cess  der  Stände  bewilligten  Steuern  trotz  des  Widerspruchs  der  Stände  erheben 
zu  lassen,  und  dass  etwaige  Klagen  darüber  beim  Kaiser  ihnen,  wie  sie  bereits 
zur  Genüge  erfahren  hätten,  nichts  helfen  würden. 

1)  Das  heisst  die  in  Unna  erschienenen  märkischen  Ritterbürtigen,  noch  nicht 
der  sechste  Theil  der  gesammten  Ritterschaft. 

2)  Vgl.  dagegen  oben  p.  666. 
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im  Kamen  der  märkischen  Stände  übergeben,  wegen  der  letzteren  die  Sache 
mit  Mülheim  überlegen. 

Der  Kaiser  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Ebersdorf  10.  Oct. 

1654.     R. 

Die  Stände  haben  sowohl  um  Citation  des  Spaen  und  seiner  Genos-  10.  Oct. 
f'ii  wegen  Friedensbruches,   als   um  Mandate   de  relaxando  et  restituendo 
if'S  gefangen  genommenen  Wilich   und  de  non  offeudendo   amplius  ange- 
halten.    So  wenig  er  einem  Kurfürsten  an  seiner  Hoheit  und  Jurisdiction 
\ achtheil  zufügen  will,  so  ist  er  doch  kraft  kaiserlichen  Amtes  verpflichtet, 
i.irauf  zu  sehen,    dass  Jedermann   bei  seinen  Privilegien  geschützt  werde, 
„zumal  wenn  aus  deren  Oflfendirung  grosse  Uugelegenheitcu  und  Weiterun- 
gen leicht  entstehen  können.    Des  Kurfürsten  Schreiben  vom  25.  Juli  bringe 
nur  ganz  allgemeine  Anschuldigungen  gegen  Wilich  vor;   nach  dem  vom 
Kaiser  bestätigten  Landtagsabschiede  von  1649  muss  jedenfalls  über  ihn  in 
(,'leve  von  einem  Compromissgericht  abgeurtheilt  werden.   Aus  dem  Dienste 
des  Kurfürsten  ist  derselbe  nach  der  Stände  Bericht  längst  geschieden,  und 
seine  Wegführung  aus  dem  Lande  ist  mithin  zweifellos  gegen  die  Statuten 
desselben  und  die  Privilegien  der  Stände.  Wird  Wilich  nicht  sofort  seiner 
Haft  entlassen,  so  werden  die  ^erbvereiuigten  Stände  zur  Erhaltung  ihrer 
Privilegien  und  Gerechtsamen   zu  gefährlichen  Gedanken   und   Mitteln  zu 
unserem  und  des  Reichs  jS'achtheil   veranlasst  werden,   be vorab   da  es  das 
\nsehen  gewinnt,  als  wenn  der  v.  Winnenthal  und  Romberg  deren  zu 
Uns  übernommenen  wohlbefugten  Schickung  halber  allermeist  bedrängt  und 
übel  angesehen  werden  wollen".     Hat  daher  die  klagenden  Stände  der  ^in 
extremitatibus  imperii    liegenden  Länder"   um   so   weniger   rechtlos    lassen 
können,  und   „begehrt   freundlich  und  gnädiglich",   zu  bedenken,   was  für 
Widerwärtigkeiten  und  welcher  Schaden   dem  Kurfürsten  selbst,  wie    den 
summtlichen  Prätendenten  und   dem   Reiche  aus    dieser  Angelegenheit   er- 
wachsen könne,   und  „derowegen  den   v.  Winnenthal   entweder  alsbald 
vicderum  auf  freien  Fuss  stellen,   oder  da  Dieselben  ihn  weiteren  Spruch 
licht  erlassen  wollten,   ins  Herzogthum  Cleve  restituircn  und  mit  ihm  da- 
«Ibst  der  Ordnung  nach,   wie  sichs  vermöge  der  Rechten  und  Privilegien 
/ebührt,  vor  dem  Compromissgericht  verfahren,  auch  wider  die  Stände  sich 
,;h.,.  »lM. .,•,.,., .i.fi;, .».,.,.  'I'hiitlichkeitcu  euthalten  zu  )"<<"!)'^ 


TnHz  aller  üeuiuliungen  der  beiden  Deputirten  in  Wien,  die  von  den 
Ständen  erbetenen  Mandate  sofort  auszuwirken,  hatte  sich  der  Kaiser  auf 
U^n  Majoritätäbericht  des  Reichshofraths  vorerst  nur  zu  diesem  Schreiben 
♦'U.  Al.s  Moll  und  Mülheim  sicli  darüber  in  einer  Audienz  am 
'  '  ><T  förmlich  beklagten,  antwortete  er:  „Ks  würde  den  Land>tänden 
sowohl  als  auch  dem  ?.  WiDnenthal  mit  dem  rcscripto  mehr,  als  mit  den 
gebef  iidatis  gedient  sein".    Selbst  auf  die  Rcmerkang  Mülheim'«, 

dass  <lc  ja  noch  gar  keinen  Landesherrn  hätten,  dem  sie  geschwo- 

ren, mithin  der  Kaiser  doch  ihr  alleiniger  Herr  und  Heschützer  sei,  ward 

keine    "•■"  •       \- ••      r'h'Mlt       Wenige    Wochen    nachher   reUto   Mül- 

48* 
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heim  von  Wien  ab,  und  Moll  blieb  allein  noch  dort  zurück.     (Nach  dem 
Journal  Mülheim's  im  düsseldorfer  Staatsarchiv.)     Unterm  14.  November 
beantwortete  der  Kurfürst  das  kaiserliche  Rescript,     Er  bedauert,  dass  der 
Kaiser  einigen  seiner  unruhigen  Unterthanen  Gehör  geschenkt,   es  sei  eine 
Hintenansetzung  aller  Pflicht  und  schuldigen  Respects,  dass  die  Anhänger 
Wilich's   es  gewagt  hätten,   im  Namen  sämmtlicher  Stände  um  derartige 
Mandate  gegen  ihn  anzuhalten,   wie  der  Kaiser  selbst  anerkannt  habe,  in- 
dem er  solches  Verlangen  abgeschlagen  in  der  richtigen  Erkenntniss,  dass 
dadurch  nur  die  Unterthanen  wider  die  Obrigkeit  gleichsam  armirt,  auch 
seine  landesfürstliche  Hoheit,  welche  nach  den  Reichsgrundgesetzen  kaiser- 
licher Capitulation  und  jüngstem  Friedensschlüsse  aufrecht  zu  erhalten  sei, 
verletzt  würde.     Er  sei  nicht  im  geringsten  verpflichtet,   seinen   „widrigen 
Unterthanen"  über  des  v.  Wilich,   seines  Raths  und  Unterthanen,  Arrest 
„Red  und  Antwort  zu  geben";   nur   zur  besseren  Information  des  Kaisers 
und  „berichtsweise"  wolle  er  die  Gründe,   welche  ihn  dazu  bewogen,  dar- 
legen.   Es  folgen  dann  die  Anklagen  gegen  Wilich,  jedoch  nur  in  allge- 
meinen Ausdrücken,  die  im  wesentlichen  darauf  hinaus  laufen,  dass  er  sich 
notorischer  Rebellion  schuldig  gemacht,  und  wider  den  Kurfürsten  und  sei- 
nen Staat,  auch  seiner  Lande  Securität  complottirt  habe,  wie  er  denn  auch 
bereits  vieler  Punkte  der  Anklage  geständig  oder  doch  überführt  sei.    Gegen 
seine  Unterthanen  in  Criminalf allen  zu  procediren,    stünde  jedem  Reichs- 
stande zu;  die  Verhaftung  des  Wilich  sei  durch  kurfürstliche  Beamte  er- 
folgt.    Einige    clevische    Ritterbürtige ,    namentlich  Loe    zu   Wissen    und 
Biland  zu  Reidt,  hätten  ihn  mit  Gewalt  befreien  wollen  und  dem  cölnischen 
Statthalter  in  Recklinghausen,  Nesselrode,    bewogen,   die   dortigen  Un- 
terthanen zur  Befreiung  Wilich's  aufzubieten,  auch  den  cölnischen  Richter 
zu  Erft  bei  Lippstadt  zu  schreiben,  dass  er  3 — 400  Schützen  zu  demselben 
Zwecke   auf  die  Beine  bringen  solle;   Schritte,    worüber  der  Kurfürst  von 
Cöln  ihm  alsdann   einen   scharfen  Verweis   ertheilt  habe.    Damit  nicht  zu- 
frieden, hätten  jene  beiden  Ritterbürtigen  auch  die  Aebtissin  von  Essen  zu 
gleichen  Maassregeln   aufgefordert,    und   als  jene   dies   abgeschlagen,    die 
Escorte  des  Wilich  bis  Horde  in  der  Grafschaft  Mark  verfolgt   und  dort 
nochmals  dessen  Befreiung  mit  Gewalt  versucht,  und  auch  noch  später  der- 
artige Befreiungsversuche   gemacht,   so   dass   der  Kurfürst  gezwungen  ge- 
wesen sei,  Wilich  aus  dortiger  Gegend  ganz  entfernen  zulassen;  überdies 
bestimme  der  Recess  von  1649  nicht,   wo   der  Delinquent,   dessen  Verhaf- 
tung dem  Kurfürsten  ausdrücklich  vorbehalten  sei,  in  Verwahrsam  zu  hal- 
ten;  ein  ständisches  Compromissgericht  könne  jedenfalls   bei  einem  gegen 
den  Landesherrn  selbst   begangenen  Verbrechen  nicht  Statt  haben,   zumal 
er  als  Rath  in  seinem  Dienste   gestanden   und  kein  Entlassungsgesuch  an 
ihn  gerichtet  habe.     Eine  „persona  publica"   sei  Wilich  jedenfalls  nicht, 
da  die  Stände   gar  kein  „jus  mittendi  legatos"  besässen,   und  wollten   sie 
sich  seiner  Sache  als  der  ihrigen  annehmen,  so  sei  es  völlig  ungereimt,  sie 
als  Richter  zu  bestellen.     Er  habe   zum  Kaiser  das   feste  Vertrauen,   dass 
er  sich  der  „Querulanten"  nicht  annehmen,   sie   zum  Gehorsam  verweisen 
und  ihn  in  seiner  landesfürstlichen  Jurisdiction  schützen  werde,  zumal  gegen 
Wilich  nur  auf  dem  Wege  Rechtens  und  unter  genauer  Beobachtung  aller 
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von  demselben  vorgeschriebenen  Formen  verfahren  werde.  Der  Kaiser 
antwortete  darauf  unterm  13.  Januar  1655,  dass  er  des  Kurfürsten  Berieht 
auf  beseheheues  Anhalten  den  cleve- märkischen  Ständen  „zu  ihrer  Erklä- 
rung" habe  communiciren  lassen  und  sich  versehe,  dass  der  Kurfürst  bis 
zum  Einkommen  derselben  „der  Sache  einen  Anstand  gebe". 


Der  Kurfürst  an  den  Statthalter.     Dat.  Cöln  a.  d.  Spr. 
10/20.  Oct.  1654.     M. 

[Die   auf  dem  Reichstage  beschlossene  Reichsdefension.     Soll  die  Stände  ver- 
schreiben   und    von    ihnen  Bewilligung   der  Mittel    für  die  von  Cleve  -  Mark  zu 
stellenden  Truppen  verlangen.]    ■ 

Auf  dem  letzten  Reichstage  ist  zur  Sicherheit  des  Reiches  eine  allge-  20.  Oct. 
meine  Defensionsverfassung  beschlossen,  zu  deren  schleuniger  Durchführung 
jeder  Mediat-  oder  Imraediatstand  des  Reichs,  säramtliche  Landsassen  und 
Unterthanen  hilfreiche  Hand  zu  leisten  verpflichtet  sind.  Wer  sich  hiervon 
zu  eximiren  sucht,  oder  einigerlei  Weise  widersetzt,  gegen  den  ist  den  Exe- 
utionsordnungen  gemäss  zu  verfahren  erlaubt. 

„Als  haben  Wir  auch,  wie  gern  Wir  sonsten  Unsere  ohne  das  durch 
lang\^rierigen  Krieg  erschöpfte  und  bedrängte  Unterthanen  übersehen 
lind  verschonen  möchten,  nicht  umhin  gekonnt,  gedachtem  Schluss  ge- 
mäss und  anderer  Stände  Exempel  nach,  Uns  in  wirkliche  Verfassung 
zu  setzen,  Anstalt  zu  machen;  damit  es  aber  Unseren  getreuen  Stän- 
den leidlich  sein  möge,  haben  Wirs  so  viel  möglich  eingezogen  und 
in  diesen  Churlanden  nur  auf  3000  Mann  zu  Fuss  eingerichtet.  Damit 
nun  in  Unseren  clcvisch-  und  märkischen  Landen  nach  Proportion 
dieser  Anzahl  die  Verfassung  eingerichtet  werde,  so  wollen  E.  Lbd. 
Ihr  belieben  lassen.  Unsere  getreuen  Stände  mit  dem  ehesten  zu  ver- 

hreiben,  ihnen  diesen  allgemeinen  Reichsschluss,  wie  auch  die  Exc- 
cutionsordnungen  und  gegenwärtige  unumgängliche  Noth  und  Gefahr, 
wie  auch  Unser  dabei  führende  landesväterlichc  Sorgfalt  und  zu  ihrer 

»nservation  gerichtete  Intention  fürzustellen,  und  es  dahin  zu  richten 
ttuchcn,  dass  sie  zureichende  Mittel  beischaffen,  dadurch  aufs  wenigste 
30(J  zu  R088  und  an  Fussvolk  nach  Proportion  zusammengebracht'), 
und  zeitwährender  gegcnwärtiircr  Gefahr  verpfleget  werden  können'*'). 


«tarken  (»arniMon  von  Lippstadt,    noch   auf/'  ion   und   zu   unterhaltenden 

PugHvolka  auf  HfK)  Murin   in  8  Compagnien   1.  it.  deren  (^liofH   der  Oberat 

Graf  \Vold«j(k,  dcrOborstiieut.  H  undobock,  Oberst  und  geh.  Uath  v.  lUland, 

nherst  Bodelschwiog,  Oborst  und  güh.  Kath  Spaun,  diu  Capitüuo  Sicborg, 

lihr  und  Moterink  sein  solltuu,  während  die  3 Cavalloriccumpagnieii  den  Statt- 

liilter,  Oberst  Wilich-Lottiiui  und  Oberst  A.  Hpaou  «u  Chefs  haboD  sollten. 

')  Das  vom  Stalthalter  unter  dem  30.  OctobM*  erlasseuo  LaDdtagsaoisobrei- 
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Nesselrode  an  Mülheim.     Dat.  Herten  27.  Oct.  1654.     D. 

[Des   Statthalters  Reise  nach  Berlin  und  Rückkunft  mit   Schwerin.     Neersen's 

Sendung  an  den  König  von  Schweden.     Dessen  Absichten  auf  die  Successions- 

lande.     Der  märkischen   Städte   Separation  von  den  Ständen.     Mittel,   sie  zur 

Beobachtung  der  Union  zu  bringen.] 

27.  Oct.  „Dieser  Oerter  hat  man  nun  eine  Zeithero   nichts  Näheres  von 

Herrn  zu  Winnenthal  vernommen,  unangesehen  die  cleve-  und- mär- 
kischen Stände  sich  grosse  Hoffnung  auf  der  alten  Prinzessin  von  Ora- 
nien  und  des  Prinzen  Moritz  Negotiation,  so  zusammen  nach  Berlin 
verreiset  sind,  gemacht  haben,  von  etlichen  wird  spargiret,  er  komme 
mit  Prinz  Moritz  auf  Cleve,  und  von  etlichen  quod  non,  sondern  dass 
hochgemelter  Prinz  und  Schwerin  142  Artikel  über  ihn  mitbringen, 
aber  von  allem  weiss  noch  nichts  Sicheres;  wenn  unter  obgemelten 
Artikeln  ein  einziger  criminel  und  beweislich  ist,  quod  non  credo  nee 
spero,  sind  deren  viel  zu  viel.  Gott  gebe  unserer  beschwerlichen 
Sache  ein  gutes  Ende,  und  dass  der  gute  Cavallier  ferners  über  recht 
nicht  beschwert  werden  möge. 

Dass  der  Herr  zur  Neersen')  von  I.  F.  D.  nach  Schweden  ge- 
schickt ist,  das  macht  unter  den  Clevischen  und  Märkischen  allerlei 
Gedanken  und  Reden.  Von  Vielen  wird  ausgegeben,  die  schwedischen 
wegen  Bremen  erst  zusammen  geführten  Völker  sollten  das  Winter- 
quartier in  den  erbvereinigten  Landen  nehmen  wollen,  sonderlich  weil 
selbiger  König  die  zweibrückische  Action  an  sich  gebracht  zu  haben 
pro  certo  affirmiret  wird,  hofiPe  aber  nicht,  wenn  dem  schon  so  wäre, 
dass  hochgemelter  König  seiner  Sache  durch  die  Waffen  einen  Anfang 
zu  machen  begehre.  E.  E.  und  Herr  Lic.  Moll  werden  schon  von 
den  clevischen  Ständen  und  märkischen  Ritterschaft  berichtet  sein, 
welchergestalt  die  märkischen  Städte  sich  den  sämmtlichen  übrigen 
Ständen  aller  erbvereinigten  Lande  in  etlichen  Stücken  nicht  accom- 
modiren  wollen.  Sobald  E.  E.  wieder  zu  Cöln  sein,  müssen  die  de- 
putati  sämmtlicher  Lande  wiederum  nach  Neuss,  wie  in  eventum  die- 
selben dazu  schon  erwählt  sind,  beisammen  kommen,  um  zu  resolviren. 


ben  enthält  fast  wörtlich  dieses  kurfürstliche  Rescript.  Trotzdem  machten  Jener 
und  die  Regierung  in  einem  Berichte  vom  22.  November  allerhand  Bedenken 
gegen  die  beabsichtigte  Defensionsverfassung  geltend,  und  wiesen  namentlich 
auf  die  Bestimmung  des  Landtagsabschieds  von  1649  hin,  welche  den  Ständen 
bei  einer  Landesdefension  die  Direction  der  Truppen  wie  die  Nomination  und 
Election  der  Officiere  zugestand.  Der  Kurfürst  erwiederte  unter  dem  11.  November, 
dass  es  sich  hier  um  eine  Reichsdefension  handle,  wobei  die  Direction  dem 
Kreisobersten  zustehe;  übrigens  sollten  nur  „inländische  Officiere"  angestellt 
werden. 

*)  Der  neuburgische  geh.  Rath  Adrian  v.  Viermund. 
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wie  solche  contraventores  der  Erbvereinigung  coram  nobis  zu  bringen 
sind.  Hoffe,  der  allmächtige  und  gerechte  Gott  wird  dazu  nöthige 
^.fittel  verleihen'*. 


Der  Kurfürst  an  den  Statthalter.     Dat.  Cöln  a.  d.  Spr. 
2i:«£ii   1654.  M. 

3.    i\üV. 

[Statt  Berufung  des  Landtages  ist  zunächst  durch  ihn  und  einige  bürgerliche 
Käthe  den  einzelnen  evangelischen  und  gutc^esinnten  Ständen  vorzustellen:  des 
Kurfürsten  ernster  AVille,  die  Privilegien  und  den  Landtagsabschied,  selbst  den 
ständischen  Gerichtsstand,  einige  Fälle  ausgenommen,  aufrecht  zu  erhalten;  des 
katholischen  Wilich- Winnenthal's  gefährliche  Intriguen  und  Pläne,  weshalb  un- 
schädlich zu  machen,  dass  aber  gegen  ihn  mit  ordnungsmässigem  Process  ver- 
fahren und  er  gut  gehalten  werden  soll.  Unterzeichnung  einer  Ergebenheits- 
erklärung.    Geheimhaltung  dieses  Rescripts.] 

Mittheilung  von  den  Klagen  und  Forderungen  der  Stände  beina  Kaiser  3.  Nov. 
und  dessen  au  den  Kurfürsten  gerichtetem  Rescript. 

„Nun  hätten  Wir  wohl  dahero  genugsam  Ursach,  wider  diejenigen, 
so  hieran  schuldig  und  mit  Hintansetzung  ihrer  schweren  Pflicht  sich 
des  Winnenthal's  ausgeübten  unverantwortlichen  seditiösen  Excessen 
selbst  theilhaftig  machen,  solches  gebührend  zu  ahnden  und  Unsern 
dadurch  abermal  so  hoch  violirten  landesfürstlichen  Respect  und  Au- 
torität mit  raehrerem  Ernst  zu  vindiciren.  Nachdem  Wir  Uns  aber 
gänzlich  verstehen  lassen,  dass  solch  abermaliges,  unzeitiges,  höchst 
strafbares  Beginnen  blos  durch  die  WinnenthaUsche  Adhaerenten 
also  durchgetrieben,  der  grosseste Theil  aber  Unserer  gehorsamen  Stände, 
/uförderst  aber  der  Evangelischen  davon  keine  Kenntniss  haben  möge, 

>  haben  Wir  Uns  vor  diesmal  noch  den  mittleren  Weg  gefallen 
lassen,  und  consideratis  considerandis  das  sicherste  expediens  zu  sein 
befunden,  dass  die  Stände  durch  dienliche  Kede  und  bewegliche  Zu- 
gcmUthefUhrung  von  solchem  vorhabenden  unverantwortlichen  Uns  ver- 
klcinerlichen,  ja  den  Ständen  selbst  höchst  nachtheiligen  und  zu  nichts 
anders,  dann  nur  zu  mehrcr  Verwirrung  und  Anstiftung  neuer  Unruhe 
im  Lande  zielenden  bösen  Vorhaben  ernstlich  abgemahnt  und  zu  bes- 
seren Gedanken  gebracht  und  disponirt  werden  möchten.  Welches  zwar 

rmittclg  einer  Univcrsalconvocation  der  gesammten  Stände  billig  ge- 
Hchchen  sollte.  Als  Wir  aber  hierbei  ferner  erwogen,  dass  durch  An- 
trieb der  Winncnthal'Hchcn  Faction  die  Stände  entweder  gar  nicht 

iHcheincn,  oder,  falls  sie  erschienen,  von  des  WinnenthaTs  compli- 

l)U8  und  Helfershelfern  durch  allerhand  gemachte  imprcssioncs  ver- 
leitet und  «ladurch  das  Werk  nur  schwieriger,  auch  wohl  einige  ge- 
horsame wohlalTectionirte,  so  bishero  in  beständiger  Treue  und  Devo- 
tion gegen  Uns  beharrlich  vcrblicbcu,  mit  irro  und  vou  Uns  ubwcudig 
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gemacht  werden  möchten,  so  haben  Wir  nicht  gut  finden  können,  dass 
sofort  der  Anfang  von  Verschreibung  der  gesammten  Stände  in  cor- 
pore gemacht  werde  ^),  sondern  dienlich  und  höchst  nöthig  zu  sein  er- 
achtet, dass  zuförderst  und  vor  allen  Dingen  das  Werk  unter  der  Hand 
bei  einem  und  anderen  unterbauet  und  also  die  Gemüther,  ehe  und 
bevor  die  Stände  in  corpore  zusammen  kommen,  präparirt  werden. 
Dabei  dann  denselben  und  wo  nöthig  einem  Jeden  in  particulari 
mit  mehreren  zu  remonstriren  sein  wird:  1)  was  für  vielfältige  hohe 
Gnade  und  beneficia  Wir  und  Unsere  hochlöblichen  Vorherren  den 
Ständen  insgesamrat  und  Jedwedem  apart  bishero  gnädigst  erwiesen, 
insonderheit  dass  Wir  ihnen  in  allen  ihren  gravaminibus  ihrem  eigenen 
Wunsch  und  Begehr  nach  ein  völliges  Contentement  gegeben,  auch 
den  darüber  aufgerichteten  Landtagsabschieden  im  geringsten  zu  con- 
traveniren  nicht  gemeint,  sondern  die  Stände  dabei  und  ihren  haben- 
den Privilegien  zu  conserviren  und  zu  schützen  nochmals  beständig 
geneigt  wären;  2)  dass  Wir  Uns  dannenhero  ihrer  aller  Dankbarkeit 
und  schuldigen  Gehorsams,  damit  sie  Uns  als  ihrem  angenommenen 
Erb-  und  Landesfürsten  in  Kraft  anstatt  der  Huldigung  geleisteten 
Handstreichs  verobligiret ,  nicht  aber  einer  solchen  weit  aussehenden 
Widersetzlichkeit  versehen  hätten. 

Dabei  würde  ihnen  ferner  beweglich  vorzustellen  sein,  die  grossen 
inconvenientia ,  Unheil  und  Extremitäten,  so  daraus,  im  Fall  nicht 
durch  gütliche  Mittel  das  Werk  gehoben  werden  sollte,  nothwendig 
erwachsen  müssen;  ingleichen  die  erheblichen  Ursachen,  warum  Wir 
wider  den  v.  Wilich  zu  Winnenthal  eine  solche  Resolution  zur  Ver- 
hütung neuer  Unruhe  und  besorglicher  grösserer  Confusion  ergreifen 
müssen,  und  dass  desselben  Apprehension  gar  nicht  zur  Schmälerung 
ihrer  Privilegien  oder  des  einmal  beliebten  Hauptrecesses  gemeinet 
und  angesehen,  denn  zu  dessen  Observanz  wären  Wir  gnädigst  ge- 
neigt, wollten  auch  in  solchen  Freveln  und  delictis,  welche  mit  Zuzie- 
hung der  Landstände  vorgenommen  und  abgethan  werden  könnten, 
die  Stände  nicht  vorbei  gehen;  wann  hingegen  auch  Uns  in  sol- 
chen extraordinariis  Fällen  und  delictis  gravioribus  (als  seditionis, 
rebellionis,  perfidiae,  perjurii  und  laesae  majestatis,  deren  der 
V.  Wilich  beschuldigt  und  zur  Genüge  convincirt  werden  könnte)  die 
cognitio  (als  welche  in  solchen  Fällen,  vermöge  klarer  Rechte  soll 
principi  offenso  competiret  und  de  reservatis  principis  ist)  gelassen, 
und  der  Landrecess  auf  solche  extraordinaria  nicht  ausgedeutet  wird. 

Dass  auch  der  v.  Wilich  nicht  eben  wegen  der  über  sich  ge- 

*)  Das  Landtagsausschreiben  war  bereits  am  30.  October  erlassen. 
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nommenen  regen sburgi sehen  Reise,  sondern  wegen  vieler  groben  Ver- 
brechungen  und  höchst  gefährlichen  Machinationen,  so  er  viele  Jahre 
vorhero,  auch  nach  verrichteter  regensburgischer  Negotiation,  und  dann 
auch  zu  Regensburg  selbst,  ohne  der  Stände  Wissen  und  Willen,  ja 
seiner  Instruction  notorie  zuwider,  wider  Unsern  Staat  Ehre  und  Ho- 
heit, auch  der  Lande  selbst  Securität  ausgeübet,  in  körperlichen  Ar- 
rest zur  Verhütung  grösseren  Unheils  und  die  Lande  in  Ruhe  zu 
'Erhalten,  nothwendig  genommen  werden  müssen.  Er  sollte  aber  gleicli- 
ohl  wider  Gebühr  im  geringsten  nicht  beschweret,  sondern  rechtlich 
in  den  Sachen  verfahren  und  ihm  jus  et  justitia  gebührender  maassen 
administriret,  er  auch  mit  seinen  defensionibus  zur  Genüge  gehöret,  auch 
sonsten  Inhalts  Landtagsabschieds  in  loco  honesto,  wie  bishero  gesche- 
hen und  er  selbst  mit  hohem  Dank  erkennet,  gehalten,  und  mit  aller 
Nothdurft  versehen  werden,  gestalt  er  dann  auf  die  wider  ihn  begrif- 
fene inquisitionales  allbereit  per  deputatos  commissarios  in  praesentia 
trium  notariorum  vernommen,  auch  seine  responsiones  darauf  abge- 
stattet, dadurch  litem  contestiret  und  das  Judicium  allhier  selbst  fun- 
dirt  und  agnosciret.  Es  soll  auch  ferner  anderer  Gestalt  nicht,  dann 
nach  Rechtsform,  in  der  Sache  verfahren  werden.  Bei  so  gestalten 
Sachen  nun  hätten  ja  die  Stände  keine  Ursache,  sich  seiner  anzuneh- 
men, den  cursum  justitiae  zu  hindern  und  sich  dadurch  seiner  Ver- 
brechungen  (dawider  hiebevor  die  Stände  zum  Theil  selbst  auf  öffent- 
lichem Landtag  grosse  Beschwer  und  Klage  geführt)  theilhaftig  zu 
machen.  Diese  und  viele  andere  rationes  mehr,  so  sicii  pro  re  nata  fin- 
den und  eräugnen  möchten,  auch  guten  Theils  aus  mitkommenden 
inquisitionalibus  ferner  zu  nehmen  sein  werden,  sind  den  in  Unsrer 
Devotion  bis  hieher  nodi  verbliebenen  Ständen,  bevorab  den  Evange- 
lischen (denen  auch  zugleich  das  gefährliche  Dessein,  so  gemelter 
Winnenthal  als  ein  römisch-katholisch  gesinnter  hierunter  gehabt, 
an  die  Hand  zu  geben)  mit  mehreren  aufs  beweglichste  zu  repräsen- 
tiren,  und  so  viel  immer  möglich,  von  der  wiunenthalischen  Faction 
zu  divertircn  und  abzuziehen.  Und  würde  Uns,  wann  E.  Lbd.  hier- 
unter Ihre  Selbst  eigene  Person  zu  emploiren  und  mit  Zuziehung 
Dr.  Diest  und  Dr.  Isinck,  aber  auch  anderer  llnserer  Räthe,  denen 
Wir  hicrinncn  vollkömmlich  zutrauen,  diese  Unsere  gute  Intention  mit 
dem  allcrfördlichsten  werkstcllig  machen  wollten,  zmnal  lieb  und  an- 
genehm sein. 

Wäre  es  auch  dahin  zu  bringen,  dass  von  den  W  oiilalkHtionirten 

diese   beigefügte  Declaration  und  Attestation,  oder  aber  eine  andere, 

E.  Lbd.  (wann  Bio  aus  den  tuit  einem  und  anderen  gclmltenon 
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Discursen  derselben  Inclination  und  animi  sensa,  und  welchen  Punkt 
sie  zu  unterschreiben  zu  disponiren  sein  möchten,  penetriret  haben 
werden)  durch  Unsere  hierzu  verordneten  Räthe  nach  Gelegenheit  der 
Sache  und  Erwägung  aller  Umstände,  so  sich  bei  einem  und  anderen 
hierfür  thun  möchten,  absonderlich  begreifen  lassen  können,  mit  eige- 
nen Händen  unterzeichnen  und  subscribiren  möchten;  würde  es  der 
Sache  zumal  zuträglich  und  zur  Errreichung  Unseres  Intents  nicht 
wenig  erspriesslich  sein;  Wir  auch  dadurch  eines  guten  Ausschlages 
des  künftigen  Landtages,  so  alsdann  auszuschreiben  sein  würde,  um 
so  viel  mehr  versichert  werden  können.  Das  obangeregte  kaiserliche 
Rescript  wollen  Wir  sonsten  der  Gebühr  nach,  so  bald  möglich  beant- 
worten lassen,  zu  vorhero  aber  auch  E.  Lbd.  und  obgedachter  Unserer 
Räthe  (dazu  auch  Dr.  Portmann,  wann  er  noch  zugegen  ist,  gezogen 
werden  könnte)  vernünftiges  Gutachten  und  ein  rechtliches  Bedenken, 
mit  nächster  Post  gewärtig  sein.  Wollen  demnach  E.  Lbd.  solche 
gute  Versehung  thun,  dass  dieselbe  Niemand  ausser  Unserem  bei  E. 
Lbd.  jetzo  anwesenden  geheimen  Rath,  dem  Freiherrn  v.  Schwerin, 
und  anderen  zu  dieser  Sache  deputirten  clevischen  Räthen,  insonder- 
heit der  rombergischen  Partei  nicht  communiciret,  sondern  in  gutem 
Geheim  gehalten  werden  mögen". 


Erasmus  Seidel   an   den  Statthalter.     Dat.  Berlin  1/10.  Nov. 

1654.     M. 

[Wilich's  Verhöre  und  Verhalten,  bittet  um  Gnade.    Der  Stände  Schreiben 
schaden  ihm,  sein  Schreiben  an  Brembgen.] 

10.  Nov.  „E.  Hochf.  Gn.  hiemit  nachrichtlich  mit  wenigem  zu  vernehmen, 

dass  S.  Ch.  D.  zu  Brandenburg  mein  gnädigster  Churfürst  und  Herr 
den  V.  Wilich  nunmehr  durch  den  Herrn  v.  Somnitz,  den  v.  Rah- 
den^)  und  meine  Wenigkeit  in  praesentia  zweier  Nolarien  und  des 
substituti  fisci  auf  die  wider  ihn  abgefassten  272  Articul  examiniren 
lassen,  und  nachdem  derselbe  einige  Articul  mit  nicht  gestehen  beant- 
wortet, darin  er  aber  durch  sein  eigenes  Schreiben  convinciret  werden 
können,  sind  wir  8  Tage  nach  gehaltenem  Examen  nach  Spandau  an- 
derweit an  ihn  abgefertigt,  ihm  die  bewussten  Schreiben  vorgezeigt  und 
zu  deren  Recognition  oder  Diffession  denselben  angehalten,  da  er  dann, 
wie  ungern  er  auch  daran  gekommen,  und  allerhand  exceptiones  ein- 
gewandt, dennoch  endlich  die  Schreiben  ingesammt  für  sein  Hand  und 
Siegel  richtig  agnosciret.     Er  hat  sich  sonsten,  nachdem  er  über  so 


^)  Johann  Christoph  v.  Somnitz,  geh.  Rath,  Lucius  v.  Rahden,  Hof- 
und  Kammergerichtsrath. 
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viele  Articul  verhöret  und  ihm  seine  eigene  Schreiben  fürgelegt  wor- 
den, heftig  alteriret,  und  sehr  perplex  erwiesen,  auch  um  Gnade  und 
Verzeihung  mit  Thränen  wehmUthig  gebeten,  mit  diesen  ungefährli- 
chen Formalien  (wie  das  Protokoll  mit  mehreren  geben  wird):  Er 
könnte  und  wollte  mit  S.  Ch.  D.  seinem  gnädigsten  Landesherrn  keinen 
Process  führen,  sondern  würfe  sich  in  den  Schoss  der  Gnaden  S.  Ch.  D. 
und  bäte  nochmals  um  Verzeihung  dessen,  w^as  er  wider  S.  Ch.  D. 
gesündiget.  Aber  was  er  vielleicht  hiedurch  gut  machen  könnte,  ver- 
derben die  für  ihn  intervenirenden  Stände  mit  ihren  anzüglichen  Schrei- 
ben je  länger  je  mehr;  das  dienet  aber  nicht,  Gnade  zu  erwerben. — 
Indessen  S.  Ch.  D.  hat  mir  gnädigst  aufgegeben,  E.  Hochf.  Gn.  ein 
Exemplar  des  bewussten  Schreiben  de  dato  Regensburg  1.  December 
1653  *)  zur  Nachricht  zuzuschicken,  so  hiebei  inliegend  vorhanden,  und 
klar  am  Tage  gibt,  was  für  gefährliche  Dinge  er  contra  honorem  et 
dignitatem  statuum  et  securitatem  serenissimi,  und  zwar  insciis  stati- 
bus,  wie  sein  eigenes  Schreiben  nachführet,  fürgehabt  haben  müsse, 
dazu  sich  hoffentlich  kein  getreuer  Patriot  bekennen  wird". 


Ueschluss  der  clevischen  Stände.   Dat.  Rees  15.  Nov.  1654.  R. 

[Wollen  zum  Landtage  erscheinen,   daselbst  aber  nur  über  Erledigung  der  Gra- 
men,  insbesondere  Freilassung  Wilich's  und  bevor  diese  erfolgt,   über  nichts 

anderes  verhandeln.] 

„Auf  die  von  dem  Herrn  churfürstlichen  Statthalter  und  Regierung  15.  Nov. 
nächsthin  beschehene  Einladung  erklären  und  vereinigen  sich  die 
Herren  Landstände  aus  Kitterschaft  und  Städten  dieses  Herzogthums 
Cleve  dahin,  dass  dieselben  in  corpore  nach  der  Stadt  Cleve  sich  er- 
heben und  daselbst  die  Proposition  gebührend  anhören  wollen,  jedoch 
it  diesem  ausdrücklichen  Reservat  und  beding,  dass  sie  daselbst  die 
Erledigung  ihrer  noch  unerörtert  stehenden  gravaniinum,  vornämlich 
••her  die  vor  diesem   gebetcne  Relaxation   und  Restitution  des  Frei- 

*)    S.   oben    p.  705    das    „intercipirto"    Schreiben    Wilich's    an   Johann 

ombgen,  ersten  Hürgermoister  von  Wesel,  der  übrigeus  in  der  Sitzung  des 

«caeler  Uatha   vom  1.  December  1654  „auf  seinen  Rathsoid"   erklärte,    „dass  er 

die  ganze  Zeit  über,  als  der  Herr  v.  W innen thal  auf  dem  Ueichst^ige  zu  Re- 

gensburg  gewesen,  niemaleu  an  denselben  geschrieben,  auch  vice  verHu  gedachter 

Herr  v,  \V  i  nneii  thal,  so  lang  derselbe  zu  Uugcnsburg  sich  aufgehulttai,  nicht 

an   ihn   geschrieben";    er  habe  aber  in  Erfahrung  gebracht,    dass   einige   seiner 

Widertacher  die  Meinung  zu  verbreiten  suchten,  ,,ob  sollte  er  danach  trachten, 

SS  diese  Htadt  Wesel  zu   einer  Reichsstadt  gemacht  und  der  Herren  Staaten 

irnison  daraus  geschafft  werden  mochte,  ungezweifelt  in  keiner  anderen  Inten* 

<n,    als   ihn   dadurch   bot  R.  C-h.  D.  und   den   n<<rren   Staaten   in   Ungnade   su 

stürzen".      Kino    gleiche   i  gaben    <l  tneiKter  thor  Sohmilten 

und  der  Secrotur  Dr.  Joh  r  ab.     i\\  :  illmj»rulokull.) 
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herrn  v-  Wilich  Herrn  zu  Winnenthal  suchen,  auch  ehe  und  zuvor 
diese  gebetene  Kelaxation  und  Restitution  erfolgt,  oder  aber  dass  ihnen 
allen  samrat  und  sonders  eine  einhellige  und  wohlgefällige  Satisfaction 
nemine  dissentiente  widerfahren  sei,  in  keine  fernere  Handlung,  wie 
die  auch  Namen  haben  möchte,  sich  einlassen,  noch  zur  Einwilligung 
einiger  Geldmittel  schreiten  wollen.  —  Bei  welchem  concluso  die 
Herren  Landstände  vermög  des  auf  die  Union  geleisteten  leiblich  aus- 
geschworenen Eides  festhalten,  und  in  keinerlei  Weise  noch  Wegen 
davon  abweichen  sollen  noch  wollen.  In  Urkunde  und  Festhaltung 
dieses  haben  die  Herren  Landstände  dieses  eigenhändig  unterschrieben. 
Unterz.:  Rollmann  Freiherr  v.  Biland  zu  Reidt,  J.  Herrn. 
V.  Diepenbruch  zu  Empel,  Floris  v.  Meverden  zum  Vehn,  Kon- 
rad V.  d.  Reck  zur  Wenge,  Borchard  v.  Ruhr  zu  Venninck, 
A.Werner  v.  Paland,  Joh.  Sigism.  v.  Wilich  Baron  v.  Lottum, 
Adolf  V.  u.  z.  Wilich,  Beruh.  Wilh.  Quad,  Kaspar  v.  Sieberg 
zu  Vörde,  Wilh.  v.  Ulft  genannt  Dornick  zu  Lackhausen,  Zeno 
Tengnagel  zu  Sehlem.  Anton  ther  Schmitten  und  Arnold 
Bongard  von  Wesel,  Everhard  Duifhuis  von  Cleve,  Luffart 
Osterwik  und  Dr.  Rademacher  von  Emmerich,  Grund  von  Calcar, 
Bögel  von  Xanten,  Momm,  Groin  und  Bockhorst  von  Rees". 


An  demselben  Tage  zeigten  die  clevischen  Stände  dem  Statthalter  an, 
dass  sie  in  Cleve  erscheinen  würden,  aber  erst  die  märkischen  Stände  gleich- 
falls dazu  bewegen  wollten.  Schon  am  16.  November  erschienen  in  Dort- 
mund, wo  sich  der  flüchtig  gewordene  Romberg  aufhielt,  als  clevische 
Deputirte  Konrad  v.  d.  Reck  zur  Wenge,  Syndicus  Niess  und  der 
weseler  Schöffe  Bon  gart,  um  eine  Zusammenkunft  der  märkischen  Stände 
daselbst  zu  veranlassen.  Am  24.  November  trugen  sie  denselben  den  zu 
Rees  gefassten  ßeschluss  der  clevischen  Stände  mit  der  Aufforderung,  ihm 
beizutreten,  vor.  Die  Mehrheit  der  erschienenen  Ritterbürtigen  war  dazu 
alsbald  bereit,  die  Städtedeputirten  entschlossen  sich  erst  nach  längerem 
Sträuben  dazu.  Als  aber  die  clevischen  Abgeordneten  den  Vorschlag  der 
jülich-bergischen  Stände,  Deputirte  an  den  Kurfürsten  von  Sachsen  und  „an- 
dere Fürsten  des  Reichs"  abzusenden  und  deren  Intercession  für  Wilich 
anzurufen,  zur  Beschlussfassung  vortrugen,  erklärten  die  Städtedeputirten, 
dazu  nicht  instruirt  zu  sein,  und  wiesen  den  Versuch,  sie  zur  nachträglichen 
Genehmigung  der  regensburger  Deputation  zu  bewegen,  aufs  entschiedenste  ab- 


Proposition  auf  dem  cleve-märkischen  Landtage  ^).   Dat.  Cleve 

6.  Dec.  1654.     M. 

G.Dec.  Vorwurf  über  das  späte  Eintreffen  der  Stände.    Mittheilung  von  der 

*)  Sie  ward  vom  Statthalter  mündlich  vorgetragen  und  das  Protokoll  über 
seine  Ansprache  dann  den  Ständen  zugestellt. 
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Allianz  des  Kurfürsten  mit  Kur-Cöln,    Kur -Sachsen,    dem  Hause  Braun- 
•hweig-Lüneburg  und  anderen  Reiehsständen »),  durchweiche  festgestellt  sei, 
;iss  ein  jeder  der  A^erbündeten   eine  bestimmte   Anzahl  Truppen   stellen, 
.CS  darin  Säumigen  Gebiet  aber  mit  denen  der  anderen  belegt  werden  solle, 
damit  „die  einem  oder  anderem  Theil   zustossende  Gefahr  mit  gesammter 
Hand  abgekehrt  werden  könnte,   inmaassen   die   auf  den  deutschen  Boden 
gekommene  schwedische  Kriegsmacht  suspect  wäre   und  vermuthlich  nicht 
allein   die  von   der   Stadt  Bremen   zur  Devotion   zu   bringen   das  Absehen 
habe'*.     Um  so  mehr  möchten   die   Stände   über  die  Defensionsverfassung 
hleunigst   beschliessen.    Die  Frage  sei  nicht  mehr,    „ob   sothanes  Defen- 
sionswerk  anzustellen,  sondern  wie  selbiges  am  füglichsten  effectuirt  werden 
möge".    Die  Stände  müssten  ferner  den  Beitrag  Cleve-Marks  zur  Bezahlung 
der  Assessoren  des  Reichskammergerichts,  sowie  der  Lande  Antheil  an  den 
dem  König  von  England  von  den  Reichsständen  bewilligten  6  Römermo- 
naten im  Betrage  von  4000  Thlr.  beibringen. 

Der  Statthalter  hat  eifrig  dahin  gestrebt,  Vertrauen  und  Einigkeit  zwi- 
.  iien  den  Ständen  und  dem  Kurfürsten  festzustellen,  muss  aber  „nunmehr 
an  sothanem  Vertrauen  zweifeln,  nachdem  er  erfahren,  dass  die  Stände  zu 
ihren  Versammlungen  keinen  zulassen,  der  nicht  Geheimhaltung  aller  ihrer 
Verhandlungen  und  Beschlüsse  beschwöre;  ein  derartiges  „geheime  Tracti- 
ren**,  von  dem  der  Landesherr  nichts  wissen  solle,  gebühre  den  Ständen 
als  ünterthanen  nicht,  sei  nichts  anderes,  als  „complottiren".  So  kommen 
Beschlüsse  zu  Stande,  wie  der  jüngst  zu  Recs  gefasste,  zu  welchem  gleich- 
falls zu  bewegen,  Deputirte  an  die  märkischen  Stände  gesandt  wurden, 
^welches  vor  eine  Aufwiegelung  zu  halten",  zumal  gar  keine  Gravamen  vor- 
liegen, denn  die  noch  nicht  erfolgte  Erledigung  einiger  Punkte  des  Execu- 
tionsrecesses  ist  lediglich  Schuld  der  Stände. 

Einige  clevische  Stände  wollen  die  gesammten  Landstände  zur  Geneh- 
migung alles  dessen,  was  Wilich  zu  Winnenthal  in  Regensburg  negotiirt 
hat  und  was  noch  in  Wien  gesucht  wird,  bewcgeu;  der  Statthalter  und 
die  Räthe  hoffen  aber,  dass  die  gesammten  Landstände  sich  der  „Machi- 
nationen" Wilich's  nicht  theilhaftig  machen  werden.  Die  Wenigsten  von 
ihnen  kennen  dieselben,  daher  ist  es  nöthig,  aufzudecken,  „dass  Wilich 
nichts  anders  gesucht,  als  S.  Ch.  D.  von  diesen  liändcrn  zu  entblössen, 
ihn  um  Land  und  Leute  habe  bringen  wollen",  wie  der  Kurfürst  eigenhändig 
an  den  Statthalter  geschrieben  habe.  Er  bat  mit  seinem  Anhange  die  Erb- 
union mit  den  Jülich -bergischen  Ständen,  in  welcher  verschiedene  gefähr- 
liche Punkte  zum  Präjudiz  dos  liandesherm  begriffen  sind,  und  die  kaiser- 
liche Cunfirmation  desselben  zu  Stande  gebracht.  Auf  seinen  Antrieb  haben 
die  Stände  beim  Kaiser  und  den  Kurfürsten  bittere,  ja  ^blutige"  Klagen 
Über  des  Kurfürsten  Person  erhoben,  ihn  als  einen  Tyrannen  geschildert 
und  ihm  alles  aufgebürdet,  was  vor  30  und  40  Jahren  geschehen.  Er  hat 
mit  seinen  Mitdeputirtcn  mit  grossem  Eifer  um  die  schleunige  Erörterung 
des  SuccessionsstrcitB  Bollicitirt,  woraus  bei  den  vorhergehenden  Klagen 
Über  den  Kurfürsten  ^leichtlich  zu  spüren,  dass  mau  unvermerkt  um  einen 
uen  Landesherrn  gebeten  und  denselben  erwartet  habe**;  ein  Verfahren, 

•)  Vgl.  Droyscn  III,  2  p.  152  und  Erdmunusdorffür  Graf  Waldeck  p.l78ff. 
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welches  dem  dem  Kurfürsten  geleisteten  Handschlage  und  allen  feierlichen 
Versicherungen  unverbrüchlicher  Treue  der  Stände  zuwider.  „Auch  hat 
man  zum  grossen  Despect  und  Nachtheil  S.  Ch.  D.  die  Lande  getrachtet 
in  Sequestration  zu  stellen  und  albereit  einen  guten  Inspector  auf  eine  ar- 
tige Weise  dazu  erhalten"  •).  Damit  aber,  sobald  der  Ausspruch  in  der  Suc- 
cessionssache  geschehen,  oder  die  Länder  in  Sequestration  gelegt,  dem 
Kurfürsten  die  Mittel  zur  Gegenwehr  genommen  würden,  hat  Will  ch  auch 
nach  dem  Executionsrecesse  von  1653  unablässig  auf  Demolition  und  Eva- 
cuation  von  Lippstadt  und  Hamm  gedrungen,  und  weitere  kaiserliche  Man- 
date darüber  erwirkt.  „Dagegen  hat  man  den  Gegentheil  in  seinem  vor- 
nehmsten Vortheil,  als  Düsseldorf,  wollen  verbleiben  lassen'^  Hätte  der 
Kurfürst  nicht  besser  für  die  Sicherheit  des  Landes  gesorgt,  so  wäre  Lipp- 
stadt bereits  von  „fremden  Völkern  besetzt  und  dasselbe  in  äusserste  Gefahr 
und  Ruin  gesetzt  worden.  Um  aber  die  Generalstaaten  abzuhalten,  solche 
weit  aussehende  Sache,  daran  sie  ein  Interesse,  zu  verhindern,  und  ihnen 
dieselbe  angenehm  zu  machen,  hat  man  etlichen  Herren  unter  der  Hand 
bekannt  machen  lassen,  dass  keine  apparence  wäre,  dass  die  Herren  Staaten 
zur  Bezahlung  ihrer  grossen  Forderung  gelangten,  es  wäre  denn,  dass  die- 
selben die  Hand  schlügen  auf  S.  Ch.  D.  Domainen,  Zölle  und  Licenten; 
es  würde  auch  den  Staaten  an  keine  Executionsmittel  mangeln,  weilen  sie 
die  vornehmsten  Städte  mit  ihren  Garnisonen  besetzt  hielten".  Diese  Ma- 
chinationen sind  die  remedia  prompta  et  infallibilia,  den  Kurfürsten  aus 
dem  Sattel  zu  setzen,  wie  Wilich  an  den  Bürgermeister  Brembgen  am 
L  December  1653  geschrieben  hat. 

Der  Statthalter  und  die  Räthe  glaubten  nicht,  dass  der  Mehrzahl  der 
Stände  diese  Machinationen  Wilich's  bekannt  gewesen,  wie  letzterer  denn 
auch  den  Brembgen  mittheile,  dass  der  Inspector  und  das  remedium 
promptum  noch  in  Verschwiegenheit  gehalten  werden  müssten;  auch  hab6 
Romberg  an  den  v.  Bodelschwing  und  v.  Düngein  geschrieben,  „dass 
der  V.  Winnenthal  mit  gefährlichen  Dingen  umginge,  so  gegen  seine  In- 
struction handle,  derhalben  er  und  Moll  gezwungen,  dagegen  zu  prote- 
stiren"^).  Noch  weniger  wollten  Statthalter  und  Räthe  hoffen,  dass  die  Stände 
diese  Machinationen  und  Practiken  approbiren  und  gutheissen  würden,  wel- 
ches dem  dem  Kurfürsten  an  Stelle  des  Eides  geleisteten  Handschlage  zu- 
wider sein  würde.  Daher  müssten  sie  die  Stände,  denen  von  diesen  Ma- 
chinationen nichts  bekannt,  oder  die  etwa  verleitet  worden,  ermahnen,  „diese 
Sache  reiflich  zu  erwägen  und  sich  hierunter  also  zu  verhalten,  dass  dem 
V.  Wilich  S.  Ch.  D.  Gnade  widerfahren,  und  die  Laude  in  Ruhe  und  Frie- 
den verbleiben  mögen,  in  Erwägung,  dass  der  Zorn,  welcher  zwischen  Vater 
und  Sohn  entstehet,  heftiger  pflege  zu  brennen  und  schwerlicher  zu  dämpfen 
sei".    Hätten  die  Stände  aus  Duisburg  kein  so  scharfes  Schreiben  an  den 


*)  Nach  dem  Bericht  des  Syndicus  der  Stadt  Soest,  Andr.  Dietr.  v.  Damm, 
vom  10.  Dec.  1654  wurden  diese  Worte  Wilich's  in  seinem  Briefe  an  den  Bür- 
germeister Brembgen  vom  Statthalter  dahin  ausgelegt,  dass  Wilich  selbst 
der  vom  Kaiser  heimlich  bestellte  Inspector  oder  Commissär  sei. 

^)  Diese  nicht  bei  den  Acten  liegenden  Schreiben  waren  gleichfalls  vom 
Statthalter  aufgefangen  worden. 


Gnadengesuch  für  Wilich  und  Romberg.  767 

Kurfürsten  gerichtet,  möchte  Wilich  nicht  aus  Lippstadt  abgeführt  worden 
sein.  Gegen  die  Stände,  welche  demselben  etwa  „beifallen"  wollten,  wird 
rechtlich  verfahren  und  dieselben  an  Leib  und  Gütern  gestraft  werden.  Es 
ist  nunmehr  Zeit,  dass  die  Bösen  von  den  Guten  sich  scheiden,  „S.  Ch.  D. 
will  wissen,  welche  sich  dieser  obangezogenen  Stücke  theilhaftig  machen". 


Die  cleve-märkischen  Stände  an  den  Kurfürsten.    Dat.  Cleve 
15.  Dec.  1654.     M. 

[Versicherung  ihrer  Treue,   ihres  Gehorsams,   wie  ihrer  Anhänglichkeit   an  das 
Haus  Brandenburg.     Bitte  um  Gnade  für  Wilich  und  Romberg.] 

„Wir  setzen  in  keinem  Zweifel  E.  Ch.  D.  werden  von  L  Höh.  der  15.  Dec. 
Prinzessin  von  Oranien  von  der  unterthänigsten  Contestation  und  Sin- 
ceration  unseres  gegen  E.  Ch.  D.  unterthänigsten  willfährigen  Gemüths 
und  Versicherung  unserer  gegen  Dero  hochlöbliches  Churhaus  tragen- 
den ungefärbten  Liebe  und  beständigen  Gehorsams  certiorirt  und  be- 
richtet sein;  inmaassen  dann  unsere  unterthäuigste  tragende  Lieb  gegen 
das  hochlöbliche  Churhaus  Brandenburg  unsere  respective  Voreltern 
und  Vorsassen  im  Jahre  1G09  bei  Ergreifung  der  Possession  und  An- 
tretung dieser  Gottlob  noch  continuirenden  und  hoch  erfreulichen  Re- 
gierung im  Werke  erscheinen  lassen,  E.  Ch.  D.  auch  dessen  sich  in 
Gnaden  jetzo  und  ins  küuftige  von  uns  versichert  halten  können, 
dass  wir  diesem  löblichen  Exempel  dieser  unserer  resp.  Voreltern  und 
•  rsassen  eifrig  einfolgen  und  in  E.  Ch.  D.  beharrlichen  Devotion  und 
^Submission  continuiren  werden,  von  Herzen  wünschend,  dass  wir  unter 
dieser  vor  45  Jahren  hochrühmlich  angefangenen  noch  Gott  sei  gedanket 
glücklich  continuirenden  Regierung  in  gutem  Wohlstande  bleiben,  und 
mit  unterthänigster  Freude  ohnlang  hören  mögen,  dass  E.  Ch.  D.  bei 
diesem  hochgesegneten  Zustande  Dero  hochgelicbten  Gemahlin  unserer 
gnädigsten  ChurfUrstin  und  Frau  mit  einem  hohen  churfUrstlichen  Ehe- 
aegen  und  Landeserben  zu  unserem  und  aller  Unterthanen  Trost  ge- 
segnet und  erfreuet  werden  möchte.  Wie  wir  dann  auch  an  diesem 
unserm  untcrthänignt  geneigten  Willen  und  gegen  E.  Ch.  D.  hochlöb- 
liches Haus  tragendes  willfähriges  Gemüth  nicht  allein  in  vorigen  Jah- 
ren, sondern  auch  bei  gegenwärtiger  Versammlung  nichts  hierbei  ver- 
sitzen lassen;  so  leben  wir  der  unterthänigsten  Zuversicht,  Sic  werden 
Deroselbcn  hohe  angeborene  churfllrstliche  Clemcnz  und  Güte  (womit 
Sic  viele  DeroHclben  Unterthanen  erfreuet  haben)  uns  auch  in  Gnaden 
gemessen  lassen,  damit  der  arrestirto  Freiherr  v.  Wilich  zu  Winneu- 
thal  zum  Trost  und  Vorstand  seiner  anjetzo  verlassenen  unmündigen 
Kinder  seiner  Captur,  der  von  Romberg  aber  seiner  tiskalischen  An- 
sprach untcrthauigHt  gcbetener  inaasscu  in  Gnaden  erledigt  werden. 
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und  die  gegen  diese  beiden  Personen  gefasste  Ungnade  schwinden 
und  fallen  möge.  Gleich  wie  dieses  E.  Ch.  D.  und  Dero  hochange- 
bornen  heroischen  fast  weltkundigen  Clemenz,  Lieb  und  Güte  gewöhn- 
lich und  Deroselben  hochrtihmlich;  also  leben  wir  auch  der  unterthä- 
nigsten  Hoffnung,  und  wollen  es  auch  unterthänigst  und  gehorsamst 
gebeten  haben,  E.  Ch.  D.  geruhen  obgemeltem  unserem  unterthänig- 
sten  Suchen  gnädigst  stattzugeben  und  uns  mit  der  unterthänigst  ge- 
betenen  Erklärung,  gnädigst  zu  erfreuen,  welches  wir,  so  lange  wir 
leben,  mit  einem  beharrlichen  eifrigen  und  beständigen  Gehorsam  nach 
äussersten  Kräften  und  Vermögen  unterthänigst  zu  verdienen  uns  fleissigst 
werden  angelegen  sein  lassen"  ^). 


Die  Regierung  an  den  Kurfürsten.  Dat.  Cleve  22.  Dec.  1654.  M. 

[Vorschuss  der  Richter  für  die  lippstädter  Garnison  und  die  Wirthe  in  Cleve. 
Die  eigenmächtigen  Convente  der  Stände.  Bewilligung  von  50,000  Thlr.  anstatt 
der  Werbung  und  Reichsdefension.  Die  Bedingung  ist  zurückgewiesen.  Erhe- 
bung der  zweiten  Hälfte  der  Steuer  von  1653  und  anderer  Gelder  ist  vereinbart. 
Differenz  unter  den  Ständen  über  die  Matrikel.  Die  Stände  sind  zur  Leistung 
der  zur  Schuldentilgung  1649  bewilligten  Steuer  bereit.] 

22.  Dec.  Mit  Zustimmung  des  Statthalters,   der  am  19.  nach  dem  Haag  gereist 

ist,  und  Schwerin's  haben  sie  die  clevischen  Kichter  zu  einem  Vorschusse 
auf  die  zweite  Hälfte  der  von  den  Ständen  1653  bewilligten  50,000  Thlr. 
veranlasst,  und  von  der  dadurch  erlangten  Summe  der  Garnison  in  Lippstadt 
zweimonatlichen  Sold  und  den  Wirthen  in  Cleve  einen  Theil  der  rückstän- 
digen Landtagszebrung,  um  sie  zur  Verpflegung  der  verschriebenen  Stände 
zu  bewegen,  auszahlen  lassen.  Die  cleve-märkischen  Stände  sind  am  5.  De- 
cember  ziemlich  zahlreich  erschienen^). 

*)  Dieses  Schreiben  ward  von  der  Majorität  der  clevischen  Stände  beschlos- 
sen, die  Minorität  drang  auf  ein  Gesuch  an  den  Kaiser  um  sofortigen  Erlass  der 
gegen  den  Kurfürsten  erbetenen  Mandate.  Gleichzeitig  baten  die  cleve-märki- 
schen Stände  bei  der  Kurfürstin  Wittwe,  der  Kurfürstin  und  deren  Mutter,  der 
Prinzessin  von  Oranien,  um  ihre  Fürsprache  für  Wilich  und  Romberg.  Der 
Kurfürst  antwortete  am  29.  December:  „Dieweil  Wir  zur  Verhütung  ohngleichen 
Verdachts  und  argwöhnischer  Nachreden,  als  ob  dem  Verhafteten  zu  viel  ge- 
schehen, den  Process  nicht  so  schlechter  Dinge  bald  cessiren  mögen,  dass  Wir 
dennoch,  wie  bishero  geschehen,  also  noch  weiter,  den  v.  Wilich  in  seinem 
Custodia  wohl  halten  und  ordentlich  bis  zum  Endurtheil  wider  denselben  ver- 
fahren lassen,  auch  nachmals  euch  insoweit  gnädigst  willfahren  wollen,  als  nur 
immer  ohne  Abbruch  der  Justiz  und  Unserer  Sicherheit  wird  practisiret  werden 
können";  Romberg  solle  „ihre  Intercession  in  viele  Wege  geniessen*,  sobald  er 
sich  persönlich  am  kurfürstlichen  Hoflager  einstelle.  Auf  ein  nochmaliges  in 
ähnlicher  Form,  wie  obiges,  abgefasstes  Gesuch  der  clevischen  Stände  um  „Re- 
laxation Wilich's",  dat.  Rees  5.  Februar  1655,  scheint  gar  nicht  geantwortet 
worden  zu  sein. 

2)  Es  waren  erschienen  von  der  clevischen  Ritterschaft:  Biland-Reidt, 
Wilich-Lottum,  Diepenbruch,  Wilich-Diersfurt,  Wilich-Wilich,  Reck, 
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„Am  17.  dieses  babeu  die  Stände  ferner  auf  den  Voi*trag  des 
Statthalters  sich  beschweret,  dass  ihre  ohne  Vorwissen  und  Bewilligung 
Ines  zeitlichen  Landcsfiirsten  angestellte  Versammlungen  vor  Com- 
plottiren  geachtet  würden.  —  Daneben  erkläreten  sie  sich  auf  die 
Replik  vom  11.  dieses  dahin,  dass  sie  E.  Ch.  D.  anstatt  der  zugemu- 
theten  Werbung  und  Reichsdefension  50,000  Thlr.,  wovon  der  erste 
Termin  auf  Pfingsten  1655,  der  zweite  aufs  Christfest  1655,  der  dritte 
auf  Pfingsten  1656  fallen  sollte,  gehorsamst  einwilligten,  doch  mit 
dem  Anhang,  dass  nun  und  ins  künftige  mit  keiner  Werbung,  Ein- 
quartierungen, Servicen  und  anderen  dergleichen  Lasten,  welche  den 
1649  und  1653  aufgerichteten  Recessen  zuwider,  beschweret  werden 
möchten". 

Obwohl  sie  den  Ständen  sofort  aus  den  Acten  des  Archivs  nachweisen 
könnten,  dass  früher  solche  Versammlungen  niemals  ohne  Consens  des  Lan- 
desherru  hätten  abgehalten  werden  dürfen*),  so  haben  sie  es  doch  vorge- 
zogen, wegen  der  Kürze  der  Zeit  vor  dem  Weihnachtsfeste  darüber  später 
mit  den  Deputirten,  welche  die  Stände  zurück  lassen  wollen,  „nähere  Un- 
terredung zu  pflegen". 

„Die  offerirten  50,000  Thlr.  anstatt  der  Werbung  betreffend,  dar- 
'i))er  haben  wir  E.  Ch.  D.  gnädigste  Verordnung  abzuwarten  eine  Noth- 
(lurft  erachtet,  aber  die  angehängte  Condition  haben  wir  nicht  anneh- 
men können,  sondern  den  Ständen  zu  GemUthe  geführet,  dass  diese 
Reichssteuer  ohne  alle  Condition,  als  welche  aus  einem  gemeinen 
Reiehsschluss  herrührete,  abgestattet  werden  müsste'''). 

Dornick,  ülft,  Quad  zu  Till,  Bernsau,  Eickcl  zuGroin,  IIovtMi,  Klocke, 
.-^paen,  Ten gnagel- Schiern,  Drost  Nivenlieini,  Ruhr,  Wilich-Kerveudonk, 
(y'apellen,  Morrien,  Sioberg,  Uynsch,  Boinunburg,  Drost  Paland, 
Hovelich  zu  Bimmen;  von  der  märkischen  Ritterschaft:  Reck  zu  Witten,  El- 
lierfold  zu  Herbede,  Neuenhof  Drost  zu  Altena,  Neuenhof  Drost  zu  Bochum, 
der  Herr  zu  Bodelschwing,  der  v.  Düngein,  Freitag  und  Ascheberg; 
Howie  Deputirte  der  cleve-iniirkischon  Städte. 

V  Cileich  darauf  erhielt  Isinck  vom  Kurfürsten  den  Auftrag,  eine  Deduct'ion 
anzufertigen,  um  nachzuweisen,  dass  die  Stünde  nicht  zu  „eigenmächtigen  Zu- 
sammenkünften, Bündnissen  oder  Einigungen,  Anschlagung  von  Plakaten  und 
Sendungen  an  fremde  Herrschaften"  berechtigt,  dagegen  zum  „Compariren  auf 
MiBgeschriebonen  Landtagen"  verpflichtet  seien.  Isinck  übersandte  diese  De- 
II  16.  Februar  IG/if)  dem  Kurfürsten  mit  dem  Vorschlage:  „dem  Herrn 
I  und  der  Regierung  zu  befehlen,  darübor  zu  halten  und  die  Lnndstiindo 
luvon  abzumahnen,  und  zu  dem  Knde  mit  ihnen  in  Conferenz  zu  treten,  auch 
/.uvürdorat  gemelte  Deduetion  von  einer  oder  anderen  nächstgolegonon  Uuivor- 
■itüt  vor  rochtraäsBig  approbircn  und  bestätigen  und  darnach  drucken  zu  lassen". 
Am  6.  März   schickt  der  Kurfürst  die  Deduetion  dem  Si      '  mit  der  Wei- 

sung, darauf  zu  halten  und  die  Stände  von  solchen  eig<  ;,  n  Zusammen- 

künften abzumahnen. 

•)  Nach  d«Mu   15. rieht   der   woseler  Deputirten.    welche    ihrer  Instruction    go- 
Maicr.  lur  G«k<  irfurftto.  V.  1'* 


770   ^^^*   -^^^  Deputation  nach  Regensburg  und  der  Executionsrecess  v.  1653. 

Nach  Dimission  der  gesammten  Stände  haben  sie  sich  mit  Deputirten 
der  clevischen  Stände  auf  Ratification  ihrer  Committenten  dahin  verglichen, 
dass  von  dem  zweiten  Terrain  der  1653  bewilligten  50,000  Thlr.  resp. 
30,000  Thlr.  sofort  15,000  Thlr.  für  den  Kurfürsten,  daneben  2600  Thlr. 
als  clevischer  Antheil  der  dem  König  von  England  auf  dem  Reichstage 
bewilligten  6  Römermonate,  für  die  Kosten  des  diesjährigen  und  vorjährigen 
Landtags  4000  Thlr.,  die  dem  Statthalter  1653  bewilligte  Verehrung  von 
4000  Thlr.,  „ad  pias  causas''  2000  Thlr.  und  für  die  Stände  6000  Thlr.  in 
Cleve  erhoben  werden  sollen^).  Den  Ständen  letzteren  Posten  zu  bewilli- 
gen, haben  sie  allerdings  Bedenken  getragen,  aber  dieselben  haben  solche 
in  dem  Recesse  von  1653  zugesagt  erhalten,  bedürfen  die  Summe  auch  zur 
Abzahlung  der  Zinsen  ihrer  Schulden.  lieber  die  Matrikel  zur  Erhebung 
der  angebotenen  50,000  Thlr.  haben  sich  die  Stände  noch  nicht  einigen 
können;  die  Städte  bestehen  darauf,  dass  die  Ritterschaft  daran  participire, 
weil  es  eine  Reichs-  und  Defensionssteuer  ist,  die  letztere  will  diese  Eigen- 
schaft nicht  gelten  lassen  und  behauptet,  dass  die  Steuer  dem  Kurfürsten 
nur  persönlich  und  freiwillig  gewilligt  sei. 

„Endlich  weil  auch  die  Landstände  von  Cleve  und  Mark  sich  dahin 
erklärt  haben,  dass  sie  nichts  liebers  wünschen,  als  dass  mit  Bei- 
tragung der  im  Landtagsrecess  de  anno  1649  zur  Abtragung  der  alten 
Kammerschulden  gewilligten  600,000  Thlr.  ein  Anfang  gemachet  würde, 
und  sie  immittels  von  anderen  Lasten  und  Steuern  verschont  bleiben 
möchten,  so  stellen  wir  E.  Ch.  D.  gnädigstem  Gutachten  unmaassgeb- 
lich  anheim,  ob  Sie  uns  gnädigst  befehlen  wollen,  mit  den  Deputirten 
von  den  Ständen  bei  nächster  Zusammenkunft  zu  handeln,  dass  die 
600,000  Thlr.  in  8  Jahren  abgeredeter  Maassen  mögen  beigetragen 
und  dahero  die  itzt  offerirten  50,000  Thlr.  mit  25,000  Thlr.  verhöhet 
und  also  von  Jahren  zu  Jahren  75,000  Thlr.  in  beiden  Landschaften 
umgeschlagen  werden,  bis  dann  die  völlige  Summe,  wann  die  Länder 
immittelst  verschonet  bleiben,  erlegt  und  die  Kammerschulden  abge- 
machet  seien  und  also  E.  Ch.  D.  dermaleins  diese  Länder  und  deren 
Intraden  desto  besser  gemessen  mögen. 

Unterz.  von  Bernsau,  Biland,  Spaen,  Diest,  Motzfeld, 
Steinberg  und  Isinck". 


mäss  nicht  einmal  der  bedingungsweisen  Bewilligung  beistimmten,  Hessen  die 
märkischen  Stände  die  Bedingung  fallen,  „damit  nicht  etwa  die  aus  Cleve  ab- 
geführten Truppen  in  Mark  blieben",  und  bewilligten  die  Erhebung  ihrer  Quote 
(20,000  Thlr.)  auf  Ostern  und  Pfingsten  1655. 

0  Die  Regierung  Hess  sofort  incl.  der  Kosten  35,000  Thlr.,  7,000  Thlr.  von 
den  Städten,  5000  Thlr.  von  der  Geistlichkeit  und  23,000  Thlr.  vom  platten 
Lande  in  Cleve  nach  der  Matrikel  von  1612  erheben.  Die  mark.  Quote  dieser 
zweiten  Hälfte  der  50,000  Thlr.  wurde,  so  weit  sie  nicht  schon  erhoben  war, 
gleichfalls  sofort  erhoben. 


IV. 


Der  nordische  Krieg. 
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Einleitung. 


Jjs  mag  auf  den  ersten  Blick  befremden,  dass  die  in  diesem  Abschnitte 
raitgetheilteu  ständischen  Acten  von  Cleve-Mark  unter  der  Bezeichnung 
^der  nordische  Krieg"  zusammen  gefasst  sind.  Allerdings  lag  der  Schau- 
platz dieses  Krieges  weit  ab  von  den  rheinisch -westfälischen  Besitzungen 
des  Kurfürsten  von  Brandenburg,  und  dieselben  wurden  nicht  unmittelbar 
von  ihm  berührt;  aber  er  beherrschte  während  fünf  Jahre  die  politi- 
sche Thätigkeit  des  Kurfürsten  nach  Aussen  und  Innen  derart,  wirkte  so 
tief  und  nachhaltig  auch  auf  die  inneren  Zustände  aller  brandenburgischen 
Länder,  dass  selbst  die  Beziehungen  des  Kurfürsten  zu  den  Landständen 
von  Cleve  und  Mark,  das  Verhalten  derselben  in  dieser  Zeit  fast  ausschliess- 
lich von  dem  Gange  der  Ereignisse  im  fernen  Norden  bestimmt  wird.  Auf 
den  engen  Zusammenhang  der  Vorgänge  an  der  Weichsel  und  am  Rhein 
hinzuweisen,  ist  der  Zweck  dieser  einleitenden  Zeilen. 

Im  Herbste  1654  hatte  die  Zusamnienziehung  beträchtlicher  schwedischer 

luppenmassen  gegen  die  Stadt  Bremen  das  Gerücht  hervorgerufen,  dass 
utT  eben  den  schwedischen  Thron  besteigende  Pfalzgraf  Karl  Gustav  von 
Zweibrücken,  Enkel  der  dritten  Schwester  des  letzten  jülicher  Herzogs, 
sich  der  Successionslande  mit  Waflfengewalt  bemächtigen  wolle*).  Der 
Kurfürst  hatte  dieses  Gerücht  und  die  noch    immer  von  den  cond6-loth- 

iigischen  Völkern  drohende  Invasionsgefahr  benutzt,  um  die  cleve-märki- 
bchen  Stände  auf  Grund  dos  Paragraphen  180  des  Keichstagsabschiedes  von 
1654  zur  Aufl)ringung  der  nöthigen  Defensionsmittel  auffordern  zu  lassen'). 

gen  die  alsbald  vorgenommenen  Truppenwerbungen  protcstirten  sie  als 
eme  Verletzung  des  IlauptrecesseK;  aber  sie  boten  50,000  Thlr.  als  ^frei- 
willige Steuer"  unter  der  Bedingung,  dass  das  Land  von  allen  Werbungen 

rschont    bliebe;     mindestens    die    Freilassung    des    arretirten    Wilich- 
\  inncnthal   hofften   sie  damit  zu  erhalten.     Der  Kurfürst  acceptirto  die 

"uer;  erfüllte  aber  weder  diesen  Wunsch,  noch  jene  Bedingung  der  Stunde. 
Der  ProceHri  gegen  Wilich  wurde  ernstlich  fortgesetzt,  die  Werbungen 
wurdr-n   in    dir  <  r  (<  n  lliilftr  des  J.   1655  mit  jedem  Monate   in   grosserem 

•)  8.  oben  p.  765. 
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Maassstabe  betrieben;  am  Ende  des  Monats  Juli  marschirten  fünf  Regimenter, 
etwa  4000  Mann,  nach  Brandenburg  ab,  waren  statt  der  50,000  Thlr.  mehr  als 
das  Doppelte  an  Steuern  und  Verpflegungskosten  geleistet,  alle  ständischen 
Proteste  dagegen,  selbst  eine  Deputation  nach  Berlin,  fruchtlos  geblieben. 

Schon  am  Ende  des  Jahrs  1654  hatte  der  Kurfürst  den  Plan  Karl  Gu- 
stav's  auf  Polen,  die  ihm  dadurch  drohende  Gefahr  erkannt;  aber  seine  Lage 
erforderte  die  grosseste  Vorsicht  sowohl  in  den  diplomatischen  Verhandlungen, 
als  in  den  militärischen  Rüstungen.  Das  von  Parteiungen  des  selbstsüch- 
tigen und  käuflichen  Adels  zerrissene  Polen  bot  so  gut  wie  keinen  An- 
und  Rückhalt  gegen  Schweden.  Die  einzige  Macht,  von  welcher  sich  in 
ihrem  eigenen  Interesse  Hilfe  erwarten  Hess,  waren  die  Staaten,  deren 
Handel  in  der  Ostsee  durch  eine  schwedische  Alleinherrschaft  dort  ver- 
nichtet werden  musste.  Seit  Jahren  verhandelte  der  Kurfürst  über  eine 
umfassende  Alliance  mit  ihnen;  die  Aussichten  dazu  schienen  seit  dem  Sturze 
des  oranischen  Hauses  mit  jedem  Jahre  geringer  zu  werden,  die  von  Johann 
de  Witt  im  Bunde  mit  Cromwell  1654  durchgesetzte  Seclusionsacte,  die 
Herrschaft  der  Aristokratenpartei  für  immer  gesichert  zu  haben.  Indessen 
zeigten  sich  jetzt  doch  die  materiellen  Interessen  der  grossen  Städte,  ins- 
besondere Amsterdams,  Angesichts  der  ihnen  drohenden  Gefahr  mächtiger, 
als  de  Witt's  und  seiner  Anhänger,  der  holländischen  Cabale,  Hass  und 
Furcht  dem  Kurfürsten,  dem  Oheim  und  Vormund  des  jungen  Prinzen  von 
Oranien,  gegenüber;  mächtiger,  als  deren  politischer  Einfluss  unter  den  Staa- 
ten. Trotz  der  Anstrengungen  der  brandenburgischen  Gegner,  unter  denen 
die  cleve- märkischen  Stände  und  ihr  Resident  Leo  van  Aitzema,  wie 
die  mitgetheilten  Auszüge  aus  dessen  Tagebuche  zeigen,  nicht  die  geringsten 
waren,  kam  am  5.  August  1655  eine  allseitige  Defensivallianz  zwischen 
Brandenburg  und  den  Generalstaaten  zu  Stande.  Das  Verdienst,  alle  Hin- 
dernisse dieser  Allianz  überwunden  zu  haben,  gebührt  einem  Manne,  der 
während  des  nordischen  Krieges  eine  hervorragende  Rolle  unter  den  Rath- 
gebern  und  Staatsmännern  des  Kurfürsten  Friedrich  Wilhelm,  vor 
Allem  in  dessen  Beziehungen  zu  den  Niederlanden  und  den  damit  so  eng 
verknüpften  cleve-märkischen  Angelegenheiten  gespielt  hat,  dem  clevischen 
Rath  und  spätem  Kanzler  Daniel  Weimann. 

Daniel  Weimann  war,  im  Jahr  1621  zu  Unna  in  der  Grafschaft 
Mark  geboren,  der  Sohn  eines  Rathsherrnschreibers  daselbst.  Nach  dem  Be- 
suche der  Universitäten  Cöln,  Utrecht  und  Leiden,  wo  er,  neben  dem  juri- 
stischen Fachstudium  mit  besonderer  Vorliebe  und  unverkennbarem  Ein- 
flüsse auf  leichten  und  eleganten  Gedankenausdruck,  klassische  Studien 
betrieb,  lernte  ihn  im  J.  1646  Konrad  v.  Burgsdorf,  der  damals  ein- 
flussreichste Minister  des  Kurfürsten,  kennen  und  veranlasste  im  folgenden 
Jahre  seine  Ernennung  zum  kurfürstlichen  „Rath  von  Haus  aus".  Als  die 
Stände  im  J.  1649  die  Entlassung  aller  nicht  eingebornen  Räthe  durch- 
setzten, ward  Weimann  in  den  clevischen  Regierungsrath  berufen,  um  in 
den  ersten  Jahren  vorzugsweise  in  den  märkischen  Angelegenheiten  ver- 
wandt zu  werden;  wie  denn  der  Kurfürst  schon  im  Januar  1650  sich 
seiner  ausschliesslich  bei  den  Verhandlungen  bediente,  welche  er  auf  der 
Rückreise  nach  Berlin  in  Hamm  persönlich  mit  den   märkischen  Ständen 
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bezüglich  des  Truppennnterhalts  führte^).  Auch  das  Vertrauen  der  ver- 
wittweten  Prinzessiu  von  Oranien,  Schwiegermutter  des  Kurfürsten,  genoss 
W  ei  mann  schon  damals  in  dem  Grade,  dass  sie  sich  ihn  im  December  1650 
ausdrücklich,  als  Beistand  in  dem  so  schwierigen,  mehr  auf  dem  Gebiete  der 
Politik  als  des  Rechts  spielenden  oranischen  Vormundschaftsstreite  ausbat*). 
Wenn  die  Prinzessin  Amalie  auch  schliesslich  wider  Weimann's  Rath 
ihre  Ansprüche  gegen  ihre  Schwiegertochter  auf  dem  Rechtswege  geltend 
zu  machen  suchte,  so  war  doch  der  Winter  1650  auf  1651  im  Haag  mit 
seinen  heftigen,  über  die  Herrschaft  in  den  Niederlanden  entscheidenden 
Parteikämpfen  sicherlich  eine  wahre  hohe  Schule  der  Politik  für  den  jungen 
clevischen  Rath.  Seitdem  finden  wir  ihn  in  den  sachlichen  und  persönli- 
chen Verhältnissen  der  vereinigten  Provinzen  mit  einer  seltenen  Sicherheit, 
wie  kein  anderer  der  kurfürstlichen  Räthe,  bewandert.  Der  holländischen 
Sprache  vollkommen  mächtig,  verband  er  mit  der  äussern  Ruhe  und 
Selbstbeherrschung,  mit  welcher  Personen  und  Sachen  in  den  Nieder- 
landen behandelt  werden  mussten,  eine  grosse  Gewandtheit  und  Geschmei- 
digkeit, mit  gründlicher  Geschäftskenntniss,  Arbeitsfleiss  und  unermüd- 
licher Thätigkeit  einen  grossartigen  politischen  Umblick,  der  bei  aller 
Sorgfalt,  den  inneren  Zuständen  und  persönlichen  Verhältnissen  in  den 
Niederlanden  wie  in  Cleve-Mark  gegenüber,  immer  doch  auf  den  grossen 
Zusammenhang  der  Dinge,  mit  gleicher  Schärfe  auf  das  Parteigetriebe  unter 
den  Staaten,  wie  unter  den  clevischen  Ständen,  ebenso  auf  die  Politik  der 
grossen  europäischen  Mächte,  wie  auf  die  Verwaltungsgeschäfte  in  Cleve 
gerichtet  war;  kurzum  Weimann  war  ebensosehr  Staatf^mann  und  Diplomat, 
als  Verwaltungsbeamter.  Von  seiner  bewunderungswürdigen  allseitigen  Thä- 
tigkeit geben  jene  10  Foliobände,  welche  sich  von  seinem  Geschäftsjournal 
noch  erhalten  haben ^),  ein  interessantes  für  die  Geschichte  des  nordischen 
Krieges  höchst  werthvolles  Zeugniss.  Neben  Tagebuchaufzeichnungen,  Pro- 
tokollen, Resolutionen  der  Staaten,  Berichten  ihrer  Gesandten,  Tagesneuig- 
keiten, politischen  und  rechtlichen  Gutachten  enthalten  sie  eine  selten  un- 
terbrochene Correspondenz  mit  dem  Kurfürsten,  fast  säramtlichen  Räthen 
desselben,  den  brandenburgischen  Residenten,  Geschäftsträgern  und  Ge- 
saadten  in  London,  Paris,  Kopenhagen,  Wien  und  Frankfurt,  sowie  endlich 
mit  dem  Statthalter,  der  Regierung  und  den  einzelnen  Räthen  in  Cleve. 
Und  alle  von  ihm  entworfenen  Schriftstücke,  so  verschieden  auch  ihr  Gegen- 
stand ist,  8ind  dem  Inhalt  wie  der  Form  nach  stets  geistvoll  anziehend  und 
mit  einer  ihm  eigenthünilichen  und  für  seine  Zeit  seltenen  Präcision,  Beredt- 
samkeit  und  Eleganz  geschrieben;  ihre  Leetüre,  weit  entfernt  die  bei  dem 
Studium  der  Acten  jener  Zeit  fast  unvermeidliche  Krmüdung  hervorzurufen, 
wirkt  anregend,  führt  den  Leser  stets  leicht  in  Mitten  der  Kreignisse  oder 
der  Sache,  und  lässt  ihm  Personen  und  Vorgänge  in  grosser  Lebendigkeit 
und  Auschaulichkcit  erstehen. 


»)  8.  oben  p.  4<)0. 

*)  8.  olM-n  p.  4r>0. 

»)  Vgl.  über  diofolben  Droyten  „die  8chlacht  von  Wariohau"  im  Bd.  IV 

AbbandluugoD  der  königl.  säcbsiichon  GutullBchnft  der  WiMODSchafloD. 
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Dieser  Mann,  seit  1652  als  ausserordentlicher  Gesandter  des  Kurfür- 
sten im  Haag  vorzugsweise  mit  dem  Betrieb  der  vom  Kurfürsten  so  sehr 
erstrebten  Allianz  mit  den  Staaten  beauftragt,  hatte  sie  am  5.  August  1655 
endlich,  begünstigt  allerdings  von  den  augenblicklichen  politischen  Con- 
juncturen,  aber  doch  erst  nach  Ueberwindung  der  grössten  Schwierigkeiten, 
zu  Stande  gebracht.  Den  Werth  derselben  überschätzte  grade  er  am  we- 
nigsten. Es  war  ihm  vollkommen  bekannt,  dass  wohl  die  Meisten  der  re- 
gierenden Herren  in  Holland  der  Ansicht  Aitzema's  waren:  der  ganze 
Vertrag  sei,  im  Falle  ihnen  die  versprochene  Hilfeleistung  gegen  Schweden 
nicht  convenire,  nichts  mehr  als  „alt  Papier"^).  Nur  für  die  „clevische 
Sache"  glaubte  Weimann  „gegen  künftige  Zufälle"  eine  Sicherung  seitens 
der  Staaten  durch  die  Allianz  gewonnen  zu  haben');  dass  aber  selbst  sie 
nur  eine  sehr  zweifelhafte  war,  sollte  die  Zukunft  lehren.  Für  den  Augen- 
blick freilich,  und  so  lange  die  Staaten  den  Kurfürsten  von  einer  Verbin- 
dung mit  Schweden  glaubten  abhalten  zu  können,  bewährte  sich  die  Freund- 
schaft mit  ihnen,  wenigstens  der  landständischen  Opposition  von  Cleve-Mark 
gegenüber. 

In  Folge  der  Ereignisse  von  1651  war  es  den  katholischen  Mitgliedern 
der  Stände  gelungen,  diesen  grösseres  Vertrauen  zum  Schutze  und  Beistande 
des  Kaisers,  als  zu  dem  der  Generalstaaten  einzuflössen.  Der  traurige  Aus- 
gang ihres  so  gut  wie  ganz  erfolglosen  Bittganges  nach  Regensburg  hatte 
zur  Folge,  dass  die  Evangelischen  unter  den  Ständen  wieder  ihre  Blicke 
nach  dem  Haag  richteten.  Seitdem  war  man  übereingekommen,  sich  so- 
wohl an  den  Kaiser,  als  an  die  Staaten  zu  wenden;  wenigstens  einer  von 
ihnen  mochte  die  „wirkliche  Erledigung"  der  Beschwerden  bewirken,  der 
eine  sich  durch  den  Hilferuf  an  den  andern  zur  Hilfeleistung  bewegen  las- 
sen. So  wandten  sich  denn  die  clevischen  Stände,  nachdem  alle  Proteste 
und  Klagen  in  Cleve  und  Berlin  sich  als  vergeblich  erwiesen  hatten,  ja 
auf  einem  im  August  berufenen  Landtage  wieder  neue  Steuerforderungen 
an  sie  gemacht  wurden,  gleichzeitig  mit  weitläufigen  Beschwerden  über  die 
Werbungen  und  Zwangscontributionen  an  die  Generalstaaten  und  den  Kaiser. 
Letzterer  schickte  die  Beschwerdeschrift  zum  Gegenbericht  an  den  Kurfür- 
sten; jene  antworteten  gar  nicht  darauf.  Aitzema  hatte  alle  Ursache, 
bitter  zu  klagen,  dass  selbst  Holland  die  so  oft  zum  Widerstände  ermun- 
terten Stände  schmählich  Preis  gebe;  er  drohte,  dass  sie  sich  dem  König 
von  Schweden,  der  nicht  mindere  Ansprüche  auf  die  Successionslande,  als 
Brandenburg  und  Neuburg  habe,  in  die  Arme  werfen  würden. 

Wie  auch  die  Stellung  des  Kurfürsten  zu  dem  schwedisch -polnischen 
Kampfe  sich  gestalten  mochte,  er  musste  fürchten,  freiwillig  oder  unfrei- 
willig in  den  Strudel  hineingerissen  zu  werden;  er  stand  vor  Ereignissen, 
denen  nicht  auszuweichen  und  deren  Ausgang  nicht  abzusehen  war.  Er 
fühlte  die  Nothwendigkeit,  sich  auf  alle  Fälle  den  Rücken  zu  decken,  und 
wünschte  in  dem  Augenblicke,  wo  er  mit  seiner  Armee  nach  Preussen  auf- 
brach und  den  Wechselfällen  eines  Krieges  entgegen  ging,   zur  Sicherung 

^)  Vgl.  weiter  unten  das  Tagebuch  Aitzema's  vom  S.Juni  1655. 
')  Schreiben  Weimann's  au  den  Kurfürsten  vom  5.  Juni  1655. 


Einleitung.  777 

seiner  rheinischen  Lande  eine  ernstliche  Verständigung^  mit  den  cleve-mär- 
kischen  Ständen;  verlassen,  wie  sie  sich  von  allen  Seiten  fühlten,  glaubte 
er  auf  ihre  Nachgiebigkeit  rechnen  zu  dürfen.  Denn  freilich  ohne  dieselbe 
hielt  er  eine  solche  ihn  befriedigende  Verständigung  für  unmöglich.  Als 
unerlässliche  Vorbedingung  forderte  er  eine  Revision  der  Recesse,  nament- 
lich aber  eine  Entbindung  der  unteren  Beamten  von  dem  Eide  auf  diesel- 
ben, sowie  die  Verzichtleistung  auf  die  den  Ständen  ohne  landesherrlichen 
Consens  zustehende  Erhebung  von  bedeutenden  Dispositionsgeldern.  Da- 
gegen war  er  bereit,  unter  gewissen  Bedingungen  den  Ständen  die  Frei- 
lassung "Wilich- Winnenthal's  und  die  Straflosigkeit  Romberg's  zu 
bewilligen.  Die  Prinzessin  von  Oranien,  welche  das  Vertrauen  der  cleve- 
märkischen  Stände  in  hohem  Grade  besass,  übernahm  es,  mit  ihnen  zu  ver- 
handeln; dem  Fürsten  Johann  Moritz,  seit  1651  wenig  gewogen,  bediente 
sie  sich  fast  ausschliesslich  des  Raths  und  des  Beistandes  Weimann's. 
Die  Unzufriedenheit  des  sich  verletzt  fühlenden  Statthalters  trug  nicht  wenig 
zum  Misslingen  der  Verhandlungen  bei.  Allerdings  bewilligten  die  cleve- 
märkischen  Stände  dem  Kurfürsten  eine  Steuer  von  150,000  Thlr.  und  die 
sofortige  monatliche  Erhebung  eines  Theils  derselben;  aber  die  Begnadi- 
gung Wilich's  und  Romberg's  musste  ihnen  fast  bedingungslos  be- 
willigt, nähere  Verhandlungen  über  die  Revision  der  Recesse  ganz  aufge- 
geben werden.  Mit  Widerstreben  bestätigte  der  Kurfürst  die  Zusagen  sei- 
ner Schwiegermutter;  nur  die  Wendung  der  Dinge  in  Preussen  und  die 
Nothwendigkeit,  Angesichts  derselben  auf  die  Stimmung  der  Stände  wie 
der  Staaten  Rücksicht  zu  nehmen,  bewog  ihn  dazu. 

Nach  langem  fast  zum  offenem  Kriege  getriebenen  Widerstände  war 
der  Kurfürst,  von  den  Staaten  wie  von  den  Polen  völlig  im  Stiche  gelassen, 
gezwungen  worden,  sich,  so  gut  es  ging,  durch  den  königsberger  Vertrag  vom 
17.  Jan.  1656  gütlich  mit  Schweden  auseinander  zu  setzen.  Bald  sah  er  sich 
viel  enger,  als  ihm  lieb  war,  an  Karl  Gustav  gebunden,  der  Rache  des  sich 
ermannenden  Polens  ausgesetzt,  mit  in  den  erbitterten  Kampf  gegen  dasselbe 
hioeiogerissen.  Seine  immer  gefährlichere  Lage  zwang  ihn  zu  immer  umfas- 
senderen  Rüstungen;  die  weitab  vom  Kriegsschauplatze  gelegenen  rheinisch- 
westfälischen  Lande,  welche  jedenfalls  noch  grössere  Mittel  boten,  als  die  au- 

'  ren  brandenburgischen  Gebiete,  und  stark  bevölkerten,  mit  allem  Kriegsma- 
terial reichlich  versehenen  liändcrn  benachbart  waren,  waren  am  geeignetsten 
zur  unge.>törten  Werbung  und  Ausrüstung  von  Truppen.     Ueber  GOOÜ  Mann 

iirden  wiederum  in  den  ersten  Monaten  des  Jahres  1650  in  Cleve-Mark 
geworben  und  ausgerüstet,  auch  nach  dem  Ende  Juli  erfolgten  Abmärsche 
derselben  damit  fortgefahren,  trotz  aller  Proteste  und  Klugon  der  Stände 
nicht  nur  weit  über  den  Rest  jeuer  im  Oetober  1655  bedingungsweise  be- 
willigten 150,000  Thlr.,   Kondern   im  Sv'ptember  weitere  70,000  Thlr.  crho- 

'  n.  Die  au8  beiden  Ländern  in  den  Jahren  1655  und  1656  bezogenen 
steuern  h<  n  haaren  Geldleistungen  523,000  Thlr. ;  nnssirdcm  muss- 

tcn,  ganz  n  u  von  den  Erpressungen  der  Üfüciere  und  Mannschaften, 

deutende  Naturallicferuugen  und  die  Kosten  der  bald  nur  noch  durch 
die  Truppen  auszuführenden  Steurrexecutionen  aufgebracht  werden.  In 
eigenhundigcu  Schreiben   ermuthigte  der  Kurfurt>t  den  Statthalter  zum  uu- 
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ausgesetzten  schleunigen  Betreiben  der  Rüstungen,  rücksichtslos  nur  die 
Gefahr,  darin  er  schwebe,  die  zwingende  Isoth  vor  Augen  zu  haben,  „in 
welcher  keine  Landstände  zu  consideriren". 

Johann  Moritz  bedurfte  solcher  Ermuthigung  im  hohen  Grade.  Hatte 
er  am  Rhein  auch  keinen  offenen  Feind  des  Kurfürsten  zu  bekämpfen,  der 
heimlichen  waren  um  so  mehr,  die  im  Laude  wie  um  das  Land  herum  nur 
auf  den  günstigen  Augenblick,  die  äusserste  Noth  des  Kurfürsten,  lauerten, 
um  es  ihm  zu  entreissen.  Noch  ehe  die  Entscheidung  in  Preussen  gefallen 
war,  hatte  die  leidenschaftliche  Rachsucht  des  Pfalzgrafen  Philipp  Wil- 
helm Alles  für  den  günstigen  Augenblick  einer  Vergeltung  für  1651  vor- 
zubereiten gesucht.  Seit  1653  war  er  unermüdlich  thätig  gewesen,  eine 
neue  katholische  Liga  im  Reiche  zu  Stande  zu  bringen^);  sie  dem  Kaiser 
oder  Frankreich  zur  Verfügung  zu  stellen,  je  nachdem  ihm  die  Habsburger 
oder  die  Bourbonen  der  katholischen  Kirche  und  seine  eigenen  „hohen  In- 
teressen" mehr  zu  befördern  geeignet  schienen.  Im  Frühling  1655  Hess  er 
dem  Papste  oder  vielmehr  zunächst  dem  Jesuitengeneral  in  Rom,  wie  es 
scheint  alles  Ernstes,  die  Frage  vorlegen,  ob  es,  bei  der  notorischen  mora- 
lischen und  physischen  Abgängigkeit  der  habsburgischen  Dynastie,  der  ka- 
tholischen Kirche  nicht  vortheilhafter  sei,  die  Kaiserkrone  dem  Hause 
Bourbon  zuzuwenden^).  Natürlich  war  sein  eigener  Ehrgeiz  wohl  das 
Hauptmotiv  zu  dieser  merkwürdigen  Wendung  des  bisher  dem  Kaiser 
scheinbar  so  blind  ergebenen  Pfalzgrafen.  Man  hatte  ihn  bereits  von 
Paris  aus  mit  der  Kaiserkrone  gelockt;  er  selbst  hatte  nicht  mindere  Lust 
zu  der  polnischen  Krone  ^°).  Und  abgesehen  von  solchen  hohen  Zielen  hatte 
er  alle  Ursache,  mit  dem  wiener  Hofe  unzufrieden  zu  sein,  zumal  der  Kaiser 
nach  dem  Tode  des  jüngst  gewählten  römischen  Königs  um  der  Neuwahl 
willen  noch  mehr  Scheu  trug,  gegen  Brandenburg  irgendwie  ernstlich  vor- 
zugehen, als  je  zuvor.  Trotz  aller  ihm  früher  gewordenen  sicheren  Zusagen 
und  unermüdlichen  Erinnerungen   daran,    konnte   er  jetzt  keinen  Urtheils- 

^)  Vgl.  oben  p.  606.  Am  15.  Dec.  1654  brachte  Philipp  Wilhelm  eine  Allianz 
mit  Mainz,  Cöln,  Trier  und  Münster  zu  Stande,  „um  von  sich  und  ihren  Ange- 
hörigen gewaltsame  Angriffe  abzuwenden" ;  zu  diesem  Zwecke  verpflichteten  sich 
die  Verbündeten,  10,000  Mann  zu  werben,  bestellten  einen  Kriegsrath  etc. 

')  Auf  Mittheilungen  zweier  im  Auftrage  Mazarin's  mit  dem  Pfalzgrafen  ver- 
handelnden Agenten,  des  convertirten  Landgrafen  Georg  Christian  von 
Hessen-Homburg  und  des  Jesuiten  P.  Dietr.  Beck,  über  eine  zur  Vertreibung 
Philipp's  IV.  in  Spanien  angezettelte  Verschwörung,  sandte  Philipp  Wilhelm 
im  März  1655  den  Jesuiten  P.  Joh.  Anton  mit  dieser  merkwürdigen  An- 
frage nach  Rom;  zugleich  hatte  er  den  Auftrag,  den  Papst  für  eine  Unterstützung 
Karl's  IL  zur  Erlangung  des  englischen  Thrones  zubewegen,  nachdem  derselbe 
dem  Pfalzgrafen  seinen  Uebertritt  zur  katholischen  Kirche  und  die  Beförderung 
derselben  in  England  zugesagt  hatte.  —  Fast  gleichzeitig,  im  Mai  1655,  sandte 
Philipp  Wilhelm  seinen  geh.  Secretär  Mich.  Leers  nach  Gottorp  an  den 
Pfalzgrafen  Philipp  von  Sulzbach  und  Hess  durch  diesen  dem  Könige  von  Schwe- 
den eine  Offensiv-  und  Defensivalliance  unter  der  Bedingung  anbieten,  dass  er 
ihm  zum  Besitz  der  gesammten  Successionslande  verhelfe.   (St.-Arch.  z.  Düsseid.) 

")  Vgl.  Droysen  III,  2  p.  253,  wo  die  bezüglichen  freiHch  nur  sehr  frag- 
mentarischen Acten  des  Staatsarchivs  zu  Düsseldorf  zum  Theil  benutzt  sind. 
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sprnch  in  seinem  Satisfaetionsprocesse  gegen  Brandenburg  erhalten.  Die 
gefahrliche  Lage  des  Kurfürsten  in  Preussen  Hess  sich  auf  die  eine  oder 
andere  Weise  zur  factischen  Geltendmachung  dieser  „Satisfactionsforderung" 
verwenden. 

Philipp  Wilhelm  stand  am  Ende  des  Jahrs  1655  von  Neuburg  aus  in 
lebhaftem  Verkehr  mit  Mazar  in.  Anfangs  Januar  sammelten  sich  in  Westfalen 
münstersche  und  cölnische  Truppen,  und  gingen,  etwa  1600  Mann  stark,  un- 
weit Düsseldorf  den  Rhein  passirend,  in  die  cölnischen  Aemter  Kempen  und 
Rheinberg;  800  Mann  kamen  aus  den  jülichschen  und  cölnischen  Ober- 
quartieren dazu;  das  Gerücht,  sie  wären  zu  einem  plötzlichen  Ueberfalle 
der  mit  staatischer  Garnison  besetzten  Städte  Rheinberg,  Orsoy  und  an- 
deren Orten  bestimmt,  war  nicht  ohne  Grund.  In  den  ersten  Tagen 
des  Februar  erschien  der  Pfalzgraf  ganz  unerwartet  in  Düsseldorf,  und 
betrieb  die  bereits  begonnenen  Truppenwerbungen,  wie  die  angeordnete  Be- 
festigung und  Verproviantirung  Düsseldorfs  und  Siegburgs  in  grösster 
Hast*').  Wandte  sich  der  Kurfürst  entschieden  gegen  Schweden,  so  mochte 
der  Pfalzgraf  auf  französische  Unterstützung  eines  Einfalls  in  Cleve-Mark 
rechnen;  schloss  er  mit  Schweden  gegen  Polen  ab,  so  mochte  der  kaiser- 
liche Hof  um  so  eher  ein  Auge  zu  solcher  Unternehmung  zudrücken,  als 
man  hoffen  konnte,  dass  die  über  den  Kurfürsten  erbitterten  Staaten,  wenn 
sie  sich  zunächst  nur  gegen  die  Grafschaft  Mark  richtete,  ebenso  unthätig 
wie  bei  der  Bedrohung  Preussens  sich  verhalten  würden,  der  Kurfürst  aber 
auch  dadurch  von  Schweden  wieder  abgezogen  werden  könnte.  Als  dann 
dieser  Abschluss  mit  Schweden  wirklich  erfolgte,  hielten  den  Kaiser  wie 
den  Pfalzgrafen  zunächst  nur  das  drohende  Auftreten  Frankreichs  und  die 
hauptsächlich  zur  Sicherung  der  Rheinlande  klug  betriebenen  Allianzver- 
handlungen des  Kurfürsten  mit  dieser  Macht  von  Feindseligkeiten  gegen 
Brandenburg  ab").     Aber  der  Pfalzgraf  gab  seine  Pläne  auf  Cleve-Mark 

"»  Berichte  des  Grafen  Georg  Friedrich  von  Nassau,  staatischen  Gou- 
verneurs zu  Rheinberg,  des  Fürsten  Johann  Moritz  und  des  weseler  Coniman- 
danten  Martin  v.  Jüchen  an  die  Generalstaaten  vom  2G.  Januar,  1.  u.  27.  Fe- 
bruar und  14.  März  1656  (Ueichsarchiv  im  Haag),  sowie  die  betreffenden  jülich- 
bergiscben  Acten  im  Staatsarchive  zu  Düsseldorf.  Ein  Schreiben  des  Statthalters 
an  W  ei  mann  vom  29.  März  hält  seine  Nachricht,  dass  „man  durch  Einporlirung 
dieser  Orte  einen  Fuss  zur  Separation  zwischen  S.  Ch.  D.  und  den  Niederlanden 
habe  setzen  wollen",  aufrecht.  —  Es  ist  übrigcus  bezeichnend  für  die  Stellung 
der  beiden  possidirenden  Fürsten  zu  einander,  dass  fast  zu  derselben  Zeit  oder 
doch  nur  wenig  später,  als  jene  Anschläge  in  Düsseldorf  betrieben  wurden,  auch 
im  Ratho  des  Kurfürsten,  in  Folge  der  Situation,  welche  der  mit  Schweden  ein- 
gegangene Vertrag  geschaffen  hatte,  ernstlich  der  Plan  eines  Ueherfalls  von 
Jülich -Berg  erwogen  wurde.  Der  Kurfürst  selbst  scheint  eine  Zeitlang  gross© 
Lust  zur  Ausführung  desselben  g«.'habt  zu  haben ;  doch  scheiterte  sie,  neben  man- 
chen anderen  ihr  entgugenstehendon  Hindenken,  hauptsächlich  an  dem  Widerstände 
Schwedens.  (Nach  den  im  Archive  zu  Arolsen  beündlicIuMi  l'apieren  des  (trafen 
'Joorg  Friedrich  von  Waldeck,  aus  denen  dem  Herausgeber  diese  \  ■•-'  «■■rfh 
•  Güte  des  Herrn  Dr.  Krdmannsdörffer  mltgetheilt  ist.) 

")  Droysen  HI,  2  p.  2M.  Die  Defensivollianz  zwischen  Urandunl'urj;  und 
iankreich  vom  24.  l'ebr.,  von  Ludwig  XIV.  um  12.  April,  von»  Kurfürsten  um 
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darum  doch  nicht  auf;  er  knüpfte  Verhandlungen  mit  Polen  an,  die  gegen 
den  Herbst  so  weit  gediehen  waren,  dass  er  wiederum  von  Neuburg  nach 
Düsseldorf  kam,  Alles  zu  einem  Handstreiche  vorzubereiten;  die  nächste 
günstige  Conjunctur,  etwa  eine  entschiedene  Niederlage  des  Kurfürsten  in 
Preussen,  zu  benutzen. 

Philipp  Wilhelm  war  der  Schwager  des  Königs  von  Polen,  der  un- 
ablässig in  Wien  und  auf  dem  Reichsdeputationstage  in  Frankfurt  über  die 
brandenburgischen  Rüstungen  im  Reiche  klagte;  dadurch  die  Neutralität 
der  deutscheu  Länder  des  Kurfürsten  für  aufgegeben  erklärte;  sich  nicht 
nur  zu  einer  Diversion  gegen  die  Marken,  sondern  auch  gegen  die  rheini- 
schen Gebiete  seines  Gegners  berechtigt  glaubte.  Der  Pfalzgraf  bot  gern 
die  Hand  dazu.  Der  im  spanischen  Solde  stehende  Prinz  von  Cond6  war 
bereit,  mit  seinen  Truppen  in  polnische  Dienste  zu  treten  und  die  neuburgi- 
sche  Satisfactionforderung  auf  Cleve-Mark,  mit  Unterstützung  des  Pfalzgrafen, 
durch  eine  Invasion  des  clevischen  Landes  geltend  zu  machen*^);  und  letz- 
terer Hess  dem  ängstlich  abmahnenden,  zur  Erhaltung  des  Friedens  geneigten 
alten  Kaiser  im  November  1656   erklären,   dass,   „wenn  keine  Satisfaction 


24.  October  1656  ratificirt,  ward  zum  Schutze  der  Reichslande  des  Letzteren  und 
der  an  Ersteren  1648  abgetretenen  Reichslande  geschlossen.  (S.  v.  Mörner 
brandeub.  Staatsverträge  p.  201.) 

^^)  Ein  vertrauliches  Schreiben  aus  Düsseldorf  an  Johann  Moritz  vom 
10.  Nov.  1665  meldet:  „Dass  man  sonderliche  Reflexion  auf  den  Ausgang  der 
Sachen  in  Preussen  und  Polen  nimmt,  da  man  verhoffet,  des  Kurfürsten  Sachen 
sollen  allda  in  desordre  laufen,  dessen  man  sich  alsdann  hier  bedienen  sollte, 
sonderlich  hat  man  ein  Auge  auf  Calcar".  Die  Nachrichten,  welche  man  im  Haag 
und  Cleve  aus  Brüssel  erhielt,  meldeten  von  dem  conde'schen  Project,  womit 
gleichzeitig  ein  Einfall  neuburgischer  Truppen  in  Mark  verbunden  werden  sollte. 
(Journal  Weimann's  und  dessen  Briefe  an  Joh.  Moritz  vom  17-,  21.,  29.  Nov., 
1.  und  5.  Dec.)  Weimann  schreibt  den  24.  Nov.  1656  an  Schwerin:  „Der 
P falz graf  hat  gewiss  mit  dem  Prinzen  von  Conde  nichts  Gutes  vor,  aber  weil 
in  Preussen  und  hier  das  Werk,  Gott  Lob,  nach  ihrem  Sinne  sich  nicht  anlässt, 
so  wird  Alles  still".  Eine  aus  dem  polnischen  Cabiuet  herrührende,  wahrschein- 
lich im  Sommer  1656  verfasste  Denkschrift,  welche  Bonin  am  9.  Februar  aus 
Labiau  an  Weimann  schickt,  entwickelt  den  neuburgisch-polnischen  Plan;  die 
betreffende  Stelle  lautet:  Agendum  interea  cum  duce  Neoburgico  ut  quanto 
istius  ab  electore  400,000  imperialium  summam  exigat,  quae  ipsi  in  compensa- 
tiorem  damni  ab  electore  in  nupero  hello  illati  a  statibus  imperii  non  ita  pridem 
adjudicata  est(?);  negata  vel  dilata  solutione  ut  hostilia  Neoburgicus  in  Cliviae 
et  Marchiae  ditiones  obtentui  sumat;  haec  quin  electorem  a  Suecicis  partibus 
abstrahant  nullum  est  dubium.  —  Auch  der  sehr  interessante  Briefwechsel 
Philipp  Wilhelm's  mit  dem  gleichfalls  katholisch  gewordenen,  aber  eng  mit 
dem  wiener  Hofe  liirten  Landgrafen  Ernst  zu  Hessen-Rheinfels  aus  dieser  Zeit  be- 
stätigt des  Ersteren  Pläne;  dringend  mahnt  Letzterer  von  der  Geltendmachung  der 
Prätension  auf  Cleve-Mark  ab,  räth  zum  Vergleich  mit  Brandenburg  um  jeden  Preis. 
,,So  lange  als  E.  Lbd.  nicht  verglichen  sein,  bleiben  E.  Lbd.  das  objectum  von 
aller  ausländischen  und  inländischen  Potentaten  bösem  Willen,  das  Reich  damit 
zu  troubliren";  auf  die  geistlichen  Fürsten,  seine  AUiirten,  sei  kein  Verlass. 
(Staatsarchiv  zu  Düsseldorf.) 
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auf  dem  Wege  Rechtens  zu  erlangen  sei,  es  ihm  nicht  zu  verdenken  wäre,  wenn 
er  sie  durch  alle  zulässige  Mittel  zu  erhalten  suche"  ").  Die  Stimmung  und 
das  Verhalten  der  clevischen  Stände  war  derart,  dass  Philipp  Wilhelm 
von  einem  grossen  Theile  derselben,  namentlich  den  Katholiken  unter  ihnen, 
Begünstigung  seines  Planes  erwarten  durfte'^);  nur  die  feste  entschiedene 
Haltung  des  clevischen  Statthalters,  und  dass  grade  eben  jetzt  die  Ansicht, 
der  Kurfürst  dürfe  in  ihrem  eigenen  Interesse  nicht  ganz  im  Stiche  gelas- 
sen werden,  bei  den  Staaten  durchdrang,  verhinderte  neben  dem  günsti- 
gen Verlauf  der  Dinge  in  Preussen  wiederum  die  Ausführung  des  Planes. 
Beide  Hindernisse  hervorgerufen  zu  haben,  war  entschieden  das  Verdienst 
Weimann's. 

Es  gab  während  des  nordischen  Krieges  keinen  schwierigeren  diplo- 
matischen Posten,  als  den  eines  brandenburgischen  Gesandten  im  Haag. 
Und  Weimann's  Aufgabe  war  eine  weit  grössere,  als  die  eines  blossen 
diplomatischen  Agenten.  Seinem  klaren  Verständnisse  für  den  hohen  Beruf 
des  Kurfürsten,  der  Begründer  einer  deutschen  Staatsmacht  zu  sein,  seinem 
unerschrockenen  Muthe,  seiner  rastlosen  Thätigkeit  ist  es  zu  danken,  dass 
dem  Kurfürsten,  trotz  seiner  zahlreichen  und  erbitterten  inneren  und  äusse- 
ren Feinde,  nicht  nur  seine  rheinischen  Lande  während  des  nordischen  Krie- 
ges erhalten  blieben,  sondern  ihm  auch  eine  reiche  Rüstkammer  waren,  ja 
seine  Stellung  sich  dort  nach  Aussen  und  Innen  consolidirte.  War  der 
Pfalzgraf  ein  offener  P'eind,  der  nicht  zu  verachten  war,  so  war  die  unter 
dem  Deckmantel  scheinbarer  Freundschaft  in  den  Niederlanden  wie  in  Cleve 
gegen  den  Kurfürsten  wühlende  Feindschaft  der  holländischen  Cabale  ilim 
fast  noch  gefährlicher.  Sie  fand  in  der  selbstsüchtigen  Habsucht  und  dem 
engherzigen  Krämergeiste  der  niederländischen  Städte  einen  sehr  geeigneten 
Boden  für  ihre  Thätigkeit.  liir  ganzes  Streben  während  des  Krieges  war, 
die  Noth  des  Kurfürsten  zur  Erwerbung  seines  wichtigen  preussischen  Ila- 
fenplatzes  Pillau  zu  benutzen,  so  ohne  die  Kosten  und  Gefahren  eines 
Krieges  ihre  Handelsiuteressen  in  der  Ostsee  zu  sichern.  Erreichten  sie 
dies  und  die  Erhaltung  der  Selbstständigkeit  Danzigs,  so  mochte  der  Kur- 
fürst in  dem  Kampfe  zwischen  Schweden  und  Polen  zu  Grunde  gehen;  dass 
die  Uebermacht  einer  dieser  Mächte  die  Schilfe  der  Herren  Staaten  bald 
ganz  aus  der  Ostsee  vertreiben  würde,  solche  Zukunftsberechnung  lag 
ausserhalb  ihres  täglichen  Horizonts. 

Zu  dieser  engherzigen  Kränicrpolitik  der  städtischen  Aristokratenpartei 
gehörte  es,  wenn  sie,  in  ihrem  blinden  Hasse  gegen  den  dem  Hause  Ora- 
nien  nahe  stehenden  Kurfürsten,  die  ihnen  in  ihrer  pnrticularistischen  anti- 
staatlichen Richtung  innerlich  so  verwandten  Stände  von  Cleve -Mark  zum 
energischen  Kampfe  gegen  das  „absolute  Dominat"  ihres  Landesherrn  ermu- 
thigteu,  mit  dem  Hintergedanken,  so  die  Noth  und  Verlegenheit  des  Kur- 
fürsten noch  zu  vermehren,    ihn  zu  zwingen,    den  Staaten  als  Preis  ihres 

";  iiüricht  (icH  nrnourgiHcin'n  Jtt'HJdrntrji  ilornt  ubi-r  liio  \  lirliundlunRon  tlcs 
Kaoelorf  Gicso  mit  dem  KiMcliHliorrutliHprusidcntoi)  vum  G.  Di'Cembor  IGOT». 
(Staat«archiv  zu  DuM.Hcldurf.) 

••)  Vgl.  DroyHcn  III.  2  p.  .Wi. 
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Beistandes  Pillau  endlich  doch  ganz  zu  überlassen^**).  Als  sie  ihn  durch 
Nichterfüllung  ihrer  Allianzverpflichtungen  zum  Abschlüsse  mit  Schweden 
genöthigt  hatten,  glaubten  sie  ein  Recht  zu  haben,  über  seine  „Wortbrüchig- 
keit"  zu  klagen,  ihm  erst  recht  jetzt  jede  Unterstützung  bis  zum  Verlassen 
der  schwedischen  Partei  zu  verweigern,  und  inzwischen  die  vom  Kurfürsten 
streng  eingehaltene  Nichterhöhung  der  preussischen  Zölle  für  holländische 
Schiffe  und  Waaren  als  den  ihnen  gebührenden  Lohn  für  die  Enthaltung 
offener  Feindseligkeiten  gegen  die  schwcdisch-brandenburgische  Partei  ge- 
trost hinnehmen  zu  können.  Ihre  sogenannte  Friedensliebe  um  jeden  Preis, 
die  ihren  Handelsinteressen  am  meisten  entsprechen  sollte,  und  doch  nicht 
ausschloss,  dass  sie  Dänemark  zum  Bruche  mit  Schweden  aufhetzten,  ermu- 
thigte  Polen  und  alle  schwedisch -brandenburgischen  Gegner  derart,  dass 
der  Kurfürst,  statt  die  schwedische  Partei  verlassen  zu  können,  gezwungen 
wurde,  sich,  zur  Rettung  seiner  Lande  gegen  den  polnischen  Hass,  durch  den 
marienburger  Vertrag  vom  15.  Juni  1656  noch  enger  an  dieselbe  anzuschliessen, 
durch  seine  energische  Mitwirkung  Karl  Gustav  den  grossen  Sieg  bei 
Warschau  zu  ermöglichen.  Der  Zorn  über  diesen  Entschluss  des  Kurfür- 
sten veranlasste  die  niederländische  Aristokratenpartei  zu  noch  entschiede- 
nerer Unterstützung  der  Wünsche  und  Pläne  der  landständischen  Opposition 
in  Cleve-Mark,  auch  sie  war  ja  keine  „offene  Feindseligkeit". 

Seitdem  die  regierenden  Herren  in  Holland  ihr  Uebelwollen  gegen  den 
Kurfürsten  mit  dem  Mantel  des  Unwillens  über  seinen  „Abfall  von  Polen" 
hatten  bedecken  können,  und  damit  die  Beschlüsse  der  Staaten  wieder  in 
ihrem  Sinne  zu  leiten  vermochten,  hatte  die  landstäudische  Opposition  in 
Cleve-Mark  auch  wieder  den  Muth  zum  entschiedensten  und  offensten  Wi- 
derstände gegen  die  vom  Kurfürsten  angeordneten  Werbungen  und  Steuer- 
erhebungen gefunden.  Sie  verlangten  nichts  geringeres,  als  allseitige  durch 
den  Schutz  der  Staaten  aufrecht  zu  haltende  Neutralität  für  Cleve-Mark  in 
einem  Kampfe,  der,  obwohl  er  die  Interessen  ihres  „Vaterlandes"  nicht  im 
mindesten  berühre,  Gut  und  Blut  der  Unterthanen  verschlinge ;  sie  verstan- 
den unter  dieser  allseitigen  Neutralität  vor  Allem  Befreiung  von  jeglichen 
Kriegslasten,  sofortige  Einstellung  aller  die  Recesse  verletzenden  Contri- 
butionserhebungen  und  militärischen  Rüstungen.  Was  kümmerte  sie  die 
gefährdete  Lage  des  Kurfürsten  im  fernen  Preussen,  das  nicht  einmal  zum 
Reiche  gehörte;  dieselbe  interessirte  sie  nur  insofern,  als  sie  zur  Befestigung 
und  Ausbreitung  ihrer  Privilegien  verwendet  werden  konnte. 


*6)  Weimann's  Journal  giebt  eine  Fülle  von  Belegen  zu  diesem  Plane  resp. 
Wunsche.  So  entgegnet  v.  d.  Ho  Ick,  ein  utrechter  Deputirter,  „favorisant  autant 
qu'il  peut  ceux  qui  se  plaignent  de  l'electeur  de  Brandebourg  et  du  comte  d'Ost- 
friese  (eines  schwedischen  Diplomaten  Charakteristik  niederl.  Staatenmitglieder 
in  Vreede  a.  a.  0.  p.  138)  auf  Weimann's  Recommandation  der  clevischen 
und  preussischen  Sache  am  9.  October  1656  ganz  offen:  „Sie  müssten  zu  ihrer 
Versicherung  Pillau  und  Memel  haben".  Weimann  Hess  der  Aristokratenpartei 
lange  die  Hoffnung,  Pillau  gutwillig  vom  Kurfürsten,  wenn  auch  nur  pfandweise, 
zu  erhalten;  so  schreibt  er  am  11.  März  1657  dem  Kurfürsten:  „Immittelst  dass 
man  sie  mit  Pillau  so  was  in  der  Angel  hätte,  wird  mau  sie  in  anderen  Sachen 
und  zwarn  den  clevischen  desto  geschmeider  finden". 
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Statthalter  und  Regierung  zeigten  sieh,  dem  Drängen  und  Drohen  der 
Stände  gegenüber,  schwach;  sie  wünschten  selbst  die  Neutralität  der  rhei- 
nischen Lande,  ihre  Verschonuiig  von  den  immer  drückenderen  unerschwing- 
licheren liCistungen,  deren  Erzwingung  bei  der  täglich  unzufriedeneren  Stim- 
mung der  Stände  wie  der  Staaten  immer  bedenklicher  und  gefährlicher  wurde. 
Ein  Glück  für  den  Kurfürsten,  dass  er  den  clevischen  Kath  und  Landdrosten, 
Obersten  Alexander  v.  Spaen,  und  den  Kriegscommissär  Paul  Ludwig 
mit  unbedingter  Vollmacht  zur  rücksichtslosen  Beschafifung  der  verlangten 
Truppen  versehen  hatte.  Als  die  Stände  sahen,  dass  alle  schriftlichen 
und  gedruckten  Proteste  und  Drohungen,  ihre  weitläufigen  Deductionen  und 
Broschüren,  ihre  Mahnungen  an  den  von  den  Beamten  auf  den  Recess  ge- 
leisteten Eid  keine  Beachtung  fanden,  die  ausgeschriebenen  Contributionen 
von  den  Officieren  mit  Gewalt  erzwungen  wurden,  erliessen  sie  dringende 
Hilferufe  an  die  Jülich -bergischen  Stände,  den  Kaiser  und  die  Staaten; 
sandten  sie  an  letztere  wiederholt  Deputirte,  um  von  ihnen,  als  den  Garan- 
ten ihrer  Privilegien,  ^lebendige  Sauvegardcn''  gegen  Alle,  welche  ihre  ver- 
fassungsmässige Freiheit  von  Steuer-  und  Kriegslasten  jeder  Art  verletzten 
oder  bedrohten,  zu  erlangen.  Die  Aufnahme,  welche  diese  Deputirten  im 
Haag  und  namentlich  bei  den  regierenden  Herren  von  Holland,  de  Witt 
und  seinen  Genossen,  fanden,  entsprach  ganz  den  lang  gehegten  Wünschen 
und  Plänen  des  evangelischen  Theils  der  landständischen  Opposition.  Hol- 
land zeigte  sich  bereit  zum  Schutze  des  Ijandes  gegen  des  Kurfürsten  innere 
Bedrückungen,  wie  gegen  etwaige  Angriife  seiner  äusseren  Gegner,  zur  Ge- 
währleistung und  Aufrechthaltung  der  gewünschten  allseitigen  Neutralität 
durch  die  staatischen  Garnisonen  in  den  clevischen  Plätzen;  es  stellte  nur 
die  Bedingung,  dass  die  Stände  sich  zu  einer  bestimmten  „Recognition"  an 
die  Staaten  verpflichten,  für  den  ihnen  zu  gewährenden  Schutz  eine  jähr- 
liche Contribution  von  80,000  Thlr.  zahlen  sollten. 

Es  waren  Viele  unter  den  clevischen  Ständen  bereit,  einen  solchen 
Preis  für  ihre  „allseitige  Neutralität"  zu  zahlen,  sich  unter  den  dauernden 
Schatz  der  Staaten  zu  begeben.  Man  glaubte  den  Kurfürsten  in  einer 
»  gefährdeten  Lage,  dass  man  seine  Zustimmung  zu  einem  solchen 
r^chutzvcrhältnissc  zu  erreichen  hoffte.  Je  legaler  ein  solches  zu  Stande 
gebracht  werden  konnte,  um  so  günstiger  standen  die  Stände  den  Staaten, 
wie  dem  Kurfürsten  gegenüber,  um  so  leichter  Hess  sich  die  nöthigc  Frei- 
heit und  Selbstständigkeit  beiden  gegenüber  erlangen  und  sicliern,  die  ru- 
hige und  gesctzraässigc  Entwicklung  der  ständischen  zur  staatischen  Ver- 
fassung bewerkstelligen,  um  so  weniger  brauchte  man  sich  den  Staaten  als 
rebellische  Unterthanen  auf  Gnade  und  Ungnade  in  die  Arme  zu  werfen. 
waren  dieselben  Pläne  und  Ziele,  wie  sie  bei  dem  Regierungsantritte 
Ue.s  Kurfürsten  schon  die  bcrnsauische  Partei  unter  den  clevischen  Ritter- 
bürtigen  im  Auge  gehabt  hatte"),  die  Conjuncturcn  zu  ihrer  Verwirklichung 
günAtigcr,  als  jemals.  Wie  damals  Wirich  v.  Bernsau,  ein  in  den  Nie- 
derlanden begüterter  clevischer  Edelmann,  so  stand  auch  jetzt  ein  solcher, 
Rollmann  Froihorr  v.  Biland  und  Reidt  Herr  zu  Oyr   in  der  Provinz 
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Geldern,  wo  er  meist  seinen  Wohnsitz  hatte,  als  Director  der  elevischen 
Ritterschaft  an  der  Spitze  derjenigen  evangelischen  Ritterbürtigen,  welche 
ihre  Blicke  nach  den  Niederlanden  richteten.  Ihm  zur  Seite  stand  der  in 
den  Niederlanden  geborene,  später  in  der  Stadt  Cleve  eingebürgerte  Syu- 
dicus  der  Ritterschaft,  Dr.  Johann  Niess,  ein  Mann  von  unruhigem  und 
ehrgeizigem  Charakter,  der  rücksichtslos  und  intrigant,  bald  der  katholi- 
schen, bald  der  evangelischen  Partei  unter  den  Ständen  in  den  extremsten 
Plänen,  scheinbar  als  Werkzeug,  in  Wahrheit  oft  als  der  eigentliche  Leiter, 
aller  in  Düsseldorf,  Wien  und  Haag  getriebenen  Machinationen  diente. 
Seine  zahlreichen  persönlichen  Verbindungen,  die  er  an  diesen  Orten  un- 
terhielt, befähigten  ihn  zu  dieser  vielseitigen  Rolle. 

Die  Beschlüsse  der  im  November  1656  in  Calcar  tagenden  clevischen 
Stände  oder  doch  ihrer  Mehrheit  acceptirten  die  Pläne  dieser  Männer;  sie 
wandten  sich  an  die  Staaten  und  den  Kurfürsten  mit  denselben  entspre- 
chenden Anträgen,  und  suchten  sogar  die  Gerüchte  von  den  neuburgisch- 
condeischen  Invasionsabsichten  zur  Werbung  ständischer  Truppen  zu  be- 
nutzen, um  auch  hierdurch  die  wünschenswerthe  Selbstständigkeit  zu 
erlangen.  Es  war  nahe  daran,  dass  diese  weitgreifenden  Pläne  sich  ver- 
wirklichten, die  nöthigen  Vorbereitungen,  Cleve  zur  achten  der  vereinigten 
Provinzen  der  Niederlande  zu  machen,  in's  Werk  gestellt  wurden.  Nur  die 
klare  frühzeitige  Einsicht  W  ei  man  n's  in  das,  was  geplant  wurde,  und  sein 
energisches  Auftreten  gegen  ständische  und  staatische  Intriguen  erdrückte 
die  Gefahr  im  Entstehen.  Die  in  den  Acten  mitgetheilten  Auszüge  und 
sonstigen  Schriftstücke  aus  dem  Journal  Weimann's  geben  die  genaueste 
Nachricht  von  dieser  seiner  abwehrenden,  man  möchte  sagen  kriegerischen 
Thätigkeit  im  Haag,  wie  in  Cleve.  Es  gelang  ihm,  die  Anstrengungen  der 
de  Witt,  V.  d.  Ho  Ick  und  Aitzema,  die  Generalstaaten  für  die  An- 
sichten und  Absichten  Hollands  zu  gewinnen,  erfolglos  zu  machen.  Es 
kam  ihm  zu  Statten,  dass  in  dem  Augenblicke,  wo  die  ständischen  Depu- 
tirten  im  Haag  auftraten,  die  staatischen  Gesandten  in  Elbing  einen  Ver- 
trag mit  Schweden  abgeschlossen  hatten,  durch  den  die  holländischen  Städte 
für's  Erste  ihre  Handelsinteressen  in  der  Ostsee  gesichert  glaubten;  dass  sie 
deren  fernere  Sicherung  durch  eine  nähere  Erläuterung  dieses  Vertrags, 
und  diese  durch  den  Kurfürsten  zu  erreichen  hofften ;  dass  sie  die  Ostseeküsten 
und  Häfen  vor  dem  drohenden  Ueberfall  der  Moskowiten  glaubten  schützen 
zu  müssen;  dass  es  Weimann  endlich  gelungen  war,  in  diesen  städtischen 
Kreisen,  insbesondere  bei  den  regierenden  Herren  des  einflussreichen  Am- 
sterdam, die  Ueberzeugung  zu  erwecken,  dass  der  Kurfürst  ernstlich  den 
Frieden  zwischen  Schweden  und  Polen  ohne  wesentliche  Schwächung  der 
letzteren  und  Stärkung  der  ersteren  Macht  wünsche;  dass  er  allein,  um  das 
nöthige  Gleichgewicht  zwischen  ihnen  zu  erhalten,  seine  volle  Selbststän- 
digkeit und  Unabhängigkeit  von  Beiden,  die  dann  zunächst  von  Schweden 
im  Vertrage  von  Labiau  anerkannte  Souveränetät  in  Preussen  erstrebe. 
Weimann  war  unermüdlich  thätig,  durch  die  Mitwirkung  der  Staaten  den 
Kurfürsten  aus  der  gefährlichen  Abhängigkeit  von  Schweden  mehr  und 
mehr  herauszureissen,  die  dringende  Mahnung  Schwerin's  beherzigend: 
„Mein  Herr  wolle  ihm  alda  alle  Augenblicke  einbilden,  als  wann  er  uns  im 
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Feuer  sehe  uud  wir  nicht  herauskommeu  könnten,  sie  zögen  uns  dann  von 
dannen  heraus"  *8).  Und  je  mehr  durch  Weimann's  Bemühungen  die  Ansicht 
in  den  niederländischen  Städten  durchdrang,  dass  ihre  Handelsinteressen  in 
der  Ostsee  am  ersten  durch  die  Existenz  einer  starken  vermittelnden  Macht, 
wie  Brandenburg-Preussen,  gesichert  würden,  dass  sie  aufrichtig  die  Kräfti- 
gung des  Kurfürsten  wünschen,  und  deshalb  jene  selbstsücl^igen  habgierigen 
Absichten  auf  Pillau  aufgeben  müssten,  um  so  weniger  fanden  die  Wünsche 
und  Pläne  der  clevischen  Stände,  der  holländischen  Kabale  Anklang.  Schon 
im  November  zeigte  es  sich,  dass  die  vereinigten  Anstrengungen  der  clevi- 

lien  und  holländischen  Gegner  des  Kurfürsten  erfolglos  bleiben  würden. 
Lm  so  besser  wirkten  die  energischen  Maassregeln,  welche  Weimann  in 
Cleve  direct  gegen   die  Machinationen  der   ständischen  Opposition  bereits 

ranlasst  hatte  und  noch  ferner  betrieb. 
Weimann  war,  nachdem  er  die  ersten  Angriffe  im  Haag  glücklich 
abgeschlagen  hatte,  Ende  October  nach  Cleve  geeilt,  die  Dinge  dort  wieder 
ins  rechte  Gleis  zu  bringen.  Er  fand  den  Statthalter,  die  Räthe,  selbst 
den  sonst  so  entschiedenen  rücksichtslosen  Kriegskommissär  Ludwig  den 
Drohungen  der  Stände  gegenüber  muthlos  und  zaghaft.  Als  es  auch  ihm 
nicht  gelang,  die  Stände  durch  sanfte  und  harte  Worte  auf  andere  Wege 
zu  bringen,  wusste  er  den  Statthalter  zu  militärischen  Maassregelu  zu  be- 
wegen. Das  Gerücht  von  dem  beabsichtigten  Einfall  des  Prinzen  von  Cond6 
gab  den  besten  Yorwand  dazu.  Er  setzte  es  durch,  dass  die  Garnison 
von  Hamm  nach  Calcar  gezogen,  der  Entschluss  gefasst  wurde,  letztere 
Stadt  zu  befestigen  und  zu  armiren.  Sobald  des  Statthalters  Lust  zu  mili- 
tärischer Thätigkeit  und  namentlich  zum  Bauen  einmal  angeregt  war,  war 
er  auf  guter  Bahn,  zeigte  er  sich  tüchtig,  zuverlässig,  durchgreifend.  Aber 
Weimann  ging  noch  weiter.  Er  veranlasste  das  Verbot  an  die  Beamten, 
ständische  Mahn-  und  Drohschreiben  anzunehmen;  er  ermunterte  die  ein- 
zelnen Käthe,  vor  Allen  Ludwig,  sich  durch  Gewissensbedenken  bezüglich 
des  Eides  auf  den  Recess  nicht  irre  machen  zu  lassen;  er  zeigte  ihnen  mit 
glänzender  Beredtsamkeit,  dass  der  Kurfürst  sich  im  Zustande  höchster 
Nothwehr  befinde,  wo  die  innere  Ueberzeugung  von  der  Nothwendigkeit, 
die  liecesse  um  der  Erhaltung  und  Sicherheit  des  Staats  willen  zeitweilig 
nnberücksichtigt  zu  lassen,  über  den  Eid  auf  dieselben  gehe,  zumal  wenn 
die  Stände  durch  die  rücksichtsloseste  einseitigste  Geltendmachung  dieser 
PwOccH.sc,  durch  den  Missbrauch  derselben,  durch  die  Verwendung  derselben 

1  Hoch-  uud  Landesverrath  sich  selbst  ihrer  verlustig  machten;  er  rieth 
(iem  Kurfürsten,  vor  Allem  die  eigenmächtigen  Zusammenkünfte  der  Stände, 
ihre  Sendungen  an  fremde  Mächte  zu  untersagen,  gegen  die,  welche  das 
rbot  übertreten  würden,  mit  Processen  und  nothigenfalls  Verhaftungen 
»orzugehcn.  Der  Kurfürst  erliess  Ende  December  ein  solches  Mandat; 
aber  er  überliess  es  dem  Statthalter,  dasselbe  zunächst  nur  als  Drohung 
zu  verwenden.  Schwerin  hatte  Recht,  wenn  er  bemerkte,  dass  bei  der 
weiten  KiitfriiiuiiLr   des    Kmfiir.süju    Vdii  Cb'vc   und   dir  \.iili   ili-v   A  iMi-'-nlilicks 

*^j  öcnworiu  uu   SVcimaou  IV.  Uctobcr  lüüü.     ^Juurüal  Wuimuuu'a.j 
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^die  consilia  dort  in  arena  gefasst  werden  raüssten"  *^).  Der  Kurfürst  ver- 
liess  sich  auf  Weimann;  ihm  vertraute  er  die  Durchführung  der  im  Anfange 
165Y  angeordneten  Werbung  von  wiederum  4 — 5000  Mann,  die  Erhebung 
von  80,000  Thlr.  für  diese  Werbung,  für  den  Unterhalt  der  jetzt  nicht  unbe- 
deutenden Garnisonen  in  Cleve  und  Mark,  wie  für  die  Festungsbauten  und 
Armirungen  in  Lippstadt,  Hamm  und  Calcar  an.  Es  sollten  keinerlei  Pro- 
teste und  Drohungen  der  Stände  berücksichtigt  werden;  er  erklärte:  „Nichts 
mehr  zu  wünschen,  als  allen  seinen  Ländern  alle  Erleichterung  in  der  Welt 
geben  zu  können,  es  sei  aber  also  beschaffen,  dass  er  nur  durch  ihre  Hilfe 
das  Seinige  zu  erhalten  vermöge,  daher  keine  Unmöglichkeit  anzusehen 
sei«'^"). 

Allerdings  that  im  März  1657  das  energische  Eingreifen  Weimann's 
in  die  cleve -märkischen  Angelegenheiten  wiederum  dringend  Noth^').  Die 
clevischen  Stände,  durch  die  trotz  aller  ihrer  Bemühungen  ablehnende  kühle 
Haltung  der  Staaten  auf  kurze  Zeit  eingeschüchtert,  hatten  auf  ihre  wie- 
derholten Klagen  ein  kaiserliches  Mandat  erwirkt,  das  dem  Statthalter  und 
den  Käthen  noch  ernstlicher  als  im  vorigen  Jahre  die  sofortige  Einstellung 
aller  Werbungen  und  Zwangscontribütionen  befahl.  Die  katholische  Partei 
unter  den  Ständen  nährte  die  neu  erwachende  Hoffnung  derselben  auf  den 
Beistand  des  Kaisers ;  ihr  Auftreten  auf  dem  im  März  1657  berufenen  Land- 
tage war  wieder  ein  sehr  heftiges.  Sämmtliche  Käthe,  mit  Ausnahme  Wei- 
mann's erklärten,  durch  ihren  Eid  auf  den  Recess  an  der  Mitwirkung  bei 
Erhebung  von  unbewilligten  Steuern,  so  weit  sie  nicht  auf  Grund  des 
Keichstagsabschiedes  von  1654  zum  Unterhalt  der  Festungen  und  Garnisonen 
nöthig  wären,  verhindert  zu  sein.  Weimann  bewog  den  Statthalter  und 
den  Kriegskommissär  Ludwig,  welche  beide  nicht  auf  den  Kecess  beeidigt 
waren,  die  Werbungen  und  Steuererhebungen  anzuordnen,  den  Officieren 
bei  der  Ausführung  derselben  behilflich  zu  sein.  Die  clevischen  Stände 
antworteten  mit  dem  Erlasse  öffentlicher  Patente,  worin  sie  erklärten,  dass 
die  Unterthanen  auf  Grund  der  Kecesse  und  des  kaiserlichen  Mandats  nicht 


*»)  Schwerin  an  Weimann. 

")  S.  in  den  Acten  das  eigenhändige  Schreiben  des  Kurfürsten  an  den  Statt- 
halter vom  11.  Januar  1657. 

^*)  Schon  am  11.  Januar  1657  meldet  Weimann  dem  Kurfürsten  aus  Cleve: 
„Ich  befleissige  mich  männiglich  zu  zeigen,  wo  man  E.  Ch.  D.  hülfe  mit  allen 
Kräften,  so  hülfe  man  sich  alThier,  und  wo  man  B.  Ch.  D.  in  Preussen  werde 
verlassen,  dass  man  sich  solchen  Falls  in  diesen  Landen  würde  zum  Eaube  ge- 
ben allen  denen,  die  unsern  Kuin  par  raison  d'etat  suchen  würden,  wenn  man 
sie  auch  ewig  angebetet  hätte";  und  am  6.  März  schreibt  er  an  Johann  Moritz 
aus  dem  Haag  über  die  böse  Lage  des  Kurfürsten  in  Preussen,  und  setzt  hinzu: 
,,Gott,  wo  will  das  hinaus?  unser  herzliebster  Churfürst  ist  inzwischen  in  grossen 
Bekümmernissen,  treibet  auf  den  Frieden  mit  ungehörtem  Ernst.  Ist's  nun  mög- 
lich, so  helfen  E.  F.  Gn.  zu  den  Rekruten;  Sie  disponiren  die  löblichen  Stände. 
Alles  thut  Alles  bei  seiner  Herrschaft,  man  gehe  in  Schweden,  Dänemark,  Oester- 
reich  und  wird  man  befinden,  dass  ein  jedweder  seinem  Herrn  unter  die  Arme 
greifty  sollte  denn  unser  Vaterland  nunmehr  unserti  Landesvater  dran  geben.  — 
Wer  Friedetii  will,  muss  zu  den  Waffen  greifen". 
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zur  Leistung  der  ausgeschriebenen  Steuern  verpflichtet  wären;  sie  wandten 
sich  mit  den  heftigsten  Protesten  gegen  das  Yerfahreu  der  kurfürstlichen 
Officiere  an  den  Kurfürsten;  sie  weigerten  ihre  Zustimmung  zu  einer  Geld- 
aufnahme auf  die  Domainen,  aus  welcher  die  Kosten  der  Gesandtschaft  zur 
Kaiserwahl  bestritten  werden  sollten;  sie  versammelten  sich  immer  häufiger 
auf  eigenmächtigen  Conventen,  wo  eine  immer  raaasslosere  Sprache  geführt 
wurde,  offen  Vorschläge  zum  Abfalle  vom  Kurfürsten,  als  das  einzige 
Mittel  zur  Rettung  des  Landes,  gemacht  uud  berathen  wurden.  Man  traute 
in  Cleve  den  Ständen  „in  ihrer  Desperation''  das  Schlimmste  zu,  und  hatte 
doch  nicht  den  Muth,  dem  Treiben  ein  Ende  zu  machen.  Wiederum  eilte 
Weimann  Ende  Juli  1657  dorthin  und  veranlasste  nunmehr  die  Publici- 
rung  des  schon  im  December  vom  Kurfürsten  erlassenen  Convents-  und 
Deputationsverbots,  dessen  strenge  Aufrechthaltung,  sowie  eine  Untersuchung 
gegen  den  flüchtig  gewordenen  Syndicus  Niess. 

Es  war  die  höchste  Zeit,  dass  der  von  den  Machinationen  der  ständi- 
schen Opposition  drohenden  Gefahr  begegnet  wurde.  Die  allgemeine  poli- 
tische Lage  des  Kurfürsten  war  grade  damals  eine  äusserst  gefährdete. 
Seit  dem  Juni  1657  hatte  Karl  Gustav,  um  den  Krieg  gegen  Dänemark 
zu  beginnen,  den  Kurfürsten  so  gut  wie  ganz  im  Stiche  gelassen;  die  dann 
eingeleiteten  Verhandlungen  mit  Polen  waren  noch  völlig  in  der  Schwebe; 
Oesterreich  hatte  sich  nach  dem  Tode  Kaiser  Ferdinand's  der  letzteren 
Macht  oflfen  angeschlossen;  Frankreich  betrieb,  um  die  neue  Kaiserwahl 
bestimmen  zu  können,  Allianzverhandlungen  mit  einem  grossen  Theile  der 
deutschen  Kurfürsten  und  Fürsten.  Unter  den  letzteren  befand  sich  vor 
Allen  der  Pfalzgraf  Philipp  Wilhelm,  einer  der  französischen  Kron- 
candidaten.  Der  Pfalzgraf  glaubte  die  Vicariatszeit,  seine  vertrauten  Be- 
ziehungen zu  Frankreich,  die  Stellung  des  Kurfürsten  zwischen  zwei  Stühlen, 
die  durch  jene  Maassregeln  und  eine  nochmalige  Steuerumlage  von  160,000 

ilr.  aufs  Aeusserste  erbitterte  Stimmung  der  clevischen  Stände  und  seine 
vertraulichen  Verbindungen  mit  den  Katholischen  unter  ihnen  zur  endlichen 
Geltendmachung  seiner  Satisfactionsforderung  benutzen  zu  können.  Eine 
Wallfahrt  nach  dem  hart  an  der  clevischen  Gränze  gelegenen  Orte  Khe- 
velaer  sollte  die  Gelegenheit  zu  einer  Zusammenkunft  mit  Einigen  der  Er- 
bittertsten der  clevischen  Stände  auf  dem  nahen  Schlosse  Wissen,  dem 
Wohnsitze  eines  der  hervorragendsten  katholischen  Mitglieder  der  stäudi- 
.^chen  Opposition,  des  Freiherrn  v.  Loe,  geben,  von  dort  den  Umständen 

i<:h  weitere  Schritte  unternommen  werden,  gleichzeitig  die  im  Bergischeu 
cuncentrirteu  Truppen  gegen  die  Grafschaft  Mark  vorgehen").  Die  kluge 
und  geschickte  Wachsamkeit  des  Fürsten  Johann  Moritz,  sowie  die  Be- 

")  S.  in  den  Acten  den  Bericht  des  Statthalters  an  den  Kurfürsten  vom 
22.  August  und  die  Auklagopunkto  gegen  Niess  vom  1.  October  1G57.  —  In 
•inem  Bchroibco  vom  26.  Juli,  also  kurz  vor  dorn  Anschlage,  macht  Landgraf 
^'ro8t  von  Ilessen-Kheinfels  den  Pfaizgrafcn  darauf  aufmerksam,  das»  wenn  er 
Wandouburg  hac  uccasioDe  angreife,  Braunschweig  und  C'assol  (mit  denen  bo- 
itiitM  über  den  Beitritt  zur  rbeioischeu  Allianz  lebhaft  unterhandelt  wurde)  et 
nicht  verlausuu  wurden". 
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reitwilligkeit  der  staatischen  Officiere,  ihn  zu  unterstützen,  vereitelten  den 
Anschlag.  Es  war  der  letzte  und  äusserste  Versuch  der  Entschiedensten 
in  der  landständischen  Oppositionspartei,  das  verhasste  brandenburgische 
Regiment  abzuschütteln. 

Der  feste  Wille  des  Kurfürsten,  für's  Erste  ohne  die  Herren  Stände  das 
Regiment  zu  führen,  jede  Möglichkeit,  sich  geltend  zu  machen,  ihnen  um 
jeden  Preis  abzuschneiden,  verhinderte  weitere  Zusammenkünfte  und  Be- 
rathschlagungen  der  Stände  und  nahm  den  Parteiführern  damit  die  Gele- 
genheit zu  den  bisherigen  Aufhetzungen,  üeberdies  gestaltete  sich  die 
allgemeine  politische  Lage  des  Kurfürsten  in  den  letzten  Monaten  des  Jahres 
1657  so  günstig,  dass  seinen  Feinden  dadurch  zunächst  der  Muth  zu  wei- 
teren Unternehmungen  genommen  wurde.  Am  19.  September  ward  zu  Wehlau 
mit  Polen  der  Vertrag  geschlossen,  welcher  dem  Kurfürsten  die  Souveränetät 
in  Preussen  zugestand,  es  folgte  der  bromberger  Vertrag  vom  6.  November, 
die  Erweiterung  des  wehlauer;  es  folgten  die  Verhandlungen  mit  Oesterreich 
und  Frankreich,  welche  beide  um  eine  nähere  Allianz  und  die  Wahlstimme 
des  Kurfürsten  warben;  und  nicht  minder  warben  die  Staaten  um  des  Kur- 
fürsten Unterstützung  für  das  von  Schweden  schwer  bedrohte  Dänemark. 
Dass  Macht  und  Ansehn  des  Kurfürsten  in  so  sichtbarem  Steigen  war, 
wirkte  günstig  auf  die  Zustände  in  Cleve-Mark,  die  Stimmung  der  Stände. 
Schon  1658  waren  die  der  Grafschaft  Mark  bereit,  ihre  Quote  an  den  mo- 
natlichen Contributionen  von  17,000  Thlr.  zu  bewilligen ;  und  die  clevischen 
verhielten  sich  wenigstens  in  passiver  Opposition,  hielten  es  bereits  für  das 
Beste,  die  Fürsprache  der  Prinzessin  von  Oranien  anzusprechen,  die  ihnen 
auch  nicht  verweigert  wurde.  Denn  allerdings  der  Druck  der  Kriegslasten 
war  fast  unerträglich,  machte  sich  um  so  fühlbarer,  als  der  reichste  Theil 
des  Landes,  die  Rheinniederung,  im  Frühjahre  1658  von  einer  Alles  zerstö- 
renden Ueberschwemmung  des  Stroms  heimgesucht  wurde.  Selbst  Wei- 
mann  fand  sich  veranlasst,  damals  persönlich  in  Berlin  den  Kurfürsten 
um  Ermässigung  der  Werbungen  und  Contributionen  anzugehen.  Der  Kur- 
fürst erkannte  auch  hierin  den  Rath  eines  treuen  Dieners,  er  ernannte  ihn 
im  Mai  1658  zum  clevischen  Kanzler;  aber  erst  im  Juni  ermässigte  er  auf 
nochmalige  dringende  Vorstellungen  von  Cleve  aus  die  monatliche  Contri- 
bution  aus  Cleve-Mark  auf  12,000  Thlr.  2^);  mehr  in  dem  Augenblicke  nachzu- 
lassen, wo  der  Ausbruch  des  Krieges  mit  Schweden  drohte,  erklärte  er  für 
unmöglich.  Als  Schwerin  und  Weimann  mit  nochmaligen  Friedensan- 
erbietungen  von  Karl  Gustav  zurückgewiesen  wurden,  letzterer  Holstein 
angriff,  Kopenhagen  bedrohte,  erfolgte  im  Bunde  mit  Polen  und  Oesterreich 
der  Bruch.  Die  brandenburgischen  Lande  hatten  wiederum  die  Lasten 
eines  schweren,  noch  mehr  als  anderthalb  Jahre  dauernden  Krieges  zu  tra- 
gen, sie  wurden  nicht  am  wenigsten  in  Cleve-Mark  gefühlt;  und  wenn  auch 
die  Stände  weder  bei  dem  neuen,  durch  Brandenburg's  Entscheidung  gewähl- 
ten Kaiser,  noch  bei  den  Staaten,  welche   den  Verbündeten  zur  Rettung 

25)  Die  Stände  behaupteten  freilich,  es  würden  auch  ferner  statt  12,000  Thlr. 
monatlich  18  —  20,000  Thlr.  erhoben;  man  wies  sie  auf  die  Marken,  welche  im 
im  J.  1659  monatlich  110,000  Thlr.,  die  Stadt  Berlin  allein  10,000  Thlr.  an  Con- 
tributionen aufbrachten. 
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Dänemarks  zur  Seite  standen,  Schutz  und  Beistand  fanden,  die  Stellung 
des  Kurfürsten  am  Rhein  ward  durch  sein  Eingreifen  in  den  dänisch-schwe- 
dischen Kampf  wenigstens  nach  Aussen  hin  gefährdeter  als  jemals. 

Durch  die  Entscheidung  für  die  Wahl  des  Habsburgers  und  gegen 
Schweden  hatte  der  Kurfürst  sich  die  entschiedene  Feindschaft  Frankreichs 
zugezogen.  Am  14.  August,  vier  Wochen  nach  der  Kaiserwahl,  hatten  zu 
Frankfurt  die  rheinischen  Liguisten  mit  Schweden  den  ihnen  verbündeten 
braunschweiger  und  hessischen  Herren  und  Frankreich,  unter  der  Leitung  und 
Aegide  der  letzteren  Macht,  den  ersten  Rheinbund  „sonderlich  zur  Erhaltung 
der  deutschen  Freiheit  und  beständigen  Genuss  des  westfälischen  Friedens'' 
abgeschlossen.  Philipp  Wilhelm  war  einer  der  eifrigsten  Beförderer 
desselben  gewesen,  er  hoffte  zum  Kriegsobersten  des  Bundes  ernannt  zu 
werden;  unverrückt  hatte  er  sein  Ziel  im  Auge,  rastlos  thätig  war  er,  die 
ihm  jetzt  wieder  günstigen  Conjuncturen  gegen  Brandenburg  auszubeuten; 
rüstete  täglich  umfassender  und  hoffte  zuversichtlich,  jetzt  mit  Frank- 
ichs, Schwedens  und  der  Alliirten  Hilfe  Cleve-Mark  zu  erhalten'^). 
So  gern  der  Kurfürst  im  Herbste  1658  wiederum  einen  Versuch  zur 
Verständigung  mit  den  cleve- märkischen  Ständen  gemacht  hätte,  die  neu- 
borgischen  Machinationen  erlaubten  es  nicht,  sie  zusammentreten  zu  lassen. 
Seit  dem  Winter  1656  auf  1657  hatten  die  rheinischen  Liguisten  eine  Alliance 
mit  den  Staaten  angestrebt,  besonders  neuburgische  Gesandte  waren  seit- 
dem fast  ununterbrochen  zu  diesem  Zwecke  im  Haag;  einer  derselben,  der 
neuburgische  geheime  Rath  Adrian  Freiherr  v.  Viermund  Herr  zu 
Neersen  stand  im  eifrigen  Verkehr  mit  Aitzema  und  durch  ihn  mit  der 
holländischen  Cabale;  man  hoffte  noch  immer  auf  des  Kurfürsten  Unglück 
io  Preussen").  Aber  je  mehr  dessen  Lage  sich  dort  consolidirte ,  um  so 
geringer  wurden  die  Aussichten  der  Liguisten  auf  eine  staatische  Allianz; 
dennoch  brachen  die  Staaten  die  Verhandlungen  keineswegs  kurz  ab,  „um 
h  ihrer  zu  gebrauchen,    wenn  etwa  die  Sachen  so   ausliefen,    dass  man 

**)  Es  ist  interessant  zu  sehen,  wie  der  Pfalzgraf  seine  Alliance  mit  Frank- 
reich und  Schweden  dem  Kaiser  und  namentlich  dem  Papste  gegenüber  zu  eut- 
gchuldigen  sucht.  Sein  im  Herbste  1G58  nach  Rom  geschickter  Beichtvater,  der 
Jesuitcnpater  Gottfried  Otterstedt,  hat  in  Augsburg  eine  lange  Unterredung 
mit  dem  am  wiener  Hofe  einflussreichen  Pater  Kurtz,  dem  er  nachzuweisen 
sucht,  dass  Philipp  Wilhelm  allein  durch  die  braudenburg-staatisclien  Intri- 
guen  und  Plane  auf  Jülich- Berg  zu  den  umfussenden  Werbungen  und  Rüstungen 
daselbst  bewogen  werde.  In  Rom  bemüht  er  sich,  seines  Herrn  Beitritt  zum 
Rheinbund,  namentlich  die  vertraulichen  Beziehungen  zu  Schweden  zu  entschul- 
digen. In  einer  Audienz  am  15.  März  1659  äussert  der  Papst:  .Non  probo  noc 
improbo  «juod  fecit  vel  facit  Serenissimus  du.\  Neoburgicus,  quod  fecerunt  et 
'  iunt  alii  principeH,  oninino  improbo".     (StuutHarciuv  zu  Düsseldorf.) 

•*)  Den  11.  Junuiir  1657  schreibt  W  ei  mann,  aus  der  Grafschaft  Mark  zu- 
'  kkehrend,  dem  Kurfürsten  aus  Cleve:  „Im  Bergischeu  und  Münsterschon  sind 
^iosse  Ansichten  von  der  polnischen  Macht,  und  dass  die  Schweden  sich  nicht 
•laogo  halten  würden,  tu  Cöln  unter  den  Pfaffen  wettet  man  darauf,  und  tbun 
Neaburg  und  Münfttor  Alles  in  Uüstungon,  sei  es  thoils  ihren  Ständen  lieb  oder 
leid,  was  sie  können,  um  auf  allen  Fall  fertig  zu  seiu*.    (WoimaoD's  Journal.) 
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Yortheil  damit  thun  könnte"'*').  Je  entschiedener  sich  dann  der  Kurfürst 
von  Schweden  abwandte,  um  so  bereitwilliger  liehMazarin  den  Wünschen 
des  Pfalzgrafen  bezüglich  Cleve-Mark  das  Ohr.  Schon  im  Anfange  des  Jahres 
1658  drohte  er,  dem  Pfalzgrafen  Truppen  unter  dem  Marschall  Grammont 
zu  einem  Einfall  zur  Verfügung  zu  stellen").  Jetzt,  nach  der  entschiedenen 
Wendung  des  Kurfürsten  und  dem  Abschlüsse  des  Rheinbundes,  Hess  sich 
auch  eine  entschiedene  Unterstützung  der  neuburgischen  Pläne  seitens  Frank- 
reichs erwarten.  Zum  Glücke  lähmte  letzteres  des  alten  CromwelTs  Tod 
und  die  Hoffnung,  den  Kurfürsten  zur  Dämpfung  der  hochgehenden  Pläne 
des  Kaisers  benutzen  zu  können'*®);  lähmte  den  Pfalzgrafen  das  jetzt  unge- 
trübte Einvernehmen  der  Staaten  mit  dem  Kurfürsten,  vor  Allem  aber  die  immer 
grössere  Unzufriedenheit  seiner  eigenen  Jülich- bergischen  Stände  über  den 
Unterhalt  seiner  immer  zahlreicheren,  und,  wie  es  ihnen  schien,  ganz  nutz- 
losen Truppen'*®),  sowie  endlich  die  Bedenken  des  Bischofs  von  Münster, 
durch  den  Beitritt  zur  rheinischen  Allianz  sich  in  dem  Kampfe  gegen  seine 
Stadt  Münster  die  Staaten  und  den  Kaiser  auf  den  Hals  zu  ziehen.  Dies 
zu  verhindern,  war  ihm  die  Freundschaft  des  Kurfürsten,  der  so  wenig  wie  er 
staatische  oder  kaiserliche  Interventionen  zu  Gunsten  der  Unterthanen  liebte, 
sehr  wünschenswerth.   Erst  als  im  Frühjahre  1659  die  holländische  Cabale 


")  Weimann's  Journal  vom  16.  Februar  1657.  Am  24.  Juli  bemerkt  er: 
„der  Ligisten  Gesandten  halten  noch  immer  um  Antwort  an  und  obwohl  Holland 
ihrem  Begehren  ziemlich  statt  giebt,  so  tragen  dennoch  alle  andern  Provinzen 
Bedenken,  diese  Alliance  zu  einem  Schluss  kommen  zu  lassen". 

")  Schreiben  der  holländischen  Gesandten  Dorp  und  Isbrandt  aus  Wis- 
mar vom  17.  Jan.  1657.    Urk.  u.  Actenst.  111  p.  113. 

28)  Droysen  HI,  2  p.  M6. 

'®)  Ihr  Widerstand  lähmte  den  Pfalzgrafen  in  hohem  Grade.  (Schreiben  des 
Fürsten  Johann  Moritz  an  den  Kurfürsten  vom  27.  Nov.  1658.)  Er  scheint 
die  Gelegenheit  für  günstig  zu  halten,  auf  Philippp  Wilhelm  einen  militäri- 
schen Druck  auszuüben;  denn  er  setzt  hinzu:  „Es  fallen  allerhand  Vorschläge, 
wodurch  E.  Ch.  D.  können  befördert  werden,  General  Spaen  wird  sie  E.  Ch.  D. 
vortragen".  Weimann,  der  gleichfalls  am  7.  Nov.  Schwerin  meldet,  dass  der 
Pfalzgraf  mit  seinen  Ständen  nichts  ausrichten  könne,  die  Jülichschen  bei  dem 
Kaiser  beständig  halten  wollten  und  auf  dessen  gegen  die  Kheinbundswerbungen 
erlassenen  mandata  dehortatoria  trotzten,  schlägt  demselben  am  31.  Januar 
1659  vor,  die  Conjuncturen  zum  Abschlüsse  eines  günstigen  Vergleichs  mit  Neu- 
burg zu  benutzen,  wozu  auch  die  Prinzessin  von  Uranien  und  Johann  Moritz 
riethen.  Ein  Schreiben  des  Kurfürsten  an  die  jülich-bergischen  Stände  aus  Rie- 
pen  vom  20-  Januar  mahnt  sie  von  jeder  Unterstützung  der  Werbungen  und  ge- 
waltsamen Pläne  des  Pfalzgrafen  ab.  Im  Februar  bot  der  Bischof  von  Münster 
seine  Vermittelung  zu  einem  definitiven  Vergleich  der  possidirenden  Fürsten  an; 
der  Kurfürst  nahm  das  Anerbieten  an.  Um  Christof  Bernhard  sich  und  der 
Union  nicht  ganz  zu  entfremden,  ging  auch  der  Pfalzgraf  scheinbar  darauf  ein; 
aber  bald  zeigte  es  sich,  dass  die  beiderseitigen  Forderungen  sich  noch  auf  das 
Schroffste  gegenüber  standen.  Der  Kurfürst  forderte  zu  mindestem  einen  Theil 
von  Berg,  der  Pfalzgraf  erst  die  Grafschaft  Mark,  dann  Ravensberg.  (Ueber 
diese  Vermittelungsversuche  gibt  Weimann's  Journal  die  ausführlichsten  Nach- 
richten.) 


Einleitung.  79 1 

es  durchsetzte,  dass  die  staatische  Flotte  den  Kurfürsten  in  seinem  Kampfe 
gegen  Schweden  feig  und  verrätherisch  im  Stiche  liess^**),  und  die  Drohungen 
Englands  und  Frankreichs  benutzte,  um  die  herrschende  Partei  der  Kauf- 
mannsaristokratie, die,  wie  Wei manu  richtig  sagte,  „im  Glücke  stets  sicher, 
in  Gefahr  niedrig  und  verzagt  war"^*),  zum  Beitritt  zur  bewaffneten  Ver- 
mittelung  zwischen  Schweden  und  Dänemark,  dem  sogenannten  haager  Con- 
cert,  zu  bewegen,  erst  als  Mazarin  dem  Kurfürsten,  um  ihn  von  Oester- 
reich  abzuziehen,  mit  Besetzung  der  Rheinlande  drohte ^^),  wuchs  wieder 
des  Pfalzgrafen  Zuversicht  auf  eine  endliche  Ausführung  des  lange  projec- 
tirten  Plans  auf  Cleve-Mark;  zumal  dann  Karl  Gustav,  vom  Kurfürsten 
in  Pommern  angegriffen,  zu  einem  ernstlichen  Vorgehen  des  Rheinbundes 
gegen  diesen  und  den  Kaiser  antrieb,  sich  mit  dem  Neuburger  über  einen 
Angriff  auf  das  clevische  Gebiet  vereinbarte^^).  Man  rechnete  mit  Bestimmt- 
heit auf  Frankreichs  Beistand,  das  so  eben  durch  den  Frieden  mit  Spanien 
freie  Hand  Deutschland  gegenüber  erhalten  hatte. 

Die  Gefahr  stieg  in  so  eminentem  Grade,  dass  es  höchst  wünschens- 
werth  schien,  wenigstens  zu  den  Ständen  wiederum  in  einigermaassen  bes- 
sere Beziehungen  zu  kommen;  überdies  schienen  sie  bereits  so  weit  beru- 
higt zu  sein,  dass  man  hoffen  durfte,  sie  würden  ihre  Mitwirkung  zur 
Abwendung  der  ihnen  selbst,  namentlich  aber  den  Evangelischen  unter 
ihnen,  durch  eine  neuburgisch- französische  Invasion  drohenden  Gefahren 
nicht  versagen.  Die  Anwesenheit  der  Kurfürstin  bei  der  im  August  1659 
in  Groningen  stattfindenden  A^ermähluug  ihrer  Schwester  mit  dem  Fürsten 
von  Anhalt  gab  Veranlassung,  die  Stände  zur  Begrüssung  derselben  auf- 
zufordern, ihnen  zu  erlauben,  sich  in  Cleve  versammeln  zu  dürfen.  Ihre 
Deputirten  erschienen  im  Haag,  aber  nur  um  die  alten  Klagen  und  Be- 
schwerden der  Kurfürstin  und  dem  Statthalter  mit  der  Bitte  um  Intercession 
und  Abstellung  vorzutragen.  In  dem  Schreiben,  das  die  Stände  nach  der 
Rückkehr  an  den  Kurfürsten  richteten,  drückten  sie  zwar,  neben  ihren  Be- 
fürchtungen, von  dem  Kurfürsten  separirt  zu  werden,  auch  die  Hoffnung 
aus,  CS  nicht  zu  werden;  versprachen  „bei  den  gegenwärtigen  Conjuncturen" 
zur   nöthijron    -Defension    und   Beibehaltung    der  Ijande'^    ihren   Beistand; 


••)  ö.  IM  «HMi  Acten  dc8  Kiirfurston  eigiüilianciiges  »Schreiben  an  Johann 
Moritz  vom  26.  Juli  1650;  vgl.  auch  Üroyscn  III,  2  p.  455. 

'*)  Weimann  an  den  Kurfürsten  vom  26.  März  1659. 

")  D  r  0  y  B  e  n  p.  450. 

*•)  Droysen  p.  462  u.  468.  —  Die  neuburgischon  Acten  im  Staatsarchive 
/.ii  Düsseldorf,  so  fragmentarisch  sie  auch  wieder  hier  sind,  lassen  doch  über 
diese  erDstlich  gemeinte  Vereinbarung  keinen  Zweifel  uufkomnien.  —  Uebrigens 
meinte  Weimann  in  einem  Schreil)en  an  Schwerin  vom  27.  Juni  1659:  „^Ve- 
gen  Pfuiz -Neuburg  ist  viel  GeHchroi,  dass  er  nebst  seinen  Alliirten  ö.  Ch.  1). 
Länder  uberr»llen  mochte.  Ich  weiss  aber  nirlit,  warum  ieh  oben  durum  so 
wenig  bekümmert  bin,  denn  mir's  nicht  in  den  Kopf  will,  dass  uns  dieser  Herr 
einen  solchen  Vortheil  wird  vergönnen  wollen,  sonderlich  weil  ich  nicht  zweifle, 
die  Lippstadt  werde  wohl  bewahrt  sein".  —  Er  rechnete  eben  mit  Bestimmtheit 
darauf,  dass  die  Htaaten  für  diesen  Fall  in  ihrem  eigenen  Intorosso  den  Kurfür- 
sten nicht  Im  Stich  lasiou,  sich  vom  haager  Ooocert  abwenden  würden. 
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klagten  aber  auch  in  alter  Weise  über  die  schweren  Bedrückungen  und 
^Verletzungen  ihrer  Privilegien.  Und  wie  wenig  jene  ßeistandsversprechun- 
gen  ernstlich  gemeint  waren,  zeigte  sich,  als  der  Kurfürst  im  November 
sein  Heer  zu  Winterquartieren  im  Lande  vertheilen,  fünf  Regimenter 
in  Cleve-Mark,  auch  zum  Schutze  des  bedrohten  Landes,  einquartieren 
wollte;  sich  dann  aber  auf  die  dringenden  Gegenvorstellungen  des  Statt- 
halters und  der  Regierung  bereit  erklärte,  die  Truppen  gegen  eine  Steuer 
von  80,000  Thlr.  in  den  Marken  verpflegen  zu  lassen.  Nach  wochenlangen 
Verhandlungen  auf  einem  Mitte  December  in  Cleve  zusammengetretenen 
cleve-märkischen  Landtage  bewilligten  sie  zwar  im  Januar  1660  jene  Summe, 
aber  nur  unter  der  Bedingung  befriedigender  Erledigung  der  Gravamen, 
die  dann  nach  ihrer  Ansicht  nicht  erfolgte;  und  über  die  Termine  und  den 
Modus  ihrer  Erhebung  vermochten  sie  sich  weder  unter  einander  noch  mit 
der  Regierung,  trotz  monatelanger  Verhandlungen  auf  vielfachen  Depu- 
tations- und  Landtagen,  zu  einigen.  Auf  diesem  Wege,  das  war  klar, 
kamen  die  Lande  niemals  aus  dem  „Status  turbatus " ^^)  zu  einer  ge- 
deihlichen Entwickelung  der  inneren  Zustände.  Das  grösste  Interesse, 
es  nicht  zu  einer  allseitigen  und  dauernden  Verständigung  mit  dem  Kur- 
fürsten, die  ihm  allein  ein  geordnetes  Regiment  gestattete,  kommen  zu 
lassen,  hatten  die  Stände  selbst;  sie  wussten,  dass  eine  solche  Verständi- 
gung, ein  solches  Regiment  nicht  ohne  materielle  Opfer  ihrerseits,  ohne 
Einbusse  ihrer  durch  die  erstrittenen  Recesse  legalisirten  „Libertät"  mög- 
lich war;  und  davon  freiwillig  aus  eigenem  Entschlüsse  auch  nur  ein  Tittel- 
chen „zum  gemeinen  Besten",  für  die  Begründung  eines  alle  brandenbur- 
gischen Territorien  gleich  schützenden,  aber  auch  gleich  verpflichtenden 
mächtigen  deutschen  Staatswesens  hinzugeben,  dieser  Gedanke,  selbst  das 
leiseste  Verständniss  für  denselben,  lag  den  Ständen  von  Cleve-Mark  in 
ihrer  grossen  Mehrheit  noch  durchaus  fern. 

Der  Kurfürst  fühlte  indessen  die  dringende  Nothwendigkeit,  dem  „status 
turbatus"  in  den  rheinischen  Landen,  den  die  letzten  fünf  Jahre  des  nordi- 
schen Krieges  mit  seinem  „Nothstand"  in  erschreckender  Weise  erhöht 
hatten,  ein  Ende  zu  machen;  er  sah  aber  auch  ein,  dass  ein  anderer  Weg, 
wie  der  blosser  TJeberredung,  dazu  eingeschlagen  werden  musste;  dass  eine 
bessere  Ueberzeugung  der  Stände  nicht  anders  als  durch  Ausübung  eines 
starken  Drucks  auf  sie  zu  erzielen  war;  dass  er  mit  kräftiger  Hand  die 
Initiative  zu  der  nöthigen  Auseinandersetzung  zwischen  fürstlicher  Souve- 
ränetät  und  ständischer  Libertät  ergreifen  musste ;  dass  er  ohne  eine  solche 
seine  Aufgabe,  auch  die  rheinischen  Grenzlande  Deutschlands  und  vor  Allem 
sie  seinem  werdenden  Staate,  zur  Erhaltung  und  Vertheidigung  derselben, 
einzufügen,  nicht  zu  erfüllen  vermochte.  Seine  allgemeine  politische  Lage, 
wie  die  besondere  in  Cleve-Mark,  waren  dazu  eben  jetzt  besonders  geeignet. 

Am  23.  Februar  1660  war  Karl  Gustav  gestorben,  auch  die  Gefahr 
für  die  Rheinlande    damit  wesentlich    gemindert  ^^) ;    am   3.  Mai  ward   der 


'^)  Vgl.  Droysen  III,  2  p.  509  nach  „Wüsthaus  historische  Beschreibung". 
")  Johann  Moritz  schreibt  auf  die  Mittheilung  vom  Tode  des  Schweden- 
Königs  am  17.  März  1660  an  Weimann:   Also  wollen  wir  doch  zu  Gott  hoffen, 
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Friede  zu  Oliva  abgeschlossen.  Friedrich  Wilhelm  war  aus  dem  für 
ihn  so  ruhmreichen  nordischen  Kriege  mit  einem  bedeutenden  Zuwachse, 
wenn  auch  nicht  an  Land  und  Leuten,  so  doch  an  politischem  Ansehen 
und  Bedeutung,  hervorgegangen;  er  hatte  die  politische  und  militärische 
Macht  seines  jungen  Staates  in  grossartiger  und  glänzender  Weise  zur 
Geltung  gebracht").  Die  Wirkung  davon  auf  seine  landesherrliche  Stellung, 
insbesondere  den  Landständen  gegenüber,  konnte  nicht  ausbleiben.  Ueber- 
dies  hatten  die  Kriegszeiten,  das  mehrjährige  fast  ausschliesslich  militärische 
Regiment  ohne  die  Herren  Stände  diesen  die  laudesfürstliche  Hoheit  nach- 
drücklich in  Erinnerung  gebracht,  sie  an  selbstständige  Acte  landesobrig- 
keitlicher Autorität  gleichsam  gewöhnt.  Und  andererseits  erforderten  die 
zerrütteten  Zustände  des  Landes  rasche  energische  Abhilfe.  Weit  über  andert- 
halb Millionen  an  baarem  Gelde  hatte  Cleve-Mark  während  der  letzten  fünf 
Jahre  für  die  militärischen  Rüstungen  aufbringen  müssen;  über  20,000  Mann 
waren  dort  geworben,  ausgerüstet,  theils  zeitweilig,  theils  dauernd  einquar- 
tiert und  verpflegt  worden.  Dass  dies  nicht  ohne  schwere  Schädigung  der 
Lande  möglich  gewesen  war,  dass  nicht  nur  die  fürstlichen  Finanzen,  son- 
dern auch  die  wirthschaftlichen  Zustände  im  Lande  überhaupt  schwer  ge- 
litten hatten,  namentlich  aber  durch  die  rücksichtslose  Gewalt,  mit  der  jene 
Werbungen  und  Rüstungen  betrieben  waren,  vielfach  Willkürlichkeiteu,  Er- 
pressungen und  Unterschleife  der  Beamten^®),  und  Zuchtlosigkeit,  ja  Ver- 
wilderung der  Unterthanen  eingerissen  waren,   ist  erklärlich.     Um  so  mehr 

aren  durchgreifende  Maassregeln  zur  Herstellung  der  Ordnung,  umfassende 
und  gründliche  Finanz-,  Steuer-  und  Verwaltungsreformen  nöthig.  Und  sie 
waren,  wie  sich  bereits  mehr  und  mehr  gezeigt  hatte,  nicht  durch  Verhand- 
lungen und  Vereinbarungen  mit  den  Ständen,  deren  mannigfach  sich  ent- 
gegenstehende Einzelinteressen  durch  jede  Reform  empfindlich  berührt 
wurden,  fertig  zu  bringen.  Man  fühlte  im  Lande  selbst,  dass  ein  durch- 
greifendes Reformiren  von  Oben  herab  noth  that,  dass  es  zum  gemei- 
""n  Besten  geschehen  musste,   selbst  um   den  Preis   einzelner  ständischer 

livilcgien  und  Interessen.  Es  war  der  richtige  Zeitpunkt  für  den  Kurfür- 
bten,  mit  seinen  A'orschlägen  und  Forderungen  bezüglich  einer  Revision 
der  Rcccßsc,  einer  klaren  Auseinandersetzung  mit  den  Ständen  hervorzu- 

f'ten;  wenn  jemals,  so  jetzt,  durfte  er  hoflen,  sich  in  möglichst  legaler 
vertragsmässiger  Form  mit  ihnen  allseitig,  ernstlich  und  dauernd  auseinander 
zn  setzen. 


i-r  werde  das  von  die8<?rn  Ortu  uns  gcdrohtc  Unglück  so  aanften  lassen  abgehen, 
gleich  das  Eis  im  verwichoncn  Winter,  welches  auch  so  vielen  Leuten  äussersten 
T'fiin  drohte".    (Weimann's  Journal.) 
»';  VkI.  Droysen  III,  2  p.  41*3  ff. 

")  Trotz  der  zahlreichen  Werbe-,  Steuer-,  Kinc|Uurtioriinjrs-  "nd  Verpflegunpfs- 

:  ■glctnents,  welche  in  den  .1.  KJ55— 1(»ÖJ>  in  ('leve-Murk  erlasut'n  waron  uml  aufs 

ircngste  den  Beunitcn  und  Ofllcieren  zur  genauesten  Beobachtung  eingeschärft 

irden  (•.  8cotti  a  —  <>       "^    't-    '  •-  \  •«  m  dny  Srhrrih.n  des  Statthalters  vom 

December  1658. 


IV.    Der  nordische  Krieg. 

1655—1660. 


Die  Eegierung  an  die  cleve-märkischen  Stände.     Dat.  Cleve 

12.  Jan.  1655.     M. 

1655.  Da  der  Kurfürst  erklärt  hat,   mit  den  von  den  Ständen   angebotenen 

12.  Jan.  50,000  Thlr.  „anstatt  Werbung  Einlagerung  und  Verpflegung"  von  800 
Mann  z,  F.  und  300  z.  Pf.  auf  ein  Jahr  nicht  auskommen  zu  können,  auch 
sich  der  Ausführung  des  Reichsschlusses  nicht  entziehen  kann,  so  ist  dem 
Statthalter  und  der  Regierung  befohlen,  die  Stände  zur  „unumgänglichen 
Werbung  und  Verpflegung  der  Völker  zu  ermahnen",  und  nöthigen  Falls 
dieselbe  ohne  einigen  Zeitverlust  selber  werkstellig  zu  machen.  Um  indes- 
sen nochmals  ihre  „unterthänigste  Wohlmeinung  zu  eröffnen",  möchten  die 
Stände  zur  Wiederaufnahme  der  Landtagsverhandlungen  am  18.  Januar, 
„oder  so  bald  möglich"  in  Cleve  erscheinen*). 


Der  Kurfürst  an  die  Regierung.     Dat.  Cöln  a.  d.  Spr. 
8/18.  Jan.  1655.     M. 

[Soll  die  alten  Beschränkungen  des  freien  Versammlungsrechts  der  Stände  auf- 
recht erhalten.] 

18.  Jan.  „Wir  haben  Uns  euren  unterthänigsten  Bericht  nebst  den  ange- 

fügten Beilagen  vom  4.  dieses  umständlich  vortragen  lassen  und  daraus 
so  viel  befunden,  dass  Unsere  Stände  aus  Ritterschaft  und  Städten 
sowohl  Unsers  Herzogthums  Cleve  als  Grafschaft  Mark  vor  Alters  gar 
nicht  befugt  gewesen,  einige  Versammlung  vor  sich  anzustellen,  und 
wann  gleich  solches  geschehen,  man  sich  doch  allemal  a  parte  des 
Landesftirsten  mit  genugsam  contradictionibus  et  protestationibus,  und 
doch  gleichwohl  libertatem  conventuum  dergestalt  restringiret,  dass 
dieselbe  nur  allein  in  Sachen  die  Landesdefension  betreffend,    oder 


*)  Das  Ausschreiben  ward  am  29.  Januar  nochmals  zum  6.  Februar  erlassen, 
endlich  die  Landtagseröfifnung  auf  der  Stände  Bitten  auf  den  2.  März  verschoben. 
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welche  eelerrimam  expeditionem  ob  summum  in  mora  periculum  requi- 
riret,  zugelassen  und  gestattet  worden,  und  zwar  nur  mit  Zuziehung 
eines  geringen  Ausschusses,  gestalt  dann  auch  solche  conventus  nur 
ad  deliberandum,  keineswegs  aber  einen  Schluss  zu  machen,  ange- 
teilt, dieselbe  auch  nicht  allein,  sondern  auch  die  capita  propositio- 
uum  vorher  notificirt  werden  müssen.  Wann  es  dann  also  und  nicht 
anders  beschaffen,  so  habt  ihr  solches  obgeraelten  Ständen  vorzustel- 
len, und  darüber  steif  zu  halten,  damit  es  in  solchen  terminis  und  bei 
der  alten  Observanz  allerdings  gelassen  und  den  Ständen  keineswegs 
gestattet  werde,  sich  ein  Mehreres  als  obspecificirte  cautelae  vergönnen 
und  besagen  anzumaassen". 

Niess  an  Konr.  Phil.  v.  d.  Romberg.   Dat.  Cleve  20.  Febr.  1655. 

(Archiv  zu  Brüninghausen.) 
[Romberg's  Vorschlag  einer  Deputation  nach  Berlin,   sein  (ieleitsbrief.     Unter- 
suchnng  gegen  einige  Ritterbürtige;  beabsichtigtes  Vorgehen  gegen  Niess;  Vor- 
würfe Spaen's.    Dessen  Rath  zur  Deputation  nach  Berlin.] 

Er  wird  Romberg's  Vorschlag,  eine  ständische  Deputation  an  den20.Febr. 
Kurfürsten  zu  senden,  um  seine  Straflosigkeit  und  Wilich's  Freilas- 
sung zu  erbitten,  den  nächstens  zum  Landtage  zusammentretenden  eleve- 
iiiärkischen  Ständen  vortragen.  Wegen  des  ihm  vom  Kurfürsten  in  Aus- 
sieht gestellten  Geleitsbriefcs  zur  Reise  nach  Berlin  hat  er  dem  Statthalter 
nach  dem  Haag  berichtet  und  hofft,  dass  demnächst  ein  Concept  desselben, 
wie  Romberg  ihn  wünsche,  von  Berlin  eintreffen  werde.  Der  Landdrost 
Spaen  reist  morgen  nach  Berlin,  er  hat  ihn  gestern  Abend  noch  ge- 
prochen. 

„S.  Ch.  D.  haben  gnädigst  befohlen,  dass  man  die  Herren  v.  Reidt, 
Wissen,    Diersfurt  und  Schiern  fiscalitcr  besprechen  solle'),    der 
Regierung  hierselbst  ist  befohlen,  man  solle  über  meine  Actionen  mit 
Fleiss  inquiriren,   damit  man  mich  ebenfalls  besprechen,   und  wenn 
iiöglich,   von  dem  Landtag  removiren  möchte,   inmaassen  mir  dieses 
<  hrift-  und  mündlich  von  Cavallicren  und  mehr  Andern  eröffnet,  auch 
L'cwarnt,   ich   möchte  mich  für  Ungclegenhciten  hüten.     Weilen  mich 
LMeich  E.  Oestr.  in  meinem  Gewissen  kennen  und  so  viel  als  mensch- 
liche Blodigkeit  zulässt,  mich  befleissigen  muss,  Gottes  Wege  zu  gehen, 
tbuc  mich  keineswegs  vor  meine  Obrigkeit  schrecken  und  werde  mci- 
«•n  Herren  Principalen  in  billigen  Dingen  eifrig  dienen.     Ich  bin  ge- 
tcrn  Abend  vom  Herrn  Landdrostcn  perstringirt  worden,  als  wenn  ich 
i  (licHcr  MiHshclligkeit  AnlasH  und  llrsach  gilbe.     Ich  wäre  aus  einer 
Kcpublik  geboren  und  corrcspondirtc  mit  Aitzema,   der  ein  eifriger 

•)  Wogen  dor  Verfolgung  Willih'a  und  der  Versuche,  ihn  mit  Gewalt  lo 
befreien,  TgL  oben  p.  739. 
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Republiquain  wäre.  Obgedachter  Landdrost  hat  vorgeschlagen,  man 
möchte  Einen  aus  der  eleviscben  und  Einen  aus  der  märkischen  Rit- 
terschaft nach  Berlin  abschicken,  er  zweifelte  nicht,  dieselben  würden 
S.  Ch.  D.  angenehm  sein  und  des  Herrn  v.  Winnenthal's  Relaxation 
merklich  befördern,  gestalt  er  mir,  dasselbe  meinen  Herren  Principalen 
zu  referiren  und  denselben  seine  Dienste  in  dieser  und  allen  andern 
Sachen  zu  offeriren,  aufgegeben,  welches  zu  hinterbringen  über  mich 
genommen". 

Romberg  an  Stephan  v.  Neuenhof,  Drost  zu  Altena. 

Dat.  Dortmund  20.  Febr.  1655. 

(Archiv  zu  Brüninghausen.) 

[Seine  Reise  nach  Berlin,  die  Mittel  und  freies  Geleit  dazu.    Kaiserl.  Schreiben 

und  Moli's  Unterhalt  in  Wien.     Die  Gründe,  warum  man  ihn  in  Berlin  haben 

will.     Sein  Wunsch,  Wilich's  Aussagen  zu  erhalten.] 

20.  Febr.  Schwerin  hat  zweimal   an  ihn  geschrieben  und  ihn  dringend  aufge- 

fordert, nach  Berlin  zu  kommen,  um  sich  vor  dem  Kurfürsten  persönlich 
zu  verantworten.  Er  ist  auch  bereit,  hinzureisen,  wenn  die  Stände  „als 
Committenten  und  Indemnisanten"  ihm  die  Mittel  zur  Reise  verschaffen, 
und  der  Kurfürst  das  in  Aussicht  gestellte  „salvum  conductum"  derart  ver- 
leihe, „dass  er  aus  aller  voriger,  jetziger  und  künftiger  Beschuldigung  und 
genugsam  versichert  werde,  dass  nicht  gearrestiret,  captiviret  oder  sonst 
auf  einige  Weise  beschwert  werde  und  ausser  Gefahr  meines  Gefallens 
wieder  nach  Hause  reisen  möge".  Ho  verbeck  hat  ihm  sagen  lassen,  dass 
der  Kurfürst  einen  Geleitsbrief  ihm  bereits  zugesagt  habe  und  es  „für  Hohn 
nehmen"  werde,  wenn  er  nicht  erscheine.  Er  bittet  um  seinen  Rath  in  dieser 
Angelegenheit  und  ersucht  ihn,  noch  vor  dem  clevischen  Landtage  einen  Con- 
vent  der  märkischen  Stände  in  Dortmund  zu  veranlassen.  Aus  Wien  ist 
an  ihn  die  Antwort  des  Kurfürsten  an  den  Kaiser  vom  10.  October  1654 
und  des  letzteren  Rescript  vom  13.  Januar  angelangt;  über  dieselben  und 
die  Beschaffung  fernerer  Subsistenzmittel  für  den  Deputirten  in  Wien, 
Lic.  Moll,  ist  ohnedem  zu  berathen. 

„Warum  nur  meine  Ueberkunft  so  sehr  desiderirt  werden  mag, 
weiss  nicht,  ob  ich  recht  treffen  könne;  etliche  vermeinen,  dass  einige 
mein  Zeugniss  und  mein  Bekenntniss  würden  in  Wien  gebrauchen. 
Ich  fürchte,  dass  etwa  in  circumstantiis  et  labili  memoria  vel  ille  vel 
ego  fehlen  und  differiren  möchte,  welches,  wann  et  quidem  in  mini- 
mis  geschehen  möchte,  seiner  Erlassung,  Aufenthalt  und  meiner  Be- 
sprechung Anlass  geben  könnte.  Wenn  es  möglich,  dass  man  seine 
responsiones  haben  möchte,  und  wo  nicht  über  alle  Articulen,  doch 
über  die,  so  die  artige  Weise  (durch  welche  das  infallibile  remedium 
erhalten  sein  solle)  und  den  Inspectoren  betreffen". 
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Stephan  v.  Neuenhof  an  Romberg.   Dat.  Altena  21.  Febr.  1655. 

(Archiv  zu  Brüninghausen.) 

[Bedenken  gegen  die  Reise  Romberg's  nach  Berlin.     Sein   und  Wilich's  interci- 
pirtes  Schreiben.     Letzteres  ist  zweideutig.] 

Die  cleve- märkischen  Stände  wollen  sich  schon  am  24.  Februar  zur 
Vorberathung  in  Cleve  versammeln.  12  Deputirte  der  märkischen  Stände 
werden  dort  erscheinen,  er  selbst  aber  nicht;  die  Stände  werden  ohne  Zweifel 
auf  die  Wünsche  Romberg's  eingehen. 

„Nun  bin  ich  wohl  versichert,  dass  mein  hochgeehrter  Herr  Vetter  21.  Febr. 
vor  seine  Person  kein  Bedenken  trägt,  sich  selbsten  zu  Berlin  zu  sisti- 
ren  und  I.  Ch.  D.  seine  unterthänigste  Verantwortung  einzubringen. 
Es  ist  aber  Nichts  gewisser,  als  dass  er  über  sein  intercipirtes  Schrei- 
ben ')  sowohl  als  die  mentionirten  Posten  werde  abgefragt  werden, 
und  ob  dadurch  seinen  Mitdeputirten  zu  einiger  Beschwer  nicht  möchte 
Anlass  genommen  werden;  dabei  muss  ich  anstehen:  denn  obwohl  der 
Herr  Vetter  und  alle  getreuen  Patrioten  an  des  Herrn  v.  Winnenthal 
guter  Sincerität  und  aufrichtigen  Intention  sowohl  vor  I.  Ch.  D.  und 
das  Vaterland  nicht  zweifehi,  so  ist  darnach  gleichwohl  nicht  ohne, 
dass  das  intercipirte  Schreiben'),  wenn  es  von  Widerwärtigen  übel 
interpretirt  werden  sollte,  ungleiche  Gedanken  verursachen  kann,  be- 
vorab  dass  bei  der  Unterschrift  sich  seines  gewöhnlichen  Namens  nicht, 
und  dennoch  seiner  Hand  und  Petschaft  gebrauchet".  — 

iJie  Regierung  an  den  Kurfürsten.  Dat.  Cleve  9.  März  1655.  M. 

Obwohl  ihr  durch  des  Kurfürsten  Ilescripte  vom  9.  und  13.  Februar  be-  9.  März. 

fohlen  worden  ist,  „mit  der  Werbung  und  der  Verpflegung  ohne  weitere  Ver- 

(•hreibung  der  Stände   unaussetzlich   zu  verfahren'*,    so  hat  doch  der  noch 

II  Haag   weilende   Statthalter   „vor  gut   angesehen'*,    mit  den  nunmehr  in 

<  leve  erschienenen  Ständen  nochmals  zu  berathen,   „wie  diese  Dcfensions- 

'    sung  mit  den  wenigsten  Kosten  der  Unterthanen   eingerichtet  werden 

••"j  und  ihnen  vorzustellen,  dass  über  eine  „förmliche  Kreisverfassung'*, 

.  ie  sie  dieselben  gewünscht,  wegen  der  Differenzen  mit  Neuburg  bezüglich 

l'b   Directoriums   im    niodcrrheini.^ch-westfälischen   Kreise    nicht   verhandelt 

.erden  könne;   auch  die  Jülich -bergischen  Stände  dem  Pfalzgrafcn   bereits 

190,000  Thlr.   zum    Unterhalt  von  4900   Mann   bewilligt  hätten,    auch  der 

|;;,,.],,>r   VOM    \^.M.»,.,.    r....,<|.,,„.r„(i    Truppen    v*. .•!.*.       |>"    iV^"    S'cm]..    -ich 

';  i)fiB  Hciiruibi<n  ilomborg's  an  liungüln  und  liodulHc  inving  iiuä  Uc- 
^ensburg,  in  welchem  or  moldot,  duss  Wilich  mit  gofuhrlichen  Diugeu  umginge, 
*  wider  die  Inütructioo ,  und  dagegen  or  und  Moll  zu  prutostiren  goKwungen. 
Vgl.  oben  p.  760  die  rropogitiün  vom  C.  Doccmber  1051. 

')  Daa  Schreiben  Wilich's  an  den  weselor  Dürgermoistur  Breinbgeu  vom 
1.  Deccmbcr  1G&3,  s.  oben  p.  Jor>. 
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aber  gestern  über  Höhe  der  bereits  ausgeschlagenen  Steuer,  deren  Repar- 
tirung  und  das  Verbot,  sich  ohne  landesherrlichen  Consens  zu  versammeln, 
beschwert  und  erklärt  haben,  sich  vor  Erledigung  dieser  Beschwerde  auf 
„anderweitige  Verhandlungen  nicht  einlassen  zu  wollen",  so  sind  am  heuti- 
gen Tage  41,598  Thlr.  in  Cleve  und  Mark  ausgeschrieben  und  nach  der 
Matrikel  von  1612  repartirt  worden.  Von  dem,  was  aufkommt,  sollen  zu- 
nächst die  15,000  Thlr.  Depositengelder,  welche  auf  des  Kurfürsten  Befehl 
nach  Holland  zu  der  „Deroselben  rheinische  Lande  und  Leute  hochangele- 
genen unvermeidlichen  Ausgabe  geschickt  sind"  *),  schleunigst  restituirt  wer- 
den, 6000  Thlr.  für  die  Garnison  von  Lippstadt  und  die  in  Cleve  gewor- 
benen Compagnien  des  waldeck'schen  llegiments,  7500  Thlr.  zur  Werbung 
dreier  weiteren  Reitercompagnien  im  Lande,  1200  Thlr.  zur  Besoldung  des 
brandenburgischen  Gesandten  auf  dem  Reichsdeputationstage,  Portmann, 
und  der  Rest  zur  Verpflegung  der  Truppen  für  die  nächsten  Monate  und 
sonstigen  Unkosten  verwandt  werden.  „Wir  müssen  aber  hierbei  nichts  desto 
weniger  besorgen,  dass,  weilen  kein  Geld  im  Lande,  die  Kornfrüchte  wenig 
gelten,  auch  schwerlich  verkaufet  werden  können  und  überdies  beide  Land- 
schaften schier  mit  Wasser  an  den  trockensten  Oertern  anitzo  überschwom- 
men  sind,  die  Gelder  langsam  beikommen  und  schwerlich  alsofort  beige- 
trieben werden  können,  wie  denn  die  letzt  umgelegten  Steuern  angeregter 
Ursachen  halber  noch  nicht  allerdings  abgestattet  werden". 


Die  cleve-märkischen  Stände  an  die  Regierung.     Dat.  Cleve 
16.  März  1655.     M. 

[Ihre  Absicht,  Deputirte  an  den  Kurfürsten  zu  senden;  hoffen,  dass  die  Räthe 
ihre  Bitte  um  Abstellung  alier  Beschwerden  unterstützen  und  gleichfalls  die 
Noth  der  Unterthanen  remonstriren  werden.  Bitten,  keine  Steuer  während  der 
Deputation  zu  erheben.  Verweisen  auf  ihre  Beschlüsse  vom  December  1654; 
hoffen  Erledigung  ihrer  neuen  Gravamen,  damit  nicht  die  Zahlung  der  Schul- 
dentilgungssteuer ferner  unterbleibe.] 

16.  März.  „Demnacli  die  Landstände  aus  Cleve  und  Mark  bei  gegenwärtiger 
Versammlung  gut  gefunden,  Einige  ihrea  Mittels  nacb  S.  Cb.  D.  un- 
sers  gnädigsten  Herrn  Hoflager  unterthänigst  abzuordnen  und  Diesel- 
ben wegen  der  hocherfreulicben  Geburt  des  jüngst  hochgeborenen  Kur- 
prinzen unterthänigst  zu  congratuliren ,  und  Deroselben,  was  die 
gegenwärtige  Nothdurft  dieser  beiden  Landschaften  erfordert,  in  un- 
terthänigstem  Gehorsam  vorzustellen,  der  unterthänigsten  Zuversicht 
lebend,  S.  Ch.  D.  werden  vorgemelte  Landstände  gnädigst  hören,  Sich 
auf  derselben  unterthänigstes  Anbringen  gnädigst  und  gewierig  erklä- 
ren, damit  ein  gnädigstes  und  resp.  festes  Vertrauen,  Liebe  und  Einig- 
keit hergestellt  und  derselben  gravamina  zu  hochgemelter  S.  Ch.  D. 
und  des  Landes  Besten  erledigt  werden  mögen.  —  Dannenhero  wer- 
den die  Herren  von  der  Regierung  als  Patrioten  und  Landsassen,  auch 
auf  den  Hauptrecess  beeidete  Räthe  (welchen  der  armselige  Zustand 
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dieser  beiden  Landschaften  sowohl  als  den  Landständen  bekannt)  er- 
sucht, dieser  vorgenommenen  Deputation  zu  S.  Ch.  D.  favorabiliter  zu 
secundiren  und  die  gegenwärtige  Noth  der  Unterthanen  zu  remon- 
striren.  Inmittelst  versehen  sich  die  Landstände  und  thun  auch  vor- 
gemelte  Regierung  hierum  inständigst  ersuchen,  sie  geruhe  es  bei  dieser 
Post  dahin  zu  richten,  auf  dass  mit  der  am  12.  dieses  laufenden  Mo- 
nats Martii  überlieferten  Matrikel  und  Ausschlag  der  gewilligten  Sum- 
men der  41,000  Thlr.  bei  dieser  währenden  Deputation  und  Schickung 
eingehalten,  diese  beiden  Landschaften  mit  diesen  und  mehr  andern 
Beschwernissen  unbeladen  bleiben  mögen.  Bei  unverhoffentlicher  Ent- 
stehung desselben  thun  die  Landstände  ihren  vorigen  in  nächstvenvi- 
henem  Monat  December  des  Herrn  Statthaltern  F.  Gn.  und  vorge- 
melter  Regierung  eröffneten  resolutionibus  inhäriren,  in  Hoffnung,  die 
Landstände  werden  auch  von  vorgemelter  Regierung  wegen  der  vor 
wenig  Tagen  schriftlich  übergebenen  neuen  Beschwerden  die  begehrte 
Erklärung  erhalten,  auf  dass  die  Landstände  durch  solche  und  der- 
gleichen vor  und  nach  zugefügte  Beschwernisse  in  ihrer  zu  S.  Ch.  D. 
und  des  Landes  Vortheil  und  Aufnehmung  Deroselben  Kammerstaats 
beschehenen  freiwilligen  unterthänigsten  Anerbietung  nicht  weiters  zu 
^.  Ch.  D.  cleve-  und  märkischen  Staats  höchsten  Schaden  verhindert 
werden  mögen"  *). 

Die  cleve-märkischen  Stände  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Cleve 
20.  März  1655.     M. 

[Ihre  ßitte    an   üit*  Regierung   um   Elostellung  der  Werbungen   und    Anerbieten, 

die  Hälfte  der  bedingungsweise  bewilligten  Steuer  zu  anticipiren,  ist  abgewiesen. 

I'or  Räthe  Verbot,  ohne  ihr  Wissen  ständische  Convente  abzuhalten.    Appella- 

,11  daL'cL'en.     Iliro  Zuversicht,   dass   gegen   des  Kurfürsten  Willen  iliro  Rcclito 

Dicht  verletzt  und  sie  Schutz  bei  ihm  ßndeo  werden.] 

In   einer  heute   der  Regierung   überreichten   Eingabe   haben   .sie  noch-  20.  März. 

mals   vorgestellt,  dass   da.s   dem  „Lande   unerträgliche  Defensionswerk   bei 

'u  starken   mächtigen  armirtcu  Nachbaren   sehr  ombrageus,  ihnen,   den 

iiandständen,   aber  sehr  beschwerlich  und  gefährlich  sein  und  sie  in  einem 

*)  An  demselben  Tage  melden  die  Stünde  dem  Kaiser  als  Antwort  auf  den 

ihnen  von  demselben  zur  weiteren  Erklärung  über«nndten  Rericht  des  Kurfürsleu 

>m  14.  November  Ir.  oben  p.  756),  dass  sowohl  sie,  als  W  ilich  -  Win  nonthal 

hirch  ihre  Missgönnor  beim  Kurfürsten  denigriret  und  verunglimpft  wären,  welche 

Denigratioo  and  VerangUmpfnng  sie  nicht  dem  Kurfürsten,    sondern  nur  jenen 

I'rsonrn  zumessen  könnten;  daher  sie  demselben  durch  Doputirte  romonstriren 

rtt  n  v,ollten,  »wie  er  mit  oini»m  ungleichen  Roricht  hintorgangen  sei*,  wodurch 

III  die  ,wider\\  h»  tm  benehmen,  und  ihn  zu  einer  solchen 

fung  7M  beweg.  ..    ferner  nicht  g^nothigt  würden,  den  Kui- 

•  r  in  dieser  Sache  zu  behelligen. 
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schrecklichen  lamentabelen  Zustand  und  unaussprechliches  Elend  gerathen, 
überdies  beide  Landschaften  annoch  mit  solcher  Mannschaft  versehen,  dass 
dieselben  bei  diesem  annoch  Gottlob  continuirenden  Frieden  gegen  allen 
unverhofften  Ueberfall  sich  schützen  können".  Um  mit  dieser  gefährlichen 
Kreiswerbung  nicht  gravirt  zu  werden,  hätten  sie  dem  Kurfürsten  „unter 
gewissen  Conditionen  und  Terminen"  im  December  1654  50,000  Thlr.  be- 
willigt, und  wären  jetzt  in  der  Hoffnung,  dass  jene  Bedingungen  erfüllt, 
die  neulich  übergebenen  Gravamen  sofort  abgestellt  und  sie  mit  der  Wer- 
bung verschonet  würden,  erbötig,  „etwa  die  Halbscheid  ad  25,000  Thlr.  un- 
terthänigst  zu  anticipiren". 

„Ob  wir  nun  wohl  verhoffet,  dass  diese  unsere  unterthänigste  in 
obgemelter  schriftlicher  Resolution  enthaltenen  und  dabei  mündlich 
angehörten  beständigen  Ursachen,  Reden  und  Motiven  sollten  attentirt, 
die  darin  beschehene  unterthänigste  Oblation  sollte  angenommen,  und 
uns  kein  Mehreres  angemuthet  worden  sein,  gestalt  wir  es  vor  Gott 
bezeugen  und  schwören  demselben  hiemit  einen  Eid,  dass  wir  es  in 
unserem  Gewissen  nicht  getrauen,  vor  demselben  zu  verantworten, 
den  geldarmen  betrübten  Bürgern  und  Bauersmann  bei  gegenwärtiger 
Conjunctur  der  bedürftigen  Zeiten  und  durch  das  grosse  Gewässer 
vor  Augen  sehendes  Missgewachs  ein  Mehres  aufzubürden,  so  sein  wir 
dennoch  von  E.  Ch.  D.,  Vicecanzler  Dr.  Diest,  Motzfeld,  Isinck, 
Blaspeil  und  Haas  nicht  allein  enthöret'),  sondern  auch  bei  Strafe 
von  denselben  inhibirt  worden,  w^eil  wir  die  aus  den  in  beigelegten 
Excusationsschreiben  enthaltenen  Ursachen  und  sonsten  wegen  der 
grossen  Inundationen  der  Ströme  und  winterlichen  Zeiten  auf  dem 
von  ihnen  präfixirten  Tage  binnen  der  Stadt  Cleve  aus  beiden  Land- 
schaften auf  den  6.  Februar  praecise  nicht  erscheinen  können,  hinfüro 
keine  offenbare  Versammlungen  aus  Ritterschaft  und  Städten  ohne  der- 
selben Vorbewust  anzustellen,  welche  in  einem  am  11.  Februar  jüngst- 
hin   einigen   clevischen   Ritterb ürtigen   hieselbst   eröffneten    Vortrag'^) 


*)  Es  scheinen  also  nur  die  bürgerlichen  oder  sogenannten  gelehrten  Räthe 
in  dieser  Angelegenheit  mit  den  Ständen  verhandelt  zu  haben.  Das  Landtags- 
protokoll  der  clevischen  Städte  vom  20.  März  meldet:.  „Es  haben  die  Herren 
von  der  Regierung  die  Summe  von  25,000  Thlr.  nicht  acceptiret,  sondern  auf  die 
Repartition  und  Zahlung  bemelter  41,000  Thlr.  gedrungen,  auch  die  von  den 
Landständen  beider  Landschaften  gut  und  nöthig  befundenen  und  ausserhalb  der 
Residenzstadt  Cleve  ausgeschriebenen  Landtags  Versammlungen  nicht  allein  im- 
probirt,  sondern  auch  dieselben  gegen  Zuversicht  und  der  Stände  höchste  Be- 
stürzung und  Nachtheil  inhibirt". 

^)  Dieser  „Vortrag''  war  erfolgt,  nachdem  die  clevischen  Stände  sich,  statt 
dem  Landtagsausschreiben  zum  6.  Februar  Folge  zu  leisten,  am  3.  Februar  in 
Rees  versammelt  hatten,  von  wo  aus  sie  das  kurfürstliche  Antwortschreiben  vom 
29.  December  bezüglich  der  Freilassung  Will ch's  beantworteten  (vgl.  oben  p.  768) 
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gleich  den  Rottungen,  conjurationibus  und  Fraetionen,  so  in  des  heil, 
röm.  Reichs  Satzungen  und  der  clevischen  und  märkischen  Polizeiord- 
nung verpönt  und  verboten,  taxirt,  jedoch  ohne  einigen  Grund,  gleich- 
geachtet und  geahndet  werden  wollen. 

Wann  wir  dann  durch  diesen  Vortrag  und  heute  dato  beschehene 
Inhibition  sowohl  an  unsern  Ehren,  guten  Namen  und  Leumund  höch- 
lich lädirt  und  solche  Läsion  schmerzlich  zu  Gemüth  und  Herzen  zie- 
hen, auch  gegen  obgemelte  Räthe  hievon  uns  ziemlichst  zu  bezeugen 
uns  genöthigt,  als  auch  in  unsern  Privilegien,  alten  Herkommen,  Recht 
und  Gerechtigkeit,  aufgerichteten  Recessen  und  gnädigst  herausge- 
gebenen Reversalen  zumal  hoch  und  schmerzlich  gravirt  befinden:  — 
als  haben  wir  in  dieser  unserer  Ehrennoth  und  unleidlich  zugefügten 
Beschwer  salvo  cujuscunque  honore,  vornehmlich  aber  E.  Ch.  D.  hohen 
Reputation,  hievon  und  denen  darinnen  deducirten  gravaminibus  zu  Bei- 
behaltung unsers  offenkundig  habenden  Rechtes  coacti  et  compulsi  ap- 
pelliren  müssen,  mit  unterthänigster  Bitte,  uns  diese  gegen  unsern 
unterthänigsten  Willen  abgenöthigte  Appellation  nicht  in  Ungnaden  zu 
deuten.  Wir  glauben  fest  und  sein  versichert,  dass  wir  diese  Läsion, 
alle  diese  und  vorhin  uns  zugefügte  Beschwerniss  gegen  E.  Ch.  D. 
gnädigstes  landesväterliches  Gemüth,  gegen  Deroselben  gnädigste  In- 
tention und  Befehl  leiden  und  empfinden  müssen,  und  auitzo  viel  an- 
ders von  obgemelten  Deroselben  Käthen  als  zu  E.  Ch.  D.  hohen  Ge- 
genwart tractirt  werden.  Wir  leben  aber  der  unterthänigsten  Zuver- 
sicht, E.  Ch.  D.  werden  uns  als  Deroselben  getreuen  und  gehorsamen 
Landständen  hierinnen  Glauben  zumessen,  und  nicht  gestatten  noch 
gut  heisscn,  dass  wir  so  unleidlich  und  empfindlich  contra  jura  com- 
munia  et  patriae  gravirt  und  lädirt  werden"  '). 


und  der  Regierung  erkläreteu,   sich  über  ihr  Erscheine?)  ;>nr  .l.i.i  T.iindtM.r..   ,.,-^f 
mit  den  märkischen  Ständen  , »benehmen"  zu  müssen. 

')  Statt  einer  Antwort  au  die  Stände  roscribirt  der  KurlürdL  um  ^Y  ^^"^'| 
1655  an  die  Uegiurutig  unter  Huifügung  des  ständischen  Schreibens:  „Gleichwie 
ihr  aber  gar  recht  und  wohl  gothan,  dass  ihr  Unserer  gnädigsten  Verorduung 
gemäss  solche  ohne  Unsere  Vorbewust  vorgenommene  couventus  und  indictiones 
verboten;  also  können  Wir  nicht  absehen,  mit  was  Fug  und  Ueclit  obgcmelto 
Stände  dawider  protestiren  oder  uppelliren  können.  Wir  halten  vielmehr  solche 
Appellation  pro  frivola  et  ipso  jure  nulia;  befehlen  euch  demnucii  nochmals  gnä- 
digst über  Unsere  vorige  Verordnung  zu  halten  und  deshalb  diu  vermeinte  Ap- 
pellation nicht  anzunehmen.  Daferu  auch  euch  etwa  ex  camora  spironsi  dies- 
falls eine  Inhibition  zukommen  sollte,  so  habet  ihr  die  Nothdurft  dagegen 
boitormaassen  eiozuoehmoD  und  Unsere  hoho  jura  überall  und  fleissig  io  acht 
zu  uebmou". 


Mal«r.  tur  Geich.  <1.  Gr.  KurffirtUa.  V.  51 
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Instruction  der  cleve-märkischen  Stände  für  ihre  Deputirten 

an    den   Kurfürsten:    Gerhard  Johann   v.   Eickel,    Eberhard 

Duifhuis^).     Dat.  Cleve  25.  März  1655.    S. 

[Zweck  der  Deputation  ist  ein  Appell  der  Stände  von  dem  schlecht  unterrich- 
teten an  den  besser  zu  unterrichtenden  Landesherrn.  Beweise  für  der  Stände 
Devotion  und  Gehorsam  sind  die  grossen  Steuerbewilligungen.  Die  kaiserliche 
Confirmation  der  Landtagsrecesse  kräftigt  die  Rechte  des  Kurfürsten  auf  die 
Lande.  Statt  der  Schuldentilgung  schwere  unnütze  Ausgaben.  Die  Entstellung 
aller  ständischen  Beschlüsse  und  Verhandlungen  hat  den  Kurfürsten  argwöhnisch 
gemacht.  Die  regensburger  Deputation.  Yertheidigung  Wilich's.  Bitte,  ihn  zu 
entlassen  oder  nach  Cleve  zu  senden,  wo  über  ihn  nach  demRecess  oder  einem 
besonderen  Vergleich  das  Urtheil  zu  fällen  ist.  Den  Recurs  an  den  Kaiser  wün- 
schen sie  zu  vermeiden.  Durch  Neutralität,  gute  Correspondenz  mit  den  mäch- 
tigen Nachbaren  und  die  Liebe  der  Stände  sind  des  Kurfürsten  Besitz  und  Recht 
am  besten  zu  schützen.  Verschonung  mit  dem  Defensionswerk  und  der  Erhe- 
bung der  statt  dessen  angebotenen  Steuer,  dagegen  Verwendung  der  1649  be- 
willigten Steuern  zur  Schuldentilgung.] 

25.  März.  Da  die  Stände  „verspüren  und  handgreiflich  fühlen",  dass  der  Kurfürst 
mit  ungleichen  Berichten  hintergangen  und  sie  durch  „widersinnige  Perso- 
nen denigrirt  und  verunglimpft"  werden,  so  sollen  die  Deputirten,  um  die- 
sem „gefährlichen  und  schändlichen  Wesen"  und  allen  daraus  zu  besorgenden 
Ungelegenheiten  vorzubeugen  und  Vertrauen,  Friedensliebe  und  Einigkeit  zwi- 
schen Landesherrn  und  Ständen  wieder  herzustellen,  „recta  via"  sich  an  den 
Kurfürsten  wenden  und  denselben  nach  Beglückwünschung  zur  Geburt  des 
Kurprinzen  zunächst  an  die  „beharrliche  Devotion  und  den  Gehorsam"  der 
Stände  erinnern,  den  sie  sowohl  bei  der  Besitzergreifung  der  Lande  1609 
als  seitdem  seinem  Hause  und  ihm  bewiesen  haben.  Insbesondere  haben 
die  Stände  trotz  der  verheerenden  Kriege  und  unaufhörlichen  Truppenein- 
lagerungen und  Kriegscontributionen ,  wodurch  das  Land  tief  verarmt  und 
verschuldet  ist,  dem  Kurfürsten  seit  seinem  Regierungsantritte  viele  hundert- 
tausende von  Steuern  bewilligt,  so  namentlich  in  den  Landtagsabschieden 
von  1649  und  1653.  Und  da  die  in  denselben  zur  Schuldentilgung  zuge- 
sagten Summen  nur  dem  Kurfürsten  und  seinen  Erben,  „mit  nichten  aber 
einigen  anderen  prätendirenden  Theilen  zum  Besten  und  Vortheile"  sind,  so 
dient  die  kaiserliche  Confirmation  derselben  eher  zu  einer  Verstärkung  als 
Verminderung  der  Rechte  des  Kurfürsten  auf  die  Erblande,  „bei  welcher 
Confirmation  auch  alle  Privilegien  dieser  Lande  und  erfolglich  auch  das 
Privilegium  oder  pactum  unionis,  kraft  dessen  S.  Ch.  D.  in  puncto  ligitiosae 
successionis  dieser  Lande  hauptsächlich  fundirt,  in  genere  mit  begriffen". 
Um  so  schmerzlicher  ist  es  den  Ständen,  dass  jene  bewilligten  Steuern, 
durch  welche  seit  dem  J.  1651  bereits  viele  Schulden,  namentlich  aber  die 
Forderungen   der  Armenhäuser,    Hospitäler,  Wittwen  und  Waisen  hätten 


*)  Duifhuis  war  Schöffe  in  Cleve.  Die  Namen  der  märkischen  Deputirten 
sind  nicht  mit  Sicherheit  zu  ermitteln  gewesen,  doch  scheinen  der  Syndicus  der 
mark.  Ritterschaft  Bert r.  Hildebrand  Kumpsthof  und  der  Syndicus  der  Stadt 
Hamm,  später  Bürgermeister  daselbst,  Her m.  Altfeld,  darunter  gewesen  zu  sein. 
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getilgt  werden  können,  nicht  haben  erhoben  werden  können,  „da  das  Land 
mit  anderen  S.  Ch.  D.  wenig  oder  fast  nichts  profitirenden  Ausgaben  char- 
giret  und  ruinirt  worden".  Ebenso  schmerzlich  ist  es  den  Ständen,  dass  alle 
ihre  „Resolutionen  und  Contestationen"  ungleich  und  widersinnig  gedeutet 
werden,  und  denen,  so  zu  ihrem  Yortheil  und  Schaden  S.  Ch.  D.  und  des 
ganzen  Landes  zum  Streit,  Unfriede  und  Ungnade  rathen,  mehr  Glauben 
als  getreuen  Ständen  beigemessen  wird".  Sie  haben  niemals  den  ihrer 
Landesherrschaft  schuldigen  Respect  „aus  Herzen,  Sinnen  und  Gedanken 
gesetzet",  müssen  aber  klagen,  dass  alle  von  ihnen  iibergebenen  Supplica- 
tionen  und  gepflogenen  Handlungen  „contra  rectum  et  verum  eorum  sensum 
et  intellectum  ausgelegt  und  S.  Ch.  D.  höchst  gefährliche  und  argwöhnische 
Gedanken  beigebracht  worden".  Die  den  Ständen  abgeneigten  Personen 
haben  dem  Kurfürsten  die  Deputation  nach  Regensburg  als  hochgefährlich 
vorgestellt,  und  möchten  sich  derselben  zu  ihrem  Yortheil  und  der  Stände 
Ruin  und  Verunglimpfung  bedienen.  Es  „consternirt  und  erschreckt"  die 
Stände,  dassWilich,  den  sie  nach  Regensburg  deputirt  haben,  so  schwer 
beschuldigt  werde.  So  viel  ihnen  bewusst,  hat  derselbe  stets  vom  Kur- 
fürsten mit  Respect  gesprochen,  keine  Aufwiegelung  und  Verwirrung  im 
Lande  angerichtet,  keine  adhärentes  gehabt  noch  der  Stände  Beschlüssen 
sich  opponirt,  privata  conventicula  angestellt,  viel  weniger  S.  Ch.  D.  und 
Dero  Staat  gefährliche  Dinge  machinirt,  die  ausgeschriebene  Landtage  elu- 
dirt",  landesfürstliche  Hoheit  sich  angemaasst,  öffentliche  Edicte  publicirt, 
die  Stände  vom  Gehorsam  gegen  den  Kurfürsten  abgemahnt  oder  sie  gar 
zur  öffentlichen  Rebellion  angereizt;  sie  haben  niemals  von  Wilich  gehört: 
„es  sollte  derselbe  zu  seines  ehrlichen  Namens  ritterlichen  Geschlechts  und 
Hauses  Ruin  und  Untergang  das  allerabscheulichste  crimen  laesae  maje- 
ßtatis  begangen  haben".  Die  Angabe,  dass  einige  clevische  Ritterbürtigen 
Wilich  nach  seiner  Verhaftung  bis  Horde  verfolgt  und  dadurch  kurfürst- 
liches Territorium  „violirL"  haben  sollen,  ist  vollständig  unwahr.  Nach  dem 
Privileg  von  1510  und  dem  Landtagsabschiede  von  1649  ist  Wilich  jeden- 
falls vor  ständische  Compromissrichter  zu  ziehen,  und  da  im  letzteren  aus- 
drücklich verordnet  ist,  dass  alle  Regierungs-  und  Justizsachen  von  den 
clevischen  Räthcn  zu  verrichten  sind,  so  hoffen  die  Stände,  dass  der  Kur- 
fürst sich  bewegen  lassen  werde,  Wilich  nach  Cleve  zurückzuschicken  und 
dort  nach  Instruction  des  Processes  durch  die  dortigen  Räthe  über  ihn 
durch  ein  solches  Compromissgericht  urtheilen  lassen,  oder  sich  doch,  wenn 
die  Stände  ihm  „gegen  Zuversicht"  als  ,,partiales  suspect",  mit  denselben 
über  „die  Cognition  und  Dccision  vergleichen"  werde.  Doch  wollen  die 
Stände  zunächst  ihre  Onadcngesuche  um  gänzliche  Freilassung  des  Wilich 
wiederholen.  Es  ist  „den  Gemüthern,  Herzen  und  Sinnen  der  Stände  zu- 
wider, in  dieser  Sache  l.  Kais.  Maj.  ferner  zu  behelligen,  und  sie  wünschen 
Ton  Grund  ihrer  Seele,  dass  sie  dessen  möchten  gcübrigt  sein".  In  diesem 
Sinne  haben  sie  auch  auf  den  IJericlit  des  Kurfürsten  an  den  Kaiser  vom 
10.  Octobcr  10r>4  zu  ihrer  „nothdürftigen  Dcfension"  nur  in  allpomrinon 
'  usdrücken  geantwortet. 

„So  zweifeln  auch  die  LandHtändc  nicht,  S.  ("Ii.  1).  WKiii^n  .->.., riic 
iigeschicktc  Verantwortung  Howold  als  auch  die  im  Dccombcr  niielibt- 
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hin  gegen  die  angemuthete  Werbung  angeführte  rationes  zu  keiner 
Ungnade  halten.  Sie  fügen,  recommandiren  und  bitten  hierbei  S.  Ch.  D. 
um  Continuation  der  nachbarlichen  Correspondenz  und  Unterhaltung 
der  Neutralität  mit  den  am  stärksten  und  mächtigsten  armirten  und 
in  den  allerfestesten  Städten  logirenden  Nachbarn,  unter  welcher  Füssen 
diese  beiden  Landschaften  offen  und  resp.  unter  derselben  Canon  lie- 
gen, wogegen  im  Fall  der  unverhofften  Ruptur,  welche  der  Allerhöchste 
väterlich  verhüten  ■  wolle ,  die  gesammte  Mannschaft  und  aller  Unter- 
thanen  Vermögen  von  diesen  beiden  Landschaften  nicht  würde  resi- 
stiren,  sondern  vergehen  möchten.  Gleichwie  dann  S.  Ch.  D.  von 
Deroselben  getreuen  Landständen  und  Unterthanen  herzlich  und  unter- 
thänigst  werden  geliebt,  und  dannenhero  in  Deroselben  Herzen  eines 
festen  beständigen  praesidii  sich  in  Gnaden  haben  zu  versichern,  auch 
bei  Continuation  und  Erhaltung  dieser  Correspondenz  und  Neutralität 
keiner  unzulässigen  Offension,  Prätension  oder  Schaden  dem  unterthä- 
nigsten  Ermessen  nach  zu  besorgen  haben,  auch  besage  des  Land- 
tagsrecesses  (§.  15)  in  wichtigen  ftirtrefflichen  Sachen  zu  Abbruch  und 
Verschmälerung  der  Stände  Privilegien,  Freiheiten  und  Herkommen 
streckenden  Sachen  ohne  deren  Zuziehung  und  Verwilligung  nicht  ver- 
fahren, noch  etwas  vornehmen  lassen,  noch  Anderen  vorzunehmen  ver- 
statten werden:  —  also  leben  die  Landstände  der  unterthänigsten  zu- 
verlässigen Hoffnung,  und  wollen  darum  auch  S.  Ch.  D.  unterthänigst 
und  emsig  gebeten  haben,  Sie  geruhen  gnädigst  die  gegenwärtige  Ar- 
muth  und  niemalen  so  lange  sich  Menschen  Gedanken  erstrecken,  in 
diesen  beiden  Landen  erhörte  Geldesnoth  sowohl,  als  auch  die  im 
Hauptrecess  unterthänigst  beschehene  Oblation  und  Deroselben  ge- 
treue Landstände,  so  denn  auch  den  Zustand  obgemelter  miserabler 
privilegirten  Creditoren  in  hohe  churfürstliche  Consideration  zu  ziehen, 
und  mit  einer  gnädigsten  landesväterlichen  Clemenz  zu  erwägen,  ob 
es  Deroselben  auf  vorhergehende  unterthänigst  gebetene  Erledigung 
obgemelter  neuen  Gravamen  nicht  in  Gnaden  beliebig  sein  und  ge- 
fallen möchte,  dass  die  Landstände  und  Unterthanen  mit  dem  zuge- 
mutheten  kostbaren  Defensionswerk  und  den  im  nächstverwichenen 
Monat  December  1654  versprochenen  50,000  Thlr.  verschonet,  hingegen 
aber  ihr  unterthänigstes  Gemüth  wegen  Beibringung  der  im  Haupt- 
recess bewilligten  Summen  unterthänigst  und  wirklich  bezeigen,  ob- 
gemelte  privilegirte  miserable  und  mehre  andere  Creditoren  nach  Ver- 
ordnung des  Hauptrecesses  bezahlt,  die  neue  Schuld  vermöge  der 
Recesse  conditionirter  Maassen  abgemachet,  Gottes  Segen  erwecket, 
S.  Ch.  D.  Nutzen  befördert,  Deroselben  in  diesen  Landen  habendes 
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hohes  Recht  mit  dem  von  I.  Kais.  Maj.  confirmirten  ansehnlichen  Cre- 
dite  befestigt,  und  also  Herrschaft  und  Unterthanen  ihren  heiligen  zu 
Gottes  Ehre,  Liebe  des  Nächsten  und  Beförderung  des  gemeinen 
Besten  gereichenden  Zweck  dermaleins  durch  Verleihung  des  Aller- 
höchsten und  Desselben  väterliche  Benediction  erreichen  mögen".  — 


Die  cleve-märkischen  Stände  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Cleve 

15.  April  1655.     R. 

Sie  bezeigen  ihre  Freude  über  die  am  16.  Februar  erfolgte  Geburt  des  15.  Apr. 
Kurprinzen  und  ihre  Dankbarkeit  für  die  durch  Schreiben  des  Kurfürsten 
vom  15.  März  und  mündlich  durch  den  Hof-  und  Kammergerichtsrath  Georg 
riedrich  v.  Borstel  ihnen  gewordene  Einladung,  bei  der  Taufe  des- 
selben Zeugen  zu  sein.  Sie  würden  zu  derselben  Deputirte  aus  ihrer  Mitte 
senden,  welche  im  Anfange  Mai  am  kurfürstlichen  Hoflager  eiutrefien  und 
der  auf  den  9.  Mai  festgesetzten  Taufe  beiwohnen  sollen  •). 

Die  Regierung  an  den  Kurfürsten.  Dat.  Cleve  10.  Mai  1655.  M. 

Nach  der  Instruction,  welche  der  Kurfürst  dem  geh.  Rath  Oberst  Jakob  10.  Mai. 
V.  Spaen  ertheilt  hat,  sind  die  10  Compagnien  des  waldeckschen  Regiments 
z.  F.  und  die  6  Compaguien  des  Cavallerieregiments  unter  Oberst  Alexander 
Spaen  seit  dem  26.  April  in  den  märkischen  Städten  einquartiert  und 
verpflegt  worden.    Ebenso  sind  jetzt  die  beiden  in  Cleve  geworbenen  Re- 
gimenter z. F.  und  z.R.')  unter  den  Obersten  Jakob  Spaen  uudWilich- 
Lottum  zu  12  und  6  Compagnien  in  den  nicht  von  staatischen  Garnisonen 
besetzten  Städten  daselbst  vertheilt^).   Da  aber  die  erste  Hälfte  der  im  März 
ausgeschriebenen  50,000  Thlr.  Reichssteuer  an  Werbungskosten  aufgegangen 
ist,  so  mu88  jetzt  bereits  die  zweite  Hälfte  derselben,  und  weil  auch  diese 
flicht  reicht,  eine  „neue  Steuer  von  10,000  Thlr.  zur  Unterhaltung  der  Sol- 
itcsca  und  zur  Einkaufung  der  Kriegsrüstung"  in  Cleve  und  Mark  erhoben 
werden;    letztere  von  der  Geistlichkeit,   dem  platten  Lande  und  denjenigen 
Städten,  welche  von  der  Einquartierung  befreit  geblieben  sind.    „Wenn  nun 
diese  Verpflegung  an  Geld,  Kost  und  Trank  hoch  laufet  und  E.  Ch.  D.  aus 
T^      -r-n  vorigen  relationes  der  status  beider  Landschaften  bekannt  und  der- 
n  bewandt,  dass  wir  nach  unseren  IMlichtcn  nicht  sehen  können,  dass 
iine  der  Unterthanen  Verlauf  und  Verfehlung  E.  Ch.  D.  hierunter  in  Auf- 
riuguug  und  Beibehaltung  selbiger  Völker  habend"'  Tt.i.ntiou  die  1  Com- 

*)  DIo  Dopntirton  überbrachton  als  Pathcnffeschvim  .., .  .-uindo  20,000  Thlr. 
1  Dukaten;  zu  den  Uoigekoaten  und  „nöthiKtn  Üonativcn"  irliielten  diosolben 
»ch  90(K)Thlr.;  diu  ganze  Sunimo  wurdo  von  den  Stündon  in  Westd  aufj^cnummoo. 

»)  Di«  Cornpugniün  z.  F.  wnron  1(K),  die  z.  U.  UA)  Mann  stark.  Nach  andor- 
•itigun  Nachrichten  hat  nicht  Alexander  Hpaon,  sondern  sein  Jüngerer  Bru- 

•  r  Walravo  die«  Uoglmönt  geführt;  vi"ii-><')'t  i.nr  li  f..ii.nistiH<Ii    umIi.-...,.!  .,„. 

•  rwoitigor  Verwoodting  Aloxandor'n 

r        ■  ■  "  'ifiment  unt«'r  tl«'in  «iiai    "  i-[:<  v.  W  ahicck 

iiu  Wttldockschou  guwoi  .  Liuquarticrt. 
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pagnien  von  des  Generalwachtmeisters  v.  Kannenberg  Regiment  in  die- 
sem Fürstenthum  noch  unterhalten  werden  können",  so  bittet  sie  dasselbe 
mit  der  Einquartierung  derselben  zu  verschonen. 


Der  Kurfürst  an  die  Deputirten  der  cleve-märkischen  Stände. 
Dat.  Cöln  a.  d.  Spr.  14/24.  Mai  1655.     S. 

[Zusicherung  seiner  Gnade  und  Affection.  Gegen  Wilich  und  seine  Complicen  soll 
nach  Urtheil  und  Recht  verfahren  werden.  Verschonung  mit  "Werbungen  und 
Einquartierungen    ist,    so    lange    die    gefährlichen    Conjuncturen   währen,    nicht 

möglich.] 

24. Mai.  Dem  Kurfürsten  sind  die  Eingaben  der  cleve-märkischen  Ständedepu- 

tirten  vorgetragen  worden. 

„So  viel  nun  den  ersten  Punkt  betrifft,  da  erklären  S.  Ch.  D.  in 
churfUrstlichen  Gnaden  dahin,  dass  Sie  niemalen  einigen  Hass,  Un- 
gnade oder  Widerwillen  auf  jetzo  ermelte  Dero  getreue  Stände  ge- 
worfen; Sie  wissen  sich  auch  ganz  nicht  zu  erinnern,  dass  sie  von 
jemandem  werden  deferiret  und  angegriffen  worden,  sollte  solches  ins 
künftige  geschehen,  wollen  S.  Ch.  D.  nicht  unterlassen,  sie,  die  Stände 
zuvor  mit  ihrer  Nothdurft  und  Verantwortung  allemal  zur  Genüge  zu 
hören  und  zu  vernehmen.  S.  Ch.  D.  haben  vielmehr  jeder  Zeit  zu 
mehr  obgemelten  Ständen  des  Herzogthums  Cleve  und  Grafschaft  Mark 
eine  gleichmässige  landesfürstliche  und  vertrauliche  Liebe  und  Affection 
wie  zu  andern  Dero  getreuen  Unterthanen  getragen,  wollen  auch  deren 
dieselben  nochmals  hiermit  versichert  haben,  dabei  sich  aber  zu  ihnen 
in  Gnaden  versehen,  dass  sie  nicht  weniger  in  solcher  treuer  unter- 
thänigsten  Devotion  unausgesetzt  continuiren  und  beharren  werden. 

2)  Anrührend  hiernächst  den  v.  Wilich  zu  Winnenthal  wie  auch  den 
V.  Romberg')  und  Lic.  Moll,  da  haben  S.  Ch.  D.  grosse  und  wich- 
tige Ursache  gehabt,  warum  Sie  den  v.  Winnenthal  zur  Haft  brin- 
gen und  ein  Inquisitionsprocess  wider  denselben  anstellen  lassen,  Sie 
wollten  ihn  aber  wie  auch  wider  dessen  complices  nicht  übereilen,  sondern 
allemal  Zeit  zu  ihrer  Defension  verstatten,  auch  sonsten  in  der  Sache 


*)  In  einer  den  märkischen  Deputirten  am  30.  Juni  auf  ihre  Specialgravamen 
noch  besonders  ertheilten  Eesolution  des  Kurfürsten  versprach  er,  gegen  Eom- 
berg  nicht  „de  vigore"  zu  verfahren;  er  könne  aber  ,, nicht  absehen,  warum  der- 
selbe difficultire  selbst  zu  kommen  und  seine  Unschuld  ausfindig  zu  machen", 
zumal  ihm  freies  Geleit  auf  6  Monate  zugesagt  sei.  In  dieser  Resolution  ver- 
sprach der  Kurfürst  neben  Abstellung  einiger  unbedeutenden  Gravamen  auch  die 
sofortige  Abschaffung  der  neuen  Jurisdictionen  in  der  Grafschaft  Mark,  weil  er 
befunden,  dass  nicht  nur  die  kurf.  Gerechtsame  als  Accisen,  Mühlen-,  Pflug-, 
Fuhr-  und  andere  Dienste  geschmälert,  sondern  auch  die  Unterthanen  in  Schätzun- 
gen und  Landsteuern  s^r  graviret  und  grosse  Unordnung  in  der  Justiz  verur- 
sacht worden. 
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nichts  vornehmen  noch  ergehen  lassen,    als  was   durch  Urtheil   und 
Recht  cum  plenaria  causae  cognitione  möchte  gesprochen  werden. 

3)  Was  ferner  die  Werbung  und  Einquartierung  betiiflft,  sollte 
>.  Ch.  D.  nichts  lieber  noch  angenehmer  sein,  als  dass  Sie  nicht  allein 
Dero  cleve-  und  märkischen,  sondeni  auch  alle  andern  Dero  Landen 
damit  verschonen  könne,  nachdem  S.  Ch.  D.  aber,  wie  notorium  und 
bekannt,  aus  hohen  wichtigen  Motiven  und  Ursachen  zu  dergleichen 
Verfassung  necessitirt  worden ,  als  tragen  Sie  zu]  Dero  getreuen  Stän- 
den das  sonderbare  gnädigste  Vertrauen,  Sie  werden  demjenigen,  was 
nicht  zu  ändern,  sich  in  zuverlässiger  Willfährigkeit  accommodiren 
und  Ihro  mit  allem  gebührenden  Gehorsam  mit  an  die  Hand  gehen. 
S.  Ch.  D.  versichern  hiermit  nochmals  Dero  gehorsame  Stände  gnä- 
digst, dass  so  bald  sich  nur  die  gegenwärtigen  gefährlichen  Conjunc- 
turen  in  etwas  ändern,  Sie  den  gesammten  Uuterthanen  eine  merkliche 
Sublevation,  ja,  wo  es  nur  immer  sein  kann,  totale  Remission  ver- 
schaffen und  widerfahren  lassen  werden,  welches  dann  die  cleve-  und 
märkischen  Stände  insonderheit  geniessen  und  empfinden  sollen". 


Wesel  an  die  Generalstaaten.     Dat.  Wesel  8.  Juni  1655.     W. 

Die  clevische  Regierung  hat  erst  schriftlich  und  dann  mündlich  durch  S.Juni. 
Commissäre  von  der  Stadt  1750  Thlr.  als  deren  Contingent  der  ausgeschrie- 
benen 50,000  Thlr.  und  ausserdem  noch  einige  Tausend  Thaler  zur  Ver- 
pflegung der  neu  geworbenen  kurfürstlichen  Truppen  auf  3  Monate  gefor- 
dert. Trotz  ihrer  Vorstellung,  dass  jene  50,000  Thh*.  nur  unter  Bedingungen 
von  den  Ständen  bewilligt  worden  seien,  die  nicht  erfüllt  und  eingehalten 
worden  sind,  wurden  Anstalten  gemacht,  diese  Gelder  durch  militärische 
Ezecution  beizutreiben. 

„Gelyck  dau  in  spccie  die  compagnien  te  paerde  van  den  beeren 
landdroßt  Spaen  ende  Lottum  uit  ordre  van  welgemelte  ceurvorst- 
liche  regieringe  aen  de  ostsyde  Ryns  op  den  magistrats  en  borger 
deser  stadt  bonhovcn  cn  goederen,  gelegen  synde  in  de  Kerspclen 
Ilaffcn,  Meer,  Bysselick  ende  ouder  deser  stadt  canon  tot  Fluiren  sich 
nedergclcgt,  en  aldaer  niet  alleen  sulckc  en  grotere  insolentie  als  wan 
wy  openbaerc  vianden  gcwcest  waeren,  bodreven,  niaer  ock  alle  deser 
»tadt  borger  cn  inwohncr  alhicr  op  het  rudcwaert  gccn  musquetschoet 
verr  van  de  hUuU  gacnde  bcKtialcn  ende  de  paerdcn  uit  de  wcyden 
cn  van  de  plocgh  weg  gcnohmcn,  also  dat  wy  door  sulcko  procedu- 
ren  die  dcsc  Htadt  aengCHchrovcnc  contingcntcn,  2.')  12  Thlr.  bedragende, 
tc  ncgotiercn  ende  (hocwcll  mct  protcst)  te  l)claclcii  gcdwongcn  wor- 
den, dacr  nocbtauH  dcse  Htadt  in  specic  Hodanig  geprivilegecrt  is,  dat 
deselve  sonder  ouso  cxprcssc  consent  en  bewilligung  tuet  gccne  schat- 
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tinge  exactie  en  contributie  niet  connen  graveert  werden,  maer,  den 
riddermaetigen  gelyck,  daervan  als  mede  van  alle  andere  onlasten  nae 
luyt  deser  stadt  special  Privilegien  exempt  en  bevrydt  is. 

Alsoo  nu  U.  H.  M.  in  kracht  van  het  Xantische  verdrag  de  anno 
1614  en  daerop  gevolgde  guarentie  sich  deser  landen,  insonderheit  de 
ostsyde  Kyns  en  dese  met  U.  H.  M.  guarnisoen  besett  synde  stadt 
voor  desen  genaedigh  hebben  aengenohmen,  ende  deselve  van  sulcke 
en  diergelycke  oningewilligde  contributie  bevryt,  als  hebben  wy  niet 
naerlaeten  können  U.  H.  M.  onderdanigh  te  versoecken,  ons  by  onse 
notoirische  Privilegien  recht  en  gerechtigkeit  genadig  te  mainteneeren 
en  aen  behoerende  platze  de  saecke  daerhen  te  dirigeeren,  dat  wy  int 
toekomende  met  sulcke  proceduren  verschoont  blyven  mögen". 


In  einem  zweiten  Schreiben  vom  20.  Juni  klagt  Wesel  den  General- 
staaten, dass  die  Regierung  in  Cleve  wiederum  von  der  Stadt  1320  Thlr. 
Yerpflegungsgelder  für  die  brandenburgisehen  Truppen  innerhalb  dreier 
Tage  unter  Androhung  von  Execution  verlangt  habe,  und  bittet  „das  Nö- 
thige  ihren  Commandanten  zu  befehlen,  damit  ihre  Bürger  und  Güter  nicht 
mit  Executionen  belästigt  würden".  Wenige  Tage  darauf  meldete  der  we- 
seler Commandant,  Martin  V.Jüchen,  dass  der  brandenburgische  General 
V.  Kannenberg  bereits  mit  den  angedrohten  Executionen  vorgehe,  der 
Bürgermeister  ther  Schmitten  ihn  um  Schutz  dagegen  gebeten,  er  aber 
geantwortet  habe,  der  Kurfürst  sei  ihr  Herr  und  sie  seine  Unterthauen, 
ohne  besonderen  Befehl  der  Staaten  könne  er  sie  nicht  gegen  dessen  An- 
ordnungen in  Schutz  nehmen.  Im  Haag  suchte  der  ständische  Agent 
Aitzema  nicht  nur  die  Bitte  Wesels  durch  mündliche  und  schriftliche 
Vorstellungen,  namentlich  aber  durch  Hinweis  auf  den  im'October  1646  den 
clevischen  Ständen  gegen  brandenburgische  Steuerexecutionen  bereits  ver- 
liehenen Schutz  (s.  oben  p.  303)  zu  unterstützen,  sondern  er  benutzte  die 
Klagen  Wesels  vor  Allem,  um  die  von  ihm  und  den  Ständen  so  sehr  ge- 
fürchtete Alliance  der  Staaten  mit  dem  Kurfürsten  zu  verhindern,  über  welche 
dessen  Abgesandten,  Weimann  undCopes,  jetzt,  Angesichts  des  drohen- 
den Angriffs  Schwedens  auf  Polen,  eifriger  und  mit  mehr  Aussicht  auf  Er- 
folg, als  je  zuvor  im  Haag  verhandelten.  Deren  Berichte  (Urk.  u.  Actenst. 
IV  p.  132  ff.)  und  die  weiter  unten  mitgetheilten  Auszüge  aus  dem  Jour- 
nal Aitzema's  gewähren  einen  tiefen  Einblick  in  die  unermüdlichen 
Machinationen  desselben,  diese  Verhandlungen  scheitern  zu  lassen,  und 
zeugen  zugleich  von  der  persönlichen  Leidenschaftlichkeit,  mit  welcher  er 
dieselben  betrieb.  In  zahlreichen  Memorialen  an  die  Generalstaaten  aus 
dieser  Zeit  bittet  er  immer  wieder  von  Neuem,  die  Privilegien  der  clevischen 
Stände  durch  eine  solche  Alliance,  insbesondere  aber  durch  eine  Räumung 
der  von  ihnen  besetzten  clevischen  Städte  nicht  zu  gefährden,  diese  Privi- 
legien auch  ferner  kraft  der  von  ihnen  übernommenen  Garantie  des  xantener 
Vertrags  aufrecht  zu  erhalten.  Aitzema  gab  sich  alle  erdenkliche  Mühe, 
die  Provinz  Holland  und  die   dort  regierende   antioranische  Partei  zu  be- 


Beitreibung  der  Steuern.    Wesels  Klagen  bei  den  Staaten.  g09 

wegen,  auf  die  Anerkennung  diesei:  Garantie  im  Vertrage  mit  Brandenburg 
zu  bestehen;  er  wusste  dass  der  Kurfürst  lieber  die  Alliance  opfern,  als 
darauf  eingehen  würde*).  Es  sollte  ihm  nicht  gelingen,  die  Alliance  zu 
verhindern;  sie  ward  am  5.  August  abgeschlossen.  Die  holländischen  Städte, 
und  namentlich  die  dominirende  Stadt  Amsterdam,  fürchteten  die  Beein- 
trächtigung ihres  Ostseehandels  durch  eine  schwedische  Besitznahme  der 
preassischen  Häfen  mehr,  als  die  „oranischen  Praktiken"  des  Kurfürsten. 
So  lange  sie  auf  dessen  Widerstand  gegen  Schweden  rechneten,  mussten 
die  Beistandsgesuche  Wesels  wie  der  gesammten  cleve- märkischen  Stände 
(s.  weiter  unten)  erfolglos,  musste  selbst  die  unterm  5.  October  an  die  Ge- 
neralstaaten, die  Provinz  Holland  und  deren  Rathspensionar  de  Witt  ge- 
richtete Bitte  Wesels,  durch  ihre  Fürsprache  zu  erwirken,  dass  die  gegen 
die  Stadt  wegen  Anrufung  des  Beistandes  bei  einer  „fremden  Macht"  gegen 
ihren  Landesherrn  eingeleitete  Untersuchung^)  niedergeschlagen  werde,  un- 
erhört bleiben.     (Vgl.  oben  die  Einleitung.) 


Die  Regierung  an  den  Kurfürsten.   Dat.  Cleve  8.  Juni  1655.  M. 

Nachdem  ihnen  mit  militärischer  Execution  gedroht  worden  ist,  haben  S.Juni, 
die  Städte  Wesel,  Emmerich  und  Rees  ihr  Contingent  der  ausgeschriebenen 
Steuer  beizubringen  versprochen.  Sie  hofft,  mit  den  einkommenden  Geldern 
die  Musterung  und  den  Abmarsch  der  lottumschen  Reuter  befördern  zu 
können.  Generalmajor  Kannenberg  ist  angekommen  und  ist  ihm  vorge- 
schlagen, das  Geld  für  seine  4  Compagnien  aus  den  ihm  assignirten  4  Steuer- 
monaten zu  empfangen,  die  Truppen  aber  in  ihren  dortigen  Quartieren  (im 
Mindenschen  und  Ravensbergischen)  zu  belassen.  Sie  hofft,  dass  das  Land, 
sobald  die  Regimenter  des  Grafen  Wal  deck  und  der  beiden  Obersten 
Spaen  aus  Cleve -Mark  abmarschirt  sein  werden,  mit  ferneren  Einquartie- 
rungen und  Verpflegungen  verschont  bleiben,  ^damit  die  Unterthanen  wieder 
respiriren  und  zum  Aufnehmen  kommen  und  nicht  zum  Verlauf  gedrungen 
werden  und  sonsten  das  zwischen  E.  Ch.  D.  und  den  Ständen  erforderte 
'  rtrauen  desto  besser  beibehalten  bleiben  könnc*^. 

Aus  dem  Journal  Leo  van  Aitzema's *).     JI. 

-fntlant  van  Cleef  ende  Marck  is  cen  grooto  onwillicheijt  onder  de  stän-  9.  Mai. 
eleu  tcgen  de  Cbur-Brandcburgbsche  werving  ende  inleegering  van  syn  volck 


•)  Vgl.  Aitzcma  HI  p.  1204  und  Urk.  u.  Actonst.  IV  p.  133.  Weimonu 
schreibt  29.  Juni  an  doo  Kurfürsten:  „Die  Garuntioklausol  zielet  zu  nichts,  als 
dass  man  unter  dem  Namen  des  Schutzes  Vortheil  anstatt  Hilfe,  hiigennutz  und 
sab  specie  societatis  ac  protectiunis  imperium  suchet";  und  der  Kurfürst  ant- 
wortet 13.  Juli:  , .hoffe  nicht,  dass  die  Herren  Stauten  ein  Oberdirortorium  und 
Soaveränität  io  Unseren  Landen  ihnen  arraugiren  werden". 

•)  Der  kurfürstl.  Hefehl  dazu  daiirte  schon  vom  -J--x||[;'.  »*•♦'«'  *h'r  Manlmiirr 
luitte  die  Ausführung  hinausKUHchiehen  gowusst.    Vgl-  Aitr.oma's  Journal. 

■)  Vgl.  über  dir  J<>urDale  Ait/.ema's  Wurm  im  humburgor  (iymnas.  Pro- 
gramm von  1651;  vuu  lGi7  beginnend,  sind  sie  leider  tnunllsfutdig,  so  fehlt  1651 
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in  de  steeden.  Vor  desen  pleegen  de  Staaten  de  stenden  in  haar 
Privilegien  te  beschermen,  volgens  acte  van  garantie  op  het 
xantische  verdrach,  nu  ter  contrarie  suUen  de  Staaten  den 
Keurvorsten  stutten  ende  selfs  de  stenden  verdrucken. 

S.Juni.  Met  een  voorneem  lidt  van  Holland  spreeckende,  seijde:  ick  verneem, 

dat  men  met  den  Keurvorst  van  Brandenborg  wil  alliancie  maken,  men 
moet  denken,  dat  de  Keurvorst  een  swack  broeder  is,  wil  men  yet  deur 
hem  doen,  men  moet  staet  maken,  dat  men  hem  e£fective  helpt  et  quidem 
met  gelt,  want  so  de  Koninck  van  Sweden  wil,  hij  kan  het  laut  en  den 
Keurvorst  ter  stont  overtrecken.  Hij  seyde  al  lachende,  sij  wisteu  dat  well, 
en  de  gaff  te  kennen,  dattet  soo  groot  uoot  niet  was,  dat  men  niet  seer 
was  spoedende,  dat  hy  van  opinie  was  men  behoorde  geen  alliantie  te  ma- 
ken, want,  als  de  noot  an  de  man  ginck,  was  men  geinteresseert,  men  hielp 
oock  sonder  alliancie  of  belofte,  was  men  niet  geinteresseert,  of 
quam  't  niet  gelegen,  den  geallieerde  te  helpen,  soo  waren 
pacta  foedera  promissa  niet  als  vuyl  papier. 

8.  Juni.  Ende  Hollant  heeft  d'  opinie  ende  meer,   dat  Sweeden  ende   Brande- 

borgh  onder  een  decken  liggen.  Oock  staetet  desen  staet  niet  aen,  dat  in 
cas  van  discrepautie  arbiters  ende  Superarbiters  soude  werden  gegeven,  soo 
dat  oock  het  evacueeren  van  de  Cleeffsche  steden  souden  staen  onder  ar- 
biters, id  quod  de  Staaten  general  nullatenus  toegestaen,  alsoo  sijnder  noch 
all  veel  obstaculen.  De  Staaten  van  Holland  willen  nu  min  als  te  vooren 
consenteren,  dattet  wat  te  laet  is,  ende  dattet  dessein  van  de  Sweetse  sali 
esclatteeren  eer  men  hier  soude  können  ordre  stellen.  Het  instrument  der 
alliancie,  soo  als  't  van  weegen  Chur-Brandeburg  is  ingestelt  ende  contine- 
rende  alle  remarques  van  den  Heer  Wyman,  gaet  hierneffens.  Ende  syn 
te  noteeren  deese  dingen  als  seecker:  1)  dat  Hollant  de  meeste  directie 
heeft  in  deese  alliance,  soo  Hollant  wil,  salt  wel  gaen,  maer  Hollant  siet 
seer  terugge  ende  de  meeste  sijn  nu  traeg  ende  langsaem.  2)  'T  sali  met 
dit  werck  deese  weeck  moeten  sijn  fait  ou  failly.  3)  Na  alle  uijtterlycke 
circumstancien  soo  isser  meer  apparentie,  dat  het  tractaet  sali  terug  blijven, 
als  dattet  sali  voortgaen.  4)  Om  de  groote  veelheyt  van  leeden  of  hoofden 
isset  seer  beswarlijck  futuren  resolutieii  seeckerlijck  van  hen  te  weten. 
5)  'T  is  seecker,  datter  eenige  oorloghscheepen  (sine  certo  tam  numero)  8, 
10  of  12  plus  minus  sullen  d'  een  voor  d'  ander  na  gaen  nae  de  Sunt  et 
quidem  met  kennis  van  Dänemark  (?)  ^)  quicquid  dicant  eins  ministri,  ick 
houd  mij  nu  daervan  verseeckert.  6)  Sulck  senden  können  die  van  d'  Ad- 
miraliteit  met  die  van  Amsterdam  of  eenige  in  Hollant  alles  wel  dirigeren. 
7)  Maar  denselven  last  te  geven  verder  als  om  te  varen  of  om  te  convoye- 
ren,  dat  kan  d'  admiraliteit  ojf  een  stadt,  of  een  provintie  niet  doen,  ende 
Holland  sali  't  niet  dorven  doen  alleen,  quamvis  esset  Concors  et  unanimis 
in  hoc  passu. 


ganz.    Namentlich  auch  aus  diesen  Journalen  hat  Fruin    (Nyhoff,    Bydragen 
111,218)  nachgewiesen,  dassAitzema  der  Verfasser  der  „Letters  of  intelligence 
from  the  Hague"  in  Thurloe  state  papers  v.  II,  IV  ist. 
*)  Diese  Auflösung  der  Chiffer  ist  nicht  ganz  sicher. 


Machinationen  gegen  die  Allianceverhandlungen  mit  den  Staaten.      g|| 

De  secretaris  N.  N.  seyde  my  gister  avont  heel  laet,  dat  het  tractaet  9.  Juni, 
met  Brandenbnrg  de  neck  allrede  genouchsaem  was  gebrooeken.  De  Heer 
N. N.  hadde  geseyt,  dat  de  Heer Wy man  was  een  haarklover,  nimium  vo- 
lebat  vulpinari  immers  dewyl  de  Keurvorst  oflf  wel  Wyman  wilden  al  te 
veel  avantage  bedingen,  so  meende  Holland  beeter  te  sijn,  dat  d'  alliantie 
ongedaen  blijve,  vint  men  dan  't  interest  soodanich,  dat  men  behoort  den 
Keurvorst  t'  assisteeren,  men  sal  't  doen  sonder  obligatie  ende  men  salder 
meer  danck  van  hebben,  vindt  men  't  niet  noodich,  soo  is  men  vrij.  De 
Heer  Wijman  heeft  geseyt,  soo  men  hier  niet  begeert  te  sluijten,  soo  ver- 
souck  ik  een  posityf  antwoort,  ende  heb  last  om  sulcx  terstont  myn  Chur- 
furst  te  laten  weeten,  die  dan  well  weet,  wat  hem  te  doen  staet,  gevende 
obscore  te  kennen,  dat  de  Keurvorst  met  Sweeden  kan  ende  sali  sluijten 
na  wel  gevallen. 

De  Heeren  van  Hollant  syn  soodanich  geanimeert  teegen  Heer  van  de  10.  Juni. 
Capelle  toe  Ryssel  staet  generael  van  wegen  Gelderlandt,  borgemeester 
tot  Zutphen,  om  dat  hij  oock  compareert  onder  de  stenden  van  Cleefslant 
ende  sich  heeft  gedrongen  in  de  comraissie  over  de  besoigne  van  de  alliance 
met  Brandenburgh,  dat  se  hem  voortaen  niet  meer  willen  hebben  in  de 
staten  generael,  soo  langh  hy  met  een  is  in  eedt  ende  als  onderdaen  van 
den  Keurvorst  van  Brandebourgh').  De  Heer  N.  N.  vraegde  my,  of  ick 
niet  had  de  formulier  van  den  eedt,  die  de  stenden  doen.  Ick  vraegde 
hoe  't  nu  stondt  met  d'  alliantie  met  Brandeburgh,  hij  seyde  of  gaf  te  ken- 
nen, dat  Holland  met  fundament  vreesde,  dat  de  Keurvorst  het  met  Swee- 
den eens  was,  item  dat  Wijman  al  te  veel  kromme  sprongen  daerin  bracht, 
al  te  veel  chicaneerde. 

Die  van  Weesel  hebben  aen  H.  H.  M,  geschreven  klachlich  van  dat  11.  Juni, 
de  Churvorstelycke  regiering  deur  inlegering  van  militie  het  landt  beswaert 
teegen  haer  consent  ende  Privilegien,  versouckeu  volgens  tractaet  van  Xan- 
ten maintenue  teegen  dergelijck.  Ick  sprack  aen  den  Heer  Praesideut,  of 
niet  in  d'  alliancie  met  Brandenburgh  soude  können  yet  influcren  tot  con- 
servatie  van  de  Privilegien  der  stenden  etc.;  hij  seyde,  dat  deselve  alliance 
noch  uijdt  te  soucken  was.  De  Raetpensionaris')  had  oock  geseyt:  alsoo 
men  voor  deesen  in  het  tractaet  van  Xanten  had  meede  mentie  gemaeckt 
rakende  de  stenden,  dat  men  nu  oock  behoorde  ijets  in  het  tractaet  te  men- 
*■  neren  van  de  stenden  ende  derselver  Privilegien. 

Van  d'  alliance  nitt  Brandenburgh  is  niet  gepassoert  of  daervan  is  niet  12.  Juni. 
L'f  ropt,  ende  soo  men  meent,  alles  deur  directie  van  Hollant.  Immcrs  een 
van  de  Staaten  general  seijde  my,  dat  sy  teegen  geseijt  had,  die  van  Hol- 
land hebben  aen  het  tractaet  van  Brandenborgh  een  schop  ondert  gat  ge- 
gcven.  Ick  vernta  oock,  dat  die  van  Hollant  in  Imcr  contrereniarcjucs  hebben 
het-  gehecl  artykel,  sprckende  van  arbitruge  ende  superarbitrage  geheel  uijt 
het  coDCCpt  gcnomcn,  vrecHeude,  dat  Brandenborgh  uijt  kracht  van  sulcx 
terstont  Houdc  beginnen  to  spreken  van  cvacuatie  der  steeden,  waornao 
deacn  staet,  prlnfipalijck  Hollant,  geheel  niet  will   luiJHtreu.     Immcrs  soo- 

*;  ürk.  u.  AcK'hhi     i  \    p.  132. 
«)  Job.  de  Witt. 
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veel  isser  van,  dat  een  der  Staaten  general  my  heeft  geseijt,  niet  anders  te 
mercken,  of  die  van  Hollant  schieten  het  tractaet  op,  niet  afslaende  of  met 
quaet  fa9oeD,  maer  onder  specie  van  trainissement  ende  negligendo,  want 
die  van  Hollant  scheijden  ende  ipsis  absentibus  sali  niet  werden  gedaen, 
ende  de  tijdt  is  rijp,  traineeren  is  breecken.  Men  had  gemeent  de  Baron 
Sparr")  soude  yets  reaels  hebben  voortgebracht  ende  daernae  hebben  die 
van  Holland  wat  geluijstert.  Ick  weet  oock  een  provintie,  al  wat  soo  dat 
Hollant  sich  hadde  gereet  verclaert,  die  de  sake  noch  soude  hebben  opge- 
houden.  De  brief  van  Weesel  heeft  meede  geen  goedt  gedaen  tot  alliance. 
De  Churbrandeborgsche  hebben  niet  wel  genomen,  dat  die  van  Weesel,  als 
sy  all  eenige  klacht  hadden,  sulcx  eiders  als  aen  haer  lantsheer  hebben 
aengebracht,  maer  het  geheel  lant  van  Cleef  soude  wel  dergelyck  doen,  In- 
dien men  haer  niet  onder  dwang  hielt. 

21. Juni.  Yoort  is  Weyman  gans  ongeduldich  over  de  clausule  int  18  artykel 

van  d'  admissie  van  den  protector,  hebbende  geseijt,  dat  S.  Ch.  D.  den 
protector  soo  afgryselijck  hiel,  dat  hy  niet  dorf  aen  S.  Ch.  D.  daervan  schrij- 
ven;  is  bekommert  hoe  hij  die  passagie  sali  daer  uyt  krijgen.  —  In  summa, 
men  merckt  nu,  dat  Brandeboüg  braut  van  begeerte,  om  d'  alliance  te  vsluij- 
ten,  ende  alle  Provincien  souden  well  willen  quibuscunque  couditionibus, 
maar  Holland  ende  dergelijcke  maken  alle  de  gemelte  difficulteijten. 
7.Juli.  De  Heer  Hendrick  van  der  Capelle  toe  Ryssel  is  een  lidt  van  de 

Cleefsche  stenden  of  sich  aldaer  meede  laet  beschrijven  op  den  lantdach, 
soo  hebben  die  van  Hollant  gewilt,  hy  soude  sich  hier  van  de  vergadering 
absenteeren,  ten  minste  sich  seif  excuseeren  van  de  commissie  over  de  han- 
deling  ofte  conferentie  rakende  d'  alliance  te  maken  met  Chur-Brandenburg. 
Capelle  bekende  well  van  weegen  syn  goedt  in  't  lant  van  Cleef  geleegen 
te  werden  beschreven  onder  de  Cleefsche  stenden,  maer  geen  eedt  gedaen 
te  hebben  aen  den  Churvorst.  Die  van  Hollant  seijden,  hy  mocht  aldaer 
op  den  landtdach  niet  compareren,  of  hy  moest  besweeren  deese  Erfver- 
enigong;  hy  ontkende  sulcx  oock  eenigsins,  immers  oock  dattet  geen  eedt 
was  etc.  Ende  alsoo  de  meeste  leeden  hem  daarom  niet  en  wilden  ren- 
voyeren  uit  de  vergadering,  soo  hebben  die  van  Hollant  verklaart,  dat  se  met 
hem  niet  konden  noch  wilden  besoigneren,  ende  alsoo  schijnt,  dat  tractaet 
of  handeling  te  suUen  wat  worden  geaccrocheert.  — 

12.  Juli.  Saterdach  den  10.  was  conferentie  deur  den  Heer  Beverning,   Sta- 

venisse,  Hoolck,  Viersen  met  den  Heer  Weijman,  wordende  gelee- 
sen  t'  instrument  bij  Wijman  jongst  den  5.  July  ingegeven  teegen  dat  van 
H.  H.  M.  of  van  de  Heeren  van  Hollant  van  den  18.  Juny,  ende  op  de 
discrepantie  heeft  Weyman  weder  gediscoureert,  sich  mede  stotende  aen 
de  clausule  van  insertie  des  tractaets  van  Xanten  ende  acte  van  garantie 
achter  het  13.  articul,  insonderheyt  seijde  aenstotelijck  te  sien  op  die  pläets 
om  de  voorgaende  materie.  Daerop  wiert  hem  geseijt:  men  mochtet  setten 
achter  het  twintigste  artijkel,  alwaer  gesprooken  wort  van  salf  andere  trac- 
taten  met  andere  princen  gemaekt  etc.  Daer  wilde  hy  ook  niet  aen,  maer 
alleen  dattet  onder  de  generale  clausule  van:    Salf  ende  onverkort  andere 


^)  Schwedischer  Gesandter. 
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oude  tractaten,  sonder  de  garantie  te  miskennen.  —  Ick  weet  van  goeder- 
hant,  dat  Capelle  seer  is  versteurt  van  dat  Hollant  hem  heeft  gemoveert 
de  controversie,  om  niet  te  sijn  over  het  tractaet  van  Brandenburgh,  ende 
hij  was  geresolveert  niet  te  wijken,  maer  alsoo  hy  nochtans  heeft  gecedeert 
ende  is  uyt  die  commissie  gegaen,  dat  is  een  teijken,  dat  Weijman  hem 
heeft  gebeeden,  dat  hij  ter  liefde  van  den  Keurvorst  .woude  wijken,  vree- 
•sende  dat  anders  die  van  Hollant  het  werck  daeraen  souden  hebben  geac- 
crocheert;  een  gewis  teijken,  dat  Keur-Brandenborgh  sich  dapper  laet  ge- 
leegen  sijn  aen  dit  werck  ende  dat  d'  alliancie  mach  voortgaen. 

Van  weegen  de  Cleefsche  lantsteuden  is  ingegeven  een  scherp  memo-  23.  Juli, 
rie*),  twelck  ten  minsten  daertoe  sal  dienen  om  te  kennen  te 
geven,  hoe  qualyck  sij  met  de  Keurvorstelycke  regiering  te 
vreden  sijn,  ende  om  die  van  Hollant  (die  in  der  daet  geen  groote 
geneegenheit  tot  Brandenborgh  hadden)  des  te  meer  af  te 
trecken  ende  van  de  alliantie  te  alieneren;  want  die  syn  eigen 
ßtenden  (aen  dewelcke  hy  deur  eedt  verbunden  was)  geen  woort  hiel  of 
qualijck  tracteerde,  hoe  kan  men  hoopeu,  dat  hij  die  van  Hollant  soude 
well  tracteeren  of  haar  woort  houdeu,  waerdoor  de  misgunstige  wilden  doen 
geloven,  dat  Keur  Brandenborgh  d'  alliantie  niet  socht  als  om  te  brouillee- 
ren,  om  aen  Hollaut  allenthalven  vijanden  te  verwecken,  om  gelt  van  Hol- 
lant te  trecken,  om  de  milifcie  van  deesen  staet  te  dcbaucheeren  ende  aen 
sich  te  locken,  twelck  Prins  Willem  voortaen  (sullende  onfeilbaerlijck  wer- 
den gekooren,  veltmaerschalk  in  plaets  van  B rederode  die  niet  lang  can 
leeven)  seer  bequamelijck  sal  können  secondeeren  ende  daerin  met  Keur- 
Brandenborgh  couveniereu;  dat  indien  Hollant  wilde  letteu  op  haer 
bsistentie,  sy  behoorde  vrientschap  te  maaken  met  liedeu, 
uie  van  recht  contrarie  maxime  waren  als  Brandenburgh,  als 
wel  wetcnde,  dat  Brandenburgh  was  het  hooft  van  degene  die 
sochten  den  jongen  prins  weder  boven  haar  hooft  te  setten, 
dat  Hollant  behoorde  met  Sweden,  Engelant,  Spaign  boven 
all  goede  corrcspondentie  te  houden,  want  die  waren  minst 
geinteresseert  voor  den  Prins,  ende  die  pretenderen  geen  ge- 
sach  oft  Chargen  alliier,    muiir  de  Keurvorst  ende  sün  iicnli.uig 


')  Aitzoma  klagt  wiudfruin  iu  diesem  Memorial  vom  23.  Juli  über  diu  /wangs- 
i8e  Erhebung  unbewilligter  Stouern,  welche  notorischer  Bruch  der  stäiidischeü 
Privilegien  sei.  Die  kurf.  Regierung  beklage  sich  über  die  Annahme  der  stündi- 
«'•hen  Klagen  seitens  der  Stauten,  „gelijck  of  noijt  to  voor  van  reversulen,  trac- 
*o,  specialyck  het  Xantesche  verdruch  endo  daer  gepasseerdo  guarantio  gehört 
w.'ih:  Ende  gelyck  als  oft  U.  U.  M.  uoyt  te  voor  alle  niilitaire  inleegering  endo 
execntie  aen  de  ostsydo  Uhyns  endo  onder  U.  II.  M.  canon  hadden  geweert,  ja 
raet  een  woort,  als  oft  rechten  Privilegien,  vryheo<leu,  reversulen,  bclofton  trac- 
taten garantien  endo  eedcn  uiot  wacron  als  droomeu  —  U.  II.  M.  worden  alnoch 
met  d'  aller  gedienstlichste  iostantie  geboodon,  om  derselven  loffelycke  voor 
doeioD  so  dickwils  gepraoiteordo  garantie,  endo  by  provisie  om  ocne  bowegiyck 
Bchryviogh  aen  8.  Kourv.  l).'*,  dorn  allo  diese  Dingo,  wie  es  schien,  verborgen 
gehalten  würden,  urn  ihn  zur  Anfrochthallung  der  ständischen  Privilegien  aufzu- 
fordern.    (Niederl.  Iteichsurchiv.) 
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waren  nacht  ende  dag  trachtende  om  alles  weeder  te  submit- 
teren  onder  den  Prinee. 

30. Juli.  Als  voorgisteren  eenige   aen   den  Heer  Beverning  wilden  contraver- 

teeren  sijn  qualicheijt  of  bequaemheyt  om  het  tractaet  met  Brandenburg  te 
teijkenen,  om  dat  hy  noch  geen  rapport  gedaen  hadde  rakende  de  seclu- 
sie^),  soo  quam  de  Raetpensionaris  in  enige  colere,  knipte  op  de  nagel, 
seggende,  dat  Hollant  haar  niet  alsoo  soude  laten  verblüffen,  ende  dat  Hol- 
lant  liever  ende  eerder  het  tractaet  soude  ongedaen  laten,  als  Beverning 
laten  onbequaem  off  ongequalificeert  worden.  Beverning  satt  geduyrende 
die  gantsche  dispuijte  stil  sonder  een  woort  te  spreeken;  in  der  daet  Hol- 
lant heeft  hem  belooft  by  solemneele  acte  te  guarandeeren  ende  vry  te  hou- 
den,  nopende  alles  wat  van  de  seclusie  soude  mögen  komen.  Ende  ick 
houde  my  wel  verseeckert,  't  is  my  oock  noch  gister  geseijt,  dat  de  Raet- 
pensionaris met  alle  andre  goede  Hollanders  ongeern  het  gemeide  tractaet 
sien  voortgaen,  maer  't  is  alleen  Amsterdams  werck,  Amsterdam 
wil  ende  moet  't  geweit  van  de  commercie  voor  haer  alleen  be- 
holden, vreesende  soo  Sweeden  meester  wat  van  Pruijsschen, 
dat  men  aen  andere  de  commercie  vrij  stellen  ende  Hollant 
beswaren  sali. 

6.  Aug.  ic]£  had  aen  een  voorneem  myn  correspondent  int  laut  van  Cleef  ge- 

schreven,  dat  die  van  Brandenburg  soo  snorcken  van  haer  macht,  daerop 
hij  antwoort,  esse  famam  sine  viribus,  ende  dat  des  Keurvorsts  militie  bij 
honderden  wech  loopt,  synde  een  generael  miscontentement  der  stenden, 
ende  alsoo  oock  de  Staaten  den  stenden  verlaten,  soo  geloov  ick,  sij  souden 
alsoo  goedt  swedisch  als  brandenborgisch  sijn.  Een  lidt  van  de  Staaten 
general  seyde  my:  onse  militie  is  soo  qualyck  in  ordre,  dat  se  niets  weert 
is,  insonderheyt  de  cavaillerye,  de  capitains  hebben  alle  oude  Soldaten  ge- 
casseert  om  aen  de  nieuwe  kleene  gagie  te  geven,  ya  aen  veel  wert  niet 
meer  als  8  of  20  stuijvers  weecks  gegeven.  Ende  soo  Brederode  sterft,  soo 
sal  der  een  vehemente  dispute  vallen,  in  summa  dien  van  de  Staaten  seijde, 
Indien  maer  de  Koninck  van  Sweden  met  5  ä  6  duysent  man,  meest  ruij- 
terije,  op  onse  frontrieren  quam,  wij  souden  in  de  meeste  confusie  sijn  van 
de  weerelt.  Immers  de  Staaten  van  Holland  toonen  groote  dwaesheit,  want 
alle  princelieden  sullen  geen  sien,  dat  Sweeden  soo  een  alarm  quam  geven, 
als  waerdeur  de  gemeente  terstont  souden  roepen  om  den  Prins  ende  Hol- 
land soude  noch  den  Prins  noch  den  129^)  willen,  ende  de  Cleeffsche  sten- 
den in  den  hoogsten  graed  verbittert  op  den  Keurvorst  souden  blydt  syn, 
dat  de  Keurvorst  wat  wiert  gecastijdt. 

8.  Aug.  Immers  ick  can  mij  oock  niet  inbeeiden,   of  Hollant,  quicquid  agitent, 

sullen  profundissimam  pacem  soucken,  want  sy  nu  wederom  deur  reduetien 


*)  Beverning  hatte  1654  die  Verhandlungen  mit  Crom  well  über  die  so- 
genannte „Act  van  seclusie"  (Ausschluss  der  Oranier  von  der  Regierung  in  den 
Niederlanden)  geführt,  und  niemals  einen  vollständigen  öffentlichen  und  officiellen 
Rapport  an  die  Generalstaaten  darüber  abgestattet.     Vgl.  Aitzema  III  p.l097. 

2)  Für  diese  Chiffer  war  kein  Schlüssel  zu  finden,  vielleicht  nur  verschrieben 
für  109  =  Kurfürst  von  Brandenburg. 
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of  Verminderinge  van  de  traetamenten  van  de  militaire  hoge  officieren  alle 
hoge  officieren  in  den  hoogsten  gradt  desobligeeren.  Edoch  wil  ende  kan 
de  Keurvorst  van  Brandenburgh  yet  doen,  meu  sal  hem  het  subsidie  well 
betalen,  maer  dat  Brandeburg  meent  hierdeur  HoUant  in  oorlog  t'  engage- 
ren  te  lande,  dat  is  abus,  Hollant  sali  het  sich  wel  wachten.  Ende  alsoo 
Weyman  nochtans  is  gegaen  na  Berlyn,  ende  alsoo  de  besoigne  aflfsnydt 
in  gevolgen  van  de  9  en  10  artikelen,  soo  geblyckt,  dat  Brandenburg  meent 
de  Staaten  sullen  de  kat  de  bell  aenbinden  sonder  hem,  ende  de  Staaten 
meenen,  dattet  Brandenburg  sali  doen". 


Der  Statthalter  an  Weimann.     Dat.  Cleve  6.  Aug.   1655. 

(Weimann's  Journal.) 

[Freude   über  den   Abschluss   der   staatischen  Alliance.     Fürsprache   in  Berlin. 
Eröffnung  des  Landtages.     Der  Unterhalt  dreier  Regimenter  ist  gefordert.     Wir- 
kung der  Alliance  auf  die  Stände.] 

Er  ist  erfreut  über  den  Abschluss  der  Alliance  mit  den  Staaten;  bittet,  6.  Aug. 
in  Berlin  sein  langes  Verweilen  im  Haag  zu  entschuldigen. 

„Die  clevischen  Stände  sind  alhier,  die  märkischen  noch  nicht. 
Die  Proposition  ist  gestern  geschehen,  nämlich  dass  Cleve  und  Mark 
zwei  Regimenter  zu  Fuss  und  eins  zu  Pferd  noch  etliche  Monate  un- 
terhalten sollen.  Was  wir  zu  gewarten  haben,  kann  mein  Herr  ur- 
theilen.  Bei  Etlichen  von  den  Ständen  ist  eine  grosse  Verschlagen- 
heit verspürt  worden,  als  selbe  vernommen,  dass  die  Alliance  ihre 
Richtigkeit  bekommen.  Des  Herren  Schreiben  habe  der  Regierung 
communiciret,  damit  die  anwesenden  Stände  hiedurch  die  Sicherheit 
und  Scbluss  der  Alliance  versichert  würden  und  in  unserer  negotiatie 
dient".  —  '  ____^_ 

hie  cleve-märkischen  Stände  an  ihre  Deputirten  in  Berlin. 

Dat.  Cleve  17.  Aug.   1G55.     S. 

Den  Bericht  über  ihre  bisherigen  Verhandhuigcn  haljcn  sie  von  den  17.  Aug. 
zur  laufenden  Correspondenz  mit  ihnen  verpÜichteteu  •Stüudcmitgliedcrn  er- 
halten. ffWir  verspüren  aus  allen  Umständcu,  dass  wir  uuscrcs  unterthiinig- 
sten  Zwecks  verfelilen,  und  alle  unsere  bincerationes  et  reales  oblationes 
vergeblich  sind  und  wir  je  langer  je  härter  graviret  und  hinterdrücket  wor- 
den*^. Zwar  haben  sie  aus  des  Kurfürsten  licsolution  vom  24.  Mai,  dessen 
Gnaden-  und  Affcctionszusicherung  mit  Dank  ersehen,  aber  die  beharrliche 
Weigerung,  VVilich  zu  entlasHcn  oder  wenigstens  in  Cleve  über  ihn  durch 
competente  Richter  das  Urtheil  füllen  zu  lassen,  sowie  die  Nichterlcdigung 
aller  Gravamcn,  ja  deren  tägliche  ^Vergrösscrung  und  Cumulirung'*  sind 
keine  Beweise  kurfürstlicher  Gnade  und  AflTection.  Die  Deputirten  sollen 
nochmals  die  Frrilnssnnj?  Wi lieh's  oder  dessen  ^Heniission  ud  forum  et 
locuni    competcuh'',    ^owic   die    ZiisiLliLriing   der  ötr.iriosli/ki  if   Kombcrg's 
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und  MolTs  und  die  sofortige  Erledigung  aller  Gravamen  fordern,  wenn 
aber  die  Forderung  nicht  bewilligt  wird,  um  ihre  schleunige  Demission  bit- 
ten, und  darum  anhalten,  „dass  sie  vor  ihrer  Abreise  den  Frh.  v.  Wilich 
in  Person  sehen,  sprechen,  nach  desselben  Zustand  und  Gesundheit,  auch 
nach  denen  gegen  ihn  anmaasslich  befangenen  Processen  sich  erkundigen 
und  uns  davon  referiren  mögen''. 


Die  cleve  -  märkischen  Stände  an  den  Kaiser.     Dat.  Cleve 
18.  Aug.  1655.    S. 

[Klagen  über  die  Werbungen,  Contributionenüberbürdung  und  fernere  Forderungen 
seitens  des  Kurfürsten.  Bitte,  durch  kais.  Autorität  es  dahin  zu  bringen,  dass 
sie  mit  allen  solchen  Leistungen  ferner  verschont  werden  und  für  das  Geleistete 

Satisfaction  erhalten.] 

18.  Aug.  Der  Kurfürst  hat  ihnen  im  December  1654  augezeigt,  dass  er  kraft  des 

regensburger  Reichsabschieds  zum  Schutze  von  Cleve-Mark  Truppen  wer- 
ben lassen  müsse,  auch  zu  grösserer  Sicherheit  mit  dem  Kurfürsten  von 
Cöln  und  den  Herzögen  von  Braunschweig  „in  nähere  Correspondenz"  ge- 
treten sei.  Obwohl  sie  nun  stets  erbötig  gewesen  sind,  die  Reichs-  und 
Kreislasten  zu  tragen,  so  verweise  doch  jener  Reichsabschied  bezüglich  des 
Defensionswerks  auf  die  alten  Executionsordnungen,  nach  welchen  in  Noth- 
fällen  Hilfeleistung  und  Verfassung  der  Kreise  ins  Werk  zu  stellen  ist.  „Diese 
requisita  der  Reichsordnung  sind  von  Seiten  der  Regierung  nicht  attendirt", 
sondern  es  ist  denselben  und  dem  vom  Kaiser  bestätigten  und  von  den 
Räthen  beschworenen  Landtagsabschied  von  1649  zuwider,  das  Land  durch 
Truppenwerbungen  und  Einführungen  derart  ruinirt,  dass  über  300,000  Thlr. 
an  Geld  und  Geldwerth  beigetrieben  sind,  eine  Summe,  die  etwa  422  Römer- 
monate ausmacht;  und  trotzdem  verlangt  der  Kurfürst  jetzt  noch  ferneren 
Unterhalt  der  Truppen  durch  eine  ^;^onatliche  Contribution  von  15,000  Thlr. 
Sie  müssen  in  diesen  „ihren  höchsten  Nöthen"  dem  Kaiser  eröffnen,  dass, 
seitdem  sie  ihre  Deputirten  an  ihn  gesandt  haben,  „sie  viel  mehr  als  vorhin 
beschweret  worden  sind".  Wenn  das  Land  in  der  bisherigen  Weise  mit 
Contributionen  überbürdet  wird,  so  wird  es  bald  zu  Leistungen  von  Reichs- 
und Kreissteuern  unfähig  sein. 

„Also  werden  wir  genöthigt,  E.  Kais.  Maj.  allemnterthänigst  und 
gehorsamst  zu  bitten,  Sie  geruhen  Dero  kaiserliche  Macht  und  Auto- 
rität allergnädigst  zu  interponiren  und  es  dahin  zu  richten,  dass  S. 
Ch.  D.  unsere  Bitte  gnädigst  hören,  wir  mit  ferneren  Anmuthungen 
und  von  Dero  Statthalter  und  Räthen  geforderten  monatlichen  Steuern 
und  sonsten  von  allen  nicht  schuldigen  Lasten  allerdings  befreiet,  ver- 
schont und  von  dem,  was  ge^en  die  Reichssatzung  Privilegien  dieser 
Länder  und  den  gnädigst  bestätigten  Landtagsabschied  den  Unterthanen 
hieselbst  indebite  abgefordert  worden,  eine  gnädigste  und  unterthänigst 
gefällige  Satisfaction  widerfahren  und  wir  bei  E.  Kais.  Maj.  derowegen 
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mit  unseren  allerunterthänigsten  Klagen  ferner  vorzukommen  nicht  ge- 
zwungen, sondern  geübriget  sein  mögen"  ^). 


Die  cleve  -  märkischen  Stände  an  die  Generalstaaten. 
Dat.  Cleve  19.  Aug.  1655.     R. 

[Die  Anklage  gegen  Wesel  und  deren  Widerlegung.  Der  Reichsschluss  verpflichtet 
sie  nicht  zu  derartigen  exorbitanten  Contributionen.  Neue  Einquartierung  und 
Zumuthung.  Die  Stipulation  der  staatischen  ohne  ihren  Consens  abgeschlossenen 
Allianz  bezüglich  des  Truppenunterhalts  ist  dem  Landtagsabschied  und  der  staa- 
tischen Garantie  ihrer  Privilegien  zuwider.  Bitte,  sie  nicht  durch  die  Allianz 
zu  graviren,  ihre  Privilegien  aufrecht  zu  halten,  auch  zu  befördern,  dass  das 
Land  nach  denselben  regiert,  mit  unbewilligten  Werbungen,  Einquartierungen, 
Steuern  und  Executionen  ferner  nicht  beschwert  werde  und  den  Ständen  Satis- 

faction  widerfahre.] 

Aus  den  Memorialen  des  brandenburgischen  Residenten  Copes  an  die  19.  Aug. 
Generalstaaten  haben  sie  dessen  Anklage  gegen  die  Stadt  Wesel,  als  ob 
sie  sich  den  dem  Reich  und  dem  Kurfürsten  nach  den  Reichsconstitutionen 
und  Resolutionen  schuldigen  Steuern  allein  unter  allen  clevischen  Ständen 
entziehen  wollte,  mit  Bestürzung  ersehen.  Der  Resident  Leo  d'Aitzema 
hat  bereits  den  Staaten  das  Fälschliche  dieser  Anklagen  nachgewiesen;  sie 
wollen  noch  hinzufügen,  dass  der  betrefl'ende  Reichsschluss  sie  keineswegs 
zu  einer  so  kostbaren,  zum  Ruin  der  Lande  gereichenden  Triippenwerbung 
und  Unterhalt  verpflichte.  Obwohl  sie  dem  Kurfürsten  zur  Abwendung 
dieser  demReichsschlusse  wie  dem  vom  Kaiser  bestätigten  Landtagsabschiede 
i wider  laufenden  Werbung  50,000  Thlr.  angeboten  haben,  so  sind  doch 
grosse  Truppenmassen  in  Cleve-Mark  geworben  und  einquartiert,  und  da- 
neben noch  innerhalb  ü — 7  Monaten  über  300,000  Thlr.  in  Cleve-Mark  „aus- 
geschlagen und  den  Unterthanen  abgenöthigt  und  das  Land  bis  auf  Mark 
und  Bein  aasgeöset  worden".  Damit  aber  nicht  genug,  sind  ihnen  jetzt 
wiederum  zum  Unterhalt  dreier  Regimenter  vom  1.  Juli  ab  14 — 15,000  Thlr. 
monatlich  abgefordert,  und  gleichzeitig  ohne  ihren  Consens  5  Compagnieu 
von  Neuem  in  Cleve  und  Mark  einquartiert  worden.  Ucbcrdies  haben  sie 
rnoramen,  dass  der  Kurfürst  mit  den  Staaten  eine  Allianz  abgeschlossen 
hut,  ^worin  über  den  Unterhalt  einiger  Kriegsvölker  disponirt  sei**.  Nach 
dem  Landtagsubschiede  von  lü41i  hat  der  Kurfürst  ihnen  zugesichert,  dass 
in  wichtigen  zum  Abbruch  oder  Schmälerung  ihrer  Privilegien  gercicbeu- 
uen  Saclien  ohne  ihre  Zuziehung  und  Bewilligung  nicht  verfahren,  noch  etwas 
voriK'hiuen  lassen  wolle. 

Nun  aber  diese  Alliancc  und  der  darin  reciproco  versproehone 

ilcrhalt  der  Völker  in  diesen  beiden  LandschaftiMi  eine  vortrefllicbc 

.ichtige  Sache  int,  und  ho  ferne  obgenielte  Völker  in  diesen  beiden 

I-and»chaftcn  gegen  unser  Wissen  und  Willen  eiugefllbret  oder  daselbst 

worben  werden  sollten,  selbiges  unseren  mit  kaiserlicher  und  cbur- 

Dio  Klag«8chrift  ward  vom  Kaiaor  dorn  Kurfürsten  mit  der  AufTordcrung 

liorcn  Ik'richtomtattuug  über  dio  Bohc'  ""' '•'^*  '    ■'"V" "v-l« 

>  r.  lur  Geicb.  d.  Ur.  Murfuniiaa.  V. 
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fürstlicher  Hand  und  Siegel  bestätigten  privilegiis  (wobei  E.  Hochmo- 
genden  uns  auch  in  Kraft  des  xantischen  Vertrags  de  anno  1614  zu 
garantiren  versprochen)  und  also  gegen  E.  Hochm.  favorabele  Reso- 
lutionen abbrüchlich  und  streitig  sein  würde,  darum  werden  E.  Hochm. 
dienstnachbarlich  ersucht,  Sie  geruhen  es  dahin  zu  dirigiren,  dass  wir 
durch  diese  mit  S.  Ch.  D.  geschlossene  Alliance  in  unseren  Privilegien 
nicht  gravirt,  sondern  sich  gefallen  lassen  und  befördern,  dass  wir  bei 
den  so  theuer  mit  Gut  und  Blut  erworbenen  privilegiis  mögen  main- 
tenirt,  auch  S.  Ch.  D.  oder  Deroselben  Statthalter  und  Regierung  dahin 
bewogen  werden,  damit  diese  beiden  Landschaften  nach  ihren  Privi- 
legien und  Verordnung  des  confirmirten  Landtagsabschieds  regiert, 
tractirt,  ohne  unseren  Consens  mit  keinen  Auflagen,  Werbung  und 
Einführung  der  Kriegsvölker  beschweret,  weniger  mit  vorgenommenen 
Militärexecutionen,  wie  jüngsthin  leider  geschehen,  betrübt,  noch  diese 
beiden  Landschaften  in  einen  Totalruin  gebracht,  sondern  uns  vielmehr 
wegen  obgemelten  bis  dato  gegen  die  requisita  gefassten  Reichsschluss 
und  Landtagsabschied  abgenöthigte  Steuern  und  Verpflegung  eine  billig- 
massige  unterthänigst  gefällige  Satisfaction  widerfahren  möge,  worüber 
wir  eine  favorabele  Resolution  in  diesen  unseren  und  sämmtlicher 
Unterthanen  höchsten  Nöthen  erwarten"  ^). 


Statthalter  und  Regierung  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Oleve 
23.  Aug.  1655.     M. 

[Die  Landtagsproposition.  Die  Einquartierung  der  eller'schen  Compagnien.  Die 
Stände  weisen  die  Erhebung  von  14—15,000  Thlr.  monatlich  zum  Unterhalt  dreier 
Kegimenter  ab;  berufen  sich  auf  den  Landtagsabschied,  und  dass  keine  General-, 
Reichs-  oder  Kreisrüstung  angeordnet;  halten  sich  zur  Vertheidigung  Preussens 
nicht,  der  ßeichslande  zuerst  nur  den  nächsten  Kreis  verpflichtet,  das  Land 
durch  die  bisherigen  Leistungen  zu  jeder  ferneren  Steuer  unfähig.  Alle  Vor- 
stellungen, Mittheilungen  und  Drohungen  der  Regierung  sind  vergeblich  geblieben.] 

23.  Aug.  Die  cleve-märkischen  Stände  sind  ziemlich  zahlreich  auf  dem  Landtage 

erschienen  2).     Am  6.  August  ist  ihnen  in  der  Proposition  vorgestellt;  dass 


^)  Das  Schreiben  ward  in  holländischer  Uebersetzung  von  Aitzema  nebst 
einigen  Beilagen  als  Beweisstücke  im  Haag  publicirt.  (Nach  dem  Verzeichnisse 
der  1684  extradirten  Acten.) 

^)  Es  erschienen  von  den  clevischen  Ritterbürtigen:  Biland  Herr  zu  Reidt 
und  Speldorp  als  Director,  Loe  zu  Wissen,  Diepenbruch  zu  Empel,  Wach- 
tendonk  zu  Germenseel,  Wilich  zu  Diersfurt  und  Wilich  zu  Kervendonk, 
Morrien,  Dornick  zu  Wohnung  und  Dornick  zu  Lackhausen,  Tengnagel, 
Boineburg,  Drost  Quad,  Drost  Hoven,  Drost  Nievenheim,  Spaen  zu 
Kreuzwick,  der  Jägermeister  Hertefeld  und  Rynsch;  von  den  märkischen: 
Reck  zu  Witten,  Neuhof  Drost  zu  Altena,  Bodelschwing  zu  Bodelschwing, 
Düngein,  Ascheberg  zu  Recke  und  Ascheberg  zu  Heiden,  Elberfeld  zu 
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die  Kriegsrüstung  nur  zur  Beibehaltung  der  Lande  und  Unterthanen,  nicht 
aber  zu  „einiges  Menschen  Beleidigung"  geschehe,  und  nur  die  allseitigen 
Rüstungen  innerhalb  und  ausserhalb  des  Reichs  zu  Vertheidigungsmaass- 
regeln  nöthigten;  hierzu  müssten  Cleve  und  Mark  das  Ihrige  beitragen,  und 
zum  Unterhalt  von  1  Regiment  z.  Pf.  und  2  z.  F.  14—15,000  Thlr.  monat- 
li'-'h,  vom  1.  Juli  ab,  aufbringen,  über  deren  Erhebung  mit  den  Ständen 
rhandelt  werden  sollte.  —  Die  neue  Einquartierung  des  Obersten  v.  Ell  er 
mit  5  Compagnien  seines  Regiments  in  Cleve  und  Mark  hat  „böses  Blut" 
bei  den  Ständen  gemacht.  Vergeblich  ist  ihnen  vorgestellt,  dass  der  letzte 
Reichstagsabschied  den  Kurfürsten  zum  „Defensionswerk",  die  Stände  aber 
zum  Unterhalt  der  zur  Defension  nöthigen  Truppen  verpflichte,  der  dro- 
hende schwedisch-polnische  Krieg  den  Kurfürsten  zu  Yertheidigungsmaass- 
regeln  zwinge.  Sie  berufen  sich  in  ihrer  am  20.  abgegebenen  Resolution 
auf  den  von  den  Räthen  beschworenen  Landtagsabschied  von  1649,  durch 
den  dem  Lande  die  Befreiung  von  jeder  Werbung  und  Einquartierung  so- 
wohl, als  von  jedem  Truppenunterhalt  zugesagt  worden  sei,  und  behaupten 
dazu  nicht  verpflichtet  zu  sein,  da  weder  vom  Reich  noch  vom  Kreise  eine 
generale  Werbung  und  Repartition  der  Reichsmatrikel  angeordnet  worden 
sei;  daher  sie  gegen  die  verlangte  Contribution,  zu  deren  Aufbringung  übri- 
gens das  Land  nach  den  Leistungen  der  letzten  Monate  ganz  unfähig,  aufs 
tschiedenste  protestiren  müssten. 

„Um  alle  Weitläufigkeiten  abzuschneiden,  haben  wir  sie  nochmals 
zu  einer  zuträglichen  Resolution  ermahnt,  und  dass  sie  E.  Ch.  D.  bei 
diesem  gefährlichen  Zustand  und  in  dieser  Noth  in   etwas  unter  die 
Arme    greifen    und  zu  dem  Ende    wegen    des    armseligen  Zustandes 
des  Landes  auf  ein  extraordinär  Mittel  von   einer  Haupt-  und  Häu- 
scrschatzung  oder  von  Anschlag  der  Morgenzahl  oder  sonst  auf  ein 
ier   ander  extraordinär  Mittel  bedacht  sein  möchten.     Nachdem  sie 
111   über  unsere  Antwort    berathschlagt,    haben  sie  sich  dahin  ver- 
nehmen   lassen,    dass    sie    dieselbe    der  Erheblichkeit    nicht    fundeu, 
um  von  der  gestrigen  Erklärung  abzuweichen,   angesehen,   da  E.  Ch. 
1).  etwa  ausserhalb   des    heiligen  römischen  Reichs   angefochten  wür- 
den,   80    könnten    diese  Länder    in  Kraft    der  Reichsabschiedc    dage- 
"ptt  llülf  und  Beisteuer  zu  leisten  nicht  verbunden  sein;    sollten  aber 
Ch.  D.  innerhalb  des  Reichs  angegritl'cn  werden,  welches  von  bei- 
•  n  sie  doch  nicht  hoffen  wollten,  so  mUsste  der  nächste  Kreis  ange- 
ifcn  und  so  fortgefahren  und  der  angeregte  modus  dabei  in  acht  gc- 
'»nnnen  werdtn      Zudem  da  sie  schon  untcrthänigst  E.  Cb.D.  gehor- 

ii>:ibudo,   Froii.. ^   ...   iiuddcDborg,    VaorHt  und  Luer;    uus  den  clevischeD 

tadton:   Bgmstr.  Graef  von  Clovc,    thor  Schmitten   und  Dr.  Becker  von 

•    •1,    Dr.  Kadomachcr  vuu  Kmmtrich ,   Bgmatr.  Moinin  vun  Kec8,  Schöfiu 

<<    ttittor  von  Culcur,  Ilillosbcrg  von  Xuntcn;  uuä  duu  murki«chon  Slndtcu: 

'  tr.  Dicthard  von  Hamm,   Zahn  von  Uuua,    Hoen  von  Lünen  und  Syu- 

.     V.  Dum  m  von  HocHt. 
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samst  an  Hand  zu  gehen  willig,  so  wäre  doch  das  Land  durch  jüngst 
vom  Januario  her  geleistete  Beisteuern,  so  an  Geld  und  Geldeswerth 
über  die  300,000  Thlr.  laufen  sollten,  dermaassen  erschöpfet,  dass, 
dafern  anitzo  ein  neuer  Ausschlag  geschehen  sollte,  die  Unterthanen 
tiberall  zu  verlaufen  genothdrängt  werden  müssten,  allermaassen  die- 
selben theils  die  vorige  Schätzungen  noch  nicht  bezahlt,  theils  aufge- 
nommen, theils  hätten  sie  das  dieses  Jahr  gewachsene  Korn  aufm 
Felde,  ingleichen  ihre  Bestialien  und  Hausgeräthe  guten  Theils  schon 
dafür  verkaufen  müssen.  Ein  extraordinär  Mittel  könnte  alhier  nicht 
erdacht  werden,  weil  in  vorigen  Schätzungen  sowohl  die  Ritterbürtigen 
und  Bürger,  die  ihren  Pächtern,  wenn  sie  dieselben  auf  den  Höfen 
behalten  wollten,  Vorschuss  thun  müssten,  als  die  Hausleute  aufm 
platten  Lande  getroffen  wären,  und  konnte  auch  sonst  wegen  Mangel 
der  Traffiquen  nicht  practisiret  werden.  Dahero  bäten  sie  nochmalen, 
dass  E.  Ch.  D.  dieses  Alles  unterthänigst  vor  Augen  gestellt  werden 
möchte"  ^). 

Sie  haben  dagegen  eingewandt,  dass  der  „modus  der  Kreishilfe"  viel 
zu  langsam  und  der  Kurfürst  nicht  warten  könnte,  bis  er  den  Feind  im 
Lande  habe;  ihnen  auch  mitgetheilt,  dass  der  Kaiser  seine  complettirten 
Regimenter  bereits  an  die  schlesische  Grenze  geschickt  habe',  und  die  Ge- 
neralstaaten entschlossen  wären,  dem  Kurfürsten  auf  den  Nothfall  Hilfe  zu 
leisten;  ihnen  endlich  vorgestellt,  dass  „E.  Ch.  D.  in  diesem  itzgefährlichen 
Zustand  eben  wohl  die  Nothdurft  gnädigst  verfügen  und  darob  zu  halten 
Dero  Statthalter  und  Räthe  befehlen  würden,  dem  diese  als  verpflichtete 
Diener  einzufolgen  genöthigt  wären",  daher  alle  „entstehende  XJngelegen- 
heit"  die  zu  verantworten  haben  würden,  welche  so  stark  widerriethen,  dem 
Kurfürsten  in  seiner  Noth  unter  die  Arme  zu  greifen.  Trotzdem  sind  die 
Stände  bei  ihrer  ersten  Resolution  geblieben. 


Der  Kurfürst  an  den  Statthalter.     Dat.  Cöln  a.  d.  Spr. 
21/31.  Aug.  1655.     M. 

[Soll  die  Stände  zur  Contributionsbewilligung  bewegen,   widrigenfalls  Mittel  an- 
zuwenden sind,  wie  die  Noth  sie  gebietet.     Zusage  der  Gravamenerledigung.] 

31.  Aug.  „Inmittelst  wollen  E.  Lbd.  nebst  Unseren  Regierungsräthen ,   so 

*)  Am  25.  August  schreibt  Fürst  Johann  Moritz  an  Weimann,  der  den 
Alliauzvertrag  mit  den  Generalstaaten  persönlich  nach  Berlin  überbracht  hatte: 
„Bei  Abwesenheit  Schwerin's  bei  S.  Ch.  D.  itzo  niemand,  welchem  der  rechte 
Zustand  dieser  Lande  so  bekannt  ist  als  dem  Herrn,  deshalb  ist  an  ihn  adres- 
siret,  was  auf  diesem  Landtag  passiret,  damit  solches  S.  Ch.  D.  ohnfehlbar  möge 
nahe  gebracht  und  nicht  verdunkelt  werden.  Ich  sag  in  conscens  die  unterthänige 
Affection  der  Stände  gegen  L  Ch.  D.  ist  nicht  verloschen,  der  Herr  gedenke, 
dass  diese  beiden  Landschaften  in  8  Monaten  aufbracht  haben  300,000  Thlr.  an 
Geld,  ohne  was  an  Schaden  durch  die  Völker  erlitten  haben.  L  Ch.  D.  müssen 
dies  wissen". 
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viel  den  punctum  contributionis  betrifiPt,  Iliro  nochmals  mit  ausserstem 
Fleisse  zu  urgireu  angelegen  sein  lassen  und  den  Ständen  beweglich 
zusprechen,  damit  sie  Uns  vor  diesmal  und  zwar  in  dieser  Unserer 
höchsten  Angelegenheit  nicht  aus  Händen  gehen,  gestalt  Wir  Uns  dann 
zu  obgemelten  Unsern  getreuen  Ständen  der  allerunterthänigsten  wirkli- 
chen Bezeigung  und  unausgesetzten  treuen  Devotion  in  diesem  Stücke 
versehen  thun.  Im  Widrigen  wird  Uns  niemand  verdenken,  dass  Wir 
zu  solchen  Mitteln  greifen  müssen,  woran  Wir  zwar  ungern  kommen, 
die  Necessitat  aber,  quae  non  habet  legem,  selbst  an  die  Hand  geben 
wird.  Wir  wollen  aber  hoffen,  dass  es  Unsere  getreuen  Stände  dahin 
nicht  kommen  lassen  werden;  allermaassen  sich  dann  dieselben  da- 
gegen zu  versichern  haben,  dass  Wir  ihnen  in  ihren  gravaminibus 
solche  Satisfaction  geben  werden,  dass  sie  Unsere  churflirstliche  gnä- 
digste Afifection  daraus  im  Werke  zu  verspüren  haben  sollen.  E.  Lbd. 
werden  ihnen  dieses  also  mit  mehrer  Bewegniss  vorzustellen  wissen'*. 

L»  er  Statthalter  an  den  Kurfürsten').  Dat.Cleve  l.Sept.  1655.  B. 

[Der  Stände  Klage  beim  Kaiser  und   den  Staaten.     Absicht,  Niess  nach  Wien 
zu  senden;  Vorschlag,  ihn  festzunehmen.     Die  Deputirten  in  Berlin.] 

„Die  hiesigen  Stände  haben  über  E.  Ch.  D.  bei  dem  Kaiser,  auch  1.  Sept. 
den  Herren  Staaten  geklagt,  welche  Klagen  gedenk  zu  bekommen.  In 
diesem  Moment  werd  ich  berichtet,  der  Syndicus  Niess  solle  nach  dem 
kaiserlichen  Hof  reisen  und  das  binnen  10  Tagen.  Ob  E.  Ch.  D.  gut 
fänden,  dass  ich  ihn  mit  allen  Schriften  bei  dem  Schopf  nehmen  soll, 
80  mUsste  mir  eilends  Ordre  darzu  übersandt  werden.  Die  Deputirten 
zu  Berlin  sollen  grosse  Instanz  thun,  den  v.  Winnenthal  zu  spre- 
chen, dient  aber  nicht". 

Memorial  dessen,  was  bei  der  mit  den  cleve-märkischen  Stän- 
den vorhabenden  Handlung  S.  Ch.  D.  zum  Besten  zu  beob- 
achten').    Dat.  Cöln  a.  d.  Spr.  '-^^  1655.     ]]. 

[Die  Stiindo   sind   zu  bewegen   zur  Ueduction   ilirer  Dispositionsgülder  auf  4000 

oder  doch  8(XX)  Thlr.,   die    nur  auf  8,   hüclisteus  l(j  Jahro  durch   den  Landreut- 

-ter  zu  erheben  seien  (als  Aeusserates  der  achte  Theil  jeder  Steuer),  zum  Ver- 

/-.iv-ht  auf  die  Reccssvoreidigung  «ler  Beamten  oder  doch  der  Uuterboamton,   zur 

Zahlung  des  ganzen  Contingonts  von  Neustadt.     Wilich's  Kntlassung  unter  go- 

^üu    Bedingungen ,    insbeHonderu    Vorlust  aller   Privilegien    bei    nochnialigom 

ihnu'h.    Krhfbung  von  Contributionen  ohne  der  Stünde  ('onsens  nur  in  Itcichs- 

ind  Nothfällcn.    Matrikelreform.    Krhebungsgebühren] 

„hn  imdcn  Sich  zwar  S.  Ch.  I).  in  vielen  Stücken  vcrnachthcili^'t,  .  >•  pt. 

0  Eigenhändig. 

*)  Diesof  Memorial  wurdo  der  Prinzosiin  Amalio  von  OraoioD,  Sohwiegor- 
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damit  aber  die  Stände  auf  die  Gedanken  nicht  gerathen,  ob  suchte 
man  auch  in  den  billigen  Dingen  alles  über  einen  Haufen  zu  werfen ; 
so  wollen  sie's  für  diesmal  nur  auf  die  folgenden  richten:  Erstlich 
dass  die  im  Executionsrecess  beiden  Landschaften  Cleve  und  Mark, 
und  zwar  von  Jahr  zu  Jahren,  ja  gar  zu  allen  Zeiten,  nicht  zur  Aus- 
tilguug  ihrer  alten  Schulden,  sondern  zur  Abzahlung  ihrer  nöthigen 
jährlichen  Ausgaben,  als  an  Zehrung  auch  den  von  den  Landstän- 
den nöthig  befundenen  Schickungen  und  Zusammenkünften,  item  an 
Besoldung  deren  Bedienten,  und  sonsten  bewilligte  12,000  Thlr.  auf 
die  im  Recess  de  dato  1649  determinirten  4000  Thlr.  heruntergebracht 
und  damit  nicht  weiter  als  die  acht  Jahr  durchcontinuirt  werde;  es 
sei  denn,  dass  sie  künftig  ein  mehres  und  mehrere  Jahre  bei  S.  Ch.  D. 
möchten  erhalten.  Dann  auch,  dass  dieselben  allemal  auf  der  Regie- 
rung Anordnung  durch  den  Landrentmeister  ausgeschlagen,  der  Stände 
Receptoren  eingeliefert  und  von  denselben  vor  S.  Ch.  D.  und  der  Land- 
schaft Deputirten  verrechnet  werden.  Sollte  es  den  Ständen  somit 
zurück-  oder  diese  conditiones  einzugehen  zu  beschwerlich  vorkommen, 
lassen's  S.  Ch.  D.  endlich  geschehen,  dass  die  Summe  und  die  Jahre 
verdoppelt  werden.  Pro  extremo  könnte  ihnen  dieses  gewilligt  wer- 
den, dass  nach  Auszahlung  der  gewilligten  600,000  Thlr.  allemal,  wann 
vor  S.  Ch.  D.  was  gesteuert  wird,  der  achte  Theil  desselben  zu  der 
Stände  Nothdurft  ausgeschlagen  werde.  Würden  die  Stände  hingegen 
die  vorige  Praetension  auf  die  Wasserlicenten  reassumiren,  oder  aufs 
wenigste,  dass  zu  den  gewilligten  600,000  Thlr.  jährlich  9000  Thlr. 
aus  denselben  beigetragen  werden  müssen,  behaupten  wollen,  wäre 
ihnen  vorzustellen,  dass  Kraft  habenden  kaiserlichen  mit  der  Reichs- 
stände Consens  gegebenen  privilegii,  S.  Ch.  D.  auch  ohne  Dero  Land- 
stände Consens  die  Wasserlicenten  genugsam  hätten  behaupten  kön- 
nen, und  nur  mehreren  Glimpfs  halber  gelitten  und  zugelassen  haben, 
dass  in  dem  Recess  der  Stände  Ueberlastung  gedacht  worden. 

2)  Weil  die  Pflicht,  so  die  Räthe,  Beamten  und  Unterbedienten 
auf  die  Recesse  geleistet  und  abgeleget,  von  vielen,  auch  wohl  gar 
geringen  Leuten  bereits  so  weit  missbraucht  worden,  dass  sie  ihren 
Ungehorsam  und  Widersetzlichkeit  damit  zu  beschönigen  gesucht  und 
sich  der  Cognition,  wie  weit  S.  Ch.  D.  rescripta  mit  den  Recessen 
und  Privilegien  einstimmig  wären,  anmaassen  dürfen,  würde  dahin  zu 
sehen  sein,  dass  die  Stände  von  diesem  S.  Ch.  D.  fast  disreputirlichen 


mutter  des  Kurfürsten,  die  es  übernahm,  auf  ihrer  Rückreise  mit  den  Ständen 
zu  verhandeln,  eingehändigt;  gleichzeitig  wurde  der  Statthalter  angewiesen,  die 
Stände  gegen  Ende  September  zu  diesem  Zwecke  nach  Cleve  zu  berufen. 


Versuch,  sich  mit  den  Ständen  auseinander  zu  setzen.  823 

und  ein  offenbares  Misstrauen  nach  sich  ziehenden  Punkt  ganz  abste- 
hen, und  sich  dagegen  an  solchen  Reversalen  und  Versicherungen, 
als  S.  Ch.  D.  Dero  anderen  Landständen  auszugeben  pflegen,  vergnügen 
lassen,  auf  welchen  Fall  dann  S.  Ch.  D.  Sich  gnädigst  erbieten,  dass 
Sie  Ihrer  Regierung  in  Deren  Instruction  mit  einbinden  wollen,  dass 
sie  den  Recessen  genau  nachleben.  Und  da  auch  über  Verhoffen 
(maassen  dann  keines  Regenten  Vorsichtigkeit  solches  beständig  ab- 
wenden kann)  denselben  schnurstracks  zuwider  per  sub-  et  obreptio- 
nem  etwas  ausgewirket  würde,  mit  der  Execution  so  lang  einhalten 
sollen,  bis  sie  ihren  unterthänigsten  Gegenbericht  gethan,  die  acta  zu 
S.  Ch.  D.  Information  eingeschickt,  und  darauf  Dero  endliche  Resolution 
werden  erhalten  haben.  Oder  aber  auch,  da  es  sonsten  nicht  weiter 
zu  bringen  wäre,  dass  nur  die  Regierungs-  und  Amtskammerräthe 
allein,  nicht  aber  andere  Beamten  und  gemeine  Diener  diese  Pflicht 
zu  thun  hätten. 

3)  So  wäre  zu  versuchen,  ob  die  Stände  dahin  zu  disponiren, 
dass  sie  nicht  nur  die  Hälfte,  wie  bereits  geschehen,  sondern  das  völlige 
Contingent  des  Amts  Neustadt  über  sich  nehmen  und  abtragen,  ange- 
sehen, dass,  woferne  sie  in  der  Hauptsache  ein  Urtheil  gegen  den 
Herrn  Grafen  von  Schwartzenberg  erhalten,  sie  sich  zugleich  des 
ganzen  Contiugents  halber  aus  dem  Neustädtischen  zu  erholen,  Fug 
und  Gelegenheit  haben  werden. 

4)  Nachdem  die  Stände  viefältig  protestiret,  dass  ihnen  nur  um 
Erhaltung  ihrer  Freiheit  allein  zu  thun  sei,  und  sie  keineswegs  S.  Ch. 
D.  an  Dero  landesfürstlicher  Hoheit  und  Rcspect  etwas  zu  entziehen 
gemeinet;  so  werden  sie  ihrer  Vorfahren  Excmpel  nach  sich  lieber  in 
den  Schranken  halten,  dass  sie  keine  Zusammenkunft  ohne  vorherge- 
henden S.  Ch.  D.  Dero  Statthalters  oder  Regierung  Consens  anstellen, 
als  dass  sie  aus  einem  oder  dem  andern  actu  possessorio  vitioso  dieses 
»eculi,  das  Widerspiel  zu  behaupten  suchen,  und  nach  Belieben  zu 
nicht  geringer  Beschwer  der  armen  Leute  Zusammenkünfte  anstellen 
wollten.  Würden  sie  sich  hierunter  der  Billigkeit  nicht  finden  lassen, 
wäre  der  Vorschlag  zu  thun,  dass  sie  das  llofgcricht  salva  appclla- 
tione  ad  camcram  hierüber  erkennen  Hessen;  in  wäiireudem  Trocess 
aber  würde  die  Kcgicrung  alle  actus  possessorios  abzuwehren  oder 
doch  zu  widersprechen  haben. 

Wiewohl  S.  Ch.  D.  den  widii    tlcn   llcircii  s.   W  iiHiiiiilial   an- 

4rcngten  I^rocess  andern  zum  Exempcl   zu  continuiren   grosso  Ur- 

sH'hc  hätten;  so  wollen  Sie  doch  auf  Ihrer  Hoheit  der  vcrwittibton 

lu  Prinzessin  zu  Oranien  eingewandte  Vorbitt  und  der  Stände  viel- 
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fältiges  suppliciren,  in  desselben  Erledigung  mit  folgenden  Conditionen, 
aus  söhnlichem  Respeet,  angeborner  Gtitigkeit  und  Gnade,  damit  Sie 
Ihren  Ständen  zugethan,  willigen:  Erstlich,  dass  er  seine  Fehler  und 
Verbrechen  öffentlich  und  durch  einen  Revers  unter  seiner  Hand  und 
Siegel  bekenne,  S.  Ch.  D.  abbitte,  und  inskünftige  treu  und  gehorsam 
zu  verbleiben,  auch  die  ihm  erwiesene  Gnade  äussersten  Vermögens 
zu  verdienen,  angelobe.  2)  Die  Urfede  in  gewöhnlicher  Form  schwöre. 
3)  Dass  neben  ihm  die  Stände,  welche  aus  Duisburg  an  S.  Ch.  D. 
vor  ihn  geschrieben,  ebenmässig  erkennen,  dass  sie  sich  verleiten  las- 
sen und  in  ihren  Schriften  viel  zu  weit  gangen,  auch  inskünftig  aller- 
weg  ihren  schuldigen  Respeet  und  Gehorsam  besser  zu  bezeigen  ver- 
•  sprechen.  4)  Dass  die  sämmtlichen  Stände  schriftliche  Caution  vor  ihn 
ausstellen,  dass  er  ohne  S.  Ch.  D.  Consens  sich  in  Landsachen  nicht 
einlassen,  oder  in  anderer  Herren  Dienst  gehen,  noch  weder  S.  Ch.  D. 
oder  sonst  etwas  öffentlich  oder  heimlich,  directe  vel  indirecte  vor- 
nehmen werde,  dass  zu  Abbruch  oder  Schmälerung  S.  Ch.  D.  Respects, 
Hoheit,  landesfürstlicher  Gewalt  oder  Interesse  gereichen  könnte;  und 
da  er  dawider  handelte,  sie  ihrer  Privilegien  wollten  verlustig  sein; 
deren  sie  sich  auf  solchen  Fall  wissentlich  und  wohlbedächtlich,  nun 
als  dann,  und  dann  als  von  nun  an  verzichten  und  begeben,  auch  allen 
rechtlichen  Wohlthaten,  sie  mögen  Namen  haben,  wie  sie  wollen,  so 
gegen  einen  solchen  Verzicht  angezogen  werden  oder  dienen  könnten, 
renunciiren  ^). 

Den  V.  Romberg  können  S.  Ch.D.  salva  dignitate  des  Processes 
nicht  entfreien,  es  sei  dann,  dass  er  sich  persönlich  bei  derselben  ge- 
stelle,  gebührend  darum  anhalte.  Abbitte  thue. 

Auf  die  Gravamen  der  Stände  ist  zu  antworten:  1)  Keine  Schät- 
zungen wollen  S.  Ch.  D.  ausser  der  in  den  Reichssatzungen  ausge- 
stellten casuum  und  unvermeidlichen  Noth  ohne  der  Stände  Con- 
sens ausschlagen  und  beitreiben  lassen,  desgleichen  wollen  Sie's  auch 
inskünftige  mit  den  Werbungen  und  Servicen  halten.  2)  Dass  die 
Matrikel  revidirt  und  auf  einen  billigen  Fuss  gerichtet  werde,  daran 
ist  den  Ständen  fast  nicht  weniger,  als  S.  Ch.  D.  selbst  gelegen:  Und 
seind  Sie  demnach  des  gnädigsten  Erbietens,  dass  Sie  gewisse  Perso- 

*)  Am  folgenden  Tage,  den  8.  September,  also  am  Tage  der  Abreise  des 
Kurfürsten  und  der  Prinzessin  von  Oranien  aus  Berlin,  bewog  diese  jenen  die 
Instruction  noch  dahin  auszudehnen,  dass  Wilich's  Freilassung  erfolgen  solle, 
wenn  die  Stände  sich  verpflichten,  ihn,  im  Falle  er  das  von  ihm  verlangte  Ge- 
löbniss  verletze,  zu  voriger  Haft  persönlich  zu  liefern,  oder  im  Fall  sie  das  nicht 
könnten  oder  wollten,  dass  sie  alsdann  aller  ihrer  Privilegien  ipso  jure  wollten 
verlustig  sein". 
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nen  verordnen  wollen,  welche  mit  Zuziehung  der  Ständedeputirten 
alles  wohl  untersuchen,  fleissig  tiberlegen  und  zur  Richtigkeit  bringen 
sollen.  Im  Fall  die  Deputirte  sich  in  einem  oder  dem  andern  nicht  könnten 
vergleichen,  wollen  S.  Ch.  D.,  als  der  Landesftirst,  dem  allerseits  Conser- 
vation  ex  aequo  angelegen,  nach  eingezogenem  Bericht,  vor  sich  selbst 
oder  durch  Dero  Statthalter  und  Regierung  den  Sachen  einen  billigen 
Ausschlag  geben.  3)  Wegen  der  einmal  gemachten  Verordnung,  dass  von 
den  Steuern  dem  Richter  nicht  mehr  als  2  und  den  Boten  1  von  hun- 
dert in  Rechnung  vor  ihre  Mühe  soll  angerechnet  Averden,  wollen  es 
S.  Ch.  D.  gänzlich  bewenden  lassen,  und  Dero  Regierung  hierüber 
nichts  zu  verstatten,  ernstlich  einbinden.  Wann  nun  über  diese  Punkte 
ein  Recess  wird  aufzurichten  sein,  muss  sonderlich  darauf  gesehen 
werden;  damit  in  demselben  alle  stachliche  und  nachtheilige  Worte 
verhütet  und  dadurch  den  anderen  insoweit  wieder  derogirt  werden". 


Aus  dem  Journal  Aitzema's.     H. 

„Als  ick  gister  was  by  Prins  Maurits  hem  saluerende  ende  verwille-  13. Sept. 
kernende,  sog  geraeckten  wy  te  spreecken  van  de  missive  der  Cleefsche  ende 
Marcksche  Landtstenden  aen  H.  H.  M.  van  den  19.  Augusti  nu  gedruckt, 
om  te  beeter  de  Staaten  ende  Holland  te  informeeren,  hy  seyde,  dat  de 
Keurvorst  daerover  seer  t'  onvreeden  soude  sijn,  gelyck  allreede  hy  seer 
gestoort  was  op  de  stadt  Weesel,  van  dat  deselve  a  part  etlijcke  malen 
had  geklaegt  ende  geschreven  aen  de  Staaten,  dat  de  Keurvorst  verklaarde, 
dat  de  stadt  Weesel  van  all  haar  Privilegien  was  vervallea  ex  bulla  aurea, 
om  dat  deselve  stadt  hadde  klachten  gedacn  aen  ecn  potentaet  buyteu  't 
rijck,  dat  ooek  allreede  de  Keurvorst  had  last  gegeven  syn  fiscael  om  hacr 
aen  te  klagen,  Indien  hij  (Prins  Maurits)  het  niet  hadde  belet*). 

Dat  de  gemclde  stenden  selven  waren  geabuseert,  menende  dat  de  ^luu- 

i  of  Holland  iets  int  minste  souden   doen   om  den  Keurvorst  te  belettcn 

in  sijne  exactien,  welcke  hij  bekende  well  te  sijn  teegen  de  Privilegien,  maer 

dat  oock  daerin  had  de  schouw') aengetast,  etc.  dat  de  Keurvorst 

om  d'  iuvasicn  vau  Sweden  tegen  te  gaeu  genootdrongen  was  sieh  t*  ar- 
meeren;  dat  Holland  haar  oock  soo  vcel  licten  geleegen  sijn  non  de  con- 
scrvatie  van  de  Piliauw  ende  Meniel,  dat  sy  seer  gacru  sagcu,  dat  de  Keur- 
rst  het  gelt  sach  te  krijgcn,  waar  hy  konde,  al  wastet  oock  teogeu  de 
lirivücgicn  der  stenden,  ende  Holland  sullcn  liever  sicn,  dat  de  gemeide 
Htendcn  het  gelt  of  sulx  subsidif  topni  Swcdon  pn-ni,  als  dat  llollnnd 
HooTccl  mcer  moestc  gcvcn. 

Daeruyt  blyckt,  dat  do  kriii\..i.-,t  rn.i.-  l'rin>  .\lu...ii>  m.i  .i.nn 
SwccdtH  hijn,  ende  dat  nu  oock  Holland  in  dat  afwijken  van  haar 
ende  maximc,  vorlateudc  de  gemcldc  stcndon  (aon  dewolckc  sy 


')  Vgl.  oben  p.  807. 

')  Kino  ausgcstrichoDu  .^i« 
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voor  deesen  altijdt  de  handt  hebben  geboden)  ende  die  over- 
gevende  ten  proye  an  den  Keurvorsten,  gelyck  sy  anno  1653  de 
134  overgaven  ten  proye  au  126*);  Indien  Godt  belief  de  te  segenen 
dewapenenvanSwedcn,  ick  geloofde  gemeide  stenden  souden 
grote  inclinatie  krijgen  tot  Swedeu,  want  de  Keurvorst  trac- 
teert  deselve  seer  hardt,  ende  sy  worden  van  Holland  nu  oock 
verlaten. 

21.  Sept.  Soo  terstont  even  voor,    dat  de  post  op  Kleve  afgaet  heeft  mij  Prins 

Maurits  sub  fide  discretionis  gewaerschont,  dat  S.  F.  Gn.  last  hadde  de 
persoon  ende' papieren  van  Dr.  Niess,  Syndicus  van  de  KleefFsche  Ridder- 
schap  te  saiseren,  permitterende  dat  ick  et  in  haest  hem  Dr.  Niess  mocht 
toeschrijven.  De  Chur-Cleeifsche  fiseael  heeft  oock  geimpetreert  citatie  cri- 
minel  op  de  stadt  Weesel  hierbij  gaende.  Ick  sali  niet  te  min  alhier  myn 
last  volgen.  Dese  proceduren  van  den  Keurvorsten  sullen  de  stenden  in 
tselve  Vorstendom  Cleve  ende  Graeffschap  Marck  seer  disputeren  van  den 
Keurvorsten  ende  goedt  swedsch  maecken,  want  de  staeten  general  of  Hol- 
land toonen  oock  een  groote  koelheijt  tot  de  Stenden. 

23.  Sept.  Desen  morgen  by  den  Raetpensionaris  de  Witt  sijnde,  klaegde  ick^ 

dat  men  hier  nu  den  Ladtstenden  van  Cleef  ende  Marck  alsoo  de  rüg  toe- 
keerde,  dat  men  deselve  niet  meer  aensach  enz. 

24.  Dec.  (Unterredung  mit  de  Witt.)    Daerna  raeckten  voorts  op  het  discours 

van  den  Keurvorsten  van  Brandenborgh;  ick  seyde  noch  gister  avont  brie- 
ven  uyt  de  Cleeflfsche  ende  Marcksche  landen  te  hebben  ontvangen,  te  ken- 
nen gevende  hoe  seer  de  Keurvorst  haer  uytmergelt,  ende  dat  ick  et  daer- 
voor  hiel,  dat  se  in  haer  vuyst  souden  lachen  Indien  de  Keurvorst  wat  op 
sijn  muts  kreegh  of  schaede  leedt,  ende  als  hij  seijde,  dat  Sweden  de 
schapen  immers  soo  scherp  schoor,  seijd  ick,  dat  tot  noch  toe  de  Koninck 
van  Sweden  die  lieden  in  Cleef  ende  Marcks  laut  niet  een  heller  had  äff- 
genomen  of  scha  gedaen,  ende  als  't  all  gebeurde  dat  Sweden  over  haer 
quam  te  domineeren,  dat  sy  hoop  hadden  den  Koninck  van  Sweden  als 
rijck  ende  machtlich  soude  haar  beter  beschermen,  ende  dat  in  alle  geval 
alle  presentis  mala  hatich  ende  odieux  waren,  ende  men  was  hakende  na  nova 
met  hope,  dattet  onder  Sweden  soude  beeter  sijn,  semper  speramus  meliora, 
de  Koninck  van  Sweden  cost  niet  slimmer  sijn  als  de  Keurvorst". 


Der  Statthalter  an  den  Kurfürsten "").    Dat.  Haag  21.  Sept. 

1655.     ß. 

[Segenswünsche  zu  dem  bevorstehenden  Kriege.    Die  Stände  sind  verschrieben; 

er  wird  mit  der  Prinzessin  von  Oranien  Alles  überlegen.    Der  Befehl  an  ihn  zur 

Verhaftung  von  Niess   ist  von  der  Eegieruug  erbrochen.     Ueble  Folgen  hiervon. 

Seine  Bewerbung  um  die  Feldmarschallswürde.] 

21.  Sept.  „Nachdem  verstanden,  dass  E.  Ch.  D.  resolvirt  sind,  mit  der  Ar- 


*)  Für  beide  Chiflfern  waren  die  Schlüssel  nicht  aufzufinden. 

2)  Eigenhändig.  Fürst  Moritz  war  anfangs  September  nach  dem  Haag  geeilt, 
um  sich  dort  um  die  durch  den  Tod  Brederode's  vacant  gewordene  Feldmar- 
schallstelle zu  bewerben. 
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mada  nach  Preussen  zu  marschieren,  als  hab  ich  folgends  Schuldig- 
keit auch  unterthäniger  Affection  nicht  können  still  stehen,  sondern 
Deroselben  von  Grund  meiner  Seelen  alles  Glück  und  Heil  zu  Ihrem 
heroischen  Vornehmen  von  Herzen  zu  wünschen,  dass  Sie  Ihre  Feinde 
und  Missgönners  zu  Schanden  mögen  machen. 

I.  Hoheit  E.  Ch.  D.  Schwieger  Frau  Mutter  mit  allem  Respect  in 
Dero  Landen  Cleve  und  Mark  zu  empfangen  ist  alle  Anstalt  nach 
Möglichkeit  gemacht  worden,  wie  im  Gleichen  die  Stände  gegen  den 
28.  dieses  nach  Cleve  zu  erscheinen  albereit  beschrieben,  werde  Alles 
folgends  gnäd.  Befehl  mit  I.  Höh.  überlegen,  wie  Alles  am  besten  zu 
dirigiren  sei,  damit  E.  Ch.  D.  zu  Dero  Intent  gelangen  mochten.  I.  Höh. 
werden  zu  Cleve  nicht  nach  Behören  accommodirt  sein,  weil  E.  Ch.  D. 
alle  die  mobilia  vor  einem  Jahr  nach  Berlin  haben  bringen  lassen. 
Sobald  vernehme,  dass  I.  Höh.  omtrent  Wesel,  werde  ich  allhier  meine 
Sollicitatie  abbrechen  und  mich  dahin  begeben. 

E.  Ch.  D.  Befehl  vom  '■■;[  g  "j,",'  aus  Berlin  hab  den  19.  dieses  alhier 

iiipfangen,  um  den  syndicum  Dr.  Niess  mit  seinen  Schriften  in  Ver- 
sicherung zu  nehmen.  Es  ist  aber  in  der  Secretarey  versehen  wor- 
^len,  dass  nicht  zu  eigen  Händen  darauf  geschrieben  war.     Derhalben 

•n  der  Regierung  erbrochen  und  den  Inhalt  gelesen,  welches  ohne 
Zweifel  zu  des  Dr.  Niess  Wissenschaft  kommen  sein,  und  die  Schrif- 
ten, welche  das  Vornehmste,  an  Seit  wird  bracht  haben;  befürchte 
nnch,  dass  hierdurch  nicht  allein  er,    der  Syndieus  Niess,    sondern 

iel  der  Stände  werden  scheu  gemacht  sein  und  auf  den  ausgeschrie- 
l)enen  Landtag  nicht  erscheinen,  doch  wirds  die  Zeit  lehren"  *). 

Hat  bei  den  Staaten  von  Holland  Audienz  gehabt  und  seine  Bewer- 
l)ung  um  die  Feldmartichallstelle  vorgebracht,  Amsterdam  sich  auch  sofort 
liir  ihn  erklärt,  ^ob  aber  etwas  erhalten  werde,  ist  Gott  bekannt^ ^). 


V   An   u.-iiin.  iiM;ij   lag.;   liuar»    üT  Aitzoma  auffordom ,   Niua-s   /.u   warneu 

/I.  (Icdseu  Tagebuch  oben  p.  826)   und  schrieb   der  Uegierung,    dass   er    ,mit 

rwunderung  den  kurf.  Befehl  bezüglich  des  Syndieus  Niess  gelesen";  da  ihm 

r  seiner  Abreise  aus  Cleve  von  dessen  Iloiso  nach  Wien  „niemals  etwas  zum 

•  bor  gekommen",    so  sollte  sie   darüber  Erkundigungen   einziehen  und   „nach 
finden  Ü.  (Jh.  D.  Befehl  einfolgon".     In   seinem  Schreiben  au  den  Kurfürsten 

>m    1.  Sept.    hatte   er   selbst  dieses  gemeldet  und  die  Festnahme  des  Nioss 
*   /cn.    Vgl.  oben  p.  821. 
<  hzeitig  mit  Johann  M 
eil  vuii  NiisHdu-Diutz,  Ktatthiiltcr  von  Frieslnnd  und  druningen,  der  Schwugur 
'S  Kurfürsten,  um  die  Fcldmarschallschargo.    Die  Provinz  Holland  verweigerte, 

•  m  letstercD  die  auf  ihrem  Budget  und  unter  ihrer  Oberleitung  itehondon  Trup- 
jM  n  anzuvertrauen;  daher  Johann  Moritx  sich  um  so  grössere  Hoffnung  dar* 
all  nmchte  und  Monate  laug  im  liaag  bei  den  rugioreudeu  Herren  in  Holland 
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Eberhard  Duiftmis')  an  Niess.     Dat.  Groningen  13.  Sept. 

1655.     R. 

[Commission    der  Prinzessin  von   Oranien.     Die  Bedingungen  einer  Entlassung 
Wilich's.    Die  Deputirten  rathen  der  Prinzessin  entgegen  zu  kommen.    Der  letz- 
teren Bemühungen  für  Wilich.] 

13.  Sept.  Die  Prinzessin  von  Oranien  ist  gestern  Abend  von  Berlin  hier  ange- 

langt, und  will  morgen  über  Petershagen,  Sparenberg  und  Hamm,  mit  eini- 
gen Tagen  Aufenthalt  an  diesen  Orten,  weiter  nach  Wesel  reisen.  Er  und 
seine  Mitdeputirten  befinden  sich  auf  den  Wunsch  der  Prinzessin  in  ihrem 
Gefolge,  beabsichtigen  aber,  im  Fall  sie  es  nicht  übel  deuten  wird,  ihr  von 
Petershagen  als  voraus  zu  eilen. 

„I.  Höh.  haben  uns  diesen  Abend  noch  lassen  sagen,  Sie  hätte 
in  commissis  den  Herren  Ständen  wegen  des  Herrn  v.  Winnenthal 
und  sonsten  eins  und  anders  vorzutragen,  und  wäre  derwegen  Vorha- 
bens, auf  Cleve  zu  kommen,  wann  Sie  aber  wtisste,  dass  Sie  von  den 


unter  der  Hand  sollicitirte.  Ein  offenes  Zerwürfniss  zwischen  den  beiden  nas- 
sauischen Prinzen  war  die  Folge  davon,  so  dass  Aitzema  mit  Frohlocken  in 
seinem  Tagebuche  am  11.  October  notiren  konnte,  Prinz  Wilhelm  sei  von 
Cleve,  wohin  er  der  Prinzessin  von  Oranien  entgegen  gereist  war,  ohne  Abschied 
von  Johann  Moritz  zu  nehmen,  abgereist,  die  „Verbitterung"  unter  den  An- 
gehörigen des  Hauses  Oranien  nehme  täglich  zu.  (Vgl.  oben  Einleit.  p.  775  und 
das  von  Weimann  geführte  Landtagsprotokoll  vom  9.  October  1655.)  Der  Kur- 
fürst war  in  hohem  Grade  ungehalten  über  Johann  Moritz'  Verhalten;  er  Hess 
durch  den  Grafen  Wittgenstein  nach  Cleve  schreiben,  dass  er  dem  Fürsten 
die  clevische  Statthalterschaft  nehmen  werde,  sobald  er  Feldmarschall  werde. 
Johann  Moritz  sucht  den  Kurfürsten  zu  begütigen,  indem  er  ihm  den  ener- 
gischen Beistand  Hollands  mit  Truppen  und  Flotten  in  Aussicht  stellt,  in  die- 
sem Falle  jene  aber  auch  zu  commandiren  wünsche  (Schreiben  vom  12.  Oct.);  er 
bittet,  ihm  die  Statthalterschaft  zu  belassen,  und  erinnert  ihn,  dass  er  ja  1652, 
als  er  zum  Herrenmeister  bestellt  sei,  „auf  alle  Ansprüche  an  die  oranische  Suc- 
cession  verzichtet  habe.  (Schreiben  v.  20.  Oct.)  Später  meldet  er,  die  Provinzen 
wollten  2 Feldmarschälle  ernennen.  Am  23. Nov.  schreibt  er: ,, Klagend  mussE.Ch.D. 
unterthänigst  zu  erkennen  geben,  was  maassen  I,  Höh.  (die  Prinzessin  v.  Oranien) 
mir  in  meiner  Sollicitation  wegen  der  Feldmarschallstelle,  welche  Ehren  halber 
fordern  muss,  nicht  allein  alhier  und  in  allen  Provinzen  entgegen  ist,  sondern,  wie 
verlauten  will,  bei  E.  Ch.  D.  mich  in  Ungnade  zu  bringen  gedenken.  Ich  verlassmich 
auf  Gott,  E.  Ch.  D.  hohe  weitberühmte  Rechtfertigkeit  und  meine  gute  Sache. 
—  Eins  habe  ich  von  E.  Ch.  D.  verstanden,  das  mich  thut  trösten,  nämlich 
dass  Selbe  nicht  in  der  Ewigkeit  wollten  den  Namen  haben  von  Weibern  re- 
giert zu  werden.  Feinde  und  Missgönner  habe  mehr  als  zu  viel".  —  Man  be- 
schuldigte ihn  namentlich  der  Schwäche  und  Lauigkeit  bezüglich  der  angeord- 
neten Werbungen.  Am  29.  Nov.  schreibt  er  an  Schwerin,  er  habe  sich  die 
Werbungen  so  angelegen  sein  lassen,  wie  einer;  wenn  er  auch  nicht  so  viel 
Juchhei  gemacht,  wie  andere.  —  Uebrigens  erreichte  er  damals  das  Ziel  seines 
Ehrgeizes  nicht;  erst  1668  ernannten  ihn  die  Staaten  zum  Feldmarschall.  Vgl. 
was  oben  p.  406  über  Johann  Moritz  gesagt  ist. 

*)  Einer  der  nach  Berlin  gesandten  Deputirten  der  clevischen  Stände. 
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Ständen  lange  solle  aufgehalten  werden,  oder  dass  Sie  Sich  ver- 
geblich bemühen  und  protestiren  solle,  dass  alsdann  lieber  wolle 
schweigen  und  Sich  der  Sache  nicht  unternehmen.  Nun  wir  konnten 
davon  nicht  sagen,  noch  einige  an  Seiten  S.  Ch.  D.  vielleicht  deside- 
rirte  Resolutionen  promittiren,  insonderheit  weil  uns  unbekannt,  was 
es  sein  solle,  das  den  Hen-en  Landständen  soll  werden  vorgetragen. 
Dieses  konnten  wir  gleichwohl  sagen,  wir  hielten  es  dafür,  dass  sie 
nicht  werden  um  Herrn  v.  Winnenthal's  willen  etwas  resolviren, 
das  den  aufgerichteten  Landtagsrecessen  und  Privilegien  in  etwas 
möchte  derogiren,  sollte  es  aber  angesehen  sein  auf  eine  Caution,  die 
die  Landstände  für  den  v.  Winnenthal  thun  sollen,  wann  er  sollte 
werden  relaxirt,  so  vermeinten  wir,  dass  dieselbe  für  Schaden  zu  ca- 
viren  wohl  keine  Schwierigkeit  machen  möchte,   dergestalt,  dass  S. 

h.  D.  damit  genugsam  sollen  können  gesichert  sein.  Quicquid  sit, 
wir  haben's  noch  nicht  erfahren  können,  interim  bleiben  mein  Herr 
Ei  ekel  und  ich  nach  wie  vor  der  Meinung,  dass  die  Landstände 
daran  werden  wohl  thun,  dass  sie  L  Höh.  auf  den  clevischen  Gränzen 
entgegen  gingen,  bewillkommneten  und  auf  der  Reise  durch's  Land 
defrayirten,  zu  welchem  Ende  sie  dann  in  Wesel  einen  Tag  oder  zwei 
ungefähr  vor  Ihrer  Ankunft  sich  versammeln  könnten". 

Die  märkischen  Stände  wollen  die  Prinzessin,  wie  sie  es  auch  auf  ihrer 
Durchreise  nach  Berlin  gethan  haben,  durch  die  Grafschaft  geleiten  und 
defrayiren;  die  halberstädtischen  Stände  thun  dasselbe.  Es  ist  daher  wün- 
scbenswerth,  dass  auch  die  clevischen  Stände  sie  in  guter  Anzahl  einholen. 
„Es  soll  ihr  gewiss  angenehm  sein  und  hingegen  unlieb,  wie  man 
kann  gedenken,  wann  dieselben  weniger  als  diese  und  andere  thäten, 
<la  sie  doch  um  Erhaltung  dessen  v.  Winnenthal's  Relaxation,  den 
sie  vergangenen  Donnerstag  auf  Spandau,  nachdem  S.  Ch.  D.  nach 
Preusscn  verreiset,  zu  sich  gefordert,  und  gesprochen,  alles  gethan, 
was  sie  thun  können,  es  auch  so  weit  gebracht  gehabt,  dass  er  wohl 

laxirt  worden  und  jetzund  entkommen  wäre,  wenn  nicht  eins  und 
iuidcrs  wäre  eingefallen'*.  — 

Als  die  PrinzcHHin  von  Orauien  am  29.  September  in    <»  _  .      nt. 

hatte  Bich  dort  ein  grosser  Tlicil  der  clevischen  Stände  zu  ihrer  Bcgrüssung  bis  l.Oct. 
eingefunden.  Sie  trugen  „mit  groHNcn  Klagen  und  voll  Mibstraucn^  ihre 
Oravaracn  vor,  und  verlangten  auf  der  Prinzessin  Erklärung,  dass  sie  Voll- 
macht habe,  mit  ihnen  auf  dem  bevorstehenden  Landtage  in  Clcvo  darüber 
^u  verhandeln,  als  Bedingung  ihres  Erscheinens  daselbst  die  Zusage  von 
Wilich's  KutlasKung.  Die  Eröffnung,  dass  dicBelbo  nur  erfolgen  könne, 
wenn  die  Stände  bei  Verlust  ihrer  Privilegien  fiir  seine  Treue  und  seinen 
Gehorsam  gegen  den  Kurfurhten  einstehen  wollten,  „erbitterte  und  bestiirzte 
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sie  sehr".  „Sie  sagten  öffentlich,  solches  wären  conditiones  impossibiles, 
inauditae,  die  in  ihrer  Gewalt  nicht  beständen'',  und  verlangten  die  schrift- 
liche Mittheilung  derselben.  Erst  nachdem  sie  zugesagt  hatten,  auf  jeden 
Fall  zum  Landtage  zu  erscheinen,  wurden  ihnen  die  darauf  bezüglichen 
Stellen  des  Memorials  vom  Y.  August  zugestellt.  Durch  diese  Verhandlun- 
gen aufgehalten,  traf  die  Prinzessin  von  Oranien  erst  am  3.  October  gleich- 
zeitig mit  dem  von  Haag  kommenden  Statthalter  in  Cleve  ein.  Dorthin 
kamen  am  folgenden  Tage  auch  ihr  Schwiegersohn,  der  Prinz  Wilhelm 
von  Nassau,  Statthalter  von  Friesland,  und  mit  ihm,  auf  den  Wunsch  der 
Prinzessin,  Weimann,  der  am  S.September  mit  der  kurfürstlichen  Ratifi- 
cation des  staatischen  Allianztractats  von  Berlin  direct  nach  dem  Haag  geeilt 
war.  Am  6.  October  ward  dann  der  Landtag  in  Cleve  eröffnet.  (Nach  dem 
Journal  Weimann's.) 

Aus  dem  Protokoll  des  cleve-märkischen  Landtags  zu  Cleve. 
(Weimann's  Journal.)  ^) 
6.  Oct.  „Stände  schlugen  ein  ander  Temperament  vor,  und  zwar,  der  v.  Win- 

nenthal  möchte  seine  Person  und  Güter,  die  Stände  aber  zugleich  die 
Summe  von  100,000  Thlr.  in  poenam  darsetzen:  da  berührter  v.  Winnen- 
thal  sich  hinfüro  vergreifen  würde;  sie  contestirten  höchlich,  dass  solches 
genug  und  sie  ein  mehres  nicht  thun  könnten.  Die  Regierung  blieb  an- 
fangs bei  dem  Engagement  der  Privilegien  und  thaten  alles,  was  man  be- 
denken mögen,  um  die  Stände  dazu  zu  bewegen.  Endlich  wenn  dazu  keine 
Hoffnung  war  und  die  Stände  abbrechen  wollten,  so  nehmen  sie  Alles,  was 
vorgegangen  und  geofferirt  worden,  ad  referendum  an.  Sic  secedebatur. 
Deputirte  der  Regierung  gingen  zu  I.  Hoheit,  referirten,  was  vorgegangen 
und  begehrten,  I.  H.  wolle  ihnen  an  die  Hand  geben,  was  etwa  weiter  zu 
thun?  I.  H.  war  bekümmert,  weil  Sie  genugsam  sehe,  dass  die  Stände 
lieber  alles  zergehen  lassen,  als  zu  mehrbemeltem  Engagement  verstehen 
würden:  fragte  also,  was  S.  F.  Gn.,  dem  Herrn  Grafen  von  Witgenstein 
und  den  Deputirten  der  Regierang  von  der  Sache  deuchte?  ob  man  abbre- 
chen und  alles  in  so  hoher  Confusion  sollte  stehen  lassen?  Man  war  be- 
stürzt, sonderlich  da  I.  H.  sowohl  als  auch  der  Herr  Graf  so  vielfältig  er-, 
zählt,  wie  eifrig  S.  Ch.  D.  auf  solchen  Punkt  gehalten,  und  dass  Sie  zu  keinen 
andern  Conditionen  hätten  können  bewogen  werden.  Wenn  man  aber  auch 
considerirte  die  grosse  Verbitterung  und  Uneinigkeit,  die  zwischen  S.  Ch.  D. 
und  Dero  Ständen  mehr  und  mehr  zunehmen  würde,  und  welche  Gefähr- 
lichkeit S.  Ch.  D.  daraus  in  vielen  Wegen  könnte  erwachsen,  da  die  Stände 
sich  endlich  öffentlich  S.  Ch.  D.  widersetzen  möchten;  hinwiederum  aber, 
wie  rühmlich,  wie  nützlich  und  sicher  es  für  S.  Ch.  D.  sein  würde,  wenn 
Sie  mit  Ihren  Unterthanen  in  gutem  Vernehmen  und  Vertrauen  leben  wür- 
den, sonderlich  in  diesen  beschwerlichen  Zeiten,  da  das  gute  Gemüth  der 
Unterthanen  die  stärkste  Festung  sein  könnte   gegen  alle  unverhoffte  Ge- 

*)  Dieses  Protokoll  wurde  von  Weimann  abgefasst  und  von  ihm,  nach  Re- 
vision durch  die  Prinzessin  von  Oranien  am  27.  October,  dem  Kurfürsten  über- 
gandt. 


Verhandlung,  mit  d.  Ständen  über  Freilassung  Wilich's  u.  Contributionen.   gßj 

walt,  zudem,  dass  der  v.  Winnenthal  als  privata  persona  so  grosse  Dinge 
nicht  würde  thun  können,  wenn  nicht  er  allein,  sondern  auch  die  Stände 
sonst  mit  anderen  ziemlichen  Gelübden  verbunden  und  gefesselt  würden; 
ja  dass  es  für  S.  Ch.  D.  nicht  reputabel  genug,  einen  besondern  Menschen 
dermaassen  zu  fürchten,  dass  man  lieber  denselben  fasse,  als  ganze  Land- 
schaften in  Ruhe  halten  wollte:  so  fiel  fasst  jedermann  in  die  Gedanken, 
es  würde  S.  Ch.  D.  das  Beste  sein,  die  Offerte  der  Stände,  sonderlich  da 
sie  auf  200,000  Thlr.  kommen  würden,  lieber  anzunehmen,  und  die  Relaxa- 
tion sub  sperata  ratificatione  zu  versprechen,  als  auf  dem  Engagement  der 
Privilegien  gar  zu  hart  zu  bestehen,  und  damit  Land  und  Leute  in  Gefahr 
zu  setzen. 

Vormittags  ward  bei  der  Regierung  Rath  gehalten  und  gedeliberiret,  9.  Oet. 
was  man  auf  der  Stände  gravaraina  resolviren  solle.  Es  bestand  hierin: 
1)  Dass  man  das  Land  mit  Werb-  und  Schätzung  ohne  der  Stände  Vorbe- 
wust  und  Willen,  also  gegen  den  Inhalt  ihrer  Privilegien,  beschwert  hätte, 
und  dass  sie  deswegen  Satisfaction  vom  Vergangenen  und  Versicherung 
für's  Künftige  haben  müssten.  2)  Klagten  sie  über  die  Unrichtigkeit  der 
Matrikel.  3)  Dass  man  ihren  verordneten  Receptor  an  den  Landrentmeister 
verwiese  und  nicht  zugeben  wolle,  dass  derselbe  die  den  Ständen  gewilligten 
12,000  Thlr.  directe  und  selbst  empfangen  möchte.  4)  Dass  die  Erbgeses- 
senen des  Freiherrn  v.  Keller  möchten  bei  ihrem  judicato  in  dem  Hause 
Aldendorf  gemanutenirt  werden,  und  dass  man  die  Extrajudicialverordnung, 
die  etwa  bei  S.  Ch.  D.  extra  acta  erschlichen  würde,  nicht  dahin  annehmen 
solle,  dass  dadurch  cursus  justitiae  gehemmt  würde.  5)  Das  Haus  Häl- 
hausen  betreffend,  dass  darunter  dem  recessui  von  anno  1649  nunmehr  ein 
Genüge  geleistet  werden  möchte.  Das  Uebrige  ging  Particulieren  an.  We- 
gen der  Landtagszusammenkunft  machten  sie  gar  keine  mention.  Praevia 
deliberatione  ward  gut  gefunden,  man  sollte  die  Stände  in  corpore  aufs 
Schloss  veranlassen  und  ihnen  ad  singula  gravamina  antworten,  inmaassen 
folget:  ad  1)  sollte  man  nach  der  Länge  ihnen  zu  Gemüthe  führen,  was 
S.  Ch.  D.  bewogen  zu  werben,  wie  Ihrem  Etat,  allen  Ländern,  in  dem  gan- 
zen Deutschland  daran  höchlich  gelegen,  dass  S.  Ch.  D.  Sich  allerdings 
stille  und  zwischen  beiden  zu  halten  gewünscht,  dass  Sie  solches  auch  noch 
und  bis  diesen  Augenblick  suchten,  dass  Sic  es  aber  ohne  Verderben  nicht 
erhalten  können;  dass  Sic  Sich  also  in  Defensiousverfassung  stellen  müssten, 
und  solches  nicht  allein  den  Reichsconstitutionen  zufolg,  sondern  auch  aller 
hohen  Potentaten  Erinnerung  und  kaiserlichem  Exempel  nachging,  und  dass 
also  die  Stände  nicht  allein  keine  befugte  Ursache  hätten,  sieh  ratione  prae- 
teriti  zu  beklagen,  sondern  dass  sie  zu  Erweisung  ihrer  unterthänigsten  De- 
ion  in  Contribution  der  monatlichen  14,000  Thlr.  würden  in  futurum  noch 
».ich  consentiren  und  willigen  müssen.  Im  Ucbrigcn  sollte  man  sich  er- 
klären, inmaasHou  solches  I.  H.  mcmorialc  und  sonst  die  Landtagsreccsse 
würden  zulassen.  —  Man  Hess  die  Stände  also  hinauf  kommen.  Sclbigo 
hatten  das  Project  des  winuenthaliuchcn  Ucccssus  examinirt,  und  begehrten 
fiele  Veränderung,  sonderlich  aber  dass  hlneingcrUckt  werden  möchte,  die 
Stünde  Kolltcn  nicht  ipso  jure  et  (acU),  soudurn  alsdann  erst,  wenn  der 
V    Winnenthal    nach   ordontlicheni  Rechte  Inhalts    der   Landlagsrecesse 
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einiger  Ungebühr  würde  überführt  sein,  in  die  stipulirte  poenam  der  200,000 
Thlr.  verfallen  sein.  —  Man  that  Rapport  an  I.  H. ,  und  weil  man  wenig 
Apparenz  sah,  dass  die  Stände  weitere  Steuern  willigen,  vielweniger  dass 
sie  etwa  nach  Veränderung  in  den  Landtagsrecessen  würden  lauschen,  so 
konnte  sich  keiner  einbilden,  dass  etwas  gutes  aus  der  Handlung  werden 
würde.  Man  gedachte  dann  nur  darauf,  wie  man  ohne  Blame  aus  der  Hand- 
lung schreiten  und  den  Unglimpf  nur  auf  die  Stände  bringen  möchte.  Und 
resolvirte  also,  I.  H.  in  der  winnenthalischen  Sache  ein  mehres  nicht  zu- 
zugeben, als  geschehen;  und  von  den  übrigen  Punkten,  so  gegen  die  Re- 
cesse  in  ihrem  Memoriale,  nichts  zu  rühren.  Die  resolutiones  ad  gravamina 
konnte  man  sonst  wohl  kurz  abfassen  und  ihnen  herausgeben.  Im  Laufe 
dieser  Deliberation  gab  S.  F.  Gn.  der  Statthalter  zu  erkennen,  er  könnte 
den  Handlungen  nicht  länger  beiwohnen,  sondern  müsste  nach  Arnheim  in 
seinen  particulieren  Sachen  verreisen,  wollte  aber  am  Dienstage  wieder  zu 
Cleve  sein.  Die  Regierung  sagte,  sie  müsste  um  dieselbe  Zeit  nach  Duis- 
burg gehen,  um  die  Inauguration  der  hohen  Schule  daselbst  zu  thun.  I.  H. 
war  deswegen  bekümmert  und  die  Stände  auch  nicht  wohl  zufrieden,  und 
hätte  männiglich  gewünscht,  man  hätte  beides  ein  wenig  aussetzen  können*). 
14.  Oct.  Es  kamen  die  Stände  hinauf  und  präsentirten   die  Summe  von  50,000 

Thlr.,  und  zwar  noch  mit  gewissen  Conditionen.  Wenn  nun  I.  H.  damit 
gar  nicht  zufrieden,  so  führte  Sie  ihnen  nochmal  mit  aller  Bescheidenheit 
zu  Gemüthe,  wie  übel  sie  dem  Lande  und  sich  selbst  thäten.  Ihr  wäre  es 
leid,  dass  Sie  Sich  in's  Werk  gemischt,  und  könnte  nunmehr  vieles  sehen, 
das  Sie  zuvor  nicht  geglaubt  gehabt.  Sie  blieben  aber  bei  dem  Ihrigen 
und  nahm  also  L  H.  endlich  Abschied  von  ihnen.  —  Immittelst  berath- 
schlagte  man  mit  I.  H.  immer  noch,  und  blieb  männiglich  dabei:  Wo  sie 
nicht  begehrtermaassen  würden  resolviren,  so  müsste  I.  H.  abbrechen,  es 
wäre  doch  viel  gethan,  indem  man  den  Unglimpf  auf  die  Stände  gewälzt. 
Alles  blieb  also  bei  der  Reise. 


*)  Graf  Witgen stein,  der  die  Prinzessin  nach  Cleve  begleitet  hatte,  meldet 
dem  Kurfürsten  am  12.  Oct.:  die  Reise  des  Statthalters  und  der  meisten  Räthe 
nach  Duisburg,  ,, welches  verursacht,  dass  das  ganze  negotium  vollends  ins  Stocken 
geräth,  sintemal  I.  H.  darüber  resolvirt,  künftigen  Freitag  von  hier  auch  aufzu- 
brechen". Sollte  übrigens  nichts  von  den  Ständen  zu  erhalten  sein,  so  wird  Paul 
Ludwig  14,000  Thlr.  einen  Weg  als  den  anderen  monatlich  erheben  lassen.  Er 
hat  Räthe  und  Stände  animirt,  was  nöthig  gewesen  ist,  da'  der  Statthalter 
sich  darum  aller  militärischen  Sachen  entschlagen,  weil  er  bei  der  staatischen 
milice  interessirt,  und  weil  die  Regierung  sich  hochlich  beklagt,  dass  ihnen 
alhier  unmöglich  fort  zu  kommen  sein  wollte,  wenn  selbiger  von  den  14,000  Thlr. 
nichts  in  Händen  gelassen  würde,  nachdem  zur  Aufbringung  der  in  hiesigem 
Lande  geworbenen  Regimenter  ein  Grosses  aufgeborgt,  auch  einige  deposita  an- 
gegriflfen  worden".  Die  Regierung  schlägt,  in  Anbetracht  der  Ungleichheit  der 
Matrikel,  eine  Hausschatzung  und  Hufengelder,  oder  eine  Kopf-  oderViehschatzung 
vor;  namentlich  erstere  ist  zu  empfehlen;  um  den  Landmann  sich  erholen  zu 
lassen  und  die  Städte  zur  Correctur  der  Matrikel  zu  bewegen,  auch  die  Geist- 
lichkeit mehr  heranzuziehen.  Die  im  Mindenschen  geworbenen  und  theilweise  in 
Cleve -Mark  einquartiert  gewesenen  Regimenter  des  Obersten  Eller  und  des 
Oberstwachtmeisters  Joseph  (Cavallerie)  sind  im  Marsch  nach  Berlin  begriffen. 
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Früh  Hessen  sieh  die  Stände  sehen,  sie  hatten  aber  nicht  näher  gere-  15.  Oct. 
solvirt.  Man  setzte  dem  einen  und  dem  andern  nochmals  scharf  zu;  in- 
mittelst stand  Alles  vor  dem  Thor  fertig  zum  Aufbruch,  I.  H.  hatte  Ihr 
masque  schon  vor.  Und  kamen  damit  die  Stände  und  boten  150,000  Thlr. 
in  3  Jahren  zu  bezahlen.  Wenn  nun  I.  H.  solches  auch  nicht  annehmen 
konnte,  so  drang  man  noch  so  stark  in  sie,  dass  erwähnte  Summe  anerbo- 
ten, in  einem  Jahre  zu  bezahlen;  der  Terminen  halber  möchte  man  sich 
vergleichen,  dass  dennoch  in  eflectu  alle  Monat  14,000  Thlr.  beikommen 
möchten*).  In  dem  winnenthalischen  Recesse  ward  ihnen-  gewilligt,  dass 
das  Wort  „beweislich"  suo  loco  hineingerückt  werden  sollte^). 

Es  verreiste  I.  H.  mit  dergleichen  Ceremonie  und  kam  des  Abends  zu  16.  Oct. 
\  ianen.     Prinz  Moritz   kam  inmittelst  von  Duisburg   zu  Cleve  wiederum 
an.     Wir  referirten,    was  vorgegangen   und  mit   den  Ständen  beschlossen 
worden.     S.  F.  Gn.  waren  froh  darüber  und  sagten,  Sie  hätten  Sich's  nicht 
eingebildet,  dass  man's  so  weit  bringen  können.    Man  liess  darauf  die  Stände 
hinaufkommen,  und  ward  wegen  der  terminorum  solutionis  gesprochen.    Uli 
wollten  wegen  der  150,000  Thlr.  wohl  zurück  und  schien  es,  dass  sie  ver- 
meinten,  sie  wären   zu  weit  gegangen.     Endlich  aber   blieb  es  dabei,   man 
«ollte   von   dieser  Zeit  bis   zum  1.  Januar   1656    erheben  56,000  Thlr.   und 
o  vom  September  an  alle  Monat  14,000  Thlr.   Wegen  der  andern  grava- 
iiium  ward  auch  geredet  und   zwar  sonderlich   in  einer  besondern  Confe- 
iiz,  die  man  cum  deputatis  ansetzte.    Man  regte  dabei  glimpflich  die  puncta 
wegen  der  12,000  Thlr.  und  der  Pflichten,  welche  I.  IL  sehr  gerecommendirt 
hatte,  mau  konnte  sich  aber  zu  nichts  vergleichen,  wiewohl  man  gut  fand, 
ihnen  dennoch  die  Recesse,  inmaassen  wir  sie  gut  gefunden,   auszureichen. 

Es  liess  Prinz  Moritz  die  Syndici   und   etliche  Andere  zu  sich   kom-  17.  Oct. 
>'i"n.    Man  gab  ihnen  vorgenannten  rccessus,  redete  ihnen  erwähnter  zweier 
linkten  wegen  hart  zu;  man  zeigte  ihnen,  warum  es  ihnen  selbst  besser,  dar- 
unter einige  Veränderung  zu  suchen,  und  endlich  ging  Prinz  Moritz  selbst 
zu  ihnen  in  ihre  Versammlung,  um  eine  gute  Resolution  auszuwirken.    Man 

•j  Nach  dem  Berichte  der  woseler  Deputirteu  (inickto  die  Prinzessin  ihre 
„hohe  Freude"  über  die  Willfübrigkeit  der  Stande  aus.  Es  wäre  dadurch  grossem 
Unheil  vorgebeugt;  denn  der  Kurfürst  sei  entschlossen  gewesen,  die  „gemeineu 
Mittel"  (aligemeine  indirecte  Steuern)  und  eine  Kopfsteuer  einzuführen.  (Weseler 
Ratbsprotokoll.) 

')  Demnach  ward  in  dem  Ueccsse  die  Freilassung  Wilich's  unter  der  Be- 
dingung zugesagt,  dass  er  Abbitte  Ihue  und  schriftlich  gelobe,  ,,bei  Verbindung 
id  Verlust  Heiner  Person  und  (tüter  sich  ohne  S.  Ch.  I).  Consens  in  Landsachen 
'  ht  einzulassen  oder  in  anderer  Herren  Dienst  zu  gehen,  noch  etwas  heimlich 
1er  öffentlich  directe  oder  indirocto  vornohrao,  was  zum  Abbruch  oder  Schraiile- 
ruog  8.  C'h.  D.  Respects  Hoheit  laudesfürstlicher  Gewalt  oder  Interesse  gereiche", 
und  dass  die  Stande,   wenn  er  dieses  sein  (jelöbniss  ,, beweislich"  verletze  oder 
breche,  „ipso  jur«?  et  facto"  in  die  Strafe  von  200,(XK)  Thlr.  verfallen  sein  «ollen. 
Die  gegen  den  Lic.  Moll   und   andere  Mitglieder  der  Stände  orhoboDcu  fiscali- 
lien  Processe  sollen   aufgehoben  und  dem  v.  Romhorg,    sobald  er  in  Clevo 
'int,  Abbitte  thut.  und  (lohorsain  und  Treue  gelobt,  „feine  vorige  Freiheit 

iiimentlich  zugeschlagen  werden". 
M  ifr.  tut  Ge»cii.  (I.  Gr.  KurfOrfMo.  V.  68 
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gab  S.  F.  Gn.  auch  gute  Vertröstung;  endlich  aber  und  nach  vieler  Hand- 
lung, wobei  man  ihnen  jedesmal  contestirte,  dass  man  die  beiden  Punkte  nicht 
poussirete  nomine  vel  ex  mandato  Serenissimi  (denn  Dieselben  wollten  nicht 
einmal  das  Ansehen  haben,  dass  Sie  das  Wenigste  gegen  die  Landtagsre- 
cesse  und  also  wider  ihre  Hand  und  Siegel  begehrt  hätten),  sondern  dass 
es  geschehe  auf  Gutfinden  und  Recommandation  I.  H. ,  welcher  sie  billig 
etwas  deferirten.  So  erklärten  sie  sich  endlich,  sie  wären  zufrieden,  von 
dem  fixo  der  12,000  Thlr.  abzustehen  und  die  Unterbediente  der  Pflichten 
zu  erlassen.  Weil  sie  aber  in  gar  geringer  Anzahl  und  die  Städte  gar  nicht 
instruirt  wären,  so  nähmen  sie  es  ad  referendum  und  wollten's  dahin  rich- 
ten, dass  bei  künftiger  Zusammenkunft  etwas  sicheres  festgestellt  werden 
sollte.  Diesmal  konnte  man  nicht  weiter  kommen  und  gab  also  I.  F.  Gn. 
eine  Mahlzeit  zum  Abschiede. 
18.  Oct.  Man  kam  mit  den  Ständen  nochmals   zusammen  und  ward  gut  gefun- 

den, die  beiden  Punkte  nochmals  zu  tentiren.  Prinz  Moritz  undDr.  Wei- 
mann  redeten  ihnen  also  nochmals  zu,  und  ward  der  endliche  Abscheid, 
man  sollte  in  den  Recess  bringen,  dass  sie  über  3  Wochen  wieder  einkom- 
men  und  gedachter  beider  Punkten  halber  gewierige  Resolution  einbringen 
wollten.  Praevia  deliberatione  Hess  man's  dabei,  und  war  man  der  Mei- 
nung, es  wäre  damit  vorerst  genug  gethan,  weil  dadurch  die  beiden  Punkte 
in  Zweifel  gebracht.  Endlich  ward  der  recess  publice  abgelesen  und  die 
Stände  darauf  gedimittirt"  ^). 


Weimann  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Cleve  18.  Oct.  1655.    B. 

[Kurz  vor  der  Abreise  der  Prinzessin  boten  die  Stände  156,000  Thlr.  und  nah- 
men den  Recess  über  Winnenthal  an.  Er,  Biland,  Heiden  und  Motzfeld  haben 
die  Verhandlungen  zu  Ende   geführt,   der  Statthalter  hat  nach   seiner  Rückkehr 

mit  Hand  angelegt.] 

18.  Oct.  „Meiner  vor  acht  Tagen   abgestatteten   unterthänigsten  Relation 

zufolge  berichte  ich  hiermit  gehorsamst  weiter,  dass  sich  nachgehends 
die  Tractaten  immer  mehr  und  mehr  zerschlagen,  und  zwar  so  weit 
auch,  dass  Alles  gebrochen  und  I.  H.  fertig  war,  am  Freitage  den 
15.  Oct.  aufzubrechen  nach  Holland:  Die  Stände  hatten  bereits  ä  Dieu 
gesagt  und  I.  H.  stund  schon  in  limine  um  wegzugehen.  In  dem 
Augenblicke   kamen    sie  wieder   herauf  und   boten    die   Summe  von 


^)  Der  vom  15.  Oct.  datirte  Recess  enthält  die  Bewilligung  der  150,000  Thlr. 
,,zur  freien  Disposition  des  Kurfürsten",  davon  56,000  Thlr.  in  der  Weise  wie 
die  letzten  Pathengelder  bis  zum  1.  Jan.  1656  erhoben  werden  sollen ;  über  die 
Erhebung  der  übrigen  Summe  von  da  ab  soll  mit  den  Ständen  weiter  verhandelt 
werden.  Zur  Berathung  über  eine  Reform  der  Matrikel  sollen  ständische  Depu- 
tirte  zusammentreten.  Die  Entscheidung  über  die  von  ihnen  nicht  auszuglei- 
chenden Streitpunkte  bleibt  dem  Kurfürsten  vorbehalten.  Bezüglich  der  übrigen 
Gravamen  soll  den  Landtagsrecessen  gemäss  verfahren  werden,  ,, gleichwie  denn 
S.  Ch.  D.  sich  zu  den  Ständen  auch  versehen,  dass  sie  sich  ihres  Theils  in  den 
Schranken  der  Recesse  halten". 
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150,000  Thlr.  anstatt  der  monatlichen  Contribution,  und  waren  zufrie- 
den, den  winnenthalischen  Recess  anzunehmen,  wie  ihn  I.  H.  stellen 
lassen,  erboten  sich  auch  im  Uebrigen,  alle  Willfährigkeit  zu  bezeigen, 
begehrten  aber,  I.  H.  möchte  noch  etwas  bleiben,  auf  dass  man  das 
Uebrige  auch  zur  Richtigkeit  vollkommlich  richten  möchte.  Wann  nun 
I.  H.  Ihre  Reise  nicht  aussetzen  konnten,  so  Hessen  Sie  nebst  dem 
V.  Biland,  Heiden  und  Dr.  Motzfeld  mich  zurück,  gestalt  Alles 
mit  den  Ständen  auf  gewisse  Maasse  zu  schliessen.  Wenn  sie  nun 
mit  allerseitigem  grossen  Frohlocken  geschieden,  so  haben  wir  inmit- 
telst befohlenermaassen  und  derogestalt  Alles  weiter  abgehandelt,  dass 
ich  vermeine,  E.  Ch.  D.  werden  so  wohl  als  I.  H.  ein  gnädigstes  Ge- 
nügen daran  haben.  Prinz  Moritz  F.  Gn.  kam  den  Abend,  als  I.  H. 
des  Morgens  aufgebrochen  und  hat  die  Hand  mit  an's  Werk  gelegt". 


Anton    Momm,   Bürgermeister  von   Rees,   an   den  Magistrat 
daselbst.     Dat.  Cleve  22.  Oct.  1655.     R. 

[Die  Gründe  zur  Bewilligung  der  j50,000Thlr.  in  3  Terminen.  Der  Statthalter  vor 
den  Ständen.  Verleumdungen  wider  ihn  beim  Kurfürsten.  Geheime  Mittheilungen 
;tij  ständische  Deputirte.  Des  Kurfürsten  extreme  Resolutionen  gegen  das  Land; 
seine  Forderung  bezüglich  der  Beamtenvereidigung   und  der  Dispositionsgelder.] 

„I.  H.  ist  am  15.  dieses  von  daunen  wiederum  verreiset,  und  ehe  22.  Oct. 
ich  zu  Cleve  wieder  angekommen  gewesen,  haben  die  Landstände,  doch 
leputati  der  Städte  sub  ratificatione  principalium,  150,000  Thlr.  eingewil- 
ligt, weil  es  nicht  anders  sein  können,  und  die  Regierung  sonst  eben  wohl 
verfahren  wollen.    Und  wiewohl  diese  Gelder  in  .3  Jahren  zu  bezahlen 
eingewilligt  wären,  st  haben  die  Herren  Räthe  doch,  nach  I.  H.  Ab- 
'ise,  gesagt,   dieselben  hätten  von  3  Terminen,  nicht  aber  3  Jahren 
•  rstandcn;    und  also    durchgedrungen,    dass   diese    150,000  Thlr.   in 
iuem  Jahre  bezahlt  werden   sollen,    und  zwar  zwischen  diesem  und 
('hristmess  35,000  Thlr.,  wozu  so  viel  beigcschlagen,  dass  es  46,000 
Thlr.  betrage,  welche  nach  der  alten  Matrikel  umgelegt  werden  sollen; 
die  Bezalilung  der  andern  Termine  aber  soll  nach  der  Morgenzahl  ge- 
(hchen,  darab  nichts  befreit  sein  soll,  ausserhalb  was  von  alters  unter 
Icn  adeligen  Hauereien  gewesen.     Städte  aber  drangen  darauf,  dass 
lie  Adeligen  in  corpore  mit  geben  möchten. 

S.  F.  Gn.  der  Herr  Statthalter  ist  zu  den  Ständen  in's  Rathhaus 
kommen,  denselben  zu  erkennen  gebend,  wie  dass  er  bei  S.  Ch.  D. 
darüber  heftig  betragen  und  schwarz  gemacht  worden  wäre,  dass  er 
von  den  Ständen  11,000  Thlr.  genossen  hätte,  und  dadurch  umgekauft 
worden  wäre,  den  Ständen  etwas  einzuwilligen,  welches  S.  Ch.  D.  an 
Dero  laudesfUrstlichen  Hoheit  naehthcilig  und  disruputirlich  wäre;  dar- 
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Über  dann  S.  Ch.  D.  von  etlichen  Dero  Käthen  gegen  diese  Lande 
dergestalt  erbittert  gemacht  worden  wäre,  dass  S.  F.  Gn.  dieserhalb 
den  Ständen  etwas  zu  oifenbaren  hätte,  daran  dem  ganzen  Lande  son- 
derlich gelegen  wäre.  Die  Stände  möchten  ihres  Mittels  Einige  de- 
putiren,  denen  S.  F.  Gn.  es  offenbarte :  Zu  welchem  Ende  dann  der  Herr 
V.  Rheidt,  Dungein  von  Dahlhausen  und  ich  deputirt  worden.  Als 
wir  zu  S.  F.  Gn.  gekommen,  hat  derselbe  zuvorderst  einen  leiblichen 
Eid  zu  Gott  geschworen,  dass  dasjenige,  welches  er  den  Ständen  sagen 
und  offenbaren  würde,  in  der  Wahrheit  also  beschaffen  wäre.  Dage- 
gen haben  Deputati  auch  einen  leiblichen  Eid  ausschwören  müssen, 
dass  sie  dasjenige,  welches  ihnen  offenbart  würde,  an  niemanden  re- 
veliren  wollten.  Darauf  hat  der  Fürst  uns  solche  erschreckliche  Rath- 
schläge  und  Vornehmen  gegen  diese  Lande  zu  erkennen  gegeben^  dass 
einem  die  Haare  zu  Berge  stehen  möchten,  und  dem  Fürsten  selbst 
die  Thränen' über  die  Backen  gefallen;  hätte  aber  dabei  vermeldet, 
dass  zwei  Punkte  wären,  welche  S.  Ch.  D.  durch  böse  Rathgeber  zu 
solcher  extremer  Resolution  bewogen  hätten:  1)  Dass  die  Richter  und 
Unterbedienten  auf  den  Hauptrecess  beeidigt  wären  und  meineidig  ge- 
macht würden,  wann  sie  S.  Ch.  D.  Befehlen  parirten,  wie  sie  dann 
selbigen  zu  pariren  schuldig  wären.  2)  Dass  den  Ständen  freigestellt 
wäre,  12,000  Thlr.  zu  ihrer  Nothdurft  eigener  Auctorität  auszuschla- 
gen, dahingegen  der  Kurfürst  selbst  nicht  bemächtigt  wäre,  ohne 
der  Landstände  Consent  das  Geringste  auszuschlagen.  Wollten  die 
Stände  auf  diese  2  Punkte  des  Haupt-  und  Nebenrecesses  den  übrigen 
Inhalt  desselben  unnachtheilig  renunciiren,  so  würde  allem  Unheil  da- 
durch vorgebaut  werden  können,  sonsten  aber  alles  im  Lande  über 
den  Haufen  gehen,  so  dass  es  besser  wäre,  auf  den  ganzen  Haupt- 
recess schier  zu  renunciiren,  als  solches  Uebel  abzuwarten,  uti  depu- 
tati referebant.  Der  Fürst  hat  begehrt,  gegen  den  8.  Novembris  woll- 
ten deputati  (der  Stände)  wiederum  auf  Cleve  erscheinen  und  auf 
beide  vorgesetzte  Punkte  ihrer  Principalen  Resolution  einbringen". 


Weimann  an  den  Kurfürsten.  Dat.  Haag  27.  Oct.  1655. 
(Weimann's  Journal.) 
[Erläutert  und  entschuldigt  die  ßecesse  mit  den  Ständen.  Freude  darüber  bei 
den  Staaten,  Bestürzung  Aitzema's.  Der  Stände  Nachgeben  bezüglich  der  bei- 
den vom  Kurfürsten  gewünschten  Punkte  ist  vorbereitet.  Hilfszusage  Amster- 
dams und  Anderer.  Austausch  der  Ratificationen.  Anweisung  an  die  staatischeu 
Residenten.    Des  Protectors  Freundschaft] 

27.  Oct.  „Was  bei  dem   clevischen  Tractat  endlich  für  einen  Schluss  ge- 

nommen, zeigt  die  Beilage,  wie  es  hergegangen  und  was  I.  H.  oder 
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die  Regierung  7ai  Diesem  oder  Jenem  bewog,  das  beikommende  Pro- 
tokoll. Gewiss  ist's,  dass  man  sich  darunter  aller  Vorsichtigkeit,  Treue 
und  Fleisses  gebraucht,  das  Vornehmste  aber,  dass  I.  H.  die  Losge- 
bung  des  v.  Winnenthal  versprochen.  Nun  kam  Sie  auf  solche 
Maasse  gar  ungern  dazu.  Wenn  aber  die  Stände  endlich,  und  da  I.  H. 
ganz  in  procinctu  stund,  zu  anderen  Sachen  tiber  Vermuthen  willig 
resolviret,  so  war  es  auch  über  Vermuthen,  dass  I.  H.  Sich  wegen 
des  V.  Winnenthal  dergestalt  einliessen.  Nun  männiglich  war  frohe 
darüber  und  sahen  wir  mehr  als  offenbarlich,  dass  dieses  das  Mittel 
war,  der  Unterthanen  guten  Willen  und  Affection  wieder  zu  gewinnen. 
Zwar  hat  man  nach  vielen  Versuchen  das  Engagement  der  Privilegien 
nicht  erthätigen  können.  Die  aber  der  Sache  selbst  eifrig  nachge- 
dacht, halten's  gänzlich  dafür,  E.  Ch.  D.  seien  des  Mannes  genugsam 
versichert,  da  er  die  Urfehde  schwören  und  sein  Gut  und  Blut  für 
seine  Treue  wird  verbinden  müssen.  Die  Stände  werden  ihm  auch 
in  seinem  Vorbringen  dermaassen  wohl  nie  mehr  trauen,  dass  sie  nicht 
jedesmal  zurück  und  auf  ihre  Caution  sehen,  und  wenn  er  das  sieht, 
80  wird  er  ungezweifelt  hinfür  einen  andern  Weg,  als  er  vor  diesem 
gethan,  nehmen,  und  alles  Fleisses  dahin  trachten,  *dass  er  bei  E.  Ch. 
D.  im  Guten  und  considerabel,  das  ist  ohne  Gefahr,  sein  möge.  Wie 
ihm  aber  auch  sei,  so  kann  er  nicht  viel  schaden.  Inmittelst  ist  durch 
seine  Losgebung  dem  Lande  Ruhe  und  andern  E.  Ch.  D.  Ländern  ein 
Exempel  gegeben,  E.  Ch.  I).  bei  diesen  schweren  Lauften  mit  den 
monatlichen  Contributionen  willig  an  der  Hand  zu  gehen.  Unglaub- 
lich ist's,  wie  gern's  dieser  Etat  gesehen,  alle  Menschen  congratuliren 
I.  H.  tlber  ein  so  gutes  Werk,  und  ist  der  Stände  Agent  Aitzema 
nicht  wenig  bestürzt,  dass  ihm  hiermit  alle  Materie  genommen,  anderen 

im  Besten  allhie  E.  Ch.  D.  immerfort  zu  betrüben,  und  wollen  L  H. 
nicht  zweifeln,  E.  Ch.  D.  werden  Sich  ihre  Verrichtung  gnädigst  ge- 
fallen lassen,  und  also  die  Verfügung  thun,  dass  der  v.  Winnenthal 
vcrglichcnermaassen  gerelaxirt  werden  möge.  Die  zwei  aufgesetzten 
Puncta  wegen  der  12,000  Thlr.  und  der  Pflichten  betreftend,  da  ist 
schon  genug  gethan,  dass  man  sie  in  Zweifel  gei)ra('ht,  und  wird's  bei 
1^  (luftigem  Landtage  sich  wohl  dermaassen  weiter  schicken,  dass  E.  Ch.  D. 

I runter  zu  Ihrer  Intention  konimen  können,  gehe  alsdann  wieder  nach 
\  •  III.  haben  zu  Arnheim,  Utrecht  und  Amsterdam  die  Versicherung 
LThaltcn,  dass  dem  Etat  E.  Ch.  I).  und  Den»  IntorcHsc  allerdings  zu- 
gethan,  sie  erbieten  »ich  zu  Allem  und  bekennen  rund  heraus,  wo  sie 
£.  Gh.  D.  verlassen  würden,  so  thäten  sie  als  gottes-  und  ehrverges- 
sene Leute,  und  dass  sie  Gut  und  Blut  für  Sie  aufsetzen  wollen''. 
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Amsterdam  hat  wissen  lassen,  dass  die  Staaten  gegen  Frühling  zu  lang- 
sam mit  ihrer  Hilfe  wären,  sie  „auf  des  Kurfürsten  Namen  eine  Flotte  von 
40  Schiffen  in  See  laufen  lassen  wollen".  Heute  findet  der  Austausch  der 
Ratificationen  statt,  dann  wird  er  sofort  Succurs  verlangen;  „alles  lässt 
sich  ziemlich  dazu  an".  Der  staatische  Resident  in  Copenhagen  soll  Däne- 
mark ermahnen,  „nicht  das  gemeine  Interesse  zu  abandonniren'^,  der  Resi- 
dent Pelz  in  Danzig  das  königliche  Preussen,  „sich  mit  E.  Ch.  D.  zu  fü- 
gen". Wie  Nieport  schreibt,  ist  der  Protector  erfreut,  „dass  E.  Ch.  D. 
mit  ihm  in  Freundschaft  treten  wollen". 


Der  Kurfürst  an  die  Regierung.     Dat.  Rinsk  in  Preussen 
17.  Nov.  1655.     M. 
(Präsentirt  Cleve  6.  Dec.  1655.) 
[Die  Resolution  über  den  Recess  soll  nächstens  erfolgen.] 
17.  Nov.  „Wir  sind  in  Gnaden  resolviret,  des  Recesses  wegen,  so  mit  Un- 

sern  clevischen  und  märkischen  Ständen  bei  Anw^esenheit  Unserer 
hochgeehrten  Frauen  Schwiegermutter  der  verwittibten  Prinzessin  von 
Oranien  Lbd.  aufgerichtet,  Uns  bei  erster  Post  gnädigst  zu  erklären  ^), 
wollet  demnach  dahingegen  daran  sein,  dass  die  dieses  Jahr  fälligen  Gel- 
der förderlichst  ausgeschlagen  und  zusammen  gebracht  werden  mögen". 

Um  dieselbe  Zeit,  wo  der  Kurfürst  dieses  Rescript  erliess,  hatten  sich 
die  clevischen  Stände  in  Calcar  versammelt,  und  mahnten  von  dort  aus  so 
dringend  und  drohend  die  Prinzessin  von  Oranien,  Weimann  und  den 
Statthalter  an  die  Confirmation  und  Ausführung  der  beiden  im  October  ver- 
einbarten Recesse  seitens  des  Kurfürsten,  dass  Johann  Moritz  sich  ver- 
anlasst fand,  den  Ständen  wiederum  alle  Zusammenkünfte  ohne  seine  Zu- 
stimmung ernstlich  zu  untersagen.  Inzwischen  wandte  er,  wie  die  Regierung, 
sich  in  wiederholten  Schreiben  an  den  Kurfürsten,  die  Prinzessin  von  Ora- 
nien und  den  Grafen  von  Wittgenstein,  den  der  Kurfürst  an  die  Spitze 
der  in  Berlin  zurückgelassenen  Räthe  gestellt  hatte ,  mit  der  immer  drin- 
genderen Bitte  um  Confirmation  der  Recesse,  beziehungsweise  deren  Beför- 
derung. Unter  dem  31.  Januar  1656  meldete  dann  Wittgenstein,  dass 
der  Kurfürst  ihm  durch  Rescript,  dat.  Rinsk  IT.  November,  befohlen  habe, 
„Wilich  auf  gewisse  Maasse  zu  dimittiren".  Er  habe  darauf  Commissäre 
nach  Spandau  gesandt,  um  die  Wache  vor  Wilich's  Wohnung  abzustellen, 
„damit  er  sich  seiner  Freiheit  gebrauche".  Dem  Commandanten  daselbst 
sei  indessen  befohlen  worden,  Wilich  nur  aus  der  Festung  zu  lassen,  um 
sich  sofort  zum  Kurfürsten  zu  begeben-,  was  er  jedoch  augenblicklich  seiner 
Krankheit  wegen  nicht  thun  könne.  Am  3.  März  unterzeichnete  Wilich 
die  Erklärung,  sich  nach  seiner  Entlassung  aus  Spandau  alsbald  zum  Kur- 
fürsten begeben  zu  wollen;  ward  aber  durch  einen  Krankheitsrückfall  ver- 
hindert, die  Reise  nach  Preussen  anzutreten.     In  Anbetracht  seiner  zerrüt- 


*)  Das  Concept  im  berliner  geh.  Staatsarchive  ist  von  Somnitz's  Hand,  mit 
der  Correctur:  statt  „zu  confirmiren",  „uns  bei  erster  Post  gnädigst  zu  erklären". 
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ren  Gesundheit  erliess  ihm  dann  der  Kurfürst  vorerst  diese  Reise  und 
gestattete  ihm,  nach  Spaa  zum  Gebrauch  der  dortigen  Bäder  zu  gehen; 
dagegen  stellte  er  unter  dem  28.  Mai  einen  eigenhändigen  Revers  aus, 
worin  er  gelobte,  sich,  so  oft  der  Kurfürst  ihn  zur  persönlichen  Aufwar- 
tung befehlen  werde,  unweigerlich  einzustellen.  Romberg  war  bereits  am 
30.  April  vom  Statthalter  „aller  Ansprache  entlassen"  worden,  nachdem  er 
sich  kurz  vorher  nach  dem  Haag  zu  der  Prinzessin  von  Orauien  begeben 
und  vor  ihr  „Abbitte  gethan"  hatte*).  Inmitten  Junis  traf  Wilich  wieder  in 
Winnenthal  ein;  am  27.  d.  M.  richteten  die  clevischen  Stände  aus  Rees  ein 
Schreiben  an  ihn  und  den  noch  in  Wien  weilenden  Licentiaten  Adolf  Moll, 
worin  sie  erklärten,  dass  „dieselben  die  regensburgische  Negotiatiou  rühmlich 
und  der  Instruction  gemäss  verrichtet,  und  sie  ihnen  wegen  ausgestandener 
Widerwärtigkeiten  die  gebührende  Satisfaction  geben  wollten".  Dies  Schrei- 
ben traf  Moll  nicht  mehr  unter  den  liebenden.  Er- war  am  22.  Juni  in 
Wien  in  einem  Dominikanerkloster  gestorben;  nach  dem  Berichte  des  stän- 
dischen Agenten,  Joh.  Jac.  Keiner  v.  Zimmendorf,  „nach  langer  me- 
lancholia  hypocondriaca,  ex  maximo  animi  dolore,  dass  er  also  von  seinen 
Principalen  verlassen  worden  ist,  in  äusserster  Armuth  und  mit  Hinterlas- 
sung vieler  Schulden".  Da  er  in  der  Dominikanerkirche  beerdigt  wurde, 
scheint  er  in  Wien  zur  katholischen  Kirche  übergetreten  zu  sein;  bei  sei- 
ner Abreise  nach  Regensburg  war  er  als  Mitglied  des  Raths  von  Wesel 
jedenfalls  reformirten  Bekenntnisses.  —  Dietrich  Karl  v.  Wilich  trat 
im  Frühling  1658  als  Kanzler  in  den  Dienst  des  Bischofs  Christoph 
Bernhard  von  Münster,  sein  Patent  datirt  vom  6.  Juli  d.  J.:  ob  er  diese 
hervorragende  Stellung  im  Dienste  eines  benachbarten  katholischen  Fürsten, 
der  eine  höchst  zweideutige  Rolle  in  dem  ständischen  und  neuburgischen 
lutriguenstück  gespielt  hatte,  mit  oder  ohne  Zustimmung  des  Kurfürsten  an- 
getreten hat,   ist  aus   den   dem  Herausgeber  vorliegenden  Acten  nicht  zu 


Der  Kurfürst  an  d.  Statthalter.  Dat.  Königsberg  5. Febr.  1656.  M. 

(Eigenhändig.) 

[  i  rotz    ui'H   iruMH'ii.s    iniT    ."^ciiweden    sind    zur   Sicliorung   des    Staiiis    iiustuiigen 
DÖthig.     I)er«'n  Anordnung   in  (Jleve-Mark   ohne   alle  lliicksicht  auf  die  Stände. 

(irosses  Dessein.] 

^MniiMiui    iiMHi  «MMiMii.     Nachdem   der  J'iii'dc   /wischiMi   mir   und    iHM). 
dem  Könige  in  Schweden  gctroflcn'^),  bo  Roltc  man  zwalir  vermeinen, '^'- ^''^''"'• 

ich  nuhmcr  meine  Völker  wieder  ahdankon  nnd  keine  mehr  weiter 
werben  laHsen  Hollte,  aber  ck  Hchcint,  dans  ich  noch  nicht  au«  aller 
Gefahr  bin,  weil  in  Polen  ein  grosser  AufHtand  ist,  welcher  mich  auch 
treffen  krmnte.    So  hab  ich  dahin  mich  rewolvircn  mÜHsen,  noch  einige 

'i  Konrud  l'lillipp  v.  UuuiberK  ward,  apatur  vom  Kurfümtou  völlig  zu 
Oosden  wiedur  auf^unoinnioD,  am  5.  Aug.  1604  zum  cUwe-miirkischen  Justisnith 
und  am  25.  Oct.  lG(>r>  zum  Priiaidontcn  des  clevo.miirkischün  Hoff^orlcht«  ürnannt. 

'j  Der  kohigsborgor  Vortrug  vom  17.  Jun.  l(>ö<>,  vgl.  Üroyion  III/J  p.  210  ff. 
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Werbungen  so  wol  an  Infanterie  als  Cavallerie  zu  thun,  um  zu  Ver- 
sicherung meines  Staats  zu  (gereichen?).  Als  ersuche  ich  hiemitt  Ew. 
Lbd.  laut  beigelegter  Liste  ')  die  Verordnung  in  denen  Landen  zu  thun, 
damit  selbige  Völker  ehist  gerichtet  und  beygebracht  werden  mögen. 
Es  ist  ein  überaus  gross  dessein  für,  derwegen  weder  Freund  oder  Feind 
oder  Stände  müssen  consideriret  werden.  Ich  kann  auch  solches  der 
Feder  nicht  vertrauen,  und  wird  sich  solches  schon  gegen  den  Sommer 
weisen.  Ich  hoffe,  meine  Armee  werde  bestehen  in  25,000  Mann. 
Also  bitte  Ew.  Lbd.  ich,  so  lieb  Ihr  meine  und  meines  Hauses  Auf- 
nehmen und  Wolfahrt  ist,  die  Werbungen,  wann  die  Officier  sich  bei 
Derselben  angeben,  fort  zu  setzen,  es  mochte  verdriessen  wem  es  wolle, 
denn  itzo  keine  Landstände  zu  consideriren  sein".  — 


Der  Kurfürst  an  d.  Statthalter.  Dat.  Königsberg  9.  Febr.  1656.  M. 

(Eigenhändig.) 
[Auftrag  an  0]t>erst  Spaen  zu  Werbungen.     Deren  Beförderung.] 
9.  Febr.  „Monsieur  mon  cousin.     Nachdem  ich  eine  Nothdurft  zu  sein  er- 

achtet, den  Obristen  Spaen  abzufertigen,  umb  die  bewussten  Werbun- 
gen schleunig  ins  Werk  zu  richten^),  als  hab  ich  Ihn  hiemit  an  Ew. 
Lbd.  verweisen  wollen,  damit  Dieselbe  ihm  desto  besser  behülflich 
sein  mögen,  weil  hieran  mein  Dienst  und  meines  Hauses  Wolfarth 
beruhet.  So  zweifle  ich  nicht,  Ew.  Lbd.  werden  hierin  noch  ferners 
Dero  gute  Affection  beweisen  und  das  Werk  mit  höchsten  Eifer  be- 
forderen helffeU;  hiermit  werden  Dieselbe  mich  zum  höchsten  obligiren 
und  ich  werde  hinwieder  verbleiben"  etc.  — 


*)  Diese  Liste  enthält  ein  Verzeichniss  der  in  Oleve-Mark  zu  werbenden 
Truppen;  danach  waren  zu  beschaffen  für  die  Cavallerie  je  300  Mann  für  die 
Regimenter  der  Obersten  Eller,  Spaen  und  Joseph,  eine  Freicompagnie 
des  Oberstlieutenants  Buch  von  200  Mann  und  eben  so  viel  Rekruten  für  das 
waldecksche  Regiment,  also  im  Ganzen  1200  Manu;  für  die  Infanterie  je  1200 
Mann  für  die  Regimenter  der  Obersten  Groende,  Hundebeck  und  Bor- 
winkel, sowie  400  Mann  für  die  beiden  waldeckschen  Infanterieregimenter,  im 
Ganzen  also  4000  Mann.  Eigeohändig  setzt  der  Kurfürst  hinzu:  „Den  irischen 
und  schottischen  Obristen,  so  an  Prinz  Moritz  gewiesen,  wird  nicht  mehr  als 
was  präsent  ist,  gut  gethan,  und  indess  sollen  sie  complet  marschieren,  und  ist 
Cleef,  Mark,  Ravensberg,  Soesterbörde  und  Herforden  zu  Quartieren  angewiesen". 

2)  Es  ist  der  Oberst  und  Drost  zu  Hamm  Alexander  v.  Spaen,  der  nach 
dem  am  29.  October  1655  erfolgten  Tode  seines  Bruders  Jakob  an  dessen  Stelle 
zum  clevischen  geheimen  Regierungsrath  und  Landdrosten  ernannt  worden  war. 
Seine  Instruction,  dat.  Königsberg  24.  Februar  1656,  weist  ihn  an,  5000  Mann 
Infanterie  und  1200  Mann  Cavallerie  in  Cleve-Mark  zu  werben,  und  sie  in  die 
vom  Kurfürsten  näher  bezeichneten  Regimenter  und  Quartiere  zu  vertheilen.  Er 
soll  wo  möglich  nur  Ofßciere  und  Soldaten  beschaffen,  die  schon  gedient  haben, 


Der  Kurfürst  befiehlt  fernere  Werbungen  und  Steuererhebungen,      g4| 

Der  Kurfürst  an  d.  Regierung.  Dat.  Königsberg  21.  Febr.  1656.  B. 

[Hat  keine  Zeit   zu   der  Prüfung   und  gewünschten  Eatification    des  Landtagsre- 

cesses  gehabt.     Trotzdem  müssen  bei   den  drohenden  Gefahren  die  94,000  Thlr. 

schleunigst  erhoben  werden.] 

„Weichergestalt  und  aus  was  Ursachen  ihr  abermals  um  forder-  21.  Febr. 
lichste  Einsendung  Unserer,  über  die  jüngsthin  mit  den  cleve-  und 
märkischen  Landständen  gepflogenen  Landtagshandlungen,  gnädigsten 
Ratification  in  Unterthänigkeit  angehalten,  solches  ist  Uns  nebst  euren 
unvorgreiflichen  Erinnerungen,  von  Unserem  Statthalter  gethan,  aus 
eurem  unterthänigsten  Bericht  vom  1.  dieses  umständlich  vorgetragen 
worden.  Gleichwie  Uns  nun  an  förderlichster  Ausschlagung  der  noch 
restirenden  94,000  Thlr.  zum  höchsten  gelegen,  also  hätten  Wir  euch 
zwar  die  erforderte  Ratification  tiber  obengedachte  Handlungen  gnä- 
digst gern  bald  anfangs  zufertigen  wollen,  damit  solcher  nöthigen  Aus- 
schlagung um  so  viel  weniger  Hinderung  zugefertigt  werden  möchte. 
Nachdem  Wir  Uns  aber  bisher  dieses  Orts  mit  so  viel  schweren  wich- 
tigen Aflfairen,  wie  auch  noch  dergestalt  überhäuft  befinden,  dass  Wir 
Uns  den  aufgerichteten  Recess  der  Gebühr  nach  nicht  vortragen  noch 
die  desiderirte  Ratification  bei  dieser  Post  übersenden  können,  Uns 
aber  gleichwohl,  wie  obgedacht,  an  ehester  Ausschlagung  solcher 
94,000  Thlr.  zum  höchsten  gelegen,  und  zumal  wegen  der  aller  Orten 
vor  Augen  schwebenden  gefährlichen  conqueten  und  Kriegsmacht  sum- 
mum  in  raora  periculum,  also  dass  das  von  Uns  vorhabende  Verfas- 
sungswerk, wo  diese  Summe  nicht  gleich  sofort  unfehlbar  zur  Hand 
geschafft  wird,  zu  Unserer  und  Unserer  Lande  Pcriclitirung  in  Stocken 
gerathen  dürfte;  als  wollet  ihr  allsofort  nach  Empfang  dieses,  mit 
Zuziehung  einiger  aus  Mittel  der  Stände,  darob  äusserst  sein,  dass 
obberührtc  Summe  ohne  Verlust  der  geringsten  Zeit  zusammengebracht 
und  zu  der  höchstnötliigen  Werbung  angewendet  werden  möge.  Und 
gleichwie  Wir  Uns  dessen  zu  Uuscrn  gehorsamen  treuen  Ständen  in 
churfUrstiiehen  Gnaden  gewiss  und  eigentlich  versehen,    also  wollet 

Qod  dafür  sorgen,  dass  die  betreffenden  Kogimonter  spätestens  gegen  Endo  Mai 
complet  sind.  Des  Statthalters  und  der  Uegierung  Assistenz  „hat  er  zu  gebrau- 
chen". „Würde  aber  selbige  nicht  fort  oder  die  Sachen  unter  was 
Prätüxt  und  Vorwaudos  auch  sein  mochte,  aufschieben  wuliun,  soll 
der  Oberst  Spacn  kr/ift  dieses  bemächtigt  sein,  mit  Zuziehung  und 
Assiiienz  8.  (Jb.  D.  Ilaths  und  Obercommissarii  Job.  Paul  Ludwig 
•'^  Cleve  und  Mark  die  Quartiere  gelbsten  zu  assigniren,  reparti- 
nos  zu  machen  und  zu  exequtren",  wozu  or  sich  eventuell  eines  anlie- 
genden offenen  Patents  an  alle  H«'amte  und  Obrigkeiten  bedienen  soll.  Den 
zum  ('uminuridaiitcn  von  Hamm  ernannten  Oberst«  n  v  It  o  doUr  h  wingh  soll 
er  anweisen,    die  Stadt   durch  hinreichende  Osrni  iurch  Hcfestigungsar* 

boittin  in     L'qton  Stand  zu  setzen". 
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ihr  dieselben  versichern,  dass  die  gesuchte  Ratification,  sobald  Wir 
Uns  mehrgemelten  Landtagsrecess  werden  haben  vortragen  lassen, 
welches  dann  ehestens  geschehen  wird,  unfehlbar  erfolgen  soll.  In- 
mittelst wollt  ihr  euch  nochmals  die  Beförderung  dieser  Unserer  In- 
tention alles  pflichtschuldigen  Fleisses  angelegen  sein  lassen  und  solche 
schleunige  zureichende  Mittel  ersinnen,  dadurch  die  Summe  von  94,000 
Thlr.  schleunig  aufgebracht  werden  möge". 


Statthalter  und  Regierung  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Cleve 
14.  März  1656.     M. 

[Die  Kosten  der  anbefohlenen  Werbung  übersteigen  weit  die  bewilligte  Steuer, 
die  zum  Theil  schon  ohne  der  Stände  Consens  erhoben  ist.  Die  Steuerleistung 
des  Landes  seit  1643.  Erschöpfung  und  Verarmung  desselben.  Die  in  dem 
Recesse  den  Ständen  gemachten  Zusagen  und  ihr  Eid  auf  denselben.  Die  vorjäh- 
rige Steuererhebung  war  durch  den  ßeichstagsabschied  und  die  Nothwendigkeit 
der  Defension  zu  motiviren;  jetzt  der  Kurfürst  im  Frieden.  Bitte,  anderswo 
•  werben  und  nicht  über  die  bewilligte  Summe  erheben  zu  lassen.] 

14.  März.  „E.  Ch.  D.  unterthänigst  zu  hinterbringen,  drängt  uns  die  unum- 

gängliche Noth  und  Pflicht,  womit  wir  Deroselben  verbunden,  was- 
maassen,  da  der  von  E.  Ch.  D.  an  mich,  Dero  Statthalter,  unterm  5. 
abgewichenen  Monats  abgelassene  Befehl,  dass  annoch  in  diesen  Dero 
Landen  fünftausend  Mann  zu  Fuss')  und  1200  zu  Koss  sollten  ge- 
worben und  verpflegt  werden,  von  uns  sämmtlich  erwogen  und  die 
dazu  erforderlichen  Spesen  überschlagen  worden,  sich  befunden,  dass 
dazu  auf  drei  Monate  über  213,000  Thlr.  erfordert  werden  wollen. 
Nun  haben  zwar  die  Landstände  in  Cleve  und  Mark  am  15.  October 
jüngsthin  zu  E.  Ch.  D.  gnädigsten  freien  Disposition  150,000  Thlr. 
unter  diesem  Beding  gewilligt,  dass  davon  56,000  Thlr.  von  gedach- 
tem October  bis  zum  Januar  laufenden  Jahres  ausgeschlagen,  wegen 
Beitragung  des  Ueberschusses  aber  mit  ihnen  näher  unterredet  wer- 
den solle.  Doch  ist  von  uns  in  Kraft  E.  Ch.  D.  Befehl  ohne  solche 
vorhergehende  Unterredung  schon  die  Hälfte  des  Ueberschusses  im 
laufenden  Monat  und  April,  zur  Summe  von  47,000  Thlr.,  umgelegt 
worden.  Dieweil  aber  diese  Dero  Lande  in  kurzen  Jahren  zumal  aus- 
geöset  und  erschöpft  sind,  angesehen  dieselben  vom  Jahre  1643  bis 
zu  1649  und  zwar  allein  das  Ftirstenthum  Cleve  317,263  Thlr.  an 
baarem  Gelde  abgetragen;  im  Jahre  1650  E.  Ch.  D.  zu  Reisekosten 
und  sonsten  100,000  Thlr.  gewilligt,  die  theils  aufgenommen,  theils 
noch  zu  zahlen  stehen;  in  den  Jahren  1651,  1652  durch  den  mit  des 


*)  Das  hier  erwähnte  fünfte  Tausend  wird  die  Anzahl  der  dem  schottischen 
Obersten  zugewiesenen  Ergänzungsraannschaften  sein.     Vgl.  Note  3  p.  840. 
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Pfalzgrafen  zu  Neuburg  eingefallenen  Krieg  einen  merklichen  Schaden 
ausgestanden;  im  Jahre  1653  bei  Errichtung  des  Landtagsrecesses 
50,000  Thlr.  E.  Ch.  D.  unterthänigst  verehrt;  und  dann  in  vergange- 
nem Jahre  bei  der  Werbung  ausser  den  Pathengeldern  Cleve  schier 
300,000  Thlr.  und  Mark  bei  200,000  Thlr.  an  Geld  und  Geldeswerth, 
wie  der  vor  diesem  übersandte  unvorgreif liehe  Etat  ausgeführt  hat, 
anschaffen  müssen,  —  so  sehen  wir  keinen  Rath,  wir  wissen  auch 
keine  Mittel,  woher  die  restirenden  gewilligten  94,000  Thlr.,  weniger 
die  gemelten  213,000  Thlr.  von  den  Contribuenten  in  der  geforderten 
Eile  zu  der  bevorstehenden  grossen  Werbung  beigetragen  werden  kön- 
nen, bevorab  da  der  erste  Termin  von  56,000  Thlrn.  noch  nicht  völlig 
abgestattet  worden,  indem  das  Korn  nicht  abgezogen  wird,  schon  ver- 
than  und  geringschätzig  wie  auch  die  Bestialen  verkauft  worden,  theils 
auf  dem  Pfandstall  verderben  und  von  den  Contribuenten  uneingelöst 
stehen  bleiben,  also  dass  bei  fernerer  Einquartierung  und  Beitreibung 
der  Steuern  die  contribuirenden  Theile  nothwendig  verlaufen,  in  Hun- 
ger und  Kummer  gerathen,  Acker  und  Pflug  still  stehen,  und  das  Land 
von  den  Einwohnern  eutblösst,  öde  und  wüst  werden  muss. 

E.  Ch.  D.  werden  Sich  hiebei  gnädigst  erinnern,  welcher  gestalt 
im  Landtagsrecess  vom  Jahre  1649  ausdrücklich  mit  den  Landständen 
verabschiedet  worden,  dass  in  Kraft  der  Kecesse  de  1587  und  1610 
ohne  derselben  Consens  und  Bewilligung  keine  Völker  zu  Koss  oder 
zu  Fu88  in  einigerlei  Weise  geworben  oder  von  aussen  eingeführt  wer- 
den sollen,  und  dass  wir  darauf  zu  halten,  in  Kraft  E.  Cli.  1).  gnä- 
digsten Befehls  zu  Gott  dem  Allmächtigen  einen  leiblichen  Eid  ge- 
schworen haben,  also  dass  wir  und  die  zu  den  Kriegssachen  verord- 
neten Käthe,  welche  solchen  Eid  wirklich  abgelegt  haben,  die  angeregte 
neue  Werbung  in  diesen  Landen  zu  befördern,  zu  Verhütung  des 
Meineides,  Bedenken  tragen  müssen.  Vor  Jahresfrist  zwar  haben  wir 
und  'sie  dazu  das  Aeusscrste  in  pflichtschuldigster  Treue  angewendet, 
weil  damals  die  Werbung  und  der  Ausschlag  als  eine  Reiclisnothdurft 
vermöge  E.  Ch.  I).  oft  erwiederten  gnädigsten  Erklärungen  bei  den 
Ständen  behauptet  worden,  und  sonstcn  die  schwedische  Kriegsmacht 
dem  ganzen  römischen  Reich  suspect  falle,  und  eine  nöthigo  0-cgen- 
wehr  zu  berahmen  an  Hand  geben  konnte.  Nachdem  aber  E.  (-h.  1). 
nunmehr  durch  die  (Jnade  (Jotle«  mit  der  Krone  Schweden  in  ein 
friedliches  VerHtändnisH  gerathen,  so  können  wir  noch  zur  Zeit  keine 
erfaeblicho  Motive  finden,  womit  wir  bei  den  Stünden  diese  ohne  deren 
Bcwüligimg  angeHtclltc  neue  Werbung  behaupten,  oder  dieselbe  ohne 
Verletzung  des  bcschwornen  Landtagsrecesses  fortsetzen  helfen  können. 
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Derhalben  gelangt  an  E.  Ch.  D.  unsere  unterthänigste  hochfle- 
hentliche  Bitte,  Sie  geruhen,  diese  unsere  unterthänigste  pflichtschul- 
digste Erinnerung  nicht  in  Ungnaden  zu  vermerken,  sondern  vielmehr 
dieselbe  und  diese  Dero  Lande  mit  gnädigsten  landesväterlichen  Augen 
ein-  und  anzusehen  und  demzufolge  die  auf  dieselben  angewiesene 
Werbung  in  andere  Oerter  gnädigst  zu  versetzen,  und  die  restirenden 
94,000  Thlr.  dazu  anzuwenden,  die  alsdann  in  einigen  kurzen  Zielen, 
so  viel  möglich,  beizutreiben  wir  uns  äusserst  bemühen  werden,  damit 
also  E.  Ch.  D.  Hand  und  Siegel  der  Gebühr  nach  beobachtet  werden 
könne,  das  zwischen  Dero  und  den  Ständen  erfordertes  Vertrauen  bei- 
behalten, und  diese  Lande  und  Leute  vom  Untergang  errettet  bleiben". 

Der  Kurfürst  an  d.  Statthalter.  Dat.  Königsberg  14.  März  1656.  M. 

(Eigenhändig.) 
[Ist  zufrieden   mit   den  Werbungsanordnungen.     Sein    grosses   ,,Intent".     Seine 
Streitkräfte  und  deren  Verwendung.    Hofft  Neutralität  der  Uubetheiligten.    Schwe- 
den und  die  Staaten.] 

14.  März.  „Monsieur  mon  cousin.  Ew.  Lbd.  Schreiben  hab  ich  wol  empfan- 
gen und  ist  mir  angenehm  zu  vernehmen  gewesen,  dass  Ew.  Lbd.  die 
Anstalt  der  Werbungen  haben  machen  lassen,  und  bitte  damit  zu  con- 
tinuiren,  denn  es  nothwendig  wegen  des  grossen  Intents,  welches  ich 
fürhabe.  Hier  thu  ich  auch  mein  Bestes ;  eine  Armee  von  6000  Mann 
soll  alhie  im  Lande  stehen  bleiben,  mit  der  anderen  aber  werde  ich 
selbst  agiren,  und  sehen,  wo  der  Wind  Uns  ans  Land  bringen  wird. 
Ich  halte  woll  dafür,  dass  es  bei  Vielen  ein  Umbrage  geben  wird,  es 
kann  aber  keiner  erachten,  wohin  dass  es  gelten  wird.  Wer  nur  stille 
sitzet  und  sich  in  Unsere  Händel  nicht  mischet,  der  wird  wolfahren, 
der  es  aber  nicht  thut,  kunte  den  Schwärm  aufs  Leib  bekommen.  Ich 
erfreue  mich  von  Herzen,  dass  der  König  von  Schweden  begierig  ist, 
sich  mit  den  Staaten  der  vereinigten  Niederlande  in  gutem  Vernehmen 
zu  setzen,  und  mit  Begierde  ihre  Gesandschaft  erwartet,  auch  sich  an- 
erboten, alle  Satisfaction  zu  geben.  — 

P.  S.  Was  wegen  des  Intents,  bitt  ich  im  Geheim  zu  halten  und 
nach  verlesen  zu  verbrennen". 


Der  Statthalter  an  den  Kurfürsten.  Dat.  Gleve  21.  März  1656.  M. 

[Berufung  der  cleve- märkischen  Stände  nach  Cleve.  Ihre  Bestürzung  und  Be- 
fürchtung, dass  das  völlig  erschöpfte  Land  von  feindlichen  Heeren  überzogen 
werde.  Ihre  Absicht  einer  Deputation  an  den  Kurfürsten,  um  Ermässigung 
der  Werbung  und  Einquartierung,  und  seine  Zustimmung  zur  Erwirkung .  einer 
allseitigen  Neutralität  von  Cleve-Mark  zu  erlangen.] 

21.  März.         „Als  auf  E.  Ch.  D.  an  mich  ergangenen  gnädigsten  Befehl  und 
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in  Deroselben  Namen  ich  unlängst  die  eingewilligten  94,000  Thlr.  zur 
Hälfte  ausschlagen  lassen,  habe  ich  zugleich  den  Landständen  des 
Herzogthums  Cleve  und  Grafschaft  Mark  freigestellt,  ob  sie  eines  oder 
anderes  zu  desto  bequemerer  Fortsetzung  des  Ausschlags  und  Beitrei- 
bung der  Gelder  zu  erinnern  hätten,  dass  sie  sich  zu  solchem  Ende 
versammeln  und  die  Nothdurft  vorbringen  möchten,  worauf  sie  auch 
jetziger  Zeit  anhero  erschienen  sind.  Indem  ich  nun  einen  Anfang 
gemacht,  mit  ihnen  aus  den  Sachen  zu  reden,  habe  ich  alsbald  bei 
denselben  eine  sehr  grosse  Bestürzung  verspürt  *),  und  solches  daher, 
weil  sie'  ihrem  Vermelden  nach,  aus  erschollenem  Gerüchte  in  dem 
Gedanken  begriffen,  dass  E.  Ch.  D.  Vorhabens  seien,  in  diesen  Ihren 
Landen  über  6000  3Iann  nicht  allein  errichten  und  einquartiren,  son- 
dern auch  darin  stehen  und  verbleiben  zu  lassen,  welches  den  Landen, 
bevorab  in  Betracht  der  bisherigen  und  noch  anhaltenden  schweren 
Steuern,  zu  erschwingen  und  zu  ertragen  eine  lautere  Unmöglichkeit, 
und  nichts  anders  als  der  gänzliche  Untergang  derselben  daraus  zu 
erwarten  sein  würde,  und  zwar  um  so  viel  desto  mehr,  weil  den  Stän- 
den auch  eingebildet  worden,  dass  dieses  ein  sehr  weit  aussehendes 
und  gefährliches  Werk  sei,  wodurch  diese  Lande  in  eine  öffentliche 
Feindschaft  und  in  ein  desto  unvermeidlicheres  gründliches  Verderben 
würden  gestürzt  werden,  inmaassen  die  klägliche  und  jämmerliche  Er- 
fahrung a.  IG;».")  und  103(3  leider  mehr  denn  zu  viel  erwiesen  hätte, 
da  kaiserliche,  spanische,  französische  und  staatische  Kriegsheere  zu- 
gleich und  auf  einmal  im  Lande  eine  geraume  Zeit  gelegen,  und  alles 
dergestalt  verheert,  dass  der  Schaden  bis  auf  diese  Stunde  noch  bei 
weitem  nicht  überwunden  sei'). 

Einem  solchen  äussersten  und  E.  Ch.  D.  Selbst  zuvorderst  zum 
höchsten  schädlichen  Unheil  so  viel  als  möglich  vorzubeugen,  wären 
die  Stände,  wie  sie  mir  ferner  angedeutet,  willens,  eine  Abordnung 
ihres  Mittels  an  E.  Ch.  1).  untorthänigst  zu  thun  und  zweierlei  Wege 
zu  besagtem  Zwecke  vorzuschlagen,  auch  unterthänigst  zu  bitten,  dass 
Sich  E.  Ch.  D.  dieselbe  in  Gnaden  gefallen  lassen  wollton,  deren  der 
erste  sein  sollte,  dass,  so  viel  oberwähnte  etwa  vorhabende  Eiucjuar- 
ticrung  und  Verbleibung  der  GOOO  Mann  in  diesen  Landen  betrifft, 
eine  Milderung,  es  sei,  was  die  Zahl  des  Volks  oder  die  Zeit  des  Ver- 
bleibens i)etnfft,  gnädigst  gewilligt  und  verfügt  werden  mochte.     Der 


*)  Am  25.  März  criicsson;  dlo  Btändo  einon  foiorlichon  Protost  nichtnur  goguu 
die  Krhrbun^  der  ohne  ihre  Zuntimniuiig  umj<«;logli'ii  zwtiton  Uttto  der  IWi.OOOTIilr., 
•<<>nilern  auch  gegen  alle  Truppciiwi^rbiingeu  ninl  MiiuniMifi.  rnnL'«'ii 

')  Vgl.  nllgem.  Kinloit.  p.  74  (f. 
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zweite  Weg  aber  ihrer  Vorschläge  sollte  dieser  sein,  wofern  nämlich 
es  zu  einem  solchen  weit  aussehenden  Werke  gerathen  sollte,  und  es 
sich  mit  obberührter  Verblindniss  zwischen  der  Krone  Schweden  und 
E.  Ch.  D.  dem  Verlaut  nach  verhielte,  und  dannenhero  eine  Ho- 
stilität  auch  vor  diese  E.  Ch.  D.  Lande  zu  befürchten  wäre,  dass  auf 
selbigen  Fall  die  Landstände  mit  E.  Ch.  D.  gnädigsten  Verstattung 
bei  allen  Theilen,  Kaiser,  Königen  und  Republiken  um  Neutralität  für 
diese  Lande  nachsuchen  möchten,  die  sie  sich  auch  wohl  getrauten 
zu  erhalten,  nach  dem  Exempel  dessen,  was  desfalls  nicht  allein 
a.  1621,  sondern  auch  hernach  a.  1630,  1631  bei  weiland  Erzherzog 
Albert,  bei  Kais.  Maj.  wie  auch  Spanien  und  1634  der  Krone  Schwe- 
den und  den  Staaten  geschehen,  auf  welche  Weise  E.  Ch.  D.  diese 
Ihre  Lande,  welche  Deroselben  sonst  im  Widerspiel  ganz  verlaufen 
(wozu  sie  wegen  der  nächstgelegenen  Provinzen  und  Garnisonen  gute 
Gelegenheit  haben),  und  also  E.  Ch.  D.  zumal  unnützbar  sein  und 
bleiben  dürften,  selbst  und  allein  fruchtbarlich  würden  gemessen  können. 
Dieses,  gnädigster  Herr,  E.  Ch.  D.  unterthänigst  zu  hinterbringen, 
habe  ich  mich  aus  gehorsamster  Treuherzigkeit  schuldig  ermessen,  zu 
Deroselben  hochvernünftigem  gnädigstem  Nachdenken  hinstellend,  was 
Sie  Sich  hierunter  ferner  gnädigst  zu  entschliessen  für  gut  ansehen 
werden". 

Des   clevischen   Regierungs-   und  Amtskammerraths  Werner 

Wilhelm  Blaspeil  Bericht  an    den   Grafen   von   Wittgenstein 

über   die   cleve- märkischen  Finanzen.     Dat.  Cöln  a.  d.  Spr. 

15.  April  1656.     B. 

15.  Apr.  Auf  des  Kurfürsten  Befehl  vom  11.  März,  sofort  den  „elevischen  Kam- 

merstaat einzubringen",  hat  der  clevische  Statthalter  ihn  mit  demselben 
nach  Berlin  gesandt,  um  den  Grafen  und  den  anderen  dort  anwesenden  ge- 
heimen Käthen,  die  sich  stets  und  allenthalben  die  Conservirung  des  kur- 
fürstlichen Staats  haben  angelegen  sein  lassen,  mündlich  über  den  Zustand 
der  clevischen  Finanzen  zu  berichten.  Allerdings  kann  er  sich  nicht  ver- 
hehlen, dass  augenblicklich  in  Mitten  eines  schweren  Kriegs  „das  verhoflfte 
Redressement  des  Staats  nicht  zu  finden  ist" ;  aber  immerhin  kann  schon 
jetzt  vorbereitend  auf  Mittel  und  Wege  gedacht  werden,  „wie  dem  Werke 
dereinst  zu  helfen".  —  Aus  der  Abrechnung  der  cleve-märkischen  Kammer 
ergibt  sich,  dass  von  ihr  im  letzten  Jahre  168,112  Thlr.  mehr  gezahlt  wor- 
den sind,  als  aus  den  Domainen,  Zöllen  und  Licenten  eingekommen  ist,  ab- 
gesehen von  den  bedeutenden  Remissionen,  welche  den  Pächtern  wegen  der 
schweren  Kriegscontributionen  haben  bewilligt  werden  müssen.  Das  zum  „jahr- 
lichen Unterhalt  des  gegenwärtigen  clevischen  Staats  ordinarie  erforderliche" 
Budget  beträgt  63,117  Thlr.,  darunter  allein  für  die  Gehälter  der  Beamten 
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an  den  Regierungs-,  Justiz-  und  Amtskammercollegien  33,329  Thlr. ;  die 
von  1609  contrahirte  Schuld  1,275,797  Thlr.,  die  nachher  contrahirte,  excl. 
der  Zinsen  und  Zinseszinsen  der  staatischen  Schuld  968,873  Thlr.  Trotz 
dieser  Schuldenlast  von  mindestens  2,244,670  Thlr.  ist  „die  Sache  an  sich 
selbst  noch  nicht  gar  desperat",  denn,  obwohl  Cleve  höchstens  9  Meilen 
lang  und  durchschnittlich  IV2  Meilen  breit  ist,  so  würden  doch  die  dortigen 
Domainen,  „wenn  sie  von  allen  liasteu  und  Beschwernissen  befreit  wären", 
über  130,000  Thlr.  und  mit  den  märkischen  an  160,000  Thlr.  jährlich  auf- 
bringen können.  In  den  3  Jahren  von  1646—1649  hat  die  clevische  Kam- 
mer an  900,000  Thlr.,  davon  über  700,000  Thlr.  an  baarem  Gelde  zur  Be- 
reitung der  Ausgaben  des  Kurfürsten  herbeigeschafft,  ganz  abgesehen 
von  den  Steuern  des  Landes;  und  trotz  dieser  enormen  Summe  hat  sie 
wiederum  in  den  Jahren  1651  und  1652  die  gesammten  Kosten  der  „sehr 
starken"  Hofhaltung  des  Kurfürsten  und  der  glänzenden  Hochzeitsfeier  der 
Prinzessin  AI  bertine  von  Oranien  allein  getragen');  daher  es  erklärlich 
ist,  „dass  die  Domainen  sehr  beschwert  und  die  Kammer  sich  von  allen  Mit- 
teln entblösset  und  in  einem  sehr  schlechten  Zustand  befindet".  — 


')  Freilich  hatte  die  Kammer  mit  Abtragung  dieser  Hofhaltiingskosten  auch 
noch  jahrelang  zu  thun.  Nach  dem  Amtskammerberichte  vom  20.  August  1654 
waren  ihr  damals  seit  der  Abreise  des  Kurfürsten,  also  gegen  Ende  Sept.  1652, 
297,553  Thlr.  an  liquiden  Schulden  zu  zahlen  befohlen  worden;  meist  Vorschüsse 
von  kurfürstlichen  Officieren  und  Beamten,  sowie  Rechnungen  der  Handwerker 
io  Cleve  und  Umgegend.  Da  in  dieser  Zeit  von  2  Jahren  aus  den  Renteien  und 
Zöllen,  Alles  in  Allem,  d.  h.  incl.  aller  Verwaltungskosten  au  Geld  und  Natura- 
lien, Zinsen  etc.,  nur  162,131  Thlr.  gezahlt  worden  waren,  so  muss  der  grösste 
Theil  der  obigen  Schuldensummü  wiederum  durch  Anleihen  und  Verpfändungen 
gedeckt  worden  sein.  Wie  die  Kammereinkünfte  absorbirt  wurden,  erhellt  aus 
folgenden  Notizen  jenes  Berichtes :  Die  Zoll-  und  Licenteinkünfte  betrugen  jähr- 
lich 28,400  Thlr.,  davon  dem  Kurfürsten  persönlich  als  sogenannte  Weingelder 
14,000  Thlr.,  der  Kurfürstin  2(J(J0  Thlr.  gezahlt  wurden;  die  Aufkünfte  der  Ren- 
teien Cleve,  Calcar  und  Üdem  waren  den  Ruthen  und  Kanzleibeamten  zur  Zah- 
lung ihrer  rückständigen  Gehälter  und  Erstattung  ihrer  zahlreichen  Vorschusse 
überwiesen,  doch  „wird  die  Abzahlung  noch  in  vielen  Jahren  davon  nicht  gefun- 
den werden*.  Die  Pacht  von  der  Rentei  Huissen  hat  der  Stutthuller  für  (iehalt 
und  Vorschüsse  zu  erheben,  doch  ist  sie  bei  den  grossen  Reparatur-  und  Deich- 
koaten,  „dazu  eher  zu  wenig  als  genug".  Der  Ertrag  der  Rentei  Lymors  ist 
dem  ausserordentlichen  G.i'sandten  im  Haag,  W  ei  mann,  für  seine  Diätengelder 
zugewiesen,  „können  aber  auch  nicht  alle  daraus  gefunden  werden".  Die  Rente! 
Holte  hat  der  Drost  Quad  ganz  zur  Deckung  seiner  Forderung.  Die  für  4350 
Thlr.  v<  '   Ilontei  DiuHluken  bringt,  nach  Abzug  der  d«!m  Pachter  für  seine 

Vorscli  •  /.ihlenden  Raten,  der  darauf  angewiesenen  Zinsen  und  sonstigen 

Unkosten,  der  Kammer  1000  Thlr.  ein;  Orsoi  ist  für  850  Thlr.  verpachtet,  davon 
iin  Zinsen  und  sonstigen  Ausgaben  450  Thlr.  abgehen.  Xonten  ist  für  2125  Thlr. 
pachtet,  davon  der  Kammer  1325  Thlr.  bleiben-,  von  Reoi,  für  4175  Thlr.  vor- 
piichtet,  Reinertrag  2375  Thlr.;  von  Emmerichs  Pacht  von  4900 Thlr.,  3174  Thlr. 
Dil«  Pitcht  dtrr  Reutei  Goch,  150  Thlr.,  duckt  lange  nicht  die  dortigen  Unkosten. 
I    1200  Thlr.   verpachtet,    bringt  500  Thlr.  Reiuurtrug;    so  Usns  die 
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Der  Kurfürst   an   den  Statthalter.     Dat.  Königsberg  26.  Mai 

1656.  M. 
(Eigenhändig.) 
[Seine  Lage.     Niederlagen  der  Polen.     Beschleunigung  der  Werbungen  und  des 
Ä.braarsches  der  Truppen.     Polnische  Pläne  gegen  die  Evangelischen.    Sein  Ein- 
marsch in  Polen.] 

2G.  Mai.  „Monsieur  mon  cousin.     Diese  wenigen  Zeilen  hab  ich  desswegen 

abgehen  lassen  wollen,  damit  Ew.  Lbd.  wissen  mögen,  in  was  für 
einen  Zustand  ich  itzo  dieser  Orts  bin;  weil  in  Holland  von  unterscheid- 
lichen Orten  ausgesprengt  worden,  ob  sollten  die  Schweden  aufs  Haubt 
geschlagen  sein,  welches  sich  aber  ganz  anders  verhält,  denn  die  Polen 
überall  Schläge  bekommen,  weil  sie  keine  Stücke  viel  weniger  Pulver, 
Lunten  noch  Musketen  haben^  auch  an  keinem  Orte  für  Geld  bekom- 
men können.  Hienebenst  wollen  Ew.  L.  Ihr  belieben  lassen,  so  lieb 
derselben  meine  und  meiner  Lande  Conservation  ist,  die  Werbungen 
zu  beschleunigen,  damit  selbige  ehist  anhero  marschiren  können,  denn 
ich  der  Polen,  Tartaren  und  Kosaken  Einfall  täglich  dieser  Orten  ge- 
wärtig sein  muss,  welche  schon  zwei  meiner  Amtsdörfer  im  Oletzkischen 
abgebrannt  haben,  und  sehr  übel  darin  gehauset  haben.  Der  König 
Kasimir  hat  zu  Reusch  Lemburg  öffentlich  in  der  Kirchen  im  Beisein 
der  Senatoren,  welche  sich  mit  ihm  verschworen,  alle  Teutsche  und 
Evangelische  aus  der  Krön  Polen  und  incorporirten  Landen  zu  ver- 
tilgen, und  der  Junffer  Maria  diese  Gelübde  gethan,  welches  der  Pabst 
confirmiret  hat.  Hieraus  können  Ew.  Lbd.  nun  erachten,  dass  ich 
meine  Sicherheit  durch  die  Waffen  suchen  und  dem  Unheil  bei  Zeiten 
fürkommen  muss,  derhalben  die  Werbungen  überall  beschleunigt  wer- 
den müssen. 

P.  S.    Ich  ziehe  meine  Truppen  zusammen  und  gehe  mit  der  Ar- 
mee in  Polen,  mein  Land  desto  besser  zu  schützen". 


Die  clevischen  Stände  an  den  Kaiser.     Dat.  Cleve 
27.  Juni  1656.     K 

[Klage  über  Inhibirung  ihrer  eigenmächtigen  Convente.     Das  jus    convocandi  et 

congregandi  ist  den  jülich-bergischen  Ständen,  mit  denen  sie  in  Union,  bestätigt, 

und  von  ihnen  stets  ausgeübt,  auch  vom  Kurfürsten  durch  den  Recess  von  1653 

und  thatsächlich  anerkannt.     Bitte  um  mandatum  sine  clausula.] 

27.  Juni.         „Was  gestalt  die  clevische  Regierung  sich  unterstanden,  die  dem 


Kammer  Alles  in  AUeui  jetzt  wirklich  jährlich  einnimmt:  23,474  Thlr.;  eine 
Summe,  aus  der  sie  ,,fast  täglich  auf  die  verlaufenen  pensiones,  so  per  assigna- 
tiones  bezahlt  werden,  noch  Gelder  bezahlen  lassen  muss".  Wie  wenig  blieb 
also  zur  Abzahlung  der  obigen  liquiden  Hofhaltungsschuld. 
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alten  Herkommen  gemäss  von  uns  als  Landständen  aus  Ritterschaft 
und  Städten  nöthig  und  gut  befundene  Beisammenkunft  zu  inhibiren,  in 
Sorgen  stehend,  dass  wir  hinfort  durch  die  vermeinte  Inhibition  und 
Benehmung  des  juris  convocandi  et  congregandi  aller  rechtlichen  De- 
fensionsmittel  zu  Beibehaltung  unserer  so  theuer  erworbenen,  von 
E.  Kais.  Maj.  und  S.  Ch.  D.  zu  Brandenburg  resp.  allergnädigst  und 
gnädigst  bestätigten  Privilegien,  Freiheiten,  altherkommenen  Rechten 
und  Gerechtigkeiten  privirt  werden  und  ferner  nicht  zu  obgedachtem 
Ende  beisammentreten  möchten,  dessen  werden  E.  Kais.  Maj.  Sich 
aus  beiliegend  allerunterthänigst  eingeführten  Klageschriften  mit  meh- 
rerm  allerunterthänigst  referiren  zu  lassen  geruhen.  Dieweil  nun  diese 
vermeinte  Inhibition  am  17.  December  verwichenen  1655sten  Jahres  laut 
beiliegenden  Inhalts  reiterirt  erachtet,  wir  mit  den  Landständen  aus 
Ritterschaft  und  Städten  der  beiden  Herzogthümer  Jülich  und  Berg  wie 
auch  der  Grafschaft  Mark  in  einer  vor  hundert  und  mehreren  Jahren 
aufgerichteten  resp.  in  den  Jahren  1637  und  1647  erwiederten  und 
von  E.  Kais.  Maj.  allergnädigst  confirmirten  Erbvereinigung  gestanden 
und  noch  stehen;  E.  Kais.  Maj.  auch  auf  allerunterthänigstes  Suchen 
obgedachter  unserer  erbvereinigten  Landstäude  denen  aus  Jülich  und 
Berg  in  simili  causa  allergnädigst  statuirt  und  befohlen,  dass  sich  die- 
selben nach  ihrem  Gutfinden  versammeln  und  beisammentreten  mögen, 
auch  ohne  dem  erweislich  und  in  Kraft  obgemelter  zwischen  Cleve  und 
Mark  wohlhergebrachten  Union  wir  Landstände  aus  dieser  clevischen 
Kitterschaft  unsere  directores  und  die  anschreibenden  Hauptstädte, 
nämlich  resp.  Cleve  und  Wesel,  das  jus  conscribendi  et  convocandi  ge- 
habt und  noch  haben,  welche  bei  erheischender  Nothdurft  des  Vater- 
landes Beste,  den  gesammten  Corpus  aus  Ritterschaft  und  Städten  an 
iien  ausserhalb  der  Residenzstadt  Cleve  ihnen  selbst  beliebigen  Ort 
beschrieben  und  auf  solchen  Beisammenkünftcn  d«is,  was  zu  des  Lan- 
des Wohlfahrt,  Conservation  und  Aufnahme  erspriesslich  gewesen,  de- 
liberirt  und  concludirt,  inmaassen  diese  Ausschreibungen  und  Beisam- 
iiionkUnfte  ohne  vorhergehenden  Consens  und  Licenz  der  gnädigsten 
Herrschaft  angestellt  und  geschlossen;  in  welcher  Possession  vel  (piasi 
wir  vor  20,  30,  40,  oO,  60,  70  und  mehreren  Jahren,  ja  länger  als 
ich  eines  Menschen  Gedanken  erstreckt,  gewesen  und  noch  sind,  auch 
liemals  darin  Bind  turbirt  noch  beeinträchtigt  worden,  zumal  auch 
.  (Mj.  I).  zu  Brandenburg  zum  Behuf  dieser  von  uns  gut  befundenen 
i.tisammcnkunft  nach  Ausweis  des  im  Jahre  Kif^'i  aufgerichteten  und 
von  E.  Kais.  Maj.  allergnädigst  confirmirten  Landtagsabschicdes  in 
i  csolutione  ad  2.  gravamincni   die  Summe  von  8000  Thlrn.  jährlich 
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zugelegt,  und  durch  unsere  reeeptores  ohne  fernere  Einholung  S.  Ch.  D. 
Consens  nach  des  Landes  Matrikel  einzunehmen  gnädigst  bewilligt, 
zugesagt  und  versprochen  haben" '). 

Auf  solchen  eigenmächtigen  Conventen  der  Stände  haben  auch  stets 
der  Kurfürst,  wie  der  Statthalter  und  die  Räthe  mit  denselben  über  Landes- 
angelegenheiten berathen  lassen;  geht  daher  ihre  Bitte  dahin,  „dass  ein 
mandatum  sine  clausula  erkannt  und  extradirt  werden  möge"'^). 


Die  clevischen  Stände  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Rees 
27.  Juni  1656.    M. 

[Klagen  über  Erhebung  unbewilligter  Steuern.  Die  Armuth  und  Noth  der  Un- 
terthanen.  Niemals  hat  das  Land  solche  Summen  aufgebracht.  Die  Recesse 
und  der  Eid  der  Beamten  darauf.  Protest  gegen  die  Steuererhebung,  sowie  Trup- 
penwerbung und  Einquartierung.     Nur  eingeborene  Beamte,   die  vereidigt  sind.] 

27.  Juni.  „E.  Ch.  D.  mögen  wir  diesem  nächst  in  unterthänigstera  Gehorsam 

nicht  verhalten,  wasgestalt  die  Gemtither  der  Unterthanen  dieses  Für- 
stenthums  Cleve  mit  grosser  Angst  und  Bekümmerniss  erfüllt  sind,  ja 
dieselben  befinden  sich  ganz  erschrocken  und  verzagt,  indem  sie  aus 
den  nächsthin  am  9.  Juni  umgeschickten  und  uneingewilligten  Steuerbe- 
fehlen unter  andern  dieses  verstanden,  als  sollten  E.  Ch.  D.  hochbe- 
stellter cleve-  und  märkischer  Herr  Statthalter  F.  Gn.  und  Regierung 
in  Ansehung  E.  Ch.  D.  ernstlichen  Befehlen  nicht  umhin  gekonnt  ha- 
ben, eine  mit  dem  letzten  Ziel  der  ausgeschlagenen  94,000  Thlr.  über- 
einkommende Steuer  in  Cleve  und  Mark,  die  sich  nach  der  gewöhn- 
lichen Matrikel  in  diesem  Fürstenthum  ungefähr  ad  20,000  Thlr.  er- 
tragen würde,  und  in  diesem  eigenmächtigen  Ausschlage  bis  über  die 
Summe  von  42,000  Thlr.  zu  mehrer  Aggravirung  der  ohnedem  allzu- 
sehr beschwerten  armen  Unterthanen  sei  verhöhet  worden,  auszu- 
schlagen, und  die  assignationes  darauf  ertheilen  zu  lassen. 

1)  An  demselben  Tage,  27.  Juni,  'wandten  die  clevischen  Stände  sich  auch 
an  die  jülich-bergischen  mit  der  Bitte,  ihr  Gesuch  am  kaiserlichen  Hofe  zu  assi- 
stiren.    (Verzeichniss  von  1684.) 

^)  Darauf  erging  ein  kaiserliches  Mandat  an  den  Statthalter  und  die  Regie- 
rung, dat.  Wien  14.  August  1656,  darin  ihnen  „ernstlich  befohlen,  dass,  wenn 
die  Sachen  vorgebrachtermaassen  bewandt,  sie  zur  Verhütung  aller  besorgenden 
Weiterung  und  üngelegenheit  dahin  bedacht  seien,  damit  bemelte  Landstände 
wider  die  Gebühr  und  habende  privilegia  in  puncto  convocationis  statuum  durch 
dergleichen  neuerliche  Inhibitionen  nicht  beschwert  und  zu  weiterer  Klage  ver- 
ursacht werden''.  Dieses  Mandat  ward  dem  Statthalter  am  16.  September  prä- 
sentirt.  Es  war  dem  Kurfürsten  nicht  schwer,  dem  Kaiser  gegenüber  sein  Recht, 
den  Ständen  „die  eigenmächtigen  Conventikel"  zu  untersagen,  nachzuweisen; 
hatte  der  Kaiser  doch  selbst  dieses  Recht  im  J.  1595  dem  Landesherrn  zuer- 
kannt und  den  damals  das  Regiment  führenden  Räthen  anbefohlen,  es  auf  das 
entschiedenste  in  Cleve  zur  Geltung  zu  bringen.    Vgl.  oben  allg.  Einleit.  p.  37. 
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Unnöthig  und  vergeblich  ist  es,  dass  E.  Ch.  D.  wir  die  landes- 
kundige himmelschreiende  Armuth  der  Unterthanen  vor  Augen  stellen, 
sintemal  dieselbe  so  gross,  dass  das  Gerücht  und  das  gemeine  Geschrei 
davon  in  dem  ganzen  römischen  Reiche  und  den  benachbarten  Pro- 
vinzen ausgesprengt  und  über  dies  Elend  mit  Bestürzung  sich  verwun- 
dern müssen. 

In  dieser  Affliction  und  höchsten  Noth  der  Unterthanen  müssen 
wir  uns  um  so  viel  desto  mehr  betrüben  und  bekümmern,  dass  nicht 
allein  die  vor  diesem  von  hochged.  S.  F.  Gn.  und  der  Regierung  ein- 
geschickten Berichte,  sondern  auch  die  von  uns  unterthänigst  einge- 
führten Klagen  weniger  als  nichts  operiren  noch  verfangen,  in  Sorgen 
stehend,  dass  dieselben  entweder  nicht  der  Gebühr  vorgebracht  und 
vorgelesen  und  wohl  gänzlich  mögen  supprimirt,  oder  aber  bei  E.  Ch. 
D.  von  Particuliren  ungleich  gedeutet,  welche  derselben  Nutzen  in 
dieser  Confusion  uneingewilligter  Umlage  und  Zusätze  suchen,  oder  mit 
einigen  widerwärtigen  in  der  Wahrheit  unerfindlichen  Berichten  zum 
Xachtheil  so  vieler  unschuldiger  nothleidenden  Seelen  sind  zerschlagen, 
verleugnet  und  vertuschet,  und  so  E.  Ch.  D.  hohe  landesfürstväter- 
liche  Liebe  und  christliches  Gemüth  von  den  Unterthanen  abalienirt 
und  abwendig  gemacht  werde. 

Dann  unglaublich  ist  es,  wann  E.  Ch.  D.  von  der  unterthänigst 
erwiesenen  Liberalität  und  Liebe,  und  dann  dem  geringen  Vermögen 
der  Unterthanen  eigentlichen  Bericht  eingenommen  hätten,  würden  Sie 
befinden,  dass  wir,  zu  geschweigen  der  vor  diesem  eigenmächtig  aus- 
^^eschlagenen  und  zu  einigen  hunderttausend  Tlialern  sich  erstrecken- 
den Steuern,  zu  geschweigen  auch  der  dabei  noch  ausgestandenen 
Kriegslast  und  an  Militärpersonen  bezahlten  Executionsgeldern,  so  hoch, 
ja  höher  deim  unser  und  aller  Unterthanen  Vermögen  sich  erstreckt, 
uns  angegriffen  und  eine  grosse  ansehnliche  Summe  von  150,000  Thlrn. 
in  gewissen  Zielen  unterthänigst  bewilligt  luiben,  welche  Ziele  contra 
intentionem  et  consensum  nostrum  anticipirt  sind  und  mit  einem  unge- 
wöhnlichen oder  merklichen  Zusatz  oder  Unrath  verhöhet  worden,  der- 
gestalt, dass  niemalcn  auch  in  den  vorigen  Zeiten,  als  da«  römische 
Reich  verschiedene  Millionen  aufbringen,  und  dem  in  einigen  hundert- 
tausend Mann  bestehenden  Erbfeind  heiliger  christlicher  Religion  mit 
grosser  Hcercskraft  begegnen  müssen,  eine  dergleichen  Last  wio  jetzo 
den  armen  Leuten  dieses  liandes  sei  aufgebürdet  worden.  — 

Wann  wir  dann,  gnädigster  ( 'hurfürst  und  Herr,  den  Anfang  und 
kein  Ende  unseres  Elendes  von  dieser  Kriegs-,  Wcri)-  und  Verfassung 
sehen,  und  dass  diese  Steuern  aus  dem  Fleisch,  Mark  und  Bein  der 
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Unterthanen  gezogen  und  mit  so  heissen  Thränen  derselben  begossen, 
auch  durch  E.  Ch.  D.  Bediente  gegen  den  beschwornen  Landtagsrecess 
de  a.  1649  mit  schweren  herben  Executions-,  Angst-  und  Zwangsmit- 
teln, mit  ungesunden  und  verwundeten  Gewissen  coUectirt  und  beige- 
trieben werden,  sind  wir  von  Grund  unserer  Seelen  herzlich  betrübt 
und  bekümmert,  es  werde  keine  Benediction  noch  Segen  dabei  sein, 
sondern  vielmehr  Schaden  und  Ungelegenheit  als  Vortheil  und  Nutzen 
damit  geschafft  werden  können.  Damit  wir  aber  vor  dem  Allerhöch- 
sten unsere  Seelen  in  diesem  Fall  bewahren  und  unschuldig  sein,  auch 
bei  diesem  weit  aussehenden  Zustande  sorglicher  Ergreifung  der  Waffen 
und  gefährlichen  Conjuncturen  der  Zeiten,  da  die  Waffen  ausserhalb 
dem  Reich  geführt,  die  Kriegs  Verfassung  extra  Imperium  angestellt 
und  also  uns  und  diese  Länder  im  wenigsten  nicht  berühren,  noch 
wnr  den  geringsten  Heller  dazu  beizutragen  schuldig  sind,  bei  I.  Kais. 
Maj.,  allen  Kur-  und  Fürsten  des  Reichs  und  sonst  auch  bei  allen  an- 
dern hohen  Potentaten  und  Republiken  ausser  aller  Verantwortung 
bleiben  und  durch  unser  Stillschweigen  uns  kein  praejudicium  zuwachse, 
über  allem  ausgestandenen  Elend  aus  der  Neutralität  nicht  gesetzt, 
sondern  dass  unseren  Privilegien  sammt  allen  Pacten  und  Contracten, 
gnädigst  herausgegebenen  Reversalen  und  aufgerichteten  Recessen 
nichts  derogirt  werde,  sondern  in  ihre  Vigenz  und  Kraft  in  omnibus 
et  singulis  verbleiben  mögen,  sind  wir  wegen  unserer  pro  conserva- 
tione  privilegiorum  et  boni  publici  abgelegten  eidlichen  Pflichten  ge- 
nöthigt,  von  dieser  eigenmächtigen  gegen  obgemelten  beschwornen 
Hauptrecess  de  a.  1649  dire.cte  streitende  Repartition  und  Umlagen, 
Werbung  und  Einführung  der  Kriegsvölker  oder  was  sonst  obgemelten 
Recessen  contraveniren  möchte,  nun  als  dann  und  dann  als  nun  zier- 
lichst zu  protestiren  und  unterthänigst  zu  bitten,  dass  die  armen  aus- 
geöseten  Unterthanen,  worunter  so  viele  bekümmerte  und  geängstigte 
Hausväter  und  Hausmütter,  verlassene  Witwen  und  Waisen  sich  finden, 
mit  dieser  uneingewilligten  Steuer  verschont,  besagte  Völker  abgeführt 
und  gegen  obgemelte  Privilegien  und  beschvi^ornen  Hauptrecess  ferner 
nicht  gravirt  und  betrübt  werden,  auch  alle  Deroselben  Räthe,  Beam- 
ten und  Diener,  welche  den  Eid  auf  bemelten  Hauptrecess  noch  nicht 
abgestattet,  zu  desselben  Ausschwörung  recessirter  und  unterthänigst 
gebetener  Maassen  angehalten  werden,  auch  sich  der  Gebühr  zufolg 
obgemelten  recessus  vor  deren  Annehmung  und  Installirung  qualifi- 
ciren  mögen.  Bitten  derowegen  nochmal  in  unterthänigstem  Gehorsam 
emsig,  dass  wir  unsere  Rettung,  Schutz  und  Schirm  bei  E.  Ch.  D.  als 
unserm  hochgeliebten  Landesvater  finden  und  dieser  unserer  höchsten 
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extremen  Noth,  da  das  Wasser  der  Trübsal  den  Untertbanen  an  den 
Mund  gegangen,  gnädigst  gebort  und  ferner  zu  klagen  geübrigt  sein 
mögen". 

Nach  dem  Protokoll  des  clevisehen  Ständeconvents  zu  Rees  ward  eine 
Copie  dieses  Schreibens  an  den  Residenten  Aitzema  gesandt  mit  dem 
Auftrage,  es  unter  der  Hand  den  Mitgliedern  der  Generalstaaten  zukommen 
zu  lassen.  Der  Protest  hatte  übrigens  so  wenig  wie  frühere  die  geringste 
Wirkung.  Als  am  27.  Juli,  dem  Tage,  wo  die  neu  geworbeneu  Regi- 
menter aus  dem  Clevisehen  abmarschiren  sollten,  das  Steuercontingent 
der  Städte  Wesel,  Emmerich  und  Rees  den  darauf  angewiesenen  Truppen 
noch  nicht  ausgezahlt  worden  war,  ward  der  Abmarsch  noch  verschoben 
und  dem  Oberstlieutenant  Josef  v.  Katzeier  der  Befehl  ertheilt,  seiue 
Reiter  in  den  Dörfern  des  linksrheinischen  Cleve  bei  den  Pächtern  der 
Bürger  jener  Städte  einzuquartieren  und  die  Kosten  der  Verpflegung  von 
der  Pacht  abziehen  zu  lassen.  In  Folge  der  Maassregel  zahlte  Wesel 
schon  am  31.  Juli  die  der  Stadt  zugeschriebene  Contribution,  und  die 
beiden  anderen  Städte  folgten  sofort  diesem  Beispiel.  Alle  drei  Städte 
veranlassten  darauf  einen  Convent  der  clevisehen  Stände  in  Rees,  wo 
un  7.  August  in  einem  nochmaligen  Schreiben  an  den  Kurfürsten  der 
obige  Protest  erneuert  wurde.  Die  Stände  forderten  ausserdem  in  dem- 
selben stricte  Neutralität  für  Cleve  und  Mark,  insbesondere  ^gute  Corre- 
spondenz  mit  denjeuigeu  Benachbarten,  unter  deren  Canon  fast  dies  ganze 
Land  fortiref*,  uud  protestirten  überdies  aufs  heftigste  gegen  den  von  der 
Regierung  an  die  Richter  zur  Erliebung  der  „wegen  unvermeidlicher  kein 
rJesetz  leidender  Noth''  ausgeschriebenen  Steuer  erlassenen  Befehle,  worin 
ihnen  die  Vertretung  des  Kurfürsten  gegen  Jedermann  zugesagt  worden 
war,  ein  Befehl,  der  wider  den  auf  den  Recess  geleisteten  Eid  der  Richter 
streite,  davon  weder  der  Papst  noch  der  Kurfürst  entbinden  könne.  Ein 
gleichzeitiges  Schreiben  der  Stände  an  sämmtliche  Richter  erinnerte  sie  an 
ihren  Eid,  und  ermahnte  sie,  „dergleichen  baufällige  und  in  conscientia  ge- 

ihrliche  absolutiones  et  limitatioues  juramenti  nicht  in  Consideration  zu 
icbmen^.  An  demselben  Tage,  dem  7.  August,  wandten  sich  die  clevisehen 
-tände  auch  an  den  Kaiser  und  die  Geueralstaaten.  In  beiden  Schreiben 
erinnern  sie  zunächst  an  ihre  Eingaben,  beziehungsweise  Klagen  vom  18. 
und  19.  Augu.st  1655  (s.  oben  p.  81()  fl'.).     Seitdem  wären  den  armen  Unter- 

hanen  zu  Kriegsrüstnngen  noch  viel  grössere  Suramen  ohne  ihre  Bcwilli- 
;!:uug  abgepresst,  und  sie  zu  wiederholten  Protesten  dagegen  gonöthigt  wor- 
den, um  hich  nicht  in  den  Argwuhu  zu  setzen,  als  hätten  sie  durch  eino 
lieiMteuer  ^cincu  oder  anderen   kriegenden   Theil   hierdurch  re- 

pective  pflichtig  oder  widerwärtig  gemacbf^.  Sic  bitten  den 
Kaiücr,  ihnen  „bei  diesen  schwierigen  Zeiten  und  Kriegsläufteu^  seinen 
Scliiitz  nicht  zu  entziehen,  sondern  zu  Ix'fchlcjn,  da.s8  sie  „nueh  dieser  aus- 
L'e>rfiMdenen  Afflictiou  Noth  und  Aruiuth  mit  keiner  Werbung,  Einführuiig, 
lünquarticruug,  Verpflegung  und  Unterhaltung,  mit  keinen  eigenmächtigen 
Lmlagen  und  Steuern  oder  sonsten  gravirt  werden,  sondern  in  Kraft  des 
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allgemeinen  Friedens  desselben  Früchte  gleich   anderen  Reich sunterthanen 
geniessen  mögen".  —    Das   Schreiben  an  die  Generalstaaten   schliesst  mit 
dem  Ersuchen,    „auf  dieses  Herzogthum  wegen  Dero  hochrühmlichen  ver- 
sprochenen Garantie  und  so  oft  aus  beweglichen  Motiven  genommenen  Re- 
solutionen eine  solche  Reflection  zu  nehmen,  dass  dieses  Land  gegen  unsere 
privilegia  und  unseren  Willen  mit  keiner  Einquartierung  etc.,  noch  mit  eigen- 
mächtigen Steuern   gravirt  und  bei  dieser  Conjunction  von  S.  Ch.  D. 
Waffen   mit   I.  K.  Maj.   von  Schweden   in    keine  Hostilität   ge- 
setzet —  noch  das  Land,  worin  E.H.  M.  Garnisonen  ihre  Subsistenz  mit 
finden,  zumal  verwüstet"  und  dem,  was  „zur  Verhütung  dieser  ^Einquartie- 
rung, Werbung,  Einführung  eigenmächtiger  Umlagen  und  besorgender  Ho- 
stilität" ihr  Resident  Aitzema  ferner  angeben  oder  in  Vorschlag  bringen 
wird.    Gehör  und  Glauben   zu   schenken.   —    Endlich  erliessen   die  clevi- 
schen  Stände  aus  Rees  am  7.  August  einen  öffentlichen  Protest  gegen  die* 
Kriegsrüstungen  des  Kurfürsten  in  Cleve   durch   Publicirung  einer  Schrift 
unter  dem  Titel:  „Summarischer,  jedoch  gründlicher  Bericht,  was  zwischen 
S.  Ch.  D.  zu  Brandenburg  und  den  Landständen  des  Fürstenthums  Cleve 
eine  zeithero  wegen  Werbung  und  Einführung  S.  Ch.  D.  Kriegsvölker  vor- 
gangen, woraus  erscheinet,  dass  vorgemelte  Stände  in  diese  Werbung  und 
Einführung,  auch  in  die  von  S.  Ch.  D.    angestellte  Kriegsverfassung  nicht 
bewilligt,   noch  sich  derselben  theilhaftig  gemacht  haben".     Die  Schrift  ist 
von  Aitzema  auf  der  Stände  Weisung  von  demselben  Tage  ins  holländi- 
sche übersetzt,  und  sowohl  in  dieser  Uebersetzung  als  in  dem  Original  noch 
ziemlich  zahlreich  erhalten.    Sie  weist  namentlich  ganz  entschieden  die  vom 
Kurfürsten  auf  Grund  des  Reichstagsabschieds  von  1654  geltend  gemachte 
Verpflichtung  der  Stände,   zur  Defension  des  Landes   die   nöthigen  Mittel 
zu  bewilligen,  zurück,  da  einmal  der  Krieg  ganz  ausserhalb  des  deutschen 
Reichsgebiets  geführt  werde   und   das  Reich    demselben    gegenüber  völlig 
neutral  sei,    und  zweitens   eine    etwa   nöthige   „Defensionsverfassung''   den 
Reichsconstitutionen  und  Executionsordnungen  gemäss  innerhalb  des  Kreises 
von  den  Ständen  desselben  gemeinsam  berathen,  beschlossen  und  ausgeführt 
werden  müsse.    Am  Schlüsse  der  Schrift  sprechen  die  Stände  die  Befürch- 
tung aus,   dass   die  Werbung  und  Steuererhebung  in   „den  in   extremitate 
occidentali  Romani  imperii  bei  starken  Nachbaren  blos  und  offen  resp.  unter 
derselben  Canon  gelegenen  Landen  bei  den  Benachbarten  eine  Jalousie  er- 
wecken, von  einigen  S.  Ch.  D.  Widerwärtigen  Blut-,  Räch-  und  Geldgeizi- 
gen ungleich  gedeutet  und  vorgemelten  Landständen  und  Unterthanen  da- 
durch eine  grosse  Unsicherheit  beigeschafifen  möchte,  bevorab  da  S.  Ch.  D. 
Dero  Waffen  mit  den  von  I,  Kön.  Maj.  von  Schweden  conjungirt,  Deroselben 
heimliche  und  öffentliche  Feinde  in  gleichen  Grad  vor  Sich  und  Deroselben 
Unterthanen  besorglich  widerwärtig  gemacht,   und  in   gleicher  Gefahr  und 
Furcht  als   die  Unterthanen  der  Krön  Schweden   stehen  müssen".     Daher 
haben  die  Stände  ihre  „contestationes,   protestationes,   contradictiones  und 
dissensus   öffentlich  erzeigen  müssen,  damit  die  vorgedachten  Stände  und 
Unterthanen  dem  ungewissen  Ausschlag  der  Waffen  und  besorgender  feind- 
lichen Gewalt  nicht  unterworfen,  noch  einem  oder  anderm  kriegenden  Theil 
widerwärtig  gemacht,  noch  als  belligerantes  et  consentientes   subditi  ange- 
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sehen,  sondern  derentwegen  vor  I.  Kais.  Maj.  allen  Reichskurfürsten,  Für- 
sten und  Ständen  sowohl  als  auch  anderen  Königen,  Potentaten  und  Re- 
publiquen  unverantwortlich  sein  und  ausser  allem  argwöhnischen  Verdacht 
gesetzt  werden  mögen". 

Der  Statthalter  an  den  Kurfürsten.  Dat.  Cleve  18.  Juli  1656.  B. 

(Eigenhändig.) 
[Aufhetzung  zum  Abfall  der  Stände  vom  Haag  aus.     Aitzema's  Wühlereien.] 

„Ich  werde  von  guter  Hand  bericht,  wie  dass  im  Hage  unter  den  18.  Juli. 
Vornehmsten  viel  Sprechens  ist,  dass  die  Stände  von  Cleve-Mark  mit 
Recht  Ursache  hätten,  von  E.  Ch.  D.  sich  zu  separiren  und  vor  ihren 
Landesherrn  nicht  mehr  bedürfften  zu  erkennen,  apparent  wegen  der 
Reversalen  von  1509,  derhalben  ein  Extract  zu  E.  Ch.  D.  Nachricht 
hierbei  gelegt  ^).  Wer  dieses  Obige  ausspricht,  kann  leichtlich  gedacht 
werden,  und  dass  Eisma's  (Aitzema's)  seine  Personage  hierunter 
spielt". 

Der  Kurfürst  an  den  Statthalter.     Dat.  Hauptquartier  Plonsk 

21.  Juli  1656.     M. 

[Schleunige  Herkunft  der  Truppen,  die  dringend  nöthig  sind.] 
„Hoffe,  dass  die  dort  geworbenen  Truppen  bereits  abmarschirt,  21.  Juli, 
sollte  es  über  alle  Zuversicht  noch  nicht  geschehen  sein,  wollen  E.  Lbd. 
80  lieb  Ihr  meine  Wohlfahrt  nach  äusserstem  Ihrem  Vermögen  daran 
sein,  dass  sie  sofort  kommen,  denn  weil  ich  numehro  mit  dem  Könige 
zu  Schweden  in  Operation  gegen  Polen  stehe,  als  bin  ich  der  Völker 
zum  höchsten  benöthigt". 

Weimann  an  den  Statthalter.     Dat.  Haag  28.  Aug.   1656. 

[Stände  sollen  Neutralität  und  staatische  Sauvegarden  suchen  wollen.     So  lange 

mit  den  Staaten  kein  offener  Bruch,  werden  sie  Nichts  erlangen,  und  wenn  dieser 

erfolgen   sollte,  die   Privilegien   eroberter  Länder.     Die  Gefahr  wird  provocirt. 

Bittet  Gegenbefehl  an  Aitzema  zu  erwirken.] 

„Motzfeld  wird  E.  F.  Gn.  die  hiesigen  GerUchtc  gemehlet  ha-  28.  Aug. 
hen,  dasH  unsere  Stände  hierher  schreiben,  Protection  suchen  und  be- 
gehren wollten,  (lasH  dieser  Staat  die  andern  kleinen  Stfldtc  im  Lande 
besetzen  »ollte.   Gestern  hat  mir  ein  vornehmer  Mann  gesagt,  es  würde 
solches  alles  mit  Gutfinden  E.  F.  Gn.  geschehen'),  bereits  seien  letzten 

'  Kl  iit  die  in  deriolbeD  unihalteoo  Klausel  gemeint,  daai  die  Stunde  dem 
I  .:  Iierrn  „keinerlei  Gohorauin  zu  leisten  Hchuldig  seien",  wenn  er  seine  ihnen 
^'•v       nun  Zusagen  nicht  halte.     Vgl.  oben  ullgoni.  Eiuluit  p.  11. 

^)  Schon  am  3.  August  hatte  Johann  Moritz  an  Weimann  auf  doften 
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Sonnabend  gewisse  Commissarien  ernannt,  um  mit  Herrn  Aitzema 
darüber  in  Conferenz  zu  treten.  Wie  kann  man  Protection  suchen, 
da  man  einen  Landesherrn  hat!  und  nun  sollte  man  Städte  besetzen 
lassen,  da  keine  Noth,  kein  Feind  vorhanden?  Wie  kann  darin  das 
Wenigste  vorgenommen  werden  ohne  S.  Ch.  D.  ausdrücklichen  Con- 
sens.  Uns  deucht  es  eine  delicate  Sache  zu  sein,  und  die  zwischen 
der  gnädigsten  Herrschaft  und  den  Ständen  nur  eine  Erbitterung  ver- 
ursachen wird.  Zu  diesem  wird  man  an  diesem  Orte  doch  auch  nicht 
anders  ausrichten,  als  dass  man  die  Wunde  zeigt.  Die  publica  sind 
darnach  nicht  beschaffen,  dass  man  remedia  appliciren  solle.  Man 
sucht  Friede  und  Einigkeit  mit  Schweden  quantovis  pretio.  Sollte 
dann  der  Staat  sich  unsers  Landes  annehmen  gegen  S.  Ch.  D.?  Wir 
können  solches  nicht  begreifen;  da  sie  es  mit  Veränderung  der  Zeit 
thun  würden,  könnte  solches  ohne  Krieg,  daher  ohne  unsers  und  des 
Landes  Verderben,  auch  nicht  geschehen!  Ist  uns  dann  damit  gehol- 
fen? Lasst  uns  doch  unser  Land  nicht  in  weitere  Dienstbarkeit  setzen! 
Es  ist  wahr,  wo  man  mit  Schweden  und  S.  Ch.  D.  in  offenbare  Feind- 
schaft, wozu  Gottlob  keine  Noth  ist,  sollte  verfallen,  so  möchte  man 
nach  den  Ständen  wohl  umsehen,  aber  was  würden  wir  dabei  erwer- 
ben? das  Recht  und  die  Privilegien  conquestirter  Länder,  und  sind 
dieselben  E.  F.  Gn.  genugsam  bekannt;  ohne  solche  Beschaffenheit 
und  Conjunctur  aber  würde  man  hier  nichts  erhalten.  Man  hat's  vor 
diesem  gegen  Lothringen  mehr  als  genugsam  erfahren.  Fast  alle  des 
Staats  Frontieren  thun  täglich  nichts  anders,  als  dass  sie  nach  Gar- 
nison rufen,  und  man  sollte  uns  es  geben,  da  man  denselben  weigert! 
Wer  kann  solches  glauben?  mir  will's  gewiss  nicht  in  den  Kopf,  und 
werden  wir  daher  nichts  ausrichten,  wenn's  auch  sonst  S.  Ch.  D.  leiden 
könnte,  als  dass  man  sich  vergeblich  bloss  giebt,  und  damit  Leute 
provocirt,  die  sonst  vielleicht  um's  Land  von  Cleve  nicht  einmal  ge- 
denken. Spanien  wird's  wohl  bleiben  lassen,  vom  Kaiser  haben  wir 
weniger  Noth  und  sind  die  Sachen  annoch  gottlob  nicht  beschaffen, 
dass  man  S.  Ch.  D.  impune  offensiren  sollte!  Nun,  E.  F.  Gn.  werden 
es  nach  Dero  hohen  Vernunft  am  besten  begreifen.  Was  ich  oben, 
ohne  Nachdenken  gesetzt,  seind  nur  meine  privates  resveries,  und  mag 
ich  vielleicht  im  Grunde  übel  berichtet  sein;  so  bitte  ich  E.  F.  Gn. 
zum  allerhöchsten,  Sie  wollen  es  zum  wenigsten  bei  dem  Herrn  Syn- 

Frage  danach  geantwortet,  dass  ihn  die  Stände  allerdings  „wegen  der  Neutra- 
lität dieser  Lande  hätten  sondiren  lassen"  (vgl.  oben  p.  845);  darauf  er  erklärt, 
„sich  ohne  Befehl  des  Kurfürsten  in  dieser  gefährlichen  Materie  nicht  heraus- 
lassen zu  können,  ganz  ohne  aber  dass  von  einer  solchen  Protection  und  Be- 
setzung der  kleinen  Städte  ist  gedacht  worden**,     (Weimann's  Journal.) 


^;- 
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dico  dahin  zu  belegen,  dass  dem  Herrn  Aitzema  bei  künftiger  Post 
provisionaliter  möge  zugeschrieben  werden,  mit  der  Conferenz,  die  ich 
werde  bis  auf  Freitag  auszuhalten  wissen,  bis  zu  mehrer  Ordre  ein- 
zuhalten. Gleich  wie  ich  nun  aber  alles  dieses  aus  guter  Meinung 
schreibe,  so  hoffe  ich  E.  F.  Gn.  werden  mir  meine  Weitläufigkeit  dar- 
unter verzeihen". 

Aus  dem  Protokoll  des  clevischen  Ständeconvents  zu  Calcar.  R. 

[Aitzema's  Verrichtungen  im  Haag  und  Bitte  um  Unterstützung  durch  Deputirte. 
Der  Kurfürst  fordert  eine  monatliche  Steuer  von  9000  Thir.  Niess  deputirt, 
Biland  und  Hopp    designirt;    die  Steuer  ist  abzulehnen,    auf  dem  Landtage  zu 

erscheinen.] 

„Erschienen  von  den  Ritterbürtigen  deren  Director  Biland  Hr.  v.  Reidt,  30.  Aug. 
Loe  zu  Wissen,  Drost  Nivenheim,  Domherr  Wilich,  Wilich  zu  Ker- 
vendonk,  Tengnagel  zu  Sehlem,  Spaen  zu  Kruitzvvick,  Rinsch  zu  Win- 
kel, Lützeradt  zu  Clarenbeck,  Wachtendonk  zu  Germensehl,  Hovelick 
zu  Bimmen,  Jägermeister  Hertefeld,  und  Deputirte  der  Städte  Cleve 
(Dr.  Schmits  und  Dr.  Motzfeld),  Wesel  (ther  Schmitten  und  Bon- 
gard), Emmerich  (Dr.  Rademacher),  Calcar  (Bgrast.  Grond),  Xanten 
(Hillesberg)  und  Rees  (Bgmst.  Momm). —  Von  Syudicus  Niess  erstlich 
proponirt,  dass  die  Herreu  Landstände  sich  zu  erinnern  wüssten,  was  ans 
Rees  an  den  Agenten  Aitzema  geschrieben  und  aufgegeben  wäre ;  so  hätte 
der  Agent  ein  Memorial  an  die  Generalstaaten  übergeben,  darin  einige  De- 
putirte von  den  Generalstaateu  versucht,  um  einiger  wichtigen  Sachen  hal- 
ber, angehend  die  Landstände  von  Cleve;  welche  zugestanden.  Vorgemelter 
Agent  ersuche  deswegen  die  Landstände  um  einige  Deputirte  zur  Assistenz. 
Zweitens  hat  der  Herr  Niess  proponirt,  wie  dass  der  Herr  Statthalter  ihm 
vorgetragen:  von  L  Ch.  D.  Schreiben  bekommen  hätte,  derweil  nun  die 
Völker  aus  dem  Lande  geführt  wären,  die  Noth  erheischen  thäte,  nothwen- 
digen  Unterhalt  der  Völker  zu  beschaffen,  wäre  demnach  nöthig,  dass  die 
Städte  zum  anstehenden  Landtag  mit  genügsamer  Instruction  versehen  wä- 
ren, monatlich  9000  Thlr.  zu  contribuiren,  in  widrigem  Falle  sollten  4  Com- 
pagnien,  so  hie  geworben,  wiederum  zurückkommen,  um  selbige  beizutrei- 
ben. —  Worauf  Deputirte  der  Städte  einen  Abtritt  genommen  und  der 
Ritterbürtigen  Vorrahmen  erwartet.  —  Worauf  der  Herr  Syudicus  zu  den 
Städten  wiederum  hineinkommen  und  der  Ritterbürtigen  Meinung  vorge- 
bracht, als  vermeinten,  dass  vorerst  der  Herr  Niess  nach  dem  Haag  gehen, 
und  ihm  aufgegeben  werden  möge,   dem  Agenten  zu  assistiren"),  und  dar- 

•;  Die  von  dciDBolbeu  Tage,  30.  Auguat,  dutirt««  lustruction  für  Aitzema 
und  Nie8S  weißt  sie  an:  »sich  bei  den  Oeneralstaaten  schrift-  und  mündlich 
ao£ng«bc<n,  damit  dies  Land  bei  diesen  veründurlicIuMi  Mcliwierigen  KriogBKHiteo, 
da  die  Werbung,  Kinführung  und  Verpflegung  bran«lt'iihiiigiHcht'r  V«ilkcr  grosso 
Jalousie  und  Uor  '  fr\><Tkt,  nicht  überfallen,  HiMidern  Nownhl  zu  8.  C'h.  D. 

ni«;DSt  als  auch  I'  n  ünterthnniMt  Besten  bei  der  Neutralität  mauulenirot, 

es  oothig,  mit  lebondigeD  öalvegardeo  voo  den  Uerron  Staateo  belegt,  auch 
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neben  noch  einen  aus  der  Ritterschaft  und  einen  aus  den  Städten  zu  de- 
putiren  im  Nothfall,  dass  dieselbigcn  allzeit  folgen  könnten.  Wäre  also 
deputirt  von  den  Ritterbürtigen  der  Herr  v.  Reidt.  2)  Wegen  der  monat- 
lichen Contribution  wären  die  anwesenden  Ritterbürtigen  der  Meinung,  ver- 
mög  genommenen  Landtagsschlusses  zu  Rees  sich  im  geringsten  nicht  ein- 
zulassen, gleichwohl  auf  behörliche  Zeit  zum  Landtag  zu  erscheinen.  — 
Haben  die  Städte  sich  mit  den  Ritterbürtigen  conformirt  und  aus  der  Stadt 
Cleve  den  Licentiat  Hopp  deputirt". 


Die  clevischen  Stände  an  die  Generalstaaten.     Dat.  Cleve^ 
13.  Sept.  1656^).     H. 

[Dank  für  geneigtes  Gehör.    Bei  dem  Kriege,  den  Werbungen  und  Zwangssteuern 
Neutralität  und  deren  Aufrechthaltunor  durch   staatische  Sauvegarden,    des  Lan- 
des einzige  Hilfe.     Zur  Defrayirung  der  Sauvegarden  und  Leistung  dessen,  was 
sonst  zu  jenem  Zwecke  nöthig,  sind  sie  bereit] 

13.  Sept.  Sie  danken  dafür,    dass   die  Generalstaaten  auf  Ansuchen  ihres  Resi- 

denten Aitzema  Deputirte  zur  Anhörung  dessen,  was  derselbe  ihnen  vor- 
zubringen bevollmächtigt  gewesen,  ernannt  haben,  und  sich  von  denselben 
darüber  Bericht  erstatten  lassen. 

„Gelyck  oock  door  deese  periculeuse  Crygsconstitutien,  de  hier 
eude  daer  gedane  conjunctie  der  v^apenen,  de  alhier  aengestelde 
Crygswerving  ende  groote  affdwinging  van  groote  gelt  summen  wy 
ende  alle    onderdanen   deses   landts   in   eene    groote   Jalousie    geset 


ferner  anzuhalten,  dass  die  Herren  Staaten  den  hispanischen  Ambassadeur  oder 
die  Regierung  in  den  spanischen  Niederlanden  zu  solchem  Ende  ersuchen  möch- 
ten, dass  dies  Fürstenthum  Cleve  von  dem  Prinzen  von  Conde,  der  Gelderland 
zum  Winterquartier  für  seine  Völker  begehret,  und  allen  anderen  Völkern,  welche 
mit  denselben  conjungirt  oder  alliirt  sein  mögen,  unter  keinem  Prätext  und  Schein 
invadirt  oder  molestirt  werden,  zu  welchem  Ende  sie  dann  den  königl.  hispani- 
schen Ambassadeur  im  Haag  Namens  der  Herren  Landstände  zu  saluiren  haben". 
(Staatsarchiv  zu  Münster.) 

*)  An  diesem  Tage  hatte  Niess  in  Cleve  den  clevischen  Ständen  Bericht 
über  seine  und  Aitzema's  Verhandlungen  im  Haag  erstattet.  Der  Resident 
Copes  berichtet  darüber  am  12.  September  an  den  Kurfürsten,  der  Syndicus 
hat  zwar  etliche  der  Herren  Staaten  privatim  gesprochen,  darnach  den  Herrn 
Aitzema  die  Negociation,  wie  auch  die  Conferenz  bei  I.  H.  M.  allein  ablegen  lassen, 
und  da  man  ihm,  wie  hoch  E.  Ch.  D.,  dass  man  sich  an  fremde  Obrigkeit  adres- 
sire,  empfinden  würden,  zu  Gemüthe  geführt,  hat  er  sich  am  vierten  Tage  wieder 
nach  Hause  begeben.  An  demselben  Tage,  13.  September,  ward  zu  Cleve  der 
cleve-märkische  Landtag  eröfifnet,  zu  welchem  schon  am  28.  Juli  das  Ausschrei- 
ben ergangen  war.  Dasselbe  führt  als  Grund  und  Gegenstand  einer  Unterredung 
mit  den  Ständen  an,  dass  der  Kurfürst  aus  hochdringenden  Ursachen  bewogen, 
mit  Schweden  in  näheres  Verständniss  zu  treten  (Abschluss  des  marienburger 
Vertrags  vom  15.  Juni  1656)  und  die  Waffen  mit  demselben  wirklich  zu  conjun- 
giren,  „welches  einzig  und  allein  zur  Wiedererlangung  des  Friedens  und  Abwen- 
dung grösseren  Unheils  angesehen".     Vgl.  oben  Einleit.  p.  782. 
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syn,  darom  hoochnodig  is,  dat  tot  onser  ende  aller  onderdanen  con- 
servatie  ende  beste  wy  by  der  Neutralityt  blyven,  daer  by  gesehnt 
ende  dit  Land,  daert  nodigh  is,  met  levende  salve  garde  versien  wer- 
den etc.;  welck  dan  conform  is  met  de  guarantie  die  U.  H.  M.  ons 
voor  desen  hoochroemlyck  belieft  te  verspreken  ende  te  beloven,  als 
oock  met  de  recess  die  U.  H.  M.  nae  gehoudene  jongste  conferentie 
heeft  belieft  te  nemen  over  een  comende  is.  Soo  U.  H.  M.  oock 
een  hoogst  aengename  gunst  in  de  versochte  maintenue  der  Neutra- 
litijt  ende  in  consenteeren  deser  salvegardes  betoonen,  alsoo  dat  wy 
snlx  wederom  aen  U.  H.  M.  danckbaerlyck  te  erkennen,  ende  ons 
tot  den  selven,  wat  van  wegen  defrayering  deser  salva- 
garde  ende  andersints  tot  opgedachten  oochmerk  noodig 
ende  nuttelyck  angesien  werden  mochte,  sallen  verbonden 
vinden".  — 

Aus  dem  Protokoll  des  cleve-märkischen  Landtags  zu  Cleve.  R. 

[Monatliche  Steuer  von  9000  Thlr.  und  Unterhalt  der  märkischen  Garnisonen,  sowie 
Einstellung  der  Verhandlungen  im  Haag  gefordert  und  verweigert.] 

„In  Cleve  compariret  von  den  elevischen  Ritterbürtigen:  Drostlloven,  19.  Sept. 
Wilich  zu  Kervendonk,  Loe  zu  Wissen,  Wachtendonk,  Drost  Nie- 
venheim,  Brempt  zu  Vehn,  Eikel  zu  Green,  Drost  Quad,  Dornick 
zu  Wohnung,  Spaen  zu  Kreutzwick,  Hertefeld,  Rynsch,  Mevert, 
XJlft  gen.  Dornick  zu  Lackhausen,  Wilich  zu  Diersfurt  und  Quad  zu 
Watereick  sammt  Deputirten  aller  clevischen  Städte,  und  von  den  Herren 
märkischen  Landständen  aus  Ritterschaft  und  Städten  Deputirte:  Reck  zu 
Witten,  liodelschwing  zu  Bodelschwing,  der  v.  Plettenberg,  v.  Frey- 
tag, Neheim  zu  Hcidemühlen,  Neheim  zu  Bellinghusen,  Grüter  zu 
Aldendorf,  Hugenpott  zu  Recke,  Syndicus  Kumpsthof,  die  Bürger- 
meister von  Hamm,  Unna  und  der  Syndicus  der  Stadt  Soest;  und  um  zehn 
nach  Hofe  berufen  worden,  woselbst  ilincn  in  Gegenwart  des  Herrn  Statt- 
halters, Herrn  v.  Heiden,  Biland,  Vicekanzler  Diest,  Motzfeld, 
Steinl)erg,  Isinck  und  Haes  dasselbe  vorgestellt,  was  in  der  am 
17.  ejusdem  communicirten  Replik  enthalten  und  Ijegebrt  worden,  dass 
nämlich  die  Herren  Stände,  das  in  propositione  begehrte  Snbsidium  der 
1)000  Thlr.  monatlich,  item  die  Unterhaltung  der  Garnisonen  Lippstadt  und 
Hamm  etc.  beitragen  und  die  gegenwärtige  Neccssität,  worin  S.  Cli.  I).  jetzt 
begriflTcn*),  conHiderireu,  auch  die  vorgenommene  Reise  nach  Gravcuhagen, 

\ni  16.  September  ward  den  schon  in  Calcar  am  30.  August  nach  dem  Haag 
Ueuignirlün  Oopiitirten,  Krhr.  Hol  mann  v.  Biland  Hirr  xu  Bt-idt  und  Oyo, 
Dr.  Joli.  Nie  SS  und  Lic.  Kghcrt  Hupp,  uin  Cn^ditiv  iitiHg(>Ht(>llt  und  um  fol- 
genden Tage  reiston  sie  ab. 

*)  In   der  am   15.  tioptembcr  erfolgten  ersten  Autwort  uuf  die   Proposition 
hatten  die  tiiände  erklärt,  dass  der  Kurfürst  sich  durch  dies  Bündniss  mit  Schwe- 
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weil  kein  periculum  vorhanden  und  S.  Ch.  D.  nichts  gegen  das  heil.  Reich 
noch  die  Krone  Spanien  oder  sonsten  contrahirt  und  sich  alliirt  hätten,  ein- 
zustellen. —  Stände  beider  Landschaften  Cleve  und  Mark  repetiren  mit 
wenigem  ihre  vorige  Handlung,  regeriren  auf  den  1)  Punkt,  die  Impossibi- 
lität  der  Unterthanen,  dass  die  Herren  Räthe  denselben  vorlängst  Hoffnung 
gemacht  von  einer  Sublevation,  in  dieser  Hoffnung  man  die  bis  dato  be- 
zahlten Gelder  bei  Christen  und  Juden  creditirte,  welch  creditum  binnen 
der  Zeit  von  10  Jahren  nicht  bezahlt  werden  könnte,'  auch  hätten  die  Städte 
keine  Instruction,  sich  ferner  zu  erklären^).  Bei  dem  andern  Punkt  repe- 
tiren die  Herren  Clevischen  ihre  nächste  Remonstration  und  Rationes,  welche 
sie  zu  dieser  Schickung  bewogen,  und  dass  sie  glaubwürdige  testimonia 
und  Advisen  erhalten  von  einer  besorgenden  Invasion  und  Occupation  dieses 
Landes,  und  dass  diese  Schickung  nach  Gravenhagen  zu  Abwendung  dieser 
Gefahr  nöthig,  sinceriren  bei  derselben  höchsten  Wahrheit,  dass  deputati 
gegen  S.  Ch.  D.  nichts  negotiiren  noch  suchen  werden,  inmaassen  dieses 
weitläufig  nach  Gelegenheit  der  Sachen  ausgeführt  worden.  —  Statthalter 
und  Räthe  erachten  diese  Schickung  unnöthig,  weil  die  allegirte  Gefahr 
noch  nicht  zu  apprehendiren,  und  dass  man  diese  begehrte  Sauvegarde  und 
Maintenue  der  Neutralität  noch  allezeit  im  Nothfall  sollicitiren  könnte;  be- 
gehren Eröffnung  der  Stände  Zeitungen,  erbieten  sich  nach  Befindung  der 
Gefahr  in  diesem  ihren  Vornehmen  beförderlich  zu  sein,  wenn  das  Werk 
mit  der  Regierung  communicirt  und  conjunctim  gesucht  würde,  die  Herren 
Staaten  zu  belangen.  —  Stände:  es  möchte  zu  Abkehrung  dieser  besorgen- 
den Gefahr  bei  Zeiten  advigilirt  werden,  auch  gebührte  ihnen  nicht,  die 
Personen,  so  von  dieser  Gefahr  vertraulich  berichtet,  zu  benennen,  und  die- 
selben in  ein  Labyrinth  zu  führen;  diese  Gefahr  würde  sie  am  meisten  tref- 
fen, derwegen  sie  nicht  zu  verdenken,  dass  sie  auf  Abkehrung  derselben 
am  meisten  besorgten,  allegiren  exempla,  dass  solches  in  vorigen  Zeiten, 
unter  andern  im  Jahre  1651,  geschehen  sei,  contestiren  de  eorum  devotione 


den  ohne  ihr  Wissen  und  Willen  in  Krieg  und  Gefahr  begeben  habe.  Habe  er 
dabei  auf  ihre  Hilfe  gerechnet,  so  hätte  der  marienburger  Vertrag  nach  dem 
Laudtagsabschied  auch  nicht  ohne  ihre  Zustimmung  abgeschlossen  werden  dürfen. 
1)  Ohne  Bewilligung  seitens  der  Stände  befahl  der  Statthalter  darauf  am 
25.  September  die  Erhebung  von  70,000  Thir.  in  zwei  Terminen,  am  25.  Octo- 
ber  und  5.  Januar  1657.  Die  Erhebung  war  äusserst  schwer  und  erfolgte  fast 
nur  durch  Truppenexecutionen.  Mehrere  Beamte  weigerten  sich  geradezu,  die- 
selbe vorzunehmen.  So  erklärten  unter  Anderen  der  Drost  (J.  Roll  mann 
Quad  V.  Wickrath)  und  die  Richter  des  Amts  Dinslaken  am  21.  October,  mit 
Hinweis  auf  ihren  Eid  auf  den  Landtagsabschied  und  die  Abmahnungsschreiben 
der  Stände:  „Dass  sie  mit  unbeflecktem  Gewissen  diesen  Ausschlag  nicht  thun 
und  denselben  nicht  beitreiben  können".  Der  Kurfürst  aber  erklärte  sich  durch 
Rescript  vom  12.  October  vollkommen  einverstanden  mit  dem  Steuerausschlag 
und  setzte  hinzu:  „Alldieweil  aber  derselbe  nicht  zureicht,  sondern  der  Unterhalt 
für  die  Garnisonen  und  Völker,  so  noch  allda  sind,  schon  wiederum  im  verwi- 
chenen  September  gemangelt,  so  wollen  E.  Lbd.  Gefallen  tragen,  darauf  bedacht 
zu  sein,  damit  durch  mehreren  Ausschlag  auch  selbiger  erfolgen  möge".  (Staats- 
archiv zu  Münster.) 


Die  stand.  Deputirten  im  Haag.     Weimann's  AbmahnungeD.  gßj 

erga  serenissimum,  und  dass  Desselben  Bestes  hierdurch  mit  befördert.  — 
Käthe  praevia  repetitione  priorum,  dass  diese  Schickung  mit  ihrer  Commu- 
nication  und  zugleich  durch  dieselbe  geschehen  müsste.  —  Stände  ertheilten 
copiam  instructionis  deputatorum,  und  dass  sie  sammt  den  Käthen  zu  einem 
Zweck,  nämlich  zu  Conservation  des  Landes  zielten,  —  vermeinen,  die 
Herren  Käthe  möchten  den  kurf.  ministris  in  des  H.  Gravenhagen  befehlen, 
den  Herren  Deputirten  zu  assistiren,  und  dies  Werk  zu  secundiren".  — 

Aus  dem  Journal  Weimann's').     D. 

[Die  Bemühungen  der  ständischen  Deputirten  in  Haag  um  staatische  Sauvegar- 
den  gegen  condeische  und  brandenburgische  Einquartierungen  und  Contributionen. 
Mit-  und  Gegenbemühungen  von  Weimann  und  Copes.  Resolutionen  der  Staaten 
von  Holland°und  der  Generalstaaten.  Beschränkte  Schutzzusage  der  letzteren 
gegen  Conde.  Die  Recognilionsforderung  für  weiteren  Schutz.  Weimann's  Be- 
rathschlagnngen  mit  dem  Statthalter  und  den  Käthen  in  Cleve  und  Verhandlun- 
gen mit  den  Ständen  in  Rees.  Verbot  der  Ständeconvente  und  der  Annahme 
ständischer  Schreiben  durch  die  Beamten.  Calcars  Befestigung.  Einrücken  kur- 
fürstlicher Truppen  ins  Clevische.  Rückkehr  Weimann's  nach  dem  Haag.  Zweite 
ständische  Deputation  im  Haag;  sie  richtet  nichts  aus.  Correspondenz  Weimann's 
mit  dem  Statthalter  und  den  Räthen  über  das  fernere  Verhalten  der  Staaten  und 

der  Stände.] 
^Vorgestern  die  Nachricht  eingelangt,   dass  der  Tractat  zu  Eibingen  24.  Sept. 
den  12.  Nachts  zwischen  11  und  12  Uhr  unterzeichnet '^). 

Kamen  zu  uns  die  clevischen  Herren  Deputirten,  der  Herr  v.  Reidt,  25.  Sept. 
Syndicus  Niess  und  Licentiat  Hopp,  und  sagten,  dass  sie  Ordre  hätten, 
uns  zu  hinterbringen,  welchergestalt  die  Landstände,  nachdem  sie  gewisse 
Zeitungen  vou  solcher  Hand,  die  sie  nicht  nennen  dürften,  empfangen,  be- 
sorgten, dass  die  condeischen  Truppen,  die  ihre  Winteniuartiere  im  Ober- 
Quartier  des  Gelderlandes  nehmen  würden,  einen  Einfall  ins  clevische  Land 
thun  möchten,  und  sie  daher  sonderlich  in  Betracht,  Statthalter  und  Regie- 
rung, welchen  sie  es  vorher  communicirt,  ihnen  es  nicht  verboten,  genöthigt 
befunden,  sie  an  die  Herren  Staaten  General  abzufertigen  und  selbe  zu  er- 
suchen, dass  sie  auf  allen  Fall  das  Land  gegen  alle  liesorgende  Gefahr  mit 
lebendigen  Salvagarden  versehen  wollten,  communicirten  uns  demnächst  co- 
piam nachfolgender  und  hierbei  einverleibter  Instruction»).  Wir  führten 
ihnen  darauf  zu  Gemüthe,  dass  wir  nicht  könnten  sehen,  dass  es  so  grosse 
Noth  und  die  Ur.sache  hätte,  sich  zu  präcipitiren,  dieweil  nacli  Beschaffen- 
heit dcH  allgemeine»  Wesens  zwischen  allen  christlichen  Potentaten  nicht 
zu  vermuthen,  dass  der  König  von  Spanien  mit  S.  Ch.  D.  in  Ruptur  zu 
treten  gedächten;  das«  S.  Ch.  D.  weder  durch  die  That  noch  durch  offen- 
sive  Alliancen  dazu  Ur.sache  gegeben,  dass  Sie  vielmehr  täglich  noch  Freund- 
schaft und  gutes  Vernehmen  mit  dem  Hause  Oestcrrcich  /n  exrolir«Mi  such- 

«)  Vgl.  obrn  Kinleit.  p.  775. 

«)  Der  Vertrag  von  Elbing,  durch  welchen  die  GonorttUtaaton  sich  fürs  erst« 
freundBchaftlich  mit  Schweden  auseinander  settten.  Vgl.  Droysen  lU,  2p.d00 
und  oben  Eiolcit.  p.  78^1. 

»)  S.  oben  p.  858. 
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ten,  inmaassen  Sie  solches  auch  bei  den  schwedischen  Tractaten  ausdrück- 
lich excipirt  hätten;  dass  daher  die  Stände  unsers  Erachtens  besser  gethan 
haben  würden,  dass  sie  das  Mittel  gehalten  und  sich  mit  einseitiger  Schik- 
kung  nicht  präcipirt  hätten.  Wir  zeigten  ihnen  darauf  der  Länge  nacfi  und 
mit  vielen  gründlichen  Umständen,  wie  die  Noth  nicht  sehr  gross,  das  re- 
medium  dieses  Orts  schwerlich  zu  finden,  und  in  allem  Fall  der  modus 
procedendi,  den  sie  zur  Hand  genommen,  gar  uneben  und  unleidlich  wäre. 
Man  provocire  einen  Feind,  der  vielleicht  kein  Arges  gedächte.  Man  pro- 
stituire  S.  Ch.  D.  inl  Ihrem  hohen  Respect,  indem  man  entweder  Deroselben 
Unwillen  oder  Unmacht  omniura  oculis  gleichsam  exponirte,  und  würde  doch 
endlich  der  Effect  nicht  anders  sein,  als  dass  man  durch  contraria  studia, 
und  da  man  gegen  einander  liefe,  das  Ziel  einestheils  umstossen,  andern- 
theils  S.  Ch.  D.  obligiren  würde,  Ihr  hohes  landesfürstliches  Recht  mit 
Macht  zu  conserviren.  Sie  möchten  daher  zurücktreten  und  S.  Ch.  D.  re- 
gieren lassen;  demselben  competirte  solches  als  dem  Landesfürsten;  tueri 
subditos  wäre  de  anima  principis;  wer  da  die  Hand  anschlüge,  rührte  einen 
Fürsten  an  seinen  Augapfel.  Remonstriren  und  Suchen  stände  den  Unter- 
thanen  frei,  aber  vor  ihrer  Obrigkeit;  da  der  Fürst  sein  Bestes  thäte,  auch 
solche  Mittel  zur  Hand  nähme,  darunter  so  die  Stände  selbst  wünschten, 
da  wäre  es  so  unleidlich  anzusehen,  dass  die  Stände  dem  Fürsten  die  Exe- 
cution  weigern,  oder  sich  darein  mischen  sollten,  als  es  nach  Greueln 
schmeckte,  wenn  Unterthanen  selbst  zu  regieren  suchten.  Zu  geschweigen, 
da  sie  solche  Dinge  extra  parietes  domesticos  und  vor  fremde  Obrigkeit 
brächten.  Sie  möchten  daher  abstehen  und  uns  immittelst  an  S.  Ch.  D., 
weil  dazu  noch  Zeit  genug  übrig  wäre,  zur  Einholung  gnädigsten  Beschei- 
des, unterthänigst  referiren  lassen.  Da  nun  aber  solches  bei  ihnen  nicht  zu 
erlangen  war,  so  erklärten  wir  uns  doch  endlich,  damit  sie  auch  nicht  ledig 
sein  und  sehen  möchten,  dass  man  das  Werk  begreife  und  in  einer  so  wich- 
tigen Sache  ihre  Sorge  nicht  gar  ausser  Acht  Hesse,  wir  wären  zufrieden, 
dass  sie  ihren  Freunden  die  Sache  privatim  recommandirten,  wir  wollten 
aber  Namens  S.  Ch.  D.  ein  Memorial  übergeben  und  damit  die  Sache  in 
publico  an  uns  nehmen  und  nach  ihrem  Wunsch  ausführen.  Wir  könnten 
solches  auch  mit  mehrerer  Apparenz  als  sie  thun,  weil  wir  den  Staat  auf 
die  Allianz  ansprechen  könnten,  wovon  die  Stände  kein  pars  contrahens 
wären,  und  sähen  wir  daher  keine  Ursache,  warum  sie  damit  nicht  wollten 
oder  möchten  zufrieden  sein,  da  sie  sonst  ein  mehreres  als  Sauvegardes  zu 
suchen  nicht  in  Instruction  hätten.  —  Zwar  protestirten  deputati  darauf 
sehr  von  ihrer  und  der  Landstände  Treue,  unterthänigster  Affection,  und 
dass  sie  Gott  behüten  würde,  an  schuldigem  Respect  gegen  S.  Ch.  D.  etwas 
ersitzen  zu  lassen.  Sie  trieben  auf  nichts,  als  auf  die  Sauvegardes;  die 
Noth  dränge  sie  dazu,  weil  sie  von  den  condeischen  Desseins  mehr  als  ge- 
nugsam Sicherheit  hätten.  Einem  Bauern  stände  alle  Zeit  frei,  Sauvegardes 
zu  suchen,  warum  den  Ständen  nicht?  es  wäre  auch  zu  S.  Ch.  D.  eignem 
Besten  und  hätten  Statthalter  und  Regierung  genugsam  Part  davon  gege- 
ben, die  ihnen  dann  darunter  nichts  verboten;  wollten  also  nicht  verhoffen, 
dass  S.  Ch.  D.  ihnen  hierbei  etwas  zu  Ungnaden  ausdeuten  würde,  könnten 
zwar  nicht  gar  stille  stehen  und  zurück  gehen,  zeigten  aber,  dass  sie  ziem- 
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lieh  zufrieden  waren  und  ohne  uusern  Willen   und   nähere  Conferenz  nichts 
anfangen  wollten.  — 

Bekamen  wir  Bericht,  dass  die  clevischen  Deputirten  allhie  in  der  Ge-  26.  Sept. 
neralität  Audienz  erhalten  und  gehabt,  wobei  sich  auch  der  Herr  Aitzema, 
wiewohl  seiner  in  den  Credentialen  nicht  gedacht,  mit  eingefunden,  ohne 
dass  sie  uns  das  wenigste  davon  wissen  lassen.  Ihr  Anbringen  wäre  ge- 
wesen, die  Armuth  des  erschöpften  Landes,  die  schweren  unge willigten 
Steuern  und  die  Furcht  wegen  des  condeischen  Einfalls,  mit  dem  Ersuchen, 
weil  es  S.  Ch.  D.  wegen  Ihres  anderweitigen  schweren  Engagements,  wo- 
mit Sie  Spanien  Jalousie  gegeben,  unmöglich  sein  würde,  dass  der  Staat 
das  Land  in  Kraft  der  Garantie  protegiren  wollte.  Und  wäre  darauf  zur 
Antwort  gegeben,  dass  sie  ihre  Proposition  schriftlich  einlangen  möchten. 
Wiewohl  die  deputati  sich  nun  deswegen  anfänglich  geexcusirt,  so  ward 
dennoch  resolvirt,  dass  sie  es  thun  müssten.  Ich  sprach  hernach  mit  dem 
Herrn  Aitzema  und  endlich  mit  den  Deputirten  selbst,  dass  uns  solche 
Audienz  gar  fremd  vorgekommen,  und  es  zwar  an  S.  Ch.  D.  würden  gestellt 
sein  lassen,  was  dabei  zu  thun;  wollte  sie  aber  nochmals  gemahnt  haben, 
dermaassen  zu  verfahren,  damit  nichts  weiter  zu  S.  Ch.  D.  Nachtheil  oder 
Disrespect  fürginge.  —  Ich  sprach  hiernächst  einen  aus  der  Generalität 
und  fragte  denselben,  was  das  für  ein  Gebrauch  wäre,  dass  man  denjeni- 
gen, so  mere  subditi  seien,  publique  Audienz  gäbe?  Er  gab  mir  darauf 
zu  antworten,  dass  es  zwar  nicht  allerdings  recht;  die  clevischen  Stände 
aber  sowohl  als  auch  die  Stadt  Emden  wären  von  langer  Zeit  dessen  in 
Possession,  man  würde  aber  wohl  zusehen,  dass  S.  Ch.  D.  kein  Schade  zu- 
wüchse.    Nos  widersprachen  solcher  Possession  aufs  Beste. 

Vernahmen,  dass  die  Deputirten  nicht  stille  stehen  würden,  und  der  28.  Sept. 
ritaat  vielleicht  auch  auf  ihr  Suchen  etwas  resolviren  möchte  und  daraus 
Ursache  würde  gegeben,  dass  mau  entweder  von  wegen  S.  Ch.  D.  würde 
dagegen  handeln  müssen;  non  sine  scandalo,  oder  es  geschehen  lassen, 
dass  die  Deputirten  die  Sauvegarden  erhielten,  zu  einem  immerwährenden 
Präjudiz;  so  haben  wir  endlich  einen  Mittelweg  gedacht  und  mit  guter 
Freunde  und  I.  Hob.  Gutfindon  an  die  Herren  Staaten  das  folgende  Me- 
morial Namens  S.  Ch.  D.  übergeben.  —  (In  dem  Memorial  ersuchen  sie 
die  General  Staaten,  da  die  clevischen  Stände  wollten  in  Erfahrung  gebracht 
haben,  dass  eine  der  benachbarten  kriegführenden  Parteien  in  Cleve  Win- 
terquartiere zu  nehmen  gedächte,  den  Gesandten  derselben  des  Kurfürsten 
Neutralität  und  ihre  Allianz  mit  demselben  mit  der  Bitte,  Cleve  nicht  zu 
turbiren,  zu  Gcmüthc  zu  führen;  für  den  Fall  der  Noth  aber  der  Allianz 
und  ihren  Interessen  conforn),  den  Commandanten  ihrer  Garnisonen  zu  be- 
fehlen, Sauvegarden  zu  senden;  wie  der  Kurfürst  auch  seinerseits  Alles 
thun  werde,  seine  Unterthanen  mit  allen  Mitteln  vor  Gewalt  zu  schützen. 
Den  Ständen,  die  ihre  Furcht  dem  Statthalter  und  durch  ihre  Dcputirto 
ihnen  kuml  hätten,   wäre  im  Namen  des  Kurfürsten  ernstlieh  vor- 

gestellt, drt^  !*••  würde  Sorge  tragen,  das  Land  von  den  Gefahren  zu 

befreien,  mit  dem  Begehren,  die  Stände  sollten  solches  ruhen  und  den  Kur- 
'^  Tnien  als  Landc»«für^ten   darin  handeln  lassen.)*)     Also  der  Zweck  wäre, 
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dass  damit  der  Stände  Suchen  verdunkelt,  Präjudiz  verhütet  und  da^  An- 
sehen gewinne,  dass  S.  Ch.  D.  und  nicht  die  Landstände  sua  auctoritate 
regierten,  und  also  den  Weiterungen  zwischen  Herrschaft  und  Unterthanen 
indirect  vorgebaut  und  S.  Ch.  D.  reservirt  bliebe,  zu  allen  Zeiten  der  De- 
putirten  Suchen  und  Thun  zu  ressentiren.  Memorial  in  der  Generalität 
verlesen  und  den  Deputirten  in  clevischen  Sachen  übergeben.  Deputirte 
bei  particular  Visiten  bedenkliche  Dinge  geredet  und  zwar  auch  warum  sie 
ihr  Suchen  auf  die  mit  diesem  Staate  gemachte  Allianz  nicht  könnten  bauen, 
dass  sie  deswegen  unter  andern  auch  dieses  angezogen,  dass  nämlich  sie 
zu  erwähnter  Allianz  nicht  wären  hinzugezogen,  dahero  sie  an  der  Garantie 
und  dem  xantischen  Vertrage  nur  gemeint  wären  zu  halten,  und  sich  sonst 
auch  auf  die  brandenburgischen  ministros  nicht  allerdings  verlassen  könn- 
ten: gleichwie  solches  der  carettische  Einfall  genugsam  zeigte,  indem  der 
Graf  Schwarzenberg  denselben  nicht  allein  nicht  verhindert,  sondern 
auch  allem  Anschein  nach  befördert  hätte.  Sie  hätten  Macht  propria  aucto- 
ritate conventus  zu  halten,  ergo  vielmehr  ihre  Sachen  selbst  zu  sollicitiren 
und  was  dergleichen. 
29.  Sept.  Kamen  die  clevischen  Deputirten  zu  uns,  sagten,  sie  wären  mit  unserm 

Memorial  wohl  zufrieden  und  überreichten  folgende  Schrift,  welche  sie  an- 
statt ihrer  Proposition  an  die  Generalität  übergeben.  (In  dem  am  27.  Sep- 
tember bei  den  Generalstaaten  verlesenen  Memorial  stellten  die  ständischen 
Deputirten  denselben  vor,  dass  sie  nach  glaubwürdigem  Bericht  met  gevar- 
lycke  oogen  werden' aengesien  ende  by  deese  seer  veranderlycke  conjunc- 
turen  van  tyden  een  grote  ongelegenheyt  besorgen  moeten,  daher  die  Ge- 
neralstaaten bitten  müssten,  auf  Cleve  een  sulke  reflexie  te  nehmen,  op  dat 
het  selve  by  deese  veranderlyke  crygstyt  niet  overvallen,  maer  by  de  neu- 
traliteyt  mainteneert  ende  soo  het  noodich  is ,  met  levendige  sauve- 
gardes  belegt  werden  mochte.)  —  Deputirte  sagten,  dass  sie  nur  wünschten, 
Expedition  zu  haben,  um  wieder  zurückzugehen.  Wir  führten  ihnen  eines 
und  anderes  zu  Gemüthe  und  Hessen  es  an  S.  Ch.  D.  gestellt  sein,  ob  Un- 
terthanen frei  stünde,  ohne  Wissen  ihrer  Herrschaft  Neutralität  und  Sauve- 
gardes  zu  suchen,  wollten  also  ihr  Anbringen  nur  ad  referendum  angenom- 
men haben.  Sie  möchten  gedenken,  es  würde  endlich  nicht  genug  sein, 
uns  nur  Theil  zu  geben  von  ihrem  Thun  post  rem  confectam,  und  wenn 
sie  bereits  das  Werk  nach  eignem  Gefallen  gethan  hätten. 
3.  Oct.  Liessen  uns  die  Deputirten,    der  Generalstaaten  Schock,    Lothen- 

stein,  V.  d.  Holck,  Buatsma  und  Schulenburg  sagen,  sie  wollten 
wegen  clevischer  Sachen  mit  uns  Conferenz  halten.  Memoire  wäre  bei 
I.  H.  M.  abgelesen,  sähen  daraus,  dass  dasjenige,  was  wir  darin  remon- 
strirt,  von  den  Landständen  herkäme;  baten  wir  um  Resolution  und  copiam 
dessen,  was  die  clevischen  Deputirten  hier  thäten,  um  Nachfrage  bei  den 
Gesandten  der  streitenden  Kronen  und  um  die  Sauvegarden,  fügten  hinzu, 
was  zwischen  den  Landständen  und  der  clevischen  Regierung,  sowie  den 
Deputirten  und  uns  vorgegangen,  und  dass  man  ihnen  die  Unnoth,  und 
dass  es  ihres  Amtes  nicht  wäre,  sich  darein  zu  mischen,  remonstrirt,  ohne 
dass  sie  dazu  hätten  disponirt  werden  können,  welches  wir  dann  an  S.  Ch. 
D.  liessen  gestellt  sein,  befanden  aber  nun,  dass  wenn  I.  H.  M.  auf  unser 
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Memorial  resolvirt,  die  Stände  nichts  weiter  begehren  könnten.  —  Sprach 
ich  noch  mit  einem  der  H.  M. ,  erfuhr,  dass  Holland  die  clevische  Sache 
zu  sich  genommen  und  darauf  resolvirt,  dass  auf  S.  Ch.  D.  und  Dero  Stände 
Ersuchen  die  Sauvegarden  ertheilt  werden  sollten,  welches  wir  denn  inso- 
weit contradicirten,  dass  der  Stände  nicht  gedacht  werden  sollte,  damit  es 
sich  nicht  ansehen  lassen  möchte,  als  hätten  sie  ein  condominium,  und  da 
des  Kurfürsten  Amt  wäre,  da  könnten  die  Unterthanen  nicht  hinzu.  " 

Sprach  mit  Herrn  Yett,  dermaligen  Präsidenten  der  Generalität.  WoU-  4.  Oet. 
n  auf  I.  Ch.  D.  und  Dero  Landstände  Ansuchen  conjunctim  Sauvegarde 
geben.  Ich  contradicirte  heftig  dagegen  und  zeigte  ihnen,  wie  incompa- 
tibel  es  wäre,  dominum  et  subditos  zusammen  zu  fügen,  die  Stände  wären 
Unterthanen,  regieren  und  beschützt  zu  werden,  kannte  in  einem  subjecto 
nicht  zusammenkommen,  daher  wir  solche  Resolution  nicht  würden  anneh- 
men können,  besonderu  zu  allerlei  Extremitäten  gegen  die  Deputirten  ge- 
nöthigt  würden. 

(Erhält  er  eine  Resolution  der  Staaten  von  Holland  und  Westfriesland  5.  Oet. 
vom  3.  October,  wodurch  auf  Memoriale  und  remonstrantien  der  clevischen 
Ständedeputirten  „over  executie  van  ongewilligde  contributien 
ende  wervinge  ooch  inquartieringe  van  ruyteren  ende  knechten 
buyten  consent  van  de  Landstenden,  ende  anderdeels  mede  over 
gevreesde  inlegeringe  ende  invasie  met  Cond^ische  ofte  andere  Crygsvol- 
keren,  met  versoek  ten  einde  h.  H.  M.  volgens  derselven  versprokene  gua- 
rantie,  en  soo  dickwyls  genohmene  resolutie  op  deese  doleancen  soodaauige 
reflectie  gelieven  soude  te  nehmen,  op  dat  het  vorschr.  vorstendom  tegens 
desselfs' Privilegien  ende  willen  van  de  landstenden  met  geene  wervinge"  etc. 
beschwert  und  von  allen  Einquartierungen  frei  bleibe,  in  Betracht  der  Ga- 
rantie des  xantener  Vertrags  und  der  Resolutionen  von  1646  und  1651  be- 
schlossen wird,  „dat  van  wegen  haer  Ed.  Gr.  M.  ter  generalitcyt  te  Landt 
daeran  sal  werden  gehouden,  ten  eynde,  de  stende  en  de  ingesetenen  van 
de  lande  van  Cleef  dien  aengaende  by  haere  Privilegien  ende  t'  effect  van 
de  reversalen  raoegen  werden  gemainteneert  door  soodaauige  anschryvinge 
als  20.  October  1646  ofte  door  soodaauige  wegen  ende  middelen  als  des 
noot  syndc".  Bezüglich  des  zweiten  Punkts  aber  sollen  die  Generalstaaten 
zur  Verleihung  von  Sauvegarden  und  sonstigen  kräftigen  Schutzes  gegen 
iinlagerung  fremder  Völker,  welche  es  auch  sein  möchten,  veranlassen  „metz 
ir  by  de  gemeide  stende  daerovcr  successivelyck  aenH.H.M. 
bracht  eudegcfurneert  werde  eene  goede  summe  van  pen- 
liingcn,  ende  dacrover  gepasseert  werde  bondige  ende  onver- 
hreekelycke  verbontenisse  in  der  besten  forma".)') 

Hing  zu  Herrn  Tulp,  amstcrdamer  Bürgermeister,  zu  Herrn  Waveren  6.  Oet 

wegen  der  unleidlichen  Resolution  Hollands  in  clevischen  Sachen,  wäre  es 

ro,  mÜHHtcn  wir  kIc  nicht  für  Freunde,   sondern  vielmelir  für  die  höchsten 

i'einde  S.  Ch.  l).  achten,  und  da  sie  an  einem  Orte  riefen,  S.-Ch.  D.  Con- 

rrvation  wäre  die  ihrige,  wir  nn  der  andern  Seite  das  Widerspiel  vcrspür- 

'  n,  und  dAHM  Hif;  nichtM  suchten,  als  H.  Cb.  D.  heimlich  zu  cuerviren,  Ihren 

\  1... ^.,   Ürk.  u.  ActeiiHt.  111  p.  Ü8. 
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Respect  zu  ruiniren,  Unterthanen  an  sich  zu  reissen,  zu  animiren  und  gegen 
die  Herrschaft  ohne  Ursache  zu  schützen.  —  Uli  es  wäre  so  gross  nicht 
um  die  Sache  und  hätte  Holland  wohl  so  weit  nicht  gesehen.  —  Kamen 
zu  mir  die  clevischen  Deputirten,  hätten  von  Tage  zu  Tage  auf  Resolution 
der  Greneralität  gewartet,  indessen  hätte  Holland  sie  letzten  Dienstag  zur 
Conferenz  genöthigt,  wobei  man  sie  sehr  gefragt,  warum  und  gegen  wen 
sie  eigentlich  Sauvegardes  begehrten?  ob's  nicht  was  anders  wäre,  als  in 
ihrem  Memorial  begriffen?  mit  dem  Hinzuthun,  dass  die  Staaten  nicht  weiter 
gehen  könnten,  als  im  J.  1651  resolvirt,  nämlich  dass  man  die  Sauvegardes 
ertheilen  sollte,  so  weit  als  das  Canon  ginge,  alsdann  dafür  eine  gewisse 
jährliche  Erkenntniss  müsste  entrichtet  und  bezahlt  werden,  und  was  der- 
gleichen. Dass  sie,  Deputirte,  ihres  Theils  darauf  geantwortet,  dass  sie 
nichts  mehr  in  Commission  hätten,  als  von  Sauvegardes  zu  reden,  und  dass 
dieselbe  zum  wenigsten  auf  drei  Meilen  möchten  extendirt  werden.  Weitere 
Recognition  betreffend,  wäre  solches  eine  Neuerung,  und  dem  Lande,  wel- 
chem sonst  der  Staat  sehr  obligirt,  gar  zu  beschwerlich,  wären  aber  zufrie- 
den, die  Sauvegardes  zu  defrayiren,  wenn  sie  gebraucht  würden  und  der- 
gleichen. Ich  antwortete  darauf,  ich  würde  fleissig  notiren,  was  und  wenn 
sie  in  den  Sachen  mit  uns  communicirt  und  künftig  S.  Ch.  D.  davon  ur- 
theilen  lassen.  —  War  bei  Herrn  de  Witt  und  beschwerte  mich  in  gar 
empfindlichen  terminis  über  das  holländische  advis  und  Procediren.  Sagte, 
dass  Holland  damit  genugsam  bezeugt,  was  für  ein  Gemüth  es  gegen  S. 
Ch.  D.  trüge,  indem  sie  nicht  allein  zu  unverantwortlicher  Ungebühr  in  ob- 
berührter  Conferenz  sich  unternommen,  über  eines  Kurfürsten  Action  und 
Thun  in  seinem  eignen  Lande  gleichsam  zu  inquiriren,  welches  an  ihm 
selber  ein  Greuel,  weil  es  feindlich,  unnachbarlich  und  in  re  privatorum  bei 
höchster  Strafe  verboten;  zu  geschweigen  zwischen  Potentaten  unleidlich 
wäre,  sondern  auch  in  effectu  sich  unterstanden  hätten,  gehorsame  Unter- 
thanen gegen  ihre  Obrigkeit  aufzuwiegeln  und  zum  Ungehorsam  zu  bringen. 
S.  Ch.  D.  erkennten  sie  nicht  für  Richter,  vielweniger  für  Inquisitoren,  wür- 
den's  aber  bedauern,  dass  sie  ihre  Injustiz  so  weit  gehen  Hessen,  dass  sie 
sich  fremder  Herrschaft  Sachen  unternähmen  zum  Verderben  vielleicht  und 
hohen  Schaden  der  ganzen  Christenheit.  Sie  sollten  sich  jedoch  selbst 
kennen,  ihr  Christenthum  und  die  hohe  Obligation,  so  sie  S.  Ch.  D.  und  Dero 
Vorfahren  hätten,  ansehen,  über  die  Sachen,  so  uns  durch  ein  Gerücht  vor- 
gekommen, andere  Gedanken  nehmen  und  sich  fremder  Geschäfte  hinfort 
enthalten.  Ille  antwortete:  es  hätte  so  viel  nicht  zu  bedeuten,  man  müsste 
armen  Leuten  beistehen;  ich  wüsste  von  der  Garantie  wohl,  und  was  die 
Stände  geklagt.  Ego  applicirte,  dass  die  Stände  nicht  so  sehr  geklagt 
hätten,  als  sie  dazu  gepresst  worden  wären,  und  dass  sie  in  specie  bei  der 
Conferenz  geantwortet,  dass  sie  weiter  nichts  in  commissis  hätten,  als  die 
Sauvegardes  zu  impetriren,  die  Garantie  wäre  nichts,  als  nur  ein  Prätext 
der  Iniquität,  auch  verwichenen  Jahres  bei  dem  Allianztractate  selbst  von 
dem  Staate  verlassen  und  verworfen.  Sie  sollten  nur  ihr  eignes  Haus  ver- 
sorgen und  Mittel  genug  finden,  ihren  eignen  Unterthanen  die  Thränen  ab- 
zuwischen und  von  fremden  Sachen  ihre  Hände  abziehen.  Ille  sagte  end- 
lich, sie  würden  schon  machen,   dass  man  nicht  sollte  zu  klagen  haben, 
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und  möchte  ich  versichert  sein,   dass  Holland   selbst  so  bös  nicht  gemeint 
hätte. 

Redeten  mit  den  Herren  v.  Schulenburg,  Bootsma  und  Staveniss  7.  Oct. 
von  der  Generalität  und  Herrn  Lothen stein  von  Holland:  Wie  greulich 
und  gottlos  das  holländische  advis  über  die  clevischen  Sachen.  Sie  müssten 
nicht  meinen,  dass  S.  Ch.  D.  immer  mehr  eine  solche  Noth  würde  zustosseu, 
dass  Sie  Sich  von  ihren  Unterthanen  würden  Gesetze  geben  lassen;  und 
da  sie  vermeinten,  dass  solches  die  Mittel  wären,  S.  Ch.  D.  auf  ihr  Ziel  zu 
treiben,  von  Schweden  abzuziehen  und  die  Pillau  oder  dergleichen  Oerter, 
wie  wir  unter  der  Hand  vernähmen,  die  sie  in  den  Gedanken  ständen  an 
sich  zu  bringen,  so  würden  sie  sich  sehr  betrogen  befinden,  und  würden 
S.  Ch.  D.  nimmermehr  so  wenig  Generosität  haben,  dass  sie  sich  auf  allen 
Fall  nicht  lieber  auf  freundliche  Feinde  als  feindliche  Freunde  vertraueten. 
Uli  antworteten  darauf,  sie  bekennten  selbst,  dass  man  in  vielen  Dingen 
unförmlich  procedirte,  wollten  aber  das  Ihrige  dabei  thun,  damit  wir  nicht 
möchten  zu  klagen  haben.  Ego  redete  mit  dem  Herrn  Aitzema,  welcher 
nebst  den  Deputirten  öffentlich  sagte,  Holland  ginge  weiter  als  sie  begehr- 
ten, sie  hülfen  den  Ständen  an  einer  Seite  so  stark  aufs  Pferd,  dass  sie 
m  der  andern  Seite  wieder  herunter  fielen,  utile  per  inutile  est  vitium,  man 
nullte  bei  den  Sauvegardes  verbleiben  und  sich  an's  übrige  nicht  stossen.  — 
Der  Rathspensionar  (de  Witt)  sagte  wieder,  wir  sollten  uns  nicht  wegen 
der  clevischen  Sachen  alteriren,  man  würde  es  schon  dahin  lassen  gedeihen, 
dass  nur  wegen  der  Sauvegardes,  weswegen  man  mit  den  Deputirten  doch 
bereits  einig  zu  sein  schiene,  in  der  Generalität  resolvirt  würde,  die  vorge- 
schlagene Recognition  aber  müsste  determinirt  und  eingewilligt  werden. 
Ego  fragte  darauf  studio  potius  et  arte  quam  iutentione  consensus,  wie 
hoch  sich  selbe  wohl  belaufen  würde.  Ille:  zum  wenigsten  auf  2  Tonnen 
Noldes').  Ego:  das  wäre  gar  zu  viel!  Ille  blieb  aber  dabei.  Ego:  ob 
Ui  nicht  schuldig  wären,  S.  Ch.  D.  4000  Manu  gratis  zu  unterhalten?  wie- 
wohl doch  nicht  gratis,  da  S.  Ch.  D.  sie  die  Nichterhöhung  der  Zölle  in 
der  Pillau  geniessen  Hessen.  Ille  befand  sich  darauf  etwas  bestürzt  und 
:igte,  S.  Ch.  D.  wäre  noch  nicht  attaquirt.  —  I.  Hob.  und  ich  ermahnten 
Herrn  v.  Reidt  Mittags,  er  sollte  seinö  Gebühr  nicht  vergessen,  wo  sie 
sich  anders  purgiren  und  ausweisen  wollten,  dass  sie  anders  nichts  als  die 
Sauvegardes  begehrten,  möchten  sie  es  in  Schriften  und  publice  thun. 

(Beschliessen  die  Generalstaaten  in  Betracht  der  ihnen  vorgetragenen  Bit-  10.  Oct. 
■  n,  an  Cleve  lebendige  Sauvcgarden  zu  geben,  um  das  J^and  gegen  alle  Ein- 
inartierungen  auf^hoimischor  Tru[)pcn  zu  t^chützen,  den  staatischen  Comman- 
dantcn  der  Rhein-  und  Maassplätze  zu  befehlen,  „dat  sc  hct  land  van  Cleef 
gnllen  hcbben  te  protegeeren  ende  te  beschermen  tegens  alle  de  Icgcringe  endo 
inquartieringe  van  uithemisch  Crygsvolck  soo  verre  als  het  canon  van  hunnc 
resp.  gouvernemcntcn  ende  coniniandemcntcu  sal  conen  rcyken',  opt  dat  de 
guarnisoeoen  des  te  b«ter  oock  door  de  conservatic  endo  vervolgens  door  den 
toevoer  van  die  van  't  platte  land  moogen  subsi.steeren'*.  —  Die  Deputirten 
der  Grnrrnlstaaten   schicken   diese   Resolution   an  Wciniann  und  Copes, 

»;  ü'A>,«AnJ  11.  hol!.  =  H<),(MXJ  '1  hlr. 
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„wollten  deswegen  noch  in  Conferenz  mit  uns  treten  und  wäre  die  Resolu- 
tion so  entendirt,  dass  man  nicht  daraus  sollte  abnehmen  können,  ob  es 
auf  S.  Ch.  D.  oder  Dero  Landstände  Suchen  eingewilligt".) 

ll.'Oct.  (Ueberreichen   die  ständischen  Deputirten   den  Generalstaaten  ein  Me- 

morial: sie  würden  sich  ihrer  Vorstellung  „van  wegen  den  becommerlycke 
toestandt  ende  gevreesde  onheilen"  im  Clevischen  erinnern,  hätten  gehört,  dass 
die  Staaten  aus  verschiedenen  Gründen  zur  Beschirmung  des  Landes  ge- 
neigt wären,  bäten,  dass  solches  gemäss  den  Resolutionen  vom  10.  März  und 
29.  April  1651  geschähe.)») 

12.  Oct.  Recommandirte  Herrn  v.  Bevernink  die  preussische  Sache,  es  stünde 

nun  in  ihren  Händen,  zwischen  den  Potentaten  auf  der  Ostsee  die  Balance 
zu  halten,  dieweil  noch  keiner  Meister  wäre  und  alle  zu  befürchten  hätten; 
—  Holland  sei  gar  zu  zweifelhaft,  wir  wüssten  nicht,  was  es  wollte.  —  Ille 
wüsste  es  selbst  nicht,  bis  in  Preussen  der  Ausschlag.  — ■  Ego:  warum  sie 
den  Brief  an  den  Czar  nicht  so  Hessen?  —  Ille:  wäre  gegen  Hollands  In- 
tention, könnte  leicht  den  Krieg  mit  Moscau  bringen  und  wären  viele  Mil- 
lionen noch  in  deren  Gebiet.  —  Ego:  die  Passion,  die  Holland  in  der  cle- 
vischen Sache  gegen  S.  Ch.  D.  bezeugt.  Ille:  dass  es  mit  gemeinen  Stim- 
men gethan.  Ego:  dass  es  desto  ärger  wäre  und  man  daher  abnehmen 
könnte,  dass  sie  entweder  gar  zu  wenig  berichtet  oder  gar  zu  passionirt 
gewesen.  Ille:  es  würde  sich  endlich  wohl  schicken.  —  Deputirte  der  Land- 
stände suchten  das  Canon  etwas  weiter  zu  extendiren  und  baten,  ihnen  zur 
Expedition  der  Resolution  zu  verhelfen.  Wir  thaten  insoweit  desgleichen 
und  richteten  es  dahin,  dass  die  Depeschen  an  die  Gouverneure  uns  und 
nicht  den  Deputirten  zugestellt  wurden,  wir  nahmen  dieselbe  auch  an,  weil 
darin  nichts  Präjudicirliches,  und  schickten  dieselbe  an  die  clevische  Regie- 
rung. Wie  es  einmal  stand,  war  es  besser  für  S.  Ch.  D.  und  reputirlicher, 
dass  es  auf  unsere  und  der  Stände  Suchen  erhalten  wäre,  möge  die  Regierung 
damit  procediren.  —  Abends  mit  I.  Höh.  berathen;  und  ward  geschlossen,  man 
sollte  künftig  bei  diesen  Leuten  nichts  suchen,  das  nach  einiger  bassesse 
schmeckte,  weil  doch  von  Holland  zu  unserm  Besten  darunter  wegen  der 
Erbitterung  nichts  zu  erhalten.  S.  Ch.  D.  möchten  sehen,  wie  Sie  Sich 
selbst  retteten,  und  man  dieserseits  noch  genug  thue,  wenn  man  nur  ihrer 
Feindschaft  prävenirte. 

14.  Oct.  Kamen  die  clevischen   Deputirten  und  nahmen  Abschied;    wären  ver- 

gangenen Sonnabend  mit  den  Commissarien  der  Staaten  General  wegen  der 
bewussten  Recognition  in  Verhandlung  gewesen,  solches  wäre,  hätten  sie 
gesagt,  neu  und  unbillig,  zumal  das  Land  zu  Cleve  von  diesem  Staat  all- 
zuviel gelitten,  um  jetzt  eine  geringe  Defension  so  theuer  zu  kaufen,  hätten 
es  ad  referendum  genommen.  Wären  auch  beim  spanischen  Ambassadeur 
gewesen  und  begehrt,  dass  das  Land  von  Cleve  mit  Einquartierung  nicht 
beschwert  werde,  selbiger  aber  geantwortet,  er  verwunderte  sich,  dass  S. 
Ch.  D.  oder  Prinz  Moritz  es  selbt  an  ihn  nicht  gelangen  Hessen. 

15.  Oct.  Von  Cleve   schrieb   die  Regierung,    dass   sie  nicht  gut  gefunden,    die 

Briefe  wegen  der  Sauvegardes  zu  überliefern,   weil  sie  nicht  weiter  gingen 


i)  Vgl.  oben  p.  474  und  490. 
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als  das  Canon,  nnd  dass  wir  möchten  begehren,   dass  sie  weiter  extendirt 
würden '). 

(In  Cleve)  mit  S.  F.  Gn.  und  Dr.  Niess  gesprochen,  und  erbot  sich  24.  Oct. 
derselbe  zu  allem  guten '^).  Nachgehends  im  Regieruugsrath  wegen  der 
Stände  Schreiben  an  die  Beamten,  dass  sie  die  Contribution  nicht  beitrei- 
ben sollten,  conferirt,  und  weil  bei  Einigen  casus  conscientiae  daraus  ge- 
macht würde,  wenn  man  die  Beamten  zwingen  würde,  so  zeigte  ich  nach 
der  Länge  an,  dass  es  wider  gutes  Gewissen  sein  würde,  wenn  man's  nach 
so  bewandten  Sachen,  wobei  wir  alle  präsupponirten,  dass  S.  Ch,  D.  einen 
gerechten  Krieg  führte,  nicht  thäte,  womit  dann  männiglich  zur  Ruhe  kom- 
men. Wegen  Transports  der  märkischen  Völker  durch  Holland  ward  ge- 
schlossen, es  wäre  unmöglich  zu  erhalten  oder  zu  thun,  und  sollte  man 
S.  Ch.  D.  berichten. 

(Schreibt  Weimann  an  Schwerin:  „Bin  zu  rechter  Zeit  hie  ange-  25.  Oct. 
kommen,  alles  bestund  sehr  in  crisi  wegen  der  Stände  und  sonsten  der 
Steuerumlagen,  der  eine  wollte  zu  nichts  fast,  der  andere  zu  weit,  und  ist 
man  daher  noch  schier  in  I>eliberation.  Die  Deputirten  haben  im  Haag  in 
eflfectu  nichts  erhalten,  wie  die  Resolution  und  das  Schreiben  an  die  Gou- 
verneurs, das  Land  zu  defendiren,  so  weit  das  Canon  trägt:  „magnum 
inane'*.  Die  Deputirten  würden  berichten,  dass  sie  im  Haag  nicht  alles 
vermöchten;  „heimlich  aber  möchte  Holland  ihnen  wohl  einen  Wink  haben 
geben  lassen,  wiewohl  es  uns  de  Witt  leugnete.  Der  Stände  beabsich- 
tigter Convent  in  Rees  ist  verboten.  Hinführo  muss  mit  mehrerem  Ernst 
gegangen  werden,  weil  alle  gelinde  Mittel  nicht  wollen  langen,  sondern  ver- 
kehrte Wirkung  thun**.) 

(In  Rees)  mit  Herrn  Niess  vorab  gesprochen  und  auf  dem  Rathhaus  26.  Oct. 
proponirt,  den  Ständen  1)  contradicendo  der  Versammlung,  2)  wegen  der 
cond6ischen  dahero  die  Landesdefensiou  nöthig,  3)  wegen  der  Steuern, 
deren  Nothwendigkeit  und  Unvermeidlichkeit,  und  dass  solches  alles  mit 
dem  Landesfürsten  überlegt  werden  müsste,  daher  möchten  sie  nach  Calcar 
erscheinen,    absque  mora,    damit  würde  vielleicht  alles  vergessen  de  prae- 

*)  Am  17.  October  schreibt  Copes  an   den  Statthalter  und  die  Regierung 
sehr  unwillig  über  die  Zurückhaltung  der  Schreiben,  dadurch  würden  die  Gemü- 
ther der  Uuterthanen   gegen   den   Kurfürsten   verbittert,    und   den   Ständen    und 
\itzema  zu  neuen  Klagen  im  Haag  Ursache  gegeben,  die  Schreiben  aber  wür- 

■  aü   die  Stände,    «Icrwn  r'diiic   (Ifrwi'Iltfii    nlclif    vfrwciL'crf    winde     «li'ii  f '.»iniiinndjm. 
■n  übersenden 
•  *)  In  einem  .^cnroiocn,  diu.  Koingsncrg  L'n.  rMjj)!('mt)iT,  in  wcicricm  (irr  i\ur- 
fürsi  sich  sehr  ungehalten  über  der  Stände  ,,unbe8ünneDes  Beginnen,  der  Stauten 
i'rotectiou  zu  suchen"    ausspricht,   ungesehen  keinem  treuen  Unterthun  gebührt, 
ch    an  Fremde    zu   hängen   und   bei   denselben   mit   I'räterirung    ihrer    eigenen 
'hrigkeit  Schutz  und  Schirm  zu  suchen",   hatte  er  befohlen,  „den  Ständen  sol- 
lten Unfug  gebührend  vorzuhalten  und  mit  Ernst  zu  verweisou,  vor  alleo  Dingen 
lier  auch  Dr.  Niess  Unsere  höchste  Ditiplicenz,  so  Wir  daher,  dast  er  crmelto 
loichen  unverantwortlichem  und  widerrechtlichem  Vornehmen  ver- 
•  II,  ttufs  höchste  vorzuHtellen,  mit  gnnz  ernstem  Befehl,  sich  dessen 
lofort  allerdin(?s   zu   enthalten,    denn  auf  den  widrigen  Füll  Wir  uinen  anderen 
.tun  ^ar  nicht  gefälligen  l'r<./..uu  n.ii  ihm  vorsuuehmon  nicht  untorlMSon  würden". 
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terito  und  das  Futurum  in  Ordre  gebracht,  und  möchte  man  daselbst  auch 
deliberiren,  ob  die  staatischen  Briefe  an  die  Gouverneurs  abzulassen.  Re- 
spondebant:  wegen  der  Convention  wären  sie  in  possessione  immemoriabili 
und  hätten  kaiserliche  mandata;  au  reste  dankten  mir  für  meine  gute  Incli- 
nation,  und  wollten  die  Sache  in  Bedenken  ziehen  und  S.  F.  Gn.  die  Re- 
solution wissen  lassen.  Die  2  SyndiciNiess  und  Schmitten  holten  mich 
hierauf  aus  meiner  Herberge.  Aderant  ex  nobilitate  Herr  v.  Reidt,  Impel, 
Diersfurt,  Wissen,  Klarenbach,  Wachtendonk,  Spaen,  Ker- 
vendonck.  Multa  mit  den  Ständen  hier  und  dort  a  part  gesprochen  und 
remonstrirt,  wobei  sie  dann  wohl  ziemlich  in  sich  gingen,  aber  endlich  im- 
mer fort  auf  die  Unmöglichkeit  zu  contribuiren  verfielen. 

27.  Oct.  Ich  blieb  noch  immer  bei  den  Ständen,    warnte  sie  und  that  mein  Be- 

stes. Den  Katholiken  remonstrirte  ich,  wie  schwer  für  sie  die  staatische 
Garantie  wäre,  und  den  andern,  dass  die  begehrte  Recognition  fürerst  ein 
Erkenntniss,  hernach  ein  Tribut,  zuletzt  ein  Recht  und  endlich  mere  servitus 
sein  würde.     Uli  deliberabant. 

28.  Oct.  In  pleno  Relation  von  Rees  abgestattet  und  beschlossen,    der  Stände 

schriftliche  Antwort  zu  erwarten.  I.  Höh.  schrieb,  ich  möchte  kommen. 
Weil  man  in  consilio  sehr  bekümmert,  wie  es  mit  den  Beamten  machen, 
welche  die  Stände  angeschrieben,  und  der  eine  dies,  der  andere  das  sagte, 
so  schlug  ich  vor,  mau  sollte  in  Eile  an  alle  Beamten  befehlen,  keine  Briefe 
von  fremder  Herrschaft,  den  Ständen  oder  so  publico  sigillo  belegt  wären, 
zu  empfangen  noch  zu  lesen,  sondern  dieselben  verschlossen  einzusenden,  und 
wenn  sie  ofi'en,  die  Boten  damit  nach  Cleve  zu  verweisen.  Solches  geschah 
alsfortan  omnium  applausu. 

29.  Oct.  Auf  Herrn  W eiler' s^)  Briefe,    die  Condeischen   betreffend,   in  pleno 

deliberirt,  wobei  ich  angezeigt,  was  zu  thun,  nichts  secure,  nichts  zu  eifrig. 
Ich  richtete  alles  dahin,  dass  man  bei  dieser  Conjunctur  nur  einen  festen 
Fuss  zu  Calcar  in's  Land  setzen  möchte,  die  condeischen  Händel  dienten 
dazu,  remonstrirte  solches  S.  F.  Gn.  insgeheim,  und  nahmen's  Dieselben  mit 
gutem  Eifer  io  Bedenken,  ob  man  nicht  Kriegsvölker  aus  der  Grafschaft 
Mark  sollte  lassen  hereinkommen,  ohne  viel  zu  fragen?  und  zugleich  die 
Deputirten  der  Landstände  hereinkommen  lassen,  um  damit  ein  Gerüchte 
zu  machen.  Ich  redete  aber  mit  S.  F.  Gn.  ab,  man  müsste  des  Landes 
Armatur  nicht  zu  weit  ad  effectum  kommen  lassen^). 

30.  Oct.  Mit  S.  F.  Gn.  apart  geredet  wegen   der  Besetzung  der  Stadt  Calcar, 

und  dass  man's  in  consilio  vorbringen  sollte.  —  Ward  beschlossen  in  pleno, 
man  sollte  300  Mann  aus  der  Grafschaft  Mark  kommen  lassen^),  das  Volk 
armiren,    so  gut  man  möchte,  Schlosser  annehmen,  die  Briefe  der  Genera- 


*)  Der  brandenburgische  Resident  in  Cöln,  der  meldete,  dass  Conde  ernst- 
lich beabsichtige,  in  Cleve  einzurücken,  nachdem  Pfalzgraf  Philipp  Wilhelm 
ihm  auf  Polens  Betrieb  seine  aus  dem  J.  1651  herrührende  Entschädigungsforde- 
rung übertragen  habe.     Vgl.  oben  Einleit.  p.  780. 

^)  Er  meint  das  beabsichtigte  Aufgebot  der  Lehenleute  und  des  Landvolks. 

3)  3  Compagnien  aus  Hamm  unter  dem  Obersten  v.  Bodelschwing  wurden 
in  Cleve,  Calcar  und  Goch  einquartiert,  statt  derselben  4  Compagnien  aus  Lipp- 
stadt nach  Hamm  verlegt. 
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lität  an  die  Commandenrs  senden,  an  Staveren  schreiben,  dass  er  advigi- 
liren  solle,  um  Kur-Cöln  und  Neuburg  Ombrage  zu  benehmen,  Lehenleute 
verschreiben,  doch  ohne  Termin.  An  Neuburg  sollte  man  schreiben,  noti- 
ficatio  um  Bericht  und  Rath. 

Multa  mit  S.  F.  Gn.,  wie  man  die  condeischen  Zeitungen  mesnagiren,  31.  Oct. 
Calcar  fortificiren,  mit  Ständen  hinführo  procediren,  Alles  Herrn  Isinck 
communiciren  müsste,  abends  nach  dem  Haag  zurück.  (Am  3.  November 
meldet  Weimann  dem  Statthalter  aus  dem  Haag,  dass  wiederum  Schrei- 
ben der  Stände  an  die  Generalstaaten  und  Holland  dort  eingetroffen  wären, 
„E.  F.  Gn.  eilen  um  Gottes  Willen  mit  dem  calcarischen  Wesen  und  Forti- 
ficiren es  aufs  beste,  der  höchste  Dienst  beschiehet  S.  Ch.  D.  daran  und 
dem  Lande,  das  cond6ische  Gerücht  vermehret  sich  allhie  trefflich".  Am 
4.  November  schreibt  der  Statthalter,  dass  die  Ständedeputirten  auf  die  An- 
zeige von  den  beabsichtigten  Defensionsmaassregeln  auf  das  Genügende 
staatischer  Hilfe  verwiesen  haben;  um  den  Ständen  zuvor  zu  kommen,  möge 
er  seinerseits  den  Befehl  an  die  staatischen  Commandanten  erwirken,  der 
clevischen  Regierung  auf  Ersuchen  „mit  zuträglichem  Beistand  an  die  Hand 
zu  gehen"-  .„Nun  die  Deputirten  sehen,  dass  wir  zu  der  Defension  schrei- 
ten, als  haben  selbe  heute  begehjet  und  vorgeschlagen,  man  solle  zulas- 

f-n,  dass  die  Stände  in  ihrem  Namen  werben  und  das  Land 
defendiren  möchten,  holla!  holla!  -  welches  ihnen  belobt  und  in  allen 
Gnaden  abgeschlagen  ist,  ein  Spornstreich,  mein  Vorhaben  mit  Calcar  werk- 
ßtellig  zu  machen".  Am  selben  Tage  schreibt  Blaspeil:  „Die  Stände- 
deputirten protestiren  nicht  allein  gegen  die  Einführung  der  3  Compagnien, 
sondern  vermeinen  auch,  dass  man  dieser  seits  auf  gar  keine  Defension  zu 
denken,  sondern  die  Herren  Staaten  begehen  lassen  solle,  haben  dabei 
vorgestellt,  dass  man  sie  in  befangener  hagenschen  Hand- 
lung zu  continuiren  und  sich  der  Recoguition  halber  mit  den 
Herren  Staaten  abzufinden,  wollte  zulassen".) 

Der  Resident  Aitzema  hat  wegen  der  Stadt  Wesel  ein  Memorial  über-  6.  Nov. 
geben,  worin  er  begehrt,  den  Befehl  an  die  staatischen  Gouverneurs,  worin 
nur  von  den  ausheimischen  Völkern  gemel  det  wird,  „ook  tegens 
brandenborgische,  die  aldaer  ondert  canon  gemeent  syu  te  eo- 
men  logeeren  ende  fcistelicheyt  plegen"  geextendirt  werden 
möge.  (7.  November  reichen  Weimann  und  Copes  ein  Memorial  bei 
den  Gcneralstaaten  ein,  worin  sie  ersuchen,  den  Kurfürsten  in  Cleve  gegen 
alle  Invasionen  weiter,  als  sie  durch  die  Resolution  vom  9.  Üctober  be- 
schlo.ssen  haben,  zu  assistiren.  (Am  19.  Nov.  melden  Weimann  und  Copes 
dem  Statthalter,  dass  die  Gcneralstaaten  beschlossen,  mit  ihnen  und  den 
I)'  'ide  per  commissarios  zu  reden.     „Man  wird  1)  von  der 

r»'      .  .        i'ii,  2)  die  Stände  gerade  dazu  ziehen.    Gegen  das  Erste 

I**  Allianz,  gegen  das  Zweite  Widerspruch.  Sind  der  Stände  Versamm- 
lungen vitiög,  HO  kann  man  Irrthum,  welcher  seinen  Anfang  daraus  hat, 
nicht  für  gut  achten.  Bei  8.  Ch.  D.  hind  die  pul»lica  und  derselben  Admi- 
nistration, directe  und  privative,  und  fanget  der  Stunde  Hecht  und  Sorge 
alsdann  erst  an,  wenn  man  sie  um  Conscns  fraget.  Der  Landesfürst  tbut 
und  bandelt  in  und  auswendig  und  die  Stande  nur  im  Laude  beim  Fürsten 
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und  in  einer  Sprache".  —  (An  demselben  Tage  antwortet  Weimann  dem 
Oberkriegscommissär  Paul  Ludwig  auf  seine  Frage  vom  4.  November: 
„Ob  der  auf  den  Recess  gethane  Eid  bei  solchem  Zustand  nicht  hindern 
könne,  S.  Ch.  D.  mit  Volk  und  Geld  aus  diesem  Lande  zu  succurriren, 
denn  es  mir  nicht  wenig  anliegen  thut,  weil  ich  eines  und  anderes  deshalb 
nicht  allein  hören  muss,  sondern  auch  ich  selbst  in  meinem  Gewissen  hier- 
innen eine  Anfechtung  fühle",  —  „ich  vermeine,  dass  ich  damit  meinem 
Gott,  meinem  Kurfürsten  und  meinem  lieben  Vaterlande  ein  Genüge  leiste! 
S.  Ch.  D.  haben  vor  Gott  die  hohe  Pflicht,  als  ein  guter  Landesvater  und 
heisst  tueri  subditos,  dabei  aber  auch  die  Gelübde,  über  sie  keine  Steuern 
ohne  Bewilligung  einzunehmen.  Wenn  nun  dieses  nicht  sein  will  aus  einem 
Unbegreif,  sollen  sie  dann  jenes  fahren  lassen,  so  lange  sie  was  vermögen, 
so  lange  sie  in  ihrem  Gewissen  ein  anderes  sehen  als  ihre  Unterthanen  y 
Gewisslich,  Sie  müssen  der  weiseste  sein,  der  Unvernünftigen  Meister  und 
ihren  Unterthanen  ein  kluger  Pflegevater.  Wann  das  Kind  schreiet,  sollte 
alsdann  ein  Vater  die  zuweilen  bittere  Medicin  zurücknehmen  ?  ■ — ^  S,  Ch.  D. 
seien  kein  Individuum;  wo  sie  zu  Grunde  gehen,  da  impliciren  sie  ihre 
Unterthanen  in  ihr  Verderben,  wo  und  wie  sie  auch  gelegen  sind.  —  S.  Ch.  D. 
führen  keinen  Lust-,  sondern  einen  Nothkrieg.  Ein  feurig  Gebet  zum  Him- 
mel und  ein  tapfer  Fleiss  auf  Erden,  wird  Sie  in  Ihrer  gerechten  Sache 
schützen;  Formalitäten  und  Ueberfluss  seind  bei  einer  Nothwehr  nicht  leid- 
lich; wer  Gewalt  leidet,  dem  ist  keine  Hülfe  verboten,  wenn  der  Ochse  im 
Brunnen  liegt,  so  höret  das  ganze  Gesetz  auf,  und  da  man  das  Volk  Gottes 
retten  sollte,  da  veränderte  sich  der  Sabbath  in  einen  schweren  Streittag. 
DieNoth  supplicirt  in  Rechten  Alles,  und  kann  also  ein  ehrlicher  Mann  seine 
Hand  wohl  am  Werk  halten,  wenn  er  nur  solche  Noth  siebet  und  begreifet.  — 
Gottes  Auge  siebet  aufs  innerliche  und  wird  uns  nicht  zur  Missethat  deuten, 
was  wir  nach  seinen  und  den  Geboten  der  Natur  zu  unserer  und  des  Landes 
Rettung  fürnehmen,  wo  das  Herz  sauber  ist,  da  ist  die  Hand  nimmer  un- 
rein. Wenn  dann  nun  S.  Ch.  D.  wider  ihre  Feinde  aus  Noth  und  mit  einem 
Herzen,  welches  nur  auf  Frieden  gedenket,  kriegen,  weil  Sie  ihre  Ehr  und 
Blut  selbst  dabei  wagen,  —  wer  dann  einen  Gott,  wer  Glauben,  Herz,  Ehre 
und  Hand  hat,  der  kennet  seinen  Landesvater,  der  stehet  nicht  still,  der 
strecket  das  Seinige  dar!  Er  seufzet  gen  Himmel  und  arbeitet  auf  Erden, 
und  wo  er  seineu  Nächsten  dabei  siebet  murren  und  stillsitzen  zu  seinem 
Verderben,  so  thut  er  ihm  Guts!  —  Es  ist  kein  Schade,  welcher  endlich 
Vortheil  bringet  und  keine  Weisheit  nur  vor  sich  zu  sehen!  Doch  muss 
alles  mit  Maassen  und  guter  Bescheidenheit  sein".) 
14.  Nov.  (Schreibt  Weimann  dem  Statthalter:     „Es  ist  wenig  mehr  von  hier 

zu  erwarten;  Holland  bestehet  immer  auf  die  Recognition,  und  die  anderen 
Provinzen  sehen  auch  wohl,  dass  sie  nicht  Volks  genug  haben,  anderen 
grossen  Beistand  zu  thun.  Auf  das  weselsche  Memorial  ist  auch  Nichts 
geresolvirt  und  wirds  bei  den  Meisten  für  ein  unverantwortliches  und  hoch- 
sträfliches Suchen  gehalten.  —  Wie  es  gehet,  muss  den  Leuten  dermaleins 
das  Laufen  nach  dem  Haag  ausdrücklich  verboten  werden.  Die  calcarische 
Besetzung  und  sonst  wird  alhie  bei  männiglichen  für  gut  und  nöthig  ge- 
achtet". ■ —    Den   15.  November  schickt  der  Statthalter  die  Schreiben  der 


Calcar  besetzt  u.  armirt.     Weimann  ermuntert  Statthalter  und  Räthe.    37g 

Stände  an  den  Kurfürsten  und  ihn  vom  11.  November  (s.  weiter  unten)  und 
setzt  hinzu:  „Der  Oberst  Bodelschwing  ist  binnen  Calcar  mit  seinen 
Compagnien,  verschaffe  24  metallene  Stücke  darin,  mit  allerhand  Ammuni- 
tion,  etwas  von  Importanz  wolle  er  zu  meinen  Händen  setzen,  unser  Rath 
ist  nicht  dicht.  „Am  17.  Nov.  antwortet  Weim  anu:  Zu  der  Conferenz  der 
staatischen  Deputirten  mit  uns  und  den  Ständen  kommt  es  nicht.  Wo 
wollen  die  Herren  Stände  endlich  hinaus'/  Was  Mittel?  Was  Rath?  Was 
ist  ihr  Ziel?  S.  Ch.  D.  müssen  Ihre  Autorität  sehen  lassen,  damit  das 
Land  für  Brouillerie  bewahren.  Dass  Viele  zusammen  kommen,  muss  man 
nachdrücklich  verbieten,  und  däucht  uns,  darin  bestehe  das  ganze  reme- 
dium".  Die  Anzeige  von  der  Besetzung  Calcars  haben  die  Staaten  „wohl 
aufgenommen".  —  Am  18.  November  bittet  Heiden^)  um  Aufklärung,  ob 
der  Kurfürst  sich  Nichts  Böses  vom  Kaiser  zu  versehen  habe.  „Ich  halte 
dafür,  die  Herren  Stände,  insonderheit  die  bei  diesen  Sachen  malitiose  sün- 
digen, ihr  meistes  Vertrauen  und  Absehen  auf  den  Kaiser  haben".  —  Am 
21.  schreibt  Weimann  an  Graf  Witgenstein:  „Die  cle vischen  Stände 
machen  noch  immer  Händel,  werden  aber  wenig  ausrichten,  man  hat  ihnen 
vor  diesem  in  Holland  feine  gute  Worte  gegeben,  aber  zu  keinem  anderen 
Ende,  als  damit  an  S.  Ch.  D.  zu  zeigen,  was  sie  könnten,  wann  man  con- 
trarie  Interesse  bekommen  sollte;  nun  verändert  es  sich  wieder,  indem  man 
anfängt,  uns  weit  besser  zu  tractiren.  —  Der  Herr  Aitzema  weiss  solches 
auch  wohl,  und  fanget  auf  Holland,  dass  es  die  Stände  intriguire,  schier 
öffentlich  zu  schelten";  —  an  demselben  Tage  an  Heiden:  „Bin  mit  ihm 
der  Meinung,  es  werde  bei  den  Ständen  auf  zweierlei  Weise  gesündigt, 
danach  der  Herrschaft  procedcre  gemässigt  werden  müsse;  es  muss  aber 
doch  einiger  Eifer  gezeigt  werden,  geschiehts  nicht,  so  wird  zum  Letzten 
das  ungestrafte  Böse  das  Uiistrafbare  importireu".  Es  dürfen  keine  Zusam- 
menkünfte mehr  geduldet  werden;  die  besser  Gesinnten  halten,  durch  die- 
selben aufgeregt,  das  Contradiciren  bereits  für  nichts  Böses  mehr,  „und 
was  wird  endlich  daraus  werden,  als  ein  condominium,  als  status  in  statu, 
lauter  Confusion  und  endlich  Verderben.  Muss  daher  meines  wenigen  Be- 
dünkens  so  weit  gebrochen  werden,  dass  man  dadurch  endlich  zu  einem 
Vergleich  komme,  womit  das  Land  und  die  Privilegien  wieder  in  Sicherheit 
kommen  mögen.  Vom  Kaiser  haben  wir  nichts  zu  fürchten ,  noch  von  hier 
aus,  noch  durch  Recht,  noch  durch  Gewalt.  Nirgends  sind  die  Sachen  so 
bestellt,  dass   sich  Jemand   in  unsern  Handel   mischen  wird,   und  wenn  es 

••hliefe,  so  wäre  es  mit  einem  Brief,  welchen  man  mit  einem  Brief  beant- 
worten musH  und  kann,  —  und  muss  endlich  das  Hofgericht  unser  compe- 
tent  Gerieht  sein".  —  Am  22.  meldet  der  Satthalter  aus  Cleve:  „Alle  Ad- 
yisen  kommen  von  allen  Seiten  so  ein,  dass  es  Wasser  auf  unser  Mühlen. 
'>io  Herren  Räthe  wollen   mit  Gewalt,    dass  Calcar  soll  fortificirt  und  alle 

«'orapagiiicn  darin  gelegt  werden.     Von  dem  Canon  weiss  Niemand**.  — 
(Schreibt  Weiraaün  der  clcvischen  Regierung:  „Als  viel  dieses  Staat«  24. Nov. 

*/  Heiden   war  wie  Hernnnn   und  Hücbtenbruch  bis,  dahin  gegen  alle 
hart»  .MniiHfiregeln  wider  '!  '    -,    nie   behaupteten,    daif  die  Evatigelisoheo 

nur  von  dvn  malitiösou  K  >  n  vurluitet  wUrdeu. 
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weitere  Assistenz  betrifft,  ist  nicht  darauf  zu  verlassen.  Ihre  Kriegsmacht 
ist  schwach,  die  resolutiones  langsam  und  Holland  immer  der  Meinung,  wo 
der  Staat  weiter  als  das  Canon  gehen  sollte,  so  müsse  man  jährlich  contri- 
buiren".  Aitzema  hat  gleichfalls  im  Namen  der  Sande  um  Zusage  wei- 
terer Hilfe  gebeten,  er  ist  aber  auch  auf  Conferenzen  mit  Deputirten  ver- 
tröstet worden  — ;  am  selben  Tage  schreibt  er  dem  Satthalter:  „Da  die 
Stände  sich  von  der  cölnischen  Universität  ein  Gutachten  über  ihr  behaup- 
tetes Versammlungsrecht  haben  ausstellen  lassen',  möchte  es  gut  sein,  das, 
was  er  nach  Isinck's  Aufzeichnungen  „zusammengezogen",  in  Holland  zu 
publiciren,  „den  Regenten  unter  der  Hand  zu  communiciren"  und  gleichfalls 
ein  Gutachten  in  Leiden  oder  vom  Hofe  von  Holland  einzuholen.) 
12.  Dec.  Die  Sadt  Wesel  hat  abermals  ein  Schreiben  übergeben  lassen  und  ge- 

gen die  Steuerexecutiones  Hilfe  gesucht').  (Am  13.  December  schreibt  der 
Satthalter,  er  komme  eben  aus  Calcar  zurück,  wo  er  den  Plan  zu  der  um 
die  Rentei  herum  zu  errichtenden  Citadelle  mit  „Monsieur  Sobbret"  fest- 
gestellt, wozu  21  Häuser  zum  Abbruch  durch  Vermittlung  des  Magistrats 
angekauft  wären ;  „12  Canons  mit  ihrem  Zubehör  sind  auch  allda,  und  meine 
12  allhie,  welches  bei  Sauden,  auch  Benachbarten  und  Katholischen,  ein 
Aufsehen  verursacht,  und  allbereit  mehr  Respect  uud  Gehorsam  verspüre*^ 
—  Am  19.  December  schreibt  W  ei  mann  an  Schwerin:  „In  den  clevi- 
schen  Sachen  wird  hier  nichts  mehr  gethan,  wie  sehr  man  auch  von  Seiten 
derer  von  Wesel  darauf  gedrungen".) 


Die  clevischen  Stände  an  die  Staaten  von  Holland  und  West- 
friesland.    Dat.  Rees  27.  Oct.  1656.     R. 

[Auch  nach  Rückkunft  ihrer  Deputirten  aus  dem  Haag  werden  ferner  unbewilligte 

Steuern  den  bestätigten  und  beschworenen  Recessen  zuwider  erhoben,  bitten  um 

Erwirkung  schleunigen  Schutzes  dagegen,  wie  er  1646  verliehen.] 

27.  Oct.  Dank  für  die  Resolution  derselben  vom  3.  October^). 

„Dieweil  wir  von  S.  Ch.  D.  zu  Brandenburg  unserra  gnädigsten 
Herrn  nicht  gehört,  und  den  einen  Weg  wie  den  andern  jetzt  wieder 
aufs  Neue,  und  da  unsere  Committirten  daselbst  in  des  Gravenhagen 
sich  aufgehalten  haben,  gegen  unsern  Willen  mit  eigenmächtigen  von 
uns  nicht  bewilligten  harten  schweren  Contributionen  über  unser  und 
aller  Eingesessenen  dieses  Landes  Meinungen  gravirt  und  betrübt,  ob- 
gemelte  unsere  uralten  wohlerlangten  Privilegien,  auch  den  mit  leib- 
lichem Eide  beschwornen,  mit  kaiserlicher  und   kurfürstlicher  Hand 


*)  Das  Schreiben  Wesels  vom  9.  December  klagt,  dass  Truppen  der  Garnison 
in  Hamm  tagtäglich  um  die  Stadt  herum  schweiften  und  die  Bürger,  welche  sich 
hinaus  wagten,  aufgriffen  und  nach  Hamm  schleppten,  um  so  die  Stadt  zur  Zah- 
lung ihres  Contingents  der  ausgeschriebenen,  von  den  Ständen  aber  nicht  bewil- 
ligten Steuern  zu  zwingen;  sie  bittet  um  Befehl  an  den  staatischen  Comman- 
danten,  ihre  Bürger  gegen  solche  (Jewaltthätigkeiten  zu  schützen. 

2)  S.  oben  p.  866. 
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confirmirten  und  bestätigten  Recessen,  contravenirt  werden,  wie  E.  Edel- 
und  Grotmogende  solches  aus  beigelegter  Missive  mit  mehreren  sich 
hochgeneigt  werden  referiren  lassen;  und  aber  recht  und  billig, 
dass  obgemelte  uralte  wohl  erlangte  und  von  so  hohen  Personen  con- 
firmirte  privilegia  observirt,  auch  christlich,  dass  dem  darauf  abgeleg- 
ten Eid  nachgelebt,  die  armen  geängstigten  und  auf  der  Flucht  ste- 
henden Eingesessenen  dieses  Landes  in's  Elend  nicht  weichen  mögen, 
auch  S.  Ch.  D.  sowohl  als  auch  den  hochgemelten  Herren  Staaten 
ntitzlich,  dass  dieser  vor  Augen  stehende  Ruin  dieses  Landes  und  Ver- 
lauf der  Unterthanen  verhütet,  und  die  zuvor  von  dem  platten  Lande 
zur  Subsistenz  von  L  Hochmog.  Garnisonen  hieselbst  gegen  derselben 
am  10.  October  nächsthin  laut  beiliegenden  Inhalts  gegebenen  Resolu- 
tion nicht  behindert,  —  als  werden  wir  genothdrängt,  E.  E.  G.  zu  er- 
suchen, Sie  belieben  es  durch  Deroselben  hohes  und  viel  geltendes 
Vermögen  bei  der  Generalität  der  Hochmogenden  dahin  zu  dirigiren, 
damit  wir  in  Kraft  der  versprochenen  Garantie  bei  obgemelten  unsern 
Privilegien  und  Recessen  manutenirt  und  auf  solche  Maasse  und  Weise 
wie  es  in  den  Jahren  1646  und  1647  geschehen  gegen  diese  gegen- 
wärtige allerseits  schädliche  Contribution  und  Umlage  unverlangt  ge- 
schützt und  besagtes  höchstnütijliches  und  christliches  Werk  vor  allen 
Dingen  befördert  werden  möge.  Belangend  den  zweiten  Punkt ')  darauf 
haben  wir  in  unserm  vom  13.  September  nächsthin  an  I.  Hochni.  abge- 
lassenen Schreiben  uns  erklärt,  wobei  E.  E.  G.  wir  dienstlich  ersuchen, 
dass  darauf  eine  favorabile  Resolution  genommen  werden  möge". 

Ein  gleichzeitiges  Schreiben  an  die  Generalstaaten  ist  fast  wörtlich 
gleichen  Inhalts;  nur  danken  die  Stände  darin  für  die  ihren  Deputirteu  am 
12.  October  bewilligte  Conferenz,  über  deren  Verhandlungen  ihnen  be- 
richtet worden  sei,  auch  fügen  sie  eine  Vorstellung  an  den  Kurfürsten  vom 
selben  27.  October  bei,  in  welchem  sie  nuchnials  gegen  „die  unbiwilligten 
zu  einigen  hundert  tausend  Thaler  zieh  ertragenden  aus  dem  Schweiss  und 
Blut,  Mark  und  Bein  der  Unterthanen  gezogenen  Gelder",  und  das  ihnen 
wiederum  durch  den  Kegierungsnith  Weiniann  insinuirte  Verbot  eigen- 
mächtiger Versammlungen  protestiren.  Bezüglich  der  ersteren  und  der  da- 
mit angestellten  Werbungen  sei  es  nunmehr  zweifellos,  dass  sie  die  Stände 
dadurch  in  „Jalousie"  bei  den  Benachbarten  gerathen  wären,  und  ihnen  Ge- 
fahr drohe  „mit  in  die  gefährliche  Ruptur  und  Kriegsempörung  gegen  ihren 
Willen  eingewickelt  zu  werden",  daher  sie  auch  geuöthigt  worden,  bei  den 
Gencralstaaten  um  Schutz  ihrer  Neutralität  durch  Sauvegardeu  zu  bitten. 
Ein  kaiserliches  Rescript  habe  dem  StatthalUT  und  der  Regierung  unter- 
saget, der  Stände  für  gut  befundene  (Konvente  zu  turbiren;  bereits  hätten 
HU'  gegen  die  Turbiruug  am  kaiserlichen  Hofe  Klage  erhoben,  und  müsstcn 

*)  Betreffend  die  Ilecogoitioo  für  die  Hauvogarduu  resp.  deren  DofrayiruDg. 
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Sie  daher  bitten,  sie  lite  pendente  nicht  ferner  zu  graviren.  —  Endlich 
richteten  die  clevischen  Stände  am  27.0ctober  ein  Schreiben  an  den  Kaiser, 
worin  sie  für  jenes  Rescript  vom  14.  August  danken  und  nochmals  wegen 
fortgesetzter  Erhebung  schwerer  von  ihnen  nicht  bewilligter  zu  Werbungen 
verwandter  Steuern  klagen.  (Vgl.  oben  p.  850.)  Nach  wiederholten  im 
December  1656  und  Januar  1657  gemachten  dringenden  Vorstellungen  des 
ständischen  Agenten  in  Wien,  Joh.  Jakob  Khelner,  erwirkte  derselbe 
am  26.  Jan.  165Y  ein  kaiserliches  Rescript  an  den  Statthalter  und  die  Regie- 
rung, in  welchem  denselben  befohlen  ward,  die  Stände  wider  ihre  confirmirten 
Privilegien  mit  solchen  Zumuthungeu  nicht  ferner  zu  beschweren,  „zumal 
diese  Gelder  nicht  den  Landen  selbst  zu  guten,  sondern  zu  anderweitigen 
Werbungen  und  Nothdürftigkeiten  angesehen  und  verwendet  werden".  — ■ 


Weimann  an  Schwerin.     Dat.  Haag  3.  Nov.   1656. 

(Weimann's  Journal.) 

[Gefahren  und  Schwierigkeiten  allenthalben.  Um  so  mehr  Muth  ist.  zu  fassen. 
Die  Verhältnisse  in  Cleve.  Die  conde'schen  Gerüchte  sind  zu  benutzen,  Trup- 
pen zur  Sicherung  einzuführen.  Die  Besatzung  von  Calcar  ist  ein  „inästimabel 
Werk".  Animirt  den  Statthalter  eifrig  dazu  unter  Prätext  der  Landesdefension. 
Er  ist  willig.  Wühlereien  der  Stände  in  und  ausser  Landes.  Energische  Mittel 
sind  dagegen  nöthig.  Deputirte  sind  zu  arretiren,  gegen  die  Stände  Processe 
einzuleiten.  Befehle  dazu.  Hat  der  Kurfürst  erst  festen  Fuss  im  Lande,  wird 
sich  alles  zur  Ruhe  schicken.     Bitte  um  Vorsicht  mit  seinen  Briefen.] 

3.  Nov.  Der  Statthalter  wird  über  das  Verhalten  der  Stände,  die  Verhandlungen 

mit  ihnen  und  die  darauf  gefassten  Beschlüsse  der  Regierung  berichtet  haben. 
„Nun  erhellet  daraus,  dass  S.  Ch.  D.  zu  Königsberg  und  an  allen 
Orten  leider  gar  zu  viel  zu  thun  finden,  und  dass  man  zu  Cleve  gleich- 
falls nicht  alles  nach  seinem  Sinne  haben  könne.  Schweden  zeigt 
seine  Natur  in  seiner  Undankbarkeit  und  Langsamkeit  ^);  mit  Polen  etv^as 
anzufangen,  ist  so  bedenklich  als  schier  unmöglich;  unglückliche  Con- 
spirationen  versetzen  zuweilen  auch  das  Spiel  in  etwas;  Alliirte  und 
Fremde  thun  gar  zu  wenig  bei  dem  Gemeinwesen,  und,  welches  nicht 
geringer,  ist,  die  armen Unterthanen  werden  zumal  unwillig  und  schwach. 
Was  für  Rath  aber?  abzulassen  und  stille  zu  stehen,  ist  unverantwort- 
lich; Muth  zu  verlieren,  nicht  fürstlich,  und  muss  man  also  allem  sol- 
chen Unglück  mit  beständigem  Muth  sich  herzhaft  widersetzen.  Kein 
Sieg  ist  ohne  Mühe,  kein  Glück  ohne  Gefahr;  der  Krieg  hat  seine 
Lust  im  Unsichern.  Wo  wir  aber  Stand  halten  mit  unserm  Gott,  so 
kommen  wir  wohl  heraus!  Schweden  muss  wohl,  wie  ungern  auch, 
alles  eingehen,  da  S.  Ch.  D.  nur  nicht  nachlassen.  —  In  den  clevi- 
schen Sachen  werden  wir  allhie  unser  Bestes  auch  wohl  thun,  damit 


*)  Es  ward  eben  damals  über  den  Vertrag  von  Labiau  verhandel.    Vgl.  Einl. 
p.  784. 
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man  S.  Ch.  D.  in  effectu  endlich  nicht  schade.  Zu  Cleve  aber  selbst 
habe  ich  in  allem  mein  Bestes  schon  getreulich  gethan.  Die  Stände 
werden  wohl  klagen,  aber  sich  vor  Weiterungen  hüten.  Es  wird  den 
armen  Leuten  blutsauer,  man  muss  sich  aber  gedulden.  Die  condei- 
schen  Gerüchte  betrüben  männiglich,  man  muss  aber  dagegen  bedacht 
sein  auf  Mittel.  Hierin  concurrriren  nun  alle  Stimmen  der  Räthe,  dass 
man  Volk  hineinführen  und  das  Land  in  die  Waifen  bringen  müsse, 
und  was  dergleichen,  da  ungezweifelt  die  Regierung  wird  von  ge- 
schrieben haben.  Mit  des  Statthalters  F.  Gn.  habe  ich  nun  von  allem 
apart  gesprochen,  und  ist  die  calcarische  Besetzung  ein  inästimabel 
Werk  für  S.  Ch.  D.;  damit  gewinnen  S.  Ch.  D.  einen  Fuss  im  Lande 
und  haben  ins  künftige  von  Ständen  oder  Staaten  nichts  zu  besorgen. 
Diese  Conjuncturen  sind  mit  Gelde  nicht  zu  bezahlen.  Die  von  Calcar 
sind  herein  gekommen  und  haben's  in  meinem  Beisein  von  S.  F.  Gn. 
selbst  begehrt.  Wer  kann  dann  dawider?  Sie  sagten,  man  könnte 
den  Ort  in  14  Tagen  so  stark  machen,  dass  man  mit  10,000  Mann 
darauf  nichts  würde  thun  können.  Stände  und  Staaten  würden's  end- 
lich nicht  gern  sehen.  Wenn  aber  S.  Ch.  D.  einmal  drin  sind,  so  bin 
ich  wohl  versichert,  dass  weder  die  einen  noch  die  andern  gestellt 
sind,  etwas  dawider  zu  thun.  Ich  habe  daher  den  Fürsten  Moritz 
aufs  höchste,  wiewohl  immer  unter  dem  Prätext  der  Landesdefension, 
fortzugehen  animirt,  und  zweifelt  mir  nicht,  S.  Ch.  D.  werden  Ihr  sol- 
ches am  allerangenehmsten  sein  lassen.  Weiss  Gott!  dem  Lande  ist 
meines  Ermessens  damit  am  besten  gedient.  Es  ist  gar  zu  viel  Brouil- 
lerie  darin,  und  sehe  ich  nicht,  wie  man  dieselbe  wird  ausser  Wirkung 
halten,  ohne  ein  solches  Mittel,  dass  man  S.  Ch.  D.  fürchten  müsse. 
Bitte  also  aufs  höchste  dahin  zu  wirken,  dass  Fürst  Moritz  S.  Ch.  D. 
ohne  Verzug  in  einem  solchen  Werke  animiren.  Sie  sind  daher  wohl 
ästimirt  und  werden  ihr  Geschütz  heraufkommen  lassen  zu  S.  Ch.  D. 
Dienst.  S.  Ch.  D.  werden  aber  wissen,  dass  Ihr  an  dem  Comman- 
dantcn  sehr  viel  gelegen  sein  wird,  und  müssen  Sie  also  anf  drsson 
Person  fieissig  sehen. 

Die  Armatur  der  Bauern  und  der  Lehensleute  werden  S.  F.  Gn. 
nicht  gar  zu  sehr  treiben;  je  dennoch  die  äusserliche  Miene  machen, 
um  die  calcarische  FortiHcation  damit  zu  canonisircn.  Sonst  hatten 
die  Stände  an  die  Beamten  wegen  Beitreibung  der  Steuern  empHnd- 
lich  geschrieben  und  war  die  ganze  Uegicrung  bestürzt,  viele  ad  Do- 
minum Paul  liudwig  usque,  befanden  sich  in  conscientia  darunter 
beschwert,  und  wissen  keinen  lUth.  Jetzt  hab  ich  ihnen  so  viel  mög- 
lich die  Hcrupulos   gcuommeu    und   nicht  allein  dabei  die  Noth  uud 
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die  Gerechtigkeit  S.  Ch.  D.  Waffen,  sondern  auch  ein  Mittel  angewie- 
sen, die  Beamten  vön  der  Stände  Schrecken  zu  befreien,  ein  Mittel, 
welches  gerecht  und  bräuchlich  auch  unzweifelhaft  S.  Ch.  D.  vorge- 
kommen ist  *).  Die  Sendungen  und  Klagen  im  Haag  müssen  end- 
lich auch  nicht  ungeressentirt  bleiben,  soll  S.  Ch.  D.  und  das  Land 
in  Ruhe  bleiben.  Mit  Arresten  muss  man  gegen  die  Deputirten, 
und  mit  Processen  gegen  die  Stände  verfahren,  alles  vor  der  Regie- 
rung und  dem  Hofgericht  als  Competenten.  Ihre  Versammlung 
und  Garantie  ist  so  unfundirt,  dass  sie  dieselben  für  keine  achten 
werden,  neque  in  petitoriis  neque  in  possessoriis  behaupten  kön- 
nen; und  da  man  auch  auf  solche  Maasse  wider  sie  verfährt,  so 
haben  sie  ihres  Theils  nicht  zu  klagen,  noch  andere  sich  darein  zu 
mischen,  bevorab  da  S.  Ch.  D.  zuvor  einen  Fuss  im  Lande  haben 
werden;  und  wird  sich  alsdann  wohl  alles  zur  Ruhe  und  Richtigkeit 
schicken.  Mit  S.  F.  Gn.,  dem  Herrn  v.  Heiden  und  Dr.  Isinck  habe 
ich  dieses  als  meine  besondern  Gedanken  apart  überlegt,  und  wird 
Fürst  Moritz  darauf  begehren,  dass  man  ihm  Befehl  zusende,  einige 
zu  arretiren  nach  Gelegenheit  der  Zeit.  Bitte  solches  bei  S.  Ch.  D. 
zu  befördern,  nullum  sie  stantibus  rebus  nostris  certius  remedium  video. 
Ich  werde  bei  unserm  ordinari,  wo  Gott  und  die  Zeit  es  mir  vergönnt, 
wegen  der  Ständesachen  im  Haag  alles  übersenden.  Inmittelst  habe 
ich  dieses  vorab  wollen  laufen  lassen,  bis  dass  ich  meine  Gedanken 
näher  und  klarer  öffnen  kann.  Wünsche  auch  wohl,  dass  dies  oder 
dergleichen  meine  Briefe  mir  möchten  wieder  zugesandt  werden.  Gott 
weiss,  dass  ich  alles  zu  S.  Ch.  D.  und  des  Landes  Besten  meine!  Es 
könnte  aber  in  andern  Händen  anders  ausgedeutet  werden  mit  Verän- 
derung der  Zeit. 

Vt^eimann  undCopes  an  den  Kurfürsten.  Dat.  Haag  7.  Nov.  1656. 

(Weimann's  Journal.) 

[Weimann's  Reise  nach  Cleve.  Der  Stände  Deputirte  im  Haag.  Einigkeit  mit 
den  Unterthanen  ist  wünschenswerth  und  Extremitäten  sind  gefährlich;  aber  Milde 
hilft  nicht  mehr;  Energie  ist  nöthig.  Berathungen  Weimann's  mit  dem  Statt- 
halter und  Isinck.  Hofift  den  Ständen  im  Haag  die  Spitze  bieten  zu  können. 
Sie  maassen  sich  Attribute  der  Landeshoheit  an,  verletzen  die  Reichsconstitu- 
tionen.  Dagegen  ist  mit  Processen  vor  dem  Hofgericht  zu  verfahren.  Wichtiger 
noch  ist  die  Besetzung  Calcars;  durch  sie  den  Kurfürsten  gegen  Stände  und 
Staaten  zu  sichern;  ist  zum  wahren  Nutzen  des  Landes.] 

7.  Nov.  —  „Und  wenn  inmittelst   die  clevischen  Sachen  sich  sowohl  in 

diesem  Lande  selbst  als  in  diesem  Staate  wunderlich  und  dergestalt, 

*)  Verbot  an  die  Beamten,   Schreiben  von  den  Ständen  anzunehmen.     Vgl. 
oben  p.  871. 
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dass  sie  gute  Aufsicht  nöthig  hatten,  anliessen:  so  fanden  wir  gut, 
weil  allhier  wenig  zu  versäumen  stände,  dass  ich  nach  Cleve  gehen 
und  nebst  Statthalter  und  Regierung  das  Auge  ein  wenig  gründlicher 
auf  der  Stände  Getriebe  richten  helfen  möchte.  —  Ich  begab  mich 
daher  auf  den  Weg  und  kam  daselbst  am  22.  October  an." 

Was  die  Stände  bei  ihrer  zweiten  Schickung  nach  dem  Haag  ausge- 
richtet, zeigt  der  beigehende  Auszug  aus  seinem  Journal. 

„Zwar  wäre  zu  wünschen  gewesen,  dass  man  diese  Leute  zu  ge- 
linderen consiliis  hätte  bewegen  können,  gleichwie  man  sowohl  zu 
Cleve  als  auch  allhie  im  Haag  allen  Fleiss  daran  gewendet.  Dann 
wir  unsers  geringen  Orts  es  immer  dafür  gehalten,  es  wäre  bei  diesen 
schweren  Zeiten  E.  Ch.  D.  nichts  nothwendigeres  als  Einigkeit  mit 
Dero  Unterthanen,  und  dass  man  also  ohne  besonderes  Präjudiz  könnte 
dissimuliren,  dass  man  solches  müsse :  Extremitäten  wären  gar  zu  ge- 
fährlich, und  zwar  besonders  so  lange  annoch  Hoffnung  übrig  zur 
Resistenz.  Wir  sehen  aber,  dass  es  wenig  hilft;  was  man  gerathen, 
was  man  geremonstrirt  und  gewarnt,  sie  bleiben  auf  ihrem  Wege. 
Und  je  gelinder  man  sich  zeigt,  je  härter  ihre  Proceduren  vielleicht 
gegen  E.  Ch.  D.  fallen  möchten.  Und  ist  man  daher  zu  Cleve  auf 
die  Gedanken  gekommen,  man  müsse  sich  vorsehen,  E.  Ch.  D.  Recht 
und  Respect  mit  Kraft  mainteniren  und  also  auf  Mittel  sinnen,  wie 
man  Unheil  und  den  anwachsenden  Brouilleries  bei  Zeiten  vorbauen 
möchte.  Prinz  Moritz  F.  Gu.  wird  E.  Ch.  D.  ohne  Zweifel  insbe- 
sondere darüber  berichtet  haben,  und  weil  Deroselben  besonders  rühm- 
lichen Eifer  und  hohe  Treue  gesehen,  so  zweifeln  wir  nicht,  E.  Ch.  D. 
werden  zu  so  nöthigem  Vornehmen  die  Hand  gnädigst  gern  bieten. 
Mit  E.  Ch.  D.  Rath  Herrn  Dr.  Isinck  habe  ich  dieser  Sachen  halber 
auch  im  Vei*trauen  geredet  und  demselben  meine  Gedanken,  und  wie 
man  auf  jeden  Fall  procediren  müsse,  geoffenbart. 

Dieses  Orts  getrauen  wir's  auch  genugsam  zu  behaupten,  indem 
uns  genugsam  bekannt,  dass  den  Meisten  es  selbst  missfällt,  dass  die 
Stände  sich  so  hoher  Dinge  unternehmen.  Sie  wollen  von  den  eigen- 
mftcbtigen  Versammlungen  nicht  ablassen,  wiewohl  sie  darunter  neque 
in  possessorio  ne(|ue  in  pctitorio  aufs  wenigste  ))orcchtip:t  sind.  Sie 
dcrivircn  daraus  das  jus  legationis,  mit  fremden  Potentaten  separatim 
zu  ncgotilrcn,  Landsacben  zu  verhandeln,  E.  Ch.  D.  Bedienten  vorzu- 
schreiben und  zu  dräuen,  und  was  dergleichen  Kennzeichen,  welche 
von  der  hohen  landesfürstlichen  Obrigkeit  keineswegs  können  scparirt 
werden,  mehr  sind,  allmählich  an  sicli  zu  ziehen.  Zu  gcschweigon, 
das«  Hie  sich  gegen  die  Keicbsconstitutionen  und  die  kaiflcrlichcu  Ab- 
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mahnungen  an  fremde  Obrigkeiten  extra  terminos  imperii  adressiren 
und  dabei  Rath  und  Hilfe  suchen.  Die  Garantie  hat  ja  gar  kein  Fun- 
dament, und  ist  solches  so  evident,  dass  man's  auch  an  das  Hofgericht 
selbst  oder  alle  andern  unparteiischen  Kichter  ohne  einige  Bedenken 
bringen  möchte.  Und  dünkt  daher  allen  denen,  so  nach  Gebühr  E. 
Ch.  D.  affectionirt  sind,  man  müsse  nicht  stille  stehen,  sondern  die 
Hand  an's  Werk  legen  und  sich  der  Mittel  gebrauchen,  womit  man 
E.  Ch.  D.  Respect  und  das  Land  in  Freiheit  und  Ruhe  conserviren  möge. 
Prinz  Moritz  F.  Gn.  wird  ungezweifelt  seine  wohlgemeinten  Vorschläge 
E.  Ch.  D.  hinterbracht  haben,  und  steht's  sonst  zu  E.  Ch.  D.  höchstver- 
ntinftigem  Gutdünken,  deswegen  gnädigste  Verordnung  ergehen  zu  las- 
sen ;  und  ist  gewiss,  wo  es  nicht  geschehen  wird,  dass  man  inskünftige 
wunderliche  Dinge  erleben  oder  zum  wenigsten  sich  genöthigt  finden 
wird,  dieses  Orts  in  Gefechte  mit  den  Ständen  zu  stehen  ohne  Aufhören. 
Wo  man  im  Lande  und  mit  Recht  gegen  die  Stände  und  ihre 
Leute  verfährt,  so  haben  sie  nicht  zu  klagen;  und  wird  die  Procedur 
vor  der  Regierung  und  dem  Hofgericht  ihnen  so  schwer  fallen,  dass 
sie  damit  genugsam  zu  Raison  gebracht  werden  können,  und  dürfen 
E.  Ch.  D.  darunter  Sich  vor  keinem  andern  zu  besorgen,  weil  die  cle- 
vische  Regierung  und  das  Hofgericht  zwischen  allen  das  rechte  und 
unstreitige  forum  competens  ist.  Die  Besetzung  der  Stadt  Calcar  wird 
E.  Ch.  D.  auch  nicht  weniger  nöthig,  als  die  einkommenden  condei- 
schen  Gerüchte  bequem  sein,  dieselben  auch  hinein  zu  bringen.  Die 
Stadt  selbst  begehrt  es,  und  wenn  selbiger  Ort  einmal  in  guter  Postur 
ist,  so  werden  E.  Ch.  D.  zu  allen  Zeiten  mächtig  und  versichert  sein, 
im  Clevischen  gegen  männiglichen  zu  bestehen;  noch  Fremde,  noch 
Staat,  noch  Stände  sind  mächtig,  E.  Ch.  D.  hinaus  zu  bringen;  und 
geschieht  dem  Lande  selbst  wohl  damit,  weil  es  dadurch  von  öffent- 
lichen Invasionen  und  heimlichen  Intriguen  wird  gerettet  und  befreit 
werden  können.  Nun  wir  lassen  alles  zu  E.  Ch.  D.  gnädigster  De- 
cision"  '). 


^)  An  demselben  Tage  schreibt  Weimann  an  Schwerin:  Bitte  dass  mein 
Schreiben  an  S.  Ch.  D.  in  keine  fremde  Hände  gelassen  werde.  Vielleicht  ist 
mein  Eifer  zu  gross,  aber  ich  versichere  B.  Gn.,  der  Sachen  Bewandniss  erfor- 
dert nicht  wenigeres.  L  Höh.  und  wir  alle  verspüren  von  Tage  zu  Tage  mehr 
und  mehr,  dass  einige  Leute  im  Clevischen  gar  gefährlich,  dem  wir  helfen  für- 
bauen. Die  Zeit  ist  zu  günstig  dazu!  Die  neuliche  Schickung  giebt  rechts  mehr 
als  genug  gegen  die  Stände  in  jure  et  per  fiscum  zu  procediren  in  poenam  pri- 
vilegiorum,  und  gegen  die  Deputirten  per  viam  arresti  zu  Anderer  Correction! 
Keiner  kann  sich  ihrer  auch  annehmen,  weilen  man  nach  ordentlichen  Eechten 
gegen  sie  verfähret!     Der  Kaiser  kanns  nicht  thun   als  per  viam   appellationis 
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Aus  dem  Protokoll  des  clevischen  Ständeconvents  zu  Calcar.  R. 

[Stände  beschliessen:  Schreiben  an  den  Kurfürsten,  Erinnerung  des  Statthalters 
an  seinen  Eid,  Processerhebung  gegen  die  Steuer  erhebenden  Richter,  Vollzie- 
hung der  Negotiation  im  Haag  und  nochmalige  Abseudung  von  Deputirten,  be- 
dingungsweise Bewilligung  eines  Donativs  zur  Abwendung  der  condeischen  Ein- 
quartierung.] 
„Erschienen  auf  der  Stadt  Cleve  Ausschreiben  von  der  Ritterschaft:  11.  Nov. 
deren  Director  Biland  zu  Reidt,  Loe  zu  Wissen,  Tengnagel  zu  Sehlem, 
Eickel  zu  Groen,  Morrien  zu  Calbeck^  Drost  Nie  venheioi,  Lützerath 
zu  Ciarenbeck,  Wachtendonck,  Mevert  zu  Vehn  und  Ulft  zu  Lack- 
hausen; von  Cleve:  Bgmst.  Schmitts  und  Lic.  Hopp,  von  Wesel  ther 
Schmitten,  von  Emmerich  Dr.  ther  Beck  und  Osterwick,  von  Calcar 
Bgmst.  Grond,  Verweyeu  und  Spaen,  von  Xanten  Becker  und  von 
Rees  Tücking  und  ßockhorst.  —  Die  gestern  nachmittags  erwählten 
Herren  Deputirten  haben  in  gestriger  und  heutiger  Conferenz  Relation  ge- 
than,  und  verlesen  in  pleno  collegio  von  Ritterschaft  und  Städten,  was  sie 
provisionaliter  und  zumal  unvorgreiflich  gutfinden:  1)  ein  Schreiben  an 
S.  Ch.  D.  wegen  jüngsthiu  zu  Cleve  den  Herren  Deputirten  gethanen 
Vorschläge  und  Ouvertüre  in  Stück  der  von  den  Herren  Landständen 
angestellten  Versammlungen,  wie  dann  auch  fortgesetzter  und  gegen  der 
Landstände  Willen  umgelegter  uneingewilligter  Steuer,  und  gegen  vorge- 
melter  Herren  Landstände  Belieben  und  Contradictiou  eingeführten  chur- 
brandenburgische  Völker   und    angestellten  Defeusion').     2)  weil  S.  F.  Gn. 

ieoque  per  latam  sententiam.     Bei  diesem  Staat  wird  man  auch  wohl  Rath  fin- 
den, und  wird  die  Besetzung  der  Stadt  Calcar  gegen  alle  uuvermutliücho  Gewalt 
genug  sein,  und  wie  es  endlich  auslaufe,  so  kanns  fürs  erste  Ruhe  und  hernach 
Anlass  und  Mittel  geben,    gütlich  sich   zu   accommodiren   und   in  vielen  Sachen 
etwas  Gewisses  zu  statuireu.     Fürst  Moritz  ist  gar  eifrig.  —  In  Ewigkeit  kön- 
nen die  Stände  nicht  justificiren  das  jus  conventuum,  legationis,  und  dass  sie  ohne 
Willen  S.  Ch.  D.  hie  Neutralität,    Salvegardien,    Besetzung  und  Protection   ge- 
suchet,  bei  dem  spanischen  Ambassadeur  de   publicis  getractieret  und   was  hie 
wegen   der  Garantie  extra   imperium   und    der  Union   mit  Anderen   für  und  nach 
gethao.  —  Für  allen  Dingen  muss  man  die  Zusammenkünfte  und  das  Rescribiren 
an  Fremde  verbieten".  —  Das  ist  auch  schon  zu  Zeiten  Herzog  Johann  Wil- 
'  nlm's   geschehen.  —    Am   24.  November  schreibt  Weimann   an  Schwerin: 
l>  hoffe,  der  Kurfürst  werde  das  gewünschte  Edict  gegen  die  Stände  erlassen. 
Ich  hätte  gerne  geH«'hen,  dass  man  auch  ihren  also  vermeineten  doctoribus.  syn- 
dicis   und  den   siegelnden  Stätten    per  expressum   und   in   spocie,    das   Berufen, 
rschreibon   und  Siegeln  hätte  mögen   verbieten.     Es   scheint  aber,   dass   die 
gierung  einige   Bedenken   getragen;    stelle   es  also  zu  S.  Ch.  D.  gnädigstem 
itfinden.     Hie  werden  sonst  die  Stände  wenig  uusrichtuu,  und  bin  ich  in  Ar- 
i't'it,  aus  dem  was  Herr  Dr.  Isinck  aufgesetzut  (dessen  Schrift  gegen  die  stäu- 
di«(rh<>n  Convent<>  s.  oben  p.  7GÜj ,   was  zusammen  zu  ziehen   und  im  Truck   den 
'Mu  unter  der  Hund  zu  communiciron ,  damit  mäuniglich  sehen  möge,    wie 
];.^t  der  Stände  Suchen",  —  Ks  geschah  demnächst,   doch  ist  i  s  d.in  TT»r- 
irtgeher  nicht  gelungen,  diese  holländischo  Broschüre  aufzufinden. 

•)  Die  Htändo  lioschweren  sich  In  dem  vom  II.  November  datirtm  ncMiriMMn 
II  den  KurfurHttti    nDchuial«  über  die  Krhebung   «br   uubewilllgton  Stouorn   und 
Mniff.  Mr  GtMli.  d.  Gr.  lurfOrsMii.  V. 
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unterm  Yorwande  nichtbeschwornen  Landtagshauptrecessus  in  Beitreibung 
und  Repartition  der  eigenmächtigen  Steuern  sua  autoritate  thäte  fortfahren, 
dass  man  I.  F.  Gn.  Inhalts  Ihrer  auf  gemelten  Hauptrecess  an  Händen 
S.  Ch.  D.  geleisteten  und  von  Deroselben  den  Ständen  copeilich  commu- 
nieirten  Eidesclausel,  davon  schriftlich  sollte  abmahnen.  3)  Und  weil 
theils  Richter  ohnerachtet  der  ihnen  von  den  Landständen  insinuirten  Ab- 
mahnungsschreiben in  Beitreibung  der  Steuern  eifrig  fortfahren,  wäre  gut 
gefunden,  Inhalts  der  kaiserlichen  hochverpönten  Confirmation  besagten 
Hauptrecesses  des  darin  enthaltenen  kaiserlichen  beneficii  sich  zu  bedienen, 
und  kraft  dessen  einige  halsstarrige  Richter  in  camera  zu  citiren  und  per 
fiscura  imperii  ad  poenam  confirmationi  caesareae  insertam  gegen  sie  zu 
agiren.  4)  Zu  Abwendung  des  dem  Lande  bevorstehenden  äussersten  Unheils 
und  unwiederbringlichen  Schadens  müsste  man  auf  Mittel  bedenken,  wie 
man  der  Stände  und  Unterthanen  dissensum  sollte  bekannt  machen,  gestalt 
dieselben  aus  allen  feindlichen  Attaques  zu  befreien.  5)  Die  hagische  bei 
den  Hochmogenden  befangenen  Tractaten  zu  vollziehen,  und  zu  dem  Ende 
zwar  ein  Schreiben  an  Herrn  Aitzema  vorhin  abgehen  zu  lassen');    aber 


die  Verleitung  der  auf  den  Landtagsabschied  beeidigten  Beamten  zum  Meineid, 
indem  denselben  verboten  worden  wäre,  ihre  schriftlichen  Abmahnungen  ferner 
anzunehmen.  Sie  protestiren  ferner  gegen  die  Einführung  der  Truppen  aus  Hamm, 
welche  dem  Lande  „bei  der  bereits  gemelten  Jalousie"  nicht  nur  höchst  gefähr- 
lich, sondern  auch  dem  beschworenen  Recesse  zuwider,  zur  wirklichen  Defension 
aber  unzureichend  sei,  mithin  das  Land  „nach  allem  ausgestandenem  Elend  nur 
auf  die  Fleischbank  liefern  werde".  Das  Schreiben  schliesst  damit,  dass  sie  be- 
theuern, zum  Protest  gezwungen  zu  sein,  da  sie  nicht  einsehen  könnten,  dass 
die  dem  Lande  abgezwungenen  Steuern  und  Lasten  irgendwie  zum  Nutzen  des- 
selben verwendet  würden,  und  sie  nicht  dulden  könnten,  ,,dass  ihr  und  der  Un- 
terthanen Leib,  Leben,  Blut  und  Gut,  so  wir  von  Gott  und  keinem  Menschen 
erhalten,  hazardirt  und  zum  Staub  exponirt,  noch  auch  dass  die  leges  fun- 
damentales dieses  Landes,  worauf  vornehmlich  der  Gehorsam  der 
Unterthanen  laut  des  Reversais  von  1509  fundirt  (vgl.  oben  allgera. 
Einleit.  p.  11),  aufgehoben  und  mit  diesen  eigenmächtigen  Ausschlagen  zu 
Grunde  gehen  sollten".  Das  Land,  dessen  Flüsse,  Fähren  und  Städte  von  staa- 
tischen Truppen  besetzt  wären,  könnte  allein  durch  dieselben  geschützt  werden; 
daher  sie  bitten,  „dass  die  im  Haag  bereits  darüber  befangene  Negotiationen 
reassumirt  und  die  Generalstaaten  um  die  begehrte  Protection  und  lebendige 
Sauvegarden  belanget  werden,  denn  besser  ist  es,  dass  die  Herren  Staaten,  wo- 
mit E.  Ch.  D.  in  guter  Correspondenz  und  unzertreunlicher  Freundschaft  stehen, 
ohne  Derogation,  Kränkung  und  Benehmung  Derselben  landesfürstlichen  Repu- 
tation, Respect  und  Hoheit,  vor  solche  Wohlthat  recognoscirt  und  er- 
kannt, —  als  dass  zu  dieser  kostbarlichen,  sehr  gefährlichen,  auch  unmöglichen 
Defension  geschritten,  wir  um  Leib  und  Leben,  Haus  und  Hof  gerathen  und  in 
das  erschrecklichste  Elend  gestürzet  werden  sollten". 

*)  Sie  senden  Aitzema  das  Schreiben  an  den  Kurfürsten  zur  vertraulichen 
Mittheilung  an  die  Staaten  und  weisen  ihn  an:  „Sofern  nun  von  den  hochmogen- 
deu  Herren  Staaten  diese  begehrte  Protection  und  Salvegarden  anderer  Gestalt 
nicht  dann  gegen  eine  Recognition  zu  erhalten  und  die  Generalität  sich  hierüber 
resolviren  werde,  wollen  E.  E.  diese  in  generalibus  terminis  vorgeschlagene  Re- 
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6)  eine  Sendung  zweier  Depntirten  aus  Ritterschaft  und  Städten  nach  dem 
Haag  ehestens  anzustellen').  Y)  Die  Städte  Cleve,  Calcar,  Xanten,  Goch 
und  andere,  so  mit  kurfürstlichen  Völkern  zu  besetzen  gedroht  worden,  ab- 
zumahnen, keine  dergleichen  Besatzung  einzunehmen.  8)  Und  weil  einkom- 
mendem Berichte  nach  durch  einiger  vornehmen  spanischen  Minister  ver- 
mögende Direction  die  ankommende  cond6ische  Einquartierung  vermittelst 
eines  zu  I.  F.  Gn.  Herrn  Statthalters  Disposition  gestellten  und  um  Mai 
1657  auszuzahlenden  donativi  von  etwa  6000  Thlr.  sollte  können  divertirt 
werden,  wäre  gut  gefunden,  darin  zu  geheelen  doch  solcher  Gestalt,  dass 
1)  zuvörderst  die  aus  Hamm  hierher  beorderten  kurfürstlichen  Völker  con- 
tramandirt,  2)  die  condeische  Einquartierung  verhindert;  auch  3)  vor  nächst- 
künftigen Pfingsten  1657,  und  also  vor  völliger  Adimplirung  angeregter 
Condition  nicht  sollen  beigebracht  noch  bezahlt  werden.  Obgemelte  Punkte 
alle  ausserhalb  des  vierten  bei  der  Ritterschaft  und  den  Städten  unanimiter 
placitirt  worden'*').  — 

Der  Statthalter  an  den  Kurfürsten.    Dat.  Cleve  22.  Nov.  1656. 

(Weimann's  Journal.) 
[Es  ist  unmöglich,   die  befohlenen  neuen  Werbungen   auszuführen.     Die   armen 
Leute   können,   die  Stände  wollen   nicht  mehr  zahlen.    Bewaffneter  Widerstand 
gegen  die  Steuerexecutioueu.     Schon  der  Unterhalt  der  durchaus  nöthigen  Gar- 
nisonen ist  nicht  mehr  zu  beschaffen.     Die  vom  Pfalzgrafen  drohende  Gefahr.] 

„Der  Obercommissarius  Johann  Paul  Ludwig  theilt  mir  E.  Ch.  22. Nov. 
1).  Befehl  mit,  in  Cleve  und  Mark  aufs  Neue   375  Pferde  und  1400 
Mann  zu  Fuss  werben  zu  lassen  und  dazu  Werbegelder  und  Unterhalt 
zu  verschaffen.     Den  Befehl  werden   wohl   die  Officicrs   mitbringen. 
Nun  muchte  ich  von  Grund  meiner  Seele  wünschen,  dass  so  viel  Tau- 

cognition  auf  Maass  und  Weise,  wie  wir  es  in  diesem  Schreiben  an  S.  Uh.  D. 
gelangen  lassen,  auch  den  Herren  Staaten  vorstellen,  und  uns  den  ferneren  Ver- 
lauf und  wie  man  S.  Ch.  I).  durch  luterpusition  der  Herren  Staaten  zur  Verrich- 
tung dieser  Kecognition  bestmöglichst  disponiren  möge,  berichten". 

*)  Nur  Biland  Herr  /u  Reidt  scheint  nochmals   im  Haag  gewesen  i\i  sein. 

''i<5  ihm  und  Ait'/cma  ertheilto  Instruction,   die   gleichfalls  vom  11.  November 

itirt  ist,  weist  sie  an,  ,,diu  Staaten  pro  conservationo  et  manuteueutia  privilo- 

^iorum  scu  belangen  und  wegen  einer  Uecogtiition  anstatt  der  Dofrayirung  in  ler- 

miuis  genoralibus  mit  V'orbeiialt  8.  Ch.  1).  Uespect  und  Ueputution   sich    heraus 

1  lassen".    (Vcrz.  der  lOH^l  extrad.  Acten.) 

')  Dans  neben  diesen  Punkten  auch  über  selbstständigu  Uüstuugea  und  Wer- 

mgen  der  Stände  zur  Defension  berutheo  tat,  ist  unzweifelhaft  (vgl.  üben  p.  871); 

'  II  sich  die  Stände  über  diese  Vorschlage  nicht  einigen.    So  hatte 

l)t!piitirtcn  für  den  Convent  in  Calcar  dahin  instruirl :  „Auf  der 

i  StttatiMi  Asiifltenz   fest  zu   bestelu-n;    die    sonst  in  Vorschlag  gebrachte 

iinz  von  (ti'td  und  lebendiger  Mannschaft,  dazu  konnte  Magistrat  ad  e.xcm- 

him  der  oarcttischon  und  anderer  InvaiionoD,  weilen  in  dergleichen  die  Ost«ette 

liolns  von  denen  an  der  We«t«eite  gar  nicht  secnrHrf      '      --h  nicht  vorstehen". 

I  .niiiiurichcr  UatliNprotokuli.) 
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sende  anstatt  von  Hunderten  zum  Dienst  E.  Ch.  D.  werben  und  ver- 
schaifen  könnte.  Dem  Allmächtigen  aber  ist  bekannt,  dass  dazu  keine 
Mittel  vorbanden  sein  und  gar  unmöglich  etwas  mehr  zu  erzwingen, 
wenn  es  der  arme  Mann  wie  bishero  alleine  tragen  soll.  Nach  anderen 
erträglichen  Mitteln  wollen  die  Stände  noch  niemand  luysteren,  und 
wie  obstinat  die  Stände  sich  gegen  den  letzten  Ausschlag  so  schrift- 
als  mündlich  setzen,  solches  werden  E.  Ch.  D.  aus  unserer  Kelation 
gnädigst  verstanden  haben,  wodurch  klein  und  gross  so  hardy  gewor- 
den, dass  sie  nicht  ein  Stltber  geben  wollen,  sondern  mit  gewaff- 
neterHand  gegen  die  Executanten  sich. stellen  und  wehren 
wollen.  Was  Sorte  von  Persuasion  und  sachten  Mitteln  wir  bis  noch 
gebraucht  haben,  so  viel  nicht  zu  Wege  bringen  können,  dass  wir 
20,000  Thlr.  auf  die  70,000  Thlr.  annoch  bekommen  haben,  wie  ge- 
schweigen,  dass  etwas  zu  erlangen  sein  wird,  um  die  Rekruten  zu 
wege  zu  bringen.  Ueberdies  befinde  ich  mich  in  höchster  Bekümmer- 
niss,  wie  die  Garnisonen  diesen  Winter  über  werden  zu  unterhalten 
sein,  so  dass  aus  Mangel  Geldes  E.  Ch.  D.  in  hiesigen  Landen  bei 
itzigen  gefährlichen  Zeiten  (da  wir  stündlich  des  Prinzen  von  Conde 
feindlichen  Einfall  besorgen),  es  so  sorglich  und  aufs  höchste  gefährlich, 
weil  alle  Feinde  sich  würden  annehmen  und  unterhalten  lassen,  bis 
sie  ihre  Zeit  und  Gelegenheit  sehen  würden,  ihr  Vorhaben  werkstellig 
zu  machen.  Ob  man  auch  endlich  der  Condeischen  versichert,  dass 
keine  Winterquartiere  nehmen  möchten,  so  haben  wir  den  Herzog  von 
Neuburg  wieder  in  der  Nähe,  welcher  nicht  vergebens  ins  Land  kom- 
men ist,  und  mehr  Volks  zu  werben  sucht,  und  gehet  der  Ruf,  er  habe 
viel  von  Kais.  Maj.  gegen  E.  Ch.  D.  erhalten*,  welcher  Herzog  eben- 
massig  sein  Volk  in  die  stärkste  und  beste  Oerter  (als  Calcar)  würde 
einschleifen  lassen,  und  also  auf  solche  Weise  eines  oder  anderen 
Orts  sich  vermeistern,  als  dann  mit  einem  Mandat  vor  den  Tag  kommen. 
Gnädigster  Herr!  Ich  schreibe  dies  nicht  aus  mir  selbsten,  sondern 
bin  von  einer  vertrauten  Person  gewarnet  worden  ^),  derhalben  E.  Ch. 
D.  nicht  in  Ungnaden  vermerken  werden,  dass  Deroselben  den  Staat 
und  Gefahr  so  nackend  vor  Augen  stelle,  wozu  mich  meine  Pflicht, 
damit  E.  Ch.  D.  ich  zugethan  bin,  veranlasst"').     (Eigenhändig.) 


^)  Vgl.  oben  Einleit.  p.  780. 

2)  In  einem  längeren  Schreiben  des  Statthalters  und  sämratlicher  Räthe  vom 
29.  December  stellen  sie  dem  Kurfürsten  nochmals  vor,  dass  es  geradezu  un- 
möglich wäre,  die  Kosten  der  neuen  Werbung  neben  den  für  den  Unterhalt  der 
14  in  Hamm,  Lippstadt  und  Calcar  liegenden  Compagnien  und  die  Befestigungs- 
bauten daselbst  nöthigen  Mittel  aus    dem  Lande  aufzubringen.     Auf  die  zuletzt 
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Der  Kurfürst  an  den  Statthalter.  Dat.  Labiau  22.Dec.  1656.  M. 

(Eigenhändig.) 

[Befestigung  Calcars.    Vertheidigungsanstalten  in  Dinslaken  und  der  Mark.    Theil- 

weise  Demolirung  des  Castells  zu  Goch.] 

.,Evv.  Lbd.  Schreiben  vom  6.  hujus  hab  ich  zu  recht  erhalten,  und  22.  Dec. 
was  maassen  Dieselbe  im  Werk  begriffen  sein,  sowohl  Calear  in  de- 
fension  zu  setzen,  als  sonsten  ein  und  anderes  zu  Unserem  Besten  und 
Sicherheit  der  ends  anzuordnen,  gern  daraus  ersehen.  Damit  hieran 
Ew.  Lbd.  auch  desto  besser  fortkommen  mögen,  thue  ich  nicht  allein 
den  begehrten  Befehl  wegen  Calcars  und  Goch*),  sondern  daneben 
auch  eine  Ordre  an  den  Obristen  Groende^)  hierbei  übersenden  und 

aoBgeschriebenen  70,000  Thlr.  wären  die  Garnisonen  mit  ihren  rückständigen  For- 
derungen bereits  augewiesen  worden,  für  dieselben  und  die  Arbeiten  in  Calear 
bis  Mai  1657  noch  60,493  Thlr.  nöthig.  Nachdem  in  den  letzten  beiden  Jahren 
522,979  Thlr.  Steuern  in  Cleve-Mark  erhoben  worden,  abgesehen  von  den  „über 
die  Verpflegungsordannanz  aufgegangenen  vivres,  Fourage,  ausgepressten  Vereh- 
rungen und  anderen  Exorbitautien",  sei  es  sehr  zweifelhaft,  ob  noch  fernere 
Steuern  zu  erheben  sein  würden.  Bereits  fingen  die  Pächter  an,  „von  Haus  und 
Hof  zu  entweichen",  die  zurückbleibenden  aber  völlig  mittel-  und  creditlos  zu 
sein.  „Daneben  sind  sie  auch  durch  der  Staude  Abmahnungsschreiben  irre  ge- 
macht, auch  wohl  gar  veranlasst  worden,  die  angefangenen  executiones  mit  star- 
ker Hand  abzukehren,  die  wir  doch  mit  aller  Sorgfalt  für  diesmal  gestillt,  also 
dafern  die  obspecificirten  zum  Unterhalt  der  jetzigen  Garnisonen  und  die  zur  De- 
fension  erforderten  Geldsummen  ferner  ausgeschlagen  und  durch  militärische  Exe- 
cutioD,  ohne  welche  bereits  jetzt  die  schon  ausgeschriebenen  Steuern  nicht  zu 
erzwingen  sind,  beigetrieben  werden  sollten,  wir,  wo  nicht  einen  gemeinen  Auf- 
stand der  desperaten  Unterthanen,  jedoch  sonst  andere  Weiterungen  zu  besorgeo 
haben".  Ueberdies  würde  es'  auch  äusserst  schwierig  sein,  die  befohlene  Anzahl 
von  Leuten  aufzubringen,  du  in  allen  angrenzenden  Landesgebieten  die  branden- 
burgischen  Werbungen  aufs  strengste  untersagt  wären ,  und  sich  zudem  wenige 
einfänden,  nachdem  ruchbar  geworden,  dass  die  Truppen,   statt  nach  der  Mark, 

•  •  ihnen  versprochen,  nach  Preusseu  und  Polen  geführt  würden;  die  Bpanischeo 
iiiid  staatischen  Soldaten  aber,  die  sich  anwerben  Hessen,  pflegten  meistens 
„nachdem  sie  eingekleidet  und  eine  Zeitlang  verpflegt,  mit  ;?ack  und  Pack,  oft 
in  ganzen  Fähnlein,  mit  einmal  zu  desertiren,  wie  denn  von  1800' Mann  des 
gfüendiöchen  Infunterieregiments  und  1200  Mann  der  bodelschwingschen  Kscadron, 
von  welchen  noch  Ü  (yompagnieu  in  Cleve-Mark,  in  der  Mark  Brandenburg  bei 
'I'"-  Musterung  nur  noch  771  resp.  800  Mann  vorhanden  gewesen  wären. 

Der  Befehl  ordnet  an,  dass  in  Calear  um  die  kurfürstliche  Schlütorei 
Ui'-nt»'i,  Wohnung  dü8  Kentmeistora- oder  Schlüters)  „ein  Abschnitt"  gemacht  und 
befestigt  w«Td«Mi  ••oll«.  Schon  am  2J).  Nov.  meldet  Job.  Moritz,  dass  er  den 
Abschnitt  I  *.  in  w^ilclit-m  eine  gut«»  Hlarke  Tforle  der  Stadt  mit  begriffen, 

inifleichen   L'  'H,   wodurch   die  Stadt  rund   um   in  Walser  zu  setzen  und 

ih  4  Siraseen  der  Stadt  konneu  flanquirt  werden.  Da  die  Befestigungen  des 
t/iistella  zu  (Joch  nach  Aussen  hin  bereit«  ganz  zerstört  ?<'•<•■■  »  '•.  <  r  und  dir 
Regientng  die  volliiro  Demolirung  derselben  für  nöthig. 

')  Das   eig«"  .Schn'iben   des  KurfiirftcMi    nn   den  Oluibtin   und  Com- 

iiiiudauten  von  1  <.   «fan  de  (Jroende,    dat.  Labiau  '2.  Deceuibor  1656, 
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demselben  befehlen,  dass  er  in  Allem,  so  Ew.  Lbd.  in  der  Grafschaft 
Mark  anordnen  werden,  Deroselben  an  Hand  gehen  solle.  Den  Abriss 
von  Calcar  will  ich  mit  Nächstem  gewärtig  sein,  bei  Schleifung  des 
Castels  zu  Goch  aber  können  E.  Lbd.  die  Seite,  so  nach  der  Stadt 
sieht,  zwar  demoliren  lassen,  die  andere  aber  (weilen  man  sich  des 
Orts  auf  allen  Fall  noch  wol  bedienen  kann)  noch  zur  Zeit  nicht  rui- 
niren.  Wie  im  Uebrigen  E.  Lbd.  das  Haus  Dinslaken  gefunden  und 
was  sonsten  des  Ends  fürgehe,  davon  wollen  Sie  fieissig  bei  allen 
Posten  berichten".  — 

Der  Kurfürst  an  den  Statthalter.  Dat.  Labiau  22.  Dec.  1656.  M. 

[Zufrieden  mit  der  Umlage  der  neuen  Steuern,  die  trotz  des  Widerspruchs  zum 
Unterhalt  der  Truppen  schleunigst  zu  erheben  sind.  Unwille  über  der  Stände 
Erbieten  zu  einer  Recognition  an  die  Staaten;  ist  ihnen  zu  verweisen.  Ueber- 
sendet  das  Edict  gegen  die  Ständeconvente  und  die  Schutzgesuche  bei  Frem- 
den, ist  vorerst  nur  zu  verlesen  und  den  Betheiligten  mitzutheilen.] 

22.  Dec.  — „Und  wie  Wir  solche  Ausschläge  dabevor  gnädigst  approbirt,  also 
lassen  Wir  es  dabei  nochmals  bewenden,  und  haben  sich  E.  Lbd.  an 
Contradiction  der  Stände  nicht  zu  kehren,  sondern  die  Beitreibung  der 
Gelder  bestermaassen  zu  befördern,  damit  die  Garnisonen  in  Lippstadt 
und  andere  allda  noch  vorhandene  Völker  ihren  gebührenden  Un- 
terhalt haben  mögen,  und  wegen  Mangel  der  Lebensmittel,  darüber 
sonst  die  Officiere  heftig  klagen,  keine  Noth  leiden,  noch  zergehen 
dürfen.  Gestalt  Wir  auch  zu  dem  Ende  alles  dasjenige,  was  deshalb 
in  angezogener  Relation  angeführt  wird,  approbiren  und  genehm  hal- 
ten. —  Insonderheit  aber  müssen  Wir  mit  höchster  Verwunderung  ver- 
nehmen, dass  die  Stände  sich  gegen  die  Generalstaaten  zu  einer  Re- 
cognition erbietig  zu  machen,  vernehmen  lassen  dürfen,  welches  E.  Lbd. 
ihnen  dann  als  ein  unziemliches  und  verbotenes  Beginnen  mit  Ernst 
zu  verweisen  haben.  Diesem  allen  aber  so  viel  mehr  zu  begegneu, 
so  haben  »Wir  zwar  das  begehrte  Edict  vollzogen,  und  thun  solches 
hierbei  zurücksenden '),  Wir  stehen  aber  an,  ob  dienlich,  dass  solches 

befiehlt  ihm,  in  allen  Dingen  dem  Statthalter  Fürsten  Moritz  behilflich  zu  sein, 
einige  Häuser  und  Orte  in  der  Grafschaft  Mark  zu  besichtigen  und  so  gut  es 
gehe  in  Defension  zu  bringen,  „gestalt  er  denn  auch  durch  Besetzung  ein  und 
anderer  Orte  sein  Regiment  desto  besser  wird  complettiren  können". 

,  ^)  In  diesem,  Labiau  22.  December  1656  datirten,  Edict  werden  mit  Hinweis 
auf  die  goldene  Bulle  Reichsabschiede  und  Reichsconstitutionen  sowie  auf  Grund 
derselben  erlassene  Edicte  früherer  clevischer  Fürsten,  insbesondere  das  vom 
8.  Juni  1596  und  die  darin  angedrohten  Strafen  allen  Landsassen  und  Untertha- 
nen  adeligen  oder  bürgerlichen  Standes  wie  auch  allen  Stadtmagistraten  verboten, 
„ohne  Unser  oder  Unsers  Statthalters  und  Regierungsräthen  Vorwissen  und  er- 
langte Bewilligung  einige  Versammlnug  Unserer  getreuen  Landstände  (von  Cleve- 
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öffentlich  affigirt  und  also  publicirt  werde,  und  ob  nicht  besser,  dass 
es  nur  von  den  Canzeln  gelesen,  und  einem  oder  andern,  sonderlich 
denen,  so  wegen  dieser  Händel  am  meisten  verdächtig  sind,  in's  Haus 
geschickt  werde;  welches  Wir  dann  zu  E.  Lbd.  weiterm  Nachdenken 
stellen".  — 

Der  Kurfürst  an  den  Statthalter.  Dat.  Labiau  11.  Jan.  1657.  M. 

(Eigenhändig.) 
ikann  dif  Hilfe  aller  seiner  Länder  nicht   entbehren,    so  sehr  er  ihnen  Erleich- 
terung   wünscht.     Die  Werbungen    müssen    fortgehen,    die    Garnisonen    erhalten 
werden.     Hoffnung  zum  Frieden,  der  aber  zu  erzwingen;  ist  auf  die  Art,  wie  die 
Staaten   ihn   vermitteln  wollen,    längst  möglich,    will  aber  seine  Alliirteu   nicht. 

übel  behandeln.] 

„Derselben  Schreiben  hab  ich  woll  empfangen,  auch  daraus  den  1657. 
Zustand  der  Oerter  mit  mehrerem  vernommen.  Nun  wollte  ich  wün-  H-^^^« 
sehen,  dass  ich  allen  meinen  Landen  alle  Erleichterung  in  der  Welt 
geben  könnte.  Es  ist  aber  also  nun  beschaffen,  dass  durch  ihre  Hülfe 
ich  das  Meinige  erhalten,  hergegen  aber  meine  besten  Lande  durch 
ihre  Verweigerung  verlieren  kann.  Derowegen  ersuche  E.  Lbd.  ich 
hiemit,  die  Werbungen  zu  beförderen  und  die  Garnisonen  im  guten 
Willen  durch  nöthigen  Unterhalt  zu  erhalten  und  keine  Unmöglichkeit 
ansehen.  Was  die  Polen  für  grosse  Niederlage  erlitten,  solches  wer- 
den E.  Lbd.  ohne  Zweifel  bei  dieser  Post  vernehmen.  Wir  haben  nun 
gute  Hoffnung  zum  Frieden,  es  muss  aber  bei  solchen  Leuten  die  rai- 
son durch  die  Gewalt  zu  wege  gebracht  werden,  sonsten  ist  nichts 
^'^*i  ihnen  auszurichten. 

Die  Staatischen  Gesandten  sein  itzo  alhie,  und  hätte  es  der  in- 
terposition  zwischen  dem  Könige  in  Polen  und  mir  auf  sothane  Weise 
nicht  bedurft,  denn  ich  ohne  deren  Zuthuung  auf  die  Art,  wenn  ich 
bei  meine  Alligirte  übel  handeln  wollte,  dafür  mich  Gott  behüten  wird, 
den  Frieden  genugsam  erhalten  kann.  Ich  werde  E.  Lbd.  chist  Zief- 
fern  zuschicken,  inmittelst  können  Sie  die  von  D.  Weimann  gebrau- 
chen.   Hiemit  etc.**  

Mark),  unter  waa  vor  Prätext  es  auch  sein  möge,  zueanimen  zu  berufen,  zu  vor- 
schreiben oder  auf  dcnaulben  uinigerlei  Weiau  zu  vracheinuu,  viulwenigor  nun 
fortan  aich  im  Nunion  gemelter  Stunde  odor  ihrer  Deputirten  oder  auch  vor  aich 
»(•jbrtt  bei  uuHluudiHcht'ri  Ilerntchaflen  um  Molchen  Schutz.,  Schirm,  Ik'it<(un<)  und 
llun«Ibiotung,  ao  allein  Unaerem  lunduafürHtl.  hoch-  und  Dbrigki'itliciien  Amte  un- 
klebet,  ea  aei  durch  Schickung  achrift-  udur  mündlich  anzumrldi'n  noch  zu  be- 
werben, noch  uuch  im  Nutueu  der  Stunde  oder  ihrer  Deputirten  eine  schrifl- 
oder  mündliche  liedrauuog,  An-  oder  Abmahnung  an  Unaere  iJeamte  und  Hediento, 
denen  Wir  allein  und  niemand  andern  zu  gebieten  oder  zu  vnrbioien  haben,  fer- 
ner abgehen  zu  loaaen". 
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Der  Kurfürst  an  Weimann.     Dat.  Königsberg  22.  Febr.  1657. 

(Weimann's  Journal.) 
22.  Febr.  Bei  Abwesenheit  des  Prinzen  Moritz^)  ist  es  nöthig,  dass  Jemand  in 
Cleve,  „welcher  Unsere  Befehle  und  Verordnungen  wegen  der  Werbungen 
aufs  fleissigste  beobachte  und  dahin  sehe,  dass  darauf  mit  Nachdruck  und 
ohne  einziges  ander  Absehen  Alles  werkstellig  gemacht  werde".  Deshalb 
solle  Weimann  sich  auf  eine  kleine  Weile  nach  Cleve  verfügen  „und  allda 
niit  allem  Fleiss  die  Sache  dahin  richten  helfen,  damit  die  angeordneten 
Rekruten  und  Werbungen  completirt  werden  mögen.  Zu  Beförderung  des 
Werks  könnt  ihr  den  Ständen  zu  verstehen  geben,  dass  Unser  einziges  Ab- 
sehen dahin  gerichtet  sei,  wie  die  gegenwärtigen  Unruhen  gestillt  und  weiter 
um  sich  zu  greifen  verhindert  werden  mögen,  es  sei  auch  solche  Apparenz 
zum  Frieden,  dass  Wir  in  Kurzem  denselben  zu  erlangen  festiglich  ver- 
trauen; die  Polen  derart  sind  gesinnt,  dass  wenn  sie  Uns  nicht  in  gebüh- 
render Verfassung  sehen  sollten,  alles  wieder  zurück  gehen,  und  sie  die 
Sachen  leichtlich  ad  extrema  kommen  lassen  würden.  Dafern  nun  Unsere 
Stände  dieses  nicht  begreifen  und  in  ihrer  bisher  bezeugten  Halsstarrigkeit 
continuirlich  verharren  wollten,  solchen  Falls  habt  ihr  ungeachtet  alles  ihres 
Contradicirens  und  Protestirens  in  dem  Werke  zu  verfahren  und  solche 
Anstalt  zu  machen,  damit  den  dahin  gewiesenen  Officieren  die  assignationes 
ausgeantwortet  und  ihre  Werbungen  befördert  werden  mögen.  Das  ist 
Unser  Wille".  Bereits  haben  einige  Woiwodschaften  mit  Ragotzy  Waf- 
fenstillstand geschlossen.  — 

Der  Statthalter  an  Weimann.    Dat.  Cleve  10.  März  1657.    D. 

[Die  Landtagsproposition  ist  abgelegt.   DifiFerenzen  zwischen  clevischen  und  mär- 
kischen   Ständen   über   die  Antwort.      General    Bauer    bringt  Befehle    zu    noch 
grösseren  Werbungen   mit.     Fürchtet  desperate  Anschläge   der  Stände.     Bittet 
um  seinen  persönlichen  Beistand.] 

10.  März.        „Heute  vor  8  Tagen   habe  Proposition  an   die  Stände  von  Cleve 

und  Mark  gerichtet,   noch  keine  Antwort.     Clevische  und  Märkische 

können  nicht  accord  werden^),   welches  verhoffentlich  noch  was  guts 

1)  Er  war  auf  längere  Zeit  nach  Siegen  gereist,  traf  aber  gegen  Ende  Fe- 
bruar wieder  in  Cleve  ein. 

2)  In  der  Proposition  vom  3.  März  ermahnt  Johann  Moritz  die  Stände, 
den  Kurfürsten  in  der  Noth  nicht  zu  verlassen  und  mit  einiger  Beisteuer  an  die 
Hand  zu  gehen,  da  Derselbe  in  solchem  Zustande  sei,  dass  er  den  vorhabenden 
Friedeuszweck  ohne  die  Waffen  nicht  zu  befördern,  noch  dieselbe  ohne  Beistand 
der  Stände  fortzusetzen  vermöchte;  da  er  aber  von  denselben  verlassen  werde, 
würde  der  gewünschte  Friede  um  so  schwerer  zu  erhalten  sein.  Uebrigens  wären 
die  Stände  nach  dem  Reichstagsabschiede  von  1654  zur  Gewährung  der  Defen- 
sionsmittel  verpflichtet,  wie  denn  auch  Mainz,  Trier  und  Münster  von  ihren  Un- 
terthanen  zu  Werbungen  und  Festungsbauten  Steuern  empfingen,  und  die  darüber 
klagende  Stadt  Münster  wäre  vom  kaiserlichen  Hofe  wie  vom  frankfurter  Depu- 
tationstage auf  den  Reichsschluss  verwiesen.  —  Die  Antwort  der  cleve  -  märki- 
schen Stände  darauf  datirt  vom  10.  März  und  ward  am  11.  von  allen  anwesenden 
cleve-märkischen  Ständen,  ausgenommen  die  märkischen  Amtmänner,  welche  die 
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für  S.  Ch.  D.  möchte  verursachen.  Glaube,  dass  sie  sich  zu  Nichts 
verstehen  werden,  zumal  der  General  Bauer  (welcher  einen  Trom- 
peter anhero  gesandt)  1000  Mann  zu  Fuss  in  diesen  cleve-  und  mär- 
kischen Landen  werben  soll,  über  die  vorigen  1400  Mann  zu  Fuss 
und  500  Pferde;  woraus  sie  urtheilen,  dass  man  suche,  die  Lande  in 
dem  Grunde  zu  ruiniren,  kein  End  der  Beschwer  sehen  können,  der- 
halben  desperate  Rathschläge  fassen  möchten,  weil  ihnen  auch  be- 
kannt, dass,  wofern  sie  nicht  einwilligen,  S.  Ch.  D.  die  Ausschläge 
selbst  werden  thun  lassen.  In  suinma  guter  Rath  ist  nöthig". 
Bittet  schleunigst  nach  Cleve  zu  kommen. 

Weimann  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Cleve  14.  März  1657. 

(Weimann's  Journal.) 

[ii....c  Weigerung  der  Stände.    Berathung  mit  dem  Statthalter.    Besciiluss,  wenn 

jene  nicht  umzustimmen,  zur  Execution  zu  schreiten.     Anrede  des  Statthalters 

irkungslos.     Ermahnungen  Weimann's  und  deren  Wirkung.     Bedenken  der  Räthe 

bezüglich  ihres  Eides.] 

—  „Ich  bin  darauf  den  12.  hier  angelangt  und  alsbald  in  Erfah- 14.  März, 
rung  gekommen,    dass  die  Stände  ihre  finale  Erklärung  in  einer  gar 

Betheiligung  verweigerten,  dem  Statthalter  übergeben.     In  dieser  sehr«  weitläufi- 
gen Erklärung  recapituliren   Stände   zunächst   alle   Vorgänge  der  letzten  Jahre 
und    ihre  Beschwerden    über  Erhebung    unbewilligter  Steuern    und  Verbot    ihrer 
Convente;    eine  Recapitulation,    mit   der  die  märkischen  Stände  sich   erst   nach 
längerer  Weigerung  einverstanden  erklärten,  verweigern  „Geldmittel  zu  den  den 
Ständen  sehr  gefährlichen,  ausserhalb  dem  Reichs-  und  Kreisschlusse  angestellten 
Werbungen    zu   bewilligen'',    ,, sintemalen    diese    churfürstliche   Kriegsverfassuog 
sammt  der  Coujunctiou  der  Krön  Schweden  gegen  die  Krön  Polen  sehr  bedenk- 
lich, auch  S.  Ch.  D.  in  und   ausserhalb    dem  Rt'ich  gelegenen  Land  und  Leuten 
sehr  schädlich  ist,  welche  hierüber  mit  Feuer  und  Schwerdt  jämmerlich  tractiret 
"'frden",  und  verlangen  schliesslich  schleunigst  Abstellung  aller  Gravamen,  Ver- 
honung  mit  Anmuthung  oder  Abnöthigung  einer  fernereu   Steuer,    Abführung 
der  Truppen  und  Einstellung  des  Festungsbaues  in  Calcar.  —  Diese  Antwort  ist 
gleich  darauf  mit  einem  nochmaligen  Abdrucke   der  Schrift  vom  7.  August  1G5G 
(b.  oben  p.  863j  publicirt  worden.      In   derselben   befinden    sich    ferner   die   Pro- 
noeition  des  Statlhaltera  vom  3.  März,    eine  zweite  Erklärung  vom  12.  März  und 
vei  SchluBserkiärnngeD  vom  lö.  März  (s.  weiter  unten),    die  kaiserliche  Confir- 
mation  der  Rcccsse  (s.  oben  p.  7(Hi),  die  kais.  Inhibitionsmandate  vom  14.  August  ^ 
1(3,06  und  vom  2G.  Januar  1057  in.  oben  p.  H50u.  H7Gi,    die  Reversalen  von  ir)01, 
IßOf),  151U  unti   \it()U,    die  a»if  den  Recess  und  dessen  Beobachfung   bezüglichen 
Auszüge  auH  de«  .Statthalter«  Instruction,  der  Eid  der  B«uniten  auf  den  Recess, 
*•  beiden  Reverse  vom  8.  Sept.  und  [).  Oct.  1653  (s.  oben  p.  (>81  u.  G90),    sowie 
iidlich  die  dem  Deputationstugu   in  Frankfurt  am  IG.  September  1656  überge- 
nu  KlaKscbrift  des  polnischen  Gesandten  Morstoin,  worhi  er  den  Kurfürsten 
'un  Polen  verwandtes  Heer  in  seinen  deutschen  Landen  EU 
len,   und  droht,   dass  sein  KtMiig  bei   fernerer  solcher  Ver> 
r  der  Neutralität  des  ReicIiH ,  wenn  sie  nicht  alsbald  aufhöre,  Ictetere  be* 
!i    nrntiiiriiiiiii  L'H    liicjii  tiM'lir   rrHjiL'Ctlri'ii   ktniiie. 
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langen  Schrift,  die  nichts  denn  Refus,  nichts  denn  herbe  Wörter  in 
sich  hatte,  übergeben*),  und  dass  Statthalter  und  Räthe  sich  bereits 
einer  Antwort  verglichen,  und  dass  S.  F.  Gn.  Prinz  Moritz  dieselbe 
folgenden  Tags  selbst  ihnen  eröffnen  sollte.  S.  F.  Gn.  redete  aber 
insbesondere  mit  mir  daraus,  hörte  meine  Gedanken,  und  weil  man 
dabei  der  Resolution,  dass  man  auf  eine  nähere  Erklärung  dringen, 
die  Schrift  zu  verändern,  zurückzugeben,  und  auf  allen  Fall  gegen 
ihre  Härtigkeit  protestiren,  und  alsdann  zur  Execution  verfahren  solle, 
einig  geworden,  so  ward  am  13.  den  Ständen  endlich  solches  in  corpore 
zuförderst  vorgehalten.  S.  F.  Gn.  redeten  mit  grossem  Nachdruck  und 
Eifer.  Es  half  aber  solches  nichts  weiter,  als  dass  die  Stände  nach 
einem  geringen  Zusammentritt  replicirten,  dass  sie  bei  vorigem  ver- 
blieben, und  erbötig  wären,  ihr  Geschriebenes  vor  aller  Welt  zu  ver- 
antworten. Wenn  nun  Statthalter  und  Räthe  nach  vorgegangener  Be- 
rathschlagung  gut  fanden,  ich  möchte  ihnen  nochmals  zureden,  und 
das  ganze  Werk,  die  Noth,  ihr  Interesse,  Pflicht  und  Schuldigkeit,  son- 
derlich aber  auf  solchen  Grund  anweisen,  wie  unleidlich  ihre  Schriften 
und  protestationes  wären;  dass  nicht  E.  Ch.  D.  noch  Dero  Räthe,  son- 
dern die  Stände  diejenigen  wären,  welche  mit  ihrem  Opiniatriren  die 
privilegia  und  Recesse  infringirten  und  kränkten,  und  mit  Grund  des 
Meineides  nicht  andere,  sondern  sich  desselben  selbst  incusiren  und 
bezüchtigen  möchten.  Die  Privilegien  praesupponirten  Unnoth,  und 
wenn  die  Noth  da  wäre,  consensum,  ihre  Huldigungspflichten  bräch- 
ten's  gleichfalls  mit  sich.  E.  Ch.  D.  hätten  zwar  versprochen,  ihre 
privilegia  zu  halten,  Sie  hätten  aber  in  Ihrer  Geburt,  in  Ihrer  Taufe 
und  Regierung  geschworen,  und  thäten's  noch  gleichsam  alle  Augen- 
blick, so  oft  Sie  nämlich  betrachteten,  dass  Sie  Gott  Ihrem  Volk  zum 
Fürsten,  zum  Vater,  zum  Vormund  gegeben,  dass  Sie  Ihr  Land  mit 
allen  Kräften  schützen,  und  dem  Feinde  zum  Raube  nicht  dahin  lassen 


*)  Am  12.  März  hatten  die  cleve-märkischen  Stände  auf  nochmalige  dringende 
Vorstellungen  des  Statthalters,  die  verlangten  Steuern  zu  bewilligen,  geantwortet, 
dass  das  Land  zu  fernerer  Steuerleistung  ganz  unfähig  wäre,  „dannenhero 
es  in  conscientia  unmöglich  zu  verantworten,  diesen  verarmten  und  ausgeöse- 
ten  Unterthanen  ein  mehreres  aufzubürdenn ",  zumal  sie  nach  der  seitens 
Polen  in  Frankfurt  übergebenen  Erklärung  (s.  Note  zu.  p.  890)  sich  dadurch 
die  Feindschaft  dieser  Macht  zuziehen  würden.  Bereits  habe  auch  der  Kaiser 
nach  seinem  beigehenden  Mandat  vom  26.  Januar  (s.  oben  p,  876)  dem  Statt- 
halter und  den  Käthen  nochmals  ernstlich  befohlen,  weder  das  freie  Versamm- 
lungsrecht der  Stände  irgendwie  zu  beschränken ,  noch  sie  mit  Contributio- 
nen,  Truppenwerbungen  Einführungen  und  Einquartierungen  den  confirmirten 
und  beschworenen  Recessen  zuwider,  zu  beschweren,  und  die  Stände  müssten 
erwarten,  dass  Statthalter  und  Räthe  diesem  Befehle  durch  sofortige  Truppen- 
abführung und  Einstellung  der  Festungsbauten  in  Calcar  schleunigst  nachkämen. 
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mtissten;  wollte  es  sein  Volk  erkennen,  so  wäre  es  gut,  wo  nicht, 
E.  Ch.  D.  Pflicht,  die  Ihr  die  Natur  und  Noth  setzte,  das  Ihre  zu  thun. 
Unterthanen  müssten  dagegen  nicht  murren,  sondern  viel  eher  beten, 
wenn  der  Fürst  fcchtete,  nicht  Übels  reden,  sondern  ihren  Herrn  segnen 
und  gedenken,  dass  um  des  Volkes  Sünde  die  Könige  und  Fürsten 
auch  in  Gefahr  und  Krieg  gerathen,  und  was  dergleichen.  So  hab 
ich  solches  gethan  und  zwar  mit  einer  solchen  Wirkung,  dass  man 
alsobald  eine  grosse  Veränderung  der  Gemüther  befand  und  die  Führer 
es  nicht  weiter  bringen  können,  als  dass  sie  nach  langwierigen  Unter- 
reden sich  auf  dem  Rathhause  wieder  zusammen  gethan,  um  sich  eines 
Näheren  zu  bedenken.  Was  nun  daraus  erfolgen  wird,  solches  mag 
die  Zeit  lehren.  Es  Hess  mir  aber  S.  F.  Gn.  gestern  zu  Abend  wissen, 
unsere  Anrede  hätte  über  die  Maassen  viel  gewirkt  und  wären  Vieler 
Gemüther  und  Gewissen  dergestalt  gerührt,  dass  Einer  gesagt,  so  lange 
er  zu  Landtagen  gekommen,  hätte  er  nie  solche  Verschlagenheit,  Con- 
fusion  und  Uneinigkeit  zwischen  den  Ständen  gesehen.  Und  wie  es 
geht,  so  ist  gewisslich  durch  dies  sanfte,  jedoch  gründliche  und  be- 
wegliche Remonstriren  so  viel  ausgerichtet,  dass,  da  man  endlich  zur 
Execution  kommen  sollte,  dieselbe  um  desto  leichter  dürfte  geduldet 
werden.  Gewiss  waren  unter  E.  Ch.  Ü.  ministris  selbst  einige,  welche 
viel  Schwierigkeit  machten,  ratione  perjurii,  es  ist  aber  denselben  der 
scrupulus  gleichfalls  allerdings  benommen;  was  nun  weiter  erfolgen 
wird,  werde  ich  künftig  berichten". 


Am  l,j.  -März  erfolgte  eine  nochmalige  entschiedene  Ablehnung  der 
.uerforderung  und  zugleich  die  Bitte  um  Dimisbion  seitens  der  Stände. 
Am  16.  März  fand  eine  lierathung  aller  Riithe  unter  dem  Vorsitze  des 
Statthalters  statt.  Sie  sprachen  sich  sämmtlich  für  Erhebung  von  Steuern 
mm  Unterhalte  der  Garnisonen  wie  zum  Festungsbaue  in  Calcar  auf  Grund 
des  Ileichstagsabschieds  von  1654  aus;  erklärten  aber  zur  Erhebung  der  zu 
den  Werbungen  nöthigen  Gelder  und  zur  sonstigen  Ausführung  der  letzteren 
wegen  ihres  Eides  auf  den  üecess  die  Hand  nicht  bieten  zu  können;  dem 
Kurfürsten  sei  dies  und  die  sonstigen  Schwierigkeiten,  welche  sich  den 
Werbungen  entgegenstellten,  nochmals  vorzustellen;  wolle  er  aber  auch 
dann  auf  <lieselh('n  nicht  verzichten,  so  müssten  sie  tlureh  den  Statthalter 
und  (1(11  KriegseoiMuiissär  Paul  Ludwig,  welelie  Heide  nicht  auf  den  Uc- 
rcidigt  wärco,  befohlen  und  aufgeführt  \m  id  n  W Cimann  schloss 
Mcü  zwar  diehcm  Beschlüsse  aller  übrigen  RiUhe  an,  (  rklartc  sich  aber  auch 
BciocrHcits  zur  AusOdirung  und  IWiörderung  der  Werbungen  bereit  ^ab^iuc 
perjurii  nietu  vel  infractione  recessus,  weil  die  Stände  so  eifrig  ersucht,  doch 
hart  blieben,  dahero  die  Noth,  raison,  allgcmeincH  Interesse  res  major**. 
Am  22.  Mllrz,  au  welchem  Tage  er  nach  dem  Hang  zurückreist,  schreibt 
er  in  seinem  Journal:  „Als  auf  h».  Ch.  I).  Mefehl  um!  Ansuchen  des 
StiitfliJiltcr-    zu   Cleve    ich    mit    den   Ständen    hab    Indfen   handeln   weiren   der 
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Werbungen  und  Steuern,  zwarn  in  publice  dieselben  nicht  erhalten  werden 
können,  die  Stände  aber  inmittelst  privatim  sich  genugsam  erkläret,  dass 
sie  sich  in  conscientia  verpflichtet  fänden,  S.  Ch.  D.  beizustehen,  so  excu- 
sireten  sieh  zwarn  alle  auf  den  Landtagsabschied  beeideten  Räthe,  ich  aber 
redete  mit  dem  Herrn  Statthalter  dem  v.  Bauer  und  anderen  ab,  man 
sollte  dennoch  mit  dem  Werke  fortfahren,  die  Noth  leide  kein  Gesetz  und 
entbinde  von  allen  Banden".  —  Und  am  27.  März  schreibt  WeimanQ  an 
den  Grafen  Dohna:  „Zu  Cleve  hat  man  von  den  Ständen  in  publico  nichts 
erhalten  können,  sie  werden  aber  tacite  zusehen  und  conniviren,  dass  S. 
Ch.  D.  geholfen  werde".  —  Durch  Erlass  des  Statthalters  vom  11.  März 
waren  wiederum  80,000  Thlr.  Steuern,  in  zwei  Terminen  14.  April  und 
14.  Juni  durch  den  Kriegscommissär  Ludwig  zu  erheben,  in  Cleve -Mark 
ausgeschrieben  und  dem  General  v.  Bauer  die  Districte,  Sammelplätze 
und  Quartiere  zur  abermaligen  Werbung  von  10  Compagnien  z.  F.  zu 
100  Mann  angewiesen  worden.  —  Der  Kurfürst  schreibt  an  Weimann 
am  29.  März:  „Es  gereichet  Uns  zu  sonderbarem  Gefallen,  dass  ihr  Unseren 
cleve-märkischen  Ständen  dergestalt  beweglich  zugesprochen,  dass  Hoffnung 
zu  besserer  Erklärung;  fahret  fort.  Im  widrigen  werden  Wir  nicht  vorbei 
können,  mit  dem  Ausschlage  Selbst  verfahren  zu  lassen  und  keine  Klage 
dessfalls  von  ihnen  annehmen". 


Der  Kurfürst  a.d.  Statthalter.  Dat.  Königsberg  23.  März  1657.  M. 

(Eigenhändig.) 

[Die  Citadelle  in  Calcar.  Anzeige  vom  Angriff  der  Muskowiter.  Die  Werbung 
eines  Eegiments  des  Generals  Bauer.  Möchte  den  Ständen  nicht  zu  viel  anthun, 
hofft,  dass  sie  ihr  Aeusserstes  thun.  Ragotzy's  Ankunft  und  die  Verbindung 
seiner  Armee   mit   der  schwedischen.     Ist  gegen  die  Muskowiter  allein  auf  sein 

Heer  angewiesen.] 

23. März.  „E.  Lbd.  Schreiben,  die  Citadell  zu  Calkar'  betreffend,  hab  ich 
wol  empfangen,  und  bin  mit  derselben  einig,  dass  das  erste  dessein 
zu  enge  hätte  würden  fallen,  das  tiberschickte  aber  stehet  mir  sehr 
wol  an  und  können  E.  Lbd.  damit  den  Anfang  machen  lassen.  Ge- 
stern Abend  hab  ich  ein  Schreiben  aus  Kurland  bekommen,  darin  mir 
im  Vertrauen  berichtet  wird,  dass  der  Muskowiter  mich  anzugreifen 
Willens,  auch  schon  im  Marsch  begriffen  sei.  Und  weil  ich  den  Ge- 
neralleutnant Baueren  ein  Regiment  zu  Fuss  zu  werben  aufgetragen, 
als  wollen  E.  Lbd.  ihm  beförderlich  sein,  damit  er  desto  schleuniger 
aufkommen,  auch  ihm  die  Rekruten  aufs  schleunigste  fortzustellen  an- 
gelegen sein  lassen,  dann  es  die  höchste  Noth  erfordert,  damit  ich  den 
Barbarischen  Leuten  nicht  in  die  Hände  gerathe.  Ich  wollte  den  Stän- 
den nicht  gern  zu  viel  anmuthen,  aber  ich  hoffe,  sie  werden  bei  mir 
als  ehrliche  Leute  thun  und  sich  aufs  äusserste  angreifen,  und  meine 
und  der  Meinigen  Wolfahrt  bedenken.  Ich  werde  es  hinwieder  bei 
aller  Gelegenheit  gegen  sie  und  die  Ihrigen  erkennen.    Ragotzi  hat 
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au  mich  geschrieben,  aus  Jarislaws  15  Meileu  von  Krakau,  es  war 
gedattirt  den  27.  Februar.  Er  gebt  auf  Krakau,  der  König  in  Schwe- 
den marschirt  auch  dahin,  um  sich  mit  Ragotzy  zu  conjungiren,  wel- 
cher 20,000  Kosaken  bei  sich  hat.  Inmittelst  wird  die  ganze  Musko- 
witesche  Macht  auf  mich  fallen.  leb  ziehe  meine  Truppen  zusammen. 
Gott  behüte  Uns  für  den  Tirannen,  und  bat  man  hieraus  zu  sehen, 
was  man  sich  auf  seine  Zusage  und  bescbworene  alliance  zu  verlassen 
habe.     HIemit"  etc. 

Der  Kurfürst  a.  d.  Statthalter.  Dat.  Königsberg  6.  Apr.  1657.  M. 

(Eigenhändig.) 

[Dankt  für  den  Ausschlag  unbewilligter  Steuern.     Der  Angriff  der  Muskowiter. 
Die  Werbungen  sind  zu  beschleunigen,  die  Truppen  nöthig.] 

Dass  E.  Lbd.  gegen  der  clevischen  Stände  Belieben  .  einen  Aus-  6.  Apr. 
schlag  von  75,000  Thlr.  haben  thun  lassen,  und  dadurch  das  hoch- 
nothwendige  Werk  der  Werbung  wie  auch  Unterhaltung  der  Garnison 
Lippstadt  befördern  lassen,  dafür  sage  derselben  ich  zum  höchsten 
Dank.  Werde  nicht  unterlassen,  solches  hinwieder  gegen  Dieselben 
zu  verschulden.  Dass  wir  des  Muskowiten  in  diesen  Landen  Uns  be- 
fahren, ist  gar  zu  gewiss.  Seine  Truppen  marschiren  schon,  besteben 
in  100,000  Mann.  Davon  soll  *eine  Armee  von  60,000  auf  Preussen, 
die  andere  von  40,000  auf  Warscbau  gehen,  und  sich  mit  den  Polen 
conjungiren.  Securs  von  Volk  ist  zum  böcbsten  nöthig.  E.  Lbd.  wollen 
mit  der  Werbung  schleunigst  verfabren". 

Der  Kurfürst  an  die  clevischen  Stände.     Dat.   Königsberg 

20.  April  1()57.     R. 

(Präseutirt  Rees  2.  Juli  1657.) 

[(jiefahr  und  Nutii  l'reuHsene.     Der  lieistund  der  anderen  Lander  ist  unentbehr- 
lich; obwohl  die  Stände  schon  viel  gethun,  ist  weitere  Beiliilfe  uöthi.Lf  und  wird 
der  Statthalter  das  Anauchei»   durum  wiederholen;    hoÜY  auf  ilire  Willfährigkeit, 
wird  eich  ihnen  dankbar  erweisen.] 

„Wir  lialtcn  einen  Uebcrfiuss  zu  sein,  euch  mit  mchrerm  weitläufig  20.  Apr. 
vorstellen,  in  was  fUr  einen  harten  und  gcnihrlichcn  Zustand  diese 
Unsere  preuHHischen  Lande  durch  den  noch  währenden  polnischen 
Krieg  gesetzt,  und  was  für  (iefahr  und  Noth  dieselben  annoch  von 
den  barbarischen  Völkern  zu  erwarten.  Euch  ist  solches  zuvorhin  ge- 
nugsam bekannt,  und  obwohl  die  unumgängliche  NecessitAt  Unserer 
andern  getreuen  Landen  AsHiHtenz  und  Hilfe  bisher  unvenneidlich  er- 
fordert, Wir  Uns  auch  gnUdigst  wohl  erinnern,  wie  viel  ihr  allbereits 
1  Uns  gethun,   und  euch  daher  mit  einigen  fernem  Anforderungen 
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ungern  beschweren  wollten;  so  ist  doch  nunmehr  die  Noth  allhier 
dergestalt  gross,  dass  Wir  dessen  nicht  geübrigt  bleiben  können,  son- 
dern euch,  als  Unsere  getreuen  Stände,  anderweit  um  einen  nochma- 
ligen erklecklichen  Zuschub  zu  belangen,  necessitirt  werden.  Daher 
Wir  dann  um  so  viel  weniger  zweifeln,  dass  ihr  Uns  jetzt,  da  die 
Noth  am  grossesten  ist,  werdet  stecken  lassen,  sondern  versehen  Uns 
vielmehr  einer  schleunigsten  wirklichen  Beihülfe.  Zu  dem  Ende  Wir 
dann  Unseres  Statthalters  Fürsten  Moritz  zu  Nassau  Lbd.  committirt, 
nicht  allein  dasjenige,  was  auf  jüngstem  Landtage  begehrt  worden, 
weiter  zu  befördern,  sondern  euch  wegen  solcher  euer  treuen  Devo- 
tion und  unterthänigsten  Willfährigkeit  Unserer  beharrlichen  Gnade  zu 
versichern,  gestalt  Wir  auch  Unseres  Ortes  alles  dasjenige,  was  ihr 
bei  diesen  gefährlichen  Conjuncturen  zu  Kettung  Unserer  bedrängten 
Lande  dergestalt  willigst  beitragen  werdet,  nimmer  vergessen,  son- 
dern in  churfürstlichen  Gnaden  um  euch  und  die  eurigen  zu  erkennen 
nicht  unterlassen  wollen". 

Die  clevischen  Stände  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Rees 
24.  Mai  1657.     R. 

[Zur  Erhaltung  ihrer  Neutralität  uud  Privilegien  sowie  des  Landes  sind  sie  zu 
nochmaligem  Protest  gegen  die  Steuererhebung  und  Werbungen  genöthigt.  Durch 
sie  bereichern  sich  nur  wenige  Officiere,  die  dem  Kurfürsten  doch  nichts  nützen, 
die  Stände  verläumden  und  zur  Desperation  bringen,  das  Land  ruiniren  und  deren 
Treiben  sie  reichskundig  machen  werden.  Truppen  und  Festungen  schaden  nur 
dem  Lande,  Sicherheit  gewähren  die  Liebe  der  Unterthanen,  die  Staaten  und 
Verträge.     Bitten  um  endliche  Erhörung.] 

24.  Mai.  Alle  ihre  Yorstellungen  an   den  Statthalter  und   die  Regierung  gegen 

Erhebung  uneiugewilligter  Steuern,  Truppeneinführungen,  Werbungen  etc. 
sind  bis  jetzt  vergeblich  gewesen.  Da  Cleves  benachbarte  Fürsten  mit  Polen 
„in  guter  Correspondenz  stehen"  und  letzteres  bereits  den  deutschen  Län- 
dern des  Kurfürsten  mit  seiner  Feindschaft  droht,  haben  sie  alle  Ursache, 
sich  in  den  Krieg  nicht  „einflechten  zu  lassen",  und  sowohl  bei  ihren  vom 
Kurfürsten  anerkannten  und  vom  Kaiser  bestätigten  Privilegien  zu  beharren, 
als  auch  für  die  Conservirung  von  Gut  und  Blut  der  Unterthanen  Sorge 
zu  tragen,  damit  dieselben  nicht  für  künftige  Nothfälle  „ganz  inutil  sein 
mögen". 

„Wir  befinden  aber  mit  schmerzlichem  Leidwesen  in  der  That, 
dass  von  Vielen  dieser  Zweck  negligirt,  und  leider  solche  Leute  in 
diesem  Lande  sich  befinden,  welche  bei  diesem  turbulenten  Zustande 
nichts  anders,  denn  ihren  eignen  Vortheil  suchen,  und  wenn  sie  nur 
aus  dem  Schweiss  und  Blut  der  armen  Unterthanen  mögen  reich  wer- 
den und  Schätze  sammeln,  wenig  oder  wohl  nichts  E.  Ch.  D.  und  Dero 
hohes  Staatsinteresse  beobachten,    noch  des  armen  betrübten  Landes 
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Conservation  sich  angelegen  sein  lassen;  wir  aber  als  E.  Ch.  D.  ge- 
treue und  unsern  Vortheil  nicht  suchende  Landstäude  und  ünterthanen 
sind  vor  dem  Allerhöchsten  in  unsern  Gewissen  wohl  dessen  versichert, 
dass  wir  in  allen  unsern  vorigen  unterthänigsten  remonstrationibus, 
supplicationibus  und  Landtagshandlungen  keinen  Vortheil  empfunden, 
sondern  allezeit  um  E.  Ch.  D.  es  treulich  und  wohl  gemeint,  und  einzig 
und  allein  dahin  gezielt,  wie  vorerst  nächst  Ausbreitung  der  Ehre 
Gottes  E.  Ch.  D.  und  dieses  Landes  Bestes  eifrig  beobachtet.  —  In 
solchem  unsern  unterthänigsten  zu  Gottes  Ehre  und  E.  Ch.  D.  und 
dieses  Landes  Besten  zielenden  Eifer  (welcher  obgemelten  eigennützi- 
gen Menschen  nicht  beiwohnt)  befinden  wir  wegen  unserer  pro  con- 
servatione  privilegiorum  et  boni  publici  abgelegten  Pflichten  uns  ge- 
nöthigt,  gegen  diese  gegenwärtigen  und  von  uns  nicht  bewilligten 
Umlagen,  gnädigst  anbefohlene  Werbung,  Einfuhr  und  Verpflegung  der 
Kriegsvölker  vorgemelte  unsere  unterthänigste  rcmonstrationes  abge- 
nöthigte  protestationes  und  Landtagshandlungen  zu  erwiedern  und  uns 
darauf  beliebter  Kürze  zu  beziehen,  uns  besorgend,  wir  möchten  ta- 
cendo  sündigen,  in  diesen  gegenwärtigen  weit  aussehenden  Krieg  ge- 
gen unsern  Willen  uns  einflechten,  und  gleich  andern  E.  Ch.  D.  Land 
und  Leute  zu  Grunde  gehen,  mit  Feuer  und  Schwert  heimgesucht  und 
alle  in's  Elend  und  Gefängniss  gestürzt  werden". 

Die  Steuererprcssungeu  und  militärischen  Executionen  werden  immer 
ärger,  und  der  grösste  Theil  des  erpressten  Geldes  fliesst  in  den  Beutel 
weniger  ^particulieren  Ofüciere^,  die  weder,  wie  sonst  bräuehlich,  Caution 
stellen,  noch  sonst  dem  Kurfürsten  Truppen  schaffen,  da  die  meisten  An- 
geworbenen aus  den  benachbarten  Armeen  sind,  welche  nicht  nur,  nachdem 
sie  montirt  und  mehre  Monate  verpflegt,  beim^Abmarsch  wieder  desertiren, 
sondern  auch  eine  fremde  Livasion  erleichtern  können,  wie  denn  im  vorigen 
Herbst  solcher  Gefahr  nur  „durch  des  Statthalters  und  unsere  Proceduren 
vorgebaut".  Statt  den  Kurfürsten  darüber  zu  informiren,  sprechen  und 
schreiben  jene  Officiere  Scldechtes  von  der  Stände  aeti()nil)us. 

„DicHclben  sind  es  auch,  gnädigster  Churfürst  und  Herr,  welche 
bei  diesem  betrübten  Zustande  und  ilussersten  Armuth  mit  Novitäten 
und  Einführung  fremder  Mittel  und  Matrikeln  uns  zu  graviren  unter- 
stchen, ja  CH  sind  dieselben,  welche  E.  Ch.  \).  von  (Jott  zu  regieren 
anvertraute  Ünterthanen  oime  alles  menschliche  Mitleiden  als  Mieth- 
lingc  tractiren,  E.  Ch.  1).  berühmte  Clemenz,  Mihle  und  Güte  niiss- 
brauchen  und  l)esorglich  nicht  ruhen  worden,  bis  daran  sie  uns  alle 
zur  Desperation  geltracht,  dies  Land  auf  dem  (irund  und  Boden  der- 
gestalt ruinirt  haben,  dass  es  keinem  KUrstenthum  gleich  soiu  und 
dem  heil.  Keich  in  Bcitrngung  der  Umlagen  abgeben,  und  wir  dem- 
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nach  werden  gezwungen  sein,  dieses  Reichskundig-  zu  machen,  an 
dieselbe  und  ihre  Erben,  wo  sie  auch  im  Reich  gesessen  oder  anzu- 
treffen sein  möchten,  uns  nebst  allen  Unterthanen  ob  patientiam  enor- 
miter  laesam  zu  erholen". 

Sie  bitten  den  Kurfürsten,  sich  auf  die  Liebe  der  Unterthanen  als  sei- 
nen besten  Schutz  zu  verlassen,  mit  den  Staaten  gute  Correspondenz  zu 
erhalten,  welche  seit  1609  dem  Lande  Schutz  und  Sicherheit  verliehen  hät- 
ten, und  nicht  nur  die  Truppen  sämmtlich  abführen,  sondern  auch  die  Fe- 
stungsbauten in  Calcar  einstellen  zu  lassen,  da  beides  sowohl  dem  xantener 
Vertrag  von  1614  als  den  Recessen  zuwider  sei.  „Die  beste  Befreiung  und 
Versicherung  dieser  Lande  beruhet  darin,  dass  diese  gegenwärtige  Werbung 
abgestellet,  die  darin  logirte  gegenwärtige  Kriegsvölker  abgeführet  und  dies 
Land  ausser  Jalousie  gehalten  werde",  zumal  der  Friedensschluss  und  der 
Vergleich  mit  Neuburg  keinerlei  Occupation  mehr  befürchten  Hesse.  Der 
Reichstagsabschied  hebe  die  vom  Kaiser  confirmirten  Recesse  „als  eine 
speciale  Satzung  dieses  Landes  per  modum  contractus  vim  legis  publicae 
habens"  nicht  auf,  und  überdies  verpflichte  er  die  Unterthanen  wohl  zur 
Erhaltung,  nicht  aber  zum  Neubau  von  Festungen.  — 

„Als  werden  zu  E.  Ch.  D.  selbsteignem  und  dieses  Landes  Be- 
sten wir  als  Landstände  wegen  unsers  unterthänigsten  pflichtschuldig- 
sten Gehorsams  und  höchlich  versirenden  Interesses  in  unserm  Gewis- 
sen gezwungen,  dieses  unterthänigst  zu  erinnern  und  zu  bitten,  dass 
uns  mehr  denn  obgemelten  Miethlingen  und  eigennützigen  begierigen 
Menschen  Glauben  beigemessen,  und  gleich  wie  in  obgemeltem  1647. 
Jahre  gnädigst  gut  gefunden,  dass  in  der  Stadt  Calcar  gewesene  Gar- 
nison abzuführen  und  die  daselbst  gewesene  neue  Festung  zu  demo- 
liren,  also  auch  jetzt  mit  dem  gegenwärtig  vorhabenden  neuen,  viel 
mehr  zu  der  benachbarten  Aemulation  als  dieses  Landes  Defension 
gereichenden  Bau  oder  Festung  eingehalten,  wir  gegen  den  darüber 
ertheilten  gnädigsten  Recess  in  diesem  Falle  nicht  gravirt  noch  das 
Land  dadurch  in  Ungelegenheit  und  Gefahr  gesetzt  werden;  sodann 
auch  dass  die  schädlichen  E.  Ch.  D.  nichts  profitirenden  Werbungen 
in  diesem  Herzogthum  abgestellt,  damit  unter  einem  solchen  ange- 
maassten  Prätext  obgemelte  eigennützige  particuliere  Menschen  ex  cruore 
et  sudore  subditorum  ohne  E.  Ch.  D.  Vortheil  sich  nicht  bereichern, 
noch  diesem  Lande  einen  unüberwindlichen  Schaden  zufügen,  sondern 
dass  dies  ohne  fernem  Ruin  zu  Dienst  E.  Ch.  D.  und  nicht  obgemelter 
particulierer  Menschen  reservirt  bleiben,  Gottes  Ehre  darin  befördert, 
die  Unterthanen  bei  Leben  erhalten ,  *  Recht  und  Gerechtigkeit  sammt 
guter  Ordnung  und  Polizei  darinnen  gehandhabt  werden  möchte".  — 
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An  demselben  Tage  richteten  die  cle vischen  Stände  aus  Rees  Protest- 
und  Abmahnuugsschreibeu  gegen  die  Steuererhebungen  und  Werbungen  au 
den   Statthalter,   die  Regierung,   den  Geuerallieuteuaut  v.  Bauer  und   den 

)mmandanten  in  Calcar,  Oberst  v.  Bodelschwing,  sowie  die  Bitte  um 
iiitercession  beim  Kurfürsten  an  die  verwittwete  Prinzessin  Amalie  von 
Oranien,  der  sie  obiges  Schreiben  übersenden,  „damit  die  geklagten  Be- 
schwerden S.  Ch.  D.  vorkommen".  Wenige  Tage  darauf  Hessen  sie  allent- 
halben im  Lande  ein  gedrucktes  Patent,  ebenfalls  datirt  Rees  24.  Mai,  au- 

hlagen,  in  welchem  sie  mit  Hinweis  auf  die  vom  Kaiser  confirmirten 
Recesse  und  das  kaiserliche  Inhibitionsmandat  vom  26.  Januar  ihren  Dis- 
sensus  und  Protest  gegen  die  eigenmächtigen  und  mit  militärischer  Gewalt 
ausgeführten  Steuererhebungen  und  Werbungen,  „durch  welche  das  auf  den 
äussersten  Grenzen  des  Reichs  bei  starken  Garnisonen  und  mächtigen  Nach- 
baren  gelegene  Land  in  grosse  Gefahr  gebracht  werde'',  sowie  „der  Stände 
und  aller  Unterthanen  NichtSchuldigkeit  zu  ihrer  Defension  und  Rettung 
derselben  Unschuld  männiglich  bekannt  machen".  Der  Statthalter  Hess  so- 
fort die  Placate  abreissen  und  eine  Untersuchung  gegen  die,  welche  eiue 
derartige  nur  der  Obrigkeit  zustehende  Kundmachung  veranlasst  und  aus- 
geführt haben,  einleiten.  In  einem  Rescript  au  denselben,  datirt  Königsberg 
14.  Juni,  billigt  der  Kurfürst  diese  Maassregeln  und  befiehlt  ihm,  „sich  vor 
allen  Dingen  zu  erkundigen,  was  eigentlich  vOi*  Leute  aus'm  Mittel  der 
Stände  dem  zu  Rees  jüngst  gehaltenen  Conventikel  beigewohnt".  Den 
Ständen  aber  antwortete  er  uuter  dem  22.  Juni,  dass  er  sich  mit  ihnen  nicht 
in  einen  weitläufigen  Schriftwechsel  einlassen  könne;  er  hoffe  aber,  dass  sie 
selbst  die  Nothwendigkeit  einsehen  würden,  bei  den  gegenwärtigen  Conjuue- 
turcu  das  Land  mit  Trupi)en  zu  besetzen  und  Calcar  zu  sichern,  und  daher 
ihm  ferner  unter  die  Arme  greifen  würden;  hätten  sie  gegen  Einzelne  seiner 
Officiere  oder  Beamten  Beschwerden  vorzubringen,  so  müssten  sie  dieselbeu 
nennen.  

Der  Kurfürst  a.  d.  Statthalter.  Dat.  Königsberg  22.  Juni  1657.  M. 

(Eigenhändig.) 

'Die  Werbungen  sind  zu  beschleunigen.     Der  Friede  mit  Polen  muss  erzwungen 
'ffden.    Die  Stärke  seines  Heeres  und   dessen  Verwendung.    Nachrichten  vom 
Kriegsschaupliitz.     Anschlüge  auf  Lippstudt.] 

„Nachdem    ich  aus  inkoninicndcn  Clcvischcn  Schreiben  ersehen,  t?L>  Juni. 
'I;i88  c»  mit  den  Rekruten  und  Werbungen  langsam   hergeht,    so  hab 
h  nicht  unterlassen  wollen,  E.  Lbd.  durch  dieses  freundvetterlich  zu 
I  .suchen  und  begehre  E.  Lbd.,  solche  zu  liesclilcunigcn  Sich  mit  hoch- 
lem  Eifer  angelegen  sein  zu  lansen,  weil  hieran  meine  und  aller  mei- 
ner Lande  Wolfahrt  hUngen  thut.    iJcnn  armatu  manu  müssen  Wir  von 
den  Polen  den  Frieden  erhalten,  weil  sie  sich  sonstcn  zu  Nichts  ver- 
Htohcn  wollen.     Wir  kriegen   zwar   viel  Feinde,    (Jott  wird  Uns  aber 
hellen.     Der  Muskowittcr   wird   dies  Jahr   in   Unserer  ANaclibarschaft 
nicht  kommen,  jedoch  ist  es  noch  nicht  zu  trauen.     Meine  Armee  iu 
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4500  zu  Pferde,  3500  zu  Fuss  und  1400  Dragoner  wird  in  5  Tag^n 
zu  Lotzen  radevois')  halten,  ist  ein  sehr  schönes  Volk.  Gott  gebe 
Gltlck  zu  dieser  Anterprissen.  Allhie  im  Lande  bleiben  noch  1200 
Pferde,  200  Dragoner  und  2600  zu  Fusse,  also  dass  ich  das  Land 
damit  decke.  Ich  wünschte,  dass  das  Fussvolk  schon  geworben  und 
allhie  wäre,  damit  ich  die  Garnisonen  stärker  besetzen  möge,  denn 
ich  11  Hauptposten  zu  besetzen  habe.  Nun  können  E.  Lbd.  judiciren, 
was  für  Volk  zur  Besetzung  solcher  Oerter  gehöret.  Goniesky^)  hat 
eine  Brücke  über  die  Mummel  ^)  bei  Littauisch  Gorgenburg  geschlagen, 
derhalben  hab  ich  ordre  ertheilt,  selbige  Brücke  zu  ruginiren,  welches 
ohne  Schläge  nicht  zugehen  wird,  denn  der  Feind  mit  10,000  Mann 
dabei  steht. '  Die  Garnison  in  der  Libstadt  lassen  E.  Lbd.  sich  befohlen 
sein,  denn  ich  gewisse  Nachricht  habe,  dass  ein  Anschlag  auf  dem 
Orte  sei  etc. 

P.  S.     Den  Bau  zu  Calkar  wollen  E.  Lbd.  sich  recommandirt  sein 
lassen". 

Aus  dem  Protokoll  des  clevischen  Ständeconvents  zu  Rees.  R. 

[Verwendung  ständischer  Steuern  zu  den  Werbungen.  Weigerung  der  Wirthe 
in  Cleve,  die  Stände  aufzunehmen.  Beschluss,  weder  jetzt  noch  künftig  auf  Land- 
tagen zu  erscheinen,  bis  alle  Gravamen  abgestellt.  Rückzahlupg  und  FJntschädi- 
gung  an  Wilich  und  die  Erben  Moll's.    Verbindung  der  Stände  zur  gegenseitigen 

Vertretung.] 

2.  Juli.  „Erschienen  von  der  clevischen  Ritterschaft:  ßiland  Herr  zu  Rheidt, 

Diepenbruch,  Tengnagel  zu  Sehlem,  Loe  zu  Wissen,  Wilich  zu  Ker- 
vendonk  und  Wilich  zu  Diersfurt,  Lützerath  zu  Ciarenbeck,  Reck  zur 
Wenge,  Hovelich  zu  ßimmen,  Wachtendonk  und  Eikel  zu  Green''); 
von  Wesel:  ther  Schmitten,  Cleve:  Schmitz,  Emmerich:  Osterwick 
und  Leasing,  Calcar:  Verwayen,  Rees:  Groin  und  Bockhorst.  — 
Syndicus  Niess  referirt,  es  wäre  von  der  kurfürstlichen  Regierung  vor  we- 
nigen Tagen  ihm  ein  kurfürstliches  Schreiben  an  die  clevischen  Landstände 
zugestellt,  welches  erbrochen  und  verlesen  worden^),  und  hat  demnächst 
vorgetragen,  dass  vor  diesem  auf  dem  jüngsthin  zu  Rees  abgehaltenen  Land- 
tage festgestellt,  zum  Fall  die  Herren  von  der  Regierung  einen  Landtag 
nach  Cleve  ausschrieben^),  er  wohlgemelter  Regierung  anmelden  sollte,  dass 

*)  Rendezvous. 

^)  Gonsiewsky,  Schatzmeister  von  Lithauen  und  einer  der  polnischen 
Heerführer. 

^)  Memel. 

^)  Dieselben  clevischen  Ritterbürtigen  waren  auch  auf  dem  im  Mai  in  Rees 
abgehaltenen  Convent  erschienen. 

5)  Das  Schreiben  vom  20.  April  1657  s.  oben  p.  893. 

^)  Am  11.  Juni  hatte  der  Statthalter  einen  cleve-  und  märkischen  Landtag 
nach  Cleve  zum  3.  Juli  ausgeschrieben. 


Beschluss  der  clev.  Stände  nicht  auf  dem  Landtage  zu  erscheinen.     ftOQ 

die  Stände  dahin  nicht  erscheinen  könnten,  ehe  und  bevor  denselben  wäre 
refundirt  die  zu  ihrem  Behuf  ausgeschlagenen  7000  Thlr. ,  welche  ohne 
ihren  Willen  und  Wissen  von  dem  Generallieutenant  Bauer  wären  erhoben 
worden,  welches  nachdem  der  Syndicus  befohlenermaassen  der  kurfürstlichen 
Regierung  hinterbracht,  hätte  dieselbe  sich  erklärt,  selbige  Gelder  ander- 
weitig wiederum  auszuschlagen  und  sich  anerbietig  gemacht,  die  clevischeo 
Wirthe  zu  Verpflegung  der  Herren  Landstände  zu  verwilligen,  welche  den- 
noch ohnerachtet  gethaner  starker  Einrede  und  durch  Bürgermeister  Greve 

oschehene  Instanz  auf  ihen  zukommenes  Decretum  dazu  sich  nicht  einlas- 

n  wollen.     So  wäre  auch  den  Richtern  befohlen,    zu  Beschleunigung  der 

ibefohleuen  Märsche  die  noch  restirende  Besoldung  durch  eine  Aufnahme 
beizuschaffen  und  inmittelst  in  den  Unterstädten  Unterhalt  den  Soldaten  zu 
machen.     Post  meridiem  ist  eine  Conferenz  gehalten  per  deputatos  aus  Rit- 

rschaft  und  Städten,  gestalt  die  agenda  einmal  recht  zu  examiniren,  ist 
auch  in  pleno  verlesen  des  Generallieutenant  v.  Bauer  an  die  Stadt  Rees 
abgelassenes  Bedrohungsschreiben,  sammt  darauf  von  derselben  gethane 
Antwort,  und  von  den  Deputirten  der  Herren  Landstände  Gutachten  und 
Assistenz  fleissig  begehrt  worden,  und  sind  demnächst  in  Deliberation  kom- 
men nachfolgende  Punkte:  1)  ob  dem  jüngsthin  zu  Rees  genommenen  Con- 
cluso  annoch  zu  inhäriren  und  demnächst  auf  ausgeschriebenem  Landtage 
nach  Cleve  gegen  den  3.  Juli  zu  erscheinen  oder  nicht?     2)  was  S.  Ch.  D. 

if  Dero  gnädigstes  Schreiben  zu  antworten?  3)  was  der  churfürstlichen 
Regierung  zu  antworten?  4)  welchergestalt  man  bei  verweigerten  Contri- 
hutionen    und    bestehendem  Executionszwang   sich    zu   verhalten  ?     Und  ist 

solvirt  ad  1)  Weil  den  Ständen  in  ihren  gravaminibus  keine  Satisfaction 
uis  dahin  nicht  allein  nicht  geleistet,  sondern  auch  der  Stände  Gelder  gegen 
ihren  Willen  weggenommen  und  noch  zur  Zeit  nicht  restituirt,  vielweniger 
die  clevischen  Wirthe  zur  Verpflegung  verstehen  wollen,  zudem  auch  die 
•stände  durch  allerhand  gravaminibus  beschwert,  der  Stände  Gelder  ander- 

♦  itig  nochmals  im  Lande  umgelegt  und  mit  mehrercm  andern  gravirt  wür- 
den, dass  die  Erscheinung  nach  Cleve  zu  excusiren,  bis  daran  den  Ständen 
deshalb  Satisfaction  gegeben;  welches  2)  auch  8.  Ch.  D.  in  aller  Unterthä- 
iiigkeit  zu  remonstriren;  wie  dann  3)  gleichfalls  eine  Remonstration  der  chur- 
fürstlichen Regierung  einzuschicken;  ad  4)  wollte  man  ferner  deliberiren. 
Und   ist   dem    Herrn  Dr.  Niess   aufgegeben,    die  Concepte   deshalb   obzu- 

1  .  |,.w,,w...u,  man  möchte  auf  Mittel  bedacht  sein,  wie  der  bedroiiten  4..Iuli 
militärischen  Execotioa  möchte  gesteuert  werden.  —  Ist  wegen  bcvorste- 
hf-nden  clevischen  Landtags  festgestellt,  dass,  ehe  und  bevor  den  Herren 
Landhtäudcn  in  ihren  gravaminibus,  so  nunmehr  überschickt,  Satisfaction 
geleistet  und  der  Landstände  Gelder  wirklich  dem  Bürgermeister  Greye 
und  Dr.  Niess  in  Händen  geliefert,  die  angedrohten  militärischen  Kxceu- 
tloncn  saramt  uncingcwilligtcn  Contributionen  abgeschafft,  der  clevische 
..indtag  auch  auf  anderweitige  Anschreiben  excusirt  werden  und  die  Htände 
lii  Kraft  der  Union  nicht  erscheinen  sollten.  Auch  bei  erst  vorfnlleuder 
X'ersammlung  wegen  des  Herrn  v.  WinnenthaPH  und  der  P>ben  des 
Lic.  Moll  SatisfactioQ  die  Städte  zuträgliche  und  der  Herren  Ritterbürtigcu 
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Vorrabmen  ähnliche  Resolution  einzubringen  sich  erklärt*).  Und  haben  Rit- 
terschaft so  wohl  als  Städte  in  Kraft  der  Union  sich  verglichen,  dass,  zum 
Fall  wegen  dieser  uneingewilligten  Steuern  und  sonsten  einem  oder  andern 
aus  Ritterschaft  und  Städten  etwas  zustossen  möchte,  sie  sammt  und  son- 
ders für  einen  Mann  stehen  und  vöUiglich  einer  den  andern  zu  vertreten 
schuldig  und  willig  sein  wolle"  ^^J. 


Der  Kurfürst  a.  d.  Statthalter.  Dat.  Königsberg  11.  Juli  1657.  M. 

[Soll  zur  Deckung  der  Wahlgesandtschaftskosten  20  —  30,000  Thlr.   auf  cleve- 
inärkische  Domainen  aufnehmen.] 

11.  Juli.  „Nachdem  die   unumgängliche  Nothdurft  erfordert,    dass  zu  dem 

bevorstehenden  Wahltage  und  dessen  Beschickung  ^)  eine  gewisse  Summe 
Geldes  ehestens  aufgebracht  werde,  Unsere  Lande  überall  aber  für 
jetzt  dergestalt  erschöpft,  dass  solche  nöthige  Legationskosten  durch 
eine  extraordinäre  Aufnahme  creditirt  werden  müssen,  als  wollen  E. 
Lbd.  Sich  nebst  Unsern  Regierungs-  und  Amtskammerräthen  höchlich 
angelegen  sein  lassen,  damit  in  Unsern  cleve-  und  märkischen  Lan- 
den, weil  nirgends  bequemer  zu  haaren  Geldern  zu  gelangen,  die 
Summe  von  etwa  20  oder  30,000  Thlrn.  auf  sichere  Unterpfande  cre- 
ditirt und  aufgenommen  werden  möge.  Wir  sind  dahingegen  des  Er- 
bietens,  dass  diese  aufgeliehenen  Gelder  innerhalb  2  oder  3  Jahren  in 
allen  Unsern  Landen  ausgeschlagen  und  die  Unterpfande  alsofort  wie- 
derum eingelöst  und  von  solcher  Schuld  befreit  werden  mögen". 


Abgesehen  von  der  Bestimmung  des  Landtagsabschieds  von  1649,  wo- 
nach keinerlei  Verpfändungen  der  Domainen  ohne  Zustimmung  der  Stände 
stattfinden  sollten,  sah  der  Statthalter  auch  ein,  dass  er  selbst  in  den  Nie- 
derlanden eine  so  bedeutende  Summe  nicht  ohne  diesen  Consens  erhalten 
würde.  Da  die  clevischen  Stände  sich  aber  weigerten  in  Cleve  zu  erschei- 
nen, trug  er  demSyndicus  Niess  auf,  die  Angelegenheit  denselben  in 
Emmerich,  wo  sie  sich  zur  Verlesung  der  Antwort  des  Kurfürsten  auf  ihr 
Schreiben  vom  24.  Mai  (s.  oben  p.  894)  versammelten,  vorzutragen.  Auf- 
gebracht über  die  kühle  abweisende  Aufnahme,  welche  ihre  heftigen  Kla- 
gen beim  Kurfürsten  gefunden  hatten,  und  die  in  dem  Rescript  in  Aussicht 
gestellten  ferneren  Steuerumlagen,  verweigerten  sie  auf  das  Entschiedenste 
ihren  Consens  zu  der  Geldaufnahme.    Besseren  Erfolg  hatte  des  Statthalters 


*)  Die  Ritterbürtigen  hatten  vorgeschlagen,  an  Wilich-Winnenthal  „we- 
gen aller  seiner  geleisteten  Dienste,  gethaner  Auslagen,  ausgestandener  Ungele- 
genheit  und  erlittenen  Schadens"  16,000  Thlr.,  den  Erben  des  Lic.  Moll  2000 
Thlr.  innerhalb  10  Jahren  auszuzahlen. 

^)  Diese  Erklärung  ist  in  Form  eines  Protokollauszuges  von  den  beiden 
Syndici  Niess  und  ther  Schmitten  unterzeichnet. 

^)  Schon  im  Mai  d.  J.  war  Johann  Moritz  zum  ersten  Gesandten  des  Kur- 
fürsten bei  der  Kaiserwahl  in  Frankfurt  designirt. 
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Consensgesucb  bei  den  märkischen  Ständen.  Sie  waren  nach  einigem  Zö- 
gern am  15.  Juli  auf  dem  zum  3.  Juli  ausgeschriebenen  Landtage  in  Cleve 
ziemlich  zahlreich  erschienen,  und  bewilligten  am  19.  Juli  die  Aufnahme  von 
10,000  Thlr.  auf  die  Domainen  der  Grafschaft  Mark  unter  der  Bedingung, 
dass  das  Geld  nicht  zu  Werbungen  verwandt  und  in  2 — 3  Jahren  abgetra- 
gen würde;  überdies  „verehrten"  sie  dem  Statthalter  persönlich  zur  Dek- 
kung  seiner  eigenen  Ausgaben  4000  Thlr.  Um  nochmals  einen  Versuch  zu 
machen,  die  clevischen  Stände  „milder  zu  stimmen",  berief  Johann  Moritz 
ihre  Deputirten  auf  den  8.  August  zu  sich  nach  Marienbaum.  Diese  erklär- 
ten den  in  Emmerich  gefassten  Beschluss  der  Stände  nicht  ändern  zu  kön- 
nen; verschrieben  aber  dieselben,  angeblich  um  über  die  marienbaumer  Ver- 
handlungen zu  berichten,  zum  15.  August  nach  Rees.  Der  Statthalter, 
hiervon  unterrichtet,  untersagte  am  12.  August  diese  und  alle  dergleichen 
ferneren  eigenmächtigen  Zusammenkünfte,  und  publicirte  das  Verbot  des  Kur- 
fürsten vom  22.  December  1656  (s.  oben  Note  zu  p.  886)  durch  öffentlichen 
Anschlag  und  Verlesung  von  den  Kanzeln,  wie  dies  mit  anderen  landes- 
lierrlichen  Edicten  geschah.  In  Folge  dieser  Maassregel  unterblieb  die 
^'ersammlung  der  Stände  um  so  mehr,  als  der  Syndicus  der  clevischen 
Kitterschaft  Dr.  Job.  Niess,  der  sich  in  Cleve  nicht  mehr  sicher  fühlte, 
noch  an  demselben  Tage  nach  Nymwegen  floh,  um  dort  das  Bürgerrecht 
zu  gewinnen  und  sich  so  der  Gewalt  des  Kurfürsten  zu  entziehen.  —  An 
die  von  Niess  und  Aitzema  über  das  jus  convocandi  der  Stände  publicirten 
deutschen  und  holländischen  Broschüren  und  namentlich  ein  schon  im  März 
1657  von  den  Ständen  veröffentlichtes  Rechtsgutachten  der  juristischen  Fa- 
kultät in  Cöln,  das  sich  entschieden  für  dasselbe  aussprach,  zu  widerlegen, 
ward  im  October  die  von  Isinck  schon  im  December  1654  gegen  dasselbe 
vcrfasste,  später  mehrfach  erweiterte  Schrift  herausgegeben.  Sie  führt  den 
ritel:  „Wahrhaftiger  gründlicher  Bericht  und  Bedenken  etzlicher  Rechts- 
gelehrten über  die  Beschaffenheit  der  eigenmächtigen  Beisammenkünfte  derer 
von  der  Ritterschaft  und  Städten  in  Cleve  und  Mark,  mit  42  Beilagen". 
Cleve  bei  Tobias  Silberbing.     Schon  früher  hatte  W  ei  mann  sich  zu  dem- 

•  iben   Zweck  Gutachten    holländischer  Juristen    verschafft   und   im   Haag 

•  iibllfirt.     (Vgl.  oben  p.  76'.»  u.  874.) 


i>rr  .>iiiuiiail<.-r  an  (Im  Kurfürsten.  I)al.('K'\('  ir>.Aiii:.  ltl.'7.   i;. 

(Eigenhändig.) 

[Steif^ende  Opposition  der  clevischen  Stände;   verweigern  Consuns  zur  Gcldauf- 

"  für  die  Kosten  der  frankfurter  Gesuudtschiift ;  durch  MifshruucR  der  Pri- 

•  ri  macheu  sie   sich   durselhun    vurlu8tig.     Das  Miuulut   gegen    die  Ständc- 

»nvente  ist  publicirt,  die  Verbreiter  der  ständischen  IMacate  werden  festgesetzt. 

UüDC««iit'iriiiitr    iilliM     Triippon    lu    Cttlcar.      Grosse    Steuerumlage.     Seine   Treue 

gegen  den  Kurfürsten  ] 

„Mit  liir»igcii  clevischen  Stftndcn  irtt  C8  so  weit  kommen,   dass  ir».  Aug. 
k(  ine  Itodcn   noch  Vcrmahnungrn   mehr  Tlntz  greifen.     Dn  zu  unter- 
schiedlichen malen  Helhigc  hab  Huclien  /.u  bewegen,  %u/UHtehen,  damit 
B.  Cb.  D.  Dero  eigene  Domainen  engagircn  möchten^  um  einige  Geld- 
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mittel  zu  der  anstehenden  Gesandtschaft  nacher  Frankfurt  zu  finden, 
und  dadurch  Dero  Untertbanen  zu  soulagiren;  es  haben  aber  keine 
persuasiones  helfen  wollen,  gleich  das  nebengehende  protocol,  was 
zu  Marienbaum  passirt  ist,  mit  mehrem  ausweiset.  Ich  hab  allezeit 
dahin  getrachtet,  dass  der  Glimpf  an  E.  Ch.  D.  Seiten  bleiben  möchte, 
gleich  verhoffentlich  auch  itzo  geschehen,  und  siehet  man,  mit  was 
Unverstand  die  clevische  Stände  den  Landtagsrecess  missbrauchen, 
wodurch  sie  sich  leichtlich  selbigen  recesses  und  aller  ihrer  Privilegien 
verlustig  machen  könnten,  wofern  E.  Ch.  D.  mit  rigeur  gegen  selbige 
verfahren  wollten. 

Das  Mandat  gegen  die  unerlaubten  Zusammenkünfte  der  Stände 
ist  publicirt,  alle  diejenige,  welche  der  Stände  Placate  angeschlagen, 
lasse  gefänglich  einziehen,  insgl eichen  lass  ich  alle  geworbene  Völker 
aus  der  Grafschaft  Mark,  und  welche  hier  und  da  im  Clevischen  lie- 
gen, zusammen  nacher  Calcar  kommen,  um  keinen  Affront  zu  leiden, 
bin  auch  im  Werk  begriffen,  einen  neuen  Ausschlag  zu  thun,  jedoch 
trachte,  selbigen  mit  solchen  Keden  zu  bekleiden,  dass  männiglich 
sehen  kann,  dass  die  Stände  ungleich  haben,  bei  itzigen  Zeiten  E.  Ch. 
D.  in  allem  so  widersetzlich  zu  begegnen;  was  aber  für  Geldmittel 
einkommen  werden,  wird  die  Zeit  lehren,  weil  ein  überaus  grosses, 
ja  über  160,000  Thlr.,  erfordert  werden,  indem  die  Kosten  der  Ge- 
sandtschaft darbei  kommen.  Ich  werde  vor  meinem  Abzüge  so  viel 
ordre  stellen,  als  menschlich  und  möglich  sein  wird,  und  in  der  That 
erweisen,  dass  ich  nicht  d^r  Stände  (gleich  meine  Feinde  fürgeben), 
sondern  E.  Ch.  D.  treuester  Knecht  allzeit  gewesen  bin". 

Der  geh.  Rath  v.  Jena  ist  angekommen  und  hat  ihm  die  Instruction 
und  Creditive  nebst  dem  Zepter  und  dem  grossen  Siegel  überliefert,  er  wird 
Ihn  „ausstaffieren^^,  und  sobald  Port  mann  meldet,  dass  es  Zeit  sei,  mit 
ihm  und  dem  brüsseler  Residenten  Staveren  zum  Wahltage  nach  Frank- 
furt abreisen. 


Der  Statthalter  an  den  Kurfürsten.  Dat.  Oleve  22.  Aug.  1657.  B. 

(Eigenhändig.) 
[Das  durch  die  Reise  des  Pfalzgrafen  nach  Kevelaer  entstandene  Gerücht  eines 
Anschlages  auf  Cleve-Mark.    Seine  Vorsichtsmaassregeln.    Begrüssung  des  Pfalz- 
grafen.   Unterredung  mit  ihm.    Clevische  Stände  wollen  gegen  das  Mandat  schrei- 
ben und  sich  wieder  versammeln;  er  schlägt  ernste  Maassregeln  dagegen  vor.] 

22.  Aug.  „Vor  etlichen  Tagen  kamen  von  allen  Orten  Advisen  ein,   dass 

von  unterschiedenen  Ländern  truppes  marschirten  und  der  Lippstadt 
oder  Hamm  wohl  gelten  möchte.  Darauf  alsobald  selbige  gewahr- 
schaut hab,  auch  mit  Landvolk  verstärken  lassen.     Um  selbe  Zeit  ist 
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der  Herzog  von  Neuburg  naclicr  Kevelaer')  kommen,  und  ging  der 
Ruf,  er  ßOO  Pferde  bei  sich  hätte.  Ich  hab  darauf  alsobald  das  Haus 
Wissen')  lassen  besetzen,  2000  Mann  Ausschuss  aufgeboten,  alle  ge- 
worbene Truppes  in  Calcar  gelegt,  beneben  dem  Herrn  Generallieute- 
nant Bauer,  hab  von  Nimwegen  den  Obersten  Weideren  mit  150 
staatischen  Reutern  anhcro  kommen  lassen,  mit  welchen  auf  Goch  ge- 
ritten, und  von  danneu  dem  Herzog  durch  einen  Edelmann  wissen  las- 
sen, dass,  weil  ich  vernommen,  er  so  nahe  auf  E.  Ch.  D.  G ranze  wäre 
ankommen,  ich  meine  Schuldigkeit  zu  sein  erachte,  ihm  die  Hände  zu 
küssen,  worauf  zur  Antwort  bekommen,  dass  es  Dero  sehr  lieb  sein 
würde,  wofern  die  Mühe  nehmen  wollte.  Bin  also  vergesellschaftet 
mit  Graf  von  Hörn,  dessen  Sohn,  Obersten  Weider,  dem  van  der 
Leck,  welche  eben  bei  mir  waren,  und  noch  15  Edclleuten,  beneben 
den  150  Pferden  wohl  montirt,  mit  3  Carossen  nacher  Kevelaer  kom- 
men, all  wo  selbiger  beneben  seiner  Gemahlin  in  der  Kirchen  gewest. 
Als  die  Devotion  vollendet,  hat  obgedachter  Herzog  mich  sehr  freund- 
lich empfangen,  alsobald  nach  E.  Ch.  D.  und  meiner  gnädigsten  Chur- 
fürstin,  Churprinzen  und  Prinzen  gefragt,  mir  verweisend,  dass  jüngst 
ohne  anzusprechen  wäre  Düsseldorf  vorbeigangen,  contestirte  sehr 
hoch,  wie  sehr  er  geneigt,  mit  E.  Ch.  D.  in  aller  Vertraulichkeit  und 
guter  Freundschaft  zu  leben,  fragend,  warum  so  viel  Völker  hätte  las- 
sen ins  (iewehr  kommen,  auch  die  Pässe  besetzen  lassen,  worauf  ich 
lachend  antwortet,  dass  mir  die  Wacht  befohlen  wäre,  und  dass 
ich  ihm  nicht  ein  Haar  trauete,  worauf  er  replicirte,  dass  ich  gross 
Ungleich  hätte,  weil  er  niemalen  die  Gedanken  gehabt,  auf  solche 
Weise  E.  Ch.  D.  zu  disobligiren,  verhoife  aber,  E.  Ch.  D.  wUrden  noch 
eins  ein  Pflaster  auf  die  vor  diesem  gegebene  Wunde  legen,  worauf 
ich  antwortet,  die  Zeit  hätte  selbige  Schmerzen  albereit  hinweggenom- 
nien;  da  Er  sehr  beweglich  sagte,  dass  sein  ganzer  Estat  damit  wäre 
zurückgesetzt,  und  nicht  verschmerzen  könnte,  doch  verholfte,  E.  Ch.  1). 
Ihrer  gewöhnlichen  generosität  nach,  der  ganzen  streitigen  Sacli  mit 
einem  guten  Accord  abhelfen  würden,  damit  beide  Häuser  bei  it/.igon 
gefährlichen  Zeiten  für  einen  Mann  stehen  möchten,  mit  vielen  beleb- 
ten Worten  wünschend,  in  Person  E.  Ch,  D.  zu  sprechen  und  auf- 
zuwarten, worauf  geschieden,  fuiir  längs  die  staatischen  Keuter,  welche 


»)    hm    \\iiii'  ,11    «irr    (•l.'\iMli .  ^.'..l.l.T.-cli.  II    <.-ii,>       vi-,l.,M    (.,.oh 

•  rrii  nertnun  Dogo  iilniiil  v.  Lou,    «inor   dn    1.  i 
I  Kitl<Tl)ürtiK«ii   luifl   a<  it  Jahren  Mitglied   dor  au  >>.] 
•ten  Oppoiitiontpartci.     Vgl.  obon  p.  iK\ 
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mit  Verwunderung  ansähe.  Ich  sagte  vorhin,  dass  alle  staatische  Guar- 
nisonen  Order  hatten,  dass  auf  mein  Anschreiben  das  Land  von  Clev 
sollten  helfen  defendiren.  Hab  nöthig  geacht,  dieses  rencontre  E.  Ch.  D. 
gehorsamst  bekannt  zu  machen. 

P.  S.  Der  Herzog  hatte  alle  sein  Volk  zurück  gelassen,  nicht 
mehr  zu  Kevelaer  gehabt  als  4  Carossen,  in  allem  50  Pferd.  Verhof- 
fentlich  werden  E.  Ch.  D.  aus  meinem  vorigen  Schreiben  verstanden 
haben,  was  wegen  der  clevischen  Stände  passirt  ist.  Ich  hab  von 
vertrauter  Hand,  dass  selbe  zwar  über  Publicirung  des  Mandats  gegen 
die  eigenmächtige  Zusammenkünfte  sehr  perplex,  jedoch  resolvirt 
haben  sollten,  dagegen  zu  schreiben,  auch,  wofern  wir  einen  Ausschlag 
thun  würden,  sich  zusamme»  zu  thun,  auch  Placate  dagegen  wiederum 
anschlagen  wollten,  w^ofern  solches  geschieht,  werden  meins  Urtheils, 
die  Principalsten  müssen  in  Arrest  genommen  werden,  erwarte  darüber, 
was  zu  thun  und  zu  lassen  habe". 


Der  Statthalter  an  den  Kurfürsten.  Dat.  Cleve  12.  Sept.  1657.  B. 

(Eigenhändig.) 
[Die  Festnahme  des  Syndicus  Niess  ist  noch  nicht  geglückt.     Die   principalsten 
Edelleute  sind  nicht  zu  Hause.     Klagen  über  die  Steuern.    Auf  die  Nachricht 
von  Einquartierungen  der  waldeck'schen  Truppen,  Flucht  der  Einwohner.    Niess, 
Brembgen    und    die  Principalsten    der  Stände    werden   arretirt  werden   müssen. 

Maassregeln  dazu  ] 

12.  Sept.  «Ich  habe  allen  Fleiss  angewendet,  Dr.  Niess  bei  dem  Kopf  zu 

bekommen,  hat  bis  hierzu  nicht  wollen  gelingen,  er  ist  gerichtlich 
citirt,  der  Bote,  der  der  Stände  Plakate  angeschlagen,  ist  in  appre- 
hensione,  die  Principalsten  der  Edelleute  sind  von  Haus,  besuchen 
ihre  Freunde,  ich  kann  nicht  vernehmen,  dass  sie  etwa  heimlich  zu- 
sammen kommen;  halten  sich,  angehend  den  grossen  Ausschlag,  noch 
still,  hingegen  ist  das  Klagen  und  Seufzen  der  armen  Unterthanen  so 
viel  da  gewesen,  weil  kein  Geld  zu  bekommen  wissen,  und  werden 
die  154,000  Thlr.  bei  weitem  nicht  einkommen,  so  dass  E.  Ch.  D.  auf 
die  ganze  Summe  keinen  Staat  machen  können.  Mit  jüngster  Post 
ist  Zeitung  kommen,  dass  der  Graf  v.  Waldeck  mit  seinem  Regiment 
z.  Pf.  1000  stark,  auch  etliche  100  Dragoner  in's  Land  logirt  werden 
sollten,  welcher  Ruf  verursacht,  dass  Gross  und  Klein  aufpackt,  alles 
itzo  vor  desperat  achten  und  den  Ausschlag  im  Beutel  gedenken  zu 
halten,  und  davon  ziehen,  so  dass  ich  in  der  grössten  Bekümmerniss 
stehe  von  der  Welt,  wo  endlich  alle  die  nöthigen  Mittel  sollen  her- 
kommen, um  hiesigen  Staat  ausser  Confusion  zu  halten. 


Maassregeln  gegen  die  stand.  Führer.     Erhebung  unbewilligter  Steuern.    905 

P.  S.  Allein  Ansehn  nach  wird  E.  Gh.  D.  Dienst  zu  Beibehaltung 
Deroselben  hohen  Respects  erfordern,  dass  der  Syndicus  Niess  und 
wohl  etliche  der  Piincipalsten  von  den  Ständen  in  Arrest  genommen 
werden  müssen.  Ich  erwarte  stündlich  Dr.  Weimann,  mit  welchem 
Alles  wohl  überlegen  werde.  Bürgermeister  B rem b gen  ist  aus  Wesel, 
hält  sich  zu  Cuillenburg  bei  seinem  Schwiegersohn,  dem  Amtmann 
alda,  auf,  versucht  passport,  um  wiederum  in  Wesel  zu  gehen,  wel- 
ches ihm  vergönnt  habe,  in  Hoffnung,  er  komme.  Der  Generallieute- 
nant Bauer  passt  ihm  auf  allen  Wegen  auf,  verhoflfe,  wir  bekommen 
den  Vogel*'. 


Der  Kurfürst  an  d.  Statthalter.  Dat.  Königsberg  12.  Sept.  1657.  M. 

[Zufrieden  mit  der  Umlage  der  154,000  Thlr.  ohne  Consens  der  Stände,  sowie 
der  Publicirung  des  Verbots  der  Ständeconvente.  Syndicus  Niess,  seine  Briefe, 
Flucht  und  wünschenswerthe  Verhaftung.  Bau  zu  Calcar.  Fortsetzung  der  Wer- 
bungen. Abmarsch  der  Rekruten  und  sparr'schen  Compagnien.  Graf  Waldeck's 
und  seines  Regiments  Eintreffen.  Beschaffung  der  nöthigen  Gelder,  wonach  der 
überschickte  Etat  zu  raodificiren.] 

^Wir  haben  Uns  E.  Lbd.  Schreiben  vom  28.  passato  gebtihrends  12.  Sept. 
vortragen  lassen,  was  gestalt  Dieselbe,  weil  die  Stände  in  Güte  Nichts 
willigen  wollen,  nicht  allein  ]  04,000  Thlr.  ausgeschlagen '),  sondern  auch 
das  Edictum  de  non  congregando  nisi  etc.  publiciren  lassen.  Gleichwie 
Uns  nun  dieses  zu  freundlichem  Gefallen  gereichet,  also  seind  wir 
auch  damit  einig,  dass  den  Ständen  keine  eigenmächtige  Zusammen- 
kunft verstattet,  sondern  wider  die  Contravenicnten  inhalts  des  Edicts 
verfahren  werde;  auch  sonstcn  dasjenige,  was  zur  Erhaltung  Unserer 


•)  Ueber  die  Verwendung  dieser  154,000  Thlr.  und  die  sonst  noch  nöthigen 

idcr  übersandte  Johann  Moritz  gleichzeitig  mit  dem  Bericht  vom  28.  August 

einen    Etatentwurf,    wonach   zu    bezahlen:    1)    an   altem  Rückstand   OäOO  Thlr., 

2)  an  llinterstaud  für  die  Garnisonen  zu  Lippstadt,  Hamm  und  Calcar  38,023  Thlr., 

8)  für  die  Fortification  Calcare  40,0(MJ  Thlr.,  4)  für  Munitionen  in  den  3  Garni- 
sonen 5(X)0  Thlr.,  5;  für  Proviant  daselbst  (»000  Thlr  ,  (5)  für  Reparaturen  der 
Werke  von  Ilunim  \im\  Lippstudt  r>0(X)  Thlr.,  7)  für  extraordinäre  Ausgaben  an 
Zehrung,  KundHchaft,  Botenlohn  5(X)0  Thlr.,  8)  die  den  Ständen  zuatehenden 
Gelder  mit  13,0(X)  Thlr.,   wodurch  die  rückständigen  Landtagukoaten  zu  decken, 

9)  das  Traetament  etc.  der  3  Garnisonen  mit  monatlich  fKKX)  Thlr,  bi^s  xum 
1.  Januar  Iß^S:  20.000  Thlr.  -  macht  in  Summa  154.023  Thlr.  —  Zu  bezahlen 
ift  aui4t)iT(lem  noch:  Weitere  Werbegelder  de»  bauer'«clien  KogimentH:  27,472, 
des  Mibcrg'Mchen  3370,  du8  borwinkerschen  2551i,  den  wulilrck'tfchcn  lOHt  Thlr., 
d«rr  Compognien  «ler  Uiltmeister  v.  Loe,  v.  Heiden,  Holz,  v.  Low  und  Hior- 

inn  (wie  es  scheint,  den  drei  im  Uericbt  genannten  ('avallerierogim«»nturn  an- 

•  li'-rit:  .    jnrl«    'JHH-J  Thlr.;     in    Summa   der   Bedarf  ^-    -■■••    T     ' -    1**'^ 

l-.-.;'l',   1  i.,i. 
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jurium  und  Autorität  nötliig  .und  erspricsslich  ist;    dabei   gebtihrends 
beobachtet  wird. 

Sonsten  kommen  Uns  des  Syndici  Niessens  Briefe  sehr  verdächtig 
vor,  und  weil  er  sich  selbsten  auf  Üüchtigen  Fuss  gesetzet,  würde  wohl 
gut  sein,  wann  er  wieder  ertappt  werden  könnte. 

Was  den  Bau  zu  Calcar  anbelanget,  da  befinden  Wir  die  Fort- 
setzung desselben  gut  und  nöthig  zu  sein.  Die  Rekruten  und  neuen 
Werbungen  aber  ganz  aufzuheben,  will  sich  nach  Beschaffenheit  der 
Laufte  und  da  das  Feuer  auch  alldortiger  Orte  zu  brennen  anfängt, 
nicht  thun  lassen,  sondern  die  Noth dürft  erfordert  vielmehr,  dass  sel- 
bige bester  Maassen  fortgesetzet  werden.  Deshalb  dann  E.  Lbd.  vor 
der  Abreise  nach  Frankfurt  solche  ordre  stellen  wollen,  damit  hier- 
unter Nichts  verabsäumet  werde". 

Die  für  das  Leibregiment  und  die  Kegimenter  des  Herzogs  zu  Sachsen- 
Weimar  und  des  Oberstlieutenant  Joseph  geworbenen  Reiter  sollen  ab- 
marschieren und  zu  deren  Contentirung  das  Nöthige  von  den  Posten  4,  5, 
6  und  7  genommen  werden,  „Muster-  und  Marschmonat  darf  weder  ihnen 
noch  den  Fussvölkern,  so  Rekruten  sind,  gegeben  werden".  Die  Reiter  für 
das  waldeck'sche  Regiment  bleiben  dort,  da  das  ganze  Regiment  nächstens 
in  Minden,  Ravensberg,  Cleve  und  Mark  eintrifft;  dagegen  kann  der  Oberst 
V.  Siberg  mit  seinen  Fussvölkern  nach  Contentirung  derselben  nach  der 
Mark  Brandenburg  aufbrechen,  muss  aber  Officiere  zu  weiteren  Werbungen 
bis  zur  Complettirung  seines  Regiments  zurücklassen.  General  Bauer  und 
Oberst  Borwinkel  sollen  weiter  in  Cleve  und  Mark  werben,  und  müssen 
daher  die  nöthigen  Werbegelder,  sowie  der  Unterhalt  und  die  Lebensmittel 
für  deren  Regimenter  herbeigeschafft  werden,  zunächst  am  besten  von  den 
zum  Bau  Calcar  bestimmten  40,000  und  den  zum  Tractament  der  Garni- 
sonen bis  zum  L  Januar  1658  bestimmten  20,000  Thlr.  Sobald  Graf  Wal- 
de ck  mit  seinem  Regiment  dort  anlangt,  wird  auch  für  die  nach  Cleve- 
Mark  bestimmten  Compagnien  desselben  der  Unterhalt  etc.  beschafft  werden 
müssen;  dagegen  erwartet  der  Kurfürst,  dass  der  General  Bauer  das 
Tractament  nicht  nach  seiner  Capitulation,  sondern  nach  der  wirklichen 
Stärke  seines  Regiments  fordert.  Die  5  Compagnien  des  Obersten  Groende 
und  die  des  Obersten  v.  Bodel schwing  sollen  in  Calcar,  Hamm  und 
Lippstadt  bleiben,  dagegen  die  4  Compagnien  vom  Regiment  des  General- 
feldzeugmeisters Sparr  von  dort  nach  der  Mark  Brandenburg  marschie- 
ren und  zu  ihrer  Abfindung  die  ursprünglich  für  die  groendischen  Com- 
pagnien bestimmten  Gelder  verwandt  werden. 


Günstige  Wirkung  der  strengen  Maassregeln.  907 

Der  Statthalter  an  den  Kurfürsten.  Dat.  Cleve  26.  Sept.  1657.  B. 

(Eigenhändig.) 

[Die  Publicirung  des  Mandats  und  Entfernung  der  ständisclien  Plakate  hat  ge- 
wirkt. Die  Stände  halten  sich  stille.  Niess  Flucht  und  Process  gegen  ihn.  Ohne 
solche  Strenge  hätte  die  grosse  Steuenimlage  einen  Aufstand  bewirkt.  Der  Be- 
fehl zuni  Abmarsch  der  Truppen  ein  Glück.  Bauer's  Auraaassung.  Die  Lasten 
seiner  Werbung.  Bedauern  über  Ludwig's  Ausscheiden,  sein  Lob;  Beckmaun's 
Anstellung.  Die  Werbungen.  Der  Bau  in  Calcar.  Zu  weiterer  Steuer  das  Land 
unfähig.  Seine  Reise  zum  frankfurter  Wahltag.  Die  Kosten  derselben;  ohne 
Conseus  der  Stände  keine  Geldaufnahme  möglich.] 

„Dass  E.  Ch.  D.  wegen  gethanen  Ausschlags  und  was  sonstcn  2G.  ötpt. 
mit  Publicirung  E.  Ch.  D.  Mandats  dieser  Orten  weiters  passirt  ist, 
ein  gütiges  Gefallen  tragen,  solches  hab  erfreulich  vernoninien.  Die 
Stände  halten  sich  still,  dann  nicht  vernommen,  dass  selbe  sich  zu- 
sammen thun;  so  dergleichen  vorgehen  sollte,  werde  E.  Ch.  D.  gnä- 
digsten Befehle  und  secrete  Instruction  in  Acht  zu  nehmen  wissen. 
Dr.  Niess  hab  nicht  ertappen  können,  welchen  Fleiss  auch  desswegen 
angewandt  gehabt,  und  noch  hab,  denn  er  sich  als  Bürger  itzo  binnen 
Njmwegen  aufhält.  Er  ist  zum  zweiten,  dritten  und  letzten  Mal  citirt 
und  hab  ich  nicht  allein  die  jüngst  intercipirten  Schreiben,  sondern 
auch  andere  schwere  Punkte  zu  seiner  Verantwortung  in  Händen. 
Das  Mandat,  dass  Stände  ohne  Consent  nicht  zusammen  kommen,  die 
Action  gegen  Niess,  die  Api)rehension  des,  der  der  Stände  Plakate  hat 
angeschlagen,  hat  ein  grosses  Unglück  verhindert,  denn  sicher  einen 
generalen  Aufstand  im  Land  wegen  des  überaus  grossen  und  uner- 
hörten Ausschlags,  nändich  LV),rKjO  Thlr.  auf  einmal,  zu  befahren  ge- 
habt, auch  ohne  vorher  gehabte  Action  nicht  hätte  unterwinden  dür- 
fen; dass  aber  die  ganze  Summe  sollte  beigebracht  werden,  ist  eine 
pure  Unmöglichkeit  und  verlaufen  allbereit  viele.  Vom  Himmel  muss 
ich  nehmen,  dass  E.  Ch.  D.  Order  kommen  sei,  die  Compagiiien  zu 
l-.ipp8tadt,  wie  auch  des  Obersten  Sieberg's  Reiter')  marschieren  zu 
lassen,  wodurch  die  freute  gestillt  und  wieder  einen  Muth  fassen,  weil 
unter  ihnen  der  Uuf,  der  Graf  v.  Wal  deck  komme  mit  viel  tausend 
ins  Land.  Diese  hochnöthige  Order,  ho  ich  gegeben  gehabt,  dass 
diese  Völker  marschieren  sollten  (sollte  etwas  von  dem  Ausschlag  zu 
hoffen  »ein),  selbe  hat  sich  der  General  Bauer  belieben  lassen 
zu  contrcmandiren.  Ich  hab  ihm  die  Meinung  darauf,  wie  es  gehört, 
xvIvu.Mi  l.iw.;<.i,    1  ,.il.,.«T4.    4'y  \v(>r(l('  w<'is('r  vctrthiii  sciiK    Sriin«  W('rl»Mng 

*)  Kr  meint  den  iu  Cleve -Mark  geworbonen  KrHatz  fiir  die  Ciivailorle  und 
i..tiioterie,  der  unter  de«  Obernleu  Öiebrr^' l'tihniiit'  !»>»M»firj«rlM«'rfn  fnlltt-  \' -' 
des  Kurt  Ilencript  vom  12.  H<*|)t. 
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betreffend,  sehe  ich  kommen,  dass  E.  Ch.  D.  das  Geld  quält  und  keine 
Völker  haben  werden,  und  macht  der  Unterhalt  aller  seiner  Völker 
ein  grosses  Loch  in  den  155,000  Thlr.  Ich  habe  von  Herzen  ge- 
wünscht, die  Continuation  Paul  Ludwig's  in  seinem  Dienst,  da  er 
aufrichtig  ohne  eigen  Nutzen  oder  corruptibel  ist,  auf  E.  Ch.  D.  Be- 
fehl hab  Dr.  Beckmann^)  sondirt,  der  es  angenommen  und  zu  tractiren 
anhero  kömmt,  ist  aber  kein  Paul  Ludwig". 

Er  wird  die  Werbungen  weiter  betreiben,  ob  aber  das  Geld  reiche,  ist 
fraglich;  für  den  Winter  sind  die  Truppen  ohne  Nutzen  und  kosten  doch 
viel;  von  den  40,000  Thlrn.,  womit  Calcar  erbaut  werden  soll,  ist  doch 
Nichts  zu  nehmen,  „da  an  dem  Ort  hie  zu  Land  E.  Ch.  D.  so  hoch  und 
jviel  gelegen,  und  das  so  nöthige  Werk  zu  Schimpf  und  Schande  dann  lie- 
gen bliebe",  auch  wollen  die  Werkmeister,  die  mit  1600  Mann  au  die  Ar- 
beit gehen  und  in  einem  Sommer  fertig  sein  wollen,  nichts  vorschiessen; 
es  wird  auch  schwer  halten,  bis  März  die  40,000  Thlr.  zusammen  zu  brin- 
gen; und  „ist  nach  diesem  Ausschlag  in  vieler  Zeit  und  Jahren  auf  keinen 
anderen  Ausschlag  zu  gedenken  ohne  totalen  Ruin  und  andere  grosse  In- 
convenientien,  so  daraus  entstehen  würden.  E.  Ch.  D.  seien  versichert,  ich 
hab  den  Bogen  so  hoch  gespannt  als  immer  möglich   gewesen'^),    und  ist 


*)  Bernhard  Beckmann  war,  wie  Ludwig,  früher  in  hessischem  Dienst 
gewesen.  Dieser  als  Kämmerer  und  Kriegscommissär,  jener  als  Licentmeister. 
Ludwig  Hess  sich  übrigens  bewegen,  noch  ferner  als  Rath  und  Obercommiesär 
im  Dienst  des  Kurfürsten  zu  bleiben.  Beckmann  ward  ihm  am  7.  October  1657 
als  Kriegscommissär  beigeordnet. 

^)  Schon  am  12.  September  schreibt  W  ei  mann  aus  Cleve  an  Schwerin:  „Das 
Rescript  wegen  der  waldeck'schen  Völker  hat  viele  Gemüther  bestürzt  gemacht, 
denn  es  gewiss  unmöglich  ist,  alles  zu  thun.  Das  bäurische  Regiment  und  der- 
gleichen Völker  liegen  den  Leuten  auf  dem  Halse  zu  übergrossem  Verderben-, 
155,000  Thlr.  sind  ausgeschlagen,  wo  will  nun  solches  alles  hin?- in  einem  Lande, 
da  so  viel  Tonnen  Goldes  bereits  ausgepresst  worden.  Nun  ich  meines  Theils 
thue  was  ich  kann".  Dagegen  habe  der  Vicekanzler  Di  est  öffentlich  sich  ge- 
weigert, die  Steuerausschreiben  zu  unterzeichnen,  weil  dies  wider  den  Recess 
und  sein  Gewissen  sei,  diese  Erklärung  auch,  als  ihm  die  Unterschrift  durch 
Decret  des  Statthalters  und  der  Räthe  befohlen,  schriftlich  wiederholt.  „Wo 
will  nun  dieser  Mann  hin?  wir  können  nicht  anders  sehen,  als  dass  er  bei  den 
Herren  Ständen  sich  angenehm  und  uns  verhasst  zu  machen  suche".  Er  hat  die 
gütliche  Beilegung  des  Injurienprocesses  (s.  ob.  Note  zu  p.  88),  welche  Blas  peil 
ihm  in  seinem  und  der  übrigen  betheiligten  Räthe  (Weimann,  Wilh.  Bach- 
mann  und  Heinr.  S tratmann)  Namen  angeboten,  zurückgewiesen,  und  drohe, 
nachdem  er,  wie  er  behauptet,  durch  den  Grafen  Wal  deck  die  Erklärung  des 
Kurfürsten  erwirkt  habe,  dass  ihm  der  Fiscus  1649  Unrecht  gethan,  den  Process 
aufs  Aeusserste  fortzuführen;  daher  auch  sie  entschlossen  wären,  denselben  nicht 
fallen  zu  lassen.  „Es  ist  ja  kein  Mensch,  der  sich  selbst  kennet,  oder  der  Vernunft 
stattgibt;  in  was  Sach  es  auch  ist,  semper  in  extremis".  Er  bittet  schliesslich 
Schwerin,  die  Erklärung  des  Kurfürsten  zu  erwirken,  dass  Derselbe  „die  fis- 
calische  Action  zu  allen  Zeiten  und  noch  gegründet  geachtet,  und  Die  st  aus 
blosser  Gnade,  auf  seine  Deprecation  und  Anderer  Intercession  wieder  los  ge^e- 
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dieses  der  dritte  grosse  Ausschlag,  so  ohne  Bewilligung  der  Stände  auf 
E.  Ch.  D.  gnädigsten  Befehl  gethan  hab".  Wird  mit  Graf  VValdeck  Alles 
überlegen;  zur  frankfurter  Reise  bereit,  erwartet  er  nur  die  Nachricht  von 
den  Mitgesandten.  Die  Kosten  werden  gross  sein,  nicht  unter  2000  Thlr. 
monatlich;  er  kann  auf  Iluissen  keinen  Thaler  bekommen,  „weil  keinen  Con- 
sent der  Stände  habe  vorzeigen  können". 


Anklagepunkte  gegen  den  Syndicus  Niess').     Dat.  Cleve 
1.  Oct.  1657.     M. 

[Dessen  gegen  den  Kurfürsten  gerichtete  Machinationen  und  seine  hervorragende 
Theilnahrae  an  allen  Schritten  der  ständischen  Opposition ,   zu   denen   er  aufge- 
stachelt hat;  alle  ständischen  Schriften  sind  von  ihm  verfasst,  manches  ohne  der 
Stände  Wissen  von  ihm  geschehen  und  geschrieben.] 

„Von  syndico  Niess  ist  begehrt  worden,  deu  Herrn  v.  Winnen-  1.  Oct. 
thal,  Herrn  Romberg,  Lieentiat  Moll  7a\  disponiren,  ihre  Keise  nach 
dem  Kaiser  eine  kurze  Zeit  zu  suspe^idiren,  bis  der  Herr  v.  Belling- 
hofen  und  Herr  Motzfe-ld  sie  würden  gesprochen  haben.  Niess  wi- 
derräth  das  Warten  der  gedachten  Herren,  macht  die  Commission  selbe 
Nacht  fertig,  bestehend  in  nachfolgenden  StUcken:  1)  über  S.  Ch.  D. 
zu  klagen,  als  der  die  Stände  wolle  zu  Sklaven  machen,  2)  I.  Kais. 
Maj.  die  privilegia  wollen  confirmiren,  weil  I.  Ch.  D.  kein  Wort  hiel- 
ten, 3)  dass  (las  Land  von  Cleve  möchte  in  Sequester  gestellt  werden, 
11  die  Lande  noch  immer  nicht  zugewiesen  wären. 

Als  der  Herr  v.  Winnenthal    zurllckgekommen  und  die   Reise 

richtet  gehabt  und   an  die  Stände  seine  Relation  und  Verrichtung 

abgelegt,  wird  er  auf  selbe  Zeit  gefangen.    Niess  reizet  alle  anwe- 


hen und  endlich  gerestituirt  habe;  ist's  auch  nicht  die  lautere  Wahrheit,  und 
hat  man  ons,  die  so  abscheulich  beleidigt  sein,  nicht  in  Anfang  so  sehr  geani- 
miret?"  —  Die  st  drang  trotz  aller  Abmahnung  darauf,  dass  die  Angelegenheit 
der  juristischen  Facultät  in  Jena  zur  Entscheidung  vorgelegt  werde,  und  da  auch 
diese  ihn  zur  Abbitte  wegen  schwerer  Beleidigung  joner  Käthe  verurtheilte,  ap- 
pellirte  er  Ende  des  J.  1659  oder  Anfang  1660  an  das  Reichskammergericht,  ob- 
wohl der  Kurfürst  Alles  aufbot,  diese  Appellation  zu  verhindern,  und  ihn  zur 
Abbitte  und  gütlichen  Beilegung  der  Sache  zu  vermögen  (Schreiben  des  Kur- 
fürsten ou  den  Statthalter  vom  26.  October  1651)  in  Weimann's  Journal).  Dass 
dieser  mit  so  viel  Erbitterung  geführte  Streit  zwischen  den  clevischen  Ruthen 
den  nachtheiligsten  Einfluss  auf  die  odentlichon  AugelcK^mhoiten  des  Landes 
ausübte,  namentlich  aber  bei  der  rarteistelluug  jeuer  Munnor  auch  fenr-  -vf 
das  Verhalten  der  Stünde  influirte,  bedarf  keines  näheren  Nachweises. 

•)  Dieses  vom  Fürsten  Johann  Moritz  -  '      <  Izte  Acteudluck 

uihtc  der  IlerauHgeber,  abgeiohen  von  sein  ihnlt,  schon  der 

Originolitüt  wegen  vollMliindig  mittheilen  zu  mu»Heu.  K»  IuhhI  uberdus  nmnchen 
T^ichtstrahl  auf  per«onliche  Deziehuugen  des  SfudlmittrH.    8o   zu   dir  Prin/iHMin 

a  Oranieo,  Weimauo  und  Anderen,  fallen 
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senden  Ritterbtirtigen  auf,  den  v.  Winnentlial  mit  Gewalt  zu  erlösen, 
alligirend  alle  göttlichen  und  weltlichen  Rechte  mit  einer  langen  aus- 
führlichen Rede,  solche  Relaxation  ist  auch  tentirt  worden.  Niess 
dringt  in  die  Stände,  diese  Confusion  nicht  zu  leiden.  Niess  begehrt, 
dass  die  Stände  ihm  wollten  aufgeben,  einen  Process  über  diese  That 
zu  formiren.  Niess  schreibt  Namens  der  Stände  an  den  Churfürsten 
von  Mainz,  begehrend  von  demselben,  dass  ein  Schreiben  von  I.  Kais. 
Maj.  wollte  zu  Wege  bringen,  damit  der  Herr  v.  Winnenthal  als 
kaiserlicher  Commissarius  möchte  losgelassen  werden.  Solches  kaiser- 
liche Schreiben  ist  erhalten,  hat  solches  an  der  Stände  ihren  Agenten 
Aitzema  in  dem  Haag  übersandt,  welcher  bei  den  Herren  General- 
staaten, als  Garanteur  der  clevischen  Lande,  sollte  zu  erkennen  geben, 
was  passirt  in  Apprehendirung  des  Herrn  v.  Winnenthal's  Person 
durch  staatische  Reuter,  in  specie  über  den  clevischen  Statthalter  kla- 
gend, als  welcher  seine  charge  über  die  Reuterei  missbraucht  hätte, 
nehmend  oder  lassend  nehmen  eine  freie  Person  unter  der  Staaten 
Kanonen  oder  Gebiet.  Niess  hat  durch  Aitzema  bei  den  Herren 
Staaten  lassen  anhalten,  dass  der  Gouverneur  von  Rheinberg  möchte 
cassirt  werden,  weil  er  die  Reuter  von  seiner  Garnison  hat  folgen 
lassen,  durch  welche  der  Herr  v.  Winnenthal  ist  apprehendirt  wor- 
den, in  specie  dass  die  Reuter  mit  dem  Galgen  gestraft  oder  als  Schel- 
men von  der  Compagnie  gejagt  werden.  Die  Herren  Generalstaaten 
haben  anders  nichts  hierauf  gethan,  als  dem  Gouverneur  geschrieben, 
die  staatischen  Völker  zu  dergleichen  Sachen  nicht  gebrauchen  zu 
lassen. 

Niess  mit  seinem  Schreiber  zieht  nach  Neuss  ^)  bei  den  Syndicus 
von  den  jülichschen  Ständen,  macht  mit  selbigem  Anschläge,  wie  ein 
corpus  von  Cleve,  Jülich  und  Berg  zu  formiren  sei,  und  ist  solcher  zu 
Wege  gebracht  durch  die  Union,  haben  die  Relaxation  des  Herrn  v.  Win- 
nenthal gesammter  Hand  wollen  haben  und  von  S.  Ch.  D.  begehrt. 
Niess  hat  den  clevischen  Ständen  vorgeschlagen,  sich  unter  Neuburg 
zu  begeben,  welches,  wenn  die  Religion  nicht  gewesen.  Viele  danach 
würden  gelüstet  haben.  Dieses  ist  allein  tractirt  zwischen  den  Anver- 
wandten des  V.  Winnenthal,  ungefähr  6  Personen.  S.  Ch.  D.  ant- 
worteten den  jülichschen  Ständen,  sie  hätten  mit  der  Sache,  den 
V.  Winnenthal  betreffend,  nichts  zu  schaffen. 

Etliche  Deputirte  der  Stände  bitten  I.  H.  die  Frau  iPrinzess,  um 
für  den  Herrn  v.  Winnenthal  zu  intercediren ,   nennend  selbe  unter 


*)  Vgl.  oben  p.  479. 
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sich  ..sancta  Maria  bitte  für  uns",  klagen  sehr  über  den  clevischen 
Statthalter  und  Dr.  Isinck,  und  verhoffen,  durch  1.  H.  selbe  in  dis- 
gratria  zu  bringen,  I.  H.  schlugen  nicht  schlecht  bei  in  regard  des 
Statthalters '). 

Winnenthal  kommt  los.  Niess  wegen  seiner  Müh  waltung  be- 
kommt von  den  Ständen  1200  Thlr. 

Die  Werbung  der  ersten  Kriegsvölker  durch  Spaan,  deswegen 
versammeln  sich  die  Stände  zu  Rees,  schicken  Deputirte  an  die  Re- 
gierung. Als  die  zweite  Werbung  durch  Cannenberg*)  geschah, 
ruft  Niess  die  Stände  zu  Rees  beisammen,  bringt  vor,  man  müsse 
einen  andern  Weg  eingehen,  es  würde  sonsten  im  Lande  nicht  taugen. 
Schlägt  vor,  sich  in  Protection  der  Herren  Staaten  zu  begeben,  die 
churfürstlichen  Völker  zu  delogiren,  und  begehren  Geld,  selbst  Volk 
zu  werben. 

Aitzema  avisirt  Syndicus  Niess  durch  unbekannte  Buchstaben, 
sie  sollten  frei  in  den  Haag  kommen.  Niess,  Herr  v.  Reidt  und 
Licentiat  Hopp  nehmen-  diese  Commission  tiber  sich.  Die  Herren 
Staaten  antworten  quid  pro  quo,  worauf  Niess  und  Hopp  des  Nachts 
in  Cleve  gekommen,  nicht  ohne  BekUmmerniss.  Niess  convocirt  die 
Stände  nach  Calcar,  bringt  zu  Wege,  dass  alle  Richter  für  meineidig 
sollen  erklärt  werden,  welche  auf  Befehl  der  Regierung  einige  Schät- 
zung werden  einnehmen,  darüber  im  ganzen  Lande  bei  der  Gemeinde 
eine  grosse  Alteration  entstanden.  Niess  bringt  den  Ständen  ein  ge- 
drucktes Buch  vor,  so  er  selbsten  gemacht,  von  8  Blättern,  darin  S. 
Ch.  D.  zum  höchsten  beleidigt  und  geschmäht  worden  wegen  erhobe- 
ner Gelder  im  Lande').  Unten  am  Schluss  stund:  geben  zu  Rees  auf 
unserem  Landtag.  Niess  bringt  den  Deputirten  zu  Rees  vor  ein 
Plakat,  so  er  gemacht  hat,  imglcichen  ein  Schreiben  an  S.  Ch.  I). 
Statthalter,  Regierung,  Commandant  in  Lippstadt,  Hamm,  Generallicu- 
tenant  Bauer.  Dieses  Plakat  hat  Niess  des  Nachts  zwischen  12  und 
1  Uhr,  als  Herr  Weimann  träumt,  mit  seiner  eigenen  Hand  an  den 
Pforten  angeklebt,  mit  soh-hcr  Eile,  dass  eins  verkehrt  stund*).  Zu 
('alcar  hat   der  Stände   Bote   die    Plakate    angcschhigen.     Des  Boten 


•)  Die  verwittwete  Prinzessin  Amallo  von  Oranion.  PcliwiciroiMnnttor  dos 
Knrfürsten.  vgl.  oben  p.  749.  828  u.  832. 

')  Diu  WerbunK'cn  von  Spaon  und  Cuuim  ii  t"  i  k  hu  1  Mitgiim  u    . 

*)  Die  Bchrirt  vom  7.  August  IGTiG.     Vgl.  oben  p.  8r>4. 

*)  Ks  gcHchub  in  C'levo  am  26.  Mai  1G57.  Am  2r>.  Mtii  hatd*  Wciiitunu  aidi 
dort  mit  Mari^uruthu,  Tochter  des  Aiiit^tkummenuthü  llonitann  v.  EIvvriob 
genannt  Haon,  vennuhlt. 
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Frau  hat  zu  hoch  solche  angeschlagen.     Secretär  Bockhorst  ist  mit 
handelig  an  diesen  Sachen. 

S.  Ch.  D.  Mandat  ist  publicirt,  dass  die  Stände  keine  Zusammen- 
künfte ohne  Consent  halten  sollten,  noch  sich  bei  fremden  Herrschaf- 
ten suchen  einen  Rücken  zu  machen.  Auf  laufende  Gerüchte  und  von 
unterschiedenen  Orten  gevvarnet  worden,  dass  viele  Völker  von  unter- 
schiedenen Orten  marschierten,  und  dass  der  Herzog  von  Neuburg  mit 
vielen  Völkern  auf  Kevelaer  unter  dem  Scheine  der  Devotion  käme, 
Quartier  auf  dem  Hause  Wissen  nehmen  würde,  worauf  ich  das  Haus 
präoccupirt  habe.  Andern  Tags  morgens  früh  ist  Niess  flüchtig  worden, 
worauf  ich  Ursache  habe  müssen  nehmen,  ihn  zu  suspectiren  und  zu 
trachten,  Briefe  von  ihm  aufzufangen,  damit  wissen  möchte,  wo  er 
sich  aufhalten  thäte,  welches  succedirt  ist,  daraus  für  das  erste  er- 
sehen, dass  Adelige  und  Uuadelige  ihm  gerathen,  sich  auf  Seite  zu 
machen;  dass  der  Syndicus  der  jülichschen  Stände  an  ihn,  Niess, 
schreibt,  die  jülichschen  Stände  würden  sich  der  Sache  eifrig  anneh- 
men. Schreibt  um  Geld  an  den  Herrn  v.  Wissen,  Herrn  Hartevelt, 
Herrn  v.  Calbeck  und  Bürgermeister  Gref  zu  Cleve,  welches  Geld 
er  würde  anwenden  und  den  Ständen  nicht  unangenehm  sein.  Niess 
hat  binnen  Nimwegen  ein  Haus  gehüret  ^),  wodurch  sein  böses  Gewis- 
sen genugsam  zu  verstehen  giebt.  Alle  bösen  Schriften,  so  gegen 
S.  Ch.  D.  ausgangen,  hat  er  Niess  aus  sich  selber  coraponiret,  nur 
2  oder  3  von  den  Ständen  vorgetragen,  und  gegen  unterschiedene  der 
Stände  Willen  die  herben  und  sensibelen  Worte  gegen  S.  Ch.  D.  stehen 
lassen,  selbe  auch,  wie  ihm  befohlen,  nicht  verändern  wollen". 


Das  gegen  der  Stände  eigenmächtige  Convente  erlassene  Mandat  und 
der  durch  den  Process  gegen  Niess  gegebene  Beweis  von  dem  ernstlichen 
Willen  des  Statthalters,  es  mit  Strenge  auszuführen,  hatten  wenigstens 
den  Erfolg,  dass  ferner  trotz  mehrfacher  Anregung  dazu  seitens  einzelner 
Ständemitglieder  keine  Öffentlichen  Versammlungen  der  gesammten  Stände 
oder  ihrer  Deputirten  mehr  stattfanden.  Es  war  dies  um  so  wichtiger,  als 
neben  Erhebung  der  155,000  Thlr.  und  Werbung  wie  Unterhalt  der  immer 
noch  zahlreichen  Ersatzmannschaften  und  Garnisonen,  namentlich  die  Ein- 
quartierung und  Verpflegung  der  unter  Grafen  Wal  deck  im  October  in  die 
rheinisch-westfälischen  Provinzen  einrückenden  4000  Mann  kurf  Truppen, 
von  denen  mehr  als  3000  Mann  (11  Comp.  z.  Pf.,  18  Comp.  z.  F.  und 
2  Comp.  Dragoner)  in  Cleve  und  Mark  vertheilt  wurden,  die  grosseste  Auf- 
regung nicht  allein  bei  den  Ständen,  sondern  auch  in  der  ganzen  Bevölke- 
rung hervorrief  Johann  Moritz,  der  persönlich  die  Repartirung  und 
Einführung  der  Truppen  leitete,    schreibt  am  27.  October   an  Weimann: 


Gemiethet. 
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„Das  Lamentiren,  Jammer  und  Trangsahl,  so  in  beiden  Landschaften  hier- 
aus entstehet,  ist  nicht  auszusagen'*.  Er  hatte  es  für  nöthig  gehalten,  dass 
dem  Kurfürsten  mündlich  über  die  Zustände  und  Stimmungen  in  den  rhei- 
nischen Landen  Bericht  erstattet  würde.  Der  clevische  Rath  Johann 
Motzfeld,  der  angeblich  in  oranischen  Tutelaugelegenheiten  nach  Berlin 
ging,  übernahm  es,  die  dringenden  Vorstellungen  der  Schwiegermutter  des 
Kurfürsten,  der  Prinzessin  von  Orauien,  wie  des  Statthalters  zu  überbringen. 
Auch  in  den  Niederlanden  erregte  die  allgemeine  Unzufriedenheit  in  Cleve- 
Mark  Aufsehen,  und  ward  von  den  Gegnern  des  Kurfürsten  benutzt,  um  auf 
die  von  der  Stadt  Wesel  und  Aitzema  vorgetragenen  Klagen  eine  Reso- 
lution der  Generalstaaten  vom  20.  November  zu  erwirken,  welche  den  staa- 
tischen Commandanten  in  Wesel  anwies,  keine  militärischen  Steuerexecutio-. 
nen  innerhalb  der  Stadtflur  zu  dulden.  Um  so  nöthiger  war  die  Beruhigung 
der  Gemüther,  welche  die  Meldung  Motzfeld's,  dass  der  Kurfürst  die 
vorläufige  Einstellung  der  Werbungen  und  die  Abführung  der  waldeck'scheu 
Truppen  unter  gewissen  Bedingungen  bewilligt  habe,  bewirkte.  In  den 
ersten  Tagen  des  Jahres  1658  trafen  Motz  fei  d  und  der  Landdrost  Spaen 
in  Siegen,  wo  der  Statthalter  auf  der  Reise  zum  frankfurter  Wahltage  seit 
einigen  Tagen  weilte,  mit  diesen  Bedingungen  ein.  Sie  bestanden  im  We- 
sentlichen in  Aufbringung  einer  monatlichen  Steuer  von  17,000  Thlr.  seitens 
rieve-Mark;  das  Nähere  ergibt  nachstehendes  Schreiben  Motzfeld's. 


Johann  Motzfeld  an  Weimann.    Dat.  Unna  11.  Jan.  1658.    D. 

[Weil  der  Statthalter  gegen  einen  gemeinsamen  Landtag,  sind  die  märkischen 
Stände  nach  Unna  beschrieben  und  ihnen  die  Bedingungen  der  Abführung  der 
waldeck'schen  Truppen  vorgetragen;  sie  haben  eine  Monatssteuer  bewilligt.  In 
Cleve  soll  mit  den  Städten  und  Aemtern  verhandelt  werden.  Die  jetzigen  Steuern 
sollen  mit  Ausnahme  der  Garnisonunterhaltungskosten  dereinst  bei  Bewilligungen 
der  Stände  in  Anrechnung  kommen.] 

..Der  Herr  Landdrost  Spaen  und  ich  sind  in  Siegen  gewesen  und  1658. 
haben  die  von  S.  Ch.  D.  uns  aufgelegte  Comniission  abgelegt.  S.  F.  Gn.  ll'^*^"- 
haben  uns  die  Reden  gemeldet,  warum  noch  zur  Zeit  kein  Landtag 
•n  cleve-  und  märkischen  Ständen  auszuschreiben,  sondern  dass  die 
Märkischen  vorher  sollen  veranlasst  und  wir  uns  bei  denselben  mit 
ö.  F.  Gn.  uns  mitgegebenem  Creditiv  einfinden,  sie  zur  Beibringung 
ihres  Contingents  in  den  Recrutengeldern  in  diesem  Monat  Januar 
(lisponiret  werden').  Wir  sind  auf  den  8.  Abends  hie  einkommen  und 
!ic  Stände  mchrentheils  auch.  Wir  haben  die  Proposition  gestern  ab- 
gelegt, sie  werden  sich  gewierig  resolviren,  und  sobald  solches  ge- 
schehen, wird  Landdrost  Spaen  zum  Herrn  Grafen  v.  Waldeck  mit 
^.  F.  Gn.  Creditiv  abreisen  und  Dero  Ordre  mitbringen,  dass  die  alhic 
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trug etwa  6000  Thlr. 
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in  der  Mark  einquartierte  Truppen  abgeführt  und  naclier  Minden  und 
Herford  marschieren  und  allda  ihren  Unterhalt  vom  1.  Januar  haben 
und  die  von  der  Mark  von  der  Zeit  ab  damit  nicht  sollen  beschwert 
werden.  In  Cleve  sind  die  Stände  nicht  beschrieben  worden,  sondern 
soll  man  Städte  und  Richterämter  ZAim  Vorschuss  suchen  zu  disponi- 
ren,  und  soll  dieser  Vorschuss  in  Cleve  und  Mark  bei  künftiger  Ein- 
willigung einer  Steuer  davon  decourtiret  und  immittelst  nicht  mit  La- 
sten beschwert  werden,  mit  Ausnahme  des  Unterhalts  der  Garnisonen 
von  Lippstadt  und  Calcar,  welcher  sich  monatlich  erträgt,  4269  Thlr. 
Reise  deshalb  morgen  ins  Clevische,  von  wo  ferner  berichten  werde^ 
auch  an  I.  Höh.,  um  mein  langes  Ausbleiben  zu  excusiren. 

P.  S.  So  eben  gewierige  Resolution  der  Stände.  Gott  gebe 
unseren  Clevischen  Weisheit,  für  das  Geld  wollen  die  Generale  die 
Regimenter  z.  Pf.  bis  auf  6000  Mann  recrutiren". 


Die  Hoffnungen  Motzfeld' s  bezüglich  einer  Nachgiebigkeit  der  cle- 
vischen Stände  sollten  sich  nicht  erfüllen.  Zwar  schreibt  er  am  30.  Januar 
1658  aus  Cleve  anWeimann,  dass  er,  nachdem  der  Befehl  zur  Abführung 
der  waldeck'schen  Truppen  gegeben  sei,  bei  den  clevischen  Ständen  „eine 
gute  Inclination  sehe,  mit  S.  Ch.  D.  in  besserem  Verstand  zu  kommen  und 
Deroselben  bei  gegenwärtigem  Zustande  unter  die  Arme  zu  greifen",  aber  an 
demselben  Tage  meldet  auch  Weimann  an  Schwerin  aus  dem  Haag  * 
dass  Syndicus  JSiiess  dort  eingetroffen  sei,  und  wenige  Tage  später,  dass 
derselbe  eine  Audienz  bei  der  alten  Prinzessin  von  Oranien  gehabt  habe, 
die  ein  Memorial  von  ihm  angenommen  und  dasselbe  Schwerin  mit  dem 
Auftrage  schicke,  damit  „nach  Gutfinden  und  wie  es  des  Churfürsten  In- 
teresse zuliesse,  zu  verfahren".  Er  setzt  hinzu:  „I.  Höh.  ist  mit  den  Leuten 
nicht  recht  einig,  hälts  aber  dafür,  man. müsse  sie  dennoch  nicht  gar  ver- 
werfen, und,  wer  weiss  wozu  es  noch  zu  dienen  könnte,  zwischen  Beiden 
sich  halten".  (Weimann's  Journal.)  Nach  einem  Schreiben  von  Niess  an 
Wesel  vom  26.  Februar  hatte  sie  ihm  zu  verstehen  gegeben,  sie  wünsche, 
dass  die  Stände  sich  mit  ihren  Beschwerden  an  sie  wendeten,  da  sie  nicht 
glaube,  dass  dieselben  dem  Kurfürsten  zu  Ohren  gekommen  seien.  Die 
clevischen  Städte-  und  Ritterschaftsdeputirten  stellten  denn  auch  dem  Syn- 
dicus Nie  SS  ein  von  ihnen  unterzeichnetes  Creditiv  und  Schreiben  an  die 
Prinzessin  zu,  mit  welchem  dieser  im  März  nochmals  nach  dem  Haag  ging. 
Die  Prinzessin  übergab  die  zahlreichen  Beschwerden,  welche  er  ihr  einhän- 
digte, dem  Mitte  April  nach  Berlin  reisenden  Weimann  mit  dem  Auftrage, 
dem  Kurfürsten  die  Nothwendigkeit  einer  Erleichterung  der  Cleve -Mark 
aufgebürdeten  Lasten  vorzustellen,  und  wenigstens  eine  Zurücknahme  des 
eben  in  Cleve  eingetroffenen  Befehls,  neben  den  bisherigen  Steuern  noch 
die  Kosten  der  waldeck'schen  Regimentsstäbe  und  4000  Thlr.  für  die  Be- 
festigung Calcars  zu  erheben,  zu  erwirken,  da  Cleve  durch  die  eben  statt- 
gefundene Rheinüberschwemmung  auch  der  letzten  Vorräthe  beraubt  wor- 
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den  sei.  W  ei  mann 's  Vorstellungen  hatten  zunächst  keinen  Erfolg;  am 
■;  Mai  schreibt  er  aus  Berlin  an  Copes:    „Für  die  clevischen  Stände  hab 

t.h  bishero  nichts  ausrichten  können.  S.  Ch.  D.  seind  unter  der  Hand  be- 
richtet, dass  sie  auf  dem  Hause  Bilaud  heimliche  conventicula  gehalten 
und  geschlossen,  nach  dem  Haag  zu  schicken.  Meine  gnädigste  Frau  und 
ich  habens  damit  abzulehnen  gesucht,  dass  es  nichts  gewesen  sein  möchte, 
als  zur  Ausfertigung  des  Schreibens  an  I.  Höh.,  welches  Herr  Niess  ge- 
bracht.    Es  wollte  aber  soweit  nicht  helfen,   dass  S.  Ch.  D.   mir  nicht  be- 

ihleu,  ich  sollte  E.  E.  schreiben,  Er  möchte  im  Haag  fleissig  advigiliren 
und  berichten^'.  Erst  im  Juni  entschloss  sich  der  Kurfürst  auf  nochmalige 
vom  liauddrosten  Spaen  überbrachte  V^orstellungen  der  Regierung,  vom 
I.Juli  ab  nur  12,000  Thlr.  monatlich  in  Cleve  Mark  erheben  zu  lassen. 
Inzwischen  wurden  bis  dahin  die  17,000  Thlr.  Steuer  monatlich  in  Cleve 
und  Mark  forterhoben,  immer  stärkere  Werbungen  und  sonstige  Rüstungen 
zu  dem  bereits  für  unvermeidlich  geltenden  Kriege  mit  Schweden ')  am  Rhein 
und  in  Westfalen  betrieben.     Die  märkischen  Stände  gaben  ferner  ihre  Zu- 

rimmung  zur  Erhebung  ihrer  Steuerquote,  die  clevischen  „hielten  sich  stille" 
und  Hessen  geschehen,  was  sie  nicht  zu  hindern  vermochten,  und  die  Stadt 
Wesel  bot  sogar  nach  mehrfachen  verge))lichen  Versuchen,  die  Staaten  zur 
Ausdehnung  oder  doch  strengern  Handhabung  der  Resolution  vom  20.  No- 
vember 1657  zu  bewegen,  dem  Kurfürsten  durch  Schreiben  vom  22.  Mai 
1058  die  Zahlung  von  12,000  Thlr.  an,  wenn  sie  dagegen  von  allen  durch 
die  Stände  bewilligten  oder  nicht  bewilligten  Contributionen  auf  5—6  Jahre 
fahre  von  1657  an,  aus  welchem  Jahre  sie  noch  Steuerreste  schuldete,  ge- 

•  rechnet,  befreit  blieben.  Erst  nach  mehrmaligen  durch  die  Schwiegermutter 
und  die  Gemahlin  des  Kurfürsten  unterstützten  Vorstellungen  der  Stadt  und 
längereu  Verhandlungen  ward  derselben  in  Berücksichtigung  der  Ijeiden, 
welche  sie  dnrch  die  Pest  im  J.  1657  ausgestanden  hatte,  für  jene  Summe 

iiie  Befreiung  von  Steuern  auf  6  Jahre  zugestanden'). 


Der  Kurfürst  an  den  Statthalter.     Dat.  Cöln  a.  d.  Spr. 
2/12.  Sept.  1658.     M. 

[Oenehmif^  eine  Zusammcnkuuft  der  Stände  in  Cleve,  um  des  Pfulzgrafon  Ein- 

!:tciung  zur  Gevatterschaft  zu  bunutworteii.     Stellt  dem  Statthalter  anlioiin,   über 

„Mitigining"  des  Ilauptrecesses  mit  den  Ständen  zu  verliunduin.] 

..E.  Lbd.  ist  wiHHcnd,  wclchcrgcstalt  Unsere  cleve-  und  märkischen  12.  Sept 

1(5   von   des   Herrn   Pfalz^rafcn    von   Neuburg   Llxl.   nnlilngst  zur 

ittcrscbaft  invitirt  worden.     Wann  Uns  nun  dieselben  um  gnädig- 

tcn  Consens,  sieb  deshalb  zusammen  zu  bescheiden,  untertbjlnigst  an- 

-csucbt,  so  lassen  Wir  solches  zwar  endlich  geschehen.    E.  Lbd.  wollen 

CS  aber  bei  Dero  Zurllckkunft  dahin  richten,  dass  obgenielte  Unsere 
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Stände  sich  deshalb  zu  Cleve  zusammen  thun  mögen,  und  dabei  dahin 
sehen,  dass  von  obgemelten  Ständen  Uns  zum  Nachtheil  daselbst  nichts 
gehandelt  oder  vorgenommen,  sondern  vielmehr  ünserm  ausgelassenen 
Edict  allerdings  nachgelebt  werden  möge.  — 

P.  S.  Weil  Wir  auch  wohl  geschehen  lassen  können,  dass,  wann 
E.  Lbd.  ftlr  sich  selbst  dazu  Hoffnung  sehen,  mit  ihnen,  den  Ständen, 
etwas  näher  zu  tractiren  und  der  Landtagsrecess  de  a.  1649  in  den 
Uns,  Unserer  Regierung  und  dem  Lande  selbst  schädlichen  passibus 
etwas  mittigirt  werden  möchte,  so  haben  E.  Lbd.  solches  nebst  Un- 
serer Regierung  also  zu  beobachten  und  Uns  davon  ins  künftige  zu 
berichten". 

Der  Statthalter  empfing  dieses  Rescript  am  14.  September  persönlich 
in  Berlin,  wohin  er  nach  Vollzug  der  Kaiserwahl  und  Krönung  direet  von 
Frankfurt  aus  geeilt  war,  um  über  seine  dortige  Thätigkeit  mündlich  Be- 
richt zu  erstatten.  Er  war  nicht  nur  der  Ansicht,  dass  derartige  Verhand- 
lungen mit  den  Ständen  zunächst  vergeblich  sein  würden,  sondern  er  rieth 
auch  von  der  Genehmigung  eines  ständischen  Convents  zu  dem  angegebe- 
nen Zweck  ab.  Nach  den  Mittheilungen,  welche  er  in  Frankfurt  und  von 
anderen  Seiten  über  die  feindseligen  Pläne  und  Rüstungen  des  neuburgi- 
schen  Pfalzgrafen  empfangen  hatte  (vgl.  oben  Einleit.  p.  '^89),  schien  es 
nicht  wünschenswerth,  demselben  irgendwelche  Gelegenheit  zu  geben,  mit 
den  cleve-märkischen  Ständen  in  gleichsam  officielle  Verbindung  zu  treten. 
Der  Kurfürst  überliess  es  daher  Johann  Moritz,  einen  geeigneteren  Zeit- 
punkt für  einen  Wiederzusammentritt  der  Stände  und  Eröffnungen  über  die 
gewünschte  Revision  des  Hauptrecesses  zu  wählen.  Während  der  Kurfürst 
an  der  Spitze  seines  wie  des  ö streichischen  und  polnischen  Heeres  in  Hol- 
stein den  Krieg  gegen  Schweden  eröffnete ,  kehrte  der  Statthalter  mit  der 
Weisung  nach  Cleve  zurück,  die  Werbungen  und  Rüstungen  in  den  rheini- 
schen Landen  aufs  eifrigste  zu  betreiben,  vor  Allem  den  Festungsbau  in 
Calcar  zu  beschleunigen  und  für  die  sonstige  Sicherung  von  Cleve -Mark 
Sorge  zu  tragen.  Dass  aber  trotz  solcher  die  Mittel  des  Landes  ferner 
stark  in  Anspruch  nehmender  Maassregeln,  welche  die  Stände  natürlich 
nicht  milder  und  versöhnlicher  stimmten,  Plan  und  Wunsch  einer  ernstlichen 
Verständigung  mit  diesen  auf  Grund  einer  Revision  des  Landtagsabschieds 
von  1649  keineswegs  ganz  aufgegeben  waren,  zeigt  die  weiter  unten  mitge- 
theilte  Unterredung  des  Statthalters  mit  dem  Syndicus  Niess,  die  am 
12.  December  1658  im  Haag  stattfand. 


Der  Statthalter  an  den  Kurfürsten.   Dat.  Cleve  4.  Dec.  1658.  B. 

(Eigenhändig.) 

4. Dec.  Er  hofft  von  den  Ständen  oder  sonst  so  viel  Mittel  zu  erhalten,   dass 

Calcar  nächsten  Sommer  fertig  sein  wird,  ohne  die  Domainen  zu  engagiren. 
Den  Richter  Reinermann  in  Wesel  hat  er  cassirt,  „die  Schindereien  und 
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Fauten  sind  zn  gross".  Er  hat  den  Richtern  befohlen,  binnen  6  Wpchen 
ihre  rückständigen  Steuerrechnungen  von  1650  ab  abzulegen,  das  wird  Geld 
für  Calcar  bringen.  „Yicekanzler  Diest  und  Dr.  Motzfeld  hätten  auch 
wohl  gemeritirt  ein  Bollwerk  an  der  Fortification  zu  machen";  Schwerin 
wird  darüber  melden.  „Es  geht  allhier  doli  her,  und  wo  nicht  Exempel 
statairt  werden,  wie  oben  gesagt,  seufzen  E.  Ch.  D.  Unterthanen  und  schreien 
zu  Gott"  ')•  — 

Bericht    des    Syridicus   Niess    über   Unterredungen    mit    dem 
Statthalter  im  Haag.     Dat.  Nymwegen   10.  Jan.  1659.    W. 

[Der  Statthalter  fordert  ihn  auf,  die  Verständigung  zwischen  dem  Kurfürsten  und 
den  Ständen  zu  befördern.  Die  Restriction  des  Hauptrecesses  sei  durchaus  nö- 
thig.  Die  Verwendung  der  Dispositionsgelder  gegen  den  Kurfürsten.  Weder 
beim  Kaiser  noch  bei  den  Staaten  finden  die  Stände  Beistand.  Die  Privilegien 
zu  beseitigen,  liegt  in  des  Kurfürsten  Macht.  Der  Hanptrecess  ist  ihm  abge- 
zwungen und  daher  nicht  verbindlich,  wie  er  bei  der  Unterzeichnung  erklärt  hat; 
einen  neuen  von  ihm  freiwillig  gegebenen  würde  er  halten.  Freies  Geleit  für 
Niess  auf  den  Landtag  ist  ihm  zugesagt,  doch  nicht  ertheilt.] 

„Dieweil  Dr.  Niess,   der  cleviscben  Ritterschaft  Syndicus,  fisca-    1659. 

liter  angesprochen  und  in  der  Zeit  von  IG  Monaten  von  seinen  Anklä-  10- J»"- 

gern  und  von  einem  certo  nominato  genere  delicti   nichts  vernehmen 

können,  als  hat  er  nöthig  zu  sein  erachtet,  am  ^^-j]^'  1658  von  Nym- 

wegen  zu  des  Statthalters  F.  Gn.  nach  Gravenhagen  sich  zu  begeben, 

woselbst  er  am  1/11.  December  angelangt,    den   folgenden  Tag   am 

2/12.   bei  Deroselben  Audienz  erhalten.  —    Ilochged.  S.  F.  Gn.  re- 

commendirten  die  Vereinigung  zwischen  Höchstged.  S.  Ch.  D.  und  den 

Landständen,  worin  obgemelter  Dr.  Niess  sein  Bestes  thun  solle,  darin 

er  viel  vermöchte;    sie  wollten  bei   nächstem   Landtage  von   keinem 

Gelde  sprechen,  die  Garnisonen  müssten  vermöge  des  Keichsschlusscs 

unterhalten  werden,  S.  F.  Gn.  hätten  alles  was  einigsins  den  Ständen 

erspriesslich  gewesen,  bei  S.  Ch.  D.  erinnert,  und  viel  Mühe  gehabt, 

dass  Dieselbe  permittirt  hätten,  die  Stände  zu  verschreiben.  Sie  müssten 

all  dasisclbe,  was  vorhin  passirt  und  aus  Noth  geschehen  müssen,  ver- 

•)  Schon  am  27.  November  hatte  er  gleichfalls  eigenhändig  dem  Kurfürsten 
gemeldet,  dass  groaso  Uneinigkeit  und  particuliore  iJatsucht  (Selbstsucht)  im 
Regiorungs-  und  Justizcollogium,  „Order  muss  unter  den  Richtern  horgostoilt 
werden,  sie  plagen  die  Leute  bei  den  Schätzungen  so  sehr,  dans  auf  den  Kao- 
zoId  geklagt  wird,  wird  nicht  ohne  Caasutiun  einiger  uhluufen ,  bitte  K.  Ch.  D. 
mir  die  iinnd  darin  zu  halten,  amb'rs  ist  unmöglich  das  Stuttliultornmt  nach  Be- 
horon  zu  vertreten.  Ich  werd  thun  gleich  vor  (iott  und  K.  Ch.  I).  verantworten 
kann".  Der  Kurfürst  antwortet  am  14.  December,  duHS  er  mit  dor  Streng«  gegen 
die  Uicbter  zufrieden  sei,  aber  keine  Absetzung  uhue  seinen  ausdrücklichen  Cou- 
lens  stattfinden  dürfe. 
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gessen,  und  nicht  mehr  gedenken,  welches  dann  zur  Bestätigung  der 
Landstände  Privilegien  nützlich  sein  sollte.  Es  wären  auch  einige 
unangenehme  Sachen  in  dem  Ilauptrecess  enthalten,  dieselben  wären 
S.  Ch.  D.  ganz  zuwider,  Deroselben  abgenöthigt,  und  unmöglich,  dass 
dieselben  könnten  gehalten  werden.  Sie  hätten  zwar  keine  Commis- 
sion,  solches  den  Landständen  zu  proponiren,  Sie  wollten  aber  rathen, 
die  Landstände  möchten  gemelte  Recesse  restringiren  und  dasselbe, 
was  die  privilegia  nicht  concernirte  und  S.  Ch.  D.  unangenehm  wäre, 
cassiren,  womit  die  Stände  Deroselben  hohes  Gemüth  wiederum  ge- 
winnen würden;  dieses  wäre  keine  schwere  Sache,  sintemal  einige  aus 
den  Ständen  gesagt  hätten,  man  thäte  wohl,  man  würfe  die  Landtags- 
recesse  in's  Feuer  und  machte  einen  andern;  erinnerte  den  Punkt  von 
den  jährlichen  6000  Thlrn.,  womit  der  Herr  zu  Winnenthal  nach 
dem  kaiserlichen  Hofe  gegangen,  gegen  S.  Ch.  D.  ausgegeben  und 
verwendet  worden,  S.  F.  Gn.  wollten  den  Ständen  rathen,  sie  sollten 
dieses  reiflich  erwägen  und  gedenken,  sie  würden  kein  Support  finden 
beim  kaiserlichen  Hofe,  Dieselbe  und  S.  Ch.  D.  stünden  für  einen 
Mann,  führten  und  commandirten  die  kaiserliche  Armee,  hätten  auch 
befördert,  dass  L  Kais.  Maj.  die  kaiserliche  Krone  erhalten,  auch  wäre 
in  der  kaiserlichen  Capitulation  enthalten,  dass  sie  keine  Klagen  der 
Unterthanen  annehmen  sollten,  die  Landesherren  wären  dann  zu- 
vor gehört;  desgleichen  fänden  die  Stände  auch  kein  Support  bei  den 
Herren  Staaten,  und  wäre  der  Kurfürst  in  einem  solchen  Stande,  dass 
er  das  Land  hin  und  wieder  mit  Kriegsvolk  belegen,  die  Morgenzahl 
einführen')  und  den  Ständen  alle  ihre  privilegia  nehmen  könnte,  wozu 
ihn  gottlose  Menschen  leichtlich  rathen  sollten.    Auch  wollten  S.  F.  Gn. 


^)  Schon  im  Januar  1658  hatte  der  Statthalter  angeordnet,  dass  von  den 
Richtern  in  jedem  Amte  ein  ausführliches  Verzeichniss  aller  Häuser  und  Grund- 
stücke mit  Angabe  ihres  Mieths-,  Pachts-  und  Kaufwerthes  angefertigt  werden 
sollte.  Es  handelte  sich  um  eine  allgemeine  Immobilieneinschätzung,  um  danach 
eine  wirkliche  Grundsteuer  statt  der  bisherigen  rein  personalen  Steuer  einführen 
zu  können.  Es  war  dies  jedenfalls  die  gründlichste  Reform  der  bisherigen  so 
ungerechten  Steuermatrikel;  aber  sie  griff  auch  am  tiefsten  in  die  Privilegien 
der  Stände  ein,  nach  denen  der  Grundbesitzer  als  solcher  steuerfrei  war,  die 
Steuern  niemals  onera  realia  stets  nur  personalia  sein  sollten,  die  ganze  Steuer- 
last auf  die  Pächter  fiel.  Die  Maassregel  rief  daher  auch  jetzt  wieder,  wie  bei 
früheren  derartigen  Versuchen  grosse  Aufregung  unter  den  Ständen  hervor.  Schon 
im  Februar  Hess  der  Syndicus  Niess  von  Nymwegen  und  Oye,  dem  Wohnsitz 
des  Freiherrn  v.  Biland,  aus  einen  Protest  dagegen  unter  den  Ständen  zur 
Unterschrift  circulireu;  ein  Theil  der  ritterschaftlichen  Depuiirten  unterzeichnete 
ihn,  ob  und  wie  viele  von  den  Städten  ist  aus  den  Acten  nicht  ersichtlich.  Vgl. 
auch  oben  allgera.  Einleit.  p.  67. 
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einen  Befehl  zeigen,  worin  befohlen,  einige  aus  Mittel  der  Landstände 
beim  Kopf  zu  nehmen,  welchen  Befehl  Sie  nicht  exequirt  hätten  noch 
wollten. 

Als  dieses  was  obsteht,  gemelter  Dr.  Niess  in  verschiedenen  Au- 
dienzen vorgehalten,  wird  ihm  in  fine  discessus  den  18.  December 
nochmals  die  Vereinigung  zwischen  S.  Ch.  D.  und  den  Landständen 
recommendirt,  bei  Entstehung  dessen  würde  gemelter  Dr.  Kiess  un- 
glücklich und  von  allen  Ständen  oder  von  mehrem  Theil  derselben 
verlassen  sein,  allein  stehen,  S.  Ch.  D.  wären  zum  öftern  unwillig  ge- 
wesen, dass  der  Herr  v.  Winnenthal  auf  Intercession  von  L  Höh. 
losgelassen,  auch  gesagt,  die  Stände  wollten  Dieselbe  nicht  lieben,  sie 
möchten  machen,  dass  sie  Dieselbe  fürchteten,  derwegen  dem  Dr.  Niess 
ein  grosses  Unglück  hätte  widerfahren  können,  und  dass  an  ihm  das 
erste  Exempel  hätte  mögen  statuirt  werden;  erinnerte  wieder  die  Re- 
striction  des  Hauptrecessus,  welches  den  Ständen  sollte  erspriesslich 
sein,  denn  der  Hauptrecess  wäre  S.  Ch.  D.  abgepresst,  hätten  auch 
bei  der  Subscription  eine  Acte  vor  notarium  und  Zeugen  passirt,  dass 
Sie  und  Ihre  Successoren  daran  nicht  verbunden  wären;  würden  Die- 
selben sterben,  wären  obgemelte  Kecesse  nach  Deren  Tode  nichts, 
Ns  ann  aber  derselbe  restringirt  und  de  novo  mit  S.  Ch.  D.  gutem  Willen 
wiederum  aufgerichtet,  würde  das  Neue  festiglich  gehalten,  bevorab 
weil  S.  Ch.  D.  jetzt  Prinzen  hätten  nnd  derowege  alles  hinfüro  desto 
fester  halten  würde". 

Damit  Niess   dem   bevorstehenden   Landtage   beiwohnen  und   die  ge- 

luschte  A'erständigung  befördern  könne,  sei  ihm  vom  Statthalter  das  Con- 

])t  eines  Reverses  vorgelegt,  in  welchem  ihm  zngesichert  worden,  während 
des  Landtages  weder  ihn  noch  seine  Schriften  zu  arretiren,  ein  Coneept, 
«liis  vom  Kauzler  W  ei  mann  noch  revidirt  und  alsdann  nach  vorher  gegau- 

tier  Communication  mit  den  Kegieruugsrätbcn  vom  Statthalter  unterzeichnet 
werden  sollte.  Nach  einer  langen  Audienz  bei  der  verwittweten  Prinzessin 
von  Oranieu,  die  ihn  gleichfalls  ermahnt  habe,  eine  Verständigung  zwischen 

ui  Kurfürsten  und  den  Ständen  zu  befördern,  sei  er  nach  Nym wegen  zu- 
luckgereiht,  wo  er  am  20.  December  ein  Sehreiben  des  Statthalters  aus  dem 
Haag  empfangen  habe,  worin  dieser  ihm  angezeigt,  dass  er  in  wenigen  Ta- 
gen den  llevers  aus  Cleve  erhalten  solle,  den  er  aber  bis  dahin  noch  nicht 

r.r]M.1r....     1. ..)...)) 

';  Dil   in  AuHBicht  genommene  Landtag  fand  nicht  statt.    Ob  der  Statthalter, 

•!  es  scheint,  doch  noch  litMlonkcn  getrugun  hat,  diu  Stünde  zu  bcrufon,  oder 

■se  sich  nach  der  Mittheiiung  des  Syndicus  Niuss   gowoigort  hubon,  eu  er- 

liuinun,   ist  aus   dvn   vurlitigondun  Actun    nicht  «•rsichtlich.     Im  Juli  1B59  erst 

Mird  dum  Nioss  das  fruiu  (ioloit,  später  völlige  Htruflusigkuit  gewährt. 
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Der  Kurfürst,  an  d.  Statthalter.  Dat.  Riepen  5/15.  Jan.  1659.  B. 

(Eigenhändig.) 
[Dank  für  seine  Sorgfalt   zur  Sicherung  der  Lande.     Mittheilungen  vom  Kriegs- 
schauplatz.    Plan  auf  Friedrichsöde.] 

15.  Jan.  „Derselben  angenehm  Schreiben  seind  Mir  wol  worden  und  be- 

danke Ew.  Lbd.  wegen  der  Sorgfalt,  so  Dieselben  zur  Conservirung 
meiner  Landen  und  Vestungen  tragen  und  bitte  ferners  zu  continuiren, 
auch  dahin  bedacht  zu  sein,  damit  die  Lipstadt  zu  Gebühr  gebaut 
und  versehen  werden  möge^).  Ich  bitte  mir  den  Abriss  der  neuen 
Invention  der  Stück  Affetten  ^)  zu  schicken.  Von  Neuem  itzo  ist  wenig, 
als  dass  Unser  Vortrupp  etwa  70  Pferde  stark  250  Schweden  geschla- 
gen, und  gar  wenig  davon  kommen  sein.  Die  Liste  der  Gefangenen 
werde  ich  künftig  bekommen  und  überschicken,  einen  Oberstleutnant, 
einen  Obristenwachtmeister  und  4  Rittmeister  sein  gefangen  einbracht. 
Das  neue  Jahr  lässt  sich  übel  für  die  Schweden  an.  Friedrichsode 
hab  ich  recognosciren  lassen  und  hoffe  mit  göttlicher  Hülfe  etwas  Gutes 
auszurichten".  — 

Der  Kurfürst  an  den  Statthalter.  Dat.  Wieborg  ^^  1659.  M. 

(Eigenhändig.) 
[Die  Werbungen  in  Cleve-Mark.    Mittheilungen  vom  Kriegsschauplatz.    Das 

Verhalten  Opdam's.] 

10.  Mai.  „Ich  hoffe  E.  Lbd.  werden  numehr  wieder  in  Cleve  sein^)  und 

die  Anstellung  zur  Werbung  der  neuen  Compagnien  gemacht  haben, 
wie  denn  auch  nunmehr  der  Oberst  Grönde  aus  Lippstadt  wird  ge- 


*)  Johann  Moritz  hatte  im  November  die  Befestigungen  in  Minden,  Spa- 
renberg,  Lippstadt  und  Hamm  besichtigt  und  gemeldet,  dass  sie  in  guter  Ordnung, 
auch  General  Spaen  (der  vor  Kurzem  zum  General  avancirte  Landdrost  und  cle- 
vische  Rath)  in  Calcar  fleissig  sei  und  die  alten  Stadtwälle  neu  aufgesetzt  habe. 
Am  30.  Deccmber  hatte  er  aus  dem  Haag  berichtet,  dass  auf  seinen  Antrag  Be- 
fehle an  die  staatischen  Commandanten  der  clevischen  Plätze  ertheilt  seien,  ihm, 
wenn  es  zur  Sicherung  des  Landes  nöthig,  Truppen  zur  Disposition  zu  stellen 
(vgl.  oben  Einleit.  p.  790).  Er  habe  zwei  neue  „metallene  Stücke"  giessen 
lassen  und  neue  Lafetten  dazu  erfunden;  den  Ingenieur  Heinrich  Russen  (oder 
Ruse?)  aus  Amsterdam  wolle  er  mit  nach  Cleve  nehmen  und  bei  dem  Frost  in 
Calcar  die  neuen  Werke  abstechen  lassen. 

2)  Lafetten. 

^)  Johann  Moritz  war  im  März  und  April  wieder  im  Haag  gewesen,  um 
die  Staaten  zur  Abseudung  der  vom  Kurfürsten  sehnlichst  erwarteten  Flotten- 
verstärkung anzutreiben.  (Vgl.  Droysen  p.  446.)  Es  war  auch  die  Rede  von 
Uebersendung  staatischer  Trappen;  Johann  Moritz  wünschte  sie  zu  comman- 
diren,  wie  ein  Schreiben  vom  14.  April,  in  welchem  er  von  seinen  Versuchen  mit 
200  Pfd.  Granaten  und  neuen  Laffetten  berichtet,  enthält- 
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marschiert  und  der  Oberst  Pölnitz')  allda  immitiret  sein  wird.  Weil 
die  holländische  Flotte  nicht  kommt,  als  werden  wir  zu  künftigen 
Montag  über  8  Tage  von  hinnen  auf  sein  und  im  Vorbeigehn  Fried- 
richsode angreifen,  da  Wir  Uns  ein  8  Tage  dafür  werden  aufhalten 
müssen.  Der  König  in  Schweden  ist  itzo  auf  der  Insel  Fühnen.  Ich 
halte  dafür,  dass  er  den  Ort  daraus  secundiren  werde,  also  hoffe  ich, 
es  werde  alda  etwas  zu  thun  geben,  weil  sie  recht  gegen  Friedrichsode 
über  bei  Mittelfahrt  ihr  Lager  geschlagen  haben,  auch  etliche  Batterien 
am  Ufer  gemacht,  damit  man  ihnen  die  freie  Ueberfahrt  nicht  ver- 
wehren könne.  Der  Ort  ist  sehr  enge  und  mit  300  zu  Fuss  und  50 
Pferden  besetzt.  Die  Dänischen  und  Holländischen  17  Orlogsschiffe 
liegen  noch  bei  Sonderburg,  können  wegen  der  Schwedischen  Flotte, 
welche  in  36  Schilfen  bestehet,  nicht  auslaufen.  Bei  Laland  liegen  9 
dänische  und  holländische  Schiffe,  welche  zu  diesen  obgemelten  17 
nicht  kommen  können.  Hieraus  können  E.  Lbd.  ermessen,  was  für 
eine  conduite  der  Obdam^)  hat,  dass  er  seine  force  solcher  Gestalt 
separirt  und  in  höchster  Gefahr  setzet.  Wenn  er  Geld  von  Schweden 
genommen  hätte,  so  könnte  er  nicht  besser  für  sie  agireu,  als  er  ge- 
than  hat.  Hiervon  wäre  viel  zu  schreiben.  Ich  bitte,  E.  Lbd.  wollen 
mir  ehst  ein  Perspectif  schicken,  das  gut  sein  möge,  denn  man  mir 
dasjenige,  so  ich  von  Derselben  zu  Berlin  bekommen  habe,  gestohlen 
hat.     E.  Lbd.  werden  mich  sehr  damit  obligiren". 


Der  Kurfürst  an  den  Statthalter.    Dat.  im  Lager  bei  Mittelfahrt 
16/26.  Juli  1659.     M. 

(Eigenhändig.) 

I  i.iii   vijij  Lij^K-UiuL.     iiuiugui-  Unwille  über  Hollands  Vcihiiluu.     VDiötolluiigL'n 

au  de  Witt.J 

„E.  Lbd.  Schreiben  seien  mir  zu  recht  geliefert,  hätte  auch  solche  26.  Juli. 
alHobald  beantworten  wollen,  bin  aber  durch  itzige  viele  occupationes 
daran  verhindert  worden.  Den  Abriss  von  Lippstadt  belangend,  werde 
ich  bei  nächster  Post,  gelicbts  Gott,  solchen  wiederschicken  ncbenst 
einigen  Hedenken,  darüber  ich  des  Herrn  Küssen  sentimcnt  gerne  ha- 
ben wollte 'j.     Wie  Bcheiinisch  es  itzo  in  Holland  zugeht,  das  worden 


')  Job.  Krnat  v.  Pöloitz  löste  Groeode  als  Cointnaudant  v.  Lippstadt  ab. 

*)  Jacob  V.  WassoDaer  lir.  v.  Opdam,  Admiral  der  hoUäudischon  Flotte; 
r  seine  Haltung  vgl.  Droyseu  HI,  2  p.  425. 

')  Am  14.  Mai  hatte  Johann  Moritz  dem  Kiirrürstcn  die  Pläno  für  die 
;..;uteD  \a  (y'alcar  und  Lippstadt  geschickt,  und  gemeldet,  dass  der  Hau  gut  vor- 
gehe,  der  Abschnitt  um  die  8chluterei   in  Calcar  (die  Cltadelle)  in  4  Wochen 
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E.  Lbd.  selber  besser  wissen,  denn  Wir  alhie').  Gott  erbarme  es, 
dass  man  mit  solchen  Leuten  zu  thun  hat,  da  kein  Treu  und  Glauben 
bei  ist  und  die  nicht  auf  der  Republik  Conservation  sehen,  sondern 
nur,  wie  sie  sich  an  Alle,  so  dem  Hause  Oranien  zugethan  und  ver- 
wandt sein,  revangiren  und  Mich  nebenst  meinen  Kindern  an  den  Bet- 
telstab bringen  wollten,  denn  durch  ihre  Anmahnung  habe  ich  mich 
in  dieses  Werk  begeben.  Gott  gebe,  dass  man  solchen  Leuten  die 
Hälse  inzwei  schlüge,  so  wäre  Hoffnung,  dass  bei  Zeiten  das  Werk 
wieder  redressirt  werden  mochte.  Sonst  sehe  ich  den  Staat  verloren, 
denn  Schweden  wird  Alles  versprechen,  aber  Nichts  halten,  und  seine 
Zeit  schon  in  Acht  zu  nehmen  wissen  wird.  — 

P.  S.  E.  Lbd.  sprechen  dem  de  Witt  auch  nur  etwas  hart  zu, 
und  remonstriren  ihm,  dass  keineswegs  ins  Künftige  auf  ihren  Staat 
einige  Reflection  machen  werde,  wofern  sie  solcher  Gestalt  verfahren 
würden "  '^). 


fertig  sein  würde.  Er  setzt  hinzu,  das  vom  Kurfürsten  gewünschte  Buch  über 
Architectur  von  Campen  habe  er  nicht,  wolle  es  aber  verschaffen;  er  hoffe,  dass 
die  Abteien  Werden  und  Essen  (die  unter  der  Vogtei  der  cleve-märkischen  Lan- 
desherrn standen)  die  Mittel  zur  Werbung  und  Erhaltung  von  4  Compagnien  des 
Generals  Eller  auf  4  Monate  (20,000  Thlr.)  aufbringen  würden.  —  Am  18.  Juli 
hatte  der  Kurfürst  den  Statthalter  angewiesen,  sofort  für  die  vollständige  Ver- 
proviantirung  und  Armirung  Lippstadts  Sorge  zu  tragen.  Die  drohende  Haltung 
Fraukreichs  mahnte  zur  Vorsicht.  (Vgl.  Droysen  III,  2  p.  450  und  oben 
Einleit.  p.  791.)  —  Am  1.  August  berichtet  Joh.  Moritz:  „Es  heisst,  die  rhei- 
nischen Alliirten  wollen  ihre  Truppen  in  die  Grafschaft  Mark  legen,  bin  vor- 
sichtig, Lippstadt  ist  in  Ordnung,  Calcar  schreitet  vor  und  wird  im  nächsten 
Sommer  fertig".  Der  Ingenieur  Russen  wolle  mit  1000  Thlr.  Gage  und  Aus- 
sicht auf  den  Generalquartiermeisterposten  in  den  Dienst  des  Kurfürsten  treten; 
„solch  eine  capable  Person  in  diesen  Zeiten  rar".  In  seiner  Antwort,  dat.  Gottorp 
31.  August,  acceptirte  der  Kurfürst  diese  Bedingungen  und  ordnete  an,  dass 
Russen  sich  sofort  nach  Berlin  begeben  sollte.  Ruse,  der  damals  auch  dem 
Hersoge  Christian  Ludwig  von  Braunschweig-Lüneburg  die  Citadelle  in  Har- 
burg anlegte,  trat  1664  als  Generalmajor  in  dänische  Dienste  und  scheint  die 
Festungswerke  Copenhagens  verstärkt  zu  haben. 

^)  Am  21.  Mai  waren  die  Staaten  durch  das  erste  ,,  haager  Concert"  der 
Friedensmediation  Englands  und  Frankreichs  beigetreten.  Am  24.  Juli  ward  das 
zweite  zur  bewaffneten  Mediation  abgeschlossen.  Ueber  der  Staaten  Hollands 
und  der  hoUänd.  Flotte  Verhalten  und  Lage  vgl.  Droysen  III,  2  p.  443— 457. 

^)  Am  11.  August  antwortet  Johann  Moritz  aus  Rysswick:  „E.  Ch.  D.  ha- 
ben im  Handschreiben  diesen  Staat  und  dessen  wenige  Regenten  wohl  recht  ab- 
gemalt". Die  bei  de  Witt  nachgesuchte  Audienz  habe  er  nicht  erhalten  können ; 
„Patience!"  —  Die  Werbungen  in  Essen  und  Tecklenburgischen  hätten  guten 
Fortgang. 
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Der  Statthalter  an  den  Freiherrn  Rollmann  v.  Biland  und 

Reidt.     Dat.  Meppen  24.  Juli  1659.     \V. 

Da  die  Kurfürstin  glüclslich  aus  Schleswig  angelangt  itst,  und  sich  direet  21.  Juli, 
nnch  dem  Haag  begeben  wird,  „so  habeu  wir  dem  Herrn  hiemit  wohlmei- 
id  an  Hand  geben  wollen,  ob  nicht  rathsam  und  dienlich,  dass  einige 
aus  den  löblichen  Herren  Ijandstünden  des  Herzogthums  Cleve  deputirt 
würden,  um  sich  nach  dem  Haag  zu  erheben  und  bei  I.  Ch.  D.  ein  unter- 
thänigst  Compliment  abzulegen,  welches  denn  hiemit  zu  des  Herrn  guter 
Direction  gestellt  wird'*.  — 


IS  dem  Protokoll  des  cleve-märkischen  Ständeconvents  zu 
Cleve.     W.  und  R. 

[Deputation  nach  dem  Haag  zur  Begrüssung  der  Kurfürstin.    Verehrung  an  die- 
,,..11.,.      Wesels  Protest  gegen  Beides.     Beschwerden  über  die  Katasteraufnahme 
und  das  Conventsverbot.     Patheneiuladung  des  Pfalzgrafen.] 
„Erschienen  zu  Cleve  von  der  clevischen  Ritterschaft:    deren  Director  5.  Aug. 
and  Hr.  zu  Reidt,  Loe  zu  Wissen,  Diepenbruch,  Morrien,  Her- 
eid,   Spaen  zu  Cruitswick,    Dorn  ick   zu  Wohnung,    Nievenheira, 
Heck  zur  Wenge,   Wilich  zu  Diersfurt,   Hovcn  und  Ei  ekel  zu  Groen, 
jiiK'h   Deputirte    der   Städte    Cleve,    Wesel,    Emmerich,    Calcar,    Xanten 
1  Rees.    Als  aus  den  in  beigefügtem  Schreiben  •)  angezogenen  Ursachen 
die  Herren   Landstände   aus    Ritterschaft    und   Städten    binnen    der   Stadt 
Cleve  verschrieben,  und  die  Ankunft  von  I.  Ch.  D.  unserer  gnädigsten  Chur- 
tin  und  Frau  nach  Gravenhagen  berichtet,  wird  zuförderst  in  Delibera- 
tion   gelegt,    ob  Stände  einige  ihres  Mittels    ernennen    möchten,    hochged. 
I.  Ch.  D.  untorthänigst  zu  complimentiren.     Bei   dieser  währenden  Delibe- 
ration  erscheinen  einige  aus  den  Landständen  der  Grafschaft  von  der  Mark, 
nämlich  der  v.  Dungelen  zu  Dahlliausen,   der  v.  Sieberg  Drost   zu  Bo- 
chum, Delwich  zu  Delwich,  Schwansbel  zu  Overfeld,  Syndicus  Kumb- 
ßtoff,  H.  Am  and  v.  Eberschwin  von  Hamm  und  Baltliasar  Konrad 
Zahn  von  Unna,   welche   sich  bei  den  Herren  Clevischen  angemeldet  und 
der  Herren  Clevischen  Vorrahmen  begehrt,  wessen   sich  dieselben  wegen 
der  Schickung  nach  Gravenimgen  erklären,  2)  wegen  der  angedeuteten  Auf- 
nehmung  der  Morgenzahl')  vornehmen,    li)  wegen   der   lnhil>itiun   der  Bei- 
Bftmmcnkünftc   zur  Hand   nehmen,  und   dann,   was  an  S.  F.  D.  den  Herrn 
Pfalzgrafen  von  Neuburg  wegen  der  Gevatterschaft  rescribirt  werden  sollte*). 

Iht  die  PropoHition   als   auch  da«  an  den  Fürsten  von  Neuburg  abge-  6.  Aug. 
fa.Mste  Schreiben  verlesen,  aber  wegen  Beschleunigung  der  hagi^chen  Reise 
hilf    tiiiiii    d''Hhelben    fM'-hf    iM.i.iM-litiirf    w,.j,,    kr.inicn ,    -"    in.<.li.r,],,.M.lv    ,]o\\ 

'>  Üa«  .Schrniboii  d«>M  .SUlthalUrH  an  BiluuU-UuiUt  uum  Muppuu  v.  2-1.  Juli. 

*)  8.  obon  Not«  zu  p.  919. 

*)  PfuUgraf  Philipp  Wilhelm  hatte  8ch«>n  im  April  irK'>8  die  .erbvor- 
•  ..«Igten  Laudatändu"  £u  Taufpatheu  bul  Mvinum  um  VJ  April  <l.  .T.  geborenen 
Boho  ciogoladcD. 
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Städten  sollte  zugeschickt  werden.  Zur  Bewillkommnung  der  Churfürstin 
nach  dem  Haag  sind  deputirt  aus  den  Ritterbürtigen  des  Fürstenthums 
Cleve  der  Herr  Director  Kollmann  Frh.  "v.  Biland  und  Reidt  und  Frh. 
Loe  zu  Wissen  nebst  dem  Syndicus  Dr.  Niess,  aus  den  Städten  Cleve: 
Schöffe  Franz  Motzfeld,  PJmmerich:  Schöffe  Wilhelm  Beck,  aus  der 
Grafschaft  Mark  der  Herr  Drost  Joh.  Dietr.  v.  Sieberg,  Rütger 
V.  Dungelen,  Arnt  Georg  v.  Delwich  et  Dietr.  J.  v.  Schwansbel 
nebst  dem  Syndicus  Bertram  Hildebrand  Kumpsthof,  aus  den  Städten 
die  Deputirten  von  Hamm  et  Unna.  Bei  Nehmung  des  Abscheids,  als  die 
Herren  von  Wesel  vernommen,  dass  den  Deputirten  aufgegeben  ward,  im 
Fall  unsere  gnädigste  Frau  die  Churfürstin  verreisen  würde  ohne  in  dies 
Fürstenthum  zu  kommen,  sollte  den  Herren  Deputirten  zu  Bezeigung  ihrer 
Devotion  freistehen,  6000  Thlr.  zu  präsentiren,  jedoch  zuförderst  mit  I.  F. 
Gn.  von  Nassau  vor  allem  sich  zu  unterreden,  und  dessen  Rath  hierin  mit 
zu  folgen,  und  wenn  es  auf  ein  Tausend  Thaler  mehr  ankommen  würde, 
sollte  hierin  ihnen  die  Hand  zu  öffnen  freistehen,  welches,  wie  gesagt,  die 
Herren  von  Wesel  vernommen  haben  und  Namens  ihrer  Principalen  nicht 
allein  wegen  der  Abschickung,  sondern  auch  wegen  der  Offerte  protestirt 
und  darüber  in  originali  der  Principalen  Vollmacht  vorgezeigt,  aufgestan- 
den und  von  uns  ihren  Abscheid  genommen,  welches  von  den  anderen 
Städten  höchlich  empfunden  und  bei  nächster  Versammlung,  was  hierin  zu 
thun  sein  möchte,  vorzunehmen  beschlossen". 


Die  Deputirten  erhielten  von  der  Kurfürstin  wie  von  deren  Mutter,  der 
Prinzessin  von  Oranien,  wiederholt  die  Versicherung,  dass  der  Kurfürst 
nichts  mehr  wünsche,  als  mit  den  Ständen  in  gutem  Einvernehmen  zu  leben, 
ihnen  auch  ihre  Privilegien  gern  gönne;  nur  müssten  dieselben  nicht  gegen 
ihn  gemissbraucht  werden.  Sie  ihrerseits  nahmen  die  Gelegenheit  wahr,  um 
mit  einem  ganzen  Strom  von  Klagen  und  Beschwerden  die  beiden  Fürstin- 
nen wie  den  Fürsten  von  Anhalt  und  namentlich  den  ebenfalls  im  Haag 
anwesenden  Statthalter  zu  überschütten.  Letzterer  versprach  nach  Kräften 
Abhilfe,  und  gab  ihnen  überdies  die  Zusage,  mit  der  Katasteraufnahme  bis 
zu  näheren  Verhandlungen  mit  den  Ständen  darüber  einhalten  zu  lassen, 
auch  fernere  Zusammenkünfte  der  Stände,  sobald  sie  wirklich  zum  gemeinen 
Besten  nöthig  und  ihm  vorher  angemeldet  würden,  nicht  verbieten  zu  wollen. 
So  gestattete  er  denn  auch,  dass  die  Stände  sich  am  1.  September  wiederum 
in  Rees  versammelten,  um  die  Kurfürstin  in  Isselburg,  dem  einzigen  an  der 
Grenze  gelegenen  clevischen  Ort,  den  sie  auf  ihrer  Rückreise  berührte,  in 
corpore  begrüssen  zu  können  ^).   Zur  Berichterstattung  ihrer  nach  dem  Haag 


^)  Wilich-Winnenthal  benutzte  diesen  Convent  in  Rees  sofort,  um~per- 
sönlich  die  clevischen  Stände  an  die  ihm  „zum  Ersatz  vor,  bei  und  nach  der 
regensburger  Deputation  gehabter  Kosten,  Schaden  und  Leiden"  zugesagten 
16,000  Thlr.,  mit  der  Bemerkung  zu  erinnern  (vgl.  oben  p.  901),  dass  er  um  die 
dreifache  Summe  nicht  wieder  derartiges  durchmachen  möchte.  Es  ward  ihm 
eine  auf  diese  Summe,  den  Erben  Moll's  eine  auf  2000  Thlr.,  lautende  Obligation 
der  Stände,  innerhalb  7  Jahren  zu  tilgen,  zugestellt. 


Begrüssung  der  Kurfürstin.     Vorstellungen  an  den  Kurfürsten.        925 

gesandten  Deputirten  und  Repartirung  der  von  der  Kurfürstia  acceptirten 
^Yerehrung''  von  6000  Thlr.  versammelten  sich  die  cleve-märkisehen  Stände 
dann  am  8.  September  wiederum  in  Cleve,  und  richteten  von  hier  aus  das 
nachfolgende  Schreiben  an  den  Kurfürsten. 


Die  clevischen  Stände  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Cleve 
10.  Sept.  1659.     W. 

[Vertrauen  auf  des  Kurfürsten  Gnade.  Ihre  Treue  und  Sorge  um  des  Kurfürsten 
und  des  Landes  Wohl  wird  verkannt,  Zwietracht  zwischen  Fürst  und  Ständen 
zu  stiften  gesucht,  ihr  Klagen  und  des  Landes  Zerrüttung  dem  Kurfürsten  nicht 
vorgebracht.  Sie  bitten  um  Gehör  und  Abstellung  der  ihre  Privilegien  verletzen- 
den Beschwerden,   dagegen   zu  dem,   was  zur  Defension   und  Beibehaltung  des 

Landes  nöthig,  bereit.] 

Sowohl  bei  der  Anwesenheit  des  Kurfürsten  im  Lande ,   als  in  Schrei-  10.  Sept. 
ben  hat  er  vielfältig  die  Stände  seiner  Gnade   versichert,   und   den  Willen 
und  Wunsch  ausgesprochen,  sie  ihnen  durch  Abstellung  ihrer  Beschwerden 
und  jede   mögliche  Erleichterung  der  auf  dem  Lande  ruhenden  Lasten  zu 
beweisen. 

„Diese  churfUrstliche  Versicherung  und  unser  darauf  gesetztes  un- 
terthänigstes  Vertrauen  und  dagegen  zugefügte  Beschwerniss  haben 
uns  veranlasst,  E.  Ch.  D.  es  unserm  herzlich  hochgeliebten  Landes- 
vater die  Noth  und  Annutb  Deroselben  Unterthanen  wehmüthigst  vor 
Augen  zu  stellen;  als  sind  aber  diese  unsere  unterthänigsten  abgenö- 
thigten  Klagen  von  einigen  also  ausgedeutet  und  ausgelegt  worden, 
als  wenn  dieselben  all  zu  hart  und  anstössig,  unerachtet  kein  einziger 
Mensch  wird  behaupten  können,  dass  wir  aus  den  Schranken  unserer 
unterthänigsten  gehorsamsten  Devotion  getreten  seien.  Gestalt  wir  auf 
unsern  Versammlungen  keinen  andern,  denn  diesen  Zweck  vor  Augen 
gehabt  und  noch  haben,  wie  dass  E.  Ch.  D.  Interesse  nach  unserm 
unterthUnigstcn  Eifer  und  bestem  VcrmJjgen  in  diesem  Lande  beob- 
achtet, der  Unterthanen  Nutzen  befördert  und  dem  particulieren  Eigen- 
nutz begegnet  werde,  auch  wie  die  eingerissenen  Gravamina,  Mängel 
und  Gebrechen  zu  E.  Ch.  D.  Wissenschaft  gebracht,  gnädigst  re- 
mcdiirt  und  wir  sehen  und  vernehmen  mögen,  dass  die  ausgesehla- 
gcnen  Gelder  nützlich  verwendet,  die  Unterthanen  über  Vermögen  nicht 
gravirt,  und  derselben  unterthänigstc  Liebe  je  länger  je  mehr  an- 
wachse, auf  dass  E.  Ch.  D.  deren  unterthänigstcr  Affcction  und  wirk- 
licher Assistenz  im  Fall  der  Noth  versichert,  und  darein  ein  festes 
pracsidium  setzen  mögen. 

Dannenhero  können  wir  anders  nicht  urthcilcn,  denn  dass  dieje- 
nigen, welche  dieses  zu  contraminircn  und  zu  verliiudcrn  suchen,  in  der 
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That  damit  umgehen,  wie  sie  uns  von  E.  Ch.  D.  separiren,  E.  Ch.  D. 
hohes  landesväterliches  Gemüth  durch  ihre  ungleichen  Berichte  von 
uns  abkehren,  Vater  und  Kinder,  Haupt  und  Glieder  trennen,  auch 
des  Herrn  Statthalters  F.  Gn.,  der  hieran  kein  Gefallen  trägt,  abüsi- 
ren,  und  inmittelst  ihren  eigenen  Vortheil  treiben  mögen.  Wir  be- 
trüben uns  aber,  gnädigster  Churfürst  und  Herr,  dass  wir  in  diesen 
und  mehreren  andern  Punkten  mit  unsern  unterthänigsten  zu  E.  Ch.  D. 
und  des  Landes  Besten  gereifehenden  Erinnerungen  zum  Vorschein 
nicht  kommen  können,  sondern  gegen  E.  Ch.  D.  gnädigste  Intention 
und  Willen  so  hart  gedrückt,  so  grosse  erkleckliche  und  zu  vielen 
hunderttausend  Thaleru  sich  ertragende  Geldsummen  über  unser  Ver- 
mögen ausgeschlagen,  so  bekümmerlich  von  den  Unterthanen  beige- 
tragen, womit  so  wenig  Nutzen  angeschafft,  und  verursacht  wird,  dass 
in  den  Städten  und  auf  dem  platten  Lande  die  gemeinen  und  parti- 
culieren  Gründe  versetzt,  das  Eigenthum  angegriffen  und  gemelte  Un- 
terthanen sich  in  schwere  unablegliche  Schulden  vertiefen. 

Als  gelangt  an  E.  Ch.  D.  unsere  unterthänigste  und  emsigste  Bitte, 
Sie  geruhen,  sowohl  wegen  Deroselben  hierbei  versirendes  Interesse, 
als  auch  zum  Trost  und  Beibehaltung  so  vieler  nothleidender  Unter- 
thanen gnädigst  zu  befehlen,  dass  wir  in  unserm  unterthänigsten  An- 
liegen gnädigst  gehört,  E.  Ch.  D.  unparteilich  darüber  referirt,  wir 
von  E.  Ch.  p.  als  unserm  hochgeliebten  Landesvater  nicht  getrennt, 
und  wir  gegen  die  privilegia  dieses  Landes  nicht  gravirt  werden  mö- 
gen. Wir  leben  aber  der  unterthänigsten  Hoffnung,  E.  Ch.  D.  werden 
uns  gnädigst  hören,  damit  die  eingerissenen  Mängel  und  Gebrechen 
remediirt  werden.  E.  Ch.  D.  sein  dessen  in  Gnaden  fest  versichert, 
dass  wir  diese  gegenwärtigen  und  veränderten  Conjuncturen  von  Zeiten 
unterthänigst  werden  consideriren,  E.  Ch.  D.  nicht  aus  Händen  gehen, 
noch  auch  an  unserm  unterthänigsten  Orte  erwiedern  lassen,  was  zu 
E.  Ch.  D.  gnädigstem  Contentement,  Beobachtung  Deroselben  Inter- 
esse, nöthiger  Defension  und  Beibehaltung  dieses  Landes  nöthig  oder 
einigsins  erspriesslich  sein  und  zu  desselben  Aufnehmen  gereichen 
möchte,  inmaassen  E.  Ch.  D.  in  der  That  verspüren  werden,  dass  wir 
in  derselben  Devotion  unausgesetzt  continuiren  und  beharren  werden"  '). 


^)  Das  Schreiben  ward  mit  einigen  empfehlenden  Zeilen  an  Schwerin   ge- 
sandt, um  es  dem  Kurfürsten  persönlich  einzuhändigen. 


Antwort  des  Kurfürsten  an  die  Stände.  927 

Der  Kurfürst  an  die  clevischen  Stände.     Dat.  Richtenberc:  in 
Vorpommern  4.  Oct.   1659.     W. 

sehr  er  ihnen  Erleichterung  wünscht,  ist  doch  des  Landes  Beihilfe  zur  Auf- 
rt'chthaltnng  seines  Militäretats  und  Sicherheit  seiner  Lande  noch  unentbehrlich. 
Er  erstrebt  nur  den  Frieden,  wozu  nachdrückliche  Kriegführung  nöthig.    Er  rech- 
net auf  ihren  Beistand,   zumal   die  Lasten   des  Landes    erträglich  und   geringer 
als  die  der  anderen.     Die  Gravamen  sind  schriftlich  einzusenden.] 

„Euer  unterthänigstes  Schreiben  sub  dato  Cleve  den  10.  September  4.  Oct. 
ist  uns  wohl  eingeliefert  und  gehorsamst  vorgetragen  worden.  Gleich 
wie  Uns  nun  eure  eine  Zeit  hero  obgelegcne  Beschwerde  genugsam 
bekannt  ist,  also  wäre  Uns  Nichts  lieber,  als  dass  Wir  euch  derselben 
gänzlich  entheben  und  mit  allen  beschwerlichen  Zumuthungen  verscho- 
nen könnten.  Wir  tragen  aber  das  gnädigste  Vertrauen  zu  euch,  ihr 
werdet  die  gegenwärtigen  Conjuncturen  derzeit  verständig  beherzigen 
und  daraus  leichtlich  urtheilen,  wie  unmöglich  es  Uns  bisher  gewesen, 
auch  noch  jetzt  ist,  ohne  euren  und  anderer  Unserer  getreuen  Stände 
und  Unterthanen  Zuschub  und  Hülfe,  sowohl  die  Conservation  Unseres 
Militäretats  als  die  Sicherheit  Unserer  Lande  gebührender  jMaassen  zu 
beobachten.  Wir  wünschen  von  Grund  Unserer  Seele,  lassen  auch 
einzig  und  allein  alle  Unsere  Sorge  und  Mühe  dahin  gerichtet  sein, 
dass  die  gegenwärtige  leidige  Kriegsfiamme  schleunigst  gedämpft  und 
ein  sicherer  allgemeiner  Friede  wiederum  restabilirt  werden  möge.  Ehe 
und  bevor  aber  dieser  so  hoch  desiderirte  Zweck  erlangt  wird,  werdet 
ihr  verhoffentlich  euch  den  gemeinen  oneribus,  welchen  alle  Unsere 
Lande  unterworfen,  allein  nicht  entziehen,  sondern  Uns  ferner  derge- 
stalt unter  die  Arme  greifen  und  Uns  au  Hand  gehen,  damit  Wir  Un- 
sere gerechte  Sache  ausführen  und  durch  nachdrücklich  ernste  Fort- 
setzung der  angefangenen  Kriegsoperationen  Uns  und  Unseru  Etat 
dennaleinst  in  Sicherheit  und  Frieden  setzen  können;  wobei  ihr  dann 
auch  mit  untcrthänigstcm  Dank  billig  zu  erkennen,  dass  die  onera,  so 
euch  bisher  obgelegen,  gleichwohl  noch  erträglich  gewesen,  und  ihr 
nach  Proportion  aller  Unserer  Lande  am  wenigsten  contribuirt.  Des- 
wegen Wir  dann  der  gnädigsten  Zuversicht  leben,  ihr  werdet  ferner 
in  eurer  bisher  L^ns  contestirten  unlerthänigsten  Devotion  unverändert 

limrren,  auch  solche  wirklich  und  in  der  That  bei  diesen  Zeiten 
gegen  Uns,  eurer  Schuldigkeit  und  gothanem  Versprechen  gemäss, 
cnvciscn.  Wohingegen  ihr  dann  zu  vcrHichern,  dass  Wir  euch  mit 
aller  landcsväterlichen  Aficction  und  churfürKtlichcn  («nade  bcHtilndig 

iicetban  vcrbloibcn,  auch  mit  dem  ehesten,  sobald  es  die  Zeiten  nur 
geben,  auf  eure  Subicvation  bedacht  sein  werden.     Was  im  Uebrigcn 
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die  von  euch  erwähnten,  aber  nicht  specificirten  gravamina  betrifft, 
könnt  ihr  solche  schriftlich  an  Uns  bringen,  und  darauf  einer  solchen 
Resolution  und  Verordnung  gewärtig  sein,  dass  ihr  Unsere  gnädigste 
Gewogenheit  daraus  gegen  euch  zu  erkennen  Ursache  haben  werdet". 


Der  Kurfürst  an  den  Statthalter.    Dat.  Barth  in  Vorpommern 
4.  Nov.  1659.     W. 

[Zur  Erhaltung  der  Armee  müssen  5  Regimenter  während  des  Winters  nach  Cleve- 
Mark  verlegt  werden;  die  Stände  sind  zur  Verpflegung  derselben  zu  bewegen.] 

4.  Nov.  Ohne   seines   „etats"  und   aller    seiner  Länder   und  Unterthaaen  Ruin 

kann  er  die  Waffen  nicht  niederlegen,  sondern  muss  zur  Erreichung  des 
Friedens  um  so  mehr  gerüstet  bleiben,  als  grade  jetzt  bei  der  Interposition 
vieler  hoher  Potentaten  Hoffnung  zum  Frieden  vorhanden  ist. 

„Als  will  Uns  obliegen,  dahin  bedacht  zu  sein,  welch ergestalt 
Unsere  Armee  den  bevorstehenden  Winter  über  dergestalt  zu  verlegen, 
damit  sie  nicht  in  Abnehmen  gerathen,  sondern  vielmehr  bester  Maassen 
beibehalten  und  conservirt  werden  möge,  und  haben  Wir  demnach  eine 
Eintheilung  durch  alle  Unsere  Lande  machen  lassen,  vermöge  welcher 
Unserm  Herzogthum  Cleve  und  Grafschaft  Mark  zwar  ein  sehr  Grosses 
in  Consideration  der  geringen  Beschwerden,  welche  die  Lande  bisher 
getragen,  zukommen  wollte.  Wir  haben  aber  dabei  eine  und  andere 
Ursache  erwogen,  warum  Wir  dieselben  etwas  gelinder  als  Unsere 
andern  Länder  für  diesmal  zu  belegen  gut  gefunden,  und  daher  über 
die  bereits  habenden  Garnisonen  nur  diese  5  Regimenter  mit  ihrer 
Verpflegung  dorthin  verwiesen,  als  nämlich  das  pfulsche,  anhaltische 
und  weimarische  Regiment  zu  Pferd,  und  das  sibergsche  und  holstei- 
nische Regiment  zu  Fuss.  Wir  gesinnen  demnach  an  E.  Lbd.  hiemit 
freundvetterlich,  Sie  wollen  Unsern  alldortigen  getreuen  Landständen 
dieses  alles  gebührend  vortragen  und  dabei  ihnen  remonstriren,  wie 
leid  es  Uns  zwar  sei,  dass  Wir  dieselben  mit  diesen  und  dergleichen 
beschwerlichen  Anmuthungen  graviren  müssten.  Weil  Uns  aber  die 
unvermeidliche  Noth  dazu  veranlasst,  so  lebten  Wir  der  gnädigsten 
Zuversicht,  sie  würden  Uns  mit  unterthänigster  Willfährigkeit  unter 
die  Arme  greifen,  und  zu  Verpflegung  der  gemelten  Regimenter  sich 
willigst  und  gehorsamst  verstehen,  auch  ohne  Versäumung  einiger  Zeit 
solche  Anstalt  machen  helfen,  damit  die  Truppen,  welche  in  wenigen 
Tagen  den  Marsch  dorthin  fortsetzen  werden,  dem  Lande  nicht  unver- 
muthlich  auf  den  Hals  kommen,  und  ein  oder  ander  von  Unsern  Un- 
terthanen  bei  solcher  Confusion  nicht  gar  ruinirt  werden  möge". 
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Johann  Moritz  empfing  dieses  Rescript  in  Petershagen  bei  Minden, 
über  welches  Fürstenthura  sowie  über  Ravensberg  ihm  seit  1658  gleichfalls 
die  Statthalterschaft  verliehen  war.  Gleichzeitig  traf  dort  ein  Rescript  des 
Kurfürsten  von  demselben  Datum  an  die  raindensche  Regierung  ein,  worin 
er  äusserte,  dass  er  die  Truppen  nicht  so  weit  auseinander  legen  könnte, 
und  daher  das  Fürsteuthum  Minden  zur  Verpflegung  der  in  Pommern  und 
den  Marken  einquartierten  Armee  sowie  der  Garnison  in  Minden  monatlich 
6200  Thlr.  und  2024  Scheflel  Roggen  und  Gerste  zu  liefern  habe.  Hierauf 
fussend  wandte  sich  Johann  Moritz  mit  der  dringenden  Bitte  an  den 
Kurfürsten,  zu  gestatten,  dass  auch  Cleve-Mark  die  Einquartierung  jener 
Regimenter  unter  der  Bedingung  erlassen  werde,  dass  die  dortigen  Stände 
die  Verpflegungskosten  für  dieselben  und  die  Garnisonen  in  Calcar,  Hamm 
und  Lippstadt  in  Geld  bewilligten  und  aufbrächten.  Er  berechnete  die 
monatlichen  Ausgaben  für  den  Sold  und  den  Service  der  drei  Cavallerie- 
und  zwei  Infanterieregimenter,  einschliesslich  der  zugehörigen  Regiments- 
*fibe  und  Generalität,  auf  27,234  Thlr.,  der  Garnisonen  auf  9000  Thlr.') 


*)  Es  ist  nicht  uninteressant,  einen  Blick  in  die  Details  des  damaligen  Mili« 
turetats  in  Kriegszeiten  zu  werfen.  Tractament  und  Service  des  Stabes  eines 
Cavallerieregiments  (1  Oberst  zu  135  Thlr.  Sold  und  15  Thlr.  Service,  1  Oberst- 
lieutenant zu  54  resp.  9  Thlr.,  1  Oberstwachtmeister  zu  42  resp.  l^j^  Thlr.,  1  Re- 
gimentsquartiermeister zu  20  resp.  4  Thlr.,  1  Adjutant,  1  Reg.-Prediger,  1  Reg.- 
Auditeur,  jeder  zu  15  resp.  1'/,  Thlr.,  1  Reg. - Secretär  zu  10  resp.  l'/a  Thlr., 
1  Reg.-Feldscherer,  1  Wagenmeister,  1  Profoss,  1  Scharfrichter  zu  9  resp.  l'/jThlr., 
1  Steckeuknecht  zu  6  resp.  Vi  Thlr.)  kam  monatlich  396V2Thlr.;  eine  Cavallerie- 
compagnie  (1  Rittmeister  zu  80  Thlr.  Sold  und  4V4  Thlr.  Service,  1  Lieutenant 
zu  38  resp.  2V4  Thlr.,  1  Cornett  zu  29  resp.  IV4  Thlr.,  1  AVachtmeister  zu  15 
resp.  IV4  Thlr.,  1  Fourier  zu  12  resp.  V|^  Thlr.,  3  Corporale  zusammen  zu  42 
resp.  4Vj  Thlr.,  2  Trompeter  zu  18  resp.  2V4  Thlr.,  1  Musterschreiber  zu  9  resp. 
IVs  Thlr.,  1  Feldscherer  zu  9  resp.  IV4  Thlr.,  1  Fahnenschmidt  zu  8  resp.  IVg 
Thlr.,  1  Sattler  zu  8  resp.  l*/«  Thlr.  und  100  Reuter  zusammen  (500  Thlr.)  kam 
monatlich  89OV2  Tiilr.  Die  Cavallerieregimeuter  hatten  gew<»lmlich  G  Comp.,  jede 
zwischen  100  und  \'^)  .Mann.  Der  Stab  eines  Infanterieregiments  (1  Oberst  zu  120 
Thlr.  Sold  und  10  Thlr.  Service,  1  Oberstlieutenaut  zu  4G  resp.  6  Thlr.,  1  Oberst- 
wachtmeister zu  30  resp.  4Vj  Thlr.,  1  Reg.-Quartiormeister  zu  16  resp.  IVjThlr., 
1  Wachtmeieterlicutenant  zu  14  resp.  IVj  Thlr.,  1  Reg.-Prediger  und  Auditeur, 
jeder  15  resp.  1 '/^  Thlr,  1  Reg. -Secretär  zu  10  resp.  1«/,  Thlr,  1  Reg. -Feld- 
scherer, W.i  '  r,  Tambour,  Profoss  und  Scharfrichter,  jeder  zu  9  resp. 
1»/,  Thlr,  1  i.knecht  zu  47,  resp.  '/i  'l'ldr.)  kam  monatlich  353V4  Thlr; 
eine  Infanterieconipagnie  (1  Capitän  zu  40  resp.  3  Thlr,  1  Lieutenant  so  17  resp. 
IVj  Thlr,  1  Fähudrich  zu  14  resp.  1'/,  Thlr,  3  Sergeanten  «usammen  zu  18 
resp.  2V4  Thlr,  1  gefreiter  Corporal  zu  5  resp.  V4  Thlr,  1  Musterschroiber, 
1  CapitHud*arm«?H,  1  Fourier,  j»Hlür  zu  6  resp.  *U  Thlr,  3  (,'orporalo  zusammen  zu 
12  rep.  2V4  Thlr..  3  Tumbouro  zu  8'/,  resp.  2'/4  Thlr,  12  Oefroito  zu  38  Thlr, 
88  Gemeine  zu  220  Thlr)  kam  monatlich  an  Tractament  und  Service  auf  4OIV4 
Thlr.  —  Der  General  der  Cavallerie  oder  Infanterie  erhielt  monatlich  800  Thlr 
ictament,  1  Generalllcutenant  500  Thlr,  1  Generalmajor  300  Thlr 


Katar,  lur  Gttcb.  J.  Gr.  KurfQntto.  V.  69 


930  ^^'   ^^^  nordische  Krieg. 

Deputirte  von  Soest  an  den  Magistrat  daselbst.     Dat.  Cleve 

19.  Dec.  1659.     S. 
(Unterz.:  Andr.  Dieth.  v.  Damm  und  Florenz  Merckelbach.) 

e 

19.  Dec.  Am  16.  December  hat  der  Statthalter  persönlich  den  cleve -märkischen 

Landtag  eröffnet.  In  der  Proposition  wird  der  Unterhalt  für  5  in  Cleve- 
Mark  einzuquartierende  Regimenter  und  die  Garnisonen  in  Lippstadt, 
Hamm  und  Calcar  gefordert.  Der  Statthalter  rühmt  sehr  die  Bereitwillig- 
keit der  Stände  in  Minden  und  Ravensberg,  von  denen  für  den  Fall,  dass 
die  Truppen  in  den  Marken  blieben,  jene  sich  zur  Beibringung  von  8000 
Thlr.  monatlich  und  Aufkauf  des  nöthigen  Korns  *) ,  diese  zur  monatlichen 
I^eistung  von  4800  Thlr.  und  1560  Scheffel  Roggen  nebst  Unterhalt  der 
im  Ravensbergischen  einquartierten  4  Compagnien  Dragoner  erboten  haben. 
„Was  nun  endlich  diese  Tractate  geben  werden,  eröffnet  die  Zeit,  und  wird 
man  zwar  so  viel  als  möglich  die  Einquartierung  suchen  abzuwenden,  allein 
dazu  wird  eine  excessiv  grosse  Summe  Geldes  erfordert  werden  und  bleibet 
daneben  die  Unterhaltung  der  Garnisonen  apart.  Dazu  ist  ungewiss,  ob 
auch  die  Einquartierung  abzulehnen  stehet,  zumal  einige  Officiere  wohl  für- 
geben möchten,  dass  von  den  abgehenden  französischen  und  spanischen 
Truppen  die  Rekruten  zu  machen  stünden"^). 


Der  Statthalter  an  den  Kurfürsten.  Dat.  Cleve  14.  Jan.  1660.  B. 

(Eigenhändig.) 

1660.  „E.  Ch.  D.  gnädigsten  Befehl  von  dem  27.  December  1659^)  hab 

14.  Jan.  jjjjj;  gestriger  Post  wohl  erhalten  und  berichte  darauf  gehorsamst,  dass 

wir  anitzo  mit  den  Ständen  in  voller  Arbeit  begriffen,  die  Matricul  zu 

redressiren,   um  die  Mittel  zu  finden,    beides,  zu  den  extraordinariis 

70,000  Thlr.  als  auch  den  ordinariis  laufenden  Monats  Gelder  vor  die 


»)  Vgl.  p.  927. 

2)  Spanien  und  Frankreich  entliessen  nach  dem  Pyrenäen  -  Frieden  einen 
grossen  Theil  ihrer  Armeen.  —  Am  13.  Januar  berichten  die  soester  Deputirten, 
dass  die  Stände  erst  50,000,  dann  70,000  Thlr.  zur  Abwendung  der  Einquartie- 
rung angeboten  hätten.  „Die  Stände  haben  sich  auch  erboten  800  Mann  nebst 
Officieren  zur  Landesdefension  zu  halten,  um  die  monatlichen  Ausschläge  für 
die  Garnisonen  und  Festungen  (bisher  monatlich  12,000  Thlr.)  abzuwenden*.  Da 
aber  nach  den  holländischen  Nachrichten  der  Einmarsch  der  französischen  Ar- 
mee unter  Harcourt  in  Deutschland  bevorsteht,  so  ist  es  sehr  fraglich,  ob  die 
Anerbietungen  der  Stände  angenommen  werden.     Vgl.  oben  Einl.  p.  791. 

^)  Er  lautete  dahin,  dass  es  fast  unmöglich  sei,  die  5  Regimenter  auch  noch 
in  der  ausgesogenen  Mark  Brandenburg,  die  bereits  neben  schweren  Durchzügen 
und  Einquartierungen  110,000  Thlr.  an  Contribution  monatlich  aufbringe.  Das 
Mindeste,  was  er  von  den  cleve-märkischen  Ständen  fordern  müsse,  sei  die  Be- 
willigung von  monatlich  25,000  Thlr.  „auf  einige  Monate**.  (Also  ungefähr  der 
Betrag  des  Tractaments  und  Service  für  die  5  Kegimenter.     Vgl.  oben  p.  928.) 
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Garnison  als.Bauw  zu  Calkar');  sobald  diese  obige  Summe  ausge- 
schlagen sein  wird,  alsdann  will  ich  mein  äusserstes  Bestes  tbun,  wie 
etwan  die  Summe  möchte  erhöhet  werden.  Belangend  die  Äbtissin 
von  Essen  und  Graf  von  Bentheim"),  so  ist  der  General-Quartiermeister, 
der  V.  d.  Osten,  wieder  zurück  kommen  und  haben  sich  beide  erkläret, 
ihre  Abgeordnete  anhero  zu  senden,  um  zu  tractiren.  Dieweil  die 
Noth  der  armen  Leute  zu  Calcar,  deren  Häuser  itzo  aufs  Neu  haben 
abgebrochen  werden  müssen,  bei  diesem  Winter  Wetter  sehr  gross  ist, 
indem  schwerlich  können  unterkommen  und  auf  den  Knien  täglich  um 
Bezahlung  anhalten,  welche  über  8000  Thlr.  sich  beträgt,  die  cassa 
aber  solches  nicht  ertragen  kann,  alldieweil  ledig  ist,  so  ersuche  E. 
Ch.  D.  unterthänigst,  Sie  erbannen  sich  dieser  armen  Menschen  und 
lassen  zu,  dass  die  Gelder,  so  etwa  von  Essen  und  Bentheim  kommen, 
dazu  verwendet  werden,  weilen  anders  keine  Mittel  hierzu  weiss  und 
E.  Ch.  D.  apparent  die  70,000  Thlr.  unzertheilt  haben  wollen'*'). 

Der  Ingenieur  Russen  ist  fest  für  des  Kurfürsten  Dienst  gewonnen; 
die  Capitulation  mit  ihm  soll  zur  Ratification  eingeschickt  werden.  Durch 
Eximirung  des  Klosters  Gräventhal  von  den  Steuern  hätte  der  Kurfürst 
„einen  Gottes  Lohn'*  verdient,  aber  das  Kloster  Marienbaum  wird  jetzt 
gleichfalls  darum  bitten. 


i)ci-  .Mailhalter  an  den  Kurfürsten.  Dat.  Cleve  21.  Jan.  IGGO.  B. 

(Eigenhändig.) 

[Erhöhung  der  Steuer  auf  80,000  Thlr.;   Uneinigkeit  über  den  Erhebungsraodus; 
Vorschlag  einer  Capitationssteuer,  wogegen  aber  die  Städte.] 

„E.  Ch.  D.  gnädigste  Resolution  vom  3.  Januar*)  habe  alsobjild  21.  Jan. 
«Icn  Ständen  bekannt  gemacht,  welche  nach  vielen  Klagen  endlich  die 


Der  Statthalter  verlangte   für  die  Garnisonen   in  Lippstadt,    Hamm  und 

u.iir   monatlich    1K)00  Thlr.   und   ausserdem   10,000  Thlr.:,  ;K)00  Thlr.   zur  Ab- 

tilung  des  dem  Ingenieur  Küssen  in  Kntreprise  gegebenen  Baues  der  calcarer 

Citadellü,   2000  Thlr.  für  den  mit  der  Herstellung  der  (leliaude  iu  der  Citadello 

beauftragten  Lieutenant  v.  d.  Mylon,  KXX)  Tlilr.  zur  Abzahlung  der  Kaufsumme 

ir  die  in  Calcar  abgebrocheneu  Häuser,   ,'JOO  Thlr.    für  die  Fortificationsbauten 

I  Lippstadt,  1000  Thlr.  zur  Abzahlung  der  Verehrung  an  die  Kurfürstin,    1000 

I  hlr.  zur  Abzahlung  seiner  im  J.  IG.'if)  ausgelegten  Reisekoston,   1000  Thlr.   für 

die  Stände,  and   1000  Thlr.  Unrathsgelder. 

•)  AI«  Besitzor  der  Herrlichkeit  Limburg  o.  d.  Lenn». 

")  Am  1.^).  Februar  bj-fahl  der  Kurfürst,  jene  Ka  «ofort  abzutragen, 

da  „ihm  zum  hochnttm  daran  gele^on.  duHH  dir  ii\)i!>  '  >  Ilnisir  ulidu  diu 

armen  LtotoD  bezahlt  worden*. 

*;  In  diesem  Hoscript  vom  d/l.i.  .I.iuh.u  <•<  •    k..ii.Mr... 

gebotene  Steuer  von  70,000  Thlr.  noch  .etv  hl  wurden  kom 

6y* 
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Summe  noch  bis  80,000  Thlr.  erhöhet  haben,  sie  haben  sich  bis  noch 
zu  wegen  der  Matrikel  unter  einander  nicht  verstehen  können.  Wir 
haben  unter  anderen  auch  die  Capitationsschatzung  vorgeschlagen, 
wozu  sich  die  Adeligen  willig  erklärt,  auch  so,  dass  selbe  vor  ihr 
eigen  Haupt  nicht  begehren  frei  zu  sein,  wann  nur  die  Städte,  so 
alnoch  dazu  nicht  verstehen,  dazu  könnten  inducirt  werden,  und  wer- 
den diese  Stunde  darüber  zusammen  kommen.  Ehe  und  bevor  man 
hierüber  einig,  ist  unmöglich,  die  gewissen  Termine  zu  setzen". 


Wenige  Tage  darauf  bewilligten  die  cleve- märkischen  Stände  für  den 
Unterhalt  der  Garnisonen  und  die  Erhaltung  der  Festungen  auf  3  Monate 
noch  fernere  29,000  Thlr.  und  dem  Statthalter  „zur  Tilgung  seiner  Vor- 
schüsse" 3000  Thlr.;  mehr  zu  bewilligen,  waren  sie  nicht  zu  bewegen.  Aber 
auch  zur  Erhebung  dieser  Summen  gaben  sie  nur  unter  der  Bedingung  ihre 
Zustimmung,  dass  ihre  Gravamen  „eine  vollkommene  und  wirkliche  Erledi- 
gung fänden".  Ausser  einer  Unzahl  von  particular  Gravamen  der  einzelnen 
Landschaften  und  Städte  hatten  sie  15  „gemeine  Landesgravamen"  einge- 
reicht. An  der  Spitze  derselben  stand  die  Klage  über  die  seit  Jahren  dem 
Lande  ohne  ihren  Consens  mit  militärischer  Gewalt  abgepressten  Kriegs- 
contributionen  und  den  dadurch  herbeigeführten  „gänzlich  zerrütteten  Zu- 
stand des  Landes".  Sie  verlangten  „genügende  Satisfaction"  dafür,  sowie 
einen  Nachweis  über  den  Erhebungsmodus  und  die  Verwendung  dieser  Con- 
tribution;  sie  protestirten  gegen  den  Festungsbau  in  Calcar  und  forderten 
dessen  sofortige  Schleifung.  Als  die  Regierung  ihnen  endlich  nach  einem 
wochenlangen  Schriftwechsel,  der  bis  zur  Replik  auf  eine  Quadruplik  gedieh, 
am  31.  Januar  einen  Recess  zustellte,  in  welchem  sie  die  Gravamen  mit 
allgemeinen  Zusicherungen  beantwortete  und  bezüglich  der  „wirklichen 
Erledigung"  auf  die  zu  erwartende  Resolution  des  Kurfürsten  verwies,  er- 
klärten die  Stände  diesen  Recess  nicht  eher  annehmen  zu  können,  als  bis 
eine  „wirkliche  Erledigung"  der  Gravamen  stattgefunden  habe.  Darauf 
gingen  sie  auseinander  und  überliessen  weitere  Verhandlungen  mit  der  Re- 
gierung über  den  Erhebungsmodus  der  eventuell  bewilligten  Steuer  ihren 
Deputirten.  Ueber  diesen  Erhebungsmodus  hatten  bereits  während  des 
Landtages  eifrige  Verhandlungen  mit  der  Regierung  und  zwischen  den  Stän- 
den stattgefunden,  ohne  dass  eine  Einigung  darüber  zu  Stande  gekommen 
war.  Zwar  waren  Regierung,  Ritterschaft  und  Städte  darin  einig,  dass 
eine  Revision  der  bisherigen  Matrikel  wünschenswerth,  ja  durchaus  nöthig 
sei;  aber  da  die  Ritterbürtigen  ihre  bisherige  Steuerexemtion  nicht  aufge- 
ben und  die  Städte  wohl  weniger,  aber  nicht  mehr  als  bisher  zahlen  woll- 
ten, so  war  nicht  abzusehen,  wie  eine  Einigung  darüber  erzielt  werden 
sollte.  Die  Regierung  schlug  daher  einen  Interimsmodus,  eine  Capitations-, 
Häuser-,  Einkommen-  oder  Grundsteuer  vor,  aber  über  keine  dieser  Steuer- 
formen vermochten  sich  die  Stände  zu  einigen;  namentlich  traten  die  Städte, 
welche  allerdings  durch  die  bisherige  Matrikel  aufs  äusserste  begnünstigt 
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wurden  (vgl.  oben  p.  67)  immer  schroffer  gegen  die  Ritterschaft  auf,  sie  forder- 
ten, dass  dieselbe  die  bisher  für  sich  und  ihre  adeligen  Güter  genossene  Steuer- 
freiheit aufgeben  und  wie  sie  eine  durch  die  Matrikel  festzusetzende  Steuer- 
huote  übernehmen   sollte.     lieber   die  entschiedene  Weigerung  der  Ritter- 
rhaft  entstand  die  grösste  Aufregung  in  den  Städten;  es  wurden  die  selt- 
amsten  Pläne  zur  Abwendung  der  den  städtischen  Freiheiten  durch  eine 
..einseitige"  Revision  der  Matrikel  drohende  Gefahr  vorgebracht  und  bera- 
rathen;    man   sprach  ernstlich   davon,    eine   einflussreiche  Persönlichkeit  in 
Berlin,    den  Statthalter  oder  den  Kanzler  Weimann   durch   „Verehrung 
'  iner  grösseren  Summe"  für  die  Städte  zu  gewinnen   (nach  den  Berichten 
i'T  weseler  Deputirteu)  *). 

Dass  bei  einer  solchen  Differenz  in  den  Anschauungen  und  Be- 
rebungen  der  Stände  auch  ihre  Deputirten  keine  Ausgleichung  der  sich 
j  schroff  gegenüberstehenden  Interessen  zu  Stande  brachten,  ist  er- 
klärlich. So  gab  wenigstens  dieser  Streit  über  den  Erhebungsmodus  den 
allseitig  erwünschten  Vorwand,  die  Erhebung  der  Steuern  selbst  mehr 
und  mehr  hinauszuschieben.  Schon  auf  dem  Landtage  hatten  die  Stände 
sich  bereit  erklärt,  jene  80,000  Thlr.  innerhalb  9  Monaten  in  drei  Ter- 
minen aufzubringen.  Der  Kurfürst  forderte  dagegen  die  sofortige  Zah- 
lung der  einen  Hälfte  und  die  Beibringung  der  andern  bis  zum  Mai; 
widrigenfalls  drohte  er  in  einem  Rescript  an  den  Statthalter  vom  9.  März, 
einige  Regimenter  in  Cleve  -  Mark  einrücken  zu  lassen.  Die  märkischen 
Stände  zeigten  sich  bereit,  die  Forderung  des  Kurfürsten  zu  erfüllen;  aber 
die  clevischen  erklärten  auf  einem  am  4.  April  in  Duisburg  eröffneten  Landtage 
sich  um  so  weniger  zu  einer  Beschleunigung  der  Zahlung  verstehen  zu  kön- 
nen, als  die  Resolution  des  Kurfürsten  auf  die  ständischen  Gravamen  kei- 
neswegs eine  vollkommene  und  wirkliche  Erledigung  derselben  in  Aussicht 
die.  In  Folge  dieser  Erklärung  befahl  der  Kurfürst  am  13.  April  dem 
General  Kannenberg,  Gouverneur  von  Minden,  mit  den  4  im  Ravens- 
bergischen  liegenden  Dragonercompagnien  und  700  Mann  Infanterie  in  Cleve- 
Mark  einzurücken  und  dort  die  Steuer  executionsweise  zu  erheben,  wo  man 
bie  nicht  sofort  gutwillig  zahle.  Trotzdem  behaupteten  die  clevischen  Stände, 
nochmals  anfangs  Mai  von  der  Regierung  nach  Marieubaum  berufen,  „die 
'  nfähigkeit'*  des  Landes  zur  sofortigen  Beibringung  der  Steuer.  So  wurde 
<•  dann  ohne  ihre  Zustimmung  zum  Theil  auf  dem  Wege  militärischer  Exc- 
ition  erhoben,  auf  dem  platten  Lande  nach  dem  Capitationsmodus,  wäh- 
rend die  Städte  den  ihnen  zugewiesenen  vierten  Theil  der  Steuer  beliebig 
aufbringen  konnten.  Inzwischen  zogen  sich  die  Berathungen  der  ständischen 
DeputirtCD  über  die  Redressirung  der  Matrikel  bis  in  den  Sommer  hinein, 
ohne  dan  geringste  Resultat  zu  liefern.     So  war  denn  die  Regierung  genö- 


*)  K»  sei  bei  dieser  Gelegenheit  erwähnt,  dos»  iiuchweiHbiir  von  den  Räthen 
H  Kiirfurston  nur  Friedrich  v.  Jehoa  beharrlich  jcmIo  ihm  von  dou  cleve- 
irkiflchuu  Utänden  angcbotonu  «Vorehrunf^"  Kuruck^uwiusen  hat.  MuiBteos 
irdun  Übrigem  solche  .Verehrungon"  nur  mit  Zustimmung  oder  doch  Wissen 
H  Kurfürsieo  angeoooimeo. 
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thigt,  um  die  nach  dem  Frieden  von  Oliva  auf  12  Compagnien  reducirten  *) 
Garnisonen  in  Calcar,  Hamm  und  Lippstadt  beibehalten  zu  können,  wie- 
derum im  September  eine  Steuer  von  94,000  Thlr.  auszuschreiben;  sie  sollte, 
wie  dies  im  Wesentlichen  mit  allen  in  den  letzten  Jahren  erhobenen  Kriegs- 
contributionen  geschehen  war,  nach  der  sogenannten  alten  Matrikel  von  1612 
erhoben  werden. 


*)  Nachdem  gleich  nach  dem  Frieden  die  Compagnien  der  Capitäne  v.  Nageil 
und  v.  Haeften  entlassen  waren,  erfolgte  im  Herbst  1660  noch  die  Entlassung 
zweier  anderen  Compagnien  der  Capitäne  v.  Hüchtenbruch  und  v.  Biland, 
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J 'ie  politische  Lage  des  Kurfürsten  nach  dem  Frieden  von  Oliva  war, 
wie  schon  oben  bemerkt  ist,  in  hohem  Grade  zu  der  von  ihm  erstrebten 
ernstlichen  und  dauernden  Auseinandersetzung  mit  den  cleve  -  märkisclien 
Ständen  geeignet.  Die  Unterstützung,  welche  ihnen  ihre  auswärtigen  Ver- 
bindungen in  ihrem  Kampfe  gegen  ihn  gewährt  hatten,  war  ihnen  so  gut 
wie  ganz  entzogen.  Mit  dem  Kaiser  wie  mit  den  Staaten  stand  der  Kur- 
fürst in  Bündnis  und  gutem  Einvernehmen;  selbst  die  antioranische  Partei 
in  den  Niederlanden  begann  einzusehen,  dass  es  nach  den  Erfolgen  des 
Kurfürsten  bei  seiner  jetzigen  Machtstellung  klüger  war,  mit  ihm,  so  viel 
es  möglich,  im  Frieden  zu  leben;  sich  wenigstens  nur  auf  eine  A^ertheidigung 
ihrer  Herrschaft  in  den  Niederlanden  zu  beschränken  und  die  clevischen 
Stände  sieh  selbst  zu  überlassen.  Die  Freundschaft  des  Pfalzgrafen  Philipp 
Wilhelm  mit  seinen  jülich-bergischen  Ständen  war  von  kurzer  Dauer  ge- 
wesen; seit  Jahren  schon  lagen  sie  mit  ihm  in  erbittertem  Streite '),  und  der 
Kaiser,  bei  dem  sie  wiederum  Schutz  suchten,  war  um  so  geneigter  gegen 
den  Pfalzgrafen  aufzutreten,  als  dessen  Verbindung  mit  Frankreich  immer 
enger  und  verdächtiger  wurde ;  ein  Grund  mehr,  ihm  anderseits  die  Freund- 
Bchaft  des  Kurfürsten  um  so  werthvoller  zu  machen.  Die  cleve- märkischen 
Stände  mussten  unter  diesen  Umständen  selbst  fühlen,  wie  wenig  Rückhalt 
ihnen  die  staatische  Garantie,  die  kaiserliche  Conürmation  ihrer  Privilegien, 
die  Erbunion  mit  den  jülich-bergischen  Ständen,  die  Ansprüche  des  zweiten 
iMisfiidirenden  Herrn,  des  I'falzgrafen,  boten.  Hatten  dies  d«)ch  {<chon  die  letz- 
!i  Jahre,  wo  die  politischen  Verhältnisse  ungleich  günstiger  für  die  Eiu- 
iiii    '  lieser  Schutzmächte  lagen,  zur  Genüge  bewies^en.     Der  Kurfürst 

du-  ri,  dass  die  Stände  durch  übele  Erfahrung  zu  der  Einsicht  ge- 

kommen waren,    wie  wenig  Verlass  auf  derartige  Interventionen  sei;    dass 
sie  den  KurfÜrHten  nicht  nur  zwangen,  sondern  auch  berechtigten,  die  Aus- 
übung von  Hechten  und  Privilegien,  welche   sich   gegen   seinen  Besitz  des 
nod  sein  Regiment  in  demselben  richteten,  zu  verhindern;  dass  es 

<)  Vgl.  oben  p.  790. 
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gerathener  sei,  auf  ein  Uebermaass  derselben  zu  verzichten,  um  den  wirk- 
lichen Genuss  der  noch  übrig  bleibenden  sich  zu  sichern.  Freilich  waren 
dies  Erwägungen,  welche,  wie  die  Dinge  lagen,  den  Ständen  erst  in  sehr 
dringender  Weise  nahe  gelegt  werden  mussten,  um  Eingang  bei  ihnen  oder 
doch  bei  der  Mehrheit  derselben  zu  finden. 

Dies  waren  die  Hoffnungen  und  Voraussetzungen,  welche  den  Kurfür- 
sten bewogen,  am  24.  August  1660  seinem  clevischen  Statthalter,  dem  Für- 
sten Johann  Moritz,  einen  revidirten  in  einzelnen  Punkten  von  dem  des 
J.  1649  wesentlich  abweichenden  Recess  mit  der  Weisung  zu  senden,  ihn 
den  Ständen  zur  unverzüglichen  Annahme  zu  überreichen;  noch  vor  seiner 
in  wenigen  Monaten  bevorstehenden  Ankunft  in  Cleve  hätten  sie  denselben 
ohne  jede  Veränderung  und  ohne  jeden  Vorbehalt  als  an  Stelle  des  Haupt- 
recesses  von  1649  ferner  allein  zu  Recht  bestehend  und  giltig  anzuerkennen. 
Wie  vorauszusehen  war,  streubten  sich  die  Ende  September  nach  Cleve  be- 
rufenen Stände  anfangs  aufs  Aeusserste,  baten  den  Kurfürsten,  die  An- 
nahme des  Recesses  bis  zu  seinem  Eintreffen  verschieben  zu  dürfen,  suchten 
ihn  erst  dem  Statthalter,  und  als  der  ihnen  durch  eine  plötzliche  Abreise 
auswich,  der  Regierung  wieder  zuzustellen  und  protestirten  gegen  jedes 
Präjudiz,  das  ihnen  aus  der  Wiedereinhändigung  des  Schriftstücks  erwachse. 
Der  Kurfürst  blieb  fest  bei  seiner  Forderung  einer  raschen  unbedingten  An- 
nahme; er  war  entschlossen,  Truppen  in  Cleve -Mark  einrücken  zu  lassen, 
sämmtliche  Beamten  von  ihrem  Eide  auf  den  Recess  von  1649  ohne  Wei- 
teres zu  entbinden  und  damit  die  wesentlichsten  Veränderungen  des  letz- 
teren auch  gegen  den  Willen  der  Stände  zur  Geltung  zu  bringen.  Mit  be- 
redten Worten  stellte  der  Statthalter  den  Ende  October  nochmals  nach 
Duisburg  berufenen  cleve-märkischen  Ständen  die  Folgen  eines  unheilbaren 
Zerwürfnisses  zwischen  ihnen  und  ihrem  Landesherrn  vor.  Aber  mehr  noch 
als  diese  beredten  Worte  wirkte  die  Ueberzeugung,  dass  der  Kurfürst  un- 
erbittlich bleiben  und  nöthigenfalls  zu  den  strengsten  Maassregeln  schreiten 
werde;  dass  die  Stände  auf  keinerlei  Beistand  von  Aussen  zu  rechnen  hätten 
und  ihnen  in  der  That  nur  die  Wahl  blieb,  auf  den  Genuss  aller  Privile- 
gien oder  nur  einiger  derselben,  die  ausüben  zu  können  sich  doch  als  höchst 
zweifelhaft,  jedenfalls  mehr  gefährlich  als  nutzbringend  erwiesen  hatte,  zu 
verzichten. 

Am  hartnäckigsten  zeigten  sich  die  clevischen  Ritterbürtigen,  obwohl  sie 
nur  in  geringer  Anzahl  erschienen  waren,  und  diejenigen  unter  ihnen,  welche 
der  winnenthaFschen  Partei  angehörten,  kaum  die  Majorität  bildeten;  doch 
auch  sie  gaben,  vom  Ernst  der  Situation  überwunden,  endlich  mit  der  Er- 
klärung nach,  „dass  sie  mit  Gebet  in  ihr  Gewissen  gegangen  und  sich  in 
Anbetracht,  dass  die  Sache  nicht  sie  allein,  sondern  das  ganze  Land  be- 
treffe, der  Forderung  des  Kurfürsten  fügten".  Am  3.  November  schrieben 
die  cleve-märkischen  Stände  dem  Kurfürsten,  dass  sie  den  Recess  vom 
24.  August  annähmen;  sie  baten  nur  „um  eine  gnädige  Erörterung  einiger 
Punkte",  sobald  der  Kurfürst  im  Lande  wäre.  Der  Statthalter  zeigte  sich 
erfreut,  „dass  Gott  das  Gebet  der  Stände  erhört  und  ihnen  solche  heilsame 
consilia  gegeben  habe";  am  24.  November  konnte  er  dem  Kurfürsten  be- 
richten, dass  auch  Wesel  und  Rees,  deren  Deputirte  in  Duisburg  nicht  zur 
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Annahme  des  Recesses  instniirt  waren,  sich  dazu  bereit  erklärt  hätten;  die 
cleve-märkischen  Stände,  setzt  er  hinzu,  „wollen  alle  gute  Kinder  sein''. 

In  den  letzten  Tagen  des  J.  1660  traf  der  Kurfürst  in  Cleve  ein;  Ende 
Januar  1661  berief  er  die  Stände  dorthin,  um  ihre  Wünsche  zu  erwägen, 
aber  auch  zugleich  von  ihnen  die  Bewilligung  der  Mittel  zum  Unterhalt  der 
Garnisonen  und  Festungen  in  Cleve -Mark  wie  zur  Tilgung  der  Domänen- 
schulden  zu  verlangen,  und  die  Revision  der  Steuermatrikel  sowie  sonstige 
Finanz-  und  Yerwaltungsreformen  mit  ihnen  zu  berathen.  Schon  diese 
Landtagsverhandlungen  zeigen  die  veränderte  Situation;  den  Ständen  machte 
sich  das  Uebergewicht  des  Kurfürsten,  die  Nothwendigkeit,  sich  seinem 
Regiment  in  der  Richtung  und  Weise,  wie  es  der  neue  Recess  vorzeichnete, 
zu  fügen,  immer  fühlbarer.  Zwar  zogen  sich  die  Landtagsverhandlungen 
noch  fast  zwei  Monate  hin;  aber  am  Schlüsse  derselben  nahmen  die  Stände 
den  Recess  vom  19.  März  1661,  welcher  die  von  ihnen  zur  Erörterung  vorge- 
brachten Punkte  erledigte,  mit  Dank  an,  bewilligten  dem  Kurfürsten  eine 
Steuer  von  110,000  Thlr.  und  versprachen  die  demnächstige  Aufbringung 
weiterer  zur  Tilgung  der  Domainenschulden.  Allerdings  war  der  Kurfürst 
mit  einer  den  Ständen  selbst  unerwarteten  Mässigung  verfahren. 

Die  Recesse  von  1660  und  1661  Hessen  den  cleve-märkischen  Ständen 
noch  einen  Umfang  von  Privilegien,  wie  ihn  wenige  deutsche  Landstände 
besassen.  Nicht  nur  das  volle  Steuerbewilligungsrecht  und  das  ungeschmä- 
lerte Indigenatsprivileg,  sondern  sogar  die  Erhebung  von  12,000  Thlr.  jähr- 
licher Dispositionsgeldcr,  ja  die  Befugniss,  sich  jeder  Zeit  nach  eigenem 
Gutdünken  versammeln  zu  dürfen,  sobald  sie  nur  der  Regierung  diese  Ab- 
sicht und  die  Berathungsgegenstände  anzeigten,  blieb  ihnen.  Es  kam  dem 
Kurfürsten  zunächst  nur  darauf  an,  den  Ständen  diejenigen  Rechte  zu  ent- 
ziehen, welche  sie  in  den  letzten  hundert  Jahren,  in  den  anarchischen  Zu- 
ständen des  niederländischen  und  deutschen  Krieges  wie  des  Successions- 
streits  sich  angemaasst  und  ertrotzt  hatten,  und  welche  ihnen,  wurden  sie 
zur  Geltung  gebracht,  mehr  als  ein  Mitregimcut  sicherten.  Es  waren  dies 
hauptsächlich  der  zur  Werbung  und  Einführung  von  Truppen  beanspruchte 
Consens  der  Stände  und  die  Beeidigung  der  Beamten  auf  die  Recesse. 
Beide  Forderungen  waren  durch  den  Landtagsabschied  von  1649  den  cleve- 
märki.schen  Ständen  zugestanden  und  beide  Zugeständnisse  wurden  durch 
den  Recess  von  1660  wiederum  zurückgenommen.  Es  waren  diejenigen 
Punkte  des  Schlachtfeldes,  deren  Besitz  den  Kampf  zwischen  ständischer 
Libcrtät  und  fürstlicher  Souverainetät  entscheiden  musste.  Ucbcr  ihren 
Besitz  war  aber  auch,  trotz  des  Recesses  von  1649,  während  der  darauf  fol- 
genden 10  Jahre  noch  nicht  cutschiedcn.  Der  Kurfürst  hatte  sowohl  im 
neuburgihchen  als  im  nordiKchen  Kriege  ohne  der  Stände  Consens  Truppen 
geworben  und  eingeführt,  in  der  Zwischenzeit  gegen  ihren  Willen  solche  im 
Lande  gelassen.  Trotz  onablässigen  Drängens  der  Stände  waren  nicht  alle 
Beamten  auf  den  Reces«  beeidigt,  und  sogar  einige  derselben,  als  sie  1058 
mit  Hinweis  auf  ihren  Kid  die  Erhebung  von  Steuern,  deren  Bewilligung 
seitens  der  Stünde  fraglich  war,  rerweigcrtcn,  von  diesem  Eide  entbunden 
worden. 

Der  Kurfürst  konnte  die  Stände  nicht  in  dem  faktischen  Bositt  Jener 
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beiden  Punkte  lassen,  ohne  zugleich  auf  den  Besitz  des  Landes  und  das 
Regiment  in  demselben  zu  verzichten;  ohne  den  Aufbau  seines  Staats,  die 
Aufgabe  seines  Lebens,  aufzugeben;  ohne  die  landständische  Libertät  jedes 
geordnete  Regiment  und  damit  die  fernere  Unabhängigkeit  dieser  deutschen 
Grenzlande  untergraben  zu  lassen,  bis  sie  den  unirten  Provinzen,  oder  der 
spanisch-habsburgischen  Macht,  odcä*  Frankreich  zur  Beute  fielen.  Das  ste- 
hende Heer  zum  Schutze  derselben  nach  Aussen,  das  Beamtenthum,  als 
Organ  des  im  Interesse  der  Gesammtheit  regierenden  Fürsten,  waren  die 
Mauern  und  Pfeiler  des  neu  zu  errichtenden  Staatsgebäudes.  Der  Kampf 
um  jene  beiden  Punkte  hatte  vor  Allem  jenen  „status  turbatus",  jenen  Noth- 
stand,  wo  die  militärische  Gewalt  um  der  Existenz  willen  die  Entscheidung 
geben  musste,  herbeigeführt.  Der  Gang,  welchen  die  grossen  politischen 
Ereignisse  in  den  letzten  fünf  Jahren  genommen,  hatte  den  Kampf  zu  Gun- 
sten des  Kurfürsten,  seiner  fürstlichen  Souverainetät  entschieden.  Den  Wider- 
spruch zwischen  dem  bestehenden  Recht  und  dem  faktischen  Zustand,  der 
rechtlichen  und  der  wirklichen  Sachlage  aufzuheben,  nahm  der  Kurfürst 
jene  beiden  Zugeständnisse  auch  äusserlich  zurück,  und  die  Stände  erklär- 
ten sich  damit  einverstanden,  verzichteten  auf  dieselben.  Freilich  noch 
blieben  ihnen  Privilegien,  durch  deren  dem  Kurfürsten  feindselige  Ausübung 
sie  den  Bau  jeuer  Mauern  und  Pfeiler  des  brandenburgischen  Staatsgebäu- 
des zu  mindestem  sehr  erschweren  konnten.  Es  kam  Alles  auf  die  Art 
und  Weise  an,  wie  die  Stände  diese  ihnen  noch  gebliebenen  Rechte  aus- 
übten; Alles  auf  die  Praxis  an,  durch  welche  allein  sich  die  Stellung  und 
das  Verhalten  der  Stände  zu  dem  Kurfürsten  und  seinem  Staate  zu  einem 
diesem  günstigen  und  für  die  rheinischen  Lande  selbst  gedeihlichen  Ver- 
hältnisse gestalten  Hess. 

In  den  Recessen  von  1660  und  1661  war  den  cleve  -  märkischen  Stän- 
den, wie  gesagt,  die  Befugniss,  sich  jederzeit  versammeln  zu  dürfen  und 
jährlich  12,000  Thlr.  Steuern  zur  eigenen  freien  Verfügung  von  den  Unter- 
thanen  erheben  zu  dürfen,  zugestanden.  Dem  Ansprüche  auf  die  Garantie 
ihrer  Privilegien  seitens  der  Staaten  hatten  sie  formell  nicht  entsagt;  die 
kaiserliche  Confirmation  der  neuen  Recesse  zu  erwirken,  hatte  der  Kurfürst 
ihnen  selbst  zugesagt.  Die  Union  mit  den  Jülich -bergischen  Ständen  war 
keineswegs  aufgelöst;  der  Pfalzgraf  hatte  in  keiner  Weise  auf  seine  An- 
sprüche an  die  gesammten  Successionslande  verzichtet.  Mittelst  jenes  Ver- 
sammlungs-  und  Steuererhebungsrechts  stand  es  in  der  Macht  der  Stände, 
sich  jederzeit  an  eine  dieser  auswärtigen  Schutzmächte  und  Bundesgenossen 
wiederum  mit  einer  Deputation  und  Bitte  um  Geltendmachung  ihrer  bean- 
spruchten Aufsichts-  und  Interventiousrechte  zu  wenden.  Es  kam  Alles 
allein  darauf  an,  ob  die  Stände  entweder  freiwillig  die  bisher  verfolgten 
Wege  nach  Aussen  hin  verlassen  wollten,  oder  der  Kurfürst  stets  die  Macht 
hatte,  sie  ihnen  zu  versperren.  Es  ist  anzunehmen,  dass  die  cleve -märki- 
schen Stände  im  J.  1661  nach  Annahme  der  Recesse  selbst  jene  Wege 
ernstlich  zu  verlassen  wünschten.  Ein  nicht  geringer  Beweis  dafür  ist  ein 
Schreiben  Leo's   vanAitzema  vom  Mai  1661^),   in  welchem   er  seine 


2)  Nach  dem  Verzeichnisse  der  1684  dem  Kurfürsten  ausgelieferten  Acten. 
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Diinission  als  Resident  der  Stände  im  Haag  und  die  Rückgabe  seiner  Briefe 
'  )rderte,  „nachdem  die  Stände  gut  gefunden  in  gebührendem  Gehorsam  und 

a-respondenz  mit  S.  Ch.  D.  und  dem  Hofe  zu  leben";  worauf  die  Stände  ant- 
worteten, dass  sie  allerdings  „mit  S.  Ch.  D.  vollkommen  verglichen  und  hofften 
inskünftige  eine  gute  Harmonie  zu  conserviren,  dergestalt,  dass  sie  inskünftige 
wenig  im  Haag  würden  zu  suchen  haben".  Auf  einen  raschen  und  damit 
wirksamen  Schutz  ihrer  Privilegien  seitens  des  Kaisers  hatten  die  Stände 
auch  nicht  mehr  zu  rechnen,  seitdem  die  Wahlcapitulation  von  1658  diesen 
verpflichtete,  die  Beschwerden  der  Landstände  „nicht  so  leichtlich  zu  hören, 
sondern  a  limine  judicii  ab  und  zu  schuldiger  Parition  au  den  Landesfürsten 
zu  weisen",  und  alle  ohne  vorher  vernommenen  Bericht  desselben  erhaltenen 
Privilegien  und  Bestätigungen  für  null  und  nichtig  zu  erklären 3).  Aber  damit 
waren  weder  die  rechtlichen  Ansprüche  auf  jene  auswärtigen  Interventionen 
aufgehoben,  noch  die  Möglichkeit  derselben  ausgeschlossen,  wie  die  clevi- 
schen  Stände  es  selbst  andeuteten,  wenn  sie  am  Schlüsse  der  oben  erwähn- 
ten Antwort  an  Aitzema  ihn  ersuchten,   dennoch  mit  fernerer  Correspon- 

iiz  zu  continairen,  damit  erklärten,  die  Verbindung  mit  den  Staaten,  den 
Anspruch,  selbstständig  in  ihrem  Namen  mit  ihnen  verhandeln  zu  lassen, 
keineswegs  ganz  aufgeben  zu  wollen. 

Es  ist  ersichtlich,  die  Stände  beugten  sich  im  J.  1661  vor  den  Erfolgen 
der  auswärtigen  Politik  des  Kurfürsten,  vor  seiner  militärischen  und  politi- 
schen Machtstellung  und  dem  Uebergewicht,  welches  diese  seiner  fürstlichen 
Souverainetät  über  die  landständische  Libertät  gab.  Dieses  Uebergewicht 
dauernd  zu  erhalten,  dazu  schien  allerdings  das  stehende  Heer  und  die  un-« 
bedingte  Verfügung  über  ein  williges  und  tüchtiges  Beamtenthum  genügend. 
Aber  selbst  die  Beschaflung  und  freie  Handhabung  dieser  mächtigen  Werk- 
zeuge der  fürstlichen  Souverainetät  konnten  die  Stände  trotz  des  Verzichts 
auf  ihr  Consensrecht  zu  Werbungen  und  die  Recessbeeidung  der  Beamten 
noch  immer  durch  eine  feindselige  Ausübung  der  ihnen  gebliebenen  Rechte 
mannigfach  verhindern,  wenigstens  sehr  erschweren.  Es  war  die  fernere 
Aufgabe  des  Kurfürsten,  durch  einen  zwar  energischen,  aber  anderseits 
auch  weisen  und  massigen  Gebrauch  seines  augenblicklichen  Uebergewichts 
die  Stände  von  dem  Betreten  jener  Wege  nach  Auswärts,  von  der  Aus- 
übung ihrer  Rechte  in  einer  dem  Bau  seines  Staats  geradezu  feindlichen 
Richtung  allmählich  zu  entwöhnen;  sie  durch  den  Genuss  dessen,  was  sein 
werdender  Staat  dessen  Angehörigen  gewährte,  auch  an  die  Leistungen  für 
denselben,  an  die  demselben  schuldigen  Pflichten  zu  gewöhnen.  Auch  diese 
Aufgabe,  die  aus  dem  Mittelalter  erwachsenen  landständischeu  Mächte, 
nachdem  er  ihren  äussersten  und  äusseren  Widerstand  gegen  die  ihrem  ur* 

*)  In  domselbon  Artikel  der  Wahicupitulatiun  hattü  der  Kaiser  auch  zusagen 
iiiitfson,  keinen  Landsatsen  von  der  luudesfüratlicheu  ObrigkiMt  und  den  borge- 
brachtun  Steuern  eximiruo  zu  wollen;  diu  Lundstundo  nicht  diu  Disposition  über 
diu  Lttudstuuurn,  durua  EmpfuDg  uud  Ausgubu  uuHwartiguu  Müchten  mit  Aus- 
schluas  du0  Lauduahurni  privativu  sich  anrnnaHsun  zu  lussun;  keine  C^onvcnto 
der  Landütunde  ohou  Wiiitun  und  Bowiliigung  duH  linndosfürstcn  zu  duMtMi,  und 
endlich  diuiiuU)un  zur  liuiitung  der  Stuuoru,  wulclio  zur  Krhaltung  der  Garuiso- 
oeo  und  Fustuug  sowie  dus  Kuichnkammurgurlchts  uothig,  auzuhalteD. 
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sprünglichen  Wesen  so  fremde  Staatsmacht  gebrochen,  derselben  dennoch 
dienstbar  zu  machen,  sie  zur  Gründung  seines  Staats  mit  zu  verwenden,  sie 
auch  innerlich  mit  demselben  auszusöhnen,  hat  Kurfürst  Friedrich  Wil- 
helm wenigstens  begonnen  zu  lösen. 

Das  volle  Steuerbewilligungsrecht  war  den  cleve -märkischen  Ständen 
gemäss  den  Recessen  von  1660  und  1661  belassen.  Sie  waren  gewohnt,  es 
bisher  nur  als  eine  Schraube  zur  Erpressung  neuer  Privilegien,  zur  Gewin- 
nung von  Rechten  aus  dem  Besitze  des  Landesherrn  zu  verwenden;  sie  be- 
haupteten nicht  ohne  Grund,  dass  sie  ihre  Privilegien  mit  Blut  und  Gut 
theuer  erworben  hätten;  wenn  auch  freilich  in  den  letzten  Jahrhunderten  das 
Gut  derUnterthanen  mehr  dazu  gedient  hatte  als  der  StäudeBlut.  Keine  Steuer 
ward  dem  Landesherrn  ohne  die  entsprechende  Gegenleistung  an  die  Stände 
bewilligt,  keine  Resolution  auf  fürstliche  Proposition  sollte  nach  den  stän- 
dischen Unionen  gefasst  werden  ohne  vorhergehende  Erledigung  der  Gra- 
vamen,  welche  fast  immer  auf  die  Sicherung  der  alten  Rechte  durch  For- 
derung neuer  hinauslief.  Die  Landtagsverhandlungen  bestanden  bis  dahin 
hauptsächlich  aus  einem  Feilschen  und  Markten  um  ein  Mehr  oder  Minder 
von  Steuern,  beziehungsweise  landesherrlichen  Zugeständnissen,  aus  einem 
Handeln  um  landesherrliche  Rechte.  Dass  der  Kurfürst,  zumal  bei  dem 
zerrütteten  Zustande  seiner  Domainen,  zur  Erhaltung  der  bleibenden  Gar- 
nisonen und  Festungen,  Steuern,  und  zwar. nicht  für  das  eine  oder  andere 
Mal,  sondern  regelmässig  Jahr  aus  Jahr  ein  in  bedeutendem  Umfange  nöthig 
hatte,  war  ersichtlich.  Wie,  wenn  die  Stände  nun  bei  jeder  Steuerforderung 
►ihre  Bedingungen  stellten,  den  bisherigen  Handel  forttreiben  wollten?  Aller- 
dings die  durch  den  Reichsabschied  von  1654  ihnen  auferlegte  Verpflich- 
tung, die  Mittel  für  die  „nöthigen"  Garnisonen  und  Festungen  zu  bewilligen, 
bot  eine  nützliche  Handhabe  gegen  sie ;  aber  über  die  Höhe  der  Steuer  Hess 
sich  um  so  mehr  verhandeln  und  handeln,  als  dieselbe  allerdings  meist  das 
zu  jenem  Zwecke  Nothdürftigste  um  ein  bedeutendes  überstieg. 

Es  gelang  dem  Kurfürsten,  diese  Klippe  zu  überwinden,  die  Stände 
im  Grossen  und  Ganzen  zu  einer  weisen  gemässigten  Ausübung  des  Steuer- 
bewilligungsrechts anzuleiten.  Es  war  dies  allerdings  nur  möglich,  indem 
die  Stellung  des  Landesherrn  aus  der  mittelalterlichen  mehr  oder  minder 
privatrechtlichen,  mehr  und  mehr  zu  einer  staatsrechtlichen  erhöht  wurde, 
der  Kurfürst  im  Namen  und  Interesse  einer  staatlichen  Gemeinschaft,  deren 
Zwecken  zum  gemeinen  Besten  zu  dienen,  der  Landesherr  wie  die  Stände 
gleich  verpflichtet  waren,  die  Steuern  forderte  und  verwandte.  Nicht  mit 
einem  Male  ward  auf  diesem  Wege  die  alte  ständische  Gewohnheit  über- 
wunden, noch  oft  musste  vor  der  Bewilligung  der  geforderten  Steuer  über 
ständische  Gravamen  verhandelt,  dieselben,  wenn  auch  nur  mit  allgemeinen 
Zusagen  und  Versicherungen,  erledigt  werden;  noch  oft  versuchten  die 
Stände  von  der  „nöthigen"  Summe  abzukürzen,  zu  beweisen,  dass  mit  We- 
nigerem auszukommen  sei;  aber  im  Ganzen  ohne  Erfolg,  fast  in  jedem  Jahre 
ward  die  proponirte  Steuer  schliesslich  bewilligt.  Wie  rasch  die  Stände 
sich  an  die  so  aufs  Aeusserste  bekämpften  „bleibenden  Garnisonen"  ge- 
wöhnten, zeigt  ein  merkwürdiges  Schreiben  Dietrich  Karl's  v.  Wilich 
zu  Winnenthal   an  den  Bischof  Christoph  Bernhard  von  Münster  aus 
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leve  vom  26.  Januar  1661,  also  kurz  nach  Annahme  des  Recesses  von 
1660.  Wilich,  jetzt  Kanzler  jenes  geistlichen  Fürsten,  berichtet,  dass  in 
der  Landtagsproposition  vor  Allem  der  Unterhalt  der  Garnisonen  und  Schul- 
dentilgungsmittel gefordert  würden ,  und  setzt  hinzu :  ^Das  Erste  wird  ge- 
schehen und  in  dem  andern  wird  mögliche  Bequemung  in  Unterthänigkeit 
promittirt  werden''*).  So  rasch  ^bequemten'*  die  Stände  sich  zum  Unter- 
halt der  Garnisonen;  war  auch  zunächst  noch  der  „ernste  Wille"  des  Kur- 
fürsten und  die  Ueberzeugung,  dass  im  Nothfall  die  Steuer  auch  ohne  ihre 
Bewilligung  erhoben  würde,  nöthig  und  wirksam,  bald  gewöhnten  sie  sich 
an  eine  regelmässige  jährliche  Steuerbewilligung;  ward  auch  in  einem  Jahre 
einmal  etwas  mehr  oder  weniger  an  Steuern  gefordert  und  bewilligt,  in 
Kriegszeiten  natürlich  ein  Mehreres  geleistet,  durchschnittlich  bezog  der 
Kurfürst  in  dem  nächsten  im  Ganzen  friedlichen  Jahrzehnt  aus  Cleve-Mark 
eine  jährliche  Steuer  von  110,000  Thlr.,  eine  Summe,  die  später  bis  auf 
180,000  Thlr.  und  darüber  stiegt). 

Mit  diesem  Gelde  wurden  zunächst  die  Garnisonen  in  Lippstadt  und 
Calcar,  durchschnittlich  10  — 15  Compagnien,  in  Friedenszeiten  gewöhnlich 
nicht  stärker  als  80 — 100  Köpfe,  unterhalten;  dann  Wartegelder  an  Officiere 
gezahlt,  welche  beim  Ausbruch  eines  Krieges  zu  Werbungen  von  Com- 
pagnien verpflichtet  waren;  ferner  die  Kosten  des  Festungsbaues  und  der 
Reparaturen  in  Calcar  und  Lippstadt  bestritten;  endlich  auch  hier  und  da 
einzelne  Domainen  eingelöst,   Civilbauten   ausgeführt  und   sonstige   ausser- 


*)  Wie  sehr  sich  Stellung  und  Ansichten  Wilich's,  der  eben  in  England 
König  Karl' 8  II.  Hilfe  gegen  staatische  Intervention  im  Kampfe  seines  Herrn 
mit  der  Stadt  Münster  angerufen  hatte,  und  jetzt  den  Kurfürsten  darum  anging, 
verändert  zu  haben  scheinen,  zeigt  der  weitere  Inhalt  dieses  Schreibens.  Der 
Kurfürst  habe  ihm  geantwortet,  dass  er  des  Kaisers  Meinung  wegen  der  Stadt 
einholen  wolle,  „inmittelst  aber  begierig  stände,  E.  Ilf.  Gn.  allein  nichts  Widriges 
zuzufügen,  sondern  allt)  nachbarliche  Dienstgefälligkeit,  ja  selbst  einmal  Gele- 
genheit wünsche,  E.  Ilf.  Gn.  persönliche  Visite  zu  leisten,  mit  vielen  Contesta- 
tionen  guter  Intention  und  Gewogenheit,  welche  mir  selbst  um  desto  glaublicher 
vorkommt,  alldieweil  bei  der  Tafel  gehört,  dass  in  discursu  S.  Ch.  D.  dem  Herrn 
Rheingraf  Gubernator  zu  Mastricht  scharf  wegen  Hollands  offerirter  Mediation 
und  Assistenz  also  beantwortet:  Die  Ilollünder  sind  Iceine  Xachbaren  im  lieich^ 
denn  dahin  gehören  sie  nicht  und  des  h.  iteichs  Handel  gehen  ihnen  keineswegs  an. 
Würden  die  Glieder  mit  ihrem  Haupte  tick  recht  ietzen  und  fügen  ^  bei  iolehem 
Fall  wäre  nicht  nöthig  ^  das»  Germania  Jemand  von  den  ausländischen  Königen^ 
Republiken  und  dergleichen  Theile  furchte,  —  zweifle  nicht,  I.  Ch.  D.  seien  von  Her- 
zen und  Srclen  dem  römischen  Kaiser  affectiouirt,  es  möchte  wohl  goschehou  kön- 
nen, da«»  Sie  in  persona  Sich  den  Türken  thäteii  opponiren".  (St.-Arch.  zu  Münster.) 
»)  Bewilligt  und  gezahlt  wurden  in  runden  Summen  1661:  100,(KK)  Thlr., 
i*i62:  106,000  Thlr.,  166:i:  108,000  Thlr.,  1664:  150,000  Thlr,  1665:  74.000  Thlr., 
1666:  l.'iO.OOO  Thlr.,  1667:  140,000  Thlr.,  1668:  140,(K)0  Thlr.,  1669:  140,000  Thlr., 
1670:  l50,(X)0Thlr..  167! :  l.'iO.OOO  Thlr,  1672:  150,0(K)  Thlr.,  1673:  82.000  ScIieffH 
Roggen  und  .^.^MKHI  Thlr.,  1674:  172,000  Thlr..  1675:  390,000  Thlr.,  1676: 
170,000  Thlr,  1677:  lH().0<K)Thlr..  16H():  1(H),(KH)  Thlr.,  1681:  150,000  Thlr,  1682: 
'Xir),(M)0  Thlr,  1684:  155,000  Thlr,  1685:  183,000  Thlr,  1686:  184,000  Thlr  1687: 
H>,000  Thlr,  1688:  248,000  Thlr. 
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gewöhnliche  Ausgaben,  im  Fall  die  Domainen-  und  Zolleinkünfte  dazu  nicht 
hinreichten,  im  Lande  gedeckt.  Sehr  selten  verwandte  der  Kurfürst  von 
diesen  Steuern  Etwas  ausserhalb  Cleve-Mark;  nur  zweimal,  in  den  Jahren 
1660 — 1670,  wurden  cleve-märkische  Steuern  zu  militärischen  Rüstungen  in 
den  Marken  benutzt,  meistens  die  einzelnen  Posten  nach  den  Vor-  und  An- 
schlägen des  Statthalters  und  der  Regierung  zur  Verwendung  im  Lande 
selbst  angewiesen. 

Noch  ein  zweites  im  Landtagsabschiede  von  1649  ihnen  zugestandenes 
Privileg  hatten  die  cleve- märkischen  Stände  auch  nach  der  Revision  des- 
selben behalten,  das  dem  Kurfürsten  den  Aufbau  seines  Staats  zu  erschwe- 
ren drohte,  das  Indigenatsprivileg,  nach  welchem  nur  im  Lande  eingebo- 
rene Beamten  angestellt  werden  durften.  Allerdings  hatte  sich  dasselbe  in 
den  Jahren  des  erbittertsten  Kampfes  zwischen  Souverainetät  und  Libertät 
vielfach  hinderlich,  ja  selbst  gefährlich  erwiesen.  Den  eingeborenen,  meist 
in  der  zucht-  und  regimentslosen  Kriegszeit  gross  gewordenen  Rätheh, 
welche  der  Ritterschaft  oder  den  städtischen  Familien  angehörten,  hatte 
der  Kurfürst  bei  den  hochgehenden  Leidenschaften  und  dem  scharfen  Wi- 
derstreit der  Interessen  kein  volles  Vertrauen  schenken  dürfen.  Er  war 
genöthigt  gewesen,  „Fremden",  das  heisst  nicht  in  Cleve-Mark  Eingebore- 
nen die  wichtigsten  Aemter  anzuvertrauen.  Auch  jetzt  noch  blieben  trotz 
des  Privilegs  einzelne  solche  Fremde  in  Cleve-Mark,  zumal  der  Kurfürst 
sich  schwer  zu  der  ständischen  Auffassung  des  Indigenatsbegriffs  verstehen 
konnte,  nicht  zugeben  wollte,  dass  in  seinen  Landen  Geborene  Fremde  in 
Cleve-Mark  wären.  Aber  die  grosse  Mehrzahl  der  Beamten,  fast  alle  Räthe, 
waren  doch  aus  Cleve-Mark  gebürtig,  und  trotz  dieses  Indigenatsprivilegs 
gelang  es  dem  Kurfürsten,  auch  aus  seinen  rheinisch-westfälischen  Landen, 
aus  der  Ritterschaft  wie  aus  den  Städten  Männer  zu  finden  und  sich  zu 
erziehen,  welchen  ein  Verständniss  für  seine  grosse  Aufgabe,  die  Gründung 
einer  deutschen  Staatsmacht,  aufging,  oder  die  doch  wenigstens  sich  aus 
dem  Egoismus  und  Particularismus  ihres  Standes  und  Landes  heraus  zu 
einer  höheren  Anschauung  erhoben. 

Kurfürst  Friedrich  Wilhelm  ist  der  Begründer  des  preussischen 
Heeres  und  Beamtenthums,  dieser  Mauern  und  Pfeiler  seines  jungen  Staats- 
gebäudes; er  wusste  diesen  seinen  Werkzeugen  auch  etwas  von  seinem 
Geiste  einzuflössen.  Auch  aus  dieser  cleve -märkischen  Ritterschaft,  die 
sich  als  landständische  Corporation  so  selbstsüchtig  und  aufrührerisch  ge- 
zeigt hatte,  wusste  er  Führer  und  Officiere  seines  jungen  Heeres  zu  finden, 
die  wiederum  wie  ihre  Vorfahren  als  ritterliche  Dienstmannen  mit  rücksichts- 
losem Gehorsam  und  Pflichtgefühl  allein  ihrem  Fürsten  dienten^);  auch  aus 
ihr  und  jenen  engherzigen  und  trotzigen  Rathsfamilien ,  den  „rechthaberi- 
schen jungen  Doctoren"  der  cleve -märkischen  Städte,  wusste  er  Beamte, 
Räthe  und  Staatsmänner  heranzubilden,  welche  nur  ihm,  den  Interessen  und 
Aufgaben  seines  Staates  ergeben,  einsichtsvolle  und  geschickte  Gesellen  des 


^)  Es  sei  nur  an  Männer  wie  die  Generale  Alex.  v.  Spaen  und  Joh.  Si- 
gismund  v.  Wilich-Lottum,  die  Obersten  Jak.  v.  Spaen,  Joh.  Georg 
Y.  Sieberg  und  Franz  v.  Bodelschwing  erinnert. 
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Meisters  waren.  Von  diesem  Beamtenthum  aus  und  durch  dasselbe  ist  der 
Sinn  uud  das  Verständni:^s  für  eine  staatliche  Gemeinschaft  und  ihre  Pflich- 
ten, für  den  deutschen  Staat  und  dessen  Ziele  zunächst  in  den  Krei- 
sen, aus  welchen  er  hervorgegangen  und  dann  in  der  Masse  des  Volkes 
allmählich  wachgerufen  und  gross  gezogen  worden.  Freilich  auch  dieses 
Beamtenthum  Hess  sich  nicht  mit  einem  Male  schaffen;  am  wenigsten  in 
Cleve-Mark,  wo  der  Begriff  des  landesfürstlichen  Regiments  fast  ganz  er- 
loschen war.  Nicht  alle  jene  Männer,  welche  um  äusseren  Vortheils  willen 
aus  den  Reihen  der  ständischen  Opposition  in  den  Dienst  des  Kurfürsten 
traten,  erwiesen  sich  als  brauchbar  oder  auch  nur  vertrauenswerth.  Noch 
mancher  alte  Sauerteig  habgierigen  Eigennutzes  und  Standesinteresses  war 
aus  den  cleve-märkischen  Ruthen  und  Beamten  auszufegen ;  aber  doch  ge- 
lang es  dem  Kurfürsten,  schon  im'zweiten  Jahrzehent  seiner  Regierung,  noch 
mitten  im  heftigsten  Kampfe  mit  den  Ständen,  Männer  wie  die  Brüder  Jakob 
und  Alexander  V.  Spaen,  Albert  Gisbert  v.  Hüchtenbruch,  Fried- 
rich V.Heiden,  Daniel  Weimann,  Johann  Paul  Ludwig,  Werner 
Wilhelm  Blaspeil  und  Adam  Isinck  zu  finden  und  heranzubilden. 
Zunächst  waren  sie  die  Vertrauensmänner  unter  den  Räthen,  wurden  ihnen 
nur  die  wichtigsten  und  geheim  zu  haltenden  Geschäfte  übertragen,  ihnen 
die  Durchführung  derjenigen  Maassregeln  anvertraut,  welche  trotz  der  Stände 
und  gegen  sie  zu  nehmen  waren.  Den  Bedeutendsten  und  Trefflichsten  der 
genannten  Männer,  den  Kanzler  Weimann,  hatte  der  Kurfürst  das  Un- 
glück schon  im  J.  1661  durch  den  Tod  zu  verlieren^;  er  kann  unter  den 
Räthen  Friedrich  Wilhelm's  mit  voller  Berechtigung  neben  Otto 
Schwerin  und  Friedrich  v.  Jena  gestellt  werden.  An  Weimann's 
-  teile  trat  als  Berather  und  Leiter  des  clevischen  Statthalters,  Fürsten 
.loh.  Moritz  v.  Nassau,  der  General  Alexander  v.  Spaen,  kein  Wei- 
mann, aber  doch  ein  energischer  und  fähiger  Mann,  neben  ihm  Adam 
Tsinck,  früher  als  Syndicus  der  clevischen  Ritterschaft  kein  unbedeutender 
f'gner,  dann  ein  geschickter  und  zuverlässiger  Diener  des  Kurfürsten. 

Selb.st  nach  der  Auseinandersetzung  mit  den  Ständen  zeigte  sich  noch 
IC  Nothwendigkeit  einer  formlichen  Union  solcher  Vertrauensmänner  unter 
n  clevischen  Räthen.     Sie  ward  am  20.  August  1663  von  dem  Statthalter, 
Alex.   Freiherrn  v.  Spaen,   Gerh.  Joh.  v.  Eickel,   früher   Mitglied 
<ler  wlnnentharschen  Oppositionspartei,    dann  Justizrath,   jetzt   an  Ilüch- 
'  nbruch's  Stelle  Kammerpräsident,  Adam  Isinck  und  Joh.  de  Beyer, 
IS  einer  der  angesehensten  wcseler  Rathsfamilicn  stammend,  mit  Wissen  und 
A'illen  des  Kurfürsten  abgeschlossen.    Als  Hauptzweck  dieser  Union  wird 
lerung  S.  Ch.  D.  hohen  Respocts  und  (.'onservirung  landesfürst- 
.  .    K  j.utation,  wie  Beobachtung  der  Lande  Bestes,  Wohlfuhrt  und  Auf- 
nahme'* hingestellt,  daneben  soll  ^dadurch  der  grosse  merkliche  Nachtheil, 
-eichen   die  Zweiung   und  Diffidenz   zwischen    etlichen  Rttthcn    T.  (Mi.  D. 


^)  Daoiel  Woimann  starb  in  CIovo  am  29.  Octuhor  1061,  wonigo  Mooato 
r  i' kkobr  von  einer  Mission  am  unglischon  ITofo;  nach  v.  Stoinen 
h.  11  p.  1120  ist  ihm  im  .).  1656  (wulil  richiigor  1660)  vom  Kaiser 
*li;r  Adel  verlieben  worden. 
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dem  Vaterlande  verursacht",  verhindert  werden ;  eine  Andeutung  auf  die  in 
den  ständischen  Acten  so  vielfach  bemerkbaren  Streitigkeiten  der  beiden 
feindlichen  Parteien  unter  den  Käthen,  der  diest'schen  und  blaspeil'schen, 
welche  also  auch  damals  noch  nicht  ganz  erloschen  gewesen  sein  müssen®). 
Erst  im  J.  1668  hob  der  Kurfürst  auf  wiederholte  heftige  Beschwerden  der 
Stände  die  Union,  die  allerdings  auch  von  einzelnen  Mitgliedern  derselben, 
namentlich  Isinck,  zu  Privatnutzen  gemissbraucht  worden  zu  sein  scheint, 
auf.  Die  Absicht,  durch  einen  solchen  engeren  Rath  eine  straffere  Orga- 
nisation der  Verwaltung,  namentlich  aber  eine  energische  Durchführung  der 
so  dringend  nöthigen  Finanzreformen  zu  ermöglichen,  war  allerdings  zu- 
nächst nicht  erreicht  worden.  Allen  Schritten  des  Kurfürsten  auf  diesem 
Gebiete  stellten  sich  die  schwersten,  fast  unübersteiglichsten  Hindernisse 
entgegen,  auf  demselben  hat  er  nur  sehr  langsam  spärliche  Erfolge  erzielt. 

Wie  zerrüttet  die  cleve-märkischen  Finanzen  im  J.  1661  waren,  ergiebt 
sich  daraus,  dass,  als  die  clevischen  Stände  damals  ihren  Consens  zur  Auf- 
nahme von  12,000  Thlr.  auf  einige  Domainen  zur  Bestreitung  der  Hofhal- 
tung in  Cleve  ertheilten,  diese  Summe  weder  innerhalb  noch  ausserhalb  des 
Landes  zu  erlangen  war,  so  dass  Ritterschaft  und  Städte  sich  entschliessen 
mussten,  selbst  das  Geld  vorzuschiessen.  Allerdings  waren  eben  damals 
Vorschläge  zur  Verbesserung  der  Finanzen  gemacht  worden,  welche  den 
Credit  des  Kurfürsten  zunächst  schwer  erschüttern  mussten,  da  sie  nach 
modernen  Begriffen  uuverhüllt  den  Staatsbankerott  erklärten.  Seit  dem  An- 
fang des  Monats  Juni  1661  verhandelte  der  geh.  Rath  und  Hofkammerprä- 
sident V.  C  an  stein  mit  den  cleve-märkischen  Ständen  über  umfangreiche 
A^erwaltungs-,  Finanz-  und  Steuerreformen.  Aus  den  Protokollen  über  diese 
Verhandlungen  ergiebt  sich,  dass  der  Kurfürst  an  denselben  persönlich  leb- 
haften Antheil  nahm,  sich  jedesmal  darüber  eingehenden  Bericht  erstatten 
liess.  Die  Vorschläge  Canstein's  bestanden  hauptsächlich  darin,  die  Zinsen 
der  Domainenschulden  durchweg  auf  5  Proceut  zu  reduciren,  zu  diesem 
Zwecke  die  Domainen,  welche  in  den  Händen  der  Creditoren  als  Pfandin- 
haber sich  befanden,  öffentlich  und  meistbietend  verpachten  und  den  Er- 
tragsüberschuss  einziehen  zu  lassen,  die  Zahlung  der  Zinsen  an  diejenigen 
Gläubiger,  welchen  sie  lange  Zeit  hindurch  auf  Grund  specieller  Erhebungs- 
anweisungen auf  den  Ertrag  einzelner  Domainenstücke  und  Zölle  pünktlich 
entrichtet  waren,  zu  suspendiren,  mit  den  anderen  über  Nachlass  rückstän- 
diger Zinsforderungen  und  selbst  eines  Theils  des  Capitals  gegen  sofortige 
Befriedigung  durch  die  von  den  Ständen  bewilligten  Schuldentilgungssteuern 
zu  verhandeln  und  andere  dergleichen  Maassregeln,  welche,  wie  gesagt,  den 
offenen  Bankerott  bekundeten. 

Allerdings  hatten  die  Stände  seit  mehr  als  60  Jahren  auf  derartige 
Maassregeln  gedrungen,  hier  und  da  schon  deren  Ausführung  durchgesetzt 
und  die  in  den  Paragraphen  170 — 174  des  Reichstagsabschieds  von  1654 
in  Ausführung  des  westfälischen  Friedensinstruments  (Art.  VIII  de  inda- 
ganda  etc.)  über  ^ine  Regulirung  des  nach  dem  dreissigj ährigen  Kriege  un- 
vermeidlichen allgemeinen  Bankerotts  erlassenen  Bestimmungen  die  öffent- 


»)  Vgl.  oben  p.  87.  384  u.  908. 
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liehe   und    reclitliehe  Grundlage    für   solche  Maassregeln   gegeben;    ja  sie 
gestatteten  theil weise  noch  weiter  zu  gehen;  auch  erkannten  dies  die  land- 
ständischen Deputirten  an  und  billigten  anfangs  im  Wesentlichen  jene  Yor- 
c'hläge  mit  Ausschluss  der  Suspendirung   der  Zinszahlung.     Als  aber  der 
Kurfürst  die  Vorschläge   auszuführen  begann,   am  18.  Juli   1661  ein  Edict 
erliess'),  das  die  Zinsreduction  anordnete;  als  er  ankündigte,  dass  er  Com- 
missäre  zur  Taxirung  des  Ertrages   der   verpfändeten  Domainen  ernennen, 
dieselben  öflfentlich  und  meistbietend  verpachten  lassen  werde,  betrieben  die 
dadurch  schwer  bedrohten  Gläubiger,  unter  denen  nicht  Wenige  aus  den 
Rathsfamilien  in  den  Städten  und  der  Ritterschaft,  ja  selbst  viele  Beamten 
waren,  eine  solche  heftige  und  erfolgreiche  Agitation,  dass  die  ständischen 
Deputirten  im  J.  1662,  als  C ans t ein  zur  energischen  Durchführung  jener 
Vorschläge  wieder  in  Cleve   eintraf,   einen  förmlichen  Protest  dagegen  er- 
hoben, wenigstens  ihre  vorigjährige  Zustimmung  derart  mit  allerhand  Vor- 
behalten verclausulirten,  dass  der  Kurfürst  genöthigt  war,  erst  eine  beru- 
higende Erklärung  zu  erlassen,  dann  allerhand  Zugeständnisse  zu  machen, 
welche  die  Durchführung  mehr  und  mehr  erschwerten,  ja  unmöglich  machten, 
und  endlich  jene  Maassregeln  so  gut  wie   ganz    aufzugeben.     Im  Grossen 
und  Ganzen   blieben  die  Finanzen  des  Kurfürsten  in  den  rheinischen  Lan- 
den,   zumal   seit   den  französischen  Kriegen   der  siebziger  Jahre,    in  dem 
Maasse  zerrüttet,  dass  das,  was  der  Kurfürst  trotz  dieser  Zerrüttung  nach 
Aussen  und  Innen  dort  geleistet  hat,  nur  um  so  grössere  Bewunderung  er- 
regen  muss.     Erst  seinen   nächsten  Naclifolgern,   nameutlicli  dem  grossen 
organisatorischen    und   wirthschaftlichen   Talente   König  Friedrich  Wil- 
li elm's  I.  gelang  es,  auch  die  cleve-märkischen  Finanz  Verhältnisse  zu  ordnen. 
Nicht  minder  widersetzten  sich  die  particularen  ständischen  Interessen 
mit   grosser  Zähigkeit    durchgreifenden   Verwaltungs-   und  Justizreformen; 
doch  gelang  es  dem  Kurfürsten,  damit,  wenn  auch  gleichfalls  nur  äusserst 
langsam,    mehr  durchzudringen.     Am  wenigsten  zu  einem  festen  und  ge- 
deihlichen Abschlüsse  kara'en   die   mannigfachen  Versuche  zu  einer  zweck- 
mässigen  Domainenverwaltung.     Veranlasst  durch   die   Klagen  der  Stände 
und  die  Schwierigkeit,    zuverlässige  und  hinreichend   vermögende  Pächter 
im  Lande  zu  finden,  ward  das  System  der  „Admodiation**,  der  Generalver- 
pachtung der  llenteien,  seit  1662  fallen   gelassen,   später  nochmals  wieder 
versucht,    endlich   seit   1675   durch   den  Einfluss   des  Ilofkanimerpräsiden- 
'  n,    Bodo  V.  Gladebeck,    das  alte  weitläufige  und  kostspielige  System 
lor  Verwaltung  der  llenteien  wiederum  durchweg  eingeführt.    Bedeutender 
iiid  erfolgreicher  waren  die  Reformen  auf  dem  Gebiete  der  Militär-,  Steuer-, 
Kirchen-  und  Polizeiverwaltiing;   auch   auf  dem   der  Rechtspflege   wurden 
nicht  uubodcutcnde  Verbesserungen  erzielt.     Nach  dem  Erlasse  vielfacher 
Werbe-,  Vcrpflcgungs-,  Service-,  Executions-  und  Steuerordnungeu,  welche 
letztere,  so  namentlich  die  von  1681  und  1685,  die  auits-,  stadt-  und  dorf- 
wcise    Contingeiitirung   und    eine   gewisse   hypothekarische    Sicherung   der 
Stcuerforderuug  feststellto"),   errichtete  der  Kurfürst  1084    das  clevische 

•)  8.  Scotil  a.  ».  0. 

'*)  Dos  Ersiero  ward   durch    diu    Nogonanntou  Taaiond  und  UundurtEoitel 
erreicht,  wclchu  die  Quote  Jeder  Btadt,  jodea  Amt«,  jodei  Dorfs  auf  Je  1000  Thlr. 
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Kriegscommissariat,  ein  Collegium,  welches  Militärintendantur  und  oberste 
Steuerbehörde  zugleich  war  und  erst  später  unter  Friedrich  Wilhelm  I. 
mit  der  Domainenverwaltungsbehörde,  dem  Amtskammercollegium,  unter 
dem  Namen  Kriegs-  und  Doraainenkammer,  vereinigt  wurde,  nachdem  dem 
Regierungscollegium  schon  unter  Kurfürst  Friedrich  Wilhelm  ausschliess- 
lich die  sogenannten  Polizei-  und  Hoheitssachen  zugewiesen  waren. 

Auf  kirchlichem  Gebiete  machte  der  Kurfürst  den  Grundsatz  der  Tole- 
ranz und  Parität  zur  Richtschnur  seines  Verfahrens,  ohne  dabei  dem  refor- 
mirteu  Bekenntnisse,  dem  er  selbst  aufrichtig  zugethan  war,  seinen  Schutz 
und  Beistand  zu  entziehen.  In  der  reformirten  Kirchenordnung  von  1662 
anerkannte  und  entwickelte  er  die  alte,  damals  fast  hundert  Jahre  in  den 
Niederlanden  und  am  Niederrhein  bestehende  Synodal-  und  Presbyterial- 
verfassung;  aber  er  wusste  sich  das  landesherrliche  Oberaufsichtsrecht  durch 
eine  besondere  Commission,  die  aus  Geistlichen  und  Käthen  bestand,  und 
unter  seinem  Immediatbefehl  die  obere  Leitung  und  Verwaltung  der  refor- 
mirten Kirche  führte,  zu  wahren  ^^).  Gleiche  Freiheit  und  Selbstständigkeit 
gewährte  er  durch  die  Kirchenordnung  von  1687  dem  lutherischen  Bekennt- 
nisse in  Cleve-Mark.  Der  katholischen  Kirche  wurden  durch  die  Religious- 
verträge  mit  Pfalz-Neuburg  von  1665,  66,  68  und  72  Rechte  anerkannt  und 
verliehen,  wie  sie  dieselbe  weder  1612  noch  1624  besessen  und  ausgeübt 
hatte.  Die  Zwangsmaassregehi  und  Repressalien,  welche  die  Generalstaaten 
in  den  clevischen  Städten  gegen  sie  ausgeübt  hatten,  wurden  nach  der  Räu- 
mung durch  deren  Garnisonen  sofort  abgestellt;  den  katholischen  Bürgern  die 
volle  Ausübung  ihrer  Rechte  und  die  Theilnahme  am  städtischen  Regiment 
selbst  auf  die  Gefahr  hin  verschafft,  dass  sie  in  einzelnen  Städten,  wie  es 
demnächst  in  Emmerich  und  Rees  geschah,  ihre  Majorität  benutzen  könn- 
ten, alle  Evangelischen  aus  demselben  zu  verdrängen*^).  Allerdings  entzog 
er  der  Kirche,  sowohl  der  katholischen  als  der  evangelischen,  auf  dem  rein 
staatlichen  Gebiete  diejenigen  Rechte  wieder,  welche  schon  im  15.  und 
16.  Jahrhundert  die  clevischen  Landesherren  ausgeübt  hatten,  so  nament- 
lich die  Jurisdictions-  und  polizeilichen  Befugnisse*^).  Auf  dem  letzteren 
Gebiete  besonders  machte  sich  das  Bestreben  staatlicher  Zucht  und  Ord- 
nung geltend;  zahlreiche  cleve- märkische  Polizeiverordnungen  legen  hier- 
von Zeugniss  ab,  und  die  gleiche  Richtung  zeigt  sich  in  den  Justizreformen, 
der  cleve-märkischen  Prozessordnung  von  1668,  der  Hofgerichtsordnung  von 
1669,  der  Brüchtenordnung  von  1681  '*). 


resp.  100  Thlr.  der  Gesammtsteuer  bestimmte ;  das  Letztere  durch  das  Vorrecht 
der  Steuer-  vor  der  Pachtforderung  und  die  Verpflichtung  des  Grundeigenthü- 
mers,  steuerzahlungsfähige  Pächter  zu  schaffen  oder  für  die  Zahlung,  wenn  auch 
zunächst  nur  mit  den  „Früchten  und  Mobilien*',  zu  haften. 

**)  Verordnung  vom  8.  Aug.  1661,  s.  bei  Scotti  a.  a.  0. 

*^)  Diesen  Städten  ward,  nachdem  schon  der  Abzug  der  staatischen  Garni- 
sonen niederländischen  Handel,  holländische  Verbindungen  und  Geldmittel  ge- 
nommen hatte ,  durch  Auswanderung  der  wohlhabendsten  Evangelischen  Viel  an 
Capitalien  und  Betriebsamkeit  entzogen. 

*3)  S.  u.  a.  die  Verordn.  v.  7.  Sept.  1661  u.  26.  April  1668  bei  Scotti  a.  a.  0. 

")  Die  meisten  dieser  Verordnungen  u.  Gesetze  finden  sich  bei  Scotti  a.  a.^0. 
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Indessen  darf  man  bei  diesen  Yerwaltungs-  und  Justizreformen  in  keiner 
Weise  an  moderne  Centralisation  denken.  Im  Wesentlichen  blieb  die  Ver- 
waltung der  rheinisch  -  westfälischen  Lande  des  Kurfürsten  und  deren  Or- 
gane durchaus  selbstständig;  zunächst  blieb  der  gemeinsame  Landesherr  und 
sein  persönliches  Regiment  unter  dem  Beirathe  der  geh.  Hofräthe  in  der 
Hauptsache   der  einzige  gemeinsame  Mittelpunkt  der  verschiedenen  Terri- 

»rien.    Selbst  die  Finanzverwaltung  blieb  lange  noch  eine  decentrale;  sogar 

lie  Werbung,  Ausrüstung,  Besoldung  und  Verpflegung  der  einzelnen  Re- 
trimenter  des  Kurfürsten  ward  noch  lange  den  einzelnen  Ländern,  als  Cleve- 
Mark,  Minden -Ravensberg,  Preussen  u.  s.  w.  besonders  zugewiesen,  aus 
(leren  Steuern  und  sonstigen  Mitteln  nach  den  Specialetats  und  Regierungs- 
vorschlägen bestritten.  Die  Wirksamkeit  der  Hofkammer,  Hofrentei,  wie  des 
llofkriegscommissariats  beschränkte  sich  zunächst  nur  auf  die  Marken  und 

ie  geringen  Mittel,  welche  dem  Kurfürsten  persönlich  zur  Hofhaltung  aus 
den  Domainenerträgen  der  einzelnen  Länder  zuflössen.  Erst  gegen  Ende  der 
Regierung  des  Kurfürsten,  in  den  achtziger  Jahren,  scheint  das  Bedürfniss 
und  Bestreben  grösserer  Centralisation  der  Verwaltung  sich  geltend  ge- 
macht zu  haben.  Eine  solche  selbst  in  den  einzelnen  Territorien  verhin- 
derten zunächst  schon  die  jeder  Neuerung  feindlichen  ständischen  Particu- 
larinteressen.  Es  zeigte  sich  bei  den  Ständen  sehr  wenig  Bereitwilligkeit, 
auf  umfassende,  mannigfache  Einzelinteressen  berührende  und  verletzende 
Reformen  einzugehen;  meist  gaben  sie  ihr,  freilich  nach  des  Kurfürsten 
Ansicht,  „unmaassgebliches"  Gutachten  mit  wohl verklausulirten  Vorbehalten 
ihrer  Sonderprivilegien  ab;  namentlich  wehrten  die  Städte  alle  Eiugriö'e  in 
ihre  bisherige  Selbstständigkeit  durch  ängstliche  Wahrung  ihrer  zahllosen 
örtlichen  Statuten  und  Gewohnheiten  entschieden  ab.  Uebcrdies  standen 
sich  gar  oft  bei  den  uöthigsten  Reformen  die  Interessen  der  beiden  stän- 
dischen Corporationen,  Ritterschaft  und  Städte,  einander  schroff  gegenüber, 
namentlich  war  dies  in  der  seit  Jahrzehnten  schon  schwebenden  Frage  der 
Matrikelrevi.sion  der  Fall. 

Wie  oben  näher  erörtert  ist*"^),  war  es  unter  den  cleve-märkischen  Stän- 
iioü  eigentlich  nie  zu  einer  festen  gesetzlich  geordneten  Steuerquotisirung 
gekommen.  Seit  der  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  hatte  die  Ritterschaft  sich 
auf  Grund  der  ihnen,  ihren  adeligen  Sitzen  und  zugehörigen  Aeekern  und 
Tieuten  zustehenden  Schatzfreiheit,  auch  mehr  und  mehr  von  der  freiwilligen 

•  de,  den  Steuern,  zu  eximircn  gewusst.  Nicht  nur  von  den  Landessteuern, 
sondern  selbst  von  den  Reichs-  und  Kreissteuern  behauptete  sie  als  Cor- 
poration   exirairt  zu  sein,    statt  dessen   dem  Ijandeshcrru  als  Lehns-   und 

Mifustmannen  persönlich  Kriegsdienste  zu  leisten.  Die  Städte  ihrerseits 
iwonnten  bezüglich  der  St<'uerfrciheit  ihrer  Bürger  und  deren  Güter  gleiche 
Privilegien  geltend  machen,  hoben  hervor,  dass  sie  nicht  minder  als  die 
Ritterschaft  zur  perHönlichen  Vertheidigung  des  Landes  verpflichtet  wären. 
Suchte  die  Ritter.schaft  sich  ganz  zu  eximircn,  so  wussten  sie  wenigstens 

PC  Quote  immer  mehr  zu  verringern;  bald  schoben  beide  ständische  Cor- 

>rationen,    denen   das   äteuerbewilligungsrecht   zustand,    fast   die   ganze 

»^;  8.  ullgcm.  Elnlcit.  p.  2(). 
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Steuerlast  auf  das  platte  Land.  Seit  1612  zahlten  die  clevischen  Städte 
nur  noch  ein  Sechstel,  die  märkischen  ein  Zwölftel  des  jedesmaligen  Lan- 
descontingents;  der  Rest  musste  fast  ganz  von  den  Bewohnern  des  platten 
Landes,  namentlich  den  Pächtern  und  Zinsleuten  des  Landesherrn,  der 
Ritterbürtigen  und  Bürger  von  deren  „Gewinn  und  Gewerb",  ihrem  beweg- 
lichen Hab  und  Gut,  gezahlt  werden;  nur  in  Ausnahmefällen  ward  ihnen 
diese  Steuer  bei  der  Pachtzahlung  angerechnet,  im  Grossen  und  Ganzen 
mussten  sie  die  Steuer  als  „onera  personalia"  allein  tragen.  Begreif- 
lich, dass  die  Ueberbürdung  des  platten  Landes  bald,  zumal  durch  die 
langjährigen  Kriegszeiten,  eine  unerträgliche  ward,  durcU  den  Steuerdruck 
Pächter  und  Zinsleute  aus  dem  Lande  vertrieben  wurden,  viele  Höfe  und 
Grundstücke  wüst  und  unbebaut  blieben.  Dass  eine  Reform  der  Steuer- 
matrikel dringend  noth  thue,  darüber  waren  der  Landesherr,  Ritterschaft 
und  Städte  einig,  keineswegs  aber  über  die  Art  der  Reform.  Die  Ritter- 
schaft klagte,  dass,  wenn  der  reichste  Bürger  nur  5—6  Thlr.  zahle,  ein  ein- 
ziger Bauer  oft  70— 80  Thlr.  zahlen  müsse  ^*');  sie  verlangte,  dass  die  Städte 
ein  Drittel  jeder  Steuer  übernehmen  sollten.  Diese  forderten  dagegen  die 
Betheiligung  der  Ritterschaft  mit  einer  feststehenden  Quote  und  eine  bes- 
sere Yertheilung  der  Steuern  unter  den  einzelnen  Aemtern,  Dörfern  und 
Bauerschaften;  behaupteten,  mit  städtischen  Lasten,  durch  schwere  Ver- 
schuldung, Rhein-  und  Befestigungsbauten,  Unterhalt  von  Kirchen,  Schulen, 
Armen-  und  sonstigen  Verwaltungsausgaben  derart  überbürdet  zu  sein,  dass 
sie  unfähig  wären,  mehr  als  ein  Sechstel  zu  tragen,  um  so  weniger  als 
Handel  und  Wandel  ab-,  Brodlosigkeit  und  Armuth  in  erschreckender  Weise 
zunähme;  eine  Behauptung,  welche  die  Ritterschaft  mit  einem  Hinweis  auf 
die  grossen  Einnahmen,  welche  die  Städte  von  der  Accise  und  Mahlsteuer 
erhoben,  zu  widerlegen  suchten.  Man  stritt  sich  über  die  Frage,  ob  diese 
indirecten  Steuern  von  den  Bewohnern  des  platten  Landes,  oder  von  den 
Bürgern,  von  den  Producenten,  oder  den  Consumenten  getragen  würde.  Jahre- 
lang wurde  so  über  die  „dringend  nöthige''  Revision  der  Matrikel  hin  und 
her  verhandelt;  auf  diesem  Wege  schien  kein  Ausgleich  der  sich  widerstrei- 
tenden Interessen  gefunden  werden  zu  können. 

Kurfürst. Friedrich  Wilhelm  hatte  während  des  nordischen  Krieges 
den  früher  schon  gemachten  Versuch  erneuert,  das  Uebel  an  der  Wurzel 
anzugreifen,  die  bisherigen  rein  personalen  Steuern  in  Reallasten  zu  ver- 
wandeln, eine  allgemeine  Grundsteuer,  auf  Grund  einer  Aufnahme  und  Klas- 
seneinschätzung des  gesammten  Areals,  einzuführen.  Dagegen  hatten  Rit- 
terschaft und  Städte  gemeinsam  auf  das  heftigste  protestirt  *^),  versprochen. 


1^)  Was  allerdings  entschieden  übertrieben  war.  Vgl.  oben  allg.  Einl.  Note 
zu  p.  67. 

")  Eine  wirkliche  allgemeine  Vermessung,  Aufnahme  und  Classification  des 
Grund  und  Bodens  konnte  der  Kurfürst  trotz  einer  desfallsigen  Verordnung  von 
1685  nicht  durchsetzen.  Da  die  Steuerzettel  niemals  die  Höfe,  nur  die  Namen 
der  Contribuenten  enthielten,  war  bei  fortwährendem  Wechsel  der  Pächter  und 
Pachtungen  „Confusion  und  Disproportion"  gar  nicht  zu  vermeiden;  so  hatte 
z.  B.  1738  Dorf  und  Bauerschaft  Zyfflich  mit  49  Hausplätzen  und  1000  Morgen 
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sich  über  eine  Revision  der  Matrikel  zu  einigen.  Als  diese  Einigung  nicht 
erfolgte,  drohte  der  Kurfürst  Kraft  obrigkeitlichen  Amts  selbst  Hand  an- 
zulegen. Die  durch  eine  Türkensteuer  im  J.  1664  auf  150,000  Thlr.  stei- 
gende Steuerleistuug  gab  die  Veranlassung,  mit  dieser  Drohung  Ernst  zu 
machen.  Der  Statthalter,  Fürst  Johann  Moritz,  schlug  vor,  zur  Erleich- 
terung des  platten  Landes  ein  Drittel  jener  Summe  durch  eine  Kaminsteuer 
aufzubringen.  Der  Kurfürst  erklärte  sich  hiermit  einverstanden.  Die  Ritter- 
schaft, deren  adelige  Sitze  auch  von  dieser  Steuer  eximirt  bleiben  sollten, 
bewilligte  dieselbe;  die  Städte  aber,  welche  allerdings  im  Verhältnisse  zu 
ihrer  bisherigen  Leistung  am  schwersten  durch  diesen  Steuermodus  betroffen 
wurden,  wollten  die  Summe  nur  nach  der  bisherigen  Matrikel  bewilligen, 
und  forderten  die  Participirung  der  Ritterschaft,  besonders  an  der  Türken- 
Steuer,  von  der  sich  zu  eximiren  sie  auf  keinen  Fall  berechtigt  sei.  Damit 
brach  der  Streit  in  hellen  Flammen  aus.  Die  Städte  klagten  beim  clevischen 
Hofgericht  gegen  dieAnmaassung  der  Ritterschaft,  welche  ihrerseits  eine  kurf. 
Bestätigung  ihrer  Steuerfreiheit  erwirkte.  Bald  wurde  der  Streit  mit  sol- 
cher Leidenschaft  geführt,  dass  beiderseits  Injurienprocesse  gegen  einander 
erhoben  wurden.  Eine  Unzahl  von  Broschüren,  Deductionen  und  Memo- 
rialen  Hessen  beide  Parteien  verfassen  und  zum  Theil  auch  veröffentlichen. 
Der  Kurfürst  ward  von  beiden  Seiten  mit  einer  unglaublichen  Menge  von 
Vorstellungen  bestürmt;  die  heftigsten  Vorwürfe  und  Anklagen  wurden  ge- 
genseitig vorgebracht.  Die  Ritterschaft  klagte  die  Städte  der  Anmaassung 
landesherrlicher  Rechte,  namentlich  der  widerrechtlichen  Einführung  der 
Accise,  der  Absicht  an,  sich  der  Landesobrigkeit  mehr  und  mehr  zu  ent- 
ziehen, sich  völlig  autonom  zu  machen.  Die  Städte  beschuldigten  die  Ritter- 
schaft, durch  die  beanspruchte  Mehrheit  adeliger  Räthe,  wie  durch  die  „er- 
schlichenen'* Jurisdictionen,  über  welche  der  alte  seit  1648  schwebende 
Streit  von  Neuem  angefacht  wurde*®),  das  Regiment  im  Lande  an  sich 
reissen,  es  zur  einseitigsten  Beförderung  ihrer  Standesinteressen  benutzen 
zu  wollen.  Es  kam  unglaublich  viel  schmutzige  Wäsche  ständischer  Selbst- 
herrlichkeit bei  diesem  Streite  zu  Tage,  er  deckte  die  tiefen  Schäden,  die 
schweren  Gebrechen,  welche  die  limdständischcn  Privilegien  nach  sich  zo- 
gen, rücksichtslos  auf. 

Es  war  nicht  leicht  tur  den  Kurtur^ien,  die  richtige  Position  zu  diesem 
Streite  zu  gewinnen,  um  so  weniger  als  die  mannigfaclistcn  Interessen  sich 
darin  kreuzten,  nicht  nur  die  materiellen  der  Herren  Stände,  sondern  auch 
hohe  politische  des  Kurfürsten;  um  so  schwerer,  als  seine  Organe  im  ijando, 
Statthalter,  wie  Räthe,  keineswegs  unbetheiligt  waren,  weder  unpartheiisch 
urtheilten,  noch  handelten,  der  Streit  zwischen  Ritterschaft  und  Städten, 
dem  ndvVivvu   und  bürgerlichen  Stande,  mit  gleicher  lltlfiL^ktit  unter  den 

Flur  Vi.  das  «hinehon  liegoode  Weiler  mit  24  Iluuspiatzon  und  1(H)  Morgen  •/, 
des  (Jontingent«  zu  tragen.  Die  l'uchter  von  Fluglandereien  wurden  gar  nicht 
heraogezogon,  eheoMo  blieben  HheinuulandungoD  wie  HheinabBchwommuDgeD  uo- 
berückHi'  Nach  oinem  interessanten  Bericht  tT's  jm  Stiiat4archivo  zu 

Dässeld 

'*)  Vgl.  oben  p.  349  u.  350  flf. 
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Käthen  selbst  ausbrach.  Gewiss  ist  es,  dass  Fürst  Johann  Moritz,  wie 
sein  erster  Rathgeber,  Alexander  v.  Spaen,  entschieden  für  die  Ritter- 
schaft Partei  nahmen.  Wenn  aber  der  Kurfürst  die  Steuerexemtion  der 
Ritterschaft  auf  Grund  eines  Schreibens  des  Herzogs  Wilhelm  an  die 
Städte  vom  5.  October  1557  höchst  zweifelhaften  Inhalts  bestätigte,  so  ge- 
schah dies  keineswegs,  weilJohann  Moritz  und  Spaen  darauf  drangen, 
sondern  weil  dem  Kurfürsten  grade  damals  sehr  viel  daran  gelegen  war, 
den  clevischen  Adel  bei  guter  Stimmung  zu  erhalten.  Die  Gesundheit  des 
jungen  Prinzen  von  Oranien  war  eine  sehr  schwache,  man  hielt  seinen  frü- 
hen Tod  fast  für  gewiss.  Briefe  des  Fürsten  Johann  Moritz  ergeben, 
dass  in  den  Jahren  1663  und  1664  ein  Theil  der  Ritterschaft  der  Provinz 
Geldern  ernstliche  Anerbietungen  gemacht  hat,  bei  einem  solchen  Todesfalle 
auf  Grund  alter  Ansprüche  der  Herzoge  von  Cleve  und  neuer  Erbrechte 
des  Kurfürsten,  diesen,  sei  es  als  Statthalter,  sei  es  als  Landesherrn,  an- 
zuerkennen"). Bei  den  vielfachen  nahen  Beziehungen  des  gelderschen  und 
clevischen  Adels,  welche  diese  Verhandlungen  ebenso  sehr  fördern  als  schä- 
digen konnten,  war  die  Geneigtheit  des  letzteren  dem  Kurfürsten  sehr 
wünschenswerth ;  ganz  abgesehen  davon,  dass  ein  offenes  Zerwürfniss  mit 
der  Ritterschaft  auch  fast  ungleich  gefährlicher  wirken  konnte,  als  die  hef- 
tigste Opposition  der  Städte.  Und  wenn  der  Kurfürst  den  Ritterbürtigen 
die  einmal  verliehenen  Jurisdictionen  unter  den  nöthigen  Restrictionen  und 
Yorsichtsmaassregeln  erhalten  wollte,  so  waren  dabei  ebenso  sehr  das  Be- 
streben, einmal  ergangene  Verfügungen  im  Interesse  seiner  Autorität  auf- 
recht zu  erhalten,  als  der  alte  Plan,  den  Adel  zum  Träger  und  Organ  com- 
munaler  Ordnung  und  Zucht  auf  dem  platten  Lande  zu  machen  ^°),  leitende 
und  maassgebende  Motive. 

Friedrich  Wilhelm  lag  trotzdem  nichts  ferner  als  eine  parteiische 
Entscheidung  des  Streits  zu  Gunsten  der  Ritterschaft.  Es  war  ihm  keines- 
wegs verborgen,  dass  jenes  Schreiben  Herzogs  Wilhelm,  in  welchem  er 
die  Städte  anwies,  bedingungslos  ihre  Steuerquote  zu  zahlen,  ihm  „kein 
Maass  und  Ziel  zu  setzen,  wie  er  es  mit  seiner  Ritterschaft  zu  halten", 
durchaus  kein  unumstösslicher  Beweis  für  die  beanspruchte  Steuerexemtion 
war;  dass  die  Ritterschaft  trotz  dieser  angeblichen  landesherrlichen  Ent- 
scheidung zu  ihrem  Gunsten  noch  in  demselben  Jahre  1557  und  später  noch 
oft  nachweisbar  eine  Quote  der  Steuern,  namentlich  bei  Reichssteuern,  auf- 
gebracht hatte;  dass  die  Streitfrage  über  die  „Participirung  und  Quote"  der 
Ritterschaft  mithin  in  Wirklichkeit  seit  mehr  als  einem  Jahrhundert  schwebte 
und  in  jedem  einzelnen  Falle  durch  Uebereinkommen  zwischen  den  beiden 
Corporationen,  bald  zu  Gunsten,  bald  zu  Ungunsten  der  Ritterschaft,  ent- 
schieden war.  Ueberdies  war  nicht  abzuleugnen,  dass  der  Wohlstand  der 
cleve-märkischen  Städte  entschieden  im  Abnehmen  war;  dass  der  dreissig- 
jährige  Krieg  in  Deutschland  fast  alles  Capital  verschlungen,  Industrie  und 


")  Ein  Schreiben  des  Statthalters  vom  18.  Jan.  1668  führt  diese  durch  den 
Herrn  v.  Sulen  gelderscher  Seits  geführten  Verhandlungen  als  eines  der  Motive 
zum  Abschlüsse  der  ßäthe-Union  vom  20.  Sept.  1663  an.    (Geh.  St.-Arch.  zu  Berlin.) 

")  Vgl.  oben  p.  117. 
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Handwerk,  so  namentlich  die  früher  im  Clevischen  so  blühend  betriebene 
Tnch-  und  Lederfabrikation,  im  Märkischen  die  Eisen-  und  Leinenindustrie 
so  gut  wie  ganz  zerstört  hatte;  dass  nach  dem  Frieden  die  clevischen  Städte 
aufhörten,  Stapelplätze  niederländischer  Waaaren  zum  Vertrieb  in  die  dem 
staatischen  Handel  verschlossenen  spanischen  Provinzen  zu  sein,  und  damit 
das  niederländische  Capital,  zumal  es  sich  nicht  mehr  in  so  rapider  Weise 
wie  bisher  vermehrte  und  doch  das  bereits  vorhandene  in  den  vereinigten 
Provinzen  selbst  noch  genügende  Gelegenheit  zur  gewiunreichen  Anlage 
fand,  aus  den  clevischen  Städten  sich  mehr  und  mehr  zurückzog^'). 

Vor  Allem  aber  ergeben  die  nachstehenden  Acten,  dass  es  dem  Kur- 
fürsten vollkommen  klar  war,  wie  günstig  dieser  Streit  der  Geltendmachung 

iner  landesfürstlichen  Hoheit,  der  Entwicklung  der  Souverainetät  sein, 
wie  sehr  die  ständische  Libertät  durch  denselben  Schaden  leiden  musste. 
Zeigte  sich  doch  dabei  ganz  unwiderleglich,  dass  die  Herren  Stände  nur 
ihre  Interessen,  ihre  Privilegien  vertheidigten,  und  wenn  die  beiden  Corpo- 
rationen  im  Begrifi"  waren,  ihre  Unionen,  ihren  bisherigen  landstäudischen 
Verband  zu  lösen,  wiederum  wie  früher  nur  als  Ritterschaft  und  als  Städte, 
nicht  mehr  als  Landstände  verhandeln  wollten,  so  entzogen  sie  ihrem  An- 
sprüche, das  Land  zu  vertreten,  jeden  Grund  und  Boden,  gaben  dem  Kur- 
fürsten die  volle  unanfechtbare  Berechtigung,  zu  erklären,  dass  er  allein  die 
Interessen  des  ganzen  Landes  zu  vertreten  habe  und  wirklich  vertrete.  Mit 
dem  vollen  Gewicht  der  über  die  Herren  Stände  stehenden  Ijandesobrigkeit 
drang  er  darauf,  dass  Ritterschaft  und  Städte  sich  unter  Vermittlung  seines 
Statthalters  schleunigst  vergleichen  sollten,  widrigenfalls  sie  ihre  Streitig- 
keiten ihm  ^als  ihrem  ordentlichen  und  einzigen  Richter"  zur  endgültigen 
Decision  anheim  zu  stellen  hätten.  Allerdings  führte  er,  nachdem  einmal 
die  Kaminsteuer  von  ihm  vorgeschlagen  und  die  Ritterschaft  sie  angenom- 
men hatte,  die  Erhebung  derselben  „zur  Erhaltung  seines  landesfürstlichen 
Respects"  energisch  durch,  und  als  die  Städte  die  Zahlung  derselben  wei- 
gerten, Hess  er  sie  durch  militärische  Execution  beitreiben;  auch  untersagte 
er  den  Städten,  in  ihrem  Processe  gegen  die  Ritterschaft  nach  Erlass  der 
Steuerbefehle  von  seinem  clevischen  Ilofgericht  an  das  kaiserliche  Kammer- 
gericht zu  protestiren.  Aber  er  verweigerte  auch  der  Ritterschaft,  sie  in 
diesem  trotzdem  anhängig  gemachten  Processe  irgendwie  zu  vertreten,  Partei 
für  sie  zu  ergreifen,  und  gegen  die  einseitige  Erhebung  ständischer  Dispo- 
sitionsgclder  seitens  der  Ritterbiirtigen  ordnete  er  die  strengste  Untersu- 
chung an.  Als  dann  auf  alle  Ermalmurigcn  zum  Ausgleich  des  Streites  nur 
fli"  märkischen  Stände  sich  im  Decemlnr  1(164  zu  einem  solchen  verstanden, 

Ibst  die  gleich  nach  des  Kurfürsten  Eintreffen  in  Cleve  im  Deccmber  1665 
nochmals  geiiachten  Ver^uche  zur  Einigung  erfolglos  blieben,  entschied 
er  am  IL. Januar  1666  dahin,  das»  bis  zur  völligen  Kiehtigkeit  der  Matrikel 
dio  clcviHchcn  Städte  den  vierten  Theil,  Geiätlicbkeit  und  das  platte  Land 
den  Rest  Jeder  Steuer  aufzubringen  haben.     Eh  war  hoho  Zeit,  dass  durch 

**)  Dies  gOBchob  vollendf,  ala  mit  der  Räumung  der  cloviichon  Städte  seitens 
«iur  staatischon  Garnisonen  auch  dio  violfachon  Vurbiodungeo  mit  den  Nieder- 
landen nach  und  nach  aufliortcn.    Vgl.  Note  zu  p.  048. 
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diese  Entscheidung  nicht  ferner  die  Erhebung  der  von  dem  Kurfürsten  bei 
den  drohenden  politischen  Conjuncturen  so  dringend  nöthigen  Steuern  ver- 
hindert wurde. 

Der  Einfall  des  Bischofs  von  Münster  in  die  Niederlande  und  die  Par- 
teinahme Englands  und  Frankreichs  drohte  im  Herbst  1665  den  Krieg  zwi- 
schen den  Staaten  und  England  nicht  nur  zu  einem  allgemeinen  zu  machen, 
sondern  auch  den  Schauplatz  desselben  wiederum  nach  Deutschland  zu  ver- 
legen und  die  Franzosen  noch  viel  tiefer  in  das  Reich  hinein  zu  führen, 
als  der  westfälische  Friede  gethan  hatte.  Dieses  zu  verhindern,  war  das 
Ziel  der  Politik  des  Kurfürsten  ^').  Um  seine  Hilfe  und  den  Preis  derselben 
entbehren  zu  können,  hatte  de  Witt  französische  Truppen  nach  den  Nie- 
derlanden gerufen;  sie  waren  im  October  zum  Theil  durch  das  Clevische 
marschirt  und  standen,  als  der  Kurfürst  im  November  dort  eintraf,  noch 
hart  an  der  Grenze  seines  Gebiets.  Seit  dem  Frühjahre  1665  schon  hatte 
Friedrich  Wilhelm  seine  Truppen  in  Cleve-Mark  vermehrt,  zugleich  mit 
ihm  brachen  einige  Regimenter  aus  den  M.arken  nach  dem  Rheine  auf,  dort 
und  in  Westfalen  Hess  er  eifrig  werben;  im  Frühjahre  1666  hatte  er  in  seinen 
niederrheinisch-westfälischen  Landen  ein  nicht  unbeträchtliches  Corps  unter 
den  Fahnen;  zu  dessen  Formirung  und  Erhaltung  wurden  jetzt  nach  jener 
vom  Kurfürsten  angeordneten  Matrikel  bewilligte  und  unbewilligte  Steuern 
in  Cleve-Mark  erhoben.  Von  allen  Seiten  ward  um  den  Kurfürsten  gewor- 
ben, die  Gesandten  Englands,  des  Kaisers,  Spaniens  wie  Frankreichs,  Dä- 
nemarks und  der  Rheinbündler  umdrängten  ihn  in  Cleve;  selbst  de  Witt, 
von  der  übermüthigen  französischen  Freundschaft  fast  ebenso  bedroht,  als 
von  den  Fortschritten  der  Waffen  Englands  und  Münsters,  wie  dem  damit 
steigenden  Einflüsse  der  oranischen  Partei,  Hess  sich  herbei,  um  des  Kur- 
fürsten Beistand  zu  werben.  Friedrich  Wilhelm  benutzte  seine  günstige 
Stellung  allein  zur  Yermittelung  des  Friedens  zwischen  Münster  und  den 
Staaten,  und  wusste  dadurch  den  Ausbruch  eines  allgemeinen  Krieges  auf 
deutschem  Gebiete  zu  verhindern,  die  Pläne  des  bereits  hochfliegenden 
französischen  Ehrgeizes  nicht  zur  Ausführung  kommen  zu  lassen.  Den- 
selben Zweck  hatten  seine  demnächstigen  Verhandlungen  mit  dem  Pfalz- 
grafen Philipp  Wilhelm  von  Neuburg  über  eine  definitive  Theilung  der 
Successionslande.  Langjährige  Wünsche  und  Hoffnungen,  Rechtsansprüche, 
von  deren  Gerechtigkeit  er  fest  überzeugt  war,  opferte  er,  um  den  Pfalz- 
grafen zum  gemeinschaftlichen  Schutze  der  Westmarken  Deutschlands  zu  ge- 
winnen, zu  verhindern,  dass  er  ein  gefährliches  Werkzeug  französischen 
Ehrgeizes  werde.  Am  9.  September  1666  ward  der  Erbvergleich  mit  Neu- 
burg im  Wesentlichen  auf  Grund  des  „Status  quo"' abgeschlossen. 

Am  5.  October  ward  den  nach  Cleve  berufenen  cleve-märkischen  Stän- 
den der  Abschluss  des  Erbvergleichs  angezeigt.  Am  15.  Oct.  leisteten  sie 
dem  Kurfürsten  die  Erbhuldigung.  Am  23.  Oct.  wurden  die  Streitigkeiten 
zwischen  der  Ritterschaft  und  den  Städten  Cleves  unter  ihrer  Zustimmung 
durch  einen  kurfürstlichen  Recess  dahin  beigelegt,  dass  die  Städte  künftig 
ein  Fünftel  jeder  Steuer  leisten,  die  Ritterschaft  steuerfrei  und  18  Ritter- 


")  Vgl.  Droysen  III,  3  p.  127  ff. 
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bürtige  im  Besitz  von  Jnrisdictionen  bleiben,  dagegen  die  Städte  die  Accise 
und  Mahlsteuer  forterheben,  ohne  ihre  Zustimmung  keine  ständischen  Dispo- 
sitionsgelder erhoben  und  verwandt  werden  sollten.  Am  30.  October  ver- 
liess  der  Kurfürst,  von  Dank  und  Segenswünschen  der  Stände  begleitet, 
Cleve. 

Erst  jetzt  war  Kurfürst  Friedrich  Wilhelm  im  festen  Besitze  von 
Cleve-Mark.  Sechs  und  zwanzig  Jahre  schweren  Kampfes  nach  Innen  und 
Aussen  waren  nöthig  gewesen,  um  von  diesen  brandenburgischen  Westmarken 
Besitz  zu  ergreifen,  sie  äusserlich  und  innerlich  für  seinen  Staat  zu  gewinnen. 
Mit  dem  Pfalzgrafen  unter  des  Kaisers  Zustimmung  verglichen,  mit  letz- 
terem und  den  Staaten  von  Neuem  im  Bündnisse,  waren  alle  Interventions- 
gefahren beseitigt.  Aber  wichtiger  war,  dass  die  Stände  innerlich  bezwun- 
gen', die  ständische  Libertät  gebrochen  war.  Nicht  widerwillig,  sondern 
gutwillig,  ohne  jede  reservatio  mentalis  hatten  sie  die  Erbhuldigung  dem 
Kurfürsten  von  Brandenburg  geleistet;  sie  beugten  sich  unter  sein  star- 
kes Regiment,  dessen  Segnungen  sie  zu  begreifen  anfingen.  Nicht  dass 
mit  einem  Male  alle  ständischen  Oppositionsgelüste  verschwunden,  alle 
ständischen  Particularinteressen  überwunden  wären;  noch  manchmal  machten 
sich  diese  geltend,  rührten  sich  jene  wieder,  wenn  auch  jetzt  nur  gegen  den 
Statthalter,  die  Regierung  oder  einzelne  Räthe;  und  die  Entscheidung  des 
Kurfürsten  genügte,  die  Querelen  beizulegen.  Auch  die  nach  den  Recessen 
von  1660  und  1661  noch  so  umfangreichen  ständischen  Privilegien  waren 
nicht  mit  einem  Federstrich  zu  beseitigen.  Auch  wenn  der  Kurfürst  die 
Macht  dazu  gehabt  hätte,  würde  er  es  nicht  gethan  haben.  Nachdem  er 
den  Missbrauch  derselben  verhindert,  die  Auswüchse  abgeschnitten,  war 
sein  Bestreben,  die  Stände  innerlich  mit  dem  Neubau  seines  Staates  zu  ver- 
söhnen, sie  mit  dazu  zu  verwenden,  dem  Einfluss  einer  naturgemässen  Fort- 
entwicklung seines  Staates  die  Entscheidung  darüber  überlassend,  was  vom 
ständischen  Wesen  als  morsches  und  untaugliches  Material  zerfallen  musste 
und  was  als  gesundes  kräftiges  Holz  noch  zu  gebrauchen  war.  Und  dass 
diese  innerliche  Aussöhnung,  dieses  Sichzurechtfinden  der  Stände  im  bran- 
denburgischen Staatsgebäude,  ihr  Eingehen  auf  die  Zwecke  und  Ziele  des 
neuen  deutschen  Staates  im  Grossen  und  Ganzen  gelang,  das  zeigten  schon 
die  nächsten  Kriege  des  Kurfürsten  gegen  die  drohende  Uebermaclit  Frank- 
reichs, die  Zeit  der  Vertheidigung  der  deutschen  Westmarken.  Fehlte  es 
auch  während  dieser  Kriege,  insbesondere  in  Zeiten  der  Noth,  nicht  an  den 
Spuren  vom  alten  ständischen  Sauerteig,  an  den  alten  Charakterzügen  stän- 
discher Libertät;  im  Wesentlichen  hielten  die  cleve-anürkischen  Stände  doch 
fest  und  treu  zum  Kurfürsten,  stellten  ihm  trotz  enormer  französischer  Con- 
tributionen  noch  grosse  Steuersummen  zur  Verfügung,  wiesen  Versuchungen 
zum  Abfall  entschieden  zurück  und  gewöhnten  sich  ailmuhlich  daran,  bran- 
iiburgisch  zu  sein,  um  dadurch  deutsch  zu  werden  und  zu  bleiben. 


V.    Die  Recesse  you  1660  und  1661  und 
die  Erbhuldigung  im  Jahre  1666. 

1660—1666. 


Der  Kurfürst  an  den  Statthalter.     Dat.  Cöln  a.  d.  Spr. 
14/24.  Aug.  1660.     M. 

[Soll  beikommendes  Schreiben  an  die  Stände  und  den  revidirten  Recess  ihnen 

gegen  Auslieferung  des  von   1649  übergeben,   worüber  kaiserliche   Confirmation 

eingeholt  werden  wird.     Erwartet  baldige  und  willige  Annahme  des  Kecesses.] 

1660.  „E.  Lbd.  wird  zweifelsohne  erinnerlich  sein,  wasgestalt  nicht  allein 

24.  Aug.  ^^Q  clevischen  Stände  aus  Antrieb  derjenigen,  welche  Uns  mit  ihnen 
gern  in  Uneinigkeit  zu  beiderseitigem  Nachtheil  gerathen  gesehen 
hätten,  viel  unnöthige  Dinge  bei  Abhandlung  des  Landtagsrecesses 
auf  die  Bahn  gebracht,  welches  doch,  wie  die  Erfahrung  gegeben, 
ihnen  wenig  zu  Nutzen  gekommen,  sondern  auch,  dass  E.  Lbd.  Uns 
zu  verschiedenen  Malen  versichert,  wie  die  Meisten  von  den  Ständen 
nur  selbst  wünschten,  dass  der  Landtagsrecess  geordnet  und  in  solche 
Form  gebracht  werden  möchte,  damit  Wir  mit  mehrer  Vergnügung 
für  die  Wohlfahrt  Unserer  cleve-  und  märkischen  Unterthanen  Uns  zu 
bemühen  Ursache  hätten.  Welchem  nach  Wir  solchen  Landtagsrecess 
vorgenommen,  und  also,  wie  E.  Lbd.  aus  dem  Original  zu  ersehen, 
eingerichtet,  an  die  Stände  auch;  wie  die  gleichfalls  mitkommende 
Abschrift  zeigt,  geschrieben  haben.  Damit  nun  diese  Sache,  nach 
deren  Endschaft  Wir  ein  grosses  Verlangen  tragen,  aufs  eheste  zur 
Richtigkeit  gebracht  werden  möge,  so  wollen  E.  Lbd.  die  Stände  ver- 
schreiben, ihnen  solch  Unser  Schreiben  überantworten  und  dabei  auch 
den  Landtagsrecess  extradiren,  dagegen  aber  den  vorigen  wiederum 
zurückfordern  und  sie  dahin  versichern,  dass  Wir  ihnen  über  dieses 
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alles  I.  Kais.  Maj.  Coiifirraation  verschaffen  wollen.  Und  weil  Wir 
gewisse  Ursache  haben,  warum  Wir  dieses  Werk  ^^ern  in  ganz  Kurzem 
abgethan  sehen,  als  zweifeln  Wir  nicht,  E.  Lbd.  werden  sich  dasselbe 
ganz  eifrig  angelegen  sein  lassen  und  sich  mit  den  Ständen  in  keine 
fernere  Tractaten  hierüber  einlassen,  gestalt  dann  auch  dieser  Recess 
also  eingerichtet,  dass  sie  wohl  damit  vergnügt  sein  können,  verlassen 
Uns  auch  auf  E.  Lbd.  gute  Dexterität,  dieses  alles  dergestalt  zu  in- 
caminiren  und  zur  Endschaft  zu  bringen,  dass  sie  den  Recess  mit 
Willigkeit  annehmen  und  Uns  dadurch  erweisen,  dass  die  von  ihnen 
eine  Zeit  her  so  vielfältig  contestirte  Devotion  nicht  in  Worten,  son- 
dern auch  im  Werke  bestehe,  welches  Uns  dann  Anlass  geben  wird. 
Unsere  Gnade  auch  gegen  sie  bei  allen  vorfallenden  Gelegenheiten 
zu  bezeugen,  E.  Lbd.  wollten  Uns  hiervon  mit  ehestem  Bericht  thun". 


Der  Kurfürst  an  die  cleve-märkischen  Stände.  Dat.  Cöln  a.  d.  Sp. 
14/24.  Aug.  1660.     W. 

[Bei  der  Abfassung  des  Recesses  von  1649  hat  er  sich  „difficil  erwiesen",  weil  durch 
Vieles  in  demselben  der  landesfiirstliche  Respect  lädirt,  und  Diffidenz  zwischen 
ihm  und  den  Ständen  veranlasst  werden.  Zur  Befestigung  der  Einigkeit  ist 
daher  der  Recess  revidirt  und  wird,   was  jetzt  darin  enthalten,   genau  observirt 

werden.] 

„Ihr  werdet  euch  zweifelsohne  annoch  'guter  Maassen  zurück  crin-  -M.  Aug. 
neru,  was  grosse  Widerwärtigkeit  es  in  den  vorigen  abgewichenen 
Jahren,  da  Wir  in  Unserm  Herzogthum  Cleve  gewesen,  wegen  Abfas- 
sung eines  Landtagsrecesses  gegeben,  und  wie  Wir  Uns  nicht  darum 
difficil  erwiesen,  dass  Wir  Unsern  getreuen  Ständen  nicht  gerne  ihre 
wohlhergebrachtcn  privilcgia  confirmiren  und  sie  dabei  maintoniren 
wollten;  sondern  weil  es  damals  dem  Ansehen  nach  dahin  gespielt 
werden  wollen,  durch  dergleichen  Dinge,  welche  den  Ständen  Nichts 
nützen,  oder  ihnen  einige  Sicherheit  geben  konnten,  Unsern  landes- 
fUrstlichen  Kespect  aber  nicht  wenig  lädirten,  die  i^lerseits  so  hoch 
nöthige  Einigkeit  zu  hemmen  und  aufzuhalten,  und  hingegen  nur 
Bchädliche  Diiridenz  und  Misstrauen  einzustreuen.  Dann  was  sonder- 
bare gnädigste  und  landesvätcrliche  AfVection  Wir  allemal  zu  diesen 
Unsern  Landen  getragen,  als  darin  Wir  ein  gutes  Theil  Unserer  fürst- 
lichen Jugend  zugebracht,  solches  halten  Wir  nicht  nötbig  zu  sein, 
euch  an  diesem  Orte  wcitläuftig  zu  remonstrircn;  als  die  ihr  vcrhof- 
fcntlich  allerseits  Unser  (JemUth  dergestalt  werdet  erkannt  haben,  dass 
Wir  die  Wohlfahrt  Unserer  getreuen  Stande  Unscru  höchsten  Wunsch 
sein  lassen,   und  solche  aller  andern  Vergnügung  präferircn.     Alldie- 


958      ^-   ^'^^  Recesse  von  1660  u.  61  und  die  Erbhuldigung  im  J.  1666. 

weil  Wir  nun  nicht  allein  bei  diesem  Vorhaben  beständig  verharren, 
sondern  auch  das  nöthige  Band  der  so  nützlichen  Einigkeit  je  länger 
je  mehr  zu  befestigen  gedenken,  so  haben  Wir  nicht  allein  alles  das- 
jenige, was  damals  für  Widerwärtigkeit  vorgegangen,  ganz  und  zumal 
vergessen,  sondern  auch,  damit  auch  den  Nachkommen  hievon  die  ge- 
ringsten Reliquien  nicht  überbleiben,  und  so  viel  mehr  resp.  gnädig- 
stes und  unterthänigstes  Vertrauen  zwischen  Herrschaft  und  Unter- 
thanen  fester  stabilirt  und  unterhalten  werden  möge,  vorgemelten 
Landtagsrecess  zu  dem  Ende  revidirt,  und  zwar  dasjenige,  was  zu 
Verdruss  und  Widerwillen  Anlass  geben  könnte,  wie  auch  was  nur 
ein  Temporarium  gewesen  und  in  einem  perpetuirlichen  Hauptrecess 
nicht  nöthig  befunden,  als  was  von  damaliger  Abführung  Unserer 
Völker  und  von  der  schwedischen  Einquartierung  darin  gedacht,  her- 
ausgelassen. Im  Uebrigen  aber,  was  eigentlich  der  Stände  privilegia 
und  Freiheiten  concernirt,  mit  solcher  gnädigsten  Willfährigkeit  be- 
stätigt, als  Wir  nicht  allein  für  Uns  den  Ständen  Alles  churfürstlich 
zu  halten  gemeint,  sondern  auch  Uns  die  gewisse  Hoffnung  machen, 
dass  auch  sie  an  ihrem  Orte  nichts  weniger  mit  vorausgesetzter  treuer 
unterthänigster  Affection  bei  Uns  und  Unserm  churfürstlichen  Hause 
festhalten  werden.  Zu  welchem  Ende  Wir  dann  mehrgedachten  Land- 
tagshauptrecess  Unseres  Statthalters  Fürsten  Johann  Moritz  zu  Nassau 
Lbd.  vollzogen  zugeschickt,  aus  Dero  Händen  ihr  nicht  allein  den- 
selben empfangen,  sondern  auch  ferner  von  I.  Lbd.  vernehmen  werdet, 
wie  Wir  alles  und  jedes,  so  darin  enthalten,  fest  und  genau  obser- 
viren,  und  dagegen  Unsere  getreuen  Stände  nicht  beschweren  lassen 
wollen". 

Cleve-märkischer  Landtagsabschied.     Dat.  Cöln  a.  d.  Spr. 
14/24.  Aug.  1660^). 

24.  Aug.  §.6.    Wenn  der  jetzige  Statthalter  abgehen  sollte  und  der  Kurfürst  es 

für  nöthig  hält,  einen  andern  anzustellen,  so  wird  der  Kurfürst  solches  und 
die  Person  des  neuen  Statthalters  den  Ständen  „zeitig  notificiren".  §.  7.  (Be- 
treffend die  Beeidigung  der  Beamten  auf  den  Recess)  ist  ganz  ausgelassen. 
§.  12.  Die  von  der  Kammer  und  der  Regierung  gemeinsam  gefassten  Be- 
schlüsse sollen  nicht  nur  vom  Statthalter,  sondern  auch  von  dem  Director 
eines  jeden  Collegiums  und  dem  dazu  bestellten  Secretär  desselben  unter- 
zeichnet werden.  §.  18.  Die  Beamten  sollen  nur  „aus  erheblichen  Ursachen 
und  nachdem  sie  mit  ihren  nothdürftigen  Verantwortungen  genugsam  gehört" 

^)  Es  wird  genügen,  nur  diejenigen  Paragraphen  im  Auszuge  mitzutheilen, 
welche  von  dem  Landtagsabschied  vom  9.  Oetober  1649  (vgl.  oben  p.  390)  abwei- 
chen, zumal  auch  dieser  Recess  vielfältig  gedruckt  ist,  so  bei  Scotti  a.  a.  0. 
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entlassen  werden.  §.  20.  Jede  erledigte  geheime  Rathsstelle  soll  nnr 
dem  verliehen  werden,  der  ein  Zeugniss  über  sein  Indigenat  beigebracht 
hat.  §.  25.  Bei  Anstellung  eines  Landrentmeisters  wird  zuvor  des  Statt- 
halters und  der  Regierung  Bericht  über  des  Anzustellenden  Qualität  und 
Vermögen  eingeholt  werden.  §.33.  Da  die  Stände  über  Erhebung  unbe- 
willigter  Steuern  und  Belastung  übermässiger  Servicien  geklagt  haben,  hat 
der  Kurfürst  ihnen  vorstellen  lassen,  „dass  bei  diesen  irregulären  Zeiten 
wider  seinen  Willen  nicht  Alles  hat  so  genau  observiret  werden  können, 
die  dabei  vorgefallenen  Exorbitantien  ihm  selbst  zum  Missfallen  gereichen" ; 
er  verspricht  aber,  dass  alles  das,  was  vorgegangen,  ihren  Privilegien  nicht 
präjudicirlich  und  nachtheilig  sein  soll,  und  ohne  der  Stände  Verschreibung 
und  Bewilligung  ferner  keine  Steuern,  noch  übermässige  Servicen  erhoben, 
auch  alle  Frevel  und  Exorbitantien  der  Officiere  und  Soldaten  scharf 
bestraft  werden  sollen.  Im  Falle  mit  Bewilligung  der  Stände  eine  Landes- 
defension  künftig  angeordnet  werde,  soll  mit  Nomination  und  Election  der 
Officiere,  sowie  Direction  der  Truppen  den  Bestimmungen  der  Recesse  dar- 
über gemäss  verfahren  werden  *).  §.  34.  (Betreffend  die  Haltung  einer  Leib- 
garde in  Cleve  und  deren  Beschränkung)  ist  ausgelassen.  §.  37.  (Betreftend 
die  Entlassung  aller  nicht  eingeborenen  Beamten)  ist  ganz  ausgelassen. 
§.  42.  Nachdem  die  clevischen  Stände  auf  die  Wasserlicenten  zu  Gunsten 
der  Kammer,  auch  auf  die  jährliche  Erhebung  von  2000  Thlr.  aus  denselben 
für  immer  Verzicht  geleistet  haben,  ist  ihnen  die  Erhebung  von  GOOO  Thlr. 
Dispositionsgelder,  wozu  die  nöthigen  Executionsbefohle  an  die  Beamten 
und  Richter  seitens  der  Regierung  erlassen  werden  sollen,  zugestanden. 
18.  (Betreffend  die  Moderation  der  märkischen  Quote  in  der  Kreisraa- 
trikel)  ist  ausgelassen.  §.  63.  (Betreffend  die  Verpflegung  der  schwedischen 
Truppen  bis  zur  Auszahlung  der  Satisfactionsgelder)  ist  ausgelassen. 
§.  64.  Die  Stände  haben  zur  Tilgung  der  alten  Kammerschulden  600,000 
Thlr.  bewilligt,  zahlbar  in  8  Terminen,  unter  der  Bedingung,  dass  die  ad- 
ditional  und  neuen  Gravamen  „zu  ihrer  Satisfaction  aller  Billigkeit  nach 
zuvor  erledigt  würden**.  §.  66.  (Betreffend  die  Abführung  der  Reiterei  aus 
der  Grafschaft  Mark),  §.  67  (die  Garnison  in  Hamm),  §.  68  (die  Steuerbe- 
willigung der  märkischen  Stände  für  dieselbe)  sind  ausgelassen.  §.  72.  Im 
Falle  die  Stände  den  Bestimmungen  dieses  Recesses  zuwider  gravirot  wür- 
den und  von  der  Regierung  keine  Rcmedirung  geschähe,  sollen  die  Stände 
solches  dem  Kurfürsten  hinterbringen,  „der  dann  nach  eingenommenen  Be- 
richt schleunige  Versehung  thun  will,  dass  alle  geschehenen  ("ontraventioneu 
abgestellt  werden**").  Am  Schlüsse  verspricht  der  Kurfürst,  den  Recess 
für  sich  und  seine  Nachfolger  „festiglich  und  unverbrüchlich  zu  halten  und 
,iw.   Kf  ,i.<l..    il.il...;    ,.k    Iliii.i,    rrivil-'i'-icu    und    l'"V"r~"l..M    ...  M-lihL'üeh    und 


*)  l)io  Ziisri^o,  ohne  <  I«t  Stände  keine  Truppen   werben  oder  uin- 

fuhren  zu  wollen,  ist  uImo  r,.  ^  u;<  i.i-ncn. 

')  Alle  übrtgeo  Bedingunf^en ,  insbuMoudere  die  AuHführuog  der  Truppen, 
Hiod  atiagelaflseo. 

^  Das  Zogestünduifi,  data  die  Stände  im  Fall  der  RecoMcontraventtoo  mit 
Zahlung  der  bewilligten  Steuer  einhalten  kuonen,  int  also  gestricheo. 


9(50      ^-    D^^  Recesso  von  IGGO  u.  61  und  die  Erbhuldigung  im  J.  1666. 

und  kurfürstlich  zu  schützen,  auch  nimmer  gestatten  zu  wollen,  dass  von 
Statthalter,  Regierung,  Beamten  und  andern  Dienern  dagegen  gehandelt 
werde;  wollen  ihnen  auch  hierüber  der  Rom.  Kais.  Maj.  allergnädigste  Con- 
firmation  über  diesen  Hauptrecess  irapetriren"  *). 

Mit  diesem  Recesse,  sowie  den  obigen  Rescripten  des  Kurfürsten  an  den 
Statthalter  und  die  Stände  traf  der  Generalmajor  und  clevische  geh.  Rath 
Alexander  v.  Spaen  am  20.  September  in  Cleve  ein;  mündlich  hatte  er 
dem  Statthalter  mitzutheilen,  dass  der  Kurfürst  nicht  eher  in  Cleve  eintreffen 
würde,  als  bis  der  Recess  von  den  Ständen  bedingungslos  angenommen  sei; 
zugleich  überbrachte  er  die  Nachricht,  dass  das  Regiment  des  Obersten 
V.  Sieberg  in  Cleve-Mark  einrücken  solle.  Johann  Moritz  bat  den 
Kurfürsten  am  22.  September  dringend,  letztere  Anordnung  zurückzunehmen, 
da  die  Stände  „sonder  Zweifel  daraus  urtheilen  würden,  dass  man  sie  zur 
Annehmung  des  veränderten  Recesses  zwingen  wolle" ;  er  hoffe  sie  auch 
ohne  „dergleichen  Mittel"  dazu  zu  bewegen.  Am  24.  September  traten  die 
schon  früher  auf  Befehl  des  Kurfürsten  zu  einem  Landtage  verschriebenen 
cleve-märkischen  Stände  in  Cleve  zusammen.  Die  Aufregung  über  den  re- 
vidirten  Recess  war  um  so  grösser,  als  vor  wenigen  Tagen  erst  der  Befehl 
der  Regierung  zur  Erhebung  von  94,000  Thlr.  für  die  Garnisonen  und  die 
Festungsbauten  erlassen  war.  (Vgl.  oben  p.  934).  Dennoch  berichteten  die 
weseler  Deputirten  bereits  am  29.  September,  „dass  die  Mehrzahl  der  Stände, 
so  nicht  in  allen,  doch  gleichwohl  in  etlichen  Sachen  I.  Ch.  D.  gratificiren 
würde";  nur  verlangten  sie,  dass  der  Kurfürst  mit  ihnen  persönlich  über 
die  Revision  des  Recesses  verhandele,  und  ihnen  zuvor  in  ihren  Gravamen 
und  Desiderien  Satisfactioii  ertheile.  In  diesem  Sinne  ward  das  nachfol- 
gende Schreiben  an  den  Kurfürsten  am  5.  October  beschlossen.  Am  6.  Octo- 
ber  berichtete  der  Statthalter  dem  Kurfürsten,  dass  die  Stände  um  Zeit  zur 
Resolution  bäten,  über  den  angedrohten  Truppeneinmarsch  erschrocken 
seien,  unter  der  Hand  aber  versicherten,  dass  sie  den  Recess  annehmen 
würden,  nur  allein,  „dass  bei  einem  oder  anderen  Punkt  wenig  eclaircisse- 
ment  wird  begehrt  werden".  So  glatt,  wie  er  meinte,  sollte  die  Sache  in- 
dessen nicht  abgehen.  Am  T.  October  Abends  erfuhr  er,  dass  die  Stände 
beschlossen  hätten,  ihm  den  Recess  am  folgenden  Tage  mit  einem  Protest 
wieder  einzuhändigen,  überdies  die  Zurücknahme  der  Steuerbefehle  zu  for- 
dern. Um  die  Ausführung  dieses  Beschlusses  zu  verhindern,  verliess  er 
unter  dem  Yorwande,  von  der  Prinzessin  von  Oranien  zu  einer  Conferenz 
nach  Tournhout  berufen  zu  sein,  am  8.  October  des  Morgens  früh  „ganz 
heimlich"  Cleve.  Die  clevischen  Räthe,  denen  Deputirte  der  Stände  jetzt 
den  Recess  einhändigten,  suchten  sie  zur  Zurücknahme  desselben  durch 
Zusicherung  eines  Reverses  zu  bewegen,  in  welchem  sie  ihnen  zu  attestiren 
versprachen,  dass  die  Annahme  des  Recesses  ihnen  nicht  präjudicirlich  sein 


*)  Am  Schlüsse  ist  also  gleichfalls  ausgelassen  der  Passus  im  Recess  von 
1649,  dass  die  Stände,  im  Fallle  auf  ihre  Klage  über  Contraventionen  dieselben 
nicht  abgestellt  würden,  „sich  ihrer  Privilegien,  Reversalen,  Verträge,  Pacten 
und  Contracten  bester  Maassen  gebrauchen  mögen". 


^ 


Der  Kurfürst  verlangt  kategorische  Resolution.  961 

würde.  Zugleich  mit  dem  Concept  dieses  Reverses  sandten  sie  dann  den 
Kecess  in  einem  versiegelten  Schreiben  an  den  Syndicus  Niess  zurück, 
der  es,  in  der  Meinung,  es  sei  der  versprochene  Revers,  arglos  annahm. 
Ms  der  Irrthum  entdeckt  wurde,  begnügten  sich  die  Stände  mit  einem  Pro- 
st gegen  die  Annahme  des  Recesses  vor  Notar  und  Zeugen.  Darauf  ver- 
1  Jessen  sie  am  9.  October  Cleve,  nachdem  sie  noch  an  den  Kurfürsten  ein 
zweites  Schreiben  gerichtet  hatten,  worin  sie  sich  über  den  Befehl  zur  Er- 
hebung von  94,000  Thlr.  beklagten,  zumal  sie  schon  im  Januar  1660  sich 
bereit  erklärt  hätten,  für  den  Unterhalt  von  800  Mann  auf  ein  Jahr  55,000 
Thlr.  zu  bewilligen  und  der  Statthalter  ihnen  die  Zusicherung  ertheilt  habe, 
dass  die  Garnisonen  umfänglich  reducirt  werden  sollten. 


Der  Kurfürst  an  den  Statthalter.     Dat.  Cöln  a.  d.  Spr. 
2Ji_^  1660.     M. 

[Gönnt  den  Ständen  Bedenkzeit,  will  aber  keine  Weitläufigkeiten,  sondern  kate- 
gorische Resolution,  widrigenfalls  er  andere  Mittel  anwenden  wird.] 

—  „Nun  können  Wir  zwar  wohl  geschehen  lassen,  dass  sie  sich  5.  Oct. 
nicht  alsofort,  ehe  sie  den  veränderten  Landtagsrecess  verlesen,  erklärt, 
sondern  deshalb  Bedenkzeit  genommen.  Wir  wollen  aber  dennoch 
hoffen,  E.  Lbd.  werden  es  zu  keiner  Wcitläuftigkeit  kommen  lassen, 
sondern  vielmehr  allen  möglichsten  Fleiss  anwenden,  dass,  gleichwie 
jetzt  angeregter  Uberschickter  Recess  auf  aller  Billigkeit  beruht,  auch 
ichts  daran  verändert  oder  ausgelassen,  als  was  nur  Streit  und  Un- 
einigkeit möchte  verursachen  können,  also  auch  bemelte  Unsere  Stände 
denselben  ohne  alles  ferne  Scrupuliren  gehorsamst  annehmen  und  des- 
wegen keine  ÜifHcultät  machen  mögen.  Und  weil  Wir  aus  gewissen 
erbeblichen  Ursachen  hierin  bald  eine  kategorische  Resolution  haben 
müssen,  so  ersuchen  Wir  E.  IJjd.  hiermit  freundlich,  Sie  wollen  die- 
selbe mit  ehestem  befördern  und  überschreiben,  denn  Wir  nicht  ge- 
meint sind,  hierunter  einige  Verzögerung  vorgehen  zu  lassen,  sondern 
wenn  die  Stände  dazu  nicht  verstehen  noch  die  Billigkeit  annehmen 
wollen,  werden  Wir  schon  Mittel  zu  finden  wissen,  dadurch  Wir  zu 
i  ii>ner  Intention  gelangen  können". 


Mater,  iiir  Gench.  ü.  Gr.  Eurfänlen.  V.  Ol 
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Ansprache  des  Statthalters  an  die  cleve- märkischen  Stände. 
Dat.  Duisburg  28.  Oct.  1660.     W. 

[Der  Kurfürst  will  und  kann  die  Recesse  von  1649  und  1653  nicht  halten,  weil 
durch  7  Punkte,  dadurch  die  Stände  ein  condominium  haben  und  Einigkeit  mit 
dem  Landesherrn  verhindert  wird,  des  Kurfürsten  Gewissen  beschwert  ist,  die 
Recesse  erzwungen  sind,  kaiserliche  Coufirmation  erschlichen  ist,  der  bösen  Con- 
sequenz  wegen  für  die  übrigen  Lande,  die  Privilegien  auch  durch  den  neuen 
Recess  gesichert,  ja  ausgedehnt  sind.  Der  Kurfürst  wird  das  Land  eher  verder- 
ben, als  es  seinen  andern  Unterthanen  zum  bösen  Exempel  bestehen  lassen;  die 
Entscheidung  der  Stände  ist  von  grosser  Bedeutung.  Folgen  der  Annahme  des 
Recesses,  der  Ablehnung.  Die  Verantwortung  der  Stände.  Grosse  und  kleine 
Beispiele  in  England  und  Münster.     Hoffnung  auf  weise  Resolution  der  Stände.] 

28.  Oct.  „In  langer  Zeit  ist  so  eine  wichtige  DeUberation  nicht  gehalten 

worden  als  anjetzo,  indem  allhie  soll  gehandelt  werden  von  dieser 
Lande  Wohlfahrt  oder  derselben  Ruin.  Ich  finde  mich  verobligirt, 
den  löblichen  Ständen  zu  entdecken,  worauf  die  ganze  Sache  beruht, 
eines  Theils  zu  Vorbauung  vielen  Unheils,  andern  Theils  zu  Dechar- 
girung  meines  Gewissens,  damit  heut  oder  morgen  nicht  gesagt  wer- 
den könne:  hätte  der  Statthalter  rund  ausgesprochen  und  die  Beschaf- 
fenheit der  Sache  vor  Augen  gestellt,  so  würde  eine  andere  Resolution 
genommen  sein;  auf  dass  nun  solche  Blame  und  schwere  Verantwor- 
tung mir  nicht  auf  den  Hals  komme,  noch  ich  desfalls  ein  nagendes 
Gewissen  bei  mir  finden  möge,  so  sage  ich,  dass  I.  Ch.  D.  zu  Bran- 
denburg, mein  gnädigster  Herr,  die  vorigen  Landtagsrecesse  von  den 
Jahren  1649  und  1653  nicht  halten  können,  noch  wollen.  Sie  können, 
sage  ich,  dieselben  nicht  halten,  weil  darin  verschiedene  Punkte  be- 
griffen, welche  I.  Ch.  D.  landesfürstlichen  Hoheit  und  Respect  zumal 
nachtheilig  und  abbrüchig  sind,  wodurch  zwischen  Deroselben  als 
Landesherrn  und  den  Ständen  gleichsam  consortium  regiminis  oder 
condominium  eingeführt  und  eine  stets  währende  Diffidenz,  schädliches 
Misstrauen  und  Uneinigkeit  erweckt  werde,  als  da  sind  sieben  nach- 
gesetzte Punkte:" 

1)  Die  Bewilligung  der  Stände  zur  Anstellung  eines  künftigen  Statt- 
halters; 2)  die  Beeidigung  aller  Räthe  und  Beamte  auf  den  Recess;  3)  die 
Notification  und  Anhörung  der  Stände  vor  Anstellung  der  Räthe;  4)  der 
Consens  der  Stände  zur  Werbung  und  Einführung  von  Truppen  und  die 
Beschränkung  der  churfürstlichen  Leibgarde;  5)  die  Auszahlung  von  jähr- 
lich 2000  Thlr.  aus  den  Wasserlieenten  und  die  Rückstellung  der  letzteren 
an  die  Stände  nach  Abtragung  der  alten  Kammerschulden;  6)  die  Abfüh-  - 
rung  aller  Truppen  aus  Cleve-Mark,  und  die  Aufhebung  aller  Kriegslasten 
und  Contributionen;  7)  die  aus  dem  Recess  von  1653  hergeleitete  Prätension 
der  Stände,  sich  ohne  landesfürstlichen  Consens  versammeln  zu  dürfen. 
Diese  sieben  Punkte  könne  der  Kurfürst  nicht  eingehen ;  1)  weil  die  Stände 
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darüber  niemals  ein  Privilegium  oder  „bewährtes  Herkommen"  gehabt; 
2)  weil  keine  Landstände  im  Reich  „solche  der  landesfürstlichen  Hoheit 
und  Obrigkeit  verkleincrliche  und  abbrüchige  Punkte  jemals  prätendirt  haben 
noch  prätendiren";  3)  weil  kein  Fürst  im  Reich  solche  postulata  seinen 
Ständen  jemals  verstattet  hat,  noch  verstatten  würde;  4)  im  Fall  selbst  der 
Kaiser  wider  der  Reichsstände  Regalien  und  Obrigkeit  dergleichen  Privi- 
legien concedirt  hat,  dieselben  durch  die  Capitulation  des  jetzigen  Kaisers 
vom  18.  Juli  1658  cassirt  und  annullirt  sind  (folgt  die  betreffende  Stelle 
aus  der  Capitulation  vgl.  oben  Einleit.  p.  941). 

,J.  Ch.  D.  wollen  auch,  wie  gemelt,  erwähnte  Recesse  nicht  halten 
'  >  weil  Sie  wegen  obermelter  Punkte  ihr  Gewissen  beschwert  finden; 
dieselben  einzugehen  in  der  Zeit   gleichsam   gezwungen  worden; 
denselben  allsofort  und  oft  contradicirt;    4)  darüber  bei  der  Rom. 
Kais.  Maj.   glorwürdigster  Gedächthiss   einseitig    einförnilicher  Weise, 
,    ohne  dass  I.  Ch.  D.  gehört,  von  den  Ständen  Confirmatiou  erhalten 
f  worden;    5)  weil  dieselben  Recesse  viele  böse  Consequenzen  in  An- 
sehung I.  Ch.  D.  andern  vielen  Landen  nach  sich  führen;  6)  weil  die 
veränderten  Punkte,  mutationes  und  declarationes  in  dem  letzten  neuen 
Recess  von  solcher  Consideration  sind,   dass  die  löblichen  Stände  bei 

•  h  selbst  ermessen  werden,  den  Landen  zuträglicher  zu  sein,  sieh 
darin  unterthänigst  zu  fügen,  dann  mit  I.  Ch.  D.  in  Uneinigkeit  und 
Weiterung  zu  gerathen,  bevorab  da  sie  ihrer  Privilegien  darin  mehr 
gesichert  werden  können  als  bei  den  vorigen,  angesehen;  von  L  Ch.  D. 
selbst  die  kaiserliche  Confirmation  wird  eingeholt  werden;  7)  weil 
auch  den  Ständen  darin  mehr  als  in  den  vorigen  ist  eingeräumt  wor- 
den, indem  ihnen  darin  jährlich  GOOO  Reichsthaler  absolute  zugelegt 
worden,  da  dieselben  vorhin  auf  die  Jahre,  worin  die  600,000  Reichs- 

;iler  zu  Abtilgung  der  alten  Kammerschuldcn  restringirt  gewesen 
und  sie  auch  nicht  eher  den  Anfang  nehmen  sollten. 

Gleichwie  nun  ein  Mensch,  der  Vernunft  und  Resolution  bei  sich 
li;it,  wenn  derKanker')  einem  seiner  Glieder,  wie  lieb  ihm  auch  das- 

Ibe  sein  möchte,  zustösst,  ist  er  weis  und  will  er  die  Übrigen,  ja 
gar  sein  Leben  und  Wohlfahrt  erhalten,  das  böse  corrumpirtc  Glied 
abschneidet,  also  auch  ein  grosser  Herr  und  Potentat  gleich  I.  Ch.  D. 

iid,  dürften  viel  lieber  und  eher,  wiewohl  ungern  und  gleichsam  ge- 

vungcn,  Dero  Herzogthum  Clcve  und  Grafschall  Mark  verdorben 
wissen,  als  dasH  durch  deren  Exempel  Dero  andere  Lande  corrumpirt 
werden  sollten.  Steht  also  iu  der  löblichen  Stände  lläudeu,  und  zwar 
bei   dieser  Üeliboration   und  Resolution  dieser  Laude,   ihre   und   der 

>>  Der  KrebM. 
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ihrigen  und  Nachkommen  entweder  Wohlfahrt  oder  Verderben  zu  be- 
fördern. Nehmen  sie  an  den  jüngsthin  übersandten  Recess  aus  ange- 
führten Motiven,  bevorab  dass  alle  Privilegia  darin  enthalten  und 
I.  Ch.  D.  die  kaiserliche  Confirmation  darüber  ausbringen  werden,  so 
werden  sie  dadurch  ihre  unterthänigste  getreue  Affection,  so  sie  zu 
I.  Ch.  D.  tragen,  und  so  oftmals  unterthänigst  contestirt  haben,  an 
den  Tag  geben,  und  dass  ihre  Worte  mit  den  Werken  übereinstim- 
men. I.  Ch.  D.  werden  alsdann  zu  ihnen  als  ein  gnädigster  Churfürst 
und  Landesherr  kommen,  Sie  werden  ihnen  und  den  ihrigen  alsdann 
alle  landesväterliche  Gnade  erzeigen,  dieselben  von  der  Kriegslast  und 
Contributionen  zum  guten  Theil  entheben  und  befreien^  auch  ohne  Dero 
getreuen  Stände  Consens  keine  Ausschläge  mehr  thun  lassen. 

Im  unverhofften  widrigen  Falle  möchten  I.  Ch.  D.  in  diese  Dero 
Lande  zwar  kommen,  aber  mit  was  Gewogenheit  und  Contentement, 
ist  leicht  selbst  zu  ermessen;  dass  Sie  kommen  in  ein  solches  Land 
und  zu  solchen  Ständen,  die  die  angebotene  Gnade  von  kaiserlicher 
und  churfürstlicher  Confirmation  ihrer  Privilegien  verworfen  und  in 
den  Wind  schlagen.  Mit  was  Unlust  auch  Dieselben  allhier  sich  auf- 
halten würden,  ist  leicht  zu  achten,  wenn  Sie  an  die  passirten  Zeiten, 
worin  viele  unverantwortliche  Sachen  gegen  Dieselben  sind  machinirt 
worden,  werden  denken,  welches  alles  durch  Annehmung  des  Recesses 
würde  todt  und  ewig  vergessen  bleiben;  mit  was  Sicherheit  L  Ch.  D. 
für  Dero  hohe  Person  allhie  zu  Lande  und  bei  Ständen  und  Unter- 
thanen,  deren  Gemüth  und  Affection  Ihro  bekannt.  Sich  werden  auf- 
halten können,  ist  leicht  zu  muthmaassen.  Sie  würden  zu  Ihrer  Sicher- 
heit nicht  anders  als  mit  einer  grossen  Anzahl  Kriegsvolk  anhero  in 
diese  Lande  kommen,  was  für  grosse  Beschwerniss  und  Landesverderb 
dasselbe  nun  mit  sich  bringen,  ist  leider  allzuviel  bekannt.  I.  Ch.  D. 
werden  durch  Einführung  dieser  Völker  andere  Dero  Länder,  welche 
ihre  Herrschaft  lieben,  verschonen,  und  dieses  Glied  zu  seiner  end- 
lichen Bekenntniss  und  eigenem  Besten  etwas  härter  tractiren  lassen. 
Die  löblichen  Stände  sind  gestellt,  dem  Lande,  dessen  Privilegien,  den 
armen  Unterthanen,  Wittiben  und  Waisen  gleichsam  mit  vorzustehen 
und  zugleich  ihre  Wohlfahrt  darunter  mit  zu  befördern;  sollte  nun 
solches  um  etwa  wenige  Punkte,  welche  bei  dem  neuen  Recesse  de- 
siderirt  werden  möchten,  und  deswegen  gegen  Zuversicht  nicht  ange- 
nommen werden  wollte,  bei  Seite  gesetzt  und  dadurch  angeregtes  Un- 
heil und  Verderben  vieler  armen  unschuldigen  Menschen  verursacht 
werden,  was  für  grosse  Verantwortung  würde  das  vor  ihnen  vor  Gott 
und  der  Posterität  geben;    es  dürften  zwar  mehrentheils  Stände  aus 
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Ritterschaft  und  Städten  bei  I.  Ch.  D.  in's  particulir  suchen  zu  ent- 
schuldigen, wie  wenig  aber  der  Rechtschuldigen  alsdann  in  dem  Parket 
werden  bleiben  sitzen,  wird  die  Zeit  lehren;  die  Gegenwart  I.  Ch.  D. 
wird  Vielen,  welche  andere  jetzo  animiren,  dass  sie  nicht  durch  die 
Stange  fallen  werden,  den  Muth  thun  sinken.  Weise  Leute  pflegen 
sich  an  ihrer  Nachbaren  Unglück  zu  spiegeln ;  wir  haben  einen  grossen 
und  kleinen  Spiegel  vor  uns:  zu  was  grosser  Unruhe  sind  die  drei 
Königreiche  England,  Schottland  und  Irland,  welche  auch  zu  einer 
unerhörten  Extremität  geschritten  waren,  nicht  gesetzt  gewesen,  wie 
wenig  Personen  werden  anjetzo  gefunden,  welche  daran  Ursache  ge- 
wesen, und  anjetzo  dasselbe  mit  Gut,  Leib  und  Blut  biissen  müssen^ 
wobei  dann  dieses  in  Consideration  zu  ziehen,  dass  die  Stände  in 
England  ihren  König  ohne  einige  Condition  und  Scrupel  angenommen 
und  seiner  Parole  und  Worten  getraut  haben.  Des  Herrn  Bischofs 
zu  Münster  Lbd.  ist  mit  einer  einzigen  Stadt  in  Streit  gerathen,  wie 
f  wird  das  Land  desfalls  ruinirt,  und  dürfte  sich  endlich  finden,  dass 
nur  Wenige  in  der  Stadt  an  diesem  grossen  Unheil  schuldig  waren. 

Nun  nachdem  ich  weiss,  dass  Viele  der  Herren  Stände  die  alten 
Recesse  in  vielen  Theilen  nicht  selbst  gutheissen,  ja  deren  verschiedene 
selbst  gesagt,  sie  wünschten,  dass  selbige  Recesse  verbrannt  wären, 
weil  sie  vermerken  thäten,  dass  dieselben  zwischen  L  Ch.  D.  und  Dero 
getreuen  Ständen  viel  Unlust  und  Misstrauen  verursachten,  auch  dem 
Lande  desfalls  schon  viel  Beschwer  zugewachsen  wäre,  so  verhoffe 
ich  festiglich,  und  will  nicht  zweifeln,  die  löblichen  Stände,  als  ver- 
nünftige und  weise  Leute,  werden  zu  des  Landes,  ihrem  und  der  ihri- 
gen Besten  und  Wohlfahrt  I.  Ch.  D.  gnädigsten  Gcsinncn  und  unser 
aller  Wunsch  gemäss  eine  gute  prompte  salutaire  und  L  Ch.  D.  wohl- 
gefällige und  annehmliche  Resolution  über  den  gethanen  Vortrag  fassen 
und  herausgeben".  

Es  waren  auf  dem  Landtage  in  Duisburg  nur  8  clevische  Ritterbürtige, 
darunter  von  der  äusseriiteii  OppoKitionspartei  der  sogenannten  winnenthal- 
Bchen  Fraction  nur  der  Director  der  cle vischen  Kitterscliart  Biland,  VVilich 
SO  Kerveudunk,  Morrien  zu  Kalbeck,  Brempt  zu  Vebn  uud  der  ge- 
mäfiHJgtste  unter  ihnen  Kicke  1  zu  Uroen  erschienen.  Dagegen  war  die 
märkiHche  Kitt^Tsehiift  durch  IT)  Deputirte  vertreten;  die  ch* vischen  und 
märkischen  Städte  hatten  säniintlich  Deputirte  gesandt.  Anfangs  suchten 
die  Stände  wiederum,  wie  in  Clevc,  auszuweichen  und  einen  beHtinimtcn 
BeschluHs  über  die  Annahme  des  UecesHeH  hh  zur  Ankunft  den  Kurfürsten 
hinauszuschieben.  Als  aber  der  Statthalter  mit  Entschiedenheit  darauf  hin- 
wies, dass  der  Kurfiirst  eine  kutegorische  Resolution  verlange  und  mit 
tvcrzuglicheD  Mtreugeu  Maasuregolu  drohte;  erklärten  »ich  die  märkiächeo 
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Stände  und  die  Mehrheit  der  clevischen  Städtedeputh'ten  für  die  Annahme 
des  Recesses ;  nur  die  von  Wesel  und  Kees  behaupteten,  nicht  dazu  bevoll- 
mächtigt zu  sein.  Länger  wehrten  sich  die  clevischen  Ritterbürtigen.  Erst 
als  ein  kurf.  Rescript  an  den  Statthalter  vom  26.  October  eintraf,  worin  der 
Kurfürst,  „im  Fall  die  Stände  das  Werk  aufzuhalten  suchten",  die  sofortige 
Ausführung  seiner  Befehle,  insbesondere  auch  die  Entbindung  aller  Beam- 
ten von  dem  Eide  auf  den  Recess  befahl,  Hessen  auch  die  clevischen  Rit- 
terbürtigen durch  den  Syndicus  Niess  erklären:  „Sie  hätten  eine  so  ge- 
wichtige Sache  mit  dem  Gebet  angefangen,  auch  weil  die  Sache  sie  allein 
nicht,  sondern  des  ganzen  Landes  Wohlfahrt  oder  Ruin  betreffe,  wären  sie 
in  ihr  Gewissen  gegangen  und  hätten  sich  laut  der  schriftlichen  Resolution 
und  dem  Schreiben  an  S.  Ch.  D.  soweit  erkläret,  als  .sie  nach  ihrem  Ge- 
wissen gekonnt  und  es  vor  Gott  und  der  Posterität  zu  verantworten  ge- 
•  traueten".  Der  Statthalter  antwortete:  „Er  sähe,  dass  Gott  das  Gebet  der 
Landstände  erhöret  hätte,  indem  er  denselben  solche  heilsame  consilia  ein- 
gegeben, dadurch  des  Landes  Beste  befördert  und  der  Ruin  desselben  ver- 
hütet würde,  wünschte  derohalben  den  Ständen  Glück".  (Landtagsprotokoll 
der  reeser  Deputirten.)  Der  Kurfürst  hatte  bereits  durch  Schreiben  vom 
26.  October  dem  Kaiser  die  Aufhebung,  beziehungsweise  die  Revision  der 
alten  Recesse  angezeigt  und  ihn  gebeten,  etwaige  Klagen  der  Stände  ab- 
weisen zu  wollen;  am  16.  November  befahl  er  seinem  Residenten  in  Wien, 
Neumann,  das  Schreiben  nicht  zu  übergeben,  oder  wenn  es  bereits, 
wie  der  Fall  war,  geschehen  sei,  ein  zweites  Schreiben,  worin  der  Kur- 
fürst dem  Kaiser  die  Annahme  des  Recesses  seitens  der  cleve- märkischen 
Stände  anzeigte. 

Die  cleve-märkischen  Stände  an  den  Kurfürsten.  Dat.  Duisburg 

3.  Nov.  1660.    W. 

[Nehmen  den  Recess  an,  hoffen  und  erbitten  aber  gnädige  Resolution  auf  wenige 
ihre  durch  den  Recess  bestätigte  Privilegien  betreffende  Punkte.] 

3.  Nov.  „Die  hocbgeschöpfte  Freude   und  das  Verlangen,   welches  zu  E. 

Ch.  D.  Ankunft  wir  tragen,  haben  wir  in  unserm  vom  5.  passato  un- 
terthänigst  zu  erkennen  gegeben,  und  dabei  verhofft,  wir  würden  den 
nächsthin  aufgesetzten  Recess  bei  dieser  erfreulichen  Ankunft  aus 
E.  Ch.  D.  selbsteigenen  Händen  hieselbst  collegialiter  mit  einer  unter- 
thänigsten  Reverenz  empfangen  haben.  Nachdem  E.  Ch.  D.  aber  ein 
anderes  in  Gnaden  beliebt,  haben  wir  uns  auch  hierin  unterthänigst 
gefügt  und  diesen  Recess  mit  gebührendem  Respect  unterthänigst  an- 
genommen, dergestalt,  dass  wir  der  festen  zuverlässigen  Hoffnung 
leben,  E.  Ch.  D.  werden  die  hier  beigefügten  wenigen  Punkte  ^),  (welche 


*)  Diese  Punkte  beziehen  sich  1)  auf  den  Eid  der  Beamten  auf  den  Recess, 
statt  dessen  sie  Einrückung  des  neuen  Recesses  in  die  Instruction  der  Räthe 
erbitten;  2)  auf  die  Werbung  und  Einführung  der  Truppen,  wobei  sie  bitten  und 
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doch  E.  Ch.  D.  landesförstlichen  Respect  und  hohen  Reputation  Nichts 
benehmen)  gnädigst  hören,  und  uns  darin  mit  einer  gnädigsten  und 
gewierigen  Resolution  erfreuen,  gestalt  dieselben  unsere  von  E.  Ch.  D. 
itzo  und  noch  jüngst  gnädigst  coufirmirten  privilegia,  Freiheiten  und 
Begnadigungen,  Altherkommen,  Gewohnheiten,  Recht  und  Gerechtig- 
keit concerniren  und  darin  ihre  abhlllfliche  Maasse  finden,  mit  unter- 
thänigster  Bitte,  E.  Ch.  D.  geruhen,  hierin  unserni  unterthänigsten 
Suchen  in  Gnaden  Statt  zu  geben,  damit  unsere  Freude  bei  dieser 
bevorstehenden  Ankunft  desto  grösser  sei,  wozu  wir  unterthänigst 
Gltick  wünschen,  dass  E.  Ch.  D.  als  unserm  hochgeliebten  Landes- 
vater und  Herrn  sammt  Deroselben  hochgeliebten  Gemahlin  und  Chur- 
prinzen  mit  einem  unterthänigsten  fröhlichen  Gemüth  wir  entgegen 
sehen  und  Denselben  in  einem  hohen  cliurfürstlichen  Wohlstand  in 
unterthänigstem  Gehorsam  aufwarten  mögen". 


Der  Statthalter  an*  d.  Kurfürsten.  Dat. Duisburg  3.  Nov.  1660.  B. 

(Eigenhändig.) 

[Absolute  Annahme  des  Recesses  seitens  der  Stände;  sie  bitten  um  Erläuterung 
einiger  Punkte.  Hofft,  dass  der  Kurfürst  Alles  vergibt  und  vergisst,  was  ge- 
schehen. Widerstand  der  winnentharschen  Anbänger.  Ihre  eventuelle  Festnahme 
war  vorbereitet.  Wesel  beharrt  in  der  Opposition.  Seine  plötzliche  Abreise  von 
Cleve  hat  Schrecken  hervorgerufen ,  daher  die  meisten  Winuendalisten  nicht  in 
Duisburg.  Isinck's  Verdienste.  Bittet,  keine  Truppen  ausser  den  Garden  mit- 
zubringen, da  die  Stände  auf  diese  Zusicherung  hin  die  ausgeschriebenen  Steuern 

bewilligt  haben.] 

„Es  haben  E.  Ch.  ü.  hiesige  cleve-  und  märkischen  Stände  auf  3.  Nov. 
diesem  Landtag  den  Kecess  ahsolute  also  angenommen,  gleich  E.  Ch.  D. 
gnädigst  begehrt  haben,  werden  aber  um  Erklärung  etlicher  Punkte 
unterthänigst  bitten,  damit  hiernächst  kein  Missverstand  daraus  ent- 
stehen möchte,  haben  auch  etliche  desideria,  welche  sie  in  aller  Un- 


hoflen,  das8  der  Kurfürst  sie  nicht  gegen  ihre  Privilegien  beschweren  werde; 
3)  auf  die  Convente  der  Stünde,  welche  sie  zu  geatutteu  bitton,  da  auf  denselben 
nur  da«,  wa«  zur  Erhaltung  ihrer  Privilegien  nöthig,  berathen  würde;  4)  bitton 
die   ch'v  ' md«'   ihn»?n   statt   der  2(KX)  'l'hlr.   aus   den  Wassorlicenton  ihre 

DispoMiti  ,/  r  von  iHMH)  Thlr.  auf  800()  Thir.  zu  erhohen;  5)  die  Entlassung 
der  Amtluut«  etc.  nur  mit  dum  Ilath  und  V' orwissen  von  6  clovischeu  llathen 
vornehmen  zu  laanen;  6)  von  den  7<X),(X)0  Thlr.  zur  Einlösung  von  öchermbeck 
und  HouMtigun  Schuld(>nti)gung  die  MWJ  bereits  gezahlte  Summe  abziehen  zu 
lassen;  7)  di«  kais.  ('onnrniution  des  neuen  Kecosses  zu  erwirken;  8)  den  Kecess 
von  16r>3,  Howuit  er  nicht  durch  die  KeviMion  des  Kecessus  von  IGii)  burührt 
werde,  bcMtehen  zu  lassen;  U)  dun  Hteuercontingont  den  Amtes  Neustadt  nicht 
von  den  übrigen  mittragen  zu  lasHon,  und  10)  der  Stadt  Soest  SteuercoutiogeDt 
als  Quote  der  gosammten  Landesstouor  anrechnen  zu  wollen. 
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terthänigkeit  und  Respect  werden  vorbringen,  der  unterthänigsten  Hoff- 
nung lebend,  E.  Ch.  D.  werden  denselben  gnädigst  deferiren,  weil  sie 
sich  in  Allem  so  gehorsam  und  willfährig  gezeigt  haben.  Damit  E. 
Ch.  D.  den  ganzen  Verlauf  dieser  Handlung  sehen  mögen,  so  senden 
wir  mit  dieser  Post  das  Protokoll  gehorsamst  über.  Verhoffe  also, 
E.  Ch.  D.  werden  durch  Gottes  Hülfe  bald  in  hiesige  Dero  Lande  als 
ein  gnädigster  Landesvater  kommen  und  Alles,  was  vor  diesem  pas- 
sirt  ist,  gnädigst  vergeben,  und  in  eine  ewige  Vergessenheit  stellen; 
hingegen  versichert  sein,  dass  Dieselben  allhier  treue  gehorsame  Stände 
und  Unterthanen  finden  werden,  welche  E.  Ch.  D.  herzlich  lieben  und 
höchlich  respectiren,  auch  nimmer  aus  Händen  gehen  werden,  welches 
E.  Ch.  D.  ich  als  Dero  gehorsamster  verpflichteter  Diener  wohl  kann 
versichern. 

P.  S.  Es  hat  bei  den  Winuendahlisten  sehr  hart  gehalten  und 
wäre  gegen  Verhoffen  die  Sache  (so  unter  der  Hand  wohl  unterbaut 
gehabt)  zurückgegangen ,  so  hätte  solche  Anstalt  ■  mit  dem  General- 
major,  dem  v.  Spaen,  gemacht,  dass  alle  die  Principalsten  in  E,  Ch.  D. 
Hände  würde  geliefert  haben.  Was  in  particulier  in  dieser  Sache 
vorgegangen,  werde  E.  Ch.  D.  in  Dero  hohen  Gegenwart  unterthänig 
berichten,  unterdessen  sind  die  vornehmen  Herren  von  Wesel  in  ihrer 
Passion  (auch  bei  diesem  actu)  verblieben.  Alles  zu  contribuiren, 
was  gegen  E.  Ch.  D.  sein  mag.  Dass  ohne  Wissenschaft  eines  Men- 
schen als  des  v.  Spaen  von  Cleve  verreist  bin  und  den  damaligen 
Landtag  damit  abgebrochen,  hat  solch  einen  Schrecken  unter  den 
Ständen  verursacht,  in  Meinung,  ich  würde  Einige  gefangen  nehmen 
dass  die  meisten  Winnendalisten  sich  allhier  nicht  eingestellt  haben, 
welches  eine  gewünschte  Sache  gewesen,  sonsten  noch  viel  würde  zu 
thun  gefunden  haben,  und  hat  insonderheit  Dr.  Isinck  zu  E.  Ch.  D. 
höchstem  Dienst  sich « rühmlich  gebrauchen  lassen,  davon  hiernächst 
noch  näher  gehorsamst  berichten  werde.  Verhoffe  ja  nicht,  dass  itzo 
E.  Ch.  D.  einige  Völker  ausser  Ihrer  Garden  bringen  werden,  würde 
anders  bei  hiesigen  E.  Ch.  D.  Ständen  und  Unterthanen  ausser  allen 
Credit  gesetzt,  also  in  diese  letzte  grosse  Schätzung  geheelet,  weil 
selbe  versichert  hab,  dass  keine  fremde  Völker  würden  in  das  Land 
geführt  werden;  doch  stelle  Alles  zu  E.  Ch.  D.  gnädigstem  Gefallen". 


Am  24.  November  konnte  der  Statthalter  dem  Kurfürsten  ferner  be- 
richten, dass  Wesel  und  ßees  sich  schriftlich  und  mündlich  wegen  Voll- 
machtslosigkeit  ihrer  Deputirten  in  Duisburg  entschuldigt  hätten;  „sie  neh- 
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men  Alles,  was  zn  Duisburg  verhandelt  ist,  vollkommen  an'),  desgleichen 
thun  die  Adeligen,  welche  auf  selbigem  Landtag  nicht  seien  präsent  ge- 
wesen; sie  excüsiren  ihr  Ausbleiben;  es  scheint,  dass  die  Cleve-  und  Mär- 
kischen alle  gute  Kinder  sein  wollen''.  —  In  den  letzten  Tagen  des  Jahres 
1660  traf  der  Kurfürst  in  Cleve  ein. 


Kurfürstliche  Proposition  auf  dem  cleve-märkischen  Landtage. 

Dat.  Cleve  24.  Jan.  1661.     W. 

1)  So  sehr  der  Kurfürst  auch  bemüht  sein  wird,  den  Frieden  aufrecht  1661. 
zu  erhalten,  so  ist  es  doch  zur  Sicherung  des  Landes  durchaus  nöthig,  -I.Jan, 
dass  die  wichtigsten  Plätze  desselben  mit  Garnisoneu  besetzt  bleiben,  und 
werden  daher  die  Stände  ohne  „einige  Zeitverlierung"  den  nöthigeu  Unter- 
halt für  dieselben  zu  beschaffen  haben.  2)  Da  die  Beibringung  der  bis- 
herigen Contributioueu  dem  Lande  nicht  wegen  der  hohen  Summen,  son- 
dern wegen  der  „ungleichen"  Matrikel  beschwerlich  gefallen  ist,  und  die 
Mängel  der  Matrikel  durch  eine  Untersuchung  bereits  aufgedeckt  sind,  so 
möchten  die  Stände  einige  aus  ihrer  Mitte  deputiren,  in  deren  Gegenwart 
die  Matrikel  „ergänzt"  werden  soll;  „alsdann  die  Stände  befinden  werden, 
dass  dadurch  das  ganze  Land  eine  grosse  Erleichterung  erlange  und  es 
mit  Beitragung   der  nöthigeu  Mittel   nicht  mehr  so  schwer  zugehen  wird". 

3)  Nachdem  bereits  den  Ständen  die  Polizei-,  Land-  und  Ilofgerichts-, 
auch  Brüchten-,  Dienst-,  Wasser-  und  andere  Ordnungen  zugestellt  wor- 
den und  dieselben  nunmehr  zu  des  Landes  Bestem  publicirt  werden  sollen, 
80  haben  die  Stände,    was  sie   dabei  zu  erinnern,    nunmehr  einzubringen; 

4)  die  im  Jahre  1649  zugesagte  Einlöse  des  Amtes  Schermbeck  nunmehr 
unverzüglich  auszuführen  und  die  dazu  nöthige  Summe  aufzubringen.  5)  OB- 
wohl  die  Aufbringung  der  zur  Tilgung  der  Domainenschulden  bewilligten 
600,000  Thlr.  nochmals  hinausgeschoben  ist,  so  wird  doch  nöthig  sein,  die 
Vorb^-reitungen  dazu  schon  jetzt  zu  treffen. 


Deputirte  von  Wesel  an  den  Magistrat  daselbst.    Dat.  Cleve 
27.  Jan.  1661.     W. 
(llnterz. :  Ilerin.  Sautcnus.    Joh.  Kuuth.) 
Am   21.  Januar  hat  die   Eröffnung  des   Landtages   in  Gegenwart  des  :iV..':in. 
iirfürhten,  des  Fürsten  von  Anhalt,  des  cievischen  Statthalters,  des  Grafen 
Dohna,  des  Frciherrn  v.  Schwerin,  des  geh.  Kaths  v.  Platen,  des 
Kanzlers  v.  Jcbn»,  des  Kanzler»  Wcimaun  sowie  sämmtlicher  clcvischer 

')  Diese  rasche  Wandlung  war  durch  den  grado  damals  (am  3L  Octobor) 
erfolgten  Tod  des  wesclor  UürgenneistcrH  und  Syndicus  der  clovischon  Stüdt« 
Dr.  Auton  ter  Schmitteti,  urul  dio  Mcliwcre  Krkriinkuug  des  iiltesten  Bürgor- 
meisters  daMulhHt  Juli.  BrMinbgmi  und  duH  SclKiffcn  Arnold  du  Beyer,  uUe 
drei  seit  30  Juliren  die  eigeutliclicn  Fiiliri<r  der  Htadtitichen  OppuailioUäpurtüi. 
leichtert  worden. 
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Räthe  stattgefunden.  Schwerin  hat  im  Namen  des  Kurfürsten  eine  „zier- 
liche Oration"  gehalten  und  die  beigehende  Proposition  erst  vorgetragen, 
dann  schriftlich  übergeben.  Die  Stände  sind  zahlreich  erschienen,  ausser 
Deputirten  sämmtlicher  clevischen  und  märkischen  Städte,  21  clevische  und 
24  märkische  Ritterbiirtige  ^).  Die  Stände  wollen  die  Propositionen  dahin 
beantworten,  „dass  wennS.Ch.  D.  mit  den  calcarschen  Fortificationen  ein- 
zuhalten sich  gnädigst  wollte  gefallen  lassen,  sie  alsdann  noch  ein  Jahr 
lang  400  Mann  zu  Fuss  unterhalten,  sodann  die  600,000  Thlr.  in  Abtilgung 
der  alten  Kammerschulden  recessirter  Maassen  bezahlen,  als  auch  den 
Pfandschilling  zur  Einlösung  des  Amtes  Schermbeck,  deducto  tarnen  was 
von  den  Ständen  bereits  darauf  vorgeschossen,  beischaffen  wollten".  Ob- 
wohl Cleve-Mark  seit  dem  Jahre  1655  über  anderthalb  Millionen  Thaler  an 
Steuern  gezahlt  hat,  so  würden  sich  die  Stände  doch  nicht  der  Ausführung 
ihrer  Zusagen  bezüglich  des  Amtes  Schermbeck  und  der  Schuldentilgungs- 
summe entziehen  können.  Dagegen  werden  sie  ihrer  Instruction  gemäss 
gegen  die  Bewilligung  der  Unterhaltung  der  400  Mann  protestiren.  Be- 
züglich der  Hof-,  Landgerichts-,  Brüchten-  und  Dienstordnung  werden  sie 
alles  fleissig  beobachten,  „was  pro  conservatione  privilegiorum  et  consuetu- 
dinum  dienlich". 


Deputirte  von  Wesel  an  den  Magistrat  daselbst.     Dat.  Cleve 

2.  Febr.   1661.     W. 

2.  Febr.  „Die  Postulata  mehren  sich  von  Tag  zu  Tag ,  indem  per  tertium  eine 

Küchensteuer  S.  Ch.  D.  zu  offeriren  den  Ständen  angesonnen,  wie  denn 
auch  dieselbe  bereits  von  den  Ständen  exceptis  nobis  eingewilligt  und  offe- 
rirt  ist".  Ausserdem  wird  der  Stände  Zustimmung  zu  einem  Abkommen 
mit  der  Johanniter  Conthurei  zu  Wesel,  wonach  dieselbe  für  4000  Thlr. 
völlige  Steuerexemption  erhalten  soll,  verlangt.  Die  Stände  haben  gebeten, 
diese  Summe,  welche  zu  den  Kosten  der  Gesandtschaft  nach  London  ver- 
wandt werden  soll^),  lieber  auf  die  Domainen  aufzunehmen.    Die  clevischen 


*)  Von  der  clevischen  Ritterschaft  waren  erschienen:  ihr  Director  Biland, 
Brempt,  Loe,  Diepenbruch,  Gent  Baron  v.  Dieden,  Eickel  zu  Groen,Drost 
Hooven,  Bernsau,  Hertefeldt,  Wachtendonck,  Dornick  zu  Lackhausen, 
Spaen,  Wilich  zu  Kervendonck,  Quadt  zu  Waterhegge,  Hovelich,  Nie- 
venheim,  Morrien,  Rinsch,  Drost  Quadt  und  Quadt  zu  Mörmter;  von  der 
märkischen  Ritterschaft:  Neuhoff  Drost  zu  Altena,  Bodelschwing  zu  Bodel- 
schwiog,  Elberfeld  zu  Herbede,  Oberst  Bodelschwing,  Neuhoff  Drost  zu 
Neueurath,  Freitag,  Grüter,  Düngeln,  Neuhoff  zu  Wenge,  Laer  zu  Har- 
denstein,  Loe  Drost  zu  Wetter,  N  ehe  im  zu  Heidemühle,  Neheim  zu  Velling- 
hausen,  Heeze  zu  Rauenthal,  Ascheberg  zu  Nosthausen,  Neheim  zu  Ruhr, 
Hövel  zu  Grimberg,  Plettenberg  zu  Schwarzenberg,  Vaerst,  Neuhoff  zu 
Bährendorf,  Aldenbockum,  Reck,  Türck  zu  Heringen. 

^)  Dorthin  reisten  mit  einer  Mission  an  König  Karl  II.  Fürst  Johann 
Moritz  und  der  clevische  Kanzler  Daniel  Weimann  Mitte  Februar  von  Cleve 
ab.    Vgl.  Droyseu  III,  3  p.  20  ff. 
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Ritterbürtigen  wollen  ihrem  Syndicus  Niess  zur  Entschädigung  für  die 
ihm  von  der  Regierung  widerfahrene  Verfolgung  3000  Thlr.  geben  und 
verlangen  dazu  der  Städte  Beitrag;  dem  Kanzler  Weimann  sollen  600  Thlr. 
und  der  Prinzessin  von  Oranien  ein  Stück  Rheinwein  verehrt  werden. 


Deputirte  von  Wesel  an  den  Magistrat  daselbst.     Dat.  Cleve 

22.  Febr.  1661.     W. 

Ueber  die  petita  der  Stände  erwarten  sie  morgen  des  Kurfürsten  Re-  22.  Febr. 
plik.  „Bereits  haben  sie  auf  ein  Jahr  lang  exceptis  nobis  S.  Ch.  D.  60,000 
Thlr.  präsentirt,  welche  doch  als  eine  geringe  Summ,  womit  S.  Ch.  D.  nicht 
zulangen  könnten,  nicht  acceptirt,  und  wird  desswegen  noclj  wohl  mit 
20,000  Thlr.  vergrössert  werden".  Man  hofft,  dass  der  Kurfürst  sich  damit 
Contentiren  und  seine  Forderung  von  einer  monatlichen  Contribution  von 
12  bis  13,000  Thlr.  fallen  lassen  wird.  Auf  die  „Ergänzung''  der  Matrikel 
wird  stark  gedrungen,  dagegen  wegen  „Redressirung''  des  Festungsbaues  in 
Calcar  „noch  nicht  alle  Hoffnung  benommen".  Die  Revision  der  Hof-, 
Landgerichts-  und  Polizeiordnung  ist  beendigt.  Die  desideria  und  petita 
der  Städte  sind  dem  Kanzler  v.  Jehna  zugestellt,  und  ihm  besonders  die 
Abschaöung  der  adeligen  Jurisdictionen  und  die  Einwendungen  der  Städte 
gegen  eine  grössere  Anzahl  adeliger  als  bürgerlicher  Räthe  und  deren  hö- 
here Besoldung  recommandirt  worden. 


Deputii-te  von  Wesel  an  den  Magistrat  daselbst.     Dat.  Cleve 

9.  März  1661.     W. 

[Bewilligung  von  110,000  Thlr.  auf  1  Jahr,  abgesehen  vom  calcarschen  Festunge- 
bau.    „Coutentement"  der  Stände.] 

„Obwohl  die  Stände  verhoffet,  es  würden  8.  Ch.  D.  die  vor  ein  9.  März. 
Jahr  lang  offerirteu  80,000  Thlr.  in  Gnaden  acceptirt  haben,  so  hat 
dennoch  dieselbe  Siuiiiue  am  vergangenen  Sonnabend  mit  30,000  Thlr. 
müssen  verhöhet  werden,  in  Miuissen  dann  die  Stünde  I.  Ch.  D.  auf 
ein  Jahr  lang  U0,O(X)Thlr.  doch  dieser  Gestalt  eingewilligt,  dass  sie 
obgemeldeter  Zeit  noch  mit  Römer-,  Kreis-,  Reichs-  oder  Türken- 
uis  andern  Steuern,  was  Namen  sie  auch  haben  möchten,  beschweret 
werden  sollten.  Auf  diese  gesehciiene  Oblation  haben  1.  Ch.  I).  den 
l-andständen  auf  ihre  unterthslnigst  vorbrachte  Gravaniina  ein  ge- 
wünschtes Contentcmcnt  widerfahren  lassen,  ausgenommen,  dass  die- 
selbe von  dem  angefangenen  calcarHchen  Fortilicationsbnu  nicht  desi- 
stircn,  sondern  dcnHcU)en  contiimiriMi  \v(dlrn"'). 


'^  Der  Bau  dor  Citadolle  zu  Calcar  ward  trotz  dur  Stäudo  Wideratroben  im 
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In  wenigen  Tagen  werden  die  Stände  ihre  Demission  erhalten  und  zu 
weiteren  Verhandlungen  über  die  Matrikelrevision  Deputirte  zurücklassen. 


Cleve- märkischer  Landtagsabschied.     Dat.  Cleve  19.  März 

1661^). 

19.  März.  1)  Auf  Vorstellungen  der  Stände  über  die  schweren  Lasten,   welche 

das  Land  während  des  letzten  Krieges  habe  tragen  müssen,  acceptirt  der 
Kurfürst  ihr  Anerbieten,  das  Amt  Schermbeck  erst  im  Jahre  1662  einzu- 
lösen und  von  1665  ab  die  zur  Schuldentilgung  1649  bewilligten  600,000 
Thlr.  in  den  damals  verabredeten  Terminen  beizubringen.  2)  Die  Vor- 
schläge der  im  vorigen  Jahre  aus  Deputirten  der  Stände  und  Regierung 
verordneten'  Commission  zur  Revision  der  clevischen  Steuermatrikel  sind 
den  Ständen  zugestellt  worden  und  erwartet  der  Kurfürst,  dass  sie  dieses 
höchst  nöthige  Werk  aufs  baldigste  zur  Richtigkeit  bringen,  auch  die 
märkischen  Stände  Vorschälge  zur  Revision  der  dortigen  Matrikel  baldigst 
einreichen  werden.  3)  Die  Rechnungen  derjenigen  Steuern,  welche  vom 
Jahre  1655  —  61  erhoben  worden  sind  und  noch  später  „zur  Tilgung  der 
Kammerschulden  oder  sonsten"  ausgeschlagen  werden,  sollen  den  Ständen 
zugestellt  werden;  nicht  aber  über  diejenigen  Steuern,  welche  die  Stände 
dem  Kurfürsten  „zu  seiner  eigenen  freien  Disposition"  bewilligen.  3)  Steuer- 
exemptionen, Uebertragung  und  Moderationen  sollen  nicht  anders  ertheilt 
werden,  als  wenn  solche  von  dem  Kurfürsten  und  den  Ständen  für  recht 
und  billig  erkannt  werden;  sowie  denn  jetzt  die  Klöster  Schiedenhorst  und 
Neukloster  auf  1  resp.  2  Jahre  von  Steuern  befreit  sind.  5)  Die  Erhebung 
sogenannter  Unrathsgelder  soll  ferner  nicht  gestattet  und  darüber  ein  be- 
sonderes Verbot  erlassen,  in  jedem  Steuerbefehl  „die  rechte  Summe  des 
ganzen  Ausschlages"  ausgedrückt,  dem  Landrentmeister  für  die  Einnahme 
der  Steuern  200  Thlr.  jährlich  zugelegt,  in  den  Aemtern  einer  von  den 
Beerbten  erwählten  „tüchtigen  Person"  die  Receptur  der  Steuern  übertra- 
gen, die  Steuern  in  der  landläufigen  Münze  angenommen  und  die  Steuer- 
befehle 3 — 4  Wochen  vor  den  Zahlungsterminen  zugestellt  werden. 


J.  1667  vollendet.  Die  Kosten  desselben  wurden  durch  Accord  mit  dem  Inge- 
nieur und  Generalquartiermeister  Heinr.  Ruse  oder  Russen  im  J.  1657  auf 
40,Q00,  im  J.  1658  auf  64,000  Thlr.,  1661  auf  94,000  Thlr.  festgestellt.  Ungefähr 
die  letztere  Summe  ward  ausserdem  noch  zur  Bezahlung  der  für  den  Bau  abge- 
brochenen Häuser  und  verwandten  Grundstücke  sowie  für  die  Errichtung  von 
Gebäuden  in  der  Citadelle  verbraucht.  Nachdem  die  staatischen  und  französi- 
schen Garnisonen  sämmtliche  clevische  Städte  geräumt  hatten,  ward  die  Citadelle 
in  Calcar  seit  1680  allmählich  wieder  abgebrochen  und  statt  dessen  wurden  die 
Festungswerke  Wesels  erweitert  und  verstärkt,  1694  daselbst  auch  eine  Citadelle 
errichtet.  NachWüsthaus  äusserte  Fürst  J oh.  Moritz,  die  Citadelle  in  Calcar 
müsste  getauft  werden:  „Bauernschweiss,  Ständeverdruss,  Kost  verloren". 

1)  Vgl.  den  Landtagsabschied  vom  14.  Aug.  1660  oben  p.  958.  Auch  dieser 
Landtagsabschied  ist  vielfach  gedruckt,  auch  bei  Scotti  a.a.O.,  daher  dieser 
Auszug  genügen  wird. 
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V  6)  Kleine  Münzen  „schleebter  Art"  sollen  ferner  nicht  mehr  geprägt^ 
fremde  der  Art  nicht  geduldet,  der  Werth  niederländischer  Münzen  aber 
nach  dem  wirklichen  Werth  oder  nach  holländischer  Valuation  herunter- 
gesetzt werden.  7)  Was  bereits  von  den  im  Jahre  1649  von  den  Ständen 
dem  Kurfürsten  zur  Reise  und  Einlöse  Schermbecks  bewilligten  100,000  Thlr. 
gezahlt  ist,  soll  in  Anrechnung  kommen.  8)  Verträge,  wie  der  mit  Wesel 
über  eine  Aversionalsteuersumme  abgeschlossene'),  sollen  ferner  nicht  ab- 
geschlossen werden;  das  Contingent  der  Stadt  Wesel  aber  von  der  jetzt 
bewilligten  Steuer  in  Abzug  kommen.  9)  Neben  den  den  Ständen  bewil- 
ligten jährlichen  12,000  Thlr.  Dispositionsgelder  sollen  sie  zur  Tilgung 
ihrer  grossen  Schulden,  deren  die  clevischen  Stände  87,780  Thlr.  haben, 
noch  jährlich  10,000  Thlr.  bis  zur  Abtragung  jener  Summe  erheben  dürfen. 
10)  Bezüglich  der  Zehrungskosten  auf  den  Landtagen  bleibt  es  beim  alten 
Herkommen  2).  11)  Die  12,000  Thlr.  Dispositionsgelder  haben  die  Stände 
in  bestimmten  Terminen  auszutheilen  und  durch  ihre  Receptoren  empfangen 
zu  lassen. 

12)  Die  Bewilligung  von  110,000  Thlr.,  die  bis  zum  Schlüsse  des  Jahres 
1661  in  4  Terminen  beizubringen  sind,  acceptirt  der  Kurfürst  mit  Dank 
und  verspricht  dagegen,  die  Stände  in  diesem  Jahre  mit  keinen  mehreren 
Steuern  oder  Auflagen  zu  beschweren.  13)  Nachdem  die  Stände  versichert, 
dass  im  Fall  ihnen  die  Zusammenkünfte  verstattet  und  zugelassen  würden, 
„sie  auf  denselben  von  nichts  anderem  reden,  handeln  oder  schliessen  woll- 
ten, als  was  getreuen  Unterthanen  wohl  anstünde,  zu  Unserer  Ehre,  Respect, 
Autorität  und  landesfürstlichen  Hoheit  und  des  Landes  Bestem  gereiche, 
und  dass  sie,  so  sich  einer  oder  der  Andere  über  kurz  oder  lang  finden 
sollte,  welcher  diesem  entgegen  etwas  zu  thun  oder  vorzunehmen  gedächte, 
denselben  sobald  von  ihrer  Zusammenkunft  ausschliesssen  und  Uns  namhaft 
machen  wollen";  so  ist  ihnen  gestattet  worden,  sich  beliebig  und  ungehin- 
dert im  Lande  versammeln  zu  dürfen;  jedoch  haben  sie  dergleichen  Convente 
zuvor  im  kurfürstlichen  llollager  zeitig  zu  notiliciren,  und  die  „capita  und 
Stücke  ihrer  Unterredung"  anzuzeigen,  auch  dem  Lande  durch  dieselben 
„nicht  eine  allzugrosse  Last"  aufzubürden. 

14)  Das  Kcgierungs-  und  Justizcollegiura  sollen,  wie  dies  bereits  an- 
geordnet ist,  durchaus  getrennt  bleiben;  zum  Ressort  der  Regierung  ge- 
hören die  Kirchen-  uud  Beneficialsachen,  die  Regalien,  insbesondere  das 
Münz-  und  PolizeiwcKcn,  Diflereuzen  mit  den  benachbarten  Ländern, 
Brüchten-,  Lehns-,  Ehe-  und  Judensachen,  Anordnung  und  Bestätigung  der 
Magistrate  etc.  Alle  Processc,  welche  in  derartigen  Angelegenheiten  cnt- 
tteheo,  gehören  vor  den  Justiz-  oder  Hofrath  oder  sollen  vorher  durch  Ur- 
thei!  zweier  unparteiischer  Rcchtsgelehrten  oder  einer  Juristenfacultät  im 
Reiche  enthchieden  werden.  Alle  Rechtssachen  gehören  vor  den  Justiz- 
itb;  die  Amtskammer  soll  sich  in  keine  Justizsachen  eiumischcn,  und  wenn 

»)  Vgl.  oben  p.  916. 

^)  Nach  dem   altvn  Ilerkommon  mussto  der  Laudoaherr  dio  Stande  auf  don 
II  ihm  ttUHKuMchriübeiioD  Landtngun  verpflegou,   üagegoo  pflegteo  aio  ihtn  iMiit> 
ilgcmuinu  Lundgtouur  hierzu  zu  hewilligeo. 
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sie  vor  den  Justizrath  belangt  wird,  nur  vollkommene  Information  in  der 
Sache  vor  Erhebung  des  Processes  einnehmen  dürfen.  Klagen  wegen  nicht 
gezahlter  Zinsen  der  Doraainenschulden  sollen  in  der  Güte  beigelegt  wer- 
den, um  Immissionen  in  die  verpfändeten  Domainen  zu  verhindern;  in  Fällen 
aber,  wo  die  Gläubiger  aus  ihren  Unterpfändern  wider  Recht  verdrängt 
wären,  soll  der  Justizrath  ohne  Hinderung  erkennen.  Sachen,  welche  vor 
die  Untergerichte  gehören,  sollen  weder  vor  den  Justizrath  gezogen,  noch 
ohne  Zustimmung  der  Parteien  durch  besondere  Commissionen  entschieden 
werden.  Die  Revisionen  in  denjenigen  Sachen,  in  denen  nicht  an  das 
Reichskammergericht  appellirt  werden  kann,  sollen  durch  2  Regierungs- 
und 2  Justizräthe*,  wenn  aber  eine  der  Parteien  es  verlangt,  die  Revision 
durch  unparteiische  Rechtsgelehrte  oder  eine  Juristenfacultät  im  Reich  nach 
den  Acten  des  Justizraths  ohne  Aufschub  vorgenommen  werden. 

15)  Die  Civil-  und  Militärbeamten  sollen,  so  weit  dies  nöthig  und  mög- 
lich ist,  reducirt  werden.  Die  Anstellung  aller  Beamten  sowie  deren  Cassi- 
rung  und  Entsetzung  ist  lediglich  Sache  des  Kurfürsten,  der  aber  dabei 
auf  das  Indigenatsprivileg  der  Stände  „seine  Reflexion  nehmen"  und  etwaige 
Erinnerungen  derselben  „allezeit  gnädigst  hören  will".  16)  Die  Stände 
sollen  unverzüglich  ihre  Erinnerungen^  über  die  ihnen  zugestellten  Polizei- 
und  andere  Ordnungen  übergeben,  damit  die  letzteren  noch  während  der 
Anwesenheit  des  Kurfürsten  im  Lande  publicirt  werden  können.  17)  Der 
Waarenverkehr  zwischen  den  einzelnen  Aemtern  und  Städten  im  Lande, 
ausgenommen  der  auf  dem  Rheine,  soll  zollfrei  bleiben.  18)  Auch  der  Exe- 
cutionsrecess  von  1653  wird  mit  Zuziehung  der  Stände  revidirt  werden. 

19)  Die  Stände  haben  wegen  des  Festungsbaues  in  Calcar  Vorstellungen 
gemacht;  „dieweil  aber  mit  dem  Baue  allbereits  soweit  avanciret  und  der- 
gleichen wichtige  und  importante  Remonstrationen  dagegen  ins  Mittel  kom- 
men, welche  vor  unerheblich  und  irrelevant  vor  diesmal  nicht  haben  mögen 
erkannt  werden,  so  haben  sie  zwar  endlich  gehorsamst  aquiesiret";  doch  hat 
der  Kurfürst  versprochen,  den  Befehl  zu  erlassen,  dass  wegen  dieses  Baues 
nicht  allzuviel  Häuser  in  der  Stadt  Calcar  niedergerissen  werden  und  da- 
durch „keine  Confusion  in  der  Steuermatrikel"  entstehe.  20)  Da  der  Kur- 
fürst den  Ständen  auf  ihre  Bitte,  die  Garnison  aus  der  Stadt  Hamm  ab- 
führen zu  lassen,  erwiedert  hat,  dass  dieselbe  alsdann  in  andere  Oerter 
verlegt,  auch  die  Thürme,  Wälle  und  Mauern  der  Stadt  demolirt  werden 
müssten;  so  haben  sie  zuletzt  die  Angelegenheit  „seiner  gnädigsten  Dispo- 
sition anheim  gegeben".  21)  Die  Wiedererlangung  des  Amtes  Neustadt 
wird  der  Kurfürst  sich  auch  ferner  angelegen  sein  lassen.  22)  Die  Stadt 
Soest  soll  wie  bisher  ihre  absonderliche  Quote  bei  jeder  Steuer  beibringen. 
23)  Die  kais.  Confirmation  des  Recesses  vom  24.  August  1660  soll  erwirkt, 
und  die  Räthe  und  Beamten  werden  auf  denselben  „instruirt  und  angewie- 
sen" w^erden. 


Verhandlungen  mit  den  Ständen  über  Fiuanzreformen.  975 

Vorschläge  zur  Redressiriiiig  des  Kammerstaats ,  den  Depu- 
tirten  der  Stände  durch  den  Hofmarschall  und  Kammerprä- 
sidenten V.  Canstein  proponirt.     Dat.  Cleve  10.  Juni  1661. 
(Archiv  zu  Diersfort.) 

1)  Sollen  den  Deputirten  Auszüge  ans  den  Rechnungen  aller  Renteien  10.  Juni, 
vorgelegt  werden,  um  daraus  den  jetzigen  Ertrag  derselben  zu  ersehen  und 
danach  die  Frage  zu  beantworten,  ob  es  besser  sei,  die  Renteien  ferner  zu 
verpachten  oder  zu  adrainistriren.  2)  Mögen  sie  ihre  Erinnerungen  über 
die  Administration  sowohl  bei  der  Amtskammer  als  event.  bei  den  Renteien 
vorbringen.  3)  Ist  zu  deliberiren,  wie  die  vielen  Beamten,  deren  Verzeich- 
niss  den  Deputirten  zugestellt  wird,  zu  unterhalten,  und  ob  nicht  einige  Rent- 
meister- und  andere  Stellen  zu  combiniren.  4)  Wird  zur  Abtragung  der 
schweren  Schuldenlast  vorgeschlagen:  a)  zunächst  den  Ertrag  jedes  ein- 
zelnen Domainenhofes  oder  sonstigen  Grundstücks  in  Erfahrung  zu  bringen; 
b)  demnach  den  Ertrag,  welchen  die  verpfändeten  Domainen  mehr  als 
5  Procent  des  darauf  geliehenen  Capitals  einbrächten,  den  Pfandinbabern 
zu  entziehen;  c)  denjenigen  Creditoren,  welche  über  60  Jahre  bereits  Zinsen 
erhalten  haben,  dieselbe  ferner  bis  zur  Erstattung  des  Capitals  nicht  mehr 
zu  zahlen; —  d)  eine  bestimmte  Steuersumme  zur  schleunigen  Befriedigung 
solcher  Creditoren  jährlich  zu  erheben;  e)  oder  aus  den  Steuern  2000  Thlr. 
jährlich  lur  Zinszahlung  an  diejenigen  Creditoren  zu  nehmen,  welche  im  Besitze 
der  vortheilhaftesten  Pfandverschreibungen  sich  befinden  und  denen  alsdann 
die  Pfandstücke  sofort  ganz  zu  entziehen  sind;  f)  die  „übermässigen  Pfand- 
schaften, obschon  jure  antichretico  verschrieben",  ohne  Weiteres  einzuziehen; 
g)  die  Schenkungen  und  Gnadenverschreibungen  „zu  suspeudiren"  oder  doch 
ferner  nicht  mehr  zu  verzinsen;  h)  die  Vererbpachtungen,  welche  seit  1609 
stattgefunden  haben,  aufzuheben;  i)  die  Hofes-  und  sogenannten  Leibge- 
winnsgüter') zu  verkaufen,  resp.  die  geringen  Pachtzinsen  von  denselben  den 
bisherigen  Pachtinhabern  gegen  eine  bestimmte  Ablösungssumme  zu  über- 
lassen. 6)  Ist  eine  neue  Wasser-  und  Deichordnung  zu  erlassen,  um  dem 
"Verfall  der  Deiche  und  den  immer  grösseren  Zerstörungen  des  Rheines  zu 
begegnen,  und  6)  eine  gründliche  Verbesserung  des  Münzwesens  vorzu- 
nehmen. 


Die  Deputirten  dn  ►>uiii<u-  geben  am  d.  .imi  ihr  (iutucliten  auf  diese 
-rschläge  dahin  ab,  ad  1)  dass  die  Renteien  und  Zölle  ferner  nicht 
mehr  zu  verpachten,  sondern  wie  früher  zu  administriren  wären,  da  die 
Generatpächter  die  einzelnen  Höfe  und  Grundstücke  nicht  conscrvirten,  sie 
ibrerHcitH  so  hoch  als  möglich  verpachteten,  die  Pächter  zu  Grunde  richte- 
ten, die  Gebäude  etc.  verfallen  Hessen,  die  Steuern  von  ihrer  Pachtsummo 
in  Abzug  brächten,  mit  einem  Worte  nur  auf  ihre  möglichst  rasche  Bcroi- 
chcning  bedacht  wären.  Ad  2)  mÜBsten  die  einzelnen  Domaiuenhöfo  und 
^'lundstücke    von  Deputirten   der  Kammer  gründlich   besichtigt   und   ihre 

»)  Vgl  oben  p.  G  u.  4ü. 
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Ertragsfähigkeit  ermittelt  werden,  um  sie  alsdann  öffentlich  und  meistbie- 
tend, jedoch  niemals  an  Beamte,  verpachten  zu  lassen;  die  Rechnungen  der 
verwaltenden  Rentmeister  aber  jährlich  abgelegt  und  streng  revidirt,  und 
die  Amtskammerräthe  zu  keinen  anderen  als  den  Kammergeschäften  ver- 
wandt werden.  Ad  3)  wäre  eine  A^errainderung  der  Beamten  dringend 
nöthig;  6 — 9  Räthe  in  der  Regierung  und  Amtskammer,  7—8  im  Justizrath 
genügten  vollkommen;  ebenso  wäre  die  Zahl  der  ünterbeamten  zu  vermin- 
dern; Aemter  wie  die  des  Historiographen,  des  Wardgrafen,  des  ßrüchten- 
meisters,  der  Kriegscommissäre  wären  ganz  unnöthig,  die  Geschäfte  der 
letzteren  könnten  die  Landreutmeister  mit  versehen;  die  ausserordentlichen 
Gehaltszulagen  der  Räthe  wären  zu  streichen,  die  Gehälter  des  Archivars, 
des  Landrentmeisters,  der  Rechenmeister  und  Secretäre  sowie  anderer 
Beamten  herabzusetzen,  auch  sonstige  Gehaltserhöhungen  und  Gnadenge- 
hälter, namentlich  an  Räthe  und  Beamte,  die  sich  nicht  im  wirklichen  Dienste 
befänden,  ganz  in  Wegfall  zu  bringen;  einige  kleinere  Renteien  könnten 
combinirt  werden.  Die  Deputirten  baten  um  Mittheilung  der  Offlcierge- 
halte,  um  auch  über  deren  etwaige  Verringerung  Vorschläge  machen  zu  kön- 
nen. Ad  5)  und  6)  der  Erlass  einer  neuen  Deich-  und  Münzordnung  wäre 
wünschenswerth;  namentlich  aber  müssten  sie  bitten,  mit  der  Prägung  der 
allzu  kleinen  Münzen  einzuhalten  und  „die  Münze  nicht  Particulieren  zu 
untergeben,  sondern  zu  I.  Ch.  D.  bestem  Vortheil  bedienen  zu  lassen". 
Ad  4)  erklärten  sie  sich  behufs  Schuldentilgung  mit  der  allseitigen  Ke- 
duction  der  Zinsen  auf  5  Procent,  weil  dieselbe  den  Reichsconstitutiouen 
gemäss,  desgleichen  mit  Einziehung  aller  Gnadenverschreibungen,  Schen- 
kungen und  derjenigen  Domainen,  welche  unentgeltlich  oder  zu  einer  all- 
zugeringen Summe  vom  Landesherrn  zu  Lehn  verliehen  wären;  auch  der 
seit  1609  vererbpachteten  Güter,  sowie  endlich  mit  dem  Verkauf  oder  Ab- 
lösung der  Leibgewinusgüter  resp.  Zinsen  einverstanden.  Dagegen  em- 
pfehle sich  nicht  die  vorgeschlagene  Suspendirung  der  Zinszahlung,  und 
bezüglich  der  zur  Schuldentilgung  resp.  Zinszahlung  geforderten  Steuer 
müssten  sie  auf  die  Recesse  von  1660  und  1661  verweisen,  in  welchen  die 
Bestimmungen  über  die  Erhebungen  der  zu  diesem  Zwecke  bewilligten 
600,000 Thlr.  enthalten  wären;  wenn  „mit  den  Creditoren  wegen  ihres  Restants 
bester  Gestalt  gehandelt  werde",  so  könne  mit  dieser  Summe  ein  grosser 
Theil  der  Schulden  getilgt  werden.  Zur  Ausführung  der  Zinsreduction 
schlugen  sie  schliesslich  die  öffentliche  und  meistbietende  Verpachtung  aller 
verpfändeten  Domainen  vor,  um  aus  den  Pachterträgen  den  bisherigen  Pfaud- 
inhabern  5  Procent  des  von  ihnen  wirklich  hergeliehenen  Capitals  zu  zah- 
len, den  Ueberschuss  aber  einzuziehen. 

Nach  Abgabe  dieses  „unmaassgeblichen  Bedenkens  der  Landstände" 
erliess  der  Kurfürst  bereits  am  18.  Juli  ein  Edikt,  durch  welches  „zur 
Steuerung  des  Zinsenwuchers "  verordnet  ward,  dass  keinem  Creditor, 
er  habe  Güter  im  Besitz  oder  wirklichen  Unterpfand,  oder  seine  Ansprüche 
gründeten  sich  auf  irgendwelchen  Vertrag,  mehr  als  5  Procent  Jahreszinsen 
vergütet  werden  sollten.  (Scotti  Sammlung  der  cleve-märk.  Gesetze  und 
Verordn.)  Ausserordentliche  Commissäre  des  Kurfürsten  und  der  Stände 
sollten  zunächst  zur  Untersuchung  der  versetzten  und  veräusserten  Domainen 
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bestellt  werden.  Ton  Berlin  aus  erliess  dann  der  Kurfürst  am  ^3'  p*^^'  1661 
eine  Instruction  für  dieselbe  (seinerseits  in  Cleve:  die  geh.  Räthe  Eickel  und 
Blaspeil),  welche  sie  anwies,  den  Werth  und  Ertrag  aller  verpfändeten  ver- 
erbpachteten und  sonst  entfremdeten  Grundstücke  zu  untersuchen,  mit  den 
Pfandinhabern  dahin  abzurechnen,  dass  ihnen  das,  was  sie  bereits  über  5 
Procent  des  Schuldcapitals  davon  genossen,  in  Abzug  gebracht  würde,  und 
Überdies  zu  erkunden,  ob  und  in  welcher  Weise  diese  Domainen  etwa  deter- 
riorirt  wären,  auch  die  Ansprüche  der  Inhaber  von  Leibgewinnsgütern  zu 
prüfen,  und  endlich  die  öÖentliche  und  meistbietende  Verpachtung  aller  ver- 
setzten und  veräusserten  Stücke  anzukündigen.  Als  zur  Ausführung  dieser 
Anordnungen  geschritten  werden  sollte,  entstand  eine  grosse  Aufregung  im 
Lande;  schon  im  Januar  1662  baten  die  ständischen  Deputirten,  dem  Edikt 
vom  18.  Juli  1661  keine  rückwirkende  Kraft  zu  geben;  die  Pfandinhaber 
in  dem,  was  sie  bisher  genossen,  nicht  zu  turbiren;  im  Uebrigen  beharrten 
sie  bei  ihrem  Gutachten.  Als  aber  im  Juli  1662  Gans te in  wiederum  in 
Cleve  mit  dem  Auftrage  eintraf,  die  angeordneten  Maassregeln  energisch 
durchzuführen,  überreichten  ihm  die  ständischen  Deputirten  am  27.  Juli 
^kraft  habender  Instruction"  einen  förmlichen  Protest  gegen  dieselben, 
welche  „den  Reversalen  und  den  Recessen  zuwider  und  daraus  nichts  an- 
deres als  eine  Verkleinerung  I.  Ch.  D.  hohen  Reputation  bei  den  Be- 
nachbarten und  eine  gänzliche  Aufhebung  alles  hochnöthigen  und  unent- 
behrlichen Credits  erfolgen  müsse".  Sie  klagen  darin,  dass  den  Pfandin- 
habern die  „eigenmächtige"  Verpachtung  der  Pfandstücke  verboten,  die 
Anrechnung  ihrer  Meliorationskosten  nicht  zugelassen,  sie  so  ipso  facto  ihres 
Besitzes  entsetzt  würden;  sie  klagen  ferner,  dass  den  Creditoren,  welchen 
zur  Erhebung  ihrer  Zinsen  Anweisungen  auf  einzelne  Renteien  und  Zölle 
ertheilt  worden  wären,  fernere  Zahlung  verweigert  würde;  dass  auch  dieje- 
nigen Erbpachtungen,  welche  vor  1609  und  mit  Zustimmung  der  Stände 
ertheilt  wären,  eingezogen  würden;  sie  verlangten,  dass  denen,  welche  sich 
im  „wohlbergebrachten  Besitz"  gekränkt  glaubten,  stets  der  Rechtsweg 
oflfen  gelassen  werde  (die  betreffenden  Acten  im  Stadtarchiv  zu  Rees); 
kurzum  der  Protest  enthält  fast  das  grade  Gegentheil  des  Gutachtens  vom 
15.  Juli  1661.  Vergeblich  machte  Canstein  die  Stände  auf  diesen  Wider- 
sprach aufmerksam;  sie  protestirten  nur  noch  heftiger  und  die  Aufregung 
im  Lande  nahm  einen  so  bedenklichen  Charakter  an,  dass  der  Kurfürst 
«ich   entschloss,    „zur  Beruhigung   der  Gemüther"   am   26.  August  ein  Re- 

lipt  an  die  Stände  zu  erlassen,  worin  er  versichert,  dass  die  Gläubiger 
.u  ihren  ihnen  zustehenden  Rechten  nicht  verletzt,  auch  zu  den  Verpach- 
tangen  der  verpfändeten  Domahien  neben  den  Amtskanuncrräthen  Dcputirto 
der  Stände  hin/  '  n  werden  sollten.     Erst  im  I)ecenil)er  1662  einigte 

man  sich  mit  •!<  i«n  über  diese  Verpachtung,  welche  danach  von  den 

Pfandinhabern  selbst  auter  Zuziehung  von  Deputirten  der  Kummer  und 
Stände  und  unter  Vorbehalt  aller  ihrer  Rechte  wie  ihres  vollen  Pfandhc- 
Sitzes  vorgenommen  werden  sollte;  nur  den  daraus  «ich  ergebenden  grösse- 
ren Ertrag,  als  5  I'rocent  des  Schuldcapitals,  sollten  die  kurfürstlichen  Rcnt- 
wiHter  von  den  Pächtern  erheben;   aber  selbst  di«-    Vnviui.inM.r  ,);..vi.r  iJc- 

inimung  sticss  noch  auf  viulfuchcn  WidcrstauU. 
MaMr.  tur  GMcb.  U.  ür.  KurfürtUo.  V.  0«! 
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Auf  eben  solchen  Widerstand  stiessen  die  übrigen  vom  Kurfürsten  be- 
absichtigten Finanz-  und  Verwaltungsreformen.  Jenes  Gutachten  der  Stände 
hatte  auch  auf  die  Verminderung  der  Beamten  und  ihrer  Gehälter  gedrun- 
gen. Am  3.  Januar  1662  erliess  der  Kurfürst  ein  Rescript,  wodurch  die 
Zahl  der  Räthe  und  sonstigen  Beamten  bei  den  Centralbehörden  in  Cleve 
sowie  ihre  Besoldung  festgesetzt,  beide  nicht  unwesentlich  herabgesetzt 
wurden.  So  sollte  der  Regierungsrath  sowohl  als  der  Justizrath  künftig 
aus  4  adeligen  und  3  bürgerlichen  Räthen,  einschliesslich  des  Kanzlers,  des 
Präsidenten  des  Justizraths,  des  der  Amtskammer  und  eines  Raths  bei  der- 
selben, bestehen,  das  Gehalt  der  adeligen  500  Thlr.,  der  bürgerlichen 
400Thlr.,  des  Kammerpräsidenten  (Hüchtenbruch)  800  Thlr.,  des  Justiz- 
rathspräsidenten  (Hoven)  600  Thlr.,  des  Amtskammerraths  (Blas peil) 
500  Thlr.  betragen.  Aber  obwohl  der  Kurfürst  zunächst  im  Regierungsrath 
statt  4,  5  adelige  Räthe  (Heiden,  Hüchtenbruch,  Biland,  Spaen 
und  den  an  Bernsau's  Stelle  ernannten  Wilich-Lottum),  anstatt  3,  6 
bürgerliche  Räthe  (Vicekanzler  Diest,  Motzfeldt,  Blaspeil,  Stein- 
berg, Bachmann  und  Isinck),  im  Justizrath  statt  4  nur  3  adelige 
(Hoven,  Reck  und  Eickel)  neben  4  bürgerlichen  (Pabst,  Witte, 
Romswinkel  und  Wüsthaus,  der  zugleich  Archivar  und  Lehnsecretär 
blieb)  beliess,  so  beschwerten  sich  doch  die  Städte  auf  das  heftigste  über 
die  Bestimmung,  dass  mehr  adelige  als  bürgerliche  Räthe  angestellt  wer- 
den, das  Gehalt  jener  höher,  als  das  der  letzteren  sein  soUtej  während  die 
Ritterschaft  auf  die  wirkliche  Ausführung  derselben  drang.  So  stellten  sich 
allenthalben  Einzel-  und  Standesinteresseu  den '  Reformbestrebungen  des 
Kurfürsten  auf  das  schroffste  entgegen.     (Vgl.  oben  Einl.  p.  947  ff.) 


Aus  dem  Protokoll  des  cleve -märkischen  Landtags  zu 
.   .  Xanten.     W. 

[Bewilligung  von  100,000  Thlr.  pro  1662.] 

22.  Sept.  ,  „Erschienen  von  den  clevischen  Ritterbürtigen :  Diepenbruch,  Eickel- 
Groen,  Brost  Hoven,  Wilich-Diersfurt,  Dornick- Lackhausen,  Morrien, 
Hertefeld,  Wilich-Kervenheim,  Wachtendonk,  Hovelich,  Teng- 
nagel-Selem,  Tengnagel- Horst,  Rhinsch  zum  Winkel,  Quad- 
Kreuzberg,  Quad-Mörmter,  Gent-Dieden,  Brembt-Vehn;  von  den  mär- 
kischen Ritterbürtigen:  Neuenhof  Drost  zu  Altena,  Loe  Drost  zu  Wetter, 
Romberg,  Bodelschwing  Drost  zu  Unna,  Ascheberg-Nosthausen, 
Haasenkamp-Weetmar,  Düngelen,  Hoven-Hückede,  Höete-Bögge, 
Meschede-Brenschede,  Harmann,  Reck-Witten;  aus  den  clevischen 
Städten:  Cleve:  Dr.  Motzfeld  und  Dr.  Valck,  Wesel:  Dr.  Santenus 
und  Dr.  Knuth,  Emmerich:  Bürgerm.  Rademacher  und  Dr.  Beeck, 
Calcar:  Lic.  Hofacker  und  Remond,  Duisburg:  Bürgerm.  Luicken, 
Xanten:  Schley  und  Becker,  Rees:  Bockhorst;  aus  den  märkischen 
Städten:  Soest:  Syndicus  Dr.  v.  Damm,  Lünen:  Bürgerm.  Höene, 
Iserlohn:  Bürgerm.  N.  N.  In  praesentia  des  Herrn  Statthalters  E.  Gn., 
Hrn.  Marschall  v.  Canstein  und  Hrn.  Generalmajor  v.  Spaen  proponirte 
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der  Hr.  v.  Platen:  (Für  den  Unterhalt  der  Garnisonen  und  der  Festungen 
in  Cleve-Mark  sind  pro  1662  55,000  Tlilr.  nöthig;  55,000  Thlr.  zur  Einlöse 
^ps  Amtes  Seherrabeck  haben   die  Stände  bereits  für  das   nächste  Jahr  in 

fhere  Aussicht  gestellt;  mithin  lässt  der  Kurfürst  sie  auffordern,  wiederum 
ein  ^Subsidium"  von  110,000  Thlr.  pro  1662  zu  bewilligen.  Damit  aber 
die  Aufbringung  dieser  Summe  dem  Lande  nicht  zu  schwer  falle,  ist  eine 
Revision  der  Steuermatrikel  dringend  nöthig,  und  sollte  diese  noch  zu  viel 
Zeit  in  Anspruch  nehmen,  so  werden  die  Stände  sich  über  eine  Provisional- 
matrikel  schleunigst  vereinbaren  müssen.  —  Die  Stände  bewilligten  90,000 
Thlr.,  die  nochmals  nach  der  alten  Matrikel  von  1612  erhoben  werden  soll- 
ten, da  die  Revision  derselben  hoffentlich  innerhalb  eines  Jahres  zu  bewerk- 
stelligen sein  werde.) 

Herr  v.  Platen  recapitulirte  die  capita  der  Antwort  und  meldete  ferner,  25.  Sept. 
I.  Ch.  D.  möchten  wünschen,  dass  Sie  keine  Ursache  hätten,  Dero  getreuen 
Ständen  etwas  zuzumuthen,  es  könnte  aber  die  Zahl  der  400  Mann  zu  Fuss 
nicht  zureichen,  I.  Ch.  D.  hätten  alles  genau  überschlagen  und  thäten  darum 
die  Summe  des  vorigen  Jahres  gesinnen,  welches  I.  F.  Gn.  in  Dero  hohen 
Namen  repetiren  müssten,  und  ersuchten  die  Stände  demnach,  sie  möch- 
ten dieses  ferner  überlegen  und  dieselbe  Summe  gegen  das  anstehende 
1662ste  Jahr  wieder  willigen.  Stände  replicirten,  sie  wollten  sich  zusam- 
men thun  und  darüber  fördersamst  deliberiren.  — 

Liessen  die  Herren  Abgesandten  vernehmen,  ob  die  Landstände  beisammen  2«;.  S«'}>t. 

iren,  und  wollten  sie  zu  denselben  kommen.  Nachdem  die  Stände  zur  Ant- 
wort gegeben,  dass  sie  beisammen  wären  und  den  Herren  Abgesandten  den 
locum  anheimgestellt,  kamen  I.  Exe.  der  Hr.  v.C  an  stein  und  General  v.  Spaen 
zu  ihnen  ad  locum  conventus,  und  proponirte  der  Herr  Marschall :  Es  hätten 
die  Herren  Abgesandten  reiflich  erwogen,  was  die  Landstände  anstatt  näherer 
Erklärung  denselben  schriftlich  communicirt  hätten.  I.  Ch.  D.  und  sie  möchten 
wünschen,  dass  Sie  keine  Ursache  hätten,  denselben  ein  mehres  anzumu- 
then,  weil  aber  L  Ch.  D.  Ihren  Staat  und  Ueberschlag  nicht  weniger  als 
auf  die  Summe  des  vorigen  Jahres  hätten  nehmen  können,  die  liänder  auch 
vor  diesem  in  Dero  Abwesenheit  ein  mehreres  beigetragen  hätten,  und  da- 
mit l.  Ch.  D.  mit  derselben  Freude  aus  dem  Lande  reisen  möchten,  mit 
'  Icher  Sie  darein  gekommen  wären,  bo  möchten  die  Stände  in  sich  gehen, 
in  die  geforderte  Summe  willigen  und  L  Ch.  D.  bei  Dero  Abreise  nicht 
aus  Häuden  gehen.  Stände,  nachdem  sie  dieses  erwogen  und  reiflich 
darüber  deliberirt,  liessen  per  syndicura  regcriren,  sie  hätten  mit  Betrübniss 
nochmals  vernommen,  dass  I.  Ch.  D.  die  Abreise  festgestellt  hätten,  möch- 
ten wünschen,  rlass  Dero  Staat  hätte  leiden  köimen,  dass  Sie  noch  eine 
geraume  Zeit  hier  verblieben  wären;  die  Landstände  wünschten  von  Her- 
zen, dusR  die  Unterthanen  die  Kräfte  hätten,  ein  mehreres  zu  tragen,  all- 
dieweil aber  die  Länder  durch  Wasser,  Hagelschaden,  Misswachs  und 
'^"  '    in    HO  schlechtem   Zustande   war«!»,    duns   sie    illimöglich    mehr 

iiritcn,  HO  baten  sie,  di«»  Herren  Aligcsandtrn  möchten  L  Ch.  D. 
dieses  bester  gestalt  repräsentiren ,  nicht  zweifelnd,  Dieselben  als  ein  gnä- 
digster Landesvater  würden  in  Betrachtung  der  Unmöglichkeit  nicht  weiter 
iu  sie  dringen,    und  obwohl  nicht  uhue,    dass   vor   diesem  die  liändcr  ein 
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mehreres  hätten  aufgebracht,  so  wäre  es  doch  in  den  Kriegszeiten,  daneben 
ohne  Consens  der  Landstände,  geschehen,  es  wäre  auch  dieses  eine  der 
vornehmsten  Ursachen  mit,  warum  die  Unterthanen  anitzo  so  unkräftig 
wären,  ja  es  hätten  solche  Gelder  guten  Theils  müssen  aufgenommen  wer- 
den, welche  noch  verzinset  würden,  und  hätten  daneben  I,  Ch,  D.  vor  die- 
sem gnädigst  versprochen,  wenn  sich  die  Zeiten  zu  dem  damals  gewünsch- 
ten nunmehr  erlangten  Frieden  anschicken  würden,  eine  totale  Verschonung 
oder  doch  eine  merkliche  Erleichterung  dem  Lande  widerfahren  zu  lassen. 
—  Herr  v.  C  an  stein  replicirte,  es  könnten  I.  Ch.  D.  mit  der  gewilligten 
Summe  unmöglich  zulangen,  die  Landstände  möchten  sich  näher  bedenken, 
die  Herren  Abgesandten  hätten  keine  Macht,  von  der  Summe  des  vorigen 
Jahres  zu  weichen,  und  müssten  darum  ihr  voriges  repetiren.  — 
26.  Sept.  Stände,  nachdem  sie  Alles  pro  et  contra  überlegt,  damit  nicht  I.  Ch.  D., 

als  wenn  die  Stände  sich  opiniatrirten,  durch  widerwärtige  Leute  beigetra- 
gen, und  bei  der  Abreise  zu  einigem  Unwillen  möchten  bewogen  werden, 
zumal  da  die  Stände  noch  ein  Vieles  und  Grosses  vor  der  Abreise  zu  solli- 
citiren  hätten,  so  Hessen  sie  endlich  anbringen,  sie  hätten  zwar  sich  so  weit 
allbereits  erklärt,  als  die  Kräfte  des  Landes  nach  ihrem  Ermessen  reichen, 
und  hätten  der  unterthänigsten  Hoffnung  gelebt,  es  würde  eine  solche  un- 
terthänigste  Offerte  aus  angewiesenen  Ursachen  sein  angenommen  worden, 
nachdem  aber  die  Hrn.  Abgesandten  darauf  bestünden,  dass  I.  Ch.  D.  da- 
mit nicht  könnten  friedig  sein,  so  thäten  sie  zu  Bezeigung  ihrer  ausneh- 
menden Affection  gegen  I.  Ch.  D.  die  Summe  mit  10,000  Thlr.  erhöhen, 
und  also  auf  das  künftige  Jahr  eine  Summe  von  100,000  Thlr.  unterthänigst 
willigen,  wiewohl  sie  fürchteten,  dass  sie  ein  Mehreres  willigten,  als  die 
Unterthanen  würden  aufbringen  können.  —  Hr.  Marschall  wollte  der  Stände 
bezeigende  unterthänigste  Affection  I.  Ch.  D.  rühmen,  und  weil  die  Herren 
Abgesandten  in  instructione  nicht  hätten  die  100,000  Thlr.  anzunehmen,  so 
wollten  Sie  dieses  I.  Ch.  D.  dann  noch  unterthänigst  hinterbringen,  es 
möchten  aber  die  Landstände  ihre  Deputirten  auf  den  Fall  mit  instruiren, 
dafern  I.  Ch.  D.  mit  der  Summe  nicht  zulangen  könnten  und  ein  Mehreres 
begehren  möchten".  — 

In  den  ersten  Tagen  des  October  traten  die  Deputirten  der  Stände  in 
Cleve  zusammen  und  erhöhten  dort  die  in  Xanten  bewilligte  Steuer  unter 
der  Bedingung  auf  106,000  Thlr.,  dass  davon  55,000  Thlr.  zur  Einlöse  des 
Amts  Schermbeck  verwandt  werden  sollten.  —  Am  19.  October  verabschie- 
deten sich  die  clevischen  Stände  mit  vielen  Betheueruugen  ihres  Gehorsams 
und  ihrer  Affection,  aber  auch  der  Bitte,  niemals  ungehört  gegen  sie  ent- 
scheiden zu  wollen,  unweit  Wesel  vom  Kurfürsten,  der  ihnen  erwiederte, 
dass  Gott  ihm  zwei  Ohren  gegeben  habe,  eines  für  die  Ankläger  und  eines 
für  die  Verklagten.  Noch  an  demselben  Tage  begab  er  sich  auf  die  Rück- 
reise nach  Berlin,  wohin  ihn  Fürst  Johann  Moritz  begleitete,  um  sich 
fast  ein  Jahr  dort  und  in  Sonnenburg,  seinem  Sitze  als  Herrenmeister  der 
Johanniterballei  Brandenburg,  aufzuhalten;  General  Spaen  ward  für  die 
Dauer  seiner  Abwesenheit  an  die  Spitze  der  clevischen  Regierung  gestellt. 
Er  erwirkte  im  Februar  1662  die  Zustimmung  der  Stände  zur  Verwendung 


Instruction  des  Statthalters.  9g| 

von  15,000  Thlr.  von  jenen  zur  Einlöse  Schermbecks  bestimmten  55,000  Thlr. 
für  die  kurfürstliche  Hofhaltung,  beziehungsweise  die  Tilgung  der  in  Cleve 
zur  Bestreitung  derselben  gemachten  Schulden.  So  wurden  im  Februar 
1663  nur  40,000  Thlr.  dem  Grafen  von  Vehlen  zurückgezahlt,  der  sich 
aber  dennoch  bewegen  Hess,  das  Amt  Schermbeck  gegen  ein  dazu  gehöri- 
ges Pfandobjekt  von  15,000  Thlr.  dem  Kurfürsten  wieder  zuzustellen.  — 


Instruction  für  den  Statthalter*).     Dat.  Cöln  a.  d.  Spr. 
1.  Sept.  1662.     B. 

[Verhalten  gegen  die  Stände.  Die  Punkte,  worüber  mit  ihnen  zu  verhandeln. 
Steuerforderungen.  Befriedigung  des  Ingenieurs  Russen.  Direction  des  Miliz- 
und  Contributionswesens.  Bewilligung  von  Korn  seitens  der  märkischen  Stände. 
Iledressiruug  des  Kamraerstaats.  Die  geldersche  Corapromisssache.  Redressiruug 
der  Steuermatrikel.     Bezahlung  einiger  Gläubiger.] 

„Dievveil  nun  zwischen  S.  Ch.  D.  zu  Brandenburg,  unserra  gnä-  1.  Sept. 
digsten  Herrn,  und  Dero  cleve-  und  märkischen  Landständen  ein  gutes 
Verständniss  und  Vertrauen  gegen  einander  gestiftet,  so  ist  dahin  mit 
allem  Fleiss  zu  sehen,  dass  solches  unterhalten  und  befestigt  bleiben, 
auch  von  Tag  zu  Tag  vermehrt  werden  möge;  wobei  aber  auch  zu 
beobachten,  dass  S.  Ch.  D.  Gnade  und  Affection  von  den  Ständen 
nicht  missbraucht  und  dadurch  Anlasss,  und  Ursach  zu  einigen  unzu- 
lässigen Attentaten  gegeben  werde,  damit  das  letzte  nicht  ärger  denn 
das  erste,  sondern  vielmehr  die  Stände  in  Continuation  ihres  schuldi- 
gen Respects  und  gehorsamsten  Devotion  unverändert  zu  continuiren, 
veranlasst  werden  mögen.  Nachdem  sonst  das  jetzt  noch  laufende 
Jahr  zum  Ende  naht  und  man  bedacht  sein  muss,  dass  aufs  künftige 
die  Garnisonen  im  Cleve-  und  Märkischen  wiederum  mit  dem  Unter- 
halt wie  im  gegenwärtigen  lG628ten  Jahre  (weshalb  dann  auch  keine 
Aenderung  gemacht,  sondern  es  dabei  i^änzlich  gelassen  wird)  verse- 
hen, und  insonderheit  auch  der  Ingenieur  Kuse  Inhalts  mit  ihm  ge- 
machten Contracts  contentirct  und  dabenebenst  dahin  getrachtet  werde, 
dass  der  calcarische  Festungsbau  fortgesetzt  und  im  folgenden  Jahre 
gänzlich  perfectionirt  werden  möge;  als  haben  1.  F.  Gn.  das  Werk 
dergestalt  zu  dirigircn,  dass  die  cleve-  und  märkischen  Stände  fllr  das 
bevorstehende  IGG.Jstc  Jahr  zum  wenigsten  wiederum  diesclbige  Summe 
;ils  im  vergangenen  Jahre  geschehen,  unterthänigst  einwilligen. 

Wr-cn  Hothaner  Kinwilligung  könnten  1.  F.  Gn.  die  cleve-  und 
niiirki.-^chcn  Stände  zusamtnen  auf  einen  sichern  Ort,  wie  Sie  es  gut 
finden,  verMchreiben  und  ihnen  dicHC  I*ropoHition  ohugcfähr  thun:  Daaa 
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vsrrtuuboit  wieder  id  Cleve  ein. 


9g2      ^^-    ^^^  Recesse  von  1660  u.  61  und  die  Erbhuldigung  im  J.  1666. 

S.  Ch.  D.  eine  nothwendige  grosse  Ausgabe  zu  thun  hätten,  woran 
nicht  allein  Dero  Estat  hoch  und  viel  gelegen,  sondern  auch  derselben 
churftirstliche  hohe  Reputation  und  ßespect  daran  hinge.  Wiewohl 
nun  zwar  S.  Ch.  D.  bei  solcher  Beschaffenheit  aus  der  Noth  eine  Tu- 
gend .  .  .  hätten  machen  und  die  schermbeckschen  Gelder  dazu  an- 
greifen müssen,  so  hätten  Sie  Sich  doch  des  mit  Ihren  getreuen  Stän- 
den aufgerichteten  Landtagsrecesses  gnädigst  erinnert  und  dieselben 
hinwieder  nicht  gern  beschweren  noch  die  Einlösung  des  Amts  Scherm- 
beck  verhindern,  viel  lieber  aber  in  Dero  andern  Landen  einige  Pfände 
wegen  obiger  hochangelegener  Ausgabe  einsetzen  wollen.  Dannenhero 
trügen  S.  Ch.  D.  zu  Dero  Ständen  das  gnädigste  Vertrauen,  sie  wür- 
den für  das  1663ste  Jahr  zu  vorgedachter  Summe  sich  willig  und  un- 
terthänigst  dergestalt  erklären,  dass  nach  Abzug  der  45,000  Thlr.  für 
die  Miliz  in  Cleve  und  Mark  über  das  residuum  S.  Ch.  D.  die  freie 
Disposition  gelassen  sein  solle,  damit  Dieselben  angeführte  versetzte 
Unterpfänder  redimiren  und  Dero  churfürstliche  hohe  Reputation  con- 
serviren  könnten;  dessen  sich  also  S.  Ch.  D.  zu  Dero  getreuen 
Ständen  versehen  und  solche  ihre  unterthänigste  willfährige  Bezeu- 
gung in  Gnaden  zu  erkennen  geneigt  verbleiben  wollten.  Sollten 
aber  die  Landstände  ungeachtet  dieser  Vorstellung  und  des  chur- 
fürstlichen  rescripti,  so  deshalb  an  sie  abgeht,  zur  Einwilligung  sich 
nicht  erklären,  noch  S.  Ch.  D.  hierunter  an  Hand  gehen  wollen,  so 
hätten  S.  F.  Gn.  auf  die  glimpflichste  Weise  dennoch  den  Ausschlag 
selbst  zu  thun,  die  Repartition  der  Summen  im  verwichenen  Jahre, 
jedoch  mit  Zuziehung  und  Communication  der  Stände,  nach  der  ge- 
bräuchlichsten und  besten  Matricul  zu  machen  und  die  Gelder  darauf 
erheben  zu  lassen,  unterdessen  aber  in  diesem  allen  den  Ständen  mit 
aller  Discretion  zu  begegnen  und  sie  zu  versichern,  dass  es  ihren 
Privilegien  unschädlich  sein  solle". 

3)  Der  Ingenieur  Ruse  ist  zu  bewegen,  mit  seiner  diesjährigen  Rate 
bis  zum  nächsten  Jahre  zn  warten  oder  die  Summe,  wenn  er  es  verweigert, 
in  Holland  oder  Geldern  aufzunehmen,  wo  möglich  aber  mit  ihm  abzurech- 
nen. 4)  Die  Direction  des  Miliz-  und  Contributionswesens  steht  ausschliess- 
lich dem  Statthalter  oder  bei  dessen  Abwesenheit  dem  General  v.  Spaen 
zu.  5)  Die  märkischen  Stände  sind  zu  bewegen,  bei  der  guten  Erndte  1000 
Malter  Korn  für  das  Kriegsmagazin  in  Lippstadt  zu  bewilligen. 

„Nachdem  auch  S.  Ch.  D.  verspüren,  dass  mit  Redressirung  Dero 
Kammerestats  kein  rechter  Ernst  erwiesen  wird,  und  aber  S.  Ch.  D. 
wie  auch  dem  ganzen  Lande  daran  zum  höchsten  gelegen,  als  haben 
L  F.  Gn.  diesen  Punkt  mit  besonderm  Fleiss  zu  beobachten  und  zu 
befördern,  damit  accurate  untersucht  werde,  welche  Creditores,  so  im 
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Lande  gesessen  (mit  denen  ein  Anfang  gemacht  werden  kann)  die 
allervortheilhaftesten  Pfandverschreibungen  haben,  womit  dann  ohne 
einiges  Ansehen  der  Person  Rechnung  und  Liquidation  angelegt  und 
ferner  damit,  wie  Wir  jüngsthin  desfalls  nach  Cleve  rescribirt,  auch 
den  desfalls  publicirten  Edicten  gemäss  verfahren  werden  rauss.  So- 
bald nun  ein  oder  andere  Liquidation  geschehen,  soll  S.  Ch.  D.  davon 
Bericht  abgestattet  werden,  wie  die  Sache  sich  befindet,  und  was  einer 
oder  ander  annoch  rechtswegen  zu  prätendiren,  worauf  S.  Ch.  D.  we- 
gen dessen  Abfindung,  und  welchergestalt  die  dazu  benöthigten  Geld- 
mittel aufzubringen.  Sich  ferner  allsofort  erklären,  desfalls  auch  L  F. 
On.  und  Dero  Räthe  Fürschläge  erwarten  wollen". 

8)  lieber  die  geldersche  Compromisssache ')  soll  er  sich  durch  die 
Käthe  ßachruauQ  und  P ort h mann  genau  instruireu  lassen,  und  alsdann 
mit  den  Ständen  über  die  Angelegenheit  berathen  und  sie  zur  Bewilligung 
der  zur  Betreibung  derselben  nöthigen  Spesen  zu  bewegen  suchen.  9)  Die 
^hochnöthige  Redressirung  der  Steuermatrikel  ist  schleunigst  vorzunehmen,  die 
Eximirung  keiner  anderen  Güter  als  der  adeligen  Rittersitze  zu  dulden  ^und 
die  Proportion  dabei  mit  allem  Fleiss  zu  beobachten,  damit  die  Armuth, 
so  bisher©  am  meisten  die  Schatzungslast  getragen,  in  etwas  sublevirt 
werde",  lieber  die"  Exemtion  der  alten  Burgmannsgüter  ist  mit  den  Stän- 
den zu  berathen.  9)  Befriedigung  des  märkischen  Oberemplangers  Hoene, 
der  nach  der  vorjährigen  Abrechnung  noch  eine  grosse  Summe  zu  fordern 
hat,  des  Reichspfennigmeisters  Reste  an  und  anderer  Creditoren. 


Der  Kurfürst  au  den  Statthalter.     Dat.  Königsberg 
7.  Nov.  1662.     M. 

[Erklärung  auf  die  Voretellung  der  Stände.  Abtragung  der  Schulden,  Befriedi- 
gung der  Gläubiger  und  Beamten.  An  Fremde  verlichcDe  Jurisdictionen.  Die 
M  ifgerichtsordnung.     Der   Entwurf  einer  Steuermatrikel   ist   von   der  Regierung 

einzureichen.] 

Da  die  in  diesem  Sommer  von  den  Ständen  gemachten  Vorstellungen  7.  Nov. 
jedenfalls  auf  dem  bevorstehenden  clcve-märkischen  Landtage  zur  Sprache 
kommen  werden,  so  giebt  der  Kurfürst  folgende  Erklärung  auf  dieselbe, 
welche  der  Statthalter,  soweit  er  es  gut  belindet,  den  Ständen  zukommen 
lassen  kann.  1)  Die  pünktliche  Zahlung  der  Zinsen  sowie  Abtragung  der 
Schulden  ist  nur  durch  eine  ausserordentliche  Beihilfe  seitens  der  Stände 
zu  ermöglichen.  Auhserdom  muss  die  Untersuchung  über  die  verpfändeten 
Domainen  und  die  Vcrpaclitung  resp.  Abschätzung  derselben  durchgeführt 
rden,  deoD  es  ist  unbillig,  dass  die  Pfandinhaber  bereits  derartige  Erträge 
^  denselbeo  genossen  haben,  dass  .sie  zum  Tluil  ihre  Capitalien  drri    inul 

')  Die  MC'it  Jahren  mit  den  Staaten  von  (toldurn  über  Einlöse  der  on  Clevo 
..ii  14.  und  15.  Jahrliuudert  vorpfundutun  Aumter  Lymers  und  DUflfol  schwebendoo 
BtreitigkoituD  waren  uiauui  (jumpromistgurichto  uulurbruiUt. 
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vierfach  zurückerhalten,  während  andere  Creditoren  seit  Jahren  weder  Zin- 
sen noch  Capital  empfangen  haben.  Die  Ueberweisung  der  Zolleinkünfte 
an  die  unbezahlten  Gläubiger  wird,  abgesehen  davon,  dass  aus  denselben 
die  Beamten  zu  bezahlen  und  die  Kirchen  und  Academien  zu  unterhalten 
sind,  dem  Einzelnen  bei  der  Masse  der  Creditoren  wenig  nützen.  2)  Dass 
die  Beamten  noch  so  grosse  Rückstände  von  ihren  Gehalten  zu  fordern 
haben,  ist  eine  natürliche  Folge  der  gänzlichen  Zerrüttung  des  Kammer- 
wesens; doch  hat  der  Kurfürst  längst  befohlen,  dass  sämmtliche  Domainen- 
einkünfte,  ausgenommen  die  Holz-  und  Wassergefälle,  die  er  sich  selbst 
vorbehalten  hat,  zur  Bezahlung  der  Beamten  verwandt  werden  sollen.  3)  Be- 
züglich der  seit  1609  vorgenommenen  Vererbpachtungen  ist  bisher  nur  ver- 
ordnet worden,  dass  über  die  Art,  wie  solches  geschehen,  sowie  über  die 
Beschaffenheit  und  den  Ertrag  der  betreffenden  Domainengrundstücke  Er- 
kundigungen eingezogen  werden  sollen;  alsdann  wird  der  Kurfürst  sich  den 
Rechten  und  Recessen  gemäss  weiter  darüber  erklären^).  4)  Ueber  die 
Klage,  dass  einige  Jurisdictionen  ohne  Consens  der  Stände  an  Nichteinge- 
borene verliehen  worden  sind,  wird  der  Kurfürst  sich  „ferner  gnädigst  er- 
klären"; doch  haben  die  Stände  „auch  dahin  zu  denken",  wie,  im  Fall  der 
Wiedereinziehung,  die  zu  restituirenden  Summen,  resp.  die  von  den  Inha- 
bern bisher  gezahlten  Abgaben,  anderweitig  zu  decken  sind.  5)  Will  er 
der  Stände  Erinnerungen  über  den  Entwarf  der  Hofgerichtsordnung  bal- 
digst durchsehen  lassen  und  sich  „gnädigst  darüber  erklären".  Die  übrigen 
Beschwerden  sollen  dem  Recesse  von  1660  gemäss  erledigt  werden. 

„Nachdem  auch  nunmehr  die  Jahresfrist  vorbei,  so  die  Stände  zur 
Redressirung  der  Matrikel  begehret,  Wir  aber  dieses  Werk  länger 
nicht  in  Ungewissheit  lassen  können,  so  wollen  E.  Lbd.  die  Verord- 
nung thun,  dass  von  der  Regierung  und  Kammer  ein  Entwurf  einer 
Matrikel  gemacht,  und  dazu  insonderheit  Unser  geheimer  cleve-  und 
märkischer  Regierungsrath  General  Wachtmeister  Freiherr  von  Spaen 
gezogen,  und  Uns  alsdann  solches  übersandt  werde". 


Statthalter  und  Eegierung  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Wesel 
12.  Dec.  1662.     M. 

12.  Dec.  Den  in  grosser  Anzahl  auf  dem  Landtage  erschienenen  cleve-märkischen 

Ständen  ist  am  29.  November  die  Proposition  eröffnet;  sie  haben  darauf 
44  Punkte  übergeben  und  gebeten,  dieselben  dem  Recesse  von  1660  gemäss 
zu  erledigen.  Da  die  Erörterung  derselben  viel  Zeit  in  Anspruch  nehmen 
würde,  auch  die  Acten  sich  in  Cleve  befinden,  so  haben  sie  den  Ständen 
nähere  in  Cleve  vorzunehmende  Verhandlungen  darüber  mit  ihren  Deputirten 
zugesagt.  Darauf  haben  die  Stände,  statt  der  pro  1663  verlangten  113,000  Thlr., 
100,000  Thlr.  unter  der  Bedingung  bewilligt,  dass  die  in  diesem  Jahre  für 
die    Gesandtschaft    auf    den    regensburger    Reichstag    bereits    bewilligten 


*)  Vgl.  oben  p.  977. 
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5000  Thlr.  in  Anrechnung  gebracht  und  45,000  Thlr.  zur  Tilgung  der  Kam- 
merschulden verwandt  werden  sollten;  auf  ihre  dringende  Vorstellung,  dass 
sie  die  verlangte  Summe  „zur  freien  Disposition"  des  Kurfürsten  stellen 
möchten,  weil  darauf  schon  „gänzlich  ^taf*  gemacht,  haben  sie  endlich 
100,000  Thlr.  bewilligt,  davon  60,000  Thlr.  zur  freien  Verfügung  des  Kur- 
fürsten und  40,000  Thlr.  zur  Schuldentilgung.  Da  gleichzeitig  mit  dieser 
Summe  auch  die  Landtagszehrungskosten  und  die  ständischen  Dispositions- 
gelder erhoben  werden  müssen,  so  haben  sie  geglaubt,  die  Bewilligung 
unter  der  Bedingung  annehmen  zu  können,  dass  die  Stände,  im  Fall  der 
Kurfürst  es  verlange,  noch  fernere  8000  Thlr.  bewilligen  würden;  sie  zwei- 
feln nicht,  dass  letzteres  geschehen  wird,  zumal  wenn  die  40,000  Thlr.  zur 
Schuldentilgung  verwandt  werden. 


Werner  Wilhelm  BlaspeiFs  Berieht  über  die  cleve-märkische 

Amtskammerverwaltung*).     Dat.  Cleve  23.  Dec.  1662.    M. 

Die  Verpachtung  der  Pfandschaften  ist  ein  höchst  nöthiges  und  nütz-  23.  Dec, 
liches  Werk;  der  Domainen  im  Lande  sind  viele  und  considerable,  wie  in 
keinem  Fürstenthum  im  Reich  der  Grösse  nach,  selbst  in  Holland  nicht; 
auf  deren  Conservatiou  und  Wohlstand  beruht  des  hiesigen  Staates  ganze 
Regierung;  „und  ist  S.  Ch.  D.  reputatiou  um  so  mehr  daran  gelegen,  weil 
das  Ländchen  seiner  Lage  wegen  gleichsam  aller  Welt  in  den  Augen  liegt'*. 
Im  Jahre  1649  ist  die  Amtskammer  dem  von  Hüchtenbruch  und  ihm 
übertragen,  deren  Zustand  damals  überaus  schlecht  beschaffen,  seit  langen 
Jahren  in  Verfall  und  „gleichsam  für  desperat  gehalten".  Der  Stände 
Assistenz  ist  zur  Wiederaufhelfung  gesucht  1598  auf  dem  zu  Dinslaken, 
1632  auf  dem  zu  Cleve  gehaltenen  Landtage,  dort  und  durch  zweimalige 
Schickung  der  Stände  nach  König.sberg  auch  zugesagt,  doch  ohne  Erfolg. 
Ausserordeutliche  Commissäre  sind  geschickt,  1639  der  Markgraf  Sigis- 
mand,  1640  Blumenthal  und  Seidel,  wenige  Jahre  nachher  der  Qe- 
nerallicutenant  von  Norprath,  die  aber  auch  Nichts  ausgerichtet  haben, 
wie  die  bei  Paul  Ludwig  liegenden  Acten  ausweisen.  Im  Jahre  1646  ist 
der  Kurfürst  beinahe  4  Jahre  mit  sehr  starker  Hofhaltung  ins  Land  ge- 
kommen, hat  hier  geheirathet  und  Kindtaufe  gehalten;  dadurch  sind  die  schon 
schwer  verschuldeten  Domainen  noch  schwerer,  damals  mit  400,000  Thlr., 
aggravirt  worden.  Damals  sind  auch  die  Holzgelder  (die  stets  bereite  Gel- 
der geliefert  haben)  des  Kurfürsten  ChatuUe  zugelegt  und  Ravensbergs  Ein- 
künfte abgetrennt,  wodurch  das  ordinäre  Einkommen  um  mehr  als  20,000  Thlr. 
verringert  worden  ist.  Dahingegen  sind  der  Ruthe  Zahl  wie  Gehalt  und 
andere  Au.'^gabcn  um  mehre  Tausende  vermehrt.  Trotz  aller  Commiss&rc 
und  Landtagsvorschlägo  wurde  es  so  schlimmer  und  der  Schaden  für  so 
Dubeilbar  gehalten,  dass  der  Kammerstaat  nur  durch  eine  extraordinäre 
and  aii.Hehnlicfi«'  GcMhilfe  von  gänzlichem  Untrrgange  zu  retten  sei,  worauf 
die  Stände  1619  6()0,0(m  Thlr.  Zubus.M-  Ijcwillitrt,  wovon  aber  bisher,  wie 
kannt,  noch  Nichts  beigokommcn  i.<^t. 

';  Er  iat  ao  den  Utattbttltcr  gerichtet 
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Im  Jahre  1649  war  seine  und  Hüchtenbruch's  erste  Sorge,  da  sie 
von  den  ungestümen  Creditoren  täglich  angefochten  wurden,  solche  zum 
Stillstand  zu  bringen,  „damit  es  nicht  gar  über  einen  Haufen  fiele",  womit 
sie  bis  jetzt  zu  thun  gehabt  haben.  Dabei  ist  versucht,  mit  Befreiung  der 
Domainen  einen  Anfang  zu  machen;  Mittel,  das  in  8  Jahren  zu  thun,  sind 
1650  vorgeschlagen,  sind  aber  vereitelt  durch  die  starke  Hofhaltung  und 
die  Kriegsrüstungen  von  1651  und  wieder  durch  den  Aufenthalt  des  Kur- 
fürsten im  Jahre  1660.  Ausserdem  sind  viele  tausend  extraordinäre  Aus- 
gaben beizubringen  gewesen,  was  noch  übrig,  durch  die  schweren  Contri- 
butionen  und  Kriegslasten  von  1655  an,  wie  durch  den  grossen  Wasser- 
schaden des  Jahres  1655  (Durchbruch  der  Deiche  und  Versandung  der  besten 
Kammergüter)  so  absorbirt,  dass  weder  die  laufenden  Zinsen  noch  die  Ge- 
halte, noch  die  zu  der  Hofhaltung  neu  gemachten  Schulden  abgetragen 
werden  konnten,  sondern  die  Schuldenlast  merklich  sich  vergrösserte  und 
Confusion  sich  häufte;  daher  bald  dieses,  bald  jenes  Mittel  zur  momenta- 
nen Aushilfe  ergriffen  worden  ist;  wer  sich  Geld  verschaffen  konnte,  es 
gethan,  andere  leer  ausgegangen,  viele  „weise  Leute"  sich  herangedrängt, 
in  der  Meinung,  helfen  zu  können  etc.;  daher  habe  er  längst  gebeten,  ihn 
seines  Postens  zu  entheben  und  bei  der  Kegierung  zu  beschäftigen.  Die 
„Reichmacher''  wüssten  auch  Nichts  Neues,  solche  Inventionen  sind  abzu- 
weisen bis  die  gewöhnlichen  Mittel  versucht  sind.  Diese  sind  gewesen: 
1)  hat  man  vor  etwa  80  Jahren  die  „liberalen  Korn- Verschreibungen  auf 
wenige  Korn -Renten  moderirt^'  und  bald  hernach  in  Geld  mit  5  Procent 
bezahlt,  wie  auch  die  Geld-Verschreibungen.  Vor  ungefähr  60  Jahren  sind 
die  Goldgulden  auf  50  Stüber  reducirt,  „also  dass  jene  creditores,  welche  in 
Korn  verschrieben,  5  vom  hundert,  diese  aber,  die  in  Gold  verschrieben, 
kaum  4  oder  3V2  Procent  behalten  und  genossen".  2)  „Ist  vor  etwa  40 
und  etlichen  Jahren  angefangen,  die  creditores,  ob  sie  gleich  ihre  pensiones 
per  se  zu  erheben,  in  ihren  Verschreibungen  versichert,  aus  solcher  ihrer 
possessio  percipiendi  per  se  zu  Verstössen";  eine  Maassregel,  die  besonders 
die  Wittwen  und  Waisen  und  die  am  wenigsten  Verstand  gehabt  haben,  ge- 
troffen, der  Kammer  aber  wenig  Segen  gebracht,  und  die  Schuldenlast  nur  um 
viele  Tausende  vergrössert  hat.  3)  Da  die  Kammergüter  vor  Zeiten  meh- 
rentheils  „auf  Leiber"  für  ein  geringes  ausgethan  sind,  sind  diese  Leib- 
pächte  mit  wenig  Ausnahmen  aufgehoben  und  die  Domainen  von  Zeit  zu 
Zeit,  so  im  Jahre  1650,  zum  höchsten  Preise  verpachtet.  4)  Ist  der  Vor- 
schlag gemacht,  die  Domainen  „insgesammt  zu  vefadmodiren",  wie'  nun 
etliche  Jahre  her  geschehen  ist;  5)  die  vortheilhaften  Pfandschaften  zu  ver- 
pachten und  zur  Kammer,  was  sie  mehr  als  5  per  Hundert  einbrächten,  ein- 
zuziehen; 6)  auch  die  noch  1609  verliehenen  Erbpächte  wieder  aufzuheben, 
wie  solches  bei  der  Anwesenheit  des  Kurfürsten  resolvirt  worden.  T)  Ist 
die  Zahl  der  Räthe  und  deren  Tractament  reducirt,  welches  aber  Alles 
Nichts  geholfen,  „sondern  die  Schulden  täglich  zunahmen",  hätte  aber  mehr 
geholfen,  wenn  ein  Theil  der  Mittel,  die  damit  zu  gewinnen,  so  lange  ver- 
spart und  zusammengehalten  worden,  „bis  das  redressement  der  Kammer 
beständig  habe  angefangen  werden  können". 

Es  ist  nun  ferner  vorgeschlagen  worden:    1)   da  die  von  den  Ständen 
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bewilligten  600,000  Thir.  bei  Weitem  nicht  zu  reichen,  die  Mittel,  die  durch 
Verpachtungen  der  Pfandschaften  und  sonst  zu  erreichen  sind,  „bis  zur  wirk- 
lichen Verwendung  zur  Befreiung  der  Domainen  in  integro  zu  lassen  und 
nicht  anderswo  zu  verwenden,  auch  nicht  hier  und  dort  ein  kleines  Loch 
damit  zu  stopfen  und  den  Schaden  am  andern  Ende  grösser  zu  machen", 
dabei  es  dringend  noth  thut,  einen  Ueberschlag  und  ordentlichen  Schulden- 
tilgungsplan zu  entwerfen;  2)  mit  Abtragung  der  Schulden  alsdann  gleich 
zu  beginnen,  da  die  Erfahrung  seit  1649,  wo  die  Stände  jene  600,000  Thlr. 
bewilligt,  gelehrt  hat,  dass  die  Ursachen,  wesshalb  das  Geld  anderswo  zu 
verwenden,  nicht  aufhörten,  ja  zunähmen;  3)  den  Kurfürsten  zu  bitten, 
die  Lande  eine  Zeit  lang  mit  Anweisungen  vom  Hofe  aus  zu  verschonen 
und  alle  Mittel  eine  Zeit  lang  zu  obigem  Zwecke  zu  verwenden;  4)  die 
von  den  Ständen  bewilligten  Mittel  und  sonstigen  Einkünfte  nicht  neben- 
hin auszuzahlen,  „oder  den  Creditoren,  die  am  meisten  von  ihrer  Forderung 
ablassen,  zu  bewilligen",  sondern  in  Cleve  und  Mark  von  einer  Rentmei- 
sterei  zur  anderen  mit  der  Schuldentilgung  vorzugehen,  und  zwar  bei  den 
Renteien  anzufangen,  wo  der  einzelne  Creditor  oder  alle  insgesammt  am 
meisten  nachgeben  wollten,  sie  würden  sich  dann  hierzu  schon  verstehen, 
wenn  sie  nur  der  wirklichen  Abzahlung  sicher.  Freilich  scheint  diese  Mass- 
regel ein  Zwaug  zur  Nachlassung  zu  involviren,  auch  würden  die  Creditoren 
sehr  ungleich  behandelt  werden,  da  schliesslich  bei  den  letzten  Renteien 
doch  noch  ein  Grosses  unbezahlt  oder  die  Schulden  ganz  uuabgelegt  blei- 
ben würden.  Doch  lässt  sich  in  Staatssachen  Nicht  Alles  so  genau  auf 
die  Goldwage  legen  und  ist  solches  Arrangement  auch  den  Recessen  von 
1649  und  1660  gemäss;  auch  ist  ja  im  regensburger  Reichsabschied  von 
4654  (§.  de  indiganda)  noch  weitergegangen*);  überdies  werden  die  Stände 
hoffentlich,  wenn  sie  ihre  Bewilligung  gut  angewandt  sehen,  noch  mehr 
geben  zur  völligen  Befreiung  der  Kammergüter  und  die  befreiten  Renteien 
weitere  Mittel  bieten,  zumal  die  Verpachtung  der  Pfandschaften  ja  nun  auch 
seitens  der  Ständedeputirten  vor  3  Tagen  eingewilligt  ist. 

•)  Die  §§.  170—174  de.«  Reichsabschieds  vom  17.  Mai  1654.  Vgl.  oben 
Kioleit.  p.  946.  Nicht  uninteressant  ist  eine  Aeusserung  über  diese  Bestimmun- 
geo  aus  den  ständischen  Kreisen.  Am  10.  Mai  1654  schreibt  der  bergiscbe  Syo- 
dicut  Ostmann  an  den  jülichschen  Mülheim:  »Der  abgefasste  Bescheid  ra- 
tiooe  §.  de  indagunda  wird  vielen  redlichen  Leuten,  welche  ihre  Gelder  treu- 
lich creditirt,  schwer  fallen  und  viele  adelige  und  unadelige  Geschlechter  dadurch 
ruinirt  werden,  auch  fides  germanica  einen  grossen  StosH  leiden,  und  es  künftig 
den  Leuten  schwer  machen,  (leld  zu  leihen;  ist  ein  ganz  gefährlich  Wesen, 
schH'«^"   I   illiBsemento  werden  folgen**.     (Staatsarchiv  zu  Düsseldorf.) 


ggg      V.   Die  Recesse  von  1660  u.  61  und  die  Erbhuldigung  im  J.  1666. 

Der  Statthalter  an  den  Kurfürsten.  Dat.  Oleve  24.  Jan.  1663.  B. 

(Eigenhändig.) 
[Erhebung  von  108,000  Thlr.  Steuern.     Die  Resolution  auf  die  44  „Punkte"  der 
Stände.     Wilich-Winnenthal's  Anwesenheit,     Ergänzung  des  Justiz-  und  Regie- 

rungsraths.] 

1663.  Wird    den   Etat    über    die  Verwendung    der    108,000   Thlr.    baldigst 

24.  Jan.  schicken. 

„Diese  Summe  beizubringen,  wird  ein  ganzes  Jahr  verstreichen 
und  kommt  mit  Terminen  von  2  zu  2  Monaten  ein.  Die  8000  Thlr. 
werde  ich  ausschlagen,  weil  die  Märkischen  solches  bewilligt  ^).  Wir 
sind  nach  vielem  Disputiren  endlich  auf  E.  Ch.  D.  gnädigste  Ratifi- 
cation über  die  44  Punkten  verglichen^).  Sie  haben  ihren  Schulmeister 
den  von  Winnenthal  bei  sich  gehabt,  welcher  aber  bei  den  Confe- 
renzen  niemalen  bei  uns  erschienen  ist"^). 

Der  Justizrath  Dr.  Pabst  ist  gestorben,  daher  die  ganze  Justiz  jetzt 
aus  Eickel,   dem  Präsidenten,  und  Dr.  Romswinkel  besteht,  nicht  ein- 


^)  Auf  einem  anfangs  Januar  in  Unna  abgehaltenen  Landtage. 

^)  Sie  beziehen  sich  meist  entweder  auf  die  „zur  Redressirung  des  Kam- 
merstaats" angeordneten  Maassregeln,  wodurch  die  Rechte  der  Erbpächter,  der 
Pfandinhaber  und  sonstigen  Gläubiger,  denen  auch  die  Anweisungen  zur  Zins- 
erhebuug  auf  bestimmte  Pacht-  und  Zollgefälle  entgegen  seien,  verletzt  würden, 
zumal  die  angeordnete  Zuziehung  ständischer  Deputirten  zu  den  Berathungen 
und  Handlungen  der  Commission  nur  selten  stattfinde  (vgl.  oben  p.  977),  oder 
auf  Verletzungen  resp.  Nichtausführung  des  Recesses  von  1660.  Namentlich  wird 
geklagt,  dass  die  Steuerrechnungen  von  1655—1660  noch  nicht  vorgelegt  sind, 
die  Hofgerichtsordnung  noch  nicht  publicirt  ist,  die  willkührlichen  Eingrifi'e  in 
den  ordentlichen  Gang  der  rechtsanhängig  gemachten  Sachen,  besonders  der 
Inhibitionen  und  Avocationen,  die  ausserordentlichen  Commissionen  und  die  Stö- 
rung des  Instanzenwegs  nicht  aufhören,  die  Binnenzölle  nicht  abgeschafft  sind, 
die  Revision  des  Recesses  von  1653  zur  Feststellung  des  darin  noch  Gültigen 
nicht  stattgefunden  hat,  nicht  alle  willkürlich  ertheilten  Steuerexemtionen  aufge- 
hoben sind  etc.  Hervorzuheben  sind  ausserdem  noch  die  Klagen  über  das 
Ueberhandnehmen  des  Tabakrauchens,  wodurch  „so  überaus  grosse  Brandschaden 
verursacht"  würden,  und  die  zu  übermässigen  Gastereien  bei  Kindtaufen,  Haus- 
bauten, Schützenfesten  etc.,  wogegen  Verbote  erbeten  werden.  Auf  die  meisten 
dieser  „Punkte"  ward  im  Allgemeinen  mit  der  Zusage  pünktlicher  Recessaus- 
führung  oder  einer  Berichterstattung  an  den  Kurfürsten  geantwortet. 

3)  Am  11.  B'ebruar  1663  wurden  in  Rees  zu  Deputirten  der  clevischen  Rit- 
terschaft wieder  erwählt:  Wilich-Winnenthal,  Diepenbruch,  Loe,  Eickel- 
Groen,  Wilich-Diersfurt  und  Morrien,  neu  gewählt:  Joh.  Gisb.  v.  Nie- 
venheim,  Drost  zu  Goch,  und  Rollmann  Frh.  v.  Quad- Wickrath  Hr.  zu 
Zoppenbruch,  Drost  zu  Dinslaken;  nach  Umlauf  eines  Jahres  sollten  jedesmal 
2  der  4  ersten  ordentlichen,  durch  2  der  4  letzten  ausserordentlichen  De- 
putirten ersetzt  werden;  das  Directorium  aber  jeder  der  ersteren  auf  1  Jahr 
führen. 
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mal  ein  Fiscal  ist  vorhanden.  Der  geh.  Rath  Biland  ist  so  krank,  dass  er 
wohl  sterben  wird,  Diepenbrueh  zu  Empel  würde  die  Stelle  gern  an- 
nehmen. 


Aus  dem  Protokoll  des  clevischen  Ständeconvents  zu  Rees.  W. 

[Erhöhung  der  Steuer  um  8000  Thlr.  und  freie  Disposition  über  die  ganze  Summe 
von  108,000  Tliir.  wird  dem  Kurfürsten  bewilligt] 

„Erschienen  ex  nobilibus:  Diepenbrueh,  Wilich-Winnenthal,  Eickel-  8.  Febr. 
Groen,  Brembt,  Drost  Nievenhcim,  Quad  Hr.  zu  Kreuzberg,  Quad 
zu  Mörmter,  Gent  zu  Dieden,  Qu  ad- Zoppenbruch,  Hüchtenbruch, 
Siberg-Vörde,  Wilich-Diersfurt,  Erbhofnieister  und  Domherr  Wilich- 
Wilich,  Drost  Paland  und  Wilich-Kervendonk,  sowie  Deputirte  sämmt- 
liclier  Städte. 

Die  Herren  Deputirten  von  Wesel,  kraft  instructionis  und  wegen  Uu-  9.  Febr. 
>trmögenheit  des  Landes  konnten  in  die  weiters  gesonnenen  8000  Thlr. 
nicht  geheelen,  und  gingen  dahin,  dass  von  dem,  was  zn  Wesel  eingewilligt 
worden,  40,000  Tlilr.  zu  Abtilgung  der  alten  Karamerschulden  verwendet 
und  damit  ein  Anfang  gemacht  werden  möchte.  —  Deputati  der  übrigen 
Hauptstädte:  So  viel  die  8000  Thlr.  anlangt,  weil  die  Märkischen  ihren 
Consens  allbereits  vorhin  vermerken  lassen,  die  clevischen  Ritterbürtigen 
auch  darin  consentiren  thäten,  I.  Ch.  D.  auch  diese  Gelder  so  emsig  ge- 
sinnen  Hessen*),  zumal  da  sie  allbereits,  wiewohl  eventualiter  zu  Cleve  in 
die  Matrikel  dieses  Jahrs  eingerückt  wären,  und  die  Städte  mit  ihrem  Wei- 
gern anders  nicht  als  einen  Undank  absque  alio  efiectu  sich  auf  den  Hals 
ziehen  würden,  conformirten  sich  sub  ratihabitione  principalium  mit  den 
Herren  Ritterbürtigen.  Was  aber  die  Freilassung  der  40,000  Thlr.  zu 
I.  Ch.  D.  gnädigsten  Disposition  betrifft,  da  vermeinten  sie,  man  hätte  es 
bei  dem  Landtagsschluss  zu  Wesel  zu  belassen,  also  dass  diese  Gelder  zu  Ab- 
tilgung der  alten  Karamerschulden  verwendet  würden,  und  als  die  Herren 
Ritterbürtigen  dagegen  remonstrirt,  dass  sie  es  auch  gern  sehen  sollten, 
aber  dass  mit  dem  disseusu  nichts  ausgerichtet,  sondern  die  allbereits  ver- 
wiesenen Gelder  doch  ohne  einigen  Zweifel  destinirter  Maassen  würden  ver- 
wendet werden,  ohne  dass  die  Landstände  einigen  Dank  davon  haben  wür- 
den, resolvirtcn  deputati  der  übrigen  G  Hauptstädte  sub  ratihabitione  prin- 
cipalium: man  hätte  es  dann  dahin  zu  dirigiren,  dass  zum  wenigsten  20,000 
Thlr.  zu  Abtilgung  der  alten  Kummer.^cliulden  mochte  verwendet  werden. 
—  Die  Ritterbürtigen  instabant,  die  Intention  wäre  wohl  gut,  es  würde 
aber  nichts  helfen,  die  Märkischen,  denen  der  Clevischen  Vorrabmeu  müsste 
angebracht  werden,  würden  d(ich,  wie  man  schon  verspürt,  den  Clevi.»ichen 
hierin  widersprechen,  den  Dank  allein  verdienen  und  also  die  Clevischen 
mit  ihrem  dissensu  Nichts  als  ciocD  Undank  ohne  einen  andpru  Eflfoct  ver- 

'  Durch  Schrolhoo,  dat.  Königsburg  2.  Januar  1663,  hatte  der  Kurfürst  dio 
cleve -markisclion  Htiindo  direct  aufgefordert,  dio  Steuer  um  8000  Thlr.  xu  er- 
höhen und  ihm  «diu  freie  DiHputitiuD  über  dio  ganze  Summe  r>>r  .)i.u,.^  Mal 
uoterthunigst  anheimzuMtollun". 
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Ursachen,  es  wäre  besser,  dass  man  I.  Ch.  D.  diesmal,  weil  es  doch  nicht 
anders  sein  könnte,  ganz  obligirte  und  nicht  vergebens  marchandirte.  — 
Deputirte  der  Städte:  Weil  die  Ritterbürtigen  nicht  zu  versetzen  wären 
und  zu  befürchten,  wenn  die  Städte  gegen  die  märkischen  Landstände  und 
die  clevischen  Ritterbürtigen  allein  und  zwar  vergeblich  dissentirten,  dass 
die  Städte  den  Undank  allein,  die  andern  aber  allen  Dank  davon  tragen 
würden,  conformirten  sich  endlich,  wiewohl  sie  es  nicht  in  instructione 
hätten,  aus  diesen  und  andern  considerationibus  sub  ratihabitione  principa- 
lium  mit  den  Ritterbürtigen  also,  dass  die  von  den  Landständen  in  a.  1661 
negotiirten  12,000  Thlr.  ^)  hieraus  abgelegt  werde". 


Der  Statthalter  an  den  Kurfürsten.  Dat.  Cleve  24.  Apr.  1663.  B. 

24.  Apr.  Auf  das   kurfürstliche  Rescript  an  ihn  vom  19.  März  hat  er  die  clevi- 

schen Stände  zum  19.  April  nach  Marienbaum  verschrieben  und  ihnen  da- 
selbst des  Kurfürsten  Forderung,  ihm  von  den  30,000  Thlrn.,  deren  Erhe- 
bung den  Ständen  zur  Tilgung  ihrer  Schulden  in  diesem  Jahre  gestattet 
ist,  20,000  Thlr.  zur  freien  Disposition  zu  überlassen.  Ohne  Zögerung  und 
durchaus  „gutwillig'^  haben  die  Stände  sich  erboten,  dem  Kurfürsten 
12,000  Thlr.  zu  überlassen.  Er,  hat  das  Anerbieten  angenommen,  einmal 
weil  die  clevischen  Stände  von  ihren  Gläubigern  hart  bedrängt  werden, 
besonders  von  den  Wirthen,  denen  sie  die  Zehrungskosten  auf  den  ständi- 
schen Conventen  der  letzten  Jahre  fast  ganz  schuldig  geblieben  sind,  und 
dann  weil  die  märkischen  Stände  ohne  Zweifel  die  noch  fehlenden  8000  Thlr. 
auf  dem  bevorstehenden  Landtage  zu  Bochum,  wohin  seitens  der  Regierung 
der  General  Spaen  und  der  Regierungsrath  Wüsthaus  comm^'ttirt  sind, 
bewilligen  werden.  Von  den  20,000  Thlrn.  wird  er  zur  Bezahlung  der  in 
Calcar  zur  Fortification  abgebrochenen  Häuser  5000  Thlr.,  zum  Baue  der 
Barracken  in  der  Citadelle  daselbst  4000  Thlr.  und  11,000  Thlr.  zur  Ab- 
findung des  Ingenieurs  Russen  verwenden,  „damit  dieser  die  Festung  dies 
Jahr  ganz  fertig  liefern  möge,  wie  er  denn  schuldig  ist  und  solches  zu  prä- 
stiren sich  verobligirt  hat". 


Instruction  für  den  Statthalter.     Dat.  Cöln  a.  d.  Spr. 
4/14.  Jan.  1664.     B. 

[V"on  den  Ständen  sind  125,000  oder  doch  100,000  Thlr.  Steuer  zu  fordern,  die 

Matrikel  ict  zu  ihrer  Erhebung  zu  revidiren.     Die  geldrische  Compromisssache 

und  die  staatische  Schuld.     Anderweitige  Punkte.] 

1664.  „Nachdem  S.  Ch.  D.    zu  Brandenburg,    unser   gnädigster   Herr, 

14.  Jan.  Dero  Generalmajor  v.  Spaen  nach  den  cleve-  und  märkischen  Landen 

hinwiederum  gnädigst  abgefertigt,   so  haben  Sie  nachgesetzte  puncta, 

welche  alldort  mit  Fleiss  zu  beobachten  und  in's  Werk  zu  richten  sein, 

des  Herrn  Statthalters  F.  Gn.  zu  Nassau  hiermit  freundvetterlich  auf- 


1)  Vgl.  oben  p.  946. 
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zuti'agen  nöthig  erachtet.  Anfänglich  zweifeln  S.  Ch.  D.  nicht,  es 
werden  I.  F.  Gn.  die  an  Sie  abgelassenen  Schreiben  wegen  Convoca- 
tion  der  cleve-  und  märkischen  Stände  zu  einem  abermaligen  Landtage 
und  was  ihnen  darauf  zu  proponiren,  zu  Recht  empfangen  *),  auch  zu 
Fortsetzung  dieses  nöthigen  Werks  behörige  Verordnung  gemacht  ha- 
ben. Wie  dann  S.  Ch.  D.  das  feste  Vertrauen  haben,  I.  F.  Gn.  wer- 
den es  nach  Dero  Dexterität  dahin  dirigiren,  damit  die  gnädigst  ge- 
sonnene Summe  der  125,000  Thlr.  oder,  wie  sonsten  in  dem  post- 
scripto  enthalten,  zum  allerwenigsten  100,000  Thlr.  unterthänigst  ein- 
gewilligt und  S.  Ch.  D.  noch  für  dies  Jahr  die  freie  Disposition  dar- 
über gelassen  werden  möge.  Was  die  Termine  belangt,  können  S. 
Ch.  D.  gnädigst  zur  Zahlung  geschehen  lassen,  dass  vier  oder  sechs 
derselben  benennt  werden,  nur  dass  der  erste  Termin  auf  den  1.  Ja- 
nuar und  folglich  mit  den  übrigen,  ein  jeder  Termin  auf  den  ersten 
Tag  desselbigen  Monats,  in  welchem  er  einfällt,  gesetzt  werden  möge. 
Und  obgleich  der  Landtag  allererst  in  gedachtem  Monat  Januar  ge- 
halten werden  kann  und  der  erste  terminus  inzwischen  schon  verstri- 
chen, so  wäre  dennoch  mit  den  Ständen  dergestalt  zu  handeln,  dass 
derselbe  mit  dem  andern  Termin  zugleich,  oder  aber  der  erste  allso- 
fort  entrichtet  würde,  welches  L  F.  Gn.  also  einzurichten  sich  werden 
belieben  lassen.  2)  Dieweil  die  clevische  Matrikel  (ohngeachtet  der 
vorigen  Verordnung)  noch  nicht  redressirt  worden,  so  wollen  L  F.  Gn. 
Ihro  angelegen  sein  lassen,  mit  Fleiss  dahin  zu  sehen,  dass  bei  dieser 
Einwilligung  eine  solche  Matrikel  berahmt  und  die  Unterthanen  der- 
gestalt nach  Proportion  coUectirt  werden,  dass  sich  niemand  mit  Fug 
darüber  zu  beschweren  Ursache  habe.  3)  S.  Ch.  D.  gcsinnen  auch 
hiemit  von  L  F.  Gn.  freundvetterlich,  mit  der  clevischen  Regierung 
und  Einigen  aus  Mittel  der  Stände  sich  zusammen  zu  tliun  und  mit 
Fleiss  zu  überlegen,  was  bei  der  geldrischen  Compromisssache  zu  thun, 
imglcicben  auch  mit  Zuziehung  des  churfürstlichen  Raths  IM  aspeil, 
der  in  dem  negotio  der  also  genannten  staatischen  Schuldforderung 
bisher  employirt  worden,  und  von  welchem  L  F.  Gn.  alle  BeschatVcn- 
heit  vernehmen  werden  zu  dtdiberiren,  wie  es  anzufangen  und  was 
fUr  ein  Modus  zu  gebrauchen,  dass  man  sich  solcher  staatischen  Schuld- 
fordcrung  am  besten  befreien  möchte;  maassen  S.  Ch.  D.  die  End- 
hart  dieser  Saciicn,  insonderheit  aber  der  lotztorwUhnten  Schuldforde- 
ing  höchlichst  desiderircn,    und   können  I.  I\  (In.   (inen  jeden  bei 


I)  Am  ^  V'"'^  w  war  dorn  ötaithalter  dor  botroffondo  Bofehl  .  Hi,..iH   ,,,,,) 
gleichzeitig  ein  Schroibon  du«  KurfüriituD  au  die  Staude  abgegangii 
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solcher  Deliberation  seiner  Eidespflichte,  womit  er  S.  Ch.  D.  ver- 
wandt, erinnern  und  fest  einbinden,  Alles  geheim  zu  halten  und  kei- 
nem Menschen  etwas  davon  zu  offenbaren,  und  wollen  darauf  S.  Ch.  D. 
sowohl  1.  F.  Gn.  als  der  Andern  Sentimente  und  Meinungen  in  diesen 
Sachen  gewärtig  sein". 

4)  Mit  den  märkischen  Ständen  soll  über  ein  Edict  gegen  die  schlechten 
in  der  Grafschaft  Mark  umlaufenden  Scheidemünzen  berathen  werden.  5)  Re- 
stituirung  der  zur  Einlöse  von  Schermbeck  und  ßefriediguDg  des  Obersten 
Trotta  vorgeschossenen  6000  Thlr.  6)  Beilegung  der  Streitigkeiten  wegen 
der  Wahl  des  reformirten  Geistlichen  in  Sevenar,  wobei  allerdings  die  neu- 
liche Kirchenordnung  zu  observiren,  aber  auch  darauf  zu  sehen  ist,  dass 
die  Gemeinde  daselbst  conservirt  und  „nicht  etwa  zerrüttet  oder  verstört" 
werde.  T)  Ingenieur  Russen  ist  zur  Vollendung  der  Citadelle  in  Calcar 
anzuhalten.  8)  Die  Gravamen  der  Stände  sind  bereits  und  sollen  noch  ferner 
erledigt  werden.  9)  Die  Empfänger  und  besonders  der  Landrentmeister 
Christian  Brandt  und  der  Secretär  Lüttinghausen  sollen  unverzüg- 
lich Rechnung  über  alle  bis  dahin  empfangenen  Steuern  ablegen.  10)  Fer- 
nere Befehle  des  Kurfürsten  überbringt  General  Spaen  mündlich. 


Der  Kurfürst  an  den  Statthalter.     Dat.  Cöln  a.  d.  Spr. 


26.  Jan. 


1664.     B. 


5.  Febr. 

[Das  Contingent  Cleve-Marks  zur  Reidishilfe  gegen  die  Türken  an  Mannschaften 
und  Geld.  Wie  in  den  Marken  sollen  auch  dort  für  die  Werbungen  und  zur 
Erleichterung   des  Landes   für  jedes   der  aufzubietenden  Lehnspferde   40  Thlr. 

angenommen  werden.] 

5.  Febr.  Auf  dem  Reichstage  in  Regensburg  ist  beschlossen  worden,  gegen  die 

Türkengefahr  ein  Corps  von  Reichstruppen  zusammen  zu  bringen,  die  Kreise 
in  nöthige  Verfassung  zu  setzen  und  für  den  nöthigen  Proviant  4  Römer- 
monate aufzubringen.  Cleve-Mark  kann  von  dieser  Reichsrüstung  nicht  exi- 
mirt  werden,  und  soll  er  mit  General  Spaen  überlegen,  „damit  gleichwohl 
dasjenige,  was  mit  den  Ständen  zu  tractiren,  daneben  bestehen  möge".  Das 
cleve-märkische  Contingent  beläuft  sich  auf  365  Mann  z.  Pf.  und  1946  z.  F. 
und  13,340  Thlr.  an  Geld.  Er  soll  dies  den  Ständen  vortragen  und  mit 
ihnen  berathschlagen,  wie  die  nöthigen  Werbegelder  und  der  Unterhalt, 
der  den  Truppen  nachzusenden,  sowie  die  Quote  der  Römermonate  am  be- 
sten aufzubringen ;  es  stehe  ihm  frei,  ob  er  dieses  gleichzeitig  mit  den  übri- 
gen Steuerforderungen  „betreiben",  oder  damit  warten  wolle,  „bis  das  Vorige 
seine  Endschaft  und  Richtigkeit  erlangt;  es  hätten  aber  E.  Lbd.  von  der 
Türkengefahr  bei  der  ersten  Proposition  nicht  eben  viel  zu  gedenken,  da- 
mit man  sich  dieses  Arguments  bei  dem  letzten  desto  besser  gebrauchen 
und  daneben  den  allgemeinen  Reichsschluss  pro  fundamento  anziehen 
könne". 

„Weil   es   auch  absonderlich  mit  Aufbringung   der  Werbegelder 
schwer   daher  gehen  möchte,    so  haben  Wir  dieser  Ends  zu  solchem 
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Behuf  von  einem  JedwedeU;  der  Uns  mit  Lehnspflichten  verwandt,  die 
Lehndienste  erfordert,  hernachgehends  aber  Uns  dahin  erkläret,  weil 
es  mit  wirklicher  Sistirung  der  Leheupferde  schwer  daher  gehet,  für 
jedweden  Dienst  40  Thlr.  anzunehmen,  und  solche  Gelder  zu  Behuf 
der  Werbung  anwenden  zu  lassen.  Wie  Wir  nun  nicht  zweifeln,  es 
werde  der  endts  dergleichen  auch  zu  practisiren  sein,  gestalt  gleich- 
wohl Unseren  Vasallen  bei  diesen  und  dergleichen  Conjuncturen  Uns 
mit  gehöriger  Assistenz  beizuspriugen  oblieget,  also  werden  E.  Lbd. 
überlegen  und  sehen,  wie  es  sich  damit  schicken  will,  und  sind  Wir 
sonst  gnädigst  zufrieden,  dass  dasjenige,  was  durch  dieses  Mittel  auf- 
gebracht wird,  dem  Lande  zur  Erleichterung  und  Bestem  angewendet 
werde". 


Der  Statthalter  an  den  Kurfürsten.  Dat.  Cleve  5.  März  1664.  B. 

(Eigenhändig.) 

[Resultat  der  Verhandlungen  mit  den  Stünden;    warum  sie  statt  der  ganzen  ge- 
forderten Summe  zunächst  nur  50,000  Thlr.  auf  6  Monate  bewilligt  haben.] 

„Aus  beikommender  weitläuftiger  Relation ')  werden  Dieselbe  gnä-  5.  März. 
«ligst  ersehen,  wie  unsere  Negotiation  mit  Dero  hiesigen  Ständen  ab- 
gelaufen ist,  darzu  mich  unterthänigst  referire,  und  werden  in  sub- 
<tan8tia  zu  Ende  dieses  Jahres  die  geforderten  120,000  Thlr.  wohl 
rhalten,  entweder  durch  E.  Ch.  D.  hohe  Gegenwart  oder  durch  ein 
gnädiges  Schreiben  an  Dero  Stände;  deroselben  unterthänigsten  Affec- 
tion  kann  D.  Ch.  D.  ich  wohl  versichern. 


'>  Die  vom  Statthalter  und  Spaen  abgestattete  Relation  von  demselben  Tage 
berichtet,  dass  die  Stände  nach  Erledigung  ihrer  Gravameu  (s.  weiter  unten  die 
Itesolutiuu  des  Kurfürsten  auf  dieselben  und  Note  dazu)  auf  die  ersten  G  Monate 
iee  J.  1664  mit  der  Erklärung  50,000  Thlr.  bewilligt  haben,  dass  sie  nach  Ablauf 
l»;r8elben  die  gleiche  Summe  nochmuls  bewilligen  wollten.  Sie  stellen  ferner  in 
i''m  Schreiben    vor,    das«   die    bfubsiciitigten   Werbungen    zur    Türkeuhilfe   doch 

ud  des  Kurfürsten  bcvorntchrnder  Anwesenheit  in  Cleve -.Mark,  wegen  der 

!  stets  herrschenden  Unordnungen  und  darüber  entstehenden  grossen  «lam- 
mcrs  Dicht  gut  vorgenommen  werden  könutou,  zumal  die  Werbung  der  Cavallerio 
wegen  der  enormen  Pferde-  und  Fouragepreise  am  Rhein  und  in  Holland  zu 
thcuer  kommen  würde,  und  überdies,  wie  die  Erfahrung  während  des  nordi- 
schen Kri>  iirt  habe,  ein  grossttr  Thoil  der  aus  den  spanischen  und  staa- 
tischen N'  li  angeworbenen  Soldaten  auf  iU'in  langen  Marsch  nach  den 
Markt'U  xu  dcsertireu  pflege.  Sie  schbigun  dalier  vor,  die  Stande  Kur  Hewiili- 
;,'ung  von  50,000  Thlr.  an  Stolle  der  Türkenhilfe  »u  bewegen;  von  der  (Jesammt- 
•umme  der  150,000  Thlr.  würden,  nach  AbKuhlung  aller  darauf  asaigDtrteu  Posten, 
M    •  rbln  noch  40  —  50,000  zu  Tru|)ponwerbungon   in  den  Marken  oder  Bur  Be- 

tiiiig  (U'T  kurf.  Hofhaltung  in  (  Imu  übrig  bluiben. 

ir  (««»cb.  d.  Gr.  Kiirfüi  63 
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P.  S.  Wie  äusserlicli  berichtet  worden,  so  sind  nachfolgende  Mo- 
tive Ursache,  warum  die  cleve-  und  märkischen  Hrn.  Landstände  die 
begehrten  125,000  Thlr.  nicht  auf  einmal  und  zugleich  eingewilligt 
haben:  wegen  der  bekannten  Armuth  der  Unterthanen,  welche  wegen 
der  zum  öfftern  im  vergangenen  Jahre  gehabten  grossen  Wasser  ver- 
ursacht worden  ist,  Misswachs  der  Früchte,  das  allgemeine  Sterben 
des  Viehes,  als  der  Schaafe,  im  ganzen  Lande,  grosser  Mangel  des 
Geldes.  Die  Summa  ist  in  den  ersten  6  Monaten  dieses  Jahres  nur 
auf  50,000  Thlr.  genommen,  damit  es  bei  den  Contribuenten  kein 
Lamentiren  verursachen  möchte;  als  wann  selbigen  die  ganze  gefor- 
derte Summe,  nämlich  150,000  Thlr.,  worunter  die  Türkensteuer  be- 
griffen ist,  ihnen  kund  gemacht  worden  wäre.  Bei  den  folgenden 
6  Monaten  dieses  Jahrs  wollen  die  Hrn.  Landstände  bei  E.  Ch.  D. 
den  Dank,  wie  billig,  selbst  verdienen  ')  und  sich  dergestalt  auch 
wegen  des  Türken -Wesen  erklären,  dass  Dieselbe  ein  gnädiges  Ge- 
fallen darab  haben  werden.  Vermerke  auch,  dass  keine  geringe  Ja- 
lousie und  Verdacht  auf  etliche  Personen  die  Stände  gefasst  haben, 
welche  sich  bei  allen  den  vorigen  grossen  Ausschlägen  merklich  sollten 
bereichert  haben,  zeigen  imgleichen  ein  grosses  Missfallen  zu  haben, 
dass  die  Militie  hier  zu  Lande  in  so  vielen  Jahren  nicht  gemonstert 
worden,  da  doch  nicht  ein  Thaler  an  der  Bezahlung  hat  ermangeln 
müssen.  Paul  Ludwig  giebt  vor,  dass  es  ihm  verboten,  auch  die 
Monsterung  zu  thun  von  den  Officieren  geweigert  worden  sei;  be- 
schweren sich  imgleichen,  dass  von  so  grossen  eingewilligten  Summen 
Geldes  keine  Rechnung  abgelegt  worden.  Schliesslich  erwarten  die 
Stände  E.  Ch.  D.  glückliche  Anherokunft  mit  Verlangen,  allwo  sie  als- 
dann in  der  That  wollen  erweisen,  dass  sie  nicht  suchen  E.  Ch.  D. 
aus  Händen  zu  gehen,  sondern  in  allen  Deroselben  unter  die  Arme 
greifen  wollen,  welches  Erbieten  zum  öfftern  in  voller  Versamii^lung 
wiederholt  haben". 


*)  Nach  dem  städtischen  Landtagsprotokoll  befürchteten  die  Stände,  im  Fall 
sie  die  ganze  Summe  bewilligten,  nach  Eintreffen  des  Kurfürsten  nochmals  eine 
beträchtliche  Steuer  bewilligen  zu  müssen,  „während  doch  der  Status  der  Land- 
stände  Schulden  noch  einen  grossen  Ausschlag  nöthig  mache". 
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Deputirte  von  Wesel  an  den  Magistrat  daselbst.     Dat.  Cleve 

3.  April  1664.    W. 
(Unterz. :  Jakob  Plartinann  und  Job.  Kuuth.) 
[Auf  die  Forderung  der  Städte,    dass   die  Ritterschaft  eine   Quote  der  Türken- 
steuer  leisten   solle,    hat  diese   die  Participirung  bei   allen  Steuern  verweigert; 
Städte  wollen  ohne  dieselbe  nichts  bewilligen.] 

„Als  die  clevischen  Ritterb ürti gen  per  discursum  sieb  dabin  ver-  3.  Apr. 
lauten  lassen,  dass  ibres  Orts  vermeinten,  dass  zu  der  TUrkenbülfe 
und  andern  Ausgaben,  wie  die  Namen  baben  möcbten,  neben  den  all- 
scbon  ausgeschriebenen  53,000  Tblr.  noch  47,000  Thlr.  und  also  ins- 
gesammt  fiir  dies  Jahr  100,000  Thlr.  einzuwilligen  wären;  haben  de- 
putati  der  Städte  ehe  und  bevor  diese  der  Herren  Ritterbürtigen 
Meinung  ihnen  vorrahmsweise  angebracht  wurde,  besagten  Herren 
Ritterbürtigen  per  syndicum  anbringen  lassen,  dass  deputati  der  Städte 
zuvor  zu  wissen  begehrten,  ob  und  wie  viel  dieselben  in  dieser  Ttir- 
kensteuer,  dem  alten  Herkommen  gemäss,  zu  tragen  gedächten,  dem 
vorgangen  und  eher  nicht  sich  deputati  der  Städte  ratione  summae  et 
(|uotae  auch  erklären  wollten.  Wie  nun  diese  Zumuthung  den  Herren 
Ritterbürtigen  zumal  befremdend  vorkam,  also  haben  sie  auch  selbst 
in  Türkenstcuern  den  geringsten  Heller  zu  zahlen  sich  absolute  ge- 
weigert, wobei,  weil  selbige  bis  auf  diese  Stunde  continuirt,  die  Städte 
veranlasst  worden,  beigelegte  unterthänigste  Remonstration  und  Er- 
bieten per  deputatos  I.  F.  Gn.  einzureichen  und  diese  Sache  sowohl 
I.  F.  Gn.  als  den  übrigen  gelehrten  Ruthen  bestmöglichst  zu  recom- 
iiiendiren  und  noch  heute  durch  mitkommendes  Memoriale  daran  wie- 
der Erinnerung  zu  thun,  ganz  ohne  aber  dass  bis  dahin  die  Herren 
Ritterbürtigen  sich  eines  andern  erklärt  oder  von  der  Regierung  des- 
halb einige  Resolution  erhalten  hätten.  Nur  allein  dass  den  Städten 
von  den  gelehrten  Räthen  gute  HuHnung  gegeben  wird,  und  so  viel 
verstehen  I.  F.  Gn.  und  die  Regierung  sich  bemühen,  ein  Mittel  vor- 
zuschlagen, wodurch  Ritterschaft  und  Städte  in  einen  Verstand  ge- 
l>racht  werden  möchten,  zu  welchem  Ende  die  Herren  Ritterbürtigen 
aus  Cleve  und  Mark  diesen  Abend  in  der  Regierung  sollen  eingefor- 
dert werden.  —  Immer  die  Ritterbürtigen  lassen  sich  fast  hin  und  her 
verlauten,  dass  den  geringsten  Heller  so  wenig  zu  dieser  Türkon-  als 
andern  Steuern  nicht  contribuircn  wollen,  dagegen  die  Städte  dabei 
pcrsistiren,  dass  vor  und  che  die  Herren  Ritterbürtigen  ihre  Quoten 
mit  zu  tragen  resolvircD;  sie  durchaus  nicht  willigen  wollen''.  — 


ea» 
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Damit  war  der  alte  seit  1546  schwebende  Streit  zwischen  Ritterschaft  und 
Städten  über  die  von  jener  beanspruchte  völlige  Steuerexemtion  von  Neuem 
wieder  angefacht.  (Vgl.  oben  allgem.  Einleit.  p.  21.  27.  45  und  p.  167.  171.) 
Die  Städte  erhoben  beim  Hofgerichtsrath  einen  Process  gegen  den  Exeni- 
tionsanspruch  der  Ritterschaft.  Die  cleve-märkische  Ritterschaft  berief  sich 
zur  Vertheidigung  desselben  hauptsächlich  auf  ein  Rescript  Herzogs  Wil- 
helm an  die  cleve  -  märkischen  Städte  vom  15.  October  1557,  in  welchem 
denselben,  auf  ihre  Vorstellung,  dass  in  den  benachbarten  Ländern  die 
Ritterschaft  nicht  „gefreit"  wäre  und  sie  ihre  Steuerquote  erst  dann  zu  zah- 
len brauchten,  wenn  die  Ritterschaft  dies  gethan  habe,  befohlen  wird,  ihr 
Contingent  so  gut  wie  die  Geistlichkeit  und  das  platte  Land  sofort  beizu- 
bringen, da  auf  dem  Reichstage  in  Regensburg  beschlossen  sei,  dass  jeder 
Fürst  die  bewilligte  Türkensteuer  in  seinem  Lande  „wie  hergebracht"  um- 
legen solle  „und  die  Städte  ihm  kein  Maass  zu  setzen  hätten,  wie  er  es  mit 
seiner  Ritterschaft  zu  halten  habe".  Laut  diesem  Rescripte  behauptete  die 
Ritterschaft,  dass  der  Herzog  den  Streit  zu  ihren  Gunsten  entschieden  habe, 
da  ihnen  in  demselben  sogar  die  Exemtion  von  der  Türken  Steuer  zugesprochen 
sei*).  Die  Städte  bestritten  diese  letztere  Behauptung  auf  das  Entschie- 
denste und  wiesen  nach,  dass  nach  den  noch  vorhandenen  Matrikeln  der 
Ritterschaft  nicht  nur  in  demselben  Jahre  1557,  sondern  auch  in  den  Steuern 
der  Jahre  1563,  1566,  1574,  1477,  1583,  1585,  1586,  1587,  1588,  1594,  1598, 
1599,  1609,  1610,  1613,  1621,  1630,  1631  u.  1639  ihr  Contingent  vom  Fürsten 
zugeschrieben  sei^);  sie  waren  der  Ansicht,  dass  sich  jenes  Rescript  nur  auf 
die  Höhe  des  ritterschaftlichen  Contingents,  welches  ursprünglich  höher  als 
das  der  Städie  gewesen,  nachweislich  mehr  als  100  Jahre  in  Cleve  ein 
Sechstel,  in  Mark  ein  Viertel  der  Steuer  betragen  habe,  dann  aber  nach 
und  nach  vermindert  worden  wäre,  beziehe;  sie  führten  weiter  aus,  dass 
nach  der  Reichsconstitution  kein  Uuterthan  von  der  Türkensteuer  eximirt 
sei,  dass  ihnen  durch  ihre  Privilegien  so  gut  wie  der  Ritterschaft  vollstän- 
dige Steuerfreiheit  verliehen  worden  sei^),  und  dass,  wenn  letztere  behaupte, 
dem  Landesherrn  anstatt  der  Steuern  Lehn-  und  Kriegsdienste  zu  lei^ten, 
dies  doch  jedenfalls  nicht  bei  Landesdefensionssteuern  in  Betracht  kommen 
könnte,  da  die  Städte,  wie  die  Ritterschaft,  verpflichtet  seien,  zur  Defeusion 
des   Landes   Kriegsdienste    zu    leisten.     (Vgl.   oben  allgem.  Einleit.  p.  4.) 


')  Es  ist  oben  in  der  allgemeinen  Einleitung  p.  21  gesagt,  dass  der  Herzog 
Wilhelm  den  Streit  dahin  entschieden  habe,  „dass  bei  Türken-  und  Landes- 
defensionssteuern die  Ritterschaft  zur  Participirung  verpflichtet  sei".  So  stellten 
es  die  Acten  jener  Zeit  dar;  jenes  Rescript  fand  sich  erst  in  Copie  bei  den 
landständischen  Acten  der  Regierung  aus  dem  J.  1664  vor,  und  aus  demselben 
ergiebt  sich  keineswegs  unzweifelhaft,  dass  der  Herzog  für  die  völlige  Steuer- 
exemtion der  Ritterschaft  entschieden  habe;  eine  derartige  definitive  Entschei- 
dung scheint  nach  dem  Obigen  überhaupt  gar  nicht  stattgefunden  zu  haben. 

2)  Die  von  den  Städten  dem  clevischen  Hofgericht  übergebene  und  später 
publicirte  deductio  loco  libelli  enthält  als  Beilagen  wörtliche  Auszüge  aus  den 
betreffenden  Landtagsrecessen. 

^)  Vgl.  oben  allgem.  Einleit.  p.  6. 


Gegenseitige  Klagen  und  Anklagen.  997 

Die  Ritterschaft  machte   gegen  alle  weitLäufigen  geschichtlichen  und  recht- 
lichen Deductionen  der  Städte  namentlich  die  notorische  Ueberbürdung  des 
platten  Landes,  bei  der  ihre  Pächter  zu  Grunde  gingen,  geltend,  und  drang 
darauf,  dass  die  Städte  demselben  einen  Theil  der  Last  abnehmen  müssten. 
Dort    sei   der  Reichtbum  des  liandes,   und   doch   zahle   der  reichste  Kauf- 
mann 5 — 6  Thlr.  Steuer,   während  der  Pächter  bei  derselben  Steuersumme 
70  —  80  Thlr.   zahlen   müsse      Ueberdies  würde  in  den  Städten  eine  Mahl- 
teuer  und  Accise,  aus  welcher  fast  alle  städtischen  Lasten  bestritten  wür- 
den,  erhoben,   die  wiederum  hauptsächlich   das   platte  Land  trage,   da  der 
Kaufmann  nur  um  so  niedrigere  Kornpreise  zahle,  um  so  theurer  aber  alle  Con- 
umtionsartikel  sich  bezahlen  lasse.     Die  Städte  machten   dagegen  geltend, 
dass,  wenn  eine  Entlastung  des  platten  Landes,  wie  sie,  deren  Bürger  dort 
nicht  weniger  begütert  als  die  Ritterbürtigen  wären,   nicht  bestreiten  woll- 
'U,   nöthig  sei,  dies  doch  am  ehesten  durch  eine  Besteuerung  der  Ritter- 
(haft,  welche  in  den  letzten  Jahrzehnten  gar  keine  Steuer  geleistet  hätte, 
iis  durch  eine  Mehrbelastung  der  Städte,    die  notorisch  von  Jahr  zu  Jahr 
mehr  verarmten,   zu  erzielen  wäre;    die  von  ihnen  dem  Landesherrn  bewil- 
ligten Steuern  wären  so  gut  freiwillige  wie  die,  welche  die  Ritterschaft  ehe- 
mals geleistet  zu  habeu  zugebe;  Reverse,  dass  durch  die  Steuer  der  Ritter- 
schaft  Exemtion   bezüglich  ihrer  Person,    adeligen  Sitze  und   zugehörigen 
Güter   nicht   präjudicirt  werden   solle,   wären  mutatis   mutaudis  auch  ihnen 
tets  ertheilt.    Jene  nicht  vom  platten  Lande,   sondern   von  ihren  Bürgern 
;4eleistete   Mahlsteuer  und  Accise   sei  das  einzige   Mittel,    die   Zinsen   der 
schweren  Schulden,   womit  sie  sich    seit  1G09  hätten   beladen  müssen,   die 
jährlich  wachsenden  Ausgaben  für  Rheinbauten,  Reparaturen  ihrer  Mauern, 
Thürme,  Thore  und  Kirchen,  für  Armenweseu,  Gei>tlichkeit,  Schule,  Ver- 
iltuug   und  Justiz,   sowie  endlich  für  die  staatischen  Garnisonen,    deren 
Tractamente  und  Servicegelder,  zu  bestreiten.    Und  dabei  nehme  der  Wohl- 
Mnd  der  Städte  in  erschreckender  Weise  ab;  die  Bürger  lebten  nicht  mehr 
»m  Handel  und  Gewerbe,  sondern  vom  Ackerbaue,  die  reicheren  vom  Er- 
trage  ihrer  Landgüter,    die   ärmeren   von   den   wenigen   Grundstücken   der 
Stadtfluren,  die  sie  meist  nur  gepachtet  hätten.     So  käme  es,  dass  letztere 
lieber  ganz  aufs  Land  zögen,   die  wenigen  noch  vorhandenen  Kaufleute  in 
niederländische  Städte   auswanderten,    die  Zahl  der  Armen  in  den  Städten 
in  schn'ckenerregender  Weise   zunehme  und  zudem  die  vom  platten  Lande 
fa.>t  allein  von  den  Almosen  der  Bürger  erhalten  würden.     Hätten   die  ost- 
rhciuischea  Städte   durch   die  staati^cheu  Garnisonen   noch  einigen   Schutz 
und  selbst  Verdienst  während  de«  Krieges  gehabt,   so  wären  die  westrhei- 
fi  in  denihelben  so  gut  wie  ganz  ruinirt,   und   so  mit  Schulden   über- 
I,   dasH  sie  die  Zinnen   nicht   zu  zahlen  vermöchten   und   ihre  Bürger 
ich  bei  der  steten  Gefahr,  deswegen  in  Schuldhalt  genommen  su  werden, 
nirhf  ;»ii-  Ihren  Mauern  wagen  dürften.     In  C'leve  und  Calcar,  wo  vor  1009 
ii'M  ji  \\  oilrnwebJTei  geblijht  habe,  sei  jetzt  kein  rin/.igiT  Wollcnweber  mehr 
II  finden;    die  Stadt  Calcar  durch  den  Brand  von  1(347  und  den  Bau  der 
'  itadelle  eines  Dritteln  ihrer  Häuser,  Xanten  durch  die  hessische  Plünderung 
•  '•hr  als  hundert  derselben  beraubt  und  viele  der  noch  vorhandenen  stünden 
er.  —  Mit  tfolüheo  Voriitellungen  und  GegenvorstelluDgcu,  iu  denen  offen- 
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bar  manches  übertrieben  dargestellt  war,  die  gegenseitigen  Vorwürfe  und 
Anschuldigungen  aber  immer  heftiger  wurden,  beantworteten  Ritterschaft 
und  Städte  alle  Ermahnungen  des  Statthalters  und  der  Räthe  zur  Einigung; 
bald  war  nicht  nur  das  Land,  sondern  auch  die  Regierung  selbst  in  zwei 
Parteien,  einer  adeligen  und  einer  bürgerlichen,  gespalten. 


Der  Statthalter  an  den  Kurfürsten.   Dat.  Cleve  9.  April  1664.  B. 

(Eigenhändig.) 

[Abbruch  des  Landtags  ohne  finalen  Schluss.  Gelegenheit,  den  Adel  durch  Be- 
stätigung seiner  Steuerexemtion  zu  „verobligiren".  Er  ist  gutgesinnt,  die  Städte, 
die  ihn  verringern  wollen,  beharren  in  steter  Opposition.  Die  „gottlose  und  un- 
gerechtfertigte" Unbilligkeit  der  Matrikel  ist  bei  dieser  Gelegenheit  zu  ändern. 
Die  Kaminsteuer,  durch  die  der  Adel  50,000  Thlr.  aufbringen  lassen  will,  wenn 
seine  Exemtion  bestätigt  wird;  räth  dazu,  um  die  Ritterschaft  dabei  zu  erhalten 
und  durch   sie   die  Städte  dazu  zu  bewegen;    deren  Sechstel  ist  auf  ein  Drittel 

zu  erhöhen.] 

9- Apr.  „Aus  hierbeikommender  Relation  werden  E.  Ch.  D.  gnädigst  er- 

sehen, wie  dass  dieser  Landtag,  ohne  finalen  Schluss  zu  machen,  hat 
müssen  abgebrochen  und  alles  E.  Ch.  D.  gehorsamst  hinterbracht  wer- 
den. Wann  denn,  gnädigster  Herr,  durch  die  zwischen  Ritterbtirtigen, 
Ständen  und  den  Hauptstädten  dieses  Herzogthums  und  Grafschaft 
Mark  entstandenen  Dispute  eine  solche  Occasion  ist  geboten  w^orden, 
welches  in  undenklichen  Jahren  nicht  geschehen  ist,  wodurch  E.  Ch.  D. 
mit  Recht  den  hiesigen  Adel  zu  Dero  hohen  Person  und  ganzem  hohen 
Hause  zum  höchsten  können  verobligiren  ^),  indem  Sie  in  specie  gnä- 
digst confirmiren  dasjenige,  was  Herzog  Wilhelm  von  Cleve  ihnen 
Anno  1557  gegeben  hat;  —  allem  Ansehn  nach  auch  nach  den  in 
dieser  Sache  geführten  menees,  erscheint,  dass  der  Bürgerstand  den 
Adel  gern  vergeringert  sähe,  und  diese  Occasion  dazu  ergreifen  wollen. 
Nun  ist  bekannt,  es  haben 's  auch  die  bishero  gehaltenen  Landtage 
scheinbarlich  erwiesen,  dass  alles,  was  zu  der  gnädigsten  Herrschaft 
Vortheil  oder  Contento  hat  sollen  geschehen,  durch  den  Adel  (als 
welcher  mehr  Affection  und  Respect  zu  E.  Ch.  D.  trägt)  hat  müssen 
effectuirt  werden,  da  die  contrarii,  die  Städte,  noch  täglich  suchen, 
auf  was  Weise  es  auch  sei,  E.  Ch.  D.  in  Dero  hohen  Autorität  und 
gleichsam  in  den  Augapfel  einzugreifen,  gleich  in  kurzem  die  darüber 
eingenommenen  informationes  solches  weitläuftig  werden  ausweisen. 
Habe  also  pflichtmässiger  Weise  dieses  absonderlich  E.  Ch.  D.  in  aller 
Unterthänigkeit  und  unvorgreiflich  müssen  vorstellen,  nicht  zweifelnd, 
ob  Dieselben  und  Dero  Nachkommen  werden  bei  dieser  Occasion  einen 


')  Ygl.  oben  Einleit.  p.  952. 
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grossen  Vortheil  erreichen,  auch  Ihr  Gewissen  so  weit  befreien  können, 
weil  in  diesen  Dero  Landen  Nichts  gottloser  und  unrechtfertiger  ist, 
als  eben  die  Matrikel,  denn  an  unterschiedenen  Orten  ein  einziger 
Bauer  so  viel  als  eine  Stadt  geben  muss;  es  befindet  sich  auch,  dass 
Ein  Hausmann  so  viel  giebt  als  17  der  reichsten  Kaufleute  in  Wesel 
und  so  fort,  weshalb  die  Städte  zu  keiner  Redressirung  der  Matrikel 
verstehen  wollen,  wenn  aber  den  Städten  das  Drittheil  beizutragen 
auferlegt,  würde  eine  ziemliche  Gleichheit  getroffen  werden,  und  kann 
das  Schornsteingeld  eine  grosse  Summe  aufbringen,  welches  Mittel  im 
Xothfalle  E.  Ch.  D.  allezeit  können  habhaft  werden,  wenn  solches 
einmal  eingeführt  werden  wird. 

Es  haben  mich  die  Adeligen  durch  Deputirte  festiglich  versichern 
lassen,  dass,  w^ofern  E.  Ch.  D.  gnädigst  gefallen  würden,  sie  bei  ihrer 
alten  hergebrachten  Freiheit  zu  lassen,  und  selbe  aufs  Neue  zu  con- 
tirmiren,  gleich  Herzog  Wilhelm  annotlö57  gethan  hat,  dass  sie  als- 
dann alles  dahin  richten,  damit  dies  laufende  Jahr  100,000  Thlr. 
zu  E.,  Ch.  D.  gnädigsten  Disposition  nach  der  Älatrikel  und  50,000 
Thlr.  zum  Türkenwesen  aus  einer  Kaminsteuer  sollen  erhoben  werden, 
da  sonst  die  Adelichen,  aus  Sorgen  einige  Praejudiz  zu  empfangen, 
nummehr ')  ein  extraordinari  Mittel  oder  dergleichen  ergreifen,  die 
Städte  auch,  wenn  sie  von  dem  Adel  nicht  gleichsam  zur  Kaminsteuer 
-czogen  werden,  niemals  anders  als  nach  der  gewöhnlichen  Matrikel 
darein  willigen  möchten,  weil  sie  dabei  bloshin  den  sechsten  Theil 
zur  höchsten  Beschwer  des  platten  Landes  antragen;  wie  denn  ohne 
Ergreifung  einer  Kaminsteuer  E.  Ch.  D.  schwerlich  zu  den  letzten 
'1  ),0<X)  Thlr.  werden  gelangen  können,  noch  dass  alle  Vorbringen  und 
andere  Landesbeschwernisse  vor  dieses  Jahr  damit  cessiren  sollen".  — 

iJi-s  Kdilui'su-ii   lu'.suluiioii  auf  dii*  dravanien  der  cltn  f-mai- 

kischen  Stände.    Dat.  Cöln  a.  d.  Spr.   11.  April  U;r)4').    D. 

^Um  die  bei  vorigen  Landtagen  nicht  völlig  erörterten  Gravamcn  und  11.  Apr. 
i>eHchwerden  nunmehr  gänzlich  aufzuheben  und  abzuthun,  sowie  in  gnädig- 
'•T  Conhideration    der   von   den   Stünden   bezeugten  Devotion   und   Treue** 
^ut  der  Kurlür.st  auf   die  Uruvamen   ^nachfolgendergestalt  gnädigst  rcsol- 

';  oimmermchr. 

*)  Diese  HuMolutiun,  durch  welche  zu^^Ieich  (leifKxccutionsrecoss  vod  1653  bo- 

•  •*  rcap.  erHj»t7.t  worden  sollte,  ist  nufCtrund  dcH  vom  Stutthaltor  am  27.  Febr. 

K.'oHtandon  ttusgehaiidigten  Landtii^Hreccs««*»  urfuigt,  weicht  über  in  wesent- 

VnAnu  Punkten  von  letzterem  ab;    trotzdem    ist    d«'r  Recess  spater  im  18.  Jahr- 

hiitidtrt.  ^n  1777  in  Clove  bei  der  VVittwo  .Sitzmaun,  gedruckt  worden,  auch  bei 

8  cot:  1.   mitgelheilt. 
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virt".  1)  Bezüglich  der  Domainenschulden  soll  Niemand  den  erlassenen 
Edicten  und  Declarationen  gemäss  aus  „seiner  Possession"  verdrängt  wer- 
den. 2)  Die  Erbpäehte,  welche  vor  1609  und  nach  diesem  Jahre  mit  Con- 
sens  der  Stände  und  „absque  laesione  enormi"  verliehen  sind,  sollen  „in 
integro  bleiben",  und  wird,  was  dagegen  bereits  geschehen,  aufgehoben 
werden.  3)  Die  Gefälle  der  Renteien  Uedem  und  Calcar  sind,  soweit  sie 
nicht  zur  Erhebung  von  Zinsen  angewiesen  sind,  ausschliesslich  zur  Be- 
zahlung der  Beamtengehalte  zu  verwenden.  4)  Die  Hofgerichtsordnung 
wird  nächstens  zur  Publicirung  übersandt,  vorher  aber  noch  den  Ständen 
zugestellt  werden.  5)  Niemand  soll  in  seiner  Jagd-,  Holzungs-,  Weide- 
und  Plaggengerechtsamkeit  resp.  über  die  dafür  zu  entrichtenden  Recogni- 
tionen  hinaus  beschwert  werden;  in  allen  Fällen,'  wo  durch  Haideculturen 
Dörfer,  Bauerschaften  oder  einzelne  Höfe  „notorie  verkürzt  sind,  soll  daher 
gemäss  dem  auf  den  Recess  von  1653  erlassenen  Edict  verfahren  werden; 
„wobei  Wir  Uns  jedoch  vorbehalten,  wann  durch  ein  oder  andere  Abgra- 
bung  des  Landes  niemand  lädirt  werden  sollte,  jedesmal  \on  Unseren  Hal- 
den, so  viel  als  Uns  gefällig,  urbar  macheu  zu  lassen"  ^).  6)  Jeder  Ritter- 
bürtige  und  jede  Stadt  ist  einzeln  zum  Landtage  zu  verschreiben  und  die 
Stände  sind  auf  demselben  stets  vom  Landesherrn  zu  verpflegen.  1)  Kei- 
nerlei Domainen-  und  Kammereinkünfte  sollen  irgendwie  verpfändet  oder 
veräussert,  die  verpfändeten  und  veräusserten  eingelöst  und  „revocirt",  die 
auf  Amtmannschaften  und  andere  Beamtenstellen  aufgenommenen  Gelder 
restituirt  werden.  8)  Der  Landrentmeister  hat  Caution  zu  stellen,  viertel- 
jährlich den  Cassenstatus  einzuliefern  und  jährlich  Rechnung  abzulegen. 
9)  Eine  „billigmässige"  Serviceordnung  soll  publicirt  werden;  den  Verzicht  der 
Stadt  Cleve  auf  alle  ihr  bis  zum  J.  1653  zustehende  Serviceforderung  nimmt 
der  Kurfürst  mit  Dank  an.  10)  Das  1654  erlassene  Edict  bezüglich  der 
Steuerexemtion  der  Güter  Hüpsch  und  Hülshorst  und  anderer,  worüber 
Beschwerde  geführt  ist,  soll  renovirt  und  beobachtet  werden.  11)  Bezüglich 
Moderation  der  Kreis-  und  Reichsmatrikel  von  Cleve-Mark  und  Ueberbür- 
dung  gegen  Jülich-ßerg  ist  den  Gesandten  auf  dem  regensburger  Reichstage 
die  „Nothdurft  aufgegeben".  12)  Den  Ständen  ist  eine  Liste  und  Taxe 
aller  vor  dem  J.  1609  eingeführten  Landzölle,  Wegegelder,  Grüten  und 
Accisen  mitzutheilen,  und  sollen  nicht  andere  und  mehre,  auch  von  Wein 
und  Essig,  kein  Grüt,  wo  es  nicht  hergebracht  ist,  erhoben,  darüber  auch 
nach  Anhörung  der  Stände  ein  Edict  publicirt  werden.  13)  Die  Richter 
und  Steuerempfänger  haben  jedesmal  ihre  Rechnungen  schriftlich  aufzu- 
setzen, solche  den  „vornehmsten  Geerbten"  ad  examinandum  zuzustellen 
und  dieselben  auf  Erfordern  zu  justificiren;  auch  dürfen  sie  ohne  vorher- 
gehende Zuziehung  derselben  sowie  der  Rentmeister  und  „Annehmung  ihrer 
billigmässigen  Erinnerungen"  keine  Steuer  umlegen  noch  erheben.  „Damit 
aber  auch  kein  onus  reale  aus  den  Steuern  auf  den  Gütern  erwachse"  sollen 
die  Empfänger  innerhalb  2  Jahren  nach  Erlass  des  Steuerbefehls  die  ganze 
Summe  bei  Vermeidung  von  Execution  aufbringen,  den  Empfang  aber  jödem 
Contribuenten  bei  jedem  Termin  bescheinigen.     14)  Die  Stifts-  und  Kloster- 


*)  Dieser  Passus  fehlt  im  Recess  ganz.     Vgl.  oben  p.  704. 
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geistlichkeit  ist  in  Cleve  nach  der  mit  ihnen  verglichenen  Matrikel,  in  Mark 
aber  wie  bisher  anzuschlagen  und  sie  im  Fall  der  Nichtzahlung  durch  „ge- 
wöhnliche Zwangsmittel"  angehalten  werden.  15)  Bezüglich  des  neustädti- 
sehen  Steuercontingents  verspricht  der  Kurfürst,  die  Bitte  der  Stände,  nach 
dem  Recess  von  1653  zu  verfahren,  „näher  erwägen"'  zu  wollen.  16)  Die 
Erhebung  eines  Zolles  zu  liimburg  a.  d.  L.  soll  ferner  nicht  geduldet  wer- 
den. 17)  Die  freie  An-  und  Abfahrt  zwischen  Emmerich  und  Calcar  soll 
unbeeinträchtigt  bleiben,  18)  die  Stadt  Calcar  die  hergebrachte  freie  Schöf- 
fenwahl behalten.  19)  Die  in  Cleve-Mark  begüterten  Ausländer  sind  nicht 
höher  zu  besteuern,  als  die  Inländer.  20)  Der  Stadt  Hamm  ist  die  daselbst 
gewöhnliche  Rathswahl  zu  belassen,  und  sollen  21)  Richter  und  Rentmei- 
ster daselbst  von  ihren  schatzbaren  Gütern  die  gewöhnlichen  städtischen 
Lasten  tragen.  22)  Die  an  Ausländer  verliehenen  Jurisdictionen  und  Pfand- 
schaften zu  Wehl  und  ÜÖeln  sollen  eingelöst  werden,  sobald  die  Mittel 
dazu  vorhanden  sind.  23)  Die  Burgmänner  sind  zur  Zahlung  ihres  Con- 
tingeuts  der  Capitationsschatzuug  von  1660  executionsweise  anzuhalten. 
24)  Die  Steuern  sind  3  Wochen  vor  dem  Empfangstermin  den  Contribuenten 
anzukündigen,  alsdann  durch  die  Beamten  und  Empfänger  zu  erheben  und 
die  Kosten  etwa  nöthiger  Executionen  von  den  Säumigen  und  nicht  von 
den  Aemtern  beizubringen;  die  Executionen  sind  „regulariter''  nicht  durch 
Truppen  auszuführen,  „wofern  nicht  ob  specialem  causam  vel  circumstan- 
tiam  ein  anderes  verordnet  wird"*.  25)  Die  zur  Fortification  in  Calcar  abge- 
brochenen Häuser  und  gebrauchten  Grundstücke  sollen  völlig  bezaiilt  und  mit 
dem  Abbruch  aufgehalten  werden.  26)  Keine  einmal  rechtsanhängig  gemachte 
Sache  soll  protrahirt,  inhibirt,  suspendirt,  noch  avocirt  werden  and  der  In- 
stanzenweg in  keiner  Weise  gestört,  27)  bezüglich  der  Revisionen  streng 
nach  dem  Recess  von  1661  verfahren  werden.  28)  Die  von  den  Ständen 
1661  zur  Hofhaltung  vorgeschossenen  10,000  Thlr.  sind  unverzüglich  wieder 
zu  erstatten.  29)  Die  abgelegten  Rechnungen  über  die  sogenannten  Un- 
rathsgelder  sollen  den  Ständen  vorgelegt  werden.  30)  Das  Edict  vom  18.  Juli 
1661  bezüglich  der  Verpacirtung  der  rfandschuften  erstreckt  sich  nur  auf 
'li^'  kurfürstlichen  Domainen.  31)  Die  IMandiuhaber  sollen  aus  den  J*acht- 
r  ragen  der  ihnen  verpfändeten  Grundstücke  stets  5  Proeent  des  herge- 
iiehenen  Capitals  beziehen,  die  Unterthanen  nicht  gezwungen  werden,  statt 
der  Hand-  und  Spanndienste  (ieldabgaben  zu  leisten.  32)  üeber  die  ge- 
klagten Abholzungen  auf  dem  Leibgewinn-  oder  Behandigungsgütern  wird 
näherer  Bericht  gefordert  werden.  33)  Die  alte  Deich-  und  Wasserordnung 
ist  bis  zum  Erlass  einer  neuen  gi'uau  zu  observiren.  31)  Die  Städte,  welche 
für  landeHherrliche  Schulden  Bürgschaft  geleistet  haben,  sollen  sicher  ge- 
"**»\\i  werden.  35)  Processe  in  SteuerMachen  sind  vom  Justizrath  oder  von 
ipartcÜHchen  Rechtsgelehrteu ,  rcHp.  einer  Juristenfacultat  im  Reich  za 
eri'  m;    zur  Verliindrruiig  „aller  Confusion  des  onlentlielien  Justizwe- 

h<  !  n  keine  ausserordrutilchen  Coninjissionen   mehr  angetwdnet   wer- 

36)   Bezüglich  der  Stenerexemtloncn   sollen   die  BeMtimmnngen   der 
!;•  •    innegehalten  werden,   eben.so   37)   die 'Ub^^  die  Rrcrptoren 

Uli  .  '  Ider.     3H)    Wegen   der    sehb-ehten  Scheidemünzen   in    Mark 

'di  ein  EUict  erlotificn,  die  bilbenicn  Ducaten  zu  70  StUbcr,  die  dementer, 
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kamper  und  zwollener  Thaler  zu  34  Stüber  ausgegeben  und  angenommen 
werden.  39)  Das  erbetene  Edict  gegen  Verkauf  und  Rauchen  des  Tabacks 
auf  dem  platten  Lande  wird  erlassen  werden.  40)  Kurcöln  soll  zur  Aufhebung 
der  neuen  Zölle  zu  Langenscheidt  und  Fröndenberg  und  41)  der  Graf  von 
Vehlen  zur  Abstellung  der  Zollerhebung  auf  der  Lippe  ernstlich  aufge- 
fordert, resp.  angehalten  werden.  42)  Die  von  den  Ständen  genannten  nicht 
eingeborenen  Beamten  sind  zum  Nachweise  ihrer  Qualification  aufzufordern, 
ausgenommen  die,  denen  das  Indigenat  nach  den  Recessen  oder  sonst  ver- 
liehen worden  ist.  43)  Mit  Erhebung  des  Kohlenzehntes  auf  dem  Gute  des 
v.  Meschede  wird  eingehalten  werden.  44)  Von  den  dem  Landesherru 
zu  leistenden  Hand-  und  Spanndiensten  soll  keiner  der  Dienstleute  eximirt 
werden.  45)  Bezüglich  der  Coutributionen  des  Kapitels  zu  Rees  ist  nach 
den  Recessen  zu  verfahren.  46)  Die  unter  landesherrKr-hem  Geleit  stehen- 
den Juden  haben  in  den  Städten  alle  bürgerlichen  Lasten  mitzutragen, 
sollen  auch  nicht  den  Untergerichten  entzogen  werden;  der  übermässige 
Wucher  der  Juden  ist  nach  Inhalt  der  Reichsabschiede  „zu  beschneiden", 
die  Versetzung  gestohlener  Güter  zu  verbieten,  der  Verkauf  versetzter  Ge- 
genstände dem  Eigenthümer  frühzeitig  zu  notificiren,  der  üeberschuss  über 
die  rechtmässige  Forderung  dem  Juden  nicht  zu  belassen  und  die  Verschlep- 
pung guten  Geldes  ausser  Landes  nicht  zu  gestatten,  über  dies  Alles  aber 
ein  Edict  zu  erlassen.  4*7)  Der  anhängig  gemachten  Streitsache  der  Einge- 
sessenen des  Kirchspiels  Bislich  ist  freier  Rechtslauf  zu  lassen.  48)  Das 
Gesuch  Heinr.  ßertram's  v.  Paland,  mit  dem  clevischen  Erbmarschall- 
amte belehnt  zu  werden,  soll  näher  erwogen  werden  und  darauf  „billig- 
massige  Erklärung"  erfolgen.  49)  Dem  über  die  Accisen  im  Amte  Goch 
und  Asperden  erhobenen  Rechtstreifc  ist  freier  Lauf  zu  lassen.  50)  Mit  der 
Bezimmerung  und  Bebauung  der  Haide  im  Amte  Lünen  ist  einzuhalten. 
51)  Ein  Ausfuhrzoll  auf  Asche  soll  dem  alten  Herkommen  zuwider  nicht 
erhoben  werden.  52)  In  der  Streitsache  zwischen  der  Stadt  Hamm  und 
der  dortigen  Leinwebergilde  wird  nach  Einholung  näheren  Berichts  ent- 
schieden werden.  53)  Von  den  mit  Wurzeln,  Rüben,  Spörgel  und  Klee  be- 
stellten Ländereien  sollen  etwaigen  Privilegien  oder  altem  Herkommen  zu- 
wider Zehnten  nicht  erhoben  werden,  auch  nicht  von  denjenigen  Aeckern, 
welche  in  demselben  Jahre  bereits  Kornfrüchte  getragen  haben  oder  die  auf 
1  Jahr  statt  der  Sommerung  mit  obigen  Futtergewächsen  bestellt  sind;  bei 
Gütern  von  8  oder  mehr  Morgen  ist  ein  mit  Kleesaamen,  Kleefutter,  Flachs 
oder  Wurzeln  bestellter  Viertelmorgen  im  Baum-,  Kohl-  oder  Mussgarten 
ganz  zehntfrei  ^). 


*)  Ein  Gravamen  über  die  Bildung  einer  Commission  oder  eines  sogenannten 
Consistorialraths,  welche  unter  des  Kurfürsten  Immediatbefehlen  die  oberste  Lei- 
tung der  Angelegenheiten  der  reformirten  Kirche  führen  sollte  (vgl.  oben  Einl. 
p.  948),  hatten  die  Stände  fallen  gelassen,  „weil  die  vornehmsten  Räthe,  der 
Statthalter,  Spaen,  Heiden,  Hüchtenbruch,  Romswinkel  etc.  raembra 
dcavon  wären  und  sich  darüber  offendirt  finden  möchten".  (Landtagsprotokoll  der 
clev.  Städte  v.  12.  Febr.  1664  im  weseler  Stadtarchiv.) 
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Der  Kurfürst  an  den  Statthalter.     Dat.  Cöln  a.  d.  Spr. 

5/15.  April  1664.     B. 

Er  nimmt  die  von  den  Ständen  anstatt  der  Türkensteuer  und  der  für  15.  Apr. 
dieses  Jahr  angeordneten  Werbungen  angeboteneu  50,000  Thlr.  mit  Dank  an; 
hätte  aber  gewünscht,  dass  sie  auch  zugleich  die  an  den  zugesagten  100,000 
Thlr.  noch  fehlenden  50,000  Thlr.  bewilligt  haben  würden.  Da  die  Stände 
aber  doch  zur  Repartirung  jener  Summe  und  Beilegung  der  zwischen  den 
Ritterbürtigen  und  Städten  entstandenen  Diflerenzen  *)  sofort  wieder  beru- 
fen werden  müssen,  so  erwartet  er,  dass  sie  alsdann  auch  die  noch  resti- 
renden  50,000  Thlr.  bewilligen  und  für  die  Aufbringung  der  100,000  bis 
zum  1.  November  Sorge  tragen  werden.  Um  den  Unterthanen  einige  Suble- 
vation  widerfahren  zu  lassen,  „haben  Wir  gnädigst  gut  gefunden,  auf  einige 
extraordinären  Mittel  zu  gedenken,  und  gesinnen  derhalben  an  E.  Lbd., 
Sie  belieben  darauf  bedacht  zu  sein,  ob  nicht  die  Hälfte  von  den  100,000 
Thlr.  durch  eine  Kaminsteuer  aufgebracht  werden  kann.  Wir  vernehmen 
aber  sonst  ungern,  dass  einige  Städte  sich  unterstanden,  die  von  der  Ritter- 
schaft wegen  ihrer  Rittersitze  gegen  das  alte  Herkommen  und  ihre  Immu- 
nität mit  zur  Contribution  zu  ziehen  und  dadurch  allerhand  Uneinigkeit  zu 
verursachen". 


I  h'v  Statthalter  an  den  Kurfürsten.  Dat.  Cleve  23.  April  1664.  B. 

(Eigenhändig.) 

[Widerräth  Berufung  der  Stände  bis  zur  Decision  des  Streits  durch  den  Kur- 
fürsten, da  die  Erbitterung  eine  Einigung  unmöglich  macht.  Die  Räthe  sind  den 
Ständen  suspect.  Liberalität  des  Adels  bei  Steuerbewilligung,  Städte  wollen 
diese  durch  seine  Mitcoutribuirung  massigen.  Der  Streit  giebt  Occasion,  die 
^f.'itrikel  auszugleichen  und  der  Unterthanen  ^Gemüth  und  Beuteh  zur  Gewinnung 
II  bleibenden  Mitteln  für  die  Truppen,  wie  zu  des  Kurfürsten  Disposition  zu 
gewinnen.    Freude  des  Adels  über  , provisorische"  Beibehaltung  ihrer  Exemtion.] 

—  „Es  können  die  hiesigen  Stände  zum  Landtage  nicht  bescbrie-  23.  Apr. 

n  werden,  es  sei  denn  Sache,  dass  E.  Ch.  D.  durch  Dero  gnädigste 

Decision  den  Streit  zwischen  den  Adlichen  und   den  Haupt -Städten 

anzlich  darnieder  legen,   denn   beide  Parteien  sehr  auf  einader  ver- 

'  Ao  demselben  Tage  (15.  April)  ging  eine  kurfürstliche  Autwort  an  die 
cleve  -  märkische  ilitterschaft  wie  an  diu  Städte  auf  ihre  beidorsoitigen  Vorstel- 
lungen üb;  iu  beiden  (luut.  mutund.)  gleichlautenden  Schreiben  hoisst  üb:  ^Wie 
Wir  nun  dergleichen  Missstünde  ungern  vernehmen  und  solche  gemeiniglich  neue 
lillerhand  unnothige   und  schädliche  Weiterungen   nach  sich  ziehen,    alno  würde 

iii  am  liebsten  Boin,  dasB  solche  nicht  auf  die  Hahn  gebracht  oder  zum  wenig- 
'D  in  der  Güte  vorglicheo  und  beigelegt  würden.     Auf  allen  Fall  über  werdeu 

\  ir  UoBerer  Kegierung  anbefehlen,  diu  Sache  mit  Kleiss  zu  e.\ttminiren,  und, 
Willi  I.  lt..  Thoilo  mit  ihrur  Nothdurft  gebührend  vurnommen,  eine  solche  billig- 
ma-<  ig>  Ihcisiun  darin  zu  «rtheiten,  das«  sich  darüber  Niemand  mit  Fug  zu 
bescbworoo  Ursache  haben  muge". 
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bittert  sind,  und  würde  der  Landtag  mit  Zank  und  grossen  Kosten 
unnützlich  zugebracht  werden.  E.  Ch.  D.  allhier  verordnete  Regierungs- 
Räthe  können  über  diese  Sache  E.  Ch.  D.  ihr  unterthäniges  Bedenken 
nicht  ablegen,  weil  von  beiden  Parteien  suspectirt  werden,  derowegen 
alle  die  Stücke,  sowohl  von  den  Adlichen  als  Haupt -Städten,  Dero- 
selben  itzo  unterthänig  zugesandt  werden.  Gnädigster  Herr,  es  scheint 
dass  bei  allen  eingewilligten  Steuern  der  Adel  allemal  die  Ersten  und 
Liberalsten  gewesen  sind,  worüber  die  Städte  allemal  gemurmurirt  haben 
und  gedacht,  wofern  der  Adel  zu  contribuiren  gebracht,  würde  ihnen 
die  Liberalität  vergehen  und  mit  den  Städten  zu  halten  gezwungen 
werden,  das  ist  nichts  oder  gar  wenig  einzuwilligen.  Durch  diesen 
Zank  und  gewünschte  Occasion  gewinnen  E.  Ch.  D.  das  Gemüth  und 
Butter)  Dero  Unterthanen, 'denn  itzo  eine  Gleichheit  und  währendes 
Mittel  zum  Unterhalt  der  Militie  kann  gefunden  und  practicirt  werden, 
und  noch  was  etwa  E.  Ch.  D.  selbst  zu  Dero  gnädigsten  Disposition 
möchten  von  Nöthen  haben.  E.  Ch.  D.  können  nicht  glauben,  wie 
hoch  die  Adlichen  erfreut  sind,  dass  sie  vernommen,  dass  E.  Ch.  D. 
bei  Provisie  sie  bei  ihrem  Herkommen  und  Recht  gelassen  haben". 


Der  Kurfürst  an  den  Statthalter.     Dat.  Cöln  a.  d.  Spr. 
18/28.  April  1664.     B; 

[Gutachten   der  Räthe,     Um   die  Beibringung  der   Steuern  nicht  noch   mehr  zu 

verzögern,   ist  den  Ritterbürtigen  „Nichts  Neues  zuzumuthen"    und  die  Türkeu- 

steuer  durch  eine  Kamiusteuer  zu  erheben.] 

28.  Apr.  —   „Ob  es  nun  zwar  wohl  sein  kann,   dass  die  Ritterschaft  und 

Städte  wegen  der  zwischen  ihnen  entstandenen  Irrungen  von  Beibrin- 
gung der  gewilligten  50,000  Thlr.  Türkensteuer  Unsere  Räthe  suspect 
halten,  so  hätten  dennoch  dem  ungeachtet  sie  ihr  Bedenken  Uns  wohl 
einschicken  mögen..  Wann  Wir  aber  diesem  Werk  ferner  nachgedacht 
und  was  von  beiden  Seiten  eingeschickt,  erwogen,  insonderheit  auch 
des  bekannten  Herkommen  Uns  erinnert,  und  dabei  nicht  unbillig  be- 
sorgen, wann  dagegen  anitzo  etwas  gethan  werden  sollte,  solches  viel- 
mehr Verzögerung  bei  Zusammentreibung  der  gewilligten  Gelder  ver- 
ursachen würde;  so  ist  Unsere  gnädigste  Willensmeinung,  dass  man 
den  Ritterbürtigen  in  diesem  neuen  n}ovirten  Streit  nichts  anmuthe, 
sondern  es  bei  dem  Alten  bleiben  lasse.  Die  50,000  Thlr.  Türken- 
steuer aber  wollen  E.  Lbd.  dahin  richten,  dass  dieselben  Unserer  hie- 
bevor  ergangenen  Anzeige  gemäss  durch  eine  Kaminsteuer  aufgebracht 


1)  Beutel. 
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werden  möge.  Ersuchen  demnach  E.  Lbd.  freund  vetterlich,  Sie  wollen 
es  dahin  verordnen,  dass  es  dabei  verbleibe  und  Wir  weiter  damit 
nicht  behelligt  werden  mögen". 


Statthalter  und  Regierung  an  den  Kurfürsten.     Dat.   Cleve 

14.  Juli  1664.     M. 

Wie  sie  bereits  am  9.  Juli  berichtet  haben,  sind  von  den  eleve-märki-  14.  Juli. 
clien  Ständen  ausser  der  im  Februar  bewilligten  Summe  nochmals  50,000 
Thlr,  also  im  Ganzen  nunmehr  100,000  Thlr.  zur  freien  Disposition  des 
Kurfürsten  bewilligt  worden.  Indessen  hat  sich  über  den  Modus  sowohl 
der  Bewilligung  als  der  Erhebung  dieser  letzteren  Summe  wieder  ein  hef- 
tiger Streit  zwischen  Ritterschaft  und  Städten  erhoben.  Erstere  hat  die 
50,000  Thlr.  unter  der  Bedingung,  dass  sie  durch  eine  Kaminsteuer,  letztere 
unter  dem  Vorbehalt,  dass  sie  nach  der  gewöhnlichen  Matrikel  erhoben 
werden  sollten,  bewilligt;  bezüglich  der  im  April  bewilligten  50,000  Thlr. 
sind  sie  beide  einig,  „dass  diese  auf  den  alten  Fuss  unter  Städten,  Geist- 
lichen und  platten  Lande  collectirt  und  die  von  der  Ritterschaft  davon  be- 
freit bleiben  sollten'';  jedoch  haben  die  Städte  ihrer  Zustimmung  die  Clausel 
liinzugefügt:  ^dem  Herkommen  und  einem  jedweden  Recht  unnachtheilig"; 
uregen  wiederum  die  Ritterschaft  protestirt  hat;  während  die  Städte  gegen 
ein>eitige  Bewilligung  der  Kaminsteuer  seitens  der  Ritterschaft  protestiren, 
und  im  Fall  der  Kurfürst  dieselbe  acceptire,  ihre  Bewilligung  der  50,000 
Thlr.  zurücknehmen.  Da  trotz  aller  Mühe  kein  Vergleich  zu  erzielen  war, 
haben  sie  die  Stände  entlassen  und  werden  alsbald  die  bewilligten  50,000 
Thlr.  nach  der  alten  Matrikel  erheben  lassen. 

I )  *r  Kurfürst  an  die  cleve-niärkischen  Städte.  Dat.  Cöln  a.  d.  Sp. 
5/15.  Juli  1664.     B.    " 

'M'"'  sicli  licr  befohlenen  Kaminsteuer  accomraodiren  wtii.  I,      hank 

für  die  Bewilligung.     Zusage  eiuee  Reverses.] 

..iileichwie  ihr  nun  nach  eigentlicher  und  umständlicher  Erwägung  15.  Juli, 
der  Sache  selbst  billig  ermessen  werdet,  dass  zum  wenigsten  ein  Theil 
iiiul  zwar  die  llaiijscheid  des  Uns  wegen  der  Tllrkengetahr  und  son- 
II  zu  Unsern  nöthigen  und  unumgänglichen  Ausgaben  eingewilligten 
unterthänigstcn  Subsidii  durch  eine  Kaminsteuer  oxccptis  excipicndis 
einf^cnommen  und  beigetrieben  werde,  also  haben  Wir  auch  desfalls 
Unserer    eleviselieu    l{egienni;;    geuiessenen    liefebi    gegeben'),    leben 

•,   iMii  it»-(  rij»t  an  «Icn  Maitluiltur  vom  ;')/!.).  .luli  \\v\s\  ihn  an,  niiviT/uglich 

,  (J».n  l(¥i.(H¥>  Thlr  .  wolchu  dio  Stunde  bowilligt  hubon,  die  eine  Halft«  nach 

Ui}r  g('v  '.   dii!  iinduru  durch   v'um  Kuniinsteuur  erhubun  zu  laa- 

Hcii.  d<  I  riges  (Quantum  ansetzen,  und  wenn  hw  h'icU  nie  hi  nc- 

iiimdiren,  durch  bohorigo  Bxccutiuosmittel  boilreibou  zu  hsm 
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auch  der  gnädigsten  Zuversicht,  ihr  werdet  euch  hierunter  in  Erwä- 
gung der  vom  Lande  bisher  notorie  empfundenen  Prägravation  in 
der  Matrikel,  gehorsamst  accommodircn  und  zu  keinen  ferneren  Weit- 
läuftigkeitcn  oder  Disputen  Ursach  oder  Anlass  geben.  Wir  erken- 
nen im  Uebrigen  die  von  euch  gethane  Einwilligung  mit  gnädigstem 
Danke  und  sein  daneben  geneigt,  euch  bei  euern  wohlherge- 
brachten Privilegien  und  Gerechtigkeiten  jedesmal  landesfürstlich  zu 
mainteniren,  auch  dieser  eurer  unterthänigsten  Einwilligung  halber 
euch  mit  einem  gnädigsten  Revers  de  non  praejudicando  in  futurum 
zu  versehen"  *). 

Des  Kurfürsten  Bestätigung  der  Steuerfreiheit  der  cleve-mär- 
kischen  Ritterschaft.    Dat.  Cöln  a.  d.  Spr.  5/15.  Juli  1664.    B. 

[Die  Bestätigung  erfolgt,  weil  die  Exemtion   dem  Herkommen  ,  sowie    der  Ent- 
scheidung Herzog  Wilhelm's  gemäss.] 

15.  Juli.  „Nachdem  Uns  Unsere  getreuen  Landstände  von   der  Ritterschaft 

des  Herzogthums  Cleve  und  Grafschaft  Mark  unterthänigst  zu  verneh- 
men gegeben,  was  gestalt  ihnen  von  den  Städten  bemelter  Unserer 
Lande  von  ihrer  wohlhergebrachten  Exemtion  und  Immunität  von  den 
Türken-,  Reichs-,  Kreis-  und  andern  Steuern  einiger  Streit  und  Quä- 
stio'n  erregt  werden  wollen,  mit  unterthänigster  Bitte,  sie  bei  ihrer 
Freiheit  zu  schützen  und  dawider  nicht  graviren  zu  lassen,  und  Wir 
dann  solches  ihr  unterthänigstes  petitum  nicht  allein  den  gemeinen 
Rechten  und  privilegiis  nobilium,  sondern  auch  der  Observanz  und 
weiland  Unserer  Vorfahren  Herzogen  zu  Cleve  und  Grafen  von  der 
Mark  christseligen  Andenkens,  Verordnungen  und  rescriptis  gemäss, 
die  von  den  Städten  aber  dawider  eingewandten  exceptiones  und  Ein- 
rufe nach  reifer  Ueberlegung  der  Sache  keine  Erheblichkeit  befunden, 
allermaassen  vor  mehr  denn  hundert  Jahren  Unser  Vorfahr  weiland 
Herzog  Wilhelm  christmilden  Gedächtnisses  sub  dato  den  15.  Octobris 
a.  L^57  in  eben  dieser  Sache  aus  verschiedenen  erheblichen  Ursachen 
und  Gründen  ein  gnädigstes  Rescript  und  Verabscheidung  ergehen 
lassen^);  als  haben  Wir  diesem  Unserer  Ritterschaft  ziemlichen  und 
gehorsamsten  Suchen  in  Gnaden  deferiret,  thun  auch  solches  hiemit 


*)  Am  13/23.  Juli  ermahnt  der  Kurfürst  die  Städte  nochmals,  sich  der  Ka- 
minsteuer zu  accommodiren,  da  er  nur  deshalb  auf  dieselbe  bestehe,  weil  bei 
derselben  am  „wenigsten  inaequalität"  und  bekannt,  dass  durch  den  bisherigen 
Erhebungsmodus  das  platte  Land  „notorie  praegravirt"  werde;  zumal  die  übrigen 
Steuern  dieses  Jahrs  bereits  danach  erhoben  würden. 

2)  Ygl.  dagegen  oben  p.  996. 
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und  in  Kraft  dieses  Briefes  aus  habender  hoher  landesfUrstlicher  Macht 
und  Obrigkeit  mit  gutem  Rath  und  Wissen  also  und  dergestalt,  dass 
bemelte  Unsere  Ritterschaft  hinfüro  und  allezeit  bei  ermcltem  ihrem 
privilegio  nobilitatis  et  inimunitatis  gnädigst  maintenirt  und  sie  dawider 
wie  auch  das  von  vorgemeltem  Unserm  Herrn  Vorfahren  Herzog  Wil- 
helm hochseligen  Gedächtnisses  ausgelassene  rescriptum  (welches  Wir 
hiermit  nochmals  gnädigst  coufirmirt  und  bestätigt  haben  wollen)  kei- 
neswegs beschwert  noch  ihnen  wider  dasselbe  das  Geringste  zuge- 
muthct  oder  aufgebürdet  werden  soll,  jedoch  sonsten  Uns  und  Unsern 
landesfUrstlichen  Rechten  und  Hoheiten  unschädlich". 


Statthalter  und  Regierung  an  den  Kurfürsten.     Dat.   Cleve 
12.  Aug.  1664.     M. 

Nach  Empfang  des  kurfürstlichen  Rescripts  vom  27.  Juli  haben  sie  die  12  Aug. 
Deputirten  der  cleve -märkischen  Ritterschaft  und  Städte  berufen  und  sie 
nochmals  dringend  zur  Einigung  über  den  Erhebungsmodus  der  zuletzt  be- 
willigten 50,000  Thlr.  ermahnt.  Trotzdem  aber  die  adeligen  Räthe  mit  den 
Ritterbürtigen,  die  bürgerlichen  mit  den  Städtedeputirten  lange  conferirt 
haben,  bleiben  Erstere  bei  ihrer  Erklärung,  jene  Steuer  durch  eine  Kamin- 
steuer aufbringen  zu  wollen,  während  letztere,  obwohl  ihnen  der  Befehl  des 
Kurfürsten,  gegen  die  Städte  bei  fernerer  Opposition  mit  Execution  vorzu- 
gehen, mitgetheilt  ist,  auf  die  Benutzung  der  alten  Matrikel  von  1612  oder 
eine  „allgemeine  Viehschatzung''  bestehen. 


1  )«*r  ivuriür.st  an   die  Deputirten   der  cleve-niärkischen  Haupt- 
städte.    Dat.  Cöln  a.  d.  Spr.  10/20.  Aug.   1664.     B. 

[Einige  ihrer  Grunde  gegen  die  Kauiiusteuer  sind  erheblich;  aber  jeder  Steuer- 
erhebnngsmodus  hat  seine  Schattenseiten.  Die  Ueberbürduug  des  platten  Lan- 
des zu  Gunsten  der  Städte.  Der  Kuminsteuermodus  soll  nur  für  diesmal  ange- 
wandt werden,  die  städtischen  Privilegien  nicht  präjudiciren,  ein  dessfullsiger 
Revers  ertheilt  werden.     Hofft  Accniniodirung,] 

—  „Was  nun  die  Kaminsteucr  bctriflft,  da  werdet  ihr  sowohl  aus  20  Aug. 

iserm  an  euch  abgchiHHencn  gnädigsten  Schreiben,  auch  von  Unserer 
elevischen  Regierung  mit  Mehreren!  wohl  vernommen  haben,  aus  was 
erheblichen  Ursachen  Wir  für  dicHnial  diesen  inodnni  collcctandi  gut 
gefunden.  Zwar  haben  Wir  die  wider  denselben  von  euch  angeftliir- 
tcn  (IrUnde  und  Motive  auch  erwogen,  und  müssen  bekennen,  dass 
darunter  einige  von  genügsamer  Consideration  und  Krhebliehkeit  sein; 
gleich  wie  aber  kein  ukkUih  collcctandi  erdacht  werden  kann,  der 
nicht   gewisse    inconvenientia    und    inconnnoda    mit    sich   llihre,    und 

•rUbor  die  Contribuenten  sich  bald  aus  dieser,   bald  aus  jener  Ur- 
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Sache  nicht  graviret  befinden,  also  wird  sich  solches  auch  wohl  ausser 
Zweifel  bei  der  Kaminsteuer  finden;  wiewohl  dieses  auch  gleichwohl 
von  Niemand  widersprochen  werden  kann,  dass  bisher  das  platte  Land 
in  den  Umlagen  und  Steuern  notorie  prägravirt  worden  und  die  Städte 
dabei  überaus  grossen  Vortheil  gehabt,  allermaassen  solches  auch  von 
der  Ritterschaft  nebst  andern  wohlfundirten  rationibus  genugsam  an- 
geführt worden.  Nun  ist  zwar  Unsere  Meinung  nicht  die  bisher  üb- 
lich gewesene  Matrikel  zu  einem  Male  über  den  Haufen  werfen  und 
an  deren  Stelle  den  jetzt  in's  Mittel  gebrachten  modum  der  Kamin- 
steuer beständig  und  in  perpetuum  zu  introduciren ,  sondern  es  geht 
Unsere  Intention  einzig  und  allein  dahin,  dass  bei  den  in  diesem  Jahre 
ausgeschriebenen  und  einge willigten  ansehnlichen  Geldsummen  gleich- 
wohl das  platte  Land  einigermaassen  einer  geringen  Moderation  sich 
zu  erfreuen  habe,  und  nur  allein  anitzo  die  extra  ordinem  wegen  der 
Türkengefahr  Uns  eingewilligten  50,000  Thlr.  auf  diese  Manier  auf- 
gebracht werden,  wobei  Wir  denn  so  wenig  euren  Privilegien  den  ge- 
ringsten Abbruch  zu  thun  gemeint,  dass  Wir  euch  vielmehr  das  Con- 
trarium  in  Unserm  vorigen  Schreiben  versichert,  auch  daneben  euch 
einen  Revers  de  non  praejudicando  in  futurum  gnädigst  versprochen. 
Wir  leben  demnach  der  Zuversicht,  ihr  werdet  euch  hierin  gehorsamst 
accommodiren  und  zu  fernem  Weitläuftigkeiten,  vielweniger  zu  einiger 
Misshelligkeit  oder  schädlichen  Trennung  nicht  Ursach  geben,  sondern 
für  diesmal  absque  uUa  consequentia  et  praejudicio  den  modum  der 
Kaminsteuer  euch  mit  belieben  und  gefallen  lassen".  — 


Der  Statthalter  an  den  Kurfürsten.  Dat.  Cleve  27.  Aug.  1664.  B. 

(Eigenhändig.) 

[Convent  aller  clevischen  Städte  in  Marienbaum;  Bescliluss,  auf  die  Karainsteuer 
keinenfalls  einzugehen.  Aufwiegelung  gegen  des  Kurfürsten  Respect  und  Befehl, 
dessen  Aufrechthaltung  er  hofft.  Städte  wollen  den  Adel  sich  gleich  machen. 
Wird  auf  dem  Convent  der  Städte  in  Xanten  sie  nochmals  willig  zu  machen 
suchen,     ßlaspeil's  Reise  nach  Berlin.] 

27.  Aug.  „Die  Haupt -Städte  aus  Cleve  haben  vor  wenigen  Tagen  sich  zu 

Marienbaum  zusammen  gethan^  auch  an  selbigem  Ort  alle  die  anderen 
kleinen  Städte  veranlasst,  welche  allesammt  erchienen  sind.  Da  sie 
sich  denn  vereinbart  haben,  wie  gesagt  wird,  die  Kaminsteuer  nicht 
einzugehen,  sondern  viel  lieber  die  Execution  erwarten  wollen.  Weil 
denn  diese  Versammlung  einer  Aufwiegelung  nicht  gar  unähnlich  ist, 
E.  Ch.  D.  hoher  Respect  (als  welche  das  arme  Land  etwas  verschont 
wissen  wollen,  und  die  Kaminsteuer  gnädigst  anbefohlen  haben)  hier- 
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unter  versirt,  als  lebe  der  imterthänigsten  Zuversicht,  Sie  werden's  bei 
Dero  jüngst  gegebener  Verordnung  gnädigst  bewenden  lassen  und  den 
Adel,  weleben  die  Städte  gern  ihnen  gleich  sähen,  nicht  unterdrücken 
lassen.  Die  Städte  scheuen  sich  auch  nicht,  um  ihren  Sachen  einen 
besondern  Sehein  zu  geben,  notore  Unwahrheiten  darein  zu  setzen, 
gleich  klärlich  angewiesen  werden  kann.  Wofern  man  mit  gutem  die 
Kaminsteuer  nicht  einfuhren,  sondern  durch  Execution  verfahren  müsste, 
so  ist  es  bei  männiglich  plausibel,  dass  diese  50,000  Thlr.  zu  dem 
Türken wesen  angewendet  werden  müssen.     Die  Zeit  wird's  geben. 

P.  S.  Alles  was  E.  Ch.  D.  mir  mit  jüngster  Post  gnädigst  anbe- 
fohlen haben,  selbigem  Allem  soll  gehorsamst  nachgelebt  werden.  Künf- 
tigen Montag  werden  zu  Xanten  alle  die  Städte  (welche  sehr  schwierig 
sind)  zusammen  kommen,  wohin  ich  mich  auch,  gelieb's  Gott,  begeben 
werde,  um  zu  sehen,  so  viel  möglich  sein  wird,  die  Städte  zu  der 
Kaminsteuer  zu  disponireu,  wovon  hiernächst  E.  Ch.  D.  der  vollkom- 
mene Bericht  in  aller  Unterthänigkeit  soll  abgestattet  werden.  —  So- 
))ald  der  junge  ß laspeil  aus  dem  Haag  kommen  wird,  soll  er  sich 
alsobald  nach  Berlin  begeben". 


Der  Kurfürst  an  den  Statthalter.     Dat.  Cöln  a.  d.  Spr. 
T-^.  1664.     B. 

[Hofft  Nachgiebigkeit  der  Städte,   widrigenfalls   ihoeu  wegen   des   Convents  in 
Marienbaura  mit  Conventsverbot  und  mit  Entziehung  der  Accise  zu  drohen.]' 

—  „Ich  will  aber  verhoffen'),  dass  E.  Lbd.  nunmehr  zu  Xanten  l>.  Sept. 
die  Sache  auf  einen  guten  Fuss  werden  gebracht  haben;  dafern  aber 
über  alles  Verhoff^n  solches  nicht  geschehen  wäre,  so  werden  E.  Lbd. 
wohl  thun,  dass  Sic  die  Städte  wegen  der  ohne  Zulassung  zu  Marien- 
baum angestellten  Zusammenkunft  in  etwas  bedreuen,  auch  den  Städten, 
welchen  Ich  die  Accise  bewilligt,  zu  verstehen  geben,  dass,  wenn  sie 
liierin  ferner  difficultiren  werden.  Ich  auch  alsdann  der  llitterscliaft 
wc^i^on   AbscliatTung  der  Accise  gegen  sie  die  llniid  bieten  würde". 

Alle  VorHtcllungeti  und  Drohungen  des  StatthaltcfB  auf  dem  am  2.  Sep- 
teuibor  in  Xanten  abgehaltenen  Städteconvent  waren  fruchtlos.  Am  10.  Sep- 
tember berichtet  er  dies  dem  Kurfürsten  und  sftzt  hinzu:  ;, So  dass  es  noth- 
wendig,  wie  es  «ich  anlä.shet,  zu  einer  Exeentiun  kommen  wird,  jedoch  will 
80  viel  möglich  behutsam  liierin  verfahren  und  noch  zuvor  gute  Vermah- 
nuiigcn  vorhergehen  lossea**.     Die  Vermahnungen  halfen  indessen  wiederum 


*)  DlUi   nnnr.4<|iL   von   Kchwurin'H   IIiiiiil   Imt   iiU(MitliaIbi>ii   dii*   r\)rrt>cttir :    Icli 
lUtt  Wir 

zur  ÜMvli.  li.  li{.  Kuiluialcu.  V.  Ul 
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nichts.  Als  mit  der  Aufnahme  sämmtlicher  Feuerstätten  im  Lande,  ausge- 
nommen die  auf  den  adeligen  Sitzen  der  zur  ständischen  Ritterschaftscor- 
poration  gehörigen  Ritterbürtigen,  eifrig  fortgefahren,  selbst  in  den  grösse- 
ren Städten,  wie  Cleve,  Hamm,  Calcar  und  Xanten,  damit  vorgegangen 
wurde,  erliessen  die  sämmtlichen  cleve-märkischen  Städte  mehrfache  heftige 
Proteste  dagegen,  widersetzten  sich  die  mit  staatischen  Garnisonen  besetz- 
ten Orte  Wesel,  Rees,  Emmerich  und  Orsoy  offen  der  augeordneten  Auf- 
nahme. Der  Streit  zwischen  Ritterschaft  und  Städten  ward  immer  leiden- 
schaftlicher; die  unaufhörlichen  Eingaben  beider  Parteien  an  den  Kurfürsten 
und  den  Statthalter  enthielten  nur  noch  die  heftigsten  gegenseitigen  An- 
schuldigungen. Die  Ritterschaft  behauptete,  dass  die  meisten  Städte  die 
Mahlsteuer  und  Accise  ohne  Zustimmung  des  Landesherrn  bei  sich  einge- 
führt hätten,  drangen  auf  deren  Abschaffung;  klagten,  dass  die  Städte  die 
reichen  Einnahmen,  welche  sie  daraus  bezögen,  nur  dazu  brauchten,  um 
immer  rücksichtsloser  gegen  den  Kurfürsten  und  dessen  landesherrliche  Au- 
torität agitiren  zu  können;  dass  das  Regiment  in  den  Städten  immer  selbst- 
herrlicher ohne  jede  Berücksichtigung  landesobrigkeitlicher  Anordnungen 
geführt  würde.  Die  Städte  werfen  der  Ritterschaft  ihrerseits  vor,  dass  sie 
sich  das  Regiment  im  Lande  anzueignen  suche;  dass  sie,  während  sie  sich 
der  wirklichen  Leistung  des  Lehnsdienstes,  worauf  sie  doch  ihre  Steuer- 
exemtion  begründete,  entzöge,  nicht  nur  alle  Officierstellen  im  kurfürst- 
lichen Kriegsdienste,  sondern  sogar  die  meisten  Rathsstellen  in  der  Regie- 
rung beanspruche,  um  in  allen  Jurisdictions-,  Lehns-  und  Jagdsachen  die 
Entscheidung  nach  ihrem  Interesse  herbeiführen  zu  können;  dass  die  wider- 
rechtliche Aneignung  von  Jurisdictionen  auf  dem  platten  Landö  trotz  aller 
kurfürstlichen  Recesse  und  Zusage  nicht  aufhöre,  bald  sämmtliche  Dörfer 
u!id  Bauerschaften  unter  adeliger  Gerichtsbarkeit  und  Obrigkeit  stehen,  die 
ärgsten  Missbräuche  aber  damit  getrieben,  die  Leute  durch  ungesetzliche 
Dienste  und  Abgaben  an  sie  mehr  gedrückt  würden,  als  durch  die  Steuern; 
dass  die  wenigen  noch  existirenden  freien  Bauern  zum  Verkauf  ihrer  Höfe 
an  die  Jurisdictionsherren  gezwungen,  bei  Erhebung  von  Steuern  allerhand 
unbewilligte  Aufschläge  von  ihnen  gemacht  würden.  Die  Städte  warnten 
den  Kurfürsten  vor  der  steigenden  Macht  des  Adels;  sollte  ein  minderjäh- 
riger Fürst  einmal  zur  Regierung  kommen,  könne  sie  gefährlich  werden; 
sie  dringen  auf  strenge  Untersuchungen  gegen  derartige  Willkürlichkeiten 
und  alle  „Unrathsgelder".  Sie  wiesen  nach,  dass  statt  der  von  ihnen  im 
März  und  Juli  1664  bewilligten  40,000  Thlr.  ständischer  Gelder  bereits 
64,000  Thlr.  neben  den  dem  Landesherrn  bewilligten  100,000  Thlr.  umge- 
legt worden  wären,  und  diese  Gelder  zu  „einseitigen  Zahlungen",  nament- 
lich aber  zur  Bestreitung  der  Kosten  der  einseitigen  Convente  der  Ritter- 
schaft und  ihrer  Deputirten  verwandt  würden,  wo  sie  mit  zahlreichen  Die- 
nern und  Pferden  erschienen  und  wochenlang  auf  des  Landes  Unkosten 
lebten.  Gegen  solche  Beschuldigungen  erhob  die  Ritterschaft  Injurienpro- 
cesse  am  Hofgericht  und  die  Städte  folgten  diesem  Beispiele.  Und  bei 
solchen  allgemeinen  Beschuldigungen  blieb  es  nicht;  einzelne  Mitglieder  der 
Ritterschaft  wie  der  Magistrate,  ja  selbst  der  Regierung,  wurden  öffentlich 
angegriffen,  die  bürgerlichen  Räthe  von  der  Ritterschaft,  die  adeligen  von 
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den  Städten  der  Parteilichkeit  beschuldigt;  das  Treiben  wurde  immer  wüster 
und  wirkte  immer  zerrüttender.  Vergeblich  ermahnte  der  Kurfürst  immer 
von  Neuem  zum  Frieden,  er  könne  dergleichen  injuriöse  und  pikante  Schrif- 
ten nicht  länger  zulassen,  sondern  wolle  vielmehr,  dass  die  Stände  in  Einig- 
keit beisammen  leben,  und  wenn  sich  einer  wider  den  andern  beschwert 
finde,  solches  ihm  als  Landesherrn  und  Richter  anheimgestellt  sein  lasse; 
er  wolle  ferner  nicht  mit  den  Schriften  der  beiden  Parteien  belästigt  wer- 
den. Er  fordert  den  Statthalter  immer  ernstlicher  auf,  für  einen  gütlichen 
Vergleich  Sorge  zu  tragen;  er  erinnert  ihn,  dass  er  ihm  stets  versichert 
habe,  im  Fall  nur  an  der  einmal  beschlosseneu  Kaminsteuer  festgehalten 
würde.  Alles  wohl  fortgehen  und  es  mit  der  Städte  Opposition  nichts  zu  be- 
deuten haben  werde;  da  nun  dieses  geschehen,  erwarte  er,  dass  die  Sache 
je  eher,  je  lieber  in  Richtigkeit  gebracht  werde.  Die  Städte  boten  ihrer- 
seits Alles  auf,  um  in  Berlin  einen  Verzicht  auf  die  Kaminsteuer  durchzu- 
setzen. Die  sieben  clevischen  Hauptstädte  Hessen  durch  den  in  Berlin  wei- 
lenden geh.  Rath  Werner  Wilhelm  Blaspeil  unter  der  Hand  eine 
Steuersumme  von  10,000  Thlr.  für  eine  derartige  Verzichtleistung  bieten; 
es  waren  viele  am  Hofe,  die  eine  Annahme  dieses  Anerbietens  wünschten. 
Aber  der  Statthalter  und  sein  einflussreicher  Rathgeber  Alexander 
V.  Spaen  riethen  dringend  davon  ab;  dadurch  werde  der  Streit  nur  ver- 
mehrt, des  Kurfürsten  Respect  schwer  verletzt,  der  Adel  aufgeregt;  sie  be- 
schworen den  Kurfürsten,  die  Kaminsteuer  um  jeden  Preis  und  mit  allen 
Mitteln  beitreiben  zu  lassen.  Der  Zwiespalt  stieg  derartig,  dass  auf  dem 
am  10.  December  in  Cleve  eröflfneten  cleve-märkischen  Landtage  Ritterschaft 
und  Städte  sich  nicht  einmal  über  eine  gemeinsame  Gratulation  zur  Geburt 
des  dem  Kurfürsten  damals  geborenen  Zwillingspaares  zu  einigen  vermoch- 
ten; die  Städte  bereits  mit  Kündigung  der  landständischen  Union  drohten 
und  der  Ansicht  waren,  unter  solchen  Umständen  wären  gemeinsame  Ver- 
handlungen  der   beiden  Körperschaften   doch    nur   schädlich    und    präjudi- 


I )   1  Matthalter  an  den  Kurfürsten.   Dat.  Wesel  2r;.  Xov.  1GG4.  B. 

(Eigenhändig.) 

[FordeniDg  von  50,000  Thlr.  auf  dem  ausgeschriobonuu  Landtage ;  die  niedrige 
Hummo  wird  dio  Ständo  erfreuen  und  bei  dos  Kurfürsten  Kinlroffeu  willig  ma- 
chen. Steigende  Verbitterung  zwischen  Uitternchuft  und  Stiidtfii;  wird  sie  zu 
vergleichen  Buchen,  sulciie  Versuche  aber  erst  bei  des  Kurfürsten  Anwesenheit 
von  Krfulg.     (ield  zum  liau  des  iSchlosses  in  Cleve.) 

—  „Die  Ausschreiben  zum  Landtage  sind  allbcrcits  abgegangen,  26.Nov 
fttrcbte  aber,  dass  die  Stände   wegen  Ul)oraufl  grosser  Gcwflsser  auf 
die  bcstiniinte  Zeit,   niliiilich  den  H.  Decenibrr,   nicht  werden   einkoin 
nien  können.     Die  Propusition  werde  befohlener  MnaHnen  einrichten 
uod  in  Allem  vor  das  Jahr  IGG;')   nicht  mehr  als  {>U|()()0  Thlr.  ein/.u- 

64* 
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willigen  fordern').  E.  Ch.  D.  werden  nicht  allein  Dero  Stände  ins- 
g-esammt,  sondern  alle  Dero  treuen  Unterthanen  mit  so  einer  uner- 
warteten erträglichen  Summe  zum  höchsten  verobligiren  und  erfreuen, 
auch  durch  diese  Gnade  und  väterliche  Fürsorge  ihre  Gemtither  der- 
gestalt gewinnen,  dass  womöglich  von  sich  selbst  ein  Mehreres  thun 
oder  sich  zum  wenigsten  bei  E.  Ch.  D.,  Gott  gebe  glückliche  Ankunft, 
angreifen  werden.  Die  Verbitterung  zwischen  den  Ritterbürtigen  und 
Städten  bei  der  Landschaft  nimmt  von  Tag  zu  Tage  zu,  ich  werde 
zwar  mein  Bestes,  sie  zu  vergleichen,  thun,  glaube  aber  nicht, 
dass  etwas  fruchtbarliches  ohne  E.  Ch.  D.  hohe  Gegenwart  und  Au- 
torität zu  erhalten  sein  werde.  Ich  bin  vor  3  Tagen  anhero,  um 
etliche  Gelder  zu  Verfertigung  des  Schlosses  zu  Cleve  an  Hand  zu 
schaffen,  gekommen  (alldieweil  des  Reine rmanns  Sache  noch  nicht 
abgethan  ist),  welche  auch  erhalten  habe.  Der  Rhein  ist  dermaassen 
überaus  gross  und  ausgelaufen,  auch  wegen  continuirendem  Sturm, 
dass  annoch  von  hier  nach  Cleve  nicht  habe  kommen  können,  ver- 
hoffe noch  heute  wiederum,  als  Gott  beliebt,  auf  den  Weg  mich  zu 
begeben".  — 


Der  Statthalter  an  den  Kurfürsten.  Dat.  Cleve  4.  Dec.  1664.  B. 

(Eigenhändig.) 

[Gratulation  zur  Geburt  des  Zwillingpaars.  Wird  sein  Aeusserstes  thun,  Ritter- 
schaft und  Städte  zu  vergleichen.  Die  jungen  Doctoren  in  den  Städten.  Strafen 
gegen  deren  Treiben.  Die  ganze  Kaminsteuer  ist  ausgeschrieben  und  die  letzte 
Assignation  darauf  ertheilt.  Das  Gerücht  über  ihre  Aufhebung  hat  grosse  Auf- 
regung unter  dem  Adel  erregt;  dessen  „andere  humores"  ein  gutes  Beispiel  für 
die  Städte.  Der  Kurfürst  wird  in  Cleve  ein  neues  Schloss,  eine  verschönerte 
Residenz  und  „liebe  Unterthanen"  vorfinden.] 

4.  Dec.  „Dem  allmächtigsten  Gott  sage  ich  von  Grunde  meines  Herzens 

Dank,  dass  derselbe  E.  Ch.  D.  beiderseits  so  gnädiglich  mit  einem 
Prinzen  und  Prinzessin  zugleich  gesegnet  hat,  derselbe  erhalte  Dero 
hohen  Personen  und  Haus  unaufhörlich,  amen!  Die  Danksagung  soll 
befohlener  Maassen  den  14.  dieses  st.  nov.  in  Dero  hiesigen  Landen 
neben  den  Freuden-Zeichen,  so  viel  die  Zeit  zulässt,  geschehen.  Die 
Wasser  sind  zu  hoch,  wollte  anders  meine  30  Canons  von  Wesel  an- 
hero kommen  lassen.  Künftigen  Montag  soll  hiesiger  Landtag  seinen 
Anfang  nehmen.  Werde  mein  Aeusserstes  thun,  womöglich  die  Ad- 
lichen  und  Städte  zu  vergleichen,  damit  E.  Ch.  D.  bei  Dero  Gott  gebe 


^)  Es  wurden  dann  doch  54,000  Thlr.   gefordert  und  bewilligt,    von   denen 
etwa  45,000  Thlr.  für  die  cleve-märkischen  Garnisonen  verwandt  werden  sollten. 
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glückliche  Ankunft  deswegen  nicht  beunruhigt  werden  mögen.  Ich 
verspüre  eigentlich,  dass  seitdem  etliche  junge  auch  unerfahrene  doc- 
tores  hier  und  da  in  die  Magistraten  gekommen  sind,  dass  dieser 
Zwiespalt  verursacht  worden  ist,  und  in  vielen  Städten  auch  gegen 
E.  Ch.  D.  hohe  Autorität  unbehörliche  Dinge  angefangen  werden,  sol- 
ches aber  ihnen  nicht  geschenkt  werden  soll,  und  tapfere  Brüchte 
darauf  passen  werden.  Die  Kaminsteuer  ist  endlich  zu  Wege  ge- 
bracht und  werden  die  assignationes  darauf,  noch  heute  die  letzte, 
ertheilt,  welches  nun  auch  seine  abgebliehe  Maasse  erreicht  hat;  es 
haben  Etliche  auch  ausgesprengt,  E.  Ch.  D.  hätten  die  Kaminsteuer 
aufgehoben,  welches  eine  überaus  grosse  Alteration  unter  dem  Adel 
(welcher  absolut  für  E.  Ch.  D.  ist)  verursacht.  Ich  habe  genug  zu 
thun  gehabt,  genugsam  mit  Schwören  ihnen  zu  versichern,  dass  E. 
Ch.  D.  es  bei  den  so  oft  in  dieser  Sache  ergangenen  Befehlen  voll- 
kommlich  bewenden  Hessen,  worauf  sie  sich  sehr  content  erzeigt  haben, 
mit  dem  Anhang,  dass  sie  alle  der  Städte  falsches  Anbringen  hand- 
greiflich an  den  Tag  geben  wollten.  Die  Städte  suchen  anders  nichts 
als  E.  Ch.  D.  und  den  Adel  zu  scheiden,  denn  sie  merken,  dass  E. 
Ch.  D.  (wie  billig)  Alles,  was  begehren  und  befehlen  werden,  selbi- 
gem ein  Genüge  geleistet  werden  wird.  E.  Ch.  D.  werden  ein  neues 
gemächliches  Schloss,  andere  humores  bei  allen  Dero  treuen  adelichen 
Ständen,  hiesige  Stadt  aus-  und  inwendig  verziert  allhier  finden.  Die 
Städte  Werdens  dem  Adel  nicht  nachgeben,  und  also  ein  Jeder  sein 
Bestes  thun,  E.  Ch.  D.  in  aller  Unterthänigkeit  zu  gefallen,  und  also 
allerseits  liebe  Kinder  und  Unterthanen  sein  wollen.  Der  Höchste 
gebe  zu  Allem  seinen  Segen". 


Der  Statthalter  und  Spaen  an  den  Kurfürsten.    Dat.  17.  Dec. 

1664!    B. 

Die  märkischen  Städte  haben  sich  mit  der  Ritterschaft  dahin  geeinigt,  17.  Dec. 
künftig   den   zehnten  Theil,   statt  des  bisherigen  zwölften,   an  jeder  Steuer 
übernehmen  zu  wollen  •).    Sie  hoffen,  dass  die  clcvijichcn  Stiidte  sich  gleich- 
falls  „mit  ihrer  Kittorschaft   aceommodiren   werden,  gestalt  dann   allschon 

f>tf\\,-\xi>    ,]i.r   Lir.;i...r«.t,  S':i(Uo   ifM  riovischcu  sich   f'in"<  ]v'v-«iin    iw..^jnjn'n 


•)  lo  Fol.  ward  denn  auch  das  murklscho  Contiogont  dor  54,000  Thlr. 

(20,000  Tlilr.)  iiK  111  «lurch  elno  Kaminstcuor,  son<lcrn  mich  dor  durch  jenen  Ver- 
gleich modiflcirten  .alten  Mutrikel"  erhüben.  Nach  dun  «puturen  Matrikeln  7ai\\\- 
ton  lodcHNun  dio  m  n  »Stnndu  wieder  nur  ein  Zwölftel,   daneben   aber  <lie 

Htadt  8oo0t  mit  «!•  allein  ein  Zehntel  du«  goiammton  murkischeu  (on- 

iiDgeots. 
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zu  bedenken  und  an  der  Hauptstädte  Proceduren  keinen  Gefallen  tragen". 
Die  ganze  Verwirrung  rührt  von  den  jungen  „doctoribus"  her.  Sobald  der 
Zahlungstermin  der  Kaminsteuer,  der  31.  December,  vorüber  ist,  wird  auch 
das  Quereliren  der  Städte  aufhören,  wenn  der  Kurfürst  nur  auf  die  Zah- 
lung fest  besteht;  ist  sie  geschehen,  wird  bald  Alles  vergessen  sein;  es  sind 
eigentlich  nur  noch  die  drei  mit  staatischen  Garnisonen  besetzten  ostrheini- 
schen Städte  und  die  Stadt  Cleve,  „die  von  etlichen  jungen  Leuten  anitzo 
regieret  wird",  welche  die  Opposition  betreiben;  sobald  der  Landtag  ge- 
schlossen ist,  werden  den  Städten  die  „conventicula"  verboten  werden,  „als 
wodurch  viel  Confusion  vermieden  werden";  wollen  sie  Zusammenkünfte 
halten,  so  müssen  sie  wenigstens,  wie  der  Recess  von  1661  es  vorschreibt, 
vorher  die  Berathungsgegenstände  anzeigen.  Der  Statthalter  muss  zum 
Begräbnisse  des  Prinzen  Wilhelm  Friedrich  von  Nassau  nach  Friesland 
abreisen,  hofft  aber  noch  vor  seiner  Abreise  die  Verhandlungen  mit  den 
Ständen,  namentlich  über  die  Steuerbewilligung,  so  weit  beendigt  zu  haben, 
dass  die  Regierung  nach  dem  Weihnachtsfeste  mit  deren  Deputirten  alles 
Uebrige  in  Richtigkeit  bringen  könne. 


Die  sanguinischen  Hoffnungen  des  Statthalters  und  Spaen's  sollten 
sich  in  keiner  Weise  erfüllen.  Die  clevische  Ritterschaft  bewilligte  aller- 
dings die  geforderten  54,000  Thlr.,  aber  nur  unter  der  Bedingung,  dass  die 
Städte  ihre  Quote  der  Kaminsteuer  alsbald  beibrächten  und  ein  Drittel  jener 
Summe  zahlten;  die  Städte  protestirten  gegen  diese  „einseitige"  Bewilligung 
und  die  Bedingungen,  und  wollten  ihrerseits  jene  Steuer  überhaupt  nur  dann 
bewilligen,    wenn    sie  nach    der  alten   Matrikel    erhoben   würde.     Als    am 

23.  December,  nach  der  Abreise  des  Statthalters,  das  von  ihm  am  13.  De- 
cember unterzeichnete  Steuerausschreiben  publicirt  ward,  nach  welchem  die 
Geistlichen,  Bürger  und  Bauern  von  jeder  Feuerstätte  2  Thlr.  1  St.,  die 
„Tagelöhner  und  Unvermögenden"  1  Thlr.  3V2  St.  zahlen  sollten,  und  Be- 
fehl an  diejenigen  Städte,  welche  sich  der  Aufnahme  ihrer  Feuerstätten 
widersetzt  hatten,  erging,  das  ihnen  nach  ungefährer  Schätzung  zugeschrie- 
bene Contingent    sofort   beizubringen,    erhoben    die    clevischen  Städte    am 

24.  December  gegen  die  „Prätensionen  der  Ritterschaft"  Appellation  beim 
Reichskammergerichte.  Ein  Schreiben  der  Regierung  an  den  Kurfürsten 
vom  12.  Januar  1665,  welches  wegen  Abwesenheit  oder  Krankheit  der  ade- 
ligen Räthe  allein  von  den  bürgerlichen  ausging,  bittet,  „unter  so  bewandten 
Umständen"  mit  der  Erhebung  der  Kaminsteuer  einhalten  zu  lassen.  Zwar 
verwies  der  Kurfürst  ihnen  diesen  „einseitigen"  Schritt  scharf  und  befahl, 
unverzüglich  mit  der  Erhebung  vorzugehen;  aber  er  forderte  auch  gleich- 
zeitig wieder  den  Statthalter  auf,  für  einen  Vergleich  der  streitenden  Par- 
teien Sorge  zu  tragen,  da  er  nicht  weiter  „damit  beunruhigt  werden  und 
von  dieser  verdriesslichen  Sache  abkommen  wollte",  und  schlug  die  Bitte  der 
Ritterschaft,  sie  sowohl  in  dem  Processe  bezüglich  der  Kaminsteuer,  als  in 
dem  seit  Jahren  über  die  Jurisdictionen  in  Speier  schwebenden  Processe  zu 
vertreten  rundweg  mit  der  Aeusserung  ab,  dass  er  sich  nicht  darein  mischen 
wolle.     Inzwischen  Hess  Spaen  die  Steuer  im  Clevischen  erheben,  und  die 


Vorschläge  zu  strengen  Maassregeln  gegen  die  clev.  Städte,        1015 

Bürger  der  kleinen  Städte   zahlten   sie  in  den   ersten  Monaten  des  Jahres 
1665  zum  grössten  Theil  ohne  Widerstand. 


Der  Statthalter  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Franeker 
18/28.  Febr.  1665.     B. 
(Eigenhändig.) 
[Den  gewünschten  Vergleich  zwischen  Ritterschaft  und  Städten  kann  nur  er  per- 
sönlich zu   Stande  bringen,    da  die   Regierung    leidenschaftlich   gespalten.     Die 
Agitation  der  jungen  Doctoren  in  den  Städten;  sie  müssen  festgesetzt  oder  doch 
damit   bedroht   werden.     Der   ihm   zugestossene    Unfall   verhindert   noch   seine 

Abreise.] 

„Alle  E.  Ch.  D.  gnädigste  Rescripte,  welche  in  meinem  Abwesen  1665. 
zu  Cleve  ankommeil,  sind  mir  copeilich  anhero  geschickt  worden,  und  ^^*  ^®^*"* 
hat  die  Regierung  selbigen  allen  ein  unterthänigstes  gehorsamstes  Ge- 
nügen geleistet,  wie  berichtet  werde,  ausserdem,  dass  E.  Ch.  D.  gnä- 
digst befehlen,  den  Vergleich  zwischen  Ritterschaft  und  Städten  zu 
beherzigen,  welches  aber  ohne  meine  Gegenwart  nicht  wohl  wird  ge- 
schehen können,  alldieweil  E.  Ch.  D.  Regierungs-Räthe  bis  schlagens 
zu  gegen  einander  sind,  nämlich  die  Adlichen  gegen  den  BUrgerstand 
und  der  Bürgerstand  gegen  die  Adlichen,  wovon  die  Kaminsteuer  die 
meiste  Ursache  ist,  und  dass  der  Streit  zwischen  Ritterschaft  und 
-tädten  sich  erhoben,  davon  sind  etliche  wenige  junge  doctores,  welche 
lii  die  Magistrate  gekommen  sind,  die  meiste  Ursach,  und  ob  ich  wohl 
dieselben  zum  öflftern  treulich  gewarnt  habe,  so  hat  doch  selbiges  bei 
ihnen  Nichts  verfangen  wollen,  alldieweil  wie  vermerke,  von  etlichen 
Alten  unter  der  Hand  gesteift  werden,  und  wie  das  SprUchwort  lautet: 
wie  die  Alten  gesungen,  so  pfeifen  die  Jungen.  Wofern  hierin  mit 
lernst  bei  Zeiten  Nichts  gegen  gethan  wird,  werden  selbe  endlich  so 
liardi,  dass  sie  auch  gegen  E.  Ch.  D.  hohe  Autorität  und  Respect  sich 
Icler  Sachen  unterwinden  werden;  dem  vorzukommen,  wäre  mein 
iimaassgeblichcr  Vorschlag,  dass  man  solche  junge  Ikaetvögel ')  an 
ie  Stelle,  wo  ihre  Väter  wohl  vor  diesem  gesessen  haben,  für  eine 
Zeit  lang  hinsetzte,  sehe  anders  keine  Mittel,  wie  E.  Ch.  D.  von  der- 
^'leichen  aufgesuchten  Händeln  werden  ungemolestirt  verbleiben  kön- 
nen, insonderiieit  bei  Dero  hohen  Gegenwart.  Denn  diese  jungen 
Leute  und  männigte  der  jungen  Doctoren  Nichts  zu  thun  haben,  als 
I  ag  und  Nacht  zu  denken,  wie  sie  solche  Verwirrungen  mit  Schein 
••chtens  mögen  behaupten,  und  hiedurch  ihre  (Jelchrtheit  an  den  Tag 
<'bcn,    Alles   unter  dem  Schein,    dass   sie  Verfechter  der  Privilegien 

*)  iic! 
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sein,  wodurch  sie  sich  bei  dem  gemeinen  Mann  und  denen,  welche 
nicht  besser  wissen,  angenehm  machen  und  hiedurch  in  den  Rath  ge- 
nommen und  zu  Bürgermeistern  gemacht  werden.  Ich  liege  allhier 
noch  schwach  darnieder  an  einer  Sinckung ')  in  meinem  linken  Schen- 
kel, durch  den  Fall,  so  mir  allhier  vor  acht  Wochen  zugestossen'*), 
verursacht  worden  ist,  alldieweil  so  lange  unter  Wasser  in  der  grau- 
samen Kälte  gelegen  habe,  und  wann  dies  Unglück  mir  schon  nicht 
überkommen  wäre,  so  ist  diese  Provinz,  wann  das  Wetter  bald  friert, 
dann  thaut,  so  beschaffen,  dass  Niemand  als  mit  grosser  Gefahr  seines 
Lebens  reisen  kann.  Sobald  der  Allerhöchste  mir  zu  reisen  Stärke 
verleihen  wird  und  die  Wasser  offen  sein  werden,  werde  wohl  keine 
Zeit  versäumen,  mich  von  hinnen  zu  begeben,  um  den  befohlenen  Ver- 
gleich zu  tentiren,  wozu  auch  mit  der  Hülfe  Gottes  gute  Hoffnung 
habe,  wann  allein  Befehl  bekomme,  wie  oben  gemeldet,  die  jungen 
Ankömmlinge  im  Zaum  zu  halten,  oder  zum  wenigsten  damit  zu 
schrecken,  doch  stelle  Alles  E.  Ch.  D.  gnädigster  Disposition  anheim". 


Der  Statthalter  an  den  Kurfürsten.  Dat.  Cleve  17.  Juni  1665.  B. 

[Vergebliche  Versuche,  clevische  Ritterschaft  und  Städte  zu  vergleichen.  Gefahr, 
dass  wegen  der  Processführung  in  Speier  dem  Kurfürsten  Steuern  ganz  vorent- 
halten werden.  Die  maasslose  Opposition  einiger  Städte;  Strenge  gegen  sie  thut 
Noth;  er  lässt  Truppen  aus  Lippstadt  kommen,  um  mit  Execution  gegen  sie 
vorzugehen,  wenn  der  Kurfürst  damit  einverstanden.] 

17.  Juni.  —  „Nachdem  nun  eben  dazumal  im  jüngst  verwichenen  März  die 

Stände  sich  selbst  zu  Xanten  zusammen  zu  kommen  veranlasst,  hat 
die  Regierung  solche  bequeme  Occasion  wahrgenommen  und  Etliche 
ihres  Mittels  dahin  (Jeputirt,  welche  den  Ständen  die  Noth  dürft  zur  güt- 
lichen Vereinigung  proponirt,  auch  selbst  einige  media  aufgesetzt  und 
vorgeschlagen,  solche  beiden  Theilen  zu  erkennen  gegeben  und  es  da- 
zumal so  weit  gebracht,  dass  nicht  allein  die  Ritterschaft  dazu  gar 
geneigt  gewesen,  sondern  auch  die  Deputirten  der  Städte  selbst  die 
conditiones  und  Vorschläge  für  nicht  unbillig  zu  sein  erkannt,  und  es 
also  zum  gütlichen  Vergleich  sich  sehr  wohl  ansehen  lassen,  haben 
aber  die  von  den  Städten  zu  verstehen  gegeben,  dass  sie  von  ihren 
Principalen  so  weit  nicht   instruirt  wären    und    derowegen   um  eine 

1)  sie! 

^)  Johann  Moritz  war  am  6.  Januar  1665  bei  Franeker  in  der  Provinz 
Friesland  mit  seinem  Pferde  und  Gefolge  bei  dem  Zusammenbrechen  einer 
Brücke,  die  er  passirte,  ins  Wasser  gestürzt  und  nur  mit  grosser  Mühe  gerettet 
worden.     Vgl.  Driesen  a.  a.  O.  p.  262  fF. 
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kurze  Frist  gebeten.  —  Als  ich  mm  hernach  mich  wieder  allhier  ein- 
gefunden und  die  Stände  anhero  verschrieben  worden,  die  xantischen 
Tractate  zu  reassumiren  und  selbige  zur  guten  Endschaft  zu  beför- 
dern, 80  hat  man  zwar  die  Kitterschaft  annoch  bei  ihrer  guten  Erklä- 
rung und  zu  Xanten  bezeugten  Geneigtheit  gefunden,  dagegen  aber 
bei  den  Städten  verspürt,  dass  sie  angefangen  zu  decliniren.  —  Bei 
welchen  also  gestalten  Sachen  ich  Anlass  genommen,  auf  ein  ander 
Mittel  und  expedient  zu  gedenken  und  darüber  mit  etlichen  Käthen 
deliberirt.  Nachdem  nun  für  gut  gefunden,  die  gemeinen  Mittel  ein- 
zuführen und  man  solches,  als  es  zuvor  den  beiden  collegiis  der  Re- 
gierung und  Justiz  bekannt  gemacht  worden,  darauf  den  gesammten 
Deputirten  der  Landstände  vorgetragen,  damit  allen  Klagen  und  La- 
mentiren  der  armen  Leute  auf  dem  Lande  abgeholfen  würde  und  zu- 
gleich auch  des  dritten  oder  vierten  Theils,  welches  die  Städte  hinfUro 
zu  den  Steuern  geben  sollten,  cessiren  möchte,  so  hat  doch  aber  den 
Städten  auch  dieses  Mittel  nicht  angestanden  und  haben  wiederum 
Ausstand  von  8  oder  10  Tagen  begehrt.  —  Worauf  die  von  der  Rit- 
terschaft nicht  ungeneigt  befunden  worden  und  sich  also,  wie  die  Bei- 
lage weiset,  vernehmen  lassen,  mit  dem  Anhang,  sie  könnten  sich 
eines  Mehreren  nicht  erklären,  weil  sie  nur  6  an  der  Zahl  wären. 

Allein  die  Städte  haben  alsbald  in  grosser  Hitze  herausgefahren, 
davon  solennissime  protestirt  und  solches  zum  öftern  mit  harten  un- 
bescheidenen Worten  repetirt,  ja  klärlich  sich  verlauten  lassen,  dass 
sie  diejenigen  Räthe,  welche  an  diesem  Werke  die  Hand  hielten,  des- 
wegen besonders  conveniircn  und  besprechen  wollten;  wie  sie  denn 
auch  noch  ihren  Appellationsprocess  zu  Speier  stark  proscquiren  und 
zwar  unterm  Namen  gegen  die  Ritterschaft,  da  es  doch  in  sich  wider 
E.  Ch.  D.  und  Respect  ist,  und  weil  die  Rittorschaft  sich  dieses  Pro- 
cesses  zwar  annimmt,  so  ist  daraus  zu  schliessen,  dass  der  Ausgang 
E.  Ch.  D.  nicht  verträglich  sein  werde,  maasscn  auch  die  Kitteri)ürti- 
gen  dabei  eher  gewinnen  als  verlieren  würden,  und  E.  Ch.  D.  künftig 
gleichsam  die  Hände  gebunden  sein,  einige  Steuer  von  den  Ständen 
zu  erlangen,  wenn  ihnen  dieses  also  angehen  sollte,  welches  das 
rrrösseste  und  Importanteste  ist,  so  E.  ('h.  \).  verlieren  würden,  darum 
den  Städten  nicht  zuzugeben,  sondern  dieselben.  Andern  zum  Ab- 
üchcu,  deswegen  ernstlich  bestraft  werden  müssen,  zumal  da  nur  etliche 
wenige  Köpfe  darunter  sind,  die  das  Werk  also  treiben.  So  habe 
ich  zu  Ersparung  mehrerer  unnöthigcr  Kosten  den  liandtag  seine  End- 
liafl  nehmen  lassen  und  der  Städte  Deputirten  zu  vernehmen  gego- 
ii'U,  dass  ich  ihre  Hartnäckigkeit  und  alle  ihre  Bezeugung  E.  Cb.  i). 
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in  Unterthänigkeit  gebührlich  hinterbringen  wollte,  mit  angehängtem 
Aufgeben,  dass  sie  ihre  noch  hinterstellige  wenige  Kaminsteuer  inner- 
halb 3  Tagen  bezahlen  sollten,  sonsten  ich  im  widrigen  Fall  zu  Con- 
servation  E.  Ch.  D.  hohen  Respects  nicht  vorüber  könnte,  sie  deswegen 
executiren  zu  lassen. 

E.  Ch.  D.  kann  ich  den  Frevel,  Stolz  und  Ungehorsam  etlicher 
weniger  Hauptstädte,  worunter  Cleve,  Wesel  und  Rees  die  Bellhammel ') 
sein,  nicht  genugsam  beschreiben,  also,  dass  ich  Eid-  und  Pflicht  hal- 
ben gezwungen  werde,  zu  Beibehaltung  des  churftirstlichen  Respects 
sowohl  bei  Ein-  als  Ausländischen  die  Städte  durch  Zwangsmittel  zur 
Raison  und  Billigkeit  zu  bringen,  damit  ich  bei  meinem  Leben  E.  Ch.  D. 
keinen  bösen  Fuss  setzen  möge  und  die  Städte  in  ihrer  Halsstarrig- 
keit nicht  gestärkt  werden,  weswegen  ich  dann  nicht  ruhig  sollte  leben 
noch  sterben  können.  Dem  nun  vorzukommen,  so  habe  ich  aus  Lipp- 
stadt 200  Mann  hierhin  entboten,  womit  ich  nebst  der  Garnison  Calcar 
sie  auch  ohne  die  geringste  Weiterung  zu  Rede  bringen  will,  damit 
E.  Ch.  D.  nicht  allein  den  Namen,  sondern  auch  die  That  des  Lan- 
desherrn allhier  halten  und  behalten  mögen,  welches  nun  von  den 
Städten  im  höchsten  Grade  sowohl  zu  Speier  als  zum  öftern  allhier 
disputirt  wird.  Meine  Gedanken  wegen  der  Städte  Contingent  be- 
betreffend, ob  dieselben  bei  dem  sechsten  Theil,  welches  origo  dis- 
sensionum  ist,  zu  lassen  oder  ihnen  ein  Mehreres  aufzulegen,  da  ist 
meine  unmaassgebliche  Meinung,  weil  unmöglich  ist,  dass  das  platte 
Land  bei  dem  bishero  gewöhnlichen  Anschlag  und  Unrichtigkeit  der 
Matrikel,  deren  Redressement  und  Richtigkeit  die  Städte  NB.  auch 
verhindern,  länger  subsistiren  kann,  wenn  es  nicht  sublevirt  werden 
sollte,  dass  es  derhalben  die  Noth  erfordert,  auch  der  Billigkeit  ge- 
mäss ist,  dass  die  Städte  aufs  wenigste  den  dritten  oder  vierten  Theil 
geben,  wie  sie  denn  auch  solches  in  Consideration  ihrer  jährlichen 
grossen  Gefälle  von  Accisen,  Mühlen-,  Sack-,  Brücken-  und  dergleichen 
zu  des  platten  Landes  Beschwer  eingeführten  Imposten,  womit  sie  sich 
denn  bereichern  und  übermüthig  werden,  und  also  gleichsam  die  maxime 
der  holländischen  und  geldrischen  Städte  hierin  allgemach  nachfolgen 
wollen,  gar  wohl  thun  können".  — 


Juni  1665         Durch  ein  Rescript  voin  29.  Juni  billigte   der  Kurfürst  die  vom  Statt- 
^is  S^pt.  [jalter  angeordneten  Maassregeln.     General  Spaen,    der  die   Truppen  in 
Cleve-Mark  befehligte,  Hess  in  den  ersten  Tagen  des  Juli  den  Oberstlieute- 
nant Diethard  die  Steuerexecutionen  gegen  diejenigen  grösseren  clevischen 


*)  Leithammel. 
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Städte,  welche  mit  ihrem  Contigent  noch  rückständig  waren,  ausführen. 
Cleve,  Xanten  and  Duisburg  zahlten  erst,  als  die  Truppen  dort  einrückten. 
Den  mit  staatischen  Garnisonen  besetzten  Städten  ward  das  Vieh  aus  den 
Weiden  vor  den  Thoren  weggeführt,  und  auf  den  Höfen  ihrer  Bürger  den 
Pächtern  das  Korn  ausgedroschen;  Maassregeln,  welche  selbst  Wesel  be- 
wogen, am  11.  August  die  verlangte  Steuersumme  zu  zahlen.  Während  dies 
am  Rhein  vorging,  machten  Deputirte  der  clevischen  Städte  in  Berlin  die 
grössten  Anstrengungen,  die  Rücknahme  der  Steuerbefehle  oder  doch  die 
Einstellung  der  Executionen  zu  erwirken.  Anfangs  Juli  waren  die  Bürger- 
meister von  Wesel,  Cleve  und  Rees,  Dr.  Johann  Kuuth,  Dr.  Heinrich 
V.  Diest  und  Dr.  Laurentius  Tücking,  sowie  der  Syndicus  der  clevi- 
schen Städte,  Dr.  Heinrich  Caspar  Schmits,  dorthin  geeilt.  Zuerst 
verweigerte  der  Kurfürst  den  Deputirten  Audienz,  verlaugte  wenigstens  bei 
Verhandlungen  mit  ihnen  die  Anwesenheit  von  Deputirten  der  clevischen 
und  märkischen  Ritterschaft  (Rescript  vom  14.  Juli).  Die  letztere  erklärte 
sieh  zur  Sendung  eines  solchen  bereit;  die  clevischen  Ritterbürtigen  aber 
baten,  die  Verhandlungen  über  die  Streitigkeit  bis  zur  Ankunft  des  Kur- 
fürsten in  Cleve  auszustellen  (Eingabe  vom  25.  Juli).  Obwohl  diese  Bitte 
bewilligt  wurde,  setzten  die  städtischen  Deputirten  es  doch  durch,  dass 
ihnen  eine  Audienz  zur  üebergabe  ihrer  Gravamen  bewilligt  ward.  Sie  be- 
klagten sich  auf  das  Bitterste  über  die  Parteinahme  und  das  einseitige  Vor- 
gehen des  Statthalters  und  namentlich  seines  Vertrauten,  des  Generals 
Spaen,  der,  obwohl  Mitglied  der  Ritterschaft  und  Jurisdictionsherr,  doch 
als  der  einflussreichste  clevische  Rath  in  dieser  Streitsache  zwischen  Städten 
und  Ritterbürtigen  allein  zu  Gunsten  der  letzteren  rathe,  berichte,  ent- 
scheide, anordne  und  handle.  Mit  ihm  und  einigen  wenigen  anderen  Rä- 
then  berathe  und  beschliesse  der  Statthalter  alle  Geschäfte  allein  (vgl.  oben 
p.  945).  Johaon  Moritz,  von  diesen  Anschuldigungen  unterrichtet  schrieb 
dem  Kurfürsten  am  3.  September  eigenhändig  aus  ZwoUe,  wo  er  damals 
als  Oberbefehlshaber  der  staatiseheu  Truppen  im  Kriege  mit  Münster  sein 
Hauptquartier  hatte:  „Mit  überaus  grosser  Bestürzung  habe  von  guter  Hand, 
wasmaassen  die  Deputirten  der  clevischen  Hauptstädte  über  mich  und  einige 
der  clevischen  Regierungsräthe  grosse  unverantwortliche  Beschuldigung  E. 
Ch.  D.  angebracht  haben,  selbe  aber  Gott  Lob  auf  lautere  Unwahrheiten 
gegründet  und  erdacht  worden  sind.  —  E.  Ch.  D.  werden  handgreiflich 
sebco,  dass  diese  Leute  anders  nicht  als  Unordnung  im  Laude,  mich  und 
andere  Dero.selben  treue  Bediente  iiiutil  zu  machen  suchen".  Vir  bat,  ihn 
nicht  ungehört  zu  verurllieiten. 

Der  Kurfürst  suchte  sowohl  die  städtischen  Deputirten,  als  den  Statt- 
hulter  und  Spaen  zu  beruhigen.  Er  erthcilte  den  Städten  unter  dem 
I.September  1065  einen  Revers,  worin  er  bekundete,  da.ns  die  Kuniinsteuer, 
deren  Erhebung  und  Alles,  was  dabei  vorgegangen,  den  I*rivilegien  der- 
selben in  keiner  Weise  nachtheilig  sein  solle;  er  verspracii,  bei  seinem  dcm- 
näcbstigen  Eintreffen  iu  Cleve  das  Verfahren  des  Statthalters  und  der  Re- 
gierung blrenge  zu  unter.Huehen,  die  Streitigkeiten  zwischen  der  Ritti-rschaft 
und  den  Städten  gütlieh  beizulegen,  beziehungsweise  cndgtiltig  darin  tu 
eotscheidcu.     K>   war  dem  KurfUrstcn  sehr  daraa  gelegen,  angesichts  der 
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schweren  politischen  Verwickelungen,  welche  durch  den  Krieg  zwischen  den 
Staaten  und  Münster,  und  die  Parteinahme  Frankreichs  und  Englands  am 
Rhein  heraufzogen,  die  cleve-märkischen  Stände  zu  einigen,  um  ihrer  pecu- 
niären  Beihilfe  zu  der  von  ihm  übernommenen  Rolle  eines  bewaffneten  Ver- 
mittlers durch  ihre  Zwistigkeiten  nicht  verlustig  zu  gehen.  (Vgl.  oben 
Einleit.  p.  954.)  Es  gelang  auch,  die  Stände  Ende  Octobers  zu  einer  Be- 
willigung von  20,000  Thlr.  und,  nach  dem  Eintreffen  des  Kurfürsten  in  Cleve, 
auf  einem  dort  am  5.  December  eröffneten  Landtage  zur  Bewilligung  von 
150,000  Thlr.  zu  bewegen.  Jene  Summen  sollten  nach  der  alten  Matrikel 
unter  Vorbehalt  der  von  Ritterschaft  und  Städten  gegenseitig  geltend  ge- 
machten Ansprüche  und  Rechte  erhoben  werden.  Schwieriger  war  die  Eini- 
gung der  Stände  über  den  Erhebungsmodus  der  letzteren  Summe.  Als  die 
Städte  mit  äusserster  Hartnäckigkeit  auf  die  „Participirung'^  der  Ritter- 
schaft an  jeder  Steuer  bestand;  sich  weigerte,  den  in  Speier  erhobenen 
Process  fallen  zu  lassen,  und  die  Entscheidung  des  Streits  nicht  dem  Kur- 
fürsten, sondern  höchstens  unparteiischen  Rechtsgelehrten  oder  einer  Juri- 
stenfacultät  überlassen  wollten,  erliess  der  Kurfürst  am  11.  Januar  1666  eine 
Verordnung,  nach  welcher  die  Städte  „bis  zur  völligen  Richtigkeit  der  Ma- 
trikel" ein  Viertel,  die  Geistlichkeit  und  das  platte  Land  drei  Viertel  jeder 
Steuer  tragen  sollten j  er  erklärte  dieselbe  rücksichtslos  ausführen  lassen  zu 
wollen.  Das  wirkte;  die  Städte  zeigten  sich  wenigstens  bereit,  durch  „eine 
besondere  Verehrung"  ein  Viertel  der  bewilligten  150,000  Thlr.  beibringen 
zu  wollen,  baten  aber,  dass  der  Kurfürst  jene  Verordnung  zurücknehme 
und  die  Streitsache  nochmals  durch  Unparteiische  genau  untersuchen  lasse. 
Diese  letztere  Bitte  ward  durch  ein  kurfürstliches  Rescript  vom  9.  Februar 
bewilligt,  aber  auch  gleichzeitig  den  Städten  befohlen,  die  Klage  beim 
Reichskammergericht  zurückzuziehen  und  sich  bis  zur  schliesslichen  Ent- 
scheidung der  Sache  der  Anordnung  des  Kurfürsten  zu  fügen.  Wirklich 
wurde  nach  der  angeordneten  Quotisirung  nicht  nur  obige  Summe,  sondern, 
wie  ein  kurfürstliches  Rescript  an  den  General  Spaen  vom  17.  März  befiehlt, 
noch  obendrein  ohne  Zustimmung  der  Stände  2700  Thlr.  monatlich  zur  Ver- 
pflegung der  kurfürstlichen  Truppen  erhoben.  Indessen  dauerte  die  Erhe- 
bung dieser  Zwangssteuer  nicht  lange;  schon  am  20.  April  gelang  es  dem 
Kurfürsten,  den  Frieden  zwischen  den  Staaten  und  dem  Bischöfe  von  Mün- 
ster zustande  zu  bringen.  Es  erfolgten  dann  die  Verhandlungen  mit  Neu- 
burg über  eine  definitive  Theilung  der  Successionslande;  erst  nach  deren 
Abschlüsse  durch  den  Erbvergleich  vom  9.  September  1666  (vgl.  oben  Einleit. 
p.  954)  nahm  der  Kurfürst  die  endgiltige  Regelung  der  ständischen  Strei- 
tigkeiten in  die  Hand. 


Der  Erbvergleich  mit  Neuburg.  1021 

Aus  dem  Protokoll  des  cleve-märkischen  Landtags.    W. 

[Anzeige  vom  Abschlüsse  des  Erbvergleichs  mit  Neuburg.     Die  Reversalen.    Die 

Huldigung  der  Stände.     Vergleich   zwischen  clev.  Ritterschaft  und  Städten  über 

Jurisdictionen   und   Matrikel.     Bewilligung  von    120,000  Thlr.     Abreise    des 

Kurfürsten.] 

„Erschienen  in  Cleve  von  der  clevischen  Ritterschaft:  Diepenbruch,  1666. 
Biland-Rheidt,  Loe-Wissen,  Quad-Hönneppel,  Quad-Mörmter,  Hove-  5.  Oet 
lieh,  Biland,  Quad-Zoppeubruch,  Wilich-Diersfurt,  Wilich- Wilich, 
Spaen-Kruitzwyck,  Dornick- Lackhausen,  Reck-Wenge,  Wilich-Ker- 
vendonk,  Ketzgen  zu  Mehrum,  Wilich-Wiunenthal,  Quad-Till,  Drost 
Hoven,  Drost  Palaud;  von  den  clevischen  Städten:  Cleve:  Bürgerm. 
Motzfeld  undDr.  Diest,  Wesel:  Bürgerm.  Knuth,  Schöflfen  Hartmann, 
Dr.  Nering  und  Dr.  Braeni,  Emmerich:  Dr.  Noye,  Dr.  Rademacher, 
Hogewand  und  Briel,  Rees :  Bockhorst,  Calcar:  Bürgerm.  Grond, 
Spaen  und  Dr.  Hoffacker,  Xanten:  Bürgerm  Kempken  und  Schöffe 
Ingenhorn,  Duisburg:  Bürgerm.  Schlechtendahl  und  Raeb;  sowie 
Deputirte  der  märkischen  Ritterschaft  und  Städte.  —  Als  die  Landstände 
aus  Ritterschaft  und  Städten  des  Herzogthums  Cleve  und  Grafschaft  Mark 
auf  den  30.  September  1666  zu  gemeinem  Landtage  nach  Cleve  von  wegen 
S.  Ch.  D.  verschrieben  und  darauf  obbenannte  Herren  vor  und  nach  er- 
schienen, proponirte  der  Frh.  v.  Schwerin  in  präsentia  I.  Ch.  D. ,  beider 
churf.  Prinzen,  I.  F.  D.  zu  Anhalt,  Hr.  v.  Canstein,  Frh.  v.  Blumen- 
thal, Ur.  V.  Jena,  Hr.  Meiners;  aus  den  cleve-märkischen  Räthen 
Hr.  V.  Heiden,  Frh.  v.  Spaen,  Hr.  v.  Hüchtenbruch,  Hr.  v.  Nieuen- 
heim,  Dr.  Bachmann,  Stein  bergen,  Isinck,  Hr.  Blaspeil,  Hr.  Haes, 
Dr.  fcJrnst,  Dr.  Lamers,  Peil,  Wüsthaus;  sodann  in  Gegenwart  der 
pfalz-neuburgischen  Abgesandten,  benanutlich  Frh.  v.  Winckel hausen, 
Jülich-  und  bergischen  Kanzlers,  N.  v.  Giese,  neuburgischen  Kanzlers, 
und  Kanzlers  Schnell  von  Wort  zu  Wort:  (Die  Anzeige  vom  Abschlüsse 
des  P>bvergleichs  mit  dem  Pfalzgrafen  Philipp  Wilhelm  vom  D.  Sep- 
tember 1666  QDd  Aufforderung,  nunmehr  dem  Kurfürsten  als  ihrem  alleini- 
gen Erbherrn  die  Huldigung  zu  leisten.)  Wie  der  Frh.  v.  Schwerin  ob- 
gemelte  Proposition  abgelegt  und  ehe  die  Landstäudc  Ausstand  baten,  pro- 
ponirte denselben  der  Frh.  v.  Winkelhauscn  wegen  I.  F.  D.  Pfalz-Neuburg 
prä.s.  Kcronis-Himo  supra  nominatis  ministris  et  consiliariis:  (Abschluss  des 
Krbvcrgleich»,  Entlassung  von  dem  1609  dem  Pfalzgrafcn  \V(»lfgang 
Wilhelm  gelei»tctcMi  Handschlag  und  Aufforderung,  dem  Kurfürsten  zu 
huldigen.) 

Nachdem  deputati  weiter  vernahmen,  dass  L  Ch.  D.  Intention  gar  nicht  8.  Oot. 
wure,  daMH  Dero  fürhtlicho  Schwestern  durch  den  Vertrag  prujudicirt  wer- 
den Holle,  fanden  gut,  der  Erklärung  beizufügen,  dass  die  Stande  ohne 
Nachtheil  höchhtgemelter  Frau  Schwestern  und  deren  Erben  auf  Moosse 
und  Weiäc,  wie  in  der  Erklärung  enthalten,  zu  huldigen  geneigt  waren, 
item  doflg  den  Standen  nicht  präjudiciren  möge,  dasH  Hie  in  dicHer  wichtigen 
Sache  nicht  zugczogco  wiiren ,  welche  Erinneningen  von  den  corporibus 
beli<'b'  f  wurden.    Dem  vorgangen,  wie  syndici  Au»li«ii/  für  «llr  Lim.Ki.uMic 
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gesucht  und  erhalten,  gingen  die  Landstände  beider  Landschaften  nach 
Hofe,  allwo  dieselben  per  syndicum  Niess  präs.  Serenissimo,  Frh. 
V.  Schwerin,  v.  Canstein,  v.  Blumenthal,  Hr.  v.  Jena  und  cleve- 
und  märkischen  Käthen  I.  Ch.  D.  zuvor,  dass  sie  durch  Dero  hohe  Ver- 
mittlung und  Vermögen  die  Kriegsgefahr  von  diesen  Ländern  abgewandt, 
dankten,  Dieselbe  von  der  Landstände  beharrlichen  Devotion  versichern  und 
I.  Ch.  D.  die  Erklärung  derselben  übergeben  Hessen.  —  Frh.  v.  Schwerin 
präs.  Serenissimo  dankte  für  die  contestirte  unterthänigste  Devotion  und 
wollten  I.  Ch.  D.  die  Erklärung  examiniren  und  den  Ständen  Dero  Reso- 
lution zu  wissen  thun.  —  Frh.  v.  Schwerin  Hess  die  syndici  fordern  und 
hielt  ihnen  vor,  I.  Ch.  D.  hätten  die  Vormittags  von  den  Ständen  überge- 
bene  Erklärung  erwogen,  es  würde  sich  wohl  schicken  und  einer  jeden  Stadt 
ein  Reversal  nach  der  von  den  Ständen  übergebenen  Form  ausgegeben 
werden,  allein,  was  den  leiblichen  Eid  des  Landesherrn  betreffe,  wäre  sol- 
ches nicht  mehr  bräuchlich,  es  solle  aber  an  Statt  dessen  genügsame  Ver- 
sicherung geschehen, 
11.  Oet.  Nachdem  die  Herren  Ritterbürtigen  in  dem  Concepte  der  Antwort  auf 

die  churfürstHche  Antwort  notirt  hatten,  dass  ihnen  ein  Reversal  gegeben 
werden  möchte,  darin  auch  die  von  I.  Ch.  D.,  Dero  Herrn  A^ater  und  Gross- 
vater ihnen  sammt  und  sonders  verliehenen  concessiones  und  Begnadigun- 
gen confirmirt  werden  möchten,  die  Deputirten  der  Städte  aber  dieses,  als 
auf  die  erschlichene  Exemtion  und  jurisdictiones  der  Ritterbürtigen  zielend, 
nicht  passiren  lassen  konnten,  wurde  endHch  gut  gefunden,  nur  ein  gemei- 
nes Reversale  für  die  gesammten  Landstände  Inhalts  des  Landtagsrecesses 
zu  suchen. 

14.  Oct.  Nachdem  die  Landstände  über  das  gemeine  und  die  Stadt  Cleve  über 

ihr  Reversal  deliberirt  und  festgestellt,  hielten  die  übrigen  Städte  an,  dass 
ihre  Reversale  auch  concipirt,  ihre  Erinnerungen  darüber  vernommen,  die- 
selben unter  der  churfürstHchen  Unterschrift  und  Insiegel  ausgefertigt  und 
den  commissariis,  welche  die  Huldigungen  in  den  Städten  aufnehmen  wür- 
den, ad  extradendum  mitgegeben  werden  möchten. 

15.  Oct.  Nachdem  die  Predigt  gehalten,   wobei  I.  Ch.  D.,   I.  F.  D.  zu  Anhalt, 

der  Prinz  von  Orange,  des  Herrn  Statthalters  F.  Gn.,  die  Räthe  und  die 
gesammten  Landstände  beider  Landschaften  sich  eingefunden  und  sich  die- 
selben allesammt  aus  der  Kirche  nach  dem  Schlosse  begeben,  stellten  sich 
die  Stände  auf  dem  grossen  Saale  in  folgender  Ordnung,  nämlich  die  cle- 
vische  Ritterschaft  und  hinter  derselben  die  Deputirten  der  clevischen  Haupt- 
städte an  die  rechte  Hand,  die  märkische  Ritterschaft  und  hinter  derselben 
die  märkischen  Hauptstädte  an  die  linke  Hand,  und  übergaben  die  Depu- 
tirten der  clevischen  Hauptstädte  die  Vollmachten  ihrer  Principalen  in  ori- 
ginalibus.  Darauf  kamen  I.  Ch.  D.  die  beiden  Churf.  Prinzen,  I.  F.  D.  zu 
Anhalt,  des  Herrn  Statthalters  F.  Gn.,  Frh.  v.  Schwerin,  Hr.  v.  Can- 
stein, Hr.  V.  Blumenthal,  Hr.  v.  Jena  und  alle  cleve-  und  märkischen 
Räthe  von  oben  und  stunden  auf  der  Höhe,  da  man  aufgeht,  wann  man 
von  der  Spiegelkammer  kommt.  Nachdem  der  Frh.  v.  Schwerin  eine 
Oration  an  die  Stände  gethan,  darin  er  sie  der  Festhaltung  der  Privilegien 
von  wegen  I.  Ch.  D.    versicherte,    ihre   gehorsamste   Devotion  rühmte    und 
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ihnen  bezeugte,  dass  I.  Ch.  D.  Sich  allezeit  als  ein  gnädigster  Churfürst 
und  Landesherr  und  Vater  gegen  sie  erweisen  würde,  wurde  vorerst  der 
elevischen  Ritterschaft  durch  Herrn  Rath  und  Secretarium  Meiners  for- 
mula  juramenti  von  Wort'  zu  Wort  vorgelesen,  welche  Worte  die  Ritter- 
bürtigen  von  Wort  zu  Wort  mit  Aufstreckung  zweier  Finger  mit  lauter 
Stimme  nachsagten,  und  wurde  ihnen  darauf  ein  gemeines  Reversal  be- 
händigt. Wie  die  clevische  Ritterschaft  ihren  Eid  abgelegt,  trat  dieselbe 
hinter  die  clevischen  Städte,  welche  darauf  hervortraten;  und  wie  sie  sel- 
bigen Eid  gleich  der  Ritterschaft  abgelegt,  wurde  ihnen  auch  ein  gemeines 
Reversale  gleichlautenden  Inhalts  behandreichet,  und  traten  darauf  die  cle- 
vische Ritterschaft  wieder  vor  die  clevischen  Städte.  Demnächst  legte  die 
märkische  Ritterschaft  und  nach  derselben  die  märkischen  Städte  denselben 
Eid  ab,  und  wurde  der  märkischen  Ritterschaft  wie  auch  den  märkischen 
Städten  ein  gleichmässiges  gemeines  Reversal  ausgegeben*).  Nachdem  dieses 
passiret,  wurde  von  den  anwesenden  Landständen  aus  Ritterschaft  und 
Städten  drei  Mal  überlaut  gerufen:  Vive  Brandenburg!  Stracks  darauf  be- 
gaben sich  I.  Ch.  D.  mit  den  Churf.  Prinzen  und  hohen  ministris  auf  die 
Galerie  zwischen  dem  Schlosse  und  der  Kanzlei  und  stellten  sich  auf  ein 
dazu  gemachtes  und  behangenes  theatrum,  vor  welchem  theatro  Bürger- 
meister, Schöffen  und  Rath  der  Stadt  Cleve  neben  den  18  Churleuten  und 
der  ganzen  Bürgerei  stunden  mit  ihren  Mänteln  ohne  Gewehr,  und  nach- 
dem der  Frh.  v.  Schwerin  dieselben  präs.  Serenissimo  angesprochen  des 
ungefähren  Inhalts  wie  den  Ständen  geschehen,  sagten  Bürgermeister, 
Schoflen,  Rath,  Gemeinsleute  und  die  gesammte  Bürgerei  obgemeiten  Eid, 
welchen  der  Herr  Rath  und  secretarius  Meiners  vorlas,  demselben  mit 
aufgestreckten  Fingern  von  Wort  zu  Wort  mit  lauter  Stimme  nach  und 
riefen  darauf  gleichfalls  zu  dreien  Malen  überlaut:  Vive  Brandenburg! 
I.  Ch.   D.   verehrten   der  Bürgerei  8   Oxhäubter  Wein  und   82   Fass   Bier. 

')  Dicat'8  Reversal  lautet  dahin,  dass  der  Kurfürst,  nachdem  die  Stände  aus 
Kitterschaft  und  Städten  ihm  den  J[uldigung8eid  abgestattet,  und  dabei  gebeten, 
,,Wir  oiöchteD  sie  in  Gnaden  mit  einem  Reversal  versehen  und  darin  auch  de- 
clariren,  dass  Alles,  was  hierbei  Vorgängen,  in  praejudicium  tertii  nicht  gemeint 
sein  solle,  wie  auch  ihnen  alle  ihre  habende  Privilegien,  Freiheiten,  Begnadi- 
gungen, Rechten  und  Gerechtigkeiten,  die  sowohl  die  ganze  Landschaften  ins- 
gemein, oder  ein  jeder  Ort  Landes  vor  sich,  als  auch  alle  Unterthaoen  und  Ein- 
woboer  sonderlich  und  specialiter  von  Unseren  Herren  Vorfahren  erlauget,  wie 
auch  das  alte  Herkommen  und  gute  Gewuhubeiteu,  wie  sie  dieselben  beweislich 
observirt,  auch  die  Landtagsrecesse  von  den  Jahren  16G0,  1661  und  1664  gnä- 
digst (»rueueru  und  conserviren  —  thun  demnach  solches  alles  und  jedes  wie 
ühstehiit  und  in  Kraft  dieses,  und  wollen  sie  dabei  zu  joder  Zeit  erhulteo, 
schützen  und  handhaben  und  sie  dagegen  im  (turingsten  nicht  beschworen  las- 
sen", dem  Statthalter,  Ruthen  und  allen  Uenmtun  bufehlend ,  «darüber  steif  und 
fest  KU  halteD*.  —  Am  27.  October  1666  verlieh  der  Kurfürst  jedem  clevischen 
Ritterliflrtigon,  der  sich  zum  I^andtago  qualiflcirt  hat,  Zollfreiheit  für  seine  .eige- 
nen Sachen",  nämlich  2  Fuder  NViün.  Miihlenstelne  für  seine  eigonco  Mühlen 
un-i  I  -r;  in  jedem 

Fa,  uou. 
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Wie   dieses   also    passiret,    wurden    die   Stände    beider  Landschaften    von 
I.  Ch.  D.  an  der  churf.  Tafel  tractiret. 
21.  Oct.  (Folgen    Verhandlungen    Schweriu's    und  Meiners'    mit  Deputirten 

der  elevischen  Kitterschaft  und  Städte  zur  endlichen  Beilegung  ihrer  Strei- 
tigkeiten über  die  Jurisdictionen  und  die  Matrikel,  nachdem  die  Ritterschaft 
sich  bereit  erklärt  hat,  mit  Uebernahme  des  fünften  Thells  jeder  Steuer 
seitens  der  Städte,  wenn  dieselbe  ihre  Exemtion  anerkennen  würden,  zufrie- 
dengestellt zu  sein  und  letztere  sich  hierzu  verstanden  hatten.) 

23.  Oct.  (Kommen   diese  Verhandlungen    soweit  zu   Stande,    dass   der  Kurfürst 

an  diesem  Tage  den  Recess  zum  Vergleich  zwischen  Ritterschaft  und  Städten 
unterzeichnet.)^)  —  Die  Hrn.  Ritterbürtigen  hielten  dem  Syndicus  der  Städte 
vor:  man  hätte  dem  Frh.  v.  Schwerin  um  deswillen,  dass  er  die  Propo- 
sition bei  der  Huldigung  abgelegt,  mit  1200  Thlr.,  Frh.  v.  ßlumenthal, 
weil  er  niemals  vor  diesem  mit  I.  Oh.  D.  hier  zu  Lande  gewesen,  mit  400 
Thlr.,  Hrn.  secretario  Meiners  mit  100  Ducatons  zu  recognosciren. 

24.  Oct.  Ego  (Syndicus  Schmits)  referirte  solches  meinen  Principalen,  welche 

in  der  Vermuthung,  dass  dieses  Gelder  wären,  so  die  Herren  Ritterbürtigen 
vor  diesem  in  ihrer  Sachen  präsentirt  hätten,  erklärten,  sie  könnten  ohne 
ihre  Principalen  nicht  zugeben,  dass  das  Quantum  exprimiret  würde,  sondern 
man  hätte  bei  dem  Abscheide  in  generalibus  zu  vermelden,  es  wäre  Nichts 
in  Cassa  und  könnte  wegen  Ermangelung  ein  und  anderer  Instruction  zwar 
die  eigentliche  Summe  nicht  ausgedrückt  werden,  I.  Exe.  möchten  sich  aber 
versichern,  dass  die  w^irkliche  Dankbarkeit  erfolgen  sollte,  um  zu  zeigen, 
dass  die  Ritterbürtigen  ohne  die  Städte  keine  Gelder,  weniger  einig  Quan- 
tum präsentiren  könnten.  Wegen  des  Frh.  v.  Blumenthal,  weil  derselbe 
noch  einige  Tage  bliebe,  wollten  sie  mit  einander  reden.  —  Deputabant,  um 
den  Churf.  zweien  Prinzen  zu  valediciren  und  dem  Frh.  v.  Schwerin  dieses 
beim  Abscheide  anzubringen:  Hrn.  Director  v.  Diepenbruch,  Frh.  v.  Loe 
zu  Wissen,  Hrn.  Dr.  Diest  wegen  Cleve,  Hrn.  Dr.  Knueth  wegen  Wesel, 
und  aus  den  Märkischen  eine  gleiche  Anzahl. 
28.  Oct.  Nachdem   die  Antwort  auf  die   am   12.  October  abgelegte  Proposition 

una  cum  gravaminibus  abgeschrieben  und  in  Gegenwart  beider  Landschaf- 
ten verlesen  worden,  gingen  die  Landstände  beider  Landschaften  nach 
Hofe,  und  nachdem  Syndicus  Niess  die  Contenta  der  Antwort  brevibus 
vorgestellt,  übergab  er  I.  Ch.  D.  gemelte  Antwort  oder  Erklärung  und  die 
Gravamina,  item  ein  Memorial,  dass  die  abgebrochenen  Häuser  und  ver- 
grabenen Gründe  zu  Calcar  bezahlt  werden  möchten.  I.  Ch.  D.  wollten  es 
verlesen  und  erwägen  lassen,  und  wurden  darauf  die  Herren  Landstände 
beschieden,  Nachmittags  um  die  Glocke  eins  wieder  zu  kommen.  Nach- 
mittags hielten  Hr.  Jena  und  Hr.  Generalmajor  Frh.  v.  Spaen  stark  an, 
es  möchten  die  Landstände  ohne  Abzug  der  in  Majo  nächsthin  gewilligten 
10,000  Thlr.  die  gesonnenen  120,000  Thlr.  auf  das  künftige  Jahr  willigen. 
Landstände  allegirten  dagegen  die  Armuth  und  das  Unvermögen  der  Un- 
terthanen.     Uli  instabant.    Landstände  beriefen  sich   selbst  auf  den  Herrn 


*)  Dieser  Recess  vom  23.  October  1666  bei  Scotti  a.  a.  0.     Ueber  den  In- 
halt vgl.  oben  Einleit.  p.  954. 
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Generalmajor  v.  Spaen,  welchem  die  Armuth  der  Unterthanen  bekannt 
wäre,  und  wie  schwerlich  die  Gelder  von  denselben  zu  erzwingen  seien, 
nie  non  negabat,  es  hätten  aber  I.  Ch.  D.  zu  Wiederbringung  des  Friedens 
grosse  Koste  gethan,  es  käme  auf  ein  Geringes  an,  Stände  möchten  dazu 
resolviren,  alsdann  könnte  man  des  andern  Morgens  die  Gravamiua  noch 
durchgehen.  Wie  aber  die  Stände  ihr  Voriges  repetirten  und  baten,  es 
möchten  die  Herren  commissarii  solches  I.  Ch.  D.  beweglichst  hinterbrin- 
gen, nicht  zweifelnd,  I.  Ch.  D.  würden  mit  den  gewilligten  110,000  Thlr. 
Sich  in  solcher  gnädigsten  Betrachtung  zufrieden  geben,  Herren  commis- 
sarii difficultirten,  es  I.  Ch.  D.  selbigen  Tags  zu  hinterbringen,  mit  Begeh- 
ren, die  Stände  möchten  sich  bis  folgenden  Morgens  bedenken  und  sich 
alsdann  besser  erklären.  (Sie  bewilligten  denn  auch  am  folgenden  Tage 
120,000  Thlr.) 

Kamen  beide  Landschaften  in  corpore  und  Hessen  per  syndicum  Niess  29.  Oct. 
vorstellen,  weil  es  die  Zeit  anjetzo  nicht  leiden  könnte,  so  behielten  sie  sich 
vor,  I.  Ch.  D.  auf  eine  andere  Zeit  zu  remon^triren,  wie  dienlich  Deroselben 
und  dem  Lande  wäre,  dass  die  Stände  die  Gelder  selber  anstatt  des  Land- 
rentmeisters lieferten,  baten,  dass  die  Remedirung  der  Abuseu  geschehen 
und  der  erste  Zahltermin  auf  den  letzten  Februar  gestellt  werden  möchte, 
recommandirten  die  Erörterung  der  übergebenen  übrigen  Gravaminum,  con- 
testirten  ihre  Betrübnisss  über  des  Churfürsten  Abreise,  wünschten  Dero- 
selben eine  glückliche  Reise,  recommandirten  Ihro  die  beiden  Landschaften 
und  baten  ihre  Dimission.  I.  Ch.  D.  wollten  den  abusibus  remediren,  re- 
solvirten  auch  endlich,  dass  der  erste  Zahltermin  auf  den  letzten  Februar 
gestellt  werden  möchte,  bedankten  für  die  Coutestation  und  Wunsch,  ver- 
sicherten die  Stände  sammt  und  sonders  Ihrer  Hulde  und  Gnade,  gaben 
denselben  Dimission  und  nahmen  von  ihnen  Abschied.  Wenig  Zeit  zuvor 
hatten  8  Deputirte  aus  beiden  Landschaften  unserer  gnädigsten  Frau  und 
L  Höh.  der  Prinzessin  von  Orange  valedicirt.  I.  Ch.  I).  Hessen  per  Herrn 
Generalmajor  Frh.  v.  Spaen  wissen,  es  wäre  unnöthig,  dass  die  Stände 
sie  bis  aaf  die  Grenze  begleiteten '). 

•)  Am  30.  October  reiste  der  Kurfürst  aus  Cleve  ab. 
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Achter feld,  Dr.,  clev.  Rath  43. 
Adolf  I.,  Graf  zu  Cleve  4. 
Adolf,  Herzog  zu  Cleve  5. 
V.  Aitzema,  Leo,  Resident  d.  cleve- 

u.  jül. -berg.  Stände  im  Haag  112. 

115.  276.  277.280.285—86.296-97. 

319.   333.  336.   337.   339.  342.   351. 

354-55.   371.    390.   424.  480.    497. 

499  —  500.  506.    511.   521.  531.  538. 

545-46.   574.  623.    645.    744.    776. 

784.    789.    795.    808-15.    817  —  18, 

825-26.  837.  853—55.  857—58.  863. 

871.  873—74.  882-83.  901.  910-11. 

913.  940. 

V.  Aldenbockum,  Peter,  clev.  Rath 
u.  Landhofmeister  23. 

Aldenhoven,  jül. -berg.  Kanzler  40. 

Aldringa,  Mitglied  der  Generaist. 
139. 

Altfeld,  Herrn.,  Bürgerm.  v.  Hamm 
und  Syndicus  d.  mark.  Städte  802. 

Althof,  jül. -berg.  Vicekanzler  731. 

Amalie  v.  Solms,  Wittwe  d.  Prin- 
zen Friedrich  Heinrich  v.  Oranien 
345.  409  —  11.  446.  448.  457  —  58. 
461-62.  478.  749—51.  775-77.  821. 
828-29.  833-35.  837.  897.  910-11. 

914.  971. 

Anethanus,  Joh.,  trierscher  Kanzler 
und  kais.  Gesandter  541.  546.  555. 
559. 

Anton,  Joh.,  Jesuitenpater,  Gesandter 
d.  Pfalzgraf.  Phil.  Wilh.  in  Rom  778. 


Ascheberg,  Herrn.,  Deput.  d.  jül.- 
berg.  Stände  506.  514. 

V.  Aschenberg,  Joh.,  zu  Heide,  Mit- 
glied u.  Deput.  d.  mark.  Ritterscli. 
330.  589.  746-47.  758.  769. 

V.  Asswin,  Anton,  Hr.  zu  Brakel, 
zu  Loe,  Mitgl.  der  Generalstaaten 
und  der  clev.  Rittersch.  91. 

A  u  e  r  s  b  e  r  g,  F  ürst,  kai  s.  geh.  Rath  609. 

Bachmann,  Wilh.,  clev.  geh.  Rath, 
dann  ausserordentl.  Amtskammerrath 
61.  243-46.  251.  282.  314.  339.  430. 
563.  752.  908.  978.  983.  s.  Sohn  430. 
563. 

Bachmann,  Dr.,  Deput.  von  Cleve 
535.  572. 

Barich,  Asswer  Heinrich,  v.  Balde- 
rich genannt,  Mitgl.  der  clev.  Rit- 
terschaft 153.  163.  284. 

V.  Bauer,  Hans  Hermann,  Herr  zu 
Frankenberg,  kurf.  Comraissar  in 
Cleve  109.  Friedrich,  k.  General- 
lieutenant 713.  889.  892.  897.  899. 
903.  905-7. 

Beck,  Dietr. ,  Jesuitenpater,  Agent 
Mazarin's  778. 

Becker,  Rütger,  Deput.  von  Xanten 
330.  881. 

Becker,  Joh.,  Stadtsecretär  u.  Deput. 
V.Wesel  364.  389.  517.  551.  564.  763. 

Beckmann,  Bernh.,  k.  Kriegscom- 
missar  908. 
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V.  d.  B  e  e  c  k ,  Job.,  Mitgl.  d.  Generaist. 

295,     Ges.   der   Generaist.    au   den 

Kurf.  508. 
V.  d.  Beek,  Wilh.  Dr.,   Schöffe  und 

Deput.  V.  Emmerich  220.  261.  330. 

338.  339.  881.  924. 
Beer,  k.  Oberstwachtmeister  481. 
V.  Berg,   Joh.  Herrn.,   Bürgerm.  von 

Düren  u.  Deput.  d.  jül.-berg.  Stände 

514.  615.  663. 
zum  Berge,  Gottfr.,  Deput.  v.  Unna 

331. 
V.  Bernsau,  Wirich,  zu  Bellinghofen, 

Director   der  clev.  Ritterschaft  58, 

clev.  geh.  Rath  68.  69.  80.  90.   93. 

96.  113.  152.  165.  179.  181.  184.  225. 

231.   263.    270.   274.    277.   280  —  81. 

282.  288.  299.   339.    351.   354.   357. 

438.   488.   569.  633.    644.   653.  663. 

745.  873.  909. 
V.  Bern 8 au,    Heinr.  Wilh.,    zu  Bel- 
linghofen 363.  633 
Bevereu,   Mitgl.  der  Generaist.  295. 
Heverning,    Mitgl.  und  Deput.   der 

Generaist.  812.  814.  868. 
Beverweert  s,  Nassau, 
de  Beyer,  Arnold,  Schöffe  u.  Deput. 

von  Wesel  137.  238.  266.  330.  738. 

969. 
de  Beyer,  Johann,   clev.  geh.  Rath 

94'y. 
B  i  c  k  e  r ,  Bürgerm.  ^.  Amsterdam  431 . 
Biermann,  Kourad,  ravensbergischer 

Landscbreiber  57. 
Biese nbroich,  Joh.,  Deput.  v.  Rees 

671. 
V.  Bilant,  Rollmann,  zu  Halt,  Deput. 

der  clev.  Ritterschaft  33. 
V.  Hilant,  Arnold  Adrian,   Freiherr, 

zu  Speldorp,  Mitgl.  und  Deput.  der 

clev.  Ritterschaft  69.   91.   153.  230. 

238.  31.5.  330.  338.  339.  35!.  356-57. 

362,  wird  clev.  geh.   Rath  398.  441. 

484,  wird  üboret  .500.  513.  537.  566. 

587.   633.  6.S6.   644.   653.   663.   740. 

748.  757.  978.  9H9. 

V.  Bilant,  Roltmano,  Hr.  KU  Reidt  a. 
Oycn,  Mitgl.  d.  clov.  Rittersch.  91. 
7S8-39,  Dirocior  d.  cluv.  Ritt4)rtch. 

749.  756.    767.   783.   795.  836.  857. 


859.    861.   881.   883.   898.  911.   918. 
923-24.  965.  1021. 

Billich,  Joh.,  Bürgerm.  zu  Euskir- 
chen u.  Deput.  d.  jül.-berg.  Stande 
749. 

Bischopinck,  Heinr.,  Dr.,  münst. 
Gesandter  in  Neuburg  601,  auf  dem 
Kreistage  zu  Essen  605. 

Bitter,  Joh.,  Bürgerm.  zu  Wipper- 
fürth u.  Deput.  d.  jül.-berg.  Stände 
615. 

B 1  a  s  p  e  i  1 ,  Lucas,  clev.  Landrentmei- 
ster u.  Amtskammerrath  86.  87.  88. 
89.  126.  134.  266.  314.  424.  426. 
428.  430.  445.  563.  659.  688. 

Blaspeil,  Werner  Wilh.,  clev.  geh. 
Regierungs-  u.  Amtskammerrath  89. 
120.  339.  384.  398.  426.  430.  464. 
468.  490.  495.  513.  563.  635.  655. 
699.  846.  871.  908.  977—78.  985-87. 
991-1009.  1011. 

V.  Blumenthal,  Joachim  Friedrich, 
brandeub.  geh.  Rath,  Commissar  in 
Cleve  80.  81  87.  89.  98.  105.  123. 
132.  135.  302.  559.  578.  583-84. 
594.  597,  Gesandter  des  Kurfürsten 
in  Regensburg  664.  673.  681.  684. 

v.  Blumenthal,  Christ.  Dietr.,  kurf. 
geh.  Rath  1021-24. 

Bockhorst,  Dietr.,  Rentmeister  und 
Deput.  von  Rees  261.  330.  338.  339. 
738.  764.  881.  898.  1021. 

Bock  hörst,  clev.  Justizrath  314. 
416-17. 

V.  B od el schwing  zu  Bodelschwing, 
Gisbert,  Deputirter  d.  mark.  Ritter- 
schaft 36. 

V.  Bodelschwing,  (iisbcrt  Bernh., 
Mitgl.  und  Deput.  d.  mark.  Ritter- 
schaft sowie  clev.  Justizruth  330. 
.339  441.  488.  506.  567.  659.  671. 
766.  769.  859. 

V.  IlodolHchwing,  Franz,  zu  Icko- 
rcn,  Mitgl.  u.  Deput.  d.  miirk.  Rit- 
ttrschuft  331.  338.  369,  Oberst  und 
Commandunt  vou  Hamm  457.  481. 
632  —  33.  726.  757.  841.  870.  873. 
897.  906. 

V.  Bodlenberg  a.  Kessel. 
Bügel,  Deput  von  Xant4>n  300. 
66  ♦ 
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V.  Boeneii,  Ludolf  Georg,  zu  Ober- 
hausen, kath.  Mitgl.  der  clev.  Rit- 
terschaft 93.  644.  748. 

V.  Boetzlaer,  Dietr. ,  clev.  Land- 
drost  23. 

V.  Boetzlaer^  Dietr,,  clev.  Land- 
drost,  Deput.  der  clev.  Ritterschaft 
82.  91.  123.  135.  153.  185.  213.  281. 
284.  351.  360-63.  418.  513.  535.  549. 

V.  Boineburg  s.  Honstein, 

Bongard,  Arnold,  Schofle  u.  Deput. 
von  Wesel  473-75.  578.  671.  749. 
764.  857. 

V.  d.  Bongart,  Werner,  jül.  Land- 
hofmeister 30.  32. 

V.  d.  Bon  gart,  Joh.  Beruh.,  Deput, 
d,  jül.-berg.  Stände  in  Regensburg 
93.  603.  608.  654.  663.  078.  699. 
707.  711.  713. 

V.  d.  Borch,  Hofmeister  des  Kur- 
prinzen Georg  Wilhelm  u,  brandenb. 
Hofrath  in  Oleve  50. 

V.  d.  Borch,  Alard  Philipp,  zu  Lan- 
gentreer,  clev.  geh.  Rath  111.  242. 
245.  268.  314.  320.  322. 

Boreel,  Staat.  Gesandter  in  Paris  497. 

V.  Borstel,  Georg  Friedr.,  kurf.  Hof- 
und  Kammergerichtsrath  805. 

Borwinkel,  kurf.  Oberst  840.  906, 

V.  Bracht,  Joh  ,  Schöffe  u.  Deput. 
von  Wesel  364. 

Brandt,  Christ,  cleve-märk.  Land- 
rentmeister 992. 

Brecht,  Rütger,  Deput.  von  Rees 
622.  625. 

Brembgen,  Joh.,  erster  Bürgermei- 
ster von  Wesel  95.  178.  396.  535. 
632.  747—48.  763.  905.  969. 

V.  Brempt,  Joh.,  Freiherr,  Herr  zu 
Vehn  u.  Landskron,  Mitgl.  der  clev. 
Ritterschaft  92.  96.  160.  161.  163. 
277,  280.  296.  338.  644.  965. 

Brie  11,  Bernhard,  Schöffe,  dann  Bür- 
germeister u.  Deput.  von  Emmerich 
261.  280.  316.  330.  738.  1021. 

Brinck,  Wilh. ,   Bürgerm,  u.  Deput. 

•    von  Duisburg  309.  330. 

Brockelman-n,  Heinrich,  Dr.,  clev. 
Rath  43. 

V.  d.  Broel  s.  Plater. 


v.  d.Broel,  Nicolaus,  jül.  Rath,  Amt- 
mann zu  Mettmanu  31.  32. 

de  Bruin,  Mitgl.  und  Doputirter  der 
Generalstaaten  532. 

Buchau  s.  Prinz. 

V,  B  ü  r  e  n ,  Walther,  zu  Calbeck,  Drost 
zu  Goch  und  Deput.  der  clev.  Rit- 
terschaft 33.  36.  37.  38. 

V.  Büren,  Melch.  Dietr.,  Mitgl.  und 
Deput.  der  mark.  Rittersch.  330. 

Buotsma,  Mitgl.  u.  Deput.  der  Ge- 
neralstaateu  864.  867. 

V.  B  u  r  g  s  d  0  r  f ,  Konr.,  kurf.  geh.  Rath 
und  Oberkammerherr  88.  109.  189. 
286.  300-2.  306.  330.  338-39.  342. 
355-56.  358.  369.  396-97.  403.  411. 
415.  418-19.  427-28.  444.  448.  457. 
46?.  464.  466. 

V.  Burgsdorf,  Georg  Ehrenreich, 
Oberstallmeister  u.  Oberst  106.  231. 
232.  354. 

V,  Canstoin,  Raben,  kurf.  geh.  Rath 
u.  Hofkammerpräsident  946  —47.  975. 
977-80.  1021—22. 

V.  d.  Capelleu,  Alexander,  Mitgl.  d. 
Generalstaaten  und  des  „Raths  vom 
Staat",  staatischer  Commissar  in 
Cleve  81.  89.  130.  139.  175. 

V.  d.  Cap  eilen,  Heinrich,  Herr  zu 
Ryssel,  zu  Essel,  Mitgl.  d.  General- 
staaten, des  „Raths  vom  Staat"  so- 
wie d.  clev.  Rittersch.  91.  153.  295. 
589.  606.  663.  811—13. 

Christoph  Bernhard  v.  Galen, 
Bischof  von  Münster  600-1.  697. 
790.  839. 

Clont,  Joh.,  Bürgerm,  von  Ratingen 
u.  Deput.  d.  jül.-berg.  Stände  615. 

V.  Cloots  k.  Capitain  481. 

Codonaeus,  Peter,  Deput.  der  jül.- 
berg.  Stände  506. 

Copes,  Joh,,  brandenb,  Resident  im 
Haag  435,  446  —  47.  457.  473.  497. 
502.  808.  817.  858.  869. 

V.  Crockow,  Mathias,  kurf.  geh. Rath 
471.  477. 

V.  »amm,  Andreas  Dietr.,  Syndicus 
und  Deput.  von  Soest  648.  766. 


Personenverzeichniss. 


1029 


V.    Dauhn,    Graf   Wirich,    Herr    zu 

Broich  und  Falkensteiu,  Depiit.  der 

berg.  Rittersch.  35. 
V.  Delwig,   Amt  Georg,   Mitgl.  und 

Deput.  der  mark.  Ritterschaft  924. 
.  Diepenbruch,  Joh.  Herrn.,  Herr 

zu   Eoipel,    Mitgl.   und   Deput.    der 

clev.  Ritterschaft  91.  276.  280.  284. 

338.    351.    362      63.   397.   418.   505. 

515.   532.    535.   559-50.    572.    579. 

585.   589.   617.   625.    635.   644.    648. 

655.   671.    738-39.   74  ^   749  —  50. 

767.  898.  989.  1021. 

Die 8t,  Joh.,  clev.  geh.  Rath,  dann 

Vicekauzler  61.  87.  88.89.192.217. 

221.  266.    279.   282.   339.   381.   448. 

459.  569.  594.  633.  761.  908-9.  917. 

978. 

Di  est,  Arnold,   ychölfe  u.  Deput. 

von  Cleve  286.  316.  325.  330.  354. 
.   Diest,    Heinrich,    Bürgerm.    von 

Cleve  1019.  1021. 
l>iethard,  k.  Oberstlieutenant  1018. 
Dogen,    Mathias,    brandenb.   Agent 

in  Amsterdam   431.    435.    446  -48. 

4nr,. 

Duliriug,  Dictr,  Dr.,  Deput.  d.  .Sludt 
Dortmund  in  Regensburg,   als   sol- 
cher  auch   von   den   mark.  Städten 
gewählt  654.  666. 
'  .hna,  Graf,  k.  geh.  Rath  969. 
Dorn  ick,  Joh.,  zu  Wohnung,  Mitgl. 
der  clev.  Rittersch.  549.  671.  738. 
Der  nick,   Wilhelm,   gen.   v.  Ulft, 
/.u  Lackhausen,    .Mitgl.  und  Deput. 
der   clev.  Rittersch.    738.  749.  764. 
881.  1U21. 

I'rupping,  Doput.  von  Rces  535. 

V.  Düngein,  Riitger,  zu  Dalhausen, 
•Mitgl.  und  Duput.  der  mürk.  Rilt«r- 
«chaft  .TJO.  488.  515.  507.  5H1K  012. 
i'AH.  <;.'i2.  «71.  71()-47.  74ü.  7ü6. 
7r,9.  K'W.  1)21. 

iMiuwuld,  k.  (.'apituiii   isi. 

I  »II siel,  Arnold,  Deput.  d.  jill.-b«  i 
.Stunde  615. 

DusBoldorf,  Joh.,  Probst  zu  Xaii- 
i«n  173. 

Duifhuin,  Hcinr.,  IJürgi-rm.  u.  Deput. 
von  Xant«n  3^0.  33o. 


Duifhuis,  Eberhard,  Dr.,  Deput.  von 
Cleve  738.  764.  802.  828. 

V.  Kck,  Heinr.,  Gesandter  d.  Staaten 
von  Geldern  auf  dem  Kreistage  zu 
Essen  605  —  6. 

V.  Ei  ekel,  Dietr.,  clev.  Rath,  Wald- 
graf zu  Nirgena,  Drost  in  der  Hetter, 
dann  Amtmann  zu  Goch  30.  32.  43. 

V.  Eickel,  Peter  Dietr.,  zu  Hamm, 
Mitgl.  der  clev.  Rittersch.  153.  663. 

V.  Eickel,  Gerhard  Job.,  zu  Groen, 
xMitgl.  u.  Deput.  d.  clev.  Rittersch., 
später  clev.  Justizrath  uud  Amts- 
kammerpräsideut  153.  330.  351.  418. 
513.  515.  589.  644.  648.  738.  749.  802. 
829.  881.  898.  945.  965.  977-78.  988. 

V.  Elberfeld,  Heinr.  Willi.,  Hr.  zu 
Herbede,  Mitgl.  u.  Deput.  d.  mark. 
Rittersch.  330.  488.  515.  769. 

V.  Elberfeld,  Konrad,  zu  Werdriu- 
gen,  Mitgl.  d.  mark.  Rittersch.  330. 

V.  Eller,  Wolf  Ernst,  k.  Oberst,  dann 
General  500.  505.  566.  832.  840.  922. 

V.  Eist,  Onno,  zu  Lehmkuhl,  Mitgl. 
der  clev.  Rittersch.  153. 

Elverich  s.  Haes. 

Engelbert,  Graf  zu  Cleve  7.  8.  9. 

Ernst,  Markgraf  v.  Brandenburg  41. 
44.  45.  46. 

Ernst,  Landgraf  zu  Hessen-Rhcinfels 
780.  787. 

Ernst,  Herrn.,  cleve-märk.  Justizrath 
623.  633. 

Eyck,  Bürgerm.  und  Deput.  v.  Duis- 
burg 738. 

F  a  b  r  i  t  i  u  8 ,  .Toh.,  Predig,  zu  Schwelm 

689. 
Fe  hu  8,  tichöfi'u  und  Deput  v.  Cleve 

749. 
V. Platten,  Joh.,  Scholiister  xu  .Anrhen 

und    Probst   zu    Cruueubui 

Ruth  14. 
i'loren,  Gerh.,  Hürgunn.  von  Jälich 

nn«l   !»       ♦     !         '     borg.  8t&udo 

741'. 
Frey  ui  u  n n ,  Juhuuu  Wolf,  kals.  Com- 

miiiflar  in  Düsseldorf  34. 
rrorobolt,  Job.,  kurf.  geh.  Rath. 415. 
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6»  a  1 1 ,  Adam,  kais.  Commissar  in  Düs- 
seldorf 31. 

Gajenus,  Canonicus  zu  Xanten,  von 
den  clev.  Ständen  nach  Speier  ge- 
sandt 297. 

V.  G e  1  e  e n ,  kais.  Generalfeldzeugmei- 
ster 219-20.  245. 

V.  Gent,  Jan,  Gesandter  der  Gene- 
ralstaaten an  den  Kurf.  508.  538. 

V.  Gent,  Hr.  zu  Dieden,  Mitgl.  der 
clev.  Eittersch.  970. 

GeorgWilhelm,  Kurfürst  v.  Bran- 
denburg 46.  47.  49.  50.  74.  75. 

Georg  Christian,  Landgraf  von 
Hessen-Homburg,  Agent  Mazarin's 
778. 

Gerhard,  Graf  zu  Cleve  4.  5.  6. 

v.  Giese,  neub.  Kanzler  600—1.  609. 
781.  1021. 

V.  Giesenberg,  Joh. ,  zu  Gieseu- 
berg,  Mitgl.  d.  mark.  Rittersch.  330. 

V.  Gladebeck,  Bodo,  k.  Hofkam- 
merpräsident  947. 

V.Götze,  Sigism.,  kurf.  Kanzler  302. 

V.  Götze,  Sigism.,  k.  Capitaiu  726. 

Gogreve,  Joh.,  Kauzler  14. 

V.  Goltstein,  Joh.  Arn.,  zu  Roden- 
holt, Mitgl.  der  clev.  Rittersch.  u. 
schwed.  General  132.  371.  502. 

V.  Goltstein,  Joachim,  staat.  Com- 
mandant  zu  Emmerich  527. 

V.  Goltstein,  Joh.  Friedr  ,  A mtmaun 
zu  Münstereifel ,  Mitgl.  und  Deput. 
der  jül.  Rittersch.  707.  749. 

Gonsiewsky,  polnisch.  General  898. 

Goutswaert,  Pieter,  staat.  Com- 
missar in  Cleve  81.  90.  130.  139. 

de  Greve,  Jakob,  Bürgerm.  v.  Cleve 
69.  214.  899. 

Grimmäus,  Gottfr.,  Deput.  v.  Soest 
331. 

de  Groende,  Jan,  kurf.  Oberst- 
wachtmeister, dann  Oberst,  Com- 
mandant  von  Lippstadt  456.  726. 
840.  885.  906.  920. 

V.  Groin,  Eberh. ,  Deput.  von  Rees 
717—18.  738.  764.  898. 

Grond,  Gerh.,  Bürgerm.  und  Deput. 
von  Calcar  572.  617.  653.  764.  857. 
681.  102t 


V.  Grüter,  Gerh.  Adam,  zu  Allen- 
dorf, Mitgl.  u.  Deput.  d.  mark.  Rit- 
terschaft 330.  859. 

V.  d.  Gruithuis,  Pilgram,  ueuburg. 
Gesandter  im  Haag  411. 

V.  Gymnich,  Werner,  Gouverneur 
des  clev.  Jungherzogs  Karl  Friedrich 
23.  30. 

V.  Gymnich,  Freiherr  Otto,  Hr.  zu 
Vischel,  Deput.  d.  jül.-berg.  Stände 
514.  557.  615. 


llachten,  Arn.,   Schöffe  zu  Calcar 

330. 
H  a  e  s ,  V.  Elverich  genannt,  Hermann, 

Richter  zu  Cleve,  Mitgl.  der  stand. 

Deputationen    nach  Königsberg    in 

d.  J.  1641  u.  45,  später  clev.  Amts- 

kammerrath   88.  184.  238.  398.  514. 

633.  911. 
V.  Haimbach,  Winand,  clev.  Kanzler 

61.  71.  74.  165. 
V.  Hake,    Adam,  kurf.    Oberst   265. 

353. 
V.  Hall,  Dietr. ,  jül.  Rath,  Amtmann 

zu  Monheim  32. 
V.  H  a  1 1 ,  Joh.  Degenhard,  zu  üphoven, 

Deput.  d.  jül.-berg.  Stände  514.  557. 

615.  749. 
V.    Hardenrath,    Joh.,    jül.    Vice- 

kanzler  32. 
V.  Harf,  Damian,  jül.  Rath  u.  Amt- 
mann zu  Lülsdorf  32. 
Harsholt,   Mitgl.  u.  zeit.  Präs.  der 

Generalstaat.  139. 
Hartmann,  Jakob,  Deput.  v.  Wesel 

995.  1021. 
V.  Hatzfeld,    Graf  Melchior,    kais. 

Feldmarschall  und    Gesandter  537. 

541-43.    545  —  48.    555.   559.    566. 

570.  578.  603. 
V.   Hausen,    Herm. ,    Bürgerm.    von 

Hamm  u.  Syndicus  d.  mark.  Städte 

97.  184.  331. 
V.  Hausen,   Deput.  d.  mark.  Städte 

671. 
Heckinck,  Dr.,  clev.  Rath  43. 
Heemvlit  s.  Kerckhoven. 
V.  d.  Heese,  Heinr. ,  zu  Ruwentbal, 
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Mitgl.  und  Deput.  der  mark,  Ritter- 
schaft 330.  671. 
V.  Heiden,  Friedr. ,  zu  Bruch,  clev. 
geh.  Rath,  Drost  zu  Lippstadt  und 
Deput.  d.  mark.  Rittersch.  97.  184. 
191.   339.   380.   384.   441.   444.  464. 

471.   483.    506.    563.   587.    633.   748. 

873.  878.  978.  1002. 
V.  Heiden  s.  de  Rynsch. 
V.  Heresbach,  Koiirad,  clev.  Rath 

u.  Erzieher  Herz.  Wilhelm's  15.  23. 
V.  Hertefeld,  Stephan  41. 
V.   Hertefeld,    Jobst   Gerhard,    zu 

Colk,  Oberjägermeistcr,  Mitgl.  und 

Deput.  d.  clev.  Rittersch.  153.  266. 

351.  357.  691.  749.  857.  912. 
V.  Hertefeld,  k.  Capitain  481. 
V.    Hillenberg,     Walt.    Christoph, 

Bürgerm.  u.  Deput.   von  Rees  309. 

330.  572. 
Hillesberg,  Deput.  v.  Xanten  857. 
V.  Hillesheim,  Wilh.,  Hr.  zu  Aren- 
thal zu  Niederbach,  Deput.  d.  jül.- 

berg.  Stände  514.  615. 
Iloefyser,  Peter,  holländischer  Ge- 
neralempfänger 49. 
Iloeue,  Gottfr. ,  Bürgerm.  u.  Deput. 

von   Lünen,   Empfänger  der  raärk. 

Stände  331.  451—52.  456.  4^1    19fi. 

893.  983. 
V.  Hürde,    Palick,   zu  Camphauaen, 

Mitgl.  der  clev.  Rittersch.  152. 
v.  Hoete,  Georg,  zu  Bögge,   Mitgl. 

der  mark.  Rittersch.  330. 
.  Hövell,  Wilh.,  zu  Todringhausen, 

Mitgl.  der  mark.  Rittersch.  330. 
.  d.  Holck,  Bürgerin,  von  Utrecht, 

Mitgl.  u.  Deput.  der  (ieneraUt.  295 

532.  782.  784.  812.  864. 
Holt  hausen,  Bürgerm.  von  Düssol- 

dorf  u.  Deput.  d.  jül.-berg.  StÜDdu 

749. 
II  olt/.brinck,  Guorg,   li^ntmeistor 

/.u  AlUMia  634. 
IfonHtoin,    v.    Boinubnrg    genannt, 

Joh.,  ausferordentl.  cluv.  guü.  Rath 

und  Mitgl.  der  clev.  Rittersch.  68. 

71.  91.  111.  152.  165.  191.  320.  330. 

339.  512.  663. 
Hopp,  Lic,  cluv.  Katb  43. 


Hopp,  Egbert,  Lic,  Schöffe  u.  Deput. 

von  Cleve  859.  861.  881.  911. 
V.  Hörn,  Philipp,  kurf.  geh.  Rath  u. 
Commissar  in  Cleve  120.  338.  344. 

354.   356.   371.   403.   415.   416-18. 

422.   435.   438.   443-48.    458-64. 

466-67.  470-71.  475.  477—78.  483. 

490-92.  496.  562—63. 
V.  d.  Horst,  Joh.,  clev.  Rath,  Land- 
hofmeister   uud    Marschall    23.    34. 

37.  44. 
V.  Horst,  Johann  Dietr. ,   zu  Rosau, 

Mitgl.   der  clev.  Rittersch.  93.  2.76. 

284. 
Horst,  neub.  Resident  in  Wien  600. 

781. 
V.  Hovelick,  Gisbert,    zu  Bimmeu, 

Mitgl.  der  clev.  Rittersch.  153. 
V.  Hovelick,  Dietr.,  Mitgl.  d.  clev. 

Rittersch.  671.  857.  898.  1021. 
V.  d.  Hoven  s.  Pampus. 
v.  Hoven,  Heinr.  Wilh.,  zu  Pohvick, 

Drost    in    der  Hetter,    Mitgl.  und 

Deput.   der  clev.  Rittersch. ,    dann 

cleve -mark.  Justizrath  und  Hofge- 
richtspräsident 91. 152.  219.280.281. 

309.   312    330.   338.   339.   361—63. 

513.   514.   535.   577.   618.  633.   663. 

671.  740.  745.  978. 
Hoyas,  Ludwig,  kais.  Commissar  in 

Düsseldorf  32.  34.  36. 
V.  Hüchtonbruch,  Albort  Gisbert, 

zu  Gartrop,    Mitgl.  uud  Deput.  der 

clev.  Rittersch.,  clev.  geh.  Rath  und 

Kammerpräsident  91.  152.  230.  238. 

280.   311.    330.   338.   339.   351.  361 

-63.   398.   444.  488.  513.  563.  633. 

635.   653.   663.   873.   978.  985-86. 

1002. 
Hübsch,    Stadtdocrutär   und  Deput. 

von  Rüofl  280. 
llugenpoth,  Wilh.,  zu  Gasswinkol 

u.  WoHthcmmerdc,   Mitgl.  d.  mark. 

RittorHih.  330. 
Ilugonpott,  Job.  Wilh.,  Doub.  geh, 

Rath  709.  712-13.  715. 
Ilugenpott,  SU  Recke,  Mitgl.  und 

Deput.  dur  mark.  Uittcmch.  859. 
llnndubeck,  Cnsp.  Rieh.,  kurf.  Ca- 

pitaio  und  Uicliter  r.u  Xauten,  dnuo 
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Oberstlieutn.  und  Oberst  291.  505. 
655.  717.  733.  738  -  39.  741  -  42. 
757.  840. 

Hütte u,  Schöffe  u.  Deput.  v.  Calcar 
261.  280. 

Jassens,  Mitgl.  und  Deput.  der  Ge- 
neralstaaten 532. 

V.  Jena,  Friedr.,  kurf.  geh.  Rath  und 
Kanzler  902.  933.  969.  971. 1021  -22. 

Johann  I.,  Herzog  von  Cleve  5.  6. 

Johann  H.,  Herzog  von  Cleve  7.  8. 
9.  10.  11.  12. 

Johann  HL,  Herzog  von  Cleve  10. 
11.  12.  13.  14.  15.  16. 

JohannWilhelm,  Herzog  v.  Cleve 
23.  27.  29.  34,  seine  erste  Gemahlin 
Jacobe  von  Baden  27.  29.  30.  31. 
34.  37.  39,  seine  zweite  Gemalilin 
Antoinette  von  Lothringen  39, 
seine  Schwestern  Marie  Eleo- 
nore von  Cleve,  Herzogin  von 
Preussen  24.  33 ,  Anna,  Pfalzgrüfin 
von  Neuburg  31,  Sibilla  v.  Cleve, 
Markgräfin  von  Burgau  37.  41. 

Johann  Sigismund,  Kurfürst  von 
Brandenburg  33-  41.  44.  46.  51. 

Johann  Casimir,  König  v.  Polen 
848. 

Joseph,  kurf.  Oberstwachtmeister  832. 
840.  853.  906. 

Isinck,  Adam,  Dr.,  Syudicus  der 
clev.  Rittersch.,  seit  1649  clev.  geh. 
Rath  58.  91.  184.  225.  238.  281.  286. 
310.  315-17.  355.  360-61.  396. 
398.  438.  441.  459.  461.  468-69. 
480.  533.  535.  547-50.  570.  633. 
635.  644.  745.  753.  761.  769.  871. 
878-79.  881.  901.  911.  945-46.  978. 

V.  Is's  eiste  in,  Vincenz,  staat.  Com- 
mandant  von  Orsoy  484. 

V.  Jüchen,  Martin,  staat.  Comman- 
dant  zu  Wesel  287.  477.  484.  742. 
779.  808. 

Jüttendonk,  Kerst,  Deput.  von 
Xanten  671.  . 


■Mannenberg,  k.  General  806.  808 
~9.  933. 


Karl   Friedrich,   Jungherzog  von 

Cleve  23.  29. 
Karl  Gustav,  König  von  Schweden 

373—74.  777.   787-88.  791—92. 
V.  K  e  r  c  k  h  o  V  e  n ,  Joh.,  Hr.  v.  Heem . 

vlit,  Hausintendant  der  Wittwe  des 

Prz.  Wilhelm  II.  von  Oranien  457. 
Kerswick,  Deput.  von  Calcar  309. 
Kessel,  v.  Bodlenberg  gen.,  Riitger, 

Deput.  der  berg.  Ritterschaft,   zum 

Kaiser  gesandt  36. 
V.  Kettler,  Johann,  brandenb.  Hof- 

rath  in  Cleve  50.  52. 
V.  Kettler,   Joh.  Gosswin,    zu   He- 
ringen,   Mitgl.  der  mark.  Rittersch. 

330. 
V.  Kettler,  Wilhelm,   zu  Heringen, 

Mitgl.  und  Deput.  der  mark.  Ritter- 
schaft 338. 
V.  Ketzgen,  Wilh.,  zu  Gereshoveu, 

kurf.  Commissar  in  Cleve  109.  266. 

322. 
Khelner  v.  Zimmendorf,  Johann 

Jak.,  Agent  der  Stände  in  Regens- 
burg und  Wien  661.  670.  839.  876. 
V.  Kleist,    Ewald,    kurf.   geh.   Rath 

111.   266.   277.   306.   342.   353.   570. 

578. 
Klo  ecke,  Friedrich,    zu  Bärenklau, 

Mitgl.  der  clev.  Rittersch.  152.  330. 

513.  644.  663. 
Klotze,    Gerh. ,   Bürgerm.  u.  Deput. 

von  Soest  331. 
V.  d.  Knesebeck,  Thom.,  kurf.  geh. 

Rath  300.  459. 
Knipping,  Dietr.,  clev.  Rath,  Drost 

zu  Hamm  32.  34. 
Knuth,  Joh.,  Deput.,  dann  Bürgerm. 

von  Wesel  969.  995.  1019.  1021. 
Kost,     Bürgerm.     und    Deput.    von 

Rees  178.  286.  296. 
Krackrügge,  Heinr.  Dr.,  ausserord. 

clev.  Rath  und  Commissar  bei  den 

mark.  Ständen  471. 
Kuchenius    (Keuchenius) ,    Robert, 

Dr.,  Deput.  v.  Emmerich  178.  189. 
Kumpsthof,  Joh.,   clev.  geh.  Rath 

61.  71. 

I      Kumpsthof,    Bertram    Hildebrand, 
I  Syndicus   der  mark.  Rittersch.    97. 
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184.   219.    313.   396.   506.    515.   641 

-42.  649-51.  802. 
Kurtz,  Graf,  Reichsvicekanzler  603. 

719.  728.  743     44 
Kurtz,  Jesuitenpater  in  Wien  789. 

V.  liangenberg,  Nicolaus,  von  den 

clev.  Laudräthen  und  Ständen  nach 

Berlin  gesandt  51. 
Lennep,  clev.  Vicekanzler  43. 
Lensing,  Deput.  v.  Emmerich  898. 
V.  L  e  e  r  0  d  t  v.  W  i  n  a  n  d  ,   K  amraer- 

meister  30.  32. 
..  Leerodt,   Freiherr  Wilhelm,   zu 

Honstorf,  Deput.  der  jiil.  Rittersch. 

542.  559.  615. 
Leers,  Michael,  Secretär  des  Pfalz- 
grafen Phil.  Wilh.  108.  778. 
v.Leuchtmar,v.  Calcum  (Calicheim) 

genannt,   Joh.  Friedrich,    Erzieher 

des  Kurf.  109.  189.  275. 
V.  Leuchtmar,v.  Calcum  (Calicheim) 

genannt,  Gerh.  Romilian,  kurf.  geh. 

Rath  109.  125. 
Ley,   V.  Neuhof  genannt,   Friedrich, 

clev.   geh.   Rath    und   Director   der 

clev.  Amtskamraer  61.  87.  245.  274. 
.   Limburg-Styrum,    Graf  Otto, 

k.  Oberst  500.  .527.  566. 
.  Limburg-Styrum,   Graf  Adolf, 

k.  Oberst  500.  527.  566. 
V.  d,  Linden,  Joh.,  Licentempfängor 

zu  Wesel  275.  277.  279- 
V.  Loe,    Wegsei,    zu    Wissen,    clev. 

Ruth  43. 
.   Loe,     Freiherr    Hertram    Degen- 

hard,  zu  Wissen,  Mitgl.  und  Deput. 

der   clev.    Rittersch.    93.   213.   276. 

284.   330.   624.   644.   648.   655.   671. 

738-39.   747.   749  —  50.   756.    787. 

795.  857.   881.   898.   903.   912.   924. 

1031. 
V.  Leo,   Chriit.  Phil.,   zu  Ovcrdyck, 

Mitgl.  und  Dcpnt.  der  mürk.  Ritt<  - 

Schaft  312.  3.30,  ('»pitain  726. 

Loo,  HaiiH  Friodr. ,  zu  Ovordyck, 

Mitgl.  und  Deput.  der  mürk.  Ritter- 
schaft 330.  33M. 
.  Loo,  Joh.  Wilh.,    XU    l  hir»  nh«  I  / 

Mitgl.  der  raärk.  Uiltorvch.  330. 


V.  Loben,  Joh.  Friedr. ,  kurf.  geh. 
Rath  und  Gesandter  in  Wien  191. 
415.  471.  477. 

V.  Loben,  kurf.  Rittmeister  265. 

Lot  heustein,  Mitgl.  u.  Deput.  der 
Generaist.  864.  867. 

Ludwig,  Joh.  Paul,  kurf.  Rath  und 
Kriegscommissar  120.  343.  353.  369. 
422.  430.  450  —  56.  481.  488.  495 
-  96.  584.  725  -  26.  729.  732.  753. 
783.  785.  841.  872.  883.  891—92. 
908.  994. 

Luermann,  Steph.,  Deput.  v.  Iser- 
lohn 331. 

V.  Lützerath  zu  Ciarenbeck,  cöln. 
geh.  Rath  und  Mitgl.  d.  clev.  Rit- 
terschaft 93.  330.  338.  351.  460  -61. 
476.  857.  881.  898. 


V.  d.  Malsburg,    hessischer  Ober- 

kriegscommissar  234.  244.  452. 
V.  d.  Mark,  Joh.,   zu  Werve,   Drost 

zu  Hamm,    Mitgl.    und   Deput.   der 

mark.  Ritter^sch.  219.  312.  330.  r,i:i. 

519. 
V.  d.  Mark,  (iutlh.  Friodr..  /u  \  niiiitiL 

und    Deput.   der   mark.  Ritterschaft 

330.  338. 
V.  d.  Marwitz,    kurf.   Oberstwacht- 
meister, dann  Oberst  und  Commau- 

dant  von  Hamm  *?»  I    •"-«     M'     1«^ 

449-  50.  456 
V.  Meschede,  (ierli.  !•  lioUr. ,  Mitgl. 

der  mark.  Rittersch.  330. 
V.  Meschede,  Rernh.  Friedr.,  Mitgl. 

u.  Deput.  d.  mark.  Rittersch   671. 
V.  Mecheln,   Franz,  Bürgerm.   und 

Deput.  von  Hamm  331.  369.  567. 
Meicriuck,    Adolf,    kurf.    Cupitaiu 

7.36    742.  757. 
Menge,  Otto,  Deput.  v.  Soest  331. 
Murckelbach,  Flor.,   Ziesomoistur 

(dünn  BürgtT !» ■• St)e8t 

3.38.  369.  56- 

33H.  369.  .567. 
V.  Merfeldt,  miioMt  Causb  i 

tiidter  auf  dem  Kroistago  xu  hisiioii 

tio,  -  6 
\|.''.  .Mi.i..     ri..p  \,.lin, 
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Mitgl.  der  clev.  Rittersch.  153.  163. 

671.  764.  881. 
Michels,   Ziesemeister  und   Deput. 

von  Soest  649. 
Moll,  Konrad,  cleve-märk.  Landrent- 
meister 260. 
Moll,  Adolf,  Lic,  Schöffe  u.  Deput. 

von   Wesel    387.    574,    Deput.    der 

cleve  -  mark.  Stände  in  Regensburg 

603.   607.    623  —  24.    653.    655.    663. 

669.    725.    729.    731.    743.    750    754 

—56.    758.    766.  806.  833.  839.  899. 

909.  924. 
Moll,  Joh.,  kurf.  Oberstwaclitmeister 

726. 
Moll,  Bürgerm.  v.  Lennep  u.  Deput. 

der  jül.-berg.  Stände  749. 
Momm,   Anton,   Bürgerm.  u.  Deput. 

von  Rees   625.   749.    764.  835  —  36. 

857. 
V.  Morrien,   Walther,   zu   Calbeck, 

Mitgl.  u.  Deput.  der  clev.  Rittersch. 

153.    163.    213.    330.    351.    363.   418. 

515.   535.   549.    589.    644.   671.  746. 

749.  881    912.  965. 
Morrien,  Heinr.,  Deput.  von  Camen 

331. 
V.   Morstein,    Andreas,    polnischer 

Gesandter  in  E'rankfurt  889. 
Motzfeld,  Joh.,  clev.  geh.  Regier.- 

u.  Amtskammerrath  6t.  87.  89.  191. 

192.   217.    220.   234  —  35.   243-45. 

268.    274.    282.    288.    299    339.   384- 

559.    587.    625.    659.    714.    740.   909. 

913-14.  917.  978. 
Motzfeld,  Franz,  Schöffe  u.  Deput. 

von  Oleve  857.  924.  1021. 
V.  Mülheim,    Dietr. ,    Syndicus    der 

jül.  Rittersch.  542.  564,  Deput.  der 

jül.-berg.  Stände  nach  Regensbürg 

603.  608.  613.  615.  645.  661.  710-13. 

716.  725.  729.  730-  743.  755. 
Münch,    Bürgerm.    und   Deput.   von 

Duisburg  261. 
Müntz,  clev.  Justizrath  314.  339. 
Musch,    Greffier  der  Generaist.  139. 
V.  d.  Mylen,  Ingenieur  931. 

V.  IV  a  s  s  a  u ,  Graf  Wilhelm,  staatischer 
General  58. 


V.  Nassau,  Graf,  dann  Fürst,  Joh. 

Moritz,  kurf.  Statthalter  von  Cleve- 

Mark,  Staat.  General  u.  Gouverneur 

zu  Wesel  291.   312  —  14.    371.    388 

—  89.     391.     406.    411.     444.     447. 

457.    461.    469.    485.    515.    577  —  78. 

603     6.  611.  656.  678.  687.  723—25. 

732.   741.   746  —  47.    758.    777-80. 

785-87.   790-92.    815.    820  —  21. 

825  —  28.   833^36.   838.   840.    842. 

844—46.  855—57.  871.  877  -79.  881. 

883-85.    888.    892.    900.    901  —  5. 

907  —  12.   916  —  24.   929.    938.    945. 

952.  960.  962     65.  968.  970.  980-83. 

988.    990      94.    998  -  99-    1003-5. 

1008-9.  1012-19. 
V.  N  a  s  s  a  u ,  Graf  Georg  Friedr.,  Staat. 

Commandant  zu  Rheinberg  411.  745. 

779. 
V.Nassau,  Graf  Johann,  Vater  und 

Sohn  446—47. 
V.  N  a  s  s  a u ,  Ludw.,  Hr.  v.  Beverweert, 

illeg.  Sohn  des  Prz.  Friedr.  Heinr. 

von  Oranien  457. 
V.  N  a  s  s  a  u  ,  li'ürst  Wilh.  Friedr.,  Statt- 
halter von  Friesland   u.  Groningen 

497.  577.  813.  827-28.  830. 
V.  N  e  h  e  i  m ,  Bernh.  Balduin,  zu  Ruhr, 

Mitgl.   der  märkischen   Ritterschaft 

330. 
V.  Neheim,  Adolf,  Mitgl.  der  mark. 

Rittersch.  330. 
Neheim,  zu  Bellinghusen,  Mitgl.  u. 

Deput.  der  mark.  Rittersch.  859. 
Neheim,  zu  Heideraühle,  Mitgl.  und 

Deput.  der  märkischen  Ritterschaft 

859. 
Nering,  Deput.  von  Wesel  1021. 
V.  Nesselrode,  Bertram,  jül.  Rath, 

jül.  und  berg.  Landmarschall,  Amt- 
mann zu  Windeck  32. 
V.   Nessel  rode,    Wilh.,    jül.   Rath, 

Amtmann  zu  Blankenberg  32. 
V.   Nesselrode,  Freiherr  Bertram, 

zu  Herten,    Stein   und   Ehrenstein, 

kölnischer  Statthalter  zu  Reckling- 
hausen, berg.  Erbmarschall,  Mitgl. 

und  Deput.  d.  berg.  Rittersch.  557. 

559 ,   geht  als  Deput.  der  jül.-berg. 

Stände  nach  Regensbürg  603.  608. 
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615.    652.    654.    663.    712.    731.  738. 

743.  749.  752—53.  756.  758. 
V.  Neuenhof,   Stephan,   zu  Neuen- 
hof, clev.  ansserordentl.  geh.  Rath, 

Drost  zn  Altena  u.  Iserlohn,  Mitgl. 

u.  Deput.  der  rnärk.  Rittersch.  330. 

369.  471.  515.  519.  769.  797. 
Y.  Neuhof,  Wennemar,  zu  Baldenei, 

Drost  zu  Bochum,  Mitgl.  der  mark. 

Rittersch.  330.  506.  769. 
V.  Neuhof,  k.  Capituin  481. 
Niess,  Heinrich,  clev.  geh.  Rath  61. 

79.  274.  282.  288    314. 
Niess,   Johann ,   Dr. ,   Bürgerm.  und 

Deput  V.  Cleve  280.  296.  330.  338, 

Syndicus   der  clev.   Rittersch.   416,. 

497.    518.    546.    551.   558.    564.    566. 

568.    613.    631.    649.    651.    654.   705. 

706.    738-4  0.    746-50.    764.    784. 

787.    795.    826  —  27.    857  —  59.    861. 

869.  898-901.  905  —  12.   914-15. 

917  —  19.    924.    961.    966.    971.   1024 

—25. 
V.  Nievenheim,    Arnold   Heinrich, 

zu  Driesberg,  Drost  zu  Goch,  Mitgl. 

der  clev.  Ritterschaft  91.  152.  339, 

Amtskammerdirector  355.  536.  618. 
v.  N  i  e  v  e  n  h  e  i  m ,  Joh.  üisbert,  Drost 

zu  Goch  633.  749.  857.  881. 
V.  Norprath,   Joh  ,    kurf.   General- 
lieutenant  u.  ausserord.  Comniissar 

in  Cleve -Mark   108—10.    113.  202. 

211.  219-29.  331.  233.  237.  242-45. 

"-1     7')    288.  314.  315.  640. 

Oe Hingen,    Graf,    Reichshofraths- 

präsident  609.  719. 
Olischleger,  UeiDr.,  clev.  Kanzler 

14.  23. 
V.  Orsbeck,  Wilhelm,  jul.  Kauzler, 

30.  32 
üsinga,  Mitgl.  und  Deput    der  (la- 

oeralfli.  532. 
V.  ÜBsenbro'.  I.     .i..i.     ...i   ||,,|- 

■tor  30.  32 
V.  Osaonbroir  ii ,   .loh  ,    Mii^i.  uiul 

Deput    der    mark.    Rittcnich.    671. 

738. 
T.  d.  Osten,    k.    (•unorul4|iiar(i('rnu!i- 

tUa  931 


0  s  t  e  r  w  i  k ,  Luffart,  Schöfife  u.  Deput. 

von  Emmerich  296.  764.  881.  898. 
Ostmann,   Hermann,   Syndicus   der 

bercc-  Rittersch.  506.  514.  518.  615. 

670.  707.  743.  748-49.  987. 
Otterstedt,  Gottfried,  Jesuitenpa- 

tcr,  Beichtvater  d.  Pfalzgrafen  Phil. 

Wilhelm  u.  dessen  Gesandter  nach 

Rom  789. 
v.  Ovelaker,  Dietr.,    zu   Wisseling, 

clev.  Rath   31,    auch   Amtmann   zu 

Goch  43. 
Overlaker,  Dietr.,  zu  Niederhofen, 

Mitgl.  der  mürk.  Rittersch.  330. 


Pabst,    Hermann,    clev.   geh.  Rath, 

dann  Justizrath  61.    105.   314    339. 

353.  978.  988. 
V.  P  a l a  n  t ,  Dietr.,  Amtmann  zu  Was- 

senberg  30.  32. 
V.  Palant,  Werner,  zu  Zt-hk-m,  clev. 

Erbmarschall   und    Deput.   der  Rit- 
terschaft 33. 
V.  Palant,   Adrian  Werner,   Hr.  zu 

Ceppel,   Mitgl.   der  clev.  und  geld. 

Rittersch.,   clev.  Erbmarschall  111. 

314.    416.    582.    640.    658.    660.    738. 

749-50.  764. 
v.  Palaiit,  Heinr.  Bertram  1002. 
Pampus,  V.  d.  Hoven  genannt,  Joh., 

clev.   geh.  Regii'i.  -    ihm]   Ainf>kam- 

merrath  282.  31  i 
v.  Pannewitz,  kuii.  uinnu'isuT  Jt».». 
Parmentior,  Ant.  Carl,  Gesandter 

d.  Gencralst.  an  d.  Kurfürsten  508. 
Pauw,  Joh.,  Agent  der  clev.  Slidte 

im  Haag  82.  123.  125. 
Peil,  Joh.,  clev.  geh.  Rutn  -  .       .  ; 

245.  274.  282.  288.  314. 
Philipp    Ludwig,     Pfalzgraf    vou 

Neuburg  32. 
IMiilipp    Wilhelm,    I*falzgraf  von 

V.uburg  593-94.  598     602.  604-6. 
08    9.  646.  661.  668.  670.  678  715. 

7  78—81.  787.  789-90.  903     4    923. 

937.  954.   1021. 
v.  Piek,    Wilh.    I  Mitgl.   der 

mark.  Kitterscli        " 
I   1  k'hiuM  8.  Wiuauduf. 
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V.  d.  Planitz,   scliwed.  Oberst  371. 

373-74.  415-16.  429. 
V.  Platen,  Ernst  Claus,  k.  geh.  Ratli 

969.  979. 
Plater,  v.  d.  Broel  genannt,  Johann, 

clev.  geh.  Rath   und  zweiter  Land- 

drost  61.  74.  79.  165. 
V.  P 1  e  1 1  e  nb  e  r  g ,  Christ,  zu  Schwar- 

zenberg,  Mitgl.  n.  Deput.  der  mark. 

ßittersch.  330.  859. 
V.  Pöllnitz,   Job.  Ernst,    Oberst  u. 

Commandant  von  Lippstadt  921. 
Portmaun,  Joh  ,  clev.  geh.  Rath  61. 

314.    339.    354.    383.    752.  762.    891. 

983. 
V.  Pot  hausen,  Casp. ,   kurf.  Oberst 

431. 
V.  Potter,  Peter,  brandenb.  Hofrath 

in  Cleve  50. 
Pottgiesser,    Heinrich,    Bürgerm. 

von   Hamm    33,     zum    Kaiser    ge- 
sandt 36. 
Prinz    v.    Buch  au,    Daniel,     kais. 

Commissar  in  Düsseldorf  32. 
v.  Pro  eil,  Alb.,  Deput.  v.  Schwerte 

331. 
v.  Puttliz,  kurf.  geh.  Ratli  302. 

V.  ^  u  a  d  V.  W  i  c  k  r  a  d  t ,  Stephan, 
Herr  zu  Kreuzberg,  zu  Mörmter, 
Mitgl.  und  Deput.  der  clev.  Ritter- 
schaft, dann  cleve-märk.  Jastizrath 
93.  96.  161.  163.  174.  176.  203.  263. 
270.  276.  280.  281.  284.  296.  309. 
311.  336.  338.  339.  351.  362  —  63. 
397  —  416.  41S.  515.  535.  572.  589. 
616  —  17.  621.  624.  632-33.  658, 
sein  Sohn  Johann  1021. 

V.  Qu  ad  V.  Wickradt,  Bernhard 
Wilhelm,  Drost  zu  Dinslaken  152. 
400.  513.  537.  663.  671.  748.  764, 
dessen  Sohn  Joh.  Rollmann,  Drost 
zu  Dinslaken  860.  1021. 

V.  Qu  ad  V.  Wickradt,  Joh.  Wilh. 
zu  Wiitereyck  738.  748. 

Rabenhaupt,  hess.  Oberst 213.  227. 

Rademacher,  Christian,  Dr.,  Deput. 

von  Emmerich  671.  764.  857.  1021. 


Raeb,   Schöffe,   dann  Bürgerm.    und 

Deput.  V.  Duisburg  280.  738.  1021. 
V.  Raesfeld,   Mitgl.    und  Deput.    d. 

Generaist.  532. 
Raesfeldt,  Joh.,  Dr.,  weseler  Raths- 

secretär  137. 
V.  d.  Reck,  Dietr.,  clev.  Rath,  Drost 

zu  Unna  und  Camen  32.  34. 
V.  d.  Reck,  Johann,  clev.  Rath,  Drost 

zu  Dinslaken   und  Deput.  der  clev. 

Rittersch.  33.  44. 
V.  d.  Re  ck,  Konrad,  zu  Wenge,  Mitgl. 

der   clev.  Rittersch.    153.    582.   644. 

663.  749.  764.  898.  1021. 
V.  d.  Reck,  Gerhard,  zu  Berge,  Hr. 

zu  Witten,   Mitgl.   und  Deput.    der 

mark.  Rittersch. ,   dann  cleve-märk. 

Justizrath   219.   325.   330.  339.  441. 

448.   461.   471.    483.   488.    563.    640. 

659.  671.  769.  859.  978. 
V.  d.  Reck,  Dietrich,  zu  Reck,  Drost, 

Mitgl.  d.  mark.  Rittersch.  330.  488. 

634. 
V.  d.  Reck,  Dietr.,  zu  Untrop,  Mitgl. 

der  mark.  Rittersch.  330. 
V.  d.  Reck,  Wennemar,  Hr.  zu  Stie- 

pel,  Mitgl.  d.  mark.  Rittersch.  330. 
V.  Reidt,    Bernhard,    Bürgerm.    von 

Wesel  33 ,  zum  Kaiser  gesandt  36. 
Reinermann,  Richter  zu  Wesel  916. 
V.  Rethrath,  Beruh.,  zu  Gruithusen, 

Mitgl.  der  clev.  Rittersch.  163. 
V.  Reuschenberg,  Joh. ,  jül.  Mar- 
schall   und   Gouverneur    des   Jung- 
herzogs Johann  Wilhelm  23.  30.  32. 
v.  Reuschenberg,   Johann,    neub. 

Feldmarschall    493. .  604.    609.    711. 

737.  743. 
Ribeaucourt,  Baron,  Gesandter  d. 

Erzherzog  -  Statthalters  Leopold  an 

den  Kurf.  506. 
Ric  hei  manu,  ausserord.  clev.  Rath 

430. 
Rieff,  Joh.,  Deput.  von  Cleve  671. 
Rinck,  Hermann,  Probst  zu  Düssel- 
dorf und  jül.  Rath  23. 
Ringenberg,  kurf.  Oberstlieutenant 

481. 
V.  Roeden,  Joh.  Friedr. ,  brandenb. 

Hofrath  in  Cleve  50. 
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V.  Rolshausen,  Christ.,  jül.  Rath 
und  Amtmanu  zu  Montjoye  32. 

V.  Roraberg,  Kour.  Phil.,  zu  Brü- 
ninghanseu  und  Bladenliorst,  Mitgl. 
u.  Deput.  der  raärk.  Rittersch.  330. 
488.  567.  589,  Deput.  der  cleve- 
märk.  Stände  nacli  Regensburg  603. 
617.  621.  651.  653-54.  66.3.  699. 
717.  736.  738-43.  748.  754  —  55. 
764.  766.  768.  777.  795  —  97.  806. 
824.  833.  839.  909. 

Roma  Winkel,  Mathias,  cleve-niärk. 
Justizrath  339.  633.  988.  1002. 

Rosengarten,  Joh. ,  Stadtreutmei- 
ster  und  Deput.  vnn  Wcsnl  jtn  n;ia</ 
296-97. 

V.  d.  Ruhr,  Benin,  [ouvv  Üorciiaru  :  i, 
zu  Veuuinck.  Mitgl.  der  clev.  Rit- 
schaft 153.  535.  549    764. 

V.  d.  Ruhr,  kurf.  Capitain  757. 

Russen  (Ruse),  Ileinr. ,  Ingenieur 
und  kurf.  Geueralquartiermeister, 
später  dänischer  General  920.  922. 
931.  972.  982.  992. 

de  Ryusch,  v.  Heiden  gen.,  Bern- 
hard,  zu   llolthausen  und   Winkel, 

Mitgl.    der    .l.'v     Ki<t..r.;r-].      1;-.'^      IT.r 

513.  857 
V.  RysswiK,  ivonraii,  cifv.    Kanzler 
14. 
Rysswik,  Alex.,  clev.  Rath  43. 

Saotenus,  Herrn.,  Dr.,  Deput.  von 

Wesel  738.  969. 
Schaep,   G. ,  Mitgl.  der  Genoralst. 

und  des  »Raths  vom  Staat*  478. 
..  Sebacsberg,  Freiherr,  neub.  geh. 

Rath    und    Deput.    der    jül      !>  i 

Stande  749. 

Scheidt  8.  Weschpfenni- 
-chcll,    V.  Vitin^hof  genannt,    (iia- 

beK  Johann,  Herr  zu  Hayun,  Mitgl. 

der  clev.   Uittcrsch.    93.   359.    746. 

749. 

chell,  v.Vitinghof  genannt,  Arnold, 

Mitgl.  der  mark.  Rittersch.  330. 

c hu n kern,  v.  Waidenburg  genannt, 

Wilhelm,  jiil.    und  berg.  Marschall 

und  Gouverneur  von  Jülich  30.  32. 

33.  34.  37. 


V.  Schewick,  Dietr. ,  zu  Driesberg, 
Deput.  der  clev.  Rittersch.  33. 

Schlechtendahl.  Bürtronn  von 
Duisburg  1021. 

ther  Schmitten,  Anion,  Dr.,  Bür- 
germeister von  Wesel  u.  Syndicus 
der  clev.  Städte  69.  9.').  165.  175. 
233.  236.  263.  280.  2M.  285.  309. 
310.  312.  315  —  16.  330.  338.  354. 
357.  388-89.  473.  497.  541.  571. 
671.  738.  749.  763-64.  808.  857. 
881.  898.  900.  969. 

Schmitz,  Heinr.  Caspar,  Dr.,  Bür- 
germeister und  Deput.  von  Cleve, 
später  Syndicus  der  clev.  Städte 
857.  881,  898.  1019. 

Schnitzeler,  Richter  zu  ('leve  und 
Deput.  dieser  Stadt  261. 

Schock,  Mitgl.  und  Deput.  der  Ge- 
neralstaaten 864. 

Schorlemmer,  Caspar,  Deput.  von 
Lünen  331. 

Schreiber,  Dietr.,  Deput.  der  jül. - 
berg.  Stände  514. 

Schulen  borg,  Mitgl.  u.  Deput.  der 
(ieneralst.  864.  867. 

V.  Schwans b oll,  Ueidenreich,  zu 
Schwansboll,  Mitgl.  der  mark.  Rit- 
terschaft 330. 

V.  Schwansboll,  Dietr.  J. ,  Mitgl. 
und  Deput.  der  mark.  Rittersch. 
924. 

V.  Schwarzenberg,  Graf  Adam 
50-67.  74.  79.  86.  88.  125. 

Schwarzenberg,  Graf  Adolf,  kais. 
geh.  Rath  609.  709.  715.  730.  744. 

Shwumm,  Bürgerin,  und  I)t»pnt.  von 
Rees  178. 

V.  Schwerin,  Uu-.,  .>,...  ^,  „.  Rath 
300.  302.  306.  312  —  17.  338.  353 
-54.  356.  380.  384.  415.  504.  521. 
578.  583.  661.  753.  759.  762.  7H8. 
796.  908.  926.  969-70.   1021-24. 

Seidel,  Erasmua ,  brandeub.  geh. 
Rath,  CommUsar  in  Cleve  dO.  87. 
189.  286.  300.  302.  306.  3t:  17 
338.  354.  356.  415.  581. 

V.  Sieberg,  Kasp.,  xu  Vordc,  Milgi. 
der  olev.  Uitturach.  153.  277.  330. 
351.  363.  513.  671.  738.  748-50.  764. 
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V.  Sieberg,  Joh.  Georg,  zu  Wische- 
ling  und  Kemnade,  Drost  zu  Blan- 
kenstein,  Mitgl.  d.  mark.  Rittersch. 
330,  kurt.  Oberstwachtrneister  454. 
481.  639.  757,  Oberst  906—7.  960. 

V.  Sieberg,  Joh.  Dietr. ,  Drost  924. 

Sigismund,  Markgraf  von  Bran- 
denburg, ausserord.  Commissar  in 
Cleve  79.  80. 

V.  Sin  zig,  Freiherr  Johann  Rein- 
hard, Hr.  zu  Sommersberg,  Deput. 
der  jül.-berg.  Stände  514. 

Soeter,  Heinr. ,  Lic,  Bürgerm.  von 
Calcar  330. 

Sonsfeld  s.  Wittenhorst. 

V.  Spaen,  Bernhard,  zu  Oruitzwick, 
Mitgl.  der  clev.  Rittersch.  91.  153. 
284.  316.  330.  363.  644.  663.  671. 
857. 

V.  Spaen,  Jakob,  zu  Ringenberg, 
kurf.  Oberst,  clev.  Lauddrost  und 
geh.  Rath   351.  500.    595.    611.  618. 

642.  655.    685.    725.    733.    736-42. 
755.  757.  795.  805.  809.  840. 

V.  Spaen,  Alexander,  staat.  Ritt- 
meister, später  kurf.  Oberst,  Ge- 
neral, Landdrost  u.  geh.  Rath  484. 
500.  733.  757.  783.  790.  805.  809. 
840.  913.  915.  920.  945.  952.  960. 
978-80.  982.  990.  1002.  1011.  1013 
-14.  1018—25. 

Spaen,  Bürgerm.  und  Deput.  von 
Calcar  309.  315.  738.  881.  1021. 

V.  Sparr,  Otto  Christoph,  kurf.  Ge- 
neralfeldzeugraeister  und  Obercom- 
mandant 451.  455.  460.  461.  465. 
470.   475.   483.   493.   495.   631-32. 

643.  723.  725—27.  906. 
V.  Spee,  k.  Capitain  481. 

V.  Stael,  Rob. ,  zu  Ende,  Mitgl.  der 

clev.  Rittersch.  153.  748. 
V.  Stael,  Rob.,  zu  Steinhausen,  Mitgl. 

der  mark.  Rittersch.  330. 
Stavenisse,  Mitgl.  und  Deput.  der 

Generaist.  812.  867. 
V.  Staveren,   Karl  Andreas,    kurf. 

Resident  in  Brüssel   251.  468.  471. 

902. 
Stein,  Georg  Justus,  ausserord.  clev. 

Rath  430. 


Steinberg,  Joh. .  Dr. ,  clev.  Archi- 
var, dann  geh.  Rath  384.  633.  659. 
978. 

S  t  e  i  n  g  e  n  ,  Adolf,  brandenb.  Hofrath 
in  Cleve  50. 

Stellingwerf,  Mitgl.  der  Staaten 
von  Holland  745. 

Sticke,  Christoph,  brandenb.  Hof- 
rath in  Cleve  50. 

Stratmann,  Lic,  Bürgerm.  u.  Deput. 
von  Cleve  261. 

Strattmann,  Heinr.,  cleve -mark. 
Justizrath  416  -17.  908. 

Streu  ff,  Lic  ,  Schöffe  und  Deput. 
von  Emmerich  280.  535. 

Striepe,  kurf.  geh.  Rath  302. 

V.  Strünkede,  Konrad,  clev.  geh. 
Rath  88.  152.  230.  234-35.  237. 
274.  288.  322.  330.  339.  441.  444. 
512.  543.  563.  582-83. 

V.  T  e  n  g  n  a  g  e  1 ,  Alexander,  clev.  Rath 

und  Drost  zu  Ravenstein  43. 
V.  Tengnagel,  Walter,  zu  Loenen, 

Mitgl.  u.  Deput.    d.  cley.  Rittersch. 

91.  153.  281. 
V.  Tengnagel,    Zeno ,    zu    Sehlem, 

Mitgl.   der  clev.  Rittersch.  91.  153. 

330.    338.   351.   363.    738-39.    749. 

764.  795.  857.  881.  898. 
V.  Trotha,  k.  Oberst  992. 
Tücking,    Deput.,     dann    Bürgerm. 

von  Rees  881.  1019. 
Tulp,  Bürgerm.  v.  Amsterdam  865. 
T  y  b  i  s  s ,  Thomas,  Bürgerm.  v.  Wesel 

33. 

V.  Ulft,  Joh.,  zu  Lackhausen,  Mitgl. 

der   clev.   Rittersch.    91.    152.    284. 

316.  330.  589. 
V.   Ulft,   Wilhelm,    gen.   v.   Dornick 

s.  Dornick. 
Undermann,  Hermann,  Richter  zu 

Hamm  u.  Deput.  dieser  Stadt  338. 
V.  Upwich,  Dietr.,  Deput.  von  Rees 

616. 

V.  Vaerst,  Heinr.,  Mitgl.  d.  mark. 
Rittersch.  330. 
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Valk,     Steuerempfänger    der    clev. 

Stände  631.  649.  727. 
V.   Vehlen,    Freiherr,     dann    Graf, 

Alexander,    zu    Crüdenburg,    kais. 

Feldzeugnieister  u.  Mitgl.  der  clev. 

Rittersch.  81.  93.  98.  351.  981.  1003. 
Verholt,  Staat.  Deput.  123.  139. 
Verweyen,  Deput.  v.  Xanten  738. 
Verweyen,  Dietr.,  Deput.  v.  Calcar 

671.  881.  898. 
Vett,  Mitgl.  und  zeit.  Präsident  der 

Generaist.  86."). 
V.  Viermund,  Adrian,  Hr.  zu  Neer- 

sen,   neub.    geh.  Rath,    Deput.    der 

jül.-berg.  Stände  506.  615.  669.  737. 

744.  758.  789. 
Vierssen,   Mitgl.    und    Deput.    der 

Generaist.  865. 
Völkersum,  kurf.  Oberstwachtraei- 

ater  beim  Leibregiment  417. 
V.  Voss,  Joh.  Dietr.,  zu  Rodenberg, 

Mitgl.  der  mark.  Rittersch.  330. 
V.  Vrydag,  Jobst  VV'essel ,  zu  Bud- 

denborg,     Mitgl.    und    Deput.    der 

mark.  Rittersch.  330.  488.  567.  589. 

769.  859. 

IVachtendonk,    Johann,    clev. 

Marschall  23. 

W  a  c  h  t  e  n  d  0  n  k ,  Otto,  clev.  Land- 

drost  23. 
V.    Wachtendouk,     Arnukl,     clev. 

Marschall  23.  32. 

Wachtendouk,  Joh.  Willi.,  clev. 

Uath  und  Kammermeister  43. 

Wachtendouk,  Freiherr  Arnold, 

/.u  Germensühl  u.  Iliilhausen,  clev. 

geh.  Rath,  Drost  zu  Cranenburg  u. 

in  der  Düffel  88.  153.  184. 

Wachtendouk,  Arnold,  zu  (Jer- 

rnensehl  351.  857.  881.  898. 
\S  uldfck,  (iraf  (ieorg  FricMlrich,  k. 

/«•h.  Rath  578.  583.  594.  904.  90(>     9. 

'»12     13. 

.il donbarg  8.  Schcokoro. 
Waldonburg.  Kromund,   Doput. 

'b'f  jül.-berg.  Htjind«!  506. 
WaNHonaer,  Jak.,  Mr.  v.  Opdam, 

Gesandtor    dor    Guneralst.    an    den 

Kurf.  508.  532.  921. 


j      Waveren,    Mitgl.   der  Staaten  von 
i  Holland  865. 

Wedding,   Wilhelm,  Bürgerm.  von 

"Wipperfürth    und   Deput.    der  jül.- 
berg.  Stände  514.  663. 
v.  Weeze,   Heinrich,    clev.   Kanzler 

23.  32.  34.  38. 
Weiler,  Robert,  clev.  geh.  Regier.- 

und  Amtskammerrath  61.  87,  Resi- 

sident  in  Cöln  688.  870. 
Weimann,    Daniel,   Dr.,   clev.  geh. 

Rath    und    Kanzler    120.    398    441. 

444.    459.    461  —  62.    464.    468  —  69. 

470.    475.    477.    486.    563.   645.   724. 

774-77.  780-92.  808-15.  830-38. 

847.    855  —  57.    861—80.   888  —  92. 

901.  905  908—9.  91 1.  914  -15.  945. 

970-71. 
Weiss,  Heinr.,  clev.  geh.  Rath  61. 
W  e  1  d  e  r  e  n ,  Staat.  Oberst  903. 
V.  Werrich,  Heinr.,  Stadtrentmeister 

und  Deput.  v.  Wesel  178.  219-20. 

225.  233.  280 
Weschpfennig,  V.  Scheidt  genannt, 

Wilhelm,   jül.  Rath,    Aiiidiianii    zu 

Solingen  und  Burg  32. 
V.  Weschpfenning,  Fi l nun.  lu-rg. 

Marschall  und  Deput.  d.  berg.  Rit- 
terschaft 538.  542.  559. 
W  e  s  t  e  n  b  e  r  g ,  Dr.,  Deput.  v.  Wesel 

541. 
Wilhelm,   Herzog   v.  Clcvc    |6    17. 

18.  19.  20    21.  22 
Wilhelm    H. ,    Prinz    von    Oriinieu, 

Statthalter  d.  Niederlande  344     45. 

408. 
V.  Wilich,  Johann,  zu  V«'hn,   Deput. 

dor  clev.  Rittersch.  33. 
V.  Wilich,  Stephan,  zu  Kervi'iulonk. 

Deput.  der  clev.  Rittersch.  33. 
V.  Wilich,  Joh.  SigisuHuul.  Baron  v. 

Lottum  zu  Hülh  und  («ron.stoin,  k. 

Oberat,    Drost  zu  Soveuar  und   in 

der  I^ymers,  Mitgl.  und  Duput.  dor 

clov.   Rittersch.   91.    152.   281.   315. 

330.    338.    351.    362-63.    418.    472 
-75.    480.    500.  513.  548.  566.  578. 

6 14.    616.  618.   624.    633.   644.   663. 

6G8.  671.  757.  764.  805.  978. 
V.  Wilich,  Diotr.  Karl,  ku  Winucii- 
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thal,  Mitgl.  und  Deput  der  clev. 
Ritterschaft  92.  96.  121.  160.  161. 
163.  184.  203.  363.  270.  276.  280. 
281.  284.  308,  clev.  Justizrath  309. 
311.  315—17,  zu  den  jül.-berg. 
Ständen  ges.  325.  330.  336.  338. 
339.  351.  356-58.  362  —  63.  372. 
384.  413.  467.  473.  515.  520.  550. 
572.  585.  589.  595  —  96.  600.  603. 
607.  611-12.  616-17.  620,  nach 
Regensburg  deputirt  621.   624.   632 

—  33.  635.  641.  647.  649.  651.  653 
-55.  658.  661.  664.  669.  671.  673. 
681—82.  684—85.  705.  725.  733. 
734  -  68.    773.    777.    795      97.    799 

—  800.  803.  806.  823.  829  —  33.  838 

—  39.  899.  900.  909  —  11.  918  —  19. 
924.  942—43.  988-  1021. 

V.  Wilich,  Stephan,  zu  Kervendonk 
oder  Kervenheim,  Mitgl.  u.  Deput. 
der  clev.  Rittersch.  153.  163.  280. 
284.  330.  535.  550.  589.  644.  746. 
749.  857.  898.  965.  1021. 

V.  AVilich,  Adolf,  zu  Wilich,  Erb- 
hofmeister und  Domherr,  Mitgl.  und 
Deput.  d.  clev.  Rittersch.  153.  330. 
589.  644.  655.  738.  749.  764.  857. 
898.  1021. 

V.  Wilich,  Joh.  Herrn.,  zu  Diers- 
fort,  Deput.  der  clev.  Ritterschaft 
418.  515.  535.  549-50.  551.  .585. 
587.  589.  616.  625.  632.  644.  648. 
671.  738—39.  747.  749.  795.  1021. 

V.  Wilich  zuProbsting,  münst.  Oberst 
und  Gesandter  in  Ziitphen  und  im 
Haag  744. 

Winandus-Pighius,  Stephan,  Se- 
cretär  d.  Cardinais  Granvella,  Scho- 
laster  zu  Xanten,  Erzieher  d.  Jung- 
herzogs Karl  Friedrich  23. 

v.  Winkelhausen,  Joh.  Wilhelm, 
berg.  Kanzler  und  neub.  Gesandter 
in  Essen  537.  712.  731.  1021. 


Wintgens,  Michael,   Bürgerm.  und 

Deput.  von  Duisburg  264. 
Wisse l,  Wilh.,  Lic,  jül.  Rath  23. 
de  Witt,  Jan,  Mitgl.  und  Deput.  d. 

Generaist.  532,  Rathspensionair  von 

Holland    774.    784.    826.    866-67. 

922.  954. 
Witten,  clev.  Justizrath  und  Fiscal 

314.  339.  447.  978 
Wittenhorst  V.  Sonsfeld,  Heinr., 

clev.  Rath  u.  Drost  zu  Huissen  34, 

Landdrost  44. 
Wittenhorst  v.  Sonsfeld,   Her- 
mann,  Mitgl.  und  Deput.  der  clev. 

Rittersch. ,     dann    clev.    geh.    Rath 

82.  91.  123.  135.  152    220.  225.  280. 

281.   284.   496.   315.    330.   339.   351. 

361  —  63.   398.    416.    446  —  47.   461. 

484.  495.  512.  577.  642. 
V.  Wittgenstein  u.  zu  Sayn,  Graf 

Johann,    kurf.  geh.  Rath   245.    830. 

832.  838. 
V.  Wittgenstein  u.  zu  Sayn,  Graf 

Bernhard,  kurf.  Oberst  527. 
VV  o  1  f  g  a  n  g  Wilhelm,   Pfalzgraf  v. 

Neuburg  41.  44.  40.  49.  57.  85.  103. 

106.    108  -  9.    114.     243  -45.    251. 

256.    318.   325  —  31.    410.    414.    498 

—  500.  503-4.  510  —  11.  526  —  28. 

539.  541.  594—95.  598—99. 
Wolffsen,    Mitgl.    und   Deput.    der 

Generaist.  532. 
Wüsthaus,  Adolf,   clev.  geh.  Rath 

und  Archivar  75.  978. 

Äahn,  Konrad  Balthasar,  Dr.,  Bür- 
germeister und  Deput.  von  Unna, 
Syndicus  der  mark.  Städte  331. 
338.  515.  567.  648.  666.  671. 

V.  Z  e  1 1  e  r ,  Heinr. ,  zu  Halsaf ,  Mitgl. 
der  clev.  Rittersch.  152. 

Zollern,  Graf,  Präsident  d.  Reichs- 
hofraths  und  kais.  Coramissar  in 
Düsseldorf  41.  42. 
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